Google 


This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  prcscrvod  for  gcncrations  on  library  shclvcs  bcforc  it  was  carcfully  scannod  by  Google  as  pari  of  a  projcct 

to  make  the  world's  books  discoverablc  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 

to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 

are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  cultuie  and  knowledge  that's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  maiginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  flle  -  a  reminder  of  this  book's  long  journcy  from  the 

publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prcvcnt  abuse  by  commcrcial  parties,  including  placing  technical  restrictions  on  automatcd  qucrying. 
We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  ofthefiles  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  from  automated  querying  Do  not  send  aulomated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machinc 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  laige  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encouragc  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attributionTht  GoogX'S  "watermark" you  see  on  each  flle  is essential  for  informingpcoplcabout  this  projcct  andhclping  them  lind 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  lesponsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can'l  offer  guidance  on  whether  any  speciflc  use  of 
any  speciflc  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  mcans  it  can  bc  used  in  any  manner 
anywhere  in  the  world.  Copyright  infringement  liabili^  can  be  quite  severe. 

Äbout  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organizc  the  world's  Information  and  to  make  it  univcrsally  accessible  and  uscful.   Google  Book  Search  hclps  rcadcrs 
discover  the  world's  books  while  hclping  authors  and  publishers  reach  new  audiences.  You  can  search  through  the  füll  icxi  of  ihis  book  on  the  web 

at|http  :  //books  .  google  .  com/| 


Google 


IJber  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Realen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfugbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 
Das  Buch  hat  das  Urheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nu  tzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  partnerschaftlicher  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.     Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.     Nie htsdesto trotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  veihindem.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 
Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  für  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  für  diese  Zwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google-MarkenelementenDas  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  fiir  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppcn  zu  erreichen. 
Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter|http:  //books  .  google  .corül  durchsuchen. 


,  *■«■-•  ■    . 


HARVARD  LAW  SCHOOL 
LIBRARY 


r 


^ 


C->~c  i^  n  \  r  >  ^^,  '\ 


.»•!■»•*•■»■•*» 


1 


i 


i 

V 


Systematisches  Handbuch 

der 

Deutschen  Rechtswissenschaft. 

Unter  Mitwirkang 
der  ProfessoreD  Dr.  H.  Brunner  in  Berlin,  Dr.  V.  Ehrenberg  in  Göttingeii, 
Dr.  0.  Glerke  in  Berlin,  des  Qenenil-Fruciirators  Dr.  I.  Gluer,  irShar  in  Wien, 
der  ProfeEsoren  Dr.  C.  S.  Grilnhul  in  Wien,  Dr.  A.  Hienel  in  Eiel,  Dr.  A.  Heutler  in 
Basel,  Dr.  P.  KrOger  in  Bonn,  Dr.  F.  V.  Martitz  in  Berlin,  Dr.  0.  Mayer  in 
Strafebnrg,  Dr.  L.  Mlüeii  in  Wien,  Dr.  Th.  Mommien  in  Berlin,  Dr.  F.  Oelker  in 
Würzbarg,  Dr.  M.  Pappenheim  in  Kiel,  Dr.  F.  RegelibBrger  in  OSttingen, 
Dr.  W.  V.  Rohland  in  Freibu^  i.  B.,  Dr.  Lothar  Seuflert  in  München,  Dr.  R.  Sohm 
in  Leipiig,  Dr.  E.  Strohal  in  Leipzig,  Dr.  A.  Wach  in  Leipzig,  Dr.  R.  Wagner, 
früher  in  Leiptig,  Dr.  M.  Wlattak  in  Strasburg: 

heraosgegcben  von 

Dr.  Karl  Blnding, 


Erst«  AbteUnng,  vierter  Teil : 
Theodor  Mommsen:    Römiaches  Strafrecht. 


Leipzig, 
Verlag  von   Duncker 
1899. 


Römisches  Strafrecht. 


^-^ 


Theodor  Mommsen. 


Leipzig, 

Verlag  von  Duncker  &   Humblot 

1899. 


Das  Kecht  der  Übersetzung  wird  rorbehalten. 


Pierer'sohe  Hofbuchdruekerei  Stephan  Geibel  k  Co.  in  Altenborg. 


Der 


juristischen  Faeultät 


der 


Friedrich  Wilhelms-Üniversität  zu  Berlin 


gewidmet 


von  einem  Alt-CoUegren. 


Vorwort. 


Rechtsgelehrte  wie  Historiker  und  Philologen  sind  darüber 
wohl  einig,  dass  es  der  Wissenschaft  an  einem  römischen  Straf  recht 
fehlt.  Dass  das  vorliegende  Buch  die  oft  empfundene  Lücke  fülle, 
ist  mein  Wunsch  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  meine 
Hoffnung. 

Dass  die  früheren  Anläufe  zu  einer  solchen  Arbeit  nicht  recht 
zum  Ziel  geführt  haben,  beruht  zum  Theil  auf  dem  mehr  oder 
minder  zufälligen  Mangel  des  rechten  Ziels  und  der  für  dessen 
Erreichung  nothwendigen  Vorbedingungen. 

Wenn  das  Strafrecht  des  heiligen  römischen  Reiches,  die  Caro- 
lina und  was  auf  dieser  Grundlage  erwachsen  ist,  in  die  Aufgabe 
hineingezogen  wird,  so  kann  eine  solche  Bearbeitung  unmöglich 
den  Anspruch  machen  das  Recht  der  Römer  darzustellen. 

Aber  auch  in  der  Beschränkung  auf  die  römische  Ueberliefe- 
rung  ist  es  für  die  wissenschaftliche  Behandlung  schlechthin  noth- 
wendig  nicht  nur  den  delictischen  Theil  des  Privatrechts  hinein- 
zuziehen, sondern  auch  und  vor  allem  Strafrecht  und  Strafprozess 
zusammenzufassen.  Ob  die  Trennung  des  römischen  Civilrechts 
und  des  römischen  Civilprozesses  diesen  Disciplinen  gefrommt  hat, 
mag  dahingestellt  bleiben;  Strafrecht  ohne  Strafprozess  ist  ein 
Messergrifif  ohne  Klinge  und  Strafprozess  ohne  Strafrecht  eine 
Klinge  ohne  Messergriff. 

Hinzu  kommt  die  Zwischenstellung  des  Strafrechts  zwischen 
Jurisprudenz  und  Geschichte.  Es  ist  manchem  Philologen  bei  diesen 
Arbeiten  übel  bekommen,  dass  er  mit  der  Jurisprudenz,  und 
manchem  Juristen,  dass  er  mit  der  Philologie  sich  nur,  so  weit 
sie  unvermeidlich  waren,  befasst  hatte.  Das  römische  Criminal- 
recht  ist  ein  Theil  der  römischen  Rechtswissenschaft;  aber  kein 
anderer  ist  so  wie  dieser  angewiesen  auf  die  historisch-antiquarische 
Forschung.  Ich  hätte  nicht  gewagt  diese  Aufgabe  zu  unternehmen, 
wenn   ich   mich  nicht  dabei  auf  mein  römisches  Staatsrecht  hätte 


VIII  Vorwort. 

Stützen  können,  und  ich  darf  diese  Arbeit,  obwohl  sie  in  der 
Methode  abweicht  und  nicht  mit  Diocletian  abschliesst,  sondern  mit 
Justinian ,  als  ergänzende  Fortsetzung  jenes  Werkes  bezeichnen. 

Freilich  wächst  durch  die  Zusammenfassung  von  Strafrecht  und 
Strafprozess  der  Umfang  der  Aufgabe  in  bedenklichem  Masse,  und 
dass  wir  die  römische  Rechtsentwickelung  bis  auf  einen  gewissen 
Grad  durch  ein  Jahrtausend  zu  verfolgen  im  Stande  sind,  bereitet 
weiter  wie  der  Forschung,  so  der  Darstellung  schwer  zu  tiberwindende 
Hindemisse.  Ich  habe  bei  dieser  Sachlage  mich  genöthigt  gesehen 
nicht  bloss  viele  Einzelheiten  der  Spätzeit,  wie  sie  insbesondere 
die  Constitutionensammlungen  bieten,  zu  tibergehen,  sondern  auch 
die  Auseinandersetzungen  überall  so  weit  irgend  möglich  ins  Kurze 
zu  ziehen.  Die  casuistischen  Darlegungen,  wie  unsere  Rechtsquellen 
sie  namentlich  für  die  Privatdelicte  und  den  Ehebruch  enthalten, 
sind  nicht  wiedergegeben  worden.  Nicht  wenige  allgemeinere 
Fragen,  beispielsweise  die  über  Dolus  und  Culpa,  gehören  dem 
Gesammtrecht  an  und  korinten  hier  nur  in  den  engen  Schranken 
des  Strafrechts  zur  Sprache  kommen.  Der  Rechtsgelehrte  wird 
Juristisches,  der  Geschichtsforscher  Historisches  häufig  vermissen, 
aber  vielleicht  auch  jener  wie  dieser  hier  finden,  was  er  ausserhalb 
seines  eigenen  Kreises  gebraucht.  Sodann  habe  ich  mit  den  Quellen 
versucht  einigermassen  mich  abzufinden ;  mit  der  neueren  Litteratur 
das  Gleiche  zu  thun  ist  mir  nicht  möglich  gewesen.  Die  Noth- 
lage  ist  eine  rechtskräftige  Entschuldigung.  Das  Buch  würde  bei 
Controversbehandlung  ohne  Zweifel  manchen  Fehler  vermieden,  von 
mancher  Lücke  frei  geblieben,  überhaupt  im  Einzelnen  vielfach 
befriedigender  ausgefallen  sein.  Aber  einmal  hätte  es  dann  min- 
destens den  doppelten  Umfang  erhalten,  während  schon  der  gegen- 
wärtige dem  Leser  ebenso  missfallen  wird,  wie  er  dem  Verfasser 
missfällt.  Vor  allen  Dingen  aber  wäre  es  dann  sicher  nicht  fertig 
geworden.  Alles  hat  seine  Zeit  und  auch  der  Mensch.  Es  wird 
dem  Schriftsteller  gestattet  sein  mit  der  Spanne  zu  rechnen,  die 
ihm  etwa  noch  beschieden  sein  kann. 

Den  Herren  Karl  Binding,  Otto  Hirschfeld  und  Ernst  v.  Simson 
bin  ich  für  die  Durchsicht  der  Druckbogen,  dem  letzteren  auch  für 
die  Anfertigung  der  Register  zu  Dank  verpflichtet;  wenn  es  an 
stehengebliebenen  Versehen  nicht  fehlen  wird,  so  haben  sie  mir 
doch  nicht  wenige  erspart. 

Charlottenburg,  29.  Aug.  1898. 
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S.  787  Z.  7  S.  786  A.  2]  sehr.  S.  784  A.  2 

S.  885  A.  8.  Die  mir  erst  jetzt  vollständig  vorliegenden  Fragmente  von 
Autun  haben  gezeigt,  dass,  wenn  nach  der  Noxalverurtheilung  der 
Haussohn  oder  der  Sclave  starb,  die  Leiche  ganz  oder  zum  Theil  dem 
Kläger  auszuliefern  war,  was  aber  auf  das  schädigende  Thier  nicht 
erstreckt  ward. 

S.  845  Z.  22  zwölf  Abschnitten]  sehr,  dreizehn  Abschnitten 
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Erster  Abschnitt 

Die  Steliang  der  8trafe  im  Gesammtre^^t. 


Das  Strafrecht  und  das  Strafverfahren  der  römischen  Gemeinde  Begriff  des 
Yon  ihren  Anfängen  bis  hinab  zu  der  justinianischen  Gesetzgebung  ^^'»*^****- 
sollen  in  diesem  Buche  dargelegt  werden. 

Den  Sammtkreis  der  Bechtsordnungen  theilt  die  Bechtswissen- 
Schaft  der  Bömer  in  zwei  Hälften,  in  das  öffentliche  Becht,  das 
heisst  die  inneren  Ordnungen  der  Gemeinde  und  ihrer  Beziehungen 
zu  den  Göttern,  zu  anderen  Staaten  und  zu  ihren  Angehörigen, 
welche  Ordnungen  die  Gemeinde  schafft;  und  in  das  Privatrecht, 
das  heisst  die  Ordnungen  hinsichtlich  der  Bechtsstellung  des  ein- 
zelnen Gemeindeangehörigen  und  seiner  Verhältnisse  zu  anderen, 
welche  die  Gemeinde  vorfindet  und  regulirt^  Von  jenem  Sammt- 
kreis geht  die  römische  Anschauung  überall  und  gleichmässig 
aus;  Bezeichnungen  wie  ius  für  die  Bechtsordnung ,  iudicium  fttr 
die  Verurtheilung ",  (ab)solvere  für  die  Freisprechung*  sind  allen 
Theilen  desselben  gen^ein. 

Das  Strafrecht  ruht  auf  dem  sittlichen  Pflichtbegriff,  insoweit   Ethische 
der   Staat  dessen  Durchführung   sich   zur  Aufgabe   gemacht  hat.  o>^<'<^«- 
Eine  sittliche  Pflicht,  deren  Einhaltung  der  Staat  vorschreibt,  ist 


^  lieber  den  G^ensatz  von  ius  publicum  und  iu8  privatum  vgl.  Staatsrecht  1, 1. 

*  ludicare  (zum  Beispiel  iudicare  perdueüionem  in  dem  Horatierformular) 
heisst  Terortheilen,  woher  es  aach  parallel  geht  mit  muUam  inrogare.  Damnarey 
geben  machen,  ist  im  orsprOnglichen  Gebraach  dem  ö£fentlichen  Stra^rozess  fremd. 

*  Der  öffentliche  Prozess  geht  wahrscheinlich  von  der  Haft  des  Angeschuldigten 
ans  und  auch  bei  dem  privaten  löst  die  Freisprechung  die  Haft  oder  sichert  doch 
die  Freiheit    Vgl.  Buch  2  Abschn.  13. 

1* 
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ein  Strafgesetz;  die  Nichteinhaltung  einer  solchen  Vorschrift  ist 
das  Verbrechen;  dasjenige  Uebel,  welches  der  Staat  dem  die  Vor- 
schrift nicht  Einhaltenden  zufügt,  ist  die  Strafe.  Das  Verbrechen 
wird  durch  die  Strafe  als  aufgehoben  betrachtet,  die  öffentliche  Ord- 
nung als  damit  beglichen.  Die  Anschauung  der  Aufhebung  der 
Schuld  durch  die  Strafe,  in  dem  entwickelten  Strafrecht  kaum  ver- 
treten ^  beherrscht  durchaus  die  Anfänge  des  öffentlichen  wie 
des  privaten  Strafrechts :  als  es  keine  andere  öffentliche  Bestrafung 
des  Lebenden  gab  als  den  Tod "  und  jede  Hinrichtung  ein  der  ver- 
letzten Gottheit  dargebrachtes  Sühnopfer  war ;  als  das  private  Straf- 
recht aufging  in  den  beiden  Gedanken  der  Wiedervergeltung  (talio) 
und  der  Lösebusse  (damnum,  poena) ,  war  die  Auffassung  des  Ver- 
brechens und  der  Strafe  als  Rechnung  und  Gegenrechnung,  die 
Tilgung  der  Schuld  durch  das  Leiden  eine  gewaltige  Wirklichkeit.  — 
In  dem  Strafrecht  werden  die  sittlichen  Verpflichtungen  des 
Menschen  theils  gegenüber  dem  Staat,  dem  er  angehört,  theils 
gegenüber  anderen  Menschen  einheitlich  zusammengefasst.  Diese 
Einheit  kennt  die  römische  Rechtswissenschaft  nicht  und  kann  sie 
nicht  kennen;  der  magistratisch- comitiale  Straf prozess  gehört  zum 
öffentlichen  Recht,  der  Delictprozess  vor  Geschwornen  zum  Privat- 
recht^.  Dennoch  kann  die  Zusammenfassung  des  Strafrechts  nicht 
aufgegeben  werden.  Das  fundamentale  Moment  des  verletzten  Sitten- 
gesetzes und  der  dadurch  geforderten  staatlichen  Vergeltung  schliesst 


*  Aeusserongen  wie  Dig.  48,  19,  33:  temporaria  coercitio  quae  descendit  ex 
sententia  poenae  est  aboUtio  und  Dig.  47,  10, 17,  6:  gut  accepit  saUsfcbctionemf  in- 
iuriam  suam  remisii  haben  kaum  etwas  gemein  mit  der  ursprünglichen  Grund- 
anschauung. Aber  diese  in  unseren  Rechtsquellen  ausgesprochen  zu  finden  darf 
man  auch  nicht  erwarten.  Der  flache  Gedanke,  dass  die  Strafe  der  Besserung  wegen 
eingeführt  sei,  wird  ausgesprochen  als  Begründung  dafür,  dass  der  Tod  des  Ver- 
brechers die  Bestrafung  aufhebt  (Paulus  Dig.  48,  19,  20).  Die  zahlreichen  Belege 
für  die  Abschreckungstheorie  vorzuführen  verlohnt  um  so  weniger,  als  dieselbe 
secundär  unwidersprochen  für  jede  Epoche  Geltung  hat 

*  Strafe  ist  auch  die  Verfluchung  des  Gedächtnisses  eines  Verstorbenen. 

"  Der  disparate  Charakter  dieser  beiden  Kreise  kommt,  da  die  Rechtsbildung 
und  die  Rechtswissenschaft  überhaupt  sich  anlehnen  an  die  verschiedenen 
magistratischen  Competenzen  (StR.  1,  2),  vor  allem  darin  zum  Ausdruck,  dass  das 
private  Strafrecht  seit  früh  republikanischer  Zeit  mit  dem  übrigen  Privatrecht 
unter  der  Leitung  des  städtischen  Prätors  stand,  dieser  aber  mit  dem  öffentlichen 
den  verschiedensten  Beamten  zugewiesenen  Strafverfahren  schlechterdings  nichts  zu 
thun  hatte.  Wäre  die  Einheitlichkeit  der  Rechtspflege,  wie  sie  zur  Zeit  der  Zwölf- 
tafeln bestand,  nicht  achtzig  Jahre  später  gefallen,  so  hätte  die  Rechtswissenschaft 
sich  wohl  anders  entwickelt 
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beide  Gebiete  innerlich  zusammen  und  die  Unterscheidung,  ob  diese 
Vergeltung  im  staatlichen  oder  im  privatrechtlichen  Verfahren  be- 
wirkt wird,  erscheint  daneben  als  äusserlich  und  zufällig ;  wie  denn 
auch  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Diebstahls  unmöglich 
davon  abhängig  gemacht  werden  kann ,  ob  er  als  Peculat  oder  als 
Furtum  auftritt  und  ob  er  später  zur  civilen  Diebstahlsklage  führt 
oder  zur  magistratischen  Cognition,  oder  wie  die  Injurie  unmöglich 
danach  sich  scheiden  läfst,  ob  sie  vor  die  Comitien  oder  vor  das 
grosse  Geschwornengericht  oder  vor  den  Privatgeschwornen  ge- 
bracht wird. 

Dass  trotz  der  prozessualischen  Trennung  die  römische  Rechts-  Einheituch- 
lehre  von  jeher  die  Grundbegriflfe  des  Verbrechens  und  der  Strafe  ^***- 
als  beiden  Gebieten  gemeinschaftliche  und  sich  einander  ergänzende 
den  nicht  delictischen  Bechtssatzungen  gegenüber  gestellt  hat,  zeigt 
nicht  bloss  die  Behandlung  der  einzelnen  Delicto,  welche  lebendig 
und  vollständig  erst  dann  uns  entgegentreten,  wenn  die  Grenzen  des 
öffentlichen  und  des  Privatrechts  gesprengt  werden,  sondern  auch 
die  merkwürdige,  wahrscheinlich  der  letzten  republikanischen  Epoche 
angehörige  Legende  von  der  einstmaligen  Zusammenfassung  beider 
Gebiete  bis  auf  die  Einsetzung  der  römischen  Geschwornengerichte 
unter  König  Servius  TuUius*. 

^  Nachdem,  berichtet  Dionysius  (hauptsächlich  4,  25),  die  früheren  Könige  die 
Rechtspflege  allein  gehandhabt  hatten,  behielt  König  Servius  die  öffentlichen  Straf- 
sachen (ra  tis  7a  xoiva  (p^Qovra  —  oder  Jrffioaia  —  aSunj/nara)  sich  selber  vor, 
wies  aber  die  prlyatrechtlichen  Straiklagen  (ra  iSiatTueä  atfcxii^ara)  und  ebenso 
die  Klagen  aus  Gontracten  an  Geschworne,  indem  er  als  Norm  ftlr  diese  gegen 
fimfsig  theils  bereits  von  den  früheren  Königen  erlassene,  theils  neu  hinzugefügte 
(Dion.  4, 10)  Gesetze  über  Strafsachen  und  Gontracte  {vofiovg  rovg  re  awaHaxTi- 
xovg  xal  rovg  7r€^l  aSixtifiarayp  Dion.  4,  18;  vgl.  4,  9,  9  und  c.  36,  8)  durch  die 
Gemeinde  bestätigen  und  öffentlich  au&tellen  Hess,  welche  dann  von  seinem  Nach- 
folger, dem  Tyrannen  Tarquinius  aufgehoben  und  vernichtet  (Dion.  4,  48),  aber 
nach  dem  Sturz  der  Königsherrschaft  wiederhergestellt  wurden  (Dion.  5,  2).  Die- 
selbe Erzählung  kennt  Tacitus  (ann.  8,  26:  praedpuus  TtUlius  stmdor  legvm, 
quis  etiam  reges  ohtemperarent ,  genau  wie  Dion.  4,  86)  und  auch  Cicero  sagt  de 
re  p.  5,  2,  3  von  der  Königszeit :  nee  vero  qmsq'uain  privatus  erat  disceptator  out 
arhüer  litis,  sed  omma  conficiebantiir  iudiciis  regvis.  In  dieser  vermuthlich 
spätrepublikanischen  Schilderung  des  idealen  Rechtsstaates,  in  dem  auch  die  Schuld- 
knechtscbaft  abgeschafft  (Dion.  4,  9)  und  die  Yolksbeglückung  durchgeführt  wird, 
scheidet  sich  deutlich  der  alte  königliche  Stra^irozess,  die  Grundlage  des 
magistratisch -comitialen,  und  der  Privatprozess  vor  Geschwomen  und  wird  ebenso 
deatlich  in  dem  aSixtifiOj  lateinisch  wohl  der  iniuria,  der  erstere  und  der  delictische 
Theil  des  zweiten  znsammengefiisst  —  Einigermassen  ähnlich  lässt  Dio  (52,  7)  in 
der  idealen  Schilderung  der  wieder  aufgenommenen  Monarchie  sowohl  über  das 
private  Unrecht  des  Bürgers  {av  r    id(<f  tig  ddtxsiv  altCav  }MßfjD  wie  über  das 
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umfkng.  Ausserhalb  der  Darstellung,  die  hier  unternommen  wird,  liegen 

also  das  Staatsrecht,  das  Sacralrecht,  das  Gemeindeveimögensrecht 
oder  nach  der  Benennung  der  späteren  Kaiserzeit  das  Fiscalrecht, 
endlich  das  gesammte  Privatrecht,  Freiheit  und  Unfreiheit,  Ehe 
und  Haus,  Mein  und  Dein,  mit  Ausschluss  der  auf  sittlicher  Ver- 
schuldung ruhenden  Forderungen  des  verletzten  Privaten.  Allerdings 
ist  diese  Abgrenzung  des  Strafrechts,  zumal  bei  einem  nicht  durch 
wissenschaftliche  Tradition,  sondern  durch  wissenschaftliche  Ab- 
straction  definirten  Gebiet,  nicht  ohne  gewisse  Uebergriffe  durch- 
zuführen. Das  Staatsrecht,  insbesondere  die  Gliederung  der  Ma- 
gistratur ist  die  Voraussetzung  für  das  öffentliche  wie  für  das 
private  Strafrecht  und  häufig  wird  verweisend  oder  ausführend 
in  dasselbe  eingegriffen  werden  müssen.  Von  dem  Sacralrecht 
bildet  das  öffentliche  Strafverfahren  ursprünglich  einen  integrirenden 
Theil,  insofern  dasselbe,  wie  im  ersten  Abschnitt  des  fünften  Buches 
gezeigt  ist,  hinausläuft  auf  Entsühnung  der  Gemeinde,  von  welcher 
Auffassung  allerdings  das  Criminalverfahren  sich  schon  in  früher  Zeit 
gelöst  hat.  Wenn  die  Steuern  und  Zölle  des  Gemeindevermögens- 
rechts das  Strafrecht  an  sich  nicht  angehen,  so  muss  dagegen  ein- 
geräumt werden,  wie  dies  in  dem  betreffenden  Abschnitt  des  fünften 
Buches  entwickelt  ist,  dass  zwischen  der  gesetzlichen  Geldstrafe 
und  den  Steuern  ein  innerlicher  Unterschied  nicht  besteht  und  die 
prozessualische  Grenzlinie  recht  willkürlich  gezogen  ist.  Endlich 
ist  hinsichtlich  des  privaten  Forderungsrechts  der  Gegensatz  zwischen 
dem  Geldschuldner  und  dem  Dieb  wohl  in  den  natürlichen  Ver- 
hältnissen begründet;  aber  zu  einer  scharfen  Abgrenzung  beider 
Gebiete  ist  nur  zu  gelangen  durch  das  positive  Recht,  namentlich 
durch  Anwendung  der  Regel,  dass  allein  die  nicht  delictische 
Forderung  auf  die  Erben  übergeht;  diese  Grenze  ist  mit  hin* 
reichender  Bestimmtheit  gezogen  und  hat  ohne  wesentliche 
Schwierigkeit  unserer  Darstellung  zu  Grunde  gelegt  werden 
können  h  Bei  dem  Strafprozess  freilich,  in  welchem  die  delictische 
und  die  nicht  delictische  Privatforderung  sich  nicht  wesentlich 
unterscheiden,  konnte  der  privatdelictische  nur  in  kürzester 
Fassung  behandelt  werden. 


öffentliche  (Sv  dri^oaiq)  standesgleiche  Geschwome  entscheiden,  also  die  ddicta 
privata  und  die  iudicia  publica  der  späteren  Zeit  zusammenfassend.  —  In  den 
RechtsbQchem  findet  sich  nichts  Aehnliches. 

^  Die  Yormnndschaftsklage  roHonibus  distrahendis  gehört  allerdings  in  das 
Privatstrafrecht  (Dig.  27,  3,  1,  28),  wird  aber  nur  beiläufig  bei  dem  Furtum  erwähnt, 
weil  sie  nur  inoferhalb  der  Lehre  von  der  Vormundschaft  entwickelt  werden  kann. 
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Unsere  Darstellung  des  Strafrechts  ist  in  fünf  Bficher  getheilt,  EintheUaBg. 
von  denen  das  erste  das  Wesen  und  die  Grenzen  des  Strafrechts 
entwickelt,  das  zweite  die  Straf behör den ,  das  dritte  das  Straf- 
verfahren, das  vierte  die  einzelnen  Delicte,  das  fünfte  die  einzelnen 
Strafen  behandelt.  Von  der  gefährlichen  Periodisirung  ist  g&nzlich 
abgesehen;  ein  jeder  Abschnitt  fasst,  was  er  behandelt,  der  Zeit 
nach  zusammen.  I)ie  Scheidung  der  Rechtssatzungen  und  der 
Rechtshandhabung  oder,  wie  es  ausgedrückt  zu  werden  pflegt,  des 
Rechts  und  des  Prozesses,  wissenschaftlich  überhaupt  bedenklich,  ist 
für  die  criminellen  Ordnungen  schlechthin  ungeeignet  und  hat  den 
Tiefstand  der  litterarischen  Bearbeitung  derselben  nicht  zum  wenig- 
sten mit  verschuldet.  Allerdings  liegt  das  Ungenügen,  welches  jeder 
Jurist  bei  dem  römischen  Strafrecht  empfinden  wird,  zum  Theil  in 
diesem  selbst.  Die  das  römische  Privatrecht  auszeichnende  formale 
und  ideale  Festigkeit  der  Grundbegriffe  hat  auf  den  bei  weitem 
bedeutenderen  Theil  des  Strafrechts,  das  öffentliche  nur  in  be- 
schränktem Mass  sich  übertragen,  insbesondere  hat  das  älteste  und 
immer  das  wichtigste  Delict,  das  Staatsverbrechen  von  den  magistra- 
tischen Comitien,  aus  denen  es  sich  entwickelt  hat,  die  Schranken- 
losigkeit  und  die  willkürliche  Strafbemessung  eigentlich  immer 
bewahrt.  Dennoch  aber  ist  das  römische  Strafrecht  nicht  bloss  eine 
nothwendige  Ergänzung  des  römischen  Staatsrechts,  sondern  auch 
zur  vollen  Einsicht  in  das  römische  Privatrecht  unentbehrlich. 


Es  mag  hieran  angeschlossen  werden,  was  terminologisch  über  Termino- 
die  allgemeinen  Grundbegriffe  des  Verbrechens  und  der  Strafe  sich  ^"^^ 
sagen  lässt.  Die  zwischen  den  beiden  Kreisen  des  Strafrechts,  dem 
öffentlichen  und  dem  privaten  bestehende  Kluft,  die  nicht  bloss 
anfänglich  vorhanden,  sondern  in  der  That  niemals  auch  nur  über- 
brückt worden  ist  und  die  nicht  vergessen  und  nicht  verschleiert 
werden  darf,  tritt  in  dem  hier  zu  entwickelnden  Mangel  namentlich 
des  älteren  Rechts,  nicht  der  generellen  Begriffe,  aber  wohl  der 
generellen  Ausdrücke  deutlich  zu  Tage. 

Allerdings  giebt  es  für  das  Verbrechen  eine  alte  durch  die     jfoxa. 
beiden  Kreise  des  öffentlichen  und  des  Privatrechts  durchgehende 
und  an  kein  einzelnes  Delict  gebundene  Bezeichnung,  noxa  oder 
noxta,    jenes    die   ältere   Form*,   dieses  die  im  Gebrauch  über- 


^  In  der  Formel  noxae  dare  ist  diese  Form  constant. 
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wiegendes  dem  Werth  nach  beide  gleich*,  nach  dem  durch- 
sichtigen Stamm  wie  nach  dem  Sprachgebrauch  die  Schädigung® 
und  also  geeignet,  die  Verbrechen  beider  Kreise  zusammenzufassen 
als  Schädigung  entweder  des  Staats  oder  des  Privaten.  Aber  im 
technischen  Gebrauch*  wird  das  Wort  auf  das  Verbrechen  nur 
dann  angewandt,  wenn  nicht  der  Verbrecher  selbst,  sondern  ein 
Dritter  dafür  verantwortlich  gemacht  wird,  und  um  dieser 
Verantwortlichkeit  sich  zu  entschlagen,  entweder  den  Schaden 
deckt  —  noxam  sarcire^  —  oder  das  schädigende  Wesen  dem  (Je- 
schädigten  zu  eigen  giebt  —  noxae  {=  ob  noxam)  dare^.  Es 
kommt  dies  vor  theils  bei  dem  internationalen  Frevel,  wenn  der 
Staat  den  schuldhaften  Bürger  der  geschädigten  Gemeinde  aus- 
liefert'', theils  bei  den  Privatdelicten  ®,  wobei  übrigens  im  Sprach- 
gebrauch vorwiegend  die  Sachbeschädigung  durch  Menschen  so 
bezeichnet  wird  und  die  Sachbeschädigung  durch  Thiere  so  wie 

^  Noxia  überwiegt  schon  bei  Plaatus  and  Terenz.  InschrifUich  im  rabrischen 
Qesetz  2,  38:  obUgatum  se  eius  rei  noxsiaeve  esse, 

'  Sulpicius  Rafos  im  Zwölftafelcommentar  (Festos  p.  174;  davon  abhängig 
die  Yergilscholien  zor  Aen.  1,  41  and  Isidor  diff.  154)  setzt  noxia  als  damnumy 
noxa  als  peccatum  aut  pro  peccato  poena.  Ein  anderer  (Grammatiker  (Yergilscholien 
a.  a.  0.)  erklärt:  quidam  noxa  quae  nocuit,  noxia  id  quod  nocitum  acdpiunt; 
ähnlich  Inst.  4,  8,  1 :  noxa  est  corpus  quod  nocuit,  noxia  ipsum  makficium,  vdut 
furtum  damnum  rapina  iniuria,  Aas  diesen  wunderlichen  und  dem  Sprachgebrauch 
keineswegs  entsprechenden  grammatischen  Difteleien  folgt  nur,  dass  bereits  in  den 
Zwölftafeln  beide  Formen  vorkamen. 

'  Die  Verwandtschaft  mit  nocere  ist  evident,  ftir  die  Bildung  vielleicht  zu  ver- 
gleichen causa  und  cavere.  Wenn  das  Wort,  wie  man  meint,  mit  necare  verwandt 
ist,  so  wird  diese  Verwandtschaft  nicht  mehr  geftOüt  und  tritt  im  Sprachgebraach 
nicht  hervor. 

^  Der  weitere,  den  Sulpicius  auch  berücksichtigt  (a.  a.  0. :  noxia  apud  poetas 
et  oratores  ponitur  pro  culpa)  kommt  hier  nicht  in  Betracht 

^  Zwölft^feln  8,  9.  13.  12,  3  Scholl;  auch  8,  8:  noxiam  dupHonemve  decerni, 
d.  h.  erkennen  entweder  auf  Auslieferung  oder  auf  Leistung  doppelten  Ersatzes. 
Weiterer  Belege  bedarf  es  nicht. 

^  Zwölftafeln  8,  5:  noxae  dedere^  was  Sulpicius  a.  a.  0.  erklärt  mit  pro 
peccato  dedi.    Ulpian.  Dig.  9,  1,  1,  11:  in  noxam  dedere. 

^  In  der  alten  Fetialenformel  bei  Livius  9,  10,  9  bei  Auslieferung  der  intern 
nationalen  Frevler,  weil  sie  noxam  nocuerunt 

"  Dig.  21,  1,  17,  18:  noxas  accipere  debemus  privtxtas,  hoc  est  eas  [quaecum- 
que  committuntur  ex  delictis,  non  publids  criminibus  ist  wohl  Zusatz  eines  späten 
Rechtsgelehrten]  ex  quibu^  agitur  iudiciis  noxalibus  .  .  ,  .  ex  privaHs  autem 
noxiis  oritur  damnum  pecuniariumj  si  quis  forte  noxae  dedere  noluerit,  sed  litis 
aestimaiionem  sufferre.  In  diesem  Sinn  sagt  Gaius  im  Zwölftafelcommentar 
(Dig.  50,  16,  238,  3):  noxiae  appelUxtione  omne  delictum  continetur.  Darauf  laufen 
auch  die  Erklärungen  A.  2  hinaus,  sowohl  die  Gleichung  mit  damnum  wie  die 
Beziehung  der  noxa  auf  alle  zur  Auslieferung  ftihrenden  Privatverbrechen. 
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der  Diebstahl  zurücktreten^.  Das  Verbrechen,  insofern  es  gegen 
den  Verbrecher  persönlich  verfolgt  wird,  ist  keine  Noxa  und 
Perduellion  und  Mord  also  fallen  niemals  unter  den  Begriff';  noxius 
ist  nicht  wer  ein  Verbrechen  begangen,  sondern  wer  eines  Ver- 
brechens wegen  eine  derartige  Auslieferung  verwirkt  hat^.  Ein 
Strafurtheil  auf  Auslieferung  wegen  Noxa  giebt  es  nicht,  sondern 
es  ist  dieselbe  im  öffentlichen  Becht  ein  Ausweg,  um  die  Gemeinde 
der  verschuldeten  göttlichen  Bestrafung,  im  Privatrecht  ein  Aus- 
weg, um  den  Angeklagten  der  durch  ein  von  ihm  abhängiges 
Individuum  verschuldeten  Verurtheilung  zu  entziehen. 


Als  Bezeichnung  des  Verbrechens  schlechthin  können,  wenn 
von  den  der  Bechtssprache  fremden  Ausdrücken^  abgesehen  wird, 
mit  einigem  Anspruch  auf  technischen  Werth*^  und  zugleich  auf 
allgemeine  Anwendbarkeit  nur  zwei  in  Betracht  kommen,  crimen 
und  delictum. 

Crimen ,  von  hqLvbiv  ,  cernere ,   das  heisst  sieben  und  scheiden,    orimem. 
bezeichnet,  wie  cribrum  das  Sieb,  so  den  zu  sichtenden  Gegenstand, 
wie  semen  was  zu  säen  ist.    Das  Unrecht,  abgesehen  von  seiner 
Geltendmachung,  heisst  nicht  crimen,  die  Geltendmachung  eines 
Anspruchs ,  abgesehen  von  dem  Unrecht ,  ebenso  wenig.     Die  nahe 

^  Zwölftafeln  12, 3:  si  servus  furtum  feudi  noxiamque  noxit  und  die  Gontract- 
claosel  furto  noxaque  solutue  (Dig.  50, 16,  174  and  sonst)  neben  der  Fassang  (Dig.  9, 
4,  2,  1):  81  servus  furtum  fecit  vel  aliam  noxam  commisü.  Die  Beschädigang 
durch  Thiere  heisst  gewöhnlich  pauperiesy  aber  aach  noxia  (Zwölftafeln  8,  5). 

*  Das  öffentliche  Strafrecht  kennt  keine  Noxa  (8.  8  A.  S)c  capitcUis  noxa  bei 
LiTios  3,  55,  5  and  ähnliche  Wendungen  gehören  za  dem  spätren  verschwommenen 
Sprachgebraach  (S.  8  A.  4). 

*  Vorzugsweise  ist  noxius  der  für  die  bedingte  Todesstrafe  der  Arena  ab- 
gegebene Sclaye  (Sueton  Vit  17 ;  G.  L  L.  IX,  3487). 

^  Dahin  gehören  die  sacralen  oder  ethischen  Ausdrücke  scdus,  nefas,  pro- 
brum,  flagitium,  pecccOum,  mäleßcium,  facinus  (ünthat  und  GrossthatX  so  wie  die 
oft  auf  das  Verbrechen  bezogenen  Ausdrücke  für  die  Gesetzübertretung  offensa, 
commissum,  cidmisstMn,  Mehrere  derselben  sind  für  gewisse  Delicte  specialisirt; 
in  ihrer  aligemeinen  Geltung  gehen  sie  die  Rechtswissenschaft  nichts  an.  —  Wenn 
nach  Gellius  (7,  14,  4)  veteres  nostri  exemjpia  pro  maximis  gravissimisque  poenis 
(Ucebant,  so  ist  das  wohl  nicht  mit  Recht  aus  dem  exemplum  statuere  im  Strafsinn 
(z.  B.  Schrift  ad  Her.  4,  35,  47)  abgeleitet  ^  Iniuria  ist  entweder  das  unrecht 
abstract  oder  das  specielle  Delict,  niemals  abstract  das  Verbrechen  (t£^.  8.  5 
A.  1)l  —  üeber  dolus  und  flraus  ist  der  siebente  Abschnitt  dieses  Buches  zu 
vergleichen. 

*  Formelwörter  im  strengen  Sinne  des  Wortes  sind  allerdings  auch  diese 
Bezeichnungen  nicht. 
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liegeBde  Anwendung  auf  die  Rechtspflege  ist  der  lateinischen 
mit  der  Schwestersprache  gemein.  Hier  wird  crimen  die  An- 
schuldigung eines  Unrechts*,  ein  prozessualisches  Wort,  der  dem 
Richter  zur  Entscheidung?  vorgelegte  Thatbestand.  Gremäss  dieser 
sprachlich  gesicherten  Ableitung  so  wie  gemäss  dem  Gebrauch 
sowohl  der  verwandten  griechischen  Ausdrücke  wie  auch  der 
übrigen  demselben  Stamm  angehörigen  lateinischen'  ist  es  kaum 
zu  bezweifeln,  dass  crimen,  wie  mdicium  und  legis  €uMo^  und 
überhaupt  die  allgemeinen  Rechtsschlagwörter,  ursprünglich  das 
Rechtsgebiet  überhaupt  umspannt,  die  Klage  jeder  Art  be- 
zeichnet hat.  Aber  im  Gebrauch  hat  das  Wort  eine  ethische 
Färbung  angenommen;  es  ist  nicht  die  Anschuldigung  eines  Un- 
rechts, sondern  die  Anschuldigung  eines  Verbrechens.  Von  der  bloss 
vermögensrechtlichen  Klage  wird  crimen  niemals  gebraucht,  son- 
dern auf  das  delictische  Gebiet  beschränkt,  hier  aber  sowohl  für 
das  Privatdelict  verwendet*  wie  auch,  und  bei  weitem  häufiger, 
für  das  öffentliche  *.  In  dieser  Allgemeinheit  bedient  sich  desselben 
auch  die  Rechtswissenschaft  der  Kaiserzeit  ebenso  wie  die  heutige ; 
indess  ist  das  gleich  zu  erwähnende  synonyme  delictum  früher  in 
wissenschaftlichen  Gebrauch  gekommen. 


^  Beispielsweise  Plautus  Bacoh.  4,  3,  15  »»  628:  crimiwi  hdbuisae  fid&n, 
Terentius  Hec.  5,  2,  13  «=  779:  crimini  credere.  3,  1,  35  =  335:  in  crimen 
venire.  Weitere  Belege  finden  sich  überall.  Für  das  Verbrechen  selbst  wird 
crimen  in  guter  Zeit  nicht  verwendet,  ausser  etwa  zeugmatisch  wie  bei  Cicero 
pro  Caelio  10,  23,  in  der  ver&Uenden  Sprache  dagegen  häufig  und  in  Folge  dessen 
hat  die  spätere  Wissenschaft  das  Strafrecht  danach  benannt 

^  Man  vergleiche  mit  crimen  einerseits  JCQirrig,  xQfßig^  andrerseits  cemere^ 
deoemere,  certus,  vir  allem  ddscrimen. 

*  Lege  agere  wird  auch  später  gesagt  sowohl  von  der  Klageerhebung  vor  dem 
Prätor  wie  von  der  Hinrichtung;  ohne  Zweifel  fällt  nach  ursprünglichem  Gebrauch 
jeder  formale  Prozessact  unter  diese  Bezeichnung. 

«  Vom  Diebstahl  braucht  das  Wort  Gaius  3,  197.  208.  4,  178,  von  der  Sach- 
beschädigung Paulus  Dig.  9,  2,  30,  3;  es  liegt  wohl  hauptsächlich  in  dem  Zurück- 
treten der  Privatdelicte  überhaupt,  dass  crimen  vorzugsweise  bei  den  öffentlichen 
auftritt  AUerdings  ist  crimen  privatum  mindestens  ungeläufig  (Ulpian  Dig.  48, 19, 
1,  3:  in  legibfM  ptibUcorum  iudiciorum  privatorumve  criminum  braucht  nicht  inter- 
polirt  zu  sein ;  auch  bei  Paulus  1,  5,  2  =  Dig.  48, 16,  3  ist  die  letztere  Fassung : 
et  in  privatis  et  in  eatraordinariis  crimintbua  wahrscheinlich  die  echte  und  die 
erstere:  in  privatis  et  inpuhlids  iudiciis  interpolirt;  Zeno  Cod.  3,  24,  3  pr.:  crimen 
publicum  privatumve)  und  daher  wird  auch  crimen  publicum  als  tautologisch  erst 
in  der  späteren  Rechtssprache  gewöhnlich  (Ulpian  Dig.  3,  6, 1, 1  wegen  des  vorauf- 
gehenden iudicium;  21,  1,  17,  18  —  Alexander  C6d.  9,  1,  3  —  Gordian  C!od.  9, 
6,  5.  tit  34,  3  ^  Diocletian  Cod.  2,  4,  18.  3,  41,  4,  1.  9,  2,  9.  14;  crimen 
publicorum  iudiciorum  Cod.  9,  1,  12.  tit  41.  8,  1).  —  Das  Adjectiv  crimindlis 
erscheint  seit  Diocletian  (Cod.  9,  1,  17.  tit  41,  15). 
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Was  crimen  erst  spät  und  unvollkommen,  das  leistete  früher  und 
leistet  besser  delictum.  Das  Wort,  eigentlich  die  Entgleisung,  die  noiämu. 
Verfehlung ^  ist,  da  es  ohne  Beziehung  auf  eine  einzelne  Straf- 
that  die  allen  gemeinsame  sittliche  Grundlage  hervorhebt  und  in 
ethischer  Verwendung  schon  bei  Plautus  häufig  gefunden  wird", 
durchaus  geeignet  im  Strafrecht  ^  das  Verbrechen  als  solches  zu  be- 
zeichnen. Auch  im  Sprachgebrauch  wird  es  ohne  Unterschied  fUr  die 
öffentlichen  wie  für  die  privaten  Verbrechen  verwendet  und  streng 
geschieden  von  der  nicht  auf  Bestrafung  hinauslaufenden  Rechts^ 
hülfe.  Es  hat  keine  rhetorische  Färbung^  und  ist  insofern  für 
den  wissenschaftlichen  Gebrauch  geeignet.  Aber  in  die  Rechts- 
wissenschaft selbst  ist  es  allem  Anschein  nach  nicht  früh  und  in 
voller  Allgemeinheit  erst  in  dem  spätesten  Stadium  eingeführt 
worden.  Seit  im  System  des  Givilrechts  die  Strafklagen  zusammen- 
gefasst  worden  sind,  was  erst  im  Anfang  der  Kaiserzeit  geschehen 
ist,  seheint  man  dafür  dieses  Sammtausdruckes  sich  bedient  zu 
haben  *  und  die  Sammtbenennung  der  delicta  privata  ergab  sich 
damit  von  selbst'.  Die  äusserliche  Zusammenstellung  dieser  mit 
den  öffentlichen  Klagen  wird  noch  in  der  justinianischen  Verord- 
Dungensammlung  nicht  gefunden  und  erscheint  zuerst  in  den 
justinianischen  Digesten  ^.  Aber  schon  in  der  Handhabung  des 
Wortes    liegt    der  Beweis,    dass   die  Einheitlichkeit   des   Straf- 


^  Die  Grundbedeutung  tritt  am  deutlichsten  hervor  in  dem  deliqmum  solis 
(FestoB  p.  73,  wo  die  Gleichung  mit  praetermittere  nicht  recht  zutrifft;  Servius  zur 
Aen.  4,  390),  der  Uebersetzung  von  Muilfig. 

*  Plautus  Amph.  2,  2,  184  »  816  vom  Ehebruch.  Gapt.  8,  4,  98  »=  626: 
parentvm  et  Ubertatis  ddiquio  (Nom.)  «=»  strafweise  Entziehung  der  Freiheit. 
Bftcch.  8,  8,  14  =  418.  Epid.  8, 1,  9  »  891.  Men.  5,  2,  30  -»  77a  Ebenso  in 
der  Formel  Liv.  1,  88 :  quod  .  .  .  adversua  populum  Bamanum  .  .  .  fecerunt  de- 
Uquerunt.  Die  cnlpose  Scheidung  heisst  delictum  non  modicum  (Dig.  4,  4,  9,  8 ;  vgl. 
Cod.  2,  84,  2).    Das  Participialsubstantiv  ist  freilich  eine  relativ  sp&te  Bildung. 

*  Die  vorher  angefahrten  Belege  zeigen  als  Grundbegriff  den  sittlichen  Tadel, 
nicfat  die  rechtliche  Strafbarkeit 

*  Darin  unterscheiden  sidi  die  sonst  wesentlich  sich  deckenden  Worte  delictum 
und  mcdeficivm;  die  Schrift  an  Herennius  und  Cicero  brauchen  dieses  mit  Vor- 
liebe, jenes  relativ  selten  und  ohne  Nachdruck. 

^  Gaius  8,  182:  transeamus  ad  obligationes  quae  ex  delicto  nascuntur.  Das 
Weitere  in  der  Einleitung  zum  vierten  Buch. 

*  Zeoo  Cod.  9,  35,  11:  iniM/riarum  actio^  quam  inter  privata  delicta  veteris 
iwris  amdores  cannumeraf^. 

''  Das  47.  Buch  derselben  eröffiiet  die  f&r  uns  wenigstens  hier  zuerst  auf- 
tretende Rubrik  de  privatis  delictis  und  in  der  Vorrede  (=  C.  1,  17,  2,  8)  bezeichnet 
Jostinian  die  Bucher  47  u.  48  als  zusammengestellt  pro  delictis  privatis  et  extra- 
ordinariis  nee  non  publicis  criminibus.    Vgl.  die  Einleitung  tum  vierten  Buch. 
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rechts  empfunden  ward,  lange  bevor  diese  äusserliche  Vereinigung 
sich  vollzog.  Immer  bleibt  es  charakteristisch,  wie  spät  und  schwer 
das  wissenschaftliche  Schlagwort  für  das  Verbrechen  sich  durch- 
gerungen hat. 

Das  Correlat  des  Verbrechens  ist  dessen  Vergeltung,  insofern 
der  Staat  sie  anordnet  und  vollzieht,  die  Strafe.  Aber  auch  dieser 
Begriff  hat  sich  allmählich  zu  allgemeiner  Geltung  entwickelt 
und  erst  späterhin  und  durch  recht  seltsame  Uebertragung  den 
allgemein  gültigen  Ausdruck  erhalten.  Die  hier  in  Betracht 
kommenden  Stufen  können  eingehend  nur  dargelegt  werden  theils 
in  diesem  Buch  bei  der  Hauszucht,  theils  im  vierten,  namentlich 
bei  dem  Diebstahl,  theils  im  fünften  bei  der  Behandlung  der  Todes- 
und  der  Geldstrafe ;  hier  fassen  wir  die  wesentlichen  und  namentlich 
die  für  die  Terminologie  bedingenden  Momente  zusammen. 

Mit  dem  Gemeinwesen  ist  die  Möglichkeit  der  Schädigung  des- 
selben durch  die  Handlung  eines  Gemeindeangehörigen  und  damit 
die  Nothwendigkeit  der  staatlichen  Vergeltung  dieser  Schädigung 
gegeben.  Eine  allgemein  gültige  Bezeichnung  dafür  besitzt  die 
römische  Sprache  nicht.  Die  Hinrichtung  des  Schuldigen,  das 
suppuetum,  suppltctum ,  kauu  allerdings  für  die  Anfangszeit  insofern  als  solche 
angesehen  werden,  als  das  älteste  magistratisch-comitiale  Verfahren 
keine  andere  Strafe  gekannt  hat  als  die  Hinrichtung.  Aber  nachdem, 
und  zwar  in  früher  Zeit,  die  Vieh-  und  die  Geldbusse  aus  dem  Kreise 
der  Coercition  in  das  Strafrecht  eingedrungen  waren ,  fehlte  schon 
für  diesen  erweiterten  Begriff  der  öffentlichen  Strafe  das  ent- 
sprechende Wort.  In  noch  höherem  Grade  versagt  die  Terminologie 
bei  dem  privaten  Strafrecht.  Dasselbe  ruht  auf  dem  Grundgedanken 
der  gerechten  und  von  Gemeinde  wegen  gebilligten  Vergeltung,  welche 
entweder  unmittelbar  genommen  wurde  im  Wege  der  Capitalstrafe 
oder  der  Talion  oder  für  welche  der  Verletzte  sich  abfinden  liess. 
Für  die  Privatstrafe  in  diesem  weiten  Umfang,  den  allerdings 
schon  das  Zwölftafelrecht  nur  abgeschwächt  kennt  und  der  wahr- 
scheinlich nicht  lange  nachher  ganz  umgestaltet  worden  ist,  kennen 
wir  keinen  zusammenfassenden  Ausdruck.  Die  Lösung,  als  faculta- 
tive  selbstverständlich  von  jeher  in  Gebrauch,  schon  in  den  Zwölf- 
tafeln für  die  meisten  Privatdelicte  als  obligatorische  Geldlösung 
ihmnum.  georduct ,  heisst  in  der  alten  Rechtssprache  damnum,  wörtlich 
die  Gabe,  im  rechtlichen  Gebrauch  insbesondere  des  Substantivs 
bei  dem  Privatdelict ,  wenigstens  bei  dem  Diebstahl  und  bei  der 
Sachbeschädigung,  die  von  dem  Beklagten  dem  Kläger  als  Sühne 
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dargebotene  Gabe,  das  Lösegeld*.  Fttr  die  gleiche  Gabe  bei  der 
Körperverletzung  verwenden  dagegen  die  Zwölftafeln  das  griechische 
Lehnwort  poenae^.   Nachdem  die  Privatdelicte  sämmtlich  der  obli-    Poena, 


^  Dave  heiBst  zum  Eigenthum  übertragen;  damnum  (vgl.  scamnum  neben 
neandere;  alumnus;  vertumnus)  ist  ro  SiäofÄivov  =  die  Gabe  (Ritschi  oposc.  2, 
709);  damnare  cansativ  »>  geben  machen;  damnas  oder  damneUus  =»  zu  geben 
schuldig.  Die  Wörter  dieser  Gruppe  beziehen  sich  im  Rechtsgebrauch  durchaas 
auf  diejenige  Ghibe,  welche  die  Obligation  aufhebt;  es  genügt  dafür  zu  erinnern 
an  das  civilistische  dnre  operiere  und  das  Damnationslegat  so  wie  an  das  sacral- 
rechdiche  voH  damnas  (oft;  voti  condemnare  schon  in  der  sehr  alten  Inschrift  der 
Yertnleier  von  Sora  C.  I.  L.  X,  5708).  Das  Substantiv  beschränkt  sich,  wie  es 
scheint  ausschliesslich,  auf  das  delictische  Lösegeld.  So  lautet  bei  dem  Dieb- 
stahl, wie  im  vierten  Buch  gezeigt  ist,  die  technische  Formel  pro  füre  damnum 
decidere  =»  als  Dieb  die  Lösung  vergleichen;  so  wahrscheinlich  bei  der  Sach- 
beschädigung die  Formel  pro  iniuria  damnum  decidere,  woraus  die  technische  Be. 
Zeichnung  des  Delicts  damnum  iniuria  hervorgegangen  ist;  so  weisen  die  Zwölf- 
tafeln (12,  4  Scholl)  den  qui  vindiciam  fcdsam  tulit  an  fructus  duplione  damnum 
decidere  ^=  mit  doppeltem  Fruchtersatz  die  Lösung  zu  begleichen.  Für  andere 
Leistungen  als  die  des  Lösegeldes  wird  wohl  damnas  und  damnare  gesetzt,  aber 
die  auf  Gelübde  oder  anderweitiger  Pflicht  beruhende  Hergabe  heisst  nie  dam- 
num; wie  bei  multa  und  multare  hat  das  Substantiv  allein  den  Grundbegriff 
festgehalten.  Morte  multare  und  capitis  oder  capite  damnare  sind  ebenso  geläufig 
wie  multa  mortis  und  damnum  capitis  unmöglich.  —  Im  späteren  Sprachgebrauch 
ist  das  Wort  bei  dem  Diebstahl  ausser  Gebrauch  gekommen  und  bei  der  Sach- 
beschädigung von  der  Leistung  des  Ersatzes  für  die  Schädigung  auf  die 
Schädigung  selbst  übertragen,  dann  allgemein  und  verflacht  für  jede  Schädigung 
verwendet  worden. 

•  In  dem  Fragment  8,  3  sind  die  Worte  CL  poenam  subito  ohne  Zweifel 
nur  umschreibend  überliefert  Aber  8,  4  steht  das  Wort  sicher,  nur  dass  die 
Ueberlieferung  schwankt  zwischen  XXV  poenas  sunto  und  XXV  poenae  sunto. 
Scholl  p.  78  nimmt,  wohl  mit  Recht,  die  erstere  Fassung  an  und  fasst  poenas  als 
Nominativ  des  Plurals.  Warum  bei  der  Körperverletzung  das  Wort  damnum  ver- 
mieden wird,  ist  fraglich;  vielleicht  ist  die  Fixirung  der  Lösung  durch  Gesetz  statt 
durch  Schiedsspruch  eine  legislatorische  Neuerung  und  darum  mit  dem  Fremdwort 
bezeichnet.  £s  haben  also  die  Decemvirn  nicht  bloss,  wie  Cicero  sagt,  einzelne 
solonische  Satzungen  für  ihr  Rechtsbuch  übersetzt,  sondern  auch  ein  griechisches 
Lehnwort  in  die  Sprache  eingeführt;  begreiflicher  wird  dies,  wenn,  wie  ich  ander- 
weitig gezeigt  habe  (röm.  Münzwesen  S.  175.  302),  die  Decemvirn  die  Münze  ein- 
geführt haben.  Dass  poenae  Lehnwort  ist,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Den  ita- 
lischen Dialekten  ist  das  Wort  fremd.  Etymologisch  lässt  es  sich  nach  griechischen 
Sprachgesetzen  an  t/vdo  anknüpfen  (Curtius,  griech.  Etym.  S.  472.  488;  die  von 
Corssen,  Ausspr.  1,  370  versuchte  Anknüpfung  an  penus  ist  nicht  haltbar);  dem 
Lateinischen  ist  diese  Wortbildung  incongruent  Dem  älteren  lateinischen  Sprach- 
gebrauch sind,  wie  mein  Freund  Leo  mir  bestätigt,  die  poenae  (der  Singular  bei 
Plautus  nur  einmal  Capt.  695)  wenig  geläufig,  noch  weniger  poenire,  wogegen  im- 
pune  früh  zur  Geltung  gelangt  ist;  bei  Plautus  und  bei  Terenz  überwiegt  durchaus 
supplicium.    Poenae  wird,  wie  im  Griechischen  noivaC^  regelmässig  mit  Worten 
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gatorischen  Geldleistung  unterworfen  worden  waren,  ist  die  eine  der 
für  diese  dienenden  Bezeichnungen,  wahrscheinlich  weil  das  Lehn- 
wort in  seinem  ursprünglichen  Werth  nicht  scharf  gefühlt  ward, 
darüber  hinausgegangen  und  wird  das  Wort  poena  für  den  Begriff 
der  Strafe  überhaupt,  ohne  Unterschied  der  öffentlichen  und  der 
privaten,  einschliesslich  auch  des  delictischen  Schadensersatzes^ 
und  sowohl  in  technischer  Bede  wie  im  gemeinen  Sprachgebrauch 
verwendet.  Das  Auftreten  des  Wortes  in  dieser  erweiterten  Gel- 
tung ist  der  entscheidende  Beweis  für  die  Zusammenfassung  der 
Delicto  überhaupt  und  das  rechte  Kennzeichen  des  der  Sache 
nach  einheitlichen  römischen  Strafrechts.  Wann  poena  diese  er- 
weiterte Bedeutung  angenommen  hat,  vermögen  wir  nicht  zu  be- 
stimmen ;  aber  bereits  in  den  späteren  Jahrhunderten  der  Bepublik 
war  das  Wort  in  diesem  verallgemeinerten  Sinne  in  anerkanntem 
Gebrauch*.  Auch  der  conventionalen  Poena  des  nicht  delictischen 
Bechts  liegt  derselbe  ethische  Begriff  zu  Grunde*. 


wie  pendere  oder  dare  verbundea,  so  dass  dabei  an  Zahlung  gedacht  zu  sein 
scheint;  Ennius  (1,  101  Vahlen)  scmguine  poenas  dare  ist  sicher  griechische 
Imitation. 

^  Es  liegt  im  Wesen  des  Lösegeldes,  dass  in  der  Regel  neben  dem  Schadens- 
ersatz noch  ein  Zuschlag  geleistet  wird,  und  dem  entsprechend  kennt  den  reinen 
Schadensersatz  wohl  das  Gontractrecht  der  Römer,  aber  das  Delictrecht  im  AU- 
gemeinen  nicht.  Selbst  da,  wo  ausnahmsweise  der  Thäter  nicht  mehr  leistet  als 
quanti  ea  res  est,  wird  diese  Leistung  als  delictisches  Lösegeld  behandelt  Der 
f&r  die  Sachbeschädigung  zu  leistende  delictische  Ersatz  ist  ebenfalls  poena  (Dig.  9, 
2,  11,  2)  und  zwar  nicht  bloss,  insoweit  er  möglicher  Weise  den  Schadensersatz 
überschreitet,  sondern  schlechthin,  da  bei  mehreren  Thätem  einfacher  Ersatz 
nicht  genügt  und  durch  den  Tod  des  Thäters  vor  der  Litiscontestation  der  ganze 
Betrag  in  Wegfall  kommt.  Wenn  bei  dem  Diebstahl  die  Pönalklage  von  dem 
Schadensersatz,  der  condictio  unterschieden  wird,  so  ist  dem  alteren  Recht  die 
letztere  fremd  und  jene  ohne  Frage  ursprünglich  gedacht  als  Schadensersatz  mit 
Zuschlag.  Die  Condiction  fügt  unter  der  Fiction  eines  Contractes  den  obliga- 
torischen Schadensersatz,  der  den  Zuschlag  ausschliesst,  zu  dem  delictischen 
gesetzlich  gesteigerten  hfnzu.  Die  weitere  Ausführung  wird  im  vierten  Buch  ge- 
geben. 

'  Bei  Cato  (Gellius  6,  3,  37):  si  quis  plus  quingenta  iugera  habere  voluerit, 
tanta  poena  esto  steht  das  Wort  sicher  in  der  allgemeinen  Bedeutung  und  poena 
capitis  sagt  unbedenklich  schon  Cicero  (Yerr.  4,  39,  85;  pro  Gluentio  46,  128;  de 
domo  27,  45).  Dass  mnUa  poena  (Cicero  de  leg.  3,  3,  6:  Stadtrecht  von  Genetiva 
c.  96;  fraiidi  muLtae  poenas  tudertinisches  Fragment  bei  Bruns  fontes*  p.  156) 
oder  poena  multa  (Cicero  ad  Att  3,  23,  3)  der  Gesammtausdruck  ist  für  die  öffent- 
lichen Strafen,  kann  nur  gefasst  werden  als  Geld-  und  andere  Strafen,  4a  muUa^ 
wie  im  fünften  Buch  gezeigt  ist,  sämmtliche  an  die  Gemeinde  zu  entrichtenden 
Geldbussen  umfasst  und  poena  von  jeder  Strafe  gesagt,  namentlich  im  Privatrecht 
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Das  römische  Strafrecht  also  hat  von  Haus  aus  kein  all- 
gemeines Wort  weder  für  das  Verbrechen  noch  für  die  Strafe ;  für 
diese  aber  stellt  in  früher  Zeit  sich  poena  ein,  für  jenes  in 
späterer  crimen  und  delictum. 


regehnässig  auch  von  der  Geldbusse  gebraucht  wird.  Labeos  verdriessliche  Worte 
(Dig.  50,  16,  244):  si  qua  poena  est,  mutta  est,  si  qua  mulia  est,  poena  est  sind 
nicht  ganz  correct,  wie  denn  auch  Paulus  auf  die  ursprQngliche  CoercitiTmulta  re- 
currirend  ihm  widerspricht;  aber  poena  in  dem  sp&teren  Gebrauch  schliesst  in  der 
That  jede  Specialisirung  aus. 

'  Die  Conventionalpön  beruht  auf  der  von  den  Contrahenten  delictisch  ge- 
&S8ten  und  mit  einer  verabredeten  Strafe  im  Voraus  geahndeten  Wortlosigkeit 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Hanszuchi 


Haasunter-  SchoD  dio  römische  Hauszucht,  aus  der  die  römische  Staats- 

thinigkeit  Ordnung  sich  entwickelt  hat,  zeigt  die  Elemente  des  Strafverfahrens : 
das  sittliche  Unrecht,  die  Ermittelung  desselben  und  dessen  Ver- 
geltung, die  Grundlagen  der  Feststellung  des  Delicts,  der  Regulirung 
des  Strafprozesses,  der  Ordnung  des  Strafübels.  Aber  wie  es  der 
Keimzelle  angemessen  ist,  sind  diese  Ansätze  in  der  Einheit  des 
Hauses  noch  ungeschieden  enthalten.  Die  beiden  im  Strafrecht 
zusammengefassten  Kreise,  die  staatliche  Selbsthülfe  bei  Schädi- 
gung des  Gemeinwesens  und  bei  Schädigung  eines  Privaten  die 
staatliche  Vermittelung  zwischen  dem  Schädiger  und  dem  Ge- 
schädigten, sind  in  der  häuslichen  Zucht  ungeschieden  beide  vor- 
handen, indem  der  Hausherr  ebenso  strafend  einschreitet  bei  dem 
ihm  selbst  zugefügten  Unrecht,  wie  auf  Anrufen  des  Verletzten 
schlichtend  bei  einem  innerhalb  des  Kreises  der  abhängigen  Per- 
sonen oder  von  einer  solchen  gegen  einen  Dritten  begangenen  Delict. 
Die  schrankenlose  Gewalt  des  Hausherrn  über  die  Hausangehörigen 
ist  derjenigen  des  Staats  über  die  Gemeindeangehörigen  wesentlich 
gleich ;  es  genügt  dafür  zu  erinnern  an  das  in  beiden  gleichmässig  ent- 
haltene Recht  über  Leben  und  Tod  und  an  die  gleichartige  Noxal- 
befugniss  (S.  8).  Wenn,  wie  sogleich  zu  zeigen  sein  wird,  formulirtes 
Delict,  fester  Rechtsgang,  normirte  Strafe  bei  der  Hauszucht  mangeln, 
während  sie  in  der  staatlichen  Ordnung  sich  einstellen,  so  geht 
doch  auch  einerseits  wenigstens  die  römische  Theorie  von  einer 
der  hausherrlichen  schlechthin  gleichen  ursprünglichen  Unbedingt- 
heit  der  magistratischen  Strafgewalt  aus,  andrerseits  aber  sind 
alle  Gesetze  nichts  anderes  als  im  Hause  die  hausherrlichen  Ord- 
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nungen,  staatliche  Sejbstbindungen ,  welche  das  Gemeinwesen  wie 
schaffen,  so  auch  lösen  kann  und  welche  also  den  Gemeinde- 
angehörigen unbedingt,  den  Staat  selbst  nur  bis  weiter  verpflichten. 
Wie  um  den  Strom  zu  erkennen  man  die  Quelle  im  Sinn  behalten 
muss,  so  kann  auch  das  römische  Strafrecht  nur  verstanden  werden 
auf  der  Grundlage  der  Hauszucht. 

Die  Hausgewalt  ist  aber  nicht  bloss  die  Keimzelle  des  Gemein-  yeruitniss 
Wesens  und  der  Hausherr  das  Vorbild  des  Magistrats,  sondern  auch  c^^'^"^,^ 
innerhalb  des  Gemeinwesens  besteht  die  Hausgewalt  und  schreitet  gewait 
ein  gegen  Delicto  der  hausunterthänigen  Personen.  Die  sogenannte 
Hausgerichtsbarkeit  freilich  ist  ein  Widerspruch  im  Beisatz  und 
dem  römischen  Recht  ebenso  unbekannt  ^  wie  den  Neueren  geläufig ; 
die  Gerichtsbarkeit  beruht  auf  der  Gewalt  des  Gemeinwesens  über 
den  Einzelnen  und  diese  Gewalt  ist ,  wie  der  Baum  vom  Keime, 
verschieden  von  derjenigen  des  Eigenthümers  über  seine  Habe, 
nicht  unbedingt  und  schrankenlos  wie  diese,  sondern  durch  die 
Rechtsordnung  gewiesen  und  begrenzt.  Allerdings  aber  kann  das 
in  Hausgewalt  stehende  Individuum  für  das  von  ihm  begangene 
Delict  sowohl  von  dem  Hausherrn  auf  Grund  seines  Eigenthums 
wie  von  dem  Staat  auf  Grund  seiner  Obergewalt  zur  Rechenschaft 
gezogen  werden,  und  wenn  gleich  dieses  hausherrliche  Verfahren  in 
das  Strafrecht  selber  nicht  gehört,  so  darf  es  dennoch  in  demselben 
nicht  übergangen  werden,  theils  weil  der  Gegensatz  deutlich  hervor- 
gehoben werden  muss,  theils  weil  das  Hausherrnrecht  mit  dem  staat- 
lichen Strafrecht  theilweise  concurrirt,  theilweise  dasselbe  ergänzt* 

Der  Kreis  handlungsfähiger  Individuen,  auf  welchen  das  Eigen-   sci»T«n. 
thum,   das   heisst   hier   die  hausherrliche  Gewalt  sich  erstreckt, 
wird  durch  das  Privatrecht  bestimmt.    Vor  allem  gehören  dahin 
die  Sclaven^,  in  Bezug  auf  welche  die  ursprüngliche  Identität  des 

^  Die  Hauszucht  kann  bezeichnet  werden  als  coercitio  oder  disciplina,  nicht 
als  iudicium  domesticiim.  Der  ältere  Seneca  braucht  iudex  domesticus  als  Oxy- 
moron (controY.  2,  3,  18:  facüe  est  domestico  iudici  —  dem  Vater  des  Entführers 
einer  Jungfrau  —  satis  facere);  und  auch  sonst  werden  die  Väter  mit  den 
Magistraten  verglichen  (Seneca  de  benef  3,  11 :  imponimits  Uli  —  iuventuti  —  quasi 
domesticos  mtiffistratus ;  Sueton  Claud.  16:  iuvenem  .  .  .  quem  pater  probatissi- 
mum  sQn  affirmabat  .  .  .  höhere  dicens  censoretn  su/um).  —  Bei  Cicero  steht  (pro 
Cae&  2,  6)  disceptaJtor  domesticus  vom  Schiedsrichter,  iudicium  domesticum  (in  Pis. 
40,  97)  vom  Gewissensgericht;  Tertnllian  apol.  1  bezeichnet  also  das  nicht  öffent- 
liche Eaisergericht 

'  Die  Ck)ntroyerse  darüber,  ob  der  Sclave  dem  sogenannten  Hausgericht  unter- 
steht, hat  nur  etwa  insofern  einen  Sinn,  als  wer  dies  leugnet,  damit  sagen  will, 
dass  es  in  diesen  Fällen  nicht  Sitte  war  Rathmänner  zuzuziehen. 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strftfr.  2 
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Eigenthums  und  der  hausherrlichen  Gewalt  bis  in  die  späteste 
Zeit  festgehalten  worden  ist.  Der  Freigelassene  steht  dem  Sclaven 
nur  insofern  gleich,  als  die  Freilassung  nicht  als  voll  gilt  oder 
der  Freilasser  sich  über  sie  hinwegsetzt  *  oder  auch  besondere  Ge- 

Haüikinder.  setze  die  Hauszucht  auf  den  Freigelassenen  erstrecken  *.  Die  haus- 
herrliche Gewalt  über  die  Descendenten  wird  zwar  nominell  vom 
Eigenthum  geschieden,  in  der  Rechtsstellung  aber  stehen  diese  dem 
Vater  gegenüber  auch  später  noch  wesentlich  den  Unfreien  gleich. 
Dasselbe  hat  wenigstens  in  früherer  Zeit  auch  von  den  nicht  nach 
Kindesrecht  in  der  Gewalt  stehenden  personal  freien  Männern  ge- 
weibor.  gölten  ^.  Das  Weib  steht  nach  der  ursprünglichen  Ordnung  immer 
und  nothwendig  in  der  Gewalt;  für  die  väterliche  tritt  bei  der 
verheiratheten  Frau  die  eheherrliche  ein ;  die  nicht  in  der  Gewalt 
des  Vaters  oder  des  Mannes  stehende  Frau  unterliegt  der  ursprüng- 

VMtaiinnen.  Uch  wohl  gleichartigen  Geschlechtsvormundschaft  *.  Die  Mädchen 
der  Vesta  stehen  gleichsam  als  Töchter  der  Gemeinde  in  der  Gewalt 
des  Königs  und  später  des  Oberpontifex.  Aber  von  Ausübung 
dieser  Gewalt  über  die  Weiber  in  der  Form  der  delictischen  Be- 
strafung giebt  es  hinsichtlich  der  Geschlechtsvormundschaft  über- 
haupt keinen  Beleg,   und   hinsichtlich   der  eheherrlichen   Gewalt 


^  St.  R.  3,  433.  Sueton  Caes.  48:  (Caesar  dictator)  domesticam  diadpUnam 
in  parvis  ac  maioribus  rebus  dUigenter  adeo  severeque  rexit,  vJt  pistorem  altum 
quam  sihi  panvem  conrivis  suhicientem  compedibus  linxerit,  Ubertum  gratissimum 
ob  adulteratam  equitis  Romard  uxorem  quamvis  nullo  querente  capitaU  poena 
adfecerit.    Val.  Max.  6,  1,  4. 

^  Bei  der  Ordnung  der  dem  Patron  gegen  den  Freigelassenen  zustehenden 
Rechte  durch  Augustus  im  J.  4  n.  Chr.  (Dio  55,  13)  muss  jenem  das  Recht  zu- 
gestanden oder  gelassen  worden  sein  den  Freigelassenen  wegen  Undanks  aus  Rom 
(man  darf  hinzusetzen  aus  jedem  Domicil  des  Patrons)  und  der  Umgegend  bis 
zum  20.  Meilenstein  auszuweisen.  Tacitus  ann.  13,  26:  quid  enim  aliud  laeso 
patrono  concessum,  quam  ut  vicesimum  ultra  lapidem  in  oram  Campaniae  Uber- 
tum releget  ?  wo  sonderbarer  Weise  die  auch  paläographisch  unmögliche  Schlimm- 
besserung centesimum  sich  noch  heute  behauptet,  als  ob  das  Ausweisungsrecht 
des  Patrons  und  das  des  Stadtpräfecten  zusammenfielen,  und  als  ob  überhaupt  die 
^Ausweisung  in  die  Seebäder'  etwas  anderes  sein  könnte  als  ein  Oxymoron.  Da 
dem  Patron  gesetzlich  das  Recht  zusteht  den  übermüthigen  Freigelassenen  aus 
Rom  bis  zum  20.  Meilenstein  auszuweisen,  so  geht  dieser  in  die  Verbannung,  aber 
nach  Baiae. 

'  Das  poetelischti  Gesetz  Tom  J.  428/326  hat,  wenn  Livius  8,  28  recht  be- 
richtet, die  Fesselung  der  Personen  in  der  Gewalt  ausser  wegen  eines  Verbrechens 
verboten ,  auf  Veranlassung  der  Misshandlung  eines  solchen  nexus.  Auf  Haus- 
söhne darf  dies  schwerlich  bezogen  werden. 

^  Das  Princip  spricht  Cato  ans  bei  Livius  34,  2,  11  (vgl.  c  7,  11):  maiores 
nostri  .  .  .  feminas  .  .  .  voluertmt  in  manu  esse  parentium  fratrum  virorum. 
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keine  andere  als  unhistorische  zur  Erläuterung  des  alten  Rechts«- 
satzes  aufgestellte  Erzählungen  * ;  in  historischer  Zeit  ist  sie  einer* 
seitß  schwerlich  in  voller  Consequenz  angewandt  worden ,  andrer- 
seits hat  man  verhältnissmässig  früh  die  Ehe  auch  ohne  Eintreten 
der  eheherrlichen  Gewalt  zugelassen.  Allerdings  lehnt  an  die 
alte  Sitte  der  spätere  Gebrauch  an  die  Vollstreckung  der  über 
eine  Frau  von  Staatswegen  verhängten  Bestrafung  dem  Ehemann 
oder  den  Verwandten  zu  übertragen*  und  in  gleicher  Weise  die 
in  der  Kaiserzeit  begegnende  gleichartige  Delegation  selbst  der 
ürtheilsfillung  in  solchen  Prozessen  von  Seiten  der  befreiten 
höchsten  Gerichte®.  Aber  wenn  in  der  geschichtlichen  Zeit  die 
häusliche  Strafgewalt  über  die  Weiber  im  übrigen  bei  den  Römern 
ein  verschollenes  Institut  geweseü  ist,  so  ist  die  Gewalt  des  Vaters 


'  Den  EgDatius  Mecennius,  welcher  seine  Frau  wegen  unerlaubten  Wein- 
trinkens  mit  einem  Enittel  erschlagen  hat,  spricht  König  Romulus  frei  (Yalerius 
Max.  6,  3,  9;  Plinius  h.  n.  14,  13,  89-,  Tertullian  apol.  6;  Servias  zur  Aen.  1,  737; 
Tendlgemeinert  Dion.  2,  25;  Polybius  6,  IIa,  4  [2,  5]).  Diese  Efz&hlung  soll  wohl 
die  ursprOngllch  dem  Ehemann  zustehende  Gewalt  Über  Leben  und  Tod  der 
Ehefrau  erläutern.  Wegen  eines  ähnlichen  Vergehens  wird  eine  Frau  von  den 
Ihrigen  (sui)  zum  Hungertod  verurtheilt  (Fabius  bei  Plinius  a.  a.  0.). 

'  Livins  89,  18,  6  (=  Yal.  Max.  6,  3,  7):  muUeres  damnatas  cognatis  aut  in 
quorum  manu  essent  tradebant,  ut  ipsi  inprivato  animadverterent  in  eas;  st  nemo 
erat  idonetis  supplicii  exactor,  in  pvhlico  animadvertehatur.  Bei  dem  Protest 
ans  dem  J.  602/152  (Liv.  ep.  48):  Pudlüia  et  Licinia  ....  quae  viros  stios  con- 
9uiare8  neeasse  insimtdabantur,  cogmta  causa  cum  prctetori  (in  Vertretung  der 
CoDsuln)  praedes  vades  dedissent,  cognaJtorum  decreto  necaiae  swnt,  scheint  das 
ürtheil  von  den  Familien  gefällt  zu  sein  (wie  auch  Val.  Max.  6,  3,  8  die  Erzählung 
ge£i88t  hat :  non  .  .  .  pyiavenmt  .  .  .  longum  publicae  quaestionis  tempus  ex- 
peetcmdtm)',  aber  es  ist  ein  staatlicher  Griminalprozess,  dem  damit  ein  Ende  ge- 
macht wird.  In  einem  unter  Tiberius  vor  dem  Senat  geführten  Prosess  (Tacitus 
aon.  2,  50:  adütterii  graviorem  poenam  deprecatus ,  ut  eaxmplo  maiorum  <  a>  pro- 
jEn'figuis  8ui8  ultra  ducentesimum  lapidem  removeretur,  stiastt)  ordnet  der  Senat 
die  Ausweisung  an,  indem  er  deren  Vollstreckung  den  Verwandten  aufträgt  Die 
vage  Bezeichnung  der  propinqtU  (vgl.  S.  26)  schliesst  die  Anknüpfung  an  die 
Geschlechtstntel  ans. 

'  Sneton  Tib.  35 :  matronas  prostraiae  pudicitiae,  quibus  accusator  publiei^ 
deesset,  ut  propinqui  more  maiorum  de  communi  sententia  coercerent  auctor  fuit. 
Das  eigentliche  Criminalverfahren  war  also  auch  der  sittenlosen  Frau  gegenüber 
Regel  und  nur,  wo  dies  versagte,  wird  die  Familie  vom  Kaiser  zum  Einschreiten 
veranlasst  Der  Prozess  gegen  eine  vornehme  Frau  wegen  Religionsfrevels  unter 
Nero  (Tacitas  ann.  13,  32:  Pomponia  Graecina  ....  superstitionis  easiemae  rea 
mariti  iudicio  permissa,  itaque  prisco  instituto  propinquis  coram  de  capite  famaque 
coniugis  cognovit  et  insontem  pronuntiavit)  wird  nur  im  Wege  der  Delegation  von 
Seiten  des  Senats  durch  den  Eheherm  entschieden. 

2* 


20  EIrstes  Buch.    Das  Wesen  und  die  Grenzen  des  Strafrechts. 

ttber  die  Haustochter  auch  später  noch  ausgeübt  worden  ^  und  vor 
allem  die  pontificale  über  die  vestalische  Jungfrau  nicht  bloss  bis 
hinab  auf  die  Annahme  des  Christenthums  als  Staatsreligion 
rechtlich  und  thatsächlich  anerkannt  geblieben',  sondern  auch 
im  Fall  der  Unzucht  wesentlich  erweitert  worden  durch  die 
Erstreckung  des  Verfahrens  auf  den  mitschuldigen  Mann,  so 
dass  in  diesem  Ausnahmefall  allerdings  die  Hauszucht  sich  zu 
einem  förmlichen  Rechtsverfahren  umgestaltet,  wobei  der  Ober- 
pontifex  in  der  Form  des  ältesten  magistratischen  Strafprozesses, 
berathen  durch  seine  CoUegen,  aber  beschränkt  weder  durch  die 
Comitien  noch  durch  Geschworne,  Gewalt  hat  über  Leben  und 
Tod.  Es  ist  nicht  ausgemacht,  dass  diese  anomale  Ausdehnung 
des  Pontificalgerichts  auf  älteste  Ordnungen  zurückgeht ;  vielleicht 
beruht  dieselbe  auf  relativ  späten  Volksschlüssen®. 

Dass  die  regelmässige  Hauszucht,  wie  sie  gegen  Unfreie  und 
Hauskinder  geübt  wird,  nichts  ist,  wie  gesagt,  als  Ausübung  des 
dem  Eigenthümer  zukommenden  Hechts  und  keineswegs  als  Straf- 
recht betrachtet  werden  darf,  zeigt  sich  in  dem  Fehlen  der  recht- 
lichen Festigkeit  theils  des  Delicts,  theils  der  Strafe,  theils  des 
Prozesses ;  für  sie  alle  giebt  es  keine  Begrenzung  als  im  einzelnen 
Fall  die  Willkür. 

Deiicte.  Es  fehlt  bei   der  Hauszucht  nicht  das  Delict,   aber  dessen 

rechtliche  Fixirung.  Der  Hausherr  kann  einschreiten  wegen  jeder 
das  Staatsgesetz  verletzenden  Handlung  der  hausunterthänigen 
Person,  wegen  eines  öffentlichen  Delicts  sowohl*  wie  wegen  eines 


^  Capitalsentenzen  der  Väter  gegen  unkeusche  Töchter :  Val.  Max.  6,  1,  3.  6. 

'  Gleich  den  Prodigien  verzeichnen  die  Annalen  die  über  die  vestalischen 
Jungfrauen  wegen  Verletzung  der  Keuschheit  yerhängten  Todesurtheile  mit  besonderer 
Sorgfalt  Abgesehen  von  der  unter  Tarquinius  Priscus  berichteten  Verurtheilung 
der  Vestalin  Pinaria  (Dion.  3>  67)  ist  der  älteste  geschichtliche  Fall  der  Art  der 
Prozess  der  Opimia  oder  Oppia  im  J.  271/483  (Liv.  2,  42;  Dion.  8,  89),  der  nam- 
hafteste der  wegen  seiner  prozessualischen  Behandlung  weiterhin  noch  zu  er- 
wähnende vom  J.  640/114.  In  der  Eaiserzeit  haben  derartige  Capitalverurtheilungen 
stattgefunden  unter  Domitian  (Sueton.  Dom.  2;  Plinius  ep.  4,  11;  Dio  67,  3), 
CaracaUa  (Dio  77,  16;  Herodian  4,  6),  ja  noch  am  Ende  des  4.  Jahrh.  (S.  24  A.  3). 

■  Festus  p.  241  nach  Cato:  probrum  virginis  VesUüis  ut  capite  puniretur, 
vir  qui  eam  incestavisset  verberibtis  necaretxir,  lex  fixa  in  atrio  Libertatis  cum 
muUis  aliis  legibus  consumpta  est.  Der  Ausschluss  der  Provocation  für  den  Mann, 
da  die  Frau  ohnehin  nicht  provociren  konnte,  kann  auf  diesen  Volksschluss  zurück- 
geführt werden.  In  den  annalistischen  Erzählungen  freilich  erstreckt  sich  das 
Verfahren  von  Haus  aus  auf  beide  Theile. 

^  8p.  Cassius  wird  wegen  Perduellion  nach  der  jüngeren  Version  (Plinius 
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privaten,  aber  nicht  minder  einschreiten  wegen  jeder  durch  das 
Staatsgesetz  nicht  verbotenen  Handlung.  Vom  sittlichen  Stand- 
punkt aus  mag  man  das  Einschreiten  gegen  Verbrechen,  das  Ein- 
schreiten zum  Zweck  der  Erziehung^  und  der  guten  Hausordnung*, 
das  Einschreiten  aus  reiner  Willkür  und  Herrengrausamkeit  unter- 
scheiden; rechtlich  tritt  die  Hauszucht  ein,  weil  es  dem  Herrn 
also  beliebt.  Vor  allem  wird  durch  dieselbe  das  staatliche  Straf- 
recht ergänzt,  was  namentlich  für  die  Anfänge  der  staatlichen 
Entwickelung  in  Betracht  konmit.  Von  den  beiden  grossen  und 
scharf  getrennten  Kreisen,  welche  das  Strafrecht  in  sich  schliesst, 
dem  Einschreiten  der  Magistratur  von  sich  aus  wegen  Verletzung 
des  Gemeinwesens  und  dem  Einschreiten  derselben  wegen  Ver- 
letzung des  Einzelnen  auf  Antrag  des  Geschädigten,  ist  der  zweite 
zweifellos  erst  später  gestaltet  worden;  es  wird  eine  Epoche  ge- 
geben haben,  in  welcher  der  Ueberläufer,  der  Feige,  der  Landes- 
verräther bestraft  wurde,  dagegen  bei  Schädigung  des  Einzelnen 
die  Vergeltung  dem  Geschädigten  selbst  und  den  Seinigen  anheim- 
gesteltt  war.  Aber  in  dieses  Gebiet  griff,  insoweit  der  Thäter 
hausunterthänig  war,  von  jeher  das  Herrenrecht  ein:  in  Er- 
mangelung eines  staatlichen  Verfahrens  war  jeder  Hausherr  in 
der  Lage  dem  Verletzten  die  gebührende  Vergeltung  zu  schaffen 
und  dadurch  sich  und  seine  Habe  vor  der  rächenden  Selbsthülfe 
des  Verletzten  zu  schützen.  Daraus  stammen  ohne  Zweifel  die 
oben  (S.  8  fg.)  erörterten  uralten  Ordnungen  der  Noxa,  insbesondere 


h.  D.  34,  4,  15;  Yal.  Max.  5,  8,  2;  Liv.  2,  41;  Dion.  8,  79;  ygl.  röm.  Forsch.  2, 
176)  Tom  Vater  mit  dem  Tode  bestraft  Die  Hinrichtung  eines  Genossen  Catilinas 
nach  dem  Spruch  des  Vaters  berichten  Sallust  Cat  39;  Dio  37,  36;  Val.  Max. 
8,  8,  5.  Seneca  de  dem.  1,  15:  Tarius  . .  •  füium  deprehensum  inparricidio  exilio 
äamnavit  causa  cogniia.  Einen  ähnlichen  FaU  betreffend  den  L.  Gellius  Censor 
682/72  berichtet  Val.  Max.  5,  9,  1.  —  Die  Hinrichtung  der  Söhne  des  Brutus 
durch  diesen  als  ersten  Consul  gehört  nicht  hierher. 

^  Dies  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Züchtigungsrecht  des  Erziehers  und 
überhaupt  der  zur  Erziehung  berufenen  Verwandten,  der  emendatio  propinquorum 
(C.  Th.  9, 13, 1  «>  Just  9,  15,  1).  Dies  hat  mit  der  Hausgewalt  nichts  zu  thun  und 
kommt  im  Strafrecht  nur  insofern  in  Betracht,  als  hier  bei  Handlungen,  die  sonst 
als  miuria  anzusehen  sein  würden,  mit  der  Absicht  auch  die  Strafe  dieses  Delicts 
wegjDült  —  Aehnlich  verhält  es  sich  auch  mit  der  eheherrlichen  Strenge  {maritalis 
distridio:  Cassiodor  var.  5,  32)  der  späteren  Zeit;  die  Hauszucht  im  alten  Sinn 
ist  damit  nicht  gemeint. 

*  Dahin  gehört  die  Züchtigung,  welche  der  Oberpontifex  über  die  Vestalin 
verhängt  wegen  Vernachlässigung  des  Vestafeuers  oder  anderer  geringerer  Ver- 
gehen (liv.  28,  11,  6;  Val  Max.  1,  1,  6;  Festus  ep.  p.  106  ignis  Vestae;  Plutarch 
Kam.  10). 
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dia  folgenreicbe  Kegel,  dass  bei  der  von  einer  h^usuntertbänigen 
Person  eipem  Dritten  zugefügten  Schädigung  der  Hausherr  ent^ 
veder  im  Wege  des  Vergleichs  Ersatz  zu  leisten  od^r  den  Frevler 
dem  Geschädigten  zu  eigen  zu  geben  gehalten  ist.  Dies  auf  Mord, 
Diebstahl,  Sachbeschädigung  glßichmässig  4inwepdbare  Verfahren 
ist  Icein  Strafprozess ,  aber  sicher  vorbildlich  gewesen  far  das 
Privatdelict :  es  tritt  dies  in  den  Strafprozess  ein,  indem  bei  dem 
Frevel  des  Unfreien  der  Hausherr  von  Gemeindewegen  zu  dem 
gejswungen  wird,  was  Billigkeit  und  Herkommen  schon  früher 
von  ihm  forderten  und  bei  dem  Frevel  des  Vollfreien  der  St^at 
diesen  ähnlich  behandelt  wie  der  Hausherr  den  frevelnden  Un- 
freien. Selbstverständlich  trat  mit  dem  staatlichen  Einschreiten  bei 
dem  Privatdelict  bei  diesem  die  Hauszucht  zurück,  ohne  doch  ihre 
Anwendbarkeit  auf  das  Delict  des  Hausunterthänigen  zu  verlierend 
Bis  in  die  späteste  Zeit  hat  bei  den  Delicten,  welche  von  der 
hausunterthänigen  Person  gegen  den  Hausherrn  selbst  oder  eine 
in  dessefn  Gewalt  stehende  Person  begangen  wurden,  so  weit 
dieselben  nicht  in  das  öffentliche  Strafrecht  hipeingezogen  werden ', 
es  eine  eigentliche  Rechtshülfe  nicht  gegeben,  da  die  Bedingung 
des  Privatprozesses,  das  Vorhandensein  der  Parteien,  hier  versagt , 
sopdern  lediglich  d^s  Aushülfsmittel  der  das  Strafrecht  ergänzenden 
Hauszucht  ^.  r^  Dfl^s  öffentliche  Recht  hat  namentlich  die  Frauen- 
zucht bis  zum  Ausgang  der  Republik  der  häuslichen  Ordnung 
überlassen,    W^nn   die  Sitte  Geschlecbtsvergehen  bei  dem  Manne 


^  Dass  bei  Anschuldigung  eines  Sclaven  wegen  Mordes  oder  eines  anderen 
Delicts  der  Herr  entweder  selbst  die  Folterung  vornahm  (YaL  Max.  8,  4,  1)  oder 
deren  Vornahme  dem  Geschädigten  gestattete  (Dig.  47,  10,  15,  34.  42;  Plautus 
most  1086;  Terentius  Hec.  773),  und  wenn  das  Verbrechen  erwiesen  seinen,  die 
Dedition  vollzog  (Val.  Max.  a.  a.  0.),  geschah  auch  später  häufig  ohne  gerichtliche 
Intervention,  da  der  Herr  es  vorzog  freiwillig  zu  thun,  wozu  er  gezwungen 
werden  konnte. 

*  Pfk  bei  4er  öffentlichen  Klage  im  Jlechtssinn  die  Gremeinde  klagt,  so  kann 
hier  wie  jeder  andere  auch  der  Herr  gegen  ^en  Sclaven  als  Ankläger  auftreten, 
ua4  1)6^  <i^  Ehßbruchsklage  kommt  dies  praktisch  vor  (Pig.  48,  2,  5).  Dass  der 
Qerr  seinen  Sclaven  vor  den  Sta^tpräfecten  citirt  (Dig.  1,  12,  1,  5i),  gehört 
^llßrdings  dem  spätereii  Umsichgreifen  der  öffentlichen  Coercition  an. 

'  Ulpian.  Dig.  47«  2,  16.  17  pr.:  aervi  et  fUü  nostri  furtum  qmdem  nobift 
faciunt,  ipsi  autem  furti  non  tenentwr;  neque  enim  qui  potest  in  furem  staiuere 
ne^ase  habet  adver$u8  furetn  Utigare:  iddrco  nee  actio  ei  a  veteribus  prodita  est, 
Dig,  25,  2,  1.  Inst.  4,  1, 12.  Der  Belege  fUr  derartige  Anwendung  der  Hauszucht 
be4arf  es  nicht,  Unters^phung  mit  Anwendung  der  Folter  wird  erwähnt  Pig. 
9,  2,  23,  4. 
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wenig  achtete,  so  war  sie  um  so  strenger  fainsichtlich  der 
Eeosehheit  der  Frauen,  und  das  republikanische  Strafrecht  hat 
den  Verstoss  dagegen  nur  desshalb  ignorirt,  weil  dafür  die 
Hauszucht,  in  älterer  Zeit  ohne  Zweifel  auch  des  Eheherm,  vor 
allem  aber  die  des  Vaters  eintrat.  Das  Verfahren  gegen  die 
unkeusche  Vestalin  ist  wohl  nur  die  Anwendung  des  gegen  die 
nnkeusche  Haustochter  üblichen  auf  die  Haustochter  der  Ge- 
meinde. Bei  dem  späteren  Verfall  der  Hauszucht  und  schliesslich 
ihrem  yölligen  Versagen  hat  Augustus  das  staatliche  Einschreiten 
gegen  Adulterium  und  Stuprum  an  ihre  Stelle  gesetzt. 

Es  fehlt  femer  bei  der  Hauszucht  ein  rechtlich  fixirter  Begriif  stnrffomen. 
der  Strafe,  das  feste  Correlatverhältniss  zwischen  der  That  und 
ihrer  Vergeltung.  Ausser  der  Hinrichtung  und  der  Züchtigung  spielt 
bei  dem  Hausgericht  nicht  bloss  über  Unfreie*,  sondern  auch  über 
Freie  *  und  Freigelassene  (S.  18  A.  2)  die  Relegation  aus  Rom  eine 
hervorragende  Rolle ,  während  das  ältere  staatliche  Strafrecht  die- 
selbe nicht  kannte  und  sie  erst  in  der  Kaiserzeit  aus  der  Haus- 
zncht  in  dieses  übernommen  worden  ist.  Geldstrafen  sind  aus- 
geschlossen, da  wer  in  der  Gewalt  steht,  im  Rechtssinn  kein  Vermögen 
haben  kann;  thatsächlich  ist  ohne  Frage  häufig  auf  das  Peculium 
gegriffen  worden,  namentlich  dann,  wenn,  wie  bei  der  Vestalin,  dies 
dem  Vermögen  genähert  war.  Normen  für  Strafart  und  Strafmass 
hat  es  nicht  geben  können.  Nach  der  Anlage  der  Hauszucht  kann 
der  schlimmste  Frevel  ungesühnt  bleiben,  das  geringfügigste  Ver- 
gehen die  schwersten  Folgen  nach  sich  ziehen,  ja,  wo  jedes  Ver- 
gehen mangelt,  die  reine  Willkür  schalten.  Ein  derartiges  Ver- 
halten wird  nur  insofern  getadelt,  als  es  nicht  zu  billigen  ist  sein 
Eigenthum  zu  missbrauchen®.     Diese  mit  erschreckender  Folge- 


'  Nichts  ist  gewöhnlicher  als  die  strafweise  Versetzung  des  Sclaven  aus  der 
{amiUa  urhana  in  die  famüia  rtisiica  (Dig.  28,  5,  85,  B;  Marquardt  Handb.  7,  179). 

'  Diese  Relegation  wird  erwähnt  in  den  Fällen  des  Sohnes  des  L.  Manlius 
Dictators  8917868  (Liv.  7,  4,  Cicero  de  off.  8,  81,  112;  Val.  Max.  5,  4,  8.  6,  9,  1 ; 
Appian  Sanrn.  2;  viri  iU.  28;  Senecade  benef.  8,  87);  des  Q.  Fabius  (S.  25  A.  1); 
des  Tarius  Rnfas  (Seneca  de  dem.  1,  15:  moUissimo  genere  poencie  contentum  esse 
ddfere  patrem  .  .  .  debere  iHurn  ab  urbe  .  .  .  submoveri);  auch  Cicero  pro  Sex. 
Rosdo  15,  42  gehört  hierher.  Die  Relegationen,  die  Augustus  über  seine  Tochter 
und  seine  Enkelin  verhängte  (Sueton  Aug.  65  und  sonst),  sind  ebenfalls  eher  auf 
das  Haasrecht  zarückznftQiren  als  auf  die  aufserordentliche  kaiserliche  Straf- 
gewalt —  Gleichartig  ist  die  Einsperrung  des  Enkels  Drusus  in  das  Souterrain 
des  Kaiserpalastes  durch  Tiberius  (Sueton  Tib.  54). 

'  Die  Beschränkung  des  Herrenrechts  über  die  Sclaven  motivirt  also  noch 
Gains  (1,  58):  moUe  nostro  iure  uti  non  debemus,  qua  ratione  et  prodigis  tnterddcitur 
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richtigkeit  durchgeführte  Auffassung  der  Hauszucht  hat,  abgesehen 
von  dem  Eingreifen  der  oben  ausgeführten  Frauenemancipation, 
in  republikanischer^ Zeit  keine  wesentliche  Milderung  erfahren*: 
ja  die  Behandlung  des  Keuschheitsfrevels  der  Vestalin  als  eines 
todeswürdigen  Verbrechens  inmitten  einer  in  dissoluter  Frauen- 
unzucht kaum  wieder  erreichten  Epoche  ist,  der  entsprechend  ge- 
steigerten Gottesfurcht  angemessen ,  späterhin  eher  geschärft 
worden  als  gemildert^.  In  der  Kaiserzeit  wird  allerdings  die  im 
Wege  der  Hauszucht  verfügte  Hinrichtung  allmählich  beschränkt, 
wie  dies  im  vierten  Buch  bei  dem  Mord  näher  auseinander  gesetzt 
werden  wird:  seit  Kaiser  Claudius  ist  die  grundlose  Tödtung  des 
Sclaven,  seit  Constantin  die  aussergerichtliche  Tödtung  des  Haus- 
sohns  wie  des  Sclaven  unter  den  Mordbegriff  gezogen.  Auch  das 
Pontificalgericht  hat  die  Gewalt  über  die  Vestalinnen  und  deren 
Mitschuldige,  wenn  auch  erst  in  nachconstantinischer  Zeit,  insofern 
eingebüsst,  als  nach  Untersuchung  des  Frevels  durch  das  Collegium 
für  die  Vollstreckung  der  Strafe  die  Staatsgerichte  angerufen 
wurden^.  Aber  keineswegs  ist  damit  die  Hauszucht  in  ein  Haus- 
gericht verwandelt;  nach  wie  vor  entscheidet  die  Willkür,  wenn 
sie  auch  nicht  mehr  berechtigt  ist  unbedingt  zu  dem  Aeussersten 
zu  schreiten*. 


bonorum  suorum  administratio  und  sogar  Justinian  (Inst.  1,  8,  2):  expedit  rei 
piiblicae,  9ie  quts  re  sua  nmle  utatur. 

^  Von  censorischem  Tadel  wegen  Misshandlung  der  Sclaven  wird  gesprochen 
(Dionys.  20,  5;  St  R.  2,  881);  aber  Belege  fehlen,  schwerlich  zufällig.  Die  Störung 
eines  Volksfestes  durch  öffentliche  Schaustellung  eines  verurtheilten  Sclaven  (Cicero 
de  div.  1,  25,  55  und  sonst  oft)  darf  hieher  nicht  gezogen  werden. 

'  Ueber  die  Executionsformen  gegen  die  Vestalin  und  deren  Buhlen  ist  der 
zweite  Abschnitt  des  fünften  Buchs  zu  vergleichen. 

^  Wegen  des  von  einer  albanischen  Vestalin  begangenen  Incestes  stellt  noch 
am  Ausgange  des  4.  Jahrhunderts  das  römische  Pontificalcollegium  die  Unter- 
suchung an,  ruft  dann  aber,  den  Präcedentien  entsprechend  {tibi  actio  de  proximi 
temporis  exeniplo  servata  est),  zur  VoUstreckung  des,  wie  es  scheint,  capitalen 
Spruches  den  Stadtpräfecten  und,  da  dieser  sich  entschuldigt,  weil  er  Rom  nicht 
verlassen  könne,  den  beikommenden  Provinzialstatthalter  an  (Symmachus  ep.  9,  147. 
148,  vgl.  9,  108).  Die  unmittelbare  Ausübung  dieses  Hauszuchtrechtes  ist  also  von 
den  Regierungen  des  4.  Jahrhunderts  dem  Coll^ium  nicht  mehr  gestattet  worden. 

*  Scharf  tritt  dies  darin  hervor,  dass  bei.  der  Beschränkung  und  der 
späteren  Untersagung  der  aussergerichtlichen  Tödtung  des  Sclaven  durch  den 
Herrn  die  durch  die  Züchtigung  herbeigeführte  nicht  beabsichtigte  Tödtung  aus- 
drücklich als  straflos  bezeichnet  wird  (Paulus  Coli,  d,  2,  1;  G.  Th.  9,  12,  1  ■= 
lust.  9,  14,  1). 
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Es  fehlt  endlich  bei  der  Hauszucht  ein  rechtlich  geordneter  8tn^ 
Prozess.  Allerdings  muss  sie  als  Rechtsübung  auftreten  und  ^rf»^««- 
schon  in  republikanischer  Zeit  ist  der  Vater,  welcher  den  Sohn 
in  der  Gewalt  hinterlistig  umbringen  lässt,  als  Mörder  bestraft 
worden  ^.  Aber  eine  feste  Form  für  die  Ausübung  der  Hauszucht 
ist  nirgends  vorgeschrieben  und  widerstreitet  ihrer  Natur.  Sie  ist 
ihrem  Wesen  nach  inquisitorisch,  die  Klagführung  in  der  That  eine 
Denuntiation.  Wie  das  staatliche  Gericht  nothwendig  öffentlich  ist, 
so  wird  bei  der  Hauszucht  der  Spruch  im  Hause  gefällt*,  wofür 
bei  dem  Pontificalgericht  die  Amtswohnung  des  Oberpriesters,  die 
Regia  eintritt^,  und  unterscheidet  sich  dadurch  auch  fonnell  von 
dem  Strafverfahren.  In  wichtigeren  Fällen  freilich,  wozu  das  Ver- 
fahren gegen  Sclaven  nicht  gehört,  wohl  aber  schwere  Anschul- 
digungen gegen  das  Hauskind,  erforderte  nicht  das  Gesetz,  aber 
der  allgemeine  römische  Gebrauch  die  Zuziehung  von  Berathern 
und  eine  vor  diesen  geführte  prozessartige  Verhandlung*. 
Bei  den  Prozessen  der  Vestalinnen  betheiligen  sich  darum  regel- 
mässig sämmtliche    Pontifices;    bei   dem    Capitalverfahren    gegen 


^  Orosius  5,  16:  isdem  temporibus  (J.  649/105 — 651/108)  Q.  Fabius  Maximus 
fMum  8uum  adükscentem  rus  reUgatum  cum  duobus  servis  parricidii  ministris 
interfecit  ipsosqiAe  servos  in  pretium  sceleris  manu  misit:  die  dicta  Cn,  Pompeio 
accusatUe  damnatus  est.  Marcianas  Dig.  48,  9,  5:  dirus  Hadrianus  fertur,  cu7n 
in  venatione  filium  suum  quidam  necavercU,  qui  novercam  adulteräbat,  in  insulam 
eum  deportasscj  qiu>d  latrords  magis  quam  patris  iure  cum  interfecit.  Auf  die 
Enählnng  bei  Dionysius  16,  5  (ygl.  Val.  Max.  6,  1,  9),  dass  wegen  Misshandlung 
eines  in  Schuldknechtschaft  Befindlichen  gegen  dessen  Herrn  von  den  Tribunen 
die  Mordklage  angesteUt  worden  sei,  ist  nicht  viel  zu  geben. 

*  Seneca  de  dem.  1,  15.  Val.  Max.  5,  8,  2,  ebenso  bei  dem  Verfahren  des 
Torquatus  (A.  4). 

'  Plinius  ep.  4,  11.  Dies  schliesst  die  Anwesenheit  von  Zuhörern  nicht  aus 
(Cicero  de  har.  resp.  6,  12). 

*  Val.  Max.  5,  8,  3:  (Torquatus)  cognitione  suscepta  domi  consedit  sölusque 
(S.  26  A.  3)  tUrique  parti  per  totum  hidu/am  vacavit  ac  tertio  plenissime  die  diU- 
geiUissimeque  auditis  testibus  ita  prommtiavit  Das  lebendigste  Bild  eines  solchen 
Hausgerichts  giebt  Josephus  ant  16,  861—872  (c  11,  2.  8),  beU.  1,  535—548 
(c  1,  2.  3)  in  der  Schilderung  des  auf  Augustus  Kath  nach  römischem  Muster  von 
König  Herodes  über  seine  Söhne  abgehaltenen  Blutgerichts,  in  dem  gegen  hundert- 
andfnn&ig  Personen,  darunter  die  Verwandten  des  königlichen  Hauses  und  die 
Tomehmsten  römischen  Offiziere  sitzen  und  stimmen.  Aehnlich  verl&uft  das  Con- 
silium  des  L.  Tarius  Rufus  über  dessen  Sohn,  in  dem  auch  Augustus  sitzt  und 
schriftlich  abgestimmt  wird  (Seneca  de  dem.  1,  15.). 
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Frauen*  und  dem  gegen  Hauskinder*  werden  die  Verwandten 
und  die  Hausfreunde,  zuweilen  auch  ferner  stehende  angesehene 
Männer  zugezogen.  Die  Entscheidung  fällt,  wie  bei  jedem  frei- 
willig zugezogenen  Consilium,  nach  Anhörung  der  Berather,  in 
dem  Prozess  der  Vestalin  der  Oberpontifex ,  in  dem  Verfahren 
gegen  Frauen  und  Hauskinder  der  Hausherr*.  Es  ist  daher  nur 
folgerichtig,  dass  der  in  dieser  Weise  gefällte  Spruch  nicht 
im  Rechtssinn  als  Urtheil  gilt,  also  auch  eine  derartige  Frei- 
sprechung der  Anstellung  eines  staatlichen  Criminalverfahrens  nicht 
im  Wege  steht*. 


^  Dionys.  2,  25:  ravTa  ^k  ot  ovyyivcTg  fjeTu  toO  dvägog  (SUaCov.  Plinius  14, 
18,  89:  meUronam  . . . .  a  suis  inedia  mari  coactam.  Vgl.  Liv.  ep.  48:  cognatormn 
{propinquorum  Val.  Max.  6,  8,  8)  decreto.  Saeton  Tib.  35:  ut  propinqui  more 
maiorum  de  commimi  senteniia  coercerent,  Tacitus  ann.  2,  50  (S.  19  A.  2). 
18,  82  (A.  8). 

■  Val.  Max.  5,  8,  2:  adhibito  propinquorum  et  amicorum  consHio.  Ders.  5, 
9,  1:  pciene  universo  senatu  adhibito  in  consüium. 

'  Tacitus  ann.  18,  82:  isque  prisco  more  propinquis  coram  de  capite  famaque 
coniugis  cognovit  et  insontem  pronuntiavit.  Val.  Max.  5,  9,  1:  absolvii  eum  cum 
consüii  tum  etiam  sua  sententia.  Das  Verfahren  des  T.  Manlius  Torquatus  Con- 
suls  589/165  gegen  seinen  nicht  mehr  in  der  Gewalt  stehenden  Sohn  wegen  £Ir- 
pressung  (Cicero  de  fin.  1,  7,  24;  Livius  ep.  54;  Val.  Max.  5,  8,  3)  ist  nicht  eigent- 
lich Hauszucht,  da  dem  Vater  die  Gewalt  fehlt,  und  läuft  auch  nur  aus  auf  Tadel 
des  unehrenhaften  Verhaltens,  der  den  Sohn  in  den  Tod  treibt.  Aber  der  Sache 
nach  ist  es  dem  Hausverfahren  gleichartig,  und  wie  Torquatus  den  Spruch  föllte 
ohne  Zuziehung  des  consilium  necessariorum  (Val.  Max.  a.  a.  0.),  wird  auch  bei 
diesem  dasselbe  jedem  Hausherrn  freigestanden  haben. 

*  Dies  zeigt  der  Prozess  gegen  die  Vestalinnen  vom  Jahre  640/114. 


Dritter  Abschnitt. 

Kriegsrechi 


Die  römische  Bechtswissenschaft  geht  aus  von  der  Yollgewalt  Kriegs-  una 
der  Magistratur.  Nach  dieser  Auffassung  schaltet  ursprünglich  ^|J"'" 
der  einheitliche  und  lebenslängliche  Gemeindeherr,  der  Herrscher 
{rex)  mit  gleichmässig  unbeschränkter  Machtvollkommenheit  hin- 
sichtlich der  sacralen,  der  militärischen  und  der  bürgerlichen  Ver- 
fehlungen sowohl  innerhalb  wie  ausserhalb  der  Stadtmauern  und 
besteht  rechtlich  kein  Unterschied  weder  zwischen  den  verschiedenen 
Gattungen  der  Unrechtfertigkeit  noch  zwischen  Friedensstand  und 
Kriegsstand.  Er  stellt  wohl  Gesetze  auf,  welche  die  Gemeinde- 
angehörigen  binden,  aber  ihn  selber  und  seine  Nachfolger  binden 
sie  nicht.  Verbrechen  ist  die  Handlung,  die  der  König  ahndet, 
Strafe  das  Uebel,  welches  er  einer  Person  zufügt.  Wenn  das  Her- 
kommen in  beiden  Beziehungen  Schranken  setzt,  so  ist  auch  deren 
Einhalten  königliche  Willkür;  die  Gemeindeordnung  weist  keinen 
Weg  den  Unschuldigen  der  Bestrafung  zu  entziehen,  die  der  Sitte 
zuwiderlaufende  Strafgattung  zu  verhindern.  Ein  formales  Er- 
mittelungsverfahren bei  erhobeper  Anschuldigung  besteht  nicht; 
der  König  ist  befugt  jeden  Rechtshandel  zu  untersuchen  und  zu 
entscheiden  und  ebenso  befugt  die  Untersuchung  und  die  Ent- 
scheidung einem  Vertreter  zu  übertragen.  Berufung  an  die  Ge- 
samnutheit  der  Bürgerschaft  nach  gefälltem  Straferkenntniss  kann 
stattfinden,  aber  nur  wenn  der  König  sie  zulässt.  Delict,  Strafe, 
Prozesa  giebt  es  in  dem  Gemeinwesen  wohl  im  factischen,  aber 
nicht  im  Rechtssinn.  Aus  dieser  Vollgewalt  ist  dann,  insonderheit 
durch  die  Scheidung  des  städtischen  und  des  Kriegsregiments  und 
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durch  Abminderung  der  magistratischen  Befugniss  in  dem  ersteren 
Kreis  die  spätere  Staats-  und  Strafordnung  hervorgegangen. 

Als  geschichtliche  Ueberlieferung  kann  diese  Rechtsconstruction 
selbstverständlich  nicht  angesehen  werden.  Sie  ist  hervorgegangen 
einerseits  aus  der  Uebertragung  der  Hauszucht  auf  die  Staats- 
ordnung, indem  König  und  Bürgerschaft  geglichen  werden  mit  dem 
Hausherrn  und  den  Ha:usunterthänigen ,  andrerseits  aus  der  Ver- 
allgemeinerung des  späteren  Kriegsrechts.  Schwerlich  trifft  sie 
der  Sache  nach  vollständig  das  Richtige.  Vielmehr  ist  die  Schei- 
dung der  magistratischen  Gewalt  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Mauern  vermuthlich  so  alt  wie  diese  Mauern  selbst  und  hat  die 
ursprüngliche  Herrschergewalt  sich  wesentlich  auf  den  letzteren 
Kreis  beschränkt,  während  innerhalb  der  Mauern  die  Herrenlosig- 
keit  überwog  und  jeder  Hausherr  zunächst  auf  sich  und  die  Seinigen, 
also  auf  die  Selbsthülfe  angewiesen  war.  In  vollem  Umfang  frei- 
lich ist  diese  Herrenlosigkeit  mit  der  Perpetuität  des  Gemeinwesens 
unvereinbar,  und  lediglich  eine  Herzogstellung  wird  dem  römischen 
König  nicht  zugewiesen  werden  dürfen.  Die  Gemeindegenossen 
fanden  sich  zusammen,  um  den  fremden  Vergewaltiger  mit  ver- 
einigten Kräften  zurückzuwerfen  und  halfen  einander  auch  bei 
Hausbränden;  für  jene  Abwehr  und  diese  Hülfe  setzten  sie  sich 
einen  Vormann.  Es  ist  ein  weiter  Weg  von  diesem  ursprünglichen 
Gemeinwesen,  wonach  der  Gemeindeherr  die  Bürger  vor  die  Mauern 
führt,  um  Räubern  zu  wehren  oder  selber  zu  rauben  und  im  Mauer- 
ring bei  Feuersgefahr  auf  der  Brandstätte  erscheint,  bis  zu  der 
heutigen  Staatsentwickelung  mit  der  staatlichen  Erziehung  jedes 
einzelnen  Bürgers  zum  WaflFenhandwerk  und  dem  gewaltigen  Ge- 
danken der  Gesammtbürgschaft  für  alles  dem  Einzelnen  be- 
gegnende Leid  und  Elend;  ein  weiter  Weg,  wie  von  den  zwölf 
Bütteln  des  römischen  Oberbeamten,  welche  ihm  die  Strasse  frei- 
halten, zu  den  ständigen  Armeen  der  Jetztzeit.  Aber  diesen 
weiten  Weg  ist  auf  den  Spuren  des  römischen  Gemeinwesens  die 
staatliche  Entwickelung  gegangen. 

Wenn  also  die  Magistratur  von  Haus  aus  gedacht  werden 
darf  als  der  Gesammtheit  der  Bürgerschaft  unterworfen,  so  kommt 
diese  Unterwerfung  hauptsächlich  im  Friedensstand  zur  Geltung; 
hier  hat  das  Gesetz  wohl  von  je  her  den  Magistrat  gebunden  und 
ist  damit  für  Delict,  Prozess,  Strafe  der  Boden  geschaifen.  Aber 
die  Auffassung  der  Magistratur  als  unbeschränkten  Willkür- 
regiments hat  allerdings  neben  der  Rechtsordnung  Geltung  gehabt 
im   Kriegsstand.    Diese  Willkür  selbst    ist    der    Gegensatz    der 
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Rechtsordnung  und  systematischer  Darstellung  nicht  föhig,  wenn- 
gleich das  Herkommen  ihr  in  dem  kriegsrechtlichen  Verfahren  eine 
gewisse  äusserliche  Form  gegeben  hat;  es  gilt  in  dieser  Hinsicht 
von  ihr  dasselbe,  was  wir  bei  der  Hauszucht  ausgeführt  haben. 
Aber  es  ist  erforderlich  dasjenige  Gebiet  zu  bezeichnen,  in 
welchem  diese  Willkür  schaltet  und  somit  die  Grenzen  festzustellen, 
innerhalb  deren  es  ein  römisches  Strafrecht  nicht  giebt. 

Ausserhalb  der  Stadtmauern  ist  der  Kriegszustand  rechtlich  KriegarMiit 
permanent,  einerlei  ob  wirklich  Krieg  geführt  wird  oder  nicht,,,,  *" 

.  Allgemaiiieii. 

und  übt  der  Magistrat,  das  heisst  hier  der  Feldherr  diejenigen  Be- 
fugnisse aus,  welche  das  Commando  fordert.  Dem  Kriegsrecht 
untersteht  zunächst,  wer  in  römischem  Heerdienst  steht,  aber 
rechtlich  vielmehr  jedermann  ohne  Unterschied  des  Personalrechts  ^ 
Die  Erstreckung  der  Lagerzucht  auf  die  nicht  im  Dienst  stehenden 
Italiker  und  Provinzialen  ist  rechtlich  die  Quelle  desjenigen  Miss- 
brauchs der  Beamtengewalt,  welchen  insbesondere  die  späteren 
Jahrhunderte  der  Republik  uns  in  beispielloser  Entsetzlichkeit 
vorführen^.  Die  sogenannte  senatorische  Gerichtsbarkeit  der  re- 
publikanischen Zeit  über  die  italischen  Gemeinden  ist  in  der  That 
nichts  als  die  Handhabung  des  Kriegsrechts  durch  die  römischen 
Imperienträger  ausserhalb  der  Stadtmauern,  in  der  späteren 
Republik  factisch  gebunden  durch  die  Mitwirkung  des  Senats.  In 
erster  Reihe  richtet  sie  sich  gegen  die  Unbotmässigkeit  der 
nominell  mit  Rom  verbündeten,  der  Sache  nach  von  Rom  ab- 
hangigen Gemeinden  und  gegen  jeden  Versuch,  sich  dieser  Ab- 
hängigkeit zu  entziehen;  aber  formell  unbegrenzt  wie  sie  ist, 
werden  auch  andere  Delicto,  namentlich  die  den  öffentlichen 
Frieden  über  die  einzelne  Gemeinde  hinaus  gefährdenden  Massen- 
verbrechen, Banditenwesen  und  Giftmischerei  diesem  kriegsrecht- 
lichen Verfahren  unterworfen.  Collisionen  dieses  Einschreitens 
der  römischen  Behörde  mit  den  verbrieften  Rechten  der  italischen 


^  üeber  die  Handhabung  des  Kriegsrecbts  gegen  die  nicht  im  Heer  dienenden 
Personen  ist  im  folgenden  Abschnitt  bei  der  Coercition  und  hinsichtlich  der  Judi- 
cation  im  zweiten  Abschnitt  des  folgenden  Buches  gehandelt. 

^  Unter  dem  Jahre  581/173  berichtet  als  erstes  Beispiel  der  Misshandlung  der 
römischen  Bnndesangehörigen  Livius  42,  1 :  (constd)  ircUits  Fra/enesUnis  ....  litteras 
Praeneste  mmt,  ut  sibi  nutgistratus  obviam  exiret,  locum  publice  pararet  t^ 
deverteretwr  iumentaque  cum  exiret  inde  praesto  essent.  Gleichzeitige  noch 
empörendere  Misshandlungen  werden  erwähnt  in  der  Rede  des  C.  Gracchus  bei 
GeUius  10,  8,  8.  5.  17.  Römische  Bürger  in  gleicher  Weise  zu  behandeln  verbot 
dem  Magistrat  das  Gesetz  ebenso  wenig,  wohl  aber  die  in  dieser  Epoche  wohl 
begründete  Rücksicht  auf  die  tribnnidsch-comitiale  Controle. 
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Gemeinden  haben  nicht  ausbleiben  können,  gehören  aber  nicht  in 
das  Strafrecht,  sondern  in  das  Staatsrecht  und  die  Geschichte. 
Weiter  ruht  die  gesammte  Provinzialverwaltung,  nicht  ausschliess- 
lich, aber  wesentlich  mit  auf  dieser  Handhabung  des  Kriegca*echts. 
Hier  indess  soll  nicht  von  der  Anwendung  desselben  ausserhalb  des 
Heerdienstes  die  Rede  sein,  sondern  von  der  unmittelbar  mit  der 
Heerführung  verknüpften  gegenüber  den  dienstthuenden  Soldaten. 
Bei  dieser  entscheidet  das  Bedürfniss  der  Lagerzucht  (disctplma). 
Diese  kann  billig  oder  unbillig  ausgeübt  werden,  aber  nach  Recht 
und  Unrecht  wird  nicht  gefragt.  Also  stellen  für  Delict,  Strafe 
und  Prozess  sich  hier  Normen  ein,  welche  denen  des  eigentlichen 
Strafrechts  in  keiner  Weise  conform  sind.  Eingehend  kann  es 
sich  mit  denselben  nicht  befassen;  nur  des  Gegensatzes  wegen 
sollen  hier  die  Grundlinien  angegeben  werden. 

Soldaten-  Dcr  Krois  der  nach  Kriegsrecht  strafbaren  Delicte  deckt  sich 

allerdings  zum  Theil  mit  dem  Staatsverbrechen;  Ueberlauf  und 
Meuterei  fallen  gleichmässig  unter  beide  Systeme.  Aber  der  Un- 
gehorsam gegen  den  magistratischen  Befehl,  den  das  Strafrecht 
nicht  unter  die  Verbrechen  stellt,  steht  im  Kriegsrecht  in  der  ersten 
Reihe  derselben  ^ ;  auf  Entweichen  aus  dem  Lager ,  Verlassen  des 
angewiesenen  Postens  steht  der  Tod  *.  Geschlechtsverbrechen  kennt 
das  republikanische  Strafrecht  nicht ,  den  Diebstahl  nur  als  regel- 
mässig mit  Geldbusse  belegtes  Verbrechen ;  nach  Kriegszucht  ist  die 
Unzucht  ein  Capitalverbrechen ,  insofern  sie  gegen  die  Lagerzucht 
verstösst*  und  ebenso  der  Diebstahl  in  oder  bei  dem  Lager*.  Den 
Gegensatz  des  öffentlichen  und  des  Privatdelicts  kennt  das  Kriegs- 
recht nicht.    Lediglich  die  militärische  Zweckmässigkeit  bestimmt 


delicte. 


*  Modestinus  Dig.  49,  16,  3,  15 :  in  hello  qui  rem  a  duce  prohibitam  fecit  ant 
mandata  non  servavit,  capite  ptmitur,  etiamsi  res  bene  gesserit.  Menander  Dig.  49, 
16, 6, 2:  cont^imacia  omni  8  ad  versus  ducem  rd  praesidein  militis  capite  pumenda  esi. 

*  Polybius  6,  37,  12  und  sonst 
»  Polybius  6,  32,  9. 

^  Polybius  a.  a.  0.:  ivioxonttTai  ^k  xal  6  xli^ag  ri  rtSr  ix  rov  otgctjoniSov» 
Die  genaue  Bestimmung  giebt  der  Soldateneid  (Cincius  bei  Gellius  16,  4);  der  Soldat 
schwört,  im  Lager  selbst  oder  innerhalb  zehn  Milien  im  Umkreis  Gegenstände  Über 
einen  Denar  an  Werth  für  jeden  Tag  nicht  zu  entwenden,  ausgenommen  Holz,  Futter 
und  ähnliche  Dinge.  —  Aehnlicher  Art  sind  die  kriegsrechtlichen  Todesstrafen 
wegen  falschen  Zeugnisses  (Polyb.  6,  87)  und  wegen  dreimaliger  Wiederholung  des 
gleichen  Vergehens  (Polyb.  a.  a.  0.)  so  wie  die  Behandlung  der  Verwundung  ehies 
Kameraden  (Dig.  49,  16,  6,  6)  und  des  versuchten  Selbstmords  (big.  48,  19,  38, 
12.  49,  16,  6,  7).    Mit  dem  Strafrecht  sind  diese  Satzungen  unvereinbar. 
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im  Eriegsrecht  den  Kreis  der  Delicte;  das  sittliche  Element,  wie 
es  dem  bürgerlichen  Strafrecht  zu  Grande  liegt,  steht  hier  in 
zweiter  Reihe. 

Wie  das  kriegsrechtliche  Delict  ist  auch  die  kriegsrechtliche  Soldaten. 
Strafe  mit  der  bürgerlichen  Rechtsordnung  in  keiner  Weise  aus-    '*^*'*' 
zugleichen.    Erwähnung  indess  der  Yergleichung  wegen  verdienen 
die  hauptsächlichen  Militärstrafen. 

1.  Die  Todesstrafe  steht,  wie  im  öffentlichen  Straf  recht  der 
früheren  Epoche,  so  auch  im  Kriegsrecht  in  erster  Reihe*,  und 
wenn  gleich  dem  Feldherrn  das  Recht  nicht  gefehlt  hat  den  Straf- 
fälligen zu  verhaften  und  zur  Aburtheilung  nach  Rom  zu  senden, 
so  ist  doch  davon  kaum  Gebrauch  gemacht  worden'.  Wenn  die 
Todesstrafe  in  der  Stadt  im  Verlauf  der  republikanischen  Entwicke- 
lung  früh  zurücktritt,  so  ist  dem  Feldherm  das  Recht,  sie  über 
den  römischen  Bürger  zu  verhängen,  lange  Jahrhunderte  geblieben, 
allerdings  aber  durch  ein  vor  dem  Jahre  646^108  erlassenes, 
übrigens  der  Zeit  nach  nicht  näher  zu  bestimmendes  Gesetz  ihm 
genommen  worden',  was  dann  mit  dem  Untergang  der  Republik 


^  In  der  Form  der  Vollstreckung  haben  sich  anfänglich  die  bürgerliche  Hin- 
richtimg  dorch  das  Beil  oder  durch  Kreuzigung  und  die  militärische  durch  das 
Schwert  geschieden;  es  wird  im  fünften  Buche  auf  diesen  mehr  £Eu;tischen  als 
rechtlichen  Gegensatz  zurückzukommen  sein.  Bei  der  ständischen  Strafbemessung 
der  Kaiserzeit  werden  die  Soldaten,  wie  Buch  5  Abschn.  12  gezeigt  werden  wird, 
der  höheren  Klasse  zugerechnet 

>  In  dem  FaU  des  Legaten  Q.  Pleminius  im  J.  550/204  verzichtet  der  Feld« 
herr  Sdpio  nicht  auf  sein  Spruchrecht  (Liv«  29,  9,  8.  c.  21,  2),  aber  der  vom  Senat 
gesandte  Prätor  nimmt  es  ihm  ans  der  Hand  und  verurtheilt  den  Legaten  und  seine 
Mitachnldigen  nach  Feldhermrecht  (Liy.  29,  21,  12).  Dieser  Spruch  indess  wird 
nicht  ToUstredct  und  erscheint  annullirt  durch  den  Transport  des  Angeklagten  nach 
Rom,  wo  der  Prozess  von  neuem  beginnt  (Liv.  29,  22,  7). 

'  Das  Yer&hren  gegen  Q.  Pleminins  (Liy.  29,  21)  gestattet  keine  sichere 
Entscheidung  darüber,  ob  er  nach  Feldhermrecht  hätte  hingerichtet  werden  können; 
doch  ist  dies  wahrscheinlich  anznnehmen.  Dass  im  J.  646/108  der  Feldherr  nicht 
mehr  das  Recht  hatte,  einen  römischen  Bürger  hinrichten  zu  lassen,  während  dies 
Recht  über  den  Latiner  ihm  geblieben  war,  geht  aus  Sallustius  (lug.  46)  hervor. 
Dass  dies  durch  ein  pordsches  Gesetz  festgesetzt  worden  ist,  beweist  die  Münze 
des  P.  (Porcius)  Laeca  (R.  M.  W.  S.  552),  welche  einen  Gerüsteten  darstellt  mit 
einem  Lictor  hinter  sich,  die  Hand  ausstreckend  nach  dem  Haupt  eines  die  Toga 
tragenden  Mannes,  mit  der  Unterschrift  provoco;  woraus  sich  weiter  ergiebt,  dass 
dieses  Gesetz  die  römischen  Bürger  überhaupt  ausserhalb  der  Stadt  schützte  and 
nor  folgeweise  auf  die  im  Heere  dienenden  angewandt  ward.  Bei  Cicero  pro  Rab. 
ad  pop.  3,  8:  de  civibus  Bomanis  contra  legem  Parciam  verheratis  aut  necoHt 
dörfte  auch   an  Offizierstrafen  zu  denken  sein,  da  Rabirius  als  römischer  Ritter 
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gegenüber  dem  kaiserlichen  Commando  wieder  ausser  Kraft  trat. 
Scharf  tritt  die  innere  Verschiedenheit  der  beiden  Systeme  darin 
hervor,  dass  in  dem  kriegsrechtlichen  sowohl  die  feldherrliche 
Begnadigung  waltet  ^  wie  der  Zufall,  von  welchem  bei  der  Decima- 
tion*  das  Eintreten  oder  Nichteintreten  der  Todesstrafe  schliesslich 
abhängt.    Deutlich  ist  hier  der  Rechtsgedanke  ausgeschlossen. 

2.  Die  Körperstrafe,  insonderheit  die  Geisselung  kennt  als 
selbständige  Strafe  die  republikanische  Rechtsordnung  nicht'; 
dagegen  hat  im  römischen  Kriegsrecht  der  Stock  bekanntlich  zu 
allen  Zeiten  gewaltet*. 

3.  Gefängniss  kommt  als  militärisches  Disciplinarmittel  kaum 
vor,  während  es  bei  der  Coercition  gegen  den  Privaten  die  erste 
Rolle  spielt. 

4.  Vermögensstrafen  kennt  das  Kriegsrecht  auch*^,  aber  ohne 
Zweifel  nur  Soldentziehung  und  was  sonst  dieser  Art  der  Lagerzucht 
angemessen  ist:    Wie  sie  dagegen  im  bürgerliehen  Strafrecht  häufig 


wohl  solche  üriheile  gefäUt  haben  kann  und  nur  als  solcher  das  porcische  Gesetz 
hat  verletzen  können.  Wenn  nach  Cicero  (de  rep.  2,  31,  54)  die  drei  porcischen 
die  ProYocation  hetreffenden  Gesetze,  das  älteste  Provocationsgesetz  wiederholend, 
nur  die  Bestrafung  des  Contravenienten  schärften  (de  rep.  2,  31,  57:  neqtie  vero 
leges  Porciae,  quae  tres  sufit  trium  Porcionim  . . .  .,  quicquam  praeter  sanctionem 
attulerunt  novi),  so  wird  dies  nicht  allzu  wörtlich  genonunen  werden  dürfen ; 
eines  derselben  —  ob  das  von  dem  älteren  Gato  eingebrachte  (S.  47  A.  3)  oder  eines 
der  beiden  andern,  wissen  wir  nicht  —  hat  die  Provocation  auf  die  Feldherm- 
gewalt erstreckt,  welche  Erstreckung  Cicero  in  seiner  Idealverfassung  missbiUigt 
mit  den  Worten  (de  leg.  3,  3,  6):  müitiae  ah  eo  qui  imperabit  provocatio  ne 
esto.  —  Eine  Provocation  in  der  alten  Form  kann  dies  allerdings  nicht  gewesen 
sein,  das  heisst  keine  Unterstellung  des  feldherrlichen  Todesurtheils  unter  die 
Gemeinde,  sondern  lediglich  Verhinderung  oder  Annullirung  des  feldherrlichen 
Verfahrens  und  Verlegung  des  Prozesses  nach  der  Stadt,  also  Verhaftung  des  An- 
geschuldigten durch  den  Feldherm  und  Entsendung  nach  Rom,  wie  sie  auch  in 
früherer  Zeit  vorkommen  konnte  (S.  31  A.  2),  und  in  Rom  Anstellung  des  tribu- 
nicischen  Strafverfahrens  (Dio  fr.  100). 

^  Im  bürgerlichen  Strafprozess  ist  nach  gefälltem  Spruch  die  Begnadigung 
durch  den  Magistrat  unstatthaft. 

^  Vgl.  besonders  Polyb.  6,  38;  Tacitus  ann.  3,  21.  Dass  wer  das  Spiess- 
ruthenlaufen  lebend  übersteht,  das  Leben  behält  (Polyb.  6,  37,  4),  gilt  auch  bei 
dem  Sturz  vom  Felsen  (Dio  fr.  17,  8). 

'  Vergleiche  die  Ausfuhrung  im  fünften  Buch. 

^  Polyb.  6,  37,  8.  Modestinus  Dig.  49,  16,  3,  1.  Anwendung  auf  Offiziere: 
Liv.  29,  9,  4 ;  Val.  Max.  2,  7,  4.  8.  Die  weiterhin  zu  erwähnende  Beseitigung  der 
Geisselung  aus  der  bürgerlichen  Coercition  hat  sich  schwerlich  auf  die  Lagerzucht 
erstreckt 

^  Cato  bei  Gellius  11,  1,  6.    Polybius  a.  a.  0.    Modestinus  a.  a.  0. 
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auftreten,  Einziehung  des  Vermögens  oder  einer  Quote  desselben 
und  schwere  Bussen,  hat  sie  der  Feldherr  sicher  nicht  auflegen 
dürfen,  weil  eine  derartige  Bestrafung  im  Lager  nicht  eflfectuirt 
werden  kann. 

5.  Abpfändung  einzelner  Vermögensstücke  in  dem  im  folgen- 
den Abschnitt  näher  zu  erörternden  Sinne  ist  auch  in  der  Lager- 
zucht vorgekommen*,  ohne  Zweifel  in  gleicher  Beschränkung 
auf  die  Lagerhabe. 

6.  Erschwerungen  des  Dienstes  im  Wege  der  Degradation  und 
in  andern  Formen  und  überhaupt  willkürlich  angeordnete  Strafen 
sind  den  bürgerlichen  Nonnen  ebenso  unbekannt  wie  im  Kriegs- 
recht häufig. 

Was  von  dem  kriegsrechtlichen  Delict  und  der  kriegsrecht-    Knegt- 
lichen  Strafe,  gilt  in   gleicher  Weise  auch  von  dem  kriegsrecht-    ^®"^"- 
liehen  Prozess.    Rechtlich  erforderlich  wie  im  bürgerlichen  Ver- 
fahren ist  derselbe  nicht;  insbesondere  bei  eigenem  Wissen  kann 
der  Feldherr  ohne  weiteres  strafen.     Die    im  bürgerlichen  Ver- 

« 

fahren  streng  geordnete,  entweder  gesetzlich  ausgeschlossene  oder 
gesetzlich  vorgeschriebene  Geschäftstheilung  bei  der  Rechtspflege 
ist  dem  Kriegsrecht  fremd.  Das  Geschworneninstitut  hat  in 
demselben  keinen  Raum;  wohl  aber  wird  auch  hier  nach  Um- 
ständen ein  Consilium^  zugezogen.  Während  der  städtische 
Magistrat  die  Rechtspflege,  so  weit  sie  ihm  zusteht,  persönlich 
auszuüben  hat,  ist  es  nach  Kriegsrecht  nicht  nothwendig,  aber 
üblich,  dass  der  Feldherr  nur  in  wichtigeren  Sachen  mit  oder 
ohne  Consilium  die  Entscheidung  giebt,  die  regelmässige  Lager- 
justiz den  Legionstribunen  und  überhaupt  den  Offizieren  delegirt^. 

Der  Gegensatz  des  Kriegsrechts  oder  genauer  gesagt  der 
Kriegswillkür  und  der  Rechtsordnung  ist  von  Haus  aus  ein  rein  ört- 
licher, gegeben  durch  den  Mauerring  der  Stadt  Rom  oder  viel- 
mehr durch  die  Bannmeile.  Aber  diese  scharfe  Scheidung  wird 
durchbrochen  durch  die  Einrichtung  ausserstädtischer  römischer 
Gerichte,  zuerst  der  italischen  Präfecturen  und  Bürgermunicipien, 
alsdann  der  provinzialen  Präturen.  Diese  nicht  auf  dem  Gesetz, 
sondern    auf  der   Amtsgewalt,    dem   Imperium    ruhende    ausser- 


^  Polybius  a.  a.  0. 

»  Livios  29,  20.  21. 

»  Polybius  6,  37,  8.    Paulus  5,  26,  2,  lt.  St  R.  1,  144. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr. 
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städtische  Gerichtsbarkeit^  scheidet  sich  von  dem  kriegsrechtlichen 
Verfahren  zunächst  auf  dem  Gebiet  des  Privatrechts.  Auch  der 
Feldherr  entscheidet  über  Contracte  und  Privatdelicte  seiner  Sol- 
daten, aber  niemals  setzt  er  ein  Geschwomengericht  ein;  der 
vom  Prätor  ernannte  Präfect  für  Gapua  dagegen,  der  Municipal- 
beamte  von  Ostia,  der  Prätor  von  Sicilien  üben  die  private  Juris- 
diction in  gleicher  Weise  wie  der  Stadtprätor.  Der  magistratisch- 
comitiale  Strafprozess  ist  allerdings  auf  ausserstädtische  Be- 
hörden nicht  übertragen  worden ;  aber  bei  den  dafür  eintretenden 
Quästionen  ist  dies,  wenn  auch  erst  unter  dem  Principat  und  in 
unvollkommener  Weise,  mit  Ersetzung  des  magistratisch  ge- 
leiteten Geschwornengerichts  durch  ein  rein  magistratisches  ge- 
schehen. Dieses  ausserstädtische  römische  Rechtsverfahren  der 
späteren  Republik  und  der  Kaiserzeit  folgt  nicht  den  Normen  des 
Kriegsrechts,  sondern  fällt  in  den  Kreis  der  magistratischen 
Coercition  und  Judication. 


^  Das  Gericht  qtiod  imperio  continetur  kann  auch  in  der  Stadt  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  die  Bedingungen  des  iadicium  legitimum  versagen;  aber 
ausgegangen  ist  es  ohne  Zweifel  von  den  Gerichten,  bei  denen  diese  Bedingungen 
überhaupt  nicht  eintreten  können,  den  ausserst&dtischen. 


Vierter  Abschnitt 

Die  magistratische  Coercition. 


Die  römische  Rechtswissenschaft  fasst  die  Rechts-  und  ins-  Beichriii> 
besondere  die  Strafordnung  als  entwickelt  aus  der  ursprünglichen  J^^^ 
magistratischen  Machtvollkommenheit  durch  deren  Beschränkung.  Aiiita8«w»it 
Diese  Beschränkung  hat  sich  in  zwiefacher  Weise  vollzogen,  einmal 
indem  die  sacralen  Verstösse  überhaupt  aus  der  Strafordnung  aus- 
geschieden wurden,  zweitens  indem  hinsichtlich  der  übrigen  Ver- 
gebungen das  Friedens-  und  das  Kriegsgebiet  geschieden  wird,  für 
das  letztere  die  alte  Ordnung  bestehen  bleibt,  für  das  erstere  dem 
Magistrat  gewisse  Strafmittel  aus  der  Hand  genommen  werden. 
Was  in  letzterer  Beziehung  dem  Magistrat  von  dem  Willkür- 
regiment geblieben  ist,  was  er  im  Stadtgebiet  von  Strafen  auf- 
zulegen befugt  ist,  ohne  an  die  Bestätigung  der  Comitien  oder  den 
Spruch  der  Geschwomen  gebunden  zu  sein,  bezeichnen  wir,  im 
Gegensatz  zu  der  Judication,  als  Goercition.  Nachdem  in  der 
späteren  Republik  und  unter  dem  Principat  ausserstädtische 
Beamte  mit  gerichtlichem  Imperium  ausgestattet  worden  sind, 
unterliegt  auch  deren  Goercition,  vor  allem  wenn  ihnen,  wie  den 
Municipalmagistraten ,  das  feldherrliche  Imperium  fehlt,  den 
gleichen  Rechtsschranken.  Selbst  bei  den  ausserstädtischen  Gom- 
mandoträgem  fügt  das  Imperium,  wo  es  nicht  als  Kriegszucht 
auftritt,  mit  dem  Wesen  der  Judication  sich  einigermassen 
deren  Formen,  wenn  gleich  die  rechtliche  Schrankenlosigkeit  der 
ausserstädtischen  Amtsgewalt  keineswegs  wegfällt.  In  diesem  Ab- 
schnitt wird  die  beschränkte  Goercition  der  hauptstädtischen 
Imperienträger  behandelt ,  die  allgemeine  magistratische  nur  bei- 
läufig berücksichtigt. 
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Wegfall  der  Dass  die  sacrale  Machtvollkommenheit,  welche  neben  der  civilen 
'  ?^"  von  der  römischen  Rechtswissenschaft  betrachtet  wird  als  in  der 
Königsgewalt  enthalten  *,  dieser  in  der  That  zugekommen  ist,  ver- 
mögen wir  weder  zu  beweisen  noch  zu  bestreiten.  Wenn  es  der 
Fall  war,  wenn  der  König  befugt  war  jeden  Bürger,  den  nach  der 
späteren  Ordnung  der  Oberpontifex  als  gottlos  bezeichnete,'  wegen 
solcher  Schuld  zum  Tode  zu  verurtheilen ,  so  ist  diese  Gewalt, 
nachdem  in  der  Republik  Magistratur  und  Priesterthum  sich  ge- 
schieden hatten,  weder  auf  jene  noch  auf  dieses  übergegangen ;  die 
römischen  Ordnungen,  von  denen  wir  Kunde  haben,  kennen  kein 
Sacraldelict  und  keinen  sacralen  Strafprozess.  Allerdings  wird, 
wie  wir  im  fünften  Buch  zeigen  werden,  die  öffentliche  Strafe 
ursprünglich  aufgefasst  als  sacrale  Sühnung  und  die  Hinrichtung 
als  Opferhandlung,  aber  diese  Opferhandlung  wird  nur  vollzogen 
wegen  öffentlichen  Delicts,  das  heisst  wegen  Schädigung  der  Ge- 
meinde und  vollzogen  immer  und  nothwendig  durch  den  Magistrat ; 
die  Mitwirkung  der  Priester  ist  dabei  nicht  ausgeschlossen ,  greift 
aber  bei  dem  öffentlichen  Delict  niemals  in  die  Judication  ein^. 
Verstösse  gegen  die  religiöse  Ordnung,  die  nicht  unmittelbar, 
wie  der  Tempelraub  zugleich  auch  das  Gemeinwesen  verletzen, 
werden  niemals  von  der  Obrigkeit  geahndet  und  das  pflichtmässige 
Einschreiten  der  Priester  gegen  die  Gottlosigkeit®  weder  durch 
eigene  Strafbefugniss  noch  durch  requirirte  magistratische  unter- 
stützt Die  religiöse  Verschuldung,  die  der  Einzelne  auf  sich  ge- 
laden hat,  kann  der  Priester  ihn  anweisen,  durch  Opfer  oder  sonst 
wie  zu  sühnen;   aber  wo   nicht   etwa  Specialgesetze  eingreifen*, 

*  St.  R,  2,  13.  50. 

^  Es  finden  sich  Spuren  davon,  dass  bei  der  ursprünglichen  Hinrichtung 
durch  das  Beil  Gemeindepriester  zugezogen  worden  sind;  aber  dies  beschränkt  sich 
durchaus  auf  die  Execution  und  ist  in  frühester  Zeit  verschwunden.  Bei  anderen 
sacralen  Entsühnungen  der  Gemeinde,  die  nicht  auf  dem  Strafrecht  ruhen,  der  Be- 
seitigung der  Monstra  und  der  Sühnung  der  internationalen  Frevel,  greifen  die 
Priester  in  stärkerer  Weise  ein,  immer  aber  vollzieht  auch  hier  die  Entsühnung 
der  Magistrat.    Es  ist  darüber  im  ersten  Abschnitt  des  fünften  Buches  gehandelt 

«  St  R.  2,  51  fg. 

*  Wenn  in  dem  spoletinischen  Haingesetz  (Bruns  fontes  p.  260)  nach  An- 
ordnung des  Piaculum  durch  das  Opfer  eines  Rindes  und  bei  wissender  Verfehlung 
einer  Geldbusse  (molta)  von  300  Assen  es  heisst :  eius  piacU  moltaique  dicatorfeij 
exadio  est  [od] ,  so  liegt  hier  neben  dem  charakteristischen  Gegensatz,  dass  das 
piaclum  an  der  That  haftet,  die  molta  an  dem  Willen,  allerdings  wohl  ein  —  gleich 
der  selbstverständlich  klagbaren  Multa  —  durch  Specialgesetz  klagbar  gemachtes 
Piaculum  vor.  Ob  der  Dicator  als  Magistrat  zu  fassen  ist  oder  nicht,  wissen  wir 
nicht,  macht  aber  dabei  keinen  Unterschied. 
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bleibt  es  dem  Einzelnen  überlassen,  in  wie  weit  er  einer  solchen 
Expiation  sich  unterziehen  will.  Der  Priester  kann  auch  eine  Ver- 
schuldung bezeichnen  als  durch  keine  Busse  auszugleichen  (impietas). 
Es  mag  ihm  sogar  das  Recht  zugestanden  haben,  den,  der  die  auf- 
erlegte Busse  nicht  leistete  oder  der  als  unsühnbar  bezeichnet  worden 
war,  von  einzelnen  oder  allen  religiösen  Acten  auszuschliessen ;  wir 
erfahren  von  diesen  Anordnungen  wenig  und  durchaus  nur  aus  der 
spateren  glaubenslosen  Epoche.  Aber  derartige  Interdicte,  wie 
schwer  sie  auch  gedacht  werden  mögen,  können  den  Charakter 
obrigkeitlicher  Strafen  nicht  an  sich  getragen  haben.  Das  dem 
Oberpontifex  gegen  die  ihm  untergebenen  Priester  eingeräumte 
Coercitionsrecht,  von  dem  weiterhin  die  Rede  sein  wird,  ist  keine 
principielle  Ausnahme,  sondern  beruht  auf  der  diesem  Priester  in 
beschränktem  Maasse  eingeräumten  magistratischen  Gewalt  ^ 

Wenn  die  sacrale  Strafgewalt  dem  Magistrat  überhaupt 
mangelt,  so  wird  im  Uebrigen  die  Handhabung  des  Imperium 
innerhalb  der  Stadt  durch  das  Gesetz  geregelt  und  der  Beamte 
durch  dasselbe  insoweit  gebunden,  dass  jede  mit  Ueberschreitung 
dieser  Schranken  von  ihm  vollzogene  Handlung  als  private  an- 
gesehen wird  und  also  dem  Strafgesetz  unterliegt. 

Ausgeschlossen  ist  bei  dieser  Beschränkung  die  Handhabung  des  Fnnen 
Imperium  gegen  Unfreie,  gegen  römische  Frauen  und  insbesondere  *^^*^*" 
gegen  Nichtbürger.  Wohl  steht  im  Bereiche  des  Privatrechts,  ein- 
schliesslich des  privaten  Strafverfahrens,  in  der  Stadt  Rom  der  freie 
Nichtbürger  dem  Bürger  in  der  uns  bekannten  Epoche  wesentlich 
gleich;  dass  bei  dem  Prozess,  bei  dem  ein  solcher  betheiligt  ist, 
der  Magistrat  verfügt  nicht  kraft  gesetzlicher  Bindung  (lege),  son- 
dern kraft  seiner  Gewalt  (imperio),  ist  für  den  staatsrechtlichen 
Grundgedanken  ebenso  wichtig  wie  sachlich  gleichgültig.  Aber, 
vom  Privatprozess  abgesehen,  unterliegt  principiell  der  Nichtbürger 
und  ebenso  die  römische  Frau  auch  innerhalb  der  Stadt  der 
schrankenlosen  magistratischen  Gewalt*.  Es  wird  dies  in  dem 
ersten  Abschnitt  des  folgenden  Buches  weiter  entwickelt  werden. 


^  Die  Handhabimg  der  Hanssucht  über  die  VestalinDen  und  deren  anomale 
Erstrecknng  anf  die  männlichen  Mitschuldigen  (S.  18  fg.)  gehören  dem  Strafrecht 
nicht  an. 

*  Die  Einschränkungen,  welchen  dieses  staatsrechtliche  Princip  in  der  Durch- 
fiihmng  unterlegen  hat,  werden,  so  weit  wir  sie  kennen,  im  Strafirecht  zur  Sprache 
kommen,  zum  Beispiel  der  ädilicische  Strafprozess  gegen  Frauen,  die  Erstreckung 
des  QuästioiisTerfiahrens  auf  Unfreie.  Vermuthlich  ist  die  römische  Ordnung  darin 
noch  weiter  gegangen;  die  Maximalsätze  bei  den  coercitiven  Geldstrafen  zum  Bei* 
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Begriff  der  Gegenüber  den  männlichen  römischen  Bürgern  besteht  die  Re- 
•^^^J^"  gulirung  der  magistratischen  Gewalt  in  der  Beschränkung  der- 
jenigen Strafmittel,  welche  der  Magistrat  von  sich  aus  auferlegen 
kann  ohne  Mitwirkung  der  Bürgerschaft  oder  der  Geschwomen", 
die  ihm  danach  bleibende  Befugniss  ist  das  'Zwangsrecht',  die 
coercitio^.    Das  leitende  Moment  ist  dabei,  dass  dem  Magistrat 


spiel,  mögen  auch  gegen  Frauen  und  Nichtbürger  zur  Anwendung  gebracht  worden 
sein.  Wie  das  Gesetz  auch  ausserhalb  Rom  dem  Magistrat  die  capitale  Goercition 
über  die  Bürger  genommen  hat  (S.  31  A.  3),  konnte  es  im  städtischen  Regiment 
andere  Goercitionsformen  beschränken. 

^  Scharf  unterscheidet  Gicero  de  leg.  3,  3,  6  die  magistratische  Goercition: 
magiatratus  nee  ohoedientem  et  innoxium  (so  die  Handschriften)  civem  multa  vindis 
verherihusve  coerceto,  ni  par  maiorve  potesttis  popiUusve  prohibessü,  cid  quos  provo- 
caUo  esto  und  die  magistratische  Judication :  cum  magistratus  iudiccbssü  inrogaasitve, 
per  populum  muUae  poenae  (vgl.  S.  14  A.  2)  certaUo  esto.  Jene  richtet  sich  gegen 
den  ungehorsamen,  aber  nicht  verbrecherischen  Bürger  und  beschränkt  sich  auf 
Geldbusse,  Haft  und  Schläge,  diese  ist  die  eigentliche  Stra%ewalf  und  umfasst  die 
Gapitalstrafe  neben  der  Geldbusse.  Dass  die  Geldbusse  in  beiden  Kategorien  auf- 
geführt wird,  ist  in  der  Ordnung,  da  sie  sowohl  als  Ungehorsams-  wie  als  Delict- 
strafe  verwendet  wird;  die  allerdings  auffallende  Verknüpfung  der  coercitiven  Mult 
mit  der  comitialen  Judication  wird  weiterhin  (S.  52)  gerechtfertigt  werden.  Ge- 
ändert werden  darf  in  der  üeberlieferung  nichts;  das  befremdende  populusve  ist 
nicht  zu  entbehren,  da  dadurch  die  Setzung  der  provacatio  anstatt  der  näher 
liegenden  appdlatio  bedingt  ist  AufifaUend  ist  aUerdings,  dass  bei  der 
Goercition  prohibere  und  provocare  sowohl  auf  die  Intercession  des  patricischen 
Magistrats  bezogen  werden  (von  der  Intercession  der  Tribüne  ist  nachher  die  Rede) 
wie  auf  die  Berufung  an  die  Bürgerschaft,  während  wir  gewohnt  sind  bei  dem 
prohibere  nur  an  den  Magistrat,  bei  dem  provocare  nur  an  die  Bürgerschaft  zu 
denken.  Allein  dies  sind  vermuthlich  allzu  enge  und  nach  Giceros  Ausdmcksweise 
zu  berichtigende  Annahmen ;  über  den  sehr  freien  Gebrauch  des  Wortes  provocare 
ist  der  achte  Abschnitt  des  dritten  Buches  zu  vergleichen.  Der  begriffliche  Gegen- 
satz ist  deutlich  und  er  kehrt  auch  sonst  wieder.  In  dem  quinctischen  Wasser- 
leitungsgesetz (Bmns  fontes*  p.  116)  stehen  neben  einander,  wie  bei  Gicero,  die 
Judication  und  als  dazu  gehöriges  Zwangsmittel  die  Goercition  {multa  pignoribus 
cogüo  coerceto  und  nachher  iis  pignoris  capto,  mültae  dictio  coercitioque  esto). 
Pomponius  Dig.  1,  2,  2,  16:  lege  lata  factum  est,  ut  ab  eis  (consulibus)  provocaUo 
esset  neve  possent  in  caput  civis  Romani  animadvertere  iniussu  populi;  solum^ 
relictum  est  Ulis,  ut  coercere  possent  et  in  vincula  pubUca  duci  it^fere  (Hand- 
schrift iuberent),  Hyginus  de  cond.  agr.  p.  118, 13:  in  agris  iuris  dictio  coercitioque 
esto  coloniae  üUus.  Sallust  Gat  29:  coercere  omnihus  modis  socios  atque  cives, 
domi  militiaeque  Imperium  atque  iudiciuin  summum  habere.  Ebenso  wird  coerciHo 
mehrfach  Beamten  beigelegt,  die  büssen  und  pfänden  können,  aber  Griminalgerichts- 
barkeit  nicht  haben  (Sueton  Aug.  45;  Glaud.  38;  Paulus  5,  26,  2;  Dig.  1,  21,  5,  1). 
In  diesem  beschränkten  Sinne  wird  hier  das  Wort  technisch  gebraucht  Sehr  häufig 
indess  hat  es  weitere,  die  (Mmina]|jurisdiction  einschliessende  Bedeutung,  zum  Bei- 
spiel Gicero  de  off.  3,  5,  23:  (leges  homines)  morte  exilio  vindis  damno  coercent 
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das  Befehlsrecht  bleiben  muss  und  dass  ein  Befehl  ohne  Zwangs- 
mittel nicht  gedacht  werden  kann^.  Zwar  soll  der  Magistrat  die 
Coercition  nicht  handhaben  gegen  eine  ihm  missfällige  Handlung, 
etwa  wie  der  Censor  tadelt,  sondern  um  damit  seiner  amtlichen 
Thfttigkeit  den  erforderlichen  Spielraum  zu  schaffen;  sie  ist  in 
rechtem  Gebrauch  das  Verfahren  gegen  den  Unbotmässigen  und 
den  Ungehorsamen.  Aber  keineswegs  darf  hierin  eine  positive 
Schranke  gefunden  werden;  vielmehr  kann,  wie  sogleich  gezeigt 
werden  soll ,  die  Coercition  im  Rechtswege  gegen  jede  Handlung 
ohne  Unterschied  zur  Anwendung  kommen  und  so  weit  sie  die  ge- 
setzlichen Schranken  einhält,  kann  sie  wohl  unbillig  sein,  niemals 
aber  rechtswidrig. 

Die  den  Beamten  in  dieser  Hinsicht  gezogenen  Grenzen  sind  Magistiate 
ungleich.  In  dem  Umfang,  wie  die  Coercition  überhaupt  in.  der  "**^^"" 
Stadt  zugelassen  wird,  haben  sie  nur  die  Magistrate  mit  Imperium*  minurm 
und  die  Volkstribune  • ;  ihre  Coercition  erstreckt  sich  auf  die  Ver- 
haftung. In  denselben  Grenzen  üben  auch  die  ausserstädtischen 
Imperienträger,  von  der  Eriegszucht  abgesehen,  regelmässig  und 
namentlich  in  späterer  Zeit  das  magistratische  Zwangsrecht  aus^. 
Die  mindere  Coercition  dagegen,  das  heisst  im  wesentlichen  nur 


Coercition. 


Insofern  kann  man  auch  den  auf  Provocation  auslaufenden  Criminalprozess  der 
coercitio  zurechnen,  namentlich  da,  wo  wie  bei  dem  Volkstribunat,  das  jurisdictio- 
neUe  Imperium  fehlt 

'  St  R.  1,  144.  Paulus  Dig.  1,  21,  5,  1 :  tnandata  iurisdictione  privato  etiam 
Imperium  quod  non  est  merum  videtur  mandari,  quia  iurisdictio  sine  modica  coer- 
citiane  nülla  est  ülpian.  Dig.  50, 16,  181, 1 :  mültam  is  dicere  potest  cui  iudicaUo 
daia  est;  mctgislratus  (d.  h.  die  Mnnicipalbeamten)  sölos  et  praesides  provinciarum 
posse  multam  dicere  mandatis  (in  den  Instructionen  der  Statthalter)  permissum  est 
poenam  autem  unusquisque  inrogare  potest,  cui  huius  criminis  sive  delicti  eaxcuUo 
eompetit  Derselbe  Dig.  5,  1,  2,  8:  his  datur  multae  dicendae  ius,  quibus  ptiblice 
iudidum  est,  et  non  cUHs,  nisi  hoc  specialiter  eis  permissum  est  Deutlich  er- 
scheint hier  das  Multiren  als  allgemein  geknüpft  an  das  jurisdictionelle  Imperium, 
das  Bestrafen  als  abhängig  von  der  Spedalcompetenz.  —  Bei  dem  einfachen  Privat- 
prosess  tritt  das  Befehlsrecht  des  Magistrats  in  Folge  seines  passiven  Verhaltens 
weniger  hervor,  um  so  mehr  aber  bei  der  Cognition  (Dig.  25,  4,  1,  3)  und  über- 
haupt bei  aUen  übrigen  Amtshandlungen. 

'  ülpian.  Dig.  2,  4,  2 :  magistrattts  qui  imperium  hahent . . .  et  coercere  dH- 
quem  possunt  et  itibere  in  carcerem  duci.    Weiteres  im  8t  B.  1,  158. 

•  St  R.  1,  141. 

«  In  der  statthalterUchen  Coercition  insbesondere  vereinigt  sich  die  mili- 
tärische und  die  bürgerliche  Amtsgewalt,  wie  dies  im  folgenden  Buch  bei  dem 
Statthaltergericht  näher  entwickelt  iBt 
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das  Recht  zu  büssen  und  zu  pfänden  besitzen  weiter  die  Censoren  * 
und  die  Aedilen^  sowie  der  Oberpontifex ,  dieser  jedoch  nur  im 
Falle  der  Unbotmässigkeit  der  ihm  untergeordneten  Priester®. 
Der  zweiten  Kategorie  treten  von  den  ausserordentlichen  Beamten 
alle  mit  Judication,  sei  es  im  Privat-,  sei  es  im  Gemeindevermögens- 
prozess  ausgestatteten  hinzu,  vor  allem  alle  bei  der  Adsignation 
des  Gemeinlandes  thätigen,  da  diese  Geschäfte  ohne  Zwangsgewalt 
undurchführbar  sind*.  Auch  den  zur  Jurisdiction  befugten  und 
insofern  Imperium  besitzenden  Municipalbehörden  steht  die  Coer- 
cition  zu  (S.  39  A.  1).  Dagegen  fehlt  die  eigene  Coercition  den 
Quästoren  ^  und  überhaupt  allen  niederen  Beamten ;  indess  hat  den 
bei  dem  städtischen  Sicherheitsdienst  beschäftigten,  wie  es  scheint, 
durch  consularische  Delegation  und  so  weit  diese  reicht,  die 
Coercition  eingeräumt  werden  können*. 

Auch  für  die  städtische  Coercition,  so  weit  sie  reicht,  gilt 
das  bei  der  Hauszucht  und  der  Kriegsdisciplin  entwickelte  Gesetz, 
dass  es  für  sie  weder  einen  festen  Delictbegriflf  giebt,  noch  eine 
feste  Prozessform  noch,  selbstverständlich  abgesehen  von  dem  Aus- 
schluss gewisser  Strafmittel,  feste  Strafen, 
ungfthowam.  Wonu  im  Allgemeinen  wohl  Ungehorsam  und  Coercition  ebenso 
als  correlat  betrachtet  werden  können  wie  Verbrechen  und  Strafe, 
so  ist  doch  der  Begriif  des  Ungehorsams'  und  der  damit  eng  zu- 
sammenhängende des  Versagens  der  schuldigen  Ehrerbietung  gegen 
den  Magistrat  ein  ebenso  unbestimmter ,  wie  der  des  Verbrechens 
ein  fester.  Wenn,  nachdem  in  dem  Privatrecht  die  Personal- 
execution  der  Geldforderung  gesetzlich  beseitigt  ist,  der  Gemeinde- 


^  St  R.  2,  355.  398.  Daher  auch  später  der  curator  aquarutn:  St  R.  2, 
464  A.  2. 

'  Varro  bei  Gellius  13,  18  zählt  die  curulischen  Aedilen  zu  den  Magistraten, 
qui  potestatem  neque  vocationis  popuU  viritim  h(ibent  neque  prensionis.  St  R.  1, 
154.    Wohl  aber  üben  sie  ftir  die  Volkstribune  die  Prension  aus  (St  R.  2,  475). 

"  St  R.  2,  57  fg.  Das  Verfahren  ist  vielleicht  auch  anwendbar  gegen  den 
eine  Inauguration  hindernden  Augur.  Die  Quellen  sprechen  nur  von  der  die  gesetz- 
liche Grenze  überschreitenden  und  also  zum  Comitialprozess  führenden  Multa;  aber 
zweifellos  stand  dem  Oberpontifex  auch  das  Recht  zu  innerhalb  dieser  Grenze  zu 
multiren. 

*  Es  genügt  zu  erinnern  an  die  S.  88  A.  1  angeführten  Gresetzworte  und  an 
die  im  julischen  Ackergesetz  (Bruns  fontes  p.  96)  vorgesehene  Judication. 

B  St  R.  1,  148  A.  1. 

®  Vgl.  den  Abschnitt  vom  Sicherheitsdienst,  namentlich  hinsichtlich  der 
tresviri  capitäles. 

'  hl  ordinem  cogere:  St  R.  1,  139. 
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Schuldner  ihr  ausgesetzt  bleibt  (S.  48  A.  4),  so  beruht  dies  darauf, 
dass  in  die  magistratische  Execution  die  Coercition  nicht  noth- 
wendig  gehört,  aber  leicht  in  dieselbe  hineingezogen  werden  kann. 
Es  wird  das  Eintreten  der  Coercition  ausdrücklich  abhängig  ge- 
macht von  dem  magistratischen  Ermessen  *,  wobei  übrigens  auch 
zur  Erwägung  kommt,  ob  der  Beamte  nicht  im  gegebenen  Fall 
ein  strafrechtliches  Verfahren  herbeizuführen  vorzieht*.  An  sich 
ist  der  Ungehorsam  keineswegs  ein  Delict;  die  Coercition  richtet 
sich,  wie  ausdrücklich  gesagt  wird  (S.  38  A.  2),  nicht  gegen  den  Ver- 
brecher. Wie  durchaus  die  Coercition  dem  Delict  fern  steht,  tritt 
deutlich  in  den  Zwölftafelgesetzen  hervor,  welche  da,  wo  durch 
mangelndes  Alter*  oder  mangelnden  Dolus*  die  Bestrafung  ausge- 
schlossen ist,  die  Coercition  substituiren. 

Das  Ermittelungsverfahren  ist,  wo  dem  Magistrat  der  That-    Ermit- 
bestand  nicht  fest  steht,  natürlich  zulässig,  immer  aber  formlos    ^'^^ 
und  meistens,  da  es  sich  überwiegend  um  Ungehorsam  und  Be- 
leidigung des  Magistrats  handelt,  durch  die  unmittelbar  demselben 
erwachsene  Kunde  ausgeschlossen. 

Vor   allem  wichtig  aber  ist  die  Feststellung  der  Coercitions-  coerdtiona- 
schranken,  nicht  so  sehr  um  zu  erhärten,  dass  innerhalb  derselben    °"**^' 
der  betreffende  Magistrat  die  freie  Wahl  hat,   als  um  damit  die 
Grenze  festzustellen,  wo  die  Coercition  aufhört  und  also  die  Judi- 
cation  beginnt. 

1.  Wir  werfen  zunächst  einen  Blick  auf  die  den  Coercitions-    Provo- 
schranken   oder  nach    dem  römischen   Ausdruck  der  Provocation  catioMfreie 

Magistrate. 

Dicht  unterworfenen  Magistrate.  Die  Hinrichtung  des  römischen 
Bürgers  in  der  Stadt  Rom  ist  dem  patricischen  Magistrat  der 
Republik  nur  gestattet,  nachdem  das  Todesurtheil  von  der  Bürger- 
schaft gebilligt  worden  ist.  Das  Provocationsrecht  ist  nach  der 
Constanten   Tradition  festgestellt  worden   unmittelbar  nach   dem 


^  Am  schärfsten  wird  dies  ausgesprochen  in  Beziehung  auf  die  dessfäUige 
Geldbusse  bei  Ulpian.  Dig.  50, 16,  131,  1:  muUa  ex  arbitrio  eius  venu,  qui  multam 
dkü:  poena  non  irrogatur  nisi  quae  quaque  lege  vel  quo  alio  iure  specialiter 
huic  delicto  imposita  est;  quin  immo  multa  ibi  dicitur,  ubi  specialis  poena  non 
est  imposita. 

'  Vergreifen  an  der  Person  des  Beamten,  namentlich  des  Yolkstribuns  führt 
wohl  auch  Coercition  herbei  (S.  46,  4.  S.  47  A.  1),  aber  insofern  die  auferlegte 
Strafe  die  Provocation  zulässt,  gehört  dieser  Fall  in  das  Strafrecht.  —  Die  Noth- 
wehr  im  eigentlichen  Sinne  gehört  Überall  nicht  hierher. 

•  Zwölftafeln  8, 18  Scholl  (Gellins  11, 18,  8)  und  8,  8  (Plinius  h.  n.  18,  3,  12). 

«  Zwölftafeln  8,  9  Scholl  (Gaius  Dig.  47,  9,  9). 
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Sturz  der  Königsherrschaft  durch  den  ersten  Gonsul  P.  Valerius 
Poplicola  ^  und  gilt  dem  Römer  als  das  Kennzeichen  und  der  Aus- 
druck der  republikanischen  Freiheit.  Es  wurde  dann  durch  die 
Zwölftafeln  bestätigt'  und  durch  die  drei  wahrscheinlich  im 
6.  Jahrh.  erlassenen  porcischen  Gesetze  wiederholt  und  erweitert^. 
Endlich  hat  G.  Sempronius  Gracchus  im  Jahre  631/123  in  Veran- 
lassung der  dem  Provocationsrecht  zuwider  erfolgten  Executionen 
gegen  die  Anhänger  seines  Bruders  dasselbe  durch  ein  neues 
Gesetz  eingeschärft  und  namentlich  die  Eludirung  desselben  durch 
den  von  Rechtswegen  bei  der  Perduellio  eintretenden  Verlust  des 
Bürgerrechts  zu  verhindern  gesucht  *.  —  Die  gesetzliche  Bestimmung 
als  solche  ist  niemals  angefochten  worden,  wohl  aber  die  An- 
wendbarkeit derselben  auf  jeden  Magistrat;  insbesondere  cessirt 
das  Gesetz  während  der  ersten  Jahrhunderte  der  Republik  ver- 
fassungsmässig für  die  Dictatur,  späterhin  für  die  Ausnahme- 
gewalten, insbesondere  die  sullanische  Dictatur  ^,  das  consularisch- 
senatorische  Kriegsstandgericht  und  die  beiden  höchsten  befreiten 


'  Das  die  Provocation  einfuhrende  Gesetz  bestimmt  nach  Cicero  (de  re  p.  2,  81, 
54;  ebenso  Yal.  Max.  4,  1,  1):  ne  quis  magistratus  civem  Romanum  adversus  pro- 
vocaUonem  necaret  neve  verberaret  und  von  den  Decemvim  sagt  er:  non  provocoHone 
ad  poptUum  contra  necem  ac  verbera  relicta  (c.  37,  62).  Nach  Livius  10,  9,  4.  5 
untersagt  das  valerische  Gesetz  eum  qui  provocasaet  virgis  caedi  securique  necari 
und  ordnet  das  porcische  Bestrafung  an,  8%  quis  verber  aaset  necassetve  civem  Bomanum. 
Auch  Dionysius  5,  19  nennt  die  Tödtung  und  Geisselung  {anoxTB£v(iv  rj  fioartyoOv) 
des  Bürgers,  Pomponius  Dig  1,  2,  2, 16  die  Gapitalstrafe.  Allgemein  von  Einführung 
der  Provocation  sprechen  Livius  2,  8;  Dionys.  5,  70;  Plutarch  Popl.  11.  —  Die 
Geisselung  kann  hier  unmöglich  als  f&r  sich  bestehende  Strafe  gedacht  sein,  da  es 
unvernünftig  sein  würde  darauf  die  Provocation  an  die  Bürgerschaft  zu  erstrecken. 
Sie  scheint  hier  aufzutreten  als  dio  bei  Hinrichtung  der  Männer  ohne  Unterschied 
der  Form  hinzutretende  Begleitstrafe;  die  Yoranstellung  der  Hinrichtung  wird  so 
verstanden  werden  müssen ,  dass  das  Gesetz  deren  Form  dem  betreffenden  Magistrat 
freigiebt,  aber  die  Geisselung  vorschreibt.  An  die  Hinrichtung  durch  Stäupung 
kann  nicht  wohl  gedacht  werden,  weil  in  dieser  Form  wenigstens  nach  den  rö- 
mischen Gesetzen  die  Todesstrafe  nicht  vollzogen  wird.  Wir  kommen  im  fünften 
Buch  auf  diese  Fragen  zurück. 

'  Die  provocationes  omnium  rerum  (Cicero  de  re  p.  1,  40,  62,  vgl.  2,  31,  54) 
schliössen  nothwendig  diese  ein. 

*  Vgl.  über  diese  S.  31  A.  8  und  unten  S.  47. 

^  Darüber  ist  im  zweiten  Buch  bei  dem  senatorischen  Kriegsstandrecht  ge- 
handelt 

^  Hier  fand  der  Rechtssatz  schroffen  Ausdruck  (Cicero  de  leg.  1,  15,  42: 
ut  dictator  quem  veUet  civium  aut  indicta  causa  impune  passet  occidere)  und 
schreckliche  Anwendung. 
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Gerichte  des  Principats,  welche  alle  auf  die  ursprüngliche  schranken- 
lose magistratische  Strafgewalt  zurückgreifen. 

2.  Die  durch  die  Provocation  gebundenen  patricischen  Magistrate    capiui- 
unterliegen,  wenn  sie  dagegen  Verstössen,  derjenigen  Strafe,  welche  ^J^f^* 
im  gleichen  Fall  den  Privaten  trifft,  wie  dies  bei  dem  Morde  weiter  patridadieD 
ausgeführt  werden  wird.    Aber  sie  haben,  abgesehen  von  dem  im  ^■«>*****^ 
vierten  Buch  bei  dem  Morde  erörterten  Nothwehrrecht  gegenüber 
dem  die  Waffen  gegen  die  Gemeinde  wendenden  Bürger,  die  capitale 
Coercition  ohne  Mitwirkung  der  Bürgerschaft  gegen  den  Bürger, 
welcher  die  Waffen  wider  seine  Heimath  führt  oder  einer  gleich- 
werthigen  Handlung,   nach  dem  römischen  Wort  einer  perdueUio 
sich  schuldig  macht,  wobei  die  Auffassung  zu  Grunde  liegt,  die 
in  dem  betreffenden  Abschnitt  des  vierten  Buches  entwickelt  ist, 
dass  dies  Verbrechen  in  dem  Augenblick,  wo  es  begangen  wird, 
das  Bürgerrecht  aufhebt   und   das  Einschreiten   also   gegen   den 
Nichtbürger  zulässt.    Anwendbar  ist  dieses  Ausnahmerecht  bei  un- 
mittelbarem Verstoss  des  Bürgers  gegen  die  Wehr-  und  die  Dienst- Miiit*rd«uct. 
pflicht.     Die  Regel    als   solche   ist  nicht    überliefert,   wohl  aber 
ihre  Anwendung  auf  die  folgenden  Fälle: 

a.  Dass  Ueberlauf  zum  Feinde,  vom  Kriegsrecht  abgesehen, 
auch  in  der  Stadt  Rom  in  dieser  Weise  bestraft  werden  konnte, 
beweist  die  Execution,  welche  an  den  in  Rhegion  gefangen  ge- 
nommenen cives  Eomani  Campani  im  Jahre  483/271  auf  dem  rö- 
mischen Markt  vollstreckt  ward;  der  auf  Grund  des  verletzten 
Provocationsrechtes  dagegen  erhobene  tribunicische  Protest  wurde 
abgewiesen  ^ 

b.  Desertion  des  Soldaten  oder  des  Offiziers^. 

c.  Schuldhaftes  Ausbleiben  des  wehrpflichtigen  Bürgers  bei 
dem  Aufgebot  oder  sonstige  schuldhafte  Umgehung  der  Dienst- 


1  Val.  Max.  2,  7,  15  (vgl.  St.  R.  1, 132,  A.  5.  8,  577.  1241).  Dass  den  Cam- 
panern  das  Provocationsrecht  zugestanden  hat  (St  R.  3,  577),  kann  hienacb  nicht 
f&glich  bezweifelt  werden;  eine  Festsetzung  darüber  bat  nicbt  fehlen  können,  und 
Mtten  sie  es  nicbt  gebabt,  so  wäre  der  Protest  unbegreiflicb. 

«  Liyius  ep.  55  (=  Frontinus  strat  4,  1,  10)  vom  J.  616/138:  C.  Matienus 
accusatua  est  apud  tribunos  pUhis,  quod  exercitum  in  Hispania  deseruisset,  dam- 
natusque  suh  furca  diu  virgis  caesus  est  et  sestertio  nummo  veniü.  Nach  der 
Fassimg  kann  bier  nicbt  ein  tribuniciscber  Capitalprozess  gemeint  sein,  sondern 
consnlariscbe  Coercition,  gegen  welche  in  gewöhnlicher  Weise,  aber  ohne  Erfolg, 
an  die  Tribüne  appellirt  wird.  Der  Desertion  gleich  steht  das  eigenmächtige 
Maischiren  der  Truppe  (Dionjs.  11,  43). 
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pflichte  Es  eütspricht  dies  dem  allgemeinen  auch  für  andere 
italische  Stämme  bezeugten  Herkommen".  Dies  Strafverfahren 
ward  der  Regel  nach  in  der  Stadt  vorgenommen®. 

d.  Schuldhaftes  Ausbleiben  des  Bürgers  bei  der  Aufstellung 
des  Verzeichnisses  der  Wehrpflichtigen*. 

Diese  vom  Gerichtsort  unabhängige  militärische  Gapital- 
coercition,  die  Aufrechthaltung  des  Kriegsrechts  auch  in  der  Stadt 
bei  dem  Versagen  der  Wehrpflicht  ist  von  der  ältesten  Zeit  bis 
hinab  in  die  späteste  Rechtens  geblieben  und  nur  insofern  modi- 
ficirt  worden,  als  insbesondere  in  Folge  der  Umgestaltung  der 
Truppenbildung  die  alte  Strenge  bei  der  Anmeldung  der  Dienst- 
pflichtigkeit und  bei  der  Handhabung  des  Aufgebots  nachliess*. 
Dass   sie   keine  Judication   im  Rechtssinn  ist,   sondern  wie  alle 


'  Valerius  Maximiis  6,  3,  4  (ebenso  Yarro  bei  Nonius  p.  18;  Livius  ep.  14): 
MJ  Curius  consül (im  J. 479/275)  cum  dilectum  stibiio  edicere  coactus  esset,. .  .pritnum 
nomen  urna  extradum  citari  iussit  neque  eo  respondente  . , .  et  bona  eius  et  ipsum 
vendidit  Im  Bundesgenossenkrieg  wurde  in  einem  solchen  Fall  einem  Wehrmann, 
ohne  Zweifel  nach  erkanntem  Todesurtheil,  das  Vermögen  eingezogen  und  er  selbst 
im  Gefängniss  gehalten  bis  zu  seinem  Tode  (Yal.  Max.  6, 3, 3).  Vgl.  Cicero  pro  Caec. 
34,  99.  Noch  Augustus  ist  also  verfahren:  Sueton  Aug.  24:  equitem  R.  quod  du<h 
bus  filüs  adulescentibus  causa  detreciandi  sacramenti  poUices  atnputasset,  ipsum 
bonaqae  subiecit  hastae,  quem  tatnen,  quod  imminere  emptioni  publicanos  videret 
(vermuthlich  um  die  Unfreiheit  des  Collegen  illusorisch  zu  machen),  Uberto  suo 
addixitf  ut  relegaium  in  agros  pro  Itbero  esse  sineret.  Sogar  auf  Vermögens- 
confiscation  und  Todesstrafe  hat  er  in  solchen  Fällen  erkannt  (Dio  56,  23).  Anders- 
wo  ist  bei  dergleichen  Vergehen  die  Rede  Ton  Schleifung  des  Hauses  (Pomponios 
Dig.  10,  3,  20),  auch  von  blosser  Verhaftung  und  ZQchtigang  (Liv.  2,  55.  7,  4). 

'  Die  von  Livius  bei  verschiedenen  italischen  Völkern  erwähnte  Einberufung 
der  Wehrpflichtigen  lege  sacraia  besagt,  dass  wer  unentschuldigt  ausbleibt,  Jupiter 
geweiht  wird,  das  heisst  der  Todesstrafe  verfällt  (10,  38;  vgl.  4,  26,  3.  9,  39,  5. 
c.  40,  9.  36,  38,  1). 

*  Bei  Livius  3,  69,  7  schreiben  die  Gonsuln  das  Aufgebot  allgemein  aus  mit 
dem  Beifügen:  cognoscendis  causis  eorum,  qui  nomina  non  dedissent,  beUo  per- 
fecta se  duturos  tempus;  pro  desertore  futurum,  cuius  non  probassent  causam, 

^  Gaius  1,  160:  maxima  est  capitis  deminutio,  cum  aliquis  simul  civitatem 
et  libertatem  amittit:  quod  accidit  incensis,  qui  ex  forma  censuali  (weshalb  diese 
Bestimmung  auf  König  Servius  zurückgeführt  wird:  Liv.  1,  44,  1;  Dion.  4,  15)  venire 
iubentur,  Dionys.  5,  75.  Cicero  pro  Caec  34,  99.  Dass  auch  Todesstrafe  zulässig 
war,  deutet  Livius  a.  a.  0.  an.  Der  Verkauf  ruht  auf  dem  Imperium  und  bleibt, 
nachdem  das  Schätzungsgeschäft  auf  das  censorische  Hülisamt  übergegangen  war, 
dem  Consul  (Zonaras  7,  19;  St  R.  1,  153  A.  1).  Dass  dies  Verfahren  lange  Zeit 
(ju^XQ*^  TToXkoi))  in  Kraft  bleibt,  sagt  Dionysius  4,  15. 

"  Menander  Dig.  49,  16,  4,  10:  mutato  statu  müiUae  recessum  a  capitis 
poena  est  (bei  der  Aushebung),  quia  plerumqu^  voluntaHo  milite  nwneri  supplentur. 
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Coercitionen  ein  administrativer  Act^  tritt  namentlich  hervor  in 
der  Form  der  Ahndung:  die  Todesstrafe  ist  in  allen  Fällen  recht- 
lich zulässig,  wird  aber  nur  in  den  schwersten  vollstreckt^,  weit 
häufiger  ersetzt  durch  Freiheitsverlust,  oft  verbunden  mit  Verkauf  in 
ausländische  Sclaverei,  zuweilen  auch  inländischer  (S.  44  A.  1).  Weiter 
wird  das  Einreissen  des  Wohnhauses  erwähnt  (S.  44  A.  1),  daneben 
aber  auch  blosse  Verhaftung  und  Züchtigung  (S.  44  A.  1).  Mit  der 
römischen  Strafordnung  ist  diese  Mannichfaltigkeit  der  Ahndung 
in  keiner  Weise  vereinbar®,  wohl  aber,  wie  die  folgende  Darstellung 
zeigt,  mit  der  Coercition.  —  Wenn  gegen  die  bezeichneten  Militär- 
delicte  der  Magistrat  nach  Kriegsrecht  auch  in  der  Stadt  einzu- 
schreiten befugt  war,  so  ist  die  Behandlung  derselben  in  dem 
förmlichen  Strafprozess  nicht  weniger  zulässig.  Es  wird  in  dem 
betreffenden  Abschnitt  des  vierten  Buches  gezeigt  werden,  dass 
bei  allen  diesen  Delicten  auch  der  eigentliche  Perduellionsprozess 
angestellt  werden  konnte;  und  man  wird  vermuthen  dürfen,  dass 
bei  zweifelhaftem  Thatbestand,  zum  Beispiel  der  Desertion,  die 
kriegsrechtliche  Behandlung  dem  strafrechtlichen  Verfahren  zu 
weichen  hatte. 

Weiter  hat  das  Provocationsrecht  sich  nicht  erstreckt  auf  intei- 
die  Verletzung  des  Internationalrechts;  auch  hiefür  ist  den  Be-  "**^^"f^" 
amten  die  capitale  Coercition  geblieben.  Wenn  durch  die  Schuld 
eines  einzelnen  Bürgers  die  beschworenen  Verpflichtungen  der 
Gemeinde  verletzt  sind  oder  die  Gemeinde  einen  in  rechts- 
gültiger Weise  von  ihren  Vertretern  unter  der  Execrationsclausel 
abgeschlossenen  Internationalvertrag  nicht  einhalten  kann ,  so 
wird  das  Delict  durch  den  Magistrat,  mit  berathender  Zuziehung 
des  beikommenden  PriestercoUegiums ,  festgestellt  und  von  ihm 
der  Sühnungsact  vorgenommen*.  Dass  dieser  capital  gedacht  ist, 
scheint  daraus  hervorzugehen,  dass,  wenn  die  verletzte  Gemeinde 
die   zur  Sühne   dargebotene   Auslieferung  des   Schuldigen  (S.  8) 


^  Daher  kann  auch  der  Yolkstribun  dagegen  angerufen  werden,  wie  dies  im 
J.  479/275  (Val.  Max.  6,  3,  4,  vgl.  S.  44  A.  1),  483/271  (S,  43  A.  1),  616/138  (S.  43 
A.  2)  geschehen  ist 

*  Die  Geisselang  sub  furca  (S.  43  A.  2)  soll  wohl  besagen,  dass  die  Kreuzigung 
Terwirkt  war. 

'  Augustus  Verfahren  gegen  den  seine  Söhne  durch  Verstümmelung  der 
Diens^flicht  entziehenden  Vater  (S.  44  A.  1)  ist  dem  Kriegsrecht  angemessen,  als 
strafrediüiches  undenkbar. 

*  St  R.  3,  45. 
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ablehnt,  er  hingerichtet  werden  kann^.  Befragung  der  Comitien,  wie 
sie  bei  der  verletzten  Wehrpflicht  zulässig  ist,  ist  in  diesen  Fällen 
von  Rechtswegen  ausgeschlossen,  so  nahe  es  auch  lag  diese  Frevel 
unter  den  Begriff  der  Perduellion  zu  ziehen;  die  Abwendung 
des  bedingten  Götterfluchs  darf  nicht  von  dem  Zufall  der  comi- 
tialen  Majorität  abhängig  gemacht  werden.  Indess  ist  später  bei 
der  steigenden  Macht  der  Demokratie  die  Provocation  auch  auf 
diesen  Fall  erstreckt  worden*. 

3.  Der.  Freiheitsverlust,  die  Umwandlung  des  freien  Bürgers 
in  einen  Gemeindesclaven ,  in  der  Regel  verbunden  mit  Veräusse- 
rung  desselben  in  das  Ausland,  kommt  in  der  consularischen 
Coercition  in  gleicher  Weise  vor  wie  die  Todesstrafe  und  ist  bei 
dieser  berücksichtigt  worden. 

4.  Das  tribunicische  Recht  über  Leben  und  Tod  ruht  nicht  auf 
demselben  Rechtsgrund  wie  das  der  patricischen  Magistrate,  sondern 
auf  den  constitutiven  Ordnungen  der  Plebs,  der  dadurch  gewähr- 
leisteten und  späterhin  gesetzlich  anerkannten,  dem  patricischen  Im- 
perium gleichartigen  Gewalt  ihrer  Vorsteher.  Da  das  Recht  der 
patricischen  Consuln  über  Leben  und  Tod  des  Bürgers  durch  das 
valerische  Gesetz  an  die  Zustimmung  des  Populus  gebunden  war, 
war  es  billig  für  die  Vorsteher  der  Plebs  die  gleiche  Gewalt  an 
die  Zustimmung  sei  es  der  Plebs,  sei  es  später  der  Volksgemeinde 
zu  knüpfen,  und  so  ist  es  auch  im  wesentlichen  gehalten  worden. 
Aber  formell  konnte  gesagt  werden,  dass  den  Volkstribunen  das 
gleiche  Recht  zustehe  wie  ursprünglich  den  Consuln  und  dass  es 
wohl  diesen,  aber  nicht  jenen  durch  das  valerische  Gesetz  be- 
schränkt sei.  In  der  That  kennen  wir  einen  geschichtlich  voll- 
kommen beglaubigten  Fall  tribunicischen  ofifenbar  formell  be- 
rechtigten Einschreitens,  wobei  Prozess  und  Provocation  aus- 
geschlossen sind  und  der  Volkstribun  einen  römischen  Bürger 
behandelt  gleich  dem  peregrinischen  Verbrecher:  im  J.  623/131 
griff  der  Volkstribun  C.  Atinius  Labeo  wegen  einer  ihm  zuge- 
fügten Kränkung  ohne  weitere  prozessualische  Form   den  Censor 


^  Der  den  Corsen  ausgelieferte  und  nicht  angenommene  Feldherr  M.  Claudias 
wurde  im  Kerker  hingerichtet  (Val.  Max.  6,  8,  8).  Dem  von  den  Numantinem 
zurückgewiesenen  Feldherm  G.  Hostilius  Mancinus  wurde  wenigstens  das  Bürger- 
recht bestritten  (Cicero  de  orat.  1,  40,  181)  und  dann  durch  Volksschluss  restituirt 
(Dig.  50,  7,  18).  Die  von  Cicero  (top.  8,  87;  pro  Caec  84,  99)  vertretene  Ansicht, 
dass  die  Auslieferung  im  Fall  der  Nichtannahme  wirkungslos  sei,  ist  offenbar 
rechtlich  nicht  haltbar. 

«  St  R.  8,  888. 
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Q.  Metellus  und  schickte  sich  an,  ihn  vom  tarpeischen  Felsen  zu 
stürzen,  was  durch  tribunicische  Intercession  sowohl  anerkannt  wie 
vereitelt  ward^. 

5.  Die  Geisselung  des  Bürgers,  insoweit  sie  nicht  als  Begleit-  oeiBseiang. 
strafe  bei  der  Hinrichtung  auftritt,  ist  durch  das  ältere  Provocations- 
recht  den  Magistraten  ohne  Zweifel  nicht  untersagt  worden  (S.  42 
A.1);  auch  lassen  die  Zwölftafeln  die  Geisselung  allein  ausdrücklich 
zu  (S.  41 Ä.  S.  4).  Ihre  Anwendung  mag  allmählich  beschränkt  worden 
sein*;  die  im  wesentlichen  vollständige  Untersagung  derselben  geht 
zurück  auf  einen  von  dem  älteren  Cato  bewirkten  Volksschluss  ®. 
Dabei  ist .  es  geblieben  ^.  Ausnahme  machen  indess  die  Schau- 
spieler*. Der  Verstoss  gegen  dieses  Bürgerprivilegium  wird  in 
älterer  Zeit  mindestens  die  Injurienklage  begründet  haben;  die 
caesarische  Gesetzgebung  hat  weiter,  wie  in  dem  betreffenden  Ab- 
schnitt des  vierten  Buches  gezeigt  werden  wird,  die  Geisselung  oder 
Folterung  des  römischen  Bürgers  als  schwere  Vergewaltigung  cri- 
minell bestraft.  In  der  späteren  Kaiserzeit  ist  die  Züchtigung 
unter  die  eigentlichen  Strafmittel  aufgenommen  worden  und  wird 
insofern  im  fünften  Buch  auf  sie  zurückzukommen  sein. 


^  Livins  ep.  59.    Plinius  b.  n.  7,  44,  148. 

*  Dies  fordern  die  Erzählungen  bei  Livius  2,  55,  7.' 9,  4,  2,  die  freilich  nur 
for  die  AufEiassung  des  erzählenden  Annalisten  beweisend  sind,  vor  allen  Dingen 
aber  die  bei  Festus  (A.  3)  erwähnten  Gesetze. 

*  Er  selbst  rühmt  sich  in  einer  seiner  Reden,  'für  den  Rücken'  {pro  scapuUs; 
bei  Livius  10,  9,  4  pro  tergo)  der  Bürger  eingetreten  zu  sein,  nam^  wie  Festus 
p.  234  hinzufugt,  complures  leges  erant  in  cives  rogcUae,  quibus  sanciebatur  poena 
verherum.  Den  Schutz,  den  das  porcische  Gesetz  gegen  die  Geisselung  gewährt, 
hebt  mit  gegensätzlicher  Betonung  der  Hinrichtung  auch  Sallust  Cat.  51,  22  hervor. 
Ohne  Zweifel  ist  dies  von  Cato  eingebrachte  Gesetz  eines  der  drei  porcischen 
(S.  31  A.  8)  und  vielleicht  dasselbe,  welches  das  feldherrliche  Imperium  unter  die 
ProTOcation  zog;  in  einer  vor  der  Bürgerschaft  gehaltenen  Rede  kam  dies  weniger 
in  Betracht  als  der  Schutz  des  Rückens. 

^  St.  R.  1, 156  A.  4.  Cicero  Yerr.  5,  54, 140.  c.  62,  161  pro  Rab.  ad  pop.  4, 12. 
Der  Prozess  um  das  Bürgerrecht  ist  ein  Prozess  d«  iure  virgarum  (Plinius  h.  n.  7, 
48,  186). 

^  Die  Schauspieler  unterliegen  dieser  Form  der  magistratischen  Coercition 
nach  republikanischem  Rechte  schlechthin,  nach  Augustus  Bestimmung  nur  während 
der  Spiele  (Sueton  Aug.  45:  coercüionem  in  histriones  magistratHnis  omni  tempore 
et  loco  lege  vetere  permissam  ademit  praeter  quam  ludis  et  scaena);  die  Wieder- 
einf&hmng  der  älteren  strengeren  Disdplin  wurde  unter  Tiberius  im  Senat  vergeb- 
lich beantragt  (Tacitus  ann.  1,  77),  und  es  blieb  bei  der  augustischen  Bestimmung 
(C.  Th.  15,  7,  7  =  lust  11,  41,  3).  Vgl.  Tacitus  ann.  18,  28;  Sueton  Claud.  88; 
Paulus  5,  26,  2. 
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AnsweiBunR.  6.  Das  Recht  der  Ausweisung  des  Bürgers  aus  Rom  steht 
gesetzlich  dem  Magistrat  mit  Imperium  unter  Betheiligung  der 
Volkstribune  unbeschränkt  zu  und  ist  gegen  übel  beleumdete 
Bürger  in  ausgedehntem  Umfang  geübt  worden  \  während  die 
Anwendung  dieser  Befugniss  gegen  den  Unbescholtenen  gemiss- 
billigt  wird^.  Die  Ausweisung  des  Bürgers  aber  kann  sich  nie- 
mals auf  das  Gesammtgebiet  Roms  erstrecken,  sondern  unterliegt 
nothwendig  der  örtlichen  Begrenzung,  welche  als  Polizeigrenze 
sowohl  der  Diiferenzirung  wie  der  leichten  Evidenz  bedarf  und 
daher  in  historischer  Zeit  regelmässig  sich  anschliesst  an  die 
Meilenzahlen  der  von  Rom  ausgehenden  Chausseen.  Sie  kann 
weiter  auch  der  Zeit  nach  begrenzt  sein.  Die  weitere  Ausführung 
wird  im  fünften  Buch  bei  der  aus  dieser  Coercition  späterhin 
entwickelten  Strafkategorie  gegeben  werden. 

GeftngniBs.  7.    Verhaftung  (prensio)  und  Gefängniss  (vincula,  carcer)  kann 

der  Magistrat  mit  Imperium  und  der  Volkstribun  nach  Ermessen 
verhängen®  und  es  ist  dies  wichtige  Recht  vielfach,  auch  in  der 
Form  der  Schuldhaft  gegen  den  Gemeindeschuldner*  zur  Anwen- 
dung gekommen,  wobei  indess  das  Eindringen  in  das  Haus  des 


^  Festus  p.  278:  relegati  dicuntur  proprie  quibus  ignominiae  aut  poenae 
(d.  h.  wegen  einer  früher  erlittenen  BestrafuDg)  causa  necesse  est  ab  urbe  äliave 
quo  loco  abesse  lege  senatusve  (—  tuique  Hdschr.)  consulto  atä  edicto  magistratuum, 
ut  etiam  Aelius  Gdllus  indicat  Dahin  gehören  die  Bestimmungen,  dass  in  Rom 
nicht  wohnen  darf  der  cassirte  Soldat  (Macer  Dig.  49,  16,  18,  3);  der  Soldat,  der 
die  Spiessruthenstrafe  überstanden  hat  (Polybius  6,  37,  4);  der  wegen  eines 
Capitalverbrechens  Yerurtheilte  (Cicero  Verr.  1.  2,  41,  200,  wo  der  römische 
Bürger  wenigstens  nicht  aasgeschlossen  ist);  der  Henker  (Plautus  Pseud.  331;  Cicero 
pro  Rah.  ad  pop.  5,  15);  der  zu  der  Straf klasse  des  aelisch-sentischen  Gesetzes 
gehörige  Freigelassene  (Gaius  1,  27);  ferner  die  Ausweisungen  von  unnütz  sich 
führenden  Schauspielern  (Sueton  Aug.  45  Ner.  16)  und  von  liederlichen  Weibern 
und  Lustknaben  (Sueton  Tib.  35).    St  R.  1,  155.    2,  139.  328.    3,  1192. 

2  St.  R.  1,  155.    Cicero  pro  Sest.  12,  29,  ad  fam.  11,  16,  2. 

3  St  R.  1,  143.  153. 

^  Gegen  die  Schuldhaft,  welche  über  L.  Scipio  wegen  einer  nicht  gezahlten 
Multa  verhängt  werden  soll,  wird  tribunicische  Intercession  eingelegt  (Gellius  6,  29) 
Auch  die  Einsperrung  des  campanischen  Römers  Naevius  (Gellius  3,  8,  15),  deren 
nicht  überlieferte  Ursache  wahrscheinlich  Missbrauch  des  Theaters  war,  wird 
durch  die  Tribüne  aufgehoben  (Gellius  7,  8, 15).  Nach  Labeo  bei  Paulus  Dig.  48, 
13,  11,  6  wird  bei  einer  nicht  delictischen  Fiscalschuld  der  Betrag  a5  eo  qui 
hoc  itnperio  tUitur  beigetrieben  pignus  capiendo,  corpus  retinendOf  muUam 
dkendo. 
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Verhafteten  der  Sitte  zuwiderläuft  *.  Gegenüber  dem  Ungehorsam 
und  dem  Unfug  ist  es  in  Caesars  Gewaltgesetz  den  Magistraten 
bestätigt  worden  und  noch  unter  dem  Principat  in  Wirksamkeit*. 
In  wie  weit  dies  Recht  als  Untersuchungshaft  zur  Anwendung  ge- 
kommen ist,  wird  im  folgenden  Buch  erörtert .  werden. 

8.  Vermögenseinziehung  zu  Gunsten  der  Staats-  oder  einer  vemAgens- 
staatlichen  Tempelkasse  ist,  so  weit  die  capitale  Coercition  reicht,  »»•*»*'•"• 
regelmässig  mit  dieser  verbunden  und  sicher,  wenn  diese  nicht 
vollstreckbar  war,  auch  ffir  sich  allein  vorgekommen.  Aber  als 
selbständige  Ahndung  unter  Absehen  von  der  Todesstrafe  begegnet 
sie  bei  den  Magistraten  der  Gemeinde  nicht  und  hat  auch,  nach 
den  weiterhin  zu  erörternden  Bestimmungen  über  die  Geldbusse 
nicht  wohl  von  ihnen  ausgesprochen  werden  können.  Die  einzige 
Instanz  dagegen,  der  Vorschlag  Caesars  sie  über  die  Genossen 
Catilinas  zu  verhängen^,  tritt  auf  als  Zulassung  eines  kleineren 
Unrechts,  um  das  schwerere  der  Verletzung  des  Provocationsrechts 
zu  vermeiden.  Aber  die  Volkstribune  haben,  eben  wie  die  Capital- 
jurisdiction ,  so  auch  die  Einziehung  des  Vermögens  zu  Gunsten 
einer  römischen  Gottheit,  die  consecratio  bonorum  unter  Ausschluss 
des  Prozesses  und  der  Provocation  ausgesprochen*.  Diese  Conse- 
crationen  reichen  zurück  in  die  alten  Zeiten  der  Ständekämpfe  und 
sind  darum  von  der  antipatricischen  Demokratie  des  letzten  Jahr- 


^  Cicero  in  Vat  9 ,  22 :  miserisne  viatorem,  qui  M,  Bibulwn  domo  vi  extror 
heret,  ut  quod  in  privatis  semper  est  servatum,  id  te  tribtmo  pl,  consuli  domus 
exilium  esse  non  posset? 

'  Paulas  5,  26,  2 :  hoc  lege  (hüia  de  vi  publica)  excipiimtur  . . .,  qui  inde  in 
carcerem  duci  iubentur,  quod  ius  dicenti  non  obtemperaverint  quidve  contra  dis- 
ciplinam  publicam  fecerint.  Dig.  47, 10,  IS,  2 :  st  quis^  quod  decreto  praetoris  non 
obtemperacitf  ductus  sit,  non  est  in  ea  causa^  ut  agat  iniuriarum  propter  prae- 
ims  praeceptum, 

*  SaUustins  Cat  51,  43.    Cicero  in  Cat  4,  5,  10. 

^  Dergleichen  Procednren  werden  erwähnt  unter  dem  J;  299/455  gegen  eine  An- 
zahl Patrider  (Dionys.  10,  42,  der  irrig  die  Berufung  an  die  Bürgerschaft  gehen 
lässt);  in  historischer  Zeit  unter  dem  J.  585/169:  (P.  Buiüius  tr,  pl,)  Tu  Chracchi  . . . 
}Kma  consecravit,  quod ....  intercessioni  non  parendo  se  in  ordinem  coegisset^  wo 
der  Gegensatz  der  gegen  den  andern  Censor  erhobenen  Perduellionsklage  zeigt,  dass 
hiebei  die  Bürgerschaft  nicht  gefragt  wird;  von  Labeo  gegen  Metellas,  nachdem 
die  Capitalcoerdtion  (S.  47  A.  1)  verunglückt  war,  Cicero  de  domo  47, 123:  C.  AUnius.. 
hona  Q.  MeteUi  .  .  .  consecravit  foculo  posito  in  rostris  adhibitoque  tibicinef 
Plinhis  7,  44,  143;  im  J.  684/70  von  einem  andern  Tribun  gegen  den  Censor 
Co.  Lentnloa  (Cicero  a.  a.  0.);  im  J.  696/58  von  dem  Yolkstribun  P.  Clodius  gegen 
den  C<m8al  A.  Gabinios  (Cicero  a.  a.  O.X 
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hunderts  der  Republik,  ähnlich  wie  der  Horatierprozess ,  und  mit 
derselben  Wirkungslosigkeit  ^  wieder  in  Scene  gesetzt  worden ;  ihre 
formale  Legalität  aber  ist  keinem  Zweifel  unterworfen. 

uaguinr  9.    Die  Vieh-  und  später  die  Geldbusse,  wie  die  patricischen 

*****  Macistrate  sie  auflegen,  zunächst  die  Consuln,  weiter  die  aus  der 
consularischen  Amtsgewalt  abgezweigten  Prätoren  und  Censoren, 
desgleichen  die  entsprechenden  Vorsteher  der  Municipien,  ist 
sowohl  für  die  Rechtspflege  wie  auch  für  andere  Zwecke  das  vor- 
zugsweise angewendete  Zwangsmittel.  Sie  wird  immer  auferlegt  in 
dem  gesetzlichen  Zahlmittel,  anfangs  in  Häuptern  von  Klein-  und 
Grossvieh,  späterhin  in  Geld  und  heisst  von  der  bei  fortgesetztem 
Ungehorsam  üblichen  Steigerung  die  „Vielung",  multa\  Nach  der 
Ueberlieferung  hat  der  Magistrat  damit  ursprünglich  ins  Unbegrenzte 
vorschreiten  können,  ist  aber  dann,  noch  vor  den  Zwölftafeln,  diesem 
Arbitrium  gesetzlich  die  Grenze  gezogen  worden,  dass  an  einem 
und  demselben  Tage  dem  kleinen  Mann,  welcher  kein  Grossvieh  be- 
sass,  höchstens  die  Busse  von  2  Schafen,  dem  Bürger  überhaupt 
aber  höchstens  die  Busse  von  2  Schafen  und  30  Rindern  auferlegt 
werden  durfte*.    Diese  Viehbussen  sind  dann,  zwanzig  Jahre  nach 


^  Cicero  a.  a.  0.  sagt  dies  ausdrücklich  von  dieser  ex  nonnullis  perveterum 
temparum  exemplis  herbeigeholten  Procedur;  mit  Unrecht  spricht  Plinios  a.  a.  O. 
von  Metellus  Verarmung. 

'  Die  Ableitung  des  Wortes,  dessen  Wiederkehr  in  den  italischen  Dialekten 
schon  die  Alten  hervorheben  (multam,  sagt  Festus  p.  142,  Osce  dici  putawt  poenam 
quidam),  das  aber  den  Griechen  fremd  ist  und  offenbar  der  ältesten  Gemeinde- 
ordnung angehört,  ist  insoweit  zweifellos,  als  es  mit  multus  zusammengehört 
Quod  singulae  dicuntufy  sagt  Yarro  de  1.  L.  5,  177,  appdlatae  eae  mtUtae  (Hdschr. 
multcLs),  quod  ovim  (Hdschr.  olim)  unum  dicebant  miUtae,  itaque  cum  in 
(fehlt  Hdschr.)  dolium  aut  culeum  vinum  addunt  rusticif  prima  uma  addita 
didtur  (dicunt  Hdschr.)  etiam  nunc.  Bei  dem  abstracten  Gebrauch  des  Feminin, 
ähnlich  wie  bei  summa,  wird  ein  Begriff  wie  dicHo  oder  coerdtio  hinzuzunehmen 
sein,  üeber  die  spätere  Erstreckung  des  Wortes  auf  die  im  eigentlichen  Straf- 
verfahren vom  Magistrat  bemessene  Multa,  ja  im  nachlässigen  (Gebrauch  für  die 
öffentliche  Geldstrafe  überhaupt  ist  im  f&nften  Buch  gehandelt 

*  St  R.  1,  158.  Yarro  bei  Gellios  11,  1:  3f.  Terentio,  quando  dtatus 
neque  respondit  neque  excusatus  est,  ego  ei  unum  ovem  multam  dieo,  Festns  r, 
maximam  mtdtam  p.  144,  v,  ovibus  p.  202,  v.  peculatus  218.  287.  Die  Festsetzung 
der  mtdta  maxiina  scheint  von  einigen  auf  den  Anfang  der  Republik  zurOckgeftUut 
worden  zu  sein  (Plutarch  Popl.  11:  Cvf^'iav  anet&€i<ts  ha^e  ßowf  nivn  —  wohl 
durch  Yertauschung  mit  dem  sacramentum  quingenarium  veranlasstes  Yers^en 
statt  dreissig  —  xal  Svitv  ngoßarotv  a^av\  Nach  anderen  Ansetzongen  beruht 
die  gesetzliche  Fixirung  des  Mairimum  auf  dem  menenisch- sextischen  Gesetz  Tom 
J.  302  (Festus  r.  peculatus  p.  237),  dem  Jahr  vor  dem  Antritt  der  Decemvim,  womit 
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den  Zwölftafeln,  unter  Ansetzung  des  Schafes  zu  10  und  des  Rindes 
zu  100  Assen  in  Geld  umgesetzt  worden^;  seitdem  beträgt  die 
niedrigste  bürgerliche  Busse  (mülta  minima)  10^  die  höchste  (mülta 
maxima  oder  supremä)  ^  20  +  3000  =  3020  Asse  oder  Sesterze. 
Wenn  auch  die  über  die  maximale  Fixirung  der  Viehbussen  in 
den  Quellen  vorliegenden  Zeitangaben  keinen  Anspruch  auf  Glaub- 
würdigkeit haben,  so  reichen  doch  selbst  die  dafür  substituirten 
Geldbussen,  deren  Datirung  keinem  gegründeten  Bedenken  unter- 
liegt, in  die  früh  republikanische  Zeit  zurück.  —  Ob  diese  Grenze 
auch  für  die  Municipalmagistrate  gilt,  ist  nicht  bekannt.  —  Darüber 
hinaus  ist  den  patricischen  Magistraten  die  Multirung  überhaupt 
nicht  gestattet".  —  Den  Beamtengerichten  der  Spätzeit  sind  in 
ähnlicher  Weise  nach  dem  Rang  abgestufte  Maximalsätze  vor- 
geschrieben worden*. 


wohl  nur  dieselbe  vor  die  DecemTiralgesetzgebimg  zurückgeschoben  werden  soll; 
da  diese  keine  Yiehbusse  kennt,  musste  jene  Fixirung  nothwendig  früher  fallen. 
Wenn  Dionysins  (10,  50)  und  Gellius  (11,  1)  die  Fixirung  dem  atemisch-tarpeischen 
Gesetz  vom  J.  800  zuschreiben,  so  kommt  dies  ungefähr  auf  dasselbe  hinaus;  indess 
scheint  Cicero  (de  re  p.  2,  3,  5)  das  letztere  Gesetz  vielmehr  auf  die  Umsetzung 
der  festen  Prozessbasse  (scHrammtum)  aus  einet  Stückzahl  Yieh  in  die  sp&teren 
Sätze  von  500  und  50  Asse  zu  beziehen  (vgl.  im  f&nften  Buch  den  Abschnitt  von 
den  Yermögensstrafen).  —  Nach  Gellius  a.  a.  0.  hielt  man  noch  zu  seiner  Zeit 
auf  die  Anwendung  der  alten  oben  angegebenen  Formel,  während  Dionysius  10,  50 
m  seinem  übrigens  incorrecten  Bericht  nur  sagt,  dass  sie  lange  in  Gebrauch  ge- 
bliehen sei. 

'  Die  Umsetzung  der  arbiträren  Yiehbussen  in  Gdd  nach  der  oben  be- 
rechneten Gleichung  wird  zurückgeführt  auf  das  julisch-papirische  Gesetz  vom  J. 
324/430  (Cicero  a.  a.  0. ;  Liv.  4, 30, 8).  —  Da  es  den  Annalisten  beliebt  hat  schon  unter 
dem  Jahre  278/476  eine  Geldstrafe  zu  berichten,  so  hat  Dionysius  (9,  27)  ge- 
schlossen, dass  bei  dieser  Yeranlassung  die  Geldstrafen  in  Yiehbussen  umgesetzt 


'  Das  nur  in  der  üeberschrift  erhaltene  Capitel  des  Repetundengesetzes 
(Z.  45):  iudices  muUam  supremam  debeciwt  ist  wahrscheinlich  nicht  zu  verstehen 
von  einer  gesetzlichen  Multa,  sondern  weist  nur  den  gerichtsleitenden  Magistrat  an 
dem  Geschwomen  im  Fall  der  Contravention  eine  (oder  gleich  die  höchste)  Busse 
aufenerlegen.  Yon  einer  solchen  durch  das  Repetundengesetz  gegen  einen  Ge- 
schwomen erkannten  Multa  erzählt  Plinius  ep.  5,  9  (21). 

*  Die  consularische  Multa,  von  der  Diodor  29,  14,  p.  575  zum  J.  567/187  und 
Livius  42,  9,  3  zum  J.  582/172  sprechen,  wird  eben  die  maxima  sein,  factisch  wohl  in 
diesen  Zeiten  wesentlich  Ehrenstrafe. 

^  Dig.  2,  5,  2,  1:  st  quis  in  %U8  vocatus  non  ierit,  . . .  a  competenti  iudice 
pro  iurisdictione  iudicis  damnabiiur.  Nach  den  Yerordnungen  des  4.  Jahrh. 
mnltirt  der  praefectus  praetorio  bis  zu  50  Pf.  Gold,  der  Provinzialstatthalter  bis 
zu  Ve  Pf.  Gold  *=  12  solidi  (Cod.  1,  54,  4.  6  pr.;  vgl.  7,  64,  5;  Cassiodor 
var.  6,  3,  7:  tno^tta  quaniitaU  multas  errantes). 

4* 
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pieb^iMh«         10.  Das  Multirimgsrecht  der  plebejischen  Tribüne  und  Aedilen, 
Mnitining.  welchen  die  curulischen  später  gleichgestellt  worden  sind,  gehört 
im  Allgemeinen,  ebenso  wie  die  plebejische  Capitaljudication,  dem 
Strafrecht  an,  indem  die  Multa  sich  gegen  ein  gesetzlich  vorge- 
sehenes Delict  richtet  und    der  Provocation  an  die  Bürgerschaft 
unterliegt.    Aber  es  steht  diesen  Beamten  ebenfalls  für  die  Aus- 
übung ihrer  Judication  oder  Quasi-Judication  als  Coercitionsmittel 
zu*  und  gleichwerthig  ist  das  Multirungsrecht  des  Oberpontifex 
hinsichtlich  der  ihm  unterstellten  Priester  so  wie  dasjenige,  welches 
den  für  die  Adsignation  des  Gemeinlandes  bestellten  Commissarien 
für  ihre  Judication  zugestanden  hat.    Ohne  das  Recht  Geldstrafen 
aufzulegen  konnten  alle  diese  Beamten  ihren  Obliegenheiten  nicht 
genügen;    es    muss   ihnen    durch    specielle    Gesetze    eingeräumt 
worden  sein.    Abgesehen  davon,  dass  dabei  Maximalsätze  der  ver- 
schiedensten Art  vorgekommen   sein   mögen  (A.  1),   ist   bei   der 
Einräumung   theilweise   auch   die  eigentlich   der  Judication  vor-' 
behaltene  Berufung  an  die  Comitien  auf  diese  coercitiven  Multen 
erstreckt  worden.    Nachweislich  ist  dies  geschehen  bei  der  Mul- 
tirung  des  Oberpontifex,  welchem  das  magistratische  Recht  mit  der 
Bürgerschaft  zu  verhandeln  ausschliesslich  für  diese  wahrscheinlich 
maximal  nicht  begrenzten  Multen  beigelegt  worden  ist.   Hinsichtlich 
der  Adsignationsmagistrate  wird  in  einem  bestimmten  Fall  darüber 
Beschwerde  geführt,  dass  einer  solchen  Commission  das  Recht  der 
Multirung  —  ob  begrenzt  oder  nicht,  wird  nicht  gesagt  —  unter 
Ausschluss   der  Provocation    beigelegt  worden  sei*,   woraus  ge- 
schlossen werden  darf,  dass  in  anderen  Fällen  sie  dasselbe  mit 
ähnlicher  Beschränkung  wie  der  Oberpontifex  erhalten  haben.  — 
Ob  unter  den  häufig  begegnenden  grösseren  aedilicischen  Multen, 
welche  zur  Provocation  führen,  auch  coercitive  gewesen  sind,  muss 
dahingestellt  bleiben;  möglich  ist  es,  dass  den  Aedilen  auch  ohne 
besonderes    Strafgesetz    die   Auflegung    hoher  Geldstrafen    unter 


^  Von  den  tribunicischen  Multen  unter  dem  Principat  und  den  für  die  ver- 
schiedenen Kategorien  der  Aedilität  unter  Nero  aufgestellten  Maxima  derselben 
spricht  Tacitus  ann.  18,  28  (vgl.  St  R.  2,  512  fg.). 

*  Cicero  de  1.  agr.  2,  13,  88:  datur  (den  Zehnmännem  des  servilischen 
Ackergesetzes)  cognüio  sine  cansüiOf  poena  sine  provoccUione,  animtidversio  sine 
auocüio.  Die  Coercitionsmittel  also  —  sicher  die  Multirung,  vielleicht  auch  die  £^- 
Sperrung  —  sind  bei  dieser  Judication  befreit  sowohl  von  der  Berufung  an  die 
Comitien  wie  von  der  Appellation  an  die  Yolkstribunen. 
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Zulassung    der  Berufung   an    die   Gemeinde   in   einem    gewissen 
Umfang  freigestanden  hat^ 

11.  Sachenbusse  oder  nach  der  römischen  Bezeichnung  Pfand-  paadnog. 
Bahme  (pignoris  capto)  geht  durchaus  mit  der  Geldbusse  zusammen  ■; 
sie  besteht  in  der  Wegnahme  und  der  Zerstörung  eines  Stückes  der 
Habe  des  Gebüssten*.  Es  war  vermuthlich  bei  diesem  Verfahren 
an  Zerreissen  des  Kleides  und  ähnliche  Dinge  gedacht;  indess 
ist  man  in  dieser  Weise  weiter  vorgegangen,  selbst  bis  zum  Ein- 
reissen  des  Hauses*.  In  der  Kaiserzeit  sind  auch  für  die  Sachen- 
busse Maximalsätze  aufgestellt  worden^. 

Da  der  magistratische  Spruch,  welcher  die  Coercition  auf- AppeiiaAion». 
erlegt,  kein  Strafurtheil  ist  (S.  38  A.  1),  sondern  ein  Act  der  Ad-  ^•^•"««' 
ministration ,  so  treten  hier  einmal  die  an  das  criminelle  Judicat 
geknüpften  Bechtsnachtheile  niemals  ein  und  kann  weiter,  soweit 
die  Beschaffenheit  der  Ahndung  es  zulässt,  im  Verwaltungsweg 
ihre  Aufhebung  herbeigeführt  werden.  Dies  tritt  in  älterer  Zeit 
bei   der    capitalen  Coercition    zu    Tage   (S.   45),    späterhin    na- 


^  Der  einzige  FaU  einer  gegen  die  Gemeinde  gerichteten  und  criminell  be- 
bandelten Injurie,  die  gegen  die  Schwester  des  Consuls  505/249  P.  Claudius  Pulcher 
(Gellius  10,  6  u.  a.  St  m.;  St  B.  2,  492)  erhobene  aedilidsche  Klage  wegen  ihrer 
impatriotischen  Beden  ist  einerseits  mit  dem  Begriff  des  Staatsverbrechens  schlecht- 
hin unyereinbar  (novo  more  iudicium  maiestaUs  apud  popülum  nennt  es  Suetonius 
Tib.  2;  insons  crimine  quo  accusabatur  heisst  die  Beklagte  Yal.  Max.  8, 1,  damn.  4X 
andrerseits  der  einzige  Fall,  wo  eine  unmittelbar  gegen  den  Staat  gerichtete 
Handlung  Yon  den  Aedilen  geahndet  wird.  Hier  Hegt  sicher  kein  Specialgesetz  zu 
Onmde  und  kann  die  Multa  also  nur  als  coerdtive  gedacht  werden.  AUerdings 
haben  die  Bömer  wohl  gefühlt,  dass  ein  nicht  auf  positives  Gesetz  gegründetes 
Strafirecht  des  Magistrats  den  Bechtsstaat  aufhebt,  und  auch  die  Zulassung  der 
ProTOcation  an  die  Bürgerschaft  ändert  daran  nichts.  Wenn  eine  solche  ädilicische 
Befugniss  überhaupt  bestanden  hat  und  dieser  Fall  nicht  lediglich  Willkür  ist, 
wobei  in  Betracht  gekommen  sein  mag,  dass  die  Schuldige  eine  Frau  war,  so  ist 
es  ein  Buhmestitel  der  römischen  Bepublik,  dass  sie  davon  so  gut  wie  gar  keinen 
Gebrauch  gemacht  hat. 

*  Beispielsweise  im  quinctischen  Gesetz  über  die  Wasserleitungen  (Frontinns 
de  aq.  129).    Weitere  Belege  St  B.  1,  160. 

*  Ueber  das  aus  dem  magistratischen  abgeleitete  P&xdungsrecht  gewisser 
Fordenmgsberechtigter  vgl  St  B.  1, 160.  Verwandt  ist  die  W^^nahme  der  durch 
das  Lozusgesetz  verbotenen  Esswaaren  (Sueton  Caes.  43). 

*•  Dionysius  8,  87.  Cicero  Phil.  1,  5,  12.  Bei  dem  Milit&rdelict  erscheint  es 
noch  in  der  Kaiserzeit  (S.  44  A.  1). 

*  Tadtus  ann.  13,  28. 
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mentlich  bei  den  Geldbussen:  sowohl  wegen  der  von  römischen^ 
wie  auch  wegen  der  von  Municipalbeamten  *  auferlegten  kann  an 
die  oberste  Verwaltungsbehörde ,  den  Reichs-  oder  den  Municipal- 
senat^  Berufung  eingelegt  und  Erlass  der  Strafe  erbeten  werden* 
In  diesem  Sinn  wird  noch  in  der  späten  Jurisprudenz  die  poena^ 
die  rechtskräftige  Delictstrafe  der  nmlta,  der  vom  Ermessen  der 
Verwaltung  abhängigen  Goercitionsbusse  entgegengestellt^. 

Dies  ist  die  römische  Goercition,  das  Zwangsrecht,  die  Er- 
gänzung und  das  Gegenstück  des  Strafrechts.  Wie  das  Strafver- 
fahren die  Durchführung  des  staatlichen  Sittengesetzes  ist,  ist  die 
Goercition  die  Durchführung  der  staatlichen  Obergewalt,  das  Im- 
perium, ohne  welches  es  keinen  bürgerlichen  Gehorsam  und  also 
kein  Gemeinwesen  giebt. 


^  Insofern  worden  (Tac.  ann.  18, 28)  unter  Nero  die  Quästoren  angewiesen,  die 
von  den  Yolkstribnnen  auferlegten  Multen  erst  nach  Tier  Monaten  in  das  Stadtbuch 
einzutragen,  wodurch  sie  exigibel  werden ;  bis  dahin  soU  dagegen  (bei  Consuln  und 
Senat)  Einspruch  {contra  dicere)  erhoben  werden  können.  Von  dem  Erlass  einer 
Yon  dem  Bepetundenpr&tor  einem  Geschwomen  auferlegten  Multa  erzählt  Plinius 
ep.  5,  9  (21).  Appellation  im  Rechtssinn  ist  dies  offenbar  nicht  Auch  Dig.  49, 3, 2: 
appeUari  a  legatis  (vielmehr  legatö)  proconsul  polest  et  si  muüam  diacerit,  poiest 
de  iniquitate  eius  proconatU  cognoscere  et  quod  Optimum  putaverü  statuere  scheint 
nicht  an  eigentliche  Appellation  gedacht,  sondern  an  Aufhebung  einer  ad- 
ministrativen Verfügung  des  Unterbeamten  durch  den  Vorgesetzten;  indess  läuft  in 
diesem  Fall  allerdings  die  Appellations-  und  die  Verwaltungsinstanz  in  einander. 

'  Stadtrecht  von  Malaca  c.  66:  multtM  in  eo  municipio  ab  Ilviris  praefectove 
dictas,  item  ab  aedüibiM,  qua^  aediles  dixisse  se  apud  Uviros  ambo  dUerve  ex  iia 
professi  erunt,  Ilvir  gui  iure  dicundo  praerit,  in  tabulas  communes  mtmicipum 
eiius  municipi  referri  iuheto.  Si  cui  ea  multa  dida  erit  atU  nomine  eiitts  alius 
postulabit,  ut  de  ea  ad  decuriones  .  .  .  referatur.  de  ea  re  decurionum  iudicium 
esto,  quaeque  multae  non  erunt  iniustae  a  decurionibus  .  .  .  iudicatae,  eas 
multas  llviri  in  publicum  municipum  eiius  municipii  redigunto.  Abgesehen 
davon,  dass  hier  der  Duovir  die  in  Rom  dem  Prätor  und  den  Quästoren  ob- 
liegenden Geschäfte  verrichtet,  gilt  dies  völlig  auch  ftkr  Rom. 

*  Paulus  Dig.  50,  16,  244:  de  poena  provocatio  non  est,  simul  atqtte  enim 
vidus  qtUs  est  (d.  h.  durch  rechtskräftiges  Urtheil)  eius  maUficii,  cuius  poena  est 
statuta,  statim  ea  debetur;  at  multae  provocatio  est  nee  ante  debetur  quam  aut 
non'  est  provoeatum  aut  provocator  victus  est  Die  Feststellung  des  Thatbestandes 
(wofftr  das  anfechtbare  Urtheil  nidit  ausreicht)  schliesst  bei  dem  Strafeikenntniss 
die  Bemftmg  aus,  nicht  aber  bei  dem  coercitiven  Spruch. 


Fünfter  Abschnitt. 

Das  Strafgesetz  und  die  Entwickelnng  des 

römischen  Strafrechts. 


In  der  Hauszucht,  im  Kriegsrecht,  in  der  Coercition  giebt  es  st»feimd 
ein  Unrecht ,  eine  Ermittelung ,  eine  Ahndung  dieses  Unrechts,  s^'»*«««*^ 
auch  eine  dem  Thäter  rechtlich  überlegene  und  die  Ahndung  er- 
zwingende Gewalt;  man  darf  in  diesem  Kreise  von  einer  Strafe 
sprechen,  aber  nicht  von  einem  Strafrecht.  Das  sittliche  Unrecht 
erscheint  jedem  Einzelnen  nach  Zeit  und  Eigenart  in  individueller 
Abgrenzung;  nicht  viel  weniger  individuell  ist  das  Urtheil'tiber 
die  Feststellung  des  Thatbestandes ;  in  noch  höherem  Grade  die 
Bemessung  der  für  die  erwachsene  Schuld  geeigneten  Ausgleichung. 
Wenn  der  Hausherr,  der  Kriegsherr,  der  städtische  Imperien- 
träger bestraft,  so  ist  dies  immer  und  nothwendig  ein  Act  der 
Willkür.  Willkür  ist  nicht  Ungerechtigkeit.  Die  Sühnung  der 
Noxa,  wenn  der  Vater  den  schuldigen  Sohn  dem  geschädigten 
Mann,  die  Gemeinde  den  schuldigen  Bürger  den  geschädigten 
Nachbarn  ausliefert,  das  königliche  Blutgericht  über  Ueberläufer 
und  Mörder  sind  gebotene  Gerech tigkeitsacte.  Der  Hausherr  ist 
ja  auch  Vater  und  unter  den  sieben  Königen  sind  sechs  gerechte. 
Die  Handhabung  der  Hauszucht  durch  den  Verwandtenrath  wie 
die    der   internationalen  Verträge    durch   das  FetialencoUegium  * 


^  £b  ist  die  Au^be  der  Fetialen  xuv  dSMila^al  ttves  vnb  *Piof4alarv  hfonovdo^ 
Ifyomg  rä  ddntta  ahäai,  tovtovs  iutywtoax^tv  roifs  av^^ag  ei  r«  mnov&aaiv 
htBnovSov  und  ipvXatrHv^  iva  fjLf^Siva  'l^uaToi  noXtfiov  i^eifiyxioai  xara  firidiu lu^ 
immcvSov  noUng  aSixov  (Dionys.  2,  72).  Sie  bilden,  allerdings  formell  nor  die 
CoüBiiIn  beiathend,  den  Gerichtshof  fbr  die  internationalen  Verhältnisse  und  heissen 
anch  iudices  (Cicero  de  leg.  2,  9,  22;  Dionys.  2,  72,  5). 
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sind  nicht  Judication  im  formalen  Sinne,  aber  sicher  mindestens 
mit  gleicher  Gewissenhaftigkeit  ausgeübt  worden  wie  die  gesetz- 
lich normirte  Rechtspflege.  Die  Begriife  von  Schuld  und  Strafe 
sind  so  alt  wie  die  Menschheit  und  nicht  erst  mit  dem  Strafgesetz 
geboren.  Aber  das  hohe  Eönigsamt,  welches  nach  der  römischen 
Rechtsanschauung  ohne  Bindung  durch  Strafgesetz  Recht  und 
Unrecht  scheidet,  kann  auch  ungerecht  verwaltet  werden,  und 
damit  ist  es  verscherzt.  Nur  in  billiger  Handhabung  ist  die  könig- 
liche Willkür  möglich;  bei  unbilliger  stürzt  die  Herrschaft  des 
Königs  zusammen  und  wird  ersetzt  durch  die  des  Gesetzes. 

Bindung  der  Das  Strafrocht  beginnt,  wo  der  Willkür  des  Trägers  der  Straf- 
Magistntnr.  gewalt,  des  erkennenden  Richters  Schranken  gesetzt  werden  durch 
das  Staatsgesetz*  einschliesslich  des  diesem  gleichwerthigen  Her- 
kommens. Das  Gesetz  bezeichnet  objectiv  diejenigen  unsittlichen 
Handlungen,  gegen  welche  von  Gemeinde  \?egen  eingeschritten 
werden  soll,  und  verbietet  damit  zugleich  ein  gleichartiges  Ein- 
schreiten gegen  alle  übrigen.  Das  Gesetz  ordnet  das  Ermittelungs- 
verfahren in  positiver  Form.  Das  Gesetz  setzt  für  ein  jedes  Delict 
die  entsprechende  Ausgleichung  fest.  Das  römische  öffentliche 
Strafrecht  beginnt  mit  dem  valerischen  Gesetz,  welches  das  Todes- 
urtheil  des  Magistrats  über  den  römischen  Bürger  der  Bestätigung 


^  Hinsichtlich  dieses  Begriffes  selbst  ist  auf  das  Staatsrecht  zu  verweisen.  Die 
Annahme,  dass  die  römische  Königszeit  den  Begriff  des  Gesetzes,  das  heisst  einer 
den  König  selbst  bindenden  Satzung  gekannt  hat,  verträgt  sich  nicht  mit  der  von  den 
römischen  Rechtsgelehrten  aufgestellten  Auffassung  der  rechtlich  nicht  gebundenen 
Königsgewalt  Dass  König  Servius  bei  Dionysius  4,  36  sagt:  adrog  i^zaüf^n^ 
ngwtog  olg  tS^taa  xara  tcüv  alltov  iixaiots  <Sart£Q  iitfotrig  n€id-6/ji€vos,  bei  Tacitus 
ann.  8, 26  er  sanctor  legum  genannt  wird,  qtUs  etiam  reges  obtemperarent,  ist  dafür 
eine  Bestätigung:  denn  die  servianische  Ordnung  ist  die  Kückspiegelung  der  republi- 
kanischen und  auch  der  Zeit  nach  nur  durch  die  ungerechte  Königsherrschaft  von 
dieser  getrennt  Ob  diese  Auf&ssung  die  richtige  ist,  muss  dahingestellt  bleiben. 
Die  angeblichen  Königsgesetze  sind,  so  weit  sie  Rechtssatzungen  enthalten, 
ohne  Zweifel  wesentlich  angezeichnetes  Gewohnheitsrecht  und  dürfen  insofern  als 
Gesetze  behandelt  werden.  —  Dass  in  der  Bepublik,  von  diesem  Herkommen  ab- 
gesehen, das  Gesetz  mit  dem  Yolksschluss  zusammenfäUt,  ist  im  St  R.  3,  300  fg. 
ausgeführt  worden;  als  besondere  Kategorie  erscheint  das  Strafgesetz  nirgends.  — 
Unter  dem  Principat  giebt  es,  von  den  Yolksschlüssen  der  ersten  Zeit  abgesehen, 
eine  eigentliche  Gesetzgebung  nicht,  sondern  nur  Modificationen  der  älteren  Yolka- 
schlQsse  und  Einzelverfügungen  mit  gesetzgleicher  Kraft  (St  R.  2, 905  %.,  n.  1228  %.). 
Die  diodetianisch-constantinische  Monarchie  hat  die  Gesetzgebung  wieder  auf- 
genommen, wovon  im  Strafrecht  die  hinzutretenden  Delictkategorien  der  Häresie 
und  der  Entföhrung  Zeugniss  ablegen;  doch  ist  sie  über  Flick-  und  Stückwerk  nicht 
hinausgekommen. 
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durch  die  Bürgerschaft  unterwarf,  das  römische  private  mit  der- 
jenigen Ordnung,  welche  dem  Prätor  die  definitive  Strafentschei- 
dung aus  der  Hand  nahm  und  bei  der  bedingten  die  Erledigung  der 
Bedingung  an  Geschworne  wies.  Es  giebt  in  Rom  fortan  kein  Delict 
ohne  Crimin algesetz,  keinen  Strafprozess  ohne  Prozessgesetz,  keine 
Strafe  ohne  Strafgesetz^.  Die  magistratische  Willkür  ist  keines- 
wegs beseitigt;  auch  jetzt  kann  der  Magistrat,  soweit  einerseits 
das  Kriegsrecht,  andrerseits  die  städtische  Coercition  reichen,  ohne 
festes  Delict,  ohne  festen  Prozess,  ohne  festes  Strafmass  nach  Er- 
messen ahnden;  aber  es  besteht  neben  dieser  nicht  gebundenen 
magistratischen  Coercition  die  gebundene  magistratische  Judication. 
Es  ist  dieser  strafrechtlichen  Judication,  wenn  sie  im  strengen  Sinn 
des  Wortes  gefasst  wird,  gegenüber  der  strafrechtlichen  Coercition 
ein  enges  Gebiet  angewiesen.  Dass  der  förmliche  Strafprozess 
nur  in  der  Stadt  Born  stattfinden  kann,  ist  gegeben  durch  den 
städtischen  Charakter  des  römischen  Gemeinwesens;  aber  dass  der 
öflFentliche  nur  statuirt  wird  gegen  den  Bürger  und  den  Mann,  bei 
Nichtbürgem  und  Frauen  ausgeschlossen  ist,  verträgt  sich  nicht  mit 
dem  Wesen  des  Rechts.  Im  Civilrecht,  auch  dem  delictischen  hat 
die  römische  Rechtsentwickelung  diese  Schranke  früh  gesprengt; 
das  öffentliche  Strafrecht  ist  in  seiner  nothwendigen  Ergänzung 
durch  die  unbeschränkte  Coercition  und  in  seinem  starren  Fest- 
halten an  der  hauptstädtischen  Gerichtsstätte  durchaus  hinter  dem 
Civilrecht  zurückgeblieben.  Mit  der  Einrichtung  der  Civilgerichts- 
höfe  sowohl  in  den  italischen  Städten  wie  in  den  Statthalterschaften 
ist  wohl  der  privatdelictische  Prozess  auf  Italien  wie  auf  die  Pro- 
vinzen erstreckt  worden;  aber  nicht  bloss  ist  der  öffentliche  ma- 
gistratisch-comitiale  Strafprozess,  so  lange  er  bestanden  hat,  auf 
die  Stadt  Rom  beschränkt  geblieben,  sondern  (auch  das  dafür 
eintretende  Quästionenverfahren  mit  seiner  Geschwornenordnung 
wohl  auf  Italien,  aber  nur  unvollkommen  auf  die  Provinzen 
übertragen  worden.  Daher  hat  deriProvinzialprozess  noch  in  der 
Kaiserzeit,  obgleich  er  dem  ordentlichen  Strafverfahren  genähert 
ward  und  die  Definirung  der  Delicto,  die  Bemessung  der  Strafen, 
die  wesentlichen  prozessualischen  Normen  diesem  entlehnte,  doch 
niemals  sich  vollständig  von  der  Coercition  emancipirt.  Als  dann 
die    Geschwomengerichte    verschwanden    und    die    Prozessformen 


'  Paulus  Dig.  50,  16,  181,  1 :  poena  non  irrogatur,  nisi  quae  quaque  lege  vd 
quo  alio  iure  specialüer  huic  delicto  imposiia  est.  Den  Gegensatz  macht  dazu  die 
coerdtive  Multa  (S.  41  A.  1). 


58  Erstes  Buch.    Das  Wesen  and  die  Grenzen  des  Strafrechts. 

zusammeniieleii ,    hat  weniger   die  Coercition   der  Judication    als 
umgekehrt  die  Judication  der  Coercition  das  Feld  geräumt. 

Bevor  wir  uns  dazu  wenden,  den  für  die  folgenden  Bücher 
massgebenden  Begriff  des  Delicts,  die  Person,  den  Willen,  die  That 
in  ihrer  Allgemeinheit  zu  entwickeln,  erscheint  es  angemessen,  die 
Anfänge  und  die  Entwickelungsrichtungen  des  römischen  Straf- 
rechts selbst  kurz  zusammenzufassen.  Die  Beweise  für  diese  Aus- 
führungen giebt  nicht  dieser  Abschnitt ,  sondern  das  Buch  selbst 
in  seiner  Gesammtheit,  soweit  sie  überhaupt  gegeben  werden 
können;  denn  für  Darlegungen,  wie  dieser  Abschnitt  sie  versucht^ 
muss  der  Historiker  das  Recht  des  Künstlers  fordern,  aufzufassen 
und  nachzuschaffen. 

Yenciioiien-  Für  die  Kundo  der  Anfangszustände  der  menschlichen  Ent- 
hdt  der  ^ickolung  bietet  keine  Nation  so  wenig  Traditionelles  wie  die 
soBtt&de.  italische,  deren  einzig  zur  geschichtlichen  Entwickelung  gelangter 
Träger  das  latinische  Rom  ist.  Nicht  bloss  ist  die  Stadt  Rom,  wo 
die  wirkliche  Ueberlieferung  beginnt,  bereits  ein  hoch  entwickeltes 
auch  vom  Einfluss  der  überlegenen  griechischen  Civilisation  schon 
ernstlich  berührtes  Gemeinwesen  und  das  Haupt  eines  mächtigen 
national  geeinigten  Städtebundes;  nicht  bloss  mangelt  über  die 
älteren  römischen  Zustände  vollständig  die  nichtrömische  Ueber- 
lieferung; auch  für  die  Römer  selbst  ist  die  Vorzeit  wie  unter- 
gesunken und  vergeblich  sucht  man  sowohl  in  ihrer  gestaltenlosen 
fabelfeindlichen  Götterwelt  wie  in  den  trotz  der  erzählenden  Form 
streng  rationellen  Rechtslegenden  ihrer  Chroniken  nach  Erinnerung 
an  die  Zustände  des  Keimens  und  des  Wachsens.  Diese  männliche 
Nation  schaut  nicht  zurück  in  ihre  Kindheit.  Damit  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dass  das  Werden  auch  dieses  gewaltigsten  Staates 
der  älteren  Civilisation  sich  nicht  innerhalb  gewisser  Grenzen  er- 
kennen liesse;  aber  da  ausländische  Berichte  und  inländische  Sage 
so  gut  wie  ganz  versagen,  sind  wir  mehr  als  irgendwo  sonst  darauf 
angewiesen,  in  dem  römischen  Staats-  und  Privatrecht  aus  dem  Ge- 
wordenen selbst  die  Spuren  des  Werdens  zu  erschliessen. 

Die  Schädigung  des  Gemeinwesens  und  die  Schädigung  des 
Mitbürgers,  deren  Zusammenfassung  zu  dem  allgemeinen  Begriif 
des  Strafrechts  auch  in  der  späteren  römischen  Rechtswissenschaft 
nur  unvollkommen  durchgeführt  worden  ist,  stehen,  je  weiter  man 
zurückgeht,  desto  unvermittelter  neben  einander.  Das  ausschliess- 
liche Einschreiten  gegen  die  Schädigung  des  Gemeinwesens  ist  das 
/  früheste  Stadium  des  Strafrechts. 
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Die  Schädigung  des  Gemeinwesens  fordert  die  Selbsthttlfe  der  Anflogt  d«» 

ftffentlichea 
StnfipMhti» 


Gemeinde ,  sowohl   gegen  den  Landesfeind   wie    gegen  den  dem  **^«"*^«^«* 


Landesfeind  gleich  gesinnten  und  gleich  handelnden  Mitbürger ;  die 
Gleichstellung  beider,  die  durch  den  Abfall  selbst  sich  vollziehende 
Verwirkung  des  Bürgerrechts  ist  der  Grundgedanke  des  Staats- 
verbrechens von  jeher  gewesen  und  bis  in  die  späteste  Zeit  ge- 
blieben. Die  Selbsthülfe  berechtigt  zur  Vernichtung  des  Feindes; 
der  Tod  trifft  den  Kriegsgefangenen  wie  den  Landesverräther. 
Der  Träger  dieser  Selbsthülfe  ist  der  Magistrat,  dort  als  Feld- 
herr, hier  als  Inhaber  unbeschränkter  Coercition.  Aber  bei  dem 
Landesfeind  wird  für  deren  Handhabung  keine  besondere  Be- 
thätigung  der  Landesfeindschaft  erfordert;  die  Thatsache,  dass 
er  der  römischen  Gemeinde  nicht  angehört ,  berechtigt  zur  Anwen- 
dung des  Kriegsrechts.  Dagegen  tritt  bei  dem  Bürger  im  gleichen 
Fall  die  Schuldfrage  ein,  die  quaestio;  der  Magistrat  schreitet 
zu  dieser  und  damit  ist  der  Anfang  des  Strafprozesses  gegeben, 
einerlei  ob  der  Magistrat  selbstherrlich  entscheidet  oder  ob  er^ 
wozu  er  von  Haus  aus  nicht  verpflichtet,  aber  berechtigt  ist,  der 
Bürgerschaft  anheimgiebt,  dem  der  Verletzung  des  Gemein- 
wesens schuldig  Gefundenen  die  Todesstrafe  zu  erlassen  oder  ihr 
ihren  Lauf  zu  lassen.  Den  gefangenen  Landesfeind  einer  Unter- 
suchung zu  unterwerfen  und  ihn  nach  Umständen  glimpflicher 
zu  behandeln  ist  der  Magistrat  berechtigt,  aber  nicht  zur  „Be- 
fragung** verpflichtet,  und  niemals  entscheidet  über  dessen  Be- 
gnadigung die  Bürgerschaft;  für  die  Bechtsentwickelung  fehlt 
hier  die  Grundlage  und  sie  hat  auch  auf  diesem  Gebiet  sich  nicht 
eingestellt. 

Die  Selbsthülfe  der  Gemeinde,  das  heisst  das  öffentliche  Aftitette 
Strafrecht,  ist  gegen  den  Bürger  zunächst  dann  zur  Anwendung  ge.  ^^^^"^^ 
kommen,  wenn  er  geradezu  mit  dem  Landesfeind  gemeinschaftliche 
Sache  macht,  also  gegen  den  Ueberläufer  und  den  Landesverräther. 
Hiezu  treten  weiter  die  Entwendung  des  Tempelguts,  der  Dieb- 
stahl des  Gemeindeviehs,  die  Beschädigung  der  öffentlichen  Gebäude 
und  Wege.  Es  hat  eine  Epoche  gegeben,  wo  das  Gemeinwesen 
nicht  weiter  ging  als  sich  selber  zu  schützen  gegen  den  äusseren 
und  den  inneren  Feind,  oder,  nach  römischem  Ausdruck,  wo  das 
Imperium  des  Magistrats  sich  beschränkte  auf  die  Führung  des 
Krieges  und  die  Coercition  im  Frieden,  wo  es  ein  Strafrecht  in 
dem  vorher  bezeichneten  Sinn  nicht  gab.  In  dieser  Weise  mögen 
wir  uns  die  Zustände  vorstellen  unter  den  lebenslänglichen  Königen 
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und  wieder  unter  ihrem  nach  der  Beseitigung  des  Königthums  zeit- 
weise eintretenden  Abbild,  der  Dictatur  der  frühen  Republik. 

Eratrecknng  Diese  eugeu  Grenzen  hat  das  öffentliche  Strafrecht  der  Römer 
uchen^^toi- ^'^  für  uus  vorgeschichtlicher  Zeit  tiberschritten.  Dass  bei  Be- 
nchts  auf  Schädigung  des  einzelnen  Mannes  die  Vergeltung  zunächst  ihm 
^**™*^und  den  Seinigen  anheimgestellt  wird,  ist  wie  in  der  Früh- 
Friedeu.  zeit  Überhaupt,  so  sicher  auch  einstmals  in  Rom  Rechtens  gewesen. 
Aber  dass  diejenigen  Uebelthaten,  welche  neben  der  Schädigung 
des  Einzelnen  zugleich  die  öffentliche  Sicherheit  gefährden,  als 
Schädigungen  der  Gemeinde  von  Amtswegen  zu  ermitteln  und  zu 
bestrafen  sind,  ist  in  der  römischen  Rechtsordnung  vor  der  Zeit, 
wo  wir  dieselbe  kennen  lernen,  festgestellt  worden  für  den  Mord 
des  Freien S  für  die  Brandstiftung,  ftir  den  Diebstahl  der 
Ernte  auf  dem  Halm,  für  das  öffentlich  abgesungene  Spottlied. 
Alle  diese  erscheinen  bereits  im  Zwölftafelbuch,  über  das  unsere 
Kunde  nicht  zurückreicht,  als  öffentliche  Verbrechen^  und  es  ist 
jede  Spur  von  einer  Einwirkung  des  zunächst  davon  Betroffenen 
oder  seiner  Geschlechtsgenossen  dabei  ausgelöscht,  so  dass  die 
Beugung  der  Geschlechter  unter  die  Gesammtbürgerschaft ,  als 
das  Gesetz  erlassen  ward,  schon  eine  vollendete  Thatsache  ge- 
wesen sein  muss.  Als  Landesfeind  wird  der  Verbrecher  dieser 
Kategorien  nicht  angesehen  und  das  Bürgerrecht  nicht  betrachtet 
als  durch  die  Strafthat  aufgehoben ;  aber  die  Behandlung  desselben 
von  Amtswegen  ist  die  nämliche,  nur  dass  die  bei  dem  eigentlichen 
Staatsverbrechen  häufig  durch  die  Notorietät  der  Strafthat 
entbehrliche  Untersuchung  bei  diesen  Delicten  allgemein  zur  An- 
wendung kommt.  Die  Capitalstrafe  von  Gemeindewegen  trifft  wie 
den  Ueberläufer  und  den  Landesverräther  so  auch  den  Mörder  und 
den  Emtedieb. 
Anfinge  dM  Was  dem  Einzelnen  Leides  zugefügt  wird ,  hat ,  wie  schon 
^^^^S*'  S^^^S^  ward,  ohne  Frage  auch  in  Rom  er  anfänglich  selber  wett  zu 
machen  gehabt  oder,  wenn  er  unfrei  war,  sein  Herr  und,  wenn  die 
Selbsthülfe  nicht  ausreichte,  der  Verletzte  mit  Hülfe  seiner 
Nächsten  oder  diese  Nächsten  allein.  Die  Grenze  zwischen  der 
Schädigung  des  Gemeinwesens  und  derjenigen  des  Einzelnen  kann 
in  sehr  verschiedener  Weise  gezogen  werden.    Nachdem  Mord  und 


^  Die  Erstreckong  des  Mordes  auf  falsches  ^Zeugniss  im  Gapitalprozess  und 
wahrscheinlich  auch  auf  den  Raub  dürfte  ebenfalls  schon  dem  Zwölftafelrecht  an* 
gehören. 

*  Kur  mit  diesen  haben  die  ständigen  Quästoren  zu  thun. 
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Brandstiftung  und  manche  andere  Missethaten,  welche  einstmals 
der  letzteren  Kategorie  angehört  haben  werden,  in  die  erstere 
übernommen  worden  sind,  ist  in  dem  für  das  Privatdelict  übrig 
bleibenden  Gebiet,  dem  namentlich  fast  sämmtliche  Eigenthums- 
verbrechen  angehören,  das  sicher  ursprünglich  nicht  fehlende 
Eingreifen  der  Geschlechtshülfe  auch  im  Privatstrafrecht  bereits 
im  Zwölftafelrecht  nicht  mehr  zu  finden.  Dass  aber  die  Selbst- 
hülfe diesem  Kreise  des  Strafrechts  zu  Grunde  liegt,  tritt  nament- 
lich darin  zu  Tage,  dass  alle  Delicte,  welche  nicht  in  erster  Reihe 
gegen  die  Gemeinde  verübt  werden,  gegen  eine  Person  gerichtet 
sein  müssen,  welche  Vergeltung  zu  fordern  vermag  oder  für  welche 
Vergeltung  gefordert  werden  kann.  Was  Sachbeschädigung  ge- 
nannt zu  werden  pflegt,  ist  im  Rechtssinn  Schädigung  des  Eigen- 
thümers ;  gegen  die  Sache  als  solche  ist  das  Delict  ausgeschlossen. 
Es  wird  bei  der  Tödtung  auseinander  gesetzt  werden,  dass  diesem 
Princip  entsprechend  anfänglich  gegen  den  Unfreien  dies  Delict 
nicht  begangen  werden  konnte.  In  dem  entwickelten  Recht  aber, 
bei  dem  der  Mord  vom  Standpunkt  des  öffentlichen  Rechtes  be- 
handelt wurde,  ist  folgerichtig  diese  Auffassung  aufgegeben  und 
wird  die  gegen  den  Sclaven  verübte  Handlung  als  Schädigung 
der  Gemeinde  geahndet. 

Neben  die  Selbsthülfe  stellt  das  Privatrecht  den  zur  Abfindung  dm  vei- 
derselben   geschlossenen  Vergleich.     Selbstverständlich  ist   dieser  ^^^^ 
so  alt  wie  das  private  Unrecht  und  die  private  Rache;  auch  das PriTatrecht«. 
durch   Uebereinkunft    beider  Theile   bestellte    Schiedsgericht    ist 
damit  von  selber  gegeben.    Gegeben  ist  damit  nicht  minder  der 
Begriff  der  in  solcher  Weise  vereinbarten  approximativen  Ent- 
schädigung, nach  den  alten   Bezeichnungen  (S.  12)  des  damnum 
und  der  poenae. 

In  diese  Vergleichung  trat  der  Staat  ein,  indem  er  dem  Ge- 
schädigten die  Selbsthülfe  untersagte  und  bei  mangelnder  Ver- 
einbarung ihn  verwies  auf  ein  vom  Staat  zu  bestellendes  Schieds- 
gericht, auf  den  durch  dieses  herbeizuführenden  und  insofern 
obligatorischen  Vergleich.  Dabei  wird  insoweit  festgehalten  an  der 
Erledigung  der  Streitsache  durch  Uebereinkunft  der  Parteien,  dass 
das  Schiedsgericht  zunächst  ein  Vorerkenntniss  fällt  über  die 
Thatfrage,  das  Vorhandensein  und  den  Umfang  der  behaupteten 
Schädigung  und,  wenn  dies  zu  Ungunsten  des  Beklagten  ausfällt, 
den  Parteien  anheimgestellt  wird  sich  über  den  Betrag  der  Ent- 
schädigung zu  vergleichen.    Wird  diese  Uebereinkunft  erreicht,  so 
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spricht  das  Gericht  frei;  nur  bei  nicht  erzielter  Einigung  föUt 
dasselbe  ein  Strafurtheil. 

sdhnnken  Aber  durchgedrungen  ist  dies  Vergleichssystem  im  Zwölftafel- 

^toriiSiJ!  recht  noch  nicht.    Im  Fall  der  widerrechtlichen  Aneignung  fremder 

Yeigieiehs  bewcglicher   Sachen  —  Privateigenthum   am  Boden   kannte    das 

J"  ^^*^:  älteste  Recht  nicht  —  schliesst  das  Zwölftafelrecht  bei  handhaftem 

tafelrecht. 

Diebstahl  den  obligatorischen  Vergleich  aus.  Wenn  der  Bestohlene 
sich  nicht  von  freien  Stücken  zum  Vergleich  versteht ,  so  erkennt 
das  Gericht  hier  bei  dem  Unfreien  auf  Todesstrafe,  bei  dem 
Freien  auf  die  Ueberantwortung  des  Diebes  zu  eigen  an  den  Be- 
stohlenen.  Die  auffallende  mit  dem  ethischen  Grundbegriff  des 
Delicts  wenig  harmonirende  Schärfung  der  Strafe  bei  dem  Er- 
greifen des  Diebes  auf  der  That  wird  nicht  so  sehr  zurückzuführen 
sein  auf  das  in  solchem  Fall  sich  einstellende  stärkere  Rache- 
bedürfniss  als  auf  das  Bestreben  des  Gesetzgebers  der  bei  solchem 
Ergreifen  nahe  liegenden  Selbsthülfe  zu  steuern,  indem  auch  bei 
Anrufung  des  Gerichts  die  Gapitalstrafe  zulässig  bleibt.  Gregen 
den  anderweitig  der  That  überwiesenen  Dieb,  also  in  dem  bei  weitem 
häufigsten  Fall  führt  das  Zwölftafelgesetz  den  obligatorischen  Ver- 
gleich durch  unter  Steigerung  der  einfachen  Schadloshaltung  auf 
den  doppelten  Betrag.  Wem  diese  Lösung  dargeboten  wurde,  der 
musste  sie  annehmen;  wer  sie  nicht  zu  leisten  vermochte,  wurde 
behandelt  wie  jeder  andere  nicht  zahlungsfähige  Schuldner.  Die 
weitgehende  Milde  gegen  den  Verbrecher  begegnet  sich  hier  mit 
der  argen  Härte  des  römischen  Schuldrechts. 

Bei  der  körperlichen  Verletzung  des  freien  Mannes*  und  der 
Beschädigung  fremder  Habe,  welche  in  dem  Zwölftafelrecht  als 
'Unrecht'  (iniuria)  einen  Sammtbegriff  bilden,  schliesst  das  Gesetz 
für  den  schwersten  Fall  der  Verstümmelung  des  freien  Mannes  den 
obligatorischen  Vergleich  gleichfalls  aus ;  wenn  der  Geschädigte  es 
fordert,  so  lässt  das  Gericht,  ähnlich  wie  bei  der  jetzt  beginnenden 
Rebarbarisirung  unserer  Nation  das  sogenannte  Ehrengericht  den 
Zweikampf,  von  Staatswegen  es  zu,  dass  im  Wege  der  Selbsthülfe 
dem  Schädiger  geschieht  nach  dem  Satze  'wie  du  mir,  so  ich  dir*  *. 
Für  alle  übrigen  Delicto  dieser  Kategorie  ist  der  Vergleich  obli- 
gatorisch. 


'  Die  Verbalinjurie  scheint  nach  Zwölftafelrecht  nicht  als  Strafthat  gegolten 
zu  haben,  abgesehen  von  dem  zu  den  öffentlichen  Verbrechen  gestellten  Schmählied. 

'  Si  membrum  mpsit,  ni  cum  eo  pcicit,  talio  esto.    Tcdio  von  talts,  quaUs. 
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Deutlich  erkennt  man  in  diesen  Satzungen  die  letzten  Reste  umgMtei- 
«iner  älteren  Ordnung,  in  welcher  es  recht  und  billig  erschien,  dass  ^^^ 
der  Bestohlene  den  Dieb  tödtete  oder  doch  sich  zu  eigen  machte,  gtnfen. 
der  am  Körper  oder  an  seinem  Gut  Beschädigte  den  Schädiger 
wiederum  verstümmelte  oder  schlug  oder  ihm  die  Habe  zerstörte, 
daneben  aber  Verzeihung  und  Vergleich  mildernd  eingriffen.  Es 
mag  das  hinaufreichen  in  die  Epoche,  wo  das  private  Straf- 
recht auf  die  Hauszucht  angewiesen  war;  insbesondere  bei  dem 
politisch  oder  auch  nur  privatrechtlich  Unfreien  haben  diese 
Satzungen  wohl  thatsächlich  Anwendung  finden  können.  —  In  wie 
weit  diese  ältere  Ordnung  durch  früheres  Herkommen  oder  erst 
durch  die  Zwölftafeln  selbst  umgestaltet  worden  ist,  lässt  sich 
selbstverständlich  nicht  entscheiden.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich, 
dass  dies  Gesetzbuch  die  Satzungen  im  wesentlichen  bereits  so  vor- 
fand, wie  es  sie  wiedergiebt  und  dass  nur  die  Umsetzung  der  Vieh- 
in Geldbussen  (S.  50  A.  3)  und  die  eng  damit  zusammenhängende 
der  griechischen  Sprache  entlehnte  Bezeichnung  der  letzteren  als 
poetMe  (S.  13)  den  Decemvirn  zuzuschreiben  sind.  Die  geschicht- 
lich glaubwürdige  Angabe,  dass  zwanzig  Jahre  später  bei  der 
coercitiven  Mult  die  gleiche  Umsetzung  durch  Gesetz  eingeführt 
ward  (S.  51  A.  1),  legt  die  Vermuthung  nahe,  dass  die  Decemvirn 
im  Privatstrafrecht  die  obligatorische  Lösung  vorgefunden  und  nur 
das  Zahlmittel  geändert  haben. 

Prozessualisch  ist  das  Strafverfahren,  im  weitesten  Sinn  ge-      du 
fasst,   begriffen   in  der  magistratischen  Gewalt,  das  heisst  dem  ^^o^. 
Imperium,    theils   als   Goercition,    theils    als   Jurisdiction.     Die   tionnnd 
Coercition    und    der    aus    dieser    entwickelte    öffentliche    Straf-  ^*^*^*^"^ 
prozess  ist  ein  reines  Inquisitionsverfahren  ohne  Parteien,  später- 
hin beschränkt  durch  die  bei  gewissen  Strafen  nach  gesetzlicher 
Vorschrift    zuzulassende  Gnadeninstanz    der   Comitien.     Bei    der 
Jurisdiction  fungirt  der  Magistrat  und  späterhin  der  Geschwome 
als  Schiedsrichter  mit  Rechtszwang  des  Endurtheils.    Coercition, 
welcher    das    kriegsrechtliche    Commando    inhärirt,    und    Juris- 
diction, welche  dem  Friedensregiment  angehört,  sind  zwei  Hälften 
eines    Ganzen.    Ungetrennt   erscheinen    sie    in    dem   königlichen 
und    dem    ursprünglichen    consularischen   Imperium;    mit  Ueber- 
gewicht  der  Coercition  in  dem  Imperium  des  Dictators  und  dem 
consularischen   nach  Einführung    der  Prätur;    mit  Uebergewicht 
der  Jurisdiction  in  dem  Imperium  des  Prätors,  des  Censors  und 
der  Municipalmagistrate.    Aber   trotz   der  Scheidung   macht   die 
Einheitlichkeit  des  Imperium  auch  hier  sich  geltend :  dem  Dictator 
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und  den  späteren  Gonsuln  ist  die  Jurisdiction  gesetzlich  untersagt^ 
aber  diejenige  Gerichtsbarkeit,  die  eigentlich  keine  ist,  die  soge- 
nannte freiwillige  ist  ihnen  geblieben;  dem  Prätor  wird  das  mili- 
tärische Commando  nicht  genommen,  aber  nur  so  weit  nöthig  und 
als  Nebengeschäft  übertragen  und  sowohl  er  wie  der  Censor  und 
die  Municipalmagistrate  haben  diejenige  Coercition  behalten,  welche 
für  die  Jurisdiction  zwischen  den  Parteien  oder  zwischen  der  Ge- 
meinde und  einem  Bürger  unentbehrlich  ist. 
Qoftstioiu-  Die  Unigestaltung  des  magistratisch-comitialen  Strafprozesses 
prouws.  2u  dem  Quästionenverfahren  ist  im  wesentlichen  nichts  als  die 
Behandlung  des  öffentlichen  Delicts  in  der  Form  des  Privat- 
prozesses, indem  einerseits  der  Prozess  gefasst  wird  als  Bechts- 
handel  zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Angeschuldigten,  andrer- 
seits die  Vertretung  der  Gemeinde  geregelt,  das  Geschwomen- 
verfahren  durch  Substituirung  grosser  CoUegien  statt  des  einen  Ge- 
schwomen  oder  der  kleinen  Becuperatorengerichte  und  namentlich 
durch  den  magistratischen  Vorsitz  der  Comitialform  genähert  wird, 
strafr«rfui-  lu  der  Eaisorzoit  ist,  neben  der  modificirten  Wiederaufnahme 
KÜTmeit  ^^®  alten  magistratisch-comitialen  Strafprozesses  in  dem  consularisch- 
senatorischen  Gerichtshof,  in  dem  Kaisergericht  der  ursprüngliche 
rein  magistratische  Prozess  oder,  was  dasselbe  ist,  die  ursprüng- 
liche magistratische  Coercition  unter  Ausschluss  aller  directen  oder 
indirecten  Mitwirkung  der  Bürgerschaft  wieder  auferstanden  und 
hat  in  allmählichem  Fortschreiten  sowohl  den  consularisch  -  sena- 
torischen wie  den  Quästions-  und  den  delictischen  Privatprozess 
aufgesogen,  zum  Theil  unter  Festhaltung  der  Parteirollen  als 
Accusationsprozess ,  zum  Theil  unter  Beseitigung  derselben  als 
Cognition. 


Sechster  Abschnitt. 

Die   Person, 


Der  Begriif  des  Verbrechens  beruht  auf  der  Sittlichkeit  der  Bedinffnngen 
Menschennatur.  Die  Verletzung  des  dem  Menschen  obliegenden  ^'Stafe. 
Verhaltens  findet  ihre  Richtschnur  zunächst  an  dem  eigenen  Pflicht- 
gefühl, dem  Gewissen  des  Einzelnen.  Unbestimmt  in  seinen 
Grenzen  und  keinem  äusseren  Zwang  unterworfen,  erlangt  dieser 
Pdichtbegriif  im  Staate  bestimmten  Inhalt  und'  festen  Rückhalt; 
die  Strafordnung  ist  das  verstaatlichte  Sittengesetz.  Hier  soll  dies 
im  Allgemeinen  nachgewiesen,  sollen  die  Handlungs-  und  Straffähig- 
keit der  Person,  der  delictische  Wille,  die  delictische  That  als 
Voraussetzungen  eines  jeden  Strafacts  dargethan  werden,  wobei 
vorbehalten  bleibt  auf  die  einzelnen  dabei  in  Frage  kommenden 
Momente  bei  den  speciellen  Delicten  eingehender  zurückzukommen. 

Der  Mensch,  insofern  er  dem  Sittengesetz  unterliegt  und  dem  Die  Pmon. 
betreffenden  Staate  angehört,  ist  dem  Strafgesetz  unterworfen, 
ohne  Unterschied  der  Rechtsstellung.  Wir  zählen  die  Kategorien 
auf,  bei  denen  entweder  die  Delictfähigkeit  überhaupt  oder  durch 
Ausscheidung  aus  dem  Staat  die  Straf fähigkeit  ausgeschlossen  ist. 
Begrifflich  verschieden  werden  Delict-  und  Straff&higkeit  zweck- 
mässig in  der  Behandlung  vereinigt 

1.  Die  Delictfähigkeit  mangelt  den  leblosen  Wesen.    Nie  ist  seuven  und 
von  den  Römern,  wie  dies  bei  Völkern  lebhafterer  Phantasie  wohl    ^"*"' 
geschehen  ist,  das  Beil  vor  Gericht  gestellt  worden,   das  einem 
Menschen  Verderben  gebracht  hat.    Dagegen  ist,  in  naiver  und 
für  den  Sclavenstaat  charakteristischer  Auffassung  der  ursprüng- 
lichen Wirthschaft,  die  Persönlichkeit  und  deren  Consequenz,  die 
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Zurechnungsfthigkeit  auf  die  Hausthiere  erstreckt  worden.  Es 
unterliegt  das  Hausthier,  gleich  dem  unfreien  Menschen,  der  häus- 
lichen Ordnung  und  Zucht  und  wegen  der  von  dieser  sich  ent- 
fernenden Quasi  -  Handlung  ist  der  Eigenthümer  im  Wege  der 
Noxalklage  verantwortlich.  Zur  Anwendung  kommt  diese  eigen- 
artige römische  und  mit  römischer  Zähigkeit  bis  in  die  Spätzeit 
hinab  festgehaltene  Anschauung  lediglich*  bei  der  Körper-  und 
der  Sachbeschädigung  und  es  kann  daher  auf  den  betreifenden 
Abschnitt  des  vierten  Buchs  verwiesen  werden. 

ventorbene.  2.  Ausgeschlosseu  fomer  ist  der  Todte.  Die  Thatsache  des 
Verbrechens  wird  durch  den  Tod  nicht  geändert,  aber  die  per- 
sönliche Durchführung  der  Bestrafung  des  Verbrechers  macht  im 
Privatstrafrecht  der  Tod  unmöglich.  Wiedervergeltung  und  Rache 
können  nur  an  dem  Lebenden  getlbt  werden*.  Es  erstreckt  sich 
dies  auch  auf  den  Mord  und  die  Brandstiftung  und  überhaupt  auf 
die  nicht  unmittelbar  gegen  den  Staat  gerichteten  Delicto ;  bei  dem 
Mord  und  der  Brandstiftung  ist  auch  nach  ihrer  Uebertragung 
in  das  öffentliche  Strafverfahren  (S.  60)  der  Ausschluss  der  Ahndung 
nach  dem  Tode  beibehalten  worden®.  Insoweit  ist  in  historischer 
Zeit  der  Wegfall  der  Strafe  durch  den  Tod  des  Verbrechers  im  Straf- 
recht durchgeführt  worden.  In  dem  Grenzgebiet  der  delictischen 
und  der  nicht  delictischen  Forderung  giebt  es  kein  sichreres 
Kriterium  als  den  Ausschluss  oder  die  Zulassung  des  Uebergangs 
der  Klage  auf  die  Erben  (S.  6).  Indess  unterliegt  dieses  Gesetz 
den  folgenden  Beschränkungen. 

a.  Für  das  öffentliche  Verbrechen  der  ältesten  Epoche,  das 
heisst  für  das  unmittelbar  gegen  den  Staat  gerichtete,  gilt  die 
Regel  nicht;  die  Verfluchung  wirkt  über  das  Grab  hinaus  und  die 


^  Die  Erstreckung  der  Straffikhigkeit  auf  das  Haasthi^  erscheint  auch  bei  dem 
AbpflOgen  des  Grenzsteins  im  öffentlichen  Strafrecht  (Festas  p.  368),  gehört  aber 
hier  zu  den  ältesten,  noch  in  sacralen  Anschauungen  befangenen  Ordnungen. 

'  Gaius  4,  112:  est . . ,  certissima  iuris  regula  ex  maleficiis  poenales  aetiones 
in  heredem  nee  competere  nee  da/ri  solere,  veluU  fwrti,  m  bonorum  raptorum, 
iniuriarum,  damni  iniuricte. 

*  Dig.  48,  1,  3.  6,  tit  16,  15,  3,  tit  19,  20,  wo  dies  begründet  wird  durch 
den  Zweck  der  Strafe,  die  Menschen  zu  bessern  (S.  4  A.  1).  Es  gilt  dies  im 
späteren  Recht  auch  von  dem  Angeklagten,  der  gesucht  wird  (Dig.  48,  17,  1,  4) 
und  im  Allgemeinen  von  dem  in  erster  Instanz  Yerurtheilten  (Dig.  28,  1,  18,  2. 
49,  18,  1  pr.  tit  14,  9.  Cod.  7,  66,  3.  9,  6,  6);  jedoch  soll  hier,  wenn  es  sich  um 
Vermögensconfiscation  handelt,  unter  Umständen  das  Verfahren  weiter  gehen. 
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Verhinderung  der  Bestattung  oder  die  Zerstörung  des  Grabes,  vor 
allem  die  Verwünschung  des  Gedächtnisses  können  auch  nach  dem 
Tode  noch  eintreten.  Auch  später  wird  bei  dem  Perduellions- 
prozess  —  nicht  bei  dem  Majestätsprozess  überhaupt  —  und  bei 
der  H&resie  abweichend  von  der  sonst  im  Criminalrecht  geltenden 
Anknüpfung  der  Strafe  an  das  Erkenntniss  oder  was  diesem  gleich- 
steht (Geständniss,  Selbstmord),  diese  vielmehr  angeknüpft  an  den 
Zeitpunkt  der  That,  die  Verurtheilung  zurückdatirt.  Demnach 
kann  dies  Verfahren,  insofern  dasselbe  eine  schon  bestehende  Straf- 
barkeit lediglich  declarirt,  mit  allen  seinen  ehrenrechtlichen  und 
vermögensrechtlichen  Consequenzen  auch  nach  dem  Tode  des  Be- 
schuldigten begonnen  werdend  Da  ehrenrechtliche  Consequenzen 
nur  im  eigentlich  delictischen  Prozess  gezogen  werden  können, 
so  muss  dieses  Strafverfahren  hier  als  Strafverfahren  gegen  den 
Todten  angesehen  werden.  Die  vermögensrechtlichen  Folgen  werden 
civilrechtlich  gegen  die  Erben  oder  die  sonst  Beikommenden  geltend 
gemacht. 

b.  Wenn  der  Strafprozess ,  soweit  er  zwischen  Parteien  ge- 
führt wird,  bei  Lebzeiten  des  Angeschuldigten  begonnen  und  bis 
zu  der  Litiscontestation  oder  einem  dieser  gleichwerthigen 
Act  geführt  worden  ist,  so  gilt  er  damit  als  bedingt  entschieden 
und  wird  nach  dem  Tode  des  Beklagten  unter  Beschränkung  auf 
die  Vermögensfolgen  des  behaupteten  Delicts  gegen  die  Erben  zu 
Ende  geführt.  Es  erstreckt  sich  dies  auf  das  Privatdelict  und 
im  öffentlichen  Verfahren  auf  den  Accusationsprozess ".  Auf  die 
im  Wege  der  Inquisition  oder  der  Cognition  geführten  Straf- 
prozesse ist  dies  nicht  anwendbar. 

'  Das  Weitere  im  vierten  Bach  bei  der  Perduellion  und  bei  der  Häresie. 

*  Repetondengesetz  Z.  29 :  [de  iudicio  in  eum  quei  mortuos  ejrit  atU  in  exilium 
abieriL  Qtioium  nomen  ex  h.  l  delatum  eri[t,  sei  is  ante  mortuoa  erit  ....  aut 
in  esdlijum  cibierit,  quam  ea  res  iudicata  erit,  pr(aetor)  ....  [eamj  rem  ab  eis 
item  quaerito  (das  folgende  ist  verloren).  Paulus  Dig.  44,  7,  38:  constitutionibus, 
quibus  ostenditur  heredes  poena  non  teneri,  placuit,  si  vivus  conventw  fuerat, 
etiam  poenae  persecuHonem  transmissam  videri  quasi  Ute  contestata  cum  mortuo. 
Modestinus  Dig.  48,  2,  20:  ex  ceteris  vero  delictis  (mit  Ausschluss  von  Migestät 
imd  Repetunden)  poena  indpere  ah  herede  ita  demum  potest,  si  vivo  reo  accusatio 
mota  est,  licet  non  fuit  condemnatio  secuta,  ülpian.  Dig.  48,  4,  11:  is  qui  in 
ftatu  decedit,  integri  Status  (also  Ansschluss  der  Infamie)  decedit;  extinguitur 
endm  crimen  mcrlalitate.  Diocletian  Cod.  4,  17,  1 :  post  litis  contestaticnem  eo  qui 
rim  fecü  vel  eoncussuynem  intulit  vel  ali^d  deHtquit  defuncto  successores  eius  in 
soUdum,  aiioquin  in  quantum  ad  eos  pervenit  conveniri  iuris  ahsoltUtssimi  est,  ne 
alieno  scelere  ditentur.  Vgl.  Dig.  28,  1,  13,  2.  49,  13,  1.  Cod.  7,  66,  3.  — Es  be- 
raht  dies  im  Privatprozess  darauf,   dass  die  Litiscontestation  eine  bedingte  Yer- 

5* 
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c.  Die  Klage  wegen  Erpressung  (repetundae)  ist  ihrem  Ur- 
sprung nach  nicht  delictisch,  sondern  eine  Condiction  wegen  recht- 
losen Habens  und  kann  darum  auch  gegen  die  Erben  eingebracht 
werden  ^ 

d.  Die  Entwendungsklage  als  solche  geht  nicht  gegen  die 
Erben;  aber  durch  eine  juristische  Fiction,  die  wahrscheinlich 
daraus  hervorging,  dass  man  die  Erben  des  Diebes  nicht  besser 
gestellt  wissen  wollte  als  die  Erben  des  Schuldners,  wurde  dem 
bestohlenen  Privaten  und  ebenso  bei  dem  Peculat  dem  Staate,  gleich 
wie  wenn  sie  contractliche  Gläubiger  wären ,  eine  Klage  auf  den 
Werth  der  gestohlenen  Sache,  die  condictio  furtiva  gegen  den 
Dieb  und  dessen  Erben  eingeräumt  *. 

e.  Die  dem  Erblasser  aus  seinem  Verbrechen  zugeflossene  und 
an  die  Erben  gelangte  Bereicherung  wird  denselben  entweder  zu 
Gunsten  des  Verletzten®  oder,  wo  dies  nicht  anwendbar  ist,  von 
Staatswegen  abgenommen^. 

ßtiiirte.  3.  Ausgeschlosscn  von  dem  römischen  Strafverfahren  ist  nicht 

minder,  wer  aus  dem  Bereich  der  römischen  Jurisdiction  ausgeschieden 
ist.  Da  derselben  sowohl  der  römische  Bürger  unterworfen  ist, 
auch  wenn  er  im  Ausland  sich  befindet,  wie  auch  der  auf  römischem 
Gebiet  befindliche  Ausländer,  so  sind  nur  die  im  Ausland  lebenden 
Ausländer  ausgeschlossen  und  kann  der  römische  Bürger  sich  ihr 
nur  entziehen,  indem  er  einerseits  das  römische  Gebiet  verlässt 
{sdlum  vertere),  andrerseits  einem  von  Rom  anerkannten,  formell 
unabhängigen  Staat  als  Bürger  oder  doch  in  solcher  Weise  sich 
anschliesst,  dass  durch  diesen  Anschluss  sein  römisches  Bürger- 


urtheilung  ist,  der  Geschworenenspmch  nicht  eigentlich  ein  Urtheil,  welches  ja  nur 
der  Magistrat  fällen,  kann, .  sondern  die  Erledigung  der  Bedingung.  Auf  die 
Quästion,  bei  welcher  eine  eigentliche  Litiscontestation  nicht  stattfindet,  ist  dies 
aus  dem  PriTatprozess  übertragen. 

^  Das  Weitere  bei  den  Repetunden. 

'  Das  Weitere  bei  der  Entwendung. 

*  Diesen  bei  der  Bereicherung  des  Vaters  durch  den  Diebstahl  des  Sohnes 
aufgestellten  Satz  (Dig,  15,  1,  8,  12)  wird  man  analogisch  erweitem  dürfen. 

^  Dig.  8,  6,  5  pr.:  est  constiiutum  turpia  lucra  heredtbus  quoque  extorqueri, 
licet  crimtna  extinguantur,  ut  puta  ob  fcdsum  vel  iudici  ob  graUosam  sentenUam 
d(Uwn  et  heredi  extorquebüur  et  8%  quid  aliud  scelere  quaeaitwn,  Dig.  48,  1,  6: 
defuncto  eo  qui  reus  fuit  criminis  et  poena  exUncta  in  quacwmque  causa  criminis 
extincU  debet  is  coffnoscere,  cuiua  d€  pecuniaria  re  cognitio  est  48,  10,  12.  49, 
14,  9.    Cod.  4,  17,  1  (S.  67  A.  2). 


Sechster  Absdmitt.    Die  Person.  69 

recht  aufgehoben  wird^  Dies  ist  der  'Austritt*,  das  exilium,  oder 
in  seiner  späteren  politischen  Anwendung,  nach  der  polybischen 
Bezeichnung,  die  Selbstverbannung ',  und  es  ist  die  Handhabung 
dieses  strafrechtlich  wichtigen  Acts  hier  zu  entwickeln.  Zu  unter- 
scheiden sind  dabei  der  Austritt,  ohne  dass  der  Austretende  im 
Prozess  befangen  ist,  der  Austritt  bei  schwebendem  Vermögens- 
und der  Austritt  bei  schwebendem  Capitalprozess. 

a.  Wer  aus  der  römischen  Jurisdiction  in  der  vorher  be- 
zeichneten Weise  in  eine  andere  von  den  Römern  anerkannte 
übertritt,  kann  wegen  einer  vorher  contrahirten  Schuld  oder 
wegen  eines  vor  dem  Austritt  begangenen  Verbrechens,  falls  dafür 
nicht  vor  dem  Austritt  ein  römisches  Rechtsverfahren  eingeleitet 
ist,  nur  vor  seinem  gegenwärtigen  Gericht  belangt  werden  ".  Selbst- 
verständlich verfällt  er  dem  römischen  Gericht,  so  wie  er  wieder 
das  römische  Gebiet  betritt,  und  es  ist  auch  nicht  ausgeschlossen, 
wie  im  neunten  Abschnitt  gezeigt  werden  wird,  dass  die  römische 
Gemeinde  von  derjenigen,  welcher  der  Ausgewanderte  jetzt  an- 


^  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Exilium  (St.  R.  8,  48  fg.)  wird  hier  voraus- 
gesetzt werden.  Das  römische  Bürgerrecht,  welches  direct  au&ugeben  der  römische 
Bürger  nicht  befugt  ist,  geht  verloren  durch  die  Incompatibilität  desselben  mit  der 
Zugehörigkeit  zu  einem  andern  von  Rom  als  in  vollem  Sinn  autonom  anerkannten 
Staate,  im  Wege  der  Uebersiedelung  isolum  vertere)  und  der  damit  verbundenen 
Erwerbung  des  dortigen  Bürger-  oder  Schutzrechts.  Diese  Aufhebung  des  römischen 
Büfgenrechts,  auf  welche  es  im  Strafrecht  bei  dem  Exilium  allein  ankommt,  voll- 
zieht sich  auf  Grund  der  bestehenden  Staatsverträge  ohne  Mitwirkung  weder  der 
Austritts-  noch  der  Eintrittsgemeinde. 

'  ^JSxovaiog  ipvyadiltti  Polybius  6,  14.  Cicero  pro  Caec.  34,  100:  exilium 
non  sttppLiciwm  est,  sed  perfugium  portusque  suppliciij  nam  quia  vohmtpoenam 
tfUquam  subterfugere  aut  calamiiatem ,  eo  solum  veriunty  hoc  est  sedem  ac  locum 
mutant,  üaque  nulla  in  lege  nostra  reperietwr,  ut  apud  cetercui  civitates,  maleficiwn 
sfftim  exüio  esse  muitatwn,  sed  cvm  honUnes  vincula  neces  ignominuMque  vitant, 
^uae  sunt  legibus  consUtutc^,  confugiunt  quasi  ad  aram  in  exilium,  qui  si  in  doi- 
täte  legis  vim  subire  vellent,  non  prius  civitatem  quam  vitam  amitterent.  Dieser 
Gebrauch  des  Wortes,  Über  welches  weiter  im  fünften  Buch  gehandelt  ist,  wechselt 
allerdings  schon  bei  Cicero  mit  dem  späteren»  da  diese  Epoche  neben  der  frei- 
willigen Verbannung  auch  die  Verbannung  als  Strafe  kennt  (am  bestimmtesten  ge- 
schieden bei  Cicero  de  domo  27,  72:  exüium  .  .  .  est  turpe  .  ,  .  si  esi  poena 
datnfiati)» 

'  ülpian.  Dig.  47,  2,  41,  3:  si  quis  post  noxam  admissam  hoHium  servus 
fuerit  factus,  videndum  est,  an  exHnguatur  actio  (furti).  et  Pomponius  scripsit 
exHngui  actionem  et  si  fuerit  reversus,  postliminio  vel  quo  alio  iure  renasci  eam 
actianem  debere;  et  ita  utimur,  Dass  das  Postliminium,  indem  es  den  Eigenthums- 
wechsel  annullirt,  auch  dessen  Folgen  aufhebt,  versteht  sich  von  selbst-,  das  Princip 
ist  darum  nicht  minder  deutlich. 
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gehört,  die  Auslieferung  verlangt,  insoweit  nicht  Staatsverträge 
im  Wege  stehen.  W^ird  die  Auslieferung  vollzogen  und  gelangt 
der  Ausgelieferte  also  wieder  unter  römische  Jurisdiction,  so  wird 
ihm  in  Rom  der  Prozess  gemacht;  aber  ohne  Competenz  des  rö- 
mischen Gerichts  zur  Zeit  der  Prozesserhebung  ist  weder  ein 
öffentlicher  noch  ein  Privatprozess  möglich.  —  Zulässig  war  ver- 
muthlich  auch  in  diesem  Fall  die  gleich  zu  erörternde  Unter- 
sagung von  Dach,  Wasser  und  Feuer;  indess  liegen  von  der  An- 
wendung derselben  auf  dergleichen  Individuen  keine  Beweise  vor. 

BxUiimi  dM  b.  Wer  bei  schwebender  contractlicher  oder  delictischer  Privat- 
sciiTddiiew.  jjjj^gg  Q^QY  bei  schwebendom  auf  Geld  gerichteten  comitialen  oder 
Quästionsprozess  aus  der  Jurisdiction  ausschied,  entzog  sich  damit 
der  personalen  Verurtheilung ;  auf  Addiction  des  nicht  zahlenden 
Schuldners  konnte  das  römische  Gericht  nicht  erkennen,  wohl 
aber  auf  Einweisung  der  Berechtigten  in  das  Vermögend 
Sicher  ist  diese  Nothhtilfe  oft  von  solchen  gebraucht  worden, 
die  vor  dem  Bankerott  standen;  erwähnt  wird  sie  bei  den 
das  Repetundenverfahren  vorbereitenden  recuperatorischen  Er- 
pressungsprozessen des  Jahres  588/171  gegen  die  spanischen  Statt- 
halter*, und  dasselbe  Verfahren  ist  offenbar  auch  gemeint  in  dem 
Repetundengesetz  der  gracchanischen  Zeit  bei  Insolvenz  des  Be- 
klagten®. Da  in  den  genannten  Prozessen  der  Beklagte  durch- 
aus sich  auf  freiem  Fuss  befand,  so  konnte  ihm  der  Austritt  aus 
der  Jurisdiction,  für  den,  wie  bemerkt,  der  f actische  Wohnungs- 
wechsel erforderlich  war,  weder  von  dem  Kläger  noch  von  Seiten  des 
Gerichts  verwehrt  werden.  Dass  ausser  der  in  solchem  Fall  selbst- 
verständlichen Verurtheilung  und  dem  unvermeidlichen  Concurs  an 
diese  Auswanderung  sich  Rechtsnachtheile  knüpften,  ist  nicht  be- 
zeugt, und  dass  gegen  die  Rückkehr  dieser  Klasse  von  Exulanten 
allgemeine  Massregeln  getroffen  worden  sind,  nicht  wahrschein- 
lich; wohl  aber  mögen  für  einzelne  Kategorien,  namentlich  wo  auf 
diesem  Wege  der  Exulant  einer  persönlichen  Strafe  sich  entzogen 
hatte,  derartige  Bestimmungen  getroffen  worden  sein. 

ExUiiuBdeä         c.    Bei  schwebendom  Capitalprozess  kommt  vor  allem  in  Be- 
verbreciiers.  i^sL^i^i  ^  d^ss  uach   dem  obeu  Gesagten  die  Verhaftung  dem   An- 

^  Unter  denen,  deren  Vermögen  die  Gl&ubiger  in  Besitz  nehmen  dürfen, 
nennt  das  prätorische  Edict  den,  qui  exüii  causa  solum  verterit  (Cicero  pro 
Quinctio  19,  60). 

«  Livius  48,  2,  10. 

'  S.  67  A.  2.  Hierher  gehört  auch  wohl  Festus  ep.  p.  81 :  exiUca  causa  quae 
adversus  extdem  agitur. 
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geschuldigten  den  Austritt  abschneidet,  diese  aber  bei  dem 
comitialen  Gapitalprozess  wahrscheinlich  bis  hinab  auf  das  letzte 
Jahrhundert  der  Republik  von  dem  Belieben  des  prozessleitenden 
Beamten  abhing.  Wenn  dieser  in  früherer  Zeit  häufig  von  der  Ver- 
haftung absah,  späterhin  zu  derselben  nicht  schreiten  durfte,  so  darf 
dies  wohl  dahin  aufgefasst  werden,  dass  entweder  der  Beamte  oder 
die  Gesetzgebung  selbst  dem  Angeschuldigten  es  nahe  legte,  durch 
Selbstverbannung  eine  Milderung  des  Strafverfahrens  herbeizu- 
fohren.  Wenn  in  solcher  Weise  bei  schwebendem  Gapitalprozess 
der  Angeschuldigte  zu  dem  Wechsel  der  Jurisdiction  greifen 
konnte  und  greifen  wollte,  so  kann  das  römische  Gericht  die 
Todesstrafe  ebenso  wenig  ausgesprochen  haben,  wie  in  dem  vorher 
erwähnten  eine  Busse,  da  ein  solches  Erkenntniss  entweder  gegen- 
standslos sein  würde  oder  ein  Eingriflf  in  die  souveräne  Gewalt 
eines  verbündeten  Staats.  Dabei  wird  freilich  vorausgesetzt,  dass 
der  betreffende  Bundesvertrag  nicht  für  derartigen  Uebertritt  Aus- 
nahmen festsetzte,  was  wohl  der  Fall  gewesen  sein  kann,  und  weiter, 
dass  in  Ermangelung  solcher  Clausein  die  römische  Gemeinde  nicht 
ausnahmsweise  die  Dedition  forderte,  welches  bundesfreuudliche 
Ersuchen  nicht  leicht  abgelehnt  werden  konnte.  Vielleicht  nicht 
durchaus  mit  rechtlicher  Noth wendigkeit*,  aber  offenbar  regel- 
mässig wurde  bei  dem  auf  freiem  Fuss  prozessirten  Angeklagten 
durch  den  Austritt  eine  Strafmilderung  erreicht.  Derselbe  tritt  auf 
als  „Bitte  um  Nachsicht"  {excusatio)  mit  Rücksicht  auf  den  Aus- 
tritt und  es  wird  diese  Bitte  nicht  mit  dem  magistratischen  Spruch 
in  Verbindung  gebracht,  sondern  mit  dem  comitialen,  der  Gnaden- 
Instanz^.    Der  Prozess  ging  nach  dem  Austritt  weiter  und  führte 


^  Es  liegt  kein  sicherer  Beleg  dafür  vor,  dass  gegen  einen  solchen  Exul  der 
Prozess  fortgeführt  worden  ist  Livius  29,  21,  1:  Pleminium  .  .  .  auditis  qucte 
Bomae  acta  essent  in  exilium  NeapoUm  euntem  forte  in  Q,  Metellum  .... 
incidisse  et  ab  eo  Begium  vi  retractum  tradunt.  Asconios  in  Scaor.  p.  23: 
i.  Tubülus  .  .  .  propter  mtUta  flagitia  cum  de  exilio  aecersitus  esset,  ne  in 
carcere  necaretur,  venenum  hibit.  In  dem  erstem  Fall  ist  der  Austritt  nicht 
dnrchgefuhrt ;  in  dem  zweiten  können  spätere  nach  dem  Aastritt  begangene  Frevel 
in  Betracht  gekommen  sein.  —  Das  Strafverfahren  gegen  den  abwesenden  römischen 
Bürger,  von  dem  später  zu  handeln  ist,  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  gegen 
den  gewesenen. 

'  Liv.  3,  18,  9:  iudMii  die,  cum  excusaretur  (Eaeso  Quinctius)  solum  ver- 
tisse  exüH  causa,  nthüo  minus  Verginio  comitia  habente  coUegae  appeUati  dimisere 
condlium.  3,  58,  10:  (decemvin)  exilii  causa  solum  verterunt;  bona  publicata 
sunt,  25,  4,  9:  Postumius  vadibui  datis  non  adfuit,  tribuni  plebem  rogaverunt 
pl^sque  ita  scivit^  si  M.  Postumius  ante  Jcdl.  Maias  non  prodisset  citcUusque 
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die  Verurtheilung  herbei,  aber  diese  selbst  beschränkte  sich,  wie 
bei  dem  Tode  des  Angeschuldigten,  auf  die  Vermögensconfiscation, 
falls  diese  durch  das  Delict  verwirkt  war.  Daran  schloss  sich, 
mindestens  häufig,  vielleicht  ständig,  ein  Volksschluss ^  welcher 
diesem  Verurtheilten  für  alle  Zukunft  Dach,  Wasser  und  Feuer 
interdiction  uutersagte  ^.  Diese  Interdiction  ist  kein  strafrechtlicher ,  sondern 
Ton  wwwer  ^j^  administrativer  Act,  eine  nach  der  älteren  Ordnung  nur  gegen 

und  Feuer.  o  o  o 

Nichtbürger  zulässige  Untersagung  des  Betretens  des  römischen  Ge- 
biets ,  der  dauernde  Ausschluss  von  dem  im  Allgemeinen  dem 
Fremden  auf  römischem  Gebiet  gewährten  Rechtsschutz  und  im 
Fall  des  Zuwiderhandelns  die  Androhung  ihn  so  wie  jeden, 
der  ihn  aufnimmt  oder  sonst  unterstützt,  als  Landesfeind  zu  be- 
handeln®. Schwerlich  ist  diese  Interdiction  aus  dem  römischen 
Strafverfahren  hervorgegangen,  vielmehr  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  zunächst  ein  Mittel  einzelne  Ausländer,  die  ein  für  allemal 
fem  gehalten  werden  sollten,  nicht  bloss  auszuweisen,  sondern  ihnen 
auch  die  Rückkehr  in  nachdrücklicher  Weise  zu  verlegen*.  Die 
Aufgabe  des  Bürgerrechts  hätte  an  sich  den  gewesenen  Bürger 
nicht  verhindert  nach  Rom  zurückzukehren  und  dort  nach  Fremden- 


eo  die  non  respondisset,  neqiie  excusatus  esset^  videri  cum  in  exilio  esse  (welches 
also  hier  nicht  nachgewiesen  war,  sondern  vorausgesetzt  wurde),  honaque  eius 
venire,  ipsi  aqua  et  igni  placere  interdici.  26,  8,  12 :  (yon  mir  St  R.  3,  49  A.  8 
unrichtig  bezogen):  Cn.  Fulvius  exidatum  Tarquinios  ainit;  id  ei  iustum  exiUum 
esse  scivit  plebs. 

^  Dies  scheint  die  von  Livius  a.  a.  0.  angedeutete  Prooedur  zu  sein.  Die 
Capitalklage  ging  an  die  Genturien;  in  Form  des  Plebisdts  konnte  sie  nicht 
erledigt  werden.  Die  Ausweisung  bloss  durch  den  Magistrat  band  dessen  Nach- 
folger nicht 

'  Die  Untersagung  von  Dach,  Wasser  und  Feuer  (so  vollständig  Cicero  de 
domo  80,  78;  Appian  b.  c  1,  31;  Plutarch  Mar.  29,  Cic.  32),  gewöhnlich  von 
Wasser  und  Feuer  schliesst  sich  regelmässig  an  das  criminelle  Exilium  an;  so 
allgemein  Festus  p.  1.  v.  aqua  und  in  den  Prozessen  des  Postumius  (S.  71  A.  2\  des 
P.  Popillius  (Cicero  de  domo  81,  82),  des  Q.  Metellus  (Livius  ep.  69X  des  Cicero  (de 
domo  18,  47  und  sonst).  Verbunden  damit  ist  die  execratio  (St  R.  8,  52).  Diese  alle 
sind  Capitalverfahren;  dass,  wenn  der  Angeklagte  bei  einem  Multaprozess  zum 
Ezilium  griff,  die  Interdiction  gefolgt  sei,  ist  unerweislich  und  nicht  wahrscheinlich. 

'  üeber  die  Rechtsfolgen  des  Bannbruchs  bei  der  Interdiction  ist  im  ftinften 
Buch  bei  der  Todesstrafe  gehandelt 

^  Darum  lässt  die  Legende  die  Interdiction  zuerst  ausgesprochen  werden 
gegen  die  laviniatischen  Mörder  des  Königs  Tatius  (Dionys.  2,  58).  Wo  sonst  in 
vorsullanischer  Zeit  diese  Interdiction  begegnet,  richtet  sie  sich  gegen  Nichtbürger, 
namentlich  gegen  den  Exul,  auch  gegen  Q.  Metellus  Numidicus,  nachdem  er  in 
^olge  der  Nichtleistung  des  geforderten  Eides  das  Bürgerrecht  verloren  hatte. 
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recht  zu  leben.  Wenn  aber  die  Selbstverbannung  zur  Abwendung 
einer  Capitalstrafe  gebraucht  worden  war,  so  wurde  einem  solchen 
ausgetretenen  Bürger  mit  dem  Erlass  der  vollen  Strafe  zugleich 
die  Rückkehr  in  die  Heimath  ein  für  allemal  abgeschnitten.  —  Bei 
der  weiteren  Entwickelung  des  Strafrechts  hat  die  Tendenz  der 
Beseitigung  der  Todesstrafe  hauptsächlich  sich  dieses  Exils  in  Ver- 
bindung mit  der  Interdiction  bedient,  um  die  Vollbestrafung  durch 
Substituirung  der  Selbstverbannung,  zu  beseitigen  ^.  —  Dass  unter 
dem  Principat  dieselbe  verschwunden  ist,  hängt  wohl  mit  dem 
strafferen  Anziehen  sowohl  der  Strafjustiz  wie  des  Reichsregiments 
überhaupt  zusammen.  Das  Absehen  von  der  gesetzlich  verwirkten 
Strafe  desswegen,  weil  der  Schuldige  von  Rom  seinen  Wohnsitz 
aus  der  Hauptstadt  nach  Massalia  verlegt,  schickt  sich  wohl  für  die 
lässige  Comitialjustiz,  aber  nicht  für  die  spätere  geschärfte  Rechts- 
pflege, und  auch  die  Souveränetät  der  föderirten  Städte,  auf  der  die 
Möglichkeit  des  Austritts  aus  der  römischen  Jurisdiction  unter 
Verbleiben  im  römischen  Reiche  beruht,  ist  unter  dem  Principat 
nicht  mehr  ernst  genommen  worden*.  —  Von  der  Interdiction  des 
späteren  Rechts,  der  theoretisch  und  praktisch  von  dem  alten 
Exilium  gänzlich  verschiedenen  Relegation  aus  Italien  bei  Strafe 
des  Bannbruches,  welche  durch  Sulla  unter  die  Bürgerstrafen  ein- 
getreten ist,  wird  im  fünften  Buch  gehandelt  werden. 

4.  Ausgeschlossen,  sind  die  Rechtssubjecte ,  auf  welche  der  oem^iiidea. 
Begriff  der  Sittlichkeit  keine  Anwendung  findet.  Es  gilt  dies  von 
jeder  Gemeinschaft  mehrerer  Personen^,  auch  dann,  wenn  derselben 
vom  Staat  die  rechtliche  Handlungsfähigkeit  beigelegt  ist.  Die 
Handlung,  welche  vermögensrechtlich  als  die  einer  Körperschaft 
angesehen  wird,  ist  ethisch  gefasst  und  also  strafrechtlich  die 
Handlung  der  einzelnen  dabei  zusammenwirkenden  Individuen  und 
die  dabei  etwa  durch  Gewalt  oder  Betrug  verwirkte  Strafe  trifft 
diese   allein*.     Wohl   wird    der    sacrale     und   der   internationale 


»  Polybius  6,  14. 

2  St  R.  3,  703. 

*  Wenn  delictische  Begriffe  auf  eine  Gesammtheit  bezogen  werden,  der  Auf- 
stand zum  Beispiel  als  vis  des  popülus  gefasst  wird  (Dig.  4,  2,  9,  1),  so  ist  poptUus 
nur  eine  abgekürzte  Bezeichnung  für  die  mehr  oder  minder  grosse  Zahl  der  Ver- 
gewaltiger.  Das  Strafrecht  kennt  nur  aufständische  Bürger,  keine  aufständische 
BOrgerschaft 

^  Dig.  4,  3,  15,  1:  an  in  municipes  de  dolo  detur  actio,  dubitatur;  et  puto 
tx  8U0  quidem  dolo  non  posse  dari;  quid  enim  municipes  dolo  facere  possunt  ?  , . . 
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Schuldbegriff,  bei  welchen  für  Prozess  und  Strafe  der  Götterzom 
und  der  Krieg  eintreten,  von  den  Römern  auf  die  eigene  wie  auf 
jede  andere  voll-  oder  halbfreie  Gemeinde  bezogen;  und  wenn  in 
solchen  Fällen  die  römische  Regierung  sich  vielfach  damit  begnügt^ 
die  That  einzelnen  Personen  zur  Last  zu  legen  ^  und  im  Wege  der 
internationalen  Verhandlung  deren  Auslieferung  zur  Bestrafung 
nach  römischem  Recht  herbeizuführen,  worauf  wir  im  neunten  Ab- 
schnitt dieses  Buches  zurückkommen  werden,  so  kann  sie  immer 
auch  als  That  der  Gemeinde  aufgefasst  und,  wenn  Gegenwehr  zu 
erwarten  ist,  derselben  der  Krieg  erklärt  oder,  wo  dies  nicht  der 
Fall  ist,  die  Gemeinde  nach  den  Regeln  der  Dedition  behandelt» 
ihr  eine  Geldbusse  *  oder  eine  Gebietsabtretung  auferlegt,  auch  ihre 
Auflösung  ausgesprochen  werden®.  Aber  es  sind  dies  Acte  der 
Verwaltung  und  allenfalls  der  Gesetzgebung,  wie  denn,  wenn  eine 
römische  Gemeinde  nach  Kriegsrecht  behandelt  werden  soll,  das 
Deditionsverfahren  nur  zur  Anwendung  kommt  nach  Einwilligung^ 
der   Comitien*.    Niemals  erfolgt  dieser   Act  in   den  Formen  des. 


de  dolo  auteni  decurionum  in  ipsos  decuriones  dabitur  de  dolo  actio.  Geklagt  wird 
auch  in  diesem  Falle  gegen  die  Curialen;  eine  Bestrafung  der  Curie  selbst  ist 
widerrechtlich,  wie  dies  zum  Beispiel  Maiorian  ausspricht  nov.  7,  11:  numquanE^ 
curiae  a  provinciarum  rectoribus  generali  condemnatione  mtdtentfMr,  cum  utiqtie 
hoc  et  aequitas  suadeat  et  regula  ittris  antiqui  (die  freilich  hieher  nicht  gehört),. 
ut  noxa  tantum  caput  sequatur  ne  propter  unius  fortasse  deUctum  alii  dispendiis 
adßgentur. 

^  Faradigmatisch  mag  hier  angeführt  werden  das  Verfahren  gegen  die  Tus- 
culaner  im  J.  416/338  (Liv.  8,  14,  4):  Tusculanis  servata  civitas  quam  habebant 
crimenque  rebeUianis  a  publica  fraude  in  paucos  auctores  versum.  Von  anderen 
Belegen  sind  die  Annalen  voll.  Dabei  wird  formell  streng  unterschieden  zwischen 
der  Verschuldung  publica  consüio  (Liv.  1,  24,  8.  6,  6,  5.  8,  23,  5.  21,  18,  6)  und 
der  Verschuldung  einzelner  Personen. 

'  In  diesen  Kreis,  das  heisst  in  die  Coercition  fallen  auch  geringere  Ver- 
schuldungen, zum  Beispiel  die  den  Iliensem  von  Agrippa  wegen  unehrerbietigei> 
Verhaltens  gegen  seine  Gemahlin  auferlegte  Geldbusse  (Nicol.  Damasc.  vit  p.  3). 

'  lieber  die  Aberkennung  der  Autonomie  vgl.  St  R.  3,  687  A.  2. 

^  Als  ebenfalls  paradigmatisch  erwähne  ich  das  gegen  die  der  römischen  ein- 
verleibte Bürgerschaft  von  Tusculum  im  J.  431/323  beantragte  Plebiscit  (Liv.  8, 37,  8)  r 
ut  in  Tuscülanos  animadverteretur  (womit,  wie  nachher  gesagt  wird,  Hinrichtung 
der  erwachsenen  Männer,  Verkauf  zur  Sclaverei  der  Kinder  und  der  Weiber  ge- 
meint ist),  quod  eorum  ope  ac  consüio  Veliterni  Privernatesque  populo  Romano 
bellum  fedssent  Es  ist  dies  wohl  factisch  ein  iudicium  populi,  in  dem  Sinn  wie 
der  Ausdruck  auch  Liv.  4,  7,  5  verwendet  wird;  aber  ein  magistratisch-comitiales 
Gericht  ist  es  nicht,  sondern  ein  Gesetz,  wie  die  Benennung  rogatio  Flavia  und 
die  Wendungen  ferre  ad  populum  und  legem  antiquare  erweisen.    Dasselbe  gilt 
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Strafrechts.  Wohl  aber  kann  die  ganz-  oder  halbfreie  Gremeinde 
und  überhaupt  jede  Körperschaft,  welche  durch  die  Folgen  eines 
von  Individuen  begangenen  Delicts  bereichert  ist,  zur  Herausgabe 
dieser  Bereicherung  angehalten  werdend 

5.  Ausgeschlossen  sind  weiter  diejenigen  Personen,  welchen 
die  Handlungsfähigkeit  abgeht  und  auf  die  also  das  Sittengesetz 
keine  Anwendung  findet.    Es  tritt  dies  ein 

a.  bei  mangelnder  Altersreife.  Nach  den  natürlichen  Verhält-  jondor. 
nissen  gelangt  der  Mensch  zur  Handlungsfähigkeit  erst  in  allmäh- 
licher Entwickelung ;  die  Grenze  aber  ist  nicht  bloss  für  die  ein- 
zelnen Personen  verschieden,  sondern  auch  für  die  verschiedenen 
Strafhandlungen  keineswegs  die  gleiche.  Diese  die  Strafrechts- 
pflege erschwerende  Sachlage  hat  im  Zwölftafelrecht  zu  der  Auf- 
stellung einer  positiven  Grenze  geführt,  der  rechtlichen  Anknüpfung 
der  Straffähigkeit  an  die  Geschlechtsreife  und  die  Ehemündigkeit ', 
obwohl  die  Zulassung  der  bei  mangelnder  Handlungsfähigkeit  eben- 
falls ausgeschlossenen  Goercition^  so  wie  die  des  im  gleichen  Fall 
ebenfalls  ausgeschlossenen  Schadensersatzes^  beweisen,  dass  schon 
nach  diesem  Gesetzbuch  die  Handlungsfähigkeit  selbst  als  Thatfrage 
behandelt  ward.  Das  spätere  Recht  hat  hieran  insofern  fest- 
gehalten, als  in  Beziehung  auf  die  hienach  als  strafmündig  be- 
trachteten Individuen  die  Frage,  ob  im  einzelnen  Fall  in  der  That 
das  Verständniss  des  Verbrechens  vorhanden  gewesen  ist,  wenigstens 


Ton  dem  Verfahren  gegen  die  Bürgergemeinde  Capua  im  hannibalischen  Kriege 
(Lir.  26,  83,  10:  per  senatum  agi  de  Campanis,  qui  dves  Romani  sunt,  iniussu 
papuli  non  video  posse).  Wichtig  ist  dies  f&r  die  richtige  AufifiMsnng  des  Begriffs 
der  römischen  abhängigen  Bürgergemeinde:  ihr  bleibt  die  Antonomie  so  weit,  dass 
gegen  sie  eine  Eriegserklärang  rechtlich  möglich  ist 
»  Dig.  4,  3,  15,  1.  48,  16,  4. 

*  Hinsichtlich  der  Controrerse,  ob  die  Pubertät  und  die  Mannbarkeit  nach 
der  individuellen  Entwickelung  zu  bestimmen  sei  oder,  was  frQh  überwog,  für  jene 
das  vollendete  vierzehnte,  für  diese  das  vollendete  zwölfte  Jahr  genüge,  kann  auf 
das  Civilrecht  verwiesen  werden. 

*  Diese  wird  angeordnet  für  die  Abweidung  der  Feldfrüchte  (Zwölftafeln  8,  3) 
und  für  die  Entwendung  (S.  41  A.  2). 

*  Zwölftafeln  8,  13  =  Gellius  11,  18,  8:  pueros  impuberes  praetaris  arbitratu 
rerberari  voluerunt  noxiamque  ab  his  factam  sarciri.  Von  einer  noxia  kann  nicht 
die  Rede  sein,  wenn  gar  keine  Verschuldung  vorliegt;  die  Bestimmung  lässt  sich 
nur  dahin  verstehen,  dass  der  Vater  alsdann  den  Schaden  ersetzen  soll,  ohne  dass 
er  durch  noxae  datio  sich  befreien  kann.  Bei  nicht  in  der  Gewalt  stehenden 
Kindern  trifft  die  Ersatzpflicht  sie  selbst 
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in  unseren  Bechtsquellen  nirgends  aufgeworfen  wird  ^  Dagegen  ist 
die  Bestimmung  des  älteren  Rechts,  dass  wegen  einer  vor  Eintritt 
der  Pubertät  oder  der  Mannbarkeit  begangenen  That  auf  eigent- 
liche Strafe  nicht  erkannt  werden  kann,  nur  hinsichtlich  der  Todes- 
strafe festgehalten  worden  ^ ;  im  Uebrigen  hängt  die  Zulassung  oder 
der  Ausschluss  der  Strafe  ab  von  der  Feststellung  im  einzelnen 
Fall®.  Es  ist  nur  Aussprechen  einer  Thatsache,  nicht  positive  Vor- 
schrift, wenn  bei  dem  infans,  dem  Kinde  bis  zum  vollendeten 
siebenten  Jahr,  die  Frage  der  Handlungsfähigkeit  überall  nicht  auf- 
geworfen werden  soll*,  und  wenn  nach  dieser  Altersgrenze  die 
Bestrafung  zwar  als  zulässig  behandelt,  aber  bei  Kindern,  die  jener 
unteren  Grenze  nahe  stehen,  nicht  leicht  auf  Strafe  erkannt*,  unter 
allen  Umständen  aber  gefragt  wird,  ob  der  Unmündige  das  Ver- 
ständniss  des  Verbrechens  gehabt  hat  oder  nicht®. 


^  Allerdings  wird  jede  Strafe  durch  den  Dolus  bedingt;  aber  dass  auch  nach 
der  Pubertät  die  mangelnde  Altersreife  diesen  ausschliessen  kann,  wird  nirgends 
hervorgehoben.  Von  der  Strafinildemng  filr  Minorenne  wird  bei  der  Straf bemessong 
die  Rede.  sein. 

'  Dig.  21,  ly  23,  2 :  Pomponius  aü  neque  impuberem  neque  funosum  capitalem 
fraudem  videri  admisisse.  Diese  Kechtsregel  wird  yerhöhnt  durch  ihre  formale  An- 
wendung (Dio  47,  6:  xal  aXla  t«  . . .  nokXä  TraQtivofirj^ri  —  von  den  Triumvirn  — 
xaX  naiSCaxov  rtvit  ig  itftjßovi  faijyayoVf  fy*  o)g  is  avSqaq  ijdri  reldiv  ttno&avtji) 
und  in  noch  empörenderer  Weise  bei  der  Hinrichtung  der  Tochter  des  Seianus 
(Tacitus  ann.  5,9;  Dio  58,  12),  bei  welcher  das  Rechtshindemiss  ohne  Zweifel 
nicht  die  Jungfräulichkeit  war,  sondern  das  Kindesalter. 

'  Das  Princip  spricht  am  schärfsten  aus  Alexander  Cod.  9,  47,  7:  impnniiMS 
delictis  propter  aetatem  non  datur,  si  modo  in  ea  quis  sit,  in  quam  crimen  quod 
intenditur  cadere  potest  Hievon,  nicht  von  der  Strafmilderung  spricht  wohl  auch 
Paulus  Dig.  50,  17,  108:  fere  in  omnibus  poenaiibus  iudiciis  et  aetati  et  »mprti- 
dentiae  succurritur;  die  beiden  Begriffe  werden  zusammengenommen  werden  mQssen. 

*  Dig.  9,  2,  5,  2.    47,  2,  23.    48,  8,  12. 

*  Dass  der  adm^dum  impubes  (Dig.  47,  12,  3,  1)  nicht  leicht,  leicht  dagegen 
der  proximus  pubertati  (GsL.  Sy  208;  Dig.  4,  3,  13,  1.  44,  4,  4,  26.  50,  17,  111  pr.) 
der  Strafe  verfallen  kann,  ist  auch  nur  enuntiativ,  zumal  da  verständigerweise  eine 
feste  Zeitgrenze  nicht  gezogen  wird. 

*  Es  soll  festgestellt  werden,  ob  der  angeschuldigte  Unmündige  das  Ver- 
brechen zu  fassen  vermag  {doli  capax:  Dig.  47,  8,  2,  19.  Tit  10,  3, 1;  iniuriae  capax 
Dig.  9,  2,  5,  2;  eius  aetatis,  ut  rei  inteüectwn  capere  possent  Dig.  29,  5,  14X 
Dies  wird  ausgesprochen  in  Beziehung  auf  den  Diebstahl  (Gaius  3,  208  >=  Inet  4, 
1,  18;  Dig.  9,  2,  5,  2.  47,  2,  23.  50,  17,  111  pr.);  auf  den  Raub  (Dig.  47,  8,  2, 
19);  auf  die  Iigurie  (Dig.  47,  10,  3,  1.  50,  17,  111  pr.);  auf  Sachbeschädigung 
(Dig.  9,  2,  5,  2.  47,  2,  23.  50, 17, 111  pr.);  auf  Gräberschädigung  (Dig.  47,  12,  3,  1); 
auf  die  Dolusklage  (Dig.  4,  3, 13,  1);  auf  das  Falsum  (Dig.  48,  10,  22,  pr.)  mit  dem 
Bemerken,   dass  dies  Delict  auf  ein  solches  Alter  nicht  wohl  passe;  ebenso  auf 
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b.  bei  mangelnder  geistiger  Gesundheit.  Geisteskrankheit  hebt 
die  Handlungsfähigkeit  auf;  die  Vornahme  des  geistig  Gestörten 
kann  also  unter  keinen  Umständen  als  Verbrechen  behandelt  werden  ^ 
Auf  die  schwierigen  hiebei  sich  ergebenden  psychologischen  Pro- 
bleme lässt  die  römische  Rechtswissenschaft  sich  nur  in  so  weit 
ein,  dass  bei  intervallirender  Störung  für  die  lichten  Zwischen- 
räume die  Handlungsfähigkeit  anerkannt  wird'. 

c.  Dass  durch  andere  seelische  Zustände,  durch  Bausch  oder 
Leidenschaft,  die  Handlungsfähigkeit  aufgehoben  werden  kann, 
wird  nach  römischer  Auffassung  geleugnet  werden  müssen.  Ge- 
mindert wird  durch  dieselben  die  ethische  Verschuldung  allerdings, 
und  insofern  wird  im  fünften  Buch  bei  der  Straf bemessung  darauf 
zurückzukommen  sein. 

6.  Ausgeschlossen  endlich  ist  die  Strafe  bei  jeder  pflichtmässig    luekt»- 
gebotenen  oder  gesetzlich  gestatteten  Handlung.    Es  tritt  dies  ein  ^■"*"«*^ 

a.  bei  Handlungen  auf  Grund  einer  für  den  Handelnden  ver- 
bindlichen Pflicht  oder  eines  den  Handelnden  bindenden  Befehls. 
Wenn  der  Magistrat  innerhalb  seiner  Competenz  dem  ihm  zum 
Gehorsam  Verpflichteten  eine  Handlung  vorschreibt,  so  ist  der 
Befehlende  wie  der  Gehorchende  straffrei®.  —  Dasselbe  gilt  von 
jeder  durch  die  Pflicht  gebotenen  Handlung,  zum  Beispiel  von 
der  Vertheidigung  des  Offiziers  durch  den  Soldaten*,  des  Herrn 
durch  den  Sclaven*.  —  Der  Befehl  des  Herrn  an  den  Sclaven 
steht  dem  magistratischen  nicht  gleich ,  da  auch  der  Sciave  unter 


das  MüDZTerbrechen  (C.  Th.  9,  21,  4  «  Inst  9,  24,  1,  6).  Von  der  durch  den 
sQanischen  Senatsbeschluss  erweiterten  Mordklage  war  der  nnmandige  Sclaye  aus- 
drftcklich  ausgenommen;  die  Praxis  zog  ihn  dennoch  unter  Umständen  unter  die- 
selbe (Dig.  29,  5,  14).  Bei  der  Yeigewaltigung  wird  im  Gesetz  die  Pubertät 
gefordert  (Dig.  48,  6,  3,  1). 

1  Anerkannt  fOr  Panricidinm:  Dig.  1, 18, 18,  1. 1. 14.  48,  9,  9,  2;  —  für  Tödtung: 
Dig.  29,  5,  3, 11.  48,  8,  12;  —  ftkr  das  M^estätsverbrechen:  Dig.  48,  4,  7,  8;  Ck>d.  9, 
7,  1;  —  ftr  Iiyurie:  Dig.  47,  10,  3,  1;  —  für  Sachbeschädigung:  Dig.  9,  2,  5,  2. 

*  In  strafrechtlicher  Hinsicht  anerkannt  Dig.  1,  18,  14.  Allerdings  wird  die 
Gesundheit  auch  für  die  Zeit  der  Bestrafung  yorauszusetzen  sein. 

'  Dig.  9,  2,  87  pr. :  Über  homo  si  iussu  aUerius  manu  iniuriam  dedit,  actio 
legis  Aquüiae  cum  eo  est  qui  iuasity  si  modo  ius  imperandi  habuit;  quod  si  non 
habuä,  cum  eo  agendum  est  qui  fecit  Dig.  50, 17,  167,  1 :  qui  iussu  iudicis  oZt- 
quid  facit,  non  videtur  dolo  malo  facere,  quia  parere  necesse  habet,  Aehnlich 
Dtg.  50,  17,  169  pr.  Die  Tödtung  eines  Aufständischen  wird  bezeichnet  als  be- 
rechtigt, weil  vollzogen  iussu  consulum:  Schrift  ad  Her.  1,  15,  25. 

*  Dig.  49,  16,  6,  8.  9. 
»  Dig.  29,  5,  1,  18. 


/ 
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den  Staatsgesetzen  steht  und  der  Herr  ihn  von  denselben  nicht 
entbinden  kann  * ;  vielmehr  gelten  bei  einem  in  dieser  Weise  ver- 
übten Delict  sowohl  der  Herr  wie  der  Sclave  als  Th&ter*.  Indess 
wirkt  für  den  letzteren  der  Befehl  nicht  bloss  strafmildernd', 
sondern  bei  geringeren  Verbrechen  sogar  von  der  Strafe  be- 
freiend*. —  Aehnlich  wird  die  auf  Geheiss  des  Vaters  von  dem 
Haussohn  begangene  Handlung  angesehen^. 

b.  bei  Abwehr  eines  Unrechts  können  an  sich  delictische 
Handlungen,  Tödtung,  Vergewaltigung,  Injurie,  Sachbeschädigung, 
gerechtfertigt  erscheinen.  Da  indess  die  Zulässigkeit  derselben 
nach  der  Beschaffenheit  des  abzuwehrenden  Unrechts  verschieden, 
die  Tödtung  aus  Nothwehr  anders  bedingt  ist  als  der  Gewalt- 
gebrauch bei  der  Nothwehr,  sind  die  Nothwehrf&lle  bei  den  be- 
treffenden Delicten  behandelt  als  die  Rechtswidrigkeit  ausschliessend. 

c.  Abwehr  einer  Nothlage  kann  zwar  nicht  jedes  Delict,  aber 
doch  die  Sachbeschädigung  rechtfertigen.  Es  wird  auch  dies 
zweckmässig  bei  dem  betreffenden  Delict  erörtert. 

Pewonaie  Innerhalb    der    hier    bezeichneten    Schranken    unterliegt   die 

«  Ittehheit  ^^^^^^  ^*®  ^^^  Normen  der  Sittlichkeit  und  des  eigenen  Ge- 
der  Bürger  wissous,  SO  auch  dem  Strafgosotz.  Alle  persönlichen  Verhältnisse, 
Ni^bü*  OT  ^^^  Geschlecht,  die  Familienbeziehungen ,  die  bürgerliche  Stellung 
können  in  der  mannichfaltigsten  Weise  in  die  Delictbegriffe  und  in 
den  Strafprozess  eingreifen,  aber  abgesehen  von  den  bezeichneten 
Kategorien  ist  die  Fähigkeit  ein  Delict  zu  begehen  und  die  Unter- 
ordnung unter  das  Strafgesetz  allen  gemein.  Selbst  Freiheit  und 
Unfreiheit  machen  keinen  Unterschied  hinsichtlich,  der  Delict- 
fähigkeit;  der  Eintritt  des  Freien  in  die  Unfreiheit*  und  der  des 
Unfreien    in    die   Freiheit  (S.  80)   ändert    bei  delictischer  Ver- 


^  Die  Noxa  indess  soll  wegfallen,  so  dass  in  diesem  Fall  der  Sclaye  nach  der 
Freilassung  nicht  in  Anspruch  genommen  wird  (Dig.  44,  7,  20  vgl.  9,  4,  2,  1). 

s  Diebstahl:  Sabinus  bei  Gellius  11,  18,  24.  Dig.  9,  4,  2,  1.  1.  8.  1.  4,  2. 
44,  7,  20.  —  Iivjurie:  Dig.  47,  10,  17,  7.  —  Sachbeschädigung:  Dig.  9,  2,  44,  1, 
1.  45  pr. 

>  So  bei  der  Vergewaltigung:  C.  Th.  9,  10,  4  «=  lust  9,  12,  8,  1  und  bei 
der  Gräberverletzung:  C.  Th.  9,  17,  1  «==  lust  9,  19,  2.  Rhetorisch  behandelt  so 
den  auf  Befehl  des  Vaters  vom  Sohn  verübten  Brudermord  Quintilian  9,  2,  88. 

*  Dig.  43,  24, 11,  7  »  50,  17,  157  pr.:  ad  qwiedamy  quae  non  habent  airocU 
tatem  fadnoris  vel  sceleris,  ignoscitur  servis,  st  .  ,  ,  dominis  .  .  .  obtempera^ 
verint.  44,  7,  20. 

»  Dig.  8,  2,  11,  4. 

®  Dig.  4,  5,  2,  8:  nemo  delictis  exuitur,  quamvis  capite  miniAus  sit. 
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schuldung  wohl  die  Form  der  Geltendmachung  a1)er  nicht  die 
Geltendmachung  selbst.  —  Nichts  desto  weniger  bedarf  die  Delict- 
fähigkeit  der  Person  einer  näheren  Bestimmung  hinsichtlich  des 
Xichtbürgers  und  namentlich  des  Unfreien;  und  auch  die  Stellung 
des  höchsten  Magistrats,  namentlich  unter  dem  Principat  ist  in 
BetreflF  der  Rechtsgleichheit  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Die  Delictfähigkeit  eines  jeden  zurechnungsfähigen  und  unter 
der  Herrschaft  des  Gemeinwesens  stehenden  Menschen  ist  das 
Fundament  des  begrifflich  entwickelten  Strafrechts.  Dennoch  be- 
steht in  der  Behandlung  der  Delicte  zwischen  der  Frau,  dem  Aus- 
länder und  dem  Unfreien  einerseits  und  dem  römischen  Bürger 
iindrerseits  eine  ursprüngliche,  wohl  im  Laufe  der  Entwickelung 
geminderte,  aber  nicht  beseitigte  Verschiedenheit.  Es  hat  eine 
Epoche  gegeben,  wo  nur  der  Bürger  ein  Rechtssubject  war,  wo 
der  Frau  im  Gemeinwesen  kein  Platz  zukam,  wo  der  freie  Aus- 
länder höchstens  ausnahmsweise  nach  Massgabe  des  zwischen  seiner 
Heimath-  und  der  römischen  Gemeinde  bestehenden  Vertrags 
Rechtsschutz  fand,  wo  vor  allem  der  Unfreie  nur  wie  jede  andere 
Sache  von  wegen  des  Eigenthümers  rechtlich  geschützt  ward. 
Von  dieser  ursprünglichen  Rechtlosigkeit,  nicht  bloss  des  Un- 
freien, sondern  auch  des  Nichtbürgers,  ja  sogar  der  römischen 
Frau  hat  die  römische  Strafordnung  sich  niemals  völlig  befreit. 
Das  gesetzliche  Strafrecht  wird  im  Laufe  der  Zeit  für  alle  das- 
selbe; aber  die  neben  dem  Strafrecht  stehende  Coercition,  die 
magistratische  Willkür  ist  nur  gegenüber  dem  römischen  Bürger 
in  die  im  vierten  Abschnitt  erörterten  Schranken  gewiesen.  Die 
Tödtung  des  Bürgers  auf  Befehl  des  römischen  Magistrats  unter 
Verletzung  des  Provocationsrechts  ist  unter  allen  Umständen  ein 
Capitalverbrechen ;  diejenige  des  Nichtbürgers  und  vor  allem  des 
Unfreien  kann  auch  Missbrauch  der  Amtsgewalt  sein,  aber  sie 
wird  theoretisch  nicht  früh  unter  den  Mordbegriff  gezogen  worden 
sein,  und  thatsächlich  ist  dies  schwerlich  jemals  durchgeführt 
worden*.    Diese  Zurücksetzung  wird  durch   die  Erstreckung  der 


^  Auf  das  schärfste  tritt  sie  zu  Tage  in  den  Yerrinen.  Schlimmeren  Miss- 
braach  der  Amtsgewalt  kann  es  nicht  geben,  als  ihn,  schwerlich  übertreibend,  der 
Kedner  in  dem  Prozess  der  Schiffscapitäne  schildert;  aber  in  den  Augen  des  rö- 
nilfichen  Gesetzes  sind,  wie  Cicero  ausdrücklich  sagt  (5,  50,  183,  vgl.  c.  67,  172), 
strafbar  nicht  die  Justizmorde,  sondern  dass  Verres  als  Offizier  seine  Schuldigkeit 
nicht  gethan  hat  Dies  fiel  allerdings  unter  den  Majestäts-  und  selbst  unter  den 
Perdnellionsprozess ;  für  die  Hinrichtung  von  Nichtbürgem  gab  es  kein  Strafgesetz 
<S.  39). 
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Delictfähigkeit  und  des  Strafprozesses  auf  diese  Kreise  nicht 
beseitigt.  Dem  freien  Nichtbürger  gegenüber  tritt  sie  minder 
grell  auf  und  allmählich  zurück;  das  unbeschränkte  Schalten  über 
denselben,  wie  die  Verrinen  es  zeigen,  ist  unter  dem  Principat, 
hauptsächlich  wohl  indirect  durch  die  strengere  Beamtencontrole, 
einigermassen  eingedämmt  worden.  Aber  eine  radicale  Aenderung 
ist  nicht  anders  eingetreten  als  durch  die  allmähliche  Umwandlung 
der  Reichsangehörigkeit  in  römisches  Bürgerrecht.  Statthalter- 
vorschriften, worin  Waflenführung  mit  dem  Tode  geahndet  wird, 
begegnen  für  Unfreie  in  republikanischer  Zeit  in  Sicilien*,  all- 
gemein unter  dem  Principat  in  Aegypten".  Die  bithynischen, 
gallischen,  africanischen  Strafprozesse  gegen  die  des  Christenthums 
angeschuldigten  Nichtbürger  fügen  sich  nicht  in  die  relativ  strengen 
Formen  des  bürgerlichen  Strafprozesses ;  sie  gehören  in  das  Gebiet 
der  schrankenlosen  Coercition. 
Bechtran-  Vor  allem  bei  dem  Unfreien  wirkt  die  Rechtlosigkeit  noch  in 

dw'a^uy«  ^^^  entwickelten  Recht  vielfach  auf  die  strafrechtlichen  Ord- 
nungen ein.  Er  ist,  einerlei  ob  nur  hausunterthänig  oder  Sclave, 
ebenso  delictfähig  wie  der  Freie.  Wie  vollständig  das  Delict  auch 
hier  an  der  Person  haftet,  zeigt  namentlich  die  Rechtsregel,  dass 
bei  einem  solchen  die  Klage  gegen  den,  welchem  der  Unfreie  zur 
Zeit  der  Klagerhebung'gehört  ^,  und  im  Fall  der  Freilassung  gegen 
den  früheren  Unfreien  selbst  angestellt  wird*.  —  Auch  die  viel- 
fach hier  eintretende  rechtliche  Nichtigkeit  des  delictischen  Willens 
ändert  daran  nichts;  der  Unfreie  kann  sich  nicht  bereichem,  da 
er  nicht  vermögensfähig  ist,  aber  er  kann  sich  bereichern  wollen 
und  ist  daher  fähig  einen  Diebstahl  zu  begehen.  Wo  sonst  für 
Delict,  Prozess,  Strafe  die  f actischen  Voraussetzungen  bei  dem 
Unfreien  mangeln,  fällt  selbstfolglich  das  Delict  weg  und  werden 
Prozess  und  Strafe  modificirt.  Einen  Incest  kann  der  Sclave 
nicht  begehen,  da  er  nicht  in  rechtlicher  Verwandtschaft  steht. 
Eine  Entwendung  kann  der  Unfreie   auch  gegen   den  Hausherrn 


*  Cicero  Verr.  5,  8,  7. 

^  Der  vor  kurzem  von  Nicole  (revue  de  philologie  22  a.  1898,  p.  18)  heraus- 
gegebene Erlass  des  Präfecten  von  Aegypten  Q.  Avillius  Flaccns  vom  J.  29/80  n.  Chr. 
untersagt  das  Waffentragen  (jiaxtu^<poQ(a)  bei  Todesstrafe,  anknüpfend  an  das 
alte  Landesrecht  (vgl.  Philo  in  Flacc.  11).  -Der  römische  Bürger  ist  nicht  ausdrück- 
lich ausgenommen,  aber  schwerlich  mitgemeint. 

s  Noxa  Caput  sequitur :  Paulus  2,  31,  8.  9.  Dig.  2,  9,  2  pr.  47,  1,  1,  2. 
tit  2,  18.  1.  41,  2.  1.  62  pr. 

*  Dig.  16,  3,  1,  18.  44,  7,  14.    Cod.  4,  14,  4. 
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begehen  und  die  gestohlene  Sache  wird  dadurch  der  Ersitzung 
eatzogen;  aber  eine  Diebstahlsklage  ist  in  diesem  Fall  nicht 
möglich,  da  Kläger  und  Beklagter  hier  zusammenfallen  und  also 
die  Parteien  fehlend  Bei  dem  gegen  Dritte  verübten  Delict 
ändert  sich  die  Prozessform:  da  die  Capitalstrafe  bei  dem  Prirat* 
delict  auch  gegenüber  dem  Sclaven  früh  verschwunden  ist,  eine 
Busse  aber  von  dem  vermögenslosen  Sclaven  nicht  gefordert  werden 
kann,  so  richtet  nach  dem  früher  (S.  8)  entwickelten  Princip  die 
Klage  sich  gegen  den  Herrn  auf  Zahlung  des  Lösegeldes  für  den 
UnfreieiL,  welcher  Zahlung  derselbe  indess  durch  Uebertragung  des 
Unfreien  in  das  Eigenthum  des  Verletzten  sich  entziehen  kann. 
Wenn  der  private  Strafprozess  also  gegen  den  Sclaven  sich  wesent* 
lieh  anders  gestaltet,  so  wird  im  öffentlichen,  welcher  die  Lösung 
nicht  kennt,  der  Unfreie  von  dem  Freien  formell  wenig  unter- 
schieden'. Es  kann  sowohl  das  Cognitionalverfahren  ®  wie  die 
AccuBati«n^  gegen  den  Unfreien  gerichtet  werden.  Bei  der  Ver^ 
theidigung  ist  es  üblich,  den  Eigenthümer,  dessen  Interessen 
dabei  auch  im  Frage  kommen,  von  Gerichtswege  zuzuziehen  ^  und 
ihm  eu  gestatten  seinen  Sclaven  dabei  zu  unterstützen '.  Hin- 
sichtlich der  Bestrafung  laufen  die  Hauszucht  und  die  Staats- 
strafe von  Rechtswegen  neben  einander  her;  ihr  exceptionelles 
Ineinandergreifen  ist  im  ersten  Abschnitt  des  fünften  Buchs  ent- 
wickelt Im  Allgemeinen  wirkt,  wie  am  Schluss  desselben  Buchs 
gezeigt  werden  wird,   die  Unfreiheit  strafschärfend.    Also  auch 


^  S.  22  A.  3.  So  w£it  der  Sohn  in  der  Gewalt  als  Hausherr  angesehen 
wird,  namentlich  hinsichtlich  des  Soldatengnts,  tritt  iblgerichtig  dieser  SatE  ausser 
Kraft  (Dig.  5,  1,  4.  47,  2,  52,  4.  5.  6). 

'  Yenuleius  Dig.  48,  2,  12,  8 :  st  servus  rtus  postulabitur,  eadem  öbservanda 
emnt  quae  n  liber  esset  ex  s.  c.  (Joita  et  Messdtta  cos.  (20  n.  Chr.).  Von  Rechts- 
negea  'kämm,  sogar  der  eigene  Heer  den  SoUven  oiimiaeU  beiaji«^  (S.  22  A.  2).  Auch 
ist  er  Terpdkhtet  dem  Ankläger  den  ScktTeo  eo  stdlen  (Alexander  Cod.  3,  42,  2: 
n  erinrimds  mliemms  reus  servm  postukUmr,  jper  ad  ea^ibendum  actionem  pr4fduci 
a  dmmimoy  nm  oelan  ^ebet),    V^  Dig.  di.  «,  «. 

'  Dies  tirüt  tob  Itecbtewegeii  em^  wenn  nach  Eonordiing  des  Herxa  das  Q^ 
sinde  als  der  Xhat  verdächtig  angesehen  irärd.    Vgl.  den  Abschnitt  vom  Mord. 

^  Dies  ist  namentlich  bei  dem  von  einem  Unfreien  begangenen  Ehebruoh  yor^ 
gekomiaen,  nm  nach  dessen  VemrAeilong  gegen  die  Ehefrau  vorzugehen  (Dig.  48, 
2,  5);  indess  scheint  in  diesem  Fall  auch  das  Cognltionalver&hren  zugelassen 
worden  zu  sein  (Dig.  1,  12,  1,  5). 

^  Cicero  Verr.  5,  4,  10:  dotnino  denuntiatum  est  c.  6,  14:  iussit .  .  causam 
Sicere  dominos, 

«  Dig.  48,  1,  9.  1.  11.    tit.  2,  7,  4.   tit  3,  2.    Cod.  9,  2,  2. 

Binding,  Hwadbucb.  1.  4:  Mommsen,  rOm.  Strftfr.  6 
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hier  wendet  sich  die  Strafe  gegen  den  Menschen  ohne  principielle 
Berücksichtigung  der  Verschiedenheit  seiner  bürgerlichen  Stellung. 
Aber  nichts  desto  weniger  ist  die  Führung  des  öffentlichen  Straf- 
prozesses gegen  den  Sclaven  in  derselben  Form  wie  gegen  den 
Freien  thatsächlich  exceptionell  und  besteht  derselbe,  auch  von  der 
Hauszucht  abgesehen,  ohne  Zweifel  praktisch  in  sehr  viel  weiterem 
Umfang,  als  die  Rechtsbücher  es  uns  aufzeigen*,  in  der  schranken- 
losen Handhabung  der  Amtsgewalt. 

yerhuiniM  Eigenartig  modificirt  wird  weiter  die  rechtliche  Stellung  des 

*^d°d^  Unfreien  durch  die  römische  Auffassung  der  Beziehung  zwischen 
scUTen.    dem  Sclaven  und  dem  Herrn   als   eines  Pietätsverhältnisses    und 

« 

weiter  durch  die  dem  Herrn  gegenüber  dem  Sclaven  durchgängig 
gewährte  staatliche  Unterstützung.  Unrechtfertigkeiten  des  Sclaven 
gegen  den  Herrn,  welche  von  einem  Freien  begangen  zu  einer 
Civilklage  führen  würden,  werden  häufig,  als  wären  es  öffentliche 
Verbrechen,  von  Gemeindewegen  bestraft.  Die  Behandlung  des 
Gesindemordes  ist  dadurch  bedingt,  dass  wie  der  Soldat  den  Offizier, 
so  der  Unfreie  den  Herrn  zu  vertheidigen  hat  und  in  solchem 
Fall  die  Aufopferung  des  Lebens  nur  Pflichterfüllung  ist  (S.  77 
A.  5).  Vielfach  kann  weiter  der  Herr,  wenn  der  Sclave  sich  gegen 
ihn  vergeht,  den  Staat  zu  Hülfe  rufen  ^ ;  das  Einfangen  des  flüchtigen 
Sclaven  gehört  zu  den  Obliegenheiten  der  städtischen  Beamten. 
Zum  Theil  ist  dies  ohne  Zweifel  nichts  als  die  einstmals  wohl  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  zutreffende,  späterhin  ideell  festge- 
haltene Auffassung  des  Dienerverhältnisses  ^.  Man  darf  sogar 
fragen,  ob  bei  dem  Pietätsverhältniss  des  Sohnes  zum  Vater,  des 
Freigelassenen  zu  dem  Patron  nicht    die  väterliche  Gewalt  und 


^  In  dem  von  Papinian  Dig.  48,  1,  14  berichteten  RechtefaU  beschuldigt  der 
Vater  die  Sclaven  seines  Schwiegersohns  grundlos  der  Ermordung  seiner  Tochter, 
entgeht  aber  der  auf  die  Calumnie  gesetzten  Infamie  hauptsächlich  darum,  weil 
dies  kein  puhlicum  iudicitim  sei.  Wenn  wegen  einer  von  dem  Sclaven  begangenen 
iniuria  cttrox  wegen  Abwesenheit  des  Herrn  die  Klage  nicht  angestellt  werden 
kann,  lässt  der  Strafrichter  im  Cognitionalverfahren  den  Sclaven  geissein  (Dig.  47» 
10,  9,  3). 

'  Ein  charakteristischer  Beleg  ist  Dig.  48,  19,  88,  4:  gui  se  8\h8  nummig 
redemptum  non  probaverit,  .  .  .  domino  sub  poena  vinculorum  reddUur  vel,  si 
ipse  dominus  mdlitj  in  metallum  damnaiur, 

*  ürzustandsbetrachtungen  soll  das  Strafrecht  so  weit  möglich  bei  Seite 
lassen;  aber  fragen  darf  man  doch,  ob  nicht  die  Sclaverei  aus  dem  Eriegsrecht 
hervorgegangen  und  der  Herr  för  den  Sclaven  zunächst  der  Lebensretter  gewesen  ist. 
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die  Glientel  auch  mit  in  Betracht  gekommen  sind.  Damit  ver- 
bindet sich  dann  die  aus  dem  Fluch  der  Sclaverei  unvermeidlich 
sich  entwickelnde  Nothwehr  des  Gemeinwesens  gegen  diese  ent- 
setzliche und  gefährliche  Institution,  Die  eingehende  Entwickelung 
dieser  Verhältnisse  gehört  nicht  in  das  Strafrecht;  aber  sie  haben 
dasselbe  vielfach  bedingt. 


Durch  die  Stellung  des  höchsten  Magistrats  wird  nach  den  Kechteuo- 
römischen  Ordnungen  das  Princip  der  Rechtsgleichheit  nicht  eigent-  ^fJ^^^^JJ^, 
lieh  verletzt,  obwohl  nach  denselben  das  Strafrecht  auf  der  ma- Magistntiir. 
gistratischen  Zwangsgewalt  beruht  und  der  höchste  Beamte  dieser 
nicht  unterliegt.  Die  Delictfähigkeit  des  Inhabers  der  höchsten 
Amtsgewalt  bleibt  davon  unberülirt.  Er  kann,  wie  im  ersten 
Abschnitt  des  dritten  Buches  gezeigt  werden  wird,  so  lange  er 
im  Amt  ist,  nicht  angeklagt  werden,  und  insoweit  das  Amt 
lebenslänglich  ist,  ist  er  von  Rechtswegen  auf  Lebenszeit  von  der 
Anklage  befreit.  Aber  daraus  folgt  keineswegs,  dass  er  nicht 
delict-  und  straffähig  ist;  die  Republik  steht  unter  dem  ma- 
gistratischen Gesetz  der  Annuität  und  auch  der  lebenslängliche 
Princeps  kann  freiwillig  oder  unfreiwillig  bei  Lebzeiten  auf- 
hören es  zu  sein  und  das  hier  vor  allem  in  Betracht  kommende 
Delict,  die  Perduellion  selbst  nach  dem  Tode  noch  zu  gericht- 
licher Behandlung  kommen.  Ob  die  römischen  Rechtsgelehrten 
dies  auf  den  König  angewandt  haben,  lässt  sich  nicht  entscheiden  * ; 
Augustus  hat  den  Principat  in  dem  Sinn  geordnet,  dass  auch  der 
Herrscher  Unrecht  thun  und  nach  dem  Verlust  des  Amtes  dafür 
bestraft  werden  kann^  und  danach  ist  seitdem  verfahren  worden. 
Der  Senat  hat  den  Kaiser  bei  Lebzeiten  nicht  bloss  abgesetzt, 
sondern  auch  nach  der  Absetzung  zur  Hinrichtung  verurtheilt  und 
die  Execution  verfügt®,  und  oft  genug  nach  dem  Hintritt 
Gericht  über  das  Andenken  des  Todten  gehalten,  welches  nichts 
anderes  ist  als  die  Handhabung  des  Perduellionsverfahrens*.  Die 
Entbindung    von    den    Gesetzen,    welche    noch    bei    den    Rechts- 


^  Man  kann  dagegen  geltend  machen ,  dass  Romalas  herrschte  ut  lihüum 
(TadtiiB  ann.  8,  26)  and  dass  König  Servias  bei  Dionysias  4,  36  sagt:  dixaCwg  fxivT^ 
av,  et  t(  fioi  Tovrtov  rif^ägrrjTaij  rijg  agxVS  ^'  clf^t*  xai  rijs  y^v^fis  anoffTi^&s^Tiv, 

«  St  R.  3,  750  fg. 

'  Sueton  Ner.  49:  legit  se  hoatem  a  senatu  iudicatum  et  quaeri^  ut  pttniaiur 
more  maiorum, 

*  St.  R.  2,  1133. 

6* 
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gelehrten  des  dritten  Jahrhunderts  nichts  ist  als  die  Eotbindung 
von  demjenigen,  welche  mit  der  ihm  ttbertragenen  Amtsführung 
coUidiren  oder  von  denen  er  in  legaler  Weise  ausgenommen 
worden  ist  \  hat  allerdings,  namentlich  nachdem  das  Entbindungs- 
recht nicht  bloss  dem  Senitt,  sondern  auch  dem  Kaiser  selbst 
beigelegt  ward,  in  der  Rechtstheorie  sich  dahin  gesteigert, 
dass  der  Princeps  von  jedem  positiven  Gesetz  sich  durch  einfachen 
Willensact  frei  machen  kann®;  aber  selbst  daraus  folgt  noch 
nicht  die  Unanwendbarkeit  des  Delict-  und  namentlich  des  Per- 
duellionsbegriffis  auf  den  Herrscher.  Für  die  diocletianisch-con- 
stantinische  Monarchie,  welcher  der  Kaiser  gilt  als  das  Fleisch 
gewordene  Gesetz  •,  würde  eine  derartige  Auffassung  sich  eher 
eignen;  aber  praktisch  wie  theoretisch  durchführbar  ist  sie  nur 
bei  strenger  Handhabung  der  monarchischen  Legitimität  und 
schwerlich  hat  der  niedergehende  Byzantinismus  diese  mit  voller 
Rechtsconsequenz  entwickelt  *. 


»  Ulpian  Dig.  1,  3,  31.    St  R.  a.  a.  0. 

■  Si  Ubety  Ucet;  an  nescis  te  impercstorem  esse  et  leges  dare,  nan  accipere? 
Tita  Ourac.  10.  Weiter,  wenn  überhaupt  so  weit,  dehnt  auch  Dio  58,  18  die  ^Ent- 
bindünf^  von  den  Gesetzen'  iii^t  ans. 

*  Jnstinian  no?.  105  c  4. 

^  Wenn  Valentinian  III.  sagt,  dass  es  sich  für  den  Kaiser  schicke  lufümn 
adligatfmi  se  proßeri  (Cod.  1,  14,  4),  so  denkt  er  offenbar  an  die  moralische  Ver- 
pflichtung. 


Siebenter  Abschnitt. 

Der  Wille. 


Der  Begriff  des  Delicts  fordert  bei  der  handlungsfähigen  Person  Der  «86«^- 
den  gesetzwidrigen  Willen.  Dieser  Fundamentalsatz  des  ent-  ^^ 
wickelten  Strafrechts  ist  den  Anfängen  desselben  fremd;  zunächst 
wird  gefragt  nach  dem  Thatbestand,  nicht  nach  dem  Seelenzustand, 
auf  dem  er  beruht.  Das  Menschenopfer  wird  vollzogen  an  dem 
Verbrecher  wie  an  der  Missgeburt  ^;  sterben  muss,  wer  die  Blosse 
eines  Mädchens  der  Vesta  geschaut  hat  * ;  die  Tödtung  des  Menschen 
ist  Verschuldung  und  fordert  Sühne,  mag  der  Thäter  sie  beabsichtigt 
haben  oder  nicht  (A.  3).  Diese  ältere  Auffassung  ist  da,  wo 
unsere  Kunde  beginnt,  im  Zwölftafelgesetzbuch,  nicht  ganz  ge- 
schwunden, aber  doch  im  Schwinden  begriffen.  Die  Bussen,  welche 
der  im  Prozess  unterliegenden  Partei  auferlegt  werden,  das 
sacramentumy  die  der  vindidae  falsae,  sind  ohne  Zweifel  als  Strafen 
gedacht ;  aber  es  wird  nicht  nach  der  Verschuldung  gefragt,  sondern 
nach  der  Thatsache  des  Unterliegens.  Indess  schon  bei  der  Körper- 
und  der  Sachbeschädigung  ist  hier  dem  Anschein  nach,  wo  jede 
Verschuldung  fehlt,  auch  die  Verantwortung  ausgeschlossen,  und 
zweifellos  gilt  dies  von  der  Tödtung.  Sicher  im  Gegensatz  zu 
älteren  Festsetzungen  bestimmt  das  Gesetzbuch,  dass  wo  die  Ab- 
sicht mangelt,  wohl  die  sacrale  Sühnung,  aber  keine  Strafe  statt- 
finden soll*.  Das  spätere  Strafgesetz  ist  durchaus  gestellt  auf 
den  gesetzwidrigen  Willen  des  Thäters. 

^  Darüber  ist  der  erste  Abschnitt  des  fünften  Baches  zu  yergleichen. 

*  Plutarch  Num.  10:   6  vTicld-tuv   xojuiCo/uivoDV  vno  rd  (poQiiov  anod^i^axet, 

'  Dies  ist  der  Gedanke  bei  dem  der  Hand  entgleitenden,  nicht  geworfenen 
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Kenntniss  Der  gesetzwidrige  Wille  hat  zur  nothwendigen  Voraussetzung 

^ZJtln^  die  Kenntniss  der  die  Gesetzwidrigkeit  bedingenden  Thatsache; 
thatsächlicher  Irrthum  in  dieser  Hinsicht  schliesst  die  Strafbarkeit 
aus.  Wer  den  Beamten  beleidigt,  ohne  ihn  als  solchen  zu  kennen, 
begeht  kein  Majestätsverbrechen;  geschlechtliche  Verbindung  bei 
Unkenntniss  der  entgegenstehenden  Verwandtschaft  ist  kein  Incest ; 
Züchtigung  eines  für  einen  Sclaven  angesehenen  Freien  keine 
Injurie  ^ 

Das  ethische  Fundament  des  gesetzwidrigen  Willens,  ohne 
welches  es  kein  Verbrechen  und  keine  Strafe  giebt,  kann  auftreten 
entweder  als  absichtliche  Verletzung  des  Sitten-  und  des  Staats- 
gesetzes (dolus)  oder  als  schuldhafte  Vernachlässigung  (culpa)  seiner 
Wahrnehmung. 
AbiichUiche  1.  Die  beabsichtigte  Verletzung  des  Sitten-  und  des  Straf- 
^lehren  S^^etzes  wird  individualisirt  durch  dessen  Einzelbegriff  als  Ab- 
sicht (animus)  zu  tödten,  zu  stehlen  oder  wie  sonst  der  Thatbestand 
für  jede  Kategorie  formulirt  ist".  Zusammengefasst  für  das  ge- 
sammte  Rechtsgebiet  wird  dieser  delictische  Wille  in  der  Rechts- 
sprache bezeichnet  als  'List',  doli4s,  meistens  noch  verstärkt  als 
*böse  List%  dolus  malus,  verübt  mit  Bewusstsein  des  Unrechts, 
von  dem  sciens^.    Es  werden  mit  diesem  immer  tadelnden  Worte* 


Speer  (Zwölftafeln  8,  24  SchöU).  Die  Darbietung  des  Widders  an  die  Agnaten  des 
Getödteten  ist  ein  Piaculum  und  hat  mit  dem  Strafrecht  nichts  zu  thun,  das  bei 
seinen  Viehbussen  die  im  Sacralwesen  ständige  Bezeichnung  des  Geschlechts  nicht 
kennt  (unus  ovis  S.  50  A.  2  umfasst  Böcke  und  Schafe).  Den  Gegensatz  des 
Piaculum  und  der  Strafe  hinsichtlich  der  WiUenshandlung  hebt  eine  der  ältesten 
uns  erhaltenen  Urkunden,  das  spoletinische  Haingesetz  (Bruns  fontes  p.  260)  mit 
grosser  Schärfe  hervor:  sei  quis  violasü,  love  hovid  piticliim  datod;  sei  quis  scies 
violasU  dolo  malo^  lovei  hovid  piaclum  datod  et  a(8e8)  CCC, 

*  Ignorantia  excusatur.  facti:  Dig.  8,  2,  11,  4.  Coli.  1,  12,  1.  Wer  eine 
Sache  irrig  für  seine  eigene  hält,  begeht  durch  deren  gewaltsame  Aneignung  keinen 
Baub  (Inst  4,  2,  IX  durch  nicht  gewaltsame  keinen  Diebstahl  (Dig.  41,  3,  36,  1. 
1.  87).    Andere  Belege  bei  den  einzelnen  Delicten. 

*  Animus  occidendi:  Dig.  48,  8,  1,  3.  Cod.  9,  16,  1  pr.  —  Animus  furandi: 
Dig.  47,  2,  52,  20.  —  Animus  violandi  (sepulcn):  Dig.  47,  12,  3,  1.  —  Animus 
iniuriae  faciendae:  Dig.  25,  4,  1,  8.    Diese  Belege  genügen. 

'  Sciens  dolo  findet  sich  in  dem  Numa  beigelegten  Mordgesetz  (Festus  ep.p.221): 
sciens . . .  dolo  mdlo  schon  in  dem  sehr  alten  spoletinischen  Haingesetz  (S.  85  A.  3) 
und  in  fester  Wortfolge  sciens  dolo  mdlo  ständig  in  den  Gesetzen  der  republi- 
kanischen Zeit,  dem  bantinischen  und  dem  Repetundengesetz,  wo  die  beiden  letzten 
Worte  meistens  notirt  werden  {dolo  malo  voll  ausgeschrieben  im  Repetundengesetz 
Z.  61),  in  der  Abkürzung  sc,  d,  vi.  in  denen  der  caesarischen,  dem  julischen 
Municipalgesetz  und  dem  Stadtrecht  von  Genetiva,  weiter  in  den  mehr  oder  minder 
wörtlichen  Relationen  aus  den  suUanischen  Gesetzen  (Paulus  5,  25,  1 ;  Dig.  48,  10 
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im  engem  Sinn,  wo  die  'Gewalt'  (vis)  den  Gegensatz  dazu  macht, 
die  bewnssten  nicht  gewaltthätigen  Gesetzwidrigkeiten  \  im  weiteren 
unter  Einschluss  auch  der  Gewaltacte  sämmtliche  bewusste  Gesetz- 
widrigkeiten zusammengefasst ',  wobei  die  bewusste  Gesetzumgehung 
(fraus)  eingeschlossen  ist*  und  auch  die  vorhandene  gute  Absicht, 
zum  Beispiel  Vaterlandsliebe  oder  Mitleid,  in  der  grossen  Ab- 
straction  der  Gesetzwidrigkeit  verschwindet. 


9,  3),  dem  fabischen  (Dig.  48, 15,  3  pr.  1.  6,  2),  in  Caesars  Ackergesetz  und  anderen 
joüschen  Gesetzen  (Dig.  23,  2,  44  pr.  48,  4,  3.  tit  5,  13.  tit  13,  l).  Dolo  jndlo 
allein  ist  in  den  Gesetzen  in  dieser  Verbindung  weniger  häufig  (tarentinisches  Stadt- 
recht Z.  4;  Dorfbeschluss  von  Furfo  Bruns  p.  261;  quinctisches  Aquaeductengesetz). 
Stnens  aUein  findet  sich  in  den  Urkunden  nicht,  bei  den  SchriftsteUem  häufig  (Dig 
47,  2,  55,  4.  48,  4,  2.  tit  15,  1  und  sonst;  sciens  prudensque  Paulus  1,  5,  1 
Dig.  22,  6,  2,  5.  47,  9,  9).  Gleichbedeutende  Umschreibungen  begegnen  oft,  zum 
Beispiel  consuUo  (Schrift  ad  Her.  2,  12,  26,  ygl.  3,  4,  8),  consilio  (Cicero  top. 
17,  64X  voluntate  (Schrift  ad  Her.  2,  16,  24X  adfectu  (Gaius  4,  178). 

^  Im  Lateinischen  wie  im  Griechischen  ist  dolus,  doXog  tadelnd  und  der 
Beisatz  malus  bloss  verstärkend,  ebenso  wie  in  mala  fraus  und  bona  fides. 
Der  dolus  honus  (Dig.  4,  3,  1,  3;  Festus  ep.  p.  69),  die  erlaubte  Ueberlistung  ist 
ein  Oxymoron. 

'  Vis  und  dolus  erscheinen  als  Gegensätze  in  der  Schrift  ad  Her.  3,  2,  2.  3 
imd  Tor  allem  in  dem  civilrechtlichen  Gegensatz  der  ausserordentlichen  KechtshQlfe 
metus  causa,  das  heisst  bei  der  vis,  und  bei  dolus  (z.  B.  Paulus  1,  8,  2).  Auf  diesen 
dolus  wird  im  vierten  Buch  bei  der  Fälschung  zurückzukommen  sein,  wo  auch  die 
dafür  von  den  römischen  Juristen  aufgestellte,  aber  höchstens  als  Worterklärung  zu- 
lässige Definition  erwähnt  ist  Einen  positiven  delictischen  Begrifi"  schliesst  auch 
bei  der  danach  benannten  Klage  der  dolus  nicht  ein,  sondern  bezeichnet  die  da, 
wo  die  Rechtskategorien  versagen,  wegen  eines  nicht  gewaltthätigen  delictischen 
Unrechts  ezceptionell  gewährte  Rechtshülfe. 

*  In  der  Rechtssprache,  zum  Beispiel  in  der  Definition  des  Mordes  schliesst 
der  doliM  der  Regel  nach  die  vis  ein  (in  vi  dolus  malus  inest:  Cicero  pro  Tullio 
29—34).  Es  ist  eine  Abstraction  ungefähr  wie  unser  ^Unrecht';  positiv  brauchbar 
wird  der  Begriff  nur  in  Beziehung  auf  die  einzelne  Klage.  Der  dolus  malus  des 
Mörders  ist  der  animtis  occidendi,  der  dolus  malus  des  unredlichen  Verkäufers  die 
wissentliche  Verletzung  der  für  den  Kauf  geltenden  Regeln. 

*  Während  dolus  das  gesetzwidrige  bewusste  Unrecht  schlechthin  bezeichnet, 
ist  fra/us  die  bewusste  Umgehung  eines  bestimmten  Gesetzes,  die  Verletzung  nicht 
des  Wortlauts,  aber  des  Gedankens  desselben.  Die  in  den  alten  Gesetzen  häufig 
begegnende  Formel  sine  (älter  sed)  fraud^  sua  (Repetundengesetz  Z.  64.  69;  Acker- 
gesetz Z.  29. 42 ;  Quästorengesetz  1, 4 ;  rubrisches  Gesetz  2, 18;  Stadtrecht  von  Genetiva 
an  zahlreichen  Stellen)  ist  im  Gebrauch  und  im  Werth  von  sine  dolo  malo  nicht 
verschieden;  bei  Cicero  de  off.  1,  13,  41  stehen  vis  und  fraiM  einander  gegenüber  wie 
sonst  vis  und  dolus.  Aber  das  (wohl  mit  frustrari  verwandte)  Wort  accentuirt,  was 
dolus  nicht  thut,  die  Umgehung  des  Gesetzes  (Dig.  1,  3,  29:  contra  legem  facit, 
qui  id  facit  quod  lex  prohihet,  in  fraudem  vero,  qui  salvis  verhis  legis  sententiam 
eius  circumvenü.  vgl.  1.  30)  und  darum  kann  das  Wort  mit  einem  bestimmten  Ge- 
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Es  tritt  in  diesem  zweifellos  m  die  frührepnWikanische  Juris- 
prudenz zurückreichenden  Begriff  des  dolus  das  ethische  Funda- 
ment sowohl  in  der  Rechtsordnung  überhaupt  wie  auch  ins- 
besondere in  der  Strafordnung  zuerst  in  technischer  Bestimmtheit 
zu  Tage,  insofern  im  Civilrecht  wie  im  Strafrecht  die  Verletzung 
des  Sittengesetzes  unter  dieser  Benennung  zusammengefasst  wird, 
aber  nur  in  der  Strafordnung  dieselbe  als  Klagfundament  er- 
scheint ^ 
FahriftAsiffe  2.  Das  Sitteugesetz  kann  aber  auch  verletzt  werden  ohne 
geradezu  auf  dessen  Verletzung  gerichteten  Willen  *.  Die  mensch- 
liche Gemeinschaft  und  somit  alle  staatliche  Ordnung  fordert,  dass 
die  Zusammenlebenden  nicht  bloss  sich  nicht  vergewaltigen  und 
nicht  betrügen,  sondern  auch,   dass  sie  sich  der  culpa^  enthalten, 


Geaetzrer- 
letzanf. 


setz  (z.  B.  im  tarentinischen  Stadtrecht  Z.  10 :  qui  huic  legi  fraudem  ffeceritj),  zu- 
weilen auch  mit  einem  bestimmten  Delict  (Cicero  Phil.  12,  5,  12:  fraus  pectilatus)Ytr' 
banden  werden  und  nimmt  ständig  das  FossessiTum  hinzu  (Formel  bei  Livius  1,  24,  5: 
sine  fraude  mea  popuHque  Rofnani)^  was  bei  dem  dolus  nicht  zuISssig  ist.  Fraudi 
ist  diejenige  Handlung,  welche  ohne  direct  ein  Strafgesetz  zu  verletzen,  doch  da- 
runter gezogen  werden  kann  und  also  ist  die  Formel  ne  quid  ei  fraudei  esto  (Repe- 
tundcngesetz  Z.  28  und  sonst)  die  formelle  Zusicherung  der  Straflosigkeit  D(ölo) 
m(alo)  fr(audis)ve  c(ausn),  was  die  Edictnoten  des  Probus  (gramm.  Lat.  4  p.  274) 
mit  Beziehung  auf  das  Edict  Dig.  2,  14,  7,  9.  10  setzen,  ist  nicht  tautologiscfa, 
sondern  heisst  *mit  Verletzung  oder  Umgehung  des  Gesetzes'.  Fraus  und  poena 
verhalten  sich  wie  Ursache  und  Wirkung  (Dig.  50,  16,  131 :  alitui  fraus  est,  aliud 
poena  .  .  .  poena  est  noxae  mndicta,  fraus  et  ipsa  noxa  dicitur  et  qiiasi  poenae 
quaedam  praeparatio\  sind  aber  eben  darum  häufig  gleichwerthig  (rubrisches  Gesetz 
2,  20:  id  ei  fraudi  poenaeve  ne  esto;  tudertlnisches  Fragment  bei  Bruns  fontes  p.  156 : 
id  ei  fraudi  muUae  poenae  ne  esto;  nicht  genau  Dig.  21,  1,  23,  2:  veteres 
fraudem  pro  poena  ponere  solebant).  Der  Begriff  hat  mehr  sprachliches  als  recht- 
liches Interesse ;  an  der  grossen  in  dolus  liegenden  Abstraction  hat  fratis  keiDen 
Antheil,  und  da  Gesetzumgehung  auch  Gesetzwidrigkeit  ist,  kommt  innerhalb  des 
doliM  der  fraus  keine  mit  rechtlichen  Folgen  verknüpfte  Selbständigkeit  zu. 

^  Der  dolus  unserer  Rechtsquellen  umfasst  (wenn  wir  von  der  Culpa  absehen) 
jedes  civilprozessualische  oder  criminelle  Vergeltung  erfordernde  sittliche  Unrecht, 
und  ist  axd  dem  delictischen  Gebiet  wie  das  aUgemeine  so  auch  das  selbständige 
Klagfundament,  auf  dem  nicht  delictischen  dagegen,  wo  das  Klagfundament  ver- 
schieden ist,  das  ausnahmsweise  neben  diesem,  sei  es  durch  die  Formulirung  der 
Klage  selbst  (ex  fide  bona),  sei  es  durch  Specialclausel  {exceptio  dolt)^  zur  gericht- 
lichen Erörterung  gelangende  sittliche  Unrecht.  Eben  darum  kann  die  weitere 
Erörterung  dieser  Abstraction  im  Strafrecht  nicht  gegeben  werden. 

^  Nichtsdestoweniger  ist  die  gangbare  Bezeichnung  des  Willens  für  die  Zu- 
sammenfassung von  dolus  und  culpa  beibehalten  worden.  Der  Grundgedanke  wQrde 
allerdings  durch  den  Begriff  der  rechtlichen  Verantwortlichkeit  zutreffender  aus- 
gedrückt 4 

*  Das  Wort  culpa,  sprachlich  wohl  verwandt  mit  incolunUs  (Corssen  Ans- 
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dafl  heisst  solcher  Handlungen,  welche  nach  verständiger  Voraus- 
sicht die  Schädigung  eines  Dritten  herbeiführen  mussten  oder 
konnten'.  Eine  derartige  Schädigung,  herbeigeführt  durch  Ub- 
besinnlichkeit  und  Rücksichtslosigkeit,  ist  wohl  ein  geringeres,  aber 
ebenfalls  ein  ethisches  Vergehen  •  und  begründet  delictische  Straf- 
barkeit, während  die  Unterlassung  einer  Dritten  nützliehen  Hand- 
lung auch  gegen  das  Sittengesetz  Verstössen  kann,  aber  nicht  als 
Delict  unter  das  Gesetz  fällt*.  Indess  reicht  jene  geringere 
Verschuldung  für  die  öffentliche  Bestrafung  nicht  aus*;  nur  in 
dem  privaten  Strafprozess  tritt  sie  auf  und  zwar  im  ältesten  Recht 
als  Körperverletzung  des  Freien  und  als  Beschädigung  der  Habe, 
zusammengefasst  nach  der  ursprünglichen  Terminologie  als  iniuria, 
zunächst  ohne  Unterscheidung  der  beabsichtigten  und  der  nicht 
beabsichtigten,  aber  vermeidbaren  Verletzung*.    Im  wesentlichen 


Sprache  2, 154X  <he  YerfehhiBg  wird  im  Strafrecht  wie  im  GoDtractreeht  im  gleichen 
Sinn  gebraucht,  hat  aber  in  dem  letzteren  einen  weiteren  Umfang,  da  im  Strafrecht 
nur  die  Nicht-Unterlassung  schädlicher  Handlungen  darunter  verstanden  wird,  im 
Oontractrecht  die  Nicht-Einhaltung  der  positiven  in  der  Obligation  enthaltenen 
Pflichten  hinzutritt  Die  Culpa  tritt  dort  principal  als  Klaggrund  auf,  hier  nur 
accessoriach  neben  dem  Contract.  Daher  ist  auch  die  criminelle  culpa  keiner  Ab- 
stulong  fiüug,  da  die  Pflicht  des  Menschen  gegen  den  Menschen  überall  die  solche 
ist,  wogegen  die  contractliche  nach  den  Besonderheiten  der  obligatorbchen  Ver- 
hältnisse sich  verschiedenartig  gestaltet  —  Die  weitere  Ausfuhrung  dieser  Sätze 
ist  im  vierten  Buch  bei  den  einzelnen  Delicten  gegeben;  hier  kam  es  nur  darauf 
an  die  Grundbegriffe  des  Strafrechts  und  deren  Terminologie  festzustellen. 

*  So  ist  bereits  in  republikanischer  Zeit  die  criminelle  Culpa  definirt  worden : 
culpam  esse,  quod  cum  a  diligenti  provideri  potuerü  non  esset  provisum  (Dig.  9, 
2,  31).  Die  darauf  beruhende  oft  gebrauchte  Bezeichnung  impriidentia  ist  durch- 
sichtiger und  weniger  Irrungen  ausgesetzt  als  die  hergebrachte. 

'  Das  ethische  Fundament  der  culpa  nicht  minder  wie  des  dolus  ist  wesent- 
lich für  den  Begriff  des  Strafrechts.  Die  Römer  haben  auch  wohl  erkannt,  dass 
die  beiden  Kreise  selbst  psychologisch  in  einander  übergehen :  ctUpa  dolo  proxitna 
dolum  repraesentat  (Dig.  47,  4,  1,  2);  magna  culpa  dolus  est  (Dig.  50,  16,  226). 
tarn  lata  culpa  fuä,  ut  luxuria  (=Uebermuth)  aut  dolo  sitproxima  (Dig.  47, 9, 11). 

'  Diese  Festsetzung,  dass  das  Strafgesetz  keinem  gestattet  einen  Anderen  zu 
schädigen,  wenn  er  es  vermeiden  kann,  aber  auch  keinem  vorschreibt  einem  Anderen 
zu  nutzen,  ist  ein  schönes  Zeugniss  der  im  römischen  Recht  obwaltenden  Einsicht 
Liebespflichten  sind  auch  Pflichten,  aber  grenzenlose  und  nicht  erzwingbare.  Wie 
weit  und  hart  das  römische  Recht  anfänglich  dieses  Princip  durchfuhrt,  ist  bekannt; 
es  kennt  keine  Pflicht  des  Yatei-s  das  Kind  aufzuziehen,  keine  Pflicht  des  Kindes 
die  Aeltem  zu  alimentiren. 

*  Daher  fallt  im  Strafrecht  die  culpose  Tödtung  des  Freien  ursprünglich 
aus;  zum  suppUcium  darf  sie  nicht  führen  und  für  das  Leben  giebt  es  keinen 
Schadensersatz. 

^  Dem  Zwölftafefrecht  fehlt  nicht  der  Begriff,  aber  das  Wort  oder  es  dient 
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ist  dies  auch  in  der  späteren  Ausgestaltung  dieses  Delicts  ge- 
blieben; nur  wird  die  Körperverletzung  des  Freien  einerseits  zur 
Personalverletzung  erweitert,  andererseits  auf  die  absichtliche  be- 
schränkt und  dies  Delict  als  iniuria  verselbstständigt ,  die  nicht 
beabsichtigte  Körperverletzung  aber  und  die  beabsichtigte  oder 
nicht  beabsichtigte  Sachbeschädigung  werden  zu  einem  zweiten 
Delict  als  damnwm  iniuria  zusammengefasst ,  wobei  die  dafür  aus- 
reichende ethische  Grundlage,  die  in  mangelnder  Voraussicht  be- 
stehende criminelle  Culpa  von  der  contractlichen  durch  obliga- 
torische Verhältnisse  begründeten  Verantwortung  als  aquillische 
Culpa  unterschieden  zu  werden  pflegt. 

Wie  der  Begriff  des  Dolus  gehört  auch  derjenige  der  Culpa  nicht 
der  Gesetzgebung  an ,  sondern  der  wissenschaftlichen  Interpretation 
der  Gesetze,  Das  Zwölftafelbuch  ist  im  Privatrecht  vermuthlich 
nicht  weiter  gelangt  als  bis  zu  der  Aufstellung  der  allgemeinen 
menschlichen  Verantwortlichkeit  im  Gegensatz  zu  dem  durch 
menschliches  Thun  und  Lassen  in  keiner  Weise  bedingten  Vorgangs 
also,  nach  der  heutigen  Terminologie  ausgedrückt,  zu  dem  Gegen- 
satz von  doliLS  und  culpa  einerseits  uud  casus  andrel'seits.  Die  Ent- 
wicklung der  allgemeinen  Verantwortlichkeit  zu  dem  Gegensatz 
der  absichtlichen  und  der  durch  Rücksichtslosigkeit  herbeigeführten 
Schädigung  gehört  ohne  Frage  der  republikanischen  Rechtswissen- 
schaft an,  nicht  minder  die  Unterscheidung  derjenigen  Rücksicht^ 
welche  der  Mensch  dem  Nebenmenschen  und  derjenigen,  welche 
die  in  obligatorischem  Verhältnisse  zu  einander  stehenden  Personen 
einander  schulden,  worauf  der  Gegensatz  der  aquillischen  und  der 
contractlichen  Culpa  beruht. 


verhiitnisa         Das  Sittongosetz  ist  wohl  die  Grundlage  des  Strafrechts,  aber 
des  straf-  ^eido  dockou  sich   nicht.    Abgesehen  davon ,   dafs  das  Strafrecht 

ffMotMt  mm 

sittengMets.  joucs  koinoswegs  vollständig  übernehmen  will  und  kann,  auch  nach 
Zeit  und  Ort  hierin  sich   verschieden  gestaltet,   entfernt  es  sich 


dafür  vielmehr  die  Bezeichnung  casus  oder  was  als  Aequivalent  desselben  in  dem 
Gesetz  über  die  Brandstiftung  (8,  9  Scholl)  gestanden  haben  mag.  Hier  wird  unter- 
schieden der  Brandstifter  sdens  prudensque  und  der  Brandstifter  cctsu,  id  est,. 
setzt  Gaius  hinzu,  neglegentia;  also  ausgeschlossen  ist  bei  der  letzteren  Kategorie 
sowohl  die  Absicht  wie  der  nicht  vorherzusehende  ZufaU.  Auch  später  wird  casus^ 
nicht  selten  der  absichtlichen  Schädigung  entgegengesetzt  (CoU.  1,  9,  1 :  casu  potius 
quam  fraude;  Coli.  1,  11,  3  =  Dig.  48,  19,  5,  2;  Dig.  48,  8,  1,  3;  Inst  4,  8,  3) 
und  schliesst  die  Verantwortung  nicht  unbedingt  aus. 
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Tom  Sittengesetz  theils  durch  die  Fixirung  selbst,  theils  durch 
Erweiterung  aus  Zweckmälsigkeitsrücksichten.  Das  menschliche 
Gewissen  ist,  auch  wenn  von  eigentlichen  Anomalien  abgesehen 
wird,  hinsichtlich  der  Grenzen  des  Unrechts  individuell  verschieden ; 
die  Tödtung  des  Einwilligenden,  das  Ansichbehalten  der  gefundenen 
Sache  erscheinen  dem  Einen  als  erlaubte  Handlungen,  dem  Andern 
als  Mord  oder  Diebstahl.  Die  Umwandlung  des  Sittengesetzes  zum 
Strafgesetz  fordert  positive  Feststellung  des  Thatbestandes  und 
diese  ist  von  der  Willkür  untrennbar.  Je  mehr  die  gesellschaft- 
lichen Verhältnisse  sich  compliciren  und  je  enger  das  Strafgesetz 
dem  Sittengesetz  sich  anzuschliessen  versucht,  desto  eingreifender 
wird  diese  Willkür.  Das  Verbot  des  Wuchers  ruht  auf  dem  Sitten- 
gesetz wie  das  des  Diebstahls,  aber  die  Grenze  bei  jenem  bestimmt 
die  Zv^eckmässigkeit  und  schliesslich  der  Zufall.  Geschenknahme 
und  Aemterbewerbung  sind  erlaubte  Handlungen;  unter  welchen 
Bedingungen  sie  in  die  Delicto  der  Repetunden  und  des  Ambitus 
übergehen,  kann  nur  das  positive  Strafgesetz  entscheiden.  —  Dieser 
positive  Ausbau,  den  das  Sittengesetz  durch  die  Staatsordnung  er- 
hält, geht  vielfach  hinaus  über  das  bisher  entwickelte  ursprüng- 
liche Prineip  des  privaten  Strafrechts,  dafs  der  Mensch  den 
Menschen  weder  absichtlich  noch  fahrlässig  schädigen  soll,  dagegen 
zur  Hülfleistung  rechtlich  nicht  verpflichtet  ist.  Beispielsweise  ist 
eine  der  wichtigsten  Con  Sequenzen  jenes  Princips,  dass  die  Nicht- 
verhinderung^ und  um  so  mehr  die  Nichtanzeige  eines  beab- 
sichtigten Verbrechens  nicht  als  Mitschuld  betrachtet  wird  f  in  der 
späteren  Rechtsordnung  für  eine  Reihe  der  schwersten,  das  Staats- 
verbrechen*, das  Münzverbrechen®,  den  Nächstenmord*,  die  Ent- 
führung '  ausser  Kraft  gesetzt.  Ueberhaupt  entscheidet  über  diesen 
Ausbau  hauptsächlich  die  Zweckmässigkeit  und  kann  jede  Hand- 
lang und  jede  Unterlassung  durch  Staatsgesetz  unter  die  Delicto 
eingereiht  werden.  —  Allerdings  wird  die  verständige  Gesetzgebung 
bestrebt  sein  das  ethische  Fundament  der  Strafe  nicht  allzusehr 
zu   verrücken.     Geringfügige   Straf  übel    an    sittlich   gleichgültige 


^  Dig.  50,  17,  109:   ni«2?i4ffi  cnitien  patitur  is,  gut  non  pröhibet,  cum  pr<h 
hibere  poiuit 

*  Tertollian   apol.  2:   ad  socios,   ad  conseios  usque  inquMiiio  extendiUtr. 
Arcadins  C.  Th.  9,  14,  3,  6  =  Tust  9,  8,  5,  6.  7.    Zosim.  4, 8.   Vgl.  Dig.  48, 19,  6  pr. 

*  Dig.  48,  10,  9, 1 :  eadem  poena  (falsi)  afficüur  etiam  w,  qui  cum  proJUbere 
tale  quid  (Münzfälschung)  posset,  non  prohibuü,    C.  Th.  9,  21,  2  =  Inst.  9,  24,  1. 

*  Dig.  48,  9,  6  vgl.  1.  2.    Inst  4,  18,  6. 
»  Cod.  9,  18,  1,  3.    Inst  4,  18,  8. 
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Handlungen  oder  Unterlassungen  zu  knftpfen  ist  aus  staatlichen 
Opportunitfttsgründen  häufig  geboten;  aber  die  dureh  das  Straf- 
reeht  dem  Gemeinwesen  über  den  Einzelnen  eingeräumte  schwer- 
wiegende Gewalt  soll  ernstliche  Anwendung  nur  da  finden,  wo  das 
Gewissen  des  Handelnden  selbst  die  Handlung  missbilligt  oder  miss- 
billigen sollte. 
NicMkennt-  Au  deu  othischeu  Grundcharakter  des  Strafrechts  knüpft 
nus  des  sich  (jje  Frage ,  ob  die  Anwendbarkeit  des  Strafgesetzes  durch 
geaeTzM.  die  Keuntuiss  desselben  bedingt  ist.  Im  Allgemeinen  ist  sie  zu 
verneinen.  Das  Verbrechen  ist  die  Verletzung  oder  Ignorirung  des 
Sittengesetzes  und  das  Strafgesetz  ruht  auf  diesem;  in  wie  weit 
und  in  welcher  Form  dieses  der  ethischen  Forderung  adäquat 
ist,  kann  und  darf  der  Strafrichter  im  einzelnen  Fall  nicht  fragen ; 
Gesetz  ist  Gesetz,  auch  wenn  es  unbillig  hart  ist,  vielleicht  der 
ethischen  Grundlage  wenig  entspricht.  Es  gilt  dies  auch  für  solche 
Delicte,  die  ohne  willkürliche  Abgrenzung  durch  das  Staatsgesetz 
keine  sind^;  die  Strafengrenze  fordert  Rechtskunde,  aber  das 
Delict  wird  bestraft,  selbst  wenn  der  Contravenient  die  Grenze 
nicht  kennt  oder  missbilligt.  Auch  das  römische  Recht  fragt  wohl 
bei  dem  positiven  Strafgesetz  nach  der  ethischen  Grundlage^,  ver- 
kennt aber  nicht,  dass  die  Strafgesetzgebung  aus  nothwendigen  oder 
als  nothwendig  erachteten  Opportunitätsgründen  auf  Handlungen 
oder  Unterlassungen  sich  erstreckt,  die  an  sich  sittlich  gleichgültig 
sind  und  als  Unrecht  nicht  empfunden  werden.  Wird  bei  diesen  die 
wissentliche  Uebertretung  in  den  Thatbestand  aufgenommen,  wie  dies 
bei  den  Römern ,  wie  schon  bemerkt  ward  (S.  86  A.  3) ,  häufig  ge- 
schieht^, so  ist  auch  hier  das  ethische  Fundament  des  Strafrechts 


^  Der  Gegensatz  der  prohra  naiwra  turpia,  wie  Diebstahl  und  Ehebruch, 
und  der  (probrä)  civilüer  (turpia)  et  quasi  more  civitatis  (Dig.  50,  16,  42  vgl.  47, 
2,  1,  3)  ist  eine  rechtlich  gleichgültige  Abstraction;  es  ist  nicht  die  <Natur>,  sondern 
der  Staat,  der  den  Diebstahl  verbietet  wie  den  Wucher. 

'  Das  rechte  Kennzeichen  des  ethischen  Delicts,  dass  die  Strafe  den  Ge- 
bildeten wie  den  Ungebildeten  gleichmässig  trifft,  wird  hervorgehoben  bei  der  Be- 
leidigung des  Patrons  durch  den  Freigelassenen  (Cod.  2,  2,  2 :  nee  in  ea  re  ritstici'' 
tati  venia  praebeatur,  cum  naturali  ratione  honor  eiusmodi  personis  deheatiwr) 
und  bei  dem  Eheverbot  zwischen  dem  Sohn  des  Vormunds  und  der  MOndel 
(Cod.  5,  6,  1:  senatius  consulti  auctoritatem,  quo  inier  pupHlam  et  tutofis  füium 
conubtum  säluberrime  sublatum  est,  circumvewiri  rustidtaUs  et  imperitiae  vela^ 
mentis  non  oportet). 

'  Diesen  Werth  hat  die  bei  eigentlich  ethischen  Delicten  lediglich  enuntiative 
Clausel  zum  Beispiel  in  dem  Verbot  der  nicht  standesm&flsigen  Ehe  (Dig.  23,  2,  44  pr.) 
und  in  dem  der  Beschädigung  öffentlicher  Anschläge  (Dig.  2,  1,  7,  4:  doli  malt 
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eiDgehalt^;  die  Yrisseatiiche  Uebertretung  eines  jeden  Staatagesetaes 
ist  ein  sittliches  Unrecht.  Aber  auch  die  nnwissentlicbe  Ueber*- 
tretung  dies  Staatagesetses  kann  aus  dem  Strafkreis  nickt  vollständig 
ausgeschlossen  werden  ^  schon  desshalb  nicht,  weil  der  Beweis  d«r 
Kenntniss  des  Gesetzes  positiv  wie  negativ  praktisch  von  grösster 
Schwierigkeit  ist  und  aus  Opportunitätsrücksichten  Rechtsver- 
muthungen  dabei  unumgänglich  erforderlich  sind,  bei  welchen,  da 
sie  trügen  können  und  häufig  trugen,  das  ethische  Fundament  ebenso 
wenig  gewahrt  wird.  Das  rönisclie  Recht  ha4;  auf  4as  Strafgesete, 
weldies  ohne  Rechtskenntniss  nicht  als  solches  empfunden  wird,  die 
Regel  des  Privatrechts  angewandt,  dass  der  im  Geschäftsleben  stehende 
Mann  verpflichtet  ist  die  Staatsgesetze  zu  kennen  und  also  jede 
Uebertretung ,  auch  die  nicht  wissentliche,  eine  Verschuldung  in 
sich  schliesst,  dass  dagegen  weibliches  Geschlecht  und  Rusticität 
von  dieser  Verpflichtung  befreien,  hier  also  bei  Verfehlung  gegen 
ein  nicht  sittlich  begründetes  Strafgesetz  dessen  Unkenntniss  ver- 
muthet  und  entschuldigt  wird'.  Dafs  in  dem  ersteren  Fall  das 
ethische  Fundament  der  Bestrafung  fast  verschwindet  und  im  ge- 
wissen Sinn  ein  fingirter  Dolus  bestraft  wird,  muss  eingeräumt 
werden.  Bei  geringeren  Strafübeln  wird  dies  namentlich  im 
privaten  Strafrecht  ohne  Anstoss  ertragen;  so  werden  in  dem 
folgenden  Abschnitt  verschiedene  Fälle  zur  Sprache  kommen,  wo 
bei  Diebstahl  und  Sachbeschädigung  die  Mitthäterschaft  durch 
Rechtsvermuthung  angenommen  wird,  ohne  dass  eine  efifective 
Verschuldung  nachgewiesen  ist®.  Aber  wenn  vorgeschrieben  wird, 
schwere  Strafen  des  öffentlichen  Criminalrechts  auf  solchen  Grund 
hin  zu  erkennen,  zum  Beispiel  einen  Testamentsschreiber  wegen 
Urkundenfälschung  zu  bestrafen,  wenn  er  nach  dem  Willen  des 
Testators  sich  selber  ein  Legat  zugeschrieben  hat,  ohne  das  Verbot 


id€0  in  verbis  edicti  fit  mentio,  quod  8%  per  imperitiam  vel  rusticitatem  vel  ah  ipso 
praetare  iussus  vel  casu  aliquis  fecerit,  non  tenetur).  Selbstverständlich  kann, 
auch  wo  die  Claasel  fehlt,  bei  jedem  Gesetz  gefragt  werden,  ob  dasselbe  nur  die 
wissentliche  Uebertretung  oder  jede  schlechthin  treffen  wolle. 

^  Zum  Beispiel  bei  den  Zollstrafen.  Dig.  39,  4,  16,  5:  licet  quis  se  ignorasse 
dicaiy  mhilominus  eum  in  poenam  vectigalis  incidere  divus  Hadrianus  constiiuit 

'  Paulus  Dig.  22,  6,  9  pr.:  (feminae)  sicubi  non  est  delictum,  sed  iuris 
ignorcmtia  non  laeduntur.  Die  Worte  sind  verdorben  und  verstümmelt,  aber 
die  R^el  selbst  ist  klar. 

'  Es  darf  erinnert  werden  an  die  enge  Beziehung  zwischen  Geldstrafen  und 
Steuern,  wie  sie  z.  B.  bei  den  Rechtsfolgen  der  Ehe-  und  Kinderlosigkeit  zu  Tago 
tritt  (vgl.  die  Einleitung  zum  vierten  Buch). 
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ZU  kennen  ^  bei  einem  Verwandtschaftsyerhältniss ,  welches  irrig 
angesehen  wird  als  die  Ehe  gestattend,  nicht  die  Frau,  aber  den 
Mann  wegen  Incests  zu  bestrafen^,  so  sind  dies  freilich  auch 
Oesetze,  aber  sollten  es  nicht  sein. 


^  Dig.  48,  10,  15  pr.  Kaiser  Claudius  bestinunt  ausdrücklich,  ne  vel  tis  venia 
deUü/r,  qui  se  ignorasse  edicti  severitatem  praetendant 

*  Dig.  48,  5,  39,  2  von  der  yerbotenen  Ehe  des  Oheims  und  der  Schwester- 
tochter: mulier  tunc  demum  eam  paenam  qttam  mares  susUndfitf  cum  inoestum^ 
iure  gentium  prohUntum  cidmiserit;  nam  si  sola  iuris jjiostri  obserwUio  intervaiiet, 
mulier  ab  incesti  crimine  erit  excusata. 


Achter  Abschnitt. 

Die  That. 


Wie  es  kein  Verbrechen  giebt  ohne  den  delictischen  Willen,  Die 
so  auch  keines  ohne  Bethätigung  dieses  Willens,  ohne  Strafthat.  ^^!^ 
Der  Wille  für  sich  allein,  der  ammus  (S.  86),  auch  wenn  er  zum 
Beispiel  in  Worten  geäussert  worden  oder  durch  Geständniss  con- 
statirt  ist,  ist  kein  Verbrechen  und  begründet  keine  Strafe  *.  Die 
Frage,  was  unter  Bethätigung  des  delictischen  Willens  zu  verstehen 
sei,  beantwortet  die  Rechtswissenschaft  der  Neuzeit  in  der  Weise, 
dass  sie  nicht  bei  allen,  aber  bei  den  meisten  Verbrechen  die  das 
Delict  vorbereitenden  Handlungen,  den  Versuch  und  die  Voll- 
endung des  Delicts  unterscheidet.  Dem  römischen  Recht  fehlt 
für  den  Versuch  der  Begriff  wie  das  technische  Wort*;  gestraft 
wird  die  im  Gesetz  verbotene ,  als  solche  immer  vollendete  Straf- 
that, wobei  dieser  Strafthat  Einheitlichkeit  des  Entschlusses  oder 
bei  dem  culposen  Delict  Einheitlichkeit  der  Pflichtversäumniss  zu 
Grunde  liegen  muss^,  ohne  Rücksicht  aber  darauf,  ob  dieselbe  für 
den  Thäter  abschliessend  war  oder  eine  weitere  Thätigkeit  vorbe- 
reiten sollte.    Indem  insofern  die  allgemeine  Feststellung  des  That- 


^  Znm  Ausdruck  bringt  dies  Cato  (bei  Gellius  6,  8,  37),  insbesondere  in  den 
Worten:  ecqua  tandem  lex  est  tarn  ctcerha,  quae  dicat,  si  quis  illttd  facere  vohterity 
male  minus  ddmidium  famüias  muUa  esto?  Die  Infamie  kann  sich  an  die  blosse 
WiUenserkl&nmg  knüpfen  (dass  es  in  gewissen  Fällen  nicht  geschieht,  wird  betont 
Dig.  3,  2,  8);  aber  sie  ist  auch  nicht  eigentlich  Strafe. 

'  Von  der  rechtswidrigen  Anordnung  {staluere)  des  Beamten  heisst  es  Dig.  2, 
2,  1,  2:  ^staiwU^  verbwm  rem  perfedam  sigmficat  et  consummatam  imuriam,  non 
eoepiam  ....  quid  emm  offuit  concUus,  cum  iniima  nuUum  iMbuerit  effectum? 
Wegen  cogitaHo  vgL  S.  96  A.  8. 

*  Gaius  Dig.  9,  2,  82,  1:  si  idem  eundem  servum  vulneraverit,  postea  deinde 
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begrifiis  abgelehnt  werden  muss ,  darf  doch  schon  hier  hingewiesen 
werden  auf  die  aus  der  Doppelnatur  des  Strafrechts  entwickelte 
gegensätzliche  Formulirung  desselben ,  je  nachdem  es  sich  bei  der 
Verletzung  des  Einzelnen  um  Abfindung,  bei  der  Verletzung  der 
Gesammtheit  um  Sühne  handelt. 

ThAtbegriff  Das  Privatstrafrecht  beruht  auf  der  widerrechtlichen  Schädigung 
^hu*  öder  Verletzung  des  Einzelnen,  für  welche  das  Aequivalent  ge- 
fordert wird,  das  heisst,  es  beruht  auf  deren  Vollendung  und  eine 
die  Schädigung  oder  Verletzung  vorbereitende  Handlung  schliesst 
als  solche  diese  Vollendung  aus.  Die  Unzweckmässigkeit  dieser 
Behandlung  namentlich  der  Entwendung  hat  sich  natürlich  auch 
den  Römern  aufgedrängt;  aus  diesem  Grunde  gilt  die  Schä- 
digung als  vollzogen  durch  das  diebische  Ergreifen  der  Sache  auch 
dann,  wenn  der  Dieb  auf  frischer  That  ergriffen  und  die  gestohlene 
Sache  ihm  wieder  abgenommen,  materiell  also  die  Schädigung  so- 
fort wieder  aufgehoben  wird.  Aber  die  RechtsoOBsequenz  war 
mächtiger  als  das  praktische  Bedürfnisse.  Die  den  Diebstahl  vor- 
bereitenden Handlungen  sind,  wenn  sie  bis  zum  Einbruch  gelangt 
sind,  als  Hausfriedensbruch  strafbar',  im  Uebrigen  in  den  Aagen 
des  Gesetzes  straffrei'.  Es  gilt  dies  für  den  ganzen  Kreis  Aer 
Privatdelicte  *,  da  deren  Beertrafiing  entweder  im  gesteigerten 
Schadensersatz  selbst  besteht  oder  in  einem  dem  Sehadensersats 
analogen  Aequivalent. 
Thfttbegriir  Bei  der  Schädigung  des  Getneinwesens  dagegen  giebt  es  in 
^*ii2^^*  den  meisten  und  wichtigsten  Fällen  keinen  Schadensersatz  vmA 
Baehts.    fordert  die  Sühnung  wohl,  wie  gesagt,  dass  die  delietische  Ab- 

eti^mn  occiderit,  tenebitur  et  de  mhiercUo  et  de  occiso]  duo  enim  stmi  deUcta, 
aJiter  atque  st  quis  %4/no  impetu  pluribus  vulnerihus  aliqtiem  occiderit,  tunc  enim 
una  erit  actio  dt  occiso. 

1  Vgl.  im  vierten  Bach  den  Abscfanttt  von  DiebstahL  Die  praktiecbe  Er- 
gikoflOBg  zu  der  priTSten  IHebstaUsklai^e  hal  sieher  vob  jeher  die  adniaistrathre 
Handhabung  der  Beamtengewalt,  nach  unserer  Terminologie  die  Sicherheitspolizei 
gebildet. 

*  Paulos  2,  81,  Sa.    Dig.  47,  2,  2i,  7. 

*  Dig.  47,  2,  1,  1:  80im  cogiUUio  ftirti  fetdendi  wm  facU  f^urem.  Dig.  46; 
19,  18:  cogitoHoms  poenam  nemo  patM/wr.  Die  letzteren  Worte  «ehdven  (TgL  Lenel 
paling.  2,  428)  zu  der  S.  95  A.  2  angef&krten  Auseinaiidersetziiag  uad  es  zeigt  sieb 
hier,  dass  unter  oogiiaHo  der  betätigte,  aber  nocli  nicht  zun  Ziel  gelangle  de- 
lictische  Wi»e  verelmdeB  wM,  den  Oegeneatz  dazn  viclil;  die  inmria  oöepim  madit» 
sondern  die  iniuria  eonmtmmaki, 

*  Dig.  47,  10,  15,  17  von  der  Injurie;  dasselbe  gilt  ohne  iVage  von  der  4o- 
loeen  OniMMMliirtiigHUft,  wähcend  die  OHlpoae  die  YorbereiCuBg  ausBchUesat 
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sieht  aus  dem  Bereich  des  blossen  Entschlusses  und  der  Er- 
klärung desselben  hinaustritt  in  den  Bereich  der  Handlung  ^,  aber 
nicht  nothwendig  mehr.  Worin  diese  Handlung  mindestens  zu 
bestehen  hat,  wird  nirgends  allgemein  ausgesprochen  und  auch 
die  bei  den  einzelnen  Delicten  über  den  Thatbestand  gegebenen 
Ausführungen  geben  darüber  nur  ausnahmsweise  Belehrung.  Es 
wird  dies  überwiegend  dem  richterlichen  Ermessen  anheimgestellt 
gewesen  sein.  Das  Staatsverbrechen  darf  angesehen  werden  als 
rechtlich  vollzogen  durch  jedwede  Bethätigung  der  staatsfeind- 
lichen Gesinnung,  der  Ueberlauf  zum  Beispiel  schon  durch  den 
Austritt  aus  dem  römischen  Lager  ^.  Bei  dem  Mord  kann  daraus, 
dass  das  älteste  Gesetz  von  der  vollzogenen  That  spricht  ®,  nimmer- 
mehr gefolgert  werden,  dass  es  die  nicht  zum  Tode  führende  Ver- 
wundung ausschliesst ;  im  Gegentheil  legt  die  Vollmacht  des  Imperium 
und  die  noch  weiter  reichende  Schrankenlosigkeit  der  Comitial- 
gewalt  es  nahe,  dass  jede  vorbereitende  Handlung  von  Rechts- 
wegen als  Mord  hat  bestraft  werden  können,  wie  dies  später- 
hin namentlich  bei  dem  Kaub-  und  noch  mehr  bei  dem  Gift- 
mord in  einem  den  Versuch  der  heutigen  Rechtswissenschaft 
weit  überschreitenden  Umfang  gesetzlich  vorgeschrieben  worden 
ist.  Im  Allgemeinen  dürfte  auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen 
Strafrechts,  umgekehrt  wie  auf  dem  privatrechtlichen*,  die  Strafe 
sich  geknüpft  haben  an  den  irgendwie  bethätigten  Entschlüsse ;  dass 


^  In  dieser  HinBicht  ist  daran  zu  erinnern,  dass  das  römische  Recht  den  Be- 
griff der  Ehrenkränkung  anf  das  Gemeinwesen  nicht  bezieht  und  unpatriotische 
Aeussenmgen  nicht  straft 

«  Dig.  49,  16,  3, 11. 

*  Festus  p.  221:  si  quis  hominem  liberum  sciens  morti  duit 

^  Wo  dem  öffentlichen  Delict  der  Privatprozess  zu  Grunde  liegt,  wie  bei  dem 
Pecnlat  und  den  Repetunden,  überwiegt  die  privatrechtliche  AufTassung. 

*  Vom  Mordversuch  sagt  Cicero  pro  MU.  7,  19:  nisi  vero  guia  perfecta  res 
non  est,  non  fuit  poenienda ,  proinde  quasi  exitus  rerum,  non  hominum  consilia 
legibus  vindicentur;  vom  Versuch  der  Verfährung  in  Beziehung  auf  eine  ädilidsche 
Moltklage  Valerius  Maximus  6,  1,  8:  non  factum  twnc  (unter  der  Republik),  im 
Gegensatz  zu  dem  augustischen  die  vollendete  That  fordernden  Strafgesetz,  sed 
amniMS  in  quaestionem  deductus  est,  plusque  voluisse  peccasse  nocuit  quam  non 
peecasse  pro  fuit;  allgemein  Appuleius  (flor.  4,  20):  in  maJeficiis  etiam  cogitata 
seelera,  non  perfecta  adhuc  vindicantur  .  ,  ,  ad  poenam  sufficit  meditari  puni- 
mda  und  Kaiser  Arcadius  C.  Th.  9,  26,  1:  p<m  sorte  leges  sodus  quam  sceleris 
(pwmmi)  volu/ntatem.  Dergleichen  allgemeine  Aeusserungen  namentlich  in  nicht 
juristischen  Quellen  sind  mit  Vorsicht  aufzunehmen;  aber  das  Princip  des  öffent- 
lidien  Strafirechts  sprechen  sie  zutreffend  aus,  wenn  man  nur  daran  festhält,  dass 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Straft.  7 
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das  beabsichtigte  Verbrechen  nicht  durchgeführt  ist,  wird  aller- 
dings im  späteren  Recht  hier  und  da  als  Milderungsgrund 
bezeichnet*.  Dass  der  freiwillige  Rücktritt  vor  vollendeter  Schä- 
digung des  Gemeinwesens  die  Strafe  aufhebt,  ist  für  das  Münz- 
verbrechen  ausgesprochen*,  wird  aber  eben  damit  als  nicht  all- 
gemein gültig  bezeichnet. 
DeUctiÄciies  ^^^  Botheiligung  mehrerer  Personen  an  demselben  Delict,  die 
zanmmen-  Mitthaterschaft ,  wie  sie  hier  genannt  werden  soll,  kann  in  ver- 
schiedenartiger Weise  eintreten ,  als  gleichraäßsiges  Zusammen- 
wirken, als  Anstiftung,  als  Beistand  vor  und  nach  der  That.  Bei 
gleichartigem  Zusammenhandeln  werden  die  Genossen  des  Delicts 
wie  im  Vermögensrecht  bezeichnet  als  socii^ ,  nicht  selten  im 
Gegensatz  zu  dem  Führer*.  —  Conscms,  der  Mitwisser  und  als 
solcher ,  abgesehen  von  den  Verbrechen ,  für  welche  die  Anzeige- 
pflicht besteht,  rechtlich  von  der  Verantwortung  frei  (S.  91),  wird 
namentlich  bei  nicht  juristischen  Schriftstellern  nicht  selten  für 
den  weniger  activ  hervortretenden  Mitthäter  gebraucht*.  —  Der 
Anstifter,  wobei  aber  die  blosse  Empfehlung  eines  delictischen 
Verhaltens  nicht  als  Anstiftung  gilt®,   sondern  die  entscheidende 


rölv/tvtaSf  consilium^  animus,  meditatio  nicht  den  nicht  bethätigten  Willen  be» 
zeichnet,  sondern  dazu,  eben  wie  zu  der  cbgüaUo  (S.  96  A.  8),  die  vollendete 
Strafthat  den  Gegensatz  macht. 

1  Bei  der  Tödtung:  Dig.  48,  19,  16,  8.    Bei  der  Verführung:  Paulus  5,  4,  14. 

'  Dig.  48,  10,  19  pr.  Bei  dem  Gesinnungsverbrechen  der  Häresie  findet  sich 
die  gleiche  Behandlung.  Dass  die  Reue  nach  der  That  das  Geschehene  nicht  un- 
geschehen macht,  versteht  sich  von  selbst 

»  Paulus  5,  14,  1.  Dig.  17,  2,  57.  48,  3,  6,  1.  Cod.  9,  41,  4  und  sonst. 
Den  Gesetzen  ist  der  Ausdruck  fremd ;  der  socius  des  fabischen  ist  der  Compagnon 
des  Privatrechts. 

*  Dieser  heisst  princeps  sceleris  bei  Cicero  pro  Cluentio  22,  60,  princeps 
delicti  Dig.  11,  3,  10;  principaUs  reus  Cod.  9,  2,  5.  So  werden  dem  Catilina  die 
socii  entgegengesetzt.  Ebenso  Plinius  ep.  8,  9,  12:  placuit  inprimis  ipsum  Classi-^ 
cum  ostendere  nocentem;  hie  apHssimus  ad  socios  eius  et  mimstros  transiius  erat, 
quia  socii  ndnistrique  pröhari  nisi  illo  nocente  non  poteranl  und  Tacitus  ann.  14, 
40.  41,  wo  den  Hauptschuldigen  bei  einer  Testamentsfälschung  die  socii  und  die 
Mitwisser  gegenüber  gestellt  werden. 

^  In  diesem  Sinn,  als  conscitis  et  fraudem  participans  (wie  Ulpian  Dig.  42, 
8, 10,  2  das  sciem  des  prätorischen  Edicts  erklärt),  steht  consciiis  bei  den  Juristen 
nicht  häufig  (Dig.  29,  5,  1,  21 ;  conscii  et  consortes  bei  der  Beschädigung  der  Nil- 
dämme C.  Th.  9,  32,  1  -=  lust  9,  38,  1),  sonst  nicht  selten  (Cicero  pro  Cl.  20,  56. 
22,  60,  wo  das  consiliuyn  auf  die  Mitschuld  hinweist  und  pro  Caelio  28,  57  neben 
socius  und  adiutor;  Tacitus  ann.  14,  41  flagiiiorum  gnarus  neben  dem  Haupt- 
schuldner und  den  socii;  Sueton  Gai.  58.  Ner.  33.  43.  Tit  9). 

®  Was  in  Beziehung  auf  eine  calumniöse  Anklage  gesagt  wird  (Dig.  8,  2,  20) : 
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Einwirkung  auf  die  Entschlüsse  anderer  Personen  gefordert  wird, 
wird  bezeichnet  als  auetor^.  —  Bei  dem  Gehülfen,  dem  minister^,  wird 
nicht  .der  unmittelbaren  Verübung  des  Delicts  die  Hülfsthätigkeit 
entgegengesetzt,  sondern  vielmehr  der  geistigen  Urheberschaft  die 
ausführende  Thätigkeit".  Alle  diese  Bezeichungen  für  das  ver- 
schiedenartige delictische  Zusammenhandein  ermangeln  sowohl  der 
scharfen  Begrenzimg  wie  der  rechtlichen  Anwendung  und  gehören 
ganz  überwiegend  der  allgemeinen  Redeweise  an.  In  den  Gesetzen 
und  was  dem  gleich  steht  wird  zwar  nicht  selten  in  der  einen 
oder  der  andern  Form  neben  dem  eigentlichen  Delict  noch  die 
Anstiftung  zu  demselben  untersagt,  auch  die  Hülfleistung  mehr 
oder    minder    ausdrücklich    unter    das    Gesetz    gezogen^,    aber 


nan  qui  exhartatur  mandatoris  opera  fungitur  hat  allgemeine  Geltung  und 
kommt  namentlich  zur  Anwendung  hei  dem  einem  Sclaven  ertbeilten  Rathschlag 
dem  Herrn  zu  entlaufen  (vgl.  den  Ahschnitt  vom  Diebstahl).  Wenn  in  anderen 
FäUen  der  Rathschlag  der  Anstiftung  gleichgestellt  wird  (so  bei  dem  Raub  Dig.  48» 
19,  16  pr.  and  bei  dem  Ehebruch  Dig.  48,  5,  13),  so  kommt  hier  eben  alles  auf 
die  spedelle  Sachlage  an. 

^  SaUustius  lug.  80  verbindet  auctor  et  socius,  Anstifter  und  Mitthater; 
Saeton  Ner.  83.  Tit  9  setzt  dem  atictor  den  conscius  entgegen,  dem  Anstifter 
den  Mitschuldigen.  Aus  der  grossen  Zahl  der  juristischen  Belege  mögen  angeführt 
sein  Paulus  5,  22,  2,  wonach  bei  dem  Migestätsverbrechen  auf  die  auciores  in- 
quirirt  werden  soll,  und  Dig.  9,  4,  3,  wo  der  den  Sclaven  zum  Verbrechen  be- 
stimmende Herr  auctor  servo  ddinquenli  genannt  wird.  —  In  den  Gesetzen  tritt 
der  a%uior  nur  bei  Massenverbrechen  auf,  insofern  die  volle  Strafbarkeit  auf  die 
Führer  beschrankt  wird  (Dig.  48,  8,  3,  4). 

*  Es  findet  sich  auch  adiutor  (Schrüt  ad  Her.  2,  4,  7;  Cicero  pro  Cael.  23, 
57),  aber  nicht  eben  häufig. 

'  Cicero  pro  CHuentio  22,  60,  Tacitus  ann.  4,  11:  minister  veneni.  18,  1.  15. 
bist  4,  27.    Dig.  29,  5,  14.  48,  16,  1,  13.  tit  18,  17,  3. 

^  Es  mag  nicht  überflüssig  sein  die  wichtigeren  hierfür  begegnenden  grossen- 
iheils  den  Gesetzen  entnommenen  Ausdrucksweisen  zusammenzustellen,  obwohl  es 
sich  in  der  That  nur  um  verschiedene  Formen  des  gleichen  Gedankens  handelt  — 
Majestätsverbrechen:  qui  quid  eorum  .  .  .  facere  curaverit  (Dig.  48,  4,  3);  cum« 
Opera  dolo  mcdo  consüium  initum  erit  (Dig.  48,  4,  1,  1;  ähnlich  48,  4,  4)t  — 
Parricidium:  cuius  dolo  malo  facHm  sU  (Dig.  48,  9,  1;  Inst  4,  18,  6).  —  Mord: 
qui  komitiem  occiderit  euiusve  dolo  malo  id  factum  erit  (comelisches  Gesetz  Coli.  1, 
18,  1;  ähnlich  Cod.  9,  16,6);  occidendum  ntratn'e  (Quintilian  7,  1,  9);  qud  falsa  indiäa 
confessus  fuerit  conßendave  curaverit  (Dig.  48, 8,  3, 4);  Mandat  des  Mordes  (Paulus  5, 
23, 10).  —  Brandstiftung:  cuius  dolo  malo  incendium  factum  erit  (Dig.  48,  8, 1  pr.).  — 
Fälschung:  qui  tesiamentuni  amoverit . .  .  cuiusve  dolo  malo  id  factum  erit  (Dig.  48, 
10,  2);  qui  iudicem  corruperit  corrumpendumve  curaverit  (Dig.  48,  10,  1,  2);  qui 
mens  dolo  malo  id  fieri  iussit  fadendumve  curavit  (Paulus  4,  17,  2).  —  Ver- 
gewaltigung durch  Dritte:  C.  Th.  9, 10,  4  pr.  «=  lust  9,  12,  8,  1;  D^ection  durch 

7* 
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ohne  dass  an  diese  Kategorien  Rechtsverschiedenheiten  angeknüpft 
würden;  und  wo  das  Zwölftafelbuch  und  ebenso  das  aquillische 
und  vermuthlich  die  meisten  älteren  Gesetze  nur  das  Schlagwort 
der  That  setzen,  werden  alle  derartigen  Anordnungen  von  der 
interpretirenden  Rechtswissenschaft  in  gleicher  Weise  ausdehnend 
behandelt  ^  Nur  in  vereinzelten  Fällen  wird  die  delictische  Hülfs- 
thätigkeit  als  selbständiges  Delict  bestraft.  So  wird  die  Hehlerei 
bei  dem  Eigenthumsverbrechen  in  dem  ältesten  Gesetzbuch  diesem 
selbst  in  der  allerdings  beschränkten  und  äusserlich  definirten 
Form  des  Fundes  der  gestohlenen  Sache  {furtum  concqptum)  zur 
Seite  gestellt;  ebenso  ist  in  der  augustischen  Ehegesetzgebung 
zwar  bei  der  Hauptklage  die  Beihülfe  nicht  ausgeschlossen*,  aber 
die  wichtigste  Kategorie  derselben,  die  Kuppelei,  als  Sonder- 
verbrechen behandelt. 
Gleichste!-  Rochtlich  orwogou  kennt  das  römische  Recht  alle  jene  Kate- 

j«uLter   Serien  nicht,  sondern  lediglich  bei  dem  Sammtdelict  die  Mitthäter- 
schaft. 

Die  Entwendungsklage  richtet  sich  gegen  jede  durch  Beihülfe 
{ope)  oder  Rathschlag  (consüiö)  vollzogene  diebische  Handlung*, 
also   dem  Wortlaut   nach   gleichmässig  gegen  Anstifter  und  Ge- 


Dritte: Dig.  43,  16,  1,  12.  —  Furtum  durch  Auftrag  an  den  Sclaven  (Gell.  11,  18» 
24);  durch  Mandat  (Inst.  3,  26,  7).  —  Peculat:  facertf  quo  quis  auferat  oder  tnd<Mt 
(Dig.  48, 18,  1). —  Injurie:  qui  dolo  fecit  vel  qui  curavit,  ut  cui  mala  pugno  per- 
cuteretur  (Dig.  47,  10,  11  pr.  =  Inst.  4,  4,  11;  Ausfahrung  47,  10,  11,  4.  5.  6; 
Cod.  9, 2, 5);  qui ....  convidum  cui  fedsse  cutusve  opera  factum  esse  dicetur,  quo  . .  . 
fieret  (pr&torisches  Edict  Dig.  47,  10,  15,  2;  Ausführung  47,  10,  15,  8.  10;.  — 
Sachbeschädigung  durch  Mandat  (Inst.  3,  26,  7).  —  Sachbeschädigung  im  Auflauf : 
cuius  dolo  malo  in  turba  damnum  quid  factum  esse  dicetur  (Dig.  47,  8,  4  pr.).  — 
Baumfällung  (Dig.  47,  7,  7,  4).  —  Annona:  ne  quis  navem  .  .  retineat  aut  dolo 
malo  faeiat  quo  magis  detineatur  (Dig.  48,  12,  2,  1).  —  Julisches  Gesetz  gegen 
falsche  Masse  (Bruns  fontes  p.  46):  si  quis  faocit  itASseritve  fieri  dolumve  cidduit 
quo  ea  fiant  —  Quinctisches  Gesetz  über  die  Wasserleitungen  (Bruns  p.  116): 
quicwnque  .  .  rivos  .  .  .  sciens  dolo  malo  foraverit  ruperit  foranda  rumpendave 
curaverit  —  Verläumderische  Anklage  durch  Mandat  (Dig.  48,  16,  1,  13.  C.  Th.  9, 
5,  1  «==  lust  9,  8,  3).  —  Hauptsächlich  werden  zwei  Wendungen  gebraucht:  occi- 
dendum  curare  und  dolo  malo  fticere,  ut  occidatur.  In  beide,  insbesondere  in 
die  letztere  (vgl.  Dig.  47,  8,  4,  4)  kann  füglich  jede  zu  dem  Delict  im  Causal- 
verhältniss  stehende  Thätigkeit  hineingelegt  werden. 

^  In  gleicher  Weise  werden  Bestimmungen  eines  Senatsbeschlusses  (Dig.  48,  16, 
1,  13:  ex  sententia  senatus  consuUi)  und  des  prätorischen  E^icts  (Dig.  2,  1,  7,  5. 
tit  7,  5  pr.   tit  10,  1,  1.   43,  24,  5,  14)  interpretirt 

8  Dig.  48,  5,  13. 

'  Dig.  47,  2,  50,  3:  consiliu^i  dare  videtur,  qui  persuadet  et  impeüü  atque 
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hülfen,  sogar  allem  Anschein  nach  in  der  gleichen  Fassung  gegen 
den  unmittelbaren  Thäter^;  da  zwischen  der  That  und  der 
Beihülfe  in  der  Bestrafung  kein  Unterschied  gemacht  ward,  war  es 
zweckmässig  sie  auch  in  der  Formel  nicht  zu  scheiden.  Nach  dem- 
selben Princip  scheinen  sämmtliche  Delicto  behandelt  worden  zu 
sein.  XJeber  die  Grenzen  der  Mitthäterschaft  ist  den  Quellen 
wenig  zu  entnehmen '  und  dies  Wenige  kann  nur  bei  den  einzelnen 
Delicten  entwickelt  werden.  Im  Allgemeinen  wird  jede  in  bös- 
williger Absicht  vorgenommene  zur  Herbeiführung  des  Delicts  mit- 
wirkende Handlung  als  Mitthäterschaft  angesehen  worden  sein.  Hülf- 
leistung nach  vollendeter  That  fällt  also  richtig  gefasst  nicht  unter 
die  Mitthäterschaft",  und  die  Behandlung  der  Hehlerei  im  Zwölf- 
tafelrecht  scheint  dies  zu  bestätigen;  indess  ist  dies  schwerlich 
consequent  durchgeführt*,  vielmehr  in  den  späteren  Ordnungen, 
zunächst  wohl  in  Gemässheit  der  gleichen  Benennung,  die  Hehlerei 
in  das  Furtum  hineingezogen  worden,  ohne  doch  ganz  den  Charakter 
des  selbständigen  Verbrechens  zu  verlieren  *. 

Die  delictische   Strafe  trifft  der  Regel  nach  jeden  Mitthäter  Gleiche  b<^- 
in  derselben  Weise  und  in  derselben  Höhe,  wie  wenn  er  die  That ''^^^**'' 
allein  begangen  hätte  •.    Dass  das  private  Strafrecht  den  Ersatz  als 
solchen  nicht  kennt,  sondern  nur  als  massgebend  für  die  Abmessung 

instruit  consilio  ad  furtum  fadendum;  opem  fert  qui  ministerium  aiqite  adüu 
torium  ad  subripiend^is  res  praebet.  Die  weitere  Ausführung  Ist  im  Abschnitt  yon 
dem  Diebstahl  gegeben. 

*  Die  Phrase  freilich  bezeichnet  die  Anstiftung  wie  die  Hillfleistung  im 
Gegensatz  zu  der  unmittelbaren  Ver&bung;  auch  wo  sie  sonst  gebraucht  wird,  bei 
der  Herbeirufung  des  Landesfeindes  (Dig.  48,  4,  10  Tgl.  Paulus  5,  25,  1)  und  bei 
der  Kuppelei  (Dig.  48,  5,  15  pr.)  geschieht  dies  Ton  einem  in  der  Halfleistung  be- 
stehenden Verbrechen. 

'  Die  Beschränkung  der  VoUstrafe  bei  Massenverbrechen  auf  die  Anstifter 
ist  schon  erwähnt  worden  (S.  99,  A.  1). 

*  Wenn  bei  der  keineswegs  unter  die  Delicte  eingereihten  Dejection  die  Rati- 
babition  dem  Mandat  gleichgestellt  wird  (Dig.  43,  16,  1,  14  =»  50,  17,  152,  2) ,  so 
hat  dies  mit  dem  Strafrecht  nichts  zu  schaffen. 

^  Bei  dem  Morde  wird  als  Mitthäter  bestraft,  wer  den  Thäter  verbirgt 
{Dig.  29,  5,  3,  12). 

^  Die  Ausf&hmng  in  dem  Abschnitt  vom  Furtum. 

*  Dig.  43,  24, 15,  2.  Labeo  scribit .  .  .  opus  quod  a  pluribus  pro  indiviso 
factum  est,  smgulos  in  soUdum  öbligare  und  sonst  oft.  üebrigens  gehen  die 
Klagen  gegen  die  Mitthäter  jede  ihren  eigenen  Weg.  Wo  der  unmittelbare  Thäter 
wegen  handgreiflichen  Diebstahls  auf  vierfachen  Ersatz  verklagt  wird,  leisten  die 
Mitthäter  nur  doppelten  (Dig.  47,  2,  34).  Wo  gegen  den  Hauptschuldigen  aus 
persdnlichen  Gründen  die  Diebstahlsklage  nicht  angestellt  werden  darf,  wird  da- 
durch der  Mitthäter  nicht  befreit  (Inst  4,  1,  12). 
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der  Busse  (S.  14  A.  1),  zeigt  sich  in  diesem  Fall  mit  besonderer 
Schärfe;  die  Leistung  befreit  nur  den  Leistenden,  nicht  die  Mit- 
thäter. 
Exceptio-  Erst  im  späteren  Kecht  begegnet  Rücksichtnahme  auf  die  un- 

neUe  Be-  gleiche  Inteusität  der  Strafthat  und  die  verschiedenartige  sittliche 
Verschuldung  der  Mitthäter  **  Auf  diese  wird  bei  den  einzelnen 
Delicten  im  vierten  Buch  zurückzukommen  sein.  Indess  mögen  die 
folgenden  in  verschiedene  Delictkategorien  eingreifenden  Bestim* 
mungen  schon  hier  ihre  Stelle  finden. 

1.  Wenn  bei  einem  der  Mitthäter  der  Thatbestand  des  Delicts 
vorliegt,  so  wird  bei  den  übrigen  Betheiligten  wohl  die  böswillige 
Absicht*,  aber  nicht  der  gleiche  Thatbestand  gefordert.  Der 
Diebstahl  verlangt  die  Absicht  der  Aneignung,  aber  als  Mitthäter 
gilt  auch,  wer  nicht  selbst  die  Sache  sich  aneignet,  sondern  nur 
jene  Aneignung  fördert^. 

2.  Wenn  eine  gemeinschaftlich  vollzogene  delictische  Handlung 
von  keinem  Einzelnen  hätte  vollzogen  werden  können,  zum  Bei- 
spiel bei  dem  Diebstahl  einer  schweren  Sache,  so  gilt  jeder  Be- 
theiligte dennoch  voll  als  Thäter  des  Delicts*. 

8.  Wenn  der  Haussohn  oder  der  Sclave  auf  Befehl  des  Herrn 
ein  Delict  ausführt,  so  kommen  die  im  sechsten  Abschnitt  (S.  77) 
bezeichn^^ten  Regeln  zur  Anwendung. 

4.  Wenn  der  Sclave  ein  Delict  mit  Vorwissen  des  Herrn  be- 
geht, so  wird  nach  Zwölftafelrecht  dasselbe  dem  Sclaven  allein  zur 
Last  gelegt ;  späterhin,  nachdem  der  Schuldbegriflf  minder  äusserlich 
gefasst  wird,  werden  im  Privatstrafprozess ,  wenn  der  Herr  im 
Stande  war  die  That  zu  verhindern  und  sie  nicht  verhindert  hat,  mit 
Beiseitesetzung  der  früher  (S.  91 A.  1)  angegebenen  allgemeinen  Regel, 


^  Ausdrücklich  wird  hinsichtlich  der  Strafbemessong  hervorgehoben  bei  der 
Magie  der  Unterschied  des  mcbgue  und  der  conscii  (Paulus  5,  28,  17);  ihnlich  bei 
dem  Bannbruch  der  des  Bannbrüchigen  und  dessen,  der  ihn  aufnimmt  (Dig.  48, 
19,  40);  ebenso  die  Verschiedenheit  bei  der  Beschädigung  der  Nildftmme  (C.  Th.  9, 
32,  2  =  lust  9,  38,  1).  Bei  dem  Parricidium  wird  unterschieden  swischen  der 
That  und  der  Unterlassung  der  Anzeige  (Dig.  48,  9,  2).  Bestinmiter  noch  spricht 
die  Anordnung  der  Strafgleichheit  bei  dem  Majest&tsverbrechen  (C.  Th.  9,  14,  3,  6 
»  lust.  9,  8,  5,  6),  bei  dem  Peculat  (C.  9,  28,  1),  bei  der  EntAÜirung  (C.  Th.  9» 
24,  1,  5—6.  lust  9,13,  1,  3  =«  Inst.  4,  18,  8)  für  die  in  dieser  Epoche  regel- 
mässige Strafungleichheit 

«  Dig.  2,  1,  7,  5.   47,  2,  50,  2. 

«  Dig.  47,  2,  50,  1. 

*  Des  Diebstahls:  Dig.  9,  2,  51,  2;  der  Sachbeschädigung:  Dig.  9,  2,  11,  4. 
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dass  niemand  verpflichtet  ist  ein  Verbrechen  zu  verhüten,  der 
Sclave  wie  der  Herr  als  Mitthäter  bestraft*. 

5.  Wenn  mehrere  Sclaven  desselben  Herrn  ohne  dessen  Vor- 
wissen ein  Eigenthumsverbrechen  als  Sammtdelict  begehen,  so  kann 
der  Herr  die  durch  jeden  einzelnen  Betheiligten  verwirkte  Noxal- 
klage durch  einmalige  Leistung  der  vollen  Delictstrafe  beseitigen'. 

6.  Wenn  bei  einem  delictischen  Vorgang  mehrere  Personen 
sich  betheiligt  haben  und  es  nicht  gelingt,  die  Betheiligung  des 
Einzelnen  festzustellen,  so  wird  im  privaten  Strafprozess  das  Er- 
gebniss  des  Vorgangs  angesehen  als  die  That  eines  jeden  Be- 
theiligten ^. 

7.  In  Folge  der  von  dem  Schiffer  und  dem  Wirthshausführer 
und  ebenso  von  dem  Zimmerherrn  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
forderten Aufsichtsftlhrung  über  ihr  Personal  haben  im  Privat- 
strafrecht bei  dem  im  Schiff  oder  im  Wirthshaus  verübten  Eigen- 
thumsverbrechen* und  bei  der  durch  Wurf  oder  Fall  aus  einer 
Wohnung  veranlassten  Sachbeschädigung*  die  Geschäftsherren  auf 
Grund  präsumirter  oder,  wenn  man  will,  fingirter  Mitthäterschaft 
sich  zu  verantworten. 


^  Raab:  Cod.  3,  41,  4.  —  Diebstahl:  Dig.  47,  6,  1,  1.  —  Sachbeschädigung: 
Dig.  9,  2,  44,  1.  1.  45  pr.  9,  4,  2  t  3  1.  4  pr.  Vgl.  Dig.  50,  17,  50.  -  Dass 
der  Herr  Ar  ein  Delict  des  SclaTen  so  einzostehen  hat,  als  hätte  er  es  selbst  be- 
gangen, was  bei  Beschädigung  der  Wasserleitungen  das  quinctische  Gesetz  (Bruns 
p.  116)  vorschreibt,  ist  irrationell. 

*  Dig.  9,  2,  32.  39,  4,  8,  8.  47,  6.  Die  Koxalclaüsel  wird  dem  Herrn  ver- 
weigert, wenn  er  bei  dem  mehreren  seiner  Sclaven  zur  Last  gelegten  Delict  dem 
Kläger  seine  lebenden  Sclaven  nicht  vorfiUirt    Dig.  39,  4,  1  pr.  1.  12.  1.  13,  3. 

»  Dig.  9,  2,  11,  2.   1.  51,  1.    Vgl  48,  8,  17. 

4  Paulus  2,  31,  16.  18.  Dig.  47,  5.  Inst  4,  5,  3.  Die  Nozaldausel  ist  zu- 
lassig bei  den  eigenen  Sclaven  des  Schiffers  oder  des  Wirths ;  bei  fremden  Sclaven 
oder  Freien  haftet  derselbe  ohne  diese  Beschränkung  (Dig.  47,  5,  1,  5).  Vgl. 
Dig.  47,  2,  42  pr. 

^  Vgl.  den  Abschnitt  von  der  Sachbeschädigung. 
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Die  personalen  nnd  örtlichen  Grenzen  des 

Strafrechts. 


Die  Abgrenzung  des  römischen  Strafrechts  nach  den  Personen 
und  nach  dem  Gebiet,  auf  welche  und  in  welchem  es  Anwendung 
findet,  unterliegt  insofern  grossen  Schwierigkeiten,  als  einerseits 
die  Ueberlieferung  für  diese  wichtigen  Fragen  so  gut  wie  ganz 
versagt,  andrerseits  die  eigenartige  und  im  Laufe  der  vielen  Jahr- 
hunderte wesentlich  sich  umgestaltende  Zusammensetzung  des 
römischen  Reiches  auch  die  folgerechte  Entwicklung  der  Grund- 
gedanken durchkreuzt.  Massgebend  ist  dabei  der  Gegensatz  der 
römischen  Gemeinde  und  des  römischen  Reiches,  das  heisst  des 
Einzelstaats  mit  seinem  Jestgeschlossenen  Gebiet,  dem  entweder 
römischen  Bürgern  oder  der  Gemeinde  selbst  gehörigen  Boden, 
und  der  von  Rom  geführten  Conföderation ,  welcher  die  von  Rom 
vertragsmässig  als  autonom  anerkannten,  aber  durch  unlösbares 
Bündniss  mit  ihm  verknüpften  und  rechtlich  von  ihm  abhängigen 
Städte  und  Clientelstaaten  angehören. 


Keichi^iutiB.  (9  Ein  Delict,  welches  unter  das  römische  Strafgesetz  gezogen 
werden  kann,  wird  begangen  bei  der  unmittelbaren  Gemeinde- 
schädigung ohne  Unterscheidung  von  Person  und  Ort,  bei  den 
übrigen  Verbrechen  entweder  mit  Rücksicht  auf  die  Person  des 
Verletzten  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  That  oder  umgekehrt 
mit  Rücksicht  auf  den  Ort  der  That  ohne  Rücksicht  auf  die 
Person  des  Verletzten. 
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1.  Das  gegen  das  römische  Gemeinwesen  unmittelbar  oder 
gegen  das  romische  Reich  gerichtete  Delict  ist  nach  römischer  ; 
Auffassung  böser  Krieg ,  Perduellion ,  einerlei  ob  ein  Römer  oder . 
ein  Nichtrömer  dasselbe  verschuldet,  einerlei  auch  ob  es  inner- 
halb oder  ausserhalb  des  römischen  Gebiets  begangen  wird.  Dasa 
das  Einschreiten  gegen  die  abhängige  Gemeinde,  welche  mehr 
oder  minder  an  demselben  betheiligt  ist,  als  administrativer  Act 
aus  dem  Strafrecht  auszuscheiden  ist,  ist  früher  (S.  74)  gezeigt 
worden.  Aber  eben  dort  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  jeder 
derartige  Vorgang  gleichfalls  strafrechtlich  als  Verschuldung  der 
einzelnen  Person  behandelt  werden  kann  und  dass  in  jedem  Fall 
zwischen  beiden  Proceduren  die  Wahl  frei  steht,  auch  beide  mit 
einander  verbunden  werden  können.  Diese  höchste  Reichsjustiz, 
auf  die  wir  im  zweiten  Abschnitt  des  zweiten  Buchs  zurückkommen, 
richtet  sich  hauptsächlich  in  frührepublikanischer  Zeit  gegen  die 
Führer  der  Unabhängigkeitsparteien  in  den  italischen  Städten^, 
in  der  späteren  Republik  und  unter  dem  Principat  gegen  die  nicht 
unter  dem  Statthalter  stehenden^  reichsunterthänigen  königlichen 
und  fürstlichen  Familien  und  gegen  die  Bürger  der  zum  Reich 
gehörigen,  aber  rechtlich  autonomen  Staaten.  Sie  geht  aus  von 
dem  Einschreiten  gegen  mehr  oder  minder  politische  Vergehen', 
aber  beschränkt  sich  auf  diese  nicht.  In  republikanischer  Zeit 
greifen  in  Nothfällen,  namentlich  bei  Massenverbrechen  die  rö- 
mischen Behörden  auch  über  den  Kreis  des  politischen  Verbrechens 


^  unter  zahLreichen  gleichartigen  Fällen  mag  hingewiesen  werden  auf  die- 
jenigen des  Fondaners  Yitruvius  Vaccus  (Liv.  8,  20)  und  des  Samniten  Brntulus 
Papins  (Liy.  8,  39),  weil  im  zweiten  Fall  die  Aaslieferung  der  Leiche,  also  die  Ent- 
ziehung der  Grahesehren,  in  beiden  die  Einziehung  und  die  Confiscation  des  Yer^ 
mögens  deutlich  hinweisen  auf  das  Rechtsverüahren  bei  der  Perduellion. 

^  Der  Statthalter  ersucht  die  Clientelkönige,  während  er  den  Provinzialen 
befiehlt  Cicero  (ad  Att  6,  2,  7)  verwendet  sich  für  Brutus  bei  dem  König  Ario- 
barzanes  von  Eappadokien,  aber  den  Salamioem  auf  Kypros  schreibt  er  ihr  Ver- 
halten vor:  hos  enim  poteram  coercere. 

»  8l  R.  8,  652.  688.  Festus  v.  postliminium  p.  218:  cum  populis  Itberis  et 
cum  foederatis  et  cum  regibus  postliminium  ita  nohis  est  ut  cum  hostibus. 
So  wird  der  König  Archelaos  von  Judaea  im  J.  6  n.  Chr.  wegen  der  grausamen 
und  den  von  Augustus  ihm  ertheilten  Instructionen  zuwiderlaufenden  Handhabung 
des  Begiments  bei  diesem  von  seinen  Unterthanen  angeklagt,  nach  Vorladung  und 
prozessualischer  Verhandlung  abgesetzt  und  mit  Verroögensconfiscation  und' Ver- 
bannung bestraft  (Josephus  ant  17,  13,  2  =  342—344.  bell.  2,  7,  8=  111).  Eine 
ähnliche  Anklage  wurde  bei  Augustus  gegen  den  König  Archelaos  von  Kappadokien 
angebracht  (Dio  57,  17)  und  diesem  unter  Tiberius  vom  Senat  der  Prozess  gemacht 
(Dio  a.  a.  0.;  Tadtns  ann.  2,  42). 
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hinaus  strafrechtlich  ein.  Ebenso  greift  die  Reichsgewalt  unter 
dem  Principat  ein  wegen  gemeiner  Verbrechen  ^  ja  selbst  bei  nicht 
delictischen  Rechtshftndeln *  solcher  Personen,  für  welche  es  in 
ihrer  engeren  Heimath  einen  Gerichtsstand  nicht  giebt.  Es  ist  die» 
kein  Missbrauch,  wohl  aber  der  Ausdruck  und  der  Gebrauch  des« 
jenigen  Herrenrechts,  das  die  Römer  in  der  republikanischen 
Epoche  wie  unter  dem  Principat  über  ihr  Reich  ausgellbt  habeh. 
Der  römische  Staat  ist  wohl  ein  Complex  mehr  oder  minder  auto- 
nomer, aber  nicht  auch  nur  annähernd  gleichberechtigter  Städte 
und  Fürstenthümer ;  die  Vormacht  übt  Herrenrecht  und  die  Auf- 
lösung einer  Bundesstadt  oder  die  Einziehung  eines  Clientel« 
fürstenthums  sowohl  wie  die  exceptionelle  Bestrafung  einer  aus- 
wärtigen Mörderbande  oder  eines  fürstlichen  Verbrechers  stehen 
rechtlich  auf  einer  Linie  mit  der  Einziehung  des  dem  Sohn 
gewährten  Peculiums  durch  den  Vater  und  mit  den  Acten  der 
Hauszucht. 

AnBitodische        2.  Das  römische  Strafgesetz  ist  ferner  anwendbar  auf  jede 

strafthaten  gegen  elnou  römischen  Bürger®  begangene,  nach  römischem  Recht 

Römer,     den  Öffentlichen  Prozess  herbeiführende  Strafthat,  ohne  dass  der 

Rechtsstand  des  Thäters  oder  der  Ort  der  That  einen  Unterschied 

macht.    Der  Mörder  eines  Römers  kann  niemals  vom  römischen 

Standpunkt  aus  als  delictfrei  betrachtet  worden  sein  *.     Schwerlich 


^  Der  kommagenische  Prinz  Antiochos  wird  unter  Augustns  wegen  der  Er- 
mordung eines  Abgesandten  seines  Bruders  vom  Senat  zum  Tode  verurtheilt 
(Dio  52,  43),  Rheskuporis  von  Thrakien  unter  Tiberius  wegen  der  Ermordung  seines 
Bruders  vom  Senat  zur  Verbannung  (Tacitus  ann.  2,  67).  Ebenso  zieht  Augustus 
eine  in  der  freien  Stadt  Knidos  begangene  Mordthat  an  sich  und  spricht  die  Be- 
schuldigten frei  nach  einer  durch  den  damaligen  Proconsul  von  Asien  Asinius 
Gallus  in  aller  Form  mit  SclaYenfolterung  angesteUten  Untersuchung  (Viereck  serma 
Graecus  p.  9,  wo  aber  der  Herausgeber  weder  die  Sache  richtig  verstanden  hat 
noch  meine  Bemerkung  R.6.  5,  825). 

^  Schärfer  ist  die  Kechtsstellung  Roms  im  römischen  Reich  niemals  zum  Aus- 
druck gekommen  als  in  dem  von  Caesar  als  Consul  im  J.  706/48  in  Alexandreia  ent- 
schiedenen Erbschaftsstreit  um  die  ägyptische  Eönigskrone.  Contraversias  regum, 
sagt  er  selbst  (b.  c.  8,  108),  ad  popülum  Bamanum  et  ad  se,  quod  esset  consttl,  per- 
tinere  existimans  . . .  ostendit  sihi  placere  regem  Ptolemaeum  atque  eins  sororem 
Cleopatram de  controversiis  iure  apud  se  disceptare.  St  R  3,  1197  A.  2. 

*  So  lange  die  Patricier  allein  als  Bürger  galten,  wird  der  Rechtsschutz  neben 
diesen  auch  ihren  Schutzangehörigen,  den  Plebqjem  gewährt  worden  sein. 

^  Die  Mörder  der  in  Aegypten  erschlagenen  Söhne  des  M.  Bibulua  Consuls 
695/59  hätten  von  der  ägyptischen  Regierung  von  Rechtswegen  den  Römern  aus- 
geliefert werden  sollen  (Val.  Max.  4,  1,  15).    Dies  waren  römische  Soldaten  und 
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« 

aber  wird  dies  auf  das  im  Ausland  gegen  einen  Römer  verübte 
Privatdelict  ausgedehnt  werden  dürfen,  am  wenigsten  dann,  wenn 
der  Thäter  ein  Ausländer  war. 

8.  Unter  das  römische  Strafgesetz  fällt  endlich  jede  nach  strafuuktea 
römischem  Recht  strafbare  auf  römischem  Gebiet  begangene  ^^^ 
That  ohne  Rücksicht  auf  den  Personalstand  sowohl  des  Thäters  G«ibiet. 
wie  des  Verletzten.  Diesen  Cardinalsatz  des  römischen  Rechte 
Staats,  das  delictische  Territorialsystem  hat  die  ursprüngliche 
Gemeindeordnung  allem  Anschein  nach  nicht  gekannt.  In  einer 
für  uns  vorgeschichtlichen  Epoche  wird  der  Mord  nur  dann  von 
Gemeindewegen  bestraft  worden  sein,  wenn  der  Ermordete  Ge- 
meindebürger war,  der  Diebstahl  nur  dann  vor  das  römische  Schieds- 
gericht gelangt  sein,  wenn  der  Bestohlene  wie  der  Dieb  römische 
Bürger  waren ;  es  blieb  also  bei  der  Ermordung  eines  Nichtbürgers 
auf  römischem  Gebiet,  bei  dem  auf  demselben  von  einem  Nichtbürger 
oder  gegen  einen  Nichtbürger  verübten  Diebstahl  nichts  als  die 
Selbsthülfe.  Aber  aus  der  fixirten  Gebietsgrenze,  deren  Feststellung 
jenseits  aller  römischen  Ueberlieferung  liegt,  aus  der  Sesshaftigkeit 
entwickelt  sich  mit  innerer  Nothwendigkeit  der  unbedingte  Rechts- 
schutz von  Leben  und  Eigenthum  innerhalb  dieses  Bereiches,  die 
staatliche  Nothwendigkeit,  wegen  jeder  auf  römischem  Gebiet  ver- 
übten Strafthat  den  freien  Thäter  selber  und  bei  der  That  des 
Unfreien  dessen  Eigenthünier  zur  Rechenschaft  zu  ziehen, 
ohne  nach  dem  Personalstand  des  Yerletzers  oder  des  Verletzten 
weiter  zu  fragen.  Auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen  Strafrechts 
unterlag  die  Durchführung  des  Territorialprincips  keiner  Schwierig- 
keit, da  die  Erstreckung  der  magistratischen  Amtsgewalt  auf 
die  gegen  Nichtbürger  verübten  derartigen  Verbrechen  lediglich 
von  dem  Arbitrium  der  römischen  Magistrate  abhing.  In  welcher 
Weise  das  von  dem  Nichtbürger  oder  gegen  den  Nichtbürger  ver- 
übte Privatdelict  in  das  römische  Geschwomenverfahren  einbezogen 
worden  ist,  zeigt  die  Zulassung  der  Klage  nicht  nach  gesetzlicher 
Vorschrift  (lege),  sondern  nach  dem  Belieben  des  Imperienträgers 
(in^erio)  und  ihre  Formulirung  unter  Fiction  des  Bürgerrechts  für 
die  betheiligten  Nichtbürger  ^ 


die  Aosliefening  insofern  erforderlich,  als  ein  ägyptisches  Gericht  sie  schwerlich 
hatte  bestrafen  können  (S.  113).  Aber  sicher  waren  die  Römer  berechtigt  in 
solchem  Fall  auch  die  Auslieferung  nicht  römischer  Mörder  zu  fordern. 

^  Beispielsweise  Gains  4,  37:   quam  ob   rem,  si  dvia  Romanus  esset y  pro 
füre  damnum  decidere  oporteret.   Vor  der  Einführung  dieser  Fiction  in  das  ordent- 
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4.  Die  weder  gegen  das  römische  Gemeinwesen  gerichtete, 
noch  einen  römischen  Bürger  schädigende,  noch  auf  römischem 
Gebiet  verübte   Strafthat   fällt  nicht   unter   das   römische   Straf- 

■ 

gesetz,    so  weit  nicht  etwa,  worauf  wir  zurückkommen,   durch 
Staatsvertrag  Ausnahmen  festgesetzt  werden. 

Attsueferung  Weuu  hiermit  der  Kreis  derjenigen  Handlungen  abgegrenzt 
u^Jdi^n  ^®*'  welche  nach  römischer  Auffassung  dem  römischen  Strafgesetz 
Schuldigen.  Unterliegen  und  also  den  römischen  öffentlichen  oder  privaten  Straf- 
prozess  herbeiführen  können,  so  ist  dessen  Eintreten  weiter  da- 
durch bedingt,  dass  der  Thäter  zur  Zeit  der  Klageerhebung  sich 
in  der  Gewalt  der  römischen  Gemeinde  befinden  muss,  das  heisst 
entweder  römischer  Bürger  ist,  da  dieser,  wo  immer  er  sich  auf- 
hält, der  römischen  Botmässigkeit  untersteht,  oder  auf  römischem 
Territorium  verweilt,  da  mit  diesem  Verweilen  die  Unterwerfung  unter 
die  römische  Staatsgewalt  nothwendig  verbunden  ist  (S.  68).  Wenn 
also  gegen  den  nach  römischem  Recht  eines  Verbrechens  schuldigen 
im  Ausland  verweilenden  Nichtbttrger  der  Strafprozess  in  Rom 
nicht  angestellt  werden  kann,  so  bleibt  dem  römischen  Staat  die 
Befugniss  die  Bestrafung  herbeizuführen,  indem  die  auswärtige 
Regierung,  auf  deren  Gebiet  er  sich  befindet,  angegangen  wird 
um  Auslieferung  (dedäto)  des  präsumtiv  Schuldigen.  Diese 
Forderung  der  Dedition,  mit  welcher  bei  den  nachbarlichen  Raub- 
zügen der  latinischen  Frühzeit  sich  regelmässig  die  Aufforderung 
zur  Rückgabe  des  geraubten  Guts  (rerww  repetitio)  verbindet  ^  ist 
kein  strafrechtlicher,  sondern  ein  administrativer  Act,  gegen  den 
rechtlich  unabhängigen  Staat  gerichtet  der  Regel  nach  eine  be- 
dingte Kriegserklärung*,  gegen  den  rechtlich  abhängigen  eine 
Ausübung  der  souveränen  Gewalt*.    Die  römischen  Behörden  sind 


liehe  römische  Gerichtsverfahren,  welche  schwerlich  sehr  hoch  hinaufreicht,  viel- 
leicht mit  der  Einfuhrung  der  Peregrinenprätur  zusammenhängt,  kann  zwischen 
einem  Bürger  und  einem  Nichtbürger  oder  zwischen  zwei  Nichtbürgem  bei 
solchen  Vorgängen  nur  in  ausserordentlicher  Weise  Eechtshülfe  gewährt  worden  sein. 

^  Liv.  1,  32  und  sonst. 

'  Es  genügt  zu  erinnern  an  die  den  Karthagern  angesonnene  Auslieferung 
Hannibals  in  poenam  foederis  rupti  (Liv.  21, 6,  8)  und  des  Parteigängers  Hamilkar 
(Liv.  31,  11,  6)  unter  Stellung  des  Kriegsfalls.  Andere  Fälle  Liv.  5,  86,  8; 
Dionys.  5,  72  und  sonst. 

'  Das  Gesetz  des  Romulus  schreibt  vor,  dass  gegen  eine  verbündete  Stadt 
der  Krieg  nicht  begonnen  werden  darf  anders  als  wegen  Verletzung  des  Vertrags 
nach  Sühneversuch  durch  Forderung  der  Auslieferung  der  Schuldigen  und  Schadens- 
ersatzes ;  ist  von  beiden  Seiten  durch  gegenseitigen  Nachbarraub  der  Vertrag  verletzt, 
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nicht  in  derjenigen  Weise,  wie  sie  pflichtmässig  die  Strafjustiz  üben, 
verpflichtet  die  Deditionsforderung  zu  stellen;  vielmehr  ist  ein  der- 
artiges Verlangen  einerseits  durch  die  Rechtsfrage  bedingt,  in  wie 
weit  die  etwa  mit  dem  betreffenden  Staat  abgeschlossenen  Ver- 
träge die  Auslieferung  regeln  * ;  und  abgesehen  von  der  Perduellion 
werden  diese  darüber  in  verschiedenster  Weise  bestimmt  haben*. 
Andrerseits  ist  die  Forderung  der  Auslieferung  eine  Zweckmässig- 
keits-  und  unter  Umständen  eine  Machtfrage.  Rechtlich  ist  der 
Act  derselbe,  mag  dem  Rath  von  Karthago  die  Auslieferung  seines 
Feldherrn  oder  dem  König  der  Parther  die  Auslieferung  der  Pompe- 
janer  oder  den  Massalioten  die  eines  römischen  Exulanten  an- 
gesonnen werden.  Auch  bei  nicht  politischen  Delicten  hat  eine 
solche  Forderung  ohne  Zweifel  gestellt  werden  können;  aber  die 
Auslieferung  des  Exulanten  wird  nur  in  Ausnahmefällen  verlangt 
worden  sein.  Nicht  bloss  aus  Rücksicht  gegen  die  Bundesstädte, 
sondern  weil  es  in  den  Tendenzen  der  damaligen  Strafjustiz  lag,  die 
Selbstverbannung  schuldhafter  Bürger  der  strafrechtlichen  Execution 
zu  substituiren,  ist  in  republikanischer  Zeit  regelmässig  davon  ab- 
gesehen worden  (S.  71),  während  die  kaiserliche,  sei  es  durch  Stellung 
der  Auslieferungsforderung,  sei  es  durch  einfache  Behandlung  der 
föderirten  Stadt  als  einer  unterthänigen,  dieser  Procedur  ein  Ende 
machte*.  Die  Straf behörden  als  solche  sind  mit  der  Forderung 
der  Auslieferung  nicht  befasst,  vielmehr  liegt  dieselbe  ausschliess- 
lich bei  der  eigentlichen  Regierung,  insbesondere  in  republikanischer 
Zeit  bei  den  Consuln  und  dem  Senat.  Wenn  die  Forderung  gestellt 
wird  und  Erfolg  hat,  so  wird  der  Dedirte  nach  römischem  Prozess 
gerichtet,  hier,  wo  es  sich  immer  um  Nichtbürger  und  meistens 
um  Perduellionsfälle  handelt,  regelmässig  in  der  Form  der 
magistratischen  Gapitalcoercition. 


so  ist  diejenige  KriegserkläruDg  die  gerechte,  welche  zuerst  an  den  andern  Theil 
gebracht  wird  (Dionys.  3,  3).  Auf  die  einzelnen  Menschen  wird  auch  die  Sammt- 
dedition  ausdrücklich  erstreckt  (Liv.  1,  32,  8). 

^  Dionys.  5,  50  fordern  die  römischen  Boten  von  den  latinischen  Städten 
Tovs  ivo^ovs  roTg  d^ixrjfAaa&v  .  .  ixdoDvai  atfCay  ri/Ätagiag  vifi^viug  xnra  tot 
rofiov,  ov  iv  rais  avrO-rjxaig  wQiaav  on  awirid-ivio  Ti,y  (fiXlnv. 

'  Die  Verträge  bestimmten  vermuthlich  in  erster  Reihe,  in  wie  weit  bei  nicht 
politischen  Verbrechen  die  Auslieferung  gefordert  oder  durch  die  Justiz  des  Heimath- 
ortes des  Thäters  abgewendet  werden  konnte. 

»  Proculus  (unter  den  Claudiem)  Dig.  49,  15,  7,  2:  fiunt  apud  nos  rei  ex 
civitatibus  foederatis  et  in  eos  damnatos  cmimadvertimus.  Vgl.  S.  73  und 
St  R.  3,  703. 
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Kodifi-  Diese    principiellen    Normen    sind    durch    die    überwiegende 

suTte*  Machtstellung  und  die  dieselbe  zum  Ausdruck  bringenden  Staats- 
Tertrtge.  Verträge  vielfach  zu  Gunsten  der  Römer  verschoben  worden.  Wir 
erfahren  über  die  Einzelheiten  wenig  und  selbst  bei  genauerer 
Kenntniss  würden  vermuthlich  neben  allgemeinen  Tendenzen  sich 
zahlreiche  Specialnormen  herausstellen ;  die  Richtungen  wenigstens 
lassen  sich  einigermassen  bezeichnen. 

1.  Das  vorher  bezeichnete  römische  Perduellionsverfahren,  die 
Befugniss  der  führenden  Macht,  in  ihrem  gesammten  Machtgebiet 
jeden  Einzelnen  insbesondere  wegen  Verletzung  Roms  oder  des 
Bundes  vor  ein  römisches  Gericht  zu  stellen,  ist  der  noth wendige 
Ausdruck  und  das  schärfste  Werkzeug  der  römischen  Vormacht- 
stellung. Es  kommt  wohl  vor,  dass  die  Heimathgemeinde  der 
Schuldigen  die  Vormacht  ersucht,  die  Bestrafung  solcher  Schuldigen 
ihr  anheim  zu  stellen*;  aber  allgemein  verzichtet  auf  das 
eigene  Strafrecht  haben  die  Römer  wahrscheinlich  in  keinem 
einzigen  Bundesvertrag.  Dagegen  wird  das  dem  Bürger  einer 
latinischen  Stadt  als  Personalprivilegium  zuerkannte  Recht  der 
Provocation  an  die  römischen  Comitien  ^  nicht  ausschliesslich,  aber 
vorwiegend  auf  diese  Perduellionsjustiz  sich  bezogen  haben.  —  Wie 
es  gehalten  worden  ist,  wenn  ein  Römer  gegen  einen  Bundesstaat 
in  gleicher  Weise  sich  verging,  zum  Beispiel  an  einem  Aufstand 
sich  betheiligte,  wissen  wir  nicht;  unbestraft  ist  ein  solches  Ver- 
halten wohl  nicht  geblieben,  aber  schwerlich  haben  die  Römer 
sich  vertragsmässig  zur  Auslieferung  verpflichtet  und  damit  den 
Behörden  der  Bundesstadt  die  Aburtheilung  übertragen,  viel  eher, 
wie  in  dem  folgenden  Fall,  ausnahmsweise  das  Delict  der  römischen 
Justiz  zugewiesen. 

2.  Wenn  jene  principiellen  Normen  im  öffentlichen  Straf- 
verfahren auf  Rom  und  die  verbündeten  autonomen  Städte  gleichr 
massig  angewendet  werden,  so  unterliegt  der  Römer,  welcher  einen 


^  Einer  der  häufigsten  Fälle  der  hier  behandelten  PerdueUion  ist  der  Eintritt 
des  Bürgers  einer  Bundesstadt  in  ein  gegen  die  Römer  im  Felde  stehendes  Heer 
(Liv.  6,  6,  5.  c.  10,  7.  8,  23,  5).  Die  Latiner  (Liv.  6,  17,  7)  bitten  in  einem  solchen 
Fall  vergeblich  ihnen  diese  Mannschaften  zuzusenden,  ut  suis  legibus  in  eos 
antmadverterent;  die  Caeriten  (Liv.  7,  20,  7)  lassen  den  Hörnern  die  Wahl:  eos 
seu  dedi  placeat,  dedere  se  paratos  esse,  seu  supplicio  afßci,  daturos  poenas. 

'  St.  II.  8, 684.  Das  gracchanische  Repetundengesetz  Z.  78  giebt  dem  Borger 
einer  Stadt  latinischen  Rechts,  welcher  im  Repetundenprozess  obgesiegt  hat,  als 
Belohnung  die  Wahl  zwischen  dem  römischen  Bürgerrecht  und  dem  Provocations- 
recht  an  die  römischen  Comitien. 
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Pränestiner  ermordet,  dafür  der  präneBtinischen  Strafgewalt  und, 
W0DB  die  That  ausserhalb  des  römischen  Gebiets  begangen  ist,  nur 
dieser;  es  kann,  wenn  er  sich  in  Rom  aufhält,  von  der  pränesti- 
nischen  Gemeinde  der  Antrag  auf  Auslieferung  gestellt  werden. 
Wahrscheinlich  aber  haben  die  R5mer,  wie  den  nicht  delictischen 
Prozess  so  auch  den  delictischen,  schon  den  Latinern,  aber  noch  in 
höherem  Grade  den  nationalfremden  autonomen  Staaten  gegenüber^ 
früh  in  der  Weise  sich  zu  ordnen  bemüht,  dass  der  römische 
Bürger  vor  kein  pränestinisches  Gericht  gestellt  und  seine  Dedition 
nicht  gefordert  werden  darf,  er  also  nur  vor  den  römischen  Be- 
hörden Recht  nimmt  ^,  was  in  diesem  Fall  um  so  wichtiger  war, 
als  ihm  dann  bei  einem  solchen  Prozess  die  Provocation  zu- 
stand. Allerdings  führte  dies  insofern  zu  einer  Ausdehnung  des 
römischen  Strafprozesses,  als  die  von  dem  römischen  Bürger  an 
einem  Nichtbürger  im  Ausland  verübte  That  damit  unter  die 
römische  Strafjustiz  gezogen  ward. 

3-  'Wenn  nach  jenen  Normen  der  Ausländer,  welcher  ein 
öffentliches  Verbrechen  gegen  einen  Römer  verübt,  nicht  in  seiner 
Heimath,  sondern  nur  nach  erfolgter  Dedition  in  Rom  bestraft 
wird,  so  mag  wohl  besonders  in  älterer  Zeit  durch  Vertrag  nicht 
selten  die  Dedition  ausgeschlossen  und  durch  die  Strafjustiz  des 
Heimathstaats  ersetzt  worden  sein.  Aber  auch  umgekehrt  kann 
durch  den  Vertrag  die  Auslieferung,  welche  das  Eintreten  des  rö- 
mischen Strafprozesses  bedingte,  den  abhängigen  Staaten  gegenüber 
erleichtert  und  aus  einem  Ersuchen  um  bundesfreundliche  Hülfe 
in  einen  Verwaltungsbefehl  umgewandelt  worden  sein.  Die  Con- 
currenz  der  römischen  Bestrafung  mit  der  einheimischen  wird  man 
vor  allem  auf  dem  Vertragsweg  ausgeschlossen  haben. 

4-  Die  Klagen  aus  den  Privatdelicten  sind  durch  den  an  der 


^  Wenn  der  Insel  Chios  im  J.  674/80  die  Autonomie  vom  Senat  mit  der 
Massgabe  bestätigt  ward,  ontog  .  ,  .  ol  nag^  avioig  ovreg  *Po}[fjimo]t  lolg  XeCatv 
vnaxovtooiv  vofjLotg  (C.  I.  Gr.  2222),  so  kann  dies  eine  exceptionelle  Begünstigung 
gewesen  sein,  und  solche  haben  sicher  nicht  gefehlt.  Allerdings  aber  ist  es  auch 
hier  fraglich,  ob  dabei  die  chiotischen  Strafgesetze,  namentlich  die  öffentlichen, 
eingeschlossen  sind  (St  R.  3  S.  702  A.  2  S.  706  A.  2).  Dass  der  römische  Bürger 
Paulus  vor  den  athenischen  Areopag  gefuhrt  wird  (act.  ap.  17),  ist  die  Einleitung 
«ines  Prozesses,  dem  keine  Folge  gegeben  ward,  und  beweist  also  nicht  das  Recht 
desAreopags  einen  solchen  criminell  zu  bestrafen.  Andrerseits  ist  in  den  Fällen, 
wo  griechische  Städte  wegen  der  Handhabung  der  Criminaljustiz  gegen  römische 
Bürger  bestraft  werden  (St.  R.  8,  687),  nicht  zu  erkennen,  ob  ihnen  diese  Be- 
fugniss  fehlte  oder  ob  sie  sie  übel  gebrauchten. 
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nationalen  Gemeinschaft  entwickelten  latinischen  Städtebund  und 
durch  alle  diesem  mehr  oder  minder  sich  anschliessenden  Staats^ 
vertrage  den  nicht  delictischen  Rechtsansprüchen  gleichgestellt 
und  im  Allgemeinen  an  das  Gericht  des  Domicils  des  Beklagten 
gewiesen  worden,  so  dass  der  von  dem  Pränestiner  bestohlene 
Römer  entweder  in  Rom  oder  in  Praeneste  seine  Klage  anbrachte, 
je  nachdem  der  Dieb  dort  oder  hier  wohnte.  Die  privilegirte 
Stellung,  die  in  dieser  Hinsicht  die  Römer  namentlich  in  den 
Provinzen  in  Anspruch  nahmen  und  "die  in  den  Statthaltergerichten 
ihren  Ausdruck  fand,  ist  allgemeinerer  Art  und  vorzugsweise 
für  die  Forderungsklagen  gegeben,  obwohl  die  delictischen  Obliga- 
tionen nicht  ausgeschlossen  sind ;  es  ist  keine  Veranlassung,  sie  im 
Strafrecht  besonders  zu  berücksichtigen. 


Zehnter  Abschnitt. 

Bechtsnngleichheit  und  Bechtsansgleichnng 

im  römischen  Beich. 


Das    römische   Reich   ist    aus    einem    einheitlich    geordneten  Baichsrecht 

und 
St&atereeht. 


St&dtebund   ein  Einheitsstaat  geworden.    Der  Gegensatz  ist  kein      ^^^ 


absoluter,  die  Umwandelung  allmählich  eingetreten.  Auch  in  der 
älteren  Ordnung,  welche  in  der  republikanischen  Epoche  und  in 
den  beiden  ersten  Jahrhunderten  der  Kaiserzeit  überwiegt,  giebt 
es  ein  Reichsgesetz;  auch  in  der  späteren  bleibt  der  Stadt  eine 
Reminiscenz  daran,  dass  sie  ursprünglich  ein  Staat  war.  Unsere 
Kunde  von  dieser  in  unendlichen  Einzelheiten  durch  viele  Jahr- 
hunderte und  durch  drei  Welttheile  sich  hinziehenden  politischen 
Entwickelung  ist  mehr  als  unvollkommen  und  was  das  Strafrecht 
anlangt,  noch  mangelhafter  als  auf  anderen  Gebieten;  dennoch  ist 
es  nothwendig,  um  den  Begriff  des  römischen  Strafrechts  zu  deter- 
miniren,  einen  Blick  auf  diejenigen  Theile  des  römischen  Reichs 
zu  werfen,  auf  welche  bis  auf  die  Epoche  des  sinkenden  Principats 
dasselbe  nicht  oder  doch  nur  in  beschränkter  Weise  Anwendung 
gefunden  hat. 

Dass  ausserhalb  der  Reichsgrenzen  dem  nicht  unterthänigen 
Ausland  gegenüber  von  einem  Strafverfahren  nicht  die  Rede  sein 
kann,  bedarf  einer  Ausführung  nichts 


*  Der  StaatSTertrag  kann,  indem  er  den  Handelsverkehr  regelt  (St  R.  3,  600), 
auch  festsetzen,  dass  bei  einer  Vertragsverletzung  keine  Selbsthülfe  stattfinden, 
sondern  darüber  zwischen  den  beiden  Staaten  verhandelt  werden  soll  (das  ist  ge- 

B in  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  8 
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Die  Der   latinische  Städtebund,  der  Ausgangspunkt  des  römischen 

*"^?|^  Reiches,  umfasst  die  durch  vorgeschichtliche  Zusammengehörigkeit 
gebiete,  uud  gleiche  Nationalität  vereinigten  Städte  Latiums,  eine  jede,  wie 
dies  in  dem  vorhergehenden  Abschnitt  ausgeführt  ward,  durch 
ihre  mit  Kom  abgeschlossenen  Verträge  wohl  in  ihrer  Vollgewalt 
beschränkt,  aber  dennoch  ein  souveräner  Staat  mit  eigener  Gesetz- 
gebung und  eigener  Rechts-  und  Strafordnung.  Nach  diesem 
Muster  wurden  zunächst  die  übrigen  Städte  Italiens,  dann  die 
überseeischen  hellenischen  oder  hellenisirten  oder  latinisirten  den 
latinischen  angeschlossen ;  es  wurde  damit  das  alte  nationale  Funda- 
luent  verschoben  und  dem  latinischen  Bund  das  zweisprachige 
Reich  substituirt,  der  eirste  Schritt  gethan  zu  der  letzten  Phase 
des  Römerreichs,  dem  Byzantinismus.  Das  Rechtsfundament  indess 
ist  dabei  wesentlich  dasselbe  geblieben.  Das  Reich  ruht  auf  der 
städtischen  Autonomie,  wobei  es  insoweit  keinen  Unterschied  macht, 
ob  diese  Autonomie  staatsrechtlich  in  Vertragsform  gesichert  oder 
von  der  Vormacht  nur  bis  auf  weiteres  gestattet  ist.  Das  Gebiet 
von  Praeneste  gehört  den  Praenestinem ,  dasjenige  von  Syrakus 
den  Römern;  aber  die  Autonomie  steht  wie  dea  Praenestinem 
durch  beschworenen  Vertrag,  so  den  Syrakusanern  im  Wege  des 
Precarium  zu  und  so  lange  dies  nicht  zurückgezogen  wird,  sind 
fiir  die  beiden  Bürgerschaften  die  Consequenzen  die  gleichen,  giebt 
es  wie  praenestinische ,  so  syrakusanische  rechtsbeständige  und 
auch  in  Rom  anerkannte  Ehen  und  Freilassungen«  Eine  jede  dieser 
Städte  hat,  formell  betrachtet^  ihre  selbständige  Rechtsordnung, 
ja  ihre  eigene  Gesetzgebung;  noch  in  der  Zeit  des  Kaisers 
Severus  haben  Rath  und  Bürgerschaft  der  freien  Stadt  MyLasa 
in  Karlen  eine  auch  in  das  Straf  recht  eingreifende  Wechsler- 
ordnung erlassen  ^ 
ciientci-  Auch  Fürsteuthümer  sind  in  ähnlicher  Weise  dem  Reiche  an- 

füriten.    geschlossen  worden  und  ihren  Herrschern  ist  die  Gesetzgebung  und 


meint  in  dem  karthagischen  Vertrag  bei  Polybias  3,  24,  10:  Srifjioatov  yiv^a&w  t6 
ff  J/xij^«X  ebenso  wie  bei  Yerkanf  und  Kauf  der  Staat  fordert  und  schuldet  (das.  *% 
22,  9 :  Sfi/ioafq  nlarn  oifuX4a&(o  tu  nnoSouiva\  Aber  diese  Acte  gehören  weder 
in  das  Civil-  noch  in  das  Strafrecht  ^  sondern  in  die  Administration  und  deren 
Fiscaljustiz. 

1  Th.  Reinach  Bull,  de  corr.  hell.  20  (1896)  p.  523  fg.  Das  Gesetz  wird  be- 
zeichnet als  xpriffiafia  r^;  fl[ovl^g  xal  rov  (fijfcou]  und  beginnt  mit  den  Worten : 
SedCx^ou  jj  [ßovXj  xal  t^  ^^f^ft»]"  Statthalterliche  oder  kaiserliche  Bestätigung 
wird  nicht  erwähnt  (denn  die  Worte  in  der  fragmentarischen  Einleitung  Sia 
[rrv  TJfltiy  .  .  .  avtoxQatoQtov  .  .  .  rt'/ijy  beweisen  dies  nicht);  sollte  sie  erforder* 
lieh  gewesen  sein,  so  wird  die  Autonomie  dadurch  wohl  beschränkt,  aber  nicht 
nufgehoben. 
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die  Gerkhtshoheit  geblieben,  obgleich  sie  selbst  durch  äem  Ab* 
schloss  unter  die  Gerichtsbarkeit  der  Reichsbehftrden  treten  (S.  105^ 
A.  3.  S.  106  A.  1).  Bei  Auflösung  des  mit  der  allgeneindn  Reichs» 
ordniing  wenig  verträglichen  Fttrstenregiments  ist  regelmässig  daa 
Gebiet  in  städtisehe  Territorien  auf getheilt  worden ;  nur  in  Aegypten, 
das  die  hellenische  Stadtverfassung  nicht  entwickelt  hatte,  hat 
durch  Jahrhunderte  der  römische  Herrscher  das  alte  Königsregiment 
und  die  alte  KöBi^sjustiz  durch  den  Vicdcönig  und  die  land- 
(blichen  Behörden  weiter  gehandhabt. 

£ft  bestanden  also  von  Rechtswegen  im  römischen  Reich 
formell  soviel  Legislaturkreise  und  auch  so  viele  Strafordnungen, 
als  autOBome  oder  quasi-autonoine  Staaten  in  demselben  enthalten 
waren ;  der  Legislaturkreis  der  römischen  Borger,  da«  ius  chüe,  war 
der  vornehmste  und  ausged^mteste ,  aber  der  praenestiniscbe,  der 
athenische,  selbst  der  syrakusanische  und  der  aegyptische  staiiden 
wesentlich  mit  ihm  auf  einer  Linie. 

Allerdings  fielen  die  formell  verschiedenen  Legislationen  veriiiitniai 
materiell  in  weitem  Umfang  zusammen.  Das  römische  Recht  iat*"^*»"»«'»'" 
ohne  Zweifel  seinem  Ursprimg  nach  nicht  städtisches,  sondern  zum' 
Bationale»  Recht  und  insbesondere  im  Strafrecht  werden  zwischen  '9»<"'i'«- 
Rom  und  Praeneste  schwerlich  tiefgreifende  Gegensätze  bestanden 
haben.  Die  Neuerungen,  welche  das  Zwölftafelgesetz  in  dasselbe 
einfahrte,  können  auf  die  älteren  latinischen  Städte  nicht  ohne 
weiteres  übergegangen  sein;  der  Ausschluss  der  Talion  bei  dem 
blossen  Knochenbruch,  den  dieses  vorschrieb  (S.  62),  ist  in 
anderen  latinischen  Städten  nicht  angenommen  worden^.  Aber 
die  bedeutenderen  Differenzen  werden  allmählich  sich  ausge- 
glichen haben;  und  die  an  Zahl  und  Wichtigkeit  die  alt- 
latinischen  weit  überwiegenden  von  Rom  späterhin  mit  bundes- 
mässiger  Selbständigkeit  bewidmeten  Städte  haben  ihr  nominell 
latinisches  Stadtrecht  sicher  in  der  Hauptsache  dem  römischen 
entlehnt.  Wie  überwiegend  in  der  Epoche  der  italischen  Au- 
tonomie die  städtischen  Ordnungen  durch  das  römische  Muster 
bestimmt  worden  sind,  beweist  die  für  die  lucanische  nicht  einmal 
durch  Sprachgemeinschaft  mit  Rom  verbundene  Stadt  Bantia 
erlassene  Yolksgerichtsordnung :  das  nothwendig  auf  positivem 
Gesetz  beruhende  römische  System  der  vier  Anklagen  ist  darin 
mit  unwesentlichen  Abweichungen  wiedergegeben*.    Positive  Daten 

*  Cato  in  Ulloriginum  bei  Prisciau  p.  709  Putsch. 

'  Bnms  fontes*  p.  51.  Hier  werden  durch  Einrechnuog  der  Ladung  fünf 
Termine  gezahlt  und  für  das  Trinundinum  tritt  eine  drei^sigtägige  Frist  ein. 

8* 
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versagen  so  gut  wie  ganz;  aber  auch  nach  dem  Schweigen  der 
Ueberlieferung  darf  angenommen  werden,  dass  namentlich  auf 
dem  strafrechtlichen  Gebiet  zwischen  den  römischen  Ordnungen 
und  denen  der  latinischen  oder  latinisirten  Stadtgemeinden  des 
Beiches  eingreifende  Verschiedenheiten  nicht  bestanden  haben. 
Die  Stadt-  Auders  verhält  es  sich  mit  den  Städten  griechischer  Nationalität 

"*^*®.  ^f  und  den  unter  griechischem  Einfluss  stehenden  Städten  und  Staaten 

griechischen  ^ 

Beichsh&ifte. der  Osthälfte  des  Reiches;  wie  diesen  die  lateinische  Sprache  stets 
eine  ausländische  geblieben  ist,  haben  sie  sich  auch  dks  Recht  der 
herrschenden  Stadt  keineswegs  angeeignet.  Schwerlich  hat  es 
in  dem  Römerreich  eine  der  römischen  einigermassen  gleichartige 
gemein  griechische  Rechtsordnung  gegeben  *  und  es  wird  wohl  auch 
auf  diesem  Gebiet  jeder  autonome  Kreis  als  formell  selbständig  ge- 
fasst  werden  müssen.  Auf  jeden  Fall  entfernen  sich  diese  Satzungen 
vielfach  fundamental  von  den  römischen.  Insbesondere  in  dem  Per- 
sonalrecht, für  welches  ein  positives  Bürgerrecht  die  nothwendige 
Voraussetzung  ist,  tritt  diese  Verschiedenheit  hervor.  Vor  allem 
gilt  dies  von  der  Ehe^.  Die  der  Geschwister,  die  nur  den  Vater 
gemein  haben,  ist  in  Athen®,  die  Ehe  der  Geschwister  überhaupt 
in  Aegypten^  bis  in  das  zweite  Jahrh.  n.  Chr.  hinab  zugelassen 


^  Mitteis  Yolksrecht  und  Joristenrecht  (besonders  S.  61  fg.)  ist  ohne  Frage 
unter  den  in  unserer  Zeit  auf  dem  Gebiet  des  alten  Rechts  angestellten  Unter- 
suchungen eine  der  yorzüglichsten  und  der  fördemdsten;  aber  es  ist  leichter  sie 
zu  preisen  als  in  dem  Fundamentalergebniss  ihr  beizustimmen.  Für  das  positive 
griechische  Recht  innerhalb  des  römischen  Beiches  fehlt  das  für  die  PositiTitiU 
unentbehrliche  staatliche  Fundament;  ja  das  höchste  Princip  des  römischen  Regi- 
*ments,  innerhalb  des  Reiches  wohl  die  Einzelstadt,  aber  keinen  weiteren  staat- 
gleichen Complex  zu  gestatten,  schliesst  diese  Hypothese  aus.  Die  materielle  Con- 
formit&t  zahlreicher  von  den  römischen  sich  entfernenden  Ordnungen,  unter  denen 
allerdings  strafrechtliche  sich  nicht  befinden,  kann  nur  zurückgeführt  werden  theils 
auf  ehemalige  staatliche  Gemeinschaft,  theils  auf  die  besonders  im  Gddyerkehr  und 
im  Grosshandel  hervortretende  Uebermacht  der  griechischen  Civilisation. 

s  Gaius  1,  92. 

*  Seneca  lud.  8:  Äthenia  dimtdium  licet  (in  Betreff  der  Schwesterehe), 
Alexandriae  totum..  <Noch  Plutarch  (Themistod.  32)  erwähnt  einen  sicheren  Fall 
der  Heirath  des  Bruders  mit  der  Schwester  bloss  mit  dem  Zusatz  ovx  tov  6fto~ 
lLiiiTQ$og  ohne  jedes  Bedenken.  Wo  die  Sophistik  den  Incest  zwischen  Geschwistern 
aufgreift,  giebt  sie  ihnen  dieselbe  Mutter,  so  den  Kindern  des  Aiolos  (Aristophanea 
Wolken  1371;  nicht  bei  Homer).  Bei  Ptolemaeos  Geschwisterehe  erregt  nur  das 
Anstoss,  dass  Arsinoö  Tochter  der  Berenike  ist;  dass  sie  vorher  ihren  Halbbruder 
Eeraunos  geheirathet  hat,  war  unbeanstandet  geblieben.'    Wilamowitz. 

*  Seneca  (A.  3).  Die  arsinoitischen  Tempelurkunden  vom  J.  189  n.  Chr. 
(Wilcken  Sitz.-Ber.  der  Berliner  Akademie  1888  S.  903)  erwähnen  zahlreiche  mit 
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worden.  Ebenso  selbständig  geordnet  erscheinen  Vaterrecht  S 
Freilassung^,  Testament*,  Vormundschaft*.  Es  erstreckt  sich 
dies  wie  auf  alle  Rechtsgebiete,  so  auch  auf  das  Strafrecht.  Der 
athenische  Areopag  hat  noch  in  der  Kaiserzeit  einen  Fälscher 
criminell  bestraft*^;  in  Sparta  hat  die  lykurgische  Gesetzgebung*, 
in  Sicilien  die  Strafordnung  selbst  der  unterthänigen  Städte^ 
auch  unter  der  römischen  Herrschaft  Anwendung  gefunden. 
Materielle  Verschiedenheiten  der  Strafordnungen  können  nicht 
gefehlt  haben,  obwohl  wir  nicht  viel  darüber  erfahren;  ver- 
muthen  darf  man,  dass  für  den  Keligionsfrevel  die  griechisch- 
orientalischen Localrechte  oder  Rechtsgewohnheiten  dem  dort 
mächtigeren  Fanatismus  entsprachen  und  über  die  Mässigung  des 
Keichsrechts  weit  hinausgingen.  —  Was  dieser  Art  überliefert  ist, 
das  athenische,  wie  das  spartanische  Strafrecht,  sowie  die  sonst 
begegnenden  gleichartigen  Angaben^,  gehört  principiell  in  das 
römische  Strafrecht  nicht. 


ihren  Brüdern  vermählte  Schwestern,  darunter  eine  r^r  tovrov   yvvatxa  ovaav 
adiov  Ofionargiov  xal  ofiOfiriTQtov  aSiXfpr^v. 

*  Gains  1,  55. 

'  Der  Prätor  schätzt  den  von  einem  Peregrinen  Freigelassenen,  tl  firi  ällwg 
vofitp  *EXliivix^  x^iQoy^tprid'^  (Dositheus  fr.  de  manum.  12). 

*  XJlpian.  20,  14:  qui  dediUciorum  numero  est, . . .  nee  quasi  civis  Romanus 
iestari  potest,  cum  sit  peregrinus,  nee  quasi  peregrinus,  quoniam  nullius  certae 
eiffitatis  est,  tU  secundum  leges  civitcUis  suae  testetur, 

^  Cicero  pro  Flacco  90,  74:  iutor  his  Graecarum  legibus  adscribendus  fuit 
Gaius  1,  193. 

*  Tacitus  ann.  2,  55.  Val.  Max.  8,  1,  amb.  2,  Auch  die  Vorführung  des 
Paulus  vor  den  Areopag  ist  der  Beginn  eines  Criminalprozesses,  dem  dann  freilich, 
TJelleicht  seines  Bürgerrechtes  wegen,  keine  Folge  gegeben  wird  (S.  111  A.  1). 
Darauf  bezieht  sich  auch  die  Hervorhebung  Athens  bei  Theodoret  (S.  128  A.  4). 

*  Nero  betritt  Sparta  nicht,  weil  die  lykurgischen  Gesetze  seinen  Grundsätzen 
{nQoaiQ€a&^)  widerstreiten  (Dio  63,  14);  sie  standen  also  noch  in  Geltung.  Auch 
diese  Stadt  nennt  Theodoret  (S.  128  A.  4). 

'  Cicero  Verr.  1.  2,  87,  90. 

'  Dahin  gehören  zum  Beispiel  bei  Cicero  pro  Balbo  18,  42  die  Bestrafung 
des  Anklägers  des  Baibus  durch  den  Senat  (denn  darauf  geht  dessen  Erwähnung) 
mit  Greld-  und  anderer  Strafe  {multa  et  poena%  was  mit  den  römischen  Ordnungen 
sich  nicht  verträgt;  und  in  dem  Statut  von  Mylasa  (S.  114  A.  1)  aus  Severus  Zeit 
die  durch  jrgoaayydia  vor  die  Bule  gebrachte  Multklage  wegen  unerlaubten  Münz- 
▼echsels.  Der  unterschied,  den  die  alexandrinische  Ordnung  hinsichtlich  der 
Prügelstrafe  zwischen  Griechen  und  Aegyptem  macht  (Philo  adv.  Flacc.  10),  ist 
den  römischen  Bestimmungen  wohl  analog,  aber  nicht  conform. 
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Di«  römi-  Dieser  Mamiichfaltigkeit  der  im  römischen  Beich  anerkansten 

richte"  ^ra-  Gesetzgebungen    gegenüber   hatten   die  römischen   Behörden   die 
Aber  dem  Aufgabe    sie   alle   gleichmässig ,   eine  jede  in    ihrem  Kreise  zur 
rf^schen  ^^1*^0?   zu   bringen.    Zwischen   den   Reichs-  und   den   örtlicben 
Kecht.     Behörden  bestand  wenigstens  principiell  in  dieser  Hinsicht  kefin 
Unterschied ;  die  Gültigkeit  eines  römischen  Testaments  konnte  in 
einem  attischen,  die  eines  attischen  in  einem  römischen  Gericht 
^UT  Sprache  kommen  und  die  rechte  Handhabung  der  Personal- 
rechte   bereitete  wohl   factisch,   nicht  aber  in  der  Theorie  dem 
-erkennenden  Gericht  Schwierigkeit. 
Das  Aber  auf  dem  übrigen  Rechtsgebiet  und  namentlich  auf  dem 

^.^^*^"^^  delictiscben  bedurften  die  Gerichte,  schon  wegen  des  häufig  ver- 
schiedenen Rechtsstandes  der  Parteien  nothwendig  einer  gleich  der 
civilen  positiven,  aber  nicht  wie  diese   auf  den  römischen  Bürger 
beschränkten ,  sondern  auf  jeden  Sleichsangebörigen   anwendbaren 
Rechtsordnung;    dies    ist  nach    der   römischen   Bezeichnung   das 
*Recht  der  Völker',  das  tus  gentium.    Dasselbe  hat  seinen   Aus- 
gang genommen  von  der  römischen  Stadtprätur,  seine  Selbständig- 
keit wahrscheinlich  erhalten,   als  um  die  Zeit  des  hannibalischen 
Krieges  dem  Stadtgericht  ein  zweiter  Vorsitzender  gegeben  und, 
während   man   die   römisch-latinischen  Prozesse   dem  ersten   vor- 
behielt,  diesem  die   zwischen  Parteien  nichtrömischen   od«r   un- 
gleichen   Personalrechts    zugewiesen    wurden.     Diese    äusserliche 
Scheidung  hat  sich  später  nicht  wiederholt;  von   der  Stadt  tbom 
abgesehen  sind  die  beiden  Kategorien  durchgftn^g  an  denselb^i 
Magistrat  gewiesen.    Aber  die  weitere  Entwickelung  des  römischen 
Rechts  ist  durch  sie  auch  materiell  wesentlich  beeinflus^t  worden. 
Es  ist  nicht  dieses  Orts  «zu  untersuchen  weder  welches  Gebiet  dem 
rein  bürgerlichen  Prozess  vorbehalten  ward,  noch  welche  Umgestal- 
tung und  Erweiterung  die  römischen  Institutionen  in  ihrer  Aus- 
dehnung auf  den  weiteren  Kreis  gefunden  haben;  hier  ist  nur  die 
Consequenz  zu  ziehen  aus  dem  Satze,  dass  der  Begriif  des  Verbrechens, 
des  öffentlichen  wie  des  privaten,  nicht  auf  den  Bürger  gestellt  ist, 
sondern  auf  den  Menschen.    Selbst  bei  der  Perduellion   behandelt 
das  Recht  den  Bürger  und  den  NichtbOrger  in  gleicher  Weise (S.  105); 
Mord,  Brandstiftung,  Diebstahl,  Sachbeschädigung  fragen  lediglich 
nach  der  ethischen  Verschuldung,  nicht  nach  dem  Personalstand 
des  Thäters.    Wohl   hat   die  Gesetzgebung  bei  dem  Delict,   dem 
Prozess,  der  Strafe  vorzugsweise  den  Bürger  im  Auge,  aber  die 
derartigen  Festsetzungen  bedürfen  bei  Anwendung  auf  den  Nicht- 
bürger  nur*  ausnahmsweise  einer  Adaptirung.    Die  Haussuchung 
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bei  dem  Diebstahl  mit  den  daran  haftenden  Specialklagen  ist 
schwerlich  in  das  Edict  des  Peregrinenprätors  tibergegangen,  und 
wenn  einstmals  der  Stadtprfttor  stets  einen  Einzelgeschwomen, 
der  Peregrinenprator  stets  Recuperatoren"  znr  Urtheilsfällung  be- 
rufen hat,  was  freilich  nicht  mehr  ist  als  eine  Vermuthung,  so 
mögen  materielle  Verschiedenheiten  auch  im  Delictprozess  sich 
hieran  geknüpft  haben.  In  den  uns  vorliegenden  Ordnungen  sind 
solche  Ungleichheiten  nicht  zu  finden.  Selbst  da,  wo  das  Straf- 
recht Institutionen  behandelt,  die  ausschliesslich  dem  personalen 
Recht  angehören,  wie  Testament  und  Ehe,  sind  dieselben,  wie  in 
der  rtmischen,  so  auch  in  den  übrigen  Reichsgesetzgebungen 
vertreten  und  kann  die  delictische  Verallgemeinerung  leicht  be- 
werkstelligt werden.  Ob  das  Verbrechen  der  Testamentsfälschung 
anfänglich  auf  die  römische  Testation  beschränkt  war,  wissen  wir 
nicht;  in  unseren  Rechtsquellen  erscheint  es  auf  das  Testament 
überhaupt  bezogen.  Bei  dem  Ehebruch  ist,  als  er  in  criminelle 
Behandlung  genommen  ward,  nicht  die  bürgerliche  Ehe  des  rö- 
mischen Civilrechts  zu  Grunde  gelegt  worden,  sondern  ein  weiterer 
Begriff,  der  sämmtliche  peregrinische  Ehen  einschliesst.  Unsere 
Ueberlieferung  bezieht  das  ius  gentium  nicht  auf  die  delictischen 
Festsetzungen,  aber  nur,  weil  die  engen  Satzungen  des  formalen 
Civilrechts  überhaupt  auf  diesen  Kreis  nicht  angewendet  werden. 
Es  bestätigt  sich  dies  durch  die  Ausnahme,  dass  der  Incest  nur 
dann,  wenn  die  Strafe  ethisch  begründet  ist,  bezeichnet  wird  als 
allgemein  gültig  nach  dem  den  Völkern  gemeinsamen  Recht 
(iuris  gentium). 

Die  Mannichfaltigkeit   der  innerhalb    der  Reichsgrenzen    zu  ToiMmnx  de« 
Recht  bestehenden,  je  nach  Umständen  auch  von  den  römischen  ;;^^^*^ 
Beh&rden  zuzulassenden  oder   anzuwendenden  Satzungen  ist  von  gegtnttiMr 
dem   römischen   Regiment  durch   lange  Jahrhunderte  wesentlich  ^^^^ 
hingenommen  worden.   Die  Befugniss  im  Wege  der  Reichsordnung 
ausgleichend   einzugreifen    hat  der  römischen  Regierung  keines- 
wegs  gemangelt  und   auf  anderen  Rechtsgebieten  hAt  sie  davon 
wohl   Gebrauch  gemacht^;   aber  von  derartigen  durchgreifenden 
Bestimmungen  strafrechtlichen  Inhalts  erfahren  wir  aus  republi- 
kanischer Zeit  wenig  ^  und  selbst  unter  dem  Principat,  unter  welchem 


»  St.  R.  3,  619.  693. 

'  Wenn  der  Senatsbeschloss  über  die  Bacchanalien  vom  J.  568/186  die  Theil- 
nähme  an  diesen  Culthandlongen  allen  Reichsangehörigen  nntersagt  (BacandUa  fie 
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allgemein  für  das  Reich  erlassene  Verfügungen  so  zahlreich  er- 
scheinen, begegnen  derartige  nicht  häufig.  Unter  dem  Zusammen- 
wirken der  weisen  Selbstbeschränkung  des  Herrenrechts  und  der 
trägen  Scheu  vor  eingreifenden  Reformen  ^  ist  es  der  leitende  Ge- 
danke in  dem  Regiment  der  Republik  wie  in  dem  des  Principats 
gewesen,  dass  die  Verstaatlichung  des  Sittengesetzes,  das  heisst 
das  Strafrecht,  nicht  nothwendig  so  einheitlich  sein  muss  wie  das 
Reich  selber  und  dass  eine  nach  römischem  Recht  strafbare  Ehe 
als  athenische  zugelassen  werden  kann.  Nichts  desto  weniger  sind 
Einschreitungen  der  Regierung  gegen  örtliche  Strafsatzungen  wahr- 
scheinlich in  viel  weiterem  Umfang  vorgekommen,  als  unsere  in 
dieser  Hinsicht  besonders  schweigsame  Ueberlieferung  dies  er- 
kennen lässt.  Die  bei  dem  Statthaltergericht  zu  erwähnende 
wenigstens  auf  die  Anfänge  des  Principats  zurückreichende  Be- 
schränkung der  Capitalgerichtsbarkeit  der  autonomen  Gemeinden 
durch  das  von  den  römischen  Imperienträgern  in  Anspruch  ge- 
nommene Bestätigungsrecht  ist  zum  Theil  wohl  durch  solche  Er- 
wägungen herbeigeführt  worden.  Sicher  gehört  hieher  die  Er- 
streckung des  Mordbegriifs  auf  die  ortsrechtslich  gestatteten 
Menschenopfer  in  Gallien  unter  der  julisch-claudischen  Dynastie  ^ 
auf  die  kypriotischen  unter  Hadrian®,  auf  die  africanischen,  wie  es 


qtiis  adiese  velet  ceims  Eomanus  neive  nominus  LaUni  neve  sociutn  quisquam) 
und  verordnet  dem  Zuwiderhandelnden  rem  captUdlem  faciendam^  und  dieser  Be- 
schlnss  in  allen  abhängigen  Gemeinden  öffentlich  angeschlagen  wird,  so  kann  das 
nur  heissen,  dass  jede  Stadt  danach  ihr  Strafrecht,  so  weit  nöthig,  abzuändern  hatte. 

^  Den  merkwürdigsten  Beleg  für  das  Toleriren  selbst  den  römischen  Ordnungen 
zuwiderlaufender  Institutionen  unter  der  Kaiserherrschalt  giebt  der  jüdische  Capital- 
prozess.  Origenes  (ad  Africanum  14)  berichtet  nach  eigener  Anschauung,  dass  zu 
seiner  Zeit  über  die  palästinensischen  Juden  der  Ethnarch  eine  factisch  der  alten 
königlichen  gleiche  Gewalt  ausübe:  y^verai  äk  xal  x^iriigin  Ulrid^oTtog  xarä  rov 
vo/nov  xal  xaraSueaCovral  rives  r^v  (jil  rtß  ^avarip  oöt€  fi^ra  rijc  ndvrri  ef^ 
TOvTo  na^^tjaias  ovre  fitra  tov  kav&avuv  rlv  ßaatXevovra.  Sermo  legis,  sagt  er 
anderswo  (in  dem  Conmientar  zum  Römerbrief  nach  Rufinus  üebersetzung  I.  6  c  7 
p.  578  ed.  Maur.X  das  heisst  die  jüdische  Rechtsordnung  homicidam  pumre  non 
potest  nee  (^duUeram  lapidare,  haec  emm  sibi  tindieat  Bomanorum  potenHa,  Jene 
£thnarchenju8tiz  ist  das  alte  königliche  Strafrecht,  nach  welchem  Jesus  gerichtet 
worden  ist;  es  ging  rechtlich  unter  mit  dem  Untergang  der  jüdischen  Nation.  Eine 
dem  Municipalrecht  analoge  Stellung  mag  dieselbe  allerdings  unter  den  Eth- 
narchen  oder  Patriarchen  wiedererlangt  haben,  aber  die  Capitalgerichtsbarkeit 
stand  der  Municipalbehörde  nicht  zu. 

*  Plinius  h.  n.  30,  1,  18.    Sueton  Claud.  25. 

'  Lactantius  inst.  1,  21. 
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scheint,  im  2.  Jahrh.  n.  Chr.  ^  ferner  unter  Pius  die  Untersagung  der 
Tödtung  des  Unfreien  durch  den  Eigenthümer  unter  Beseitigung  der 
entgegenstehenden  Particulargesetze  *.  Unter  Diocletian  scheint  die 
Polygamie  sämmtlichen  Reichsangehörigen  untersagt  worden  zu 
sein'.  Den  Erlass  Hadrians  gegen  die  Bestattung  innerhalb  der  Städte 
erläutern  die  späteren  Rechtsgelehrten  dahin,  dass  er  die  entgegen- 
stehenden Localstatuten  aufhob,  weil  Reichsrecht  das  Ortsrecht 
bricht*.  —  Dieser  Satz  hat  zu  allen  Zeiten  gegolten;  aber  principiell 
ist  erst  mit  der  Einführung  des  Christenthums  als  Staatsreligion 
unter  Theodosius  I.  die  Tendenz  der  Gesetzgebung  dahin  gewendet 
worden  bei  den  Reichsangehörigen  wie  den  gleichen  Glauben,  so 
auch  den  damit  eng  verknüpften  gleichen  Begriff  der  Sittlichkeit 
durchzuführen  und  das  Strafrecht  zu  diesem  Zweck  umzugestalten, 
selbst  die  nicht  christlichen  Reichsangehörigen  den  christlich- 
staatlichen Vorschriften  so  weit  möglich  zu  unterwerfen.  Die 
Consequenzen  dieses  Systems  werden  insbesondere  bei  dem  Ehe- 
recht^  und  vor  allem  bei  dem  neuen  Staatsverbrechen  der  Häresie 
weiter  entwickelt  werden. 

Aber  nicht  durch  die  in  beschränktem  Umfang  geübte  und 
auch  in  späterer  Zeit  immer  nur  Einzelfragen  regelnde  Reichs- 
gesetzgebung ist  das  römische  Recht  in  der  Spätzeit  im  wesent- 
lichen zum  allgemeinen  Reichsrecht  umgestaltet  worden ,   sondern 


^  TertuUian  apol.  9:  infantes  penes  Africam  Saturno  immotabantur  pälam 
usque  ad  proconsulcUuin  Tiberii  (so  die  Handschrift).  Da  er  als  Zeuge  daftlr  die 
militia  patricte  nostrae  anruft,  so  legt  dies  die  Yermuthung  nahe,  dass  er  dabei 
semen  Vater,  einen  centurio  proconsidaris  im  Sinne  hat. 

*  Gaius  1,  53:  hoc  tempore  neque  civibus  Romanis  n^q'iie  idlis  aliis  homini- 
htis,  gut  8ub  imperio  popuU  Romani  sunt,  licet  supra  modum  et  sine  causa  in 
serros  suos  saemre;  nam  ex  constitutione  imp.  Antonini  qui  sine  causa  servum 
suum  occiderit,  non  minus  teneri  iuhetur  quam  qui  alienum  servum  occiderit 

'  Während  Valerian  im  J.  258  (Cod.  9,  9, 18,  pr.)  rescribirt:  cives  nostri  ma- 
trimoma  contrahere  plura  prohibentur,  Terordnet  Diocletian  (Cod.  5,  5,  2)  im 
J.  285 :  neminemy  qui  sub  dicione  sit  Romani  noininis,  binas  uxores  habere  posse 
vulgo  patei,  cum  et  in  edicto  praetoris  huiusmoai  viri  infamia  notati  sint:  quam 
rem  competens  iudex  intUtam  esse  non  patietur.  Die  Anwendung  dieser  Vorschrift 
auf  die  Juden  darch  Theodosius  I.  (Cod.  1»  9, 7)  ist  also  wenigstens  in  der  Theorie 
schon  älter. 

*  Dig.  47.  12,  3,  5 ;  vgl.  vita  Pii  12. 

*  Die  bis  dahin  in  Aegypten  bei  nur  geschlossener,  aber  nicht  consummirter 
Ehe  zagelassene  Heirath  dieser  Ehefrau  mit  dem  Bruder  des  verstorbenen 
Mannes  wurde  von  Zeno  untersagt  und  die  Vollgültigkeit  der  Ehe  schon  durch 
den  blossen  Consens  auch  dort  eingeführt  (Cod.  5,  5,  8). 
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durch  das  stetig  sich  ausdehnende  und  schliesslich  die  gesamnite 
städtische  Reichsbürgerschaft  umfassende  römische  Bürgerrecht. 

BechtBau-  Es  wird  im  folgenden  Buch  bei  der  Municipaljurisdiction  zu 

^  PotaTLr"  ^^^8®^  s^i^'  ^i®  SP^^  ^^^  zögernd  die  Römer  dazu  geschritten  sind 

Auidehimnip  die  Bürgerstadt  im  Bürgerstaat  zuzulassen.    Während  die  Ein- 

,  ^\     richtung  ausserstädtischer  Gerichtshöfe  wesentlichen  Bedenken  nicht 

römischen  ^ 

Bftrgexreciiu.  unterlag,  erschiea  ihnen  die  Constituirung  eines  nach  dem  Muster 
des  Gesammtstaats  mit  selbständiger  Judication  und  Sondercomitien 
also  eigener  Gerichtshoheit  und  Strafgewalt  organisirten  Theils 
der  Bürgerschaft  als  die  Errichtung  eines  Staats  im  Staate,  recht- 
lich ein  innerer  Widerspruch,  politisch  eine  Gefahr.  Jahrhunderte 
lang  ist  das  Reich  nur  ausgedehnt  worden  einerseits  in  der  Form, 
dass  die  besiegte  Bürgerschaft  der  römischen  einverleibt  wurde, 
anfänglich  meist  mit  Schleifung  der  Mauern  des  aufgelösten  Ge- 
meinwesens und  Wegführung  der  Leute  nach  Rom,  späterhin  mit  Con- 
stituirung bürgerlicher  Ortschaften  ohne  städtisches  Recht,  andrer- 
seits durch  die  vorher  (S.  1 15)  erwähnte  Bildung  eines  Bundesstaats  mit 
eigenem  Bürgerrecht  und  beschränkter  Souveränetät.  Wesentlich 
erst  in  Folge  des  Bundesgenossenkriegs  hat  die  römische  Regierung 
sich  dazu  verstanden  die  autonome  römische  Bürgergemeinde  zu- 
zulassen und  auf  diese  die  neue  Staatsordnung  zu  gründen.  Davon 
war  die  Ausgleichung  der  Rechtsordnung  die  nothwendige  Folge  ^. 
Selbstverständlich  schliesst  diese  die  Festsetzung  von  Localrechten 
nicht  aus,  vielmehr  zum  Theil  amch  im  Strafrecht  nothirendig  ein. 
Die  Organisirung  der  Bürgerstadt  nach  dem  Muster  Roms  fordert 
analoge  Bestimmungen  über  den  Peculat  am  Gemeindevermögen 
und  den  Ambitus  bei  der  Bewerbung  um  das  Municipalamt.  In 
anderen  untergeordneten  Dingen  wird  dem  Belieben  der  Bürger- 
schaft Spielraum  gelassen  worden  sein ;  Sondersatzungen  in  Betreif 
des  Gräberwesens  (S.  121  A.  5)  und  in  religiösen  Fragen*  konnten 
beibehalten  oder  eingeführt  werden  unbeschadet  der  principiellen 
Rechtsgleichheit.  Aber  diese  selbst  war  unerlässlich.  Die  gallischen 
Menschenopfer  sind  schon  von  Augustus  den  römischen  Bürgern,  erst 
später  allgemein  verboten  worden  (S.  120  A.2.  S.  121  A.  1.2).   Es  ist 


1  St  R.  8,  811. 

*  Seneca  ant  q.  4,  7:  decurionea  iudicia  r€d<lehant  in  ülos,  guürns  delegatn 
erat  cura  providendae  tempestatis,  quod  neglegenUa  eorum  vineae  vapülassent  atU 
segetes  procidiasent.  Das  ulubranische  Verbrechen  versäamter  Regenbeschwöning 
kennt  das  römische  Strafrecht  nicht  Auch  das  in  crimineller  Form  stattfindende 
Indignitätsverfahren  des  Stadtrechts  von  Genetiva  gegen  den  Decurio  ist  den  rö- 
mischen Ordnungen  fremd. 
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desshalb  mit  jeder  Aufnahme  einer  bestebenden  Oemeinde  in  den 
römischen  Bftrgerverband  so  wie  mit  jeder  Constituirnng  einer 
^Benen  Bürgergemeinde  die  ReTisien  des  bestehenden  Stadtrechts 
oder  die  Aufstellung  eines  neuen  Localstatuts  verbunden.  Auf 
4ie  imlassige  Grenze  der  Abweichung  Itemmen  wir  im  feigenden 
Biidi  bei  der  Municipalgerichtsbarkeit  zurück;  im  Allgemeinen 
spricht  für  engm  Anschluss  an  die  römischen  Ordnungen,  dass 
•tei  jener  grossen  Constituirnng  der  italischen  Stadtgemeinden  nach 
dem  Bondesgenossenkrieg  das  latinische  Eherecht,  insbesondere 
die  Elagbarkeit  des  VerUVbirisses  fiel*. 

Bei  dieser  Sachlage  lässt  sich  die  Erstreckung  des  römischen     dm 
Bürgerrechts  auf  die  s&mmtlichen  Städte  des  römischen  Reiches,  ^^^^ 
welche  im  Anfang   des  8.  Jahrhunderts  von  der  kaiserlichen  Re-  d«r  spiueit 
gierung   verfügt   ward*,    bezeichnen    als   die   Umwandlung    des 
romischen  Rechts  in  Reichsrecht.    Ungleichheiten  werden  selbst- 
verständlich weiter  bestanden  haben,  zumal  da  diese  Anordnung  in 
eine  Epoche  der  Missregierung   und  der  Unordnung  fällt;  aber 
^schwerlich   tiefgreifende.    Das    athenische    und   das  spartanische 
Strafrecht  sind  damit  beseitigt,   die  Schwester^ie  und  die  Poly- 
gamie  für   diesen    gesammten   Kreis    gesetzlich    ausgeschlossen. 
Wem  in  dem  syrischen  Helmpolis  die  letztere  sich  Ms  auf  den 
ersten  Constantin  behauptet  hat*,  so  haben  hier  alte  Cultgebräuche 
dem  Gesetz  zum  Trotz  fortbestanden.    Mit  Recht  wird  also  seit 
Alexaader  das  römische  Recht  durchgängig    behandelt   und  be- 
zeichBet  als  das  einheitliche  des  Reiches^. 

Enunischränken  idt  dies  allerdings,  wie  schon  angedeutet  ward. 


1  Genius  4,  4.  3.    St  K.  3,  892. 

'  Ulpian.  Dig.  1,  5,  17.  Vgl.  meine  Ansföhrangen  über  diese  Verordnung  im 
Hermes  16,  494  fg.    St  R.  3,  699. 

*  Sokrates  bist  eccl.  1,  18. 

^  Unter  Alexander  bemerkt  Gregorios  der  Tbaumatorg  (paneg.  in  Orig.  1), 
wie  schwer  ihm  der  Sprache  wegen  das  Stadium  des  römisdien  Rechte  fidle,  ob- 
wohl die  Gesetze  selbst  vortrefflich  und  ^höchst  griechisch'  seien,  ok  vtiv  la 
navTtmf  tmv  vno  Tijv  *I^fiti(w»  ttffXV^  avd'Qtonnv  xarevS'VViTat  ngay/nna.  In 
einem  unter  Constantin  vor  dem  F^oconsul  von  Achaia  geführten  Criminalprosess 
(Eonapios  vita  luliani  p.  70  Boiss.)  sch&rft  dieser  den  athenischen  Professoren  und 
Studenten  die  römischen  Ordnungen  nachdrftcklich  ein:  tXo^a&i  yi  avrixa  riUxov 
t<n\  Uta  olov  xh  naga  *PfofAaCoig  dixaiov,  Theodoret  ^EXl.  Tra^ij/i.  ^Qamvjutri 
tract  9  p.  337  fg.  Gaisf )  in  der  Mitte  des  5.  Jahrb.  hebt  die  innerhalb  der  rö- 
mischen Grenzen  durchgeftüirte  Rechtseinheit  hervor  mit  besonderer  Beziehung  auf 
Athen  und  Sparta.    Andere  Belege  bei  Mitteis  Volksrecht  und  Reichsrecht  S.  160. 
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auf  diejenigen  Reichsangehörigen,  welche  in  einer  der  Reichsstädte 
das  Bürgerrecht  hatten.  Die  municipale  Bürgergemeinde  bildete 
seit  dem  Bundesgenossenkrieg  die  Einheit  in  der  römischen 
Bürgerschaft  und,  seitdem  mit  jedem  Municipalrecht  das  römische 
Bürgerrecht  verbunden  war,  die  Einheit  für  die  Reichsverwaltimg. 
Aber  auch  jetzt  noch  gab  es  Reichsangehörige,  welche  nicht  nach 
griechisch-römischer  Städteordnung  lebten,  Freigelassene  latinischen 
und  dediticischen  Rechts,  welche  erst  Justinian  den  Bürgern  gleich- 
stellte^; die  nach  den  verschiedenen  Städteordnungen  nicht  als 
Bürger  betrachteten  Gemeindeangehörigen';  die  ausserhalb  der 
Stadtgemeinden  stehenden  Verbände,  wie  die  africanischen  Gentilen, 
die  unterworfenen  Armenier  ^ ;  dazu  die  Ausländer,  insbesondere  die 
als  ansässige  Söldner  im  Reich  lebenden^  oder  auch  bloss  in  dem 
römischen  Heer  dienenden^  Barbaren,  welche  doch  auch  imter 
den  römischen  Gesetzen  standen.    Für  diese  alle  blieb  das  natio- 


^  Auch  unter  den  Strafen  erscheint  in  den  Gesetzen  der  constantinischen 
Epoche  der  Verlust  des  Bürgerrechts  unter  Belassung  der  Freiheit  (so  C.  Th.  3, 
30,  4),  also  die  Versetzung  unter  die  dediticii. 

'  Dass  eine  römische  Bürgergemeinde  peregrinische  Gemeindeangehörige  haben 
kann,  ist  von  mir  Hermes  16,  458  fg.  19,  69  %.  entwickelt  worden.  Die  Einzel- 
heiten allerdings  sind  wenig  au^eklärt  und  sicher  auch  vielfach  local  geordnet. 
Dass  die  Municipalverfossung  unter  Severus  auf  Aegypten  erstreckt  worden  ist, 
und  damals  nicht  bloss  Alexandrien,  sondern  alle  Nomen  eine  Bule  erhielten, 
ist  in  hohem  Grade  wahrscheinlich  (Wilcken  27,  294^.;  Ostraka  1,  430);  auch 
diese  Bürgerschaften  also  empfingen  durch  Garacalla  das  römische  BQrgerrecht. 
Sie  mOssen  aber  in  der  Weise  gestaltet  gewesen  sein,  dass  vielleicht  nur  die  Raths- 
mitglieder  und  deren  Descendenten  als  Bürger  des  betreffenden  Districts  angesehen 
werden;  denn  dass  die  Aegypter  auch  später  noch  der  Regel  nach  das  römische 
Bürgerrecht  nicht  besitzen,  ist  nach  den  Urkunden  (z.  B.  Berliner  äg.  Urk.  1,  145. 
322.  356)  ausser  Zweifel. 

*  Theodoret  a.  a.  0.  nimmt  eine  Anzahl  Grenzvölker  von  dieser  Rechtsgleich* 
heit  aus:  die  Aethiopen  im  Süden  Aegyptens,  die  Saracenen  (ra  TiafxnoXla  ipvXti 
Tov  7o^a^Jl),  die  Lazen,  die  Sanner,  die  Abasger  (alle  drei  am  Kaukasus)  machen 
ihre  Verträge  nicht  nach  römischem  Recht  (od  .  .  .  xara  roifg  *Pufjiaiwv  vofAovg 
ra  TiQog  dXXiiXove  noiovvTte  SvfAßoXaia),  Dies  darf  weiter  gefasst,  zum  Beispiel 
auf  das  Eherecht  bezogen  werden. 

^  Ueber  die  Rechtsstellung  der  Gothen  im  römischen  Reich  vgl.  meine  Aus- 
führung im  Neuen  Archiv  14,  525  fg. 

*  Belisar  lässt  wegen  Todtschlags  zwei  seiner  Hunnen  hängen,  obwohl  ihre 
Kameraden  geltend  machen,  dass  sie  den  römischen  Gesetzen  nicht  unterworfen 
seien  und  ihr  Landrecht  solche  Fälle  nicht  mit  dem  Tode  bestrafe  (Prokop  b. 
Vand.  1,  12).  Narses  lässt  einen  vornehmen  Eruier  hinrichten,  weil  er  seinen 
Sclaven  getödtet  hatte,  obwohl  er  nach  seinem  Landrecht  dies  durfte  (Agathias  2,  7). 
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nale  Recht  im  Allgemeinen  massgebend ;  wohl  aber  mag  bei  diesen 
Kategorien,  bei  der  jetzt  vorwiegenden  Tendenz  der  rechtlichen 
Nivellirung  *,  das  über  dem  Personalrecht  stehende  oberste  Re- 
giment auch  im  Strafverfahren  schärfer  als  früher  sich  fühlbar 
gemacht  haben. 


1  Jnstinian  (ed.  3)  schafit  den  Ausschluss  der  Töchter  von  der  Erbfolge  bei 
den  Anneniem  ab  als  einen  barbarischen  und  innerhalb  des  römischen  Reiches 
unstatthaften  Gebranch.  Die  Redaction  seiner  Rechtsbücher  ignorirt  schlechthin  den 
Nichtrömer;  kanm  findet  sich  hie  nnd  da  eine  Andeutung  von  innerhalb  des  Reiches 
bestehenden  nichtrömischen  Rechtsordnungen,  wie  etwa  die  Aeusserung  Diocletians 
(Cod.  6,  24,  7),  dass  Adoption  an  Brudenstatt  auch  dem  peregrinischen  Personal- 
recht  fremd  sei. 


Elfter  Abschnitt. 

Zur  römischen  Strafgesetzgebimg« 


Da  es  ein  römisches  Strafrecht  als  Ganzes  nicht  giebt,  kann 
um  so  weniger  die  Rede  sein  von  einer  Geschichte  desselben.  Die 
grossen  Abschnitte,  welche  in  demselben  uns  entgegentreten,  die 
älteste  Doppelgestalt  der  öffentlichen  und  der  privaten  Delicte, 
das  Quästionsverfahren,  die  senatorische  und  die  kaiserliche  oberste 
befreite  Strafjustiz,  das  Zurücktreten  des  Geschwornenprozesses, 
der  Beamtenstrafprozess  der  Spätzeit  werden,  so  weit  sie  dies 
erfordern  und  zulassen,  ihre  Darstellung  bei  der  Erörterung  der 
Straf  behörden  in  dem  folgenden  Buch  finden.  Ueber  dife  römische 
Strafgesetz  gebung  sollen  zum  Abschluss  dieses  einleitenden  Buchs 
hier  einige  Bemerkungen  beigebracht  werden. 
Dm  Torge.  Wenn  die  staatliche  Rechtsordnung  überhaupt  älter  ist  als 
Hert^men!  ^^^  formuHrto  Gosotz ,  so  gilt  dies  vor  allem  von  dem  auf  der 
Sittlichkeit  der  Menschennatur  ruhenden  Strafrecht.  Landesver- 
rath  und  Diebstahl  haben  bei  den  Römern  vielleicht  niemals 
einer  äusserlichen  Formulirung  unterlegen;  das  in  fester  Fassung 
auftretende  Gesetz  setzt  diese  Begriffe  im  wesentlichen  voraus  und 
beschränkt  sich  darauf  den  Prozess  zu  ordnen  und  je  nach  der 
Beschaffenheit  des  Falles  die  Strafen  abzustufen.  In  der  Folge- 
zeit freilich,  deren  Gesetzgebung  sich  nicht  mit  gleicher  Einfachheit 
und  Unbedingtheit  auf  dem  ethischen  Fundament  aufbaut,  ist 
sie  in  höherem  Masse  auf  die  positive  Formulirung  angewiesen; 
der  Begriff  der  unehrenhaften  Amtsbewerbung  zum  Beispiel  kann 
ohne  eine  solche  im  praktischen  Strafrecht  nicht  zur  Geltung 
kommen.   Indess  auch  die  spätere  Rechtswissenschaft  hat  nie  ver- 
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kaont,  dass  nicht  die  Worte  des  Strafgesetzes  für  die  Rechtspflege 
massgebend  sind»  sondern  dessen  Gedanke  und  dass  die  Erstreckung 
des  Wortlauts  nach  der  Absicht  der  Gesetzgebung,  der  Schutz  des 
vollen  Gedankeninhalts  gegen  die  Unvollkommenheiten  der  Fassung 
statthaft  und  nothwendig  ist^ 

Nichtsdestoweniger    ist   die    Formulirung    des   Gesetzes,    wie  Ponnuurung 
überhaupt,  so  insbesondere  im  Strafrecht  ein  wichtiger  Fortschritt  ^^^***/eV 
in  der  politischen  Entwickelung^  insbesondere  wenn  dasselbe  auch   oesetxe. 
Aasserlich  durch  die  Niederschrift  fixirt  wird.    Das  magistratische 
Belieben  hat  der  nicht  also  fixirten  Rechtsordnung  gegenüber  bei 
weitem    freiere  Hand;    insbesondere   die   strafrechtliche  Controle 
bei   Ueberschreitung    der   Competenz    wird    durch    die    Fixirung 
wesentlich    erleichtert. ,  Die   Anfänge   solcher  Bindung    fallen   in 
die  vorhistorische  Zeit  und  sind  sicher  älter  als  das  Aufkommen 
der  nothwendigen  Schriftlichkeit  für  den  Volksschluss  ■ ;  aber  eine 
irgend   glaubwürdige  Ueberlieferung  derartiger  Einzelgesetze  aus 
der    republikanischen    Anfangs-    oder    gar    aus    der    Königszeit 
(S.  56  A-  1)  giebt  es  nicht. 

Dagegen  ist  in  der  Epoche  des  patricisch-plebejischen  Stände-  dm  zwoir- 
kampfes  das  Zwölftafelgesetzbuch  entstanden,  die  erste  und  einzige  **'®^«««**- 
Gesamnatcoditication  des  Rechts  der  Stadt  Rom,  das  öffentliche 
wie  das  Privatrecht  umfassend^  und  das  Imperium  der  Consuln 
bindend,  also  gemäss  ihrer  damals  noch  bestehenden  YoUgewalt 
(S.  4  A.  3)  die  beiden  Kreise  des  Strafverfahrens,  den  magistratisch- 
comitialen  wie  den  Geschwornenprozess  in  sich  vereinigend.  Dieses 
unter  griechischem  Einfluss  entstandene  Stadtrecht*  kann  ge- 
schichtlich wie  rechtlich  nur  in  seiner  Gesammtheit  und  also 
nicht  im  Strafrecht  erörtert  werden;  über  den  delictischen  Kreis, 
den  es  aufstellt,  und  der  sich  einigermassen  bestimmen,  wenn  auch 
nicht  in  seiner  ursprünglichen  Gliederung  erkennen  lässt,  ist  in 
der  Einleitung  zum  vierten  Buch  gehandelt. 


1  So  findet  sieb  Anwendung  des  Stra^esetzes  ad  eocemplum  Dig.  48,  4,  7,  3, 
oder  nach  der  sententia  legis  Dig.  48,  9,  8.  An  die  Behandlung  des  aquillischen 
Gesetzes  genügt  es  zu  erinnern.  Auch  bei  der  Behandlung  des  nur  yersachten 
Verbrechens  (S.  96)  hat  diese  Erwägung  eingegriffen. 

«  VgL  St  B.  3,  314  fg. 

■  Lmus  3,  34,  6:  nunc  qiioque  in  hoc  immenso  cäiarum  super  alias  acerva- 
tarum  Jegum  cumulo  fons  omnis  2>^hlici  privatiqtie  . . .  hiris  und  nachher:  velut 
corjius  omnis  Romani  iuris, 

^  Sicherer  als  die  bekannten  Traditionen  beweist  dies  die  Benennung  und  die 
Anwendung  der  poetme  (S.  18  u.  14). 


128  Erstes  Buch.    Das  Wesen  and  die  Grenzen  des  Straf  rechts. 

Die  späteren        Die  Ungemein  zahlreichen,  uns  freilich  sicher  nur  zum  kleinsten 
Special-    Tiißii  bekannten  in  das  Strafrecht  eingreifenden  comitialen  Gesetze 

Ordnungen.  ^ 

und  die  in  gleicher  Weise  dasselbe  modificirenden  prätorischen 
Festsetzungen  können  hier  ebenso  wenig  allgemeine  Erörterung 
finden.  Jene  sind  sämmtlich  Singularsatzungen;  selbst  das  neue 
Prozessschema  der  Quästion  so  wie  die  für  eine  Reihe  von  De- 
licten  von  dem  Dictator  Sulla  erlassenen  Ordnungen  sind,  wenn 
auch  unter  einander  wesentlich  correlat,  doch  durchaus  als  Special- 
gesetze, hauptsächlich  als  Instructionen  für  die  einzelnen  Magistra- 
turen, in  das  Leben  getreten.iJ  Das  Eingreifen  des  Stadtprätors 
aber  in  das  privatdelictische  Gebiet  ist  seiner  allgemeinen  rechts- 
bildenden Thätigkeit  so  gleichartig,  dass  das  Strafrecht  nicht  der 
Ort  ist  um  darüber  zu  handeln.  Was  über  die  prätorische  Er- 
weiterung dieses  delictischen  Kreises  und  über  die  Stellung  der 
Delicte  im  Edict  sich  etwa  sagen  lässt,  wird  gleichfalls  in  der 
Einleitung  des  vierten  Buches  seinen  Platz  erhalten. 
Diejuiischen  Aber  eiue  Ausnahme  ist  hier  zu  machen  hinsichtlich  des  wohl 
^gweteT  ^^^^  ^^^  ^^^  Dictator  Caesar^  als  von  Augustus  erlassenen 
Doppel gesetzes  über  die  Ordnung  der  Criminal-  und  der  Civil- 
prozesse.  Diese  beiden  allgemeinen  und  einander  parallel  laufenden 
Ordnungen*  treten  auf  theils  unter  den  Namen  der  lex  (iudidorum) 
publicorum  und  der  lex  (tudiciorum)  privatorum^  oder  auch  zu- 
sammengefasst  als  leges  iudiciariae^,  theils  unter  der  Benennung 


^  In  Centuriatcomitien :  Cicero  Phil.  1,  8,  19.  —  Dass  was  hier  zusammen- 
gefasst  wird,  alles  auf  dasselbe  Doppelgesetz  zurückgeht,  lässt  sich  allerdings  nicht 
geradezu  beweisen;  aber  wer  die  gesammten  Zeugnisse  erwägt,  namentlich  auch 
di^enigen,  die  im  vierten  Buch  bei  der  Vergewaltigung  beigebracht  werden,  wird 
die  Wahrscheinlichkeit  der  hier  vorgetragenen  Ansicht  einräumen.  Ob  dieses 
Doppelgesetz  das  des  Dictators  Caesar  ist,  welches  Cicero  erwähnt,  oder  von 
Augustus  herrührt,  kann  bezweifelt  werden;  aber  die  Angabe  über  die  Satumalien 
(S.  129  A.  2)  ist  kein  sicherer  Beweis  für  die  letztere  Annahme  und  die  Identität 
scheint  mir  mähr  für  sich  zu  haben. 

^  Der  Parallelismus  der  beiden  Ordnungen  tritt  darin  hervor,  dass  über  die 
Befreiung  vom  Geschwomendienst  die  lex  publicorum  in  Cap.  26,  die  lex  prira- 
forum  in  Cap.  27  verfügt  (Vat.  fr.  197.  198);  dass  die  Aufhebung  der  legis  actio 
auf  die  duae  leges  luJiae  zurückgeführt  wird  (Gai.  4,  BO);  dass  die  Begriffe  der 
vis  publica  und  der  vis  privata  nur  durch  diesen  Parallelismus  sich  erklären 
lassen;  dass  die  zwei  Gesetze  mehrfach  behandelt  werden  als  wären  sie  nur  eines 
(lex  lulia  iudiciaria:  Gai.  4,  104;  lex  lulia  de  vi  privata  et  publica  Ülpiaa. 
CoU.  9,  2,  1). 

«  Vat.  fr.  197.  198  (A.  2).    Dig.  48,  19,  32. 

*  Cicero  Phil.  1,  8,  19:  omnes  iudiciariae  leges  Caesaris.  Gai.  4,  104:  lex 
lulia  iudiciaria  (A.  2). 


Elfter  Abschnitt    Zur  römischen  Strafgesetegebung.    *  129 

der  lex  lülia  de  vi  publica  und  der  lex  Itdia  de  vi  privata,  in- 
sofern 8ie  neben  den  allgemeinen  prozessualischen  Anordnungen 
durch  eine  Reihe  von  Festsetzungen  den  Begriff  der  Vergewaltigung 
zwar  nicht  in  das  Strafrecht  einführten,  aber  wesentlich  erweiterten 
und  ihm  seine  spätere  Doppelgestalt  gaben  ^  Von  diesem  ab- 
gesehen fanden  sich  darin  Bestimmungen  über  die  Gerichtsferien ' ; 
fiber  die  Mandirung  der  Jurisdiction';  über  die  Tilgung  der  An- 
klage*; über  die  Qualification  zum  Geschwornen*;  über  die  Be- 
freiung vom  Geschwornendienst*;  über  die  Untersagung  des  Ver- 
kehrs zwischen  dem  Geschwomen  und  den  Parteien'';  über  die 
Formulirung  der  Anklage^;  über  gleichzeitige  Führung  mehrerer 
Anklagen':  über  die  Einleitung  des  Privatprozesses ^^  und  andere 
denselben  betreffende  Punkte";  über  die  Zahl  der  Sachwalter"; 
über  die  Aufhebung  des  angesetzten  Ternuns  und  die  Vertagung"; 
über  den  Ausschluss  vom  Zeugniss  und  das  Recht,  dasselbe  zu 
verweigern**;  über  die  Bestrafung  des  Majestätsverbrechens  und 
anderer  Delicte";  über  die  Prävarication  im  Criminalprozess  *• ; 
über  die  Prozessverjährung*''.  Diese  allgemeine  Criminal-  und 
Civilprozessordnung  ist  massgebend  geblieben,  so  lange  die  älteren 


^  üeber  diese  ist  im  vierten  Buch  bei  der  Vergewaltigung  gehandelt  Dass 
aber  die  Gesetie  de  vi  publica  und  de  vi  privata  zugleich  leges  ifidiciariae  waren» 
beweist  eine  Reihe  von  Anfühnugen  aus  denselben,  welche  nichts  mit  der  vis  zu 
thon  haben,  sondern  nur  allgemeine  Gerichtsordnungen  betreffen  (Coli.  9,  2  = 
Dig,  22,  5,  8,  5.    Dig.  1^  21,  1.    22,  5,  13.    48,  2,  3,  4). 

•  IMe  dreitägigen  Ferien  der  Satumalien  f&hrt  Macrobius  an  einer  Stelle 
inL  If  10,  4)  EorOck  auf  die  nach  ihm  augustischen  leges  iudiciariae,  an  einer 
anden  (sat  1,  10,  23)  auf  ein  edictum  divi  AugtAsU. 

•  Dig.  1,  21,  1. 

«  Dig.  48,  2,  3,  4. 

•  Beseitigung  der  Decuria  der  Aerartribune:  Cicero  Phil.  1,  8,  19.  Sueton 
Caes.  41.    Dio  43,  25     Geschiromenalter:  Dig.  4,  8,  41. 

•  Tat  fr.  197.  198  (8.  128  A.  2). 
^  Dig.  48,  14,  1,  4. 

•  Dig.  48,  2,  3  pr. 

•  Dig.  48,  2,  12,  2. 

>•  Abschttftmg  der  Legisactionen:  6ai.  4,  30  (8.  128  A.  2). 
"  Geecfawomenbestellung  durch  Vereinbarung  der  Parteien:  Dig.  5,  1,  2,  1. 
Cebemahme  des  Schiedsgerichts  durch  den  Geschwomen:  Dig.  4,  8,  9,  2. 
*'  Asconins  in  Scaur.  p.  20. 
»  GelliQS  14,  2,  1. 

1*  Davon  handelte  Cap.  87.  88  der  Gesetze.    Coli.  9,  2.    Dig.  22,  5,  4.  1.  13. 
^  Cicero  PhiL  1,  9,  23.    Sueton  Caes.  42. 
"  Dig.  47,  15,  3,  1. 
"  Gaius  4,  104. 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  9 
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Prozessformen  bestanden  haben,  und  tritt  in  unseren  Rechtsquellen 
nur  desshalb  nicht  mehr  in  den  Vordergrund,  weil  mit  dem 
Wegfall  der  Criminal-  und  der  Civil geschwornen  das  Fundament 
der  älteren  Rechtsordnung  gefallen  war. 
stocken  der  Unter  dem  Principat  erweist  sich  die  Legislation  im  Gebiet 
Legislation  j^g  gtrafrechts  noch  unfruchtbarer  als  unter  der  Herrschaft  des 

▼on  Tibenns 

bis  Senats.  Selbst  Samnitordnungen  für  einzelne  Delicto  kommen  nach 
Diocietian.  ^j^j.  Ehogosetzgebung  Augusts  nicht  weiter  vor.  Es  tritt  die  in 
der  politischen  Entwickelung  wohl  einzig  dastehende  Combination 
ein,  dass  staatsrechtlich  die  Gesetzgebung  fortwährend* betrachtet 
wird  als  den  Comitien  der  Bürgerschaft  zustehend,  diese  Comitien 
wohl  berufen  werden  können ,  jedoch  nicht  mehr  berufen  werden  ^ ; 
dass  den  functionirenden  höchsten  Staatsbehörden,  dem  von  dem  be- 
rechtigten Vorsitzenden  präsidirten  Senat*,  und  in  gleicherweise, 
wenn  auch  ohne  die  bei  der  Senatsgesetzgebung  vorhandene  An- 
lehnung an  die  republikanischen  Ordnungen,  dem  Staatsoberhaupt  ^ 
nur  das  Recht  beigelegt  wird  von  dem  Gesetz  im  einzelnen  Fall  Aus- 
nahmen anzuordnen  und  allenfalls  dasselbe  in  einzelnen  Bestim- 
mungen zu  modificiren.  Praktisch  werden  also  namentlich  im 
Strafrecht  wohl  durch  Senatsbeschluss  die  bestehenden  Gesetze 
hie  und  da  abgeändert  und  noch  öfter  entscheidet  der  Kaiser  einen 
Einzelfall  ausserhalb  und  gegen  das  bestehende  Gesetz  und 
bezeichnet  direct  oder  indirect  diese  Norm  als  weiterhin  und  all- 
gemein anwendbar  und  verbindlich*.  Aber  auf  das  Jahrhundert 
regster  legislativer  Thätigkeit  von  Sullas  Dictatur  bis  zu  Augustus 
Tode  folgen,  eingeführt  durch  das  alle  freie  Bewegung  lähmende 


^  St  R.  8,  845.  Die  letzte  uns  bekannte  Benifang  der  Gesetzcomitien  flült 
unter  Nerva;  abgeschafit  worden  sind  sie  nie. 

^  St  R.  8,  1287.  Die  gegen  die  legislatorische  Competenz  des  Senats  erhobene 
theoretische  Opposition  (Gai.  1,  4)  bezog  sich  ohne  Zweifel  darauf,  dass  er,  statt 
bloss  von  dem  Gesetz  für  den  Einzelfall  zu  entbinden,  dasselbe  genereU  modificirte. 
Wie  dabei  verfahren  ward,  zeigt  unter  anderem  der  bei  Plinius  ep.  6,  5  berichtete 
Vorgang:  die  Consnln  werden  von  einem  Senator  aufgefordert  einen  Antrag  einzu- 
bringen, dass  hinsichtlich  der  Zeugendenuntiation  nach  dem  Muster  des  Gesetzes 
über  den  Ambitus  das  Repetnndengesetz  abgeändert  werden  möge  (an  placeret  ad 
eam  legem  adici). 

^  St  R.  2,  909  fg.  Formell  ist  diese  kaiserliche  Befugniss  besser  fundirt  als 
die  gleiche  des  Senats,  aber  sie  war  in  höherem  Grade  eine  nnrepublikaniscbe 
Neuerung. 

*  Diese  Erlasse  mit  allgemeiner  Anwendbarkeit  sind  die  öfter  erw&hnten 
rescripta  generalüi,  et  opoi^tet  imperialia  statuta  suam  tnm  ohtifiei^e  et  in  omni 
loco  vaJere  (Dig.  47,  12,  3,  5). 
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Regiment  seines  gewaltigen  Nachfolgers,  drei  weitere  des  starren, 
ja  gedankenlosen  Festhaltens  an  den  einmal  bestehenden  Ord- 
nungen, deren  üble  Folgen  namentlich  im  fünften  Buch  bei  der 
Strafbemessung  hervorzuheben  sein  werden. 

Nachdem  also  während  der  gesammten  Dauer  des  Principats  i*p«i»*>on 
die  systematische  Gesetzgebung  vollständig  geruht  hat,  wird  diese 
wunderliche  nicht  mehr  republikanische  und  noch  nicht  monarchische 
Staatsordnung  in  der  diocletianisch-constantinischen  Umgestaltung 
des  Reiches  durch  die  reine  Monarchie  ersetzt.  Davon,  dass  es 
jetzt  wieder  eine  formale  allgemeine  Gesetzgebung  giebt^  zeugen 
im  Strafrecht  die  neuen  Kategorien  der  Entführung  und  der 
Häresie  und  zeugt  vielleicht  auch  äusserlich  der  Beginn  der  theo- 
dosischen  Sammlung  der  Kaisererlasse  mit  den  constantinischen 
des  J.  812;  aber  aus  dem  altersschwachen  Reichskörper  war 
der  Geist  im  Entweichen  und  unfähig  neue  das  gesammte  Rechts- 
gebiet beherrschende  Bildungen  hervorzubringen.  Die  Compila- 
tionen  kaiserlicher  Verfügungen  und  juristischer  Ausführungen, 
auf  deren  gesetzliche  Sanctionirung  schliesslich  die  allgemeine 
legislatorische  Thätigkeit  hinauslief,  haben  selbstverständlich  sich 
auf  das  Strafrecht  mit  erstreckt ;  welche  Stelle  dasselbe  in  diesen 
legalen  Collectaneen  einnimmt,  ist  in  der  Einleitung  zum  vierten 
Buch  erörtert. 


^  Es  genügt  zu  erinnern  an  die  bekannte  Bestinunong  vom  J.  426  (Cod.  1^ 
14,  3),  dass  als  allgemeines  Reichsgesetz  jeder  kaiserliche  Erlass  cu  gelten  habe, 
der  entweder  an  das  Volk  als  edidum  gerichtet  oder  an  den  Senat  adressirt 
worden  seL 
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Erster  Abschnitt. 

ie  Beamten  und  die  Bechtskunde« 


Die  delictische  Judication ,  das  heisst  die  Herbeiführung  der  di«  Judica- 
Bestrafung    eines    in    den   Rechtskreis    der   römischen  Gemeinde  *^**'' ^^/'^'^'^ 
eingreifenden  öflFentlichen  oder  privaten  Delicts,  gehört,  wie  die Mafi«t»tnr. 
Rechtsprechung   überhaupt,   zu   den   Rechten   und   Pflichten   der 
Magistratur  und  zwar  ausschliesslich  der  mit  der  magistratischen 
YoUgewalt,  dem  Imperium  oder  was  dem  gleichsteht  ^,  ausgestatteten 
Beamten.    Ob  der  Magistrat  nach  freiem  Ermessen  spricht  und  ob 
alsdann  dieser  Spruch  definitiv  ist  oder  von  der  Bürgerschaft  auf- 
gehoben werden  kann  oder  ob  der  Magistrat  eine  durch  den  Ge- 
schwomenspruch  bedingte  Entscheidung  abgiebt  oder  auch  dem  von 
ihm  festgestellten  Ermessen  der  Geschwornen  gemäss  seinen  Spruch 
thut,  im  Rechtssinn  ist  jedes  Urtheil  ein  magistratischer  Spruch. 
Die  Amtsthätigkeit   der  nicht  zur  förmlichen  Urtheilfällung  com- 
petenten  Magistrate  liegt  ebenso  ausserhalb  der  Judication'  wie 

*  Die  Amtsgewalt  (poiestas)  der  plebejischen  Tribüne  und  Aedilen  so  wie  die 
der  curulischen  Aedilen  können  in  strafrechtlicher  Beziehung  dem  formalen 
Imperium  gleichgestellt  werden. 

'  Die  Administrativgerichtsbarkeit  der  Censoren  und  der  ihnen  gleichstehenden 
Beamten  (St  B.  1,  169  fg.)  bewegt  sich  wohl  in  gerichtlichen  Formen,  so  dass  sie 
sogar  zur  Niedersetzung  eines  Schwurgerichts  iühren  kann,  ist  aber  dennoch 
schwerlich  als  Judication  im  strengen  Sinn  zu  fassen  und  kann  wenigstens  im 
Strafrecht  unberücksichtigt  bleiben,  da  delictische  Forderungen  der  Gemeinde  nie 
Tor  den  Censor  gebracht  worden  sind.  Auch  die  Vorsteher  des  Aerarium  haben 
mit  dem  Strafrecht  nichts  weiter  zu  thnn  als  die  rechtskräftig  gewordenen  delictischen 
Gemeindeforderangen  wie  alle  anderen  liquiden  einzuziehen,  worauf  im  fünften 
Buch  bei  den  YermOgensstrafen  zurückzukommen  sein  wird. 
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der  aussergerichtliche  Vergleich  der  Parteien  unter  Annahme 
eines  Schiedsrichters,  wenn  auch  beide  in  der  äusseren  Er- 
scheinung der  Judication  sich  nähern.  Auch  der  magistratische 
Spruch  ist  nur  dann  ein  Rechtsspruch  im  strengen  Sinn  des  Worts^ 
wenn  er  erfolgt  auf  Grund  der  durch  Gesetz  gebundenen  magi- 
stratischen Zwangsgewalt;  die  nicht  durch  das  Strafgesetz  ge- 
bundene, im  vierten  Abschnitt  des  ersten  Buchs  behandelte 
magistratische  Coercition  steht  wohl  innerhalb  der  Rechtsordnung^ 
aber  ausserhalb  des  eigentlichen  Strafrechts  ^  obwohl  sie  sich  theil- 
weise  derselben  Zwangsmittel  wie  die  Strafgewalt  bedient.  Da  indess^ 
wie  im  vorigen  Buch  (S.  35  fg.)  entwickelt  ward ,  das  öffentliche 
Strafverfahren  aus  dieser  Coercition  durch  deren  Beschränkung 
hervorgegangen* ist,  so. hat  die  Coercition  oder,  wie  sie  weiterhin 
bezeichnet  wird,  das  reih  magistratische  Strafverfahren  auch  aus 
dieser  Darstellung  nicht  ausgeschlossen  werden  können  und  wird 
der  nächstfolgende  Abschnitt  sich  mit  dieser  namentlich  insofern 
beschäftigen,  als  die  magistratisch  -  comitiale  Judicatioa  aus  ihr 
sich  entwickelt  hat. 
üebenicht  Die  Strafrechtliche  Competenz  der  römischen  Magistrate  so 
^Z^BM-  ^*®  ^^^  neben  der  Magistratur  bei  der  Strafrechtspflege  betheiligten 
proMMM.  Comitien  und  Geschwornen  kann  im  Strafrecht  nur  dargelegt 
werden  unter  Voraussetzung  des  Staatsrechts.  Die  eigenartigen 
Ordnungen  des  römischen  Staats,  namentlich  die  aus  dem  Gegen- 
satz der  ursprünglichen  Bürgerschaft  und  der  aus  den  Dediticiera 
zu  Bürgern  gewordenen  Plebejer  hervorgegangenen  Institutionen^ 
femer  in  späterer  Zeit  der  Principat,  können  hier  als  solche  nicht 
entwickelt,  sondern  nur  was  davon  für  das  Strafrecht  in  Betracht 
kommt,  in  recapitulirender  Zusammenfassung  hervorgehoben  werden. 
Die  Darstellung  wird  gegeben  nach  den  folgenden  neun  Abschnitten 
dieses  Buches: 

(2.)  Der  rein  magistratische  öffentliche  Strafprozess. 

(3.)  Der  magistratisch-comitiale  Strafprozess. 

(4.)  Der  delictische  Privatprozess. 

(5.)  Das  Geschwomengericht  unter  magistratischem  Vorsitz. 

(6.)  Der  municipale  Strafprozess. 

(7.)  Der  statthalterliche  Strafprozess. 

(8.)  Der  consularisch-senatorische  Strafprozess. 


'  ^  Dies  zeigt  auch  die  Ueberliefenmc^  Wo  die  Provocation  aufhört,  nissen 
wir  von  dem  öffentlichen  Strafrecht  der  früheren  Republik  so  gut  wie  nichts,  eben 
weil  es  dafür  Strafgesetze  nicht  giebt 
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(9.)  Der  Strafprozess  vor  dem  Princeps  und  dessen  Delegirten. 

(10.)  Das  diocletianische  Beamtengericht. 

(11.)  Ständische  Strafbehörden. 
Hieran  schliessen  sich   im   12.  und  13.  Abschnitt  eine  Uebersicht 
des  römischen  Sicherheitsdienstes   und  weiter  der  zur  Einleitung 
und  Durchführung  des  Strafprozesses  dienenden  Zwangsmittel. 

Wenn  in  diesem  Buch  die  Strafbehörden  behandelt  werden,  in 
dem  folgenden  der  öffentliche  Strafprozesse  so  ist  dies  geschehen, 
weil  dem  öffentlichen  Strafverfahren  eine  gewisse  durchstehende 
Normirung  beigelegt  werden  kann,  neben  welcher  die  Verschieden- 
heit der  Strafbehörden  zurücktritt,  so  dass  es  möglich  und  zweck- 
mässig erscheint  den  Strafprozess,  von  dem  privatdelictischen  ab- 
gesehen, zu  einheitlicher  Darstellung  zu  bringen.  Freilich  hat 
bei  der  Behandlung  der  Strafbehörden  vielfach  in  den  Straf- 
prozess übergegriffen  werden  müssen,  und  ebenso  wird  in  der 
Darstellung  des  Strafprozesses  häufig  auf  das  gegenwärtige  Buch 
zurückzuweisen  sein. 

Inwiefern  das  für  die  Rechtsprechung  nothwendige  Erfordernis  Ke«iit«kande 
der  Rechtskunde  mit  der  bis  auf  die  diocletianisch-constantinische"*"^*^**"* 
Zeit  hinab  principiell  festgehaltenen  Einheitlichkeit  der  magistrati- 
schen Gewalt,  insbesondere  ihrer  das  Gommando  und  die  Recht- 
sprechung gleichmässig  umfassenden  Function^  thatsächlich  aus- 
geglichen worden  ist,  ist  eine  allgemeine,  nicht  dem  Strafrecht  als 
solchem  angehörende  Frage,  bei  welchem  überdies  die  eigentliche 
Rechtswissenschaft  weniger  in  Betracht  kommt  als  bei  den  nicht- 
delictischen  Proceduren.  Indess  darf  auch  hier  dieselbe  nicht  ganz 
übergangen  werden. 

Wenn  die  Kunde  des  einheimischen  Rechts  anfänglich  in  dem 
römischen  Gemeinwesen  keinem  seiner  Amtspflicht  genügenden  Be- 
amten hat  fehlen  können  —  die  römischen  Knaben  lernten  die 
Zwölftafeln  in  der  Schule  auswendig*  wie  die  griechischen  die 
Ilias  —  so  hat  sich  doch  schon  in  den  späteren  Jahrhunderten  der 
Republik  eine  römische  Rechtswissenschaft  entwickelt  und  ist  in 
dem  kriegerischen  Staat  auch  der  tüchtige  Beamte  bei  der  Rechts- 
pflege wahrscheinlich  früh  häufig  auf  Aushülfe  angewiesen  gewesen. 


^  Was  Kaiser  Alexander  sagt  (vita46):  müiiares  habere  suas  administrationes, 
habere  litUraios,  et  unumquenique.  hoc  agere  debere  quod  nössit  ist  recht  ver- 
ständig, aber  auch  recht  imrömisch. 

*  acero  de  leg.  2,  4,  9.  c.  23,  59. 
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Diese  leisteten  ihm  weder  Hülfsbeamte  noch  die  magistratische 
Dienerschaft.  Jene  stehen  wie  die  Beamten  selbst  unter  dem 
oben  erwähnten  Gesetz  der  einheitlichen  magistratischen  Function  * 
und  die  subalternen  Officialen  sind  bis  in  die  späteste  Zeit  hinab 
der  Kechtspflege  fern  gehalten  worden  *.  Ohne  directe  Einwirkung 
des  Staats  wurde  das  Erforderliche  beschafft  einerseits  durch  die 
Entwickelung  einer  von  privatem  Beruf  absehenden  und  sich  für  die 
öffentlichen  Geschäfte  als  solche  bestimmenden  höheren  Kategorie 
der  Bürgerschaft,  in  welcher  der  Einzelne  nach  seiner  Neigung 
sich  einem  bestimmten  Zweig  der  Gemeindethätigkeit ,  meistens 
entweder  der  Kriegskunde  oder  der  Rechtswissenschaft  widmete, 
andererseits  durch  das  Institut,  welches  ohne  irgend  welche  Ver- 
staatlichung dennoch  das  gesammte  öffentliche  Leben  der  Römer 
durchdringt  und  beherrscht,  den  bei  jedem  wichtigen  Geschäft  zu- 
DieBerather  gezogenen,  auf  privatem  Wege  gebildeten  Beirath  (consilium).  Die 
der  Beamten,  gjgg^^  Rechtskuude  des  Magistrats  ist  niemals  als  unwesentlich 
betrachtet  worden*,  aber  niemals  auch  wird  es  bemängelt,  wenn 
derselbe  bei  der  Rechtspflege  geeignete  Männer  hinzuzieht,  um 
ihm  'im  Rathe^  (in  consilio)  oder  nach  dem  späteren  Ausdruck  ihm 
•^Berather*  (consüiarii,  ovfdßovXoi)  zu  sein*.  Da  die  Rechtspflege 
hauptsächlich   und  in  früherer  Zeit  fast  ausschliesslich  darin  be- 


'  So  weit  die  Hfllfebeamten  von  den  Comitien  creirt  werden,  wie  zum  Bei- 
spiel die  Provinzialquästoren ,  ist  die  Rücksicht  auf  die  Sachkunde  der  Bewerber 
im  Allgemeinen  ausgeschlossen.  So  weit  sie  von  den  Magistraten  ernannt  werden, 
wird  darauf  Rücksicht  genommen  sein;  aber  den  in  dieser  Weise  bestellten 
Gehülfen  fehlt  die  Judication,  wenn  man  etwa  absieht  von  den  durch  den  Stadt- 
prätor zum  Zwecke  der  Rechtspflege  in  der  späteren  Republik  für  eine  Anzahl 
italischer  Districte  ernannten  praefecti  iure  dicwido. 

^  Die  magistratischen  Rechnungsführer  (scribae)  der  republikanischen  Zeit 
haben  auf  die  Administration  wesentlichen  Einfluss  gehabt,  werden  aber  niemals 
bei  der  Rechtsprechung  .erwähnt  Auch  in  der  Spätzeit  wird  der  rechtsgelehrte 
consiliarius  oder  adsessorj  welchen  der  Magistrat  mit  Rücksicht  auf  seine  Rechts- 
kunde auswählt,  streng  geschieden  von  den  subalternen  Officialen,  die  ohne  noth- 
wendige  Vorbildung  in  festen  Stufen  und  mit  festen  Fristen  aufrückend  die  Bureau- 
dienste verrichten  und  in  die  eigentliche  Rechtsprechung  wenigstens  nach  der  An- 
lage der  Institution  nicht  einzugreifen  haben. 

•  Vita  Alex.  46:  eos  esse  promovendosy  qui  per  se  rem  pyblicam  gerere  possent, 
non  per  adsessores.  Praktisch  ward  dies  später  durchgeführt  mittelst  der  Vor- 
schulung der  Beamten  durch  den  Adsessorat 

*  In  consilio  esse  ist  der  ältere  technische  Ausdruck  für  diesen  Act;  da  der 
Berathung  rechtUch  und  in  früherer  Zeit  auch  wohl  factisch  die  Ständigkeit  fehlt, 
begegnet  die  substantivische  Bezeichnung  für  den  berathenden  Amtsgehülfen  erst 
unter  dem  Principat  (Sueton  Claud.  12:  ut  unus  e  consüiariis). 
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Steht,  dass  der  rechtsprechende  Beamte  öffentlich  und  mündlich 
auf  dem  Tribunal  die  Anliegen  und  die  Anfragen  der  Parteien  er- 
ledigt oder  nach  Umständen  die  Verhöre  vornimmt,  in  gleicher  Art 
späterhin  das  Schwurgericht  leitet,  so  erfolgt  die  Berathung  vorzugs- 
weise in  der  Weise,  dass  der  Magistrat,  wie  er  anderen  Personen 
auf  dem  Tribunal  den  Mitsitz  einräumt^,  so  vor  allem  diese  seine 
Berather  auffordert  ihm  Beisitzer  (adsessores,  noQeÖQOi)  zu  sein', 
und  was  er  vom  Tribunal  spricht,  ist  sehr  häufig  von  dem  Bei- 
sitzer ihm  vorgesprochen  worden*. 

Diese  freiwillige  Betheiligung  der  Privaten  an  der  öffentlichen  nie  b^bh» 
Rechtspflege  konnte  in  der  Stadt  Rom  nicht  versagen,  und  bis  in  gt^^^bü^^, 
die  Zeit  der  karthagischen  Kriege  hinab  wurde  hier  allein  nach 
römischem  Recht  Gericht  gehalten.  In  den  italischen  Städten 
werden  die  Verhältnisse  annähernd  die  gleichen  gewesen  sein.  Be- 
sondere Einrichtungen  für  diesen  Zweck  sind  weder  dort  noch  hier 
getroffen  worden.  Aber  als  die  überseeische  römische  Rechtspflege 
begann,  musste  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  dass  dem 
Statthalter  in  der  Provinz  nicht  so  wie  dem  stadtrömischen  Magi- 
strat jene  freiwillige  Hülfe  zu  Gebote  stand ;  und  obwohl  wir  dar- 
über nichts  Bestimmtes  erfahren,  ist  die  Statthalterschaft  offenbar 


*  Der  Beisitz  auf  dem  Tribunal  ist  an  sich  nichts  als  eine  Höflichkeit,  indem 
der  Magistrat  angesehene  Anwesende  auffordert,  statt  vor  ihm  zu  stehen,  neben 
ihm  Platz  zu  nehmen;  auch  umgekehrt  eine  dem  Beamten  erzeigte  EIhrung,  wie 
die  Kaiser  öfter  sie  den  rechtsprechenden  Magistraten  erwiesen  haben  (Tacitus 
ann.  1,  75:  iadictis  adsidebat  in  comu  tribunalis,  ne  prctetorem  curuU  depelleret; 
Saeton  Tib.  33;  Dio  69, 7),  wobei  freilich  auch  die  Controlirung  der  amtlichen  Thätig- 
keit  nicht  ausgeschlossen  ist.  Wer  auf  dem  Tribunal  sitzt,  kann  mit  dem  Magistrat 
sprechen,  also  auch  ihn  berathen.  Daher  muss  jeder  Berather  Beisitzer  «ein,  aber 
keineswegs  ist  jeder  Beisitzer  auch  Berather.  Dem  Beisitz  verwandt  ist  das  Er- 
scheinen in  dem  Amtslocal  und  unter  dem  Amtsgefolge  des  Magistrats,  das  in  officio 
esse  (Plinius  ep.  1,  5,  11:  in  praetoris  officio;  Tita  Hadriani  9:  praetarttm  et 
consulum  offieia  frequeniavit), 

'  Auch  das  substantivische  adsessor  erscheint  erst  unter  dem  Principat 
(Seneca  de  tranq.  an.  3,  4;  Sueton  Galb.  14).  Griechisch  gewöhnlich  nuQiS^og; 
Inschrift  eines  vo/nueog  avyxa^e^QOi  av&vnarov  Idifgfxrig  G.  I.  L.  YIII,  1640  =^ 
15877.  —  Gewöhnlich  wird  das  Wort  auf  den  Beisitz  bei  dem  Statthaltergericht 
bezogen,  aber  es  passt  auch  auf  den  in  Stellvertretung  Gericht  haltenden  Dele- 
gaten. So  heisst  es  in  der  Inschrift  von  Thorigny  (C.  I.  L.  XIII,  3162):  (idsedit 
etiam  in  provincia  Num(idia)  Lamb((ie8)en8e]M,  Välerio  Floro  tribuno  mtl. 
leg.  m  Aug.  iudici  arcae  ferrair(iarum). 

*  Seneca  de  tranq.  animi  3,  4:  inter  peregrinos  et  cives  aut  urbanus  praetor 
adeuntibus  adsessoris  verba  pronuntiat.  Vita  Alex.  46  (S.  138  A.  3).  Ammian. 
23,6,82:  [Ptrsae)  nostram  consuetudinem  rident,  quae  interdum  facundos  iuriS' 
que  pMici  periHssimos  post  indodorum  conlocat  terga. 
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in  der  Weise  organisirt  worden,  dass  der  Magistrat  in  der  Lage 
war  für  die  Rechtspflege  wie  für  das  Commando  die  nöthigen  Ge- 
hülfen mitzubringen,  welche  hier  gewöhnlich  unter  dem  Namen  der 
Reisebegleiter,  comites,  auftreten*.  Die  Zweckbestimmung  der 
einzelnen  tritt  in  dieser  Epoche  in  der  Benennung  nicht  hervor. 
Einzelne  derselben  sind  in  republikanischer  Zeit  und  unter  den 
ersten  Kaisern  von  den  Statthaltern  geradezu  als  Stellvertreter 
für  die  Jurisdiction  verwendet  worden*,  was  späterhin  nicht  mehr 
vorkommt. 
Die  Ada«t-  Unter  dem  Principat  entwickelt  sich  aus  diesen  Ordnungen  mit 

**^Tem^**^'  der  Steigerung  einerseits  der  Rechtskunde  zum  förmlichen  Rechts- 
Principai.  Studium,  audrorsoits  der  allmählich  eintretenden  und  in  der  Spät- 
zeit übermächtigen  Bureaukratie  bei  allen  hauptstädtischen  und 
provinzialen  rechtsprechenden  Behörden  von  einiger  Bedeutung* 
der  rechtsgelehrte  Beisitzer,  der  consüiarius  oder  adsesscr  des 
Magistrats.  Auch  nachdem  seit  Diocletian  die  Givilämter  sich  von 
den  militärischen  geschieden  hatten  und  bei  den  rechtsprechenden 
Beamten  selbst  die  erforderliche  Sachkenntniss  vorausgesetzt  werden 
durfte,  ist  das  Institut  der  Beisitzer  wesentlich  unverändert  bei- 
behalten worden.  Es  ist  der  Adsessorat  unter  der  Monarchie  eine 
ständige  Stellung;  aber  der  Beisitzer  wird  von  dem  betreffenden 
Magistrat  für  eine  bestimmte  Frist  angenommen*  und  die  freie 
Auswahl  ist  ihm  bis  in  die  späteste  Kaiserzeit  geblieben  *.  Keines- 
wegs wird  der  Beisitzer  Magistrat.  Die  Beamtenqualification  wird 
nicht  von  ihm  gefordert*;  amtlich  zu  zeichnen  oder  überhaupt 
Amtsgeschäfte  zu  verrichten  ist  er  nicht  befugt  ^ ;  in  der  officiellen 


^  St  B.  1,  298  fg.  Ein  lebendiges  Bild  der  Zusammenstellang  des  Statthalter- 
gefolges  giebt  Ftonto  in  dem  achten  Brief  an  Kaiser  Pias;  obwohl  es  sich  um  die 
friedliche  Provinz  Asia  handelt,  nimmt  er  doch,  der  Bäaberwirthscbaft  wegen» 
einen  Kriegskundigen  mit 

'  Darüber  ist  der  Abschnitt  von  der  Statthalterschaft  zu  vergleichen. 

'  Lactantius  de  mort  persec  22:  iudiceB  fnüitare»  (dies  sind  die  duces;  vgl. 
Ammian  20,  4,  7:  ntque  civilis  quisquam  iudtx  nee  imHUae  redor)  hvmamiaJtis 
liUffrcvrwn  rüdes  sine  adsessoribus  in  provincias  immissi.  Später  hat  auch  der 
dux  Adsessoren  (Cod.  1,  27,  2,  19  fg.) 

^  Der  regelmässig  ohne  feste  Zeitgrenze  ernannte  Beamte  schliesst  mit  dem 
Adsessor  auf  feste  Zeit  ab  und  wenn  jener  vor  diesem  Termin  stirbt  oder  ab- 
berufen wird,  ist  dennoch  der  ganze  Betrag  zu  zahlen,  ausser  wenn  der  Adsessor 
innerhalb  der  Frist  bei  einem  andern  Beamten  eingetreten  ist  (Dig.  1,  22,  4  =»  19, 
2,  19,  10). 

^  Diocletian  Cod.  1,  51,  1.    Justinian  nov.  8,  8  pr.  15,  5,  2. 

*  Dig.  1,  22,  2 :  liberti  aäsidere  possunt. 

"^  Cod.  1,  51,  2.  Not.  60,  2  läset  bei  den  Adsessoren  der  hdchsten  Magistrate 
einige  Ausnahmen  zu. 
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Beamtenreihe,  wie  die  Ehrendenkmäler  sie  zeigen,  wird  der  Ad- 
sessor  nicht  aufgeführt  *.  Nach  der  anfänglichen  Ordnung  wird  diese 
Verrichtung  unentgeltlich  geleistet;  indess  hat  bei  den  im  Gefolge 
der  Statthalter  thätigen  Gehülfen  wohl  von  Haus  aus  in  der  Form 
der  Verpflegungsgelder  und  der  Gratificationen  factisch  die  Remunera- 
tion sich  eingestellt*.  Unter  dem  Principat  wird  zwischen  dem 
Magistrat  und  dem  Adsessor  das  Honorar  contractlich  ausgemacht*. 
In  Folge  der  bei  diesem  Verfahren  unvermeidlichen  Uebelstände  ist 
im  dritten  Jahrhundert  für  jeden  Beamten  eine  bestimmte  Zahl  — 
nach  justinianischer  Ordnung  für  die  Statthalterschaften  durch- 
gängig eine  —  Adsessorenbesoldung  ausgeworfen  worden*.  Auch 
an  beschränkenden  Vorschriften  hinsichtlich  der  Auswahl  hat  es 
nicht  gefehlt;  insbesondere  ist  den  Statthaltern  untersagt  worden 
Provinzialen  ihres  Sprengeis  zu  Adsessoren  zu  bestellen*.  Sehr 
häufig  bilden  diese  Privatstellungen  factisch  die  Vorstufe  für  den 
Eintritt  in  den  höheren  Staatsdienst;  diese  thatsächliche  Anwart- 
schaft hat  mehr  als  die  unmittelbaren  Emolumente  des  Adsessorats 
die  Jugend  der  besseren  Klassen  bestimmt,  nach  beendigtem  Rechts- 
studium in  diese  Stellungen  einzutreten*. 

^  Die  Erwähnung  des  Adsessorats  in  den  Inschriften  zweier  Provinzialen,  der- 
jenigen von  Thorigny  (S.  139  A.  2)  und  in  einer  von  Capoa  (G.  I.  L.  XI,  3943:  odBedit 
magistratibtM  populi  Romani  ita  ut  in  aliis  et  in  provincia  Asia  cu8todiar[um 
causa  itemquej  in  wma  iudicum;  vgL  unten  bei  der  Statthalterschaft)  machen 
keine  Ausnahme,  wohl  aber  die  griechische  aus  Afirica  (S.  189  A.  2). 

«  St.  R.  1,  299. 

*  Eb  wird  eingeklagt  wie  das  Lehrerhonorar  (EMg.  50, 13, 1, 8.  1. 4).  Augustin. 
confess.  6,  10,  16:  (Alypius)  ter  iam  adsederat  .  .  .  Romae  adsidebat  comiH  lar- 
gUumum  ItaHciawMrum,  8,  6, 18:  mecum  erat  Alypitis  atiosus  ab  opere  iims  peri- 
iorwn  post  adsessianem  terHanif  expectans,  qutbus  iterum  consilia  venderet. 

^  Vita  Nigri  7,  wie  es  scheint  als  dem  Severos  ertheilter  Raihschlag.  Vita 
Alezandri  46:  adsessorihus  salaria  instituit  Dig.  1,  21,  6.  Cod.  1,  52,  I  und 
sonst  Von  dem  statuttis  numerus  der  comites  spricht  Hermogenianus  Dig.  27,  1, 
41, 2.  Die  Zahl  der  für  die  Adsessoren  ausgeworfenen  Salarien  war  natürlich  gesetzlich 
finrt;  eine  gesetzliche  Fixirung  der  Zahl  selbst  wird  nirgends  gemeldet  und  passt 
nicht  zu  der  Institution.  In  den  justinianischen  Begulativen  für  die  kleinen  Provinzen 
dieser  Zeit  erscheint  stehend  neben  dem  Gehalt  des  Statthalters  dasjenige  des 
Adsessors,  meistens  eines  einzigen,  mehrerer  jedoch  bei  dem  Statthalter  von 
Ägypten  (edict  13,  4);  früher  war  die  Adsessorenzahl  ohne  Zweifel  grösser. 

^  Dig.  1,  22,  3,  4»  6,  38.  Der  Gallier  T.  Sennius  SoUemnis  der  Inschrift 
von  Thorigny  (S.  139  A.  2)  wird  sowohl  von  den  Statthaltern  von  Britannien  wie 
von  einem  Delegationsrichter  in  Numidien  als  adsessor  yerwendet 

•  Vita  Nigri  7. 


Zweiter  Abschnitt. 

Der  rein  magistratische  öffentliche 

Strafprozess. 


Das  öffentliche  Strafverfahren  wegen  der  Schädigung  der  Ge- 
meinde fällt,  so  weit  diese  dabei  nicht  mitwirkt,  zusammen  mit 
der  im  ersten  Buch  behandelten  magistratischen  Coercition.  Wenn 
wir  dennoch  hier  auf  deren  Handhabung  zurückkommen,  so  ge- 
schieht dies,  weil  thatsächlich  der  republikanische  Criminalprozess 
zum  grossen  Theil  in  dieser  Form  sich  bewegt  und  weil  der 
magistratisch-comitiale  Strafprozess  nur  im  Gegensatz  zu  diesem 
behandelt  werden  kann. 
Dm  magi-  Der  Öffentliche  Strafprozess  ruht  auf  dem  Imperium*,  in  der 

lücht^corat  ^^^^^  ^^™  ^^^  gesetzlich  gebundenen,  ausserhalb  Rom*  dem  be- 
tiaie  straf-  froiteu.  lu  der  Stadt  besitzen  dasselbe  die  Consuln,  wenn  sie  an- 
^T^^l^V^  wesend  sind,  wenn  sie  fehlen  oder  abwesend  sind,  an  ihrer  Statt  der 

der  Stadt.  '  ' 

Interrex®,  der  Stadtpräfect  der  älteren  Ordnung*,  der  die  Consuln 
vertretende  Prätor*.  Gebunden  ist  dieses  Imperium  nach  den  im 
ersten  Buch  (S.  38  fg.)  erörterten  Normen  dem  römischen  Bürger 
gegenüber  durch  die  Schranken  der  Coercition.  Ungebunden  da- 
gegen und  also  die  volle  Judication  einschliessend  waltet  das  Im- 


^  In  wie  weit  die  übrigen  als  zur  Ck>ercition  berechtigt  S.  39  fg.  bezeichneten 
Beamten  an  dem  rein  magistratischen  Stra^rozess  betheiligt  sind,  ist  in  dem 
folgenden  Abschnitt '  bei  dem  magistratisch-comitialen  erörtert. 

^  lieber  die  Abgrenzung  vgl.  St  R.  1,  67  fg. 

*  St  R.  1,  647.  Ein  StrafVerfifthren  kann  aach  der  Interrex  yomehmen  (lex 
col.  Gen.  c  130). 

*  St  R.  1,  661  fg. 
«  St.  R.  2,  232. 
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perium  auch  innerhalb  des  Mauerrings  bei  öffentlichen  Verbrechen 
gegen  die  folgenden  Kategorien: 

1.  Die  wegen  militärischer  Vergehen  zu  dem  Provocations- 
recht  nicht  zugelassenen  Bürger^. 

2.  Die  Frauen*,  so  weit  sie  nicht  bei  den  aedilicischen  Judi- 
caten  zur  Provocation  zugelassen  sind,  worüber  im  dritten  Buch 
bei  den  Rechtsmitteln  gehandelt  ist. 

3.  Die  Ausländer^,  mit  Ausnahme  der  durch  Singularprivileg 
zur  Provocation  an  die  römischen  Comitien  zugelassenen  Latiner 
(S.  110  A.  2). 

4.  Die  Unfreien. 

Auf  die  wohl  berechtigte  Frage,  wie  der  Magistrat  gegen  die 
Personen  dieser  Kategorien  die  Strafprozesse  zu  Ende  geführt  hat, 
während  dies  gegen  die  an  denselben  Strafthaten  betheiligten 
Bürger  ihm  nicht  zukommt,  wird  in  dem  folgenden  Abschnitt  die 
Antwort  gegeben  werden,  —  Diese  städtische  Justiz  gehört  zu  der 
ordentlichen  Rechtspflege;  der  Beamte,  der  sie  handhabt,  ist  für 
die  zu  diesen  Klassen  gehörigen  Personen  der  rechte  Strafrichter. 

Unbeschränkte  Strafgewalt  auch  in  der  Stadt  gegen  den  römi- 
schen Bürger  hat  der  Imperienträger  nur  ausnahmsweise ;  sie  steht 

^  S.  43.  Da 88  die  Bürger  ohne  Stimmrecht  von  der  Provocation  nicht  aus- 
geschlossen sind,  wurde  S.  48  A.  1  bemerkt. 

'  Liv.  ep.  48  (=  Val.  Max.  6,  3,  8,  der  das  Verfahren  als  publica  quaestio 
bezeichnet)  zum  J.  602/152:  de  reneficiis  quaesitum.  FubUlia  et  Licinia  nobiles 
feminae^  quas  vires  suos  cansulares  necasse  insimulabanturf  cognita  causa,  cum 
praetori  (ohne  Zweifel  dem  Stadtprätor.  in  Vertretung,  da  der  eine  Ck)nsul  dieses 
Jahres  in  Spanien  commandirte,  der  andere  im  Amte  starb)  praedes  vades  de- 
dissenU,  cognatorum  decreto  necatae  sunt;  das  Todesurtheil  ist  yielleicht  von  den 
Verwandten  nicht  bloss  vollstreckt,  sondern  auch  gefällt  (S.  19  A.  2),  aber  der  Prozess 
als  öffentlicher  mindestens  begonnen  worden.  Gleichartige  Giftmordprozesse  gegen 
Gruppen  von  Frauen  verzeichnen  die  Annalen  unter  den  J.  423/831  (Liv.  8,  18, 
daraus  Val.  Max.  2,  5,  3  und  Orosius  3,  10,  2).  570/184  (Liv.  39,  41,  5)  und 
574/180  (Liv.  40,  37.  43).  Das  Wort  des  alten  Cato,  dass  jede  Ehebrecherin  auch 
Giftmischerin  sei  (Quintilian  5,  11,  39;  Schrift  ad  Her.  4,  16,  23;  Seneca  controv. 
7,  3,  6)  bezieht  sich  zunächst  auf  diese  Prozesse.  —  Die  Erzählung  Val.  Max. 
5,  4,  7  (vgl.  Festus  p.  209  v.  pietati):  sanguinis  ingenui  mulierem  praetor  apud 
tribunal  suum  capitcdi  critnine  damnatam  triutnviro  in  carcerem  necandam  tradidit 
ist  zwar,  wie  im  folgenden  Buch  bei  der  Begnadigung  gezeigt  wird,  spät  und  schlecht 
erfunden,  mag  aber  auch  hieher  gehören,  falls  der  Prätor  wiederum  als  Vertreter 
des  Consuls  gedacht  sein  sollte. 

'  Dies  zeigt  der  im  J.  644/110  in  Rom  verhandelte  Mordprozess  gegen  den 
Bomilcar,  einen  Begleiter  des  Königs  Jugurtha  (Sallust  lug.  35.  61.  Appian  Num.  1). 
Das  Veriahren  ist  consularisch;  der  Denuntiant  entschliesst  sich  zur  Anzeige  mnltis 
hortanübus  et  in  prinus  Albino  consule. 
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den  provocationsfreien  Magistraten  zu  (S.  41).    In  unseren  Quellen, 
deren  Königthum  eine  staatsrechtliche  Abstraction  ist  *,  tritt  diese 
Vollgewalt  auf  paradigmatisch  in  der  Erzählung  von  dem  vor  Ein- 
führung der  obligatorischen  Provocation  von  dem  ersten  Consul  ab- 
gehaltenen Blutgericht  ? ;  am  ursprünglichsten  in  der  ohne  Frage  zu 
den  organischen  Bestandtheilen  der  anfänglichen  republikanischen 
Verfassung  gehörenden*  Dictatur   in  ihrer   ältesten  Gestalt*;  im 
wesentlichen   gleichartig,    so   weit   dies    bei   Exceptionalgerichten 
möglich  ist,   bei  den  ausserordentlichen  befreiten  Magistraturen, 
dem  Decemvirat,  der  suUanisch-caesarischen  Dictatur,  dem  nach- 
caesarischen  Triumvirat*,  gewissermassen  auch  dem  Principat,  wie 
dies  weiterhin  entwickelt  werden  wird. 
Da»  ausser-         Aussorhalb  der  Stadtmauern  schliesst  das  Imperium  von  Rechts- 
"lÜlgratta-  ^^S^^  d^s  Strafverfahren  schrankenlos  ein,   theils  als  eigentliches 
tische  straf-  Kriogsrecht  gegen  die  im    römischen  Heerdienst  stehenden  Per- 
verfahren.  ^^^^^  ^^^  g?  fg.) ,  thoüs  gegen  jedou  anderen  Bürger  oder  Nicht- 

bürger.    Im  Gegensatz  zu  dem  städtischen  ist  dies  Imperium 

1 .  nicht  so,  wie  in  der  Stadt,  gebunden  durch  das  Gesetz  der 
Annuität.  Während  in  der  Stadt  nur  der  Magistrat  das  Strafver- 
fahren handhaben  kann,  ist  ausserhalb  derselben  auch  der  Pro- 
magistrat, soweit  er  überhaupt  verfassungsmässig  fungirt,  dafür 
competent*; 


*  Pomponius  Dig.  1,  2,  2,  14:  initio  civitatis  hiiius  canstat  reges  antnem 
pot€siatem  hahuisse.  Diese  Gewalt  ist  die  consularische  unter  Beseitigung  der 
Collegialität  und  der  Annuität  und  der  obligatorischen  Provocation.  Die  derartigen 
in  die  Königszeit  verlegten  Erzählungen  Dionys.  2,  29.  51.  53.  56.  8,  78.  4|  5. 
42.  62  ^  YaL  Max.  1,  1,  18)  entsprechen  wohl,  sind  aber  jung  und  farblos. 

*  Dies  ist  das  consularische  Strafgericht  über  die  zur  RQckf&hrung  der  Königs- 
herrschaft verschworenen' Adlichen,  paradigmatisch  geschildert  von  Liv.  2,  4.  5 
und  Dionys.  5,  7.  8,  bei  welchem  die  Unfasslichkeit  dieser  Erzählung  für  die 
Griechen  scharf  hervortritt.  Plutarch  Popl.  6.  7  hat  sie  durch  Hineinziehen  der 
Hauszucht  und  der  Provocation  noch  ärger  entstellt. 

«  St  R.  2,  148. 

^  St  R.  2,  157.  Der  Dictatorenprozess  gegen  den  Reiterföhrer  Q.  Fabius 
Liv.  8,  82 — 85  giebt  trotz  der  rhetorischen  Färbung  davon  ein  leidliches  Bild,  an- 
nähernd auch  diejenigen  gegen  Sp.  Maelius  (Liv.  4,  18—16)  und  M.  Manilas 
(Liv.  6,  15.  16). 

^  Von  den  caesarischen  Dictatorialprozessen  geben  uns  Ciceros  Reden  für 
Ligarius  und  Deiotarus  eine  Anschauung.  Selbst  die  suUanischen  und  die  trium- 
viralen  Proscriptionen  in  ihrer  grauenvollen  Formlosigkeit  knüpfen  an  an  die  Idee 
der  über  dem  Gesetze  stehenden  Magistratur.  Dies  sind  Quintilians  (5,  18,  5) 
iudices  qui  nuUa  certe  pronuntiaridi  forma  tenentur;  er  meint  den  Dietator 
Caesar  und  die  Triumvirn  und  verweist  auf  Ciceros  Rede  för  Ligarias. 

*  Es  gilt  dies  nicht  bloss  von  dem  die  Provinz  verwaltenden  Prätor  nach 
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2.  nicht  so,  wie  in  der  Stadt,  gebunden  hinsichtlich  der  Man- 
dirung.  Während  dem  anwesenden  Consul  die  Gehülfen  für  sein  Straf- 
verfahren das  Gesetz  namentlich  in  den  beiden  Quästoren  zuweist  \ 
kann  der  Statthalter  nach  Belieben  dergleichen  Mandate  seinem 
Quästor  oder  seinem  Legaten  ertheilen  oder  auch  nicht  ertheilen. 
Während  für  den  abwesenden  Consul  das  Gesetz  den  Vertreter 
bestellt ,  wählt  der  Provinzialprätor,  wenn  er  die  Provinz  verlässt, 
sich  selber  den  Vertreter  und  überträgt  auf  ihn  auch  die  Straf- 
gewalt * ; 

3.  nicht  so,  wie  in  der  Stadt,  gegen  den  Bürger  beschränkt 
hinsichtlich  der  Strafmittel,  nur  dass  in  der  letzten  republikanischen 
Zeit  dem  Imperienträger  die  Capitalcoercition  über  die  Bürger 
mangelt  (S.  31). 

Aber   die   strafrechtliche   Verwendung    des   ausserstädtischen    Aaager- 
Imperiums  ist,  von  dem  Kriegsrecht  im  engeren  Sinne  abgesehen, ^^^,^^®' 
immer  eine  ausserordentliche.    Das  römische  Reich  ist  ein  Bund  des  aosser- 
mehr  oder  minder  autonomer  Städte  und  die  Rechtspflege  ausser-  '^'g^^*'" 
halb  des  römischen  Gebiets  steht  in  Italien   wie  in  den  Pro\inzen   pr<»«8«e8 
ordentlicher  Weise  bei  den  städtischen  Behörden;   das  Eingreifen 
der  römischen  Imperienträger,  welchen   in  Italien  überhaupt  eine 
feste  Stellung  nicht  zukommt  und  die  in  die  Provinzen  zunächst 
nur  als  Civilrichter  für  die  römischen  Prozesse  gesandt  werden, 
wird,  wie  dies  im  neunten  Abschnitt  des  ersten  Buchs  entwickelt 
ward,  hervorgerufen  zunächst   durch  den  Kriegs-  oder  doch  durch 
den  Nothfall.    In  weiterer  Ausführung  der  dort   gegebenen  prin- 
cipiellen    Entwickelung  verzeichnen   wir  hier  die  hauptsächlichen 
in  das  Strafrecht   übergreifenden  Handhabungen   dieses  Imperien- 
rechts,    namentlich    so    weit    sie    der    älteren    republikanischen 
Epoche   angehören;  auf  die  rechtlich  gleichartige  Handhabung  der 
überseeischen  Imperien  wird  bei  den  Statthalterprozessen  zurück- 
zukommen sein. 


Ablaaf  seines  Amt^ahres,  sondern  von  jedem  Promagistrat,  Cicero  Verr.  1.  2,  46^ 
118:  JSthenius)  apud  Cn.  Pompeium  (im  J.  672/82  in  seinem  ausserordentlichen 
sicilischen  Commando)  cum  accusatus  easety  quod  propter  C,  Marti  familiaritatem 
ft  hospitium  contra  rem  publicam  sensisse  cum  ini7nici  et  accusatores  eius  dice^ 
rent  .  .  .  .  a  Cn.  Pompeio  absoltUus  est. 

>  Die  fireie  Mandining  der  Strafprozesse  erscheint  als  Attribut  der  ursprüng- 
lichen Königsgewalt  (Dion.  2,  14)  und  als  aufgehoben  durch  die  servianisch- 
repablikanische  Verfassung,  daher  wieder  aufgenommen  von  dem  letzten  ungerechten 
König  (Dion.  4,  42)  und  Ton  den  ungerechten  Decemvim  (Dion.  10,  60). 

«  St.  R.  1,  677  fg. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  10 
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weg»nPer-  1.  Als  eigentliche  Perduellion  können  bezeichnet  werden  das 
dueiiion.  Einschreiten  gegen  aufrührerische  oder  ungetreue  Bundesgenossen  * ; 
die  Massregeln  gegen  aufständische  oder  unsichere  Sclaven*;  die 
Ahndung  der  einem  römischen  Beamten  oder  seinen  Leuten  zu- 
gefügten Verletzung*.  Der  Sache  und  der  Form  nach  werden  diese 
Acte  durchaus  als  Strafverfahi'en  *  behandelt. 

bei  Gefihr-  2.  Wenn  Delictgruppen  in  der  Weise  auftreten ,  dass  dadurch 
«ff^^u^r  ^®  öffentliche  Sicherheit  in  einer  Weise  gefährdet  wird,  gegen 
Sicherheit,  welchc  die  örtliche  Justiz  nicht  ausreicht,  so  nimmt  die  römische 
Regierung  kraft  dieses  Nothstandes  und  ihres  Herrenrechts  die 
Strafjustiz  selbst  in  die  Hand**,  namentlich,  aber  keineswegs 
allein,  wenn  diese  Delicte  sich  nach  der  Stadt  Kom  selbst 
verzweigen.  Bei  der  territorialen  Anlage  des  ordentlichen  Straf- 
verfahrens und  den  oft  sehr  engen  Grenzen  der  Territorien  musste 
dies  wie  in  Italien,  so  auch  in  den  Provinzen  häufig  erforderlich 
sein  und  vielfach  ist,  theils,  namentlich  in  Italien,  nach  Anordnung 
des  Senats,  theils  durch  die  eigene  Initiative  des  zunächst  be- 
theiligten römischen  Imperienträgers,  zu  diesem  Ausnahmeverfahren 


^  Polybius  6)  13:  Saa  rcur  aiixrifxajotv  r&Jr  xar*  ^ItaXlav  nQoaSitrai  Sti^ 
fioaias  imaxi^noi ,  Ifyoi  (T  olov  itQoSoalai  {=  perdueUio),  avvafioaiaf,  (pagfjia- 
xc£asy  öolotpoviasj  r^  avyxlriTqt  (d.  h.  formeU  dem  Vorsitzenden  Magistrat)  fiiXei 
negl  rovrotv.  Cicero  Verr.  1.  3,  28,  68:  tamqiMtn  coniuratio  aliqua  Agyrii  contra 
rem  puhlicam  facta  auf  legatus  praetoris  pulsat^is  esset.  1.  1,  27,  70:  non  potest 
dicere:  cum  seditixmeni  sedare  veUeni,  Aach  in  der  Amtsthätigkeit  des  Yerres 
als  Statthalters  von  Sicilien,  in  welcher  trotz  der  argen  Misswirthschaft  das  Wesen 
der  republikanischen  Stra^astiz  ausserhalb  Rom  deutlich  zum  Ausdruck  kommt, 
gehört  dahin  die  Hinrichtung  der  angeblichen  Sertorianer  (Cicero  Verr.  5,  58  und 
sonst);  die  der  mit  den  Piraten  in  Gemeinschaft  stehenden  römischen  Bürger 
(Cicero  Verr.  5,  22,  57—63,  besonders  c.  62,  161)  und  der  sicilischen  Schiffscapitäne 
(Cicero  a.  a.  0.  5,  81  fg.,  besonders  c  41,  106:  quod  classem  pratdombus 
prodidissent  und  c.  50,  133:  non  in  supplicio  crimen  meum  vertitur). 

"  Cicero  Verr.  1.  5,  3—8,  wo  die  strenge  Durchführung  der  Vorschrift,  dass 
der  Sclave  keine  Waffen  tragen  darf  (c.  3,  7)  zu  beachten  ist  Von  dem  Zustand 
Siciliens  während  der  Sclavenkriege  sagt  Diodor  36,  11:  ava^x^a^  ovatis  ^ta  ro 
lif\Sifi(av  *PmfiaixTiv  nQxk*^  SixaioSoreTv. 

•  Cicero  Verr.  3,  28,  68  (A.  1).  Todesurtheile  gegen  Provinzialen  wegen 
Tödtung  eines  römischen  Lictors  Cicero  Verr.  1.  1,  28,  72.    c  31,  79. 

*  Cicero  Verr.  1.  2,  28,  68:  rerum  capüaltum  quaesUones.  Senatsbeschlüsse 
wegen  Sendung  von  Dictatoren  oder  Consuln  in  italische  Districte  ad  quaesHones 
iHübendas  Liv.  10,  1.  28,  10,  4  (wo  magistraiu  abdicato  aus  Versehen  zugesetzt 
ist).    29,  36,  11. 

»  Polybius  6,  13  (A.  1). 
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geschritten  worden  ^  aus  welchem  in  der  Kaiserzeit  sich  die  statt- 
halterliche Strafjustiz  entwickelt  .hat. 

3.    Auch  gegen  den  Missbrauch  der  Autonomie,    insbesondere  beiMu»- 
gegen  unrechtfertige  Verwaltung  der  Gemeindekasse  und  des  Ge-  jJ^^^oJk!! 
meindevermögens    scheint    die    römische  Regierung   im    Strafweg 
«ingeschritten  zu  sein ;  indess  lässt  sich  dies  für  die  republikanische 
Epoche  nicht  mit  Sicherheit  erweisen^. 

Die  Bezeichnung  des  rein  magistratischen  Strafprozesses  ist  Die  ^»«»«»«u 
neben  dem  allgemeinen  iudicium,  das  zwar  vorzugsweise  von  der 
eigentlichen    Judication    gebraucht,    aber   unbedenklich  auch  auf 
<iiese  Coercition  angewendet  wird,  die  *Frage',  quaestio^.    Es  ist 


^  Insbesondere  bei  Giftmischercomplotten  in  Rom  und  in  Italien  sind  Special- 
aufträge dieser  Art  an  Prätoren  ertheilt  worden  (Liv.  39,  38, 3.  c  41,  5.  40,  37.  43), 
wo  übrigens  die  Fassung  (besonders  40,  37,  4  per  fora  conciliabulaque)  zeigt,  dass 
•der  Auftrag  weniger  auf  die  Territorien  der  Bundesgenossen  als  auf  das  eigene 
römische  Gebiet  sich  bezog.  Ein  deutliches  Bild  dieses  Einschreitens  giebt  die  im 
J.  616/138  angeordnete  Untersuchung  wegen  der  im  bruttischen  Silawald  vor- 
gekommenen Bandenverbrechen  (Cicero  Brut.  22).  Von  dem  Bacchanalienprozess 
wird  in  dem  folgenden  Abschnitt  die  Rede  sein. 

'  Dass  Verres  dem  Thermitaner  Sthenius  wegen  Fälschung  der  Gemeinde- 
bücher einen  Strafprozess  (über  die  Form  vgl.  S.  150  A.  4)  anhängt  und  ihn  zu 
einer  Busse  von  500000  Sest  an  die  (römische)  Venus  Erycina  verurtheilen  lässt 
<€icero  Verr.  2,  37.  38),  obwohl  selbstverständlich  auch  das  Stadtrecht  des  Ortes 
für  solche  Fälle  ein  Strafverfahren  anordnet,  ist,  wie  ungerecht  auch  in  der 
Anwendung,  schwerlich  ohne  gerechtfertigte  Präcedentien  geschehen. 

'  Bei  der  qyMestio  liegt  der  Begriff  der  <  Frage  ^  welcher  sprachlich  in  dem 
formelhaften  quaeso  am  bestimmtesten  hervortritt,  allen  Verwendungen  des  vielfach 
bezogenen  Wortes  zu  Grunde.  Im  strafrechtlichen  Gebrauch  ist  quaerere  (mit  dem 
verstärkten,  aber  nicht  technisch  verwendeten  inquirere  und  dem  im  folgendeü 
Abschnitt  zu  erörternden  anquirere)  die  Frage  des  Strafrichters  an  den  Ange' 
schuldigten.  Den  Prozess  gegen  den  Reiterführer  Q.  Fabius  Liv.  8,  32  eröffnet 
der  Dictator  mit  den  Worten:  quaero  de  te,  Q,  Fabi  und  schliesst:  ad  haec^  quae 
interrogatus  es,  responde  et  extra  ea  cave  vocem  mittag  (ähnlich  Liv.  6,  15,  4). 
Aach  in  Beziehung  auf  die  consularische  Coercition  sagt  Cicero  de  re  p.  3, 
18,  28:  constU  quaesivi.  Gewöhnlich  wird  quaerere  durch  Präpositionen  näher 
bestimmt,  aber  es  findet  sich  auch  mit  dem  einfachen  Objectaccusativ  {rem  quaerere 
im  ßepetundengesetz  wechselnd  mit  de  re  quaerere;  crimen  quaerere  Liv.  9,  34,  14; 
caniuratianem  quaerere  Liv.  32,  26,  10 ;  res  capitales  quaerere  Festus  p.  221  und 
Livius  45,  16,  4;  quaestio  caedis  Liv.  4,  51,  2).  Mit  dem  Accusativ  der  Person 
kann  qwerere  nicht  verbunden  werden,  da  in  dem  Begriff  nicht,  wie  in  rogo,  die 
Anfirage  liegt,  sondern  die  Ermittelung,  wesshaib  auch  quaestus  nicht  den 
Oewinn  schlechthin  bezeichnet ,  sondern  die  Ermittelung  des  Gewinnes,  die 
Speculation.  -—  Qnaestor  (vgl.  den  dritten  Abschnitt  dieses  Buchs)  und  quaesitor 
(vgl.  den  fünften)  sind  sprachlich  identisch,  terminologisch  verschieden,  insofern 
qii€ie8ior  Amtstitel  ist  für  den  Gehülfen  des  Consuls  bei  dem  magistratischen  Er- 
mittelungsverfahren, dem  dann  bei  veränderter  Competenz  der  Titel  geblieben  ist, 

10* 


148  Zweites  Buch.    Die  Straf behörden. 

ein  einfaches  Inquisitionsverfahren,  wie  es  uns  mit  geschichtlicher 
Sicherheit  und  in  lebendigen  Farben  die  im  folgenden  Abschnitt 
zu  behandelnden  Bacchanalienprozesse  des  J.  568/186  vorführen, 
im  Rechtssinne  ohne  Parteien  ^  In  der  Ueberlieferung  freilich  spielt 
der  Denuntiant  häufig  die  Bolle  des  Klägers  ^ ;  und  es  ist  auch  bei  der 
rechtlichen  Formlosigkeit  dieses  Strafverfahrens  der  Magistrat  nicht 
gehindert  dasselbe  in  solcher  Weise  zu  gestatten  oder  zu  gestalten, 
was  unter  dem  Einfluss  des  späteren  römischen  Accusationsver- 
fahrens  in  den  Statthalterprozessen  des  letzten  republikanischen 
Jahrhunderts  vielfach  geschehen  ist®.  Aber  es  liegen  keine  Be- 
weise dafür  vor,  dass  die  gesetzlichen  Besonderheiten  des  An- 
klageprozesses bei  diesem  Verfahren  jemals  zur  Anwendung  ge- 
kommen sind. 

Formaler  Regulirung  hat  das  rein  magistratische  Strafverfahren 

überall  nicht  unterlegen ;  nur  das  allgemeine  Herkommen  ist  auch 

bei  ihm  wenigstens  der  Sache  nach  massgebend. 

Ctorichteort.         OefFentlichkoit  der  Verhandlung,  so  weit  sie  mit  dem  luquisi- 

tionssystem  sich  verträgt,  also  namentlich  des  Schlussverfahrens, 


quaesiior  die  appellativische  Bezeichnung  des  Inquirenten  im  Strafprozess.  — 
Als  technische  Bezeichnung  des  magistratischen  (und  zugleich  comitialen)  Prozesses 
begegnet  quaestio  im  Repetundengesetz  Z.  11  (ergänzt  aus  Z.  13):  quei  quiiestiane 
ioudiciove  (so  die  Tafel)  pupUco  condemnatus  stet  quod  circa  cum  in  senatum 
legei  non  liceat.  Hier  sind  gemeint  theils  die  im  magistratisch-comitialen  Prozess 
behandelten  infiimirenden  Delicte,  wie  Sacrileginm  und  Peculat,  theils  die  geschärften 
Oeschwomengerichte,  so  weit  dieselben  infamirten.  —  üeber  die  spätere  Ver- 
wendung dieses  den  Wandlungen  des  römischen  Strafprozesses  folgenden  Wortes 
wird  weiterhin  das  Erforderliche  gesagt  werden. 

^  Daher  heisst  das  Verfahren  cognitio  (Cicero  Brut  22,  87)  und  kann  der 
Angeschuldigte  dem  Magistrat  sagen,  dass  er  zugleich  Ankläger  und  Richter  sei 
(Liv.  8,  82,  9  vom  militärischen  Dictatorenprozess:  eund^m  accusatorem  capitis 
sui  ac  iudicem  esse).  Vor  allen  Dingen  aber  wird  für  diesen  Prozess  die  Noth» 
wendigkeit  die  Klage  nirgends  in  den  Rechtsquellen  ausgesprochen ;  denn  das  Ver- 
bot der  Klage  zwischen  dem  Patron  und  dem  dienten  (Dionys.  2,  10)  geht  auf 
den  Privatprozess  und  ebenso  ist  die  dfxri  iä{ity  rjv  6  vofjLog  ^(dtnaC  fioi  (Dionys. 
10,  7)  die  Injurienklage. 

'  So  lässt  Dionysins  vor  dem  letzten  König  (4,  42)  und  vor  den  ungerechten 
Decemvim  (10, 60)  Ankläger  auftreten  und  spricht  Livius  9, 26, 10  (vgl.  3,  24)  in  einem 
Dictatorenprozess  von  dem  postulare  neben  dem  auch  dabei  zulässigen  nominari 
apud  dictatoretn  und  nomen  recipere  und  der  correcten  DarsteUung  39, 17,  1 :  (row- 
sules)  indici  praemium  proposuerunt,  si  quis  quem  ad  se  deduxisset  notnefive  ab- 
sentis  detulisset, 

•  Cicero  Verr.  1.  1,  29,  74.   2,  28,  68.   5,  41,  108. 
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fordert  die  Sitte ^;  aber  es  verstiess  gegen  kein  Gesetz,  dass  der 
Dictator  Caesar  den  König  Deiotarus  im  Hause  bei  verschlossenen 
Thüren  aburtheilte  *.  Auch  ausserhalb  der  Stadt  Rom  kann  das 
Oericht  abgehalten  werden,  wie  denn  Caesar  als  Consul  also  in 
Alexandrien  zu  Gericht  sass"  (S.  106  A.  2). 

Das  Verfahren  gegen  den  Abwesenden  in  dem  Sinn,  wie  es  im  verfakrea 
letzten  Abschnitt  dieses  Buches  entwickelt  werden  wird,  wird  für^J^^jJ^ 
den  statthalterlichen  Strafprozess  im  Gegensatz  zu  der  sonstigen 
Rechtsordnung  ausdrücklich  als  zulässig  bezeichnet '.  Ohne  Zweifel 
■aber  ist  es  immer  behandelt  worden  als  Nothbehelf  und  war,  wenn 
die  Sachlage  es  gestattete,  der  Magistrat  dem  Beschuldigten  das 
-Gehör  zu  gewähren  verpflichtet. 

Dass  der  Magistrat  den  förmlichen  Prozess  nicht  anders  beginnen  Termine. 
konnte  als  mit  Ansetzung  eines  dafür  bestimmten  und  dem  An- 
geklagten bekannt  gemachten  Termins,  beweist,  wie  im  nächsten  Ab- 
schnitt ausgeführt  werden  wird,  die  technische  Bezeichnung  der  diei 
dictio;  der  Gegensatz  lehrt,  dass  das  rein  magistratische  Straf- 
verfahren stattfinden  konnte,  wann  immer  der  Betreffende  vor  dem 
Magistrat  stand.  Mehrfache  Verhandlung  der  Sache,  die  Ampliation 
ist  auch  bei  diesem  Verfahren  oft  vorgekommen*,  aber  niemals 
weder  vorgeschrieben  noch  maximal  begrenzt  worden. 

Von  Wichtigkeit  ist  es,  was  allerdings  erst  in  den  späteren  v«^ 
Abschnitten  mit  voller  Deutlichkeit  zu  Tage  treten  wird,  dass  die  *^***''*^- 
auch  bei  diesem  Verfahren  nur  im  Nothfall  auszuschliessende  Ver- 
theidigung  wesentlich  gedacht  wird  als  Selbstvertheidigung.  Bei- 
stände und  Vertreter  können  wohl  auch  hier  zugelassen  werden; 
der  Regel  nach  aber  schliesst  wie  der  hausrechtliche  und  der 
kriegsrechtliche  so  auch  der  rein  magistratische  städtische  Prozess 
dieselben  aus. 

Zuziehung  berathender  Beisitzer  fordert  das  Herkommen  ^  und   Beirath. 

'  Das  Verfahren  auf  dem  Maxict  wird  unter  anderem  erwähnt  bei  den  con- 
fiolarischen  Prozessen  wegen  Rfickführung  der  Königsherrschaft  (Liv.  2,  5)  und 
wegen  des  Gattenmordes  (Liv.  8,  18).  Auch  Verres  hält  Gericht  in  faro  palam 
Syrckcusis  (Cicero  Verr.  1.  2,  83.,  81).  Den  ungerechten  Decemvim  wird  vorge- 
worfen, dass  sie  iudicia  dornt  conflahant,  pronuntiabant  in  foro  (Liy.  3,  36,  7). 

*  Cicero  pro  Deiot  2,  5 — 7.  Das  Gericht  Ober  Ligarius  dagegen  wird  auf 
dem  Markt  gehalten  (Cicero  pro  Lig.  5,  14.  12,  37). 

»  Cicero  Verr.  1.  2,  41,  101.  42,  102. 

*  Cicero  Brut  22.    Verr.  1,  1,  29.  80.   1.  2,  29. 

^  Das  Consilium  (St  R.  1,  307  fg.),  der  in  jedem  Fall,  wo  eine  wichtige  Ent- 
scheidung von  dem  Ermessen  eines  Einzelnen  abhängt,  durch  das  Herkommen  ge- 
forderte   Beirath,    ein   wirksames  Correctiv   des  das  römische  Rechtswesen  be- 
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es  findet  dies  in  der  Urtheilsfassung  sogar  formalen  Ausdruck 
(A.  3);  auch  die  Abstimmung  derselben  mag  früh  aufgekommen 
sein^  Aber  die  Anzahl  und  die  Auswahl  der  Beisitzer  steht  im 
Ermessen  des  Magistrats'  und  au  den  Spruch  der  Majorität  ist 
er  nicht  gebunden®. 

Endlich  hängt  die  Form  des  Urtheils  so  wie  die  Strafbemessung 
und  die  Strafvollstreckung  lediglich  ab  von  dem  Ermessen  des  Magi- 
strats *. 

Der  magistratische  Strafprozess  der  Republik  hat  diese  in 
seiner  ursprünglichen  Form  nicht  überdauert;  in  dem  Statte 
halterprozess  indessen  und  mehr  noch  in  den  befreiten  obersten 
Gerichten  der  Kaiserzeit  wird  die  Rechtsprechung  im  wesent- 
lichen in  gleicher  Weise  gehandhabt  und  auch  das  im  ersten  Ab- 
schnitt des  folgenden  Buchs  behandelte  Cognitional verfahren  unter 
dem  Principat  ist  im  wesentlichen  nichts  als  die  alte  rein  magi- 
stralische Inquisition. 


faemchenden  monarchischen  Princips,  stellt  wie  bei  der  Hauszucht  (S.  25)  und  denb 
Kriegsrecht  (S.  33)  so  auch  bei  dem  rein  magistratischen  Prozess  sich  ein,  zum 
Beispiel  in  dem  gegen  die  bruttischen  Banditen  (S.  147  A.  1)  und  in  dem  gegen 
die  Anhänger  des  Ti.  Gracchus  geführten  (Cicero  de  amic.  10,  36;  Yal.  Max.  4^ 
7,  11).  —  Romulus  wird  getadelt  (f/xjjv  (einen  Capitalprozess)  ^lovo^  SiKaaag 
(Dionys.  2,  56)  und  ebenso  der  zweite  Tarquinius  {cognitiones  cajntalnim  rerum 
sine  conaüUs  per  se  solus  exercehat:  LIt.  1,  49,  4.    Dio  fr.  11,  6). 

^  In  den  verrinischen  Prozessen  wird  regelmassig  nach  der  Rangfolge  abge- 
stimmt (Cicero  Yerr.  1.  1,  29,  73.  c.  30,  75.  2,  29,  71).  Dasselbe  geschieht  bei 
dem  Hausgericht  über  den  Sohn  des  Königs  Herodes  (S.  25  A.  4). 

'  Die  Zusammensetzung,  bei  der  nur  römische  Bürger  in  Betracht  kommen,, 
wird  zunächst  durch  die  Ortsgelegenheit  bestinunt  In  den  Provinzen  fungiren  als 
Beisitzer  hauptsächlich  einerseits  die  am  Gerichtsort  wohnhaften,  andrerseits  die 
zum  Gefolge  des  Magistrats  gehörigen  Römer  (St  R.  1,  317),  ausserdem  anwesende- 
Gäste  (Cicero  Verr.  1.  1,  29,  73).  Da  Zahl  und  Auswahl  immer  Ton  dem  Beamten 
abhing,  kam  derselbe  nicht  in  die  Lage  die  Zuziehung  von  Berathem  der  Sitte  zu- 
wider zu  unterlassen  (vgl.  Cicero  Verr.  5,  44,  114). 

*  Das  bestätigt  die  Formel  cum  consilio  cofilomtus,  während  die  andere  de- 
consüii  sententia  sich  auf  das  nicht  hieher  gehörige  den  Magistrat  bindende 
Consilium  bezieht  (St  R.  1,  319  A.  4). 

*  Die  Geldbusse  konnte  neben  der  einfachen  Multirung  auch  in  der  Weise- 
herbeigeführt werden,  dass  der  Prätor  den  Betreffenden  anhielt  eine  entsprechend 
bedingte  Sponsion  einzugehen,  wie  dies  zu  Gunsten  der  erycinischen  Venus  in  denk 
von  Cicero  Verr.  5,  54,  141  erörterten  Fall  geschah,  wahrscheinlich  ebenfalls  in. 
dem  S.  147  A.  2  erwähnten  Verfahren  gegen  Sthenius. 


Dritter  Abschnitt. 

Der  magistratisch-comitiale  Stra^rozess« 


Der  magistratisch-comitiale  Strafprozess  der  römischen  Re-  stnfgewti. 
publik  tritt  nach  den  im  vorhergehenden  Abschnitt  gegebenen 
Ausführungen  da  ein,  wo  die  Anschuldigung  auf  Grund  eines  posi- 
tiven Strafgesetzes  ^  sich  gegen  einen  römischen  Bürger  wendet  und 
das  magistratische  Urtheil,  sowohl  bei  der  Todes-,  wie  auch  über 
ein  niedriges  Maximum  hinaus  bei  der  Vermögensstrafe,  nicht  anders 
als  nach  Bestätigung  durch  die  Bürgerschaft  vollstreckt  werden 
darf.  Somit  wird  die  Goercition  zur  Judication  und  es  kommen 
die  Grundgedanken  des  Strafrechts  im  eigentlichen  Sinn  zur  Geltung, 
das  Strafgesetz,  ohne  welches  dies  Verfahren  nicht  eintreten  kann, 
mit  gesetzlich  normirtem  Delictbegriflf,  gesetzlich  normirtem  Straf- 
mass und  gesetzlich  normirtem  Prozess. 

Der  magistratisch-comitiale  Strafprozess  tritt  auf  in  drei  wesent-  crimin»i- 
lich  verschiedenen  Formen.    Auf  die  öffentlichen  üelicte  allgemein  ^J^^ 
oder  auf  das  Gebiet  des  consularischen  Strafrechts  erstreckt  sich     tr»te. 
das  Strafverfahren  der  consularischen  Mandatare,  der  Perduellions- 
duovim   und   der  Quästoren  als  Capital-  und  wahrscheinlich  nur 


^  Herkommen  steht  natürlich  auch  hier  dem  geschriebenen  Recht  gleich;  die 
Anquisition,  das  heisst  der  ordentliche  Strafprozess  kann  stattfinden  seu  Ugthus 
seu  moribus  (Liv.  26,  ä,  8).  Aber  wo  das  Gesetz  —  bei  welchem  allerdings  der 
weite  und  dehnbare  Begriff  des  Staatsverbrechens  nicht  aus  den  Augen  gelassen 
werden  darf  —  eine  Bestrafung  nicht  anordnet,  ist  der  römische  Magistrat  wohl 
zur  Goercition  berechtigt,  so  weit  diese  reicht,  kann  aber  das  magistratisch-comitiale 
StrafreHiBJiren  nicht  stattfinden,  lieber  den  Prozess  der  Claudia,  der  vielleicht 
eine  Ausnahme  macht,  vgl.  S.  58  A.  1. 
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als  Capitalprozess.  Die  Verletzungen  der  Plebs  und  später  die 
Staatsverbrechen  überhaupt  unterliegen  dem  Strafverfahren  der 
Vorsteher  der  Plebs,  insbesondere  der  Tribüne  sowohl  als  Capital- 
wie  als  Multprozess.  Eine  Reihe  endlich  speciell  in  dieser  Art 
normirter  Delictstrafen  wird  als  aedilicischer  Multprozess  be- 
handelt, mit  welchem  der  comitiale  Multprozess  des  Oberpontifex 
zusammengestellt  werden  kann. 
coiwuin.  I.    In  der  Stadt  Rom  liegt  das  öffentliche  Strafverfahren  nicht 

bloss  insoweit,  als  nach  den  im  vorigen  Abschnitt  erörterten  Regeln 
die  Coercition  ohne  gesetzliche  Schranken  gehandhabt  wird,  sondern 
überhaupt  in  den  Händen  der  Consuln  oder,  wenn  sie  fehlen,  ihrer 
gesetzlich  geordneten  Vertreter  mit  Unterstützung  der  ihnen  eben- 
falls verfassungsmässig  zugeordneten  Gehülfen,  der  beiden  städtischen 
Quästoren  und  später  der  Dreimänner  und  der  übrigen  im  zwölften 
Abschnitt  des  Buches  behandelten  städtischen  Sicherheitsbeamten. 
Wie  die  Consuln  verpflichtet  sind  Jahr  für  Jahr  die  Bürger  zur 
Feldübung  vor  die  Thore  zu  führen,  so  haben  sie  stetig  über  die 
innere  Sicherheit  der  Stadt  zu  wachen  und  die  Uebelthäter  zu 
bestrafen  oder  zur  Bestrafung  zu  bringen.  Aber  wie  sie  häufig  für 
die  Verwendung  des  Bürgerheeres  vom  Senat  Anweisungen  em- 
pfangen, sind  auch  nicht  selten  sie^  oder  andere  disponible  Im- 
perienträger* von  demselben  noch  besonders  veranlasst  worden 
wegen  crimineller  Vorgänge  einzuschreiten.  Diesem  consularischen 
Untersuchungsverfahren  unterliegt  der  römische  Bürger  wie  der 
Nichtbürger.  Auf  die  *Frage'  des  Consuls  hat  auch  jener  zu  ant- 
worten, falls  nicht  der  Volkstribun  ihm  in  dieser  Hinsicht  zu 
Hülfe  kommt';  Trennung  nach  dem  Stande  und  dem  Geschlecht 


1  Liv.  4,  50,  6;  ferner  unter  dem  J.  440/814  9,  25.  26,  wo  wegen  einer  Ver- 
schwörung in  Campanien  und  ihrer  Verzweigung  nach  Rom  selbst  {Bomam  quoque 
et  ad  principum  quosdam  inquirendo  ventum  est)  ein  dictator  quiusHonihus  exer^ 
cendis  ernannt  wird  (nach  den  Fasten  freilich  rei  gerundae  causa:  St  R.  2,  157) 
und  Yor  allem  unter  dem  J.  558/196  Liv.  39,  14,  6 :  quaestionem  de  BacdianaUbus 
sacrisque  nocturnis  extra  ordinem  consuUbus  numdant,  wo  das  ausserordentliche 
Einschreiten,  wie  überhaupt  in  dem  älteren  Sprachgebrauch,  nicht  auf  die  Erweite- 
rung der  Competenz,  sondern  auf  die  Erledigung  dieser  Geschäfte  ausser  der  Reihe 
und  vor  den  übrigen  zu  beziehen  ist  So  wird  auch  aufiEU&ssen  sein,  wenn  es  nach 
dem  wahrscheinlich  durch  Vergiftung  herbeigeführten  Tod  des  jüngeren  AMcanus 
heisst  (Liv.  ep.  59):  de  morte  eius  nuUa  quaesUo  acta. 

*  Dieser  Art  sind  die  auf  die  Stadt  und  die  Umgegend  sich  erstreckenden 
Untersuchungen  wegen  Giftmischereien,  die  S.  148  A.  2  erwähnt  sind. 

*  Schutz  gegen  das  Verhör  giebt  lediglich  die  AppelUtion  an  den  Volkstcibun 
(Liv.  9,  26,  10.  16). 
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der  Angeschuldigten  ist  bei  der  Untersuchung  überhaupt  undenk- 
bar. Ist  diese  thatsächlich  beendigt  und  stehen  dem  Beamten  die 
Capitalverbrechen  fest,  so  werden  die  schuldig  Befundenen  nicht  in 
gleicher  Weise  behandelt :  die  Frauen ,  die  Fremden ,  die  Unfreien 
verurtheilt  er  selbst  zum  Tode  und  lässt  das  Urtheil  vollstrecken ; 
gegen  den  Bürger  aber  wird  der  gleich  in  seinen  Einzelheiten 
darzulegende  förmliche  Prozess  eröifnet  ^  Es  ist  also  dieser  wohl 
{in  sich  das  Hauptverfahren ;  aber  wie  schon  die  Abgabe  an  meistens 
niedrig  gestellte  Beamten  es  zeigt  und  auch  andere  Spuren  be- 
stätigen^, regelmässig  eine  formale  gegen  den  factisch  schuldig 
befundenen  Angeklagten  gerichtete  Procedur.  —  Dieser  an  sich 
verständig  angelegte  öflfentliche  Strafprozess  mochte  wohl  bei  der 
durch  den  Senat  gestützten  Stellung  der  Imperienträger  trotz 
ihrer  Annuität  in  den  früheren  engeren  Verhältnissen  ausreichen, 
um  den  öffentlichen  Frieden  wirksam  aufrecht  zu  halten.  Freilich 
darf  nicht  übersehen  werden,  dass  den  Quästoren  gar  keine  für 
die  Inquisition  geeigneten  Officialen,  den  vorgesetzten  Consuln 
OfBcialen  nur  in  geringer  Zahl  und  zunächst  für  andere  Zwecke 
beigegeben  worden  sind.  Man  wird  sich  daran  zu  erinnern  haben,  dass 
der  öffentliche  Strafprozess  anfänglich  sich  auf  Mord  und  Brand- 
stiftung schwerlich  erstreckt  hat  (S.  60);  auch  nachdem  dies  geschehen 
war,  wird  für  die  Ermittelung  des  Delicts  und  die  Sistirung  der 
Thäter  die  Mitwirkung  der  einzelnen  Bürger  und  insbesondere  der 
nächst  Betheiligten  thatsächlich  in  Rechnung  gestellt  worden  sein, 
wie  bei  den  Eigenthumsverbrechen  dies  von  Rechtswegen  geschah. 
Dass  aber  das  gesammte  Verfahren  in  der  späteren  Republik  nicht 
mehr  zweckentsprechend  functionirte,  ist  ohne  Zweifel  hauptsächlich 
darauf  zurückzuführen,   dass  die  Consuln,    statt  wie  früher  die 


'  Darauf  wird  es  gehen,  wenn  der  Senat,  nachdem  er  die  Theilnahme  an  dem 
fiacchnscult  aUen  Römern,  Latinem  und  Bundesgenossen  untersagt  hat,  hinzu- 
fügt, dass  der  Zuwiderhandelnde  mit  dem  Tode  zu  bestrafen  sei  —  rem  caputalem 
faciendam  esse,  womit  je  nach  der  yerschiedenen  politischen  Stellung  die  con* 
sakrische  Execution,  der  Provocationsprozess  und  das  Strafverfahren  in  der 
Hehnathgemeinde  zusammengefiisst  werden.  Der  Annahme,  dass  bei  den  zahl- 
reichen im  Bacchanalienprozess  ergangenen  Todesurtheilen  (Liv.  39, 18,  4)  hiemach 
verfthren  ist,  steht  nichts  im  Wege. 

*  Plantns  Worte  (capt  475):  de  foro  tarn  aperto  capite  (=  offenkundig; 
Tgl.  S.  170  A.  7)  ad  lenanes  ewnt  quam  in  irihu  aperto  capiU  sontes  condem- 
nant  reos  zeigen,  dass  die  Befragung  der  Comitien  im  gewöhnlichen  Lauf  keine 
Umstände  machte  und  die  Eröffnung  der  formalen  Anquisition  thats&chlich  der  Regel 
nach  die  Yerurtheüung  war. 
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Bürger  zum  Felddienst  aus  der  Stadt  zu  führen  und  etwa  eine 
Nachbargemeinde  mit  den  Waffen  niederzuwerfen,  in  ihrem  Amts- 
jahr das  Commando  in  Spanien  und  Africa  übernahmen,  wo  dann 
ihr  gesetzlicher  Vertreter,  der  an  die  Stadt  gefesselte  Prätor  neben 
der  Civiljurisdiction  und  zahlreichen  anderen  Amtsgeschäften  für 
die  energische  Handhabung  der  Strafrechtspflege  nicht  ausreichte* 
die  mehr  formale  Thätigkeit  des  Quästors  aber  ganz  in  den  Hinter- 
grund trat.  Darauf  beruht  die  Einführung  des  Accusationsprozesses^ 
welcher  wesentlich  ein  Appell  ist  an  die  einzelnen  Bürger  die  Er- 
mittelung der  Verbrecher  freiwillig  in  die  Hand  zu  nehmen,  und 
darauf  nicht  minder  die  von  Sulla  bei  seiner  Verfassungsreform 
den  Consuln  auferlegte  Verpflichtung  während  des  ganzen  Amtsjahrs 
in  Rom  zu  verweilen,  was  dann  freilich  zu  spät  kam. 

Die  bei  allen  städtischen  Amtsgeschäften  gesetzlich  geregelte 
Vertretung  des  Imperienträgers  ist  bei  dem  Strafprozess  geboten; 
er  soll  nicht  mit  der  Bürger  Versammlung  in  Collision  gebracht,  ein 
von  ihm  gefälltes  Urtheil  nicht  durch  die  Comitien  umgestossen  werden* 
Wenn  also  über  einen  römischen  Bürger  eine  Capitalstrafe  verhängt 
werden  soll  —  Erkenntnisse  auf  Geldbussen  sind  allem  Anschein 
nach  nie  durch  die  consularischen  Vertreter  an  die  Bürgerschaft 
gebracht  worden  — ,  so  giebt  der  Magistrat,  der  die  Untersuchung 
geführt  hat,  den  förmlichen  Prozess  und  die  Vertheidigung  des 
XJrtheils  ab  an  von  ihm  ernannte  Hülfsbeamte. 
Perduei-  a.    Falls  die  Perduellion  nicht  durch  consularisches  Capital- 

^**'"^"^^^"' verfahren  erledigt  wird,  was  bei  Nichtbürgern  immer  der  Fall  ist 
und  bei  Militärvergehen  auch  bei  Bürgern  eintreten  kann  (S.  48), 
gab  es  für  deren  Behandlung  im  Comitialverfahren  eine  ständige 
Magistratur  nicht,  vermuthlich  weil  es  unschicklich  und  über- 
flüssig erschien  eine  solche  für  den  Landesverrath  zu  bestellend 
Vorkommenden  Falls  ernennen  die  Consuln,  in  älterer  Zeit  ohne 
Zweifel  nach  Ermessen,  späterhin  nach  dem  bindenden  Vorschlag 
der  Comitien,   dem  republikanischen  Princip  der  Collegialität  ge- 


^  Man  könnte  das  Fehlen  ordentlicher  vermittelnder  Beamten  darauf  zurQck- 
ftihren,  dass  die  Perduellion  von  Rechtswegen  das  Bürgerrecht  aufhebt,  also  gegen 
jeden  Perduellis  die  Capitalcoercition  rechtlich  zulässig  ist.  Aber  damit  würde,  wie 
schon  bemerkt  ward  (S.  43),  das  Provocationsrecht  factisch  wie  theoretisch  illusorisch 
werden.  Auch  ist  es  einerseits  nicht  glaublich,  dass  dasselbe  zunächst  zum 
Schutz  des  Mörders  und  des  Brandstifters  eingeführt  worden  ist;  andrerseits  be- 
weist der  Horatierprozess ,  dass  die  römischen  Rechtsgelehrten  die  vermittelnden 
Duovim  bis  in  die  Anfänge  der  Provocation,  die  Epoche,  wo  sie  noch  nicht  obli* 
gatorisch  war,  zurückgeführt  haben. 
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mäss,  Zweimänner,  von  denen  der  eine  das  Vorverfahren  anstellt  und 
das  Urtheil  fällt,  welches  dann  die  Comitien  umstossen  oder  be- 
stätigend 

b.  Für  den  Mord  und  ohne  Zweifel  ebenfalls  für  Raub  *,  Brand-  Quästoren. 
Stiftung,  Sacrilegium,  Peculat  und  überhaupt  ausser  der  Perduellion 
alle  Verbrechen,  welche  nach  den  Gesetzen  von  Amtswegen  geahndet 
werden,  übernehmen  die  gleiche  Zwischenstellung  die  Quästoren*. 
Dass  diese  nach  den  guten  annalistischen  Berichten  nicht  in  die 
Königszeit  hinaufgesetzt  werden,  aber  von  Anfang  der  Republik 
an  vorhanden  sind*,  ist  die  Consequenz  der  durch  die  Tradition 


^  Was  wir  tod  diesem  Verfahren  wissen ,  geht  zurück  auf  die  Rechtalegende 
des  Horaüerprozesses  und  die  versuchte  Copirung  desselben  in  dem  Prozess  des 
C.  Rabirius;  es  ist  zusammengestellt  im  St  R.  2,  615  fg.  Uebrigens  wird  aus 
dem  Fehlen  der  Zeugnisse  für  dessen  praktische  Anwendung  auf  frühe  Anti- 
qnirung  nicht  geschlossen  werden  dürfen.  Dass  den  Duovim  das  Recht  der  Frei- 
sprechung fehlt  (Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  4,  12),  ist  eine  advocatische  Flause;  aber 
freilich  kam  es  zu  deren  Ernennung  nur,  wenn  die  Voruntersuchung  die  Verurthei- 
long  angezeigt  erscheinen  Hess.  Das  erste  Verfahren  wird  insofern  eine  Formalität 
gewesen  sein. 

^  Wenn  die  Römer  den  Diebstahl  als  Antragsverbrechen  fassten,  das  heisst 
der  Magistrat  nicht  ermittelnd,  sondern  nur  dann,  wenn  der  Dieb  ihm  vorgeführt 
ward,  strafend  einschritt,  so  kann  doch  unmöglich  der  Raub  lediglich  als  furtum 
vicienium  behandelt  worden  sein.  Die  Einziehung  des  Raubes  in  den  Mord,  welche 
das  spätere  Recht  aufweist,  ist  wahrscheinlich  uralt. 

'  Festns  p.  221  v,  parricidi  und  p.  259  v.  quaestores;  Pomponius  Dig.  1,  2^ 
2,  28.  Auch  über  dieses  Verfahren  liegen  ausser  dem  von  Varro  de  1.  Lat.  6,  91  auf- 
behaltenen Schema  für  die  Berufung  solcher  Comitien  historisch  glaubwürdige  Zeug- 
nisse nicht  vor.  Dass  es  zunächst  auf  den  Mord  sich  bezieht,  beweist  ausser  der 
Benennung  quiiestores  parricidii  der  Prozess  gegen  M.  Volscius  (Liv.  8,  24.  25),  da 
falsches  Zeugniss  im  Capitalprozess  dem  Morde  rechtlich  gleichsteht.  Für  die  Er- 
streckung auf  Perduellion  kann  geltend  gemacht  werden,  dass  der  Prozess  des 
Sp.  Cassius  in  der  anscheinend  älteren  Version  von  den  Quästoren  geführt  wird 
(Cicero  de  re  p.  2,  85,  60.  Liv.  2,  41.  Dion.  8,  77);  aber  bei  dieser  Annahme  ist 
die  Creirung  von  Perduellionsrichtem  unbegreiflich,  und  dass  der  cassische  Prozess 
in  einer  anderen  Fassung  der  Hauszucht  überwiesen  ward  (S.  20  A.  4),  sieht  aus 
wie  ein  Protest  gegen  die  erstere  Construction.  Geschichtlich  ist  natürlich  keiner 
der  beiden  Berichte. 

^  Die  Daten  hinsichtlich  des  Auftretens  der  Quästur  sind  im  St.  R.  2,  528  fg. 
zusammengestellt,  aber  der  Zusammenhang  mit  der  republikanischen  Provocation  ist 
dort  nicht  erkannt.  Dass  die  Quästur  der  Königszeit  nicht  zugeschrieben  ward,  zeigt 
am  schärfsten  der  Horatierprozess,  welcher  ein  Parricidium  betrifft,  aber  auf  di& 
Perduellionsduovim  gestellt  ist.  In  den  Berichten  aus  republikanischer  Zeit  er- 
scheinen sie  zuerst  im  Prozess  des  Sp.  Cassius  wenige  Jahre  nach  Vertreibung  der 
Könige;  von  der  Einsetzung  ist  nirgends  die  Rede. 
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mit  der  Einführung  der  Republik  fest  verknüpften  obligatorischen 
Provocation ;  denn  diese  fordert  für  den  Strafprozess  eine  Stelle, 
von  welcher  an  die  Bürgerschaft  Berufung  eingelegt  werden  kann, 
also  eben  den  Quästor.  Die  Quästoren  treten  auf  als  von  Haus 
aus  ständige,  anfänglich  von  den  Consuln  frei  bestellte,  schon  früh 
indess,  vielleicht  seit  der  Decemviralzeit,  nach  Vorschlag  der  Comi- 
tien  creirte  consularische  Gehülfen.  Da  ihre  strafrechtliche  Thätig- 
keit  nicht  auf  dem  politischen  Gebiet  liegt  und  überhaupt  unter- 
geordneter Art  ist,  so  ist  in  unserer  Ueberlieferung  wenig  von 
ihnen  die  Rede;  nichtsdestoweniger  wird  der  ordentliche  öffent- 
liche Strafprozess  bis  hinab  in  das  letzte  Jahrhundert  der  Republik 
zu  den  Amtspflichten  der  beiden  städtischen  Quästoren  gehört 
haben, 
voika-  n.  Die  Strafgewalt  der  Tribüne  der  Plel)S  ist  hervorgegangen 

tribnne.  ^iu^  dem  Ständekampf,  insbesondere  aus  der  Constituirung  der 
nicht  patricischen  Bürgerschaft  gegenüber  dem  Altbürgeradel  als 
eines  Staats  im  Staate  mit  eigenen  Vorstehern,  welche  Gemeinde 
den  Bruch  der  ihr  gesetzlich  eingeräumten  oder  als  eingeräumt  be- 
trachteten Rechte  und  die  Verletzung  der  Personen  ihrer  Vorsteher 
in  gleicher  Weise  ahndet  wie  die  Sammtgemeinde  die  Verletzung 
ihrer  Verfassung  und  ihrer  Magistrate.  Ausgehend  von  diesem 
plebejischen  Perduellionsprozess,  wie  er  der  Sache  nach  bezeichnet 
werden  darf*,  hat  sich,  nachdem  durch  die  fonnale  Gleichstellung 
der  Gesammt-  und  der  plebejischen  Bürgerschaft  (poptdus  plebesve) 
der  Ständekampf  geschlossen  war,  der  tribunicische  Strafprozess 
auf  das  Staatsverbrechen  überhaupt  ausgedehnt  und  ist,  zumal  da 
es  eine  ständige  patricische  Behörde  dafür  nicht  gab,  in  der  Folge- 
zeit bis  zum  Eintreten  der  Majestäts-  und  Peculatquästionen  für 
den  politischen  Prozess  die  allgemeine  von  jeder  Partei  gleichmässig 
gehandhabte  Form  geworden.  Demnach  tritt  in  den  Berichten  der 
Annalen  diese  Prozessform  durchaus  in  den  Vordergrund,  sicher  in 
weit  höherem  Grade,  als  dies  in  der  effectiven  Strafrechtspflege 
der  Fall  gewesen  sein  kann,  da  sie  sich  nicht  auf  die  gemeinen 
Verbrechen  erstreckt,  welche  in  die  Competenz  der  Quästoren 
Aediien.    fallen*.  —  Heber  die  strafrechtliche  Competenz  der  Aedilen,  so 


^  lieber  dieses  ursprOngliche  nur  in  miDder  zuverlässigen  Berichten  uns  über- 
lieferte Stadium  des  tribunicischen  Strafrechts  ist  St  R.  2,  297  gehandelt 

'  Ueber  die  Grenzen  des  tribunicischen  Strafrechts  nach  dem  Abschlnss  des 
Ständekampfes  fehlt  es  an  jeder  positiven  Angabe.  Da  indess  nach  den  zahlreichen 
und  zuverlässigen  Einzelangaben,  die  im  St.  B.  2,  819  fg.  zusammengestellt  sind» 
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weit  sie  nicht  der  folgenden  Kategorie  angehört,  sind  wir  ungenügend 
unterrichtet.  Die  plebejischen,  welche  mit  den  Volkstribunen  zu- 
gleich eingesetzt  und  den  Quästoren  so  wie  die  Tribüne  den  Con- 
suln  nachgebildet  worden  sind,  scheinen  ursprtinglich  bei  der  tribuni- 
cischen  Strafrechtspflege  Htilfsdienste  geleistet  zu  haben,  welche 
iudess,  da  die  Tribüne,  anders  als  die  Consuln,  ihren  Richterspruch 
unbedenklich  der  letzten  Entscheidung  der  Bürgerschaft  unter- 
warfen und  ihn  selbst  vor  dieser  vertheidigten,  von  geringerer  Be- 
deutung gewesen  sein  müssen  als  im  patricischen  Strafprozess  die 
quästorischen.  Ausserdem  haben  die  Aedilen  der  Plebs  wenigstens 
wegen  der  gegen  sie  selbst  begangenen  Personalverletzung  selb- 
ständig das  Strafurtheil  gefällt  und  dieses  vor.  der  Bürger- 
schaft gerechtfertigt;  es  ist  diese  Befugniss  auch  nach  der  Be- 
endigung des  Ständekampfes  ihnen  geblieben  und  auf  die  ihnen 
später  zugeordneten  patricischen  Collegen  ausgedehnt  worden*. 
Im  Uebrigen  spielt  das  selbständige  aedilicische  Strafrecht  in  dem 
römischen  Criminalprozess  wenn  nicht  gesetzlich,  so  doch  factisch 
eine  untergeordnete  Rolle  ^.  —  Wenn  in  dem  patricischen  Capital- 
prozess  der  Strafrichter  schwerlich  statt  der  Todesstrafe  auf  eine 
Geldbusse  hat  erkennen  können,  so  erscheint  bei  dem  tribunicischen 


die  Yoikstribune  fast  durchgängig  ihre  Strafgewalt  gebrauchen  gegen  Beamte  wegen 
verletzter  Amtspflichten  und  wo  sie  etwa  Nichtbeamte  zur  Rechenschaft  ziehen, 
immer  gegen  Uebemehmer  eines  öffentlichen  Mandats,  dagegen  niemals  die  Rede 
ist  von  tribnnicischem  Einschreiten  gegen  den  Mörder  oder  den  Brandstifter,  ins- 
besondere bei  dem  Bacchanalienprozesse,  wo  neben  den  Consuln  alle  Sicherheits- 
beamte,  die  curuiischen  und  die  pleb^ischen  Aedilen,  die  Dreimänner  und  die 
Fünfmänner  aufgeboten  werden  (Liv.  89,  14),  der  Yoikstribune,  (denen  freilich  der 
Consul  nicht  befehlen  kann:  Li?.  39,  14,  9)  mit  keinem  Wort  gedacht  wird,  so 
darf  hier  aus  dem  Schweigen  auf  die  mangelnde  Competen2  geschlossen  werden. 
Daraus  wird  auch  zu  erklären  sein,  dass  bei  dem  Einschreiten  gegen  Ausländer 
and  Frauen  die  Yoikstribune  keine  Rolle  spielen.  Die  tribunicische  Coercition 
reichte  den  Zwangsmitteln  nach  in  der  Stadt  weiter  als  die  consularische  und  dass 
sie  nur  gegen  den  Bürger  gebraucht  werden  durfte,  kann  nicht  angenommen  weisen; 
aber  die  Strafgewalt  des  Yolkstribuns  beschränkt  sich  auf  das  politische  Yer- 
brechen  und  damit  regelmässig  auf  Strafhandlungen  der  Bürger. 

1  Gellius  4,  14. 

^  Die  zum  Theil  unzuverlässigen  und  durchgängig  ihrem  Rechtsgrund  nach 
unsicheren  Nachrichten  über  das  Eingreifen  der  Aedilen  in  den  öffentlichen  Straf- 
prozess sind  St  R.  2,  475.  492  fg.  zusammengestellt  Yielleicht  ist  ihre  Competenz 
rechtlich  mit  der  tribunicischen  identisch  (wofür  namentlich  Oicero  Yerr.  1.  1,  5, 12 
spricht)  und  kommt  nur  im  Gapitalprozess  nicht  und  überhaupt  seltener  und 
schwächer  zur  Anwendung.  Belege  für  das  Eingreifen  der  Aedilen  im  eigentlich 
politischen  Prozess  giebt  es  nicht 
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das  Absehen  von  der  Todesstrafe  und  die  Verbängung  einer  von 
dem  Tribun  beliebig  bemessenen  Geldbusse  in  der  Ueberlieferung 
als  von  jeher  zulässig  und  ist  auf  jeden  Fall  in  früher  Zeit  auf- 
gekommen ^  Da  die  politische  Todesstrafe  sich  regelmässig  prak- 
tisch selber  nullificirt,  so  hat  dies  wesentlich  dazu  beigetragen 
den  politischen  Prozess  factisch  zum  tribunicischen  zu  machen. 
Das  aedilicische  Strafverfahren  hat,  so  viel  wir  wissen,  niemals 
zu  einer  Capital verurtheilung  geführt.  Damit  mag  es  zusammen- 
hängen, dass  gesetzlich  formulirte  Delicte,  wie  der  Erntediebstulil 
der  Zwölf  tafeln,  anstatt  im  quästorischen  Capitalprozess  behandelt 
zu  werden,  vielmehr  im  Wege  des  aedilicischen  Multverfahrens  an 
das  Volksgericht  gelangen*. 
Die  Beamten  III.  lu  deu  römischeu  Strafgesetzeu  begegnet  mehrfach  eine  an 
allgemein,  jj^  Magistrate  allgemein  gerichtete  Aufforderung  wegen  der  frag- 
lichen Straf that  von  ihrem  Recht  eine  Geldl)usse  zu  Gunsten  der 
Gemeindekasse  oder  der  Gemeindetempel  zu  verhängen  in  der 
Weise  Gebrauch  zu  machen,  dass  diese  das  für  die  Coercition  be- 
stehende Maximum  tiberschreitet  und  damit  der  Provocation  des 
Multirten  an  die  Bürgerschaft  Raum  bleibt  ^ ;  häutig  alteniirt  diese 


^  Die  Erzählung  vom  J.  279'475  Liv.  2,  52,  5,  dass  die  Volkstribime  einen 
als  capitalen  begonnenen  Rechenschaftsprozess  gegen  die  Consuin  mit  einem  Straf- 
urtheil  von  2000  Assen,  also  unter  dem  Coercitionsmaximum  (S.  51)  beschlossen 
haben,  welche  Busse  als  Ehrenstrafe  aufgefasst  wird,  ist  sicher  nicht  historisch, 
beweist  aber,  dass  die  römischen  Annalisten  den  tribunicischen  Multprozess  für  so 
alt  hielten  wie  den  Volkstribunat  selbst.  Damit  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  diese 
Auffassung  historisch  irrig  ist ;  vielleicht  hat  in  den  Anfängen  des  Ständekampfs  es 
überhaupt  einen  Multprozess  nicht  gegeben  und  haben  der  patricische  Prozess  mit 
Duovirn  und  Centuriatcomitien  und  der  pleb^ische  mit  Tribunen  und  dem  plebe- 
jischen Concilium  beide  als  capitale  neben  einander  gestanden. 

'  Plinius  n.  h.  18,  6,  41—43.  In  dem  Prozess  wegen  Erntediebstahls,  den 
die  Zwölftafeln  sicher  als  capitalen  aufgestellt  hatten,  klagt  der  curulische  Aedil 
auf  eine  Geldbusse. 

'  Lucerisches  Haingesetz  wohP  aus  dem  6.  Jahrh.  d.  St.  (C.  I.  L.  IX,  782  = 
Bruns  fontes  p.  260J  nach  der  Aufforderung  zur  Privatklage:  seire  magisteratus 
rolet  inoltare,  [Hjcetod.  Silisches  Gesetz  (Festus  p.  246  ^  Bruns  p.  46)  über 
magistratische  Aufstellung  falscher  Masse  und  Gewichte  etwa  aus  dem  7.  Jahrh. :  quis 
rolet  magistratus  muliare  (Hdschr. :  muHaretur),  dum  minore  parti  {patris  Hdschr.) 
famih'as  taxat  Uceto,  sive  quis  in  sacmm  iudicare  voluerit^  Uceto.  Bantinisches 
Gesetz  (C.  I.  L.  I,  197  =  Bruns  p.  53)  aus  derselben  Zeit  nach  der  Aufforderung 
zur  Privatklage:  sei  quis  mag.  multam  inrogare  voJetj  [dum  minoris7  partus 
familias  taxsat,  liceto  (ebenso  in  dem  oskischen  Text  p.  50).  Tudertinisches 
Fragment  C.  I.  L.  XI.  4632  =  Bruns  p.  155  nach  der  Aufforderung  zur  Privat- 
klage (Anfang  fehlt):   feamque  pecuniam  vel/  popnli  iudicio  ptUre  vel  in  sacrum 
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Aufforderung  mit  der  in  dem  vierten  Abschnitt  zu  erörternden 
eine  feste  Strafsumme  ebenfalls  zu  Gunsten  der  Gemeinde  im 
Wege  des  prätorischen  Prozesses  einzuklagen  *.  Jener  Aufforderung 
haben  weder  die  Magistrate  mit  Imperium  nachkommen  können, 
da  deren  Spruch  nicht  der  Bürgerschaft  unterbreitet  werden  darf, 
noch  die  Censoren,  da  diese  nicht  das  Recht  haben  die  Comitien 
zu  berufen ,  noch  die  Quftstoren ,  da  ihnen  sowohl  dieses  Be- 
rufungsrecht wie  das  Recht  der  Multirung  mangelt,  llebrig  bleiben 
die  Volkstribune  und  die  curulischen  und  plebejischen  Aedilen. 
Diesen  Anordnungen  kommt  entgegen  theils  das  in  der  mittleren 
Republik  über  anrüchige  und  gemeinschädliche  Individuen  von  den 
capitaleu  Dreimännern  geführte  Verzeichniss  ^,  das  allem  Anschein 
nach  mit  bestimmt  war  den  Beamten  für  derartige  Anklagen  das 
Material  zu  liefern,  theils  die  zahlreichen,  aber  dem  Rechtsgrund 
nach  nirgends  detinirten  von  den  Aedilen  beider  Kategorien  an  die 
Bürgerschaft  gebrachten  Klagen  auf  hohe  Geldbussen.  Die  hiebei 
zu  Grunde  liegenden  Strafthaten  entsprechen  dieser  Auffassung. 
Jene  allgemeine  Aufforderung  begegnet  in  einem  Strafgesetz 
gegen  magistratische  Aufstellung  falscher  Masse  und  Gewichte 
(S.  158  A.  3).  Die  aedilicischen  Straf  klagen  beziehen  sich  wesent- 
lich auf  Geldwucher,  Komwucher  und  Unzucht®.  Ueberall  zu 
Grunde  liegen  nicht  unmittelbar  politische,  aber  gemeinschädliche 
relativ  spät  unter  das  Criminalgesetz  gezogene  Missbräuche.   Dass 


iudicare  licetfof.  Das  Fragment  C.  I.  L.  I,  1502  =  Bruns  p.  121  stimmt,  soweit 
es  vorliegt,  damit  überein.  Auch  bei  Plautus  Tmc.  759  (S.  159  A.  2)  stehen  die 
Einleitung  zur  Inrogation  der  Malt  und  die  Drohung  mit  der  prätorischen  Klage 
neben  einander.  —  (Jeber  das  Yerhältniss  des  multare  und  des  in  sacnim  iudicare 
und  Über  die  Beschränkung  der  inrogirten  Mult  auf  die  volle  oder  ungefähre  Hälfte 
des  Vermögens  ist  im  fünften  Buch  bei  den  Geldbussen  gehandelt 

'  So  im  luceriscben  und  im  bantinischen  Gesetz. 

*  Plautus  Truc  759:  ego  tibi  .  .  .  ludosfaciam  ....  quae  adx'ersum  legem  ac- 
ttpisU  a  plurimis  pectmiam;  iam  hercle  apud  hos  (d.  h.  die  im  Theater  an- 
wesenden; nos  die  Hdschr.,  novos  Bergk)  omnis  magistratus  faxo  erit  nomen 
tuom,  womit  die  multcie  inrogatio  in  Aussicht  gestellt  wird;  es  folgt  auch  hier  die 
Drohung  mit  der  prätorischen  Klage  auf  das  Quadruplum.  Dass  die  Dreimänner 
diese  Liste  führen,  zeigen  andere  Stellen.  Asin.  181:  ibo  ego  ad  trimros  vostra- 
que  ego  nonuna  faxo  adsintj  capitis  te  perdam  ef /iZtam  (eine  Hetäre).  Aulul.  416: 
ad  trisviroa  iam  ego  deferam  nomen  tuum  .  .  .  qum  adtrum  hohes  (worauf  die 
Antwort  lautet:  cocum  decet).  Damit  wird  zusammenzustellen  sein  das  von  den 
Aedilen  oder  vielmehr  fbr  dieselben  nach  alter  Sitte  {more  inter  veteres  recepto) 
geftkhrte  Yerzeichniss  der  Prostituirten  (Tacitus  ann.  2,  85). 

*  St.  R.  2,  493.    Die  einzelnen  Delicte  sind  im  vierten  Buch  behandelt. 
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bei  dieser  gegenüber  dem  eigentlich  politischen  Prozess  unter- 
geordneten, aber  doch  auch  unter  den  dehnbaren  Begriff'  des  Staats- 
verbrechens zu  bringenden  Thätigkeit  an  die  Volkstribune  und  an 
die  beiden  Kategorien  der  Aedilen  gedacht,  dieselbe  aber  regel- 
mässig nur  von  den  Aedilen  ausgeübt  ward,  passt  zu  dem  vorher 
über  das  strafrechtliche  Verhältniss  dieser  beiden  Aemter  Be- 
merkten ;  überdies  stehen  die  fraglichen  Delicte  vielfach  in  Beziehung 
Ober-  zu  der  aedilicischen  Strassen-  und  Marktpolizei.  —  Gleich  wie  in 
pontifex.  j^j^  bezeichneten  Gesetzen  die  Magistratur  aufgefordert  ward  bei 
gewissen  Strafthaten  Geldstrafen  über  die  gesetzliche  Coercitions- 
grenze  hinaus  zu  erkennen,  alsdann  aber  sich  der  Provocation  an  die 
Comitien  zu  unterwerfen,  ist  auch  dem  überhaupt  ja  magistratische 
Functionen  ausübenden  Oberpontifex  gestattet  worden  über  die 
seiner  besonderen  Disciplin  unterworfenen  Priester  bei  Nichterfüllung 
ihrer  sacralen  Obliegenheiten  schwere  Geldstrafen  unter  Vor- 
behalt der  Berufung  an  die  Comitien  zu  verhängend 

untheiibar-  Die  iui  Uebrigeu  die  republikanischen  Ordnungen  beherrschende 

*!"  ^®''  Collegialität  weicht  bei  der  Urtheilsfindung  dem  älteren  und  stärkeren 
Princip  der  Untheilbarkeit  des  Richteramts  *.  Am  schärfsten  tritt 
dies  in  den  ältesten  Formen  zu  Tage,  bei  den  Perduellionsduo^irn, 
von  denen  der  eine  bei  der  Judication  ausfällt  •,  und  bei  den 
Quästoren,  von  denen  nach  dem  Comitialschema  ein  einziger  unter 
Assistenz  der  Collegen  die  Sache  führt*.    Aber  ohne  Frage  haben 


'  Das  Nähere  St  B.  2,  57.  Es  handelt  sich  wesentlich  um  Urlaubsverweige- 
rung för  die  drei  grossen  Flamines ;  schwerlich  sind  der  pontificalen  Multirung  auch 
nur  sämmtliche  Priester  unterworfen  und  die  Nichtpriester  sicher  nicht  Bei  dem 
Pontificalverfahren  gegen  den  zum  Opferkönig  gewählten  und  der  Uebernahme  dieser 
Stellung  sich  weigernden  Dolabella  (Liv.  40,  42)  ist  ohne  Zweifel  die  Wahl  als  vom 
Willen  der  Gewählten  rechtlich  nicht  abhängige  Caption  zu  fassen  und  handelt  es 
sich  also  darum  den  also  creirten  zu  der  erforderlichen  Niederlegung  seines  bürger- 
lichen Amtes  zu  nöthigen. 

^  Auch  wo  der  Sache  nach  das  Urtheil  durch  Majorität  gefunden  wird,  was 
ftbrigens  im  ältesten  Recht  nicht  vorkommt,  wird  die  Einheit  formell  gewahrt  Im 
Recuperatorenprozess  entscheidet  der  Prätor,  indem  er  die  Erledigung  des  in 
der  Formel  aufgestellten  Dilemmas  der  Msgorität  der  Recuperatoren  anheimgiebt; 
im  Quästionsverfahren  der  Vorsitzende,  dessen  Entscheidung  aber  gebunden  ist 
durch  die  Majorität  seiner  < Berather'.  Die  Bürgerschaft  selbst  urtheilt  streng  ge- 
nommen nicht,  sondern  lässt  das  magistratische  Urtheil  nur  bestehen  oder  stösst 
es  um. 

»  S.  155  Liv.  1,  26,  7. 

♦  Varro  de  1.  L.  6,  90.  91. 
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auch  die  CoUegien  der  Volkstribune  *  und  der  Aedilen"  zwar  bei 
diesem  Strafverfahren  regelmässig  zusammengewirkt,  zumal  da  ja 
jeder  von  ihnen  durch  Intercession  den  Act  des  Collegen  zu  Fall 
bringen  konnte,  aber  die  formale  Judication  durch  einen  Einzelnen 
vollzogen. 

Das  Volksgericht,   iudidum  poptdi^  und  das  correlate,  aberouvoiks- 
streng  geschiedene  Volksgesetz,  die  lex  populi  oder  publica*,  beide    «*'**^^*' 
auch  äusserlich  dadurch  gesondert,  dass  dieses  regelmässig,  jenes 
nie  nach  dem  leitenden  Magistrat  benannt  wird*,  sind  die  beiden 


^  Livios  3,  56,  1 :  tribuni  .  .  .  €KCtisator€m  primum  Verginium  .  .  deliffunt. 
Dionys.  11,  46:  *Anniov  Sk  OicQytviov  ha^av  aPiv  xXfJQov  xarriyogetv.  Es  wurde 
also  in  solchem  Fall  wohl  um  die  Fühnmg  geloost. 

*  Bei  den  Aedilen  hat  diese  Frage  insofern  besondere  Bedeutung,  als  sie  die 
Strafgelder  nicht  in  das  Aerarium  abzuliefern  pflegen,  sondern  zu  Bauten  anwenden. 
6d  gemeinschaftlicher  Klage  geschieht  auch  hier,  wie  im  fünften  Buch  bei  den 
Geldstrafen  gezeigt  werden  wird,  die  Verwendung  gemeinschaftlich,  ohne  Zweifel 
nach  Vereinbarung  der  Collegen  unter  Ignorirung  der  formellen  Führung. 

*  Die  technische  Bezeichnung  ftkr  den  magistratisch -comitialen  Prozess  im 
Repetundengesetz  ist  quaesUo  (S.  147  A.  3),  die  Untersuchung,  wobei  man  aller- 
dings nicht  abersehen  darf ,  dass  das  Wort  auch  die  gegen  den  NichtbOrger  ge- 
führte Criminaluntersuchung  einschliesst  —  Den  öffentlichen  Stra^rozess  bezeichnet 
anch  die  Formel  iudicare  multamve  inrogare  (S.  166  A.  8),  wo  das  erste  Wort  auf 
den  Gapitalprozess  geht  und  angedeutet  wird ,  dass  ursprünglich  jedes  öffentliche 
Stira^g^cht  principiell  auf  diesen  hinauslief.  —  Die  Bezeichnung  iudicium  populi 
ist  ungenau,  da  das  Recht  einen  Richterspruch  zu  cassiren  kein  Richterspmch  ist, 
mid  gehört  der  technischen  Sprache  schwerlich  an  (das  tudertinische  G^esetzfragment 
S.  158  A.  3  ist  spät),  ist  aber  den  Schriftstellern  geläufig.  Livius  7,  28,  9 :  iudicia 
€0  anno  populi  tristia  in  feneratorea  facta^  quibus  ab  aedilibus  dida  dies  esset, 
traduntur.  10,  46,  16:  dida  die  a  M.  Scantio  tr.pl.  fugerat . . ,  populi  iudicium' 
Cicero  bei  Asconius  in  Scaur.  p.  20:  sübiit  etiam  populi  iudicium  inquirente  (viel- 
mehr anquirente)  Cn.  Bomüio  tr.  pl.  Weiter  Cicero  de  leg.  8,  16,  35.  Brut  27, 106 
and  bei  Asconius  in  Comel.  p.  78.  Verr.  5,  67, 173.  de  domo  13,  83.  17,  45.  85,  95. 
pro  Sest  17,  40.  Liv.  8,  56,  5.  4,  42,  7.  5,  11.  12.  8,  37,  8.  29,  22,  9.  c  37,  4.  — 
Uebrigens  wird  iudicium  populi  auch  in  nicht  prozessualischem  Sinn  gebraucht  von 
jeder  Aeusserung  der  öffentlichen  Meinung  (Cicero  pro  Sest  50,  106  und  sonst).  — 
Judicium  publicum  (Liv.  2, 41, 12)  hat  im  späteren  technischen  Gebrauch  eine  andere 
Bedeutung.  —  Lex  wird  niemals  von  dem  Volksgericht  gesagt  und  ebenso  wenig 
rogoHOf  aber  rogare  findet  sich  von  der  Antragstellung  auch  im  Volksgericht  (Cicero 
pro  Sest  30,  65)  und  multam  inrogare  ist  technisch  (S.  166). 

^  Die  Verschiedenheit  tritt  scharf  hervor  in  dem  Gegensatz  der  comitialen 
Kriegserklärung  (Ldv.  8,  37;  oben  S.  74  A.  4)  zu  dem  Comitialgericht 

*  Zu  Benennungen  wie  lex  consularis,  lex  lulia^  rogatio  Flavia  bietet  der 
VolksprozesB  keine  Analogien.  Darum  wird  auch  wohl  lex  poptüi  und  plebi  sdtum 
gesagt,  aber  neben  iudidum  populi  nicht  iudidum  plebis. 

Binding,  HAndbnoh.  I.  4:  Mommaen,  rOm.  Strafr.  11 
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ursprünglichen  Manifestationen^  des  römischen  Priucips,  dass  die 
Gesammtheit  der  Bürger  das  Gemeinwesen  darstellt  und  beherrscht. 
Auf  dem  strafrechtlichen  Gebiet  reicht  nach  unserer  Ueberlieferung 
die  Geltung  des  Volksgerichts  insofern  in  die  Königszeit  zurück,  als 
sie  die  Begnadigung  nicht  dem  Magistrat,  sondern  der  Bürgerschaft 
zuspricht.  Die  an  die  Verwandlung  der  Königsherrschaft  in 
den  Freistaat  geknüpfte  Bindung  der  Magistratur  durch  das  Volks- 
gericht mag  eine  Legende  sein;  aber  nur  um  so  mehr  spiegelt 
sich  darin  die  nothwendige  Verknüpfung  des  demokratischen  Prin- 
cips  mit  der  ausschliesslichen  Gewalt  der  Bürgerschaft  über  Leben 
und  Tod  des  Bürgers. 

Das  Volksgericht  kann  angerufen  werden  gegen  jedes  im 
öifentlichen  Bürgerprozess  ergangene  Strafurtheil ,  einerlei  wegen 
welches  Delicts  dasselbe  und  ob  es  von  einem  Perduellionsrichter, 
einem  Quästor,  einem  Volkstribun,  einem  Aedilen  oder  dem  Ober- 
pontifex  ausgesprochen  ist*,  einerlei  auch,  ob  es  auf  den  Tod® 
lautet  oder  auf  höhere  Vermögensbusse ,  seit  die  letztere  über- 
haupt im  öifentlichen  Prozess  unter  den  Strafmitteln  auftritt*. 
Ausgeschlossen  ist  die  Provocation ,  wie  dies  im  folgenden  Buch 
in  dem  die  Rechtsmittel  behandelnden  Abschnitt  näher  ausgeführt 
werden  wird,  bei  Nichtbürgern  und  bei  Frauen  mit  den  wenigen 
daselbst  bezeichneten  Ausnahmen ;  ferner  bei  jedem  ausserhalb  des 


^  Die  Volkswahlen  sind  erst  später  zu  den  Volksgesetzen  und  den  Volks- 
gerichten  hinzugetreten. 

'  Im  Gegensatz  zu  der  nur  ausnahmsweise  eintretenden  Provocation  der  Königs- 
zeit  bezeichnet  Cicero  (de  re  p.  1,  40,  62)  als  eine  der  bedenklichen  Consequenzen 
der  Einführung  der  Republik  die  provocationes  omnium  rerum  und  sagt  weiter  in 
dem  gleichen  Gegensatz  zu  der  früheren  Provocation  (de  rep.  2,  31,  54):  ab  omni 
iiMiicio  poenaque  provocari  licere  indicant  XH  tdbulae  compluribus  legibus,  wo 
also  dieses  Bürgerrecht  auf  einzelne  Delicte  bezogen,  aber  allgemein  gedacht  war. 
Polybius  6,  14,  6:  xQivfi  filv  ovv  6  ^rj/ios  xa\  SiatpoQov  (=  in  Geldklagen  nach 
polybianischem  Sprachgebrauch)  nolXaxtg,  orav  d^oxQSotv  y  to  rf/jirifia  rrj^  a6ixfag 
(den  Gegensatz  machen  die  arbiträren  Bussen  bis  zur  Grenze  der  maxima  mütta) 
xal  fiaXiara  tovg  rag  In&fpavetg  fax^xorag  aQx^s  (^^s  auf  den  regelmässig  nicht 
capitalen  tribunicischen  Rechenscluitsprozess  geht),  ^avarov  Si  xgivei  uovos- 

*  Es  ist  im  ersten  Buch  (S.  42  A.  1)  gezeigt  worden,  dass  die  in  den  QueUen 
bezeichnete  Provocation  gegen  die  Geisselung  auf  die  mit  der  Hinrichtung  regel- 
mässig verknüpfte  zu  beschränken  ist  —  Wenn  im  öffentlichen  Prozess  auf  Ad- 
diction  (mit  Verkauf  in  die  Sdaverei)  erkannt  werden  konnte,  was  indess  uner- 
wiesen und  nicht  wahrscheinlich  ist,  so  war  auch  dies  eine  Gapitalsentenz  und 
unterlag  der  Provocation. 

^  Vgl.  im  fünften  Buch  den  Abschnitt  von  den  magistratisch-comitialen  Geld- 
bussen. 
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Mentlichen  Strafprozesses  liegenden  Erkenntniss ,  also  bei  den 
Sprüchen  nach  Hausrecht  und  Kriegsrecht  sowie  bei  den  privat- 
rechtlichen Erkenntnissen  und  bei  den  Urtheilen  der  Quästionen. 

Die  für  das  Strafverfahren  obligatorische  Provocation  ist  der 
Ueberlieferung  zufolge ,  wie  gesagt ,  bei  Einführung  der  Republik 
durch  das  valerische  Consulargesetz  angeordnet  (S.  42  A.  1),  dann 
durch  die  Zwölftafeln  in  bestimmter  Weise  sanctionirt  worden 
(S.  162  A.  2) ;  späterhin  haben  die  porcischen  Gesetze  wahrschein- 
lich aus  dem  sechsten  Jahrhundert  ^  und  das  Gesetz  des  C.  Gracchus 
vom  J.  631/123  sie  abermals  eingeschärft,  das  letztere  nament- 
lich die  Eludirung  der  Provocation  durch  die  Anknüpfung  des 
magistratischen  Strafverfahrens  an  den  mit  der  Perduellion  ver- 
bundenen Verlust  des  Bürgerrechts  untersagt*. 

Der  magistratisch-comitiale  Strafprozess  zerfällt  in  die  fünf  verffthnn 
Abschnitte  der  Ladung  zum  Termin  (diei  diciio),  des  Untersuchungs-  ^"^T^ 
Verfahrens  (anquisitio),  der  magistratischen  Urtheilsfällung  (tudicatio 
und  muUae  irrogatio),  der  Einlegung  der  Berufung  an  die  Gemeinde 
(pravocatio)    und    der    Findung    der    comitialen    Endentscheidung 
{iudicium  popult)^. 

1.  Der  Ladung  des  Angeschuldigten  (diei  dictiö)  geht  selbst-  Dieidieuo. 
verständlich  der  Regel  nach  die  in  dem  vorhergehenden  Abschnitt 
geschilderte  magistratische  Voruntersuchung  voraus,  welche,  insofern 
sie  sich  gegen  römische  Bürger  wendet,  den  Magistrat  zu  der  Ladung 
bestimmt  und  die  Grundlage  des  magistratisch-comitialen  Straf- 
verfahrens bildet.  Rechtlich  erforderlich  aber  ist  die  Vorunter- 
suchung nicht  und  sie  fällt  weg,  weder  Strafrichter  ihrer  nicht  bedarf, 
zum  Beispiel  bei  einer  gegen  ihn  selbst  gerichteten  Strafthat  oder 
wenn  die  öffentliche  Meinung  ihm  genügt  zur  Erhebung  der  An- 
klage gegen  eine  bestimmte  Person.  —  Die  Ladung  des  Angeschul- 
digten   auf  einen   bestimmten   Tag   giebt   diesem  Verfahren   den 


^  Üeber  die  hierher  gehdrenden  drei  porcischen  Gesetze  ist  S.  31  A.  3,  S.  47 
A.  3  gebandelt  In  der  städtischen  Provocation  haben  sie»  wie  es  scheint,  materiell 
nichts  weiter  geändert. 

s  Darüber  ist  in  diesem  Bach  bei  dem  consularisch- senatorischen  Prozess 
gehandelt. 

*  Unter  den  zahlreichen,  aber  meistens  .wenig  eingehenden  und  oft  unzu- 
veriäasigen  Berichten  über  derartige  Rechtshändel  ist  der  anschaulichste  und  toII- 
stindigste  der  livianische  25,  3.  4  über  die  gegen  die  defraudirenden  Lieferanten 
während  des  hannibalischen  Krieges  Ton  den  Volkstribunen  angestellte  Criminalklage. 

11* 
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Namen  *  und  unterscheidet  dasselbe  von  dem  rein  magistratischen^ 
welches  eine  solche  Ladung  wohl  zulässt,  aber  auch  das  so- 
fortige Eintreten  in  die  Verhandlung  gestattet.  Die  wichtigen  und 
schwierigen  Fragen,  in  wie  weit  der  Magistrat  mit  der  Ladung^ 
um  das  Erscheinen  der  Geladenen  im  Termin  sicher  zu  stellen, 
die  Haft  verbinden  oder  wenigstens  Stellungsbürgschaft  (vadinwnium} 
fordern  kann  und  welche  Rechtsfolgen  an  das  Ausbleiben  sich 
knüpfen,  sind  im  letzten  Abschnitt  dieses  Buches  behandelt.  — 
Die  nähere  Bezeichnung  des  Klaggrundes  scheint  rechtlich  nicht  er- 
forderlich gewesen  zu  sein*. 

Änquinno.  2.  Das  TJutersuchungs Verfahren,  anquisitio,  in  der  Benennung 
wie  der  Sache  nach  entsprechend  der  quaestio  des  rein  magistrati- 
schen Prozesses  •,  unterscheidet  von  dieser  sich  vor  allem  dadurch^ 
dass  es,  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehende  durch  die 
Bürger  zu  findende  endgültige  Entscheidung,  stattfinden  muss  vor 


^  Zuerst  Liv.  2,  52,  3  zum  J.  278/476  und  seitdem  unzählige  Mal;  gegen* 
sätzlich  zu  dem  durch  ProYOcation  nicht  gebundenen  Verfftbren  Liy.  3,  83,  10» 
Obwohl  mit  diem  dicere  zun&chst  nur  ein  Act  des  Yolksprozesses  bezeichnet  ward^ 
ist  dies  doch  die  dafür  geläufige  technische  Bezeichnung,  neben  der  zahlreiche 
andere  herlaufen.  Äccusare  wird  vom  Magistrat  häufig  gesagt  (Varro  de  1.  Lat.  6,  90 ; 
Cicero  de  domo  17,  45;  Liv.  3,  33,  10,  43,  8,  9  u.  a.  St  m.),  weil  er  schon  in 
erster  und  mehr  noch  in  zweiter  Instanz  den  Angeschuldigten  als  Schuldigen  be- 
handelt; technischen  Werth  hat  accitsare  von  dem  Magistrat  ebenso  wenig  wie 
aeaisari  bei  demselben  (z.  B.  bei  Festus  p.  257  v.  sororium).  Obwohl  diese  Prozess- 
form einen  Ankläger  nicht  kennt,  wird  das  Verfahren  insbesondere  der  zweiten  In- 
stanz häufig  au%e&8st  als  Kampf  zwischen  dem  Magistrat  und  dem  Angeschuldigten 
(Liv.  1,  26,  6  in  der  Formel  des  Horatierprozesses :  si  a  duumviris  provocaräy 
provocation^  certcUo;  si  vincent,  caput  ohnubito;  femer  Cicero  de  leg.  8,  3,  6: 
viuUae  poenae  certalio;  Liv.  25,  4,  8:  multae  certatio;  Liv.  25,  8,  14:  muJtam 
certare).  Diese  Behandlung  des  Magistratsprozesses  nach  der  eigentlich  allein  dem 
PrivatprozesB  zukommenden  Auffassung  als  Rechtsstreit  ist  nur  lässliche  Rede; 
incorrect  ist  populi  iudicio  petere  im  tudertinischen  Gesetz  (S.  158  A.  3),  denn  petere 
bezeichnet  technisch  die  Civilklage  bei  dem  Prätor. 

*  Bei  Livius  25,  4,  8  heisst  es  zwar :  rei  capitaUs  diem  Postumio  dixerunt,  allein 
hier  ist  nicht  die  erste  dictio  gemeint,  sondern  eine  spätere  prodicUo,  Ebenso 
werden  die  S.  168  A.  5  angeführten  Worte  des  Antias  zu  fassen  sein. 

'  Änqutrere  (von  qtMterere  gebildet  wie  antestari  von  testari,  anhelare  von 
halare,  avaxqlvHv  neben  xqCvhv  mit  lediglich  verstärkendem  ttva\  die  Ableitung 
von  amh-  bei  Festus  ep.  p.  22  ist  sachlich  wie  sprachlich  unhaltbar)  erscheint 
als  technische  Bezeichnung  namentlich  bei  Varro  de  1.  L.  6,  90  in  dem  commen- 
tarius  vetus  anquisitionis  M\  Sergi  M\  f.  quaestoris  qui  capitis  accusavit 
Bocum. 
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4ler  durch  Ansage  benachrichtigten  Bürgerschaft  ^  und  dass  der  zu- 
erst angesetzte  Termin  nicht  genügt,  sondern  der  Magistrat  die 
Verhandlung  zweimal  erstrecken  muss  (prodicere)^  so  dass  sie  an 
drei  verschiedenen  mindestens  durch  einen  Zwischentag  getrennten 
Tagen  stattfindet^.  In  diesem  Verfahren  hat  der  Magistrat  in 
Gegenwart  der  Bürgerschaft  den  Thatbestand  des  Delicts  darzu- 
legen'.  lieber  die  Modalitäten  des  Beweis  Verfahrens  ist  Ge- 
naueres nicht  überliefert^;  indess  sind  die  Ordnungen  über  das 
Verhör  des  Angeschuldigten,  wozu  das  Recht  dem  Magistrat  nicht 
gefehlt  haben  kann,  und  über  den  Zeugen-  und  Urkundenbeweis, 
welche  im  folgenden  Buch  entwickelt  werden,  wahrscheinlich  im 
wesentlichen  aus  dieser  Prozessform  auf  die  späteren  übergegangen. 
—  Vor  allen  Dingen  entwickelt  sich  auf  diesem  Wege  neben  der 
Selbstvertheidigung  des  magistratischen  Prozesses  (S.  149),  die 
auch  hier  den  ersten  Platz  einnimmt,  das  Eintreten  der  Rechts- 
beistandschaft und  der  Vertheidigung  durch  dritte  Personen.  Ver- 
theidiger  in  dem  heutigen  Sinn  kennt  allerdings  der  magistratisch- 
comitiale  Prozess  so  wenig  wie  der  rein  magistratische;  aber  da 
in  der   Contio  jeder   unbescholtene  Bürger   das  Wort  verlangen 


1  In  contione:  Cicero  in  Vat  17,  40.  Liv.  4,  40,  5.  26,  8,  6.  38,  51,  6.  12. 
•c  52,  4. 

'  Cicero  de  domo  17,  45  lobt  die  verständige  Anordnung  der  ehemaligen 
Volksgerichte,  ne  improdida  die  quis  accustiwr,  ut  ter  ante  mctgittrcUus  (iccuset 
intemdssa  die  (daher  die  spätere  comperendinatio  im  Qu&stionenprozess)  quam 
multam  inroget  out  iudiceL  Die  dreimal  wiederholte  Frage  in  dem  Tarquinier- 
prozess  (Plutarch  Popl.  6)  mag  als  Einleitung  zu  dieser  Ordnung  gedacht  sein. 
Ihe  Berichte  über  einzelne  derartige  Prozesse  zeigen  mehrfach  die  Spuren  dieser 
^drei  Termine,  zum  Beispiel  Liv.  26,  8,  7:  cum  bis  pecunia  anquisiaaet,  iertio  capitis 
se  anquirere  dicereL  2,  61,  7.  3,  57,  6.  c.  58,  6.  29,  22,  8.  Andere  Belege 
SL  R.  3,  356  A.  2. 

*  Bezeichnung  des  Verbrechens :  de  perdudUone  anquirere  Liv.  6,  20,  12.  — 
Bezeichnung  der  Strafe  capite  (oder  capitis)  anquirere  Liy.  2,  52,  5.  8,  83,  17. 
26,  3,  6.  7  (ungenau  capitis  diem  dicere  Liv.  3,  11,  9;  rei  capitdlis  diem  dicere 
liv.  25,  4,  8);  pecunia  anquirere  Liv.  26,  3,  5.  7. 

^  Daa  deutlichste  Bild  giebt  Livius  26,  3,  5:  (Ort*  Fulvius)  bis  est  euxuscUus 
pecumaque  cinquisitum ;  iertio  tesHbus  datis  cum  ....  iurati  permtdti  dicerent 
fugae  .  .  .  initium  a  praetore  ortium  .  .  .,  terUo  capitis  se  anquirere  {tribunus 
dixity  Vielleicht  darf  man  hiemach  annehmen,  dass  das  Zeugenverhör  (welches 
Mch  sonst  erwähnt  wird:  Liv.  3, 13, 1  und  Dion.  10,  7;  Liv.  3,  58,  8.  25,  3,  16.  Val. 
Max.  ßj  1,  7;  Zeugenrede  des  älteren  Cato  in  dem  Prozess  gegen  M*.  Acilius 
Glabrio  Liv.  37,  57.  58)  hauptsächlich  im  dritten  Termin  stattfiud.  Diese  Termme 
werden  den  actiones  des  Accusationsverfedirens  entsprechen  und  konnten  nach  Um- 
ständen wohl  auch  mehrtägig  sein. 


166  Zweites  Buch.    Die  Straf  behörden. 

kann  und  der  leitende  Magistrat  zwar  formell  befugt  ist  ihm  das- 
selbe zu  verweigern  ^  aber  schon  mit  Rücksicht  auf  die  schliesslich 
entscheidende  Bürgerschaft  von  diesem  Recht  nur  massigen  Ge- 
brauch machen  darf,  so  ist  die  Anwaltschaft  mit  diesem  Verfahren 
nothwendig  gegeben  ^ 
urtheü-  3.  Nach  Abschluss  des  Beweisverfahrens  fällt  der  Magistrat 

fuinng.  jj^g  Urtheil,  welches,  wenn  nicht  freigesprochen  wird,  entweder 
auf  den  Tod  lautet  {iudicium)  oder  auf  eine  nach  Ermessen  be- 
stimmte Geldbusse,  wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  diese  für  die  Ge- 
meindekasse bestimmt  wird  {multam  inrogare)  ®  oder  für  einen  der 
Gemeindetempel  {in  sacrwm  iudicare)  *.  An  den  in  den  Vorterrainen 
in  Aussicht  genommenen  Strafantrag  ist  der  Magistrat  nicht  ge- 
bunden, sondern  befugt  ihn  zu  steigern  oder  zu  mindern*^.  Dass 
beide   Strafmittel  nicht  mit  einander  combinirt  werden  konnten,. 


1  St.  R.  1,  200  fg. 

^  Factisch  fällt  dabei  weiter  ins  Gewicht,  dass  diesen  Prozess  nie  der  eigent- 
liche Imperienträger  leitet,  sondern  der  niedere  Beamte  mit  geliehenem  Im- 
perium oder  der  Vorsteher  der  Plebs.  Was  ein  solcher  Vorsitzender  than  durfte 
und  nicht  durfte,  zeigt  das  Verfahren  des  den  Prozess  gegen  Rabirius  leitenden 
Volkstribuns:  er  lässt  zwei  Vertheidiger,  Hortensius  und  Cicero  zu  und  gestattet 
diesem  eine  halbe  Stunde  zu  reden  (Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  2,  6.  3,  7.  5,  17). 

*  Cicero  de  leg.  8,  3,  6 :  cum  magistratus  iudtcasBÜ  inrogassitve^  per  populum 
muitcbe  poenae  (vgl.  S.  14  A.  2)  certatio  esto.  Ebenso  de  domo  17,  45  (S.  165  A.  2) 
multam  irrogare  aut  iudicare.  Hier  steht  also  iudicium  schlechtweg  vom  Capital- 
prozess,  ohne  Zweifel  weil  die  multa  eigentlich  der  Coercition  angehört  und  nach 
ursprünglicher  Ordnung  im  Strafprozess  nicht  vorkommt.  Anderswo  stellt  Cicera 
neben  die  allgemeine  diei  dictio  den  Mult-  und  den  Capitalprozess  (pro  Mil.  14, 
36:  diem  mihi  credo  dixeroit,  multam  inrogarat,  actionem  perduelUonis  inten- 
derat).  Livius  26,  3,  8  fasst  beide  Kategorien  zusammen  mit  capitis  vd  pecuniae 
iudicare,  —  Multam  inrogare,  das  schon  in  dem  tribunicischen  Intercessions- 
decret  im  Prozess  des  C.  Scipio  (bei  Gellius  6,  19)  erscheint  in  der  volleren  Form 
senten^am  de  dliquo  ferre  muitamque  irrogare,  weiter  bei  Plautus  (Capt  494:  is 
diem  dicam^  multam  inrogaho\  femer  im  bantinischen  (S.  158  A.  3)  und  vielleicht 
auch  im  Repetundengesetz  Z.  33  und  sonst  (Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  3,  8;  de 
dom.  22,  58;  Sueton  Tib.  3),  wird  gesagt  mit  Rücksicht  auf  die  erwartete  comitiale 
Bestätigung  des  ersten  Urtheils,  denn  inrogare  ist  von  rogare  nicht  zu  trennen  und 
technisch  für  die  den  Einzelnen  beschwerende  Rogation  (Cicero  de  domo  17,  43.  43^ 
110;  pro  Sest.  30,  65);  es  ist  also  nicht  die  Auflage  der  Strafe,  sondern  die  Durch- 
bringung  derselben  bei  der  Bürgerschaft  darunter  verstanden. 

^  In  Boerum  iudicare  als  altemirend  mit  multare  findet  sich  im  silischen  und 
im  tttdertinischen  Gesetz  (S.  158  A.  3).  lieber  das  Verhftltniss  der  Aerarial-  und 
der  Sacralbussen  ist  das  ftünfte  Buch  zu  vergleichen, 

^  Umwandlung  der  Capital-  in  Geldstrafe:  Liv.  2,  52,  5  (S.  158  A.  1);  um- 
gekehrt Liv.  26,  3,  7. 
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folgt  aus  der  weiterhin  zu  erörternden  Verschiedenheit  der  Be- 
rufungsinstanz K 

4.  Gegen  die  Execution  dieses  Urtheils  kann  der  Verurtheilte  Procceano. 
die  Endentscheidung  der  souveränen  Bürgerschaft  anrufen*,  vom 
Magistrat  an  die  Comitien  provociren^.  Diese  Berufung  hat  Sus- 
pensiveffect;  wenn  der  Magistrat  ihr  keine  Folge  giebt  und  das 
Todesurtheil  trotz  derselben  vollzieht,  so  deckt  ihn  dabei  sein  Amt 
nicht  und  wird  die  Handlung  als  die  eines  Privaten  betrachtet,  also 
als  Mord  bestraft  *.  Das  Volksgericht  ist,  wie  in  dem  betreffenden 
Abschnitt  entwickelt  wird,  wesentlich  eine  Gnadeninstanz.  Das 
Urtheil  kann  nicht  abgeändert,  weder  geschärft  noch  gemildert, 
sondern  nur  bestätigt  oder  verworfen  werden ;  die  Gesetze,  welche 
den  Strafrichter  binden,  binden  die  souveräne  Bürgerschaft  nicht 
und  es  steht  jedem  Einzelnen  an  seinem  Theil  und  also  der 
Majorität  frei  der  Gerechtigkeit  ihren  Lauf  zu  lassen  oder  dem 
Verurtheilten  die  Strafe  nachzusehen. 


^  Der  Rechtssatz,  ut  ne  poena  capitis  cum  pecunia  coniungatur  (Cicero  de 
domo  17,  45),  beruht  vermuthlich  nicht  auf  positiver  Anordnung,  sondern  darauf^ 
dass  das  Gapitalurtheil  an  die  Centurien,  das  Bussurtheil  an  die  Tribus  ging. 

^  Wird  die  Berufung  an  die  Gemeinde  mit  der  Anrufung  der  tribunicischen 
Intercession  combinirt,  was  häufig  geschieht  (St.  H.  1,  277  A.  2\  so  greift  jene  nur 
PlatE,  wenn  diese  verweigert  wird. 

'  Livius  1,  26:  duumviri  .  .  .  cum  condeinnassent,  tum  oiUer  ex  his:  <P. 
Horati,  Übt  perdueUionem  iudico^  inquit;  ^i,  lictor,  cotdiga  manus^,  atccesserai 
lietor  iniciebatque  laqueum,  tum  Horatius  .  .  .  ^provovo^  inquit.  Dies  alte  Schema 
ist  in  dem  Prozess  gegen  den  Decemvir  Appius  bei  Livius  3,  56  übel  copirt,  indem 
hier  das  entscheidende  Wort,  der  vindex  libertatis,  eingelegt  wird  nicht,  wie  im  Ho- 
ratierprozess,  gegen  die  an  das  Todesurtheil  geknüpfte,  sondern  gegen  die  Unter- 
snchimgshaft,  welche  durch  die  Provocation  nicht  verhindert  werden  kann.  —  Es 
liegt  in  der  ^Weiterladung'  von  dem  Magistrat  (z.  B.  a  Ilviris  Liv.  1,  26,  6,  nicht, 
wie  Dionysius  5,  19  Qbmwtzt,  ngoxaX$ta&ai  r^y  ^^xvv)  &n  die  Bürgerschaft  (z.  B. 
adpopulumprovoco:  PUnius  ep.  7,  17,  IIX  wie  in  prwogare,  proferre,  prodicere  die 
Anberaumung  eines  anderen  Termins  oder  Verfahrens.  Auch  dem  aacramento 
provocare  (Gaius  4,  16)  und  dem  sponsione  provocare  (Gaius  4,  93.  165) 
liegt  lediglich  die  Uebertragung  des  Prozesses  aus  dem  iua  in  das  iudicium 
zu  Grunde.  —  Was  Cicero  de  leg.  3,  3,  6  sagt:  magistratus  nee  oboedientem 
et  innoxium  civem  multa  vinclis  verberibusve  coerceto^  ni  par  maiorve  potestas 
popuJutve  prohibessit,  ad  quoa  provocatio  esto  ist  S.  38  A.  1  erörtert  worden. 

^  In  dieser  Weise  wird  es  aufzufassen  sein,  dass  wenigstens  die  älteren 
Provocationsgesetze  sich  mit  dem  improbe  factum  begnügten.  Vgl.  im  vierten  Buch 
den  Abschnitt  vom  Mord.  Es  konnte  das  Delict  allerdings  auch  als  Beamten- 
verbrechen ge£ftsst  und  bestraft  werden;  aber  dies  scheint  nicht  oder  doch  nicht 
hanptsikchlich  geschehen  zu  sein. 
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AiNttiinmiiDg  5.  Nach  Einlegung  der  Provocation  hatte  der  Magistrat  die 
^*  M^Sr^  Bürgerschaft  zu  berufen ,  wobei  die  Curienversammlung  in  geschicht- 
licher Zeit  nicht  mitwirkt  ^  In  der  republikanischen  Frühzeit  wird 
die  Berufung  von  den  patricischen  Magistraten  an  die  patricisch- 
plebejischen  Centurien,  von  den  plebejischen  an  die  plebejischen 
Tribus  gebracht  und  von  beiden  Theilen  volle  Gleichberechtigung 
wenigstens  beansprucht  worden  sein  *.  In  dem  Zwölftafelbuch  aber 
wurde  der  capitale  Straf prozess  der  'grössten  Volksversammlung' •, 
das  heisst  den  Centuriatcomitien  ausschliesslich  zugesprochen  und 
die  die  Patricier  nicht  umfassende  Versammlung  der  Plebejer  von 
demselben  ausgeschlossen.  Daran  ist  auch  die  ganze  Dauer  der 
Republik  hindurch  festgehalten  worden.  Bei  diesen  Berufungen 
ergab  sich  die  Complication ,  dass  die  Centuriatcomitien  nur  von 
einem  Imperienträger  berufen  werden  konnten,  die  drei  Magistrate 
aber,  welche  zur  Erhebung  der  Capitalklage  befugt  waren,  der 
Perduellionsrichter ,  der  Quästor  und  der  Volkstribun,  das  er- 
forderliche Imperium  nicht  besassen.  Indess  sind  den  beiden  ersten 
vermuthlich  mit  ihrer  Ernennung  durch  den  Consul  für  den  be- 
stimmten Zweck  zugleich  die  für  die  Berufung  erforderlichen  con- 
sulari sehen  Auspicien  übertragen  worden*  und  hinsichtlich  des 
Volks tribuns  ist  es  bezeugt,  dass  er,  um  den  Capitalprozess  vor 
den  Centurien  anstellen  zu  können,  von  dem  Stadtpraetor  die  er- 
forderlichen Auspicien  borgte  ^.  —  Ausserdem  ist  bei  der  Capital- 


^  Die  Provocation  im  Horatierprozess  kann  nur  gedacht  sein  als  an  die  Carlen 
gerichtet,  obwohl  dies  nicht  gesagt  wird.  Anch  die  Plebs  ist  anftnglich  wie  über- 
haupt so  zum  Gericht  nach  Gurion  zusammengetreten  (St  R.  8,  151). 

a  St  R.  2,  300. 

'  Zwölftafeln  9,  2  Scholl  >»  Cicero  de  leg.  3,  4,  11:  de  capüe  civia  nisi  per 
maximtwi  comitiatum  ,  .  .  ne  ferunto;  ebenso  im  Commentar  c.  19,  44;  de  re  p.  2, 
36,  61;  pro  Sest  30,  65.  Dass  mit  dem  maximus  comäiatus  der  alle  Bürger  um- 
fassende der  Centurien  gemeint  ist  im  Gegensatz  zu  der  die  Patricier  ausschliessenden 
Versammlung  der  Pleb^er,  sagt  Cicero  a.  a.  0.,  und  auch  Plantus  (Pseud.  1282) 
spricht  von  den  centuriata  capitis  comiUa.  Die  Centuriatcomitien  bei  dem  Capital- 
prozess werden  auch  sonst  erwähnt  (Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  4,  11.  Linus  6, 
20,  10  u.  a.  St  m.). 

^  Diese  Auf&ssung  liegt  n&her  als  die  (St  R.  1,  195  angenommene)  der 
Auspicienleihe;  dass  der  Quaestor  auspicirt,  besagt  das  Schema  bei  Vairo  de  1. 
L.  6.  90. 

*  Antias  bei  Gellius  6,  9,  9:  Licinius  tr,  pL  perduellionem  ei  diem  dtadt  et 
comitüs  dietn  a  M.  Marcio  prctetore  peposcit.  Livius  26,  3^  9:  Sempranius  (tr. 
pl.)  perdttellianis  se  iudi<iare  Cn.  FtUvio  dixit  diemque  comitüs  ab  0.  Calpumio 
praetore  urbano  petiit    43,  16,  11:  (P.  Rutäius  tr.  pl.)  utriqtte  censori  perdueU 


Dritter  Abschnitt.    Der  magistratiBch-comitiale  Strafprozess.  169 

klage  von  einer  vorherigen  Befragung  des  Senats  die  Rede^;  und  Befri^aig 
da  der  Magistrat  nach  eingelegter  Provocation  den  Prozess  fallen  ^®*  ^•'***'* 
lassen  konnte,  darf  dies  zurückgeführt  werden  auf  die  Sitte  wegen 
wichtiger  EntSchliessungen  Rathmänner  zuzuziehen  (S.  138),  bei 
dem  Magistrat  also  in  diesem  Fall  sich  an  den  Senat  als  cansüium 
publicum  zu  wenden.  Eine  rechtliche  Bindung  für  den  Anfragenden 
war  in  dem  ihm  ertheilten  Bescheid  ohne  Zweifel  nicht  enthalten.  — 
Die  Multklage  hat  wahrscheinlich  an  die  Centurien  nie  gebracht 
werden  können*.  Sie  mag  in  dem  tribunicischen  Strafprozess  bei 
der  Plebs  von  jeher  statthaft  gewesen  sein;  die  Zwölf  tafeln  haben, 
wie  es  scheint,  darüber  nichts  bestimmt  und  insofern  sie  still- 
schweigend zugelassen®.  Seitdem  werden  bei  der  Provocation  von 
den  curulischen  Aedilen  und  dem  Oberpontifex  die  patricisch- 
plebejischen  Tribus,  bei  der  von  den  plebejischen  Tribunen  oder 
Aedilen  die  bloss  plebejische  Tribusversammlung  die  Schluss- 
entscheidung gefällt  haben.  —  Die  Berufung  der  Comitien  selbst, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  drei  Termine  der  Anquisition  auch 
als   'vierte  Anklage'   bezeichnet  wird*,    unterliegt  den   für   alle 


Uanem  se  iudicare  pronuntiavit  diemque  comiUis  a  C  Sulpicio  praetore  urbano 
petiit  Cicero  de  har.  resp.  4,  7:  diem  dixisaei,  ut  iecerat;  fecissem,  ut  ei  statim 
iertius  a  praetore  dies  diceretwr.  St  B.  1, 195.  A.  4.  —  Schwerlich  ist,  als  das  Zwölf- 
tafelgesetzbuch die  Plebejerversammlung  yom  Gapitalprozess  ansschloss,  diese  ihren 
Yorstehem  denselben  eröffiiende  Auspicienleihe  vorgesehen  worden;  wahrscheinlich 
ist  sie  eine  spätere  staatsrechtliche  Erfindung,  angekommen  in  deijenigen  Epochot 
wo  der  Senat  gegen  die  Magistratur  die  tribunidsche  Anklage  vielfach  verwendete, 
-um  dies  Regierungsmittel  auch  auf  den  Gapitalprozess  zu  erstrecken. 

^  In  dem  Schema  für  die  quaestorische  Gapitalklage  heisst  es:  patres  eenseant 
txquiras  et  adesse  iübeas.  Dies  meint  auch  Polybius  6,  16,  wenn  er,  factisch 
richtig  den  Senat  als  die  eigentlich  regierende  Behörde  betrachtend,  hinzuf&gt,  dass 
derselbe  eine  Gapitalverurtheilung  nur  aussprechen  könne  nach  Zustimmung  der 
Börgerschaft.    St  B.  1,  310.    3,  1044  ist  danach  zu  berichtigen. 

^  Wir  kennen  keinen  Beleg  von  an  die  Genturien  gebrachten  Multklagen. 

*  Da  Gicero  de  1^.  3,  19,  44  in  dem  Gommentar  zu  dem  S.  168  A.  3  an- 
gefahrten Gesetz  die  Worte  de  capite  civis  und  de  Sintis  als  synonym  hinstellt, 
so  identificirt  er  den  Gapital-  und  den  öfientlichen  Prozess,  schliesst  also  von 
dem  letztem  den  Multprozess  aus  oder  fasst  ihn  wenigstens  nicht  als  ausdrücklich 
sanctioDirt 

*  Quarta  aceusatio:  Gicero  de  domo  17,  45  (nach  den  S.  165  A.  2  ange- 
f&hrten  Worten):  quarta  sit  accusatio  trinum  nundinum  prodicta  die,  quo  die 
iudicium  sit  futurum,  üeber  die  incorrecte  Angabe  bei  Appian  b.  c.  1,  74  und  das 
dem  römischen  analoge,  aber  keineswegs  völlig  gleiche  Yolksgericht  des  oskischen 
Stadtrechts  von  Bantia  vgl.  St  B.  3, 356  A.  2;  in  diesem  werden  mit  Einrechnung 
der  Ladung  fiUif  Anklagen  gez&hlt 
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beschliessenden  Bttrgerschaftsversammlungen  geltenden  Regeln^ 
dass  der  Strafantrag  schriftlich  ausgehängt  werden  *  und  der  Bürger- 
schaft in  trinum  wundinum,  das  heisst  24  Tage  vorher  angesagt 
sein  muss*.  Indess  kann  der  Strafrichter  oder  bei  dem  tribunici- 
schen  Capitalprozess  der  um  die  Ansetzung  des  Termins  ange- 
gangene Prätor  auf  den  Wunsch  des  Angeklagten  einen  früheren 
Termin  festsetzen^.  Eigenthümlich  ist  es  dem  Volksgericht*,  dass^ 
wenn  aus  irgend  einem  Grunde  dieser  Termin  ausfällt,  er  nicht 
erneuert  wird,  sondern  die  Anklage  damit  beseitigt  ist*.  Ueber 
das  Verfahren  selbst  sind  wir  nicht  genügend  unterrichtet ;  es  ist 
nicht  erwiesen,  aber  nicht  unwahrscheinlich,  dass  in  diesem  Schluss- 
verfahren eine  contradictorische  Verhandlung  überhaupt  nicht  statt- 
fand, sondern  sofort  zur  Abstimmung  geschritten  ward*.  Die 
Abstimmung  geschah  bis  in  das  letzte  Jahrhundert  der  Republik 
hinab  mündlich;  um  gegenüber  auch  mächtigen  Angeklagten  den 
abstimmenden  Bürgern  die  Entscheidung  nach  Pflicht  und  Ueber- 
zeugimg  zu  erleichtern^,  wurde  von  der  aristokratischen  Reform- 
partei zuerst  im  J.  617/137  durch  das  Gesetz  des  L.  Cassius  für  die 
übrigen  Volksgerichte  mit  Ausschluss  des  Perduellionsprozesses  ®, 


^  Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  8,  8. 

*  Cicero  a.  a.  0.  Audi  in  den  einzelnen  Prozessen  finden  sich  die  SporeD 
dieses  längeren  Intervalls  (St  K.  3,  356  A.  2).  Ueber  die  Dauer  des  trifmm 
ntmdinum  St  R.  3,  375. 

»  Cicero  de  har.  resp.  4,  7  (S.  168  A.  5).    Liv.  43,  16,  12. 

^  Der  Verlauf  dieser  Comitien  und  Condlien  ist  im  wesentlichen  der  gleiche 
wie  bei  der  Volksabstimmung  überhaupt;  es  muss  in  dieser  Hinsicht  auf  die  all- 
gemeine Darstellung  St  R  3,  369  fg.  verwiesen  werden  und,  so  weit  die  Be- 
sonderheit der  Gerichtscomitien  nicht  oben  hervorgehoben  ist,  auf  St  R.  3,  359  %. 
Zum  Beispiel  muss  an  dem  Tage  der  Abstimmung  der  Verurtheilte  durch  Hommf 
vor  seinem  Hause  geladen  werden:  Varro  de  1.  L.  6,  90;  Plutarch  C.  Gracch.  3. 

^  Cicero  de  domo  17, 45  führt  unter  den  Milderungen  des  Volksprozesses  auf^ 
ut . .  st  qua  res  iUam  diem  (der  Schlussentschddung)  aut  atispiciis  aut  excusetUone 
sustulit,  tota  causa  iudiciumque  sublatum  sit,  Anwendung  davon  St  R.  3,  357 
A.  1.  Dies  war  indess  sicher  nur  Herkommen,  eingehalten  im  Wege  der  tribuni- 
cischen  Intercession;  beispielsweise  wird  in  dem  Prozess  des  M.  Manlius  der  Regel 
nicht  gedacht  (Liv.  6,  20,  IIX 

^  Dafür  spricht  das  Verfahren  in  den  für  andere  Zwecke  berufenen  Ceatnriat- 
comitien  (St  R.  3,  358  A.  4.  892  fg.).  Dagegen  spricht  Liv.  25,  3,  16;  aber  die 
Vermengung  des  Anquisitions-  und  des  Abstimmungstermins  liegt  nahe. 

^  Dass  bei  der  Abstimmung  man  sich  wohl  den  Mantel  über  den  Kopf  zog, 
um  unerkannt  zu  bldben,  deutet  Plautus  (S.  153  A.  2)  an. 

«  Cicero  de  leg.  3,  16,  35.  37.  Brut.  25,  97.  27,  106.  Lad.  12,  41.  pro 
Sest  48,  103  mit  den  Schollen  p.  808.  in  Cornel.  bei  Asconius  p.  78.    Die  Münze 


Dritter  Abschnitt.    Der  magistratisch-ecmiitiale  Strafprozess.  171 

dann  im  J.  647/107  durch  das  Gesetz  des  C.  Coelius  Caldus  auch 
für  diesen  schriftliche  und  verdeckte  Abstimmung  eingeführt^. 

Das  römische  Bürgerschaftsgericht  ist  der  rechte  und  volle  Poutwch« 
Ausdruck  der  römischen  Bürgerfreiheit.  Wenn  das  öffentliche  J^^y^JJ^! 
Strafrecht  überhaupt  die  Uebermacht  des  Gemeinwesens  über  den  gerichia. 
Einzelnen,  das  heisst  den  Staatsbegriff  zum  Ausdruck  bringt,  zu- 
nächst in  der  Form  der  schrankenlosen  magistratischen  Willkür,  so 
wird  durch  das  Eintreten  des  Bürgerschaftsgerichts  der  Magistrat 
der  Bürgerschaft  untergeordnet  und  die  magistratische  Willkür, 
welche  eben  damit  in  die  Schranken  des  Gesetzes  gebannt  wird, 
ersetzt  durch  die  über  dem  Gesetz  stehende  Willkür  der  souveränen 
Bürgergemeinde.  Die  Coercition  ist  zur  Judication  geworden.  Aber 
diese  gewaltige  That  der  Fesselung  des  Imperium  bewahrt  zugleich 
die  Spuren  ihres  Keimens.  Diejenige  Gewalt,  auf  Grund  deren  der 
Magistrat  im  comitialen  Strafprozess  das  erste  Urtheil  fällt,  ist 
dieselbe,  auf  Grund  deren  er  unbeschränkt  richtet  über  Frauen 
und  Fremde.  Indem  sie  genöthigt  wird  ihr  Urtheil  vor  der  Ge- 
meinde zu  rechtfertigen  und  aufhört  endgültig  zu  sein,  wird  ihr 
arbiträrer  Charakter  wohl  eingeschränkt,  aber  nicht  aufgehoben. 
Weiter  wird  die  Willkür  der  letzten  Entscheidung  durch  die  Ueber- 
weisung  an  die  Bürgerschaft  nicht  geändert,  sondern  nur  verlegt. 
Auch  jetzt  steht  dieser  Prozess  nicht  in  gleicher  Weise  unter  dem 
Gesetz  wie  die  Strafgewalt,  die  in  dem  Geschwornengericht  ihr 
Organ  hat.  Das  Rechts  verfahren  wegen  Perduellion  und  Parricidium 
hat  diejenige  formale  Festigkeit  wie  das  wegen  Furtum  und  Injurie 
niemals  erlangt.  Die  Delictsbegriffe  werden  dort  mit  grösserer 
Selbständigkeit  gehandhabt;  die  Zusammenfassung  verschiedener 
Strafthaten  ist  dort  ebenso  gestattet  wie  hier  ausgeschlossen;  die 
Beseitigung  der  Strafe  im  Wege  der  Begnadigung  ist  dort  zulässig, 
während  das  Geschwornenverfahren  keine  Begnadigung  kennt.  Es 
ist  eine  Grossthat  der  politischen  Selbstzucht,  dass  die  comitiale 
Allmacht  Halt  gemacht  hat  vor  der  magistratischen  Freisprechung; 


des  LoDginus  (R.  M.  W.  S.  636)  mit  dem  u(ti  rogas))  beschriebenen  Stimmtäfelchen 
habe  ich  unrichtig  hieher  gezogen,  da  in  dieser  Weise  im  Volksgericht  nicht  ge- 
stimmt wird;  sie  bezieht  sich  auf  das  cassische  Gesetz  vom  J.  650/104  (Asconius  in 
Coniei.  p.  78). 

^  Cicero  de  leg.  8,  16,  36;  Münze  mit  dem  Bildniss  des  C.  Coelius  Caldus 
-and  dem  mit  l{tbero),  d{anino)  beschriebenen  Stimmtäfelchen  R.  M.  W.  S.  636.  Das 
Gesetz  ward  eingebracht,  um  einen  der  Urheber  der  schweren  kimbrischen  Nieder- 
lage, den  C.  Popillius  in  dieser  Weise  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  was  auch  ge- 
lang (Orosios  5,  15,  24.    St.  R.  2,  323  A.  6). 
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dass  kein  Bttrger  zu  schwerer  öffentlicher  Strafe  anders  verurtheilt 
werden  kann  als  bei  üebereinstimmung  der  Magistratur  und  der 
Bürgerschaft;  aber  Begnadigung  ist  auch  Willkür  und  ungerechte 
Freisprechung  auch  Unrecht.  Das  römische  Strafrecht  ist  wohl 
die  mächtigste  Manifestation  und  die  grossartigste  Leistung  der 
römischen  Bürgerfreiheit;  aber  es  zeigt  auch  die  Mängel  seiner 
Tugenden,  den  schroflFen  Egoismus,  welcher  nach  Frauen  und  Nicht- 
bürgern  nicht  fragt ,  die  schwächliche  Milde  gegen  verbrecherische 
Mitbürger,  die  gebändigte,  aber  nicht  beseitigte  Willkür, 
verfau  des  Das  Bürgorschaftsgericht  hat  bei  allen  von  dieser  Institution 
unzertrennlichen  Mängeln  und  Uebelständen  dennoch  in  merkwürdiger 
Festigkeit  sich  behauptet  und  ist  in  der  That  erst  untergegangen 
mit  der  Republik  selbst.  Mit  exceptionellen  Criminalgerichten  ist 
die  Geschichte  der  römischen  Republik  in  auffallend  geringem  Umfang 
behaftet;  Specialgerichte  mit  Suspension  der  Provocation  sind  in 
der  älteren  Republik  unerhört^  und  auch  in  der  späteren  nur  in 
beschränktem  Umfang    vorgekommen  '*.     Die   Perduellionsgerichte 


Volka- 
^richte. 


^  Dass  im  J.  841/413  wegen  der  Ermordung  eines  Eriegstribons  consolarischer 
Gewalt  auf  Veranlassung  des  Senats  die  Krlegstribune  durch  Plebiscit  eine  Unter- 
suchung {quaestio)  veranlasst  und  die  Plebs  deren  Fahrung  den  Consuln  aufgetragen 
habe  (Liv.  4,  51),  welche  um  diese  zu  führen  des  Auftrags  gar  nicht  bedurften 
(S.  152  fg.),  ist  sicher  eine  Fälschung,  in  die  Ännalen  eingeführt,  um  die  gleichartigen 
Specialgesetze  der  sinkenden  Republik  zu  legitimiren.  Ebenso  unzweifelhaft  gilt 
dies  von  der  Umgestaltung  des  gegen  L.  Scipio  anhängig  gemachten  Multprozesses 
durch  Valerius  Antias  in  eine  auf  Veranlassung  des  Senats  von  den  Comitien 
beschlossene  und  einem  Prätor  übertragene  Specialuntersuchung  über  den  Ver- 
bleib der  im  antiochischen  Krieg  gemachten  Beute  (Liv.  38,  54.  55).  Ohne  Zweifel 
ist  auch  diese  tendenziös  erfunden  (röm.  Forsch.  2,  493  fg.). 

'  Das  erste  geschichtlich  beglaubigte  criminelle  Ausnahmegesetz  fSÜlt  in  das 
J.  582/172  (Liv.  42,  22).  Wegen  des  grausamen  Verfahrens  gegen  einen  ligurischen 
Volksstamm  nach  der  Dedition  und  wenigstens  ebenso  sehr  wegen  der  dabei  be- 
wiesenen Widerspenstigkeit  gegen  den  Senat  wurde  auf  dessen  Veranlassung  gegen 
■den  Consul  des  J.  580  M.  Popillius  Laenas  ein  Plebiscit  bewirkt,  dass  er  den 
Dedirten  bis  zu  einem  gewissen  Termin  die  Freiheit  zu  verschaffen  habe  und 
so  weit  dies  nicht  geschehen  sei,  ein  vom  Senat  zu  bezeichnender  Magistrat  — 
<iie  Wahl  fiel  auf  den  Stadtprätor  —  darüber  eine  Untersuchung  anstellen  solle. 
Da  er  auf  die  erste  Ladung  nicht  erschien,  wurde  ihm  weiter  gedroht  mit 
dem  Vorgehen  auch  gegen  den  Abwesenden,  worauf  der  Prozess  begann;  aber 
den  entscheidenden  Termin  Hess  der  Prätor  durch  einen  Rechtsknift  verfallen 
oder,  was  auch  möglich  ist,  die  gegen  das  Privilegienverbot  der  Zwölftafeln  ver- 
fitossende  Fehlerhaftigkeit  des  Plebiscits  schlug  schliesslich  durch;  die  Klage  endigte 
ohne  Entscheidung.  —  Als  im  J.  604/150  der  Prätor  Ser.  Sulpicius  Galba  in  ähn- 
licher und  noch  ärgerer  Weise  die  dedirten  Lusitaner  unter  Bruch  des  gegebenen 
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über  die  Gracchen  und  die  Catilinarier  laufen  allerdings  der  Sache 
nach  darauf  hinaus*;  aber  die  dafür  gewählte  Fonn,  welche  bei 
dem  consularisch-senatorischen  Gericht  erörtert  werden  wird,  zeigt 
in  ihrer  juristischen  Verschleierung  immer  noch  die  ungeheure 
Macht  des  Rechtsgedankens  selbst  in  dem  zusammenbrechenden 
Freistaat.  In  verfassungsmässiger  Form  die  Function  des  Volks- 
gerichts ausschliessende  Magistraturen  hat  es,  wie  wir  sahen 
(S.  41.  144),  ausser  der  Dictatur  in  ihrer  älteren  Vollgewalt  und 
dem  Decemvirat  in  Rom  bis  auf  Sulla  nicht  gegeben.  Selbst- 
verständlich sank  mit  dem  innerlichen  Zusammenbrechen  der  Re- 
publik auch  das  Volksgericht;  aber  die  führenden  Männer  der 
republikanischen  Spätzeit  haben  das  Heilmittel  dagegen  nicht  in 
Exceptionalgerichten  gesucht.  Auch  die  neue  Gerichtsform  der 
ständigen  Quaestion  hat  in  ihren  Anfängen  die  Sphäre  des  Volks- 
gerichts in  keiner  Weise  eingeschränkt.  Vielmehr  hat  die  Reform- 
Aristokratie ,  an  ihrer  Spitze  der  jüngere  Africanus,  wenige  Jahre 
vor  dem  Auftreten  des  älteren  Gracchus,  um  das  Volksgericht  wirk- 
sam zu  machen,  die  geheime  Abstimmung  gefordert  und  durch- 
gesetzt (S.  170) ;  es  war  also  damals  noch  ein  mächtiger  politischer 
Hebel  und  diejenigen,  die  noch  an  Reformen  dachten,  wollten  es 
nicht  beseitigen,  sondern  stärken.  Wirksam  blieb  es  auch  jetzt; 
das  dreissig  Jahre  später  durchgebrachte  Stimmgesetz  über  den 
Perduellionsprozess  sollte  es  möglich  machen,  einen  der  Urheber 
der  kimbrischen  Katastrophe  mit  Erfolg  auf  Leben  und  Tod  anzu- 


Treaworts  theils  tödten,  theils  in  die  Sclaverei  verkaufen  Hess,  wurde  er  deashalb, 
namentlich  unter  Mitwirkung  Catos,  zur  Rechenschaft  gezogen,  indem  der  Tribun 
L.  Scribonius  ein  Gesetz  beantragte  diese  Leute  auf  Staatskosten  aus  der  Sclaverei 
auszulösen  (Livius  ep.  49);  diesen  Antrag  bezeichnet  Cicero  Brut  23,  89  richtig  als 
eine  rqgatio  privüegii  simüis  und  er  wie  Livius  Gates  Rede  als  Suasion,  wo- 
gten er  de  or.  2,  58,  227  ungenau  den  Tribun  eine  quaestio  gegen  Galba  bean- 
tragen lässt  und  danach  Valerius  Maximus  8,  1,  abs.  2  den  Cato  gar  zum  sub- 
seriptor  der  Anklage  macht,  während  ebenso  ungenau  Liv.  39,  40,  12  die  Abstim- 
mung über  die  Rogation  als  poptdi  iudicium  bezeichnet.  —  Also  ist  das  Plebiscit 
von  582  wohl  ein  criminelles  Ausnahmegesetz,  aber  es  ist  ohne  Folge  geblieben, 
das  von  604  Überhaupt  formeU  nicht  als  Strafklage  zu  betrachten.  —  Die  ersten 
derartigen  G^etze,  welche  Strafurtheilo  herbeigeftüirt  haben,  das  sempronische  vom 
J.  622/132  gegen  L.  Hostilius  Tubulus  und  das  peducaeische  vom  J.  643/111  gegen 
die  Unzucht  der  Priesterinnen  fallen  in  die  Epoche  der  ständigen  Quästionen  und 
werden  im  fünften  Abschnitt  ihre  Erwähnung  finden. 

1  In  der  Hede  gegen  Ciceros  ebenso  unpolitischen  wie  unmenschlichen  Justiz- 
mord sagt  Caesar  (bei  Sallust  Cat  51):  übt  hoc  exemplo  per  senatus  decretum 
i^onsid  glaäium  eduxerit,  quis  üU  finem  fftatuet  aut  quis  moderabitur? 
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klagen,  und  wenigstens  seine  bürgerliche  Existenz  wurde  also  ver- 
nichtet (S.  171  A.l).  Drei  Jahre  später  wurde  allen  im  Volksgericht 
verurtheilten  Personen  durch  Gesetz  der  Sitz  im  Senat  aberkannt  ^ 
Bei  der  Ueberweisung  der  Mordprozesse  an  die  Geschwornen,  die 
wahrscheinlich  schon  vor  der  Gracchenzeit  stattgefunden  hat,  ist, 
wie  im  vierten  Buch  bei  dem  Mord  gezeigt  werden  wird,  der 
Nächsteumord  dem  Volksgericht  vorbehalten  und  ein  derartiges 
Verbrechen  noch  zwischen  den  Jahren  649/105  und  652/102*,  ebenso 
ein  politischer  Prozess  im  J.  654/100^  an  das  Comitialgericht  ge- 
bracht worden.  Wesentlich  Sulla  ist  es  gewesen,  der  das  Volks- 
gericht der  Sache  nach  aufgegeben  und  die  bisher  der  Bürgerschaft 
zuständige  criminelle  Gompetenz  an  die  Geschwornengerichte  über- 
wiesen hat.  Abgeschafft  wurden  die  Bürgerschaftsgerichte  auch  von 
ihm  nicht.  Vereinzelt  finden  sie  sich  angewandt  oder  wenigstens  in 
Aussicht  genommen  gegen  Q.  Lutatius  Catulus  und  L.  Cornelius 
Morula  während  der  marianischen  Wirren  des  J.  667/87*,  gegen 
L.  Rabirius  691/63,  gegen  Milo  698/56*,  gegen  Cicero®.  Die  letzte 
Spur,  die  von  dem  Volksgericht  begegnet,  ist  der  antonische  Gesetz- 
vorschlag, die  Provocation  auf  gewisse  Quaestionen  zu  erstrecken  ^ ; 
rechtlich  bestanden  hat  dasselbe,  so  lange  es  eine  Republik  gab. 
Augustus  hat  es  aufgehoben®  oder,  wie  vielleicht  richtiger  gesagt 
wird,  aus  demselben  das  consularisch  -  senatorische  Gericht  ent- 
wickelt. 


^  Dies  bestimmte,  wie  Aeconius  in  Cornel.  p.  78  aasfOhrt,  die  lex  Cassia  vom 
J.  650/104,  welche  nach  Cicero  populi  iudicia  firmavit. 

'  Orosius  5,  16,  8.  Vielleicht  ist  dieser  Q.  Fabius  Maximas  identisch  mit 
dem  Q.  Fabius  Maximus  Serviiianus  (Yal.  Max.  6,  1,  5;  Fabius  Ebumus  bei  Quin- 
tilian  decl.  3,  17)  Consul  638/116,  Censor  646/108. 

'  Gegen  Q.  Metellas  wegen  verweigerter  Eidleistung :  Livius  ep.  69.  Incorrect 
spricht  Orosius  5,  17,  4  neben  der  dies  dicta  von  iudices. 

^  Appian  b.  c.  1,  74  bezeichnet  deutlich  die  Frozessform. 

»  Drumann  2,  323.    St.  R.  2,  493  A.  1.    3,  356  A.  2. 

•  Cicero  de  har.  resp.  4,  7  (S.  168  A.  5>  pro  MU.  14.  36  (S.  166  A.  3) 
und  sonst 

■f  Cicero  Phil.  1,  9,  21. 

"  In  der  Lobrede  auf  Augustus,  die  Dio  (56,  40)  dem  Tiberius  in  den  Mund 
legt,  heisst  es:   ix  n  roO   ^ri^tov  to  SvaxQirov  h  raig  9iayvtaat<nv   ig  rriv  tm' 


Vierter  Abschnitt 

Der  delictiscbe  Priyatprozess. 


Das   römische  Imperium   setzt   sich  strafrechtlich   zusammen  DwCirii- 
aus  dem  öffentlichen  und  dem  privaten  Strafverfahren ;  jenes  tritt  ae^wrat. 
ein   wegen   Schädigung   der  Gemeinde  und  vollzieht   sich  in  der     deiict. 
Form  der  Inquisition,  dieses  findet  statt  wegen  Schädigung  eines 
Einzelnen    und    ist    ein    Vergleichsverfahren    zwischen    dem    Ge- 
schädigten  und  dem  Schädiger  unter  magistratischer  Arbitration. 
Da  der  delictische  Privatprozess  fundamental   mit   dem  nicht  de- 
üctischen  zusammenfällt^,  so  kann  hier  im  Allgemeinen  auf  den 
Civilprozess  verwiesen  werden  und   ist  in  diesem   Abschnitt  ins- 
besondere nur  auszuführen,  was  geeignet  ist  die  aus  dem  delictischen 
Privatprozess    entwickelte   jüngere   Form    des   öffentlichen    Straf- 
prozesses,  das  Quaestionsverfahren  zu  erklären  und  zu  erläutern. 

Das  öffentliche  Straf-  und  das  delictische  Vergleichsverfahren 
haben  bis  zum  Jahre  387/367  in  derselben  Hand  gelegen;  die 
Gonsuln  einschliesslich  der  bei  ihrer  Abwesenheit  oder  ihrem  Fehlen 
sie  vertretenden  Beamten  (S.  142)  haben  auch  das  letztere  gehand- 
habt. Erst  in  dem  genannten  Jahre  ist  im  Oberamt  eine  dritte 
für  den  Privatprozess  reservirte   Stelle  eingerichtet  worden,  die 


^  Das  compromisaarische  Fandament  ist  dem  nicht  delictischen  Privatprozess 
zwar  nicht  fremd  —  das  Vorerkenntniss  auf  Restitution  im  Eigenthnmsprozess  ist 
dem  Vorerkenntniss  in  dem  Prozess  wegen  Diebstahls  und  Sachbeschädigung  gleich- 
artig — ,  eher  doch  dem  Privatdelictprozess  vorzugsweise  eigen.  In  den  späteren 
Bildungen  freilich,  namentlich  in  dem  civilrechtlichen  Multverfahren  tritt  es  zurück. 
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Prätur^  Ueber  ein  Jahrhundert  später,  im  Jahre  512/242,  hat 
dieser  Prätor  einen  ebenfalls  für  die  hauptstädtische  Rechtspflege 
bestimmten  Gollegen  erhalten,  so  dass  der  eine  Beamte,  als  städtischer 
Prätor,  die  Prozesse  zwischen  Römern  oder  Römern  und  Latinem 
regulirt,  der  zweite,  der  Peregrinenprätor,  alle  übrigen,  bei  welchen 
einer  Partei  oder  beiden  das  Bürger-  oder  das  latinische  Recht 
fehlte^.  Andere  Imperienträger  für  die  magistratische  Leitung  der 
eigentlichen  Privatprozesse'  hat  es  in  der  Stadt  Rom  nicht  ge- 
geben. Sie  sind  verfassungsmässig  für  die  Jurisdiction  bestimmt 
und  haben,  wie  früher  bemerkt  ward  (S.  64),  die  Coercition  regel- 
mässig nur  in  so  weit,  als  ohne  diese  die  Rechtspflege  nicht  aus- 
geübt werden  kann;  von  der  Vertretung  der  abwesenden  Consuln, 
welche  namentlich  dem  städtischen  Prätor  obliegt  und  der  ex- 
ceptionellen  militärischen  Verwendung  dieser  für  die  Hauptstadt 
bestimmten  Beamten  kann  hier  abgesehen  werden. 
dmg©.  Die  römische  Rechtsconstruction   geht  auch  bei  dem  privaten 

"iiJäuT"  Strafprozess  wie  bei  dem  öffentlichen  von  der  Annahme  un- 
beschränkter Magistratsgewalt  (S.  27  fg.)  aus,  nicht  als  ob  die  In- 
quisition und  die  öffentliche  Bestrafung  zusammengefallen  wäre 
mit  der  Vergleichsinstanz  und  der  Privatstrafe,  aber  indem  sie  dem 
König  Romulus  und  seinen  ersten  Nachfolgern  die  Befugniss  beilegen 
das  Vergleichsverfahren  nach  Belieben  entweder  selbst  in  die  Hand 
zu  nehmen  oder  durch  frei  gewählte  Stellvertreter  zu  bewirken  *• 
Aber  dieselbe  demokratisirende  Tendenz,  welche  das  öffentliche 
Strafrecht  durch  die  obligatorische  Provocation  beschränkt,  macht 
bei  dem  Privatdelict  wie  überhaupt  bei  dem  Privatprozess  sich 
geltend  durch  die  Einführung  der  obligatorischen  Abgabe  der  End- 
entscheidung an  Geschwome:  es  wird  dieselbe,  wie  schon  fiüher 
(S.  5  A.  1)  ausgeführt  ward,  dem  König  Servius  TuUius  bei- 
gelegt, dem  Vorläufer  der  republikanischen  Ordnung.  Fortan  giebt 
zwar    der  Magistrat   rechtlich   die   Entscheidung    des   Streitfalls^ 


>  St  R.  2,  193. 

^  St  H.  2,  196.  3,  603.  Die  obligatorische  Gkschwornenbestellang  bei  Pro* 
zessen,  in  denen  die  eine  Partei  oder  beide  das  römische  Bürgerrecht  nicht  hatten 
und  die  in  Rom  entschieden  werden  mussten,  mag  damals  gesetzlich  geregelt 
worden  sein. 

'  Es  wird  später  gezeigt  werden,  dass  der  praetor  repetundis  anfänglich  nichts 
ist  als  ein  Civilprätor  mit  Spedalcompetenz. 

*•  Das  Imperium  des  Prätors  tritt  deutlich  hervor  in  der  Fassung  der  Mnlt- 
klage  in  dem  bantinischen  Gesetz  Z.  10 :  p(raetor)  .  .  .  iubeto  eum,  sei  ita  pariat^ 
con<iumnari  und  auch  sonst  ist  oft  die  Rede  von  dem  iudicare  iubere  cogere  (z.  B. 
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aber  es  ist  dabei  die  Verurtlieilung  bedingt  durch  einen  von  dem 
oder  den  Geschwornen  abzugebenden  Wahrspruch. 

•  Für  die  Einleitung  des  Verfahrens  vor  dem  Prätor  (m  iure)  Formen  der 
kommen  die  allgemeinen  Normen  bei  dem  delictischen  Prozess  eben-  ^^•'"'^ 
falls  zur  Anwendung:  ohne  Frage  ist  auch  dafür  anfänglich  der 
Regel  nach  die  Form  des  Sacramentum  gebraucht  worden^;  da- 
neben begegnet  als  geschärfte  Klagform  auch  hier  die  Handanlegung 
wie  bei  der  Execution  des  Urtheils".  Später  ist  an  die  Stelle  der 
prätorischen  Legisaction  die  prätorische  Formula  getreten. 

Der  Auftrag  zur  Spruchfällung  geht  nach  der  ursprünglichen  tudsx,  «r- 
Ordnung  an  einen  einzelnen  vom  Magistrat  ausgewählten  Mann,  ^'^^^^*" 
den  jwdea:  unus  ^,  welcher  dann,  regelmässig  unter  Zuziehung  eines 
Consilium,  den  Auftrag  vollzieht.  Wie  alle  Rechtspflege  auf  die 
Hausordnung  zurückgeht,  so  kennt  auch  der  älteste  Geschwornen- 
prozess  die  Majoritätfindung  nicht.  Aber  schon  die  Zwölftafeln 
lassen  daneben  ein  nach  diesem  geordnetes  Verfahren,  den  Prozess 


im  rubriscfaen  Gesetz  1,  17).  Wenn  in  der  gewöhnlichen  Formel  der  Magistrat  zu 
dem  Geschwornen  sagt:  st  (tibi)  paret,  condemna,  so  ist  das  mehr  höflich  als 
richtig;  genauer  würde  es  heissen:  si  {tibt)  paret,  ego  condemno,  denn  er  hat  das 
jurisdictionelle  Imperium,  auf  dem  jedes  Urtheil  ruht. 

^  Gai.  4,  13:  sacramenti  actio  generalis  erat.  Für  die  Anwendung  dieser 
Form  auf  eine  delictische  Klage  haben  wir  keinen  Beleg;  die  Kepetundenklage, 
über  deren  Anstellung  in  dieser  Form  im  folgenden  Abschnitt  zu-  handeln  ist,  ist 
nicht  delictisch,  sondern  eine  Condiction. 

'  Diese  tritt  auf  im  lucerischen  Haingesetz  (S.  158  A.  3)  bei  Verletzung  heiliger 
Statte :  sei  quis  arvorsu  hac  faxit,  [in]  tum  quis  volet  pro  ioudicatod  n.  L  (über- 
liefert I)  nianutn  iniectio  estod  ^  worauf  die  Aufforderung  zum  Irrogiren  der  Mult 
alternativ  folgt  Ebenso  im  oskischen  Gesetz  von  Bantia  Z.  24.  —  Bei  der 
weiterhin  (S.  180  A.  1)  zu  erwähnenden  Quadruplation  scheint  nach  den  dort  ange- 
fahrten plautinischen  Stellen  dieses  strenge  Verfahren  stehend  gewesen  zu  sein.  — 
Noch  in  dem  Stadtrecht  von  Genetiva  c  61  wird  in  einem  nicht  näher  zu  be- 
stimmenden, aber  offenbar  für  die  Gemeinde  geführten  PriTatprozess  die  gleiche 
Klage  (iudicati  iure  manus  iniectio  esto)  vorgeschrieben. 

*  In  correcter  Rede  wird  durchaus  iudex  als  Einzelgeschwomer  dem  Ge- 
schwomencoUegium ,  den  recuperatores  entgegengestellt  Plautus  kennt  wohl  den 
i%idex,  aber  nicht  die  iudices;  auch  iudicium  hat  er  nur  einmal  Pseud.  14  und 
zwar  vom  Göttergericht  Men.  587  ist  die  ältere  Fassung:  aut  ad  populum 
(öffentliche  Strafklage)  atU  in  iure  (Civilklage)  aut  apud  aedHem  (Polizei)  res  est 
correct,  die  jüngere:  aut  apud  iudicem  res  est  insofern  verkehrt,  als  die  beiden 
Acte  des  Civilverfahrens,  iu8  und  iudicium  ungeschickt  neben  einander  gestellt 
worden.  Iudices  in  der  Mehrheit  setzt  der  hellenisirende  Terenz  (Phorm.  129.  275. 
282.  400),  sogar  ganz  unrömisch  Phorm.  403  nmgistratus  nicht  iudicem  dantes, 
sondern  iudicium  reddentes. 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  12 


178  Zweites  Buch.    Die  Straf behörden. 

vor  drei  Schiedsmännern  zu,  und  recht  alt  sind  auch  die  gleich- 
artigen, stets  als  jCollegium  auftretenden  'Wiederschaifer',  die  re- 
cuperatores^.  Zwischen  den  Geschwonien  und  den  Wiederschaflfern 
besteht  ein  Rangunterschied;  die  Geschwornenfunction  steht  von 
Rechtswegen  dem  Senator  zu  und  aus  dem  Senatsverzeichniss, 
das  zugleich  als  Geschwornenverzeichniss  dient,  giebt  der  Magistrat 
den  Parteien  den  Iudex  ^;  bei  der  Auswahl  der  Recuperatoreu 
ha;  er  freie  Hand^  und  wo  ein  Verzeichniss  derselben  begegnet, 
ist  dies  von  dem  Magistrat  nach  Ermessen  zusammengestellt*. 
Wo  das  Gesetz  nicht  eine  der  beiden  Gerichtsformen  festsetzt, 
hat  der  gerichtsleitende  Magistrat  zwischen  beiden  die  Wahl*, 
und    auch    bei    den    delictischen    Klagen    begegnet    der    Einzel- 


*  Ob  zwischen  den  arhitri  der  Zwöiftafeln  und  den  recujjeratores  ein  efFec- 
tiver  Unterschied  besteht,  muss  dahingestellt  bleiben.  Jene,  die  'Zugänger% 
mögen  wohl  zunächst  da  verwendet  sein,  wo  ein  Augenschein  erforderlich  war; 
diese,  die  ^WiederscfaafferS  beziehen  sich  wohl  ursprünglich  auf  den  delictischen 
Prozess.  Beide  sind  vermuthlich  hervorgegangen  aus  der  Bestellung  eines  Ver- 
treters für  jede  Partei  und  eines  Obmannes. 

'  Polyb.  6,  17:  To  (T^  fdäytarov,  ix  TauTrjs  (aus  dem  Senat)  anoSiöorrtu  ac^*- 
ral  Jüiv  nXiiaiCDV  xal  joiv  dfjfdoottuv  xal  Toiv  i^^ojTixdiv  awaXlay/iaTtav,  oaa 
fAfyid-os  ^x^i  Tüiv  lyxXrijLtaT(0Vf  was  selbstverständlich  wie  von  den  Privatcontracten 
so  auch  von  den  Privatdelicten  gilt.  Dieses  vielleicht  nicht  ursprüngliche,  aber  für 
die  historische  Zeit  zweifellos  bestehende  senatorische  Vorrecht,  das  nicht  eigent- 
lich dem  Strafrecht,  sondern  der  Rechtsordnung  überhaupt  angehört,  kann  an  dieser 
Stelle  nicht  eingehend  erörtert  werden;  nach  der  staatsrechtlichen  Seite  hin  ist  dies 
im  Staatsrecht  1,  186  fg.  2,  228  fg.  582  fg.  3,  527  fg.  897  fg.  geschehen  und  es 
wird  weiter  in  dem  folgenden  Abschnitt  bei  dem  magistratischen  Geschwomengericht 
darauf  zurückzukommen  sein.  Uebrigens  handelt  es  sich  dabei  nur  um  die  ma- 
gistratische Ernennung  des  Geschwornen ;  dass  die  Parteien  durch  üebereinkommen 
sich  einem  nichtsenatorischen  Einzelgeschwornen  unterwerfen  konnten,  ist  nicht  zu 
bezweifeln. 

'  Wenigstens  erfahren  wir  nichts  von  einer  die  stadtrömische  Ernennung  von 
Recuperatoreu  regelnden  Liste.  Dass  der  Senator  auch  Recuperator  sein  konnte, 
versteht  sich  von  selbst;  für  die  wichtigen  das  Repetundenverfahren  vorbereitenden 
Privatprozesse  vom  J.  583/171  werden  nach  Anordnung  des  Senats  je  fünf  Re- 
cuperatoren  ex  ordine  senatorio  bestellt  (Liv.  48,  2,  3). 

^  Dass  es  eine  Recuperatorenliste  gegeben  hat,  ist  schon  an  sich  wahrschein- 
lich und  wird  gefordert  durch  die  entsprechenden  Geschwomenverzeichnisse  der 
Statthalter  (vgl.  den  folgenden  Abschnitt),  welche  ohne  Zweifel  nach  dem  städtischen 
Muster  gebildet  worden  sind. 

^  Cicero  Verr.  1.  3,  58,  135:  coepit  Scandüius  recuiyeratores  mit  iudicem  %yoS' 
tulare, .  .  .  recuperatares  dicis  (Verres)  te  daturum.  Dafür  spricht  namentlich  die 
im  Ackergesetz  (Z.  30.  34.  85)  wie  in  dem  antonischen  fUr  Termessus  (2,  4)  und 
dem  rubrischen  (2,  23)  begegnende  Formel  für  die  Niedersetzung  eines  Privat- 
gerichts iudicium  iudicem  recuperatoreBve  oder  mit  Weglassung  des  vorgesetzten 
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geschworne*;  aber  das  Recuperatorenverfahren ,  welches  als  das 
schleunigere  bezeichnet^  und  das  bei  Strafklagen  für  die  Ge- 
meinde öfter  ausdrücklich  vorgeschrieben  wird®,  hat  im  delic- 
tischen  Prozess  vermuthlich  überwogen  und  wohl  auch  die  für 
das  Erkenntniss  übliche  Bezeichnung  des  'Sammtspruchs'  herbei- 
geführt*.  —   Ausser  den   Einzelgeschwornen  und  den  Recupera- 


^Derellen  Wortes  iudieia  recuperationes.  Im  julischen  Municipalgesetz  Z.  44.  45 
steht  ähnlich  iudex  iudidumre,  wo  mit  dem  letzten  allgemeinen  Ausdruck  jedes 
nicht  durch  den  unus  iudex  gebildete  Geschwornengericht ,  insbesondere  das  iu- 
dictum  recuperatomtm  gemeint  ist. 

^  In  die  Formel  für  die  Diebstahlsklage  setzt  Gaius  4,  87  den  iudex.  Bei 
der  Injurienklage  sprechen  die  Schrift  ad  Her.  (2,  13,  19)  und  Gaius  (8,  224)  vom 
iudex,  Cicero  (de  inv.  2,  20,  60)  und  Gellius  (20,  1,  18)  von  Recuperatoren. 

'  M.  Lucullus  ordnete  bei  der  von  ihm  eingeführten  Klage  tn  bonorum  raptorum 
Recuperatoren  an,  ut  quam  pnmum  res  iudicaretur  (Cicero  pro  Tüll.  10  vgl.  41). 
Ackergesetz  Z.  87.  Cicero  Verr.  1.  1,  60,  156:  tribus  horis,  Plinius  ep.  8,  20,  9. 
Aber  Sortition  und  Rejection  fanden  auch  bei  dem  Recuperatorenverfahren  statt. 

*  Hiefur  nennt  das  bantinische  Gesetz  Z.  9  die  Recuperatoren,  ohne  den 
iudex  zu  erwähnen  und  ebenso  ordnet  das  venafranische  Edict  für  die  Strafe 
wegen  Beschädigung  der  Wasserleitungen  Z.  65  ein  iudicium  reciperatorium  an. 
Die  aus  dem  Edict  bei  Probus  (not.  iur.  in  den  gramm.  Lat  4,  214)  ausgezogene  wegen 
der  Schlussworte  sicher  hieher  gehörige  Formel  lautet:  quanti  ea  res  erit,  tantae 
pecuniae  iudicium  recuperatorium  dabo  testibtisque  publice  dumtaxat  d^cem  de- 
nuntiandi  potestatem  faciam.  In  dem  julischen  Ackergesetz  c.  55  (Bruns  p.  97) 
steht  zwar  in  zwei  parallelen  Clausein  zuerst  iuris  didio  reciperatorumque  dcUio 
nddictio  esto,  dann  iuris  dictio  iudicisqu^  datio  addidio  esto]  aber  wahrscheinlich 
ist  an  der  zweiten  Stelle  der  Text  entstellt.  Bei  den  zahlreichen  in  den  spanischen 
Stadtrecht^n  angeordneten  Bussklagen  wird  die  Gerichtsform  im  Uebrigen  nicht  de- 
tenninirt;  aber  in  dem  Stadtrecht  von  Gcnetiva  bezieht  sich  die  allgemeine  Re* 
caperatorenordnung  c.  95  ohne  Zweifel  auf  eben  diese  Klagen  und  hat  darum  der 
offenbar  sachkundige  Interpolator  der  vierten  Tafel  (c.  125 — 182)  bei  jeder  Straf- 
klage die  Worte  reciperatorio  iudicio  hinzugefügt.  In  den  Scblussworten  des 
95.  Capitels:  quasi  si  neque  iudices  relecti  (so)  iieque  reciperatores  in  eam  rem 
dati  essent  sind  die  iudices  wohl  interpolirt;  wäre  der  iudex  gemeint,  so  wäre 
nicht  der  Plural  gebraucht.  Endlich  fordert  das  in  diesem  Fall  angeordnete  be- 
schleunigte Verfahren  (S.  185  A.  2)  diese  Gerichtsform. 

*  Dcemnare  wird  keineswegs  ausser  Anwendung  gesetzt  und  steht  bei  Plautus 
auch  vom  Recuperatorengericht  (Bacch.  271.  Rud.  1282;  dagegen  condemnare 
Most  1099);  aber  das  Vorwiegen  von  condemnare,  wobei  auch  das  Volksgericht 
nütgewirkt  haben  mag,  zeigt  sich  sowohl  in  den  Gesetzen  (bantinisches  Gesetz  Z.  10, 
jolisches  Municipalgesetz  Z.  110 — 112)  wie  in  der  im  Repetundengesetz  Z.  54  an- 
geordneten Bezeichnung  der  Stimmtafel  mit  a(bsolvo)  c{ondemno\  während  im  Volks- 
gericht mit  \%bero)  d(amno)  gestimmt  wird  (S.  171  A.  1),  vor  allem  aber  in  der 
ständigen  Verwendung  des  Wortes  in  der  Formel  si  paret,  condemna,  auch  (zum 
Beispiel  in  den  Formeln  des  rubrischen  Gesetzes)  neben  iudex  esto, 
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Dreiminneiw  torcii,  die  beide  durchaus  von  Fall  zu  Fall  bestellt  wurdeu,  habe» 
gericht.  wahrscheinlich  auch  für  einzelne  Delicte  gewisse  Collegien  die 
Geschwornenfunction  ausgeübt.  Wie  die  Freiheitsprozesse  nicht 
an  Geschworne  gebracht,  sondern  von  den  nach  den  Regeln  der 
magistratischen  Annuität  bestellten  Zehnmännern  entschieden 
werden  und  auch  für  die  Erbschaftsprozesse  eine  ähnliche  Ein- 
richtung in  dem  Centumviralgericht  getroffen  ist,  so  scheint  im 
delictischen  Verfahren  der  mittleren  Republik  der  mit  der  Strafe 
des  Vierfachen  belegte  Zinswucher  nach  prätorischer  Klag- 
regulirung  zur  Entscheidung  an  die  um  das  Jahr  465^289  ein- 
gesetzten Kerkerdreimänner  gegangen  zu  sein ;  und  dies  Verfahren 
mag  sich  weiter  auf  ähnliche  Delicte  erstreckt  habend 
/i4A«u#n  Für    die    Weiterentwickelung    des    römischen    Criminalrechts 

ptMicum.  kommt  vorzugsweise  in  Betracht  der  Strafprozess,  der  im  besonderen 
Interesse  der  Gemeinde  vor  dem  Civilprätor  in  geschärften  Formen 
des  Civilrechts  angestellt  wird,  das  iudicium  publicum^.  Da- 
bei kommen  nicht  in  Betracht  die  aus  der  Vermögensverwaltung 
der  Gemeinde,  aus  den  Steuern  und  Abgaben  und  aus  den  Ge- 
meindecontracten  entspringenden  Rechtsansprüche.  Die  hiebei  ent- 
stehenden Streitigkeiten  werden  durch  die  beikommenden  Beamten, 
namentlich  durch  die  Censoren  und  deren  Vertreter^  und  durch 


1  St  R.  2,  598.  Bei  Piautas  Fers.  70  wird  ein  Gesetz  in  Vorschlag  gebracht : 
tibi  quadruptiiator  quempiam  iniexü  mcmumf  tantidem  tUe  Uli  ruraus  inicicU 
manum,  ut  aequa  parti  prodeant  ad  tris  viros.  Die  Neuerung  ist  die  Gegenklage 
des  des  Wuchers  Beschuldigten;  deutlich  aber  wird  hier  das  Verfahren  in  iure, 
die  manus  iniectio  auf  die  Strafsumme,  wie  im  lucerischen  Gesetz  (S.  177  A.  2), 
von  dem  iudicium  der  Dreimänner  unterschieden.  Auch  im  Truc.  762  folgt  auf 
die  Androhung  der  multae  inrogatio  (S.  158  A.  3)  die  der  gleichartigen  Privat- 
klage: j)08t  id  ego  te  manum  iniciam  quadrupüli,  venefka,  suppostrix  puerunu 
Daher  erscheint  auch  in  der  durch  das  papirische  Gesetz  den  Dreimännem  be- 
stätigten Competenz  (Festus  p.  847  sacrametvto)  das  iudicare  des  Privatprozesses.  — 
Nach  den  Andeutungen  bei  Plautus  sprachen  die  Dreimänner  über  alle  Quadru- 
plationen;  was  ausser  dem  Zinswucher  darunter  fiel,  vermögen  wir  nicht  zu  sagen. 

'  Iudicium  pitbUcum  ist,  wie  Cicero  sagt  (Verr.  1.  1,  42,  108 :  sancitur  . .  . 
ut,,.  quaestio  ad  populum  pertineat),  ein  die  Bürgerschaft  in  hervorrag^der  Weise 
angehender  Prozess,  während  der  von  der  Bürgerschaft  zu  entscheidende  Prozess 
iudicium  popuii  genannt  wird.  Das  poplicum  iudicium  der  bantinischen  Tafel  Z.  2» 
in  welchen  zu  stimmen  dem  aus  dem  Senat  Ausgeschlossenen  untersagt  wird,  ist 
eben  dasselbe.  Das  von  der  Bürgerschaft  abgehaltene  Gericht  heisst  immer  iudiciufn 
2)opuli  (S.  161  A.  8);  nur  bei  Livius  2,  41,  12:  sive  iUud  domesticum  sive.  publi- 
cum  fuit  iudicium  ist  des  Gegensatzes  wegen  in  beiden  Alternativen  (vgl.  S.  17 
A.  1,  wo  diese  Stelle  nachzutragen  ist)  der  technische  Sprachgebrauch  verlassen. 

«  St.  R.  2,  461  fg. 
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die  Quästoren*  regulirt  und  wenn  dies  auch  factisch  auf  eine 
Judication  hinauskommt,  so  fehlt  doch  jenen  wie  diesen  das  juris- 
dictionelle  Imperium  und  liegen  diese  Verhandlungen  ausserhalb 
des  Privatrechts*.  Aber  auch  die  durch . Civilklage  geltend  ge- 
machten Gemeinderechte,  zum  Beispiel  die  Klagen  wegen  Beein- 
trächtigung der  öffentlichen  Land-  und  Wasserwege  und  ähnliche  für 
die  Gemeinde  angestellten  Klagen®  sind  hier  nicht  gemeint;  sie 
werden  im  wesentlichen  gleich  allen  übrigen  geltend  gemacht.  Das 
ältere  Privatrecht  hat  überhaupt  diesen  Begriff  der  im  öffentlichen 
Interesse  privilegirten  Civilklage  schwerlich  gekannt.  Aber  in  den 
späteren  Jahrhunderten  der  Republik  haben  eine  Anzahl  von  Special- 
gesetzen den  von  ihnen  für  gewisse  Strafthaten  angeordneten  Geld- 
bussen zu  Gunsten  der  Gemeinde  einerseits  die  Schranke  gezogen, 
dass  die  Frage,  ob  die  Handlung  begangen  und  die  Busse  verwirkt 
ist,  nicht  durch  die  Verwalter  des  Gemeindevermögens  entschieden 
wird,  sondern,  wie  bei  der  Geldschuld,  durch  das  Civilgericht ,  so 
dass  erst  nach  dessen  Spruch  die  Strafgelder  von  den  Verwaltungs- 
behörden eingezogen  werden  können  *,  andererseits  aber  bei  solchen 
Bussklagen  dem  Kläger  eine  privilegirte  Stellung  eingeräumt.  Dies 
ist  weiter  auf  einzelne  nicht  zum  Besten  der  Gemeinde  angestellte 
Civilklagen  erstreckt  worden,  insbesondere  auf  die  wegen  Zins- 
wuchers* und  die  plaetorische  wegen  Defraudation  des  Mino- 
rennen •,    insofern   auch   bei    diesen   die   Gesammtheit   angesehen 


1  St.  R.  2,  549. 

'  In  der  Kaiserzeit  begegnen  einzelne  Abweichungen.  So  gebt  nach  augusti- 
schem  Gesetz  die  Bassklage  wegen  Beschädigung  der  Wasserleitung  an  den  in  die 
Geschäfte  des  Censors  eingetretenen  curator  aquarum.  Aber  diese  Procedur  steht 
vereinzelt  Ebenso  erscheinen  in  der  Kaiserzeit  Uebergriffe  der  Rechtsprechung 
zwar  nicht  in  die  Verwaltung  der  Staatskasse ,  aber  doch  in  die  Rechtsstreitig- 
keiten zwischen  dem  Einzelnen  und  dem  kaiserlichen  Flscus  (St.  R  2,  226). 

*  Zum  Beispiel  bei  der  Vindication  eines  sacralen  von  einem  Privaten  zu  Un- 
recht occupirten  Bodenstückes  (Caelius  ad  faro.  8,  12,  3). 

*  Dar&ber  ist  im  fünften  Buch  bei  der  Geldbusse  gehandelt. 

^  Ausdrücklich  als  iudicium  publicum  wird  die  Wucherklage  nicht  bezeichnet, 
aber  von  den  weiterhin  angegebenen  Kriterien  dieser  Klagform  trifft  wenigstens 
die  gesetzliche  Vertretung  bei  ihr  zu  und  auch  die  anderen  sind  füglich  auf  sie 
anwendbar. 

*  Iudicium  publicum  rei  privatae  nennt  Cicero  de  n.  d.  3,  15|  61  die  Klage 
aus  dem  plaetorischen  Gesetz  (so  heisst  es  im  julischen  Municipalgesetz  Z.  112, 
während  bei  den  juristischen  wie  bei  den  nich^uristischen  SchriftsteUem  den  Hand- 
schriften zufolge  es  durchgängig  lex  Laetoria  genannt  wird).  Dies  ist  die  lex  quina 
mcennaria  des  Plautus  (Pseud.  363  vgl.  Rud.  1380:  cedo  quicum  habeam  itidiceiny 
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wird  als  iiiteressirt.  —  Als  dem  mdidum  privatum  correlat  ist  das. 
iudicium  publicum  gleichfalls  eine  Civilklage,  und  auch  nach- 
dem, wie  dies  im  folgenden  Abschnitt  zu  zeigen  sein  wird,  die 
spätere  Criminalordnung,  das  Geschwornengericht  unter  magis- 
tratischem Vorsitz  sich  aus  dieser  Kategorie  entwickelt  hatte,  sind 
die  privilegirten  Klagen  bei  dem  Civilprätor  aus  dem  Kreise  der 
iudicia  publica  nicht  ausgeschlossen  worden  \ 

Sonder-  Die  den  überwiegend  delictischen  iudicia  publica  zukommenden 

"^rfi^*  Privilegien^,  welche  allerdings  für  jeden  einzelnen  Fall  besonders 
snMicum.  angeordnet  werden  und  also  mancherlei  Modificationen  zulassen®, 
laufen  alle  hinaus  auf  Näherung  der  Civilklage  an  den  öffentlichen 
Strafprozess.  Sie  kehren  wieder  in  dem  jüngeren  Criminalverfahren, 
das  ja  auch  technisch  mit  der  gleichen  Benennung  belegt  wird, 
werden  aber  hier  behandelt  hinsichtlich  derjenigen  iudicia  publica^ 
die  diesem  Criminalprozess  in  der  Entwickelung  voraufgehen  und 
als  demselben  nicht  angehörig  bei  ihm  nicht  zu  behandeln  sind. 


ni  dölo  malo  instipulatus  sis  nive  etiafndum  fhaud]  siem  quinque  et  viginti  annos 
flatus).  Sie  ist  gerichtet  gegen  die  circumscriptw  adulescentium  (Cicero  de  off.  3, 
15,  6 IX  kann  aber,  schon  weil  Plautus  sie  kennt,  nicht  den  Quästionen  der  späteren 
Epoche  zugezählt  werden;  ohne  Zweifel  ist  dadurch  bei  der  Uebervortheilung  des- 
Minorennen  einem  jeden  Büi'ger  eine  Ersatz-  und  Strafklage  gegeben  worden.  — 
Das  auf  Absetzung  des  gewissenlosen  Vormunds  gerichtete  Verfahren,  welches  jeder 
Bürger  anstellen  kann  (Dig.  26,  10,  1,  6)  und  das  bezeichnet  wird  als  accusaiio 
(Dig.  26,  10,  1,  5.  7)  und  quasi  publica  actio,  ist  verwandt,  gehört  aber  nicht  hie- 
her,  da  es  keine  Civilklage  ist  auf  Geldbusse. 

*  Cicero  Verr.  1.  1,  60,  155:  ituiicium  in  praetura  (der  städtischen)  publicum 
exercuit  braucht  diese  Benennung  von  der  zum  Besten  der  Gemeinde  geführten 
Multklage  und  Quintilian  (S.  183  A.  1)  definirt  das  iudicium  publicum  als  den 
(Civil)prozess ,  wobei  der  Kläger  befugt  ist  den  Zeugnisszwang  auszuüben,  was  bei 
dem  Quästionsprozess  allgemein  der  Fall  ist,  aber  auch  bei  den  für  die  Gemeinde 
angestellten  Strafklagen  häufig  dem  Kläger  zusteht. 

*  Keineswegs  werden  alle  privilegirten  Civilklagen  unter  den  Begriff  des 
iudicium  publicum  gezogen  werden  dürfen.  Das  iudicium  centumvirale  setzt  Plinius 
ep.  6,  33  wohl  dem  iudicium  privatum  entgegen,  aber  iudicium  publicum  wird  es 
nicht  genannt  und  die  weiterhin  bezeichneten  Kriterien  desselben,  namentlich  der 
Zeugnisszwang  kommen  diesem  Prozesse  nicht  zu.  Magistratische  Leitung  hat  der 
Erbschaftsprozess  allerdings  mit  der  criminellen  Quaestion  gemein,  seitdem  neben 
deu  Decemvim  litibus  iudicandis  der  praetor  hastarius  ihm  vorsteht.  Vgl.  St  R.  2^ 
225.  591.  608. 

'  Dass  der  Bussklage  für  die  Gemeinde,  aus  welcher  diese  Rechtsform  offen- 
bar hervorgegangen  ist,  eine  im  Ganzen  feste  Form  zu  Grunde  liegt  und  Überhaupt 
das  iudicium  publicum  eine  positive  Klagform  darstellt,  zeigt  das  Stadtrecht  von 
Genetiva,  indem  es  für  alle  derartigen  in  dem  Gesetz  angeordneten  Bussen  das. 
Verfahren  in  c.  95  allgemein  regelt 
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1.  Während  bei  der  delictischen  Civilklage  im  Allgemeinen 
nur  der  Geschädigte  klagberechtigt  ist,  trifft  dieselbe,  wenn  sie  im 
Interesse  der  Staatskasse  angestellt  wird,  hierin  nothwendig  mit 
dem  öffentlichen  Strafverfahren  zusammen.  Auf  das  in  den  ein- 
zelnen Gesetzen  bald  auf  die  Magistratur  beschränkte,  bald  jedem 
Bürger  freigegebene  Klagerecht  kommen  wir  im  fünften  Buch 
zurück.  Aber  dass  auch  die  Wucherklage  nicht  bloss  dem  be- 
wucherten Schuldner  zugestanden  hat,  zeigt  das  Quadruplatoren- 
gewerbe;  und  ebenso  ist  bei  der  Uebervortheilung  des  Minorennen 
mindestens  sehr  wahrscheinlich  das  Klagerecht  nicht  auf  ihn  selbst 
beschränkt  worden. 

2.  Während  bei  den  delictischen  Civilklagen  im  Allgemeinen 
der  Kläger  die  Beweismittel  selbst  zu  beschaffen,  insbesondere  das 
Erscheinen  der  erforderlichen  Zeugen  selbst  herbeizuführen  hat, 
hat  umgekehrt  im  öffentlichen  Strafprozess  der  Magistrat  das 
Recht  der  Vorladung  in  unbeschränkter  Ausdehnung.  Als  Kriterium 
des  fudidum  publicum  wird  ein  Mittelweg  angegeben,  die  Befugniss 
des  Klägers  bis  zu  einer  in  den  einzelnen  Gesetzen  verschieden 
normirten  Maximalzahl  den  Z^ugnisszwang  auszuüben  V  und  dieses 
Privilegium  begegnet  häufig  in  den  Geldbussen  zu  Gunsten  der 
Gemeinde  anordnenden  Gesetzen^. 

3.  Während  bei  den  delictischen  Civilklagen  in  der  Verhandlung 
vor  den  Geschwomen  im  Allgemeinen  der  Kläger  den  Beklagten 
zu  befragen  nicht  die  Macht  hat^,  also  die  'Frage',  die  quaestio, 
sachlich  wae  terminologisch  das  Kriterium  des  öffentlichen  Straf- 
verfahrens, bei   der  Privatklage  versagt,  wird  bei   den  gesetzlich 


^  Qaintilian  inst  5,  7,  9:  duo  genera  sunt  testium,  aut  voluntariorum  aut 
eorum  quibus  in  iudicüs  publicis  lege  denuniiari  soletj  quorum  altera  pars  uiro- 
que  utitur,  alterum  accusatoribus  tantum  concessum  est, 

^  Probns  in  der  Formel  S.  179  A.  3.  Julisches  Ackergesetz  c.  55:  in  eam 
rem  is,  qui  h.  h  iudicium  dederit,  testibus  publice ,  dnmiaxat  in  res  singulas  X, 
deuuntiandi  potesiatem  facito.  Edict  des  Augustus  über  die  venafranische  Wasser- 
leitung Z.  67 :  testibus  dumtaxat  X  denuntiandfo  qjuaeri  placet.  Stadtrecht  von 
Genetiva  c.  95.  Die  ersten  drei  Stellen  setzen  die  Zahl  der  Zeugen  auf  zehn,  das 
spanische  Stadtrecht  auf  zwanzig  fest.  In  dem  letzteren  wird  hervorgehoben ,  was 
sich  übrigens  von  selbst  versteht,  dass  das  Gericht,  bei  dem  die  Sache  schwebt, 
nur  die  seiner  Jurisdiction  unterworfenen  Personen,  also  nur  die  coloni  incolaeoe 
von  Genetiva  vorladen  kann. 

^  Die  von  Probus  (gramm.  lat.  4  p.  274)  aufbewahrte  Legisactionenformel : 
si  negca,  sacramento  quaerito,  deren  Verbindung  wir  nicht  kennen,  ist  wohl  die 
einzige  Stelle,  welche  quaerere  auf  den  gewöhnlichen  Privatkläger  bezieht.  Sie  be- 
trifft aber  das  Verfahren  in  iure,  und  hier  kann  allerdings  unter  Umständen  der 
Kläger  durch  den  Vorsitzenden  Magistrat  den  Beklagten  befragen. 
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angeordneten  Gemeindebussen  das  Klagerecht  häufig,  in  früherer 
Zeit  vielleicht  regelmässig,  dem  Magistrat  vorbehalten  \  in  welchem 
Falle  ihm  auch  vor  den  Geschwomen  das  Fragerecht  nicht  gefehlt 
haben  kann.  Daher  wird  zwar  im  Allgemeinen  und  in  der  strengen 
Rede  die  quaestio^  das  öffentliche  Strafverfahren  von  dem  iudicium 
publicum ,  dem  privilegirten  Privatprozess  unterschieden  * ;  aber 
wenigstens  diejenigen  Strafprozesse,  bei  denen  ein  Magistrat  die 
Rolle  des  Privatklägers  tibernimmt,  werden  auch  als  quaestiones  be- 
zeichnet®. Damit  soll  indess  nicht  behauptet  werden,  dass  dies 
auch  auf  diejenigen  iudicia  publica  erstreckt  worden  ist,  in  welchen 
der  Kläger  nicht  Magistrat  ist,  also  auf  die  Straf  klage  für  die  Ge- 
meinde, wenn  ein  Privater  sie  anstellt,  so  wie  auf  die  Wucherklage 
und  die  Klage  wegen  üebervortheilung  des  Minorennen;  jedes 
iudicium  publicum  ruht  auf  einem  Singulargesetz  und  kann  an  den 
Privilegien  der  Kategorie  in  engerem  oder  weiterem  Umfang  be- 
theiligt sein. 

4.  Auch  in  anderen  Beziehungen  begegnen  prozessualische 
Privilegien,  die  vielleicht  hieher  gehören,  so  die  Niedersetzung 
des  Gerichts  auf  den  blossen  Antrag  des  Klägers   unter  Absehen 


^  Also  verordDet  das  Stadtrecht  von  Bantia  Z.  9:  qu£i  volet  niagisiratus  ex- 
sigito  und  auch  der  dicator  des  spoletinischen  Haingesetzes  S.  36  A.  4  ist 
wohl  ein  Magistrat  Ebenso  heisst  es  im  Stadtrecht  von  Tarent  Z.  4  bei  dem 
Peculat :  quanto  ea  res  erit,  quadruplum  multae  esto  eamque  pequniam  municipio 
dare  damnas  esto  eitisque  peqvmcLe  magistratus  queiquomque  in  municipio  erit 
petitio  exactioque  esto.  Da  in  demselben  Z.  34  die  Strafklage  wegen  abgerissener 
Gebäude  einem  jeden  gestattet,  dann  aber  über  die  Verwendung  der  Stra&umme 
durch  den  Magistrat  Bestimmungen  getroffen  werden ,  so  ist  auch  in  diesem  Fall 
vorzugsweise  an  den  Magistrat  gedacht  Das  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  95 
unterscheidet  bei  den  Bussklagen  für  die  Gemeinde  das  Ausbleiben  des  magistra- 
tischen und  das  des  privaten  Klägers,  lässt  aber  den  letzteren  allgemein  zu.  —  Diese 
magistratische  Klage  musste  zwar  nicht  in  Rom,  aber  in  den  Municipien  häofig 
dazu  fuhren,  dass  der  Magistrat  bei  sich  selber  klagte,  was  das  Stadtrecht  von 
Genetiva  auch  ausdrücklich  vorsieht 

'  Nach  dem  Repetundengesetz  kann  der  Ausschluss  aus  dem  Senat  eintreten 
wegen  Yerurtheilung  sowohl  in  der  quaestio  wie  im  itidicium  piiblicum  (S.  147  A.  3. 
S.  174  A.  1).  Das  bantinische  Gesetz  Z.  2  verbindet  mit  dem  Ausschluss  aus  dem 
Senat  die  Unfähigkeit  in  poplico  ioudido  zu  stimmen. 

^  QucLestio  nennt  Cicero  pro  Cluentio  33,  89  den  Multprozess  des  Junias. 
Derselbe  Ausdruck  wird  in  dem  Edict  über  die  venafranische  Wasserleitung  (S.  183 
A.  2)  gebraucht  Im  Stadtrecht  von  Genetiva  ist  c  95  (=  3,  2,  6)  is  qui  rem  quaerH 
sicher  der  Kläger;  ebenso  heisst  es  daselbst  (»=  3,  2,  35):  quarum  {rerum)  h,  L 
quaestio  erit  und  c.  96:  quaert  iudicarive. 
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von  der  Litiscontestation  ^  und  die  Anweisung  an  die  Geschwornen 
binnen  kurzer  Frist  das  Urtheil  zu  finden^.  Von  diesen  Anord- 
nungen gilt  noch  in  höherem  Grade,  was  hinsichtlich  des  Zeugniss- 
2wangs  bemerkt  ward,  dass  es  sich  hier  durchaus  um  Singularprivi- 
legien handelt,  die  der  einzelnen  Klage  gewährt  werden  können, 
aber  nicht  allgemein  der  Gattung  zukommen. 


^  Nach  der  in  dem  Stadtrecht  Ton  Genetiva  c.  95  festgesetzten  Ordnung 
scheint  der  Magistrat  auf  den  Antrag  des  Klägers  (also,  wenn  er  selbst  der  Kläger 
ist,  Yon  sich  aus)  die  Recuperatoren  zu  bezeichnen  und  den  Gerichtstag  festzu- 
setzen, auf  welchen  der  Angeklagte  geladen  wird.  Wem  es  beliebt  zu  den  Hypo- 
thesen über  die  legis  actio  per  iudicis  postulafianem  eine  mehr  hinzuzufügen,  kann 
sich  dieser  Gelegenheit  bedienen. 

*  Stadtreeht  von  Genetiya  a.  a.  0.    Die  Frist  ist  hier  zwanzigtägig. 


Fünfter  Abschnitt 

Das  Geschwornengericht 
unter  magistratischem  Yorsitz. 


Der  spätere         Der  ordeiitliche  Strafprozcss   der  späteren  Republik   und  des 
strtfprozess.  pj.jj^^jpj^^g  ist  ein  Geschwomcnverfahren  unter  Vorsitz   eines  mit 

Imperium  bekleideten  Magistrats,  hervorgegangen  aus  einer  Com- 
bination  der  beiden  älteren  Formen  des  Strafprozesses,  des  magi- 
stratischen Inquisitionsverfahrens  mit  Ausschluss  der  Parteirollen 
und  des  delictischen  Privatprozesses  vor  Geschwomen  unter  Be- 
schränkung der  magistratischen  Mitwirkung  auf  die  formale  Prozess- 
regulirung;  insofern  allerdings  eine  Neuschöpfung,  als  er  die  be- 
stehenden Ordnungen  vereinigt  und  umbildet.  Es  soll  zunächst 
die  Terminologie  dieser  Prozessform  erörtert  werden,  in  welcher  die 
Anlehnung  an  die  älteren  Ordnungen  deutlicher  sich  ausdrückt  als 
die  Umgestaltung. 

Das  Verfahren  wird,  durchaus  nach  seinem  prozessualischen 
Charakter,  gleichmässig  und  wesentlich  gleichbedeutend  bezeichnet 
bald  als  iudicium  publicum,  bald  als  quaestio,  bald  als  accusatio. 

Judicium  Iudicium  publicum  ist ,   wie  in  dem  vorhergehenden  Abschnitt 

pübücum  entwickelt  wurde,  der  in  den  Formen  des  Civilrechts  im  Interesse 
der  Gemeinde  geführte  und  desshalb  in  verschiedener  Weise  privi- 
legirte  Prozess.  Dahin  gehören  sämmtliche  unter  magistratischem 
Vorsitz  abgehaltene  Geschwornengerichte ,  aber,  wie  eben  dort 
(S.  180  fg.)  gezeigt  ward,  auch  andere,  welchen  dieser  Vorsitz 
nicht  zukommt  und  in  dieser  Ausdehnung  wird  die  Bezeichnung 
noch   von  Cicero   mehrfach   verwendet.     Indess  bereits   in  dieser 
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Epoche  scheint  der  Begriff  mdicium  publicum  vorzugweise  von  der 
ersteren  Kategorie  gebraucht  zu  sein^;  in  der  späteren  Rechts- 
entwickelung steht  der  engere  Sprachgebrauch  unzweifelhaft  fest 
und  ist  diese  Bezeichnung  die  technische  und  die  officielle.  Es 
genügt  dafür  zu  erinnern  an  die  julischen  Prozessordnungen  für  die 
iudicia  publica  und  die  iudicia  privata  (S.  128  fg.)  und  an  die  in 
der  Einleitung  zum  vierten  Buch  erörterten  Rechtswerke  de  iudiciis 
puhlicis. 

yiii  quaesiio  verhält  es  sich  ähnlich^.  Die  'Frage'  drückt  die  quomHo, 
magistratische  Prozessführung  aus  und  diese  Bezeichnung  passt 
also  auf  alle  Geschwornengerichte  mit  magistratischem  Vorsitz; 
aber  sie  ist  auf  diese  nicht  beschränkt,  sondern  kommt  auch  und 
vor  allem  jedem  rein  magistratischen  oder  magistratisch-comitialen 
öffentlichen  Strafprozess  zu  (S.  147  A.  3)  und  weiter  den  nicht 
unter  magistratischer  Leitung,  aber  mit  magistratischer  Frage- 
])erechtigung  stattfilidenden  Civilprozessen  (S.  184  A.  3).  Aber  die  An- 
quisition  des  magistratisch-comitialen  Prozesses  (S.  164  fg.)  schwindet 
allmählich  und  in  dem  rein  magistratischen  wird  die  Bezeichnung 
quaestio  durch  cognitio  aus  dem  Gebrauch  verdrängt  (S.  148  A.  1) ;  die 
Prozesse  aber  mit  magistratischem  Fragerecht  ohne  solchen  Vor- 
sitz haben  überhaupt  wenig  zu  bedeuten.  So  wird  quaestio  — 
nebst  quaerere  und  quaesitor  —  die  zweite  technische  Bezeichnung 
für  die  Thätigkeit  des  dem  Geschwornengericht  versitzenden 
Magistrats*    und    fällt   im   Gebrauch    mit    iudicium  publicum   zu- 


*  Wenn  das  Mordgesetz  Sullas  den  dem  Mörder  gleichstellt,  der  durch  Com- 
plott  eine  Verurtheilung  iudicio  pMko  herbeigeführt  hat  (Cicero  pro  Cluentio  54, 
148;  Dig.  48,  8,  1  pr.\  so  ist  es  kaum  möglich  die  Bezeichnung  hier  in  dem 
weiteren  und  älteren  Sinn  zu  fassen,  da  dessen  iudicia  jnihlica  zum  grossen  Theil 
untergeordneter  Art  sind.  Dasselbe  gilt  von  anderen  Gesetzen  und  Senatsbeschlüssen 
dieser  Epoche  (Cicero  pro  Cluentio  49,  136;  julisches  Municipalgesetz  Z.  117.  119). 
Als  Gegensatz  zum  magistratisch-comitialen  Prozess  steht  iudicium  puhlicum  bei 
Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  4,  16.    Belege  aus  der  späteren  Zeit  sind  nicht  erforderlich. 

^  Quaestio  publica  findet  sich  (Cicero  pro  Caec.  10,  29;  Pomponius  Dig.  1^ 
2,  2,  32),  ist  aber  nicht  geläufig,  weil  der  Begriff  der  magistratischen  Action  in 
der  'Frage'  von  jeher  enthalten  ist  und  also  der  Gegensatz  mangelt. 

^  Von  dem  magistratischen  Vorsitzenden  heisst  es  im  Repetundengesetz 
stehend:  praetoris  'quaestio  esto;  der  quasimagistratische  heisst  quaentor  oder 
iudex  quaesiionis.  Weiter  Cicero  pro  Cluentio  53,  147:  quid  ergo?  haec  quaestia 
{inier  sicarios)  sola  ita  guhernatur?  quid  M.  Plaetorii  et  C.  Flaminii  inter 
sicarios?  quid  C.  Orchivii  pecxüatus?  quid  mea  de  pccnniis  repdundi'i?  quid  C, 
Aquillüy  opud  quem  nunc  de  aml/itn  causa  dicitur?  quid  reliquae  quaestiones? 
Ebenso  pro  Mur.  20,  42,    wo   es   mit   sors   wechselt;    pro  Balbo  21,  48.    28,  65 i 
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samnlen^  In  der  späteren  juristischen  Litteratur  tritt  das 
Wort  zurück*,  vermuthlicb  weil  darunter  zunächst  der  Vorsitz 
in  dem  einzelnen  Gerichtshof  verstanden  ward  und  diese  Special- 
höfe in  der  Epoche,  der  unsere  Ueberreste  vorwiegend  angehören, 
im  Verschwinden  oder  verschwunden  waren. 
Äccugak'o  Anders  verhält  es  sich  mit  der  accusatio,   Acctisare,  abgeleitet 

von  dem  vieldeutigen  causa^,  der  Ursache  und  somit  auch  der  Be- 
lastung, bezeichnet  in  der  älteren  Sprache,  wie  incusare,  die  An- 
schuldigung und  dazu  gegensätzlich  excusare  die  Entschuldigung, 
zunächst  im  sittlichen  Sinne;  ein  Rechtsausdruck  ist  es  in  älterer 
Zeit  nicht  und  wird  bei  Plautus  und  Terentius,  die  es  häufig  setzen, 
niemals  in  prozessualischer  Beziehung  verwendet.  Von  dem  Kläger 
im  Privatprozess  wird  es  im  Allgemeinen  nicht  gebraucht,  weil 
dieser  dem  Gegner  nicht  nothwendig  einen  sittlichen  Vorwurf 
macht,  selbst  bei  der  Klageführung  wegen  eines  Privatdelicts  dieses 
häufig  nicht  dem  Beklagten  persönlich  zur  Last  gelegt  wird*.  Im 
magistratisch-comitialen  Inquisitionsprozess  passt  es  nicht  für  die 
erste  Instanz,  da  in  diese  der  Magistrat  mit  der  Ueberzeugung  von 
der  Verschuldung  des  Angeklagten  nicht  eintritt  oder  doch  nicht 
eintreten  soll;  aber  für  das  Auftreten  des  Inquirenten  vor  den 
Comitien,  nachdem  er  die  Schuld  festgestellt  hat,  ist  es  angemessen 
und  üblich  (S.  164  A.  1).  In  dem  magistratischen  Geschwornen- 
prozess,  welcher  gleich  dem  magistratisch-comitialen  auf  dem  ethi- 
schen Strafrech tsprincip  beruht,  ist  die  Klage  nothwendig  zugleich  eine 


omnium  peccatonim  quaestiones;  pro  Mil.  5,  13;  Phil.  1,  9,  22  und  sonst.  —  Auf  die 
Gescbwornen  passt  das  Wort  nicht,  wenn  gleich  rem  quaerere  im  Repetunden- 
gesetz  Z.  42.  48.  45  auf  sie  zu  gehen  scheint;  in  Wendungen  wie  pro  Cael.  29,  70: 
de  li  quaeritis  wird  es  auf  das  ganze  Gericht  bezogen. 

*  Cicero  pro  Arch.  2,  3:  in  quaestione  legitima  et  in  iudicio  puhlico.  Vgl. 
pro  Balbo  14,  32. 

*  Ulpian  braucht  es  Coli.  14,  3,  3:  procuraior  ....  legi^  luliae  dt  adul- 
teriis  coercendis  constitutione  imp.  Ä7itonini  quaestionem  accepit. 

'  Sprachlich  ist  zu  vergleichen  clausus  und  clusus.  Causa  selbst,  wohl  von 
<:arere  stammend,  ist  der  Anlass,  die  Ursache  und  ungefähr  so  vieldeutig  wie  res» 
Auf  den  Rechtshandel  wird  es,  ebenso  wie  res,  häufig  bezogen,  bald  aUgemein,  wie 
in  dem  technischen  causam  novisse^  das  heisst  der  Erklärung  der  Gescbwornen 
für  die  Abstimmung  hinreichend  informirt  zu  sein,  bald  insbesondere  für  die  Ver- 
theidigung,  wie  in  causam  dicere,  indicta  causa,  causidicus.  Besondere  Beziehung 
auf  eine  einzelne  Kategorie  der  Rechtshändel  zeigt  sich  nicht  und  allgemeiner  tech- 
nischer Werth  kommt  dem  Worte  nicht  zu. 

^  Wo  im  einzelnen  Fall  die  Privatklage  eine  sittliche  Anschuldigung  in  sich 
schliesst,  wie  in  der  juristisch  als  Condiction  zu  betrachtenden  bei  Liv.  48,  2, 
kann  der  Gebrauch  des  Wortes  nicht  befremden. 
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sittliche  Belastung  und  insofern  eine  Beschuldigung,  eine  accusatio. 
Den  technischen  Werth ,  wie  iudicium  publicum  und  quaestio ,  hat 
das  Wort  allerdings  nicht  erlangt;  es  wird  wohl  schon  in  den 
Volksschlüssen  auf  das  iudicium  publicum  bezogen  *  und  dies  ist 
immer  auch  eine  accusatio,  aber  auch  im  juristischen  Gebrauch 
keineswegs  auf  dieses  beschränkt,  sondern  ebenfalls  bei  anderen 
Verschuldungen  angewendet,  die  in  das  ethische  Gebiet  ein- 
greifen, wie  bei  dem  Multprozess  *,  bei  der  InofficiositätsquereP, 
bei  dem  Antrag  auf  Absetzung  des  ungetreuen  Vormunds*. 
Auch  reicht  die  accusatio  insofern  weiter  als  das  iudicium  publicum^ 
als  das  dem  iudicium  publicum  der  Strafgesetze  entgegengesetzte 
sogenannte  ausserordentliche  Verfahren  ebenfalls  ein  accusatorisches 
ist,  so  weit  dabei  Parteien  gefordert  oder  zugelassen  werden*.  — 
Ein  Tadel,  wie  er  in  dem  sachlich  gleichbedeutenden  im  folgenden 
Buch  behandelten  delator  häufig  enthalten  ist,  liegt  im  Allgemeinen 
in  dem  Wort  nicht*. 

Wenn  accusator  wenigstens  vorzugsweise  dem  Strafprozess 
angehört,  so  giebt  es  für  den  Beklagten  im  Strafprozess  einen 
entsprechenden  Ausdruck  überhaupt  nicht.    Reus  ist  der  Ableitung     ai«« 


'  Julisches  Mnnicipalgesetz  Z.  120 :  quemve  calumniae  praevaricationift  caussa 
acctissasse  fecissere  quod  iudicatum  erit.    Dig.  47,  15,  3,  1. 

*  Cicero  pro  Cluentio  34,  98.  87,  108.  Brut.  84,  184.  Senatsbeschluss  bei 
Frontinus  de  aquis  127. 

*  Ulpian.  Dig.  5,  8,  6  und  sonst  Die  ethische  Anschuldigung  richtet  hier 
sich  nicht  gegen  die  Beklagten,  sondern  gegen  deren  Erblasser. 

^  Dig.  26,  10,  1,  5.  7  und  sonst. 

»  Dig.  47,  1,  8.    tit.  2,  98.    tit  11,  8.  7. 

*  Die  accusatores  werden  wohl  als  ein  nothwendiges  Uebel  bezeichnet  (Cicero 
pro  Sex.  Roscio  20,  55.  56:  accusatores  mtUtos  esse  in  civitcUe  utile  est . . ,  nocens, 
nisf  accusatus  fuerit^  condemnari  non  potest)  und  mit  den  Wächterhunden  verglichen 
(Cicero  pro  Sex.  Boscio  20,  56;  Verr.  8,  11,  28;  Seneca  consol.  ad  Marc.  22,  5;  Colu- 
mella  1  praef.  9).  Auch  war  es  nicht  gerade  ein  Weg  sich  beliebt  zu  machen,  wenn 
ein  angesehener  Mann  sich  insbesondere  mit  politischen  Klagen  befasste,  wie  dies  der 
ältere  Cato  that  und  um  die  Mitte  des  7.  Jahrh.  M.  Brutus,  davon  zubenannt  accu- 
sator (Cicero  de  off.  2,  14,  50.  de  orat  2,  54,  220  fg.  Brut  84,  180;  rednerisch 
getadelt  wegen  des  ttirpissimum  genus  calumniae  Cicero  de  orat.  2,  55,  226). 
Creringschätzig  behandelt  werden  die  nicht  der  Aristokratie  angehörigen  Personen, 
welche  aus  den  gemeinen  Anklagen  wo  nicht  ein  Gewerbe,  so  doch  ein  Ge- 
schäft machen,  der  accusator  de  plebe  L.  Caesulenus  (Cicero  Brut  84,  181)  und  zu 
CiceroB  Zeit  Sex.  Pola  (Caelius  ad  fam.  8,  12,  8;  ad  Q.  fr.  2,  11,  2),  noch  mehr 
die  Bummler  {tnoratores  Cicero  divin.  in  Caec.  15,  49),  die  sich  am  Gerichtslocal 
herumtreiben  (od  subselUis  a.  a.  0.  15,  48)  und  jedem  Ankläger  sich  bereitwillig 
anhängen  {de  populo  suhscriptor  a.  a.  0.  16,  50). 
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nach,  da  res,  wie  bei  uns  die  Sache,  besonders  häufig  von  der 
Rechtssache  gebraucht  wird,  die  private  Prozesspartei  ohne  Unter- 
schied der  Form  des  Prozesses  und  der  Parteirolle  ^  Als  Bezeich- 
nung des  Klägers  ist  die  Benennung  früh  zurückgetreten  und  regel- 
mässig ist  rem  der  Beklagte,  aber  wenigstens  in  der  Ilechts- 
sprache  ohne  Unterscheidung  des  Civil-  und  des  Criminalprozesses  *. 

Einfahrung  Das  magistratisclie  Geschwornengericht  ruht,  da  es  ohne  Ände- 

^•■^      rung  der  gesetzlichen  Competenz  der  Magistratur  oder  Einsetzung 

durch     neuer  Magistrate  nicht  eintreten  kann,  immer  auf  Volksschluss.  Es  ist 

Special-   ^\yQY   nicht    durch  ein  allgemeines   Prozessgesetz    ins   Leben    ge- 

^esetze.  tj  ^_j  ü 

treten.  Eingeführt  worden  ist  es  zwanzig  Jahre  vor  dem  Auftreten 
der  Gracchen  durch  L.  Calpurnius  Piso,  zubenannt  der  Recht- 
schaffene, Frugi»,  Consul  im  J.  621/133,  Censor  634/120,  auch 
litterarisch  als  Historiker  thätig,  einen  der  besten  Männer  Roms, 
entschlossenen  Gegner  ebenso  der  aristokratischen  Corruption  wie 
der  demokratischen  Uebergriffe.  Er  hat  bei  seinem  ersten  Auf- 
treten im  öffentlichen  Leben  als  Volks tribun  605/149  durch  Plebi- 
scit  diese  neue  Prozessform  für  die  Beamtenerpressung  geschaffen*. 
Auf  eine  Reihe  anderer  Delicto  ist  dann  durch  weitere  Special- 
gesetze bei  manchen  Abweichungen  im  Einzelnen  dieselbe  Prozess- 
form angewandt  worden.  Ein  Strafgesetzbuch  hat  der  römische 
Staat  nicht  erhalten,  aber  eine  gewisse  Zusammenfassung  der  in 
dieser  Weise  zu  behandelnden  Verbrechen  darf  man  Sulla  beilegen* 

^  Cicero  de  or.  2,  43,  183:  reos  appeUo  non  eos  modo  qtd  arguuntury  sed 
omnes,  quorum  de  re  disceptatur ;  sie  enim  olim  Joquebantur,    Festus  p.  289  v.  reus, 

'  Im  juristischen  Sprachgebrauch  auch  der  späteren  Zeit  wird  reus  auch  von 
dem  Beklagten  im  Civilprozess  ständig  gebraucht.  Bei  nicht  juristischen  Schrift- 
stellern wird  es  allerdings  gegensätzlich  auf  den  Criminalprozess  bezogen  (Quintilian 
6,  1,  36),  aber  nur,  weil  die  Rhetoren  auf  den  Civilprozess  wenig  Rücksicht  nehmen. 

'  Von  den  ihm  für  Getreidekauf  überwiesenen  Geldern  lieferte  er,  was  er 
nicht  gebraucht  hatte,  an  das  Aerarium  zurück  (Cicero  Verr.  1.  3,  84,  195). 

*  Cicero  Brut  27,  106:  quaestiones  perpetuae  .  .  .  constitutae  stuU,  quae 
antea  nullae  fuerunt;  L,  enim  Fiso  tr.  pl,  legem  primus  de  pecitniis  re2)etundi8 
Censorino  et  Manilio  cos.  ttUit  Die  weiteren  Belegstellen  im  vierten  Buch  bei  den 
Repetunden.  —  Es  muss  natürlich  dahingestellt  bleiben,  in  wie  weit  schon  dieses 
«rste  Gesetz  dem  uns  bekannten  iudicium  publicum  entsprach,  namentlich  in 
welchen  Punkten  es  von  dem  uns  im  wesenthchen  erhaltenen  Repetundengesetz  der 
gracchanischen  Zeit  sich  entfernte,  welches  uns  zuerst  ein  bestimmtes  Bild  des  ma- 
gistratischen Geschwomenprozesses  giebt  Aber  das  Hauptmoment,  eben  die  Com- 
bination  der  magistratischen  Leitung  mit  dem  Geschwornen verfahren,  ist  zweifellos 
das  Werk  Pisos. 

'  Pomponius  Dig.  1,  2,  2,  32:  Cornelius  Sulla  quaestiones  publica s  constüuit, 
reluti  de  falso,  de  parricidio  (irrig),  de  sicariis  et  praetor  es  quattuor  adiecit. 
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und  mit  den  dazu  in  dem  pompeischen  Gesetz  über  das  Parricidium 
und  in  dem  augustischen  über  den  Ehebruch  gegebenen  Nach- 
trägen ist  das  Gebiet  der  magistratischen  Geschwornengerichte 
ein  für  allemal  abgeschlossen,  so  dass  die  darunter  fallenden  Delicte 
fest  benannt  und  einzeln  aufgezählt  sind.  Durch  die  julische 
Criminalprozessordnung,  die  lex  lulia  iudiciorumpubh'corum  (S.  128 f g), 
wurde  dieser  Kreis  definitiv  geregelte  In  diesem  Sinne  wird 
das  iudicmm  publicum  gefasst  als  beruhend  auf  Gesetz,  nicht 
in  dem  allgemeinen  für  jedes  Rechtsverfahren  passenden  Begriflf, 
sondern  als  beruhend  auf  einem  speciell  hinsichtlich  dieses  Delicts 
ergangenen  Volksschluss,  ursprünglich  nach  der  technischen  Bezeich- 
nung als  fallend  unter  die  Competenz  des  Prätors,  qui  ex  lege  illa 
quaerit^.  Erweiterungen  des  im  Gesetz^  aufgestellten  That- 
bestandes  nicht  bloss  im  Wege  der  ausdehnenden  Interpretation 
(S.  127  A.  1),  sondern  über  die  Absicht  des  Gesetzgebers  hinaus 
durch  Senatsbeschluss  oder  kaiserliche  Verordnung*  sind  unter  dem 
Principat   als  zulässig  angesehen  worden  und  nicht  selten  vorge- 


*  Macer  Dig.  47,  15,  3,  3:  iudicium  publicum  non  est  (wegen  strafbarem 
Backtritts  von  der  Anklage),  (itüa  neqtie  lege  aliqua  de  hoc  re  cautum  est  neque 
per  senc(tu8  consuJtum  (S.  191  A.  4)  .  .  .  .  publica  ckccusatio  inducta  est.  Ohne 
geschriebenes  Recht  giebt  es  kein  iudicium  publicum  (Macer  Dig.  47,  15,  3,  1: 
prcLevaricationis  iudicium  aliud  pviblicum  est,  aliud  moribus  introductum).  Daher 
quaestio  legitima:  Cicero  pro  Cluent.  1,  2;  pro  Arch.  2,  3  (S.  188  A.  1);  crimen 
kgitimum:  Ulpian.  Dig.  47,  20,  3,  2;  publica  lege  reus:  Marcianus  Dig.  48,  8, 
1,  1.  Papinianus  Dig.  1,  21,  1  pr.:  magistratua  .  .  .  cu7n  publici  iudicii  habeant 
exercitionem  lege  vel  senatus  consulto  delegatam, 

*  Praetor  qui  ex  hac  lege  quaerit  ist  die  gewöhnliche  Bezeichnung  des  Vor- 
sitzenden im  Repetundengesetz.  Cicero  pro  Cluentio  33,  90:  ipse  ea  lege  quaerebat, 
Seneca  lud.  14:  Aeacus  .  .  .  lege  CorneUüy  quae  de  sicarUs  lata  est,  quaerebat, 
Plinius  ep.  5,  9  [21];  3:  Nepos  praetor  qui  legibus  (wie  oft  pluralisch  von  einem 
Gesetz  St  R.  3,  308)  quaerit.  Die  Titelreihen  der  Inschriften  geben  diesen  im  Range 
den  städtischen  nachstehenden  Prätoren  nie  das  Determinativ;  nur  das  Elogium 
des  Pulcher  (C.  I.  L.  I  ed.  2  p.  200  n.  XXXIIIJ  nennt  den  praetor  repetundis. 

'  Dig.  48,  4,  7,  3.  Indess  ist  das  Criminah*echt  in  dieser  Hinsicht  strenger 
an  die  positiven  Gesetze  gebunden  als  das  Civilrecht;  jenes  kennt  kein  rechts- 
bildendes Edict,  und  wenn  das  ausserordentliche  Verfahren  im  Criminalrecht  der 
(MCtio  utilis  des  Civilrechts  ungefähr  gleich  steht,  so  ist  doch  in  der  früheren 
Epoche  von  jenem  offenbar  ein  bescheidener  Gebrauch  gemacht  worden. 

*  Nach  Macer  Dig.  47,  13,  2  wird  die  Anklage  ex  senatus  consultis,  welche 
aof  Coition  zum  Zwecke  der  widerrechtlichen  Verurtheilung  die  Strafe  des  come- 
lischen  Mordgesetzes  erstrecken,  als  iudicium  publicum  betrachtet  Dass  eine  ähn- 
liche Anwendung,  Erstreckung  des  comelischen  Gesetzes  über  Fälschungen  durch 
kaiserliche  Verordnung  (Dig.  47,  11,  6, 1)  in  den  Digesten  zu  den  crimina  extraordi- 
naria  gestellt  ist,  scheint  bloss  Versehen. 
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kommen.     Aber  Hinzuftigung  anderer  Kategorien  begegnet  eret 
in  nachconstantinischer  Zeit  und  auch  hier  fast  nur  für  die  Ent- 
führung^ und  namentlich  für  die  Häresie®. 
verhutniss         Wemi  das  itcdicium  publicum  als  magistratisches  Geschwomen- 
Quwltio    8^^ic^^  gefasst  wird,  wie  es  allem  Anschein  nach  bei  seiner  Ent- 
zuder    stehuug  gefasst  worden  ist,  so  ist  diese  Definition  lediglich  ^vo- 

hrit ^^nf Ter  ^^^^^^^^^^^^  uud  iu  dor  That  anwendbar  wie  auf  jede  delictische 
Aiigomein-  oder  uicht  delictische  Forderung,  so  auch  bei  jener  auf  das 
K?*  *9crts  ^^^  ^^^  Antrag  des  Verletzten  zu  strafende  Verbrechen.  In  der 
That  ist  eben  die  Repetund'enklage ,  von  welcher  diese  Prozess- 
form ausgeht,  nach  dem  römischen  System  ursprünglich  eine 
keineswegs  delictisch  gefasste  Condiction;  und  dass  das  Antrags- 
verfahren mit  dem  Begriff  des  iudidwni  publicum  nicht  unvereinbar 
ist,  beweist  ausser  der  Repetunden-  auch  die  Injurienklage,  die 
zugleich,  indem  diese  Prozessform  auf  die  schwere  Injurie  be- 
schränkt wird ,  den  rein  prozessualischen  Werth  des  Begriffs 
deutlich  erweist.  Aber  die  römische  Rechtswissenschaft,  wie  wir 
sie  kennen,  allerdings  wesentlich  einer  Epoche  angehörend,  für 
welche  die  Geschworneninstitution  eine  Antiquität  war,  hat  dem 
iudicium  publicum  anstatt  jenes  prozessualischen  den  sachlichen 
BegriflF  beigelegt  des  Verfahrens  gegen  diejenigen  Delicto,  welche 
unter  ein  positives  Strafgesetz  fallen®  und  bei  welchen  ein  jeder 
Kläger  gewissermassen  als  freiwilliger  Staatsanwalt  zugelassen 
wird*.     Allerdings    ist   diese    Auffassung    nicht   vollständig   zur 


^  Geradezu  gesagt  ist  dies  in  dem  constantinischen  Gesetz  C.  Th.  9> 
24,  1  nicht,  aber  nach  dem  Inhalt  sowohl  wie  nach  der  späteren  Einreihung  dieser 
Rubrik  unter  die  alten  iudicia  publica  nicht  wohl  zu  bezweifeln.  —  Ausdrück- 
lich als  Climen  publicum  bezeichnet  Constantin  (C.  Th.  9,  9,  1  =  Just  9,  11,  1: 
Sit  Omnibus  facultas  crimen  publicum  arguendi)  die  von  ihm  in  das  Strafrecht 
eingeführte  Quasi-Ehe  der  freien  Frau  mit  dem  eigenen  Sclaven. 

*  Von  dieser  heisst  es  ausdrücklich  in  dem  Gesetz  vom  J.  407  (C.  Th.  16> 
5,  40,  1  =  lust.  1,  5,  4,  1):  volumus  esse  publicum  crimen;  ebenso  in  der  Novelle 
Yalentinians  (17)  vom  J.  445  von  den  Manichäem:  sit  publicum  critnen.  Ebenso  erklärt 
eine  Yerordung  Leos  (Cod.  1,  11,  8)  das  Heidenthum  für  crimen  publicum. 

'  Dies  Moment,  das  den  Gregensatz  giebt  zu  dem  ausserordentlichen  Yerüahren, 
ist  wie  bei  der  älteren  so  auch  bei  der  jüngeren  Definition  des  iudicium  publicum 
gleichmässig  festgehalten  worden. 

^  Diese  Auffassung  hängt  zusammen  mit  der  entsprechenden  unzweifelhaft 
falschen,  aber  späterhin  recipirten  Worterklärung,  dass  iudicium  publicum  nicht 
der  das  Volk  angehende  (S.  161  A.  3),  sondern  der  jedem  aus  dem  Volk  offen- 
stehende Prozess  sei,  wobei  also  publicum  verwechselt  wird  mit  pojmlaris.  Wir 
finden  sie  bei  Ulpian.  Dig.  28,  2,  43,  10:  publico  iudicio  .  .  .  cuilibet  ex  popula 
experiri  licet  und  bei  Modestinue  Dig.  48,   10,  80,  1:  de  iMrtu  suppositc  soH 
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Durchführung  gelangt.  Dass  die  Repetundenklage  als  Erpressungs- 
klage delictischen  Charakter  annimmt,  wird  weiterhin  gerecht- 
fertigt werden;  die  Beschränkung  der  Quästionen  auf  das  delic- 
tische  Gebiet  ist  damit  vollzogen.  Aber  die  allgemeine  Klagbar- 
keit kommt  der  Repetundenklage  auch  in  dieser  Gestalt  nicht  zu, 
und  noch  in  höherem  Grade  gilt  dies  von  der  Klage  wegen 
schwerer  Injurien,  welche,  nach  den  römischen  Rechtsgelehrten 
selbst,  der  Sache  nach  Privatklage,  der  Form  nach  iudictum  publicum 
ist\  Ebenso  bleibt  die  Frage  ohne  Antwort,  wesshalb  bei  dieser 
Auffassung  die  allerdings  nicht  zahlreichen  als  populäre  behandelten 
])rätorischen  Delictklagen ,  insbesondere  bei  Todtschlag  und  bei 
verschiedenen  Fällen  der  Sachbeschädigung,  nicht  den  iudicia publica 
zugezählt  werden.  Immer  aber  ist  durch  die  Substituirung  der 
sachlichen  Definition  für  die  prozessualische  ein  für  das  spätere 
Recht  nicht  mehr  brauchbarer  Begriff  durch  einen  anwendbaren 
ersetzt,  und  wenn  in  der  Spätzeit  Entführung  und  Häresie  unter 
die  iudicia  publica  eingereiht  werden,  so  will  dies  besagen,  dass 
sie  nicht  als  Antragsdelicte  behandelt,  sondern  jeder  dabei  zur 
Klage  zugelassen  werden  soll. 

Die    in    dieser    sullanisch-augustischen   Gesetzgebung    durch      ordo 
Definition  der  Delicte,  Regulirung  des  Verfahrens  und  Festsetzung  **^ff<^'^ 
(1er  Strafen  gegebene  Criminalordnung  ist  der  ordo  mdictorum  püblir      und 
carum^,    das   gesetzliche    Strafrecht    der  späteren   Republik   und    ^^^ 
der  Kaiserzeit;  die  Abweichung  von  dem  gesetzlichen  Rechtsboden ^   ordinc^a. 


acet^satU  parentes  . . .  non  quiUbet  ex  poptdo,  ut  ptibUcam  accusaiionein  intendat ; 
weiter  bei  Constafftin  G.  Th.  9,  7,  2  =  last  9,  9,  29 :  quamvis  adidterii  crimen  tnter 
jjubliea  referatur,  guorum  delatio  in  commune  omnibus  sine  äliqua  l^s  inter- 
pretatione  conceditur  so  wie  in  den  S.  192  A.  1.  2  angeführten  Erlassen,  endlich 
bei  Justinian  Inst.  4,  18,  1:  publica  {iudicia)  dicta  sunt,  quod  cuivis  ex  populo 
execuUo  eorum  plerumque  datur,  wo  alierdings  der  Beisatz  zeigt,  dass  gegen 
diese  Definition  sich  Instanzen  machen  lassen. 

*  Paolos  Dig.  3,  3,  42,  1:  ad  actioneni  iniuriarum  ex  lege  Cornelia  pro- 
curator  dari  potest;  nam  etsi  pro  publica  uttlitate  eocercetur,  privaia  tarnen  est. 
Die  von  Macer  (S.  191  A.  1)  gegebene  Definition  des  iudicium  publicum  schliesst 
diese  Klage  ein. 

'  Dieser  Aosdrnck  selbst  findet  in  den  Quellen  sich  ebenso  wenig  wie  der 
correlate  ordo  iudiciorum  privatorum;  aber  er  wird  angezeigt  durch  Paulus  Dig.  48, 
1,  8 :  ordo  exercendorum  pMicorum  capitalium  in  usu  esse  desiit, 

'  Als  Abweichung  von  dem  gesetzlichen  Fundament  kann  weder  die  Quästion 
nach  Singolargesetz  angesehen  werden,  welche  nur  bei  den  Neueren  mit  dem  irre- 
führenden Namen  des  ausserordentlichen  Verfahrens  belegt  wird,  noch  die  Erledi- 
gang einzelner  Anklagen  ausser  der  im  AIlgeiAeinen  durch  die  Zeit  der  Elag- 
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ist  das  Verfahren  extra  ordinem  ^  Diese  Abweichung  kann  entweder 
in  der  Beschaffenheit  der  Bestrafung  oder  in  derjenigen  des  Delicts 
oder  in  der  der  rechtsprechenden  Stelle  gefunden  werden.  Es  ge- 
hören dahin  also  die  nicht  zahlreichen  Fälle,  wo  die  in  den  Volks- 
sehlttssen  festgesetzte  Strafe  umgewandelt,  namentlich  an  die 
Stelle  der  Geldbusse  Freiheitsstrafe  getreten  ist*;  weiter  die- 
jenigen Delicte,  welche  in  jenen  Gesetzen  nicht  aufgeführt  sind, 
aber  nach  späterer  Anordnung  oder  späterem  Gebrauch  mit 
öffentlicher  Strafe  belegt  werden,  einerlei  ob  sie  gesetzlich  den 
Privatdelicten  angehören  und  insofern  dem  *  ordentlichen  delic- 
tischen  Rechtsverfahren  unterliegen®  oder  ob  sie  nach  den  älteren 
Gesetzen  überhaupt  nicht  delictisch  behandelt  werden  können*;  end- 
lich die  Entscheidungen  aller  derjenigen  Behörden,  welche  in  jenen 
Gesetzen  nicht  aufgeführt  sind,  wonach  also  eigentlich  nur  die- 
jenigen der  stadtrömischen  Gerichtshöfe  dem  ordentlichen  Prozess 


erhebnng  bestimmten  Reihenfolge.  Das  letsstere  Verfahren,  extra  ordinem  in  einem 
andern  Sinn,  das  in  manchen  FäUen  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  in  andern  vom  Ma- 
gistrat festgesetzt  werden  kann,  ist  im  dritten  Buch  bei  der  Elageinbringung  behandelt 

^  Danach  werden  die  Delicte  eingetheilt  in  publica,  eastraordinaria,  privata 
(Cod.  1,  17,  2,  8a),  wofür  besser  freilich  gesagt  würde  in  Öffentliche  ordentliche 
und  öffentliche  ausserordentliche  einer-  und  private  andrerseits. 

*  In  diesem  Sinn  wird  das  Plagium  später  ^ausserordentlich^  bestraft  (ColL  14, 
2,  2);  ebenso  die  Bepetunden  (Dig.  48,  11,  7,  3).  Blosse  Modificationen,  wie  die 
Substitution  der  Deportation  für  die  Interdiction,  werden  dabei  nicht  berücksichtigt 

'  In  diesem  Sinn  werden  aus  den  öffentlichen  Verbrechen  ausgeschlossen  und 
zu  den  ausserordentlich  bestraften  gestellt  der  Abigeat(Dig.  47, 14,  2:  quia  furtum 
magis  est)  und  andere  qualificirte  Diebstähle  (Dig.  47,  2,  98.  tit  11.  7.  tit  17,  l\ 
auch   gewisse  Sachbeschädigungen  (Paulus  5,  8,  1)  und  Ii\)urien*  (Paulus  5,  4,  4. 

16.  21.  Dig.  47,  10,  45);  femer  der  Stemonat  (Dig.  47,  11,  8.  tit  20,  1).  Daneben 
bleibt  die  prätorische  Privatdelictklage  als  das  ius  ordinarium;  die  Behandlung  der 
Sache  in  dieser  Weise  wird  bezeichnet  als  remitiere  ad  ius  ordinariitm  (Dig.  47, 

17,  2,  ähnlich  47,  1,  3;  auch  bei  Givilsachen  werden  die  mit  iuris  ordinarii  exe- 
cutio  versehenen  zum  Beispiel  der  Fideicommissklage  entgegengesteUt  Dig.  50, 16, 
178,  2)  oder  remittere  ad  forum  (Coli.  7,  4,  1.  11,  6,  7.  12,  6,  1)  oder  remiüere  ad 
examinationem  civilem  (Dig.  47,  14,  1,4,  ähnlich  47,  2,  93:  civiliter  agere; 
48,  19,  28,  12),  auch,  da  die  Civilklage  immer  auf  Geldbusse  hinausläuft,  jpe- 
cu/niariter  agere  (Dig.  47,  1,  3). 

^  Sichere  FäUe  der  Art  sind  die  Calumnia  und  die  Praevaricatio ,  so  weit 
sie  nicht  in  den  Stra^esetzen  erscheinen  (S.  191  A.  1);  der  Erbschaftsdiebstahl 
(Dig.  47, 19, 1);  gewisse  locale  ägyptische  und  arabische  Delicte  (Dig.  47, 11,  9. 10). 
Bei  manchen  andern  in  dem  Titel  Dig.  47,  11  de  extraordinariis  crimifUbus  auf- 
geführten Delicten  lässt  sich  zweifeln,  ob  sie  in  der  That  unter  keinen  der  filteren 
Delictbegriffe  Mlen.  Die  aus  Paulus  sentenUae  entnonunene  und  in  der  That 
von  den  Injurien  handelnde  1.  1  ist  nur  aus  Versehen  in  diesen  Titel  gerathen. 
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verbleiben  und  das  Gericht  des  Kaisers  selbst  so  wie  aller  kaiser- 
lichen Beamten  dem  ausserordentlichen  Verfahren  angehört  ^.  Dem- 
nach bleibt  schon  unter  dem  Principat  dem  ordentlichen  Verfahren 
im  Strafprozess  nur  ein  beschränktes  Gebiet^  und  nach  der  Um- 
gestaltung des  Staatswesens  durch  Diocletian  giebt  es,  wie  dies  auch 
ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  ordentliche  Gerichte  überhaupt 
nicht  mehr^.  Indess  ist  dabei  nicht  zu  übersehen,  dass  der  Mangel 
der  gesetzlichen  Grundlage  sich  bei  der  zuletzt  aufgeführten  um- 
fassenden Kategorie  nur  auf  die  Prozessordnung  bezieht  und  dass 
die  DelictbegriiFe  und  die  Strafbestimmungen  dadurch  nicht  direct 
betroffen  werden*;  diese  sind  auch  bei  den  als  ausserordentlich 
bezeichneten  Behörden,  so  weit  sie  nicht  als  befreite  über  den 
Gesetzen  stehen,  zur  Anwendung   gebracht  worden.    Freilich  ist 


'  Es  wird  dies  ausgesprochen  von  der  StraQustiz  der  praefecti  annanae  und 
vigüum  (Dig.  1,  2,  2,  33).  Ob  Ulpian  selbst  Dig.  48,  19,  1,  3:  generaUier  placet 
in  legibus  pubUcorum  itidiciorutn  vel  privatorum  criminum  qui  extra  ardinem 
cagnoscunt  praefecti  vel  praesides  ut  eis^  qui  poenam  pecuniariam  egentes  eludunt, 
coercitionem  extraordinariam  inducant  sämmtlicbe  zu  seiner  Zeit  mit  Strafgewalt 
aasgestattete  Beamte  hat  umfassen  wollen,  ist  zweifelhaft.  Wenn  er  anderswo 
sagt  Dig.  1,  16,  7,  2:  omnium  partes,  qui  JRomae  vel  quasi  magistratus  vel 
extra  ordinem  ius  dicunt,  ad  ipsum  (proconsulem)  pertinent,  so  kann  er  dem 
Proconsul  und  ebenso  dem  proprätorischen  Legaten  den  magistratischen  Charakter 
nicht  wohl  abgesprochen  haben;  und  die  Fassung  beider  Stellen,  bei  deren  zweiter 
wohl  die  Compilatoren  eingegriffen  haben,  spricht  wenigstens  nicht  dagegen.  Für 
die  Epoche  Justinians  kann  die  Entscheidung  nicht  zweifelhaft  sein. 

^  Dies  meint  auch  Paulus  in  den  S.  193  A.  2  angeführten  Worten;  sie  be- 
zieben sich  darauf,  dass  die  stadtrömischen  Geschwomenhöfe  damals  nur  noch  in 
nicht  capitalen  Sachen  sprachen.  Die  noch  allgemeiner  gefassten  Digestenstellen 
sind  wahrscheinlich  interpolirt 

'  Die  Worte  Justinians  Inst  4,  15,  8:  eoctra  ordinem  ....  sunt  hodie 
omnia  iudida  (ähnlich  3,  12  pr.)  beziehen  sich  zwar  zunächst  auf  das  Civilrecht, 
dürfen  aber  auch  auf  das  Strafrecht  bezogen  werden.  Bei  den  Worten  sei  es 
Ulpians,  sei  es  Tribonians  Dig.  48,  19,  13:  hodie  licet  ei,  qui  extra  ordinejn  de 
crimine  cognoscit,  quam  vult  sententiam  ferre  vel  graviorem  vel  leviorem,  ita  tamen, 
ut  in  räroque  modo  rationem  (oder  moderationem)  non  excedat  sind  schwerlich 
bloss  die  eigentlichen  crimina  extraordinaria  gemeint,  da  bei  diesen  gesetzliche 
Stra6ätze  überhaupt  und  nothwendig  mangeln,  sondern  die  Delicte  überhaupt  Bei 
Macer  Dig.  48,  16,  15,  1  sind  di^enigen ,  qui  hodie  de  iudiciis  publicis  extra  or- 
dinem cognoscunt,  wohl  die  Strafrichter  überhaupt,  obwohl  es  möglich  ist,  dass  er 
die  hauptstädtischen  Quaestionen  ähnlich  wie  Paulus  (S.  193  A.  2)  als  Gegensatz 
gefiast  hat 

^  Paulus  fährt  nach  den  S.  193  A.  2  angeführten  Worten  fort:  durante  tarnen 

poena  legum,  cum  extra  ordinem  crimina  probantur.     Die  Ulpian   beigelegten 

Worte  A.  3  gehen  freilich  weiter;  aber  schwerlich  hat  er  die  ünTerbindlichkeit  der 

gesetzlichen  Strafsätzc  in  dieser  ünbedingtheit  ausgesprochen. 
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die  in  der  Handhabung  namentlich  der  gesetzlichen  Strafsätze  um 
sich  greifende  Willkür,  von  welcher  in  dem  letzten  Abschnitt 
des  fünften  Buchs  eingehend  gehandelt  ist,  durch  das  Schwinden 
des  gesetzlichen  Fundaments  aus  dem  Strafverfahren  wesentlich 
befördert  worden. 

Volks-  Die   den   Strafprozess   normirenden   Gesetze    können   erlassen 

BinMimfr  ^^^^^^  für  den  einzelnen  Fall  oder  allgemein  für  alle  zukünftigen 
unter  dieselben  zu  subsumirenden*.  Dem  Singulargesetz  ^  zur  Be- 
strafung einer  einzelnen  in  der  Vergangenheit  liegenden  Hand- 
lung  steht  weniger  die  nur  selten  eingreifende  UnzulÄssigkeit  der 
Ausdehnung  des  Delictbegrilfs  mit  rückwirkender  Kraft  ent- 
gegen^ als  das  in  das  alte  Stadtrecht  aufgenommene  Verbot 
des  den  einzelnen  Mann  beschwerenden  Privilegiums*;  inderThat 
ist  diese  gesunde  Rechtsregel  bis  in  das  letzte  Jahrhundert  der 


^  In  diesem  Sinn  nennt  Cicero  (S.  190  A.  4)  die  Gerichtsstelien  der  zweiten 
Kategorie  quaestiones  perpetuaej  nicht,  wie  man  wohl  gesagt  hat,  in  dem  Sinn^ 
wie  das  prätorische  edictum  perpettium  als  für  das  ganze  Amtsjahr  erlassen  von 
den  Gelegenheitsedicten  unterschieden  wird,  sondern  im  Gegensatz  zu  den  auf  Aus- 
nahmegesetzen beruhenden  Specialuntersuchungen,  denen  er  sie  anderswo  (de  d.  n.  3, 
30,  74)  als  cotidiana  gegenüberstellt.  Die  uns  so  geläufige  Bezeichnung  ist  der 
Rechtslitteratur  unbekannt  und  überhaupt  nur  an  jener  Stelle  zu  finden;  sie  ist 
auch  iur  den  allgemeinen  Gebrauch  unpassend,  weil  die  Perpetuität  in  diesem 
Sinn  bei  den  die  iudicia  publica  einführenden  Gesetzen  nicht  anders  die  Regel 
bildet  als  bei  den  Gerichtsordnungen  überhaupt. 

'  Iudicia  publica  sind  selbstverständlich  diese  Ausnahmeprozesse  ebenso  wie 
die  gewöhnlichen  (Cicero  Brut.  33,  127).  Als  Privilegium  bezeichnen  schon  die 
Gegner  bei  der  Einbringung  (Asconius  in  Mil.  p.  37)  und  ebenso  später  Gellius  10, 20 
das  unten  genannte  pompeische  Gesetz  vom  J.  702/52  mit  Recht;  nova  quaestio  sagt 
von  demselben  Cicero  pro  Mil.  6,  14;  die  gangbare  Bezeichnung  quaestio  extra^ 
ordinaria  ist  weder  quellenmässig  noch  correct  (S.  193  A.  3).  —  Den  Einzelnen 
beschwerende  Gesetze  ohne  Anordnung  eines  Strafverfahrens,  wie  der  gegen  Galba 
im  J.  604/150  gerichtete  Antrag  (S.  172  A.  2)  und  das  clodische  Gesetz  über  die 
Verbannung  Ciceros  vom  J.  696/58  stehen  ausserhalb  des  Strafrechts. 

'  Cicero  Yen*.  1.  1,  41.  42.  Gesetzliche  Abänderung  der  Elageform  wird  un- 
bedenklich auch  auf  die  vor  dem  Erlass  des  Gesetzes  begangenen  Delicte  bezogen, 
wie  das  eben  diese  Stelle  in  Anwendung  auf  die  sullani sehen  Gesetze  über  Münz- 
und  Testamentsfalschung  ausspricht.  Aber  anomal  sind  Specialgesetze  gegen  früher 
begangene  Handlungen,  welche  wohl  gegen  die  Sitten,  aber  nicht  gegen  das  staat- 
liche Strafgesetz  Verstössen,  wie  die  S.  197  A.  3  S.  198  A.  3  angeführten  Religions- 
frevel. Als  Augustus  den  Ehebruch  der  Frau  in  dieser  Weise  unter  die  staatliche 
Sittenzucht  zog,  wird  er  nicht  also  verfahren  haben. 

^  Zwölftafeln  9,  1.  Scholl,  nach  der  ciceronischen  Fassung  (de  leg.  3,  4,  11): 
piivHegia  ne  inrogantOj  wo  durch  inrogare  die  Belastung  angezeigt  ist.   St  R.  3, 336. 
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Eepublik  hinab  unverbrüchlich  eingehalten  worden^  und  auch  in 
diesem  begegnen  Singulargesetze  nur  vereinzelt  und  vorzugsweise 
im  Verlauf  der  republikanischen  Agonie,  während  die  mit  dem 
Principat 'eintretende  Willkürjustiz  die  Anwendung  von  Ausnahme- 
gesetzen überflüssig  machte.  Die  uns  bekannten  Fälle  crimineller 
Ausnahmegesetze  oder  nach  dem  römischen  Ausdruck  Quästionen 
für  den  Einzelfall,  deren  Kenntniss  für  mancherlei  allgemeinere 
criminalrechtliche  Fragen  nicht  entbehrt  werden  kann,  sind  das 
mucische  Plebiscit  vom  J.  613/141  gegen  den  Prätor  C.  Hostilius 
Tubulus  wegen  angenommener  Bestechung  in  einem  von  ihm  ge- 
leiteten Mordprozess,  wofür  es  anscheinend  ein  Strafgesetz  nicht 
gab*;  das  peducaeische  Plebiscit  vom  J.  640/114  gegen  verschiedene 
Vestalinnen  und  deren  Buhlen  wegen  des  von  ihnen  begangenen 
Incests^,  welchen  die  pontificale  Hauszucht  (S.  18  fg.)  nicht  ge- 
ahndet hatte  und  auf  den  die  staatlichen  Strafgesetze  sich  nicht 
erstreckten;  das  mamilische  Plebiscit  vom  J.  644/110  wegen  des 
zwischen  dem  König  Jugurtha  von  Numidien  und  einer  Anzahl 
römischer  Bürger  gepflogenen  landesverrätherischen  Verkehrs  * ;  das 


^  Das  allerdings  durchgebrachte,  aber  in  der  Ausführung  vereitelte  Aus- 
nahmegesetz vom  J.  582/172  ist  S.  172  A.  2  erörtert  worden.  Die  sicher  fictiren 
Qnästionen  wegen  der  Ermordung  des  Postumius  (S.  172  A.  1)  und  wegen  der 
antiochischen  Beute  (S.  172  A.  1)  sollen  wohl  nur  die  Befugniss  der  Bürgerschaft 
auch  in  dieser  Weise  zu  strafen  zurückdatiren. 

>  Cicero  de  fin.  2,  16,  54.  4,  28,  77.  de  d.  n.  3,  30,  74.  Asconius  in  Scaur. 
p.  23.  Späterhin  wird  ein  derartiges  ürtheil  unter  das  Mordgesetz  gezogen;  aber 
zu  der  Zeit  dieses  Prozesses  mag  wohl  der  Fall  betrachtet  worden  sein  als  im 
Strafgesetz  nicht  vorgesehen.  Das  Plebiscit  übertrug  dem  Senat  die  Bestellung  des 
Quaesitor,  und  dieser  überwies  sie  dem  Consul  Cn.  Caepio.  Der  Angeklagte  ging 
in  die  Verbannung;  dass  er  aus  dieser  zurückgeholt •  und  im  Kerker  hingerichtet 
wird,  ist  vielleicht  —  klar  liegt  der  Grund  nicht  vor  —  durch  später  begangene 
Strafthaten  veranlasst  (S.  71  A.  1). 

*  Dies  ist  die  rogatio  Peducaea  de  incestu  Ciceros  de  n.  d.  3,  30,  74,  ge- 
mäss deren  L.  Cassius  Consul  627/127,  Ceneor  629/125  (also  nicht  zur  Zeit  des  Pro- 
zesses Prätor,  wie  Val.  Max.  3,  7,  9  angiebt)  durcb  Volkswahl  zum  Quaesitor  be- 
stellt wird  (Asconius  in  Mil.  p.  46:  popülus  Cassium  creavit  qui  de  eisdem  virginibus 
quaereret).  Ob  der  curulische  Sessel  der  Münze  (R.  M.  W.  S.  635)  sich  auf  diese 
seine  Thätigkeit  bezieht,  ist  zweifelhaft;  sicher  aber  zeigt  sie,  dass  ein  stimm- 
berechtigtes Consilium  mitwirkte.  Auch  Ankläger  und  Vertheidiger  treten  in  diesen 
Prozessen  auf  (Schrift  ad  Her.  4,  35,  47).  Zu  denselben  gehört  deijenige  gegen 
M.  Antonius  Val.  Max.  6,  8,  1.    Vgl.  St  B.  2,  664  A.  2. 

^  Zur  Ffihnuig  der  zahlreichen  Prozesse  werden  aus  den  Privaten  drei  ohne 
Zweifel  neben  einander,  ein  jeder  mit  seinem  Consilium,  fungirende  Quaesitoren 
in  Comitien  ernannt  (Sallustius  lug.  40).    Cicero  führt  de  n.  d.  3,  30,  74  die 
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appuleische  Plebiscit,  wahrscheinlich  vom  J.  651/108,  betreffend  die 
während  der  gallischen  Kriege  der  letztvorhergehenden  Jahre  be- 
gangenen Missethaten,  namentlich  die  bei  der  Einnahme  von  Tolosa 
im  J.  648/106  durch  den  Consul  Q.  Servilius  Gaepio  ab- 
handen gekommenen  Tempelschätse  ^ ;  das  varische  Plebiscit  vom 
J.  668/91  wegen  der  zwischen  den  italischen  Bundesgenossen- 
gemeinden und  einer  Anzahl  römischer  Bürger  gepflogenen  hoch- 
verrätherischen  Umtriebe*;  das  fufische  Plebiscit  vom  J.  693/61 
wegen  der  kurz  vorher  vorgefallenen  Entweihung  der  Festfeier  der 
Bona  Dea,  wofür  ein  positives  Strafgesetz  nicht  vorlag';  das  nur 


quttestio  coniurationis  lugurüiinae  auf  und  bemerkt  Brut  84,  128  (ygl.  pro  Plancio 
29,  70),  das8  Oracchani  iudices,  das  heisst  nach  dem  damals  geltenden  semproni- 
schen  Gesetz  bestellte  Geschwome  darin  entschieden.    Vgl.  St.  R.  2,  665  A.  1. 

^  Die  quaestio  auri  Tolosani  nennt  Cicero  de  d.  n.  3,  80,  74  unter  den 
Singularqu&stionen;  auch  Dio  fr.  90  spricht  davon:  inl  rour^  av^tol  tud'vv&rj' 
aav,  Caepios  Ansprache  an  die  Tribüne  (ad  Her.  1,  14,  24:  Caepio  ad  tribunos 
pkbis  de  exerciUis  amissione,  wo  die  Katastrophe  von  Arausio  649/105  gemeint 
ist;  Cicero  orat.  part.  30,  104.  105)  kann  füglich  auf  die  Verhandlung  über  das 
die  Quästion  anordnende  appuleische  Plebiscit  bezogen  werden.  Die  in  meiner 
K  G.  2,  179  gegebene  chronologische  Auseinandersetzung  wiederhole  ich  nicht; 
für  das  Strafrecht  ist  es  nicht  von  Belang,  ob  die  auf  die  gallische  Expedition  be- 
zttglichen  Strafprozesse  s&mmtlich  nach  dem  appuleischen  Gesetz  oder  zum  Theil 
aus  anderem  Rechtsgrund  angesteUt  worden  sind.  Der  Prozess  gegen  C.  Norbanus 
im  J.  659/95  war  unzweifelhaft  ein  auf  Grund  des  appuleischen  Gesetzes  angestellter 
Migestätsprozess  (Cicero  de  or.  2,  75,  307:  ab  illo  maiestatem  minutam  fiega- 
has,  ex  quo  verbo  lege  Apptdeia  tota  üla  causa  pendebat,  c  49, 201 ;  Yal.  Max.  8, 
5,  2:  maiestatis  crimine  publicae  quaestioni  aubiedus  est;  vgl.  Cicero  de  off.  2» 
14,  49,  de  or.  2,  21,  89);  aber  dies  nöthigt  nicht  zu  der  Annahme,  dass  das  appa- 
leische  Gesetz  eine  ständige  M^jestätsqu&stion  eingesetzt  habe. 

'  Asconius  in  Scaur.  p.  22:  Q.  Varius  tr.  pl.  legem  tulit  ut  quatreretur  de 
iis,  quorum  ope  consüiare  socii  contra  p.  R,  arma  sumpsissent.  Als  Quaesitor  hat 
anfänglich  der  Urheber  des  Gesetzes  selbst  fungirt  (Asconius  a.  a.  0.),  ohne  Zweifel 
indem  die  dafür  angeordnete  Yolkswahl  sich  auf  ihn  lenkte.  Die  Consilien  wurden 
zunächst  nach  der  bestehenden  Prozessordnung  aus  Rittern  gebildet  (Appian  b.  c.  1, 37X 
im  Folg^ahr  aber  auf  Grund  eines  anderen  Plebisdts  dafür  eine  besondere  aus 
der  Wahl  der  einzelnen  Tribus  hervorgegangene  und  von  der  ständischen  Qualitication 
absehende  Geschwomenliste  von  35  X  15  =  525  Stellen  für  diese  Quästionen 
niedergesetzt  (Asconius  in  Comel.  p.  79),  bei  welchem  Verfahren  Varius  selbst  nach 
seinem  eignen  Gesetz  verurtheilt  (Val.  Max.  8,  6,  4)  und  unter  Martern  hingerichtet 
ward  (Cicero  de  d.  n.  3,  33,  81  vgl.  Val.  Max.  9,  2,  2);  die  angedrohte  Strafe  war 
also  capital. 

*  Das  Gericht  leitete ,  ohne  Zweifel  auf  Grund  einer  Clausel  des  Gesetzes, 
der  Stadtprätor;  der  bei  Cicero  ad  Att.  1,  14, 1  erwähnte  Prätor  muss  der  städtische 
sein,  da  jede  die  Gesammtgeschwomenliste  angehende  Handlung  durch  diesen  be- 
wirkt wird.    Dass  es  insoweit  bei  dem  Vorschlag  des  Senats  blieb,  geht  aus  ad 
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beantragte  vatinische  Plebiscit  vom  J.  695/59  wegen  eines  angeblich 
gegen  Cn.  Pompeius  gerichteten  Mordplans  ^ ;  das  pompeische  Con- 
solargesetz  vom  J.  702/52  wegen  der  damals  vor  und  in  der  Stadt 
verübten  Gewaltthaten ' ;  das  pedische  Consulargesetz  vom  J.  711/43 
gegen  die  Mörder  des  Dictators  Caesar'.  Alle  diese  Volksschlüsse 
sind  verfassungswidrig;  indess  die   Allmacht  des   Gesetzes   bricht 


Att.  1,  16,  2  hervor.  Der  Vorschlag  die  Bestellung  der  Geschwomen  dem  Vor- 
sitzenden Prätor  unbeschränkt  zu  übertragen  ging  nicht  durch  (Cicero  ad  Att  1, 
14,  1);  das  Gericht  wurde  unter  Ablehnung  eines  Abgehens  von  der  bestehenden 
Geschwomenordnung  aus  den  drei  Geschwomenklassen  gebildet  (Cicero  ad  Att  1, 
16,  2.  8).  Dem  Vorschlag  des  Senats  entsprechend  wurde  der  Prozess,  wie  die 
Gewal^rozesse,  ausser  der  Reihe  behandelt  (Seneca  ep.  97,  7 :  in  ea  ipsa  quaestüme, 
qwte  extra  ordinem  senctttis  cansuUo  eocercdxxJtwr)  und  gestattet  die  Sdaven  auch 
gegen  den  Herrn  mit  der  Folter  zu  vernehmen  (Cicero  pro  Mil.  22,  59.  part  orat 
34,  118).  Die  angedrohte  Strafe  war  das  Exil  (Cicero  parad.  4  a.  K).  Vgl.  St  2, 
667  A.  1. 

1  Cicero  in  Vat  11,  26. 

*  Der  genaue  Bericht  bei  Asconius  in  Mil.  p.  31  %.  macht  weitere  Anführungen 
ttherflüssig.  Das  Gesetz  war  gestellt  auf  das  Delict  der  Vergewaltigung:  de  vi,  qua 
nominciHfn  caedem  in  Appia  via  fa^am  et  incendium  curiae  et  domum  M.  Lepidi 
interregis  oppugnatam  comprehendit  Das  zugleich  eingebrachte  Gesetz  gegen  den 
Ambitns  hatte  gewisse  prozessualische  Schärfungen  mit  dem  Gewaltgesetz  gemein, 
ist  aber  ein  reguläres  Quästionengesetz.  Jenes  Ausnahmegesetz  ertheilt  dem  Consul 
Gn.  Pompeius  den  Auftrag  den  Quaesitor  aus  dte  2iahl  der  Consulare  zu  ernennen 
nnd  weiter  f&r  das  Consilium  nach  den  damals  für  die  Geschwomenordnung  be- 
stehenden drei  Qualificationen  mit  Einrechnung  des  Quaesitors  3  x  120  =  360 
Personen  (St  B.  3,  532  A.  5)  auszuwählen,  welche  während  der  ganzen  Verhand- 
lung zu  iungiren  haben,  von  denen  aber,  nachdem  3  x  93  =»  279  durch  Ausloosung, 
3  X  10  »s  30  Personen  durch  Rejection  beider  Parteien  ausgeschieden  sind,  nur 
die  übrigen  51  und  zwar  18  Senatoren  mit  Einrechnung  des  Quaesitor,  17  Bitter 
und  16  Aerartribune  zur  Abstimmung  gelangen.  Behandlung  der  Prozesse  ausser 
der  Beihe  brauchte  hier  nicht  vorgeschrieben  zu  werden,  da  für  die  Geschwomen 
eine  SonderliBte  aufgestellt  ward;  von  den  zahlreichen  Prozessschärfungen  kann 
hier  abgesehen  werden. 

*  Augustos  mon.  Ancyr.  1,  10:  qui  patentem  meum  pnterfecerjimft,  eojs  in 
exiUum  expuU  iudiciis  legitimis  tdtus  earum  [fajcinfusj.  Das  Verfahren  war,  wie 
Aogustos  andeutet,  den  bestehenden  Gesetzen  im  Allgemeinen  conform  und  femd  statt 
vor  einem  Quaesitor  —  über  dessen  Bestellung  erfahren  wir  nichts — und  Geschwomen. 
Unter  den  Schärfimgen  treten  besonders  hervor  die  Zulässigkeit  der  Anklage  in  Ab- 
wesenheit der  Beklagten  (Liv.  120;  Sueton  Aug.  10;  Appian  b.  c.  3,  95.  4,  27  und 
a.  St  m.)  und  die  Anklägerbelohnungen  (Dio  46,  49).  Das  Verbrechen  konnte  nur  als 
Perdaellion  gefasst  werden  und  die  Strafe  war  also  capital  nebst  Einziehung  des  Ver- 
mögens (Dio  46,  48);  indess  wurde  gegen  die  Angeklagten,  da  sie  sich  nicht  stellten, 
nur  die  Interdiction  ausgesprochen  (Vell.  2,  69;  Dio  46,  48)  und  das  Exilrecht  ihnen 
nicht  yerkümmert,  wie  auch  Augustus  ausspricht  Die  Katastrophe  für  die  Caesar- 
mörder ist  erst  durch  die  Aufoahme  des  Krieges  gegen  die  Begierung  und  die 
Proscriptionen  herbeigeftkhrt  worden. 
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auch  die  Vorschriften  der  Verfassung  und  es  sind  daher  diese 
Gesetze  wohl  getadelt,  aber  nie  ist  eines  derselben  in  seiner  Rechts- 
kraft angefochten  worden. 

Bevor  wir  uns  dazu  wenden,  die  Bestimmungen  über  den 
magistratischen  Vorsitz  und  die  Zusammensetzung  der  Geschwornen- 
höfe  zu  entwickeln,  wird  es  angemessen  sein,  einerseits  zu  erörtern, 
in  welcher  Weise  das  ihnen  überwiesene  Strafgebiet  personal  und 
örtlich  so  wie  hinsichtlich  des  Strafmasses  abgegrenzt  war,  andrer- 
seits die  durch  diese  Geschwornenordnungen  geregelten  Delict- 
prozesse  übersichtlich  zusammenzustellen. 
Dm  örtlich«  ^^®  Beschränkung  der  älteren  öffentlichen  Criminaljudication 
und  p«no-  auf  dou  männlichen  römischen  Bürger  mit  der  nothwendigen  durch 
'^biet'd^r  ^^®  Coercition  gegebenen  Ergänzung  ist  auf  den  magistratischen 
Qnirtionen.  Goschwomenprozess  nicht  übergegangen ,  dieser  vielmehr ,  wie  aus 
dem  Privatprozess  hervorgegangen,  so  gestaltet  nach  dem  civil- 
rechtlichen  auch  für  das  Privatdelict  massgebenden  Princip,  dass 
das  Weib,  der  Fremde^,  der  Unfreie  ebenfalls  delictfähig  sind, 
und  dass,  indem  die  Vertretung,  der  Gemeinde  aufhört  an  die 
Magistratur  gebunden  zu  sein,  nach  dieser  Klageform  selbst  zu 
der  Anklägerrolle  unter  Umständen  Frauen  und  Nichtbürger  zu- 
gelassen werden.  Beispielsweise  wird  es  ausdrücklich  ausgesprochen, 
dass  die  Mordklage  des  cornelischen  Gesetzes  auch  gegen  das 
Weib  und  gegen  den  Unfreien  zulässig  ist*,  und  zu  der  Repe- 
tundenklage,  welche  allerdings  ihrer  Anlage  nach,  wie  bemerkt, 
ein  Civil  verfahren  wegen  unzulässiger  Bereicherung  ist,  der  rö- 
mische Bürger  nicht  einmal  zu  klagen  berechtigt,  die  Klage  dem 
Nichtbürger  vorbehalten  ist.  Allgemeine  Regeln  über  die  Compe- 
tenz  der  grossen  hauptstädtischen  Geschwomengerichte  lassen  sich 
allerdings  nicht  aufstellen;  sie  hängt  wesentlich  ab  theils  von  der 
Competenz  der  neben  ihnen  functionirenden  municipalen  und  pro- 
vinzialen  Gerichtshöfe,  theils  von  der  Beschaffenheit  des  einzelnen 
Delicts  und  den  Bestimmungen  des  darüber  erlassenen  Special- 
gesetzes und  es  muss  dafür  auf  den  Abschnitt  des  dritten  Buchs 
von  dem  Gerichtsstand  und  den  Parteirollen  so  wie  auf  die  Be- 
handlung der  einzelnen  Delicte  im  vierten  Buch  verwiesen  werden. 
Die  Erstreckung  des  magistratischen  Geschwornengerichts  auf 


^  Schon  die  gracchanischen  Geschwomen  richten  wie  über  Bömer  so  auch 
über  Italiker  (Appian  b.  c.  1,  22). 

*  Cicero  pro  Gluentio  54,  148:  omnes  riri  mulieres  Uberi  servi  in  iudicium 
vocantur. 
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den  Capitalprozess  unterliegt  insofern  keinen  Bedenken ,  als  das-  dm  straf> 
selbe  durch  Special  gesetz  in  das  Leben  gerufen  wird  und  dieses  q^JJJJj^ 
Gesetz,  wie  es  den  Magistrat  zur  capitalen  Quästion  des  älteren  pro»»». 
Strafverfahrens  bevollmächtigt,  ihm  die  gleiche  Competenz  auch 
ohne  die  dort  vorbehaltene  Bestätigung  durch  die  Bürgerschaft  er- 
theilen,  diese  entweder  wegfallen  lassen  oder  durch  die  Mitwirkung 
der  Geschwomen  und  die  Bindung  des  Magistrats  an  deren  Ma- 
jorität ersetzen  kann.  In  der  That  haben  von  den  vorher  (S.  197  fg.) 
aufgeführten  Singularquästionen  mehrere,  wie  dort  bemerkt  worden 
ist,  den  Quaesitoren  diese  Strafgewalt  eingeräumt.  Auch  hat  der  von 
Sulla  eingesetzte  Mordgerichtshof,  wie  in  dem  betreffenden  Ab- 
schnitt gezeigt  werden  wird,  für  die  schwerste  Kategorie  dieses 
Verbrechens  auf  Todesstrafe  erkennen  können.  Aber  die  die 
spätere  Republik  beherrschende  Tendenz  auf  Beschränkung  und 
womöglich  Abschaffung  der  Todesstrafe  hat  vorzugsweise  auf  die 
magistratischen  Geschwomengerichte  eingewirkt ;  wie  der  ursprüng- 
liche magistratische  Strafprozess  eigentlich  keine  andere  Strafe 
kennt  als  die  capitale,  so  ist  diese  in  dem  neueren  exceptionell. 
Ausser  dem  Einfluss  der  gesteigerten  Civilisation  und  ihrer  Ab- 
wendung von  der  alten  oft  barbarischen  Sittenstrenge,  kommt  dabei 
in  Betracht,  dass  das  Provocationsrecht,  die  verfassungsmässige  Noth- 
wendigkeit  der  Bestätigung  der  Bürgerschaft  bei  jedem  magistrati- 
schen Todesurtheil ,  in  dem  Rechtsbewusstsein  des  Römers  als 
politischer  Glaubenssatz  feststand  und  die  Ersetzung  der  comitialen 
Majorität  durch  die  Majorität  der  Privatgeschwornen  gegen  diesen 
Satz  verstiess;  wie  denn  auch  bei  dem  Capitalverfahren  vom 
.1.  640/114  das  den  Frauen  mangelnde  Berufungsrecht  wesentlich 
mitgewirkt  haben  wird.  Die  Thatsache  selbst  steht  ausser  Zweifel, 
theils  dadurch,  dass  bei  dem  Staatsverbrechen  neben  der  neuen 
Prozessform  die  magistratisch-comitiale  festgehalten  und  dass  bei 
dem  Mord  die  schwerste  Kategorie  des  Yerwandtenmordes  längere 
Zeit  dem  Comitialprozess  vorbehalten  wurde.  In  welchem  Umfang 
am  Ausgang  der  Republik  die  Todesstrafe  perhorrescirt  ward,  zeigt 
die  Abschaffung  derselben  durch  Pompeius  selbst  für  den  Vater- 
mörder und  weiter,  dass  sie  sogar  bei  dem  durch  Singulargesetz 
geschärften  Geschwornenverfahren  gegen  die  Mörder  des  Dictators 
Caesar  (S.  199  A.  3)  nicht  zur  Anwendung  gekommen  ist.  Auf 
die  Frage,  ob  bei  ihrer  Wiederaufnahme  unter  d^m  Principat  die 
Competenz  der  hauptstädtischen  Geschwomengerichte  erweitert 
worden  ist,  wird  bei  der  Erörterung  ihrer  Stellung  in  der  Kaiser- 
zeit zurückzukommen  sein. 
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Wenn  die  Capitalstrafe ,  anfänglich  die  ausschliessliche  und 
immer  die  princlpale  des  älteren  öflFentlichen  Strafprozesses,  bei 
dem  magistratischen  Geschwornengericht  «xceptionell  ist,  so  ist 
doch  andrerseits  das  seit  der  Abschaffung  der  privaten  Capital- 
strafe und  der  Talion  den  delictischen  Privatprözess  beherr- 
schende Gesetz,  dass  die  Verurtheilung  über  Geldbusse  und 
Ehrenschmälerung  nicht  hinausgehen  kann,  auf  die  iudicia  publica 
nicht  angewandt  worden.  Die  Steigerung  der  Strafmittel  durch 
die  Hinzunahme  der  Freiheitsstrafe  tritt  zwar  zunächst  in  der  be- 
scheidenen Form  der  lebenslänglichen  Verbannung  aus  Italien  auf, 
aber  indem  diese  dann  zur  Deportation  und  zur  Zwangsarbeit  sich 
entwickelt,  erhält  der  Criminalprozess,  aus  welchem  in  der  republi- 
kanischen Epoche  der  Ernst  des  Strafbegriffis  allmählich  entwichen 
war,  wieder  den  angemessenen  Inhalt,  und  für  die  bessere  Zeit  des 
Prineipats  dürfen  die  iudicia  publica  wiederum  bezeichnet  werden 
als  ein  im  Grossen  und  Ganzen  zweckmässig  geordnetes  Straf- 
verfahren. 
Der  deucti-  Das  dem  magistratischen  Geschwomenverfahren  unterliegende 
**d«"^'  Klagengebiet  ist,  wie  bereits  entwickelt  worden  ist,  nicht  von  Haus 
QaistioDen.  aus  dem  öffentlichen  Strafprozess  substituirt,  ja  nicht  einmal  von 
einem  einzelnen  Delictbegriff  ausgegangen,  vielmehr  in  seinem 
Anfangsstadium  nichts  anderes  als  ein  wegen  seines  hervorragenden 
öffentlichen  Interesses  privilegirter  Privatprözess ,  von  den  älteren 
zahlreichen  iudicia  publica  nur  unterschieden  durch  die  auf  den 
ganzen  Prozess  erstreckte  magistratische  Leitung*.  Aber  aller- 
dings steht  neben  dieser  formalen  Auffassung  der  Repetunden- 
klage  von  vorn  herein  die  ethische  und  die  politische ;  die  Geschenk- 
nahme  des  Beamten  ist  der  Sache  nach  Beamtenerpressung;  die 
Klage  soll  dem  Unterthan  gegen  den  Beamten  zu  seinem  Recht 
verhelfen.  Factisch  ist  die  Institution  von  Haus  aus  eine  Form 
des  Strafprozesses  und  sehr  bald  ist  sie  es  auch  im  Rechtssinn 
geworden.     Wir  sind   sehr   unvollkommen   unterrichtet  über   die 


^  Es  wird  dies  im  vierten  Buch  bei  dem  Abschnitt  von  den  Repetunden 
näher  aa8gefl]Qirt  werden.  Die  condictio  ob  turpem  causam  kann  darauf  angewandt 
werden,  keineswegs  die  condictio  furiiva;  die  pecunicbe  captae  sind  nicht  gestohlen. 
Es  gehört  in  der  That  ein  spedeller  juristischer  Staar  dazu,  am  zu  verkennen,  dass 
die  Repetundenklage ,  mit  dem  Elagerecht  des  verletzten  Nichtbürgers,  mit  dem 
Gerichtsstand  des  Peregrinenprätors,  mit  der  Einleitung  sacramentOi  mit  der  Klag- 
stellung Auf  petere  (der  Kläger  heisst  im  Repetundengesetz  is  qtU  peHty  der  Be- 
klagte 18  unde  petitur),  der  Verurtheilung  höchstens  auf  doppelten  Ersatz  ins  Leben 
getreten  ist  als  eine  prozessualisch  geschärfte  private  Forderungsklage. 
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Weiterentwickelung  dieser  Gerichte  in  der  vorsullanischen  Epoche. 
Aber  wenn  unsere  Nachrichten  nicht  trügen,  ist  kaum  ein  Decen- 
nium  nach  Piso  ein  gleichartiger  Gerichtshof  für  den  Mordprozess 
eingerichtet  worden*,  was  denn  allerdings  in  das  Gebiet  des  öffent- 
lichen Strafrechts  nachdrücklich  eingriff,  auch  wenn  der  magistratisch- 
comitiale  Mordprozess  daneben  weiter  bestand.  Dass  die  gewaltige 
Grossstadt  mit  ihrem  in  der  Regel  auf  schwache  Vertretung  des 
abwesenden  Magistrats  angewiesenen  Regiment  einer  solchen  Ein- 
richtung dringend  bedürfen  musste,  steht  ausser  Zweifel.  Zu  der 
Erstreckung  des  magistratischen  Geschwomengerichts  auf  den  politi- 
schen Prozess  haben  die  vorher  erwähnten,  wahrscheinlich  nicht 
generellen  Gesetze  der  J.  644/110,  651/108  und  663/91  den  Weg  ge- 
wiesen; durchgeführt  hat  dies  alsdann  Sulla,  welcher  damit  dem 
Volkstribunat  seinen  wichtigsten  Hebel  entriss.  Er  hat,  ohne  das 
System  der  delictischen  Specialgesetze  und  Specialgerichtshöfe  zu 
verlassen,  in  dieselben  einen  gewissen  Zusammenhang  gebracht  und 
den  magistratisch-comitialen  öffentlichen  Strafprozess  nicht  eigent- 
lich aufgehoben,  aber  im  wesentlichen  durch  diese  neue  Form  des 
Strafprozesses  ersetzt. 

Nach   Sullas  Ordnungen   bestehen    sieben  Gerichtshöfe  unter      Die 
uiagistratischer  Leitung : 

1.  Repetunden,  wf«. 

2.  Sacrilegium  und  Peculat, 
8.  Mord, 

4.  Ambitus, 

5.  Majestätsverbrechen, 

6.  Fälschung«, 

7.  Schwere  Injurien, 

Sicher  oder  wahrscheinlich   sind  hinzugetreten  in  republika- 
nischer Zeit 

8.  Vergewaltigung, 

9.  Menschenraub, 
und  unter  Augustus 


1  Dass  Tubiüus  (S.  197  A.  2),  wie  Cicero  de  fio.  2,  16,  54  sagt,  als  Prätor 
die  quaesiio  inier  sicarios  geleitet  and  in  dieser  Stellang  Bestechung  angenommen 
habe,  kann  anmöglich  von  der  (stellvertretenden)  Führung  eines  magistratischen  oder 
magistratisch-comitialen  Prozesses  verstanden  werden,  und  es  führt  auch  keine  An- 
deutong  darauf,  dass  diese  Quästion  durch  Singulargesetz  angeordnet  war. 

*  Der  Gerichtshof  für  die  Fälschung  ist  nicht  ausdrücklich  bezeugt;  aber  ins- 
besondere mit  Rücksicht  auf  das  von  Sulla  darüber  erlassene  Gesetz  hat  auch 
dies  Delict  wahrscheinlich  damals  einen  eigenen  Prätor  erhalten. 


einMlnen 
Gerichts- 
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10.  Ehebruch, 

11.  Zins-  und  Kornwucher. 

Die  Anmassung  des  Bürgerrechts  wird  nach  dem  papischen 
Gesetz  vom  J.  689/65  vor  ein  magistratisches  Geschwornengericht 
gebracht,  gehört  aber  nicht  zu  den  delictischen  iudicia  publica,  da 
der  Spruch  des  Gerichts  wahrscheinlich,  wie  das  praeit^icium  des 
Civilrechts,  keine  Condemnation  enthält,  sondern  üur  die  That- 
sache  feststellt. 

Für  jedes  jener  elf  Delicte  ist  eine  eigene  Straf-  und  Prozess- 
ordnuug  erlassen,  ein  cornelisches  Specialgesetz  für  3.  (mit  dem 
pompeischen  Nachtraggesetz)  5.  6.  7.,  ein  julisches  für  1.  2.  4.  8. 
10.  11.,  das  fabische  für  9.  und  dementsprechend  wird  jede  Straf- 
klage auf  eine  dieser  elf  Ordnungen  begründet  und  nach  dieser 
behandelt*.  Die  Cumulation  mehrerer  Delictklagen  war  durch 
die  Trennung  der  Gerichtshöfe  ausgeschlossen*.  Gegenüber  dem 
rein  magistratischen  wie  dem  magistratisch-comitialen  Prozess,  bei 
welchem,  wo  die  Comitien  nicht  mitwirkten,  die  magistratische, 
und  wo  sie  mitwirkten,  die  comitiale  Omnipotcnz  das  gesetzlich 
feste  Klagfundament  nicht  aufkommen  Hess,  waren  diese  criminellen 
Determinationen  theoretisch  und  praktisch  ein  wesentlicher  Fort- 
schritt; wie  die  neue  Criminalordnung  aus  dem  Civilrecht  hervor- 
gegangen war,  wurden  dessen  fest  abgegrenzte  Klaggebiete  damit 
auf  jenes  übertragen^  und  selbst  die  edictale  rechtsetzende  Thätig- 
keit   der  Civilprätoren  ist  annähernd  auch   von   den  prätorischen 


*  Dies  ist  gemeint  mit  dem  ex  hac  lege  quaerere  und  den  entsprechenden 
Formeln  (S.  191  A.  2). 

^  Uebergreifen  in  ein  anderes  Delict  als  das,  worauf  geklagt  war,  ist  den 
Advocaten  geläufig,  und  die  Geschwomen  machen  den  Fehler  oftmals  mit  (Cicero 
pro  Cluentio  34,  92),  aber  von  Rechts  wegen  soll  sich  wenigstens  der  Spruch  auf 
das  in  der  Klage  bezeichnete  Delict  beschräi\ken.  Cicero  Yerr.  1.  1,  16,  43:  suis 
eum  certis  propriisque  criminibus  acctisaho;  pro  Cluent.  41,  114:  proprio  lege  huius 
peccati;  daselbst  35,  97:  crimen  proprium  quaestionis,  37,  103,  pro  Cael.  30,  72; 
ähnlich  pro  Rab.  Post.  13,  37.  Quintilian  inst.  3,  10,  1  (ygl.  5,  13,  5)  handelt  von  der 
Cumulation  verschiedener  Straf  klagen  (plures  controversiae),  zum  Beispiel  sacrilegiwn 
und  homiddium:  quod  nunc  in  puhlicis  iudiciis  non  acddii^  quo^iiam  praetor 
certa  lege  ftortitur,  principum  autem  et  senatus  cognitionibus  frequens  est  et  po- 
puli  fuit. 

•  Quintilian  inst.  7,  5,  2:  praetorum  airiosa  consüia,  cum  de  iure  accusatoris 
ambigitur.  Dass  dabei  sogar  strenger  verfahren  ward  als  im  Civilrecht,  die  actio 
lUilis  weiter  greift  als  das  crimen  ecctraordinarium,  ist  schon  (S.  191  A.  3)  bemerkt 
worden. 


i>i(zenden 
Pi-itoren. 
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Dirigenten  der  Strafgerichtsliöfe  ausgeübt  worden*.  In  den  be- 
freiten Gerichten  der  Kaiserzeit  freilich  fand  die  alte  rechtliche 
Unbestimmtheit  des  Strafverfahrens  wiederum  nur  zu  leicht  und 
nur  zu  breit  abermals  Raum^. 

Die  magistratische  Leitung  dieser  Geschwornengerichte  liegt  Die  toi^ 
hauptsächlich  bei  der  Prätur.  Das  calpurnische  Gesetz ,  welches 
der  Rückforderungsklage  des  Peregrinen  gegen  den  römischen 
Beamten  diese  geschärfte  Form  gab  und  damit  die  iudicia  publica 
ins  Leben  rief,  änderte  den  Gerichtsstand  nicht,  sondern  Hess  die 
Leitung  dem  Peregrinenprätor*  und  diesem  ist  sie  geblieben,  bis 
in  der  Gracchenzeit  für  die  Repetundenprozesse  eine  eigene  Prätur 
eingerichtet  ward*.  Dasselbe  ist  vielleicht  nicht  lange  nachher 
für  die  Mordprozesse  geschehen^.  Sulla  hat,  indem  er  die  Zahl 
der  Prätoren  auf  acht  brachte*,  von  denen  zwei  die  Civil  Jurisdiction 
handhabten,  die  übrigen  sechs  für  die  sechs  ersten  der  vorher  ge- 
nannten Specialgerichtshöfe  bestimmt  und  zugleich  verfassungs- 
mässig festgesetzt,  dass  diese  alle,  wie  die  beiden  Civilprätoren, 
während  der  Dauer  ihres  Amtsjahrs  der  Rechtspflege  wegen  in  Rom 
zu  verbleiben  haben'.    Hinsichtlich  der  Mandirung  gilt,  wie  über- 


^  Dies  beweist  das  merkwürdige  hreve  edictum,  mit  welchem  der  Repetunden- 
prätor  Licinius  Nepos  unter  Traian  einen  älteren  Senatsbeschluss  über  die  Ad- 
vocatenhonorare  in  Erinnerung  brachte  und  einschärfte  (Plinius  ep.  5,  4  [21]). 
Damals  wurde  er  freilich  als  unzeitgemässer  Weltverbesserer  verspottet;  aber  in 
früherer  Zeit  werden  diese  Edicte  auch  im  Strafrecht  von  Wichtigkeit  gewesen  sein. 
Die  Bezeichnung  breve  edictum,  zumal  da  in  dem  betreffenden  Fall  die  Weit- 
schweifigkeit getadelt  wird,  legt  die  Vermuthung  nahe,  ob  nicht  auch  die  Quästions« 
prätoren  bei  Antritt  ihres  Amtes  tralatici^che  und  also  ausführliche  Edicte  auf- 
gestellt haben. 

'  Hingewiesen  wird  auf  dieses  wichtige  Moment  bei  Quintilian  inst.  8,  10,  1 
(S.  204  A.  2),  hingedeutet  darauf  bei  demselben  5,  18,  5,  indem  er  zwar  nicht  die 
Consuln  und  den  Kaiser,  aber  doch  den  Dictator  Caesar  und  die  Triumvirn  be- 
zeichnet als  iudices,  qui  nulla  certa  pronuntiandi  forma  tenentur, 

'  Repetundengesetz  Z.  12. 

*  Dass  das  Repetundengesetz  vom  J.  631  oder  682  die  erste  Geschwornen- 
ernennung  dem  Peregrinenprätor  überträgt,  die  späteren  dem  praetor  cuius  ex  hac 
lege  quaestio  est^  kann  nur  so  aufgefasst  werden,  obgleich  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung über  die  Schaffung  eines  praetor  repetundis,  wahrscheinlich  durch  ein 
anderes  gleichzeitig  erlassenes  Gesetz,  uns  nicht  erhalten  ist 

^  Darüber  ist  der  betreffende  Abschnitt  zu  vergleichen.  Auch  die  Quästion 
für  Pecalat  ist  vermuthlich  vorsullanisch. 

^  St  R.  2,  200.  Sechs  neue  Stellen  hat  er  schwerlich  geschaffen,  da  schon 
vor  ihm  wenigstens  ein  eigener  praetor  repetundis  begegnet 

'  St.  R.  2,  200.  214.  241. 
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haupt  bei  den  städtischen  Aemtern,  die  Regel,  dass  diese  nicht 
von  dem  Belieben  der  Beamten  abhängt*,  sondern  nur  da  statt- 
finden muss  oder  kann,  wo  das  Gesetz  sie  vorschreibt^  oder  ge- 
Die  stattet®.  —  Aber  mit  den  Prätoren  reichte  man  für  den  Vorsitz 
^SiJ5^^J^^ nicht  aus.  Insbesondere  die  Mordprozesse,  ohne  Frage  in  der 
republikanischen  Zeit  von  allen  öffentlichen  Criminalsacheh  die 
häufigsten  und  wichtigsten,  konnten  unmöglich  auf  einen  einzigen 
Dirigenten  beschränkt  werden.  Es  ist  in  dem  betreffenden  Ab- 
schnitt des  vierten  Buchs  gezeigt,  dass  der  Mordprozess,  nachdem 
er  an  Geschworne  gewiesen  war,  in  früherer  Zeit  einem  einzelnen  der- 
selben als  dem  quaesüor  in  der  Weise  überwiesen  werden  konnte,  dass 
derselbe  das  jurisdictionelle  Imperium  gleich  dem  Prätor  hand- 
habte, späterhin,  aber  auch  schon  vor  Sulla,  quasimagistratische 
Dirigenten,  Aedilicier  im  Amtsnachjahr,  als  iudices  dieser  Quästion 
betitelt,  mit  einer  der  prätorischen  gleichartigen  Amtsgewalt  dem 
Mordprozess  vorsassen.  In  dem  Injurien-  und  dem  Gewaltprozess 
ist  weiter,  wie  ebenfalls  im  vierten  Buch  gezeigt  werden  wird,  die 
Leitung  an  den  Stadtprätor  in  der  Weise  gewiesen,  dass  er  den 
einzelnen  Rechtshandel  einem  aus  den  Geschwornen  ausgewählten 
quaesitor  in  ähnlicher  Weise  übertragen  kann,  wie  dies  anfänglich 
bei  dem  Mordprozess  geschehen  ist.  Bei  der  Auswahl  wird  der 
Loosung  gedacht*;  doch  ist  dies  vielleicht  nicht  allgemeine  Regel 
gewesen.  Wahrscheinlich  ist  auch  bei  den  übrigen  Quästionen, 
wenngleich  hier  der  persönliche  Vorsitz  des  betreffenden  Prätoi's 
Regel  war,  aushülfsweise  die  Bestellung  eines  Quaesitors  zugelassen 
worden  ^.  Dass  die  bedeutende  Vermehrung  der  Zahl  der  Prätoren 
durch  Caesar  und  Augustus  in  diese  republikanischen  Ordnungen 
eingegriffen  hat,  ist  zu  vermuthen,  aber  es  wird  darüber  nichts 
überliefert.  —  Da  jeder  dieser  Höfe  durch  besonderen  Volksschluss 


^  St.  R.  1,  221  fg.  661  fg.  Papinian  Dig.  1,  21,  1  pr.:  videntur  errare  ma- 
gistratuSf  qui,  cum  publici  iudicii  habeant  exercitionein  lege  vel  aefiatits  cm^sulto 
äelegatam,  vehiti  legis  luliae  de  adulteriis  et  si  quae  simt  alitze  simileSy  iuris- 
dictionem  suam  mandant  Die  für  die  Mandirung  der  Civiljurisdiction  aufgestellten 
Nonnen  (Dig.  2,  1,  16.  17)  kommen  hier  nicht  in  Betracht. 

*  Dies  wird  auf  die  Einsetzung  des  Quaesitors  Anwendung  finden. 

'  Nach  Papinian  a.  a.  0.  gestattet  das  julische  Vergewaltigungsgesetz  dem 
(städtischen)  Prätor  fijir  den  Fall  seiner  Abwesenheit  einen  Vertreter  zu  bestellen, 
was  mit  der  bei  diesem  Verfahren  vorgeschriebenen  Beschleunigung  zusammenhängt 
Auch  die  collegiaiische  Mandirung  (St.  R.  1,  224.  670)  mag  zwischen  den  ver- 
schiedenen Prätoren  statthaft  gewesen  sein. 

*  Schol.  Bob.  zu  in  Vatin.  14,  84  p.  323. 
»  St.  R.  2,  584  A.  2  und  4. 
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ins  Leben  gerufen  worden  ist,  so  wird,  so  weit  Private  diesen  Gerichten 
Vorsitzen  sollten  oder  konnten,  das  durch  blosse  Delegation  nicht 
herbeizuftlhrende  jurisdictionelle  Imperium  ihnen  durch  Gesetzes- 
clauseln  zugetheilt  worden  sein^  —  Dasselbe  ist  hinsichtlich 
der  vorher  aufgezählten  Specialquästionen  geschehen ,  so  weit  dm  YoTsiti 
wir  über  deren  Dirigenten  Kunde  haben.  In  dem  nächst  dem  g?°*J]^ 
marcischen  vom  J.  582/172  (S.  172  A.  2)  ältesten  Fall  vom  qaifltioneiL 
J.  613/141  (S.  197  A.  2)  wird  die  Ernennung  des  Dirigenten 
durch  das  mucische  Gesetz  dem  Senat  übertragen,  welcher  die 
Sache  dem  Consul  überweist.  In  den  späteren,  zuerst  in  dem  be- 
rühmten Vestalinnenprozess  vom  J.  641/113,  werden  meistentheils  * 
in  Gemässheit  des  die  Quästion  anordnenden  Gesetzes  durch  Volks- 
wahl ein  oder  mehrere  Quäsitoren  ernannt,  denen  selbstverständ- 
lich durch  jene  Gesetze  das  erforderliche  Imperium  übertragen 
ward.  —  Auch  dafür,  dass  der  also  behandelte  Prozess  nicht,  wie 
es  sonst  wohl  hätte  geschehen  können*,  als  an  die  amtliche 
Function  des  ihn  leitenden  Beamten  geknüpft  mit  diesem  stand 
und  fiel,  sondern  bei  dessen  Rücktritt  auf  den  Nachfolger  über- 
ging, ist  durch  entsprechende  gesetzliche  Clausein  Sorge  ge- 
tragen worden*. 

Einen  Amtstitel  führen  von  den  genannten  Dirigenten  ausser 
den  betheiligten  Prätoren  nur  die  bei  dem  Mordprozess  beschäftigten 
Aedilicier;  ein  solcher  nennt  sich  in  dieser  Function  in  voller  Be- 
zeichnung iudex  quaesitionis  rerwm  capitalium  **.    Den  übrigen  Diri- 


^  Positiven  Beweis,  dass  der  Vorsitzende  bei  dem  iudicium  puhlicum,  wenn 
er  nicht  Prätor  war,  das  jurisdictionene  Imperiam  gehabt  hat,  haben  wir  wohl  für 
den  iudex  quaestionis,  aber  nicht  allgemein  für  den  amtlosen  quaesüor. 

'  Bei  dem  fofischen  Plebiscit  hat  wahrscheinlich  der  Senat  es  bewirkt,  dass 
keine  Yolkswahl  stattfand,  sondern  der  Stadtprätor  als  Quaesitor  ftingirte. 

'  Die  nach  dem  ältesten  Gesetz  über  eine  Specialquästion,  dem  marcischen 
vom  J.  582/172  (S.  172  A.  2)  niedergesetzte  Quästion  wurde  dadurch  vereitelt,  dass 
der  Prätor,  dem  sie  übertragen  war,  den  Schlusstermin  auf  den  ersten  Tag  nach 
seinem  Kücktritt  ansetzte,  mit  welcher  nichtigen  Ladung  der  Prozess,  als  auf  dem 
imperium  ruhend,  zu  Ende  war  (Liv.  42,  22). 

^  Zu  diesem  Zweck  bestimmt  das  Repetundengesetz  Z.  27:  eisdem  ioudtces 
unius  rei  in  perpetuom  sient.  Daher  geht  bei  dem  Wechsel  der  Magistratur 
der  Prozess  weiter  (Cicero  Verr.  act  1,  10.  18)  und  kann  der  Magistrat,  wenn 
sonst  nichts  im  Wege  steht,  Klage  noch  am  letzten  Amtstag  annehmen  (Plutarch 
Cic-  9). 

*  C.  I.  L.  V,  862.  Vgl.  Dig.  48,  8,  1,  1:  qui  magistratus  iudexve  quaestionis 
o&  capHalem  causam  peeuniam  acceperit,  ui  publica  lege  reus  fieret.  Gewöhnlich 
heisst  er  iudex  quaegtionis  oder  quaeHionum.    St.  R.  2,  586. 
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genten,  die  sämmtlich  nur  für  den  einzelnen  Prozess  oder  eine 
Prozessgruppe  bestellt  sind,  kommt  ein  Amtstitel  nicht  zu;   die 
enuntiative  Benennung  gwiesitor  wird  sämmtlichen  amtlichen  wie 
nicht  amtlichen  Dirigenten  beigelegte 
Thitigkeit  Dass  die  diese  Procedur  überhaupt  charakterisirende  und  für 

^Z^r  ^^^  technische  Bezeichnung  quaerere  mit  seinen  Ableitungen  bei 
dem  Vorsitzenden  zur  Anwendung  kommt,  ist  bereits  ausgeführt 
worden  (S.  187).  Aber  auch  iudica/re  und  iudex  wird  nicht  bloss 
von  den  Geschwornen  gesagt,  sondern  auch  von  dem  Vorsitzenden 
und  zwar  sowohl  von  dem  minderen  Dirigenten  im  Mordprozess, 
bei  dem  es  titular  sich  behauptet  hat,  wie  in  den  Anfängen 
dieser  Institution  ebenfalls  von  dem  versitzenden  Prätor*,  vet- 
muthlich  weil  der  Vorsitzende  in  einer  Reihe  von  Fällen  sicher* 
und  wahrscheinlich  allgemein  bei  diesen  Gerichten  mit  stimmt*. 


'  Schrift  ad  Her.  4,  35,  47  aus  einer  an  L.  Cassius  gerichteten,  wahr-' 
scheinlich  von  Crassus  im  Vestalinnenprozess  gehaltenen  Rede :  accusatoris  officium 
est  inferre  crimina,  defensoris  diluere  et  propülsaref  testis  dicere  qucte  sciat  aut 
audierit,  quaesitoris  est  unumqtiemque  horum  in  officio  suo  continere.  Weiterer 
Belege  für  diese  Bezeichnung  des  nicht  magistratischen  Dirigenten  bedarf  es  nicht; 
quaestor  wird  dafür  nicht  gefunden  (St  R.  2,  223  A.  4).  Vom  Prätor  steht  quae- 
sitor  bei  Cicero  Verr.  act.  1,  10,  29,  pro  Font.  10,  21,  auch  in  Vat.  14,  34  (St.  R.  2, 
223  A.  4),  vom  Dictator  Liv.  9,  26,  12.  Im  cornelischen  Mordgesetz  umfasst  die 
Bezeichnung  (Dig.  48,  8,  1  pr.):  cum  nuigistratus  esset  publicove  iudicio  praeesset 
(oder  qaaestioni  praeesse  Cicero  pro  Sex.  Roscio  30,  85  und  sonst)  sftmmtliche 
Quaesitoren.  Gleich werthig  ist  iudicium  publicum  exercere  (Cicero  Verr.  1.  1,  60, 
155.  pro  Arch.  2,  3.  12,  32.  pro  Cael.  1,  1.  Asconius  in  Cornel.  p.  62.  Paulus 
Dig.  48,  1,  8;  ebenso  Varro  de  1.  L.  5,  81  quaestionum  iudicia  exercere). 

*  Dass  im  Repetundengesetz  der  Prätor  iudex  heisst,  zeigt  namentlich 
Z.  19:  ad  iudicem,  in  cum  annum  quei  ex  h.  l,  ff  actus]  erit,  in  ious  educito 
nomenque  eius  deferto  und  wird  also  auch  (was  ich  früher  St.  R.  2,  587  A.  1  ver- 
kannt habe)  in  Z.  60 — 64  anzunehmen  sein,  wogegen  Z.  42—44  der  Einzelgeschwome 
gemeint  ist  £inen  Vormann  der  Geschwornen  kennt  das  Gesetz  nicht  —  Andere 
Belege  für  diesen  Sprachgebrauch  giebt  es  nicht  und  er  ist  offenbar  früh  abgekommen« 
weil  das  Stimmrecht  des  Vorsitzenden  neben  dem  Vorsitz  selbst  zurücktritt  und 
der  Gegensatz  wichtiger  ist  als  die  Gleichheit 

^  Dass  der  aus  den  Geschwornen  genommene  Quaesitor  mitstimmt,  bedarf 
keines  Beweises.  Aber  auch  in  dem  milonischen  Specialgericht  (S.  199  A.  2)  ist 
es  evident,  dass  der  Quaesitor  Ahenobarbus  mitstimmt  und  mit  ihm  der  senatorischen 
Decurie  eine  Stimme  hinzutritt,  welche  der  tribunicischen  entzogen  wird.  Vor 
allen  Dingen  aber  ist  die  im  Repetundenprozess  angesetzte  Zahl  von  50  abstünmen- 
den  Richtern  nur  denkbar  unter  Hinzuziehung  der  Stimme  des  Vorsitzenden. 

*•  Für  die  entgegenstehende  hergebrachte,  auch  von  mir  im  St.  R.  2,  666  A.  8^ 
angenommene  Meinung  giebt  es  in  der  That  keinen  Beweis.  Entgegen  steht 
allgemein   der  Sprachgebrauch.     Iudex  wird   in  keiner  anderen  Weise   gebraucht 
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Die  Geschwornen '  wurden  aus  dem  Privatprozess,  in  welchem    du  Ge- 
sell langem   die   effective  Entscheidung  bei  ihnen  lag,   in  die^e  '^^^^ 
Klagform  übernommen'  und  in  der  ständischen  Qualification  zu-  stindifohe 
nächst  nichts  geändert,  nur  dass  bei  diesen  wichtigen  Prozessen  die  ^J'»^**^ 
Recuperatorenprocedur  bei   Seite  bleibt*,  anfänglich  jeder  dabei 
verwendete  Geschworne  Senator  ist  und  die  Benennung  iudex  hier 
allein  gebraucht  wird  *.    Wie  für  die  in  Rom  bei  den  Civilprätoren 
angebrachten  Klagen  hat  die  normal  300  Stellen  zählende  Senats- 
liste bis  auf  die  Zeit  des  jüngeren  Gracchus  auch  für  den  magistra- 
tischen Geschwornenprozess  gedient,  wobei  die  zehn  Abtheilungen 
oder   Decurien    des    Senats   zur   Verwendung    kommen**.     Durch 
C.  Gracchus  wurde   das  Verzeichniss  der  Staatspferdinhaber  von 
normal   1800  Stellen,  von  welchen  die  Senatoren  ausgeschlossen 
waren •,  als  Geschwornenliste   an  die   Stelle  des  Senatsverzeich- 


als  von  dem  aUein  entscheidenden  oder  doch  an  der  Entscheidung  betheiligten 
Richter;  auf  den  bloss  den  Prozess  leitenden  Beamten  passt  diese  Benennimg  nicht 
and  sie  wird,  wie  gezeigt  ist,  nicht  bloss  dem  secondären  Beamten  im  Mordprozess, 
sondern  auch  dem  Prätor  gegeben. 

^  Die  ebenso  politisch  wichtigen  wie  schwierigen  Fragen  über  die  Besetzung  der 
Geschwomenstelien  können  im  Strafrecht  eine  genügende  Erledigung  nicht  finden;  für 
die  Begründung  wie  f&r  die  nähere  Bestimmung  muss  ich  hier  auf  das  Staatsrecht 
(3,  527  fg.)  verweisen. 

*  Für  die  iadicia  privata  wie  f&r  die  itidicia  publica  hat  in  Rom  zu  aUen 
Zeiten  dieselbe  Geschwornenliste  gedient  (Senatsbeschluss  bei  Frontinus  de  aq.  101 
gestattet  den  Wassercuratoren  die  Vacation  üidicus  privatis  publicisque;  Inschrift 
C  I.  L.  Vv  7567  von  Hasta  aus  der  Zeit  des  Tiberius:  itidex  de  IUI  decuriis 
eqw8  seledorum  puhlicts  privaUsque ;  St  R.  8,  528  A.  1). 

^  Bezeichnend  ist  die  Besetzung  der  den  Repetundenprozess  vorbereitenden 
Gerichte  vom  J.  583/171  mit  Recuperatoren  ex  ordine  senatorio  (S.  178  A.  3X  ohne 
Zweifel  in  exceptioneUer  Weise. 

^  S.  178.  Eine  titulare  Bezeichnimg  des  Geschwornen  hat  es,  so  lange  diese 
Befugniss  sich  an  die  Senatoren-  oder  die  RittersteUung  knüpfte,  anscheinend  nicht 
gegeben.  Seit  dem  aorelischen  Gesetz,  das  die  drei  (später  vier  oder  fünf)  Decurien 
ins  Leb«!!  rief,  wird  der  Geschworne  bezeichnet  als  odleciMS  in  (Zahl)  decuriw  Romae 
legii%imae  iudicantHtan  (so  die  Inschrift  von  Tarraco  0.  I.  L.  II  4228;  modificirte 
Fassungen  St  R.  3,  528  A.  2.  S.  586  A.  2).  Es  findet  sich  auch  aLbwn  iudicum 
(Sueton  Tib.  50,  Qaud.  16;  C.  I.  L.  lY,  1948:  non  est  ex  aXbo  iudex  patre 
AegypHo,  Die  Aenderung  bei  Asconins  p.  39  ist  bedenklich,  da  es  sich  hier  um 
eine  Specialquästion  handelt). 

^  St  R.  3,  529  fg.  (vgl.  S.  851),  wo  auch  die  weiteren  Angaben  belegt  sind. 

*  Das  gracchanische  Repetundengesetz  geht  darüber  noch  hinaus,  indem  es 
ausser  dem  Senator  noch  ausschliesst  wer  im  Senat  gesessen  hat  oder  durch  Be- 
kleidung einer  niederen  Magistratur  die  Anwartschaft  darauf  hat  in  demselben  zu 
sitzen,  femer  die  Väter,  Brüder  und  Söhne  der  Senatoren.    St  R.  8,  581  A.  1. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  14 


210  Zweites  Buch.    Die  Strafbehörden. 

nisses  gesetzt,  und  trotz  vielfacher  Versuche  der  alten  Aristo- 
kratie dies  abzuändern,  ist  dies  bis  auf  Sulla  in  Kraft  geblieben. 
Von  Abtheilungen  der  Ritterliste  ist  nirgends  die  Rede.  Sulla 
hat  im  J.  673/81  dem  Senat  das  frühere  Recht  zurückgegeben, 
womit  auch  die  alte  Zehntheilung  wieder  in  Kraft  getreten  ist, 
zugleich  aber  die  Zahl  der  Senatoren  ungefähr  auf  die  doppelte 
Höhe  gebracht.  .  Nach  dem  aurelischen  Gesetz  vom  J.  684/70 
wurde  eine  eigene  von  Jahr  zu  Jahr  eiiieuerte  und  öffentlich 
an  der  Gerichtsstätte  aufgestellte  Geschwornenliste  *  von  900 
Stellen  eingeführt,  von  denen  der  dritte  Theil  oder  die  erste 
Decurie,  wie  diese  Abtheilungen  jetzt  genannt  werden,  aus  dem 
Senat,  ein  zweites  Drittel  oder  die  zweite  Decurie  aus  den 
Staatspferdinhabern,  das  letzte  Drittel  oder  die  dritte  Decurie 
aus  den  sogenannten  Tribunen  des  Aerarium  genommen  werden 
sollten,  welche  letztere  zwar  nicht  das  Staatspferd,  aber  doch 
wenigstens  der  Regel  nach  den  Rittercensus  hatten,  so  dass 
in  diesem  Compromiss  der  Parteien  die  gracchanische  Tendenz 
vorwog*.  Diese  Tribüne  hat  der  Dictator  Caesar  beseitigt; 
die  Benennung  der  drei  gleichzähligen  Decurien  indess  ist  bei- 
behalten worden,  ohne  dass  sich  angeben  lässt,  in  welcher  Weise 
diese  jetzt  gesondert  worden  sind*.  Seitdem  sind  die  Geschwornen- 
stellen  ausschliesslich  mit  Senatoren  oder  Staatspferdinhabem, 
regelmässig  mit  Grundbesitzern*  besetzt  worden,  nur  dass  durch 
die  Kaiser  Augustus  und  Gaius  für  die  geringeren  Rechtshändel 
zwei  weitere  Geschwornendecurien  mit  minderer  ständischer  Qualifi- 
cation  hinzugefügt  worden  sind.  Die  Zahl  der  Geschwornen  der 
beiden  höheren  Kategorien  betrug  unter  Augustus  normal  für  jede 
der  drei  Decurien  1000,  wovon  auf  die  Senatoren,  welche  vielleicht 
jetzt  von  Rechts  wegen  alle  der  Liste  angehörten,  nach  der  von 
Augustus   vorgenommenen  Reduction  der  Senatsstellen  höchsten- 


^  Cicero  pro  Cluentio  43,  121:  praetores  urbani  . . .  iwrixU  debent  opUmum 
quemque  in  lectos  iudices  referre.  Vgl  St.  R.  2,  585  und  über  die  durch  das 
pompeische  Gesetz  vom  J.  699/55  für  die  Gteschwomen  vorgeschriebene  Qualification 
das.  8,  534  A.  2. 

'  In  dem  nicht  angenommenen  G-esetzesvorschlag,  den  Cicero  pro  Plancio 
17,  41  (8.  217  A.  1)  erwähnt,  scheint  der  Ausschluss  der  Senatorendecorie  beantragt 
worden  zu  sein. 

'  Dass  Ritter  auch  in  der  ersten  Decurie  sitzen,  lehren  die  Inschriften 
(St  R  3,  525  A.  3  mit  der  Berichtigung  das.  S.  897  A.  3). 

*  Quintilian  4,  2,  45:  iuddcem  rura  plerumque  in  decurias  ndUunt;  12, 10,  53: 
indocH  saepius  atque  interim  runUci, 
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falls  der  dritte  Theil  der  Gesammtzahl  entfiel  ^  In  dieser  Gestalt 
hat  die  Geschwomenliste  nachweislich  bis  gegen  das  Ende  des 
2.  Jahrb.  n.  Chr.  bestanden.  —  Die  Aufstellung  des  allgemeinen 
Oeschwornenverzeichnisses,  welche  seit  dem  Erlass  des  aurelischen 
Gesetzes  jährlich  durch  den  städtischen  Prätor  bewirkt  worden 
war*,   ist  unter  dem  Principat  auf  die  Regierung  übergegangen'. 

Diese  Gesammtliste  hat  zunächst  für  den  Geschwornendienst 
bei  dem  städtischen  und  dem  Peregrinenprätor   gedient  und  in-    sonder- 
soweit  dem  städtischen  Prätor  die  Bildung  der  iudtcia  publica  ob-  ▼«j«'«Jj^* 
liegt,  bei  den  Prozessen  wegen  schwerer  Injurien  und  wegen  Ver-  schwon«! 
gewaltigung,  kommt  sie  auch  für  diese  gleichmässig  zur  Anwendung*.  '*'  ^**^ 
Sonst  aber  ist  wahrscheinlich  der  Regel  nach  •  dasjenige  Verfahren  Qaistiooen. 
in  Anwendung  gebracht,  welches  für  die  Repetunden  das  graccha- 
nische  Gesetz  vorschreibt :  der  das  Repetundengericht  leitende  Prätor 
wählt  hier  aus   dem  allgemeinen  Geschwornenverzeichniss  —  da- 
mals dem  der   1800  Staatspferdinhaber  —  450  Namen  aus   zum 
Geschwornendienst    für   seine   Prozesse    und    sein^  Amtjahr   und 
stellt  dieselben  öffentlich  an  seinem  Tribunal  auf  •.    Dass  der  Dienst 
nach   diesen  Sonderlisten    so   wie   derjenige  nach  der  Hauptliste 
nicht  allzu  sehr  mit  einander  collidirten,   muss  in  irgend  einer 
Weise  bewirkt  worden  sein;   Angaben  darüber  fehlen.  —  Selbst- 
ständige  von   der  Gesammtliste    unabhängige    Geschwornenlisten 
sind  für  einzelne  Specialprozesse  gebildet  worden,  so  für  die  nach 


^  Plinius  h.  n.  29,  1,  18:  decuriae  . . .  censuris  principum  examinantur  . .  . 
et  qui  de  nummo  iudicet  a  Gctdihus . . « arcessitwr,  de  exüio  vero  non  nisi  de 
(fehlt  in  der  andern  Handschriftenklasse)  XLV  dectis  viris  datur  tabella  scheint 
die  bloss  für  den  Civilprozess  competenten  Geschwomen  (schwerlich  bloss  die 
ducenarü)  der  höheren  auch  für  den  Griminalprozess  zuständigen  Klasse  entgegen- 
zusteUen  und  deren  Gesammtzahl  zu  nennen;  denn  die  Ziffer  des  einzelnen  Gon- 
siUum  passt  weniger  in  den  Zusammenhang.  Aber  welche  Zahl  in  de  XL  F  steckt  — 
Tielleicht  DCXLV  —  ist  fraglich.  Dass  in  der  Kaiserzeit  eine  Sonderliste  auch 
für  die  Civilprozesse  aufgestellt  worden  ist,  scheint  hervorzugehen  aus  dem,  was 
Gellios  von  sich  selbst  sagt  (14,  1,  1):  a  praetoribus  ledus  in  iudices  sum^  ut 
iudicia  quae  appdlom^r  privata  siMciperem, 

«  S.  210  A.  1.    St  R.  2,  228.  8,  538. 

*  St  R.  8,  586. 

*  Vgl.  im  vierten  Buch  die  betreffenden  Abschnitte. 

"  In  der  Kaiserzeit  mag  auch  für  die  Givilprozesse  -eine  Sonderliste  aufgestellt 
worden  sein  (A.  1). 

*  Repetundengesetz  Z.  14.  15:  in  tabula  in  aXbo  atramento  scriptos  ptxtrem 
tribuM  cognomenque  tributimque  discriptos  haheto. 

14* 
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dem  varischen  Gesetz  zu  führenden  Prozesse  nach  dem  Plebiscit 
vom  J.  663/91  durch  Bürgerschaftswahlen  (S.  198  A.  2)  eine 
solche  von  525  Stellen,  indem  jede  der  35  Tribus  unter  Ab- 
sehen von  aller  ständischen  Qualification  15  Geschworne  ernannte: 
ferner  nach  dem  porapeischen  vom  J.  702/52  (S.  199  A.  2)  durch 
den  Consul  Pompeius,  den  das  Gesetz  anwies,  ohne  Rücksicht  auf 
das  Gesammtverzeichniss  aus  jeder  der  drei  Klassen  120  Geschworne 
zu  bezeichnen,  während  bei  dem  fufischen  vom  J.  693/61  (S.  198 
A.  3)  ein  ähnlicher  Versuch  fehlschlugt  Dass  auch  für  einzelne 
ständige  Gerichtshöfe  dergleichen  Sonder  listen  aufgestellt  worden 
sind,  ist  möglich,  aber  kein  Fall  der  Art  überliefert. 

Di9-  Abgesehen  von  den  vorher  bezeichneten  ständischen  Erfordere 

^'^^^^^°  nissen ,  ist  für  das  Geschwomenarat  eine  gesetzliche  Qualification 
•chworaen.  vorgoschrieben  sowohl  in  den  die  einzelnen  Quästionen  reguliren- 
den  Special  gesetzen  wie  durch  das  aurelische  für  die  Hauptliste. 
Hinsichtlich  der  Ausschlussgrtinde  gelten  im  Allgemeinen  die- 
selben Regeln  wie  im  Civilprozess  * ;  hervorzuheben  sind  die 
Altersgrenzen  und  der  Ausschluss  der  Auswärtigen.  —  In  jener 
Hinsicht  wird  in  republikanischer  Zeit  früher  das  Ueberschreiten 
des  dreissigsten®,  nach  dem  aurelischen  Gesetz  das  des  fünf- 
unddreissigsten  Lebensjahres  gefordert;  Augustus  hat  wiederum 
jenes  als  Grenze  gesetzt*.  Die  andere  Altersgrenze  des  sechzig- 
sten Jahrs  ist  wohl  so  zu  verstehen,  dass  von  da  an  diese 
Leistung  abgelehnt  werden  kann*.  —  Die  Auswärtigen  anlangend 


^  Dies  war  für  den  Ausgang  des  Prozesses  entscheidend:  das  fufische  Gesetr« 
schreibt  Cicero  ad  Att  1,  16,  2,  wich  von  dem  consulariscben  Antrag  nur  ab  in 
iudicum  genere,  in  eo  autem  tränt  omnia. 

^  In  dem  graccbaniscben  Repetundengesetz  werden,  so  weit  es  erhalten  ist 
(Z.  12—14.  16.  17.  2dX  ausser  den  im  Text  erwähnten  Kategorien  ausgeschlossen 
die  durch  Strafurtheil  vom  Senat  ausgeschlossenen  oder  wegen  Repetunden  vemrtheilter, 
weiter,  wie  es  scheint,  die  f&r  Geld  im  öffentlichen  Fechterspiel  erschienenen 
Personen. 

'  Repetundengesetz  Z.  13.  17. 

^  Sueton  Aug.  82:  iudicea  a  tricensimo  aetatis  anno  cidUgit^  id  est  quifi- 
qtiennio  maturius  quam  solebant,  wo  nicht  geändert  werden  darf;  die  Anordnung 
des  35.  Lebensjahres  wird  auf  das  aurelische  Gesetz  zurückgehen.  Das  zwanzigste 
Jahr  fordert  die  spätere  Gesetzgebung  ftkr  die  Fähigkeit  zur  Uebeniahme  des 
Schiedsspruchs  (Ulpian  Dig.  42,  1,  57);  dass  hiebei  auch  der  Minorenne  zuge- 
lassen wird,  ist  begreiflich.    Vgl.  St.  R.  8,  584  A.  1. 

*  Repetundengesetz  a.  a.  0.  St.  R.  2,  409  A.  6.  Von  der  Geschwomenpflicht  be- 
freit auch  das  Kinderrecht  (Vat  fr.  197.  198  Sueton  Claud.  15)  und  die  öffent- 
liche Lehrthätigkeit  (Dig.  27,  1,  6,  8). 
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kann  in  republikanischer  Zeit  auf  die  GeBchwornenliste  nur  ge- 
bracht werden,  wer  sein  Domicil  in  Rom  hat  und  zur  Zeit  der 
Aufstellung  sich  in  Italien  aufhält  ^  Unter  dem  Principat  wird 
von  dem  Domicil  abgesehen  und  sind  Italiker  in  grosser  Zahl  und 
auch  Provin^ialen,  insbesondere  aus  den  Rom  näher  liegenden  und 
zum  lateinischen  Sprachgebiet  gehörigen  Gegenden  auf  die  Ge- 
schwornenliste  gebracht  und  zum  Dienst  bei  den  stadtrömischen 
Gerichten  einberufen  worden  *.  Aber  wer  nicht  als  Bürger  geboren 
war,  ist  vom  Geschwornendienst  ausgeschlossen^. 

Den  einzelnen  Prozess  entscheidet  ohne  Ausnahme  ein  zahlreiches  Budvnc  d« 
Geschwomencollegium,  in  scharfem  Gegensatz  zu  dem  Einzeige-  ^^JJ^^ 
schwomen  des  ursprünglichen  Privatprozesses.    Formell  schloss  in    furdra 
dieser  Hinsicht  die  neue  Prozessform  nicht  dem  Recuperatoren-  ^^JJ^* 
prozess,  aber  dem  Hausgericht  sich  an  und  dem  daraus  abgeleiteten 
privaten  und  öffentlichen  Verfahren,  bei  dem  der  versitzende  Ma- 
gistrat als  der  Richter,  die  mitwirkenden  Geschwornen  als  sein 
'Beirath',    eonsünm    gefasst    und    benannt    wurden^.      Bei    dem 
Accusationsprozess  wird  die  Zuziehung  dieser  Berather  gesetzlich 
geregelt  und  der  Magistrat  im  Wesentlichen  auf  die  Leitung  des 
Verfahrens  beschränkt,  während  die  Entscheidung  sowohl  in  der 
Sache   selbst   wie   auch  bei  wichtigeren  Incidenzfragen   bei  dem 
Vorsitzenden   nicht  mehr   liegt   als  bei  jedem  der  Geschwornen. 
Das  Festhalten  ihrer  Bezeichnung  als  ^Beirath'  ist  lediglich  eine 
Reminiscenz    und    eine    rücksichtsvolle    Auffassung    der    neuen 
Stellung  der  Magistratur. 

Bei  der  Bildung  des  Consilium  für  den  einzelnen  Prozess 
sind  ausgeschlossen  die  Verwandten  des  Angeklagten  so  wie  die 
durch  CoUegialität  oder  Sodalität  ihm  Nahestehenden;  auch 
sollen  aus  demselben  Hause  nicht  mehrere  zugleich  als  Ge- 
schworne  fungiren^.  Es  wird  dem  Quaesitor  obgelegen  haben 
die  Zulassung  einer  solchen  Person  zu  verhindern,  eventuell  ihn 
aus  dem  Consilium  zu  entfernen.    Auch  konnte  der  Geschworne 


^  Repetondengesetz  a.  a.  0. 

•  St.  B.  3,  587.    Vgl.  TadtUB  ann.  16,  27. 

»  St  R.3,  537.  538. 

^  Repetnndengesets  Z.  60:  eiei  iudicei  consüioqtie  eum  maiarei  pafrtij ; 
2,  51:  de  consüi  fnaioris  partis  aententia.  Cicero  pro  Sex.  Rose.  52,  151 :  hoc 
quod  maiores  consilium  publicum  vocari  voliierunt;  pro  Gaec.  10,  29:  consilium 
pubUcae  quaesiionis.    Weitere  Belege  sind  nicht  erforderlich. 

^  Repetundengesetz  Z.  20—22.    Dig.  47,  10,  5  pr. 
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aus  zureichendem  Grund  sich  entschuldigen,  worüber  das  Consilium 
befindet  ^ 
vonchiag  Die  Bildung  des  Consilium  selbst  vollzieht  sich  durchgängig 

Tuid  Abieh-  ^yj^Ych  Aufstellung  einer  aus  der  für  den  Prozess  zur  Verfügung^ 
stehenden  Gesammtzahl  ausgeschiedenen  engeren  Liste,  welche 
alsdann  durch  das  der  Gesammtzahl  gegenüber  nicht  wohl  zu  hand- 
habende Ablehnungsrecht  (reiectio)  der  Parteien  auf  die  für  jeden 
Prozess  in  der  Gerichtsordnung  festgesetzte  Stimmenzahl  reducirt 
ward.  Es  konnte  dies  in  sehr  verschiedener  Weise  durchgeführt 
werden;  die  einzelnen  Ordnungen  sind  offenbar  vielfach  ungleich- 
förmig gewesen  und  nicht  alle  darüber  namentlich  in  den  ciceroni- 
sehen  Reden  vorliegenden  Andeutungen  lassen  sich  in  sicherer  Weise 
erklären.  Aber  man  erkennt,  dass  die  engere  Liste  nach  einem 
doppelten  Princip  gebildet  wurde,  entweder  durch  Loosung  oder 
eine  andere  von  dem  Belieben  des  Klägers  nicht  abhängige  Procedur, 
was  die  Regel  gewesen  sein  muss,  oder  mit  strengerem  Verfahren 
durch  die  dem  Kläger  anheim gestellte  Bezeichnung  (editio)  einer 
bestimmten  Zahl  von  Personen  für  das  zu  bildende  Consilium. 
Immer  ist,  nachdem  das  aurelische  Gesetz  die  drei  Klassen  in  die 
Geschwomenliste  eingeführt  hatte,  die  Dreitheilung  auch  für  den 
einzelnen  Prozess  durchzuführen  und  also,  abgesehen  etwa  von  dem 
Quaesitor  (A.  199  S.  2),  jedes  Consilium  aus  der  gleichen  Zahl 
von  Senatoren,  Rittern  und  Aerartribunen  zusammenzusetzen«  Ob 
nach  Beseitigung  der  letzten  Kategorie  die  Consilien  auch  ferner 
aus  verschiedenen  Decurien  zusammengesetzt  worden  sind  oder  wie 
sonst  späterhin  dabei  verfahren  ist,  ist  nicht  bekannt. 

softttfon.  Die  Vorschlagsliste  ist  wahrscheinlich  anfänglich  immer  und 

später  in  der  Regel  durch  Loosung  gebildet  worden.  Während  die 
Geschwornengerichte  dem  Senat  zustanden,  wurde  für  diesen  Zweck 
allem  Anschein    nach    eine   seiner  Decurien   ausgeloost^.    Dieser 


'  Cicero  Phü.  5,  5,  14:  accipietne  excitsationem  is  qui  quaiestioni  praterit^ 
TacituB  dial.  5:  anUquam  me  iudicem  Aper  recuset,  faciam,  quod  probi  et 
modesti  iudices  solent,  ut  in  iis  cognitiOfUbua  se  excusent,  in  quibua  manifestum 
est  alteram  apud  eos  parteni  gratia  praevakre.  In  dem  tallischen  Ämbitasgeaetz 
wurde  die  Entschaldigung  —  wie'es  scheint  des  Geschwomen  >-  wegen  Krankheit 
mit  einer  Strafe  belegt  (Cicero  pro  Mur.  28,  47).  Die  nach  dem  Repetondengeseti 
den  Geschwomen  aufzulegende  mülta  suprema  und  die  Multimng  eines  senatori- 
Bchen  Geschwomen  wegen  Ausbleibens  noch  unter  Traian  wurden  bei  der  Coerci- 
tion  (S.  51  A.  2)  erwähnt 

^  In  dem  Prozess  des  Yerres  verfügt  Cicero  für  die  Bildung  des  Gerichts  über 
eine  Decurie  des  Senats  Q.  1  fin.;  vgl.  3,  11,  28),  wo  die  Schmälerung  seines  An- 
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gegenüber  haben  beide  Parteien  ein  Rejectionsrecht ,  nach  suUa- 
nischer  Ordnung  in  der  Weise ,  dass  der  Beklagte  eine  bestimmte 
Zahl  von  Geschwornen  definitiv  für  das  Consilium  bestimmt^  und 
von  den  übrigen  eine  bestimmte  Anzahl  —  der  nicht  senatorische 
Angeklagte  drei  ^,  der  senatorische  mehr  —  definitiv  ablehnt ',  alsdann 
von  den  übrig  bleibenden  der  Ankläger  so  viele  ablehnt,  dass  die 
Normalzahl  erreicht  wird^.  Dieses  bei  den  senatorischen  Gonsilien 
eingehaltene,  augenscheinlich  zu  Gunsten  der  Angeklagten  geordnete 
Verfahren  ist  bei  den  Bitter-  und  den  gemischten  Gerichten  nicht 
zur  Anwendung  gekommen ;  aber  für  diese  fehlen  genügende  Nach- 
richten über  die  Bildung  der  gewöhnlichen  Gonsilien.  Wahrschein- 
lich sind  auch  sie  aus  der  Gesammtliste  in  der  Weise  hervor- 
gegangen, dass  eine  grössere  Zahl  von  Namen  durch  Loosung 
ausgesondert^  und  aus  diesen  durch  die  beiderseitig  den  Parteien 


kJigerrechts  durch  den  Uebertritt  einzehier  Richter  zor  Aosftdlang  der  in  anderen 
Consüien  sich  ergebenden  Lücken  erwähnt  wird;  darauf  bezieht  sich  ebenfalls  pro 
Chientio  37,  108.  Das  Consilimn  selbst  beruht  auf  der  Loosung  (act  1,  6,  16), 
was  aoch  dnrch  die  subsortHio  (S.  217  A.  4)  gefordert  wird.  Dass  mehrere  Pro- 
zesse gleichzeitig  an  dieselbe  Decorie  gelangen  (Cicero  pro  Clnentio  22,  59\  steht 
nicht  im  Wege.; 

*  Cicero  Verr.  1. 1.  7, 18 :  (Verres)  cum  P.  Galbam  iudicem  reiecisset,  M,  Lucretium 
retinuit  et  cum  eius  patranus  ex  eo  quaereret,  cur  buos  familiarisaimos  .  .  .  reici 
jpassus  esset  respondü,  quod  eos  in  iudicando  nimium  sui  iuris  sententiaeque 
cognosseL  Eine  Anzahl  von  Geschwomen  also  konnte  der  Angeklagte  bezeichnen, 
ohne  dass  der  Ankläger  dies  zu  hindern  vermochte. 

'  Cicero  Verr.  1.  2,  81,  77:  qmbus  (des  NichtSenatoren)  ne  reiciendi  quidem 
amplius  quam  trium  iudicum  praeclarae  leges  Corneliae  faciunt  potestatem, 

*  Das  R^ectionsrecht  des  Angeklagten  wird  erwähnt  Verr.  1,  7,  18. 
3.  41,  97.    5,  44,  114. 

*  Diese  dritte  Kategorie  lässt  der  Angeklagte  auf  der  Liste  stehen  {retinere 
A.  1);  der  Ankläger  kann  sie  ablehnen  (reicere:  Yerr.  1,  1,  7,  18  act  1,  6,  16), 
oder  auf  der  Liste  belassen  {retinere:  Verr.  act  1,  10,  81)  und  sie  somit,  wie  dies 
mit  einiger  rhetorischer  Uebertreibung  auch  ausgedrückt  wird,  zu  Geschwomen 
wählen  (Cicero  pro  Sex.  Roscio  8,  8:  in  hoc  consüium  delecti  estis  propter 
severiiatem;  52,  151;  ebenso  Verr.  5,  68,  178). 

*  Cicero  pro  Plancio  17,  41  bezeichnet  als  Gegensatz  der  gewöhnlichen  und 
der  editicischen  Geschwomenbestellung ,  dass  jene  stattfinde  ex  dekcHs  iudicibus, 
diese  ex  omm  populo,  das  heisst  dort  wird  ans  der  Haupüiste  eine  engere  aus- 
geschieden, wobei  wenigstens  die  gesetzlichen  Ansscheidungsgrttnde  berücksichtigt 
worden,  wenn  auch  im  Ganzen  wohl  das  Loos  entschied,  während  hier  aus  der 
Gesammtliste  als  solcher  eine  Anzahl  Tribus  herausgenommen  werden.  In  dem 
Prozess  gegen  Sulla  wegen  Vergewaltigung  werden  die  Geschwomen  von  dem  Ver- 
tbeidiger  (c  88,  92)  bezeichnet  als  ah  accusaiortbus  delecti  ad  spem  acerbitoHs, 
a   fartuna  (des  Looses,  wie   es  scheint)  nobis  ad  praesidium  innocentiae  con- 
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bis  zu  einer  gewissen  Maximalzahl  freigestellte  Ablehnung  das 
Consilium  hergestellt  ward^  Genau  unterrichtet  sind  wir  nur 
über  das  Verfahren  nach  dem  pompeischen  Gesetz  von  702/52  (S.  199 
A.  2):  hier  nimmt  die  für  diese  Prozesse  aufgestellte  Special- 
liste von  860  Namen  den  Platz  der  Vorschlagsliste  des  gewöhn- 
lichen Verfahrens  ein  und  zwar  in  der  anomalen  Behandlung,  dass 
vor  diesen  360  Männern  das  Beweisveiiahren  stattfindet,  dann  nach 
Schluss  desselben  S  X  93  durch  Ausloosung  ,3X5  durch  Rejec- 
tion  des  Klägers  und  ebenso  viele  durch  Rejection  des  Beklagten 
ausscheiden  und  die  übrig  bleibenden  17  oder  mit  Hinzutritt  des 
Quaesitors  18  Senatoren,  17  Ritter  und  16  Aerartribune,  zusammen 
51  zur  Abstimmung  gelangen. 

Edition.  Einfacher  und  besser  bekannt  ist  die  Bildung  des  Geschwomen- 

gerichts  durch  klägerische  Edition*.    Diese  ist  vorgeschrieben  in 


stittUi.  Es  wird  daxaas  nur  entnommen  werden  können,  dass  der  Zu&ll  der 
Loosiing  und  der  Wille  des  Klägers  bei  der  Bildung  des  Consilium  susammen 
wirkten. 

^  Die  rdectio  iudieum  <iUemorum,  welche  bei  Cicero  pro  Plando  15,  36  ab 
die  dem  Editionsver&hren  entgegengesetzte  yermuthlich  reguläre  Geschwomen- 
bildung  erscheint,  wird  erläutert  durch  die  Parallelstelle  bei  Cicero  Verr.  1.  2, 13,  32, 
aUemae  dvücAes  reiectae  sunt  und  besonders  durch  das  Ackeigesetz  Z.  37:  [re- 
ctiperatores  ex  cijvibus  L,  quei  dassis  primae  9ient,  XI  daio,  inde  aUemos 
dufmtaxat  quaUmos  —  oder  temos  —  is  quei  petet  et  is  und€  petetur  quos  roient 
reiciant  facitoj.  Dies  kann  nur  heissen,  dass  bei  elf  Vorgeschlagenen  die  Parteien 
höchstens  yiermal  (oder  dreimal)  die  immer  gegenseitige  Ablehnung  Yomehmen 
können,  so  dass  höchstens  elf,  mindestens  drei  (oder  fünf)  auf  der  Liste  bleiben. 
Also  ist  die  reiedio  iudieum  aitertiorum  die  successive  Ablehnung  der  Geschwomen 
durch  beide  Parteien  in  gleicher  Zahl  unter  Belassung  eines  Bestes.  —  Dies  Ver- 
fahren passt  auch  vollständig  auf  die  Bestellung  des  Einaelgeschwomen  und  der 
kleinen  Becuperatorencollegien  des  PrivatproiesseB,  von  dem  das  BcyectionaTerfahren 
sicher  ausgegangen  ist  Die  provinzialen  Geschwomengerichtei  welche  in  diese  Ka- 
tegorie gehören,  ftdiren  auf  dieselbe  Bestellangsform  (Cicero  Verr.  8,  60, 140  indig- 
tiwn  uni  potius  ex  iniquis  sumefidi  quam  utrique  ex  aeqms  reiciundi  fieri  pO' 
testatem;  vgl.  das.  c  11,  27.  13,  84.  29,  70).  —  Der  alle  Quästionen  umfassende 
GesetzYorschlag  des  P.  Vatinius  695/59  de  cUtemis  consüiis  reiciendis  (Cicero  in 
Vat  11,  27)  dOrfke  dahin  aufieufassen  sein,  dass  die  Geschwomenliste  in  feste  Con- 
silien  getheilt,  von  diesen  drei  ausgeloost  und  jeder  Partei  die  Ablehnung  eines 
derselben  gestattet  werden  soll,  wobei  diese  Consilien  eine  höhere  Zahl  an  Stellen 
erhalten  konnten  als  das  betreffende  Gtericlit  erforderte^  um  daneben  noch  der 
individuellen  R^ection  Raum  zu  schaffen. 

'  Die  Proaessform  durch  iudices  editicii  fUr  den  Ambitqs  wurde  für  das 
tullische  Gesetz  vom  J.  691/63  vorgeschlagen,  aber  im  Senat  abgelehnt  (Cicero  pro 
Mur.  28,  47;  worauf  vielleicht  sich  bezieht  pro  PUndo  17,  41,  vgl.  S.  217  A.  1), 
dann  aber  in  dem  licinischen  f&r  den  schweren  Ambitus,  die  Sodaliden,  angeordnet, 
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dem  gracchanischen  BepetundengeBetz  ^  Nachdem  der  Angeklagte 
unter  den  450  Personen  der  Quftstionsliste  die  wegen  Verwandt- 
schaft oder  aus  anderen  Gründen  für  diesen  Prozess  disqualificirten 
Personen  dem  Ankläger,  bezeichnet  hat,  wählt  aus  den  übrigen 
dieser  hundert  nach  seinem  Ermessen  qualificirte  Personen  aus; 
von  diesen  scheidet  der  Angeklagte  die  Hälfte  aus  und  die  übrigen 
mit  dem  Quaesitor  bilden  das  Consilium.  —  Modificirt  tritt  dies 
Verfahren  auf  in  der  für  den  schweren  Ambitus  im  J.  699/55  durch 
das  licinische  Gesetz  festgesetzten  Consilienbildung.  Danach  edirt 
von  der  nach  den  fünf  und  dreissig  Tribus  geordneten  Gesammt- 
geschwomenliste  der  Ankläger  vier  Abtheilungen  und  nachdem 
der  Angeklagte  eine  derselben  abgelehnt  hat,  wird  der  Spruch 
von  den  Geschwornen  der  drei  übrigen  gefällt^,  woneben  indess 
nach  Beschluss  des  Gerichts  dem  Beklagten  noch  persönliche  Ab- 
lehnungen bis  zu  einer  gewissen  Zahl  gestattet  werden  können". 

Bei  dem  Ausscheiden  eines  einzelnen  Geschwornen  vor  dem  subtortiüoB 
Abschluss  des  Prozesses  wird  die  erledigte  Stelle  wieder  besetzt 
und  zwar  bei  den  senatorischen  Consilien  durch  Nachloosung 
{subsortitio)  aus  einer  andern  Decurie*.  Für  die  Bitter-  und 
die  gemischten  Gerichte  fehlen  die  Nachrichten ;  es  muss  auch  hier 
eine  ähnliche  Procedur  stattgefunden  haben.  —  Der  Wegfall  des 
Vorsitzes  kommt  für  das  Geschwornenverfahren  nicht  in  Betracht ; 
der  nachfolgende  Magistrat  tritt  für  den  abtretenden  ein  (S.  207  A.  4). 

Die  Normalzahl  des  Consiliums  ist  durchgängig  höher,  als  wir   zau  der 
sie  im  Becuperatorenverfahren  finden^  und  wahrscheinlich  beein- 
flusst  durch  die  bei  den  älteren  wirklichen  Consilien  der  Magistrate 
übliche  von  dem  Ermessen  der  Beamten  abhängende,  aber  wie  es 
scheint  regelmässig  recht  ansehnliche  Zahl  der  eingeladenen  Be- 


Otschwor» 
nen. 


als  aoaserordentliche  Härte  ((Kerbum  gemus  fudictt)  bezeichnet  wird  (Cicero  pro 
Plando  15,  36.  87).    Vgl.  Servios  zn  Vergil  bac  3,  50. 

^  Repetondengesetz  Z.  19  fg.  Verwandt  ist  der  bei  Cicero  pro  Piancio  17, 
41  (ygl.  S.  212  A  2)  erwähnte  Gesetzvorschlag;  nuper  clarissimi  cives  namen 
ediUcU  ntdids  nan  tulerunt,  cum  ex  CXXV  iudicibus  principtbus  equestris  ordinis 
LXXV  reu8  reiceret,  L  referret, 

*  Cicero  pro  Plancio  15—18  (mit  den  Schollen  p.  258.  261)  und  ad  Att  4, 15,  9. 

*  Cicero  pro  Plancio  16,  40. 

*  Cicero  Yeir.  act  1,  10,  80.  1.  1,  19,  51.  c  61,  157.  158.  pro  Clnentio  38. 
84.  35.  87,  108.  41,  118.   pro  Caec.  10,  29.    QuintUian  4,  2,  22.   Vgl.  S.  214  A.  2. 

*  Selbst  das  politisch  wichtige  recaperatorische  Gericht  LiT.  48,  2  besteht 
nur  ans  ftknf  Mitgliedern. 
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rather.  Sie  ist  in  den  Ordnungen  der  verschiedenen  Gerichtshöfe 
verschieden  normirt,  vielleicht  aber  später  durch  die  julische  Cri- 
minalprozessordnung  allgemein  geregelt.  Die  senatorischen  Con- 
silien  sind  vermuthlich  durch  die  Decuriirung  gebunden  gewesen, 
das  Yerzeichniss  der  für  den  Prozess  ausgeloosten  Decurie  des 
Senats  als  Vorschlagsliste  behandelt  worden.  Die  Vorschlagsliste 
zählte  demnach  hier  anfänglich  ungefähr  30,  nach  der  sullanischen 
Ordnung  ungefähr  60  Namen,  von  welchen  alsdann  durch  die 
Ablehnungen  ein  beträchtlicher  Theil  abging.  In  einem  Prozess 
der  sullanischen  Zeit  haben  32  Geschworne  gestimmte  Dass  in 
der  Epoche  der  Rittergerichte  das  gracchanische  Bepetundengesetz 
die  Geschwornenzahl  auf  51  festsetzte,  ist  vorher  bemerkt.  Wesent- 
lich dieselbe  Ziffer ,  nach  der  ständischen  Gliederung  3  X  17» 
begegnet  in  der  Zeit  der  gemischten  Gerichte  sowohl  für  normale 
Prozesse  wegen  Mord^  und  Vergewaltigung®  wie  für  die  Special- 
prozesse des  pompeischen  Gesetzes  (S.  199  A.  2).  Nach  dem 
fufischen  Specialgesetz  (S.  198  A.  8)  scheinen  3  X  19  =  57  Ge- 
schworne gestimmt  zu  haben  * ;  im  Repetunden-  *  und  im  Majestäts- 
prozess  ^  dieser  Epoche  erscheinen  3  X  25  =  75  Geschworne.  Aus 
der  Zeit  des  Principats  liegen  keine  entsprechenden  Nach- 
richten vor. 

Nachdem  das  Consilium  constituirt  isf,   werden  die  Namen 
der  Mitglieder  öffentlich  verlesen  und  ebenso  wie  die  der  Quästions- 


^  Cicero  pro  Clnentio  27,  74.  In  dem  Prozess'  des  Verres  verden  zwölf  Ge- 
schworne von  Cicero  mit  Namen  genannt  (Drumann  5,  317),  acht  rhetorisch  be- 
zeichnet als  prope  totuni  consilium  (act.  1,  10,  80). 

'  Im  Prozess  des  Procilins  700/54  stimmen  50  Geschworne  (Cicero  ad  Att  4^ 
15,  4).    Auch  der  S.  217  A.  1  erwähnte  Gesetzvorschlag  föhrt  auf  diese  Ziffer. 

^  Prozess  des  Saufeius  nach  dem  plautischen  Gewaltgesetz:    Asconius  p.  55. 

^  Abgegeben  werden  56  Stinunen  (Cicero  ad  Att.  1,  16,  5;  schol.  Bob.  p.  IdO; 
irrig  55  Plutarch  Cic.  29).  Die  hienach  anzunehmende  Effectivzahl  57  kann  auf 
die  normale  Minimalzahl  von  51  zurückgefllhrt  werden,  wenn  das  Ablehnungsrecht 
(S.  216  A.  1)  nicht  bis  an  die  äusserste  Grenze  ausgenutzt  ist 

^  Prozesfi  des  L.  Valerius  Flaccus  695/59  Cicero  pro  Flacco  2,  4  (vgl  St.  R. 
3,  193  A.  2).  Im  Prozess  des  M.  Aemilius  Scaurus  700/54  werden  22  +  23  +  25 
=  70  Stimmen  abgegeben  (Asconius  in  Scaur.  p.  29). 

*  Cicero  (in  Pis.  40,  96)  droht  dem  Piso  mit  den  75  Geschwomen.  Im  Pro- 
zess des  A.  Gabinius  700/54  werden  70  Stimmen  abgegeben  (Cicero  ad  Q.  fr.  3,  4, 1). 

^  Dies  sind  die  iudices  delecti  (Cicero  ausser  den  S.  215  A.  5  angeführten 
Stellen  pro  Sex.  Rose.  3,  8.  52,  151.  Verr.  act  1, 17,  52.  L  5,  68,  173.  pro  Mar. 
39,  83  in  Vat  11,  28),  wogegeh  die  in  der  Liste  überhaupt  stehenden  Gesöhwomen 
seledi  heissen. 
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liste  (S.  211  A.  6)  an  der  Gerichtsstätte  aufgestellte  Den  Eid  auf 
gewissenhafte  Erfüllung  seiner  Pflichten  ^  hat  der  Geschwome,  wie 
es  scheint,  zweimal  zu  leisten,  zuerst  vor  dem  Beginn  der  Ver- 
sammlung, sodann  vor  dem  Eintreten  in  die  Berathung  des  Urtheils^. 

Was  weiter  über  die  von  Piso  begründete  Prozessform  zu 
sagen  ist,  insbesondere  die  Einführung  der  Parteirollen  in  deia 
{öffentlichen  Strafprozess;  die  Erhebung  der  Klage  anfänglich  iü 
der  civilprozessualischen  Form  sacramento,  späterhin  durch  die 
notninis  delatio;  die  Theilung  des  Ermittelungsverfahrens  zwischen 
dem  Vorsitzenden  Magistrat  und  dem  Kläger  insbesondere  im  Wege 
der  Ladung  der  Zeugen  von  Staatswegen;  der  Ausschluss  der 
tribunicischen  Intercession  gegen  die  Vornahme  des  publicum 
fudicium;  die  magistratische  Execution  des  Urtheils  auch  da,  wo, 
wie  im  Repetundenprozess,  als  Kläger  nicht  die  römische  Gemeinde 
erscheint,  sind  wohl  durch  das  Wesen  des  magistratischen  Ge- 
schwomenprozesses  bedingt,  aber  entweder  nicht  auf  denselben  be- 
schränkt oder  doch  so  eng  mit  dem  allgemeinen  Strafprozess  ver- 
knüpft, dass  sie  besser  dem  folgenden  Buch  vorbehalten  bleiben. 

Bestanden  hat  dieser  hauptstädtische  Criminalprozess  bis  gegen  sinken  und 
den    Ausgang  des   2.  Jahrhunderts   unserer   Zeitrechnung*   nicht  ^«kwmden 


^  Repetundengesetz  Z.  38:  [nomina  praetor  facito  in  contione  rjecitentur, 
proscripia  propositaque  palam  aptid  forfum  habeto], 

*  Cicero  de  iny.  1,  30,  48:  religioaum  est  gttod  iurati  legibus  iudicarufit, 
pro  Sex.  Roscio  3,  S.  52,  152.  Verr.  act  1,  10,  82.  1.  1,  4,  9.  5,  8,  19.  pro 
Qaentio  10,  29.  de  off.  3,  10,  43.  acad.  2,  47,  116.  Der  Vorsitzende  Magistrat 
nimmt  den  Eid  ab,  leistet  ihn  aber  selber  nicht  (St.  R.  2,  589  A.  6). 

'  Repetundengesetz  Z.  86.  87.  38.  44.  45.  Nach  den  geringen  Resten  wird 
der  erste  Eid  geleistet  ante  qnam  primum  catissa  dficeturj,  der  zweite  fanjte 
quam  {in  consilium)  ibunt,  und  zwar  pro  rostreis  in  forum  [vorsusj.  Unter  den 
erkennbaren  Clanseln  bemerkenswerth  ist  die  Verpflichtung  weder  die  eigene  noch 
die  fremde  Abstimmong  bekannt  zu  geben. 

^  Die  Belege  für  die  Epoche  der  julisch-claudischen  Dynastie  sind  zahlreich 
(Saeton  Aug.  56.  Tib.  8.  38.  58.  Dio  54,  3.  SO.  Tacitus  ann.  1,  72.  75.  2,  79. 
Seneca  apocol.  13);  die  Loosung  um  die  Qnästionen  wird  unter  dem  J.  38  erwähnt 
(Tacitus  ann.  6,  16).  In  späterer  Zeit  werden  sie  genannt  bei  Quintilian  inst.  3, 10, 1 
(S.  204  A.  2).  4,  1,  21.  c.  2,  45.  7,  5,  2  (S.  204  A.  3).  11, 3,  130,  der,  so  weit  er  nicht 
die  aUerdingB  bei  ihm  vorwiegenden  Rhetorencontroversen  berücksichtigt,  durchaus 
bei  dem  Criminalprozess  die  hauptstädtischen  Accueationen  im  Auge  hat;  Plinius 
ep.  4,  29.  5,  21  (8.  205  A.  1);  Juvenalis  11,  2:  se  iudice  nemo  nocens  ahsolvitur^ 
improba  quamvis  gratia  faXlaci  prattoris  vicerit  urna.  Dass  die  Reste  der  Ad- 
▼ocateneloquenz  sich  den  Centumvinüprozessen  zuwandten,  erklärt  sich  wohl  daraus, 
daBB  die  Clienten  dabei  anständiger  waren  als  bei  den  in  dieser  Epoche  von  der 
politischen  Bewegung  ausgeschlossenen  Criminalsachen. 


220  Zweites  Buch.    Die  Strafbehörden. 

dM  Ge-  bloss  mit  unveränderter,  sondern  wahrscheinhcli  mit  verstärkter  Com- 
MbworuM-  petenz  (S.  202 ;  nach  dem  weiterhin  Ausgeführten  scheint  er  von  der 
in  den  Anfängen  des  Principats  eintretenden  Strafsteigerung  seinen 
Antheil  gehabt  zu  haben  ^  und  ist  späterhin  auch  in  ihm  auf  Todes- 
strafe erkannt  worden.  Indess  bezeichnet  noch  der  ältere  Plinius  (S.  21 1 
A.  1)  die  Geschwornencompetenz  als  Rechtsprechung  über  das  Exil 
iftid  der  Regel  nach  sind  Capitalprozesse  schwerlich  vor  die  Geschwor- 
nen  gebracht  worden.  Diese  Gerichte,  denen  freilich,  neben  den  un- 
mittelbar befreiten  der  Consuln  unter  Mitwirkung  des  Senats  und  des 
Kaisers,  namentlich  die  mittelbar  kaiserliche  Stadtpräfeetur  in  em- 
pfindlicher und  meistens  wohl  überlegener  Weise  Concurrenz  machte', 
behaupten  sich  dennoch  neben  derselben  in  einer  gewissen  Unab- 
hängigkeit, insbesondere  durch  die  Befreiung  von  der  Appellation 
an  den  Kaiser,  welche  nur  auf  den  Act  des  Beamten,  nicht  aber  auf 
den  Geschwomenspruch  in  Anwendung  kam^.  Die  inschriftlichen 
Belege  für  die  Ernennung  zu  dem  Ehrenamt  des  Geschwomen  sind  in 
Fülle  vorhanden  bis  auf  Kaiser  Marcus*.  Dieser  hat  den  haupt- 
städtischen Gerichtshöfen  die  Capitalprozesse  wiederum  entzogen'' 


^  Die  Capitalprozesse  bei  Quiotilian  4,  1,  57.  c.  2,  122.  8,  3,  14.  11,  1,  44. 
12,  10,  70  auf  den  Senat  allein  zu  beziehen  ist  durch  nichts  angezeigt 

'  Unter  Nero  (Tacitus  ann.  14,  41)  wird  jemand  bestraft,  qtiod  reos,  ne  apud 
praefectum  urbis  arguei'cntufy  ad  prctetarem  dettilisaet,  interim  specie  legtim,  inox 
praevaricando  ultionem  elusurus.  Kaiser  Claudius  richtete  meistens  selbst  oder 
nahm  Theil  an  den  magistratischen  Gerichten,  wobei  die  vormundschaftlichen  und 
die  fiscalischen  besonders  hervorgehoben  werden,  aber  die  der  Quästionsprätoren 
nicht  ausgeschlossen  sind,  so  dass  neben  diesen  für  die  andern  Gerichte  —  dabei 
scheint  an  den  Stadtpräfecten  und  die  Präfecten  der  Annona  und  der  Yigiles  gedacht 
—  wenig  zu  thun  übrig  blieb  (Dio  60,  4). 

^  AusdrQcklich  bezeugt  ist  diese  Beschränkung  der  kaiserlichen  Appellation 
nicht,  aber  sie  liegt  in  der  Rechtsconsequenz. 

^  St  R.  8,  539  A.  1.  Weder  Severus  noch  einer  der  folgenden  Kaiser  wird  in 
dieser  Verbindung  genannt  Es  hängt  dies  wahrscheinlich  zusammen  mit  der  Um- 
gestaltung der  römischen  Ritterschaft,  Qber  deren  spätere  Reduction  im  fünften 
Buch  bei  der  Straf bemessung  gesprochen  wird;  der  Urheber  derselben  kann  recht 
wohl  Severus  sein  und  damit  muss  das  Ehrenamt  der  Geschwomen  seinen  Charakter 
verändert  haben. 

^  Vita  Marci  24:  capitales  causaa  haminum  honest pjorum  ipse  cognovit  et 
quidetn  summa  aequitate,  ita  ut  praetorem  reprehenderet,  qui  cito  reorum  causas 
audierat,  iuberetqw  illum  iterum  cognoscere.  Dieser  allerdings  nicht  unbedenk- 
liche Bericht  wird  mehrfach  bestätigt  Papinian  in  einem  anscheinend  unter 
Marcus  oder  in  den  früheren  Jahren  des  Severus  geschriebenen  Werk  kennt 
noch  die  Geschwomen  (Dig.  48,  1,  13:  ad  crimen  iudicii  publici  persequend/wm 
frustra  procurator  intervenit  muUoque  magis  ad  deftndendum,  sed  excusaUones 
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und  von  da  an  sind   sie   von   untergeordneter   Bedeutung,   nach 
Alexander  überhaupt  nicht  mehr  nachweisbar  ^ 


absentium  ex  senatus  consuito  iitdicibus  cidJegantur  —  wie  es  scheint,  die  einzige 
Pandektenstelle,  in  welcher  die  Geschwomen  der  iudicia  publica  erwähnt  werden); 
aber  dabei  steht  ihm  in  erster  Reihe  der  nicht  capitale  Ehebruchsprozess:  mo- 
gistratus  .  .  .  cum  publici  iudicii  haheant  exerciiionem  . . .  veluti  legis  luliae  de 
adulteriis  et  9i  qucbe  sunt  aUa»e  similes,  Paulus,  unter  Caracalla  imd  Alexander, 
Dig.  48,  1,  8:  ordo  exercendorum  püblicc^m  capitdlium  in  usu  esse  desiit  bestätigt 
die  Beschränkung  der  iudicia  publica  auf  nicht  capitale  Prozesse.  Dio  endlich  in 
den  dem  Maecenas  in  den  Mund  gelegten  Rathschlägen  (52,  20.  21)  lässt  die 
prätorischen  Quästionen  zu  für  nicht  capitale  Prozesse  (ovro*  —  die  vom  Kaiser 
ernannten  Prätoren  —  ra;  J^xag  navtsg  Sg  ^fxatnot  nXiiv  tiSv  (fov$x(ov  Iv  rf  rijg 
ivJi^fiov  oQX'i^  XQ^V  —  1Q  ihrem  städtischen  Am^jahr  —  JtxaC^Toxnxv)  unter 
Bildung  der  Geschwomenhöfe  aus  Senatoren  und  Rittern  ((avvayia&m  fikv  dixaotriQia 
xaX  ix  T(Sv  alXtov  ßovlivTdüv  imv  t£  lnnifov\  aber  von  ihnen  geht  die  Appellation 
an  den  Stadtpräfecten  (IVa  —  u  nokiaqx^i  —  ''^s  dlxag  rag  .  .  naqa  nantov  tov 
ilnov  aQxovTOfv  ifftai/noig  re  xal  ävanofinffxovg  . . .  xgfvrj),  während  die  Capital- 
prozesse  filr  Rom  und  Italien  entweder  an  den  Kaiser  selbst  oder  an  den  Stadt- 
oder die  Gardepräfecten  gehen.  Wie  weit  diese  Rathschläge  den  wirklichen 
Verhältnissen  unter  Alexander  entnommen  sind,  muss  dahingestellt  bleiben;  im 
wesentlichen  stimmen  sie  mit  den  vorher  behandelten  Zeugnissen  überein.  Dios 
weitere  Angabe  (76,  16),  dass  er  als  Consul,  also  unter  Severus,  dreitausend 
sdiwebende  Ehebruchsprozesse  {rgiox^Xfag  —  ygatfag  —  ivr^  ntvaxt  iyyeyQafi/uiivag) 
▼orgefnnden  habe,  kann  hienach  schwerlich  dahin  verstanden  werden,  dass  diese 
Prozesse  damals  an  den  Senat  gelangten;  sie  werden  unter  senatorischer  Ober- 
aufsicht gestanden  haben. 

^  Die  Angaben  bei  Paulus  und  Dio  lassen  über  das  damalige  Bestehen  der 
iudicia  publica  keinen  Zweifel.    Aus  den  Pandekten  sind  sie  herauscorrigirt 


Sechster  Abschnitt- 

Der  muiücipale  Strafprozess. 


Aouer-  Di^  Goiicentration  des  jurisdictionellen  Imperium  in  der  Stadt  gilt 

gttdüsdi«  fQr  die  frühere  Epoche  Borns  insofern  schlechthin,  als  ausserhalb  der 
Stadt  wohl  das  militärische  Imperium  mit  seiner  Coercition  (S.  29  fg.) 
in  Geltung  tritt,  aber  daselbst  weder  ein  civiles  noch  ein  de- 
lictisches  Rechtsverfahren  von  einem  römischen  Magistrat  ausgeübt 
werden  kann.  Durch  die  stetig  steigende  Ausdehnung  der  Grenzen 
und  vielleicht  mehr  noch  durch  die  des  Verkehrs  stellte  sich  die 
Nothwendigkeit  heraus,  für  die  von  der  Hauptstadt  weiter  entfernten 
Gebietstheile  und  sogar  für  die  ausserhalb  des  Landes  ihr  Geschäft 
betreibenden  Bürger  ausserstädtische  römische  Gerichtsstellen  ein- 
zurichten, welche  zwar  zunächst  für  die  civile  Bechtspflege  bestimmt 
waren,  aber  in  der  späteren  Entwickelung  theilweise  auch  zu  wichtigen 
Strafbehörden  geworden  sind.  Diese  römischen  ausserstädtischen 
Gerichtshöfe  sind  von  dreierlei  Art :  die  italischen  Ortspräfecturen 
der  republikanischen  Zeit;  die  Statthalterschaften  der  Provinzen; 
endlich  die  Municipalgerichte  der  römischen  Bürgergemeinden  in 
Italien  und  in  den  Provinzen.  Jede  Präfectur  für  Bechtspflege, 
jede  Statthalterschaft,  jede  Municipalmagistratur  empfängt  ihre 
Jurisdiction  durch  Beschluss  der  römischen  Gemeinde ;  es  sind  dies 
sämmtlich  durch  Specialgesetz  sanctionirte  Abweichungen  von  der 
principiell  festgehaltenen  und  vielfach  auch  praktisch  nachwirkenden 
Concentrirung  der  römischen  Jurisdiction  bei  den  stadtrömischen  Be- 
hörden. In  diesem  Abschnitt  soll  die  Gerichtsbarkeit  der  stadt- 
italischen Präfecten  und  die  der  Municipalbehörden  erörtert  werden, 
während  der  folgende  die  Statthalterschaften  behandelt. 
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Die  italischen  ^Stellvertreter  für  Rechtspflege',  praefecH  iure  Die 
dicundo  sind  römische  Beamte  für  einen  nach  den  noch  bestehenden  oder  J^Ü!?*" 
früher  in  Geltung  gewesenen  Territorialgrenzen  örtlich  beschränkten 
SprengeP.  Sie  werden  theils  nach  gesetzlicher  Anweisung  von 
<lem  römischen  Stadtprätor  ernannt,  theils  geradezu  von  den  Gomi- 
tien  gewählt  und  sind  dazu  bestimmt,  in  diesem  Sprengel  oder, 
wenn  sie  als  Gollegien  für  mehrere  Sprengel  bestellt  werden, 
nach  geordnetem  Turnus  in  einem  jeden  derselben^  die  in  Bom 
den  beiden  städtischen  Brätoren  zustehende  Bechtspflege  auszuüben  '. 
Wo  sie  neben  autonomen  Behörden  standen,  werden  sie  die  Pro- 
zesse zwischen  römischen  Bürgern,  vielleicht  auch  die  zwischen 
einem  Bömer  und  einem  Nicht römer  entschieden  haben;  meisten- 
theils  aber  scheinen  sie  in  solche  Ortschaften  gesandt  zu  sein,  welchen 
die  jurisdictionelle  Autonomie  fehlte.  Dass  den  stadtrömischen 
Prätoren  gegenüber  ihre  Competenz  beschränkt  war,  der  in  ihre 
Competenz  fallende  Prozess  auch  nach  Bom  gezogen  werden  konnte^, 
wichtigere  Sachen  vielleicht  dorthin  gezogen  werden  mussten  *,  lässt 
sich  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  vermuthen.  In  das  Strafver- 
fahren werden  sie  insoweit  eingegriffen  haben,  wie  dies  den  Civil- 
prätoren  zukommt. 


1  St.  R.  2,  608  fg.  3,  581.  792  A.  2.  797.  Der  später  bei  der  stattbalterlichen 
Jurisdiction  besonders  hervortretende  Begriff  des  Sprengeis  hat  zunächst  an  der 
Piäfector  sich  entwickelt  und  erscheint  hier  deutlich  als  übertragen  aus  dem 
staatlichen  Begriff  des  Gebiets.  Angewendet  wird  der  Sprengel  sowohl  auf  die 
bestehende  wie  auf  die  gewesene  autonome  Stadtgemeinde;  Capua  zum  Beispiel  ist 
römische  Präfectur  sowohl  als  dem  römischen  Bürgenrerband  unter  Belassung  einer 
beschränkten  Autonomie  einverleibte  Stadt  wie  auch  nach  dem  Verlust  der  Auto- 
nomie. 

*  Festus  p.  41:  conventus  .  .  .  cum  a  magistraUhus  iitdicii  causa  populus 
eongregaiur.  Den  conventus  der  römischen  Bürger  in  Capua  vor  der  Umwand- 
lung des  Orts  in  eine  römische  Bürgercolonie  erwähnt  Cicero  pro  Sestio  4,  9.  10 
(vgl.  C.  I.  L.  X  p.  366).  Diese  in  Italien  durch  dessen  Municipalisirung  früh  ver- 
drängten Convente  sind  das  Muster  gewesen  für  die  gleichartigen  provinzialen. 

'  Die  italischen  Präfecturen  entsprachen  im  wesentlichen  den  ausseritalischen 
Provinzen.  Allerdings  fehlt  den  Präfecten,  so  viel  wir  wissen,  das  militärische  Imperium ; 
aber  auch  der  Statthalter  hat  dieses  nur  als  Nothrecht  und  die  Frage  ist  wohl 
gestattet,  ob  der  römische  Präfect  in  dem  autonomen  Capua  lediglich  mit  der 
Jurisdiction  zu  thun  gehabt  hat  Auf  jeden  Fall  liegt  hier  der  Schlüssel  zum 
Yerständniss  der  römischen  Provinzialorganisation. 

4  In  dem  Contractschema  bei  Cato  de  r.  r.  149  findet  sich  die  Schlussclausel : 
st  quid  de  iis  rebus  controversiae  erit,  Bomae  iudicium  fiat,    St.  R.  3,  813  A.  2. 

*  Dafür  spricht  die  Analogie  der  Municipalmagistrate. 
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EntetehuBg  Der  Ortschaft  mit  römischer  Bürgerbevölkerung  ist  bis  in  die 
^^      Spätzeit  der  Republik  hinab  die  eigene  Jurisdiction  nicht,  sondern 

stadt'üiner. höchstens  die  ausserhalb  des  Rechtsverfahrens  stehende  örtliche 
halb  der    AedlUtät  eingeräumt  worden*;  sie  ist  nicht,  wie   die  mehr  oder 

wix^e^aft.  minder  autonome  Stadt,  ein  Glied  des  das  römische  Reich  bildenden 
Städtebundes,  sondern  ein  unselbständiger  Bestandtheil  der  die 
Vormacht  besitzenden  Stadt.  Aber  nach  dem  gewaltigen,  nicht 
eigentlich  überwundenen,  sondern  durch  Compromiss  beigelegten 
Aufstand  der  Italiker  gegen  die  Vormacht  ist  jedes  italische 
Territorium,  einerlei  ob  es  bis  dahin  autonome  Gemeinde  gewesen 
oder  als  Präfectur*  oder  in  anderer  Forrii  zum  Gebiet  der  Vor« 
macht  gehört  hatte,  als  autonomer  Staat  constituirt  worden,  wobei 
allerdings  diese  Autonomie  weit  intensiver  beschränkt  ward,  als 
dies  bei  den  autonomen  Bundesstädten  der  älteren  Ordnung  der 
Fall  gewesen  war.  Damit  treten  die  Municipalmagistrate ,  die 
italischen  sowohl,  wie  die  mit  der  allmählichen  Erstreckung  des 
Bürgerrechts  auf  das  überseeische  Gebiet  weiter  hinzutretenden 
provinzialen ,  unter  die  römischen  Gerichtsbehörden  ein;  es  wird 
ihnen  innerhalb  ihres  Territoriums  ^  das  jurisdictionelle  Imperium  * 


*  St  R.  3,  778  fg.  814.  Den  dort  dafür  beigebrachten  Beweisen ,  dass  den 
ausserstädtischen  Gemeinden  römischer  Buiiger  zunächst  die  Jurisdiction  nicht  za- 
gestanden  worden  ist,  ist  hinzuzufügen,  dass  Tusculum,  das  ftiteste  derartige  nicht 
von  Rom  aus  gegründete  Gemeinwesen,  nie  andere  Vorsteher  gehabt  hat  als  Aedilen, 
welche  zwar  selbstverständlich  späterhin  auch  die  Jurisdiction  Üben,  aber  ursprüng- 
lich offenbar  nichts  gewesen  sind  als  die  späterhin  auch  in  nicht  städtischen  Ge- 
meinden nicht  selten  begegnenden  Magistrate  dieses  Namens. 

^  Diese  verschwinden  demnach  in  Italien,  und  in  die  Provinzen  sind  sie  in 
Beschränkung  auf  städtische  Sprengel  nicht  übertragen  worden;  hier  treten  dafür 
die  Statthalterschaften  ein. 

'  Siculus  Flaccus  p.  185:  regiones  dicimus,  intra  quarutn  fines  singularum 
coloniarum  vel  municipiorum  magistratihus  iuris  cUcendi  coercendique  (vgl.  S.  89 
A.  1)  est  libera  potestas.  Das.  p.  188,  8:  territoriiMn  dixerunt,  inira  quos  fines 
ius  dicendi  [ins ;  (fehlt  Hdschr.)]  esset,  Pomponius  Dig.  50,  16,  239,  8 :  territorium 
est  universitas  agrorum  intra  fines  cuiusque  civiiatiSy  quod  ah  eo  dictum  quidam 
aiunt,  quod  magistratus  eius  loci  intra  eos  fines  terrendi  id  est  summovendi  ius  habent, 
Paulus  Dig.  2,  1,  20:  extra  terrüorium  ius  dicenti  impune  non  paretw.  Stadt- 
recht von  Genetiva  c  95:  Ilviro  .  .  .  testibus  in  eam  rem  publice  dumtaxat 
h(ominibu8)  XX,  qui  colonfij  incolaeve  erunt . . .  dtnimtietu/r  facito.   St  R.  3,  825. 

*  St.  R.  3,  812  A.  3.  Der  Beisatz  iure  dicundoj  welcher  den  ver- 
schiedenen Titulaturen  angehängt  zu  werden  pflegt  (nur  nicht  leicht  —  Ausnahme 
macht  Lavinium  G.  I.  L.  X,  797  —  dem  Prätortitel,  da  diesem  die  Jurisdiction 
nach  späterem  Sprachgebrauch  inhaerirt)  ist  wohl  auch  beschränkender  Art,  indem 
damit  das  militärische  Imperium  ausgeschlossen  wird.    Wo  er  ständig  fehlt,  wie 
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im  Allgemeinen  in  demselben  Werth  und  demselben  XJm&ng  bei- jansdiction 
gelegt,   wie  es  in  Rom  selbst  dem  Pr&tor  zukommt.    Die  Schei-  ^j^^j^ 
düng,  welche  bei  dem  hauptstädtischen  Oberamt  zwischen  Consulat      der 
und   Prätur    und    innerhalb    dieser    zwischen   den  verschiedenen  'IT^'' 
Kreisen  der  Rechtspflege  stattgefunden  hat,   ist  in  die  Municipal-    itftdte. 
Verfassung  nicht   übergegangen;    so  weit   es  in   derselben   über- 
haupt ein  jurisdictionelles   Imperium   giebt,   steht  dies    bei   den 
Duovirn  oder  wie  sonst  das  Oberamt  des  Ortes  sich  titular  be- 
zeichnet. 

Dass   die    Gerichtsbarkeit   der    Municipalmagistrate    im    All-  Munidpai- 
gemeinen  auch  auf  das  Privatdelict  sich  erstreckt,   kann  nicht  be- 1^^^ 
zweifelt   werden.      Aber    die    wichtigste    Verschiedenheit,    welche     deiict 
zwischen   der  älteren  effectiven  Autonomie  der  Bundesstadt  und 
der  jüngeren  Quasi  -  Autonomie  der  Bürgergemeinde  besteht,  die 
Gestaltung  ihrer  Jurisdiction  als  einer  solchen  zweiter  Klasse  unter 
Ausschluss  aller  wichtigeren  Rechtssachen*,  wird  auch. hier  einr 
gegri£Fen  haben,  obwohl  unsere  geringe  Kunde  von  diesen  Municipal- 
ordnungen  darüber  nichts  meldet. 

Die  Uebertragung  des  magistratisch-eomitialen  Strafverfahrens  Manidpaier 
auf  die  Bürgergemeinde"  oder,   was   auf  dasselbe  hinauskommt,  "^^' 
die  Beibehaltung  desselben  nach  Ertheilung  des  römischen  Bürger-  comitiaier 
rechts    ist    nach    Localsatzungen    wohl   vorgekommen®,   schwerlich ®''*^p"*"^*" 


hd  den  Magistraten  des  stolzen  Capoa,  hat  man  nicht  beliebt  die  Inferiorität  aus- 
znsprechen.  —  Wegen  der  Lictoren  und  der  Fasces  der  Manicipahnagistrate  vgl. 
St  R.  1,  381. 

1  St  R.  3,  815%.  Wahrscheinlich  hat  die  Jurisdiction  der  praefecti  iure 
dieundo  hiefÜr  als  Muster  gedient 

'  Dass  es  in  der  autonomen  italischen  Gemeinde  ein  solches  gegeben  hat, 
zeigt  die  oskische  Tafel  von  Bantia. 

'  Die  merkwürdige  Dedication,  welche  im  J.  696/58  f&r  den  Tempel  des  Jupiter 
im  Dorfe  Foifo  die  Ordnungen  feststellte  (C.  I.  L.  IX,  3513  »  Bruns  fontes^ 
p.  260),  giebt  f&r  den  Tempeldiebstahl  dem  Vorsteher  des  Dorfes  die  Geldstrafe 
frei  miter  Vorbehalt  der  Beruftmg  an  die  G<esanmitheit  der  Dorfgenossen:  sei  qui 
heie  süierum  surupuerit,  aedüis  (Toriier  heisst  es:  aedilis  qitemquomque  veicus 
Furfens.  feeerü)  mukaUo  esto  quawti  volet;  idque  veicua  Furf,  mfajiforj  pars 
fifeUaresf?)  sei  apsolvere  völent  swe  condemnarey  liceto.  Der  Act  fällt  rechüich  in 
den  Kreis  der  ccdlegialen  Autonomie,  obwohl  die  Formeln  der  res  publica  ange- 
hören und  die  Multation  in  dieser  Allgemeinheit  über  jenen  hinausgeht  —  Aus  Sueton 
GHaad.  34:  cum  spectare  antiqui  moris  supplicium  Tiburi  concupisset  et  deligatis 
ad  palum  noxiis  carnifex  deesset,  ctccitum  ab  urbe  vesperam  usque  opperiri  per-' 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  15 
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aber    hat    dasselbe    bedeutenden    Umfang    gehabt,    da    zur   Zeit 
des   grossen  Krieges  dieses  Verfahren  in  Rom  selbst  bereits   im 
Schwinden  war. 
Das  Dagegen  hat  die  Steigerung  des  Privatprozesses  zum  iudicntm 

"^^^•*®  ptiblicum  nachweislich  sich  auf  die  Municipien  erstreckt.  Wenn 
ptouam.  die  Delicte  der  Majestät,  des  Peculats,  des  Ambitus,  insofern  sie 
auf  das  römische  Gemeinwesen  sich  beziehen,  niemals  das  Mu- 
nicipalgericht  haben  beschäftigen  können,  so  fehlt  es  nicht  an 
Belegen  für  die  criminelle  Behandlung  des  raunicipalen  Pecu- 
lats und  des  municipalen  Ambitus^  und  auch  gewisse  Fälle  des 
Staatsverbrechens  fordern  analöge  Behandlung  in  der  Gemeinde- 
ordnung. Weiter  beschränkt  Sullas  Mordgesetz  die  Competenz  des 
hauptstädtischen  Gerichtshofes  auf  die  in  der  Stadt  Rom  und  im 
Umkreis  von  1000  Schritten  begangenen  Delicte;  es  fordert  dies 
als  nothwendige  Ergänzung  für  jedes  municipale  Territorium  eine 
gleichartige  Gerichtsstelle  ^.  Die  gleiche  Begrenzung  ist  an- 
wendbar auf  die  Fälschung,  die  Vergewaltigung,  den  Menschen- 
raub, die  schwere  Injurie,  den  Ehebruch,  den  Wucher,  und 
wenigstens  bei  einem  Theil  dieser  Delicte  wahrscheinlich  in  An- 
wendung gekommen.  —  Wenn  nun  andrerseits  in  caesarischer  Zeit 
municipaler  iudicia  publica  gedacht  wird  mit  einer  derjenigen  der 
stadtrömischen  nicht  gleichen,  aber  analogen  Competenz®,  so  sind 
dies  ohne  Frage  eben  diese  für  die  bezeichneten  Prozesse  einge- 
setzten Gerichte.  Dass  dies  municipale  iudicium  publicum  nicht 
ein  Geschwornenverfahren  mit  magistratischem  Vorsitz  ist,  son- 
dern ein  iudicium  publicum  in  dem  älteren  Sinne,  das  heisst  ein 


severavit  könnte  man  folgern ,  dass  das  alte  magistratisch -comitiale  Strafverüahren 
in  Tibur  noch  unter  dem  Principat  stattgefunden  hat 

1  Vgl.  im  vierten  Buch  die  betreffenden  Abschnitte. 

^  Coli.  1,  3, 1.  Dem  entsprechend  kommt  die  dem  Gluentius  zur  Last  gelegte 
Mordthat  als  hauptstädtisches  Delict  (Cicero  pro  Cluentio  62,  175)  vor  diesen 
Gerichtshof.  Dass  die  Vergiftung  des  Germanicus  in  Syrien  vor  das  haupt- 
städtische Gericht  gehörte  (Tacitus  ann.  2,  79.  3,  12),  ist  keine  Instanz;  auf  die 
Strafthaten,  welche  ausserhalb  des  den  stadtischen  Gemeinden  römischen  Rechts 
zuständigen  Bodens  begangen  sind,  war  die  Ordnung  überhaupt  nicht  anwendbar. 
Auch  Ausnahmen  insbesondere  für  Senatoren  sind  wahrscheinlich  gemacht  worden. 

*  Das  julische  Municipalgesetz  Z.  118.  119  knüpft  die  UnfUiigkeit  für  den 
Sitz  im  Municipalsenat  und  für  die  Bekleidung  municipaler  Aemter  theils  allgemein 
an  die  Yerurtheilung  in  einem  stadtrömischen  iudicium  ptMicum  zur  Verbannung 
aus  Italien,  theils  für  die  einzelne  Stadt  an  die  Verurtheilung  in  einem  iudicium 
ptiblicum  der  Heimathgemeinde  {queive  in  eo  municipio  .  .  .  quaius  erit,  iudicio 
publice  condemnatus  est  enY). 
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Eecuperatorenprozess  mit  einem  magistratischen  oder  doch  nament- 
lich in  der  Zeugendenuntiation  dem  magistratischen  gleichgestellten 
Kläger,  geht,  abgesehen  davon,  dass  es  an  jedem  Zeugniss  für 
die  Uebertragung  der  Quästionen  auf  die  Municipien  gebricht, 
daraus  hervor,  dass  das  Peculat verfahren  des  tarentinischen  Stadt- 
rechts bezeichnet  wird  als  ein  solcher  Recuperatorenprozess  ^  Wenn 
bei  der  nicht  häufigen  Erwähnung  des  municipalen  Strafprozesses 
einige  Male  als  die  richtende  Behörde  der  Gemeinderath  erscheint  ^ 
so  lässt  sich  dies  mit  der  bezeichneten  Ordnung  insofern  wohl  ver- 
einigen, als  das  dem  Magistrat  zustehende  Klagerecht  oder  viel- 
Diehr  die  ihm  obliegende  Klagepflicht  in  der  Regel  wohl  zur  An- 
wendung kam  nach  Befragung  und  im  Auftrag  des  Gemeinderaths  ^. 
Allerdings  entschliesst  man  sich  schwer  zu  der  Annahme,  dass 
das  municipale  Mordgericht  der  letzten  Zeit  der  Republik  nicht 
mehr  gewesen  ist  als  ein  Privatstrafverfahren  vor  Recuperatoren 
und  dass  dasselbe  über  Geld-  und  Ehrenstrafen  hinaus  nicht  hat 
erkennen  können ;  aber  man  wird  dies  hinnehmen  müssen  im  Hinblick 
darauf,  dass  auch  das  hauptstädtische  über  Verbannung  aus  Italien 
hinauszugehen  nicht  befugt  war.  Dieses  Strafmittel  selbst,  die 
wichtigste  Steigerung,  welche  das  iudicium  publicum  der  sul- 
lanischen  Ordnung  gegenüber  der  früheren  Privatklage  erfuhr, 
hat  auf  das  municipale  Verfahren  höchstens  als  Verbannung  aus 
dem  Heimathgebiet  Anwendung  finden  können^. 


^  Z.  4  fg.:  qitanta  ea  res  erity  quadruplum  multae  esto  ..  .  eiuaque  pe- 
quniae  magistratus  queiquomque  in  municipio  erü  peiitio  exadioque  esto.  Auch  das 
in  dem  Stadtrecht  von  GeneÜTa  c.  105.  123.  124  gegen  den  Decurio  gerichtete  Aus- 
schlussTerfahren  tritt  auf  als  magistratische  Quästion  {llvir  qui  h.  l.  quaeret 
iuä(\cmm)[ve]  exercehit)  oder  Accusation  und  wird  in  den  gleichen  Formen  yer- 
laofen  sein. 

*  Cicero  pro  Cluentio  14,  41:  tabulais  publicas  Larini  censorias  corrupisse 
dectmones  universi  iiidicavertmt  44,  125:  qui  tabtdas  publicas  municipii  fnanu 
9ua  corrupisse  iudicatus  sit  Auch  das  Strafgericht  bei  yersäumter  Regenbeschwö- 
nmg  (S.  122  A.  2.)  wird  von  Seneca  den  Decurionen  beigelegt  In  Rom  richtet  der 
Senat  nicht  über  Peculat;  aber  eine  Verhandlung  im  Senat  konnte  wohl  den  Ma- 
gistrat bestimmen  einen  Peculatprozess  anzusteUen,  und  vor  dem  Scblussver&hren 
im  Comitialprozess  war  er  wenn  nicht  verpflichtet,  so  doch  befugt  den  Senat  zu 
befragen  (S.  169). 

*  Nach  dem  Stadtrecht  von  Genetiva  c  96  muss,  wenn  über  eine  die  Kasse 
^er  den  Grundbesitz  der  Gemeinde  betreffende  Angelegenheit  ein  Decurio  Auskunft 
verlangt,  dieser  Antrag  in  beschleunigte  Behandlung  genommen  werden. 

^  Dass  das  Municipalgericht  nicht  aus  Italien  verbannen  konnte,  versteht  sich 
von  selbst  und  geht  audi  aus  dem  julischen  Municipalgesetz  (S.  226  A.  3)  hervor. 
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Die  Bunici-         Unter  dem  Principat  ist  die  Behandlung  der  schweren  Griminal- 

8Mtmii  ^^^^^ '  ®^  ^®^^  ^^^  hienach  unter  die  Competenz  der  römischen 
ut«  dem  Municipalmagistrate  fielen,  wahrscheinlich  früh  in  Italien  auf  die 
Prindpat.  Pfj^fecteu  der  Stadt  oder  des  Prätorium,  in  den  Provinzen  auf 
den  Statthalter  übergegangen;  den  Municipalbeamten  blieb  nur, 
abgesehen  von  der  im  letzten  Abschnitt  dieses  Buches  behandelten 
Hülfleistung  bei  der  Strafrechtspflege,  die  Coercition*  und  auch 
in  dieser  Hinsicht  wird  hervorgehoben,  dass  sie  selbst  dem  Un- 
freien nicht  an  das  Leben  gehen  dürfen*. 

Die  strafrechtliche  Competenz  der  Behörden  der  zum  römischen 
Reich  gehörigen,  aber  des  Bürgerrechts  entbehrenden  Gemeinden 
kann,  wie  dies  im  zehnten  Abschnitt  des  ersten  Buchs  entwickelt 
wurde,  im  römischen  Strafrecht  keine  Stelle  finden. 


Selbst  die  Relegation  aus  dem  Territoriam  dem  Municipalmagistrat  beizulegen  ist 
insofern  bedenklich,  als  auch  der  römische  nicht  befogt  ist  den  Bürger  aus  dem 
Bürgergebiet  schlechthin,  sondern  nur  ans  einem  Theil  desselben  auszuweisen. 

1  S.  40.    Dig.  40,  9,  17,  1.  47,  10,  15,  89.   1.  17,  2. 

*  Ulpian  Dig.  2,  1,  12:  magistratibtM  municipcUibus  supplicium  a  serco 
sumere  non  licet;  tnodica  autem  casiigatio  eis  non  est  denegenda. 


Siebenter  Abschnitt. 

Das  statthalterliche  Strafrecht 


I>ie  römische   Statthalterschaft  ^  das  heisst  die  Einrichtung  Anfing»  vba 
römischer  Gerichtshöfe  ausserhalb  Italiens,  hat  begonnen  mit  dem      ^^ 
entsprechenden  Yolksschluss  vom  J.  527/227  für  Sicilien  und  hat  dersteu- 
sich  allmählich  erstreckt  auf  den  römischen  *Weltkreis\    Italien,  i«i*«»d»«ft- 
das  unter  der  Bepublik  wie  unter  dem  Principat  zu  den  Statthalter- 
schaften den  Gegensatz  bildet,  ist  dann  von  Diocletian  in  diese 
Form  des  Regiments  hineingezogen  worden  und  es  stehen  seitdem 
ausserhalb  derselben  nur  die  beiden  Hauptstädte,   die  alte  Rom 
and  die  neue  Constantinopel.  —  Ausserhalb  der  Statthalterschafteu 
stehen  femer  die  Clientelstaaten  ^  und  die  ausseritalischen  zum 
Bandesvertrag  zugelassenen  freien  Städte,  wie  Athen  und  Sparta  •. 
Die  Könige  jener  und  die  Bürger  dieser  unterliegen  allerdings  der 
Beichsgerichtsbarkeijt  und  können  in  republikanischer  Zeit  von  den 
Consuln,   unter  dem  Principat  von  den  höchsten  Reichsgerichten 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  (S.  105),  aber  ein  römischer 


^  Aach  in  diesem  Abschnitt  müssen  die  politischen  und  die  administrativen 
Ordnungen  der  Provinzialverwaltong,  wie  sie  im  St  R.  besonders  2,  239  fg.  ent- 
wickelt sind,  YorausgesetEt  werden,  zumal  da  die  mannichfachen  Besonderheiten 
der  Provinsen  und  ihrer  Vorstände  in  die  Rechtsordnung  nur  nebensächlich  ein- 
greifen. 

'  Dies  ist  im  ersten  Buch  (S.  114  fg.)  ausgeführt    Der  Statthalter  befiehlt 
dem  ProTinzialen  und  ersucht  den  Glientelförsten  (S.  105  A.  21 
»  St  R  3,  655  fg.  688.  703.  717. 
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Gerichtshof  besteht  in  diesen  Gebieten  nicht  und  dem  Statthalter- 
gericht sind  von  Rechtswegen  weder  jene  noch  diese  unterworfen. 
Unter  dem  Principat  indess,  und  zwar  bereits  unter  der  ersten 
Dynastie,  sind  die  Freistädte,  mit  Beiseitesetzung  ihres  Privilegiums, 
unter  die  statthalterliche  Strafjustiz  gezogen  worden  \  während 
in  den  Civilprozessen  ihre  Selbständigkeit  wahrscheinlich  länger 
in  Geltung  geblieben  ist. 

iMüAtiir  Der  Statthalter  der  Provinz  führt  ursprünglich  der  Regel  nach 

■^^'   den  gleichen  Titel  wie  die  beiden  städtischen  Beamten   für  die 


. des 

stottiiftiten.  Civiljurisdiction,  die  Benennung  praetor^  womit  sowohl  seine  haupt- 
sächliche Bestimmung  für  die  Civilrechtspflege  ausgedrückt  wird 
wie  auch  das  regelmässig  ruhende,  aber  niemals  ihm  fehlende 
Recht  des  militärischen  Oberbefehls,  das  Imperium^.  Insoweit 
er  nach  Ablauf  des  Amtjahrs  weiter  fungirt  oder  nach  der  sulla- 
nischen  Ordnung  erst  nach  dem  Amtjahr  die  Provinz  übernimmt» 
heisst  er  pro  praetore,  oft  auch  mit  erhöhter  Rangbezeichnung 
pro  consüle^  welcher  Titel  unter  dem  Principat  für  die  Statthalter 
allgemein  und  ständig  wird,  jedoch  nur  in  Anwendung  kommt  bei 
den  dem  Senat  zugetheilten  Provinzen,  da  in  denen  des  Kaisers 
dieser  selbst  als  Statthalter  angesehen  wird,  ohne  doch  den  Proconsul- 
titel  regelmässig  zu  führen.  Thatsächlich  als  Statthalter  fungiren 
in  diesen  die  kaiserlichen  Unterfeldherren,  als  Offiziere  legatiAugusti 
genannt,  als  Imperienträger  pro  praetore.  Das  militärische  Im- 
perium der  Statthalter  der  Senatsprovinzen  ist  unter  dem  Principat 
nominell,  das  der  kaiserlichen  Vertreter  eflfectiv,  aber  dem  kaiser- 
lichen selbstverständlich  untergeordnet;  in  dem  jurisdictionellen 
stehen  sich  beide  Kategorien  gleich  und  beide  erfordern  senatorischen 
Rang.  Diejenigen  Glientelstaaten ,  welche  ohne  eigentliche  Ein- 
verleibung in  das  römische  Reich  dauernd  in  römische  Verwaltung 
genommen  werden,  wie  dies  unter  dem  Principat  mit  Aegypten  und 


^  Proculus  (unter  den  Claudiem)  Dig.  49,  15,  7  beseitigt  in  dieser  Beziehung 
die  piincipiell  correcte  Auffassung  des  Postliminium  (St  R.  3,  656  A.  1)  und  be- 
zeichnet die  Gleichsetzung  der  freien  mit  den  ünterthanengemeinden  als  praktisch : 
fiunt  apud  nos  rei  ex  civitciHbus  foederatis  et  in  eos  damnatos  animadverHrnus^ 
wo  unmöglich  etwas  anderes  gemeint  sein  kann  als  das  statthalterliche  Stra^ericht. 
AppeUation  aus  Athen  an  den  Kaiser  oder  den  Proconsul  bei  der  Oellieferung 
wird  in  hadrianischer  Zeit  erwähnt  C.  I.  Att  in,  88.  Daselbst  werden  unter  Ha- 
/  drian  (Philostratus  vit  soph.  1,  25,  9)  und  Marcus  (Lucian  Demonax  16.  50;  Philo- 

stratus  vit  soph.  2,  10,  3)  GriminalfUle  regelmässig  vor  den  Proconsul  gebracht. 

'  Der  Ck>n8ul  im  überseeischen  Commando  hat  natürlich  ebenfiedls  Imperium» 
aber  nicht  Jurisdiction  (St  B.  2,  102). 
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einer  Anzahl  kleinerer  Landschaften  geschehen  ist,  erhalten  römi- 
sche Vorsteher  aus  dem  Ritterstand  mit  dem  militärischen  Titel 
der  praefecti  oder  dem  finanziellen  der  procuratares  Augusti; 
auch  in  jedem  dieser  Bezirke  wird  ein  römischer  Gerichtshof  er- 
richtet und  dem  Vorsteher  dafür  das  Imperium  beigelegt,  so  dass 
hinsichtlich  der  Rechtspflege  dieselben  den  Statthaltern  gleich- 
geachtet werden  können*.  Späterhin,  insbesondere,  nachdem 
Diocletian  die  Sprengel  verkleinert  und  den  Statthaltern  das 
Militärcommando  genommen  hatte,  sinkt  die  Statthalterschaft  in 
Rang  und  Macht.  Die  Titulatur  der  Statthalter  dieser  Epoche  ist 
ungleich:  für  einige  derselben  bleibt  die  Bezeichnung  proconsul; 
andere  werden,  nach  der  den  höchstgestellten  legati  Augusti  pro 
praetore  als  Rangbezeichnung  beigelegten  Nebenbenennung,  con- 
sulares  genannt,  noch  andere  corredores  oder  praesides.  Die  letzt- 
erwähnte Benennung  wird  häufig  enuntiativ  für  den  Statthalter 
überhaupt  gebraucht^,  daneben  die  seit  der  Trennung  des  Com- 
mandos  von  dem  Civilamt  für  die  Gerichtsvorsteher  überhaupt 
übliche  Bezeichnung  ittdex  jetzt  für  den  Statthalter,  oft  mit  dem 
Beisatz  ardinarim  verwendet.  Das  eigene  Imperium,  welches  diesem 
Amt  zu  Grunde  liegt,  tritt  in  der  Spätzeit  zurück  und  ruht  diese 
Amtsgewalt  späterhin,  wie  damals  nach  der  veränderten  Auffassung 
der  Monarchie  eine  jede,  delegatarisch  auf  der  kaiserlichen  Ein- 
setzung, obwohl,  wie  die  Behandlung  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit zeigt  ^,  die  Selbständigkeit  des  Statthalteramts  selbst  in 
dieser  Epoche  nicht  vollständig  schwindet.  —  Die  römische  Statt- 
halterschaft umfasst  einen  Zeitraum  von  acht  Jahrhunderten,  und 
von  dem  selbstherrlichen  Magistrat  der  hannibalischen  Zeit  bis 
zu  dem  bescheidenen  Gerichtsvorsteher  der  justinianischen  ist  der 
Abstand  ein  ungeheurer;  dennoch  ist  wenigstens  hinsichtlich  der 
Rechtspflege  die  Verschiedenheit  nicht  so  gross,  dass  sich  das  Amt 


'  St  K  2,  935  A.  1.  Augastus  Hess  dem  Präfecten  von  Aegypten  durch 
YolksschloBS  Qege)d9A  statthalterliche  Imperium  (imj>mi4m  od  simüitudinem  procon- 
9uli8)  beUegen  (Dig.  1,  17,  1).  Dasselbe  wird  für  alle  übrigen  nicht  senatorischen 
Statthalter  geschehen  sein.  Im  Titel  aber  führen  sie  aUe  das  magistratische  Im- 
periom  nicht 

'  Genauer  ist  St  R.  2,  240  A.  2  über  diese  Titulaturen  gehandelt  Die 
Triger  der  hauptstädtischen  und  der  provinzialen  Rechtspflege  werden  zusammen- 
fiusend  bezeichnet  als  magistratiM  urbiciprovinciarumqueprciesides  (Sueton  Dom.  8), 
später  als  praefectus  praesesve  provinciae  (Dig.  48,  8,  2.  tit  19,  1,  8). 

'  Sie  wird  dem  priieses  überhaupt  eingeräumt  Dig.  1,  18,  2.  Cod.  7,  1,  4. 
Inst  1,  5,  2. 
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als  solches  nicht  zusammenfassend  behandeln  Hesse.  Der  ordent- 
liche Beamte  für  die  nicht  hauptstädtische  Rechtspflege  ist  der 
Statthalter  zu  allen  Zeiten  geblieben ;  dass  er  auch  in  dieser  Hin- 
sicht später  gesunken  ist,  beruht  hauptsächlich  auf  dem  mit  dem 
Principat  eintretenden  Appellationssystem,  welches  ihn  aus  dem 
Richter  einziger  zu  dem  Richter  unterster  Instanz  herabge- 
drückt  hat. 

Amtkreis  des  Die  Statthalterschaft  beruht,  gleich  der  Präfectur  für  die  Rechts- 
stetthaiters.  pg^g^  lu  deu  itallscheu  Städten,  der  sie  zunächst  nachgebildet  ist, 
(S.  223),  auf  dem  Begriff  des  Sprengeis.  Die  Benennung  desselben, 
das  *Siegesgebiet',  promnda,  ursprünglich  gebraucht  für  die  örtlich 
begrenzte  von  Fall  zu  Fall  wechselnde  Feldherrncompetenz,  sodann  auf 
die  Statthalter  übertragen,  unterscheidet  sich  als  fixirte  des  Statt- 
halters von  dem  autonomen  Stadtgebiet,  dem  terrüarium  nur  dadurch, 
dass  die  provincia  eine  Gesammtheit  von  Territorien  oder ,  wo  die 
römische  Herrschaft  keine  städtischen  Ordnungen  vorfand,  ein  vor- 
mals selbständiges  Staatsgebiet  umfasst^  Der  Statthalter  erlangt 
das  Imperium  als  Magistrat  nach  der  allgemeinen  Regel  mit  dem 
gesetzlichen  Antrittstag,  das  statthalterliche  Imperium,  nachdem 
dieses  durch  Sulla  gesetzlich  an  den  Ablauf  des  Amtjahrs  und 
den  Austritt  aus  Rom  geknüpft  ist,  mit  dem  Ueberschreiten  der 
Stadtgrenze  zum  Zweck  der  Uebemahme  der  Statthalterschaft; 
nach  demselben  Gesetz  bleibt  er  Promagistrat,  bis  er  die  Stadt 
wiederum  betritt.  Aber  damit  ist  er  nur  fähig  als  Statthalter  zu 
functioniren  * ;  die  Function  der  Statthalterschaft  selbst  ist  bedingt 
durch  die  folgenden  Normen. 

1.  Amtshandlungen  kann  der  Statthalter  nur  vollziehen,  in- 
sonderheit also  die  Rechtspflege  nur  ausüben,  wenn  und  so  lange 
er  innerhalb  seines  Sprengeis  verweilt.  Seine  Function  beginnt 
also   mit  dem  Tage   seines  Eintritts   in  denselben  und  endigt  mit 


^  Die  Feststellung  der  Grenzen  war  ein  Theil  deq'enigen  Staatsacts,  welcher 
die  Provinz  constitoirte;  eine  Grenzerweiterang  erfordert  eben&Us  Volksscblnss, 
wie  dies  in  Betreff  Makedoniens  durch  das  clodische  Gesetz  geschah  (Cicero  in  Pia. 
16,  37).  Die  Ueberschreitung  der  Grenze  mit  Truppen  fällt  als  criminell  sowohl 
unter  das  Miyestäts-  wie  unter  das  Repetundengesetz.  Factische  Unsicherheit 
konnte  unter  Umständen  eintreten  (Cicero  in  Pis.  16,  38);  aber  dies  l&uft  hinaus 
auf  die  bei  jedem  Staatsact  möglichen  Zweifel  der  Interpretation.  Immer  werden 
bei  der  Feststellung  der  Reichsgrenze  von  Rechtswegen  die  freien  Städte  und  die 
Clientelstaaten  ausgeschlossen  (St  R.  3,  825). 

>  Als  solcher  übt  er  die  freiwilUge  Gerichtsbarkeit  (St  R.  1,  189.  2,  257). 
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dem  seines  Austritts^  und  sie  ruht  während  seiner  Abwesenheit^. 

2.  Amtshandlungen  kann  der  Statthalter  nur  vornehmen,  ins- 
besondere Strafen  nur  vollstrecken ,  insofern  diese  Vollstreckung 
sich  innerhalb  der  Provinz  vollzieht ;  er  darf  also  im  Strafweg  nur 
aus  der  eigenen  Provinz  ausweisen  ^  und  den  Aufenhaltszwang  nur 
in  Betreff  einer  Oertlichkeit  der  eigenen  Provinz  verfügen*. 

3.  Amtshandlungen,  soweit  sie  nicht  lediglich  durch  den  Aufent- 
haltsort der  davon  betroffenen  Person  bedingt  sind,  kann  der  Statt- 
halter nur  vollziehen  in  Beziehung  auf  die  in  seinem  Sprengel 
heimathberechtigten  oder  wohnhaften  Personen  ^.  Kaiserliche  Instruc- 
tionen indess  haben  im  Interesse  der  i^ifentlichen  Sicherheit  seine 
Strafgewalt  unter  Umständen  auch  auf  nicht  seiner  Provinz  an- 
gehörige  Verbrecher  erstreckt®. 

Die  jurisdictionelle  Competenz  des  Statthalters  ist  schon  durch  suHhaiter- 
den  ursprünglichen  Titel  hinreichend  bezeichnet.    Diejenigen  Civil-  "®^®  p*!*^" 
Prozesse,   welche   in  Renn  an  die  zur  Zeit   der  Einrichtung  der 
Statthalterschaft  bestehenden  beiden  Präturen,  die  städtische  oder  die 
peregrinische  gebracht  werden,  gehen  in  Sicilien  und  so  weiter  vor  den 
der  Provinz  vorgesetzten  Prätor '',  also  sowohl  die  Prozesse  zwischen 


*  ülpian  Dig.  1,  16, 1 :  proconsiU  . . .  potestatem  non  exercet  nm  in  ea  pro- 
rincia  sola,  quae  ei  decreta  est.  St  R.  2,  205,  254.  Ausnahmen  im  Nothfali: 
Dig.  1,  16,  5. 

*  Paolns  Dig.  1, 18,  8 :  praeses  pravinciae  .  .  .  imperium  habet  .  .  .  dum  in 
provincia  est;  nam  si  exeesserit,  privatus  est,    St.  R.  1,  680  fg. 

'  C.  Th.  9,  40,  12.  Dabei  werden  die  getheilten  Provinzen,  die  tres  Syriae 
und  die  tres  Dacicte  als  Einheiten  behandelt  (Dig.  48,  22,  7,  14). 

«  Dig.  48,  22„  7,  1.    Das  Weitere  im  fünften  Bach  bei  den  Freiheitsstrafen. 

^  Panlns  Dig.  1, 18,  3:  praeses  provinciae  in  sttae  pr&vinciae  hamines  tantum 
imperium  habet.    Celsns  Dig.  48,  3, 11. 

*  Paulus  nach  den  angeführten  Worten :  habet  interdum  imperium  et  adversus 
extraneos  homines,  si  quid  manu  commiserint:  nam  et  in  mandatis  principum 
est ,  ut  curet  is  qui  provinciae  praeest  mdlis  hominibus  provinciam  purgare  nee 
dtsHnguuniur  ufide  sint.  Marcianus  Dig.  48,  13,  4:  mandatis  cavetur  ,  ,  ,  ut 
praesides  sacrüegos  Jatrones  plaqiarios  conquirant  et  ut  prout  quisque  deliquerit 
in  eum  animadvertant.  et  sie  consiitiutionibus  cavetur,  ut  sacrOegi  extra  ardinem 
(d.  h.  nicht  am  Heimaths-,  sondern  am  Ergreifungsort)  digna  poena  puniantur. 

^  ülpian  Dig.  1,  16,  7,  2 :  etim  plenissimam  iurisdictionem  proconsuL  habeat, 
omnium  partes,  qui  Bomae  vel  quasi  magistratus  vel  extra  ordinem  tu«  dicunt, 
ad  ipsum  pertinent.  Hermogenianus  Dig.  1,  18, 10:  ex  omnibtts  causis,  de  quibus 
ttl  praefectus  urbi  vel  praefectus  praetorio  itemque  consules  et  praetares  ceterique 
Bomae  cognoscunt,  correctorum  et  praesidum  provinciarum  est  noUo.  Marcianus 
IHg.  1,  18,  11.  Proculus  Dig.  1,  18,  12.  Diese  für  die  Rechtspflege  der  Kaiserzeit 
aufgestellte  Regel  unterliegt  auch  für  diese  insofern  einer  wesentlichen  Beschränkung, 
als  namentlich  die  Capita^urisdiction,  wie  weiterhin  gesagt  werden  wird,  dem  späteren 
Statthalter  nicht  von  Amts  wegen,  sondern  nur  nach  Specialmandat  zusteht. 
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zwei  römischen  Bürgern  wie  die  zwischen  einem  Römer  und  einem 
Nichtrömer  wie  auch  die  zwischen  Bürgern  verschiedener  Ge- 
meinden. Diese  Competenz  ist  sowohl  durch  die  Institution  selbst 
angezeigt  wie  auch  für  die  älteste  Provinz  durchgeführt  *,  und  ob- 
wohl Abweichungen  davon  namentlich  hinsichtlich  der  dritten  Ka- 
tegorie vorgekommen  sein  werden,  haben  wir  alle  Ursache  dieses 
Schema  im  Wesentlichen  als  allgemein  gültig  zu  betrachten  ^.  Die 
Tendenz  der  Einrichtung  ist  durch  den  ausgebreiteten  römischen 
Handel  und  Geldverkehr  gegeben;  die  Uebermacht  Roms  fand  in 
den  überseeischen  Gebieten  zunächst  und  vor  allem  darin  ihren 
Ausdruck,  dass  der  Römer  als  Kläger  wie  als  Beklagter  nicht  vor 
dem  Ortsgericht,  sondern  vor  dem  römischen  Recht  nahm  und  dass 
weiter  die  Ortsgerichte  auf  die  lediglich  innerhalb  ihrer  Bürger- 
schaft geführten  Prozesse  beschränkt  wurden.  Den  stadtrömischen 
Gerichten  wurden  diese  Prozesse,  so  weit  sie  Klagen  gegen  römi- 
sche Bürger  betrafen,  nicht  unbedingt  entzogen;  der  Statthalter 
war  befugt  jeden  derartigen  Prozess  abzulehnen  und  nach  Rom  zu 
verweisen  ®  und  es  mag  auch  der  beklagte  Römer  unter  Umständen 
die  gleiche  Befugniss  gehabt  haben.  Uebrigens  .scheint  die  Com- 
petenz des  Statthalters  nicht  beschränkt  gewesen  zu  sein  und  schtoss 
namentlich  die  Privatdelicte  ein*. 
p»«TiittiÄier  Die  Prozessordnung  für  den  Provinzialprätor  ist  die  römisch- 
cstüproiws.  italische.  Einen  einheitlichen  Gerichtsort  für  den  ganzen  Sprengel 
giebt  es  freilich  in  der  Provinz  nicht ;  wahrscheinlich  im  Anschluss  an 


»  Cicero  Verr.  1-12,  13,  32.    St  R.  8,  745. 

*  Hermippos  und  Heraklides,  über  deren  Prozess  Cicero  pro  Flacco  20  spricht» 
scheinen  allerdings  beide  TemnitaDer  gewesen  zu  sein,  aber  Hermippos,  der  an 
römische ~  Gläubiger  als  Bürge  gezahlt  hatte,  hat  sich  offenbar  deren  Forderung^ 
cediren  lassen. 

"  Civilrechtlich  besteht  wie  hinsichtlich  der  ausserstädtischen  Pr&fectoren 
(S.  223  A.  4)  so  auch  hinsichtlich  des  Statthaltergerichts  dem  hauptstädtischen 
gegenüber  Concurrenz  (Cicero  pro  Quinctio  12,  41:  et  in  provincia  ius  dieehcUur 
et  Bomae  iudida  fiebant).  Der  Statthalter  ist  befugt  Klagen,  für  die  er  competent 
ist,  nach  Rom  zu  verweisen  (Cicero  Verr.  8,  60,  188.  189.  ad  hm.  18,  26.  56). 

^  Eine  von  dem  sicilischen  Kläger  gegen  einen  Homer  augestellte  Injurien- 
klage  erwähnt  Cicero  Verr.  5,  41, 108 ;  eine  solche  zwischen  zwei  römischen  Bürgern 
ist  wohl  auch  der  von  Horatius  sat.  1,  7  besungene  Rechtshandel.  Sponsionsklage^ 
der  Sache  nach  Bezichtigung  des  Diebstahls  und  insofern  iudicium  capitis,  bei 
Cicero  Verr.  5, 54,  141.  Private  der  Diebstahlsklage  analoge  Straf  klagen  sind  auch 
die  in  dem  Edict  des  Verres  wegen  Uebervortheilung  des  Zehntpächters  durch  den 
Zehntpflichtigen  und  umgekehrt  angeordneten  auf  vier&chen  oder  achtfiichen  Ersatz 
(Cicero  Verr.  3,  10-14). 
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das  bei  den  italischen  Präfecturen  befolgte  Verfahren  werden 
in  dem  Organisationsgesetz  der  Provinz  diejenigen  Ortschaften 
bezeichnet,  in  welchen  römische  Bürger  zahlreich  verkehren  und 
der  Statthalter  angewiesen  successiv  in  einer  jeden  derselben  Ge- 
richt zu  halten,  zu  welchem  Termin  die  römischen  Bürger  des 
Bezirks  geladen  werden.  Vorzugsweise  aus  den  also  sich  einstellen- 
den Römern  wird  für  jeden  Bezirk  eine  Liste  von  recuperatorischen 
Geschwomen  aufgestellt,  bei  deren  Auswahl  der  Prätor  wie  in  Rom 
(S.  178)  so  auch  hier  freie  Hand  hat  ^  Das  Herkommen,  dass  der 
Statthalter  den  Sommer  auf  diese  Bereisung  seines  Sprengeis  ver- 
wendet, hat  trotz  der  späteren  Verkleinerung  der  Provinzen  sich 
bis  in  die  späteste  Zeit  behauptet^. 

Strafrichter  ist  der  Provinzialprätor  so  wenig  wie  der  haupt-  sutthaitei- 
städtische;    der  ursprüngliche   öffentliche   Strafprozess   kann   gar  c^)!^^^„ 
nicht  anders   geführt  werden   als  in  der  Hauptstadt.    Allerdings      bei 
aber   hat   er   innerhalb   seines   Sprengeis   die  Coercition  in  dem  gJJ^^J* 
vollen  im  zweiten  Abschnitt  dieses  Buches  entwickelten  Umfang, 
selbst  die  capitale  gegen  den  Nichtbürger  schlechthin  und  bis  auf 
die  Gracchenzeit  auch  gegen  den  Bürger  (S.  145).    Dennoch  ist 
auch  in  dieser  Hinsicht  seine  Stellung  eine  andere  als  die  des 
Imperienträgers  in  Rom ;  diesem  liegt  in  erster  Reihe  die  Fürsorge 
ob  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  das  Einschreiten  gegen  schwere 
Verbrechen,   wogegen   in   der  Provinz   der  Sicherheitsdienst   und 


1  St  R.  2,  231  A.  3.  3,  528.  529.  Ich  wiederhole  nicht  bekannte  und  nicht 
immittelhar  das  Strafrecht  angehende  Dinge.  Die  rechtlich  freie  Wahl  der  provinzialen 
Recaperatoren,  neben  denen  übrigens  auch  in  der  Provinz  der  iudex  unus  sich 
findet  (Cicero  Verr.  2, 13,  33.  3,  11,  28.  c.  58,  135),  bestätigen  die  Verrinen  durch- 
gängig;  der  Tadel  der  von  Verres  verwendeten  Geschwomen,  insbesondere  die 
Auswahl  derselben  aus  seinem  Gefolge  (Cicero  Verr.  1.  2,  13,  34)  ist  durchaus 
personal  und  weder  für  diese  Zeit  noch  für  die  spätere  findet  sich  irgend  ein  An- 
halt für  formale  Beschränkung  dieses  Rechts  bei  den  Provinzialmagistraten  nach 
Analogie  der  stadtrömischen  Judiciargesetze.  Streichung  von  der  Recuperatoren- 
liste  ist  Verunehrung  (Cicero  pro  Flacco  4,  11;  Plinius  ad  Trai.  58).  Die  Ein- 
richtung besteht  auch  unter  dem  Principat  (Plinius  ad  Trai.  58).  Dass  in  Prozessen 
zwischen  einem  Römer  und  einem  Nichtrömer  der  Geschwome  der  Nationalität 
des  Beklagten  folgt,  war  den  Siculem  verbrieft  (S.  234  A.  1),  in  Kilikien  von  dem 
Belieben  des  Statthalters  abhängig  (Cicero  ad  Att.  6,  1,  15).  St  R.  3,  745  A.  2. 

«  Cicero  Verr.  5,  12,  29.  Straboü  3,  4,  20  p.  167.  C.  Th.  7,  10,  2.  6. 
lost  1,  40,  6.  Nov.  Maioriani  2,  4.  7,  13.  Nov.  lust  28,  5  pr.  und  besonders 
Cassiodor  var.  5,  14,  7.  12,  15,  7,  woraus  man  ersieht,  dass  in  der  Spätzeit  der 
Statthalter  keinen  Ort  mehr  als  einmal  im  Jahre  besuchen  und  an  keinem  mcbr 
als  dreitägige  Diäten  fordern  durfte. 


L. 
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die  Criminaljustiz  zunächst  in  Betreflf  der  Einheimischen  von  den 
örtlichen  Behörden  gehandhabt  werden  und  der  Prätor  nur  als  der 
Träger  des  Sammtregiments  ergänzend  eintritt.  Hinsichtlich  der 
von  römischen  Borgern  begangenen  Strafthaten  ist  zunächst  daran 
zu  erinnern,  dass  es  in  republikanischer  Zeit  Bürgergemeindeii 
in  den  Provinzen  nicht  oder  so  gut  wie  nicht  gab  und  also  hiebei 
nur  die  fluctuirende  überwiegend  kaufmännische  römische  Ein- 
wohnerschaft in  Betracht  kam,  da  den  provinzialen  Stadt- 
behördeü  die  Strafgewalt  über  römische  Bürger  nur  ausnahms- 
weise zugestanden  haben  kann  (S.  111).  Diesen  Zuständen 
entspricht,  was  wir  über  das  strafrechtliche  Einschreiten  der 
republikanischen  Statthalter  erfahren.  Von  eigentlicher  Straf- 
rechtspfl^e  ist  nirgends  die  Bede*;  auch  die  Einführung  des 
Quästionsverfahrens  in  Rom  kann  den  provinzialen  Strafprozess 
nicht  in  das  Leben  gerufen  haben.  Es  ist  und  bleibt  die  Aufgabe 
des  Statthalters  die  Unterthanen  in  Gehorsam  und  vor  allen  Dingen 
die  Sclaven  niederzuhalten  und  jede  Verfehlung  gegen  die  Re- 
gierung zu  ahnden,  wie  dies  früher  (S.  146  fg.)  ausgeführt  worden 
ist.  Die  Prätur  als  solche  schliesst  wohl  die  bürgerliche  und  die 
peregrinische  Jurisdiction  ein,  aber  keineswegs  die  Functionen  der 
verschiedenen  Quästionsvorsteher ;  diese  werden  durch  das  be- 
treffende Specialgesetz  bestimmten  Beamten  überwiesen"  und  zu 
dieser  haben  in  der  Epoche  ihrer  Einrichtung  die  Provinzialstatt- 


^  Dass  dem  Proconsul  ?on  Asia  P.  Dolabelia  eine  Frau  aus  Smyrna  Tor- 
geführt  wird  als  Mörderin  ihres  Gatten  und  ihres  Sohnes,  welche  er  dann  vor  den 
Areopag  weist  (Val.  Max.  8,  1  amb.  2,  daraus  Oellius  12,  7  und  Ammian  29,  2, 
19),  ist  schon  desshalb  ohne  Beweiskraft  fiir  diese  Epoche,  weil  für  diesen  Statt- 
halter jede  Zeitbestimmung  fehlt  —  lediglich  durch  Vermuthung  wird  er  für  den 
Prätor  gehalten,  vor  dem  Cicero  den  Caedna  vertheidigte.  Aber  sollte  auch  diese 
Identification  zutreffen,  so  lässt  sich  nach  diesem  durchaus  singulftien  FaU  die 
Statthaltercompetenz  nicht  bemessen.  Füglich  kann  das  Stadtgericht  bei  dem 
Statthalter  ebenso  angefragt  haben  wie  dieser  dann  bei  dem  Areopag. 

'  Papinianus  Dig.  1,  21,  1  pr.:  quaecumque  specidliter  lege  vel  senatus  con- 
sülte  vel  constitutione  principum  tribuuntury  tnandata  iurisdictione  non  trans» 
feruntur  .  ...  et  ideo  videntur  errare  magistratus,  qui,  cum  publici  iudicU  habeant 
exercitionem  lege  vel  senatus  consulto  delegatam^  veluti  legis  luliae  de  adülteriis 
et  si  quae  sunt  aliae  similes,  iurisdictionem  suam  ma/ndant,  was  weiter  dadurch 
erhärtet  wird,  dass  das  julische  Qesetz  de  vi  dem  Magistrat,  dem  dessen  Handhabung 
zugefallen  ist,  das  Mandiren  nur  für  den  Fall  der  Abwesenheit  gestattet  Also  wie 
das  Repetundengesetz  dem  Prätor  die  Strafgewalt  giebt,  cuius  hac  lege  quaestio 
eritf  so  hat  die  Handhabung  eines  jeden  iudicium  publicum  nicht  der  Prfttor  als 
solcher,  sondern  der,  dem  die  Quästion  durch  das  Loos  zugefallen  ist 


Siebenter  Abschnitt.    Das  statthalterliche  Strafrecht.  287 

halter  sicher  nicht  gehört.  Es  kann  daftir  auch  kaum  in  den 
Provinzen  ein  Bedürfniss  sich  gezeigt  haben.  Für  die  fluctuirende 
römische  Einwohnerschaft  wird  die  prätorische  Inquisition  und 
Coercition  nebst  der  Befugniss  den  Schuldigen  nach  Rom  zu 
senden,  welche  den  Statthaltern  nicht  gefehlt  haben  kann,  in 
republikanischer  Zeit  ausgereicht  haben.  Fttr  die  sesshaften 
Provinzialen  bestand  das  autonome  Ortsgericht.  Auch  als  über- 
seeische Bürgergemeinden  entstanden,  was  in  einigem  Umfang 
erst  seit  dem  Untergang  der  Republik  eingetreten  ist,  werden 
diese,  eben  wie  die  italischen,  ihr  Municipalgesetz  und  ihre 
eigenen  iudicia  publica  gehabt  haben.  Was  die  Statthalter  gethan 
haben,  im  Guten  wenig  ^  und  im  Schlimmen  viel,  Iftsst  sich  durch- 
aus bringen  unter  den  Gebrauch  oder  den  Missbrauch  der  magi- 
stratischen Fürsorge  für  die  öflFentliche  Sicherheit.  Der  beste 
Statthalter,  den  das  römische  Gemeinwesen  überhaupt  gehabt  hat, 
Q.  Mucius  Scaevola  Consul  659/95  mass  in  seinem  asiatischen  Pro- 
consulat  nicht  bloss  als  Civilrichter  die  römischen  StaatspÄchter  aus- 
nahmsweise mit  gerechtem  Mass,  sondern  er  liess  auch  ihren  obersten 
Verwalter,  eben  als  derselbe  freigelassen  werden  sollte,  seiner 
Missethaten  wegen  an  das  Kreuz  schlagen',  machte  also  ernsten 


^  Gegenüber  indess  den  Ordnungen,  die  die  Römer  in  den  Provinzen  vor- 
£uiden,  welchen  überwiegend  die  vereinigten  üebelstftnde  der  Demokratie  und 
der  Kleinstaaterei  angehaftet  haben  mOssen,  ist  das  wie  immer  willkürliche  Ein- 
greifen des  ausländischen  Militärcommandanten  ohne  Zweifel  vielfach  wohlthätig 
gewesen.  Von  einem  Statthalter  von  Sicilien  in  der  marianischen  Zeit,  dem 
L.  Asullius  heisst  es,  dass  die  früheren  römischen  Statthalter  den  Waisen  und 
den  Frauen  Vormünder  bestellt  hätten,  er  aber  selbst  in  der  Rechtspflege  für  sie 
eingetreten  sei  (Diodor  37,  8,  4  vgl.  Cicero  in  Verr.  1.  1,  56,  146). 

*  Diodor  37,  5,  2  p.  607:  rtSv  drifAoatmvmv  oivofjL^fiata  ^tm^^daaTo.  näat 
yuQ  ToTg  iidtxfififvoig  dxQißij  XQir^Qia  Tr^aruTtvwv  xaxadUovs  iv  ajiaoiv  InoUi 
roifs  Sfifioamvog,  xal  rag  fxhv  d^vgtxag  ßlaßag  xotg  riöixrifAivoig  ixrCvHV  rjvdyxaCif 
ja  dk  ^avttTixd  Tojv  iyxXfifidxwv  rj^^ov  XQtOiutg  &avaTixrjg.  Sri  (fri  rov  xoQV(faiov 
routuv  oixovofioy  («s  viUiMs)^  ^tSorra  filv  vniQ  Trjg  iXev&tgiag  noXla  xQ^M^^^ 
xul  avuTmfWuxota  TtQog  tovg  xvQiovg^  tpddaag  tt^v  dnolvTQmaw  xal  &avdxov 
xtaa^ixdaag  dvearaugoHrtv,  Vgl.  Cicero  ad  Q.  fr.  1,  7,  21.  Der  Proconsul  zieht 
also  keineswegs  die  Gapitalprozesse  an  sich,  straft  aber  am  Leben,  wenn  bei  Ge- 
legenheit der  Civilrechtspflege  capitale  Sclavenverbrechen  zum  Vorschein  kommen. 
In  besonderem  Auftrag  des  Senats  giebt  der  sicilische  Prätor  Licinius  Nerva  einer 
Anzahl  zu  Unrecht  der  Freiheit  beraubter  Peregrinen  die  Freiheit  wieder  (Dio- 
dor 36,  3).  —  Die  tollste  Leistung  statthalterlicher  Willkür  ist  die  Androhung  der 
Todesstrafe  für  den  Fall  gerichtlich  erwiesener  Verletzung  der  Zehntordnung,  wenn 
dieser  Bericht  correct  ist  (Cicero  Verr.  3,  28,  69). 
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Gebrauch  von  der  capitalen  Coercition,  hier  einmal  zum  Besten 
der  Provinzialen.  Wenn  bei  Verres  Amtsthätigkeit  in  Sicilien 
von  seiner  civilprätorischen  Function  abgesehen  wird,  so  erkennt 
man  auch  bei  diesem  Elenden,  dessen  Nichtswürdigkeit  Cicero 
schwerlich  stark  übertrieben  hat,  deutlich  den  Missbrauch  nicht 
eigentlich  der  Strafjustiz,  sondern  des  schrankenlosen  römischen 
Herrenrechts.  Nirgends  zeigen  die  Verrinen,  die  von  der  Statt- 
halterstellung der  Sullanischen  Epoche  uns  eingehende  Kunde 
geben,  auf  eine  organische  Einrichtung  hin,  kraft  welcher  die 
provinziale  Strafjustiz  in  irgend  welcher  Form  und  in  irgend 
welchen  Schranken  dem  Statthalter  vorbehalten  worden  wäre. 
Die  »tatt-  Wenn    also   die    Statthalter   der   römischen  Republik   nichts 

^straf-^*^  waren  als  innerhalb  ihres  Sprengeis  einerseits  römische  Civilrichter, 
«erichtsbar-  audrorsoits  Verwalter  des  souveränen  Herrenrechts ,  so  sind  sie 
^m^u-  ^^*^^  ^^^  Principat  die  eigentlichen  Träger  der  Reichsjustiz 
dpat  geworden,  namentlich  auch  auf  dem  Gebiet  des  Strafrechts.  Es 
hängt  diese  Umwandlung  wesentlich  damit  zusammen,  dass  mit 
der  Monarchie  die  städtische  Vormacht  zur  Reichsherrschaft  wurde ; 
im  Besonderen  nachzuweisen,  wie  dieser  Prozess  sich  vollzogen  hat, 
welche  einzelnen  Herrscher  und  in  welcher  Weise  sie  in  die  im  All- 
gemeinen sich  wohl  von  selbst  vollziehende  Entwickelung  bestimmend 
eingegriflfen  haben,  gestattet  die  Ueberlieferung  nicht.  Wahr- 
scheinlich gehen  die  wesentlichsten  Neuerungen,  die  Beschränkung 
der  Gemeindeautonomie  in  der  Handhabung  des  Strafrechts  und 
die  Umgestaltung  des  Provocationsrechts  auf  Augustus  zurück, 
unter  welchem  die  statthalterliche  Criminaljustiz  bereits  in  vollem 
Umfang  gewaltet  zu  haben  scheint  ^  Zweifellos  erscheint  sie  in 
alleinherrschender  Stellung  unter  den  fla vischen  Kaisern^  so  wie 


^  Volesus  Messalla  Consul  5  n.  Chr.  und  dann  unter  Augustus  Statthalter  von 
Asia  liess  an  einem  Tage  300  Menschen  hinrichten  und  bezeichnete  dies  als  eine 
rechte  Eönigsthat,  wesshalb  er  vom  Senat  bestraft  ward  (Seneca  de  ira  2,  5;  Tadtos 
ann.  3,  68);  wegen  gleicher  saevitia  ward  unter  Tiberius  ein  anderer  Statthalter 
derselben  Provinz  C.  Silanus  vor  Gericht  gestellt  (Tacitus  ann.  3,  66—69).  Misse- 
thaten  dieser  Art  lassen  sich  schwer  begreifen  ohne  Annahme  weitgehender  statt- 
halterlicher Gerichtsbarkeit 

'  Unter  Domitian  erscheint  der  statthalterliche  Criminalprozess  in  voller 
Wirksamkeit  (Plinius  ad  Trai.  56.  57.  58).  Unter  Traian  wird  Marius  Priscus 
Statthalter  von  Africa  angeklagt  gegen  Bestechung  einen  römischen  Ritter  zum 
Exil  und  sieben  seiner  Freunde  zum  Tode,  einen  andern  Ritter  zur  Berg- 
werksarbeit verurtheilt  zu  haben  und  ihn  dann  im  Kerker  haben  erdrosseln  zu 
lassen  (Plinius  ep.  2,  11).  Die  des  Christenthums  angeklagten  Nichtrömer  lässt 
Plinius  als  Statthalter  von  Bithynien,  wenn  sie  sich  weigerten  von  dem  Glauben  zu 
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in  den  Rechtsbtichern  der  Folgezeit  ^  Immer  tritt  sie  auf  als 
magistratische  Cognition,  bei  welcher  die  Zulassung  eines  Anklägers 
nicht  ausgeschlossen  ist'  und  das  Gonsilium  zur  Anwendung  kommt' ; 
aber  einer  Bindung  durch  die  Geschworneninstitution,  wie  sie  im 
Civilprozess  auch  bei  den  Statthaltern  auftritt  und  in  der  städtischen 
Justiz  auf  den  Criminalprozess  erstreckt  ist,  hat  der  statthalterliche 
Strafprozess  nicht  unterlegen.  Er  gestaltet  sich  verschieden  gegen- 
über dem  Nichtbürger  und  gegenüber  dem  römischen  Bürger. 

Für  die  Peregrinen,  zunächst  auch  unter  dem  Principat  die  grosse  sutthaiur. 
Mehrzahl  der  Provinzialen,  war,  wie  vorher  gesagt  ward,  nach  der  \"^*  ®*?'" 

^        '^  JQstu  über 

Anlage  des  römischen  Reiches  das  rechte  Strafgericht  die  autonome  die  Nieht- 
Heimathbehörde.  Schwerlich  aber  waren  diese  Gerichte,  im  Allge-  ^*^'' 
meinen  genommen,  für  diesen  Zweck  geeignet ;  die  beiden  Extreme 
schlechter  Strafverwaltung,  Schwäche  und  Härte  werden  sie  in  grossem 
Umfang  beherrscht  haben.  Die  überwiegend  kleinstädtische  oder  klein- 
staatliche Autonomie  wird  nicht  häufig  diejenige  politische  Energie 
entwickelt  haben,  welche  die  Mässigung  gestattet  und  oft  genug 
bald  schwächliche  Nachsicht  und  Rücksicht  geübt,  bald  in  roher 
Unwissenheit  und  ungebändigter  Leidenschaft  ihr  formales  Recht 
missbraucht  haben,  während  die  oft  schlimmer  als  die  schlimmste 
Grossmachtjustiz  schaltende  Winkelwirthschaft  durch  ihre  Gering- 
fügigkeit selbst  der  staatlichen  Aufsicht  ihre  Aufgabe  erschwerte  *. 

lassen,  hinrichten  (ad  Trai.  97:  duci  iussi).  Dasselbe  Strafverfahren  zeigen  die 
glaubwürdigen  Märtyreracte,  so  die  scillitanischen  und  die  von  Lyon.  Ein  Proconsul 
von  Asia  unter  Hadrian  lässt  einen  Räuber  foltern  (Philostratus  yit  soph.  1,  25,  9). 
Wenn  Polemon  (bei  Philostratus  Tit.  soph.  1,  25,  2)  unter  Hadrian  den  Smyrnaeem 
den  Rath  ertheilt  bei  Geldstrafen  die  Prozesse  bei  sich  zu  erledigen,  aber  von 
denen  um  Mord,  Tempelraub,  Ehebruch  die  Hand  zu  lassen,  weil  diese  einen  mit 
dem  Schwertrecht  ausgestatteten  Richter  fordern  (Sucaatov  yotg  ietaf^ai  airas  — 
rag  SUag  —  (Iffog  fj^orrof),  SO  ist  der  Hinweis  auf  den  Statthalter  deutlich.  — 
Ein  lebendiges  Bild  des  Strafprozesses  vor  dem  Statthalter  giebt  ausser  der  Apostel- 
geschichte 25  fg.  vor  aUem  die  unter  Pius  von  Appuleius  vor  dem  Statthalter  von 
Africa  gehaltene  Selbstvertheidigung  in  einem  Prozess  wegen  Magie. 

^  Ulpianus  GoU.  14,  3,  1:  frequens  est  etiam  legis  Fabiae  cognitio  in  omm- 
bu8  tribunalibus  praesidum,  wo  diese  strafrechtliche  Judication  in  Gegensatz  zu 
deijenigen  der  nicht  als  Statthalter  fungirenden  Procuratoren  gesteUt  wird.  Weiterer 
Belege  bedarf  es  nicht 

*  Einen  solchen,  und  zwar  bald  einen  Römer,  bald  einen  Siculer  besteUt 
Yerres  in  den  yor  ihm  in  Sicilien  verhandelten  Gapitalprozessen  (Cicero  Verr.  2, 
38,  94.  5,  41,  108). 

'  Cicero  Verr.  5,  6,  12.  c.  8,  18.  c.  44, 114.  Maxime  Claudi  quique  in  con- 
süio  estis  beginnt  Appuleius  seine  Yertheidigungsrede  (vgl.  c.  65.  67).  Act  ap.  25, 12: 
6  ^fnjaiog  aviloytiaag  fiera  ro£f  avfißoXCov  amx^Cd^. 

^  Man  erinnere  sich  an  die  Lyncl\justiz,  welche  die  Juden  gegen  den  ab- 


240  Zweites  Buch.    Die  Strafbehörden, 

Was  das  träge  republikanische  Regiment  sich  gefallen  Hess,  wird  das 
energischere  des  Principats  nicht  in  gleicher  Weise  hingenommeo 
haben.  Die  Handhabe  dafür  fehlte  nicht.  Die  Fürsorge  für  die 
öffentliche  Sicherheit,  wie  die  Statthalter  der  Republik  sie  geübt 
hatten,  ist  in  ihrer  Unbestimmtheit  und  Grenzenlosigkeit  der 
weitesten  Erstreckung  auf  die  Griminaljustiz  fähig  und  konnte 
durch  blosse  Regulirung  und  Generalisirung  zur  ordentlichen  Straf- 
rechtspflege sich  ausgestalten.  Zur  Beschränkung  der  Gemeinden 
in  der  Ausübung  der  Strafgewalt  war ,  abgesehen  von  den  nicht 
allzu  zahlreichen,  denen  die  Autonomie  staatlich  verbrieft  war, 
die  Reichsregierung  von  Rechts  wegen  sowohl  im  einzelnen  Fall  wie 
allgemein  befugte  Was  ein  Schriftsteller  des  8.  Jahrh.  ausspricht 
(S.  120  A.  1),  dass  die  römische  Regierung  das  Recht  über  Leben 
und  Tod  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  gilt  wahrscheinlich  schon 
für  die  früheste  Kaiserzeit  ^   und  es  mögen  die  Anfänge  selbst  in 


trünnigen  Stephanos  aasübten  (act  apost.  6.  7)  und  an  die  von  dem  ZeitgenosseD 
Origenes  geschilderte  völlig  gleichartige  nsurpirte  Gapitalgerichtebarkeit  der  jüdischen 
Hohenpriester  des  3.  Jahrh.  über  religiöse  YerbrecheD,  welche  die  römiscJie  Regie- 
rung in  der  gesunkenen  Spätzeit  stillschweigend  tolerirte  (S.  120  A.  1). 

^  Die  vollständige  Abhängigkeit  der  Gemeinderäthe  der  Ünterthanenstädte  in 
allen  Yerwaltongsangelegenheiten  von  dem  Statthalter  haben  die  den  Opramoaa 
betreffenden  lykischen  Urkunden  aus  der  Zeit  von  Hadrian  und  Pius  (Heberdej 
Opramoas,  Inschriften  vom  Heroon  zu  Rhodiapolis.  Wien  1897)  in  heUes  Licht 
gesetzt.  Auch  die  Freilassung  eines  Gemeindesdaven  unterliegt  der  Bestätigong 
durch  den  Statthalter  (Cod.  7»  9,  1).  Es  passt  dies  wohl  zu  der  gleichartigen 
Handhabung  der  Justiz. 

*  Unter  den  im  Ganzen  übereinstimmenden  und  sicher  im  wesentlichen  auch 
geschichtlichen  Berichten  über  Jesus  Hinrichtung  scheint  der  reinste  deijenige 
des  Marcus  14,  64:  ol  ^k  navteg  (der  Hohepriester  mit  dem  Synedrion)  xarixgtpor 
avxov  ilvai  tvoxov  &avttrov  ...  15,  1 :  Srjaavref  tov  ^lipJoOv  anrjv^yxav  xal  na^4-^ 
dioxav  ITiXarq)  .  .  .  15,  15:  o  cf^  Utltitog .  .  .  naqi6mx^v  tov  *Ffjüo0v  (pqay^liio* 
aagy  tva  aftcvQtD^.  15, 16.  24:  ol  <f^  (TTQaTiiJTai .  . .  atavQOv<T$v  avtov  xaX  ^tufie^' 
Covrat  ra  Ifxaria  avroD  (nach  römischem  Soldatenrecht  Dig.  48,  20,  6).  Die  Ver- 
haftung bewirkt  die  Localbehörde  (ohne  Frage  fehlerhaft  nennt  Johannes  18,  3. 12^ 
dafür  den  Tribunus  und  die  Gehörte)  und  sie  stellt  das  Verhör  an;  auch  das  Delict 
ist  nach  jüdischem  Recht  behandelt.  Aber  auch  der  Statthalter  befragt  den  ihm 
vorgeführten  Verurtheilten.  Die  Hinrichtung  wird  insofern  von  dem  römischen  Statte 
halter  verhängt  und  demnach  nicht  durch  Steinigung,  sondern  von  römischen  Soldaten 
in  römischer  Form  durch  Kreuzigung  zugleich  mit  deijenigen  einiger  Strassenräuber 
voUstreckt.  Dass  der  Statthalter  diese  Bestätigung  gewährte,  weil  er  den  «Könq^ 
der  Juden'  als  Ms^estätsverbrecher  betrachtete,  weist  die  ältere  Fasstmg  ab,  da. 
Pilatus  trotz  der  Bejahung  der  Frage  (Marc.  15,  2)  den  Mann  für  unschuldig,  also 
diese  Antwort  für  die  Rede  eines  Schwärmers  hält;  nach  dieser  DarsteUung  giebi 
Pilatus  wider  seine  persönliche  Ueberzeugung  dem  Drängen  der  fanatischen  Masse 
nach.  Lucas  freilich  (23,  2. 14)  hat  dann  in  seiner  motivirenden  Weise  das  M^jestäts* 
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die  repablikanisehe  zurückreichen.  Eben  die  besseren  Statthalter 
werden  bei  der  Handhabung  der  Capitalgerichtsbarkeit  den 
städtischen  Behörden  nicht  selten  Schranken  gesetzt  haben.  Far 
die  den  capitalen  zunächst  stehenden  Freiheitsstrafen,  die  schwere 
Relegation,  die  Deportation,  die  Zwangsarbeit  fehlte  den  Gemeinde- 
behörden überhaupt  die  rechtliche  Möglichkeit  und  konnten  diese 
nur  von  den  Reichsbehörden  auferlegt  werden.  Auch  Straferkennt- 
nisse  auf  Vermögensconfiscation  und  hohe  Geldbussen  nicht  der  Willkür 
einer  Stadtgemeinde  anheimzustellen  war  wenigstens  Grund  genug 
vorbanden,  während  andrerseits  besonders  in  späterer  Zeit  die  Signatur 
des  politischen  Verfalls,  die  Fiscalität  dabei  eingegriffen  haben  wird. 
Somit  darf  es  als  wahrscheinlich  bezeichnet  werden,  dass  die  un- 
abhängige Strafjustiz  der  nichtrömischen  Bürgerschaften  in  relativ 
früher  Zeit  auf  geringfügige  Strafmittel  beschränkt  worden  ist^ 
Vermuthlich  sind  dabei  Prozess  und  Urtheilsfällung  zunächst  den 
autonomen  Behörden  verblieben  und  mussten  diese  nur  dem  Statt- 
halter zur  Bestätigung  vorgelegt  werden ;  aber  da  diese  Bestätigung 
ohne  Revision  des  Prozesses  nicht  gegeben  werden  konnte  und  den 
Peregrinen  gegenüber  die  formale  Appellation  schwerlich  Platz  ge- 
griffen hat,  so  läuft  dies  Verfahren  wesentlich  auf  statthalter- 
liche UrtheikftUung  hinaus.  —  Einen  Peregrinen  zur  Aburtheilung 
nach  Rom  an  das  Kaisergericht  zu  senden  war  der  Statthalter 
befugt^;  aber  es  ist  dies  nur  ausnahmsweise  geschehen. 

Die  Zahl  der  römischen  Bürger  in  den  Provinzen  war  unter  statthaiter- 

liche  Straf- 
Justiz  Über 

▼erbrechen  ausgebaut  und  Johannes  (19,  12—16)  die  Kaiserloyalh&t  in  die  Er-  die  B&rger. 
ziUnng  hineingezogen,  heil&afig  auch  im  Sinne  der  Ankläger  den  Jaden  wegen 
Yerietzong  des  jüdischen  Geseties  als  strafwürdig  hingestellt  (Joh.  18,  31.  19,  7). 
Die  Handwäsche  des  Pilatus,  welche  Marcus  nicht  hat,  ist  diesem  also  gefällten 
nnd  also  Tollstreckten  ürtheil  gegenüber  eigentlich  eine  Unmöglichkeit  und  noch 
unmöglicher  die  Aufforderung  des  römischen  Beamten  an  die  Juden  den  Jesus 
sdbst  nach  ihrem  Gesetz,  das  heisst  capital,  zu  richten  (Joh.  18,  31),  da  er  doch 
wenigstens  ebenso  gut  wissen  musste  wie  die  antwortenden  Juden :  rifAiv  odx  cUotiv 
unoxT€ivHv  otfdiva.  Zu  vergleichen  ist  auch  die  Erzählung  von  der  Hinrichtung 
des  Jacobus  durch  die  Juden  während  der  Yacanz  der  Statthalterschaft  (Eusebius 
h.  e.  2,  23).  Wenn  das  relativ  selbständige  jüdische  Gemeinwesen  dieser  Epoche 
in  der  Gapitaljustiz  von  der  römischen  Regierung  abhing,  so  gilt  dies  um  so  mehr 
fikr  die  abhängigen  Städte. 

^  Das  den  Geldwechsel  ordnende  Localstatut  von  Mylasa  aus  severischer  Zeit 
(S.  114  A.  1)  giebt  dem  Gemeinderath  das  Recht  über  den  freien  Contravenienten  eine 
massige  Geldbasse  zu  verhängen,  über  den  Sclaven  Züchtigung  oder  Einsperrung  bis 
zn  sechs  Monaten. 

*  Solche  Transmissionen  berichtet  Josephus  (vita  3  und  ant.  20,  131  =  6,  2], 
vielleicht  auch  Lucian  (Tox.  17),  wo  der  Stand  des  Mörders  nicht  angegeben  ist. 

Binding,  Handbuch.  1.  4:  MommseD,  rOm.  Strafr.  16 
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dem  Principat  in  stetigem  Zunehmen  und  vor  allem  wurden  in 
dieser  Epoche  ganze  Gemeinden  häufig  mit  römischem  Bürgerrecht 
ausgestattet,  bis  im  Anfang  des  3.  Jahrh.  dies  allen  Reichsstädten 
zu  Theil  ward  (S.  123).  Für  diese  römischen  Bürgerstädte  vor 
allem  bedurfte  es  der  Straf behörden ;  ihre  eigene  beschränkte  Au- 
tonomie wird  dafür  in  den  Provinzen  ebensowenig  ausgereicht  haben 
wie  in  Italien  (S.  225).  Wie  hier  die  ernstliche  Strafjustiz  an  den 
kaiserlichen  Delegaten,  den  Stadtpräfecten  und  an  das  unmittelbare 
von  dem  kaiserlichen  Gardecommandanten  geleitete  Kaisergericht 
übergegangen  ist,  wird  sie  in  den  Provinzen  an  die  Statthalter 
gekommen  sein,  wahrscheinlich  indem  die  in  dem  prätorischen 
Imperium  enthaltene  Coercition  im  Anschluss  an  die  städtischen 
Criminalordnungen  auf  deren  Delicto  erstreckt  und  also  zur  Straf- 
justiz ward.  Wenn  die  Geschwornenhöfe  der  iudicia  publica  nicht 
auf  die  Provinzen  übertragen  werden  konnten,  so  Hessen  die 
Delictkategorien  und  die  Strafsätze  sich  ohne  Schwierigkeit  auf 
den  Statthalterprozess  anwenden  und  auch  das  Accusationsver- 
fahren  auf  diesen  magistratischen  Prozess  sich  füglich  über- 
tragen, eben  wie  das  julische  Goncursgesetz  und  manche  andere 
durch  kaiserlichen  Erlass  auf  die  Provinzen  übertragen  worden  sind  *. 
Ergiazang  Allerdings    war    das    prätorische    Imperium    dem    römischen 

^iTmp^*  Bürger  gegenüber  für  die  Anwendung  der  schwersten  Strafmittel 
«tidtiflche  nicht  competent  und  bedurfte  der  Ergänzung  durch  das  Reichs- 
**^"*^^^' regiment  einerseits  bei  solchen  Strafen,  die  nicht  innerhalb  des 
Sprengeis  vollstreckt  werden  konnten,  was  bei  den  schwereren 
Freiheitsstrafen  meistens  der  Fall  war*,  andrerseits  in  Folge  der 
schon  der  Republik  angehörenden,  aber  durch  das  julische  Ge- 
waltgesetz  gesteigerten  Beschränkung  des  militärischen  Imperiums: 
der  Inhaber  desselben  konnte  über  den  römischen  Bürger  weder 
Todesstrafe  noch  Züchtigung  oder  Fesselung  verhängen  und 
musste    bei    dem    Gapitalprozess    der    Provocation    stattgeben*. 

»  Cod.  7,  71,  4.    Gaius  3,  121 ».  122. 

'  Darüber  ist  im  fünften  Buch  bei  den  Freiheitsstrafen  gehandelt 
'  Paulas  5,  26,  1 :  lege  lulia  de  vi  publica  damnatur,  gut  äliqua  potestate 
praedituH  dvetn  Romanum  antea  ad  populum  fprovoca^ttemj ,  nunc  imperatorem 
appellantem  necaverit  necarive  iusserit  torserit  verheraverit  {cond^mnaverit  zu 
tilgen)  inve  publica  vincula  duci  iusserit  .  .  .  Ebenso  ülpian  Dig.  48,  6,  7,  wo 
für  ad  populum  [provocantemj  gesetzt  ist  adversus  provocaUonem,  üeberein  stimmt 
damit  in  allen  Einzelheiten,  namentlich  auch  in  Betreff  der  Fesselung  (act  22,  29) 
und  der  Züchtigung  (act  22,  25  vgl.  25,  27),  der  Bericht  über  das  Einschreiten 
der  Procuratoren  Ton  Judaea  Antonius  Felix  und  Porcius  Festus  unter  Nero  gegen 
den  Apostel  Paulus  (act  25,  11:  KaCaaga  inucaXov/Liai), 
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Bei  jenen  Freiheitsstrafen  führte  demnach  der  Statthalter  den  Pro- 
zess,  aber  fällte  das  TJrtheil  nur  in  der  Form  eines  Vorschlags 
an  den  Kaiser,  wobei  im  Fall  der  Ablehnung  eine  andere  Strafe, 
sei  es  durch  den  Kaiser,  sei  es  durch  den  Statthalter  substituirt 
worden  sein  muss.  Bei  dem  Capitaldelict  hat  der  Statthalter 
nach  Feststellung  einer  derartigen  Anschuldigung  sich  der  for- 
malen IJrtheilsfällung  zu  enthalten^  und  den  Angeschuldigten 
an  die  allein  zur  Fällung  eines  Todesurtheils  über  den  römischen 
Bürger  competenten  hauptstädtischen  Gerichte,  insonderheit  das 
Kaisergericht  zu  verschicken. 

Die   hiermit    gegebene   Concentrirung   der  Capitaljurisdiction      dm 
über  die  römischen  Bürger  in  der  Stadt  Rom  und  hauptsächlich,  ^*'*'J[^* 
wenn  nicht  ausschliesslich,  bei  dem  Kaisergericht  hat  wahrschein-  suttiuator. 
lieh  von  Haus  aus  nur  mit  wesentlichen  Einschränkungen  durch- 
geführt werden  können,  und  je  mehr  das  römische  Bürgerrecht  in 
den  Provinzen  sich  ausdehnte,  desto  mehr  musste  es  nothwendig 
werden  die  Strafgewalt  der  Statthalter  zu  erweitem.    Es  geschah 
dies  auf  demselben  Wege   wie  in  Rom   und  Italien;   so  wie  hier 
die   kaiserliche   Capitalgerichtsbarkeit   durch   ständige  Delegation 
von    dem    Stadtpräfecten    gehandhabt   wurde,    so    übertrug    der 
Kaiser    das    'Schwertrecht' ,    ius  gladii^,    oder    auch    'die  magi- 
stratische  Vollgewalt',    das   imperium  merum^   an  die  einzelnen 
Statthalter.   Die  Einzelheiten  sind  wenig  bekannt.    Schon  Augustus 
mag  derartige  Delegationen  vorgenommen  haben*,  wahrscheinlich 
aber  sind  sie  anfänglich  nur  von  Fall  zu  Fall  ertheilt  worden*^. 


^  Dies  bestätigt  die  Tortreffiiche  Schilderung  des  Prozesses  des  Apostels 
Paolos.  Der  Statthalter  meint  über  den  Sachverhalt  berichten  zu  müssen  (act  25,  27 : 
^loyov  ydg  ßioi  SoxiX  n^finovra  äiafitov  firj  xa\  ras  xax*  avroO  aUlag  üfifAuvat). 
Nach  eingelegter  Provocation  indess  ist  er  nicht  mehr  berechtigt  ein  UrtheU,  auch 
nicht  ein  freisprechendes  zu  fällen  (act  26,  32);  das  Gericht  ist  damit  abgelehnt 

*  Jtfs  gladii:  Ulpian  Dig.  1,  18,  6^  8  und  andere  weiterhin  angeführte 
SteUen;  honores  iuris  gladii:  vita  Alex.  49;  gladii  potestas:  Dig.  1,  16,  6  pr.  = 
ijO,  17,  70.  Es  ist  das  Schwertrecht  des  militärischen  Befehlshabers  (Dio  52,  22. 
63,  13)  angewendet  auf  die  Civilisten  römischen  Bürgerrechts  in  den  Prorinzen, 
weshalb  es  auch  bezeichnet  wird  als  das  allgemeine  Strafrecht  (S.  244  A.  3). 

*  Imperium  merum:  Dig.  1,  21,  1, 1  (wo  die  lex  nach  den  Anfangsworten  der 
Stelle  das  Specialgesetz  ist  und  den  kaiserlichen  Erlass  einschliesst).  1.  5,  1. 

^  Der  unter  Augustus  bei  dem  Proconsul  Piso  in  Mailand  verhandelte  wahr* 
scheinlich  capitale  Mordprozess  (Sueton  de  dar.  rhet  6)  lässt,  da  Piso  Statthalter 
gewesen  zu  sein  scheint  (St  R.  2,  239  A.  1),  sich  nur  auf  eine  solche  Delegation 
zoruckführen.  Auch  Dio  53,  14  scheint  das  Schwertrecht  auf  Augustus  zurück- 
zufahren. 

^  Die  Erzählungen  über  die  Verletzung  des  Provocationsrechts  durch  Capito 
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Späterhin  erscheint  das  Schwertrecht  in  bestimmten  Formen  und 
Schranken,  von  denen  wir  folgende  zn  erkennen  vermögen. 

1.  Das  Schwertrecht  ist  nicht  Ansfluss  der  allgemeinen  statt- 
halterlichen Gewalt,  sondern  beruht  auf  kaiserlichem  Specialmandat 
und  kann  daher  von  dem  Inhaber  nicht  auf  andere  Personen  über- 
ti*agen  werdend 

2.  Das  Schwertrecht  ward,  wir  wissen  nicht  seit  wann,  aber 
sicher  im  dritten  Jahrhundert  allen  Statthaltern  senatorischen 
Hanges  verliehen  *  und  wird  daher  von  diesen  nicht  titular  geführte 
wogegen  die  als  Statthalter  fungirenden  Procuratoren  es  regel- 
mässig nicht  erhalten  und  daher,  wenn  sie  es  empfangen,  es  zu 
dem  Titel  hinzutritt'. 

3.  Das  Schwertrecht  scheint  häufig  mit  der  Beschränkung  ver- 
liehen oder  wenigstens  gehandhabt  worden  zu  sein,  dass  dem 
Statthalter  wohl  die  Führung  des  Prozesses  und  die  Fällung  dea 
Urtheils  übertragen  ward,  er  aber  vor  der  Execution  die  kaiser- 
liche Bestätigung  einzuholen  hatte.  In  dieser  Weise  ist  es  unter 
Marcus  in  der  Lugdunensis  zur  Anwendung  gekommen*. 

4.  Das  Schwertrecht  ist  wahrscheinlich  von  jeher  mit  per- 
sonalen Einschränkungen  ertheilt  worden.  Insbesondere  die  zu  dem 
senatorischen  Erbadel   gehörigen   Personen    so   wie   die  personal 


(Die  64,  2X  doob  wohl  den  Statthalter  von  Obergermanien,  und  durch  Galba  deiv 
Statthalter  der  Tarraconensis  (Sneton  6alb.  9)  sind  so  gehalten,  dass  diesen  das 
Schwertrecht  gefehlt  zu  haben  scheint.  Plinius  in  seiner  bithynischen  Statthalter- 
schaft mit  besonders  erweiterter  Competenz  schickt  die  ihm  als  Christen  denuntiirten 
römischen  Bürger  zur  Aburtheilung  nach  Rom  (ad  Trai.  96,  4:  qmz  qyiia  civei* 
Bomani  erant  adnotavi  in  wrbera  remittenclos),  hat  das  Schwertrecht  also  ent- 
weder nicht  gehabt  oder  doch  nicht  gebraucht  Dagegen  wird  dem  Marius  Priscus 
nicht  die  Hinrichtung  römischer  Borger  zur  Last  gelegt,  sondern  die  Hinrichtung 
Unschuldiger  (S.  288  A.  2)  und  Polemon  unter  Hadrian  erinnert  seine  Mitbtkrger 
an  das  Schwertrecht  des  Proconsnls  von  Asia  (S.  288  A.  2). 

1  Dig.  1,  16,  6  pr.  =  50,  17,  70.    S.  248  A.  1. 

■  Ulpian  Dig.  1,  18,  6,  8:  qui  universas  provincias  regunt  (also  nicht  die 
Legaten  der  Dioecesen :  S.  246  A.  4)  ms  gladii  hahenU 

•  Josephus  bell.  2,  8,  1    =    117:    inftgonog   rijs   iTTTTixrjg   nt(Qa  'Pu/iatots^ 

oder,  wie  er  antiq.  18  z.  A.  dafür  sagt:  T/yrjaof/tvos  ^lovdaCtov  ry  inl  ni^aiv  (aber 
auch  über  Bürger)  fCovatif,  Acta  Perpetuae  c.  6:  Hilarianus  proctiraiar^  qui 
tunc  loco  proconaulis  Minuci  Timiniani  (Oniavci}  die  griechische  üebersetzung) 
dffuncU  iu8  gladii  acceperat  C.  I.  L.  IT,  484.  III,  1919  (add.)  VIII,  9367.  IX,  5439. 
Den  Procuratoren  von  Judaea,  vor  denen  Paulus  zu  Gericht  stand,  fehlt  das 
Schwertrecht  Vgl.  0.  Hirschfeld  in  den  Sitz.-Ber.  der  Berliner  Akademie  188^ 
S.  438. 

*  Euscbius  bist.  eccl.  5,  1,  44.  47. 
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adlichea  Inhaber  des  Ritterplerdes  werden  der  ßegel  nach  von 
dem  Sckwertrecht  ausgenommen  worden  sein.  Wir  werden  hierauf 
in  ima  Abschnitt  von.  den  ständischen  Gerichten  zurückkommen. 

5.  Vom  dritten  Jahrhundert  an,  vielleicht  nachdem  die  Reichs^ 
Btädte  sämmtlich  das  Büxgerrecht  empfangen  hatten,  ist  die  stän- 
dische Scheidung  der  Bürgerschaft  in  Standespersonen  (honestiores) 
und  geringe  Leute  (jplebeii  oder  humüiores)^  welche  im  letzten  Ab- 
schnitt des  fünften  Buches  näher  entwickelt  werden  wird,  wie 
bei  der  Strafbemessun^  massgebend  so  auch  hinsichtlich  des 
Provocationsrechts.  Die  Geringen  werden  gleich  den  Nichtbürgern 
dem  Schwertrecht  unbedingt  unterworfen;  den  Standespersonen 
bleibt  das  Provocationsrecht  in  der  vorher  bezeichneten  Form,  so 
dass  der  Statthalter  den  Prozess  führt  und  entscheidet,  aber  ab- 
gesehen von  NothfUlen  die  Berufung  an  den  Kaiser  zuzulassen 
hat.  Auch  darauf  werden  wir  im  dritten  Buch  bei  den  Rechts- 
mitteln und  im  fünften  bei  der  Strafbemessung  zurückkommen. 


Es  bleibt  übrig  von  den  Vertretern  und  Gehülfen  des  Statt- 
halters bei  der  Strafrechtspflege  zu  handeln. 

Während  in  der  städtischen  Jurisdiction,  so  weit  dieselbe  sich  Fnu 
in  fester  Rechtsform  vollzieht  * ,  die  Mandirung  der  Regel  nach  J^^i^ 
entweder  gesetzlich  geordnet  oder  gesetzlich  ausgeschlossen  ist,  souoiMnstnf- 
dass  dem  Belieben  des  Beamten  hier  geringer  Spielraum  bleibt  *,    ^^^*' 
gilt  bei  der  nichtstädtischen  im  Allgemeinen  das  Gegentheil '.   Die 
freie  Mandirung  der  jurisdictionellen  Imperien,  welche  als  wesent- 
licher  Bestandtheil   der   nicht   durch   legales   Specialmandat    ge- 
bundenen Jurisdiction  betrachtet   wird*,  soll  hier  bei  der  Statt- 
halterschaft erörtert  werden,  wo  sie  uns  bereits  in  republikanischer 

^  Die  Coercition  hat  sicher  atieh  in  Rom,  so  weit  sie  dort  reicht,  freie  Man- 
diroBg  zogelassen;  aftier  wir  wissen  davon  lu  wenig,  nm  di€se  dabei  ta  exMenL 

*  Bezeichnend  ist  daftkr  der  Ausschluss  der  Stellvertretung  für  den  abwesenden 
<2Qftstionsleiter  mit  Ausnahme  der  Yergewaltigungskla^  (S.  206  A.  3). 

*  St  R.  1,  229  fg. 

^  Papinian  Dig.  1,  21,  1  pr.:  qyaecumgue  ^tecicditer  V0l  lege  vd  senattUm 
€0n3tUto  vel  constitutione  principttm  tribu%miur,  mandata  iurisdietione  non  trcma- 
fenmtur;  quae  vero  iure  magLgtratus  conpetitnt,  mandari  possunt.  Ulpian  Dig.  2, 
1,  3:  iurisdictio  est  etiam  iudicis  äandi  Ucentia,  wobei  mit  an  die  Geschwomen- 
emennoDg  gedacht  sein  mag,  aber  vor  aUen  Dingien  und  vielleicht  ausschliesslich 
gedacht  ist  an  die  Ausübung  der  Jurisdiction  durch  einen  Stellvertreter.  Vor  def 
bei  den  Rechtshistorikem  gangbareUt  aber  jedes  Yersländniss  der  römischen  Ord- 
oangea  aufhebenden  YerwechiieluBg  des  Qeschwomen  der  älteren  Epeche  mit  dem 
iudex  datus  unserer  das  Geschwomenverfahren  ignorirenden  Bechtsquellen  habe 
ich  schon  St  R.  2,  980  A.  1  gewarnt 
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Zeit  begegnet  und  welcher  der  iudex  pedaneus  vorzugsweise  an- 
gehört ;  sie  beschränkt  sich  indess  auf  die  Statthalterschaft  nicht, 
sondern  kommt,  auch  von  der  Civiljurisdiction  ^  abgesehen,  ebenfalla 
bei  der  consularisch-senatorischen  und  in  der  weitesten  Ausdehnung 
bei  der  kaiserlichen  Jurisdiction  zur  Anwendung. 

Das  Mandat  wird  im  Allgemeinen  als  Befehl  aufzufassen  sein 
und  steht  es  also  dem  Mandatar  nicht  zu  die  ihm  ertheilte  Auf- 
gabe abzulehnen  und  die  Rechtsprechung  an  den  Mandanten  zurück- 
zuweisen. Selbstverständlich  werden  dadurch  insbesondere  die  hoch 
gestellten  kaiserlichen  Beamten  nicht  gehindert  nach  Befinden 
Strafsachen,  für  die  sie  competent  sind,  der  persönlichen  Ent- 
scheidung des  Kaisers  anheimzustellen*, 
lundiniiif  Zu  unterscheiden  ist  bei  der  mandirten  Jurisdiction,  wie  dies 
^itwuS«  ^^^^  ^^^  Quellen  andeuten  (S.  248  A.  3. 4),  die  Ertheilung  des  Mandats 
unteiw  und  au  einen  Unterbeamten  und  die  an  einen  Privaten.  Was  den  Statt- 
^^^^  halter  anlangt,  so  ist  der  ihm  von  Haus  aus  zukommende  Hülfs- 
beamte,  der  Quästor  zunächst  bestimmt  für  die  Führung  der  Kasse 
und  der  Rechnungen,  ausserdem  aber  um  in  dem  Sprengel  seines 
Prätors  wie  dieser  die  prätorische,  so  seinerseits  die  in  das  Straf- 
recht nicht  eingreifende  Civiljurisdiction  der  curulischen  Aedilen 
auszuüben  ®.  Die  übrigen  senatorischen  Gehülfen  des  Statthalters,  die 
legati  können  für  die  republikanische  Epoche  nicht  als  Beamte  ange- 
sehen werden,  wohl  aber  für  die  Kaiserzeit,  in  welcher  in  den  Senats- 
provinzen nach  fester  Regel  dem  consularischen  Proconsul  drei 
Legaten  mit  besonderen  Spreügeln  (dioeceses)^  dem  prätorischen 
einer  zugegeben  und  ihnen  allen  proprätorisches  Imperium  beigelegt 
wird*.  —  Den  Statthaltern  der  Kaiserprovinzen  werden  Quästoren 
und  eigene  Legaten  nicht  zugeordnet;  indess  nehmen  in  den 
meisten  dieser  Provinzen  die  allerdings  auch  vom  Kaiser  ernannten 
Legionslegaten  ^  so  wie  die  Legaten  für  die  Rechtspflege  (iuridiei)  ^ 


*  Hier  begegnet  die  freie  Mandirong  (der  iudex  dcttus)  namentlidi  bei  den' 
consularisch- prätorischen  Cognitionen  über  Fideicommiss- ,  VormondBchafts'  and 
ähnUche  Sachen.  Gellins  12, 18,  h  Dig.  42,  1,  15  pr.  49,  1,  1,  3.  tit  3,  1,  auch, 
wohl  Dig.  1,  21,  2,  1. 

*  So  sendet  der  Stadtpräfect  Piso  einen  wegen  Diebstahls  bei  ihm  Ange- 
schuldigten, allerdings  nur  wegen  seiner  den  jüdischen  Prinzen  Agrippa  mit 
Majestätsbeleidignng  belastenden  Aussage,  gefesselt  an  den  Kaiser  Tiberius  nach 
Capreae  zu  persönlicher  Vernehmung  (Josephus  ant.  18,  6,  5  »  169). 

*  Gaius  1,  6.    St  R.  2,  564  fg.  vgl.  2,  246. 

*  Dig.  1,  16,  5.    tit.  21,  4  pr.    Dio  53,  14.    St.  R.  1,  282    A.  2.    2,  246. 
B  St  R  2,  246. 

<  St  R  1,  281.    Domaszewski  rhein.  Mus.  46  (1891)  S.  601. 
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neben  den  die  Statthalterschaft  verwaltenden  eine  ähnliche  Httlfs- 
Stellung  ein.  —  Alle  diese  Beamten  wurden  im  Wege  des  statt- 
halterlichen Mandats  an  der  Jurisdiction  betheiligt.  Der  Quästor 
ist  in  republikanischer  Zeit  häufig  in  dieser  Weise  verwendet 
worden';  späterhin  lässt  sich  dies  nicht  mehr  nachweisen,  wahr- 
scheinlich weil  die  magistratischen  Legaten  an  seine  Stelle  traten. 
Diese,  schon  in  republikanischer  Zeit  in  gleicher  Weise  gebraucht  *, 
können  späterhin  unbeschadet  ihrer  Mandatarstellung  als  ständige 
Hülfsbeamte  für  die  statthalterliche  Rechtspflege  angesehen  werden 
(S.  246  A.  4).  Wahrscheinlich  übten  auch  in  den  Kaiserprovinzen 
neben  den  Statthaltern  die  vorher  genannten  kaiserlichen  Legaten 
minderen  Rechts  die  Jurisdiction®. 

Die  Competenz  dieser  Hülfs-  und  Nebenbeamten  des  Statt- 
halters ist  der  statthalterlichen  gleichartig  und  schliesst  nament- 
lich bei  den  Civilprozessen  die  Niedersetzung  von  Geschwomen- 
gerichten  ein*,  steht  aber  wenigstens  in  späterer  Zeit  der- 
jenigen des  Oberbeamten  nach;  insbesondere  von  den  Legaten  des 
senatorischen  Statthalters  wird  bemerkt,  dass  das  Schwertrecht, 
als  beruhend  nicht  auf  der  allgemeinen  prätorischen  Competenz, 
sondern  auf  kaiserlicher  Delegation  (S.  244  1)  ihnen  nicht  über- 


1  Cicero  divin.  in  Caec.  17,  56.  Yerr.  1.  2,  18,  44.  Saeton  Gaes.  7.  St  R. 
1,  231. 

■  Cicero  pro  Placco  21,  49. 

*  Auf  die  Betheiligimg  der  Legionslegaten  an  der  Jurisdiction  führt  Dio  52,  22. 
Wenn  nach  dem  senatorischen  Votum  aus  Marcus  Zeit  (Bronze  von  Hispalis  C.  I.  L. 
n  8.,  6278  =  Bruns  fontes*  p.  198  Z.  41)  his  qui  pravinciae  praesidebunt  et 
legatU  (der  senatorischen  Statthalter)  vel  quaestoribtis  vd  legatis  hgionum  vel  is 
qui  iu8  diewni  ((farissimis)  t(tm)  (den  legati  iuridict  senatoriscben  Ranges)  atU 
proewr<UorpbuB]  maximorum  principum,  quibus  provinciae  rector  mandaverit), 
der  kaiserliche  Statthalter  den  drei  letztgenannten  Kategorien  die  Aufsicht  über  das 
Fechterwesen  übertragen  konnte,  so  muss  er  auch  hinsichtlich  der  Jurisdiction 
dazu  befugt  gewesen  sein. 

«  Dies  gilt  auch  für  den  Quästor  (A.  8).  Cicero  pro  Flacco  21,  49: 
3f.  Gr<xiidiu8  legatus,  ad  quem  est  aditumy  cuiionem  se  dcUurum  negaviU  Ders. 
ad  Att  5,  21,  6:  Q,  Volusium  (einen  nicht  senatorischen  Begleiter)  ,  .  .  misi  in 
Oyprwn  •  .  .  fie  dves  Romani  pattci  qui  üHc  negoüantur  tus  sibi  dictum  negct- 
TeiU,  nam  evocari  ex  insula  Ctfprios  non  licet.  Inschrift  von  Aquinum  C.  I.  L.  X, 
5398  aus  Tiberius  Zeit:  praef,  fäbr.  i(ure)  d(icundo)  et  sartiendiü)  iiAdicibus  in 
Asia;  Yon  C!apena  C.  XI,  8943:  adsedit  magistratibiM  populi  Romani  ita  ut  in 
äliis  et  in  prornnda  Asia  cu8todiar{um)  [causa  (vgl.  Dig.  1,  16,  6  pr.);  item]  in 
uma  iudicum. 
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tragen  werden  konnte*  und  dass  sie  überhaupt  schwere  Griminal- 
fälle  an  den  Statthalter  abzugeben  hatten'. 

MMdiranff  Die  Uebertragung  der  Jurisdiction  an  einen  Privaten  unter- 
rirSTn  ^^^^^*®^  sich  von  derjenigen  an  den  Beamten,  so  viel  wir  sehen, 
iudsx    nur  dadurch,  dass  der  Beamte,  obwohl  Mandatar,  auch  seinerseits 

ptdamm.  ^j^g  solchc  Uebertragung  vornehmen  kann',  der  Private  dagegen 
als  Mandatar  nicht  befugt  ist  das  Mandat  weiter  zu  übertragen*. 
Ertheilt  werden  kann  das  Mandat  einem  Jeden  nach  Ermessen 
des  Statthalters*,  wobei  seine  Adsessoren  (S.  139)  und  die  in  der 
Provinz  anwesenden  römischen  Offiziere*  in  erster  Reihe  in  Be- 
tracht kommen.  Der  Stellvertreter  erhalt  nicht  die  volle  Amts- 
gewalt, aber  diejenige,  ohne  welche  ein  Rechtsverfahren  nicht 
ausgeübt  werden  kann^;  dabei  bleibt  er  Privater®  und  sitzt  nicht 


1  Dig.  1,  16,  6  pr.  «  50,  17,  70.    1,  21,  1,  L   1.  5.    Dio  53,  14. 

'  Dig.  1, 16,  11 :  8%  quid  erü  quod  maiorem  animctdversionem  exigat,  reicere 
legatus  apud  proconsulem  debet;  negue  enim  antmadvertendi  (coercendi  scheint 
Glosse)  vd  atrocUer  verhercMdi  ius  habet.  Damm  sind  sie  nach  Dio  58,  14.  55,  27 
nomineU  nQiaflivrat,  der  Sache  nach  na^id^t.  Nach  dem  Elrlass  vom  J.  d20 
(Cod.  Th.  1,  12.  8  »  lost  1,  85,  1)  haben  sie  nur  die  Instraction  and  entscheidet 
{n  Griminalsachen  der  Proconsul;  eine  sp&tere  Verordnung  vom  J.  400  (G.  Th.  1, 
12,  8)  schärft  die  Einhaltung  dieser  Grenzen  beiden  Theilen  bei  schwerer  Geld- 
strafe ein. 

'  Dig.  1, 16, 12:  legatus  mandata  sibi  iurisdictione  iudiffis  dandi  ius  hctbet. 
tit  18,  8.    tit.  21,  1,  1.   1.  4  pr.   5,  1,  12,  1. 

*  Dig.  1,  21,  5  pr. 

*  Mehreren  Personen  wird  ein  solches  Mandat  nicht  leicht  gegeben;  doch 
findet  sich  Delegation  an  Municipalmagistrate  (Cod.  7,  64,  4). 

*  Inschrift  von  Thorigny  (S.  189  A.  2):  adsedit  etiam  in  provincia  Num(idia) 
Lambfaesjense  M.  Yalerio  Floro  trib(uno)  mil,  leg.  III  Äug.  iudici  arcae  fer- 
rar(iarum).  Im  Auftrag  (i^  dvanofin^s)  des  Statthalters  von  Aegypten  spricht  im 
J.  124  ein  Cohortenpräfect  in  einer  Erbschaftssache  (Bruns  fontes*  p.  864).  In 
einem  gleichartigen  Prozess  vom  J.  185  spricht  in  gleichem  Auftrag  der  königliche 
Schreiber  Menaudros  (a.  a.  0.  S.  867). 

'^  Paulus  Dig.  1,  21,  5,  1:  mandata  iurisdictione  privcUo  etiam  Imperium 
quod  non  est  merum  (oder,  wie  er  es  Dig.  1,  21,  1,  1  ausdrückt,  quod  iurisdicHom 
cohaeret)  videiur  mandari,  quia  iurisdictio  sine  modica  coercitione  nütta  est. 
Die  Rechtsbeschr&nkung  tritt  darin  hervor,  dass  der  SteUvertreter  nicht  befugt 
ist  das  Consilium  des  Statthalters  zu  berufen  (Dig.  1,  21,  2  pr.);  dass  er  Qber^ 
haupt  nicht  ladet,  sondern  ^auffordert'  (Justinian  Cod.  8, 1, 15:  quod  et  in pedetneis 
iudicibus  ohservari  censemus,  licet  non  citati,  sed  requisüi  litigatores  mala  con»- 
sdentia  aftierint)  und  dass  die  auf  gewaltthätige  Verhinderung  der  Folgeleistang 
einer  richterlichen  Ladung  gesetzte  Strafe  hier  wegftillt  (Dig.  2,  7,  3,  1:  si  quin 
ad  pedaneum  iudicem  voccthim  quem  eximat,  poena  eius  edicH  cessabü). 

s  Paulus  Dig.  1,  21,  5,  1  (A.  7). 
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m  €rericht  auf  dem  Tribunal^  Seine  Thätigkeit  besteht  U 
trtherer  Zeit  hauptsächlich  in  der  Niedersetzung  der  Geschwomen- 
gericbte',  naeh  deren  Wegfall  in  der  Gognitlcxi  mit  allem,  was 
dazu  geb6rt'.  Seiae  nicht  auf  dem  Auftrag  der  Parteien,  son- 
dern auf  dem  des  Beamten  beruhende  Stellung  ist  nicht  die  des 
Schiedsrichters,  aber  sie  n&hert  sich  derselben^.  Eine  andre  Be- 
zeichnung als  die  allgemeine  des  Richters,  oft  mit  Beisetzung  des 
ernennenden  Magistrats  ketihen  die  älteren  Quellen  nicht";  seit 
dem  Anfang  des  3.  Jahrh.  kommt  für  ihn  die  Bezeichnung  des 
'niederen  Richters'  auf,  iudex  pedaneus^  oder  xaiuxiäixaan^g''. 
Diese  amtlosen  Personen  abertragene  Vertretung  ist  ohne  Zweifel 
.von  je  her  eine  überwiegend  auf  geringere  Rechtshändel  an- 
gewendete Aushülfsinstitution  ^ ;  eine  gesetzliche  Grenze  indess  hat 
dafür  nicht  bestanden  und  auch  bei  Criminaluntersuchungen  ist 
der  niedere  Richter  nicht  ausgeschlossen^.     Bei  dem  grossen  Um- 


*  Cod.  2, 46,  B  pr.  Ob  die  Benennang  iudex  pedanem  daraus  erklärt  werden 
kami,  ist  mindestens  fraglich  (StC  8,  963  A.  1);  x'^fnud^xuarris  geht  sicher 
darauf. 

'  Die  Belege  daf&r  sind  S.  247  A.  6  mit  angeführt  worden. 

'  GeUios  12,  18, 1 :  Bom<ie  a  consulibus  iudex  extra  ordinem  datus,  Dig.  1, 
18,  8.  9:  (praeses)  aesHmare  dehet,  ui^rum  ip»e  cognoscat  an  iudicem  dare  deheat, 
5,  1,  12,  1.  L  81.  49,  1,  21,  1.  1.  28  pr.  Cod.  7,  64,  2.  6.  Wo  in  unseren 
QueUen  der  iudex  datus  auftritt,  ist  die  Cognition  gemeint 

*  Dig.  5,  1,  81.  26,  5,  4.  42,  1,  15  pr.  49,  1,  28  pr.  C.  Th.  11,  80,  63. 
Cod.  Just  2,  8,  29,  2.  3,  8,  2.  7,  68,  2,  4.  5.  Ungenau  heisst  er  arbiter  pedaneus 
(Cod.  2,  7,  25  pr.)  oder  auch  geradezu  arbiter  (Cod.  7,  44,  1  kann  nicht  anders 
Yflrstanden  werden)  und  setzt  die  Glosse  (A.  7)  pedaneus  iudex  und  arbiter  gleich. 

^  Iudex  doitus  ab  iUo  ist  die  übliche  Form. 

*  Iudex  pedaneus  findet  sich  zuerst  bei  ülpian  (Dig.  2,  7,  3,  1.  8, 1,  1,  6. 
26,  5,  4)  und  Paulus  (5,  28,  1 »  Dig.  48, 19,  88,  10).  Der  Beisatz  kommt  auf,  weil 
iudex  schlechthin  sp&terhin  meistens  den  Statthalter  bezeichnet 

''  Griechisch-lat  Glossen  2,  475  Götz:  ;ifa/ia»<f#»acm};  pedaneus  iudex,  ar^ 
biUr.  Ebenso  Lydus  de  mag.  8,  8  und  die  Basiliken.  Die  bei  Suidas  und  sonst 
begegnende  sachlich  verkehrte  Glosse  ar'Xixtog  /«iuaifffxaarifc  geht,  wie  Hr.  Wentzel 
mir  mittheilt,  zurück  auf  die  unter  Cyrillus  Namen  gehenden  schwerlich  sehr  alten 
Glossen  (vgl.  Reifferscheid  Rhein.  Mus.  48,  457  fg.). 

*  Kaiser  Julian  in  dem  Erlass  C.  I.  L.  III,  457  (im  Auszug  C.  Th.  1, 16,  8  » 
Tust.  8y  8,  5)  ordnet  an,  dass  der  iudex  ceisiar  die  wichtigen  Sachen  erledigen 
solle,  die  geringeren  an  die  pedanei  iudices  abgeben,  hoc  est  qui  negoUa  humiliora 
disceptemt.    Vgl.  Dig.  8,  1,  1,  6. 

*  Cod.  8,  1,  15.  Auch  bei  Ulpian  Dig.  48,  19,  82:  st  prcieses  vel  iudex  ita 
inierlocutus  sit:  vim  fedsU  ist  der  iudex  pedaneus  gemeint  Civilsachen  über- 
wiegen: Cod.  9,  22, 11. 
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fang  der  älteren  Statthalterschaften  muss  die  statthalterliche  Recht- 
sprechung vor  Diocletian  in  ausgedehntem  Masse  im  Wege  def 
Stellvertretung  erfolgt  sein ;  die  von  Diocletian  vorgenommene  Zer- 
schlagung der  grossen  ßeichsprovinzen  hat  nicht  zum  wenigsten  den 
Zweck  gehabt  die  unmittelbare  statthalterliche  Rechtsprechung 
wieder  effectiv  zu  machend  Beseitigt  aber  wurde  dadurch  das 
Vertretungsgericht  keineswegs;  es  ist  bis  auf  die  späteste  Zeit  in 
Anwendung  geblieben. 

Von  dem  Hülfsbeamten  sowohl  wie  von  dem  privaten  Mandatar 
kann  der  Regel  nach  an  die  mandirende  Behörde  appellirt  werden; 
es  ist  dies  der  Ausgangspunct  der  reformatorischen  Appellation  und 
es  wird  im  folgenden  Buch  bei  dieser  darauf  zurückzukommen  sein» 


^  Diocletian  Cod.  3,  8,  2:  placet  nobis  praesides  de  his  causia,  in  quibus^ 
quad  ipsi  non  possent  cognoscere,  antehac  pedaneos  iudices  dabant,  notianis 
suae  examen  adhibere,  ita  tarnen,  ut  si .  .  .  omnia  huiusmodi  negoUa  non  potue" 
rint  cognoscere,  ittdices  dcindi  habeant  facuUatem,  Wenn  Ulpian  dem  Statthalter 
nicht  gestattet  bei  Bestellung  eines  Stellvertreters  die  Appellation  an  den  Ter» 
tretenen  Beamten  zu  untersagen  (Dig.  49,  2,  1,  4),  so  soll  dies  wohl  dem  Üeber^ 
handnehmen  der  Stellvertretung  steuern. 


Achter  Abschnitt. 

Der  consnlarisch-senatorische  Strafprozesse 


Das    im   dritten   Abschnitt    dieses   Buches    dargestellte   ma- Derseutori- 
gistratisch  -  comitiale    Strafverfahren    der    Republik ,    das    in   der  •**"  ^*^*' 

^  ^  '  proMM  da» 

spätesten  republikanischen  Zeit  ausser  Uebung  gekommen  war,  Principats. 
ist  von  Augustus  wieder  ins  Leben  gerufen  worden*  unter  Er- 
8treckung  auf  alle  Reichsan gehörigen  und  Ersetzung  der  comitialen 
Bindung  der  Magistratur  durch  Bindung  der  Gonsuln  an  die 
Majorität  des  als  consularisches  Consilium  fungirenden  Reichs- 
senats. Gegenüber  den  keinem  ordentlichen  römischen  Gericht 
unterworfenen  Reichsangehörigen  reicht  dies  Strafverfahren  selbst 
in  die  republikanische  Epoche  zurück  (S.  105  fg.)  Die  Erstreckung 
dieses  in  früherer  Zeit  administrativen  Strafverfahrens  auf  die 
römischen  Bürger  ist  die  nothwendige  Folge  der  Uebertragung 
der  souveränen  Staatsgewalt  von  der  Bürgerschaft  auf  den  Reichs- 
rath;  die  Umwandlung  des  senatas  in  den  senatus  populusque 
Ramant^s^  liegt  wie  der  gesammten  augustischen  Staatsordnung  so 
vor  allem  diesem  obersten  Reichsgericht  zu  Grunde.  Geschichtliche 
"Zeugnisse  über  die  Schaffung  desselben  giebt  es  nicht;  aber  un- 
zweifelhaft ist  dieselbe  ein  Theil  deijenigen  Einrichtungen,  mit 
welchen  die  Revolutionsperiode  durch  den  neuen  Monarchen  ihren 
Abschluss  erhielt.  Eine  Anlehnung  fand  diese  Institution  allerdings 
auch  an  dem  von  der  Optimatenpartei  des  letzten  republikanischen 


^  Diese  Anknfipfaog  hebt  Tibcrins  hervor  (Tacitus  ann.  4,  19):  soUtum  ma- 
gistraUbus  diem  privatia  dicere. 
•  St  R.  3,  1252  fg. 
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Jahrhunderts  aufgestellten  und  in  dem  Griminalverfahren  gegen 
die  Gracchaner  und  die  Catilinarier  thatsächlich  durchgeführten 
consularisch-senatorischen  Kriegsstandgericht  *,  auf  das  wir  weiterhin 
zurückkommen ;  aber  mit  diesem  Nothverfahren  darf  der  geordnete 
consularisch- senatorische  Prozess  des  Principats  nicht  zusammen- 
geworfen werden. 

competeni.  Das  consularisch-senatorische  Gericht*  ist,  abgesehen  vennuth- 
lich  von  bereits  rechtshängigen  Sachen  ®,  competent  für  jeden  Straf- 
prozess  ohne  Unterschied  der  Delicte  sowohl  der  unmittelbaren 
Reichsangehörigen  wie  auch  der  keinem  ordentlichen  römischen 
Gericht  unterworfenen  Bürger  der  freien  Städte  und  der  Clientel- 
könige  (S.  106).  Dem  römischen  Bürger  gegenüber  ist  es  zwar  rechtlich 
keineswegs  auf  die  Personen  senatorischen  Standes  beschränkt*,  aber 
vorzugsweise  bei  solchen  zur  Anwendung  gekommen  und  es  wird 
bei  dem  ständischen  Prozess  darauf  zurückzukommen  sein.  Hinter 
dem  analogen  Kaisergericht  stand  es  thatsächlich  zurück,  rechtlich 
ohne  Zweifel  ihm  gleich '^,  so  dass  zwischen  beiden  die  Prävention 
zn  entscheiden  hatte*.  Militärische  Strafsachen  sind  nie  an  dem 
Senat  gebracht  worden  und  haben  nach  den  unter  dem  Principat 
geltenden  militärischen  Ordnungen  schwerlieh  an  ihn  gebracht 
werden  dürfen;  auch  die  Beamten  kaiserlicher  Ernennung  sind 
nicht  häufig  wegen  Amtsvergehen  vom  Senat  abgeurtbeiH  worden  ^. 
Der  Anlage  nach  war  der  Senatsprozess  nicht  ein  Nothstands-, 
aber  doch  insofern  ein  Äusnahmeverfahren ,  als  die  meisten 
Straffälle  vor  ein   anderes  ordentliches  Gericht  gehörten   nnd  der 


^  Bei  Dto  53,  21:  IhiQivi  xai  xit&*  iavrriv  17  ßovXti  n&aa  tos  X9t\  ir^rcjpor 
ist  der  Schhisssats  insofern  richtig,  alg  das  EfaiBehreiten  gegM  dit  Oracchaaer 
ebenso  wie  die  senatoriscben  Beamtenprosesse  des  Prindpsls,  wie  versehiedea  sie 
auch  sind,  beide  auf  dem  Priacip  der  sooTerftnen  Senatsgewalt  bemkeB. 

*  Schildenmgen  solcher  Prozesse  bei  Tacitos  (insbesondere  gogen  Libo  Dmsns 
ann.  2,  27—32  ood  gegen  L.  Piso  ann.  3,  10—19)  und  bei  Plinins  ep.  %  11.  12. 
3,  9.   4,  9.   6,  20.   6,  29.   7,  6.   8,  14. 

'  Wenigstens  liegt  kein  Beleg  daf&r  vor,  dass  das  höchste  Gericht  einen  bei 
einem  niederen  schwebenden  Prozess  an  sich  ziehen  konnte. 

*■  Die  Belege  (St  R.  2,  120  A.  1)  wiederhole  ich  hier  nidit 

*  Appellation  Tom  Senat  an  den  Kaiser  hat  noch  Hadrian  als  nnzoliesig  be- 
zeichnet (Big.  49,  2,  1,  2);  dass  Kaiser  Gaius  sich  daran  nicht  kehrte  (Dio  59,  \%^ 
ist  Rechtsverletzung. 

*  St  R  2,  963. 

'^  Vgl.  dea  folgenden  Abschnitt 
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Senat  nur  in  besonderen  Fällen  für  dasselbe  eintrat*,  wie  denn 
attch  dieser  Gerieb tsbof  nicht  im  Stande  gewesen  wftre  für  das 
ganze  Beich  die  StraQnstiz  zn  beschafTen ;  er  kann  daher  in  jedem 
Fall  die  Annahme  des  Prozesses  verweigern. 

Die  Initiative  des  Verfahrens   liegt  bei  dem  Consul:  bei  ihm  vtrhutniit 
werden  die   Anzeigen  ein-  und   die   Anklagen  vorgebracht.    Von'"^**°^°" 
Rechtswegen  ist  er  keineswegs  verpflichtet  wegen  der   Annahme  mm  Ksuer. 
bei  dem  Kaiser  anzufragen  ^,  ja  der  Kaiser  nicht  einmal  berechtigt 
dieselbe  zu  untersagen*;  factisch  aber  hat  der  Senat  wohl  von  jeher 
tn  wichtigeren  Fällen  sich  der  freien  Initiative  enthalten.  Umgekehrt 
hat  der  Kaiser  häufig  den  Senat   angewiesen  einzelne  Strafsachen 
zu  erledigen*. 

Dieser  Strafprozess  fordert,  wie  der  ursprüngliche  consularische  Cognition. 
und  im  Gegensatz  zu  den  Quästionen,  nicht  nothwendig  Parteien; 
es  ist,  nach  der  technischen  Bezeichnung,  eine  Cognition*  und  es 
tann  auch  ohne  eigentlichen  Ankläger  eine  Strafe  erkannt  werden*. 
Aber  wie  bei  jeder  Cognition  der  Gerichtshof  befugt  ist  die  Ver- 
handlung in  die  Form  der  Anklage  zu  leiten,  so  ist  hier  dies  das 
gewöhnliche  Verfahren:  thatsächlich  übt  nicht  der  Consul  die  In- 
quisition und  es  werden  bei  diesen  Prozessen  regelmässig  Anklage- 
prämien gewährt^. 

Die    Handhabung    des   Rechtsverfahrens    durch    die    Stelle,   Befreite« 
welche  zugleich  Trägerin  der  souveränen  Staatsgewalt  ist,  hat  auch   ^«"^"• 


*  Tacitns  ann.  3,  12:  id  solum  Germanico  super  leges  praestiterimus ,  quod 
tn  curia  potius  quam  in  foro,  apud  senatum  quam  apud  iudices  de  morte  eius 
anquiritur, 

'  Wenn  Tiberius  (Dio  57,  20)  und  Hadrian  (yita  7)  die  VoUstreckuDg  von 
Capitalortheilen  durch  den  Senat  ohne  ihr  Yorwissen  missbiliigen,  so  folgt  daraus 
keineswegs,  dass  der  Senat  dabei  seine  Competenz  überschritten  hat  In  dem  Pro- 
zess  des  Varenus  (Plinius  ep.  7,  6.  10)  befindet  der  Kaiser  über  die  Frage,  ob 
eine  bei  dem  Senat  von  der  Provinz  Bithynien  anhängig  gemachte  Repetnnden- 
klage  Yon  derselben  zurückgezogen  sei  oder  aufrecht  erhalten  werde. 

»  Tacitus  ann.  3,  70.    Vita  Pii  7. 

«  Tacitus  ann.  3,  12.  Plinius  ep.  6,  31,  4.  Dio  71,  28.  Vita  Marci  10: 
senatum  multis  cognitionibus  et  maonme  ad  se  pertinentibus  itulicem  dedit. 
St  R.  2,  125  A.  2.    S.  963  A.  2. 

^  Tacitus  ann.  1,  75  stellt  die  pairum  cognitiones  in  Gegensatz  zu  den  pr&- 
torischen  iudicia.    Andere  Belege  St  R.  2,  121  A.  3. 

*  So  erfolgt  eine  Rectificirung  der  Senenser  infolge  einer  von  einem  Senator 
gegen  sie  erhobene  Beschwerde  (Tacitus  bist  4,  45:  secundum  veterem  morem). 

"^  Die  Freunde  des  Germanicus,  die  in  dem  Prozess  des  Piso  behaupten  nicht 
accusatores  zu  sein,  sondern  rerum  indices  et  festes  (Tacitus  ann.  3,  10),  werden 
anderswo  mit  jenem  Wort  bezeichnet  (Sueton  Vit.  2).    St.  R.  2,  121  A.  8. 
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bei  diesem  Verfahren  die  bei  dem  Comitialprozess  entwickelten 
Folgen  (S.  171  fg.):  das  consularisch-senatorische  Strafgericht 
steht  über  den  Gesetzen  * ;  es  ist  nicht  an  die  festen  Delictbegriffe 
gebunden,  wesshalb  hier  verschiedene  Verbrechen  in  einem  Prozess 
zusammengef asst  *  und  auch  nicht  durch  Strafgesetz  verbotene 
Handlungen  mit  Strafe  belegt  werden  können®,  und  der  Senat 
ist  befugt  die  in  den  Gesetzen  aufgestellten  Strafmasse  nach  Gut- 
finden zu  steigern  oder  zu  mildern*. 
Yerfahren.  Formell  beherrscht  diesen  Prozess  die  für  den  Senatsbeschluss 

hergebrachte  Ordnung.  Die  Oeffentlichkeit  ist  ausgeschlossen,  ob- 
wohl die  grosse  Zahl  der  Betheiligten  diesen  Ausschluss  einiger- 
massen  aufhebt.  Beeidigung  der  Abstimmenden  findet  nur  aus- 
nahmsweise statt ;  Rejection  wird  nicht  zugelassen.  Das  Verfahren 
folgt  in  Vorsitz,  Verhandlung,  Abstimmung,  Majoritätfindung, 
tribunicischer  Intercession  den  allgemein  für  die  Senatsverhand- 
lungen geltenden  Regeln**.  Aber  wie  schon  der  magistratisch- 
comitiale  Prozess  neben  der  Selbstvertheidigung  auch  der  ßechts- 
beistandschaft  Raum  giebt,  so  gilt  dies  ebenfalls  von  dem 
Senatsprozess ,  welcher  hierin  im  wesentlichen  sich  anschliesst  an 
die  aus  dem  Privatprozess  erwachsene  Quästion  und  diesem  Ver- 
fahren mit  der  Anklage  auch  die  Vertheidigung  entnimmt.  Es  ist 
insbesondere  dies  Moment,  welches  dem  consularisch-senatorischen 
Strafprozess  den  Charakter  des  ordentlichen  Rechtsverfahrens  auf- 
drückt. Das  Urtheil,  hier  vielmehr  decretum^  sententia,  consültum 
genannt,  steht  in  der  Rechtskraft  dem  der  Quästion  gleich  •. 

^  Dass  der  Senat  nicht  kraft  der  Gesetze,  aber  meistens  den  Gesetzen  analog 
urtheilt,  tritt  mehrfach  hervor  (Tacitas  ann.  18,  44:  sententia  patrum  et  lege  de 
sicariis  condeinnatur :  ders.  4,  19:  quasi  . . .  legibus  cum  Silio  ageretur,  vgl.  c.  20: 
secundum  necessitudinem  legis). 

«  Quintilian  inst.  8,  10,  1.    St.  R.  2,  120  A.  5. 

»  St  R.  2,  121  A.  1. 

*  Plinins  ep.  4,  9,  17:  senatui  .  .  .  licet  et  mtigare  leges  et  intendere  (vgl. 
2,  11,  4).    St.  R.  2,  121  A.  2. 

^  St  R.  2,  121  fg.  Auch  die  Zusammenfassung  der  Strafjustiz  mit  administra- 
tiven Anordnungen,  wie  zum  Beispiel  in  dem  Verfahren  gegen  die  Pompeianer  und 
die  Nuceriner  (Tacitus  ann.  14,  17  vgl.  hist  4,  45),  ist  charakteristisch  f&r  dieses 
Verfahren  (St  R.  2,  107  A.  1).  In  der  sehr  lose  gefügten  Satire  Senecas  darf 
die  Verhandlung  des  Göttersenats  über  die  Aufnahme  des  Claudius  nicht  auf- 
gefasst  werden  als  Strafprozess ;  sie  endigt  vielmehr  mit  der  Verweigerung  der 
Zulassung  und  der  Ausweisung  aus  dem  Himmel  so  wie  mit  der  Anordnung  des 
Criminalverfahrens  (c  12  in  ewm  severe  animadverti\  welches  dann  nach  dem  cor* 
nelischen  Mordgesetz  vor  Aeacus  in  der  Unterwelt  stattfindet 

•  Ulpian  13,  2:  i/ngenui  pröhibentur  ducere  .  . .  iudicio  pi^lico  damnatam  . .  • 
adicit  Mauricianus  et  a  senatu  damnatam. 
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TJrtheilfindung  durch  Stellvertretung,  wie  sie  bei  dem  Statthalter-  Muiairanr. 
gericht  (S.  248)  entwickelt  worden  ist,  ist  auch  bei  dieser  Prozess- 
form nicht  ausgeschlossen;  es  ist  nicht  bloss  die  Voruntersuchung 
den  Gonsuln  in  der  Weise  überwiesen  worden,  dass  diese  an  den 
Senat  berichten  und  der  Senat  entscheidet  ^  sondern  es  sind  auch 
für  einzelne  Straffälle  Gommissionen  zur  Aburtheilung  eingesetzt 
worden'.  Regelmässig  geschieht  dies  bei  dem  zweiten  Abschnitt 
des  Repetundenverfahrens,  wie  bei  diesem  gezeigt  werden  wird,  da 
die  Abschätzung  dei  einzelnen  Ersatzsummen  dem  Senat  nicht  zu- 
gemuthet  werden  konnte  und  diese  darum,  wie  in  der  der  Repe- 
tundenquästion  voraufgehenden  Epoche,  an  ein  Recuperatoren- 
gericht  abgegeben  ward. 

Da  im  Strafprozess  die  Provocation  an  die  souveräne  Staats- Appeuation. 
gewalt  zu  richten  ist,  so  hat  dieselbe  vermuthlich  wie  ehemals  an 
die  Bürgerschaft,  so  in  der  Dyarchie  des  Principats  sowohl  an 
Consuln  und  Senat  wie  an  den  Princeps  geleitet  werden  können. 
In  der  That  findet  sich  in  Civilsachen  eine  derartige  doppelte 
Appellation*,  und  es  ist  wohl  zufällig,  dass  in  Strafsachen  ihrer 
nicht  gedacht  wird. 

Die  dem  Senat  in  der  augustischen  Staatsordnung  angewiesene 
Stellung  ist  in  die  diocletianische  nicht  tibergegangen.  Der  Senat 
der  Stadt  Rom  so  wie  derjenige  von  Constantinopel ,  der  letztere 
anfänglich  zweiten  Ranges^,  dann  durch  den  Kaiser  Julian  dem 
älteren  gleichgestellt*,  üben,  von  gewissen  städtischen  Functionen 
abgesehen ,  eine  eigene  staatliche  Thätigkeit  nicht  mehr  aus ;  sie 
dienen  der  Regierung  wesentlich  nur  als  Publicationsstellen.  Das 
consularisch-senatorische  Gericht  des  Principats  ist  in  dieser  Epoche 
verschwunden  •, 


1  Tacitus  ann.  14,  17. 

'  TacituB  ann.  4,  22  bringt  Tiberius  eine  Mordsache  an  den  Senat  und  dieser 
besteUt  dafür  ein  coUegialisches  Gericht  (datis  iudicihus).    St  R.  2,  121  A.  5. 

*  St  R.  2,  106  A.  1. 

*  Origo  Consiantini  (=  Anon.  Vales.  I)  c.  30:  (Consta/ntinus)  ihi  (Consttm- 
UnopoU)  eUam  senatum  constituU  secutidi  ordinis:  daros  vocavit,  im  Gegensatz  zu 
den  viri  clarissimi  des  römischen. 

'  Zosimus  3,  11,  4:  (Julianus)  Moixc  r^  nolu  y^govaCav  fx^tv  äaneQ  ry 
*Ptafir^,  Libanius  an  Theodosius  Trf^t  r^;  axaaamg  p.  683  Reiske:  jov  *IovXi>avov , . 
Tov  avTi&ivra  ry  *Putfia(o)v  ßovXy  Tfjv  viav. 

*  Wenn  auch  jetzt  noch  zuweilen  ein  Criminalverfahren  vom  Kaiser  an  den 
Senat  gewiesen  wird,  wie  da^'enige  gegen  Arvandus  (Sidonius  ep.  1,  7),  so  geht 
dies  auf  in  die  diese  Epoche  allgemein  beherrschende  kaiserliche  Delegation  der 
Strafgewalt 
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senatori-  Verschieden  von  dem  durch  Augnstus  geordneten  consularisch- 

■^J^*^  senatorischen  Strafprozess  des  Principats  ist  das  consularisch- 
d«r  repvbu-  senatOHsche  Kriegsstandgericht  des  letzten  Jahrhunderts  der  Re- 
srtfcSr  P^^l*'^  ^^^  ^^^  Kaiserzeit*.  In  jenem  richtet  der  Senat  unter  Aeoi 
Vorsitz  der  Consuln  als  oberste  und  befreite,  aber  ständige  und 
regelmässig  functionirende  Strafbehörde;  dieses  —  wohl  zu  unter- 
scheiden von  der  durch  die  unmittelbare  Vergewaltigung  der  Staat* 
Heben  Organe  bedingten  unmittelbaren  staatlichen  Nothwehr  — 
ist  ein  durch  die  Gefährdung  des  Staats  hervorgerufenes  Aus- 
nahmeverfahren. Es  tritt  auf  als  die  Befugniss  des  obersten  Ma« 
gistrats,  in  republikanischer  Zeit  der  Consuln,  später  des  Kaisers, 
wenn  der  Senat  das  Gemeinwesen  in  Gefahr  erklärt  hat,  über  jede 
Person  ohne  Unterschied  des  Standes  die  Todesstrafe  zu  verhängen^ 
wobei  Untersuchung  und  Vertheidigung  nicht  ausgeschlossen  war  •, 
aber  je  nach  den  Umständen  auch  gegen  den  Abwesenden  das 
Urtheil  gesprochen  werden  konnte  und  wobei  weiter,  wenn  andere 
Execution  nicht  möglich  war,  jeder  Bürger  zur  Vollstreckung 
derselben  aufgerufen  werden  durfte  •.  Von  der  magistratischen 
Vollgewalt,  wie  die  königliche  gedacht  ward  und  wie  sie  in  der 
Dictatur  der  ersten  republikanischen  Epoche  so  wie  in  der 
sullanischen  und  den  gleichartigen  Ausnahmegewalten  vorüber- 
gehend auftritt  (S.  42.  144),  unterscheidet  das  Verfahren  sidi 
dadurch,  dass  einerseits  ihm  die  regelmässige  Magistratur  als  Organ 
dient,  andrerseits  diese  zwar  die  Initiative  behält,  aber  an  die  Zu- 
stimmung des  Senats  gebunden  ist,  in  letzter  Stelle  also  dieser 
entscheidet.  Formell  wurde  diese  Procedur  zunächst  motivirt  durch 
den  unbestrittenen  Rechtssatz,  dass  die  Perduellion  das  Bürgerrecht 
bereits  im  Augenblick  des  Delicts  aufhebt,  also  gegen  den  Perduellis. 
immer  gleich  wie  gegen  den  Nichtbürger  oder  vielmehr  gegen  den 
Landesfeind  vorgegangen  werden  kann*;  womit  freilich,  wenn  die 


1  Dies  ist  im  ZoBammeDhang  entwickelt  St  K.  3,  1240  fg.;  hier  kann  nur 
die  strafrechtliche  Seite  dargelegt  werden. 

*  Die  Anhänger  des  Ti.  Oracchos,  deren  man  habhaft  wurde,  sind  zur  Ver- 
theidigung zugelassen  worden  (St  R.  3,  1249  A.  4)  und  in  dem  YerCeJuren  gegen 
die  Catilinarier  bot  der  Consul  Cicero  alles  auf,  um  gegen  die  erreichbaren  Mit- 
schuldigen die  Beweise  zu  beschaffen  und  sie  zum  Geständniss  zu  bringen. 

*  Die  Aechtung  heben  die  Berichte  besonders  hervor.  Plutarch  Ti.  Gracch.  20 : 
TW  ifCXfov  avToD  Toifs  f^h  iUxrJQvtrov  dxQijovSi  rovs  avlXa/ußavovng  aniMxlv- 
waav.    C.  Gracch.  4  (S.  258  A.  1). 

*  Dies  liegt  in  der  Formel  des  hostem  iudkare.  Am  bestimmtesten  sprechen 
es  aus  Cicero  in  Cat  4,  5,  10:   C.  Caesar  intellegit   legem  Semproniam  esse  de 
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declaratorische  Sentenz  dem  Belieben  des  Magistrats  oder  auch 
des  Senats  anheimgestellt  und  ein  gerichtlicher  Spruch  dafür  nicht 
gefordert  ward,  das  Provocationsrecht  annullirt  war.  Dass  dem 
Imperium  gegenüber  der  Nichtbürger  rechtlos  war  und  der  Magi- 
strat auch  gegen  den  nicht  Vertheidigten  und  den  Abwesenden 
im  Wege  der  Aechtung  ohne  formelle  Rechtsverletzung  vorgehen 
konnte,  ist  früher  (S.  142  fg.)  entwickelt  worden  ^  —  Von  dem  Stand-  Reeht«- 
punkt  nicht  bloss  des  republikanischen  Legitimismus,  sondern  auch  ^*^^^«* 
von  dem  der  gewissenhaften  Handhabung  der  Rechtsordnung  war  fahnns. 
dies  Verfahren  verfassungswidrig.  Es  wird  damit  die  souveräne 
Gremeindegewalt  überwiesen  an  die  keiner  Controle  und  keiner  Ver- 
antwortlichkeit unterliegende,  durch  das  Belieben  des  Einzelnen 
und  den  Zufall  der  Anwesenheit  bestimmte  Senatsmajorität.  In 
der  Theorie  wie  in  der  Praxis  wird  damit  sowohl  die  Magistratur 
wie  die  Bürgerschaft  dem  Senat  untergeordnet,  indem  jene  der 
alten  Ordnung  zuwider  nicht  von  dem  Senat  berathen,  sondern  in 
dessen  Executive  umgewandelt,  dieser  das  älteste  und  wichtigste 
ihrer  souveränen  Rechte,  die  letzte  Entscheidung  über  Leben  und 
Tod  des  Bürgers,  aus  der  Hand  genommen  wird.  In  der  That  ist 
diese  in  sich  selbst  mit  römischer  Folgerichtigkeit  durchgeführte 
Procedur  revolutionär  und  der  politische  Wendepunkt  von  dem  alten 
Bürgerstaat  zu  der  Herrschaft  zunächst  der  Wenigen  und  sehr 
bald  thatsächlich  des  Einen. 

Sichere  Belege  für  die  Handhabung  dieses  Verfahrens  lassen  Der  Kampf 
bis  auf  das  letzte  Jahrhundert  der  Republik  sich  nicht  nachweisen  ^  ^  ?"*  i"  ^ 

-^  Kriegsstana- 
recht. 


ciribus  Eomcmis  conatitutam,  gut  auiem  rei  publicae  sii  hostis,  cum  civem  ntdlo 
modo  esse  posse,  and  Paulus  Dig.  4,  5,  5,  1,  wo  er  zu  denen,  die  das  Bürgerrecht 
verloren  haben,  diejenigen  zählt,  quos  senatus  liosies  iudicavit  vd  lege  lata.  Die 
letzten  wie  es  scheint  verstümmelten  Worte  scheinen  darauf  zu  führen,  dass 
wenigstens  nach  der  Theorie  dies  auch  durch  Yolksschluss  bewirkt  werden  konnte. 
In  der  That  rechnet  Cicero  (de  domo  19,  43)  die  suUanischen  Proscriptionen  zu 
den  priviUgia  (vgl.  St  R.  8,  336  A.  1). 

^  Auf  dieser  abschüssigen  Bahn  verschwindet  der  Gegensatz  von  Recht  und 
Unrecht  sowohl  in  der  republikanischen  Epoche  wie  in  der  monarchischen.  In 
dieser  wirkt  dann  der  Fürsten  Wahnsinn,  und  wirkt  auch  epidemisch.  Sneton  Gai.  28 : 
cum  discerpi  senatorem  conctqnsset ,  subomavü,  gut  ingredientem  curiam  repente 
hostem  publicum  appeUantes  invaderent  graphiisque  confossum  lacerandum  ceteris 
traderent 

'  Während  das  Hauptverfahren  gegen  Q.  Pleminius,  auch  der  von  Q.  Fabius 
gestellte  Antrag  (Liv.  29, 19,  5)  gegen  das  Provocationsrecht  nicht  verstösst,  scheint 
die  spätere  Hinrichtung  desselben  (Liv.  29,  22,  7.  34,  44)  allerdings  vom  Senat  ohne 
Comitialbeschluss  verfügt  zu  sein.    Indess  kann  der  versuchte  Ausbruch  aus  dem  Ge- 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  17 
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In  das  Leben  getreten  ist  es  durch  die  Reaction  gegen  die 
von  Ti.  Gracchus  in  legaler  Form,  aber  allerdings  zum  Umsturz 
der  Vormacht  des  Senats  unternommene  Verfassungsreform.  Die 
Statthaftigkeit  dieser  Ausnahmegesetze  ist  theoretisch  wie  prak- 
tisch der  Cardinalsatz  der  Optimatenpartei,  und  bis  zum  Ausgang 
der  Republik  haben  die  Populären  ihn  bestritten.  Durch  ein  von 
dem  jüngeren  Gracchus  durchgebrachtes  Plebiscit  wurde  jener  Auf- 
fassung der  Perduellion  entgegengetreten  und  ausdrücklich  fest- 
gestellt, dass  dieselbe  nicht  anders  bestraft  werden  dürfe  als  nach 
magistratisch  -  comitialem  Prozess  und  jede  in  Widerspruch  damit 
vollzogene  Execution  als  Mord  bestraft  werden  solle*.  Thatsäch- 
lich  fand  dieser  Principienkampf  seinen  Ausdruck  in  den  An- 
wendungen, welche  die  Consuln  P.  Popillius  622/132,  L.  Opimius 
633/121,  C.  Marius  654/100,  M.  Cicero  691/63  von  dem  optimati- 
schen  Kriegstandrecht  machten  und  den  mehr  oder  minder  erfolg- 
reichen Versuchen  die  in  dieser  Weise  herbeigeführten  Execu- 
tionen  als  Mordthaten  vor  das  Strafgericht  zu  ziehen.  Das  sempro- 
nische  Gesetz  blieb  bestehen  und  es  wurde  das  gleiche  Princip 
wahrscheinlich  in  dem  Mordgesetz  Sullas  wiederholt*;  that- 
sächlich  aber  unterlagen  die  Populären.  Popillius  wurde  bestraft, 
aber  seine  Strafe  bald  wieder  aufgehoben ;  der  gleichartige  Angriff 


föngniss  ähnlich  wie  der  Aufstand  gefasst  werden  als  Rechtfertigung  der  staatlichen 
Nothwehr.  —  Der  Verlauf  der  Prozesse  gegen  die  Bacchusgesellschaften  mit  der 
allen  Schuldigen  durch  den  Senat  in  Aussicht  gestellten  Hinrichtung  {eeis  rem 
caputcdem  faciendam  nach  der  Urkunde)  legt  allerdings  die  Frage  nahe,  oh  nicht 
dabei  das  Provocationägesetz  bei  Seite  geschoben  worden  ist  (St  R.  2,  112  A.  2); 
aber  möglich  bleibt  die  S.  158  A.  1  aufgestellte  Annahme,  dass  die  Provocation 
dabei  vorbehalten  ward.  Politisch  und  historisch  wird  das  Kriegsstandrecht  in 
seiner   spätem  Gestalt  immer  auf  die  Gracchenzeit  zurückgeführt  werden  müssen. 

^  Plutarch  C.  Gracch.  4:  (vo/jtov)  €ia^(f'€Q€  «f  r»c  oqx^^  ax^irov  ixx^x^^vxot 
noUrriVj  xar*  adrov  Si^ovai  xQiaiv  r^  Stifif^.  Cicero  (vor  den  catilinarischen 
Prozessen !)  pro  Rah.  ad  pop.  4, 12 :  C  Grctcchus  legem  tulä,  ne  de  capite  civiutH 
Jlamanorum  iniussu  vesiro  iiidicaretwr.  Ders.  pro  Cluentio  55,  151:  hanc  ipsatn 
legem,  ne  quis  iudicio  circumveniretur,  C.  Gracchtu  tulit  Ders.  in  Cat  4,  5,  10 
(S.  256  A.  4).  Diese  Umgehung  des  Provocationsgesetzes,  das  iudicio  drcumvenire 
(diesen  Ausdruck  brauchte  das  Gesetz  selbst :  Cicero  Brut  12,  48)  macht  die  Hin- 
richtung zum  Morde,  wie  dies  in  dem  betreffenden  Abschnitt  des  vierten  Buchs 
ausgeführt  werden  wird. 

^  Das  comelische  Gesetz  scheint,  wie  bei  dem  Morde  entwickelt  werden 
wird,  dem  sempronischen  inhaltlich  gleich  gewesen  zu  sein.  Es  ist  dies  auc^ 
vollkommen  im  Geiste  Sullas;  er  hat  wohl  die  Proscriptionen  angeordnet,  aber 
zugleich  sie  für  die  Zukunft  mit  der  Mordstrafe  belegt 
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auf  Opimius  scheiterte  und  ebenso  der  Versuch,  einen  der  üeber- 
lebenden  aus  den  Unruhen  von  654/100  nachtraglich  zur  Verant- 
irortung  zu  ziehen;  durch  die  Anrufung  des  Provocationsgesetzes 
in  der  ihm  von  C.  Gracchus  gegebenen  Interpretation  vermochten 
die  Vertreter  der  Popularpartei  die  Genossen  Catilinas  nicht  vor 
der  Hinrichtung  zu  schützen*;  die  Bestrafung  Ciceros  wegen 
dieses  Acts  gelang,  aber  nur  mit  vorübergehender  Wirkung.  — 
Nach  dem  Ende  der  Revolutionen  hat  die  Monarchie  das  von  den  dm  Kriegs- 
Optimaten  geschaffene  Werkzeug  beibehalten  und  für  sich  ver-  "^J^" 
wendet.  Dem  Gesetz  der  weltgeschichtlichen  Ironie  entsprechend  Friw»ip*t. 
wurde  mit  der  Begründung  des  neuen  Militärregiments  die  von 
der  republikanischen  Senatspartei  aufgestellte  Staatsordnung  legali- 
sirt  und  deren  AusDahmegerichte  für  die  Autokratie  utilisirt. 
Vermittelst  solcher  auf  der  formalen  Senatssouveränetät  ruhender 
Senatsbeschlüsse  werden  unter  dem  Principat  einzelne  Personen 
odPr  Personen  gruppen ,  insbesondere  Prätendenten  und  ihre  An- 
hänger, ohne  rechtlich  geordneten  Strafprozess  beseitigt,  indem  der 
Machthaber  sie  vom  Senat  zu  Landesfeinden  (hostes)  erklären 
und  sie  alsdann  dieser  juristischen  Form  gemäss  behandeln  lässt 
als  verurtheilt  wegen  Perduellion.  Es  macht  dabei  rechtlich  keinen 
Unterschied ,  ob  auf  Grund  jenes  Senatsbeschlusses  die  Verurthei- 
lung  personal  von  dem  leitenden  Magistrat  ausgesprochen  ward, 
wie  es  anfänglich  Regel  war,  oder  der  Senat  selbst  den  einzelnen 
Landesfeind  verurtheilte,  wie  dies  Cicero  veranlasst  hat  und 
späterhin  gewöhnlich  geschah*.  Anwendung  davon  ist  noch  in 
nachdiocletianischer  Zeit  mehrfach  gemacht  worden^. 


^  Wäre  nach  Caesars  Vorschlag  (Sailust  Gat  51,  48)  gegen  Lentulos  and  Ge- 
nossen yer&bren  und  Einsperrung  nnd  Vermögensconfiscatton  ausgesprochen  worden, 
so  war  zu  jener  administratiTen  Massregel  der  Gonsul  ohne  Zweifel  competent; 
und  für  die  consularische  Vermögensconfiscation,  welche  selbständig  sonst  nicht 
vorkommt,  lässt  sich  die  zutreffende  Analogie  der  tribunicischen  bonorum  conse^ 
<raUo  geltend  machen  (S.  49).  Rechtlich  anfechtbar  mochten  beide  Massregebi 
immerhin  sein,  aber  als  Verletzung  des  valerischen  und  des  sempronischen  Gesetzes 
konnten  sie  nicht  bezeichnet  werden. 

'  Beispielsweise  wurde  in  dieser  Weise  der  abgesetzte  Kaiser  Nero  abwesend 
verurtheilt  Sueton  Ner.  49 :  legit  {Nero)  se  hostem  a  aenatu  iiMlicatum  et  quaeri, 
tU  pufUatur  more  maiorum, 

*  So  im  J.  397  in  dem  Senat  von  Constantinopel  gegen  Stilicho,  in  dem 
römischen  gegen  Gildo  (besonders  Symmachos  ep.  4,  7).  St.  R.  2,  125  A.  8. 
3,  1251  A.  1. 
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Neunter  Abschnitt. 

Die  Eaisergerichte  des  Principats* 


Es  sind  vier  verschiedene  Formen,  in  welchen  die  kaiserlieh» 
Strafgewalt  zum  Ausdruck  gelangt :  die  persönliche  Rechtsprechung 
in  erster  und  einziger  Instanz  einschliesslich  des  Hofgerichts;  die 
Delegation  der  Strafgewalt,  die  Entscheidung  in  zweiter  Instanz 
auf  Appellation  und  die  Entscheidung  auf  Anfrage  der  Behörden. 

1.    Das  persönliche  Kaiser-  and  das  Hofgerieht. 

^chtegrund  ^j^  ^Qj,  consularisch-senatorische  Strafprozess  nichts  ist  als 
liehen  jndi-die  Wiederaufnahme  des  magistratisch-comitialen,  so  ist  das  Kaiser- 
cation.  gericht  die  Wiederaufnahme  des  nicht  gebundenen  magistratischen 
Strafverfahrens,  wie  es  im  zweiten  Abschnitt  dieses  Buches  ent- 
wickelt worden  ist.  Es  ist  das  ursprüngliche  volle  Imperium,  be- 
freit von  den  Schranken,  welche  ihm  in  der  städtischen  Amtführung 
gesetzt  sind,  befreit  namentlich  auch  von  der  Schranke,  dass  das 
magistratische  Todesurtheil  der  comitialen  Bestätigung  bedarf; 
dasjenige  Imperium,  wie  es  die  Dictatoren  der  älteren  Republik  in 
der  Stadt  wie  im  Felde  besessen  hatten,  aber  nicht  mehr  als 
vorübergehende  Ausnahmegewalt,  sondern  dauernd  eingefügt  in 
den  Verfassungsorganismus  ^  Formell  beruht  es  auf  der  nach 
der  actischen  Schlacht  im  J.  724/30  dem  Gründer  des  Principats 
übertragenen  unumschränkten  Judication^. 


^  Dass  die  Kaisergewalt  nicht  als  betagt  ins  Leben  getreten  ist,  ist  ent- 
wickelt St  R.  2,  798  fg. 

'  Auf  die  Frage,  in  welcher  Weise  die  richterliche  Amtsgewalt  des  Princepa 
begründet  ist,  giebt  Antwort  allein  Dio  51,  19:  nach  der  actischen  Schlacht  sei 
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Dem  Wesen  der  neuen  Dyarchie  entsprechend  werden  die  compeun«. 
tüonsularisch-senatorische  und  die  kaiserliche  Judication  gleichartig 
gestaltet.  Auch  dieser  unterliegen  die  Beichsangehörigen  schlecht- 
hin einschliesslich  der  nicht  der  Statthaltergewalt  unterworfenen 
Borger  der  freien  Städte  und  der  Angehörigen  der  in  römischer 
Clientel  stehenden  Fürstenhäuser  (S.  229),  nicht  minder  sämmt- 
liehe  römische  Bürger  einschliesslich  der  privilegirten  Stände  der 
Bitter  und  der  Senatoren/.  Die  Aburtheilung  eigentlich  mili- 
tärischer Vergehen  ist  ein  Theil  des  dem  Princeps  mit  Ausschliess- 
lichkeit übertragenen  Gommandos  und  gehört  also  nicht  in  die 
strafrechtliche  Judication ;  aber  kraft  dieser  hat  Traianus  auch  die 
bürgerlichen  Delicte  der  Offiziere  vor  das  Kaisergericht  gezogen* 
und  es  mag  dies  wohl  Begel  gewesen  sein.  In  ähnlicher  Weise 
unterliegen  die  ünrechtfertigkeiten  der  vom  Kaiser  ernannten 
Statthalter  und  vor  allen  Dingen  die  der  von  ihm  bestellten  Finanz- 
beamten nicht  mit  rechtlicher  Ausschliesslichkeit,  aber  vorzugs- 
weise dem  Kaisergericht  ^;  die  zunächst  aus  den  Senatsprotokollen 


Yon  dem  Senat,  der  hier  als  constituirende  Gewalt  auftritt,  die  schon  vorher  ihm 
auf  Lebenszeit  übertragene  tribunicische  Gewalt  (vgl.  St  R.  2,  795  A.  1)  auf  das 
ausserstftdtische  Gebiet  erstreckt  und  ihm  das  Recht  beigelegt  worden  auf  Anrufung 
za  richten,  HxxlrjTov  ^ixaC^iv.  Dieses  Kaiserrecht  also  wird  angeknüpft  an  die  tri- 
bonidsche  Gewalt  und  als  solche  auch  titular  zum  Ausdruck  gebracht.  Dass  die 
Appellation  an  den  Kaiser  aus  der  tribunicischen  entwickelt  ist,  tritt  weiter  darin 
hervor,  dass,  wie  in  dem  Abschnitt  von  der  Appellation  zu  zeigen  sein  wird,  die 
zwei-  oder  dreit&gige  Frist  bei  Einlegung  der  Appellation  an  den  Kaiser  unzweifel- 
haft abgeleitet  ist  aus  der  dreitägigen  Frist  bei  der  republikanischen  Intercesnon. 
Aber  unter  der  beigebrachten  und  populären  Benennung  versteckt  sich  eine  unge- 
heure Erweiterung  der  Gompetenz,  nicht  bloss  die  Erstreckung  der  auf  die  Stadt 
beschränkten  und  nur  dem  Bürger  zustehenden  tribunicischen  Appellation  auf  das 
ansserstädtische  Gebiet  und  auf  die  Reichsangehörigen  insgemein,  sondern  auch  die 
Verbindung  des  tribunicischen  Cassationsrechts  mit  der  Befugniss  der  eigenen  Judi- 
cation oder,  was  dasselbe  ist,  die  EinftQirung  der  reformatorischen  Appellation. 
Daran  schloss  sich  weiter  gewissermassen  von  selbst  die  Beftigniss  auch  ohne  Ap- 
pellation in  erster  und  letzter  Instanz  zu  richten.  Es  darf  also  dieser  Beschlnss, 
obwohl  er  die  populäre  Appellation  vorschob,  auch  för  die  Judication  in  Anspruch 
genommen  werden. 

^  Vgl.  den  Abschnitt  von  den  ständischen  Gerichten. 

'  Plinius  ep.  6,  31:  Caesar  &t  nomen  centunanis  (wegen  Verföhrung  der 
-Gattin  eines  Kriegstribuns)  et  cammemorationem  disciplinae  tnilUaris  sentenUae 
izdieeit,  ne  amnes  eiusmodi  cansas  ad  se  revocare  videretur. 

'  Tacitns  dial.  7:  aut  reum  prospere  defendere  aüt  apud  cenitwumros  causam 
<iZt^[uain  feliciter  orare  aut  apud  prinäpem  ipsos  ülos  libertos  et  procuratores 
principum  prospere  tuen  et  defendere,  Dio  60,  83.  Wegen  der  Hauszucht  über 
das  unfreie  Gesinde  vgl.  S.  \S  A.  1. 


GBricht. 
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schöpfenden  Annalen  zeigen,  dass   die  senatorische  Rechtspflege 
mit  dergleichen  Delicten  nicht  häufig  zu  thun  gehabt  hat  und  die 
ordentlichen  Gerichte  werden  noch  seltener  nait  den  Beamtendelicten 
befasst  worden  sein. 
BefMtes  Wie  der  richtende  Senat  so  steht  auch  der  richtende  Kaiser 

über  dem  Gesetz.  Er  ist  weder  gebunden  an  die  gesetzlich  formu- 
lirten  Delictbegriffe  noch  an  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Trennung 
der  Delictkategorien.  Er  kann  nach  Ermessen  über  das  gesetzliche 
Strafmass  hinaus  oder  unter  demselben  erkennen^.  Wenn  in  der 
späteren  Republik  die  Gapitaljustiz  über  den  römischen  Bürger, 
abgesehen  von  dem  magistratisch  -  comitialen  factisch  antiquirten 
Prozess,  den  ordentlichen  Gerichten  sowohl  in  der  Hauptstadt  wie 
in  den  Provinzen  so  gut  wie  genommen  war  (S.  202),  so  trat  sie 
mit  dem  Principat  durch  die  Einsetzung  der  beiden  höchsten  Ge- 
richte wiederum  in  furchtbare  Wirksamkeit.  Das  Provocationsrecht, 
das  dem  römischen  Bürger  im  letzten  Jahrhundert  der  Republik 
ausserhalb  Rom  zustand,  bestand  in  der  Ablehnung  des  für  die  Capital- 
strafe  incompetenten  Statthaltergerichts;  dies  ist  unter  dem  Prin- 
cipat wenigstens  principiell  festgehalten',  aber  der  Sache  nach 
umgestaltet  worden  hauptsächlich  durch  die  früher  wohl  auch  zu- 
lässige, aber  nicht  eflfective,  jetzt  vollmächtig  waltende  Verschickung 
nach  Rom  zur  Aburtheilung  durch  das  competente  hauptstädtische 
Gericht,  wobei  die  Gapitaljustiz  des  Senats  wenigstens  thatsächlich 
zurücktrat  und  das  Recht  den  Bürger  am  Leben  zu  strafen  im 
ganzen  Umfang  des  Reiches  für  den  Kaiser  monopolisirt  ward. 
Mit  diesen  Festsetzungen,  mit  der  verfassungsmässig  geordneten 
Allmacht  der  Bestrafung  und  insbesondere  der  factischen  Wieder- 
herstellung der  Todesstrafe  zu  Gunsten  der  neuen  Monarchie,  ist 
das  gesammte  Criminalverfahren  von  Rechtswegen  gestellt  in  das 
jedesmalige  Belieben  des  jedesmaligen  Herrschers.  Es  gilt  diea 
von  Rechtswegen  für  alle  sechs  Jahrhunderte  der  Monarchie,  sa 
verschieden  auch  je  nach  der  Richtung  der  Epochen  und  dem 
Naturell   der  einzelnen  Herrscher   die  Rechtspflege  in  denselbea 


1  Strafinildenmg  und  Straferlass  8ind  bei  der  kaiserlichen  Justiz  häufig  Tor- 
gekommen:  Tadtns  ann.  3,  24.  Seneca  de  dem.  1,  9.  Sueton  Aug.  83.  51.  Tib.  9. 
Claud.  14.  Yüa  Marci  24.  Herodian  6,1.  FQr  die  inllkQrliche  Stra&chärfnng 
mag  nur  erinnert  werden  an  die  Behandlung  des  Unterschleife  in  der  Rechtspflege 
durch  einen  Kaiser  wie  Alezander  (vita  28). 

'  Paulus  5,  26,  1  (S.  242  A.  3).  Diese  Provocation,  wobei  der  Kaiser  in 
erster  und  letzter  Instanz  entscheidet,  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  der  AppeUation 
an  denselben  im  Capitalprozess,  die  häufig  auch  Provocation  genannt  wird. 
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sich  gestaltet  hat.  Es  kann  der  kaiserlichen  Rechtspflege  in  keiner 
ihrer  oft  grauenvollen  und  nicht  selten  albernen  Ausschreitungen 
ein  Rechtsbruch  zur  Last  gelegt  werden;  der  Herrscher  kann 
in  dieser  Hinsicht  gar  nichts  thun,  was  er  nicht  verfassungsmässig 
thun  darf. 

Wie  der  consularisch-senatorische  ist  auch  der  kaiserliche  Straf- 
prozess  ein  Ausnahmeverfahren,  das  zwar  nicht  bloss  bei  politischen 
Nothlagen,  sondern  jederzeit  in  Function  treten  kann,  aber  doch 
bestimmt  ist  das  ordentliche  Strafverfahren  zu  ergänzen.  Es  kann 
daher  der  Kaiser,  wie  der  Senat,  die  Judication  in  jedem  einzelnen 
Fall  ablehnen ;  hier  kommt  noch  hinzu,  dass  der  Kaiser  auch  befugt 
ist  den  Rechtshandel  an  den  Senat  zu  weisen.  Die  Verschleierung 
der  leitenden  Gedanken,  welche  zu  der  Signatur  des  Principats  gehört, 
gestattet  nicht  über  Fragen  dieser  Art  eigentliche  Zeugnisse  beizu- 
bringen ;  vermuthen  aber  darf  man,  dass  Augustus,  während  er  den 
Senat  zu  einem  Staatsgerichtshof  für  Criminalprozesse  von  politischer 
oder  personaler  Wichtigkeit  gestaltete,  das  eigene  Eingreifen  des 
neuen  Monarchen,  einigermassen  nach  dem  Muster  der  alten  Dic- 
tatur,  für  Fälle  vorbehielt,  für  welche  entweder  die  förmliche  pro- 
zessualische Behandlung  nicht  angemessen  erschien  oder  bei  denen 
die  Monarchie  sich  in  Selbstvertheidigung  befand ;  insbesondere  die 
Majestätsbeleidigungen  und  Complotte  gegen  die  bestehende  Ordnung 
konnten  in  dieser  Weise  entweder  mit  überlegener  Nachsicht  ver- 
ziehen oder  mit  gewaltiger  Unmittelbarkeit  niedergeschlagen  wer- 
den*.    Wohl    erst    allmählich    und    vorzugsweise    in    Folge    der 


^  Nach  der  einen  Seite  hin  darf  Terwiesen  werden  auf  die  zurückhaltende 
Handhabung  des  Eaiserproaesses  durch  Augustus,  nach  der  andern  auf  den  Bericht 
des  Tadtns  über  die  pisonische  Verschwörung  unter  Nero.  Weiter  ist  der  Aus- 
schluss der  O^entlichkeit,  der  insbesondere  bei  schweren  Verbrechen  in  den 
höheren  Kreisen  wünschenswerth  erscheinen  mochte,  bei  dem  consularisch-sena- 
torischen  Gericht  factisch  unmöglich,  bei  dem  Eaisergericht  hingegen  selbst- 
verständlich; yieUeicht  nur  aus  diesem  Grunde  hat  Augustus  einen  Prozess  wegen 
Vatermord  und  Testamentsfälschung  (Sueton  Aug.  33)  aufgenommen.  In  einem 
andern  Mordprozess  bat  der  Anklftger  denselben  Kaiser  ihn  an  sich  zu  ziehen, 
weil  Oermanicns  die  Vertheidigung  übernommen  habe  und  er  dessen  Einfluss  auf 
die  Geschwornen  f&rchte,  was  der  Kaiser  ablehnte  (Dio  56,  24,  7  Boiss.)*  Auch 
andere  Momente  haben  hier  eingegriffen.  Erwähnung  verdient  das  von  Phaedrus 
3,  10  berichtete  Einschreiten  Augusts  bei  einem  eigenartigen  Rechtshandel.  Die 
Gattin  eines  durch  Verzweiflung  zum  Selbstmord  geflüirten  Mannes  nimmt, 
wahrscheinlich  als  eingesetzt  im  Testament,  dessen  Erbschaft  vor  den  Centum- 
vim  in  Anspruch  (quod  bona  possideai,  stani  patroni  forHter).  Ihr  Anrecht  wird 
bestritten,  weil  sie  beschuldigt  wird  ihren  Mann  in  den  Tod  getrieben  zu  haben; 
was  nach  dem  weitgehenden  Arbitrium  des  Centumvindgerichtshofs  zu  ihrer  Aus- 


geriebt 
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weiterhin  zu  erörternden  reformatorischen  Appellation  ist  das  Kaiser- 
gericht in  den  ordentlichen  Prozess  eingetreten. 

Yerrahnm.  Nach  der  formalen  Seite  hin  ist  der  kaiserliche  Strafprozess 
wie  der  consularisch-senatorische  eine  Cognition*;  Parteien  im 
Rechtssinn,  wie  der  Givilprozess  und  die  Quästion  sie  kennt,  sind 
hier  gleichfalls  ausgeschlossen  und  was  als  Anklage  auftritt,  ist 
vielmehr  eine  Denuntiation  *.  Aber  aus  diesem  Princip  werden 
hier  wesentlich  verschiedene  Consequenzen  gezogen.  Während  bei 
dem  Verfahren  vor  dem  Senat  der  nothwendige  Anschluss  an  dessen 
Geschäftsordnung  das  Verfahren  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
bindet  und  die  schon  dem  alten  Comitialprozess  innewohnende  Zu- 
lassung der  Rechtsbeistandschaft  auch  auf  dieses  Verfahren  über- 
tragen wird,  ist  dör  Kaiserprozess  in  der  That  die  Handhabung 
des  Kriegsrechts  und  wenn  auch  dieses  bei  billiger  Handhabung 
der  Vertheidigung  Raum  giebt,  so  ist  deren  Beschränkung  auf  Selbst- 
vertheidigung  hier  das  hergebrachte  Verfahren.  Zulassung  von 
Beiständen  ist  selbstverständlich  auch  bei  dem  Kaisergericht  nicht 
ausgeschlossen  und  besonders  im  Givilprozess,  welcher  ja  Vertretung 


Schliessung  führen  konnte.  Das  Gericht  wendet  sich  an  Augastus  mit  der  Bitte  die 
Ursache  des  Selbstmordes  festzustellen;  dies  geschieht;  der  Kaiser  ermittelt,  dasB 
ein  Freigelassener  diesen  herbeigeillhrt  habe  und  bestraft  denselben.  Dieser  Vor- 
gang, aus  welchem  man  wunderlicher  Weise  eine  criminelle  Competenz  des  Centum- 
viralgerichts  herausgedeutet  hat,  zeigt  yielmehr,  dass  der  Kaiser  untersuchend  und 
strafend  auch  da  einschreiten  konnte,  wo  rechtlich  för  den  Strafprozess  die  Voraus- 
setzungen mangelten. 

^  Quintilian  3,  10,  1.  7,  2,  20  setzt  den  iudicia  publica  entgegen  prin- 
eipum  et  senatus  cognitiones.  Tacitus  ann.  3,  10.  Bindende  Nonnen  sind  selbst- 
verständlich ausgeschlossen;  erw&hnt  mag  werden,  dass  der  Kaiser,  wenn  es  ihm 
zweckmässig  erscheint,  auch  Vernehmung  durch  eine  Behörde  veranlassen  kann 
(C.  Th.  9, 19,  2  =  lust  9,  22,  22, 1 :  rel(xUo,  quae  solum  audiendi  ma/ndat  officium). 
St.  R.  2,  964  A.  5. 

'  Wenn  Nero  non  cnmine,  non  accusatore  existente,  quia  speciem  iudicis 
induere  non  potercU,  in  reinem  Gewaltact  ein  Todesurtheil  ftllt  (Tacitus  ann.  15, 69) 
und  wenn  Kaiser  Severus  den  Ehemann,  welcher  im  Verlauf  der  gegen  die  Gattin 
angestellten  Ehebruchskhige  sich  als  Kuppler  herausstellt,  sine  accusatore  verurtheilt 
Dig.  48,  5,  2,  6),  so  folgt  aus  dem  Hervorheben  dieser  Fälle  nur,  was  sich  von 
selbst  versteht,  dass  regelmässig  dem  Kaisergericht  eine  Denuntiation  zu  Grunde  li^^L 
Der  Sache  nach  kommt  diese  der  Accusation  nahe.  Auch  diese  ist  sicher  bei  dem 
Eaisergericht  oft  vorgekommen  —  wenn  Quintilian  4, 1,  72  von  der  maior  potestas 
spricht,  die  den  Advocaten  nöthigt  ohne  rhetorische  Einleitung  ab  ipsa  re  anzu&ngeii, 
so  mag  er  wohl  an  den  Kaiser  gedacht  haben  «-  aber  die  formale  Accusation  läuft 
seinem  Wesen  zuwider  und  nirgends  ist  in  Beziehung  auf  dieses  die  Rede  von 
Anklägerbestrafung  und  Anklägerbelohnungen. 
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gestattet,  späterhin  gewöhnlich;  aber  der  Strafprozess,  wie  er  vor 
dem  Kaiser  selbst  und  dem  entsprechend  vor  den  Delegataren 
seiner  Strafgewalt  geführt  wird,  schliesst  der  Regel  nach  die 
Advocatur  aus^ 

Bei  dem  Principat,   wie  Augustus  es  ordnete,  ist  die  persön- pen^nuciie 
liehe  Rechtsprechung  des  Herrschers  ein  wesentlicher  Theil  seiner 
Amtsthätigkeit  und  von  den  Regenten,  die  in  dem  Amt  eine  Pflicht 
erkannten,  bis  in  das  dritte  Jahrhundert  hinein  stetig  ausgeübt 
worden*,  in  Rom  je  nach  Umständen  öffentlich •  oder  im  Palast*, 


RMht- 


*  Das  lebendigste  Bild  eines  vor  dem  Kaiser  persönlich  geführten  Gapital- 
prozesses  giebt  das  von  Grenfell  und  Hunt  (the  Oxyrhjnchus  papyri  p.  I  n.  38) 
pabiieirte  Protokoll,  eher  von  Commodos  (der  &i6g  ^jivrtovTvog  kann  füglich  Marens 
sein  irie  C.  I.  L.  III,  239:  dwo  AnUmno  divi  Antonini  Pii  ß,)  als  von  Marens. 
Ein  Tomehmer  Alexandriner,  der  Gymnasiarch  Appianos  (möglicher  Weise  ein  Sohn 
oder  Enkel  des  Historikers,  ebenfsüls  eines  angesehenen  and  reichen  Alexandriners, 
der  dann  in  Rom  zu  Ritterämtem  gelangte),  einer  von  der  Stadt  an  den  Kaiser  ab- 
geordneten Deputation  angehörig,  wird,  vielleicht  wegen  einer  bei  diesen  Verhand- 
inogen  gegen  den  Kaiser  verübten  Beleidigung  {»Xios  aol  Itniv^  ruft  ein  Freund 
ihm  zu,  vnlq  ri\g  yivxvTnrtjg  aov  nai^idog  TfXivrrjaaijy  in  Rom  von  dem  Kaiser 
gerichtet-,  anwesend  ist  der  Gonsul,  ohne  Zweifel  als  bei  dem  Gonsilium  zugezogen. 
Die  Verhandlung  bewegt  sich  durchaus  in  der  Form  des  Verhörs:  'Weisst  du  nicht, 
mit  wem  du  sprichst'?  'Wohl,'  erwidert  Appianos,  mit  dem  Tyrannen.'  'Nein,  son- 
dern mit  dem  Herrscher  (ßaaiUty  'Sage  das  nicht;  deinem  Vater  Antoninus  stand 
es  wohl  an  zu  regieren  (auTo»QaTOQ€veiv);  sieh,  der  war  erstlich  ein  Philosoph, 
zweitens  nicht  habgierig,  drittens  rechtschaffen;  dir  ist  von  allem  das  Gegentheil 
eigen,  Tyrannei,  Nichtsnutzigkeit  (a^iloxaya!^(a\  Roheit  {anaidlay  Es  wird  ihm 
nach  g^älltem  Todesurtheil  auf  seine  Bitte  gestattet  für  den  letzten  Gang  die 
alexandrinische  Priestertracht  anzulegen;  also  durch  die  Strassen  Roms  geführt, 
ruft  er  die  Menge  auf  zum  Zeugniss  dieses  unerhörten  Verfahrens  gegen  den 
Beamten  und  Gesandten  der  grossen  Reichsstadt  Die  dadurch  hervorgerufene 
Bew^nng  wird  dem  Kaiser  gemeldet  und  dieser  veranlasst,  ihn  noch  einmal  zurück- 
zomfen.  'Ruft  von  den  Pforten  des  Hades  mich  der  Senat  zurück,'  sagt  der 
Alaumdriner,  'oder  du,  du  Rftuberhauptmann?'  In  stolzer  Weise  macht  er  seinen 
heimischen  Adel  geltend  und  hält  dann  dem  Kaiser  Vortrag  über  Caesars  Verhalten 
gegen  Kleopatra,  vielleicht  in  dem  Sinn  des  Gegensatzes  zvrischen  dem  bürgerlichen 
Maim  und  der  Königin  von  Aegypten. 

<  St  R.  2,  982  A.  1.  Dem  Caraealla  wird  die  Unterlassung  vorgeworfen 
(Dio  77,  17:  ^6(xa^i  fihv  ovv  ^i  rt  ri  oiJiv]  Herodian  4,  7,  2).  Alezander  wurde 
Yon  seiner  Mutter  fleissig  dazu  angehalten  (Herodian  6,  1,  6). 

*  St  R.  2,  983  A.  2.  Einen  Repetundenprozess  hat  noch  Kaiser  Julian  pro 
iribunali  entschieden  (Ammian  18,  1,  4).  Anschaulich  schildert  diese  öffentliche 
Rechtsprechung  Sueton  Claud.  15.  —  Das  tribwnai  Augustorum  nostrorum,  quod 
est  in  area  aedis  ApolKnis  auf  dem  Palatin,  erwähnen  die  Acten  der  severischen 
Saecularspiele;  übrigens  haben  die  Kaiser  auch  anderswo  öffentlich  Recht  gesprochen. 

^  St  R.  2,  965  A.  4.  S.  988  A.  3.  In  einer  gegen  einen  jüdischen  König 
Agrippa  ~  vielleicht  Agrippa  II.  von  Ghalkis  —  erhobenen  Anklage  sitzt  Kaiser 


I 
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insbesondere  in  dem  dazu  bestimmten  Yerhandlungssaal,  dem  kaiser- 
lichen auditorium  ^  aber  auch  ausserhalb  Rom,  wo  der  Kaiser  eben 
verweilte ". 
DaskaiMr-  Gomäss  dem  allgemeinen  schon  in  dem  Hausgericht  aufge- 
liehe  con-  kommenen  Gebrauch  (S.  25)  werden  von  dem  Kaiser  bei  der  Ur- 
theilsfällung  regelmässig  Rathmänner  zugezogen  und  dieselben 
auch  zu  mündlicher  oder  schriftlicher  Abstimmung  veranlasste^ 
obwohl  er  nicht  an  diese  Majoritäten  gebunden  ist  wie  der 
Consul  an  diejenige  des  Senats^.  Bis  auf  Traianus  einschliess- 
lich werden  diese  kaiserlichen  Berather  je  nach  Umständen 
und  von  Fall  zu  Fall  berufen*;  von  Hadrian  an  aber  scheint  das 
kaiserliche  Consilium  eine  gewisse  Ständigkeit  zu  gewinnen,  so 
dass  zwar  auch  jetzt  noch  nach  Lage  der  Sache  die  Mitglieder 
betheiligt  oder  ausgeschlossen  werden  konnten,  aber  doch  theils 
bestimmte  Beamte,  theils  eine  Anzahl  fttr  diesen  Zweck  aus- 
gewählter ,  insbesondere  rechtskundiger  Personen  als  ständige, 
theilweise  auch  dafür  besoldete  Mitglieder  des  kaiserlichen  Gerichts- 
raths  (consilium)  erscheinen*.     Senatoren  fehlen  unter  denselben 


Claadios  zu  Gericht  [iv  roTs  jiovxovlJXiavotg  —  oder  fSt^viJUixvotg  —  xrinoic 
nach  dem  fragmentirt  erhaltenen  Protokoll  (Berl.  ägypt  ürk.  n.  511;  Wilcken 
Hermes  30,  481  fg.).  Ein  gutes  Bild  einer  gewöhnlichen  Gerichtssitzung  in  einer 
kaiserlichen  Villa  giebt  Plinius  ep.  6,  88;  unter  den  derartigen  politischen  wird 
am  ausführlichsten  der  pisonische  unter  Nero  geschildert  (Tacitus  ann.  15,  54 — 71). 
Auch  die  Verhandlung  gegen  Appianos  (S.  265  A.  1)  muss  im  Palast  stattgefunden 
haben;  als  derselbe  nach  der  Verurtheilung  die  Leute  in  den  Strassen  anruft,, 
meldet  der  Evocatus  dem  Kaiser  die  Unruhe  in  der  Stadt  und  dieser  fragt  den 
Consul  nach  der  Ursache.  Aufzeichnung  der  Aussagen  ist  dadurch  nicht  ausge- 
schlossen; die  abschrüUiche  Verbreitung  des  ProtokoUes  mag  erst  nach  dem  Sturz, 
des  Kaisers  stattgefunden  haben. 

1  Auditorium  des  Kaisers:  Dig.  4,  4, 18, 1.  2.  86,  1,  28  pr.  C.  Th.  11,  86, 3. 
Vgl.  Dio  76,  11:  h  raff  dgo(pas  idSv  oIm»p  twv  iv  t^  naXar^ip,  Iv  olg  idlna^Mv^ 
Auditorium  maius  Dig.  42,  1,  54,  1,  vielleicht  im  Gegensatz  zu  dem  audäcriunh 
der  praefecti  praetorio  Dig.  12,  1,  40  pr. 

s  St  R.  2,  966.  989.  Das  Gericht  über  Herodes  Atticus  hielt  Kaiser  Marcus 
in  Sirmium  (Philostratus  vit  soph.  2,  1,  11). 

*  Sueton  Ner.  15«  Vita  Hadriani  8  und  sonst  Wie  wenig  der  Kaiser  hiebe! 
selbst  an  das  Herkommen  gebunden  war,  beweist  das  Verfahren  des  Augnstns 
den  Abstimmenden  neben  der  Freisprechung  und  der  Verurtheilung  auch  die  Be* 
gnadigung  freizustellen  (Sueton  Aug.  83). 

*  Tacitus  ann.  8,  10:  vera  .  .  .  iudice  ab  uno  faciUua  discemi.  St  R.  2» 
992  A.  2. 

^  St  R.  2,  988  fg.  Dass  es  unter  Traian  einen  ständigen  kaiserlichen  Ge- 
richtsrath  nicht  gab,  zeigt  namentlich  Plinius  (S.  261  A.  2). 

*  Vita  Hadriani  18.  Inschriften  kaiserlicher  consiliarü  —  adsessores  werden 
sie  nicht  genannt  —  haben  wir  seit  Commodns. 
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nicht,  aber  es  tiberwiegt  der  Ritterstand  \  aus  dem  die  unmittel- 
bar kaiserlichen  Beamten  und  die  Offiziere  vorzugsweise  hervor- 
gingen. Eine  leitende  Stellung  in  diesem  Hofgericht  nehmen 
mehr  und  mehr  die  Gardecommandanten,  die  praefecti  praetorioT>'w prae/tcu- 
ein.  Abgesehen  davon,  dass  der  Kaiserprozess  überhaupt  an  das  ^'^«*'^'^- 
kriegsrechtliche  Verfahren  sich  anlehnt  und  die  militärischen 
Delicte  zunächst  darin  vorgewogen  haben  werden,  ist  dies  wahr- 
scheinlich dadurch  herbeigeführt  worden,  dass  die  zur  Aburtheilung 
durch  das  Kaisergericht  nach  Rom  gesandten  Angeschuldigten  da- 
selbst unter  militärischer  Aufsicht  oder  in  militärischer  Haft  ge- 
halten und  demnach  an  den  über  das  kaiserliche  Hauptquartier 
den  Befehl  führenden  Gommandanten  abgegeben  wurden  ^.  Es  lag 
nahe,  dass  sie  auch  die  Aburtheilung  veranlassten  und  beeinflussten ; 
unter  Nero  wendet  sich  ein  solcher  Gommandant  an  den  Kaiser 
um  Verhaltungsbefehle  wegen  zweier  eingefangener  Strassenräuber 
und  hatte  Mühe  ihn  zur  Ausfertigung  des  Todesurtheils  zu  be- 
stimmen ^  Im  Rechtssinn  aber  ist  das  Hofgericht  nicht  eine  den 
Kaiser  vertretende  Stelle,  vielmehr  der  Spruch,  bei  welchem  das 
Consilium  formell  verschwindet,  der  Spruch  des  Kaisers  selbst *• 


^  Das  S.  265  A.  4  angeföhrte  Gericht  über  König  Agrippa  hält  Kaiser 
Clandiiis  ab  avvxa[Uaag  avfjtßovU^ov  .  .  .  .,  awxliiTixfdüJv  ktxo[a]t  n[ivTi, 
iv  Tovtoig]  VTiaTixtüp  d^xa  ?{,  nafQOvarif  jiygiTrnivijg  Sfßaarijg  fiira]  tio9 
fiargwpeSv,  wie  Wilcken  scharfeinnig  und  wohl  auch  richtig  ergänzt  Decret 
Domitians  in  dem  Grenzprozess  der  Firmaner  und  der  Falerienser  (C.  I.  L.  IX^ 
5420;  Bnins*  p.  242):  adhibiUs  utriusque  ordinis  splendidis  viris  cognita  causa» 

'  So  wird  der  Apostel  Paulus  in  Rom*  an  das  Praetorium  abgegeben  (ad 
Philipp.  1,  13).  Ein  nach  einer  Insel  verbannter  römischer  Ritter  Xaßtav  h  rjj 
vriutp  (fovucfiv  airtav  dnen^fitp&ri  fg  rrfv  *PtafAi\v  (og  dnoXoyrja6f4€vog  rotg  rtav 
aTQaronidoiv  rjysfjioa^  (Philostratus  vit.  soph.  2,  32).  Der  Relegirte,  der  den  Bann 
bricht,  soll,  wie  Traian  (ad  Plin.  57)  schreibt,  vinctus  nUtti  ad  praefectos  prae- 
iorii  mei.  Ein  christlicher  Soldat  weigert  sich  bei  einem  heidnischen  Fest  den 
Kranz  zu  tragen;  res  ampliata  et  reus  ad  praefectos  (Tertullian  de  cor.  1).  Die 
strafiOdligen  Officialen  der  Procuratoren,  sagt  Paulus  5,  12,  6,  ad  praefectos  prae- 
torii  puniendi  mittuntur.  Bei  dem  Einbruchsdiebstahl  soll  der  Provinzialstatt- 
halter,  si  matorem  animadversionein  exigere  rem  deprehefiderit ,  ad  Domittum 
ülpianum  praefectum  praetorio  .  .  .  reos  remittere  (Alexander  Cod.  4,  65,  4).  Wer 
einen  Verbrecher  einzuliefern  verspricht  und  dies  nicht  thut,  soll  an  den  Statthalter 
der  Provinz  oder  an  den  praefectus  praetorio  gesendet  werden  (Gordian  Cod.  8, 
40.  13> 

'  Seneca  de  dem.  2,  1. 

*  St.  R.  2,  971  fg.  vgl.  S.  865  fg.  S.  1113  fg.  Daher  behandelt  Dio  52,  24 
die  Gardecommandanten  nur  als  Offiziere  und  beschränkt  ihre  Gerichtsbarkeit  auf 
ilure  Mannschaften  und  das  Hofgesinde  (Caesariani),  welche   beiden  Kategorien, 
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Späterhin  liefen  bei  diesem  Hofgericht  die  wichtigsten  Civil- 
und  Criminalprozesse  zur  definitiven  Entscheidung  zusammen 
und  im  zweiten  und  dritten  Jahrhundert  ist  dasselbe  die  Central- 
stelle  für  die  gesammte  Rechtspflege  des  ungeheuren  Reiches^, 
die  gegenüber  der  Zersplitterung  der  stadtrömischen  Präturen 
und  in  den  Provinzen  der  Statthaltergerichte  schon  durch 
ihre  Einheitlichkeit  und  Geschlossenheit  für  die  Praxis  wie  für 
die  Theorie  des  Rechts  von  grösster  Wirksamkeit  werden  musste. 
Seine  Bedeutung  lässt  sich  daraus  ermessen,  dass  vom  Kaiser 
Marcus  an  die  Gardecommandantur  wenigstens  ebenso  häufig  an 
erprobte  Rechtsgelehrte  vergeben  wurde  wie  an  erprobte  Militärs  • 
und  dass  Kaiser  Alexander  keine  Verordnung  anders  erliess  als 
nach  Vorlage  an  eine  von  mindestens  siebzig  Mitgliedern,  und 
darunter  von  mindestens  zwanzig  rechtskundigen,  besuchte  Plenar- 
versammlung  ®. 

verseibat&n-  Es  Hegt  iu  der  bezeichneten  Entwickelung ,  dass  das  persön- 
H^erichte.  ^^^^^  Eingreifen  des  Kaisers  in  die  Entscheidung  der  Rechtssachen 
allmählich  zurücktritt  und  der  von  den  Leitern  des  Hofgerichts 
aufgestellte  'Entwurf  *  in  der  Regel  den  Einzelfall  factisch  ent- 
scheidet, nicht  selten  auch  der  Kaiser  die  einzelne  Sache  den 
Gerichtsleitern  zur  Erledigung  überlässt*.    Im  Laufe  des  dritten 


sowohl  das  Kriegsgericht  wie  das  Hausgericht,  der  eigentlichen  Judicatar  nicht 
angehören;  das  Hofgericht  ist  das  persönliche  des  Kaisers  und  die  praefecH 
praetorio  sind  darin  formell  nichts  als  consiliarti. 

^  Eine  deutliche  Vorstellung  von  dem  späteren  kaiserlichen  Hofgericht  geben  die 
Ueberreste  der  unter  Severus  von  dem  Mitglied  desselben  Paulus  herausgegebenen 
beiden  Sammlungen  der  decreta  oder  sentenUae  imperiales  in  cognitionibus  prolatae : 
die  Mitglieder  Papinianus,  Tryphoninus,  Paulus  selbst  sagen  ihre  Meinung,  der 
Kaiser  entscheidet  (Dig.  14, 5, 8:  dicehamus  . .  .  sententiam  conservavit  imperator)'^ 
Dig.  32,  27,  1:  mihi  .  .  .  videbatw;  pUwuit  humanitM  interpretart).  Noch  aus* 
führlicher  wird  dies  Verfahren  dargestellt  in  einem  im  J.  166  von  Pius  entschie- 
denen Fiscalprozess  Dig.  28,  4,  3.  Dass  unsere  Quellen  über  derartige  Criminal- 
proxesse  wenig  melden  (vgl.  Dig.  48, 19,  40),  erklärt  sich  hauptsächlich  wohl  daraus, 
dass  das  Strafrecht,  namentlich  wie  es  damals  gehandhabt  ward,  för  theoretische 
Controversen  wenig  Stoff  bietet 

*  Vita  Mard  11:  h(ibuit  secum  praefectOB,  quorum  et  auctoritate  et  periculo 
semper  iura  dictavit.  Insbesondere  unter  der  severischen  Dynastie  sind  die  nam- 
haftesten Juristen  zugleich  praefecti  praetorio. 

*  Vita  Alezandri  16. 

^  Das  ist  das  periculwn  (A.  2). 

■  Unter  Commodus  wird  der  spätere  Kaiser  Severus  von  den  praefecti  prae- 
torio, quibus  audiendus  datus  ftierat,  freigesprochen  (vita  Severi  4).  ülpian  Dig.  32, 
1,  4:  a  praefectis  vero  praetorio  vel  eo  qui  vice  praefectorum  (praefectis  Hdschr«) 
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Jahrhunderts  geräth  die  materiell  längst  nicht  mehr  zutreffende  Auf- 
fassung des  Hofgerichts  als  der  eigenen  kaiserlichen  Rechtspflege 
auch  formell  ins  Schwanken  und  werden  die  Gardecommandanten 
aus  Gehülfen  der  persönlichen  Judication  des  Kaisers  Inhaber  einer 
mandirten  Jurisdiction.  Es  zeigt  sich  dies  namentlich  ^  in  der  Thei- 
lung  der  italischen  Jurisdiction  zwischen  dem  Stadt-  und  den  Garde- 
präfecten*;  in  der  den  letzteren  zugesprochenen  Befugniss  die  Cog- 
nition zu  mandiren  *  und  vor  allem  in  der  Controverse  darüber,  ob 
von  dem  Spruch  derselben  an  den  Kaiser  appellirt  werden  könne  *, 
was,  wenn  durch  ihren  Mund  der  Kaiser  selber  sprach,  verneint, 
wenn  sie  als  kaiserliche  Mandatare  fungirten,  bejaht  werden  musste. 
Die  letztere  Auffassung  hat  späterhin  überwogen  und  aus  ihr  ist  in 
der  constantinischen  Epoche  der  Untergang  des  Hofgerichts,  das 
heisst  der  geordneten  persönlichen  kaiserlichen  Rechtsprechung 
und  dessen  Ersetzung  durch  die  im  folgenden  Abschnitt  erörterten 
hohen  Beamtengerichte  der  Spätzeit  hervorgegangen. 

2.   Die  kaiserlichen  Dekorationen. 

Die  dem  Kaiser  zustehende  Judication  kann,  entsprechend  der  Freie  Hau- 
bei  der  Statthaltergerichtsbarkeit  entwickelten  Auffassung  der  Amts-  ^^11^^^ J^^ 
gewalt  (S.  245),  ebenso  persönlich  ausgeübt  werden  wie  durch  Stell- str»ftrew»u. 
Vertreter.     Sie  wird  niemals  an  Collegien  oder  auch  nur  mit  Bin- 


€x  mandatis  principis  cognoscet  .  .  .  deportatos  .  .  .  statim  amiUere  dvitatem  .  . 
constat.  Von  Gordian  wird  eine  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  eine  .statthalterliche 
Capitalsentenz  an  die  praefecti  praetorio  gewiesen  (Cod.  9,  2,  6).  Von  Diocletian 
iprerden  die  praefecti  praetorio  angewiesen  die  Denuntiation  einer  Mordthat  von 
einem  unfreien  entgegenzunehmen  iuxta  adnotationis  nostrae  decretum  (Cod.  1, 19, 1). 

^  Von  den  S.  267  A.  2  zusammengestellten  Stellen  sprechen  die  meisten,  der 
älteren  Auffassung  entsprechend,  von  der  Abgabe  der  Verhafteten  an  die  Präfecten, 
Philostratus  dagegen  der  späteren  gemäss  von  der  Verantwortung  vor  denselben. 
Aach  die  S.  268  A.  5  angeführten  Erlasse  zeigen  den  üebergang  von  der  Gehülfen- 
stellnng  zum  Mandat. 

*  Nach  Ulpian  (Coli.  14,  3)  geht  in  Italien  die  Untersuchung  wegen  Menschen- 
raabs  in  der  Stadt  Rom  und  bis  zum  100.  Meilenstein  an  den  Stadtpräfecten : 
enimvero  si  ultra  centesimum  (sit  iniuria  cammissa),  praefectorum  praetorio  erit 
cognitio. 

*  Ulpian  Dig.  49,  3,  1  pr.  Als  blosses  Mitglied  des  kaiserlichen  Consiliums 
konnte  der  Präfect  einen  stellvertretenden  Richter  nicht  bestellen. 

^  Charisius  (unter  Constantin)  Dig.  1,  11,  1:  cum  antea  quaesitum  fmssety 
an  liceret  a  praefectis  praetorio  appeUare  et  iure  liceret  et  extarent  exempla  eorum 
gui  provocaverint. 
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düng  des  Delegatars  an  ein  Consilium  ertheilt,  sondern  der  Dele- 
gatar übt  die  mandirte  Gewalt  mit  derselben  Freiheit  wie  der 
delegirende  Kaiser.  Ein  officieller  und  allgemeiner  Ausdruck  für 
diese  Delegation  erscheint  in  vorconstantinischer  Zeit  nicht,  wohl 
aber  Umschreibungen  derselben  *,  aus  welchen  die  späterhin  gang- 
baren Bezeichnungen  itidex  sacrarum  cognitionum  und  vice  Sacra 
ttidicans  sich  entwickelt  haben*.  Bei  ständiger  Delegation,  wie 
bei  dem  Stadt präfecten,  tritt  der  Amtstitel  ein. 

Die  Delegation  kann  ebenso  eintreten,  wenn  der  Kaiser  eine 
noch  nicht  gerichtlich  behandelte  Sache  an  sich  zieht,  wie  wenn 
er  gegen  ein  ergangenes  ürtheil  angerufen  wird';  Civil-  und 
Griminalsachen  gehen  bei  den  generellen  Delegationen  regelmässig 
zusammen.  Das  Verfahren  bewegt  sich  im  Ganzen  wie  das  von 
dem  Kaiser  selbst  geführte  in  den  Formen  oder  vielmehr  in  der 
Formlosigkeit  der  Cognition*;  bei  der  Appellation  indess  müssen, 
wenn  das  erste  Verfahren  als  Parteiprozess  behandelt  ist,  beide 
Theile  gehört  werden. 
Special'  Es  lassen  sich  die   folgenden  Kategorien  der  Delegation  der 

tieiegation.  kaisorlichen  Strafgewalt  unterscheiden. 

1.   Der  einfachste  Fall  ist  die  Delegation    durch  kaiserliches 
Specialmandat,  sei  es  eines  einzelnen  Prozesses*,   sei  es  einer  ge- 


'  Sueton  umschreibt  das  Mandat  Aug.  33:  appeUationes  quotannia  arbanorum 
quidem  Utigatarum  praetoii  delegabat  urbano  ac  provincidlium  consularibus  viri^, 
quo8  sinffuios  cuiusque  provinciae  negoHis  praeposuisseL  Zwei  Inschriften  des 
Suetrius  Sabinus  Consuls  214  nennen  ihn  die  eine  (G.  I.  L.  X,  5398)  iudex  ex  delefg(atuy 
cognition(um)  Caesarianiarum),  die  andere  (das.  5178)  ittdex  ex  delegatu  prind^ 
pum  in  provinda  .  .  .;  andere  aus  der  ersten  H&lfte  des  3.  Jahrh.  nennen  einen 
electus  ad  cog^ioscetidas  vice  Caesaris  cognitiones  (C.  I.  L.  XIV,  3902)  und  einen 
cognoscens  ad  saci'as  appdlationes  (C.  VI,  1531.  1532).  PhiUppus  Cod.  2,  26,  3: 
adver 8U8  senteniiam  eius,  qui  tunc  vice  prinoipis  iudicavit.  Yirius  Lupus  Consol 
278  war  [iudex  sjacrarum  cognitiofium  [per  Aegyptum?]  et  per  Orifenjtem  (C.  I.  L. 
VI,  31775).  In  diocletianischer  Zeit  heisst  der  Consul  des  J.  301  cognoscens  vice 
Sacra  (C.  VI,  1718)  oder  electus  ad.iudicand(as)  8acr{a8)  [appellaüones]  (C.  VT, 
1419),  der  Stadtpräfect  desselben  Jahres  iudex  sacrarum  cogniUonum  totius  Orientis 
(C.  VI,  1673). 

'  Diese  Formeln"  sind  synonym.  Der  Consul  des  J.  334  Anicius  Paulinus 
heisst  auf  der  einen  seiner  beiden  Inschriften  C.  VI,  1682  praef,  urbi,  iudex  sa- 
crarum cognitionum,  auf  der  andern  C.  VI,  1683  praef,  urbiy  vice  sacra  iudicans» 

*  Dies  zeigen  die  A.  1  zusammengestellten  £elege. 

^  Dies  zeigen  die  A.  1  zusanmienges teilten  Bezeichnungen. 

^  Die  Delegation  des  knidischen  Prozesses  durch  Augustus  an  den  Proconsul 
von  Asia  ist  schon  erwähnt  worden  (S.  106  A.  1).  Plinius  ep.  3,  9,  33:  iamquam 
apud  iudicem  sub  Domitiano  Salvi  Liberalis   accusatoribus  adfuisset.    7,  6,  8: 
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wissen  Kategorie,  insonderheit  der  aus  einem  bestimmten  Gebiet 
an  den  Kaiser  gelangenden  Appellationen ^  Diese  Mandate,  dem 
Anschein  nach  durchaus  von  Fall  zu  Fall  ertheilt,  sind  wohl  in 
weitem  Umfang  vorgekommen,  werden  aber  den  Aemtern  nicht 
zugezählt  und  unter  diesen  selten  verzeichnet. 

2.  Von  der  kaiserlichen  Delegation  des  Schwertrechts  an  die  suttiiaiti^r. 
Statthalter  senatorischen  Ranges  ist  bereits  im  siebenten  Abschnitt     ^^^"^ 
(S.  244  A.  2)  gehandelt  worden.    Obwohl  ihnen  als  Proconsuln  oder     recht 
mit  der  Proprätur  bekleideten  Legaten  das  Imperium  nicht  fehlt, 
schliesst  dies  doch  die  Capitalgerichtsbarkeit  über  den  römischen 
Bürger  nicht  ein;  und  so  weit  es  praktisch  unthunlich   erschien 

diese  Angeschuldigten  nach  Rom  zu  senden,  ergriff  der  Kaiser  den 
Ausweg,  den  Statthaltern  den  Capitalprozess  durch  Delegation  zu 
übertragen. 

3.  Das  Amt  des  Präfecten  der  Stadt  Rom ,  -angelehnt  an  den  i>er  sudt- 
republikanischen  Vertreter  des  abwesenden  Oberbeamten  und  dess-    p'"««*- 
halb    den    republikanischen    Magistraturen    zugezählt,    ist    nach 
augustischer  Ordnung   dazu  bestimmt,  während   der  Abwesenheit 

des  Herrschers  von  Rom  dessen  persönliche  Regierungsthätigkeit 
zu  ersetzen.  Aber  unter  Tiberius  in  Folge  seiner  vieljährigen  Ab- 
wesenheit thatsächlich  ständig  geworden,  functionirt  die  Stadt- 
präfectur  seitdem  auch  während  der  Anwesenheit  des  Kaisers  in 
der  Hauptstadt  *.  Wie  es  bei  dem  amtgleichen  Mandat  überhaupt 
üblich  ist,  steht  dem  Stadtpräfecten  die  Befugniss  zu  seine  Func- 
tion durch  Stellvertreter  auszuüben'.  Ueber  die  Hauptstadt  hinaus 
mag  seine  Gewalt  sich  anfänglich  bis  dahin  erstreckt  haben,  wo 


mcUer  andsso  füio  . « . .  libertos  eius  eosdemque  coheredes  stios  fahi  et  veneficii  rcos 
detulerai  ad  principem  iudicemqtte  impetraverat  lulium  Servianum  (CodsuI  107). 
Nachdem  die  Angeklagten  freigesprochen  sind,  fordert  die  Mutter  wegen  neu  auf- 
gefundener Beweise  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand:  prtxeceptum  est 
StUfuiano  (Ck)n8nl  104),  wt  vacaret  finitam  causam  retradanti,  si  quid  novi  ad- 
ferrei,    Dig.  4,  4,  18,  4.    49,  2,  1,  4. 

^  In  dieser  Weise  gab  Augustus  Jahr  für  Jahr  die  aus  der  Stadt  an  ihn  ge- 
langenden Appellationen  an  den  Stadtprätor,  die  aus  den  Provinzen  eingehenden 
an  einzelne  Consulare  ab  (Sueton  S.  270  A.  1)  und  wurden  unter  Diocletian  die 
Appellationen  aus  dem  ganzen  Orient  an  einen  einzelnen  Senator  gewiesen  (S.  270 
A.  1).  Bei  den  andern  a.  a.  0.  aufgeführten  vermuthlich  gleichartigen  Fällen  ist 
das  Gebiet  nicht  bezeichnet 

«  St  R  2,  1059  fg. 

*  Dig.  1,  12,  3.  5,  1,  12,  1:  iudicem  dare  possunt  .  .  .  hi  quibus  id  mare 
concessuni  est  propter  vim  imperii,  sicut  praefectus  urbi,  49,  3,  1  pr.:  si  prae- 
fectus  urbi  iudicem  dtderit  .  .  .  ipse  erit  provocandus ,  qui  eum  dederit  iudicem. 
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die  Statthalterschaften  begannen;  eflfectiv  wird  sie  wohl  immer 
nur  in  dem  näheren  Umkreis  der  Hauptstadt  gewesen  sein.  Seit 
dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  bis  in  die  gothische  Zeit  hinab  ist 
dies  dahin  regulirt,  dass  das  übrige  Italien  ausschliesslich  den 
Reichsbehörden,  dem  Senat  und  dem  Kaiser  unmittelbar  untersteht^, 
dagegen  für  den  Stadtpräfecten  der  hundertste  Meilenstein  auf 
den  verschiedenen  von  Rom  auslaufenden  Strassen  die  Amtsgrenze 
macht'.  Seiner  Competenz  nach  ist  er  zunächst  bestimmt,  die 
Unfreien  und  überhaupt  das  Gesindel  in  der  volkreichen  Haupt- 
stadt im  Zaum  zu  halten  und  mehr  die  Coercition  als  die  Judi- 
cation  auszuüben^,  wie  denn  selbst  manche  der  von  dieser  Stelle 
erkannten  Strafen,  Geschäftssperrung*  und  Schläge*,  den  polizei- 
lichen Charakter  an  sich  tragen;  es  haben  auch  gewissenhafte 
Herrscher  das  Strafverfahren  gegen  Personen  besserer  Stände 
nicht  an  diese  Stelle,  sondern  an  das  Hofgericht  geleitet®.    Aber 


^  Dio  52,  22  drückt  dies  in  der  Weise  aus,  dass  das  kaiserliche  Militär- 
regiment  Italien  vom  hundertsten  Meilenstein  der  hauptstädtischen  Strassen  an  und  die 
Provinzen  umfasse.  Entsprechend  gehören  nach  ülpian  (S.  269  A.  2)  die  jenseit 
des  100.  Meilensteins  in  Italien  begangenen  Verbrechen  nicht  vor  den  Stadtpräfecten^ 
sondern  vor  das  Hofgericht 

«  8.  269  A.  2.  Dig.  1,  12,  1,  4.  St  R.  2,  S.  969  A.  2.  S.  1075  fg.  Dass 
von  den  beiden  für  Italien  fimctionirenden  kaiserlichen  Behörden,  der  Stadt- 
präfectur  und  der  Gardecommandantur  die  erstere  sich  mehr  um  die  nähere 
Umgegend  bekümmert  hat,  reicht  sicher  veiter  zurück,  wodurch  dann  die  andere 
natürlich  auf  das  fernere  Gebiet  angewiesen  wurde;  aber  die  formale  Scheidung 
weiter  znrückzudatiren,  als  sie  bezeugt  ist,  berechtigt  nichts.  Eine  gewisse  Accom- 
modirung  wenigstens  bei  durchschnittenen  Territorien  wird  nicht  gefehlt  haben. 

'  Tacitus  ann.  6,  11:  (Aitgttstiis)  oh  magnitudinem  popuU  ac  tarda  lequm 
auxilia  8ump8%t  e  consularibtis ,  gut  coerceret  servitia  et  quod  civium  audacia 
turMdunif  fUsi  vim  Tneiuat  Eine  lebendige  Schilderung  dieser  Rechtspflege  giebt 
die  unter  Commodus  von  den  römischen  Juden  wegen  Störung  ihres  Gottes- 
dienstes gegen  den  Sclaven  CaUistus,  den  späteren  Bischof  von  Rom,  bei  dem  Stadt- 
präfecten Seins  Fuscianus  erhobene  Klage,  welche  endigt  mit  der  Verurtheilung 
desselben  zur  Auspeitschung  und  zur  Zwangsarbeit  in  den  sardinischen  Bergwerken 
(Hippolytus  haeres.  9,  12). 

*  Dig.  1,  12,  1,  13. 

»  Dig.  1,  12,  1,  10.   tit  15,  3,  1.   1.  5. 

^  Indem  Dio  52,  21  dem  Stadtpräfecten  die  Capitalgerichtsbarkeit  in  der  Stadt 
und  bis  zum  hundertsten  Meilenstein  giebt,  nimmt  er  (c  33)  aus  und  behält  dem 
Kaiser  vor  die  Capital-  und  die  infamirenden  Prozesse  gegen  Ritter,  Legions- 
centurionen  und  angesehene  Private  (von  den  Senatoren  schweigt  er,  weil  er  für  diese 
das  Pairsgericht  verlangt),  fordert  also  genau  das,  was  Marcus  (S.  220  A.  5)  that: 
capitäles  causas  hotninum  honestiarum  ipse  cognoint. 
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diese  OrdmiDgen  sind  mehr  Direetiyen  als  gesetzliche  Vorschiifien ; 
Ton  Becfat8weg«ii  war  die  die  befreite  kniseriiche  Strafgewalt 
lumdhabende  Stadtpräfectur ,  wahrscheiolich  seit  sie  bestand,  in 
jeder  Strafsache^  und  gegen  jede  Person'  ebenso  competent  wie 
die  Oniästion  und  das  Hofgericht  Die  schon  unter  dem  früheren 
Prineipat  sich  geltend  machende  Concurrenz'  hat  im  dritten 
Jäiuimsdert  den  deUctischen  Privatprozess  und  nicht  minder  das 
Qu&stionsverfahren  zurfickgedrängt  ^ ;  «s  scheint  sogar  in  dieser 
Zeit  Ton  dem  Qüästionsprätor  an  d&a  Stadtpräfecten  haben  appellirt 
werden  könnem  (S.  221  A.  5)u  Ueberhaupt  ist  für  das  Ein- 
dringen der  monarchischen  Willkttr  in  die  Rechtspflege  keine  Stelle 
Yon  gleichem  I^fluss  gewesen  wie  die  zwischen  Polizei  und  Justiz 
achwankende  Stadtpräfectur.  Von  hier  geht  die  criminelle  Behand-' 
lang  derjenigen  Fälle  aus,  in  welchen  die  gesetzlichen  Vorschriften 
^oitweder  gar  keine  Klage  zulassen,  wie  in  dem  Verhältniss  des 
Haudi^m  zu  dem  Ge»nde^,  oder  wo  sie  sich  auf  Geldbusse  be- 
Bckcäftken,  wie  bei  dem  qualificirten  Diebstahl®  und  bei  dem 
Menschenraub^.  Dem  entsprechend  ist  die  Machtfülle  des  Stadt- 
präfecten in  stetigem  Steigen.  Die  Capitalgerichtsbarkeit  hat  ihm 
olme  Zweifel  Ton  Anfang  an  zugestanden;  Kaiser  Severus  hat  ihm 

1  Gifbnord  (A.  3);  TestamentsfiUschnng  (Dig.  48,  10,  24). 
»  St  R.  2,  1065. 

*  Anbringong  einer  Giftmordklage  bei  dem  Pr&tor,  um  den  Angeklagten  dem 
VrtoßBB  vor  dem  Stadtpräfecten  zu  entziehen,  wird  in  neronischer  Zeit  als  Missbranch 
der  Jostiz  bestraft  (Tadtus  ann.  14,  41;  St  R.  2,  1065.  A.  8).  Der  Stadtprftfect 
Botilins  Galliens  wird  gelobt  wegen  des  reddere  itura  foro  nee  proiurbare  curuUs 
(Statins  sUy.  1,  4,  47). 

*  Seyerus  bei  ülpian  Dig.  1,  12,  1  pr.:  omnia  omnino  crimina  [a]  prac 
fectwra  urbis  stbi  vindicafrij, 

s  Misshandlang  der  Sdaven:  Dig.  1,  12,  1,  8.  —  Betheüigong  der  Sclaven 
bei  dem  Ebebmdi:  Dig.  1,  12,  1»  5.  —  ünbotmässigkeit  und  Undankbarkeit  der 
IVeigelassenen:  Dig.  1,  12,  1,  10. 

*  Dig.  1, 15,  S,  1 :  cognoscü  praefectus  vigilum  de  incendiimis  effractorÜHts 
pmtms  raptorüme  ftcqpMoribus,  msi  st  qua  tarn  atrox  tatmque  famosa  persona 
süj  ut  praefecto  whi  reanttcOur.  Wegen  Erbschaftsdiebstahls  geht  die  gesetzlich 
nicht  vorgesehene  Griminalklage  in  Born  an  den  Stadtpräfecten  (Dig.  47, 19,  8).  Es 
sind  dieie  Madtrömisdien  Präcedentien  in  den  Provinzen  mas^bend  für  die  Statt- 
halter, was  föar  den  firbschaftsdiebstahl  ansdrlleklich  bemerkt  wird. 

^  Paolm  GoIL  14,  2,  2:  cUm  qmdem  hume  legis  (Fäbiae)  poma  fmmmairia 
fwii,  sed  iransUita  est  cogmtio  in  praefeei%tm  urbis,  itemque  prae9idis  promuciaie 
etßira  ordmem  menUt  cmimadversionem.  Ulpian  GolL  14^  3,  2.  Cod.  9,  20,  7.  ^ 
Audi  Üntrene  des  Vormundes  wird  in  dieser  Weise  criminell  'bdiandelt  (Dig.  1, 
12,  1,  7). 
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weiter  die  Competenz  gegeben,  auf  Bergwerksstrafe  *  und  Deportation  • 
zu  erkennen.  Bei  wichtigeren  Sachen  wird  allerdings  auch  bei 
diesen  Prozessen  ein  entsprechendes  Gonsilium  zugezogen  '.  Von  dem 
summarischen  Verfahren  aber  vor  dieser  Behörde,  welche  ausdrück- 
lich bezeichnet  wird  als  eingeführt,  um  die  Weitläufigkeit  des  ordent« 
liehen  Strafprozesses  zu  beseitigen  (S.  272  A.  8),  geben  uns  die 
Märtyreracten  des  Justinus  aus  den  ersten  Jahren  des  Marcus  ein 
allem  Anschein  nach  nicht  allzu  sehr  getrübtes  Bild^.  Allerdings 
wird  dasselbe  hauptsächlich  bei  Ergreifen  auf  frischer  That  und 
gegen  geständige  Uebelthäter  zur  Anwendung  gekommen  sein. 

pra§ftäu9  4.  Von  den  hauptstädtischen  Beamten  zweiten  Ranges 
••^JJJ^  kommen  für  das  Strafrecht  in  Betracht  der  praefectus  aumcnae  und 
vtaumm.  der  praefectus  vigßum.  Dem  kaiserlichen  Vorstand  des  haupt- 
städtischen Verpflegungswesens  *  liegt  neben  seinen  anderen  Amts- 
geschäften auch  das  Criminalverfahren  ob  gegen  die  Komwucherer  • 
und  in  nachconstantinischer  Zeit  haben  wenigstens  einzelne  dieser 
Beamten  für  ihre  Person  das  Schwertrecht  erhalten',  —  Der 
Vorstand  der  Feuerwehr®  handhabt  zugleich  die  Nachtpolizei  und 
ist  auch  berechtigt  Strafen  gegen  die  dabei  ergriffenen  Delin- 
quenten zu  erkennen*.  —  Die  Competenz    beider   Beamten  wird 


1  Dig.  48,  19,  8,  -5. 

*  Dig.  1,  12,  1,  3.    32,  1,  4.    48,  19,  2,  1.    tit  22,  6,  1.    Ammian  15,  7,  2. 

*  Bei  Appoleias  apol.  2.  3  entscheidet  der  Stadtpräfect  einen  Prozess  wegen 
Testamentsfälschung  de  consüio  consülarium  virarum. 

^  In  den  Acten  des  Justinus  erscheint  weder  ein  consilium  des  Präfecten 
noch  ein  Vertheidiger  des  Angeklagten.  Vgl.  Gyprian  ep.  80:  hudc  persecuHofd 
coUdie  insistunt  praefecti  in  urbe,  tU  st  qui  sihi  oblati  fuerint  afdmadvertantur  et 
bona  eorum  fisco  tnndicentur. 

^  St  R.  2,  1087  fg.  HoUweg  Civilprozess  3,  64.  Hirschfeld  die  Getreide- 
verwaltung der  römischen  Kaiserzeit  (Philologus  Bd.  29)  S.  46  %. 

•  Dig.  48,  2,  18.   tit  12,  3,  1. 

"^  G.  I.  L.  VI,  1151.  Vm,  5348.  X,  1700.  Wäre  das  Schwertrecht  mit  dem 
Amt  verkn&pft,  so  würde  es  nicht  ausdrdcklich  hervorgehoben  werden. 

•  St  B.  2,  1054  fg.    HoUweg  Givüprozess  3,  65. 

»  Dig.  1,  15,  3,  1  (S.  273  A.  6).  47,  2,  57,  1.  Der  praefeetui  fdgOwm  Usrt 
einen  Sclaven  wegen  Diebstahls  hinrichten  (Dig.  12,  4,  15).  Im  Allgemeinen 
soll  er  Capitalsachen  an  den  Stadtprftfecten  abgeben  KSeverus  Dig.  1,  15,  5; 
Theodosins  I.  für  Constantinopd  G.  lust  1,  43,  l\  :Bagatellsachen  dagegen  selbst 
erledigen  (Honorina  G.  Th.  2, 1, 8).  Justinian  Tersochte  das  in  Gonstantinopel  sehr 
herabgekommene  Amt  unter  dem  neuen  Titel  praetor  plebis  wieder  zu  Ansehen 
zu  bringen,  ohne  die  Gompetenz  wesentlich  zu  ändern  (nov.  13). 
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für  ihren  beschränkten  Kreis  der  generellen  Willkttrjustiz  des 
Stadtprftfecten  gleichgeachtet  werden  dürfen  ^,  und  wenigstens  der 
zweite  von  ihnen  ist  dem  Stadtpräfecten  untergeordnet,  so  dass  er 
schwerere  FftUe  an  ihn  abgiebt  (S.  274  A.  9). 

5.  Die  kaiserlichen  Finanzbeamten,  procuratares  oder,  wie  sie 
später  heissen,  rationales,  haben,  wenn  sie  nicht  etwa  zugleich  als 
Statthalter  fungiren,  weder  Goercition'  noch  Criminaljudication  ^ 
sondern  sind  lediglich  competent  für  die  Einziehung  der  gericht« 
lieh  erkannten  Strafen,  wie  dies  im  fünften  Buch  dargelegt  werden 
irird.  Ausnahmsweise  hat  Kaiser  Garacalla  in  fiscalischem  Inter« 
esse  bei  den  beiden  Delicten  des  Menschenraubs  und  des  Ehe« 
bruchs,  welcher  häufig  vermögende  Leute  angeschuldigt  wurden, 
die  Procuratoren  ermächtigt  selbst  zu  erkennen  ^.  Indess  ist  diese 
exorbitante  Anordnung  sofort  wieder  beseitigt  worden^. 


3.   Bie  Appellatioii. 

Appellation  von   dem  kaiserlichen  Delegatar  an  den  Kaiser  Appeustutt 
selbst  ist  insofern  zulässig,  als  nach  der  bei  dem  Statthaltergericht  ^^  ^^^ 
entwickelten    Norm   (S.   250)   von   dem   Spruch    des   Mandatars mMdirMd«! 
überhaupt  Berufung  an   den  Mandanten  eingelegt  werden  kann;    ^^"^' 
auch  finden  sich,  abgesehen  von  der  schon  erörterten  Gontroverse 
über  die  Statthaftigkeit  der  Berufung  von  den  Präfecten  des  Prä- 
tori um  an  den  Kaiser  (S.  269  A.  4),  Belege  für  Berufung  von 
dem  Spruch  des  Stadtpräfecten  ^  und  von  dem  der  Präfecten  annonae 


^  Die  Anzeige  bei  dem  praefeetus  fjmnanae  ist  Ton  allen  RechtSBchranken 
befreit  (S.  274  A.  6). 

*  Alexander  Cod.  1,  54,  2:  ^acwratores  meos^  id  est  rationales,  indicendae 
multae  iiM  non  habere  saepe  rescriptum  est  10,  8,  1. 

*  ülpian  ColL  14,  3,  3:  procurator  qui  nullam  (illam  Hdschr.)  provinciam 
regit  licet  de  capitalibus  causis  cognoscere  non  soleat,  wo,  wie  die  angeführten 
Aasnahmen  zeigen,  die  nicht  pecuniäre  Strafe  überhaupt  gemeint  ist  Dasselbe 
wird  aasgesprochen  f&r  die  Deportation  (Dig.  1,  19,  3  pr.)^  die  Verbannung  (Cod. 
9,  47,  2)  und  sonst  (Cod.  3,  26,  3.  9,  20,  4). 

^  Ulpian  nach  den  A.  3  angeführten  Worten:  tarnen  ut  de  lege  Fabia  possit 
€ogno8cere,  imp,  Antoninus  constitwü;  idem  legis  luUae  de  adulteriis  coercendis 
consUtuüone  imp,    Antonvni  quaestionem  accepit* 

B  Gordian  Cod.  9,  20,  4:  non  valet  procwratoris  sententioy  si  vicem  praesid/is 
non  tueatuTf  qui  legi  Fdbiae  locum  esse  pronuntiavity  cum  eius  legis  disceptatio 
ad  praesidis  provinciae  pertineat  notionem, 

«  Dio  52,  33.    Dig.  4,  4,  88.    St  R.  2,  985. 

18* 
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und  vigilum^  an  die  höchste  Stelle.  Indess  kann  die  Mandirung^ 
von  dem  auch  in  dieser  Hinsicht  unbeschränkt  verfügenden  Kaiser 
ebenfalls  unter  Ausschluss  der  Berufung  ertheilt  werden,  wie  in 
Beziehung  auf  die  kaiserlichen  Specialdelegationen  ausdrücklich 
hervorgehoben  wird ",  und  da  die  sämmtlichen  kaiserlichen  Delega-^ 
tionen  in  erster  Reihe  die  Entlastung  des  Kaisers  und  seines 
Hofgerichts  bezwecken,  so  werden  solche  Beschränkungen  hier  in 
umfassender  Weise  stattgefunden  haben,  obwohl  in  unsem  Rechts- 
büchem  darüber  nichts  verlautet.  Dasselbe  gilt  für  die  auf  Grund 
kaiserlicher  Delegation  eintretenden  Strafrichter,  insoweit  ihnen  die 
Mandirurig  freisteht;  wenn  der  Stadt-  oder  der  Gardepräfect  von 
diesem  Recht  Gebrauch  macht,  so  mag  von  diesem  Spruch  wohl  an 
den  Kaiser,  aber  schwerlich  an  den  unmittelbaren  Mandanten  Be- 
rufung eingelegt  worden  sein*. 

AppeiiatioB         Von  der  Mandirung  abgesehen  kennt  die  republikanische  Ord- 

Ki!iiefTiif  ^^^8  ^^^^  ^^^  Cassirung  des  magistratischen  Decrets  im  Wege  der 
onwdMinercollegialischen  oder  tribunicischen  Intercession  und  deren  Herbei- 
obeiKAwftit.  fiiijj^ng   durch   die    Appellation    des   Beschwerten ,    aber    diese 

Appellation  richtet  sich  niemals  gegeiv  d«n  Geschwomenspruch^: 
da  wenigstens  das  iudictum  legitimum  nicht  magistratiscfaes  Beeret 
ist  ^,  und  niemals  schliesst  sie  die  Judication  ein  oder,  wie  dies  aus- 
gedrückt zu  werden  pflegt,  die  Intercession  ist  lediglich  cassatorisch,.^ 
nicht  reformatorisch  in  dem  Sinne,  dass  die  intercedirende  Behörde 
als  selbst  urtheilende  eintritt. 

Die  erstere  Schranke  gilt  allem  Anschein  nach  auch  für  die^ 
Strafgewalt  des  Principats:  der  gesetzlich  geordnete  Privatprozess» 


»  Dio  a.  a.  0.    Dig.  14,  5,  8.    St  R.  2,  1044.  1058  A.  5. 

'  UlpianuB  Dig.  49,  2,  1,  4:  interdum  imperator  üa  solet  wuUcem  dare,  ne. 
liceret  cib  eo  provocare;  lU  scio  saepissUne  a  divo  Marco  iudices  datoa» 

*  Der  Satz  Ulpians  aus  dem  1.  Buch  de  appdlcUionibM  (EKg.  49,  3,  1,  l)r 
ab  eo,  cut  quis  mandavü  iurisdietionem  (ohne  Zweifel  von  dem  iudex  datus  nach 
Specialmandat)  non  ipse  provoaibitw:  nam  generdUter  %8  erit  provocandus  ab  eo 
cui  mandata  est  iurisdidio ,  gut  provoearetur  ab  eo  qtd  mandavü  iurisdictumem 
steht  in  Widerspruch  mit  der  sonstigen  Behandlung  der  Appellation  bei  mandirter 
Jurisdiction.  Wahrscheinlich  hat  er  seine  Beziehung  verloren;  an  sich  ist  es  sehr 
glaublich,  dass  die  Appellation  von  dem  iudex  datus  a  praeside  an  den  Statthalter,, 
die  von  dem  iudex  datus  a  praefecto  urbi  an  den  Kaiser  ging. 

^  Berechtigt  ist  die  Frage  wohl,  ob  im  Privatrecht  das  iudicium  legitimum 
und  das  auf  dem  Imperium  beruhende  (Gaius  4,  103  fg.)  hinsichtlich  der  tribuni- 
cischen Intercession  gleichgestanden  haben.  Aber  Beweise  dafür,  dass  diese  dort 
ausgeschlossen,  hier  zulässig  war,  besitzen  wir  nicht 
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mrohiix  alle  hauptstädtischen  Qn&stion^rozefise  gehören,  ist  nach  (tor 
rechtlichen  Consequenz  der  Appellation  an  den  Kaiser  nicht  nnteiv 
werfen,  und  es  liegen  l^ine  Beweise  für  das  Qegentheil  vor^ 

Dagegen  ist  die  tril)ttnicische  Appellation,  wie  schon  bemerkt 
.ward  (S.  260  A.  2),  unter  Erstreckong  auf  die  ausserstädti- 
schen  Prozesse  und  auf  sämmtliche  Reichsangehörige  auf  den 
Xais^  übergegangen  und  durch  das  nicht  bloss  zulässige, 
isondem  im  Fall  der  Cassation  ständige  Hinzutreten  der  dem 
Kaiser  in  unbeschränktem  Umfang  eingeräumten  Judicaticm  aus 
einem  cassatorischen  zu  einem  reformatorischen  Rechtsmittel  ge« 
worden.  Dasselbe  erstreckt  sich  mit  Ausnahme  der  vorher  ge- 
nannten hauptstädtischen  von  Rechtswegen  auf  sämmtliche  ip 
Beiche  geführte  Civil-  wie  Criminalprozesse ,  namentlich  auch  auf 
diejenige  statthalterliche  Jurisdiction,  welche  nicht  auf  kaiserlicher 
Delegation,  sondern  auf  dem  proconsolarischen  oder  proprätorischen 
Imperium  beruht '.  Von  allen  Neuerungen  des  Principats  ist  die 
Einführung  der  reformatorischen  Appellation  die  bleibendste  ge- 
wesen; die  damit  gegebene  Zerstörung  der  Unabänderlichkeit 
des  rechtsgültig  gefundenen  Judicats  wirkt  nach  bis  auf  den 
heutigen  Tag. 

Wir  wissen  nicht,  in  welchem  Sinne  diese  Einrichtung  ins 
Leben  gerufen  worden  ist,  ob  Augustus  die  neue  Appellation  als 
ausserordentliche  Rechtshülfe  gehandhabt  wissen  oder  einen  stän- 
digen Instanzenzug  ins  Leben  rufen  wollte;  hat  er  einen  solchen 
nicht  beabsichtigt,  so  hat  derselbe  dennoch  sich  rasch  entwickelt. 
Dass  dem  neuen  Monarchen  die  Befugniss  gewährt  war  in  jedem 
-einzelnen  civilen  oder  criminellen  Prozess  selbst  zu  untersuchen 
und  zu  entscheiden,  that  der  ständigen  Rechtspflege  vermuthlich 
insofern  wenig  Eintrag,  als  die  Annahme  eines  Rechtshandels 
durch  die  höchste  Stelle  unter  Ausschluss  des  ordentlichen  Ge- 
richts nothwendig  exceptionell  blieb.  Aber  die  Ablehnung  der  Ueber- 


1  IHe  zweifeUiafte  AppeUatioa  an  den  Stadtpiäfoclen  (S.  273)  gehört  auf 
Jeden  FaH  erat  der  späteren  Epoche  an. 

'  Selbst  die  Geschwomengerichte  des  Privatprozesses  werden  nicht  aus- 
l^eiÜHnmen  werden  dürfen.  Wie  der  Statthalter  den  Spruch  eines  von  seinem 
-Qnaestor  niedergesetzten  Qeschwomengerichts  befngt  ist  zu  ca8siren.(Gioero  dir. 
in  Oaec  17,  26),  so  hat  wohl  auch  der  Kaiser  auf  Grand  seines  hohem  Imperiam 
den  eines  von  einem  geringeren  Imperientrftger  eingesetzten  Recaperatorengerichts 
aufheben  können.  Auch  die  AppeUation  an  Consnln  und  Senat,  von  der  wir  nicht 
Tiel  mehr  wissen  ak  die  Existenz,  kann  auf  das  Mandatrerhältnise  nicht  zurückgetehrt 
werden,  wohl  aber  aof  die  Anftissimg  des  coasalarilachen  Imperinm  als  dem  dßr 
Statthalter  überlegen. 
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nähme  einer  Rechtsentscheidung  durch  Verweisung  an  das  ordentliche 
Gericht  war  leichter  und  allgemeiner  anwendbar  als  die  Ablehnung: 
der  Beschwerde  über  einen  ungerechten  Spruch;  nachdem  einmal 
der  Herrscher  Beschwerden  dieser  Art  anzunehmen  sich  ent- 
schlossen hatte,  musste  die  Abweisung  ohne  Prüfung  des  Sach- 
verhalts bald  als  Rechtsverweigerung  erscheinen. 

Dass  von  der  Entscheidung  des  Senats  nicht  an  den  Kaiser 
appellirt  wird  oder  doch  nicht  appellirt  werden  soll,  ist  bereits- 
bemerkt worden  (S.  252  A.  5). 

Die  Handhabung  der  Appellation,  so  weit  dieselbe  nicht  bei 
der  Delegation  behandelt  ist,  wird  im  folgenden  Buch  entwickelt 
werden. 


4    Anfrage  bei  dem  Kaiser. 

Anivageubd        Aus  Verschiedenen  Rechtsgründen  und   in  sehr  verschiedener 
*!""  ^^  Weise  greift   die  Anfrage  bei  dem  Kaiser  hinsichtlich  des  Straf- 
proMss.    erkenntnisses  in  die  Strafrechtspflege  ein. 

1.  Die  durch  Kaiser  Tiberius  eingeführten  Strafen  der 
schweren  Intemirung  oder  der  Deportation  und  der  Zwangsarbeit 
können  der  Regel  nach  nicht  ausgeführt  werden  ohne  Mitwirkung 
einer  dem  erkennenden  Gericht  nicht  unterstehtoden  Behörde  und 
es  werden  daher  diese  Strafen,  unter  Umständen  auch  die  Ver- 
mögensconfiscation ,  nur  ausgesprochen,  nachdem  der  Kaiser  seine 
Zustimmung  gegeben  hat.  Das  Weitere  wird  im  fünften  Buch 
zur  Erörterung  kommen. 

2.  Bei  der  Handhabung  insonderheit  der  Gapitaljustiz ,  der 
eigenen  wie  der  delegirten,  hat  es  dem  Beamten  wohl  von  jeher 
freigestanden  mit  Rücksicht  auf  das  kaiserliche  Begnadigungs- 
recht bei  dem  Kaiser  anzufragen,  ob  ein  solches  XJrtheil  vollstreckt 
werden  solle  oder  nicht.  In  späterer  Zeit  ist,  wie  bei  dem  Statt- 
halterprozess  (S.  243)  bemerkt  ward,  das  Provocationsrecht  häufig 
dahin  beschränkt  worden,  dass  der  Statthalter  berechtigt  wird 
das  Todesurtheil  unter  Vorbehalt  der  kaiserlichen  Bestätigimg^ 
2u  fällen. 

3.  Anfragen  bei  dem  Kaiser  hinsichtlich  der  Behandlung  eine& 
bevorstehenden  oder  begonnenen  Prozesses  sind  in  vorconstanti- 
nischer  Zeit  den  Parteien  wie  den  Behörden  im  Allgemeinen 
gestattet  und  die  Antworten  des  Kaisers  haben,  falls  die 
thatsächlichen   Voraussetzungen   der   Wahrheit   entsprechen ,    für 
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diesen  Prozess  Rechtsgültigkeit  ^ ;  insbesondere  ist  auf  diese  Weise 
die  erkennende  Behörde  nicht  selten  ermächtigt  worden,  von  dem 
bestehenden  Recht  abzuweichen,  und  es  haben  dergleichen  Erlasse, 
als  Präcedentien  aufgefasst,  namentlich  auf  die  Behandlung  der 
sogenannten  ausserordentlichen  Strafklagen  vielfach  eingewirkt. 
Indess  besteht  die  Tendenz,  solche  Anfragen  an  höchster  Stelle 
thunlichst  zu  beschränken;  Beschwerden,  die  im  Wege  der  Appel- 
lation sich  erledigen  lassen,  sollen  nicht  in  dieser  Weise  behandelt 
und  demnach  nur  da,  wo  es  sich  um  Fälle  handelt  wie  die  An- 
wendung der  Tortur,  vor  dem  Erkenntniss  des  Untergerichts 
eine  Anfrage  an  den  Kaiser  zugelassen  werden^. 


^  AllgemJeine  Instructionen,  wie  sie  xum  Beispiel  Plinius  (ad  Trai.  96.  97) 
hinsichtlich  der  Christenprozesse  erbittet  und  erhält  und  deren  sich  auch  in  den 
Bechtsbfichem  finden  (Dig.  48, 18, 1  pr.  §1.  2),  fallen  nicht  in  den  Kreis  der  Judication, 
sondern  in  den  der  Legislation.  Theoretisch  lässt  sich  dies  auch  yon  den  Singular* 
bescheiden  insofern  behaupten,  als  sie  tegehnAssig  auftreten  als  authentische  Inter- 
pretation des  bestehenden  Rechts. 

*  Dig.  49,  5,  2.  Ueber  diese  irregulären  Eingriffe  des  Kaisers  in  schwebende 
Prozesse  ist  im  dritten  Buchlbei  den  Rechtsmitteln  das  Wichtigere  bemerkt. 


\i 


'  i 


Zehnter  Abschnitt 

* 

Die  diocletianischen  Beamtengerichte. 


Die  Wenn  die  augustische  Reichsordnung  hinsichtlich  der  Rechts- 

^^d'e^^"  pflege  von  den  Einrichtungen  der  Republik  sich  wesentlich  nur  ent- 
spituit.  femte  durch  das  zunächst  allem  Anschein  nach  exceptiönelle ,  im 
Lauf  der  Zeit  aber  zu  einer  regelrechten  und  centralen  Oberinstanz 
sich  entwickelnde  Eingreifen  der  Reichsregierung,  und  wenn  diese 
selbstthätige  kaiserliche  UrtheilsfäUung  dann  durch  Beihülfe  und 
Stellvertretung  verdunkelt  und  allmählich  zu  einem  eigentlichen  Ge- 
richtshof umgewandelt  wird,  so  hat  Diocletian*  jene  Ordnung 
durch  ein  System  von  Beamtengerichten  ersetzt,  dessen  Umrisse 
und  Grundlinien  auch  hier  nicht  fehlen  dürfen,  obwohl  dasselbe 
in  seinen  Einzelheiten  und  seinen  mannichfaltigen  Sx^fawankungen 
in  diesem  Zusammenhang  um  so  weniger  dargelegt  werden  kann ', 
als  es  das  gesammte  Rechts-  und  Yerwaltungsgebiet  umfasst  und 
speciell  für  das  Strafrecht  wenig  Eigenthümliches  bietet. 

Die  Freilich   wurde   das   Princip   des   älteren   Systems ,   dass  der 

penftnUche  Horrschor  befugt  ist  jeden  Prozess  an  sich  zu  ziehen  und  in  jeder 
spraehong  ihm  beliebigen  Weise  zu  erledigen,  keineswegs  aufgegeben;  die 
de«  Kaisera.  jjg^g  Monarchie  gewährt  dem   absoluten  Herrscher   auch  in  der 


1  Da  mindestens  zwei  der  wesentlichsten  Nengestaltongen,  die  BeichsdiOcesen 
und  die  ProTinzialisirang  Italiens  sicher  yon  Diocletian  herrühren,  so  ist  er  es, 
nicht  Constantin,  der  den  Principat  zur  Monarchie  umgestaltet  hat,  obwohl  manches 
Einzehie  der  neuen  Ordnungen  späteren  Ursprungs  sein  mag. 

*  Die  beste  Darstellung  dieser  Ordnungen  giebt  Bethmann- Hollweg  im  3.  Band 
des  römischen  Civilprozesses  (1866). 
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-Strafrechtspflege  wo  möglich  noch  imbedingteren  Spielraum  Als 
<die  ältere  dem  Princeps  und  die*  Hmadliabiiiig  derselben  ist  ebenso 
^ie  frtther  abhängig  von  der  Individualität  des  jedesmaligen  Heit- 

' scherst  £s  kamt  der  Herrscher  dabei  von  jeder  Form  absehen; 
der  Regel  naeh  aber  vollzieht  sie  sich  in  veränderter  Gestalt.  Die 
unmittelbare   persönliche  Rechtsprechung,   wie   sie   die   früberrä 

-  Kaiser  vielfach  ausgettbt  haben,   hört   auf;    öffentlich  auf  dem     , 
Tribunal  sitzend  haben  die  Kaiser  dieser  Epoche  nicht  mehr  deis' 
Rieht^amts  gewaltet*.  ,' 

Vor  allem  wichtig  ist  die  Umgestaltung   der  JurisdictiOns- 
bezirke  und  die  Weiterentwickelung  des  Instanzenzugs. 

Wenn  in  der  Insherigen  Reichsgerichtsordnung  die  zwei  Hälften   oenchto- 
Italiens,   die   unter   dem   Stadtpräfeeten    stehende  und  die  nur  ^^•^^^**' 
•'  der   allgemeinen    Reichsregierung    unterwoirfene ,    und    die    aiwi-    luitus. 
^gedehnten  Statthalterschaften  die  Einheitsbeairke  gebildet  hatten, 
5o  wurde  jetzt  die  wesentlich  verkleinerte  Statthalterschaft  far 

-  das  gesammte  Reich  zu  Grunde  gelegt.  Auch  Italien  ward  nun 
'  in  solche  aufgetheilt*  und  durch  Zerschlagung  der  grossen  Pro- 
vinze so  wie  durch  die  gleichzeitig  durchgeführte  Abtrennung 
des  militärischen  Commandos  von  der  Statthalterschaft  es  dem 
Statthalter  möglich  gemacht  die  ihm  obliegende  Rechtsprechung 
effectiv  durchzuführen  (S.  250  A.  1).    Eximirt  blieb  die  Stadt  Rom 

'  unter  ihrem  Präfecten,  dessen  ausserstädtische  Jurisdiction  aber  auf 
die  Statthalter  der  angrenzenden  Bezirke  überging,  und  hinzu  trat 
bald  darauf  in  gleicher  Stellung  die  neue  Hauptstadt  des  Ost- 
reichs, welche  durch  Constantius  II.  und  Juhanus  ein  gleichartiges 
Stadthanpt    mit   ebenfalls    eximirter    Jurisdiction    erhielt^.      Im 


^  Beispielsweise  können  verglichen  werden  Ammians  Scfaüderongen  der  Straf- 

)ii8tiz  der  Kaiser  Julianos  (16,  5,  12.  13),  Yalentinianas  (27,   7,   5.  -29,  3)  und 

Valens  (29,  1,  18.  31,  14,  6);  gegen  den  letsteren  macht  einer  seiner  Beamten 

geltend  (30,  4,  2\  quod  infra  imperiak  columen  causarum  essent  minutic^  prmi' 

'  iarwn.   Angustiis  hat  nicht  so  gedacht  and  ebenso  wenig  seine  besseren  Nachfolger. 

*  Dass  Kaiser  Julian  pro  tribunaii  Recht  sprach  (S.  265  A.  3),  ist  eine  die 
,  Regel  bestätigende  Ausnahme,  die  zurdckgerufene  'alte  Rechtsordnung'  (Ammian 
22,  10,  6  =  25,  4,  19). 

'  Angerathen  wird  die  ProTinzialisirung  Italiens  schon  von  Dio  52,  22:  giii 

^  Die  ümwanilotig  der  frfihBren  MunioipalTerCassong  Constanttnopels  in  eine 
der  römischen  nachgebildete  erfolgte  durch  Constantius  im.  J,  359  (constüaria  Con- 
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IJebrigen  änderten  die  Gerichte  erster  Instanz  sich  nicht  wesent- 
lich. Das  Strafverfahren  blieb  inquisitorisch.  Wenn  die  Zuziehung 
des  Beiraths  in  der  Form  des  Adsessorats  sich  bureaukratisch 
gestaltete  (S.  141),  so  ist  doch  die  Mitwirkung  frei  gewählter 
Privaten  in  schweren  Griminalfällen  auch  in  dieser  Epoche  noch 
in  Uebung  geblieben  ^ 

ippti-  Für  die  Appellationsinstanz,   welcher  der  Name  der  kaiser- 

^ri^*"  liehen  blieb  unter   Beseitigung    der  nominellen  Personalität  und 

iHisirke.  mit  ausdrücklicher  Hervorhebung  der  Vertretung  des  Herrschers 
(vice  Sacra)  ^,  wurde  die  alte  Centralisirung  aufgegeben.  Die 
praefecti  praetorio^  welche  gleich  den  Statthaltern  ihre  militärische 
Stellung  verloren,  blieben  oder  wurden  in  ihrer  Gesammtheit  die 
höchsten  Justiz*  und  Yerwaltungsbeamten  des  Reiches;  aber  es 
wurden  ihnen  eine  Anzahl  XJnterbeamten  und  Stellvertreter,  der 
comes  des  Orients,  der  praefedus  Augusialis  von  Aegypten  und  die 
verschiedenen  vicarii  praefectorum  praetorio  beigegeben  und  die  neu 
eingerichteten  zwölf  Diöcesen  des  Kelches  theils  den  einzelnen  Prä- 
fecteui  theils  diesen  ihren  Gehülfen  als  Appellationsbezirke  zuge- 
theilt'.  Offenbar  sind  diese  diöcesanen  Appellationsgerichte  hervor- 
gegangen aus  der  nach  Provinzen  gegliederten  Delegation  der  an 
die  früheren  Kaiser  gelangenden  Appellationen*.  —  Eximirt  von 

Btantinop.  ehr.  min.  2  p.  289:  Sokrates  bist  eccl.  2,  41;  Sozomenos  bist  ecd.  4, 
28).  Im  Anschluss  daran  ordnete  dann  Julian  den  constantinopolitanischen  Senat 
(S.  255  A.  5). 

'  BasileioB  ep.  224  »»  79  (Migne  82,  881):  roö  xoafiov  tovtov  a(fx^>^^s  orar 
ttvä  TtSv  xoMoifqywß  ^avarov  xaraSueaCi^v  (liXlovoiVj  aifiXxomtu  xa  nu^ttnt^ 
raofiora^  Malovü&  dk  rovs  ifineiQoraJovc  nQof  r^  vnig  rthf  nfgocxufiivmv  axitfftp* 
LibanioB  Rede  »atä  nur  nQoaaSsvcrruv  roig  aQxovaiv  (Reiske  2,  588)  richtet  sich 
gegen  die  Umgebung  des  Beamten  und  deren  Versuche  auf  seine  Entscheidung 
einzuwirken. 

'  TiUüar  erscheint  dieser  Beisatz  oder  der  synonyme  (S.  270  A.  2)  iudex 
sacrarum  cagniHonum  regelmässig  nur  da,  wo  diese  Jurisdiction  nicht  am  Amte 
.  selbst  haftet,  sondern  durch  ausserordentliches  Mandat  hinzutritt,  zuerst  meines 
Wissens  in  einer  Inschrift  Yom  J.  817  (G.  I.  L.  VI,  1155),  späterhin  sehr  häufig. 
Bei  dem  praefedus  praetorio,  dem  diese  Competenz  regulär  und  vor  allen  andern 
zusteht,  findet  sich  dieselbe  im  Titel  nur  einmal  in  der  Inschrift  des  Consuls  des 
J.  848  (S.  285  A.  2):  praefecto  praetorio  ei  iudici  sacrarum  cognitionum  tertio 
und  zwar  hier,  weil  derselbe  zweimal  vorher  in  anderen  Stellungen  an  Kaisers  Statt 
Recht  gesprochen  hatte  und  diese^^dreimalige  Function  betont  werden  sollte. 

*  Dies  alles  ist  im  Wesentiichen  ausser  Zweifel;  nur  ftber  die  Stellung  der 
praefecti  praeiorio  unter  Diodetian  und  Constantin  fehlt  hinreichende  Kunde. 
Wahrscheinlich  haben  sie  neben  den  vicarii  gewisse  IMfWsesen  immediat  verwaltet 

4  Indess  kamen  dafür  auch  die  agewtee  vtoem  praefeetorum  praetorio  (St  R.  2^ 
978  A.  4)  in  Betracht 
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dieser  AppellatioBSgerichtsbarkeit  blieben  ausser  den  Bezirken  der  AppeUAüo» 
beiden  Beichshauptstädte  die  beiden  ranghöchsten  Provinzialstatt-    ^[^ 
halter,  die  Proconsuln  von  Asia  und  Africa.   Jene  wie  diese  unter-  pnfeflUn 
standen  nicht  bloss  keinem  der  bezeichneten  Appellationsgerichte,  "^^^^J[^ 
sondern  es  wurden  auch  nach  besonderer  kaiserlicher  Anordnung 
einzelne  Statthalter  für  die  Appellationen  statt  an  die  gewöhnlichen 
Stellen  theils  an  die  Stadtpräfecten  \  theils  an  die  Proconsuln  ge- 
wiesen ". 

Wenn  das  Institut  der  Appellation,  das  heisst  die  Wieder- dm 
holung  des  von  dem  niederen  Gericht  entschiedenen  Prozesses  vor  '^***' 
einem  höheren,  bis  dahin  sich  von  besonderen  F&Uen  abgesehen 
auf  eine  Unter-  und  eine  Oberinstanz  beschränkt  hatte ,  so  wurde 
jetzt  in  dem  Eaisergericht  eine  dritte  geschaffen,  die  allerdings  in 
beschränkterem  Umfang  functionirt  und  hauptsächlich  darauf  ein- 
gerichtet ist  den  Kaiser  von  der  schweren  Bürde  der  persönlichen 
Rechtfindung  zu  entlasten.  Von  dem  Präfecten  des  Prätorium 
darf  überhaupt  nicht  appellirt  werden*;  höchstenfalls  wird  seit 
Theodosius  II.  eine  Beschwerde  bei  dem  Beamten  selbst  oder  dessen 
Nachfolger  zugelassen^.  Dagegen  konnte  gegen  die  übrigen  den 
Appellations-  oder  den  eximirten  Bezirken  vorgesetzten  Beamten, 
einerlei  ob  sie  in  erster  Instanz  oder  in  Folge  einer  Appellation 
gesprochen  hatten^,  Appellation  an  den  Staatsrath  dieser  Epoche 


1  HoUweg  3,  63.  67. 

*  Hollweg  3,  41.  G.  I.  L.  VI,  1690.  1739^1741,  welche  letztere  InBchriften» 
da  de  bei  den  beiden  Stad^räfectoren  die  Appellationsgerichtsbarkeit  nicht  an- 
geben, dagegen  bei  dem  Proconsolat  von  Africa  hinzusetzen:  et  tertio  sctcrarum 
cogniUonum  iudex  beweisen,  dass  diesem  Proconsnl  eine  solche  beigelegt  werden 
konnte)  dass  sie  aber  nicht,  wio  bei  der  Stadtpräfector,  Regel  war. 

*  Constantin  I.  im  J.  331  (C.  Th.  11,  30,  16  ^  Inst  7,  62,  19):  a  praefecH» 
praetorio,  gm  sali  vice  sacfa  cognoseere  vere  (vielleicht  im  Hinblick  anf  die 
frohere  Identification  ihrer  richterlichen  Th&tigkeit  mit  der  eigenen  des  Kaisers) 
dicendi  sunt^  provoeari  non  «tmmu«,  ne  iam  nostra  contingi  veneratio  videatur. 
Gharisius  Dig.  1,  11,  1,  1.  Hermogenianns  Dig.  4,  4,  17.  Cod.  Th.  11,  30,  58  « 
Inst  7,  62,  30.  Cod.  1,  4,  8.  Der  damit  im  Widersprach  stehende  Erlass  lom 
J.  365  (Cod.  1,  19,  5):  si  quia  ctd/veraus  praefectorum  praeUmo  Benteviiias  duoßerii 
eupplicandum  vichMque  fuerü  denuo,  nURam  hctbebit  HeemHam  iterum  mper 
eadem  causa  supplicandi  ist  durch  Versehen  der  Gompilatoren  entstellt;  der 
Adressat  Volosianus  ist  nachweislich  der  Stadtpräfect  dieses  Jahres,  nicht  der 
Präfect  des  Prfttorinm. 

^  Not.  Theod.  13  (=  Ck)d.  7,  42,  1).  Ist  der  Pr&fect  noch  im  Amt,  so  soU 
er  nach  Cod.  7,  62,  35  den  quaettor  sacri  palaiU  zoziehen. 

*  C.  Th.  11,  30,  16:  sive  ex  appdloHone  .  .  .  sive  ex  ordine  iudAcaveriiü^ 
C.  Inst  8,  13,  4. 


284  Zweites  BucL    Die  Strafbebörden. 

eingetegt  werden  ^  Dieser  Staatsrath,  der  Nachfolger  des  ehemaligeft 
•Hofgesichts^  aber  mit  verändertem  Namen  und  Charakter,  die  Ver- 
43ammliing  der  comites  mtra  pälaUum  oder  intra  consistorium  und 
daaaeh  eonsistormm  genannt,  wird  gebildet  theils  aus  sämmtliehen  am 
Hofe  fungirenden  Beamten  der  ersten  Rangklasse,  theils  aus  einer 
Anzahl  persönlich  vom  Kaiser  berufener  Mitglieder^.  Es  kann  dw- 
selbe  wie  früher  als  kaiserliches  Gonsilium  namentlich  in  Strafsachen 
von  Rangpersonen  fungiren»,  aber  er  wird  nach  dem  Ermesse^ 
-der  Regierung  ebenfalls  für  die  Vorberathung  allgemeiner  Staats- 
■angel^enheiten,  namentlich  beabsichtigter  Gesetze  verwendet  und 
lässt  sich  keineswegs  in  dem  Sinn,  wie  dies  von  dem  früheren 
Hofgericht  gesagt  werden  konnte,  als  Centralgerichtshof  für  das 
gesammte  Reich  ansehen,  obwohl  seinen  Entscheidungen  die  Geltung 
-der  authentischen  Interpretation  zukommt^.  An  diesen  Staats- 
rath, welchem  der  Kaiser  nach  seinem  Belieben  persönlich  ver- 
sitzen kann,  geht  die  Appellation  von  den  übrigen  Beamten  der 
ersten  Rangklasse,  insbesondere  von  den  Stadtpräfecten  in  der 
Form  der  Befragung:  das  Urtheil  der ' Yorinstanz  wird  mit  dem 
Bericht  derselben,  und  mit  den  Aeusserungen  der  beikommenden 
Partei  über  Urtheil  und  Bericht,  dem  Kaiser  eingesandt  und  in 
der  Regel  in  dem  Consistorium ^  über  dasselbe  entschieden®. 
Die  Appellation  von  einem  Beamten  der  zweiten  Rangklasse, 
insbesondere  dem  Comes  des  Orients  oder  einem  der  Proconsuln 
oder  Vicarien,  wird  entweder  in  gleicher  Weise  behandelt'  oder 
gewöhnlicher    an    einen    oder   mehrere   der  hohen   Hofbeamten®, 


^  C.  Th.  11,  30,  16,    Cod.  7,  62,  32,  4.  1.  34. 

*  Hollweg  Givilprozess  3,  d4  ^.  Ob  das  Insljitat  in  dieser  Fonn  auf  Diodetian 
zurückgeht,  ist  zweifelhaft;  der  comes  i/nitra  patatium  wird  znerst  genannt  in  den 
Inschriften  des  Gonsnls  von  340  (C.  I.  L.  VI,  1690—1695  vgl.  VI,  1757),  der 
gleichbedeutende  c<nne8  imtra  ctmaisUniwn  (später  eomes  eoimitoni)  zuerst  auf 
einer  des  Gonsuls  yon  347  (Dessau  inscr.  sei.  1237). 

*  Vgl.  den  folgenden  Abschnitt  S.  287  A.  4. 

%  *  Justinian  dod.  1,  14,  12  pr. :  9i  impericUis  fncUesias  causam  coffniHonalüer 
examinmverü  et  partibus  caminus  consHMU  sententicm  dixerit^  omnea  omnino 
iudicesi  qui  sub  noatro  imperio  sunt,  aciant  hoc  esse  legem  non  solum  üli  coMsae .  • . 
sed  Omnibus  simiUbus. 

»  Nov.  23,  2. 

®  Selbst  im  Stra^rozess  ist  dies  vorgekommen.  C.  Th.  11,  29,  3  («»  Inst  7, 
61,  2).  tit  30,  24.  Indess  hat  Justinian  (nov.  1^)  dies  untersagt  HoUweg  Civil- 
prozess  3,  90  fg.  294..  832. 

•^  C.  Th.  11,  30,  16. 

»  C.  Th.  1,  6,  2.  3.  7,  40,  16  (=  11,  30,  57).  61.  Cod.  lust  7,  62,  82,  4.  1.  84. 


des  Kauen. 
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80  gemäss  einer  Anordnung  Theodosius  II.  an  den  zum  Hofe  ge- 
hörigen Präfecten  des  Prätorium  und  den  Palastquästor  ^  geleitet, 
vor  denen  dann  auch  der  Prozess  in  vollem  Umfang  wiederholt 
werden  konnte. 

Von  der  Specialdelegation  ist  insbesondere  auch  bei  Straf-    sp^sui- 
Prozessen  unter  den  späteren  Kaisem  wie  unter  den  früheren  in  *®**«^*^ 
grosser   Ausdehnung   Gebrauch   gemacht   worden'.     Regelmässig 
geht  von  dem  Delegatar  die  Appellation  an  das  Kaisergericht. 

Befragung  des  Kaisers  vor  Vollstreckung  schwerer  Criminal- coMuit»*ioii 
strafen  wird  in  dieser  Epoche  verhältnissmässig  selten  erwähnt, 
da  meistens  dafür  die  Appellation  eintritt.  Indess  ist  bei  Per- 
sonen senatorischen  Standes  dieselbe  wohl  von  jeher  Regel  ge- 
wesen und  dies  Privilegium,  welches  Constantin  aufgehoben  hat', 
von  Valentinian  I.  wiederhergestellt  worden*.  Theodosius-  II. 
ordnet  für  die  Personen  der  ersten  Rangklasse  dasselbe,  für  geringere 
Rangpersonen  die  Vorlegung  an  den  Präfecten  des  Prätorium  an  '• 
Für  Soldaten^  und  kaiserliche  Subalternen''  finden  sich  ähnliche 
Bestimmungen. 

Dieser  Strafprozess  ist  demnach,  so  weit  nicht  kaiserliche 
Willkür  im  einzelnen  Fall  anders  beliebt,  die  vollständig  ent- 
wickelte Bureaukratie,  wobei  namentlich  die  nach  den  Rangklassen 
geordneten  Gompetenzverhältnisse  charakteristisch  sind,  und  die 
Beseitigung  des  alten  Militärregiments  läuft  im  wesentlichen  hinaus 
auf  dessen  Bureaukratisirung. 

1  Cod.  7,  62,  32.    Nov.  25,  4  und  a.  St  m. 

'  Der  GoDRul  des  J.  848  hat  nach  der  inschrift  C.  I.  L.  X,  1700  dreimal 
als  Richter  an  Kaisers  Statt  fongirt,  zweimal  von  Amtswegen,  einmal  als  iudex  ex 
deUffoHonibus  sacris.  Andere  Belege  Cod.  Tb.  11,  80,  16  »  Inst.  7,  62, 19.  Cod. 
7,  62,  34.  9,  1,  10.  Ammian  15,  8.  19,  12.  27,  7,  8.  Einen  in  dieser  Weise  wegen 
der  Ermorduig  des  lassiscben  LehnsftU^ten  Gnbazes  unter  Justinian  gegen  einen 
hoben  römischen  Beamten  und  dessen  Bruder  in  strenger  Form  Rechtens  geführten 
Prozess  schildert  Agathias  8,  14.  4,  1—11. 

*  C.  Th.  9,  1,  1  in  den  (hn  C.  Inst  8,  24,  1  gestrichenen)  Worten:  fkeque 
««per  enf8  nomme  ad  scienUam  nostfram  referatur.  Bestimmtere  Zeugnisse  ans 
älterer  Zeit  mangeln  and  vielleicht  war  die  Anfrage  in  solchen  Fällen  wohl  üblich, 
aber  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben. 

*  C.  Th.  9,  2,  2  vom  J.  865  und  9,  40,  10  vom  J.  866.  Bei  Ammians  Angabe 
30,  8,  8,  dass  Valentinian  bei  den  ihm  vorgelegten  Todesurtheilen  niemand  be- 
gnadigt habe  sybseriptionis  elogio  Uni,  bleibt  es  unbestimmt,  in  wie  weit  eine 
solche  Bestätigung  erforderlich  war.    Vgl  C.  Th.  9,  1,  18.  tit,  10,  1. 

»  a  12,  1,  16. 

*  C.  Th.  9,  21,  2,  8. 
'  Nov.  Val.  m  7,  2,  8. 


Elfter  Absclmitt 

Ständische  8trafbeh»rdeii 


Ständische  Sondergerichte  hat  das  römische  Gemeinwesen  mit 
verschwindenden  Ausnahmen  nicht  gekannt.  Abgesehen  von  dem 
in  dieser  Form  auch  wenig  hervortretenden  Gegensatz  zwischen 
dem  Bürger  und  dem  Nichtbürger  *  ist  die  römische  Rechtsprechung 
dieselbe  für  jedermann  ohne  wesentlichen  Unterschied  des  Ranges 
und  des  Standes.  Indess  sind  einige  theils  scheinbare,  theils  wirk-» 
liehe  Einschränkungen  dieser  allgemeinen  Norm  hier  zu  erörtern; 
sie  betreffen  die  Senatoren,  die  Soldaten,  die  Subaltembeamten 
und  die  Geistlichen. 
»Inf-  Da   der  Senator  als  solcher  aus  dem  municipalen  Verband 

^Tfsikreii  ausscheidet  und  sein  alleiniges  und  gesetzliches  Domicil  in  der 
««lAtoreii.  Reichshauptstadt  hat',  so  hat  derselbe  dort  auch  seinen  Gerichts« 
stand.  Dass  unter  dem  Principat  die  Strafklage  gegen  den  Senator 
daselbst  ebenso  vor  das  ordentliche  Gericht  gebracht  werden  konnte 
wie  vor  das  des  Senats  oder  des  Kaisers,  steht  zweifellos  fest'. 
Daneben  zeigt  sich  freilich  die  aus  der  dyarchischen  Staatsordnung 
sich  nothwendig  entwickelnde  Tendenz,  den  Senatorenstand  von  der 
kaiserlichen  Strafgewalt  zu  emancipiren  und  die  Criminalgerichts* 
barkeit  über  dessen  Angehörige  im  Wege  des  Pairsgerichts  dem 
Senat  vorzubehalten.  In  Folge  der  Reaction  gegen  die  domitianische 


^  Diese  Scheidung  beschränkt  sich  auf  die  stadtrömische  Cin^astiz  and  ist 
aach  hier  bis  aaf  die  hannibalische  Zeit  der  Republik  fremd. 

«  St  R.  3,  473.  901. 

*  Am  bestimmtesten  zeigt  dies  der  pisonische  Prozess  unter  Tiberius  (Tadtns 
ann.  3,  10). 
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Autokratie  hat  in  der  That  Kaiser  Nerva  bei  dem  Antritt  der  Ke« 
gierang  sich  eidlich  verbindlich  gemacht  über  kein  Senatsmitglied 
die  Todesstrafe  zu  verhängen,  und  dasselbe  haben  später  die  Kaiser 
Hadrian  und  Severus  zugesagt,  der  letztere  sogar  dies  durch 
ein  organisches  Senatsconsult  bestätigen  lassend  Indess  ist  diese 
Einschränkung  des  Kaisergerichts  niemals  zu  mehr  als  ephemerer 
Geltung  gelangt.  Wohl  aber  haben  rücksichtsvolle  Regenten  bei 
der  Rechtsprechung  über  einen  Senator  die  nicht  senatorischen  Mit- 
glieder ihres  Consiliums  ausgeschlossen'.  —  Da  im  öffentlichen 
Strafverfahren  der  Gerichtsstand  des  Domicils  in  allen  Epochen 
durchaus  vorwiegt,  so  sind  die  nicht  hauptstädtischen  Behörden 
unter  der  Republik  wie  unter  dem  Principat  kaum  in  die  Lage  ge« 
kommen  ihre  Gerichtsbarkeit  gegen  die  zum  Senatorenstand  ge- 
hörigen Personen  auszuüben.  Dagegen  hat  Gonstantin  angeordnet, 
dass  die  Person  senatorischen  Ranges  auch  am  Thatort  abgeurtheilt 
werden  könne'.  Dabei  scheint  es  im  Orient  geblieben  zu  sein, 
nur  dass  nach  einem  Erlass  des  Kaisers  Zeno  gegen  einen  Senator 
der  ersten  Rangklasse  {vir  illustris)  bei  schweren  Griminalklagen 
die  Untersuchung  vor  dem  Staatsrath  durch  einen  von  dem  Kaiser 
ernannten  Specialbevollmächtigten  geführt  und  das  Urtheil  von 
dem  Kaiser  selbst  gefällt  werden  soll  ^.  Im  Occident  dagegen  steht, 
wahrscheinlich  nach  Anordnungen  Y alentinians  L,  den  Provinz ialstatt- 
haltern  bei  senatorischen  Delicten  die  Untersuchung,  aber  nicht 
die  Urtheilsfällung  zu "  und  fungirt  als  ordentliches  Criminalgericht 


1  Deutlich  spricht  dies  Dio  aus  in  dem  Yon  Maecenas  dem  Augustus  ertheilten 
Rathschiag  (52,  81)  die  Senatoren  so  wie  ihre  Frauen  und  Kinder  bei  schwereren 
auf  In&mie,  Verbannung  oder  Tod  lautenden  Anklagen  dem  Senat  zur  Aburthei«* 
lung  zu  überweisen  und  nicht  (was  nach  67,  2  hinzugefügt  werden  kann)  über  einen 
^iner  Pairs  (rthf  ofiorifiatv  tiva)  zu  richten.  Aber  Dio  selbst  (53,  17)  erkennt  an, 
dass  Augustus  die  Capitalgerichtsbarkeit  auch  über  Senatoren  gehabt  habe.  Die 
weitere  Auseinandersetzung  ist  St  R.  2,  961  gegeben.  Bemerkenswerth  ist,  dass 
das  auf  Seyerus  Veranlassung  gefasste  Senatusconsult  den  zuwiderhandelnden  Kaiser 
80  wie  seine  Gehülfen  mit  der  Aechtung  (nolifjuov  vofi{Cea&ai  Dio  74,  2)  belegt 

*  Vit  Hadriani  8;  Marci  10.    St.  R.  2,  991  A.  2. 

»  Constantinus  817  (C.  Th.  9,  1,  1  =  lust.  3,  24,  1):  quictmque  (nan  illustris, 
^ed  tantum  fügt  Justinian  hinito  wegen  der  A.  4  angeführten  Verordnung)  clarissinute 

dignitaiis in  dliqua  ciUpa  seu  crimine  fuerit  deprehensus,  stoHm  intra 

-provinciam,  in  qua  fadntM  perpetravit  ptibUcis  legibus  subiugetur  neque  super 
dus  nomine  ad  scientiam  nostram  referatur  (neque  . . .  refercttur  fehlt  bei  Justinian) 
^nec  fori  praescripHone  utatur:  omnem  enim  honorem  reatus  exeludit,  cum  crimi- 
^uxlis  causa  .  .  .  moveatur, 

^  Zeno  Cod.  3,  24,  8. 

^  Erlass  tou  376  C.  Th.  9,  1,  18.    Gassiodor  yar.  6,  21,  3. 
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für  den  Senator  eine  aus  dem  Stadtprftfecten  und  fünf  aus  dem 
Senat  ausgeloo^ten  Männern  gebildete  Commission,  das  quinquevireie 
n$diümm  ^;  das  einzige  in  der  späteren,  sonst  durdiaus  von  kalset*^ 
lieben  Beamten  gehandhabten  StraQustiz  an  das  alte  Greschwornw* 
verfahren  anknüpfende  Gericht. 

stn^  Dem   Soldaten   kommt   für   die  Republik  und   auch  für   die 

TorfaiiMn  Epoche  des  Principats  ein  besonderer  Gerichtsstand  nicht  zu.  Dass 
soulton.  <iie  Lagerzucht  mit  ihrer  eigenen  Delict-  und  Strafordnung  ausser-^ 
halb  des  hier  behandelten  Strafrechts  steht,  ist  früher  (S.  80) 
entwickelt  worden.  Zu  dieser  Lagerzucht  gehört  auch  die  Auf-* 
Sichtführung  über  das  allgemeine  YerhalteA  des  Soldaten,  zum 
Beispiel  die  Bestrafung  desselben  wegen  einer  von  ihm  dem 
Privaten  zugefügten  Injurie  • ;  aber  keineswegs  wird  dies  auf  jedes 
von  einem  Soldateji  begangene  Delict  erstreckt  werden  dürfen*. 
Allerdings  fielen,  da  in  den  Ordnungen  der  vordiocletianischen 
Eaiserzeit  die  Strafgewalt  einerseits  des  Hofgerichts,  anderer- 
seits der  Statthalter  sich  regelmässig  über  Soldaten  wie  über 
Private  erstreckte,  die  Gerichtsstellen  meistens  factisch  zusammen  *. 
Dagegen  gehört  seit  der  Trennung  der  Militärverwaltung  von  Justiz 
und  Administration*  präsumptiv  jedes  Delict,  welches  der  Soldat 
einschliesslich    der    Offiziere    und    der    Militärbefehlshaber*    im 


^  C.  Th.  9,  1,  13  Tom  J.  376.  2,  1,  12  yom  J.  423.  Ein  solches  Gericht 
wird  Yon  König  Theoderich  bei  einer  gegen  Senatoren  wegen  Magie  erhobenen 
Griminalklage  niedergesetzt  unter  Assistenz  eines  angesehenen  ,Gothen  als  Ver- 
treters des  Königs  (Cassiodor  var.  4,  28  vgl.  neues  ArchiT  14,  515).  Die  west- 
gothische  Interpretation  zu  dem  Erlass  vom  J.  428  macht  daraus  ein  (Bericht  von 
guinque  nobües  viri,  welche  de  rdiquis  stbi  simiUbus  miests  sorttbtis  eliguntur^ 

'  Die  Beschwerde  des  von  dem  Soldaten  misshandelten  Pritaten  bei  dem 
Offizier  und  die  tognitio  des  Centurio  schildert  anschaulich  lurenal  (sat  16,  8  ig,y 

<  Nach  einem  Erlass  vom  J.  215  (Cod.  9, 16,  1  »  Coli.  1,  8)  wird  der  Statt- 
halter angewiesen  eine  Tödtung,  wenn  sie  nicht  als  Mord  criminell  strafbar  sein 
sollte,  aecundum  disdpUnam  müitarem  zu  ahnden. 

*  Freilich  sagt  Yenuleius  Satuminus  (2.  Jahrh.)  L  I  de  officio  proconsulis^ 
(Dig.  48,  3,  9):  de  müitibus  (vermuthlich  den  dem  Proconsul  unterstellten)  üa  ser- 
votttT,  %A  ad  ewn  remittantury  si  quid  deliquerint^  sab  qtw  miUtabtmt  Nach 
anderen  Stellen  wird  der  Deserteur  (Dig.  49,  16,  3  pr«)  und  der  Soldat  ttberhaupt 
(Dig.  48,  2,  22)  für  sein  Delict  am  Thatort  bestrsüft.  Genaueres  lässt  sich  aus 
unserem  Material  nicht  ermitteln. 

*  God.  1,  29,  1 :  ampli8»ifna  praefedura  {mdlam  habeai  potestaiem)  in  mili^ 
tares  viros, 

•     • 

*  C.  Th.  1,  7,  4  (=  Inst  1,  29,  2).  lust  12,  54,  5.  üebrig«tts  verdient  es- 
Enrägung,  ob  die  in  der  diocletianiscli-constantinischen  Yerfassung  durchgefAhrte 
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Dienst  begeht,  vor  das  Militärgericht^,  wenn  auch  einzelne  Aus- 
nahmen davon  gemacht  werdend  Welches  Militärgericht  im  ein- 
zelnen Fall  competent  ist,  kann  hier  nicht  erörtert  werden '.  Die 
von  dem  Militär  gegen  den  Privaten  angestellten  Klagen  unter  das 
Militärgericht  zu  ziehen  ist  von  den  Militärbehörden  oft  versucht 
worden,  wird  aber  in  den  Gesetzen  durchaus  als  UebergrüF  be- 
handelt ^. 

Das  dem  Vorgesetzten  über  die  Subalternen  zustehende  Straf-     stnf- 
recht  feilt  im  Allgemeinen  entweder  in  das  Gebiet  der  Coercition,  ^*^^* 
wohin  namentlich  die  häufig   begegnende  Multirung   zu   rechnen  sabaitem«. 
ist,  oder  in  das  der  ihm  überhaupt  zustehenden  Judication  ^  und  ist 
keineswegs  ein  specieller  Gerichtsstand.    Aber  eine  allerdings  mehr 
factische  Ausnahme  macht  das  bei  dem  Hofwesen  und  in  der  Verwal- 
tung verwendete  kaiserliche  Gesinde,  die  Caesariani^;  nicht  bloss 
die  Unfreien,  sondern  auch  die  Freigelassenen  unterstehen  dem 
Hofgericht  gewissennassen  nach  Hausrecht  ^  und  allem  Anschein 
nach   übt   dies   die    Strafgewalt   nicht   bloss   bei   Dienstvergehen, 


Erstrecknng  der  müitia  auf  das  Amt  überhaupt  nicht  auch  theoretisch  und  pnk- 
tisch  die  Behandlung  des  Dienstvergehens  nach  kriegsrechtlichem  Schema  cur  Folge 
gehabt  hat. 

^  C.  Th.  1,  7,  4.  2,  1,  2  von  355:  si  müitaris  aliquid  (»dmisiase  firmetwr, 
18  cognoscat,  cui  cura  rei  müitaris  mandata  est.    C.  Th.  9,  2,  2  «^  lust  9,  3,  1. 

*  Das  Gericht  des  Thatorts  scheint  un  Ehebruchsprozess  der  praerogaUva 
—  doch  wohl  des  Soldaten  —  vorzugehen  (Cod.  Th.  9,  7,  9).  Ausnahme  fhr 
einen  einzelnen  FaU  scheint  das  von  mir  in  Bekkers  und  Muthers  Jahrb.  6  (1863) 
S.  411  behandelte  kaiserliche  Rescript  zu  verfügen. 

*  Für  den  Civilprozess  ist  Hollweg  3,  84  fg.  zu  vergleichen. 

^  C.  Th.  1,  5,  10  (»  lust  1,  26,  4).  tit  7,  2.  lust  1,  46,  2.  Sanctio 
pragmat.  pro  pet,  VigiUi  c  23. 

*  Dig.  48,  19,  6,  1. 

*  Der  XaiaaQ€M)s  ist  bei  Dio,  der  ihn  häufig  nennt,  durchaus  der  kaiserliche 
Sciave  oder  Freigelassene  und  wo  die  Bezeichnung  sonst  begegnet,  ist  Überall 
dieselbe  Auffiissung  geboten  oder  zulässig.  Er  ist  mit  der  weiterhin  erwähnten 
ümgeibtaltung  der  Subaltemenordnung  verschwunden.  Die  späteren  Caesarumi 
namentlich  Hier  Erlasse  Diocletians  (Cod.  10,  1,  5,  2)  und  Constantins  (C.  Th.  9,  42, 
1.  10,  1,  5,  1.  tit  7, 1.  tit  8, 2;  Bruns  fontes*  p.  260),  nach  den  erklärenden  Glossen. 
officiäUs  (zu  Cod.  10,  1,  5,  1)  oder  catholiciam  (zu  C.  Th.  9,  42,  1  -»  lust  9, 49, 
9,  3)  sind  die  Subalternen  der  mit  der  Einziehung  des  dem  Kaiser  angefallwieB 
Guts  beauftragten  Finanzbeamten. 

''  Die  praefecH  praetorio  haben  nach  Dio  52,  24  ausser  der  militärischen 
Gerichtsbarkeit  auch  die  über  das  Gesinde:  xal  n^ain  xal  rcuv  KtuaaqtCmv  rmw 
TC  jy  r^  dtfkamCtf  oov  {c^  im  persönlichen  Hofdienst)  ovtm^  uai  räv  alXtai^  t»v 
Xoyov  Tivhg  a^ltw. 
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sondern  überhaupt  ^  Diese  eminente  kaiserliche  Straf  Justiz  über 
das  Gesinde  ist  verschwunden,  nachdem  wahrscheinlich  Diocletian 
die  Besetzung  der  subalternen  Verwaltungsstellen  mit  Freigelassenen 
beseitigt  hat.  —  Seit  Theodosius  II.  erscheint  ein  ebenfalls  ausser 
den  Dienstvergehen^  auch  auf  eigentliche  Griminalsachen  an- 
gewendeter Gerichtsstand  der  Hofdienerschaft  bei  ihren  Vor- 
gesetzten^; die  spätere  Gesetzgebung  Justinians  aber  scheint  den- 
selben aufgehoben  zu  haben  ^. 

Priester-  Dass  OS  in  heidnischer  Zeit  neben  dem  priesterlichen  Piacular- 

heie^htr  verfahren,  bei  welchem  schwerlich  ein  Rechtszwang  bestand  (S.  86  fg.)^ 

Epoehe.  eine  priesterliche  Coercition  gegeben  hat,  welche  in  dem  Strafver- 
fahren gegen  die  Vestalinnen  durch  die  Erstreckung  auf  die  nicht 
priesterlichen  Mitschuldigen  über  das  Hausgericht  hinausgeht 
(S.  20  A.  3  S.  37  A.  1)  und  in  dem  Multverfahren  gegen  die  dem 
Oberpontifex  untergebenen  Priester  selbst  in  den  Comitialprozess 
übergreift  (S.  160  A.  1),  ist  gehörigen  Orts  entwickelt  worden 
und  genügt  es  hier  darauf  zu  verweisen. 

oeietuche  Obwohl  die  christlicho  Kirchenzucht  einen  eigenen  Rechtskreis 

üerichte.  ]^{\^Qi  mid^  mag  gi^  ajg  ständisches  Gericht  auftreten  oder  gegen 

Laien  sich  wenden,  mit  dem  hier  behandelten  Strafrecht  wohl  zu- 
sammentreffen kann,  aber  keineswegs  ihm  angehört,  ist  dennoch 
der  zwischen  beiden  Proceduren  bestehende  Parallelismus  und  die 
Stellung  des  Kaisers  zu  beiden  für  die  Einsicht  in  die  spätere 
Rechtsordnung  von  solcher  Wichtigkeit,  dass  es  nicht  unterlassen 
werden  darf  das  Verhalten  der  Kirchenzucht  in  dieser  Epoche 
wenigstens  im  Umriss  darzulegen. 


^  In  der  yalerianischen  ChristenTerfolgung  werden  diese  Hofleute  mit  be- 
sonderer Schärfe  bestraft  Cyprian  ep.  80:  ut  Caesariani  quicumqt^e  vd  prius 
confessi  fuissent  (also  ohne  Rücksicht  aaf  den  Rücktritt)  vd  nunc  confessi  fuertfut^ 
canfiscentur  et  vincti  in  Caesarianas  possessiones  mitt<mtur,  was  eine  gewöhn- 
liche Sclavenstrafe  ist 

^  Symmachus  ep.  10,  38,  5. 

*  Nach  Erlassen  Theodosius  II.  sollen  die  Officialen  des  comea  sacrarum 
largiHonum  (G.  Th.  12,  28,  12)  und  die  des  magister  officiorum  (Cod.  12,  26,  2) 
auch  in  Griminalsachen  von  ihren  Vorgesetzten  abgenrtheilt  werden.  Aehnliche 
Erlasse  von  Leo  (God.  11,  10,  6.  12,^5,  3.  tit  20,  4.  tit.  59,  8),  Zeno  (Cod.  12, 
16,  4),  Anastasius  (Cod.  12,  19,  12). 

^  Die  Verordnung  Theodosius  IL,  welche  die  C!ompetenz  der  Statthalter  auf 
sänmitliche  in  der  Provinz  begangene  Verbrechen  erstreckt,  ist  in  soweit  in 
den  justinianischen  Codex  nicht  übergegangen  (nov.  Theod.  IL  7,  2  pr.  TgL 
Cod.  3,  23,  2);  aber  die  späteren  Gesetze  Justinians  no?.  8, 12.  69,  1  kommen  auf 
dasselbe  hinaus. 
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Nachdem  der  christliche  Glaube  unter  Gonstantiu  I.  zu  Staat-  Die  Kirchen- 
licher  Anerkennung  gelangt  und  unter  Gratian  und  Theodosius  I.  "**** 
zur  Staatskirche  erklärt  worden  war,  ist  die  Kirchenzucht  sofort 
ein  wesentliches  Element  der  anerkannten  Ordnungen  geworden. 
Aber  die  Vereinigung  weltlicher  und  geistlicher  Machtvollkommen- 
heit, wie  sie  der  Vorläufer  der  christlichen  Priestergewalt ,  das 
jüdische  Synedrion  besessen  und  geübt  hatte,  verträgt  sich  nicht 
mit  der  römischen  Staatsordnung  und  ist  von  den  Vorstehern  der 
christlichen  Gemeinschaft  im  römischen  Reich  nicht  in  Anspruch 
genommen  worden.  Es  giebt  keine  priesterliche  Jurisdiction;  was 
für  die  Strafgewalt  erforderlich  ist;  Strafgesetze,  Strafbehörden, 
Strafprozess ,  mangeln  der  Kirche.  Aber  sie  entwickelt  dafür 
Surrogate  und  eventuell  Substitute,  und  sie  entwickelt  sie  unter 
Anerkennung  der  kaiserlichen  Obergewalt. 

Die  rechtliche  Grundlage  des  christlichen  Strafrechts  sind  Kiicuiehe 
die  von  der  Christenheit  als  allgemeingültig  anerkannten  Satzungen  ^^^ 
{sacri  canones).  Die  Abgrenzung  derselben  so  wie  ihre  Auslegung 
und  erforderlichen  Falls  ihre  Ergänzung  steht,  nachdem  das 
Ghristenthum  Staatsreligion  geworden  ist,  bei  dem  jedesmaligen 
Kaiser,  wie  denn  dies  aus  dem  Begriff  der  Staatskirche  bei  abso- 
lutem Regiment  nothwendig  folgt  ^  Directe  kaiserliche  Satzungen 
über  kirchliche  Angelegenheiten  begegnen,  aber  in  geringer  Zahl  ^, 
hauptsächlich  haben  die  christlichen  Herrscher  diese  Befugniss  aus- 
geübt unter  Anlehnung  an  die  von  ihnen  tolerirte  Autonomie  der 
christlichen  Gemeinden  und  der  christlichen  Kirche  überhaupt, 
indem  sie  nicht  bloss  den  provinzialen  Synoden  das  Satzungs* 
recht  beliessen,  sondern  auch  durch  Veranstaltung  von  Versamm- 
lungen der  sämmtlichen  Bischöfe  des  Reiches  eine  Reichskirchen- 
gesetzgebung möglich  machten®.  Die  Beschlüsse  dieser  Versamm- 
lungen, welche  vom  staatsrechtlichen  Standpunkt  als  berathende 
CoUegien  sachverständiger  Männer  aufzufassen  sind,  erhalten, 
wenn  sie  als  Satzungen  gefasst  werden  können,  häufig  formelle 
Gültigkeit  durch  bestätigendes  Kaisergesetz. 


^  Das  Weitere  im  vierten  Buch  bei  der  Häresie. 

*  Beispielsweise  droht  Valentinian  III.  (nov.  22, 5)  dem  Kleriker  wegen  Gräber- 
schänduog  Verlost  des  Klerikats  und  Deportation;  Justinian  (Cod.  1,  4,  34)  dem- 
selben wegen  Würfelspiels  und  ähnlicher  Acte  zunächst  kirchliche  Strafen  und  bei 
RückfaU  Einschreibung  unter  die  Gurialen  oder  die  Of&cialen.  Anderswo  (nov.  123) 
regulirt  er  die  Wahl  der  Geistlichen. 

'  Dies  sind  die  ökumenischen  Concilien;  die  otxovfiivri  ist  der  orbis  terrarum 
im  römischen  Sinne  (St  R.  3,  826).   Die  Christenheit  hat  erst  durch  die  Anlehnung 
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HAAdiubiiiic-  Die  in  Fragen  der  Kirchenzucht  erkennende  Behörde  wird 
Ki^'en-  ^^^^^  *i®  Kirchen  Verfassung  bestimmt.  Im  Allgemeinen  entscheidet 
sudit.  der  Bischof;  der  Instanzenzug  der  späteren  Rechtsordnung  hat 
auf  die  Unterordnung  der  Presbyter  unter  den  Bischof,  des 
Bischofs  unter  den  Metropoliten  und  den  Patriarchen  oder  die 
Synode  wesentlich  eingewirkt.  Die  tief  greifenden  hiemit  berührten 
Gegensätze  sind  hier  nicht  zu  erörtern.  Der  Kaiser  übt  diese 
Quasi- Jurisdiction  unmittelbar  nicht  aus\  wohl  aber  ist  nach 
Fällung  eines  solchen  Spruches  die  endgültige  Entscheidung  einer 
von  dem  Kaiser  aus  einer  Anzahl  von  Bischöfen  gebildeten  Com- 
mission  gleichsam  als  der  Appellationsinstanz  zugewiesen  worden '. 
Die  Form  der  Verhandlung  bleibt  wesentlich  dem  Ermessen  der 
geistlichen  Behörde  überlassen;  Notorietät  und  Geständniss  haben 
bei  diesem  Verfahren  eine  andere  Bedeutung  als  in  dem  bürger- 
lichen Criminalprozess  und  die  Verurtheilung  des  Abwesenden 
unterliegt  minderen  Bedenken^.  Aber  zu  Grunde  liegt  diesem 
Verfahren  doch  der  staatliche  Accusationsprozess ,  wie  denn  auch 
ein  Erlass  des  Kaisers  Honorius  vom  J.  411  dessen  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  calumniösen  Anklage  auf  den  geistlichen  Prozes» 
-ausdehnt^  und  Kaiser  Justinian  für  denselben  in  diesem  Sinn  ein 
Regulativ  aufstellt*. 


an  diese  Weltmonarchie  die  formelle  Einheit  erlangt;  die  Autonomie  der  Christen- 
gemeinden vor  dem  nicänischen  Concil  ging  über  die  Provinzialsynoden  nicht 
hinaus  und  war  auch  in  dieser  Beschränkung  mehr  berathend  als  befehlend.  Die 
^grosse  Conföderation^  der  Christengemeinden,  welche  damit  an  die  SteUe  der 
früheren  Independenz  trat  (Hatch  Gesellschaftsverfassung  der  christlichen  Kirche 
S'  179X  ist  in  der  That  nichts  als  der  kirchliche  Ausdruck  deijenigen  Municipal* 
conföderation,  welche  wir  das  römische  Reich  zu  nennen  gewohnt  sind 

^  Die  Berufung  von  der  Synode  an  den  Kaiser  wird  gemissbilligt  (Sulpicius 
Severus  ehr.  2,  49). 

*        '  Beispiele  bei  Löning  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  1,  403  fg. 

'  Löning  a.  a.  0.  S.  894.  Aus  Augustinus  (ep.  183)  ersieht  man,  dass  zur 
Erlangung  des  Geständnisses  der  Bischof  wohl  Züchtigung,  aber  nicht  Folterung 
anwandte. 

^  Const  Sinn.  15  »=  C.  Th.  16,  2,  41.  Der  Erlass  betrifft  di^enigen  Fälle, 
welche  nicht  anders  als  vor  dem  geistlichen  Gericht  verhandelt  werden  können 
{clericis,  quos  nonnisi  convenit  apud  episcopos  accusari  und  nachher  apud  epi- 
scopos,  si  quid^m  cilihi  non  oportet);  die  ungeschickte  Epitomirung  in  dem  Gesetz- 
buch hat  zu  dem  Missverständniss  geführt,  dass  durch  diesen  Erlass  die  Straf- 
sachen gegen  Geistliche  den  staatlichen  Gerichten  entzogen  worden  seien  (vgl. 
löning  a.  a.  0.  S.  806). 

»  Cod.  1,  4,  29.    Vgl.  Nov.  123  c.  20. 
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Eigentliche  Strafmittel  stehen  dem  geistlichen  Gericht  nicht  KirchUciia 
zu  Gebot;  im  Allgemeinen  bedient  dasselbe  sich  der  Auflegung  znchtmittei. 
von  Bussen  oder  religiöser  Verrichtungen  oder  Kasteiungen  oder 
auch  nützlicher  Werke,  durch  welche,  ähnlich  wie  bei  dem 
heidnischen  Piacularverfahren ,  das  begangene  Unrecht  betrachtet 
wird  als  ausgeglichen  und  religiös  aufgehoben.  Diese  Auflegung 
aber  ist  nicht  imperativ ;  wer  sie  nicht  übernehmen  will  oder  nach 
der  Uebemahme  nicht  verrichtet,  kann  von  dem  geistlichen  Gericht 
dazu  nicht  gezwungen,  sondern  äussersten  Falls  nur  aus  der  christ- 
lichen Gemeinschaft  ausgeschlossen  werden  \  Der  Zusammenschluss 
aber  der  christlichen  Ortsgemeinden  zu  der  gemeinen  Christen- 
heit, der  römischen  Staatskirche  gab  dieser  Excommunication  inso- 
fern eine  veränderte  Stellung,  als  die  von  dem  einzelnen  geistlichen 
Gericht  ausgesprochene  Ausschliessung  seitdem  für  die  Christen  des 
Reiches  überhaupt  galt  als  formell  verbindlich.  Weiter  noch  reicht 
die  Gewalt  der  geistlichen  Gerichte  gegen  die  in  Klosterzucht  leben- 
den Gemeindemitglieder,  welche  durch  Erschwerung  der  Lebens- 
verhältnisse empfindliche  Nachtheile  erleiden  können,  und  gegen  die 
christlichen  Geistlichen,  denen  ihr  Amt  genommen  werden  kann;  in 
diesen  Fällen  nimmt  das  geistliche  Strafverfahren  den  Charakter 
eines  dem  wirklichen  Strafprozess  sich  nähernden  Disciplinargerichts 
an.  Dies  mochte  hingenommen  werden,  so  lange  die  Christusgläubigen 
eine  freie  Gemeinschaft  waren;  seitdem  das  Christenthum  zur 
Staatsreligion  geworden  war,  gab  die  Ausschliessung  aus  der 
Christengemeinschaft,  auch  wenn  sie  zunächst  nur  kirchliche  Conse- 
quenzen  nach  sich  zog,  und  das  Recht,  die  Geistlichen  aus  ihren 
Pfründen  zu  entfernen,  den  kirchlichen  Behörden  eine  Gewalt,  die 
geeignet  war  die  staatliche  aus  den  Angeln  zu  heben.  In  der  That 
hat  vielleicht  schon  Kaiser  Julianus  ^,  sicher  nach  Honorius  Tode 


^  Diese  Excommunication  begegnet  schon  bei  dem  Apostel  Panlus  1.  Cor.  5, 9  fg. 

*  Ambrosios  lehnt  in  einem  an  Yalentinian  II.  gerichteten  Schreiben  (cL  1 
«p.  21)  den  Laienprozess  in  Religionsfragen  über  einen  Bischof  ab  mit  Berufimg 
auf  eine  Verordnung  Valentinians  I.:  cum  hoc  (tdseram,  quod  .  .  .  p<xter  tuus  tum 
solum  semifme  respondU,  aed  etiam  legibus  gtUa  sanxit:  in  causa  fidei  vd  ecde- 
siastici  älicuius  ordinis  eum  iudicare  debere,  qui  nee  munere  impar  sit  nee  ivtre 
dissimüis;  haee  enim  verha  rescripii  sunt,  hoc  est  sacerdotes  de  sacerdotibua  voluit 
fudkare.  quin  etiam  si  alias  arguerdu^  episcopus  et  morum  esset  examinanda 
^auea^  etiam  haec  voluit  ad  episcopaU  iudicium  perHnere.  Die  nicht  erhaltene, 
die  geistliche  Disdplinargewalt  anerkennende  Verfügung  wird  sich  gegen  eine  ent- 
gegengesetzte Bestimmung  Julians  richten ;  wenigstens  hatte  dieser  guten  Grund  die 
Disdplinargewalt  der  Bischöfe  wie  der  Synoden  zu  bekämpfen  und  ihnen  das  Recht 
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im  J.  423  der  ephemere  Herrscher  des  Westreichs  Johannes^  ver* 
sucht,  die  kirchliche  Disciplinargewalt  an  die  weltlichen  Behörden 
zu  bringen;  aber  gekommen  ist  es  dazu  nicht:  die  kirchlichen 
Behörden  sind  im  Besitz  dieses  furchtbaren  Hebels  verblieben. 
competenx-         Im  Allgemeinen  stehen  in  der  Gesetzgebung  der  Spätzeit  der 
greuen  d«r  bürgerliche  Strafprozess  und  das  geistliche  Verfahren  unabhängig 
ud  der"  Beben  einander ;  das  bürgerliche  Gericht  entscheidet  nicht  über 
fttirtueh«n  religiöse  Vergehen  und  das  geistliche  greift  nicht  in  die  bürger- 
liche Strafrechtspflege  ein^.    Aber  der  Staat  befindet   sich  dabei 


sa  nehmen  wegen  geistlicher  oder  sittlicher  Vergehen  Geistliche  za  excommoni- 
ciren  und  abzusetzen.  Vielleicht  trat  Julian  damit  der  Anordnung  des  Constantiua 
(C«  Th.  16,  2,  12)  entgegen,  dass  die  Bischöfe  nicht  vor  das  staatliche  Gericht  ge- 
zogen werden  {in  iudiciis  accusart),  sondern  vor  anderen  Bischöfen  —  der  Synode  — 
sich  verantworten  sollen.  Unmöglich  kann  dieser  Kaiser  die  Bischöfe  von  jeder 
weltlichen,  auch  seiner  eigenen  Gerichtsbarkeit  haben  eximiren  wollen;  wohl  aber 
konnte  er  das  Disciplinanrerfahren  freigeben  und  die  dafür  geeigneten  Fälle  au& 
dem  staatlichen  Strafprozess  ausschliessen. 

^  Gonst  Sinn.  6  =  0.  Th.  16,  2,  47  vom  J.  425:  clericos  .  .  .  quos  indis^ 
cretim  ad  saeculares  iudices  dtbere  dediici  infaustus  praesumptor  (Johannes) 
edixerat,  episcopali  audientiae  reservamus  his  manentibuSj  quae  circa  eos  sanxit 
antiquitas;  fas  erUm  non  est^  ut  ddvini  minigtri  temparalium  potestatum  subdantur 
arbürio.  Dies  kann  weder  auf  die  Givilprozesse  der  Kleriker  bezogen  werden 
noch  auf  die  staatlichen  Delicto  derselben ,  da  nach  wie  vor  in  beiden  die  bürger- 
lichen Gerichte  competent  blieben.  Wenn  Johannes  die  Strafsachen  der  Kleriker 
den  bürgerlichen  Gerichten  überwies,  so  wird  dies  die  geistlichen  Vergehen  ein- 
schliessen,  welche  zur  Excommunication  und  zur  Absetzung  führten. 

'  Valens  im  J.  376  (G.  Th.  16,  2,  28:  si  qua  sunt  (negoUa)  ex  quibusdam 
dissensionibus  Iwibusque  delictis  ad  religionis  ohsarvantiam  perÜnentia  (vgL 
Löning  a.  a.  0.  S.  805),  locis  suis  et  a  suae  dioeceseos  synodis  audiantur^  ex^ 
cepiis  quae  actio  criminalis  ah  ordinariis  extraardinariisque  iudicibus  aut  ülu' 
stribus  potestatibus  audienda  co^istituit).  Theodosius  I.  im  J.  884  (const. 
Sirm.  8):  hdbent  Uli  (die  Bischöfe  und  Kleriker)  iudices  suos  nee  qtiicquam  his^ 
publicis  commune  cum  legibus  (wo  publicis  legibus  zu  verbinden  ist),  quantum 
ad  causas  tarnen  ecclesiasticas  pertinet^  quas  decet  episcopaU  audoritate  decidi. 
Arcadius  und  Honorius  im  J.  899  (0.  Th.  16,  11,  1):  quotiens  de  religione  agitur^ 
episcopos  cowoewit  agitare,  ceteras  vero  causas,  quae  ctd  ordinarios  eognitores 
vel  ad  usum  pubHci  iuris  pertinent,  legibus  oportet  audiri.  Im  J.  408  setzt  die 
Synode  den  Johannes  Ghrysostomos  ab  and  berichtet  dies  dem  Kaiser  mit  dem 
Beifügen,  dass  derselbe  auch  (durch  Beleidigung  der  Kaiserin  Eudo^ia)  sich  des 
Mi^estätsverbrechens  schuldig  gemacht  habe,  wofür  aber  die  Synode  nicht  compe- 
tent sei  (Mansi  coli,  condl.  8  p.  1151).  Valentinian  III.  im  J.  452  (nov.  14,  1  pr.)r 
constat  episcopos  et  presbyteros  forum  legibus  non  habere  nee  de  aliis  causis 
seeundum  Arcadii  et  Honorii  divcdia  constituta  (=  G.  Th.  16,  11,  1)  . . .  praeter 
-religionem  possi  cognoscere,  Justinian  nov.  88  c  2.  nov.  128  c  21,  1  weist  die 
iyxX^fi€CTa  noXiTixa  vor  die  staatlichen,  die  iyxltjfittTn  ixxXfiiiiaaT$xa  tot  die  geist- 
lichen Gerichte. 
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in  der  Defensive  und  macht  vielfach  der  Kirche  Concessionen. 
Die  wichtigste  von  allen  ist  die  allerdings  aus  dem  Begriff  der 
Staatsreligion  unvermeidlich  sich  entwickelnde  Einreihung  der 
Häresie  unter  die  politischen  mit  Verbannung  und  Intestabilität 
und  noch  schwereren  Strafen  belegten  Delicto,  wenn  auch  die  Er- 
kennung über  dieses  den  weltlichen  Behörden  verbleibt  ^  Die 
Tendenz,  die  Geistlichen  überhaupt  dem  weltlichen  Gericht  zu 
entziehen  und  alle  Strafsachen  der  Geistlichen  ausschliesslich  vor 
das  geistliche  Gericht  zu  verweisen,  zeigt  sich  wohl,  ist  aber 
nicht  durchgedrungen.  Den  Bischöfen  wird  eine  schiedsrichterliche 
Gewalt  in  Civilsachen,  aber  die  criminelle  Judication  nicht  einge- 
räumt*. Den  Geistlichen  werden  im  bürgerlichen  Straf prozess 
mancherlei  Privilegien  zugestanden*,  aber  sie  bleiben  ihm  unter- 
worfen. Wenn  dasselbe  Delict  zugleich  bürgerliche  und  geistliche 
Bestrafung  erfordert,  so  gehen  an  sich  die  beiden  Proceduren  neben 
einander  her.  Seit  Justinian  aber,  der  ja  auch  den  Bischöfen  eine  ge- 
wisse Controle  über  die  Statthalter  eingeräumt  hat*,  soll  der  von 
dem  staatlichen  Gericht  schuldig  befundene  Geistliche  sich  vor  der 
geistlichen  Behörde  abermals  verantworten;  wenn  diese  dem 
Spruch  zustimmt,  wird  er  seines  geistlichen  Amtes  enthoben  und 


^  Vgl.  im  vierten  Buch  den  Abschnitt  von  der  Häresie.  Verwandt  ist  die 
Verbannung  abgesetzter  Bischöfe,  zum  Beispiel  in  dem  von  Sulpicius  Severus 
hist  eccl.  2,  47  berichteten  FaU  und  in  dem  Erlass  des  Honorius  const  Sirm.  2  ^ 
G.  Th.  16,  2,  35;  aber  verbannt  wird  der  Bischof  nicht,  wie  Löning  a.  a.  0. 
S.  407  meint,  weil  er  abgesetzt  ist,  sondern  als  Ruhestörer,  und  es  ist  bezeichnend 
ftir  die  Selbständigkeit  des  Disciplinargerichts,  dass  in  dem  ersteren  Fall  die  Anrufung 
der  Staatshülfe  getadelt  wird.  Wenn  Theodosius  I.  (const.  Sirm.  3)  den  Präfecten 
Ton  Aegypten  anweist  die  kirchlichen  Disciplinarsachen  zu  erledigen  (terminare)^  so 
sind  wohl  ähnliche  för  die  öffentliche  Ruhe  zu  ergreifende  Massregeln  gemeint. 

'  Die  episcopalis  audtentia  beschränkt  sich  auf  Civilsachen  (Cod.  1,  4.  7) 
einschliesslich  der  Privatdelicte  (vgl.  den  Erlass  von  376  S.  294  A.  2).  Damit  im 
Widerspruch  freilich  lässt  Valentinian  ITI.  (nov.  34,  1  pr.)  sie  auch  im  Criminal- 
prozess  zu  (denn  die  catisa  criminalis  kann  unmöglich  mit  Löning  S.  307  auf  das 
Frivatdelict  bezogen  werden);  aber  es  wird  sich  dies  auf  den  Fall  beschränken, 
wo  der  Kläger  auf  staatliche  Bestrafung  verzichtet  und  nur  diejenige  Ahndung  ver- 
langt, welche  der  Bischof  auferlegen  kann. 

*  Die  verleumderische  Anklage  wird,  wenn  der  Angeklagte  ein  Geistlicher  ist, 
schwerer  bestraft  (Erlass  von  445  Cod.  1,  3,  22).  Bei  geringeren  Delicten  wird  der 
Geistliche  von  dem  persönlichen  Erscheinen  vor  dem  Strafrichter  befreit  (Cassiodor 
var.  8,  24,  3:  presbyterum  . . .  ecdesiae  Bomanae  pro  levibua  asaeritis  crimnäliter 
impeHtum;  vgl.  Avitus  ep.  70  [61])  und  es  wird  ihm  Vertretung  gestattet  bei  der 
Klage  wegen  gewaltthätiger  Besitzergreifung  (perrasio)  und  wegen  schwerer  Ii^urien 
(Nov.  Valent  III  34,  1  pr.). 

*  Nov.  86  c-  1. 
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gerichtlich  bestraft;  wenn  nicht,  geht  die  Sache  zur  Entscheidung 
an  den  Kaiser  ^^  wobei  die  in  dem  Kaiser  concentrirte  Doppel- 
gewalt in  charakteristischer  Unmittelbarkeit  zu  Tage  tritt, 
oeütticb«  Noch  mag  erwähnt  werden,  dass,  wenn  die  Provocation  gegen 

^'strtf-*^^*^  nicht  rechtskräftige  Urtheil  auch  dritten  Personen  freisteht* 
proMM.  und  auch  für  den  rechtskräftig  Verurtheilten  die  Fürbitte  im  All- 
gemeinen nicht  verwehrt  ist",  die  christlichen  Geistlichen  von 
beidem  in  umfassender  Weise  Gebrauch  gemacht  haben*  und  diese 
Interventionen  im  weitesten  Umfang  zu  ihren  geistlichen  Pflichten 
rechneten  •.  Die  allzu  grosse  Willfährigkeit,  mit  welcher  die  Staats- 
behörden ein  solches  Einschreiten  der  christlichen  Priester  hin- 
nahmen ,  hat  häufig  in  unzulässiger  Weise  den  ordnungsmässigen 
Verlauf  der  StraQustiz  gehemmt.  Es  kann  dies  nur  in  ge- 
schichtlicher Darstellung  erörtert  und  gewürdigt  werden;  aber 
auch  im  Strafrecht  ist  nicht  zu  übergehen,  dass  die  christlichen 
Geistlichen,  insbesondere  die  Mönche  sich  häufig  in  dieser  Hin- 
sicht nicht  auf  Fürbitte  und  Einflussnahme  beschränkten ,  sondern 
gegen  das  rechtskräftige  Strafurtheil  protestirten  und  sogar  mit 
gewaltthätiger  Hand  die  Execution  desselben  verhinderten,  so  dass 
gleich  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Anerkennung  des  Christen- 
thums  als  Staatsreligion  die  Kaiser  des  Ostens  Theodosius  I.  ^  und 
Arcadius^  für  Zulassung  derartiger  Interventionen  den  Staats- 
behörden und  deren  Officialen  schwere  Geldstrafen  androhten, 
während  die  Bestrafung  der  Geistlichen  selbst  dem  Bischof  überlassen 
oder  allenfalls  darüber  Bericht  an  den  Kaiser  angeordnet  ward. 


»  Nov.  lÄ^  c.  21,  1. 

*  Auf  die  Zulässigkeit  der  Provocation  für  Dritte  (vgl.  im  folgenden  Buch  bei 
den  Rechtsmitteln)  weist  die  gleich  zu  erwähnende  Verordnung  von  Arcadius  ans- 
drQcklich  hin. 

'  Im  Majestätsprozess  ist  diese  Verwendung  verboten  (Cod.  9,  8,  5,  2). 
^  Löning  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  I,  311. 
^  Ambrosius  de  offic.  minist  2,  21,  102  vgl.  3,  9,  59. 

•  Verordnung  vom  J.  392  C.  Th.  9,  40,  5;  vgl.  C.  Th.  11,  36,  31. 

■^  C.  Th.  9,  40,  16  =  11,  30,  57  =  lust  1,  4,  6  und  lust.  7,  62,  29. 


Zwölfter  Abschnitt 

Der  SicherheitAdienst. 


Die  von  GemeiDde  wegen  getroffenen  Veranstaltungen  gegen  stuukke 
die  der  öffentlichen  Sicherheit  gefährlichen  Individuen  lassen  in  der  siehwbeits- 
ünbestinuntheit  dieses  Zweckes  eine  begriffliche  Abgrenzung  nur 
in  unvollkommenem  Masse  zu  und  gehören  keineswegs  in  das 
Strafrecht;  sondern  zu  den  Aufgaben  der  Staatsverwaltung.  In 
dem  römischen  Gemeinwesen  wie  überhaupt  im  Alterthum  ist  diese 
Gemeinde thätigkeit  wesentlich  enger  begrenzt  als  bei  den  heutigen 
Verhältnissen,  weil  der  Schutz  des  Eigenthums  im  Alterthum  in 
weit  höherem  Grade  dem  Eigenthümer  überlassen  bleibt,  als  dies 
heutzutage  der  Fall  ist;  die  staatliche  Fürsorge  erstreckt  sich 
darauf  nur  so  weit  es  schlechterdings  nothwendig  wird  und  auch 
wo  dies  eintritt,  wird  der  Eigenthümer  mehr  von  ihr  unterstützt 
als  dass  sie  selbsthandelnd  eingreift  *.  —  Nichtsdestoweniger  bildet 
der  Sicherheitsdienst,  wie  er  hier  bezeichnet  werden  soll,  für  den 
Strafprozess  häufig  und  in  bedeutendem  Umfang  die  Grundlage, 
und  es  scheint  erforderlich  die  wichtigsten  dafür  in  Anwendung 
kommenden  Aemter  und  Einrichtungen  hier  zu  erwähnen. 


^  Petronitts  97.  Insbesondere  gilt  dies  von  der  Aufeuchong  der  (flüchtigen 
^dayen  (Paul.  1,  5».  Dig.  11,  4);  darauf  beruht  das  Gewerbe  der  fugiHvarii,  der 
Einftnger  entlaufener  Sclaven  (Dig.  19,  5,  18).  Doch  rescribirt  SeTeras  an  einen 
praefectus  vigilum  (Dig.  1,  15,  5):  fugitivos  conqiUrere  eosque  domdnis  reddere 
debes.  —  Auch  anderes  gestohlene  Gut  verfolgt  zunächst  der  Eigenthümer.  So 
heisst  es  in  einer  Eingabe  an  einen  ägyptischen  Strategen  wegen  gestohlener  Esel 
<Berl.  Urk.  46):  intdCdnfn  roJe  xb  ß$ßMtoif  a^div  iv  xaraxütQiafiqi  yivia&c», 
JfAov  uiv  avaCfiToOrrog  xovtovg   fv   oig  iäv  ßovXofiai  ronotg. 
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«eherbeito-  1.  Jahrhunderte  lang  hat  der  Sicherheitsdienst  in  der  Stadt 
^J^*'^*"j_Rom  ausschliesslich  bei  dem  städtischen  Imperium  gelegen,  bei  den 
kanucben  Consulu^  weuu  sie  auweseud  waren,  in  ihrer  Abwesenheit  früher  bei 
Epociie.  j^jjj  Stadtpräfecten,  seit  der  Einrichtung  der  dritten  Oberamtstelle^ 
bei  dem  städtischen  Prätor.  Es  ist  bereits  (S.  146)  ausgeführt  worden^ 
dass  in  dem  städtischen  öffentlichen  Strafverfahren ,  so  weit  die 
Comitien  dabei  nicht  mitwirkten,  die  unbeschränkte  Goercition  den 
Sicherheitsdienst  sowohl  wie  das  Strafrecht  in  sich  schloss.  Die 
Yolkstribune ,  geschaffen  um  den  magistratischen  Uebergriffen  zu 
steuern,  haben  nur  ausnahmsweise  und  in  Nothlagen  dabei  ein- 
gegriffen ^  Auch  die  Aedilen  sind  wohl  gemeinschädlichen  Indivi- 
duen gegenüber  die  regelmässigen  Träger  der  niederen  republikani- 
schen Criminaljustiz  (S.  157)  und  führen  die  Aufsicht  über  den  ge- 
meinen Verkehr,  aber  keineswegs  sind  sie  für  die  Sicherheitspflege  die 
überwachende  Behörde,  wie  sie  denn  auch  nicht  berechtigt  sind 
zu  verhaften '  und  nichts  mit  dem  Gefängnisswesen  zu  thun  haben» 
Aber  geradezu  Hülfsbehörde  für  diesen  Zweck  sind  die  drei  Richt- 
männer (ires  riri  capitales)^  eingesetzt  um  das  J.  465/289  und  an- 
fänglich von  den  Consuln,  späterhin  als  niedere  Beamte  durch 
Volkswahl  creirt.  Ihnen  lag  zunächst  die  Aufsicht  ob  über  da& 
öffentliche  Gefängniss,  auf  das  wir  sofort  zurückkommen,  so  wie 
die  Leitung  der  in  demselben  oder  von  demselben  aus  zu  voll- 
streckenden Todesurtheile,  weiter  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung 
in  den  Strassen  der  Hauptstadt  zur  Nachtzeit  {tres  viri  noctumt)^ 
Eigene  Goercition  haben  sie  nicht,  aber,  allem  Anschein  nach  kraft 
gesetzlich  geordneten  Mandats,  die  Ausübung  der  weitgehenden 
consularischen  und  der  darin  enthaltenen  Strafgewalt  über  Nicht- 
bürger  und  namentlich  über  Unfreie '.    In  Mordsachen  werden  die 


1  St  R.  2,  297.  828.  Seitdem  wir  wissen,  dass  der  Römer,  welcher  daa 
Fechtergewerbe  ergreifen  wollte,  dies  dem  Volkstriban  zu  erklären  hatte  (Senats* 
beschlass  über  die  Volksfeste  aus  Marcus  Zeit  bei  Bruns  fontes*  p.  198  Z.  62),. 
Iftsst  Javenals  Aeusserung  (11,  7),  dass  der  Yolkstribun  einen  also  eintretendei» 
Fechter  nicht  gerade  scwingt,  aber  auch  nicht  hindert,  darauf  schliessen,  dass  der 
Tribun  bedenkliche  Subjecte  auf  diesem  Wege  in  Zucht  zu  bringen  bemüht  war,. 
Termuthlich  alternativ  seiner  Befugniss  zur  Einsperrung  sich  bedienend. 

'  S.  40  A.  2.  Die  Hülfsthätigkeit  der  plebejischen  Aedilen  bei  dem  plebeji- 
schen Gapitalprozess  (S.  157)  scheint  weitere  Anwendung  nicht  gefunden  zu  haben.. 
Die  'freie  Hidt',  welche  die  Aedilen  im  Auftrag  der  Consuln  anordnen  (Liv.  89, 
14,  9  Tgl.  St  R.  2,  488.  512),  beruht  auf  ausserordentlichem  Mandat. 

'  St  R.  2,  595—598.  Die  vermuthlich  rechtlich  entscheidenden  Momente,  daa 
gesetzlich  geordnete  Mandat  einerseits ,  andrerseits  die  Stellung  des  Nichtbtkrger8> 
gegenüber  der  Staatsgewalt  treten  in  unserer  Ueberlieferung  mit  Beziehung  auf  die 
Dreimänner  direct  nicht  hen^or. 
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'Verdächtigen  Personen  ihnen  vorgeführt,  und  sie  nehmen  ein  erstes 
Verhör  vor,  welches  dem  Ankläger,  der  etwa  die  Sache  aufnimmt, 
den  Weg  bahnt*.  Ueber  schlecht  beleumdete  und  gefährliche  In- 
dividuen scheinen  sie  Verzeichnisse  geführt  und  damit  für  die  vorher 
erwähnte  ädilicische  Handhabung  der  Sitteigustiz  das  Material 
geliefert  zu  haben  (S.  159  A.  2).  Dies  republikanische  Anfangsamt, 
dessen  Thätigkeit  nach  den  uns  vorliegenden  lediglich  beiläufigen 
Erwähnungen  eine  recht  eingreifende  gewesen  sein  muss',  ist  der 
Vorläufer  der  städtischen  Präfectur  der  Kaiserzeit  und  ihrer  Unter- 
behörden gewesen,  allerdings  ohne  militärischen  Charakter  und 
wenigstens  von  Rechtswegen  ohne  Strafgewalt  über  den  römischen 
Bürger.  Unter  dem  Principat  hat  das  Amt  nominell  fortbestanden, 
aber  schwerlich  functionirt'. 

2.  Die  Haft  gehört  bei  den  Römern ,  welche  wie  das  Alter-  we  »ff«nK 
thum  überhaupt  das  Gefängniss  als  Strafmittel  nicht  kannten*,  ^«^•^•"- 
durchaus,  wie  dies  im  ersten  Buch  (S.  48)  entwickelt  worden  ist, 
dem  Kreis  der  Coercition  an.  Ihr  Wesen  also  ist  die  magistrati- 
sche Willkür.  Diese  kann  gesetzlich  geordnet,  in  bestimmten 
Grenzen  die  Verhaftung  dem  Magistrat  vorgeschrieben  oder  unter- 
sagt werden ;  aber  der  Regel  nach  darf  bei  ihr  nur  nach  dem  An- 
lass  gefragt  werden,  nicht  nach  dem  Rechtsgrund.  Ueberall  ist  eben 


'  Einige  Jahre  nach  Sullas  Tode  —  so  erzählt  Cicero  pro  Glnentio  13  ~  wird 
ein  gewisser  AsutIus  aus  Larinum  aaf  Anstiften  des  Oppianicus  in  Rom  ermordet 
Die  Freigelassenen  und  die  Freunde  des  Ermordeten  führen  den  des  Mordes  ver- 
dächtigen Avillius  Tor  den  Triumvir  Q.  Manlius;  er  gesteht  die  That  ein  und 
der  Anstifter  wird  mit  ihm  confrontirt.  Die  Sache  steht  also  zum  Griminal- 
prozess;  aber  der  Triumvir  nimmt  Schweigegeld  und  der  Prozess  findet  nicht  statt: 
13,  39  causam  et  suscepiam  (vgl.  pro  Cluentio  49,  136)  et  manifestam  relinquit  Ob 
der  Triumvir  von  Amtswegen  weiteres  hätte  thun  können,  erhellt  nicht.  Die  Fort- 
führung der  Sache  scheint  vielmehr  davon  abgehangen  zu  haben,  dass  jemand  frei- 
willig sie  au&ahm  und  das  Schweigegeld  wird  gegeben  worden  sein,  um  den  Manlius 
von  dieser  naturlich  auch  ihm  freistehenden  Aufnahme  oder  von  Unterstützung 
dessen,  der  die  Sache  auftiahm,  abzuhalten. 

*  Vgl.  besonders  Asconius  in  Mil.  p.  38. 

*  Die  nodumi  bei  Petronius  c.  15  und  in  der  dakischen  Inschrift  C.  I.  L» 
HI,  12539  (Domaszewski  rhein.  Mus.  47,  159)  sind  vielleicht  municipale  Nach* 
bildungen  dieser  Dreimänner.  —  Die  republikanischen,  aber  auch  in  der  Kaiser» 
zeit  noch  begegnenden  quinque  viri  eis  Tiberim  oder  cisttberes  (St  R.  2,  611 
und  S.  XIII;  Hirschfeld  Hermes  24,  106  und  Sitz.-Ber.  der  Berl.  Akad.  1891  S.  847), 
gehören  in  denselben  Kreis,  doch  lässt  sich  ihre  Competenz  nicht  näher  bestimmen» 

^  Die  kaum  nennenswerthen  Ausnahmen  sind  bei  den  Freiheitsstrafen  im 
fünften  Buch  zusammengestellt. 
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wegen  ihres  arbiträren  Charakters  jede  bindende  Zeitbegrenzung 
ausgeschlossien;  sie  wird  immer  bis  auf  weiteres  verhängt  und  kann 
jederzeit  aufgehoben,  aber  auch  ins  Unbestimmte  erstreckt  werden, 
'  obwohl  sie  in  der  Handhabung  regelmässig  transitorisch  und  provi- 
sorisch auftritt.    In  der  Strafrechtspflege  erscheint  sie  —  abgesehen 
von  der  allgemeinen  Verwendung  zur  Brechung  des  Ungehorsams 
(S.  49  A.  2)  —  hauptsächlich  als  Mittel  zur  Sicherung  theils  der 
Fortführung  des  Prozesses,  theils  der  Execution  des  Strafurtheils, 
-also  als  Untersuchungs-  oder  als  Vollstreckungshaft  und  wird  in 
den  betreffenden  Abschnitten  ihre  Zulässigkeit  oder  Nothwendig- 
keit  zu  erörtern  sein.    Hier  handelt  es  sich  um  die  Formen,   in 
welchen  die  Verhaftung  sich  vollzieht. 
Die  Die  öffentliche  Haft  ^  geht  aus  von  der  Fesselung  des  Kriegs- 

veMeun^.  gefangenen*;  auch  im  bürgerlichen  Sprachgebrauch  wird  die  Haft 
technisch  bezeichnet  als  'Bindung'^.    Einsperrung  ist  an  sich  mit 


'  Mit  der  öffentlichen  Haft,  den  piiblica  vinctUa  sind  nicht  zu  verwechseln 
die  der  Haaszucht  angehörenden  vincula  des  Sdaven,  welche  bei  der  Frage,  ob  er 
.  zur  vollen  Freilassung  gelangen  kann,  rechtlich  in  Betracht  kommen  (Ulpian  Dig.  50, 
.  16,  216,  wonach  hier  die  vincuia  corpori  adhibita  gefordert  werden  und  die  blosse 
Einsperrung  nicht  genügt);  ebenso  nicht  die  widerrechtlichen  als  Hauptfall  der 
Freiheitsberaubung  bezeichneten  tificula,  welche  zur  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  berechtigen,  wobei  jede  Einsperrung  auch  ohne  Fesselung  ausreicht 
(Dig.  4,  6,  9.    50,  16,  48.   1.  224). 

'  Von  vmdre  «=  binden,  dessen  Grundbedeutung  (vgl.  vimen,  vttis)  feststeht, 
ist  viticere  wahrscheinlich  nur  eine  Nebenform.    Die  ursprüngliche  in  den  Zwölf- 
tafeln (3,  4  Scholl)  für  den  Privatkerker  vorgeschriebene  Fesselung:  vincito  auf 
nervo  aut  compedüms  XV  pondo  ne  minore  aut  si  volet  maiore  (so  die  (Jeher- 
lieferung  und  vielleicht  richtig,   um  das  Ausbrechen  zu  erschweren)  ist  Fesselung 
der  Füsse,  entweder  durch  Riemen  oder  Ketten  (Festus  p.  165 :  nervum  appdlamwi 
etiam  ferreum  vinculum,  quo  pedes  impeditmtur)  oder  durch  die  schweren  zu- 
sammengeschlossenen Holzschuhe,  den  Block  (ligne(ie  soleae  in  pedihus  inducUie: 
Schrift  ad  Her.  1,  13,  28  und  Cicero  de  inv.  2,  50,  148;  auch  codex:  Plantus  Poen. 
1152,  Propertius  5,  7,  44,  Juvenalis  2,  57,  oder  cipptis  =  noSonaxti  der  Glosse  2 
p.  100  Goetz).   Später  überwiegen  die  Arm-  oder  Handfesseln,  welche  insbesondere 
zur  Anwendung  kommen  (nach  altem  griechischem  Kriegsgebrauch:    Athenaeus  5 
p.  213^)  bei  dem  Zusammenschluss  des  Häftlings  mit  dem  ihm  beigegebenen  Wach- 
•mann.    Seneca  ep.  5,  7:  eckdeim  catena  custodiam  et  mih'tem  coptUat    Ders.  de 
-tranq.  ann.  10,  3.    Josephus  ant  18,  6,  7  »»  196.    Augustinus  zu  psalm.  128,  8 
-vol.  2  p.  1451  Maar.:  Ugantur  duo  et  mittuntur  od  tudicem  Icttro  et  colligatus  . . . 
una  catena.    Darauf  geht  auch  wohl  Dig.  4,  6, 10:  in  vinculü  etiam  eos  accipimuBj 
qui  ita  alligati  sunt,  ut  sine  dedeeore  in  publico  parere  non  possint    Vorzogs- 
•weise  mag  dies  Verfiüiren  bei  dem  Gefangenentransport  angewendet  worden  sein. 

*  Cicero  de  leg.  3,  3,  30:  mtUta  vinculis  verberihuwe,    Ders.  de  re  p.  3,  5, 
28:  morte  exilio  viridis  und  sonst  oft.    In  rincula  conicere  oder  ducere  sind  die 
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der  Fesselung  nicht  nothwendig  verbunden.  In  der  Handhabung 
durch  die  Magistratur  aber  fallen  Fesselung  und  Haft  insofern 
Busammen,  als  die  beikommende  Stelle  wohl  Haft  ohne  Fesselung 
verfagen  kann,  aber  regelmässig  befugt  ist,  insofern  es  der  Sicher- 
heit wegen  erforderlich  scheint,  beides  zu  verbinden*.  Fesselung 
ohne  Einsperrung  ist  auch,  aber  wie  es  scheint  nur  ausnahmsweise 
Yorgekommen«. 

Die  Einsperrung  fordert  bei  ständiger  Handhabung  eine  dafür  Das  staat«. 
bestimmte  Localität.  Aber  wenn  in  der  Hausordnung  dafür  der  »®'*°«"*"'- 
Sclavenzwinger ,  das  ergastuium  dient  ^,  so  ist  ein  öffentliches 
Oefängniss  in  Kom  wahrscheinlich  erst  verhältnissmässig  spät  ein* 
gerichtet  worden.  Die  römische  Ueberlieferung  legt  freilich  die 
Erbauung  des  Gemeindegefängnisses  am  Markt  ^,  des  carcer  dem 
König  Ancus,  die  des  unter  demselben  befindlichen  Verliesses, 
des  tfdlianum  dem  König  Servius  Tullius  *  bei.  Aber  das  tuUianum 
ist  vielmehr  benannt  von  dem  alten  tullius,  Springquell  und 
ursprünglich  angelegt  als  Burgbrunnen®,  und  carcer,  ein  dem 
Lateinischen  und  dem  sicilischen  Griechisch  gemeinschaftliches 
Wort ',  ist  wahrscheinlich  nicht  von  Rom  nach  Sicilien  übertragen 


techniBcheD  Bezeichnungen  für  die  Yerhaftang  und  geläufiger  als  die  analogen  auf 
den  carcer  gestellten.  Vincula  carcer  (Cicero  Verr.  3,  24,  59.  5,  9,  23)  werden 
rhetorisch  cumulirt,  dagegen  in  Caesars  Gewaltgesetz  (Coli.  9,  2,  2  ->«  Dig.  22,  5, 
3,  5)  und  sonst  (Dig.  4,  6,  9.  1.  28,  1.  47,  2,  52,  12.  48, 19,  28,  7.  49,  16, 13,  5. 
50,  16,  224)  vincula  (ohne  carcer)  und  custodia  neben  einander  gestellt  als  Fesse- 
lung, uud  blosse  Einsperrung,  obwohl  custodia  zuweilen  auch  in  weiterem  Sinn  ge- 
setzt wird  (Dig.  48,  3,  1). 

^  Wenigstens  wird  in  den  Rechtsquellen  einem  im  öffentlichen  Gef&ngniss 
Elingesperrten  die  Befreiung  von  der  Fesselung  nirgends  von  Rechts  wegen  zu- 
gesprochen. 

'  In  einem  Wiener  Papyrosblatt  (Wessely  Schrifttafeln  zur  lat  Paläographie 
Wien  1898  S.  10  N.  24X  wahrscheinlich  dem  Ueberrest  eines  Rechtsbuches,  finden 
sich,  neben  dem  bis  auf  wenige  Buchstaben  zerstörten  Text,  am  Rand  als  r(ubrica) 
die  folgenden  Worte:  catenatus  esse  dehet,  non  tarnen  ut  in  carcer e  agat^  nisi 
huspecta  sit  persona.  Weitere  Belege  filr  Fesselung  ohne  Einsperrung  sind  mir 
nicht  bekannt,  insofern  man  nicht  den  Zusammenschluss  des  Häftlings  mit  dem 
Wachmann  (S.  300  A.  2)  hieher  ziehen  will. 

*  Plinius  n.  h.  18,  6,  36:  coli  rura  ab  ergastulis  pessimwn  est,  Columella 
1,  6,  3.   c.  8,  16.   11,  1,  22.    Marquardt  Privatalterth.  S.  180. 

*  Am  Comitium:  Seneca  contr.  7|  1,  22. 

•i  Varro  de  1.  L.  5,  151.    Liv.  1,  33,  8. 

«  Jordan  Topogr.  1,  1,  45a 

''  KttQxagoi  oder  TcaQxagog  belegen  die  Wörterbücher  aus  Simonides,  Sophron, 
Bhinthon;  gemein  griechisch  ist  das  Wort  nicht    Lateinisch  (im  Plural  carcares 
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worden,  sondern  ein  griechisches  Lehnwort,  wie  denn  die  unweit 
des  Stadtgefängnisses  befindlichen  ebenfalls  zur  Einsperrung  dienenden 
Steinbrüche  gleich  den  syrakusanischen  und  iu  offenbarer  Anlehnung 
an  diese  lautumitze  Messen^.  Das  Tullianum  dient  vorzugsweise 
als  Richtstätte  für  die  nicht  öffentlichen  Hinrichtungen*.  An  den 
Gegensatz  des  carcer  und  der  lautumiae^  knüpft  wahrscheinlich 
die  Unterscheidung  an,  welche  späterhin  in  dem  Gefängnisswesen 
allgemein  auftritt,  eines  'inneren  Kerkers*  für  die  gefesselten  Ge- 
fangenen, welcher  dunkel  und  dem  Publicum  nicht  zugänglich  ist, 
und  des  äusseren,  in  dem  die  Gefangenen  sich  frei  bewegen  und 
dritte  Personen   zugelassen  werden*.    Auf  die  zahlreichen  anti- 


oder  carceres  in  den  Arvalacten,  im  Singular  stets  carcer)  bezeichnet  es  im  Sin- 
gular Pferch  oder  Gefängniss,  im  Plural  die  Schranken  der  Rennbahn.  Etymo- 
logisch erklärt  ist  das  Wort  nicht. 

^  Varro  de  1.  L.  5,  151  und  vermuthlich  aus  ihm  Festus  p.  117.  Erwähnt 
werden. die  römischen  lautumicte  seit  dem  6.  Jahrh.  d.  St.  (geschichtlich,  wenn 
Yon  der  Stadtchronik  chron.  min.  1  p.  145  abgesehen  wird,  zuerst  Liv.  26,  27,  3). 

*  Sallust  Cat.  55  und  sonst.  Es  heisst  auch  carcer  inferior  (Liv.  34,  44,  8) 
oder  robur  (Tacitus  ann.  4,  29;  Yal.  Max.  4,  6,  1;  Festus  ep.  p.  264),  letzteres 
wahrscheinlich  wegen  einer  Hängevorrichtung  aus  Eichenholz. 

'  Den  Gegensatz  beider  hebt  Livius  hervor  32,  26,  17:  triumviri  carceris 
latUumiarum  intentiorem  custodiam  Tiäbere  iussi,  wo  die  beiden  Genetive  parataktisch 
au&ufassen  sind,  da  es  keinen  Sinn  gehabt  hätte  die  Fürsorge  auf  die  Lautumien 
zu  beschränken,  auch  carcer  lat^miarum  nirgends  gefunden  wird.  Die  lautumiae 
werden  in  der  späteren  Zeit  neben  dem  carcer  oder  den  vincula  publica  genannt 
als  leichteres  Gefängniss,  in  dem  die  Eingesperrten  sich  frei  bewegen  (Seneca  contr. 
7,  1,  22.  Dig.  4,  6,  9.  11,  5,  1,  4.  Dositheus  sent  Hadriani  3).  Schwerlich  ist 
hier  an  die  Localität  der  ursprünglichen  Lautumien  gedacht,  sondern  das  Wort 
metonymisch  gesetzt  für  das  leichtere  Gefängniss.  Die  in  diesem  Eingesperrten  werden 
die  sein,  qui  in  publico  sine  vincuUs  servantur  (Dig.  50,  16,  48),  und  an  solche  wird 
man  zu  denken  haben,  wenn  von  litterarischer  Beschäftigung  der  Gefangenen 
und  ihrem  Verkehr  mit  den  Freunden  die  Rede  ist.  Gellius  3,  3,  15:  de  Naevio 
accepimus  fabulas  eum  in  carcere  duas  scripsisse.  Sueton  Tib.  61:  quibusdam 
inistodifte  traditis  non  modo  studendi  solacium  ademptum,  sed  etiam  sermonis  et 
colloquii  usus,  wenn  bei  dieser  Stelle  nicht  geschärfte  cMtodia  libera  gemeint  ist 

^  Calpumius  Flaccus  decl.  4:  vid^o  carcerem  publicum  saxis  ingentibus 
stmctum  angustis  foraminibus  tentiern  lucis  umbram  recipientem.  Nach  Con- 
stantin  C.  Th.  9,  3,  1  ==:  lust  9,  4,  1,  3  soll  der  Untersuchungsgefangene  non  sedis 
intimae  ienebras  pali,  sed  usurpaia  luce  vegetari.  Apostelgeschichte  16,  24: 
HßaXev  aÖTOvs  tlg  litV  iaotriQav  (pvlaxriv  xal  rovs  nodag  r^<S(paUaato  adrdSv  iig 
ro  ^vXov,  Im  Martyrium  des  Pionius  c.  11:  ot  ^€a/Lio(pvXax€g  .  .  tßaXov  adrovg 
€lg  t6  iamTCQov,  bald  aber  lässt  der  Vorstand  sie  wieder  hinaus  dg  to  J^fjtnqoa^^v, 
Auf  den  carcer  im  eigentlichen  Sinn  wird  sich  die  Vorschrift  beziehen,  dass  wenn 
ein  Ge&ngener  sine  vinculis  gefunden  wird,  der  Kerkermeister  bestraft  wird 
(Dig.  48,  3,  8). 
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quarisch-topographischen  Fragen,  welche  hieran  sich  knüpfen,  ein- 
zugehen ist  hier  nicht  der  Ort.  Dass  das  Stadtgefängniss  unter 
der  Leitung  der  oben  genannten  Triumvirn  stand,  diese  die  bei 
ihren  Inspectionen  aufgegriffenen  Individuen  dorthin  in  Verwahr- 
sam brachten^  und  die  nicht  öffentlichen  Hinrichtungen  daselbst 
vollzogen  ^,  ist  bereits  gesagt  worden.  Es  sind  wohl  in  republika- 
nischer Zeit  auch  andere  Gebäude  für  die  Einsperrung  benutzt 
T¥orden'  und  die  Privathaft  in  öffentlichem  Auftrag  so  wie  unter 
dem  Principat  die  militärische^  daneben  in  Anwendung  gekommen; 
.aber  unter  der  Republik  wie  in  der  Kaiserzeit  ^  hat  es  nie  mehr 
als  das  eine  bürgerliche  Gefängniss  gegeben. 

Wir  schliessen  gleich  hier  das  Wenige  an ,  was  über  die  Be-  Behandiw« 
liandlung  der  Gefangenen  sich  beibringen  lässt.  Ohne  Zweifel  ist  ^ 
dabei  immer  einerseits  die  Persönlichkeit  der  Vorgesetzten  und  viel- 
leicht noch  mehr  die  der  Subalternen  massgebend  gewesen,  andrer- 
-seits  das  Vermögen  und  der  Einfluss  der  Inhaftirten;  bemittelte  oder 
von  ihren  Freunden  unterstützte  Gefangene  werden  in  der  Lebens- 
lialtung  der  Regel  nach  nicht  beschränkt',  während  die   Armen 


'  Liv.  8,  58,  2 :  iacere  vinctum  inter  fures  nodumos  et  hUrottes^  38,  59,  IQ. 
Tgl.  3,  57,  4:  domicüium  plebis  Ramanae. 

'  Cicero  Cat  2,  12,  27:  carcerem  .  .  vindicem  nefariorutn  ac  manifesiorum 
=scelerum  maiores  nostri  esse  voluerunt 

'  So  das  benachbarte  Aerariom  (Zonaras  8,  3,  1  aus  Dio  p.  171  Boiss.)  und 
^ie  Docks  (Polyb.  86,  5  [8],  9). 

^  JaveDal  8,  812:  felicia  dica«  saeeula,  quae  quondam  sub  re^ihuB  atque 
'tribttnis  piderwü  uno  contentam  carcere  Bomam. 

^  Vielleicht  hat  der  Carcer  in  dieser  Epoche  (erwähnt  wird  er  noch  in  der 
'Sp&tzeit:  Ammian  28,  1,  57;  Sidonius  ep.  1,  7)  hauptsächlich  für  die  Executions- 
haft  gedient.  Claudias  räumt  bei  dem  Antritt  der  Regierung  daselbst  auf,  indem 
er  die  wegen  Migestät  Yerurtheilten  entlässt,  die  Qbrigen  hinrichten  lässt  (Dio 
<60,  4).  Auch  die  Berichte  Aber  Paconianus  (Tadtus  ann.  6,  3.  39)  und  die  Mit- 
schuldigen '  des  Seianus  (a.  a.  0.  6,  19)  f&hren  auf  verschleppte  Vollstreckung 
Ton  Todesurtheilen.  Erwähnt  mag  noch  werden  als  Beleg  f&r  die  Verschleppung 
^er  Untersuchungshaft  der  Erlass  vom  J.  414  (C.  Th.  9,  40,  22  »  Inst  9,  47,  28), 
•dass,  wenn  der  zur  Verbannung  auf  Zeit  VerurtheUte  während  dieser  Frist  im 
Kerker  verblieben  sei,  die  erkannte  Strafe  wegÜEÜlen  soUe. 

*  So  verschafft  dem  von  Tiberius  in  Ketten  gelegten  jüdischen  Prinzen  Agrippa 
•der  Einfluss  der  Antonia  bei  dem  Oardepräfecten  reichliche  Verpflegung  und  be- 
queme Bettung  so  wie  den  Zutritt  seiner  Bekannten  und  Freunde  (Josephus  ant 
18,  6,  9  SB  202—204).  Sehr  häufig  ist  den  gefangenen  Christen  in  ähnlicher  Weise 
ihr  Loos  erleichtert  worden.  Unbemittelten  Ge&ngenen  aus  den  besseren  Ständen 
kennen  vom  Senat  Verpflegungsgelder  {diaria)  ausgesetzt  werden  (Seneca  contr.  99 
4  [27],  20). 
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und  Geringen  in  entsetzlichem  Elend  verkommend  Von  allge- 
meinen Anordnungen  in  Betreff  des  Gefängnisswesens  erfahren  wir, 
abgesehen  von  der  im  folgenden  Abschnitt  zu  behandelnden  Be- 
freiung des  römischen  Bürgers  von  der  Untersuchungshaft,  wenig 
und  dies  wenige  fast  ausschliesslich  aus  der  Spätzeit.  So  viel  wir 
wissen,  ist  die  Verordnung  Constantins  I.  vom  J.  320*  die  erste 
gewesen,  welche  eine  humane  Behandlung  der  Eingekerkerten  vor- 
schreibt ;  sie  bezieht  sich  zunächst  auf  die  Untersuchungsgefangenen, 
deren'  Scheidung  von  den  in  Executionshaft  befindlichen  übrigens 
weder  hier  noch  sonst  angeordnet  wird.  Vorgeschrieben  wird  in. 
dieser  Zeit  Trennung  der  Geschlechter*,  Fesselung  ohne  unnöthig^ 
Peinigung*,  Zulassung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  freien  Be- 
wegung in  dem  äusseren  Gefängniss*,  Verpflegungsgeld  für  die  gänz- 
lich Armen®.  Weiter  ist  die  Gesetzgebung  schwerlich  gegangen^ 
und  auch  jene  Bestimmungen  sind  sicher  nur  unvollkommen  ausge- 
führt worden.  —  Regelmässig  werden,  auch  wenn  Fesselung  angeord- 
net ist,  während  des  Prozesses  die  Bande  gelöst ;  indess  ist  auch  das. 


^  Der  HuDgertod  freilich  wird  dem  GefaDgenen  nicht  gestattet  (Calpumioa 
Flaccus  decl.  4:  cibum  recusantibus  sptirca  manu  camificis  ingeritur),  Eiu 
Schaudergemälde  von  den  Kerkerzuständen  der  Spätzeit  entwirft  die  dem  Libaniog^ 
zugeschriebene  Rede  negl  twv  dsa/itortiv. 

■  C.  Th.  9,  3,  1  =  lust.  9,  4,  1. 

»  C.  Th.  9,  3,  3  =  lußt  9,  4,  3.  Justinian  (nov.  134  c.  9)  substituirt  bei 
Frauen  der  Einkerkerung  die  Einsperrung  in  ein  lüoster  oder  ein  Privathaus ;  das. 
letztere  kommt  auch  früher  schon  als  Milderung  vor  (Ammian  28,  1,  47). 

*  Die  vorher  angeführte  Verordnung  Constantins  vom  J.  320  verbietet  die 
Anlegung  enger  eiserner  Handschellen  {ferreas  manicas  et  inkaerentes  osstbus)^ 
Das  in  Eisen  Legen  ist  eine  bei  Sclaven  sehr  gewöhnliche  Schärfung  der  Fesselung 
(Cicero  Verr.  5,  41»  107.    C.  Th.  15,  12,  2  und  sonst). 

^  Dieselbe  Verordnung  ordnet  an,  dass  der  üntersuchungsgefangene  während, 
des  Tages  nicht  in  dem  inneren  lichtlosen  Kerker  gehalten,  sondern  bei  Tages- 
anbruch in  den  äussern  Raum  geführt  werden  soll.  Nach  einem  andern  Erlass  von 
Honorius  (Cod.  Th.  9,  3,  7  =>  lust  1,  4,  9)  sollen  die  Gefangenen  sogar  regel- 
mässig zum  Baden  geführt  werden. 

^  Derselbe  £h*lass  des  Honorius  gewährt  für  die  Verpflegung  der  mittellosen 
Gefangenen  den  commentarienses  ein  Tagegeld. 

^  Die  von  Justinian  übemonmiene  Vorschrift  Theodosius  H.  (C.  Th.  9,  2,  3  =» 
lust  9,  3,  2):  nuUus  in  carcerem  pritisquam  convinctxtwr  omnino  vindatur  ist», 
wenn  convinci  von  dem  förmlichen  Endurtheil  verstanden  wird,  nicht  wohl  zu  ver- 
einigen mit  d^m  von  Justinian  zu  der  constantinischen  Verordnung  C.  Th.  9,  3,  1 
«■  lust  9,  4,  1,  2  hinzugefügten  Satz,  dass  der  Incnlpat  nur  dann  gefesselt  werden 
soll,  wenn  die  Schwere  der  Anschuldigung  dies  erfordert. 
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Gegentheil  vorgekommen  \  —  Von  der  Aufsichtführung  über  die 
Gefängnisse  sowohl  durch  die  Statthalter  wie  durch  den  Kaiser 
und  die  kaiserlichen  Beamten  wird  weiterhin  gehandelt  werden. 

3.  Neben  der  Haft  in  dem  öffentlichen  Gefängniss  steht  die   nie  tnie 
magistratisch  angeordnete  Festhaltung  in  einem  Privathaus,  nament-     *^*'** 
lieh  in.  dem  Hause  eines  Magistrats,  wie   denn  die  bei  der  Ver- 
haftung überhaupt  waltende   magistratische   Willkür  auch  darin 

sich  äussert,  dass  der  Magistrat,  welcher  sie  ausspricht,  zugleich 
ihre  Modalitäten  beliebig  feststellt.  Die  Bezeichnung  dieser  Haft 
als  der  'freien'  (custodia  libera,  qfvhxxij  adiofiog)  wird  daher  rühren, 
dass  sie,  wenigstens  der  Regel  nach,  die  Fesselung  ausschloss,  ob- 
wohl demjenigen,  welcher  sie  übernahm,  die  zur  Verhinderung  der 
Entweichung  nothwendigen  Massregeln  rechtlich  freigestanden  haben 
müssen*.  Die  Privathaft  wird  bei  Personen  besserer  Stände  von  ' 
jeher  vorgekommen  sein  und  ist,  zumal  bei  der  schlechten  Be- 
schaffenheit des  Stadtgefängnisses  und  der  Unsicherheit  desselben, 
stets  als  mildere  und  häufig  zweckmässigere  Form  der  Einsperrung 
bis  in  die  Kaiserzeit  hinein  in  Gebrauch  geblieben.  —  Die  im 
folgenden  Abschnitt  zu  erörternde  zur  Abwendung  der  Haft  vom 
Magistrat  entgegengenommene  Stellungsbürgschaft  nähert  sich  wohl 
der  freien  Haft',  indess  stehen,  so  viel  wir  wissen,  dem  Bürgen 
keine  Rechtsmittel  zur  Seite,  um  dem  Verbürgten  das  Entweichen 
zu  erschweren. 

4.  Für  den  Sicherheitsdienst  ist  Rom  immer  die  Stadt  geblieben      Di« 
und  hat  in  dieser  Beziehung  sich  nicht  staatlich  entwickelt,  ja  als  ™«"cipaien 


aiutalten. 


'  Sueton  Ner.  86 :  coniwrati  (mit  Piso  gegen  Nero)  e  vincuiis  tripUcium  caU» 
narum  dicere  causam. 

*  Ein  verdächtiger  Ueberläufer  wird  im  hannibalischen  Kriege  der  zuverlässigen 
Stadt  Cales  zur  libera  custodia  fiiberwiesen,  so  dass  er  bei  Tage  unter  militärischer 
B^eitong  ausgehen  darf,  bei  Nacht  eingeschlossen  wird  (lAr.  24,  45,  8.  10).  In 
dem  Bacchanalienprozess  werden  die  Bacchuspriester  im  Auftrag  der  Consuln  von 
den  curulischen  Aedilen  verhaftet  und  libero  condam  eingesperrt  zum  Verhör  (ad 
qtutestionem :  Liv.  39,  14,  9).  Das  gleichartige  Verfahren  gegen  die  Mitverschwomen 
Catilinas  ist  bekannt  (Sallustius  Cat  47:  aenatus  decrevit,  uti  .  .  .  Lentulus  iterur 
que  ceteri  in  Uberis  eustodiia  essent  Cicero  Cat  4,  2,  5).  Unter  Tiberius  werden 
Verurtheilte  anstatt  der  ürtheilsvoUstreckung  Jahre  lang  in  den  Wohnungen  der 
Magistrate  in  Haft  gehalten.  Tacitus  ann.  6,  3:  custoditur  domibus  magiatratuum. 
Die  58,  3:  iv  (pvXax^  aSiopti^^  .  .  .  ngog  .  .  .  roir  ael  vjiartov  injQHto  Ifoi  trjg 
Tov  Tißeqlov  OQX^S'  TOT«  yoQ  ngog  ttüv  OTQttTriytov  iffvXax^* 

*  Die  üebemahme  der  Privathaft  kann  wie  die  Verbürgung  aufgefasst  werden 
als  ein  dem  Angeklagten  erwiesener  Liebesdienst  Vgl.  über  das  Verhältniss 
beider  zu  einander  was  S.  331  bemerkt  ist 
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Glied  und  Haupt  des  grossen  Städtebundes  einer  jeden  der  unter- 
geordneten Gemeinden  mit  der  Autonomie  in  Justiz  und  Verwaltung 
nicht  nur  die  Fürsorge  für  die  öffentliche  Sicherheit  in  ihrem 
Kreise   anheimgestellt,   sondern  auch  den  von  Rechtswegen   der 

itauen.  Hauptstadt  anheimfallenden  Theil  so  weit  möglich  auf  die  itali* 
sehen  Städte  abgewälzt.  Die  Behörden  verliessen  hinsichtlich  der 
Sicherheit  der  Gefängnisse  sich  unter  allen  zuletzt  auf  das  der 
Hauptstadt  und  überwiesen  in  wichtigen  Fällen  die  Gefangenen 
zur  Bewachung  den  italischen  Municipien,  die  bei  mangelndem 
Militär  allerdings  diesen  Dienst  eher  zu  leisten  vermochten*. 
Auch  die  sullanische  Ordnung,  welche  das  ganze  ursprünglich 
römische  Stadtgebiet  wenigstens  hinsichtlich  der  Mordprozesse  zu 
den  angrenzenden  Stadtgemeinden  schlug  und  nur  die  in  der  Stadt 
und  der  Bannmeile  begangenen  Strafthaten  dem  hauptstädtischen 
Mordgericht  zuwies  (S.  226),  ist  wahrscheinlich  durch  ähnliche 
Bücksichten  beeinflusst  worden.  Dass  die  hauptstädtischen  Be- 
hörden gegen  das  Räuberwesen  in  der  Umgegend  eingeschritten 
sind,  wird  nicht  ausdrücklich  berichtet  und  kann  nicht  häufig  ge- 
schehen sein,  obwohl  es  an  Anlass  dazu  nicht  gefehlt  haben  wird. 
Wenn  dagegen  das  Stadtrecht  einer  caesarischen  Colonie  im  süd- 
lichen Spanien  dem  Gemeinderath  das  Recht  giebt  die  Bürger 
unter  die  Waffen  zu  rufen  und  dem  Stadtvorsteher  oder  einem  be- 
sonders ernannten  Stellvertreter  desselben  unter  Beilegung  der  Be- 
fugniss  eines  römischen  Kriegstribuns  das  Recht  mit  ihnen  auszu- 
rücken ^,  so  wird  zunächst  an  solche  Expeditionen  gedacht  sein,  wie 
denn  auch  aus  der  gleichen  Zeit  eines  derartigen  von  der  italischen 
Gemeinde  Minturnae  unternommenen  Streifzugs  gedacht  wird  ®.  — 
Wenigstens  unter  dem  Principat  haben  nach  unserer  auch  für  diese 
Epoche  sehr  unvollständigen  Kunde  municipale  Sicherheitsanstalten 
wahrscheinlich  in  jedem  Gemeinwesen  des  Reiches  in  einer  oder 

Aegypten.  der  anderen  Form  bestanden.  Aus  Aegypten  haben  wir  Kennt- 
niss  von  einer  bis  auf  die  einzelnen  Dörfer  hinab  durchgeführten 


^  Vornehme  Kriegs-  oder  politische  Gefangene  werden  in  republikanischer 
Zeit  regebnässig  den  italischen  St&dten  zur  Aufbewahrung  überwiesen.  Die  Belege 
St  R.  3,  1202  A.  1. 

^  Stadtrecht  yon  Genetiva  c  103:  [finium  dhidtndorum  causa]  armatos 
educere.  Die  ersten  Worte  sind,  da  die  Emendationen  sowohl  defendendorum  wie 
tuendorum  wenig  befriedigen,  wohl  eine  der  diesen  Text  vielfach  entstellenden 
Glossen. 

'  Appian  b.  c.  4,  28. 
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und  zahlreiche  Mannschaften  beschäftigenden  Sicherheitspolizei  mit 
Tag-  und  Nachtdienst  ^ ;  allerdings  steht  dieser  Beichstheil  ausserhalb 
der  sonst  allgemeinen  städtischen  Ordnung  und  haben  die  hier  an« 
«tatt  der  Municipalbehörden  fungirenden  von  der  Regierung  er- 
nannten Bezirksvorsteher,  die  Strategen  wohl  von  jeher  eine  weiter 
greifende  Competenz  gehabt.  In  der  lateinischen  Reichshälfte 
begegnet  in  einzelnen  Ortschaften  ein  gegen  die  Strassenräuber  wmi- 
«ingesetztes    städtisches   Commando    als    Municipalamt*,    in    der  J"*^"«*"- 


^  In  Aegypten  hat  wenigstens  seit  dem  2.  Jahrhundert  n.  Chr.  jede  einzelne 
Ortschaft  (x«i^fi\  obwohl  ihr  die  municipale  Organisation  fehlt,  einen  eigenen  Sicher- 
heitsdienst gehabt.  In  einem  solchen  Dorf  (greek  pap.  of  the  Br.  mns.  2  p.  158) 
^nden  wir  denselben  geordnet  in  den  Tier  Stofen  der  nQ^aßun^ii  der  aqx^(f>oSoi^ 
der  iiQfpfoipuXaxtg  und  der  <fvXaxff;  in  einem  anderen  (Berliner  gr.  Pap.  n.  6)  ebenso, 
nor  dass  die  dritte  Kategorie  fehlt;  es  wird  diesen  Stufen  entsprechend  bei  jeder 
Person  das  Einkommen  (ncQos)  Termerkt.  In  Oxyrhynchos  (Grenfell  and  Hunt 
the  Oxyrhynchos  papyri  1  n.  43  verso)  ist  ein  Yerzeichniss  solcher  Subalternen  ge- 
funden worden,  wonach  im  Serapeum  6,  im  Theater  3,  im  Gymnasium  2,  im 
Thoerion  7  (fvlaxtf,  zahlreiche  andere  in  privaten  Localit&ten  stationirt  sind.  Die 
Ton  Hirschfeid  (Sitz.-Ber.  der  Berl.  Akad.  1892  S.  815  fg.)  herausgegebenen  Urkunden 
nennen  in  einer  nicht  n&her  zu  bestimmenden  ägyptischen  Gemeinde  den  elgtivo- 
ffvla^  und  den  agx^wxTotpvXa^  nebst  zahlreichen  (fvXaxegj  daneben  noch  besondere 
n(Sio^vXax€i  und  6Qio(fvlaxes  und  zeigen  weiter,  dass  den  Behörden  freistand 
gegen  einzelne  Individuen  in  dem  zunächst  betheiligten  Dorf  ausser  den  Dorf- 
behörden eine  Anzahl  mit  Namen  bezeichneter  Personen  als  Rftuberf&nger 
{^XfiaTontaaTtti)  au&ubieten  bei  Strafe  im  Fall  des  Ausbleibens  der  Festnahme  und 
der  Bestrafung  durch  den  Pr&fecten  von  Aegypten.  In  einer  Urkunde  von  Oxy- 
rhynchos (GrenfeU  and  Hunt  a.  a.  0.  n.  64)  befiehlt  ein  römischer  decanus  dem 
Komarchen  und  dem  inioraTrig  tigrivfis  dem  überbringenden  Soldaten  einen  An- 
f^ekiagten  zu  übergeben,  eventuell  selbst  zu  erscheinen.  Diese  Dorivorsteher  und 
ihr  Personal  werden  zusammengefasst  als  Srt/ioatoi  Ttjg  xtifATig  in  dem  angeführten 
Berliner  Papyrus  und  in  den  Abinnaeus- Papieren  aus  der  Zeit  des  Gonstantius, 
wo  der  Militärconmiandant  veranlasst  wird  sie  gegen  Friedensbrecher  aufzubieten 
<Papyri  of  the  British  mus.  2  p.  271).  Nach  diesen  letzteren  Urkunden  sind  auch 
•die  dyQO(f>vXax€g  tTJg  xci/Ati^  in  gleicher  Weise  thätig  (a.  a.  0.  p.  275). 

■  In  einer  Inschrift  von  Nyon  (inscr.  Helv.  110  ==  C.  I.  L.  XIII,  5010)  und 
einer  andern  aus  der  Gegend  von  Bingen  (Brambach  n.  736,  vgl.  Hirschfeld  Berl. 
^itz.-Ber.  1891  S.  375)  erscheint  ein  praefecttta  arcendis  IcUrociniis  als  municipales 
Anfangsamt,  so  dass  nach  demselben  der  Duovirat  übernommen  wird.  Auch  diese 
können  recht  wohl  aUgemeinere  Geltung  gehabt  haben  und  nur  wegen  ihrer  geringen 
Bedeutung  selten  begegnen.  —  Der  praefedus  stationibus ,  den  die  zweite  jener 
Inschriften  nennt,  der  municipale  < Postencommandant'  wird  in  denselben  Kreis 
gehören.  Dergleichen  von  Gemeindewegen  eingerichtete  stationes  erwähnt  die 
saepinatische  Inschrift  C.  I.  L.  IX,  2438;  denn  da  die  eigentliche  Beschwerdeschrift 
sich  nur  gegen  die  Magistrate  von  Saepinum  und  Bovianum  richtet,  so  müssen 
die  in  der  Beilage  erwähnten  stcttionarii  von  diesen  abgehangen  haben.    Auch  die 
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Kieinsiien.  griechischen,  vornehmlich  in  Kleinasien  ständig  und  allgemein,  mit 
gleicher  Competenz  die  Eirenarchie^  Nach  der  hier  unter  Pius 
.bestehenden  Ordnung  bringt  für  dieses  Amt  jede  Stadt  aus  den 
.  angesehensten  Bürgern  jährlich  dem  Statthalter  zehn  Männer  in  Vor- 
schlag und  bestellt  dieser  daraus  den  städtischen  Gommandoführer  ^, 
welchem  die  Localmiliz  der  Diogmiten  zur  Verfügung  stand  ®.  Wie 
gegen  das  Räuberwesen  sind  diese  Institutionen  auch  gegen  die 
Sectirer  verwendet  worden  und  wo  Massenverfolgung  und  Massen- 
verhaftung der  Christen  begegnet,  hat  die  örtliche  Polizei  wahr- 
scheinlich dabei  das  Beste  gethan*. 


bei  der  FestDabme  flüchtiger  Sclaven  von  Paulus  (Dig.  11,  4,  4)  erwähnten  «tati'o- 
narti  werden,  wie  die  daneben  genannten  Umenarchae,  municipale  sein.  An  die 
servi  staüanarii  der  spanischen  Inschrift  C.  I.  L.  II,  2011  darf  man  ebenfaUs  er- 
innern. Die  Bezeichnung  selbst  ist  keineswegs  auf  Militärposten  beschränkt,  sondern 
ganz  allgemein  (C.  Th.  4,  12,  8.  16,  2,  31.  lust  12,  1,  6:  deformis  ministem 
staUontmi). 

^  Marcianus  (Anfang  8.  Jahrb.)  Dig.  48,  8,  6,  1 :  irenarchae  cum  apprehende- 
fint  latranes.  Die  Eirenarchie,  in  der  mittleren  Kaiserzeit  ein  angesehenes  Ge- 
meindeamt, ist  späterhin  an  Personen  geringeren  Standes  gelangt  und  dadurch 
herabgedrückt  worden  (G.  Th.  12,  14,  IX  wie  es  scheint  mit  YeraUgemeinerung  der 
Competenz  (Charisius  unter  Constantin  Dig.  50,  4,  18,  7:  irenarchae  .  .*. .  disciplinae 
publicae  et  corrigendis  morihus  praeficiunVur),  Sie  haben  im  Osten  fortbestanden 
(C.  Th.  8,  7,  21.  10,  1,  17.  11,  24,  6,  7.  12,  14,  1,  umgestaltet  =  C.  lust  10, 
77,  \\  aber  im  wesentlichen  wird  ihre  Competenz  nach  der  Einrichtung  der  städti- 
schen Defensoren  an  diese  überwiesen  und  liegen  seitdem  diesen  die  Massregeln 
gegen  das  Räuberwesen  ob  (C.  Th.  1,  29,  2  «»  lust  1,  55,  6). 

^  Aristides  Uq,  Xoy.  S*  p.  528  Dind.  Unzweifelhaft  ist  das  Amt  kein  pro- 
rinziales  gewesen,  sondern  ein  municipales.  Auch  bei  Aristides  wird  aus  den  von 
jeder  Stadt  vorgeschlagenen  zehn  Männern  nicht  ein  Eirenarch  für  die  Provinz 
erwählt,  sondern  einer  für  jede  Stadt;  er  beklagt  sich  unter  anderem  darüber,  dass 
er  nicht  wenigstens  von  Smyma,  sondern  von  einer  kleinen  Landstadt  auf  die  Liste 
gesetzt  worden  sei.  Anderer  Meinung  ist  Hirschfeld  (Berl.  Sitz.-Ber.  1891  S.  869  fg.), 
wo  im  Uebrigen  erschöpfend  über  dieses  Amt  gehandelt  ist. 

"  Die  kleinasiatischen  Diogmiten  sind  MiUzen  niederen  Standes,  theilweise 
wohl  Freigelassene  oder  gar  Unfreie  und  nicht  mit  voller  soldatischer  Rüstung  versehen 
{semiermes  Ammian  27,  9,  6),  aber  militärisch  geschult;  als  Kaiser  Marcus  sie  für 
den  Marcomanenkrieg  in  das  Heer  einreihte  —  ein  vornehmer  Asianer  stellte  ihm 
dafür  einen  avfA/uaxog  ^iioyfji(trig  (C.  I.  Gr.  8881  &  8)  —  gab  er  ihnen  die  Waffen 
(vit  21  amiavit  et  diogmitas).  Anschaulich  werden  sie  geschildert  bei  der  Ver- 
haftung des  Bischofs  Polykarpos  von  Smyma  (martyr.  Polycarpi  c.  6.  7):  der 
Eirenarchos  sendet  dazu  seine  Mannschaft  aus,  i^ijl&ov  dtwyfiinn  xdi  tirmig 
(Freiwillige  aus  den  besseren  Ständen,  wie  nachher  ihre  Reue  zeigt)  ^cra  riSv 
awri^dSv  avTots  onktov.  In  den  Acten  des  Pionius  unter  Decius  erscheinen  sie 
(c.  15)  in  Smyma  als  Polizisten  im  Gefolge  des  Hipparcben  thätig  bei  den  Christen- 
prozessen. 

^  Plinius  ad  Trai.  96  bezeichnet  die  Denuntianten  der  Christen  nicht  näher. 
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In  der  republikanischen  und  der  früheren  Eaiserzeit  ist  der  muni-  Di« 
{^ipale  Sicherheitsdienst  verknüpft  mit  der  muni€ipalen  Straf gewalt  ^chiSS^ 
und  durch  sie  bedingt;  aber  auch  nachdem  diese  beschränkt  und  pflege. 
späterhin  beseitigt  war,  ist  jener  den  städtischen  Behörden  ge«- 
blieben.  Das  Verfahren  ergiebt  sich  im  Wesentlichen  aus  dem 
Gesagten.  Den  Municipalbehörden  steht  es  zu,  die  verdächtigen 
Individuen  zu  sistiren  und  zu  vernehmen  *,  weiter  für  diese  Zwecke 
Nachspürungen  zu  veranstalten  und  die  Ergriffenen  vorläufig  zu 
verhören  *,  wobei  gegen  Unfreie  auch  die  peinliche  Frage  angewandt 
werden  kann^.  Die  Festhaltung  der  hienach  einem  criminellen 
Verfahren  unterliegenden  Personen  liegt  der  Municipalbehörde  ob*. 
Nachdem  die  städtischen  Behörden  das  eigene  Strafrecht  verloren 
hatten,  haben  sie  die  Verschickung  der  Angeschuldigten  an  die 
competente  Behörde  zu  bewirken*  unter  Beifügung  der  in  der 
Vorerörterung  gefundenen  Ergebnisse*  und  mit  entsprechender 
Bedeckung^.    Es   kann    aus   diesem   Verfahren   ein    Accusations: 


Die  Ingudonensischen  M&rtyrer  werden  von  dem  Tribun  und  den  städtischen  Be- 
liörden  nach  angestelltem  Verhör  in  das  Oef&ngniss  gesetzt  zur  Aburtheilung  durch 
den  Statthalter  (Eusebius  5,  1,  8).  Die  Festnehmung  des  Polykarpos  geht  von  den 
letzteren  aus  (S.  308  A.  8). 

'  Das  zeigt  am  deutlichsten  die  Erzählung  der  Apostelgeschichte  (16,  15  fg.) 
über  die  Verhaftung  des  Paulus  in  Philippi  wegen  verübten  Unfugs  und  seine  Vor- 
f&hmng  vor  die  Ortsobrigkeit  Die  Züchtigung  und  die  Verhaftung  sind  nur  inso* 
fem  bedenklich,  als  der  römische  Bürger  von  beiden  befreit  ist;  der  Ausweisung 
sxjß  dem  Gebiet  unterliegt  auch  dieser.  Ebenso  werden  die  Sclaven,  die  bei  der 
Statue  des  Kaisers  vor  ihren  Herren  Schutz  suchen,  vor  die  Ortsobrigkeit  geführt 
(Plinius  ad  Trai.  94). 

'  Marcianus  (S.  308  A.  1)  giebt  dem  Eirenarchen  das  Recht,  cum  apprehen" 
derint  latrones,  ut  interrogent  eos  de  sociis  et  receptatorihus, 

'  Als  Polykarpos  gesucht  wird  (8.  308  A.  8),  werden  Sclaven  desselben  nach 
seinem  Aufenthaltsort  mit  Folterung  befragt.  Der  Sclave  eines  des  Diebstahls 
Yerdächtigen  wird  von  der  Ortsbehörde  ins  Gefangoiss  geworfen  und  in  gleicher 
Weise  befragt  (Appuleius  met  7,  2  p.  448).    Vgl.  Dig.  2,  1,  12. 

'  Dig.  48,  3,  10  untersagt  den  Ortsbehörden  die  vorzeitige  Freilassung  der 
Verhafteten.    Vgl.  den  Abschnitt  von  der  Ladung. 

^  Marcianus  (S.  308  A.  1)  bezeichnet  diese  Individuen  als  quasi  damnati^ 
über  die  aber  bei  dem  Statthalter  ex  integro  verhandelt  werden  soll.  Justinian 
<nov.  15,  6,  1)  hat  dagegen  dem  defensor  eine  beschränkte  Strafgewalt  eingeräumt. 

*  Marcianus  a.  a.  0.  Bei  Verhaftung  durch  den  Eirenarchen  kann  dieser 
entweder  persönlich  an  den  Statthalter  entsendet  werden  oder  es  wird  sein  elogium^ 
das  heisst  seine  entsprechende  Eingabe  an  die  Ortsbehörde  nebst  dem  Verhörs- 
protokoll (interrogctUonea  litteris  indusae  atque  ohsignaUne)  eingeschickt 

"^  Dies  sind  die  prosecuiores  (Dig.  48,  3,  7.  Passio  Perpetuae  c.  3:  cum 
adhuc  cum  prosecutaribus  essemiM.   Kaiserliches  Edict  aus  dem  3.  Jahrb. :  Hermes 
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prozess  hervorgehen,  in  welchem  Fall  mit  dem  Angeschuldigten 
auch  der  Aakläger  an  die  Gerichtsstelle  zu  verschicken  ist  ^ ;  selbst* 
verständlich  aber  wird,  wenn  kein  Ankläger  auftritt,  die  Sache  im 
Wege  der  Cognition  erledigt '•  —  Von  den  weiterhin  zu  er- 
wähnenden militärischen  abgesehen  hat  es  im  römischen  Reich 
keine  anderen  Gefängnisse  gegeben,  als  die  häufig  erwähnten 
städtischen^.  Aber  es  liegt  dem  Statthalter  ob,  namentlich  bei 
der  Bereisung  der  Provinz  die  Gefängnisse  zu  inspiciren  und  die 
Gefangenen  sich  vorführen  zu  lassen  ^ ;  in  der  Spätzeit  werden  auch 
die  Geistlichen  angewiesen,  sich  der  Gefangenen  anzunehmen  ^.  Wie 
viel  inmier  diese  Sicherheitspflege  zu  wünschen  übrig  lassen  mochte, 
so  ist  doch  die  in  dem  ungeheuren  Reich  während  der  besseren 
Epochen  des  Principats  bestehende  leidliche  Ordnung  wahrscheinlich 
weniger  auf  die  militärischen  Veranstaltungen  zurückzuführen  als 
auf  die  municipale  Selbstverwaltung. 


32,  633),  oder  execniores  (Cod.  Th.  13,  5,  38).  Auch  die  kaiserlichen  Agenten  in 
tehui  übernehmen  dies  Geschilft  (Symmachus  ep.  10,  38,  4:  Venafiiiumy  quem  of'- 
ficiorum  magister  iusserat  exhiberi^  censui  agenti  in  rebus  Decentio,  quo  pro^ 
sequente  venenU,  esse  reddendum). 

>  C.  Th.  9,  2,  5.  6. 

*  Diese  Eingaben  der  Municipalbeamtcn  faUen  in  den  Kreis  der  Official- 
denuntiationen  (S.  815  A.  2).  Böswilliger  Falschbericht  wird  bestraft,  aber  dem, 
formalen  Accusationszwang  werden  sie  nicht  unterworfen  (Mardanus  a.  a.  0.). 

*  Traianus  (Plinius  ep.  19.  20)  gestattet  in  Bithynien  nach  dortigem  Landes- 
brauch  för  den  Gefängnissdienst  statt  der  Soldaten  Gemeindesclaven  (servi  puhlici} 
zu  verwenden.  Ebenso  erscheinen  bei  ülpian  Dig.  4,  6,  10  neben  den  Soldatea 
(milites  statoresque)  die  ministeria  municipaliay  bei  Callistratus  (Dig.  48,  3,  12,  1> 
die  pagani.  An  die  christlichen  Berichte  der  Apostelgeschichte  und  die  Märtyrer- 
acten  genügt  es  zu  erinnern.  —  Wenn  die  Gefängnisse  nicht  ausreichen,  werden 
Privathäuser  zu  Hülfe  genommen  (Ammian  29,  1,  13). 

^  Modestinus  Dig.  48,  1,  12,  1:  custodicts  (die  Gefangenen)  auditurus  tarn 
clnrissimos  viros  quam  patronos  causarum  omnes,  si  {si  omnes  Hdschr.)  in  civi- 
täte  provinciixe,  quam  regit,  agunt,  adhibere  debet.  Ulpian  Dig.  1,  16,  6  pr. :  so- 
lent  (proconsuhs)  etiam  custodiarum  cogniHonem  mandare  legatis.  Das  ist  die- 
avttxgiaig  Dig.  48,  3,  6,  1;  sie  bezieht  sich  mindestens  vorzugsweise  auf  die 
städtischen  Kerker  (Dig.  48,  3,  10.  Cod.  Th.  9,  2,  5  und  sonst).  Nach  einer  Ver- 
ordnung von  380  (C.  Th.  9,  3,  6)  soll  dem  Statthalter  jeden  Monat  von  dem  com- 
mentariensis  (vgl.  C.  Th.  8,  15,  5,  1.  9,  3,  5.  7)  ein  Yerzeichniss  der  Inhaftirten 
vorgelegt,  nach  einer  andern  vom  J.  400  (C.  Th.  9,  3,  7  =  lust  1,  4,  9)  sollen 
sie  ihm  sogar  jeden  Sonntag  vorgeführt  werden,  vorausgesetzt  natürlich,  dass  er  in 
der  betreffenden  Stadt  verweilt. 

*  Const.  Sinn.  13.  Cod.  Th.  9,  3,  7  («=  lust  1,  4,  9).  Cod.  Tust.  1,  4,  22,  U 
9,  4,  6. 
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5.   Militärisch  ist  für  die  innere  Ruhe  der  Hauptstadt   und  Miiittrisciie 
des  Reiches  in  der  republikanischen  Epoche  nichts  und  unter  dem  ^•''»•**»- 
Frincipat    verhältnissmässig    wenig    geschehen.    Die    verfassungs-      a«m 
massige  Ausschliessung  der  militärischen  Ordnung  aus  der  Stadt  Rom  ^™'«*»** 
hat,  wie  bemerkt  ward,  dahin  geführt,   dass  die  Regierung  der 
Republik  nicht  einmal  im  Stande  war,  das  öffentliche  Gefängniss 
in  Rom  sicher  zu  stellen.    Hier  hat  allerdings  der  Frincipat  sofort   in  som; 
Wandel  geschafft  durch  die,   wie  es  scheint  nach  dem  Muster  von 
Alexandrien,  eingerichtete  Feuerwehr  mit  ständigem  Nachtdienst, 
weiter  durch  die   Belegung  der  Hauptstadt  mit  einer   beträcht- 
lichen   Anzahl   ständiger   Truppenkörper,    unter    denen    für   den 
Sicherheitsdienst  ausser  der  Feuerwehr   insbesondere  in  Betracht 
kommen  die  dem  neuen  Stadtpräfecten  unterstellten   sogenannten 
städtischen  Cohorten,  eine  Truppe  von  8000  und  später  4500  Mann, 
deren  Wachtposten  durch  die  Stadt  vertheilt  waren  ^.    Die  Ver- 
bindung  des   Sicherheitsdienstes   einerseits   mit   der  Strafgewalt, 
andrerseits  mit  dem  Commando  in  den  schon  erwähnten  Stellungen 
des   Stadtpräfecten   (S.  272)   und   des  Commandanten  der  Feuer- 
wehr (S.  274  A.  8  und  9)  genügten  der  Anlage  nach,  wenn  auch 
nicht  in  der  Durchführung'  dem  bestehenden  Bedürfniss.    Es  kann 
nicht    zweifelhaft    sein,    dass    alle    activen   polizeilichen   Veran- 
staltungen ,  insbesondere  auch  die  Sittenpolizei   durch  die  diesen 
Präfecten    zur   Verfügung    stehenden    Militärs    beschafft   worden 
sind,  obwohl  eingehende  Kunde  von  dem  Verfahren  nicht  auf  uns 
gekommen  ist.  —  Von  der  Stadt  Rom  abgesehen  ist  die  ständige  iniuiiemad 
Armee  der  Kaiserzeit  wesentlich  für  die  Grenzvertheidigung  be-      ^®^ 
stimmt    und   wird    der   Dienst    im  Innern  nur  beiläufig   berück- 
sichtigt, ohne  indess  ganz  vernachlässigt  zu  werden.    Am  wenig- 
sten  ist   vielleicht    an    dauernden   Einrichtungen   dieser  Art   für 
Italien  geschehen*.    In  den  Statthalterschaften,  so  weit  sie  zu- 


^  Ulpian  Dig.  1,  12,  1,  12:  (praefectus  urbi)  dehet  etiam  dispositos  milites 
giationarios  habere  ad  tuendam  popularium  quietem  et  ad  referendum  »ibi,  quid 
tibi  agatur,  Militärposten  bei  den  (?iel&ch  zur  Niederlegung  von  Geldern  be- 
nutzten) Tempdn:  TertuUian  apol.  29,  de  Corona  11;  Amobius  6,  20. 

*  Nach  Juvenal  sat  3,  805  waren  die  Strassen  der  Hauptstadt  zuweilen  un- 
sicherer als  die  schlimmsten  Banditenwinkel.  Indess  dies  gilt  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  von  jeder  Grossstadt. 

s  Vgl.  St  B.  2,  1075  und  dazu  Dio  76,  10.  lieber  zuf&Ilig  gemeldete  Einzel- 
heiten geht  unsere  Kunde  kaum  hinaus.  Abgesehen  von  den  Flottenlagem  und  den 
Besatzungen  der  grossen  Hafenplfttze  Ostia  und  Puteoli  gab  es  in  Italien  wohl  an 
den  schlimmsten  Stellen  ständige  Soldatenposten,  wie  denn  Sueton  Tib.  37  von  einer 
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gleich  Armeecommandos  waren,  sind  die  Truppen  selbstverständlich 
auch  für  diese  Zwecke  in  Anspruch  genommen  worden;  wo  ein 
eigentliches  Corpscomraando  mangelte,  haben  wenigstens  die  beiden 
grossen  Centren  Lugudunum  in  Gallien  und  Karthago  in  Africa 
in  der  einen  oder  der  anderen  Form  ständige  Besatzungen  nach 
dem  Muster  der  städtischen  in  Rom  erhalten  und  sind  auch  sonst 
:  an  den  wichtigsten  Verkehrspunkten  nach  Anordnung  nicht  der 
einzelnen  Statthalter,  sondern  der  Centralstelle  militärische  Posten 
Miiiur-  unter  dem  Commando  von  Subalternen  bis  hinauf  zum  Centurio 
durch  das  gesammte  Reich  eingerichtet  worden  ^     Die  Statthalter, 


Posten. 


Verstärkung  derselben  (stottoj^  militum  soUto  freqitenUores)  spricht,  auch  Jurenal 
a.  a.  O.  des  armaius  cusios  in  den  pontinifichen  SUmpfen  und  in  der  Gegend  von 
Gumae  gedenkt  Aber  die  Geringfügigkeit  derselben  geht  deutlich  hervor  aus  dem 
völligen  Fehlen  entsprechender  Inscbriflen. 

^  TertuUian  apol.  2:  latronibus  vestigandis  per  universas  provincian  mlitaris 
stcUio  sortüwr.  Auf  diese  Postencommandanten  gehen  vermuthlich  die  Worte 
Ulpians  Dig.  5,  1,  61,  1:  latrunculator  de  repecuvuaria  (vermuthlich  Ersatzleistung) 
iudicare  non  potest^  da  hier  offenbar  eine  allgemeine  Einrichtung  und  amtliche 
Competenz  vorausgesetzt  ist  Hieher  gehören  der  bei  Plinius  (ad  Trai.  97.  98) 
erwähnte  in  Byzantium  stationirte  Legionscenturio,  dessen  gleichen  in  der  bithy- 
nischen  Stadt  Juliopolis  zu  Stationiren  Plinius  von  dem  Kaiser  vergeblich  erbittet; 
der  IxttTLvraQxog  ^tyitovag^os  (nicht  l(y  — )  einer  Ehreninschrift  von  Antiochia  in 
Pisidien  (Hirschfeld  Sitz.-Ber.  der  Berl.  Akad.  1891  S.  864.  1893  S.  411);  der  fnl 
T(ov  tontov  (IxarovraQxosjj  an  den  der  ägyptische  Papyrus  Berl.  Urk.  522  gerichtet 
ist;  der  inl  jontov  ^laxtifjuvog  {ixtarovTaQxof  [?])  der  Londoner  Urkunde  greek 
pap.  of  the  Brit  mus.  2  p.  173) ;  der  ägyptische  Centurio  (der  Beisatz  inl  xirja  .... 
bezeichnet  wohl  ebenfalls  seine  tottoi),  welcher  einem  Strategen  seinen  stationarius 
und  örtliche  Behörden  zur  Ausf&hnmg  von  Amtsgeschäften  zusendet  (Grenfell  and 
-Hunt  Oxyrhynchos  papyri  n.  62);  der  ägyptische  decanus  (S.  307  A.  1),  welcher 
einen  Soldaten,  und  der  ararCitov  ßevetpixiaQios  (a.  a.  0.  n.  65),  welcher  seinen 
Diener  (vnrifjijrjg)  an  eine  Dorfbehörde  abschickt,  um  einen  Arrestanten  zu  über- 
nehmen; der  Prätorianer  statiotianus  Ephesi  C.  I.  L.  HI,  7186  und  ebendaselbst 
der  Legionär  agens  curam  carceris  G.  1.  L.  HI,  433;  der  miles  in  statione  NicO' 
medenst  bei  Plinius  ad  Trai.  94.  Weitere  Belege  bei  Hirschfeld  a.  a.  0.  Dass 
diese  Einrichtungen  von  der  Centralstelle  ausgingen,  zeigen  die  Schreiben  bei  Plinius 
und  die  Verwendung  eines  Prätorianers.  Wie  diese  Posten  eingerichtet  waren,  ist 
nicht  klar;  ein  von  Nicole  herausgegebener  Papyrus  dieser  Art  (papyrus  de  Gen^ve 

n.  17)  ist  adressirt  an  den  Centurio  (oj  und  den  decanus  [^,  wo  an  den  decurio 

der  Reiterei  nicht  gedacht  werden  kann),  also  dieser  wohl  jenem  unterstellt  war. 
Ueberwiegend  scheinen  diese  Centurionen  und  Chargui^n  EinzelsteUungen  einge- 
nommen zu  haben.  —  Im  vierten  Jahrhundert  nimmt  in  Aegypten,  den  zahlreichen 
Urkunden  des  Flavius  Abinnaeus  zufolge  (Papyri  of  the  British  Museum  2  p.  270), 
der  dem  einzelnen  Standlager  vorgesetzte  Commandant  die  gleiche  Stellung  ein 
wie    früher  der  Centurio;  jener  steht  nach   der  Trennung    der  Civil-    und  der 
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denen  überdies  das  Recht  zustand,  im  Nothfall  ihre  Provinzialen 
zu  Hülfe  zu  nehmen,  wurden  von  den  Kaisern  angewiesen,  so 
weit  nöthig  Streifzüge  gegen  die  St(yrer  des  öffentlichen  Friedens 
zu  unternehmen^,  also  was  dem  municipalen  Eirenarchen  oblagt 
in  grösserem  Massstab  von  Regierungswegen  durchzuführen.  Auf 
diesem  Wege  ist  häufig  gegen  das  Banditenwesen  eingeschritten 
worden*  und  ebenso  gehören  hieher  die  religiösen  Verfolgungen, 
so  weit  sie  von  der  Regierung  ausgehen,  in  früherer  Zeit  gegen 
die  Christen  • ,  späterhin  gegen  die  Manichäer  *  und  die  Ketzer. 

Wenn  nach  der  militärischen  Seite  hin  die  Verwendung  der  competens 
römischen    Truppen    in    diesem    Zusammenhang    nicht   genügend  ^•■^*|*^" 
entwickelt  werden  kann,  so  lassen  sich  nach  der  strafrechtlichen    d«ite&. 
wenigstens  einige  Grundlinien  erkennen.    Verzeichnisse   der  übel 
beleumdeten  Individuen  sind,  ohne  Zweifel  im  Anschluss  an  das 
bei  der  Stadtpräfectur  vorauszusetzende  Verfahren   (S.  311),  in 
Karthago  und  sicher  in  allen  grösseren  Centren  von  den  Statt- 
haltern durch  die  zu  ihrer  Verfügung  stehenden  Offiziere  und  mili- 
tärischen Subalternen  geführt  worden*  und  haben  dann  namentlich 


MDitärämter  unter  dem  Dux,  welcher  in  Strafsachen  entscheidet  und  es  fehlt  auch 
nicht  an  Spuren  der  Collision  mit  den  Civilbehörden  (a.  a.  0.  S.  284). 

^  Marcianus  Dig.  48,  13,  4,  2  und  fast  mit  denselben  Worten  Ulpian  Dig.  1, 
18,  18  pr.:  mandatis  .  .  .  cavetur  .  .  .  ut  praesides  sacrilegos  (=  TempelräuberX 
latrones  plagiarios  {fures  fügt  Ulpian  hinzu)  conquiratU  et  uty  prout  quisque  deU- 
querit,  in  eum  cmimadvertant ;  Ulpian  fügt  hinzu:  debet  receptares  eorum  coercere, 
sine  quibus  Jatro  diutius  latere  non  j^ot^jr^.  Honorius  Cod.  Th.  2,  1,  11. 
Jostinian  nov.  8  c.  12.  13.  nov.  128,  21.  Indem  dieser  dem  Statthalter  für  solche 
Zwecke  die  Truppen  der  Provinz  zur  Verfügung  stellt,  verbietet  er  zugleich  die 
anderweitige  Aussendung  solcher  Expeditionen  {IriaTo^itoxTag  rj ,  , .  ßioxtoXvrag  .  . 
fi  ätf'onXitnttq  ixn^fxntiv). 

*  Hippolytus  in  Dan.  4,  18  p.  232  Bonwetsch  sagt  von  den  in  Erwartung 
Christi  in  den  Bergen  hemmirrenden  Brüdern:  fiutgoo  ^eiv  tos  Xrimac  adroift 
trvlXiiip&ivTas  nartag  vno  toö  ^ye/ji6vog  dvtuQtd^vai. 

*  Dies  ist  es,  was  Traian  dem  Plinius  hinsichtlich  der  Christen  untersagt: 
•eonquirendi  non  stmt,  was  dann  Tertullian  apol.  2  commentirt  Umgekehrt  sagen 
^e  Christen  von  einem  Statthalter  unter  Marcus  (Eusebius  h.  e.  5,  1, 14) :  ^rjjnoafq 
4x^X€vafv  6  '^ye/uüfv  dvtt^7iTtia&ai>  navras  ^juag. 

*  Im  J.  382  (C.  Th.  16,  5,  9)  und  wieder  im  J.  399  (C.  Th.  16,  5,  35)  wird 
4er  praefectus  praetorio  angewiesen  gegen  die  Manichäer  inquisitores  auszusenden. 
Aehnliches  findet  sich  hftnfig  in  der  Spätzeit ;  es  ist  der  Abschnitt  des  vierten  Buches 
Ton  der  Häresie  zu  vergleichen. 

^  Tertullianus  de  fiig.  13:  in  matricibus  (ohne  ZweifiBl  den  karthagischen) 
henefidariwrum  et  curiosarum  inier  tahemafios  et  ianeos  (wohl  zu  ändern  in  lanios 
«»  maeeRofios^  cuppedinarios)  et  fures  halnearum  et  aleones  et  lenanes  Christiani 
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bei  dem  Einschreiten  von  Amtswegen  eine  hervorragende  Rolle 
gespielt.  Die  ägyptischen  Urkunden^  haben  gezeigt,  dass  dort^ 
neben  dem  ordentlichen  Strafverfahren  vor  dem  Strategen  des 
Nomos  und  den  übergeordneten  Behörden,  in  geringeren  Straf- 
fällen' ein  ausserordentliches  bei  jenem  vorher  erwähnten  Posten- 
commando  herläuft",  ähnlich  wie  in  Bom  neben  dem  ordentlichen 
Strafprozess  deijenige  bei  den  beiden  Präfecten,  und  allem  Anschein 
nach  mit  eigener  summarischer  Rechtsprechung  und  eigenem  Straf- 
befugnisse.   In  allen  diesen  Fällen,  sowohl  bei  den  statthalterlichen 


quoque  vectigales  (dem  Schweigegeld  unterworfen)  continentur.  Von  diesen  mili- 
tärischen Subalternen  finden  sich  die  heneficiarü  häufig  für  Einzelposten  verwendet 
Die  curiosi  sind  nicht  die  nachconstantinischen  dem  magister  officiorum  anter* 
stellten,  sondern  eher  identisch  mit  den  bei  einzelnen  Reiterabtheilungen  ver- 
wendeten curaU>re8  (Cauer  eph.  epigr.  4,  485X  gleich  den  beneficiarii  zu  Dienste» 
ausserhalb  des  Gliedes  verwendete  Chargirte. 

^  Mitteis  im  Hermes  80,  567  fg.  Die  älteste  mir  vorgekommene  ist  die  Ein* 
gäbe  an  den  Anicius  Petronianus  Stxaragxos  vom  J.  148  (Greenfell  an  Alezandrian 
erotic  fragment  n.  47);  indess  nach  den  Briefen  des  Plinius  geht  diese  Einrichtung: 
sicher  in  das  erste  Jahrhundert  zurück  und  kann  in  ihren  Grundzügen  recht  wohl 
so  alt  sein  wie  das  stehende  Heer. 

*  Inquisition  wegen  begangener  Delicto  haben  diese  Stellen  wohl  auch  von 
Amtswegen  herbeiführen  können  (ein  Einbruchsversuch  wird  in  der  Berliner  Ur- 
kunde n.  275  von  dem  betreffenden  Hausherrn  dem  Centurio  gemeldet  n^bg  ro 
ftri^ifAiav  Cv'^riaiv  ngog  Ifjtk  ilvtu)\  Anzeigen  solcher  Fälle  begegnen  in  nicht  ge- 
ringer Zahl.  Alle  mir  bekannten  derartigen  Eingaben  laufen  hinaus  auf  Eigenthums- 
beschädigung,  Realinjurien,  Störungen  der  öffentlichen  Ruhe;  Civil-  und  Oriminal- 
sachen  sind  dabei,  wie  überhaupt,  dem  Gerichtsstand  nach  nicht  streng  geschieden. 
Aber  es  fehlen  sowohl  schwere  Griminalf&Ue   wie  auch  gewöhnliche  Civilklagen. 

*  Zwei  bis  auf  die  Adressen  gleichlautende  Eingaben  (Berl.  äg.  ürk.  821.  322) 
wegen  einer  aus  eingestandenem  Getreidediebstahl  erwachsenen  Ersatzfordenmg 
sind  gerichtet  die  eine  an  den  Strategen  mit  der  Bitte  um  Eintragung  in  das  Yer- 
zeichniss  (der  schwebenden  Prozesse),  die  andere  an  den  Centurio  mit  der  Bitte 
um  Vorladung  der  Beklagten  und  Erlangung  des  geforderten  Ersatzes.  Ganz  in 
derselben  Weise  giebt  in  Beziehung  auf  Rom  Julian  (Dig.  47,  2,  57,  1)  dem  Be- 
stohlenen  die  Wahl  zwischen  der  ordentlichen  Diebstahlsklage  mit  Accusation  und 
der  Klage  bei  dem  praefectua  vigilum;  wer  die  eine  w&hlt,  verzichtet  damit  auf 
die  andere,  womit  also  auch  die  letztere  als  eigenes  Strafverfahren  anerkannt  wird. 
Nach  der  Coirespondenz  des  Abinnaeus  werden  dergleichen  Strafsachen  an  den  Dux 
gebracht,  also  militärisch  behandelt 

^  Dass  der  angerufene  Centurio  befugt  ist  die  Sache  definitiv  zu  erledigen 
und  ihm  also  die  Judication  nicht,  wie  dies  Mitteis  (a.  a.  0.  S.  570)  thut,  abge- 
sprochen werden  kann,  zeigt  deutlich  die  A.  8  angeführte  Eingabe.  Allerdings 
kann  die  Verurtheilung,  eben  wie  die  des  pr<ufectu8  vigüutn^  sich  beschränken 
aof  einfache  Heransgabe  der  Sache  und  Verwarnung;  schwere  Strafen  haben  ohne 
Zweifel  wie  nicht  von  dem  Präfecten,  so  noch  weniger  von  dem  Postencomman- 
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Inquisitionen,  gegen  Yerbrecherkategorien  wie  auch  bei  den  an  die 
Postencommandanten  gebrachten  Beschwerden  tritt  der  Accusations- 
prozess  zurück^  und  wird  der  Regel  nach  die  Officialanzeige 
(notoriä)  im  Wege  der  Cognition  behandelt*. 

Vor  allem  in  dem  Gefängnisswesen  muss  die  mit  dem  Principat  icmtirhmft. 
eintretende  Milit&rordnung  ihren  Ausdruck  gefunden  haben.    Der 
kaiserliche  Hof  selbst  war  vor  allen  Dingen  Hauptquartier  und  es 
konnten  in  diesem  also  Gefangene  gehalten  werden  ^,  wie  es  denn 


danten  aasgesprochen  werden  können.  Eidliche  Verbürgong,  dass  eine  bestimmte 
Person  sich  dem  Centurio  stellen  werde,  kommt  vor  (GrenfeU  and  Hont  papyri  2 
n.  62),  eben  wie  bei  der  Stellang  vor  dem  ordentlichen  Gericht  Diocletians  Ver^ 
fügnng  (Cod.  9,  2,  8):  si  quis  se  iniuriam  ah  aliquo  pctssum  puiaverit  ei  quereUam 
deferre  völuerü,  non  ad  stationarios  decurrat,  sed  prae»idalem  adeat  poUstatem 
auf  libdlos  offerens  auf  querdlas  suas  apud  acta  deponens  untersagt  dem  Posten- 
commandanten nicht  die  Judication,  sondern  die  Einleitung  des  ordentlichen  Straf- 
prozesses, ebenso  wie  er  auch  in  Civilsachen  nicht  zu  richten  hat,  wenn  wir 
(S.  312  A.  1)  den  lairunculatar  mit  Recht  auf  ihn  bezogen  haben. 

^  Tertallianus  ad  Scap.  4:  (VaUrius)  Brüdens  (Proconsul  von  Africa)  missum 
ad  se  Chrtstianum  in  elogio  concussione  eius  inteilecta  («:  nachdem  er  von  der 
Falschheit  der  Anschuldigung  sich  überzeugt  hatte)  dimisit  scisso  eodem  elogio 
sine  accfMatione  negans  se  auditurum  hominem  secundum  mandaium  (gemäss  der 
kais^Iichen  Instruction).  Symmachas  ep.  10,  49  fragt  bei  dem  Kaiser  an,  ob  einem 
agens  in  rebus,  der  einen  Vergewaltigungsprozess  angestellt  hat  und  unterlegen  ist», 
die  nach  der  Strenge  der  Gesetze  verwirkte  Calumnienstrafe  mit  Rücksicht  auf  seine 
müüia  erlassen  werden  soll. 

^  Paulus  Dig.  48,  18,  22:  qui  sine  accusatoribus  in  custodiam  recepti  sunty. 
guaestio  de  his  hahenda  non  est,  nisi  si  aiiquibus  suspicionibus  urgueantur^ 
Gordianus  Cod.  9,  2,  7 :  ea  quidem  quae  per  officium  praesidibus  nuntiantur,  et 
citra  soUemnia  accusaUonum  posse  perpendi  incognitum  non  est;  verum  falsis 
necne  notoriis  insimulatus  sit,  perpenso  iudicio  (besser  inddcio)  dispici  debet. 
Augustinus  (ep.  183.  134)  legt  bei  dem  Proconsul  von  Airica  und  dessen  Delegaten 
ftr  diesen  Prozess,  einem  irihunus  et  notarius  Fürwort  ein  f&r  die  aus  Hippo  ein- 
gelieferten Ketzer,  quamvis  ah  eorum  interitu  dissimulare  possemus  (»»  obwohl 
uns  ihre  Hinrichtung  eigentlich  nicht  angeht),  qui  non  accusantibus  nostris,  sed 
illorum  notoria,  ad  quos  tuendae  publica^  paeis  vigilantia  pertdnebat,  praesentatt 
videantur  examini.  Paulus  Dig.  48, 16,  6,  3:  nuntiatores  qm  per  notoriam  indfcia 
jorodunt,  notoriis  suis  adsistere  iubentur.  Cod.  Theod.  6,  29,  1  (»=  last  12,  22,  1). 
8,  8,  9.  9, 3, 1  (r=  lust.  9,  4, 1) :  in  quacumque  causa  reo  exMbito,  sive  accusaior 
existai  sive  eum  publica^  soJUcitudinis  cura  perduocerit  (produxerit  lust.),  statim 
debet  quaestio  fieri,  ut  noxius  puniatur,  innocens  absolvatur.  9,  9,  1  (=»  last  9^ 
11,  1).  9,  17,  4  (=  lust.  9,  19,  4).  13,  5,  38.  16,  2,  31:  notorüs  apparitorum, 
quos  staiionarios  appdlant,  Nov.  last  15,  6,  1.  Die  Glossen  (2  p.  371  Götz)  er-^ 
klären  notoria  durch  firjwais, 

*  Die  lebendige   Schilderung  der  höfischen  Haft  bei  Josephus  18,  6,  7  = 
195 — ^204   zeigt    uns    die   am    Hofe   in   Gefangenschaft    Gehaltenen    eingesperrt,. 
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auch  zu  den  Obliegenheiten  des  Kaisers  ebenso  wie  zu  denen 
des  Statthalters  gehörte,  diese  sich  von  Zeit  zu  Zeit  vorführen  zu 
lassen^.  Subalterne  als  Gefängnissaufseher  werden  unter  den 
Officialen  des  Stadti)räfecten  *  und  des  Präfecten  der  Löschmann- 
schaft® aufgeführt.  Diese  werden  das  Gefängnisswesen  in  der 
Hauptstadt  insoweit  geleitet  haben,  als  dasselbe  mit  der  haupt- 
städtischen Polizei  zusammenhing.  Von  den  aus  den  Provinzen 
zur  Aburtheilung  durch  das  Kaisergericht  nach  Rom  gesandten 
Inculpaten  hat  wahrscheinlich  der  Transport  sowohl  wie  die  Be- 
wachung zunächst  den  in  den  sogenannten  castra peregrina  der  Haupt- 
stadt vereinigten  Legionsdetachements  obgelegen  * ;  diese  selbst  stan- 
den unter  den  Militärcommandanten  der  Hauptstadt,  den  Präfecten 
<tes  Prätorium.  Diese  Präfecten,  denen  militärgerichtlich  zunächst  die 
Abtheilung  der  statofrs^  und  die  evocati^  zu  Gebote  standen,  haben 


und  gefesselt,  aber  unter  militärischer  Aufsicht,  insoweit  die  Wache  es  ge^ 
stattet,  mit  einander  verkehrend.  Am  Hofe  Justinians  werden  des  Hochverraths 
überführte  armenische  Vornehme  in  ähnlicher  Weise  im  Palast  gefangen  gehalten 
(Prokopius  b.  Goth.  3,  32:  ob  Ivv  artfjUq  Iv  (pvXaxj  .  .  .  iv  nalajltp  fi^vroiy  ovtc 
(v  T^  Srjfjtoattp  oUfjfiari).  —  So  weit  bei  den  vor  dem  Kaiser  oder  dem  Senat 
geführten  Oriminalprozessen  Yerhailungen  vorkommen,  werden  die  Inhaftirten  wohl 
cmmittelbar  im  Gewahrsam  der  höchsten  Stelle  festgehalten  worden  sein.  Daraus 
dürfte  sich  erklären,  dass  bei  einem  solchen  Prozess  verhaftete  Sclaven  der  Folte» 
^ng  wegen  aus  der  custodia  militaris  an  die  Consuln  abgegeben  werden  (Tadtus 
ünn.  3,  22). 

^  Sueton  Tib.  61:  in  recognoscendis  custodiis, 

'  Unter  den  Subalternen  der  cohortes  urbanae  wird  mehrfach  der  opiio  car- 
<:en8  genannt  (G.  I.  L.  VI,  531.  IX,  1617.  Henzen  6808).  Der  carcer  castreims 
des  Astrologen  bei  Juvenalis  6,  561  mag  auf  dies  Gef^gniss  sich  beziehen. 

'  Unter  den  Subalternen  des  praefectus  vigilutn  erscheint  ebenfaUs  der 
Optio  carceris  (C.  I.  L.  VI,  2406)  so  wie  der  karcerarius  (C.  I.  L.  VI,  1057,  7,  4* 
1058,  3,  7). 

^  Dies  zeigt  die  Apostelgeschichte  28,  16  nach  dem  secundftren  Text;  vgL 
meine  Ausführung  über  den  princeps  peregrmorwn  =  arQaToneSaQx^g  in  den 
Sitz.-Ber.  der  Berliner  Akademie  1895  S.  491—503.  Dass  die  Verschickung  der 
nach  Rom  bestimmten  Angeschuldigten  vorzugsweise  diesen  Mannschaften  oblag, 
liegt  in  den  Verhältnissen  und  wird  durch  die  a.  a«  0.  von  mir  gegebenen  Ausr 
lUhrungen  weiter  wahrscheinlich  gemacht  Die  staiiones  dieser  Truppe  bei  Ostia 
«ind  an  der  Strasse  von  Puteoli  nach  Rom  (Marquardt  Handb.  2^  S.  492)  werden 
auch  wohl  mit  dem  Grefangenentransport  in  Verbindung  stehen.  Dass  der  frutnen" 
iarit/ks  auch  in  der  Provinz  zur  Verhaftung  verwendet  wird  (Eusebius  h.  e.  6,  40( 
Oyprian  ep.  81  nach  wahrscheinlicher  Emendation;  Marquardt  a.  a.  0.  S.  498), 
kann  füglich  an  das  Transportgeschäft  sich  angeschlossen  haben. 

^  Ueber  die  beiden  Genturien  der  kaiserlichen  statores  vgl.  Dig.  4,  6,  10. 
Marquardt  Handb.  5,  481.  Bei  den  Praetorianem  selbst  begegnen,  vielleicht  nicht 
zufällig,  keine  Subalternen  für  die  Gefängnisse. 

*  Vgl.   die  folgende  Anmerkung.    In    dem   S.  265  A.  1   erwähnten   Capital- 
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.ohne  Zweifel  auch  das  hauptstädtische  Gefängnisswesen  in  oberster 
Instanz  geleitet  ^  —  Ausserhalb  der  Hauptstadt  wird  mit  jedem 
einigermassen  selbständigen  Commando,  wie  dies  vorher  bezeichnet 
worden  ist,  eine  Arrestordnung  verbunden  gewesen  sein,  die  sich 
nicht  auf  militärische  Vergehen  beschränkte,  sondern  in  die  bürger- 
liche Straf rechtspflege  eingriff,  wofür  auch  directe  Belege  nicht 
fehlen*.  —  Dazu  kam  endlich  die  den  Verhafteten  und  Ver- 
urtheilten  ausserordentlicher  Weise,  aber  bei  Vornehmen  nicht 
selten  zugeordnete  militärische  Bewachung®.  —  Auf  diese  Weise 
entwickelte  sich  neben  der  bürgerlichen  die  militärische  Haft, 
welche  aber  in  ihrer  Geltung  wie  in  ihrer  Handhabung  sich  der 
^freien  Haft'  näherte*  und  sowohl  minder  drüdtend  war  wie  auch 
keineswegs  entehrend.  Nicht  selten  nimmt  sie  die  Form  der 
Internirung   an  unter  Aufsicht   eines  einzelnen   Soldaten^.     Das 


prozesB  wird  der  Tom  Kaiser  Verurtheilte  durch  einen  evocatus  zur  Hinrichtung 
abgeführt 

^  Die  Inschrift  C.  I.  L.  XI,  6343  =^  Orelli  3206  nennt  einen  beneficiarius 
Getae  (wahrscheinlich  prtief.  praet.)  ab  cammentaris  custadünrum;  eine  andere 
C.  I.  L.  XI,  19  einen  evocatus  a  comtnent  cusL  Diesem  liegt  also  in  Rom  das  Ge- 
schäft ob,  welches  bei  dem  Statthalter  der  commentariensis  vollzieht  (S.  310  A.  5)^ 
in  Rom  der  Kaiser  selbst  (S.  316  A.  1)  oder  an  seiner  Stelle  der  Gardecommandant 

'  Der  Legionär  agena  curam  carceris  in  Ephesus  ist  schon  erwähnt  worden 
(S.  312  A.  1).  Die  Märtyrerin  Perpetua  und  ihre  Genossen  werden  aus  dem  kar- 
thagischen Stadtgefängniss  in  den  carcer  castrenais  (vgl.  c  9:  Pudens  mües  Optio 
praepositus  carceris)  fibergeführt ,  weil  sie  munere  castrensi  den  Thieren  vorge- 
worfen werden  soUen  (Passion  der  Perpetua  c.  7). 

'  So  wird  die  Gemahlin  Neros  in  Campanien  gefiangen  gehalten  addita  mili- 
tari custodia  (Tacitus  ann.  14,  60).  Aehnliche  Fälle  Sueton  Aug.  65.  Tacitus 
ann.  2,  68  (vgl.  58).    Dio  55,  20.  59,  8. 

*  Dem  carcer  hominum  noxiorum  setzt  Constantin  (Cod.  Th.  11,  7,  3  = 
Inst  10,  19,  2)  entgegen  die  aperta  et  libera  et  in  usus  hominum  constituta  cus- 
todia miUtaris.  ■  Hieronymus  contra  Vigilantium  6  (vol.  2  p.  392  Yall.):  senatoriae 
'Viddicet  dignitaUs  sunt  et  non  inier  homicidas  teterrimo  carcere,  sed  in  libera 
honestaque  custodia  recludantur.  Symmachos  ep.  16,  49:  reos  (zwei  Senatoren) 
custodia  militari  .  .  .  circumdedit  Stilicho  wird  gefangen  gehalten  iv  d^ia/At^ 
tpvXaxj  (Zosimos  5,  84,  2). 

^  Das  ist  das  militi  tradere  oder  committere  im  Gegensatz  des  carcer  oder 
der  vincula:  Dig.  2, 11,  4,  1.  48,  3,  1. 1.  3.  Auch  der  Berliner  Papyrus  n.  151  nennt 
einen  vn6  m^ariwTtfv  orra.  Ebenso  wird  die  üeberWeisung  der  vemrtheilten  Gift- 
mischerin Lncusta  an  einen  Tribun  der  Prätorianer  aufzufassen  sein  (Tacitus  ann. 
18,  15).  Von  dem  Apostel  Paulus,  der  als  üntersuchungsgefangener  nach  Rom  ge- 
schickt wird,  heisst  es  (act.  28,  16):  ineTganri  r^  navXt^  fi^nv  xa&*  kavjbv  avv 
T^  fpvlviaaovn  «vrov  fnoatitorr^,  30:  fficivtv  ^h  Siiriav  Skri>  iv  Iditp  (juad-fofiaxi. 
Es  ist  Thatfrage,  ob  der  in  dieser  Weise  Verhaftete  einer  anderweitigen  Ladung 
vor  Gericht  Folge  leisten  muss  oder  sein  Nichterscheinen  entschuldigt  wird  (Dig.  4, 
6,  10.    Cod.  2,  53,  2). 


818  Zweites  Bach.    Die  Strafbehörden. 

Ausbrechen   aus   der  Haft   aber  wird   als  Capitalverbrecbeü   ge- 
ahndet ^ 

Foiii«aidie  6.  Eine  politische  Polizei,  wenn  man  darunter  eine  bestimmte 
I^^n  ^^^  Centralgewalt  für  Polizei  und  Politik  zur  Verfügung  stehende 
Kategorie  von  Officialen  versteht,  hat  es  in  Rom  zu  keiner  Zeit 
gegeben.  Dass  die  durch  Intelligenz  und  Zuverlässigkeit  sich 
auszeichnenden  Soldaten,  insbesondere  bei  den  in  der  Hauptstadt 
stationirten  Truppen,  unter  dem  Principat  für  Erkundungen 
und  Meldungen  dieser  Art  häufig  gebraucht  und  gemissbraucht 
worden  sind,  ist  ebenso  selbstverständlich  wie  vielfach  belegt ;  aber 
die  berittenen  Prätorianer,  die  spectdatores  heissen  also  nicht  als 
polizeiliche  Spione*  sondern  als  militärische  Kundschafter  gleich 
^rummiaru.  dcu  Späteren  copploratores^ .  —  Eine  gewisse  politische  Stellung 
kommt  allerdings  den  schon  bei  dem  Gefangenentransport  (S.  316 
A.  4)  erwähnten  Centurionen  und  Legionssoldaten  zu,  welchen 
die  Vermittelung  zwischen  der  militärischen  Centralstelle  und  den 
provinzialen  Truppenkörpern  oblag,  den  frumentarii,  wie  sie  nach 
ihrer  zunächst  das  Verpflegungswesen  betreffenden  Function  ge- 
nannt werden ,  oder  den  peregrini ,  wie  diese  von  auswärts  kom- 
menden und  gehenden  Leute  ebenfalls  heissen^:  sie  waren  die 
gegebenen  Träger  für  Mittheilungen  an  die  Centralgewalt   über 


^  Dig.  47,  18,  1.  Dies  gilt  auch  für  die  Soldaten  nach  Kriegdrecht  (Dig.  48, 
19,  88,  11.  49,  16,  13,  5).  lieber  die  Bestrafung  der  Beamten  oder  Soldaten  wegen 
rechtswidriger  Freilassung  der  Gefangenen  vgl.  Paulus  5,  31.  Dig.  48,  4,  4  pr. 
tit  19,  38,  11. 

'  Wo  speculator  als  Soldatenbezeichnung  yerwendet  wird,  hat  es  nie  den 
gehässigen  Sinn  des  Spions  und  wo  es  diesen  hat,  ist  es  nicht  Soldatenbezeichnung. 
Wenn  der  spätere  Kaiser  Augustus  als  Triumvir  bei  einer  Ansprache  an  seine 
Soldaten  unter  Zulassung  auch  anderer  Personen  einen  der  Anwesenden,  der  sich 
Notizen  machte,  als  < neugierig  und  spionirend'  (curiosum  ac  speculcUorem  ratua: 
Sueton  Aug.  27)  niedermachen  Hess,  so  galt  dies  einem  Emissär  der  republikanischen 
Partei,  nicht,  wie  Hirschfeld  (a.  a.  0.  S.  854)  meint,  einem  Polizeispion  in  Ciyil- 
kleidem.  Auch  dass  die  specültUores  der  Garde  in  den  Listen  anfänglich  neben 
den  Gehörten  verzeichnet,  später  in  diese  aufgenommen  wurden,  gestattet  keinen 
Schluss  auf  Abminderung  ihrer  Stellung  und  Entfernung  aus  dem  persönlichen 
Dienst  bei  dem  Kaiser. 

'  Bei  Dio  78,  15  heissen  sie  dyyiliatpÖQot ;  der  imv  ayyiliatfogiov  ^yovfitvo^ 
ist  der  princeps  peregrinorum,  üeber  die  Entwickelung  und  die  Ausgestaltung 
dieser  Institution  wissen  wir  wenig;  der  Sache  nach  muss  sie  zurückgehen  auf  die 
Einrichtung  des  stehenden  Heeres  und  des  grossen  Hauptquartiers  in  Rom.  Von 
den  Einzelheiten,  insbesondere  dem  Yerhältniss  der  frumentarii  zu  den  peregrini^ 
kann  im  Strafrecht  nicht  gehandelt  werden;  meine  Auffassung  ist  dargelegt  in 
den  Sitz.-Ber.  der  Berliner  Akademie  1895  S.  495  fg. 
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die  Vorgänge  und  die  Stimmungen  bei  den  Provinzialtruppen  und 
für  die  Controle  der  mehr  oder  minder  permanent  verdächtigen 
hohen  Offiziere  durch  kundige  und  zuverlässige  Subalterne  ^  wess« 
halb  sie  auch  als  stille,  keiner  Controle  unterliegende  militärisch- 
politische Denuntianten  noch  in  höherem  Grade  als  die  Delatoren 
überhaupt  gefürchtet  und  gehasst  wurden'.  Unter  Diocletian'  AgmUiim, 
sind  diese,  Officialen  umgestaltet  und*  umgenannt  worden.  Die  '''*^- 
seitdem  auftretenden  agentes  in  rebus,  das  heisst  die  kaiserlichen 
Executoren*  sind  Soldaten  wie  die  frummtarii^;  aber  während 
jene  den  einzelnen  Truppenkörpern  entnommen  wurden  und  auch 
bei  dieser  Verwendung  den  Commandanten  derselben  unterworfen 


^  Vita  Hadriani  11,  4:  erat  curiosus  non  solum  domtts  suae,  sed  etiam 
<imic(>rum,  äa  ut  per  frumentarios  omnia  exploraret  nee  adverterent  amici  sdri 
'ah  imperatore  8fMm  vitam,  priuaquam  ipse  imperator  hoc  ostenderet.  Vita  Macrini 
12|  4;  Claudii  7,  1.    Personalklatsch  und  Denuntiation  sind  Geschwister. 

*  Victor  Caes.  89,  44:  remoto  (unter  Diocletian)  pesHlewti  frumentariorum 
^enere^  quorum  nunc  ageinUs  rerum  similUmi  sunt,  qui  cum  ad  explorandum 
<i€hwntiandumque,  ecqui  forte  in  provinciis  motus  existerent,  instUttti  viderentur, 
cotnpositis  nefarie  criminatiombus  iniecto  pwaim  metu  praeciptie  remotissimo 
^uiquey  cuncta  foede  diripiehant, 

*  Dass  die  frumentarii  durch  Diocletian  abgeschafft  wurden,  bezeugt  Victor 
(A.  2)  und  damit  zugleich,  dass  er  die  Agenten,  wenn  auch  vielleicht  nicht  dem 
Namen,  doch  der  Sache  nach  eingef&hrt  hat;  denn  Abschafinng  ohne  Ersatz  ist 
«chle<±thin  unmöglich  und  als  Nachfolger  der  frumentarii  nennt  die  Agenten  so* 
wohl  er  wie  Hieronymus  (in  Abdiam  c.  1,  18  vol.  6  p.  879  Vall.:  eos  quos  nunc 
'agentes  in  rebus  vel  veredarios  appellant,  veteres  frumentarios  nomin(ibant).  Auch 
4ie  Benennungen  der  drei  ersten  Klassen  der  Agenten  (S.  820  A.  1)  erklären  sich 
nur  unter  der  Voraussetzung  diocletianischer  Entstehung.  Genannt  werden  die 
Agenten  in  unseren  Quellen  zuerst^  aber  als  bereits  bestehend  in  einer  Verordnung 
Tom  J.  819  (C.  Th.  6,  85,  3  =  lust  12,  28,  2,  3), 

*  Anordnung  und  Ausführung  werden  in  der  späteren  Geschäftssprache  unter« 
schieden,  jenes  als  curare  oder  ctiram  agere,  dieses  als  agere;  so  am  deutlichsten 
in  der  ostiensischen  Inschrift  Eph.  ep.  7  p.  863,  wesshalb  auch  in  einer  anderen 
C  I.  L.  XIV,  18  die  curam  agentes  sich  zugleich  bezeichnen  als  agentes  (vgl.  auch 
•0.  I.  L.  VI,  29700).  Die  subalterne  Thätigkeit  des  Officialen,  nicht  des  Beamten 
liegt  in  der  Benennung;  aetor  aber  wird  als  Überwiegend  den  Unfreien  eigen  yermieden« 
Bei  den  res  sind  die  kaiserlichen  Angelegenheiten  verstanden,  wie  bei  res  privata 
oft  der  Kaiser  hinzugedacht  wird.  —  Die  auch  von  den  frumentarii  gebrauchte 
<S.  818  A.  8)  griechische  Bezeichnung  dyyeliatpoQos  (Libanius  epitaph.  in  lul. 
p.  567  Reiske;  Priscns  fr.  7  Müll.)  ist  sachlich  unzureichend;  nicht  das  Ueberbringen 
4e8  kaiserlichen  Befehls,  sondern  die  Ausführung  desselben  oder  deren  Ueber* 
wachuDg  ist  das  entscheidende  Moment. 

B  Schon  in  der  Verordnung  von  819  (A.  8)  werden  die  Agenten  als  meritis 
yniläaribus  subnixi  den  Palatini  gegenübergestellt  Es  konnten  auch  die  frumentarii 
«inmdglich  durch  Civilofßcialen  ersetzt  werden. 
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blieben,  bilden  die  Agenten,  losgelöst  aus  dem  allgemeinen  Armee- 
verband, eine  selbständige  Truppe,  bei  welcher  der  Dienst  im 
Gliede  überhaupt  wegfällt  und  die  lediglich  zu  Einzel geschäften 
verwendet  wird  ^  Den  Befehl  über  diese  Truppe  führt  der 
neue  Hoftruppencommandant ,  der  tribunus  et  magister  offidorwm^. 
Wenn  ferner  die  frumentarii  lediglich  für  den  inneren  Heerdienst 
bestimmt  waren,  stehen  die  Agenten  überhaupt  der  Centralgewalt 
zur  Verfügung  zur  Ausführung  jedes  Regierungsbefehls  und  zur 
Ueberwachung  jedes  öffentlichen  Geschäfts  als  kaiserliche  Special- 
beauftragte; sie  treten  uns  in  dieser  Verwendung  in  den  folgenden 
Jahrhunderten  überall  entgegen®.  Ständige  Verwendung  finden 
sie  theils  als  Bureauchefs  der  Corpscommandanten  und  der  hohen 
Civilbeamten  * ,  womit  die  factische  Controlirung  der  Militärchefs 
durch  ihre  Subalternen  verallgemeinert  und  formell  sanctionirt 
ward,   theils  bei  dem  Postwesen,  welches  vollständig  den  ihnen 


^  Die  Agenten  zerfallen  bekanntlich  in  die  fünf  Klassen  (denen  wir  die  in  der 
Matrikel  von  Leo  Cod.  12,  20,  3  bei  einer  Gesammtzahl  von  1248  gesetzten  TheiU 
zahlen  beifügen):  ducenam  (48)  —  cenUnarii  (200)  —  biarchi(2b0)  —  circitore8  (300) 
—  eqiUtea  {veredarii  bei  Hieronymus,  S.  319  A.  8;  450).  Es  ist  also  eine  Reitertruppe^ 
während  die  frumentarii  dem  FossTolk  entnommen  wurden.  Die  beiden  höchsten 
Kategorien  können  nicht  wohl,  wie  Hirschfeld  (in  seiner  Abhandlung  über  die 
Agenten  Sitz.-Ber.  der  Berl.  Akad.  1893  S.  431)  meint,  von  den  durchaus  tot- 
schiedenen  Procuratoren  ihre  Benennungen  entlehnt  haben.  Wenn  man  dag^eo» 
wie  man  nothwendig  mnss  and  wie  auch  Hirschfeld  thut,  das  Institut  auf 
Diocletian  zurückführt,  so  können  füglich  nach  dem  Fuss  vor  der  Münzreform 
bemessene  Gehaltssätze  verstanden  werden.  Biarchus  ist  sicher  die  üebersetzung 
von  frummtarius.  Die  beiden  letzten  Bezeichnungen  erklären  sich  von  selbst  — 
Allem  Anschein  nach  ist  diese  von  der  sonstigen  Militärordnung  gänzlich  ab- 
weichende Gliederung  zunächst  bei  den  Agenten  in  das  Leben  getreten.  Sie  ist 
nur  in  Beziehung  auf  sie  verständlich,  späterhin  freilich  auch  auf  andere  Reiter- 
abtheilungen übertragen  worden. 

'  Mit  dem  trihunua  et  mcigister  officiomm,  später  comes  et  magister  officio^ 
rum  oder  gewöhnlich  bloss  magister  ofßeiorum  genannt,  welcher  zuerst  in  einer 
Verordnung  vom  J.  320  (G.  Th.  16,  10,  1  vgl.  11,  9,  1)  genannt  wird,  stehen  die 
agentes  in  rebus  in  der  engsten  Verbindung.  Der  Magister  entnimmt  seine  Offl- 
cialen  ausschliesslich  aus  den  Agenten,  was  sonst  nirgends  vorkommt  Die 
singulare  Bezeichnung  seines  Bureauchefs  als  adiutor  (Not  Dign.  Or.  11,41;  Occ.  9,. 
41;  C.  I.  L.  VUI,  989)  spricht  es  geradezu  aus,  dass  der  magister  officiorum  m 
der  That  nichts  ist  als  der  erste  der  Agenten,  was  die  ostgothischen  Einrichtungen 
weiter  bestätigen.  Allem  Anschein  nach  sind  Offizier  und  Truppe  correlat  und 
gleichzeitig  geschaffen. 

*  Vgl.  Gothofredus  zu  C.  Th.  6,  27—29 ;  Hirschfeld  a.  a.  0.  S.  436. 

*  Ueber  diese  merkwürdige  Einrichtung  habe  ich  eingehend  gehandelt  in  den 
ostgothischen  Studien  (neues  Archiv  14,  415).  Für  unsere  Darstellung  ist  bemerkens- 
werth  das  Auftreten  derselben  bei  den  sicher  diocletianischen  duces. 
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angehörigeo  curiosi,  den  Postverwaltern  übertragen  wird  ^  In  diese  cwrioH. 
ihre  Thätigkeit  sind  auch  die  Postencommandanten  der  früheren 
Jahrhunderte  wahrscheinlich  grossentheils  aufgegangen.  Die  sum- 
marische Straf rechtspflege  A^r  staiianarii  ist  indess  auf  die  curiosi, 
so  viel  wir  urtheilen  können,  nicht  übergegangen^;  in  den  stark 
verkleinerten  Provinzen  hat  das  Eingreifen  der  Militärbehörden  in 
die  Straf  Justiz  wohl  weniger  als  früher  sich  fühlbar  gemacht*.  — 
Die  neue  Institution  der  Agenten,  der  allgegenwärtigen  'Augen 
des  Kaisers' ^  berufen  zu  stetiger  Beaufsichtigung  der  nicht  am 
Hofe  thätigen  Beamten,  unbeschränkt  schaltend  im  Nachrichten- 
verkehr und  in  jedem  einzelnen  Fall  durch  Special commission  zum 
Eingreifen  fähig,  giebt  vielleicht  deutlicher  als  irgend  eine  andere 
seiner  vielen  Neuschöpfungen  dem  dioeletianisch-constantinischen 
Regiment  sein  Gepräge;  wie  denn  auch,  als  Kaiser  Julian  mit 
diesem  System  brach,  die  gesammte  Institution  aufgehoben  ward^, 
freilich  nur,  um  mit  seinem  Tode  sofort  sich  zu  erneuem.  Es 
kann  dieselbe  nicht  eigentlich  der  Polizei,  am  wenigsten  der  Sicher- 


^  Ausdrücklich  bezeugt  ist  die  Unterordnung  des  cursus  publicus  unter  die 
okgefites  in  rebus  f&r  die  Epoche  der  Söhne  Constantins  (C.  I.  L.  X,  7200).  Die 
sixxHonaHi  erscheinen  noch  in  Erlassen  vom  J.  315  (C.  Th.  8,  5, 1 :  per  ataUonarios 
et  eoB  qui  cursui  pul>lico  praesunt;  C.  Th.  8,  4,  1:  staUonarii  primipüarium 
wegen  der  Betheiligung  auch  dieser  an  dem  cursus:  C.  Th.  8,  7,  6;  G.  Th.  8,  4,  2 
=:  lust  12,  57,  1)  —  820  (C.  Th.  7,  20,  2,  2:  stationarit  müites  cuiusque  loci 
cohortes,  wofür  wohl  custodes  zu  schreiben  ist)  —  355  (C.  Th.  6,  29,  1  =  lust.  12, 
22, 1:  curiosi  et  stationarii).  Diese  staUonarii  sind  vielleicht,  bei  der  allgemeinen 
Anwendbarkeit  der  Bezeichnung  (S.  307  A.  2)  eben  die  späteren  curiosi.  In  der 
engeren  technischen  Bedeutung  des  Postvorstehers  (die  das  Wort  bei  Tertullian 
S.  818  A.  5  nicht  hat)  erscheint  der  curiosus  zuerst  in  der  letztgenannten  Ver- 
ordnung Tom  J.  355  (hi  guos  curagendarios  sive  curiosos  provincialium  consuetttdo 
appdlcuy,  Dass  auch  die  Postencommandanten  der  früheren  Kaiserzeit  für  den 
Postverkehr  zu  sorgen  hatten,  ist  an  sich  glaublich  und  wird  auch  bei  Plinius 
(S.  812  A.  1)  angedeutet;  wahrscheinlich  ist  also  auch  diese  Thätigkeit  von  Haus 
auB  auf  die  Agenten  übergegangen. 

*  Die  Urkunden  des  Abinnaeus  (S.  307  A.  1)  zeigen  allerdings,  dass  die 
militärischen  Eingriffe  in  die  Strafrechtspflege  auch  in  der  späteren  Zeit  nicht  auf- 
gehört haben. 

'  Dass  das  Eingreifen  der  Crimina\justiz  anders  als  im  Wege  der  Denuntiation 
den  Postbeamten  ausdrücklich  untersagt  wird  (C.  Th.  8,  4,  2  =  lust.  12,  57,  1 
vom  J.  815;  C.  Th.  6,  29,  1  =  lust  12,  22,  1  vom  J.  855;  C.  Th.  6,  29,  8  = 
lust  12,  22,  4  vom  J.  895),  darf  hierauf  bezogen  werden. 

^  Libanius  epitaph.  lul.  p.  568   Reiske. 

^  Libanius  a.  a.  0.  p.  569.  C.  Th.  6,  27,  2.  Möglich  war  dies  allerdings; 
er  hob  den  drückenden  Postzwang  auf,  liess  in  den  Officien  der  Beamten  das 
innere  Avancement  walten  und  stellte  die  ausserordentlichen  Entsendungen  ein. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strftfr.  21 
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beitspolizei  zugezählt  werden;  ihr  Wesen  ist  vielmehr  das  un* 
mittelbare  Eingreifen  der  Gentralgewalt  durch  subalterne  Träger 
in  alle  und  jede  öffentliche  Function.  Aber  ganz  übergangen 
werden  durfte  sie  auch  hier  nicht;  den  Agenten  liegt  natürlich 
die  Pflicht  ob,  wo  dazu  Veranlassung  ist,  Strafanzeige  zu  er- 
statten und  unter  Begenten  wie  Kaiser  Constantius  IL  hat  damit 
selbstverständlich  das  Delationswesen  der  frumentarii  mit  allen 
seinen  schweren  Missbräuchen  auf  breiterer  und  mehr  gesicherter 
Basis  sich  erneuerte 


^  Die  Schildenmg  des  Libanius  (a.  a.  0.),  wie  diese  Agenten  mit  den  Anzeigen 
wegen  M^jest&tsbeleidigung  wirthschafteten  und  wncherten,  ist  sicher  nicht  aber- 
trieben und  wird  auch  anderweitig  bestätigt  (C.  Th.  2,  1,  8;  Ammian  16,  5,  11). 
Aber  weder  die  Rechtsquellen  noch  die  historischen  Berichte  führen  auf  eine  gesetz- 
liche Sonderstellung  dieser  Agenten  im  Strafyrozess;  es  ist  beachtenswerth ,  dass 
sie  sogar  als  Denuntianten  yeranlasst  werden  die  gefiUirliche  Anklägerrolle  zu 
übernehmen  (S.  315  A.  1). 


Dreizehnter  Abschnitt. 

Zwangsmittel  zur  Einleitimg  nnd  zar  Dnrch- 

f tthrnng  des  Strafprozesses. 


Den  Massregeln  für  die  öffentliche  Sicherheit  eng  verwandt  di«  zwang»- 

Ittol  d< 
Stiaf- 


sind  die  Zwangsmittel ,  welche  das  Gemeinwesen  dem  Magistrat  ■^***^  ^^ 


zur  Einleitung  und  zur  Durchführung  des  Strafprozesses  zur  Yer* 
fügung  stellt.  Bei  dem  Privatprozess  geschieht  dies  nur  in  dem 
bescheidensten  Masse,  da  derselbe  den  Ursprung  aus  dem  Schieds- 
gericht auch  in  seiner  entwickelten  Gestalt  nicht  verleugnet  und 
im  Wesentlichen  nur  eintritt  auf  Anrufen  beider  Parteien,  wobei 
es  dem  Kläger  Oberlassen  bleibt  die  Mitwirkung  des  Beklagten, 
wenn  die  Aufforderung  nicht  ausreicht,  im  Wege  der  Selbsthülfe 
durch  den  Griff  herbeizuführen.  So  weit  aber  hier  der  Magistrat 
eingreift,  geschieht  dies  gleichmässig  bei  der  delictischen  und  der 
nicht  delictischen  Klage  und  es  kann  daher  in  dieser  Hinsicht 
auf  den  Civilprozess  verwiesen  werden.  Dagegen  liegt  es  in  dem 
Begriff  des  öffentlichen  Strafprozesses,  sowohl  des  älteren  magi- 
stratischen oder  magistratisch-comitialen  wie  später  der  Cognition, 
dass  er  einseitig  durch  den  Magistrat  geführt  wird,  und  es  er- 
streckt sich  dies  insoweit  auf  den  Accusationsprozess,  dass  dieser 
eine  doppelte  Einleitungsform  kennt,  sowohl  die  private  Auf- 
forderung wie  die  magistratische  Vorladung.  Beide  Formen,  von 
denen  die  letztere  praktisch  durchaus  vorwiegt,  wird  in  ihrer 
Anwendung  auf  den  Accusationsprozess  das  folgende  Buch  ein- 
gehend entwickeln.  Hier  soll  die  Befugniss  der  Magistratur  für 
die  Einleitung  und  die  Durchführung  des  öffentlichen  Strafver- 
fahrens allgemein  dargelegt  werden.    Die   dafür  ihr  zu   Gebote 
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stehenden  Mittel  sind  die  personale  Vorladung  (vocatio) ;  die  zwangs- 
weise Vorführung  durch  die  Ergreifung  (prehensio)  und  später  die 
Suche  (reguisitio)  ]  die  Verhaftung  und  eventuell  die  Anordnung 
der  Stellungsbürgschaft  (praedes  vades);  die  nicht  persönliche  ins- 
besondere edictale  Ladung;  endlich  die  Herbeiführung  und  die 
Durchführung  des  Strafverfahrens  gegen  den  Abwesenden. 
Pexsftiüiohe  1.  Die  Vorladuug  des  Anzuschuldigenden  oder  Angeschuldigten 
Ladung,  ^^j.  j^j^  Magistrat  ist  keine  dem  Strafrecht  oder  auch  dem  Pro- 
zess  überhaupt  angehörende  Institution,  sondern  die  allgemeine 
Befugniss  des  ImperientrÄgers  jeder  seiner  Gewalt  unterworfenen 
Person  anzubefehlen,  sich  persönlich  bei  ihm  einzufinden*,  was  im 
Strafprozess  Anwendung  findet  auf  den  Zeugen  und  auf  den 
Angeklagten,  im  Beginn  desselben  häufig  in  der  Weise,  dass  der 
ladende  Magistrat  die  Kechtsfolge  der  Ladung  selbst  nicht  mit 
Sicherheit  voraussieht.  Sie  heisst  die  Rufung,  vocatio,  weil  dabei 
ausgegangen  wird  von  den  einfachen  Verhältnissen  der  Frühzeit, 
der  mündlichen  Ausrichtung  derartiger  Befehle  durch  die  Boten 
des  Magistrats  innerhalb  des  Stadtbezirks,  ändert  aber  auch  bei 
der  Ladung  auf  weitere  Entfernung  und  durch  vermittelnde  Stellen 
als  evocatio^  ihren  rechtlichen  Charakter  nicht.  Es  ist  ein  ad- 
ministrativer vom  Magistrat  nach  Ermessen  angeordneter  Act,  bei 
dem  vor  allem  die  Bestimmung  von  Ort  und  Zeit  des  Erscheinens 
wesentlich  ist.  Sie  kann  ebenso  gerichtet  sein  auf  sofortiges  Er- 
scheinen vor  dem  Magistrat,  wie  dafür  einen  späteren  Termin  be- 
stimmen; letzteres  ist,  wie  schon  bemerkt  ward  (S.  163),  für  das 
magistratisch-comitiale  Verfahren  vorgeschrieben,  dessen  Eröffnung 
daher  bezeichnet  wird  als  Ansetzung  des  Termins  {diem  dicere), 
die  mit  festen  Intervallen  eintretende  Fortführung  als  Ansetzung 
eines  weiteren  Termins  {diem  prodicere).  Selbstverständlich  muss 
der  Befehl  eine  mögliche  Leistung  verlangen,  also,  wenn  er  an 
einen  vom  Gerichtsort  Abwesenden  ergeht,  auf  die  Entfernung 
entsprechende  Rücksicht  nehmen®.   Indess  ist  in  dieser  Beziehung 


'  Ueber  die  staatsrechtliche  Bedeutung  der  vocatio  vgl.  St  R.  1,  145.  Die 
magistratische  vocatio  ist  schlechtiiiin  bindend,  die  private  in  ius  vocatio,  wie  der 
Zusa^  anzeigt,  nur  verbindlich  bei  beabsichtigter  Klagerhebung. 

'  Evocare  ist  lediglich  verstärkend  und  wird  nicht  ausschliesslich,  aber  in  der 
Regel  dann  gesetzt,  wenn  der  Geladene  nicht  einen  Gang,  sondern  eine  Reise  zu 
machen  hat.  Cicero  Verr.  1.  1,  83,  84:  eos  homines  . .  .  consulum  litteria  evocandos 
ctirare  oportuit.    Das.  c  10,  27.    c.  38,  85.   pro  Deiot.  5,  13.    Plinius  ep.  2,  11,  5. 

'  Auf  die  zunächst  magistratischen  (eventuell  wohl  magistratisch  -  comitialen) 
Bacchanalienprozesse  bezieht  sich  das  consularische  Edict  Liv.  89, 17:  indici  pra^ 


Dreizehnter  Abschnitt    Zwangsmittel  zur  Einleitung  des  Strafprozesses.     325 

lediglich  das  magistratische  Ermessen  massgebend.  Von  Frist- 
bestimmung bei^  Ladungen  auf  weitere  Entfernung  ist  in  späterer 
Zeit  die  Rede ' ;  nach  einer  Verordnung  Theodosius  I  vom  J.  880 
«oll  in  diesem  Fall  dem  Vorgeforderten  regelmässig  vor  dem  Au- 
stritt der  Reise  eine  «Zwischenzeit  von  30  Tagen  zur  Ordnung 
seiner  Angelegenheiten  gestattet  werden  ^.  Im  Uebrigen  ist  weder 
für  die  ältere  Epoche  noch  viel  weniger  fQr  die  spätere  die 
Ladung  an  eine  bestimmte  Form  gebunden;  die  Gesetze  lassen 
dabei  dem  Magistrat  die  Hand  vollständig  frei. 

2.  Der  vom  Magistrat  Geladene  unterliegt,  falls  er  der  Ladung  Pr«kensioii. 
sich  widersetzt,  der  Anwendung  der  Coercitionsmittel,  insbesondere 
gegenüber  dem  Imperienträger  und  dem  Volkstribun  der  Er- 
greifung durch  deren  Apparitoren  und  der  zwangsweisen  Vor- 
führung": ebenso  wird,  wenn  er  an  dem  bestimmten  Ort  und  der 
bestimmten  Zeit  sich  nicht  einstellt,  die  Ladung  wiederholt  und 
im  Wege  der  Coercition  geschärft.  Auch  dies  Verfahren  gehört 
nicht  eigentlich  in  den  Strafprozess ,  sondern  ist  eine  Anwendung 
der  allgemein  dem  Magistrat  gegen  den  Ungehorsamen  zustehenden 
Befugniss;  polizeiliche  Ermittelung  und  Aufbietung  der  subordi- 
nirten  wie  der  coordinirten  Behörden  sind  zu  allen  Zeiten  zulässig 
gewesen  und  je  nach  der  Lage  der  Sache  zur  Anwendung  gekommen» 


mium  propoiuerunt  i  si  quis  quem  ctd  se  deduxisset  namenve  äbsenUa  detuUaset; 
gui  nomifuUus  profugissety  diem  certam  se  finituros,  ad  quam  nm  citatus  respan- 
disset,  absens  damnaretur;  8%  qui8  earum,  qui  tum  extra  terram  ItaUam  essent, 
nominaretur,  ei  laxiarem  diem  daiuros,  si  venire  ad  causam  dicendam  vellet.  Aof 
dergleichen  Ladungen  bezieht  sich  das  julische  Gewaltgesetz  (Dig.  48, 6, 8):  lege  lulia 
de  vi  publica  eewetwr,  ne  quis  reum  vinciat  impediatve,  quo  minus  Romae  intra 
certum  tempus  adsü. 

1  Emer  als  Christin  zur  Verantwortung  gezogenen  Frau  erwirkt  Justinus  eine 
derartige  Frist  bei  dem  Kaiser  Pius  (Justin,  apol.  2,  9). 

*  C.  Theod.  9,  2,  8  (ygl.  6)  ==  lust  9,  3,  2  (verändert  durch  ZufÜgung  der 
Statthaftigkeit  der  Fristverlängerung).  Gestützt  auf  dieses  Gesetz  fragt  Augustinus 
(ep.  113.  114.  115  vol.  2  p.  325),  ob  bei  der  Abführung  eines  Angeschuldigten  der 
Apparitor  des  Statthalters  ihm  vorher  die  Gelegenheit  gegeben  habe  sich  vor  der 
städtischen  Behörde  zu  Protokoll  (apud  acta  municipaUa)  darüber  zu  erklären,  ob 
er  Ton  dieser  Frist  Gebrauch  machen  wolle. 

'  S.  48.  Eine  Anwendung  von  diesem  Becht  Cicero  Verr.  1.  2,  88,  92: 
Sthenium  .  .  .  p08te(xquam  vidit  non  adesse,  . .  .  coepit  Venerios  in  domum  Sthenii 
miUerej  equites  circum  agros  eius  viUasque  dimittere.  Diejenigen  Magistrate,  deren 
Coercition  sich  auf  Multirung  und  Pfändung  beschränkt,  haben  dies  Recht  nicht. 
Die  manus  iniectio  des  Privatrechts  verhält  sich  dazu  wie  die  private  in  ius  vo» 
catio  zu  der  magistratischen  vocatio. 
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Bcqnisition.  In  dcii  Erois  des  Strafrechts  fällt  die ,  wie  es  scheint  unter  dem 
steigenden  Einfluss  der  Fiscalität,  etwa  unter  3eyerus  erfolgte 
Constituirung  der  criminalprozessualischen  Nichtgestellung  als  eines 
selbständigen  Delictes.  Dasselbe  hat  zur  Voraussetzung  das  Aus- 
bleiben nicht  auf  die  einfache  Ladung,«  sondern  auf  die  ge- 
schärfte: wer  als  criminell  Angeschuldigter  von  dem  betreffenden 
Gericht  durch  Requisitionsschreiben  an  die  geeigneten  Reichs-  oder 
städtischen  Behörden  und  ausserdem  durch  öffentlichen  Anschlag 
erfolglos  vorgeladen  ist,  dessen  Name  wird  in  das  Verzeichniss 
der  'Gesuchten'  (requirendi)  eingetragen*,  sein  Vermögen  mit  Be- 
schlag belegt  und,  wenn  der  Gesuchte  sich  nicht  binnen  Jahres* 
frist  vom  Tage  dieser  geschärften  Ladung  an  stellt  oder  sein 
Ausbleiben  rechtfertigt,  vom  Fiscus  eingezogen,  ohne  dass  übrigens, 
dies  auf  die  Behandlung  der  Strafsache,  wegen  welcher  er  gesucht 
wird,  einen  Einfluss  ausübt*. 
Unter-  3.   Wer  als  Angeschuldigter  im  öffentlichen  Strafprozess  vor- 

"Sa*"^  geladen  sich  dem  Magistrat  stellt  oder  ihm  zwangsweise  vorgeführt 
wird,  kann  nach  der  älteren  Ordnung  von  diesem  in  Untersuchungs- 
haft genommen  werden.  Man  kann  sogar  fragen,  ob  nicht  in 
ältester  Zeit  die  Untersuchungshaft  für  das  gesanunte  delictische 
Gebiet  Regel  gewesen  ist.  Die  dem  Privatkläger  bei  der  Klag- 
erhebung gestattete  Selbsthülfe  und  die  daran  sich  knüpfende 
freilich  ohne  Antwort  bleibende  Frage,  ob  der  dem  Prätor  vor- 
geführte des  Diebstahls  Angeschuldigte  nothwendig  wieder  bis  zur 
Aburtheilung  auf  freien  Fuss  gesetzt  werden  muss,  so  wie  die  weitere 
ebenfalls  ohne  Antwort  bleibende  Frage,  was  bei  Nichtleistung  der 
privatrechtlichen  Stellungsbürgschaft  geschiebt,  sogar  die  allgemeine 
Bezeichnung  der  Freisprechung  als  der  'Lösung"  legen  die  Ver- 
muthung  nahe,  dass  im  privaten  Delictprozess  die  Abführung  des 
Angeschuldigten  in  die  Privathaft  des  Klägers  ursprünglich  vom 


»  Dig.  48,  3,  6.  7.  tit  17.  49.  14,  1,  8.  Cod.  9,  2,  6.  Nov.  17  c  17.  134,  5. 
Appellation  gegen  die  Eintragung  in  die  Liste  selbst  ist  zulässig  (Cod.  7,  66,  2).  — 
Die  Requisition  selbst  ist  immer  zulässig  gewesen ;  nur  die  auf  das  Ausbleiben  ge- 
setzte Specialstrafe  scheint  später  hinzugetreten,  während  früher  der  Beamte  auf 
die  Coercitionsmittel,  insbesondere  die  Multirung  angewiesen  war. 

•  Dig.  48,  17,  4,  2:  in  summa  sciendum  est  nulla  temporis  praescripitone 
causae  defensione  summaveri  eumy  qui  requirendus  adnotatus  est  C.  Th.  9,  1,  2 
==  lust  9,  40,  2. 

*  Äbsolvere  könnte  wohl  ursprünglich  die  Lösung  der  Fesseln  bezeichnen 
(S.  8  A.  8).  ObUgare  freilich  kann,  wenn  bei  diesem  doch  wohl  jüngeren  Worte 
eine  körperliche  Grundbedeutung  angenommen  werden  darf,  nur  auf  die  den 
Schuldner  bei  Nichtzahlung  erwartende  Fesselung  bezogen  werden. 
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Prätor  hat  gestattet  werden  können.  Was  den  öffentlichen  Straf- 
prozess  anlangt,  so  ist  dieser  wahrscheinlich  in  ältester  Zeit  immer 
capital  gewesen;  und  die  Belassung  eines  also  Angeklagten  auf 
freiem  Fuss  wird  nach  der  ursprünglichen  Rechtsordnung  kaum 
vorgekommen  sein.  Allerdings  kann  die  Ständigkeit  der  Unter- 
suchungshaft im  öffentlichen  Griminalprozess  nur  in  dem  Sinn  an- 
genommen werden,  dass  der  Magistrat  sie  in  jedem  Fall  anordnen 
durfte;  einen  Bechtszwang  für  ihn  anzunehmen  ist  ausgeschlossen, 
da  die  Verhaftung  —  über  deren  Modalität  auf  den  vorhergehenden 
Abschnitt  zu  verweisen  ist  —  wie  alle  Coercition  von  dem  Belieben 
des  Magistrats  abhängt.  In  unserer  Ueberlieferung  erscheint  im 
öffentlichen  Strafprozess  die  Untersuchungshaft  als  abhängig  neben 
dem  Ermessen  des  Strafrichters*  von  dem  der  zur  Intercession 
befugten  Beamten,  insbesondere  der  Volkstribune,  welche  die  Frei- 
gebung eines  jeden  Verhafteten  ohne  weiteres  herbeiführen  können, 
und  welche  die  Belassung  des  Angeklagten  auf  freiem  Fuss  um 
so  mehr  begünstigen,  als  davon  die  Möglichkeit  des  Exilium  ab- 
Mng  (S.  71)  und  die  Tendenz  auf  Beschränkung  der  Todesstrafe 
hauptsächlich  dieses  Mittels  sich  bediente.  Anfänglich  wurde  die  steuung»- 
Freilassung  herbeigeführt  durch  die  Erstreckung  der  wie  es  ^*^'*"'**''' 
scheint  ursprünglich  auf  den  Privatprozess  beschränkten  Stellungs- 
bürgschaft (vadimonium)  auf  das  öffentliche  Strafverfahren^;  nach 
einer  recht  alten  Legende  sind  die  patricischen  Magistrate  schon 


^  Dass  der  Strafrichter  ursprünglich  die  Wahl  gehabt  hat  nur  zwischen  Ver- 
haftung des  Angeklagten  and  Prozessirong  auf  freiem  Fuss  ohne  BOrgschaftsteUung, 
Hegt  in  der  Bechtsconsequenz,  und  nach  der  G^taltung  des  gleich  zu  erwähnenden 
Prozesses  gegen  Eaeso  scheint  dies  auch  die  römische  Rechtswissenschaft  an- 
genommen zu  haben.  Aber  auch  nach  dem  Aufkommen  der  BOrgschaftsteUung 
konnte  der  Strafrichter  sie  ablehnen.  Liv.  25,  4  zum  J.  542/212 :  tribuni  plebis  . .  • 
rei  capitcUis  diem  Postumio  diaerunt  ac  ni  vades  dard,  prendi  a  viatore  atque 
in  carcerem  duci  iusserunt  .  .  .  singuUs  deinde  (den  Mitschuldigen)  rei  capitalis 
diem  dicere  ctc  vades  poacere  coepertmt;  primo  non  dcmtes,  deinde  etiam  eos 
gwi  dare  possent  in  carcerem  coiciebant. 

•  Praedes  (=  praevides  von  praemdere)  vades  (von  vadere)  heissen  sie  bei 
Livius  ep.  48,  vades  publid  bei  demselben  3, 13  (S.  328  A.  1)  als  dem  Staate  (was  auch 
in  praedes  liegt)  gestellt,  sonst  nur  vades,  Festus  p.  377:  vadem  (besser  vades) 
sponsorem  significat  datum  in  re  capitali,  Plautus  Pers.  289  =  2,  4,  3:  utinam 
vades  destnt,  in  carcere  ut  sis,  Cicero  de  re  p.  2,  35,  61.  Die  Fassung  bei  Livius 
(S.  328  A.  1)  legt  nahe,  was  an  sich  wahrscheinlich  ist,  dass  das  vadimonium  des 
Privatprozesses  älter  ist  —  Wenn  bei  dem  Ausbleiben  des  Angeklagten  die  Bürgen 
an  den  Staat  die  Beträge  zahlen,  so  haben  sie  natürlich  den  Rückgriff  gegen  den 
Ausgebliebenen  (Liv.  3,  13,  10). 
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in  vordecemviraler  Zeit  von  den  Volkstribunen  gezwungen  worden, 
von  einem  Angeklagten  öffentliche  Stellungsbürgen  (praedes  vades) 
anzunehmen  \  wobei  die  Modalitäten  mit  den  Tribunen  vereinbart 
wurden  ^,  und  ihn  also  auf  freiem  Fuss  zu  prozessiren.  In  gleicher 
Weise  konnte  aber  die  Untersuchungshaft  auch  ohne  Bürgenstellung 
beseitigt  werden.  Dabei  scheint  es  bis  auf  die  Gracchenzeit  hinab 
geblieben  zu  sein ;  dieser  von  Fall  zu  Fall  eintretende  tribunicische 
Schutz  wird  der  Regel  nach  gemeinen  Verbrechern  versagt  worden  * 
und  also  die  Strafrechtspllege  wenigstens  möglich  geblieben  sein  \  In 
dem  letzten  Jahrhundert  der  Republik  griff  dann  weiter  das  neue 
Quästionsverfahren  ein ;  die  diese  Gerichte  leitenden  Prätoren  haben 
wohl  die  magistratische  Ladung  vornehmen  dürfen,  aber  das  Recht, 

AnssehiiiHfl  dio  Untersuchungshaft  zu  verhängen,  scheint  ihnen  gefehlt  zu  haben ; 

Bwiiun^-  wenigstens  erscheinen  selbst  in  der  Mordquästion  die  Angeklagten 
hau.     stets   auf  freiem  Fuss*.    Endlich   ist,   wahrscheinlich  schon   von 

^  Die  in  dem  Mordprozess  gegen  Kaeso  Quinctius  im  J.  298/461  gegen  den 
WiUen  der  Straf  behörde  von  den  Volkstribunen  durchgesetzte  Zulassung  des  An- 
geklagten zur  Bürgschaftstellung  (Liv.  3,  13.  Dionys.  10,  8)  wird  in  den  Anualen 
als  die  erste  bezeichnet :  hie  primits  vades  publicos  (publica  ist  SchUmmbessemn^ 
dedit  (gleichbedeutend  vorher  pectmiam  popuLo  promitH)  und  tritt  also  paradig- 
matisch auf  als  ein  den  Magistraten  abgerungenes  Volksrecht  £benso  lässt  der 
gerechte  Decemvir  in  einem  anderen  Mordprozess  den  Angeschuldigten  zur  BfHarg- 
Schaftstellung  zu,  obwohl  er  bei  dem  Fehlen  der  Tribüne  dazu  nicht  hätte  ge- 
zwungen werden  können  (Cicero  de  re  p.  2,  35,  61). 

s  In  dem  Mordprozess  gegen  Kaeso  Quinctius  wurden  mit  Zustimmung  der 
Tribüne  zehn  Bürger  verpflichtet,  jeder  auf  3000  Asse. 

'  Wenn  nach  der  cannensischen  Schlacht  die  in  Haft  befindlichen  Verbrecher 
(capitälem  fraudem  ausi  Livius  23,  14»  3;  capitali  crimine  damnati  Val.  Max.  7, 
6, 1)  so  wie  die  Schuldgefangenen  unter  Zusicherung  der  Amnestie  unter  die  Waffen 
gerufen  werden  und  ein  Heerhaufen  von  6000  Mann  aus  ihnen  gebildet  wird,  so  sind 
dabei  wahrscheinlich  die  im  öffentlichen  Gefängniss  in  Untersuchungs-  oder  Exe- 
cutionshaft  befindlichen  Individuen  gemeint 

^  Verweigert  wird  die  tribunicische  Intercession  den  ungerechten  Decemvim 
nach  ihrem  Sturz  (Liv.  3,  56—58,  wo  die  Erzählung  darauf  gesteUt  ist,  dass  die 
Gegner  der  Volksfreiheit  schliesslich  für  sich  die  tribunicische  Hälfe  anrufen)  und 
in  einem  zeitlosen  Prozess  wegen  Päderastie  (Val.  Max.  6,  1,  10).  Dazu  kommen 
die  S.  327  A.  1  erwähnten  Prozesse  gegen  Postumius  und  Genossen  und  deijenige 
gegen  Q.  Pleminius  ex  vinculis  (Livius  29,  19,  5.  c.  21,  2.  3.  12.  c  22,  9).  Auch 
bei  den  wenigen  aus  dem  7.  Jahrh.  erwähnten  comitialen  Capitalprozessen  (S.  174) 
wird  die  tribunicische  Intercession  verweigert  worden  sein.  Die  Zulassung  der 
Untersuchungshaft  im  Capitalprozess  wird  begreiflicher  Weise  betrachtet  als  der 
Damnation  gleichwerthig  (Livius  3,  13,  4.  c  57,  5:  pro  damncUo  in  vinculadud; 
Dionys.  7, 26:  n^b  dixi^). 

^  Dass  Cicero  pro  Mur.  20,  42  die  qwustio  peculatus  bezeichnet  als  plena 
catenarunij  geht  wohl  auf  die  Gemeindesclaven,  die  dabei  vermuthlich  eine  wichtige 
Rolle  spielten. 
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G.  Gracchus  \  sicher  in  dem  caesarischen  Gewaltgesetz  ^ ,  die  Be- 
freiung des  Bürgers  von  der  Untersuchungshaft  gesetzlich  aus- 
gesprochen worden,  womit  die  Stellungsbürgschaft  ebenfalls  weg- 
fällt In  der  That  ist  seitdem  in  Beziehung  auf  römische  Bürger  ^ 
weder  von  Untersuchungshaft  noch  von  Stellungsbürgschaft  die  Rede. 
Noch  in  der  früheren  Kaiserzeit  ist  dieses  Bürgerprivilegium  gegen 
die  Municipalbehörden  *  sowohl  wie  gegen  die  römischen  Offiziere  * 
in  den  Provinzen  geltend  gemacht  worden. 

Mit   dem  Principat  sind   für   den  römischen   Bürger  Unter-  wiedennf. 
suchungshaft  und  Stellungsbürgschaft,  wenn  sie  jemals  nicht  ^^oss^J^^^^ 
rechtlich,  sondern  auch  factisch  ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind,      dem 
wieder  aufgenommen  worden  •,  vielleicht  eben  im  Anschluss  an  jenes  ^^^*p**- 


^  Das  iudicio  circumvemre  des  aempronischen  Mordgesetzes,  über  welches 
im  vierten  Buch  bei  dem  Morde  gehandelt  ist,  schliesst  wahrscheinlich  ausser 
der  unter  Verletzung  des  Provocationsgesetzes  erfolgten  Hinrichtung  auch  die 
Untersuchungshaft  ein.  Dafür  spricht  theils  die  Formulirung  der  Anklage  wegen 
des  consularischen  Verfahrens  gegen  die  Qracchaner  (Livius  ep.  61:  L,  Opindus 
<iccu8atus  apud  populum ....  quod  indenmatos  cives  in  carcerem  conUcisset,  ad- 
sohUus  esfjy  theils  und  yor  aUem  Cicero  s  Aensserung  (in  Cat  4,  b\  dass  die  Ein* 
«perrung  der  Genossen  Catilinas,  wie  Caesar  sie  beantragte,  nicht  minder  gegen 
das  sempronische  Gesetz  Verstössen  haben  würde  wie  die  von  der  Senatsmi^jorität 
beschlossene  Hinrichtung. 

*  Das  juUsche  Gewaltgesetz  verbietet  dem  Magistrat  allgemein  den  römischen 
Bürger  zu  verhaften,  in  vinctda  duci  (Paulus  5,  26, 1),  womit  sowohl  die  Fesselung 
wie  die  Einsperrung  untersagt  ist  (S.  300  A.  3). 

'  Die  letzten  uns  bekannten  Fälle  der  Bürgschaftstellung  im  republikanischen 
Strafprozess  betreffen  Frauen:  Giftmischerinnen  im  J.  602/152  (Liv.  ep.  48)  und 
Ausländer:  Mordprozess  gegen  Bomilkar  im  J.  644/110,  welcher  fün&ig  Bürgen  stellt 
(Sallust  lug.  35> 

^  Bei  den  Behörden  der  Colonie  Philippi  protestirt  Paulus  (act  ap.  16) 
wie  gegen  die  Schläge,  so  auch  gegen  die  Fesselung  als  römischer  Bürger,  auf 
welche  Eigenschaft  er  freilich,  wie  die  Erzählung  lautet,  vorher  sich  nicht  berufen 
hat.  Pieser  Bericht  so  wie  der  folgende  gehören  zwar  nicht  zu  den  authentischen 
Stücken  (den  sogenannten  Wir-Berichten),  machen  aber  doch  als  etwa  aus  traiani- 
scher  Zeit  stammend  sachlich  vollen  Beweis. 

*  Nachdem  der  in  Jerusalem  den  Befehl  fuhrende  römische  Tribun  den  Paulus 
hat  binden  lassen  und  Befehl  giebt  ihn  zu  geissein,  beruft  dieser  sich  auf  sein 
römisches  Bürgerrecht  (act  apost  22,  29):  xal  6  /ijl/a^/oc  ^k  i<poßfid^  kniyvovi 
ort  *Ptofiiat6s  iariv  xal  Sri  a^tov  rjv  (ff(f£X(Uf.  Er  verhaftet  ihn  dann,  um  ihn 
gegen  die  Juden  zu  schützen. 

*  Cremeldet  wird  darüber  nichts.  Schon  bei  dem  Prozess  des  Libo  im  J.  16 
wird  das  Haus  des  Angeschuldigten  während  des  Prozesses  militärisch  besetzt 
(Tadtas  ann.  2,  31).    Es  ist  der  augustischen  Staatsordnung  angemessen,  dass  die 
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Gesetz  Caesars  selbst,  dessen  dem  Magistrat  das  Verhaftungsrecht 
bei  Ungehorsam  und  Unfug  belassende  Clausel*  durch  interpreta- 
torische  Dehnung  wohl  also  gehandhabt  werden  konnte.  Mit  der 
Verschickung  zum  Beispiel  der  wegen  Capitaldelicts  in  Unter- 
suchung gezogenen  römischen  Bürger  aus  Italien  und  den  Provinzen 
nach  der  Hauptstadt  war  die  effective  Durchführung  jener  Fest- 
setzung unvereinbar  *  und  dasselbe  gilt  von  der  factischen  Zurück- 
führung  der  Todesstrafe.  Vielleicht  hat  auch  die  über  den  Gesetzen 
stehende  Ausnahmegewalt  der  obersten  Gerichte  dabei  eingegriflFen ; 
indess  wir  wenigstens  vermögen  nicht  hiebei  eine  Verschiedenheit  in 
der  Competenz  der  verschiedenen  Strafbehörden  nachzuweisen  und 
es  erscheint  uns  vielmehr  das  Verhaftungsrecht  unter  dem  Principat 
als  allgemein  in  dem  Strafrecht  enthalten,  wahrscheinlich  in  dieser 
Epoche  selbst  dem  Quästionsleiter  wenigstens  unter  Umständen  zu- 
ständig ".  Die  Handhabung  ist  von  der  älteren  principiell  nicht  wesent- 
lich verschieden.  Gesetzlich  vorgeschrieben  ist  wohl  die  im  fünften 
Buch  behandelte  Executions-,  nicht  aber  die  Untersuchungshaft.  Der 
Strafrichter  kann  vielmehr  nach  seinem  Ermessen  bei  der  Ladung 
auf  einen  bestimmten  Termin  entweder  von  der  Haft  absehen*, 
was  selbst  bei  Capitalklagen  nicht  ausgeschlossen  ist  ^,  oder  Bürg- 

Untersuchungshaft  wiederhergesteUt  wurde  ohne  formale  AenderuDg  der  Gresetze  im 
Wege  der  Auslegung  und  der  Handhabung  derselben.  Aber  es  kann  auch  umgekehrt  die 
Möglichkeit  einer  aUgemeinen  Steigerung  des  Beamtenrechts  durch  Gresetss  nicht  ab- 
gewiesen werden.  YieUeicht  ist  es  nicht  zufällig,  dass  unsere  Belege  für  die  dem 
Wortlaut  entsprechende  Handhabung  des  julischen  Gesetzes  sich  nur  auf  Munidpal- 
beamte  und  Offiziere  erstrecken. 

^  Von  der  Verhaftung  wegen  Ungehorsams  und  Ungebühr  liegen  auch  aus  nach- 
gracchanischer  Zeit  zahlreiche  Beispiele  vor  (Cicero  de  1.  agr.  2,  37,  10.  ad  Att  2» 
24,  3.  Sueton  Caes.  20.  79.  Tib.  11.  Appian  2,  108.  Gellius  4,  10).  Die  Yon 
Yerres  in  seiner  sicilischen  Statthalterschaft  verhängte  Einsperrung  römischer  Bürger 
wird  yon  Cicero  wohl  getadelt  (Yerr.  5,  27.  55.  57),  aber  nidit  bezeichnet  als 
formelle  Gesetzverletzung.  Das  julische  Gesetz  nimmt  diese  Verhaftung  ausdrück- 
lich aus  (vgl.  S.  49  A.  2). 

"  Paulus  protestirt  weder  gegen  die  militärische  Einsperrung  und  Fesselung 
im  Prätorium  (act  ap.  23,  35.  24,  23.  27)  noch  gegen  die  Sendung  unter  Fesselung 
und  militärischer  Escortirung  nach  Rom  (act.  25,  27.   27,  1). 

'  Vorzugsweise  werden  freilich  die  Criminalfalle  in  der  Stadt  Rom,  bei  welchen 
Untersuchungshaft  angezeigt  war,  an  den  Stadtpräfecten  gegangen  sein. 

*  Ulpian  Dig.  48,  3,  1 :  de  custodia  reorum  proconsul  aestimare  solet,  utrum 
in  carcerem  recipienda  sit  persona  an  militi  tradenda  (vgl.  S.  317  A.  5)  f?el 
fideiussoribus  committenda  vel  etiam  sibi. 

^  Bei  Capitalklage  ist  späterhin  Verhaftung  die  Regel;  bei  Eunapins  (vita 
Inliani  p.  69  Boiss.)  lässt  der  Proconsul  von  Achaia  die  Angeklagten  vorftihren 
cinavtag  d^üfAioTag  tSaneg  rot/s  inl  (povip  xaTaxixluafiivove,     Aber  Belassung 
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Schaft  —  jetzt  nieht  mehr  als  vadimonmm  bezeichnet,  sondern  ala 
satisdatio  oder  fideiussio  —  fttr  das  Erscheinen  im  Termin  an- 
nehmen^, womit  vielleicht  Privathaft  verbunden  werden  konnte", 
oder  endlich  die  AbfQhrung  in  das  öffentliche  Gefängniss  anordnen ; 
auch  die  Modalitäten  sowohl  der  Bürgschaft  wie  der  Haft  werden 
von  ihm  nach  Ermessen  bestimmt.  Selbstverständlich  ist  dabei 
einerseits  die  Schwere  der  Anklage  zu  berücksichtigen,  anderer- 
seits die  Persönlichkeit  des  Angeklagten^.  Standespersonen ^  und 
Frauen  *  wird  grössere  Rücksicht  erwiesen ;  Unfreie  müssen  in  Unter- 
suchungshaft gehalten  werden,  wenn  der  Herr  nicht  die  Stellungs- 


aof  fireiem  Fasse  unter  Bürgschaftstellung  (Diodetian  Cod.  7,  62,  6,  8)  und  selbst 
ohne  diese  (Dig.  2,  11,  4,  1)  ist  auch  hier  nicht  ausgeschlossen. 

1  Dig.  48,  3,  8.  4.  tit  21,  8,  7.  Cod.  7,  62,  12.  8,  40,  26.  Libanius  negl 
Seafiuttov  2  p.  440  Reiske.  Die  Höhe  der  Bürgschaftsumme  ist  entweder  durch 
Landesgebrauch  fixirt,  oder  wird  bei  der  Annahme  der  Bürgschaft  yereinbart,  oder, 
wenn  beides  versagt,  nach  Yer&ll  der  Bürgschaft  vom  Strafrichter  festgesetzt.  Die 
ägyptische  von  einem  römischen  Veteranen  ausgestellte  Urkunde  (Berl.  griech.  ürk.  2 
n.  581) lautet  also:  (Name)  ofivuto  xov  i^^fiov^PtofiaCotv  oqxov  kxovaCtag  xal  av&a^4jws 
iyyväa&ai  ZtoxQarriy  (den  Sohn  eines  Römers)  fioviig  xaX  ifi(pav€(agy  ov  xal  na- 
QttUjriam  onoTi  ffav  dvJaCriTrJTa^'  fäv  dk  fitj  evQ^afxriTai]  .  .  .,  ifißißdaaj  rä  n^dg 
[avToJr  iTttCrifroviitJeva  (=  exequar  quae  (ib  eo  requirenturj  rj  fvoxog  [ettiv,  vgl. 
n.  649]  T^  ^[QxtpJ.  Zwei  andere  ungefähr  nach  demselben  Formular  abgefasste 
bei  Grenfell-Hunt  greek  papyri,  ser.  2,  n.  62.  79.  Etwas  anders  formulirt  be- 
gegnet die  gleiche  Stellungsbürgschaft  in  einer  Urkunde  vom  J.  846  (greek  pap. 
of  the  Br.  mus.  2  p.  277).  —  Bleibt  der  Verbürgte  im  Termin  aus ,  so  treffen  den 
Bürgen  ausser  der  Zahlung  der  Beträge  weitere  Nachtheile  nicht,  falls  er  nicht 
sein  Ausbieiben  gefördert  hat  (Dig.  48,  8,  4). 

'  Die  magistratische  Anordnung  der  Privathaft  (S.  805)  und  die  magistratische  Zu- 
lassung der  Stellungsbürgschaft  werden  wohl  praktisch  in  einander  geflossen  sein, 
insofern  einerseits  Nöthigung  zur  Uebemahme  der  Privathaft  nur  innerhalb  gewisser 
Grenzen  angenommen  werden  kann,  andrerseits  dem  Stellungsbürgen  gewisse 
Sicherheitsmassregeln  gegen  den  Verbürgten  nicht  wohl  verwehrt  werden  konnten. 
Bei  Sueton  (Vit.  2  vgl.  Tacitus  ann.  5,  8)  wird  die  von  einem  Bruder  übernommene 
Privathaft  als  Bürgschaftstellung  bezeichnet;  und  wenn  der  Stadtpräfect  Symmachus 
einen  verdächtigen  Zeugen  an  den  Bürgen  übergiebt  (ep.  10,  28,  10:  ut  Felix 
vadibus  .  .  .  traderetur)^  so  sieht  diese  Stellungsbürgschaft  der  Privathaft  zum 
Verwechseln  gleich. 

'  Ulpian  nach  den  S.  880  A.  4  angeführten  Worten:  hoc  autem  vd  pro  cri- 
minis  qtiod  ohiciiur  qualitate  vel  propter  honorem  aut  propter  ampUssimw 
facuUates  vel  pro  innocenHa  personae  vel  pro  dignitate  eius  qui  accusatur 
facere  soiet. 

*•  Kaiser  Julianus  (Cod.  Theod.  9,  2,  1)  hat,  wie  es  scheint,  die  Senatoren  ein 
f^  allemal  von  der  Untersuchungshaft  befreit,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Kaiser 
selbst  sich  zum  Senat  rechne.   Nach  einer  Verfügung  Zenos  (Cod.  12,  1,  17)  genügt 
im  Accosationsprozess  bei  Personen  der  ersten  Rangklasse  der  Stellungseid. 
»  Nov.  134  c.  7.    Vgl.  S.  804  A.  3. 
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.bürgschaft  übernimmt  ^  Dass  in  der  Spätzeit  im  Accusationsver- 
iahren  Bürgschaft  und  Haft  auf  den  Ankläger  erstreckt  werden*, 
ist  die  consequente  Folge  der  späteren  Gestaltung  des  Calumnien- 
Verfahrens,  insofern,  wie  in  dem  betreffenden  Abschnitt  gezeigt 
werden  wird,  jeder  Ankläger  einer  gleichartigen  Widerklage 
unterliegt. 
Edictai-  .  4.  Obwohl  die  Ladung  zu  den  Essentialien  des  Strafprozesses 
ladung.  g^i^QY^^  gQ  fassen  die  Römer  dies  doch  nicht  auf  von  der  Entgegen- 
nahme derselben  durch  den  geladenen  Angeschuldigten,  sondern 
vielmehr  von  der  Vornahme  durch  den  ladenden  Magistrat.  Fülr 
den  am  strengsten  formulirten  magistratisch- com itialen  Prozess 
reicht  es  aus,  wenn  an  dem  Entscheidungstag,  bevor  die  Bürger- 
schaft abstimmt,  vor  dem  Hause  des  nicht  nothwendig  anwesenden 
Angeschuldigten  das  Hornsignal  geblasen  wird  *.  Im  gewöhnlichen 
Verfahren  ist  die  Benachrichtigung  durch  Boten  oder  vermittelnde 
Stellen  wohl  vorherrschend ;  aber  rechtlich  genügt  auch  die  Ladung 
durch  öffentliche  Abrufung  oder  öflFentlichen  Aushang  Anwesenden 
wie  Abwesenden  gegenüber,  nur  dass,  wie  schon  bemerkt  ward,  im 
letzteren  Fall  die  Frist  in  hinreichender  Ausdehnung  bemessen 
sein  muss*.  Die  römische  Auffassung,  dass  jeder  die  bestehenden 
Ordnungen  kennen  muss  und  Unkenntniss  von  Rechtswegen  nicht 
schützt  (S.  92  fg.),  erstreckt  sich  auch  auf  dergleichen  Acte, 
selbstverständlich  unter  dem  Vorbehalt,  dass  der  Magistrat  im 
einzelnen  Fall  Ausnahmen  zulässt  und  Restitution  gewährt.  Unter 
dem  Principat,  als  die  Substituirung  der  edictalen  Ladung  anstatt 
der  persönlichen  in  das  Civilrecht  eingeführt  ward*^,  ist  die  dafür 


»  Dig.  48,  3,  2. 

«  Dig.  48,  2,  7,  1.  C.  Th.  9,  1,  19  =  lust  9,  2j  17.  Cod.  Inst  9,  1,  8. 
tit.  4,  6.    tit.  45,  1.  2. 

*  Der  comicen  muss  geschickt  werden  ad  privati  ianwim  (Varro  6,  90) 
und  blasen  ante  privati  kuiusce  (folgt  der  Name)  scelerosi  osHum  (Varro  6,  91). 
C.  Gracchus  (bei  Plutarch  3) :  nargiov  iariv  ^fiTv,  et  tx;  ^X^^  ^ucrp/  S'opatueffp 
fitj  vnaxnvu  {=^  non  respondet)^  tovtov  nQog  rag  &vQag  ^atd'sv  ll^ovra  aaXniyx- 
Trjv  avaxaUia^cti  r^  adlniyyi  xal  fitj  n^otcoov  i7H(f)^QHv  rfnjipov  ait^  Tovg 
Sixaatftg, 

^  Namentlich  das  Verfahren  im  Bacchanalienprozess  (S.  824  A.  8)  zeigt,  wie 
weit  die  Befügniss  der  Beamten  in  dieser  Hinsicht  ging. 

^  Während  das  öffentliche  Strafrecht  den  Prozess  gegen  den  Abwesenden 
principiell  zulässt,  ist  derselbe  bekanntlich  im  älteren  Givilprozess  ausgeschlossen, 
wie  dies  schon  die  griechische  Benennung  des  Gontumacialyerfahrens  eremodicium 
(ülpian  Dig.  4,  4,  7,  12.  46,  7,  13  pr.)  anzeigt  In  den  griechisch-hiteinischea 
Glossen  (2,  314  Götz)  wird  iQnfiodCxtov  mit  eremodicium  wiedergegeben. 
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aufkommende  Fonn  der  regelmässig  dreimaligen  Ladung  auch  auf 
den  Strafprozess  angewandt  worden  ^ 

5.  Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  die  Consequenz,  dass,  strafproze« 
wenn  die  Ladung  in  gesetzlicher  Weise  stattgefunden  hat,  einerlei  /i,*'*J^„^„ 
ob  dies  durch  Behändigung  derselben  oder  durch  öffentlichen  An- 
schlag geschehen  ist  und  ohne  Rücksicht  selbst  darauf,  ob  der 
Geladene  von  der  Ladung  rechtzeitig  Kenntniss  erhalten  hat  oder 
nicht,  der  öffentliche  Strafprozess  gegen  den  Abwesenden  seinen 
Lauf  nimmt.  Derselbe  kennt  lediglich  die  Ladung,  nicht  die 
Litisconstestation  des  Civilrechts.  Aber  in  der  praktischen  Durch- 
führung unterliegt  dies  Princip  wesentlichen  Beschränkungen. 
Bedenklich  und  gehässig  bleibt  das  Strafverfahren  immer,  wenn 
dabei  die  Vertheidigung  ausgeschlossen  oder  verkürzt  wird*,  selbst 
wenn  der  Vorgeladene  diesen  Ausschluss  verschuldet  hat  und  sogar 
dann,  wenn  er  auf  die  Vertheidigung  verzichtet.  Dieses  Bedenken 
steigert  sich  mit  der  Schwere  der  Strafe.  Bei  der  Todesstrafe  kommt 
weiter  hinzu ,  dass  es  zwar  nicht  rechtswidrig ,  aber  nicht  zweck- 
mässig ist  eine  Strafe  auszusprechen,  deren  Execution  nicht  ge- 
sichert ist.  Bei  Geldstrafen  ist  sie  es  immer,  da  diese  schliesslich 
auf  den  Goncurs  hinausläuft  und  dieser  von  dem  Gebüssten  nicht 
verhindert  werden  kann.  Auf  den  Tod  ^ird  also  der  Regel  nach 
nur  erkannt  worden  sein,  wenn  der  Angeklagte  sich  in  Unter- 
suchungshaft befindet  und  es  wird  sich  mit  daraus  erklären,  theils 
dass,  wenn  man  absieht  von  den  Prozessen,  welche  durch  das 
Exilium  des  Angeklagten  und  die  —  allerdings  ein  bedingtes  Todes- 
urtheil  einschliessende  —  Interdiction  ihr  Ende  fanden,  es  so  gut 


^  ülpian  (S.  386  A.  1)  fordert  für  das  ContumadalYerfahren  im  Strafprozess 
öftere  Ladung  {saepius  cidmoniti)  und  die  yerstümmelten  Worte  Papinians  Dig.  48, 
1,  10:  nee  per  tnduum  per  singulos  dies  ter  citixtus  reus  damnetur  vel  de  accu^ 
satoris  ahsentis  praesmte  reo  coUumnia  pronunUetii/r  bestätigen,  was  sich  eigentlich 
▼on  selbst  yersteht,  dass  in  demselben  die  Edictalladung  in  dieser  Weise  behandelt 
ward. 

'  Ovx  €(mv  ^d'og  *Pmfialo$g,  sagt  der  römische  Beamte  den  Juden  (act.  ap.  25, 
16),  /«r^/CscTi^a^  tt>va  avd^QoanoVf  ttoIv  rj  6  xarrjyoQovfievos  xaTa  nQoatonov  fx^i 
rovg  xartiyoQOvs  Tonov  t€  anoloylag  Xaßoi  m^l  toO  (yxXrifiajog.  Aehnliches 
&idet  sich  oft  Charakteristisch  ist  dafür  das  VerfiEÜiren  bei  dem  die  ausser- 
ordentlichen Quästionen  der  späteren  Zeit  anticipirenden  marcischen  Qesetz  vom 
J.  582/172  (Liv.  42,  22  Tgl.  S.  172  A.  2).  Als  der  davon  betroffene  Beamte  den 
Prosess  dadurch  zu  vereiteln  sucht,  dass  er  sich  nicht  stellt,  droht  ihm  der  Yolks- 
tribun  mit  einem  zweiten  Plebiscit:  ut  si  non  ante  idus  Nov.  in  urbem  Romam 
intraiaset,  de  absente  eo  C.  Ltcinius  stcUueret  ac  iuddcaret.  Ohne  besonderen 
Volksschluss  konnte  dies  also  nicht  geschehen. 
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wie  ganz  an  Belegen  fehlt  für  capitale  im  magistratisch-comitialen 
Prozess  gefällte  Urtheilssprüche  über  Abwesende*,  theils  dass  die 
capitale  Verurtheilung  selbst  eines  abwesenden  Provinzialen  in  der 
letzten  republikanischen  Zeit  als  ein  übler  Gebrauch  des  Amtsrechts 
bezeichnet  wird  *.  In  dem  suUanischen  Interdictionsprozess  ist  die 
Verurtheilung  des  Abwesenden  rechtlich  unentbehrlich,  da  bei 
dem  Ausbleiben  des  Angeklagten  kein  anderer  Weg  zur  Erledigung 
des  Prozesses  sich  darbietet  als  dieser  und  sie  ist  vielfach  vor- 
gekommen*. Aber  Anstoss  giebt  sie  unter  Umständen  auch  hier. 
Wenn  in  mehr  oder  minder  politischen  Prozessen,  wie  bei  den  An- 
klagen,  welche  an  die  catilinarische  Verschwörung*,   an  die  Er- 


^  Während  der  cinnanischen  Unruhen  wird  ein  Imperientrftger  von  einem 
YoUcstribon  Torgeladen  und,  da  er  sich  nicht  steUt,  ihm  das  Amt  genommen,  was 
Cicero  (de  domo  31,  83)  als  poena  kgitima  bezeichnet  Die  Beschaffenheit  des 
Prozesses  ist  unsicher;  vieUeicht  ging  er  auf  Perduellion  und  nahm  mit  dem  BCU^er- 
recht  folgeweise  das  Imperium.  Auch  die  bei  Dionysius  5,  13  erwähnten  Prozesse 
gegen  die  ausgetriebenen  Tarquiniergenossen,  ferner  die  suUanischen  und  die  trium- 
viralen  Proscriptionen  so  wie  das  consularisch- senatorische  Eriegsstandsgericht 
(S.  256)  bestätigen,  dass  das  Gapitalverfahren  gegen  den  Abwesenden,  mag  es  auch 
Tielleicht  als  gesetzlich  betrachtet  werden,  mindestens  exceptionell  ist 

«  Als  der  Statthalter  von  Sicilien  Yerres  (Cicero  Yerr.  2,  38—42.  c.  44,  109. 
4,  19,  41)  gegen  einen  in  Rom  yerweilenden  Provinzialen  einen  Capitalprozess 
annimmt  —  rechtlich  als  Cognition,  aber  in  accusatorischer  Form  —  und  den  An- 
geschuldigten mit  hinreichender  Frist  nach  Syrakus  vorladet,  der  Greladene  aber, 
offenbar  in  Eenntniss  der  Ladung,  im  Termin  ausbleibt  und  abwesend  verurtheilt 
wird,  vertheidigt  der  Magistrat  sich  damit:  recipi  nomen  absewHs  licet,  hoc  fieri 
in  provincia  nulla  lex  vetat  (a.  a.  0.  2,  42,  101),  was  Cicero  selbst  als  formeU 
zutreffend  hinstellt  Die  Provinzialen  richten  darauf  eine  Petition  an  den  Senat, 
ne  ahsmUs  hommes  in  provineüs  rei  fierewt  rerum  cojpitälium  (a.  a.  0.  2,  39,  95). 
Dies  Verfahren  zeigt  wie  die  Gehässigkeit  so  auch  die  rechtliche  Statthaftigkeit 
des  capitalen  Stra^rozesses  gegen  den  Abwesenden.  Vor  dem  Schluss,  welchen 
der  Advocat  nicht  ausspricht,  aber  nahe  legt,  dass  in  Rom  der  Capitalprozess 
gegen  die  Abwesenden  unstatthaft  sei,  wird  man  sich  zu  hftten  haben,  insbesondere 
weil  wirklich  capitale  Prozesse  damals  in  Rom  nicht  vorkamen.  Bei  dem  Ihter- 
dictionsverfahren,  wenn  man  dies  ein  capitales  nennen  will,  ist  die  Yerurtheüung 
des  Abwesenden  zweifeUos  zulässig. 

*  Dio  54,  3:  ivofÄod'^TTias  (Augustus)  fi^re  xqvipa  rag  xfj^tpovg  Iv  raic  i^r^ 
fAotg  SCxaig  ipiqBfS&at,  xaX  naaa^g  abxaXg  rov  i^&wofievov  aJUaxeaditu  Das  Letztere 
kann  im  Gesetz  nicht  gestanden  haben,  sondern  nur  dessen  Folge  gewesen  sein. 
Es  bezieht  sich  dies  auf  den  Prozess  gegen  die  Verschwörer  Fannius  Caepio  und 
Yarro  Murena,  welche  im  Mi^jestätsprozess  abwesend  verurtheilt  wurden  (i^itfiv 
4oe  xal  (p€v{6fjiivoi  ^Imaav),  Uae  Katastrophe  mag  dann  durch  den  Bannbmch 
herbeigeführt  worden  sein  (vgl.  Buch  5  Abschn.  2). 

*  Dio  87,  41. 
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mordung  des  Glodius  ^  und  besonders  an  die  des  Dictators  Caesar  ^ 
anknüpfen,  die  Angeklagten  auf  die  Vertheidigung  verzichten,  so 
wird  dies  immer  missbilligend  hervorgehoben ;  und  wenn  etwas  die 
mit  Becht  von  den  Römern  als  staatszerrüttend  betrachtete 
Bescission  recktskräftiger  Griminalurtheile  rechtfertigen  kann,  so 
ist  es  die  Ausfällung  derselben  über  abwesende  Angeklagte*. 

In    dem   veränderten  Strafsystem   der  Kaiserzeit,  nach   der  contma*- 
Wiederherstellung  der  Todesstrafe,  dem  Hinzutreten  der  Strafe  j^^gtüam 
des  Freiheitsverlusts  und  dem  Aufgehen  der  Interdiction  in  die  untwde« 
das    Bürgerrecht    aufhebende    Deportation    hat    das    criminelle  ^'^'*^^***^ 
Contumacialverfahren    positiv    und    negativ   präcisen    rechtlichen 
Ausdruck  erhalten.    Bei  jedem  Prozess,  welcher  zur  Aberkennung 
•des  Lebens,    der  Freiheit  oder  des  Bürgerrechts  führt,   soll  der 
Begel   nach   das  Urtheil   nicht  anders  gesprochen  werden  als  in 
Anwesenheit  des  Angeklagten*;  ist  er  abwesend,  wobei,  so  viel 
wir  wissen,  nur  auf  die  Thatsache,  nicht  auf  die  Ursache  der  Ab- 
wesenheit gesehen  wird,  so  wird  das  Verfahren  sistirt  und  es  tritt 
4ie  früher  bezeichnete  Bequisition  ein*.     Bei  geringeren   Straf- 


^  Asconius  in  Mil.  p.  54  55 :  mtUti  ,  ,  ,  et  praesentes  et  cum  citati  non  re- 
spondissent,  damnati  sunt. 

*  Sueton  Aug.  10:  Brutum  Casnumque  .  •  .  legibus  adgredi  reosque  caedi» 
<ib8entes  deferre  statuit.  Lir.  120.  Appian  b.  c.  8,  95.  Dass  ein  derartiges  Vor- 
gehen gegen  eine  Reihe  angesehener  Männer,  das  dem  Heroldsnif  auf  jede  Vor- 
ladung folgende  Schweigen  einen  tiefen  Eindruck  machen  musste,  den  die  späteren 
diesen  letzten  Republikanern  keineswegs  abgeneigten  Berichterstatter  wiedergeben, 
ist  begreiflich ,  auch  wenn  das  Verfahren  vollständig  legal  war. 

*  Wenn  Cicero  Phil.  2,  28,  56  bei  dem  ahaens  in  reos  reUUus  die  Restitution 
«Is  zulässig  bezeichnet,  so  bezieht  sich  dies  offenbar  auf  die  caesarische  im  Gegen- 
satz zu  der  weiter  gehenden  des  Antonius.  Caesar  hatte  dieselbe  (vgl.  besonders 
b.  c  8, 1)  angeknapft  an  die  nach  Clodius  Ermordung  grossentheils  über  Abwesende 
<A.  1)  gefällten  Strafnrtheile. 

^  Ulpianns  Dig.  48,  19,  5  pr.:  cibaentem  in  criminibus  damnari  non  debere 
Trcdanus  lulio  Frontoni  rescripait . . .  »'  quid  gravius  inrogandum  fuisset,  ptUa 
in  metdÜum  vel  capitis  poenam,  non  esse  absenUbus  inrogandam.  Paulus  5,  5,  8: 
in  causa  capitodi  absens  nemo  damnatur,  Marcianus  Dig.  48,  17,  1  pr.:  divi 
Severi  et  Antonini  Magni  rescriptum  est,  ne  quis  absens  puniatur ,  et  hoc  iure 
uUmur,  ne  absentes  damnentur,  neque  enim  inaudita  causa  quemquam  damnari 
aequitatis  ratio  poHtur, 

^  CaracaUa  Cod.  9,  40,  1:  cum  absenti  reo  gravia  crimina  intentantur^  senr 
tenüa  fesHnari  non  solet,  sed  adnotari,  ut  requirahtr,  non  utique  ad  poenam,  sed 
ut  potestas  ei  sit  purgandi  se,  si  potuerit.  Gordianus  Cod.  9,  2,  6:  absentem 
capitali  crimine  accusari  non  posse,  sed  requirendum  tantummodo  adnotari 
sölere,  si  desit,  vetus  iM  est. 


336  Zweites  Buch.    Die  Straf behörden. 

Sachen  bleibt  es  bei  der  Zulässigkeit  der  Verurtheilung  des  Ab- 
wesenden^. In  wie  weit  die  Gerichte  der  Kaiserzeit  diesen 
Directiven  gefolgt  sind,  muss  dahingestellt  bleiben*. 


^  Ulpian  Dig.  48,  19,  5  pr.  bestimmt  die  im  Allgemeinen  von  ihm  anerkannte 
Zulässigkeit  des  Gontumacialverfahrens  im  Strafprozess  (adversu^  cowtumaces,  qui 
neque  denuntiationibus  neque  edictis  prctesidum  obtemperassent ,  etiam  ahsmtes 
pronv/nüairi  oportet  aeevmdum  morem  privatorum  iudidorum)  in  folgender  Weise: 
melius  atatuetur  in  ahsentes  pecu/niarias  qmdem  poenas  vd  eas  gtute  exisU- 
mationem  contingunt  (vgl.  Buch  5  Abschn.  1),  si  saepius  admoniti  per  contu^ 
madam  desint,  statui  posse  et  usque  ad  relegationem  procedi, 

'  Der  rereinzelt  stehende  Erlass  Hadrians  (Dig.  48,  8,  4,  2)  hinsichtlich  der 
Castration:  qud  hoc  crimine  tenentur,  si  vuyn  ctdfuerint,  de  dbsentibus  quoquey 
tamqwvm  lege  Cornelia  teneantur,  prontmtiandum  esse  scheint  eine  vielleicht  durch 
die  besonderen  Umstände  des  Falles  veranlasste  Ausnahme  anzuordnen.  Aehnlich 
wird  verfügt  hinsichtlich  schwerer  Verbrechen  von  Subalternen  C.  Th.  9,  40, 
14  ==  lust  9,  47,  21  (vgl.  C.  Th.  11,  d9,  7).  —  Monstrositäten,  wie  sie  Plinius 
ep.  1,  11,  6,  Dio  76,  8,  Anmiian  29,  3,  6  berichten,  verdienen  kaum  Erwähnung. 
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Erster  Abschnitt 

Die  Formen  des  Stra^rozesses. 


Es  giebt  zwei  Grundformen  des  Prozesses,  das  Schiedsgericht  PnnnMU- 
und  die  Inquisition.  "*•  «"»*- 

Entweder  schreitet  der  Staat  bei  dem  Rechtsstreit  zweier 
Privaten  schiedsrichterlich  ein;  dies  Verfahren  fordert  Parteien 
xmd  nach  deren  Darlegung  entscheidet  das  Gericht,  sei  es  Amts-' 
oder  Geschwomengericht.  Anwendbar  ist  dies  Verfahren  auch 
auf  das  Delict,  obwohl  es  dem  ethischen  Charakter  desselben  nicht 
völlig  adäquat  ist  ^ ;  aber  da  dieser  Prozess  von  dem  nicht  delic tischen 
sich  nicht  wesentlich  unterscheidet,  kann  dessen  Entwickelung  im 
Strafrecht  nicht  gegeben  werden.  Ueberdies  ist  im  Strafrecht 
diese  Form  früh,  und  mehr  wohl  noch  praktisch  als  in  den  Rechts- 
büchem,  zurückgetreten  und  was  davon  namentlich  in  dem  Injurien- 
verfahren  sich  behauptet  hat,  bleibt  besser  dem  folgenden  Buch  vor- 
behalten. 

Oder  der  Staat  stellt  durch  eigene  Ermittelung  das  begangene 
Unrecht  fest  und  erkennt  die  Strafe.  Parteien  giebt  es  im  Rechts- 
sinn hier  nicht,  sondern  das  Gemeinwesen  durch  seinen  Vertreter 
und  der  Angeschuldigte  stehen  hier  sich  gegenüber.  Wie  dem 
Schiedsgericht  die  von  dem  Verletzten  angerufene  Staatshülfe, 
liegt  dem  öffentlichen,  zunächst  durch  die  Schädigung  des  Gemein- 
wesens hervorgerufenen,  Straf  prozess  die  Selbsthülfe  des  Gemein- 
wesens zu  Grunde  und  wie  jenes  Verfahren  auf  der  Billigkeit  und 


^  Das  Geständniss  zum  Beispiel  ist  ethisch  gefasst  nichts  als  ein  Beweismittel 
und  wird  im  öffentüchen  Prozess  als  solches  behandelt;  bei  dem  Privatdelict  steht 
wie  bei  der  PriTatobligation  der  confessus  dem  iudicatus  gleich. 

22  ♦ 
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der  Yermittelung  beruht,  so  dieses  auf  der  Nothwehr  und  der  bei 
dieser  unvermeidlichen  Willkür.  Es  ist  dieser  letztere  Strafprozess, 
der  hier  entwickelt  werden  soll;  bei  aller  Verschiedenheit  seiner 
Formen  kann  er  dem  Privatprozess  gegenüber  principielle  Einheit 
und  Geschlossenheit  in  Anspruch  nehmen. 

Der  öffentliche  Strafprozess  tritt  in  zwei  Formen   auf,   der 

älteren   und  ursprünglich  ausschliesslichen  der  Ermittelung,  der 

i  cognitio^,  und  der  jüngeren  der  Anschuldigung,  accusatio.    Wenn 

^  die  Ermittelung  bei  jedem  öffentlichen  Strafprozess  von  Staats- 

^  wegen  erfolgt,  so  liegt  sie  bei  der  Cognition  in  der  Hand  eines 

magistratischen  Gemeindevertreters,  bei  der  Accusation  in  der 
Hand  eines  Privaten,  welcher  diese  öffentliche  Function  freiwillig 
und  immer  ausschliesslich  für  den  einzelnen  Fall  übernimmt. 
cognitioDAi-  Wo  die  Cognition  in  reiner  Gestalt  auftritt,  wie  in  dem  ur- 
Torftbren.  gprüngüchen  magistratischen  Strafprozess  und  in  dessen  Wieder- 
au&ahme  durch  den  Kaiser  und  dessen  Delegatare,  nicht  minder 
in  dem  unter  dem  Principat  neben  der  Accusation  herlaufenden 
sogenannten  ausserordentlichen  Verfahren,  entzieht  sie  sich  jeder 
wissenschaftlichen  Darstellung.  Ihr  Wesen  ist  die  legalisirte 
Formlosigkeit.  Es  giebt  rechtlich  keine  feste  Form  weder  für  die 
Eröffnung  des  Prozesses ,  noch  streng  genommen  für  dessen  Be- 
endigung. Der  Magistrat  kann  den  Strafprozess  jederzeit  fallen 
lassen,  aber  auch  jederzeit  erneuem ;  eine  schlechthin  wirksame,  die 
Wiederaufnahme  derselben  Untersuchung  ausschliessende  Frei- 
sprechung ist  mit  dem  Wesen  der  Cognition  unvereinbar.  Das  aus 
dem  späteren  Strafprozess  verschwundene  Verhör  des  Angeschuldigten 
muss  ursprünglich  den  Mittelpunkt  des  Strafprozesses  gebildet 
haben,  da  kein  Gefragter  dem  Magistrat  die  Antwort  verweigern 
darf.  Denuntiationen ,  das  heisst  anticipirte  Zeugenaussagen  ^t- 
gegenzunehmen  ist  dem  Imperienträger  in  jeder  Weise  gestattet' 


^  Die  ursprüDgliche  technische  BezeichnaDg  der  magistratischen  Inquisition 
ist  quaestio  (S.  147);  indess  ist  das  Wort  späterhin  im  Gebranch  verschoben  and 
auf  die  Accusation  übergegangen,  wesshalb  es  hier  vermieden  wird.  Cognitio  be- 
zeichnet in  der  späteren  Rechtsprache  eigentlich  die  magistratische  Entscheidung 
eines  civil  en  oder  crimineUen  Rechtshandels  ohne  formales  Elagverfiihren,  also 
ebenso  den  Fideicommissprozess  des  Privatrechts  wie  das  CriminalverüUiren  ohne 
Accusation;  in  dem  letzteren  Sinn  wird  es  hier  verwendet 

*  Ein  von  dem  Herrn  gemisshandelter  Schuldknecht  klagt  —  schwerlich  mit 
formaler  Berechtigung  —  bei  den  Consuln  (querellam  ad  con^ües  dehdit\  die  den 
Herrn  verhaften  lassen  (Val.  Max.  6,  1,  9). 
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uBd  ebenso  können  ihm  in  dem  Recht  Zeugen  zu  laden  und  zh 
^eTnehmen  nicht,  wie  späterhin  dem  Ankläger,  Schranken  gezogen 
gewesen  sein.  Die  Vertheidigung  reicht  so  weit,  wie  der  inquirirende 
Magistrat  sie  zuzulassen  für  gut  findet;  wenn  nicht  bloss  das 
Bechtsgefühl,  sondern  auch  das  Herkommen  es  verbietet  dem  An- 
geschuldigten das  Gehör  zu  versagen,  so  ist  die  Ablehnung  der 
Vertheidigung  durch  dritte  Personen  in  diesem  aus  dem  Eriegs- 
recht  hervorgegangenen  Verfahren  ohne  Zweifel  angesehen  worden 
als  zulässig  und  unter  Umständen  als  geboten.  Die  durch  Her- 
kommen oder  Gesetz  der  Staatsgewalt  gesetzten  Schranken,  die  Un- 
zulässigkeit der  KörperverstOmmelung,  die  Beschränkung  der  Folter 
auf  den  Unfreien  hat  der  Magistrat  allerdings  einzuhalten;  aber 
was  sonst  von  Verhaltungsregeln  als  allgemein  massgebend  auf- 
tritt, die  Regeln,  dass  die  Anzeige,  bei  welcher  der  Urheber 
seinen  Namen  verschweigt,  nicht  berücksichtigt  werden  soll  ^ ;  dass 
die  Aussage  des  Sclaven  gegen  den  eigenen  Herrn  unbeachtet 
bleibt^;  dass  auch  sonst  dem  Unfreien  nicht  anders  Glauben  ge- 
schenkt wird  als  wenn  er  unter  Anstellung  der  pefnlichen  Frage 
aussagt*,  sind  nicht  eigentlich  positive  Normen,  sondern  durch  den 
gesunden  Mensehenverstand  oder  durch  die  Lebensverhältnisse  an 
die  Hand  gegebene  Directiven,  welche  darum  auch  niemals  aus- 
nahmslos Anwendung  gefunden  haben  werden^. 

Dass  in  seiner  ältesten  Gestalt  dieses  öfifentliche  Strafrecht  oder,  sntwicke- 
wie  es  auch  genannt  werden  kann,  die  ursprüngliche  magistratische  ^^^g^ 
Coercition  den  Einzelnen  der  magistratischen  Willkür  unbeschränkt  verfkhreas. 
preisgiebt,  leuchtet  ein,  und  wie  die  gesammte  innere  Entwickelung 
des  römischen  Gemeinwesens  auf  die  Fesselung  des  Imperium  durch 
das  Gesetz  hinausläuft ,  so  hat  sie  ihren  ältesten  Ausdruck  ge- 
funden in  der  Bindung  der  Strafgewalt  dem  Bürger  gegenüber 


^  Traianos  ad  Plin.  98:  sine  auebore  propositi  UbeUi  pnj  nüüo  crimine  loeum 
habere  debent;  nam  est  pe8simi  eaempli  nee  noairi  saecuU  res  est.  Dem  anonymeQ 
Pasquill  i}ibeüUB  famostM)  wird  nicht  bloss  keine  Folge  gegeben,  sondern  es  wird, 
wie  im  folgenden  Buch  bei  den  Iqjurien  entwickelt  ist,  im  Wege  der  Inquisition 
gegen  den  Urheber  eingeschritten. 

*  Dies  ist  ansgefllhrt  im  Abschnitt  von  den  Beweismitteln. 
'  Dies  ist  ebendaselbst  ansgef&hrt 

*  Auf  die  Anzeige  der  Haussclaven  hin  von  der  Misshandlung  karthagischer 
Kriegsge£angener  im  Hause  des  Kegulus  drohen  die  Yolkstribune  dem  Schuldigen 
mit  einem  Capitalprozess  (Diodor  p.  566).  Kennten  wir  den  Mordprozess  der  älteren 
Epoche  auch  nur  einigermassen,  so  wQrden  ähnliche  Vorgänge  darin  zahlreich 
b^egnen. 


f 
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durch  die  Umwandlung  zun&chst  des  (kapitalen  öffentlichen  Straf- 
prozesses in  den  magistratisch-comitialen.  Keineswegs  aber  wurde 
das  Princip  der  Cognition ,  die  Ueberweisung  des  Ermittelung- 
Verfahrens  lediglich  an  den  Magistrat  damit  aufgegeben ,  auch 
dessen  Competenz  nicht  gera^eizu  beschränkt,  sondern  nur  dem 
Bürger  gegen  das  magistratische  Urtheil  die  Berufung  an  die  Bürger- 
schaft mit  Suspensivkraft  gestattet  und  dieser  anheimgestellt  den 
Spruch  aufzuheben.  Dabei  war  für  die  Entwickelung  des  Straf- 
prozesses von  eingreifender  Wichtigkeit,  dass,  um  den  Bürgern  die 
Entscheidung  möglich  zu  machen,  nicht  bloss  der  Spruch,  sondern 
auch  dessen  Gründe,  die  S.chuldbeweise  ihnen  vorgeführt  werden 
mussten  und  also  neben  und  nach  der  formlosen  magistratischen 
Inquisition  ein  Vorverfahren  eintrat,  die  anquisitio^  mit  fester  Ladung, 
mit  bestimmten  Terminen,  mit  einer  neben  der  Selbstvertheidigung 
auch  der  Vertheidigung  durch  Dritte  Raum  gebenden  Ordnimg 
(S.  164  fg.).  Wenn  in  dem  rein  magistratischen  Strafprozess  der 
Magistrat  als  Strafrichter  erscheint,  so  nimmt  er  bei  der  Anquisition 
wesentlich  dife  Stellung  des  Staatsanwalts  ein.  Das  Wenige,  was 
die  unzulänglichen  Berichte  über  diese  erkennen  lassen,  ist  bereits 
auseinander  gesetzt  worden.  Es  kanil^einem  Zweifel  unterliegen, 
dass,  so  weit  das  römische  Recht  überhaupt  einen  formalen  Straf- 
prozess gestaltet  hat,  zu  diesem  in  der  Anquisition  der  Grund 
gelögt  worden  ist. 
v^agen  Der  Anlage  nach  kann  dem  republikanischen  Untersuchungs- 

ae«  uteren  verfahren  der  höchste  Nachdruck  gegeben  werden ,  und  der  ein- 
Terfahrens.  gehende  BeHcht  über  den  Bacchanalienprozess  (S.  152  A.  1)  be- 
weist, in  welchem  Umfang  und  in  wie  scharfen  Formen  die  republika- 
nische Inquisition  ihres  Amtes  hat  walten  können.  Bei  den  früheren 
engeren  Verhältnissen  und  der  die  einzelnen  Beamten  dauernd 
stützenden  Stellung  des  Senats  wird  auch  das  Imperium  wohl  trotz 
seiner  Annuität  in  der  Lage  gewesen  sein,  den  städtischen  Frieden 
wirksam  aufrecht  zu  halten.  Indess  ist  die  Unzulänglichkeit  des 
älteren  öffentlichen  Strafprozesses  schon  darin  gegeben,  dass,  so 
^eit  er  die  magistratische  Willkür  einschränkte,  er  mit  ver- 
schwindenden Ausnahmen  nur  den  Bürger  und  nur  den  Mann  und 
auch  diesen  nur  in  der  Stadt  Rom  schützte.  Vor  allen  Dingen  aber 
—  denn  Frauen  und  Nichtbürger  kamen  in  der  politischen  Ent- 
wickelung Roms  nicht  wesentlich  in  Betracht  — -  versagten  die  für 
das  öffentliche  Strafrecht  bestimmten  Magistrate  den  gemeinen  Ver- 
brechen gegenüber  ihren  Dienst,  während  der  politische  Prozess 
in  den  Händen  der  Volkstribune  sich  zu  einem  zwar  für  beide 
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Parteien  brauchbaren  und  oft  benutzten,  aber  doch  vorzugsweise 
in  der  Hand  der  Demokratie  liegenden  Hebel  entwickelt  hatte.  Es 
hat  dies  im  letzten  Jahrhundert  der  Bepublik  zu  einer  radikalen 
ümgestaltimg  des  öffentlichen  Strafprozesses  geführt,  zu  dem  schon 
im  Eingang  bezeichneten  System  der  Accusation. 

Die  Auffassung  der  strafrechtlichen  Accusation  als  Ueber- Aufkommen 
tragung  der  privatrechtlichen  Prozessform,  des  Schiedsgerichts ^^^^^JJ^.^^^ 
zwischen  dem  Kläger  und  dem  Beklagten,  auf  das  öffentliche  Straf-  piommm. 
verfahren  ist  für  die  Anfänge  der  neuen  Ordnung  in  jeder  Weise 
zutreffend^  und  auch  für  das  entwickelte  System  formell  in  zahl- 
reichen und  wichtigen  Fragen  massgebend,  wie  dies  weiterhin 
dargelejgt  werden  wird.  Aber  principiell  hält  das  Accusationssystem 
vielmehr  fest  an  dem  Princip  des  öffentlichen  Strafrechts,  dass  der 
Staat  die  Ermittelung  ebenso  selber  bewirkt  wie  die  UrtheilsfäUung. 
Dagegen  geschieht  ein  weiterer  Schritt  in  der  Einschränkung  der 
magistratischen  Bechte:  das  Ermittelungverfahren  wird  ein  für 
allemal  dem  Beamten  genommen  und  auf  einen  nicht  magistratischen 
Vertreter  des  Gemeinwesens  übertragen.  Die  UrtheflsfäUung  bleibt 
dem  Magistrat,  ma^  derselbe  sie  ausüben  als  Vorsitzender  eines 
CoUegiums,  wie  dies  bei  dÄU  hauptstädtischen  Geschwornenverfahren 
und  dem  consularisch-senatorischen  Prozess  der  Fall  ist,  oder  per- 
sönlich mit  Zuziehung  eines  berathenden  Gonsilium  die  Schuldfrage 
entscheiden,  welche  Form  in  dem  Strafprozess  der  Kaiserzeit  vor- 
herrscht. Darauf,  dass  bei  diesem  Verfahren  die  Anklägerrolle 
nicht  einem  Magistrat  zugetheilt  wird,  wie  bei  dem  Fiscalprozess 
der  Eaiserzeit  dem  advocatus  fisci  und  dem  Staatsanwalt  nach  dem 
heutigen  Gebrauch,  hat  ohne  Zweifel  es  bestimmend  eingewirkt, 
dass  der  Magistrat  wohl  durch  einen  Spruch  der  Comitien,  aber 
nicht  durch  einen  Geschwomenspruch  rectificirt  werden  durfte  und 
dass  das  neue  Accusationssystem  in  den  Formen  des  Geschwomen- 
gerichts  ins  Leben  getreten  ist.  Daher  ist  an  die  Stelle  des  Vor- 
verfahrens bei  der  Anquisition  die  Klageführung  nach  dem  Muster 
des  Privatprozesses  gesetzt  worden. 

Wenn  die  Cognition  wegen  ihrer  Formlosigkeit  und  die  Anqui-  !>•■  ^^«»«»p 
sition   wegen   der  mangelhaften  Ueberlieferung   in  unserer  Dar-  AcowatioM- 
stellung  nur  beiläufig  Berücksichtigung  finden  können,  so  ist  es  ptommw. 
der  Accusationsprozess ,   dessen  zusammenfassende  Darstellung  in 


^  Es  ist  schon  daran  erinnert  worden  (S.  202  A.  IX  dass  der  Repetondenprozess, 
Ton  dem  das  QoftstionsYer&hren  ausgegangen  ist,  orsprünglich  nichts  ist  als  eine 
conäicUo  indebiti  und  auch  später  von  dieser  Auffassung  sich  nicht  vöUig  entfernt  hat 


I 
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diesem  dritten  Buch  des  Strafrechts  versucht  werden  soll.  Aller- 
dings tritt  er  legislatorisch  auf  als  eine  Anzahl  von  Special- 
ordnungen für  verschiedene  nach  den  Delicten  gegliederte  prätorische 
Geschwomenhöfe  (S.  203);  aber  das  Princip  der  Ahndung  des 
geschädigten  Gemeinrechts  durch  einen  freiwilligen  Vertreter  ^  und 
nach  einem  dem  Privatprozess  gegenüber  gesteigerten  Prozess- 
verfahren' ist  allen  diesen  Specialordnungen  gemeinschaftlich  und 
das  caesarische  Doppelgesetz  über  die  iudicia  ptiblica  imd  die 
mdiciaprivata  berechtigt  auch  systematisch  zu  der  Annahme  einer 
von  der  privatrechtlichen  verschiedenen  und  einheitlich  geschlossenen 
Strafprozessordnung  •. 

Dem  öffentlichen  Strafverfahren  der  späteren  Zeit  giebt  die 
Anlehnung  an  das  bei  der  Ordnung  desselben  längst  abgeschlossene 
Privatverfahren  die  feste  Gestalt.  Sie  zeigt  sich  vor  allem  in  der 
Scheidung  und  der  Fixirung  der  delictischen  Kategorien.  In  dem 
älteren  Verfahren  hat  es  dafür  nur  Ansätze  geben  können ;  es  wird 
ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  im  magistratischen  wie  im 
magistratisch-comitialen  Prozess  verschiedenartige  Delicto  zu  einem 
Strafverfahren  vereinigt  werden  konnten  (S.  204)  und  sehr  wahr- 
scheinlich sind  auch  im  Accusationsprozefis  die  rechtliche  Zusammen- 
fassung von  Mord,  Strassenraub  und  Brandstiftung,  so  wie  die 
aller  formalen  Abgrenzung  spottende  Behandlung  der  Perduellion 
Nachwirkungen  dieses  dem  älteren  Strafverfahren  anhaftenden 
radicalen  Mangels.  In  prozessualischer  Hinsicht  musste  die  Klag- 
erhebung nothwendig  im  Anschluss  an  die  Litiscontestation  des 
Civilrechts  sich  schärfer  fixiren,  andrerseits  aber  dem  die  Ge- 
meinde vertretenden  Kläger,  wie  dies  namentlich  bei  der  Zeugea- 
ladung  zu  Tage  tritt,  eine  über  die  des  Klägers  im  Privatprozess 
hinausgehende,  aber  der  des  Magistrats  im  öffentlichen  Straf- 
prozess  nachstehende  Befugniss  für  die  Herbeischaffung  der  Beweise 


^  Wo  lediglich  der  Geschädigte  klagberechtigt  ist,  ist  der  öffentliche  Straf- 
prozess  principiell  ausgeschlossen.  Auch  dabei  können  ausnahmsweise  die  Formen 
des  iudicium  publicum  zur  Anwendung  kommen,  wie  bei  der  schweren  Iiyurien- 
klage;  aber  es  bleibt  dies  ein  Judicium privaitum  (S.  193  A.  1).  Bei  der  Bepetanden- 
klage  tritt  der  Geschädigte  so  entschieden  gegen  den  Vertreter  zorQck,  dass,  van 
den  Anfängen  abgesehen,  für  sie  die  gleiche  Auf&ssung  nicht  zutrifft  (a.  a.  0.). 

*  Hierin  liegt  die  Verschiedenheit  des  iudicium  publicum  und  der  acUo 
poptUaris, 

*  Eine  zusammenhängende  Darstellung  dieser  Prosessordnung,  wie  sie  für  das 
Pri?atrecht  Gains  viertes  Buch  giebt,  ist  uns  nicht  erhalten;  die  Ansätze  daza  im 
ffknfiten  Buch  you  Paulus  sententiae  und  im  48.  der  Digesten  reichen  nicht  weit. 


Erster  Abschnitt    Die  Fonnen  des  Strafprozesses.  345 

eingeräumt  werden.  Wenn  den  Magistrat  bei  Missbrauch  seiner 
Straf gewalt  höchstenfalls  die  Gassation  seines  Urtheils  traf,  so 
wurde  nach  der  neuen  Strafordnung  der  Kläger  für  den  Miss- 
brauch des  Elagerechts  ebenso  gestraft,  wie  dies  bei  der  calumniösen 
Privatklage  längst  geschah;  und  bald  wurde  es  auch  nothwendig, 
was  bei  dem  Magistrat  niemals  geschehen  war,  dem  obsiegenden 
Kläger  für  den  dem  Gemeinwesen  ohne  Amtspflicht  geleisteten 
Dienst  gesetzliche  Belohnungen  in  Aussicht  zu  stellen. 

Wenn  es  unserer  an  die  regulirte  Staatsmaschinerie  gewöhnten  Freiwuiig- 
Auffassung  zuwiderläuft,  dass  das  Einschreiten  des  Staats  bei  dem  *ki!JI*' 
öffentlichen  Delict  von  der  freiwilligen  Meldung  der  Privaten  zur  erhebang. 
üebemahme  des  schweren  und  gehässigen  Geschäfts  der  Staats- 
anwaltschaft abhängig  gemacht  wird,  so  wird  dennoch,  wer 
die  Verhältnisse  der  sinkenden  Bepublik  erwägt,  hierin  eher  eine 
Steigerung  als  ein  Sinken  der  staatsrechtlichen  Bepression  der 
Delicte  erkennen.  Freilich  waren  die  Imperienträger  und  ihre 
Gehülfen  zur  Ahndung  der  in  ihre  Gompetenz  fallenden  Delicte 
nicht  bloss  befugt,  sondern  auch  von  Amts  wegen  verpflichtet; 
aber  diese  Pflicht  unterlag  keiner  anderen  Gontrole  als  derjenigen 
ihres  Gewissens ;  und  als  die  neue  Strafordnimg  ins  Leben  trat,  war 
allem  Anschein  nach  dies  Einschreiten  thatsächlich  Ausnahme,  zu 
welcher  wohl  bei  Bandenverbrechen  oder  sonstigen  handgreiflichen 
Gefährdungen  der  öffentlichen  Ordnung  gegriffen  ward,  deren 
Unterlassung  aber  ebenso  gewöhnlich  war  wie  rechtlich  straflos 
und  auch  nach  der  ganzen  Anlage  des  römischen  Gemeinwesens 
nicht  füglich  unter  Strafe  gestellt  werden  konnte.  Als  dagegen 
die  jedem  freigegebene  Erhebung  der  Strafklage  vor  allem  die 
in  irgend  einer  Weise  durch  das  Delict  persönlich  Verletzten, 
weiter  insbesondere  die  strebende  Jugend  der  höheren  Stände  zu 
dem  Anklagegeschäft  aufrief,  als  der  Quästionsprätor  die  bei  ihm 
angebrachte  Strafklage  unzweifelhaft  ohne  Bechtsgrund  ebenso 
wenig  ablehnen  konnte  wie  der  Stadtprätor  die  Privatklage  —  wenn  . 
nicht  durch  die  ausdrückliche  Erklärung  im  Edict,  wie  sie  wahr- 
scheinlich auch  jener  abgab  (S.  205  A.  1),  ist  er  durch  die  blosse  Ueber- 
nahme  des  Amts  bei  dem  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen zur  Annahme  verpflichtet  — ,  wurde  die  strafrecht- 
liche Action  wahrscheinlich  auf  diesem  Wege  gesteigert,  allerdings 
auch  die  Privatrache  und  die  Schikane  entfesselt,  wie  denn  staat- 
liche Uebel  nicht  leicht  anders  als  durch  andere  Uebel  bekämpft 
werden  können.  Die  schlimmen  Folgen  des  Systems  blieben  selbst- 
verständlich nicht  aus.    Es  ist  im  vorigen  Buch  (S.  299  A.  1)  des 
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Falles  aus  der  sullanischen  Zeit  gedacht  worden,  dass  ein  vor  die 
Sicherheitsbeamten  geführter  und  geständiger  Mörder  nicht  weiter 
verfolgt  wird ,  weil  der  Beamte  der  Sache  keine  Folge  giebt  und 
auch  sonst  niemand  sie  aufnimmt;  dies  wird  wohl  gemissbilligt^ 
aber  so  viel  wir  sehen,  giebt  es  in  republikanischer  Zeit  eine 
Abhülfe  dagegen  nicht.  Die  Regel  steht  fest:  es  soll  das  öffent- 
li(;he  Strafverfahren  seit  der  Gracchenzeit  ^  ebenso  wie  der  Civil- 
prozess  in  der  Form  der  Accusation  sich  vollziehen^  und  auf  die 
Entgegennahme  dieser  Klagen  beschränkt  sich  die  gesetzliche 
Verpflichtung  der  rechtsprechenden  Beamten. 
Die  Unter  dem  Principat  werden  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Zügel 

^^d^°  des  Regiments  straffer  angezogen.  Formell  freilich  wird  daran 
Prindpftt.  festgehalten,  dass  der  ordentliche  Strafprozess  den  freiwilligen 
Ankläger  fordert";  aber  der  Sache  nach  macht  jetzt  wiederum 
und  in  immer  steigendem  Umfang  die  ausschliesslich  magi- 
stpatische  Function  im  Strafverfahren  sich  geltend.  Das  Recht  des 
magistratischen  Strafrichters  geht  in  dieser  Hinsicht  weiter  als 
seine  Pflicht.  Die  erhobene  Anklage  muss  er  annehmen ;  aber  nach 
discretionärem  Ermessen,  dessen  Grenzen  allerdings  der  gesetzlichen 
Fixirung  sich  entziehen,  kann  er,  wie  im  Civilrecht,  wo  die  Ge- 
setze eine  Klage  nicht  gewähren,  im  Wege  der  magistratischen 


^  Dass  im  letzten  Jahrhundert  der  Bepublik  der  ältere  Strafprozess  wenigstens 
für  Perduellion  wenn  auch  wenig  in  üebung,  noch  formell  bestand  and  dass  der 
private  Delictprozess  stets  neben  dem  öffentlichen  functionirte,  braucht  kaum  er- 
wähnt zu  werden. 

'  Cicero  pro  Sex.  Roscio  20,  56:  nocens,  nisi  accusatus  fuerit,  candemnari 
non  polest.  Dem  Kaiser  Marcus  fälschlich  beigelegter  Brief  (vita  Cassii  2) :  non  pos* 
9wnu8  reum  facere,  quem  nullit  accusat.  Vor  allem  gilt  dies  von  der  Spätzeit 
Gonstantins  Edict  vom  Jahre  314  oder  819  über  das  Strafrerfahren  (Bnms  fontes^ 
p.  249;  theilweise  cod  Theod.  9,  5,  1  »=  lust  9,  8,  3)  schärft  ein,  dass  der  An- 
kläger unter  strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  zuzulassen,  die  Denuntiation  aber  — 
hier  als  delatio  bezeichnet  —  abzuweisen  und  sogar  zu  bestrafen  sei.  Ebenso 
entschieden  fordert  die  Accusation  der  Erlass  des  Honorius  cod.  Theod.  9,  1, 
19  =  lust.  9,  2,  17  tmd  bezeichnet  Ammian  (14,  1,  5.  c  9,  6)  das  StrafverflEdiren 
ohne  Anklage  als  Missbrauch  der  Regiemngsgewalt.  Lactantius  de  mort.  persec.  40: 
rapitmti4/r  mulieres  non  ad  iudicitMn,  sed  ad  laJtTOcinium;  nee  enim  quisqwxm 
accusator  extabat.  Ambrosius  (epist  1,  5)  macht  es  dem  Bischof  Syagrins  yon 
Verona  zum  schweren  Vorwurf,  dass  er  die  Anschuldigung  einer  Nonne  w^en 
ünkeuschheit  ohne  den  delutionis  nexus  zugelassen  habe:  sileges publicas  xnterro^ 
gamus,  accusaiionem  exigunt  —  üntersagung  auch  der  Accusation,  wie  sie  ftkr 
gewisse  Kategorien  des  Majestätsverbrechens  zeitweise  ausgesprochen  worden  ist 
(Dio  68,  1),  ist  nur  ein  anderer  Ausdruck  ftür  die  Suspension  der  Strafgesetze  selbst. 

'  Die  Belege  daf&r  sind  in  A.  2  zusammengestellt. 
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Inquisition  den  Ansprach  erledigen ;  so  vor  allem  im  Strafverfahren, 
wo  die  Gesetze  die  Privatklage  oder  auch  gar  keine  Klage  an- 
ordnen, ebenfalls  nach  angestellter  Inquisition  auf  öffentliche  Strafe 
erkennen.  Hierauf  beruht  das  ausserordentliche  Strafverfahren 
unserer  Bechtsquellen  oder  die  strafrechtliche  Cognition;  ihr  Kri- 
terium ist  im  Gegensatz  zu  der  gesetzlichen  Nothwendigkeit  der 
Annahme  der  Klage  die  Befugniss  des  Magistrats  ohne  formelle 
Accusation  ein  Strafverfahren  durchzuführen,  namentlich  dem  De- 
nuntianten  die  begehrte  Rechtshülfe,  obwohl  gesetzlich  nicht  vor- 
geschrieben, dennoch  zu  gewähren  ^ ;  auch,  wenn  der  zur  Civilklage 
Berechtigte  öffentliche  Bestrafung  verlangt,  ihn  entweder  auf 
jenen  Rechtsweg  zu  verweisen*  oder  ihn  zur  criminellen  Accusa- 
tion zuzulassen '.  Diese  ihrem  Ursprung  und  ihrer  Benennung 
nach  ausserordentliche  Rechtshülfe  ist  in  ihrer  Entwickelung  in 
weitem  Umfang  zur  ordentlichen  geworden  und  es  ist  unter  dem 
Principat,  unter  der  Einwirkung  einerseits  des  Stockens  der  Gesetz- 
gebung (S.  130),  andrerseits  der  Präjudicate  der  Behörden  und 
der  kaiserlichen  Specialrescripte,  bei  zahlreichen  DelictfÄllen  die 
Gewährung  der  rascher  und  schärfer  eingreifenden  Cognition  nicht 
viel  weniger  Amtspflicht  wie  die  Zulassung  der  Accusation. 

Neben   der   formalen  Allgemeinheit  der   Accusation   umfasst  cogniüonB- 
die  strafrechtliche  Cognition  ein  weites  und  immer  mehr  sich  aus-    ^Jj^ 
dehnendes  Gebiet^.    Die  Prozesse  vor  Consuln  und  Senat  gehören  stitfrwdit«. 


^  Charakteristisch  dafür  ist  die  Behandlung  der  Calumnia  bei  der  Accusation 
und  bei  der  Cognition.  Den  calunmiösen  Ankläger  muss  der  Strafrichter  in  be- 
stimmter Weise  bestrafen,  den  calumniösen  Denuntianten  kann  er  bestrafen,  wenn 
es  ihm  beliebt  nnd  wie  es  ihm  beliebt  ülpian  Dig.  47,  2,  93:  visum  est  temeritaieni 
(igenUuin  etiam  extrcurrdinaria  animadversione  (Tgl.  47,  15,  1)  coercendam, 

*  Dies  heisst  aci  ius  ordinahum  remitUre  (Dig.  47,  17,  2),  ad  fom/m  rf- 
mittere  (Coli.  7,  4,  1.  11,  4,  1.  c  6,  1.  12,  6,  1),  ad  examinationem  civilem  re- 
mittere  (Dig.  47,  14,  1,  4).  Die  Ablehnung  der  magistratischen  Cognition,  des  Yer- 
fiiüirens  extra  ordinem  (Coli.  7,  4,  1)  führt  indess  nicht  nothwendig  zur  Civilklage, 
sondern  lässt  Accusation  zu  (A.  3).  Man  verschiebt  den  scharfen  Gegensatz 
zwischen  der  Parteienklage  und  der  Inquisition,  wenn  man  den  Gegensatz  stellt 
auf  Civilklage  und  magistratische  Inquisition. 

*  Die  Zulassung  der  Accusation  bei  dem  Erbschaftsdiebstahl  (Dig.  47,  11,  3), 
dem  Abigeat  (C.  Th.  2 ,  1 ,  8,  1  =  lust  9,  37,  1),  dem  gewöhnlichen  Diebstahl 
(Dig.  47,  2,  93)  und  dem  Stellionat  (Dig.  47,  20,  2)  kann  nur  in  dieser  Weise  auf- 
ge&sst  werden. 

^  Im  strengen  Sinn  des  Wortes  haben  wohl  nur  die  Prozesse  vor  den  haupt- 
städtischen Criminalprätoren  als  Accusationen  gegolten;  selbst  die  Prozesse  vor 
dem  Statthalter  können  wenigstens  als  iudicia  legitima  nicht  angesehen  worden 
sein.  Aber  man  wird  den  Kreis  der  Accusation  so  weit  ausdehnen  dürfen,  wie  er 
fiictiscb,  namentlich  auf  Bestrafung  nnd  Belohnung  der  Ankläger  sich  erstreckt. 
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allerdings  nur  insofern  zu  den  Cognitionen,  als  die  Behörde  zu 
ihrer  Annahme  nicht  verpflichtet  und  an  die  Accusationsform  nicht 
gesetzlich  gebunden  ist,  während  sie  doch  der  Regel  nach  in  dieser 
verlaufend  Auch  bei  dem  Criminalprozess  vor  dem  Statthalter 
sind  wohl  die  Geschwomen  ausgeschlossen,  aber  die  Accusations- 
form ist  schon  in  republikanischer  Zeit  selbst  gegen  Nichtbürger 
zur  Anwendung  gekommen  und  unter  dem  Principat  wenigstens 
dem  Bürger  gegenüber  ebenso  Regel  gewesen  wie  in  der  Stadt 
Rom  (S.  239).  Dagegen  hat  das  Strafverfahren  vor  den  kaiser- 
lichen Delegirten  von  der  Anklageform  nicht  bloss  absehen  können, 
sondern  regelmässig  abgesehen,  da  in  dem  Einhalten  derselben 
immer  eine  mit  der  Stellung  des  Monarchen  nicht  recht  verträg- 
liche Bindung  enthalten  ist.  Aber  auch  wenn  man  von  den  höchsten 
und  befreiten  Gerichten  absieht,  muss  die  Cognition  weiten  Spiel- 
raum gehabt  haben.  Darauf  weist  neben  der  mangelnden  Accu- 
sationspflicht  die  grosse  Anzahl  der  zu  der  Accusation  nicht  oder 
doch  nur  ausnahmsweise  zugelassenen  Individuen';  es  war  praktisch 
unmöglich  namentlich  die  Denuntiationen  der  Unfreien  einfach  zu 
ignoriren  *  und  Rechnung  konnte  denselben  doch  nur  im  Wege  des 
Officialverfahrens  getragen  werden.  In  der  Zulassung  desselben 
sowohl  wo  die  Accusation  vorgeschrieben  war,  aber  der  Ankläger 
fehlte,  wie  auch  in  zahlreichen,  gesetzlich  nicht  unter  die  Accu- 
sation gezogenen  Strafsachen,  ist  die  Praxis  sicher  noch  weiter 
gegangen  als  die  Rechtsbücher ;  wir  verzeichnen  die  in  diesen  auf- 
geführten auch  schon  sehr  zahlreichen  Fälle  der  Zulassung  der 
Cognition. 

1.  Bei  dem  von  einem  Unfreien  begangenen  Delict  ist  zwar  die 
Accusation    rechtlich    zulässig,    aber    nicht   minder  das   Official- 


^  Davon,  dass  der  Senat  ohne  Anklage  eine  Strafe  erkannt  hat,  findet  sich 
als  einziger  Beleg  ein  Vorgang,  wo  im  Verlauf  eines  anderen  Rechtshandels  sich 
das  Repetundendelict  eines  Advocaten  herausstellt  und  eine  Strafe  dafür  wenigstens 
beantragt  wird  (Plinius  ep.  5,  13  vgl.  4). 

■  Bei  Tacittts  ann.  13, 10:  (non  receptus  est)  inter  reos  Carrincts  Celer  Senator 
servo  accuscmte  ist  vielleicht  der  eigene  Sclave  gemeint;  doch  wird  auch  der 
niedere  Stand  des  Denuntianten  häufig  die  Abweisung  bestimmt  haben. 

*  Als  normales  Verfahren  mochte  freilich  angesehen  werden*,  dass  Sclaven, 
Frauen,  Fremde  ihre  Anzeige  an  eine  Person  brachten,  die  sie  aufiiehmen  konnte 
und  wollte,  wie  Dig.  48,  10,  24  eine  Testamentsfalschung  von  dem  Sclaven  dem 
Herrn  mitgetheilt  wird.  Wie  schon  in  republikanischer  Zeit  mit  unbequemen 
Denuntianten  verfahren  ward,  lehrt  der  Fall  des  Vcttius  (Cicero  ad  Att  2,  24,  3). 
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verfahren  (S.  81),  und  da  für  diese  Fälle  sich  nicht  leicht  ein 
Ankläger  findet,  wird  dieses  hier  factisch  überwogen  haben,  so 
weit  nicht  durch  das  Hausherrenrecht  die  staatliche  StraQustiz 
überflüssig  gemacht  wurde.  Insbesondere  wird ,  wie  es  scheint 
schon  nach  republikanischem  Becht,  wenn  bei  einer  Mordthat  das 
Gesinde  des  Ermordeten  der  Thäterschaft  verdächtig  ist,  gegen 
dasselbe,  wie  im  vierten  Buch  auseinander  zu  setzen  ist,  die  Unter« 
suchung  in  dieser  Weise  geführt^. 

2.  Von  dem  Nichtbürger  gilt  wahrscheinlich  dasselbe.  Es 
kann  wohl  gegen  ihn  die  Accusation  gerichtet  werden,  aber  nament- 
lich bei  dem  Statthaltergericht  ist  dies  allem  Anschein  nach  keine»- 
-wegs  Begel  gewesen*. 

8.  Insoweit  die  Frauen  zur  Anklage  zugelassen  werden,  wie 
dies  im  dritten  Abschnitt  ausgeführt  wird,  unterliegen  sie,  wie 
weiterhin  gezeigt  werden  wird,  der  Calumnien -Widerklage  nicht 
und  es  ist  wohl  streng  genommen  jede  solche  Klage  als  Cognition 
anzusehen. 

4.  Wenn  eine  nur  als  Privatdelict  in  der  Strafordnung  be- 
handelte oder  überhaupt  in  derselben  nicht  vorgesehene  That  mit 
öffentlicher  Strafe  belegt  wird,  so  geschieht  dies  regelmässig  im 
Wege  der  Cognition,  so  dass  die  etwa  dabei  stattfindende  An- 
schuldigung nur  als  Denuntiation  behandelt  wird.  Indess  ist  schon 
bemerkt  worden  (S.  847  A.  2),  dass,  so  weit  nicht  diese  ausser- 
ordentliche Bechtshülfe  factisch  zur  ordentlichen  wird,  es  dem 
Beamten  freisteht,  die  Cognition  zu  verweigern  und  den  Denun- 
tianten  auf  den  Civilweg  oder  die  Accusation  zu  verweisen. 

^  In  den  ans  Paulus  Institationen  geflossenen  Brüsseler  Fragmenten  (vol.  3 
p.  297  der  Coli.  libr.  iur.  anteinst)  wird  das  Verfahren  extra  ordinem,  welches 
sine  respectu  loci  temporis  condicionia  digniUxHa  (sive  sit  8ervu8  aive  Ht  Über 
heisst  es  yon  dem  Anzeiger)  angestellt  werden  soll,  yorgeschrieben  für  zwei  Fälle : 
9t  qtUs  (iccusatur  de  marte  patris  aut  de  eo,  quod  dominum  morti  tradere  voluerit 

*  Plinins  (ad  Trai.  96)  verhängt  aber  die  als  Christen  bei  ihm  denuntiirten  Nicht- 
bOrger  Strafen  bis  zur  capitalen  im  Wege  der  Cognition;  wenigstens  deutet  keine  Spur 
anf  das  Anklagever&hren.  Diese  Urtiieile  ruhen  nicht  auf  dem  Schwertrecht,  das 
er  schwerlich  besass  (S.  243  A.  5),  sondern  auf  seinem  proconsularischen  Imperium, 
welches  als  die  schrankenlose  Coercition  einschliessend  dergleichen  ürtheile  zu 
tragen  wohl  geeignet  war.  Die  wegen  Brandstiftung  bei  einem  ägyptischen  Strategen 
im  J.  106  eingeleitete  Untersuchung  (mQi  rov  ifiJiQriafjiov,  heisst  es  in  der  Urkunde 
Berl.  Pap.  163,  CftS  fndos  iyjävtro  xal  rC  ajrrjQyi^aaTo)  gehört  wohl  dem 
ägyptischen  Strafrecht  an  (S.  115);  hier  werden  auf  die  Denuntiation  eines  gewissen 
Harpagathes  von  dem  Dorfechrmber  die  angeblichen  Thäter  vorgeführt,  die  ihre 
Unsdiuld  beiheuem  und  den  Denuntianten  als  den  Brandstifter  bezeichnen. 
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5.  Bei  den  im  vorigen  Buch  erörterten,  von  den  städtischen 
(S.  309  fg.)  oder  Reichsbehörden  (S.  305  fg.)  vorgenommenen 
Suchungen  nach  gefährlichen  und  straffälligen  Subjecten  so  wie 
bei  allen  Officialanzeigen  eines  Delicts  von  Seiten  der  Subalternen 
und  der  untergeordneten  Behörden  ist,  wie  bei  dem  Sicherheits- 
dienst gezeigt  worden  ist  (S.  310),  das  Accusationsverfahren  nicht 
ausgeschlossen,  aber  regelmässig  tritt  in  diesem  Fall  die  Cognition 
ein.  Dasselbe  ist  der  Fall  bei  der  Uebemahme  eines  von  einem 
Privaten  an  die  Behörde  abgelieferten  Strassenräubers  *. 

6.  Bei  einer  Reihe  von  Delicten,  vor  allem  dem  Majestäts- 
verbrechen*, aber  ebenfalls  bei  der  Falschmünzerei",  bei  gewissen 
Religionsfreveln*,  bei  dem  Nächstenmord*,  unter  Umständen  bei 
dem  Mord  überhaupt*,  bei  der  Magie ^,  bei  der  Vergewaltigung®, 


1  Dig.  48,  18,  1,  26. 

'  Bei  dem  Migestätsverbrechen  wird  die  Anzeige  des  Sclaven  auch  gegen  den 
Herrn  vom  Gericht  aDgenommen.  Paulus  5,  13,  8.  Heimogenian  Dig.  5,  1,  53. 
48,  4,  7,  2.  C.  Th.  9,  6,  2.  3  (=  lust  9,  1,  20).  lust  10,  11,  6.  c.  8,  6.  ffier 
wird  auch  schon  das  Mitwissen  bestraft  (S.  91  A.  2).  —  Es  wird  bei  den  gegen  die 
Christen  gerichteten  Delationen  (Ensebius  4,  13.  26;  Tertullian  apol.  5)  zu  ber&ck- 
sichtigen  sein,  dass  sie  in  die  Kategorie  der  Majestätsprozesse  gehören,  also  die 
Form  der  Cognition  dafür  yon  Rechtswegen  zulässig  ist  Allerdings  kommt  bei 
dem  durchgängigen  Fehlen  des  Anklägers  auch  in  Betracht,  dass  die  uns  vor- 
liegenden Berichte  stets  das  Geständniss  einschliessen  und  dass  der  blosse  Rück- 
tritt von  dem  verbotenen  Glauben  die  Anklage  aufhebt,  also  die  Beweisführung 
hier  so  gut  wie  wegfällt 

>  Dig.  5,  1,  53.  Cod.  Theod.  9,  21,  2  H  Inst  9,  24,  1).  Auch  in  diesem 
FaU  gilt  der  Mitwisser  als  Mitthäter  (S.  91  A.  3). 

^  Manichäismus:  C.  Th.  16,  5,  9:  atiblimitas  tua  det  inquisUoreSf  aperiai 
forum,  indices  denwntiaioresque  sine  invidia  dda;Homs  cmcipiat.  Kirchenschändung: 
Cod.  Theod.  16,  2,  31  »  lust  1,  3,  10.    Blasphemie:  Nov.  77. 

*  Ausdrücklich  sagt  dies  Paulus  in  dem  S.  349  A.  1  angeführten  Brüsseler 
Excerpt  Insoweit  die  Mitwissenschaft  hier  als  Mitschuld  bestraft  wird  (S.  91 
A.  4),  muss  die  Denuntiation  gefordert  worden  sein,  da  zur  Accusation  Niemand 
gezwungen  wird. 

*  Diocletian  (Cod.  1,  19,  1)  ordnet  den  Prozess  an  auf  Grund  der  von  einem 
Sclaven  eingereichten  Anzeige  des  Mörders  seines  Herrn,  woraus  zu  folgen  scheint) 
dass  Sdavenanzeige  einer  anderen  Mordthat  nicht  angenommen  werden  sollte.  Bei 
Freien  wird  eben  hier  Accusation  gefordert  worden  sein. 

"^  Cod.  Theod.  9,  16,  11  (»  lust  9,  18,  9). 

"  Nach  einer  Verordnung  vom  J.  395  (C.  Th.  2,  1,  8,  entstellt «-  Inst  8,  4,  8) 
soll  via  ptiblica  oder  privata  interdiim  etiam  sine  inacripHone  behandelt  werden. 
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bei  dem  Incest^,  der  Entführung^,  der  Geschlechtsgemeinschaft 
einer  Frau  mit  ihrem  Sclaven  *,  der  Fälschung  *,  dem  Komwucher  •, 
dem  Pasquill*,  tritt  in  der  Spätzeit  in  Ermangelung  eines  An- 
klägers das  Officialverfahren  ein.  Schwerlich  hat  sich  dasselbe 
auf  diese  gelegentlich  erwähnten  Fälle  beschränkt,  wie  denn  über- 
haupt schon  der  strenge  Ausschluss  der  anonymen  Denuntiation 
(S.  341  A.  1)  und  der  Denuntiation  des  Sclaven  gegen  den  eigenen 
Herrn  zu  der  Annahme  nöthigt,  dass  bei  anderen  Denuntiationen 
namentlich  in  der  Spätzeit  die  Ablehnung  der  gerichtlichen  Behand- 
lung wohl  bei  einzelnen  Delicten,  wie  zum  Beispiel  dem  Ehebruch, 
aber  keineswegs  allgemein  thatsächlich  durchgeführt  worden  ist. 

Praktisch  werden  in  dem  späteren  Strafverfahren  durchgängig  veruiiniss 
sowohl  Accusation  wie  Cognition  zugelassen,  der  ersteren  aber  der  f*^*'?^ 
Vorzug  gegeben.    Bei  der  aller  Bureaukratie  eigenen  Schlaff heit  Cognition  ia 
und  Unbehülflichkeit  ist  die  Verpflichtung  des  Staats  gegen  die  ^'.  ^J*^'«**- 
Yerbrecher  strafend  einzuschreiten  allerdings  in  der  Ausdehnung 
der  Cognition  bis  zu  einem  gewissen  Grade  anerkannt,  daneben 
aber  die  freiwillige  Anklage  nicht  bloss  bei  den  iudicia  publica  fest- 
gehalten, sondern  auch  auf  die  formell  von  dieser  ausgeschlossenen 
öffentlich   geahndeten   Delicte   übertragen  worden  (S.  347  A.  3), 
wobei  man  bemüht  war,  die  unverkennbaren  Gefahren  der  frei- 
willigen   Staatsanwaltschaft   durch   die    masslose  Steigerung   der 
Calumnienbestrafung  einigermassen  abzuwenden.    Die  Accusation 
dieser  Epoche  ist  nicht  viel  mehr  als  ein  Mittel,  die  gefährliche  und 
gehässige  Denuntiation  dadurch  einzuschränken,  dass  der  Denuntiant 
wo  möglich  zur  Anklage  veranlasst  und  damit  für  den  Missbrauch 
des  Anklagerechts  verantwortlich  gemacht  wird,  während  dies  Ver- 
fahren zugleich  die  Behörden  von  der  Mühwaltung  des  Ermittelungs- 
verfahrens entlastet.    Das  System  war  vielleicht  nicht  zweckmässig, 
aber  sicher  bequem. 

^  Nach  Papinian  (Dig.  48,  5,  37,  7)  wird  von  der  Bestrafung  des  Incests  eher 
abgesehen,  si  nemo  reum  postulavit, 

*  Cod.  1,  8,  53,  3  »  9,  13,  1,  8.  Inst  4,  18,  8.  Aach  hier  wird  der  Milr 
wisser  bestraft  (S.  91  A.  5). 

»  Cod.  Theod.  9,  9,  1  (=  lust  9,  11,  1). 

*  Unter  Umständen  kann  die  B^örde  den  Prozess  sine  inscripHone  zulassen: 
Cod.  Theod.  9,  19,  4,  1  (abgeändert  lust  9,  22,  23).  —  Auch  wegen  bischer  An- 
gabe im  Gensus  ist  Cognition  zulässig  (Dig.  5,  1,  53). 

»  Dig.  5,  1,  53.    48,  2,  13.    tit  12,  1. 

*  Constantins  Edict  de  accus.  (S.  846  A.  2).    Cod.  Theod.  9,  34,  1. 
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Allgemein-  Jede  Handlung,  bei  welcher  die  handelnde  Person,  der  sie 

J^^^J^  bestimmende  Wille,  die  vollbrachte  That  unter  den  römischen  Begriff 

antwortticb-  des  Delicts  fallen  und  das  römische  Gesetz  auf  dies  Delict  Anwendung 

**^*      findet,  begründet  den  römischen  Strafprozess.    Dauernde  Befreiung 

von  demselben  kennt  die  römische  Rechtsordnung  nicht.    Aber  da 

die  staatliche  Strafgewalt  nur  durch  die  Magistratur  zum  Ausdruck 

gelangt,  kann  der  römische  Magistrat  nur  insoweit  der  Strafgewalt 

unterliegen,  als  er  von  dem  dieselbe  ausübenden  verschieden  und 

snBpw    ihm  untergeordnet  ist.    Der  höchste  Magistrat  also  ist  wohl  dem 

8db^  »rf  Strafgesetz  unterworfen,  aber  so  lange  er  im  Amt  ist,  nicht  dem 

zrf*-      Strafverfahren.    Wenn  er  auf  Lebenszeit  fungirt,  wie  ursprünglich 

der  König  und  späterhin  der  Princeps,  kann  Prozess  und  Strafe 

gegen  ihn  nur  stattfinden,  nachdem  er  vom  Amt  zurückgetreten 

ist  oder  auch,  so  weit  sie  auf  den  l^odten  anwendbar  sind,  nach 

seinem  Tode,  wie  dies  bereits  im  ersten  Buch  (S.  83)  entwickelt 

worden  ist.    Bei  befristeten  Aemtem  ruht  die  Straf  klage  bis  zum 

Rücktritt,  wenn  der  Anzuschuldigende  nicht  gezwungen  werden 

kann  der  Ladung  des  Gerichtsherm  zu  folgen*.  —    Abgesehen 


^  Cicero  de  I.  agr.  2,  13,  34.  Liv.  30,  24.  Dig.  4,  8,  3,  3.  I.  4  47,  10,  32. 
St  R.  1,  705.  Als  ein  Qu&stor  bei  einer  im  Auftrag  von  Gonsoln  und  Senat 
angesteUten  Voruntersuchung  Anzeigen  gegen  den  Prätor  Caesar  entgegennahm, 
lässt  dieser  ihn  dessw^^n  verhaften  {quod  compeRari  apud  se  maiorem  potestaUm 
p(M9U8  esset:  Sueton  Caes.  17).  —  Indess  kann  der  befreite  Magistrat  der  Ladung 
sich  fbgen  (Dig.  3,  S,  54  pr.  46,  1,  12).  Wenn  bei  Val.  Max.  6,  1,  7  ein  Volks- 
tribun von  seinen  CoUegen  gezwungen  wird  sich  auf  eine  ehrenrührige  Comitiai- 
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von  diesem  Recht  des  höheren  Magistrats  die  Vorladung  des 
niederen  als  nicht  geschehen  zu  behandeln  wird  der  Prozess  regel- 
mässig sistirt,  wenn  der  Angeschuldigte  durch  öffentliche  Geschäfte 
behindert  ist^  Dies  trifft  namentlich  zu  bei  den  im  Heerdienst 
oder  sonst  im  Staatsdienst  von  Italien  abwesenden  Personen', 
welchen  unter  dem  Principat  die  in  Rom  dienenden  Mannschaften 
gleichgestellt  werden^.  Den  am  Gerichtsort  anwesenden  Beamten 
wird  die  gleiche  Befreiung  vielleicht  nicht  mit  gesetzlicher  All- 
gemeinheit^, aber  doch  wenigstens  in  den  Specialordnungen  für 
den  Criminalprozess  durchgängig  zugestanden  ^,  so  dass  der  Amts- 
antritt *,  ja  schon  dessen  nahes  Bevorstehen''  die  Anklage  bis  nach 
dem  Rücktritt  ausschliesst  ^.  In  wie  weit  diese  Befreiung  sich 
auch  auf  die  kaiserlichen  Geschäftsführer  erstreckt,  ist  unsicher*. 


klage  einzalassen,  indem  sie  ihm  die  Intercession  verweigern,  so  kommt  dies  auf 
dasselbe  hinaas,  was  ein  ähnlicher  Bericht  Yal.  Max.  6,  5,  4  dahin  formalirt,  dass 
die  Tribüne  den  den  unrechtfertigen  Gollegen  vergewaltigeuden  Personen  ihre  Hülfe 
xQsagen,  and  schliesslich  darauf,  dass  der  einzelne  Tribun  machtlos  wird,  wenn 
seine  Gollegen  ihm  direct  entgegentreten. 

^  Auch  in  diesem  Fall  kann  der  Beamte  auf  die  Befreiung  verzichten, 
wie  dies  in  dem  von  Liv.  43,  16  berichteten  Fall  die  Censoren  thun.  In  einem 
ikhnlichen  Prozess  Liv.  24,  43  verbieten  die  Tribüne  den  Censoren  sich  auf  den 
Prozess  einzulassen. 

>  Das  vor  dem  J.  641/113  erlassene  memmische  Gesetz  untersagt  eorum  qui 
rei  yublicae  causa  abessent  recipi  nomina  (Val.  Max.  3,  7,  9).  Sueton  Oaes.-23: 
fwMAus  consulatu  .  .  ,  a  L.  Antistio  ir.  pl.  postulatus  appellcUo  demum  collegio 
obUnuit,  cum  rei  publicae  causa  abesset,  reus  ne  fieret.  Dig.  48,  2,  12  pr.  tit.  5, 
16,  1.  4  (vgl.  Cod.  9,  9,  15).  Dies  erstreckt  sich  auch  auf  den  noch  Anwesenden, 
aber  zum  Abgehen  Verpflichteten  (Dig.  3,  3,  54  pr.). 

»  Dig.  48,  5,  16,  3. 

^  Für  den  Privatprozess  scheint  nach  Gellius  13,  13  diese  Kegel  nicht  ge- 
setzlich ausgesprochen  worden  zu  sein.  Indess  entgegen  stehen  Dig.  4,  6,  26,  2: 
mare  maiarum  sine  fraude  in  ii*s  vocare  non  licet  consukm  praetorem  ceterosque 
gut  imperium  potestatemve  quam  habent,  2,  4,  2.  5,  1,  48,  welche  letztere  Stelle 
sich  ohne  Zweifel  auf  Municipalmagistrate  bezieht. 

^  Repetundengesetz  Z.  8.  9.    Dig.  48,  2,  12  pr. 

*  Dio  39,  7.  18  und  sonst. 
^  Dig.  3,  3,  54  pr. 

^  Anklage  nach  dem  Rücktritt  vom  Amt:  Tacitus  ann.  13,  44,  Dio  40,  55. 
55,  10.  Niederlegang  desselben  zur  Beschleunigung  der  Anklage:  Dio  57,  21. 
59,  23.  60,  7.  Sueton  Claud.  29.  Tacitus  ann.  12,  4.  Dahin  gehört  auch  die  Ab- 
dication  des  Lentulns  bei  der  catilinarischen  Untersuchung  (Sallustius  Cat  47). 

*  Die  kaiserlichen  Legaten  (Dig.  48,  2,  12  pr.)  und  der  Stadtpr&fect  (Dig.  2, 
4,  2)  haben  als  Imperieninhaber  die  Befreiung,  aber  schwerlich  die  Procuratoren 
als  solche,  obwohl  sie  zum  grossen  Theil  die  Abwesenheit  in  Staatsgeschäften  in 
Ansprach  nehmen  konnten. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  23 
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Nicht  zur  Anwendung  kommt  sie  gegenüber  den  beiden  höchsten 
Gerichten  unter  dem  Principat*  und  ist  bei  dem  Ehebruch*  und 
bei  den  Repetunden^  eingeschränkt,  auch  nicht  anwendbar  auf  die 
während  der  Amtsführung  selbst  begangenen  Delicte*. 


Geriehto-  Der  Gerichtsstand  für  das  einzelne  Delict,  das  heisst  die  Be- 

fugniss  des  Strafrichters  den  Angeschuldigten  zu  laden  und  dessen 
Verpflichtung  dieser  Ladung  Folge  zu  leisten,  ergiebt  sich  im  All- 
gemeinen aus  den  im  vorigen  Buch  über  die  Strafbehörden  und 
deren  Gompetenz  gegebenen  Ausführungen;  die  leitenden  Grund- 
gedanken fassen  wir  hier  zusammen. 

AUgemeine  Die  allgemeinen  Reichsgerichte,  das  Imperiengericht  der  Re- 
J^^"J*^^^  publik ,  so  wie  unter  dem  Principat  das  consularisch-senatorische 
oericiite.  Und  das  Kaisergericht  sind  bei  jedem  Delict  competent,  insoweit  nicht 
der  Personalstand  des  Angeklagten  das  Verfahren,  namentlich  die 
Peregrinität  den  Gomitialprozess,  ausschliesst.  An  die  Stadt  Rom 
sind  diese  Gerichte  nur  insoweit  gebunden,  als  die  Verfassung  für 
die  Comitien  und  die  Senatssitzungen  dies  vorschreibt;  die  Consuln 
(S.  149)  und  die  Kaiser  (S.  266  A.  2)  haben  auch  ausserhalb  Roms 
dergleichen  Gerichte  abgehalten.  Daraus  folgt  weiter  die  Befugniss 
aller  dieser  Stellen,  jeden  Angeschuldigten  vor  sich  bringen  zu  lassen  ^, 
wovon  namentlich  in  der  Kaiserzeit  der  umfassendste  Gebrauch 
gemacht  worden  ist  (S.  243). 


^  Gewicht  indess  hat  diese  Schranke  anch  gegenüber  dem  Senat  Tacitos 
ann.  2,  28  vgl.  3,  87.    Dio  76,  8. 

*  Mit  Rücksicht  auf  die  kurze  Veijährung  des  Adulterienprozesses  ¥rird  die 
Einleitung  des  Prozesses  schon  während  der  Magistratur  gestattet  und  nur  die 
Verhandlung  verschoben  (Dig.  48,  5,  39,  10). 

»  Cod.  Theod.  9,  27,  6  =  lust  9,  27,  4.    Nov.  lust.  8,  8. 

^  Wegen  der  von  einem  Magistrat  während  der  Amtsführung  begangenen  In- 
jurie kann  sofort  geklagt  werden  (Dig.  47,  10,  82);  auch  wegen  des  von  dem  pro- 
consularischen  Legaten  begangenen  Delicts  während  seiner  Legation  (Dig.  48, 2, 12  pr.). 

^  So  wird  Q.  Pleminius  gefesselt  nach  Rom  geschickt  zur  Aburtheilung  im 
magistratisch-comitialen  Prozess  (S.  81  A.  2).  Wegen  Verletzung  eines  römischen  Be- 
amten in  Asia  sollen  die  Angeschuldigten  nach  Rom  vorgeladen  werden  (eos  ho- 
mines  consulum  Utteris  evocandoBi  Cicero  Verr.  1.  1,  33,  84.  85).  Diese  Vorladung 
wird  wohl  im  Strafrecht  angewandt,  ist  aber  an  sich  ein  administrativer  Act;  in 
gleicher  Weise  ruft  ein  Dictator  den  Consul  pro  iure  maioris  imperii  aus  Africa 
nach  Rom  zurück  (Liv.  30,  24). 
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Dieselbe  allgemeine  Competenz  steht  ursprünglich  auch  dem  competens. 
PrÄtor  für  den  römischen  Privatprozess  zu ;  vor  ihm  ist  jeder  ^e^^^ 
römische  Bürger  principiell  verpflichtet  als  Beklagter  Recht  zu  privaia  lad 
nehmen  und  der  Nichtbürger  wenigstens  wenn  er  in  Rom  verweilt  ^  p^^- 
Späterhin,  nachdem  das  System  der  Doppelheimath  des  römischen 
Bürgers,  der  allgemeinen  in  Rom  und  der  speciellen  municipalen, 
und  überhaupt  die  ausserstädtische  römische  Jurisdiction  sich  voll 
eutwickelt  hatten,  überwiegt  auf  diesem  Gebiet  die  Sprengeltheilung, 
so  dass,  abgesehen  von  den  materiellen  Vorbehalte^  (S.  223),  dem 
hauptstädtischen  Gerichte  nur  untersteht,  wer  in  der  Stadt  Rom 
sein  Domicil  hat  oder  daselbst  verweilt,  sei  er  Bürger  oder 
nicht;  und  auch  dieser  Gerichtsstand,  wird  dann  eingeschränkt, 
wenn  amtliche  oder  analoge  Verpflichtungen  den  Aufenthalt 
herbeigeführt  haben*.  —  Wie  die  mdicia publica  in  dieser  Umsicht 
geordnet  gewesen  sind,  lässt  sich  um  so  weniger  mit  Sicherheit 
sagen,  als  die  Specialgesetze  darüber  ohne  Zweifel  verschieden 
bestimmt  haben  und  die  Ueberlieferung  so  gut  wie  versagt.  Wahr- 
scheinlich hat  die  principielle  Universalität  des  für  diese  Ord- 
nungen das  Muster  abgebenden  Privatprozesses  sich  insoweit  auch 
auf  sie  erstreckt,  dass  unabhängig  vom  Thatort  und  zum  Theil 
vielleicht  auch  von  dem  Personalstand  des  Thäters  wenigstens 
wegen  Repetunden ,  wegen  Peculat ,  wegen  Majestätsverletzung, 
wegen  Ambitus,  wegen  Fälschung  römischer  Münze  oder  eines 
römischen  Testaments  jeder  Straffall  vor  den  betreffenden  haupt- 
städtischen Gerichtshof  gezogen  werden  konnte.  Die  exclusive  Com- 
petenz desselben  folgt  daraus  allerdings  noch  keineswegs,  obwohl  sie 
bei  mehreren  dieser  Delicte  wohl  begreiflich  wäre".  Aber  auch 
legale  Ausnahmen  werden  vorgekommen  sein.  Hinsichtlich  des  Mordes 
ist  einerseits  die  Competenz  des  hauptstädtischen  Gerichtshofes  für 
die  in  der  Stadt  und  innerhalb  der  Bannmeile  begangenen  Straf- 
thaten  anerkannt^,  andererseits  die  Anwendbarkeit  desselben  auch 

^  Die  Ladung  des  Nichtbürgers  kann  dem  römischen  Stadtgericht  vieUeicht 
auch  darüber  hinaas  zugestanden  haben;  indess  wissen  wir  nicht,  ob  das  Princip 
der  Reichsuntertbänigkeit  in  dieser  Beziehung  Anwendung  gefunden  hat 

«  Dig.  5,  1,  2  pr.  4,  6,  28,  4.    5,  1,  7. 

*  Wenn  ein  in  Capua  domicilirter  römischer  Bürger  des  römischen  Ambitus 
bezichtigt  wird,  so  hat  die  Sache  sicher  vor  sein  Domicilgericht  gar  nicht  kommen 
dürfen.  Auch  der  municipale  Ambitus  gehört  ohne  Zweifel  ausschliesslich  vor  das 
Gericht  der  betreffenden  Stadt. 

*  S.  226.  Coli.  1,  3,  1 :  capiU  primo  UgiB  Comeliae  de  sicariia  cavetw,  tU  is 
praetor  iudexve  qwiegtionis,  cui  sorte  obvenerit  quciestio  de  sicariis  eius  quod 
in  wrhe  Roma  propiu»ve  miüe  passxis  factum  sit,  lUi  quaerat    Von  den  beiden 
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ausserhalb  dieses  Kreises  sicher  bezeugt  ^ ;  es  mag  für  jenen  Kreis 
die  Competenz  des.  Stadtgerichts  exclusiv  und  die  Annahme  eines 
solchen  Prozesses  für  den  Magistrat  obligatorisch,  daneben  aber 
facultativ  dem  Stadtgericht  allgemeine  Competenz  im  Gesetz  ge- 
geben worden  sein.  Dass  es  praktisch  unmöglich  war  die  Mord- 
prozesse überhaupt  vor  das  städtische  Gericht  zu  ziehen,  ist  ebenso 
einleuchtend  wie  die  Unmöglichkeit  bei  der  Beschaffenheit  des 
römischen  Reichs  dieselben  einfach  an  den  Thatort  zu  knüpfen. 
coBpetont  Nebou  den '  Straf bohördeu  der  Stadt  Rom  und  des  römischen 
•udttlchea  Reiches,  welche  beiden  Kreise  niemals  vollständig  geschieden  worden 
ouieiite.  siud,  kamen  allmählich  die  Sprengelgerichte  empor,  die  italischen 
Präfecturen  (S.  223),  die  überseeischen  Statthalterschaften  (S.  232), 
die  Municipalgerichte  (S.  224  fg.) ,  die  auf  Sprengel  beschränkten 
kaiserlichen  Delegationen  (S.  269  fg.).  Die  Ueberlieferung  ist  hin- 
sichtlich der  genaueren  Feststellung  ihrer  Gompetenzgrenzen,  ins- 
besondere der  denselben  beigelegten  Strafgewalt  so  gut  wie  stumm. 
Dennoch  lassen  namentlich  in  Betreff  des  Statthaltergerichts  der 
späteren  Zeit  sich  einigermassen  die  Competenzschranken  der 
Strafrechtspflege  erkennen. 
Qerichto-  DJe  Sprengelbehörde  hat  principiell  nur  Gewalt  über  die  durch 

Domidir  Heimathrecht  oder  Domicil  ihr  unterworfenen  Parteien  (S.  232.  238 
A.  5);  diese  kann  der  Statthalter  nach  Ermessen  und,  wo  nicht 
besondere  Restrictionen  im  Wege  stehen  *,  an  jeden  beliebigen  Ort 
seines  Sprengeis  vorladen ",  und  für  diese  gilt  also  auch  das  Sprengel- 
gericht  als  der   rechte  Gerichtsstand*.     Bei   der  Coercition  und 


Giftmordprozessen,  welche  Cicero  in  der  Rede  für  CluentiuB  behandelt,  scheint  der 
dem  Oppianicus  zugeschriebene  Mordversuch  (c.  16)  in  Rom  verübt  zu  sein,  und 
sicher  ist  dies  von  dem  dem  Cluentius  zur  Last  gelegten  (c.  62,  175). 

^  Die  aufserhalb  der  römischen  Reichsgrenzen  begangenen  und  unter  das 
römische  Gesetz  fallenden  Mordthaten  konnten  überhaupt  am  Thatorte  nicht  ver- 
folgt werden,  und  für  die  in  den  Provinzen  verübten,  wie  zum  Beipsiel  die  Ver- 
giftung des  Germanicus  in  Antiochia,  giebt  es  dort  ein  iudicium  publicum  im 
strengen  Sinne  nicht  (S.  226  A.  2). 

'  Cicero  ad  Att  5,  21,  6 :  evocari  ex  insula  Cyprios  nan  licet,  wo  die  Privat- 
prozesse der  Provinzialeu  gemeint  sind. 

'  Die  zunächst  für  die  Privatprozesse  bestimmten  Conventordnungen  (S.  285) 
sind  auch  für  das  regelmässige  Strafverfahren  massgebend. 

^  Die  iudicia  peregrina,  welche  ein  Elrlass  vom  J.  878  (C.  Theod.  9,  1,  10, 
ähnlich  9,  1,  16)  verbietet,  sind  Straf  klagen  gegen  ausserhalb  des  Gerichtsbezirkes 
wohnhafte  Personen;  die  Begründung,  dass  der  Strafprozess  am  Thatort  statt- 
zufinden hat,  scheint  nur  darauf  zu  beruhen,  dass  die  Strafthaten  der  Regel  nach 
am  Wohnort  des  Thäters  verübt  werden. 
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überhaupt  bei  der  Cognition  war  dies  undurchführbar,  schon  darum, 
weil  der  Beamte  häufig  zunächst  nur  die  That  und  nicht  den 
Thäter  kennt ;  aber  bei  dem  Accusationsprozess  liess  sich  die  Straf- 
klage füglich  nach  dem  Muster  des  Privatprozesses  an  das  Domicil 
knüpfen  und  zunächst  an  das  zuständige  Sprengelgericht  weisen  ^ 
wobei  dann  Requisition  und  Translation  zu  Hülfe  genommen 
werden  konnten.  Auch  in  diesem  Falle  müssen  freilich,  nament- 
lich wo  mehrere  Personen  zugleich  angeschuldigt  werden,  viel- 
fach Ausnahmen  zugelassen  worden  sein.  Bei  dem  Schweigen 
der  Quellen  lässt  sich  hierüber  genaueres  nicht  beibringen. 

Aber  neben  dem  Strafprozess  im  Domicil  des  Angeschuldigten  o«ri«kt«- 
hat  die  Verfolgung  der  Sache  am  Thatort  sicher  von  je  her  eine  weit  TiItortT 
reichende  Rolle  gespielt.  Bei  nicht  im  Reich  domicilirten  Personen 
ist  ohne  Zweifel  der  Gerichtsstand  stets  durch  den  Thatort  be-* 
stimmt  worden.  Für  das  Delict  des  Unfreien  hat  Kaiser  Pius  aus- 
gesprochen, dass  es  nicht  an  dem  Wohnort  des  Herrn,  sondern 
am  Thatort  abzuurtheilen  sei".  Nach  den  vorhßr  angeführten 
Worten  des  sullanischen  Mordgesetzes  scheint  diese  Quästion 
vorzugsweise  sich  nach  dem  Thatort  gerichtet  zu  haben.  Dass  die 
Cognition  ihrem  Wesen  nach  hauptsächlich  auf  den  Thatort  an- 
gewiesen ist,  wurde  schon  hervorgehoben;  ihr  Umsichgreifen  in 
der  späteren  Entwickelung  hat  dem  Gerichtsstand  des  Thatortes 
das  Uebergewicht  gegeben.  Es  ist  dies  zunächst  eingetreten  bei 
den  mit  gewaltthätiger  Hand  begangenen  Verbrechen',  dann  aber 


*  Nach  Gelsns  (oDter  Traian  und  Hadrian)  Dig.  48,  3,  11  wird  der  er- 
griffene Angeschuldigte  von  dem  beikommenden  Statthalter  TerhOrt  und  dann  ex 
causa  (was  rielleicht  späterer  Zusatz  ist)  an  die  Heimathgemeinde  abgegeben. 
FUr  Pius  Zeit  Dig.  48,  2,  7,  4  (A.  2).  Unter  Marcus  nimmt  der  Statthalter  Ton 
Achaia  die  Mordklage  gegen  einen  Tyrier  an,  weil  er  athenisches  BQrgerrecht  er- 
worben habe  {y^dipovriu  rov  aofftoriiv  (fovov  . . .  c»c  %va  ^A^i^vadov,  ineiJrl  tfvl^ 
re  i}y  adrf  xal  dfifiog  ld&]ivfictv  Philostratns  vit  soph.  2,  19,  3).  Von  Severus 
ist  es  anagesprochen  für  das  Plagium  Cod.  3,  15,  2.  Paulus  Dig.  1,  18,  8  (A.  3). 
Meistentheils  scheint  dieser  Gerichtsstand  herausconrigirt  worden  zu  sein. 

*  Ulpian  Dig.  48,  2,  7,  4:  {divus  Fius)  rescripsü  aervos  ibi  puniendos,  ubi 
ddiquisse  arffuantur  dominumqiie  earum^  9i  velü  eo8  defendere^  non  passe  revo- 
care  in  pravineiam  suam  (was  also,  wenn  er  selbst  angeschuldigt  ward,  damals 
noch  statthaft  gewesen  sein  muss),  sed  ibi  operiere  defendere^  ubi  deliquerifit. 

*  Paulus  Dig.  1, 18,  3:  praeses  provinciae  in  suae  provinciae  homines  tantum 
imperium  hctbet  .  .  .  habet  interdum  (damals  also  war  der  Thatort  als  allgemeiner 
Gerichtsstand  noch  nicht  anerkannt)  imperium  et  adversus  extraneos  homines,  si 
quid  manu  commiserint:  nam  d  in  mandatis  prindpum  est,  ut  curtt  is  qui  pro^ 
tindae  praeest  malis  homimbus  provinciam  purgare  (ebenso  Dig.  1,  18,  13  pr.  48, 
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b«li6rden. 


allgemein  festgesetzt  worden*.  —  Dass  das  Strafverfahren  statt 
am  Thatort  an  4em  der  Ergreifung  des  Thäters  stattfindet ,  ist 
wahrscheinlich  oft  geschehen ,  lässt  sich  aber  aus  unseren  Rechts- 
btichern  nicht  ausreichend  begründen*. 

Mehrfach  werden  diesen  Ausetzungen  entsprechend  mehrere 
Gerichte  für  denselben  Straffall  competent  gewesen  sein,  so  das 
consularisch  -  senatorische  und  das  Kaisergericht,  vielleicht  auch 
bei  einem  Mordfall  ausserhalb  Rom  das  hauptstädtische  Gericht 
und  das  des  Domicils  des  Mörders,  möglicher  Weise  auch  das  Domicil- 
gericht  des  Angeschuldigten  und  das  des  Thatorts.  Wir  wissen 
über  die  Einzelheiten,  nicht  genug,  um  dabei  zu  verweilen;  wo  nicht 
bestimmte  Gesetze  entgegenstanden,  wird  in  solchem  Falle  die 
Prävention  entschieden  haben. 


Gerichtf.    .       In  wie  weit  die  Gerichte  örtlich  an  die^tadt  Rom  und  später 
locti.     au  den  Sprengel  gebunden  sind,  ergiebt  sich  aus  dem  über  den 
Gerichtsstand    Bemerkten.    Wir   wenden   uns  weiter  zu  der  Er- 
örterung der  Gerichtsiocale. 


18,  4,  1)  nee  distinguuntur  und£  sint  Der  Deserteur  soU  an  seine  militärische 
Behörde  abgeliefert  werden,  aber  st  quid  gravius  in  ea  provincia,  in  qiM  repertu» 
est,  admi$erit,  .imterUegt  er  zunächst  dem  Statthalteigericht  des  Thatorts  (Dig.  49» 
16,  3  pr.) 

^  Dig.  48,  2,  7,  5:  cum  sctcrilegium  admissum  esset  in  äligua  provincia, 
deinde  in  älia  minus  crimen,  divus  Pius  .  .  .  rescripsit,  postquam  cognoverit  de 
crimine  in  sua  provincia  admisso,  tä  reum  in  eam  provindam  remüteret,  übt 
sacnUgium  admisit;  Termnthlich  ist  hier  von  Cognitionen  die  Rede.  Papinian 
Dig.  48,  2,  22:  atterius  provinciae  reus  apud  eos  accuscUwr  et  damnatur,  apud 
quo8  crimen  contractum  ostenditur.  Ülpian  Dig.  48,  22,  7,  18.  Macer  Dig.  48, 
8,  7 :  Boknt  prae^des  provinciarum,  in  quibus  delictum  est,  scrtbere  ad  coUegds 
suost  uhi  factores  a^ere  dicuntur,  et  desiderare,  ut  cum  prosecutoribus  ad  se  re- 
mittantur.  Gordian  spricht  dies  aus  für  das  Adulterium  (Cod.  9,  9,  12  vgl.  14. 15). 
Cod.  Theod.  9,  1,  10.  16.  Constantin  (Cod.  Theod.  9,  1,  1  »  lust  8,  24,  1)  hat 
auch  für  das  in  der  Provinz  von  einem  Senator  begangene  Verbrechen  unter  Auf- 
hebung des  Gerichtsstandes  des  Domicils  (S.  287  A.  S)  den  des  Thatorts  angeordnet, 
Justinian  (nov.  69,  1.  184,  5)  gegenüber  den  h&nfigen  Versuchen  der  Angeschuldigten 
aus  den  höheren  Ständen  den  Prozess  nach  der  Hauptstadt  zu  übertragen  die  Zu- 
ständigkeit des  ProTiudalgeridits  bestätigt  und  eingeschärft 

'  Der  Erlass  des  Severus  Cod.  8,  .15,  1:  quaestiones  .  .  .  criminum  .  .  .  übt 
[die  Worte  commissa  vel  scheinen  interpolirt]  inchoatae  sunt  vet  ubi  reperiuntwr 
qui  rei  esse  perhibentwr  criminiSy  perfid  debere  saÜs  notum  est  lautet  daftür  nicht 
bestimmt  genug. 
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Das  römische  Strafverfahren,  so  weit  es  im  strengen  Sinn  des  oeiFentu«ik- 
Wortes  als  Judication  bezeichnet  werden  kann,  fordert  die  OelFent-    *"^^ 
lichkeit ;  es  erstreckt  sich  dies  gleichmässig  auf  den  magistratisch-  TerfftimM 
comitialen  Prozess  wie  auf  das  spätere  Criminalverfahren  vor  den  ^^J^^ 
Prätoren.    Dagegen  vollzieht  sich  das  nicht  auf  den  Comitial-  oder 
den   Geschwomenprozess    auslaufende   Strafverfahren    wohl    auch 
regelmässig  vor  aller  Augen  (S.  148),  aber  als  rechtlich  nothwendig 
kann  hier  die  Oeffentlichkeit  nicht  angesehen .  werden ;  der  Dictator 
Caesar  hat  in  seinem  Hause   Strafprozesse  entschieden   (S.    149 
A.  2).    Unter  dem  Principat  schliesst  das  consularisch-senatorische 
Gericht  nach  den  fttr  die  Senatsverhandlungen  geltenden  Normen 
die  Oeffentlichkeit  grundsätzlich  aus  (S.  254).     Für  den  Kaiser 
so  wie  fttr  alle  vom  Kaiser  ihre  Strafgewalt  ableitenden  Stellen 
mag  wohl  die  öffentliche  Verhandlung  als  Regel  abgesehen  worden 
sein  und  noch  die  Kaiser  der  Spätzeit  haben  dies  ausdrücklich 
ausgesprochen^;  aber  zulässig  ist  die  eine  wie  die  andere  Form' 
und  die  Verhandlung  im  geschlossenen  Raum  ist  bei  diesen  Ge- 
richten zu  allen  Zeiten  häufig  gewesen®. 

Die  öffentliche  Rechtsprechung  kann  in  der  Stadt  Rom  an  jeder 


^  Constantin  im  J.  813  (C.  Th.  1,  12,  1):  amnes  civües  catuas  et  praecipue 
€€ts,  quae  fama  cekbriares  sunt,  negotia  diam  criminalia  puhUce  attdire  dfhtbis. 
Im  J.  ddl  (C.  Th.  1,  16,  6):  praesides  jmblicas  actiones  (notdcmes  Hdschr.)  exer- 
ceant  frequentaiis  per  examina  trtbunalibus  nee  civües  controversias  audituri  in 
(auditariis  Hdschr.)  secretariis  sese  abscandant.  Valentinian  im  J.  864  (C.  Th.  1, 
16,  9):  iudex  .  .  .  non  in  secessu  domus  de  stcUu  hominum  vel  patrimoniorum 
sentenUam  ferat^  aed  apertis  secretarii  foribus  inlro  vocatis  omnibus  out  pro  tri* 
ImnaU  loeatus  et  eiviles  et  critninales  controversias  audiat,  Johannes  Chrysostomus 
hom.  56  in  Matth.  (Migne  vol.  55  p.  554):  dixaaiäg,  otav  dri/Aootq  »qtvmaL,  ta 
naf^neraofiaxa  awtXxvaavTig  ot  naQtajttiig  näaiv  aviovg  önxvvovaiv»  Basileios 
S.  282  A.  1. 

*  S.  265.  Beispielsweise  heisst  es  von  Angustns  Sueton  38:  ius  dixit  ad- 
sidue  .  .  si  parum  corpore  vaieret  kdica  pro  tribimdli  coUocaia  vel  etiam  domi 
cubans,  und  später  bei  Lactantius.de  mort  persec  c  15  von  den  Provinzialstatt^ 
haltem:  ne  cui  temere  ius  diceretur,  arae  in  secretariis  ac  pro  tribundli  positae, 
ut  UtigeUores  prius  sticrifioarent  txtque  ita  causas  suas  dicerent. 

*  Daftr  genügt  es  anf  die  weiterhin  folgenden  Aasführungen  über  das  cMdi- 
torium  and  das  seeretarium  za  yerweisen.  Sdion  Tacitas  dial.  89  spricht  von  dem 
üeberhandnehmen  der  gerichtlichen  Verhandlungen  in  den  auditoria  und  den 
tahulari€tf  bei  welchen  letsteren  an  die  mit  Rechnungslegung  verknüpften  Beamten- 
prozesse gedacht  sein  wird.  In  der  That  mussten  die  Militär-  und  die  Beamten- 
prozesse, wie  sie  das  Kaisergericht  vielfach  beschäftigten,  h&ufig  den  Ausschluss 
der  Oeffentlichkeit  fordern,  und  es  scheinen  auch  andere  Delicto  aus  demselben 
Grunde  vor  das  Kaisergericht  gezogen  zu  sein  (S.  268  A.  1). 
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Stelle  innerhalb  der  Bannmeile  stattfinden  ^ ;  die  eigentliche  Gerichts- 
stätte aber  ist  der  grosse  Markt ^  und  späterhin,  als  dieser  nicht 
ausreichte,  daneben  die  beiden  von  Caesar^  und  Augustus^  an  diesen 
angeschlossenen  nach  ihnen  genannten  Foren.    Auch  die  gedeckten, 

Batoicas.  aber  jedermann  zugänglichen  Basiliken  an  denselben  haben  so- 
wohl  als  Markt-  wie   als  Gerichtshallen   gedient^.      Auf  diesen 

Tribmuiua,  Märkten  oder  in  diesen  Hallen  wurden  die  Tribunale  aufgeschlagen, 
erhöhte  Estraden,  auf  welchen  für  den  rechtsprechenden  Imperien- 
träger der  Sessel  aufgestellt  ward  *,  wo  aber  auch  seine  Berather 
und  andere  Beisitzer  so  wie  das  Hülfspersonal  Platz  fanden  ^.   Die 


^  Während  des  hannibalischen  Krieges  verlegt  zar  Beruhigung  ängstlicher 
Seelen  der  Prätor  sein  Tribunal  vom  Markt  weg  in  einen  entfernten  Winkel  der 
Stadt  (Liv.  28,  32,  4). 

*  Zwölftafeln  1,  7:  in  comitio  atä  in  faro,  ohne  Zweifel  weil  schon  damals 
das  Comitium  nicht  Raum  genug  bot  Nach  Dionysius  2,  29  sitzt  der  König  zu 
Gfericht  iv  r^  fpave^onartp  rijs  ayoQ&g,  Auf  dem  Markt  werden  die  Söhne  des 
ersten  Consuls  gerichtet  (Liv.  2,  5;  Dionys.  5,  8.  9)  und  ebenso  die  der  Q-ift- 
mischerei  angeschuldigten  Frauen  (Liv.  8,  18)  und  die  campanischen  Verschwörer 
nach  angestellten  peinlichen  Fragen  verurtheilt  (Liv.  26,  27).  Nach  dem  Repetunden- 
gesetz  der  gracchischen  Zeit  leisten  die  Geschwomen  pro  rostreis  in  forum  [vorsusj 
den  Eid  (Z.  87)  und  werden  die  erforderlichen  Bekanntmachungen  aufgestellt  apud 
forum  (Z.  88.  65.  66). 

'    Appian  b.  c.  2,  102:  (Caesar)  ri/ACvog  .  .  .  ^PvtfjiaCoig  haUv  ayogav  ilva^ 
od  ttSv  mv{(oVi    aXX*   (n\  nQa^eai  aw^ovratv  (s  alXtilovSi  xa&a  xal  JJ^Qaaig   fjv 

^  Sueton  Aug.  29:   fori  extruendi  causa  fuit  Tiominum  et  iudieiorum  mulU' 

tudo^  quae  videhatur  non  sufficientibus  duobM  etiam  tertio  indigere cau- 

tumque,  ut  separatim  in  eo  publica  iudicia  et  sortiUones  iudicum  fierenL  Von 
der  Verwendung  der  tria  fora  fQr  die  Rechtspflege  ist  bei  den  Schriftstellem  öfter 
die  Rede  (Seneca  de  ira  2,  9:  circumscriptiones,  furta^  fraudes^  infiUatumeSt  qui- 
hus  trina  non  sufficiunt  fora;  Martial  7,  65,  wo  an  die  drei  Instanzen  nicht  ge- 
dacht werden  darf,  und  sonst).  Auf  dem  Forum  des  Augustus,  wo  Kaiser  Claudias 
zu  Gericht  sass  (Sueton  Claud.  88),  bieten  dafür  die  grossen  Exedren  neben  dem 
Marstempel  eine  geeignete  Stelle  und  die  zeitweilige  üeberdeckung  derselben  bei 
ungünstigem  Wetter  ist  nicht  ausgeschlossen  (Hülsen  in  den  Mitth.  des  röm.  Insti- 
tuts 1891  S.  101).  —  Die  m  apud  aerarium  (Sueton  Dom.  9)  sind  Fisealschuldner. 

^  Ein  Rhetor  der  augustischen  Zeit,  der  nicht  gewohnt  ist  auf  dem  Markt 
unter  freiem  Himmel  zu  sprechen,  erbittet  in  einem  in  Spanien  verhandelten  Cri- 
minalprozess  vom  Gericht  die  Verlegung  der  Verhandlung  vom  Forum  in  die  Ba- 
silica  (Seneca  controv.  9  praef.  8  und  daraus  Qnintilian  10,  5,  18).  Testaments- 
eröffnung bei  den  Municipalmagistraten  in  foro  vd  bwilica:  Paulus  4,  6,  2.  In 
der  von  Vitruvius  (5, 1,  8)  erbauten  Basilica  befand  sich  ein  Tempel  und  innerhalb 
dieses  Tempels  das  Tribunal,  ein  von  den  Verkehrsstellen  isolbtes  Hemicyclium, 
uti  qtU  apud  tnagistratus  starent,  negoÜantes  in  basilica  ne  impedirent 

•  St  R.  1,  400.    Wegen  der  Subsellien  der  Volkstribune  vgl.  das.  S.  405. 

''  Sueton  Tib.  88:  mc^istratibus  pro  tribundli  cognoscenübus  plerumque  se 
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gleichzeitig  amtirenden  Magistrate,  insbesondere  die  Prätoren  für 
Civil-  und  Griminalprozesse  hatten  auf  dem  grossen  Markt  ihre 
Tribunale  neben  einander  \  bis  die  erwähnten  Erweiterungen  Caesars 
und  Augusts  dem  Raummangel  abhalfen.  Insoweit  Greschworne  unter 
Leitung  eines  Magistrats  bei  dem  Prozess  thätig  waren,  sassen 
dieselben  auf  Bänken  unter  dem  Tribunal,  aber  wahrscheinlich  doch 
an  erhöhter  Stelle';  zu  ebener  Erde  befanden  sich  die  Bänke  für 
die  Parteien,  die  Zeugen  und  überhaupt  für  das  Publicum '.  Aehn- 
lidi  den  stadtrömischen  sind  die  Gerichtsstätten  in  den  Municipien 
geordnet  ^  so  wie  diejenigen,  in  welchen  der  Statthalter  bei  der  Be- 
reisung seiner  Provinz  (S.  235  A.  2)  Gericht  hält*.  —  Dass  der 
Magistrat  die  förmliche  Gerichtshandlung  in  dieser  Weise  sitzend  v«rfttbrm 
auf  dem  Tribunal  vollzog,  war  indess  wohl  üblich,  aber  wie  es  *"'*^- 
scheint  nicht  rechtlich  nothwendig;  späterhin  wenigstens  wird  in 


offertbai  eonsüiarium  adsidebatqtte  iuxtim  vel  ex  adoer$o  in  parte  primäre  . . . 
iudicesque  out  e  pla/no  a%tt  e  qtuxesitoris  trUrnnaU ....  aämonehat,    Tadtos  ann. 

I,  75.  Cicero  de  orat  1,  37,  168.  Brat  84,  290:  voU)  .  .  .  comjpkatur  tribunal, 
graUosi  ecribae  eint  in  dando  et  cedendo  loco.  Pliniiu  ep.  6,  88,  4:  Btipatmn 
tribumah    Vgl.  was  über  den  BeiaitE  S.  189  bemerkt  ist 

^  Dass  auf  dem  Markt  die  Tribanale  der  Terschiedenen  Pr&toren  und  Quftstions- 
leiter  neben  einander  aufgeschlagen  wurden,  zeigen  die  Schilderungen  bei  Cicero 
in  Yat  14,  84  und  Caesar  b.  c  8,  20.  Das  ist  das  fwrvm  plenum  iudiciorwßn 
(Cicero  Veir.  5,  55,  148). 

'  Cicero  pro  Sex.  Rosdo  21,  59;  pro  Cluentio  27,  74.  Auf  höheren  Stand 
der  Geschwornenbänke  flkhren  mit  Wahrscheinlichkeit  Asconius  in  Scaur.  p.  29: 
ad  genua  ««dtcum,  cum  sentenUtie  ferrenhir,  hifariam  ee  divieerwiki  qui  pro  eo 
rogabant  und  Val.  Max.  8,  1,  6:  cum  prostraiue  humi  pedes  4udicwm  oectüaretwr. 

'  Obwohl  oft  bei  den  Accnsationsprozessen  die  Rede  ist  von  den  eubeeUia  des 
Anklägers  (Cicero  pro  Sex.  Rosdo  86,  104;  pro  Flacco  10,  22.  18,  42)  und  des 
Angeklagten  (Caelius  ad  fiun.  8,  8,  IX  auch  von  den  subedUa  diversa  (Quintilian 

II,  8,  188  Tgl.  182),  so  ist  diese  Scheidung  doch  offenbar  nur  eine  factische  ge- 
wesen. Ebenso  setzen  die  Zeugen  sich,  wo  es  ihnen  beliebt  (z.  B.  Quintilian  5, 
7,  82)  und  dasselbe  gilt  yon  den  blossen  Zuhdrern.  Cicero  Brat  84,  290:  volo  . . . 
locus  in  eubeeiliie  oecupetur.  Plinius  ep.  2,  14,  6.  8,  88:  sed^fant  C  et  LXXX 
iudices  .  .  .  ingens  uirimque  (idvocoHo  et  numerosa  svbselUa,  praeterea  densa 
drcumstantium  corona,  Sueton  Aug.  55.  GeUius  14,  2,  11.  Häufig  werden  die 
9ub»dlia  metonymisch  gebraucht  ftkr  das  Gericht  —  Im  Prozess  der  Perpetua 
werden  die  Angeklagten  auf  das  Tribunal  selbst  hinaufgeführt  (c.  6:  pervemmus  ad 
forum , . .  adacendimus  in  cataeiam  —  avißiiuev  eis  tö  flnfia), 

*  Tribunal  der  Gerichtsherren  in  Verona  C.  L  L.  Y,  8401 ;  in  Novaria  Sueton 
cL  rhet  6. 

*  Verres  spricht  Recht  in  Thermae  auf  dem  Markt  de  seüa  ctc  tribimaU 
(Cicero  Verr.  2,  88,  94).  Acten  der  Perpetua  c.  5  (A.  8).  Appuleius  apol.  28: 
tmuUäudo  .  .  .  phtrima  undique  ad  audiendum  coneenit  (vgl.  c  44 :  pro  tribunM 
nnd  sonst). 


l 
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geringeren  Angelegenheiten  auch  zu  ebener  Erde  (de  piano)  öffentlich 
der  Spruch  abgegeben  ^  und  eine  gesetzliche  Abgrenzung  für  diese 
Form  der  Amtshandlung  gegenüber  der  Action  auf  dem  Tribunal 
findet  sich  nicht. 
Äuditoria  Die  nicht  öffentliche  Rechtsprechung  findet,  wenn  vom  Senat 

9tc^liria,  Abgesehen  wird,  regelmässig  statt  im  Hause  oder  in  dem  Amtslocal 
des  Beamten.  Der  Saal,  in  welchem  derselbe  den  Parteien  Gehör 
giebt,  heisst  audi^ortum',  späterhin  secretarium^ ,  weil  er  durch 
einen  Vorhang*  abgeschlossen  ist  und  der  freie  Eintritt  in  den- 
selben nur  den  Officialen  und  bestimmten  Rangpersonen  zusteht^; 
in  der  Spätzeit  darf  die  Urtheilsfällung  nur  in  diesem  Saal  und 
unter  Zuziehung  der  Officialen  stattfinden^.  Es  kann  indess 
auch  in  diesem  Amtslocal  durch  Oeffiiung  des  Vorhangs  und  Zu- 
lassung  des  Publicums  öffentlich  Gericht  gehalten  werden'  und 


^  Wie  im  Givilprozess  die  sessiones  pro  tribunaU  und  die  de  piano  unter- 
schieden werden  (Vat.  fr.  112.  156.  161-167.  Dig.  38, 15,  2,  IX  so  auch  im  Straf- 
yerfithren.  Ulpian  Dig.  48,  2,  6 :  levia  crimina  audire  et  disaUere  de  piano  pro^ 
eonmlem  oportet.    Paulas  Dig.  48,  18,  18,  10. 

*  Vom  Statthalter:  act  ap.  25,  23.  Vom  Kaiser:  Big.  4,  4,  18,  1.  Allgemein 
Tacitus  dial.  89  (S.  859  A.  3). 

*  Secretarium  (auch  secretum:  Ammian  15,  7,  5  itMUciale  secretum;  Eosebins 
h.  eccl.  7,  30,  9  aiix^i^roy ;  Zeno  Cod.  lost  4,  20, 14X  welches  anftnglich  vermuüilieh 
einen  Tadel  einschliesst,  g^hOrt  wohl  der  Vulgärsprache  an.  Es  findet  sich  in  den 
wie  es  scheint  gleichzeitigen  Acten  der  scillitanischen  M&rtyrer  vom  J.  186  (Ro- 
binson texts  and  studies  vol.  1  p.  112:  Karthagine  in  secretario,  griechisch  ir 
T^  xatK  KttQ9ay4vvttv  ßovXiVTriQ(t^)  und  in  denen  Cyprians  unter  Valerian  (Hartel 
opp.  p.  CX).  Von  der  diocletianischen  Zeit  an  (S.  359  A.  2)  erscheint  es  h&ufig. 
Eine  stadtrömische  Bauinschrift  (C.  I.  L.  VI,  31959,  jetzt  vollständig  gefunden) 
nennt  eine  Halle  neben  dem  TelhMren^e  secretarium,  dem  Amtslocal  des  Stadt- 
pr&fecten  am  Tellustempel.  Symmachus  ep.  10,  23,  4.  12  spricht  von  dem  commufie 
eecräarium  des  Stadtpr&fecten  und  des  stadtrdmischen  vicariua^  w&hrend  daselbst  9 

.  das  drei  secretarium  das  Sonderlocal  des  letzteren  zu  sein  seheint  Das  Amtslocal 
des  consularis  Piceni  in  der  Stadt  Fanum  wird  consult.  9,  4  bezeichnet  Flavia 
Fanestri  in  secretario.    Diese  secretaria  der  Statthalter  begegnen  häufig. 

^  Velum  z.  B.  G.  Th.  1,  16,  7 ;  griechisch  nttQanirartfitt  (S.  359  A.  1). 

^-  Vorschriften  über  den  Eintritt  in  das  secretarium  G.  Th.  2,  1,  8  (»» lutt.  9> 
2, 16).  6,  7,  1.  tit.  26,  5.  7.  16.  Nov.  Theod.  11  15,  2,  1.  G.  Tust  8,  24,  a  üeber 
die  Bestechung,  um  Zutritt  zu  erlangen,  G.  Th.  1,  16,  (»  i,  7,  i  Ooth.)  und 
sonst    Eingehend  Gothofredus  a.  a.  0.  und  Hollweg  Givilprozess  8,  189. 

*  Garns  God.  7,  45,  6:  sewteniiam  praesidis  irritam  esse  .  .  •  quod  non 
publice,  sed  in  secreto  loco  officio  eius  non  praesente  sententiam  suam  dixU. 
Valentinian  G.  Th.  1,  16,  9  (S.  359  A.  1).  10. 

"^  G.  Th.  13,  9,  6  »  Tust  11,  6,  5:  de  submersis  navibus  decemimus,  ut 
levaüs  velis  istae  causae  cognoscantur.  G.  Th.  11,  7,  20:  in  secretario  admisso 
popülo.    Andere  Stellen  S.  359  A.  1. 
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diese  Form  der  Oeffentlichkeit  hat  am  Ende  der  Kaiserzeit  die 
Rechtsprechung  vom  Tribunal  verdrangt. 


Hinsichtlich  der  Gerichtszeit  kommt  die  althergebrachte  Ka-  o«riciit«it 
lenderordnung ,  wonach  die  Tage  des  Jahres  geschieden  werden  in 
solche,  an  denen  Gericht  gehalten  werden  muss  (dies  fasti)  oder 
nicht  gehalten  werden  darf  {dies  nefasti)  oder  gehalten  werden 
kann  (dies  comitiales)  zur  Anwendung  bei  dem  prätorischen  Privat- 
und  bei  dem  comitialen  öffentlichen  Prozess';  auf  das  nicht 
comitiale  magistratische  Strafverfahren  hat  sie  sich  schwerlich  o«rieht»- 
erstreckt.  In  der  späteren  Zeit  wird  namentlich  für  die  grossen  '•''•"^ 
Geschwornengerichte  von  dem  kalendarischen  Tagescharakter  ab- 
gesehen^, dagegen  fallen  für  die  ordentliche  Rechtspflege  die 
Feierlage  dieser  Epoche  aus.  Diese  sind  zum  Theil  hervor- 
gegangen aus  der  alten  Cultordnung,  namentlich  die  drei  Tage 
der  Saturnalien  (Dec.  17—19),  grösstentheils  aber  aus  den  kalen- 
darisch fixirten  Volksfesten®,  welche  am  Ausgang  der  republi- 
kanischen Zeit  im  Jahr  76  Tage  in  Anspruch  nahmen^.  Dazu 
kommen  weiter  die  nicht  zahlreichen  beweglichen  Feiertage,  so  wie 
die  häufig  angesetzten  ausserordentlichen.  Die  weitere  Entwickelung 
der  Gerichtsferien  hängt  zusammen  mit  derjenigen  der  Geschwomen- 
liste,  insbesondere  der  Einreihung  zahlreicher  nicht  in  Rom  domici- 
lirter  Personen  in  dieselbe  (S.  213  A.  2);  wahrscheinlich  durch  die 
julischen  Prozessgesetze  sind  längere  Zwischenfristen  festgestellt 
worden,  während  welcher  die  ordentliche  Rechtspflege  ruht*.  Unter 
Kaiser  Marcus  zählte  man  im  Jahr  280  Geschäfts-  und  135  Feier* 


»  St  R.  3,  372. 

*  UDter  den  nach  Ciceros  DareteUung  (Verr.  act  1,  10,  31.  I.  2,  52,  130)  für 
den  Prozess  des  Verres  verfügbaren  Tagen  Aug.  5—15.  Sept  2—4.  20—29. 
Oct  1 — ^25  (nach  dem  damaligen  Kalender)  ist  jeder  Tagescharakter  ausreichend  ver- 
treten (vgl.  C.  I.  L.  I  *  p.  292). 

*  Diese  Ferien  haben  nichts  gemein  mit  denen  des  alten  Kalenders.  Dessen 
ftriae  S^xtwmi  sind  eintägig  (17.  Dec.);  die  feriae  lovi  (13.  Aug.)  und  feriae  Fonti 
(13.  Oct)  rechnet  Cicero  zu  den  für  den  Prozess  verfügbaren  Tagen. 

-•  C.  I.  L.  !•  p.  299. 

^  Wahrscheinlich  haben  die  julischen  Gesetze  zunächst  den  Hochsommer  frei- 
gegeben, Aogustus  dann  eine  Winterpause  im  November  und  December  gestattet 
(Sueton  Aug.  32).  Claudius  scheint  die  Sommerferien  verkürzt  und  die  Winterpaase 
verlängert  zu  haben,  was  aber  Galba  wieder  aufhob  (Sueton  Claud.  23.  Galb.  14). 
Das  Einzelne  ist  nicht  hinreichend  klar ;  die  hauptsächliche  Pause  fiel  in  Juli  und 
August  (Seneca  lud.  7  c.  12;  Plinins  ep.  9,  21,  2;  Statins  silv.  4,  4,  40).  Weiteres 
bei  Hollweg  (^vilprozess  2,  171. 
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tage  *.  —  Die  Rechtspflege  ruht  gleichfalls  während  ihrer  insbesondere 
bei  öffentlichen  Galamitäten  zuweilen  angeordneten  Sistirung  (cesti" 
tium)^.  —  Vollständig  sind  diese  Unterbrechungen  allerdings  nicht; 
namentlich  der  bei  der  Stadtprätur  zu  führende  Prozess  wegen 
Vergewaltigung  kann  auch  während  der  Ferien  angestellt 
werden®.  —  In  Betreff  der  Sonn-  und  Feiertage  der  christlichen 
Epoche  genügt  es  auf  die  civilprozessualischen  Bestimmungen  zu 
verweisen  *. 

<^ebu-  Regelmässig  wird  nach  der  älteren  Ordnung  Gericht  gehalten 

nicht  vor  Tagesanbruch  und  nicht  nach  dem  Ende  der  elften 
Tagesstunde*.  Aber  diese  Vorschrift  bezieht  sich  wohl  nur  auf 
die  fortlaufenden  und  nicht  wohl  zu  unterbrechenden  Verhand- 
lungen ;  die  eigentlichen  Geschäftsstunden  sind  die  des  Vormittags 


^Amideii. 


»  Vita  Marci  10. 

'  St.  R.  1,  268.  Die  auf  Grand  des  varischen  Gresetzes  angestellten  Mtgest&ts« 
Prozesse  (S.  198  A.  2)  fanden  auch  während  des  Bundesgenossenkrieges  statt 
(Cicero  Brut  89,  804:  exercebatur  una  lege  iudicium  Varia  ceteris  prapter  hdlum 
intermissis),  bis  das  Yom  Senat  ausgesprochene  Justitium  auch  diese  sistirte 
^Asconius  in  CorneL  p.  75:  nanctus  iustüii  occasionem  senatus  decrevit^  ne  iudida^ 
dum  tumultus  Italicus  esaetj  exercerentur). 

*  Cicero  pro  Caelio  1,  1 :  quae  sit  tanta  atrocitas  huiusce  causae,  quod  dUbus 
fesHs  ludisque  publicis  omnxbus  forensibus  negoHis  intermisais  unum  hoc  iudicium 
(de  vi  nach  dem  plotischen  Gesetz)  exerceatur.  Darauf  bezieht  sich  auch  wohl 
die  Bemerkung  des  CaeliuB,  dass  er  während  der  ädilicischen  Circusspiele  lege 
ScanHnia  angeklagt  worden  sei  (ad  fam.  8,  8,  1).  Die  Criminalklage  wegen  Pä- 
derastie ging  Termuthlich  auch  an  den  Stadtprätor  und  mag  ebenfiillB  eine  be« 
schleunigte  gewesen  sein.  Kaiser  Claudius  hält  Gericht  auch  während  der  Ferien 
(Sueton  Claud.  14).  —  Wegen  der  Privatdelicte  (Dig.  2,  12,  8)  ist  auf  den  Civil, 
prozess  zu  verweisen. 

«  Hollweg  3,  191  fg. 

*  Die  Vorschrift  des  Stadtrechts  von  Genetiva  c  IQ2:  ne  quis  .  .  ante  horam  1 
■neve  pogt  horam  XI  diei  quaeriio  kann  nur  heissen,  dass  die  Verhandlung  nicht 
Tor  Tagesanbrach  beginnen  und  spätestens  eine  Stunde  vor  Sonnenuntergang 
schliessen  soll,  so  dass  die  prima  coepta  und  die  undecima  finita,  die  Voli- 
«tunden  gemeint  sein  werden.  Paulus  4,  6,  2  lässt  die  Testamentseröffirang 
inter  horam  eecundam  (coeptam)  et  decimam  (finitam)  diei  geschehen,  setzt  also 
sowohl  am  Anfang  wie  am  Schluss  eine  Stunde  weniger  an.  Wenn  die  Con- 
statirang  der  Abwesenheit  der  Angeschuldigten  nicht  ante  horam  decimcun  (coeptam) 
stattfinden  darf  (Cicero  Verr.  1.  2,  17,  41),  so  bleiben  hiernach  für  die  daran  an- 
schliessende Verhandlung  zwei  Stunden  frei.  —  Ausgenommen  sind  nach  dem  Stadt- 
recht die  nach  gesetzlicher  Vorschrift  an  einem  Tage  zu  Ende  zu  ftkhrenden  Prozesse, 
welche  also  früher  beginnen  und  länger  fortgesetzt  werden  konnten. 
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und  wenigstens  in  späterer  Zeit  schlössen  die  Beamten  ihre  Amts- 
thätigkeit  mit  der  Mittagsstunde  ab^ 


1  Eine  Verordnung  Yom  J.  408  G.  Th.  1,  20,  1  —  lost  1,  45,  1)  setzt  den 
Geschilftsstunden  dkoris  quibus  eausarum  merita  vd  fata  panduntur)  die  meridianae 
entgegen;  eine  andere  kritisch  unsichere  (Cod.  Th.  1,  17,  13)  scheint  in  gleicher 
Weise  dem  secretum  (denn  nach  der  Interpretation  wird  aut  occaaiane  aecreH  zu 
lesen  sein)»  also  der  Sitzungszeit,  das  postmeridianum  tempus  entgegenzustellen. 
Auch  aus  der  Rede  des  Libaoius  xarä  iiov  ngoaSQtvwrt^p  roTg  a^/oi/o» 
(2  p.  592  Reiske)  geht  deutlich  hervor,  dass  der  Magistrat  Yon  der  Mittagstunde 
an  bis  zum  Abend  von  zudringlichen  Leuten  belagert  wird  und  sie  ihm  das  Mittag- 
essen stören  und  den  Mittagschlaf  yerkürzen. 


Dritter  Abschnitt. 

Die  Parteien  und  die  Bechtsbeistände 

bei  der  Accusation. 


DerAnkiiger  Das  Accusationsverfahren  beruht  auf  der  Vertretung  der  Ge- 
***  ^®J*"*^*'  meinde  wegen  einer  ihr  zugefügten  Schädigung  durch  eine  nicht 
Gemeinde,  vou  Amtswegeu,  soudem  aus  freiem  Entschluss  dieser  Mühewaltung 
und  dieser  Verantwortlichkeit  sich  unterziehende  Person,  den 
Kläger,  und  es  wird  diese  Auffassung,  wie  schon  bemerkt  ward 
(S.  192  A.  4),  späterhin  gestützt  durch  eine  entsprechende,  sprachlich 
allerdings  unhaltbare  Worterklärung  des  itidmum  publicum.  Es 
können  an  die  Unterlassung  der  Klage  Recht snachtheile  \  an  die 
Uebernahme  derselben  Rechtsvortheile  sich  knüpfen*;  ein  Rechts- 
zwang aber  zur  Uebernahme  der  Anklage  besteht  nicht  •  und  wenn 
kein  Freiwilliger  sich  meldet,  so  bleibt,  falls  die  Cognition  nicht 
eingreift  (S.  346),  das  Verbrechen  unbestraft*.  Wie  der  Kläger 
dieses  Systems  eintritt  anstatt  des  den  älteren  Strafprozess  führen- 
den Magistrats,  so  hat  er  auch  nicht  nur  eine  quasi-magistratische 
Stellung,  wie  dies  weiterhin  namentlich  bei  dem  Beweisverfahren 
gezeigt  werden  wird,  sondern  er  erhält  die  Befugniss  zu  klagen 
selbst  insofern  von  dem  Magistrat,  als  sein  Erbieten  zur  Ueber- 


^  Dahin  gehört  die  -  bei  dem  Morde  erörterte  Bestimmung ,  dass  wer  die 
Mordklage  anstellen  kann  und  nicht  anstellt,  dadurch  yon  der  Erbschaft  des  Er- 
mordeten ausgeschlossen  wird. 

'  Darüber  ist  der  zehnte  Abschnitt  dieses  Buchs  zu  vergleichen. 

*  Diocletian  Cod.  3,  7,  1 :  invitus  agere  vel  acctisare  nemo  cogitur, 

^  Dig.  50,  4,  6,  2:  si  quis  accusatorem  non  häbeaty  non  dd>ei  honaribus 
prohiheri. 
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nähme  der  Klage  allein  nicht  genügt,  sondern  magistratische  Zu- 
stimmung und  Bestellung  erfordert  wird. 

Allerdings  wird   die  Regel ,   dass  bei  diesem  Verfahren  der  AeouaUoD«- 
Kläger  nicht  sein  Interesse  vertritt,  sondern  das  der  Gemeinde,  ein-  ^^^^J^ 
geschränkt  durch  gewisse  scheinbare  oder  wirkliche  Ausnahmen,  in  inUreMa  de» 
welchen  zur  Accusation  nur  der  persönlich  Verletzte  zugelassen  wird.    '°***"- 

1.  Die  Quästion  wegen  Repetunden  ist  zwar  von  allen  die 
älteste  und  hat  vielfach  die  gesammte  Prozessform  bestimmt,  aber 
sie  selbst  ist,  wie  schon  gesagt  wurde  (S.  202  A.  1),  namentlich  in 
ihrer  älteren  Gestalt  vielmehr  eine  prozessualisch  geschärfte  Privat- 
klage als  eine  Accusation.  Hier  klagen  die  Verletzten  und  ihnen 
wird,  wenn  auch  durch  Vermittelung  der  Gemeinde,  der  Schadens- 
ersatz entrichtet.  Dem  entsprechend  treten  hier  dem  oder  den  Klägern 
Rechtsbeistände  zur  Seite,  was  bei  der  Quästion  sonst  ausgeschlossen 
ist.  Es  werden  sogar,  wie  das  auch  im  Privatprozess  nicht  selten 
vorkommt  ^  auf  ihren  Wunsch  solche  ihnen  von  Gerichtswegen  zu- 
geordnet*. Die  Rechtsstellung  dieser  Patrone  schwankt  zwischen 
der  forensischen  des  Sachwalters  und  der  politischen  des  frei^ 
willigen  Gemeindevertreters®;  vollständig  bat  dieses  Delict  sich 
niemals  der  allgemeinen  Regel  gefügt. 

2.  Die  Klage,  welche  das  cornelische  Fälschungsgesetz  wegen 
Kindesunterschiebung  anordnet,  wird  nur  den  persönlich  Betheiligten 
gegeben^;  als  geschädigt  aber  im  privatrechtlichen  Sinne  können 
diese  nicht  betrachtet  werden. 

3.  Die  Ehebruchsklage  wird  gegen  den  Ehebrecher  während  des 
Fortbestehens  der  dadurch  angeblich  verletzten  Ehe  nur  den  nächsten 


^  Prätorisches  Edict  Dig.  3,  1,  1,  4:  ««  non  habelnmt  advocatum,  ego  dabo, 
Cicero  de  erat.  2,  69,  280.  Livias  43,  2,  3  beschliesst  der  Senat,  dass  für  den  priyat- 
rechtlichen  Erpressungsprozess  der  Prätor  den  Klägern  paironos^  quos  vellent,  su- 
mendi  poiestcUem  faceret. 

*  Repetandengesetz  Z.  9—12.  Plinius  ep.  2,  11,  2:  ego  et  Cornelius  Tacitiis 
adesse  provincicdihus  tussi  (im  Prozess  vor  dem  Senat).  Ders.  2,  1,  7.  ep.  2,  11. 
19.    3,  4.   5,  20,  1.   7,  6,  3.   ep.  33,  4    ad  Trai.  3. 

*  In  dem  verrinischen  Prozess  stellt  Cicero  zuerst  in  der  Divination  sich  auf 
den  privatrechtlichen  Standpunkt  als  eognitor  (4,  11)  oder  actor  der  Siculer  (vgl.  den 
betreffenden  Abschnitt  im  folgenden  Buch)  und  in  gleicher  Weise  werden  in  Plinius 
Briefen  die  Sachwalter  der  Repetundenkläger  behandelt;  in  den  beiden  Actionen 
gegen  Verres  tritt  die  Advocatur  durchaus  zurück  gegen  die  Politik. 

*  Dig.  48,  10,  30,  1 :  de  partu  supposito  soli  accusarU  parentes  aut  hi  ad 
quos  ea  res  pertineat,  nan  quiUhet  ex  populo  %(t  publieam  accusaiionem  intendat 
Tgl.  den  Abschnitt  von  der  Fälschung. 
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Verwandten  eingeräumt^.  Nach  Auflösung  der  verletzten  Ehe 
haben  der  Ehemann  und  der  Vater  ein  privilegirtes  Klagerecht, 
jedoch  ohne  Ausschluss  des  allgemeinen,  wie  dies  in  dem  Abschnitt 
vom  Ehebruch  entwickelt  werden  wird. 

4.  Die  Klage  aus  dem  comelischen  Gesetz  wegen  qualificirter 
Injurie  wird  nur  dem  Beleidigten  gegeben ;  in  der  That  ist  sie 
eine  prozessualisch  in  der  Form  der  Äccusation  behandelte  Privat- 
klage '. 

5.  Bei  denjenigen  Delicten,  welche  das  ältere  Recht  nicht  oder 
doch  nur  als  Privatdelicte  kennt,  die  Spätzeit  aber  im  Wege  des 
ausserordentlichen  Verfahrens  in  den  öffentlichen  Strafprozess  ein- 
reiht, wird  neben  der  dabei  überwiegenden  Cognition  auch  die 
Äccusation  zugelassen,  aber  auf  den  Verletzten  beschränkt*. 

AiigMMine         Von  diesen  wenig  bedeutenden  Fällen  abgesehen,  wird  für  die 
Am-      Zulassung  zur  Äccusation  der  Nachweis  der  personalen  Verletzung 
grftnde  ron  uicht  gefordert ,  dieselbe  vielmehr  als  eine  jedermann  zugängliche 
dem  An-   Functiou  behandelt    Ein  allgemeines  Anklagerecht  aber  ist  hiemit 
keineswegs  gegeben.   Vielmehr  unterliegt  diese  quasimagistratische 
Gemeindevertretung  ähnlichen  Regeln  hinsichtlich  der  Ausschliessung 
wie  die   Uebemahme  der  eigentlichen  Magistratur,  wobei   aller- 
dings  namentlich   mit  Rücksicht   darauf,    dass    bei    dem    gegen 
die  Gemeinde  begangenen  Delict  vor  allem  dem  zugleich  persön- 
lich davon   Betroffenen   die  Äccusation  nicht   beschränkt  werden 
darf,    der   Kreis    der    zuzulassenden   Personen    bedeutend   weiter 
gezogen  ist. 

1.  Der  Nichtbürger  muss,  wo  streng  nach  dem  Gesetz  ver- 
fahren und  dasselbe  nicht  bloss  analogisch  angewendet  wird,  wohl 
gelten  als  unbedingt  ausgeschlossen,  da  ihm  die  Vertretung  der 
römischen  Gemeinde  nicht  zusteht*. 


»  C,  Th.  9,  7,  2  =  Iu8t.  9,  9,  29.    Vgl.  den  Abschnitt  vom  Ehebruch. 

'  Dig.  3,  8,  42,  1:  ad  actionem  iniuriarum  ex  lege  Cornelia  procuratar  dari 
potest:  nam  etsi  pro  publica  utilitate  exercetttr  (und  darum  in  der  Form  der 
Quästion  behandelt  wird),  pritata  tarnen  est  Vgl.  S.  192  und  den  Abschnitt  Yon 
der  Injurie. 

'  Dig.  47,  11,  8:  steUionaiua  vel  expüatae  hereditatis  iadicia  accusationem 
i  quidem  habent,  sed  non  sunt  publica,     47,  2,  93:  meminisse  oportebit  nunc  furti 

plerumque  criminaliter  agi  et  eum  qui  agit  in  crimen  subscribere,  non  quctsi 
publicum  Sit  iudicium. 

*  Dass  das  Repetundengesetz  Z.  76  fg.  entgegensteht,  kann,  da  es  die  Klage 
wesentlich  als  private  behandelt,  für  das  allgemeine  Verfahren  nicht  geltend  ge- 
macht werden. 
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2.  Der  UnmOndige  wird  nur  zur  Anklage  zugelassen,  wenn 
das  Delict  ihn  selbst  oder  seine  Nächsten  betrifft,  und  nur  mit 
Zustimmung  des  Vormundes*.  Dasselbe  gilt  bei  der  Ehebruchs- 
klage für  den  Minorennen*. 

3.  Dem  Ausschluss  der  Frau  von  den  Gemeindefunctiomen  ent- 
sprechend' wird  auch  ihr  das  Recht  der  criminellen  Anklage  nur. 
zugestanden,  wenn  sie  wegen  eines  gegen  sie  selbst  oder  gegen 
ihre  Nächsten  gerichteten  Delicts  als  Klägerin  auftritt^.  Aber 
selbst  in  diesem  Fall  wird  sie  eigentlich  «ils  Denuntiantin  behandelt 
und  der  strengen  Anklägerverpflichtung  nicht  unterworfen^.  Un- 
beschränkt wird  sie  zugelassen  zur  Majestätsklage*  und  zu  der 
Klage  wegen  Kornwuchers  ^. 


1  Dig.  43,  29,  8,  11:  mulier  vel  pupülus  .  .  .  ptiblico  iudicio  reos  facere 
poBsunt,  dum  suas  suorumque  iniurias  exequwiPur.  48,  2,  8.  I.  11  pr.  Anwendong 
unter  Zostimmang  des  Yonnunds  auf  die  Klage  wegen  Ermordung  eines  Ascen- 
denten  und  auf  Fälschung  des  väterlichen  Testaments:  Dig.  48,  2,  2, 1.    Cod.  9, 1,  5. 

'  Dig.  48,  5,  16,  6.  Coli.  4,  4.  Im  Uebrigen  ist  der  Minorenne  zur  Anklage 
berechtigt  (Dig.  38,  2,  14,  1.  2),  wie  denn  im  letzten  Jahrhundert  der  Republik 
Tomehme  Jünglinge  häufig  vor  der  Minorennität  Anklagen  unternahmen  (Tacitus 
dial.  34).   Justinian  (Cod.  5,  59,  4)  schreibt  die  Zuziehung  des  Curator  allgemein  vor. 

«  Dig.  50,  17,  2  pr. 

*  Dig.  43,  29,  3,  11  (A.  1).  48,  2,  8.  Cod.  9,  1,  5.  c.  12.  tit.  45,  5.  Cod. 
Th.  9,  1,  3.  Juvenals  Worte  6,  243:  ctccusat  Manilia,  si  rea  non  est  beziehen 
sich  auf  den  von  Gellius  4,  14  berichteten  Vorfall,  also  nicht  auf  eine  eigentliche 
Anklage,  sondern  auf  eine  Appellation  an  die  Yolkstribune.  Zugelassen  wird  die 
Frau  zur  Klage  wegen  eines  gegen  sie  selbst  gerichteten  Mordversuchs  (Cod.  9, 

1,  14);  wegen  Ermordung  eines  Verwandten  innerhalb  der  Zeugnissgrenze  (Dig.  48, 

2,  2  pr.:  st  mortem  exequantur  eorum  earumque,  in  quos  ex  lege  testimonium 
publicorum  invitae  non  dicunt;  femer  Tacitus  ann.  2,  67;  Dig.  48,  2,  1.  1.  11  pr. 
Cod.  9,  1,  4.  c  9);  wegen  gegen  sie  selbst  verübter  Nothzucht  (Cod.  9,  9,  7);  wegen 
Menschenraub  bei  nahen  Verwandten  (Cod.  9,  20,  5);  wegen  zu  ihrem  Schaden 
verübter  Fälschung  (Dig.  48,  2,  2  pr.  tit  16,  1,  10.  Cod.  9,  1,  5.  tit  22,  19).  Bei 
Stupmm  und  Adulterium  kann  nach  der  römischen  Auffassung  dieser  Delicte 
niemals  eine  Frau  klagend  auftreten  (Cod.  9,  9,  1).  —  Eine  gesetzlich  feste  Grenze 
scheint  für  die  Frauenklage  nicht  bestanden  zu  haben,  sondern  dieselbe  nach  Er- 
messen  der  richtenden  Behörde  zugelassen,  worden  zu  sein  (C.  Th.  9,  1,  3:  in 
publicis  ölim  quaestionihus  interdum  aut  admissa  prohatio  est  aut  accusaniis 
auctoritas). 

^  Diocletian  Cod.  9,  1,  12:  non  exacta  siibscripHone.  Daher  unterliegt  die 
Frau  nicht  dem  förmlichen  Calumnienverfahren  (Dig.  48,  16,  4  pr.  Cod.  9,  46,  2',, 
wodurch  indess  Bestrafung  bei  evidenter  Unredlichkeit  nicht  ausgeschlossen  ist 
(Dig.  48,  16,  1,  10.    Ck)d.  9,  22,  19  pri    tit.  45,  5). 

•  Dig.  48,  4,  8. 

'  Dig.  48,  2,  13.    tit  12,  8,  1. 

Binding,  Handbvoh.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Stn^r.  24 


370  Drittes  Buch.    Der  Strafprozess. 

4.  Volle  bürgerliche  Selbständigkeit  wird  von  demjenigen  ge- 
fordert, welcher  als  Ankläger  das  Recht  der  Gemeinde  wahrnimmt. 
Auf  Anwendung  dieses  Princips  können  die  folgenden  Fälle  ge- 
fasst  werden: 

a.  Dem  Haussohn  wird  das  Anklagerecht  im  Allgemeinen  nur 
gewährt,  wenn  der  Vater  damit  einverstanden  ist,  ausgenommen, 
wenn  jener  im  eigenen  Namen  die  Ehebruchsklage  anstellte 

b.  Dem  Freigelassenen  wird  das  Anklagerecht  allgemein  ver- 
sagt, wenn  er  nicht  entweder  einen  Sohn  oder  ein  Vermögen  von 
30  000  Sesterzen  hat  * ;  versagt  aber  auch  in  diesem  Fall  gegen  den 
Patron,  ausgenommen  wegen  Ehebruchs  und  wegen  schwerer  In- 
jurien®. Die  Majestätsklage  aber  kann  jeder  Freigelassene  auch 
gegen  den  Patron  anstellen*. 

c.  Dem  Colonen  wird  in  ähnlicher  Weise  die  Anklage'  seines 
Grundherrn  überhaupt  untersagt,  gegen  andere  Personen  beschränkt 
auf  die  gegen  ihn  selbst  oder  seine  Nächsten  begangenen  Delicto*^. 

d.  In  nachconstantinischer  Zeit  wird  zur  Anklage  nur  zu- 
gelassen, wer  ein  Vermögen  von  mehr  als  50  Goldstücken  besitzt  •, 

5.  Die  prätorische  Infamie  nimmt  wie  das  Vertretungsrecht  im 
Privatprozess  so  auch  das  Recht  der  Accusation,   abgesehen  von 


^  Papinianus  Dig.  48,  5,  38:  ßium  famüias  publico  iudicio  adtdterium  in 
tixorem  sine  voltmtate  patris  arguere  constittUum  est,  mndictatn  etiim  proprii  do» 
loris  consequitiMT,  Dass,  wie  hienach  angenommen  werden  muss,  der  Regel  nach 
der  HauBsohn  als  Ankläger  der  Zustimmung  des  Vaters  bedarf  oder  mindestens 
dem  Verbot  desselben  sich  fügen  muss,  ist  allerdings  auffallend,  da  das  seinem  d- 
vilen  Klagerecht  entgegenstehende  Moment,  die  rechtliche  Vermögenslosigkeit,  die 
Accusation  an  sich  nicht  hindert  und  sein  bürgerUches  Recht  durch  die  Haus- 
onterthänigkeit  nicht  geschmälert  wird.  Indess  fehlt  es  auch  bei  den  delictischen 
und  nicht  delictischen  Popularklagen  des  Civilrechts,  für  welche  dieselbe  Auf« 
fassung  geltend  gemacht  werden  kann,  an  einem  bestimmten  Zeugniss  dafür,  dass 
sie  dem  Haussohn  gestattet  worden  sind.  Der  Ausschluss  desselben  vom  Klagerecht 
scheint  mit  Ausnahme  gewisser  specieUer  Fälle  (Dig.  44,  7,  9  und  a.  St  m.)  Regel 
gewesen  zu  sein. 

*  Nach  Papinianus  Coli.  4,  5  wird,  von  dem  Gatten  abgesehen,  zur  Elhe- 
bruchsklage  nur  zugelassen  der  libertinus,  der  rem  sestertiorwn  XXX  müium  cnU 
iüium  hahuit  Dies  knüpft  in  merkwürdiger  Weise  an  an  die  aus  dem  J.  586/168 
der  Republik  uns  aufbehaltene  Ueberlieferung,  dass  die  Freigelassenen,  welche  ent- 
weder einen  fÜnQährigen  Sohn  oder  einen  Grundbesitz  von  30000  Sest  hatten,  den 
YoUbürgem  gleichgeachtet  werden  (Liv.  45,  15 ;  St  R.  3,  437> 

»  Dig.  48,  2,  8.   tit  5,  39,  9.    CoU.  4,  4. 

*  Dig.  48,  4,  7,  2. 

1^  Arcadius  Cod.  11,  50,  2. 

*  Hermogenian  Dig.  48,  2,  10. 
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derjenigen    in    eigener   Sache    oder    in   Sachen    der    Nächsten*, 
ferner  in  Anklagen  wegen  Majestät*  und  wegen  Kornwuchers'. 

6.  Der  fungirende  Magistrat  enthält  sich  unter  dem  Principat 
der  Regel  nach  der  Anklage  *.  Dasselbe  gilt  von  dem  Soldaten  im 
Dienst,  ausser  wenn  er  selbst  oder  einer  seiner  Nächsten  von  dem 
Delict  betroffen  ist*  oder  wenn  es  sich  um  eine  Majestätsklage* 
oder  um  Kornwucher'  handelt. 

7.  Bei  gegenseitigen  Anklagen  wird  zunächst  die  schwerere 
oder  bei  gleicher  Schwere  die  zuerst  eingebrachte  Klage  zur 
Entscheidung  gebracht  und  ruht  bis  dahin  die  zweite®. 

8.  Wer  zwei  Anklagen  erhoben  hat,  darf  eine  dritte 
nicht  einbringen  ausser  in  eigener  Sache  oder  in  Sachen  seiner 
Nächsten ». 

9.  Wer  unter  Anklage  steht,  wird  als  Ankläger  nicht  zu- 
gelassen*®. 


1  Cicero  pro  Cluentio  48,  120.  Ck>ll.  4,  4.  5.  Dig.  48,  2,  4.  1.  8.  1.  11  pr. 
tit  5,  8.  tit  16,  1,  10.  Cod.  9,  1,  15.  Für  verschiedene  einzelne  Kategorien  der 
prätorischen  Infamie  wird  dasselbe  ausgesprochen,  so  f&r  die  Yerortheilang  in 
der  quaesiio  oder  im  iudicium  publicum  im  Repetundengesetz  Z.  11,  fbr  die  Yer- 
urtheilung  wegen  calumnia  bei  Cicero  pro  Sex.  Rosdo  20,  57  nnd  sonst  (Dig.  47, 
15,  5.  48,  2,  7,  8.  1.  9).  Auch  von  der  Popularklage  heisst  es  Dig.  47,  28,  4:  popu- 
Joris  actio  tntegrae  persanae  permittiturj  hoc  est  cui  per  edidum  postulare  licet. 

2  Dig.  48,  4,  7  pr. 
»  Dig.  48,  2,  18. 

^  In  republikanischer  Zeit  wird  zwar  der  fungirende  Magistrat  nach  Er- 
messen des  Gerichts  als  Ankläger  abgewiesen  (S.  872  A.  2),  aber  allgemein  gilt 
diese  Regel  nicht  (Cicero  ad  Q.  fr.  8,  1,  5,  15)  und  auch  unter  dem  Principat  be- 
gegnen dergleichen  Anklagen,  so  die  eines  Consuls  bei  Tacitus  ann.  4,  19,  wo 
Tiberius  den  Protest  dagegen  nicht  gelten  lässt,  und  die  des  Plinius  als  praefectus 
nerarii,  der  die  Repetundenklage  gegen  Marius  Priscus  nach  einer  ersten  Ab- 
lehnung schliesslich  übernimmt  (ad  Trai.  3).  —  Dass  ein  Yolkstribun  als  Sachwalter 
fongirt,  ist  nicht  unzulässig  (Cicero  pro  Cluentio  27,  74);  aber  Plinius  enthält  sich 
als  Yolkstribun  der  Anwaltsthätigkeit  (ep.  1,  9),  und  allgemein  wird  dies  Torge- 
schrieben  Dig.  5,  1,  48.  48,  5,  16  pr.,  auch  für  demjenigen  Magistrat,  welcher  der 
Ladung  nicht  unterliegt  (Dig.  48,  2,  8). 

»  Dig.  48,  2,  8.  1.  11  pr.    Cod.  9,  1,  8.  c.  10. 

•  Dig.  48,  4,  7,  1. 

'  Dig.  48,  2,  18. 

^  Für  die  republikanische  Zeit  gilt  die  Regel  nicht  (Caelius  ad  £un.  8,  8,  1. 
ep.  12,  2;  ad  Q.  fr.  8,  2,  8).  Für  die  spätere  Epoche  scheint  sie  sich  aus 
Dig.  48,  1,  5.  Cod.  9,  1,  1  und  C.  Theod.  9,  1,  12  (verändert  ^  lust  9,  1,  19)  zu 
ergeben. 

»  Dig.  48,  2,  8.  1.  11  pr.  1.  12,  2.   tit  5,  6,  8.    Cod.  9,  1,  16. 
^^  So  scheinen  aufzufassen  die  aus  Paulus  Institutionen  in  den  Brüsseler  £z- 
cerpten  (coli,  anteiust.  yol.  8  p.  297)  erhaltenen  Worte:  pr<iei%idiciuin  est  accuscmU 
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10.  Wenn  durch  die  Erhebung  einer  schweren  Anklage  da» 
Pietätsverhftltniss  verletzt  erscheint,  kann  der  Anklager  yon  der 
BehOrd^e  abgewiesen  und  sogar  bestraft  worden  ^ 

Magistr»-  Wenn  der  Anzuklagende  dem  Ankläger  das  Recht  zu  klagen 

Mh^danr  hostreitot ,  so  wird  darüber  vor  dem  Magistrat ,  eventuell  unter 
ttber  das   Zuziehuug  uicht  beeidigter  Geschwomer,  besonders  verhandelt  und 
^'***"*^"- erkannt«. 

concurren»  Noch  bestimmter  als  in  diesen  allgemeinen  Vorschriften  über 
der  Kuger.  ^.^  ^^^  ^^^  Accusatiou  vou  Amtswogou  odor  auf  Antrag  des  An- 
zuklagenden zurückzuweisenden  Personen  tritt  die  magistratische 
Bestellung  des  Klägers  dann  hervor,  wenn  mehrere  Kläger  für 
denselben  Prozess  sich  bei  ihm  melden®.  Die  dem  eigentlichen 
Privatprozess  vermuthlich  fremde*  Zulassung  concurrirender  Kläger 
mag  wohl  bereits  in  dem  ältesten  iudicium  publicum^  dem  prä- 


reatus  ante  caiMam.  Indess  ist  dies  wohl  mehr  eine  Directive  für  die  den  An- 
kläger bestellenden  Magistrate  als  ein  gesetzliches  Verbot. 

^  In  republikanischer  Zeit  gilt  es  als  unschicklich^  dass  der  gewesene  Hül6- 
beamte  seinen  ehemaligen  Vorgesetzten,  insbesondere  der  Quästor  den  Pr&tor  cri- 
minell yerklagt  (Cicero  divin.  in  Caec.  14,  46.  19,  61).  Indess  unstatthaft  ist  eine  der- 
artige Anklage  nicht;  es  wird  nur  bei  der  Auswahl  des  Anklägers  von  dem  Gericht 
darauf  Rücksicht  genommen.  Aehnliche  Erwägungen  werden  in  späterer  Zeit  aus- 
gesprochen bei  schwerer  Klage  des  Alumnus  gegen  den  Ziehvatcr  (Cod.  9,  1,  17); 
des  Kindes  gegen  die  Mutter  (Cod.  9,  22,  5);  des  Bruders  gegen  den  Bruder  (Cod. 
9,  1,  13;  eine  minder  schwere  gegen  die  Schwester  wird  zugelassen:  Cod.  9,  1,  18). 
Die  Klage  gegen  einen  sodalis  missbilligt  Cicero  pro  Cael.  11,  26.  M^jestätsklage 
des  Sohnes  gegen  den  Vater:  Tacitus  ann.  4,  28.  29;  des  Gatten  gegen  den  Gatten: 
Ammian  16,  8,  4.  Criminalklage  des  Vaters  gegen  den  Sohn  ist  dagegen  zulässig: 
Dig.  48,  8,  2.  Cod.  8,  46,  8.  9,  1,  14.  Syramachus  ep.  2,  1.  Ohne  Zweifel  hat 
hier  eine  formale  Regel  nicht  bestanden,  sondern  das  Gericht  im  einzelnen  Fall 
nach  Ermessen  den  Kläger  wegen  Impietät  abgewiesen. 

■Schrift  ad  Her.  1,  12,  22:  in  publicis  quaestionibus  cavetur  legibus ,  ut 
ernte,  si  reo  commodum  sit,  iudicium  de  accusatore  fiat,  utrum  iUi  fUJceat  accu- 
sare  necne.  Der  Verfasser  hebt  dies  hervor  als  Abweichung  vom  Privatprozess,  wo 
die  Legitimation  des  Klägers  im  Hauptverfahren  angefochten  werden  kann.  Auf 
diesem  Wege  wird  nach  Cicero  pro  Cluentio  84,  94  ein  Volkstribun,  der  gegen  den 
Sohn  des  Dictators  Sulla  die  Peculatklage  beabsichtigt,  seiner  Beamtenstellung 
wegen  von  den  Geschwomen  abgewiesen.  Das  Verfahren  entspricht  der  Divination 
bei  Concurrenz  mehrerer  Kläger. 

*  Ueber  Befristung  der  Meldung  wissen  wir  nichts.  Wahrscheinlich  konnte 
berücksichtigt  werden,  wer  vor  der  nominis  receptio  sich  meldete,  ohne  dass  die 
Zeitfolge  in  Betracht  kam. 

*  Auswahl  des  Klägers  durch  den  Magistrat  kommt  auch  bei  der  Popular- 
klage vor  (Dig.  47,  23,  2:  si  pliires  simul  agant  populari  actione ,  praetor  eligat 
idoneiorem\  aber,  wie  es  scheint,  keine  Klägermehrzahl.  Wie  das  subscribere  im 
C!entumvira]prozess  zu  fassen  ist  (Plinius  ep.  5,  1,  7.  10)  lässt  sich  nicht  ermitteln. 
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toriscben    MultprozesB   vorgekommen^    und    aus    diesem   in   das 
Accusationsverfahren  ttbemommen  worden  sein.    Bei  diesem  können 
mehrere  Kläger  sich  unter  einander  verbinden  zu  gemeinschafV 
lieber  Klagfahrung;  in   diesem  Fall   indess  besteht  unter  ihnen 
eine  Reihenfolge '  und  wird ,  wer  voransteht,  als  der  Hauptklftger, 
die   übrigen   als  subscriptores  bezeichnet*.     Wenn   die   mehreren 
Klftger  sich  nicht  mit  einander  vereinbaren,  so  steht  die  letzte  Ha^ift 
Entscheidung  sowohl  über  die  Zulassung  überhaupt  wie  auch  über   ^^^ 
die  Reihenfolge  bei  dem  Strafrichter*,  wobei  derjenige  bevorzugt      der 
wird ,  welcher  am  meisten  bei  der  Sache  interessirt  ist  und  von  <^*»«*''«n"' 
dem  die  energischste  Durchführung  der  Anklage  erwartet  wird. 
Wenn  dem  Magistrat  Geschworne  zu  Gebote  stehen,  so  wird,  wie 
bei  der  Bestreitung  des  Klagerecbts,  nach  dem  Ermessen  einer 
daraus  entnommenen  Anzahl^  ohne  eigentliches  Beweisverfahren, 
aber  nach  Anhörung  der  streitenden  Theile,  von  dieeen  entschieden, 
wer  als  die  bestgeeignete  Person  zu  vermuthen  ist*. 


^  Wenn  auf  eine  an  das  Aerariuro  zu  entricbtende  Busse  durch  die 
Magistrate  geklagt  wird  (S.  182  fg.^  so  liegt  es  mindestens  sebr  nahe,  dass  gleich«- 
berechtigte  Collegen  diese  Klage  gemeinschaftlich  anstellen. 

'  Cicero  divin.  15,  47.  48  zählt  auf  den  princtps  in  agendo  und  nach  ihm 
dfßü  proximuB  subscriptor.  Ders.  prp  Flaceo  83»  82:  Decianum  uique  ad  caranam 
ajpplicuisU,  Ob  die  Reihenfolge  der  Redner  sich  unbedingt  danach  richtet,  ist 
nicht  sicher,  da  die  letzte  SteUe  die  begehrteste  ist  (Tacitos  ann.  2,  80). 

*  Vgl.  S.  885.  FQr  die  Kläger  überhaupt  wird  sowohl  accuscUor  gesetzt  (Stadt- 
recht Ton  Genetiva  c.  102:  in  singulos  accusatores,  gut  eorum  ddator  erit,  ei 
h[ora8]  im  gut  subacriptor  erit,  hfarasj  II  accueandi  paUsUxUm  facito)  wie 
auch  ddator  (Quintilian  8,  10,  8:  divinationes  fiunt  .  .  •  nannumquam  inter  dHa* 
tores,  ufrum  praemium  meruerü).  Gewöhnlicher  wird  unterschieden  zwischen 
accusaiio  und  su&scnptio^  (Gellius  A.  6;  ähnlich  Nepos  Att.  6:  neminem  neque 
9U0  nomine  neque  subscrihena  accMavit)  oder  zwischen  nomen  deferre  und  subaeri- 
bere  (Cicero  Yerr.  1. 1,  6,  15;  Asconius  p.  59 ;  lex  coL  Gen.  a.  a.  0.).  Ebenso  steht 
subscribere  und  $%ibscriptar  Cicero  pro  Fonteio  16,  86.  ad  Q.  fr.  8,  1,  5,  15* 
ep.  8,  1.  ep.  4,  1.  Asconius  p.  19.  80.  54.  Velleius  2,  69.  Tacitus  ann.  1,  74. 
läcorrect  Ton  der  Snasion  eines  Gesetzes  Val.  Max.  8,  1,  2;  verkehrt  die  ver- 
rinischen  Schollen  zu  divin.  15,  51  p.  121. 

*  Ulpian  Dig.  48,  2,  16:  ei  piurea  existant,  qui  eum  in  pubUcis  ittdieüa 
aeeusare  tölunt,  iudex  eligere  dehet  eum  qui  accusety  causa  scilicet  cognita  aegti' 
»atis  accusatorum  peraonis  vel  de  dignitate  vd  ex  eo  quod  iniereat  vel  aetate  vel 
moribua  ve2  alia  iuata  de  cauaa,  Ders.  Dig.  48,  5,  2,  9:.  lege  expreaaum  eats 
ut  ia  cuiua  de  ea  re  noiio  eatj  de  iuato  accuaatore  conatituat. 

*  Ea  sind  dies  nicht  nothwendig  die  später  in  dem  Prozess  iungirenden 
(Cicero  Verr.  1.  1,  6,  15).  Als  iudicea  iniurati  aine  teatibua  et  ttibuUa  bezeichnet 
sie  der  Scholiast  zu  den  Verrinen  p.  99  vermuthlich  richtig.  Die  Abstimmung  ist 
geheim  (Cicero  divin.  7,  24  mit  den  Schollen  p.  106). 

*  Gellius  2,  4:  cum  de  fionaiituendQ  accuaatore  quaeritur  iudiciumque  super 
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Hinsichtlich  des  Beklagten  bietet  der  Accusationsproz6ss  keine 
Besonderheiten;  es  ist  dafür  zu  verweisen  einerseits  auf  die  all- 
gemeinen Ausführungen  im  ersten  Buch  (S.  65  fg.),  wo  namentlich 
auch  die  Frage  erörtert  ist,  inwieweit  der  Unfreie  diesem  Ver- 
fahren unterliegt  (S.  80),  und  im  zweiten  Abschnitt  dieses  Buches 
(S.  352  fg.),  wo  von  den  zeitweilig  von  dem  Strafprozess  eximirten 
Personen  gehandelt  ist,  andrerseits  auf  die  bei  den  einzelnen 
Delicten  gegebenen  Auseinandersetzungen. 

.     ^,  Die  Vertretung,  welche  das  Civilrecht  dem  Kläger  wie  dem 

AvBscfilnss 

der  ver-  Beklagten  unbeschränkt  selbst  bei  infamirenden  Privatklagen  ge- 
toBtunffiiii  stattet ^  ist  im  Criminalprozess  activ  und  passiv  ausgeschlossen*; 
'  es  gilt  dies  wie  für  die  erste  so  nicht  minder  für  die  Appellations« 
Instanz*.  Hinsichtlich,  des  Beklagten  gehört  die  persönliche  Ver- 
antwortung zum  Wesen  des  Strafverfahrens.  Der  Kläger  aber, 
soweit  der  Strafprozess  einen  solchen  kennt,  kann  sich  desswegen 
nicht  vertreten  lassen,  weil  er  selbst  Vertreter  der  Gemeinde 
ist^;  es  gilt  dies  auch  dann,  wenn  er  zunächst  im  eigenen 
Interesse  die  Sache  aufnimmt*.  —  Die  Ausnahmen  nach  beiden 
Seiten  hin  sind  nicht  erheblich. 

1.  Die  Klage  des  Freilassers  gegen  den  Freigelassenen  wegen 
Undankes  lässt  activ  wie  passiv  Vertretung  zu*.  Offenbar  sollte 
dem  Freilasser  nicht  zugemuthet  werden,  die  ihm  von  dem  ge- 


ea  re  redditur,  cuinam  poiissimum  ex  duchtM  pluribusque  (iccusatio  sub- 
scripttove  in  reum  permiUatur,  ea  res  atque  iudicum  cognitio  divinatio  appdlatur. 
Quintilian  8,  10,  3.  7,  4,  83.  Einzelne  FäUe  ausser  dem  verrinischen:  CaeUuB 
ad  fam.  8,  8,  8.  Cicero  divin.  15,  48.  16,  50.  ad  Q.  fr.  8,  1,  5,  15.  ep.  2,  1. 
Asconius  p.  40.  Wo  Geschwome  nicht  mitwirken,  tritt  an  die  Stelle  der  divincUio 
die  causcie  cognitio  (S.  878  A.  4). 

^  Dig.  8,  2,  6,  2.  87,  15,  2  pr.  49,  9,  1:  plane  st  pectmiaria  causa  est^ 
ex  qua  ignominia  sequitur,  potest  et  per  procuraiorem  hoc  agi. 

'  Paulus  5, 6,  11:  neque  accusator  per  alium  accusare  neque  reus  per  äUum 
defendi  potest  5,  4,  12.  tit.  5,  9.  Papinianus  Dig.  48, 1,  18, 1 :  ad  crimen  tWim 
publici  persequendum  frusira  procurator  intervenit  muÜoque  magis  ad  defen* 
dendum.  Cod.  9,  20,  2.  tit.  22,  16.  Eine  Ausnahme  unter  besonderen  Umständen 
Cod.  9,  9,  19.  —  Paulus  5,  6,  11  wie  Papinianus  fügen  hinzu,  dass  die  Entschnl* 
digung  des  Ausbleibens  nicht  als  Rechtsvertretung  aufgefasst  und  also  zugelassen  wird. 

»  Dig.  49,  9,  1. 

^  Auch  bei  der  Popularklage  ist  sie  unzulässig  (Dig.  47,  28,  5). 

*  Paulus  5,  4,  12 :  tniuriarum  non  nisi  pra^senies  accusare  possunt ;  crinun 
entm,  quod  vindiciae  aHt  calumniae  iudidum  expeclaJt^  per  alios  intendi  non 
potest    Die  Rücksicht  auf  die  Calumnienklage  ist  also  entscheidend. 

•  Paulus  5,  16,  11.    Dig.  8,  8,  85,  1.    Ö7,  15,  4. 
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wesenen  Sclaven  zugefügte  Unbill  persönlich  vor  Gericht  darzu- 
legen, und  folgeweise  wurde  denn  auch  dem  Freigelassenen  die 
Vertretung  gestattet.. 

2.  Bei  Straf  klagen,  die  nur  zu  einer  Geldbusse  führen,  ist  diie 
Vertretung  dem  Beklagten  namentlich  in  d^r  Appellationsinstanz  ^ 
und  bei  Rangpersonen  *  gestattet. 

3.  Bei  der  Injurienklage,  welche  sonst  der  Regel  folgt 
(S.  374  A.  5),  ist  durch  eine  Verordnung  Zenos  den  Personen 
der  ersten  Rangklasse,  Klägern  wie  Beklagten,  gestattet  nach 
persönlicher*  Einleitung  des  Prozesses  bei  der  eigentlichen  Ver- 
handlung sich  vertreten  zu  lassefn*.  Justinian  hat  sogar  für 
diese  Personen  die  Vertretung  vorgeschrieben  und  den  weiteren 
Rangpersonen  bis  zum  Clarissimat  dieselbe  gestattet*. 

Rechtsbeistandschaft  kommt  bei  der  Anklage  regelmässig  nicht    Hfckta- 
vor,  obwohl  die  Repetundenklage  dabei  auszunehmen  ist  (S.  367),  1,^«^ 
auch,  wenn  Frauen   und  Unmündige   klagen,   davon  Ausnahmen denAnkiigor 
gemacht   werden    können  *.      Sonst   wird   von    Rechtswegen   zum  ge8dü^.«n. 
Sprechen  nur  zugelassen,  wer  sich  als  Kläger  in  die  Prozessrolle 
hat  eintragen  lassen*;    ebenso  wie  ohne  Zweifel  bei  dem  älteren 
Criminalprozess  den  Magistrat  wohl  die  Collegen,  aber  nicht  private 
Gehülfen   unterstützten.     Allerdings  haben   thatsächlich  als   An- 


^  Dig.  49,  9,  1  beschränkt  die  Verpflichtung  des  Angescholdigton  zu  persön- 
licher Yeriheidigung  in  der  Appellationsinstanz  auf  Strafurtheile  bis  hinab  zur  Re- 
legation und  Iftsst  die  Vertretung  bei  Geldstrafen  zu. 

*  Dies  scheint  die  Verordnung  C.  Th.  9,  1,  17  =  lust.  9,  2,  15  nach  der 
späteren  Fassung  zu  besagen. 

»  Cod.  9,  35,  11.    Inst  4,  4,  10. 

*  Not.  71.  Das  Recht  der  Personen  der  ersten  Rangklasse  neben  den  richten- 
den Beamten  zu  sitzen  hat  diese  Verfügung  veranlasst. 

^  In  dem  Prozesse  des  Appuleius  stehen  dem  eigentlichen  Kläger  seines 
jugendlichen  Alters  wegen  sein  Oheim  als  patronus  (c.  8)  und  noch  ein  anderer 
AdTOcat  (c.  4.  38.  46)  zur  Seite,  welchen  letzteren  Appuleius  sogar  als  Sachwalter 
des  Oheims  bezeichnet  (c.  17.  88). 

*  Als  unter  Constantin  wegen  einer  an  der  athenischen  Universität  vorgefallenen 
Schlägerei  ein  Mordprozess  vor  den  Proconsul  gebracht  wird,  nimmt  f&r  die  Kläger 
ein  nicht  geladener  berühmter  Professor  das  Wort,  wird  aber  vom  Proconsul  zurück- 
gewiesen mit  den  Worten  (Eunapius  vit  luliani  p.  70  Boiss.):  dlk^  od  roOro  ye 
'PufiuToi  ^oxtfAuCovaiv,  dXV  6  ttiv  ngaTtiv  etniuv  xarniyoQfav  xivdvMvixto  mgl 
Ttiv  SevTSQav  und  zwingt  den  wenig  dazu  geeigneten  Kläger  die  Sache  zu  führen. 
Dies  kann  wohl  nnr  heissen  (anders  als  Mitteis  Volksrecht  8.  141  die  Erzählung 
fasst),  dass  die  nominis  delatio  vorbedingend  ist  für  die  acoAsatio. 
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kl&ger  überwiegend  dieselben  Männer  fungirt,  welche  bei  der  Ver- 
theidlgung  als  Rechtsbeistände  auftraten. 

B«üiti-  Die  Yertheidigung  ist  ol^ie  Zweifel  ausgegangen  von  der  Selbst- 

j^^^  vertheidigung  und  es  hat  diese  ohne  Rechtsbeistandschaft  und  ins- 

der  Yer-  besoudere  neben  derselben  zu  allen  Zeiten  ihren  Platz  behauptet  ^ 

theidignng.  ^^^^  daneben  tritt  früh  der  Sachwalter  ein,  der  patr onus  ^,  wesent' 

lieh  in  derselben  Weise,  wie  er  auch  im  Civil  verfahren  erscheint  •. 

JDiese   Beistandschaft  beruht    auf    der   freien  Wahl   der   Partei; 

magistratiscbe  Bestellung  zu  Gunsten  des  Beklagten  ist  wenigstens 

nicht  üblich*.    Die  für  die  Rechtsvertretung  überhaupt  geltenden 

Rechtsregeln  hinsichtlich  der  Inhabilität^  und  der  Unzulässigkeit 

oder  doch  der  Beschränkung  des  Honorars®  kommen  auch  hier 

zur  Anwendung. 


^  LiT.  4,  44,  10.  Von  G.  Laelius  Consul  614  gab  es  eine  Rede  pro  st  apud 
populum  (Feetus  p.  182.  198.  814);  eine  Frau  Yertheidigt  sich  selbst  vor  den  Oor 
miüen  (Val.  Max.  8,  8,  1).  Im  Repetundenprozess  yertheidigte  Rutilius  Rofds  eiek 
selbst  hat  ohne  Beistand  (Cicero  Brut  80,  115)  und  neben  mehreren  Beistftndeq 
M.  Aemilius  Scaurus  (Asconius  in  Scaur.  p.  20)  und  M.  Caelius  (Cicero  pro  CaeL 
19,  45;  Quintilian  11,  1,  51).  Belege  aus  späterer  Zeit  Tacitus  ann.  4,  84.  85.  6,  S. 
Plinius  ep.  4,  9,  7.  5,  13,  1.  6,  22,  2.  Dio  58,  19.  act.  apost.  24,  10  fg.  26, 1  %. 
Agathias  4,  7  fg.  Dass  der  Angeklagte  »oh  allein  vertheidigt,  ist  in  sjAterer  Zeit 
selten  (Tacitus  ann.  3,  67  ygl.  2,  80). 

'  Für  den  technischen  Gebrauch  yon  pcUronus  bedarf  es  der  Bel^^e  nicht. 
Orator  ist  jeder  Redner  und  also  auch  der  Sachwalter;  als  technische  Bezeichnung 
desselben  ist  es  unserer  Litteratur  fremd.  —  Den  Anwalt  instruiren  heisst  causam 
docere  (Cicero  pro  Scauro  11,  27;  Plinius  ep.  8,  9,  21),  sich  als  Anwalt  instruiren 
lassen  causam  discere  (Cicero  pro  Scauro  11,  24.  26;  Plinius  ep.  8,  9,  85). 

*  Bethmann-HoUweg  Civilprozess  8,  161—168. 

^  Cicero  pro  Mur.  2,  4:  si,  ut  nonntUlis  in  civitaiihus  fieri  solet,  patranus 
hülc  causae  publice  eonstitueretur.  Beneca  lud.  14:  (Claudius)  advocatum  nofi 
inoenit:  tandem  procedit  P.  Petronius.  Indess  dttrfte  die  für  den  PriTatprozesa 
allgemein  ausgesprochene  Regel  (S.  867  A.  1)  wenigstens  in  späterer  Zeit  auch  auf 
die  Accusaüon  Anwendung  gefunden  haben.  Dass  bei  schweren  Verbrechen  ob 
atrocitatem  facti  der  Rechtsbeistand  versagt  wird,  kann  der  quintilianischen  Decla- 
madon  (818,  wonach  260  zu  verbessern)  nicht  geglaubt  werden. 

*  Der  üebemahme  der  Rechtsyertretung  stehen  bekanntlich  theils  die  all- 
gemeinen Inhabilitätsgründe  entgegen,  namentlich  die  sogenannte  prätorische  In- 
famie, wie  die  relativen;  so  darf  nach  dem  Repetundengesetz  Patron  des  Elftgera 
weder  sein,  wer  in  der  erblichen  fides  des  Angeklagten,  noch  in  dessen  erblicher 
fides  der  Angeklagte  steht  Wegen  der  Anwaltsfunction  des  Magistrats  vgl. 
S.  871  A.  4. 

*  Die  unentgeltliche  Anwaltschaft  angesehener  Männer  kommt  noch  in  später 
Zeit  vor  (Cod.  2,  6,  6,  5).  Üeber  die  RQckforderungsklage  wegen  rechtswidrig  ge- 
zahlten Sachwalterhonorars  ist  bei  den  Repetunden  gehandelt. 
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In  dem  letzten  Jahrhundert  der  Republik  hat  sich  die  Ver»  stoiung 
theidigung  im  Strafprozess ,  ähnlich  wie  der  Aemterbewerb ,  in  AdToeütar. 
einem  widernatürlichen  und  das  Wesen  der  Institution  in  übler  Weise 
alterirenden  Umfang  entwickelt  ^  Während  anfänglich  regelmässig 
nur  ein  Sachwalter  für  den  Angeschuldigten  sprach',  theilen  in 
dieser  Zeit  gewöhnlich  mehrere,  häufig  bis  zu  vieren  sich  in  die 
Yertheidigung  ^ ;  im  J.  700/54  erscheinen  sechs  Schutzredner  ^,  dann 
bis  zu  zwölf.  Die  dadurch  hervorgerufene  Repression  hat  sich 
hauptsächlich  auf  die  für  die  Reden  bestimmte  Maximalzeit  ge^ 
richtet,  wovon  bei  dem  Beweis  verfahren  die  Rede  sein  wird;  indess 
sind  auch  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Maximalzahl  der 
Sachwalter  ergangen  ^.  —  Neben  diesen  erscheinen  im  Prozess  die 
Beiräthe,  advocati,  welche,  ohne  an  den  Verhandlungen  sich  zu  be- 
theiligen, die  Yertheidigung  durch  Rathschlag  namentlich  in  Rechts- 
fragen, häufig  lediglich  durch  ihre  stumme  Assistenz  unterstützen  ^.  -- 
Mit  dem  Principat  verliert  der  Strafprozess  seine  politische  Wichtig- 
keit und  die  gerichtliche  Beredsamkeit  ihre  dem  Gemeinwesen  nicht 


'  üeber  den  verwandten  Missbranch  des  Charakterzengniases,  der  sogenannten 
laudtxHo  ist  bei  der  Zeugenveniehmang  gesprochen. 

*  Cicero  pro  Clnentio  (gehalten  688/66)  70,  199:  totam  hcmc  causam  vetere 
ifutituto  solus  peroravi. 

*  Zwei  Vertheidiger:  Cicero  pro  Flacco  17,  41;  pro  Caelio  10,  28;  pro  Balbo 
1,  1;  de  leg.  2,  3,  6;  vier  Vertheidiger  im  Prozesse  des  P.  Sestios  698/56  (schol. 
Bob.  p.  292;  Cicero  pro  Sest  2,  8). 

*  Asconias  in  Scaor.  p.  27:  defendenmt  Scaurum  sex  patroni,  cum  ad  id 
temptut  raro  quisquam  plwrtbus  quam  quaUuor  utereiwr, 

*  Acsonius  a.  a.  0.:  at  post  beUa  civilia  ante  legem  luliam  ad  duodenos 
patronos  est  perventum. 

*  Dies  geschah  in  den  pompeischen  Ausnahmegesetzen  vom  J.  702/52  (Dio  40, 52. 
Tacitas  dial.  38),  in  Folge  deren  f&r  Milo  Cicero  allein  sprach  (Asconins  in  Mil.  p.  42), 
für  einige  seiner  Genossen  er  und  ein  Zweiter  (Asconius  a.  a.  0.  p.  54.  55X  und 
weiter  in  dem  julischen  Judiciargesetz  (A.  5).  In  dem  Prozess  des  Piso  vor  dem 
Senat  unter  Tiberiua  treten  drei  Vertheidiger  auf  (Tacitus  ann.  3,  11). 

''  Wenn  der  patronus  für  die  Partei  spricht,  so  liegt  dem  advoceUiM  es  nicht 
ob  öffentlich  zu  redeni  sondern  nur  den  Angeklagten  und  den  Vertheidiger  zu  be« 
rathen  (Cicero  de  orat  2,  74,  802:  orat  re%u,  urgent  advocati  und  danach  Julius 
Victor  c  25  Halm;  de  off.  1,  10,  82;  Seneca  de  tranq.  an.  14,  3;  de  benef.  4, 35,  2); 
wobei  man  davon  ausgegangen  sein  wird,  dass  der  römische  Sachwalter  selbst  nicht 
rechtskundig  zu  sein  braucht  (QuintUian  12,  3,  2:  non  deformiter  respectet  et  inter 
9ubs€Üia  minores  advocatos  interroget^  wo  der  Sachwalter  nach  dem  späteren 
Verhftltniss  als  advocaius  maior  gefasst  ist).  Zutreffend  definirt  der  Scholiast 
zu  den  Verrinen  divin.  4,  11  p.  104:  qui  defendit  aiierum  in  iudicio  aut  patronus 
didtur,  »i  orator  est,  atä  advooatus,  si  aut  ius  suggerit  aut  praesentiam  suam 
commodat  amico^ 
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förderliche  Bedeutung;  durch  Gesetz  und  Gewohnheit  kehren  die 
Anklage  und  die  Vertheidigung  zurück  zu  dem  einfachen  foren- 
sischen Charakter  und  die  Rechtsbeistände,  jetzt  regelmässig  be- 
zeichnet als  advöcati  *,  sind  in  dieser  Epoche  zugleich  Sachwalter. 

Grenzender         jiVLm  Abschluss  dicses  Abschuittes  soll  hier  entwickelt  werden. 

Klagen-  ^ 

onmniation.  in  wie  weit  es  zulässig  ist,  mehrere  Strafthaten  derselben  Person 
oder   die  Strafthaten   verschiedener   Personen   in   derselben  Ver- 
handlung zusammenzufassen. 
zniftMigkeit         Strafrechtliche   Klagencumulation ,  das   heisst  prozessualische 
KiHgengegen  Zusammenfassung  verschiedener  Strafthaten  zu  einheitlicher  Ver- 
dieselbe    haudlung*  ist ,  wofern  sie  demselben  Beklagten  zur  Last  gelegt 
werden,  mögen  sie  cönnex  oder  nicht,   gleichartig  oder  ungleich- 
artig sein,  in  dem  älteren  magistratischen  und  im  magistratisch- 
comitialen  Strafrecht  rechtlich  zulässig,  so  weit  der  erkennende 
oder  leitende  Magistrat  sie  beliebt  oder   gestattet®.     Dem   ent- 
sprechend gilt  dasselbe  auch  für  die  Wiederaufnahme  dieses  Ver- 
fahrens unter  dem  Principat,  sowohl  vor  dem  Senat,  wie  vor  dem  Kaiser 
und  den  von  diesem  ihr  Strafrecht  herleitenden  Behörden  *,  also  für 
die  spätere  Kaiserzeit  für  das  Strafverfahren  überhaupt*.     Das 


^  Diese  Bezeichnung  braucht  der  jüngere  Plinius  ständig;  ebenso  Quintilian 
11,  1,  19;  Tacitus  ann.  11,  5;  Ulpianus  Dig.  47,  15,  1,  1;  Macer  Dig.  47,  15,8,2; 
sie  ist  technisch  und  im  advocatus  fisci  titular.  Patronus  (mit  und  ohne  causcui) 
wird  in  dieser  Epoche  gleichbedeutend,  aber  minder  häufig  gebraucht  (Tacitus  dial.  1 ; 
Plinius  ep.  3,  4.  ülpian  Dig.  8,  1,  1,  4.  Severus  Dig.  50,  13,  1,  10).  Beachtens- 
werth  ist  bei  Quintilian  12,  1,  25.  26  der  Gegensatz  des  Anwalts  im  Strafprozess  zu 
dem  litium  (=  Geldsachen)  advocatus ,  quem  causidicum  vulgo  vocant  Auch  die 
Satire  bei  Martialis  und  Juvenalis  nimmt  den  causidicus  zur  Zielscheibe. 

'  Von  der  strafrechtlichen  Elagenconcurreuz,  das  heisst  dem  Hervorgehen  yer- 
schiedener  Strafklagen  aus  derselben  Strafthat,  wird  im  letzten  Abschnitt  des  fol- 
genden Buches  gehandelt 

■  Quintilian  3,  10,  1:  plures  (controversiae  smit)  aut  eiusdem  generis,  ui  in 
pecuniis  repetundis,  aut  diversi^  ut  st  quis  sacrilegii  et  homicidii  simul  accusatur, 
quod  nunc  in  publicis  iudiciis  tion  acdditj  quoniam  praetor  certa  lege  sortitur, 
principum  autem  et  senatus  cognitionibus  frequens  est  et  popüli  fuit  7,  2,  20r 
potest  tarnen  hoc  genus  in  cognitionem  venire  senatus  aut  principis. 

^  Quintilian  a.  a.  0.  Der  Repetundenprozess  bei  Plinius  ep.  2,  11,  2.  6,  29, 10 
entwickelt  sich  zum  capitalen.  Auch  die  Berichte  über  Senatsprozesse  bei  Tacitus 
(ann.  2,  50.  3,  22.  23.  88.  67—69.  4,  52.  6,  29.  12,  59,  65.  16,  8)  sprechen  von 
verschiedenen  in  der  Anklage  combinirten  Delicten ;  es  lässt  sich  aber  nicht  sicher 
unterscheiden,  in  wie  weit  sie  als  beiläufige  Vorwürfe  auftreten  oder  rechtlich  als 
mehrfache  Anklagegründe. 

^  Was  für  den  Fall  der  Elagenconcurreuz  ausgesprochen  wird  (Diocletian 
Cod.  9,  2,  9,  2:  iudex  super  utroque  crimine  audientiam  accommodeUnt,  nee  enim 
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Erkenntniss  erfolgt  also  in  diesem  Fall  nicht  über  eine  einzelne 
Strafthat,  sondern  über  mehrere  und  kann  das  für  eine  jede  an- 
geordnete Strafmass  zu  einer  Sammtstrafe  zusammenfassen.  Bei 
diesem  Verfahren  können  freilich  die  in  den  Gesetzen  vorge- 
schriebenen Strafsätze  nur  accommodirend  zur  Anwendung  gebracht 
werden  und  es  hat  diese  Cumulation  sowohl  in  der  älteren  Republik 
wie  unter  dem  späteren  Priucipat  wesentlich  dazu  beigetragen  den 
Strafprozess  umzuwandeln  in  ein  auf  das  gesammte  Thun  des  An- 
geklagten sich  erstreckendes  Willkürverfahren. 

Strafthaten  verschiedener  Personen  können  selbstverständlich  stmftoatea 
im  Endurtheil  nicht  einheitlich  behandelt  werden;  der  prozessua-  .^JXner 
lischen  Zusammenfassung  aber  steht   in   dem  weiten  vorher   be-  Pereonen. 
zeichneten  Kreise  ein  rechtliches  Hinderniss  ebenfalls  nicht  entgegen 
und  connexe  Delicte,  namentlich  Banden-  und  Religionsverbrechen 
sind  häufig  nach  dem  Ermessen  des  beikommenden  Magistrats  in 
dieser  Weise  behandelt  worden  ^ 

Dagegen  folgt  der  Accusationsprozess  auch  hier  im  Allgemeinen  AvsscUiuft 
der  Norm  des  Privatrechts.  Nach  dieser  dürfen  zwar  gleichartige  cumniAtion 
von  derselben  Person  gegen  dieselbe  verübte  Delicte  formell  zu-  imAocu- 
sammengefasst  werden',  aber  weder  ungleichartige  Klagen  der- 
selben Person  gegen  dieselbe,  noch  Klagen,  wenn  auch  gleichartige, 
verschiedener  Personen  gegen  denselben  Beschuldigten®,  wenn  auch 
der  Sache  nach,  namentlich  durch  Ueberweisung  verschiedener 
Klagen  an  denselben  Richter,  die  factische  Sammtbehandlung  be- 
günstigt wird*.     Im  Strafrecht  macht  das  Repetundenverfahren  in- 


•atioss- 
prozess. 


Ucebit  ei  separatim  de  uno  crimine  sententiam  proferrCy  pritisquam  plenissima 
examinaiio  super  äliero  quoque  crimine  fut)y  wird  auch  auf  die  Klagencumulation, 
selbstverständlich  so  weit  das  Gericht  för  beide  Klagen  zuständig  ist,  bezogen 
werden  dürfen. 

1  In  dem  vor  dem  Senat  geführten  Repetundenprozess,  über  den  Plinius  ep.  3, 9 
berichtet,  werden  die  zahlreichen  Angeschuldigten  nicht  in  einer  Verhandlung  {singu- 
laris  act\o\  sondern  in  drei  Gruppen  mit  dreimaliger  Verhandlung  (actiones)  ab- 
geurtheilt.  Diese  Gruppen  hat  wahrscheinlich  von  Rechtswegen  der  Vorsitzende, 
das  heisst  der  Consul  gebildet,  wenn  auch  im  Einverständniss  mit  dem  bestellten 
Kläger.  In  dem  Prozess  der  scillitanischen  Märtyrer  (S.  288  A.  2)  werden  die  An* 
gesdinldigten,  wie  uns  die  Acte  vorliegt,  nicht  einzeln  befragt  und  im  Urtheil  zn- 
sanunengefasst  unter  Auflührung  der  einzelnen  Namen. 

'  Dies  gilt  insbesondere  vom  Diebstahl. 

'  Quintilian  inst.  7,  2,  19:  de  uno  reo  consüium  cogitur. 

*  Quintilian  inst.  3,  10,  1:  privata  .  .  .  iudicia  saepe  unum  iudicem  habere 
mtUtis  et  diversis  formuUs  solent 
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sofern  eine  Ausnahme,  als  liier  die  strafrechtliche  Behandlung  vor 
dem  grossen  Geschwornengericht  den  verschiedenen  Geschädigten 
nur  insoweit  gestattet  wird,  als  sie  sich  über  gemeinschaftliche 
Vertretung  einigen.  Indess  beschränkt  sich  die  KlaggemeinjBchaft 
auf  das  erste  Erkenntniss  und  tritt  in  dem  zweiten,  welches  für 
die  Execution  massgebend  ist,  die  Einzelklage  wieder  in  ihrer 
Sondergestalt  auf  ^  Auf  die  übrigen  öffentlichen  Delicto  ist  das 
Verfahren  schon  darum  nicht  anwendbar,  weil  bei  denselben 
die  Schädigung  eines  Einzelnen  im  Sinne  des  Privatrechts  nicht 
zu  Grunde  liegt,  sondern  der  Ankläger  hier  für  das  Gemein- 
wesen klagt.  Prozessualische  Zusammenfassung  verschiedener 
Beklagter  scheint  selbst  bei  connexen  Delicten  unzulässig  ge- 
wesen zu  sein  ^ ;  bei  der  Ehebruchsklage  ist  sogar  die  gleichzeitige 
Anstellung  der  Klage  gegen  beide  Theile  gesetzlich  untersagt^.  — 
Pie  Zusammenfassung  ungleichartiger,  das  heisst  nicht  unter  das* 
selbe  delictische  Gesetz  fallender  Verbrechen  ist  im  Quästionen- 
prozess  schlechthin  ausgeschlossen,  da  jede  Quästion  nur  auf  Grund 
ihres  Specialgesetzes  erkennt*.  Die  advocatische  Praxis,  welche 
neben  den  zur  Aburtheilung  gelangenden  Strafthaten  im  Wege  der 
Charakterschilderung  auch  auf  die  sonstigen  dem  Angeklagten 
zur  Last  gelegten  TJnrechtfertigkeiten  mit  gleicher  Weitläuftig- 
keit  eingeht,  hat  diesen  Rechtssatz  wohl  verdunkelt  (S.  204  A.  2), 
aber  nicht  principiell  beseitigt*. 


^  Vgl.  den  betreffenden  Abschnitt  im  folgenden  Buch.  Vorbereitet  wird  dies 
schon,  nach  dem  in  8. 178  A.  3  bezeichneten  Verfahren,  in  den  für  die  pisonische 
Quästionenordnung  vorbildlichen  recuperatorischen  Privatklagen  des  J.  588/171 
(Liy.  43,  2):  die  wegen  Erpressungen  gegen  denselben  Magistrat  klagenden  spa- 
nischen Gemeinden  werden  sämmtlich  vor  dasselbe  Recuperatorencollegium  gewiesen 
und  angewiesen  sich  dieselben  Beist&nde  bestellen  zn  lassen.  —  Eigentliche  Con- 
nexität,  was  überhaupt  kein  streng  formulirter  Rechtsbegriff  ist,  wird  man  schwerlich 
gefordert  haben ;  wenn  aus  mehreren  Administrationen  gegen  denselben  Mann  geklagt 
ward,  wird  die  Vereinigung  dieser  Klagen  zu  einem  Prozess  vielleicht  anzweck- 
mässig, aber  nicht  formell  unzulässig  gewesen  sein. 

*  Dass  praktisch  namentlich  den  Bandenverbrechem  gegenüber  diese  Regel 
hat  durchgeführt  werden  können,  erscheint  allerdings  ausgeschlossen. 

*  Dig.  48,  5,  16,  9.   1.  18,  6,   1.  33,  1.   l.  40,  6.  Cod.  9,  9,  8. 

*  Quintilian  3,  10,  1  (S.  378  A.  3). 

^  Cicero  pro  Cluentio  35.  36 ;  pro  Rah.  ad  pop.  2,  7.  Straferkenntnisse,  welche 
nicht  bloss  unter  die  Competenz  des  erkennenden  Gerichts,  sondern  auch  unter 
andere  Quästionen  fallen,  sind  für  diese  factisch  Pr^udicate;  dies  sind  die  lites 
maieatatis  im  Repetundenprozess  Cicero  pro  Cluentio  41,  116;  ähnlich  in  Verr.  act 
1,  13,  39. 


Vierter  Abschnitt 

Die  Einleitnng  der  AceusatioB. 


Nach  Feststellung  der  Parteirollen  fordert  die  magistratische 
Einleitung  des  Quästionsprozesses  ^  die  Einbringung  der  Klage 
{petitio,  accusaiio,  postulatiOf  nominis  ddatio,  inscriptio);  die  Ein- 
lassung des  Beklagten  {in  tus  vocatiOy  sacramentum,  interrogatio  in 
iure)  oder  gesetzliche  Abstandnahme  von  derselben;  die  Regu- 
lirung  des  Ennittelungsverfahrens ,  so  weit  dasselbe  besonderer 
magistratischer  Anordnungen  bedarf;  die  Niedersetzung  des  Ge- 
schwornengerichts ;  die  Feststellung  des  Tages  für  den  Beginn  der 
Verhandlung.  Diese  Einleitungsacte  werden  in  diesem  Abschnitt 
erörtert;  der  Reihenfolge  derselben  soll  durch  diese  Aufzählung 
nicht  präjudicirt,  vielmehr  darüber  bei  den  einzelnen  Acten  ge- 
handelt werden. 


Die  Einbringung  der  Klage  wird  mit  dem  technischen  Aus-     Klag- 
druck  des  Civilprozesses  für  die  Personalklage  petcre  im  graccha-  **p,",!J,*°"'^" 
nischen  Repetundengesetz  bezeichnet*;  aber  für  das  entwickelte 
Quästionen verfahren,  das  über  die  pecuniäre  Verurtheilung  hinaus- 

*  Für  die  ausserordentlichen  Quästionen  (S.  196  fg.)  gilt  die  folgende  Auseinander- 
setzung nur  insoweit,  als  das  bei  einer  jeden  zu  Grunde  liegende  Specialgesetz 
nicht  abweichende  Anordnungen  getroffen  hat.  Aber  auch  bei  den  ordentlichen  niht 
der  Prozess  auf  einem  auch  diesen  regulirenden  Specialgesetz  und  es  wird  daher 
in  dem  folgenden  Buch  bei  den  einzelnen  Delicten  aasgeführt,  was  von  derartigen 
Specialit&ten  bekannt  ist 

'  Vgl.  S.  202  A.  1.  In  dem  Repetundengesetz  Z.  26.  27  und  sonst  heisst 
der  Kläger  t«  qiii  petit  —  petitor  ist  jüngere  Bildung  — ,  der  Beklagte  is  unde 
peiitur.  Ausser  den  Repetunden  passen  diese  Ausdrücke  allenfalls  von  den 
Quästionen  auf  den  Pecnlat,  obwohl  bei  .'den  analogen  privatdelictischen  Klagen 
andere  Fonneln  verwendet  zu  werden  pflefeen.  üeber  die  Terminologie  ist  weiter 
im  fünften  Buch  bei  den  Geldbussen  gehandelt. 
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geht,  passt  die  Bezeichnung  nicht  mehr  und  späterhin  ist  sie  ver- 
schwunden. 

Aceusatio  Accusare ,  welches  in   der  späteren  Zeit  in  der  gewöhnlichen 

Rede  für  petere  eintritt ,  ist,  wie  früher  gezeigt  ward  ^ ,  keiner  be- 
stimmten Klagform  eigen,  sondern  bezeichnet  die  Klage  nur  nach 
der  ethischen  Seite  hin  verstärkend,  so  dass  die  Modalitäten  des 
Verfahrens  aus  dieser  überhaupt  nicht  eigentlich  technischen  Be- 
zeichnung nicht  entnommen  werden  können. 

PosMatio  Postulare  heisst  'beantragen'  und  wird  prozessualisch  von  jedem 

Antrag  gebraucht,  den  eine  Partei  an  den  prozessleitenden  Magi- 
strat stellt  ^ ,  sehr  häufig  von  dem  Antrag  auf  Zulassung  zur  Klage, 
aber  regelmässig  mit  Hinzufügung  dieser  Determiination  ^.  Für  die 
Form  kann  daraus  nur  entnommen  werden,  was  weiterhin  bestätigt 
werden  wird,  dass  dieser  Act  nicht  zwischen  den  Parteien,  sondern 
zwischen  dem  Kläger  einerseits  und  andrerseits  dem  Magistrat 
vollzogen  wird. 

Nomints  Die  techuische   Bezeichnung  für  die  Einbringung   der  Klage 

im  Quästionsprozess  ist  von  Seiten  des  Klägers  nomen  deferre^  und 


delaüo 


^  Vgl.  S.  188  fg.  uDd  über  das  Verhältniss  des  accusator  zum  delator  und 
zum  sübsmptor  S.  873  A.  3. 

*  Ulpian  Dig.  3,  1,  1,  2:  postulare  est  desiderium  suum  rel  amici  sui  in 
iure  apud  eum,  qui  iuris  didioni  praeest,  exponere  vel  cdterius  desiderio  contra- 
dicere.  Von  Nebenanträgen  im  Griminalprozess  findet  sich  postulare  bei  Gaeiius 
ad  fam.  8,  8,  2,  Asconius  in  Mil.  p.  35,  Plinius  ep.  7,  33,  4.  Ebenso  ist  zu  ver- 
stehen Caelius  ad  fam.  8,  6^  1:  inter  postulationem  et  nominis  delcUionem  %tocor 
a  Dolabdla  discessit;  jene  ist  die  Forderung  der  nominis  delatio,  dieses  deren 
Vollziehung,  eigentlich  die  nominis  rcceptio  oder,  wie  Cicero  divin.  19,  63  (vgl. 
3,  10.  15,  49)  es  ausdröckt,  die  in  Folge  der  Divination  ertheilte  nominis  deferendi 
potestas, 

*  Vollständig :  cum  . .  .  delationetn  nominis  postularet  (Cicero  divin.  in  Caec 
20,  64).  Häufig  wird  nur  das  Delict  zugesetzt:  postulare  de  pecuniis  repeiundis 
(Cicero  pro  Cornel.  bei  Asconius  p.  62,  ad  Q.  fr.  3,  1,  5,  15,  Caelius  ad  fam. 
8,  8,  2.  3,  Tacitus  ann.  3,  38)  oder  repeiundarum  (Sueton  Caes.  4);  de  maiestate 
(Cicero  ad  Q.  fr.  3,  1,  5,  15)  oder  maiestatis  (Tacitus  ann.  1,  74);  de  arnbitu 
(Cicero  ad  Q.  fr.  3,  2,  3);  adulterii  (Dig.  48,  5,  18,  6);  incesti  (Dig.  48,  5,  40,  8. 
1.  45),  oder  auch  das  Strafgesetz:  postulare  lege  Licinia  et  lunia  (Cicero  in  Vat 
14,  33);  lege  Scantinia  (Caelius  ad  fam.  8,  8,  12);  nova  lege  (Asconius  in  Mil.  p.  20), 
auch  Cicero  de  domo  29,  77;  oder  allgemein  postulare  reum  (Plinius  h.  n.  33,  2, 
33,  Plinius  ep.  7,  33,  7.  Paulus  2,  26,  8.  Dig.  48,  5,  5.  1.  12,  4.  8.  10  und  öfter). 
Postulare  allein  wird  in  diesem  Sinn  nur  gesetzt,  wo  der  Zusammenhang  die  Be- 
ziehung deutlich  macht  (so  Dig.  48,  5,  30,  8). 

*  Der  Belege  giebt  es  unzählige.  Repetundengesetz  vom  J.  631  Z.  19:  in 
iaus  educito  nomenque  eius  deferto  und  sonst  vielfach  in  diesem  Gesetz;  peiere 
nomenque  deferre  wird  verbunden   Z.  3.  4.  9,    anderswo  mit  beiden  gewechselt. 
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dem  entsprechend  von  Seiten  des  Magistrats  nomen  recipere  ^  Dem 
Wortsinn  nach  heisst  deferre  anzeigen  und  ist  delator  wer  eine  An* 
zeige  erstattet  ^.  Auch  hier  also  tritt  wie  h%i  postulare  es  zu  Tage,  dass 
dieser  Act  zwischen  dem  Magistrat  und  dem  Kläger  sich  vollzieht 
unter  Ausschluss  der  Beklagten.  Nomen  bezeichnet  in  dieser  Ver- 
bindung die  Eintragung  der  angezeigten  Person  in  das  Klagenverzeich- 
niss^.  Diese  Denuntiation  mit  Eintragung  in  die  Liste  der  anzu- 
klagenden Personen  ist  dem  Privatprozess  unbekannt ;  die  Eröffnung 
des  Rechtsganges  auf  Anzeige  läuft  dem  Wesen  des  Schiedsgerichts 
zuwider  und  auch  ein  Verzeichniss  der  Beklagten  hat  der  Prätor 

Cicero  pro  Sex.  Roscio  3,  8.  44,  132.  Verr.  1.  1,  6,  15.  1.  2,  28,  68  (von  einer 
Anklage  bei  dem  Provinzialprätor).  pro  Cluentio  4,  11.  8,  23.  17,  49.  pro  Caelio 
11,  26.  23,  56.  pro  Scauro  11,  23.  Dig.  37,  14,  10.  Oft  wird  das  Verbrechen 
hinzugesetzt:  de  parricidio  nomen  deferre  Cicero  pro  Sex.  Roscio  .10,  28;  de  pe^ 
cuniis  repetundis  nomen  deferre  Cicero  divin.  3,  10;  veneficii  nomen  deferre  Cicero 
de  iny.  2,  19,  58.  Auch  deferre  allein  unter  Beifügung  einer  Hinweisung  auf  das 
Dehct  wird  in  diesem  Sinn  gebraucht  (Tacitus  ann.  6,  19.  13,  19.  14,  48.  Ammian 
27,  3,  2.  c.  7,  8.   28,  1,  16.  44), 

*  Nom^n  recipere:  Cicero  Verr.  1.  2,  38,  94.  Caelius  ad  fam.  8,  8,  2.  Val. 
Max.  3,  7,  9.  Seneca  controv.  3  praef.  17,  lud.  14:  (Aeaciis)  lege  Cornelia  quae  de 
sicariis  lata  est  quaerebat;  posttdat  (der  Ankläger)  nomen  eiu$  recipiat.  Ebenso 
nomen  referre:  Cicero  Verr.  4,  19,  40,  (wo  mit  der  besten  Handschrift  referri  zu 
lesen  ist,  nicht  deferriy  da  ein  magistratischer  Act  bezeichnet  wird).  Ebenso 
recipere  reum  oder  inter  reos :  Tacitus  ann.  2,  74.  3,  70.  13,  10.  Ammian  28,  1, 
49.   Dig.  48,  2,  12,  1.    tit.  3,  2,  2.   tit  5,  12,  2.    1.  16,  7.    1.  40,  2. 

'  Deferre  wird  bekanntlich  von  jeder,  insbesondere  jeder  officiellen  Meldung 
gebraucht;  es  genßgt  zu  erinnern  an  die  Wendungen  ad  senatum,  ad  aerarium, 
ad  magistratum  deferre  {nomen  deferre  von  Bezeichnung  der  zur  Folterung  zu 
stellenden  Sclaven  Dig.  48,  5,  28  pr.)  Ein  Tadel  liegt  in  deferre  und  delator  an 
sich  nicht  und  auch  das  Substantiv  wird  in  der  besseren  Zeit  ohne  gehässigen 
Nebenbegriff  mit  accusator  gleichbedeutend  gebraucht  (S.  373  A.  3).  Indess  heftet 
sich  an  das  Wort  durch  die  Verbindung  leicht  eine  gehässige  Nebenbeziehung 
and  in  dem  späteren  Sprachgebrauch  ist,  der  damaligen  Handhabung  der  Straf- 
anzeige entsprechend,  namentlich  das  Substantiv  geradezu  eine  criminelle  Be- 
zeichnung, vor  allen  Dingen  im  Fiscalprozess,  worüber  im  elften  Abschnitt  des 
vierten  Buchs  besonders  gehandelt  ist  In  gleicher  Weise,  jedoch  nicht  in  der 
technischen  Sprache,  wird  das  Wort  verwendet  vor  der  berufsmässigen  Anklage 
im  Strafprozess,  z.  B.  Tacitus  ann.  12,  59.  13,  21.  bist.  1,2.  2,  10.  Sueton 
Tib.  61.  Ner.  44.  Dom.  11  und  sonst  unzählige  MaleX  worauf  wir  bei  den  Ankläger- 
strafen zurückkommen.  —  Sprachlich  kann  darunter  auch  die  nicht  zur  Accusation 
führende  Stra£EUizeige  verstanden  werden  und  so  steht  es  Dig.  48,  4,  7,  2,  indess 
wird  diese  dem  tedmischen  Gebrauch  widerstreitende  Verwendung  vermieden.  In 
dem  constantinischen  Edict  (Bruns  fontes^  p.  249)  wird  die  delatio  als  unzulässige 
Denuntiation  der  accusatio  entgegengesetzt  (S.  415  A.  2). 

*  Dass  bei  nomen  deferre  und  recipere  zunächst  an  das  Klagenverzeichniss 
gedacht  ist,  beweisen  die  correlaten  Ausdrücke  schon  des  Repetundengesetzes  nomen 
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schwerlich  geführt,  da  nach  Erledigung  des  Vorverfahrens,  welches 
wenigstens  der  Anlage  nach  summarisch  verläuft,  der  Magistrat  an 
den  weiteren  Verhandlungen  \^r  den  Geschwomen  keinen  Antheil 
hat  und  diese  unabhängig  von  ihm  und  von  einander  ihren  Weg 
gehen  *.  Aber  in  der  ält€ft-en  öffentlichen  Strafordnung,  einem  regel- 
mässig durch  Denuntiation  in  Bewegung  gesetzten  Inquisitions- 
prozess,  müssen  Anzeigen  dieser  Art  und  Terminverzeichnung 
nothwendig  vorgekommen  sein,  und  es  fehlen  von  diesen  altern 
delationes  auch  nicht  ganz  die  Spuren*.  Der  Quästionenprozess 
hat  in  seinem  ersten  Stadium  die  gewöhnliche  privatrechtliche 
Einlassung  vorgeschrieben®.  Die  Verzeichnung  der  Termine  wird 
allerdings  sich  eingestellt  haben,  so  wie  der  Peregrinenprätor  an- 
gewiesen ward,  den  Bepetundenprozess  persönlich  zu  leiten.  Aber 
erst  mit  der  Bestellung  des  eigenen  Prätors  für  diese  Kategorie 
von  Delicten  hat  das  Hauptgeschäft  dieses  Magistrats,  ähnlich  wie 
in  dem  älteren  Criminalverfahren ,  die  Form  der  Führung  einer 
Klagerolle  angenommen  und  wahrscheinlich  zugleich  ist  damit 
dieser  Prätor  angewiesen  worden  die  Klage  unter  Wegfall  der 
Einlassung  entgegenzunehmen^. 

jnseripifo  ^^^  Auklageverzeichniss ,  auf  dessen  Reihenfolge  wir  bei  den 

Terminen  zurückkommen,  wird  gebildet  durch  die  Eintragung  in 
das  Gerichtsprotokoll,  die  inscriptio^  welcher  in  der   Regel  eine 


eximere  (Z.  5)  und  nomen  referre  (Z.  40,  wie  es  scheint  im  Sinn  der  Verfrühang 
des  anfänglich  in  Aussicht  genommenen  Termins:  S.  396  A.  2)  und  überhaupt  die 
gesammte  Anlage  des  Verfahrens. 

^  Ohne  Einschränkung  gilt  dies  freilich  nicht;  Ansetzung  mehrerer  Termine 
für  dieselbe  Sache  kam  natürlich  auch  im  Civilprozess  oft  genug  vor  und 
schon  die  Handhabung  des  Geschwomen  Verzeichnisses  forderte  eine  gewisse  aU- 
gemeine  Uebersicht  der  laufenden  Prozesse.  Aber  der  Gegensatz  dieser  Geschäfts- 
führung und  derjenigen  des  für  die  persönliche  Leitung  einer  bestinmiten  Kategorie 
von  Prozessen  bestimmten  Prätors  wird  dadurch  nicht  aufgehoben. 

*  Livius  9,  26,  7:  capita  coniurationis  .  .  .  priusqttam  nominarentur  apud 
dictatorem.  39,  17,  1:  indici  praemium  proposueruntf  si  quis  quem  ad  se  de- 
duxisset  nomenve  absentis  detulisset.  45,  87,  4:  Sertius  Galha  .  .  .  (L.  Faulum) 
privatum  cum  visurus  esset,  nomen  deferret  et  legibus  interrogaret.  Insbesondere 
die  zweite  der  zuverlässigen  Relation  über  den  Bacchanalienprozess  entnommene 
Stelle  unterliegt  nicht  dem  Verdacht  des  Hineinziehens  des  späteren  Accusations- 
verfahrens  in  die  früheren  Verhältnisse;  auch  tritt  hier  deutlich  die  Denuntiation 
mit  Vorführung  des  Denuntiaten  der  Anzeige  des  Abwesenden  gegenüber. 

*  Repetundengesetz  Z.  23:  faut  quod  cum  eo  lege  CaJpuJrnia  aut  lege 
lunia  sacramento  actum  siet  aut  qu^d  h{ac)  \ege)  nomen  fddatum  stet]. 

^  Die  eben  angeführten  Worte  des  Repetundengesetzes  zeigen  deutlich  die 
einseitige  nominis  delatio  als   durch  dasselbe  eingeführt    Severus  Cod.  9,   1,    1. 
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vorläufige  Eingabe  des  Klagers  vorangeht  ^  Es  werden  nach  An- 
gabe des  Datums  und  des  leitenden  Magistrats  in  demselben  ver- 
zeichnet '  die  Namen  des  oder  der  Ankläger  *  und  des  Angeklagten, 
das  Strafgesetz,  dessen  Verletzung  diesem  zur  Last  gelegt  wird 
und  wenigstens  häufig  auch  kurz  die  behauptete  Straf that^.  Die 
Einzeichnung  wird  der  Regel  nach  von  dem  Kläger  selbst  oder, 
wenn  er  nicht  schreiben  kann,  von  einem  dies  erklärenden  Ver- 
treter vollzogen'.  Die  nicht  in  erster  Reihe  auftretenden  Be- 
standtheile  der  Protokollirung ,  die  Nebenkläger  (S.  378  A.  3) 
und  der  specielle  Klaggrund*,  werden  häufig  als  aubscriptares  oder 


ModestiDUS  Dig.  48,  5,  26.  Später  häufig:  Cod.  9,  1,  10.  c  19.  tit  2,  16.  tit  85, 
11.  Cod.  Th.  2,  1,  8,  2  H  lost.  9,  2,  16).  9,  1,  8.  9,  1,  19  H  IvaL  9,  2,  17). 
Symmachas  ep.  10,  49  and  sonst 

1  Diocletian  Cod.  9,  2,  8:  praegiddlem  adeat  potetUxtem  aut  UbeÜoi  offerens 
aui  qtterellas  guas  apud  acta  deponens.  Den  An&ng  eines  solchen  Schreibens 
{{Rud  libeUi  nostri  atrax  principium)  giebt  Appuleius  apol.  102  (y^.  c.  2): 
hune  egOf  domine  Maximej  reum  apud  te  f (teere  institui,  Dig.  48,  5,  2,  8:  8f  . . . . 
KbeUos  inscriptionum  depos^ierü.  Cod.  9,  45,  1 :  inscripHonibus  deposiUs,  Javenal 
6,  243:  acctisat  Manüia,  si  rea  non  est;  componunt  ipsae  per  se  formantque 
libdloa.    Der  libeüiM  und  die  inseripUo  werden  oft  nicht  scharf  geschieden. 

*  Das  Schema  dieser  Einseichnung  (denn  diese  ist  gemeint,  obwohl  es  ein- 
leitend heisst:  Hbellorum  inscriptionis  coneepHo  tälis  est)  für  die  Ehebmchsklage 
giebt  Paulus  Dig.  48,  2,  3  pr.:  eonsul  et  dies,  apud  illum  praetorem  vel  pro* 
con9ulem  L.  TiHus  professus  est  h  Meviam  lege  luHa  de  adulierHs  ream  deferre, 
quod  dicat  eam  cum  G.  Seio  in  civitaie  »Z2a,  domo  iUius,  mense  illo,  consulibus 
iUis  adulierium  commisisse.  Vgl.  Cicero  pro  Cluentio  31,  86 :  haerehat  in  tahuUs 
publicis  reus  et  <iccusator.  Wo  die  acta  f&r  solche  Angaben  angeführt  werden 
(Asconius  in  Scaur.  p.  19),  ist  das  aus  den  Protokollen  schöpfende  Tageblatt 
gemeint 

'  Vorausgesetzt  ist  also  dabei  die  magistratische  Anerkennung  des  Klage- 
rechts (Dig.  48,  5,  16,  1),  eTentuell  auf  Grund  gerichtlicher  Entscheidung  bei  Con- 
currenz  mehrerer  Kläger. 

^  Seneca  nach  den  S.  888  A.  1  angeführten  Worten:  edit  subscriptionem 
occisos  senatores  XXXV  u.  s.  w.  Ders.  de  benef.  3,  26.  Paulus  A.  2.  Hierauf 
bezieht  sich  auch  wohl  Paulus  5,  16,  14:  reis  suis  edere  crimina  accusatores 
eogendi  sunt:  scire  enim  oportet,  quibus  sint  criminibus  responswri.  Vielleicht 
hat  sich  die  Präcisirung  der  Strafthat  erst  allmählich  im  Gerichtsgebrauch  ent- 
wickelt; keinesfalls  ist  der  Kläger  im  Strafyrozess  durch  diese  Angaben  ebenso  ge- 
bunden worden  wie  der  Civilkläger  durch  die  prätorische  Formel. 

>  Dig.  48,  2,  3,  2:  subseribere  debebit  is  qui  dat  libellos  se  professum  esse, 
vel  aUus  pro  eo,  si  litteras  nesciat.  48,  2,  7,  1  (S.  386  A.  3).  C.  Tb.  9,  3,  4; 
in  codice  publico  sollemnia  inscriptioms  implere.  Mftndliche  Erklärung  ist  bei 
dem  Falsum  zeitweise  zugelassen  worden  (C.  Th.  2,  9,  19.  9,  1,  5.  tit  19,  4  =» 
last  9,  22,  23);  im  Allgemeinen  genügt  sie  nicht  (C.  Th.  9,  1,  5). 

*  Cicero  de  inv.  2,  19,  58:  cum  venefidi  cuiusdam  nomen  esset  delatum  et 
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subscriptio  der  mscriptio  entgegen  gestellt.  Aber  da  der  Klaggrund 
sachlich  den  Act  präcisirt,  wird  dessen  subscriptio  auch  wohl  für 
die  Klage  selbst  gesetzt;  insofern  wechseln  inscriptio  und  sub- 
caiumnien-  scriptio  mit  einander  ^  Bei  der  Einschreibung  hat  der  Kläger 
**"*  wenigstens  bei  der  Privatladung  wie  im  Privatprozess  den  Calumnien- 
eid  zu  leisten  ^ ;  indess  ist  es  nicht  ausgemacht,  ob  derselbe  jedem 
Kläger  abgefordert  wird  und  schwerlich  darf  er  als  die  rechtliche 
Grundlage  der  eventuell  gegen  ihn  zu  richtenden  Calumnien- Wider- 
klage angesehen  werden.  .  Ausserdem  hat  er  bei  der  Inscription 
in  späterer  Zeit  für  die  Durchführung  des  Prozesses  Bürgschaft 
zu  stellen*.  Wo  die  Verpflichtung  zur  Inscription  wegfällt,  tritt 
der  Prozess  aus  dem  Gebiet  der  Accusation  über  in  das  der 
Cognition  (S.  346  fg.). 

EiniaMUDR.  Der  Einlassung  des  Beklagten  auf  den  Rechtsstreit  gehört  an, 

was  über  die  in  ius  vocatio,  das  sacramentum,  die  interrogatio  lege 

überliefert  ist. 

m  ius  Die  in  ius  vocatio ,  das  heisst  die  private  Ladung  des  Civil- 

'^'^'    rechts,  wird  in  dem  gracchanischen  Repetundengesetz  der  nominis 

delatio  vorangestellt*.    Von  der  praktischen  Ausführung  derselben 


quia  parriciäii  causa  sübscripta  esset,  extra  ordinem  esset  a<iceptufiu    Ders.  pro 
Cluentio  45,  127.  47,  180. 

^  In  diesem  allgemeinen  Sinn  werden  stibscribere  und  subscriptio  häufig  ge- 
braucht Ulpian  48,  2,  7  pr.:  si  cui  crimen  ohici4xtur,  praeoedere  debet  crimen 
svJbscriptio.  47,  1,  8:  svibscribere  cum  in  crimen  opertebit  47,  2,  98.  Ck>d.  9, 
2j  18.  tit  20,  8.  In  dem  Erlass  C.  Th.  9,  1,  14  ^  lust  9,  2,  18  hat  die  ältere 
Fassung  vincuJum  inscriptionisy  die  jüngere  siibscriptionis, 

*  Das  Repetundengesetz  fährt  Z.  19  fort:  sei  deiuraverit  calumniae  causa 
non  po[stulare]\  ebenso  in  dem  Fragment  G.  I.  L.  I,  210.  Asconius  in  GomeL 
p.  68.  64:  (MeteUus)  in  Curianem  cahimniam  iuravit  Caelius  ad  £&m.  8,  8,  3: 
de  divinatione  Äppius  cum  calumniam  iurasset,  contendere  ausus  non  est.  Liv. 
88,  47,  5:  nisi  velut  accusatores  calumniam  in  eum  iurarent.  Seneca  controv.  7, 
4  [19],  7.  —  Im  Privatprozess,  dem  der  Calumnieneid  entlehnt  ist,  erscheint 
er  in  unseren  Bechtsquellen  (6aL  4,  174  fg.)  in  der  Gestalt,  dass  der  Beklagte 
berechtigt  ist  ihn  von  dem  Kläger  zu  fordern  und,  wenn  er  dies  thut,  damit  auf 
die  Calumnienklage  verzichtet 

*  Dig.  48,  2,  7,  1:  cavent  singuli,  quod  crimen  obiciant  et  praeterea  per' 
severaturos  se  in  crimine  usque  ad  sententiam.  Cod.  9,  1,  8:  qui  crimen  pubU" 
cum  instituere  properantf  non  aUter  ad  hoc  admittantur,  nisi  prius  inscripUonum 
potgina  processerit  et  fideiussor  de  exercenda  Ute  adhibitus  fuerit.  Cod.  9,  45,  1 : 
causa  ordinaia,  id  est  inscriptiombus  depositis  et  fideiussore  de  exercenda  Ute 
praeetito.  G.  Th.  9,  2,  3  («»  lust  9,  8,  2, 1)  non  prius  adsimulanti  accommodetur 
adsensus  quam  soUemni  lege  se  vinxerit  et  in  poenam  reciproci  stUo  trepidante 
recamit, 

^  Repetundengesetz  Z.  6:  is  eum  unde  petet  in  ious  edfucitoj,  Z.  19:  quei 
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aber  begegnet  in  den  wirklich  geführten  derartigen  Prozessen,  selbst 
in  dem  verrinischen,  keine  Spur ;  dagegen  erscheint  sie,  völlig  so  wie 
sie  im  Civil  verfahren  des  Zwölftafelrechts  figurirt,  in  den  paro- 
dischen  Quästionen  noch  der  Eaiserzeit^, 

Sacramento,  das  heisst  mit  der  in  dem  älteren  Civilrecht  ^^*- 
für  sämmtliche  nicht  besonders  ausgenommene  Privatklagen  vor- 
geschriebenen Einleitungsform  *,  wird  in  vorgracchanischer  Zeit  auch, 
der  Repetundenprozess  ständig  eröffnet,  aber  deren  Notwendigkeit 
ist  durch  die  uns  erhaltene  dies  Delict  betreffende  Prozessordnung 
beseitigt  (S.  384  A.  3). 

Die  öfter  erwähnte  Befragung  des  Angeschuldigten^  ist  schwer-  ifUerroffono 
lieh  so,  wie  die  nominis  receptio ,  herübergenommen  aus  dem  magi-      '*"* 
stratischen  Criminal verfahren  *,  sondern  dem  Civilverfahren  entlehnt. 


ex  h,  l.  pecuniam  ab  afrvorsario  petet^  is  eutn  unde  petetj  ....  in  ious  educito 
nomenque  eitM  deferto. 

^  Seneca  der  Vater  controv.  3  praef.  19 :  nanctus  eum  in  ius  ad  praetor em 
voco  et  ,  .  .  postulavi,  ut  praetor  nomen  eius  reciperet  lege  inscripti  maleficii 
(d.  h.  eines  nicht  in  den  Gesetzen  vorgesehenen  Delicts,  welche  Pseudoklage  in 
den  Rhetorenscholen  eine  Rolle  spielt:  Quintilian  inst.  7,  4,  36,  decl.  344).  Bei 
Seneca  dem  Sohn  sagt  am  Schluss  der  Satire  anf  Claudius  der  Ankläger  zu  diesem : 
in  ius  eamu8  und  führt  ihn  Tor  das  Tribunal  des  Aeacus. 

*  Gaius  4,  13. 

*  Repetundengesetz  Z.  35  folgt  nach  der  Regulirung  des  Ermittelungsver- 
fohrens  und  vor  der  Beeidigung  der  Geschwomen  die  Kapitelüberschrift  praetor 
utei  interroget;  die  Bestimmung  selbst  ist  nicht  erhalten.  Cicero  de  domo  29,  77: 
quis  me  umquam  uUa  lege  interrogamt?  quis  postulavit?  quis  diem  dixit? 
Sallustius  Cat  18:  P.  Äutronius  et  P.  Sulla  designati  consules  (688/66)  legikua 
ambit%t8  interrogati  poenas  dederunt  Ders.  Cat.  31 :  lege  PlattÜa  interrogatus  erat 
(Catilina  691/63)  ab  L,  Pqullo.  Yelleius  2,  13 :  P.  Butilium  (662/92)  interrogatum 
lege  repetundarum  damnaverunU  Tac.  ann.  14,  46 :  damnatus  .  .  .  repetundarum 
BiÜiynis  interrogantibus.  Ders.  16,  21:  (Cilicum  legati)  (Japitonem  repetundarum 
interrogant  Abzusehen  ist  von  den  Angaben  des  unzuverlässigen  Scholiasten 
der  Yerrinen  1.  2,  3,  8  p.  206:  accusari  coeperat  (M.  Lepidus,  wahrscheinlich 
der  Consul  676/78)  a  duobua  MeteUis  Celere  et  Nepote,  qui  cum  legibus  inter- 
rogassent  ....  destiteruni  und  act.  1,  2,  5  p.  128:  quid  est  reum  fieri  nisi 
apud  praeturem  legibus  interrogari?  cum  enim  in  ius  vocatus  esset,  dicebat 
accusator  apud  praetorem  reo:  aio  te  Siculos  spoliasse;  si  tacuisset,  lis  ei  aesti» 
mabatuTf  ut  victo;  si  negasset,  petebat ur  apud  magistratum  dies  inquirendorum 
eius  criminum  et  instituebatur  accusatio. 

*  Die  Angaben  bei  Livius  38,  50,  8:  neminem  unum  tantum  eminere  civem 
debere,  ut  legibus  interrogari  non  possit  und  45,  37,  4  (S.  384  A.  2)  können  f&g- 
lich  aus  dem  späteren  Prozess  auf  den  älteren  übertragen  sein.  Sachlich  steht  ent- 
gegen, dass  in  dem  älteren  magistratischen  Strafprozess  wohl  regelmässig  mit  dem 
Verhör  hinsichtlich  der  Schuldfrage  begonnen,  aber  die  Beschränkung  derselben 
auf  ein  bestimmtes  Gesetz,  wie  sie  dem    privatrechtlichen   regelmässig   an   den 
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Der  Fragende  ist  formell  der  Magistrat  und  muss  es  sein,  ebenso 
wie  im  Civilprozess  die  Fragestellung  an  den  Angeschuldigten  nur 
dem  Magistrat  zusteht,  der  Sache  nach  selbstverständlich  der 
Kläger  *.  Der  Gegenstand  der  Frage  wird  nirgends  präcisirt,  kann 
aber,  da  ein  eigentliches  Verhör  dieser  Prozessform  fremd  ist,  nur 
dahin  gegangen  sein,  ob  der  Vorgeladene  die  Zuständigkeit  des 
durch  das  betreffende  Gesetz  bestellten  Gerichtshofs  anerkenne 
oder  dagegen  Einwendungen  erhebe  und  ob  er  sich  eines  Ver- 
stosses gegen  dieses  Gesetz  schuldig  bekenne  oder  nicht.  Offenbar 
steht  dies  damit,  dass  bei  der  Niederschrift  der  Klagerhebung  das 
betreffende  Strafgesetz  namhaft  gemacht  werden  muss,  im  Zu- 
sammenhang und  danach  so  wie  auch  nach  dem  übrigen  Sach- 
verhalt, muss  diese  Befragung  der  Niedersetzung  des  Geschwornen- 
gerichts  voraufgehen.  Sowohl  das  Schweigen  über  diesen  Act  in 
dem  verrinischen  und  überhaupt  in  allen  uns  genauer  bekannten 
Prozessen  wie  auch  die  Nebeneinanderstellung  der  interrogatio  lege 
tlla  und  des  Antrags  des  Klägers  auf  Niedersetzung  eines  in  dem- 
selben Gesetz  vorgesehenen  Geschwornengerichts "  legt  die  Ver- 
muthung  nahe,  dass  beide  in  einem  alternativen  Verhältniss  standen. 
wegfku  der  Die  beidou  gleichmässig  gesicherten  Rechtssätze ,  dass  der 
Einlassung,  gtrafprozoss  oinersoits  durch  Privatladung,  andrerseits  einseitig 
durch  den  Kläger  eingeleitet  werden  kann,  werden  auszugleichen 
sein  durch  die  Annahme  eines  doppelten  Verfahrens,  einerseits  des 
normalen  civilprozessualischen  durch  Privatladung  und  gericht- 
liche Vorführung,  magistratische  Stellung  der  Schuldfrage  und 
bei  Verneinung  derselben  Eintragung  des  Vorgeführten  in  die 
Anklageliste;  andrerseits  des  normalen  des  öffentlichen  Straf- 
rechts durch  Denuntiation  bei  dem  Magistrat,  Erbieten  des  De- 
nuntianten  zur  Beweisführung  im  Parteiprozess^  und  magistratische 

einzelnen  Edictsatz  anknüpfenden  Verfahren  entspricht,  mit  der  freien  Behandlung 
dieses  Strafprozesses  (S.  148)  sich  nicht  vereinigen  lässt  Wahrscheinlich  ist  diese 
Frage  im  Quästionsverfahren  lediglich  die  gewöhnliche  des  Civilprozesses,  nach 
welcher  der  Vorgeführte  entweder  als  canfessus  galt  oder  die  Formel  ertheilt  ward. 

^  Dass  der  Magistrat  der  Fragende  ist,  sagt  das  Repetondengesetz  ausdrück- 
lich; aus  demselben  Grunde  kennt  der  Civilprozess  die  interrogatio  nur  in  iure, 
Formuliren  aber  konnte  die  Klage  nur  der  Kl&ger  unter  Vorbehalt  der  Zustimmung 
dos  Magistrats,  und  vermuthlich  hat  dieser  häufig  der  Sache  nach  nur  assistirt. 

'  Nach  Cicero  de  domo  29,  77  (S.  387  A.  3)  kann  der  Strafprozess  eingeleitet 
werden  entweder  als  Quästion  durch  intarogatio  oder  postulcUio  oder  als  Comitial- 
prozess  durch  diei  dictio, 

'  Dies  Erbieten  scheidet  die  nominis  delatio  von  der  strafrechtlichen  De- 
nuntiation. Die  privatrechtliche  Legisaction  per  iudieis  postulationem  kann 
wenigstens  verglichen  werden. 
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AüDahme  dieses  Erbietens  durch  Eintragung  des  Angeschuldigten 
in  das  Verzeichniss  der  Beklagten.  Die  in  ius  vocatio  und  die 
naminis  delatio  müssen  alternativ  gefasst  werdend  Die  erstere 
ursprünglich  allein  zulässige  ist  späterhin  wahrscheinlich  recht- 
lich normal,  thatsächlich  exceptionell  gewesen.  Später  mOgen  die 
Gesetze,  beispielsweise  die  julische  Prozessordnung,  die  privatrecht- 
liche Ladung  für  den  Strafprozess  formell  ausser  Kraft  gesetzt 
haben '.  Die  letztere  unter  dem  Principat  allein  gültige  Procedur 
schliesst  jedes  der  Ladung  zum  Termin  voraufgehende  Verfahren 
aus.  Von  magistratischer  Mittheilung  der  Anklage  an  den  Be- 
klagten', deren  Entgegennahme  als  Einlassung  angesehen  werden 
könnte,  findet  sich  nirgends  eine  Spur.  Ebenso  wenig  ist  der 
Kläger  verpflichtet  von  der  Klagerhebung  dem  Beklagten  Anzeige 
zu  machen ;  von  solchen  Benachrichtigungen  ist  mehrfach  die  Rede, 
aber  nicht  in  der  Weise,  dass  deren  Vor-  und  Entgegennahme 
zu  den  Esäentialien  des  Strafprozesses  gestellt  werden  könnten^. 


^  Aas  der  copulativen  Fassung  des  zum  Theil  erhaltenen  Repetandengesetzes 
(S.  386  A.  4)  Schlüsse  zu  ziehen  ist  bei  dem  fragmentarischen  Zustand  desselben 
nicht  zulässig.  Die  S.  884  A.  8  angef&hrten  Worte  desselben  Gesetzes  beweisen 
unwiderleglich,  dass,  im  Gegensatz  zu  dem  fr&heren  Bepetundenprozess  mit  zwei- 
seitigem EinleitungsTerfahren,  eben  dieses  Gesetz  das  zonftchst  einseitige  der 
funninis  delatio  in  das  Leben  gerufen  hat. 

'  Dass  die  Abschaffung  der  Legisactionen.auch  in  der  Ux  lülia  ittdiciarum 
publicorum  ausgesprochen  worden  ist  (S.  129  A.  10),  kann  darauf  bezogen  werden. 
Dass  in  den  parodischen  Prozessen  der  Kaiserzeit  (8.  887  A.  1)  die  drastische  in 
ius  vocatio  yerwandt  wird,  ist  damit  Tereinbar. 

*  Dies  Yer&hren  scheint  bei  dem  ursprünglichen  iudicium  pMicHm  statt- 
gefunden zu  haben  (8.  185  A.  1);  aber  diese  Analogie  liegt  weit  vom  Wege  ab. 

*  Deutlich  zeigt  dies  der  Ehebruchsprozess:  er  fordert  Denuntiation  der  be* 
Torstehenden  Klage  an  die  Anzuklagende,  um  sie  an  Eingehung  einer  zweiten  Ehe 
zu  hindern,  aber  diese  flUlt  mit  der  Inscription  keineswegs  zoiuunmen.  Dig.  48, 
5,  18,  1:  quid,  8i  non  quidem  dentmtiavit,  verum  Ubdlos  accusatorios  deddt,  ante- 
quam  nuberet,  eaque,  cum  id  cognovisset,  nupsü,  vel  ignorans?  puto  non  videri 
ei  denuntiatum,  idcirco  non  posse  accuscttorem  ab  ea  incipere.  Die  Einbringung 
der  Klage  ist  also  von  der  Denuntiation  nicht  abhängig.  Dasselbe  zeigen  zwei 
Stellen  Papinians  Dig.  48,  5,  40,  6:  duos  quidem  <idulterii  simul  non  iure  • .  postUm 
lari  convenit;  cum  tarnen  duobus  denuntiatum  fuisset  ab  eo,  qui  postea  desistere 
voUbat,  abolitionem  esse  necessariam  in  utriusque  personam  respondi  und  Dig. 
48,  16,  4  pr. :  mülier ....  faJsi  crimen  iniuriae  propriae  post  interpositam  de- 
nuntic^tionem  desistens  omisü.  Die  dort  wie  hier  erforderte  Abolition  zeigt,  dass 
die  Denuntiation  nach  der  Inscription  stattgefunden  hat.  Man  sieht  daraus,  was 
sich  in  der  That  von  selbst  versteht,  dass  der  Kläger  nach  eingereichter  Klage 
davon  häufig  dem  Beklagten  Mittheilung  macht,  worauf  auch  die  actio  edita  des 
Erlasses  Cod.  8,  9,  1  (S.  892  A.  5)  zu  beziehen  sein  wird,  aber  auch,  dass  er  dazu 
nicht  verpfliditet  war. 
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Offenbar  hat  das  Quästionen verfahren  den  Magistrat  angewiesen 
wie  auf  das  Uebereinkommen  beider  Parteien  hin ,  welches  den 
Privatprozess  herbeiführt,  so  hier  schon  auf  die  einseitige  De- 
■  nuntiation  des  öffentlichen  Strafprozesses  die  Verhandlung  anzu- 
setzen und  beide  Parteien  vorzuladen.  Hauptsächlich  wegen  dieser 
magistratischen  Vorladung  ist  das  Geschwornenverfahren  durch  den 
magistratischen  Vorsitz  gesteigert  und  diese  vor  allem  unter- 
scheidet die  Quästion  von  dem  gewöhnlichen  Civilprozess.  Es  ist 
die  Ladung  des  öffentlichen  Strafprozesses,  wie  sie  im  vorigen 
Buch  (S.  163.  324  fg.)  charakterisirt  ward,  allerdings  dem  ge- 
mischten Charakter  dieses  Verfahrens  entsprechend  gemildert, 
insofern  von  der  persönlichen  Coercition  hier  abgesehen  wird  und 
es  dem  für  den  privaten  Ankläger  eintretenden  Magistrat  nicht  zu- 
steht, den  Beklagten  zwangsweise  vor  Gericht  führen  zu  lassen  oder 
gar  zu  verhaften;  aber  darin  ist  sie  der  Ladung  in  dem  eigentlichen 
öffentlichen  Prozess  gleichgestellt,  dass,  wie  das  völlige  Schweigen 
der  reichlich  fliessenden  Quellen  es  anzeigt,  von  dem  Beklagten  vor 
dem  Termin  kein  positiver  Act  zu  vollziehen  ist,  sondern  lediglich 
in  dem  Termin  nach  seinem  Erscheinen  und  seinem  Ausbleiben 
gefragt  wird  und  im  letzteren  Fall  der  Prozess  auch  in  seiner 
Abwesenheit  bis  zur  Verurtheilung  durchgeführt  werden  kann. 

Die  Formel  des  Civilrechts,  die  Instruction  für  die  Geschwornen, 
ist  bei  diesem  Verfahren  insofern  nicht  nothwendig,  als  der  Magi- 
strat, der  den  Prozess  instruirt,  ihn  ebenfalls  leitet.  Aber  die  in 
ius  vocatio  und  das  sacramentum  lassen  sich  ohne  eine  solche  nicht 
wohl  denken  und  es  werden  sogar  die  technischen  Formeltheile 
auf  den  Criminalprozess  bezogen  \  Wo  er  mit  jenen  Acten  eröflhet 
wird,  kann  die  Formel  nicht  gefehlt  haben;  bei  dem  praktisch  allein 
massgebenden  Verfahren  ohne  Privatladung  wird  sie  durch  den 
•  protokollirten  Klagantrag  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ersetzt. 


Folgen  and         Hiorau  kuüpft  sich  die  Frage  über  den  Zeitpunkt,  in  welchem 

zwtpnnkt.^jg  Anhängigkeit   der  Straf  klage   eintritt  und  über  die  Rechts- 

■etenngin  folgou  dioser  Anhängigkeit.    Für  die  wenig  ehrbare  Sitte,  welche 

^*\tMd***'  seit  dem  letzten  Jahrhundert  der  Republik  nachweisbar  ist  *,  dass 

^  Quintilian  7,  5,  2  bezieht  die  inUntio  und  die  praescriptio  auf  die  Cri- 
minalklage. 

*  Sie  wird  zuerst  erwähnt  bei  Gellius  3,  4  in  Beziehung  auf  den  jQngeren 

iScipio  Africanos  (f  625/129).    Ck>loriterzählangen  aus  älterer  Zeit  (Livius  2,  d5,  5. 

c  54,  3.   c.  61,  5.   3,  58,  1.   4,  42,  8.   6,  20.  8,  87,  9.    Dionys.  7,  54.    Sueton 
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derjenige,  welchem  ein  Strafurtheil ,  sei  es  ein  comitiales  odier 
das  eines  Schwurgerichts,  in  Aussicht  steht,  selbst  so  wie  seine 
näheren  Freunde  durch  Annahme  der  Zeichen  der  Trauer  das  Mit-  Trauirl' 
leid  der  Bürger  anrufen,  unter  Ablegung  der  Standesabzeichen*  *"'^^*- 
in  vernachlässigter  Kleidung '  und  mit  ungeschornem  Bart'  und 
Haupthaar^  öffentlich  erscheinen,  kommt  dieser  Zeitpunkt  freilich 
nicht  in  Betracht,  da  dafür  keine  Nöthigung  bestand  und  jedem 
wie  die  Unterlassung^  so  auch  die  Zeit  der  Anlegung  freistand. 
Aber  es  knüpfen  sich  an  den  Reat  auch  eigentliche  Rechtsfolgen. 

1.  Die  Präclusivfristen  für  die  Einbringung  der  Klage  ^  oder  Befriitung 
auch  für  die  Erledigung  der  eingebrächten  ^  richten  sich  nach  g^^^^^ 
dem  Anhängigkeitstermin.  .        . 

2.  Beschränkung  der  bürgerlichen  Rechte  tritt,  obwohl  selbst-  Ebrenrecht- 
verständlich    der    Angeklagte    vor    dem   Richterspruch    als    nicht  "^^^J" 
schuldig  angesehen  wird®,  mit  der  Anhängigkeit  schon  in  republika- 
nischer Zeit  in  einzelnen  Fällen*,  allgemein  aber  nach  Kaiserrecht 


Tib..  2)  machen  keinen  Beweis.  —  Vgl.  noch  Cicero  pro  Piancio  13,  29.  pro  Liff. 
11,  32. .  Appian  b.  c.  3,  24.  Tacitus  ann.  2,  29.  Sueton  Vit  9.  Martialis  2,  24. 
36.94  ;.       : 

1  Val.  Ma;i.  6,  4,  4. 

*  Dies  ist  der  oft  erwähnte  squcUoTj  namentlich  die  Ablegung  des  weissen 
Obergewandes  und  das  Erscheinen  in  der  Paenula  (sordidaius:  Cicero  de  or.  3, 
47,  195  nnd  oft;  obsoletius  vestüus:  ders.  in  Yerr.  1.  1,  58, 152;  non  Candida  vesU-' 
GeUios  3,  4;  vestis  muiaiio:  Seneca  ep.  18,  2;  Tgl.  Becker  "Rein  GaUos  3,  120; 
St  R.  3,  220  A.  2). 

«  Gellius  3,  4. 

*  Suhmittere  capiTlum:  Plinius  ep.  9,  22,  14.    i)ig.  47,  10,  39. 

'  Gellius  3,  4;  Plutarch  Cic.  35.  Es  verh&lt  sich  damit  ähnlich  wie  mit  der 
Tracht  der  Amtscandidaten.  Die  spätere  Gesetzgebung  gestattet  diese  Demonstration 
nur  den  Verwandten  (Dig.  47,  10,  39). 

'  Ulpian  Dig.  48,  5,  30,  7:  quinquennium  (bei  der  Adulterienklage)  .  ,  .  ac- 
cipiendum  est  ,  .  .  ad  eum  diem,  quo  quis  postulcUtM  posiulatave  est,  et  non  ad 
eum  diem,  quo  iudicium  de  adtdterüs  exercetur,  Dass  der  Tag  der  Postulation 
derjenige  der  (immer  datirten :  S.  355  A.  2)  UheUi  accusatorii  ist,  und  zwar,  wenn 
mehrere  gemeinschaftlich  postuliren,  der  erste,  fügt  Ulpian  hinzu. 

'  Mardanus  Dig.  50,  4,  7  pr.  C.  Th.  9,  19,  2.  tit  36,  2  (=  lust  9,  44,  2). 
Justinian  Cod.  9,  44,  3  (wonach  Cod.  9,  44,  2  geändert  ist). 

'  Ulpian  Dig.  48,  4,  11:  is  qui  in  reatu  decedit,  integri  stattis  decedit,  ex- 
UngtUtur  enim  crimen  mortalitate.  Julian  C.  Th.  9,  2,  1.  Einzelne  Delicte  in- 
dess  sind  von  der  Regel  ausgenommen  (Ulpianus  a.  a.  0. ;  Modestinus  Dig.  48,  2,  20). 

*  Cicero  de  1.  agr.  2,  9,  24.  Ueber  den  Ausschluss  des  Catilina  Ton-  der 
Amtsbewerbung  vgl.  St.  R.  1,  503  A.  1.  Im  Allgemeinen  gilt  das  Gegentheil 
(Asconius  in  Scaur.  p.  19;  Dio  40,  5i). 
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insoweit  ein ,  dass  ihm  namentlich  bei  Gapitalklagen  die  Aemter- 

be Werbung  untersagt  wird*. 

uebeigmiig         3.  Die  civUrechtüche  Regel,  dass  der  delictische  Privatprozess 

kUff«  »nf  durch  die  gerichtliche  Geltendmachung  seinen  delictischen  Charakter 

die  ErbM.  mit  dem  obligatorischen  vertauscht  und  also,  wenn  der  Thäter  als 

Beklagter  stirbt,  der  Prozess  auf  die  Erben  übergeht,  ist  auf  das 

magistratische  Strafrecht  der  älteren  Form  nicht  anwendbar,  wird 

aber  wenigstens  in  der  Jurisprudenz  des  dritten  Jahrhunderts  auf 

die  Quästionen  insoweit  bezogen,  dass  deren  vermögensrechtliche 

Folgen  als  delictische  Obligationen  behandelt  werden*. 

criniBAi-  Der  Zeitpunkt  der  Anhilngigkeit  wird  nicht  gleichm&ssig  be- 

reehtiicke  handelt.    Wenigstens  die  Prozessverjährung  wird  anfänglich  nach 

lifttion.    der  Inscription  berechnet  ^ ;  für  andere  Fälle  dagegen  und  nach  der 

justinianischen  Gesetzgebung  auch  für  die  Prozessverjährung  gilt 

der  Prozess  als  begonnen  mit  dem  Beginn  der  Parteiverhandlung, 

welcher   in    diesem   Zusammenhang  als   criminalrechtliche    Litis- 

contestation  bezeichnet  wird^.    Das  Auftreten  dieses  Begriffs  ist 

1  Papinian  Dig.  50,  1,  17,  12.  tit  4,  6,  2.  L  7  pr.  Cod.  2,  12,  6  (nach  der 
griechischen  Uebersetzung).  10,  60,  1.  Bei  capitaler  Anklage  ist  dem  Angeklagten 
die  Freilassung  seiner  Sclaven  untersagt  (Dig.  40,  1,  8,  1.  2)  und  auch  bei 
Schenkungen  können  Beschränkungen  eintreten  (Dig.  89,  5,  15). 

'  Modestinus  Dig.  48,  2,  20:  ex  iudiciorum  publicorum  cidmissis  nan  aUa$ 
iranaet^  <idver8ii8  heredes  poenae  bonorum  ademptiomSy  quam  »i  lis  cofi<e9(afa 
et  (man  erwartet  nee)  eondemnatio  fuerit  secuta  ,  .  .  ex  ceteris  delictis  (d.  h.  mit 
Ausschluss  der  Repetunden-  und  der  Miü^s^^ki^^)  ^^  ^^ch  nach  dem  Tode  des 
Erblassers  eingeklagt  werden  können)  poena  incipere  ab  herede  ita  demum  potest, 
si  vivo  reo  accusatio  mota  sü,  licet  non  fuä  eondemnatio  secuta.  Paulus  Dig.  44, 
7,  83:  consiitutionibus,  quibus  osienditur  heredes  poena  non  teneri,  placuit,  n 
vivus  convenius  fuertU,  etiam  poenae  persecutionem  transmissam  videri  quasi  Ute 
contestata  cum  mortuo. 

*  C.  Th.  9,  86,  1.  2  (ge&ndert  Tust  9,  44,  2).  Die  Worte  C.  Th.  9,  19,  2  « 
lust.  9,  22,  22:  (anni)  exordium  tesiatae  apud  iudicem  competentem  actionis  nasce- 
tur  aiupicio  können  im  Sinne  ihres  Urhebers  füglich  auf  die  Inscription  bezogen 
werden,  während  sie  im  Zusammenhang  des  sp&teren  Gesetzbuchs  allerdings  anders 
gefi&sst  werden  müssen. 

^  Dass  die  Litiscontestation  des  Griminalprozesses  (A.  1),  Von  der  In- 
scription verschieden  ist  und  später  fällt,  zeigt  Macer  Dig.  48,  16,  15,  5:  qui 
post  inscriptionem  ante  litem  contestatam  anno  vel  biennio  agere  non  potuerint . . . 
ffi  senatus  consuUum  (TurpiUianum)  non  incident.  Der  allgemeine  Begriff,  wie 
Kaiser  Sererus  (Cod.  8,  9,  1)  ihn  definirt:  res  in  iudicium  deducta  non  videtur, 
ei  Umtum  poetulatio  simplex  celebrata  sit  vel  actionis  species  ante  iudicium  reo 
cognita;  inter  litem  enim  contestatam  et  editam  acHonem  (S.  889  A.  4)  permultum 
interesi:  lis  enim  tunc  videtur  contestata ,  cum  iudex  per  narrationem  negotii 
causttm  audire  coeperit  wird  auch  f&r  die  criminahrechtliche  Litiscontestation 
massgebend  sein. 
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befremdend.  Das  Quästionenverfahren  ist  allerdings  eine  aus  der 
Gombination  des  privaten  und  des  öffentlichen  Strafprozesses  hervor- 
gegangene Zwitterbildung,  und  insoweit  es  durch  sacramenkim  und 
überhaupt  durch  in  ittö  vocatio  eingeleitet  ward,  kann  die  Litis- 
contestation  ihm  nicht  gefehlt  haben.  Aber  bei  der  praktisch  durch- 
aus überwiegenden  einseitigen  nomims  delaUo  ist  die  Einlassimg 
ausgeschlossen  und  weder  theoretische  noch  praktische  Erwägungen 
sprechen  für  die  Erstreckung  derselben  auf  den  Quästionenprozess 
allgemein.  Hinzu  kommt  mit  schwerem  Gewicht  das  völlige 
Schweigen  der  älteren  für  diese  Prozessform  reichlich  fliessenden 
Quellen.  Die  criminelle  Litiscontestation  erscheint  erst  in  der 
Jurisprudenz  der  severischen  und  der  Folgezeit,  und  für  diese 
Zeit  erklärt  sich  die  Einführung  des  Begrifb  insofern  sehr  wohl, 
als  die  Erstreckung  der  Vermögensstrafen  auf  die  Erben  des  bei 
schwebendem  Prozess  Verstorbenen  den  fiscalischen  Interessen  ent- 
gegenkam. Es  hat  grosse  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  staatlichen 
Geldmacherei  hier  die  findige  Rechtstheorie  Handlangerdienst  ge- 
leistet hat. 

Wenn  im  öffentlichen  Strafprozess  das  Ermittelungsverfahren  lUii^n. 
und  die  Beweislegung  vor  der  Bürgerschaft  oder  die  Anquisition  **J^^" 
•dem  Magistrat  zustehen,  so  liegt  im  Quästionenprozess  sowohl  die  uiceriwh« 
Ermittelung  wie  das  vor  dem  Gericht  zu  veranstaltende  Beweis-  \^^^' 
verfahren  in  der  Hand  eines  Privaten  und  bleibt  es  im  Allgemeinen 
diesem  überlassen,  das  für  die  Beweisführung  erforderliche  Material, 
wie  er  kann,  zu  beschaffen.    Aber  seine  Stellung  als  des  gerichtlich 
bestellten  Inquirenten  giebt  der  klägerischen  Ermittelung  bis  zu 
€inem  gewissen  Grade  den  Charakter  der  magistratischen  Cognition. 
Diese  über  die  Rechte  des  Privatklägers  hinausgehenden  Befug- 
nisse   werden    ihm    eingeräumt    theils   durch    die   Quästionsord- 
nungen  selbst  ^  theils  durch  besondere  von  dem  prozessleitenden 
Magistrat  zu  erwirkende  Vollmachten,  wie  dies  in  dem  Abschnitt 
von  den  Beweismitteln  weiter  ausgeführt  werden  wird.    Wenn  die 
Ermittelung   ausserhalb  Rom   angestellt  werden  muss,    so   steht 
dem    Inquirenten    dafür,    ähnlich  wie   dem  Provinzialstatthalter, 
eine    von    dem    Gesetz    maximal   normirte    Zahl    von    Begleitern 
(comües)   als  Gehülfen  zur  Seite'.     Im  Repetundenprozess  wird 

^  Cicero  Verr.  I.  1,  6,  16:  vim  in  inquirendo  tantam  habwi  quantam  mihi 
lex  dahat. 

*  Cicero  pro  Flacco  6,  18:  lege  hoc  recenU  ae  nova  (liüia  repeinmdarum) 
cerUu  est  inquitiUcni   oomitym  numerus  consOMus,    Dass  ein  Vertreter  des 
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die   Inquisition   in  der  Kaiserzeit  nidit  von  dem  Vertreter  der 
Geschädigten •  angestellt,  sondern  von  diesen .  selbst  ^. 


coMtitu-  Zu  den  für  den  bevorstehenden  Prozess  vorbereitenden  Acten 

GMdbwo^  gehört  ferner ,  w«iti  derselbe  vor  Geschworne  gelangt ,  die  Cön- 
Mngerichti.stitüirung  des  Geschwornengerichts  im  Wege  der  Sortition  oder 
Edition  und  der  Rejection,  über  welche  bereits  im  zweiten  Buch 
gehandelt  worden  ist  (S.  213  fg.).  In  welchem  Stadium  des  ein- 
leitenden Verfahrens  diese  Acte  stattgefunden  haben ,  ist  wenig 
aufgeklärt;  vermuthlich  ist  darüber  in  den  einzelnen  Quästions- 
ordnfungen  in  verschiedener  Weise  bestimmt  worden.  Der  Regel 
nach  wird  die  Ausscheidung  der  für  den  einzelnen  Prözess  in  Be- 
tracht kommenden  Geschwornen  vor  dem  Beginn  der  contra- 
dictorischen  Verhandlung  stattgefunden  haben,  um  nicht  die  auf 
der  Gesammtliste  stehenden  zum  grösseren  Theil  zwecklos  zu  be- 
mühen; dass  in  den  durch  die  Ermordung  des  Clodius  veranlassten 
Prozessen  die  Verhandlung  vor  der  Gesammtheit  der  berufenen 
Geschwornen  stattfand  und  die  Ausloosung  der  zur  Abstimmung 
gelangenden  dieser  selbst  unmittelbar  voraufging  (S.  199  A.  2), 
ist  oflFenbar  ein  exceptiohelles  Verfahren.  Die  Edition,  welche  das 
gracchanische  Repetundengesetz  anordnet  (S.  217  A.  1),  soll  statt- 
finden innerhalb  einer  sechzigtägigen  Frist,  wahrscheinlich  beginnend 
mit  dem  Tage  der  Einzeichnung  der  Klage,  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  der  Kläger  binnen  zwanzig  Tagen  aus  den  450  für  diese 
JProzesse  bestimmten  Geschwornen  dem  Beklagten  hundert  namhaft 
macht  und  binnen  der  folgenden  vierzig  Tage  dieser  daraus  fünfzig 
auswählt,  welche  mit  dem  Vorsitzenden  den  Gerichtshof  bilden. 
Die  Sortition  dagegen  wird  wohl  meistens  auf  die  Gesainmtzahl 
der  zur  Abstimmung  gelangenden  und  der  zu  rejicirenden  Ge- 
schwornen gestellt  worden  sein,  wo  dann  die  Rejection  dem  Beginn 
des  contradictorischen  Verfahrens  unmittelbar  vorher  ging  ■  und  die 

.Angeklagten  dem  Ankläger  gesetzlich  beigeordnet  ward  (Plutarch  Cato  min.  21), 
ist  mit  Ciceros  Worten  divin.  in  Caec.  16,  41  nicht  zu  vereinigen  und  kann,  wenn 
überhaupt,  erst  später  angeordnet  sein. 

^  Dass  in  dem  Repetnndenprozess  der  Eaiserzeit  die  örtliche  Inquisition  nicht 
von  dem  Sachwalter  der  Geschädigten  vorgenommen  wird,  sondern  von  diesen  selbst 
.(Pliniua  ep.  3,  9,  6.  29  fg.  5,  20,  1.  6),  ist  nicht  eigentlich,  eine  Abweichung,  da  in 
diesem  Prozess  die  Stellung  des  Sachwalters  zwischen  deijenigen  des  die  Ge- 
schädigten vertretenden  Advocaten  und  der  des  Staatsanwalts  schwankt  (S.  367). 
Die  Republik  folgt  hier  der  zweiten  Auffassung,  der  Principat  der  ersterea. ' 

'Cicero  ad  Att  4,  16,  :5:  Drusus  reiu  est  f actus  (f&r  Prävarication;  das 
«primäre  Delict  ist  nicht  bekannt)  a  Lucretio  iudixibus  reiciendis  a.d.V  non,  Quint. 
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■dadurch  ausgeschiedenen  Geschwornen  entlassen  wurden.  — 'Special- 
bestimmungen  über  diese  Acte  sind  wahrscheinlich  in  grosser  Mannich- 
faltigkeit  in  den  einzelnen  Gerichtsordnungen  aufgestellt  worden. 

Beeidigung  des  oder  der  zur  Spruchfällung  berufenen  Personen  o«k1iwo^ 
hat  die  ältere  Ordnung  dem  Anschein  nach  nicht  gekannt.    Von    "•"•"*• 
den  zur  XJrtheilsfällung  oder  zur  Prozessleitung  berufenen  Beamten 
wird  niemals  ein  Eid  geleistet  ^  und  wahrscheinlich  ist  es  mit  den 
Geschwornen  anfänglich  ebenso  gehalten  worden.    Aber  schon  früh 
! scheint  es  üblich  geworden  zu  sein,  dass  der  Private,  welcher  in 
einem  Bechtshandel  urtheilte^  oder  stimmte*,  seine  gewissenhafte 
Ueberzeugung  eidlich  bekräftigte.    Alsdann  ist  in  den  einzelnen 
Accusationsordnungen  dem  prozessleitenden  Beamten  aufgegeben 
.worden,  den  zur  Abstimmung  gelangenden  Geschwornen  vor  dem 
Beginn   der  Verhandlung  den   gleichen  Eid  abzunehmen^.      AU- 
i  gemein   atigeordnet   hat   den   Richtereid   erst  Justinian^.  -^  Die 
.'Namen   der   eingeschwornen   Richter   werden  afii  Gerichtsort   zu 
jedermanns  Kunde  aufgestellt*. 


Die  Festsetzung  endlich  des  Verhandlungstermins  steht  dem  Fertietxung 
prözessleitenden   Magistrat   zu.     Dass   der   Beklagte   darauf  eine^**,^^^*" 

^  Der  die  Qu&stion  leitende  Prätor  schwört  keinen* Eid  (Cicero  Veir.  act.'  1, 
::1Q,.32). .  Nur  durch  Versehen  ist  der  Eid,  wegen  .dessen  Nichtleistung  der  itidex 
quaesHoms  €.  lunins  vermtheilt  wurde  (Cicero  pro  Ciuentio  88^—35),  als  Richter- 
eid geÜEksst  worden  (vgl.  Buch  4  Abschn.  11).     . 

<'  *  Dies  War  bei  dem  PriTatgeschwomen  üblich  Cicero  de  off.  3^  10,  48.  44. 

ilaead.  pr.  2,  47,  146.  VaL  Max.  7,  .2,  4.  Quintilian  5,  6,  4.  Cod.  8,  1,  14  pr. 
;Seneca  contr.  9,  2  [25],  11:  damnaturi-  (bei  Freisprechung  lag.  die  Eidleistüng 
-weniger  nahe)  iurant  nihü  se  grtUiae,  nihü  precibus  dare.  Durchaus  wird  dieser 
Eid  nicht  vor  dem  Eintritt  in  die  Verhandlung  geleistet,  sondern  bei  Abgabe  des 
:  .Spruchs.  .  . 

*  Dies  zeigt  sich  im  Senatsgericht:  der  abstimmende  Senator  wird  nicht  vorher 
.  beeidigt,   kann   aber   bei  Abgabe   der   Stimme  sie  eidlich  bekräftigen    (Tacitus 
ann.  1,  74.  ,4,  21). 

.  *  Repetundengesetz  Z.  86 :  fpraetar ....  quei  in  eajm  rem  ioudices  erunt  ante 
guam  primum  causaa  d/icetur,.  apiid  se  iourent  facitjo;  dieser  Eid  ist  abzuleisten 
pro  rostreis  in  forum  /i?or«tt«/^uf  Erfüllung;  der  Pflicht,  insbesondere , gewissen- 
hafte Anhörung  der  Zeugen.  Erwähnt  wird  diese  Vereidigung  öfter  (Cicero  de 
inv.  1,  10,  .48.  pro  Sex.  Roscio  8,  8.  52,  152.  Verr.  act.  1,  10,  82.  c. .  18,  40. 
L  1,  4,  9.  5,  8,  19;  ausserdem  in  den  verwirrten  Scholien  zu  den  Vcrrinen  .p.  182. 
'148.  147  verkehrter  Weise  als  Eid  in  leges),  Sie  war  ausser  f&r  das  Repetunden- 
delict  sicher  auch  f&r  den  Mordprozess  vorgeschrieben  und  wahrscheinlich  noch 
ftir  andere,  vielleicht  für  alle  Quästionen. 
»  Cod.  8,  1,  14. 
■  •  Repetundengesetz  Z.  88.  • 
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EinwirkuDg  gehabt  hat,  lässt  sich  nicht  erweisen;  bei  dem 
Kläger  dagegen  nimmt  der  Beamte,  wo  Ermittelung  erforderlich 
ist,  auf  diese  billige  Rücksicht  und  gewährt  den  Umständen  an- 
gemessene Fristend  Indess  scheinen  diese  nur  zwischen  dem 
Magistrat  und  dem  Kläger  vereinbart  worden  zu  sein,  so  dass 
jener  diesem  bis  zu  dem  bestimmten  Tage  Ausstand  gab  und  eventuell 
dem  Kläger  eine  frühere  Ansetzung  der  Verhandlung  von  dem  Magi- 
strat gewährt  werden  konnte*. 

Die  Ladung  konnte,  wenn  der  Kläger  den  Beklagten  dem 
Magistrat  vorführte  und  sonst  kein  Hindemiss  im  Wege  stand, 
wegfallen  und  der  Prozess  sofort  beginnen;  indess  ist  dies  eine 
exorbitante  Härte  ^  und  wo  Geschworne  mitzuwirken  haben,  that- 
sächlich  kaum  ausführbar.  Durchaus  Regel  ist  die  Ladung  der 
Parteien  und  der  Geschworhen  zu  dem  auf  Grund  des  in  der  An- 
klage bezeichneten  Gesetzes  abzuhaltenden  Verfahren^  auf  einen 
bestimmten  Tag  ^.  Dieser  Tag  ist ,  wo  kein  besonderes  Hindemiss 
im  Wege  steht,  häufig  der  zehnte  von  Einbringung  der  Klage  an  *, 


'  Asconius  in  Scaur.  p.  19:  inquisitümis  in  Sardiniam  itemque  in  Oor^fcaffi 
instdam  dies  tricenos  (d.  h.  für  jede  Insel)  acceperunt,  Cicero  erhält  für  die  Er- 
mittelung gegen  Verres  110  Tage,  ein  anderer  Ankläger  108  (Verr.  1.  1,  11,  80  vgL 
act  1,  2,  6).    Tacitas  ann.  13,  43:  inquiaüio  annua. 

*  Dass  Cicero  statt  der  110  Tage  nur  50  gebraucht  (a.  a.  0.),  kann  fügtich 
nur  dahin  verstanden  werden,  dass  der  Anklagetermin  dadurch  um  so  viel  vor- 
gerückt wird.  Noch  evidenter  ist  dies  in  dem  Fall  des  Scaurus,  da  dessen  An- 
kläger überhaupt  auf  die  Inquisition  verzichten  (was  Cicero  pro  Scauro  11,  23 
tadelt)  und  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehenden  Consulwahlen  den  Prozess  nach 
Möglichkeit  beschleunigen.  Dazu  stimmen  die  im  Repetundengeseti  Z.  40  erhaltenen 
Worte  [praetor  sei  referjre  poterit  facito  quoius  deicet  namen  referre.  Die  eigent- 
liche Ladung  kann  der  Magistrat  wohl  vor^,  aber  nicht  zurfidrochieben  (Festos 
V,  referri  p.  289);  also  wird  mit  der  Fristbestimmung  für  den  Kläger  die  Ladung 
nicht  verbunden  gewesen  sein. 

*  In  dem  parodischen  Mordprozess  gegen  den  todten  Claudius  (Seneca  lud.  14) 
ersucht  nach  Niedersetzung  des  Gerichts  der  Anwalt  um  eine  Pause  {posh/iiat 
advocationem;  über  die  Redensart  vgl.  den  älteren  Seneca  contr.  3  praef.  17  und 
den  jüngeren  de  ira  1,  28,  1.  3,  12,  4.  de  tranq.  an.  14,  3.  ad  Marc  10,  4. 
nat  q.  7,  10,  2),  was  der  Magistrat  abschlägt    Ebenso  Plinius  ep.  3,  9,  32. 

*  Cicero  pro  Cluentio  58,  159:  est  itidicis  .  .  .  animoidvertere,  qua  lege  reus 
dtetur. 

^  Asconius  p.  40:  ambo  quaesiiores  Torquatus  et  DomiUus  (in  dem  Prozesse 
gegen  Milo  wegen  Gewalt  und  wegen  Migestät)  prid.  non.  Apr.  rcum  adesse  iusse- 
runt  und  sonst  oft 

*  Mijestätsklage  vom  J.  688/66:  cum  P.  Cassius  praetor  decimo  die,  ut  mof 
est,  adesse  iussisset  (Asconius  in  Comel.  p.  59).   Gewaltklage  vom  J.  700/54  S.  397 
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auch  wohl  der  dreissigste  *.  Ueber  die  Form  erfahren  wir  nichts 
Bestimmtes;  in  der  Regel  wird  ein  Apparitor  die  Vocation  aus- 
gerichtet haben,  indess  muss  edictale  Ladung,  wenn  nicht  Special- 
gesetze anders  bestimmten,  ebenfalls  zulässig  gewesen  sein 
(S.  832). 

Verlegung  des  Termins  war  geboten,  wenn  der  Magistrat  ihn  vwiefuojr 
versäumte^  oder  die  Geschwomen  sich  nicht  in  genügender  Zahl  **  *™'"" 
einstellten®.  Aber  es  kann  auch  auf  Ansuchen  der  einen  oder 
der  anderen  Partei  das  Gericht  den  Termin  aufhe'ben  und  einen 
anderen  ansetzen,  falls  genügende  Gründe  dafür  beigebracht 
werden^.  Bei  dieser  Entschuldigung  wird  die  sonst  im  Straf prozess 
ausgeschlossene  Vertretung  zugelassen^.  Selbst  bei  nicht  ent- 
schuldigtem Ausbleiben  des  einen  oder  des  anderen  Theils  kann 
das  Gericht  nach  Ermessen  den  Termin  verlegen*.  Andrerseits 
sind,  um  die  Verschleppung  der  Prozesse  zu  verhüten,  für  der- 
gleichen Dilationen  im  späteren  Rechte  Maximalsätze  angeordnet^. 


A.  8.  Nach  der  Erzählung  bei  Plutarch  (Gic.  9)  ladet  Cicero  als  RepetandenpriUor 
einen  gegen  Jahresschlo&s  bei  ihm  Angeklagten  aaf  den  folgenden  Tag  vor  and 
als  die  Tribüne  erinnern,  dass  dem  Angeklagten  mindestens  eine  zehntägige  Frist 
gegeben  zu  werden  pflege,  erwidert  er,  dass  davon  im  Interesse  des  Angeklagten 
abgesehen  sei. 

'  Cicero  in  Vat  14,  83:  edi^ßeritne  C.  Metnmus  praetor  ex  ea  lege  (Licinia 
Iunia\  tU  adesses  die  tricesimo? 

'  Asconius  in  Comel.  p*  59. 

*  Cicero  ad  Q.  fr.  2, 11,  1:  decimus  erat  Caelio  dies:  Domüius  (der  Quaesitor) 
iudiee8  ad  numerum  non  hdbuit 

*  Dig.  48,  1,  10.  Unter  den  rechtfertigenden  Qründen  steht  in  erster  Reihe 
die  Krankheit  (Cicero  Yerr.  1.  1 ,  1,  20);  es  ist  eine  arge  Anomalie  des  tollischen 
Gesetzes  über  den  Ambitus,  dass  diese  Entschuldigung  zwar  zugelassen,  aber  eine 
Geldstrafe  auf  ihren  Gebrauch  gesetzt  ward  (Cicero  pro  Mur.  28,  47:  morbi 
esKusaUani  poena  addiia  est).  Bei  der  S.  896  A.  5  erwähnten  Vorladung  des 
Milo  vor  zwei  Gerichtsstellen  auf  denselben  Tag  wurde  einer  der  Termine  ausgesetzt 
bis  nach  Erledigung  des  anderen  Prozesses.    Vgl.  Dig.  42,  1,  58,  2.  1.  60. 

»  S.  874  A.2.  Paulus  5,  16,  11.  Dig.  8,  8,  71.  48,  1,  18,  1.  Mehr  besagen 
auch  die  allgemeiner  gefassten  Stellen  nicht:  Cod.  9,  2,  8:  reos  capitalium  criminum 
dbsentes  etiam  per  procuratorem  defendi  leges  publicorum  iudiciorum  permittunt 
Ulpian  Dig.  8,  8,  38,  2:  et  in  capitälibus  iudiciis  defensio  datur, 

*  Dig.  48,  1,  10.   Verlegung  in  Verbindung  mit  Ordnungsstrafe :  Cod.  9,  1,  8. 

^  Paulus  Dig.  2,  12,  10:  in  pectmiariis  causis  0fnm[hu]8  dilatio  singiüis 
causis  plus  semel  trtbui  non  potest;  in  capitälibus  autem  reo  tres  dilationes,  ac- 
cusatori  duae  dari  possunt,  sed  utrumque  causa  cognita.  Dig.  48,  5,  42 :  in  cri- 
mine  adülterii  nuJla  danda  dilatio  est,  nisi  ut  personae  exhibeantur  aut  iudex  . . . 
hoc  causa  cognita  permiserit. 
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Aeudsersten  Falls,  wird  bei  Ausbleiben  des  Klägers  die  Klage 
hinfällig^,  falls  nicht,  worauf  bei  den  Anklägerstrafen  zurück-: 
zukommen  ist,  der  Beklagte  die  Fortführung  desi  Prozesses  Vor-i 
zieht,  um  an  die  Freisprechung  seinerseits  die  Calumnienklage». 
anzuknüpfen.  Der  ausbleibende  Angeklagte  aber  wird,  wie  dies  iü} 
dem  Yorhiergehenden  Buche  (S.  333  fg.)  erörtert  ist,  bei  geringeren 
Strafsachen  dem  Contumacial verfahren  unterworfen ;  bei  schwereren- 
Delicten  wird  der  Prozess  sistirt  unter  Anwendung  oder  Vorbehalt) 
der  Coercitionsmittel.    .  ^       ? 

BeihflBfoig«  Diese  Terminirung  führt,  insoweit  mehrere  Prozesse  durch' 
roieme.  j^jjg^||jQjj  Magistrat  geleitet  oder  entschieden  werden  sollen,  zu  einer 
bestimmten  Reihenfolge,  dem  prozessualischen  ordo '.  Massgebend' 
ist  dabei  im  Allgemeinen  die  Zeitfolge  der  Anbringung  der  Klage;« 
jedoch  kann  davon  abgewichen  und  die  Sache  ausser  der  Reibe- 
{eoiira  ordinem)  behandelt  werden ,  theils  mit  Rücksicht  auf: 
die  dem  Kläger  gewährten  Ermittelungsfristen  ^,  theils  wegen. 
Connexität  der  Prozesse*  oder  wegen  der  Schwere  des  Falles*. 
Bei  der  Vergewaltigung^klage ,  die  gleich  den  Privatklagen  an. 
den   Stadtprätor  ging   und   unter  Vorsitz   von  diesem  ernannter* 


^  Cicero  Verr.  1.  2,  40,  99:  ne  tu  ex  reis  eximerere,  si  ego  ad  dttm  non  adm 
fkUssem,  Asconius  in  Comel.  p.  59:  cum  .  .  .  citati  accusatores  non  (tdessent^ 
exempium  nomen  est  de  reis  Camelii.  Wenn  der  Kläger  ohne  seine  Schuld  deni 
Termin  nicht  eingehalten  hat,  so  ist  eine  derartige  Freisprechung  nichtig  (Cod.  9, 
2,  4).  —  Der  Wiederaufnahme  einer  solchen  Klage  durch  eine  andere  Person  steht 
kein  Hindemiss  im  Wege. 

'  Auch  das  die  Appellationen  regelnde  kaiserliche  f^dict  des  Berliner  Papyrus 
628  spricht  Z.  9  von  dem  ordo  cognitionum  offxci  nostri.    Ebenso  wird  för  die, 
Geschäftsftührung  des  Statthalters  ein  ordo  äliquis  posttdationum  verlangt  und  dessen, 
parteiische  Handhabung  getadelt  (Dig.  1,  16,  9,  4).    Indess  diese  Oesch&ftsliste  ist, 
verschieden  von  der  eigentlichen  Anklagerolle. 

*  Im  Allgemeinen  waren  diese  natürlich  massgebend  und  konnte,  wie  dies  in: 
dem  verrinischen  Prozess  geschah,  der  Ankläger,  welcher  eine  kürzere  Frist  verlangt«,  i 
erwarten  dem,  der  die  längere  angezeigt  hatte,  den  Rang  abzulaufen;  wodurch  nicht 
ausgeschlossen  wird,  dass  die  Rechnung  trog,  wenn  der  letztere  seine  Frist  nicht, 
voll  ausnutzte. 

*  Cicero  pro  Gluentio  20,  56 :  C.  Fabricium . . .  reum  (wegen  Giftmords)  staUm ; 
fecit  utiqiAe  ei  locus  primus  constüueretur,  propter  causae  coniunctionem  (mit  einem 
eben  abgeurtheilten)  impetravit    22,  59. 

^  Cicero  de  inv.  2,  19,  58 :  in  quodam  iudicio  cum  venefici  cuiusdam  nomen 
esset  delatum  et  quia  parricidii  causa  subscripta  esset,  extra  ordinem  esset 
acceptum. 
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Quaesitoren  erledigt  ward,   ist  die  Erledigung  ausser  der  Beihe 
gesetzlich  vorgeschrieben  ^ 


^  Cicero  pro  Caelio  1,  1.  Caelius  ad  fam.  8,  8,  1 :  (7.  Sempronius  Bufus  .... 
M,  Tuccium  accusatorem  8umn  (wegen  welches  Delicts,  ist  unbekannt;  auf  jeden 
Fall  eine  an  den  Stadtprfttor  gebrachte  Klage,  etwa  wegen  Injurien)  .  .  .  reum 
lege  Plotia  de  vi  feeü  hoc  cansilio,  quod  videbat,  st  extraordinariiM  reus  nemo 
aecesutsset,  sibi  hoc  anno  causam  esse  dicendam.  Danach  hatte  die  Gewaltklage 
von  Rechtswegen  den  Vortritt  Yor  den  übrigen.  ViTenn  nach  der  Ermordung  des 
Glodins  die  Partei  Milos  den  FaU  als  Gewallprozess  (S.  199  A.  2)  formulirte,  ut 
extra  ordinem  apud  quaesiiorem  (so  Asconius  p.  44)  oder  ut  veteribus  legibus 
iantwmmodo  extra  ordinem  quaereretur  (so  Cicero  pro  Mil.  6,  14),  so  braucht 
nicht  angenommen  zu  werden,  dass  die  Behandlung  ausser  der  Reihe  erst  durch 
diesen  Beschluss  herbeigeAlhrt  ward;  die  Klage  nach  dem  bestehenden  Gewaltgesetz 
{veieribus  legibus)  unter  Leitung  des  Yom  Stadtprätor  zu  ernennenden  Vorsitzenden 
ging  von  Rechtswegen  den  übrigen  vor  und  tantummodo  wird  mit  veteribus  legi- 
bus zu  verbinden  sein.  Auch  die  durch  das  fufische  Gesetz  angeordnete  Klage 
wegen  der  Schändung  des  Bona-Dea-Festes  ging  an  den  Stadtprätor  und  wurde 
ausser  der  Reihe  behandelt  (S.  198  A.  3). 


Fünfter  Abschnitt 

Die  Beweismittel 


Der  Darlegung  des  Beweisverfahrens  wird  es  zweckmässig 
sein  vorauszuschicken,  was  über  die  Behandlung  der  Beweismittel 
in  dem  römischen  Griminalprozess  bekannt  ist;  die  Würdigung 
derselben  wird  bei  der  UrtheilsfäUung  ihren  Platz  finden. 
AoMcKinsii  Dem  ethischen  Charakter  des  Strafrechts  entsprechend  ist  die 
^'^*5^ Beweisführung  hier  nicht,  wie  das  Privatrecht  dies  zulässt,  auf 
stnfproMM. formale  Momente  gestellt;  Sponsion  und  Eidesdelation  sind  wohl 
geeignet  formale  Streitfragen  zu  erledigen,  können  aber  niemals 
diejenige  Ueberzeugung  von  der  ThatsHchlichkeit  der  fraglichen 
Handlung  hervorrufen,  ohne  welche  das  Strafgericht  nicht  ver- 
urtheilen  soll.  Daher  gilt  im  Strafrecht  auch  das  Geständniss  nicht, 
wie  im  Civilrecht,  unbedingt  dem  Judicat  gleich.  Selbstverständ- 
lich kann  diese  Ueberzeugung  nur  die  historische  sein,  welche 
verständige  und  gewissenhafte  Erwägung  fordert  und  den  positiven 
Irrthum  insofern  nach  Möglichkeit  vermeidet,  als  im  Zweifel  die 
Verurtheilung  unterbleibt,  die  Freisprechung  also  nicht  die  Nichts 
schuld  des  Angeklagten  ausspricht,  sondern  nur  die  Schuld  als 
nicht  erwiesen  bezeichnet.  Die  vielfachen  Mittel,  durch  welche  bei 
dem  Richter  jene  Ueberzeugung  hervorgerufen  werden  kann,  werden 
in  den  Rechtsquellen  nicht  systematisch  und  keineswegs  vollständig 
entwickelt ;  die  wichtigsten  darunter  und  die  einzigen,  über  deren  Be- 
handlung bei  den  Römern  sich  genaueres  erkennen  lässt,  sind  theils 
die  Aussagen  des  Angeschuldigten  wie  der  Zeugen,  theils  das  im  Wege 
der  Haussuchung  ermittelte  namentlich  urkundliche  Beweismaterial. 
Auf  den  bei  der  Injurie  begegnenden  magistratischen  Augenschein  * 


'  Bei  der  Privatklage  wegen    schwerer  Injurien  kann  der  Prätor  für  die 
Hegulirung  der  Formel  den  Augenschein  vornehmen  (Dig.  2,  11,  2;.   Aber  ein  der- 
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und  andere  an  sieh  für  den  Beweis  in  Betracht  kommende  Kategorien 
der  .Erkenntnissmittel  einzugehen  erscheint  zwecklos ,  da  das  vor* 
liegende  Material  für  allgemeine  Ausführungen  nicht  ausreicht. 
Was  in  diesem  Abschnitt  vorgetragen  wird,  bezieht  sich  über- 
wiegend auf  den  Accusationsprozess ;  indess  ist  dabei  Rücksicht 
genommen  auch  auf  das  ältere  Strafverfahren  und  die  Cognition. 

A.   Die  Aussage  und  das  Zeugnis»  der  Freien. 

Die  Aussage ,  die  Erklärung  einer  Person  hinsichtlich  einer  Aussage  der 
rechtlich  in  Betracht  kommenden  Thatsache,  tritt  im  Strafrecht  '^*"* 
auf  entweder,  insofern  sie  den  Aussagenden  selbst  belastet,  als 
Geständniss  oder,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  als  Zeugniss.  Obwohl 
in  beiden  Beziehungen  zwischen  der  Aussage  der  Freien  und  der 
Aussage  der  Unfreien  ein  thatsächlicher  Unterschied  nicht  besteht, 
so  werden  sie  doch  rechtlich  verschieden  behandelt  und  verschieden 
benannt,  namentlich  der  Begriff  des  Zeugnisses,  das  testimonium 
auf  den  Freien  beschränkt.  Es  ist  daher  erforderlich  die  beiden 
Kategorien  zu  trennen.  Wir  erörtern  zunächst  die  Aussage  und 
insbesondere  das  Zeugniss  der  Freien  theils  hinsichtlich  seiner  Zu- 
lässigkeit  oder  Unzulässigkeit,  theils  hinsichtlich  der  Freiwilligkeit 
oder  des  Aussagezwanges,  theils  endlich  hinsichtlich  der  der  Aus- 
sage zu  gebenden  Form. 

Bei  der  Aussage  des  Freien  kommt  dessen  Personalstellung  oesetzikh 
für  das  criminelle  Ermittelungsverfahren  im  Allgemeinen  wohl  bei     *^" 

^  geschlossene 

der  Würdigung  in  Betracht,  nicht  aber  bei  der  Entgegennahme  zeugen, 
selbst.  Es  fehlt  nicht  an  Belegen  dafür,  dass  im  römischen 
Strafprozess  Frauen  ^  und  selbst  Kinder  ^  Zeugniss  abgelegt  haben, 
wie  denn  auch  bei  den  Unfreien  nur  die  Form  der  Ablegung  sich 
ändert.  Dagegen  tritt  die  Pietätsrücksicht  hier  hemmend  ein. 
Es  geht  vermuthlich  auf  den  ursprünglichen  magistratischen  Straf- 
prozess zurück,  dafs  die  Befugniss  des  Beamten  jedem  jede  Frage 
mit   Antwortszwang    vorzulegen   durch   das   Herkommen    da   ein- 


artiges persönliches  Eingreifen  des  Magistrats  begegnet  bei  dem  Strafprozess  mit 
Parteien  sehr  selten. 

^  Aussagen  von  Fraaen  im  Strafprozess  werden  häufig  erwähnt.  Cicero  Yerr. 
I.  1,  37,  94:  cur  .  .  .  feminas  in  tantum  virorum  conventum  insolitcis  invitasqtte 
prodire  cogis?  5,  49,  129.  Schol.  Bob.  in  Glodium  et  Curionem  p.  336.  338. 
Asconins  in  Mil.  p.  41.  Tacitus  ann.  2,  34.  3,  49.  Sueton  Gaes.  74.  Claud.  15.  40. 
Dig.  22,  5,  18.    28,  1,  20,  6. 

'  2^ugniss  eisie& praeUxicAusi  Cicero  Yerr.  l.  1,  37/94.  1.  2,  33,  SOygl.  1.  1, 
58,  151. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommseo,  rOm.  Strafr.  26 


"/> 


402  Drittes  Buch.    Der  Strafprozess. 

gesehränkt  T^ard,  wo  der  Antwortende  durch  seine  Aussage  ihm 
nahe  stehende  Personen  in  unziemlicher  Weise  belasten  würde. 
Es  kommt  dies  zur  Anwendung 

1.  zwischen  Ascendenten  und  Descendenten  *. 

2.  zwischen  dem  Freilasser  und  dessen  Descendenten  einer* 
und  dem  Freigelassenen  und  dessen  Descendenten,  das  heisst  den 
dienten  andrerseits  *,  nach  dem  späteren  Herkommen  nur  zwischen 
dem  Patron  und  dessen  Sohn  einer-  und  dem  Freigelassenen  selbst 
andrerseits*. 

8.  zwischen  dem  Bechtsbeistand,  dem  patronus  in  diesem  Sinn, 
und  dem  Angeklagten^. 

Zu  diesen  relativen  Beschränkungen  der  Zeugenschaft  tritt 
eine  andere  hinzu,  die  der  principiellen  Berechtigung  der  Zeugniss- 
forderung von  jedem  zur  Zeugnissleistung  Fähigen  eigentlich 
widerstreitet :  der  gesetzliche  Ausschluss  vom  Zeugniss  der  criminell 
Verurtheilten  ^  und  einer  Reihe  anderer  aus  verschiedenen  Ursachen 


^  Paulus  5,  13,  8  ^^  Coli.  9,  8,  3:  (idversus  se  invieem  parentes  et  Uberi .... 
nee  vdentes  ad  testimonium  admittendi  sunt.  Dig.  22,  5,  9.  Cod.  4,  20,  8.  c  6. 
Ausnahmen,  wie  die  von  Tacitus  ann.  4,  28—80  berichtete,  zeigen,  dass  diese 
Regel  wie  alle  ähnlichen  namentlich  für  die  befreiten  Prozessformen  nicht  schlecht- 
hin bindend  war. 

*  üeber  den  Begriff  der  Clienten  als  der  Nachkommen  des  Freigelassenen  vgl. 
St  R.  8,  75  fg.  Zurückgeführt  wird  dies  auf  ein  Gesetz  des  Romulus  bei  Dionys. 
2,  10:  xoiV^  cf*  dfKpOT^QOif  ourc  oaiov  ovrt  94fiig  ^v  xatfiyogetv  allrjXMV  inl 
Slxaig  fj  xaxafjia^vQiiv  und  Flutarch  Rom.  18.  Cato  bei  Gellius  5,  18:  adxfer9us 
cognatos  pro  diente  testatur^  testimonium  adversus  clientem  nemo  didt  Von 
dieser  Bestimmung  hinsichtlich  der  Clientel  wurde  noch  in  einem  Prozess  gegen 
Marius  Gebrauch  gemacht  (Plutarch  Mar.  5).  Zunächst  bezieht  sich  der  Rechts- 
satz auf  den  Privatprozess ,  namentlich  den  delictischen  und  danach  auch  auf  die 
Accusation;  den  öffentlichen  Strafprozess  berührt  er  an  sich  nicht,  indess  wird  auch 
der  Magistrat  auf  das  Nahyerhältniss  Rücksicht  genommen  haben. 

^  Das  Stadtrecht  von  Genetira  c  95  und  Paulus  5,  15,  8  «  CoU.  9,  8,  3 
(vgl.  Paulus  1,  12,  3;  Dig.  48,  1,  1,  9;  Cod.  Th.  9,  6,  4  ==  lust.  4,  20,  12)  nennen 
nur  den  Patron  und  den  Freigelassenen;  den  Sohn  des  Patrons  die  Angabe  über 
das  julische  Gesetz  Coli.  9,  2,  2  =  Dig.  22,  5,  8,  5  (vgl.  Dig.  47,  10,  5  pr.). 

^  Es  wird  dies  daran  anknüpfen,  dass  der  ursprüngliche  Patronat  zur  Rechts- 
beistandschaft yerpflichtete  (St  K  8,  82  A.  4);  aber  auch  auf  den  fi«i  gewählten 
Sachwalter  ist  mit  dem  Namen  der  sachlich  unentbehrliche  Ausschluss  Yom  Zeugniss 
übergegangen.  Cicero  Yerr.  1.  2,  8,  24:  te  (den  Hortensius)  mifU  testem  in  hoc 
crimine  eripuit  .  .  .  legis  exceptio.  Charisius  Dig.  22,  5,  25:  mandctUs  cavetwr  . . . 
ne  patroni  in  causa,  cui  patrocinium  praestiterfmt,  testimonium  dicant. 

^  Schon  in  dem  bantinischen  Gesetz  aus  republikanischer  Zeit  wird  unter  den 
für  ein  (nicht  ermitteltes)  Delict  angeordneten  Strafen  angeführt  Z.  8:  fndve  is 
testumonjium  deicito  neive  quis  mag.  testumonium  popUce  .ei  defnontiato  neive 
denjontiari  fsinitoj.    Dasselbe  wird  ausgesprochen  im  jnlischen  Repetundengesets 
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diffamirter  Individuen  ^.  Zu  Grunde  liegt  dabei  die  Einwirkung  des 
ursprünglichen  Zeugnissbegriffs,  -welcher  sich  nicht  auf  den  Prozess 
bezieht,  sondern  auf  die  formelle  Beglaubigung  eines  privatrecht- 
liehen  Acts  durch  Zuziehung  dritter  Personen;  dieses  Recht  wird 
angemessen  den  Frauen  versagt '  und  der  Entziehung  im  Strafweg 
unterworfen '.  Einigermassen  erklärt  sich  die  Gleichstellung  der 
Ermittelungs-  und  der  Beglaubigungszeugen  dadurch,  dass  die 
ersteren  regelmässig  im  älteren  Strafprozess  vor  der  versammelten 
Bürgerschaft,  bei  der  Accusation  vor  den  Geschwomen  öffentlich 
aussagen  und  dieses  Auftreten  gewissermassen  als  öffentliche 
Function  angesehen  ward.  Demgemäss  wurde  dabei  von  unwürdigen 
Individuen  möglichst  abgesehen;  wo  ein  derartiges  Zeugniss  sich 
thatsächlich  als  unentbehrlich  herausstellte,  wird  die  weiterhin  zu 
erörternde  secundäre  Form  der  Zeugnisslegung  durch  aussergericht- 
liehe  Aussage  zur  Anwendung  gekommen  sein^ 

Hinsichtlich  der  wichtigen  Frage,  in  wie  weit  die  Aussage  Anssa^e- 
im  Strafprozess  von  dem  freien  Willen  des  (Jefragten  abhängt  oder  "y'J^J" 
erzwungen  werden  kann ,  ist  für  die  frühere  Epoche  schlechthin  öifoiitiich«B 
und  in  gewissem  Sinn  überhaupt  die  allgemeine  Regel  massgebend,  st»ftr<»eM. 
dass  der  Magistrat  ein  rechtlich  unbeschränktes  Fragerecht  hat*, 


(Dig.  1,  9,  2.  22.  5,  15  pr.  28,  1,  20,  5.  48,  11,  6,  1),  und  in  dem  angastischen 
Gesetz  gegen  den  Ehebrach  (Dig.  22,  5,  18.  28,  1,  20,  6),  aber  auch  allgemein  in 
Beziehung  auf  alle  criminell  Yerurtheilten  (denn  so  wird  die  Bestimmung  der 
jnlischen  allgemeinen  Prozessordnung  Coli.  9,  2,  2  ==  Dig.  22,  5,  8,  5  zu  &s8en 
sein)  sowie  auf  alle  bei  der  criminellen  Widerklage  wegen  Galumnia  Yerurtheilten 
(Dig.  22,  5,  13)  sowie  auf  alle  schimpflich  aus  dem  Senat  Entfernten  (Dig.  1,  9,  2). 
^  Als  auszuschliessen  werden  weiter  in  dem  angefUirten  julischen  Sammt- 
gesetz  namhaft  gemacht:  bestochene  Zeugen  •—  in  Untersuchungshaft  befindliche 
Personen  (criminell  Angeklagte  Dig.  22,  5,  20)  —  Lustknaben  und  Huren  (nicht 
berficksichtigt  im  Eaisergeridit  Sueton  Glaud.  15)  —  zum  Thierkampf  Verdungene. 

*  Der  Frau  fehlt  das  tue  testimonii  nach  Gellius  7,  7  (ähnlich  Plutarch  Popl.  8), 
wobei  das  SoUemnitätszeugniss  gemeint  ist  (Dig.  28,  1,  20,  6). 

*  üeber  den  Begriff  der  activen  und  passiven  Intestabilität  ist  im  ftbiften 
Buch  bei  den  Strafen  gehandelt  Die  letztere,  die  Unfähigkeit  Sollenmitätszeugniss 
zu  leisten,  trifft  allerdings  weniger  den  UnfiUiigen  a]s  den  ihn  zuziehenden  un- 
schuldigen Dritten,  und  so  erklärt  sich  praktisch,  dass  späterhin  versucht  ward  den 
strafrechtlichen  Ausschluss  vom  Zeugniss  auf  das  Beweiszeugniss  zu  beschränken. 
Ulpian  Dig.  28,  1,  20,  5:  eum  qwi  lege  repetundarum  damncetus  est  ad  testamentum 
adhdberi  posse  existimo,  quomam'in  iudicium  tesHs  esse  vetcUur,  Dagegen  sagt 
Paulus  Dig.  22,  5,  15  pr.:  rqf>etundarum  damnatus  nee  ad  testamentum  nee  ad 
tesUmonium  adhiberi  potest 

^  Belege  fehlen. 
»  St  R.  1,  200  fg. 
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dem  Privaten  dagegen  dasselbe  fehlt.  Während  also  in  dem  Privat- 
prozess,  auch  dem  delictischen,  die  Partei  weder  den  Gegner  noch 
dritte  Personen  zu  materiellen  Aussagen  über  thatsächliche  Vor- 
gänge nöthigen  kann  ^,  auch  der  den  Prozess  instruirende  Magistrat 
sein  Amtrecht  in  dieser  Richtung  nicht  ausübt',  muss  von  dem 
öffentlichen  in  dem  magistratisch-comitialen  Trozess  gipfelnden 
Verfahren  das  Gegentheil  gelten,  wobei  es  keinen  Unterschied 
machen  kann,  ob  dem  Befragten  eine  Anschuldigung  vorgelegt  oder 
nur  ein  Zeugniss  abverlangt  wird,  ebensowenig,  ob  die  Befragung 
bei  blosser  Cognition  stattfindet  oder  nach  der  förmlichen  Erhebung 
der  Anklage  in  der  Anquisition  ^.  Weiter  ist  die  Anzahl  der  vom 
Magistrat  vorzuladenden  Zeugen  an  sich  nicht  beschränkt  und  findet 
sich  auch  keine  Spur  von  gesetzlichen  Maximalzahlen.  Allerdings  ist 
hierin  eine  wesentliche  Zurücksetzung  der  Vertheidigung  enthalten ; 
denn  schon  bei  der  Cognition  und  schärfer  noch  bei  der  diese  voraus- 
setzenden und  wiederholenden  Anquisition  hat  der  Angeschuldigte 
kein  gesetzliches  Recht  Entlastungszeugen  vorzuführen  und  kann 
nur,  wenn  er  an  die  Billigkeit  des  Inquirenten  vergeblich  appellirt 
hat,  mittelst  des  tribunicischen  Schutzes  die  Zulassung  eines  Zeugen 
gegen  den  Willen  des  Strafrichters  herbeiführen.  —  Dieses  Recht 
des  Strafrichters  den  Angeschuldigten  zu  verhören  und  weiter  das 
ausschliessliche  Recht  der  Zeugenladung  erstreckt  sich  wie  auf  den 
niagistratischen*  und  magistratisch-comitialen  Prozess  der  Republik 
so  auch  auf  die  Cognition  unter  dem  Principat.  Das  Verhör  des 
Angeklagten  nimmt  dabei  unter  den  Beweismitteln  die  erste  Stelle 
ein  ^  und  dem  Angeschuldigten  steht  kein  Rechtsweg  offen  um  auf 


^  Die  Uebemahme  des  Zeugnisses  bei  dem  SoUemnitätsact  begründet  aUer- 
dings  eine  Verpflichtung  dasselbe  zu  leisten,  aber  auch  dies  ist  nur  ein  indirecter 
Zwang. 

*  So  weit  für  das  Verfahren  in  iure,  die  Instruction  des  Prozesses,  eine 
Aeusserung  des  Beklagten  erforderlich  ist,  zwingt  allerdings  der  Prätor  denselben 
zur  Antwort;  darauf  beruhen  die  interrogationes  in  iure  des  Givilrechts.  Aber  diese 
sind  eng  beschränkt  und  auf  das  ituLicium  erstreckt  dieser  Zwang  sich  überall  nicht 

*  Directe  Belege  fehlen ;  aber  es  begegnet  auch  nirgends  eine  Spur  von  der* 
artiger  Beschränkung  des  consularischen  oder  tribunicischen  Strafrechts. 

*  Die  ältesten  und  am  zuverlässigsten  überlieferten  Ghristenprozesse,  bei  denen 
durchgängig  der  Ankläger  fehlt,  bestehen  wesentlich  in  einem  derartigen  Verhör, 
da  bei  dem  Eingeständniss  der  Beschuldigten  von  weiteren  Beweisen  abgesehen 
wird.  So  sagt  in  den  Acten  der  scillitanischen  Märtyrer  vom  J.  180  (das  lateinische 
Original  am  besten  bei  Robinson  tezts  and  studies  1,  2.  1891  p.  112;  griechische 
Uebersetzung  in  dem  Bonner  Universitätsprogramm  1881)  der  Proconsul  schliesslich: 
perseveras  Christiamts?  was  die  Angeklagten  bejahen.  Aehnliche  vom  Magistrat 
selbst  angesteUte  Vernehmungen  finden  sich  in  den  Acten  der  Perpetua  (c  6)  unter 
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die  Ladung  der  Zeugen  einzuwirken ,  was  in  älterer  Zeit  durcb 
das  Eingreifen  der  Tribüne  möglich  gewesen  war. 

Hinsichtlich  der  Zwangsmittel ,  welche  bei  Verweigerung  des  Di«  zwMg». 
Geständnisses  oder  des  Zeugnisses  dem  Magistrat  zu  Gebote  stehen,  ^^IJ^'tai 
ist  zu  verweisen  auf  die  in  der  Goercition  ihm  gegebenen  Befug-  tiu^utn. 
nisse  (S.  41  fg.) ;  insbesondere  Verhaftung  *  und  Geldbussen  werden  q^^^ 
dabei  in  Anwendung  gekommen  sein.     Die  Züchtigung  aber  und 
weitere    körperliche   Marterung,   wie    sie    in  solchen   Fällen    in 
manchen  hoch  entwickelten  griechischen  Staaten  statthaft  war', 
ist,    und   zwar   nach    unserer   Ueberlieferung    zu   schliessen   von 
jeher ^,  in  Rom  nicht  bloss  bei  dem  römischen  Bürger,  sondern 
bei  dein  Freien  überhaupt  ausgeschlossen,  was  insofern  nicht  un-      Aoa- 
wahrscheinlich  ist.,  als  sowohl  die  Freiheit  wie, die  Sklaverei  in  ^*Jl^i^ 
der  römischen  Bechtsbehandlung   als  internationale  Institutionen  in  npvbiika- 
aufgefasst    werden*.     Von    dieser  Regel,    die    mit  Fug   zu  den '^**^" ^*" 
Grossthaten  der  römischen  Civilisation  gezählt  werden  darf,  ist, 
so  viel  wir  wissen,  in  der  republikanischen  Periode  keine  Aus- 
nahme gemacht  worden  *.  —  Aber  mit  dem  Eintritt  des  Principats 


SeTenis,  in  denen  des  Pionins  rom  J.  250  (c.  19  des  griechischen  Textes),  des 
Gyprianus  vom  J.  258  und  sonst  Als  Verhör  erscheint  auch  das  Verfahren  gegeQ 
den  Apostel  Paulus  (act  ap.  25,  7 — 12)  und ,  das  gegen  Jesus  selbst  Ebenso 
Ammian  29,  1,  25,  33. 

^  Bei  Livius  6,  15  fordert  der  Dictator  den.M.  Manlius  auf  die  von  ihni 
g^gen  die  Regierung  vorgebrachte  Ünterschlagungsanseige  durchzuführen,  und  als 
er  die  Antwort  verweigert,  wird  er  verhaftet  Dies  ist'  kein  historischer  Beweis, 
aber  sachgem&sse  Schilderung. 

'  Bei  den  Athenern  und  den  Rhodiem,  sagt  Cicero  part  orat  34,  118:  'dtam, 
id  quod  acerbissimum  est,  liberi  dvea  torquentur. 

'  Wenigstens  scheint  bereits  in  der  väterlichen  Gewalt,  welcher  die  magistra- 
tische nachgeschaffen  ist,  wohl  das  Recht  der  Tödtung,  aber  nicht  das  der  Folte- 
rung des  Hanssohns  enthalten  gewesen  zu  sein  und  giebt  es  keine  Legende  Aber 
Abschaffung  der  Folter  fllr  den  Freien.  —  Das  dem  Magistrat  zustehende 
Z&chtigungsrecht  (S.  32),  welches  mit  der  Folterung  nicht  zusammenfiUlt  (8.  416 
A.  2X  aber  thatsftchlich  auf  das  gleiche  Ergebniss  auslaufen  kann,  wird  wohl  auch 
zu  fassen  sein  als  Freien  gegenüber  zuin  Zweck  der  Erzwingung  prozessualischer 
Aussagen  durch  Herkommen  ausgeschlossen. 

^  Dass  das  Recht  des  freien  Mannes  bei  dieser  Auffassung  massgebend  ge- 
wesen ist,  nicht  die  RAcksicht  auf  die  mindere  Glaubwürdigkeit  der  erzwungeneii 
Aussage«  lehrt  die  Behandlung  der  Aussage  des  Unfreien. 

*  Dass  bei  Dionysins  3,  78-  die  Mörder  des  älteren  Tarquinius  durdi  die 
Folter  zum  Geständniss  gebracht  werden,  ist  sicher  spftte  Fiction.  Wenn  bei 
dam  $tra^ericht  vom  J.  544/210  (Liv.  26,  27,  S)  nicht  hloss  die  Sclaven  der  ge- 
wesenen Campaner  gefoltert  weiden,  sondern,  diese  deditidi  selbst,  so. sind  diese 
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Anwendwig  beginnt  dieser  Grundpfeiler  des  Rechtsstaats  zu  schwanken.  Die 
umJII^  Folterung  dfes  eines  Verbrechens  angeschuldigten  Freien  ist  vom 
PriDoipat.  Beginn  der  Kaiserzeit  an  zur  Anwendung  gekommen,  allem  An- 
schein nach  zunächst  nicht  durch  legislative  Anordnung,  sondern 
durch  die  Praxis  der  den  magistratisch-comitialen  Prozess  wieder 
aufnehmenden  beiden  höchsten  von  den  Rechtsschranken  befreiten 
Gerichte.  Der  Gründer  des  Principats  freilich  hat  dies  nicht  zu- 
gelassen ^  und  noch  Kaiser  Claudius  bei  dem  Antritt  der  Regierung 
eidlich  gelobt  die  Folter  gegen  den  Freien  nicht  anwenden  zu 
lassen '.  Aber  schon  unter  Tiberius  sind  Angeschuldigte  auf  Geheiss 
der  höchsten  Gerichte  der  peinlichen  Frage  unterworfen  worden* 
und  deren  Anwendung  ist  je  nach  der  im  Regiment  vorherrschen- 
den Tendenz  in  den  beiden  folgenden  Jahrhunderten  unterblieben 
oder  zugelassen,  selbstverständlich  vorzugsweise  bei  Majestäts- 
prozessen ^,  aber  ohne  dass  sich  eine  feste  Regel  erkennen  Hesse, 
wahrscheinlich  als  ausserordentliches  den  gewöhnlichen  Gerichten 
nicht  ohne  weiteres  verstattetes  Zwangsmittel.  Geregelt  worden 
ist  die  Anwendung  der  peinlichen  Frage  durch  die  wenigstens  in 
der  schärferen  Formulirung  auf  die  Kaiser  Marcus  und  Verus  (161 
bis  169)  zurückgehende  rechtliche  Scheidung  der  Personen  höheren 
und  niederen  Standes  *,  indem  die  ersteren  von  der  Tortur  befreit, 
die  letzteren  in  dieser  Hinsicht  den  Sclaven  genähert  wurden. 
Jenes  Privilegium  kommt  dem  erblichen  senatorischen  Adel*  so 


kaum  als  wirklich  Freie  betrachtet  worden.  Hinrichtung  unter  Martern,  wie  sie 
bei  den  snllanischen  Proscriptionen  und  sonst  während  der  Gräuel  des  BOrgerkriegs 
vorgekommen  ist,  hat  mit  der  Folterung  im  Beweis?erfahren  nichts  gemein. 

*  Die  Folterung  des  Prfttors  Q.  Gallius  hat  Augustus  eidlich  in  Abrede  gestellt 
(Suet  Aug.  27). 

<  Dio  60,  84. 

*  Die  Mijestfttsprosesse  bei  Sueton  Tib.  58  (daraus  wohl  Dio  57,  19),  der 
erste  vor  dem  Senat,  der  zweite  wahrscheinlich  vor  dem  Kaiser  gef&hrt,  sind  die 
ersten  sicheren  Belege;  denn  da  die  Folterung  dabei  hervorgehoben  wird,  kann  an 
die  ordnungsm&ssige  der  Sclaven  nicht  gedacht  werden. 

^  Belege  aus  der  Zeit  des  Claudius  Dio  60,  24;  aus  deijenigen  Neros  Tadtus 
ann.  11,  22  wahrscheinlich  bei  dem  Senat,  ders.  15,  56  bei  dem  Kaiser;  aus  der 
Zeit  Domitians  der  Pontificalprozess  Soeton  Dom.  8. 

*  Cod.  9,  41,  11.  Auch  die  Befreiung  des  Soldaten  von  der  Tortur  erw&hnt 
als  exceptionell  zuerst  Tarruntenus  Patemus  (f  188.  Dig.  49,  16,  7).  Die  AnfiUige 
dieser  Scheidung  reichen  wahrscheinlich  bis  auf  Tiberius  zurück.  E<s  ist  Ober  diesen 
Gtegensatz  der  honesUares  und  der  humHiorea  oder  plebeii  eingehend  im  ftnften 
Buch  bei  der  Strafbemessung  gehandelt 

«  C.  Th.  9,  35,  3  «  lusL  12,  1,  10.  Honore  praediU:  C.  Th.  9,  16,  6  — 
lust  9,  18,  7.    Genus  aut  dignüas :  C.  Th.  9,  35,  1  >-  lust.  9,  8,  4. 
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wie  den  die  zweite  Beamtenklasse  bildenden  Personen  von  Ritter* 
rang  zn^,  ferner  den  Decurionen  der  Stadtgemeinden  und  deren 
Kindern ' ;  auch  auf  die  dienenden  oder  ausgedienten  Soldaten  und 
deren  Kinder  hat  diese  Befreiung  sich  erstreckt '.  Sie  gilt  indess 
fttr  das  Strafverfahren  nur  der  Regel  nach;  in  dem  Majestäts- 
prozess^  so  wie  in  dem  eng  verwandten  wegen  Magie  ^  und  in 
dem  Prozess  wegen  Fälschung*  unterliegt  der  Angeschuldigte  der 
Folterung  ohne  Unterschied  des  Standes.  —  Die  Folterung  des 
freien  Zeugen  steht  zwar  principiell  derjenigen  des  leugnenden 
Angeschuldigten  gleich,  da  auch  dieser  im  Rechtssinn  als  nicht 
schuldig  angesehen  werden  muss,  ist  aber  begreiflicher  Weise  erst 
in  späterer  Zeit  und  in  geringerem  Umfang  zugelassen  worden. 
Wir  finden  sie  zuerst  in  severischer  Zeit  angewandt  bei  un- 
sicheren und  sich  widersprechenden  Aussagen^.  Seit  Constantin 
werden  dann  die  Freien  aus  der  Hefe  des  Volkes  in  dieser  Hin- 


^  Dies  sind  die  Rangklamen  der  enUnentisnmi  und  der  perfectissimi  (Cod.  9, 
41, 11 ;  Lactandus  de  mort.  pers.21 :  torqtiebantur  cibeo  —  Galerius  unter  Diodetian  — 
non  decuriones  modo^  sed  primäres  etiam  civiiatum  egregii  ac  perfecHssimi  virt) 
and  früher  wenigstens  der  römischen  Ritter  (C.  Th.  6,  36,  1  =>  Just  12,  31,  1,  wo 
die  jängere  Redaction  die  Ritter  gestrichen  hat).  Die  Offidalen ,  zum  Beispiel  die 
nmMrarif  (G.  Th.  8,  1,  4.  6.  8.  9.    last  12,  49,  1.  c  2)  sind  nicht  befreit. 

*  ülpian  Ck>d.  lust.  9,  41,  11,  1.  G.  Th.  8,  2,  4  (—  lost  10,  7,  1,  2).  9,  85,  2 
{^  Inst  9,  41,  16).  12,  1,  47.  80.  God.  10,  32,  33.  Lactantios  de  mort  pers.  21 
(A.  1)l  Dies  PriTileginm  bleibt  sogar  dem  gewesenen  Decario  (Dig.  50,  2,  14). 
Eine  Ausnahme  God.  9,  22,  21  pr. 

*  Tamintenus  Patemas  Dig.  49,  16,  7.  Modestinas  Dig.  49,  16>  3, 10.  G.  Th.  9, 
35,  1  («B  Just  9,  8,  4).  God.  last  9,  41,  8  pr.  —  Auf  die  militärischen  Apparitoren, 
insbesondere  die  bei  der  L6hnang  verwendeten  numerarii  und  actuarii,  welche 
Gonstantin  von  den  Soldaten  ausschied  und  zu  den  in  amtlicher  oder  quasi-amt- 
licher  Lebensstellung  (condtcto)  befindlichen  Personen  {condicionaUs:  TertuUian.  de 
idol.  12 ;  God.  Th.  10,  1,  5.  12,  7,  8.  14,  9,  2.  God.  lust  8,  17,  11)  stellte,  er- 
streckt diese  Befreiung  sich  nicht  nach  den  allerdings  in  die  justinianisdien  Ge- 
setie  nicht  Obergegangenen  Erlassen  (G.  Th.  8,  1,  5.  7.  8). 

^  Paulus  5,  29,  2.  Gonstantin  im  Edict  de  aceu8(Uionibus  Bruns  fontes  p.  249 
(»  G.  Th.  9,  5,  1 »  lust  9,  8,  3).  G.  Th.  9,  35,  1  (=»  lust  9,  8,  4).  c.  2  Hlust  9, 
41,  16,  1).  Mit  Unrecht  fUurt  dies  Ammian  19,  12,  7  zurück  auf  die  lege$  ComeUae. 
Die  Geschichtsschreiber  der  Spfttzeit  geben  tou  solchen  Folterungen  nur  zu  zahl- 
reiche Belege  (so  Ammian  18,  3,  5.  21,  16,  9.  26,  10,  5.  29,  2,  25—28).  —  Wegen 
der  Zeogen  vgl.  S.  408  A.  2.  —  Bei  Rangpersonen  wird  wohl  vorher  bei  dem  Kaiser 
angefragt  (G.  Th.  9,  35,  1.  Ammian  19,  2,  9:  per  elogium  prineipi»  torqveri  prae- 
cepluB,    28,  1,  10,  1). 

^  G.  Th.  9,  16,  6  »  Tust  9,  18,  7.    Ammian  29, 1,  6—40.   Zosimas  4, 13—15. 

*  G.  Th.  9,  19,  1  -=  lust  9,  22,  21. 

''  GftUistratus  (unter  Severus)  Dig.  48,  18,  15  pr. :  ex  libero  komine  pro  tesU- 
monio  non  vaciüante  quaesHanem  häbißri  non  oportet 


Udnng. 
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sieht  den  Unfreien  gleich  geachtet^  und  wird  in  dem  Majestäts- 
prozess   zwischen   Angeschuldigten   und   Zeugen   hinsichtlich   der 
Folterung  kein  Unterschied  gemacht*. 
Dm  Wenn  der  magistratische  Strafprozess   der  republikanischen 

^!mT«  ^^^  der  Kaiserzeit   von  dem  Aussagezwang   beherrscht  wird,   so 
zeogen-    steht  dagegen  die  Accusation  der  republikanischen  Epoche,  hervor- 
gegangen wie  sie  ist  aus  dem  Privatprozess  und  hauptsächlich 
nach  ihm   gestaltet ,   unter  dem  entgegengesetzten  Princip ,  aller- 
dings unter  wesentlichen  Einschränkungen. 

Das  Verhör  des  Angeschuldigten,  welches  dem  magistratischen 
Strafrichter  zusteht,  wird  in  der  Accusation  dem  Kläger  trotz 
seiner  quasi-magistratischen  Stellung  nicht  gestattet  und  auch  der 
gerichtleitende  Magistrat  greift  in  dieser  Weise  nicht  in  die  Ver- 
handlungen ein;  ein  Verhör  kennt  die  Accusation  so  wenig  wie 
der  Privatprozess.  Aber  wie  in  dem  privaten  Multprozess  für  die 
Gemeinde*  wird  dem  Kläger  bei  den  Quästionen  in  den  einzelnen 
Gesetzen  ein  durch  Maximalzahlen  beschränktes  Recht  der  Zeugen- 
vorladung eingeräumt*,  wonach  die  Zeugen  also  in  freiwillig  er- 
scheinende und  gesetzlich  verpflichtete  sich  scheiden  K    Die  Ladung 


^  Charisias  (unter  Constantin)  Dlg.  22,  5,  21,  2:  si,  ea  rei  condüdo  ett^  ubi 
harenarium  teatem  vel  aimilem  personam  admittere  cogintur,  sine  tormentis  testi- 
monio  eius  credendum  non  est  Die  Unsicherheit  der  Grenzlinie,  ist  charakteristisch 
für  das  Willkürregiment  der  magistratischen  Cognition,  welche  die  Sp&tzeit  be- 
herrscht. 

'.  Charisius  (Dig.  48,  18,  10,  1):  otnnes  omnino  in  maiestaUs  erimine,  quod 
ad  personam  principum  atUnet  (d.  h.  bei  der  eigentlichen  PerdoelLion:  Digl  48, 
4,  11,  Cod.  9,  41,  1  pr.),  8%  ad  tesiimomumprovocentfir,  cum  tjes  exi^t^  torquentwr. 
Wo  in  unbestimmter  Weise  von  der  Folterung  der  Zeugen  die  Rede  ist  (so  C.  Th.  9, 
87  4  es  lust.  9,  42,  8,  8),  ist  wohl  zunächst  an  den  Mijestätsprozess  gedacht 

*  Dieses  vorzugsweise  dem  Multprozess  angehörige  Verfahren,  das  älteste 
iudicium  publicum  und  der  Vorläufer  der  crimineUen  Accusation  ist  im  zweiten 
Buch  (S.  188  A.  1  und  8)  Auch  hinsichtlich  der  dem  Kläger  dabei  eingeräumteo 
Zeugendenuntation  behandelt  worden.  Die  Zahl  ist,  auch  wenn  ein  Magistrat  klagt, 
gesetzlieh  beschränkt,  da  der  Privatprozess  das  Zwangszeugniss  aussehliesst  und  es 
daftr  gesetzlicher  Ausnahme  bedarf. . 

^  Repetundengesetz  Z.  84 :  [is  quei  petet  sei  quos  ad  te8tum4mium  ddcendum 
evocariji  secumoe  duseerit  dumtaxat  homines  HL  («^  48).  Val.  Max.  8,  1,  10: 
cum  accusator  (des  M. .  Aemilius  Scaurus  wegen  Repetunden  700/54)  dieeret  lege 
sibi  C  ei  XX  hominibus  testimanium  denunHare  licere.  .  (Äceto  Verr.  1.  1,  19,  51. 
pro  Flacco  15,  85.  86.  Plinius  ep.  8,  9,  29.  Die  Zehnzahl  des  alten  iudiäum 
publicum  (S.  188  A^  2>  wird  also  regelmässig  ttbeischritten.  In  der  Eaiserzeit 
aber  werden  diese  Zahlen  abgemindert  (Dig.  22,  5,  1,  2.  1.  8,  6)* 

.  ^  Quintilian  5,  7,  9 :  duo  genera  sunt  testium,  aut  vohmtariarum  aut  earum, 
quibus  in  iudiciis  publicislege  denuntiari  solet,  quarum  altera  pars  utroque 
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bewirkt  der  Kläger,  und  zwar  regelmässig  in  der  Zwischenzeit  nach 
seiner  Zulassung  zur  Anklage  und  vor  dem  für  diese  angesetzten 
Termin,  welche  Frist  ihm  hauptsächlich  eben  für  die  Auswahl  und 
die  Herbeischaffung  der  Zeugen  gegeben  ist  (S.  396  A.  2);  wenn 
indess  im  Verhandlungstermin  die  Heranziehung  eines  weiteren 
Zeugen  sich  als  nothwendig  erweist,  so  ist  nachträgliche  Ladung 
nicht  ausgeschlossen  ^  Für  die  Ladung  werden  dem  Kläger  die 
Hülfsmittel  der  öffentlichen  Gewalt  zur  Verfügung  gestellt^,  ohne 
Zweifel  in  derselben  Art  und  in  demselben  Umfang,  wie  sie  in 
dem  älteren  Prozess  bei  der  magistratischen  Ladung  auftreten; 
über  etwanige  Entschuldigungen*  wird  das  Gericht  befunden  und 
im  Fall  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens  entsprechende  Strafen 
erkannt  haben.  Sollte  der  Zwangszeuge  erscheinen,  aber  die  Aus- 
sage verweigern,  so  wird  er  auf  Antrag  des  Klägers  der  Coercition 
des  versitzenden  Magistrats  unterlegen  haben;  indess  kennen  wir 
keinen  derartigen  Fall  und  wird  vielmehr  der  Kläger  bei  der  Aus- 
wahl der  Zeugen  darauf  Rücksicht  genommen  haben,  dass  das  Verhör 
zu  seinen  Gunsten  verlief.  Der  Kostenersatz,  welcher  wenigstens  den 
zum  Erscheinen  gezwungenen  Zeugen  nicht  versagt  werden  konnte, 
hat  dem  Kläger  für  die  von  ihm  beigebrachten  Zeugen  obgelegen  *. 
Befreit  von  dem  Zeugenzwang  sind,  abgesehen  von  den  vom  Zeugniss 
schlechthin  ausgeschlossenen  Personen  (S.  401  fg.),  die  Verwandten 
des  Angeschuldigten^  und  die  durch  Patronat  ihm  nahe  stehenden 


utüur,  dUerwn  accusatoribus  tantum  concessum  est  Cicero  pro  Sex.  Roscio  38, 
110:  id  guod  ex  ipsis  cognoscere  poteritis,  si  aceusator  voluerit  testimonium  eis 
deiMfUiare, 

^  Wenigstens  führt  darauf,  dass  nach  dem  Stadtrecht  von  Genetiva  c-  95 
dem  Strafrichter  aufgegeben  wird  ausser  dem  Erscheinen  der  Zwangszeugen  auch 
das  deijenigen  zu  bewirken,  qui  in  UsHmonio  dicendo  nonUnaU  erunt. 

*  Cicero  Yerr,  1.  2,  26»  64  bewirkt  die  Ladungen  seiner  sicilischen  Zeugen 
neben  dem  Gesetz  gestützt  auf  ein  Schreiben  des  Vorsitzenden  der  Quästio  Glabrio 
ttQd  giebt  das  Verzeichniss  derselben  an  den  Statthalter  yon  Sicilien  (2,  27,  65: 
nomina  edidi  MeUUo), 

*  Sueton  Ciaud.  15. 

^  AUgemein  spricht  dies  f&r  die  bei  der  AppeUation  beigebrachten  Zeugen 
Diocletian  aus  (Cod.  7,  62,  6,  2>  Cicero  pro  Flacco  6,  14  spricht  von  dem  den 
Zeugen  des  Klägers  gewährten  larffutn  et  liberale  viaticum,  18,  41.  Dig.  22,  5, 
3,  4.   Cod.  Th.  9,  37,  4.  11,  89,  18  (-»  lust  4,  20,  11).  Cod.  4,  20,  16,  1. 

"  Diese  befreit  das  juUsche  Gresetz  über  die  iudieia  publica  bis  zu  der  Cog- 
nationsgrenze  (Coli.  9,  2,  8  »  Dig.  22,  5,  4  vgl.  5;  Stadtrecht  von  Oenetira  c  95; 
Paulus  5,  15,  2  »  Coli.  9,  3,  2;  Dig.  83,  10,  10  pr.).  Die  Schwankungen  dieser 
Grenze  selbst  (Vat  fr.  299.  301  upd  sonst)  können  in  diesem  Zusammenhang  nicht 
verfolgt  werden,  da  sie  aligemeinere  Erörterung  fordern. 
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Personen*  so  wie  gewisse  andere  Kategorien  mit  Rücksicht  auf 
ihr  Alter',  ihre  Entfernung  vom  Orte*  und  ihre  Lebensstellung*; 
diese  alle  können  nur  mit  ihrem  freien  Willen  als  Zeugen  auf- 
treten. —  Dem  Angeschuldigten  steht  das  Recht  Zeugen  beizu- 
bringen ebenfalls  zu,  aber  die  Zwangsladung  derselben  so  wenig 
im  Accusationsprozess  wie  im  Cognitionalverfahren*.  Hierin 
kommt  die  quasi-magistratische  Stellung  des  Klägers  in  scharfer 
Weise  zum  Ausdruck;  mehr  noch  als  bei  der  Anquisition,  bei 
welcher  der  Magistrat  wenigstens  moralisch  zur  Unparteilichkeit 
verpflichtet  war,  erscheint  hier  der  Beklagte  in  unbilliger  Weise 
zurückgesetzt.  Es  hat  dies  auch  zu  Beschwerden  und  zu  Ausnahme- 
bestimmungen namentlich  bei  dem  Ambitus  geführt*.  ^-  Dem 
Accusationsprozess  der  Spätzeit  sind  diese  Normen  nur  in  be- 
schränktem Umfang  eigen  geblieben.  Die  Befragung  des  An- 
geschuldigten ist  auf  ihn  erstreckt  worden  und  selbst  die  pein- 
liche Frage  findet  statt,  wenn  das  Gesetz,  wie  bei  dem  Majestäts- 
prozess,  sie  fordert"^  oder  das  Gericht  sie  zulässt.  Anstatt  der 
gesetzlichen  Beschränkungen  der  Anzahl  der  vom  Ankläger  zu 
ladenden  Zeugen  und  des  Ausschlusses  des  Beschuldigten  von  der 
Zeugenladung  ist  allem  Anschein  nach  das  gerichtliche  Arbitrium 
eingetreten  und  überhaupt  das  Verfahren  der  Cognition  genähert®. 
Der  Form  nach  bilden  die  Aussagen  —  von  der  peinlichen 
Frage  wird  bei   den   Sclavenaussagen   die  Rede  sein  —  in  der 


J  Dig.  22,  5,  4. 

*  Vom  Zwangszengniss  ist  befreit  nach  Calli8ti*atu8  und  Ulpian  (Dig.  22,  5, 
8,  5.  1.  19,  1)  der  Unmündige,  nach  Yenuleius  (Dig.  22,  5,  20)  wer  noch  nicht 
swansigjfthrig  ist. 

'  Ulpian  Dig.  22,  5,  19:  inviti  tesHmonium  non  .  .  .  (dicit)  is  qui  nan  de- 
trauiandi  tesHvnomi  causa  frei  pubUcae  c€MsaJ  aherit.  Der  Zusatz  scheint  noth- 
wendig,  da  die  blosse  Abwesenheit  vom  Gerichtsort  unmöglich  entschuldigen  kann. 

^  Die  Magistratur  befreit  nicht  (Dig.  22,  5,  21,  1),  dagegen  späterhin  der 
Episcopat  (Theodosius  G.  Th.  11,  89,  8  »  Inst  1,  7,  8;  Justinian  nov.  128  c.  7). 
Befreit  sind  auch  die  Steuerpächter  und  die  Armeelieferanten  (Dig.  22,  5,  19). 

^  Quintilian  5,  7,  9  (S.  408  A.  5). 

*  In  einem  befreiten  Prozess  vor  dem  Senat  wird  von  der  Regel  abgewichen: 
Varetms^  sagt  Plinius  ep.  5,  20,  petiit,  ut  sün  quoque  defensionia  (wegen  Repetunden) 
causa  evocare  testes  lioeret  ...  egi  pro  Vareno  .  .  .  impetramtnus  rem  nee  lege 
comprehehsam  nee  satis  usitatam,  iuetam  tarnen.  Nachher  (ep.  6,  5.  18)  wird  im 
Senat  darüber  verhandelt,  ob  das  gegenseitige  Ladungsrecht  exemph  legis  ambitus 
allgemein  auf  Repetunden  auszudehnen  sei. 

^  Allerdings  unterliegt  ihr  alsdann,   mit  Rücksicht  auf  die  Calumnienklage, 
anch  der  Ankläger  (Constantins  Edict  S.  407  A.  4). 
^  Justinian  Cod.  4,  20,  16. 
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Regel' einen  Theil  und  den  eigentlichen  Kern  der  Verhandlungen    Geridiir 
vor    dem    erkennenden    Gericht ;    sie    werden    insofern    in    dem  ^**'***  ^^^ 


folgenden  Abschnitt  zur  Besprechung  kommen.  Indess  ist  die  ««riebftUfhM 
Zeugnissgebung  keineswegs  unbedingt  an  die  Gerichtsverhandlung  ^^•^' 
geknüpft.  Die  Ablegung  des  Zeugnisses  und  des  bestärkenden 
Eides  vor  dem  Ortsgericht  des  Zeugen  ist  allerdings  dem  römischen 
Herkommen  fremd  und  in  Criminalsachen  noch  von  Justinian  unter- 
sagt worden  ^  Aber  die  aussergerichtliche  *  unter  Beobachtung 
der  bei  Privaturkunden  üblichen  Formen  beglaubigte  •  Aussage 
wird  daneben  schon  in  republikanischer  Zeit^  und  insbesondere 
unter  dem  Prineipat  zugelassen*.  Freilich  fällt  bei  ihr  die 
eidliche  Bestätigung  weg®  und  vor  allem  die  bei  der  gericht- 
lichen Aussage  der  Gegenpartei  gegebene  Möglichkeit  den  Zeugen 
zu  befragen;  desswegen  ist  ein  derartiges  Zeugniss  zuweilen  als 
ungenügend  abgelehnt  worden^.  Aber  als  Aushülfe  wird  diese 
Form  zugelassen  und  ist  namentlich  häufig  vorgekommen  bei 
dem  sachlich  wenig  bedeutenden  Charakterzeugniss ,  der  so- 
genannten Laudation,  wenn  der  Zeuge  behindert  war  persönlich 
zu  erscheinen®. 


"  Nov.  90  c.  5;  vgl.  Cod.  4,  20,  16. 

*  Qointilian  5, 7,  1 :  tesHfMmia  dicuntur  atU  per  tabülas  aut  a  praesentibus. 
Auch  sonst  wird  das  anssergerichtliche  Zengniss  als  Ustimomum  beieicbnet,  genauer 
aber  als  testifictxHo  (Cicero  Yerr.  5,  39,  102)  oder  testaUo  (Qointilian  5,  7,  32; 
Paulus  Dig.  3,  2,  21). 

'  Cicero  Yerr.  5,  39,  102.  Quintilian  5,  7,  32:  saepe  inier  se  collidi  solent 
inde  testatio,  hinc  festes  . . .  haec  enim  se  pars  iure  iurando,  tUa  consensu  signa- 
forum  iuetur.   Ders.  5,  7, 1 :  minus  obstitisse  videiur  pudor  infer  paucos  signatores. 

^  Bei  dem  gewöhnliehen  Personalzeugniss  ist  dies,  von  der  Landation  ab- 
gesehea,  für  die  republikanische  Zeit  nicht  zu  belegen;  Verlesung  einer  für  den 
Zeugen  peinlichen  Aussage  in  dessen  Anwesenheit  Cicero  pro  Cluentio  50,  168. 
Aber  die  unter  den  Zeugnissen  figurirenden  Gemeindebeschlüsse  werden  zwar 
regelmässig  von  dazu  bevollrnftchtigten  Abgesandten  der  Gemeinde  däm  Gericht 
vorgelegt  und  diese  den  übrigen  Zeugen  gleich  behandelt,  zuweilen  jedoch 
dem  Sachwalter  schriftlich  fibersandt;  dieser  Art  sind  die  bei  Cicero  Yerr.  3,  36, 
83.  c.  37,  85.  c.  38,  87.  c.  39,  89.  c.  42,  99.  c.  44,  106.  pro  Flacco  15,  35  bfr 
handelten. 

*  Tadtus  dial.  36  unter  den  Vorzügen  der  früheren  Eloquenz :  cnim  festimonia 
quoq[ue  in  iudicUs  non  absenfes  nee  per  iäbellam,  sed  coram  et  praesentes  dicere 
eogerentur,  Appuleius  apol.  57 — 60.  In  der  Spfttzeit  erscheint  die  Befreiung  vom 
mündlichen  Zeugniss  als  Standesprivilegium  (Justinian  Cod.  4,  20,  16)^ 

*  Quintilian  5,  7,  82  (A.  3). 

'  Dies  thaten  Hadrian  (Dig.  22, 5, 3, 3)  und  ein  praefectus  praetorio  (Dig.  3, 2, 21). 

^  Asconina  in  äcaur.  p.  28:  Jaudaverunf  Scaurum  (in  dem  Prozess  vom 

J.  700/54)  consulares  novem  . . .  horum  magna  pars  per  fabellas  laudaverunt,  quia 
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B.   Die  Aussage  und  das  <liiasi-Zeagiii88  des  Unfreien. 

Avm9g^  4M  Die  Aussage  des  Unfreien  über  seine  Handlungen  wie  über 
Unfreien,  geme  Wahrnehmungen  wird  im  Strafprozess  ebenso  zugelassen  wie 
die  Aussage  des  Freien.  Indess  die  —  zunächst  an  dem  selbst- 
verständlich dem  Unfreien  verschlossenen  Beglaubigungsact  haftende 
—  Bezeichnung  des  Zeugnisses  wird  auf  die  Sclavenaussage  nicht 
erstreckt  ^  und  es  steht  dieselbe  überhaupt  unter  anderen  und  er- 
schwerenden Normen.  Auch  hier  ist  es  zweckmässig  unter  Zu- 
sammenfassung des  Geständnisses  und  des  Zeugnisses  zuerst  die  — 
selbstverständlich  hier  auf  den  Herrn  sich  beziehende  —  Frei- 
willigkeit oder  Nothwendigkeit  der  Sclavenaussage,  sodann  die 
Zulässigkeit .  derselben  nach  ihrem  Inhalt ,  endlich  ihre  Form  zu 
-behandeln. 

chrenseii  des         Gezwungou  zur  Gcstattung  der  gerichtlichen  Vernehmung  de^ 
^1^1^   Sclaven  wird  der  Eigenthümer  desselben  im  delictischen  Privat- 

gegenüber  prozoss  uicht ,  selbst  dann  nicht,  wenn  das  Delict  dem  Sclaven 
unflS^en.  Salbei:  zuT  Last  gelegt  wird.  Bei  nicht  noxalem  Verfahren  kann 
er  die  von  dem  anderen  Theil  begehrte  Vernehmung  des  Sclaven 
gestatten  oder  verweigern;  ebenso  im  Noxalprozess,  wenn  er  ihm 
weder  durch  Auslieferung  des  Sclaven  noch  durch  Zahlung  der 
Busse  ein  Ende  machen  will,  in  der  gleichen  Weise  verfahren  und 
dem  Spruch  des  Geschwornen  die  Entscheidung  anheimgeben.  Die 
Vernehmung  des  Sclaven  hängt  also  liier  immer  von  dem  Willen 
des  Eigenthümers  ab  und  ist,  wenn  der  Verletzte  sie  von  sich  aus 
in  der  bei  Unfreien  üblichen  Form  der  Folterung  vornimmt,  straf- 
bare Schädigung*. 

In  dem  öffentlichen  magistratischen  Prozess  dagegen  sowohl 
der  älteren  Epoche  wie  späterhin  in  dem  Cognitionalverfahren  ist 
der  Magistrat  bei  der  Vernehmung  des  Sclaven  nicht  an  die  Ein- 
willigung des  Eigenthümers  gebunden,  einerlei  ob  dem  Sclaven  selbst 
ein  Delict  zur  Last  gelegt  oder  die  Aussage  für  ein  Strafverfahren 
gegen  Dritte  gebraucht  wird;  das  unbedingte  Fragerecht^  wie  der 
Magistrat  es  gegen  den  Freien  ausübt ,  konmit  um  so  mehr  auch 
gegen  den  Unfreien  in  der  bei  diesem  hergebrachten  Form  zur 


iiberant.    Cicero  ad  fam.  1,  9,  19.    Ebenso  Pompeius  im  Prozess  des  •  Munatius 
PlancuB  (Val.  Max.  6,  2,  5;  Dio  40,  55). 

^  Terentius  Phorm.  292:   8ervom  hominem  causam  orare  leges  non  tinufU 
fieque  testamenti  dictio  est,    Plautus  Cure.  628  »«=  5,  2,  25. .  Jastinian  nov,  90  c.  6 : 

»  Dig.  48,  18,  20. 
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Anwendung.  Allerdings  steht  es  dem  Herrn  frei,  wenn  der  Sdave 
selbst  angeschuldigt  wird,  ihn  bei  der  Yertheidigung  zu  unter- 
stützen (S.  81  A.  6). 

Bei  der  Accusation,  welche  der  Form  nach  ein  Privatprozess 
ist,  der  Sache  nach  dem  Kläger  eine  magistratische  Function  zu- 
weist, ist  ähnlich  wie  bei  dem  Zeugniss  ein  Mittelweg  eingeschlagen. 
An  sich  hängt  die  Vernehmung,  einerlei  ob  es  sich  um  ein  eigenes 
Delict  des  Sclaven  oder  nur  um  die  Aussage  über  ein  fremdes 
handelt,  auch  hier  von  dem  Eigenthümer  ab^.  Aber  es  kann 
durch  Gerichtsbeschluss  Zwangsvernehmung  herbeigeführt  werden, 
sei  es  dass  bei  der  gegen  einen  Sclaven  beabsichtigten  Anklage 
dem  Eigenthümer  aufgegeben  wird  ihn  dem  Gericht  zu  stellen 
oder  nach  Umständen  mehrere  in  Frage  stehende  Sclaven  dem  Gre- 
rieht  vorzuführen,  damit  der  Kläger  den  Beschuldigten  ausfindig 
mache,  sei  es  dass  der  Beklagte  angewiesen  wird  zum  Zweck 
der  Beweiserhebung  seine  Sclaven  dem  Kläger  zur  Verfügung  zu 
stellen ',  sei  es  endlich,  was  wenigstens  unter  dem  Principat  auch 
zulässig  war,  dass  dieselbe  Forderung  an  einen  bei  dem  Prozess 
nicht  betheiligten  Sclavenbesitzer  gestellt  ward'.  —  Unter  allen 
Umständen  ist  in  diesem  Fall,  wenn  der  angeschuldigte  Sclave  frei- 
gesprochen wird  oder  wenn  der  Prozess,  für  welchen  sein  Zeugniss 


^  Cicero  pro  Cluentio  63 — 66,  wo  man  sieht,  dass  der  Eigenthümer  wohl  in 
diesem  Fall  die  Ausliefemng  des  angeschuldigten  Sclaven  yerweigem  kann,  aber 
dadurch  leicht  in  den  Verdacht  der  Mitschuld  geräth.  Darauf  bezieht  sich  auch 
Cicero  part.  erat  84,  117:  aive  quaesUonea  habitae  aut  pqstulatio  lU  haheantur 
causam  adiuvabunU  Den.  pro  Sex.  Roscio  28,  77:  innocenti  saluti  solet  esse, 
tU  servos  in  quaestionem  polUceatur.  Quintilian  5,  4:  sive  de  hahenda  qtuusUone 
agetur,  plurimum  interest,  quis  et  quem  postiUet  aut  offerat  et  in  quem  et  ex  qua 
catisa,  sive  tarn  erit  trindita,  quis  ei  praefuerit, 

'  Dies  geschieht  schon  in  dem  S.  197  A.  3  erwähnten  Prozess  wegen  des 
Incests  der  Vestalinnen :  Val.  Max.  6,  8,  1,  Asconins  in  Mil.  p.  35  fg.  und  in  dem 
gleichartigen  gegen  Clodius  (S.  198  A.  3):  schol.  Bob.  in  or.  in  Clod.  et  Cur.  p.  338, 
desgleichen  in  den  nach  Clodius  Ermordung  angestellten  Prozessen  (Asconius  in 
Mil.  p.  35;  Cicero  pro  Mil.  21.  22),  auch  in  dem  Prozess  gegen  Appuleius  wegen 
Magie  (apol.  48—47),  vor  allem  aber  in  den  Ehebruchsprozessen  (Coli.  4,  11,  1. 
c.  12,  a    Dig.  48,  5,  28,  6.  11.  14). 

*  Dig.  48,  5,  28,  6:  divus  Hadnanus  .  .  .  rescripsit  et  de  eocteris  servis 
quaesticnem  esse  habendam.  48, 18,  13.  Paulus  5, 16,  3  (»»  Ed.  Theodorici  c.  100): 
(servos  cUienos  in  cUterius  caput  torquen)  non  est  permittendum,  nisi  delator  (der 
fiscalische,  wie  -es  scheint),  cuius  interest  quod  intendit  probare,  pretia  eorum 
quanH  domvMM  taxaverit  inferre  sit  paratus  vel  certe  deUrioris  facti  servi  subire 
taxaUonem. 
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erfordert  worden  ist,  mit  Freisprechung  endigt,  der  Producent 
dem  Sclaveneigenthümer  zu  einfachem  und  unter  Umständen  zu 
doppeltem  Schadensersatz  verpflichtet*.  —  Dem  Beklagten  ist  wie 
die  Denuntiation  der  Zeugen  so  auch  die  Requisition  der  Selaven 
nicht  gestattet^. 

AuMchinas         Die  Vomehmung  des  Unfreien  oder  Freigelassenen  ist  nach  einer 
**J^*™"  durch  das  Wesen  des  Sclavenstaats  gebotenen  und  auch  für  den 
üngniwteii  Magistrat  im  Allgemeinen  verbindlichen  Norm  wohl  zu  Gunsten 
dM  Herrn,  j^g  Herrn  oder  des  Patrons   zulässig*,  nicht  aber  zu  dessen  Be- 
lastung^.   In    republikanischer  Zeit  ist,  abgesehen   von   einigen 
durch  Senatsbeschluss  angeordneten  meistens  politischen  Prozessen^, 
an  dieser  Norm  festgehalten  worden.    Unter  den  früheren  Kaisern 
wird  sie  häufig  umgangen  durch  die  namentlich  im  Majestäts-  *  und 
im  Ehebruchsprozess '  herbeigeführte  Uebertragung  des  betreffenden 
Unfreien  in  das  Eigenthum  des  Staats.    Seit  Severus  ist  die  Regel 
selbst  für  dieselben  Delicto  der  Majestät*  und  des  Ehebruchs •  so 


1  Dig.  3,  6,  9.    48,  5,  28  pr.  15.  16.    tit  18,  6  pr.    Cod.  9,  9,  8.    tit  46,  6. 

*  Cicero  pro  Sex.  Roscio  28,  77.   41,  119. 

*  Dig.  4Ö,  18,  17,  2.    Cod.  4,  20,  8. 

*  Tacitus  ann.  2,  80:  vetere  senatus  consülto  quctestio  in  caput  domini  pro- 
Mbebatur.  Cicero  pro  Sex.  Roscio  41,  120.  pro  Mil.  22,  59.  pro  Deiot  1,  8. 
Paulus  1.  12,  8.  5,  18,  8.  tit  16,  4  (=  Dig.  48,  18,  18,  5)  servo  gui  uUro  (du 
quid  de  domino  conßetvr,  fides  non  accommodaiur,  5 :  sem  in  caput  domini  neque 
a  praeside  neque  a  procurcUore  neque  in  pecuniariis  quam  in  capitadibus  eausis 
interrogari  possunt.  Dig.  1.  12,  1,  8.  29,  5,  6,  1.  48,  18,  1,  5.  16.  18.  19. 
1.  9,  1.  Cod.  4,  20,  8.  9,  41,  6.  7.  —  Die  Jurisprudenz  erstreckt  die  Vorschrift, 
offenbar  um  die  Umgehung  der  Regel  zu  verhindern,  auch  auf  den  gewesenen 
Eigenthümer  (Paulus  5,  16,  8;  Dig.  48,  18,  17,  3).  —  Die  severische  Strafgesetz- 
gebung mit  ihrem  Willkürregiment  hat  die  Norm  untergraben  durch  die  Zu- 
lassung derartiger  Aussagen  in  Ergänzung  anderer  Beweise  (Cod.  9,  41,  1,  1). 

^  Incest  des  Antonius  S.  197  A.  3.  Incest  des  Clodius:  Cicero  part  orat  84, 
118;  pro  Mil.  22,  59.    Catilinarische  Verschwörung:  Cicero  part  orat  a.  a.  0. 

*  Augustus:  Dio  55,  5.  Tiberius  (den  Tacitus  desswegen  als  novi  iuris  re- 
pertor  bezeichnet):  Tacitus  ann.  2,  30.  3,  22  (wo  der  Kaiser  die  alte  Regel  an&ngs 
befolgt,  dann  davon  abweicht).  67;  auch  wohl  Dio  57,  19. 

'  Dig.  48,  5,  28,  11-14.    tit  18,  6  pr. 

*  Severus  Cod.  9,  41,  1  pr. :  quaesUonem  de  servis  contra  dcminos  häberi  non 
oportet  exceptis  cLdulterii  criminibuSy  item  fraudaii  census  accusationibus  et  cri- 
mine  maiestatis,  quod  ad  salutem  principis  pertinet  (vgl.  S.  408  A.  2).  Modestinus 
Dig.  48,  4,  7,  2.  Paulus  5,  133.  Hermogenianus  Dig.  5,  1,  53.  Cod.  Th.  9,  6,  2. 
Cod.  9,  8,  6,  1.  Tacitus  untersagt  dies  (vita  9),  aber  ohne  dauernde  Wirkung. 
Justinian  Cod.  10,  11,  6  hat  es  zu  dem  Erlass  Theodosius  I.  C.  Tb.  10,  10,  17 
hinzugesetzt 

»  Dig.  48,  5,  28,  6.    tit  18,  5.   17  pr.    C.  Th.  9,  7,  4  pr.  «  Just  9,  9,  81. 
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wie  für  einige  andere  von  minderer  Bedeutung^  ausser  Kraft  ge- 
setzt worden.  —  Die  Aussage  des  Sclaven  oder  des  Freigelassenen^ 
gegen  den  Herrn  oder  gegen  den  Patron  wird  aber  nicht  bloss  nicht 
angenommen,  sondern,  so  weit  sie  nach  dem  vorher  Bemerkten 
unzulässig  ist,  als  Capitalverbrechen  mit  dem  Tode  bestraft*  und 
auch  wo  sie  zugelassen  wird,  ist  sie  ohne  Frage  in  gleicher  Weise 
geahndet  worden,  wenn  sie  abgewiesen  wurde.  —  Im  Uebrigen 
kennt  das  Recht  individuelle  Gründe  zur  Ablehnung  der  Aussage 
eines  Sclaven  nicht;  seine  persönlichen  Verhältnisse  werden  recht- 
lich überhaupt  ignorirt  und  können  in  dieser  Hinsicht  nicht  geltend 
gemacht  werden^. 


Tacitas  ann.  14|  60.  Bei  dem  Incest  (Dig.  48,  18,  4)  and  dem  Stapram  (Dig.  48, 
18,  17,  1;  Ammian  28,  1,  55)  werden  Sclavenaassagen  gegen  den  Herrn  n!cbt  za- 
geiassen. 

^  Sevenis  nennt  noch  die  Hinterziehung  der  Steuern  (S.  414  A.  8).  Ausserdem 
werden  hieher  gezogen  werden  dürfen  die  Münzfälschung  (Dig.  5, 1,  58) ;  gewisse  Mord- 
&lle  (Dig.  29,  5,  6,  1.  C.  Th.  9,  7,  4  »  lust  9,  16,  8);  femer  der  Komwncher 
(Dig.  5,  1,  53.  48,  2,  13.  tit.  12,  1)  und  das  Zuhalten  der  Frau  mit  dem  eigenen 
Sclaven  (G.  Th.  9,  9,  1  =  lost  9,  11,  1).  Dies  sind  die  catMtne  receptae,  bei  welchen 
der  unfreie  den  Herrn  zur  Anzeige  bringen  kann  (Dig.  1,  12,  1,  8).  Vielleicht 
können  noch  diejenigen  Delicto  hinzugefügt  werden,  f&r  welche  die  allgemeine  An- 
zeigepflicht ausgesprochen  ist  (S.  91). 

'  Constantin  im  Eklict  de  ctcctMotionibus  vom  J.  314  oder  819  (Bruns  fontes 
p.  249,  im  Auszug  C.  Th.  9,  5,  1  «  lust.  9,  8,  3).  Coli.  4,  4,  1.  Dig.  48,  2,  8. 
tit  4,  7,  2.  G.  Th.  9,  6,  1.  4.  Cod.  lust  9,  1,  21.  Die  familiäres,  auf  die  die 
Bestimmung  erstreckt  wird  (G.  Th.  9,  6,  8  =::=  lust  9, 1,  20  »  Edict  Theodorici  49) 
sind  vielleicht  die  coloni  (Cod.  lust  11,  50,  2). 

*  Constantin  a.  a.  0.:  in  aervis  .  .  .  sive  libertis,  qui  dominos  vd  patronos 
accusare  ata  deferre  temptant,  eiiMmodi  legem  ituda  antiqui  quoque  iwris  statU" 
tum  observandum  esse  censuimus,  tU  scüicet  professio  tam  atrocia  attdaciae  atatim 
in  ipsius  admiasi  exordio  per  aenientiam  iudicia  comprimatwr  ac  denegtUa  au-' 
ddentia  patibulo  adfiaua  exemplum  ceteria  praeatet.  Cod.  Th.  9,  6,  3  («=  lust  9, 
1,  20).  10,  10,  17  (<=  lust  10,  11,  6).  Cod.  last  10,  11,  8,  2.  >-  Danach  ist 
häufig  verfahren.  Livius  ep.  77:  aervua  ut  praemium  promiaaum  indici  haheret 
mtMnumiaaua  et  ob  acelua  proditi  damini  de  aaxo  deiectua  eat  Claudius  bestraft 
die  derartigen  unter  Tiberius  und  Gaius  eingegangenen  Denuntiationen,  ninmit  aber 
selbst  dergleichen  entgegen  (Dio  60,  13).  Nerva  bestraft  die  Sckven  und  Frei- 
gelassenen wegen  solcher  Denuntiation  (dies  ist  das  ImßovUvur)  mit  dem  Tode 
und  schärft  das  bestehende  Anzeigeverbot  ein  (Dio  68,  1 ;  Flinius  paneg.  42).  Vit 
Pertinacis  9:  eoa  qui  calumniia  appeUti  per  aervoa  (die  eigenen)  flienmtt  damnatia 
aervia  deUUoribua  liberavit  in  crucem  aublatia  talibua  aervia.  Herodian  5,  2,  3: 
(Macrinus)  avxotfmnM  ri  {  doOlotj  Saot  Sianorag  xarriyyiXov,  dvaaxolonla^aav, 
YieUeicht  gehört  hieher  auch  die  Hinrichtung  des  Dieners  des  ApoUonius  unter 
Gommodus  (vgL  den  Abschnitt  von  den  Anklägerstrafen). 

^  Wenn  auf  die  Anzeige  eine  Belohnung  ausgesetzt  ist  (vgl.  den  betreffen- 
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Diepein-  Der  Form  nach  bilden  die  Aussagen  der  Unfreien  eben  wie 

wnaefiJl.^^®  der  Freien  einen  integrirenden  Theil  der  Gerichtsverhandlung 
M«e  der  uud  es  wird  bei  deren  Darstellung  auf  dieselben  zurückzukommen 
^*^'  sein.  Aber  gleich  hier  soll  ausgeführt  werden,  was  über  die 
bei  Freien  exceptionelle ,  bei  Unfreien  ständige  Form  der  Be- 
fragung unter  Anwendung  der  Folter  im  Allgemeinen  zu  be- 
merken ist.  Verstanden  wird  unter  derselben  die  Aufrecht-^ 
haltung  einer  von  dem  Inquirenten  alä  relevant  betrachteten 
Aussage  unter  körperlicher,  bei  Aenderung  der  Aussage  weg- 
fallender, von  den  gerichtlichen  Subalternen  dem  Befragten  zu- 
gefügter Marter*,  auf  deren  Modalitäten  weiter  einzugehen  im 
Strafrecht  nicht  erforderlich  scheint  ^.  Da  hienach  die  Freilassung 
von  der  Folter  befreite,  so  hat  sich  früh  der  Missbrauch  eingestellt, 
dass  bei  bevorstehendem  Strafprozess  der  Herr  den  Sclaven,  dessen 
Aussage  ihm  gefährlich  werden  konnte,  der  Befragung  auf  der 
Folter  durch  Freilassung  entzog,  wesshalb  die  mit  Rücksicht 
auf  die  bevorstehende  gerichtliche  Vernehmung  des  Entlassenen 
stattfindende  Freilassung  schon  früh  untersagt*  und  in  der 
späteren  Zeit  als  nichtig  behandelt  wird  *.    Aus  demselben  Grunde 


den  Abschnitt),  wird  diese  wohl  h&afig,  aber  nicht  immer  auch  dem  Unfreien 
Terheissen. 

^  Die  Folterung  ist  kein  formales  Moment  der  Aussage  des  Unfreien,  wie  sie 
freilich  oft  erscheint,  sondern  kann  nur  da  angewendet  worden  sein,  wo  sie  den 
Zweck  hat  den  Angeschuldigten  oder  den  Zeugen  zur  Abänderung  seiner  Aussage 
zu  bestimmen.  Den  geständigen  Verbrecher  zu  foltern  ist  nicht  bloss  grausam, 
sondern  sinnlos,  und  auch  bei  dem  Zeugniss  wird  schwerlich  dazu  geschritten  sein, 
wenn  es  nicht  angefochten  ward. 

*  Die  Leitung  hat  der  quaesitor  (Schrift  ad  Her.  2,  7,  10;  Cicero  pro  Sulla 
28,  78),  die  Ausführung  die  tortores  (Cicero  pro  Mil.  21,  57  u.  a.  St).  lieber  die 
im  Strafprozess  angewandten  Folterarten  {poenae  puhlicae  bei  Constantin  C.  Th.  9, 
12,  1)  Tgl.  Gothofredus  zu  C.  Th.  9,  12,  1  und  Marquardt  Privatalterth.  S.  183. 
Die  eingehende  Behandlung  könnte  sich  auf  das  Strafrecht  nicht  beschränken, 
sondern  müsste  yom  Hausrecht  ausgehen.  Bemerkt  werden  mag  nur,  dass  die 
Züchtigung  nicht  als  Folterung  angesehen  wird.  Augustinus  (ep.  183  vol.  2.  p.  396) 
lobt  die  Milde  des  Strafrichters,  welcher  das  Geständniss  der  Schuldigen  erreicht 
habe  non  extendenU  eculeo,  nan  sulcaniibus  ungvUs,  non  urentibus  flammiSf  sed 
virgarum  verberibus. 

'  Schon  bei  Liyius  8,  15  wird  einer  des  Incests  verdächtigen  Vestalin  auf- 
gegeben sich  der  Freilassungen  zu  enthalten. 

^  In  republikanischer  Zeit  werden  Freilassungen  angefochten  als  zu  diesem 
Zweck  vorgenommen  (Cicero  pro  Caelio  29,  68)  und  zum  Theil  mit  Erfolg;  denn 
anders  können  die  Angaben  des  Asconius  zu  dem  milonischen  Prozess  p.  35.  40 
nicht  verstanden  werden:  Appius  poaiulavit  a  Müone  servos  exhiheri  numero  Uli 
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wird  bei  bestehendem  Verdacht  der  Ermordung  des  Herrn  durch 
sein  Gesinde  die  Eröffnung  des  Testaments  desselben  verboten  und 
indem  damit  dem  etwa  in  demselben  Freigelassenen  der  Freiheits- 
beweis gesperrt  wird,  auch  er  den  Normen  der  Sclavenaussage 
unterworfen  ^  Unter  Traian  wird  diese  Procedur  noch  weiter 
ausgedehnt  und  werden  auch  die  bei  Lebzeiten  vom  Testator 
Freigelassenen  bei  solchen  Mordfällen  der  peinlichen  Frage 
unterworfen*.  —  Zwischen  der  Folterung  des  Angeschuldigten 
und  der  Folterung  des  Zeugen  besteht  eine  rechtliche  Grenze 
nicht,  wie  denn  auch  der  Strafrichter  zunächst  häufig  nicht  in 
der  Lage  ist  zwischen  beiden  zu  unterscheiden.  Um  so  mehr 
war  es  geboten,  der  Anwendung  der  peinlichen  Frage  recht- 
liche Schranken  zu  setzen,  und  wenn  in  der  römischen  Recht- 
setzung vielfach  das  Gegentheil  geschehen  ist,  so  fehlen  doch  in 
den  Rechtsquellen  auch  nicht  Anordnungen  im  entgegengesetzten 
Sinn:  es  soll  zu  ihrer  Anwendung  nur  geschritten  werden,  wenn 
der  Thatbestand  des  Verbrechens  feststeht®,  auch  nicht  bei  ge- 
ringeren Verbrechen*  und  wo  möglich  nicht  im  Anfang  der  Unter- 
suchung®; schwangere  Frauen*  und  Kinder''  dürfen  der  Folterung 
nicht  unterworfen  und  im  Allgemeinen  soll  dabei  Mass  gehalten 
werden®.  Das  arge  Herkommen  mag  durch  diese  Anordnungen 
wenigstens  einigermassen  in  Schranken  gehalten  worden  sein.  — 
Neben  der  normalen  gerichtlichen  Folterung  ist,  wie  bei  dem  Zeug- 


et X  et  cum  ille  negaret  eos  qui  nominabantur  in  siml  poiestate  esse,  Domiiius 
ex  senientiis  iudtcum  pronuntiavit,  ut  ex  servorum  eorum  (suorum  ist  Schlimm- 
besserung)  numero  accusator  quot  vellet  ederet.  Nachher  steht  die  Nichtigkeit 
solcher  Freilassungen  fest  Paulus  Coli.  4,  12,  8.  sent.  5,  16,  9.  Dig.  48,  18,  1, 
13.  Ck)d.  9,  9,  35  pr.  —  Auch  der  geschiedenen  Frau  wird  mit  Rücksicht  auf 
den  häufig  nachfolgenden  Criminalprozess  das  Recht  der  Freilassung  wesentlich 
beschränkt  (Dig.  40,  9,  12.  1.  13.  1.  14.    Cod.  9,  9,  3). 

^  Für  die  republikanische  Zeit  gilt  dies  nicht  (Schrift  ad  Her.  1,  14,  24); 
es  ist  angeordnet  im  J.  11/2  n.  Chr.  (Dig.  29,  5,  13),  nicht  erst  im  J.  57  (Tacitus 
ann.  13,  32). 

«  Dig.  29,  5,  10,  1.   1.  11. 

■  Dig.  29,  5,  1,  24.    48,  18,  18,  2. 

♦  Augustus  Dig.  48,  18,  8  pr. 

6  Augustus  Dig.  48,  18,  1  pr.  1.  1.  20.  Paulus  5, 14,  1.   Cod.  9,  41,  3.  1.8, 1. 

•  Paulus  1,  12,  4.    Dig.  48,  19,  3. 

•^  Dig.  25,  5,  1,  33.    48,  18,  10  pr.    1.  15,  1. 

*  Dig.  48,  18,  10,  3:  tormenta  moderata.  48,  18,  7:  quaestionis  modum 
magis  est  iudices  arbitrari  oportere  itaqtie  quaestionem  habere  oportet,  ut  servus 
salvus  Sit  vel  innocentiae  vel  supplicio, 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  27 
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niss,  auch  die  aussergerichtliche  vorgekommen  in  der  Gestalt,  dass 
über  den  Act  und  dessen  Ergebnisse  eine  Beweisurkunde  auf- 
genommen und  gleich  dem  schriftlichen  Zeugniss  in  den  Verhand- 
lungen vorgelegt  ward^ 


C.   Die  Hanssnchimg  und  die  Beschlagnahme  der  Papiere. 

Haus-  Dass  im  magistratischen  Prozess  der  Straf  rieh  ter  befugt  war 

raehnnff.  j^^.  ^^^  Augcschuld igten  eine  Haussuchung  vorzunehmen  ist  wahr- 
scheinlich ^,  zumal  da  selbst  die  private  Diebstahlsklage  eine  solche 
zulftsst®.  In  dem  Accusationsverfahren  begegnet  wenigstens  ein 
ähnliches  Verfahren :  die  dasselbe  ordnenden  Gesetze  gestatten,  ohne 
Zweifel,  da  der  Civilprozess  nichts  Aehnliches  aufweist,  im  An- 
schluss  an  den  älteren  Strafprozess ,  dem  Kläger  in  das  Haus  so- 
^,  wohl  des  Angeschuldigten  wie  auch  dritter  Personen*  sich  zu  be- 
Geschäfta- geben*  und  die  Vorlage  theils  der  amtlichen  Aufzeichnungen®, 
papiero.  ^jj^jjg  j^j.  Rechnungsbücher  ^  und  überhaupt  der  Geschäftspapiere 
des  Betreffenden  ®  zu  verlangen,  was  auch  auf  die  Municipalbehörden 


Beschlags 
nähme 


^  Cicero  pro  Cluentio  63—66. 

^  Die  Erzählung  von  der  Tarquinierverschwörung  niht  auf  der  Haussuchiing 
und  der  Beschlagnahme  der  Papiere  (Liv.  2,  4,  7;  entstellt  bei  Dionysius  5,  7.  8 
und  Plutarch  Popl.  6  durch  die  Einschiebung  des  P.  Valerius);  sie  ist  wohl  para- 
digmatisch. Ebenso  diejenige  von  der  Ausgrabung  der  Leiche  eines  Ermordeten 
im  Hause  des  Mörders  in  Gegenwart  des  strafrichtenden  Decemvir  (Cicero  de  re 
p.  2j  36,  61;  Liv.  3,  33).  Die  den  Turnus  Herdonius  (Dionys.  4,  48)  und  den 
Petro  Antistius  (Dion.  4,  57)  betreffenden  kommen  nicht  in  Betracht 

>  Zwölftafeln  8,  14  Scholl. 

^  Cicero  pro  Cluentio  30,  82 :  et  ex  huiits  (des  Angeschuldigten)  et  ex  aliorum 
t(ibuli8,  Yen,  1.  1,  38,  98.  c.  39,  102:  an  tuis  solis  tabuUs  te  causam  didurum 
existimasti?  und  sonst  oft  Wenn  hier  eine  Grenze  gezogen  war,  so  kennen  wir 
sie  nicht 

^  Cicero  Verr.  1.  1,  19,  50:  signa  . . .  cognovi  egomet  apud  istum  in  <iedibus 
nuper,  cum  ohsignandi  gratia  venissem,  S,  66,  154:  Tiaec  epistula  est  .  .  .  quam 
n08  Syracusis  in  aedihus  Apronii,  cum  Utteras  conquireremiAS,  invenimus.  c.  71, 
167,  4,  61,  137. 

^  Dies  sind  die  im  Prozess  des  Verres  mehrfach  (3,  10,  26.  5,  21,  54)  be- 
gegnenden Akten  {tabtUae^  commentarit)  seiner  sicilischen  Statthalterschaft 

'^  Namentlich  im  Repetundenprozess  sind  diese  von  hervorragender  Wichtig- 
keit (Cicero  Yen*.  1.  1,  23,  60.  c.  36,  92),  wenn  man  auch  dem  Scholiasten  p.  175 
nicht  glauben  wird,  dass  die  römische  Hausbuchführung  abgekommen  sei,  damit 
das  Hausbuch  nicht  im  Strafverfahren  zum  Verräther  werde. 

^  Die  Generalpächtergesellschaften  haben  ausser  ihrem  Hauptbuch  (Cicero 
Verr.  1.  2,  74,  182.   c.  76,  186)  auch  ihre  Correspondenzbücher  Qibri  litterarum 
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und  deren  Archive  Anwendung  findete  So  weit  es  dem  Kläger 
erforderlich  scheint,  werden  diese  Acten,  die  Privatpapiere  von  den 
gewöhnlichen  Urkundszeugen  ^,  die  Gemeindepapiere  von  der  Ge- 
meinde selbst  (A.  1)  unter  Siegel  gelegt  und  von  ihm  nach  Rom 
gebracht  oder  gesandt^;  nur  von  den  Acten  der  Staatspächter 
werden  dem  Kläger  statt  der  Originale  beglaubigte  Abschriften  aus- 
gefolgt*. Zuwiderhandeln  gegen  diese  Vorschriften  ist  von  den 
Gesetzen  mit  Strafe  belegt*.  Der  Kläger  ist  verpflichtet  diese 
Papiere  drei  Tage  nach  ihrem  Eintreffen  in  Rom  dem  gerichts- 
leitenden Magistrat  zu  überweisen,  um  sie  von  diesem  unter  Zu- 
ziehung einer  Anzahl  von  Geschwornen  abermals  unter  Siegel  legen 
zu  lassen*,  worauf  vermuthlich  es  dem  Kläger  freistand  unter 
gerichtlicher  Oefl^nung  und  Wiederversiegelung  von  denselben  Ein- 
sicht zu  nehmen.  In  der  Gerichtssitzung  sodann  können,  wie  wir 
im  folgenden  Abschnitt  sehen  werden,  diese  Acten  den  Geschwornen 
vorgelegt  werden.  —  Dem  Angeklagten  hat  die  Beschlagnahme 
der  Papiere  offenbar  ebenso  wenig  zugestanden  wie  die  zwangs- 
weise Ladung  der  Zeugen.  —  Diese  Befugniss  ist  dem  Ankläger, 
wenn  gleich  vermuthlich  wie  seine  übrigen  Rechte  eingeschränkt, 
auch  unter  dem  Principat  geblieben  ^.  —  Die  Privatpapiere  können 


missarum  und  adlatarum:  a.  a.  0.  3,  71,  167)  vorzulegen.  In  dem  acilischen 
Repetundengesetz  ist  erhalten  Z.  34  feja  quai  ita  conquaesiverit  et  sei  qua  tabulas 

libros  leiterasve  popfUcas produjcere  proferrequfe  vcHet] ;  bei  Cicero  heisst 

es  4,  66,  149:  ego  legem  recitare,  omnium  mihi  tahularum  et  litterarum  fieri 
potestatem  oportere.  Ob  diese  Urkunden  den  litterae  publicae  zugezählt  werden 
dürfen,  ist  zweifelhaft,  aber  nicht  minder,  ob  in  dem  Gesetz  hinter  popHcas  zu  er- 
ginzen  ist  preivatasve, 

^  Cicero  Yerr.  4,  63,  140:  quas  ego  litteras  (aus  dem  syrakusanischen  ctera' 
rium  sanctius)  obsignandas  publico  signo  deportandasque  curavi.  Ders.  pro 
Flacco  32,  78  und  sonst. 

^  Cicero  Yerr.  1.  2,  77,  190:  ab  hominilms  honestissimis  obsignata. 

»  Cicero  Verr.  act.  1,  11,  33.  c.  18,  56.  1.  4,  16,  36.  63,  140  (A.  1) 
c.  66,  149:  postulare  coepi,  ut  mihi  tabulas  obsignare  deportare  Uceret,  Ders. 
pro  Font  15,  34,  pro  Flacco  10,  23,  pro  Scauro  18,  41. 

*  Cicero  Verr.  1.  2,  76.  77. 

*  Cicero  Verr.  4,  66,  149 :  nisi  legis  sandionem  poenatnque  recitassem, 

*  Cicero  pro  Flacco  9,  21:  triduo  (natürlich  nach  dem  Eintre£fen  der  Acten 
in  Rom)  lex  ad  praetorem  deferriy  iudicum  signis  obsignari  iubet:  tricesimo  die 
vix  defenmtur.  Sie  werden  dann  versiegelt  in  puhlico  aufbewahrt  Dass  <alle* 
Greschwomen  siegeln  mussten,  ist  ein  Irrthum  der  Scholiasten  p.  238;  erst  nach 
dem  Eintreffen  der  Acten  in  Rom  wird  das  Gericht  constituirt. 

"^  Die  bei  dem  Angeschuldigten  gefundenen  Papiere  spielen  eine  Rolle  auch 
in  der  Kaiserzeit  in  dem  Migestäts-  (Tacitus  ann.  2,  30.  Ammian  28,  1,  20.   29,  1, 

27* 
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im  Allgemeinen  nicht  in  gleicher  Weise  dem  Ankläger  zur  Ver- 
fügung gestellt  worden  sein^;  indess  ist  in  einem  einzelnen 
Criminalprozess  vom  Statthalter  sogar  dem  Beklagten  gestattet 
worden  die  Privatcorrespondenz  der  Gegenpartei  einzusehen  und 
Abschriften  zu  nehmen*. 


35.  c.  2,  8)  und  dem  Repetundenprozesse  (Plinius  ep.  3,  9,  10.  7,  6,  2).  Die 
Einsicht  in  die  öffentlichen  Protokolle  (acta  puhlica  tarn  crimituilia  qtiatn  ctpilia) 
ist  gestattet  (Cod.  2,  1,  2). 

'  Caracalla  Cod.  2,  1,  4:  qui  accusare  vdimt,  probationes  habere  debent, 
cum  neque  iwria  neque  aeqmtatis  ratio  permittat,  lU  alienorum  instrumentorum 
inapiciendorum  potestas  fieri  debeat.  Insbesondere  bei  der  Capital  anklage  ist  der 
Angeklagte  nicht  verpflichtet  dem  Ankl^er  Beweismaterial  zu  suppeditiren  (Dig.  49, 
14,  2,  2).  Genaueres  erfahren  wir  nicht;  vermuthlich  entschied  in  späterer  Zeit 
im  einzelnen  Fall  das  Ermessen  des  Strafrichters. 

'  In  dem  Criminalprozess  des  Appuleius  wegen  Magie  wird  (c.  78)  dem  Be- 
klagten gestattet  ein  unter  den  Papieren  seines  verstorbenen  Stiefsohns  Pontianus 
aufbewahrtes  im  Besitz  des  Klägers  befindliches  Schreiben  in  Gegenwart  desselben 
abzuschreiben:  quas  litteras  tabulario  pnlatas  a]  Pontiano  praesente  et  contra 
scribente  Aemiliano  mMiitis  tertius  tuo  ifMSu,  Maxime,  descripsimus.  Die  Cor- 
rectur  ist  nicht  dem  Wortlaut  nach,  aber  sachlich  gesichert.  Allerdings  ist  aus 
diesem  Schreiben  ein  Bruchstück  vom  Kläger  beigebracht  und  verlangt  der  Beklagte 
die  Vorlage  des  vollständigen  Briefes.    Ohne  Frage  ist  dies  ein  Ausnahmefall. 


Sechster  Abschnitt. 

Das  Beweisverfahren. 


Das  Beweisverfahren  im  Strafprozess,  das  seine  Gestalt  wahr-  veruwf  de« 
scheinlich  in  der  Anquisition  erhalten  hat  (S.  164  fg.),  soll  hier  dar-  ^J]^^^^^ 
gelegt  werden,  wie  es  uns  in  dem  Accusationsprozess  insbesondere  Acowition»- 
in  der  ursprünglichen  dem  Geschwornengericht  angepassten  Gestalt    ''''*^* 
entgegentritt ,   aber   auch   nach   dessen  Wegfall   im   Ganzen   ge- 
blieben zu  sein  scheint.    Auch  das  wesentlich  formlose  Cognitional- 
verfahren  wird  auf  diese   Prozessregeln  einigermassen  Rücksicht 
genommen  haben. 

Die  passive  Haltung,  welche  dem  oder  den  Spruchberechtigten    p»«gire 
im  Privatprozess  vorgeschrieben  ist  ^  und  welche,  in  scharfem  Gegen-  ^»itung  des 
Satz  zu   dem  öifentlichen  Verfahren ,  dieses  als  schiedsrichterlich  und  der  g»- 
charakterisirt,  ist  auch  auf  die  Quästion  übergegangen.    Dem  vor-  »<*''o™e«i- 
sitzenden  Quaesitor,   einem  Magistrat   oder   mit   magistratischen 
Rechten  ausgestatteten  Privaten,  liegt  es  ob,  die  an  dem  Prozess 
Betheiligten   in   Ordnung  zu  halten,    auch  auf  Beseitigung   von 
Störungen  und  zweckmässige  Abkürzung  der  Vorträge  hinzuwirken  -, 
wozu  ihm  die  Coercitionsmittel  zur  Verfügung  stehen^;  aber  ein 

1  GeUius  14,  2,  10—19. 

*  Schrift  ad  Her.  4,  85,  47:  quaesitoris  est  unumquemque  horum  (Ankläger, 
Yertheidiger,  Zeugen),  m  officio  sno  continere;  er  soU.den  Zeugen  anhalten  seine 
Wahrnehmungen  vorzutragen  (nicht  praeterquam  quod  sciat  aut  audierit  argu- 
mentari  et  coniectura  prosequi).  Nach  Quintilian  6,  4,  11  sollen  bei  der  Alter- 
cation  die  Advocaten  sich  nicht  ins  Wort  fallen  iudices  vel  praesidentes  nwgistratus 
appeUando  frequentiiM^  tU  loquendd  vices  serventur,    TacitoB  dial.  19.  20. 

^  In  dem  Repetundengesetz  Z.  45  ist  von  Multirung  dec  Geschwomen  die 
Rede,  ohne  Zweifel  durch  den  Quaesitor.  Wegen  der  Aufregung  der  Zuhörerschaft 
hebt  der  Vorsitzende  die  Sitzung  auf  (Cicero  Yerr.  5,  63,  163). 
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Eingreifen  in  die  Verhandlungen  selbst  steht  ihm  nicht  zu  und 
namentlich  hat  er  nach  den  Ordnungen  der  Bepublik  nicht  das 
Recht  die  Zeugen  zu  befragen '.  Unter  dem  Principat  hat  die  Ein- 
wirkung des  Magistrats  auf  die  Accusationen  sich  gesteigert  und 
kommt  es  vor ,  dass  er  die  Zeugen  befragt ".  --  Auch  die  Ge- 
schwornen,  wenn  die  Accusation  vor  solchen  geführt  wird,  haben 
schweigend  den  Verhandlungen  zu  folgen  und  dürfen  auch  ihrer- 
seits weder  durch  Befragung  der  Zeugen  noch  gar  durch  Mit- 
theilung eigener  Kunde  in  die  Beweisführung  eingreifen^, 
iiutonntion  Bevor  wir  uns  zu  den  Modalitäten  des  Beweisverfahrens 
w&hrens.  wcndou ,  erscheint  es  angemessen ,  die  römische  Sitte  der  Instau- 
ration  desselben  zu  erörtern,  da  das  Beweisverfahren  ohne  Rücksicht 
auf  dessen  gesetzlich  theils  zulässige,  theils  vorgeschriebene  Multi- 
plicität  nicht  genügend  dargelegt  werden  kann  und  jeder  neue 
Termin  dem  oder  den  vorhergehenden  gleichmässig  verläuft.  Wenn 
die  Accusation  von  den  drei  Vorterminen  des  Comitialprozesses  (S.  165) 
nichts  weiss,  so  hat  sie  aus  dem  Privatprozess  das  eben  bezeichnete 
Instaurationsverfahren  übernommen,  das  heisst  es  ist  dem  Gericht 
auch  hier  freigestellt  nach  Abschluss  des  Beweisverfahrens  statt 
der  Urtheilsf&llung  zu  erklären,  dass  die  Sache  nicht  hinreichend 
aufgeklärt   sei   —  sibi  non   liquere   —    und   demnach   ein    aber- 


^  Das  Schweigen  der  Docmnente  aus  repubUkanischer  Zeit  giebt  dafor  yoU- 
gültigen  Beweis. 

'  Dies  zeigt  der  Magieprozess  des  Appuleins  apol.  48.  61.  62.  98.  101.  Bei 
Dio  54,  8  richtet  schon  in  augustischer  Zeit  der  einen  Majestätsprozess  leitende 
Prätor  eine  Frage  an  den  Zeugen;  indess  ist  auf  diese  beiläufige  Erwähnung  kein 
rechter  Yerlass.  Gonstantin  schreibt  dem  Strafrichter  tot  wohl  die  Ennitte- 
lung  seinerseits  zu  fördern,  aber  sich  unparteiisch  zwischen  den  Parteien  zu  halten 
und  während  der  Verhandlungen  seine  Ansicht  nicht  kundzugeben:  C.  Th.  9, 
19,  2  ^  lust  9,  22,  22 :  nee  accusatori  tantum  quacstio  incttmbat  nee  probaiionis 
ei  tota  necessitcts  indicatuTf  sed  inter  utramque  personam  sit  iudex  rnedius  nee 
uMa  quae  senUat  interlocuUone  divulget,  sed  tamquam  ad  imitoHonem  rdaUcms^ 
quae  aolum  audiendi  mcmdat  officium,  praebeat  notionem,  postrema  sententia  quid 
sihi  Uqueat  proditun^.  Danach  greift  der  Magistrat  allerdings  nach  Ermessen  in 
den  Accusationsprozess  ein. 

*  Repetundengesetz  Z.  89 ;  ioudex  nei  quis  disputet.  Ausnahmsweise  wurden 
in  dem  Specialgesetz  wegen  der  Ermordung  des  Clodius  die  Geschwomen  ange- 
wiesen die  Angabe  des  Zeugen  vorkommenden  Falls  aus  eigenem  Wissen  zu  be- 
stätigen (Asconins  in  Mil.  p.  40 :  dicta  earum  —  der  Zeugen  —  iudiees  canfirfna' 
rent).  Bei  den  Prozessen  vor  dem  Senat  wird  diese  Regel  zuweilen  verletit. 
Tacitns  ann.  1,  74:  (Tiberius)  exarsü  adeo,  ut  rupta  tacitumiiate  proclamaret.  — 
In  dem  Prozess  vor  dem  Senat  wird  diese  Regel  durch  dessen  Geschäftsordnung 
modificirt.  Plinius  ep.  2,  11,  9:  Tucdus  Ceriaiis  consuiaris  iure  sencttorio  postuUmt. 
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maliges  Beweisverfahren  anzuordnen  —  amplius  pronuntiare^. 
Es  tritt  dies  Verfahren  in  diesem  Prozess  in  verschiedenen  Modi- 
ticationen  auf,  von  denen  die  folgenden  für  uns  erkennbar  hervor- 
treten. 

1.  Die  einfache  und  wahrscheinlich  ursprüngliche  Form  der  AmpUaUon. 
Ampliation    begegnet    bei    den    von    Sulla    wiederhergestellten 
senatorischen  Consilien :  es  wird  nach  dem  Schluss  der  Verhandlung 

den  Geschwornen  freigestellt  bei  mündlicher  Abstimmung  sich  zu 
enthalten,  bei  schriftlicher  unbeschriebene  Stimmtafeln  abzugeben* 
und  wenn  diese  Abstimmung  weder  für  die  Freisprechung  noch 
für  die  Verurtheilung  die  erforderliche  Majorität  ergiebt,  tritt 
Ampliation  ein^. 

2.  Nach  dem  gracchanischen  Repetundengesetz  vom  Jahre  631/123 
richtet  der  Vorsitzende  nach  dem  Schluss  der  Verhandlung  an 
die  Geschwornen  die  Frage,  ob  sie  hinreichend  informirt  seien. 
Wenn  über  ein  Drittel  derselben  die  Frage  verneinen,  erfolgt 
Ampliation  *. 


^  Donatus  za  Terentius  Eun.  2,  3,  39^  est  ^liquet^  verhum  iuris,  quo  utehan- 
tut  iudices  cum  ^amplius^  pronuntiahant.  Gleichbedeutend  mit  liquere  ist  causam 
novisse  (Repetnndengesetz  Z.  40—44;  Cicero  Verr.  1.  2,  32,  79).  Weitere  Belege 
in  den  folgenden  Anmerkungen.  —  Im  Frivatprozess  kann  die  Ampliation  auch  bei 
dem  Einzelgeschwomen  vorkommen  (Seneca  ep.  65,  15:  nega  tibi  liquere  et  nos 
reverti  iuhe;  vgl.  Cicero  Brut.  22);  erwähnt  wird  sie  bei  collegialisch  besetztem 
Gericht,  da  sie  hier  durch  Abstimmung  herbeigeführt  wird,  so  in  dem  der  De- 
ccmyim  littbus  iudicandis  (Cicero  pro  Caec.  33,  97:  prima  actione  non  iudi- 
caverunt)  und  in  den  Recuperatorenprozessen  (Liv.  43,  2,  10:  accusaii  ampliatique ; 
cum  dicenda  de  integro  causa  esset,  excusati;  Cicero  pro  Caecina  3,  6:  vos  .  .  • 
his  iam  de  eadem  causa  duhitasse;  4,  9:  prolato  iudicio);  ebenso  in  dem  ponti- 
ficalen  Hansgericht  (Liv.  4,  44,  12). 

^  Vgl.  Repetundengesetz  Z.  54:  [pronontiato]  uhei  nihil  scriptum  erit  ^  seine 
suffragio\  Dass  neben  a(bsolvo)  und  c{ondeynno)  auch  mit  nifin)  l(iquet)  gestimmt 
werden  konnte,  wird  man  dem  Scholiasten  der  Yerrinen  p.  164  nicht  glauben. 

'  Dies  Verfahren  schildert  ausfuhrlich  Cicero  pro  Cluentio  27.  28  in  Beziehung 
auf  den  Mordprozess  gegen  Opplanicus  674/80.  Da  mehrere  Geschwome  erst,  nach- 
dem andere  fOr  Verurtheilung  gestimmt  haben,  sich  der  Abstimmung  enthalten, 
80  kann  die  Vorfrage  hiec  nicht  gestellt  sein  und  wenn  ein  Geschwomer  erklärt, 
cum  potestas  esset  ampliandij  sibi  liquere  (Cicero  pro  Caec.  10,  29),  so  ist  mit 
der  Ampliation  die  Stimmenthaltung  bei  der  Abstimmung  über  die  Schuldfrage 
gemeint  Dasselbe  Verfahren  wird  vorausgesetzt  in  dem  Fragment  einer  Anklage- 
rede in  der  Schrift  ad  Her.  4,  36,  48:  quid  fuit,  iuäices,  quare  in  sententiis 
ferendis  dubitaveritis  aut  istum  hominem  nefarium  ampliaveritis?  . . .  hie  vos  veriti 
estis,  8%  primo  coetu  condemnasseÜs,  ne  cruddes  exisUmaremini? 

^  Die  hieher  gehörigen  geringen  und  nicht  durchaus  verständlichen  Reste 
des  adlischen  Repetundengesetzes  Z.  46—49,  insbesondere  Z.  49:  fd^J  reis  quo- 
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comperendi-  3.  Nach  dem  servilischen  Repetundengesetz  vom  J.  643/111 
°*  ^°'  und  ebenso  nach  den  späteren  diese  Quästion  regelnden  Ordnungen 
ist  die  zweifache  Verhandlung  des  Prozesses  obligatorisch,  so  dass 
nach  dem  Abschluss  des  Beweisverfahrens  auf  den  zweitfolgenden 
Tag  (in  dient  tertium  sive  perendinum)  der  zweite  Termin  angesetzt 
wird  ^  ^  Ob  die  Comperendination  sich  auf  andere  Quästionen  er- 
streckt hat,  wissen  wir  nicht  ^. 

In  Folge  der  Ampliation  oder  Comperendination  wird  der 
eingeleitete  Prozess  vor  demselben  Magistrat  und  denselben  Ge- 
schwornen  in  zwei-  oder  mehrfachem  Beweisverfahren  verhandelt; 
die  technische  Bezeichnung  des  einzelnen  Beweisverfahrens  ist  actio 
mit  Zusetzung  der  Ziffer^.  Die  Verschleppung  der  Entscheidung, 
zu   welcher   diese   Procedur    führen   musste    —    wir  wissen   von 


modo  iudiceiur.  Übt  duae  partes  iudicum  qtiei  aderfunt]  .  .  .  lassen  doch  an  der 
Trennung  der  beiden  Fragen,  der  Spruchreife  und  in  der  Sache  selbst  keinen 
Zweifel.  Dass  dies  Gesetz  die  Ampliation  facultativ  machte,  sagt  Cicero  Verr.  1.  1, 
9,  26:  ego  tibi  ülam  Aciliam  legem  restituo,  qua  lege  multi  setnel  accusati,  semel 
dicta  causaj  sem^l  auditis  testibus  condemnati  sunt 

*  Cicero  Verr.  1.  1,  9,  26:  ut  opinor  Gianda  primus  tuiit,  ut  comperen- 
dinaretur  reua ;  antea  vel  iudicari  primo  poterat  vd  amplius  pronuntiari.  Festus 
ep.  p.  283:  res  comperendinata  significat  iit4icium  in  terUum  diem  constitutum, 
Gellius  14,  2,  1.  In  dieser  Weise  wird  der  verrinische  Prozess  behandelt  (Cicero 
Verr.  1.  1,  9,  26:  habet  lex  ,  .  .  bis  ut  causa  dicatur;  1.  1,  7,  20:  sie  .  .  .  op- 
pressus  est  —  in  der  ersten  Verhandlung  —  ut  .  .  .  nemo  istum  comperendi natum, 
sed  condemnatum  iudicaret)  und  ebenso  wird  in  anderen  Repetundenprozessen  der 
zwiefachen  Verhandlung  (Cicero  pro  Fonteio  16,  37)  und  der  Comperendination 
(Cicero  pro  Scauro  29.  30)  gedacht.  Der  dritte  Tag  ist  natürlich  zu  verstehen  mit 
Ausschluss  der  für  die  Gerichtssitzungen  ungeeigneten  (Cicero  Verr.  1,  7,  20:  his 
ludorum  diebus  interpositis).  —  Die  Comperendination  kommt  auch  im  Centumviral- 
prozess  vor  (Plinius  ep.  5,  9,  1  vgl.  6,  2,  6);  ob  sie  von  da  auf  die  Quästion  über- 
tragen ist  oder  umgekehrt,  wissen  wir  nicht  Diejenige  des  gewöhnlichen  Civil- 
prozesses  (Gai.  4,  15)  ist  verschieden. 

'  Mit  dem  comelischen  Mordgesetz  ist  die  obligatorische  Comperendination 
unvereinbar  (S.  423  A.  3).  Dass  sie  auch  in  der  Quästion  de  vi  zur  Anwendung 
kam,  lässt  sich  aus  Tacitus  dial.  38  nicht  mit  Sicherheit  folgern. 

'  Auch  im  Recuperatorenprozess  spricht  das  Stad^echt  von  Genetiva  c.  102 
von  den  sitigulat  acHones;  für  den  Quästionenprozess  genügt  es  an  die  verriniscfaen 
Reden  der  actio  prima  und  der  odto  secunda  zu  erinnern.  Jede  actto  kann  eine 
Reihe  von  Tagen  in  Anspruch  nehmen  und  man  darf  sie  nicht  verwechseln  mit  der 
durch  die  dimissio  des  consilium  geschlossenen  Tageverhandlung.  Die  bei  Piutarch 
Cic.  7  und  in  den  Verrinenscholien  p.  149.  153.  163.  164  über  diese  Ordnungen 
vorgebrachten  Irrthümer  brauchen  nicht  berücksichtigt  zu  werden.  —  Bei  dem 
Verfahren  vor  dem  Senat  braucht  Plinius  (ep.  3,  9.  4,  9,  12)  actiones  für  die 
bei  der  Theilung  eines  Sammtprozesses  gebildeten  Gruppen  (S.  379  A.  1). 
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einem  nach  siebenmaliger  Ampliation  in  der  achten  Verhandlung 
zur  Aburtheilung  gelangten  Repetundenprozess  ^  —  hat  bald  zu  ge- 
setzlichen Beschränkungen  geführt.  In  dem  acilischen  Repetunden- 
gesetz,  dessen  Ueberreste  wir  besitzen,  ist  die  einmalige  Am- 
pliation gestattet,  weitere  zwar  nicht  unbedingt  verboten,  aber  für 
den  einzelnen  Geschwornen,  der  sie  herbeiführen  half,  mit  ge- 
setzlicher Greldbusse  belegt*.  Aus  der  späteren  Zeit  liegt  kein 
Beispiel  von  mehr  als  zweimaliger  Verhandlung  eines  Prozesses  vor. 
In  den  pompeischen  Exceptionalgesetzsn  vom  J.  702/52  ist  die 
Ampliation  überhaupt  untersagt^.  Unter  dem  Principat  wird  bei 
den  senatorischen  Prozessen  ihrer  nicht  gedacht  und  vielleicht  ist 
sie  dafür  ausgeschlossen;  bei  dem  Strafprozess  vor  Geschwonien 
aber  hat  sie  fortbestanden  *.  Wo  ein  Einzelrichter  entscheidet,  wie 
dies  im  späteren  Strafprozess  die  Regel  ist,  kann  allerdings  auch 
auf  Vervollständigung  des  Beweises  erkannt  werden;  aber  eigent- 
liche Ampliation  und  formale  Instauration  des  Prozesses  ist  bei 
dem  späteren  Accusationsprozess  und  bei  der  Cognition  schwerlich 
vorgekommen. 

Das  Beweisverfahren,  sei  es  das  erste  oder  ein  auf  Grund  der  Aufruf  d« 
Ampliation  oder  Comperendination  wiederholtes,  beginnt  an  dem ^*J^^**^^^'''^ 
angesetzten  Termin  mit   dem  Aufruf  der  Parteien*  und  der  Ge-  schwomen. 


^  Dies  ist  geschehen  in  der  berühmten  Repetundenklage  des  jüngeren  Africanus 
gegen  L.  Aurelius  Cotta  (Appian  b.  c.  1,  22;  Cicero  Brut  21,  81,  div.  in  Caec. 
21,  69,  pro  Fonteio  17,  38)  nach  Val.  Max.  8,  1,  11,  wo  die  Lesung  der  Epitome 
apud  iudices  ad  populum  gegenüber  der  defecteu  des  voUständigen  Textes  aliein 
möglich  ist 

*  Repetundengesetz  Z.  48:  is  (==  ««)  sesteriium  n(ummum)  X  {miUum\  quo- 
tiens  qtwmque  ^amplius^  bis  in  uno  iudicio  pronon[tiaium  erit,  singulis  mnlta  estoj, 

'  Asconius  p.  40:  (lex)  iubebat,  ut , ,  ,  res  eodem  die  illo  iudicaretur.  Hieran 
denkt  auch  Tacitus  dial.  89,  wo  er  von  der  Beschränkung  der  comperendinationes 
durch  das  pompeische  Gesetz  spricht,  obwohl  die  Bezeichnung  derselben  als  Jiberae 
eigentlich  nur  auf  die  Ampliation  passt 

*  Quintilian  4, 1,  4:  contingere  istud  prindpiorum  genus  (qiMsi  causam  iudex 
iam  noverit)  secundis  acHonibus  polest  ^  primis  quidem  raro  umquam..  7,  2,  34: 
sie  praeparabii  actione  prima  iudicum  a/nimos.  12,  9,  16:  hoc  (die  schriftliche 
Concipinmg  der  Bede)  aut  primae  acUones  a%U  quae  in  publicis  iudiciis  post 
interiectos  dies  dantur  permiserint, 

^  Die  Beantwortung  dieser  Frage  von  Seiten  des  Beklagten  ist  die  Aufoahme 
des  Prozesses.  Cicero  Yerr.  I.  2, 40,  97. 98:  mane  h  Dec,  ut  edixerat,  Sthenium  citari 
iubet . . .  citat  reum:  non  respondit  citat  accusatorem,  Ders.  pro  Cluentio  17,  49. 
18,  50.  21,  58.  22,  60.  Asconius  in  Mil.  p.  55.  in  Comel.  p.59.  Plutarch  Brut  27: 
ToO  xiigvxos,  maneg  (fto&tv^  dno  toO  ßriiuttTos  tuv  Bqoötov  fnl  t^  ^(xr}P  xakoüv- 
Tog,  Scholien  zu  den  Verrinen  1.  1,  1»  1  p.  156.  Sueton  Tib.  1,  1.  Martialis  4, 
5,  4.    Appuleius  met.  8,  3  p.  177  Oud.    Anunian  29,  1,  44.    Dig.  4,  1,  7  pr. 
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schwornen*.     Ueber  die  Rechtsfolgen  des  Ausbleibens  einer  Partei 
(S.  333  fg.  397  fg.)   oder   der   UnvoUzähligkeit    der  Geschwornen 
(S.  397  A.  3)  ist  im  vierten  Abschnitt  gesprochen. 
Diever-  Wie   CS  im  Privatprozess  hergebracht  war^,   wird  auch  das 

whiedenen  strafrechtliche  Beweisverfahren  der  Regel  nach  vom  Kläger  be- 
EinfuhrtiDg  gouneu  mit  einer  die  Belastungsmomente  zusammenfassenden  An* 
^•^•^^"Jf*"' schuldigung®  und  einer  entsprechenden  gleichfalls  den  gesammten 
Thatbestand  behandelnden  Entgegnung*;  in  beiden  werden  in 
fortlaufender  Darlegung  die  Beweismomente,  insbesondere  die 
Zeugenaussagen  eingeleitet  und  in  Aussicht  gestellt^.  Eine  ge- 
setzliche Zwischenfrist  zwischen  Anklage  und  Vertheidigung  hat 
nicht  bestanden  und  auch  von  gerichtlicher  Bewilligung  einer 
solchen  finden  sich  nur  vereinzelte  Spuren*.  —  Es  ist  indess 
von  dieser  Verhandlungsform  auch  abgewichen  worden.     In  den 


^  Cicero  Verr.  1.  1,  7,  19  und  sonst. 

*  C.  Titius  bei  Macrobius  sat.  3,  16,  16:  (itidices)  veniunt  in  consüium:  tristes 
ifibent  dicere:  quarum  negotium  est  narrant:  iudex  testes  poscü  .  .  .  tubukts 
poscit  ....  eunt  in  consilium.  Cicero  pro  Qninctio  18,  58.  23,  75.  28,  86.  Ab- 
weichungen mögen  vorgekommen  sein;  so  scheint  pro  TuUio  24  durch  die  Zeogen- 
aussage  die  Rede  selbst  unterbrochen  zu  werden. 

'  Dies  wird,  auch  im  Gegensatz  zum  Kreuzverhör  (altercatio\  bezeichnet  als 
oraMo  (oder  actto)  perpetua  (Cicero  Verr.  act.  1,  18,  55  vgl.  de  orat  1,  33,  153. 
Quintilian  6,  4,  2)  oder  continua  (Quintilian  6,  4,  1.   Sueton  Ner.  15). 

*•  In  dem  verrinischen  Prozess  stellt  Cicero  die  Verhandlung  so  dar,  dass  die 
erste  actio  lediglich  im  Zeugenverhör  besteht,  die  Vertheidigung  auf  die  zweite 
actio  verschoben  wird  (act.  1,  11,  34  c.  18,  54);  von  derselben  ist  im  ersten  Termin 
keine  Rede,  sondern  nur  von  dem  Eingreifen  der  Gegenpartei  in  das  Zeugenverhör. 
Aber  da  von  Rechts  wegen  beide  Parteien  zweimal  zum  Worte  kommen  (1.  1,  9,  26), 
so  ist  dies  advocatische  Beseitigung  der  ersten  Vertheidigungsrede,  die  allerdings 
auf  den  eigentlichen  Sachverhalt  nicht  eingehen  konnte,  da  auch  die  erste  Kläger- 
rede dies  nicht  that. 

^  Cicero  Verr.  1.  1,  9,  26:  accusabo;  respondebis;  tesUbus  editis  .  .  .  mittam 
in  consiUum.  Ders.  pro  Flacco  10,  21:  cum  dixerat  a^cusator  .  .  .  cumque  de- 
fensor  .  .  .  responderat,  tertius  iUe  erat  expectatus  locus  testium.  Quintilian  5,  7, 
26 :  et  singuhs  {testes)  ut  exornarCy  ita  destruere  . . .  contingit^  quod  ilHs  tempori- 
bus  quibus  testis  non  post  finitas  actiones  rogabatur  (wonach  also  wohl  im 
Comitialprozess  das  Zeugenverhör  in  die  Magistratsrede  eingeschaltet  ward)  et 
facilius  et  frequentius  fuit.  Plinius  ep.  2,  11,  18.  Weiterer  Belege  bedarf 
es  nicht  Regelmässig  wird  in  den  Reden  das  Beweisverfahren  in  Aussicht  ge- 
stellt, acero  pro  Sex.  Roscio  29,  82.  30,  84.  36,  102.  103.  pro  Clnentio  6,  18. 
pro  Caelio  2,  4.  8,  19.  28,  66.  67. 

^  In  dem  pisonischen  Prozess  wird  zwischen  Klage  und  Vertheidigung  eine 
sechstägige  Pause  festgesetzt  (Tacitus  ann.  3,  13);  in  einem  anderen  nach  der 
Klage  eine  Frist  erbeten  (Tacitus  ann.  3,  67). 
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durch  die  Ermordtiiig  des  Clodius  veranlassten  Prozessen  ist  durch 
Specialgesetz  die  Folge  umgekehrt;  das  Zeugenverh5r  macht  den 
Anfang  und  Anklage  und  Yertheidigung  folgen  ^.  Ueberhaupt  aber 
kann  auch  von  den  zusammenhängenden  Vorträgen  abgesehen  und 
die  Beweisführung  auf  die  einzelnen  Klagepunkte  gestellt  werden, 
indem  der  Ankläger  durch  summarischen  Einleitungsvortrag  die 
andere  Partei  nöthigt  sich  ebenfalls  kurz  zu  fassen  und  den 
Schwerpunkt  der  Verhandlungen  in  die  Zeugenaussagen  und  die 
an  diese  sieh  anschliessenden  Ausführungen  verlegt.  Dies  Verfahren 
empfahl  sich  namentlich  bei  Prozessen,  welche  mehrere  Delicte 
zusammenfassen,  was  bei  dem  ßepetundendelict  gesetzlich  vor- 
geschrieben war  und  auch  sonst  häufig  vorkam.  Dieses  sachlich 
angemessenere  Verfahren  ist  in  der  republikanischen  Zeit  wie, 
unter  den  Kaisem  mehrfach  dem  gewöhnlichen  vorgezogen  worden  *. 

Die  Advocatenberedsamkeit  fand  dabei  freilich  ihre  Rechnung   Die  ein- 
nicht.    Offenbar  sind  die  ihrer  Anlage  nach  lediglich  zur  Orien-  p^^"**^ 
tirung  des  Gerichts  bestimmten  Einleitungsvorträge,   welche  der     trs^re. 
Beweisführung  voraufgingen  und  ihre  erhofften  Ergebnisse  anti- 
cipirten  und  bei  eintretender  Ampliation  sich  zwiefach  und  mehr- 
fach wiederholten,  missbräuchlich  zur  Hauptsache  geworden  und 
haben  das  eigentliche  Beweis  verfahren  verdunkelt.    Die  Gerichts- 
praxis ist  denn  auch  von  jeher  bestrebt  gewesen,  ihnen  Schranken 
zu  setzen.    Das  Mittel  dazu  ist  hauptsächlich   die  dem  Gericht  RedeM«t«n. 
zustehende   Befugniss  für   die  Klage  wie  für  die  Vertheidigung 
maximale  Zeitfristen  anzusetzen,  zu  welchem  Zweck  späterhin  in 


^  Asconius  in  Mil.  p.  37 :  utraque  lex  (die  Exceptionalgesetze  des  Pompeius 
über  die  Ermordung  des  Clodius  und  üher  die  Wahlbestechung)  prius  Ustes  dari, 
deinde  wno  atque  eodem  die  et  ab  accusatore  et  a  reo  perorari  inbebat  Ders. 
p.  40  fg.:  ut  prius  quam  causa  ageretur  testes  per  triduum  audirentur,  wonach 
dann  yerfahren  wird. 

*  In  dieser  Weise  hat  Cicero,  nach  dem  Vorgang  anderer  angesehener  Sach- 
walter, den  Prozess  gegen  Verres  behandelt:  faciam,  sagt  er  am  Schluss  des  ein- 
leitenden Vortrags  (act  1,  18,  55,  vgl.  1.  1,  11,  29),  ut  tesUbus  utar  gtatim  .  .  . 
Ua  testes  constituanif  ut  crimen  totum  explicem,  übi  id,, . argumentis  atque  oratione 
firmavero,  tum  testes  ad  crimen  accommodemy  wobei  der  Advocat  allerdings  sich 
vorbehält  das  Versäumte  bei  der  damals  gesetzlich  vorgeschriebenen  Instauration 
des  Verfahrens  nachzuholen.  Als  in  dem  Prozess  des  Libo  unter  Tiberius  die  An- 
kläger nicht  einig  werden,  wer  die  Hauptrede  halten  soll,  tritt,  wie  es  scheint  unter 
W^aU  derselben,  einer  von  ihnen  in  dieser  Art  in  die  Anklage  ein  singillatim 
se  crimina  obiecturum  professus  (Tacitus  ann.  2,  30).  Nach  gleicher  Weise  hat  Nero 
Gericht  gehalten  (Sueton  Ner.  15:  cognoscendi  morem  cum  tenuit,  tU  continuis 
acUonibus  omissis  singillatim  quaeque  per  vices  ageret)* 
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d^m  Gerichtsiocale  Wasseruhren  aufgestellt  waren*.  Aus  dem 
Privatprozess  *  ist  diese  Befristung  in  die  Quästionen  übergegangen. 
Zunächst  hängt  es  ab  von  der  Gerichtsleitung  ® ;  gesetzliche  Maximal- 
sätze sind  der  älteren  Zeit  unbekannt*.  Solche  treten  zuerst  in  der 
sullauischen  Gesetzgebung  auf  und  sind  dann  bis  weit  in  die  Kaiser- 
zeit hinein  in  Kraft  geblieben*,  freilich  ohne  dass  die  Gerichte, 
insbesondere  die  befreiten  an  dieselben  unbedingt  gebunden  sind®. 
Späterhin  hängt  die  Bemessung  wiederum  ab  vom  Ermessen  des 
Gerichts ''.    Die  uns  überlieferten  derartigen  Ziffern  reichen  zur  Auf- 


'  Id  älterer  Zeit  wird  man  sich  nach  dem  Stande  der  Sonne  gerichtet  haben, 
wie  dies  die  Zwölftafeln  andeuten.  Die  Aufstellung  der  Wasseruhren  (Appuleius 
•met  8,  3  p.  177 :  ad  dicendi  spatium  vasctilo  quodam  in  vicem  coli  graciliter  fisttt- 
lato  ac  per  hoc  giUtatim  defluo  infusa  aqua)  beschreibt  als  zu  seiner  Zeit  ab- 
gekommen Lydus  de  mag.  2,  16;  sie  gaben  natürlich  das  Zeitmass  nur  approxi- 
mativ und  Plinius  (ep.  2,  11, 14)  ist  der  Gerichtsleitung  dankbar  ftir  die  ihm  gewährten 
clepsydrae  spatiosissimae. 

'  Es  ist  der  Geschwome  im  Privatprozess,  nicht  der  instruirende  Prätor, 
welcher  den  Parteien  derartige  Zeitgrenzen  vorschreibt  (Cicero  pro  Quinctio  9^  33. 
22,  71).  Im  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  102  wird  freilich  für  das  Recuperatoren- 
verfahren  ein  gesetzliches  Zeitmaximum  normirt.  Auch  sonst  kommen  dieselben  im 
Privatprozess  öfter  vor  (Martialis  6,  35.  8,  7.  Plinius  ep.  1,  23,  2.  6,  2,  3).  In 
dem  älteren  Strafprozess  begegnen  sie  bei  der  Yertheidigung  (S.  166  A.  2);  der 
Magistrat  unterliegt  ihnen  nicht 

^  Tacitus  ann.  3,  13 :  hiduum  criminibus  ohiciendts  (gegen  L.  Piso)  st4ituitur, 
tUque  sex  dierum  spatio  interiecto  reus  per  triduum  defenderetur.  Sicher  hat  jeder 
Quaesitor  dieselbe  Befugniss  gehabt,  wo  gesetzliche  Fristen  nicht  bestanden.' 

*  Nur  mit  dieser  Beschränkung  dürfen  Tacitus  Worte  verstanden  werden  dial.  38 : 
modum  dicendi  sibi  quisque  sumebat;  unrichtig  ist  es  auch,  wenn  er  die  Befristung 
der  pompeischen  Exceptionalgesetze  als  die  erste  gesetzlich  angeordnete  bezeichnet 
Aber  sicher  mit  Recht  weist  er  hin  auf  die  strengere  Handhabung  der  gesetzlichen 
oder  discretionären  Schranken,  welche  gegenüber  dem  schwachen  Verhalten  der 
republikanischen  Magistratur  unter  dem  Principat  eingetreten  ist 

^  Cicero  Verr.  act  1,  11,  32  (mit  den  gronovischen  Schollen  p.  396).  1.  1, 
9,  25  spricht  von  den  ihm  als  Ankläger  zustehenden  horae  legitinuie,  Ders.  pro 
Flacco  33,  82.  Plinius  ep.  4,  9,  9.  Auch  bei  QuintUian  12,  6,  5  und  Appuleius 
apol.  28.  46  sind  wohl  gesetzlich  fixirte  Stunden  gemeint  —  Bei  Unterbrechung 
des  Vortrags  wird  der  Wasserlauf  gehemmt  (Appuleius  apol.  37:  tu  vnterea  dum 
legit  aquam  sustine,  94). 

^  In  einem  Prozess  vor  dem  Senat  werden  dem  einen  der  Ankläger  zu  den 
zuerst  eingeräumten  reichlich  bemessenen  12  clepsydrae  noch  weitere  4  bewilligt, 
so  dass  er  im  Ganzen  5  Stunden  spricht  (Plinius  ep.  2,  11,  14).  Im  Kaiserprozess 
bemessen  gewissenhafte  Regenten  den  Parteien  das  Wasser  reichlich:  Dio  71,  16 
(=  Zoo.  12,  2).   76,  17. 

"^  Unsere  Rechtsbücher  wissen  nichts  von  diesen  Fristen. 
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Stellung  allgemeiner  Normen  nicht  aus  * ;  immer  aber  wird  der  Klage 
wie  der  Vertheidigung  die  Frist  insgesamrat  gesetzt  und  bleibt  es 
dann  den  einzelnen  Anwälten  überlassen  sich  in  dieselbe  zu 
theilen*.  —  Trotz  dieser  gerichtlichen  und  gesetzlichen  Ein- 
dämmung hat  die  Wucherpflanze  der  Advocatenberedsamkeit  nach  ßede- 
griechischem  Muster  auch  die  römische  Rechtspflege  schwer  ge- 
schädigt®, und  doppelt,  seitdem  in  der  nachsullanischen  Epoche 
der  Republik*  und  in  den  ersten  zwei  Jahrhunderten  der  Kaiser- 
zeit die  unpolitischen  Plaidoyers  auch  in  der  Litteratur  eine  Rolle 
spielten*.  Dass  nach  Severus  es  damit  ein  Ende  hat,  ist  aller- 
dings nichts  als  ein  Moment  des  um  sich  greifenden  allgemeinen 
geistigen  Verfalls. 

Die  Beweislegung®,  welche  beginnt,  nachdem  der  Schluss  der    ßewei« 
einleitenden  Vorträge  durch  Heroldsruf  constatirt  isf,  schliesst 


^  In  den  pompeischen  Exceptionalgesetzen  vom  J.  702/52  gestattete  man  der 
Anklage  2,  der  Vertheidigung  8  Stunden  (Asconius  in  Mil.  p.  37.  42.  Dio  40,  52. 
Cicero  Brut  94,  824.  de  fin.  4,  1,  1).  Im  Repetundenprozess  bestimmte  das  Ge- 
setz in  traianischer  Zeit  für  die  Klage  6,  für  die  Vertheidigung  9  Stunden  (Plinius 
ep.  4,  9,  9).  Das  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  102  giebt  dem  Hauptankläger  4,  jedem 
Nebenankläger  2  Stunden,  dem  Beklagten  die  anderthalbfache  Zahl.  Im  All- 
gemeinen (vgl.  S.  428  A.  8  und  Appuleius  apol.  28)  scheint  die  Frist  der  Ver- 
theidigung nach  der  dem  Ankläger  gewährten  im  Verhältniss  von  2  zu  8  bemessen 
worden  zu  sein. 

'  Asconius  in  Mil.  p.  42.  Plinius  ep.  4,  9,  9.  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  102. 
—  üeber  die  Beschränkung  der  Zahl  der  Anwälte  vgl.  S.  377  A.  6. 

'  Non ,  quemadmodum  putatis ,  Ofnnia  sunt  in  eloquentia ,  sagt  Cicero  (pro 
Quinct  26,  80);  seine  Praxis  stimmt  damit  wenig. 

^  Politische  Prozessreden  sind  schon  früher  veröffentlicht  worden ;  aber  noch 
von  den  beiden  namhaftesten  Sachwaltern  aus  der  Mitte  des  7.  Jahrh.  hat  M.  An« 
tonius  gar  keine,  L.  Licinius  Crassus  nur  politische  Gerichtsreden  herausgegeben. 
Diese  Gattung  der  Litteratur  beginnt  mit  Hortensius  und  Cicero. 

^  Wenn  die  in  republikanischer  Zeit  veröffentlichten  Prozessreden  anfänglich 
durchaus  und  später  überwiegend  in  die  Politik  eingreifen,  so  hört  dagegen  unter 
dem  Principat  nicht  bloss  die  wesentlich  politische  Redelitteratur  auf,  sondern  auch 
die  in  eigentlichen  Criminalprozessen  gehaltenen  Reden  verschwinden  aus  derselben. 
Allerdings  konnte  die  Litteraturpolizei  dieser  Epoche  auch  solche  Reden,  wie  die 
Ciceros  für  Cluentius,  nicht  wünschen  und  mochte  wohl  der  unschädliche  Erbschafts- 
prozess  vor  den  Centumvim  (Tacitus  dial.  88)  so  wie  allenfalls  die  Repetunden- 
klage  (wie  die  des  Plinius  für  den  Bassus)  den  litterarischen  Strebern  als  Surrogat 
dienen. 

*  Für  die  Beweislegung  ist  neben  probare  technisch  plcmum  facere.  Lucretius 
2,  934 :  plcmum  faeere  atque  probare.  Schrift  ad  Her.  2,  8,  5.  c.  20,  46.  Cicero  pro 
Sex.  Roscio  23,  65.    Verr.  act  1,  14,  40.   1.  5,  64,  165.    pro  C.  Rah.  Post  18,  87. 

'  Quintilian  1,  5,  48 :  cum » . .  ^diaxre^  de  pluribus  patronis  praeco  pronuntiat. 
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Verhör  des  ebenso  wie  die  des  Privatprozesses  das  Verhör  des  Angeklagten  aus, 
Angeklagten.  ^^j^qJj]  demselben  natürlich  unbenommen  bleibt,  sowohl  in  der  Form 
der  Selbstvertheidigung  wie  durch  Eingreifen  in  die  Beweislegung  * 
ungefragt  einzuräumen  oder  zu  bestreiten,  was  ihm  angemessen 
scheint.  Das  Strafverfahren  ohne  Ankläger  dagegen,  sowohl  das 
der  früheren  Republik  wie  dasjenige  der  Kaiserzeit,  kann  ohne  Ver- 
hör des  Angeschuldigten  nicht  gedacht  werden;  es  ist  dies  bei 
dem  magistratischen  Prozess  hervorgehoben  worden  (S.  147  A.  3)  und 
dasselbe  zeigen  die  wenigen  Daten,  welche  wir  über  das  Cognitional- 
verfahren  vor  dem  Kaiser*  und  dessen  Delegataren®  so  wie  vor 
den  Statthaltern^  besitzen.  In  der  Spätzeit  hat  das  Eingreifen 
des  Magistrats  Hn  die  Prozessleitung  wahrscheinlich  auch  in 
dem  Accusationsprozess  dem  Verhör  einen  gewissen  Spielraum  ge- 
geben. 

Eigentliche  Besonderheiten  weist  die  Beweislegung  nicht  auf; 
es  ist  im  wesentlichen  die  gewöhnliche  des  Civilverfahrens. 
Zeugen-  Bei   der  Beweislegung  nimmt  das  Verhör  der  freien  Zeugen 

vemehmang. ^j^  crste  Stelle  ein.  Die  Zeugenvernehmung,  welche  der  Herold 
durch  allgemeinen  Aufruf  ansagt**,  bewirken  die  Parteien  oder  auch 
und  in  der  Regel  deren  Anwälte ;  erst  unter  dem  Principat  begegnet 
Befragung  auch  durch  den  Magistrat  (S.  422  A.  3).    Ungefragt  darf 


^  Cicero  Verr.  8,  16,  41.  5,  59,  155.^  Asconiiis  in  Mil.  p.  41.  Dass  der 
Angeschuldigte  eine  Thatsacbe  in  Abrede  stellt  (z.  B.  Tacitus  ann.  2,  30:  negante 
reoX  fordert  keineswegs  die  Verhörsform. 

*  Sueton  Aug.  33:  manifesti  parriddii  reum  . .  .ita  fertur  interrogtMse:  oerte 
patrem  tiMm  non  occidisti?  Dio  57,  15:  (Tiberius)  nollag  filv  SUa^  dxovwify 
noXXtts  Sk  xal  aÖTos  iTKQwrchf,  Sueton  Claud.  15.  Ammian  29,  1,  25.  33.  Hadrian 
Dig.  22,  5,  3,  3:  quod  crimina  obieceiHt  apwl  me  Alexander  Apro,  ea  (Hdschr. 
et)  quia  non  probabat  nee  testes  producebat,  sed  testimonüs  (schriftliche  Zeugnisse : 
S.  411)  uti  volebat,  quibtis  aptul  me  locus  non  est,  nam  ipsos  interrogare  soieo, 
eum  (Hdschr.  qtiem)  remisi  ad  provinciae  praestdem,  ut  is  de  fide  tesUum  quaereret. 
In  den  Basiliken  21,  1,  3  ist  das  wiedergegeben  als  allgemeingültig:  {ol  ^aQxvQig) 
ainon^oatonüi^  iQtottopTa^  ngos  tov  Stxaarov.  Auch  der  S.  265  A.  1  erwähnte 
Yor  dem  Kaiser  Commodus  geführte  Gapitalprozess  verläuft  in  Form  von  Frage 
und  Antwort. 

'  Befragung  eines  Strassenräubers  durch  den  praefectus  praetorio:  Dio  76, 10. 

*  Belege  dafür  namentlich  aus  den  Christenprozessen  sind  S.  404  A.  4  zu- 
sammengestellt worden. 

^  Die  Worte  Quintilians  6, 4,  7 :  in  publicis  iudiciis  vox  üla  praeconis  praeter 
patronos  ipsum  qui  egerü  citat  fordern  einen  nach  dem  Schluss  der  Parteivorträge 
das  Zeugenverhör  allgemein  einleitenden  Heroldsruf.  Auch  die  ciceronischen  Verr. 
1.  1,  7,  20:  pritno  die  tesHutn  ta/nio  numero  citato  beziehen  sich  vielleicht  auf 
einleitende  Verlesung  der  Gesammtliste  der  Zeugen. 
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der  Zeuge  nicht  reden  ^  Gefragt  wird  er  zunächst  von  der  Partei, 
die  ihn  vorführt  * ;  immer  aber  hat  die  Gegenpartei  das  Recht  des 
Gegen  Verhörs®.  Häufig  nimmt  diese  Verhandlung  die  Form  des 
Wortwechsels  (altercatio)  zwischen  den  beiderseitigen  Advocaten,  des 
Kreuzverhörs  an*.  Ungehörigkeiten  in  Frage  und  Antwort  soll 
der  Vorsitzende  nach  Möglichkeit  verhindern  ^.  Begonnen  wird  mit 
der  Vernehmung  der  Zeugen  des  Klägers  und  es  folgen  ihr  die 
vom  Beklagten  vorgeführten;  im  Uebrigen  bestimmt  die  Reihen- 
folge der  Producent*.  Der  einzelne  Zeuge  wird  von  dem  Herold' 
auf  das  Tribunal  ®  gerufen  und  giebt  nach  Ableistung  des  Zeugen- 
eides* hier  seine  Aussage  ab.  Ueblich  ist  es  dabei  nicht  vom  Wissen 
ißcire)  zu  reden,  sondern  vom  Meinen  {arhitrari)^^.  Der  Schluss 
des   Zeugenverhörs  wird  durch  Heroldsruf  constatirt".  —  Unter 


^  Cicero  pro  Flacco  4, 10 :  numquam  nohis  {festes  Graect)  ad  rogatum  respo^i- 
dent,  semper  accusatori  plus  quam  est  rogatum.  Scholien  zu  den  Verrinen  1.  1, 
33,  84  p.  182:  loqui  nisi  interrogato  testi  non  licehat. 

'  Die  Form  ist  te  rogo:  Cicero  pro  Flacco  10,  28  und  sonst.  Das  Gegen- 
▼erhör  heisst  gewöhnlich  interrogatio ,  wie  z.  B.  Ciceros  in  P.  Vatinium  testeni 
interrogatio. 

«  Cicero  Verr.  1. 1,  28,  71.  2,  64,  156.  pro  Fonteio  10,  22.  pro  Caelio  14,  33.  34. 
Scholien  zu  den  Verrinen  1.  1,  10,  29  p.  165  und  a.  a.  0. 

«  Qaintilian  6,  4,  7  vgl.  2,  4,  28  und  Plinius  ep.  3,  9,  24.  Natürlich  kann 
es  auch  aus  anderen  Gründen  zum  Wortwechsel  kommen ;  regelmässig  aber  knüpft 
er  sich  an  das  Zeugenverhör. 

^  S.  421  A.  2.  Was  die  Advocaten  sich  in  dieser  Hinsicht  gegen  die  Zeugen 
herausnahmen,  zeigt  die  Rede  Ciceros  als  Yertheidigers  des  Sestius  g^en  den 
Zeugen  Yatinius.  An  sich  muss  es  dem  Quaesitor  freigestanden  haben  dabei  ein- 
zuschreiten; direct  abschneiden  konnte  er  das  Zeugenverhör  schwerlich.  Vgl. 
Cicero  de  fin.  2,  19,  62:  A.  Varius,  qui  est  habitus  iudex  durioTf  dicere  consessari 
solehat,  cum  datis  testibus  alii  tarnen  citarentur:  ^aut  hoc  testium  satis  est  auf 
nescio  quid  saUs  siV, 

•  Cicero  Verr.  2,  72,  177:  producam  plures  eodem  tempore. 

'^  Cicero  Verr.  1.  2,  30,  75.    pro  Flacco  15,  34. 

^  Dies  muss  bei  Cicero  pro  Fonteio  11,  25  mit  ex  illo  loco  gemeint  sein. 

»  acero  Verr.  1.  2,  33,  80.  c.  72,  177.  5,  11,  27.  pro  Fonteio  11,  24.  13, 
29.  30.  pro  Flacco  5,  11.  12.  pro  Caelio  2,  4.  8,  20.  22,  54.  Quintilian  5,  7,  5.  32. 
Cod.  Th.  11,  39,  3  pr.  =  Just  4,  20,  §  pr.  Die  Formeln  ex  animi  sentenUa  und  si 
sciens  fdüo  bei  Cicero  acad.  2,  47,  146  beziehen  sich  zunächst  auf  diesen  Eid. 

^®  Cicero  acad.  L  2,  47,  146:  {maiores  voluerunt)  qui  testimonium  diceret,  ut 
arhitrari  se  diceret  eüam  quod  ipse  vidisset.  Ders,  pro  Fonteio  13,  29  tadelt  den 
gallischen  Zeugen  wegen  seines  scire, 

"  Cicero  Verr.  1.  2,  30,  75:  testes  citari  iubet:  dicit  untM  et  alter  breviter: 
nihil  interrogatwr:  praeco  dixisse  pronuntiat.    Ders.  pro  Cluentio  27,  73:  Can- 
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dem  Principat  findet  sich  anstatt  dieses  Verfahrens  die  Einlegung 
der  Zeugnissaussage  in  den  Parteivortrag  selbst*. 
Aussagender         WeseutHch  iu   gleicher  Weise  verläuft  die  Vernehmung '  der 
°  ®*^*  unfreien  Quasi -Zeugen.     Auch  diese  findet  statt  nach  den  Partei- 
reden ^  und  an  der  Gerichtsstätte  selbst  oder  unweit  derselben  in 
einem  für  die  peinliche  Frage   geeigneten  Local^,   in  Gegenwart 
des  Gerichts*  so  wie  der   Parteien   und   ihrer  Rechtsbeistände '^. 
'  Ueber  Verhör  und   Gegenverhör  gelten  die  Regeln  der  Zeugen- 
vernehmung *. 
vori^nff  Die  Beweispapiere  werden  häufig  von  den  dabei  Betheiligten 

Urkunden,  persöulich  Vorgelegt  und  damit  in  die  Zeugenvernehmung  eingereiht. 
Dem  übrigen  schriftlichen  Beweismaterial,  zu  dem  auch  die  nieder- 
geschriebenen aussergerichtlichen  Aussagen  der  Freien  und  der 
Unfreien  gehören,  scheint  in  der  Beweislegung  die  letzte  Stelle 
zugekommen  zu  sein^,  wofern  nicht,  was  wohl  meistens  geschah, 


nutio  (dem  Anwalt  des  Klägers)  .  .  .  placuit  repente  prommtiare  (vielmehr  pro- 
nuntiari,  da  der  Anwalt  den  Schluss  wohl  herbeifuhren,  aber  nicht  aussprechai 
kann):  ^dixertmP, 

^  Appuleius  apol.  38.  61.  62.  101.  Schon  in  dem  Prozess  des  Piso  (S.  426 
A.  8)  ist  nur  von  Anklage  und  Vertheidigung  die  Kede  und  muss  die  Zeugen- 
vernehmung in  diese  eingelegt  worden  sein.  In  der  That  ist  die  von  Cicero  im 
verrinischen  Prozess  angewandte  Form  davon  nicht  wesentlich  verschieden.  Vgl. 
S.  426  A.  2. 

'  Der  Yertheidiger  bezeichnet  diese  Vernehmungen  als  bevorstehend  (Cicero 
pro  Sulla  28,  78).  Dass  sie  in  dem  milonischen  Prozess  den  Reden  voraufgehen 
(Cicero  pro  Mil.  22,  59),  erklärt  sich  aus  der  exceptionellen  Ümkehmng  des  Ver- 
fahrens (S.  427  A.  1).  Vermuthlich  folgte  diese  Vernehmung  auf  die  der  Freien; 
in  einem  von  dem  Kaiser  an  den  Senat  abgegebenen  Prozess  werden  diesem  mit 
den  Protokollen  tesiium  interrogaiio,  tormenta  servorum  zugesandt  (Tacitus  ann.  6, 47). 

'  Livius  26,  27,  9:  quaestio  ex  ministris  facinoris  foro  meäio  haberi  coepta 
est  Cicero  pro  Mil.  22,  59:  quaestiones  urgent  Müonem^  quae  sunt  habitae  nunc 
in  atrio  LibertaUs  (an  der  Nordseite  des  Forum :  Hülsen  Mitth.  des  arch.  Inst  4, 
1887»  S.  240). 

*  Beweise  fehlen,  aber  es  ist  auch  nirgends  die  Rede  von  Niederschrift  dieser 
Aussagen. 

*  Dig.  48,  5,  28,  7:  quciestioni  interesse  iubentur  reus  reave  et  patroni  eorum 
et  qui  crimen  detulerü. 

^  Dig.  a.  a.  0. :  interrogandique  facultas  datur  patronis.  Dass  zunächst  der 
Producent  sie  befragt,  versteht  sich  von  selbst. 

"^  Dafür  spricht  besonders  die  S.  426  A.  1  angeftdirte  wohl  schematisch  ge- 
haltene Schilderung  des  Verfahrens  im  Privatprozess :  iudex  festes  poscit,  icUmlas 
poscit.  Dass  die  Parteireden  wie  auf  bevorstehende  Zeugenaussagen  so  auch  auf  be* 
vorstehende  Urkundenvorlagen  hinweisen  (Cicero  Verr.  1. 1,  10,  28.  c.  60,  156.2,  20, 50X 
ist  nicht  beweisend,  da  vielfech  die  Urkunden  durch  die  Zeugen  vorgelegt  werden. 
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dieselben  im  Verlauf  der  Parteivorträge  verlesen*  und  unter  Um- 
ständen den  Geschwornen  selbst  vorgelegt  wurden*. 

Allgemeine  Maximalfristen  für  das  Beweisverfahren  kennt  die    9ew«ia. 
Rechtsordnung  nicht,  obwohl  für  einzelne  Prozesse  durch  Special-    **■*•"• 
gesetz,  wie  nach  der  Ermordung  des  Clodius  durch  das  pompeische  *, 
oder  durch  Gerichtsbeschluss,  wie  bei  der  Untersuchung  über  den 
Tod  des  Germanicus*,  dergleichen  angeordnet  worden  sind. 

Schlussreden  der  Parteien  kennt  der  römische  Prozess  als  Regel  Binwirkumr 
nicht ;  dass  für  die  Specialquästion  wegen  der  Ermordung  des  Clodius  ^^^  ^J*/ 
nach  gesetzlicher  Anordnung  die  Parteireden  auf  das  Beweisverfahren  «« B«wdn- 
folgten,  ist  vorher  (S.  427  A.  1,  S.  432  A.  2)  bemerkt  worden.    Dass    ^'^"*' 
die  Zusammenfassung  des  Beweis-  wie  des  Gegenbeweismäterials, 
welche  im  Strafprozess  nicht  füglich  entbehrt  werden  kann,  der 
Beweislegung  selbst  voraufging  statt  ihr  nachzufolgen,  erschwerte 
in  hohem  Grade  den  Gang  der  Rechtspflege;   und  ohne  Zweifel 
darauf  ist  es  zurückzuführen ,  dass  die  Wiederholung  der  Beweis- 
legung  in  der  Ampliation  durchgängig  zugelassen  und  in  der  Form 
der  Comperendination  sogar  tlieil weise  vorgeschrieben  ward.   Denn 
obwohl  in  jeder  Verhandlung  das  Beweisverfahren  sich  wiederholt, 
so  werden  doch  die  in  den  früheren  Verhandlungen  vorgelegten 
Beweise     mit     den     hinzutretenden     zusammengefasst    und     auf 
diese  Weise  es  den  Parteien  möglich   gemacht  in  dem  späteren 
Termin  auf  das  in  dem  früheren  vorgelegte  Beweismaterial  in- 
sistirend   oder   opponirend   einzugehen   und   den  Geschwornen   in 


^  Cicero  pro  Sex.  Roscio  9,  25.  Verr.  1.  1,  33,  83.  pro  Sest  4, 10  und  sonst« 
Ein  durch  Gesandte  überbrachter  Gemeindebeschluss  wird  im  Lauf  der  Bede  Ter- 
lesen,  wobei  die  Gesandten  aufgefordert  werden  aufeustehen  (Cicero  pro  Cluentio 
69,  196). 

'  Von  einem  durch  Rasur  gefälschten  Posten  in  dem  Geschäftsbuch  der  Steuer- 
pächter, welches  selbst  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden  durfte  (S.  419  A.  4),  legt 
Cicero  den  Geschwornen  ein  beglaubigtes  Facsimile  vor  (Verr.  2,  76.  77.  78). 
Cicero  ad  Att  1,  16,  4  (vgl.  pro  Balbo  5,  11;  Val.  Max.  2,  10,  1):  tabulas  MeteUi 
Numidici,  cum  eae,  ut  mos  est,  circumferrentur,  nostri  iudices  aspicere  noltierunt» 

*  Asconius  in  Mil.  p.  40  (vgl.  p.  87.  41):  (lex)  iubehat,  tU  .  .  .  testes  per  tri- 
duum  audirentur  .  .  .  quarta  die  adesse  omnes  in  diem  posteram  iuberentur  ac 
coram  accusatare  ac  reo  pilae,  in  quibus  nomina  iudicum  inscripta  essent,  ae- 
quarenlur,  dein  rursus  postera  die  sortitio  iudicum  fieret.  Die  drei  Tage  des 
Zeugenyerhörs  sind  der  4.  (welchen  auszuschliessen  unmöglich  ist)  5.  6.  April  und 
nach  dem  Zwischentag  wird  am  8.  April  die  Entscheidung  gefällt  Damit  ist  auch 
die  weitere  Erzählung  p.  41  im  Einklang,  wenn  man  nur  das  doppelte  postera  die 
(ebenso  wie  vorher  in  diem  posteram  und  rursus  postera  die)  von  zwei  Tagen  versteht 

^  Tacitus  ann.  3,  13,  wo  die  Fristen  das  Zeugenverhör  einschliessen  (S.432  A.  1). 
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den  Vorträgen  des  Schlusstermins  eine  dieses  Material  beherrschende 
und  sichtende  Behandlung  des  Falles  vorzuführend 
Dauer  dM  Das  Verfahren   mit  den  Parteireden   und  der  Beweislegung 

"'*■  forderte ,  auch  von  •  der  Instauration  abgesehen ,  häufig  mehrere 
Tage^;  in  diesem  Fall  hebt  der  Vorsitzende  die  Sitzung  auf*  und 
setzt  auf  den  nächsten  geeigneten  Tag  eine  weitere  an. 


^  FQr  das  Rückgreifen  in  der  zweiten  Verhandlung  auf  die  Zeugenaussagen 
der  ersten  geben  Giceros  Reden  besonders  g^gen  Verres  und  für  Fonteius  zahl- 
reiche Belege.  Für  das  zweite  Zeugenverhör  gegen  Verres  steUt  Cicero  (2,  72, 177. 
5,  59)  theils  die  Wiederberufung  schon  vernommener,  theils  die  Vernehmung  weiterer 
Zeugen  in  Aussicht 

'  Das  erste  Beweisverfahren  im  verrinischen  Prozess  einschliesslich  der  kurzen 
Parteivorträge  zog  sich  durch  neun  Tage  hin  (Verr.  1.  1,  7,  20.  c  60,  156:  ncvem 
8oU8  diebus), 

^  Dies  heisst  consüium  dimiUere:  Repetundengesetz  Z.  70.  Cicero  de  orat.  1, 
26,  121.  Verr.  1.  2,  29,  72.  30,  73.  33,  81.  5,  63,  163.  Die  Formel  dafür  Ure) 
licet  erläutert  Donatus  zu  Terent  Phorm.  1,  4,  31  (vgl.  zu  Eun.  1, 1,  9):  sie  iudices 
de  consilio  dimittebanltir  suprema  dida,  cum  praeco  pronuntiasset  ^üicet^,  quod 
significat  ire  licet.  Wohl  mit  Unrecht  beziehen  die  Vergilscholien  zu  Aen.  2,  424 
die  allerdings  auch  in  anderer  Anwendung  begegnende  Formel  (vgl.  die  Schollen 
zu  Aen.  6,  216)  auf  die  Urtheilsf&lluug. 


f 


Siebenter  Abschnitt. 

Die  Urtheilfindnng« 


Die  Urtheilfindung  ist  zu  erörtern  theils  in  materieller  Hin- 
sicht, insofern  sie  abhängt  von  der  Beurtheilung  des  vorgelegten 
Beweismaterials  durch  das  erkennende  Gericht,  theils  in  formeller 
hinsichtlich  des  rechtsgültigen  Ausdrucks  der  von  dem  erkennenden 
Gericht  gewonnenen  Ueberzeugung. 

Die  Ueberzeugung ,  welche  bei  dem  Richter ,  einerlei  ob  er  Ri«iit«ruche 
allein  oder  als  einer  von  mehreren  zu  urtheilen  berufen  ist,  vor-  ^*^'' 
banden  sein  muss,  um  die  Verurtheilung  zu  rechtfertigen  und  zu 
gebieten,  richtet  sich  auf  die  für  das  in  Frage  stehende  Delict 
wesentlichen  Momente,  die  Feststellung  der  delictischen  Fähigkeit, 
des  delictischen  Willens  und  der  delictischen  That.  Die  vielleicht 
vorliegende  sittliche  Entschuldbarkeit  bei  erwiesenem  Thatbestand 
soll  die  richterliche  Entscheidung  nicht  bestimmen ;  indess  ist  diese 
im  Wesen  des  Rechtsverfahrens  begründete  Forderung  bei  den  Römern 
nur  unvollkommen  zur  Anerkennung  gelangt,  insofern  bei  den  über 
den  Gesetzen  stehenden  Gewalten,  sowohl  bei  dem  im  Provocations- 
prozess  abstimmenden  Bürger  wegen  der  souveränen  Gewalt  der 
Comitien  wie  auch  bei  dem  von  den  Gesetzen  entbundenen  Senator 
oder  dem  Kaiser  Rechtfindung  und  Begnadigung  in  einander  fliessen 
und  hier  die  Ueberzeugung  von  dem  begangenen  Delict  nicht  noth- 
wendig  die  Verurtheilung  herbeiführte     Wo  der  Richtende  aus 


^  Hierauf  beruht  die  deprecatio,  die  Bitte  um  Begnadigung.  Quintilian  7, 
4,  18:  in  senatu  et  apttd  populwn  et  apud  prindpem  et  ubiaunque  iuris  cle- 
menUa  est,  habet  locum  deprecatio;  ebenso  5,  13,  5  in  Beziehung  auf  Prozesse  apvid 
C.  Caesarem  (wie  die  gegen  Ligarius  und  Deiotarus)  et  triumviros.   Insbesondere 
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der  Beweisführung  diese  Ueberzeugung  nicht  erlangt,  einerlei  ob 
er  von  der  Unschuld  überzeugt  oder  nur  von  der  Verschuldung 
nicht  überzeugt  ist*,  hat  er  auf  Freisprechung  zu  erkennen. 

Die  Ueberzeugung,  welche  den  Richter  zur  Verurtheilung  be- 
stimmt, ist,  wie  schon  hervorgehoben  ward  (S.  400),  die  historische, 
welche  auch  bei  gewissenhafter  Prüfung  den  Irrthum  nicht  aus- 
schliesst;  dass  die  Römer  dieser  unvermeidlichen  Fehlbarkeit  der 
Urtheilfällung  sich  bewusst  geblieben  sind,  beweist  die  Stellung  der 
Zeugenformel  (S.  431  A.  10)  auf  das  Meinen  (arbitrari),  der  Urtheils- 
formel  (S.  449  A.  1)  auf  das  Scheinen  (videri).  Auf  die  Frage,  in  welcher 
Weise  der  Richter  zu  der  Ueberzeugung  von  der  Schuld  des  An- 
geklagten gelangt,  lässt  die  römische  Gesetzgebung  sich  nicht  ein ; 
was  in  den  Rechtsquellen  darüber  gesagt  wird,  sind  nicht  so 
sehr  positive  Rechtsvorschriften  als  Erwägungen  des  praktischen 
Menschenverstandes,  principiell  ebenso  selbstverständlich  wie  in  der 
Handhabung  schwierig  und  verwickelt.  Es  kann  dies  auch  nicht 
anders  sein,  da  bei  der  ethischen  Grundlage  des  Strafrechts,  wie 
dies  bereits  früher  (S.  400)  bemerkt  worden  ist,  für  positive 
Beweisformen  geringer  Raum  bleibt  und  von  der  praktischen 
Handhabung  des  Strafrechts  unsere  Ueberlieferung  keine  hin- 
reichend breite  Anschauung  gewährt.  Wir  stellen  hier  das 
Wenige  zusammen,  was  in  dieser  Hinsicht  der  Erwähnung  werth 
scheint. 


DM  Bei  der  Erklärung  des  Angeschuldigten,  dass  er  nicht  schuldig 

J[^|JJ^I^JJ' sei ,  kommt  rechtlich  nur  in  Frage,  in  wie  weit,  das  civilrechtlich 

iind.der    zulässigc  Vergleichsverfahren  mittelst  Delation  und  Relation  des 

'^'2^**'' Eides   auf  das    Strafverfahren  sich   erstrecken,    insbesondere   ob 

dem  Beklagten  von  dem  Kläger  der  Reinigungseid  zugemuthet  und 

davon  das  Fallenlassen  der   Anklage   abhängig   gemacht  werden 

kann.    Dies  ist  nicht  der  Fall  bei  dem  Capitalprozess ,    wohl  aber 


gilt  dies  von  dem  auch  bei  Quintilian  erwähnten  Comitialprozess :  der  des  ge- 
ständigen Schwestermörders  aus  Patriotismus  ist  dafür  paradigmatisch  und 
zutreffend  sagt  von  einem  späteren  Livius  2,  35,  5  (ähnlich  Dionys.  7,  60.  62): 
precibus  plebem  eocposcentes  unum  sibi  civem  ...  si  irmocentem  äbsolvere  noUent^ 
pro  nocente  donarent  Dass  die  Deprecation  im  ordentlichen  Prozess  keine 
SteUö  hat,  wird  ausdrücklich  anerkannt.  Quintilian  7,  4,  17:  quod  genus  causae 
plerique  negant  in  iudicium  umquam  venire.  5,  4,  5.  Schrift  ad  Her.  1,  14, 
24.    2,  17,  25.    Cicero  de  inv.  2,  11,  15. 

*  Dig.  48,  19,  5  pr.:  nee  de  suspicionib^is  debere  aHiquem  damnari  Traianus . ,. 
rescripsit 


Siebenter  Abschnitt.    Die  Urtheilfindung.  437 

bei  dem  auf  Geld  auslaufenden  Strafverfahren',  wofür  im  All- 
gemeinen auf  den  Givilprozess  zu  verweisen  ist  IDie  Zurück- 
schiebung des  Reinigungseides  indess  ist  bei  eigenem  Delict  als 
unsittlich  ausgeschlossen '.  Die  Weigerung,  ihn  zu  leisten,  dürfte 
wenigstens  unter  Umständen  der  Yerurtheilung  auch  in  den  Ehren- 
folgen gleichgestanden  haben '.  —  Von  gerichtlicher  Forderung  des 
Reinigungseides  wissen  unsere  Quellen  nichts^. 


Das  Geständniss  des  Angeklagten  dagegen,  die  fragliche  That    dm  q«- 

aündaUs  A 
ABg«k]Agton. 


begangen  und  die  Strafe  verwirkt  zu  haben*,  ist  zwar  für  dje •**°*"**' ** 


Verurtheilung  im  Allgemeinen  nicht  rechtlich  erforderlich*;  nur 
bei  dem  Verbrechen  des  Nächstenmordes  soll  nicht  anders  als  nach 
abgelegtem  Geständniss  verurtheilt  werden^.  Wohl  aber  kommt 
dasselbe  für  den  erkennenden  Richter  in  erster  Reihe  in  Betracht  ®, 
und  obwohl  die  römischen  Juristen  die  Möglichkeit  des  wahrheits- 
widrigen Geständnisses,  namentlich  des  auf  der  Folter  erpressten, 


*  Paulus  2,  ly  1  beschränkt  die  Eidesdelation  auf  die  eausae  pecuniariae 
und  in  dieser  Weise  wird  dieselbe  durchaus  behandelt;  aber  sie  erstreckt  sich 
auch  auf  das  poendle  iudicium  (Dig.  12,  2,  8,  1). 

>  Dig.  25,  2,  11,  3.  |1.  12.  1. 13.  Wenn  bei  der  Diebstahlsklage  der  Kläger 
einen  solchen  Eid  leistet  (Dig.  12,  2,  28,  9\  so  wird  ein  Sclavendieb stahl  an« 
zunehmen  sein. 

*  Dies  wird  sich  aus  Dig.  12,  2,  88  folgern  lassen.  Indess*  ist  von  der 
Eidesdelation  im  Strafprozess  so  gut  wie  gar  keine  Rede  und  es  ist  sehr  die 
Frage,  ob  der  Prätor  jedem  unbescholtenen  Manne  in  der  That  zugemuthet 
hat  einen  Reinigungseid  dieser  Art  zu  leisten. 

*  unter  den  {wenigen  den  gerichtlichen  Reinigungseid  erwähnenden 
Stellen  (z.  B.  Dig.  12,  2,  81)  bezieht  sich  keine  auf  den  Strafprozess. 

*  Das  blosse  Geständniss  der  That,  die  confesno  facti,  wie  Cicero  pro 
Mil.  6,  15  es  bezeichnet,  genügt  selbstTerständlich  nicht,  wenn  nicht  das  der 
Verschuldung  hinzukommt,  wie  zum  Beispiel  in  dem  angeführten  Fall  Noth- 
wehr  behauptet  wird. 

*  Cicero  or.  part.  83,  116:  seqtUiur  üle  loctM  .  •  •  non  esse  expecUmdum 
dum  fateatur;  argumenta  catwinci  posse.  Es  kann  bei  mangelndem  Geständniss 
selbst  auf  den  Tod  erkannt  werden  (Yal.  Max.  8,  4,  2). 

''  Sueton  Aug.  88. 

*  Cicero  pro  Lig.  1,  2:  habes  .  .  •  quod  est  accuaatori  mascime  optandum 
confUentem  reum:  Constantin  C.  Th.  9,  40,  1  »»  Just.  9,  47,  16:  aut  sua  con^ 
fessione  aut  carte  amnium  gut  tormtntis  vd  interrogaUanibus  fuerint  dediH  .  .  . 
eoiwictus.  Auch  wenn  das  Geständniss  durch  einen  Vertreter  abgelegt  wird, 
wohin  das  Ausbleiben  im  Strafprozess  unter  Anzeige  des  Austritts  aus  der 
Bürgerschaft  gerechnet  werden  darf  und  wovon  ein  weiteres  Beispiel  in  dem 
Pontificalprozess  Plinius  ep.  4,  11,  11  vorkommt,  kann  es  vollen  Beweis  machen, 
da  es  sich  überall  hier  nicht  um  Formalien  handelt. 


^ 
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keineswegs  übersehen  haben  ^  zieht  dasselbe  doch  in  der  Regel 
die  Verurtheilung  nach  sich^  und  begründet  gleich  dieser  -die 
Executivhaft*.  Bei  Gesinnungsverbrechen  macht  das  Geständniss 
die  weitere  Verhandlung  im  wesentlichen  gegenstandslos  und  ge- 
nügt dasselbe  für  sich  allein  zur  Ausfallung  des  £ndurtheils\ 
Insoweit  in  diesem  Fall  das  Geständniss  durch  Zurücknahme 
aufgehoben  werden  kann,  wurde  für  diesen  Rücktritt  dem  Ge- 
ständigen unter  Umständen  eine  Bedenkzeit  von  dreissig  Tagen 
eingeräumt  *. 

impUcirtM         Dem  Geständigen  gleich  geachtet  wird  nach  den   römischen 

owundniss.  Ordnungen 

1.  wer  bei  Begehung  eines  mit  dem  Tode  oder  mit  Deportation 
zu  bestrafenden  Verbrechens  •  auf  frischer  That  ergriflFen 
wird''; 

2.  wer  wegen  eines  mit  Tod  oder  Deportation  zu  bestrafenden 
Verbrechens  in  Anklagestand  versetzt  sich  das  Leben  nimmt ' ; 


1  Dig.  48,  18,  1,  17.  23.  27.  Val.  Max.  8,  4,  1.  Vgl.  Schrift  ad  Her. 
2,  7,  10. 

*  Die  privatrechtliche  Gleichstellung-»  des  canfessus  mit  dem  iudieahis 
nicht  bloss  auf  das  Priyatdelict,  sondern  auch  auf  das  öffentliche  Strafrecht  zu 
übertragen  ist  allerdings  die  schneidige  Praxis  ebenso  geneigt  wie  die  Schul- 
declamation.  Dafür  zeugt  sowohl  Gatos  Argumentation  hinsichtlich  der  ge- 
ständigen Gatilinarier  (Sallust.  Gat.  52,  36)  wie  das  Rhetorenthema  magistratins 
de  confesso  sumat  suppliciwn  (Seneca  contr.  8,  1;  Quintilian  decl.  314). 

*  Vgl.  das  fünfte  Buch  im  Abschnitt  von  der  Gapitalstrafe. 

^  Die  christlichen  Schriftsteller  machen  es  ihren  Gegnern  zum  Vorwurf,  dass 
sie  auf  das  Geständniss  des  Christen  hin  sofort  die  Strafe  erkennen,  während  sie 
es  bei  anderen  Verbrechern  nicht  ohne  weiteres  gelten  lassen.  Tertullian  apol.  2 
(ähnlich  ad  nat.  1.  2)  führt  aus,  dass  bei  den  Ghristen  die  confeasio  nominis 
zur  Verurtheilung  genüge,  qtiando ,  st  de  cUiquo  nocente  cognoscaUs ,  nan  staiim 
eanfesso  eo  nomen  homiddae  vel  sacrüegi  t>el  incesU  vd  publici  hosHs  .  .  .  con- 
tenti  sitis  ad  pronuntiandumf  nist  et  consequenUa  eadgaÜa,  qualitatem  facU,  nu- 
merum  locum  modum  tempus  conscios  sodoe  .  .  .  quid  de  taheUa  recUccUs  iUum 
ChrieUamim?  Dies  bestätigen  Lactantius  de  mort  persec.  15  und  durchgängig  die 
Märtyreracten.  Vom  Rechtsstandpunkt  aus  ist  darauf  zu  erwidern,  dass  bei 
dem  Religionsdelict  wie  bei  jedem  Gesinnungsprozess  ein  wahrheitswidriges 
Geständniss  so  gut  wie  ausgeschlossen  ist  und  auch  die  Modalitäten  weniger 
in  Betracht  kommen  als  bei  thatsäch lieber  Gesetzesverletzung. 

•  In  den  Acten  der  scillitanischen  Märtyrer  (S.  404  A.  4)  sagt  der  Pro- 
consul  denselben:  numquid  ad  deliberandum  spatium  vuUHs?  und  weiter:  maram 
XXX  dientm  habete  et  recordemmij  was  sie  ablehnen. 

•  Dig.  48,  21,  3,  1.  3. 
'  Dig.  48,  21,  3  pr. 

^  Wenn   in    früherer  Zeit    in    solchem  Fall   nach    dem   Tod    die   Vei^ 
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3.   wer   bei   schwebender  Capitalanklage  versucht    hat    seinen 
Ankläger  zu  bestechen*. 


Die  Aussagen  dritter  Personen  sind  zu  würdigen  in  Beziehung  wordigang 
auf  die  Person  des  Aussagenden ,  auf  die  Form  der  Bekräftigung,  ^^^^rittolT" 
auf  die  Zahl  der  Aussagenden  und  auf  den  Inhalt  der  Aussagen.  Penon««. 
Alle   diese   Erwägungen   gehören   ebenfalls   in   den   Givilprozess ; 
indess  treten  sie  im  Strafverfahren  nachdrücklicher  hervor,  und 
auch  von   den   römischen   Rechtslehrem   wird    über    die   Zeugen 
vorzugsweise  im  Criminalrecht  gehandelt*. 

In  Betreff  der  Person  gilt  im  Allgemeinen  die  Aussage  des 
Unfreien  als  minderwerthig  und  es  soll  ein  solcher  nur  vernommen 
werden,  wo  seine  Aussage  unentbehrlich  ist*.  Hinsichtlich  des 
Zeugnisses  der  Freien  ist  schon  (S.  402)  ausgeführt  worden,  dass 
infamirte  Personen  unter  keinen  Umständen  zum  öffentlichen 
Zeugniss  zugelassen  werden.  Ueberhaupt  aber  kommt  sowohl  die 
Lebensstellung  des  Zeugen  in  Betracht  *  wie  sein  persönliches  Ver- 


urtheilung  folgt  (Liv.  8,  58,  9.  Tacitus  ann.  3,  17.  4,  30),  so  erscheint  späterbin 
die  Verurtheilung  als  überflüssig  (Dig.  24,  1,  82,  7.  48,  21,  8  pr.  49,  14,  45,  2. 
Cod.  3,  26,  2.  9,  6,  5.  tit.  50,  1.  c.  2).  In  der  Kaiserzeit  scheint  es  vorgekommen 
zu  sein,  dass  der  Senator,  der  Hand  an  sich  legen  wollte,  die  Gründe  dafür  im 
Senat  angab,  um  die  Beschlagnahme  seines  Vermögens  abzuwenden  (Quintilian  7, 
4,  89).  Selbstverständlich  ist  von  dieser  Behandlung  des  aus  Furcht  vor  der 
Verurtheilung  vollzogenen  Selbstmordes  häufig  abgesehen  worden  (Tacitus  ann. 
6,  29:  eorutn  qui  de  se  statuebcml  humctbantw  corpara,  manebcmt  testamenta, 
Dio  58,  19;  vgl.  S.  67). 
»  Dig.  48,  21,  2  pr. 

*  Paulus  handelt  de  testibtis  et  quaestionibtM  (so  lautet  die  Rubrik 
OoU.  9,  3)  im  fünften  Buch  im  allgemeinen  Theil  des  Strafrechts  und  obwohl 
die  justinianischen  Juristen  den  Abschnitt  von  den  Zeugen  zum  civilrechtlichen 
Beweisverfahren  gestellt  haben  (22,  5),  sind  die  einzelneu  Stelleu  überwiegend 
criminalrechtlichen  Schriften  entnommen. 

•  Dig.  22,  5,  7:  servi  responso  tunc  credendum  est,  cum  cUia  probaUo  ad 
eruendam  verüatem  non  est. 

^  Callistratus  Dig.  22,  5,  8  pr.:  testium  fides  diligenter  examinanda  est 
ideoque  in  persona  eorutn  exploranda  erunt  in  primis  condicio  cuiusque,  utrum 
quis  decurio  an  plebeius  sit:  et  an  honestae  et  inculpaJto/e  vitae  an  vero  notatus 
quis  et  reprehensibüis,  an  locuples  vel  egens  sit,  ut  lueri  causa  quid  facHe  ad* 
mittat.  Charisius  Dig.  22,  5,  21,  3.  Cod.  4,  20,  5.  Paulus  5,  15,  1  ==  Coli.  9, 
8,  1.  Die  Minderwerthigkeit  der  von  Ausländern  abgelegten  Zeugnisse  ist  ein 
den  Vertheidigem  der  römischen  Statthalter  in  den  Erpressungsprozessen  ge- 
läufiges Thema:  Cicero  pro  Fonteio  20  fg.  pro  Flacco  4.  27.  pro  Scauro  17. 
pro  Rab.  Post.  12.  Quintilian  5,  7,  5:  gentium  simul  universarum  devccta  testi- 
monia  ab  oratoribus  sdmus. 
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haltniss  zu  dem  Angeschuldigten  ^    Unzuverlässige  Zeugen  sollen 
wo  möglich  überhaupt  nicht  vernommen  werden*. 

Dass  der  Form  nach  für  das  vollwerthige  Zeugniss  die  gericht- 
liche Ablegung  vorgeschrieben  ist  und  die  übrigens  beglaubigte 
aussergerichtliche  Aussage  zwar  nicht  abgelehnt,  aber  wegen  des 
mangelnden  Eides  und  der  mangelnden  Gelegenheit,  den  Zeugen 
zu  befragen,  als  minderwerthig  angesehen  wird,  ist  bereits  im 
vorigen  Abschnitt  ausgeführt  (S.  411)  worden. 

Dass  die  übereinstimmende  Aussage  mehrerer  Zeugen  vor  allem 
geeignet  ist  vollen  Beweis  zu  machen,  ist  ebenso  einleuchtend  wie 
die  Unziilässigkeit  das  einzeln  stehende  Zeugniss  ohne  weiteres 
als  verdächtig  zu  behandeln,  wenngleich  dieser  Satz  von  den  An- 
wälten häufig  aufgestellt^  und  auch  in  die  lässig  redigirten  Ver- 
ordnungen der  Spätzeit  aufgenommen  worden  ist^. 

Hinsichtlich  des  Inhalts  der  Zeugenaussage  soll  die  selbst- 
verständliche Regel,  dass  derselbe  für  die  Thatfrage  von  Belang 
sein  muss,  hier  nur  erläutert  werden  in  Beziehung  auf  die  beiden 
Kategorien  der  Zeugnisse  vom  Hörensagen  und  des  Charakter- 
zeugnisses. Die  ersteren  werden  abgelehnt,  weil  das  Hören  einer 
Thatsache  das  Geschehensein  derselben  keineswegs  erhärtet*;  dass 


^  CaUistratus  a.  a.  0.  fahrt  fort:  vel  an  initnicM  ei  sit,  adversus  qMea^ 
testimonium  fei%  vd  amicua  ei  sit,  pro  q%u)  tesHmonium  dat,  Charisius  a.  a.  0. 
Cod.  4,  20,  17.  Justinian  nov.  90  besonders  c.  7.  Licinius  Rufinus  Dig.  22, 
5,  6:  idonei  nan  vidtntur  esse  festes,  quibus  imperari  potest,  ut  testes  fiant. 
Dig.  22,  5,  24. 

'  Paulus  a.  a.  0.  In  nachconstantinischer  Zeit  wird  ein  solcher  Zeuge, 
wo  er  unentbehrlich  ist,  gleich  dem  Sclaven  peinlich  befragt  (S.  408  A.  1).  Von 
Zulassung  zur  Aussage  unter  Ausschluss  des  Zeugeneides  wissen  die  Rechts- 
quellen nichts. 

*  In  dieser  Weise  begegnet  er  bei  Seneca  contr.  7, 1,  28:  ttni  {testCj  etiam 
de  minore  sceUre  non  creditur.  7,  5,  1.  Quintilian  decl.  379.  Plutarch  Gat. 
min.  19.  Paulus  Dig.  48,  18,  20. 

^  Constantin  C.  Th.  11,  39,  3  *«  lust.  4,  20,  9:  sanximust  ut  unius  tesH- 
monium nemo  iudicum  in  quacumque  causa  facile  paUatur  adm4tti,  et  nunc 
manifeste  sancimus,  ut  unius  omnino  testis  responsio  non  audiatur,  etiamsi 
praeclarae  curiae  honore  praefulgeaty  wo  allerdings  mit  dem  facüe  (denn  die 
zweite  Verordnung  schärft  bloss  die  erstere  hinsichtlich  der  Decurionen  ein) 
die  theoretisch  wie  praktisch  erforderliche  Hinstellung  des  Satzes  nicht  als 
bindende  Vorschrift,  sondern  als  Directive  angedeutet  wird. 

'  Quintilian  5,  7,  5:  ekvccta  .  .  ab  oratoribus  scimus  .  .  .  tota  genera  tesU- 
moniorum,  ut  de  auditionibus,  wo  an  Cicero  pro  Plancio  23,  56  gedacht  ist. 
Der  Scholiast  zu  den  Verrinen  1.  1,  10,  28  p.  165  bemerkt  ganz  unschuldig: 
apud  antiquos  et  de  audüione  testimonium  dicebatur. 
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es  darum  nicht  unbedingt  irrelevant  ist,  wird  in  der  Praxis  nicht 
verkannt  worden  sein.  —  Die  Aussagen,  die  sich  lediglich  auf  den 
Charakter  des  Angeschuldigten  beziehen,  kann  der  Strafrichter 
nicht  entbehren,  da  seine  ethische  Aufgabe  ihn  anweist  den 
psychologischen  Thatbestand  des  Verbrechens  nach  Möglichkeit 
aufzuklären;  er  darf  aber  von  den  aus  diesen  Aussagen  sich  er- 
gebenden Schlüssen  nur  in  billigen  Grenzen  Gebrauch  machen. 
Hier  werden  sie  erwähnt  wegen  des  Missbrauchs,  den  die  römische 
Justiz  der  letzten  republikanischen  Zeit^  bei  dem  Gharakterzeug- 
niss  zu  Gunsten  des  Angeklagten,  der  laudatio  zugelassen  hat. 
Namentlich  in  den  Rechenschaftsprozessen  der  Provinzialbeamten 
unterliess  es  die  Vertheidigung  niemals  von  einer  möglichst  grossen 
Anzahl  der  Gemeinden  der  geschädigten  Provinz  Ehrenbeschlüsse 
für  den  Angeklagten  zu  erwirken  und  diese  in  der  Regel  durch 
eigene  Gesandtschaften  der  Gemeinden  in  dem  Beweisverfahren 
vorlegen  zu  lassen".  Weiter  riss  mehr  und  mehr  die  Gewohnheit 
ein,  dass  politisch  einflussreiche  Männer  wenn  nicht  anders 
schriftlich  (S.  411),  womöglich  aber  mündlich  unter  den  von  der 
Vertheidigung  aufgerufenen  Zeugen  ihre  günstige  Meinung  über 
den  Angeklagten  dem  Gerichte  vortrugen*.  In  den  pompeischen 
Exceptionalgesetzen  vom  J.  702/52  wurde  diese  Kategorie  der 
Zeugen  durch  Specialclausel  ausgeschlossen*;  im  Allgemeinen  ist 

^  Landationen  sind,  namentlich  in  dem  die  Begnadigung  einschliessenden 
Comitialverfahren ,  von  je  her  üblich  gewesen.  Schilderungen,  wie  die  bei 
Liv.  3,  12.  6,  20  und  Plutarch  Marc.  27,  geben  davon  zutreffende  Bilder.  Aber 
denen  der  späteren  Zeit  sind  diese  im  politischen  Leben  sich  bewegenden 
wenig  analog. 

■  Cicero  Verr.  5,  22,  57:  in  ittdiciis  qui  decem  laudatores  (wobei 
Municipalgesandtschaften  gemeint  sind)  dare  non  potest,  honestius  est  ei  dare 
nüllufn  quam  iUum  quasi  legitimum  numerum  consuetudinis  non  expUre,  Ders. 
Verr.  1.  2,  5,  13.  c.  18,  45.  c.  46,  114.  1.  4,  7,  15.  c.  8,  17.  c.  9,  19.  c.  68.  c.  64. 
c.  67,  150.  pro  Fonteio  6,  14.  20,  45.  pro  Cluentio  69,  195.  pro  Flacco  c.  26, 
61.  63.  c.  40,  100.  101.  pro  Caelio  2,  5.  pro  Balbo  18,  41.  Schriftiiche  Lau- 
dationen S.  411  A.  4. 

»  In  dem  Prozess  des  Scaurus  im  J.  700/54  (S.  411  A.  8)  werden  von 
der  Vertheidigung  neun  Consulare  und  ausserdem  sein  Bruder  als  Charakter- 
zeugen vorgeführt,  die  Anwesenden  persönlich,  die  Abwesenden  durch  Schreiben. 
Wie  die  Laudatoren  selbst  diese  Aussagen  taxirten.  Setzt  in  drastischer 
Weise  Cicero  aus  einander  ad  fam.  1,  9, 19,  indem  er  sich  die  Frage,  warum  er 
solche  Zeugnisse  abgegeben  habe,  ein  für  allemal  verbittet  und  verspricht  sie 
auch  seinerseits  an  keinen  Collegen  zu  stellen. 

*  In  dem  Prozess  des  Munatius  Plauens  verstiess  Pompeius  gegen  sein 
eigenes  Gesetz  (Val.  Max.  6,  2,  5-,  Plutarch  Cat  min.  48.  Pomp.  55.  Dio  40,55); 
daher  suarum  legum  auctor  idem  ac  suhvtrsoT  (Tacitus  ann.  3,  28). 
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sie  zulässig  geblieben  ^ ,  aber  unter  dem  Principat  auf  ein  billiges 
Mass  zurückgeführt  worden. 

Die  Zulässigkeit  des  sogenannten  Indicienbeweises ',  das  beisst 
die  Möglichkeit  auch  bei  mangelndem  Greständniss  und  mangelnden 
Aussagen  von  Augenzeugen  der  Strafthat  das  Gericht  von  der- 
selben zu  überzeugen,  ist  zwar  in  dem  römischen  Recht  nicht 
theoretisch  anerkannt,  aber  nach  der  ganzen  Anlage  desselben  so 
wie  nach  der  unzweifelhaften  Praxis  ausgemacht,  so  dass  es  dafür 
einer  Beweisführung  nicht  bedarf. 

Bentiiung  Fonuell  folgt  auf  den  Schluss  der  contradictorischen  Ver- 
der  urtbeii-  haudluug  Über  das  zu  fällende  Urtheil  die  'Berathung'  (cansilium), 
ftunng.  deren  Herbeiführung  im  Geschwomenverfahren  bezeichnet  wird  als 
*zur  Berathung  schicken'  (in  consüium  mittere) ',  die  Vornahme  als 
*zur  Berathung  gehen'  (in  consüium  ire)*.  Eine  derartige  Vor- 
verhandlung  findet  thatsächlich  statt,  wo  der  Einzelrichter  ent- 
scheidet, also  bei  dem  magistratischen  Griminalprozess  und  dem 
Einzelgeschwomen  des  Civilverfahrens ;  denn  die  Befragung  der 
dort  wie  hier  regelmässig  zugezogenen  Bathmänner  durch  den 
urtheilenden  Einzelrichter  und  irgend  welche  Meinungsäusserung 
derselben  kann  niemals  gefehlt  haben,  wenn  gleich  wahrscheinlich 
die  Rücksicht  auf  das  Princip  der  Oeffentlichkeit  der  Gerichts- 
verhandlungen dazu  geführt  hat,  dass  von  besonderen  Einrichtungen 
für  diesen  Zweck,  insbesondere  dem  Zurückziehen  der  bei  der 
Berathung  Betheiligten  zu  nicht  öffentlicher  Verhandlung  so  gut 


'  Quintilian  3,  7,  2 :  ipsis  etiam  reis  dare  laudatores  licet,  Sueton  Aug.  56 : 
sedit  in  suhselliis  (bei  der  Anklage  des  Nonius  Asprenas  wegen  Giftmordes) 
per  aliquot  hortM,  verum  tctcitus  et  ne  laudatione  quidem  iudiciali  datcL.  11,  8, 
126:  propter  immodicas  laudationum  moros,    c.  8,  181. 

*  Da  indicium  technisch  die  Deniintiation  bezeichnet,  so  wird  das  Wort 
wohl  auch  in  dem  uns  geläufigen  Sinn  verwendet,  aber  in  technischer  Rede 
dafür  häufiger  argumentum  oder  Signum  gebraucht  (Schrift  ad  Her.  2,  6,  7. 
c.  7,  11.    Quintilian  5,  9,  1  fg.). 

'  Vom  Vorsitzenden  braucht  die  Formel  Asconius  in  Scaur.  p.  80.    Wo 
sie  auf  die  Parteien  bezogen  wird  (Cicero  in  Yerr.  1.  1,  9,  26;  pro  Cluentio  80,' 
88;  Caelius  ad  fam.  8,  S,  2\  ist  gedacht  an  deren  indirecte  Einwirkung  auf  den 
Schluss  der  Verhandlung. 

^  Repetundengesetz  Z.  44.  46.  71:  verba  audeire,  in  consüium  eire^  iudicare» 
L.  Titius  in  der  Rede  für  das  fannische  Gesetz  bei  Macrobius  sat.  8,  16,  16. 
Cicero  pro  Quinctio  10,  84.  pro  Cluentio  20,  55.  c.  27.  80,  88.  Plinius  h.  n. 
29,  1,  19. 
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wie  nicMs  verlautet  ^  —  Wo  dagegen  die  Entscheidung  col- 
legialisch  gefasst  wird,  ist,  da  der  Vorsitzende  die  Entscheidung 
nicht  oder  doch,  wenn  er  stimmberechtigt  ist,  nicht  mehr  als 
jeder  andere  Richter  in  der  Hand  hat,  eine  Berathung  im  eigent- 
lichen Sinne  ausgeschlossen.  Gegenseitige  Berathschlagung  über 
das  zu  fällende  Urtheil  ist  an  sich  möglich  und  mag  auch  bei 
dem  Kecuperatorenprozess  stattgefunden  haben'.  Aber  bei  dem 
Geschworenengericht  mit  magistratisohem  Vorsitz  ist  dieselbe 
ausgeschlossen  und  die  Bezeichnung  desselben  als  Consilium 
nichts  als  eine  Reminiscenz  an  die  Entwicklung  der  Institution 
aus  dem  Privatprozess  mit  seinem  Einzelrichter  und  dessen  be- 
rathenden  Beisitzern  (S.  213).  Die  Besorgniss,  dass  unberechtigter 
Einfluss  des  Einzelnen  die  Unabhängigkeit  der  Geschwomen- 
institution  schädigen  könne,  hat  dahin  geführt,  dergleichen  Sammt- 
berathungen  vielleicht  gesetzlich,  sicher  praktisch  zu  unterdrücken 
und  an  den  Schluss  der  Verhandlung  unter  der  Benennung  der 
*  Sendung  zur  Rathschlagung'  in  der  That  die  unmittelbare  Auf- 
forderung zur  Abstimmung  anzuschliessen  ^. 


^  In  der  lebendigen  Schilderung  des  widerwilligen  Einzelgeschwornen  bei 
Titins  a.  a.  0.  heisst  es  nach  dem  Schlnss  der  Verhandlung:  e%tnt  in  consüiumj 
ibi  haec  oratio:  quid  mihi  negotii  est  cum  isUs  nugatoribus  potius  quam  (quin 
potius  Madvig)  potamus  mulsum  mixtum  vino  Graeco?  Hier  kann  %bi  nur  den 
Ort  bezeichnen,  wo  der  Geschworne  init  seinen  Beiräthen  sich  über  das  ürtheil 
schlüssig  macht.  In  einer  vor  dem  Kaiser  Marcus  im  J.  166  verhandelten 
Erbschaftssache  (Dig.  28,  4,  3)  lässt  der  Kaiser,  nachdem  er  über  die  Erb- 
einsetznng  entschieden  hat  und  nun  die  Frage  wegen  der  Gültigkeit  der 
Legate  erhoben  wird,  nach  Anhörung  der  Parteien  diese  abtreten  (remotis 
Omnibus)  und  dann  nach  angestellter  Berathung  {cum  deliberasset)  zurückrufen, 
um  die  zweite  Entscheidung  entgegenzunehmen.  Auf  derartige  Verhandlungen 
weist  die  Formel  cum  consilio  conlocutus  (S.  449  A.  4). 

'  Richterspruch  durch  Majoritätfindung  widerstreitet  dem  monarchischen 
Begriff  des  römischen  Prozesses;  die  älteste  davon  abweichende  Institution, 
der  Kecuperatorenprozess  ist  so  wenig  bekannt,  dass  wir  nicht  wissen,  ob  die 
Recuperatoren  vor  der  Abstimmung  über  dieselbe  verhandeln  konnten. 

*  Die  bis  in  die  Einzelheiten  ausgeführten  Darstellungen  der  Prozesse 
des  Oppinianicus  (Cicero  pro  Gluentio  a.  a.  0.)  und  des  Milo  zeigen  den  un- 
mittelbaren Anschluss  der  Abstimmung  an  den  Schluss  der  Verhandlung; 
eonsurgitur  in  consilium  (pro  Gluentio  27,  75)  geht  auf  das  Aufstehen  der  Ge- 
sehwomen,  um  die  Stimmtafel  in  die  Urne  zu  werfen.  Auch  sonst  begegnet 
nirgends  eine  Hindeutung  auf  Deliberationen  der  Geschwomencollegien.  End- 
lich lässt  diese  Deliberation  sich  mit  der  Oeffentlichkeit  der  Procedur  schwer 
Tereinigen  und  es  fehlt  eine  dafür  geeignete  LocalitäL 
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Sprech-  lieber  die  Zusammensetzung  des  Gerichts  ist  im  vorigen  Buch 

**"'"'•  gehandelt  worden.  Bei  collegialisch  zusammengesetzter  Spruch- 
stelle (S.  213)  wird,  wahrscheinlich  allgemein,  eine  Minimalzahl  an- 
.  wesender  Geschworner  erfordert^;  abwesende  können,  wenn  es 
thunlich  ist  und  der  Vorsitzende  die  Hand  dazu  bietet,  durch 
magistratischen  Befehl  herbeigerufen  werden '.  Dass  nach  manchen 
Ordnungen  zunächst  darüber  abgestimmt  werden  musste,  ob  die 
Sache  spruchreif  sei  oder  weitere  Verhandlung  stattzufinden  habe, 
ist  bereits  entwickelt  worden  (S.  423  f.) ;  wenn  das  Gesetz  dies  vor- 
schrieb und  die  erforderliche  Majorität  sich  für  hinreichend  unter- 
richtet erklärte,  so  hatten  diejenigen  Geschwornen,  die  dagegen 
gestimmt  hatten,  sich  zurückzuziehen^. 

Mflnduche  Die  Abstimmung  kann  mündlich  stattfinden,  wobei  die  Reihen- 

"^^^[^ folge  durch  Loosung  bestimmt  wird*  oder  durch  Stimmtäfelchen, 
stimmaiig  wobei  die  Folge  gleichgültig  war.    Vielleicht  schon  nach  dem  cal- 
sch^o^rä-  Pürnischen  Repetundengesetz,  sicher  nach  der  suUanischen  Ordnung 
proze«.    hatte  der  Angeklagte  zwischen  den  beiden  Formen  die  Wahl*; 
nach  der  gracchanischen  Ordnung  und  ebenso  nach  der  aurelischen, 
überhaupt  für  die  Rittergerichte  war  geheime  Abstimmung  vor- 
geschrieben •  und  hatte  jeder  Geschworne  vor  derselben  sich  eid- 
lich zu  verpflichten,  weder  über  die  eigene  Abstimmung  noch  über 
die  anderer  etwas  zu  verlautbaren''.    Dabei  blieb  es  auch  unter 
dem  Principat,   so  lange  die  Geschwomengerichte  fortbestanden, 
nur  dass  unter   Augustus  bei  der  Urtheilfällung  über  den  aus- 
gebliebenen   Angeschuldigten    die   geheime    Abstimmung    ausge- 


>  Cicero  ad  Q.  fr.  2,  16,  2:  Damitius  iudices  (in  einem  Prozess  wegen  Ver- 
gewaltigung) ad  numerum  non  habuit 

*  Cicero  pro  Cluentio  27,  74.  de  1.  agr.  2,  13,  84:  (Xciri)  e  consüiis  ab- 
dttcant  qtios  velint.    Hierauf  bezieht  sich  wohl  das  Repetundengesetz  Z.  50. 

'  Repetundengesetz  Z.  49:  [praetor  , , ,  uti  eis  iudieejs  quei  iudicare 
negarint,  semovantfur  facito], 

*  Cicero  pro  Cluentio  28,  75. 

^  Dies  bestimmte  das  comelische  Mordgesetz  (Cicero  pro  Cluentio  20, 
55.  27,  75).  In  dem  Repetundenprozess  des  Verres  soU  per  iabdlam  gestimmt 
werden  (Cicero  divin.  7,  24.  Yerr.  4,  47,  104);  doch  wird  vielleicht  dies  nur 
gesagt,  weil  die  Entscheidung  des  Angeklagten  in  diesem  Fall  nicht  zweifel- 
haft sein  konnte. 

*  Das  gracchanische  Repetundengesetz  ordnet  sie  an,  und  in  den  nach 
dem  aurelischen  Gesetz  geführten  Prozessen  wird  sie  wenigstens  ausschliess- 
lich und  häufig  erwähnt  (Cicero  pro  Flacco  89,  99.  pro  Rah.  Post.  5,  11.  12, 
Appian  b.  c.  4,  27). 

^  Repetundengesetz  Z.  44.    Asconius  in  Mil.  58.  54. 
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schlössen  ward*.  Zum  Behuf  der  geheimen  Abstimmung'  wird 
eine  Urne*,  oder  nach  der  durch  die  aurelische  Prozessordnung 
vorgeschriebenen  ständischen  Theilung  der  Geschwomenstellen 
(S.  210),  zur  Controle  insbesondere  des  Verhaltens  der  Senatoren 
in  den  einzelnen  Prozessen,  für  jeden  der  drei  Stände  eine  be- 
sondere Urne,  zunächst  wie  es  scheint  nach  Ermessen  des  Vor- 
sitzenden*, seit  dem  J.  695/59  aber  nach  gesetzlicher  Vorschrift* 
auf  dem  Tribunal*  aufgestellt.  Weiter  werden  Stimmtafeln  mit 
Wachsüberzug,  welche  auf  der  einen  Seite  mit  dem  Buchstaben 
a(b8olvo\  auf  der  andern  mit  dem  Buchstaben  c((mdemno)  bezeichnet 
sind,  unter  die  Geschwornen  vertheilt',  und  dieselben  angewiesen 
nach  Löschung  des  einen  derselben,  den  stehengebliebenen  ver- 
deckend, die  Tafel  in  die  Urne  zu  werfen®. 

Nach  beendigter  Abstimmung  werden  durch  einen  dazu  aus-  Aiwuiüaiif 
geloosten  Geschwornen    die  Täfelchen   verlesen,    wobei    derselbe  gti„a^. 
jedes  verlesene  dem  Nachbar  vorzuweisen  hat ;  ungültige  Täfelchen 
werden  als  *ohne   Abstimmung*   abgerufen*.    Nachdem    dies    be- 


^  Dio  54,  3  (S.  384  A.  3).  Bei  politischen  Prozessen,  in  welchen  das 
Eremodicium  besonders  häufig  vorkam,  war  die  Freisprechung  Gesinnungs- 
opposition. 

'  Hier  ist  das  Repetundengesetz  Z.  50 — 54  zu  Grunde  gelegt,  womit  die 
sonstigen  Zeugnisse  wesentlich  übereinstimmen.  Abweichungen  im  Einzelnen 
werden  nicht  gefehlt  haben. 

'  SiteUa  im  Repetundengesetz,  gewöhnlich  uma  (Cicero  in  Vat.  14,  34 
und  sonst). 

*•  Nach  Asconius  in  or.  in  tog.  cand.  p.  90  wird  Catilina  im  J.  689/65  im 
Repetundenprozess  in  der  Weise  freigesprochen,  ut  eum  aenatorum  uma 
damnaret,  eqmtwn  et  tribunorum  ahaolveret 

^  Nach  Dio  38,  8  wird  im  J.  695/59  auf  Antrag  des  Prators  Q.  Fufius 
Calenus  beschlossen,  dass  die  Geschwornen  nicht  femer  gemeinschaftlich 
(avttfit^),  sondern  die  drei  Stände  jeder  für  sich  stimmen  sollen.  Dass  dieses 
Gesetz  nach  der  Angabe  des  Scholiasten  zur  Rede  pro  Flacco  p.  235  die 
Rejection  betraf,  mag  richtig  sein,  ist  aber  mit  Dios  Angabe  vereinbar.  Alle 
Berichte  aus  späterer  republikanischer  Zeit  zeigen  getheilte  Abstimmung. 

•  Cicero  in  Vat.  14,  34. 

''  Repetundengesetz  Z.  51:  sorUcolam  (so  oder  sors  das  Gesetz,  später 
taMlä)  unam  buxeam  longam  digitos  IUI,  latam  .  .  .  [in  qua  sorticola  ex  altera 
parti  littera  A  scripta  stet,  ex  altejra  parti  C.  Cicero  div.  in  Caec.  7,  24: 
ceratam  unicuique  tabellam  dari.  Vielleicht  ist  bei  diesem  Verfahren  auf 
illitterate  Geschworne  Rücksicht  genommen.  Schreiben  scheint  nicht  gefordert 
zu  sein. 

^  Repetundengesetz  Z.  52:   litteram  digiteis  opertam. 

*  Repetundengesetz  Z.  53.  54.  Die  Formel  für  die  unbeschriebene  (oder 
doppelt  beschriebene)  Stimmtafel  ist  seine  sufragio. 
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endigt  ist,  ßchreitet  der  Vorsitzende  zur  Auszählung  der  gültigen 
Stimmend  Die  Verurtheilung  erfordert  die  Majorität  der  ab- 
gegebenen Stimmen ;  Ton  Rücksichtnahme  auf  die  absolute  Majorität 
der  berufenen  Geschwomen  oder  gar  von  Erforderung  einer  die 
einfache  Hälfte  übersteigenden  Zahl  findet  sich  keine  Erwähnung. 
Bei  Stimmengleichheit  war  die  Majorität  nicht  erreicht,  das  Er- 
gebniss  also  die  Freisprechung*.  Unter  dem  Principat  wurde  dem 
Kaiser  die  ausserordentliche  Befugniss  ertheilt  in  jedem  iudicium 
publicum,  wenn  er  wollte,  eine  freisprechende  Stimme  abzugeben 
und  dadurch  auf  das  Ender gebniss  einzuwirken''. 
Inhalt  Materiell  beschränkt  sich  im  Geschwornenprozess  die  Urtheil- 

•chworaen-  ßi^dung ,  wio  im  Civilverfahren ,  auf  die  Bejahung  oder  die  Ver- 
vtkeiis.  neinung  der  Frage,  ob  der  Angeklagte  das  in  dem  für  diesen 
Prozess  massgebenden  Gesetz  benannte  Delict  begangen  oder  nicht 
begangen  habe^.  Damit  ist  die  Aufgabe  des  Geschwornengerichts 
insofern  erledigt,  als  die  rechtlichen  Folgen  lediglich  dem  Gesetz 
entnommen  werden  können,  wie  dies  bei  der  Todesstrafe,  bei 
allen  Freiheitsstrafen,  bei  der  Einziehung  des  Vermögens  oder 
einer  Vermögensquote  und  überhaupt  in  der  Regel  der  Fall  ist. 
Für  Abstufung  und  Modification  dieser  Strafen,  wie  sie  nament- 
lich in  dem  tribunici  sehen  Strafverfahren  der  älteren  Periode  bis 
zum  Uebermass  zur  Anwendung  kommt,  bietet  das  dem  harten 
Privatrecht  entnommene  System  der  iudicia  publica  keinen  Raum. 
Wo  indess  durch  die  Bejahung  der  Schuldfrage  die  Entschädigungs- 
pilicht  nur  allgemein  festgestellt  ist,  wie  bei  den  Repetunden  und 
dem  Peculat,  haben  die  Geschwomen  durch  ein  zweites  Ver- 
fahren, die  Streitschätzung  (litis  oder  litium  aestimatio),  das  heisst 
für  das  oder  die  in  dem  ersten  als  solche  festgestellten  Delicto 


^  Dies  heisst  diribere  (von  dis-lMberei  vgl.  eaahibere)  tabeüas  (Cicero  in  Pis. 
40,  96;  ad  Q.  fr.  3,  4,  1)  wie  bei  der  geheimen  Abstimmung  der  Bürgerschaft 
(St  R.  3,  407). 

*  Da  das  jnlische  Repetundengesetz  besagt:  quod  eomm  wdicum  maior 
pars  iudicarit,  id  tW  ratumque  esto,  zweifelt  der  Vorsitzende,  ob  bei  eingetretener 
Stimmengleichheit  Freisprechung  eintreten  könne,  entscheidet  sich  aber  schliess- 
lich dafür  trotz  der  mangelhaften  Fassung  des  Gesetzes  (Caelius  ad  fam.  8,  8, 8). 

*  Dio  51,  49.    St.  R.  2,  958.    Anwendungen  werden  nicht  berichtet 

*  Eine  andere  Thatfrage  als  die  nach  der  Schuld  des  Angeklagten  mit 
der  an  deren  Bejahung  geknüpften  Gondemnation  kennt  das  Strafrecht  nicht. 
Die  Entscheidung  über  den  Status,  das  PräJudicium  des  Civilrechts  (Dig.  2,  4, 
8,  1)  kann  auch  von  einem  magistratisch  geleiteten  Geschwornengericht  gefäUt 
werden,  wie  in  der  Bürgerrechtsfrage  nach  dem  papischen  Gesetz  (S.  204),  aber 
in  das  Strafrecht  gehört  dieser  Prozess  nicht 
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die  Entschädigungssumme  festzustellend    Als  Condemnation  aber 
wird  auch  hier  das  erste  Erkenntniss  angesehen^. 

Nach  dem  Wegfall  der  Geschwornen  liegt  bei  der  Accusation  st»fartii«u 
die  Urtheilfällung   allein  bei  dem  Magistrat,   wie   dies   bei   ^^^^^"^^^^ 
Cognitionalverfahren   immer  der  Fall  ist.     Insoweit   das  Urtheil    Prowai. 
der  Bestätigung  bedarf,  was  in  der  Kaiserzeit  häufig  der  Fall  ist 
(S.  278),  muss  diese  abgewartet  werden;   dass  Appellation   ein- 
gelegt werden  kann,  ändert  nichts  hinsichtlich  der  Spruchfällung 
selbst.    Die  magistratische  Verurtheilung  wird  wie  bei  der  Accu- 
sation so  auch  bei  der  Cognition  formell  behandelt  und  ist  bei 
dieser  der  einzige  Theil  des  sonst  formlosen  Verfahrens,  welcher 
gesetzlicher  Regulirun g  unterliegt.    Dieselbe  beruht  hauptsächlich 
darauf,  dass,  von  geringfügigen  Strafsachen  abgesehen*,  für  das 
Urtheil  Abgabe  auf  dem  Tribunal  und  zwar  unter  der  Republik  münd- 
liche Verkündigung  *,  in  der  Kaiserzeit  Verlesung  nach  dem  Concept  * 


*  Ueber  die  litium  aestimatio  ist  das  folgende  Buch  zu  vergleichen.  Sie 
knüpft  an  an  das  doppelte  Erkenntniss  in  dem  delictischen  Privatprozesse, 
namentlich  der  Diebstahlsklage,  in  welchem  auch  zuerst  die  Thatfrage  erledigt, 
dann  der  Geldwerth  des  Objects  festgestellt  wird.  Wegfall  der  zweiten  Ver- 
handlung, wenn  nach  festgestellter  Thatfrage  der  Kläger  aussergerichtlich  be- 
friedigt wird,  muss  auch  für  das  iudiduni  publicum  angenommen  werden ;  aber 
die  Freisprechung,  welche  in  diesem  Fall  das  Civil  verfahren  vorschreibt,  ist 
bei  der  Quästion  ausgeschlossen,  da  diese  die  eigentliche  Formula  nicht  kennt 
und  schon  die  Bejahung  der  Thatfrage  als  Condemnation  ansieht.  Die  weiteren 
Rechtsfolgen  also,  namentlich  die  Schmälerung  der  bürgerlichen  Rechte,  können 
durch  Befriedigung  der  pecuniären  Anforderungen  nicht  abgewandt  werden. 

'  Die  Stimmtafeln  mit  dem  C  und  der  Sprachgebrauch  schon  des  Repe- 
tundengesetzes  beweisen,  dass  auch  terminologisch  der  erste  Geschwomen- 
Bpruch  selbst  als  candemtkotio  gefasst  wird. 

'  De  piano  kann  der  Magistrat  Bagatellsachen  erledigen:  Dig.  1,  16,  9, 

3.  48,  2,  6.    Nov.  17,  8. 

^  Repetundengesetz  Z.  40.  Caelius  ad  fam.  8,  8,  3,  wo  auf  die  pronunUatio 
die  Protokollirung  folgt. 

*  Vielfach  begegnet  die  pronuntiatio  oder  reciiatio  der  sententia  nach  dem 
Concept,  dem  periculum:  Cicero  Verr.  8,  79,  183;   vita  Marci  11;  Titel  C.  Th. 

4,  17  =  lust  ly  44  de  sententiis  ex  periculo  recitandis;  d(e)  p(er%culo)  in  den 
notae  Magnonis  (gramm.  Lat.  4,  291)  —  oder  der  tabeUa:  Suetonius  Claud.  15: 
ita  ex  tabella  pronuntiasse  creditur;  Appuleius  flor.  1,  9:  proconsul  . . .  plerum- 
qm  de  tabeUa  kgit;  Acten  der  scillitanischen  Märtyrer  vom  J.  180  (S.  404  A.  4) 
am  Schluss  der  Verhandlung :  Satuminus  decretum  ex  tabella  reciiavit;  Tertullianus 
apol.  2:  de  tabella  reeitatis  ülum  Christianutn;  Acten  Cyprians  vom  J.  258  (opp. 
ed.  Hartel  I  p.  CXII):  GcderiiM  Maximus  eoUocutus  cum  consüio  (nicht  conciliö) 
sententiam  .  .  .  dixü  (folgt  die  Motivirung)  et  his  dictis  decretum  ex  tabeUa 
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durch  den  Magistrat  selbst^  vorgeschrieben  ist  und  sowohl  das 
nicht  niedergeschriebene  und  bloss  verkündigte*  wie  das  nieder- 
geschriebene und  nicht  verlesene  UrtheiP  als  nichtig  behandelt 
werden,  wodurch  jeder  nachträglichen  Aenderung  des  Spruches 
vorgebeugt  werden  soll.  Weiter  sind  hinsichtlich  des  Urtheilspruches 
die  folgenden  Momente  zu  bemerken. 

1.  In  der  Fassung  tritt  das  Urtheil  bald  als  magistratische 
Aeusserung  auf,  welche  in  der  Regel  an  den  Beklagten  sich 
richtet*,  bald  in  objectiver  Relation*^,  wobei  die  erstere  Form  der 
der  Verlesung  voraufgehenden  Verhandlung  angehören,  die  zweite 
die  Formel  des  Conceptes  sein  wird. 

2.  Das  Urtheil  wird  regelmässig  sowohl  das  Delict  aus- 
gesprochen haben,  wobei  wenigstens  in  früherer  Zeit  die  dem 
historischen  Wahrheitsbeweis  angemessene  Fassung  gewählt  wurde, 


recitavit;  ebenso  vielfach  in  anderen  minder  beglaubigten  Christenprozessen; 
griechisch  in  den  Acten  des  Pionius  vom  J.  250  c.  20:  ano  nivaMog  aveyvtua&i] 
Pdj/jauni  —  oder  lihellus:  d(e)  l(tbel1o)  in  den  angeführten  notae  Magnonis 
p.  292;  Cod.  7,  44,  2  pr.  —  oder  Ulia:  C.  I.  L.  11,  4125.  Verlesung  des  Ur- 
theils  auch  bei  Agathias  4,  11  und  sonst. 

1  In  der  Spätzeit  wird  dem  Magistrat  der  ersten  Rangklasse  gestattet 
die  Verlesung  durch  einen  Subalternen  vornehmen  zu  lassen  (Cod.  7,  44,  2,  1); 
Der  praefectus  praetorio  kann  nach  Cassiodor  (var.  6,  8,  3)  auch  ohne  Verlesung 
sprechen. 

«  Cod.  7,  44,  c.  2.  Cod.  Th.  4,  17,  1  («=  Tust.  7,  44,  3).  4.  Daher  wird  das 
Concept  im  Protokoll  erwähnt. 

'  Cod.  7,  44,  1.  2.  Darum  wird  die  Verlesung  gleichfaUs  im  Protokoll 
erwähnt 

*  Schon  in  republikanischer  Zeit  fällt  der  Strafrichter  hinsichtlich  der 
von  dem  Kläger  beantragten  Eintreibung  von  Geldern  den  Spruch  mit  redigam 
oder  non  redigam  (Cicero  pro  Rab.  Post.  13,  37;  Caelius  ad  fam.  8,  8,  3).  In 
späterer  Zeit  lautet  die  Verurtheilung  wegen  Calumniä:  calumnicUus  es  (Dig.  48, 
16,  1,  4,  wogegen  der  Kläger  mit  non  probasH  einfach  abgewiesen  wird)  und 
ähnlich  Dig.  3,  2,  20,  womit  die  Präconen-Edictionen  Dig.  12,  2,  13,  6.  Cod. 
2,  11,  16  zusammenhängen  werden;  vgl.  auch  Dig.  42,  1,  59,  1). 

'^  L,  Titius  fernere  acctisasse  ^idetur :  Dig.  48,  16,  1,  5.  In  den  Acten  der 
scillitanischen  Märtyrer  vom  J.  180  (8.  404  A.  4)  verliest  der  Proconsul  das 
Urtheil:  Speratum  (folgen  die  übrigen  Namen)  ritu  ChrtsUano  vivere  confessoa 
quoniam  oblaia  sibi  facultate  ad  bonorum  morem  redetmdi  obgtinanter  persevera- 
venmt,  gladio  animadverti  placet  und  lässt  dann  durch  den  Herold  abrufen: 
Speratum  .  .  .  duci  iussi.  Im  dem  Prozess  des  Pionius  vom  J.  250  lautet  das 
Urtheil:  JJioviov ittvTov ouoXoyrinavTa  fJvai,  Xqiotmvov  CtSvra  xttriva&  n^odra^afMev. 
In  dem  des  Cyprian  vom  J.  258  hält  der  Statthalter  demselben  seine  Misse- 
thaten  vor  und  verliest  dann  das  Urtheil :  Thnadum  Cyprianum  gladio  anivMd- 
verti  placet. 
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da86  der  Angeschuldigte  die  That  begangen  zu  haben  'scheine'  \ 
wie  auch  die  verwirkte  Strafe.  Entscheidungsgründe,  welche  das 
Geschwomenverfahren  ausschliesst,  in  den  magistratischen  Spruch 
aufzunehmen,  ist  zulässig,  aber  nicht  nothwendig^. 

8.  Ausfällung  des  Spruchs  in  lateinischer  Sprache  ist  bis  in 
späte  Zeit  vorgeschrieben  •. 

4.  Wenn  der  Spruch,  wie  dies  Regel  ist,  nach  Berathung 
mit  dem  Gonsilium  gefällt  wird,  so  wird  dies  in  denselben  auf- 
genommen  ^. 

'&.  Eigenhändige  Aufsetzung  des  Urtheils  ist  zwar  nicht  gesetz- 
lich vorgeschrieben,  scheint  aber  üblich  gewesen  zu  sein*. 

Ueber  die  Protokollirung  des  Urtheils  ist  im  letzten  Abschnitt 
dieses  Buches  gehandelt. 

Die  Verurtheilung  macht  im  magistratischen  wie  im  magi- 
stratisch-comitialen  Prozess  und  im  Cognitionalverfahren  dem  Ver- 
fahren ein  Ende.  Wiederaufnahme  derselben  Anschuldigung  zum 
Zwecke  der  Strafänderung  lässt  sich  bei  rein  magistratischem 
Verfahren  vielleicht  aus  dem  Wesen  des  öflFentlichen  Prozesses 
deduciren,  da  auf  das  Verhältniss  des  Gemeinwesens  zu  dem 
•Einzelnen  der  privatrechtliche  Begriff  des  Judicats  nicht  bezogen 
werden  kann,  ist  aber  ohne  Zweifel  von  je  her  als  unzulässig  an- 
gesehen worden. 

Die   von   den   Comitien    beschlossene    Aufhebung    des    Straf-     f«»- 
urtheils  hat  Gesetzeskraft  und  ist  rechtlich  unanfechtbar.  —  Bei  "P"«^™»^ 


^  Cicero  acad.  pr.  2,  47,  146:  giMe  iurati  iudxces  cognovissent,  ut  ea  non 
esse  facta,  sed  tU  videri  prantmtiarentur.  Y err.  1.  2,  88,  93 :  pronuntiat  Sthenium 
litteras  p^iblicas  eorrupisse  videri.  5,  6,  14.  in  Pis.  40,  97.  ad  Att  4,  17,  5. 
Dig.  3,  2,  20.  48,  16,  1,  5.  Dies  gilt  auch  für  den  Privatprozess:  Plinius  h.  n. 
14,  13,  90.  Dig.  40,  12,  27,  1.  —  Dass  der  Richter  dem  Spruch  die  Formel  ex 
animi  sententia  beisetzte  (Quintilian  decl.  813),  ist  nicht  hinreichend  beglaubigt 

*  Vgl.  ausser  den  S.  448  A.  5  angeführten  Stellen  Dig.  48,  19,  4o.  49, 
8,  1,  1.   2. 

*  Die  lateinische  Fassung  wird  bemerkt  in  den  kleinasiatischen  Acten  des 
Pionius  vom  J.  250  (S.  447  A.  5)  und  noch  bei  Lydus  de  mag.  3,  11  hervor- 
gehoben. Wie  bei  Tryphoninus  (unter  Severus)  Dig.  42,  1,  48;  decreta  a  prae- 
toribus  Laune  inierponi  debent  die  praetores  zu  fassen  sind,  steht  dahin.  Hono- 
riuB  —  oder  Jnstinian  —  sagt  Cod.  7,  45,  12:  iudices  tarn  lAxHna  quam  Qraeca 
lingua  sententias  proferre  posstmt 

**  6.  150  A.  8.  Die  Formel  cum  consüto  coUocutus  findet  sich  in  dem 
ürtheil  über  Cyprian  (S.  447  A.  5). 

^  Augustinus  sermo  47  de  ovibus  8,  4  (vol.  5  p.  248  Maur.):  ültimam  sen- 
UnUam  .  .  .  dicturus  est  iudex  in  tabeüa  scripturus  numu  sua. 
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der  Cognition  dagegen  erfolgt  die  Freisprechung  in  der  republika- 
nischen *  wie  in  der  Kaiserzeit  ^  lediglich  im  Wege  der  Entlassung 
des  Angeschuldigten.  Insoweit  ist  sie  blosse  Einstellung  des  Ver- 
fahrens, und  wie  keine  feste  Fassung  giebt  es  dafür  auch  keine 
Rechtsform,  durch  welche  die  Wiederaufnahme  der  Untersuchung 
definitiv  abgeschnitten  werden  könnte.  Die  Billigkeit  wird  auch 
hier  häufig,  aber  nicht  immer  ihrer  Erneuerung  im  Wege  gestanden 
üMbinder-  haben.  —  Die  formale  Unabänderlichkeit  des  Judicats,  welche  dem 
"^^y/i^  älteren  Strafrecht  fremd  ist,  ist  im  Wesen  des  Schiedsgerichts 
Accusationii- begründet  und  damit  auch  dem  Privatprozess  von  jeher  eigen. 
pTO"w-  ^j^  jßjjj  Geschwomenverfahren  desselben  ist  sie  dann  in  den 
Quästionenprozess  übergegangen ;  es  ist  einer  der  wichtigsten  Vor- 
züge des  späteren  öffentlichen  Strafprozesses  vor  dem  älteren,  dass 
er  die  Rechtskraft  des  Urtheils  anerkennt.  In  dem  uns  erhaltenen 
Repetundengesetz  und  ohne  Zweifel  in  allen  analogen  Special- 
ordnungen ist  ausdrücklich  ausgesprochen  worden,  dass,  wie  auch 
der  Spruch  gefallen  ist,  es  dabei  ein  für  allemal  sein  Bewenden 
hat  und  jeder  auf  Grund  eines  derartigen  Gesetzes  Abgeurtheilte 
wegen  derselben  Thatsache  nicht  abermals  vor  denselben  Gerichts- 
hof gestellt  werden  kann ".  An  diesem  Grundsatz  der  Unabänder- 
lichkeit des  Richterspruchs  ist  in  republikanischer  Zeit  wie  unter 
dem  Principat  unbedingt  festgehalten  worden  * ;  noch  unter  diesem 
wird  dies  anerkannt  selbst  dann,  wenn  es  sich  herausstellt,  dass 
der  Spruch  auf  irrigen  Voraussetzungen  beruht*  oder  unter  Ver- 


1  Nihil  U  moror:  Liv.  4,  42,  8  (=  Val.  Max.  6,  5,  2>  8,  35,  8.  Bei  dem 
eigentlichen  Strafprozess  wird  diese  Formel  gebraucht,  wenn  der  Ankläger  ihn 
fallen  l&sst:    Liv.  43,  16,  16. 

*  Gewöhnlich  dimittere:  Plinius  ad  Trai.  93,  5.  Tertullianus  ad  Scap.  4. 
Modestinus  Dig.  48,  1,  12,  1.    Johannes  19,  10.   12. 

'  Repetundengesetz  Z.  56:  [quei  m  h,  Z.  condemncchis]  aut  apsoJutus  erit, 
quam  eo  h.  h,  nisei  guod  post  ea  fecerit  aut  nisei  quod  praevaricationis  caussa 
fadum  erit  au[t  nisei  de  leitibus/  aestumandia  aut  nisei  de  sanctione  (vgl.  Buch  4 
Abschn.  11)  hoiusce  legis,  actio  nei  esfto].  Dies  wird  Z.  74  =  81  erstreckt  auf 
die  nach  den  älteren  Repetundengesetzen  behandelten  Prozesse. 

*  Seneca  contr.  7,  8  [23],  7 :  iudex  quam  tulit  de  reo  tabellam  revocare  non 
potestf  qtMesüor  non  mutabit  prommtiationem  suam,  Appuleius  Flor.  1,  5:  pro^ 
consulis  tahelia  sententia  est,  quae  semel  lecta  neque  augeri  littera  una  neque  autem 
minm  potest,  sed  tUcumque  recitata  est,  ita  prowneicie  instrumenta  refertur. 
Paulus  Dig.  42,  1,  45,  1:  de  amplianda  vel  minttenda  poena  dcannatorum  post 
sententiam  dictam  sine  principali  auctoritate  nihil  est  staUtendum.  Dig.  1, 1,  10. 
42,  1,  55.   48,  19,  27  pr.    Cod.  7,  44,  2.    tit.  50,  1.   9,  47,  15. 

»  Dig.  48,  18,  1,  27. 
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letzuDg  gesetzlicher  Bestimmungen  ergangen  ist  ^  Ueber  die  Aus- 
nahmefälle, die  gerichtliche  Gassirung  eines  Erkenntnisses,  weil 
es  erschlichen  oder  erzwungen  ist ,  und  die  legislative  im  Wege 
der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  wird  im  neunten  Ab- 
schnitt gehandelt  werden;  sie  hindern  nicht  auszusprechen,  dass 
die  Unabänderlichkeit  des  Judicats,  des  billigen  wie  des  unbilligen, 
das  Fundament  eines  jeden  Rechtsstaats,  nachdem  sie  in  das 
Strafrecht  eingeführt  worden  war,  von  dem  römischen  so  lange 
aufrecht  gehalten  worden  ist,  als  er  selber  aufrecht  stand. 

Die  Execution  des  Urtheils  wird  im  fünften  Buch  bei  den 
Strafen  ihren  Platz  finden. 


^  Dig.  48,  19,  9,  11.    Allerdings  darf  die  Fehlerhaftigkeit  nicht  so  weit 
gehen,  dass  der  Spruch  nicht  mehr  als  solcher  angesehen  werden  kann. 
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Achter  Abschnitt. 

Störungen  der  Strafklage  oder  der 

StrafyoUstrecknng. 


Der  in  den  bisherigen  Abschnitten  entwickelte  Verlauf  der 
Straf  klage  so  wie  die  Vollziehung  der  erkannten  Strafe  kann  auf 
mancherlei  Weise  verhindert  oder  gestört  werden.  Es  erscheint 
angemessen  diese  Momente,  so  weit  sie  nicht  in  die  bisherige 
Darstellung  eingefügt  werden  konnten,  sondern  eine  allgemeine 
Behandlung  erfordern,  trotz  ihrer  grossen  Verschiedenartigkeit 
hier  zusammenzufassen.    Es  sind  dies  die  folgenden: 

1.  Der  Wegfall  der  anhängigen  Strafklage  (aholitio). 

2.  Personale  Befreiung  von  der  Strafverfolgung. 

3.  Das  Asylrecht. 

4.  Die  Intercession  und  die  Appellation  der  republikanischen 
Zeit. 

5.  Die  Appellation  der  Kaiserzeit. 

6.  Die  Begnadigung  mit   Suspendirung  der  Rechtskraft  des 
Strafurtheils  oder  die  comitiale  Provocation. 

7.  Die  feldherrliche  Provocation. 

8.  Die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand. 

9.  Die  Verjährung  des  Strafprozesses  und  des  Delicts. 

1.   Wegfall  der  anh&n^igen  Straf  klage  (€iboUtU>). 

Das  gerichtlich  begonnene  Strafverfahren  kann  wegfallen  *  ent- 
weder durch  den  Tod  oder  den  Rücktritt  vom  Amte  des  Gemeinde- 


^  Der  Wegfall  der  eingebrachten  Accusation  heisst  technisch  ahölitiOy 
das  heisst  die  Löschung  des  Namens  in  dem  Anklagenverzeichniss,  ohne  dass 
der  Prozess  zu  Ende  geführt  wird.    Auf  die  Veranlassung  der  Löschung  wird 
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Vertreters  oder  durch  den  Rücktritt  desselben  von  der  Fortführung 
der  Prozesse  oder  durch  gesetzliche  Niederschlagung  des  Straf- 
verfahrens. 

1.  Das  magistratische  Strafverfahren   ist  bedingt  durch  das  wegikii  de« 
Amt,  die  Accusation  durch  das  personale  Gemeindemandat ;  jenea  filUt  strawcht«» 
also  weg ,   wenn  bei  schwebendem  Prozess  der  Straf richter  stirbt  ^  des  KiA^ers. 
oder  vom  Amte  zurücktritt,  diese,  wenn  der  Kläger  bei  schweben- 
dem Prozess  stirbt-,   in  letzterem  Falle  wird  der  Name  des  An- 
geklagten in  der  Anklageliste  von  Rechtswegen  gelöscht  (ahclitio 

ex  legey.  Dass  bei  dem  Tod  oder  dem  Rücktritt  des  Prätors,  bei 
dem  die  Accusation  angebracht  ist,  dieselbe  auf  dessen  Amtsnach- 
folger übergeht  und  auch  das  Gonsilium  in  diesem  Falle  un- 
verändert bleibt,  ist  durch  besondere  wahrscheinlich  in  sämmtliche 
hieher  gehörigen  Specialgesetze  eingesetzte  Glauseln  vorgesehen 
(S.  207).  —  Der  Wiederaufnahme  des  also  abgebrochenen  Prozesses 
steht  kein  Hindemiss  im  Wege,  da  auch  die  Accusation  nicht  zur 
Freisprechung  geführt  hat'. 

2.  Den  magistratischen  wie  den  magistratisch-comitialen  Pro-Fau«^MMa 
zess  der  Republik  so  wie  das  Gognitionalverfahren  der  Eaiserzeit 
kann,  wo  nicht  specielle  Anordnungen  im  Wege  stehen,   der  be- 


d68  8tn^ 
prozeMM. 


terminologisch  keine  Rücksicht  genommen;  auch  die  Löschung  der  in  nicht 
rechtsgültiger  Weise  angestellten  Anklage  wird  also  bezeichnet  (Dig.  48,  2,  3, 
1.  tit,  5,  36;  Cod.  9,  42,  2,  2).  Im  strafrechtlichen  System  wird  der  Begriff 
so  wie  angegeben  beschrlinkt 

*  Darauf  beruht  der  Bericht  von  der  Ermordung  des  Volkstribuns  Cn. 
Genucius  im  J.  281/473.    Liv.  2,  54.    Dionys.  9,  38. 

'  Papinian  Dig.  48,  16,  10  pr.:  fit  ex  lege  abolüio  accusatore  mortuo  vel 
ex  iusta  causa  impedito,  quo  minus  a^xusare  possit  Paulus  Dig.  48,  2,  3,  4: 
si  accusator  decesserit  aliave  quae  causa  ei  impedieräj  quo  minus  accusare  possit, 
et  si  quid  simüe,  nomen  rei  aboletur  postulante  reo:  idque  et  lege  hüia  de  vi  et 
senatus  consulto  cautum  est  Die  Behinderung  ex  tusta  causa  ist  schwerlich  die 
für  die  Motiyirung  der  aholitio  privata  erforderliche  (S.  500),  sondern  etwa  die 
Einberufung  zum  Kriegsdienst  oder  ähnliche  von  dem  Gericht  von  Amtswegen 
zu  berücksichtigende  Hindemisse.  —  Der  Erbe  des  bei  schwebendem  Prozess 
verstorbenen  Klägers  ist  zur  Aufnahme  der  Klage  nicht  verpflichtet  (Dig.  48, 
%  19  pr.). 

'  Papinian  Dig.  48,  1,  13  pr.:  accusatore  defuncto  reus  (Hdschr.  res)  ab 
dlio,  iudicante  praeside  provinciae,  peragi  potest,  Paulus  nach  den  A.  2 
angeführten  Worten:  ita  ut  liceat  alii  ex  integro  repetere  reum.  sed  intra  quod 
tempuSj  videamMs;  et  uOque  triginta  dies  utiles  observandd  sunt  Vielleicht  ist 
diese  Stelle  unrichtig  verkürzt  und  stand  die  Wiederanstellung  der  Klage  ex 
integro  unbeschränkt  frei,  dagegen  der  Eintritt  in  die  begonnene  Klage  in  der 
Weise  der  civilrechtlichen  Translation  nur  innerhalb  Monatsfrist. 
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treffende  Beamte  jederzeit  fallen  lassen*.  —  Die  Accusation  da- 
gegen kann  das  beikommende  Gericht  wie  nicht  zurückweisen  so 
auch  nicht  niederschlagen,  so  wenig  wie  den  an  dasselbe  gebrachten 
Privatprozess.  Nach  der  anfänglichen  Ordnung  ist  aber  der 
Ankläger  befugt,  wie  die  Anklage  zu  unterlassen  (S.  345),  so  auch, 
gleich  dem  Magistrat  in  dem  älteren  Strafprozess,  jederzeit  von 
der  Anklage  zurückzutreten^,  ohne  dass  ihn  für  diesen  Rücktritt 
eine  besondere  Verantwortung  triflft.  Dies  ist  indess,  wie  bei  den 
Anklägerstrafen  auseinandergesetzt  werden  wird,  durch  den  tur- 
pilischen  Senatsbeschluss  vom  J.  61  n.  Chr.  abgeändert  worden. 
Danach  hat  der  Ankläger,  wenn  er  zurücktreten  will,  dies  vor  dem 
Gericht  zu  rechtfertigen,  wobei  auch  der  Angeklagte  gehört  wird, 
und  es  wird  demselben  nach  Umständen  die  Löschung  gestattet,  was 
als  dbolitio  privata  bezeichnet  wird,  oder  derselbe  wegen  un- 
gerechtfertigten Rücktritts  in  Strafe  genommen,  wobei  selbst- 
verständlich die  Löschung  ebenfalls  stattfinden  kann^.  —  Die 
Calumnienklage  setzt,  wie  es  scheint,  immer  formale  Freisprechung 
des  Angeklagten  voraus;  indess  kann  dieser  die  von  dem  Kläger 
gewünschte  Abolition  wenigstens  nach  dem  späteren  Recht  ab- 
lehnen und,  indem  er  die  Fortsetzung  des  Prozesses  fordert,  nach 
der  Freisprechung  diese  Klage  anstellen.  —  Der  Wiederaufnahme 
der  Accusation  durch  einen  Dritten  —  der  zurückgetretene  An- 
kläger wird  nicht  wieder  zugelassen  —  steht  kein  Rechtshinder- 
niss  im  Wege*. 

^  S.  840.  Es  gilt  dies  von  allen  Cognitionen  vor  dem  Kaiser  oder  dem 
Senat,  trotz  der  bei  dem  letzteren  Verfahren  üblichen  Accusationsform  (Tacitas 
ann.  4,  29:  hi  quidem  statim  (reis)  esoemptt).  In  wie  weit  den  übrigen  Behörden 
der  Kaiserzeit  dies  Becht  zustand  oder  nicht,  hängt  theils  davon  ab,  ob  ihre 
Prozesse  als  ausserordentliche  Cognitionen  oder  als  ordentliche  Accusationen 
aufgefasst  werden,  theils  von  den  Modalitäten  des  kaiserlichen  Mandats;  die 
Befugniss  des  Stadtpräfecten  ist  hierin  sicher  weiter  gegangen  als  die  des 
Statthalters.    Genau  die  Grenze  zu  ziehen  gestatten  die  Quellen  nicht. 

'  Beispiele  sind  zahlreich :  Asconius  in  Comel.  p.  63.  Appian  b.  c.  2,  24. 
Plutarch  SuU.  5.  Pomp.  55.  Sueton  Aug.  56.  Tacitus  ann.  6,  30.  hist.  4,  6. 
Plinius  ep.  7,  6.  Bezeichnet  wird  dies  als  causa  desistere:  Cicero  de  off.  3,  31, 
112  (dieselbe  Erzählung  Liy.  7,  5;  Yal.  Max.  5,  8,  3;  Seneca  de  benef.  3,  37; 
Schrift  de  viris  ill.  28)  oder  accusatione  desistere :  Dig.  48,  5,  12,  3;  gewöhnlich 
bloss  desistere. 

*  lieber  die  äboliUo  privata  ist  bei  den  Anklägerstrafen  gehandelt,  üeber 
die  Löschung  der  Klage  wegen  Ausbleibens  des  Klägers  im  Termin  ygl.  S.  398. 
Wo  die  äböltUo  dem  desistere  entgegengesetzt  wird  (A.  4),  sind  die  straflose 
Abolition  und  der  schuldhafte  Rücktritt  gemeint 

^  Macer  Dig.  48,  2,  11,  2:  eum  qui  abolüione  puhlica  vel  privatn  inter- 
veniente  aut  desistente  accusatore  de  reis  exemptus  est,  alius  deferre  nmprohibetur. 
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3.  Niederschlagung   der  schwebenden   Accusation   kann   nur  OMetciiche 
im  Wege  der  Gesetzgebung  herbeigeführt  werden  und  kommt  in  g^wa^'^g 
republikanischer  Zeit,  so  viel  wir  wissen,  überhaupt  nicht  vor*,  awstraf- 
Unter   dem   Principat  ist   davon   in   früherer   Zeit   wohl   nur   in  p'***"*"* 
einzelnen  Fällen  Gebrauch  gemacht  worden,   theils  um  der  Ver- 
schleppung der  Prozesse  ein  Ziel  zu  setzen',  theils  wegen  Miss- 
brauchs des  Anklagerechts*.     Aber  seit  dem  Ende  des  1.  Jahrb.* 
erscheint  als  legislatorischer  Specialact,  vorzugsweise  durch  Senats- 
beschluss  ^,  aber  auch  mittelst  kaiserlichen  Erlasses  die  ^allgemeine 
Niederschlagung',  dbolitio  publica^,   veranlasst   anfänglich   durch 
besondere     glückliche    Ereignisse^,    späterhin     regelmässig    als 
Steigerung    der    jährlichen    Osterfreude  ^.       Diese    Anordnungen 
schrieben  den  Gerichten  vor  mit  gewissen,  in  den  einzelnen  Ge- 


^  Vergleichen  kann  man  das  iustüiwn  (S.  364  A.  2.   St.  R.  1,  268> 

*  Sueton  Aug.  82 :  diutwrnwrum  rearum  et  ex  quorum  sordibus  (der  Trauer- 
tracht) nihil  aliud  quam  vduptas  inimicis  quaereretur  nomina  abolevit  candidone 
proposüa,  ut  si  quem  gut«  repetere  vellet,  par  pericülum  poenae  subiret.  Andere 
Fälle  Tacitus  ann.  2,  50.  18,  48.  Vita  Pii  7;  Aureliani  87.  Der  specicdis 
indukfentia  gedenkt  der  Erlass  C.  Th.  9,  87,  8  =  lust.  9,  46,  9. 

*  Gaius:  Sueton  Gai.  15.  Dio  59,  6.  Vespasian:  Dio  66,  9:  t'^?  ygatfug  rac 
(nl  roiovToif  iyxXyjjLiaai  (wegen  Majestät)  xar«lvarPy  beide  Male  in  Verbindung 
mit  Cassirung  der  gleichartigen  rechtskräftigen  Erkenntnisse,  wie  dies  ohne 
Zweifel  durchgängig  geschehen  ist 

«  Domitian:  Dig.  48,  8,  2,  1.    tit  16,  16.    Traianus:  Dig.  48,  16,  10,  2. 

(^  Dig.  48,  8,  2,  1.  tit.  16,  12.  St.  R.  2,  884.  8,  1286.  Hierauf  beruht  der 
formell  berechtigte  Widerspruch  eines  Senators  gegen  die  kaiserliche  Nieder- 
schlagung eines  Strafprozesses  (Tacitus  ann.  8,  70).  St.  R.  2,  885.  Es  fällt 
dies  wesentlich  zusammen  mit  der  Ablehnung  der  Klage  (Tacitus  ann.  4,  29). 

*  ÄboUtio  publica  ist  die  technische  Bezeichnung  in  den  Urkunden  (S.  456 
A.  8)  wie  überwiegend  in  den  Rechtsquellen.  —  Indulgentia  ist  davon  nur  in- 
sofern verschieden  ,  als  damit  die  Niederschlagung  des  schwebenden  Straf- 
prozesses und  der  Erlass  des  erkannten  Strafurtheils  zusammengefasst  werden. 
Wenn  C.  Th.  9,  87,  8  =  lust.  9,  46,  9  neben  einander  gestellt  werden  non 
publica  dbolitio,  non  privata  und  non  specialis  indtdgentiaf  ne  beneficium  qtUdem 
generale,  so  ist  mit  dem  beneficium  generale  die  indulgentia  generalis  oder 
communis  gemeint  (Cod.  9,  51,  4.  c.  5.  c.  7.  c.  9).  Indulgentia  wird  ebenso 
häufig  von  dem  Erlass  der  schon  erkannten  Strafe  gesetzt  (Dig.  28,  8,  6,  12; 
Cod.  9,  48,  8),  wie  von  der  Niederschlagung  des  schwebenden  Strafprozesses 
(Cod.  9,  22,  9,  1;  tit.  48,  2;  Cassiodor  var.  11,  40),  in  welcher  letzteren  Ver- 
wendung es  mit  abolitio  sich  deckt.  —  Wegen  der  Bezeichnung  amnsstia  vgl. 
S.  458  A.  1. 

'  Dig.  48,  16,  8.   1.  9.    1.  10,  2.   1.  12.  .  C.  Th.  9,  88,  1. 

8  Zuerst  Gordian  C.  Th.  9,  88,  6.  7.  8  (—  lust.  1,  4,  8).  Cassiodor  var. 
11,  40.    Auch  mit  dem  Kaiserfest  der  Vota  wurden   solche  Gnadenacte  ver- 
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setzen  specificirten  Ausnahmen  \  wozu  aber  regelmäÄsig  die  Capital- 
verbrechen  gehören^,  die  rechtshängigen  Prozesse  als  nicht  ein- 
gebracht zu  behandeln,  was  nicht  bloss  dem  Angeklagten  zu  Gute 
kam,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  strenge  Verpflichtung  des 
Anklägers  auch  diesem.  Indess  ist  dem  Ankläger  immer  binnen 
dreissig  Tagen  die  Wiederaufnahme  des  eingebrachten  Prozesses 
freigestellt  ®. 

2.    Personafe  Befreiung  von  der  StraiVerfolgnng. 

Befreiung  Die  vou  Staatswegeu  einer  Person  zugesicherte  Befreiung  von 

^straf-*"  ^®^  gesetzlich  durch  das  Verbrechen  bedingten  Verantwortung  ist 
verfahren,  ein  Bruch  der  Rechtsordnung  in  weit  höherem  Grade  als  die  nach 
gefälltem  Strafurtheil  dem  Thäter  gewährte  Straf befreiung ,  da 
sittlich  wie  politisch  die  Verzeihung  nicht  vor,  sondern  nach  dem 
Schuldbeweis  einzutreten  hat.  In  der  That  haben  die  Römer  von 
solchem  Absehen  vom  Strafprozess  nur  in  beschränktestem  Masse 
Gebrauch  gemacht.  Was  der  Art  sich  findet,  lehnt  hauptsächlich 
an  an  die  exceptionelle  Rechtsstellung  des  Gesandten.  Wenn  nach 
dem  althergebrachten  Personalrecht  die  Zugehörigkeit  zu  einer 
mit  der  römischen  im  Kriege  stehenden  Nation  dem  Capital- 
verbrechen  rechtlich  gleich  stand,  so  machen  nach  ältestem  Her- 
kommen davon  Ausnahme  die  Staatsboten.  Es  kann  aber  auch 
durch  das  Treuwort  des  römischen  Magistrats  {fides  publica)  jedem 
an  sich  dem  Kriegsrecht  unterworfenen  Ausländer  ein  wenigstens 
annähernd  gleicher  Rechtsschutz  eingeräumt  werden  *.    In  stärkerer 


banden  (Augustinus  contra  Faustum  5,  8),  die  sich  übrigens  nicht  bloss  auf 
schwebende,  sondern  auch  auf  bereits  abgeurtheilte  Strafsachen  erstrecken. 

^  Die  gegen  verhaftete  Sclaven  anhängigen  Prozesse  sind  ausgenommen 
(Dig.  48,  3,  2,  1.    tit.  16,  16). 

«  C.  Th.  9,  88,  1.  2.  3.  4.  Dies  gilt  allgemein  für  die  derartigen  Oster- 
erlasse  (S.  455  A.  8)  In  einzelnen  Fällen  hat  vielleicht  sich  die  Abolition 
auf  Capitalklagen  erstreckt,  wie  dies  dem  Wortlaut  von  C.  Th.  9,  38,  12  ent- 
spricht. 

'  Paulus  5,  17,  1:  post  abolitionem  pMicam  a  delatore  8W>  reus  intra  tri- 
cesimum  dteni  repeti  potest,  postea  non  potest  Dig.  48,  16,  10,  2.  1.  15,  6. 
1.  16.  1.  17.  In  den  Acten  der  Säcularspiele  vom  J.  204  sind  von  den  betreffenden 
Bestimmungen  Reste  erhalten  (eph.  epigr.  8  p.  297);  1,  46:  iis  diehus,  quibus 
tfam  clari  ludi  celebrahjuntur ,  fnomina  quoque  reo]rfu]m  aboUantur  und  2,  20: 
[reorum]  nomina  aholenda  itay  ut  po8[t  djieni  triceaimufm  accusatGrtbus]  rlepe- 
iendi  ius  sit. 

^  Dies  ist  namentlich  gegen  Ueberläufer  sehr  häufig  zur  Anwendung  ge- 
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Weise  ist  durch  Plebificit  dem  mit  Rom  in  Fehde  stehenden  König 
Jngurtiia,  dessen  Steugniss  gegen  die  römischen,  Optimaten  wegen 
Landesverraths  gewünscht  ward,  bei  seinem  Erscheinen  in  d»r 
Stadt  für  sich  und  sein  Gefolge  freies  Geleit  zugesichert  worden  ^ 

Weitere  Anwendung  findet  diese  exceptionelle  Befreiung  von  Amnestie. 
der  Strafverfolgung  bei  inneren  Unruhen  und  Bürgerkriegen.  Dem 
Rechte  nach  steht  der  aufständische  Bürger,  ver  allem,  wenn  er 
gegen  die  legitime  Obrigkeit  die  Waffe  erhebt  oder  erhoben  hat, 
dem  Landesfeind  gleich;  aber  häufig  ist  in  diesen  Fällen  die 
Rechtsordnung  undurchführbar  und  werden  die  Betheiligten  durch 
einen  Staatsact  ausser  Verfolgung  gestellt.  Von  Rechtswegen  wird 
dafür  ein  Volksschluss  gefordert*  und  genügt  wenigstens  das 
bloss  magistratische  Treu  wort  dafür  nicht'.  Dass  in  der  Ueber- 
gangszeit  von  der  Republik  zur  Monarchie  derartige  Zusicherungen 
von  dem  Senat  ausgehen,  ist  nur  eine  Anwendung  der  damals 
von   dem   Senat   in   Anspruch   genommenen    souveränen   Gewalt*. 


kommen.    Diodor  36,  2  verspricht  der  römische  Feldherr  einem  der  Führer 
aufständischer  Sclaven  Straflosigkeit  rj  6rifjtoai<f  nCoiu  r^v  at^tatv  rr;  xi/jtoQiag 

^  Sallust  Ictg.  32.  33.  Wenn  nachher  einem  der  Begleiter  Jugurthas  wegen 
einer  während  seiner  Anwesenheit  in  Rom  begangenen  Mordthat  der  Prozess 
gemacht  wird  (a.  a.  0^  35,  1%  ist  dies  nicht  unbedingt  eine  Verletzung  der  ge- 
gebenen Zusicherung ;  auch  der  Gesandte  kann  belangt  werden  wegen  der  Vor- 
nahmen während  seiner  Gesandtschaft  (Dig.  5,  1,  2,  4).  Die  staatsrechtliche 
Controverse  über  die  Grenzen  des  Gesandtenrechts  ist  auch  eingelegt  in  die 
Erzählung  von  der  Vertreibung  des  Tarquinius  (Liv.  2,  4). 

'  Von  solchen  Volksschlüssen  berichten  die  Annalen  sowohl  aus  den 
früheren  Zeiten  (Dionys.  5,  13.  57)  wie  nach  der  Decemviralrevolution  (Liv.  3, 
54,  14:  L.  Icilius  .  .  .  plehem  rogavit  et  pUhs  scivity  ne  cm  fraudi  esset  sscesM 
ab  deeenmris  facta,  Dionys.  11,  46)  und  unter  dem  J.  412/342  (Liv.  7,  41,  2.  3X 
wo  sich  zeigt,  dass  zunächst  die  in  der  Verletzung  des  Soldatengehorsams  ent- 
haltene PerdueUion  gemeint  ist  Gleichartig  ist  das  für  die  Sertorianer  er- 
lassene plautische  Gesetz  (Suelon  Caes.  57;  Drumann  3,  139).  Die  den 
abtrünnigen  Italikem  am  Ausgang  des  hannibalischen  Krieges  gewährte 
Amnestie  (Appian  Hann.  61)  kann  wenigstens  verglichen  werden.  Vgl.  Cicero 
bei  Servius  in  Aen.  11, 708:  ne  fraudi  sit  ei,  qui'poptüwm  ad  eantenüonem  voavrü, 

'  Nach  Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  10,  28  ist  das  bei  der  Capitulation  des 
Volkstribuns  L.  Satuminus  demselben  von  dem  Consul  C.  Marius  gegebene 
Treuwort,  als  nicht  im  Auftrag  des  Senats  gegeben,  nichtig,  weil  der  Auftrag 
des  Senats  fehhe:   fiies  .  .  .  qui  pott^it  sine  senatfts  consuUo  dari? 

*  In  dieser  Weise  wurde  durch  Senatsbeschluss  nach  Caesars  Ermordung 
den  Mördern  Straflosigkeit  zugesichert  (Appian  b.  c.  4,  94  und  sonst)*,  ferner 
den  Soldaten  des  Antonius  bei  rechtzeitiger  Niederlegung  der  Waffen  (Cicero 
!  Phil.  5,  12,  34.  8,  11,  33);  ferner  im  J.  711/43  für  die   ungesetzliche  Waffen- 
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Immer  bleibt  es  bezeichnend  für  die  relative  Stabilität  der 
römischen  Rechtsordnung,  dass  nicht  bloss  Acte  dieser  Kategorie 
nur  in  geringer  Anzahl  in  den  Annalen  verzeichnet  sind,  sondern 
mehr  noch,  dass  den  römischen  Ordnungen  dafür  eine  feste  Be- 
nennung mangelt.  Die  afAvi^axia  oder  adBia  sind  griechische  Eechts- 
begriffe,  den  Römern  fehlt  die  Sache  nicht  ganz,  aber  völlig  das 
technische  Wort*. 

Von  einer  anderen  Kategorie  der  exceptionellen  strafrecht- 
lichen Immunität,  der  bei  gefährlichen  Verbrechen  zuweilen  an 
die  Denuntiation  geknüpften,  wird  im  zehnten  Abschnitt  bei  den 
Denuntiantenbelohnungen  gehandelt  werden. 

Dass  nach  der  cannensischen  Schlacht  den  Capitalverbrechern 
der  Eintritt  in  das  Bürgerheer  unter  Zusicherung  der  Straf- 
befreiung gestattet  wurde,  steht  in  der  römischen  Ueberlieferung 
ganz  vereinzelt". 

3.    Das  Asylrecht. 

Dm  romu-  Dou  Tempel  frieden,  die  besondere  Unverletzlichkeit  des  Gottes- 
luche  Asyl,  hausos  uud  alles  dessen,  was  in  demselben  sich  befindet,  kennt  das 
römische  Strafrecht  wohl  insofern,  als  die  Beraubung  des  Tempels, 
das  stuyrüegium  schwerer  geahndet  wird  als  diejenige  des  bürger- 
lichen und  des  Gemeindehauses ;  aber  die  Ausdehnung  dieser  aavXLa 
auf  den  Schutz  der  Person  vor  der  Strafgewalt,  die  Unzulässig- 
keit der  Verhaftung  eines  Angeschuldigten*,  so  lange  er  in  dem 
Heiligthum  verweilt,  ist  ein  durch  die  dauernde  Rechtsunsicher- 


führung  der  politischen  Parteihäupter  (Dio  49,  43:  Soyfia  iyivtro  (ir^^iva  xw 
le  rijv  y€Qova(av  tiXovvranf  (nl  lijoisfq  —  das  heisst  nach  dem  comelischen 
Mordgesetz  —  XQ^vtad-at), 

^  Für  die  während  der  ephemeren  Erneuerung  der  Republik  nach  dem 
Tode  des  Kaisers  Gaius  vorgekommenen  antimonarchischen  Worte  und  Hand- 
lungen gewährte  der  gelehrte  Claudius  die  a<fc»a,  xarä  rbv  rtav  li^hpfadov  Cv^ov, 
mg  fXeyiv  (Dio  60,  3;  omnium  factorumque  dictorumque  veniam  et  oblivionem  in 
perpäu/um:  Sueton  Claud.  11).  Correct  ist  imptmUc^  (Sallust  Cat  30,  6;  Liv. 
39,  19,  7  Tacitus  15,  71).  Id/uvriaT^a,  das  Cicero  Phil.  1,  1.  1  als  Chrciecum 
verbwn  anzieht,  gehen  die  griechisch-lateinischen  Glossen  (2  p.  4  Götz)  wieder 
mit  abolitio  und  auch  die  vita  Aureliani  39  setzt  für  die  Abolition  die 
amnesUa;  aber  die  Niederschlagung  des  eingeleiteten  Prozesses  ist  nicht  die 
Sicherstellung  vor  der  Elagerhebung. 

'  Vgl.  S.  328  A.  3.  Wahrscheinlich  fasst  der  magistratische  Aufruf  (eos 
noxa  .  .  .  exsolvi  se  ins8urum)  die  Angeklagten  und  die  Yerurtheilten  wegen 
capi taler  Verbrechen  zusammen. 

'  Den  Begriff  definirt  Dio  47,  19 :   ti^diva  U  tö  ^^fov  avrov  xatafpvyoyttt 
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heit  der  griechischen  Politien^  hervorgerufener  Missbrauch,  von 
dem  die  römische  Republik  sich  frei  gehalten  hat'.  Dass  die 
romulische  Legende  eine  Räuberfreistatt  forderte  und  die  Orts- 
gelehrten als  deren  Stätte  den  Platz  auf  dem  Gapitol  ^zwischen 
den  beiden  Hainen'  bezeichneten,  diesem  auch  den  griechischen 
Namen  asylum  beilegten^,  hat  mit  der  Rechtsordnung  um  so  weniger 
zu  thun,  als  durch  Absperrung  des  'Asyls'  dafür  gesorgt  ward, 
dass  kein  Frevler  unter  dem  Schutz  der  zu  Ehren  gekommenen 
Stammsage  sich  dem  Arm  der  Gerechtigkeit  entziehen  könne  ^.  — 
Von  der  verwandten  Vorschrift  des  alten  Sacralrechts,  dass  wenn 
ein  zur  Richtstätte  geführter  Verbrecher  auf  dem  Wege  einer 
Priesterin  der  Vesta  zufällig  begegnet  —  dass  die  Begegnung  nicht 
absichtlich  herbeigeführt  sei,  muss  dieselbe  eidlich  erhärten  — ,  das 
Todesurtheil  nicht  vollstreckt  wird  *,  sind  thatsächliche  Anwendungen 
nicht  überliefert. 

Späterhin  ist  in  der  Osthälfte  des  Reiches  das   griechische      ^^ 
Asylrecht    mit    anderen    ausländischen    Institutionen    unter    dem  ^^LvchtT 


^  Eine  Anzahl  solcher  Asyle  verzeichnen  L.  M.  Hartmann  de  exilio  p.  17 
und  Mitteis  Reichsrecht  und  Volksrecht  S.  72. 

*  Tacitus  ann.  3,  86:  neque  quemquam  in  CapitöHum  dliave  urbis  templa 
perfugere^  ut  eo  subsidio  ad  fiagiHa  utatur.  Dass  das  Asylrecht  (de  ara  Veneris 
abducere)  in  Rom  nicht  galt,  sagt  Plautus  Rud.  722  ziemlich  geradezu. 

*  Die  Ueberlieferung  stellt  Jordan  Topogr.  1,  2,  117  zusammen.  Es  ist 
sogar  zweifelhaft,  ob  der  Platz  tnter  duo8  lucos  mit  dem  Asyl  identificirt  werden 
darf.  Der  Yeiovis-Tempel ,  welcher  auf  diesem  lag  (Ovidius  fast.  8,  430)  kann 
das  Asyl  selbst  nicht  sein,  da  dieses  nicht  betreten  werden  konnte  (A.  4)» 
was  doch  von  dem  Tempel  sich  nicht  annehmen  lässt.  Dionysios  2,  15  erklärt 
nicht  zu  wissen,  welchem  Gott  oder  Dämon  dies  Asyl  geweiht  sei;  Plutarcb 
Rom.  9  nennt  es  ein  ttQor  ^eov  aavXaCov^  den  sonst  niemand  nennt  und  den 
der  Grieche  wohl  erfunden  hat,  weil  ein  Asyl  ohne  Tempelgott  nicht  denkbar 
ist.  —  Wenn  Cicero  de  1.  agr.  2,  14,  36  von  den  aaeeÜa  spricht,  quae  maiores 
in  wrbe  partim  periculi  perfugia  esse  voluerunt,  so  mag  daraus  geschlossen 
werden,  dass  in  älterer  Zeit  man  sich  scheute  den  Schuldner  oder  den  flüchtigen 
Sclaven  an  geweihten  Orten  zu  greifen;  ein  Rechtsschutz  aber  ist  dies  nicht. 

^  Dio  47,  19  berichtet  die  Ertheilung  des  Asylrechts  an  den  Caesartempel 
nach  dem  Muster  des  romulischen  Asyls  und  fügt  hinzu:  xatxoi  xaX  ixilvo  ro 
XOif^ov  ovofitxTi  TTjv  dovliav  .  .  .  avev  tov  Hgyov  avrijg  faj^ev'  ovrat  yaq  negi' 
fpQax^i  »<rr€  (xriSivu  tri  ro  naQunav  iael*^ttv  h  auro  SvvriS'rjva&.  Auch  bei 
Livius  1,  8,  5  heisst  das  Asyl  locus  qui  nunc  saeptus.  Dann  war  freilich  auch 
die  Gottheit  schwer  aufzufinden. 

*  Plutarch  Num.  10.  Die  verwandten  Vorschriften,  dass  die  Begegnung 
mit  dem  Flamen  des  Jupiter  für  den  Tag  von  Züchtigung  und  Fesselung  be- 
freit (Gellius  10,  15;  Plutarch  qu.  Rom.  111),  beziehen  sich  auf  die  Hauszucht 
und  die  Coercition. 
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schlaffen    republikanischea   Regiment  geduldet   und   erst    in  der 
Kaiserzeit   nachdrücklich  beschränkt   oder   vielmehr   factisch    be- 
seitigt worden  ^ 
Asylrecht  Nach  einer  anderen  Seite  hin  hat  das  Asylrecht  mit  der  Monarchie 

^^uT^  und  dem  an  diese  sich  knüpfenden  Kaisercultus  in  Rom  und  überhaupt 
in  der  Reichsordnung  eine  gewisse  Geltung  gewonnen.  Bei  der 
ersten  derartigen  Tempel  weihe,  derjenigen  des  im  J.  712/42  dem 
consecrirten  Dictator  Caesar  in  Rom  gewidmeten  Heiligthums  ist 
diesem  im  Anschluss  an  die  Romuluslegende  ausdrücklich  das 
Asylrecht  beigelegt  worden^;  und  einen  analogen  Anspruch  auf 
dasselbe  haben  unter  der  Monarchie  nicht  bloss  alle  Kaisertempel, 
sondern  auch,  alle  Statuen  namentlich  auch  des  lebenden  Kaisers, 
da  die  Auffassung  des  regierenden  Herrschers  als  einer  lebendigen 
Gottheit  zwar  nicht  schlechthin  durchdrang,  aber  doch  den  Loyalen 
dieser  Epoche  mehr  oder  minder  geläufig  war®.  Aber  während 
die  Prätension,  dass,  wer  ein  Bild  des  Herrschers  bei  sich  trage, 
ungestraft  thun  kann,  was  ihm  beliebt,  wohl  gelegentlich  aufgestellt, 
aber  niemals  zugelassen  ist*,  wird  das  Schutzsuchen  bei  einem 
Kaiserbildniss  wenigstens  als  ein  an  die  öffentliche  Gewalt  ge- 
richteter Hülferuf  beachtet  ^.    Bei  Freien  freilich  hat  dasselbe  eine 


^  Die  Reichsregierung  hat  sich  durch  diese  municipaien  Einrichtungen 
sicher  niemals  beschränken  lassen;  Augustus  Hess  in  Alexandreia  den  Sohn 
des  Antonius  von  der  Statue  des  divus  ItUius  weg  zur  Richtstätte  führen 
(Sueton  Aug.  17).  Auf  Veranlassung  des  Kaisers  Tiberius  veranstaltete  der 
Senat  in  seinen  Provinzen  Asia,  Eypros  und  Kreta  —  in  den  kaiserlichen  wird 
dasselbe  ohne  Zweifel  ebenfalls  geschehen  sein  —  eine  Revision  der  einschlagen- 
den Localstatuten  und  der  älteren  Ooncessionen  (Tacitus  ann.  8,  60—68.  4,  14). 
Die  der  karischen  Stadt  Aphrodisias  gegebene  ist  noch  erhalten  (Bruns  fontes^ 
p.  177) :  fjo  dk]  rifjiivos  (^Bag  *Aif*QoJi(Trig  fv  noXfi  ....  I4(pgodnai4iofv  tlifvlov  lj<nw 
ravrtff  T(p  6uea(t^  ravT^  if>  äitüi^Mf/iov(^>,  ^  Jixa{(p  xal  y  Seiafidaifjovtif  ro  Uqov 
d-edg  *E(fcJa{ag  iariv  iv  E<fia(i).  Merkwürdig  ist  dabei  die  völlige  Gleichstellung 
der  rechtlich  autonomen  und  der  rechtlich  unterthänigen  Städte;  die  Revision 
erstreckt  sich  auch  auf  jene  und  auch  bei  diesen  werden  die  Privilegien  der 
Form  nach  eingehalten.  Der  Sache  nach  kommt  die  Revision  hinaus  auf  die 
Abschaffung  des  Asylrechts ;  Sueton  (Tib.  37)  sagt  geradezu :  abolevü  {Tiberius) 
et  vim  moremque  asylorum  quae  usqtuxm  easent  und  Tacitus  Worte  (8,  68):  muUo 
cum  hanare  modus  tarnen  praescrihehatur  sind  davon  nur  eine  Umschreibung. 

«  Dio  47,  19. 

»  St.  R.  2,  755. 

*  Tacitus  ann.  3,  86.    Dig.  47,  10,  88.    48,  19,  28,  7. 

^  Tacitus  ann.  4,  67:  celd>errimo  fori  efßgiem  divi  AugusU  ampiecti  po- 
pulumque  ac  senatum  auocüio  vocare-,  Sueton  Tib.  58.  Die  Flucht  zu  einer 
Kaiser  Statue  wird  häufig  gegen  rechtswidrige  Privathaft  angewendet  und  kann 
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eigentliche  Rechtswirkung  in  früherer  Zeit  nicht  gehabt  * ;  erst  ein 
'  Erlass  vom  J.  386  gewährt  dem  also  Schutzsuchenden  eine  zehn- 
tägige Frist  zur  Anrufung  obrigkeitlicher  Hülfe,  belegt  aber  zu- 
gleich den  Missbrauch  dieser  Anrufung  mit  Strafe*.  Früher  und 
umfassender  macht  dieser  Schutz  sich  geltend  bei  Sclaven  ;■  jene 
officielle  Loyalität  kommt  den  humanen  Tendenzen  der  Epoche  auf 
Einschränkung  der  Herren  Willkür  entgegen  und  es  stellt  der  Gebrauch 
sich  fest,  dass,  wenn  ein  Sclave  vor  der  Misshandlung  des  Herrn 
sich  zu  einem  Kaiserheiligthum  flüchtet,  die  hauptstädtischen  «o 
wie  die  municipalen  Behörden  verpflichtet  sind,  den  ausserordent- 
lichen Schutz,  auf  den  der  Unfreie  allein  Anspruch  hat,  ihm  zu 
gewähren,  seine  Beschwerden  zu  hören  und  nach  Befinden  den 
Herrn  zur  Veräusserung  des  Sclaven  zu  nöthigea'. 

Seitdem  der  Christenglaube  zu  staatlicher  Anerkennung  ge-  D"  Christ- 
langt  war,  nehmen  die  Gotteshäuser  desselben  das  Asylrecht  in  Aaylrecbt. 
demselben  Umfang,  wie  es  früher  die  griechischen  Tempel  besessen 
hatten,  für  sich  in  Anspruch  *,  indess  zunächst  ohne  damit  bei  dem 
Staat  durchzudringen;  noch  nachdem  das  Christenthum  Staats- 
religion geworden  war,  im  J.  398,  wurde  das  Asylrecht  allgemein 
untersagt**.     Anerkannt  worden   ist  es   zuerst   von  Honorius   im 


daher,  -wenn  Vergewaltigung  durch  einen  Dritten  als  Grund  derselben  be- 
zeichnet wird,  bei  missbräuchlicher  Anwendung  für  diesen  eine  Ii\jurienklage 
begründen  (Dig.  48,  19,  28,  7). 

^  Dies  zeigt  sowohl  die  factische  AnnuUirung  des  nominellen  Asylrechts 
der  beiden  römischen  Tempel  (S.  459  A.  2)  wie  auch  das  Schweigen  der  älteren 
Quellen  über  einen  derartigen  exceptionellen  Hechtsschutz. 

«  C.  Th.  9,  44,  4  =  lust.  1,  25,  1. 

•  Ulpian  Dig.  1, 12, 1, 1 :  (praefectus  urhi)  servos  gut  aä  statuas  confugerint .... 
de  domino  querentes  audiet,  Seneca  de ' dem.  1,  18.  Plutarch  de  superstitione  4. 
CoU.  3,  3  =  Dig.  1,  6,  2  =-  Inst.  1,  8,  2.  Dig.  21,  1,  117,  12.  Wenn  Gaius  1,  53 
die  fana  deorum  neben  den  Kaiserstatuen  nennt,  so  giebt  er  dies  selbst  als 
Proyinzialrecht  und  mag  darin  ein  Rest  der  griechischen  Asylie  erhalten  sein. 
YieUeicht  gilt  dies  auch  von  der  Zusammenstellung  des  cLsylum  und  der  statua 
Caesaris  Dig.  21,  1,  17,  12;  doch  kann  hier  auch  an  die  stadtrömischen  Asyle 
gedacht  sein. 

^  Der  älteste  uns  überlieferte  Fall ,  dass  der  den  Tod  erwartende  Misse- 
thäter  in  einer  christlichen  Kirche  Schutz  sucht,  gehört  nach  Gallien  und  in 
das  Jahr  355  (Ammian  15,  5,  81).  Aehnliche  Vorgänge  werden  berichtet  für 
Rom  unter  dem  J.  364  (Ammian  26,  6,  8);  für  Constantinopel  unter  dem  J.  886 
(Zosimus  4,  40,  3);  395  (Zosimus  5,  8,  6);  399  (Zosimus  5,  18,  2);  408  (Zosimus 
5,  23,  5);  auch  von  Augustinus  ep.  113—115  voL  2  p.  825  ed.  Maur. 

^  Von  der  allgemeinen  Untersagung,  die  Sokrates  h.  e.  6,  5  und  andere 
christliche  Schriftsteller  melden,  scheint  die  Verordnung  C.  Th.  9,  45,  3  ein 
Theil  zu  sein. 
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Westen  und  Theodosius  IL  im  Osten,  wobei  die  Verletzung  dieses 
Rechts  als  Majestätsverbrechen  bezeichnet  wird  ^  Späterhin  ist  es 
häufig  im  Einzelfall  bei  Seite  geschoben  worden,  rechtlich  aber  in 
Geltung  geblieben^,  allerdings  wenigstens  in  der  justinianischen 
Gesetzgebung  ausgeschlossen  bei  Mördern,  Ehebrechern,  Ent- 
führern und  Ketzern®.  Die  Magistrate  ertheilen  sogar  in  dieser 
Spätzeit  den  in  die  Kirche  Geflüchteten  häufig  bis  zu  einem  be- 
stimmten Termin  von  höchstens  30  Tagen  Erlaubniss  zum  Aufent- 
halt ausser  derselben  unter  Zusicherung  ungehinderter  Rückkehr  *. 

4.  Die  Intercession  und  die  Appellation  der  republikanischen  Zeit. 

Es  ist  die  grösste  und  die  schwierigste  Aufgabe  des  Rechts- 
staats der  Magistratur  einerseits  die  ausreichende  Machtfülle  zu 
wahren,  andrerseits  sie  in  den  erforderlichen  Schranken  zu 
halten,  Amtsgewalt  und  Staatsgesetz  mit  einander  in  Einklang  zu 
bringen.  Die  Institution,  durch  welche  hauptsächlich  die  Römer 
den  zweiten  Theil  dieser  Aufgabe  gelöst  oder  wenigstens  zu  lösen 
versucht  haben,  ist  die  Einschränkung  der  Magistratur  durch  die 
Magistratur  selbst,  die  Intercession  gegen  das  Imperium.  Diese 
selbst  gehört  dem  allgemeinen  Staatsrecht  an  und  kann  nur  in 
diesem  vollständig  entwickelt  werden*;  für  das  Strafrecht  muss 
es  ausreichen,  sie  in  principieller  Entwickelung  kurz  darzulegen 
und  die  besondere  Anwendung  auf  die  magistratische  Rechtspflege 
eingehend  zu  behandeln. 
Begriff  der  lutercesslou  ist  die  Cassirung  einer  magistratischen  Anordnung 
intorceiwon.  ^^j,^}^  gj^^j^  audom  Magistrat.   Im  königlichen  Rom  kann  sie  nur 


^  Erlasse  des  Honorius  vom  J.  409  (C.  Th.  16,  8,  19,  wiederholt  in  ge- 
schärfter  Form  C.  lust.  1, 12,  2)  und  vom  J.  419  (Const.  Sirm.  13).  Erlasse  Theo- 
dosius II  von  481  und  432  (C.  Th.  9,  45,  4.  5).  Theoderichs  Edict  125.  Viel- 
leicht hat  die  mit  Verletzung  dieses  christlichen  Privilegs  erfolgte  Hinrichtung 
Stilichos  und  seines  Sohnes  im  J.  408  (Zosimus  5,  34,  4.  c.  35,  4  vgl.  c  29,  9) 
hiezu  den  Anstoss  gegeben. 

'  Leo  Cod.  1,  12,  6.  Cassiodor  var.  2,  11.  Das  kirchliche  Asylrecht  (vgl. 
darüber  Gothofred  zu  C.  Th.  9,  45  und  Löning  Gesch.  des  deutschen  Kirchen- 
rechts 1,  317)  kann  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden,  theils  weil  es  nicht  allein 
dem  Strafrecht  angehört,  theils  weil  man  damit  in  die  mittelalterlichen  Kreise 
eintritt. 

*  Nov.  37,  10.  117,  15.  Dasselbe  gilt  von  den  Steuerschuldnern:  nov. 
128,  13  und  sonst. 

^  Dies  ist  der  Xoyos  aavUag  (nov.  17  c.  6.  7.    lustin.  ed.  2.  13,  28).    Auch 
der  Bischof  kann  denselben  ertheilen  (lustin.  ed.  13,  28). 
.  »  St.  R.  1,  266—292. 
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aufgetreten  sein  als  Cassirung  der  Anordnung  des  königlichen 
Beauftragten  durch  den  König  selbst,  und  diese  Intercession  des 
Mandanten  als  der  höheren  Gewalt  gegenüber  der  niederen  des 
Mandatars  hat  sich  immer  behauptete  —  Dass  nach  dem  mit  der 
Republik  eintretenden  Gollegialitätssystem  das  Gassationsrecht  auch 
der  gleichen  Gewalt  beigelegt  wurde,  folgt  sowohl  aus  der  logischen 
Erwägung,  dass  bei  Rechtsgleichheit  das  Verbot  stärker  ist  als 
das  Gebot,  wie  aus  dem  praktischen  Zweck  des  neuen  Systems  die 
magistratische  Vollgewalt,  ohne  sie  zu  mindern,  doch  durch  sich 
selbst  zu  beschränken*.  —  Mit  dem  Eintritt  der  Plebs  in  die 
römische  Staatsordnung  wird  das  Gassationsrecht  auf  deren  Vor- 
steher anfangs  in  revolutionärer  Forderung,  bald  aber  in  aner- 
kannter Geltung  in  der  Weise  erstreckt,  dass  jeder  einzelne  Volks- 
tribun sowohl  gegen  seine  GoUegen  wie  gegen  die  patricischen 
Beamten  dasselbe  auszuüben  befugt  ist,  während  der  patricische 
Beamte  die  Thätigkeit  des  Volkstribuns  nicht  durch  Einspruch 
hemmen  kann.  Die  exorbitante  Macht,  die  hier  dem  einzelnen 
Beamten,  namentlich  dem  einzelnen  Volkstribun  eingeräumt  ist, 
wird  dadurch  wesentlich  abgeschwächt,  dass,  wenn  der  Beamte 
seiner  durch  tribunicische  Einsprache  ungültig  gewordenen  An- 
ordnung nichtsdestoweniger  Folge  gab,  er  zwar  desswegen  der 
Goercition  und  der  Judication  von  Seiten  des  cassirenden  Tribuns 
unterlag,  die  Strafmassregeln  selbst  aber  von  den  GoUegen  des- 
selben cassirt  werden  konnten  und   also,  wenn  diese  wollten,  sie 


^  Ich  habe  dies  im  St.  R.  1,  268  verkannt;  die  Intercession  des  höheren 
Magistrats  gegen  den  niederen,  wie  sie  auftritt  in  derjenigen  des  Gonsuls 
gegen  den  Prätor  (Yal.  Max.  7,  7,  6;  St.  B.  1,  270  A.  1)  und  im  municipalen 
Abbild  in  dem  Stadtrecht  von  Salpensa  (A.  2)  in  derjenigen  des  Duovir 
gegen  den  Aedilis  oder  den  Quästor  lassen  daran  keinen  Zweifel,  dass  die 
Begriffe  der  tnaior  und  der  minor  poUstas  auch  auf  dem  prozessualischen 
Gebiet  im  Allgemeinen  in  Geltung  geblieben  sind,  wenn  gleich  ihre  Anwendung 
auf  den  Capitalprozess  in  frühester  Zeit  ausgeschlossen  worden  ist  (S.  358  A.  1). 

*  In  der  Ueberlieferung  wird  der  coUegialischen  Intercession  fast  nur 
innerhalb  des  Yolkstribunats  gedacht,  ausserdem  am  bestimmtesten  in  römischen 
QueUen  vieUeicht  bei  der  Einsprache  des  Collatinus  gegen  die  Hinrichtung  der 
Königsfreunde:  iydt,  sagt  er  zu  dem  GoUegen,  tu  fttiQaxia  dipai^dfiai  ttj^ 
a^fjs  l^ovaCag  r^Q  av  xvQiog  äv  (Dion.  5,  9;  vgl.  St.  R.  1,  268),  worauf  dieser 
ihn  des  Hochverraths  anschuldigt ;  in  voller  Fräcision  aber  neben  der  A.  1 
erörterten  von  den  niederen  an  die  höheren  Beamten  im  Stadtrecht  von  Salpensa 
c.  27:  Ilviris  inter  se  et  cum  cUiquis  alterutrum  eorum  aut  tUrumqm  ab  aediU 
aedilibus  aut  quaestore  quaestoribus  appellabit,  item  aedilibua  inter  se,  [item 
quaestoribus  intercedendi  ....  ins  potestasque  esto.  Unter  dem  Principat  ist 
von  der  coUegialischen  Intercession  nicht  mehr  die  Rede. 
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zwar  die  Cassation  nicht  zu  hindern,  aber  wohl  ihre  strafrecht- 
lichen Folgen  zu  annuUiren  vermochten  ^  —  Damit  sind  die  Grundzüge 
der  republikanischen  Intercession  bezeichnet.  Ein  mächtigeres 
Werkzeug  zur  Bändigung  der  Magistratur  hat  vielleicht  Iceine 
staatliche  Ordnung  aufzuweisen,  freilich  mächtig  sowohl  ihre  Aus- 
schreitungen zu  hindern  wie  ihre  rechte  Wirksamkeit  zu  lähmen, 
und  beides  hat  das  Gassationsrecht,  namentlich  in  seiner  Hand- 
habung durch  die  Yolkstribune ,  in  vollem  Masse  gethan,  im 
Grossen  und  Ganzen  genommen  wohl  mehr  noch  genützt  als  ge- 
schadet, zumal  da  es  gegen  individuellen  Missbrauch  in  der  vor- 
her bezeichneten  allerdings  recht  bedenklichen  Weise  das  Gorrectiv 
in  sich  selbst  trug.  Die  dem  Intercessionssystem  zuwiderlaufenden 
Magistraturen,  das  Zwischenkönigthum  und  die  Dictatur^  sind  in 
verhältni^smässig  früher  Zeit  umgestaltet  oder  factisch  annuUirt 
worden.  Sistirung  insbesondere  des  tribunicischen  Gassationsrechts, 
wie  sie  dem  Decemvirat  und  den  gleichartigen  Ausnahmegewalten 
gegenüber  in  der  einen  oder  der  andern  Form  vorgekommen  ist,  ist 
im  Wesentlichen  Suspension  der  Verfassung  des  Freistaats. 
Formen  der  Nach  dor  formalou  Seite  kann  die  Intercession  aus  der  eige- 
interoeuion.  j^^j^  Initiative  des  intercedirenden  Magistrats  hervorgehen,  wie  dies 
namentlich  gegenüber  den  Senatsbeschlüssen  und  den  Gesetzvor- 
schlägen der  Fall  ist;  meistentheils  aber  und  besonders  in  der 
Rechtspflege  liegt  ihr  die  Beschwerde  zu  Grunde  eines  durch 
magistratischen  Sefehl  zu  einer  nach  seiner  Ansicht  ungerechten 
oder  unbilligen  Leistung®  Angewiesenen.  Die  Rechtsordnung 
wird  durch  die  Intercession  gegen  das  magistratische  Decret 
ebenso  gebrochen  wie  durch  die  Provocation  von ,  demselben ; 
aber  der  angerufene  Beamte  steht  nicht  über  der  Verfassung 
wie  die  angerufenen  Gomitien,  und  kann  nicht  thun,  was  er 
will,  wie  die  souveräne  Bürgerschaft  dies  kann,  sondern  hat  die 


^  St.  R.  1,  287.  Bestanden  hat  die  tribunicische  Intercession  der  Form 
nach  auch  in  der  Kaiserzeit  und  sie  konnte  sogar  gegen  das  consularisch- 
senatorische  Strafverfahren  gebraucht  werden  (Tacitus  ann.  16,  26);  aber,  von 
der  später  zu  erwähnenden  tribunicischen  Gewalt  des  Kaisers  abgesehen,  wird 
späterhin  praktisch  davon  keine  wesentliche  Anwendung  gemacht  (St.  R.  2,  291 
A.  1.  S.  307.  327). 

*  lieber  das  Yerhältniss  der  Dictatur  zur  Intercession  St.  R.  2,  165. 

"  Gegen  die  Ausübung  der  magistratischen  Befugnisse,  wo  sie  nicht  un- 
mittelbare Leistung  anordnen,  kann  nicht  appellirt  werden;  nicht  gegen  die 
Eintragung  in  das  Verzeichniss  der  Dienstpflichtigen,  aber  wohl  gegen  die 
-Einberufung;  nicht  gegen  die  censorische  Ansetzung  in  der  Steuerliste,  aber 
wohl  gegen  die  Eintreibung  der  Steuer. 
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Rechtsordnung  in  verständiger  und  billiger  Weise  auch  gegen  ihren 
eignen  Buchstaben  zur  Geltung  zu  bringen  ^.  —  Die  an  ihn  gebrachte 
Beschwerde  ist  die  ^Anrufung',  appellatio'\  wenigstens,  wenn  sie 
an  die  Volkstribune  gerichtet  ward,  muss  sie  bei  ihnen  persönlich 
eingelegt  werden^.  Es  liegt  in  der  Sache,  dass  der  angerufene 
Magistrat  ttber  die  Berufung  sich  nicht  anders  schlüssig  macht  als 
nach  Kenntnissnahme  (cognitio)  der  Sachlage ;  die  in  Localstatuten 
aus  caesarischer  Zeit  begegnenden  Satzungen,  dass  er  binnen  drei 
Tagen  nach  erfolgter  Anrufung  sich  entscheiden  muss,  und  dass 
derselbe  Magistrat  in  derselben  Sache  nur  einmal  angerufen  werden 
darf  ^,  werden  den  Ordnungen  der  römischen  Republik  entlehnt  und 
eingeführt  sein,  um  das  gefährliche  Gassationsrecht  in  Schranken 
zu  halten.  Obwohl  dasselbe  dem  einzelnen  Magistrat  zusteht,  so 
kann  es  nach  dem  vorher  Bemerkten  durch  den  Widerspruch  der 
GoUegen  leicht  illusorisch  werden,  und  es  pflegt  darum  der  an- 
gerufene Magistrat  diese  bei  der  Kenntnissnahme  zuzuziehen  oder 
auch  es  wird  die  Appellation  gleich  an  mehrere  oder  sämmtliche 
competente  Magistrate  gerichtet;  thatsächlich  gestaltet  sie  sich 
nicht  selten  zu  einem  contradictorischen  Verfahren  vor  besetzter 
Gerichtsbank*.  Wird  der  Beschwerde  entsprochen,  so  ist  dies  die 
'Abhülfe',  das  auxilmm. 

Wir  kommen  zu   der  Anwendung   der  Intercession   und   der 
Appellation  auf  das  republikanische  Strafrecht,  wobei  wegen  der 


^  St.  R.  1,  278.  Belehrend  ist  der  von  Capito  (bei  Gellius  4,  14)  erzählte 
Fall.  Ein  Aedilis  spricht  ein  Strafartheil  aus  auf  Grund  einer  von  einer  Frau  ihm 
zugefügten  Realiigurie  und  beruft  zur  Entscheidung  in  zweiter  Instanz  die  Co- 
mitien.  Gegen  dieses  Berufüngsdecret  werden  die  Tribüne  angerufen  und, 
nachdem  sich  herausgestellt  hat,  dass  die  Frau  in  Selbstyertheidigung  gehandelt 
hat,  wird  dasselbe  cassirt.  Dies  ist  freilich  ein  Eingriff  in  die  materielle  Rechts- 
pflege, da  der  Aedil  formell  zu  der  Berufung  competent  war,  aber  nicht  minder 
yerständige  Nomophylakie.  —  Für  die  civilrechtliche  Intercession  ist  in  dieser 
Hinsicht  wichtig  die  Bindung  des  Pr&tors  an  das  von  ihm  bei  dem  Amtsantritt 
aufgestellte  Edict,  wie  das  comelische  Gesetz  sie  einschärfte.  Handhabt  der 
Prätor  sein  Amt  nach  diesen  Normen,  so  wird  die  Intercession  nicht  leicht 
gewährt  worden  sein;  aber  nahe  liegt  sie,  wo  er  davon  abweicht. 

•  St.  R.  1,  278  fg. 

*  St.  R.  1,  278.  Auf  die  Appellation  allgemein,  zum  Beispiel  die  vom 
Mandatar  an  den  Mandanten,  leidet  dies  keine  Anwendung. 

^  Stadtrecht  Ton  Salpensa  c  27.  St  R.  1,  279.  Wahrscheinlich  sind 
hieraus  die  Appellationsfristen  des  Principats  herrorgegangen  (S.  471  A.  9.  10.) 

^  St.  R.  1,  279.  Beispiele  solcher  motivirt  abgegebener  tribunicischer 
Beschlussfassungen  bei  Gellius  6,  19. 

Binding,  EUndbuch.  I.  i:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  80 
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Gienwn  dw  Appellatioii    im   Coercitionsgebiet    auf   das    erste   Buch   zu    ver- 

cjr^L^^^^  ist«. 

cession.  ]    j^  ^qjj^  städtlscheii  öffentlichen  Strafprozess  älterer  Ordnung 

gegen  den  römischen  Bürger^  gelangt  sowohl  die  coUegialische 
Intercession  *  wie  namentlich  die  tribunicische  zur  vollen  An- 
wendung ^  während  für  diejenige  des  Mandanten  gegen  den  Man- 
datar al}em  Anschein  nach  hier  kein  Raum  ist^.  Es  erstreckt  sich 
dies  wie  über  das  Vorverfahren  bis  zum  magistratischen  Urtheil 
so  auch  auf  die  an  die  magistratische  Yerurtheilung  sich  an- 
schliessende Verhandlung  vor  den  Comitien,  so  dass  jeder  dabei 
vorkommende  magistratische  Act  durch  Intercession  cassirt  und 
damit  der  Prozess  selbst  zu  Falle  gebracht  werden  kann  *,  während 
selbstverständlich  das  von  den  Comitien  gefällte  Urtheil  der  Inter- 
cession nicht  unterliegt.  Wenn  uns  hier  nicht  exceptionelle  Be- 
stimmungen unbekannt  geblieben  sind,  was  allerdings  wohl  möglich 
ist,   kann  nach  dem  älteren  Strafrecht  jedes  gegen  einen  Bürger 


^  S.  58.  Bei  den  magistratischen  Multen  kommt  auch  eine  Appellation 
an  den  Senat  vor  oder  vielmehr  an  den  Vorsitzenden  desselben,  welche  ver- 
mnthlich  aus  der  Dispositionsbefugniss  des  Senats  über  die  Finanzen  entwickelt 
ist.  Im  Rechtsverfahren  begegnet  Appellation  an  den  Senat  wohl  in  Civil- 
sachen  (St.  R.  2,  106);  für  gleichartige  Berufung  im  Strafprozess  fehlen  die 
Belege. 

'  In  Beziehung  auf  Frauen  und  Fremde  scheint  wenigstens  die  coUegia- 
lische Intercession  nicht  ausgeschlossen  werden  zu  können.  Von  der  tribuni- 
cischen  gilt  vielleicht  das  Gegentheil  (St.  R.  1,  274  A.  2.  2,  292);  wenigstens 
fehlen  dafür  Belege,  da  der  Dichter  Naevius,  dem  die  Tribüne  sie  angedeihen 
Hessen  (Gellius  3,  3,  15X  als  Campaner  römischer  Bürger  war  und  C.  Gracchus 
bei  der  den  ausgewiesenen  Nichtbürgern  in  Aussicht  gestellten,  aber  nicht 
gewährten  Hülfe  (Plutarch  C.  Gracch.  12)  schwerlich  auf  formelles  Recht  sich 
stützte. 

'  Dass  die  verschiedenen  für  solche  Klagen  competenten  Behörden,  die 
Duovim,  die  Quästoren,  die  Aedilen  gegen  einander  intercediren  konnten,  liegt 
in  der  Consequenz  und  es  spricht  nichts  dagegen,  freilich  auch  kein  directer 
Beleg  dafür. 

*  Da  das  strafrechtliche  Imperium  des  Quästors  rechtlich  nur  gefasst 
werden  kann  als  beruhend  auf  consularischem  Mandat,  so  muss  principiell 
gegen  das  quästorische  Decret  an  den  Consul  haben  appellirt  werden  können, 
einerlei  ob  der  Quästor  vom  Consul  frei  oder  nach  Befragung  der  Comitien 
bestellt  wird.  Aber  da  die  Mandirung  des  Capitalprozesses  an  den  Quästor 
gesetzlich  vorgeschrieben  ist  und  eben  den  Zweck  hat  die  Consuln  von 
der  eigenen  Ausübung  des  strafrechtlichen  Imperium  auszuschiiessen,  so  wird 
auch  die  Rectificirung  dieser  Mandatare  dem  Consul  verfassungsmässig  unter- 
sagt worden  sein,  wie  denn  auch  dafür  jeder  Beleg  mangelt. 

»  Die  Einzelbelege  St,  R.  1,  276. 
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von  Gemeinde  wegen  angestellte  Strafverfahren  durch  jeden  CoUegen 
des  Strafrichters  und  durch  jeden  Volkstribun  bis  zum  Urtheils- 
spruch  durch  ein  blosses  Wort  beseitigt  werden. 

2.  Von  dem  delictischen  Civilprozess  gilt  dasselbe,  so  weit  er 
durch  magistratisches  Decret  geregelt  wird ;  gegen  die  Formulirung 
der  Klage  zum  Beispiel  ist  die  tribunicische  Intercession  häufig 
angerufen  worden  ^  Dagegen  unterliegt  das  Verfahren  und  die 
Entscheidung  des  Geschwomen,  da  dieser  kein  Magistrat  ist,  der 
Intercession  nicht,  und  es  findet  sich  auch  keine  entgegenstehende 
Instanz  ^. 

3.  Die  städtischen  Accusationen  würden,  da  sie  in  ihrem 
ganzen  Verlauf  von  Beamten  geleitet  werden,  an  sich  bis  zu  der 
Spruchfällung  vollständig  der  Intercession  unterliegen.  Aber  der 
Prozess  ist  doch  vielmehr  Geschwomenspruch  als  magistratisches 
Decret,  und  schon,  dass  es  auf  diesem  Gebiet  für  die  Intercession 
an  jedem  Beleg  mangelt,  beweist  bei  der  unendlichen  Häufigkeit 
der  dazu  gegebenen  Veranlassungen,  dass  sie  hier  durch  die 
Specialgesetze  ausgeschlossen  war.  Es  wird  dies  auch  durch  deren 
Reste  bestätigt®. 

4.  In  dem  ausserstädtischen  Strafverfahren,  das  allerdings  in 
der  republikanischen  Zeit  überhaupt  einen  exceptionellen  Charakter 
trägt,  ist  weder  für  die  coUegialische  Intercession  Raum,  da  gleich 
berechtigte  Beamte  hier  nicht  functioniren,  noch  für  die  der  Volks- 
tribune,  da  deren  Competenz  auf  die  Stadt  Rom  beschränkt  ist. 
Dagegen  ist  auf  diesem  Gebiet  die  Mandirung  des  militärischen 
wie  des  richterlichen  Imperium  statthaft  und  üblich  und  es  fehlt 
auch  nicht  an  Belegen  für  die  entsprechende  Berufung*. 

Die  Intercession  ist  ihrem  Begriffe  nach  cassatorisch,  und  sie 
ist  nicht  mehr  als  dies,  wenn  dem  Intercedenten  das  Recht  fehlt, 


*  St  R.  1,  274. 

*  St.  R.  1,  272.  W^issen  möchte  man  wohl,  ob  der  Geschwomenspruch 
des  stadtrömischen  ittdicium  quod  imperio  continetur  auch  einer  solchen 
Rescission  unterlag. 

*  Die  Bestimmung  des  Repetundengesetzes  Z.  70:  itidicium  .  ,  .  nei  quis 
magistratus  ....  [facito  quo]  minus  setiusve  fiat  iudiceturve  schliesst  die  Inter- 
cession aus,  ohne  sie  zu  nennen.  Analoge  nicht  auf  die  Intervention  im  Prozess 
bezügliche  Gesetzclauseln  St.  R.  1,  275  A.  5. 

*  Cicero  divin.  in  Caec.  17,  56  (S.  277  A.  2).  Vielleicht  gehört  noch  hie- 
her  das  Yerr.  1.  2,  13,  33.  c.  23,  57  angeführte  Edict  des  Verres:  si  qui 
perperam  iudicasseiy  se  cogniturum,  cum  cognosset,  animadversurutfi  (St.  R.  1, 
233),  welche  exorbitante  Aufstellung  nicht  weiter  durch  Einzelfälle  belegt  wird. 

30* 
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Verbindung  in  der  betreffenden  Sache  selbst  zu  decretiren ,  wie  dies  nament- 
o^ion*^t  ^^^^  ^^  ^®^  Volkstribun  eintritt.  Ist  dagegen  derselbe  auch  dafftr 
der      competent,  so  wird  regelmässig  an  die  Gassirung  des  Decrets  der 
^*^pJJJ^j|[^  niederen  Behörde  die  im  entgegengesetzten  Sinne  ausfallende  Be- 
niMher  Zeit,  schlussfassung  der  höheren  sich  anschliessen,  zu  der  Gassirung  die 
Keformirung  hinzutreten.    Vornehmlich  bei  der  delegirten  Juris- 
diction ist  der  Mandant  befugt,  in  dieser  Weise  den  Mandatar  zu 
rectificiren;  und  davon  ist  sicher  auch  die  ursprüngliche  Ordnung 
ausgegangen,  sowohl  bei  der  königlichen  Jurisdiction  wie  bei  der- 
jenigen der  Imperienträger.    Indess  kommt  diese  Intercession  in 
republikanischer  Zeit  in  dem  hauptstädtischen  Strafverfahren  nicht 
zur  Geltung,  da,  wie  bemerkt,  die  dafür  geltenden  Mandirungs- 
normen  sie  ganz  oder  doch  grösstentheils  ausschlössen;  wohl  aber 
erscheint  sie  in  der  Gassirung  und  Instaurirung  eines  im  Auftrag 
des  Statthalters  von  seinem  Quästor  niedergesetzten  Geschwomen- 
gerichts  durch  den  Statthalter  selbst  (S.  277  A.  2).     Der  in  der 
Kaiserzeit  begegnende  Instanzenzug  von  dem   Amtsgehülfen   des 
Statthalters^   und  von    dem    mit    einer    Gognition    beauftragten 
Privaten  an  den  Statthalter^  ruhen  auf  demselben  Grunde. 

5.   Die  Appellation  der  Kaiserzeit. 

Bechtsgmnd        Dio  Appellatiou  au  den  Kaiser^  setzt  sich,  wie  diejenige  von 

u'ti  n  ^^^  Mandatar  an  den  Mandanten  (S.  250.  275)  aus  der  Gassation 

der      eines  gefällten  Urtheils  auf  Anrufen  einer  Partei  und  aus  der  Fällung 

Kaiserseit.  einos  au  dossou  Stelle  tretenden  eignen  Erkenntnisses  zusammen. 

Die  Abgabe  eines  schwebenden  Prozesses  von   dem  competenten 

Gericht  an  den  Kaiser  mit  dem  Ersuchen,  die  Entscheidung  zu 

fällen,  ist  keine  Appellation,  wird  derselben  aber  wesentlich  gleich- 


^  Nach  Dio  52,  22  soll  jede  Statthalterschaft  unter  einem  Consular  und 
zwei  Prätoriem  stehen  und  geht  von  diesen  die  Appellation  an  jenen  {ras  iixaf 
Tag  T€  ixxlrjTovf  xa\  rag  avanofin(fiovg  rag  ano  rtSv  ariiarriytov  avrip  (poirtiaag 
xQivirm).    Dig.  49,  8,  2:  appeUari  a  legatis  proconsul  potest    Cod.  7,  iiB,  6. 

*  Von  dem  Stellvertreter  geht  die  Appellation  an  den  Statthalter :  Dig.  49, 1,21 
c.  1.  Cod.  8,  8,  8,  ebenso  wie  bei  der  Cognition  des  Privatprozesses  an  den  Consul 
(Dig.  49, 8,  8).  Es  gilt  dies  auch  fQr  die  kaiserlichen  Specialdelegatare  (Cod.  7, 
68,  2,  4),  wenn  der  Kaiser  nicht  die  Provocation  an  ihn  ausdrücklich  untersagt 
hat  (Dig.  49,  2,  1,  4),  wozu  die  übrigen  Beamten  wahrscheinlich  aus  dem 
S.  250  A.  1  entwickelten  Grunde  nicht  ohne  weiteres  befugt  sind,  lieber  den 
damit  im  Widerspruch  stehenden  Satz  Dig.  49,  8,  1,  1  vgl.  S.  276  A.  8. 

*  lieber  die  neben  der  eigentlich  technischen  appellatio  späterhin  daftür 
häufig  gebrauchte  Bezeichnung  provoeatio  vgl.  S.  478  A.  4. 
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gesetzt  ^  Insbesondere  ist  in  der  diocletianisch-constantinischen 
Ordnung,  wie  im  vorigen  Buch  (S.  284)  aus  einander  gesetzt  ward, 
neben  der  Appellation  die  Einsendung  der  Acten  an  das  Kaiser- 
gericht nebst  Urtheilsentwurf  und  Bericht  der  Parteien  auf- 
gekommen '. 

Der  republikanischen  Epoche  ist  diese  Form,  wie  im  vorigen 
Abschnitt  (S.  468)  angegeben  wurde,  nicht  unbekannt,  aber  be- 
schränkt auf  die  statthalterliche  Rechtsprechung  und  das  Verhältniss 
des  Imperienträgers  zu  seinem  jurisdictionellen  Mandatar.  In  der 
Kaiserzeit  dagegen,  in  welcher  die  lediglich  cassatorische  Appel- 
lation, sowohl  die  collegialische  wie  die  tribunicische  so  gut  wie 
verschwunden  ist,  hat  die  reformatorische  an  den  Kaiser  ge- 
richtete gewissermassen  die  gesammte  civile  wie  criminale  Rechts- 
pflege in  sich  concentrirt.  Ueber  das  rechtliche  Fundament 
der  kaiserlichen  Judication  überhaupt  ist  im  vorigen  Buch  ge- 
handelt; als  allgemeine  Appellationsinstanz  beruht  sie  nicht  auf 
der  Stellung  des  Mandanten  zum  Mandatar,  obwohl  auch  diese 
häufig  zutrifft  (S.  275  fg.),  sondern  einerseits  auf  der  dem  Princeps 
zukommenden  erweiterten  tribunicischen  Cassation,  andrerseits  auf 
der  ihm  gleichfalls  eingeräumten  generellen  Judication  (S.  260  fg.). 
Hier  soll  die  Handhabung  der  kaiserlichen  Appellation  insoweit  aus- 
einander gesetzt  werden,  als  das  im  Strafrecht  geschehen  kann.  Die 
Civil-  und  die  Criminalappellation  sind  immer  zusammengegangen 
und  wesentlich  gleichförmig  entwickelt,  so  dass  es  nicht  angemessen 
scheint,  im  Strafrecht  allzuweit  in  das  Einzelne  einzugehen. 

Principiell  kann  die  Appellation  eintreten  bei  jeder  eine  im  scbr»iiken 
Prozess  befangene   Person   nach   ihrer  Meinung   zu  Unrecht   be-  App^utton. 
schwerenden  Verfügung  des  Richters ;  sie  kann  gegen  die  Capital- 
sentenz  eingelegt  werden^,  aber  auch  nach  unten  ist  eine  Grenze 

^  Die  appellatorische  Competenz  des  Kaisers  wird  in  dem  wichtigen  Eaiser- 
edict  aus  dem  3.  Jahrh.  des  Berliner  Papyros  Nr.  628  erstreckt  auf  die  causae 
ad  principalem  notionem  fvelj  provocatae  vel  [remjissae,  wo  remitiere  nicht 
zurückschicken  heisst,  sondern,  wie  in  der  Sprache  dieser  Epoche  überhaupt 
(so  schon  Flinius  ad  Trai.  96X  abgeben.  Ebenso  bezeichnet  Dio  (52,  21.  22.  23) 
die  Appellationsinstanz,  sowohl  die  allgemeine  des  Kaisers  wie  die  anderer 
Beamten  mit  den  Worten  rag  dfxag  rag  n  iicxki^Toug  (oder  (tpaaifiovg)  xal  rag 
avanofinffiovg  xQivit»  (oder  dtxdiiiv).  Damit  wird  das  der  Appellation  gleich- 
werthige  Relations-  oder  Gonsultations verfahren  bezeichnet. 

'  Nach  der  Verfügung  Diocletians  Cod.  7,  62,  6,  8  geschieht  dies,  wenn 
der  Angeschuldigte  in  Hi^  genommen  wird,  da  die  Verschickung  der  Ver- 
halteten an  das  Eaisergericht  späterhin  ausser  Gebrauch  war. 

*  Dig.  49,  4,  2,  8.  C.  Th.  11,  30,  20.  57  (» lust.  7,  62,  29).  58  (—  lust  7, 
62,  80)l 
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wenigstens  strafrechtlich  nirgends  ausgesprochen  ^    In  der  Hand- 
habung aber  sind  der  Appellation  verschiedene  Schranken  gezogen. 

1.  Derjenige  Geschwornenspruch ,  welcher  nicht  auf  dem  Im- 
perium ruht  und  also  nicht  als  magistratisches  Decret  angesehen 
werden  kann,  demnach  insbesondere  alle  hauptstädtischen  iiidicia 
publica^  mit  Einschluss  der  diese  betreffenden  magistratischen 
prozessleitenden  Verfügungen,  hat  wahrscheinlich  der  reformato- 
rischen Appellation  an  den  Kaiser  ebenso  wenig  unterlegen  wie  in 
republikanischer  Zeit  der  cassatorischen  tribunicischen  *.  —  Auch 
von  dem  consularisch  -  senatorischen  Urtheilsspruch  kann  nicht  an 
den  Kaiser  appellirt  werden  (S.  282  A.  5). 

2.  Die  Appellation  ist  nicht  von  Rechtswegen  auf  das  End- 
urtheil  beschränkt,  soll  aber  gegen  andere  richterliche  Verfügungen 
nur  dann  gebraucht  werden,  wenn  sie,  wie  zum  Beispiel  die  An- 
ordnung der  Folterung,  eine  durch  Appellation  gegen  das  End- 
urtheil  nicht  wieder  gut  zu  machende  Schädigung  einschliessen*. 

3.  Es  ist  dem  Unterrichter  wenigstens  in  dem  geschärften  und 
verwilderten  Prozess  der  Spätzeit  freigestellt,  nach  abgelegtem 
Geständniss  und  sogar  bei  ausreichend  erbrachtem  Schuldbeweis 
ohne  dies  die  Appellation  als  bloss  verschleppend  abzulehnen^. 

4.  Wenn  die  öffentliche  Sicherheit  durch  den  Aufschub  der 
Execution  gefährdet  wird,  kann  der  Unterrichter  ebenfalls  die  An- 
nahme der  Appellation  auf  seine  Verantwortung  hin  verweigern^. 


^  Cod.  7,  62,  20:  et  in  maioribw  et  in  minorihuß  negoUis  appeUandi  fct- 
cuHcLS  est.  Die  übrigens  aus  dem  justinianischen  Recht  nicht  genügend  zu 
belegende  Minimalgrenze  (Dig.  49,  1,  10,  1.  Nov.  Valent.  84,  17.  Nov.  lustin. 
23,  8)  bezieht  sich  wohl  nur  auf  die  Civilappellation. 

*  S.  276  A.  4.  Dies  wird  auch  Paulus  meinen  Dig.  50,  16,  244:  de  poena 
provocalio  non  est;  simul  atque  enim  vidus  quis  est  eius  tnaleficii,  cuius  poena 
est  st(Uuta,  statim  ea  debetur,  im  Gegensatz  zu  der  bei  der  Goercition  vor- 
kommenden AppeUation  mit  Suspensiveffect  gegen  die  muUa  (S.  54  A.  1  u.  2). 

»  Dig.  49,  5,  2. 

^  Paulus  5,  35,  2:  moratoritM  appeÜationes  et  eas,  quae  ah  executoribus  (et 
zu  streichen)  confessis  fiuntt  redpi  non  placuit,  God.  Th.  11,  36»  1.  c  4.  c  7 
(^  luBt.  7,  65,  2)l    c.  14.  c.  18,  2.  c.  31.  c.  33. 

"  Dig.  28,  3,  6,  9:  msi  forte  latro  fnanifestu9  vel  seditio  praerupta  faeHogut 
crumta  vd  aXia  ii^sta  causa,  quam  mox  praeses  Utteris  excustibitf  imoram  non 
redpiant  49,  1,  16.  Auf  dem  S.  301  A.  2  angeführten  Wiener  Papyrusblatt 
findet  als  fiubrica)  sich  die  folgende  Randbemerkung:  confesUm  excu$ar€  d^bet 
apud  principem  praeses,  qui  appellantem  non  distulü. 
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5.   Bei    Münzfälschung \    Vergewaltigung',    Entfahrung*    ist 
überhaupt  die  Appellation  ausgeschlosaen. 

Ueber  den  Instanzenzug ,  die  Festsetzung  der  den  einzelnen  verianf  der 
Unter-  und  späterhin  den  Mittelgerichten  vorgesetzten  Appellations-  ^^J^*"**»«**- 
stelle  und  die  Beschränkungen  der  Berufung  an  den  obersten  kaiser- 
lichen Gerichtshof  ist  auf  die  Ausführungen  des  vorigen  Buchs  zu 
verweisen.  Im  Strafverfahren  steht  die  Appellation  nicht  bloss  dem 
Angeschuldigten  zu,  wenn  er  durch  den  Spruch  des  Gerichts  sich 
beschwert  findet,  sondern  bei  zweiseitigem  Verfahren  nicht  minder 
dem  Ankläger^.  Vertretung  ist  bei  nicht  capitalen  Prozessen 
gestattet  wie  im  Privatrecht  ^ ;  gegen  die  Gapitalsentenz  wird 
ausnahmsweise  ein  jeder,  auch  ohne  Auftrag  und  sogar  gegen 
den  Willen  des  Verurtheilten ,  zur  Appellation  zugelassen*.  Ein- 
gelegt wird  sie  bei  dem  Gericht,  gegen  dessen  Spruch  sie  gerichtet 
ist ,  und  zwar  in  der  Weise ,  dass  dieses  von  dew  Widerspruch 
in  Kenntniss  gesetzt  und  aufgefordert  wird,  die  Entscheidung 
der  höheren  Instanz  anheim  zu  stellen^;  wenn  das  Gericht  dieser 
Aufforderung  nicht  nachkommt,  kann  der  Appellant  desswegen 
bei  dem  höheren  Gericht  sich  beschweren,  und  wenn  der  Be- 
schwerde stattgegeben  wird,  gilt  seine  Aufforderung  als  Appel- 
lation*. Selbstverständlich  ist  bei  zweiseitigem  Strafprozess  auch 
der  nicht  appellirende  Theil  von  der  Appellation  zu  benach- 
richtigen. Die  Einlegung  der  Appellation  muss  nach  älterem 
Recht  binnen  zwei  oder  unter  Umständen  drei*,  nach  Justinians 
späterer  Anordnung  binnen  zehn  Tagen  *^,  von  dem  der  Ausfällung 


1  Cod.  Th.  9,  21,  2,  3  »  lust.  9,  24,  1,  3. 

>  Cod.  Th.  9,  10,  1  H  lust  9,  12,  6)  Yom  J.  317;  gemildert  Cod.  Th.  11, 
36,  14  Tom  J.  361. 

»  Cod.  Th.  9,  24,  1,  3  =-  lust.  9,  13,  Id. 

•  Dig.  49,  14,  9.    Cod.  2,  12,  2. 

•  Dig.  49,  9,  1  (8.  376  A.  1).    Cod.  2,  12,  2. 

•  Big.  49,  1,  6.  tit.  4,  2,  3.    Cod.  7,  62,  6,  3. 
**  Dig.  49,  6,  1. 

»  Dig.  26,  7,  57,  1. 

»  Dig.  49,  1,  20,  1.  tit  4,  1,  11.  15.  1.  2.  1.  20.  49,  5,  3,  Cod.  7,  62,  5,  5. 
Not.  28.  Offenbar  beruht  dies  auf  der  uns  aus  dem  Stadtrecht  von  Salpensa 
bekannten,  sicher  nach  römischem  Muster  geordneten  zweitägigen  Befristung 
der  Intercession  (S.  465  A.  4).  Auch  die  ebendaselbst  ausgesprochene  Unter- 
sagnng  mehrmaliger  Intercession  in  derselben  Sache  mag  zusammenhängen  mit 
den  allerdings  erst  aus  der  Sp&tzeit  bekannten  analogen  Beschränkungen  der 
Appellation  (C.  Th.  11,  38,  1.  C.  lust  7,  70,  1.  Nov.  82,  5). 
w  Nov.  23,  1. 
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des  Spruches  an  gerechnet,  erfolgen.  Alle  diese  Bestimmungen 
gelten  gleichmässig  fOr  Civil-  und  Fiscal-  und  für  Strafsachen,  und 
es  kann  daher  für  die  Einzelheiten  auf  das  Civilrecht  verwiesen 
werden  *. 

Durch  die  von  dem  TJntergericht  oder  eventuell  dem  Ober- 
*^!^^m^"*  gericht  als  gültig  anerkannte  Berufung  wird  der  Spruch  des  Unter- 
toiitche  gerichts  cassirt*  und  beschreitet  nicht  die  Rechtskraft*.  Zugleich 
^^i°'j^"aber  wird  damit  der  Prozess  rechtshängig  bei  der  höheren  Instanz, 
wo  er  dann  ohne  formale  Berücksichtigung  der  früheren  Ver- 
handlung *  verläuft.  Von  einer  Befristung  der  Rechtfertigung  der- 
selben wird  aus  früherer  Zeit  nichts  gemeldet.  Insofern  aber  Aus- 
wärtige auf  diese  Weise  genöthigt  werden,  sich  zur  Führung  des 
Prozesses  nach  Rom  zu  begeben,  sind  nach  einer  vermuthlich  dem 
3.  Jahrh.  angehörigen  kaiserlichen  Verfügung  für  die  Einbringung 
des  nicht  capitaleu  Prozesses  den  Parteien  Fristen  gesetzt  und  zwar 
den  Italikern  von  6  Monaten,  den  Provinzialen  von  einem  Jahr, 
bei  Capitalprozessen  jenen  von  9,  diesen  von  18  Monaten  •.  Durch 
Constantin  und  die  späteren  Kaiser  sind  diese  Fristen  vielfach 
modificirt,  ohne  dass  indess  bei  diesen  Ansetzungen  ein  Unter- 
schied zwischen  den  übrigen  und  den  Capitalprozessen  gemacht 
wird*.  Ueber  die  weitere  Behandlung  des  erneuten  Prozesses  ist 
nichts  Besonderes  zu  bemerken.  Regelmässig  erscheinen  nach  dem 
älteren  Verfahren  die  Parteien  oder  wo  der  Ankläger  fehlt,  der  An- 


1  Bethmann-Hollweg  Civilprozess  2,  700  fg.  3,  328  fg. 

^  Dig.  48,  16,  1,  14 :  provocaUanis  remedio  condenmationis  exHnguitur  pro* 
nuntioHo,  Diese  Wirkung  hat  sowohl  die  republikanische  Appellation  wie  die 
der  Eaiserzeit;  es  ist  incorrect  der  letzteren  eine  suspensive  Wirkung  beizu- 
legen. Das  Urtheil  der  oberen  Instanz  kann  materiell  mit  dem  der  niederen 
zusammenfallen,  ist  aber  formell  ein  neues. 

*  Wer  nach  eingelegter  Appellation  vor  dem  Spruch  in  zweiter  Instanz 
stirbt,  stirbt  als  Angeklagter,  nicht  als  Verurtheilter  (Dig.  28,  1,  13,  2.  tit  3, 
6,  8.  48,  19,  2,  2.  49,  7,  1,  2.  3).  Die  Verhaftung,  die  von  dem  magistratischea 
Ermessen  abhängt,  wird  allerdings  auf  Grund  des  ersten  Erkenntnisses  ver- 
fttgt    C.  Th.  11,  30,  2  (=  lußt  7,  62,  12);   lust.  7,  62,  6,  3. 

^  Von  obligatorischer  Einsendung  der  Acten  ist  nirgends  die  Rede,  ab- 
gesehen natürlich  von  dem  Fall,  wo  das  Appellationsverfahren  die  Form  der 
Consultation  annimmt. 

^  Edict  des  Berliner  Papyrus  N.  628  (S.  469  A.  1).  Sprachlich  wie  sachlich 
ist  es  nicht  möglich  diesen  mit  Mitteis  (Hermes  32,  630  fg.)  in  die  Zeit  dea 
Tiberius  zu  setzen;  er  gehört  sicher  in  das  3.  Jahrhundert. 

«  Bethmann-Hollweg  3,  329  fg. 
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geschuldigte  vor  dem  Oberrichter  persönlich  ^  —  Strafschärfung  in 
der  höheren  Instanz  ist  selbstverständlich  nicht  ausgeschlossen* .  — 
Der  Missbrauch  der  Appellation  im  Strafprozess  ist,  obwohl  gesetz- 
lich feste  Strafen  sich  nicht  nachweisen  lassen,  ohne  Zweifel  immer 
von  der  oberen  Instanz  geahndet  worden". 


6.   Die  Begnadij^n^  mit  Saspendimng  der  Rechtskraft  des 
Strafartheils  oder  die  comitiale  Provocation. 

Die  Rechtskraft  des  gefällten  Urtheils  ist  das  Fundament  des  Begriff  der 
Rechtsstaats,  und  im  Privatprozess  giebt  es  nach  der  Ursprung- pJJJ^*° 
liehen  Ordnung  eine  Rechtshülfe  dagegen  nicht.  In  dem  öffent- 
lichen Verfahren  dagegen  waltet  nicht  die  gleiche  Strenge;  es  ist 
kein  Schiedsgericht  und  leichter  als  der  Geschwornenspruch  kann 
das  magistratische  Decret  durch  Beschluss  der  Bürgerschaft  um- 
gestossen  werden.  Daher  wird,  nach  der  römischen  Auffassung 
von  je  her,  das  im  öffentlichen  Verfahren  gefällte  Straferkenntniss 
nicht  ohne  weiteres  rechtskräftig,  sondern  der  Verurtheilte  ist 
berechtigt  das  Begehren  zu  stellen,  dass  der  Urtheilsspruch  der 
Bürgerschaft  vorgelegt  und  diese  befragt  werden  möge,  ob  sie  von 
der  Ausführung  der  erkannten  Strafe  absehen  wolle.  Dies  ist  die 
strafrechtliche  Berufung,  die  comitiale  provocatio,  insofern  dadurch 
die  Sache  an  eine  andere  Stelle  gebracht  wird*.    Es  steht  diese 


'  Dig.  49,  9,  1.  Dass  Kaiser  Claudius,  um  mit  den  schwebenden  Pro- 
zessen aufzuräumen,  durch  Edict  anzeigt,  er  werde,  wenn  eine  der  geladenen 
Parteien  ausbleibe,  im  Eremodicium  erkennen  (Dio  60,  28  genauer  als  Sueton 
Claud.  15),  bezieht  sich  wohl  auf  die  Appellationen  in  Capitalsachen ,  da  bei 
Civil-  und  geringeren  Criminalsachen  sich  dies  von  selbst  verstand.  Nach  dem 
Berliner  Papyrus  (S.  469  A.  1)  kann  auch  in  Abwesenheit  der  einen  Partei 
gesprochen  werden,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  dann  die  erste  Entscheidung 
entweder  bestätigt  oder  zu  Gunsten  der  erschienenen  Partei  abgeändert  werden 
muss;  Abänderung  zu  Gunsten  der  nicht  erschienenen  ist  ausgeschlossen. 

*  Ammian  28,  1,  26. 

*  Diocletian  Cod.  7,  62,  6,  4:  arbüramwr  eum,  qui  maJam  litem  fuerit 
persecutus,  mediocrxter  poenam  a  competenti  iudtce  sustinere.  Die  älteren  An- 
gaben bei  Tacitus  ann.  14,  28  und  Paulus  5,  84,  2  gehen  wohl  nur  auf  die 
Civilappellation. 

^  Provocare  bezeichnet,  als  Correlat  zu  prodicerey  im  technischen  Ge- 
brauch die  Verlegung  des  Rechtsstreits  an  eine  andere  Stelle.  Daher  steht  es 
in  der  Rechtssprache  vor  allem  von  der  Forderung  gerichtlicher  Streit- 
behandlung (sacramenio  provoccare  cUiquem:  Gaius  4,  16.  95;  sponsiane  provocare : 
Gains  4,   93.   165.   166;   ad  iudidum  provocare:  Dig.  50,   17,  68  und  sonst; 
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Institution  mit  den  allgemeinen  staatsrechtlichen  Fragen  in  so 
enger  Verbindung,  dass  es  genügen  wird,  in  dem  Strafrecht, 
welches  den  einzelnen  Erörterungen  nicht  gerecht  werden  kann, 
die  darüber  in  dem  Staatsrecht  gegebenen  Ausführungen  kurz 
zusammen  zu  fassen. 

Nach  der  ursprünglichen  Ordnung  —  römisch  ausgedrückt  nach 
der  Ordnung  der  Königszeit  —  ist  der  Strafrichter  wohl  berechtigt, 
aber  nicht  verpflichtet  der  Berufung  an  die  Bürgerschaft  Folge  zu 
geben;  worin  allerdings  deren  souveräne  Gewalt  zum  Ausdruck 
kommt,  insofern  der  richtende  König  und  sein  Beauftragter  an 
das  Strafgesetz  gebunden  sind,  die  Gemeinde  aber  von  demselben 
absehen  kann*.  Nach  der  späteren  Ordnung  dagegen  —  römisch 
ausgedrückt  nach  republikanischem  Recht  —  ist  der  Strafrichter 
verpflichtet  dem  Verurtheilten  die  Berufung  an  die  Gnadeninstanz 
zu  gestatten.    Diese  Provocation  hebt  das  Strafurtheil  nicht  auf, 


grammatisch  ungenau  iudicem  provocare:   Dig.  28,  8,  6).    Entsprechend  kann 
das  Wort  auch  bezogen  werden  sowohl  auf  die  Berufung  von  dem  magistra* 
tischen  Strafurtheil  an  die  Comitien,  von  welcher  wir  hier  handeln,  wie  auch 
von   der  im   folgenden  Abschnitte    erörterten   Ablehnung   des    incompetenten 
Feldhermgerichts,  bei  dem  das  Wort  gleichfalls  als  technisches  auftritt  (S.  478 
A.  1).  Cicero  (de  leg.  8,  3,  6,  vgl.  S.  88  A.  1)  fasst  mit  zeugmatischer  Freiheit 
die  Berufung  von  dem  einen  patricischen  Magistrat  an  den  andern  und  die  vom 
Magistrat   an   die   Bürgerschaft  mit   diesem  Ausdruck   zusammen.    Auch   der 
Gebrauch  des  Wortes  bei  Livius  2,  55,  5;  8,  56,  5  ist  mehr  frei  als  incorrect. 
Die  Appellation  dagegen  ist  da,  wo  die  angerufene  Stelle  nur  cassirt  und  nicht 
decretirt,  keine  provocatio  und   daher  wird  die  Bezeichnung  niemals  von  der 
tribunlcischen  Anrufung  gebraucht.  Auch  von  derjenigen  Berufung  an  den  Kaiser, 
welche  nicht  aus  dem  feldherrlichen  Imperium,  sondern  aus  der  tribunicischen 
sich  entwickelt  hat,   wird  vielmehr  appeUatio  gebraucht,  überhaupt  in   den 
älteren  Rechtsquellen  das  Wort  provocatio  nur  verwendet  für  die  abgekommene 
comitiale  (Pomponius  Dig.  1,  2,  2,  4.  16.  18).    Aber  da  die  Appellation  an  den 
Kaiser  immer  reformatorisch   ist,    so   fäUt  auch   sie   unter   den   Begriff  der 
provocatio^  und  daher  wird  das  Wort  wenigstens  vom  Ende  des  2.  Jahrh.  an 
gleichbedeutend  mit  appellaüo  gesetzt;   so  in  dem  Senatsbeschluss    aus  den 
letzten  Jahren  des  Marcus  (Bruns  fontes^  p.  198  Z.  16),  bei  Gellius  4,  14.  6, 
19,  8,  bei  Scaevola  Dig.  17,  1,  60  pr.  45,  1,  122,  5.   49,  1,  28,  2  und  bei  Kaiser 
Marcus  Dig.  49,  1,  1,  3;  später  sehr  häufig:  Paulus  5,  36,  1.    Dig   1,  11,  1,  1. 
3,  2,  6,  1.   35,  2,  11,  3.  48,  2,  18.   49,  1,  1,  3  1.  18.   tit.  3,  1  pr.   tit.  4,  1,  4,  um 
nur  solche  Stellen  anzuführen,  wo  appellare  und  provocare  neben  einander  als 
synonym  gebraucht  sind. 

^  St.  R.  1,  149.  2,  10.  Dies  exemplificirt  für  die  Königszeit  die  Horatier- 
legende,  für  die  republikanische  das  Verhalten  der  Magistrate  mit  provocations- 
freier  Yollgewalt,  der  Decemvim  (Liv.  3,  33)  und  des  Dictators  der  älteren 
Epoche  (Liv.  8,  32-35). 
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aber  Buspendirt  zunächst  dessen  Execution,  und  wenn  die  Bürger- 
schaft mit  ihm  nicht  einverstanden  ist,  ist  dasselbe  beseitigt. 

Begrenzt  und  näher  bestimmt  ist  dieses  Kecht  in  folgender 
Weise. 

1.  Berechtigt  zur  Provocation  ist  der  römische  Mann.    Die  Modmiit&ton 
römische  Frau  ist  nach  älterem  Recht  ausgeschlossen ,   späterhin  p^^J^^^ 
wenigstens  bei  Multklagen  zugelassen  ^  Während  sie  jedem  Bürger,     u  die 
wahrscheinlich  auch  dem  nicht  stimmberechtigten  ■  zusteht,  ist  der  ^•■***~- 
Nichtbürger   ausgeschlossen.     Dem   Latiner    indess,    welchem    in 
späterer  Zeit  auch  eine  gewisse  comitiale  Gemeinschaft  zugestanden 

wird,  kann  die  Provocation  als  Personalrecht  eingeräumt  werden  •. 

2.  Um  die  Zusammensetzung  der  also  entscheidenden  Bürger- 
versammlung haben  die  städtischen  Kämpfe  sich  in  erster  Reihe 
bewegt;  späterhin  geht  im  Allgemeinen  das  Capitalurtheil  an  die 
Centurien,  der  Multprozess  an  die  Tribus*. 

S.  Eingelegt  werden  kann  die  Provocation  nur  gegen  die 
öffentliche  Judication,  deren  Begriff  und  Gebiet  sich  gegen  die 
magistratische  Willkür,  die  Coercition  eben  durch  sie  fixirt  hat*. 
Die  gesammte  magistratische  Coercition  im  eigentlichen  Sinne 
des  Worts,  also  der  innerhalb  der  Stadt  gefällte  diesem  Kreise 
(B.  35  fg.,  142  fg.)  angehörige  so  wie  jeder  ausserhalb  der  Stadt- 
grenze* gefällte  Spruch  des  Imperienträgers,  unterliegt  der 
comitialen  Provocation  nicht. 

4.  Eingelegt  werden  kann  die  Provocation  mit  Rechtszwang 
gegen  jede  bei  der  öffentlichen  Strafrechtspflege  betheiligte  Behörde 
der  Republik,  gegen  den  Duovir  für  Perduellion "^ ,  den  Quästor*, 
den  Volkstribun*,  den  plebejischen  oder  curulischen  Aedilen^*, 
endlich  gegen  den  Oberpontifex ".    Ausgeschlossen  ist  der  Provo- 


>  8t  R.  2,  114.  492.   3,  852. 

«  S.  43  A.  1.    Vgl.  8t.  R.  3,  577. 

»  St.  R.  8,  684  A.  8. 

•  8t  R.  2,  297.  817.  8,  857. 

•  8t  R.  1,  148.    Man  kann  die  ursprüngliche  strafrechtliche  Judication 
definiren  als  die  durch  Provocation  beschränkte  Coercition. 

•  St  R.  1,  es.   8,  852. 
'  8t  R.  2,  615. 

•  St  R.  2,  540. 

•  St  R.  2,  297.  817. 
^»  St  R.  2,  475.  491. 

u  8t  R.  2,  59  A.  2.     üeber  die   zweifelhafte  Strafgewalt  der  Fetialen 
Tgl.  St  R.  3,  338. 
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cationszwang ,  die  Provocation  also  facultativ  bei  der  befreiten 
Magistratur,  dem  König  oder  dessen  Mandatar^,  dem  Dictator 
älterer  Ordnung^  und  den  Beamten  mit  constituirender  Gewalt*. 

5.  Eingelegt  werden  kann  die  Provocation  nicht  gegen  das 
Erkenntniss  im  Privatprozess  und  folgeweise  auch  nicht  gegen  das 
diesem  nachgebildete  Quästionsverfahren.  Allerdings  haben  Ti. 
Gracchus*  und  nach  Caesars  Tode  M.  Antonius*  versucht,  die 
comitiale  Provocation  auf  die  Urtheile  der  grossen  Geschwomen- 
gerichte  zu  erstrecken ;  aber  diese  Neuerungen  sind  nicht  oder  nur 
ephemer  zum  Gesetz  geworden. 

6.  Die  Provocation  kann  gegen  jedes  Strafübel  eingelegt 
werden,  sowohl  gegen  die  Todes-  wie  gegen  die  Geldstrafe  ®.  Andere 
Strafen  als  diese,  von  den  Coercitionsmitteln  abgesehen,  kennt 
das  Strafrecht  der  Republik  nicht  und  vielleicht  ursprünglich 
überhaupt  nur  die  Todesstrafe,  so  dass  zunächst  die  Provocation 
auf  den  Capitalprozess  beschränkt  war^. 

7.  Die  comitiale  Provocation,  in  ihrem  Gebiet  wesentlich  ein- 
geschränkt durch  das  Aufkommen  der  Quästionen,  fällt  mit  dem 
Eintreten  des  Principats,  das,  wie  es  scheint,  von  vornherein  die 
Gerichtscomitien  beseitigt  hat®.  Die  consulari seh  -  senatorische 
Gerichtsbarkeit  der  Kaiserzeit  bildet  dafür  wohl  politisch  einen 
Ersatz,  ist  aber  rechtlich  nicht  aus  der  cömitialen  Provocation 
hervorgegangen,  sondern  aus  der  consularischen  Cognition^. 


*  St.  R.  2,  615  A,  1. 

*  St.  R.  2,  163. 

'  St.  R.  2,  734.    Das  consularisch  -  senatorische  Kriegsstandrecht  (St  R. 

3,  1240)  gehört,  wenigstens  nach  der  Auffassung  der  Senatspartei,  in  diese 

Kategorie. 

^  Plutarch  Ti.  Gracch.  16 :  6i6ov^  iTnxaXeTa&ai  roy  drjf^ov  dno  rtSv  Smaarmv, 
^  Cicero  Phil.  1,  9,  21:   dUera  promulgata  lex  esty  ttt  de  vi  et  maUstatis 

damnati  ad  poptUum  provocent.    Vgl.  wegen  deren  Aufhebung  das.  13,  3,   5. 

Dio  46,  36. 

*  Für  die  zur  Anstellung  des  magistratisch -comitialen  Multprozesses 
competenten  Beamten  hat  wahrscheinlich  eine  Maximalgrenze  bestanden,  inner- 
halb deren  sie  von  der  Provocation  frei  waren  (S.  52.  53). 

^  Gegen  Züchtigung  oder  Folterung  des  römischen  Bürgers  kann  nicht 
an  die  Gomitien  provocirt  werden;  wohl  aber  werden  sie  in  der  Bestrafung 
nach  der  Analogie  der  Verletzung  des  Provocationsrechts  behandelt  (St.  R.  1, 
155.  3,  353). 

8  St  R.  3,  359  fg. 

*  Insbesondere  tritt  dies  darin  hervor,  dass  der  Senat  nicht  begnadigt, 
sondern  richtet. 


/ 
/ 
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Wegen  der  formalen  Seite  der  Provocation  genügt  es  auf  die 
im  zweiten  Buch  S.  151  fg.  gegebene  Darlegung  über  den  magistratisch- 
comitialen  Prozess  zu  verweisen. 

Materiell  kann  von  einer  rechtlichen  Begründung  der  Provo-  oii»d«ii. 
cation  nicht  die  Rede  sein.  Die  von  dem  Verurtheilten  begehrte  '**^^* 
Cassinmg  des  Straferkenntnisses  ist  ein  Act  der  souveränen  Ge- 
walt. Die  Schuldfrage  hat  der  Magistrat  bejaht,  und  wenh  das 
Vorverfahren  der  Anquisition  dieselbe  wieder  aufnimmt  und  die 
comitiale  Freisprechung  auch  durch  die  Ueberzeugung  der  Majori- 
tät der  Bürgerschaft  von  der  Nichtschuld  des  Angeklagten  herbei- 
geführt werden  kann,  so  liegt  doch  dem  Verfahren  nicht  dieser 
Gedanke  zu  Grunde,  sondern  derjenige  der  Verzeihung*.  Dass 
das  Verfahren  vor  den  Gomitien  als  Entscheidung  über  ein  Gnaden- 
gesuch aufgefasst  werden  muss,  springt  in  die  Augen.  In  der 
ältesten  und  nach  der  formalen  Seite  hin  am  vollständigsten  über- 
lieferten Kategorie,  dem  duoviralen  Perduellionsprozess,  erscheint 
es  ausdrücklich  und  bestimmt  als  Aufhebung  eines  vom  Magistrat 
gefällten  Urtheils*.  In  den  Schilderungen  aus  späterer  Zeit  tritt 
allerdings  die  Strafe  nicht  auf  als  Judicat  des  sachführenden 
Magistrats,  sondern  als  ein  von  demselben  an  die  Gomitien  ge- 
richteter Antrag ;  aber  der  Magistrat,  welcher  seinen  Richterspruch 
vor  der  Bürgerschaft  gegen  das  Begnadigungsgesuch  vertheidigt, 
stellt  eben  damit  einen  Antrag  an  dieselbe  und  es  schliesst  also 
diese  Auffassung  das  Judicat  nicht  aus.  Vor  allen  Dingen  ist 
entscheidend,  dass  die  Gomitien  überhaupt  nicht  berufen  werden, 
um  zu  richten,  sondern  um  das  Urtheil  gelten  zu  lassen  oder 
umzustossen,  während  Aenderung  und  Strafschärfung  ausgeschlossen 
sind.  Es  ist  dies  nichts  als  der  Rechtsausdruck  für  die  Be- 
gnadigung. 

7.    Die  feldherrliehe  FrovocatioiL 

Obwohl  die  feldherrliche  Provocation  ihrem  Wesen  nach  nicht  MwuMjeiie 
zu  den  Störungen  der  Rechtsordnung  gezählt  werden  kann ,  so  P«>^o«»ttoii. 


'  Mit  gewaltiger  Macht  ist  dies  ausgeführt  in  der  Horatierlegende :  das 
Verbrechen  ist  das  denkbar  schwerste,  der  Thäter  offenkundig  und  geständig, 
die  Entschuldigung  aber  der  alles  sühnende  Patriotismus. 

*  Livius  1,  26.  Sueton  Gaes.  12.  Dio  87,  27.  Dass  die  Formel  später- 
hin erstarrt  und  in  Folge  dessen  der  Act  des  Duovir  als  nothwendige  Gondem- 
nation  gefasst  wird  (St.  B.  2,  617  A.  2),  wie  denn  auch  dabei  von  der  Zu- 
ziehung eines  Gonsilium  abgesehen  wird  (St.  R.  1,  dlOX  kann  sem  Wesen  nicht 
zweifelhaft  machen. 
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darf  doch  der  Act,  durch  welchen  die  wahrscheinlich  um  die  Zeit  der 
6racchen  gesetzlich  festgestellte  Befreiung  des  römischen  Bürgers  von 
der  kriegsrechtlichen  Capitalcoercition  (S.  31 A.  1)  durchgeführt  ward, 
schon  wegen  der  gleichartigen  Bezeichnung  mit  der  eben  erörterten 
comitialen  in  dieser  Reihe  mit  aufgeführt  werden.  Beide  Provo- 
cationen  sind  politisch  eng  verwandt,  insofern  der  Kopf  des  Bürgers 
durch  die  comitiale  in  der  Stadt,  durch  die  feldherrliche  ausserhalb 
derselben  geschützt  wird  und  die  Ablehnung  des  Feldhermspruchs 
in  ihren  Consequenzen  auf  die  comitiale  Provocation  hinausläuft 
Die  auch  für  die  zweite  technische  Bezeichnung^  kommt  beiden 
mit  gleichem  Rechte  zu,  da  die  eine  wie  die  andere  die  Verlegung 
des  Prozesses  an  eine  andere  Stelle  fordert.  Aber  rechtlich  sind 
sie  ungleich.  Die  comitiale  Provocation  verlangt  Aufhebung  eines 
rechtsgültigen  Urtheils,  die  feldherrliche  besteht  in  der  Ablehnung 
eines  incompetenten  Gerichts.  Die  comitiale  fordert  die  Entschei- 
dung der  Bürgerschaft,  die  feldherrliche  giebt  nur  die  Möglichkeit 
der  Prozessführung  vor  der  competenten  Behörde.  Die  comitiale 
fällt  mit  der  Republik,  da  die  Comitien  das  Spruchrecht  verlieren ; 
die  feldherrliche  besteht  fort  unter  dem  Principat  und  wird,  nach- 
dem dem  Kaiser  das  feldherrliche  Imperium  in  unbeschränkter 
Fülle  überwiesen  worden  ist,  zu  einer  Forderung  kaiserlicher 
Entscheidung.  Insofern  nähert  sie  sich  der  an  den  Kaiser  ge- 
richteten Appellation,  nur  dass  sie  nicht,  wie  diese,  ein  gefälltes 
Urtheil  voraussetzt  ^.  Dass  die  comitiale  Provocation  der  Republik, 
das  Palladium  der  bürgerlichen  Freiheit,  unter  dem  Principat 
durch  die  feldherrliche  Provocation  ersetzt  ward,  diente  termino- 
logisch zur  Verhüllung  der  Umwandlung  der  Republik  in  die 
Monarchie  und  diese  löst  jene  auch  sachlich  in  der  Weise  ab,  dass 
die  Gewalt  über  Leben  und  Tod  damit  der  comitialen  Majorität 
genommen  und  in  die  Hand  des  höchsten  Vertrauensmanns  der 
Nation  gelegt  ward. 

8.    Die  Wiedereinsetzniij;  in  den  vorij^en  Stand. 

Das  magistratisch-cognitionale  Strafurtheil  wird  rechtskräftig 
und  vollstreckbar,  aber  niemals  im  Rechtssinn  unabänderlich.    Wie 


^  Den  technischen  Werth  des  Worts  auch  in  dieser  Beziehung  beweisen 
die  S.  81  A.  3  angeführten  Belege,  insbesondere  die  Münze  mit  provoco  und 
die  Worte  Ciceros  de  leg.  3,  3,  6 :  müitiae  ab  eo  qui  impembit  provocaÜo  ne  esto» 

'  lieber  den  späteren  Gebrauch  des  Wortes  und  sein  Yerhältniss  zu 
appeUare  vgl.  S.  473  A.  4. 
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jede  andere  magistratische  Verfügung  kann  auch  die  Entscheidung  zuuan^keit 
über  die  Rechtsfolgen  eines  Delicts  jederzeit  von  dem  Magistrat  .^j^J^^ 
selbst  oder  von  seinem  Nachfolger  vor  der  Vollstreckung  zurück-   der  Auf- 
genommen und  auch  nach  der  Vollstreckung,  wenn  gleich,  was  ge-  ^^^^^^^ 
sehehen  ist,  nicht  ungeschehen  gemacht  werden  kann,  dennoch  so   «rtheiis. 
weit  es  factisch  möglich  ist,  aufgehoben,  die  gezahlte  Busse  zurück- 
gegeben,   das   aberkannte   Ehrenrecht   wieder    in    Kraft   gesetzt 
werdend    Wie  die  Acte  der  Coercition,  so  fallen  auch  die  der- 
artigen Institutionen   in   das  Gebiet   der  Verwaltung   und  gehen 
die  Rechtspflege  im  formalen  Sinn  nichts  an.    Die  Unabänderlich- 
keit   des   Judicats   beschränkt    sich    nach   römischer    Auffassung 
einerseits  auf  die  von  den  Comitien  erkannte  Freisprechung,  andrer- 
seits auf  das  von   dem  oder  den   Geschwornen   gefällte  Urtheil. 
Insoweit  indess  der  Beamtenprozess  späterhin  für  das  Geschwomen- 
verfahren  eintritt,  wird  er  diesem   gleich   geachtet.  —  Die  Aus- 
nahmen   von    dieser    Norm    bezeichnet    die    Rechtssprache    als 
'Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand',  restitutio  in  integrumi^\ 
sie   können   vorkonunen    theils   durch   eine    abermalige   Gerichts- 
verhandlung, theils  im  Wege  der  Legislation. 

Abermalige   Gerichtsverhandlung    über   ein    im   Accusatiöns- Nichtigkeit!- 
prozess  ergangenes  Judicat  läuft  dem  Wesen   der  Rechtsordnung  ▼«rf^i«» 
zuwider   (S.  450),    einerlei    ob   der   Rechtsspruch   verurtheilend^  G^hwo^ 

neiuipradli. 


^  Wenn  nach  Cicero  Verr.  2,  44,  109  die  Verurtheilung  des  Statthalters 
Cn.  Dolabella  im  Repetundenprozess  die  Cassirang  des  von  ihm  zu  Unrecht 
über  den  Philodamos  gefällten  Spruchs  in  sich  schloss  {jivdices  . . .  damnationem 
Philodami  Optmtii  resddenmt),  so  kann  das  Repetundengericht  diese  Nichtig- 
keit nicht  verfügen,  aber  wohl  voraussetzen.  In  demselben  Sinn  rescribiren 
die  Kaiser  Severus  und  Antoninus  (Dig.  48,  19,  27  pr.)  non  solere  praesides 
provinciarum  ea  quae  pronunUaverimt  ipsos  rescindere;  auch  wo  die  Vernichtung 
angezeigt  ist,  wird  wenigstens  der  erkennende  Magistrat  sich  nicht  leicht  dazu 
entschliessen.  Aehnlich  werden  die  iudicia  resdssa  bei  Sueton  Claud.  29  zu 
fassen  sein. 

'  Jttlisches  Municipalgesetz  Z.  117:  quei  iudicio  publico  Bomae  condem.' 
natüM  est  erit,  quocirca  eum  in  lUüia  esse  non  liceat,  neqtte  in  integrum  restitutus 
est  erit  (ebenso  in  dem  julischen  Gewaltgesetz  Coli.  9,  2  =»  Dig.  22,  5,  8,  5)  und 
sonst  oft.    Gewöhnlich  wird  die  Begnadigung  abgekürzt  bezeichnet  als  restitutio, 

*  Hiemit  im  Widerspruch  steht  eine  bei  Festus  p.  209  v.  pietati,  Val. 
Max.  5,  4,  7  und  Plinius  h.  n.  7,  36, 121  berichtete  Anekdote.  Nach  derselben 
hat  da,  wo  im  J.  568/191  M\  Acilius  Glabrio  einen  in  einer  Schlacht  gelobten 
Tempel  der  Pietas  erbaute  und  späterhin  das  Marcellustheater  errichtet  ward, 
früher  ein  Kerker  gestanden  und  ist  in  diesem  eine  zum  Tode  verurtheilte  Frau 
(so  Yalerius,  nach  Festus  ein  Mann),  welche  der  Kerkermeister  den  Hungertod 
sterben  lassen  wollte,   dadurch  am  Leben  erhalten  worden,  dass  ihre  Tochter 
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oder  freisprechend  ausgefallen  ist;  da  in  diesem  Strafprozess  der 
Kläger  die  Gemeinde  yertritt,  so  schliesst  der  Spruch  nicht  bloss 
ihn,  sondern  der  Begel  nach  auch  jeden  anderen  Kläger  aus,  ob- 
gleich im  späteren  Recht,  wenn  die  öfifentliche  Strafklage  personale 
Interessen  betrifft,  die  gesetzlich  rechtskräftige  Frei^rechung  in 
einzelnen  Fällen  ausnahmsweise  bei  Seite  gesetzt  worden  ist  \  Aber 
es  erstreckt  sich  diese  Rechtskraft  des  Spruches  nicht  auf  das 
nichtige  Judicat.  Vielmehr  macht  die  widerrechtlich  herbeigeführte, 
das  heisst  erschlichene  oder  erzwungene  Rechtsprechung  die 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nothwendig  wie  im  Privatrecht* 
so  auch  im  Quästionenprozess.  Wenn  der  Ankläger  durch  Collusion 
mit  dem  Angeklagten  rechtswidrig  das  Urtheil  beeinflusst  hat 
oder  wenn  das  erkennende  Gericht  durch  gewaltthätige  Einschüchte- 
rung zu  seinem  Spruch  bestimmt  worden  ist ,  so  wird  sowohl  das 
erschlichene  Judicat  ausser  Kraft  gesetzt,  welchen  Fall  die  Gesetze 
als  Prävarication  ausdrücklich  von  der  Rechtskraft  des  Urtheils  aus- 
nehmen®, wie  auch  das  erzwungene*  und,  in  dem  ersten  Fall 
unter   Wechsel    des    Klägers,    dieselben    Geschwomen,    die   den 


sie  an  ihren  BrQsten  saugen  Hess,  worauf  der  Kerkermeister  dem  Prätor,  der 
Pr&tor  dem  Consilium  den  Fall  vorträgt  und  die  Frau  begnadigt  wird,  auch 
ihr  und  der  Tochter  öffentliche  Alimente  ausgesetzt  werden.  Dieser  Bericht 
wimmelt  von  Anachronismen  und  Unmöglichkeiten.  Ein  Kerker  hat  an  dieser 
Stelle  nie  gestanden.  Dass  Glabrio  der  Pietas  den  Siegestempel  jener  liebe- 
Tollen  Tochter  wegen  widmete,  ist  absurd.  Geschwomengerichte,  wie  diese  Er- 
zählung sie  voraussetzt,  hat  es  vor  dem  calpurnischen  Gesetz  nicht  gegeben. 
Diese  Begnadigung  also  geht  mit  dem  übrigen  Schwindel. 

^  Ulpian  Dig.  48,  2,  7,  2  gestattet  nach  erfolgter  Freisprechung  die  Wieder- 
aufnahme der  Klage  durch  einen  Dritten  magna  ex  causa  y  si  is  gut  nunc 
accusaiOT  extitit  suum  dolorem  perseqtuäur  doceatque  ignorasse  8e  accusationem 
ab  (üio  institütam;  wo  die  Begründung  freilich  (quoniam  res  inter  alios  iudkatae 
alii  non  praeiiAdicant)  auf  den  öffentlichen  Strafprozess  keineswegs  zutrifft 
Noch  mehr  befremdet  die  Fassung  bei  Paulus  1,  6^  8:  crimen,  in  quo  aliu9 
desHtit  vd  victus  recessit,  aUus  chicere  non  prohibetwr. 

*  Cicero  pro  Flacco  21,  49:  »i  iudicatum  negaret,  in  duplum  ireL  Dies 
nennt  Paulus  5,  5,  7.  8  m  duplum  revocare.  Diese  Verdoppelung  der  Klag- 
summe passt  auf  den  Quästionenprozess  in  der  Kegel  nicht. 

'  Die  Prävarication  nimmt  das  Repetundengesetz  in  dieser  Weise  aus 
S.  402  A.  5.  Caelius  ad  fam.  8,  8,  8:  mitUt  in  consüium  eosdem  iUos  qm  Utes 
aestimarant  iudices.  Macer  Dig.  47,  15,  8,  1 :  cavetur  lege  lulia  publicorumy  ut 
nan  prius  accusetwr,  quam  de  prioris  accusatoris  pra^varioatione  con^titerit  et 
pronuntiatum  fuerü. 

^  Cicero  pro  Flacco  21,  49  behauptet  der  Kläger  recuperaiüres  vi  Flacd 
(des  früheren  Statthalters)  coactos  et  metu  ftüsum  invitos  iudicavisse,  worauf  der 
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cassirten  Spruch  gethau  haben,  angewiesen  die  Sache  abermals 
zu  untersuchen  und  zu  entscheiden.  Diesen  beiden  in  die  republi- 
kanische Epoche  zurückreichenden  Restitutionsfällen  darf  vielleicht 
für  die  spätere  Epoche  der  durch  gewissenlose  Amtsführung  herbei- 
geführte Rechtsspruch  angereiht  werden  *. 

Für    die    Zulässigkeit    der    Cassirung    des    comitialen    oder  OMeuuche 
Geschwomenjudicats  durch  Specialgesetz  kann  staatsrechtlich  die  ^'^^. 
comitiale  Allmacht  geltend  gemacht  werden.    Aber  wenn  von  den   kriftigen 
Wirren  des  letzten  republikanischen  Jahrhunderts  abgesehen  wird,   ^^"^^ 
so  ist  die  Befugniss  auch  der  Bürgerschaft  von  den  Römern  gehand- 
habt worden  als  thatsächlich  begrenzt ',  und  eine  der  dauerhaftesten 
Schranken,  auf  welcher  wahrscheinlich  die  staatsrechtliche  Unter- 
scheidung des  Volksgesetzes  und  des  Volksgerichts  beruht,  ist  eben 
darin  zu  erkennen,   dass   von   der  principi^ll  unbestrittenen  All- 
macht der  Comitien  gegenüber  der  rechtskräftig  gewordenen  Judi- 
cation  kein  Gebrauch  gemacht,  diese  Allmacht  als  eines  jener  poli- 
tischen Rechte  behandelt  ward,  welche  da  sein  müssen,  aber  nicht 
gebraucht   werden  dürfen.     Auf  der  Unabänderlichkeit  der   Ent- 
scheidung des  Volksgerichts  beruht  die  ti^fe  Tragik  der  Coriolanus- 
Legende*;  auf  derjenigen  der  Geschwornenentscheidung  die  ernste 
Ablehnung   der   von   Sulla   dem   P.   Rutilius   Rufus   angebotenen 


Nachfolger  des  Statthalters  entscheidet:  si  meiu  coactos  dicerett  haberet  eosdem 
recuper(Uore8.  Hier  handelt  es  sich  um  einen  Privatprozess.  Unbedenklich  aber 
wird  dies  anch  auf  die  Quästion  bezogen  werden  dürfen,  obwohl  die  römischen 
Gesetzgeber  begreiflicher  Weise  die  Möglichkeit  eines  solchen  Vorgangs  in  der 
Stadt  Rom  nicht  in  die  Strafordnungen  hineinschrieben. 

^  Vita  Marci  24:  eapiUües  causM  hominum  honest fijorum  ipse  cognovU  clc 
qmdem  summa  aequüaU,  ita  ut  praetorem  reprehenderet,  qui  cito  reorum  causcis 
audierat  iuheretque  iUum  Herum  cognoseere,  dignitaUs  eorufn  interesse  dicens, 
ut  ab  eo  audirentur,  qui  pro  popuU>  iudicaret.  Der  Bericht  ist  insofern  verwirrt, 
als  die  kaiserliche  Cognition  und  die  Instauration  des  Prozesses  durch  den 
Prätor  sich  ausschliessen;  vermuthlich  bezieht  sich  die  Cognition  nicht  auf 
den  Hauptprozess,  sondern  ist  die  Feststellung  der  leichtfertigen  Prozessleitung 
und  in  Folge  dessen  die  Cassirung  des  gef&llten  Urtheils. 

«  St  R,  3,  834  fg. 

*  Ohne  den  Hintergrund  der  Unabänderlichkeit  des  Exils  ist  diese  Er- 
zählung überhaupt  nicht  zu  verstehen.  Dionysius  (8,  21;  daraus  Plutarch 
Cor.  29)  lässt  die  Rückberufung  Coriolans  durch  die  Führer  der  Plebs  vor- 
schlagen, die  Patricier  aber  diesem  Vorschlag  mit  Rücksicht  auf  die  Unabänder- 
lichkeit der  Rechtssprüche  sich  widersetzen;  dieser  Zug,  der  sich  anderswo 
nicht  findet,  ist,  wie  Dionysius  selber  bemerkt,  laus  anderen  Gründen  wider- 
sinnig, aber  mit  der  hauptsächlichen  Tendenz  der  Erzählung  im  Einklang. 

Bindlng,  Handbuch.  I.  4:  Mommi«ii,  lOm.  Strafr.  31 
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Cassirung  des  ihn  betreffenden  Richterspruchs  ^  Mit  berechtigter 
Verachtung  sahen  die  Römer  noch  der  spätesten  republikanischen 
Zeit  herab  auf  die  impotente  hellenische  Kleinstaaterei,  in  der 
bei  jedem  politischen  Wellenschlag  die  Cassirung  der  den  neuen 
Tagesherren  missliebigen  Straferkenntnisse  sich  von  selber  verstand  *. 
Wenn  von  einigen  notorischen  Balschungen  abgesehen  wird®,  ist 
in  vorsullanischer  Zeit  die  comitiale  Aufhebung  eines  Volks- 
oder des  Geschwomenspruchs  gegen  einzelne  Personen  höchstens 
dreimal,  genau  genommen  nur  ein  einziges  Mal  vorgekommen^. 


^  Valerius  Max.  6,  4,  4:  ne  quid  adversus  leges  faceret,  Ovidius  ex  Ponto 
1,  3,  63.    Seneca  de  benef.  6,  37.    Quintilian  11,  1,  12. 

■  Cicero  Verr.  5,  6,  12:  perditae  civitates  desperatis  iam  omnibus  rebus  hos 
solent  eantus  exUiäles  habe^e^  ui  damriati  in  integrum  restituantur^  vincti  solvantur, 
exules  reducantur,  res  vudiccUcK  rescindantur ;  qune  cum  accidu/nt,  nemo  est 
quin  intdligat  ruere  illam  rem  publicam.  Ders.  de  lege  agr.  2,  4,  10:  neque 
illa  popularia  sunt  existimanda  iudiciorum  perturbationes ,  rerum  iudicatarum 
infirmationeSf  restitutio  damnatorum,  qui  civitatum  adilictarum  perditis  iam  rebus 
extremi  exitiorum  solent  esse  exitus.  So  sprach  der  Redner  vor  seiner  eigenen 
Verbannung;  nachher  ändert  sich  der  Ton,  obwohl  er  auch  gegenüber  den 
caesarischen  Restitutionen  das  res  iudicatas  irritas  facere  (Phil.  11,  5,  11)  nach- 
drücklich rügt. 

*  Dass  das  Exilium  des  Camillus  mit  all  seinem  staatsrechtlich-sentimen- 
talen Anhang  (Livius  5,  46  und  sonst)  den  älteren  Annalen  unbekannt  und  eine 
frühestens  in  der  sullanischen  Epoche  entstandene  Fiction  ist,  leidet  keinen 
Zweifel  (meine  röm.  Forsch.  2,  321  fg.  453).  Die  beiden  anderen  Präcedentien, 
welche  der  beredte  Schicksalsgenosse  des  Camillus  bei  seinem  Restitution sgesuch 
vor  dem  Pontificalcollegium  geltend  macht  (de  domo  32,  86),  des  durch  falsches 
Zeugniss  in  die  Verbannung  getriebenen  Kaeso  Quinctius  und  des  angeblichen 
Tyrannenmörders  Ahala  (vgl.  über  beide  röm.  Forsch.  2,  212)  will  er  zwar  in 
den  Annalen  gefunden  haben,  hat  sie  aber  vielmehr  erfunden;  beide  Er- 
zählungen sind  so  beschaffen,  dass  die  Rückkehr  ihrer  Helden  in  das  Vater- 
land sich  schicklich  in  sie  einfügt,  |aber  von  dieser  selbst  wissen  alle  übrigen 
Versionen  schlechterdings  nichts.  Concessum  rhäoribus  estt  lädst  Cicero  den 
Atticus  sagen  (Brut.  11,  42),  em^ntiri  in  historia  und  die  übliche  Ausmalung 
bei  mangelnder  Fülle  der  Ueberlieferung  mag  ja  auch  hingenommen  werden; 
aber  in  dieser  Weise  in  den  eignen  Rechtshandel  hinein  zu  fälschen  ist  doch 
eine  Leistung,  welche  der  repullulirenden  Ciceroverehrung  zu  ernstlicher  Er- 
wägung empfohlen  werden  muss. 

^  Die  einzige  sichere  Ausnahme  ist  die  Rückberufung  des  wegen  der 
Katastrophe  des  Ti.  Gracchus  verbannten  P.  Popillius;  und  auch  diese  zu 
beantragen  konnte  nach  dem  Sturz  des  C.  Gracchus  der  Führer  des  Senats 
L.  Opimius  sich  nicht  entschliessen  (Cicero  cum  pop.  gr.  eg.  5,  11),  worauf 
dann,  wir  wissen  nicht  genau  wann,  ein  sonst  unbekannter  Volkstribun 
C.  Calpurnius  Bestia  dies  Gesetz  einbrachte  (Cicero  Brut.  34,  128;  vgl.  de 
domo  32,  87;   cum  pop.  gr.  eg.  3,  6;   cum   sen.  gr.  eg.   15,  37;    schol.  Bob. 
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Die  Massenrestitution  nach  griechischem  Muster  erscheint  zuerst 
unter  den  Nachwirkungen  des  Bundesgenossenkrieges  im  J,  666/88  ^ 
und  sodann  unter  Caesars  Dictatur  im  J.  705/49^.  Dass  der  in 
der  gracchanischen  Zeit  und  wieder  nach  dem  Tode  Caesars  ge- 
machte Versuch  den  Geschwomenspruch  in  gewissen  Fällen  der 
Provocation  an  die  Comitien  zu  unterwerfen  beide  Male  gescheitert 
ist,  wurde  schon  (S.  476)  erwähnt. 

Mit  dem  Eintreten  des  Principats  fällt  die  Unabänderlichkeit   7^^^ 

einaeteang 

des  Judicats.    Die  Beschränkung  oder  vielmehr  die  f actische  Be-    in  den 
seitigung  des  Princips  durch  die  Einführung  des  Instanzenzuges  gj^?**° 
tritt  damit  unter  die  ordentlichen  Rechtsmittel  ein;  neben  diesem      dem 
aber  wird  die  ausserordentliche  Abänderuög  oder  Aufhebung  auch  P"»»<^p**- 


in  or.  de  aere  al.  Milonis  p.  347).  —  Die  Restitution  des  Q.  Metellus  Numidicus 
im  J.  655/99  (Drumann  2,  40)  ist  insofern  ungleichartig,  als  er  nicht  einer  Ter- 
urtheilung  wegen  das  Bürgerrecht  aufgegeben,  sondern  nachdem  das  appuleische 
Gesetz  die  Eidleistung  bei  Strafe  des  Verlusts  des  Bürgerrechts  vorgeschrieben, 
durch  Verweigerung  des  Eides  das  Bürgerrecht  verloren  hatte.  Nichtsdesto- 
weniger zeigt  die  Verzögerung  der  Restitution  und  die  Schwierigkeit  sie  durch- 
zubringen (Diodor  36,  16),  wie  gefährlich  den  Staatsmännern  ein  solches  wenn 
auch  nicht  vollständig  zutreffendes  Praecedens  erschien.  —  Aehnlich  verhält 
es  sich  mit  der  Rückberufung  Ciceros,  worüber  im  fünften  Buch  bei  dem  Bann- 
bruch gehandelt  werden  wird.  —  Die  unter  den  Anklägerbelohnungen  auftretende 
gesetzlich  angeordnete  Restitution  (S.  509)  kommt  bei  diesen  Erwägungen  nicht 
in  Betracht. 

^  Das  älteste  derartige  Gesetz  ist  das  durch  die  Majestätsprozesse,  welche 
der  Bundesgenossenkrieg  hervorrief,  veranlasste  sulpicische  (Livius  ep.  77; 
Schrift  ad  Her.  2,  28,  45;  Drumann  2,  436),  welches  dann  durch  Cinna  wieder 
aufgenommen  ward  (Drumann  2,  581.  584).  —  In  den  weiteren  marianisch-sulla- 
nischen  Krisen  haben  die  beiden  ringenden  Parteien  wohl  thatsächlich  die 
gleiche  Mafsregel  vollzogen ,  aber  weder  die  Marianer  (Cicero  cum  sen.  gr.  eg. 
15,  38,  cum  pop.  gr.  eg.  4,  10)  noch  die  SuUaner  haben  sich  im  Wege  der 
Gesetzgebung  restituiren  lassen,  sondern  beide  die  gegen  sie  ergangenen  Mass- 
regeln der  Gegenpartei  als  rechtlich  nichtig  behandelt.  —  Ein  Gesetzvorschlag 
auf  Rückberufung  einiger  der  als  Genossen  Catilinas  Verurtheilten  wurde  zurück- 
gezogen (Cicero  pro  Sulla  22;  Dio  37,  25). 

^  Drumann  3,  472  fg.  Wie  deutlich  Caesar  sich  der  bedenklichen  Conse- 
quenzen  dieser  für  den  Parteiführer  wohl  unvermeidlichen  Massregel  bewusst 
war,  zeigt  sein  eigener  abschwächender  und  entschuldigender  Bericht  (b.  c.  3,  1; 
vgl.  Cicero  Phil.  11,  5,  11).  Danach  richtete  sich  die  Restitution  eigentlich  nur 
gegen  die  Strafurtheile,  welche  auf  Grund  der  durch  die  Ermordung  des  Clodius 
veranlassten  allerdings,  namentlich  wegen  ihrer  rückwirkenden  Kraft,  recht 
bedenklichen  Gesetze  gefällt  waren.  Thatsächlich  ist  die  Zurückberufung 
der  Verbannten  offenbar  in  viel  weiterem  Umfange  erfolgt.  Zu  beachten  ist 
auch  Ciceros  Aeusserung  Phil.  2,  23,  56  über  die  zur  Restitution  berechti- 
genden Gründe. 

31* 
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des  rechtskräftigen  Straferkenntnisses  in  Theorie  und  Praxis  be- 
handelt als  in  der  Legislation  enthalten.  In  Folge  dessen  wird  der 
oft  gemachte  Versuch  einzelne  Straf  bestimmungen  von  der  Begnadi- 
gung auszuschliessen  ^  damit  abgewiesen,  dass  die  legislative  Gewalt 
nicht  im  Stande  ist,  sich  selber  für  die  Zukunft  zu  binden.  In 
weiterer  Folge  sind  unter  dem  Principat  Strafmilderung  und  Be- 
gnadigung —  nachträgliche  Strafschärfung  begegnet  nur  vereinzelt 
und  missbräuchlich ^  —  ebenso  häufig  vorgekommen,  wie  sie  in 
republikanischer  Zeit  selten  sind.  Ausgeschlossen  von  dieser  Hand- 
habung der  Legislation  sind  die  lediglich  für  die  Rechtspflege 
competenten  Behörden,  so  weit  der  Act  nicht  als  bloss  administra- 
tiver gefasst  werden  kann®.  Die  regelmässige  Stelle  für  die  Be- 
gnadigung ist,  wie  für  die  gleichartige  Abolition  (S.  455  A.  5),  der 
Senat*;  sehr  häufig  aber,  namentlich  wo  sie  als  persönliche  Ver- 
günstigung auftritt,  ist  sie  von  dem  Herrscher  verfügt  worden*. 
Neben  der  Begnadigung  für  einzelne  Personen*  erscheint  vielfach 


»  C.  Theod.  9,  32,  1  (=  lust.  9,  88,  1);  12,  1,  85  (=  lust.  10,  32,  88):  per- 
petiM  infamia.  Cod.  1,  2,  14,  6  [8]:  irremcabilis  exüii  aninukdversio,  tit.  8,  14 
Nov.  7,  7. 

^  Abzusehen  ist  dabei  von  der  Steigerung  bei  Berathung  über  die  Straf- 
bemessung (Tacitus  ann.  4,  81)  und  von  dexjenigen  wegen  später  begangener 
Strafthaten  (Tacitus  ann.  4,  21).  Aber  unter  Tiberius  wurde  ein  zur  Deportation 
Yerurtheilter  von  seiner  Insel  zurückgeholt  und  in  hauptstädtischer  Gefangen- 
schaft gehalten  (Tacitus  ann.  6,  3). 

*  lieber  die  Aufhebung  der  durch  den  Statthalter  erkannten  Relegation 
durch  diesen  selbst  (ad  Trai.  56.  57)  so  wie  municipaler  Strafurtheile  durch  die 
römischen  Behörden  (ad  Trai.  81.  82)  berichtet  Plinius.  Aber  ihm  selbst  hat 
Traianus  in  der  Instruction  untersagt  die  von  anderen  Statthaltern  oder  von 
ihm  angeordnete  Relegation  wieder  zurückzunehmen,  und  dabei  ist  es  später 
geblieben  (Dig.  48,  18,  1,  27.  tit.  19,  27.  Cod.  9,  47,  15).  Es  kommt  dabei  in 
Betracht,  dass  die  Relegation  anfänglich  mehr  ein  administrativer  als  ein  straf- 
rechtlicher Act  war.  —  Bei  Sueton  Vit  8  handelt  es  sich  wohl  um  kriegs- 
geriohtliche  Sentenzen.  —  Zu  weit  bin  ich  hierin  gegangen  St  R.  2,  884. 

^  Sueton  Claud.  12:  neminem  exulum  nisi  ex  senati^  auctarüate  regHtmt 
Vit.  Pii  6 :  iis  quos  HadricMus  diMrmaverat,  in  senatu  indulgentiam  petiü.  Dig. 
8,  1,  1,  10.  48,  10,  5.  Cod.  9,  28,  8.  Um  dem  Nachfolger  die  Aufhebung  einer 
Strafverfügung  zu  erschweren,  lässt  Augustus  sie  vom  Senat  bestätigen  (Sueton 
Aug.  65). 

^  Marcianus  Dig.  48,  19,  4:  nemo  polest  commeatwm  (Unterbrechung  mit 
Urlaub)  remeaiumm  dare  exuli  niai  imperator  ex  edigua  cauaa,  Dig.  8, 1,  1,  10. 
48,  19,  81.  Cod.  9,  23,  8.  c.  5.  Sueton  Oth.  2.  Auch  in  dieser  Weise  sind  oft 
Sammtbegnadigungen  vorgekommen  (Sueton  Gai.  15;  Tacitus  ann.  14,  12; 
Herodian  7,  6,  4). 

^  Cod.  9,  51,  1    nimmt  Kaiser  Caracalla   von    seinen   Hofbeamten   und 
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auch  die  Begnadigung  von  Gruppen,  namentlich  regelmässig  nach  dem 
Sturz  tyrannischer  Herrscher,  um  die  Folgen  der  gemissbrauchten 
Justiz  so  weit  möglich  zu  beseitigen  \  auch  wohl  wie  bei  der  Abolition 
bei  besonderen  festlichen  Anlässen.  Die  Initiative  kann  von  der 
Regierung  genommen  oder  auch  das  Gnadengesuch  von  ihr  ge- 
währt werden;  suspendirende  Wirkung  indess  hat  das  letztere 
nicht  und  für  gewisse  Fälle  ist  die  Uebermittelung  solcher  Ge- 
suche den  Behörden  untersagt^. 

Obwohl  die  Strafmilderung  und  die  Begnadigung  als  ausser-  iniudt  der 
ordentliche  Massregeln  ihre  Begrenzung  immer  durch  den  Act  ^•^*^***"- 
selbst  erhalten,  so  sind  sie  doch  so  häufig  eingetreten,  dass  es 
versucht  werden  kann,  den  regelmässigen  Umfang  der  unter  dem 
Principat  mit  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  ver- 
bundenen Rechte^  näher  zu  bestimmen.  Insbesondere  kommt  dabei 
in  Frage,  in  wie  weit  die  durch  die  Verurtheilung  begründeten 
Rechtsverhältnisse  dritter  Personen  durch  die  Begnadigung  berührt 
werden. 

1.  Insofern  die  Aufgabe  des  Bürgerrechts  nicht  auf  dem  Straf- 
erkenntniss  beruht,  sondern  zum  Zweck  der  Milderung  desselben 
auf  der  freien  Entschliessung  des  Angeschuldigten  (S.  70  fg.),  liegt 
die  Wiederaufnahme  in  den  Bürgerverband  streng  genommen  ausser- 
halb der  Aufhebung  des  Strafurtheils.  Da  es  sich  aber  um  einen 
legislativen  Gnadenact  handelt,  so  wird  auch  diese  ständig  in  die 
Restitution  einbezogen. 


seinem  Gefolge  die  Begrüssung  entgegen  und  es  wird  ihm  dann  ein  Deportirter 
TorgesteUt,  zu  dem  er  sagt:  restituo  te  in  integrum provinciae  ttuie,  weiter  hinzu- 
setzend :  ut  autem  scias,  quid  sit  in  integrum,  honoribiM  et  ordini  tuo  (dem  Muni- 
cipalsenat)  et  omnibus  ceteris.  Weitere  Beispiele  solcher  Restitutionen  Tacitus 
ann.  12,  8.  18,  11.  14,  12.  Plinius  h.  n.  29,  1,  22.  Plinius  ad  Trai.  60.  Dio 
76,  5  und  a.  m. 

*  Augustus:  Dio  48,  29  (vgl.  Sneton  Ner.  8).  Gaius:  Dio  59,  6  (wo  hei 
der  Entlassung  aus  dem  Kerker  hauptsächlich  an  die  Executionshaft  gedacht 
sein  wird).  Claudius:  Dio  60,  4.  Galha:  Zonaras  11,  14.  Vespasian:  Dio  66,  9. 
Nerva:  Zonaras  11,  20;  Plinius  ep.  4,  9,  2.  Gordianus  I.:  Herodian  7,  6,  4.  Gon- 
stantin  für  die  Christen:  Sozomenus  h.  e.  1,  8.  Ein  allgemeiner  Erlass  dieser 
Art  vom  J.  400:   C.  Th.  9,  88,  10. 

*  C.  Theod.  9,  40,  4  —  lust.  9,  47,  18.  Den  Officialen,  welche  unzulässige 
Gnadengesuche  einreichen,  werden  Geldstrafen  auferlegt  (C.  Th.  11,  86,  81). 

*  Quintilian  7,  1,  60:  an  restitutio  pro  suhlatione  iudicii  sit  et  perinde 
väleat  ac  si  iudicium  non  fuisset.  Dies  ist  die  Restitution  per  omnia  (Paulus 
4,  8,  22;  Inst.  1,  12,  1),  wohei  indess  die  Rückgabe  der  Vermögens  nicht  ein- 
begriffen ist 
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2.  Die  verlorene  privatrechtliche  Stellung  wird  im  Allgemeinen 
durch  die  Restitution  zurückgegeben  \  Hinsichtlich  der  väterlichen 
Rechte  indess  wurde  darüber  gestritten,  ob  das  durch  die  Dam- 
nation selbständig  gewordene  Hauskind  durch  die  Restitution  des 
Ascendenten  in  die  Gewalt  zurückversetzt  werde*.  Auch  auf  die 
Patronatrechte,  obwohl  hier  minder  schwere  Bedenken  obwalteten, 
hat  die  Restitution  sich  nicht  immer  erstreckt®. 

3.  Die  bürgerlichen  Ehrenrechte,  wie  sie  für  das  öffentliche 
Zeugniss*  und  das  Recht  gerichtlicher  Stellvertretung*  gefordert 
werden,  so  wie  weiter  der  Sitz  im  Reichs-  oder  Gemeinderath 
und  das  Recht  der  Aemterbewerbung  wurden*,  wo  sie  durch  die 
Verurtheilung  im  Strafprozesse  verloren  gegangen  waren,  durch  die 
Restitution  zurückgewonnen.  Hierauf  in  erster  Reihe  bezieht  sich 
die  von  Caesar  veranlasste  Restitution  "^  und  überhaupt  dieser  Act, 
wo  er  mehr  oder  minder  einen  politischen  Charakter  an  sich  trägt, 
wogegen  namentlich  bei  den  späteren  Massenrestitutionen  die  Zurück- 
gabe der  bürgerlichen  Ehrenrechte  keineswegs  unbedingt  mit  der 
Strafbefreiung  verbunden  war  ®.  —  Auf  das  etwa  verlorene  Amt  kann 
sich  nach  der  älteren  Behandlung  der  Magistratur  die  Restitution 
nicht  erstrecken;  als  späterhin  bei  den  Subalternen  sich  ein 
dauernder  Dienst  entwickelt,  ist  wenigstens  bei  der  constantinischen 
Restituirung  der  wegen  des  Christenglaubens  Verurtheilten   den- 


^  Paulus  4,  8,  22:  neque  sui  neque  legitimi  heredis  iu8  (amiUtmt)  .  .  .  ^t 
in  insulam  deportantwr  vel  servi  poenae  effecti  sunt,  -st  per  omnia  in  integrum 
indtUgentia  principis  restituantur.  Anwendungen  Dig.  28,  3,  6,  12.  32,  1,  5.  34, 
1,  11.   35,  1,  104.  37,  1,  13.    tit.  4,  1,  8.   9.   48,  23,  4. 

*  Von  der  Controverse  spricht  Constantin  C.  Th.  9,  43,  1  =  lust  9,  51, 
13  und  entscheidet  sie,  wie  auch  Justinian  Inst.  1,  12,  1,  überwiegend  zu 
Gunsten  des  Vaters ;  der  entgegengesetzten  Meinung  folgen  die  Erlasse  Cod.  9, 
51,  6.  c.  9,  welcher  letztere  hiefür  Specialbestimmung  fordert. 

»  Dig.  2,  4,  10,  6.  37,  14,  21  pr.  38,  2,  3,  7.  48,  23,  1.  Den  von  Galba 
Restituirten  gab  erst  Otho  die  Patronatsrechte  zurtlck  (Tacitus  bist.  2,  92). 

*  So  in  dem  julischen  Gewalt-  Coli.  9,  2,  2  =  Dig.  22,  5,  3,  5  und  in  dem 
julischen  Ehebruchsgesetz  Dig.  48,  5,  25  pr. 

8  Dig.  3,  1,  1,  9. 

*  Dig.  50,  4,  3,  2:  si  in  metdllum  damnatM  in  integrum  restitutus  sit 
perinde  c^c  si  nee  damnatus  fuissetj  ad  munera  et  honores  vocatwr.  CaracaUa 
Cod.  9,  51,  1  interpretirt  die  Restitution  selbst  mit  den  Worten:  ut  scias  quid 
sit  in  integrum,  honoribus  et  ordini  tuo  et  ornnibus  ceteris.    Dig.  1,  9,  2. 

"^  Sueton  Caes.  75.  Appian  b.  c.  2,  107.  Plutarch  Caes.  57.  Die  Conae- 
quenz  davon  zieht  das  julische  Municipalgesetz  Z.  118.    Drumann  3,  412. 

8  C.  Th.  9,  88,  5  =  lust.  9,  43,  3.    C.  lust.  9,  51   7. 
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selben  der  Rücktritt  in  die  Beamtenstellung  freigestellt  worden 
(S.  485  A.  1). 

4.  Die  der  Staatskasse  aus  der  Verurtheilung  erwachsenen 
Vermögensrechte  werdea  durch  die  Begnadigung  präsumptiv  nicht 
berührt^.  Es  bedarf  immer  einer  besonderen  Clausel,  wenn  dem 
Begnadigten  die  verlorene  Habe,  wenigstens  so  weit  sie  noch  nicht 
verkauft  ist^  oder  auch  vollständig",  zurückgegeben  werden  soll. 

» 

9.    Befristung  des  Strafprozesses. 

Gesetzliche  Befristung  des  Strafprozesses  kann  eintreten  so- 
wohl in*  Beziehung  auf  die  Durchführung  wie  auf  die  Einbringung 
desselben. 

In  wie  weit  der  begonnene  öffentliche  Strafprozess  durch  die 
Amtbefristung  des  führenden  Magistrats  begrenzt  wird,  ist  bei  der 
Abolition  (S.  453)  zur  Sprache  gebracht  worden.  Davon  abgesehen 
begegnen  gesetzliche  Maximalfristen  wohl  für  einzelne  Abschnitte 
des  Prozesses,  zum  Beispiel  zwischen  dem  Endurtheil  und  der  Ein- 
legung der  Appellation  bei  dem  unteren  Gericht  (S.  471)  und 
zwischen  dieser  und  der  Einbringung  bei  dem  oberen  (S.  472) 
und  sind  an  den  betreffenden  Orten  erwähnt;  Maximalfristen 
für  den  gesammten  Prozess  zu  bestimmen  ist  im  Allgemeinen 
den  Strafordnungen  fremd.  XJeber  die  factische  Dauer  der  Cri- 
minalprozesse  fehlt  es  an  ausreichender  Kunde;  unter  der  Re- 
publik und  in  der  früheren  Kaiserzeit  scheint  sie  nicht  übermässig 
gewesen  zu  sein*.  Dass  das  eingesetzte  Geschwomengericht 
binnen  zwanzig  Tagen  von  der  Niedersetzung  an  das  Endurtheil 
zu  finden    hat,    bestimmen    Municipalgesetze   caesarischer  Zeit^. 


1  S.  486  A.  3  Tacitus  hist.  2,  92.  Dig.  48,  23,  2.  1.  3.  Cod.  9,  49,  1. 
tit.  51,  2.   c.  3.   c.  4.  c.  5. 

■  Dies  verfügte  Kaiser  Otho.    Tacitus  hißt.  1,  90.    Plutarch  Oth.  1. 

»  Dig.  48,  23,  2. 1.  3.  Cod.  9,  51,  11.  c.  12.  Dio  60,  4.  Constantin  Cod.  Theod. 
9,  43,  1  (—  Tust.  9,  51,  13)  stellt  dies  als  Regel  hin  und  bat  bei  den  Christen 
es  getban  (S.  485  A.  1). 

^  Der  gegen  den  Statthalter  von  Sardinien  M.  Aemilius  Scaums  im  J.  700/54 
angestellte  Kepetundenprozess  wurde  am  6.  Juli  anhängig  gemacht  und,  da  mit 
Rücksicht  auf  die  von  Scaurus  gleichzeitig  betriebene  Bewerbung  um  das  Con- 
sulat  die  Inquisition  unterblieb  und  der  Prozess  beschleunigt  ward,  am  2.  Sept. 
zu  Ende  geführt  (Asconius  p.  18.  19).  Nachdem  die  Ampliation  gesetzlich  be- 
schränkt worden  war  (S.  425),  können  die  Prozesse,  wo  nicht  etwa  ausgedehnte 
Inquisitionsfristen  eingriffen  (S.  396),  nicht  allzu  lange  gewährt  haben. 

^  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  95.    Vgl.  S.  186  A.  2.    Die  gleichartige  in 
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In  der  Spätzeit  scheint  Verschleppung  der  Cognition  wie  der 
Accusation  häufig  gewesen  zu  sein;  in  Folge  dessen  ist  es  bei  der 
letzteren  üblich  geworden  dem  Ankläger  bei  Einbringung  der  Klage 
von  Gerichtswegen  eine  ein-  oder  zweijährige  Frist  vorzuschreiben, 
binnen  welcher  die  Anklage  durchgeführt  sein  muss^  Diese  tritt 
dann  unter  Gonstantin  I.  auf  als  gesetzliche  mit  der  Litiscontestation 
beginnende  Frist  von  einem'*,  unter  Justinian  von  zwei  Jahren,  so 
dass  binnen  dieses  Zeitraumes  bei  Strafe  der  Tergiversation ,  je 
nach  Umständen  auch  gesteigerter,  der  Prozess  zu  Ende  geführt 
sein  muss®. 

Die  einjährige  Befristung  der  Klageerhebung,,  angerechnet  vom 
Moment  der  That,  tritt  ein  bei  den  aus  prätorischem  Ermessen  hervor- 
gegangenen delictischen  Privatklagen,  bei  der  Injurie  ^  und  bei  der 
Prozessbestechung  ^.  Verjährung  der  öffentlichen  Straf  klage  aber 
kennen  die  Ordnungen  der  Republik  *  und  der  früheren  Kaiserzeit  im 
Allgemeinen  so  wenig  wie  Verjährung  der  civil  rechtlichen  Verbind- 
lichkeit. Ausnahmsweise  ist  eine  solche  angeordnet  für  die  Ver- 
untreuung öffentlicher  Gelder,  wir  wissen  nicht  seit  wann  ''^  und  für 


der  lex  lulia  iudiciaria  angeordnete  achtzehnmonatliche  Frist  für  die  iudicia 
legitima  (Gains  4,  104)  wird  sich  auf  die  itidicia  privata  beschränkt  haben  und 
also  für  das  Strafrecht  wenig  in  Betracht  gekommen  sein. 

^  Paulus  Dig.  48,  16,  6,  2:  desiüisse  videtur,  gui  mtra  praefinitum  accu- 
saiionis  a  praeside  tempus  reum  suum  non  peregit  (vgl.  Dig.  48,  5,  2  pr.:  pere- 
gisse  non  alias  quis  mdetwr,  nisi  et  condemnaverit).  Ausgenommen  werden  von 
der  Strafe  des  Desistirens,  qui  post  inscriptionem  ante  litem  contestatam  anno 
vel  hiennio  agere  non  potuerint  variis  praesidum  occupationibtM  vd  etiam  dvüium 
officiorum  necessitatibus  districti  (Dig.  48,  16,  15,  5),  wonach  allerdings  die  Frist 
nicht  für  die  Durchführung,  sondern  für  die  Einbringung  der  Klage  gegeben 
zu  sein  scheint    Vgl.  Dig.  50,  1,  21,  5.  tit.  4,  7  pr. 

■  Gonstantin  I  C.  Th.  9,  19,  2,  2  («=  lust.  9,  22,  22,  2).  Honorius  C.  Th. 
9,  36,  2  (=  lust  9,  44,  2). 

»  S.  392  fg.  Justinian  Cod.  3,  1,  13  pr.  9,  44,  3  vgl.  9,  4,  6.  Die  in  A.  2 
angeführten  Stellen  sind  danach  im  justinianischen  Gesetzbuch  interpolirt. 

*  Dig.  47,  10,  17,  6.  Cod.  9,  35,  5.  Dagegen  wird  die  Klage  wegen  hand- 
haften Diebstahls  nicht  als  prätorische  betrachtet,  weil  der  Prätor  nicht  die 
Strafbarkeit  eingeführt,  sondern  nur  das  Strafmass  geändert  hat  (Gai.  4,  119). 

»  Dig.  3,  6,  1  pr.  1.  6. 

*  C.  Rabirius  wird  wegen  der  im  J.  654/100  verübten  Tödtung  des  Yolks- 
tribuns  im  J.  691/63  vor  das  Volksgericht  gestellt,  ohne  dass  der  lange  Zwischen- 
raum als  Rechtshindernis s  geltend  gemacht  wird. 

^  Dig.  48,  13,  9.  Ursprünglich  ist  das  furtum  pubUcum  sicher  in  dieser 
Hinsicht  behandelt  worden  wie  das  furtum  privatum;  die  kurze  Verjährung  ist 
offenbar  eingeführt,  um  die  Schikane .  abzuwehren. 
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den  Ehebruch,  seit  dieser  überhaupt  criminell  behandelt  wird  *,  in 
beiden  Fällen  von  fünf  Jahren.  Späterhin  ist,  vielleicht  im  An- 
schluss  an  den  für  sämmtliche  Fiscalklagen  angeordneten  Wegfall 
bei  zwanzigjähriger  Nichtanstellung",  der  gleiche  Endtermin  als 
Regel  für  die  Criminalklagen  allgemein  festgesetzt  worden*.  Indess 
scheinen  Parricidium  *  und  Apostasie  *  davon  ausgenommen  werden 
zu  müssen.  Diese  zählen,  wie  auch,  mit  Ausschluss  der  wenigen 
vorher  erwähnten  aus  dem  prätorischen  Edict  hergeleiteten,  die 
privaten  Delictklagen*  zu  den  beständigen  Klagen  (actiones  perpettuze) 
und  unterliegen  nur,  nach  der  Anordnung  Theodosius  II,  der  all- 
gemeinen dreissigjährigen  Verjährung"^. 


^  Vgl.  den  Abschnitt  vom  Ehebruch.  Bei  Cumulirung  desselben  mit  dem 
Incest  bleibt  nach  Ablauf  der  fünQährigen  Frist  die  letztere  Klage  bestehen 
(Dig.  48,  6,  39,  6). 

«  Dig.  44,  3,  13.  48,  17,  2,  1.  1.  3.  49,  14,  1,  3,  wo  ein  Erlass  des  Titus 
dafür  angeführt  wird.  Anlehnung  der  Criminalklage  an  den  Fiscalprozess  ist 
glaublich,  während  der  Ausschluss  der  Eigenthumsklage  zwischen  Bewohnern 
verschiedener  Provinzen  durch  zwanzigjähriges  Stillsitzen  keine  Analogie  bietet. 

'  Diocletian  Cod.  9,  22,  12:  querdla  fcUsi  temporaiibus  praescripHonibus 
non  excludiUMT  nisi  XX  annorum  exceptione  sicut  cetera  quoque  fere  crimina. 
Weitere  Angaben  finden  sich  nicht« 

*  Die  Klage  wegen  Parricidium  Dig.  29,  5,  13  =  48,  9,  10  heisst  aller- 
dings im  Sinn  des  Verfassers  dieser  Aeusserung  perpetua  im  Gegensatz  zu  der 
in  der  ersten  Stelle  erwähnten  fün^ährigen  Frist.  Im  justinianischen  Gesetzbuch 
aber  kann  die  Bezeichnung  nur  auf  die  dreissigjährige  Frist  bezogen  werden. 

»  Cod.  1,  7,  4. 

•  Inst.  4,  12  pr. 

^  C.  Th.  4,  14,  1  =  lust.  7,  39,  8. 


Neunter  Abschnitt 

Die  Strafen  des  Anklägers. 


Anfkommen  In  dem  Öffentlichen  Strafverfahren  der  ursprünglichen  Ordnung 
Ankläger-  S^^^^  ®s  eiueu  Ankläger  nicht  und  also  auch  keine  Anklägerstrafen, 
strafen.  Der  Magistrat,  welcher  dasselbe  handhabt,  kann  der  Sache  nach 
dieselben  Unrechtfertigkeiten  sich  zu  Schulden  kommen  lassen, 
gegen  welche  diese  sich  richten,  den  Unschuldigen  wider  besseres 
Wissen  bezichtigen,  den  begonnenen  Prozess  in  schlaffer  Weise 
fallen  lassen,  dem  Schuldigen  durchhelfen;  aber  eine  strafrecht- 
liche Verantwortung  trifft  ihn  in  diesen  Fällen  nicht  oder  es  treten 
wenigstens  in  dem  allgemeinen  Kreise  der  Beamtenvergehen  diese 
Missbräuche  nirgends  zu  Tage. 

Die  Anklägervergehen  des  Quästionenprozesses  sind  dreierlei 
Art :  die  wissentlich  grundlose  Erhebung  der  Klage,  die  calumnia  ^ ; 
das  nicht  gerechtfertigte  Fallenlassen  derselben,  das  Desistiren 
oder  die  iergiversaiio ;  die  Anstellung  derselben  zu  Gunsten  des 
schuldigen  Angeklagten,  die  praevaricatio.  Diesen  drei  Delicten  ge- 
meinschaftlich und  eigenthümlich  ist  es,  dass  sie  für  die  sämmt- 
lichen  iudicia  publica  gleichmässig  geordnet  sind  und  ein  solches 
voraussetzend,  als  Folgeprozesse  derselben  auftreten,  also  für  sie 
kein  besonderes  Gericht  niedergesetzt  war,  sondern  das  für  die  Haupt- 
sache competente  sie  mit  entscheidet.  Das  Galumnien-  und  das 
Desistirungsverfahren  beruhen  überhaupt  nicht  auf  den  Quästions- 
gesetzen  und  werden  darum  nicht  selbst  als  iudicia  publica  an- 
gesehen, obwohl  in  einem  solchen  über  sie  entschieden  wird*;  die 


^  S.  191  A.  1.  Dig.23, 2,  48f  11 :  si  qua  calumniae  iudicio  damnata  sü  ex  causa 
dublici  iudicii  et  quae  praevaricationis  damnaia  est,  publico  iudicio  damnata  esse 
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Prftvarication    dagegen    ist    in    diesen    Gesetzen    selbst    berück- 
sichtigt ^ 

L    Wissentlich  grandiose  Klagerhebnng  Ccalumnta). 

Die  Bestrafung  der  calunmia,  der  klägerischen  Schikane  ^  ist  aus-  nie 
gegangen  von  dem  Privatprozess.  Abgesehen  davon,  dass  der  Beklagte  ^^^* 
hier  von  dem  Kläger  die  eidliche  Versicherung  der  Klagerhebung 
in  redlichem.  Glauben  verlangen  kann®,  steht  ihm  das  Recht 
zu,  nach  Abweisung  des  Klägers  von  dem  Gericht,  falls  dasselbe 
sich  von  der  schikanösen  Erhebung  der  Klage  überzeugt  hat,  die 
Verurtheilung  des  Klägers  in  der  Regel  auf  den  zehnten  Theil  des 
von  diesem  eingeklagten  Betrags  zu  verlangen*.  Da  für  dies  Ver- 
fahren wenigstens  in  den  Fällen,  wo  die  Verurtheilung  über  die 
Geldstrafe  hinausgeht,  im  Accusationsprozess  kein  Raum  ist, 
tritt  in  diese  Lüdte  das  remmische  Specialgesetz  ein*,  welches 
nicht  älter  sein  wird  als  das  Qjiästionenverfahren  selbst*  und  nicht 


non  videttir.  Dig.  47,  15,  3,  3 :  «t  ideo  quis  accusetur,  quod  dicatur  crimen  iudicii 
pttblici  destituisse,  ifMlicium  publicum  non  est,  quia  neque  lege  aliqua  de  luic  re 
cautum  est  neque  per  senatum  consultum,  quo  poena  quinque  awri  librarum  in 
desistenUm  statuitur,  publica  accusatio  inducta  est  48,  2,  4.  tit.  16,  1,  12. 
Damit  nur  der  Fassung  nach  im  Widerspruch  spricht  Tacitus  ann.  14,  41  von  dem 
pfdUco  iudicio  ccAumniae  condemnatus, 

*  Die  Folgen  der  Pr&varication  sind  in  der  lex  lulia  iudiciorum  publicorum 
vorgesehen  worden  (S.  129  A.  16);  und  schon  im  acilischen  Repetundengesetz 
Z.  56  und  ohne  Zweifel  in  sämmtlichen  Quästionsordnungen  wird  darauf  inso- 
weit Rücksicht  genommen,  dass  bei  erwiesener  Prävarication  das  Judicat  die 
Rechtskraft  verliert  (S.  480  A.  3).  Aber  auch  hier  trägt  die  Anordnung  einen 
generellen  Charakter  und  steht  ausserhalb  der  Vorschriften  für  das  Specialdelict. 

<  Von  calvor,  hintergehen  (Dig.  50,  16,  238).  Von  der  gleichbenannten, 
aber  durchaus  verschiedenen  Prozessbestechung  (Dig.  3,  6)  ist  bei  der  Betrugs- 
klage gehandelt.  In  nicht  juristischer  Rede  wird  das  Wort  bekanntlich  von 
jeder  Schikane,  nicht  bloss  von  der  schikanösen  Anklage  gebraucht.  —  Die 
Schikane  des  Beklagten  führt  im  Privatrecht  häufig  zur  Umwandlung  des 
einfachen  Schadensersatzes  in  Ersatz  des  Doppelten;  im  Strafrecht  wird  sie 
nicht  berücksichtigt. 

*  lieber  den  wenigstens  bei  einzelnen  Quästionen  auftretenden  gleich- 
artigen Geflihrdeeid  ist  S.  386  A.  2  gehandelt;  indess  sind  hier,  so  weit  uns 
bekannt,  positive  Rechtsfolgen  an  denselben  nicht  geknüpft. 

*  Gaius  4,  174  fg. 

^  Cicero  pro  Sex.  Roscio  19,  55  und  dazu  die  Scholien  p.  431  Grell.  Dig. 
22,  5,  13.  48,  16,  1,  2. 

*  Allerdings  könnte  dies  Gesetz  nicht  zunächst  die  Quästionen  im  Auge 
gehabt  haben,  sondern  die  iudicia  publica  nach  dem  älteren  Begriff  (S.  180 fg.), 
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jünger  ist  als  Sulla;   wahrscheinlich  auf  dieses  ist  die  criminelle 
Behandlung  der  schikanösen  Anklage  zurückzuführen.    Die  spätere 
Gesetzgebung  hat,  abgesehen  von  der  abweichenden  Normirung  der 
Strafe,  nicht  wesentlich  in  diese  Ordnung  eingegriffen. 
Beifriffder  Als  Criminelle  Schikane  wird  die  Anstellung  einer  QuÄstions- 

klage  bezeichnet,  deren  Grundlosigkeit  der  Kläger  kennt  ^ ;  der  eignen 
Anstellung  wird  wie  billig  die  Anstiftung  gleichgesetzt*.  Einer  ge- 
naueren Bestimmung  des  allgemein  gehaltenen  Begriffs  enthalten 
sich  die  Rechtsbücher  um  so  mehr,  als  in  diesem  Folgeprozess  auf 
die  eigene  Kunde  des  in  der  Hauptsache  thätigen  Gerichts  in 
hervorragender  Weise  gerechnet  wird®.  Vor  allem  da,  wo  die 
schrankenlose  Gewalt  der  befreiten  Gerichte  und  die  Unberechenbar- 
keit des  politischen  Prozesses  eingreifen  und  wo  das  Calumnien- 
verfahren  von  seinem  eigentlichen  Wesen  als  unmittelbarer  Wider- 
klage losgelöst  auftritt,  ist  die  Handhabung  derselben  der  rechte  Sitz 
der  Willkürjustiz,  die  sich  selber  stetig  corrigirend  zugleich  stetig 
sich  steigert.  Die  Criminalklage,  welche,  von  der  einen  Regierung 
zugelassen  und  oft  herbeigeführt  worden  ist,  gilt  unter  der  nach- 
folgenden als  wider  besseres  Wissen  angestellt,   also  als  ein  Ver- 


die  im  öffentlichen  Interesse  nicht  hloss  dem  Verletzten,  sondern  jedermann 
eingeräumten  Privatklagen,  namentlich  den  Wucherprozess  mit -seiner  Quadru- 
plation.  Die  schikanöse  Elagerhebung  muss  hier  viel  häufiger  und  viel  gehässiger 
gewesen  sein  als  bei  der  Quästion  und  die  Strafe  der  Brandmarkung  passt 
besser  für  jene  Anklägerkategorie  als  für  diese.  Auch  die  Gleichartigkeit 
des  Calumnienverfahrens  bei  allen  iitdicia  publica  der  späteren  Zeit  erklärt 
sich  am  einfachsten,  wenn  es  aus  den  älteren  iudicia  publica  übernommen 
worden  ist.  Aber  die  letzteren  werden  unzweifelhaft  von  Geschwornen  ohne 
magistratische  Mitwirkung  abgeurtheilt  und  es  ist  bedenklich  ohne  ausdrück- 
liches Zeugniss  dem  gewöhnlichen  Geschwomenspruch  eine  solche  Macht  bei- 
zulegen, obwohl  allerdings  in  dem  ursprunglichen  Diebstahlsprozess  sogar 
weitergreifende  Con Sequenzen  zugelassen  werden.  Auch  würde,  wenn  der 
Quadruplator  der  Brandmarkung  unterlag,  davon  bei  den  Komikern  wohl  eine 
Spur  sich  erhalten  haben. 

^  Dig.  48,  16,  1,  1:  ccUumniari  est  falsa  crimina  intendere.  Gaius  4,  178: 
cdlumnta^  iudicio  .  .  .  nemo  damnatur  nisi  qui  inteUegit  non  rede  se  ctgere,  sed 
vexandi  adversarii  gratia  acUonem  insiitidt  potiusgue  ex  iudicis  errore  vei  ini- 
guttäte  victoriam  sperat  quam  ex  causae  veritate;  calumnia  enim  in  adfedu  est. 

^  Sueton  Tit.  8:  delatores  mandatoresque,  Dig.  48,  16,  1,  13.  1.  15  pr.  tit.  19, 
34,  1.  Cod.  9,  2,  5.  Gonstantins  Edict  de  accus.  (Bruns  fontes  *  p.  249). 
Vgl.  Dig.  3,  2,  20. 

'  Die  Rechtsbücher  verweisen  auf  das  arbitrium  cognoscentis  (Dig.  48,  16, 
1,  3),  die  noUo  praesidis  (Dig.  48,  16,  1,  12). 
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brechen  ^  so  dass,  namentlich  wenn  aus  der  Anklage  em  Geschäft 
gemacht  und  der  Regierung  damit  freiwilliger  Schergendienst  ge- 
leistet wird,  die  Bezeichnung  des  „Anklägers"  thatsächlich  den 
Vorwurf  des  Verbrechens  in  sieh  schliesst*. 

Die  Anschuldigung  der  gewissenlosen  Klagerhebung  hat  ihrer  c»iiuMii«n- 
Anlage  nach  wahrscheinlich  die  Freisprechung  des  Angeklagten  zur  "^**^* 
Voraussetzung  gehabt  und  ist  also  ausgeschlossen,  wenn  die  Klage 
durch  den  Tod  des  Anklägers  (S.  453)  oder  durch  gesetzliche 
Niederschlagung  (S.  455)  beendigt  wird.  Indess  kann  der  Ankläger 
der  strafrechtlichen  Verantwortung  sich  durch  das  Fallenlassen 
der  Anklage  nicht  entziehen,  da  es  alsdann,  allem  Anschein  nach 
von  jeher,  dem  Angeschuldigten  freistand,  den  Ankläger  als  aus- 
geblieben zu  bezeichnen  und  damit  die  Freisprechung  herbeizuführen^. 
Freilich  beweist  das  blosse  Fallenlassen  der  Klage  noch  nicht  die 
Schikane  des  Klägers^;  indess  scheint  die  römische  Praxis  es  mit 
dieser  Beweisführung  nicht  streng  genommen  und  an  die  Sach- 
fälligkeit häufig  ohne  weiteres  den  Galumnienspruch  angeschlossen 
zu    haben ^.     Milder   wird    das    Verfahren    gehandhabt,    wo    die 


^  Beispielsweise  wird  nach  Neros  Sturz  vom  Senat  beschlossen  die  unter 
dem  früheren  Begiment  thätigen  Delatoren  strafrechtlich  znr  Verantwortung 
zu  ziehen  (Tacitus  hist.  2,  10:  ut  accttsatorum  causae  noscerentur)  und  dann 
wieder  im  Senat  darüber  Klage  geführt,  dass  aus  dem  in  Aussicht  genommenen 
Blutgericht  nichts  rechtes  geworden  sei  (das.  4,  42  ygL  40:  danguimus,  patres 
conscripU  ,  .  .  et  ministros  more  mawrwn  ptmiendos  flagitabiU). 

'  Aber  in  dem  Worte  delaior,  so  weit  es  tadelnd  gebraucht  wird  (S.  388 
S.  2\  liegt  nicht  der  Vorwurf  der  calwmnia,  sondern  dexjenige  des  Betriebs  eines 
schimpflichen  Gewerbes,  wie  sich  dies  namentlich  bei  den  fiscalischen  Dela- 
tionen zeigt.  Auch  bei  der  criminellen  Delation  wird  vorzugsweise  an  die  Accu- 
satorenprämien  gedacht. 

>  Dig.  48,  16,  18.  Cod.  Th.  9,  37,  4.  Die  Angabe  bei  Tacitus  ann.  4,  29: 
guaestio  adver sa  accusaiüri  fuit^  qtU  .  .  .  cessü  urhe  ac  retractus  Savenna  exe- 
qui  accuaoHonem  adigüi4r^  kann,  wie  die  widerwillige  Durchführung  der  An- 
klage bei  Plinius  ep.  6,  31,  6.  12  nur  verstanden  werden  von  erzwungener 
Abschliessung  des  begonnenen  Prozesses  zur  Herbeiführung  des  Calumnien- 
spruchs. 

^  In  einem  Privatprozess  droht  Kaiser  Traianus  (Plinius  ep.  6,  31,  12): 
aut  agerent  aut  singuli  adprobarent  causas  non  agendi;  alioqui  se  vd  de  calumnia 
pronunüaturum. 

^  Papinian  (Dig.  48,  1,  10  vgl.  Cod.  9,  1,  3)  warnt  die  Gerichte  davor,  bei 
dem  Ausbleiben  des  Klägers  sofort  auf  calumnia  zu  erkennen.  Die  in  die 
justinianische  Gesetzgebung  nicht  aufgenommene  Verordnung  Theodosius  I. 
Cod.  Theod.  9,  8,  2  lässt  die  Calumnienklage  auch  bei  der  dbolüio  pttblica 
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Anklage  an  gesehen  werden  kann  als  veranlasst  durch  amtliche 
oder  sittliche  Verpflichtung ;  so  bei  Strafanzeigen  von  Anitswegen ' 
und  bei  den  wegen  der  Ermordung  von  Nahpersonen*  oder  in 
Folge  der  Vormundschaf t  ®  oder  eines  von  dem  Erblasser  erhaltenen 
Auftrags*  erhobenen  Criminalklagen.  Bei  der  Ehebruchsklage 
scheint  nach  früherem  Recht,  wenn  sie  von  dem  Mann  oder  dem  Vater 
binnen  der  privilegirten  zweimonatlichen  Frist  angestellt  ward,  das 
Calumnien verfahren  überhaupt  ausgeschlossen  gewesen  zu  sein^. 
Auch  wird  wegen  der  Jugend  des  Klftgers  von  der  Klage  ab- 
gesehen®. B 

Das  Calumnienverfahren  wird  nach  der  Freisprechung  des 
Angeschuldigten  vor  demselben  Gericht  angestellt  und,  so  weit 
erforderlich  nach  stattgehabter  Verhandlung,  von  ihm  entschieden  ^ ; 
wo  dasselbe  sich  in  seinen  rechtlichen  Grenzen  hält ,  ist  es  nur 
in  diesem  unmittelbaren  Anschluss  zulässig®. 
Calumnien-  Dio  Strafe,  welche  das  remmische  Gesetz  auf  die  wider  besseres 
i^Sde.  Wissen  angestellte  Griminalklage  gesetzt  hat,  ist  der  Verlust  der 
bürgerlichen   Ehrenrechte.     Wer   durch   Gerichtsspruch   als  der- 


und privata  zu.   Aber  dass  bei  jener  der  Ankläger,  etwa  weil  er  die  Klage  nicht 
in  Monatsfrist  wieder  aufnahm,  als  Calumniant  verurtheilt  werden  konnte,  ist 
widersinnig,  und  noch  weniger  verträgt  sich  die  Calumnienklage  mit  der  den 
Rücktritt  des  Anklägers  als  entschuldbar  bezeichnenden  aboUtio  privata, 
1  C.  Th.  6,  29,  1  «-  lust.  12,  22,  1. 

•  Dig.  48,  1,  14.    Cod.  9,  46,  2  pr.   1.  4. 

•  Cod.  9,  1,  2,  1. 

•  Cod.  9,  46,  2,  1. 

•  Dies  sprechen  die  Stellen  Coli.  4,  4,  1  und  Dig.  4,  4,  37,  1  ebenso  be- 
stimmt aus  wie  das  Gegentheil  Dig.  48,  5,  15,  8.  1.  16,  6.  1.  31  pr.  Cod.  9,  9, 
16,  1  (welche  Stelle  die  gegentheilige  Auffassung  unter  Berufung  auf  zahlreiche 
kaiserliche  Erlasse  verwirft).    Cod.  Theod.  9,  7,  2  =  lust.  9,  9,  29. 

•  Dig.  4,  4,  87,  1.  48,  6,  16,  6.    Appuleius  apol.  2  pr.  880  Oud. 

"^  Asconius  in  Scaur.  p.  80:  Cato  praetor  cum  vellet  de  accusatoribus  in 
coHStUum  mittere  mtdtique  e  populo  numus  in  acatsatores  intenderent,  cessü 
imperitae  muUitudini  ac  postero  die  in  consilium  de  calumnia  accusatorutn  nUsiL 
Wenn  die  Worte  richtig  überliefert  sind,  muss  die  Nachgiebigkeit  darauf  be- 
zogen werden,  dass  der  Vorsitzende,  um  die  Ankläger,  denen  er  günstig  ist, 
vor  der  Menge  zu  schützen,  die  Abstimmung  verschiebt;  vielleicht  aber  ist 
nollet  zu  schreiben  oder  nach  Hirschfelds  Vorschlag  non  eessit  statt  cessit. 

^  Wie  der  angeführte  Prozess  zeigt,  in  dem  sofort  am  Folgetag  zur  Ab* 
Stimmung  geschritten  wird,  bedarf  es  in  |der  Kegel  besonderer  Verhandlung 
nicht,  da  das  Gericht  bereits  durch  das  Hauptverfahren  auch  hierüber  instniirt 
ist;  doch  ist  natürlich  dieselbe  nicht  schlechthin  ausgeschlossen. 

^  Dig.  48,  16,  1,  3:  (cognoBcens)  reo  absoluto  de  accusatoris  incipit  oonsiUo 
quaerere.    Cod.  9,  46,  1. 


\ 
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artiger  Calumniant  bezeichnet  worden  ist,  wird  gleich  dem  ge- 
richtlich wegen  Diebstahls  Verurtheilten  bei  der  Aemterbewerbung, 
bei  der  Stimmabgabe,  bei  der  Aushebung,  bei  der  gerichtlichen 
Vertretung  von  dem  beikommenden  Magistrat  zurückgewiesen  ^  und 
ihm  zum  Zeichen  dessen  der  Buchstabe  K  auf  die  Stirn  gebrannt^. 
Allerdings  ist  die  effective  Handhabung  der  letztgenannten  den 
römischen  Ordnungen  nicht  homogenen  Strafe  nicht  bezeugt®;  was 
aus  der  Kaiserzeit  über  gleiche  oder  analoge  Körperstrafen 
der  Delatoren  berichtet  wird,  charakterisirt  sich  vielmehr  als 
ausserordentliche  Repression  der  souveränen  Monarchie  und  darf 
kaum  der  regelmässigen  Rechtspflege  zugerechnet  werden*.  Ver- 
muthlich  ist  die  von  dem  remmischen  Gesetz  vorgeschriebene  Brand- 
markung sehr  bald  durch  Gerichtsgebrauch  antiquirt  worden.  Aber 
die  Strafe  der  Ehrlosigkeit  ist  geblieben  und  rechtlich  auch  da- 
durch nicht  verändert,  dass  sie  unter  dem  Principat  fast  nur  bei 
der  gerichtlichen  Vertretung  zu  praktischen  Consequenzen  führte ; 
insofern  wird  das  alte  Gesetz  noch  in  der  justinianischen  Compi- 
lation  als  zu  Recht  bestehend  behandelt.  —  Dass  daneben  das 
Gesetz  für  den  Cälumnianten ,  wie  für  den  Dieb,  eine  Geldstrafe 
festgesetzt  hat,  ist  nicht  unwahrscheinlich,  aber  nicht  mit  Sicher- 


*  Julisches  Municipalgesetz  Z.  120:  quemve  k(alummae)  praevariccMonis 
caussa  accussasse  fecisseve  quod.iudicatum  est  erit.  Prätorisches  Edict  Dig.  3, 
2,  1  pr. :  infamis  notatur  . . .  qui  in  iudieio  publica  calumniae  praevaricationisve 
causa  quid  fedsse  iudicatus  erit.  Auf  den  Ausschluss  vom  Anklageprozess  be- 
ziehen sich  die  A.  2  angeführten  Worte  Ciceros. 

■  Cicero  pro  Sex.  Eoscio  20,  57:  si  ego  hos  (die  Geschwornen)  hene  novi, 
UUeram  ülam,  cui  vos  usque  eo  inimici  estis,  ut  etiam  Jcalendas  omnes  oderitis, 
ita  vehementer  ad  caput  afßgent,  ut  postea  neminem  alium  nisi  fortunas  vestras 
accusare  posstUa,  Plinius  paneg.  35 :  neqtte  ut  antea  (delatores)  exsanguem  illam 
et  ferream  firontem  nequdquam  convulnerandam  praebeant  pimdis  et  notas  suaa 
ridetmt  Darauf  beziehen  sich  die  inscriptiones  frontis  bei  Seneca  de  ira  3,  8,  6 
und  die  Hedensart  integrae  frontis  homo  bei  Papinian  Dig.  22,  5,  18. 

*  Die  Brandmarkung,  so  häufig  sie  bei  Unfreien  angewandt  ward  (Marquardt 
Privatalterth.  8.  184),  erscheint  sonst  im  Strafverfahren  nur  in  der  Spätzeit  in 
Terbindung  mit  der  Aberkennung  der  Freiheit 

*  Effectiv  werden  die  Delatoren  der  Züchtigung  und  dem  Freiheits- 
verlust unterworfen.  Sueton  Tit.  8  (ebenso  Martialis  epigr.  4):  (delatores)  ad- 
sidue  in  foro  flageUis  ac  fustilyus  caesos  ac  novissime  traductos  per  amphitheatri 
harenam  partim  subici  ac  venire  imperavit  partim  in  asperrimas  mstdarum  avehi. 
Auch  Traian  hat  nach  der  Schilderung  bei  Plinius  paneg.  34.  35  die  Delatoren 
behandelt  ähnlich  wie  die  Strassenräuber  (grassatores).   Von  Auspeitschung  eines 


*  calumnicUor  spricht  das  Rescript  Gordians  Cod.  2,  11,  16. 
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heit  zu  beweisend  Häufig  aber  ist  dem  Calumnianten  nach  Er- 
messen, namentlich  in  den  befreiten  Gerichten,  ausserordentlicher 
Weise  und  ohne  Bücksicht  auf  den  Anschluss  an  den  Hauptprozess 
eine  schwere  Criminalstrafe  auferlegt  worden*. 

In  nachconstantinischer  Zeit^  kommt  für  die  Ankläger- 
Tauoii.  bestrafung  das  Princip  der  Talion  auf:  dieselbe  Strafe,  welche  bei 
begründeter  Anklage  den  Beklagten  getroffen  hätte,  trifft  bei  ge- 
wissenloser Klaganstellung,  namentlich  bei  Gapitalanklagen ,  den 
Kläger^,  so  dass  er  bei  der  schriftlichen  Klaganstellung  sich  aus- 
drücklich dieser  Bechtsfolge  zu  unterwerfen  hat**,  sogar,  wo  die 


^  Wenn  Marcianus  Dig.  48,  16,  1,  3  von  der  poena  legiUma  spricht  ver- 
muthlich  mit  Beziehung  auf  das  remmische  Gesetz,  so  ist  damit  schwerUch  die 
Infamie  gemeint. 

*  Hieher  gehören  die  S.  495  A.  4  angeführten  Bestrafungen;  ähnlich  ist 
sehr  oft  verfahren  worden.  Bei  Neros  Regierungsantritt  noXXol  .  .  .  rdSv  avxo- 
<fttVTTia«vTtav  xaT€^txtta^9ri(rav  (Dio  68,  1).  Hadrian  (bei  Justinus  apol.  1  c.  68; 
griechisch  bei  Eusebius  h.  e.  4,  9)  an  den  Statthalter  von  Asia  Minucios 
Fundanus:  curdbis,  ut,  si  quis  ccUumniae  graJtia  quemquam  horum  (der  des 
Christenthums  Bezichtigten)  postiUaverü  reum,  in  himc  . . .  suppliciis  seüeriorihus 
vindices.  Weitere  Beispiele  Tacitus  ann.  3,  37.  4,  31.  36.  6,  7.  9.  12,  42. 
13,  22.  33.  bist.  4,  41.  Dio  59,  10.  66,  19.  68,  1.  77,  17.  78,  21.  Vit  Com- 
modi  7.  18.  19.  luliani  2.  Pertinacis  7.  9.  Severi  4.  Alexandri  45.  Aurel. 
39.  Herodian  2,  4,  8.  5,  2,  1.  7,  6,  3.  c.  7,  3.  Ammian  22.  3,  3.  —  lieber  die 
Bestrafung  der  Delatoren  der  Christen  unter  Marcus  vgl.  S.  498  A.  1. 

'  Die  von  Augustus  angeordnete  Niederschlagung  der  seit  längerer  Zeit 
schwebenden  Prozesse  condicione  proposita,  ut  si  quem  quis  repetere  veUet,  par 
pericrüum  poenae  subiret  (Sueton  Aug.  32),  bezieht  sich  nach  dem  Zusammen- 
hang offenbar  auf  Fiscalprozesse  und  deren  Geldstrafen.  Sonst  findet  sich  vor 
Constantin  die  Calumnientalion  in  den  Rechtsbüchern  nicht;  dass,  wer  auf 
Grund  einer  anderweitig  als  gefälscht  erachteten  Urkunde  eine  Klage  anstellt, 
sich  damit  selber  der  Fälschungsklage  aussetzt  (Cod.  4,  21,  2),  hat  damit 
nichts  zu  thun.  In  den  trüben  geschichtlichen  Berichten  freilich  begegnet  sie 
schon  vorher;  so  wird  von  Alexander  berichtet  (vita  46),  dass  er  bei  Anstellung 
von  Beamten  jedem  freigestellt  habe  den  Candidaten  eines  begangenen  Ver- 
brechens anzuschuldigen,  aber  bei  mangelndem  Beweis  den  Denuntianten  mit 
der  auf  dieses  Verbrechen  gesetzten  Strafe  belegt  habe.  Der  älteste  sichere 
Beleg  für  das  Talionsystem  ist  der  Erlass  Constantins  vom  J.  319  (A.  4). 

*  Constantin  im  J.  319  C.  Th.  9,  10,  3  «-  lust.  9,  12,  7.  Weiter  C.  Th,  9, 
1,  9  (=  lust.  9,  46,  7).  9,  1,  14.  9,  1,  19  pr.  (=  lust.  9,  2,  17  ==  9,  46,  10). 
9,  2,  3  (=-  lust  9,  3,  2).  9,  38,  4.  9,  39,  2  (*=  lust.  9,  46,  8).  Justinian  Nov. 
117,  9,  4.  Ammian  16,  8,  6.  22,  3,  11.  Es  kommt  dies  selbst  dann  zur  An- 
wendung, wenn  der  Angeklagte  Sclave  ist  (C.  Th.  9,  1,  14). 

^  Valentinian  und  Valens  C.  Th.  9,  1,  11:  nuUus  .  .  .  crimen  quod  in- 
tendere  proposuerit  eaxquatur  nisi  sübeat  inscriptionis  vinciUum:  etemm  qui 
dUerius  .  .  .  sanguinem  in  iudicium  devocaverit,  scuU  sibi  impendere  congruam 
poenam,  si  quod  intenderit  non  probaverü.    Symmachus  ep.  10,  49:  provisum 
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Klage  die  Verhaftung  des  Beklagten  herbeiführt,  auch  diese  auf 
den  Kläger  erstreckt  zu  werden  pflegt^.  Die  hiemit  gegebene 
Niederhaltung  leichtfertiger  und  die  Magistratur  grundlos  be- 
schäftigender Klagen  hat  wesentlich  dazu  beigetragen,  in  der 
Spätzeit  neben  dem  auf  die  Verantwortung  des  Beamten  hin  statt- 
findenden Cognitionalverfahren  die  Accusation  als  den  eigentlich 
normalen  Criminalprozess  aufrecht  zu  halten  (S.  346  fg.). 

Das  Calumnienverfahren  im  strengen  Sinne  des  Wortes  be-  crimineue 
schränkt  sich  auf  die  formelle  Accusation.  »MwrtÜib 

Bei  der  delictischen  Privatklage  so  wie  bei  der  Accusation  dee  ordent- 
wegen  eines  ausserordentlichen  Verbrechens  unterliegt,  wer  sie  aus  "'^^°^^^' 
Schikane  anstellt,  der  Regel  nach  lediglich  der  dafür  geordneten 
civilen  Widerklage ;  indess  kann  sie  ausserordentlicher  Weise  auch 
zu  crimineller  Bestrafung  führen*. 

Dass  im  Cognitionalverfahren  der  Missbrauch  der  Denuntiation 
nicht  die  gleichen  schweren  Folgen  nach  sich  zieht  wie  im  förm- 
lichen Prozess  derjenige  der  Accusation,  wird  schon  durch  das  eben 
erwähnte  Festhalten  der  Strafordnung  an  dieser  erwiesen.  Die 
Accusation  unter  Befreiung  von  dem  Calumnienverfahren,  wie  sie 
den  Frauen  gestattet  wird,  ist  in  der  That  von  dem  Cognitional- 
prozess  auf  Denuntiation  hin  kaum  verschieden".  Bei  erwiesener 
Schikane  unterliegt  der  Denuntiant  einer  ausserordentlichen  Be- 
strafung. Diese  aber  wird  sowohl  hinsichtlich  des  Beweises,  wie  hin- 
sichtlich des  Strafmasses  milder  gehandhabt  als  die  accusatorische 


est,  ne  quis  temere  in  älieni  capitis  cUscrimen  irrt^eret,  ut  se  eiiisdem  pritM  poewH 
sponsiane  vinciret.  Hier  bittet  der  Strafrichter  den  Kaiser  von  der  Bestrafung 
des  Angeklagten  mit  Rücksicht  auf  seine  amtliche  Stellung  und  auf  seine  Jugend 
Abstand  zu  nehmen,  wozu  das  Gericht  als  solches  nicht  competent  sei. 

1  C.  Th.  9,  1,  19  =  lust.  9,  2,  17.    Symmachus  a.  a.  0. 

^  Paulus  1,  5,  2  ==  Dig.  48,  16,  3:  et  in  pritxUis  et  in  extraarcUnariis 
crinUnibtiS  (so  der  Digestentext;  et  in  ptiblicis  itididis  unser  Paulustext  ver- 
muthlich  irrig)  omnes  calumniosi  extra  ordinem  pro  qtuüitate  adnUssi  pUctuntur, 
Paulus  5,  4,  11  (und  fast  gleichlautend  Gaius  Dig.  47,  10,  48):  qm  per  cdlum- 
niam  iniuriae  acUonem  instituit,  extra  ordinem  pwnitur;  omnes  enim  calum- 
niatores  exilii  vel  instUae  relegatiane  vel  ordinis  amissione  puniri  placuit.  Es 
wird  dies  auch  erstreckt  auf  den  formell  nicht  zu  den  delictischen  gehörigen 
Freiheitsprozess  (Dig.  40,  12,  39,  1). 

*  S.  369.  Die  beiden  Stellen  Dig.  48,  16,  1,  10,  wonach  die  Frau  bei 
der  Zulassung  zur  Anklage  verantwortlich  wird,  und  Dig.  48,  16,  4  pr.,  wo- 
nach sie  von  der  Verantwortung  befreit  ist,  können  an  sich  neben  einander 
bestehen  und  diese  auf  die  ordentliche,  jene  auf  die  ausserordentliche  Ver- 
antwortung bezogen  werden.  Auch  braucht  die  an  erster  Stelle  angeführte 
Aeusserung  Papinians  nicht  die  in  der  zweiten  erhaltene  zu  sein. 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strsfr.  32 
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wachsenen  Nachtheile  ^ ;  endlich  auch  die  Beschaffenheit  des  Pro- 
zesses selbst:  Rücktritt  von  der  Ehebruchsklage  wird  eher  zu- 
gelassen^, als  Rücktritt  vom  Hochverrathsprozess  *.  —  Findet 
hienach  das  angerufene  Gericht  das  Verhalten  des  Klägers  ent- 
schuldbar*, oder  erwirkt  dieser  die  gleiche  Entscheidung  bei 
dem  Kaiser®,  so  wird  dem  Kläger  die  Abolition  —  im  Gegen- 
satz zu  der  von  der  Regierung  verfügten  Niederschlagung  des 
Prozesses,  der  dbolitio  publica^  bezeichnet  als  aholitio  privata^  — 
zugestanden  und  triflPt  ihn  wegen  des  Rücktritts  kein  anderer 
Rechtsnachtheil,  als  dass  er  zur  Wiederaufnahme  der  fallen  ge- 
lassenen Klage  nicht  berechtigt  ist^,  wogegen  dritte  Personen,  da 
die  Abolition  keine  Freisprechung  ist,  daran  nicht  behindert 
Bestrafnng.  siud  ^.  Im  entgegengesetzten  Falle  bei  nicht  gerechtfertigtem  Rück- 
tritt unterliegt  der  Ankläger  theils  der  Infamie  ®,  theils  einer  Geld- 
busse (S.  499  A.  1);  ausserordentlicher  Weise  kann  das  Gericht 
darüber  noch  hinausgehen*®. 


*  C.  Th.  9,  37,  2  =«  lust.  9,  42,  3.  Ein  Erlass  vom  J.  409  (C.  Th.  9,  37, 
4  vgl.  c.  3)  gestattet  dem  Kläger  den  Kücktritt  von  der  Klage  auch  ohne  Zu- 
stimmung des  Beklagten  binnen  30  Tagen  und  trifft  Bestimmung  für  die  Er- 
stattung der  den  angesagten  Zeugen  erwachsenen  Kosten. 

«  Die  Bestimmung  C.  Th.  9,  7,  2  =  lust.  9,  9,  29,  1,  dass  bei  der  Ehe- 
bruchsklage auch  die  Nahestehenden  (si  vohierint  setzt  die  justinianische 
Redaction  hinzu)  zur  Abolition  zugelassen  werden  sollen,  kann  nur  in  diesem 
Sinn  verstanden  werden. 

»  C.  Th.  9,  37,  2  =  lust.  9,  42,  3,  4. 

*  Causa  oognita  (S.  499  A.  5).  Entschieden  wird  pro  tnbwnaH  (Dig.  48, 
16,  1,  8)  und  die  Abolition  häufig  verweigert  (Dig.  38,  2,  14,  2). 

»  Dig.  48,  16,  13,  1. 

*  Dig.  48,  16,  1,  8.  1.  10  pr.  Anstatt  des  Vollausdruckes  für  den  Rück- 
tritt ohne  Genehmigung  citra  dboUtianem  desistere  (Dig.  48,  16,  1,  7;  ähnlich 
48,  16,  16  pr.  50,  2,  6,  3.  Cod.  9,  9,  16,  1.  tit.  45,  1)  wird  derselbe  auch  wohl 
kurz  als  deserere  oder  desistere  bezeichnet  und  dies  der  (straffreien)  aboUUo 
entgegengesetzt  (Dig.  38,  2,  14,  2.  48,  2,  11,  2).  —  Ueber  den  allgemeinen  jede 
Löschung  der  Anklage  in  der  Strafrolle  bezeichnenden  Begriff  der  abolüio  vgL 
S.  452  A.  1. 

'Cod.  9,  9,  16,  2:  et  decreto  pairum  et  lege  Petroma  (vgl.  S.  499  A.  1) 
ei,  gm  iure  viri  delaium  adulterium  non  peregit,  numquam  postea  id  crimen 
dtferre  permittitur,  wo  sogar  der  Ausschluss  von  jeder  Adulterienklage  gemeint 
zu  sein  scheint.  Dig.  48,  16,  4,  1.  Cod.  9,  1,  6.  tit.  45,  3.  Doch  kann  davon 
der  Kaiser  dispensiren  (Cod.  9,  42,  1). 

«  Dig.  48,  2,  11,  2. 

*  Dig.  48,  16,  2.  50,  2,  6,  3.    Cod.  9,  45,  2.    C.  Th.  9,  36,  1. 

^^  Dig.  48,  19,  5,  1.    C.  Th.  9,  36,  1.    Cod.  lust.  9,  45,  2.  ^ 
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Auch  die  Bestrafung  der  Tergiversation  ist  wie  die  der 
Calumnia  an  den  ordentlichen  Accusationsprozess  geknüpft.  Wer 
zur  Accusation  zugelassen  wird,  ohne  dass  die  Galumnienklage 
gegen  ihn  angestellt  werden  kann,  unterliegt  nicht  leicht  einer 
Bestrafung  im  Fall  des  Rücktritts  ^  Bei  dem  ausserordentlichen 
Accusationsprozess*  und  bei  dem  Cognitionalverfahren  wird,  ähn- 
lich wie  bei  der  Calumnia,  wegen  ungerechtfertigter  Veranlassung 
des  Strafverfahrens  eine  ausserordentliche  Strafe  erkannt^. 

3.    Gollnsion  (praevaricatioj. 

Die  praevaricatio ,  wörtlich  die  Verquerung*,  bezeichnet  im  coiinsion. 
Accusationsverfahren  die  CoUusion  der  Parteien,  die  Führung 
des  Strafprozesses  zu  dem  Zweck  dem  Angeklagten  zur  Frei- 
sprechung oder  zu  milderer  (Bestrafung^  zu  verhelfen  und  ihn 
dadurch  vor  anderweitiger  Anklage  zu  schützen  •.  Obwohl  die  Auf- 
stellung auch  dieses  Delicts  vielleicht  aus  dem  Privatprozess  her- 


^  Dig.  48,  16,  15,  2.  Alexander  Cod.  9,  46,  2  pr.:  mater  inter  eas  personas 
est,  quae  sine  calumniae  (einschliesslich  der  Tergiyersation)  Hmore  necem  filii 
8ui  vindicare  posstmt,  idque  heneficium  senatus  consulii  (ohne  Zweifel  des  turpilli- 
anischen)  et  in  aliis  publicis  iudiciis  servatum  est  Es  ist  dafür  nur  ein  anderer 
Ausdruck,  dass  solchen  Klägern  die  Abolition  ohne  weiteres  ertheilt  wird 
(Cod.  9,  42,  2,  2).  Allerdings  gilt  dies  nicht  unbedingt.  Si  femina,  rescribirt 
Biocletian  (Cod.  9,  45,  5),  s%nam  suorumque  iniuriam  exequatur,  cum  ipsa  pcLcto 
contra  veHtum  destitisse  profUeatur,  in  senatus  consvlU  Turpilliani  poenam  eam 
incidere  certi  iwris  est% 

*  Dig.  48,  16,  7,  1.    1.  15,  1. 

«  Dig.  48,  19,  5,  1.    Cod.  Th.  9,  36,  1.    Cod.  lust.  9,  45,  2. 

*  PraevariccUio  kommt  von  rarus  quer,  varicare  queren,  wie  obvaricalor 
(Festus  p.  194)  der  absichtlich  irreführende  Wegweiser  ist.  Diese  richtige 
Ableitung  giebt  ülpian  Dig.  50,  16,  212;  Cicero  part.  orat.  36,  126  und  Labeo 
Dig.  47,  15,  1  pr.  bringen  das  Wort  in  Verbindung  mit  varius.  Ausserhalb  der 
Rechtssprache  wird  das  Wort  Öfter  allgemeiner  von  jeder  Falschheit  und  Treu- 
losigkeit gebraucht,  zum  Beispiel  Cicero  Phil.  2,  11,  25;  Tacitus  ann.  11,  5. 

*  In  dem  S.  502  A.  4  erwähnten  Repetundenprozess  wird  der  Angeklagte 
verurtheilt,  aber  die  litium  aestimatio  durch  Prävarication  gemindert.  Nach  dem 
Senatsbeschluss  vom  J.  61  (Tacitus  ann.  14,  41)  ist  die  Einbringung  der  Klage 
bei  einem  minder  strengen  Gericht,  um  sie  dem  schärferen  Verfahren  zu  ent- 
ziehen, wenn  sie  auf  Bestechung  beruht,  als  Prävarication  zu  bestrafen. 

*  Ulpian  Dig.  47,  15,  1  pr.:  praevaricator  est  .  .  .  qui  diversam  partem 
adiuwMt  prodita  catMa  sua.  48,  16,  1,  6.  50,  16,  212.  Isidorus  orig.  10,  224. 
Die  Erstrerkung  des  Begriffs  auf  jedes  durch  den  Beklagten  arglistig  er- 
schlichene ürtheil,  die  nach  Cicero  part.  orat.  36  von  den  Advocaten  versucht 
worden  ist,  missbilligt  er  selbst  und  sie  erscheint  nicht  in  den  Rechtsbüchem. 
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rührt*,  lässt  es  sich  doch  nur  für  das  Quästionenverfabren  er- 
Prozeirfonn.  weisen  *.  Wie  für  die  Calumnia  wird  auch  für  die  Prävarication 
kein  besonderes  Gericht  niedergesetzt,  sondern  wenn  Prävarication 
behauptet  wird,  entscheidet  dasjenige  Gericht,  welches  das  ange- 
griffene Urtheil  gefällt  hat*.  Indess  ist  dies  Verfahren  nicht  wie 
jenes  der  Zeit  nach  an  das  Hauptverfahren  unmittelbar  geknüpft, 
sondern  kann  auch  später  angestellt  werden,  wobei  aber  immer 
derselbe  Magistrat  und,  wenn  Geschwome  gesprochen  haben ,  nach 
strafen.  Möglichkeit  dieselben  Geschwornen  fungiren.  Das  Gericht  stellt 
zunächst  fest,  ob  in  dem  früheren  Prozess  Prävarication  statt- 
gefunden hat  oder  nicht*  und  fällt  alsdann  theils  unter  Aufhebung 
des  ersten  Judicats  ein  zweites  in  der  Hauptsache,  theils  das  Straf- 
erkenntniss  über  die  Prävarication  *.  Den  zu  Unrecht  Freigesproche- 
nen treffen  zunächst  die  aus  der  Vernichtung  des  Urtheils  sich 
ergebenden  Consequenzen •  und  ausserdem  die  Infamie^.    Der  mit 


'  Bei  dem  für  die  Gemeinde  angestellten  recuperatorischen  iudicittm 
ptiblicum  (S.  180  fg.)  ist,  namentlich  wenn  nicht  der  Magistrat  allein,  sondern 
jeder  Bürger  klagberechtigt  ist,  Prävarication  möglich. 

"  Ulpian  Dig.  47,  15,  1,  1:  is  praevaricator  proprie  didtwTf  gut  pubUco 
iudtcio  acdtsaverit  Sie  wird  schon  erwähnt  in  dem  gracchanischen  B^pe- 
tundengesetz  (A.  8). 

'  Das  Repetnndengesetz  (Z.  56  vgl.  Z.  5.  55)  untersagt  nach  beendigtem 
Prozess  dessen  Wiederaufnahme,  nisei  quod  praevaricatumis  caussa  factum  erit. 
Ebenso  das  Ackergesetz  vom  J.  643/111  Z.  88  und  das  Stadtrecht  von  Genetiva 
c.  128.    Dig.  43,  29,  3,  13.  47,  15,  3,  1.    Cod.  9,  2,  11. 

*  Macer  S.  480  A.  3. 

^  Plinius  ep.  8,  9,  30:  est  lege  cauUim,  «*  reus  ante  pßragatury  tum  de  prae- 
varicatore  quaeratu/r.  In  späterer  Zeit  wird  in  nicht  capitalen  Sachen  bei  er- 
wiesener Prävarication  der  im  ersten  Prozess  Freigesprochenen  ohne  weiteres 
verurtheilt  (Dig.  47,  15,  7).  —  Die  singulare  Gombination  der  Freisprechung  im 
Hauptprozess  mit  der  Verurtheilung  des  Anklägers  wegen  Prävarication  hebt 
Plinius  ep.  3,  9,  34  hervor. 

*  Nach  dem  Repetundengesetz  (Z.  56)  entscheidet  über  Prävarication  der 
zur  Zeit  fungirende  Repetundenprätor  mit  den  Geschwornen,  [qyiei  ex  K  L 
ad  eam  rem  ijudicandam  adfuerint,  quei  vivent.  Caelius  ad  fam.  8,  8,  2  berichtet, 
dass  nach  dem  Tode  des  C.  Claudius  Pulcher  Prätor  698/56  im  J.  703/51  dessen 
Sohn  die  von  seinem  Vater  in  einem  Repetundenprozess  begangene  Prävarication 
gerichtlich  zur  Sprache  gebracht  habe :  pecwniam  ex  honis  patria  pervenisse  ad 
Servilium  praevari<;ationisque  causa  . . .  depositum  HS  LXXXl . . .  müHt  in  can' 
Silium  eosdem  illos  qui  Utes  aestiinarant  iudices.  Dennoch  wird  im  Prävarications- 
prozess  Rejection  zugelassen  (Cicero  ad  Att.  4,  16,  5;  vgl.  das.  ep.  15,  9.  ep.  17,  5. 
ad  Q.  fr.  2,  15,  3).  Die  Abstimmung  erfolgt  wie  in  dem  Hauptverfahren  nach 
den  drei  Ständen  (Cicero  ad  Q.  fr.  2,  15,  3). 

"^  Wenigstens  in  dem  von  Tacitus  (S.  501  A.  5)  erwähnten  Senatsbeschluss 
wird  die  Infamie  auch  auf  den  bestechenden  Theil  erstreckt. 
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dem  Beklagten  coUudirende  Kläger  wird,  abgesehen  von  der  Rück- 
forderung der  etwa  empfangenen  Bestechungsgelder*,  bestraft 
gleich  dem  Calumnianten  und  verliert  die  Ehrenrechte*.  In 
späterer  Zeit  tritt  weiter  eine  von  dem  Gericht  nach  Umständen 
bemessene  ausserordentliche  Criminalstrafe  hinzu®.  Das  Talions- 
princip  aber  ist  bei  der  Prävarication  nicht  zur  Anwendung  ge- 
kommen*. —  Die  wider  besseres  Wissen  erhobene  Anschuldigung 
der  Collusion  führt  das  Calumnienverfahren  herbei*. 

Die  Collusion  wird,  obwohl  auch  sie  zunächst  dem  Accusations- 
prozess  angehört,  ebenfalls  criminell  bestraft  nicht  bloss  wenn  sie 
bei  dem  ausserordentlichen  Strafverfahren  begangen  wird,  sondern 
auch  wenn  der  im  Straf-  oder  im  Privatprozess  zugezogene  Rechts- 
beistand mit  der  Gegenpartei  sich  in  dieser  Weise  eingelassen  hat*. 


^  Die  Klage  der  Erben  des  der  Bestechung  bezichtigten  Angeklagten  auf 
Rückerstattung  der  Gelder  (S.  502  A.)  lässt  nur  in  dieser  Weise  sich  erklären; 
die  Compensation  der  Infamie  muss  gesetzlich  ausgeschlossen  worden  sein. 

«  Dig.  3,  2,  1  pr.  (S.  495  A.  1)  47,  15,  4.  5.  Tacitus  ann.  14,  41:  qui 
tailem  operam  emptitasset  vendidissetve,  perinäe  poena  tmeretur  oc  puUico  iudicio 
calumniae  condemnatus. 

*  Dig.  47,  15,  2:  sciendum^  qiu>d  hodie  is  qui  praevaricati  sunt  poena 
iniungitur  extraordinaria. 

*  Dig.  47,  15,  6:  ab  imperatore  nostro  etpatre  eius  (Severus  und  Antoninus) 
rescriptum  est,  ut  in  criminibus,  quae  extra  ordinem  öbiciuntttTy  pra^varicatores 
eadem  poena  adficiantttr,  qua  tenerentur,  »t  ipsi  in  legem  commisissenty  qua  rem 
per  praevaHcationem  abaolutus  est,  üeberwiegend  betrifft  dies  geringere  Straf- 
thaten. 

»  Cod.  2,  7,  1. 

*  Dig.  47,  15,  1,  1.  1.  3,  2.  48,  19,  38,  8.  Cod.  10,  9,  1.  C.  Th.  10,  15,  3. 
Unter  Umständen  kann  auch  die  Fälschungsklage  angestellt  werden  (Dig.  48, 
10,  1,  6). 


Zehnter  Abschnitt. 

Belohnnngen  des  Anzeigers  nnd  des  Anklägers. 


Exceptio-  Wenn  eine  Aussage,  einerlei  ob  sie  als  Anzeige  den  Straf- 

ch^wer  prozess  heiTorruft  oder  in  einem  bereits  eingeleiteten  abgegeben 
der  Anzeige-  wird,  de»  Strafrichter  in  den  Stand  setzt  die  Verurtheilung  aus- 
beiohuung.  zusprechen,  so  erwächst  daraus  selbstverständlich  dem  Aussagenden 
kein  Anspruch  weder  auf  Befreiung  von  der  Strafe,  wenn  er  zu- 
gleich Mitschuldiger  ist\  noch,  wenn  er  dies  nicht  ist,  auf  Be- 
lohnung.   Dies  ist  als  Regel  stets  festgehalten  worden;  im  einzelnen 
Fall  aber  sind  Ausnahmen  häufig  vorgekommen, 
strafbefrei-         Strafbofreiung   desjenigen  Delinquenten,   welcher  durch  sein 
^A^x^"  Geständniss  die  Verurtheilung  von  Mitschuldigen  gefördert  hat,  in 
Folge  eines  vor  Ablegung  des  Geständnisses  zwischen  ihm  und  dem 
Strafrichter  getroffenen  Uebereinkommens  ist  in  Zwangslagen  des 
Gemeinwesens  ein    übler,    aber  nicht   selten    angewandter   Noth- 
behelf^.    Wie  jede   Amnestie  (S.  456  fg.)  ist  sie  ein  Bruch  der 


1  Ulpian  Dig.  48,  18,  1,  2ß.    C.  Th.  9,  1,  19,  1  =  lust.  9,  2,  17,  1. 

"  Cicero  ad  Att  2,  24,  2.  4  (vgl.  in  Vat  11,  26;  Dio  37,  41):  reus  erat . . . 
Vettius  d€  vi  et  cum  esset  damnatus,  erat  indicium  postülaturus ;  quod  si  impe- 
trasset,  tu4icia  fore  videbantur,  Ders.  divin.  in  Caec.  11,  84:  si  tibi  indicium 
postulas  dari,  quod  tecum  u/na  fecerit,  concedo.  Tacitus  ann.  6,  3:  summum 
supplicium  decemebatur,  ni  professus  indicium  foret.  Indicium  profiteri  auch  bei 
Plinius  ep.  3,  16,  9  und  Scaevola  Dig.  48,  10,  24.  Aehnliche  Zusicherungen 
begegnen  im  Bacchanalienprozess  (Liv.  39,  19,  7),  in  der  Untersuchung  wegen 
der  Ermordung  des  Prätors  Asellio  (Appian  b.  c.  1,  54),  in  dem  Verfahren  gegen 
die  Catilinarier  (Cicero  in  Cat.  3,  4,  8.  Sallust  Cat.  30,  6.  47,  1.  48,  4.  Dio 
37,  34),  in  dem  pisonischen  Kaiserprozess  (Tacitus  Ann.  15,  71 :  fesUnata  indicia 
impunitate  remuneratur)  und  sonst.   Sie  können  auch  nach  abgelegtem  Gest&nd- 
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Kechtsordnimg,  streng  genommen  also  nicht  der  Magistrat,  sondern 
nur  die  Legislation  dazu  berechtigt  \  Anfänglich  tritt  sie  immer 
auf  als  Singularconcession ;  in  der  Spätzeit  ist  diese  Straf  befreiung 
für  den  Majestätsprozess  ein  für  allemal  angeordnet  worden^. 

Minderem  sittlichen  Bedenken  unterliegt  die  Belohnung  der-  Beiobnunjr 
jenigen  an  dem  Verbrechen  nicht  betheiligten  Person,  welche  durch  jj^^j^, 
Anzeige  oder  Aussage  ein  Strafurtheil  möglich  gemacht  hat.    Als    pnmesB, 
reguläre  Institution  kennt  das  ältere  römische  Recht  auch  diese 
nicht,  aber  im  einzelnen  Fall  begegnet  sie  häufig,  theils  in  der  Form 
der  Aufforderung  zu  derartiger  Anzeige  unter  Zusicherung  einer  Be- 
lohnung', was  auch  bei  Privatdelicten  von  Seite  des  Geschädigten 
häufig  geschehen  ist*  und  in  späterer  Zeit  allgemeiner  Gerichts- 
gebrauch gewesen  zu  sein  scheint  '^,  theils  nach  Erledigung  des  Straf- 


niss  auftreten,  wo  dieselben  dann  statt  des  Charakters  der  Amnestie  den 
wesentlich  gleichartigen  der  vollständigen  oder  partiellen  Begnadigung  an- 
nehmen. —  Mit  diesem  index,  der  nicht  als  Kläger,  sondern  als  Zeuge  verwendet 
wird,  ist  nicht  zu  verwechseln  deijenige  Kläger,  der,  zugleich  aus  eigener 
Kenntniss  gegen  den  Angeklagten  aussagend,  insofern  index  genannt  wird  (Cicero 
ad  Q.  fr.  2,  3,  5;  vgl.  Tacitus  ann.  4,  28). 

'  Livius  8,  18,  4:  anciUa  quaedam  ad  Q,  Fdbium  Moodmum  aedilem  curulem 
indieatwram  ae  catisam  puhlicae  pestis  professa  est,  fii  ab  eo  fides  sibi  data  esset 
haud  futurum  noxiae  indicium:  Fdbius  confestim  rem  ad  consules,  consules  ad 
senatum  referunt  consensuque  ordinis  fides  indici  data.  Auch  in  den  vorher  an- 
geführten Fällen  aus  republikanischer  Zeit  beschliesst  darüber  der  Senat; 
die  Comitien  werden  nicht  gefragt,  denn  zur  Entbindung  vom  Gesetz  für  den 
einzelnen  Fall  ist  der  Senat  competent. 

«  Arcadius  C.  Th.  9,  14,  3,  7  =  lust  9,  8,  5,  7.  Schollen  zu  den 
Verrinen  divin.  11,  34  p.  114. 

'  Livius  26,  27,  6:  cansül  ex  auctoritate  sencUus  pro  cantione  edixit,  qui 
quorum  opera  id  conflatum  incendium  profiteretur,  praemium  fore  libero  pecuniam, 
servo  libertatem.  Appian  b.  c.  1,  54.  Sallust  Cat.  30.  Für  die  Anzeige  über 
den  Verbleib  der  Gelder'  des  ermordeten  Dictators  Caesar  wird  dem  Angeber 
ein  Zehntel  verheissen  (Appian  b.  c.  3,  54). 

*  Dergleichen  Auslobungen  wegen  entlaufener  Sclaven  oder  gestohlener 
Gegenstände  finden  sich  bei  Petronius  c.  97;  Appuleius  metam.  6,  8;  C.  I. 
L.  IV,  64. 

^  Darauf  führt  die  Fassung  bei  Ulpian  Dig.  47,  10,  5,  11:  ei  qui  indicasset, 
sive  Jiber  sive  servus  sit,  pro  modo  substanUae  accusatae  personae  aesUmatione 
iudicis  praemium  constituHur^  servo  forsitan  et  libertate  praestanda  (ohne  welche 
allerdings  für  ihn  die  Geldbelohnung  keinen  Sinn  hat);  quid  ent'tn,  si  publica 
utüitcts  ex  hoc  emergit?  Dem  Sclaven  wird  in  diesen  Fällen  die  Freiheit  nicht 
von  Rechts  wegen,  sondern  erst  durch  Gerichtsspruch  ertheilt  (Cod.  7,  13,  1) 
und  von  Belohnung  ohne  nähere  Präcisirung  gesprochen  (C.  Th.  9,  21,  5  «» 
lust  9,  24,  2). 
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Verfahrens  als  Remuneration  des  damit  dem  Gemeinwesen  geleisteten 
Dienstes.  In  dieser  Weise  werden  dem  Bürger  besondere  Vorrechte  ^, 
dem  Nichtbürger  das  Bürgerrecht^,  dem  Unfreien  die  Freiheit  ge- 
währt^, ausserdem  dergleichen  Anzeigen  den  Umständen  nach  mit 
Geldgeschenken  vergolten*.  —  In  späterer  Zeit  erscheinen  in  den 
Gesetzen  selbst  generelle  Zusicherungen  solcher  Belohnung,  also 
allgemein  gehaltene  Aufforderungen  zu  derartiger  Denuntiation ;  so 
wird  für  gewisse  Anzeigen  das  Bürgerrecht  ^  oder  Steuerfreiheit  in 
Aussicht  gestellt®,  namentlich  aber  dem  Unfreien  für  die  An- 
zeige des  Mörders  seines  Herrn  ^  so  wie  für  die  anderer  schwerer 
Verbrecher®  die  Freiheit  zugesichert. 

Wie  bei  den  Aussagen,  welcher  das  Gemeinwesen  für  die 
Strafrechtspflege  bedarf,  neben  der  Pflichterfüllung  das  eigene 
Interesse  zu  Hülfe  genommen  wird,  so  machen  ähnliche  Er- 
wägungen auch  bei  der  Anstellung  des  Strafverfahrens  sich  geltend. 

Belohnung         Dcu  magistratischcn  Prozess  der  Republik  beherrscht  aller- 
^G^ieuidr  ^^^ßs  das  ehrbare  Princip ,  dass  der  Beamte ,  welcher  ihn  anstellt, 
proiets-    von  demsolbon  nur  Mühe  und  unter  Umständen  Gefahr  zu  erwarten 
M^rtrate.  ^*^»  ^^^  keinen  eigenen  Vortheil.   Nur  bei  den  ädilicischen  Straf- 
klagen (S.  156  fg.),  bei  welchen  die  Beschwerden  des  Ankläger- 


1  Livius  39,  19,  4.  5. 

*  Dionys.  5,  57. 

^  Paradigmatisch  ist  dafür  die  Erzählung  von  dem  sogenannten  Vindicius 
(Livius  2,  5;  Dionys.  5,  13;  Plutarch  Popl.  4— 7).  Weitere  Belege  Liv.  4,  45,  2. 
22,  33,  2.  26,  27,  6.  27,  3,  5.  32,  26,  9.  14.  ep.  77.  Appian  b.  c.  1,  54.  Cicero 
pro  Balbo  9,  24.  C.  Th.  7,  18,  4.  c.  9,  1,  2.  Der  Eigenthümer  wird  von  der 
Gemeinde  entschädigt  (Liv.  32,  26,  14). 

*  Die  auf  diese  Weise  zur  Freiheit  gelangenden  Sclaven  bekamen  regel- 
mässig ausserdem  eine  Geldsumme;  den  Freien  werden  höhere  Beträge  aus- 
geworfen. Bei  wirksamer  und  fortgesetzter  Denuntiation  werden  nach  Um- 
ständen die  Belohnungen  gesteigert  (Cicero  in  Cat  4,  5,  10,  in  Vat.  11,  26; 
Sallust  Cat.  50,  1). 

^  Für  Anzeige  der  Entführung  verheisst  Constantin  dem  Latiner  das 
Bürgerrecht:  Cod.  Th.  9,  24,  1,  4. 

*  Für  Anzeige  eines  Deserteurs :  C.  Th.  7,  18,  4,  1  =  lust.  7,  13,  4,  Für 
Anzeige  eines  Münzfälschers:  C.  Th.  9,  21,  2,  1  =  lust.  7,  13,  2. 

'  Dig.  29,  5,  3,  13—15  (vgl.  Dig.  50,  16,  197).    Cod.  7,  13,  1. 

^  Anzeige  des  Pasquills:  Dig.  47,  10,  5,  11;  der  Münzfälschung  (A.  6); 
der  Entführung  (C.  Th.  9,  24,  1,  4  »=  lust.  7,  13,  3,  nach  der  ursprünglichen 
Fassung  latinische,  nach  der  späteren  römische  Freiheit);  der  Zuhälterei  der 
Freien  mit  einem  Sclaven:  C.  Th.  9,  9,  1  >=  lust.  9,  11,  1,  1;  der  Desertion 
(A.  6).  Ersatz  an  den  Herrn  ist  auch  hier  vorgesehen  (C.  Th.  9,  21,  2,  1; 
C.  Just.  7,  13,  2). 
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geschäfts  durch  keine  politische  Compensation  aufgewogen  wurden 
und  eine  besondere  Anspomung  zu  dieser  gemeinnützigen  Thätig* 
keit  vorzugsweise  am  Platze  war,  wird,  wie  dies  bei  den  Geld* 
strafen  gezeigt  werden  soll,  dem  Beamten  gestattet,  die  also  er- 
siegten Gelder,  ähnlich  wie  der  Feldherr  den  Kriegsgewinn,  zwar 
nicht  für  sich,  aber  im  öffentlichen  Interesse  nach  freiestem  Er- 
messen zu  verwenden. 

Wenn  delictische  oder  auch  andere  Gemeindeforderungen  im 
Wege  der  Privatklage  durch  einen  Magistrat  beigetrieben  werden, 
wie  es  in  früherer  Zeit  wahrscheinlich  die  Regel  war,  so  erwächst 
dem  klagenden  Magistrat  ebenso  wenig  ein  eigener  Vortheil  wie 
bei  Anstellung  des  öffentlichen  Strafprozesses;  in  dem  einen  wie 
in  dem  anderen  Fall  erfüllt  er  seine  Amtspflicht  und  es  fällt,  was 
er  ersiegt,  an  die  Gemeinde.  Aber,  wie  bei  dem  Peculat  ent- 
wickelt werden  wird,  begegnet  in  den  municipalen  Ordnungen  bei 
derartigen  Klagen  das  gleiche  Verfügungsrecht  wie  bei  den 
ädüicischen  Strafgeldern. 

Bei  dem  Privatdelict  ist,  wenigstens  insoweit  der  Geschädigte 
selbst  die  Klage  anstellt,  das  persönliche  Interesse  das  treibende 
Motiv  und  bedarf  es  einer  weiteren  Anreizung  nicht. 

Wo  dagegen  das  Gesetz  die  Bürger  insgemein  zur  Privatklage  Belohnung 
in   fremdem  Interesse  aufruft ,  kann  ein  durchschlagender  prak-  ^^  '^J*® 
tischer  Erfolg  nur  erwartet  werden,  wenn  dem  Kläger  zugleich  ein    pmess- 
persönlicher  Vortheil  in  Aussicht  gestellt  wird.    Bei  den  Populär-  p^*^^" 
klagen  des  Privatrechts  freilich,  wie  zum  Beispiel  den  zahlreichen 
zum  Schutz  der  öffentlichen  Land-  und  Wasserstrassen  angeord- 
neten, fällt  das  eigene  Interesse  der  Benutzer  mit  dem  öffent- 
lichen so  nahe  zusammen,  dass  dieselben  einer  solchen  Stützung 
nicht  noth wendig  bedurften  ^     Aber  nicht  hat  sie  fehlen  können 
und  nicht  gefehlt  bei  der  Wucherklage  der  früheren   Republik; 
diese  hat  auch  von  dem  nicht  persönlich  Geschädigten  angestellt 
werden  können  und  ein  Theil  des  vierfachen  Ersatzes  muss  diesem 
Kläger  zugefallen  sein.    Indess  ist  die  juristische  Construction  dieses 
früh  abgekommenen  Verfahrens,  auf  das  wir  im  folgenden  Buch 


^  Dass  die  bei  den  Popularklagen  auftretenden  Geldbussen  der  Anlage 
nach  in  die  Gemeindekasse  fliessen  müssen,  wird  nicht  bestritten  werden. 
Aber  es  steht  der  Annahme  nicht  im  Wege,  dass  in  der  späteren  Hechts* 
entwickelung  dieselben  dem  obsiegenden  Kläger  zugewiesen  worden  sind,  was, 
im  Gegensatz  zu  meiner  früheren  Auffassung,  Bruns  (kl.  Sehr.  1,  813  fg.)  aus- 
geführt hat,  und  für  das  justinianische  Recht  wohl  mit  Recht. 
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zurückkommen ,  wenig  aufgeklärt.  Wenn  dann  in  der  späteren 
republikanischen  Epoche  die  Beitreibung  der  der  Gemeinde  gesetz- 
lich erwachsenen  Geldbussen  über  den  Kreis  der  alten  Popular- 
klagen hinaus  vielfach  im  Wege  der  Privatklage  jedem  Bürger 
freigegeben  wird  * ,  so  wird  dabei  nicht  selten  dem  Kläger  ein 
Theil  des  Gewinnes  in  Aussicht  gestellt.  Erwähnt  wird  aus  dem 
sullanischen  Mordgesetz  Ueberweisung  einer  Quote  des  Strafbetrags 
an  denjenigen,  welcher  die  widerrechtliche  Eröffnung  des  Testa- 
ments eines  Ermordeten  durch  seine  Bemühung  in  gerichtlicher 
Verhandlung  darthut*.  Aehnliche  Bestimmungen  begegnen  hin- 
sichtlich der  Verrückung  von  Grenzsteinen  ^  und  der  Beschädigung 
von  Gräbern*  und  Wasserleitungen*;  offenbar  ist  in  ähnlicher 
Weise  häufig,  immer  aber  durch  Specialgesetz  eine  Klägerbelohnung 
angeordnet  worden®. 

Wie  die  im  Interesse  der  Gemeinde  bei  dem  Prätor  angestellte 
Privatklage  überhaupt  für  den  Qüästionsprozess  vorbildlich  und 
massgebend  gewesen  ist,  so  sind  gleichfalls  die  Klägerbelohnungen 


^  Es  lässt  sich  nicht  erweisen,  aber  es  hat  innere  WahrscheinUchkeit, 
dass  dies  ausgegangen  ist  von  den  fiscalischen  Denuntiationen,  von  der  Behand- 
lung des  Hutgeldes  und  der  Zölle. 

^  Nach  Gaius  Dig.  29,  5,  25,  2  geht  gegen  den,  welcher  durch  unzeitige 
Eröffnung  des  Testamentes  eines  Ermordeten  die  in  diesem  freigelassenen 
Sclaven  der  Folterung  des  gesammten  Gesindes  entzogen  hat,  eine  actio pop^daris, 
euius  poena  in  centum  aureos  (=  10000  Sesterzen)  ex  bonis  damnaU  extenditur: 
et  inde  partem  dimidiam  ei,  cuitts  opera  conmctus  erit,  praemii  nomine  se  daturum 
praetor  pollicetur,  parteni  in  pitblicum  redacturum, 

'  Caesars  Ackergesetz  c.  55:  eiusque  pecuniae  (der  Geldstrafe  von  50000 
Sesterzen  für  jeden  verrückten  Grenzstein  nach  Feststellung  des  Delicts  durch 
Recuperatoren)  quod  receptum  erit,  partem  dimidiam  ei,  cuius  unius  opera  maxime 
is  condemnaius  eritj  [dato] ,  partem  dimidiam  in  pubUcum  (der  betreffenden  Ge- 
meinde) redigitp. 

^  lieber  die  Klage  wegen  Gräberbeschädigung  vgl.  im  folgenden  Buch  bei 
der  Sachbeschädigung.  Die  Quotenprämie  ist  allerdings  nur  durch  einige 
municipale  Grabschriften  bezeugt,  die  sie  auf  den  vierten  Theil  der  Busse  an- 
setzen. 

^  Senatsbeschluss  vom  J.  743/11  (Frontinus  de  aq.  127):  ut  .  ,  .  si  quis 
adversum  ea  commiserit,  in  singulas  res  poena  sestertium  X  milium  esset,  ex 
quihus  pars  dimidia  praemium  accusatori  daretur,  cuius  opera  maxime  convictus 
esset .  . .  pars  autem  dimidia  in  a^rarium  redigeratur, 

^  Die  hier  zusammengestellten  Fälle  eines  im  Wege  der  Elagführung  der 
Gemeinde  geleisteten  Dienstes  sind  insofern  gleichartig,  als  der  belohnte 
Kläger  nicht  im  Quästionsverfahren  aufgetreten  ist  und  die  Belohnung  nicht 
für  die  Durchführung  einer  eigentlichen  Criminalklage  gewährt  wird,  wodurch 
sich  insbesondere  ethisch  der  Standpunkt  verändert. 
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aus  jener  in  diesen  übergegangen.  Indess  ist  auch  die  quasi-magi-  Beidbrnrng 
Btratische  Stellung  des  Klägers  im  Quästionsprozess  hier  insofern  ***  ^***" 
massgebend,  dass  diese  Function  nicht  füglich  so,  wie  die  unter- Aocugation»- 
geordneten  in  den  Bussprozessen  der  Gemeinde  geleisteten  Dienste,  ^'^'^• 
mit  einer  Geldsumme  remunerirt  werden  konnten.  In  der  That 
halten  die  derartigen  Anklägerbelohnungen  in  republikanischer 
Zeit  sich  auf  dem  politischen  Gebiet ;  dem  siegreichen  Kläger  wird 
eine  höhere  bürgerliche  Stellung  und  insbesondere,  wenn  der  Ver- 
urtheilte  durch  den  Spruch  einer  solchen  verlustig  ward,  eben  die 
des  Besiegten  eingeräumt.  Also  gelangt  derselbe,  wenn  er  Bürger  ist, 
zur  Befreiung  vom  Kriegsdienst  für  sich  und  seine  Nachkommen  ^ ; 
zu  der  Tribus  des  Verurtheilten ,  wenn  diese  im  Range  höher 
steht  als  diejenige  des  Klägers';  zu  der  höheren  Bangklasse  im 
Senat,  wenn  der  Verurtheilte  hierin  dem  Kläger  vorging*.  Bei 
dem  Prozess  wegen  Wahlbestechung  wurde  sogar  dem  wegen  dieses 
Delicts  von  der  Senatsliste  gestrichenen  Bürger  freigegeben  durch 
gleichartige  Anklage  eines  anderen  Senators  in  den  Senat  zurück- 
zugelangen*. Falls  der  Kläger  latinischen  Rechts  war,  gewann 
er  durch  die  Anklage  das  Bürgerrecht  oder,  wenn  er  dies  vorzog, 
unter  Belassung  der  Latinität  die  Befugniss  im  Criminalprozess 
gleich  dem  Bürger  an  die  römischen  Comitien  zu  provociren*. 
Geldbelohnungen  werden  in  den  republikanischen  Quästionsgesetzen, 
so  weit  wir  sie  kennen,  nur  in  untergeordneten  Fällen  ausgesetzt*. 
Für  die  Klägerfunction  in  politischen  Prozessen  treten  sie,  so  weit 


^  Repetundengesetz   Z.   88.   84.    Cicero   pro  Balbo  22,  51.    Dio  46,  49. 
Koch  unter  Constantin  C.  Th.  9,  24,  1. 
'  Cicero  pro  Balbo  23,  52. 

•  Cicero  pro  Balbo  25,  57:  legum  praemiis  praetariam  sententiam  et  prae- 
textam  togam  consequuntur.  In  dem  Stadtrecht  yon  Genetiva  c.  124  wird  dem 
Decurio,  der  mittelst  des  hier  angeordneten  Indignitätsverfahrens  den  Ausschluss 
eines  anderen  Decurio  aus  dem  Gemeinderath  herbeigeführt  hat,  gestattet,  8i 
voletj  in  eius  locum  qui  condemnatus  erit  sententiam  dicere.  Hierauf  geht  wohl 
Cicero  Verr.  5,  67,  173  fg.  so  wie  was  Asconius  in  Mil.  p.  54  über  die  Be- 
lohnungen im  Ambitus-  und  Sodalicienprozess  berichtet.  Auch  in  den 
Prozessen  gegen  die  Mörder  Caesars  kam  dies  zur  Anwendung  (Dio  47,  49). 

*  Cicero  pro  Cluentio  86,  98.  Dio  36,  38  [21].  Appian  b.  c.  2,  24.  Quin- 
tilian  11,  1,  79.  Modestinus  Dig.  48,  14,  1,  2:  lege  {lulia  an^ittis)  dnmnatus  si 
aiium  convicerit,  in  integrum  restituitur,  non  tarnen  pecuniam  recipit. 

*  Repetundengesetz  Z.  79—85. 

•  Wenn  in  Folge  der  Ermordung  des  Herrn  das  Gesinde  der  Folterung 
unterworfen  wird,  so  erhält  der  Ankläger  für  jeden  Sclaven,  der  dieser  Folte- 
rung sich  durch  die  Flucht  entzieht   und  den  er  zur  Stelle  schafft,  eine  Be- 
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unsere  Quellen  reichen,  zuerst  auf  bei  den  gegen  die  Mörder  des 
Dictators  Caesar  auf  Grund  des  pedischen  Gesetzes  angestellten 
Strafprozessen  ^  Sodann  werden  dieselben  in  Beziehung  auf  die 
schweren  Geldstrafen  und  namentlich  die  Vermögensconfiscationen 
des  Strafverfahrens  in  der  augustischen  Gesetzgebung  förmlich 
anerkannt  und  wenigstens  bei  dem  Majestätsverbrechen  dem  An- 
kläger der  vierte  Theil  des  Vermögens  des  Verurtheilten  zu- 
gesichert*. Der  augustischen  Epoche  gehört  auch  die  bei  dem 
Morde  zu  erörternde  Bestimmung  an,  dass  wer  wegen  der  Er- 
mordung eines  Hausherrn  nicht  gegen  das  Gesinde  desselben  die 
Mordklage  anstellt,  seines  etwaigen  Erbrechts  verlustig  geht,  was 
factisch  den  Anklägerbelohnungen  zuzuzählen  ist. 
Verfahren  üober  die  für  die  erfolgreiche  Anklage  dem  Kläger  zu   ge- 

erkenfung  währouden  Ehron  und  Vortheile  wird  von  dem  Gericht  erkannt 
der  Prämien,  und  OS  greift  dosscu  Ermessen  dabei  ein.    Sie  werden  nicht  allen 
bei  der  Klage  betheiligten  Personen  gewährt,  sondern  nur  der- 
jenigen, welche  den  Erfolg  hauptsächlich  herbeigeführt  hat^  und 


lohnung  von  500  oder  unter  Umständen  von  1000  Sesterzen  (Dig.  29,  5,  25). 
Insbesondere  der  Zusatz,  dass  dieses  Geld,  wenn  es  nicht  aus  dem  Vermögen 
des  verurtheilten  Mörders  entnommen  werden  kann,  aus  der  Staatskasse  zu 
zahlen  ist,  zeigt  den  Zweck  des  Gesetzes  bei  diesem  gemeinen  Verbrechen  die 
Anklage  zu  fördern.  Die  Ermordung  zum  Zweck  der  Beerbung  in  Verbindung 
mit  der  Errichtung  eines  falschen  Testaments,  wie  Cicero  pro  Cluentio  44,  125 
sie  erwähnt,  das  Ustamentum  intemecivum  (Festus  p.  114;  Isidor  5,  26,  18.  10, 
150)  giebt,  wenn  Isidor  recht  berichtet,  dem  Ankläger  den  Anspruch  auf  die 
Erbschaft  des  Mörders. 

1  Dio  47,  49. 

■  Tacitus  ann.  4,  20:  M\  Lepidus  quartam  accusatortbus  secundum  necessi* 
tudinem  legis,  cetera  liberis  concessit.  Für  das  Majestätsverbrechen  also  war 
die  quarta  des  Delators  in  Augustus  Gesetz  ausdrücklich  anerkannt.  Ebenso 
scheint  in  einem  wenig  späteren  Majestätsprozess  verfahren  zu  sein  (Tacitus 
ann.  6,  47);  dass  in  anderen  die  Hede  ist  von  Vertheilung  des  Vermögens  des 
Verurtheilten  unter  die  Ankläger  (Tacitus  ann.  2,  32)  oder  von  der  Auszahlung 
bestimmter  Summen  (Tacitus  ann.  16,  83),  kann  auf  die  befreite  SteUung  des 
Senatsgerichts  zurückgeführt  werden.  Ob  das  Anrecht  auf  die  Quart  für  den 
Quästionenprozess  allgemein  anerkannt  ward,  ist  zweifelhaft;  durch  die  Schölten 
zu  pro  Roscio  20,  55  p.  431:  si  accusasset  aliquis  reum  et  vidsset  qimrtam 
partem  bonorum  eius  accipiebat  wird  der  Satz  um  so  weniger  gestützt,  als  er 
hier  in  falscher  Verbindung  mit  der  Quadruplation  auftritt.  —  Diese  Quart 
kehrt  als  Delatorenprämie,  wie  im  folgenden  Buch  gezeigt  werden  wird,  wieder 
sowohl  bei  den  Gräberbussen  wie  bei  den  fiscaiischen  Anzeigen;  von  wo  sie 
ausgegangen  ist,  vermögen  wir  nicht  zu  bestimmen. 

'  Dies  zeigt  sich  schon  in  dem  Repetundengesetz  der  gracchanischen  Zeit*: 
die  formalen  Kläger   sind   hier  die  Geschädigten,   die  Belohnung   aber  wird 
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es  wird  demnach  im  Geschwornen-  und  im  Senatsprozess  darüber 
nach  Erledigung  der  Anklage  in  besonderer  Abstimmung  ent- 
schieden ^ 

Die  Anstössigkeit  und  Gefährlichkeit  dieser  Klägerbelohnungen 
insbesondere  in  dem  eigentlichen  Criminalprozess  haben  die  Römer 
sich  nicht  verhehlt.  Ein  Vorschlag  sie  einzuschränken  wurde  unter 
Tiberius  im  Senat  gemacht,  aber  abgelehnt*;  indess  sind  sie 
wenigstens  auf  das  Gebiet  des  eigentlichen  Accusationsverfahrens 
beschränkt  geblieben '  und  wie  es  scheint  in  der  späteren  Kaiserzeit 
auch  in  diesem  bis  auf  geringe  Ueberreste  verschwunden*. 


(Z.  85)  dem  gewährt,  quoius  eorum  (qui  dehUerunt)  opera  maxime  unius  eum 
condemnatum  esse  constiterit,  welche  Formel  in  den  für  die  Gemeinde  an- 
gestellten Prozessen  ständig  (S.  508  A.  8.  5.    S.  511  A.  1)  auftritt 

^  Asconius  in  Mil.  p.  54:  damnatum  (Müonem)  opera  maxime  Appi  [Claudi 
iwuoris]  pronuntiatum  est  Quintilian  inst,  3,  10,  8:  divinatio  .  .  .  inter  dela- 
tores,  uter  praefnium  meruerit. 

*  Tacitus  ann.  4,  30.  Es  wurde  vorgeschlagen  wenigstens  für  den  Fall, 
dass  der  Angeklagte  durch  Selbstmord  der  Capitalsentenz  sich  entzogen 
hatte,  diese  Belohnungen  abzuschaffen;  Tiberius  aber  bestand  auf  dem  Buch- 
staben der  Gesetze. 

'  Im  Eaiserprozess  scheinen  die  formalen  praemia  accusatorum  niemals 
zur  Anwendung  gekommen  zu  sein;  dass  die  loyale  Gewissenlosigkeit  dienst- 
williger Ankläger  durch  Beförderung  und  Spenden  remunerirt  wird  (Tacitus 
ann.  2,  82.  3,  19.  4,  30.  16,  12.  33.  bist.  1,  2.  2,  10.  Sueton  Tib.  61.  Dio  57, 
19.  58,  14),  hat  mit  dem  Strafrecht  nichts  zu  thun.  Auch  sonst  ist  es  sehr 
zweifelhaft,  in  wie  weit,  abgesehen  von  dem  stadtrömischen  Quästionen-  und 
dem  Senatsprozess,  die  Anklägerbelohnungen  praktisch  zur  Anwendung  ge- 
kommen sind. 

*  Die  geringen  Ueberreste,  welche  von  diesen  Bestimmungen  in  unsere 
Rechtsbücher  übergegangen  sind,  sind  vorher  verzeichnet.  Die  Verordnung 
wahrscheinlich  Justinians  Cod.  10,  11,  8,  6  verheisst  dem  siegreichen  Ankläger 
im  Mt^estätsprozess  den  achten  Theil  des  Prozessgewinns. 


Elfter  Abschnitt 

Die  Protokollirung, 


Aufkommen  Auf  magistratische  ProtokoUirung,  welche  hier  allein  in  Frage 
^^  kommt  S  führt  der  römische  Prozess  seiner  Anlage  nach  nicht  hin. 
«etea.  Der  von  den  Parteien  an  das  Gericht  gebrachte  Rechtsstreit 
endigt  für  den  Magistrat  der  Regel  nach  mit  der  Einordnung  der 
Klage  in  das  feststehende  Elagschema  und  der  dadurch  bedingten 
Instruction  für  den  oder  die  Geschwornen;  der  Anlage  nach 
fordert  er  nicht  nothwendig  die  Ansetzung  eines  Termins.  Die 
Instruction,  anfänglich  durch  Zeugen  constatirt,  mag  seit  alter 
Zeit  schriftlich  ertheilt  worden  sein,  aber  für  den  Magistrat,  der 
sie  abgiebt,  kommt  sie  weiter  nicht  in  Betracht.  In  noch  höherem 
Grade  fällt  in  dem  ursprünglichen  öffentlichen  Strafverfahren 
seiner  Anlage  nach  Vorführung  des  Angeschuldigten  und  Ab- 
urtheilung  in  einen  Termin  zusammen.  In  dem  magistratisch- 
comitialen  Strafprozess  freilich  werden  nicht  bloss  mehrere  öffent- 
liche Termine  angesetzt,  sondern  für  das  Erkenntniss,  welches 
der  Magistrat  als  Antrag  zur  Bestätigung  an  die  Comitien  bringt, 
wird  wie  für  den  Gesetzantrag  früh  die  Schriftlichkeit  gefordert* 
und  dasselbe  mag  wohl  auch  in  dem  Gemeindearchiv  niedergelegt 
worden  sein.  Aber  eine  schriftliche  Zusammenfassung  auch  nur 
dieser   Kategorie    von   Strafprozessen    ist   nicht    wohl    damit   zu 


^  Die  stenographische  Aufzeichnung  auch  der  Gerichts  reden  zu  Littera- 
rischen Zwecken  (vgl.  darüber  z.  B.  Quintilian  7,  2,  24)  kann  im  Strafrecht 
nicht  erörtert  werden. 

'  St.  R.  3,  814.  Ausdrucklich  ist  die  Erstreckung  dieser  Schriftlichkeit 
auf  die  Gerichtscomitien  nicht  hezeugt. 
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« 

vereinigen,  dass  die  Anklagen  vor  dem  Populus  oder  der  Plebs, 
wie  die  yerschiedenen  Magistrate  sie  eben  anzustellen  beliebten, 
offenbar  ohne  allgemeine  Regulirung  neben  einander  herlaufen  ^ 
—  Unerlässlich  aber  war  die  Aufzeiehnung  der  Verhandlungen 
für  die  Handhabung  der  Quästionen.  Die  Erledigung  einer  Reihe 
gleichartiger,  von  der  Elagerhebung  an  bis  zum  Endurtheil  in 
mehreren  Terminen  unter  dem  Vorsitz  desselben  Beamten  durch- 
zuführender Prozesse  und  die  dem  Magistrat  obliegende  Ver- 
pflichtung ,  die  bei  seinem  Amtsantritt  schwebenden  Rechtshändel 
von  seinem  Vorg&nger  zu  übernehmen  und  gleichmässig  weiter- 
zuführen (S.  207  A.  4),  fordern  geregelte  Aufzeichnung  der 
Amtshandlungen. 

Diese  Aufzeichnung,  die  schwerlich  im  strengen  Wortsinn 
officiell  war',  aber  doch  unzweifelhaft  zu  den  Amtspflichten  des 
Quäsitors  gehörte,  lehnt  sich  an  die  alte  Hausbuchführung  an^. 
Aus  dieser  hat  sieh  die  wahrscheinlich  ebenfalls  in  frühe  Zeit  hinauf- 
reichende private  Amtbuchführung  nicht  durch  Gesetz,  sondern 
durch  Herkommen  entwickelt.  Die  Institution,  dass  jeder  Beamte 
über   seine   amtlichen  Verrichtungen   ein  Tagebuch   führen   lässt, 


^  Die  staatliche  Ordnung  schreibt  in  dieser  Hinsicht  nur  vor,  dass  mit 
der  Gemeinde  nicht  gleichzeitig  zwiefach  yerhandelt  werden  kann  und  bestimmt 
bei  entstehender  CoUision,  welcher  Beamte  den  Vorrang  hat  (St.  R.  8,  374). 

'  Dies  geht  insbesondere  hervor  aus  der  personalen  Führung  derselben 
bei  coUegialischen  Behörden  und  der  von  der  individuellen  Glaubwürdigkeit 
des  einzelnen  Beamten  abhängigen  Geltung  der  Protokolle  (S.  515  A.  2),  eben 
wie  dies  auch  bei  dem  Hausbuch  der  Fall  ist. 

*  Dies  zeigt  die  Gleichartigkeit  der  Benennung,  des  Inhalts  und  der  Be- 
handlung. Das  Hausbuch  heisst  tabulae  (oder  codex,  was  dasselbe  ist :  plurium 
taJmlarum  cantextM,  sagt  Seneca  de  brev.  vitae  18,  4,  caudex  apud  antiquos 
vocatwr)  ciecepü  et  exptnsi  (Cicero  pro  Q.  Roscio  1.  2.  Yerr.  1.  2,  76,  186)  oder 
in  weniger  strenger  Rede  commeniarius  (Cicero  ad  Att.  7,  3,  7).  Es  enthielt 
neben  den  Einni^me-  und  Ausgabeposten  auch  die  das  Vermögen  betreffenden 
Urkunden,  allem  Anschein  nach  selbst  solche,  die  den  Hausbuchführer  nicht 
persönlich  angingen  (Cicero  pro  Q.  Roscio  1,  1).  Die  Datirung  war  wesentlich 
und  die  Reihenfolge  (or(2o)  dadurch  bestimmt  (Cicero  pro  Q.  Roscio  3  und 
sonst).  —  Wilcken  in  der  S.  514  A.  1  angeführten  Abhandlung  führt  den  von 
ihm  für  Aegypten  nachgewiesenen  Gebrauch  der  Amtstagebücher  zurück  auf 
die  Königstagebücher  Alexanders  und  der  Diadochen;  aber  diese  sind  völlig 
ungleichartig  und  er  selbst  fügt  hinzu,  dass  die  zahlreichen  ägyptischen  Belege 
für  diese  Sitte  alle  der  römischen  Zeit  angehören.  Die  Vergleichung  der 
römischen  Angaben  lässt  darüber  keinen  Zweifel,  dass  die  Sitte  aus  Rom  nach 
Aegypten  gelangt  ist. 

Binding,  Handbuch.  1.  4:  Mommsen,  röm.  Strafr.  83 
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umfasst  die  strafrechtlichen  Acte  nur  mit  und  es  muss  dieselbe  in 
ihrer  Gesammtheit  beleuchtet  werdend 

Benennung.  *  Die  technischc  Bezeichnung  der  Amtstagebücher  ist  in  älterer 
Zeit  täbulae  publicae  mit  Hinzusetzung  des  Namens  des  Beamten, 
in  dessen  Auftrag  sie  geführt  sind^;  erst  unter  dem  Principat 
wird  regulär  und  officiell  dafür  die  an  sich  auf  jede  schriftliche 
Aufzeichnung  anwendbare  commentarium  oder  commentarii,  t^ro- 
liytiixatiOpLoL  mit  Beisetzung  des  Beamtennamens',  auch  wohl  mit 
der  Determinirung  commentarivm  cottidianmn^.  Daneben  heissen 
die  Protokolle  auch  häufig  acta^  und  im  Spätlatein  gesia^.  — 
Angeführt  werden  sie  nach  Bänden,  Seiten  und  Absätzen^. 


^  Die  anschaulichsten  Belege  gewähren  unter  den  lateinischen  Documenten 
der  Auszug  aus  dem  Stadtbuch  von  Caere  vom  J.  118  (G.  I.  L.  XI,  3614), 
unter  den  griechischen  die  auf  einem  Pariser  Papyrus  erhaltenen  Reste  des 
für  den  Strategen  des  ombitischen  und  des  elephantinischen  Nomos  im  J.  223 
geführten  Tagebuchs,  das  Wilcken  in  Philologus  53  (1894)  S.  80  fg.  heraus- 
gegeben und  vortrefflich  erläutert  hat. 

'  So  spricht  Cicero  in  Yat.  14,  34  von  den  tabulae  publicae  C.  Memmii, 
eines  Quästionsvorstehers ,  und  bezeichnet  pro  Balb.  5,  11  das  Amtsbuch  des 
Statthalters  Q.  Metellus  sowohl  als  tabulae  ipsius  wie  als  tabuJae  publieae. 
Auch  sonst  erscheint  diese  Benennung  als  die  technische.  Auch  Codices  wird 
dafür  gesetzt:  Cicero  Yerr.  1.  1,  46,  119  (S.  514/5  A.  7).  Seneca  de  brev.  vitae 
13,  4:  puhUca^e  tabiUae  Codices  dicuntw, 

^  Schon  Cicero  (Yerr.  5,  21,  54)  braucht  das  an  sich  allgemein  an- 
wendbare Wort  (vgl.  St  R.  3,  1019)  von  dem  Amtsbuch  des  Statthalters. 
Für  den  späteren  technischen  Sprachgebrauch  genügt  es  an  die  militärischen 
Subalternen  a  commentariis  oder  commentarienses  zu  erinnern.  Ebenso  setzen 
die  Griechen  vnofAvri^aT(^Hv,  vnofjunjfiaTtafioC,  vnofivfifiaToyQatpog.  Die  nähere 
Ausführung  ist  nicht  dieses  Orts. 

*  Cotnmentanum  coUidiammn  munidpi  Caeritum  mit  vorgesetzter  Datirung 
ist  der  Titel  des  Stadtbuchs  von  Caere  (A.  1). 

*  In  der  älteren  Sprache  sind  die  acta  des  Magistrats  seine  Amts- 
handlungen ohne  Rücksicht  auf  die  Aufzeichnung,  die  acta  publica  das 
hauptstädtische  Journal,  das  übrigens  offenbar  zum  guten  Theil  aus  den 
verschiedenen  amtlichen  Tagebüchern  zusammengestellt  worden  ist.  Bei  den 
Rechtsgelehrten  der  Kaiserzeit  sind  die  acta  das  Protokoll;  so  erklärt  in 
einem  solchen  (Yat.  fr.  112)  der  Municipalbeamte  den  Parteien:  aermo  vesier 
in  actis  mt,  er  wird  zu  Protokoll  genommen,  und  Aussage  apud  a^ia,  unter 
protokollarischer  Aufnahme,  findet  sich  häufig  (S.  518  A.  3). 

*  Leo  Cod.  1,  2,  14,  7[4]:  ittdicibw  vel  ius  yestorum  habentibus.  Gresta 
in  diesem  Sinne  erscheint  in  einem  Erlasse  Diocletians  (Cod.  2,  56,  1)  und 
später  häufig.  Den  gesta  entsprechen  bei  Lydus  de  mag.  2,  20  die  cotUdiana^ 
wozu  daselbst  den  Gegensatz  die  regesta  machen,  das  heisst  die  in  jedem 
Bureau  zusammengestellten  kaiserlichen  Erlasse  und  sonstigen  Documente  von 
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Zur  Haltung  eines  Amtstagebuchs  ist  ein  jeder  Beamte  des  F&imiiig  der 
Reiches  oder  einer  Reichsgemeinde  ohne  Unterschied  des  Ranges  ^^*°^®'^*' 
in  früherer  Zeit  factisch,  unter  dem  Principat  ohne  Zweifel  auch 
rechtlich  verpflichtet  ^  Bei  coUegialisch  besetzten  Behörden  führt 
in  älterer  Zeit  jeder  Magistrat  das  Hausbuch  für  sich  allein'; 
erst  in  der  Spätzeit  begegnet  bei  den  wenigen  damals  noch  übrigen 
derartig  besetzten  Aemtem  ein  gemeinschaftliches  Amtsbuch  ^. 
Der  Beamte  selbst  führt  das  Amtstagebuch  so  wenig  wie  in  der 
Regel  der  Hausherr  das  Hausbuch  ^,  sondern  nach  seinem  Auftrag 
ein  Dritter.  Dieser  Mandatar  aber  tritt  als  solcher  nicht  hervor 
und  wird  in  der  Niederschrift  vielleicht  nicht  einmal  genannt; 
bis  in  späte  Zeit  scheint  er  der  Regel  nach  ein  Privatdiener  des 


bleibender  Bedeutung  (regesta  diveraorutn  offudorum  in  den  Erlassen  Theodo- 
sius  II.  §  6  und  ähnlich  Justinians  §  4  über  die  Einführung  ihrer  Constitutionen- 
Sammlungen-,  Tgl.  Gothofredus  zu  C.  Th.  11,  23,  14). 

"^  Von  den  caeritischen  Auszügen  wird  der  erste  angeführt  inde  (nach 
der  Titelseite)  pagina  XXVII  kajpite  VI,  der  folgende  indtpagina  altera  kapiU 
primOy  der  dritte  inde  pagina  VIII  kapite  primo,  Aehnlich  in  den  ägyptischen 
Urkunden  (Wilcken  a.  a..O.  S.  102)  z,  B.  o  argaTriyos  xoXXrift(aTos)  oC'  rofjLov  ß\ 
auf  dem  77.  Papyrus blatt  des  zweiten  Bandes.  Vgl.  Cicero  Verr.  1.  1,  46,  119: 
L.  Piso  mulios  Codices  implevit  eantm  rerumy  in  quibus  . .  •  intercessiU  Bei  der 
pagina  wird  vorzugsweise  an  die  Columnen  der  einseitig  beschriebenen  Papyri 
zu  denken  sein;  von  Vorder-  und  Kückseite  ist  niemals  die  Rede. 

^  Das  Recht  ein  derartiges  Protokoll  führen  zu  kdn&en  ist  eben  das  ius 
gesiarum  (S.  514  A.  6).  Weiterer  Belege  bedarf  es  weder  für  die  Reichs-  noch 
die  Municipalbeamten  (die  aegyptiechen  bisher  nachgewiesenen  verzeichnen 
Wilcken  und  Krebs  im  Philologus  d3,  109.  577).  Sehr  eingehende  Protokolle 
dieser.  Art  begegnen  namentlich  bei  den  donatistischen  Controversen  über  die 
Auslieferung  der  heiligen  Bücher  der  Christen. 

*  Als  im  J.  665/89  die  Neubürger  angewiesen  wurden  sich  als  solche  bei 
den  Prätoren  zu  melden,  wurden  diese  Meldungen  nicht  für  das  CoUegium  als 
solches  protokoUirt ,  wohl  aber  führte  jeder  Prätor  darüber  ein  besonderes 
Register.  In  Beziehung  auf  diese  sagt  Cicero  pro  Archia  4,  9:  iis  tabulis 
profeseus  (est  Archias),  quae  aolae  ex  illa  professione  coÜegioque  praetomm  obti- 
nent  publicarum  tabtUarum  auctoritatem:  nam  cum  Appii  tabulae  neglegentius 
adservatae  ddcerentur,  Gabinii,  quamdiu  incoHumis  fuit,  levitas,  post  damnaUonem 
cctlamitas  ornnem  tabtUarum  fidem  resignassety  MetelltM  .  .  .  tanta  diligenHa 
fuit,  ut  .  ,  ,  uniiis  nominis  litura  se  commotum  esse  dixeriU  Ebenso  führt  von 
den  beiden  städtischen  Prätoren  Verres  und  Piso  jeder  seine  Protokolle  be- 
sonders (Cicero  Verr.  1.  1,  46,  119). 

*  Dies  zeigt  zum  Beispiel  das  Protokoll  vom  J.  474  über  eine  Testaments- 
eröffhung  vor  den  ravennatischen  Duovirn  (Marini  pap.  p.  110;  Bruns  fontes* 
p.  280> 

*  Das  zeigt  die  Ausnahme  Cicero  ad  Att.  7,  8,  7. 

38* 
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Beamten  gewesen  zu  sein  ^,  obwohl  dieser  nach  Umständen  auch  wohl 
zuverlässigen  Freunden  dies  Geschäft  tibertrug  *.  Die  Führung  der 
Amtstagebücher  durch  abcommandirte  Soldaten,  aus  welchen  die 
militärischen  commentarienses  hervorgegangen  sind,  mag,  so  weit  der 
Beamte  über  solche  verfügt,  schon  in  frühe  Zeit  zurückreichen, 
hat  aber  in  regelmässiger  Ausgestaltung  wohl  erst  unter  dem 
Principat  sich  eingestellt.  —  Die  Anfertigung  erfolgt,  wie  bei 
der  Hausbuchführung  aus  den  vorläufigen  adversaria  die  aus- 
gearbeiteten tabülae  accepti  et  expensi  hervorgehen^,  zunächst 
durch  Aufzeichnung  an  Ort  und  Stelle  und  weiter  durch  Her- 
stellung einer  Reinschrift^;  auf  die  letztere  bezieht  sich  die 
Anordnung  Constantins,  dass  die  acta  am  dritten,  spätestens  am 


^  Ein  solcher  ist  sicher  der  notarius,  der  in  dem  Verhör  des  Pionius 
vor  dem  Neokoros  von  Smyrna  das  Protokoll  führte  (c.  9:  ygatpovros  tov 
votuQ(ov  navra)  und  den  auch  die  Rechtsbücher  als  Privatdiener  bezeichnen 
(Dig.  4,  6,  38,  1 :  eos  gut  notis  scribtmt  acta  praesidum,  rei  publica^  causa  non 
abesse  certum  es().  In  dem  von  Agathias  4,  1  geschilderten  Criminalprozess 
befanden  sich  neben  dem  auf  dem  Tribunal  sitzenden  kaiserlichen  Richter 
ävSQie  yQa(piiv  re  ig  raxo'g  nenai^fiffiipot  kal  inir Qoj^adiiv  dvalfyea&at  rä 
y^yga^fÄiva,  Den  scribae  der  Statthalter,  welcher  in  den  Yerrinen  h&ufig  ge- 
dacht wird,  mag  neben  der  Führung  der  Rechnungen  wohl  auch  die  der  Amts- 
bücher der  Statthalter  obgelegen  haben  und  was  von  ihnen  gesagt  wird 
(Cicero  Verr.  3,  79,  188):  eorum  hominum  fidei  tabulde  puhKcae  periculaque 
(==  Concepte)  magistratuinn  committuntur,  sich  auf  beide  Verrichtungen  be- 
ziehen. Unter  ihnen  finden  sich  allerdings  öffentliche  Apparitoren  (Cicero 
a.  a.  0.),  wie  deren  ja  einige  dem  Statthalter  in  die  Provinzen  folgen  (St.  R.  1, 
348  A.  2);  aber  andere  werden  Privatdiener  des  Beamten  gewesen  sein  und 
es  ist  wohl  möglich,  dass  den  öffentlichen  Schreibern  die  Rechnungsführung, 
den  privaten  die  der  Protokolle  oblag.  Die  Rechtsstellung  der  Schreiber  im 
Allgemeinen  kann  hier  nicht  erörtert  werden;  diejenige  der  municipalen  war 
durch  die  einzelnen  Stadtrechte  geregelt  und  bei  vielfachen  Modificationen  wohl 
durchgängig  die  von  subalternen  Beamten. 

*  So  verwendet  der  Consul  Cicero  (pro  Sulla  14)  bei  der  Vernehmung  der 
Catilinarier  für  die  Aufzeichnung  junge  Senatoren. 

'  Cicero  pro  Q.  Roscio  2.   8. 

*•  In  den  donatistischen  Prozessen  unter  Constantinus  (im  Anhang  des 
9.  Bandes  der  Maüriner  Ausgabe  der  Werke  Augustins  p.  18)  wird  der  gewesene 
Duovir  Caecilianus  angewiesen  in  einer  Verhandlung  wegen  Auslieferung  der 
christlichen  Schriften  sich  mit  seinen  Acten,  seinem  scriba  und  seinem  tabU" 
larius  vor  der  Reichsbehörde  zu  stellen.  Der  Duovir  erklärt,  dass  die  Acten 
nach  so  langer  Zeit  —  von  elf  Jahren  —  nicht  zu  finden  seien;  der  Schreiber: 
magistratus  expUto  (Hdschr.  suppleto)  a/nno  omnes  actus  sttos  domum  suam 
tuUt;  si  mei  in  cera  possint  inveniri  tnquiro.  Der  Entwurf  wird  also  auf 
Wachstafeln  gemacht,  die  Reinschrift  vermuthlich  auf  Papyrus, 
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f41nften  Tag  nach  der  Verhandlung  fertig  gestellt  werden  sollend 
—  Auf  Beglaubigung  der  Aufzeichnung  durch  den  Beamten  selbst 
führt  in  der  früheren  Epoche  keine  Spur;  dagegen  zeigen  die 
ägyptischen  Urkunden  am  Schluss  von  anderer  Hand,  ohne  Zweifel 
der  des  Beamten  selbst,  den  Vermerk  aviyvwvy  legi^. 

Der  Form  nach  berichtet  der  Schreiber  in  dritter  Person  und  Fom  ud 
in  erz&hlender  Fassung^  unter  Voranstellung  von  Ort  und  Datum,  ^Jj^^^ 
was  von  Tag  zu  Tag  der  Beamte  gethan  und  gesagt  hat  oder 
was  ihm  gesagt  worden  ist,  allerdings  unter  Beschränkung  auf 
die  Amtshandlungen;  aber  wenigstens  in  späterer  Zeit  werden 
auch  amtliche  Besuche  und  Festlichkeiten  verzeichnet^.  Vor  allen 
Dingen  finden  in  diesen  Aufzeichnungen  die  gerichtlichen  Ver- 
handlungen ihre  Stelle.  Dass  die  lediglich  nach  Massgabe  des 
Edicts  den  Qeschwornen  ertheilten  Instructionen  einzeln  zu  Proto- 
koll genommen  worden  sind,  ist  vorher  bezweifelt  worden ;  die  mit 
Zuziehung  des  Gonsilium  gefassten  Deerete  dagegen  haben  sicher 
in  demselben  eine  Stelle  gefunden'^.  In  dem  späteren  Straf- 
verfahren -—  an  das  ältere  reicht  unsere  Ueberlieferung  nicht 
hinan  —  finden  in  den  Protokollen  ihren  Platz  die  Annahme  der 
Anklage  mit  der  Inscription  und  der  Subscription  * ;  die  Ge^ 
schwornenliste  und  deren  Modificationen  ^ ;  die  Vorträge  der  Par- 
teien und  ihrer  Vertreter^;  die  Aussagen  der  Zeugen';  die  Ab- 


1  C.  Th.  1,  12,  1. 

'  Ich  kann  dafür  nur  yerweisen  auf  die  befriedigende  Ausfahrung  Wilckens 
a.  a.  0.  S.  98.  Nach  Lydus  de  mag.  8,  11  lassen  die  Assessoren  das  gefällte 
ürtheil  nach  Verlesung  *dem  sogenannten  Schediarium'  —  yermuthlich  den 
commentarii  —  einreihen  und  durch  die  betreffenden  Subalternen  —  die 
subscribendarit  —  ro  nag*  ^IiaXoU  »aXovfiivov  ^ix&vov  —  vielleicht  yerdorben 
aus  periculwn  —  dem  Beamten  zur  Unterschrift  vorlegen. 

*  Immer  steht  dixit,  niemals  wie  in  den  Edicten  dicit 

^  Wenigstens  geschieht  dies  in  dem  ägyptischen  Protokoll  vom  J.  223. 
»  Cicero  Värr.  1.  1,  4«,  119.    1.  5,  21,  54. 

*  Cicero  pro  Cluentio  81,  86:  haerebat  in  taMis  pübUcis  reus  et  acctisator, 
'  Cicero  in  Verr.  1.  1,  61,  157.   158. 

*  Ein  über  Rückforderung  der  Mitgift  nach  der  Scheidung  von  der 
Mnnicipalbehörde  aufgenommenes  Protokoll  findet  sich  Yat.  fr.  112  fg.:  Änidus 
VUdUs  (der  Vertreter  der  Frau)  dixii  —,  dann:  Fla/vius  Vetus  iünior  (der  Ehe- 
mann) äMt  — ,  dann  duumvirum  (Nominativ)  dixit  — ,  alles  in  directer  Rede. 
Ebenso  Dig.  26,  8,  21.  28,  4,  8;  Eusebius  h.  e.  7, 11;  Cod.  Th.  8,  5,  1,  wo  Kaiser 
Constantin  lateinisch,  die  Partei  griechisch  spricht,  und  sonst  unx&hlige  Male. 

*  Cicero  pro  Cluentio  28,  62  in  Beziehung  auf  frühere  Criminalprozesse: 
extat  memoria,  sfmt  tabulae  publicae  . . .  teetim/m  dictß  redtet.  In  gleicher  Weise 
kommen  in  früheren  Provinzialprozessen  abgelegte  Zeugenaussagen  zur  Ver- 
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Stimmung  und  die  UrtheilsfäUung  ^  oder,  wo  es  dazu  nicht  kam, 
die  Löschung  der  Anklage^.  Die  Aufzeichnung  konnte  je  nach 
der  Anordnung  des  Beamten  entweder  kurz  das  Nothwendige 
zusammenfassen  oder  zumal  bei  der  späterhin  allgemeinen  Anwen- 
dung der  Stenographie  (A.  516  A.  1)  zu  vollständiger  Niederschrift 
gelangen.  Schriftstücke,  die  zu  der  Verhandlung  gehörten,  Ein- 
gaben an  das  Gericht  oder  die  von  dem  Magistrat  eigenhändig  ent- 
worfenen und  vom  Blatt  verlesenen  Urtheilssprüche  (S.  447  A.  5) 
konnten  dem  Protokoll  abschriftlich  eingefügt  oder  beigefügt  werden. 
Die  Protokollirung  selbst  wird  das  Kennzeichen  der  officiellen  Ver- 
handlung und  nur  was  der  Beamte  apttd  acta,  iyyqdfpvDg^  vor- 
nimmt, als  eigentlich  magistratischer  Act  angesehen.  Je  nach  der 
Competenz  des  Magistrats  musste  das  Amtstagebuch  bald  einen 
gleichförmigen  Charakter  tragen,  wie  zum  Beispiel  bei  dem  Bepe- 
tundenprätor  das  Protokoll  einer  Terminliste  nahe  gekommen  sein 
wird^,  oder,  wie  dies  bei  den  Provinzialbeamten  wohl  durchgängig 


lesung  (Cicero  Verr.  1.  1,  31,  79.  c.  33,  84).  Wenn  Cicero  in  der  zweiten  Ver- 
handlung gegen  Yerres  sich  auf  die  erste  bezieht  (1.  1,  37,  94,  c.  49,  128.  3, 
42,  99.  100)  und  in  der  nach  dem  Zeugenverhör  gehaltenen  Schutzrede  für 
Milo  auf  die  Zeugenaussagen  (c.  17,  46),  so  könnte  an  Privataufzeichnung  ge- 
dacht werden;  aber  tdbulae  publica^  dürften  diese  kaum  genannt  worden  sein. 

'  Protokollirung  der  litium  aesiimatio  Cicero  Verr.  1.  1,  38,  96.  c.  39,  99. 
Caelius  ad  fam.  8,  8,  3  berichtet  über  den  Ausgang  eines  Prozesses  mit 
Stimmengleichheit  und  der  Verlegenheit  des  Prätors  über  deren  Behandlung, 
dass  er  mündlich  das  freisprechende  Urtheil  gefällt,  in  das  Protokoll  aber  nur 
die  Zi£fem  der  Abstimmung  gesetzt  habe  oder  habe  setzen  lassen:  in  tabulas 
dbsolutum  non  rettuUt,  ordinum  iudicia  perscripsit  Die  von  Asconius  mehr- 
fach berichteten  Abstimmungszahlen  der  drei  Urnen  sind  aus  diesen  Auf- 
zeichnungen, aber  vermittelt  durch  das  von  ihm  benutzte  städtische  Journal 
geflossen. 

'  In  dieser  Hinsicht  treffen  die  drei  Kategorien  der  dboliUo,  die  von 
Amts  wegen  eintretende  (ex  lege:  S.  453  A.  2),  die  vom  Gericht  gestattete 
(jmvata:  S.  500)  und  die  gesetzliche  Niederschlagung  (publica:  S.  455)  zu- 
sammen; in  welcher  Weise  sie  in  den  Büchern  effectuirt  ward,  lässt  sich 
nicht  erkennen. 

*  Acten  des  Piopiusc.  9:  iha  ineQwriaiv  iyyQtiipme  liymv  avrtp*  tl^  ^Y^\ 
Acten  des  Dionysios  bei  Eusebius  h.  e.  7,  11,  6 :  j^ifiiltttvos  dUnwv  rtjv  ^yifto' 
viav  {2n€'  xal  ayQatpv}^  vfiTv  SnX^x^V^'  Erklärungen  apud  acta  begegnen  häufig: 
Paulus  1|  3,  1.  5,  1,  4,    Dig.  2,  4,  17  und  sonst. 

*  Die  Behandlung  des  Prozesses  nach  dem  ordo  und  eaira  orddnem 
(8.  398  fg.),  in  der  Reihe  und  ausser  der  Reihe  (vgl.  Cicero  Verr.  3,  4,  8:  hie. cum 
oenit,  extra  ardinem  voctUur),  ist  offenbar  angelehnt  an  die  gleichartige  Behandlung 
der  Eintragung  in  das  Hausbuch  (Cicero  pro  Q.  Roscio  8). 
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der  Fall  war,  die  verschiedenartigsten  Gegenstände  lediglich  nach 
der  Zeitfolge  aufführen. 

Oeffentlich  ist  und  heisst  das  Amtstagebuch  wohl  seinem  ^vt- 
Inhalt  nach;  aber  wie  nach  der  Herstellung  ist  es  nach  dem  ^''^"■^ 
Inhaberrecht  privat  ebenso  wie  das  Hausbuch.  Der  Beamte  Protokoue. 
muss,  so  weit  die  Continuität  der  Prozesse  es  forderte,  dasselbe 
seinem  Nachfolger  communicirt  haben;  auch  wenn  er  dem 
Aerarium  Rechnung  legte,  mag  dies  Amtbuch  mit  vorgelegt  worden 
sein.  Wenn  Anklage  gegen  ihn  erhoben  ward,  so  bezog  sich  die 
Beschlagnahme  seiner  Papiere  (S.  418  A.  6)  in  erster  Reihe  auf 
das  Amtbuch.  Aber  dasselbe  bleibt  sein  Eigenthum  und  verbleibt 
in  seinem  und  später  seiner  Erben  Gewahrsam;  um  den  Verdacht 
nachträglicher  Verfälschung  abzuweisen,  giebt*  es  keinen  anderen 
Weg  als  etwa  den  der  Veröffentlichung  der  fraglichen  Acten*. 
Diesen  privaten  Charakter  trägt  bei  den  Municipalbeamten  das 
Amtbuch  noch  in  der  constantinischen  Zeit  (S.  516  A.  4);  für  die 
Reichsbeamten  ist  er  unter  dem  Principat ,  vermuthlich  schon  in 
dessen  Anfängen  abgestellt  und  die  Ablieferung  ihrer  Amtsbücher 
an  das  dafür  bestimmte  Archiv,  die  monumenta  publica^  angeordnet 
worden'.    In  späterer  Zeit  scheinen  sie  sogar  vor  der  Einordnung 

^  Cicero  pro  Sulla  15, 42 :  cum  scirem  üa  esse  indicium  reUUum  in  taJMas 
publieas,  ut  ülae  talnUae  privata  tarnen  custodia  more  maiarum  continerentur . . . 
non  cantinui  dornig  sed  statim  describi  ab  Omnibus  lihromis,  dividi  passim  et 
pervuJgari  atque  edi  populo  Romano  imperavi. 

*  Die  lateinische  Bezeichnung  der  zu  dauernder  Aufbewahrung  bestimmten 
Schriftstücke  ist  monumenta  publica.  Dig.  10,  1,  11.  22,  3,  10.  47,  10,  37  pr. 
C.  Th.  10,  8,  5.  11,  28,  2.  15, 14,  8:  publicorum  monumentorum  scrinia,  16,  5, 
55  (=»  lust  7,  52,  6):  gesta  translata  in  publica  monumenta,  Griech.-lat  Glossen 
2  p.  130  Götz:  monumentum  uqx^^^  (vielmehr  ap/cror).  Appuleius  (A.  3)  nennt 
das  Provinzialarchiv  instrumentum  provinciae.  Später  kommt  die  griechische 
Bezeichnung  auch  bei  den  Lateineiii  in  Gebrauch  (Augustinus  A.  3).  —  Ta- 
bularium  bezeichnet  im  Gegensatz  dazu  die  laufenden  Rechnungs-  und  Ge- 
schäftspapiere (Dig.  32,  92  pr.). 

'  Appuleius  flor.  1,  9:  proconsuiis  .  .  .  tabdla  sentenUa  est  . . ,  utcumque 

reeitaia  est,  ita  provinciae  instrumento  refertur.   Cyprianus  ep.  67,  6 :  cum 

actis  publice  habitis  apud  procuratorem  ducenarium  obtemperasse  se  idoiolatriae 
ä  Christum  negasse  contestatus  sit  Eusebius  bist  eccl.  5, 18,  9  bringt  ein  Straf- 
erkenntniss  des  Proconsuls  von  Asia  Aemilius  Frontinus  aus  der  Zeit  des 
Marcus  oder  Commodus  aus  dem  Staatsarchiv  dieser  Provinz  (ro  r^c  l4aiag 
djifioawv  dg^eTov)  bei;  Augustinus  (contra  Cresconium  3,  70,  80  vol.  9  p.  475 
Manr.)  den  Spruch  des  Proconsuls  von  Africa  Aelianus  aus  constantinischer 
Zeit  mit  dem  Bemerken :  si  tota  gesta,  vis  legere,  ex  archio  proconsulis  accipe. 
Auf  den  ägyptischen  Urkunden  dieser  Kategorie  finden  sich  häufig  Vermerke 
über  ihre  Niederlegung  in  einem  Archiv  (Wilcken  a.  a.  0.  S.  99.   106)^ 
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in  das  Archiv  in  demselben  zu  jedermanns  Einsicht  ausgelegt  worden 
zu  sein  ^  Abschrift  einzelner  Stücke  wird  den  betheiligten  Parteien 
und  auch  wohl  Anderen  verabfolgt  *. 


^  Der  unter  jeder  Columne  des  ägyptischen  Strategenbuchs  sich  findende 
von  anderer  Hand  als  der  des  Kanzlisten  geschriebene  Vermerk :  (Name)  vn(hg) 
npodi^aetog)  eis  ^ri/ioaia  xarf;^w^i(ra  (Wilcken  a.  a.  0.  S.  99)  kann  nur  heissen 
Won  mir  zur  Auslegung  in  das  Öffentliche  Archiv  angewiesen';  was  Wilcken 
dagegen  einwendet,  scheint  mir  nicht  schlüssig.  Nach  Ablieferung  des  Tage- 
buchs an  den  Archivb'eamten  prüft  dieser  Blatt  für  Blatt  und  wo  nichts  im 
Wege  steht,  ordnet  er  die  öffentliche  Auslegung  und  weiter  die  Aufnahme  des 
Actenstücks  in  das  Archiv  an. 

'  S^  419  A.  7.  Severus  Cod.  2,  1,  2 :  is  apud  quem  res  agüwr  o/Cta  pubüca 
tarn  crinUnpUa  quam  civilia  exhiberi  inspicienda  ad  investigandam  veriUUis  fidem 
iu^bitj  was  doch  über  die  Vorlegung  an  die  Parteien  hinauszugehen  scheint. 
Auch  die  Aeusserung  Augustins  S.  519  A.  8)  spricht  dafür,  dass  das  Archiv 
zwar  natürlich  nicht  jedem  offen  stand,  aber  doch  zugänglich  war.  Nach 
Lydus  de  mag.  8,  19  ist  das  constantinopolitanische  Archiv,  in  dem  von  Valens 
an  aUe  gerichtlichen  Acten  aufbewahrt  werden,  jedem  der  da  wiU  zugänglich 
(roig  (ntCriTovfi^votg  ovroig  tarlv  %xotfia  laatX  x^h  tvj^ov  mnoififAiva).  Die  An- 
gabe der  Passio  Tarachi  (Ruinart  acta  sine.  ed.  1718  p.  422):  a  quodam  nomine 
Sabasto  uno  de  epecülatorilms  CC  denariia  omnia  isla  transcripsimus  ist  an  sich 
glaublich,  aber  freilich  ebenso  unbeglaubigt  wie  durchgängig  die  Meldungen 
der  christlichen  Legenden,  deren  phraseologische  Entwickelung  aus  den  nackten 
Personen-  und  Ortsnamen  der  Martyrologien  und  der  Traditionen  in  der  ein- 
förmigen Wiederholung  wohlbekannter  oder  selbstverständlicher  Dinge  und  in 
der  Abwesenheit  aller  inviduellen  Züge  jedem  Kundigen  in  die  Augen  springt 
und  die  darum  auch  hier  wenig  Berücksichtigung  gefunden  haben. 


Viertes  Buch. 

Die  einzelnen  Delicte. 
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Einleitung:. 


Die  Strafe  ist,  wie  dies  im  ersten  Buch  ausgeführt  ward,  die      me 
Vergeltung  des  Bruches  des  Sitten  gesetzes ,  so  weit  der  Staat  es  deiicHich« 
übernimmt  eine  solche  herbeizuführen.    In  diesem  Buch  sollen  die 
Kategorien    des  gebrochenen  Sittengesetzes,    die   Verbrechen   im 
Einzelnen  dargestellt  werden. 

Die  Sittengesetze  und  die  Strafgesetze  ruhen  auf  demselben 
Fundament,  aber  sie  sind  nothwendig  verschieden.  Einerseits  reicht 
das  Sittengesetz  immer  weit  hinaus  über  das  Strafgesetz ;  andererseits 
erstreckt  das  Gemeinwesen  die  Strafe  oft  genug  auf  sittlich  gleich^ 
gültige  Handlungen.  Wandelbar  sind  beide;  das  Sittengesetz  ist 
der  Entwickelung  der  Völker  entsprechend  ein  ewiger  Wellenschlag 
von  Steigen  und  Fallen;  das  Strafgesetz  ist  die  von  äusserlichen 
Bedingungen  abhängige  Summe  der  zur  Zeit  von  der  Gesammtheit 
dem  Einzelnen  auferlegten  Sitten  geböte ,  wobei  freilich  nicht 
übersehen  werden  darf,  dass  das  Strafgesetz  älter  ist  als  seine 
Formulirung,  die  Perduellion  in  der  römischen  Gemeinde  Ver- 
brechen war,  bevor  dafür  auch  nur  das  Wort  gefunden  ward.  Die 
Allgemeingültigkeit  des  Verbotes  für  alle  darunter  fallenden  zu- 
künftigen Handlungen  ist  dem  Sittengesetz  und  dem  Strafgesetz 
gemeinsam.  —  Dem  Strafgesetz  haben  die  staatlichen  Gewalten  selbst 
sich  zu  fügen ;  hierin  liegt,  wie  schon  ausgeführt  worden  ist  (S.  90  fg.), 
der  Gegensatz  desselben  gegen  die  magistratische  Goercition,  von 
deren  schrankenloser  Zulassung  die  römische  Rechtsanschauung  aus- 
geht. Kraft  der  Goercition  richtet  und  straft  der  Magistrat,  aber 
er  straft  nach  Willkür;  indem  dieser  Willkür  Schranken  gezogen, 
das  heisst  Gesetze  gegeben  werden,  entwickelt  die  Goercition  sich 
zur  Rechtsordnung,  richtet  und  straft  der  Magistrat  auf  Grund 
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entsprechender  Vollmacht*.  Diesen  obersten  Gesetzen  ist  selbst 
die  Bürgerschaft  unterworfen.  Sie  ist  befugt  das  Gesetz  zu  be- 
stimmen, befugt  auch  im  einzelnen  Fall  von  demselben  Ausnahmen 
zuzulassen;  aber  sie  ist  nicht  befugt  eine  That  mit  Strafe  zu  be- 
legen, welche  nicht  vorher  durch  ein  allgemeines  Gesetz  verboten 
ist '.  Unter  dem  Principat  verschiebt  sich  dies  fundamentale  Princip 
des  Rechtsstaats  und  tritt  in  langsamen  Stadien  an  die  Stelle  der 
festen  Rechtsordnung  das  jedesmalige  Belieben  des  Herrschers ;  der 
Staat  kehrt  gewissermassen  zu  dem  Ausgangspunkt  zurück,  der 
unbeschränkten  Coercition  der  obersten  Stelle  und  bricht  damit 
zusammen.  Jene  die  Magistratsgewalt  normirenden  Strafgesetze  und 
die  damit  nothwendig  gegebenen  delictischen  Kategorien  sollen  hier 
entwickelt  werden. 

Die  innerliche  Einheitlichkeit  des  römischen  Strafrechts  trotz 
seiner  äusserlichen  Zwiespältigkeit  ist  früher  dargelegt  worden 
(S.  5).  Die  Grenzen  desselben  sind  vor  allem  in  dem  ursprüng- 
lichen römischen  Rechts&ystem  mit  derjenigen  Sicherheit  gezogen 
worden,  welche  dieses  Rechtsvolk  vor  allen  andern  auszeichnet. 
Das  Strafrecht  umfasst  die  Verletzung  des  Sittengesetzes,  einerseits 
wenn  dieselbe  gegen  das  Gemeinwesen  sich  richtet,  wo  dann  der 
Magistrat  im  Wege  der  Inquisition  von  Amtswegen  einschreitet 
und  unter  Umständen  die  Bürgerschaft  die  letzte  Entscheidung 
fällt,  andrerseits  die  dem  Einzelnen  zugefügten  derartigen  Ver- 
letzungen, so  weit  dieselben  die  Klage  des  Verletzten  erfordern  und 
schiedsgerichtlich  durch  Geschwome  entschieden  werden.  Principiell 
leitend  ist  in  beiden  Kategorien  die  Personalität  der  Strafe 
(S.  6.  66),  insofern  diese  öffentlichen  oder  privaten  Prozesse  mit 
der  Person  des  Schuldigen  in  Wegfall  kommen,  während  die  nicht 
principiell  delictischen  auf  die  Erben  übergehen'. 


^  Insbesondere  zeigt  sich  dies  bei  der  Auflegung  von  Geldstrafen;  das 
Mass  einer  jeden  wird  durch  Gesetz  entweder  dem  Ermessen  des  Magistrats 
anheimgestellt  oder  vom  Gesetz  selbst  positiv  fixirt. 

'  Es  ist  dies  dadurch  gewährleistet,  dass  die  Bürgerschaft  nur  das  Recht 
hat  die  vom  Magistrat  erkannte  Strafe  zu  bestätigen  oder  aufzuheben;  eine 
auf  sich  selbst  stehende  comitiale  Strafe  ist  nach  römischer  Ordnung  aus- 
geschlossen. 

'  Dig.  44,  7,  49:  ex  contrckctihv^  venienUs  CLcUones  m  htreäk»  dcmtur,  licet 
delictum  quoque  versetWy  vduH  cum  tutor  in  tutda  gerenda  dolo  fecerit  aut  is 
apud  quem  deposütwt  e8t  Das.  44,  7,  12.  50,  17,  157,  2:  in  cantractibus  8ucces^ 
sares  ex  dolo  eorum,  quibus  succeseenmty  non  tcmtum  in  id  qfiod  pervenü,  venum 
etiam  in  solidum  tenentur,  hoc  est  tmusquisque  pro  ea  pa/rte  qua  heres  esL 


Einleitung.  525 

Bevor  wir  uns  dazu  wenden  die  Entwickelung  der  strafrecht- g»m«  de« 
liehen  Kategorien  darzulegen,  wird  es  zweckmässig  sein  auf  die  an-  ^^^^^ 
grenzenden  von  dem  Strafrecht,  wie  es  in  diesem  Buche  gefasst    Mid«Nn 
wird,  ausgeschlossenen  Gebiete  einen  Blick  zu  werfen.   Wenn  dabei    ^J^JJ^ 
von  der  hergebrachten  weder  quellenmassig  begründeten  noch  syste- 
matisch brauchbaren  Scheidung  des  Civil-  und  des  Griminalrechts 
abgesehen  ist,  so  muss  eingeräumt  werden,  dass  die  Ausscheidung 
des  Strafrechts  als  des  ethischen  Rechts  im  eminenten  Sinn  in 
den  einzelnen  Anwendungen  vielfachen  Zweifeln  Raum  giebt  und 
dass  überhaupt  die  Gonstruction  eines  römischen  Strafrechts,  wel- 
chen Begriff  die  römische  Jurisprudenz  selbst  nicht  aufgestellt  hat 
(S.  4  A.  3),   ohne  eine  gewisse  Willkür   sich   nicht  durchführen 
lässt. 

1.  Während  in  dem  ursprünglichen  Givilrecht  die  delictischen 
Klagen  von  den  nicht  delictischen  scharf  und  bestimmt  sich  scheiden  ^ 
ist  bei  der  Anordnung  der  prätorischen  Prozessordnung  auf  diesen 
Gegensatz  keine  Rücksicht  genommen  worden.  Bei  den  auf  diesem 
Wege  hinzugetretenen  Klagen  ist  man  also  hinsichtlich  des 
delictischen  Gharakters  auf  die  inneren  Momente  angewiesen,  ins- 
besondere den  ethischen  Gharakter  und  die  ausgeschlossene  Ver- 
erbung (S.  524  A.  3).  Danach  sind  die  allgemeine  Betrugsklage 
und  die  Gräberverletzung  aufgenommen  worden,  ohne  dass  die 
Unsicherheit  der  Abgrenzung  verkannt  wird. 

2.  Wo  mit  den  Rechtsfolgen  eines  principiell  personalen  oder 
principiell  vermögensrechtlichen  Verhältnisses  ein  delictisches  Mo- 
ment nebensächlich  sich  verbindet,  kann  das  Strafrecht  diesem 
nicht  gerecht  werden;  aus  diesem  Grunde  ist  zum  Beispiel  eine 
aus  der  Vormundschaft  entspringende  wesentlich  pönale  Klage 
ausgeschlossen  worden'. 

3.  Die  Rechtshülfe  wegen  Störung  des  Besitzstandes  oder 
ähnlicher  Rechtsverhältnisse  so  wie  die  Beseitigung  der  in  der 
Nutzung  des  gemeinen  Guts  eingetretenen  Störungen,  wie  sie 
grossenthÄils  dem  Interdictenverfahren  zu  Grunde  liegt,  berührt 
sich     allerdings    nahe     mit    dem    Delict    der    Vergewaltigung, 


*  Die  Kategorie  der  sogenannten  ohligationes  quasi  ex  delicto  (Inst  4,  5) 
ist  ungeschickt  sowohl  in  der  Definition  —  dass  wohl  gefehlt,  aber  nicht 
eigentlich  ein  Verbrechen  begangen  sei  —  wie  in  der  sich  wesentlich  auf  einige 
Modificationen  der  alten  Priyatdelicte  beschränkenden  Aufzählung  und  syste- 
matisch unbrauchbar. 

«  Dig.  27,  3,  1,  23.    (S,  6  A.  1.) 
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kann   aber  doch    nicht   allgemein  in   das   Strafrecht   einbezogen 
werden  ^ 

4.  Die  mit  der  Prozessftihrung  verbundenen  Nachtheile  sind 
grossentheils  Strafen,  wie  denn  das  Sacramentum  geradezu  so 
genannt  wird*  und  auch  die  Rechtsfolgen  der  Appellation  sowie 
die  der  Ableugnung  des  Klagegrundes ^  ebenso  gefasst  werden 
müssen;  sie  lassen  aber  eine  selbständige  Darlegung  nicht  zu  und 
können  daher  im  Strafrecht  keine  Berücksichtigung  finden. 

5.  Steuern  und  Abgaben,  namentlich  wenn  sie  an  unterlassene 
Bürgerpflichten  oder  an  Uebertretungen  staatlicher  Anforderungen 
anknüpfen,  wie  zum  Beispiel  die  augustischen  Bestimmungen  über 
Ehe-  und  Kinderlosigkeit*  so  wie  die  Gesetze  über  das  Zollwesen 
und  die  Ausfuhrverbote*,  grenzen  nahe  an  diejenigen  Strafgesetze, 
welche  einzelne  Delicte,  zum  Beispiel  Menschenraub  und  Päderastie, 
mit  festen  Geldbussen  belegen,  worauf  wir  im  fünften  Buch  bei 
den  Bussen  zurückkommen  werden.  Hier  ist  aber  in  den  römischen 
Ordnungen  die  Scheidung  prozessualisch  dadurch  gezogen,  dass 
diese  vermögensrechtlichen  Anforderungen  der  Gemeinde  weder 
an  den  Strafrichter  gehen  noch  an  den  Prätor,  sondern  in  republi- 
kanischer Zeit  an  die  Censoren  oder,  wenn  diese  fehlen,  an  die 
Consuln,  unter  dem  Principat  an  die  kaiserlichen  Procuratoren  und 
die  Präfecten  des  Aerarium®. 

6.  Administrative  Zurücksetzungen  wegen  unehrenhaften  Ver- 
haltens, wie  sie  namentlich  bei  der  Aemterbewerbung  und  bei  dem 
Ausschluss  von  der  gerichtlichen  Vertretung,  der  sogenannten 
prätorischen  Infamie   vielfach  vorkommen,   können  nur   dann   als 


^  Das  vim  fieri  veto  und  der  Name  des  Interdicts  quod  vi  aitt  ciam  haben 
mit  der  criminellen  Vergewaltigung  nichts  zu  schaffen,  wogegen  die  Dejection 
nur  aus  äusseren  Gründen  von  dem  Strafrecht  ausgeschlossen  wird. 

«  Gai.  4,  13.  Festus  p.  841.    Cicero  de  re  p.  2,  35,  60.   St.  R.  2,  69.  A.  2. 

»  Gai.  4,  3.  171.    Inst.  4,  16. 

^  Tacitus  ann.  8,  25:  {legem  Fapiam  Poppaeam)  Ängustus  .  .  .  inciUmdis 
€(ieUbu7n  poenis  et  augendo  aerario  sanxerat 

^  Soweit  die  Ausfuhryerhote  als  Unterstützung  des  Landesfeindes  unter 
den  Majestätsprozess  gezogen  werden,  haben  sie  ebenso  wie  die  gegen  die 
ZoUdelicte  der  Pächter  gerichteten  Strafgesetze  Aufnahme  gefunden. 

*  In  dem  Dig.  28,  4,  8  referirten  Erbschaftsprozess ,  bei  welchem  einer- 
seits die  Testamentserben,  andrerseits  die  advocaii  fisci  plaidiren,  erklärt  der 
.Kaiser  das  Testament  für  nichtig,  spricht  aber  den  Vertretern  des  Aerarium 
die  Erbschaft  nicht  direct  zu,  sondern  erklärt  ihnen :  vos ^habetis  iudices  vestros, 
das  müssen  die  Präfecten  des  Aerarium  sein. 
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delictische  Strafen  im  Rechtssinn  betrachtet  und  im  Strafrecht  be- 
rücksichtigt werden,  wenn  sie  auf  delictischer  Verurtheilung  be^ 
ruhen. 

In  dem  Strafrecht  selbst  lassen  sich  in  den  ältesten  uns  be-      Die 
kannten  Ordnungen,  insbesondere  in  dem  Zwölftafelbuch  vier  Delict-  ]^*|JJJiJ^n 
kategorien  mit  Bestimmtheit  unterscheiden:  stmfrocbt«. 

1.  PerdueUio; 

2.  Parricidium; 

3.  Furtum; 

4.  Iniuria,  später  geschieden  in  Personalverletzung  (in- 
iuria)  und  Sachbeschädigung  (darnnum  iniuria); 

wobei  allerdings  nur  die  Grundbegriffe  einheitlich  sind,  die  Be- 
zeichnungen vielfach  variiren,  der  Diebstahl  zum  Beispiel  auftritt 
als  fwrtum  oder  sacrüegium  oder  peculatus.  Von  diesen  vier  gehören 
die  beiden  ersten  ausschliesslich  dem  öffentlichen,  die  beiden  anderen 
sowohl  diesem  wie  dem  Privatstrafrecht  an  ^  Bei  manchen  in  den 
Zwölftafeln  erwähnten  Strafhandlungen  kann  man  zweifeln,  ob  sie 
einer  dieser  Kategorien  uild  welcher  von  ihnen  sie  angehören; 
aber  weder  die  Ueberreste  noch  Rückschlüsse  aus  den  späteren 
Quellen  berechtigen  zu  der  Aufstellung  weiterer  Hauptkategorien. 

Bei  den  beiden  zuerst  genannten  erhebt  sich  die  Frage,  ob  Materieller 
die  Begriffe  materiell  zu  verstehen  sind  oder  prozessualisch,  das  o^^f«»- 
heisst  ob  perduellis  der  Landesfeind,  parricida  der  Mörder  ist  oder  werth  der 
ob  vielmehr  mit   der  Perduellion  der  Duoviralprozess ,  mit  dem    *^^^ 
Parricidium  der  Quästorenprozess  gemeint  ist,  oder,  wie  man  es  kategorien. 
auch  ausdrücken  kann,  ob  die  Perduellion  den  ausserordentlichen 
ohne  besonderen  Volksschluss  nicht  zulässigen,  das  Parricidium  den 
ordentlichen   magistratisch -comitialen   Prozess    bezeichne.     Beide 
Auffassung^  schliessen  sich  nicht  aus  und  dürften  beide  zutreffen. 
Dass  der  materielle  Delictbegriff ,  welchen  schon  die  Wortbildung 
fordert,  jenen  Schlagwörtern  auch  späterhin  geblieben  ist,  zeigt 
unwidersprechlich  der  Sprachgebrauch  wie  die  Rechtsordnung  der 
Folgezeit.    Andrerseits   findet   die  seltsame  Thatsache ,   dass  die 
für    die   Perduellion    paradigmatische   Erzählung    einen    sachlich 
nicht    unter   diese   Kategorie,    sondern   unter    die    des   Mordes 
fallenden  Vorgang  berichtet,  einigermaassen  eine  Entschuldigung, 
wmn    bei    dem   Begriff    zunächst    an    die   Prozessform    gedacht 


^  Sacrileginm  und  Peculat,  Occentation,  Abpflügung  des  Weges  gehören 
dem  Comitialprozess  an. 
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ward^;  xmd  dass  der  Tempeldiebstahl,  der  kein  parricidium  ist, 
aber  vor  den  quaestor  parricidii  kam,  unter  diese  Rubrik  subsumirt 
ward,  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bezeugt*  und  entspricht 
auch,  wie  in  dem  betreffenden  Abschnitt  gezeigt  werden  wird,  der 
späteren  Behandlung  dieses  Delicts. 

Di«  Die   für  unsere  Kunde  älteste   Strafordnung   der  römischen 

d^'a*Jiitertn  Gemeinde  ist  im  letzten  Jahrhundert  der  Republik   und  in   den 
Strafrechts.  Anfängen  des  Principats  ihrem  Umfang  nach  wesentlich  erweitert 
worden,  hauptsächlich  in  Folge  der  Zurückdrängung  des  Gomitial- 
prozesses  und  der  Einführung  des  Geschwomengerichts  unter  magi- 
stratischem Vorsitz  in  den  Strafprozess.    Es  wurde  der  Begriff  des 


^  Die  Horatierlegende,  paradigmatisch  für  die  damit  in  die  Königszeit  zu- 
rückgeführte Begnadigung  des  verurtheilten  Verbrechers  durch  die  Bürgerschaft 
(S.  474  A.  1.  S.  477  JL,  1),  ist  gestellt  nicht  auf  den  für  gemeine  Verbrecher  be- 
stimmten quftstorischen,  sondern  auf  den  vornehmen  duoTiralen  Capitalprozess: 
tibi  perdudlionem  iudico  sagt  der  Duovir  (Liv.  1, 26,  7).  Aber  nach  dem  weiter- 
hin entwickelten  völlig  feststehenden  Begrifi^,  dieses  Delicts,  welcher  auch  in 
dem  nach  dem  Muster  des  Horatierprozesses  angelegten  Verfahren  gegen 
Rabirius  zur  Anwendung  kommt,  fällt  die  Mordthat  nur  dann  unter  denselben, 
wenn  sie  gegen  den  Magistrat  verübt  wird,  und  die  Klage  der  Braut  um  den 
gefallenen  Bräutigam  als  Landesverrath  zu  behandeln  ist  um  so  thörichter,  als 
der  Schwestermord  ja  nicht  gerechtfertigt,  sondern  dem  Thäter  wegen  seiner 
Verdienste  verziehen  werden  soll.  Dies  haben  auch  die  späteren  Gelehrten 
gefühlt,  die  die  That  des  Horatius  zutreffend  als  Parricidium  aufifassten  (Festus 
V.  sororium  p.  228).  Die  Incongruenz  lässt  sich  nicht  ableugnen.  Zu  ihrer  Ent- 
schuldigung kann  man,  abgesehen  davon,  dass  bei  einem  Fall  wirklicher 
Perduellion  es  nicht  leicht  gewesen  wäre,  eine  gleich  wirksame  Erzählung  zu 
construiren,  geltend  machen,  dass  die  ältere  Ueberlieferung  die  Quästoren  nicht 
in  die  Königszeit  zurück  verlegte  (St.  R.  2,  523  fg.)  und  dass  die  Erzählung  darum 
auf  die  Bestellung  von  Duovim  gewendet  worden  zu  sein  scheint,  weil  König 
TuUus  Quästoren  nicht  hatte  und  eine  zwischen  dem  Imperienträger  und  der 
Gemeinde  stehende  Zwischenstelle  durch  das  Wesen  der  Provocation  erfordert 
ward.  Auch  kann  perduelUonerh  iudicare  füglich  dahin  verstanden  werden,  dass 
die  That  zwar  nicht  Perduellion  ist,  aber  mit  der  Strafe  der  Perduellion 
belegt  wird.  Auf  jeden  Fall  bleibt  einerseits  die  Legende  schematisch  für  den 
Perduellionsprozess  und  darf  andrerseits  der  Mord  des  Privaten  nicht  als 
Perduellion  aufgefasst  werden. 

*  Wenn  Cicero  (de  leg.  2,  9,  22)  vielleicht  nicht  geradezu  nach  den  Zwölf- 
tafeln, aber  doch  ohne  Frage  nach  alten  Vorlagen  die  Strafe  des  Tempeldiebs 
in  die  Worte  fasst:  parricida  esto,  so  kann  auch  dies,  da  das  Wort  nie  auf- 
gehört hat  den  Mörder  zu  bezeichnen,  nur  dahin  verstanden  werden,  dass  der 
Tempeldieb  von  den  zunächst  für  den  Mord  bestellten  Quästoren  ebenso  wie 
der  Mörder  gerichtet  ward  und  die  Rechtsprache  den  Kreis  der  quästorischen 
Gompetenz  als  prozessualisches  parricidium  fasste. 
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Delicts  auf  ethische  Gebiete  erstreckt,  welche  bis  dahin  entweder  nur 
vermögensrechtlich  oder  überhaupt  nicht  gerichtlich  behandelt 
worden  waren.  Die  Beamtenerpressung  und  die  Amtserschleichung, 
bis  dahin  ausserhalb  des  Strafrechts  stehend,  nahmen  unter  den 
bestehenden  politischen  Verhältnissen  im  Strafrecht  längere  Zeit 
die  erste  Stelle  ein;  die  Vergewaltigung  und  die  Fälschung  er- 
hielten darin  den  Platz,  welchen  sie  seitdem  behauptet  haben.  Die 
mit  dem  Prineipat  eintretende  recht  äusserliche,  aber  auch  recht 
energische  staatliche  Sittlichkeitspflege  führte  zu  der  Einreihung 
der  Unzucht  und  des  Ehebruchs  unter  die  ordentlichen  Verbrechen. 
Dagegen  blieb  in  der  prätorischen  Jurisdiction  der  überlieferte 
Kreis  der  delictischen  Begriffe  im  Ganzen  stabil;  hinzu  trat  im 
Wesentlichen  nur  die  Betrugsklage,  die  aber  bei  ihrer  subsidiären 
Anwendung  auch  im  späteren  Strafrecht  eine  untergeordnete 
Stellung  einnimmt. 

Die  thatsächliche  Suspension  der  Legislation,  welche  die 
Signatur  des  römischen  Staatswesens  von  Tiberius  bis  auf 
Diocletian  ist  (S.  130),  machte  in  dem  mehr  als  andere  Rechts- 
kreise der  Wandelung  bedürftigen  Strafrecht  in  nachtheiliger 
Weise  sich  geltend.  In  starrem  Formalismus  betrachtet  die  Theorie 
wie  die  Praxis  nur  den  Strafprozess  als  rechtmässig,  welcher  auf 
eine  der  von  Sulla  bis  auf  Augustus  für  die  verschiedenen  Straf- 
gerichtshöfe ergangenen  Ordnungen  begründet  werden  konnte  und 
stigmatisirt  jeden  davon  sich  entfernenden  als  eigentlich  nicht 
vollgültig.  Die  dennoch  in  dieser  Epoche  eintretenden  und  neben 
vielen  nicht  nothwendigen  zum  Theil  in  der  That  unvermeidlichen 
Modificationen  haben,  indem  sie  ohne  organisatorische  Gestaltung 
in  das  bestehende  Rechtssystem  eintreten,  dieses  vielfach  getrübt 
und  beschädigt.  Als  nach  der  radicalen  Umgestaltung  der  Staats- 
ordnung unter  Diocletian  die  neue  absolute  Monarchie  die  Gesetz- 
gebung wieder  aufnahm,  fehlte  für  die  Neuschöpfung  die  erforder- 
liche Frische  und  Genialität  und  sind  in  den  Trümmerbau  der 
Spätzeit  als  neue  delictische  Kategorien  nur  die  Häresie  und  etwa 
die  Entführung  eingefügt  worden. 

In  unserer  Darstellung  sind  die  Delicte  des  römischen  Straf- 
rechts gegliedert  worden  nach  den  folgenden  zwölf  Gruppen: 

1.  Staatsverbrechen; 

2.  Häresie; 

8.  Mord  und  verwandte  Delicte; 

4.  Vergewaltigung; 

5.  Fälschung  und  Arglist; 

Binding,  Handbuch.   1.  4:  Moxnmsen,  rOxn.  Strafr.  34 
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6.  Geschlechtliche  Verbrechen; 

7.  Geschenknahme    und    Erpressung    der    Sachwalter    und 
Beamten ; 

8.  Eigenthumsaneignung ; 

9.  Personalverletzung; 

10.  Eigenthumsschädigung^ 

11.  Missbrauch  der  Rechte. 

Diese  Gliederung,  durch  die  Zufälligkeiten  der  Rechtsentwicklung 
und  der  Rechtsüberlieferung  bedingt,  erhebt  keinen  Anspruch  auf 
systematischen  Werth  und  will  lediglich  für  den  Rechtsgelehrten  wie 
für  den  Geschichtsforscher  das  logisch  oder  historisch  Zusammen- 
gehörige nach  Möglichkeit  zusammenfassen.  Die  ethische  Grundlage 
des  Strafrechts  bringt  es  mit  sich,  dass  wie  die  menschliche  Natur, 
so  auch  die  menschlichen  Verbrechen  bei  allen  Völkern  und  zu  allen 
Zeiten  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sich  gleichen,  und  es  ist  darauf  bei 
dieser  Eintheilung,  so  weit  es  anging,  Rücksicht  genommen  worden. 
Aber  andrerseits  ist  das  Strafrecht  mehr  noch  als  andere  Gebiete 
abhängig  von  der  Individualität  des  einzelnen  Volkes  und  von  dem 
die  einzelne  Epoche  beherrschenden  Geiste,  und  auch  diesen  Er- 
wägungen musste  bei  dieser  Eintheilung  Rechnung  getragen  werden. 
In  dem  letzten  Abschnitt,  welchem  der  siebente  eigentlich  hätte  ein- 
verleibt yrerden  müssen,  wenn  nicht  die  Bedeutung  der  Repetunden 
für  den  späteren  Straf prozess  die  gesonderte  Behandlung  der- 
selben gefordert  hätte,  ist  versucht  worden  unter  einem  allerdings 
nicht  bloss  im  Ausdruck,  sondern  auch  in  der  Vereinigung  selbst 
anfechtbaren  Gesammtnamen  diejenigen  Delicte  zusammenzustellen, 
welchen  das  ethische  Fundament  nur  in  bedingter  Weise  zu- 
kommt, insofern  die  Handlung  an  sich  rechtmässig  ist  und  erst 
in  ihrem  Missbrauch  strafbar  wird,  wie  zum  Beispiel  der  Aelnter- 
bewerb,  das  Zinsnehmen,  der  Kornhandel,  der  Spielgewinn.  Dass 
in  einzelnen  Abschnitten,  insbesondere  in  dem  dritten,  mehrere 
an  sich  ungleiche  Delicte  vereinigt  sind,  liess  wegen  der  prozessua- 
lischen Zusammenfassung  derselben  sich  nicht  vermeiden.  Wenn 
andere  unseren  Criminalisten  geläufige  fehlen,  insbesondere  der 
Raub,  so  ist  dies  ebenfalls  dadurch  herbeigeführt  worden,  dass  das 
römische  Recht  ihn  häufig  als  Mord,  immer  als  Diebstahl,  nicht 
aber  als  selbständiges  Verbrechen  bestraft, 
vonttge  und  Die  Worthuug  des  römischen  Strafverfahrens  muss  ungleich 
M&ngeides  ausfallou,  wio  dioscs  selbst  ungleich  ist.  So  weit  es  in  den  Händen 
strT^htB.  der  städtischen  Prätoren  und  ihrer  Geschwornen  liegt ,  theilt  es 
die  Vorzüge  des  rönyschen  Civilrechts,  welchem  es  ja  angehört. 
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die  zugleich  feste  und  fliessende  Gesetzgebung,  die  strenge  Schärfe 
der  Theorie,  die  genaue  Fixirung  der  Rechts-  wie  der  Thatfragen  für 
den  einzelnen  Fall,  die  Erledigung  derselben  durch  die  gewissen- 
hafte Ueberzeugung  unparteiischer  Männer,  welche  schliesslich  der 
Grundpfeiler  jeder  Rechtsprechung  ist.  Die  Einreihung  des  Dieb- 
stahls unter  die  Privatklage  fordernden  Verbrechen  ist  allerdingswohl 
für  die  Zwölftafelepoche  geeignet,,  aber  keineswegs  für  die  Folgezeit, 
in  welcher  die  Selbsthülfe  des  Verletzten  naturgemäss  zurücktrat; 
auch  zeigt  in  der  Litteratur  das  fast  vollständige  Fehlen  der  Gut- 
achten, dass  der  Diebstahl  als  Privatdelict  in  früher  Zeit  der  Theorie 
verfallen  und  aus  der  Praxis  verschwunden  ist.  Aber  die  Behand- 
lung der  Injurie  ist  ein  Meisterstück  nicht  bloss  der  Rechtswissen- 
schaft, sondern  vor  allem  der  rechtlichen  Praxis  und  heutzutage 
ein  beschämendes  Attestat  dafür,  dass  der  Fortschritt  des  Menschen- 
geschlechts immer  zugleich  ein  Rückschritt  ist.  —  Von  dem  öffent- 
lichen Strafrecht  kann  nicht  das  Gleiche  gesagt  werden.  In  seiner 
älteren  GcstaJt  war  es  im  Grossen  und  Ganzen  ein  magistratisches 
Inquisitionsverfahren  und  abhängig  von  der  Tüchtigkeit  und  der 
Rechtschaffenheit  der  einzelnen  Beamten.  Die  Willkür  der  Magistrate 
sprach  das  entscheidende  Wort,  wohl  einigermassen  gebändigt  durch 
die  gleichartige  Willkür  der  comitialen  Majoritäten,  aber  ohne 
Zweifel  der  Regel  nach  mit  obligater  Zustimmung  der  formalen 
souveränen  Gewalt  ^  Freilich  wird  man  die  Institution  nicht 
messen  dürfen  an  der  Behandlung  der  Prozesse  in  den  patricisch- 
plebejischen  Ständekämpfen,  von  denen  uns  die  Annalen  eine 
gewisse  Kunde  aufbehalten  haben.  Unparteilichkeit  im  politischen 
Prozess  steht  ungefähr  auf  einer  Linie  mit  der  unbefleckten 
Empfängniss;  man  kann  sie  wünschen,  aber  nicht  sie  schaffen. 
Sicher  aber  sind  uns  auch  hier  die  Krankheitserscheinungen  besser 
bekannt  als  das  Verhalten  des  gesunden  Körpers;  bei  den  nicht 
politischen  in  derselben  Weise  behandelten  Strafprozessen,  von 
denen  die  Annalen  schweigen,  werden  die  römischen  Bürgertugenden 
so  wenig  wie  bei  dem  Privatprozess  sich  verleugnet  haben.  Aller- 
dings aber  hat  dieser  Strafprozess  offenbar  nicht  durch  die  un- 
billige, aber  durch  die  unstete  und  oft  gänzlich  versagende 
Handhabung  verhältnissmässig  früh  sich  annuUirt  (S.  172  fg.).  — 
Das  jüngere  öffentliche  Strafverfahren  der  Quästionen  ist  im  All- 
gemeinen ein  Fortschritt  zum  Besseren  gewesen.    Man  wird  den 


^  Man  verurtheilt,  sagt  Plautus  (Capt.  3,  1,  15  «^  475),  so  leichtherzig  wie 
man  ins  BordeU  geht. 
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Mass&tab  zu  seiner  Beurtheilung  nicht  auBschliefiBlich  den  un- 
juristischen  und  rabulistischen  Beden  eines  politischen  Advoc&ten, 
wie  Cic^o  es  war,  entnehmen  dürfen;  ohne  Frage  waren  diese 
Gerichte  nicht  bloss  effectiver  als  die  Volks gerichte,  sondern  auch 
durch  die  Substituirung  der  Majorität  der  Geschwornen  für  diejenige 
der  Gomitien  gegen  Zufälligkeiten  und  Leidenschaften  besser  ge- 
sichert, überhaupt  durch  die  Annäherung  an  den  Privatprozess 
zweckmässig  umgestaltet  ^  Aber  dennoch  s^eht  auch  dieser  Straf- 
prozess  weit  zurück  hinter  dem  privaten.  Die  Scheidung  der 
magistratischen  und  der  Geschwomentiiätigkeit  mit  ihren  heil- 
samen Gonsequenzen ,  der  fliessenden  Legislation  des  Edicts,  der 
strengen  Fixirung  der  Klagen  und  der  Einreden  ist  auf  das  straf- 
rechtUche  vom  Magistrat  geleitete  Geschwornengericht  nur  in  be- 
schränktem Maasse  erstreckt  worden.  Die  dem  Geschwomensprucfa 
verständiger  Weise  voraufgehende  Deliberation,  wie  sie  im  Privat- 
prozess der  Einzelrichter  mit  seinen  Berathem  anstellte,  ist  durch 
den  Druck  politischer  Erwägungen  bei  dem  Strafprozess  aus- 
geschlossen worden  (S.  443).  Die  Einholung  der  Gutachten  rechts- 
kundiger Männer,  das  rechte  Leitmoment  des  Privatgerichts  ist  mit 
dem  Strafprozess  unvereinbar.  Anstatt  der  Gentralstelle ,  wekbe 
für  die  Privatprozesse  in  der  städtischen  Prätur  besteht,  fungiren 
im  Strafprozess  eine  Reihe  erst  in  den  letzten  Krisen  der  RepubKk 
eingerichteter  und  nur  im  Allgemeinen  gleichmässig  geordneter 
Strafgerichtshöfe.  —  Wie  in  dem  Prozess,  so  stand  auch  in  der 
Legislation  das  Strafrecht  der  späteren  Republik  zurück  hinter 
den  alten  privatrechtlichen  Satzungen.  Die  sparsamesi  der  wissen- 
schaftlichen Entwickelung  freien  Raum  gewährenden  Aufstellungen 
der  letzteren  werden  verdrängt  durch  eine  auf  casuistische 
Häufung  einzelner  Momente  gestellte  Gesetzgebung,  welche  die 
begriif liehe  Zusammenfassung  immer  hemmt,  nicht  selten  durch 
Zusammenfassung  incongruenter  Strafthaten  geradezu  ausschliesst. 
Auch  das  corrigirende  Eingreifen  der  Wissenschaft,  welche  im 
Privatrecht  das  in  gleicher  Mangelhaftigkeit  redigirte  aquillische 
Gesetz  über  die  Sachbeschädigung  in  verständiger  Weise  ergänzt 
und  umgearbeitet  hat,  tritt  in  dem  Quästionenrecht  mit  viel  ge- 
ringerer Intensität  auf.    Wer  die  criminalistische  Behandlung  der 


^  Auch  in  dieser  Beziehung  ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  iudiciu  publica 
vom  Kepetundenprozess  ausgehen  und  dass  dieser  von  Haus  aus  nichts  ist  als 
die  condictio  indd>iU  des  Privatrechts  mit  veränderter  Besetzung  und  Leitung 
des  Geschwomengerichts. 
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Vergewaltigung  und  der  Fälschung  einerseits  mit  der  Handhabung 
derselben  Begriffe  im  Civilreeht,  aadrerseits  mit  derjenigen  der 
Privatdelicte  vergleicht,  wird  die  Wirkung  dieser  Gegensätze  er- 
kennen. 

Wissenschaftlicher  Behandlung  hat  das   römische  Strafrecht    wissen. 
in  seiner  Gesammtheit  nicht  unterlegen ,  wie  es  denn  überhaupt  ^JüJS^ 
nicht  einheitlich  auftritt.  <iw 

Das  Zwölftafelbuch  handelte  sowohl  von  den  öffentlichen  wie  ^^^^^^ 
von  den  Privatdelicten.  In  welcher  Verbindung  und  in  welcher 
Ordnung  es  dies  that,  wissen  wir  nicht ;  aber  in  irgend  einer  Weise  zw«nuwn. 
zusammengefasst  kann  es  sie  nicht  haben,  da  sonst  sich  davon  die 
Spuren  zeigen  mttssten.  Die  exegetischen  Commentare,  welche 
die  einzelnen  Stellen  erläuterten,  haben  mit  dem  Strafrecht  als 
einheitlichem  Rechtstheil  sich  unzweifelhaft  nicht  beschäftigt. 

Die  prätorische  Prozessordnung  in  ihrer  uns  überlieferten  im  PrAtoriKhet 
wesentlichen  aus  republikanischer  Zeit  herrührenden  Fassung  und    ^^^^ 
Folge  behandelt  wohl  die  aus  dem  Zwölftafelrecht  überkommenen 
Privatdelicte  so  wie  die  analogen  von  den  Prätoren  hinzugefügten; 
aber  keineswegs  hat  sie  auch  nur  jene  zusammengefasst,    viel- 
mehr dieselben  an  ganz  verschiedenen  Stellen  eingereihte    Nicht 
anders  ist  es  gewesen  in  der  wissenschaftliehen  Behandlung  des  cmirooht. 
Givilrechts  in  republikanischer  Zeit,  insbesondere  durch  Q.  Muciufi 
Scaevola  Consul  659/95^;   späterhin  aber  geht  dem  Anschein  nach 
in    dieser    die   uns    geläufige    Zusammenstellung    von    Diebstahl, 
Personenverletzung  und  Sachbeschädigung    zurück    auf  Masurius 
Sabinus  unter  Tiberius  und  ist  aus  dessen  massgebendem  Lehr- 
buch in  Gaius  Abriss  und  in  die  spätere  Litteratur  übergegangen'. 
Die  sachlich  analogen  Klagen,  wie  die  w«gen  Betrug,  sind  auch 
hier  nicht  mit  den  älteren  Privatdelicten  vereinigt. 


^  Es  steht  hier  die  Sachbeschädigung  nach  den  Vindicationen  und  vor 
den  Theilungskiagen;  das  Furtum  zwischen  Tutel  und  Fatronat;  Raub  und 
Injurie  nach  dem  Verfahren  gegen  die  Staatspächter  und  die  Staatsbürgen  vor 
dem  Executivprozess.  Irgend  eine  systematische  Anordnung  ist  nicht  zu  er- 
kennen (vgl.  Krüger  röm.  Rechtsgesch.  S.  88  fg.).  Hier  kommt  vornehmlich  in 
Betracht  das  Nichtaneinanderschliessen  der  Privatdelicte. 

'  In  dem  Commentar  des  Pomponius  zu  den  Büchern  tun«  civilis  des 
Q.  Scaevola  handelt  das  17.  Buch  von  der  Sachbeschädigung,  das  38.  und 
das  letzte  vom  Diebstahl  (Krüger  a.  a.  0.  S.  59). 

*  Krüger  a.  a.  0.  S.  151;  Lenel  paling.  1,  1275.  2,  126.  1160.  Wie  äusser- 
lich  auch  hier  die  Gliederung  behandelt  ward,  zeigt,  ausser  dem  offenbar  dem 
Edict  entlehnten  Anschluss  des  unter  den  Delicten  voranstehenden  Furtum 
an  die  Tutel  (so  auch  Paulus  2,  81) ^  die  Einschaltung  des  damnum  infectum 


534  Viertes  Bach.    Die  einzelnen  Delicte. 

Bearbeitung  Der  öflFentUche  Strafprozess,  wie  er  zu  den  Verrichtungen  der 
^•'g^^^"*°Quästoren,  der  Volkstribune,  der  Aedilen,  später  der  Quästions- 
proMsse.  prätoren  gehörte,  ist  erst  in  recht  später  Zeit  wissenschaftlich  be- 
arbeitet worden.  Weder  das  Civil-  noch  das  prätorische  Recht 
—  eigentlich  jenes  wie  dieses  Instructionsschriften  für  den  Stadt- 
prätor —  haben  darauf  sich  erstreckt.  Die  Anweisungen  über  die 
Rechte  und  die  Pflichten  der  verschiedenen  Magistrate,  welche  in 
der  Rechtslitteratur  der  Republik  wie  des  Principats  einen  be- 
deutenden Platz  einnehmen  \  müssen  sich  mit  den  Ordnungen  des 
Strafrechts  einigermassen  befasst  haben;  schwerlich  aber  haben 
sich  dieselben  eingehend  mit  denselben  beschäftigt  und  ebenso 
wenig  erfahren  wir  von  besonderen  dahin  einschlagenden  Schriften 
aus  der  republikanischen  wie  aus  der  besseren  Kaiserzeit.  Viel- 
leicht ist  dies  zufällig;  aber  wenn  man  erwägt,  dass  einerseits  die 
römische  Rechtswissenschaft  sich  selbst,  und  mit  Recht,  Inter- 
pretation nennt  und  dass  die  Gesetztexte  für  das  Strafrecht  über 
die  Sullanische  Epoche  nicht  zurückreichen,  so  kann  man  nicht 
umhin  zu  vermuthen,  dass  von  der  gewaltigen  Geistesarbeit 
der  namenlosen  Rechtsgelehrten,  welche  die  Rechtsordnung  der 
römischen  Republik  geschaffen  haben,  in  der  Behandlung  der 
comelischen  und  der  julischen  Strafrechtsordnungen  der  Hauch 
gemangelt  haben  muss. 

Erst  seit  der  Mitte  des  2.  Jahrh.  n.  Chr.  erfahren  wir  von 
selbständigen  Bearbeitungen  der  Quästionenordnungen.  Am  meisten 
hat  der  Ehebruch  wie  die  römischen  Gerichte,  so  auch  die  römische 
Jurisprudenz  beschäftigt.  Monographien  darüber,  zum  Theil  um- 
fängliche, werden  angeführt  von  Papinian,  Ulpian,  Paulus*.  Die 
♦öffentlichen  Gerichte'  tberhaupt  sind  zusammenfassend  behandelt 
worden  zuerst,  so  viel  wir  wissen,  in  nachhadrianischer  Zeit  von 
Venuledus  Saturninus  und  Volusius  Maecianus,  später  von  Ulpian, 
Paulus,  Aelius  Marcianus,  Aemilius  Macer.  Eine  epitomirende  Wieder- 
gabe dieser  Schriften  de  iudicüs  publicis  wird  vorausgesetzt  werden 
dürfen  in  den  die  gesammte  Rechtswissenschaft  zusammenfassenden 
Werken,  sowohl  in  den  für  die  Instruction  der  Beamten  bestimmten, 
unter  denen  das  Ulpians  de  officio  proconsulis  im  7.  und  8.  Buch 


ziiirischen  Sachbeschädigung  und  Injurie,  gewiss. wegen  der  Namensgleichheit 
mit  dem  damnum  iniuria, 

1  St  R.  1,  4  a:  4. 

'  Auch  in  den  Digesten  ist  der  Titel  de  aduUeriis  unverhältnissmässig  ein- 
gehender und  der  civilrechtlichen  Interpretation  gleichwerthiger  als  die  übrigen 
criminalrechtlichen. 
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von  den  öffentlichen  Delioten  handelt,  wie  auch  in  den  allgemeinen 
Compendien,  wie  denn  Paulus  in  seinen  sententiae  zwar  den  Ehe- 
bruch im  2.  Buch  an  das  Eherecht  anreiht,  aber  den  öffentlichen 
Gerichten  überhaupt  nach  dem  Fiscalrecht  und  vor  den  Appellationen 
im  fünften  (tit.  14—31)  ihre  Stelle  angewiesen  hat.  Sie  werden 
hier  zuerst  im  Allgemeinen  erläutert,  in  welcher  Darlegung  auch 
die  unter  dem  Piincipat  hinzugetretenen  sogenannten  ausserordent- 
lichen Delicto  untergebracht  sind^,  .sodann  einzeln  erörtert.  Die 
Sammlungen  der  kaiserlichen  Verordnungen  von  Theodosius  II. 
und  Justinian,  beide  im  neunten  Buch,  so  wie  die  Digesten 
Justinians  im  48.,  haben  in  ähnlicher  Weise,  jedoch  mit  Einschluss 
des  Ehebruchs,  die  öffentlichen  Delicto  zusammengefasst. 

Eine  feste  Folge  scheint  nicht  bestanden  zu  haben ;  in  den  an-  ueberiieferte 
geführten  Gesammtwerken  so  wie  in  der  Uebersicht,  die  der  unter  ^^^'^^^^4^ 
den  uns  bekannten  Schriftstellern  über  die  öffentlichen  Gerichte 
späteste  Macer  von  denselben  giebt^,  ist  sie  ungleich: 


Paulas 

Macer 

Cod.  Theod. 
und  lust." 

Dig. 

Inst.  4,  18* 

Ehebruch 

[2,  26] 

2 

9,  7    «  9 

48,  5 

2 

Mord 

5,  23 

3 

9,   14  =:  16 

48,  8 

8 

Parricidium 

5,  24 

4 

9,  15  —  17 

48,  9 

4 

Fälschung 

5,  25 

6 

9,  19  =  22 

48,  10 

5 

Vergewaltigung 

5,  26 

7 

9,  12  —  12 

48,  6.  1 

r        6 

Peculat  und  Sacrilegium 

5,  27 

5 

9,  28  --  28 

48,  13 

1^ 

Repetunden 

5,  28 

9 

9,  27  «  27 

48,  11 

10 

Majestät 

5,  29 

1 

9,  5    «=  8 

48,  4 

1 

Amhitus 

5,  30 

8 

9,  26  «  26 

48,  14 

9 

Menschenraub* 

[5,  80  b]' 

-^ 

9,  18  ==  20 

48,  15 

8 

Kornwucher* 

— - 

10 

48,  12 

11 

^  Vielleicht  hat  Paulus  diesen  ganzen  Abschnitt  (5,  18 — 22)  unter  der 
Rubrik  de  poenis  (unter  dem  die  Stelle  5,  22,  2  im  Feldmesserbuch  angeführt 
wird)  zusammengefasst.  Die  für  denselben  überlieferten  Specialtitel  können 
leicht  von  späterer  Hand  berühren  (vgl.  Krügers  Vorrede  S.  42);  hätte  Paulus 
diese  Delictkategorien  mit  eigenen  Rubriken  versehen,  so  hätte  er  sie  sicher 
hinter  die  iuäicia  publica  gestellt,  wie  dies  offenbar  Ulpian  gethan  hat. 

«  Dig,  48,  1,  1. 

*  Die  Folge  ist  in  beiden  Sammlungen  vollständig  die  gleiche.  Eine  An- 
zahl in  den  Verordnungensammlungen  zwischengeschobener  Rubriken  sind 
hier  übergangen. 

*  Die  Ziffern  beziehen  sich  auf  die  in  den  Institutionen  befolgte  Ordnung 
der  Delicte. 

^  In  den  Institutionen  sind  die  pecuniae  residuae  vom  Peculat  getrennt  und 
an  das  Ende  der  Reihe  gestellt. 

(Anm.  6,  7,  8  auf  6.  586.) 
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Auch  Ulpian  hat  die  Delicte  in  einer  mit  keiner  der  oben  ge- 
nannten übereinstimmenden  Folge  behandelte  Bemerkenswerth 
ist  dabei  nur,  dass  das  Majestätsverbrechen  weder  bei  ihm  noch 
bei  Paulus  an  erster  Stelle  steht  und  diese  erst  durch  Macer  er- 
halten hat,  als  das  Regiment  noch  tiefer  gesunken  und  die  Loyalität 
demnach  noch  höher  gestiegen  war.  Die  privaten  Delicte  werden 
noch  in  der  justinianischen  Verordnungssammlung  bei  den  Ge- 
schwomenprozessen  behandelt';  erst  in  den  justinianischen  Digesten 
sind  sie  im  47.  Buch  mit  den  in  dem  folgenden  abgehandelten 
öffentlichen  zusammengestellt  worden. 

In  der  folgenden  Darstellung  der  einzelnen  Delicte  ist  bei 
jedem  zunächst  die  geschichtliche  Entwickelung,  so  weit  dies  mög- 
lich war,  angegeben  und  sodann  der  Thatbestand  entwickelt  worden, 
wobei  allerdings,  namentlich  bei  den  Privatdelicten,  die  oft  casuisti- 
sehen  Ausführungen  der  römischen  Juristen  nur  in  beschränktem 
Umfang  wiedergegeben  werden  konnten.  Obwohl  der  Strafprozess 
zusammenfassend  in  dem  vorhergehenden ,  die  einzelnen  Strafen 
zusammenfassend  in  dem  folgenden  Buch  erörtert  worden  sind,  er- 
schien es  dennoch  noth wendig,  bei  jedem  Delict  theils  verweisend, 
theils  ergänzend  in  thunlicher  Kürze  die  Prozessform  und  das 
Strafmass  zu  bezeichnen. 


®  Das  Plagium  gehört  eigentlich  zu  den  Popularklagen,  nicht  zu  den 
iudieia  publica,    Ulpian  hat  es  zu  den  quaestioTies  extrtiordinariae  gestellt. 

"^  Diese  Rubrik  stand  im  5.  Buche,  der  Platz  ist  unsicher. 

^  Ob  der  Kornwucher  in  die  Reihe  der  Quästionen  gehört,  ist  zweifelhaft ; 
Ulpian  hat  ihn  in  das  9.  Buch  gestellt. 

^  Wenn  die  Fragmente  nicht  täuschen,  behandelt  Ulpians  Instruction  für 
den  Statthalter  im  7.  Buch  Mord,  Peculat  und  Majestätsverbrechen  und  zwar 
dieses  nach  dem  Peculat  (Dig.  48,  4,  1  pr. :  proximum  aacnlegio  crimen  est  quod 
mmestaUs  dicitur),  im  8.  Parricidium,  Fälschung,  Vergewaltigung.  Die  guaestiones 
extraoräinanae  sind  theils  in  diesem,  theils  in  dem  folgenden  Buch  erörtert. 

■  Der  Diebstahl  steht  hier  (6,  2)  als  Sclavenverbrechen  bei  der  Frei- 
lassung. 


J 


I 


Erster  Abschnitt 

Das  Staatsyerbreehcn  (perduellio^  crimen 

maiestatis  immiwutae). 


Das  gegen  das  Gemeinwesen  als  solches  gerichtete  Verbrechen, 
das  Staatsverbrechen  nach  unserer  Terminologie  führt  in  der 
römischen  Rechtssprache  eine  zwiefache  Bezeichnung,  perdueUio 
und  crimen  maiestatis  imminutue,  später  gewöhnlich  abgekürzt  crimen 
maiestatis  oder  auch  maiestas  schlechtweg.  Beide  Ausdrücke  sollen 
zunächst  ihrem  Wortbegriff  nach  festgestellt  werden. 

Perduellis  oder  perdueUio  ist  der  *arge  Krieger^  das  heisst,  da  PtrduriUö. 
jeder  von  den  Römern  geführte  Krieg  ein  gerechter  ist,  der  Landes- 
feind schlechthin  ^  Strafrechtlich  also  bezeichnet  das  Abstractum 
perdueUio  die  landesfeindliche  Handlung,  wobei  wahrscheinlich  zu- 
nächst militärisch  an  den  Ueberlauf  gedacht  ist.  Der  durchsichtigen 
Etymologie  entsprechend  ist  das  Wort  in  der  juristischen  Sprache 
stets  bis  in  die  Spätzeit  hinein  in  gleicher  Bedeutung  verwendet 


'  Yarro  de  1.  L.  5,  3  (ygl.  7,  49):  (hostem) . . .  tum  . . .  dicebant  perecfrinum, 
qm  suis  legibus  tUeretur;  nunc  dicimus  eum,  quem  tum  dicebant  perdueUem, 
Festus  ep.  p.  102:  hostis  a/pud  a/ntiquos  peregrinus  dicebatur;  qui  numc  hostis, 
perdueUio  (vgL  p.  66  dueUum).  Nach  Cicero  de  off.  1, 13  heisst  der  Landesfeind 
proprio  nomine  perdudUs,  dann  aber  gemildert  liostis.  Die  Bildung  des  Wortes, 
von  dem  neben  der  gewöhnlichen  auch  die  Nebenform  perdudlio  sich  findet, 
ist  deutlich;  per  steht  hier,  wie  in  peregrinus  ander sländig;  pervertere  anders 
wenden,  also  zerstören;  periurus  anders  schwörend,  also  meineidig  (Corssen 
Ausspr.  1,  776),  gegensätzlich  tadelnd.  £s  ist  ziemlich  veraltet,  wenn  gleich 
noch  Tertullian  de  anima  46  die  Mörder  Caesars  perdueües  nennt.  Dass  das 
Wort  in  den  Zwölftafeln  vorgekommen  sei,  folgt  nicht  aus  Gaius  Big.  50^  16, 
234  (SchöU  prolegom.  p.  70). 
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Mattitas. 


^worden ^    Mit  hostis  ist,  seitdem  dies  seine  ursprüngliche  Bedeutung 

aufgegeben  hat,  perduellis  synonym ;  perduellis  wird  mehr  von  dem 

\  inländischen ,  hostis  mehr  von  dem  ausländischen  Landesfeind  ge- 

'braucht,  aber  die  entgegengesetzte  Verwendung  beider  Ausdrücke 

ist  nicht  ausgeschlossen. 

Maiestas,  etymologisch  ebenfalls  durchsichtig,  bezeichnet  die 
Höherstellung*,  die  von  dem  Geringeren  Rücksicht  heischende 
Ueberordnung ,  nicht  die  höhere  Macht,  sondern  das  grössere 
Ansehen®.  In  den  Strafprozess  ist  der  Begriff  ohne  Zweifel  ge- 
langt in  Folge  der  Stellung  der  nicht  zu  den  Magistraten  der 
römischen  Gemeinde  gehörigen,  aber  denselben  gleichgestellten 
Vorstände  der  Plebs,  der  Gesammtheit  der  nicht  adlichen  Staats- 
bürger. Der  Verstoss  gegen  die  plebejischen  Grundrechte,  die 
Verletzung  des  plebejischen  Vorstehers  konnte  nicht  unter  den 
BegriflF  und  den  Namen  der  Perduellion  gezogen  werden,  so  lange 
das  Plebiscit  nicht  lex  publica,  die  Tribüne  nicht  Magistrate  waren, 
wohl  aber  nahm  die  Plebs  dasselbe  Ansehen  und  dieselbe  Bang- 
stellung für  ihre  Verfassung  und  für  ihre  Häupter  in  Anspruch, 
welche  der  Gemeinde  und  deren  Beamten  gesetzlich  zustanden; 
für  den  Verstoss  gegen  diese  ist  zunächst  die  Bezeichnung  der 
'Minderung  der  tribunicischen  Majestät'  aufgekommen*.    Alsdann 


^  PerdueUianis  reus  definirt  noch  Ulpian  (Dig.  48,  4,  11)  i^i  Gegensatz 
zu  maiestatis  reus  als  hosttli  an<mo  adversus  rem  publicafn  vd  priticipem  ani- 
malus.  Ebenso  wird  nach  Dio  48,  83  der  Kaisermörder  verurtheilt  »;  nok^fitog 
ixiivov  xal  ToO  drifjLov  nnvxos  und  bezeichnet  er  52,  31  den  die  Waffen  gegen 
den  eigenen  Staat  wendenden  Heerführer  als  strafwürdig  Iv  noXkfjiiov  fjto(^. 

*  Gebildet  von  maior  wie  potestcts,  die  Machtstellung  von  potior;  beide 
Wörter  scheinen  correlat,  ursprünglich  dieses  der  patricischen  Magistri^tur 
eignend,  jenes  der  plebejischen  Quasimagistratur. 

'  Der  Begriff  tritt  am  deutlichsten  hervor  in  der  zweiten  technischen  Ver- 
wendung des  Wortes  für  den  Intemationalvertrag  zwischen  Rom  und  einem 
rechtlich  souveränen,  factisch  untergeordneten  Staate  in  der  Formel:  maicstatem 
populi  Ramani  comiter  colunto,  sie  sollen  freundlich  das  höhere  Ansehen  des 
römischen  Volkes  verehren  (St.  R.  3,  664  A.  1).  In  genauer  Rede  macht  maUsUis 
den  Gegensatz  zum  imperium,  wird  aber  damit  oft  verbunden  (Cicero  pro  Rab. 
ad  pop.  7,  20:  ut  Imperium  popuilque  B4)mani  maiestas  conservaretur;  ders. 
div.  in  Gaec.  21,  69:  aiKioritas  huius  imperii  civittUisqu^  maieeUu)  und  nicht 
selten  confundirt. 

^  Als  Beispiel  der  CoUision  der  väterlichen  und  der  öffentlichen  Gewalt 
verwendet  Cicero  de  inv.  2,  17,  52  die  £rzählung,  dass  der  Volkstribun  C.  Fla- 
minius,  der.  spätere  Consul  des  J.  587/217,  durch  seinen  Vater  von  den  Rostra 
entfernt  und  dadurch,  verhindert  wird  sein  Ackergesetz  zur  Abstimmung  zu 
bringen  und  dann  der  Vater  desshalb  vor  dem  Volksgericht  belangt  wird.    Mag 
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die  Volkstribune  aus  Vorstehern  der  Plebs  thatsächlich  zu  Ge- 
meindebeamten  wurden,  blieb  die  Formulirung  in  der  Erweiterung, 
dass  nicht  bloss  der  Verstoss  gegen  die  plebejischen  Rechte,  sondern 
jede  dem  Ansehen  der  römischen  Gemeinde  zugefügte  Schädigung 
als  Verletzung  der  maiestas  popült  Romani  der  strafrechtlichen 
Ahndung  unterlag.  Eine  nähej^e  Bestimmung  des  Begriffes  ist  aus 
den  Quellen  nicht  zu  gewinnen  \  Gegensätzlich  zur  perduelUo  er- 
scheint das  crimen  maiesiatis  populi  Bamani  imminutae  nur  insofern, 
als  zwar  jede  landesfeindliche  Handlung  ein  Majestätsverbrechen, 
aber  nicht  füglich  jedes  Majestätsverbrechen  eine  landesfeindliche 
Handlung  genannt  werden  kann.  Das  Majestätsdelict  schliesst  die 
Perduellion  ein,  aber  reicht  weiter  und  gestattet,  so  weit  es  nicht 
Perduellion  ist,  eine  verschiedenartige  prozessualische  Behandlung! 
und  eine  mindere  Strafe,  worauf  weiterhin  zurückzukommenj 
sein  wird. 

Andere  lateinische  Bezeichnungen  des  Staatsverbrechens  giebt  koi/9«<a. 
es  nicht  *.    Der  griechischen  Sprache  fehlen  sowohl  für  die  perduellio 
wie  für  das  crimen  maiestatis  genau  entsprechende  Ausdrücke.    Für 
jene  treten  die  am  meisten  hervortretenden  Einzelfälle  ein,  nament- 
lich Landes verrath ,    nQodoaia\     Das  Majestäts verbrechen  heisst 


der  Vorgang  ßelbst  historisch  oder  rhetorische^  Composition  sein,  Cicero  braucht 
ihn,  nm  ^n  Werth  der  maiestas  minuta  zu  erläutern;  zweifellos  ist  diese 
comitiaie  Verhandlung  gerichtet  auf  Minderung  der  tribunicischen  Majestät. 
Ebenso  bezeichnet  Asconius  (in  Cornel.  p.  60)  eine  nach  der  sullanischen 
Ordnung  angestellte  Majestätsklage  wegen  Verletzung  des  tribunicischen  Inter- 
cessionsrechts  als  crimen  imminutae  maiestaiis  tribuniciae  (wo  die  Correctur 
poUstatis  durchaus  abzuweisen  ist).  Von  der  consularischen  Majestät  spricht 
Liyius  8,  24,  9,  wo  die  Consuln  den  Vorschlag  ihre  Gewalt  durch  geschriebene 
Gesetze  zu  beschränken  bezeichnen  als  lex  minuendae  suae  maiestatis  causa 
promulgata. 

^  Die  Definitionen  der  römischen  Schriftsteller  sind  nichts  als  Um- 
schreibungen. Schrift  ad  Her.  2,  12,  17:  maiestatem  is  minuit,  qui  ea  tollit, 
ex  quibus  rebus  civitatis  amplitudo  constcU  oder  qui  amplitudinem  civitatis 
detrimento  adficit,  Cicero  de  inv.  2,  17,  53:  maiestatem  minuere  est  d€  dignitate 
aut  amplitudine  aut  potestate  populi  aut  eorum,  quü>us  populus  potestatem  dedit, 
aliquid  derogare.  de  or.  2,  89,  164:  maiestas  est  amplitudo  ac  dignitas  civitatis. 
or.  part  80,  105  (daraus  Quintilian  7,  8,  85):  maiestas  ...  est  magnitudo 
quaedam  populi  Bomani  in  eius  potestate  ac  iure  retinendo  ....  maiestas  est 
in  imperii  atque  in  nominis  populi  Bomani  dignitate.  Ulpian  Dig.  48,  4,  1,  1: 
maiestatis  crimen  (hier  nicht  gegensätzlich  zur  Perduellion  gefasst)  ülud  est 
quod  adversus  populum  Bomanum  vel  adversus  securitatem  eius  committitur» 

*  üeber  das  nicht  hieher  gehörige  sacrilegium  vgl.  S.  569. 

•  Wo  Dionysius  von  dem  vofjiog  tiov  kanoiaxTiav  n  xal  Ttqoiotfjiv  (8,  80) 
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unter  der  Monarchie  den  Griechen  ständig  aaißsia.  Dieser  eigent- 
lich der  lateinischen  impietas  ^  entsprechende  Ausdruck  gehört  einer 
Epoche  an,  in  der  das  Staatsverbrechen  als  Verbrechen  gegen  den 
unter  dem  Schutz  des  Göttergnadenthums  stehenden  Monarchen  vom 
religiösen  Standpunkt  aus  aufgefasst  ward.  Die  diese  Auffassung 
noch  steigernde  Bezeichnung  des  Vejrbrechens  als  TLad-oaiioaig^  (ver- 
letzte) Heiligkeit  ist  in  byzantinischer  Zeit  aufgekommen'. 
Dm  Staate-/  Die  Abwohr  der  perduellio ,  die  Nothwehr  des  Gemeinwesens 
^\'nXr^"'  S^S^^  d^^  schlimmen  Feind  ist  so  alt  wie  das  Gemeinwesen  selbst, 
Ältesten  Oe^  uud  dass  dies  in  der  Ueberlieferung  auf  ein  Gesetz  des  Romulus 
aetzgebung.  zurückgeführt  wird  (S.  539  A.  3),  beweist,  dass  auch  die  römischen 
Staatsrechtslehrer  sie  also  auffassten.  Im  Zwölftafelbuch  hat  üe 
wenigstens  der  Sache  nach  ihre  Stelle  gefunden,  obwohl  vielleicht 
der  Name  dabei  nicht  gebraucht  worden  ist®.  Schwerlich  ist  in  der 
römischen  Gesetzgebung  jemals  die  Perduellion  ausdrücklich  für 
strafbar  erklärt,  vielmehr  diese  Strafbarkeit  in  derselben  voraus- 
gesetzt und  die  einzelnen  Handlungen  unter  diesen  Begriff  subsumirt 
oder  auch  ohne  Benennung  des  Delicts  mit  Gapitalstrafe  belegt 
worden,  worauf  weiterhin  bei  der  Specificirung  des  Thatbestandes 
zurückzukommen  sein  wird^.  Dass  der  dieses  Delict  begründende 
gesetzwidrige  Wille,  nach  römischem  Ausdruck  der  Dolus  (S.  86), 
von  dem  den  Thäter  bestimmenden  Motiv  nicht  abhängig  ist,  auch 
die  diesem  als  Pflichterfüllung  erscheinende  Handlung  unter  das 
Strafgesetz  fällt,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung. 


oder  dem  (romulischen)  vo^o^  Trjg  nQoöoaCag  (2,  10)  oder  von  den  römischen 
Strafen  der  nuTQoxTovoi  und  der  nQoöorai  spricht ,  o  fi^ytarov  ffrn  nag*  fxsf^ 
vois  ädCxrifia  (8,  80),  meint  er  offenbar  die  perduellio.  Die  lateinisch  -  griechi- 
schen Glossen  (2,  146  Götz)  umschreiben  das  Wort:  perdtieUiones  ol  xura  toG 
Sr^fjiov  töh  *Piofitt{a}v  ßovXivofjiEvoi  rj  xara  ßaatl^tov. 

^  Wie  iifüißua  =  pietas.  Vgl.  S.  588  A.  5  und  Plinius  paneg.  38:  nemini 
impietas,  ut  solebat,  ohiecta,  quod  odisset  gladiatorem.  Auch  inreligiosus  findet 
sich  mehrfach. 

'  Beispielsweise  Sokrates  hist.  eccl.  5,  14  und  in  den  eben  genannten 
Glossen  p.  126.    Andere  Belege  geben  die  Wörterbücher. 

*  Marcianus  Dig.  48,  4,  8  pr.:  lex  XII  tabularum  iubet  eum  qui  hostem 
concitaverit  quive  civem  hosti  tradid^rit  capite  puniri;  das  Delict  bezeichnet  er 
nicht  und  auch  das  Gesetzbuch  selbst  mag  dies  nicht  gethan  und  das  Wort 
selbst  nicht  enthalten  haben  (S.  587  A.  1),  aber  dass  es  sich  um  das  Staats- 
verbrechen handelt,  zeigt  das  unmittelbar  anschliessende  Excerpt  aus  dem 
julischen  Majestätsgesetz. 

*  Wenn  nach  Dionysius  (S.  589  A.  8)  der  Patron,  welcher  dem  Clienten 
nicht  die  Treue  hielt,  dem  romulischen  vo^os  Trjg  ngo^oalag  verftllt,  so  meint 
er,  dass  die  römischen  Rechtslehrer  dieses  Delict  unter  den  Begriff  oder 
wenigstens  unter  die  Strafe  der  perdueUio  zogen.    Vgl.  S.  565.  566. 
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Die  EinBetzung  des  ständigen  Specialgericfatshofes  fttr  Majestäts-  QoAstions- 
verbrechen  geht,  da  das  appuleische  Majestäts gesetz  vom  J.  651/108    »•"'»«• 
transitorisch  gewesen  zu  sein  scheint  (S.  198  A.  1),  zurück  auf  Sulla  ^« 
Ber  Dictator  Caesar  scheint  keine  besondere  Gerichtsordnung  fQr 
denselben  aufgestellt  zu  haben ' ;  die  julische,  welche  für  die  Folge- 
zeit massgebend  geblieben  ist,  rührt  von  Augustus  her^. 

Die  Perduellion  umfasst,  wie  bereits  im  ersten  Buch  (S.  105)  verh&itniss 
ausgeführt  wurde,  in  personaler  Hinsicht  einen  weiteren  Kreis  als  *•■  staau- 
alle  übrigen  Delicto.    Auch  wenn  dabei  abgesehen  wird  von  den       zu 
Angehörigen  der  mit  Rom  in  Krieg  oder  doch  nicht  in  Vertrag  ^D^J^^iT*" 
stehenden  Staaten,  da  diesen  gegenüber  das  Kriegsrecht  eintritt, 
fällt  jede   von   einem  Staatsangehörigen  Roms    oder  eines  dem 
Reichsbund  angehörigen  Staates  begangene  Handlung,  welche  das 
römische    Gemeinwesen    oder    den    Bundes-    oder    Reichsverband 
schädigt,  in  den  Kreis  des  römischen  Strafrechts,  ohne  Unterschied 
des  Thatortes  und  ohne  andere  Rücksicht  auf  den  Personalstand 
des  Thäters,  als  die  prozessualischen  Normen  sie  erfordern. 

Die  Anstiftung  steht  bei  dem  Staatsverbrechen  wie  überhaupt  Mittuter- 
der  Verübung  gleich*.     Dasselbe   wird  im  Allgemeinen  von  der    **^^*'^' 
Beihülfe  gelten  ^ ;  so  weit  indess  das  spätere  Recht  Straf bemessung 
zulässt,  kann  dieselbe  strafmindemd  eingreifen®.    In  der  Spätzeit 
wird  sogar  die  Fürbitte  für  die  Majestätsverbrecher  als  Mitschuld 
bestraft^.    Wie  weit  der  rechtswidrige  Wille  vorgeschritten  sein     con- 
muss,  um  strafbar  zu  werden,  ist  bei  der  grossen  Mannichfaltig- *'*"'"*""*• 
keit  der  in  dies  Gebiet  eingreifenden  Specialgesetze  zunächst  nach 
der  Fassung  derselben  zu  beurtheilen  ®.    Im  Allgemeinen  ist  zwar 


^  Asconins  in  Gornel.  p.  52.    Cicero  in  Pis.  21,  50.    ad  fam.  3,  11,  2. 

'  Der  Dictator  Caesar  hat  zwar  die  Strafe  des  Majestätsyerbrechens  ge- 
regelt (Cicero  Phil.  1,  9,  23);  aber  dies  kann  durch  die  wahrscheinlich  yon  ihm 
herrührende  allgemeine  lex  iudiciorum  publicorum  (S.  128  A.  1)  geschehen  sein. 

*  Dies  Gesetz  handelt  von  der  Injurie  gegen  den  Princeps  und  dessen 
Vater  (Tacitus  ann.  4,  34). 

^  Marcianus  Dig.  48,  4,  3:  quive  quid  eorum  quae  supra  scriptu  sunt  facere 
curaveriU 

^  Das  julische  Majestätsgesetz  hat,  wie  der  betreffende  Pandektentitel 
zeigt,  in  zahlreichen  Fällen  die  Formel  ope  consUio  (vgl.  über  diese  S.  100) 
ausdrücklich  enthalten. 

*  Beispielsweise  wird  in  dem  Falle  der  Verbergung  des  Landesfeindes 
(S.  548  A.  7)  die  Beihülfe,  welche  hier  schon  in  der  Nichtanzeige  des  Delicts 
gefunden  wird,  geringer  gestraft  als  das  Delict  selbst.    - 

'  C.  Th.  9,  14,  3,  1  *=  Inst.  9,  8,  5,  2. 

^  Wenn  das  Gesetz  zum  Beispiel  die  Abhaltung  der  Comitien  ausserhalb 
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Gedanke  und  Wort  auch  hier  rechtlich  straffrei*;  im  Uebrigen 
wird  jede  Bethätigung  landes-  oder  bundesfeindlicher  Gesinnung 
als  Strafthat  anzusehen  sein^.  Es  zeigt  sich  dies  in  Beziehung 
auf  den  Ueberlauf ,  welcher  schon  mit  der  Entfernung  aus  dem 
römischen  Lager  consummirt  ist";  auf  die  Verhandlung  mit 
einem  fremden  Staat  in  landesfeindlicher  Absicht*;  auf  die  Er- 
mordung des  Beamten*,  während  es  bei  dem  Versuch  zum  Um- 
sturz der  Verfassung  oder  zur  Erregung  eines  Aufstandes  sich 
von  selbst  versteht.  Unvermeidlich  musste  dies  in  Gesinnungs- 
verfolgung tiberschlagen,  und  oft  genug  ist  dies  geschehen. 

ThHtbeetand         Dor  Thatbostaud  der  Perduellion  und  des  Majestätsverbrechens 
dee  Staate-  ^^^j^^i  wedor  dou  Benennungen  selbst  noch  den  in  den  Rechtsbttcheni 

▼erorechens  " 

im       daran  angeknüpften  Erklärungen  oder  vielmehr  Umschreibungen 
Allgemeinen,  ^g  53g  ^  j^  entnommen  werden.    Dass  als  'schlimme  Feindschaft* 

\  nicht  bloss  die  Führung  der  Wafifen  gegen  Rom  betrachtet  wird, 
list  ebenso  sicher,  wie  die  Grenzen  der  analogischen  Anwendung  es 
nicht  sind;  und  die  *^Minderung  der  Hoheit  des  römischen  Volkes* 

\  scheint  recht  eigentlich  dazu  bestimmt,  jedem  denkbaren  politischen 
Vorwurf  die  Form  einer  Straf  klage  zu  geben.  Die  einer  absoluten 
^Lösung  überhaupt  schwerlich  fähige  Aufgabe,  in  den  das  Gemein- 
wesen betreffenden  Handlungen  zwischen  politischer  und  strafrecht- 
licher Verantwortlichkeit  die  Grenze  zu  ziehen,  scheint  das  römische 
Strafrecht  in  der  That  sich  theoretisch  kaum  gestellt  zu  haben; 
auch  praktisch  ist  das  Staatsverbrechen  wesentlich  durch  seine 
juristische  Grenzenlosigkeit®  nur  zu  oft  missbraucht  und  zeitweise 


Rom  als  Capital  verbrechen  behandelt,  so  kann  bei  solchen  der  eigentlichen 
ethischen  Grundlage  ermangelnden  rein  positiven  Vorschriften  (S.  91)  mit  Recht 
gefragt  werden,  ob,  wenn  das  Delict  nicht  zur  Ausführung  kommt,  schon  die 
Vorbereitung  unter  das  Gesetz  fällt. 

^  Dies  zeigt  sich  in  der  Behandlung  des  Ueberlaufs  (Dig.  49,  16,  3, 11).  Nicht 
in  Betracht  kommt  dagegen  Dionys.  5,  11:  toTs  fJihv  aXlotg  d^ixifiaa  yivofii- 
vois  ogy^C^ö&ai  Ttetfvxnacv  anavTSs^  nqoSooCi;^  Sk  xai  wtonTivofiiviji, 

'  Es  folgt  dies  auch  daraus,  dass  bei  Verurtheilung  die  Strafe  auf  den 
Moment  des  Entschlusses  zurückbezogen  wird. 

«  Dig.  49,  16,  3,  11. 

*  Für  diesen  und  den  folgenden  Fall  stellt  der  Erlass  des  Arcadius 
(C.  Th.  9,  14,  3  a-  lust.  9,  8,  5  pr.)  die  Regel  auf:  eadim  severiUxte  voluntatem 
sceleris  qua  effectum  puniri  iura  voluerunt. 

'^  A.  4.  Hier  kommt  ausserdem  die  Regel  zur  Anwendung,  dass  jeder 
Mordversuch  dem  Morde  gleich  gestraft  wird. 

®  Tacitus  ann.  3,  38 :  addito  (zur  RepetundenklageX  maiestaUs  jcrinUne,  quod 
tum  omnium  accusationum  complemenlum  erat,    Alexander  (Cod.  9,  8,  1)  weist 
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zur  Geissei  der  Menschheit  geworden.  Bis  zu  einem  gewissen 
Grade  indess  wird  der  Thatbestand  dieses  ältesten  und  wichtigsten, 
aber  freilich  auch  unbestimmtesten  aller  Delicte  sich  aus  den  von 
demselben  gemachten  Anwendungen  feststellen  lassen.  Bevor  wir 
versuchen  deren  einzelne  Kategorien  aus  einander  zu  legen,  müssen 
die  dabei  leitenden  Momente  erörtert  werden. 

1.  Die  Coercition,  wenn  gleich  die  Keimzelle  des  Staatsdelicts, 
wird  als  solche,  wie  aus  dem  Strafrecht  überhaupt,  so  auch  hier  aus- 
zuschliessen  sein.  Alles  Einschreiten  wegen  verletzter  Bundespflicht 
und  Abfall  von  der  Reichsgemeinschaft  beruht  zwar  auf  dem  Per- 
duellionsbegriff,  kann  aber  im  Strafrecht  vollständige  Ausführung 
nicht  finden.  Dasselbe  gilt  von  der  kriegsrechtlichen  und  der 
sonstigen  magistratischen  Coercition.  Die  Bestrafung  des  Ueber- 
läufers  gehört  nur  insofern  in  das  Strafrecht,  als  sie  nicht  aus- 
schliesslich auf  die  Lagerzucht  angewiesen  ist,  sondern  auch  im 
Wege  des  Strafprozesses  bewirkt  werden  kann.  Die  untergeordneten 
Vergehen  namentlich  der  Subalternen  und  polizeiliche  Vorschriften, 
zum  Beispiel  das  Verbot  des  Waffentragens  *  können  auch  als  Ver- 
letzung des  Gemeinwesens  betrachtet  werden;  aber  in  das  Straf- 
recht gehören  sie  nicht,  insoweit  dagegen  mit  den  Coercitivmitteln 
eingeschritten  wird.  Die  Grenze  gewährt  der  Strafprozess ;  die 
Handhabung  des  Strafverfahrens  ausserhalb  Roms  und  überhaupt 
gegen  Nichtbürger  bleibt  im  wesentlichen  von  der  folgenden  Dar- 
stellung ausgeschlossen.  Allerdings  schwindet  diese  Grenze  in  der 
Spätzeit,  insofern  die  Coercition  und  das  cognitionale  Straf- 
verfahren in  dieser  zusammenfallen. 

2.  Wenn  jedes  Delict  als  Schädigung  der  Gemeinde  aufgefasst 
werden  kann,  da  eben  desswegen  die  Gemeinde  die  Strafe  entweder 
vollzieht  oder  zulässt,  so.  fordert  das  Staatsverbrechen  die  unmittel- 
bare Schädigung  der  Gemeinde  und  richtet  sich  also  nicht  auf  die 
zunächst  gegen  Private  verübten  Delicte,  überhaupt,  namentlich 
in  der  entwickelten  Rechtsordnung ,  nicht  gegen  Delicte ,  für 
welche  anderweitige  Strafkategorien  aufgestellt  sind.  Die  Mord- 
that  ist  Staatsverbrechen  nur  dann,  wenn  der  Ermordete  Magistrat 


die  Zumuthung  ab  den  als  Majestätsverbrecher  zu  bestrafen,  der  gegen  eine 
kaiserliche  Verordnung  ein  Urtheil  gefällt  hat.  Der  Missbrauch  der  Majestäts- 
klage bezieht  sich  noch  mehr  auf  die  dieser  Prozessform  eigenen  Schärfungen, 
zum  Beispiel  die  Zulassung  der  Folter  (Ammian  28, 1, 11.  31, 14,  5),  als  auf  die 
gesteigerte  Strafe. 
1  Nov.  17  c.  17. 
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war  ^  Die  Brandstiftung  wird  durchaus  behandelt  als  Schädigung  des 
Einzelnen.  Der  Diebstahl  der  Frucht  auf  dem  Halm,  das  Schmäh- 
lied werden  von  Gemeiadewegen  bestraft,  aber  darum  nicht  als 
Staatsverbrechen  behandelt.  Auch  für  die  ädilicischen  Strafklagen 
zum  Beispiel  gegen  den  Wucherer  gilt  derselbe  Gesichtspunkt. 
Wahlbestechung  und  Beamtenerpressung  könnten  wohl  hieher  ge- 
zogen werden;  aber  die  römischen  Ordnungen  sind  dabei  andere 
Wege  gegangen.  Vor  allen  Dingen  werden  die  von  einem  Beamten 
begangenen  nicht  durch  die  Amtspflicht  gedeckten  Handlungen  der 
Regel  nach  nicht  als  Staatsverbrechen  geahndet.  Die  unter  Ver- 
letzung des  Provocationsrechts  von  einem  Beamten  herbeigeführte 
Tödtung  ist  nicht  Staatsverbrechen,  sondern  Mordthat;  die  einer 
Person  von  einem  Beamten  unter  Ueberschreitung  der  Competenz 
angethane  Gewalt  nicht  Staatsverbrechen,  sondern  inmria.  Schlecht- 
hin ausgeschlossen  ist  es  nicht  Handlungen  dieser  Art  aufzufassen 
als  entehrend  für  die  Gemeinde  ^ ;  aber  wie  durchaus  dieser  Gesichts- 
punkt zurücktritt,  zeigt  die  Nichterstreckung  des  tribunicischen 
Rechenschaftsprozesses  auf  derartige  magistratische  Ausschrei- 
tungen^. Insofern  wird  dem  Staatsverbrechen  ein  gewisser  sub- 
sidiärer Charakter  zugesprochen  werden  müssen. 

3.  Wenn  die  Delicte  des  Privatrechts  gegen  die  Gemeinde  verübt 
werden,  was  namentlich  bei  dem  Diebstahl  in  seinem  Auftreten  als 
Peculat  und  Sacrilegium  gilt,  aber  auch  bei  der  Sachbeschädigung 
vorkommt,  so  werden  sie  darum  nicht  als  Staatsverbrechen  behandelt, 
sind  auch,  so  weit  dafür  nach  älterem  Recht  eine  öffentliche  Straf- 
klage zulässig  war,  eher  vor  die  Quästoren  gekommen  als  vor  die 
Duovirn  oder  die  Volkstribune. 


^  Warum  hiemit  im  Widerspruch  in  der  Horatierlegende  der  Schwester* 
mord  als  Perduellion  behandelt  wird,  ist  S.  528  A.  1  zu  erklären  versucht  worden. 

'  Die  Unterschlagung  der  Beute,  welche  Peculat  ist,  erscheint  im  tribu- 
nicischen Strafverfahren  nur  in  dem  nullo  exemplo  angestellten  Scipionen- 
prozess  (Gell.  6,  19).  Als  im  J.  584/170  dem  Prätor  C.  Lucretius  in  Chalkis 
zum  Zweck  der  Bestechung  die  Geldurnen  ins  Haus  getragen  wurden  (Senatns- 
consult  von  Thisbae  Bruns  p.  162  Z.  50),  wurde  er  wegen  dieser  und  äha- 
lieber  Missethaten  von  den  Tribunen  zur  Rechenschaft  gezogen  (Liv.  43,  8). 
Vorgänge  dieser  Art  können  als  Staatsverbrechen  behandelt  werden.  Regel- 
mässig überwiegt  auch  in  solchen  Fällen  die  abweichende  Auffassung. 

*  Tribunicische  Prozesse  wegen  Verletzung  des  Provocationsrechts  be- 
gegnen nicht.  Das 8  das  Verfahren  gegen  die  gestürzten  Decemvim  zunächst 
auf  die  vindicicte  faUae  gestützt  wird  (Liv.  3,  56,  4),  wie  die  Vergiuia  *  Legende 
es  fordert,  ist  auch  wohl  incorrect  ebenso  wie  die  Erstreckung  desselben  auf 
den  adsertor  (St.  R.  2,  324  A.  6). 
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4.  Bestimmten  Anhalt  für  die  Feststellung  des  Thatbestandes 
geben  die  in  den  hieher  gehörigen  Gesetzen  aufgezählten  Einzel- 
fälle, womit  die  Zwölftafeln  den  Anfang  machen  (S.  540  A.  3)  und 
deren  eine  Reihe  aus  dem  für  diese  Quästion  massgebenden  julischen 
Gesetze  angeführt  wird*,  allerdings  mit  ausdrücklicher  Ver- 
wahrung dagegen,  dass  diese  Einzelfälle  den  Begriff  erschöpfen*. 
Weitere  Exemplificationen  bieten  die  bei  den  Historikern  er- 
wähnten Perduellions-  und  Majestätsprozesse,  deren  erdrückender 
Masse  allerdings  die  juristische  Brauchbarkeit  wenig  entspricht. 
Namentlich  steht  dabei  im  Wege,  dass  wir  von  dem  geregelten 
Prozess  bei  den  ordentlichen  Gerichten  wenig  erfahren,  bei  den  be- 
freiten aber,  sowohl  dem  comitialen  wie  dem  senatorischen  und  dem 
kaiserlichen,  die  Stellung  der  Straf behörde  4lber  dem  Gesetz  die 
Erkenntniss  der  Rechtsnormen  beeinträchtigt.  Die  Verschiedenheit 
der  Zeiten  greift  nicht  so  tief  ein ,  wie  man  erwarten  sollte ;  bei 
greller  äusserer  Ungleichheit  haben  die  Grundlinien  wenig  ge- 
wechselt. 

5.  Uebrig  bleibt  besonders  aus  republikanischer  Zeit  eine  An- 
zahl einzelner  Gesetze  und  einzelner  Strafprozesse,  bei  welchen 
nur  die  verbotene  Handlung,  aber  nicht  die  Delictkategorie  an- 
gegeben wird;  es  gehört  dahin  namentlich  die  grosse  Mehrzahl  der 
tribunicischen  Strafprozesse.  Wenn  nicht  verkannt  werden  kann, 
dass  für  das  öffentliche  Strafrecht  der  älteren  Epoche  weder  die 
Anzahl  noch  die  Grenzen  der  delictischen  Grundbegriffe  hinreichend 
festgestellt  sind,  so  sind  diese  Prozesse,  wo  nicht  überwiegende 
Gründe  dieselben  einer  anderen  Delictkategorie  zuweisen,  bei  dem 
Staatsverbrechen  eingereiht  worden.  Es  ist  dies  um  so  mehr  ge- 
schehen, als,  wie  schon  angedeutet  worden  ist  (S.  527)  und  bei 
dem  Prozess  wieder  aufzunehmen  sein  wird,  für  die  ältere  Zeit 
vielleicht  die  Perduellion  neben  dem  materiellen  zugleich  ein  pro- 
zessualischer Begriff  ist  und  im  weiteren  Sinn  dieselbe  nichts  ist 
als  die  Gresammtheit  derjenigen  Strafklagen,  welche  im  patricischen 
Duo  viral-'  und  im  plebejischen  Tribunenprozess  behandelt  werden 
konnten. 

Die  einzelnen  Fälle  des  Staatsverbrechens  sollen  hier  dargelegt 
werden  nach  den  folgenden  sechs  Gruppen: 


1  Dig.  48,  4,  2.  1.  8. 

•  Modestinus  Dig.  48,  4,  7,  3  fordert  fftr  die  Anwendung  des  Majest&ts- 
•gesetzes  ein  Delict,  qtMd  vel  ex  scriptura  legis  äescendit  vel  ad  exemplum  legis 
vindicandum  est 

Binding,  Handbuch.  I.  Ai  Mommsen,  rOm.  Strafr.  35 
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u«ber8icht  L   Strafbare  Gemeinschaft  mit  dem  Landesfeind« 

der 
EinxeiaUe. 


"**'  II.   Umsturz  der  Verfassung. 


III.  Verletzung  der  Beamten-  und  der  Priesterpflicht. 

IV.  Verletzung  der  staatlichen  Bürgerpflicht. 
V.   Verletzung  der  religiösen  Bürgerpflicht. 

VI.  Personale  Verletzung  des  Gemeindebeamten. 
Diese  Kategorien  sind  logisch  nicht  streng  geschieden  uüd  nicht 
wenige  Fälle  können  unter  mehrere  derselben  gezogen  werden ;  da 
indess  mehr  als  Exempliflcation  überhaupt  nicht  gegeben  werden 
kann,  werden  sie  die  Uebersicht  erleichtem.  So  weit  es  für  den 
einzelnen  Fall  erforderlich  schien,  ist  auf  die  Prozessform  und  die 
Strafe  hingewiesen,  von  welchen  übrigens  nachher  besonders  ge- 
handelt werden  wird. 

I.   Strafbare  Oemeinsehaft  mit  dem  Landesfeind. 

üeberkuf.  1.   Der  Uoberläufer,  das  heisst  der  Bürger,  welcher,  Soldat 

oder  nicht*,  sich  an  eine  mit  Rom  in  Fehde  liegende  oder  auch 
nur  mit  Rom  nicht  verbündete"  Gemeinde  anschliesst ®,  unterliegt 
vorkommenden  Falls  dem  bürgerlichen  Perduellionsverfahren  *,  ob- 
wohl wenigstens  der  überlaufende  Soldat  regelmässig  kriegsrecht- 
lich abgeurtheilt  wird  (S.  43  A.  1).  Die  Schuld  des  Ueberläufers 
ist  schwerer  als  die  des  Kriegsgegners.  Begnadigung  wird  ihm 
nicht  leicht  gewährt;  regelmässig  trifft  ihn  geschärfte  Todes- 
strafe *^. 


^  Dem  julischen  Gesetz  verfällt  wer  privatus  ad  hoHes  transfugU  (Dig.  48, 
4,  2).    Tacitus  ann.  6,  14. 

'  Dig.  49,  15,  19,  8.  Der  mit  Rom  nicht  im  VertragByerhältnisB  stehende 
Staat  {si  cum  gente  aliqua  neque  amiciUam  neque  hospitium  neque  foeduB  amu 
düae  causa  factum  habemus)  ist  zwar  nicht  eigentlich  feindlich,  steht  aber 
dem  Fehdestaat  rechtlich  gleich  (Dig.  49,  15,  5,  2). 

'  unter  dem  Anschluss  wird  zu  verstehen  sein  der  Eintritt  in  die  Rom 
feindliche  Gemeinde,  sei  es  als  Bürger,  sei  es  als  Schutzgenosse,  unter  Aufgabe 
des  römischen  Bürgerrechts  wie  bei  dem  Exilium. 

^  Das  zeigt  die  Aufführung  dieses  Falles  im  julischen  Gesetz  (A.  1) 
und  es  ist  dies  auch  nothwendig,  wo  die  Thatsache  zweifelhaft  ist  Wenn 
das  Gesetz  den  privatus  nennt,  so  hat  es  den  regelmässigen  Verlauf  im  Sinn; 
rechtlich  möglich  ist  der  bürgerliche  Prozess  auch  bei  dem  (gewesenen) 
Soldaten. 

*  Der  transfuga  ist  pro  hoste  (Dig.  49,  16,  7).  Ausnahme:  Dig.  49,  16, 
-5,  8.  Im  hannibalischen  Krieg  werden  die  gewesenen  römischen  Bürger  ge- 
kreuzigt, die  gewesenen  Latiner  geköpft  (Liv.  SO,  43,  13.  Yal.  Max.  6,  7,  12). 
Nach  Kaiserrecht  wird   der  Ueberläufer   gekreuzigt   oder  verbrannt  (Dig.  48« 
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2.  Die  Bürger  einer  in  den  römischen  Bürgerverband  auf- 
genommenen Gemeinde  verlieren  durch  deren  Abfall  von  Rom  in 
republikanischer  Zeit  nicht  ohne  weiteres  das  Bürgerrecht,  wobei 
wohl  die  Erwägung  massgebend  gewesen  ist,  dass  dieser  Act  nicht 
ohne  Unterschied  jedem  Einzelnen  als  Delict  zur  Last  gelegt 
werden  kann.  Es  wird  vielmehr  für  die  Entziehung  des  Bürger- 
rechts ein  betreffender  Yolksschluss  gefordert  ^  Indess  scheint  diese 
mildere  Behandlung  nicht  überall  stattgefunden  zu  haben  >  und  die 
spätere  Rechtsordnung  stellt  diese  Personen  den  Ueberläufern 
gleich^.  Den  einzelnen  Rom  treu  Gebliebenen  wird  das  Personal- 
recht in  angemessener  Weise  restituirt*.  Die  weiteren  Strafen 
wenden  hier,  wie  bei  allen  Massenverbrechen,  sich  regelmässig 
nur  gegen  einzelne  aufgewählte  Individuen. 

3.  Unter  dem  Landesverrath  (proditio)^  welcher  Fall"  bei  dem 
Staatsverbrechen  an  der  Spitze  steht*,  wird  hauptsächlich  verstanden 
die  Auslieferung   eines  römischen  Platzes*   oder  eines  römischen 


Abfall. 


19,  8,  2.  1.  38,  1.  49,  16,  8,  10,  wo  die  furca  an  die  Stelle  des  Kreuzes  getreten 
ist),  lieber  die  Frage,  in  wie  weit  ein  jeder  ihn  tödten  darf,  ist  bei  dem 
Mord  gesprochen. 

»  Livius  26,  88.    St  K.  8,  139.  828. 

*  In  Betreff  Capaas  ist  ein  solches  Plebiscit  nicht  ergangen;- auch  zeigt 
die  Verhandlung  Liv.  26,  88,  dass  über  dessen  Nothwendigkeit  Zweifel  be- 
standen. 

*  Paulus  Dig.  4,  5,  5,  1:  gut  deficitmt  capite  mimiuntwr  (defi<^€  autem 
dicuntur,  qui  ab  hisy  quorum  sub  imperio  suntj  desisttmt  etinhostium  numerum 
86  conferunt  .,..,)  uUque  usque  eo,  ut  civiiatem  anUttant,  Die  Anwendung, 
die  Sulla  davon  auf  die  rebellischen  Gemeinden  machte  (Cicero  de  domo  80,  79 ; 
pro  Caec.  88,  97),  ist  correct,  selbstverständlich  wenn  die  obsiegende  Partei  als 
legitim  anerkannt  wird. 

^  Liv.  28, 31, 10 :  de  trecentis  equitibus  Campwnis^  qui  in  Sicilia  cum  fide  stipen- 
diia  emeritis  Bomatn  venerant,  latum  ad  popuXum^  ut  cives  Eomani  essent,  item 
uU  municipes  Cum^ni  essent  pridie  quam  populus  Campanus  a  populo  lUnnano 
defecisset. 

*  Das  zeigen  die  Aeusserungen  bei  Dionysius  (S.  589  A.  8)  und  bei  Tacitus 
ann.  1,  72,  auch,  wie  es  scheint,  in  den  Zwölftafeln  (S.  540  A.  3).  Wie  weit  der 
Begriff  erstreckt  ward,  steht  dahin. 

*  Dig.  48,  4,  8:  (qui)  arcem  tenuerit  (sehr,  etwa  tr<ididerit)  atU  castra  ocm- 
cesserit.  So  behandelt  die  Legende  die  Auslieferung  des  Capitols  an  die  ßabiner 
.durch  den  Vater  der  Xarpeia  als  Landesverrath  (Dionysius  2, 88;  PlutarchRom.  17). 
Wegen  Ueberlieferung  der  Stadt  Vaga  an  den  König  Jugurtha  wurde  dem 
Oommandanten  T.  Turpillius  Silanus  kriegsrechtlich  der  Prozess  gemacht 
(Plutarch  Mar.  8:  ^o/fv  attiav  n^oSoalas]  Sallast  lug.  69)  und  derselbe,  da  er 
als  Latiner  das  Provocationsrecht  nicht  hatte,  enthauptet. 

85* 


Laadet- 
Temtb. 


548  Viertes  Bach.    Die  eimtelnen  Delicte. 

Gebiets  ^  oder  einer  römischen  Truppe'  oder  eines  einzelnen  Bürgers* 
an  den  Landesfeind. 

4.  Einverständniss  mit  dem  Landesfeind  ist  StaatSTerbrechto, 
in  welcher  Weise  immer  es  beth/ltigt  werden  mag^,  sei  es  durch 
Unterstützung  mit  Eriegsmitte]n  ^,  sei  es  durch  Kundschaft  oder 
Rathschlag  ^,  sei  es  durch  Verhinderung  der  Gefangennahme  eines 
feindlichen  Mannes^.  In  der  Spätzeit  ist  die  Anweisung  des 
Barbaren  zum  Schiffbau  Capitalverbrechen  ^.  Selbst  die  Be- 
handlung der  Perduellion  mit  Hinwegsetzung  über  die  Provoealion 
wie  bei  dem  Ueberlaufer  (S.  43)  ist  als  in  diesem  Fall  zulässig 
noch  am  Ausgang  der  Republik  vertheidigt  worden*. 


^  Dig.  48,  4,  10:  cuius  ope  consüic  dolo  malo  provincia  vd  civüas  hosübtu 
prodüa  est. 

*  Dig.  48, 4,  4 :  cwus  dolo  maJo  exercüus  populi  Botnani  in  insidicu  dedudus 
ho9iibu8ve  proditus  erit  Ebenso  Cicero  de  or.  2,  39,  164;  Tacitas  ann.  1,  72; 
Paulas  5,  29,  1. 

*  Zwölftafelgesetz  (S.  540  A.  8):   gut  civem  hosti  tradiderü. 

*  Bestechung  durch  einen  ausländischen  Herrscher  (Val.  Max.  3,  7,  8).  — 
Einverständniss  eines  vornehmen  Makedon iers  mit  dem  zum  Krieg  rüstenden 
König  von  Thrakien:  Tacitus  ann.  3,  38. —  Einverständniss  eines  Römers  mit 
einem  Rebellenführer:  Tacitus  ann.  4,  13.  —  Einverständniss  der  Wittwe 
Stilichos  Irma  mit  Alarich:   Zosimus  5,  38. 

*  Dig.  48,  4,  4:  cuius  opera  dolo  malo  hostea  p.  R.  covMneatu  armis  tdtB 
■equis  pecunia  aliave  qua  re  adiuii  erunt  ....  cuius  opera  dolo  malo  factum 
erit,  quo  magis  ohsides  pecunia  iumetita  hosUbus  p,  B,  dentur.  Unter  dem 
Principat  wird  namentlich  die  Ausfuhr  von  Waffen  über  die  Reichsgrenze 
(Erlass  Marcians  vom  J.  455/7.  Cod.  4,  41,  2)  und  überhaupt  von  Eisen  (Paulus 
Dig.  39,  4,  11;  Cod.  4,  41,  2;  Procopius  b.  Pers.  1,  19)  bei  Capitalstrafe  unter- 
sagt Wenn  dies  auch  auf  Getreide  und  Salz  erstreckt  wird  (Paulus  a.  a.  O.X 
so  sind  diese  Verbote  doch  wohl  abhängig  von  besonderen  Umständen;  in  dem 
Krieg  gegen  Tacfarinas  wurden  wegen  Unterstützung  desselben  mit  Getreide 
römische  Bürger  angeklagt  (Tacitus  ann.  4,  13).  Valentinlan  I.  verbietet  die  Gold- 
ausfuhr über  die  Grenze  bei  Todesstrafe  (Cod.  4,  63,  2). 

*  Dig.  48,  4,  1,  1:  qui  hosUbus  p,  B,  nuntium  litterasve  miserit  signumve 
dederit^  feceritve  dolo  malo,  quo  hostes  p.  B.  consilio  iuventur.  Ein  Beispiel 
Sidonius  ep.  1,  7,  5. 

'^  Dig.  48,  4,  4:  factumve  dolo  maHo  cuius  dicitur,  qtio  minus  hostes  in 
potestatem  p.  B,  venicmt.  Dahin  gehört  die  Freigebung  der  gefangenen  Piraten, 
die  Cicero  (Verr.  1.  5,  5,  11)  dem  Verres  vorwirft  und  der  dem  flüchtigen  Feind 
gewährte  Schutz  (Dig.  48,  19,  40).  In  dem  letzteren  Fall  wird  wer  ihn  bei  sieb 
verborgen  hat,  mit  Deportation,  der  Mitwisser  mit  Relegation  bestraft 

8  Verordnung  Theodosius  II.  vom  J.  419.    C.  Th.  9,  40,  24  =  lust  9,  47,  25. 

*  Dass  Verres  den  römischen  Bürger  P.  Gavius  als  Kundschafter  (spectt^ 
laU>r)  der  Piraten  ans  Kreuz  schlagen  Hess  (Cicero  Verr.  5,  62.  63.  64),  war 
ohne  Zweifel  ein  Justizmord;  aber  bei  erwiesener  Strafthat  hätte  der  Magistrat 
wohl  also  verfahren  dürfen. 
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5.  Herbeiführung  oder  Förderung  einer  Bekriegung  Roms* 
ist  ebenfalls  Landesverrat!! ,  wohin  auch  gehört  die  Veranlassung 
eines  verbündeten  Staats  zum  Abfall  von  Rom*  und  die  Er- 
leichterung des  Abfklls  durch  Beseitigung  der  gestellten  Geiseln^. 

6.  Hieran  schliesst  sich  die  Behandlung  des  Bannbruchs.   Der-  Bannbroch. 
jenige  Nichtbürger,  welchen  ein  römisches  Gesetz  durch  Unter- 
sagung von  Feuer  und  Wasser  aus  dem  römischen  Gebiet  verbannt 

hat,  ist  damit,  auch  wenn  er  einer  befreundeten  Gemeinde  ange- 
hört, nicht  bloss  von  dem  deren  Bürgern  zukommenden  Rechts- 
schutz ausgeschlossen,  sondern  er  wird  auch,  wenn  er  trotz  des 
Bannes  römischen  Boden  betritt,  gleich  dem  Angehörigen  einer 
mit  Rom  kriegführenden  Gemeinde  behandelt.  Nachdem  in 
sullanischer  Zeit  im  Weg  der  TJntersagung  von  Feuer  und  Wasser 
gegen  römische  Bürger  die  Verbannung  aus  Italien  unter  die  Straf- 
mittel eingetreten  war,  muss  der  Bannbruch  auch  in  diesem  Fall  , 
als  Perduellion  behandelt  und  der  Bannbrüchige  selbst  so  wie  wer 
ihn  aufnimmt  oder  sonst  ihm  Vorschub  leistet  dem  entsprechend  ^ 
bestraft  worden  sein.  Ueber  die  Execution  dieser  Interdiction  ist 
bei  der  Todesstrafe  gehandelt. 

n.   rmstnrz  der  Verfassung. 

Eine  von  Rechtswegen   unabänderliche  staatliche  Anordnung unutan  der 
ist   ein  Widerspruch   im  Beisatz.     Das  Gemeinwesen  kann  wohl    "p*^"- 

famiselieii 

durch  einen  zweiseitigen  Act  sich  auf  ewige  Zeit  binden ,  welche  yerfurang. 
Auffassung  dem  Intemationalvertrag  zu  Grunde  liegt,  aber  so  wenig 
der  Testator  sich  selber  verbieten  kann  sein  Testament  umzustossen, 
so  wenig  kann  die  Gemeinde  durch  einseitigen  Act  sich  rechtlich 
der  Befugniss  begeben  ihren  Willen  späterhin  zu  ändern.  Es  drückt 
sich  dies  äusserlich  darin  aus,  dass  die  sittliche  und  religiöse  Be- 
stärkung durch  magistratischen  oder  gemeindlichen  Eid  der  Regel 


1  Zwölftafelgesetz  Dig.  48,  4,  3:  qui  hostem  concitaverü.  Dig.  48,  4, 
1,  1:  (cuius  opera  consilio  nudo  consilmm  inüum  erit),  quo  guis  contra  rem  p, 
arma  ferat.  Paulus  5,  29,  1 :  cuius  ope  consilio  adversus  imperatorem  vel  rem  p, 
arma  mota  sunt.  Das  tribunicische  Verfahren  gegen  M.  Aemilius  Scaurus 
während  des  Bundesgenossenkrieges  geht  auf  hdli  concitati  crim^en  (Asconius 
in  Scaur.  p.  21). 

^  Dig.  48, 4,  4:  cuius  dolo  modo  factum  erit,  quo  rex  exterae  noHonis  populo 
B,  minus  obtemperet  [exterijve  ex  amicis  hostes  populi  B.  fiafU  (so  etwa  ist 
zu  lesen). 

*  Dig.  48,  4,  1,  1:  cuius  opera  dolo  malo  factum  erit,  quo  obsides  iniussn 
princ%pis  interciderent.    1.  4  (S.  548  A.  5). 
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nach  nur  bei  zweiseitigen  Gemeindeacten  hinzutritt*.  Auch 
praktisch  haben  die  Römer  dieses  Gesetz  der  Logik  im  wesentr- 
lichen  eingehalten.  Zwar  hat  der  Volksschluss  häufig  sich  als 
unabänderlich  bezeichnet  und  den  Versuch  der  Aufhebung  oder 
der  Abänderung  mit  Strafe  bedroht ;  aber  diese  Erklärungen  haben 
ebenso  wenig  Rechtsfolge  wie  die  private  Bezeichnung  des  Willens 
als  des  letzten";  ein  solches  Gesetz  unterliegt  der  Aufhebung 
nicht  minder  als  das  nicht  also  verclausulirte  und  nicht  einmal 
dafür,  dass  ein  vergeblicher  Versuch  es  aufzuheben  die  im  Gesetz 
angeordnete  Strafe  herbeiführt ,  giebt  es  thatsächliche  Belege. 
Der  Wille  der  Gemeinde  ist  und  bleibt  wandelbar  und  der  Ver- 
such einen  solchen  Wandel  herbeizuführen  kann  abgewiesen,  aber 
nicht  bestraft  werden'. 

Insofern  kennt  das  römische  Staatsrecht  den  Umsturz  der 
Verfassung  als  Perduellionsfall  nicht;  der  Versuch  die  bestehende 
Staatsform  zu  ändern  ist  an  sich  legal,  obwohl  in  den  angewandten 
Mitteln  eine  Gesetzverletzung  liegen  kann.  Aber  es  giebt  eine 
\  Ausnahme :  der  Versuch  das  einheitliche  und  lebenslängliche  König- 
thum  wieder  herzustellen*  oder  eine  gleichartige  Magistratur  her- 


^  Wo,  abgesehen  von  den  internationalen  Gesetzen,  die  eidliche  Be- 
stärkung eines  solchen  vorkommt,  betrifft  dasselbe  durchgängig  die  Feststellung 
▼on  Privatrechten,  namentlich  privaten  Bodeneigenthuras ;  so  hei  der  Gründung 
von  Golonien,  bei  Gaesars  Ackergesetz  und  ähnlichen  Acten  (St  R.  3,  362. 
885  A.  1).  Die  Unabänderlichkeit  ist  hier  darin  begründet,  dass  die  Privat- 
rechte  der  Gewalt  der  Volksgemeinde  nach  der  ursprünglichen  Auffassung  nicht 
unbedingt  unterworfen  sind,  Freiheit  und  Eigenthum  dem  römischen  Bürger 
auch  durch  Gomitialbeschluss  nicht  nach  Willkür  genommen  werden  kann; 
ein  solches  Gesetz  also  in  gewissem  Sinn  ein  zweiseitiger  Act  ist.  Nicht  gleich- 
artig ist  der  den  Magistraten  bei  dem  Amtsantritt  abverlangte  Eid  auf  ge- 
wisse Gesetze  (St.  R.  1,  620);  dieser  geht  nicht  auf  die  Unabänderlichkeit 
des  Gesetzes,  sondern  auf  gewissenhafte  Einhaltung  desselben  während  des 
Amtjahrs. 

"  Dies  ist  weiter  ausgeführt  St.  R.  3,  360  fg. 

■  Die  Bezeichnungen  dafür  sind  regnum  occupare  (Varro  5>  157;  Cicero 
de  re  p.  2,  55,  60  und  sonst)  oder  appetere  (Cicero  Lael.  11,  36;  Phil.  2,  44, 114, 
de  dom.  38,  101)  oder  affectare  (Yal.  Max.  5,  8,  2;  Plinius  h.  n.  34,  4,  15.  c.  6, 
30;  Quintilian  5,  9,  13.  c.  13,  24  und  später  häufig);  rv^wCdi  iniTf&iai^ai 
(Diodor  12,  37)  oder  in&ßdXXsa&ai  (Diodor  15,  35).  Die  euphemistische  Be- 
zeichnung des  Umsturzes  als  'Neuerung'  (res  novae\  die  sich  schon  bei  Cicero 
(Cat  1,  1,  3:  Sp.  MaeHum  novis  rebus  studtntem)  findet  und  namentlich  später- 
hin geläufig  wird  (zum  Beispiel  Tacitus  ann.  14,  62.  16,  7.  bist.  1,  7.  4,  38. 
49),  greift  viel  weiter  und  gehört  der  Politik  an,  nicht  dem  Strafrecht. 
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beizuführen ^  ist  nicht  bloss  gesetzlich  als  Perduellion  bezeichnet' 
sondern  auch  bestärkt  worden  durch  den  von  den  Bürgern  für  sich 
und  ihre  Kachkommen  geleisteten  Eid  nie  wieder  einen  König  oder 
eine  gleichartige  Magistratur  dulden  zu  wollen^.  Hier  unterlag 
die  rechtliche  Logik  der  politischen  Leidenschaft.  Rechtlichen 
Ausdruck  findet  dieses  Strafgesetz  in  den  historischen  oder  min- 
destens annalistischen  Berichten  über  die  Perduellionsprozesse  gegen 
Sp.  Cassius  268/486  und  M.  Manlius  369/385*.  —  Aber  es  blieb 
nicht  bei  der  Einreihung  dieser  Acte  in  das  Strafrecht.  An  die 
gesetzliche  Bestimmung,  dass  der  Versuch  der  Wiederherstellung 
des  Eönigthums  dem  Landesverrath  gleich  zu  bestrafen  sei,  knüpfte 
sich  in  der  Parteidoctrin  der  republikanischen  Legitimisten  die 
Rechtstheorie,  dass  ein  jeder  Bürger  berechtigt  und  verpflichtet  sei 
denjenigen,  welcher  nach  solcher  königlichen  Gewalt  strebe  oder 
gar  sie  schon  erlangt  habe,  ohne  vorheriges  Rechtsverfahren  nieder- 
?umachen.  Dass  jene  Gesetze  die  Erneuerung  der  Monarchie  mit 
Sacration  belegt  hatten,  rechtfertigt  diese  Folgerung  nicht,  denn 
wie  im  folgenden  Buch  gezeigt  werden  wird,  ist  diese  nichts  als 


^  Cicero  de  re  p.  2,  27,  49:  nostri  omnes  reges  dixenmt  qui  aoU  in  populo 
verpetuam  potestatem  haberent,  wo  die  constitutiven  Elemente  der  Republik, 
die  CoUegialitftt  und  die  Annuität  der  Magistratur  treffend  hervorgehoben 
werden.  Die  technische  Bezeichnung  der  königsgleichen  Magistratur  in  dem 
späteren  Staatsrecht  ist  die  des  Magistrats  ohne  Provocation  (Cicero  de  re  p.  2, 
31,  54.   Liv.  3,  55  (A.  2). 

•  Livius  2,  8,  2  (vgl.  Dionys.  5,  19.  Plutarch  Popl.  11.  12;  St.  R.  2,  16) 
giebt  dies  als  valerisches  Gesetz  nach  dem  Sturz  der  Eönigsherrschaft  de 
sacrando  cum  bonis  capite  eius^  qui  regni  occupandi  consilia  inisset  und  wiederholt 
dasselbe  3,  55  in  Beziehung  auf  den  Decemvirat  in  zwiefacher  Form,  einmal 
als  consularisches  Gesetz :  qui  (magistratum  sine  provocatione)  creasset^  eum  ius 
fasque  esset  occidi  neve  ea  caedes  capitalis  noxae  haberetur,  sodann  als  Plebiscit: 
(m<)  qui  .  .  .  magistratum  sine  provocatione  creasset,  tergo  ac  capite  puniretur. 
Ohne  Zweifel  ist  hier,  zumal  da  zugleich  Über  das  Verhältniss  des  Plebiscits 
zum  eigentlichen  Gesetz  gehandelt  wird,  derselbe  Rechtssatz  in  zwei  ver- 
schiedenen Formen  historisirt.  Der  Sache  nach  laufen  beide  auf  dasselbe 
hinaus,  die  Perduellionsklage  und  deren  Execution. 

•  Liv.  2,  1,  9 :  Brutus  . .  .  populum  . .  .  iure  iurando  adegit  neminem  Bomae 
passwros  regnare.    Plutarch  Popl.  11. 

^  Beide  Erzählungen ,  die  in  meinen  R.  F.  2,  153  fg.  eingehend  erörtert 
sind,  sind  legendarisch  und  die  erste  insofern  denaturirt,  als  das  Hineinziehen 
der  quaestores  parriddii  in  den  Staatsprozess  sich  nicht  rechtfertigen  lässt  (S.  155 
A.  3);  aher  dass  in  der  römischen  Rechtstheorie  dieser  Perduellionsfall  seine 
Stelle  gefunden  hat,  ist  nicht  zweifelhaft.  Einen  geschichtlichen  Anlauf  zur 
Einleitung  eines  solchen  Prozesses  meldet  Appian  b.  c.  2,  108. 
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die  Androhung  der  Capitalstrafe,  und  der  Vollstreckung  derselben 
muss  auch  hier  von  Rechtswegen  die  gerichtliche  Verurtheilung 
voraufgehen'.  Aber  in  dem  an  das  Gesetz  angeschlossenen  Erb- 
eid konnte  allerdings  nicht  die  rechtliche,  wohl  aber  die  sitt- 
liche und  politische  Verpflichtung  gefunden  werden  einen  solchen 
König  ohne  weiteres  dem  Landesfeind  gleich  zu  behandeln;  was 
denn  freilich  nichts  anderes  war  als  die  für  diesen  Fall  politisch 
in  Aussicht  genommene  Revolution.  Niedergelegt  ist  diese  legi- 
timistische  Parteidoctrin  in  der  Legende  von  der  Tödtung  des 
amtlosen  Sp.  Maelius  durch  den  ebenfalls  amtlosen  C.  Servilius 
Ahala  im  Wege  des  Meuchelmordes^;  und  praktisch  ist  ihr  der 
grösste  Römer  zum  Opfer  gefallen^,  welche  Tödtung  allerdings  die 
nachfolgenden  Gewalthaber  mit  Mordprozessen  ahndeten*.  Mit 
dem  eflfectiven  Strafrecht  hat  diese  Theorie  und  diese  Praxis  nichts 
zu  schaffen. 

Umsturz  der         lu  gleicher  Woiso  wie  die  patricische  Republik  und  deutlich 
pieb^iacheu  ^^^^jj  ij^^^jj^  Muster  hat  sich  auch  die  Plebejergemeinschaft  con- 

Conatltiition. 

stituirt.  Ihren  autonomen  Satzungen,  welche  die  Kraft  von  Gemeinde- 
beschltissen  von  Rechtswegen  nicht  hatten,  verlieh  sie  nicht  bloss 
die  der  Aechtung  des  Königthums  durch  Beschluss  der  Gesammt- 
gemeinde  beigelegte  capitale  Sanction*,  sondern   gab  ihnen  auch 


^  Das  Missverständniss  der  Sacratioiii  als  ob  dabei  der  Prozess  wegfalle, 
wie  es  zum  Beispiel  bei  Plutarch  Popl.  11  sich  findet,  mag  von  späteren  Bericht- 
erstattern in  die  Erzählung  hineingezogen  worden  sein;  die  Mörder  selbst  hat 
nicht  die  Sacration  bestimmt,  sondern  der  £idschwur  (A.  8). 

^  Der  paradigmatische  Werth  dieser  Erzählung  (vgl.  über  dieselbe  meine 
Ausführung  R.  F.  2,  199  fg.)  wird  durch  die  spätere  Einfügung  der  Dictatur 
und  des  Reiterführeramtes  verdunkelt.  Sie  ist  das  genaue  Programm  für  die 
Ermordung  Caesars,  einschliesslich  des  Meuchelmords. 

'  Appian  b.  c.  2,  119:  (die  Mörder  Caesars)  rov  Bqovtov  tov  naJiai  xal 
Tüh  tÖ7€  (T(fCaiv  ofjitofjioOfiivmv  inl  rotg  ndXat  ßaa^XeOaiv  dvffiCfivriaxov, 

^  Vgl.  S.  199  A.  3.  Auch  in  der  Ahala  -  Legende  fehlt  die  criminelle 
Ahndung  der  That  nicht  (Cicero  de  domo  32,  86,  de  re  p.  1,  4,  6;  Liv.  3,  21). 

^  Sacratae  leges  swnt,  sagt  Festus  p.  318,  quibus  sandurn  est  qui  quid 
adver SU8  eas  fecerit,  sacer  alicui  deorum  sit  cum  fanUlia  pecuniaque  sunt^  qtii 
esse  dicant  sacratas,  quas  plehes  iurcUa  in  inonie  sacro  sciverit.  Was  Festus 
hier  sagt,  dass  unter  den  leges  sacratae  zunächst  die  die  Plebs  constituirenden 
autonomischen  Beschlüsse  verstanden  werden,  bestätigt  Cicero  de  leg.  2,  7,  18, 
pro  Tüll.  47,  und  bei  Asconius  in  Cornel.  p.  75;  ferner  Asconius  a.  a.  0.  und 
Livius  2,  54,  9.  8,  32,  7.  5,  11,  3.  39,  5,  2,  wogegen  er  2,  33,  3  dieselben 
als  einheitliche  Constitution,  als  sacrata  lex  fasst;  ebenso  wie  sie  Festus 
p.  318  lex  tribimicia  prima  nennt  —  Allerdings  giebt  es  ausser  dieser  ple- 
bejischen Constitution  noch  andere  leges  sacratae,  so  das  Verbot  der  privüegia 
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durch  einen  gleichartigen  Erbeid  den  Stempel  der  Unabänderlich- 
keit^. Diese  im  eminenten  Sinn  als  leges  sacratae  bezeichnete 
plebejische  Constitution  umfasste  den  Ausschluss  der  Patricier 
von  der  Vorsteherschaft  der  Plebejergemeinde*;  die  tribunicische 
Unverletzlichkeit  * ;  die  tribunicische  Intercession  (S.  556  A.  2) ;  die 
tribunicische  Redefreiheit  (S.  563  A.  2),  wesentlich  also  den  In- 
begriff derjenigen  Rechte  für  ihre  Vorsteher,  welche  nach  der 
Staatsordnung  den  patricischen  Magistraten  zukamen^.  Durch 
den  Eid  verpflichteten  sich  die  Plebejer  für  alle  Zukunft  weder 
Verletzung  noch  Abschaffung  dieser  Rechte  zu  dulden.  Ver- 
letzungen derselben  und  darauf  gegründete  Perduellions-  oder 
Majestätsklagen  sind  oft  vorgekommen,  wie  weiterhin  ausgeführt 
werden  wird;  $ber  ein  directer  Angriff  auf  die  Constituirung  der 
Plebs,  der  mit  dem  Versuch  der  Wiedereinführung  der  Monarchie 
gleichgestellt  werden  könnte,  hat  nie  stattgefunden  ^.   Die  Drohung 


(Cicero  de  domo  17,  43;  pro  Sest.  80,  65);  das  icilische  Gesetz  über  den 
Aventin  (S.  557  A.  3);  ein  Gesetz  gegen  militärische  Degradation  vom 
J.  412/342  (S.  557  A.  3),  auch  wohl  das  im  J.  397/857  beschlossene  Plebiscit  mit 
capitaler  Sanction,  ne  quis  postea  populum  sevocaret  (Liv.  7,  16,  8;  St.  R.  3, 
381  A.  2).  Endlich  wird  im  militärischen  Sprachgebrauch  die  Ladung  der 
Wehrpflichtigen  bei  Lebensstrafe  bezeichnet  als  Ladung  lege  sacrata  (S.  44 
A.  2).  —  Der  Beisatz,  welcher  diese  leges  vor  den  übrigen  auszeichnet,  geht 
wahrscheinlich,  wie  es  die  Wortbedeutung  fordert  und  Festus  geradezu  sagt, 
auf  die  in  der  Sacrationsformel  enthaltene  capitale  Sanction,  schliesst  also  alle 
minderen  Delicte  aus.  Dass  er  überwiegend  von  den  constitutiven  Ordnungen 
der  Plebs  gebraucht  wird,  rührt  vermuthlich  davon  her,  dass  die  Rechts- 
beständigkeit dieser  Plebiscite,  das  heisst  iHre  Capitalsanction  in  dem  lang- 
wierigen Ständekampf  hatte  erstritten  werden  müssen,  während  diejenige  für 
Landesverrath  und  Mord  niemals  in  Frage  gestanden  hatte. 

*  Festus  p.  318  (S.  552  A.  6)  und  ebendaselbst  unter  sacrosanctus,  Livius 
3,  55,  6. 

*  Cicero  de  prov.  cons.  19,  46;  pro  Sest.  7,  16.    Liv.  5,  11,  3. 

*  Cicero  pro  TuUio  47  fg. :  (lex  anUqua)  de  legibus  sacratis ,  qtiae  iubecU 
impune  occidi  cum  qui  iribunum  pl^s  puhaverit  und  a.  St  m.  Insofern  werden 
die  Beamten  der  Plebs  bezeichnet  als  scurosancti.    St.  R.  2,  286.  298. 

*  Vielleicht  sind  weitere  hier  eingreifende  Vorschriften  uns  unbekannt 
geblieben,  namentlich  ist  die  Perpetuität  des  Volkstribunats ,  auf  der  die  der 
Plebs  beruht,  staatsrechtlich  nicht  gesichert,  da  den  plebejischen  Ordnungen 
das  Interregnum  mangelt.  Aber  eher  wird  bei  dieser  Lücke  darauf  zu  recurriren 
sein,  dass  die  plebejische  Constituirung  nichts  ist  als  die  formulirte  Revolution 
und  diese  sich  selber  schützt,  auch  wenn  der.  Schutz  nicht  formulirt  ist. 

^  Die  tribunicische  Selbsthülfe  in  dem  Fall  des  Metellus  (S.  46)  hat  mit 
dem  plebejischen  Eidschwur  nichts  zu  thun;  der  Volkstribun  thut  nichts  als 
dass  er  den  Perduellis  als  solchen  bestraft 


der 
Monavehi«. 
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mit  eventueller  Revolution  hat  in  diesem  Fall  genügt,  um  den  An- 
griff auf  die  plebejische  Sonderstellung  und  im  Rückschlag  dagegen 
die  Revolution  selbst  abzuwenden. 

Verhalten  Die  patricischeu  wie  die  plebejischen  Strafgesetze  hinsichtlich 

des  Versuchs  die  bestehende  Verfassung  zu  ändern  wurden  ausser 
Kraft  gesetzt  durch  Caesars  Dictatur  und,  nachdem  die  legiti- 
mistischen  Dolche  den  Monarchen,  aber  nicht  die  Monarchie  be- 
seitigt hatten,  durch  die  augustische  einheitliche  und  lebensläng- 
liche Staatsoberhauptschaft,  den  Principat.    Aber  dieser  Principat 
selbst  hat  rechtliche  Perpetuität  weder  gehabt  noch  erstrebt  und 
insofern  ist  der  RechtsbegrifF  des  Umsturzes  der  Verfassung  auf 
ihn  nicht  anwendbar.   Ist  durch  Abdankung  oder  Tod  die  Herrscher- 
stelle erledigt,  so  kann  ohne  Rechtsverletzung  ein  Anderer  dieselbe 
einnehmen ;  ein  principieller  Rechtsgang  besteht  für  die  Nachfolge 
^  nicht,  weder  eine  Erbfolge  noch  eine  Wahlordnung  ^   Der  Versuch, 
'  den  Princeps   sei   es  durch  Zurückführung  der   republikanischen 
'   Staatsordnung  ^,  sei  es  durch  eine  andere  Person  ®  aus  seinem  Amte 
•  zu  verdrängen,  ist  das  schwerste  aller  Majestätsverbrechen,  aber 
\  rechtlich  nur  insofern,  weil   er   die  Lebenslänglichkeit   des   der- 


^  Eine  Scheidung  der  legitimen  und  der  nicht  legitimen  Herrscher  (nach 
dem  späteren  Sprachgebrauch  der  tyranni,  welche  Benennung  schon  Cicero 
de  re  p.  2,  27,  49  als  die  griechische  des  rex  tmt^us  bezeichnet  und  die  dann 
in  der  Spätzeit  für  die  illegitimen  römischen  Herrscher  gebraucht  wird,  so 
von  Constantin  für  Licinius  G.  Th.  15,  14,  1)  besteht  allerdings,  insofern  der 
formale  Träger  der  Souveränetät  in  der  Eaiserzeit  der  Senat  ist  und  als 
legitim  jeder  Herrscher  gilt,  welcher  diesem,  wenn  auch  nur  auf  kürzeste  Zeit, 
als  solcher  gegolten  hat.  Dies  zeigt  am  deutlichsten  die  Behandlung  der  beiden 
älteren  Gordiane. 

'  Revolutionäre  Wiederherstellung  der  Republik  hat  wohl  nur  nach  Neros 
Katastrophe  Clodius  Macer  in  Africa  versucht.  Aber  die  Stellung  der  Re- 
gierung gegenüber  den  republikanischen  Tendenzen,  wie  sie  Tacitus  ann.  16,  22 
scharf  und  treffend  charakterisirt,  tritt  namentlich  zu  Tage  in  den  littera- 
rischen Verfolgungen,  dem  Einschreiten  wegen  der  Verherrlichung  der  Gaesar- 
mörder  (Gremutius  Gordus  unter  Tiberius:  Tacitus  ann.  4,  S4.  35.  Dio  57,  24 
Sueton  Tib.  61)  und  Gates  (Tacitus  dial.  2),  ja  wegen  der  rhetorischen  Decla- 
mationen  gegen  den  Tyrannen  (Dio  59,  20.  67,  12.    Juvenal  sat.  7,  204). 

*  Dies  wird  bezeichnet  als  imperium  citpere  (Tacitus  ann.  12,  42),  tyranni- 
dein  adfectare  (vita  Pii  7),  seit  dem  3.  Jahrh.  meistens  mit  dem  Ausdruck  ;mr- 
puram  sumere  (St.  R.  1,  483)l  Gleichartig  ist  das  Auftreten  unter  dem  falschen 
Namen  eines  früheren  Kaisers,  wie  dies  namentlich  nach  Neros  Tode  mehr- 
fach vorkam,  und  selbst  das  Auftreten  unter  dem  falschen  Namen  einer  zur 
SuccesBion  geeigneten  Persönlichkeit,  wie  des  Agrippa  Postumus  (Tacitus 
ann.  2,  89.   40). 
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zeitigen  Herrschers  antastet,  nicht  als  Angriff  auf  das  Amt,  sondern 
als  Angriff  auf  den  Beamten.  Thatsächlich  ist  also  wohl  auf  die  . 
unabänderliche  Republik  die  ebenfalls  unabänderliche  Monarchie 
gefolgt;  aber  die  kühle  und  logische  Politik  des  Augustus  hat  das 
leidenschaftliche  Vorgehen  der  ständischen  Revolutionen,  die  Aus- 
treibung der  Tarquinier  und  die  Schaffung  des  Plebejerstaats,  nicht 
nachgeahmt  und  weder  durch  Gesetz  noch  durch  Eid  es  unter- 
nommen den  Staat  für  alle  Ewigkeit  zu  monarchisiren.  Aller* 
dings  ist  damals  das  zum  Verbrechen  der  Söhne  geworden,  was 
den  Vätern  als  Bürgerpflicht  gegolten  hatte;  aber  unter  den 
Perduellionsfällen  des  Strafrechtes  kann  wohl  der  Umsturz  der 
Republik  aufgeführt  werden,  nicht  aber  der  Umsturz  des  Princi- 
pats^  Erst  für  die  diocletianische  Monarchie  wird  diese  Auf^f 
fassung  sich  geändert  haben;  in  dieser  Spätzeit  aber  und  bei  der 
damals  bestehenden  Gestaltung  des  Reiches  ist  die  republikanische 
Ordnung  so  völlig  unmöglich  und  so  gänzlich  vergessen,  dass  die 
Monarchie  weniger  principiell  fundamentirt  ist  als  selbstverständ- 
lich, und  jede  Umwälzung  auftritt  als  lediglich  personal. 

in.  Verletzung  der  Beamten-  und  der  Friesterpflieht. 

Dass  jede  ernste  Verletzung  der  Verfassung  von  Seiten  eines  Be-  B«uiten- 
amten,  zum  Beispiel  der  Kriegsbeginn  ohne  Auftrag  oder  die  Fort-  **"***■ 
führung  des  Amtes  über  die  gesetzliche  Endfrist  hinaus,  und  jeder 
schwerere  Bruch  der  Amtspflicht,  zum  Beispiel  feige  Flucht  des 
Feldherm  vor  dem  Feind,  als  Perduellion  oder  Majestätsverbrechen 
bestraft  werden  kann,  und  dass  von  den  Priestern  der  Gemeinde 
für  ihre  Obliegenheiten  dasselbe  gilt,  ist  selbstverständlich,  wenn 
auch  vielleicht  niemals  das  Strafgesetz  dies  ausdrücklich  formulirt 
hat.  Die  praktische  Anwendung  davon  liegt  vor  in  den  zahlreichen 
von  den  Volkstribunen,  nachdem  deren  Judicatur  unbestritten  fest- 
stand, wegen  solcher  Vorgänge  gegen  gewesene  Beamte  erhobenen 
capitalen  oder  nicht  capitalen  Rechenschaftsprozessen.  Die  einzelnen 
Klaggründe,  welche  anderweitig  zusammengestellt  worden  sind*,  im 


^  Das  Schweigen  der  Rechtsqiiellen  in  dieser  Hinsicht  ist  ein  sehr 
beredtes. 

*  St.  R.  2y  820  fg.  Erwähnt  mag  hier  werden  der  ausdrücklich  als  capi- 
taler  Perduellionsprozess  bezeichnete  gegen  den  Legaten  des  Consuls  L.  Cassius 
C.  Popillins  647/107  wegen  der  mit  dem  Feinde  abgeschlossenen  schimpflichen, 
aber  die  Tmppen  rettenden  Capituiation  (Schrift  ad  Her.  1,  15,  25.  4,  24,  34; 
Cicero  de  leg.  3,  16,  86). 
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Strafrecht  aufzuführen  erscheint  zwecklos,  da  sie  so  mannichfaltig 
sind  wie  die  Amtspflichten  überhaupt  und  da  bei  dem  Schwanken 
der  Strafe  von  der  capitalen  bis  zu  massiger  Geldbusse  und  bei  der 
völlig  in  das  Ermessen  der  Anklagebehörde  gestellten  Bemessung 
die  einzelnen  Fälle  wohl  geschichtlich  und  politisch,  aber  nicht 
P  strafrechtlich  belehrend  sind.  Von  Rechtswegen  fällt  unter  den 
\  Majestätsbegriff  jede  die  Würde  der  Magistratur  verletzende  Hand- 
lung^; in  der  Handhabung  aber  beschränkt  sich  die  Straf  klage 
oder  soll  wenigstens  sich  beschränken,  wie  dies  schon  hervorgehoben 
worden  ist,  theils  auf  die  schweren  Delicte,  für  welche  die  Coercition 
nicht  genügt,  theils  auf  diejenigen,  die  nicht  füglich  unter  andere 
Straf  klagen  gezogen  werden  können.  Wir  verzeichnen  eine  Anzahl 
in  unserer  geschichtlichen  oder  rechtlichen  Ueberlieferung  hervor- 
gehobener hieher  gehöriger  Fälle. 

1.  Dem  magistratischen  Verbietungsrecht  und  der  magistra- 
tischen Intercession  hat  der  Beamte  sich  zu  fügen.  Innerhalb  der 
durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen  ist  er  verpflichtet  die  an 
sich  berechtigte  Amtshandlung  zu  unterlassen,  wenn  ein  höher 
stehender  sie  ihm  verbietet  oder  ein  gleichberechtigter  oder  ein 
Volkstribun  dagegen  Einspruch  thut"  oder  wenn  durch  Justitium 
eine  allgemeine  Geschäftssperre  verfügt  ist®.  Jede  derartige  Com- 
petenzüberschreitung  nimmt  dem  fraglichen  Act  die  Rechtskraft, 
ist  indess  nicht  ohne  weiteres  strafbar;  nur  wenn  das  Verbot  von 
einem  Volkstribun  ausgeht,  kann  desswegen  die  Majestätsklage 
angestellt  werden*.     Bei   der   factischen  Beseitigung   des  Volks- 


*  Seneca  contr.  9,  2,  17:  lex  (maiestatis)  quid  oporteat  quaerity  aliae  quid 
liceat,  licet  ire  in  lupanar;  si  praecederUibus  fascibus  praetor  deducUur  in  lupanar, 
maiesUUem  laedet ....  licet  qua  q^tiis  velit  riesle  uH:  siprcuior  ius  in  veste  serviH 
vel  muUebri  dixerit,  violabit  maiestatem, 

s  Wegen  der  Modalitäten  des  Yerbietungsrechts  und  der  Intercession 
ist  auf  die  Auseinandersetzung  im  vorigen  Buch  (S.  462  fg.)  zu  verweisen. 
Ausdrücklich  wird  die  der  collegialischen  nachgebildete  tribunicische  Inter- 
cession den  leges  sacratae  (S.  552  A.  5)  nicht  zugezählt,  aber  ohne  Zweifel  ge- 
hört sie  dazu. 

'  Tribunicische  Androhung  der  Mult  für  Nichteinhalten  des  Justitium: 
Plutarch  Ti.  Gracch.  10. 

^  St.  R.  1,  287  fg.  Dergleichen  Prozesse  sind  zum  Beispiel  der  von  Livius 
43,  16  unter  dem  J.  585/169  berichtete  comitiale  auf  Perduellion  und  die 
Majestätsklage  vor  den  Geschwomen  gegen  C.  Cornelius  vom  J.  689/65,  weil  er 
einen  von  ihm  eingebrachten  Gesetzesvorschlag,  nachdem  die  intercedirenden 
Tribüne  dem  Diener  dessen  Verlesung  verboten  hatten,  selbst  verlas. 
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tribunats  unter  der  Kaiserherrschaft  ist  in  dieser  Epoche  die  Inter- 
cession  so  gut  wie  antiquirt^ 

2.  Die  zahlreichen  Normen  über  die  Grenzen  und  die  Hand- 
habung der  Gomitialgewalt ,  zum  Beispiel  die  Unzulässigkeit  des 
gegen  eine  einzelne  Person  gerichteten  Strafgesetzes,  sind  auf- 
zufassen als  Vorschriften  für  die  die  Gomitien  abhaltenden  Beamten 
und  wenn  dieselben  mit  einer  Strafsanction  versehen  sind,  fällt 
ihre  Verletzung  unter  das  Majestätsgesetz  *,  wogegen  dies  nicht  der 
Fall  ist,  wenn  sie  ohne  Strafsanction  auftreten  als  sogenannte  'un- 
vollständige Gesetze'. 

3.  Aehnliche  Strafdrohungen  begegnen  auch  hinsichtlich  der 
Ausübung  der  militärischen  und  der  übrigen  Beamtenrechte®. 

4.  In  republikanischer  Zeit  wird  den  Consuln  mit  tribunicischer 
Multirung  gedroht,  wenn  sie  nicht  rechtzeitig  ihr  Commando  an- 
treten *. 

5.  Die  Competenzüberschreitung  des  Statthalters  nimmt  in 
unseren  Rechtsquellen  eine  Sonderstellung  ein.  Wenn  an  sich  jeder 
dolose  Uebergriff  des  Beamten  über  seine  verfassungsmässige  Be- 
fugniss  hinaus  in  den  Kreis  des  Staatsverbrechens  gezogen  werden 
kann,  so  geschieht  dies  bei  den  Rechtslehrern  fast  ausschliesslich 
hinsichtlich  der  Uebergriffe  der  Statthalter,  ohne  Zweifel  weil  diese, 
sowohl  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  Republik  wie  in  der 
Kaiserzeit  factisch  die  Träger  der  feldherrlichen  Gewalt,  vor  allen 
übrigen  in  die  Lage  kamen  die  bestehende  Ordnung  zu  missachten, 
wie  denn  auch  in  der  That  alle  fundamentalen  Revolutionen  von 
solchen  Beamten  ausgegangen  sind.  Es  werden  in  dieser  Hinsicht 
die  folgenden  Fälle  namhaft  gemacht: 

a)  Ueberschreiten  der  Grenzen  der  Provinz  mit  den  von  dem 
Statthalter  befehligten  Truppen*^; 


^  St.  R.  2,  309.  Der  Princeps  übt  allerdings  noch  die  Intercession  kraft 
seiner  tribunicischen  Gewalt:.  St.  K.  2,  879. 

'  Dahin  gehören  die  Verbote  des  Privilegium  und  die  Abhaltung  der 
Gomitien  ausserhalb  Rom,  beide  mit  capitaler  Sanction  (S.  552  A.  5). 

'  Livius  7,  41  (vgl.  2,  55),  4  zum  J.  412/342:  lex  sacrcUa  miUtaris  lata  est^ 
ne  cuius  müitia  acripti  nomen  nisi  ipso  voknte  deleretur  aödiiumque  legiy  ne 
quiSf  uhi  ir^mnus  militum  fuisset,  postea  ordiwum  dttctor  esset  Auch  hier 
war  die  Sanction  capital.  Dasselbe  gilt  von  dem  Gesetz  über  Besiedelung  des 
Aventin,  dessen  Inhalt  freilich  nicht  ausser  Zweifel  ist  (Liv.  3,  31,  1.  c.  32,  7, 
Dion.  10,  32> 

*  Livius  42,  21,  4:  trilnmi  plebis  . . .  consultötM  müUam  se  dicturos,  nisi 
'in  provindam  exirent,  denfmUarant 

*  So  wurde  gegen  den  Statthalter  von  Syrien  Gabinius  im  J.  700/54  der 
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b)  Verbleiben  in  der  Provinz  nach  Eintreffen  des  Nachfolgers 
und  Weigerung  der  Abgabe  des  Commandos  * ; 

c)  Aushebung  von  Truppen  ohne  entsprechende  Vollmacht*. 
Nach  der  republikanischen  Ordnung  steht  die  Aushebung 
dem  Consul  zu  und  fehlt  der  Regel  nach  dem  Prätor,  also 
dem  Statthalter  ^.  Unter  der  Monarchie  ist  die  Aushebung 
kaiserliches  Reservatrecht  und  nur  durch  Specialmandat 
tibertragbar  * ; 

d)  Offensive  Kriegführung  ohne  entsprechende  Vollmacht*. 
In  republikanischer  Zeit  steht  der  Kriegsbeginn  von  Rechts- 
wegen bei  den  Comitien*:  unter  der  Monarchie  ist  er 
Reservatrecht  des  Kaisers'; 

e)  Anmassung  des  Begnadigungsrechts^; 

f)  In  der  späteren  Kaiserzeit  Bezeichnung  öffentlicher  Bauten 
mit  dem  eigenen  Namen  unter  Ausschluss  des  kaiserlichen*; 

6.  Magistratische  Beurkundung  wahrheitswidriger  Angaben*^; 

7.  Dass  die  Verletzung  der  in  der  Amtspflieht  enthaltenen  reli- 
giösen Verpflichtungen,  zum  Beispiel  der  Verstoss  gegen  das  durch 
die  obligatorische  Zeichenschau  dem  Magistrat  auferlegte  Thun 


M^estätsprozess  angestellt,  weil  er  seine  Truppen  in  das  Königreich  Aegypten 
geführt  habe.  Cicero  in  Pia.  21,  50:  exire  deprovincia,  educere  exercitum,  bellum 
8ua  sponte  gerere,  in  regnum  iniussu  populi  B.  aut  seruUus  accedere  ....  cum 
plwrimae  leges  veieres  tum  lex  Cornelia  maiestcttis,  lulia  de  repetundis  planisaime 
vetat 

^  Dig.  48,  4,  2:  qiii  de  provincia^  cum  ei  successwn  esset j  non  discessit, 
48,  4,  3:  qui  cu7n  ei  in  provincia  successum  esset,  exerdtum  successori  non 
iradidit. 

'  Dig.  48,  4,  3:  (gui  iniussu  principis)  dilectum  hcibuerit,  exerdtum  com- 
paraverit    Paulus  5,  29,  1;  Dio  53,  48. 

»  St.  R.  2,  95. 

*  St.  R.  2,  849. 

^  Cicero  in  Pia.  21,  50  (S.  557  A.  5);  Dig.  48,  4,  8:  qui  imussu  principis 
beRum  gesserit    Paulus  5,  29,  1.    Dio  54,  3. 

«  St  R.  3,  342.    Wegen  des  Senats  vgl.  das.  3,  1067. 

'  St.  R.  2,  954. 

^  Dig.  48,  4,  4:  qui  confessum  in  iudicio  reum  et  propter  hoc  in  vincula 
coniectum  emiserit  Der  verurtheilte  Verbrecher  fehlt  wohl  nur  zu^lig.  Aach 
hier  ist  zunächst  an  den  Statthalter  der  Kaiserzeit  gedacht. 

»  Dig.  50,  10,  3,  2.  1.  4.    C.  Th.  15,  1,  31  =  lust.  8,  11,  10.     • 

^^  Dig.  48,  4,  2:  qui  sciens  fcUsuan  conscripsferjü  vel  redJtawrü  in  ioMis 
publicis.  Verwandte  Delicte  werden  bei  dem  Falsum  und  dem  Pecülat  zur 
Sprache  kommen. 


^  Cicero  de  leg.  2,  8,  21  schliesst  die  Erörterung  der  dem  Augur  zustehenden 
Rechte  mit  den  Worten:  quique  non  povruerit  ca/pUal  egto.  Majest&tsprozesBe 
wegen  verletzter  Auspicien  St.  R.  2,  321  A.  1  vgl.  1,  116. 

'  Majestätsprozess  wegen  unterlassener  Sacralhandlungen  St.  R.  2,  322  A.  1. 

*  St.  R.  2,  18. 

*  Bei  den  Ausnahmefällen  wird  es  hervorgehoben,  dass  der  Priester  über 
den  Magistrat  den  Sieg  davonträgt  (Yal.  Max.  1,  1,  2:  religionique  summum 
imperium  cessit;  Livius  ep.  47:  sacrorumque  quam  fnagiBtratuum  ius  patmtius 
fuit),  Wohl  mit  Rücksicht  darauf  sagt  Festus  ep.  p.  126:  maximus  ponUfex 
dicitur,  quod  maximua  rerum  quae  ad  sacra  et  rdigianem  perUnent  ittdex  sit, 
vindex  cofUumaciae  privatorum  magistratuumque. 

»  Tacitus  ann.  3,  58.  59.  71.  Cicero  Phil.  11,  8,  18.  Liv.  19  (-=  Val.  Max. 
1,  1,  2).   37,  51.    St.  R.  2,  57  fg. 

*  Liv.  40,  42.  Die  Erzählung  ist  wohl  so  aufzufassen,  dass  der  Ober- 
pontifex  den  Opferkönig  ernennen  kann,  ohne  dass  er  der  Einwilligung  des 
Erwählten  bedarf  und  hier  gestritten  wird  um  die  dadurch  herbeigeführte  Ver- 
pflichtung der  Niederlegung  eines  bürgerlichen  Amtes. 

'  Festus  p.  843  Saturno  (St.  R.  2,  35  A.  1). 


deUete. 
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oder  Lassen^  und  die  Unterlassung  der  dem  Magistrat  als  sol* 
chem  obliegenden  Culthandlungen  *  als  Staatsverbrechen  behandelt 
werden  konnten,  versteht  sich  von  selbst,  obwohl  in  unseren  für  die 
ernstlich  gläubige  Zeit  versagenden  Quellen  dergleichen  Anschuldi- 
gungen nur  als  Vorwand  für  politische  Prozesse  figuriren. 

8.  Hinsichtlich  der  dem  Priester  obliegenden  Verpflichtungen  gilt  ^f^^ 
das  Gleiche  nur  in  beschränktem  Umfang ;  es  hat  hier  die  Tendenz 
eingegriffen,  theils  das  Priesterthum  nicht  den  Ordnungen  der 
Magistratur  zu  unterwerfen •,  theils  dem  Priesterthum  über  die 
Magistratur  keine  Macht  einzuräumen^.  Umfassendere  Anwendung 
der  sacerdotalen  Controle  würde,  zumal  da  die  Gemeindepriester- 
thümer  regelmässig  personal  mit  den  Magistraturen  vereinigt  waren, 
den  Priestern  einen  politisch  bedenklichen  Eintluss  gewährt  haben. 
Verstösse  gegen  die  Priesterpflichten  werden  nicht  durch  die 
Magistrate  geahndet,  sondern  durch  den  Oberpontifex  und  auch 
von  diesem  nur  in  dem  Kreise  der  ihm  zunächst  unterstellten 
Priester,  vorzugsweise  in  Beziehung  auf  die  Flamines,  bei  denen 
insbesondere  die  Verpflichtung  der  drei  höchsten,  Rom  nicht  öfter 
als  zweimal  im  Jahr  auf  je  zwei  Tage  zu  verlassen,  mehrfach  zu 
solchen  Differenzen  geführt  hat*,  ausserdem  auf  den  Opferkönig* 
und  auf  die  Auguren''.  Innerhalb  des  hiedurch  bezeichneten 
Kreises  hat  der  Oberpontifex  zwar  nur  die  mindere  Coercition  (S.  39), 
aber  erweitert  durch  die  Berechtigung  bei  der  Multirung  die 
Coercitionsgrenze  zu  überschreiten  und  in  diesem  Fall  den  form- 
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liehen    Strafprozess  mit  Provocation    an  die  Gemeinde  herbeizu- 
führend 
Deiide  9.  Der  Amtspflicht  kann  jede  in  der  Uebemahme  einer  Thätig- 

J^^^'  keit  für  das  Gemeinwesen  enthaltene  sittlich-politische  Verpflichtung 
gleich  geachtet  werden  Es  gilt  dies  nicht  bloss  von  dem  Gesandten 
und  dem  Senator;  auch  die  Aufsichtführung  über  Staatsgefangene' 
und  die  Uebemahme  von  Lieferungen  für  den  Staat'  haben  wegen 
dabei  begangener  Unrechtfertigkeiten  die  Perduellionsklage  herbei- 
geftrhrt.  Indess  scheint  das  römische  Regiment  die  nicht  magistra- 
tischen Mandatare  der  Staatsgewalt  nicht  leicht  der  criminellen 
Verantwortung  unterworfen  zu  haben;  am  wenigsten  vermuthlich 
ist  gegen  nicht  magistratische  Offiziere  in  dieser  Weise  ein- 
geschritten worden*. 

lY.  Verletzung  der  staatlichen  Bürgerpflicht. 

BüT«»r-  Noch  entschiedener  als  von  der  Amtspflicht  gilt  es  von  der 

delicte.  Pflicht  des  Bürgers  und  überhaupt  einer  jeden  zur  Zeit  der  Staats- 
gewalt unterworfenen  Person '^,  dass  nicht  jede  schuldhafte  Ver- 
letzung dieser  Pflicht  die  strafrechtliche  Behandlung  erfordert. 
Der  Ungehorsam  ist  nie  in  dem  Sinn  als  Staatsverbrechen  be- 
handelt worden  wie  die  Gemeinschaft  mit  dem  Landesfeind.  Viel- 
mehr wird  derselbe  im  Allgemeinen  durch  die  magistratische 
Coercition  gebrochen  und  gesühnt  und  nur  die  schweren  Fälle, 
für  welche  die  Coercitionsmittel  nicht  ausreichen,  werden  criminell 
bestraft.   Die  Kreise  aber  der  rein  magistratischen  Coercition  und 


*  Dergleichen  Provocationsprozesse  berichten  Cicero  Phil.  11,  8,  18.  Liv. 
37,  51.   40,  42,  Festus  a.  a.  0. 

«  Diodor  p.  583-,  St.  R.  2,  323. 

»  Liv.  25,  3.    St  R.  a.  a.  0. 

^  Bei  der  tribunicischen  Capitalklage  aus  der  Zeit  der  samnitischen  Kriege 
gegen  den  Kriegstribun  M.  (C.)  Laetorius  Mergus  wegen  des  einem  unter  ihm 
dienenden  Soldaten  zugemutheten  Stuprum  (Val.  Max.  6,  1,  11 ;  Dionys.  16,  8) 
kommt  in  Erwägung,  dass  ein  solches  Ansinnen  schwerlich  in  jener  Zeit  zu 
einer  Privatklage  berechtigte  und  dass  hier  nur  die  Behandlung  des  Falles 
als  eines  Ofßziervergehens  möglich  war.  In  dem  gleichartigen  Fall,  welcher 
im  J.  428/326  die  Milderung  der  Schuldknechtschaft  herbeigeführt  haben  soll 
(Liy.  8,  28.  Dionys.  16,  9;  auch  Val.  Max.  6,  1,  9  ist  wohl  nur  YarianteX 
spricht  nur  Dionysius  von  tribunicischer  Capitalklage. 

^  Bürgerpflicht  ist  nur  ein  abgekürzter  Ausdruck.  Es  handelt  sich  hier 
überhaupt  um  das  staatliche  Recht  auf  Gehorsam,  mag  dies  gegen  den  Bürger 
oder  den  Reichsangehörigen  oder  den  ausländischen  Gast  zur  Anwendung 
kommen. 
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der  criminellen  Verantwortung  positiv  abzugrenzen  ist  nicht  mög- 
lich ;  es  giebt  wohl  eine  Keihe  von  Verletzungen  der  Bürgerpflicht, 
auf  welche  die  Coercition  nicht  passt  oder  für  welche  sie  nicht 
genügt,  aber  häufig  hängt  es  von  der  erkennenden  Behörde  ab,  ob 
die  Contravention  zur  strafrechtlichen  Ahndung  gelangen  soll.  Die 
Darstellung  muss  auch  hier  sich  beschränken  auf  Bezeichnung 
der  in  den  Gesetzen  hervorgehobenen  oder  sonst  bestimmt  hervor- 
tretenden Kategorien. 

1 .  Die  Dienst-  und  Wehrpflicht  gilt  unter  allen  Bürgerpflichten    Mmtar- 
als  die  erste.    Schon  im  ersten  Buch  ist  gezeigt  worden,  dass  die  ^«'^«^^®»' 
Behandlung  nach  Kriegsrecht  unter  Ausschluss  der  Provocation  bei 
diesen  Bürgerpflichten  strenger  und  länger  festgehalten  worden  ist 
als  in  allen  übrigen  Fällen.    Im  Provocationskreis  gehören  hieher : 

a)  Schuldhaftes  Ausbleiben  bei  der  Aufstellung  des  Verzeich- 
nisses der  Dienstpflichtigen  (S.  44  A.  4).  Da  diese  Listen  ihre  mili- 
tärische Bedeutung  schon  in  der  mittleren  republikanischen  Zeit 
so  gut  wie  verloren  haben,  ist  in  der  besser  bekannten  Epoche 
diese  Vorschrift  kaum  zur  Anwendung  gekommen,  wenn  sie  auch 
in  der  ßechtslehre  ihren  Platz  behauptet  hat. 

b)  Schuldhaftes  Ausbleiben  bei  dem  Aufgebot  der  Wehrpflichtigen 
ist  bis  in  die  Kaiserzeit  hinein,  damals  allerdings  nur  ausnahms- 
weise, nach  dem  ältesten  Perduellionsverfahren  bebandelt  worden 
(S.  44  A.  1.  2).  Anwendung  des  bürgerlichen  Strafprozesses  auf 
dasselbe  war  ohne  Zweifel  zulässig,  aber  es  liegt  dafür  kein  Bei- 
spiel vor. 

c)  Schuldhafte  Desertion  des  dienstthuenden  Soldaten  ist  eben- 
falls bis  in  die  historische  Zeit  hinein  nach  dem  ältesten  Verfahren 
gestraft  worden  (S.  43  A.  2),  aber  auch  die  Klage  nach  dem  julischen 
Majestätsgesetz  wird  dafür  ausdrücklich  zugelassen  ^  Hier  zeigt 
sich  besonders  deutlich,  dass  das  bürgerliche  Strafverfahren  nur 
auf  schwere  Delicte  anwendbar  ist.  Desertor  ist  jeder  Soldat,  der 
sich  ohne  Urlaub  aus  dem  Lager  entfernt*  und  kriegsrechtlich 
trifft  dafür  einen  jeden  die  Strafe ;  aber  die  Majestätsklage,  die  die 
mannichf altigen  leichteren  Strafen  der  kriegsrechtlichen  Coercition 


*  Marcianus  Dig.  48, 4, 8 :  gut  Imperium  (sehr,  imperatorem)  exercitumve poptdi 
B.  desenierit  Paalas  5,  29,  1 :  qui  deseruerit  imperatorem,  ülpian  48,  4,  2 :  qui 
exercitum  deseruit.  Kegelmässig  allerdings  kommt  der  Deserteur  vor  das  Kriegs- 
gericht und  namentlich  in  späterer  Zeit  ist  die  Strafe  von  äusserster  Schärfe 
(z.  B.  Vit.  Cassii  4;  C.  Th.  7, 18,  4  =  Inst.  12,  45, 1).  Auch  der  dem  Deserteur  ge- 
währte Schutz  wird  in  der  Spätzeit  schwer  geahndet  (C.  Th.  7,  18  =  lust.  12,  45). 

»  Livius  28,  18,  16. 
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nicht  kennt,  ist  bei  den  minder  schweren  Desertionsfällen  aus- 
geschlossen. 

d)  Schuldhaftes  Verhalten  gegenüber  dem  Feinde  unterliegt 
regelmässig  der  Lagerjustiz,  fällt  aber  unter  Umständen  unter  das 
julische  Majestätsgesetz  *. 

Die  Insubordination,  insofern  sie  sich  nicht  bis  zum  Aufstand 
steigert,  gehört  in  das  bürgerliche  Strafrecht  nicht,  da  das  kriegs- 
rechtliche Verfahren  dafür  ausreicht.  Auch  andere  Militärvergehen, 
zum  Beispiel  der  versuchte  Selbstmord^  und  die  Uebersteigung  der 
Lagermauer®  liegen  ausserhalb  des  bürgerlichen  Strafrechts. 
Aofsund.  2.  Aufstand  (seditiq)  ^  ist  die  Unbotmässigkeit  einer  zusammen- 

gerotteten Menge  (coetus  **,  conventiis  ^)  gegenüber  der  Magistratur  ^, 


'  Dig.  48,  4,  8:  qui  in  bdlis  cesseriU  Kriegsgerichtlich  bestraft  wird  das 
Weichen  von  dem  angewiesenen  Posten  (loeo  cedere),  das  Wegwerfen  der  Waffen, 
die  feige  Flucht  Polybius  1,  19.  6,  37.  Liv.  24,  14,  7.  c.  87,  9.  Dionys.  3,  30. 
9,  50.  Frontinus  strat  4,  1,  24.  Sicher  ist  auch  hier  der  bürgerliche  Prozess 
nicht  so  weit  gegangen  wie  das  kriegsrechtliche  Verfahren.  —  Die  Strafklagen 
gegen  com mandir ende  Of&ziere  wegen  gleichen  Verhaltens  (St.  R.  2,  821  A.  2. 
S.  823  A*.  6)  können  auch  als  Verletzung  der  Amtspflicht  aufgefasst  werden. 

^  Dig.  49,  16,  6,  7.  Die  Strafe  ist  capital,  bei  entschuldbarem  Motiv 
geringer. 

*  Modestinus  Dig.  49,  16,  8,  17:  si  vallum  quis  transcendat  aut  permurum 
castra  ingrediaiur ,  capite  punitur,  Pomponius  Dig.  1,  8,  11:  si  quis  viöUxvtrü 
muros,  capite  ptmitur  sicuti  si  quis  transcendet  sccUis  admotis  vel  alia  qualibet 
raUone,  nam  cives  Bomanos  alia  quam  per  portas  egredi  nan  licet,  cum  ülud  hostile 
et  dbominandum  sit  (ähnlich  Inst.  2,  1,  10).  Dies  wird  belegt  mit  Hinweisung 
auf  den  Tod  des  Remus,  welchen  Bericht  auch  Zonaras  7,  8  mit  den  Worten 
schliesst:  o&sv  xal  ivo/mia&ri  roy  cfr^atoniSov  rd(pQov  tol/4rjaavTa  Siel^etv  naga 
rag  awri^itg  odovg  S^avaroija&eu.  In  das  bürgerliche  Strafrecht  passt  der  Satz 
nicht,  obwohl  die  Legende  ihn  hineinzieht. 

*  Sed-itio,  dem  Wortsinn  nach  die  Parteiung  (Cicero  de  re  p.  1.  VI 
p.  848  Halm :  ea  dissensio  dvium,  quod  seorsum  eunt  älii  ad  alios,  seditio  didtur) 
ist  ein  politisches  Wort  und  der  Sprachgebrauch  verwendet  es  nicht  bei  rein 
privaten  Zwistigkeiten.  Indess  ist  die  Grenze  zwischen  der  staatlichen  und 
der  personalen  Unruhstiftung  eine  so  fliessende,  dass  strafrechtlich  die 
letztere  keineswegs  ausgeschlossen  werden  darf.  Als  Schlagwort  des  Delicts 
steht  seditio,  araaig  ausser  in  den  Rechtsquellen  bei  Tacitus  ann.  1,  72  und 
Dionysius  7,  56. 

^  Coetus,  dem  Wortsinn  nach  die  Zusammenkunft  (von  co-ire  wie  coepi 
von  co-apere),  wird  überwiegend  im  tadelnden  Sinn  gebraucht  Seneca  (contr. 
3|  8)  betitelt  einen  freilich  unrömischen  Rhetorenprozess:  qui  coetum  et  con- 
ct^sum  fecerit,  capital  sit. 

^  Conventus  definirt  Festus  ep.  p.  41  als  muUitudo  ex  compluribus  ffeneribus 
hpminum  cantracta  in  u/num  locum. 

''  Cicero  orat.  part.  30,  105 :  (maiestatem)  minuit  is  qui  per  vim  mtUUtudinis 
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auch  dann,  wenn  bloss  der  Gehorsam  verweigert  und  der  Beamte 
nicht  eigentlich  vergewaltigt  wird  *.  In  der  republikanischen  Epoche 
tritt  dies  Delict  namentlich  hervor  als  Störung  des  gesetzmässigen 
Verlaufs  der  magistratischen  Contionen  und  Comitien,  welche  in 
Betreff  der  tribunicischen  durch  das  icilische  Gesetz  insbesondere 
verpönt  war  * ;  indess  wird  die  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  über- 
haupt unter  den  Begriff  fallen  *.  Als  erschwerende  Momente  treten 
hinzu  vielleicht  die  Zusammenrottung  zur  Nachtzeit^  oder  gemäss 


rem  ad  sedUionem  vocavit  Besser  Ulpian  Dig.  48,  4, 1,  1:  maiestatis  crimine  . . . 
tenelur  is  cmus  o^era  dolo  modo  consilium  initum  erit . .  .  quo  coetus  conventusve 
fiat  (wo  die  neutralen  Worte  durch  das  Torhergehende  dolo  mcdo  determinirt 
werden)  hominesve  ad  seditionem  convocentur.  Wesentlich  ist  das  Moment  der 
Menge.  Es  liegt  dies  schon  in  dem  Begriff  der  Parteiung;  ebenso  betont  es 
Seneca  contr.  8,  8  in  Beziehung  auf  den  coetus:  coetus  mülUtudinis  magnae 
nomen  est  coeurUts  ex  consensu  quodatn,  und  Festus  (S.  562  A.  6)  in  Beziehung 
auf  den  conventus.  Eine  positive  Fixirung  der  Minimalzahl,  wie  sie  bei  dem 
Raub  vorkommt  und  bei  Aer'turba  wenigstens  versucht  ward  (Labeo  Dig.  47, 
8,  4,  8),  ist  hier  verständiger  Weise  unterlassen.  Auch  die  durch  Verbindungen 
(zum  Beispiel  der  iuvenes)  hervorgerufenen  Unruhen  können  bis  zur  seditio  sich 
steigern  und  capital  bestraft  werden  (Dig.  48,  19,  28,  3). 

^  Dem  Ungehorsam  der  Massen  gegenüber  fallen  Majestätsverbrechen 
und  Vergewaltigung  häufig  zusammen  und  die  Klagen  schliessen  einander  nicht 
aus.  Indess  wird -der  bloss  passive  Widerstand,  zum  Beispiel  die  Weigerung 
aus  einander  zu  gehen,  wohl  unter  die  erstere  Klage  gezogen  werden  können, 
aber  nicht  unter  die  zweite. 

*  Dies  von  Dionysius  7,  17  unter  dem  J.  262/492  als  icilisches  (wenn  die 
Lesung  richtig)  berichtete  Gesetz  gehört  zu  den  leges  sacratae  (Cicero  pro  Sest 
87,  79)  und  in  die  Anfänge  des.  Volkstribunats,  bevor  dasselbe  als  Gemeinde- 
amt anerkannt  war;  die  wirkliche  Magistratur  bedurfte  einer  solchen  Anord- 
nung nicht.  Eine  Perduellionsklage,  die  freilich  nicht  zur  Verurtheilung  führte, 
wurde  gegen  einen  Censor  angestellt,  weil  er  in  einer  tribunicischen  Contio 
der  lärmenden  Menge  durch  seinen  Apparitor  Ruhe  geboten  hatte  (Liv.  48,  16). 
Andere  ähnliche  Straf  klagen  sind  St.  R.  2,  289  A.  2  zusammengestellt. 

*  Das  im  J.  698  von  einem  curulischen  Aedilen  gegen  Milo  angestellte 
Comitialverfahren  wegen  der  durch  eine  Gladiatorenbande  angestifteten  Unruhen, 
der  späteste  Gomitialprozess,  von  dem  wir  wissen,  wird  als  Anklage  de  vi  be- 
zeichnet (Cicero  pro  Sest.  44,  95;  Asconius  in  Mil.  14,  88  p.  95;  Dio  89,  18) 
und  sogar  gleichgestellt  mit  der  Quästion  wegen  desselben  Verbrechens  (Cicero 
in  Vat.  17,  41 :  eodem  crimine).  Eine  formelle  Scheidung  zwischen  maiestas  und 
vis  wird  daraus  f&r  das  ältere  Criminalrecht  nicht  gefolgert  werden  dürfen, 
vielmehr  diese  vis  als  eine  Kategorie  des  Staatsverbrechens  aufzufassen  sein. 

*  Die  coetus  noctwmi  werden  begreiflicher  Weise  oft  tadelnd  hervor- 
gehoben (Cicero  de  1.  agr.  2,  5,  12;  Liv.  2,  28,  1.  8,  48,  1.  89,  15,  12).  Aber 
dass  die  Zwölftafeln  sie  verboten,  dann  ein  (weiter  nicht  genanntes)  gabinisches 
Gesetz  alle  geheimen  Zusammenkünfte  (coitiones  clandestvnae)  mit  Capitalstrafe 
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eidlicher  Verabredung^;  sicher  die  Führung  von  WaflFen  oder  was 
den  Waffen  gleich  steht*,  vor  allen  Dingen  aber  die  Zusammen- 
rottung von  Soldaten^.  Abgesehen  von  den  durch  die  Nothlage  des 
Gemeinwesens  hervorgerufenen  Massregeln  zur  Wiederherstellung 
des  Gehorsams  und  der  Ordnung,  welche  nicht  im  Bechtssinn  als 
Strafe  betrachtet  werden  können,  unterliegen  die  Schuldigen  v(mi 
Rechtswegen  dem  PerdueDionsverfahren  *.  Aber  auch  für  den  Auf- 
stand gilt,  was  von  dem  Abfall  der  Bundesstadt  bemerkt  ward 
(S.  547),  dass  die  volle  Strenge  des  Gesetzes  nicht  jeden  dabei 
Betheiligten  trifft,  sondern  wesentlich  die  Aufwiegler  und  die 
Führer '^.  Für  die  blossen  Theilnehmer  wird  statt  des  Majestäts- 
prozesses das  kurz  nach  Sullas  Zeit  in  die  Strafgesetzgebung  ein- 


belegt haben  soll,  berichtet  nur  die  fälschlich  dem  Porcius  Latro  beigelegte* 
vielleicht  nicht  einmal  alte  Declamation  gegen  Catilina  c.  19  und  ist  völlig  un- 
sicher. 

^  Dass  als  Majestätsverbrecher  bestraft  wird,  cuiita  dolo  mala  iureiuroMdo 
quis  adacU$8  est,  quo  adversvs  rem  publicam  faciat  (Dig.  48,  4,  4  pr.  vgl.  Dig.  48, 
19,  16  pr.))  schliesst  die  durch  eidliche  Verpflichtung  vorbereitete  sedüio 
wenigstens  ein.  (Jebrigens  weiss  das  Strafrecht  von  der  coniuratio  als  solcker 
nichts;  ist  sie  auf  ein  Staatsverbrechen  gerichtet,  so  fällt  sie  wie  jede  andere 
vorbereitende  Handlung  unter  die  darauf  gesetzte  Strafe. 

'  Ulpian  Dig.  48,  4,  1,  1  hebt  neben  und  vor  den  S.  562  A.  7  angeführten 
Worten  den  Fall  hervor,  quo  armati  homines  cum  telis  lapidibusve  in  urbe  sint 
conveniantve  advertfus  rem  publicam  locave  occupentur  vel  templa.  Augustus  hat 
bei  seinem  Gesetz  zunächst  die  Stadt  Korn  im  Auge;  natürlich  gilt  die  Be< 
Stimmung  ihrem  Sinne  nach  auch  anderswo  (Dio  52,  81  a.  E.). 

'  Nach  dem  Decemviralaufstand  giebt  ein  Gesetz  dafür  Amnestie:  ne  eui 
fraudi  esset  concisse  milites  aui  plebem  (Liv.  3,  53,  4  vgl.  c.  54,  14);  ebenso  im 
J.  416/838:  ne  cui  miliiuM  fraudi  secessio  esset  (Liv.  7,  41,  3).  Cicero  pro 
Cluent.  35,  97:  legionem  soUicüatam  in  Ulyrico*  36,  99:  in  exercüu  seditümem 
esse  conflatam.  Ulpian  a.  a.  0.  qui  milites  sollidtaverit  concitaveritve,  quo  sediUo 
tumuttusve  adversus  rem  p.  fiat.  Eriegsrechtlich  Modestinus  Dig.  49,  16,  8,  19. 
20:  qui  seditionem  atrocem  müüum  condtavit,  capite  punitur\  si  intra  vocifera- 
tionem  aui  levem  querellam  sediiio  m>ota  est,  tunc  gradu  miliUae  deicitur. 

^  In  den  zahllosen  Berichten  über  öffentliche  Unruhen  aus  republikanischer 
Zeit  ist  vom  förmlichen  Strafverfahren  selten  die  Bede.  Im  J.  542/212  wird 
wegen  gewaltsamer  Stönmg  der  Tributcomitien  gegen  die  Aufwiegler  {singuli 
qui  turbae  ac  tumultus  concitatores  fuerant)  eine  tribunicische  Gapitalklage, 
also  vor  den  Centurien  angestellt  (Liv.  25,  8.  4). 

^  Die  vorher  aufgeführten  Stellen  sprechen  dies  durchgängig  aus:  cuius 
opera  consilium  initum  erit,  qui  sollidtaverit  u.  s.  w.  Theoderich  im  Edict  c.  107: 
qui  auctor  seditionis  vd  in  populo  vel  in  exercüu  fuerit,  incendio  concrematur. 
Uebrigens  fällt  der  auctor  seditionis  auch  unter  das  cornelische  Mordgesetz 
(Dig.  48,  8,  3,  4)  so  wie  unter  das  gegen  Vergewaltigung  (Dig.  48,  6,  3  pr.). 
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geführte  Verfahren  wegen  Friedensbruchs  (die  spätere  vis  privcdä) 
verwendet,  von  dem  im  vierten  Abschnitt  dieses  Buches  gehandelt 
ist.  —  In  der  Kaiserzeit  ist  der  Anklageprozess  hier  wahrschein- 
lich mit  am  frühesten  zurückgetreten  und  wird  der  Aufstand  im 
Cognitionalverfahren  behandelt*. 

3.  Durch  die  Anmassung  magistratischer  Gewalt  begeht  der  somtige 
Nichtbeamte  ein  Majestätsverbrechen*.  Dieser  Auffassung  gemäss  ^riktT 
ist  das  zunächst  als  Fälschung  behandelte  Münz  verbrechen^  und 

in  gleicher  Weise  auch  die  Haltung  von  Privatgefängnissen*  in 
späterer  Zeit  unter  das  Majestätsverbrechen  gezogen  worden. 

4.  Die  öflFentlich  verbreitete  Schmähschrift  hat  in  unserer 
Darstellung  ihren  Platz  als  qualificirte  Injurie  gefunden;  sie  ist 
indess,  wie  dort  gezeigt  ist,  auch  als  Staatsverbrechen  behandelt 
worden,  zumal  da  es  dabei  nicht  selten  an  einer  beleidigten 
Person  fehlt. 

5.  Vielleicht  darf  für  die  Frühzeit  auch  die  criminelle  Ver- 
letzung der  Eltern-,  Kinder-  und  Gattenpflichten  hieher  gezogen 
werden.  Indess  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  die  Sacrationen,  welche 
die  Königsgesetze  für  Misshandlung  der  Eltern  durch  die  Kinder* 
und  fftr  den  Verkauf  der  in  der  Gewalt  stehenden  Ehefrau  durch 
den  Ehegatten*  aussprechen,  aufzufassen  sind  als  lediglich  sacrale 
Aussprüche,  deren  Vollstreckung  den  Göttern  obliegt,  oder  ob 
auch  hier  die  Sacration  der  Ausdruck  ist  für  das  magistratisch- 
comitiale  Verfahren.  Für  die  letztere  Auffassung  spricht  die 
Analogie    des   gleich   folgenden   Patronatverhältnisses.    Wenn  es 


^  Paulus  5,  22,  1  «  Dig.  48,  19,  38,  2  unter  den  ausserordentlichen  Ver- 
brechen: auctoren  seditionis  et  tumültus  vel  concitatores  popuM  pro  qucüitate 
dignitatis  aut  in  entern  {furcam  die  Digesten)  toUuntur  aut  bestiis  ohiduntur 
aut  in  insulam  deportantur,    Dig.  1,  12,  1,  12.    Cod.  9,  30,  2. 

'  Cicero  de  inv.  2,  18,  56:  maiestatem  minuere  est  aliquid  de  re  publica, 
cum  potestatem  non  häbeas,  administrare»  Marcianus  Dig.  48,  4,  8:  qui  privatus 
pro  potestate  magistraiuve  quid  scicns  dolo  mcdo  gesaerü.  Auch  die  capitale 
Bestrafung  des  Unfreien,  welcher  ein  Gemeindeamt  erschlichen  hat  (Dio  48,  34; 
Cod.  10,  38,  2;  St.  R.  1,  484X  wird  hieher  gezogen  werden  dürfen. 

'  Bei  der  Fälschung  kommen  wir  darauf  zurück. 

*  Theodosius  I.  C.  Th.  9,  11,  1.    C.  lust.  9,  5. 

*  Festus  p.  230  v.  plorare :  si  parentem  puer  verberit^  est  olle  plorassit,  puer 
divis  parenJtwm  sacer  esto  .  .  ,  si  nurus,  sacra  divis  parentum  estod.  Dass  nicht 
das  Schlagen,  sondern  das  Schreien  die  Sacration  begründet,  spricht  für 
gerichtliche  Behandlung;  für  den  Gott  genügt  die  That,  in  dem  Beweisverfahren 
der  älteren  Zeit  wird  das  äussere  Kennzeichen  derselben  gefordert. 

*  Plutarch  Rom.  22:  rov  anod6/A€vov  ywatxit  &vta&ai  xd-ovloig  ^toTs» 
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für  diese  Frevel  überhaupt  ein  Gericht  gegebwi  hat,  so  kann  dies 
nur  das  öffentliche  Verfahren  gewesen  sein;  denn  die  private  In- 
jurienklage ist  durch  das  Gewaltverhältniss  ausgeschlossen,  auch 
die  Sacration  dem  Privatdelict  fremd. 

6.  Mit  grösserer  Sicherheit  kann,  allerdings  auch  eigentlich 
nur  für  die  vorgeschichtliche  Epoche,  die  criminelle  Verletzung  der 
Patronatspflicht  hieher  gezogen  werden.  Wenn  der  vollfreie  Ge- 
meindeangehörige sich  vor  dem  römischen  Prätor  selber  gegen 
die  ihm  zugefügte  Unbill  mit  der  Delictklage  vertheidigt,  so  fehlt 
dem  Schutzbefohlenen  die  Befugniss  wegen  eines  von  dem  Schutz- 
herm  ihm  zugefügten  Unrechts  denselben  vor  Gericht  zu  stellen, 
und  wenn  er  nicht  insoweit  rechtlos  sein  soll,  muss  das  öffentliche 
Strafrecht  eingetreten  und  der  Magistrat  befugt  gewesen  sein, 
gegen  den  Schutzherm  das  Perduellionsverfahren  anzustellend 
Dass  nur  die  Regel  selbst  gemeldet  wird  und  wir  von  ihrer 
praktischen  Handhabung  nichts  erfahren,  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Clientel  in  historischer  Zeit  ein  veraltetes  und  fast  ver- 
schollenes Institut  ist*. 

7.  Das  von  Caesar  eingebrachte  Ackergesetz  sollte  nicht  nur 
von  jedem  Bürger  beschworen  werden  und  die  Eidesverweigerung 
Rechtsnachtheile  herbeiführen,  was  auch  sonst  vorgekommen  ist, 
sondern  es  wurde  für  diesen  Fall  Todesstrafe  angedroht®.     Man 


^  Dies  berichtet  als  romulisches  Gesetz  Dionysins  2,  10  (daraus  Plutarch 
Rom.  18) :  c/  Si  rig  (nach  dem  Zusammenhang  nicht  bloss  der  Patron,  sondern 
auch  der  Client)  f^eley/^siri  rovratv  (von  den  gegenseitigen  Pflichten)  rt  Jio- 
7iQ(tTr6/4evog  y  tvoxos  r^v  rtp  v6fi(p  Ti^g  ngoSoaCag  (d.  h.  perdiielUonis  vgl.  S.  539 
A.  8)  ov  ixvQ<oa€v  0  'PujLivXogf  rov  6k  älovta  t^  ßovlofnit'ti)  xreCvtiv  Sa&ov  ijv  mg 
&vfia  Tov  xaxax^ovCov /liog»  Derselbe  Satz  wird  in  der  Erläuterung  der  Worte 
Virgils  Aen.  6,  609:  fraus  innexa  clienti  von  Servius»  wahrscheinlich  irrig  als 
Vorschrift  der  Zwölftafeln,  also  angeführt:  patronus  si  clienti  fraudem  feceriU 
[Diu  patri  nach  Dionys.  zuzusetzen]  sctcer  esto.  Deutlich  ist  die  Perduellions- 
klage  (tov  aXovra)  gemeint,  woran  die  gewöhnliche  Verwechselung  der  öffent- 
lichen Hinrichtung  mit  der  Aechtung  nichts  ändert.  Dass  auch  der  Patron 
gegen  den  dienten  bei  dem  Magistrat  habe  Beschwerde  führen  können, 
schliesst  die  lateinische  Fassung  aus  und  ist  in  die  dionysische  wohl  nur  aus 
Versehen  gerathen;  vielmehr  dürfte  das  Hausgericht  des  Patrons  sich  einst- 
mals auf  die  Delicte  des  CÜenten  erstreckt  haben.  —  Auf  jeden  Fall  ist,  wenn 
dem  dienten  das  Kecht  der  Beschwerdefuhrung  bei  dem  Magistrat  gegen  den 
Patron  zugestanden  hat,  dabei  nicht  zu  denken  an  Anhaltung  zu  den  mehr  in 
das  Gebiet  der  Liebespflichten  gehörigen  patronatischen  Obliegenheiten,  sondern 
an  den  Schutz  gegen  Misshandlung. 

«  St.  R.  8,  82. 

»  Appian  b.  c.  2,  12;  vgl.  Plutarch  Cat.  min.  32.    St.  R.  3,  362. 
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wird  dies  nur  bezeichBen  können  als  Subsumirung  dieser  Unter- 
lassung unter  die  Perduellion. 

8.  Schmähende  und  überhaupt  unpatriotische  Beden  gegen  die 
Gemeinde  als  solche  sind  insofern  straffrei,  als  dafür  die  Personali- 
tät fehlt  (S.  73).  Das  einzige  dieser  Regel  widerstreitende  Straf- 
verfahren, das  wir  kennen,  die  ädilicische  Multklage  gegen  die 
Claudia,  Schwester  des  Consuls  505/249,  wegen  unpatriotischer 
Reden,  scheint  in  irregulärer  Weise  auf  die  Coercition  zurück- 
geführt werden  zu  müssen  (S.  53  A.  1). 

y.  Verletzung  der  religiSsen  Bflrgerpflichi 

In  einem  Gemeinwesen,  welches  die  Fürsorge  für  die  Heilig-  Reiigiow- 
thümer  der  Gemeinde  als  öffentliche  Last  behandelt*;  in  dem  die  ^®'^^'**" 
Uebernahme  nicht  des  Gemeindeamts,  aber  des  Gemeindepriester-  heidnischen 
thums  obligatorisch  war  ^ ;  das  die  häusliche  Zucht,  wenn  die  Staats-     ^*' 
religion   dabei  betheiligt  war,  auf  den  freien  Bürger  erstreckte 
(S.  20),  ist  in  älterer  Zeit  die  religiöse  Bürgerpflicht  ohne  Zweifel 
ebenso  streng  gefordert  und  strafrechtlich  aufrecht  erhalten  worden 
wie  die  staatliche.    Unsere  Berichte  aber  wissen  wenig  zu  melden 
aus  der  gläubigen  Epoche  der  römischen  Bürgerschaft  und  was 
der  Art   in  Folge  der  äusserlichen  Wiederaufrichtung  der  alten 
Nationalreligion  unter  der  Monarchie®  in  die  Rechtsquellen  gelangt 
«ein  wird,  hat  die  in  der  Spätzeit  dafür  eintretende  neue  Staats- 
religion daraus  beseitigt.    Die  derartigen  christlichen  Ordnungen 
sind  im  Ganzen  genommen  den  älteren  incongruent  und  werden 
daher  getrennt  in  dem  nächsten  Abschnitt  behandelt;  hier  soll  zu- 
sammengestellt werden ,  was  von  den  Trümmern  der  heidnischen 
strafrechtlich  erwähnenswerth  scheint. 

1.  Unbefugte  Mittheilung  aus  dem  sibyllinischen  nur  nach 
Geheiss  des  Staates  einzusehenden  Orakelbuch  wird  capital  be- 
straft *. 


1  St.  R.  2,  62. 

*  St.  R.  2,  25  A.  5. 

'  Wenn  Augustus  die  laesae  religumes  bei  der  Majestätsklage  accentuirt 
(S.  587  A.  1),  so  bezieht  sich  dies  sicher  auf  seine  und  seines  Hauses  sacrale 
SteUung  (S.  583  A.  5). 

^  Dies  wird  man  der  Legende  aus  der  Eönigzeit  (Dion.4,  62;  Zonaras  1,  11; 
Yal.Max.  1, 1, 13,  wo  für  librum  secretarium  cimlium  sctcrorum  continentem  zu  lesen 
sein  wird  etwa  librum  secreta  Sihyllae  sacrorum  continentem)  entnehmen  dürfen. 
Dass  die  Strafe  die  des  Parricidium  ist,  kann  über  die  rechtliche  Behandlung 
des  Delicts  nicht  entscheiden.    Fragen  aber  darf  man,   ob  es  als  Perduellion 


l 
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2,  Die  Ftlrsorge  für  die  öffentlichen  Cultstätten  gehört  im 
Allgemeinen  zu  den  magistratischen  Obliegenheiten;  insoweit  sie 
ausnahmsweise  Privaten  obliegt,  bezeichnet  Cato  die  Vernach- 
lässigung dieser  Pflicht  als  Capitalverbrechen  ^ 

oMigato-  8.  Regelmässige  für  den  Bürger  obligatorische  Culthandlungen 

hll*dittn^"!r  ^^^^^  ^i®  römische  Nationalreligion,  wenigstens  in  der  uns  einiger- 
massen  bekannten  Epoche,  nicht*.  Dass  nach  der  Consecrirung  des 
ermordeten  Caesar  die  Feier  seines  Geburtstages  jedem  Bürger  bei 
Todesstrafe  anbefohlen  ward,  ist  eine  Gewaltmassregel  der 
monarchischen  Reaction®.  Die  Municipalitäteii  in  Syrien  und 
Kleinasien  haben  allerdings  wenigstens  in  einzelnen  Fällen  den 
Bürgern  die  Götteropfer  anbefohlen*  und  in  den  letzten  und 
heftigsten  Versuchen  des  neuen  Christenglaubens  Herr  zu  werden 
ist  dasselbe  auch  von  Reichswegen  geschehen.  Kaiser  Decius  hat  im 
J.  250  von  jedem  römischen  Staatsbürger  gefordert,  dass  er  den 
Göttern  des  alten  Glaubens  opfere  und  dass  dies  geschehen  sei 
durch  amtliches  Attest  beglaubige*,  und  in  gleicher  Weise  wurde 


behandelt  ist  oder  mit  Ausschluss  der  comitialen  Provocation  nach  Analogie  des 
Frevels  gegen  das  Internationalrecht  (S.  45);  für  die  letztere  Annahme  spricht 
die  Verlegung  der  paradigmatischen  Erzählung  in  die  Königszeit. 

^  In  der  censorischen  Rede  gegen  C.  Veturius  bei  Festus  p.  844:  quod  tu 
qttod  in  te  fuit  sacra  stata  sollemnia  capite  sancta  deseruisii.  Gegen  C.  Rabirius 
wurde  von  C.  Licinius  Macer  ein  Prozess  erhoben  wegen  Verletzung  von  Grab- 
stätten {loci  religiosi)  und  heiligen  Hainen  (Ittci),  der  Angeklagte  aber  von  den 
Geschwomen  freigesprochen  (Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  2,  7).  Welche  Quästio 
gemeint  ist,  wird  nicht  gesagt.    Vgl.  St.  R.  3,  19. 

'  Wie  es  sich  damit  verhalten  haben  mag  in  der  Epoche,  als  die  sacrale 
Ehe,  die  Confarreation  die  gewöhnliche  bürgerliche  war,  ist  für  uns  ver- 
schollen. 

'  Dio  47,  18:  vofdo&€Trjaavr€g  roiis  fd^v  aiXovg  roifs  dfifjXrjaavrac  aurdiv 
(der  Geburtstagfeier)  fnaQdrovg  i^i  ra  ^tl  xal  avT(p  ifce{v(p  sIvm,  rovg  ^k  cfij 
ßovlivTas  Tovg  rc  vhig  atfdUv  nh'xa  xa\  tXxoat  f^vQidSag  ^ga^f^w  otfkiaxdvitp. 
Die  Combination  der  Todesstrafe  allgemein  und  der  Geldbusse  insbesondere 
zeigt  deutlich,  dass  jene  ein  leeres  Wort  war. 

^  Nach  der  Zerstörung  Jerusalems  zwangen  die  Antiochener,  in  der  An- 
nahme, dass  die  jüdischen  Privilegien  damit  weggefallen  seien,  die  dortigen  Juden 
den  Göttern  so  zu  opfern,  wie  es  der  hellenische  Cultus  mit  sich  brachte,  und 
wer  sich  weigerte,  wurde  verbrannt  (Joseph,  b.  lud.  7,  3,  3). 

^  Cyprian  ep.  30,  3.  55,  14.  67,  6.  Zwei  derartige  kürzlich  in  Aegypten 
gefundene  nach  dem  gleichen  Formular  abgefasste  Atteste  (Krebs  Sitz.  Ber. 
der  Berl.  Akademie  1893  S.  1007;  Wessely,  Anzeigen  der  Wiener  Akademie 
1894  S.  1)  haben  die  Procedur  verdeutlicht.  In  jeder  Ortschaft  wird  ftir 
diese  Opfer  eine  Specialcommission  eingesetzt  {ol  Inl  rtov  &vait5v  ^Qjjfjtivoi  fnl 
xtofiTjg  in  den  Urkunden;   quin^ue  primores  Uli  gut  eäicto  nuper  magistraübus 
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während  der  Christenverfolgungen  der  diocletianisch-constantinischen 
Zeit  verfahren*. 

4.  Für  die  Verfehlung  gegen  den  römischen  Glauben  fehlt  es  Verletzung 
dem  Lateinischen  an  einer  gangbaren  und  technischen  Benennung.      5*' 
Tertullians  Bezeichnung  crimen  laesae  Romanae  religionis  ist  zu-      und 
treffend ,   aber  nicht  geläufig ;   die   zweite  von   ihm   angewandte  *®'  ^}'^^' 
sacrüegium  ist  geläufig,  aber  nicht  zutreffend,  da  dieses  Wort  nach 
seiner  Ableitung  wie  nach  seinem  sonstigen  Gebrauch  den  Tempel- 
diebstahl bezeichnet^.     Aber  trotz   des  mangelnden  Schlagworts 


fuerant  eopulati  bei  Cyprian  ep.  48,  3);  vor  diesen  vollzieht  der  einzelne  Mann 
das  Opfer  und  richtet  dann  an  die  Commission  eine  Eingabe  (libeUus),  dass  er 
stets  die  Götter  verehrt  und  auch  jetzt  ihnen  geopfert  und  gespendet  und 
(wahrscheinlich)  vom  Opferfleisch  genossen  habe,  was  dann  die  Commission 
beglaubigt.  —  Maximinus  Edict  bei  Eusebius  mart.  Pal.  9,  2,  welches  das- 
jenige des  Decius  zum  Theil  wörtlich  wiederholt  zu  haben  scheint,  schärft 
diese  Massregeln,  indem  die  Besucher  der  öiFentlichen  Märkte  und  der  öffent- 
lichen Bäder  gezwungen  wurden  sich  im  christlichen  Sinn  zu  verunreinigen. 

^  Diocletian  beschränkte  zunächst  sich  darauf  das  Opfer  von  seinen  Be- 
amten und  Soldaten  zu  fordern  und  den,  der  sich  dessen  weigerte,  zu  ver- 
abschieden (Lactantius  de  mort.  persec.  10).  Theilweise  ging  man  weiter;  am  be- 
stimmtesten berichtet  von  Maximinus  Verfahren  im  Orient  Eusebius  de  mart. 
Pal.  4,  8:  tLg  av  navStifiii  nnvTes  ana^ankoig  ^«t*  ini/iAelefns  xal  anov^ijc 
Twv  xara  nolt&c  agx^vttiV  &vouv  ....  xal  ttqos  rovrotg  ovofiiunX  ^Utd^^uv 
ano  y^atprjg  €xaatov  uvaxaXovfAivoav»  9,  2:  (ü;  oy  . . . .  naVi^vifiA  navrag  ay^Qag 
afda  ywai,^  xul  oixirais  xoX  avxotg  vno^aC^oig  natal  &v€iv  xttl  anivSiiv, 

'  Tertullian  in  dem  Apologeticum  (und  fast  mit  denselben  Worten  adv. 
nationes  1,  17 :  vgl.  ad  Scap.  2)  unterscheidet  in  Betreff  der  Eidesweigerung  der 
Christen  eine  zwiefache  den  Christen  zur  Last  gelegte  unter  das  Majestäts- 
verbrechen fallende  Gottlosigkeit,  die  Verletzung  der  römischen  Keligion  (c  24: 
crimen  laesae  Bomanae  religioniä  oder  tnreUgiositatis  elogium-,  c.  27:  intentaUo 
l<U8ae  divinitatis)  und  die  schwerere  Verletzung  der  kaiserlichen  Majestät  (c.  28: 
ventum  est  ad  secundum  tüulum  laesae  augusUoris  maiestatis ;  ebenda  sectmdum 
sacrilegium-,  c.  35:  in  hac  religione  secundae  maiesiatis).  Auch  die  Worte  c.  10: 
saerilegii  et  maiesiatis  rei  convenimiur  werden  dasselbe  bezeichnen,  was  er  nach- 
her geringeres  und  schwereres  saerilegium  nennt.  In  der  Ablehnung  der  den 
Christen  angesonnenen  Eidesformel  oder  des  von  ihnen  verlangten  Opfers 
(Plinius  ad  Trai.  96:  cum.  .  .  deos  appeUarent  et  imagini  tuae^  quam  propter 
hoc  insseram  ctim  simvlacris  numinum  adferri,  iure  ac  rino  supplicarent)  ist  ein 
doppeltes  Majestäts verbrechen  insofern  enthalten,  als  die  Götter  und  der 
Kaiser  zwar  immer  zusammengehen,  aber  nicht  zusammenfallen.  Freilich  kann 
man  den  Vorgang  auch  einheitlich  fassen,  da  der  Kaiser  oder  vielmehr  der 
Genius  des  Kaisers  hier  auftritt  als  einer  der  römischen  Götter  und  rechtlich 
das  Verbrechen  sich  dadurch  nicht  vervielfacht,  dass  die  Huldigung  mehreren 
Göttern  versagt  wird.  So  scharf  wie  von  Tertullian  wird  die  rechtliche  Grund- 
lage der  Christenprozesse  sonst  nirgends  ausgesprochen,  aber  die  Berichte 
und  namentlich  auch  die  Strafen  passen  völlig  zu  seinen  Angaben.    Die  Be- 


570  Viertes  Buch«    Die  einzelnen  Delicto. 

fehlt  der  Begriff  dem  römischen  Straf  recht  keineswegs  und  es  soll 
hier  dessen  rechtliche  Behandlung  oder  wenigstens  die  leitenden 
Gedanken  derselben  dargelegt  werden. 

a)  Die  römische  Beligion  und  überhaupt  die  Religion  des 
Alterthums  haftet  an  dem  Staatsbegriff.  Einer  jeden  politischen 
Gesammtheit,  sei  dies  ein  Einzelstaat  oder  ein  mehr  oder  minder 
rechtlich  geschlossener  Völkerbund,  entspricht  wie  ein  Bürger-  so 
auch  ein  Götterkreis.  Der  Glaube  des  römischen  Bürgers  an  die 
römischen  Götter  ist  vielmehr  selbstverständlich  als  Pflichtgebot; 
den  Mangel  dieses  Glaubens  haben  die  älteren  Bechtsordnungen 
allem  Anschein  nach  ignorirt  und  Rechtsfolgen  an  denselben  um 
so  weniger  geknüpft,  als,  wie  vorher  bemerkt  ward,  Bethätigung 
dieses  Glaubens  nur  bei  besonderen  Anlässen  staatlich  gefordert 
ward.  Andrerseits  war  jener  römische  Götterkreis  ebenso  wenig 
exclusiv  wie  es  die  römische  Bürgerschaft  war;  nicht  bloss  nahm 
wie  diese  zahlreiche  Fremden,  ebenso  jener  zahlreiche  auswärtige 
Gottheiten  unter  die  nationalen  auf,  sondern  er  liess  auch  den 
Götterkreis,  vor  allem  der  mit  der  römischen  verknüpften  Ge- 
meinden, neben  dem  eigenen  gelten.  Für  die  weitherzige  Toleranz 
der  republikanischen  Religionspolitik  ist  die  Vormachtstellung  Roms 
zugleich  Ursache  und  Wirkung  gewesen  ^.  Das  passive  Verhalten 
des  römischen  Staats  zu  den  Acten  der  nationalen  Religion  einer- 
seits und  andrerseits  die  lediglich  polizeiliche  Oberaufsicht  über 
die  recipirten  und  die  nicht  recipirten  ausländischen  Culte  ge- 
hören zu  den  unveränderlichen  Maximen  der  römischen  Staats- 
verwaltung, die  auch  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Monarchie 
nicht  viel  minder  befolgt  worden  sind  als  in  der  republikanischen 
Epoche. 

b)  Eine  weitere  Consequenz  eben  dieser  Toleranz  war  die 
praktische  Umwandlung  der  officiell  anerkannten  römischen  Gott- 
.heiten  in  Gottheiten  des  Reiches.  Da  die  Anerkennung  dieser 
Gottheiten  in  den  mehr  oder  minder  von  Rom  abhängigen  Ge- 


zeichnung sacrüegium  aber,  mit  welcher  Tertullian  vermuthlich  die  den 
Lateinern  fehlende  a^iorris  wiedergeben  wollte,  findet  sich  anderswo  daf&r 
nicht  und  ist  sowohl  der  Ableitung  zuwider,  indem  dabei  die  zweite  Hälfte 
des  Wortes  ignorirt  wird,  wie  auch  dem  in  dem  Abschnitt  vom  Diebstahl  zu 
entwickelnden  Sprachgebrauch. 

^  B^i  den  Juden-  wie  bei  den  Christenverfolgungen  stehen  immer  die 
Municipalitäten  an  der  Spitze  und  erscheint  die  Reichsregierung  der  Regel 
nach  mehr  gedrängt  als  drängend.  Vgl.  Josephus  contra  Ap.  2,  6,  ant.  16,  2,  4; 
Minucius  Felix  Octav.  6;  Athenagpras  supplic.  1  u.  a.  St.  m. 
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meinden  der  in  einer  jeden  bestehenden  eigenen  Götterverehrung 
keinen  Abbruch  that,  die  ewige  Verbindung  aber  dieser  Gemeinden 
mit  der  römischen  und  deren  Vormachtstellung  eine  solche  An- 
erkennung mindestens  nahe  legten,  so  scheint  diese  in  früher  Zeit 
und  wesentlich  überall  erfolgt  zu  sein.  Die  daraus  sich  ergeben- 
den rechtlichen  Consequenzen  können  bei  der  BesäiaflFenheit  des 
römischen  Sacralwesens  im  Ganzen  nur  facultativ  gewesen  sein; 
einerseits  Zulassung  des  Nichtrömers  bei  den  römischen  Culthand- 
lungen,  andererseits  Zulassung  der  Verehrung  der  römischen  Gott- 
heiten in  den  abhängigen  Gemeinden.  Nur  etwa  wenn  von  einer 
römischen  Behörde  einem  Nichtbürger  ein  Eid  abverlangt  wurde, 
mochte  wohl  schon  bei  der  Rechtspflege  es  sich  als  praktisch 
zweckmässig  erweisen  die  bei  dem  Bürger  übliche  Formel  auch  bei 
dem  Nichtbürger  anzuwendend  Bei  dem  mit  der  Monarchie  auf- 
kommenden zur  Hälfte  aus  Nichtbürgem  bestehenden  Reichsheer 
ist  ein  allgemeiner  Soldateneid  noth wendig  gegeben.  Da  die  Götter 
der  römischen  Nation  als  solche  auch  Götter  des  römischen  Reiches 
waren  und  in  jeder  abhängigen  Gemeinde  denselben  neben  und 
vor  den  eigenen  ein  Platz  gebührte,  scheint  die  Umwandlung  der 
römisch-nationalen  in  eine  Reichsreligion  bei  den  übrigen  National- 
religionen des  Reiches  im  Allgemeinen  nicht  auf  principiellen 
Widerstand  gestossen  zu  sein'. 

c)  Eine  Ausnahme  machten  die  Bekenner  des  jüdischen  Glau-  dm  Jud«D- 
bens.  Auch  das  jüdische  Volk  hat  einstmals  seinen  Jahwe  in  natio-  ^'^' 
naler  Beschränkung  gefasst.  Aber  in  dem  nachexilischen  Juden- 
thum  —  und  nur  mit  diesem  haben  die  Römer  sich  berührt  —  ist  der 
nationale  Monotheismus  zum  internationalen  geworden,  Jahwe  zu 
einem  alle  Völker  der  Erde  beherrschenden  universalen  Gott,  welcher 
zunächst  nur  von  dem  jüdischißn  Volke  erkannt  und  verehrt  wird, 
der  aber  zu  seiner  Zeit  alle  übrigen  Völker  —  die  kxhr],  die  Heiden  — 
zwingen  wird  ihn  gleichfalls  anzuerkennen.    Dieser  durchaus  nicht 


^  Am  bestimmtesten  und  offenbar  eben  in  Beziehung  auf  den  Eid  wird 
dies  in  den  Märtyreracten  des  Bischofs  Cyprian  von  Karthago  (p.  CX  Hartel) 
ausgesprochen:  imperatares  .  .  .  praeceperunt  eoSy  qui  Bomanam  rdigionem  non 
colufUj  dehere  Bomanas  caerimonias  recognoscere. 

'  Sehr  scharf  tritt  dies  hervor  in  den  bei  Eusebius  h.  e.  7,  119  aufbewahrten 
Acten  des  unter  Yalerius  gegen  den  Bischof  Germanus  geführten  Prozesses. 
Nachdem  dieser  geltend  gemacht  hat,  dass  es  für  ihn  Gewissenspflicht  sei  den 
Christengott  zu  verehren,  antwortet  der  sehr  wohlwollend  auftretende  Inquirent: 
T^e  vfids  xioXvei  xal  tovtov,  elntQ  inrl  ^cof,  ^cra  riuy  xara  <fvaiv  S-etSv  nQoaxvveiv  j 
^ioifs  yecQ  aißuv  ixsXiva^re  xal  d-toig  ois  navrfg  taaatv. 
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transcendentale ,  sondern  völlig  irdisch  gefasste  Gottesglaube  hat 
sowohl  den  jüdischen  Proselytismus  erzeugt  wie  auch  den  Hass 
der  Juden  gegen  die  ^Völker*  und  im  Rückschlag  der  'Völker' 
gegen  die  Juden  *.  Dem  Juden  ist  der  capitolinische  Jupiter  nicht, 
wie  den  andern  Nationen,  ein  fremder,  sondern  überhaupt  kein 
Gott  und  darum  gilt  der  Jude  dem  Römer  und  den  Hellenen  als 
Verächter  der  Götter*.  Nichtsdestoweniger  sind  in  der  republi- 
kanischen und  der  früheren  Kaiserzeit  die  Juden,  so  viel  wir  wissen, 
nur  nach  den  allgemeinen  römischen  Rechtsordnungen  behandelt 
worden.  Ein  Sonderrecht  für  die  Juden  giebt  es,  vom  römischen 
Standpunkt  aus,  erst  seitdem  Vespasian  das  jüdische  Gemeinwesen 
aufgelöst  hatte;  und  auch  dieses  Sonderrecht  besteht  lediglich 
darin,  dass,  da  die  Römer  keine  anderen  Religionen  anerkannten  als 
nationale,  mit  der  Auflösung  des  Gemeinwesens  auch  die  jüdische 
Religion  nach  römischer  Auffassung  hätte  wegfallen  müssen,  diese 
Gonsequenz  aber  für  die  Juden  nicht  gezogen  ward.  Wohl  wurde 
der  jüdische  Cultus ,  insbesondere  durch  die  Beseitigung  des 
centralen  in  Jerusalem,  wesentlich  beschränkt,  aber  die  Juden  be- 
hielten auch  ohne  Gemeinwesen  ihr  religiöses  Associationsrecht, 
ihre  Gotteshäuser  und  ihre  Priester*.  Eine  rechtliche  Zurücksetzung 
der  Juden  gegen  die  übrigen  Reichsangehörigen  hat  nicht  statt- 
gefunden. Aber  die  tief  einschneidenden  Consequenzen  der  Gemeinde- 
losigkeit  *,  weiter  die  durch  die  religiöse  Haltung  der  Juden  herbei- 
geführte Zurückhaltung  derselben  von  den  allgemeinen  Gerichten 


^  Wellhausen,  israelitische  und  jüdische  Geschichte  S.  166  fg.  180. 

'  Plinius  n.  h.  13,  4,  46:  ludaea  gens  contumeliis  nwninum  insigniB. 
Tacitus  hist.  5,  5:  nee  quicquam  prius  imhuwntur  (die  jüdischen  Proselyten) 
quam  contemnere  deos.  Juvenal  14, 100:  Bomafias  soUti  contetnnere  leges.  Josephus 
contra  Ap.  2,  6:  quomodc^  si  sunt  cives,  eosdem  d€08  quos  Alexandrini  non  colunt? 
Wohl  als  Götterleugner  galten  den  Römern  die  Juden,  aber  keineswegs  als 
Gottesleugner  (Tacitus  hist.  5,  5 :  ludaei  mente  sola  unumqt^e  numen  intellegmit). 
Wo  Dio  von  den  a^ioi  spricht,  meint  er  wahrscheinlich  die  Christen;  so  in 
der  Erzählung  Dio  67,  14  (vgl.  Schürer,  Gesch.  des  jüd.  Volkes  2,  563):  innx^ 
^k  ttfjiqoTv  (dem  Flavius  Clemens  und  seiner  Gattin  Domitilla)  fyxXrjfsa  a&iCTtjTo^, 
V(p^  rjS  xftl  ttXloi  (g  ra  rdv  *Iov6a(wv  ijOri  l^oxMovreg  nroXloi  xittfSucaadijaav» 
Auch  52,  36,  wo  er  die  Beseitigung  der  ft^S-foi  wie  der  yoijTeg  als  Regenten- 
pflicht  bezeichnet,  wird  zunächst  an  die  Christen  gedacht  sein. 

'  Dies  ist  die  religio  licita  der  Juden  (Tertullian  apol.  21).  Dasselbe 
Recht  haben  auch  die  Athener  und  Antiochener  und  jedes  von  den  Römern 
anerkannte  Gemeinwesen;  bei  diesen  aber  folgt  es  aus  dem  politischen  Recht, 
dem  jeder  Municipalordnung  zu  Grunde  liegenden  Staatsbegriff. 

^  Als  incola  freilich  kann  der  Jude  in  seinem  Domicil  zu  Gemeindeämtern 
gelangen  (Dig.  50,  2,  3,  3).    Wenn  die  allgemeine  Verleihung  des  römischen 
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und  vom  Kriegsdienst  haben  die  an  sich  schön  gegebene  inner- 
liche und  gesellschaftliche  Scheidung  zwischen  den  Juden  und  den 
übrigen  Reichsangehörigen  weiter  gesteigert.  Manche  den  Juden 
eigene  Gebräuche,  der  Sabbat,  der  Eid',  die  Beschneidung  mögen 
nicht  bloss  Anstoss  und  Aergerniss  gegeben,  sondern  auch  Colli« 
sionen  mit  den  römischen  Behörden  hervorgerufen  haben.  Von 
eigentlichen  Conflicten  aber  erfahren  wir  nichts  und  die  systema- 
tische Toleranz  der  römischen  Regierung  wird  auch  den  Juden 
gegenüber  nach  Möglichkeit  solchen  ausgewichen  sein.  Die  recht- 
liche Sonderstellung  freilich,  in  welcher  wir  späterhin  die  Juden 
finden ,  geht  in  ihren  Grundzügen  sicher  auf  die  heidnische 
Epoche  zurück  und  hat  sich  nur  nach  der  Auflösung  der  jüdischen 
Gemeinde  aus  einer  nationalen  in  eine  religiöse  verwandelt'. 

d)  Aber  die  Toleranz  hatte  eine  Grenze.  Der  römische  Bürger 
und  nicht  minder  der  Bürger  jeder  Reichsgemeinde  konnte  nicht 
zugleich  Jude  sein,  nicht  einerseits  die  Götter  seiner  Heimath- 
gemeinde gelten  lassen  und  zugleich  zum  Gott  der  Juden  sich  be- 
kennen; die  Apostasie  von  der  nationalen  Religion,  innerhalb  des 
Polytheismus  ausgeschlossen,  ist  dem  jüdischen  Monotheismus  gegen- 
über dasjenige  Verbrechen,  welches  TertuUian  crimen  laesae  re- 
ligionis  nennt.  Es  mag  lange  gewährt  haben,  bevor  es  den  Römern 
zum  Bewusstsein  kam,  dass  Jahwe  ein  so  sehr  eifersüchtiger  Gott 
und  so  durchaus  verschieden  ist  von  anderen  nationalen  Gottheiten ; 
wir  würden  davon  sonst  wohl  etwas  erfahren,  wenigstens  einen 
lateinischen  Ausdruck  finden  für  die  nationale  Apostasie.  Prak- 
tisch wurde  der  principielle  Conflict  in  zwiefacher  Weise:  einmal 
bei  der  Gelangung  der  Juden  zum  römischen  Bürgerrecht,  zwei- 
tens bei  dem  Uebertritt  des  römischen  Bürgers  zum  jüdischen 
Glauben.  Auf  die  erstere  Kategorie  mag  wohl  die  römische  To- 
leranz sich  wenigstens  dann  noch  erstreckt  haben,  wenn  einem 
Juden  durch  Schenkung  das  römische  Bürgerrecht  oder  ein  muni- 
cipales  zu  Theil  ward;  die  Standeserhöhung  konnte  nicht  füglich 


Bürgerrechts  im  Anfang  des  3.  Jahrh.  sich  auf  die  Gemeindehürger  beschränkt 
hat  (S.  123X  so  würde  sie  sich  auf  die  Juden  nicht  erstreckt  haben. 

*  Es  wird  nichts  darüber  berichtet,  ob  die  römischen  Behörden,  wenn  ein 
Jude  bei  ihnen  einen  Eid  zu  leisten  hatte,  dabei  auf  seinen  Glauben  Rücksicht 
genommen  haben. 

'  Vgl.  meine  Abhandlung  über  den  Religionsfrevel  nach  römischem  Recht 
in  Sybels  bist.  Ztschr.  64  (1890)  S.  421  fg.  In  nachvespasianischer  Zeit  sind  die 
Juden  nach  römischer  Terminologie  peregrini  dediUcii  wu,Uiu8  civitatis  cives,  das 
religiöse  Privilegium  also  ein  personales,  aber  erbliches. 
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zugleich  als  Delict  behandelt  werden  und  die  formale  Unvereinbar- 
keit des  Standes  und  des  Glaubens  mag  hier  hingenommen  worden 
sein.  Wenn  aber  der  Jude  durch  Kriegsgefangenschaft  oder  auf 
andere  Weise  römischer  Sclave  und  alsdann  durch  Freilassung 
römischer  Bürger  geworden  war,  so  stellt  derselbe  Conflict  in 
schärferer  Weise  sich  ein.  Hier  hat  er  unter  Tiberius  zur  Ein- 
stellung dieser  Leute  in  das  römische  Militär  und  Verschickung 
derselben  nach  Sardinien  geführt  ^ ;  ein  eigentliches  Strafverfahren 
kann  freilich  auch  hierin  nicht  gefunden  werden.  —  Schwerer  noch 
als  bei  dem  Festhalten  des  zum  Römer  gewordenen  Juden  an  seinem 
Glauben  tritt  die  Differenz  hervor  bei  dem  Uebertritt  des  Bömers 
zum  Judenthum.  Bei  aller  religiösen  Lässlichkeit  ist  gegen  den 
von  den  Juden  eifrig  betriebenen  Proselytismus  bereits  in  republi- 
kanischer Zeit  eingeschritten  worden^  und  die  mit  dem  Eintritt 
des  Principats  verbundene  äusserliche,  aber  scharf  accentuirte 
Restauration  der  Staatsreligion  hat  wohl  von  Anfang  an  •  die 
Apostasie  des  römischen  Bürgers  zum  Judenglauben  als  Capital- 
verbrechen  behandelt^.  Dasselbe  muss  principiell  gelten  von  jedem 
zum  Judenthum  übertretenden  Municipalen ;  auch  er  verleugnet  in 
gleicher  Weise  seinen  Heimath  glauben.  Die  Strafe  trifft  natürlich 
neben  und  vor  dem  Bekehrten  den  Bekehrer. 


'  Dass  die  Ausweisung  der  Juden  aus  Rom  unter  Tiberius  (Philon  leg, 
ad  Gai.  23.  24.  Tacitus  ann.  2,  85.  Sueton  Tib.  86.  Josephus  ant.  18,  3,  5) 
sich  auf  die  zum  Bürgerrecht  gelangten  hauptsächlich  bezog,  vieUeicht  sogar 
auf  dieae  sich  beschränkte,  ist  a.  a.  0.  S.  407  ausgeführt  worden. 

^  Die  Juden  wurden  aus  diesem  Grunde  im  J.  615/139  Yom  Peregrinen- 
prätor  aus  Kom  ausgewiesen  (Val.  Max.  1,  3,  3). 

°  Das  erste  ausdrückliche  Verbot  des  Uebertritts  zum  Judenthum,  von 
dem  wir  erfahren,  rührt  von  Severus  her  (vita  17:  Judaeos  fieri  sub  gravi 
poena  vettiit)]  aber  sicher  ist  dies  lange  vorher  criminell  geahndet  worden. 
Wir  erfahren  von  Capitalprozessen  wegen  nationaler  Apostasie  unter  Tiberius 
gegen  eine  vornehme  Römerin  (Joseph,  a.  a.  0.),  unter  Nero  gegen  die  Pom- 
ponia  Graecina  im  Hausgericht  (Tacitus  ann.  13,  32  wegen  ihrer  supersUtio 
externa):  unter  Domitian  gegen  Flavius  Clemens  und  dessen  Gattin  (S.  572  A.  2). 
Ob  die  nationale  Apostasie  in  dem  Abfall  zum  Juden-  oder  zum  Christen- 
thum  bestand,  ist  unsicher,  wenigstens  in  dem  dritten  Fall  das  letztere  wahr- 
scheinlich. Dass  Domitian  die  nach  jüdischem  Kitus  lebenden  NichtJuden  zur 
Judensteuer  heranzog  (Sueton  Dom.  12),  ist  mit  durchgängig  capitaler  Ahndung 
des  Uebertritts  des  Körners  zum  Judenthum  nicht  wohl  vereinbar.  —  Die  delic- 
tische  Behandlung  der  Beschneidung  seit  Hadrian  hat  direct  wenigstens  mit 
der  Apostasie  nichts  gemein,  sondern  zieht  dieselbe  als  Gastration  unter  das 
Mordgesetz,  wobei  (S.  638)  auf  sie  zurückzukommen  sein  wird.  Ueber  den  Ab- 
fall der  Christen  zum  Judenthum  in  der  Epoche  der  christlichen  Staatskirche 
ist  im  folgenden  Abschnitt-  gehandelt. 
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e)  Wenn  der  Jude  für  seinen  eigenen  Cult  nach  dem  vorher  »«chrifteii- 
Bemerkten  in  weitem  Umfang  Toleranz  beanspruchen  durfte  und  *  *  *' 
fand,  so  war  das  Bekennen  des  Christenglaubens  von  Hause  aus 
Majestätsverbrechen  schwerster  Art,  Perduellion^  Noch  entschie- 
dener als  der  jüdische  war  der  Christengott  ohne  Nation  und  litt 
neben  sich  keinen  andern,  war  die  Christengemeinde  eine  politische 
Gemeinde  nie  auch  nur  gewesen,  der  Christ  selbstfolglich  Apostat 
vom  Polytheismus.  Nicht  die  Juden,  wohl  aber  die  Christen  gelten 
den  Heiden  als  Gottesleugner,  ad^eoi^.  Folgerichtig  wird  die  Er- 
klärung vor  Gericht  dem  Christenglauben  anzugehören  als  Geständ- 
niss  des  Majestätsverbrechens  angesehen  und  bestraft®.    Es  gilt  dies 


^  Dass  die  Christenprozesse  rechtlich  unter  das  schwere  Staatsverbrechen 
gezogen  worden  sind,  bezeugt  nicht  bloss  TertuUian  (S.  569  A.  2).  Die  Ver- 
leugnung der  römischen  Religion  durch  den  römischen  Bürger  konnte  straf- 
rechtlich nur  als  Reichsfeindschaft  aufgefasst  werden.  Nee  Bo^nani  hahemw, 
sagt  TertuUian  apol.  24,  qui  nan  Romanorum  deum  coUmtis;  die  Heiden  heissen 
uns,  sagt  Lactantius  de  mort  persec.  11,  inimicos  deorum  et  hostes  religiofds 
publicae;  das  Schlagwort  der  Perduellion  hostis  publicus  wird  oft  (TertuUian 
apol.  2  und  sonst)  gegen  die  Christen  gewendet  und  keineswegs  bloss  als  Hetz- 
wort.  Bei  dem  Majestätsprozesse  wird  auch  Ulpian  das  Christendelict  behandelt 
haben;  wenigstens  umfasst  das  siebente  Buch  de  officio  proconsulis,  in  dem  er 
die  betreffenden  kaiserlichen  Rescripte  zusammenstellte  (Lactantius  inst  5,  11, 
19),  auch  diesen. 

'  !^^€o&  werden  die  Christen  standig  yon  ihren  Gegnern  gescholten  und 
deswegen  von  ihren  Apologeten  (Justinus  apol.  1,  6;  Athenagoras  suppl.  c.  4; 
Clemens  ström.  7,  1,  4  und  sonst)  vertheidigt.  Begreiflich  ist  es,  dass  der 
Mangel  des  nationalen  Glaubens  den  Gegnern  als  Glaubensmangel  erschien. 
Aber  dass  das  den  Litteraten  der  griechischen  Philosophenschulen  entlehnte 
Hetzwort  {convtdum  vestrUm  nennt  es  Arnobius  1,  29)  auf  den  Christenglauben 
ebenso  wenig  anwendbar  ist  wie  auf  den  jüdischen  (Justinus  a.  a.  C:  xal 
ä&ioi  X€xlri/i€d'a'  Mal  oftoloyoüfisv  tcjv  tomvt<ov  vofj.i(ofi^iov  d-€iuv  a&eoi  elvm, 
alX^  odjfl  rot)  aXfid-eoTttTov  und  ähnlich  alle),  haben  die  römischen  Rechts- 
gelehrten nicht  verkannt.  Im  Strafrecht  ist  von  der  Verdrehung  der  Götter- 
leugner in  Gottesleugner  keine  Spur  zu  finden.  Justinian  (Cod.  1,  5, 12,  8)  be- 
zeichnet die  Manichäer  als  Atheisten. 

'  Schon  PliniuB  ad  Trai.  96  schreibt :  haesitavi  . . .  nomen  ipsum  {Christiani), 
81  flagitiis  carecU,  an  flagiUa  cohaerenUa  nomvni  puniantttr.  Vgl.  Johannes 
apocal.  20,  4.  Dessgleichen  spricht  Hermas  (unter  Hadrian  oder  Plus)  simil.  9,  28 
von  der  Passion  dui  t6  ovofia.  Justinus  apol.  1,  11:  dig  xal  Ix  tov  dvna^ofiivovg 
v(p  vfxmv  ofAoXoyslv  ilvai  XQtoriavoifs  yivuiaxovTeg  riß  ofioXoyovvii  d-dvarov  triv 
Cfl/ifav  xsTa&M  (faivirai.  Ebenso  die  Späteren.  Dasselbe  zeigen  die  zuver- 
lässigen Märtyreracten,  zum  Beispiel  der  Prozess  des  Bischofs  Polykarpos  von 
Smyma  bei  Eusebius  h.  e.  4,  15,  21.  25,  wo  der  Herold  dreimal  ruft:  IIolv- 
xagnos  tofioloyriaiv  iavrov  XQiaxiavov  eJvai,  und  der  lugdunensische  bei  Euse- 
bius h.  e.  5,  1,  20:  TiQog  ndvxa  ra  injiQtaxcnfjiiva  ansxQlvaxo  t§  *Ptofiaix^  (payy^' 
XQiOTiavog  iifu. 
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von  dem  römischen  Bürger  wie  von  dem  Nichtbürger;  die  Apostasie 
von  der  Reichsreligion  ist  beiden  gemein^  und  auch  die  Strafe  in 
der  Hauptsache  die  gleiche,  wenn  sie  auch  gegen  den  römischen 
Bürger  geschärft  wird^. 
D«r  f)    Wie  gegen  den  vom  Staate  losgelösten  weltumfassenden 

^*^*^"  Monotheismus  wandte  der  nationale  Glaube  sich  auch  gegen  die 
dualistische  Weltkirche,  den  Manichäismus.  Diese  durch  den  Perser 
Mani  um  die  Mitte  des  3.  Jahrhunderts  n.  Chr.  gestiftete  Religion 
ist  von  dem  letzten  und  gewaltsamsten  Vertreter  des  alten  Glaubens 
ebenso  energisch  befehdet  worden  wie  das  Christenthum  und 
wenigstens  mit  aus  demselben  principiellen  Grunde,  der  darin  ent- 
haltenen Apostasie®:  ^  die  angedrohten  Strafen  sind  dieselben*. 
Nachdem  der  Monotheismus  dann  selbst  zur  Staatsreligion  ge- 
worden war,  hat  dieser  den  Krieg  gegen  den  Rivalen  mit  derselben 
Erbitterung  fortgeführt,  worauf  im  folgenden  Abschnitt  zurück- 
zukommen sein  wird. 


^  Auch  bei  der  Apostasie  des  Nichtbürgers  ist  gedacht  nicht  an  die  von 
seinem  Gemeinde-,  sondern  an  die  von  dem  Reichsglauben.  Unter  Commodus 
sagt  der  Proconsul  von  Africa  den  scillitanischen  Christen  (S.  404  A.  4\  nach 
ihren  Namen  zweifellos  NichtbQrgem,  auch  die  Römer  seien  fromm  und 
leisteten  den  £id  bei  dem  Genius  des  Kaisers;  sie  möchten  es  ebenfalls  thun. 
Es  muss  dies  auch  desshalb  angenommen  werden,  weil  die  Municipalisirung 
der  Glaubensfrage  dazu  fuhren  würde,  dass  die  einzelne  Gemeinde  die  Apo- 
stasie zulassen,  allenfalls  als  Gemeinde  sie  vollziehen  könnte,  was  unzweifel- 
haft nicht  der  Fall  war. 

'  Plinius  (ep.  96),  der  als  Statthalter  unter  Traian  über  die  bithynisch- 
pontischen  Christen  Gericht  zu  halten  hat,  vollstreckt  die  Todesstrafe  gegen 
Nichtbürger  (perseverantea  duci  iussi)  und  sendet  die  angeklagten  römischen 
Bürger  als  seiner  Competenz  nicht  unterstehend  nach  Rom.  In  dem  lugdunen- 
sischen  Christenprozess  unter  Marcus  (Euseb.  5,  1,  47)  werden  die  römischen 
Bürger  nach  einer  Vorfrage  bei  dem  Kaiser  (S.  244  A.  4)  enthauptet,  die  Nicht- 
bürger in  der  Arena  hingerichtet. 

*  Allerdings  ist,  sowohl  wegen  der  Hinweisung  auf  die  Herkunft  des  Mani- 
chäismus aus  dem  alten  Heimathland  der  Magie  in  dem  diocletianischen  £i^ 
lass  (Coli.  15,  3,  1,  angeführt  in  der  Novelle  17  Yalentinians  UI  z.  A)  wie  auch 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieser  Erlass  in  der  gregorianischen  Sammlung  unter 
die  Rubrik  de  maieficis  et  Manichaeis  gestanden  hat,  die  Verfehmung  der 
Manichäer  zunächst  wohl  ausgegangen  von  den  Zaubergebräuchen,  die  man 
ihnen  zur  Last  legte ;  dieselben  haben  hier  juristisch  noch  eine  stärkere  RoUe 
gespielt  als  bei  den  Christenverfolgungen  die  Brandstiftung  und  der  Kinder^ 
mord.  Nichtsdestoweniger  ist  der  Manichäismus  zu  dem  Staatsverbrechen  ge- 
stellt worden,  nicht  wie  die  Magie  zu  dem  Giftmord,  da  er  späterhin  durch- 
aus als  Häresie  behandelt  wird. 

^  Den  Führern  droht  Diocletian  den  Feuertod,  den  Anhängern  höheren 
Standes  Zwangsarbeit  im  Bergwerk,  denen  niederen  Standes  Enthauptung. 
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g)  Weiter  bleibt  vom  rechtlichen  Standpunkt  aus  über  die 
Apostasie  vom  Heidenthum  wenig  hinzuzufügen.  Die  dem  Staats- 
verbrechen überhaupt  eigene  magistratische  Alternative  zwischen 
administrativer  Coercition  und  strafrechtlichem  Verfahren  tritt 
nirgends  so  scharf  zu  Tage  wie  in  dem  Verhalten  der  Behörden 
gegenüber  den  Christen,  das  durchaus  bestimmt  wird  durch  *die 
Tendenz  der  Regierung  und  weiter  des  einzelnen  Beamten  ^  Von 
Rechtswegen  unterliegt  die  Apostasie  dem  Accusationsverfahren ; 
thatsächlich  ist  sie,  zumal  in  Folge  des  regelmässig  stattfindenden 
Geständnisses,  der  Regel  nach  auf  Grund  einer  Denuntiation 
im  Cognitionalverfahren  behandelt  worden.  Die  magistratische 
Initiative  hat  sich  nur  ausnahmsweise  darauf  erstreckt',  ebenso 
wie  umgekehrt  die  Entgegennahme  derartiger  Denuntiationen  den 
Gerichten  nur  ausnahmsweise  factisch  und  noch  seltener  förmlich 
untersagt  worden  ist^.  Wo  die  Apostasie  als  Massendelict  auftritt, 
trifft  die  Bestrafung,  wie  bei  dem  Aufstand,  nicht  ausschliesslich, 
aber   vorzugsweise   die  Führer*.    Dass    die  Bestrafung    wegfällt. 


^  Es  ist  dies  weiter  ausgeführt  in  meiner  S.  578  A.  3  angeführten  Ab- 
handlung S.  398  fg. 

*  Traianus  an  Plinius  ep.  97:  conquirendt  non  sunt;  si  dtferantur  et 
arguantur,  puniendi  stmt  Die  im  Gegensatz  zu  diesem  Princip  nicht  selten 
von  den  Statthaltern  oder  den  Municipalbehörden  angeordneten  Inquisitionen 
gegen  die  Christen  sind  bei  dem  Sicherheitsdienst  (S.  308.  313)  erwähnt 
worden.  Bekannt  ist  aus  der  diocletianischen  Christenverfolgung  die  besondere 
Fahndung  auf  den  Besitz  christlicher  B&cher,  wobei  das  Einschreiten  gegen 
die  Magie  mit  in  Betracht  gekommen  sein  wird.  Indess  hat  das  heidnische 
Regiment  in  dieser  Hinsicht  weit  mehr  Mass  gehalten  als  der  verchristlichte 
Staat  insbesondere  gegenüber  den  Ketzern  (vgl.  den  folgenden  Abschnitt). 

*  Am  weitesten  ist  hierin  Hadrian  gegangen,  indem  er  den  Proconsul  von 
Asia  (Justinns  apol.  1,  68)  anwies  nur  wegen  anderweitiger  Verbrechen  —  also 
nicht  wegen  dieser  Majestätsverletzung  —  Klagen  gegeii  Christen  anzunehmen 
(si  quis  accusat  et  prohat  adversum  leges  quicquam  agere  memoratos  homines, 
pro  meritis  peccatorum  etiam  supplicia  staiues),  ausserdem  die  Handhabung  des 
Calumnienverfahrens  auch  in  diesen  Fällen  einschärfte.  Factisch  ist  unter 
vielen  Regierungen  in  gleicher  Weise  verfahren  worden. 

^  Der  Erlass  Kaiser  Yalerians  vom  J.  258  über  die  Bestrafung  der  haupt- 
städtischen Christen  (Cyprian  ep.  80)  befiehlt  die  sofortige  Hinrichtung  des 
Bischofs  (Xystus  II.)  und  der  Presbyter  und  Diaconen;  Rangverlust  und  Yer- 
mögensconfiscation  aller  Standespersonen  {senai&reSy  egregii,  equites  Romant), 
bei  Beharren  im  Glauben  ebenfalls  Hinrichtung;  Einziehung  des  (Peculien-) 
gutes  und  Yerurtheüung  zur  Sclavenarbeit  in  Fesseln  bei  kaiserlichen  Sclaven ; 
bei  Frauen  Yermögensconfiscation  und  Yerbannung.  Auch  die  diocletianische 
Yerfolgung  traf  vorzugsweise  die  Geistlichen  (Lactantius  de  mort!  pers.  15).  Yon 
weiteren  Belegen  kann  abgesehen  werden. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Hommsen,  rOm.  Strajhr.  37 
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wenn  der  Angeklagte  die  Apostasie  zurücknimmt,   ist   eine   bei 
Gesinnungs-  und  Massenverbrechen  regelmässig  sich  einstellende 
Milderung*.    Der  Eid   bei   den  Göttern  und  die  denselben  dar- 
gebrachte Opferung  spielen  in  diesen  Prozessen  nur  insofern  eine 
Rolle,   als  von  dem^  welcher  der  Apostasie  angeschuldigt  wird 
und  die  Anschuldigung  ablehnt  oder  auch  die  Apostasie  zurück- 
nimmt, zur  Bekräftigung  seiner  Rechtgläubigkeit  Eid  und  Opfer 
gefordert  zu  werden  pflegen  2.    Dass  bei  den  letzten  und  strengsten 
Versuchen  das  Christenthum  zu   beseitigen  diese  Forderung  all- 
gemein gestellt  worden  ist,  wurde  schon  bemerkt  (S.  568). 
pouwiuche         5.   Wenn   die   Verehrung    anderer    Götter    als   der    in    Rom 
Mftssreffein  heimischon  oder  von  Staatswegen  adoptirten  nach  den  vorher  ge- 
reii^tae    gebenou    Ausführungen    nicht    als    Delict    angesehen    ward,    so 
MiMbrtnche.  gg]jjggg|.  ^j^g  ^j^  sittHcho  uud   politischo  Missbilligung  einzelner 

ausländischer  Religionsformen  nicht  aus^,  und  oft  genug  ist  in  der 
republikanischen  wie  in  der  Kaiserzeit  gegen  den  ausländischen 
Aberglauben  (su^ersiitio  externa)^  namentlich  gegen  den  den 
Occidentalen  besonders  anstössigen ,  aber  eben  darum  auch  be- 
sonders   anziehenden    ägyptischen    Cult   eingeschritten    worden*. 


^  S.  438.  Auf  Plinlus  Anfrage  (ep.  96):  haesitavi  . . .  detur  paenitentiae  venia 
an  ei  qm  omnino  Chnstiantts  fuit  demse  non  prosit  antwortet  Traianas  (ep.  97): 
puniendi  sunt  ita  .  .  .  ut  qui  negaverit  se  Christianum  esse  idque  re  ipsa  mani' 
festum  feceritf  id  est  supplicando  diis  nostris,  quamvis  suspectus  in  praeterüum, 
veniam  ex  paenitentia  impetret.  Ebenso  verfügt  Marcus  bei  £u8ebins  h.  e.  5, 
1,  47,  und  so  wird  allgemein  verfahren,  selbst  nach  dem  Urtheilsspruch  noch 
der  Rücktritt  gestattet  (Origenes  contra  Celsum  2,  13,  sciUitanische  Acten  S.  438 
A.  5).  Die  Tendenz  geht  weniger  dahin  die  Christen  zu  bestrafen  als  sie  zum 
Rücktritt  zu  bestimmen. 

*  Traianus  (A.  1).  In  den  Märtyreracten  der  sciUitanischen  Christen 
vom  J.  180  (S.  404  A.  4),  wahrscheinlich  dem  ersten  derartigen  Capitalprozess 
in  Africa,  den  wohl  auch  Tertullian  apol.  32  im  Sinn  hat,  weigern  diese  neben 
und  vor  dem  Opfer  den  Eid  auf  den  Genius  (so  der  lateinische  Text,  der 
griechische  kvdaifiov(a)  des  Kaisers. 

*  Cicero  de  leg.  2,  8,  19 :  separaiim  nemo  habessit  deos  neve  navos  neve  ad- 
venas  nisi  publice  adscitos,  1Ä\.  4,  30,  11 :  ne  qui  nisi  Rotnani  du  neve  quo  alio 
more  quam  patrio  colerentur. 

^  Was  wir  von  derartigen  religiösen  Repressivmassregeln  erfahren  theils 
aus  den  J.  324/430  (Liv.  4,  80),  542/212  (Liv.  25,  1.  7,  5),  615/139  (Val.  Max.  1, 
8,  2)  der  Republik,  theils  in  Beziehung  auf  den  Isiscult  aus  der  letzten  republi- 
kanischen und  der  frühen  Kaiserzeit  (Tertullian  ad  nat  1,  10,  apol.  6;  Val. 
Max.  1,  3,  4;  Dio  40,  47.  42,  26.  53,  2.  54,  6;  Josephus  18,  3,  4;  Amobius  2,  73; 
TacituB  ann.  2,  85;  Sueton  Tib.  36)  und  was  ohne  Zweifel  viel  h&ufiger  ein- 
trat als  unsere  Berichte  es  angeben,  beschränkt  sich  auf  Wegr&umung  der 
anstössigen  Cultmittel  vom  öffentlichen  Boden  überhaupt  oder  doch  mindestens 
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Aber  dieses  Einschreiten  ist  lediglich  polizeilich;  die  öffentliche 
Ausübung  dieser  Gebräuche  wird  untersagt,  Altäre  und  Kapellen 
beseitigt,  die  Ausländer  ausgewiesen;  die  Mittel  der  Coercitiou 
kommen  in  vollem  Umfang  zur  Anwendung,  aber  da  der  fremde 
Glaube  die  Leugnung  des  römischen  nicht  in  sich  schliesst,  so  geht 
die  Bekennung  zu  demselben  an  sich  den  Strafrichter  nicht  an. 
Wohl  nur  eine  scheinbare  Ausnahme  macht  in  dieser  Hinsicht  das 
Verfahren  der  republikanischen  Regierung  hinsichtlich  des  Bacchus- 
cults  im  J.  568/186;  die  betreffenden  Associationen  sind  als  gemein- 
gefährlich eingeschränkt  und  die  dadurch  veranlassten  zahlreichen 
Verbrechen,  allem  Anschein  nach  gegen  Bürger  wie  gegen  Nicht- 
bürger,  mit  der  vollen  Strenge  des  Gesetzes  geahndet  worden, 
aber  der  Fremdglaube  kam  nicht  selber  als  Delict  in  Frage,  sondern 
nur  als  Veranlassung  zu  solchen.  Allerdings  hat  in  der  späteren 
Eaiserzeit  die  schärfere  Handhabung  der  Staatsreligion  auch 
hierauf  eingewirkt.  In  nachseverischer  Zeit  wird  es  dem  Kaiser 
zur  Pflicht  gemacht  nicht  bloss  selbst  die  Götter  nach  Väterart 
zu  verehren,  sondern  auch  jede  Abweichung  von  der  Väterart  zu 
verabscheuen  und  zu  bestrafen^  und  dem  entsprechend  auch  in 
den  Rechtsbüchern  die  Einführung  neuer  Götter  und  neuer  Cult- 
gebräuche  als  Capitalverbrechen  behandelt^. 

6.  Der  Begriff  der  privatrechtlichen  iniuria  ist  auf  die  Götter  so 
wenig  bezogen  worden  wie  auf  den  Staat.  Böswillige  Verunehrung 
eines  Tempels  oder  Störung  eines  religiösen  Acts  sind  Störungen 
der  öffentlichen  Ordnung  und  unterliegen  insofern  der  Repression 
und  der  Straf  klage;  von  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  in 
dieser  Hinsicht  erfahren  wir  nichts  und  hat  es  solche  gegeben,  so 
ist  dabei  lediglich  der  Staat  als  verletzt  gedacht  worden.    Be- 


Yom  Markt  und  vom  Capitol,  in  der  Kegel  durch  die  Aedilen,  und  auf  Aus- 
weisung der  Fremden  durch  den  Peregrinenprätor ,  also  auf  rein  polizeiliche 
Massregeln.    Von  Strafprozessen  ist  nirgends  die  Hede. 

^  Dio  52,  36  in  der  Ansprache  des  Maecenas  an  Augustus :  ro  fuh  &fiov 
-navTtog  nvxog  xt  Oißov  xarä  ta  narqm  xai  rovs  alXovs  nfiSv  avdyxaCs'Toi/g  ^k 
J^  Scv^Covrdg  ri  ttcqX  avro  xal  (n^aiT  xal  x6Xa(€.    Vgl.  S.  572  A.  1. 

*  -Paulus  5,  21,  2:  gut  novas  secttis  vel  ratione  incognitas  religiones  inducunty 
ex  quibus  animi  hominum  moveaniur,  honestiores  deportantttr,  humüiores  capite 
pumufUur.  Modestinus  Dig.  48,  19,  80:  si  quis  äliqmd  fecerit,  quo  leves  homu 
num  animi  supersHtione  numinis  terre[re]ntur^  di^ms  Marcus  huiusmodi  homines 
in  insulam  reUgari  rescripsit.  Das  beigefügte  Motiv  zeigt,  dass  der  Religions- 
Btifter  als  Unruhstifter  bestraft  ward.  Darum  steht  auch  diese  Bestimmung 
nicht  bei  dem  Majestätsdelict,  sondern  wie  die  seditio  (S.  565  A.  1)  bei  den 
ausserordentlichen  Verbrechen. 

87* 
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leidigung  der  Gottheit  durch  Wort  oder  Schrift  kennt  das  römische 
Strafrecht  nicht ;  es  ist  nicht  bloss  ein  stolzes  Wort,  sondern  auch 
ein  Rechtssatz,  dass  es  nicht  dem  Staat,  sondern  der  Gottheit 
überlassen  bleibt  den,  der  sie  beleidigt,  dafür  zu  strafen ^  Die 
Christgläubigen  ha{)en  die  gegen  sie  gerichteten  Schmähungen  den 
Göttern  ihrer  Widersacher  reichlich  vergolten;  niemals  aber  ist 
ihnen  die  Schimpffreibeit  durch  Gesinnungscensur  verkümmert 
worden  *. 

VI.  Personale  Verletzung  des  Cfemeindebeamten. 

Diejenige  personale  Verletzung,  welche  gegen  einen  Privaten 
begangen  die  öffentliche  Mord-  oder  die  private  Injurienklage  be- 
gründet, wird,  wenn  sie  gegen  einen  Magistrat  verübt  wird,  als 
Staatsverbrechen  behandelt  und  bestraft.  Es  werden  hiedurch  die 
folgenden  Delicte  getroffen: 

1.  Der  Beamte  der  römischen  Gemeinde  ist  von  Rechtswegen 
(lege)  unverletzlich  ® ;  demzufolge  ist  die  ausgeführte  oder  auch  nur 
versuchte  Tödtung  des  Magistrats  von  je  her*  und   auch   in   der 


'  Cicero  de  leg.  2,  S,  19 :  pietatem  (Ädhibento  . . .  qui  secus  faxity  deus  ipte 
vinäex  erit  und  nachher  c.  10,  25:  non  iudeXf  sed  deua  ipse  vindex  constUuitur, 
Daher  auch  daselbst  2,  9,  22:  periurii  poena  divina  eodtiumj  humana  dedecua» 
Das  schöne  Wort  des  Tiberius  bei  Tacitus  ann.  1,  73  (vgl.  Dio  57,  8):  deorum 
iniuriae  diis  curae  hat  er  freilich  nachher  nicht  eingehalten  (Dio  57,  9).  In 
dem  gleichen  Sinn  schreibt  nicht  ohne  Ironie  Kaiser  Marcus  (bei  Eusebius 
h.  e.  4,  18)  den  christenfeindlichen  Stadträthen  von  Asia,  dass  die  Götter  sicher 
den  Christen  ihren  Unglauben  noch  mehr  übelnehmen  würden  als  dies  die 
Stadträthe  thäten,  er,  der  Kaiser,  aber  keine  Veranlassung  finde  einzuschreiten. 
Auch  Alexander  sagt  und  Justinian  wiederholt  (Cod.  4,  1,  2  vgl.  9,  8,  2):  iuris 
iwra/ndi  contempta  religio  satis  deum  ultorem  habet, 

2  Tertullian  apol.  46. 

^  Der  Gegensatz  der  Unverletzlichkeit  des  patricischen  Magistrats  lege^ 
das  heisst  durch  die  Verfassung  des  römischen  Staats,  und  der  Unverletzlich- 
keit des  plebejischen  Quasi-Magistrats  rdigione,  das  heisst  durch  die  revolutio- 
näre, aber  beschworene  Constitution  der  Plebs  (S.  558  A.  1)  ist  ausgeführt  in 
der  schönen  Darlegung  bei  Livius  8,  55,  einem  der  wenigen  Ueberreste  aus  den 
Schriften  der  römischen  Staatsrechtslehrer  (iuris  interpretesy  Formulirung  in 
einem  geschriebenen  Gesetz  wird  dabei  nicht  gefordert,  ist  vielmehr  dadurch 
ausgeschlossen,  dass  man  die  Unverletzlichkeit  des  Consuls  in  das  Consulai^ 
gesetz  vom  J.  305/449  hinein  zu  interpretiren  versucht  (Liv.  8,  55,  11).  Auch 
den  später  hinzutretenden  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Magistraten 
giebt  diese  Qualität  selbst  die  gesetzliche  Unverletzlichkeit.  Vgl.  meine  Er- 
läuterung St.  R.  2,  287. 

*  Dionysius  4,  42  bezieht  die  Unverletzlichkeit  schon  auf  den  König. 
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Kaiserzeit   noch  ^   ein  Perduellionsfall   der  schwersten  Art.     Die  Angriff  auf 
Dignit&t  des  Amtes  kommt  dabei  nur  secundär  in  Betracht;  der  ^^J^! 
magistratischen  Hierarchie  jedoch  thut  die  Unverletzlichkeit  keinen  ctochen  oder 
Eintrag  und  ist  der  Quästor  zwar  unverletzlich  wie  der  Consul,  ^"^^^ 
nicht  aber  diesem  gegenüber  geschätzt.    Auf  Nichtbeamte  dagegen, 
auch  wenn  sie  in  öffentlichen  Geschäften  thätig  sind,  zum  Beispiel 
auf  die  Gesandten,  die  Soldaten,  die  ritterlichen  Quasi-Magistrate 
der  Kaiserzeit  erstreckt  dieser  erhöhte  Rechtsschutz  sich  nicht. 
Erst  in  spätester  Zeit  ist  die  Bestimmung  auf  die  kaiserlichen 
Beamten  der  neueren  Ordnung  bezogen  worden*. 

2.  Bei  der  Gonstituirung  der  Plebs  sind  die  Vorsteher  der- 
selben durch  Plebiscit  und  Eid  (religione)  in  gleicher  Weise  für 
unverletzlich  oder,  wie  es  hier  heisst,  für  sacrosanct  erklärt  und 
es  ist  dies  alsdann  auch  gesetzlich  anerkannt  worden^.  Nachdem 
die  tribunicische  Gewalt  über  das  magistratische  Imperium  die 
Oberhand  gewonnen  hatte,  heftete  sich  in  der  allgemeinen  An- 
schauung die  Vorstellung  der  Unverletzlichkeit  in  besonderer  Weise 
an  die  Stellung  des  Volkstribuns,  obwohl  dieselbe  in  der  That  von 
der  Beamtenhierarchie  nicht  abhängt  und  auch  ausdrücklich  wie 
den  Tribunen  so  den  plebejischen  Aedilen^  und  sogar  den  auf  der 
niedrigsten  Stufe  der  Magistratur  stehenden  Decemvim  ^  beigelegt 
wird.    Zur  Anwendung  kam   dieser  Perduellionsfall  zuletzt  unter 


^  Julisches  Gesetz  Dig.  48,  4,  1,  1:  cmu8  opera  catmHo  mah  conHlium 
miiuin  erit^  quo  quis  moffistrcflus  popüli  E.  quive  imperium  potesUxkmve  habet, 
oecidaiiur.  Es  sind  also  alle  Magistrate  wie  alle  Promagistrate  (Proconsuln, 
Proprätoren,  Proquästoren)  einbegriffen  (St.  R.  1,  22  fg.). 

*  Arcadius  G.  Th.  9,  14,  8  »»  lust.  9,  8,  5  zieht  unter  das  Majestftts- 
gesetz  die  Tödtung  der  Mitglieder  des  Staatsraths  {qui  cansiliis  et  cansistario 
nostro  intersunty,  der  Senatoren  und  der  Beamten  überhaupt  {quilibet  qui  nobis 
militat). 

*  Ueber  die  bei  der  Gonstituirung  der  Plebs  den  Beamten  derselben  bei- 
gelegte sacrosancte  Stellung  oder  ihre  Unverletzlichkeit  religione  (S.  580  A.  3) 
ist  S.  553  A.  3  gesprochen.  Die  gesetzliche  Bestätigung  erfolgt  durch  das 
Gonsulargesetz  vom  J.  305/449,  ut  qui  tribwnis  plebis,  aedilibus,  iudicibus  decem- 
viris  nocuMset,  eiue  captU  lovi  sacrum  esset  (Liv.  3,  55,  7). 

^  Dass  den  Yolksädilen  die  Unverletzlichkeit  lege  zukam,  ward  anerkannt, 
ob  aber  auch  die  Unverletzlichkeit  religione ,  die  Sacrosanctität,  bestritten. 
Der  Staatsrechtslehrer,  dem  Livius  a«  a.  0.  folgt,  entscheidet  sich  dagegen, 
die  übrigen  Autorit&ten  einstimmig  dafür  (St  R.  2,  472)  und  ohne  Zweifel  mit 
Recht,  da  auch  praktisch  von  de'r  sacrosancten  Stellung  des  Yolksädilen  Ge- 
brauch gemacht  wird  (Liv.  29,  20,  11). 

*  Die  iudices  decemviri  des  horatischen  Gesetzes  (A.  3)  sind  die  decenwiri 
liUlms  iudicandis  (St.  R.  2,  605). 
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Ciceros  Consulat  in  dem  zuerst  capitalen,  dann  auf  eine  Mult 
gerichteten  Strafverfahren  gegen  C.  Rabirius  wegen  der  Tödtung 
des  Volkstribuns  L.  Saturninus. 

Kawermord.  3.  Die  versuchte  oder  ausgeführte  Tödtung  des  Herrschers  ist 
in  Augustus  Majestätsgesetz  nicht  besonders  hervorgehoben  worden, 
fällt  aber  selbstverständlich  unter  den  darin  vorgesehenen  Beamten- 
schutz ^  Ebenso  wenig  tritt  der  Versuch  den  auf  Lebenszeit  be- 
stellten Magistrat  seines  Amtes  zu  entsetzen  selbständig  im  Straf- 
recht hervor,  gehört  aber  sicher  gleichfalls  unter  die  personale  Ver- 
letzung. —  Belege  von  Kaisermord  und  Kaiserentsetzung  füllen  die 
Blätter  der  Geschichte ;  für  das  Strafrecht  ist  aus  denselben  nichts 
zu  entnehmen. 

iiguriining  4.  Dio  gegou  olueu  patricischeu  oder  einen  plebejischen 
Magistrat*  oder  gegen  den  Kaiser®  verübte  Realinjurie  fällt 
ebenfalls  unter  das  Majestätsgesetz*. 

5.  Anderweitige  Ehrenkränkung  des  republikanischen  Be- 
amten wird  der  Regel  nach  nur  im  Wege  und  in  den  Schranken 
der  Coercition  geahndet*;  von  Rechtswegen  indess  kann  der  Be- 
leidigte sie  ebenfalls  criminell  behandeln  ^.  Dasselbe  gilt  von  dem 
Oberpontifex '.  Es  ist  sogar,  wie  schon  ausgeführt  ward  (S.  46), 
ein  derartiger  Fall  im  letzten  Jahrhundert  der  Republik  nach  der 


des 
Magistntf. 


^  Tacitus  ann.  6,  8:  imidiae  in  rem  publicam,  consüia  caedis  adversum 
imperatorem  puniantur.  Sowohl  als  Imperienträger  wie  als  Inhaber  der 
trihunicischen  Gewalt  ist  der  Princcps  dabei  einbegriffen  (S.  581  A.  1);  eine 
besondere  ünverletzlichkeit  kommt  ihm  von  Rechtswegen  nicht  zu  (St.  R.  2,  753). 

^  Das  pülsare  des  Tribuns  erscheint  schon  in  dem  Gonstituirungsgesetz 
der  Plebs  (S.  553  A.  3)  und  dies  wie  das  verberare  begegnet  in  derselben  Ver- 
bindung häufig  (St.  R.  2,  286.  298).  Mit  nocere  (S.  581  A.  3)  ist  dasselbe 
gemeint. 

'  Die  exceptionelle  Strafbarkeit  fällt  von  Rechtswegen  weg,  wenn  der 
Beleidiger  den  Kaiser  nicht  als  solchen  erkennt  (Dio  61,  9;  Tacitus  13,  25; 
Sueton  Ner.  26). 

^  Quintilian5,  8,  39:  iniuriam  fecisti,  aed  quia  magistratui^  maiestaUa  actio 
est.  Die  in  den  betreffenden  Abschnitten  entwickelten  Grundbegriffe  sind  also 
auch  hier  massgebend. 

^  Das  meint  Tacitus  ann.  1,  72,  wo  er  die  republikanische  und  die  kaiser* 
liehe  Majestätsklage  mit  einander  vergleicht:  facta  arguebantur,  dicta  impune 
erant.  Die  den  Beamtenschutz  aussprechenden  durchgängig  sehr  alten  Volks- 
Schlüsse  haben  überall  nur  die  Realinjurie  im  Auge  gehabt,  wahrscheinlich 
im  Anschluss  an  den  damals  geltenden  Begriff  der  privatrechtlichen  iniuria» 

«  St.  R.  2,  298  A.  5.    Für  die  Kaiserzeit  gilt  dies  nicht  (Gai.  3,  235). 

"^  Livius  ep.  47 :  Cn,  TremelUo  praetori  muUa  dicta  est,  quod  cum  M,  Aemüio 
Lepido  porUifice  maximo  inivriose  contenderat  Wäre  dieser  Fall  nicht  vor  die 
Gomitien  gekommen,  so  stände  er  nicht  in  den  Annalen. 
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alten  Strenge  der  Perduellion  behandelt  worden,  mit  vollem  Recht, 
aber  freilich  auch  mit  vollem  Unrecht. 

6.  Von  den  durch  die  Ehrenkränkung  des  Kaisers  hervor-  iT^juriinm^ 
gerufenen  Majestätsprozessen  ist  gesagt  worden ,  dass  sie  unter  ^^  ^»"*>"- 
einzelnen  Herrschern  mehr  Unheil  gestiftet  haben  als  der  Bürger- 
krieg ^  und  vielleicht  nicht  mit  Unrecht.  Indess  ist  nicht  zu  über- 
sehen, dass  in  unserer  Ueberlieferung  die  Krankheitserscheinungen 
der  Kaiserzeit  unverhältnissmässig  hervortreten  und  dass  deren 
Rechtsgelehrte  sowohl  wie  die  kaiserlichen  Erlasse  vor  dem  Miss- 
brauch dieses  Verfahrens  ernstlich  warnen  ^.  Rechtlich  ist  wie  schon 
in  Beziehung  auf  den  Dictator  Caesar  ^  so  auch  nachher  in  Augustus 
Gesetz  die  Ehrenkränkung  des  Staatsoberhaupts  ausdrücklich  als 
Majestätsverbrechen  bezeichnet*  und  ist  der  überhaupt  dehnbare 
Begriff  der  miuria  in  Beziehung  auf  den  Kaiser  gesteigert  worden 
theils  durch  die  häufig  schmale  Grenze  zwischen  Erfüllung  der 
Bürgerpflicht  und  Ehrenkränkung  des  Monarchen,  theils  durch  die 
bereits  von  Augustus  in  Anspruch  genommene  Göttlichkeit  des 
lebenslänglichen  Staatsoberhaupts*,  in  welchem  Fall  dann  von  der 


*  Seneca  de  benef.  3,  26  (vgl.  c.  27):  suh  Tiberio  Caesare  fuit  accusandi 
frequens  et  paene  publica  rdbies^  quae  omni  civüi  beUo  gravius  togatam  civitaUm 
confecü:   excipid>antur  ebriorum  sermones,  Bimplicitas  iocantium. 

'  Modestinas  Dig.  48,  4,  7,  3:  nee  lubricum  linguae  ad  poenam  facHe  ira- 
hendum  est.  In  demselben  Sinn  Dio  52,  31  und  noch  bestimmter  Theodosius  I. 
C.  Th.  9,  4,  1  =  lust.  9,  7,  1.  Natürlich  fehlen  verständige  Ausnahmen  selbst 
in  den  schlimmsten  Zeiten  nicht  (z.  B.  Tacitus  ann.  6,  5). 

*  Dio  44,  5:  oniog  av  tk  f  ^Qyv  ^  loytp  adrov  vßgtarj,  Ugog  t€  y  xal  iv 
Tip  ayu  ^y//ijT««. 

*  Tacitus  ann.  4,  34:  neque  haec  (litterarische  Verunehrungen)  in  principem 
atU  principis  parenteniy  quos  lex  maiestatis  amplectitur.  Darauf  bezieht  er  sich 
auch  ann.  1,  73. 

^  St  R.  2,  755  fg.  Gottlos  werden  nicht  bloss  die  Reden  gegen  hochselige 
Kaiser  genannt  (Tacitus  ann.  2,  50:  gi  qua  de  Augusto  irreligiöse  dixisset}, 
sondern  jede  Majestätsbeleidigung  ist  eine  Gottlosigkeit  (verba  impia  Paulus  5, 
29,  1 ;  impietas  in  principem  Tacitus  ann.  6,  47).  Die  Vergöttlichung  des  lebenden 
Kaisers  steigt  mit  dem  steigenden  Verfall.  Firmicus  (2,  28)  unter  Constantin 
lehrt,  dass  der  Kaiser  allein  von  allen  Menschen  nicht  unter  der  Herrschaft 
der  Oestime  stehe,  denn  ipse  in  ,  ,  »  deorum  numero  constitutus  est;  darum 
kann  weder  der  Haruspex  noch  der  Nativitätssteller  über  sein  Schicksal  etwas 
aussagen.  Die  in  der  früheren  Zeit  mehr  angedeutete  als  durchgeführte  Auf- 
fassung des  Kaisers  als  eines  lebendigen  Gottes  (der  zum  Beispiel  TertuUian 
adv.  nat.  1,  17  entschieden  entgegentritt)  wird  unter  dem  verchristlichten  Regi- 
ment unumwunden  ausgesprochen  und  oft  vergröbert.  lurant  (milites),  sagt 
Vegetius  2,  5,  per  deum  et  Christum  et  sanctum  spiritum  et  per  maiestatem 
nnperatoris  ....  nam  imperator  cum  Äugusti  nomen  acceptt,  tamquam  praesenti 
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alten  Regel  die  Beleidigung  der  Götter  auf  Erden  nicht  zu  strafen 
abgesehen  ward,  da  dieser  Gott  doch  auch  ein  Mensch  war  ^  Es  ist 
nicht  die  Aufgabe  des  Strafrechts  die  aus  diesem  Begriff  that- 
sächlich  und  grossentheils  missbräuchlich  entwickelten  Consequenzen 
zusammenzustellen*;  nur  diejenigen  Kategorien,  die  eine  gewisse 
rechtliche  Festigkeit  gewonnen  haben,  sollen  hier  verzeichnet 
werden. 

a)  Die  Führung  der  dem  Staatsoberhaupt  als  solchem  zu- 
kommenden Insignien  und  überhaupt  der  Eingriif  in  die  kaiser- 
lichen Ehrenrechte  ist  Majestätsbeleidigung  auch  dann,  wenn  damit 
nicht  der  Anfang  zur  Auflehnung  gegen  die  kaiserliche  Gewalt 
gemacht  wird.  Am  grellsten  tritt  dies  hervor  hinsichtlich  des 
purpurnen  Gewandes,  dessen  Führung  nicht  bloss,  sondern  nach 
der  kaiserlichen  Monopolisirung  der  Purpurfabrication  ebenfalls 
dessen  Herstellung  in  der  Spätzeit  zu  unzähligen  Majestätsprozessen 
Veranlassung  gegeben  hat*. 

b)  Die  Ermittelung  zukünftiger  Dinge  durch  übernatürliche 
Mittel  wird  vor  allem,  wenn  sie  mit  der  Nachfolge  im  Herrscher- 
amt in  Beziehung*  steht,  aber  überhaupt  bei  jeder  Beziehung  auf 
das  Kaiserhaus  *  als  Majestätsverbrechen  geahndet. 


et  corporali  deo  est  praestanda  devotio  .  .  .  deo  enim  .  .  .  servit,  cum  fideliter 
eum  diligity  qui  c2eo  regtiat  auctore, 

^  S.  580  A.  1.  Die  delictische  Behandlung  der  Götterbeleidigung  wird 
unter  Tiberius,  zunächst  vergeblich,  beantragt  in  Beziehung  auf  denjenigen 
Gott,  der  zugleich  der  Vater  des  regierenden  Kaisers  war;  die  Erstreckung 
lag  um  so  näher,  als  diesen  das  Majestätsgesetz  ausdrücklich  nannte  (S.  588 
A.  4).  Späterhin  stand  sie  rechtlich  fest.  Mit  gutem  Grund  sagt  Tertullian 
apol.  28 :  citius  .  .  .  apud  vos  per  omnes  deos  quam  per  unum  gefiium  Caesaris 
peieratur. 

'  Dahin  gehört  zum  Beispiel  die  Anschuldigung  wegen  Nichtbetheiligung 
an  den  Kaiserfesten  (Tertullian  apol.  38).  Im  allgemeinen  ist  zu  beachten, 
dass  im  römischen  Criminalprozess  die  Charakterschilderung  des  Angeklagten 
schon  in  republikanischer  Zeit  in  übelster  Weise  sich  breit  macht  und  dass 
nicht  jedes  illoyale  Verhalten  des  Angeklagten,  das  aus  den  Advocatenreden 
in  die  Annalen  übergegangen  ist  (beispielsweise  im  Prozess  des  Thrasea  Tacitus 
ann.  16,  22),  als  Rechtsgrund  für  die  Verurtheilung  im  Majestätsprozess  an- 
gesehen werden  darf. 

"  Bei  dem  Einschreiten  gegen  den  Gebrauch  des  Purpurgewandes  (0.  Th.  10, 
21,  8  =  lust.  11,  9,  4  und  sonst)  und  der  Purpurdinte  (sacrtim  encaustum  Cod. 
1,  23,  6)  liegt  immer  ein  freilich  oft  kaum  verständlicher  Verdacht  des  beab- 
sichtigten Herrscherwechsels  zu  Grunde.  Aber  ähnlich  wird  auch  verfahren 
bei  Benutzung  des  dem  Kaiser  reservirten  Bades  (Sueton  Ner.  B5;  Dio  65,  18) 
und  bei  der  Prägung  von  Goldstücken  mit  privatem  Bildniss  (Dio  79,  4). 

^  Paulus  5,  29,  3  (unter  den  ausserordentlichen  Delicten  wegen  der  Be- 
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c)  Wenn  die  Ehrenkränkung  am  Bildniss  schon  Privaten  gegen- 
über vorkommen  kann,  so  hat  die  empfindlichere  Kaiserehre  vor 
allem  in  dieser  Hinsicht  das  Strafverfahren  in  Anspruch  genommen 
und  dasselbe  oft  in  ebenso  alberner  wie  grausamer  Weise  missr 
braucht \  so  dass  selbst  die  Gesetzbücher  hier  warnen  und  hemmen'. 
Beispielsweise  ist  vielfach  versucht  und  mehrfach  durch  Senats- 
beschluss  verboten  worden  durch  Beisichführen  eines  Eaiserbild- 
nisses  sich  der  handgreiflichen  Ladung  vor  Gericht  zu  entziehen 
oder  gar  imter  dieser  Deckung  die  Schmähung  von  Personen  un- 
gestraft zu  verüben*.  Allerdings  kommt  dabei  auch  in  Betracht, 
dass  das  Niederwerfen  des  Bildnisses  des  regierenden  Kaisers  das 
Signal  insbesondere  des  Soldatenaufstandes  ist^. 

d)  Die  Ablehnung  des  Schwurs  bei  dem  Genius  des  Kaisers 
kann,  wie  wir  sahen  (S.  578  A.  2),  aufgefasst  werden  als  Kund- 
gebung der  Apostasie  von  der  Nationalreligion;  aber  sie  lässt  sich 

Ziehung  zu  der  einfachen  Zukunftsbefragung):  qui  de  sahüe  prvneifis  vd  summa 
rH  puhlicae  (vgl.  Liv.  39,  16,  8)  maOiematicos  ariolos  haruspicea  vaÜcincUares 
consuUt,  cum  eo  qui  responderit  capite  punitur.  Tertullian  apol.  35.  Ulpian 
Coli.  15,  2,  3.  In  dem  Bericht  über  den  Majestätsprozess  des  Libo  Drusus  16 
n.  Chr.,  welchen  Tacitus  als  paradigmatisch  für  diese  Justizübung  giebt,  begegnen 
dergleichen  Verdachtsmomente  (ann.  2,  30:  manu  Libania  nomimbus  Caesarum 
aut  senatorum  addiias  atroces  vel  occtütas  notas).  Aehnlich  das.  8,  22 :  quaesitum 
per  Chcddaeos  in  domum  Catsaris,  4,  52:  veneßcia  in  principem  et  devoiiones. 
12,  52.  65.  16,  14.  Vita  Severi  c.  4:  quiusi  de  imperio  vel  vates  vel  Chalda^eos 
cansüluisset,  reus  f actus,  c.  15:  mulios  quasi  Chäldaeos  aut  vates  de  sua  sälute 
consuluissent,  interemit,  praecipt^  suspectum  unumquemque  idoneum  imperio. 
Ammian  18,  3,  1—5.    19,  12,  5.   9—12.   29,  1,  7  fg. 

>  Wenn  die  Berichte  bei  Tacitus  ann.  12,  22.  16,  30.  31  rechtlich  ver- 
werthet  werden  dürfen,  so  ist  jede  derartige  zum  Kaiserhaus  in  Beziehung 
stehende  Befragung  ein  Delict,  ob  als  präsumtive  Lebensnachstellung  oder 
als  Verunehrung  des  heiligen  Herrschers,  muss  dahin  gestellt  bleiben.  Dem 
Constantius  wird  zur  Last  gelegt,  dass  er  überhaupt  Zauberprozesse  adroganter 
proposito  maiestatis  imminutae  miscebat  (Ammian  28,  1,  11),  also  in  jedem  das 
Schicksal  Befragenden  einen  Kaisermörder  witterte. 

^  Erhobene  und  theilweise  auch  angenommene  Klagen  der  Art  berichten 
unter  Tiberius  Seneca  de  benef.  3,  26;  Tacitus  ann.  1,  73.  74.  3,  70;  Sueton 
Tib.  58;  Dio  57,  24;  Philostratus  vita  Apoll.  1,  15  —  unter  Domitian  Dio  67, 10 
—  unter  Severus  vita  14  —  unter  Caracalla  Dio  77, 16,  vita  5.  Die  Einzelheiten 
der  Delatorenpraxis  gehören  nicht  hieher. 

'  Dig.  48,  4,  4,  1.  1.  5.  Vgl.  Tacitus  a.  a.  0.;  Johannes  Chrystostomns 
de  statuis  hom.  21  (Migne  vol.  49  p.  211). 

*  S.  460  A.  4.  Tacitus  ann.  3,  36.  Dig.  47,  10,  38:  senatus  consuUo  cavetur, 
ne  quis  imoffinem  imperataris  in  invidiam  oHerius  pcrtaret :  et  qui  contra  feeerit, 
in  vincula  pubUca  mittetur.    Dig.  48,  19,  28,  7. 

*  Dig.  48,  4,  6.   1.  7,  1. 
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ebenfalls  fassen  als  Ehrenkränkung  des  Kaisers.  Der  Eidschwur 
bei  einer  lebenden  Person  ist  der  Ausdruck  der  Abhängigkeit ;  der 
Unfreie  und  der  Halbfreie  schwört  bei  dem  Namen  seines  Herrn 
und  die  Einführung  des  Dictators  Caesar  so  wie  späterhin  des 
regierenden  Herrschers  in  die  ständige  Eidesformel  ist  das  Wahr- 
zeichen der  Monarchie  gewesen  und  geblieben  ^  Insofern  lässt  es 
sich  rechtfertigen  oder  doch  verstehen,  dass  die  Gegner  der 
Christen  in  der  Ablehnung  des  auf  den  Kaiser  gestellten  Eides 
das  doppelte  Verbrechen  einerseits  der  Apostasie  von  der  natio- 
nalen Religion,  anderseits  das  schwerere  der  Auflehnung  gegen 
den  Kaiser  erkannten^. 

e)  Der  auf  den  Namen  des  Herrschers  geleistete  Eid  konnte, 
wenn  er  falsch  geschworen  oder  auch  nur  nicht  eingehalten  war, 
als  Majestätsverbrechen  behandelt  werden^.  Indess  schon  wegen 
der  Häufigkeit  dieses  Schwures  in  Folge  der  Aufnahme  des  Namens 
des  regierenden  Herrschers  in  die  officielle  Eidesformel  war  es 
nicht  möglich  jeden  derartigen  böswillig  oder  leichtfertig  geleisteten 
Falscheid  zum  Capitalverbrechen  zu  stempeln.  Unsere  Rechtsbttcher 
sprechen  dies  auch  aus*,  bedrohen  aber  frechen  Missbrauch  des 
Kaisereides  mit  correctioneller  Strafe*. 

f )  Die  Erstreckung  des  dem  Magistrat  zustehenden  besonderen 
Rechtschutzes  auf  die  Gattin  und  die  Kinder  desselben  kennt  das 
republikanische   Strafrecht  nicht;   wohl   aber  ist  sofort  mit  dem 


^  st  R.  2,  809.  Horatius  ep.  2,  1,  16:  iurandasque  tuum  per  nomen 
poninius  aras. 

'  Dabei  wurde  freilich  übersehen  oder  vielmehr  ignorirt,  dass  die  christ- 
liche Eidverweigerung  zweifellos  allein  auf  dem  religiösen  Motiv  beruht  Von 
politischer  Verweigerung  des  Kaisereides  liegt  kein  Beispiel  vor;  Kaiser  Gaius 
freilich  empfand  es  als  Beleidigung,  wenn  man  nicht  bei  seinem  Namen  schwor 
(Sueton  Gai.  27)  und  Thrasea  soU  dem  jährlichen  Treueid  (St.  R.  2,  792)  aus- 
gewichen sein  (Tacitus  ann.  16,  22). 

'  Die  Verhandlung  mit  Alarich  schlössen  die  römischen  Grossen  ab,  weil 
sie  sich  dazu  eidlich  nicht  unter  Anrufung  Gottes,  sondern  .bei  dem  Haupte 
des  Kaisers  verpflichtet  hatten  (Zosimus  5,  51,  vgl.  Sozomenos  bist.  eccl.  9,  7). 

^  Alexander  im  justinianischen  Codex  4,  1,  2  (vgl.  9,  8,  2):  turi^iurandi 
cowtempta  religio  satis  deum  uUarem  habet,  periculum  autem  corporis  vel  maiestaUs 
critnen  secundum  consiituta  divorum  parentum  meorum,  etsi  per  pfincipis  venerO' 
tionem  quodam  calore  fuerit  periu^atum,  inferri  non  placet. 

'  ülpian  Dig.  12,  2,  13,  6 :  »i  quis  iuraverit  in  re  pecuniana  per  genium 
principis  dare  se  non  operiere  et  ptieraverü  vel  dari  sibi  operiere,  vel  inira  certum 
tempus  iuraverit  se  soluturum  nee  solvü,  imperator  noster  cum  patre  rescriptü 
fustibus  eum  castigandum  dimiU[i  dehjere  et  ita  ei  superdici  (vom  Executor): 
nQonejdjg  fii]  ofivve. 
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Eintreten  der  Monarchie,  mit  deutlicher  Anknüpfung  an  die  Kaiser- 
göttlichkeit,  das  Majestätsverbrechen  auf  das  Kaiserhaus  ausgedehnt 
and  namentlich  der  verbotene  Umgang  mit  den  weiblichen  Gliedern 
desselben  als  solches  bestraft  worden  ^ 


Die    strafrechtliche    Behandlung    der    Perduellion    und    des  Bewide  für 
Majestätsverbrechens  soll  nun   im   Anschluss   an  die  anderweitig  n^^^- 
gegebenen   Ausführungen   übersichtlich    zusammengefasst   werden,    pme». 
Sie  erfolgt  entweder  im  Wege  der  Coercition  oder  der  Cognition 
formlos  oder  nach  prozessualischen  Normen. 

Zu  dem  ersteren  Verfahren  gehört 

1.  das  kurze  Verfahren  des  ursprünglichen  Kriegsrechts,  wie 
es  auch  gegen  den  römischen  Bürger  und  in  der  Stadt  Eom, 
namentlich  bei  Dienstvergehen,  bis  in  die  Kaiserzeit  hin 
zur  Anwendung  gekommen  ist  (S.  48); 

2.  das  gleichartige  Verfahren  auf  Todesstrafe  oder  Vermögens- 
confiscation  wegen  Verletzung  des  Volkstribuns,  wie  es 
einzeln  wenigstens  versucht  worden  ist  (S.  46.   49); 

8.  das  dem  sempronischen  Gesetz  zum  Trotz  in  der  späteren 
Republik  und  unter  dem  Principat  nach  Vollmacht  des 
Senats  gehandhabte  Kriegsstandrecht  (S.  256  fg.). 

4.  das  Cognitionalverfahren  in  seinen  sonstigen  manichfaltigen 
Anwendungen  (S.  340  fg.). 

In  gesetzlichen  Formen  vollziehen  sich 

1.  der  Prozess  vor  den  nicht  ständigen  Duovirn  des  ursprüng- 
lichen patricischen  Strafrechts  mit  Provocation  an  die  Cen- 
turiatcomitien  (S.  154).  Seitdem  diese  Duovirn,  die  für  den 
einzelnen  Prozess.  bestellt  werden  mussten ,  nicht  von  den 
Consuln  nach  Ermessen  ernannt,  sondern  von  der  Bürger- 
schaft erwählt  wurden,  kann  die  Bürgerschaft  nicht  bloss 
die  Verurtheilung,  sondern  schon  die  Klageerhebung  wegen 
Perduellion  in  jedem  einzelnen  Falle  verhindern.  Der 
Duoviralprozess  ist  auch  neben  der  Majestätsquästion  formell 

'  Tacitus  ann.  3,  24:  (Äugustus)  adütteros  earum  (seiner  Tochter  und 
seiner  Enkelin)  morU  aut  fuga  punivity  nam  cülpam  inter  viros  ac  f eminag 
M^am  ^avi  nomine  laesarum  religionum  ac  violaiae  mcUestatis  appeÜando 
<kmenHam  maiorum  sucLsqi^  ipse  leges  (das  Ehegesetz,  das  nur  Belegation  und 
Vemögensstrafe  festsetzt)  egrediebatur.  Dio  58,  24.  Die  Bestrafung  der  Frauen 
^st  sich  auf  das  Hausgericht  zurückführen,  nicht  aber  die  der  mitschuldigen 
M&nner.  Als  iniuria  des  Vaters  musste  ein  derartiges  Adulterium  allerdings 
Angesehen  werden. 
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in  Kraft  geblieben  bis  auf  die  Abschaffung  der  Yolksgerichte 
unter  Äugustus^; 

2.  der  tribunicische  Strafprozess  mit  Provocation  an  die  Cen- 
turiatcomitien  oder  an  das  Goncilium  der  Plebs.  Allem 
Anschein  nach  gehören  sämmtliche  von  den  Volkstribunen 
angestellten  Strafprozesse  in  den  Kreis  des  Staatsverbrechens, 
dagegen  die  quästorischen  und  die  ädilicischen  nicht  zu  dieser 
delictischen  Kategorie  (S.  155  fg.).  Der  tribunicische  Mult- 
und  vielleicht  auch  der  tribunicische  Capitalprozess  *  haben 
fortbestanden  bis  auf  die  Abschaffung  der  Volksgerichte; 

3.  der  Aecusationsprozess  auf  Grund  des  cornelischen  und  später 
des  julischen  Majestätsgesetzes; 

4.  der  befreite  Prozess  vor  dem  consularisch  -  senatorischen 
Gerichtshof  des  Principats ; 

5.  der  befreite  Prozess  vor  dem  Kaisergericht  und  den  Gerichten 
der  kaiserlichen  Delegatare. 

Nach  dem  Gebrauch  der  Republik  wird  das  Perduellionsver- 
fahren,  wenn  die  zur  Abstimmung  berufene  Volksversammlung  zu- 
fällig zu  derselben  nicht  gelangt,  nicht  wieder  aufgenommen*.  In 
dem  Strafprozess  der  Kaiserzeit  treten  die  schärfenden  Neuerungen, 
insbesondere  die  Anwendung  der  Folter  gegen  den  Angeschuldigten 
wie  gegen  den  Zeugen  (S.  406  A.  4)  und  die  Zulassung  des  Sclaven 
zur  Aussage  gegen  den  Herrn  (S.  414  A.  6)  nicht  ausschliesslich, 
aber  zuerst  und  vorzugsweise  bei  dem  Majestätsprozess  auf.  Bei 
den  Abolitionen  (S.  455)  und  Amnestien  (S.  457),  die  unter  dem 
Prineipat  bei  freudigen  Anlässen  häufig  ergingen,  pflegt  unter  den 
ausgenommenen  dies  Verbrechen  in  erster  Reihe  zu  stehen*. 


üngieiouieit        Die  Strafe  des  Staatsverbrechens  ist  so  ungleichartig  wie  dieses 

Be«t™fung.  8®lt)8t  uud  in  Weit  höherem  Grade  als  bei  den  übrigen  Delicten 

abhängig  von  der  Willkür  des  erkennenden  Gerichts.  Die  Ignorirung 


^  Dies  zeigt  das  als  diioviraler  Perduellionsprozess  angelegte  nnd  als  tribu- 
nicischer  Multprozess  zur  Ausführung  gelangte  Strafverfahren  gegen  C.  Rabirius. 
'  Für  dessen  Fortbestehen  in  der  späteren  Republik  fehlen  die  Belege. 

*  Der  Fall  trat  ein  bei  der  Strafklage  gegen  P.  Claudius  Pnlcher  505/249 
(schol.  Bob.  in  Clod.  et  Cur.  p.  337;  Val.  Max.  8,  1,  4;  St.  R.  3,  357  A.  1.  415). 
Gesetz  war  dies  wohl  nicht ;  vermuthlich  wurde  nach  Herkommen  die  zweite 
Klage  in  solchem  Fall  durch-  Intercession  beseitigt. 

*  Dig.  48,  20,  3.  Fs  ist  eines  der  ausgenommenen  soUta  quinque  cfimina 
(C.  Th.  9,  38,  2;  const.  Sirm.  7.  8).  Nicht  ausgenommen  ist  es  in  dem  Erlass 
Constantins  C.  Th.  9,  38,  1,  wenn  der  Text  vollständig  ist. 
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dieses  Delicts,  bei  jedem  anderen  Pfiichtversäunmiss ,  ist  hier  in 
zahlreichen  Fällen,  zum  Beispiel  bei  den  Verstössen  gegen  die 
nationale  Religion  und  bei  der  Ehrenbeleidigung  des  Kaisers,  nicht 
bloss  zulässig,  sondern  preiswürdig.  Auch  da,  wo  der  Fall  straf- 
rechtlich behandelt  wird,  ist  er  nicht  selten  mehr  Vergehen  als 
Verbrechen  und  das  Strafmass  gering.  Die  Volkstribune,  welche 
in  der  republikanischen  Epoche  hauptsächlich  diesen  politischen 
Prozess  handhabten,  haben  wohl  begriffen,  dass  dieses  Machtmittel 
bei  massigen  Strafsätzen  weit  wirksamer  ist  als  bei  schwerer  und 
namentlich  capitaler  Bestrafung ;  ganz  überwiegend  haben  sie  sich 
der  Geldbussen  bedient  und  auch  diese  sind  in  vielen  Fällen  wohl 
wesentlich  aufzufassen  als  politischer  TadeP.  Auch  unter  dem 
Principat  ist  von  den  nicht  an  das  julische  Strafgesetz  gebundenen 
Gerichten  häufig  auf  relativ  geringe  Strafen  erkannt  worden*. 
Andrerseits  aber  wird  das  Staatsverbrechen  bezeichnet  als  das 
schwerste  aller  Verbrechen  (S.  539  A.  3)  und  Landesverrath  und 
Beamtenmord  haben,  auch  nicht  anders  behandelt  werden  können. 

Einigermassen  drückt  der  Gegensatz  sich  aus  in  der  doppelten  venohiedene 
Benennung,  der  allgemeinen  der  Verunehrung  der  Gemeinde,  maie-  ^***^^** 
statis  populi  Eomani  imminutae   und    der   darin   mit  enthaltenen  Perdneiiion 
schwereren,  der  Landesfeindschaft,  perdueUionis  (S.  588  A.  1).  Eine  ^  "^g^^. 
Grenzlinie  zwischen  beiden  nach  der  Beschaffenheit  der  Strafthat  verbrecheu. 
lässt  sich  nicht  ziehen.     Bei  der  Behandlung  des  Thatbestandes 
sind  die  in  den  Quellen  als  Perduellion  bezeichneten  Fälle  sämmt- 
lich  namhaft  gemacht  worden;  aber  ein  positiver  Allgemeinbegriff 
k«Min  denselben  nicht  entnommen  werden  und  schwerlich  hat  es 
einen   solchen   überhaupt   gegeben.     Bei   der  auf  diesem   Gebiet 
regierenden  Willkür  scheint   es    im   Belieben  der  beikommenden 
Behörde  gestanden  zu  haben,  den  Straffall  als  capital  oder  als 
nicht  capital  zu  behandeln   und   die  Perduellionsklage  nichts  zu 
sein  als  die  Majestätsklage  mit  capitalem  Strafantrag,   was  sich 
auch  dadurch  empfiehlt,  dass  eine  Klage,  die  als  Perduellion  ge- 


^  Bei  dem  wahrscheinlich  paradigmatischen  Bericht  über  eine  derartige 
tribunicische  Busse  Liv.  2,  52,  der  ältesten  in  unseren  Quellen  erwähnten  und 
zugleich  unter  allen  der  niedrigsten,  wird  hinzugefügt:  negant  tulisse  (consulem) 
iffnominiam  aegrüudinemque ,  inde  morbo  absumptum  esse.  An  rechtliche  In- 
famirung  ist  natürlich  nicht  zu  denken. 

'  So  belegte  Augustus  (Sueton  Aug.  51)  dergleichen  Majestätsverletzungen 
mit  Geldstrafen  oder  milder  Verbannung.  Blosse  Relegation  wegen  Majestäts- 
Terbrechens  wird  öfter  erwähnt  Tacitus  ann.  1,  72.  4,  21  (wo  der  Relegirte 
nachher  als  rückfällig  interdicirt  wird).    Dig.  48,  19,  24.  1.  40.   • 
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scheitert  ist,  als  Multklage  wieder  aufgenommen  wird^  An  die 
Strafstellen  also,  denen  die  Capitalgerichtsbarkeit  mangelt,  wie 
das  Concilium  der  Plebs  und  wohl  auch  das  Geschwomengericht 
des  julischen  Gesetzes,  kann  der  Perduellionsprozess  nicht  ge- 
bracht werden. 

Die  rechtliche  Behandlung  geht  aus  von  der  schweren  Kate- 
gorie des  Staatsverbrechens  und  die  älteste  für  dieselbe  aufgestellte 
Form,  das  Duoviralgericht  hat  höchst  wahrscheinlich  nur  über  Per- 
duellionsfäUe  entschieden,  also  nur  die  Wahl  gehabt  zwischen  Frei- 
sprechung und  Todesurtheil.  Die  mildere  Ahndung,  bei  der  coer- 
citiven  Behandlung  des  Delicts  von  jeher  neben  der  strengeren 
zulässig,  ist  in  den  Strafprozess  wahrscheinlich  erst  durch  die  Volks- 
tribune  eingeführt  worden. 

Die  schwerere  Kategorie  dieses  Delicts  unterscheidet  sich  be- 
grifflich von  allen  übrigen  Delicten  dadurch,  dass  bei  der  Perduellion 
der  Thäter  durch  die  That  selbst  aus  dem  Bürgerverband  in  den 
Kreis  der  Landesfeinde  übertritt^.  Wenn  hieraus,  wie  wir  sahen 
(S.  256  fg.),  die  Ueberflüssigkeit  des  Prozesses  überhaupt  gefolgert 
und  daraus  das  Kriegsstandrecht  entwickelt  worden  ist,  so  ist 
dies  allerdings  eine  rechtswidrige  Parteidoctrin  (S.  258);  aber 
auch  bei  dem  Festhalten  an  der  durch  das  sempronische  Gesetz 
ausdrücklich  sanctionirten  Nothwendigkeit  des  Perduellionsprozesses 
kommt  dem  in  demselben  gefällten  Urtheil  nicht  eigentlich  con- 
demnatorischer ,  sondern  vielmehr  declaratorischer  Werth  zu  und 
werden,  wenn  das  Urtheil  gesprochen  ist,  die  Consequenzen  des  De- 
lictes  auf  den  Moment  der  That  zurückgeführt.  Es  tritt  dies  darin 
zu  Tage,  dass  diejenigen  Consequenzen  derselben,  welche  auch  nach 
dem  Tode  des  Thäters  vollstreckbar  sind,  hier  nicht,  wie  bei  den 
übrigen  Delicten  und  auch  bei  dem  leichteren  Majestätsverbrechen 
selbst,  mit  seinem  Tode  wegfallen. 
strafe  des  Die  bei  dem  Staatsverbrechen  begegnenden  Strafen  stellen  wir 
Staate-  jjjgj.  tibersichtlich  zusammen,  die  weitere  Ausführung  dem  folgenden 
Buch  vorbehaltend. 


^  Dies  geschah  in  dem  Prozess  des  Rabirius  (S.  588  A.  1).  Dass  in  dem 
Lieferantenprozess  (S.  168  A.  8)  die  urspranglich  beabsichtigte  Multklage  später 
als  Perduellionsprozess  eingebracht  wird,  erklärt  sich  durch  das  Hinzutreten 
weiter  ermittelter  und  schwererer  Strafthaten. 

'  In  Folge  dessen  ist  bei  dem  Ueberläufer  das  PosÜiminium  ausgeschlossen 
(Dig.  4,  6,  14.  49,  15,  19,  4).  Das  Bürgerrecht  wird  ihm  nicht  erst  aberkannt, 
sondern  ist  im  Moment  des  üebertritts  verloren  und  seine  Rückkehr  ändert 
nichts  an  seinem  Personalstand. 
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1.  Dass  die  republikanische  Ordnung  im  Duoviral-  wie  bei 
dem  der  Berufung  an  die  Centurien  unterliegenden  tribunicischen 
Strafverfahren  das  Staatsverbrechen  als  Perduellion  mit  dem  Tode 
bestraft,  ist  mehrfach  hervorgehoben  worden.  Abschaffung  der 
Todesstrafe  liegt  wohl  in  der  Tendenz  der  späteren  Republik  und 
die  von  Sulla  eingerichtete  Quästion  für  das  Majestätsverbrechen 
hat  in  republikanischer  Zeit  sicher  nicht  und  vielleicht  auch  nicht 
unter  dem  Principat  die  Todesstrafe  aussprechen  können.  Aber  zu 
principieller  Beseitigung  derselben  ist  es  damals  nicht  gekommen, 
da  der  capitale  Duoviralprozess  formell  bestehen  blieb.  Mit  dem 
Principat  ist  die  Capitalverurtheilung  in  den  beiden  befreiten  Ge- 
richten so  wie  in  den  auf  kaiserlicher  Delegation  beruhenden  auch 
factisch  wieder  aufgenommen  worden;  indess  wird  aus  Augustus 
Zeit  nur  gemeldet,  dass  er  die  Unzucht  mit  den  Frauen  des  kaiser- 
lichen Hauses  mit  Capitalstrafe  ahndete  (S.  587  A.  1).  Häufig 
werden  die  capitalen  Majestätsprozesse  erst  von  Tiberius  an*  und 
überwiegend  sind  dergleichen  Urtheile  wohl  von  den  befreiten  Ge- 
richten gefällt  worden.  Als  ordentliche  Strafe  für  das  Majestäts- 
verbrechen erscheint  die  capitale  erst,  vielleicht  nach  Severus  An- 
ordnungen, in  den  Rechtsbüchem  vom  3.  Jahrh.  an".  Geschärfte 
Execution,  besonders  Feuertod  und  Volksfesthinrichtung  werden 
häufig  verfügt;  feste  Normen  indess  lassen  sich  in  dieser  Hinsicht 
nicht  erweisen. 

2.  Versagung  des  Grabrechts,  Verbot  der  Todtentrauer,  Ent- 
ziehung des  ehrenhaften  Gedächtnisses  sind  mit  der  Hinrichtung 
regelmässig  verbunden  und  werden  bei  dem  Perduellis  mit  be- 
sonderer Strenge  gehandhabt'.  Bei  diesem  tritt  hinzu,  wie  schon 
hervorgehoben  wurde,  dass  auch  nach  dem  Tode  desselben  ein 
darauf  gerichtetes  Officialverfahren  —  eine  andere  prozessualische 


*  Tacitus  ann.  4,  70.  6,  18.  Sueton  Tib.  58.  61  und  sonst.  Das  Verhalten 
der  verscbiedenen  Herrseber  zu  den  Majestätsprozessen  gehört  niebt  in  das 
Strafrecht.  Der  Missbrauch  dieses  Verfahrens  hat  im  Rückschlag  zu  dem 
anderen  Extrem  geführt,  der  Massencassirung  der  ergangenen  Strafurtheile  und 
der  Massenniederschlagung  der  schwebenden  Untersuchungen,  ja  selbst  zu  der 
Untersagung  der  Majestätsklage  für  die  Zukunft  (Pertinax  vit.  6).  .Tiberius 
verständige  Anweisung  (Tacitus  ann.  1,  72:  exercendas  esse  leges)  hat  er  selbst 
freilich  durch  sein  späteres  Verhalten  entehrt. 

■  Paulus  nach  den  S.  592  A.  3  angeführten  Worten:  nunc  humiUores 
hesUis  obtciuntuft  honestiores  capite  pumuntti/r,  Arcadius  Cod.  9,  8,  5.  Justinian 
Inst.  4,  18,  8. 

•  Die  Strafe  der  peräudlio  schliesst  das  Verbot  der  Todtentrauer  (Dig.  3, 
2,  11,  8)  und  die  Aechtung  des  Andenkens  (Dig.  31|  76,  9)  ein. 
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Form  kann  dabei  nicht  wohl  angewendet  worden  sein  —  jederzeit 
angestellt  werden  kann. 

3.  Durch  die  Perduellion,  und  bei  ihr  allein  von  allen  Delicten, 
fällt  im  Augenblick  der  That  das  Vermögen  des  Landesfeindes 
von  Rechtswegen  an  den  Staat,  gleich  wie  wenn  es  im  Kriege 
gewonnenes  Feindesgut  wäre.  Demnach  sind  alle  nach  diesem 
Moment  von  dem  Perduellis  vorgenommenen  vermögensrechtlichen 
Acte,  insonderheit  Schenkungen  und  Testament,  nichtig  und  kann  der 
Staat  jederzeit,  auch  wenn  der  Perduellis  vor  Einleitung  des  Straf- 
verfahrens gestorben  ist,  durch  den  Nachweis  des  Delicts  das  be- 
treffende Gut  dem  Inhaber,  natürlich  nicht  mit  eigentlicher  Straf- 
klage, aber  als  zu  Unrecht  von  ihm  besessen  abfordern.  Diese 
Yermögensconfiscation  tritt  durchgängig  auf  als  Begleitstrafe  der 
capitalen,  so  weit  diese  nicht  durch  den  Tod  des  Schuldigen  ver- 
eitelt ist.  Als  selbständige  Strafe  unter  Absehen  von  der  capitalen 
scheint  die  Yermögensconfiscation  nicht  zulässig  gewesen  zu  sein. 
Es  ist  auch  über  diese  Consequenz  der  Perduellion  auf  das  folgende 
Buch  zu  verweisen. 

4.  Die  regelmässige  tribunicische  Procedur  bei  dem  Majestäts- 
verbrecben  ist  die  Auflegung  einer  Geldbusse  in  beliebiger  Höhe 
—  die  einzelnen  Fälle  reichen  von  2000^  bis  zu  1  Mill.  Asse"  — 
unter  Zulassung  der  Berufung  an  das  Concilium  der  Plebs. 

5.  Die  in  dem  comelischen  und  später  in  dem  julischen  Gesetz 
für  die  Majestätsquästion  angeordnete  Strafe  war  die  Verbannung 
(oder  nach  dem  technischen  Ausdruck  die  Interdiction  von  Dach, 
Wasser  und  Feuer)  aus  Italien  auf  Lebenszeit®  unter  Androhung 
capitaler  Behandlung  für  den  Fall  des  Bannbruchs  (S.  549).  Zu- 
nächst blieb  dem  also  Bestraften  das  Bürgerrecht  und  sein  Ver- 
mögen; indess  ist  schon  durch  den  Dictator  Caesar  und  weiter 
durch  Augustus  ihm  eine  Quote  oder  auch  die  gesammte  Habe 
aberkannt^  und  dann  durch  Tiberius  neben  der  Confiscation  des 
gesammten  Vermögens  der  Verlust  des  Bürgerrechts  und  die  Inter- 
nirung  an  einem  bestimmten  Strafort,  das  heisst  die  Deportation 


^  Liv.  2,  52  (S.  589  A.  2).  Diese  Summe  steht  noch  anter  dem  Maximum 
der  coercitiven  Mult. 

«  Liv.  43,  8,  9.    Dio  47,  1& 

'  Schrift  ad  Her.  4,  8,  12:  ut  eum  .  .  .  proturbetis  ex  civitate,  Paulus  5, 
29,  1 :  his  antea  in  perpetuum  aqua  et  igni  interdicebatur.    Vgl.  S.  591  A.  2. 

*  Tacitus  ann.  3,  50:  cedet  urbe  et  bonis  amissis  aqua  et  igni  areeatur; 
quod  perinde  cenaeo,  ac  si  lege  maiestcUis  teneretur.  Vgl.  im  folgenden  Buch  den 
Ahschnitt  von  der  Vermög^nsconfiscation. 
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hinzugefügt  worden^,  was  im  Einzelnen  in  dem  folgenden  Buch  aus- 
geführt werden  wird.  —  An  diese  Bestimmungen  war  der  städtische 
Geschwomengerichtshof  gebunden;  dass  sonst  nicht  selten  auf 
mindere  Strafen  erkannt  worden  ist,  wurde  schon  gesagt  (S.  589 
A.  1). 

6.  Insoweit  das  Staatsverbrechen,  wie  dies  sowohl  in  seiner 
politischen  wie  in  seiner  religiösen  Form  häufig  der  Fall  ist,  als 
Massenverbrechen  auftritt,  ist  die  Straf gewalt  genöthigt,  nicht  bloss 
zu  Abstufungen  der  Strafübel  zu  schreiten,  wia  kein  anderes  Delict 
sie  aufweist,  sondern  auch  generell  anwendbare  Strafformen  zu 
finden.  Die  vorgeschichtlichen  Anfangszustände  boten  in  dem  Ver- 
lust, sei  es  der  Freiheit,  sei  es  des  Bürgerrechts,  dafür  geeignete 
Strafübel ;  an  die  grossenteils  aus  derartigen  Vorgängen  entwickelten 
Kategorien  der  Unfreiheit  und  des  Plebejats  genügt  es  hier  zu 
erinnern.  Den  Freiheitsverlust  als  Massenstrafe  hat  die  spätere 
Civilisation  beseitigt:  die  Ausscheidung  aus  dem  Bürgerverband 
aber  ist  in  zeitgemässer  Umgestaltung,  als  privatrechtliche  Zurück- 
setzung unter  der  Form  der  Intestabilität,  zuerst,  wie  es  scheint, 
bei  den  Christenverfolgungen  des  dritten  Jahrhunderts,  als  Massen- 
strafe aufgekommen,  um  dann  von  dem  christianisirten  Staat  gegen 
die  Akatholiken  gewendet  zu  werden^.  Es  wird  darüber  in  dem 
betreifenden  Abschnitt  des  fünften  Buchs  gehandelt  werden. 

7.  Mit  berechtigtem  Selbstgefühl  machten  die  Römer  der  Re- 
publik den  Griechen  gegenüber  geltend,  dass  es  bei  ihnen  uner- 
hört sei  über  die  Einziehung  des  väterlichen  Vermögens  hinaus  die 
Kinder  und  die  Nachkommen  noch  persönlich  büssen  zu  lassen  für 
die  Verschuldung  ihrer  Väter®;  als  Sulla  abweichend  von  diesem 
ehrbaren  Herkommen  den  Nachkommen  der  von  ihm  Geächteten  die 
Wählbarkeit  entzog,  bewirkte  die  Opposition  durch  Caesar  die  Auf- 
hebung dieser  Zurücksetzung*.   Daran  ist  auch  unter  dem  Principat 


*  Tacitus  ann.  3,  38.  4,  42  (mit  Hieronymus  z.  d.  Jahr)  6,  18.  12,  29.  14, 
48.  16,  12.  35.    Dio  69,  20.  60,  27.  67,  14. 

'  Die  in  den  vielleicht  nach  älteren  gleichartigen  abgefassten  Erlassen 
der  diocletianischen  Christenverfolgung  auftretende  Strafe,  ut  ,  .  .  non  de  in- 
iuriaj  non  de  ciduUerio^  non  de  rebus  ablatia  cu/ere  possent  (Lactantius  de  mort. 
persec.  13)  so  wie  das  dem  Wortlaut  nach  den  Christen  den  Aufenthalt  nicht 
bloss  in  den  Städten,  sondern  überhaupt  untersagende  Verbot  Maximins  (bei 
Eusebius  bist.  eccl.  9, 10)  dürften  die  Anfänge  dieser  Strafform  sein,  über  welche 
weiter  bei  der  Häresie  so  wie  im  folgenden  Buch  bei  den  Strafen  gehandelt  ist. 

*  Ausführlich  Dionysius  8,  80;  angedeutet  auch  bei  Cicero  de  d.  n.  3,  38. 

*  St.  R.  1,  493.    Dionysius  a.  a.  0.    Seneca  de  ira  2,  34. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  38 
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iin  Allgemeinen  festgehalten  worden ' ;  einzelne  dagegen  verstossende 
Tyrannenacte  können  nur  als  individuelle  Ausschreitungen  auf* 
gefasst  werden*.  Aber  der  berüchtigte  vom  Kaiser  Arcadius  im 
J.  897  herrührende,  auch  in  die  justinianische  Gesetzgebung  über- 
gegangene Erlass  setzt  für  das  capitale  Majestätsverbrechen  die 
Regel  in  der  Weise  ausser  Kraft,  dass  den  Söhnen  und  mit  einigen 
Milderungen  auch  den  Töchtern  des  danach  Bestraften  zwar  das 
Leben  gelassen  wird,  sie  aber  von  allem  Kriegsdienst  wie  von 
öffentlichen  Aemtern,  so  wie  von  jedem  Erwerb  von  Todes  wegen 
ausgeschlossen  werden  ^. 


'  Allgemein  ausgesprochen  wird  die  Regel  Dig.  48,  19,  20.  1.  26,  sogar  von 
Arcadius  selbst  Cod.  Th.  9,  40,  18  «  lust.  9,  47,  22. 

'  Dahin  gehört  die  Hinrichtung  der  Kinder  des  Seianus  unter  Tiberius 
(Tacitus  ann.  5,  9)  und  ähnliche  Unthaten  Neros  (Sueton  Ner.  36)  und  anderer 
schlechter  Herrscher. 

'  Cod.  Th.  9,  14,  3  ^  lust.  9,  8,  5.  Der  Erlass  beschränkt  sich  auf  das 
capitale  Majestätsdelict  und  auch  bei  diesem  vielleicht  nur  auf  Landesverrath 
und  Beamten-  und  Senatorenermordung.  Ueber  die  Kinder  ersten  Grades  hinaus 
scheint  die  Verordnung  sich  nicht  zu  erstrecken. 


Zweiter  Abschnitt 

Häresie  nnd  Nichtchristenthnm. 


Nachdem  die  christliche  Religion  Jahrhunderte  hindurch  als  Abschaffung 

rNationa 
raison. 


der  national  römischen  feindlich  angesehen  und  ihr  Bekenntniss  als^®'^**^*^"*^ 


Majestätsverbrechen  behandelt  worden  war,  wurde  durch  den  Er- 
lass  der  Kaiser  Gonstantinus  und  Licinius  vom  13.  Juni  313  die 
alte  Nationalreligion  als  solche  abgeschafft  und  principiell  Religions- 
freiheit eingeführt.  Damit  wurden  die  Anhänger  des  alten  Poly- 
theismus in  seinen  verschiedenen  Formen  so  wie  die  des  jüdischen 
und  des  christlichen  Monotheismus,  überhaupt  die  Cultoren  aller 
Culte  einander  bürgerlich  gleichgestellt.  Dass  freilich  die]  also 
proclamirte  Glaubensfreiheit  von  Haus  aus  einer  wesentlichen  Ein- 
schränkung insofern  unterlag,  als  wohl  jeder  polytheistische  Cultus 
Duldung  fand,  aber  der  Christenglaube  nur  in  der  von  der  Staats- 
regierung gebilligten  Fixirung,  wird  weiterhin  gezeigt  werden.  Auch 
die  persönliche  Confession  der  einzelnen  Regenten,  die  am  schärfsten 
bei  Constantius  II.  und  bei  Julian  hervortritt,  hat  schon  während 
des  folgenden  ereignissvollen  halben  Jahrhunderts  vielfältige  Gunst- 
und  Ungunstbeweise  gegen  die  einzelnen  Culte  und  Secten  hervor- 
gerufen und  die  Glaubensfreiheit  häufig  alterirt;  aber  im  Princip 
wenigstens  hat  dieselbe  Bestand  gehabt  bis  auf  den  Tod  Valenti- 
nians  I.  (f  375). 

Aufgehoben  wurde  die  Glaubensfreiheit  ausdrücklich  im  J.  379,  Die  cimst- 
indem  die  beiden  Knaben,   die  dem  letzten  Vertreter  der  alten ""^^^^^^^^ 
Parität  im  Occident  nachfolgten,  Gratian  und  Valentinian  II.  und 
ihr  College   im   Orient  Theodosius  I.   das   Christenthum   als   die 
principiell  allein  richtige  und  insofern  als  diejenige  Religion  procla- 
mirten,   welche  die  allgemeine  wenn  nicht  war,   doch  hätte  sein 
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sollend  Damit  ward  zur  Nothwendigkeit ,  was  schon  vorher  sich 
angebahnt  hatte,  dass  der  Staat  den  verschiedenen  Lehrmeinungen 
gegenüber  festsetzte,  welches  Christenthum  das  'rechte'  und  *all- 
gemeine'  sei.  Es  geschah  dies  damals,  neben  kurzer  gesetzlicher 
Formulirung  der  Grundlehren,  in  der  Weise,  dass  die  Kaiser  eine 
Anzahl  hervorragender  Bischöfe  so  wie  weiter  die  mit  ihnen  in 
religiöser  Gemeinschaft  stehenden  Personen  als  der  Staatskirche 
zugehörig  anerkannten^;  dabei,  dass  über  die  Zugehörigkeit  oder 
Nichtzugehörigkeit  zu  derselben  in  letzter  Instanz  die  Regierung 
entscheidet,  ist  es  fortan  geblieben.  Die  Vorstände  des  christlichen 
Klerus,  voran  die  Bischöfe  von  Rom  im  West-  und  von  Alexandreia 
im  Ostreich,  daneben  seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  in  diesem 
der  Bischof  der  zweiten  Residenz,  bleiben  die  Reprflsentanten  ihrer 
Gemeinden,  und  die  allgemeinen  Versammlungen  der  Bischöfe  des 
Reiches  geben  den  Christgläubigen  desselben  eine  Repräsentativ- 
verfassung, welche  auf  4em  politischen  Gebiet  kein  Gegenbild  hat. 
Aber  diese  das  ganze  Reich  umfassende  und  festgegliederte  Körper- 
schaft, die  Staatskirche  ist  durch  kaiserliche  Erlasse  geschaffen 
und  bleibt  rechtlich  und  factisch  der  monarchischen  Gewalt  unter- 
than.  —  Die  Christenheit  gab  damit  ihre  alte  Selbständigkeit  auf. 
Der  Kampf  gegen  die  Staatsgewalt  hatte  den  Zusammenschluss  der 
christlichen  Gemeinden  herbeigeführt,  welche  die  Wehrlosigkeit 
der  Zersplitterung  und  die  gewaltige  Macht  der  geschlossenen 
Gesinnungsopposition  empfanden  und  gebrauchten.  Dadurch  ist  die 
Einheit  der  Kirche  begründet  worden ;  aufgenommen  und  ausgebaut 
hat  sie  der  kaiserliche  Absolutismus.  Gewiss  ging  die  politische 
Unabhängigkeit  der  gewissenhaften  Ueberzeugung,  mit  welcher  der 
Sieg  über  das  Heidenthum  erstritten  worden  war,  den  Christen 
auch  nach  dem  Siege  keineswegs  völlig  verloren ;  oft  genug  hat  sie 
gegen  den  ihr  aufgezwungenen  Gehorsam  sich  aufgebäumt  gegen- 
über den  christlichen  Majoritäten  sowohl  wie  noch  entschiedener 


^  Zuerst  ausgesprochen  wird  dies  für  das  Westreich  in  dem  Erlass  vom 
J.  879  (C.  Th.  16,  5,  5  «»  lust  1,  5,  2):  omnes  vetitae  legibus  et  divims  el 
impenalihu»  constittUionihus  haerese's  perpetuo  conquieacant.  Der  Hinweis  auf 
die  Erlasse  Yalentinians  I.  gegen  die  Manichäer  (S.  600  A.  1)  und  gegen  die 
Anabaptisten  (C.  Th.  16,  6,  1;  vgl.  S.  602  A.  1),  die  aber  nur  einzelne  Secten 
betrafen,  soll  die  principielle  Neuerung  verschleiern. 

'  Das  Trinitätsdogma  wird  in  scharfer  Fassung  hingestellt  sowohl  als 
apostolisch  wie  als  gesetzlich  {lex)  in  dem  Erlass  vom  J.  380  C.  Th.  16,  1,  2, 
welcher  weiter  dasjenige  Christenthum  officiell  sanctionirte ,  zu  welchem  sich 
die  Bischöfe  Damasus  von  Rom  und  Petrus  von  Alexandreia  bekennten. 
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gegentbber  den  von  der  Regierung  sanctionirten  Dogmen.  Nur 
die  von  der  Regierung  im  Allgemeinen  innegehaltene  Reserve 
hinsichtlich  der  eigentlichen  Glaubenssätze  und  das  Geltenlassen 
der  factischen  Autonomie  der  Kirche  auf  diesem  Gebiet  hat  der 
römischen  Staatskirche  ihre  Macht  und  ihre  Dauer  bewahrte 
Aber  eben  dieser  Begriff  der  unabhängigen  Staatskirche,  hat  trotz 
oder  durch  den  ihm  anhaftenden  logischen  Widerspruch,  die  Ge- 
schicke der  Welt  bestimmt. 

Die  Kirche  wird  formell  beherrscht  von  dem  Staat.  Recht-  n«  bu«er- 
lieh  sind  alle  Gonciliensatzungen  auch  in  Glaubenssachen  nichts  Kiiehtn- 
als  der  Regierung  ertheilte  Gutachten  sachverständiger  von  ihr  ««iment. 
berufener  Männer,  für  das  Gewissen  des  Herrschers  verbindlich, 
insofern  er  deren  Autorität  anerkennt,  rechtlich  gültig  gemäss  dem 
diese  Majoritätsbeschlüsse  sanctionirenden  Kaisergesetz*.  Da  von 
Theodosius  I.  und  Gratian  ab  alle  Herrscher  den  Christenglauben 
bekannt  haben,  kann  das  Ghristenthum  als  Staatsreligion  bezeichnet 
werden;  das  rechte  Ghristenthum  aber,  der  orthodoxe  Glaube,  ist 
immer  der  Glaube  des  jedesmaligen  Kaisers^.  Dies  politische 
Ghristenthum  ist  die  letzte  und  höchste  Steigerung  der  absoluten 
Monarchie  und  nicht  das  schwächste  der  Machtmittel  gewesen, 
durch  welche  die  sinkende  Reichsgewalt  ihre  mannichfaltigen 
Nationen  in  Botmässigkeit  hielt;  so  lange  das  römische  Kaiser- 
reich bestanden  hat,  hat  die  römische  Staatskirche  principiell 
und  praktisch  sich  behauptet^.     Es   war   späteren  Epochen   der 


*  Darauf,  dass  die  Kaiser  das  entscheidende  Wort  auch  hinsichtlich  der 
Staatskirche  haben,  diese  Macht  aber  nicht  voll  austtben  können,  ohne  sie 
auf  das  Spiel  zu  setzen,  beruhen  aUe  ernsten  politisch-religiösen  Conflicte  der 
römischen  Spätzeit,  der  Arianismus  Constantius  IL  und  Valens,  das  Henotikon 
Zenons  und  so  weiter.  Die  Auflehnung  dagegen  ist  religiöse  Pflicht  und 
politische  Revolution.  Allerdings  gilt  dies  auch  umgekehrt.  Die  Geistlichen 
haben  die  Entscheidung  in  religiösen  Fragen,  können  diese  Macht  aber  gegen 
den  Kaiser  nicht  in  vollem  Umfang  ausüben,  ohne  sie  zu  geföhrden.  Sie 
haben  die  Mässigung  der  religiösen  Gewalt  besser  durchgeführt  als  die 
Herrscher  die  der  politischen:  niemals  ist  im  römischen  Staat  ein  Kaiser  ex- 
communicirt  worden. 

'  S.  291.  Beispielsweise  werden  also  die  Beschlüsse  des  Concils  von  Kalche- 
don  Gesetz  durch  den  Erlass  Yalentinians  III.  und  Marcians  Cod.  1,  5,  8. 

'  Schon  Constantius  erwiederte  den  Vertretern  der  nicänischen  Orthodoxie, 
als  sie  gegen  seine  Aenderungsvorschlftge  protestirten :  om^  iytt  ßovlofiai, 
toOto  xavwv  vo/ntC^a^oi  (Athanasius  bist.  Arianorum  ad  monachos  c.  33). 

^  VieUeicht  hat  keine  Redensart  die  Geschichte  so  zerrüttet  wie  die  von 
der  ^allgemeinen  Kirche\  Dass  das  geschichtliche  Christenthum  von  Constantin 
an  der  Gegensatz  des  allgemeinen,  die  Staatskirche  ist,  lehrt  der  byzantinische 
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ijreschichte  vorbehalten  die  Gesammtheit  der  Bischöfe  oder  einen 
einzelnen  Bischof  ausserhalb  der  Staatsgewalt  zu  stellen. 


Hier  handelt  es  sich  um  die  Consequenzen ,  welche  die  neue 
Staatsreligion  auf  dem  Gebiet  des  Strafrechts  hervorgerufen  hat, 
um  die  einfache  oder  modificirte  Uebertragung  der  für  die  alte 
Nationalreligion  getroffenen  Schutzmassregeln  auf  die  christliche 
Ordnung. 
Kirchen-  lusoweit  der  zunächst  privatrechtliche  Begriff  des  Diebstahls 

diebstahi.  ^^pj,jj  ^jg  sacrale  Beziehung  strafrechtlich  gesteigert  ward,  unter- 
lag die  Anwendung  auf  die  neue  Religion  keiner  Schwierigkeit. 
Die  Beraubung  des  Gotteshauses  änderte  mit  der  Aenderung  des 
Gottesbegriffs  rechtlich  sich  nicht  wesentlich;  das  Wenige,  was 
hierüber  aus  der  christlichen  Epoche  zu  erwähnen  ist,  hat  bei  den 
gleichartigen  älteren  Vorschriften  seine  Stelle  gefunden. 
Kirchen-  Verunehrung  des  Tempels  und  Störung  der  Culthandlungen  straft 

schftndQDg.  ^Qj,  vorchristliche  Staat  wie  jede  andere  Verletzung  der  öffent- 
lichen Ordnung ;  die  christliche  Regierung  schützt  ihre  Cultstätten 
und  Gultgebräuche  nachdrücklicher  durch  geschärftes  Accusations- 
verfahren  und  schwere,  sogar  capitale  Strafen  * ,  während  hinsicht- 
lich der  jüdischen  Synagogen  und  der  jüdischen  Culthandlungen 
die  alte  Ordnung  bestehen  bleibt  und  ihnen  wohl  ein  Rechtsschutz, 
aber  kein  exceptioneller  zukommt". 
Blasphemie.  Der  privatrechtlichc  Begriff  der  Injurie  wird  auf  die  alten 
Götter  nicht  bezogen;  sie  konnten  wohl  auch  beleidigt  werden; 
aber  die  Vergeltung  dafür  blieb  ihnen  selbst  überlassen  (S.  580). 
Im  christlichen  Staat  wird  die  sacrale  Injurie,  die  Gotteslästerung 
(hla^hemia),  durch  die  Kirchenzucht  seit  langem  verpönt,  auch, 
allerdings  erst  durch  Justinian,  unter  das  bürgerliche  Strafgesetz 
gezogen  und  in  schwerster  Weise  geahndet^. 

Bei  weitem  am  wichtigsten  ist  die  Umgestaltung  des  eigent- 
lichen   Religionsdelicts.     Das   heidnische    ruhte,    wie  wir   sahen 


wie  der  fränkische  EathohcismuB  und  nicht  minder  die  folgerichtige  Tendenz 
der  römischen  Kirche  sich  selber  zu  monarchisiren  und  die  katholischen  Staaten 
in  Provinzen  des  Kirchenstaats  der  Zukunft  umzuwandeln. 

1  Erlass  von  398  (wahrscheinlich)  const.  Sinn.  14  =  C.  Th.  16 ,  2,  31  = 
lust.  1,  3,  10.    Nov.  123  c.  31. 

^  Allenfalls  kann  die  Befreiung  der  Synagogengebäude  von  der  Ein- 
quartierung durch  Yalentinian  I.  (Cod.  1,  9,  4)  als  solcher  betrachtet  werden. 

*  Nov.  77.    Noch  der  justinianische  Codex  weist  dies  ab  (S.  580  A.  1). 
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(S.  569  fg.),  begrifflich  darauf,  dass  der  Glaube  an  die  Götter  der  du  ciniat- 
das  Reich  beherrschenden  Nation  und. daher  des  Reiches  und  die  Be-  „  l?^* 
thätigung  dieses  Glaubens  von  jedem  römischen  Bürger  und  weiter  deuct. 
von  jedem  Reichsangehörigen  von  jeher  gefordert  werden  konnte 
und  späterhin  thatsächlich  gefordert  ward;  wer  diese  Götter  zu 
bekennen  sich  weigerte,  verletzte  nicht  so  sehr  sie  als  den  Staat 
und  diese  Verletzung  forderte  die  Selbstvertheidigung  des  Staats, 
die  Majestätsklage.  Diese  ist  auf  das  christliche  Religionsdelict 
niemals  bezogen  worden^  und  hat  nicht  darauf  bezogen  werden 
können.  Das  Christenthum  ist  nicht  von  dieser  Welt,  geschweige 
denn  vom  römischen  Reich.  Der  Reichsangehörige  kann  Christ  sein 
oder  nicht  sein  und  Christ  kann  sein,  auch  wer  nicht  reichsangehörig 
ist.  Es  gehört  zum  Wesen  des  Christenglaubens  den  Staat  als 
solchen  bei  äusserer  Anerkennung  begrifflich  zu  ignoriren  und 
für  die  Gemeinschaft  der  Gläubigen  das  Oberhaupt  nicht  auf  Erden 
zu  suchen.  Diese  innerliche  Ungleichheit  des  heidnischen  und 
des  christlichen  Religionsdelicts  ist  durch  die  staatliche  Aus- 
gestaltung des  Christenthums  wohl  alterirt,  aber  nicht  beseitigt 
worden;  hinzu  kam  die  praktische  Erwägung,  dass  die  im  Laufe 
des  3.  Jahrhunderts  gemachten  Versuche,  die  Anhänger  des  Christus 
und  des  Mani  als  Majestätsverbrecher  zu  beseitigen,  das  obsiegende 
Christenthum  vor  dem  Einschlagen  dieses  Weges  warnten.  Man 
konnte  wohl  gegen  die  Führer  mit  Schwert  und  Scheiterhaufen 
vorgehen,  auch  an  Einzelnen  aus  der  Menge  ein  Exempel  statuiren, 
etwa  wie  bei  militärischen  Massendelicten  das  Loos  die  Capital- 
sentenz  bestimmt ;  Klassen  und  Massen  hinzurichten  hat  die  römische 
Kaiserregierung  der  christlichen  Zeit  im  wesentlichen  unterlassen 
und  es  ist  dies  Ausrottungsgeschäft  späteren  Epochen  vorbehalten 


'  Dies  zeigen  am  deutlichsten  diejenigen  FäHe,  wo  hinzutretende  Momente 
ein  diesem  Kreise  angehöriges  Delict  zum  Majestätsverbrechen  steigern.  Der 
Uebertritt  des  Christen  zum  Judenthum  wird  mit  Berufung  auf  die  ältere  Gesetz- 
gebung (S.  573)  mit  der  Strafe  des  Majestätsverbrechens  belegt  (C.  Th.  16,  8,  19); 
ebenso  das  Religionsverbrechen,  wenn  Aufstand  hinzutritt  (C.  Th.  16, 4,  1);  die 
Darbringung  eines  blutigen  Opfers  mit  Beziehung  auf  die  möglicher  Weise 
darin  enthaltene  auf  den  Kaiser  bezügliche  Zukunftsbefragung  als  Majestäts- 
verbrechen behandelt,  dagegen  das  Bauchopfer  nur  als  violaia  religio  bestraft 
(C.  Th.  16,  10,  12).  Verwandt  bleiben  Majestäts verbrechen  und  Häresie  aller- 
dings. Dass  das  Delict  der  Häresie  auch  nach  dem  Tode  des  Schuldigen 
gerichtlich  geltend  gemacht  werden  kann,  wird  gerechtfertigt  durch  die  gleiche 
Behandlung  des  Majestätsprozesses  (C.  Th.  16,  5,  40,  5;  beschränkt  auf  die 
Manichäer  Cod.  1,  5,  4,  4>  Umgekehrt  verordnet  Leo  (Cod.  1,  5,  9X  dass  dem 
Häretiker  das  Grabrecht  zukommt,  das  dem  Majestätsverbrecher  versagt  wird. 
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geblieben.    Die  römische  Staatskirche  hat  das  gleiche  Ziel,  aber 
mit  grösserer  Mässigung  angestrebt. 

Diebfti^r-  Die  neue  Ordnung,  welche  zunächst  angeknüpft  hat  an  das 
/**'>^if^des  ^^^  ^^^  diocletianischen  Epoche  herrührende  und  auch  später  fest- 
orthodoxen gehaltene  Strafverfahren  gegen  die  Manichäer^  beruht  auf  dem 
Christen.  Grundgedanken,  dass  der  Vollbesitz  der  bürgerlichen  Rechte  nur 
dem  rechtgläubigen  Christen  zukommt*.  Der  mangelhafte  oder 
mangelnde  christliche  Glaube  wird  als  sittlich  tadelnswerth  betrachtet 
und  insofern  als  Delict  behandelt,  dass  daran  eine  Schmälerung  so- 
wohl der  Ehrenrechte  wie  häufig  auch  des  freien  Verkehrs  geknüpft 
ist.  Es  findet  dies  vor  allem  Anwendung  auf  die  heterodoxen 
Christen,  zu  denen  die  Manichäer  gezählt  werden,  aber  nicht  viel 
weniger  auf  die  an  dem  Polytheismus  festhaltenden  Altgläubigen 
und  mit  Einschränkung  auch  auf  den  Juden;  die  Abstufungen 
dieser  Rechtsschmälerung  wegen  mangelhaften  oder  mangelnden 
Christenthums  legt  die  nachfolgende  Auseinandersetzung  dar.  Für 
diese  unzweifelhaft  delictisch  gefasste  aus  dem  Religionsverhältniss 
herrührende  bürgerliche  Zurücksetzung  fehlt  eine  vollgültige  Be- 
nennung; Häresie  ist  wenigstens  im  strengeren  Gebrauch  nur  die 
christliche  Heterodoxie  und  den  Bezeichnungen  der  *Religions- 
verletzung*'  oder  des  Sacrilegiums  *  mangelt  der  technische 
Stempel. 


*  Der  Erlass  Valentinians  I.  gegen  die  Manichäer  (C.  Th.  16,  5,  3)  fällt 
noch  in  die  Epoche  der  officiellen  Parität ;  von  den  ältesten  nachher  ergangenen 
gegen  die  Ketzerei  knüpfen  mehrere  (C.  Th.  16,  5,  7.  9)  eben  hieran  an.  Von 
Begnadigung  eines  manichäischen  Bischofs  zu  blosser  Degradation  auf  Fürbitte 
der  Christen  berichtet  Augustinus  contra  Faustum  5,  8  (8,  200  Maur.). 

^  Justinian  Cod.  1,  5,  12,  5:  roig  /ati  tov  d-eov  6^&tog  Trgoaxvvoöai  xal  ra 
TtSv  av^QotnCvfüv  dya&wv  In^x^xai.  Das  Programm  der  einen  und  gleichen 
Reichsreligion  stellt  schon  Constantinus  im  J.S14  im  Donatistenstreit  auf  (Optatus 
ed.  Dupin  p.  284 :  hmc  ,  .  .  poiero  esse  securus  . . .  cum  universos  sensere  debüo 
CiUtu  catholicae  religionis  sancHssimum  dewn  concordi  obseivantiae  flratemitate 
veneran). 

'  C.  Th.  16,  10,  12  (S.  599  A.  1):  Diese  Bezeichnung  ist  enuntiativ,  nicbt 
technisch;  sie  findet  sich  auch  früher  (Cod.  9,  19,  1)  für  den  TempeldiebstahL 

^  Dass  diese  Bezeichnung,*  obwohl  sie  wie  schon  früher  so  auch  jetzt 
auf  jedes  schwere  Verbrechen  bezogen  wird,  seit  der  Einführung  der  neuen 
Staatsreligion  vorzugsweise  die  Ketzerei  bezeichnet,  zeigen  am  deutlichsten  die 
C.  Th.  9,  38  zusammengestellten  allgemeinen  Straferlasse.  Die  älteren  wissen 
selbstverständlich  von  der  Häresie  nichts  (G.  Th.  9,  38,  3  ist  sacrileffus  in  maiestaU 
zu  verbinden  wie  reus  in  mortuos),  aber  in  den  beiden  Erlassen  vom  J.  885 
und  396  (C.  Th.  9,  38,  7.  c.  8)  kann  das  unter  den  von  der  Begnadigung  aus- 
geschlossenen Capital  verbrechen  aufgeführte  sacrüegium  nur  die  Häresie  sein. 
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I.    Die  heterodoxen  Christen. 

Der  'allgemelDe'  (fides  catholica)  ^  oder  der  'richtige  Glaube'  Heterodoxie. 
(fides  orthodoxaY  und  der  Gegensatz  desselben,  die  'Sondermeinung' 
(haeresisyy  den  christlichen  Theologen  längst  geläufige  Begriffe, 
haben,  wie  schon  bemerkt  wurde,  staatliche  Geltung  nicht  erst  er- 
langt durch  die  Erklärung  des  Ghristenthums  zur  Religion  der 
römischen  Regierung.  Schon  als  der  Christenglaube  aufhörte  eine 
verbotene  Religion  zu  sein,  ist  er  sofort  eine  privilegirte  geworden. 
Die  mit  der  Freigebung  zugleich  eintretende  Einräumung  wichtiger 
Sonderrechte,  beispielsweise  die  Gewährung  des  Erbrechts  an  alle 
christlichen  Kirchen,  machte  es  nothwendig  die  Grenzen  zu  be- 
stimmen^ innerhalb  deren  diese  Privilegien  zur  Anwendung  kamen  \ 
Diese  Bestimmung  aber  konnte  nur  von  derselben  Regierung  ge- 
troffen werden,  welche  der  allgemeinen  christlichen  Kirche  die 
Kivilegien  verliehen  hatte.  Wäre  der  Staat  dabei  stehen  geblieben 
und  hätte  sich  auf  äusserliche  Abgrenzung  der  ertheilten  Vorrechte 
beschränkt,  so  war  dies  mit  der  proclamirten  Glaubensfreiheit  ver- 
einbar. Aber  es  ist  dies  nicht  geschehen;  der  Monarch  hat  von 
vorn  herein,  vielleicht  ohne  genau  zu  wissen  was  er  that,  es  auf  sich 
genommen  festzusetzen,  was  dogmatisch  als  allgemeiner  Christen- 
glaube anzusehen  und  welche  Parteien  und  Personen  bei  jenen 
Privilegien  zuzulassen  und  auszuschliessen  seien*.    Diese  kaiser- 

Ebenso  wird  das  Wort  gebraucht  nov.  Val.  UI.  17 :  {ManichaetM)  poenas,  quas 
in  sacrilegos  iura  sanxerunt .  .  .  excipiat  und  Cod.  1,  5,  8,  2  von  verschiedenen 
Häresien:  dispar  quidem  nomen,  sed  idem  sacrilegium, 

^  Diese  Bezeichnung  braucht  schon  Constantin  (A.  4). 

*  Gratianus  (C.  Th.  16,  5,  6)  spricht  von  den  orthodoxi  episcopi  qui 
Nicaenam  fidem  tenent. 

*  jlXqiüti,  lateinisch  seda  ist  die  Schulmeinung,  wie  zum  Beispiel  Diogenes 
Laertios  (praef.  18)  von  der  Ethik  sagt:  lod  S^  rj^ixov  yeyovaaiv  algim^s  66ea, 
Stoiker,  Epikureer,  Akademiker  und  so  weiter.  Tadelnd  wird  das  Wort  erst 
im  christlichen  Sprachgebrauch,  insofern  der  Christenglaube  als  allgemeiner 
keine  Sondermeinung  zulässt. 

^  Schon  im  J.  318  bezeichnet  Constantin  die  von  ihm  den  Christen  ge- 
währten Rechte  als  der  allgemeinen  Kirche  gegeben  (rj  ixxlrjaftf  r j  xa&ohxtj 
Ttov  X^OTittvtov  Eusebins  hist.  eccl.  10,  5);  in  einem  andern  Erlass  von  dem- 
selben Jahr  werden  die  ecelesia.  catholica  und  die  haeretici  einander  entgegen- 
gesetzt (C.  Th.  16,  2,  1).  Im  J.  826  verfügt  ein  weiterer  Eriass  (C.  Th.  16,  5, 
1  «B  lust  1t  5,  1):  privilegiaj  quae  contemplatione  religiofUs  indulta  stmt,  caffioUcas 
ta/ntwn  legis  observatartbus  prodesse  oportet;  haereticos  autem  atque  schismatUos 
non  solum  ah  his  privilegiis  alienos  esse  volumus,  sed  etiam  diversis  mtmeribus 
constringi  et  suhici. 

*  Vollständig  freilich  fiel  die  Anerkennung  der  Orthodoxie  nnd  die  Zu- 
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liehen  Entscheidungen  rechtlich  legal,  der  Sache  nach  dogmatisch^ 
konnten  selbstverständlich  nicht  anders  gefasst  werden  als  nach 
Zuziehung  der  berufenen  Vertreter  des  Christenglaubens;  schon 
im  J.  325 ,  wenige  Jahre ,  nachdem .  derselbe  zugelassen  worden 
war,  wurde  nach  dem  Gutachten  dei^  in  Nicaea  versammelten 
Bischöfe  des  Reiches  die  staatliche  Orthodoxie  formell  fixirt. 
Unter  der  Herrschaft  der  Staatskirche  ist  dann  die  Einheit  der- 
selben und  die  Abwehr  jeder  Sondermeinung  in  derselben  Weise 
weitergeführt,  die  Definition  des  ^allgemeinen*  Christenglaubens  — 
in  der  Regel,  aber  keineswegs  ausschliesslich,  in  Gemässheit  der 
Majoritäten  von  der  Regierung  berufener  Bischofsversammlungen 
—  formell  durch  Staatsgesetze  festgestellt  worden  (S.  597  A.  2). 
Regelmässig  geschah  dies  durch  die  Ausschliessung  namhafter 
Schulhäupter  mit  ihren  Anhängern^,  auch  wohl  einzelner  Per- 
sonen* aus  der  'allgemeinen'  Kirche  mittelst  kaiserlichen  Er- 
lasses; der  Begriff  der  Häresie  selbst  ist  in  negativer  Weise  all- 
gemein, es  ist  jede  Abweichung  vom  orthodoxen  Glauben*.  Natür- 
lich haben  die  diflferirenden  religiösen  Ansichten  der  einzelnen 
Herrscher   und   das   monarchische  Belieben  überhaupt  bei  dieser 


lasBung  zu  den  christlichen  Privilegien  anfänglich  nicht  zusammen.  So  wurden 
im  J.  326  yon  Constantin  die  Novatianer  zu  den  letzteren  zugelassen,  ob- 
wohl ihre  Sonderstellung  gegenüber  den  Kirchen  perpetuae  sanctüaiis  gemiss- 
billigt  wird  (C.  Th.  16,  5,  2).  Die  Zwischenstellung  dieser  Secte  zwischen  Ortho- 
doxen und  Häretikern  zeigt  sich  noch  in  dem  Erlass  von  428  (C.  Th.  16,  5* 
65);  aber  in  der  Justinianischen  Redaction  desselben  (Cod.  1,  5,  5)  sind  sie  zu 
den  übrigen  Häretikern  geworfen. 

^  Dies  ist  schon  geschehen,  bevor  das  Christenthum  Staatsreligion  ward; 
Constantin  I.  selbst  hat  die  Arianer  ausgeschlossen  (Sokrates  h.  e.  1,  9),  Va- 
lentinian  I.  die  Anabaptisten  (C.  Th.  16,  6,  1).     Spaterhin  wird  es  häufig. 

«  So  weist  Arcadius  (C.  Th.  16,  5,  28  =  lust.  1,  5,  2,  1)  den  Statthalter 
von  Asia  an  den  Bischof  Heuresius  als  Häretiker  zu  beseitigen,  obwohl  er 
offenbar  zu  keiner  der  verbotenen  Secten  sich  bekannte:  haereücorum  vocc^lo 
continentur  et  latis  adversus  eos  sanctionibus  dehent  succttmbere  qui  vel  levi 
argumento  a  iudicio  cathölicae  religionis  et  tramite  detecH  fueritU  deviare. 

*  In  dieser  Allgemeinheit  erscheint  der  Begriff  gleich  in  dem  ersten  Er- 
lass vom  J.  379  (S.  596  A.  1);  es  werden  wohl  vielfach  einzelne  Secten  als 
häretisch  bezeichnet,  aber  keineswegs  ist  das  Strafverfahren  auf  diese  be- 
schränkt. Noch  deutlicher  tritt  die  Allgemeinheit  des  Begriffs  im  justiniani- 
schen Gesetzbuch  hervor;  die  Einzel  Verfügungen  sind  hier  meistens  gestrichen 
(charakteristisch  ist  die  Beseitigung  der  Gradation  C.  Th.  16,  5,  65  »  lust  1, 
5,  5)  und  mit  Nachdruck  heisst  es  (Cod.  1,5,  12,  4  und  ähnlich  1,  5,  18,  4): 
alQ€Tixov  ndvta  xaXovfitv^  oarig  [xi]  r^f  xad'Okixflg  (xxXrja^ag  xal  t^s  og^^o^v 
xal  ay(ag  rj/iäiv  vnaQX^i  nfffrcws. 
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Abgrenzung  zwischen  den  richtigen  und  den  unrichtigen  Christen 
vielfache  Willkür  und  häufigen  Wechsel  herbeigeführt. 

Die  Wirkung  des  staatlichen  Ausschlusses  aus  der  orthodoxen  Deuetiiche 
Christenheit  ist,  so  lange  das  Christenthum  nichts  war  als  eine  er- 1^}^^^  ^V 

^  °  Heterodone. 

laubte  Confession,  keine  andere  als  der  Ausschluss  von  den  dieser 
gewährten  stat,tlichen  Privilegien;  später,  nachdem  es  dem  Reichs- 
angehörigen zur  Pflicht  gemacht  ist  sich  zum  orthodoxen  Christen- 
thum zu  bekennen,  zieht  deren  Nichterfüllung  eine  Reihe  bürger- 
licher Zurücksetzungen  nach  sich\ 

1.  Das  erste  und  wichtigste  den  katholischen  Christen  zuge- 
standene Privilegium  ist  die  Befreiung  ihrer  Vereine  und  ihrer 
Versammlungen  von  den  gesetzlichen  Beschränkungen  des  Asso- 
ciationsrechts  und  die  Freigebung  ihrer  Culthandlungen.  Indem 
beides  den  heterodoxen  Christen  versagt  blieb*,  konnten  dieselben 
bei  Fortführung  ihrer  Gottesverehrung  CoUisionen  mit  den  Be- 
hörden und  Strafen  nicht  wohl  vermeiden. 

2.  Mit  diesem  Privilegium  hängt  weiter  zusammen  die  An- 
erkennung des  Bodeneigenthums  der  einzelnen  katholischen  Christen- 
gemeinde an  ihren  Gotteshäusern  und  ihren  Friedhöfen®,  während 
der  heterodoxen  diese  nicht  bloss  nicht  gewährt  wird,  sondern  auch 
regelmässig  die  nicht  erlaubten  Gotteshäuser  der  Confiscation, 
meistens  zum  Besten  des  Staats,  zuweilen  auch  zu  dem  der  ortho- 
doxen Kirche  unterliegen  *. 

B.  Die  Anerkennung  des  orthodoxen  Christenthums  schliesst 
die  Anerkennung  der  Verfassung  und  der  Vorstandschaft  der  ein- 
zelnen Gemeinde  ein,  während  die  Vorstände  der  heterodoxen  Ge- 


^  Dass  Constantin  die  Beamten  anweist  bei  der  Umlegung  der  öffent- 
lichen Lasten  die  Häretiker  vorzugsweise  heranzuziehen  (S.  ^1  A.4X  ist  nicht 
strafrechtliche»  sondern  administrative  Zurücksetzung. 

>  C.  Th.  16,  5,  6.  10.  11.  12.  15.  24.  26.  80.  86.  45.  51.  56.  57.  58.  65.  Just. 
1,  5,  8,  8.  8.  c.  14.  c.  18,-8.  c.  20.  Die  Contravention  wird  natürlich  bestraft, 
zuweilen  selbst  mit  dem  Tode  (G.  Th.  16,  5,  84.  51).  Aus  der  Masse  der  Einzel- 
heiten verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  das  Versammlungsrecht  zuweilen 
nur  für  die  Städte  untersagt  wird  (C.  Th.  16,  5,  65)  und  dass  es  untersagt  werden 
kann  auch  da,  wo  die  Intest abilität  nicht  eintritt  (C.  Th.  16,  5,  86). 

'  Die  Zulassung  der  Novatianer  durch  Constantin  (S.  601  A.  5}  besteht 
eben  in  der  Zusprechung  dieser  Stätten  {ecclesiae  suae  domos  et  loca  Bepulcris 
apü).  Es  kommt  auch  vor,  dass  die  bestehenden  Gotteshäuser  geduldet,  aber 
die  Anlegung  neuer  untersagt  wird  (C.  Th.  16,  5,  65). 

*  C.  Th.  16,  5,  4.  8.  12.  21.  30.  43.  45.  52.  54,  1.  57.  58.  65  pr.  16,  6,  4. 
lust.  1,  5,  8,  4.  5.  c.  10.  c.  14.  Wo  der  Eigenthümer  nicht  mitschuldig  ist,  treffen 
den,  der  die  Versammlung  ermöglicht,  anderweitige  oft  schwere  Strafen. 
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meinden  nicht  bloss  nieht  anerkannt,  sondern  auch  vorzugsweise 
von  der  Repression  und  der  Bestrafung  getroffen  werden*. 

4.  Als  eigentliche  Strafe  der  Häresie  erscheint  neben  der  In- 
famie* die  Intestabilität ,  die  Unfähigkeit  ein  eigenes  Testament 
zu  errichten  oder  ein  fremdes  zu  bezeugen ,  häufig  verbunden  mit 
Beschränkungen  des  Erbrechts  und  überhaupt  der  vermögensrecht- 
lichen Befugnisse  und  vielfach  geschärft  durch  Confiscation  des 
Vermögens  im  Uebertretungsfall  ^. 

5.  Wie  im  Vermögensverkehr  wird  der  Häretiker  auch  in  der 
freien  Wahl  des  Aufenthaltsortes  beschränkt :  er  soll  die  grösseren 
Städte  meiden,  das  heisst  aus  den  Beichshauptstädten  und  den 
Metropolen  der  Provinzen  so  wie  aus  dem  Umkreis  einer  jeden  bis 
zum  hundertsten  Meilenstein  ausgewiesen  werden*.  Indess  steht 
daneben  eine  andere  Form  der  Aufenthaltsbeschränkung,  die  Rück- 
weisung in  den  Heimathsort  und  diese  allein  kennt  das  justi- 
nianische Recht  ^.  Für  den  Fall  des  Bannbruchs  sind  schwere 
Strafen  vorgesehen®. 


1  C.  Th.  16,  5,  5.  12.  13.  14.  19.  21.  22.  24.  25.  26.  31.  82.  38.  36,  2.  52, 
5.  58.  54,  1.  57.  58.  65,  1.    lust  1,  5,  2.    c.  8,  2.   c.  20,  8. 

'  Mit  der  Infamie  (arifj^a)  belegt  schon  Constantin  die  Arianer  (Sokrates 
bist.  eccl.  1,  9).    Dies  bleibt  auch  später.    C.  Th,  16,  5,  3.  7  pr.  54. 

«  C.  Th.  16,  5,  7.  9.  17.  19.  23.  25.  27.  36.  40,  2.  3.  49.  54.  58,  4.  65,  8. 
16,  6,4.  Just.  1,  5,  18,  3.  c.  19.  c.  22.  Nov.  Valentiniani  III.  17  c.  2.  Die 
vielfachen  Modificationen  können  hier  übergangen  werden;  es  steigert  sich 
diese  Strafe  bis  zu  der  Untersagung  des  Rechts  zu  schenken,  zu  kaufen  und 
zu  verkaufen  und  überhaupt  zu  contrahiren  (G.  Th.  16,  5,  40,  4  =  lust  1,  5, 
4,  3).  Die  Intestabilität  kann  auch  nach  dem  Tode  des  Häretikers,  jedoch 
nur  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  fUnf  Jahren  geltend  gemacht  werden 
(C.  Th.  16,  7,  3  =  lust.  1,  7.  2). 

^  Die  Anfänge  der  Intestabilität  scheinen  den  Christenverfolgungen  anzu- 
gehören (S.  593  A.  2).  Das  Staatschristenthum  hat  sie  dann  sofort  gegen  die 
Ketzer  gewandt.  C.  Th.  16,  5,  7,  3.  18.  14.  18.  20.  27.  80.  81.  82.  88.  84.  54,  62. 
64.  65,  2.  Nov.  Theodosii  II.  6.  Valentiniani  HL  17,  8.  Die  meisten  dieser 
Erlasse  reden  von  Austreibungen  in  der  Weise,  dass  dadurch  der  Verkehr 
mit  anderen  Menschen  aufgehoben  wird,  ohne  dies  rechtlich  zu  pr&cisiren; 
was  gemeint  ist,  ergiebt  sich  aus  den  Verordnungen  des  Honorius  const  Sinn.  2 
«=  C.  Th.  16,  2,  35  und  Theodosius  II.  C.  Th.  16,  2,  65  und  nov.  6:  ab  ipso 
ndspectu  urbium  diversarum  exterminari  debere. 

"  In  früherer  Zeit  findet  sie  sich  C.  Th.  16,  5,  10.  12;  im  justinianischen 
Hecht  sind  die  vorher  aufgeführten  Verordnungen  weggelassen  und  erscheint 
die  zwangsweise  Beschränkung  des  Wohnortes  auf  den  Heimathsort  Cod.  1,  5, 
8,  6  (wo  allerdings  die  Lesung  schwankt).   7. 

«  C.  Th.  16,  5,  34. 
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6.  Endlich  werden  die  heterodoxen  Christen  von  allen  öffent- 
lichen Aemtern  und  Bedienungen  ausgeschlossen,  so  weit  diese 
nicht  vielmehr  als  öffentliche  Lasten  erscheinend 

Von  den  häufig  zur  Feier  des  Osterfestes  erlassenen  Amnestien 
pflegen,  nachdem  das  Christenthum  Staatsreligion  geworden  ist, 
neben  den  Gapitalverbrechern  auch  die  Ketzer  ausgeschlossen  zu 
werden  (S.  600  A.  4).  Weiter  ist  im  Allgemeinen  die  Gesetz- 
gebung gegen  die  Häretiker  nicht  gegangen;  gegen  einzelne  Secten 
freilich  sind  häufig  noch  andere  Strafen  verftlgt  worden^.  Der 
äusserlichen  Bekehrung  durch  directen  Zwang  hat  der  römische 
Staat  sich  dauernd  enthalten. 

2.   Die  Heiden. 

Wenn  den  Anhängern  des  alten  polytheistischen  National-  Der 
glaubens  so  wie  den  sonstigen  ihrer  Heimath  nach  einem  anderen  ^*«*°"™"- 
polytheistischen  Cultus  angehörigen  Reichsbtirgem  alle  diejenigen 
zugezählt  werden,  die  weder  zum  Christenthum  noch  zum  Juden- 
thum  sich  bekannten ,  so  gehörte  zu  Constantins  Zeit  ohne  Frage 
noch  die  grosse  Majorität  der  Bewohner  des  römischen  Reiches  dem 
alten  Glauben  an.  Aber  der  ernstliche  Glaube  und  dessen  cultische 
Bethätigung  waren  durchaus  im  Schwinden,  vor  allem  in  dem  ge- 
bildeten Mittelstand^.  Die  im  Sprachgebrauch  des  Occidents  seit 
der  Mitte  des  4.  Jahrh.  aufkommende  Bezeichnung  der  bei  ihrem 
Cultus  verharrenden  Polytheisten  als  der  'Dorfleute',  pagani^,  be- 


1  C.  Th.  16,  5,  25.  29.  42.  48.  58,  7.  61.  65,  8.  lust  1,  5,  8,  6.  c.  12.  c,  18,  4. 
NoY.  Valentiniani  III.  17  c.  3.  Dies  wird  auch  auf  die  Advocatur  erstreckt 
(Cod.  1,  5,  12,  8).  Auch  Audienz  bei  dem  Kaiser  kann  der  Häretiker  nicht  er- 
halten (C.  Th.  16,  5,  14).  Justinian  nimmt  die  arianischen  Gothen  aus  (Cod.  1, 
5,  12,  17> 

^  Für  einzelne  Kategorien  begegnen  auch  hohe  Geldbussen  (G.  Th.  16,  5, 
51.  52.  54,  8),  Yermögensverlust  zu  Gunsten  des  Fiscns  (16,  6,  4.  tit.  6,  5) 
oder  der  rechtgläubigen  Erben  (C.  Th.  16,  5,  40,  1),  Deportation  (C.  Th.  16, 
5,  63:  proscriptio ;  tit  6,  6),  sogar  Todesstrafe  (16,  5,  7,  1),  welche  Justinian 
gegen  die  Manichäer  wieder  aufnahm  (S.  599  A.  1).  Wo  weitere  Delicto  hinzu- 
treten, zum  Beispiel  die  Verheimlichung  häretischer  Schriften,  wird  selbstver- 
ständlich die  Strafe  geschärft  (Sokrates  bist.  eccl.  1,  9.  C.  Th.  16,  5,  34,  1.  66. 
lust  1,  5,  8,  10.  c.  16,  3  u.  a.  St.> 

'  Nachdem  der  alte  Glaube  zur  supergtiUo  geworden  ist,  geht  in  diesem 
Aberglauben  mit  den  niedersten  Schichten  der  Bevölkerung  wie  üblich  die 
hohe  Aristokratie;  gläubige  Heiden  fand  man  im  4.  Jahrh.  wesentlich  nur  auf 
dem  Lande  und  in  den  Palästen  der  alten  Hauptstadt 

*  Die  ältesten  Belege  für  diesen  Sprachgebrauch  (Gothofredus  zu  C.  Th. 
16,  10)  geben  der  zwischen  362  und  380  geschriebene  Tractat  des  Marias 
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zeichnet  die  Stellung  des  Polytheismus  in  dieser  Epoche  des  Ueber- 
gangs,  während  in  der  griechischen  Keichshälfte  und  danach  auch 
bei  den  Lateinern  die  jüdischen  Bezeichnungen  der  Andersgläubigen, 
i-^vixol  oder  gentües  für  die  Heiden  in  Gebrauch  kommen*,  die 
aber  freilich  auch  gefasst  werden  können  als  Trovinziale*  und 
'Barbaren'.  —  Den  Polytheisten  wurde  durch  die  von  Gonstantin 
proclamirte  Religionsfreiheit  von  Rechtswegen  nichts  gegeben  und 
nichts  genommen.  Indess  von  vom  herein  neigte  sich  die  Gunst 
der  Herrscher  überwiegend  dem  neuen  Glauben  zu  und  mit  der 
Einführung  der  christlichen  Staatskirche  im  J.  879  war  die  Rechts- 
ungleichheit auch  für  die  Altgläubigen  ausgesprochen.  Da  die 
heterodoxen  Christen  von  den  orthodoxen  als  NichtChristen  be- 
handelt wurden  *,  so  fielen  insoweit  den  orthodoxen  Christen  beide 
Kategorien  zusammen  ^.    Aber  Häretiker  im  eigentlichen  Sinn  sind 


Victorinus  de  ofAOovalt^  recipiendo  (Migne  vol.  8  p.  1187):  Graeei^  quos  "ElXtivai 
vel  paganos  vocant,  multos  deos  dicunt,  nos  adver sus  paganos  unum  deum,  ad* 
versus  ludaeos  patrem  et  fiUum;  der  Erlass  Valentinians  vom  J.  368  (C.  Th.  16, 
2, 18)  und  die  zwischen  870  und  880  verfassten  pseudoaugustinischen  quaestiones 
ex  vet.  et  novo  test.  n.  81.  82.  Dass  er  der  Volkssprache  angehört,  sagt  Victo- 
rinus a.  a.  0.  und  bestätigen  die  Kescripte  vom  J.  409  (G.  Th.  16,  5,  46:  gentües^ 
quos  vulgo  paganos  appeUant)  und  vom  J.  416  (C.  Th.  16,  10,  21).  Einen  ent- 
sprechenden griechischen  Ausdruck  giebt  es  nicht.  Wie  pa^anus  in  der  Sol- 
datensprache den  Givilisten  bezeichnet,  weil  die  Standlager  nicht  in  Städten 
sein  durften  und  also  im  Lager  ausser  den  Soldaten  nur  Dörfler  verkehrten, 
so  w^ird  es  in  Beziehung  auf  den  Gultus  von  den  Heiden  gebraucht,  weil  die 
Landleute  an  dem  alten  Gultus  festhielten.  Auch  die  Verordnungen  der  christ- 
lichen Kaiser  sind  vorwiegend  bemüht  den  Polytheismus  aus  den  grossen 
Städten  zu  bannen,  wie  dies  ausser  den  strafrechtlichen  (S.  604  A.  4)  zum  Bei- 
spiel die  Ausweisung  der  africanischen  Heidenpriester  aus  der  Provinzial- 
hauptstadt  in  ihre  Heimathorte  im  J.  415  darthut  (G.  Th.  16,  10,  20  pr.). 

^  Die  .Juden  nennen  die  NichtJuden,  wenn  sie  hebräisch  schreiben,  Ära- 
mäer ,  wenn  griechisch ,  bald  "Eklrives  (was  schon  in  der  Septuaginta  lesai.  9, 
12  für  aXloffvXoi  gesetzt  ist),  bald  i&vtxog,  indem  sie  dem  auserwählten  Volk 
die  übrigen,  rä  lEüvri  gegenüberstellen.  Beide  Bezeichnungen  haben -ihre  ur- 
sprüngliche nationale  Beziehung  mit  derjenigen  auf  die  Religion  vertaruscht 
und  sind  in  dieser  Weise,  unter  Substituirung  des  NichtChristen  für  den 
NichtJuden,  in  die  christliche  Litteratur  der  Griechen  übergegangen,  auch  dann 
insbesondere  die  letztere  von  den  lateinischen  Ghristen  übernommen  worden, 
während  im  technischen  Latein  gentües  vielmehr  den  nicht  nach  Municipalrecht 
lebenden  Feregrinen,  den  Barbaren  bezeichnet.  Schriftmässig  erscheint  die 
euperstiiio  gentilicia  schon  in  dem  Erlass  Theodosius  I.  vom  J.  892  (G.  Th.  16, 
10,  12,  2).    Der  Dörfler  gehört  in  das  Dorf. 

*  G.  Th.  16,  5,  48:    Christianos  se  simiHant  esse;  ebenso  G.  Th.  16,  5,  65. 

»  Schon  Theodosius  I.  im  J.  380  (G.  Th.  16,  1,  2)  spricht  dies  so  scharf 
wie  möglich  aus. 
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die  Heiden  nicht  ^  und  auch  die  Rechtsstellung  beider  Kategorien 
ist  wohl  analog,  aber  keineswegs  gleich.  Nach  dem  alten  Gesetz, 
dass  der  Parteihass  gegen  die  näher  stehenden  -Richtungen  sich 
schärfer  accentuirt  als  gegen  die  entfernteren,  ist  der  heterodoxe 
Christ  dem  orthodoxen  stets  verwerflicher  erschienen  als  der  Nicht- 
christ. 

1.  Die  Versammlung  zu  Cultzwecken  und  die  Vornahme  der  Cult-  Deuetuciie 
handlungen  stand  auf  Grund  der  constantinischen  Religionsfreiheit  p^**^^^ 
wie  den  Christen  so  auch  den  Heiden  frei.  Dass  dennoch  wenn  nicht 
Constantin  selbst^,  so  doch  sicher  seine  Söhne  diesen  das  blutige 
Opfer  und  überhaupt  den  Bilderdienst  bei  Todesstrafe  untersagten  * 
und  Schliessung  ihrer  Tempel  anordneten*,  ist  zwar  formell  mit 
der  Religionsfreiheit  vereinbar,  da  die  Regierung  durch  diese  das 
Recht  nicht  aufgegeben  hatte  anstössige  sacrale  Gebräuche  zu  ver- 
bieten, aber  der  Sache  nach  Anticipation  der  Verchristlichung  des 
Staats.     Nachdem   diese   dann   förmlich   proclamirt  worden   war, 


*  Die  pagani  werden  von  den  haeretici  unterschieden  (C.  Th.  16,  5,  46. 
tit  &,  26.  tit.  10,  13),  in  lässlicher  Rede  aber  häufig  ihnen  zugerechnet  (nov. 
Theodosii  II.  3:   ludaeos,  SamaritaSy  paganos  et  vetera  haereticorum  generä), 

'  Constantius  IL  beruft  sich  C.  Th.  16,  10,  2  für  sein  dessfäUiges  Verbot  auf 
das  des  Vaters;  aber  es  erregt  Bedenken,  dass  diese  Verordnung  selbst  in  der 
Gesetzsammlung  fehlt,  die  freilich  in  diesem  Titel  —  Erlasse  Valentinians  I. 
werden  auch  vermisst  —  christlicher  Castration  unterlegen  zu  haben  scheint. 
Seinem  Biographen  zufolge  (Eusebius  vit.  Const  2,  44.  45)  wies  Constantin 
seine  Beamten  an  sich  der  Opfer  zu  enthalten  {fiii  si^foXolaTQttv)  und  verbot  die 
Opfer  überhaupt,  mg  firjrf  fyiqan^  {odvtov  noula^-ai  rolfiäv  (jL^n  fiavtUaig  xai 
raig  alXats  TiCQie^^aig  In^x^^Q^iv  /uijrc  firiv  &vhv  xa&olov  fifj^iva.  Aber  im 
Wortlaut  bringt  er  diese  Erlasse  nicht  bei  und  da  der  Kaiser  selbst  bei  ihm 
sagt,  dass  er  den  heidnischen  Cultus  (rtlhf  vatSv  ra  f&rj)  nicht,  wie  manche 
glaubten,  verboten  habe,  weil  dies  allzu  grossen  Anstoss  gegeben  haben  würde 
(2,  60),  so  mag  wohl  auch  jene  angebliche  Verordnung  vielmehr  eine  Ermah- 
nung gewesen  sein.  Uebrigens  können  die  gegen  das  Heidenthum  gerichteten 
Massregeln  der  römischen  Regierung  (vgl.  die  Uebersicht  bei  Marquardt,  Staats- 
verwaltung 3,  114  fg.)  in  diesem  Zusammenhang  nur  kurz  angedeutet  werden. 

'  C.  Th.  16,  10,  2.  4.  Auch  später  ist  das  Blutopfer  immer,  hauptsächlich 
wegen  der  damit  verbundenen  Eingeweideschau  (vgl.  S.  599  A.  1),  als  der 
schwerste  Fall  des  neuen  Religionsfrevels  angesehen  worden;  den  Contravenienten 
trifft  die  Todesstrafe  (C.  Th.  16,  10,  7.  12,  1)  oder  doch  Vermögensconfiscation 
und  Verbannung  (C.  Th.  16,  10,  23;  nov.  Theodosii  IL  8  c.  8).  Todesstrafe 
setzt  Theoderich  fest  (edict.  c.  108). 

*  Dies  ordnen  die  eben  angeführten  Erlasse  des  Constantius  an.  Daneben 
wird  die  Schonung  der  Tempel  vorgeschrieben,  auch  der  Besuch  derselben  der 
Kunstwerke  wegen  gestattet  (C.  Th.  16,  10,  8).  Die  weiteren  Massregeln  über 
Säuberung  oder  Schleifung  der  Tempel  können  hier  übergangen  werden. 
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wurden  den  Paganen  die  Culthandlungen  allgemein  untersagt  ^  und 
die  Versammlungen  zu  Cultzwecken  verboten*,  Contraventionen 
gegen  diese  Anordnungen  mit  schweren  Strafen  belegt.  Wie  weit 
diese  Massregeln  gegen  tausendjährige  Gebräuche  durch  lässige  oder 
widerstrebende  Behörden  gehemmt  wurden  und  welchen  Widerstand 
die  heidnischen  Gläubigen  ihnen  entgegensetzten,  hat  das  Straf- 
recht nicht  auszuführen.  Im  Ganzen  genommen  haben  die  hetero- 
doxen  Christen  der  Regierung  viel  mehr  zu  schaffen  gemacht  als 
die  Polytheisten. 

2.  Die  Einziehung  des  gesammten  Tempelguts  der  alten  Götter 
war  die  noth wendige  Folge  ihrer  Absetzung®.  Den  Eigenthümer, 
der  auf  seinem  Grundstück  heidnische  Culthandlungen  zuliess,  traf 
die  Confiscation  *. 

3.  Den  Priestern  des  alten  Glaubens  wurde  gleichzeitig  die 
staatliche  Anerkennung  entzogen*. 

4.  Die  Infamie*  und  die  Intestabilität '  treffen  den  Christen, 
der  zum  Heidenthum  übertritt ;  auf  den  Heiden  überhaupt  sind  sie 
erst  unter  Justinian  bezogen  worden®. 

5.  Die  Ausweisung,  wie  sie  die  heterodoxen  Christen  trifft, 
ist  unter  demselben  Herrscher  auf  die  Heiden  erstreckt  worden*. 

6.  Von  den  Aemtem  endlich  wird  zwar  der  zum  Heidenthum 
abfallende  Christ  ausgeschlossen  ^^ ;  aber  den  gesetzlichen  Ausschluss 


^  Auch  die  nicht  im  Blutopfer  bestehenden  Culthandlungen  werden  nach- 
drücklich untersagt  in  Erlassen  vom  J.  392  (C.  Th.  16,  10,  12)  und  451  (Cod.  1, 
11,  7),  in  diesem  sogar  bei  Todesstrafe. 

*  C.  Th.  16,  10,  19,  a.  Die  Volksfeste  bleiben  natürlich  bestehen  (C.  Th. 
16,  10,  17). 

*  Gratianus  C.  Th.  16,  10,  12,  2  und  sonst. 

*  C.  Th.  16,  10,  12,  2.    C.  Tust.  1,  11,  8. 

^  Die  Immunitäten  der  Priester  der  alten  Religion  wurden  noch  nach 
Constantins  Tode  best&tigt  (C.  Th.  12,  5,  2,  erlassen  unter  dem  Namen  des 
verstorbenen  Kaisers)  und  die  in  den  römischen  PriestercoUegien  erledigten 
SteUen  von  Constantius  wieder  besetzt  (Symmachos  ep.  10,  3),  dagegen  dieselben 
durch  einen  Erlass  vom  J.  396  sämmtlich  cassirt  (C.  Th.  16,  10,  14). 

«  C.  Th.  16,  7,  5. 

'  So  schon  Gratianus  381.  C.  Th.  16,  7,  1.  2.  3  (=  lust.  1,  7,  ^).  4  (=  lust. 
1,  7,  3).  6.  7  (=:  luBt.  1,  7,  4).  Die  nähere  Bestimmung  des  Begriffs  ist  diesen 
Verordnungen  zu  entnehmen. 

®  Der  Erlass  Cod.  1,  11,  10,  1,  wahrscheinlich  von  Justinian,  bestimmt, 
dass  die,  die  sich  weigern  die  Taufe  zu  empfangen,  ovt€  fud-(^v€fl  xnpog  ttov  rijg 
^fiST^Qag  noUnCaQ  ovre  oiaiag  xirriTijs  ^  axivrirov  xvQto^  eJvat^  CVYxoiipn9^€f€tvtai. 

*  Cod.  1,  11,  10,  3:  avTol  ^h  i^OQiif  naQado&riaoVTtti, 
>ö  C.  Th.  16,  7,  5. 
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der  Heiden  überhaupt  von  den  Staatsämtern  hat  erst  die  Kata- 
strophe Stilichos  im  J.  408  herbeigeführt^,  dem  zur  Last  gelegt 
ward,  die  Auflehnung  gegen  den  neuen  Glauben  und  die  Wieder- 
herstellung der  alten  nationalen  Religion  beabsichtigt  zu  haben. 

Weiter  ist  auch  den  Heiden  gegenüber  der  römische  Staat 
nicht  vorgegangen ;  wer  die  bezeichneten  Rechtsnachtheile  auf  sich 
nahm,  wurde  nicht  durch  formale  Gewalt  zur  Taufe  oder  sonst 
zum  äusserlichen  Bekenntniss  des  Christenthums  gezwungen'. 


Prozessualisch  sind  Häresie  und  Heidenthum  in  der  gewöhn-    Ketzer- 
liehen  Form  des  Accusationsverfahrens  von  den  weltlichen  Gerichten    p"*"~'- 
behandelt  worden  •.    Daneben  unterliegt  das  Religionsdelict  dieser 
Epoche  eben  wie  das  der  früheren  (S.  577)  und  wohl  noch  stetiger 
und  schärfer  der  magistratischen  Cognition  und  Inquisition^.    Im 
Verfahren  scheint  nach  dem  Master  der  früheren  Christenprozesse 


^  Orosius  7,  38  und  daraus  Marcellinus  z.  d.  J.  Damit  hängt  das  Ver- 
halten des  Attalus  gegen  die  Heiden  zusammen  (Sozomenus  9, 9).  Das  betreffende 
Gesetz  des  Honorius  C.  Th.  16,  5,  42  ist  zwar  nach  Zosimus  5,  46  zurück- 
genommen worden,  aber  dass  es  doch  schliesslich  bei  dem  Ausschluss  blieb, 
zeigen  die  Gesetze  Theodosius  II.  vom  J.  416  (C.  Th.  16,  10,  21)  und  425  (nov. 
Theodosii  II.  6).    Ausnahmen  begegnen  auch  nachher  noch  mehrfach. 

^  Die  Rücksicht  auf  die  kaiserlichen  Kassen  hat  den  £xcessen  der  offi- 
ciellen  Frömmigkeit  öfters  Schranken  gesetzt.  Charakteristisch  ist  die  Aeusse- 
rung  des  Kaisers  Arcadius  in  der  Vita  Porphyrii  episc.  Gazensis  per  Marcum 
Diaconum  (edid.  sodales  Societ.  Philol.  Bonnensis)  c.  41:  olda  on  ^  nCXig  4xf{vtj 
(Gaza;  der  Bischof  hatte  im  J.  401  die  Zerstörung  der  Götzentempel  in  der  Stadt 
verlangt)  xamJtolog  (artv,  all*  evyvto^ovii  7it(tl  jiiv  tlatfOQav  rwv  Jtjut'ai'tov 
nolltt  avvTilovaa.  iav  ovv  at^vi^MOtofiiv  avrovg  rt^  (f>6ß(^,  H^Yi  /(^^io^ovrat 
xa\  anollofitv  toooötov  xavova,  dll*  li  ^oxtl  xara  fj^Qog  ^l/ßofiev  n^rouf, 
TiiQiaiQovVTfs  T«c  a^fas  TÖiv  tidtolofinteiv  xttl  ra  allte  nolirixa  6(fff>txitty  xaC 
xilivofjiv  TU  i€Qa  avTtüV  xltiaOijrat  xa\  ^ijx^r»  /^i^/iar/C^iv.  inav  yag  ^lißtoaiv 
lis  nuTta  arivovfitvoi,  iniytriaoxovaiv  rriv  alrj&tiav'  to  yicQ  vnfoßolriv  f^ov 
ttiifv(Jio¥  ßaoif  TOif  vnrixooig. 

•  Honorius  C.  Th.  16,  5,  40,  1  «=  lust  1,  5,  4,  1:  volumtis  esse  pitblicwn 
crimen.  Leo  Cod.  1,  11,  8.  Valentinian  III.  nov.  17:  sit  publicum  crimen  et  omni 
volenti  sine  aecuscUionis  periculo  (d.  h.  mit  Ausschluss  der  Widerklage  wegen 
Calumnie)  tales  (Manichaeos)  arguere  sit  facultas,  Theodosius  II.  Cod.  1,  1,  3 
gestattet  die  Anzeige  (Ji7/40<rc«i;£tv)  und  die  Anklage  (ilfyx^iv)  der  des  Nestoria- 
nismus  beschuldigten  Bischöfe  ebenfalls  ff/>a  tpoßov  xa\  ßlaßfjg, 

*  Beispielsweise  weist  der  occidentalische  Kaiser  Constantin  III.  im  J.  421 
den  Präfecten  von  Rom  Volusianus  (Leo  opp.  3,  182)  hinsichtlich  der  ketze- 
rischen Caelestiner  an  omnes  diligenter  inquirat  et  eos  statim  faciat  (x  muris 
urbis  expelliy  ita  tarnen^  ne  inter  centesimum  lapidem  habeant  licentiam  consistendi. 
Die  Officialen  sollen  capital  bestraft  werden. 
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im  wesentlichen  dem  Angeschuldigten  die  Frage  vorgelegt  worden 
zu  sein,  ob  er  sich  zu  der  gesetzlich  verbotenen  Christensecte  oder 
zu  dem  Heidenthum  bekenne,  wobei,  da  der  Rücktritt  auch  hier 
die  Klage  aufhob*,  die  Verneinung  zur  Freisprechung  führte. 
Eventuell  konnte  auf  das  Zeugniss  eines  als  orthodox  anerkannten 
Geistlichen  recurrirt  werden*. 

3.   Die  Juden. 

D"  Das  Judenthum*  ist  in  dem  verchristlichten  Staat  nicht  in  der 

^  der ""  Weise  wie  von  Anfang  an  die  christliche  Heterodoxie  und  späterhin 
spfttuit.  auch  die  Vielgötterei  als  Delict  angesehen  worden;  dieser  Conse- 
quenz  der  neuen  Staatsreligion  trat  die  Regierung  entgegen*  und 
niemals  ist  gegen  dieses  Nichtchristenthum  der  Accusationsprozess 
angestrengt  worden.  Aber  dennoch  behandelte  sie  selbst  sogar  in 
ihren  officiellen  Actenstücken  den  jüdischen  Glauben  als  dem  Heiden- 
thum ungefähr  gleich werthig^  und  auch  dem  Juden  gegenüber  macht 
die  Auffassung  sich  geltend,  dass  nur  der  rechtgläubige  Christ  ein 
rechter  Staatsbürger  sei  (S.  600  A.  2).  Die  rechtliche  Zurücksetzung 
der  Juden,  welche  früher  mehr  negativ  aus  dem  mangelnden  Muni- 
cipalrecht  sich  entwickelt  hatte,  hält  allerdings  mit  der  öffentlichen 
Geringschätzung  nicht  gleichen  Schritt,  wird  aber  doch  ebenfalls 
mehr  und  mehr  zu  positiver  Rechtsungleichheit.  Die  wichtigeren 
Momente®  dieser  Art  sollen  hier  bezeichnet  werden. 

1.  Der  Uebertritt  zum  Judenthum,  welcher,  so  lange  es  eine 
nationale  Religion  gab,  aus  dem  früher  (S.  573)  bezeichneten  Grunde 
strafbar  war,  hätte  bei  voller  Durchführung  der  constantinischen 
Religionsfreiheit  freigegeben  werden  müssen;  aber  wie  die  Secte 
der  Manichäer  nach  wie  vor  geächtet  blieb,  behielten  allem  Anschein 


1  C.  Th.  16,  6,  41. 

'  Dies  folgt  aus  dem  theodosischen  £rlass  C.  Th.  16,  1,  8. 

'  Den  heterodoxen  Samaritanem  kommen  nach  Origenes  (contra  Celsnm  2, 
18)  die  jüdischen  Privilegien  nicht  zu;  sie  unterliegen  wegen  der  Beschneidang 
(auf  die  gerade  sie  nach  Hippolytus  haer.  9,  26  das  grösste  Gewicht  legten) 
der  Todesstrafe  wie  die  NichtJuden.  Indess  nennen  die  Verordnungen  des 
6,  Jahrh.  (so  C.  Th.  16,  8,  16)  sie  häufig  neben  den  Juden,  ohne  einen  Rechts- 
unterschied daran  zu  knüpfen.  Justinian  hat  die  Samaritaner  den  Manichäem 
gleichgestellt  (Cod.  1,  5,  21)  und  sie  mit  der  Intestabilit&t  belegt  (Cod.  1,  5, 17); 
aufgehoben  durch  ihn  selbst  nov.  129,  ist  dies  durch  Justin  IL  wieder  her- 
gestellt worden  (nov.  144). 

*  C.  Th.  16,  8,  9. 

»  Zum  Beispiel  C.  Th.  15,  6,  5. 

*  Auch  bei  dem  Zeugniss  begegnet  sie  (Cod.  1,  5,  21). 
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nach  auch  die  das  Judenthum  betreffenden  Specialgesetze  damals 
ihre  Kraft.  Den  Uebertritt  wenigstens  des  Christen  zum  Judenthum 
hat  schon  Constantius  II.  bei  schwerer  Strafe  untersagt  und  dabei 
ist  es  geblieben  ^ 

2.  Die  Ehegemeinschaft  zwischen  Christen  und  Juden  ist  durch 
Theodosius  I.  aufgehoben  worden*,  während  im  Uebrigen  die 
römische  Ehe  kein  Religionshinderniss  kennt,  auch  in  Beziehung 
auf  die  Häresie  und  das  Heidenthum  gleichartige  Verbote  nicht 
vorliegen. 

3.  Die  Cultstätten  der  Juden  werden  geduldet  und  geschützt, 
aber  die  Erbauung  neuer  Synagogen  ihnen  nicht  gestattet*. 

4.  Ueber  die  Erstreckung  des  Verbots  der  Polygamie  auf  die 
Juden  ist  S.  121  gesprochen. 

5.  Die  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  wird  gleichzeitig  mit 
den  Heiden  auch  den  Juden  untersagt*. 


»  C.  Th.  16,  8,  1.  6.  7  (=  lust.  1,  7,  1).  19. 

«  C.  Th.  3,  7,  2  =  9,  7,  5  =  lust.  1,  9,  6.  Schon  in  der  früheren  Epoche 
wird  das  dem  Juden  in  der  Regel  mangelnde  Connubium  zwar  nicht  die  Ehe 
selbst,  aber  die  iiAstae  nuptiae  gehindert  haben. 

»  C.  Th.  16,  8,  23.  25.  27.  Nov.  Theodosii  II.  3  c.  3.   Cassiodor  var.  3,  45. 

*  C.  Th.  16,  8,  16  (vom  J.  404).  24.  Nov.  Theodosii  IL  3  c.  2.  nov.  6. 
Justinian  Cod.  1,  5,  12.  Es  erstreckt  sich  dies  auch  auf  die  Advocatur  (nov. 
Theodosii  IL  6;  Cod.  1,  4,  15  =  2,  6,  8),  nicht  aber  auf  die  Municipalämter 
(Dig.  50,  2,  3,  3). 
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Der  Mord  und  die  gleichgestellten  Yerbrechen. 


Aimwrfium.  Während  die  lateinische  Sprache  für  die  Tödtung  zahlreiche 
neutrale  Ausdrücke  hat  (morti  dare^^  necare^  caedere^  occidere^  inter- 
ficere,  interimere,  intemecare  *),  besitzt  sie  für  die  dolose  Tödtung  nur 
einen  einzigen,  und  auch  diesen  nur  in  der  älteren  Zeit,  das  parri- 
cidium.  Es  bezeichnet  dies  sowohl  nach  der  wahrscheinlichen  Ety- 
mologie® wie  zweifellos  in  der  älteren  Kechtssprache  *,  als  Correlat 


^  Gesetz  Numas  (A.  4):  si  qms  hominem  liberum  dolo  aciens  tnorU  dutt 
Dieser  Ausdruck,  der  übrigens  an  sich  nicht  das  Tödten  bezeichnet,  sondern 
nur  das  Sterben  —  leto  dari  ist  bekanntlich  die  übliche  Bezeichnung  für  das 
Versterben  (Varro  de  1.  L.  7,  42  und  sonst)  —  ist  hier  gewählt,  um  die  nicht 
gewaltsame  Tödtung  einzuschliessen,  da  die  übrigen  Bezeichnungen  vorzugs- 
weise von  der  gewaltsamen  gesetzt  werden. 

'  Der  Gebrauch  von  inter  bei  diesen  Zeitwörtern,  womit  man  die 
ständige  Bezeichnung  des  Banditenmordes  durch  inter  sicarios  zusammenstellen 
kann,  geht  vielleicht  auf  den  Tod  im  Handgemenge,  obwohl  bei  jenen  Zeit- 
wörtern im  Gebrauch  diese  Beschränkung  nicht  mehr  hervortritt. 

*  Die  Ableitung  von  parricida(s)  (die  Schreibung  mit  doppeltem  r  ist 
ausser  durch  Handschriften  und  Inschriften  verbürgt  durch  Priscian  1.  p.  26 
Hertz)  von  per  =  anders,  also  falsch  (S.  537  A.  1)  und  caedere  läuft  insofern 
den  Sprachgesetzen  zuwider,  als  jener  Adjectivstamm  sonst  immer  im  Latei- 
nischen verkürzt  auftritt  und  man,  wie  percellere,  so  auch  percidium  erwartet. 
Indess  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  in  diesem  Wort,  welches  wie  alle  auf 
a(8)  auslautende  Substantiva  sehr  alte  Bildung  zeigt,  die  erste  Worthälfte 
die  ältere  Form  bewahrt  hat.  Die  sonst  vorgeschlagenen  Ableitungen  sind 
unmöglich.  Patricidium  hätte  sprachlich  sich  nie  in  parriddium  verwandeln 
können  und  auch  metonymische  Verwendung  des  Vatermords  für  den  Mord 
schlechthin  ist  unglaublich.  Der  Ableitung  von  par  (schon  bei  Priscian  a. 
a.  0.)  steht  entgegen,  dass  das  Ausgehen  von  dem  Gleichheitsbegriff  für  dies 
Delict  recht  unrömisch  erscheint  und  dass  das  nicht  entbehrliche  tadelnde 
Element  dabei  vermisst  wird. 

*  Festus  ep.  p.  221:  parricida  non  utique  is,  qui  parentem  occidisset^  sed 
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zu  dem  bösen  Krieg,  der  perduellio,  die  böse  Tödtung,  Mord  und  Todt- 
schlag.  Dass  das  Wort  bereits  in  der  letzten  republikanischen  Zeit 
im  Sprachgebrauch  beschränkt  worden  ist  auf  den  Nächstenmord  V 
beruht  wohl  nicht  auf  der  sprachlich  wie  sachlich  unzulässigen 
Identificirung  mit  einem  supponirten  patricidium^  sondern  auf  der 
weiterhin  zu  entwickelnden  Beschränkung  der  ursprünglichen  Voll- 
strafe des  Mordes  auf  den  Mord  einer  Nahperson.  Sprachlich  ist 
durch  diese  Verengerung  der  Bedeutung  eine  Lücke  entstanden. 
Im  klassischen  Latein  fehlt  es  für  den  Mord  an  einem  einfachen 
Ausdruck ;  das  jung  und  nicht  glücklich  gebildete  Wort  homicidiumy  Hwuddhm. 
der  Menschenmord,  ist  erst  spät  dafür  eingetreten '.  Aushülfsweise 
werden  in  der  klassischen  Rechtssprache  zur  Bezeichnung  des 
Mörders  die  Benennung  des  Banditen  {skarius)  und  die  des  Gift- 
mischers (veneficus)  combinirt". 

Ueber  die   Anfänge   der  Mordgesetzgebung  bei  den  Bömem 
mangelt  jede  Kunde.   Vermuthen  darf  man  (S.  59),  dass  das  öffent- 


quaUmcunque  hotninem  indetnnatumt  was  belegt  wird  mit  dem  Gesetz  Numas: 
81  qui  hominem  liberum  dolo  sciens  morH  duit ,  parriddas  esto,  Plutarch  Rom. 
22:  f^iov  Ji  t6  fÄ7i^tfi(av  Jixriv  xara  naxQOinoviav  oq(aavxa  naaav  av^Qoqovlav 
TiKiQoxxovtav  nqoauniiv.  In  dieser  Weise  wird  von  quaestores  panricidii  ge- 
sprochen und  heisst  es  von  gerechtfertigter  Tödtung  bei  Festus  p.  318  im 
Gesetz:  parricida  ne  sü  und  in  der  Erläuterung:  gut  occidit  parricidi  non 
damnatur,  umgekehrt  bei  Gleichstellung  eines  Delicts  mit  dem  Mord:  parricida 
esto  (Cicero  de  leg.  2,  9,  22). 

^  Aus  vorciceronischer  Zeit  haben  wir  für  den  Gebrauch  des  Worts  keine 
anderen  Belege  als  die  eben  angeführten  der  Legal  spräche.  Später,  zum  Bei- 
spiel in  dem  pompeischen  Gesetz,  bezeichnet  es  nicht  den  Vater-,  sondern 
den  Nächstenmord  und  nimmt  häufig  den  entsprechenden  Genitiv  zu  sich;  so 
bei  Cicero  und  anderen  guten  Prosaikern  (parricida  frairis  oder  fratemus 
Cicero  pro  Cluentio  11,  81  und  Livius  40,  24,  6,  vgl.  Charisius  p.  278  Keil; 
patris  et  patrui  parricidium  Cicero  Phil.  8,  7,  18 ;  parricida  liberum  Liv.  8,  50, 
5;  parricidium  filii  Liv.  8,  11,  7;  parricida  civium  Cicero  in  Cat.  1,  12,  29), 
was  auch  zeigt,  dass  das  Wort  mit  patei'  nichts  zu  schaffen  hat;  patricida 
fratris  wäre  nicht  möglich. 

3  Homicida  und  homicidium,  wahrscheinlich  wie  matricida  und  fratricida 
dem  früh  etymologisch  missverstandenen  parricida  nachgebildet,  findet  sich 
allerdings  einmal  bei  Cicero  Phil.  2,  18,  81  (vgl.  c.  12,  80):  plus  quam  sicarios, 
plus  quam  homicidas,  plus  quam  parriddas  esse,  ist  aber  selbst  bei  den 
klassischen  Juristen  nicht  gerade  häufig  (Gai.  8,  194);  recht  geläufig  wird  es 
erst  in  nachconstantinischer  Zeit  Uebrigens  wird  das  Wort,  seiner.  Ableitung 
entsprechend,  auch  gesetzt  von  der  nicht  beabsichtigten  Tödtung  (Paulus  5, 
23,  8;  Coli.  1,  10,  1  =  Cod.  9,  16,  4). 

'  Ein  dem  venefidum  correlates  Abstractum  für  den  Gewaltmord  fehlt; 
qui  inter  sicarios  et  de  venefidis  accusabant  (Cicero  pro  Sex.  Hose.  32,  90). 
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Das  Älteste  liche  Strafverfahren  in  seinen  Anfängen  sich  auf  die  Nothwehr  der 
^^[^'     Gemeinde,  die  Perduellion,  beschränkt  hat  und  auch  bei  den  Eömem 

Terfahren.  '  ^ 

anfänglich  die  Mordstrafe  oder  vielmehr  die  Blutrache  den  An- 
gehörigen des  Ermordeten  anheimgegeben  war,  vielleicht,  ähnlich 
wie  nach  den  Zwölftafeln  die  Talion  bei  der  Körperverletzung, 
nach  ausdrücklicher  Zulassung  durch  das  Gemeindegericht.  Ob 
das  unserer  Ueberlieferung  zufolge  älteste  römische  Mordgesetz, 
das  dem  König  Numa  beigelegte  (S.  612  A.  4),  auf  zugelassene 
Blutrache  sich  bezieht  oder,  was  mit  der  Form  auch  vereinbar  ist, 
auf  den  ältesten  staatlichen  Mordprozess ,  vermögen  wir  nicht  zu 
entscheiden.  Zweifellos  hat  die  Geschlechtsverfassung,  welche  für 
eine  derartige  Institution  die  Voraussetzung  ist,  auch  in  Rom 
einstmals  in  voller  Kraft  gestanden;  aber  unsere  Ueberlieferung 
weiss  nichts  von  ihr  und  wir  müssen  uns  damit  bescheiden  die 
Lücke  bezeichnet  zu  haben. 
Der  Mord  D^ss  das  Tömische  Strafrecht,  welches  wir  kennen,  den  Mord 

ata  öffent-  bestraft  als  ein  gegen  die  Gemeinde  als  solche  gerichtetes  Ver- 
Yert^^en.  brecheu ,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Wenn  auch  die  Momente,  in 
welchen  diese  Auffassung  am  schärfsten  hervortritt,  die  Behandlung 
der  Tödtung  der  Unfreien  nicht  bloss  als  Eigenthumsbeschädigung 
und  die  Bestrafung  der  Gehülfen  bei  dem  Selbstmord,  erst  der 
späteren  Kechtsent Wicklung  angehören,  so  zeigt  doch  diegesammte 
Ueberlieferung  sowohl  in  den  Rechtssätzen  wie  in  den  sehr  wenigen 
uns  bekannten  derartigen  comitialen  Prozessen^,  dass  das  Delict 
einstmals  von  dem  Magistrat  inquisitorisch  behandelt  worden  ist 
und  die  Verwandten  des  Getödteten  bei  dem  Rechtsverfahren  nicht 


*  Abgesehen  von  Prozessen  gegen  Sciaven,  Peregrinen  und  Frauen,  aus 
denen  wenig  zu  lernen  ist,  haben  wir  aus  der  Epoche  vor  der  Einfuhrung  des 
Geschwornenverfahrens  einige  Kunde  von  den  Mordprozessen  gegen  Eaeso 
Quinctius  im  J.  293/461  (Liv.  3,  11 — 13;  Dion.  10,  5 — 8);  gegen  den  angeblich 
ersten  Vatermörder  L.  Ilostius  nach  dem  hannibali sehen  Krieg  (Plutarch 
Rom.  22);  gegen  den  angeblich  ersten  Muttermörder  Publicius  Malleolus  im 
J.  658/101  (Orosius  5»  16,  23;  Liv.  68;  ad  Her.  1,  13);  gegen  den  Sohnesmöider 
Q.  Fabius  Maximus  aus  derselben  Zeit  (S.  174  A.  2;  Orosius  6,  16,  8:  Q,  Fabius 
Maximus  .  .  .  filium  suum  adulescenUm  rus  reUgatum  cum  duobus  servis  parri- 
cidii  ministris  interfecit .  .  .  die  dkta  —  also  vor  den  Comitien  —  Cn,  Pompeio 
accusante  damnatus  est,  wo  der  sonst  nicht  mit  Sicherheit  zu  identificirende 
Ankläger  wohl  Quästor  gewesen  sein  muss);  ferner  von  dem  Prozess  gegen 
den  falschen  Zeugen  in  dem  Prozess  des  Kacso  M.  Volscius  Fictor  (S.  635 
A.  2)  und  gegen  den  wegen  des  Verfahrens  gegen  Manlius  zur  Rechenschaft 
gezogenen  Minucius  (a.  a.  0.).  Das  erhaltene  Formular  für  den  quästo- 
Tischen  Prozess  (Varro  6,  90)  bezeichnet  das  Delict  nur  allgemein  als  capitaU 
ist  aber  sicher  zunächst  auf  den  Mord  zu  beziehen. 
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in  Betracht  kommeD.  Wahrscheinlich  hängt  die  Einführung  des 
Mordprozesses  in  das  magistratische  Strafverfahren  zusammen  mit 
der  Einrichtung  der  Quästur.  Ueber  die  Einsetzung  der  quaestores 
parricidü,  das  heisst  des  Mordgerichts  versagt  allerdings  die  Ueber- 
lieferung  auch;  indess  ist  im  zweiten  Buch  (S.  155  A.  4)  gezeigt 
worden,  dass  sie  als  die  nothwendigen  Vermittler  der  obligatorischen 
Provocation  mit  dieser  in  das  Leben  getreten  sein  müssen.  Diese 
Provocation  wird  in  einer  wenigstens  sehr  alten  Tradition  verknüpft 
mit  der  Einführung  der  Republik.  Sicher  sind  die  Quästoren  älter 
als  die  Zwölftafeln,  welche  dieser  Beamten  in  ihrer  criminellen 
Function  gedenken  ^  Dass  sie  zunächst  für  die  Mordthaten  bestimmt 
waren,  sagt  die  Benennung,  aber  es  ist  schon  ausgeführt  worden 
(S.  155  A.  3),  dass  ihre  Competenz  sich  darauf  nicht  beschränkte, 
sondern,  von  der  Perduellion  abgesehen,  jeder  magistratische  Capital- 
prozess,  sofern  er  zur  letzten  Entscheidung  an  die  Comitien  ging 
und  also  nicht  vom  Imperienträger  selbst  entschieden  werden  durfte, 
durch  die  Quästoren  an  die  Bürgerschaft  gebracht  worden  sein  muss. 
Dem  hiedurch  nahe  gelegten  generellen  Begriif  des  Parricidium 
(S.  528)  folgt  unsere  Darstellung  nicht,  sondern  schliesst  sich  an  den 
Delictenkreis  des  gleich  zu  erwähnenden  cornelischen  Gesetzes  an; 
aber  dieses  selbst  in  seiner  befremdlichen  Ausdehnung  steht  wahr- 
scheinlich unter  dem  Einfluss  des  prozessualisch  erstreckten  Begriffes. 

Nachdem  die  Geschwornengerichte  mit  magistratischem  Vorsitz  Qu&stion  ftr 
aufgekommen  waren ,  ist  das  Mordverfahren ,  wahrscheinlich  uüter  ^^"^  ^^^' 
allen  Strafprozessen  der  älteren  Zeit  das  häufigste,  wohl  früh  an 
ein  solches  gewiesen  worden,  vielleicht  bereits  vor  dem  J.  612/142*, 
sicher  wenigstens  in  vorsullanischer  Zeit®.   Der  Nächstenmord  muss 
anfänglich  den  Comitien  verblieben  sein,  da  ein  solcher  Fall  noch 
um  650/104  vor  sie  gebracht  ist  (S.  614  A.  1),  ist  aber  bald  nach- 
her und  schon  vor   Sulla  auch  an  Geschworne  gewiesen  worden. 
Sullas  Gesetz  gegen  die  Banditen  und  die  Giftmischer,  obwohl  in      Das 
gewissem  Sinn  wahrscheinlich  ein  Gelegenheitsgesetz,  ist  dann  für  ^^^^set^ 
die  Folgezeit  massgebend  geblieben*.    Das  den  Nächstenmord  be- 


1  Zwölftafeln  8,  25  Scholl  (=  Dig.  1,  2,  2,  23):  quaestores  constituebantur 
apopulo,  qui  capiialibus  rebus  praeessent ;  hi  appellabantur  quaestores  parricidii, 
qttorum  etiam  meminit  lex  XII  tabülarum. 

«  Vgl.  was  S.  197  A.  2,  S.  203  A.  1  über  den  Prozess  des  Tubulus  be- 
merkt ist. 

'  Das  zeigen  die  weiterhin  angeführten  Belege. 

*  Die  Nennung  des  julischen  Mordgesetzes  bei  Sueton  (Ner.  33)  ist  wohl 
ein  Versehen. 
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Geltung,  nur  wenig  gemildert  dadurch,  dass  der  Vater  dieses 
Recht  als  solches  auszuüben  hatte  und  bereits  in  republikanischer 
Zeit  eine  derartige  durch  heimliche  Nachstellung  bewirkte  Tödtung 
als  Mord  bestraft  worden  ist*.  Das  weiterhin  zu  erwähnende  Ge- 
setz über  den  Nächstenmord  aus  den  letzten  Jahren  der  Republik 
zieht  wohl  die  Mutter  in  seinen  Bereich,  nicht  aber  den  Vater*. 
Noch  weit  in  die  Kaiserzeit  hinein  wird  dies  Gewaltrecht  an- 
erkannt, wenn  auch  die  Sitte  dasselbe  beschränkt  und  weiter 
thataächlich  beseitigt  hat®;  ausdrücklich  hat  erst  Constantin  dem 
Vater  die  Tödtung  des  Haussohns  untersagt*.  —  Nur  eine  An- 
wendung hievon  ist  das  Recht  des  Vaters  —  neben  der  nach  alter 


dem  neuen  Vater  über  das  arrogirte  Kind  vitae  necisque  potestas  siet,  uti  patri 
endo  filio  est  (Gellius  5,  19;  Cicero  de  domo  29,  77). 

^  Die  Tödtung  des  Sohnes  durch  den  Vater  latronis  magis  quam  patris 
iure  (Dig.  48,  9,  5;  Orosius  5,  16)  ist  Mord. 

'  Genaue  Fassung  wird  freilich  auch  in  diesem  Fall  vermisst;  der  nicht 
gewalthabende  Vater  hätte  genannt,  die  Nennung  des  Grossvaters  auf  den 
mütterlichen  beschränkt  werden  müssen.  Gedacht  ist  bei  dieser  stillschweigenden 
Bestätigung  des  väterlichen  Tödtungsrechts  wohl  weniger  an  das  Hausgericht 
als  an  die  ßefugniss  der  Kinderaussetzung. 

•  Die  Hinrichtung  eines  Genossen  des  Catilina  durch  Spruch  des  Vaters 
berichtet  Valerius  Maximus  5,  8,  5.  Das  von  L.  Tarius  Rufus  Consul  738/16 
unter  Augustus  abgehaltene  Hausgericht  (Seneca  de  dem.  1,  15)  zeigt  uns 
dies  väterliche  Recht  in  voller  Uebung.  Noch  Hadrian  bestraft  den  Vater 
wegen  der  Tödtung  seines  ehebrecherischen  Sohnes  nur  darum,  weil  sie 
hinterlistig  vollzogen  ward  (Dig.  48,  9,  5).  Missbrauch  dieses  väterlichen 
Rechts  ist  ohne  Zweifel  ausserordentlicher  Weise  bestraft  worden  wie  über- 
haupt Missbrauch  der  väterlichen  Gewalt  (Dig.  37,  12,  5),  und  schon  Alexander 
fordert  bei  schweren  Vergehen  des  Haussohnes  Zusammenwirken  des  Vaters 
und  der  Behörde  (Cod.  8,  46,  3:  eiim  praesidi  provinciae  ohlaiurus  dicturo 
sententianif  quam  tu  quoque  dici  volueris).  Daraus  wird  wohl  gefolgert  werden 
dürfen,  dass  schon  vor  Constantin  die  aussergerichtliche  Tödtung  auch  des 
verbrecherischen  Sohnes  als  Missbraurh  der  Gewalt  angesehen  ward;  aber 
wenn  das  alte  Hecht  vor  Constantin  ausdrücklich  aufgehoben  worden  wäre» 
so  würde  dies  in  unseren  Quellen  gesagt  sein. 

*  C.  Th.  9,  15,  1  (=  Tust.  9,  17,  1;  Inst.  4,  18,  6)  vom  J.  318.  Wenn  in 
einer  Verordnung  vom  J.  323  (C.  Th.  4,  8,  6  ==  lust.  8,  46,  10)  das  alte  Vater- 
recht noch  historisch  erwähnt  wird,  so  ist  dies  wohl  nur  ein  redactionelles 
in  der  justinianischen  Fassung  beseitigtes  Versehen.  Die  Ulpian  beigelegten 
Worte  Dig.  48,  8,  2:  inauditum  fdium  pater  occidere  non  polest^  sed  accnsare 
eum  apud  xwaeftcium  praesidemve  provinciae  debet  und  ebenso  die  unter 
Paulus  Namen  gehende  Aeusserung  Dig.  28,  2,  11:  (filios  familiati)  et  ocndere 
licebat  können  ihre  Fassung  erst  durch  die  justinianische  Redaction  erhalten 
haben;  Papinian  (Coli.  4,  8)  behandelt  das  Vaterrecht  der  Tödtung  als  be- 
stehend. 
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Sitte  pflichtmässigen  Tödtung  der  Missgeburt*  —  das  ihm  ge- 
borene Kind  nicht  aufzuziehen,  sondern  zu  tödten  oder  dem  Tode 
preiszugeben^.  Wenn  dasselbe  in  den  sogenannten  königlichen 
Gesetzen  auf  die  Töchter  mit  Ausschluss  der  erstgebornen  be- 
schränkt und  bei  Zuwiderhandeln  der  Verlust  des  halben  Ver- 
mögens angedroht  wird*,  so  kann  dies  wohl  nur  Priester- 
vorschrift sein  mit  Ansetzung  einer  pontificalen  Busse ;  in  die 
staatliche  Rechtsordnung  passt  die  Vorschrift  nicht  und  die 
Handhabung  derselben  ist  nicht  bloss  in  keiner  Weise  zu  belegen, 
sondern  die  Aussetzung  des  Kindes  erscheint  durchaus  als  an- 
erkanntes Recht  des  Vaters*.  Das  Verhältniss  des  Aussetzungs- 
rechts zu  dem  allgemeinen  Tödtungsrecht  wird  dahin  zu  bestimmen 
sein,  dass  die  Sitte  dem  Vater  die  Aussetzung  des  Kindes  in 
zartem  Alter  freigab,  die  Tödtung  dagegen  nur  bei  zureichender 
Begründung,  also  nur  in  vorgeschrittenem  Alter  Billigung  fand; 


*  Cicero  de  leg.  3,  8,  19  =  Zwölftafeln  4,  1  Scholl. :  cum  esset  cito  necattis 
fUgatus  die  Hdschr.,  lito  datus  Orelli)  tamquam  ex  XII  tabuUs  insignis  ad  deformi- 
icUem  ptier.  Liv.  27,  37.  In  ähnlicher  Weise  befahl  Augustus  die  Aussetzung 
eines  nach  seiner  Meinung  im  Ehebruch  erzeugten  Enkels  (Sueton  Aug.  65). 

'  Die  Aussetzung  wird  durchaus  und  mit  Recht  als  eventuelle  Tödtung 
betrachtet  und  dieser  gleichgestellt.  Paulus  Dig.  25,  3,  4:  necare  videtur  non 
tantum  ts  qui  partum  praefocat,  sed  et  is  qui  abicit  et  qui  alimonia  denegat  et 
%8  qui  puhlicis  locis  misericordiae  causa  expanit,  quam  ipse  non  habet,  TertulUan 
ad  nat.  1, 15.    Ein  besonderes  Aussetzungsverbrechen  kennen  die  Römer  nicht. 

'  Dionys.  2,  15 :  (Romulus)  ifs  avayxtjv  xariarriai  jovq  ohrJTOQag  .  .  .  unaaav 
uQQSva  yeviav  (xTQitfHV  xai  ^vyar^gtov  tcrg  nomToycvovgj  auoxnvvvvttt  dk  fxriölv 
rdSv  yevviojLiirtov  rfdOTfQov  TQierovg  nX^v  it  r»  (man  erwartet  nkrjv  vtcjz^Qov  tqu^ 
ToOg'tl  Ji  Ti)  y^votjo  nat^tov  avanfiQov  ^  Jigag  ev&vg  ano  yovfjg'Tavra  6*ovx 
IxmXvafv  fxTi9^va&  rovg  yftra^^vovg  tTTi^^i^avTag  TiQOifQOV  nivrs  «rcf^«ff«  joTg 
fyy^ara  otxovatv  fäv  xnxi/voig  avvJox^.  Auf  dies  Königsgesetz  bezieht  sich 
wahrscheinlich  Tertullian  ad  nat.  1,  15 :  infanies  editos  enecantes  legibus  quidem 
prohibemini,  sed  nuUae  magis  leges  tarn  impune,  tarn  secure  sub  omnium  conscientia 
ufiius  aeftatis]  tabeUis  (d.  h.  durch  das  bloss  vom  Alter  bestimmte  Todesurtheil) 
eluduntur  .  .  .  atque  hoc  asperius,  quod  frigore  et  fame  aut  bes[tiis  obicijtis  aut 
longiare  in  aquis  moite  submergitis, 

*  Seneca  de  ira  1,  15:  portentosos  fitiis  extinguimus,  liberos  quoque,  si 
debiles  monstrosique  sunt,  mergimus.  Häufig  (Dio  45,  1 ;  Sueton  Gai.  5  und  sonst) 
ist  von  der  Aussetzung  in  einer  Weise  die  Rede,  als  hänge  sie  lediglich  von 
dem  Willen  des  Vaters  ab.  Tacitus  erwähnt  unter  den  Absonderlichkeiten 
der  Juden  (bist.  5,  5)  und  der  Deutschen  (Germ.  19),  dass  sie  sich  der  Kinder- 
tödtung  enthalten.  Lactantius  inst.  6,  20  tadelt  die  Sitte  nur  vom  moralischen 
Standpunkt  aus.  In  unseren  Rechtsbüchern  sind  cifenbar  die  Stellen  beseitigt, 
in  denen  die  Aussetzung  ausdrücklich  bezeichnet  war  als  dem  fompeischen 
Gesetz  nicht  zuwiderlaufend. 
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vielleicht  ist  auch  das  erstere  Recht  durch  die  eheliche  Geburt, 
das  zweite  durch  die  Gewalt  bedingt  gewesen.  Die  im  späteren 
Recht  entwickelte  Verpflichtung  der  Eltern  die  Kinder  zu  ali- 
mentiren  hat  jenem  Vaterrecht  schwerlich  Abbruch  gethan^  Ob 
die  constantinische  Verordnung  (S.  617  A.  2)  auf  die  Aussetzung 
angewandt  worden  ist,  kann  bezweifelt  werden;  ein  Erlass  Valen- 
tinians  I.  vom  J.  374  *  aber  hat  die  Tödtung  des  unmündigen  Kindes 
schlechthin  unter  den  Mord  gezogen. 
Nothwehr.  3.   Im  Fall  der  Nothwehr  ^  gegen  einen  Angriff  auf  das  Leben  * 

oder  auf  die  Keuschheit^  ist  die  Tödtung  des  Angreifers  straflos. 
Als  Lebensgefährdung  gilt  nach  Zwölftafelrecht  schon  der  Angiiff 
auf  fremdes  Eigenthum,  wenn  er  zur  Nachtzeit  stattfindet  oder 
wenn  der  Angreifer  sich  mit  bewaffneter  Hand  zur  Wehr  setzt  und 
in  beiden  Fällen  der  Angegriffene  um  Hülfe  gerufen  hat*;  das 
neuere  Recht  hat  diese  Rechtsvermuthungen  der  Lebensgefahr 
fallen  lassen  und  giebt  die  Frage,  ob  dieselbe  vorlag  oder  nicht, 
dem  erkennenden  Gericht  anheim''.    Der  blossen  Vergewaltigung 


^  Die  Alimentationspflicht  des  Vaters  gegenüber  dem  ehelichen  Kind 
(Dig.  25,  3,  1,  14)  so  wie  die  der  Mutter  gegenüber  dem  unehelichen  (Dig.  25, 
8,  5,  4)  werden  in  unseren  Quellen  anerkannt  und  es  mag  dabei  wohl  die 
Tendenz  mitgewirkt  haben  sittlich  unentschuldbaren  Fällen  der  Aussetzung 
entgegenzutreten;  aber  ein  civilrechtlicher  Anspruch  der  Art  besteht  nicht 
und  wo  die  Aussetzung  durch  Unvermögen  des  Vaters  hervorgerufen  wird, 
kann  ihr  jene  Pflicht  nicht  entgegenstehen. 

'  0.  Th.  9,  14,  1  =  lust.  9,  16,  7.  Im  Zusammenhang  damit  wird  die 
Veräusserung  neugeborner  Kinder  gestattet  (C.  Th.  5,  8,  1  =  lust.  4,  43,  2). 

'  Dig.  1,  1,  3:  (iu8  gentium  est)  ut  vim  atque  iniuriam  propulaemus.  Die 
Bezeichnung  inculpaiae  tutelae  moderaiio  (Cod.  8,  4,  1)  ist  bei  den  Römern 
nicht  technisch. 

^  Gordian  Cod.  9,  16,  2:  ig  gut  adgressorem  vel  quemcumque  alium  in 
dubio  vitae  discrimine  constitutus  occiderity  nuUam  ob  id  factum  cdlumniam 
mett^ere  debtt.  Ed.  Theoderici  15.  16.  Cicero  pro  Mil.  4,  11:  silent  Uges  inier 
arma.    Quintilian  5,  14,  19  fg.    Paulus  5,  28,  8.    Cod.  9,  16,  3. 

•  Dig.  48,  8,  1,  4:  divus  Hadrianus  rescripsit  eum  qui  stuprum  sibi  vel 
suis  per  vim  inferentem  occidit,  dimittendum,  Paulus  5,  23,  8.  Die  Frei- 
sprechung eines  Soldaten,  der  aus  diesem  Grunde  einen  Offizier  getödtet  hatte, 
durch  C.  Marius  im  Kriegsgericht  wird  häufig  erwähnt  (Plutarch  Mar.  14, 
apophth.  Mar.  3.  Cicero  pro  Mil.  4,  9  mit  den  Scholien  p.  299.  Val.  Max.  6, 
1,  12.    Quintilian  3,  11,  14). 

®  Zwölftafeln  8,  11.  12  Scholl  (wo  die  zahlreichen  Anführungen  zusammen- 
gestellt sind):  si  nox  furtum  faxity  si  im  (=  eum)  occisit,  iure  cwsus  esto; 
lud,  si  se  tele  defendit,  endoque  plorcUo, 

'^  Ulpian  Dig.  48,  8,  9:  furem  noctumum  si  quis  occiderit,  ita  demum 
impune  feret,  si  parcere  ei  sine  periculo  suo  non  potuit;  ferner  in  längerer  Aus- 
führung und  im  Gegensatz  zu  der  abgekommenen  Bestimmung  der  Zwölftafeln 
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oder  der  Injurie  gegenüber  ist  es  wohl  zulässig,  Gewalt  gegen 
Gewalt  zu  setzen ;  aber  bei  einer  in  dieser  Weise  verübten  Tödtung 
wird  für  die  Straflosigkeit  der  Nachweis  gefordert,  dass  das 
Leben  gefährdet  war*. —  Beistandleistung  bei  gerechter  Nothwehr 
oder  wo  die  Nothwehr  berechtigt  sein  würde,  steht  der  eigenen 
Nothwehr  gleich*.  Verpflichtet  zu  derselben  ist  wer  in  einem  be- 
sondern Treuverhältniss  zu  dem  Angegriffenen  steht,  der  Soldat 
dem  Offizier •,  der  Sclave  dem  Herrn*,  auch  namentlich  bei  einem 
Angriff  auf  die  Keuschheit  einer  Frau  die  ihr  Nächststehenden, 
Kinder,  Eltern,  Geschwister,  Vormünder*;  diese  alle  sind  also  im 
Fall  der  Tödtung  gleich  dem  Angegriffenen  straffrei.  Unter  allen 
Umständen  giebt  es  Nothwehr  nur  gegen  ein  drohendes  Uebel ;  der 
vollzogenen  That  gegfenüber  ist  sie  ausgeschlossen  uud  der  Rache- 
act  strafbar".  Indess  hat  der  tiefe  Verfall  der  öffentlichen  Sicherheit 
in  der  Spätzeit  im  J.  391  eine  Verordnung  hervorgerufen,  welche 
einem  jeden  gestattet,  den  auf  Strassenraub  ergriffenen  Soldaten 
oder  Privaten  ohne  gerichtliche  Verurtheilung  niederzumachen'. 

4.  Das  Kriegsrecht  gestattet  dem  Soldaten  die  Tödtung  des  Krifg«recht. 
rechtlosen  Landesfeindes,  auch  des  nicht  wehrhaften,  ausserhalb 

wie  innerhalb  des  römischen  Gebiets,  insoweit,  dass  dieselbe  nicht 
unter  die  Kategorie  des  Mordes  gezogen  werden  kann;  die  Frage, 
in  wiefern  darin  ein  Verstoss  gegen  die  allgemeine  Lagerzucht 
oder  das  besondere  Commando  gefunden  werden  kann,  gehört  nicht 
in  das  Strafrecht. 

5.  Die  Tödtung  ausserhalb  der  Grenzen  des  römischen  Staats  AntiindiMb« 
und  der   mit  ihm  verbündeten  Gemeinden,   falls  sie  nicht  einen  ^'o'^**»»*- 


CoU.  7,  8  =  Dig.  9,  2,  5,  wonach  wegen  Tödtung  eines  Sclaven  in  solchem 
Fall  sowohl  die  Civil-  wie  die  Criminalklage  statthaft  ist.  Paulus  Coli.  7,  2. 
Inst.  4,  8,  2 :  gut  latronem  occidit,  non  teneiur,  utique  si  äliter  periculum  eflugere 
non  potest 

^  Seihst  die  ahsichtliche  Körperverletzung  ist  in  diesem  Fall  ein  Delict 
(Dig.  9,  2,  52,  1).  Uehrigens  ist  zu  vergleichen,  was  hei  der  Gewalt  und  der 
Injurie  über  die  Nothwehr  hemerkt  ist. 

'  Dig.  1,  1,  8.  Es  wird  dies  auch  auf  den  Fall  erstreckt  werden  müssen, 
wo  der  Angegriffene  sich  selber  nicht  vertheidigen  kann,  zum  Beispiel  auf  die 
Verhinderung  der  Tödtung  eines  Kindes. 

»  Dig.  49,  16,  6,  8.   9. 

^  Dig.  29,  5,  1,  18 :  totiens  puniendi  sunt  servi^  quia  auxilium  äomino  non 
iuleruntf  quotiens  potuerunt  ei  adverstM  vim  opem  ferre  et  non  tulerunt 

»  Dig.  48,  8,  1,  4  (S.  620  A.  5).    Cod.  9,  18,  1,  1. 

•  Dig.  9,  2,  45,  4.   48,  16,  8,  9. 

'  C.  Th.  9,  14,  2  =  lust  8,  27,  1.    Cod.  8,  27,  2. 
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römischen  Bürger  oder  Schutzbefohlenen  triflFt,  gehört  auch  dann, 
wenn  sie  nicht  durch  die  Soldatenstellung  des  Thäters  gedeckt  ist, 
nicht  vor  das  römische  Gericht  (S.  104  fg.).  In  ältester  Zeit  sind, 
da  Rom  Grenzstadt  des  durch  ewigen  Nationalbund  geeinigten  lati- 
nischen Stammes  gegen  die  stammfremden  Etrusker  war,  private 
Einfälle  über  den  Tiberfluss  hinüber  gewiss  oft  vorgekommen  und 
erlaubt  gewesen,  wenn  dabei  nicht  gegen  die  militärische  Sub- 
ordination gefehlt  war. 
Bechtiong.  6.   Innerhalb  der  römischen  Grenzen  wird,  auch  abgesehen  von 

keit  nach  j^j.  ^^^  ^^f  ^^^  Krois  des  Geschlechterstaats  anwendbaren  Blut- 

ftltestem 

Recht,  räche,  anfänglich  die  staatliche  Bestrafung  der  Mordthat  vermuth- 
lich  nur  eingetreten  sein,  wenn  der  Ermordete  durch  Personal- 
recht geschützt  war,  sei  dies  nun  durch  das -römische  Bürgerrecht 
oder  durch  den  Staatsvertrag  seiner  Heimathgemeinde  mit  der 
römischen,  wie  denn  vor  allem  der  ewige  Bund  mit  den  Latinern 
den  Rechtsschutz  der  eigenen  Gemeinde-Angehörigen  auf  diejenigen 
der  sämmtlichen  Bundesstädte  erstreckt  haben  muss.  Die  Unver- 
letzlichkeit der  fremden  Gesandten  ist  in  ihren  Anfängen  ohne 
Zweifel  Ausnahme  gewesen  von  der  allgemeinen  Rechtlosigkeit  der 
nicht  durch  römisches  oder  von  Rom  anerkanntes  Personalrecht  ge- 
schützten Individuen.  Indess  bereits  in  für  uns  vorgeschichtlicher 
Zeit  ist  diese  Rechtlosigkeit  und  die  dadurch  bedingte  Berück- 
sichtigung des  personalen  Sonderrechts  beseitigt  worden  durch  den 
jedem  auf  römischem  Gebiet  verweilenden  Ausländer  ohne  Rücksicht 
auf  sein  Personalrecht  von  der  römischen  Gemeinde  gewährten 
Rechtsschutz  oder,  wie  die  Römer  es  ausgedrückt  haben  werden, 
das  einem  jeden  Fremden  gewährleistete  Dach  nebst  Wasser  und 
Feuer  ^,  wofür  die  keinen  Ankläger  fordernde  Gestaltung  des  öflFent- 
lichen  Strafrechts,  die  magistratische  Inquisition  das  erforderliche 
Rechtsfundament  bietet*.  Seitdem  ist  die  auf  römischem  Gebiet 
vollzogene  Tödtung  nach  älterem  Recht  eines  jeden  Freien,  nach  dem 


*  Die  personale  Interdiction  von  Dach,  Wasser  und  Feuer  (S.  72 fg.)  in 
ihrer  ursprünglichen  Anwendung  gegen  missliebige  Nichtbürger  fordert  als 
Gegensatz  die  allgemeine  Zulassung  eines  jeden  P'rcmden,  der  diesen  Rechts- 
schutz nicht  verwirkt  hat. 

'  Auch  praktisch  konnte  die  Feststellung  des  Personalstandes  und  des 
daran  geknüpften  oder  nicht  geknüpften  Rechtsschutzes  unmöglich  von  dem 
Belieben  des  Einzelnen  abhängen.  Wie  die  privatrechtliche  Diebstahlsklage 
jedem  Nichtbürger  unter  Fiction  des  römischen  Bürgerrechts  gegeben  wird 
(St.  R.  3,  606  A.  1),  so  wird  allgemein  dem  Nichtbürger  der  Rechtsschutz  ein- 
geräumt worden  sein. 


Dritter  Abschnitt.    Der  Mord  und  die  gleichgestellten  Verbrechen.       623 

späteren  eines  jeden  Menschen  ein  Verstoss  gegen  den  gemeinen 
Friedön  und  die  in  der  öffentlichen  Rechtsordnung  enthaltene  Un- 
verletzlichkeit der  fremden  Gesandten  nur  der  Ausdruck  dafür,  dass 
der  Staat  sich  in  eminentem  Sinn  verpflichtet  hielt  einen  solchen  Ver- 
stoss zu  ahnden.  —  Ausgeschlossen  sind  indess  von  dem  dem  Nicht-     nach 
römer  auf  römischem  Gebiet  zustehenden  Rechtsschutz  principiell   "^^ 
einerseits  die  Angehörigen  eines  mit  Rom  kriegführenden  Staates,  des  Landes- 
andrerseits  die  durch  den  Spruch  eines  römischen  Gerichts  von  der    ^**"*®'- 
Gemeinschaft  des  Wassers  und  Feuers  ausgeschlossenen  Nichtbürger. 
Danach  ist  die  Tödtung  des  als  solchen  erkannten  Landesfeindes, 
namentlich   die  des  feindlichen  Spions   ohne   Zweifel   nicht   bloss 
dem   dienstthuenden    Soldaten,   sondern  jedem   Bürger   gestattet. 
Aber   es    ist   schwer   zu   glauben,    dass   mit   dem    Ausbruch  des 
Krieges  für  alle  Angehörigen  des  feindlichen  Staats  jeder  Rechts- 
schutz aufgehört  hat ;  vermuthlich  konnten  sie  alle,  auch  die  wehr- 
losen, als  Kriegsgefangene  behandelt,  aber  nicht  ohne  magistra-  derbann- 
tisches  Geheiss  getödtet  werden.     Die  Rechtlosigkeit    des  inter-  ,^2^^, 
dicirten  Nichtbtirgers ^   für   den   Fall,   dass   er   römisches   Gebiet 
betritt,   also   den  gegen  ihn  ausgesprochenen  Bann  bricht,    fällt 
zusammen  mit  dem  öffentlichen  Aufruf  zur  populären  Vollstreckung 
des  Todesurtheils  und  wird  ihren  Platz  im  folgenden  Buch  bei,  der 
Todesstrafe  finden. 

7.  Dem  Kriegsgegner  gleich  steht  der  Ueberläufer.  Nicht  bloss  ueberiftufw. 
hat  er  durch  diesen  Act  das  Bürgerrecht  verwirkt  und  hat  weniger 
auf  Begnadigung  Aussicht  als  der  Kriegsgegner  selbst  (S.  546), 
sondern  es  bedarf  auch  wenigstens  in  dem  gewöhnlichen  Fall,  dass 
er  mit  den  Waffen  in  der  Hand  betroffen  und  gefangen  wird,  weniger 
als  bei  jedem  andern  Perduellis  einer  besondern  Constatirung  und 
ohne  Rechtsverletzung  kann  er,  gleich  dem  feindlichen  Spion,  wo 
und  wie  er  betroffen  wird,  von  jedem  getödtet  werden*.  Wenn 
dagegen  die  Thatsache  des  Ueberlaufs  nicht  notorisch  war  und  be- 
stritten ward,  so  wird  auch  hier  die  Tödtung  ohne  vorhergehenden 
Prozess  und  Urtheilspruch  nicht  zulässig  gewesen  sein. 


^  Meistens  richtet  sich  die  Interdiction  gegen  frühere  römische  Bürger; 
zum  Begriff  aber  gehört  dies  nicht.  Der  Personalstand  des  Interdicirten  ist, 
sofern  er  nur  nicht  dem  römischen  Bürgerverband  angehört,  gleichgültig;  dem 
einzelnen  Angehörigen  einer  mit  Rom  in  Vertrag  stehenden  Gemeinde  das  Be- 
treten des  römischen  Gebiets  bei  Strafe  zu  verbieten  ist  die  römische  immer 
befugt. 

*  Dig.  48,  8,  8,  6 :  transfugas  licet,  ubicumgue  invenÜ  fuerint,  quasi  hostes 
interficere. 
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Hinrichtung.  8.  Die  FälluDg  des  Todesurthells  im  magistratischen  Gerichts- 
verfahren ist  durch  das  Gesetz  geboten  und  also  straflos.  Als 
magistratisches  Gericht  hat  jede  verfassungsmässig  geordnete 
Capitaljustiz  zu  gelten,  auch  die  tribunicische  *  und  die  der  Dele- 
gatare der  kaiserlichen  Gewalt,  obwohl  weder  die  Volkstribune 
noch  die  Kaiserbeamten  zu  den  Magistraten  gehören.  —  Wie  die 
Fällung  des  Todesurthells  ist  auch  dessen  Vollziehung,  sei  es  durch 
den  Richter  selbst,  sei  es  durch  seine  Officialen  oder  sonst  Beauf- 
tragte gesetzlich  gestattet  und  geboten.  Die  letzteren  deckt  der 
Befehl  auch  dann,  wenn  er  ungesetzlich  ergangen  ist,  wobei  frei- 
lich die  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Erstreckung  dieser 
Regel  auf  den  Volkstribun  zu  den  Controversen  der  beiden  grossen 
politischen  Parteien  gehörte  ^.  —  In  wie  weit  ein  Todesurtheil  von 
Rechtswegen  in  der  Form  vollstreckt  werden  kann,  dass  jedermann 
aufgerufen  wird  dasselbe  in  der  eben  möglichen  Weise  an  dem  Ver- 
urtheilten  zu  vollziehen,  das  heisst  ob  die  römischen  Ordnungen 
die  populäre  Execution  als  Rechtsform  zulassen,  wird  im  nächsten 
Buch  bei  den  Formen  der  Todesstrafe  erörtert  werden. 

Tödtungder         9.   Das  Rocht  des  Vaters  die  im  Ehebruch  auf  frischer  That 
^  ^J®".    in  seinem  oder  seines   Schwiegersohnes  Hause  betroffene  Tochter 

brechenn  *-' 

and  des  ZU  tödton  ist,  venuuthlich  nach  altem  Herkommen,  im  augustischen 
Ehebrechew.  jjjjggggg|.2  ausgesprochon  ^.  Vielleicht  aber  gehört  es  zu  den  in 
diesem  Gesetz  hinzutretenden  Strafschärfungen,  dass  es  die  Er- 
streckung dieser  Tödtung  auf  den  Ehebrecher  dann  für  straflos 
erklärt,  wenn  der  Vater  sie  an  beiden  Buhlen  gleichzeitig  voll- 
zieht*; wenigstens  widerstreitet  diese  Bestimmung  dem  Wesen  des 


'  Vgl.  das  folgende  Buch.  Die  tribunicische  Hinrichtung  ist  nicht  Opfer- 
handlung, aber  auch  nicht  Mord  (Festus  p.  318:  neque  fas  est  eum  immolan\ 
sed  qui  occidit  parricidi  non  damnatur). 

'  Als  Rechtscontroverse  führt  die  Schrift  ad  Her.  1,  15,  25  diese  Frage 
an  in  Beziehung  auf  den  im  J.  666/88  auf  Befehl  der  Consuln  getödteten  Yolks- 
tribun  P.  Sulpicius.    Sie  wiederholt  sich  dann  in  dem  Prozess  gegen  Rabirias. 

»  Paulus  Coli.  4,  2.  Papinian  Coli.  4,  7,  1.  Dig.  48,  5,  21—25.  Dass  das 
Hausgericht  bei  notorischem  Delict  nicht  functionirt,  ist  in  der  Ordnung.  Das 
Gesetz  sprach  nur  von  der  in  der  Gewalt  des  Vaters  oder  des  Mannes  stehenden 
Frau ;  die  Erstreekung  auf  die  emancipirte  (Coli.  4,  2,  4)  beruht  auf  Emendation 
und  ihr  widerspricht  Coli.  4,  7,  1,  aber  sie  ist  nicht  wohl  abzuweisen,  da 
die  Frau  unter  der  Gewalt  des  Mannes  und  die  emancipirte  dem  Vater  gegen- 
über gleichstehen. 

*  Papinian  Coli.  4,  9,  1.  Paulus  CoU.  4,  2,  5.  6.  c.  12.  Dig.  48,  5,  24,  4. 
1.  88  pr.  Es  ist  dies  ein  beliebtes  Rhetorenthema :  Quintilian  3,  11,  7.  c.  5,  17. 
tit.  10,  89.   52.   88.    104.    1.  7,  1,  7. 
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Hausrechts.  —  Dem  Ehemann  hat  in  älterer  Zeit  wahrscheinlich 
auch  das  Recht  der  Tödtung  der  ehebrecherischen  Gattin  zuge- 
standen*; die  augustische  Gesetzgebung  aber  versagt  es  ihm*  und 
erst  Justinian  hat  es  ihm  unter  gewissen  Einschränkungen  ein- 
geräumt^. Die  Tödtung  des  Ehebrechers  ohne  Erstreckung  auf 
die  mitschuldige  Frau  gestattet  das  augustische  Gesetz  dem  Ehe- 
mann dann,  wenn  der  Ehebrecher  Sclave  oder  sein  oder  seines 
Vaters  oder  Sohnes  Freigelassener  oder  wenn  er  infamirt  ist*. 

Personale  Rechtlosigkeit  ist  also  ftlr  das  entwickelte  römische  Ausschluss 
Recht  ausgeschlossen.  Der  Mordbegriff  ist  auf  den  herrenlosen  io»igkeit. 
Sclaven  erstreckt  und  wahrscheinlich  auch  auf  den  nicht  landes- 
feindlich  thätigen  Angehörigen  eines  mit  Rom  im  Kriege  begriffenen 
Staats.  Das  Verfahren  gegen  den  Interdicirten  ist  einerseits  im 
Rechtssinn  populäre  Execution  des  Judicats,  andrerseits  allem  An- 
schein nach  mehr  eine  nothwendige  Rechtsconsequenz  als  eine 
praktische  Institution.  Wenn  bei  der  Perduellion,  wo  die  Rechts- 
folge an  die  That  statt  an  das  Urtheil  geknüpft  ist,  für  die  Con- 
statirung  der  That  dem  Urtheil  das  individuelle  Belieben  substituirt 
wird,  wie  dies  die  Mörder  Caesars  gethan  haben  (S.  552),  so  ist 
eine  derartige  sogenannte  Rechtsthat  nichts  als  ein  euphemistischer 
Ausdruck  für  die  Unthat. 

Mit  Ausnahme  der  vorher  aufgeführten  Fälle  ist  die  absicht- 
liche Tödtung  eines  Menschen  als  Mordthat  criminell  strafbar.  — 
Die  Personalstellung  des  Thäters  ist  für  den  Rechtsbegriff  irrele- 
vant; er  wird  wie  auf  den  Freien  so  auch  auf  den  Unfreien  an- 
gewandt*^. Dass  dieser  auch  von  seinem  Herrn  wegen  einer  solchen 
That  zur  Verantwortung  gezogen  werden  konnte,  versteht  sich  von 
selbst ;  noxal  aber  kann  wegen  Ermordung  eines  Freien  durch  einen 
Sclaven  gegen  den  Herrn  desselben  nicht  vorgegangen  werden,  da 
das  Recht  eine  Civilklage  für  diesen  Fall  nicht  kennt®. 


*  Cato  bei  Gellius  10,  28:  in  adulterio  uxarem  tuam  si  prehendissea ,  sine 
tudicio  impvme  necares.  Schwerlich  darf  dies  auf  die  Frau  in  der  Ehegewalt 
beschränkt  werden,  zumal  da  das  Hausgericht  dem  Mann  die  Tödtung  der 
Frau  nicht  gestattet. 

«  Paulus  Coli.  4,  3,  1.    c.  10,  1.     Dig.  48,  5,  23,  4. 
«  Nov.  117,  15. 

*  Paulus  Coli.  4,  3,  1.  c.  12,  3.  Dig.  48,  5,  25.   1.  39,  9.  1.  43.   Cod.  9,  9,  4. 

*  Cicero  pro  Cluentio  54,  148:  omnes  viri  mulieres  Uberi  servi  in  iiK^idum 
vocantur, 

*  Die  Stelle  Dig.  9,  4,  2  pr.  muss  auf  die  Tödtung  eines  Unfreien  bezogen 
werden. 

Bin  ding,  Handbuch.   I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  40 
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Doiui.  Nur  die  absichtliche  That  fällt  unter  das  cornelische  Gesetz* 

und  nur  von  ihr  wird  in  diesem  Abschnitt  gehandelt.  Die  nicht 
beabsichtigte  culpose  Tödtung  und  die  culpose  Brandstiftung  wer- 
den im  Abschnitt  von  der  Sachbeschädigung  behandelt  werden,  ob- 
wohl die  römische  Jurisprudenz  dieselben,  wenn  nicht  unter  das 
cornelische  Gesetz  gezogen,  so-  doch  bei  diesem  mit  berücksichtigt 
hat.  Das  Motiv  macht  für  den  DelictbegriflF  weiter  keinen  Unter- 
schied ;  auch  die  Tödtung  aus  Mitleid,  zum  Beispiel  wenn  der  Arzt 
dem  Leiden  des  Kranken  damit  ein  Ende  macht,  fällt  unter  den 
Thatbestand.  Die  sittliche  Diiferenzirung  der  That  je  nach  ihrem 
Beweggrund  wird  natürlich  sowohl  die  richtenden  Magistrate  wie 
die  Volks-  und  die  Geschwomengerichte  vielfach  bestimmt  haben, 
sowohl  in  der  Schuldlgfindung  selbst,  so  wie,  so  weit  die  Rechts- 
ordnung eine  solche  zulässt,  in  der  Straf bemessung ;  aber  die  uns 
vorliegenden  Rechtsquellen  gehen  darauf  so  gut  wie  gar  nicht 
ein^.  Anerkannt  wird  indess,  dass  der  Ausschluss  der  Prä- 
meditation strafmildernd  wirkt®,  namentlich  der  berechtigte  Aflfect 
des  Ehemanns  gegen  die  Ehebrecherin*  und  den  Ehebrecher*. 
Die  Einwilligung  des  Verletzten  hebt  das  Delict  nicht  auf,  da 
dies  gegen  die  staatliche  Ordnung  sich  richtet  •,  wird  aber  in 
gleicher  Weise  die  Strafe  gemindert  haben. 


^  Numas  Gesetz  (S.  612  A.  4):  dolo  sciens,  Dig.  48,  8,  7:  neque  in  hoc 
lege  culpa  lata  pro  dolo  accipüur,  Principiell  ist  dies  ausgeführt  in  der  Schrift 
ad  Her.  2,  16;  der  Vertheidiger  macht  gegen  die  Anklage  geltend  voluntatem 
in  Omnibus  rebus  spectari  oportere,  quae  consuUo  facta  non  sint,  ea  fraudi  nan 
esse  oportere. 

'  Charakteristisch  für  die  schablonenhafte  Behandlung  des  römischen 
Strafrechts  ist  es,  dass  die  Tödtung  des  Kindes  durch  die  Mutter  in  der 
einzigen  Stelle,  wo  sie  vorkommt  (Dig.  48,  9,  1 ;  vgL  C.  Th.  9,  14,  1 » lust  9, 
16,  7),  einfach  zum  Nächstenmord  gestellt  wird. 

'  Marcianus  Dig.  49,  19,  11,  2:  deUnquitur  aut  proposito  aut  impetu  aut 
casu:  proposito  ddinguunt  Uxtrones,  qui  factianem  habent;  impetu  autem^  cum 
per  ebrietatem  ad  manus  aut  ad  ferrum  venituf;  casu  vero,  cum  in  venando  tdum 
in  feram  missvm  hominem  interfecit.  Daher  Strafminderung  fUr  Tödtung  bei 
einer  Schlagerei  (rixa):  Coli.  1,  7,  2  ==  Dig.  48,  8,  17. 

*  Coli.  4,  12,  4  =  Paul.  3,  26,  5.  Coli.  4,  10.  Dig.  48,  5,  39,  8.  tit  8, 
1,  5.  Als  Strafe  wird  angegeben  bei  Personen  besseren  Standes  Relegation  auf 
Zeit,  bei  geringeren  Zwangsarbeit. 

»  Cod.  9,  9,  4. 

^  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  der  Behandlung  der  Sclaven  bei  dem 
Selbstmord  des  Herrn  (S.  630  A.  6).  Auch  bei  der  Kindesabtreibung  und  in 
anderen  Fällen  begegnet  die  gleiche  Auffassung. 
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Die  Bethätigung  der  Absicht  zu  tödten  —  die  Absicht  zu  venuch. 
verwunden  kann  nicht  als  Mordthat  angesehen  werden  —  genügt 
für  den  Straf  begriff,  auch  wenn  der  Zweck  nicht  erreicht*  ist,  ja 
selbst  wenn  das  angewandte  Mittel  für  den  Zweck  untauglich 
war^.  Strafmildernd  fällt  allerdings  späterhin  das  Misslingen  ins 
Gewicht®.  Bei  den  Banditen  verbrechen  und  der  Giftmischerei 
werden,  wie  weiter  gezeigt  werden  wird,  einleitende  Handlungen 
in  weitem  Umfang  unter  das  Gesetz  gezogen. 

Der  Mitthäterkreis  wird  mit  Strenge  behandelt;  dem  Thäter  Mitthäter- 
wird  nicht  bloss  der  Anstifter  gleichgestellt*,  sondern  jeder  Gehülfe    "***"' 
bei  und  sogar  nach  der  That*. 


*  Das  Gesetz  Numas  (S.  612  A.  4)  spricht  zwar  von  der  vollendeten  That 
und  wenn  es  auf  die  Blutrache  geht,  mag  es  auf  die  That  zu  beschränken  sein; 
aber  dass  die  Gemeinde,  welche  den  Mord  bestraft,  den  Mordversuch  straflos 
lässt,  ist  widersinnig.  Marcianus  Dig.  48,  9,  1 :  eius  legis  {Pompeiae  de  parriddiis) 
poena  adficitur  .  .  .  qui  emit  venenunit  ut  patri  daret,  quamvis  non  potuerit 
dare.  Dig.  48,  8,  7  pr.:  in  lege  Cornelia  dolus  pro  facto  accipitur.  Hadrian 
Coli.  1,  6,  1  (==  Dig.  48,  8,  1,  8):  qui  non  ocdddt,  sed  voluit  occidere^  pro  homi' 
cida  damnatur.  Dig.  47,  10,  7,  1.  Erlass  vom  J.  385  (Cod.  9,  16,  8):  si  forte 
mulier^  marito  mortis  parasse  insidias  vel  quolibet  aiio  genere  voluntatem  oceidendi 
Juüfuisse  inveniatur.  Paulus  5,  23,  3:  consüium  unius  cuiusque,  non  factum  pu- 
niendum  est,  ideoque  qui  cum  veUet  occidere,  id  casu  äliqtw  perpetrare  non  potuit, 
iä  homicida  pimitur.  Üadrian  Dig.  48,  8,  14:  in  makftciis  vohmtas  spectaturj  non 
exitus.  Seneca  de  benef.  5,  14:  latro  est  etiam  antequam  manus  inquinet,  quia 
od  occidendum  iam  animcstus  est  et  habet  spoliandi  atque  interficiendi  voluntatem. 
Darum  werden  die  im  Civilrecht  sorgfältig  erörterten  Grenzen  zwischen  Ver- 
wundung und  Tödtung  (Dig.  9,  2,  11,  3.  1. 15,  1.  1.  30,  4.  1.  51  pr.)  im  Strafrecht 
nicht  berücksichtigt. 

*  Seneca  dial.  2  nee  iniur.  c.  7 :  aliquis  mihi  venenum  dedit,  sed  vim  suam 
remixtum  cibo  perdidit,  venenum  illtid  dando  sceleri  se  obligamt,  etiamsi  non 
nocuit,  non  minus  latro  est,  cuius  telum  oppodta  veste  elusum  est.  Ders.  de 
benef.  5,  13 :  veneficus  qui  soporem,  cum  venenum  crederet,  miscuit.  Bei  Appuleius 
met.  10,  11.  12  wird  die  durch  einen  für  das  Gift  untergeschobenen  Schlaftrunk 
getäuschte  Giftmischerin  als  solche  bestraft. 

'  Dig.  48,  19,  16,  8:  eventus  ut  spectetur,  a  clementissimo  quoque  factum, 

*  Ulpian  Dig.  48,  8,  15:  nihil  interest  occidat  aliquis  an  causam  mortis 
prad)eat.  Coli.  1,  3,  1.  Dig.  9,  4,  2  pr.  Anwendung  auf  den  mandalor  caedis 
Paulus  3,  5,  12.  Dig.  29,  5,  6  pr.  1.  17.  Cod.  6,  85,  6;  ebenso  bei  dem  parri- 
cidium  Dig.  48,  9,  7.  Der  formale  Unterschied,  den  das  Civilrecht  zwischen 
der  directen  und  der  indirecten  Tödtung  macht  (Dig.  9,  2,  7,  6.  1.  51  pr.),  be- 
steht für  das  Strafrecht  nicht.  Selbstverständlich  ist  nur  wer  die  Tödtung 
beabsichtigt  als  Anstifter  zu  strafen,  nicht  wer  sie  unabsichtlich  herbeiführt 
(Cicero  Phil.  9,  3,  7 ;  Quintilian  7,  3,  31  fg.   c.  4,  42  fg.). 

^  Beispielsweise  Dig.  29,  5,  3,  12:  si  quis  quem  .  .servum  ,  ,  qui  eius 
facinoris  noxius  erity  receperit  vel  celaverit  seiens  dolo  malo,  in  ea  causa  est  ac 

40* 
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Deiict-  Der  Mordgerichtshof  umfasst  einen  weiteren  Kreis  von  Delicten, 

dL*Trd^  ^^^  ^^^^  ^^^  *^^  übrigen  Quästionen  der  Fall  ist.    Für  die  Ent- 
gesetzes.    wickelung  des  Thatbestandes  lassen  sich  die  folgenden  sechs  Kate- 
gorien unterscheiden: 

1.  Gewaltsamer  Mord  und  Strassenraub; 

2.  Missbrauch  des  Capitalprozesses ; 

8.  Giftmischerei  und  verwandte  Delicte; 

4.  Zaubermord  und  Magie ; 

5.  Nächstenmord; 

6.  Böswillige  Brandstiftung  und  Schiifbruchsverbrechen. 

Obwohl  diese  Verbrechen  alle  einigermassen  hinauslaufen  auf  bös- 
willige Vernichtung  oder  Gefährdung  eines  Menschenlebens  und 
ihre  Vereinigung  nicht  lediglich  auf  der  Gleichheit  des  Gerichts- 
hofs beruht,  giebt  es  doch  für  dieselben  weder  einen  Gesammt- 
begriff  noch  eine  Gesammtbenennung.  Es  wird  auf  diese  Zusammen- 
fassung eigentlich  ungleicher  Strafthaten  einerseits,  wie  schon  be- 
merkt ward  (S.  615),  die  alte  Gewohnheit  den  Quästoren  für  Mord 
alle  nicht  zur  Perduellion  gezählten  Capitalprozeöse  zuzuweisen  ein- 
gewirkt haben,  andrerseits  die  bei  den  prozessualischen  Bestim- 
mungen zu  erörternden,  diesem  Gerichtshof  eigenthümlichen  Ab- 
theilungen. Es  fehlt  hier  auch  die  sonst  bei  den  magistratischen 
Geschwornengerichten  überall  durchgeführte  Einheitlichkeit  des 
constituirenden  Gesetzes,  da  wie  für  die  übrigen  das  comelische, 
so  für  die  fünfte  das  spätere  pompeische  Gesetz  massgebend  ist. 
Das  comelische  Gesetz  selbst  ist  in  seiner  technischen  Benennung 
zwiespältig  und  die  beiden  in  dieser  auftretenden  Delicte  des 
Banditenmordes  und  der  Giftmischerei  werden  in  der  späteren  Be- 
handlung immer  als  zwei  gefasst  und  gezählte 


si  lege  quae  de  sicariis  lata  est  facinoris  noxiua  fuerit,  Mitwissenschaft  wird 
wenigstens  bei  dem  Parricidium  als  Mitschuld  behandelt  (Dig.  4S,  9,  6;  etwas 
anders  48,  9,  2). 

^  Die  Amnestieerlasse  des  vierten  Jahrhunderts  (C.  Th.  9,  38  und  const. 
Sirm.  7.  8)  trennen  ohne  Ausnahme  homicidium  und  veneßcium  (ebenso  Con- 
stantinus  C.  Th.  3,  16,  1)  und  rechnen  bei  den  gewöhnlich  gezählten  fünf 
schwersten  Verbrechen  (C.  Th.  9,  38,  2.  Sirm,  7.  8)  diese  als  zwei.  Ulpian 
.Dig.  48,  20,  3  zählt  die  Gesetze  über  Mord,  Giftmischerei  und  Parricidium  als 
drei  verschiedene  und  ebenso  spricht  ein  Gesetz  des  Valens  (C.  Th.  9,  19,  4)  von 
der  lex  Cormlia  de  veneficis  sicariis  parricidis.  Auch  einer  jener  Amnestieerlasse 
(C.  Th.  9,  38,  6)  nennt  neben  Mord  und  Giftmischerei  das  Parricidium. 
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I.  Gewaltsamer  Mord  und  Strassenranb  (crimen  inier  sicarioa). 

Das  Sullanische  Gesetz  richtet  sich,  abweichend  von  den  älteren  oewaitmord. 
Ordnungen,  in  erster  Reihe  gegen  den,  welcher  ausserhalb  seines 
Hauses  Waffen  führt  oder  Bewaffnete  aufstellt  in  der  Absicht 
sich  an  einer  Person  oder  an  fremdem  Eigen thum  zu  vergreifend 
Während  also  jede  mit  bewaffneter  Hand  ausgeführte  Gewaltthat 
unter  das  Gesetz  fällt,  auch  wenn  die  Absicht  von  der  Waffe 
Gebrauch  zu  machen  nicht  anders  als  aus  der  Waffenführung  selbst 
hervorgeht*,  betrifft  dasselbe  nicht  den  Mörder  schlechthin,  wie  dies 
wahrscheinlich  die*  älteren  Mordgesetze  thaten,  sondern  den  Meuchel- 
mörder {sicarius)^  und  den  Banditen  (latro)*.   Demnach  fiel  nament- 


*  Ulpian  Coli.  1,  3,  1:  capite  primo  legis  Comehae  de  sicariis  cavetur,  ut . , . 
praetoi'  .  .  .  quaerat .  .  ,  de  capite  eiuSy  qui  cum  telo  ambulaveiit  hofninis  necandi 
furtive  facundi  causa.  Paulus  5,  23,  1:  lex  Cornelia  poenam  .  .  .  infligit  ei  qui 
homivem  occiderit  eiusve  rei  causa  furtive  faciendi  cum  tdo  fuerii.  Cum  telo 
esse  (Cicero  pro  Mil.  4,  11:  lex  . , .  fion  hominem  occidi,  sed  esse  cum  telo  hominis 
occidendi  causa  vctat;  ad  Att.  2,  24,  3;  Satuminus  Dig.  48,  19,  16,  8);  Paulus  5, 
28,  1  =  Coli.  1,  2,  1  -=  8,  4,  1)  oder  cum  telo  ambulare  (Ulpian  Coli.  1,  3,  1; 
Marcianus  Dig.  48,  S,  1  pr.;  Cod.  9,  16,  6;  Inst.  4\  18,  5)  ist  das  Schlagwort 
Cicero  pro  Kah.  ad  pop.  6,  19  bezeichnet  als  gleich  strafbar  die  Tödtung  und 
das  Ergreifen  der  Waffe  in  Absicht  der  Tödtung:  cum  telo  (esse)  occidendi 
hominis  causa.  Auch  Sallustius  Cat.  27,  4  hat  das  cornelische  Mordgesetz 
im  Sinne. 

'  Marcianus  Dig.  48,  8,  3,  4:  i8  cuius  famiha  sciente  eo  apiscendae  red- 
perandae  possessionis  causa  anna  sumpseritj  item  qui  aucior  seditionis  fuerit. 
Das  letztere  Delict  fällt  auch  unter  das  Majestätsverbrechen  (S.  562  fg.)* 

'  Sicarius^  von  sica  =  Stilett  bezeichnet  dem  Wortsinn  nach  den  Meuchel- 
mörder, aber  im  Gebrauch  den  gewaltsamen  Mörder  überhaupt:  per  abusionem, 
sagt  Quintilian  10,  1,  12,  sicarios  etiam  omnes  vocamus,  gui  caedem  telo  quocum- 
que  (vgl.  Dig.  48,  6,  11,  2)  oommiserunt  ,  Eigentlich  ist  auch  dies  noch  zu  eng, 
da  der  Gewaltmord  durch  Abstürzen,  Erdrosseln,  Ertränken  ebenfalls  unter 
den  Begriff  fällt;  den  Gegensatz  bildet  der  Giftmord.  Uebrigens  kommt  es 
juristisch  auf  diesen  Sprachgebrauch  nicht  an,  da  wenigstens  in  der  Hand- 
habung des  Gesetzes  sich  an  diese  Besonderheit  keine  Rechtsfolgen  knüpfen. 

*  Latrones  (auch  IcUruuculi,  praedonea),  dem  griechischen  XuTQts  =  Söldner 
entlehnt  (Varro  7,  52),  sind  die  waffenführenden  in  Truppen  vereinigten  Banditen, 
von  den  hostes  nur  politisch  verschieden  (Dig.  50,  16,  118).  Grassator  ist  der 
Strassenräuber,  wenn  er  Waffen  führt,  dem  latro  strafrechtlich  gleichgeachtet 
(Dig.  48,  19,  28,  15).  Das  ältere  Recht  behandelt  diese  Delicte  nur  als  furtum, 
wesshalb  Cicero  pro  Tüll.  21,  50  den  für  der  Zwölftafeln  erklärt  durch  praedo 
et  latro.  Für  das  Strafrecht  hat  die  genaue  Bestimmung  dieser  Bezeichnungen 
keine  Bedeutung;  das  Moment  des  Bandenverbrechens  ist  wohl  in  dem  Delict 
der  Gewalt  enthalten,  nicht  aber  in  dem  Mordgesetz  und  jede  mit  gewaffneter 
Hand  ausgeführte  Eigenthumsverletzung  fällt  unter  dieses. 
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lieh  die  im  Hause  des  Mörders  begangene  Mordthat  nur  ausnahms- 
weise unter  den  Wortlaut  des  Gesetzes  ^  und  sollte  vielleicht  nach 
der  Absicht  des  Gesetzgebers  es  dafür  bei  dem  alten  magistratisch- 
comitialen  Verfahren  verbleiben.    Indess  ist  wahrscheinlich  sofort, 
sicher  schon  vor  dem  Erlass  des  pompeischen  über  das  Parricidium, 
das  Sullanische  Gesetz  in  weiterem  Umfang  zur  Anwendung  ge- 
kommen  und  jede   auf  gewaltsamem  Wege   herbeigeführte   oder 
versuchte  Tödtung*  unter  dasselbe  gezogen  worden,  und  dabei  ist 
sinmetf  es   geblieben*.    Daneben  bleibt  dasselbe  Gesetz  anwendbar  auch 
'*'**     auf  diejenige  Vergewaltigung  mit  bewaffneter  Hand,  insbesondere 
den  Strassenraub,  bei  welcher  die  Mordthat  ausgeschlossen  ist ;  und 
zwar  ist  dies  eine  zweite  und  mindere,  aber  derselben  Kategorie 
angehörige  Straf  klage  ^. 
Mord-  Von  der  vorher  (S.  621)  ausgesprochenen  Rechtsregel,  dass 

^^^^  wer  dem  Ermordeten  zur  Hülfeleistung  verpflichtet  ist  und  diese 
Gesinde  des  leisteu  kouute,  •  aber  nicht  geleistet  hat,  bestraft  wird  als  an  dem 
Ermordeten,  ^qj.^^  mitschuldig,  wird  boi  der  gewaltthätigen  Ermordung  eines 
Hausherrn  oder  seines  Sohnes*  auf  die  Sclaven  des  Ermordeten* 
Anwendung  gemacht    durch    eine    grauenvolle  Procedur,    welche 


^  Dies  sagt  Cicero  (S.  629  A.  1)  ausdrücklich  und  es  wird  bestätigt  durch 
die  Benennung  des  Gesetzes  sowohl  wie  durch  die  Hintanstellung  des  Mordes 
überhaupt  bei  Ulpian  (A.  3). 

'  Bei  der  versuchten  Tödtung  concurrirt  der  öffentliche  Mordprozess  mit 
dem  privaten  wegen  Realinjurien ;  jedoch  geht  in  solchen  Fällen  die  öffentliche 
Klage  vor.  Bei  Cicero  de  inv.  2,  20  fordert  ein  römischer  Bitter,  dem  in  der 
Abwehr  bewaffneter  Gewalt  die  Hand  abgehauen  ist,  vom  Prätor  die  Iig'urien- 
klage;  der  Beklagte  macht  dagegen  die  Präjudicialeinrede  geltend:  extra  quam 
in  reum  capitis  praeiudidum  fiat.  In  gleicher  Weise  entscheidet  gegen  Labeo 
ülpian  Dig.  47,  10,  7,  1. 

■  Ulpian  fährt  nach  den  S.  629  A.  2  angefahrten  Worten  fort :  honUnemt?e 
occiderit  —  Gaius  Worte  Dig.  47,  7,  2:  sciendum  est  autem  eo8  qui  arhores  et 
maonme  vites  ceciderinty  etiam  tamquam  lairones.  puniri  wollen  wohl  nicht  sagen, 
dass  diese  Missethat  unter  den  Thatbestand  des  comelischen  Gesetzes  fällt, 
sondern  nur,  dass  dessen  Strafe  auch  bei  derartiger  Sachbeschädigung  in  An- 
wendung gebracht  worden  ist. 

*  Wenn  die  Mordklage  angestellt  und  der  Angeklagte  (homicidii  reus) 
freigesprochen  ist,  so  hindert  dies  nach  Diocletians  Rescript  Cod.  9,  2,  11 
einen  anderen  Kläger  nicht  gegen  den  Freigesprochenen  das  sequens  criimn, 
id  est  pastorum  latronumve  anzustrengen.  Auch  Plünderung  der  Schiffbrüchigen 
fällt  unter  das  Gesetz  (Dig.  47,  9,  7). 

^  Dig.  29,  5,  1,  7. 

*  Es  erstreckt  sich  dies  sogar  auf  den  Selbstmord  des  Herrn,  wenn  der 
Sclave  ihn  verhindern  konnte  und  nicht  verhindert  hat.    Paulus  3,  5,  4.    Dig. 

tt«7,    O)    1,    o/u» 
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schwerlich  in  die  republikanische. Zeit  zurückgeht  ^  auf  jeden  Fall 
ihre  Regelung  erhalten  hat  durch  einen  Senatsbeschluss  vom  J.  10 
n.  Chr.  *  und  einen  anderen  dieselbe  weiter  schärfenden  vom  J.  57  ^ 
und  welche  auch  im  justinianischen  Recht  noch  beibehalten  ist. 
Nicht  bloss  hat  der  Sclave  diese  Hülfe  unbedingt  zu  leisten  selbst 
mit  Gefährdung  und  Aufopferung  des  eigenen  Lebens^,  sondern 
wenigstens  dann,  wenn  der  Prozess  in  der  Form  der  Cognition 
verläuft,  wird  ein  jeder  der  an  der  Mordstätte  anwesenden  Haus- 
sclaven  *,  welcher  nicht  erweislich  zur  Hülfeleistung  ausser  Stande 
war  •,  auf  Grund  der  Rechtsvermuthung,  dass  er  hätte  Hülfe  leisten 
können,  als  Mitschuldiger  gerichtet^. 

Die  Strafe  des  Mordes  ist  nach  der  älteren  Ordnung  der  Tod ;  stnrf«  *«• 
die  Form  des  Säckens,  über  welche  das  fünfte  Buch  zu  vergleichen 
ist,  mag  vielleicht  ursprünglich  die  allgemeine  gewesen  und  dann 
mit  dem  Namen  zugleich  auf  den  Nächstenmord  beschränkt  worden 
sein  ®.   Nach  dem  cornelischen  Gesetz  kann  die  Strafe,  ausser  wenn 


'  Dass  sie  Tacitus  14,  42  bezeichnet  als  vorgenommen  vetere  ex  more, 
reicht  zum  Gegenbeweis  nicht  aus.  Das  peinliche  Sammtverhör  der  Haussclaven 
ist  allerdings  schon  früher  angeordnet  (S.  508  A.  2). 

'  Senatus  consuUum  Silanianum  mit  Ergänzung  aus  dem  J.  11  (Dig.  29, 
5,  13  pr.). 

*  Senaius  consultum  Pisonianum  (auch  Neronianum  oder  Claudianum): 
Tacitus  ann.  13,  32. 

*  Hadrian  Dig.  29,  5,  1,  28:  send  quotiens  dominis  suis  auxilium  ferre 
possani,  non  debent  saluti  eorum  suam  anteponere,  Dig.  29,  5,  1,  18.  1.  19. 
Paulus  3,  5,  7.  8. 

^  Paulus  3,  5,  6:  servi,  qui  stib  eodem  tecto  fuerunty  ubi  dominus  perhibetur 
occisus,  et  torquentur  et  puniuntur,  etsi  tesiamento  occisi  manumissi  sint  Die  in 
der  Formel  sub  eodem  tecto  ausgesprochene  Beschränkung  wurde  durch  die 
Interpretation  angemessen  erweitert  (Tacitus  ann.  13,  32.  14,  42.  Dig.  29,  5, 
1,  26.  27.  Cod.  6,  35,  12.    Paulus  3,  5,  3). 

*  Ausgeschlossen  sind  erst  im  Kindesalter  stehende  oder  sonst  körperlich 
unfähige  Individuen  (Dig.  29,  5,  1,  32—84.  1.  3  pr.  7—11);  ferner  wer,  etwa 
wegen  Entfernung,  von  dem  Angriff  keine  Eenntniss  nehmen  (vit.  Hadriani  18; 
Dig.  29,  5,  1,  30.  1.  3,  2)  oder  trotz  der  Kenntniss,  etwa  wegen  Einsperrung, 
keine  Hälfe  leisten  kann  (Dig.  29,  5,  3,  6). 

"^  In  dieser  Rechtsvermuthung,  fQr  deren  Ausschliessung  ein  bestimmtes 
Moment  erwiesen  werden  mu^s  und  bei  der  vielleicht  selbst  dies  schon 
spätere  Milderung  und  in  früherer  Zeit  das  sub  eodem  tecto  buchstäblich 
zur  Anwendung  gekommen  ist,  liegt  das  Schwergewicht  der  Procedur. 
Tacitus  (ann.  14,  42 — 45)  schildert  eine  solche  im  J.  61  vollzogene  Massen- 
hinrichtung ,  welche  eine  Minorität  des  Senats  vergeblich  zu  hindern  versucht 
hatte.    Noch  im  justinianischen  Recht  ist  das  Verfahren  beibehalten. 

^  Der  Aeusserung  des  Plinius  n.  h.  18,  3,  12,  dass  die  Zwölftafeln  den 
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der  Mörder  ein  Unfreier  war  ^ ,  keine  andere  gewesen  sein  als  die 
Verbannung  aus  Italien ,  welche  späterhin  zur  Deportation  sich 
entwickelt^.  Diese  ist  noch  im  justinianischen  Recht  die  ordent- 
liche Strafe  des  Mörders;  nur  in  Folge  der  in  der  Spätzeit  all- 
gemein zur  Anwendung  kommenden  ständischen  Strafschärfung 
steigert  sie  sich  gegen  geringe  Leute  zur  capitalen®. 

2.  Missbranch  des  Oapitalprozesses. 

Majfistra-  Hiurichtung  dcs  römischen  Bürgers  ohne  Urtheil  und  Recht 

v«ri'ebung  ^^^^  ^^^^*  ^^^  Strafbare  Amtshandlung  betrachtet,  sondern  als  eine 
dM  ProTo-  nicht  durch  das  Amtrecht  gedeckte,  also  private  That,  das  heisst 
rechüT  ^^^  Mordthat  bestraft.  Wenn  das  Provocationsgesetz,  auf  welches 
die  gesetzliche  Beschränkung  der  magistratischen  Gapitaljustiz  in 
der  Ueberlieferung  zurückgeführt  wird,  die  Verletzung  des  Provo- 
catsonsrechts  nur  bezeichnet  als  'unrechte  That'*,  so  wurde  der 
Execution  durch  diese  gesetzliche  Missbilligung  der  den  magistra- 
tischen Handlungen  zukommende  Rechtsschutz  entzogen  und  die- 


Erntedieb,  der  gekreuzigt  wird  {suspensum  Cereri  necari  iubebant\  schwerer 
strafen  als  den  Mörder  (in  honUcidio  convictum)^  kann  dahin  verstanden  werden, 
dass  die  Säckung  eine  minder  schwere  Executionsform  ist  als  die  Kreuzigung, 
oder  auch  dahin,  dass  die  Zwölftafeln  über  die  Form  der  Mordstrafe  schwiegen 
und  also  die  geschärfte  oder  doch  von  Plinius  als  geschärft  betrachtete  Form 
der  Kreuzigung  dafür  nicht  anordneten. 

.  ^  Val.  Max.  8,  4,  2:  P.  Atinii  servua  Alexander  ^  cum  in  suspieianem  C 
Flavii  eq.  R,  occisi  venisset,  sextes  to»  tus  pernegavit  ei  se  cülpae  adfinem  [fuissej^ 
8ed  perinde  atque  confesstis  esset,  a  iitdicibus  damnatus  et  a  L,  Calpumio  trium' 
viro  in  crucem  actus  est.  Da  der  Consularprozess  durch  die  iudices  ausge- 
schlossen wird,  kann  wohl  nur  an  die  quaestio  intet  sicarios  gedacht  werden. 
"  Die  Deportation  (Paulus  5,  23,  1.  Dig.  48,  8,  8,  5.  1.  16)  ist  natürlich 
auch  hier  an  die  Stelle  der  Interdiction  getreten. 

*  Ausser  den  A.  2  angeführten  Stellen  Inst.  4,  18,  7.  Hadrian  hat  die 
Hinrichtung  eines  Decurio  ausser  im  Fall  des  Vatermordes  untersagt  (Dig.  48, 
19,  15) 

*  Livius  10,  9,  5:  {]iex  Valeria)  —  wahrscheinlich  ist  das  älteste  Provo- 
cationsgesetz (S.  42  A.  1)  gemeint,  da  da^enige  vom  J.  454/300  von  Livius  be- 
zeichnet wird  als  diligentius  sancta  —  st  quis  adver sus  ea  fecisset,  nihü  t^ltra 
quafn  Hmprohe  factum^  adiecit.  Ohne  Zweifel  mit  Unrecht  sieht  liivius  darin 
nichts  als  moralische  Missbilligung:  id  qui  tum pu^or  hominum  erat  visum^  credOf 
vinculum  satis  validum  legis;  nunc  vix  servus  ero  —  man  erwartet  servo  erus  — 
ita  minetur  quisquam.  Die  späteren  gleichartigen  Gesetze,  welche  nichts  änderten 
praeter  sanctionem  (Cicero  S.  81/2  A.  8),  werden  also  denselben  Gedanken  schärfer 
präcisirt  haben.  —  Die  Verletzung  der  Provocation  wird  von  Dionysius  5,  70 
unrichtig  als  Sacration  gefasst  {vrinoivi  re&vavat). 
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selbe  UBter  die  allgemeinen  Satzungen  gestellt,  wobei  man  aller- 
dings davon  absah  den  unrechtfertigen  Magistrat  geradezu  als 
Mörder  zu  bezeichnen.  Dasselbe  besagt  das  tribunicische  Grund- 
gesetz, indem  es  (S.  624  A.  1)  vorschreibt,  die  Tödtung  des 
Bürgers  dann  nicht  als  Parricidium  anzusehen  wenn  sie  auf  Ge- 
heiss  der  dazu  befugten  Behörde  vollstreckt  wird^  also  die  un- 
befugte Hinrichtung  unter  das  Parricidium  zieht.  Wahrschein- 
lich hat  auch  das  Zwölftafelbuch  die  Hinrichtung  ohne  vorherigen 
Prozess  untersagte  Dies  ist  dann  in  dem  Gesetz  des  jüngeren 
Gracchus  wiederholt  und  geschärft  (S.  258  A.  1)  und  wahrschein- 
lich auch  in  dem  cornelischen  Mordgesetz  selbst  bestätigt  worden  *, 
wobei  es  sich  wiederum  zeigt,  dass  die  Hinrichtung  ohne  Straf- 
prozess  nicht  als  Amts-,  sondern  als  Privat  verbrechen  behandelt 
worden  ist.  —  Wegen  der  Ausnahmen  von  dem  Provocationsschutz 
genügt  es  auf  die  früheren  Ausführungen  (S.  258  fg.)  zu  ver- 
weisen. —  Dass  das  Gesetz  die  wissentliche  Zulassung  eines  falschen 
Zeugnisses  zu  Ungunsten  des  eines  Gapitaldelicts  Angeklagten^ 
und  die  Annahme  einer  Bestechung  im  Capitalprozess  von  Seiten 
des  das  Geschwornengericht  leitenden  Magistrats*  noch  besonders 
unter  Strafe  stellt,  wird  als  exemplificatorische  Hervorhebung  l)e- 
sonders  wichtiger  Einzelfälle  aufzufassen  sein.  —  Die  Hinrichtung 


^  Zwölftafeln  8,  25  Scholl.    Freilich  ist  die  Anführung  unsicher. 

■  (Jlpian  Dig.  48,  8,  4  pr.:  lege  Cornelia  de  sicariis  tenetur^  qui  cum  in 
magistratu  est  esset  eorum  quid  fecerit  contra  {circa  £^üger)  hominis  necem,  quod 
legibus  permissum  non  est  Die  Gesetzworte  selbst  bei  Cicero  pro  Cluentio  54, 
148:  qui  eorum  coiit  coierit  convenit  conveneritt  quo  quis  iudicio  publico  condem- 
naretur  beschränken  allerdings  das  Delict  auf  den  Missbrauch  des  iudicium 
publicum.  Aber  wie  Ulpian  so  auch  Cicero  beziehen  es  auf  jedes  mit  Verletzung 
des  Provocationsrechts  ausgeführte  Gerichtsverfahren  (Cicero  pro  Cluent.  33,  90: 
quod  innocentem  circumvenerit)  und  es  wird  mit  dem  daneben  geltend  gemachten 
sempronischen  Gesetz  inhaltlich  identificirt  (a.  a.  0.  55,  151.   56,  154). 

'  Marcianus  Dig.  48,  8,  1  pr. :  qui  cum  magistratus  esset  publicove  iudicio 
praeesset,  operam  dedisset,  quo  quis  falsum  indicium  profiteräur,  ut  quis  innoccns 
[drjcumveniretur  condemnaretur.  Wenn  das  Referat  genau  ist,  beschränkt  sich 
diese  Strafthat  nicht  auf  den  Capitalprozess. 

*  Marcianus  Dig.  48,  8,  1,  1 :  qui  magistratus  iudexoe  quaestionis  ob  capi- 
talem  causam  pecuniam  acceperit,  ut  publica  lege  reus  fiertt.  Paulus  5,  23,  11 
(«  Edict.  Theoderici  1).  Cicero  pro  Cluentio  33,  90.  Ausserdem  kann  das 
Empfangene  mit  der  Repetundenklage  zurückgefordert  werden  (Plinius  ep.  2,  11. 
Dig.  48,  11,  7,  3).  —  Dass  im  J.  613/141  in  einem  solchen  Fall  gegen  L.  Hostilius 
Tubulus  ein  Ausnahmeverfahren  eingeleitet  ward  (S.  197  A.  2),  kann  damit 
wohl  bestehen;  die  gleichartigen  älteren  Gesetze  schlössen  diesen  Fall  sicher 
nicht  ein. 
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unter  Verletzung  des  Provocationsrechts  ist  späterhin  auch  unter 
das  Delict  der  Vergewaltigung  gezogen  worden,  indess  hat,  wie 
es  scheint,  die  ältere  und  strengere  Behandlung  wenigstens  in  der 
Theorie  daneben  bestanden.  Geisselung  *,  Folterung  und  Fesselung 
des  Bürgers  fallen  nicht  unter  das  Mordgesetz,  sondern  werden 
in  früherer  Zeit  mit  der  privaten  Injurienklage,  späterhin  als  Ver- 
gewaltigung gerichtlich  geahndet. 

Alle  diese  Gesetze  beziehen  sich  auf  den  römischen  Bürger. 
Der  Missbrauch  der  Justiz  gegen  den  Nichtbürger  wird  principiell 
nicht  minder  unter  das  Mordgesetz  gefallen  sein ;  thatsächlich  aber 
hat  es  eine  strafrechtliche  Controle  des  Beamten  in  seinem  Verhalten 
gegen  den  Nichtbürger  in  republikanischer  Zeit  nicht  gegeben*. 
Die  ordentliche  quästorische  Strafjustiz  mochte  vielleicht  dafür 
competent  sein,  hat  sich  aber  praktisch  sicher  darum  nicht  be- 
kümmert und  die  effective  tribunicische  war  für  diese  Acte  viel- 
leicht streng  genommen  nicht  einmal  competent.  In  der  That  griff 
nur  etwa  die  administrative  Controle  des  Senats  bei  dergleichen 
Ausschreitungen  ein.  Unter  dem  Principat  wird  die  Controle  ge- 
schärft worden  sein ;  indess  erfahren  wir  darüber  nichts  Bestimmtes. 
MiaabrMch  Nach  der  Einrichtung  der  grossen  Geschwornengerichte  kann 
Mh^^mtn-  ^^^  Geschwome  sein  Spruchrecht  im  Capitalverfahren  in  gleicher 
rechts,  Weise,  namentlich  durch  Annahme  von  Bestechung  missbrauchen. 
In  der  That  ist  bei  der  von  M.  Livius  Drusus  im  J.  663/91  vor- 
geschlagenen Umgestaltung  der  Geschwornenordnung  versucht 
worden  diese  Consequenz  zu  ziehen  und  Sulla  hat  sie  dann  wirk- 
lich gezogen.  Aber  da  sein  Gesetz  diese  Gerichte  den  Senatoren 
vorbehielt,  ging  die  Klage  nur  gegen  Geschwome  senatorischen 

*  Wenn  das  valerische  Gesetz  spricht  von  virgis  caedi  securiqtte  necari 
(Liv.  10,  9),  das  porcische  von  verberare  necareve  civem  Romanum  (Liv.  a.  a.  O.X 
so  ist  S.  42  A.  1  ausgeführt  worden,  dass  hiebei  zunächst  wenigstens  nur 
gedacht  ist  an  die  Hinrichtung  entweder  durch  die  Kreuzigung  oder  auf  andere 
Weise. 

*  Was  in  dieser  Hinsicht  den  römischen  Statthaltern  hingegangen  ist, 
übersteigt  alle  Begriffe.  Der  ältere  Cato  (bei  Gellius  1^  25,  12)  wirft  dem 
Minucius  Thermus  vor,  dass  er  zehn  freie  Peregrinen  ohne  Urtheil  und  Recht 
habe  hinrichten  lassen,  dem  Ser.  Sulpicius  Galba  (Gellius  1,  12;  Liv.  ep.  49; 
St.  R.  8,  336),  dass  er  eine  Anzahl  Lusitaner,  die  sich  ihm  ergeben  hatten,  auf 
den  blossen  Verdacht  des  Abfalles  hin  nach  Gallien  in  die  Sclaverei  habe 
verkaufen  lassen.  Diese  Vorgänge  kamen  ausnahmsweise  in  Rom  zur  Sprache, 
aber  nicht  im  Wege  strafrechtlicher  Behandlung;  dem  Thermus  forderte  Cato 
den  Senat  auf  desshalb  den  Triumph  zu  versagen  und  der  Angriff  auf  Galba 
beschränkte  sich  auf  die  Einbringung  eines  Plebiscits  für  Geldbewilligung  zum 
Loskauf  der  Gefangenen,  welcher  Antrag  abgelehnt  ward  (S.  172  A.  2). 
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Standes  und  als  nicht  lange  nachher  die  gemischten  Gerichte  ein- 
geführt wurden  (S.  210),  blieb  es  dennoch  bei  der  Beschränkung  der 
Bestechungsklage  auf  die  dem  Senat  angehörenden  Geschwornen^ 

Den  falschen  Zeugen  im  Gapitalprozess  stellt  schon  die  älteste  MiMbraucii 
Rechtsordnung  dem  Mörder  gleich*  und  auch  das  suUanische  Gesetz  ^en**'»« 
spricht  dies  aus^;  später  wird  dies  selbst  auf  die  falsche  Denun- 
tiation  erstreckt*. 

3.  Giftmischerei  und  verwandte  Deliete. 

Venenum  (wahrscheinlich  verwandt  mit  ventts,  ventistus)  ist  das 
Reizmittel  im  guten  wie  im  bösen  Sinn,  daher  der  Farbestoff,  das 
Zaubermittel,  die  Arzenei,  das  Gift*.  Die  strafrechtliche  Behand- 
lung des  *Mittelmachers%  des  veneficus  geht  vermuthlich  zurück 
auf  die  unserer  Kenntniss  freilich  sich  entziehenden  öffentlichen 
Cautelen  gegen  den  Missbrauch  solcher  Stoffe  und  insbesondere 
gegen  das  gefährliche  Gewerbe  der  Anfertigung  und  der  Feilhaltung 


^  Cicero  pro  Rab.  Post.  7,  16:  trihumo  ph  M,  Druso  (im  J.  663/91)  novam 
in  equestrem  ordinem  quaestiontm  ferenti,  «t  quis  ob  rem  iudicandam  pecuniam 
cepisset,  aperte  equites  Botnani  resUteritnt  Ders.  pro  Cluentio  56,  153  (vgl.  41, 
116.  c.  55):  {equites  Bomant)  M.  Bruno  trihuno  ph  restiterunt,  cum  ille  nihü 
aliud  ageret  . . .  nist  ut  ii,  qui  rem  iudicassent  huduscemodi  quaestionibus  (nach 
dem  cornelischen  Mordgesetz)  in  itidicium  vocarentur.  Appian  b.  c.  1,  35: 
tv&vyag  t€  h  [avToTg\  (den  aus  beiden  Ständen  gemischten  Geschwomen) 
Ylyviadm  3tioodox(ag  ngoafyQatfev.  —  Gewöhnlich  wird  wegen  Bestechung 
gegen  den  Geschwomen  die  Repetundenklage  angestellt  (Cicero  pro  Cluentio 
37,  104),  die  übrigens  auch  nur  gegen  den  Senator  zulässig  ist 

'  Nach  dem  annalistischen  Bericht  unter  dem  J.  295/459  wird  gegen  den 
M.  Volscius  Fictor,  der  durch  falsches  Zeugniss  die  Verurtheilung  des  Kaeso 
Quinctius  wegen  Mordes  herbeigeführt  hat,  von  den  Quästoren  die  Klage  er- 
hoben (Liv.  3,  24).  Gleichartig  ist  auch  in  der  Sp.  Manlius  betreffenden  Er- 
zählung die  Klage  gegen  Minuicus  (Liv.  4,  21).  üeber  die  in  den  Zwölftafeln 
angeordnete  Bestrafung  des  falschen  Zeugnisses  überhaupt  ist  bei  der  Fälschung 
gehandelt. 

*  Marcianus  Dig.  48,  8,  1,  1:  qui  falsum  testimonium  dolo  malo  dixerit, 
quo  quis  publico  iudido  rei  capitaUs  damnaretuf.  Paulus  5,  23,  1  =  Coli.  8,  4, 1 : 
qui  falsum  testimonium  dixerit,  quo  quis  periret.  Als  Capitalsentenz  gilt  schon 
der  Spruch  auf  Interdiction  von  Wasser  und  Feuer  (S.  650  A.  1). 

*  Marcianus  Dig.  48,  8,  8,  4 :  qui  falsa  indicia  confessus  fuerit  conßtendave 
curaverit,  quo  quis  innocens  eircumveniretur.  Bestraft  wird  also  jeder  Denuntiant, 
durch  den  der  Magistrat  oder  der  Ankläger  bestimmt  wird  das  Capitalverfahren 
einzuleiten. 

*  Gaius  im  Zwölftafelcommentar  Dig.  50,  16,  236  pr.:  qui  venenum  dicit, 
adicere  debetf  utrum  malum  an  honum,  Marcianus  Dig.  48,  8,  3,  2.  Auch  das 
comelische  Gesetz  (Cicero  pro  Cluentio  54,  148)  sprach  vom  venenum  mcUum. 
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derselben*.  Auch  von  dem  cornelischen  Gesetz  wird  neben  dem 
Giftmörder  mit  der  Mordstrafe  belegt,  wer  in  der  Absicht  die 
Tödtung  dritter  Personen  herbeizuführen  oder  herbeiführen  zu 
lassen  Gift  giebt  oder  bereitet  oder  feil  hält  oder  erwirbt*.  Das 
veneficium  ist  also  keineswegs  der  Giftmord,  wie  denn  auch  die 
begriffliche  und  prozessualische  Scheidung  desselben  von  dem 
gewaltthätigen  Mord  in  die  vorsullanische  Zeit  zurückreicht  und 
beständig  sich  behauptet  hat  (S.  648  A.  3).  Die  vorher  bezeichneten 
dem  Giftmord  selbst  gleichgestellten  Strafthaten  dürfen  nicht 
unter  den  weder  passenden  noch  überhaupt  römischen  Begriff  des 
Versuchs  gezogen  werden;  es  sind  gewerbepolizeiliche  in  das 
Strafrecht  übertragene  Bestimmungen.  Unter  dem  Principat  ist 
dies  sogar  auf  das  unverantwortliche  Feilhalten  solcher  Stoffe 
erstreckt  worden®. 

In  Anlehnung  an  die  Giftmischerei  ist  eine  Reihe  von  Miss- 
handlungen des  menschlichen  Körpers*  ebenfalls  unter  das  corne- 
lische  Gesetz  gezogen  worden. 
Kioaes-  Die  Abtreibung  des  ungeborenen  Kindes^,  welche  nach   den 

Abtreibung.  Köuigsgesetzeu   den   Mann    berechtigt   sich    von    seiner    Frau    zu 
•    scheiden*,  ist  immer  angesehen  worden  als  arge  Unsittlichkeit ^ ; 
ein  Delict  war  sie  weder  in  der  republikanischen®  noch  in  der 


^  Die  Verbindung  der  Quadruplation  mit  dem  veneficium  bei  Piautas 
Truc.  762  (vgl.  St.  R.  2,  599  A.  1)  wird  ihren  Grund  haben;  aber  Genaueres, 
wissen  wir  nicht. 

*  Cornelisches  Gesetz  bei  Cicero  pro  Cluent.  54,  148:  {venenum)  qtUcumque 
fecerit  vendiderit  emerit  hahuerit  dederit.  Paulus  Coli.  1,  2,  1  =  8,  4,  1:  qui 
venenum  hominis  necandi  causa  habuerit  vendiderit  paracerit.  Marcianus  Dig. 
48,  8,  1,  1.   1.  3  pr. 

*  Dig.  48,  8,  3,  3 :  alio  senatus  consulto  effectum  est,  ut  pigm,entarii,  si  cui 
temere  (==  in  unbedachter  Weise,  nullo  consilio  Cicero  de  inv.  1,  34,  58)  dcutam 
.  .  .  dtderifnjt  .  .  .  ,  poena  teneantur  huius  legis. 

*  Der  Satz  volenti  nan  fit  iniuria  wird  hier  als  Regel  gelten  dürfen,  so 
weit  nicht  positive  Strafgesetze  entgegenstehen. 

^  Als  Mensch  wird  dasselbe  nicht  angesehen  (Dig.  35 ,  2,  9,  1 :  partus 
nondum  editus  hämo  non  recte  fuisse  dicitur,  25,  4,  1,  1.  38,  8,  1,  8),  also  ist 
der  Mord  hier  ausgeschlossen. 

^  Plutarch  Rom.  22:  f/tl  if.aQfjoxtttf  jfxvorv.  Ebenso  Justinian  nov.  22  c.  16. 

"^  In  den  scharfen  Ausführungen  gegen  dies  späterhin  sehr  verbreitete 
Laster  bei  heidnischen  (Juvenal  6,  592;  Tacitus  ann.  14,  63)  wie  bei  christlichen 
Schriftstellern  (Minucius  Felix  Octav.  30;  TertuUian  apol.  9  u.  a.  m.)  wird  nirgends 
auf  Criminalstrafe  hingedeutet. 

^  Ciceros  (pro  Cluent.  11,  32,  angeführt  von  Tryphoninus  Dig.  48»  19,  39) 
Hinweis  auf  eine  aus  diesem  Grunde  von  den  Milesiern  gefällte  Capitalsentenz 


/ 
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früheren  Kaiserzeit.  Erst  seit  Severus  wird  sie,  in  der  That 
ausserordentlicher  Weise,  aber  mit  Anlehnung  an  das  Gesetz 
gegen  Giftmischerei,  mit  Vermögensstrafe  und  Verbannung,  wenn 
dadurch  der  Tod  des  Weibes  herbeigeführt  worden  ist,  sogar 
capital  bestrafte 

Aehnlich  wird  die  Verabreichung  von  Liebestränken  *  und  von    uebeg- 
Mitteln  gegen  die  Unfruchtbarkeit®  behandelt.  *'*"^*'' 

Die  Gastration*,  insofern  sie  mit  dem  Willen  des  Castrirten  caatration. 
oder  seines  Gewalthabers  vollzogen  wird,  ist  in  früherer  Zeit  allem 
Anschein  nach  straffrei  gewesen.  Domitian  aber  hat  sie  auch  bei 
solcher  Einwilligung  sowohl  für  Freie  wie  für  Sclaven  in  dem 
ganzen  Umfang  des  Reiches  verboten  und  dabei  ist  es  geblieben*. 
Die  Strafe  ist  die  des  cornelischen  Gesetzes,  durchgängig  Ver- 
mögensconfiscation  und  Verbannung,  unter  Umständen  Todesstrafe  **. 


zeigt,  dass  ein  römischer  Spruch  dieser  Art  ihm  nicht  zu  Gebote  stand.  Dass 
die  Weiber,  welche  aus  Kindesabtreibung  und  eventuell  Kinderunterschiebung 
ein  Gewerbe  machten,  schon  der  republikanischen  Polizei  zu  thun  gaben,  kann 
man  aus  Plautus  a.  a.  0.  entnehmen;  aber  es  ging  dies  wohl  auf  in  die  all- 
gemeine Kategorie  des  Giftmischens. 

*  Paulus  5,  23,  14  =«  Dig.  48,  19,  38,  5:  qui  aborlionis  aut  amatorium 
pocuJum  dant,  eist  id  dölo  non  faciant  (das  wird  wohl  heissen  nicht  in  der 
Absicht  diesen  also  Behandelten  weiter  ein  Leides  anzuthun),  tarnen  quia  mdli 
exempU  res  est,  humtliores  in  metallum,  honestiores  in  insulam  amissa  parte 
bonorum  releganiur.  Ulpian  Dig.  48,  8,  8.  Marcianus  Dig.  47,  11,  4.  Trypho- 
ninus  Dig.  48,  19,  39.  Paulus  und  Ulpian  behandeln  den  Fall  bei  dem  Mord- 
gesetz, Marcianus  bei  den  ausserordentlichen  Strafen. 

*  Paulus  (A.  1);  erwähnt  auch  Dig.  48,  8,  8,  2.  Es  ist  ein  rhetorisches 
Schulthema ,  ob  das  amatorium  zu  den  veneficia  gehöre  (Jul.  Victor  ars 
rhet.  3,  3> 

*  Dig.  48,  8,  3,  2:  ex  senatum  consulto  reUgari  iussa  est  ea,  quae  non 
quidem  malo  animo  (wohl  zu  fassen  wie  doIo  A.  1)  sed  mdlo  exemplo  medica- 
mentum  ad  conceptionem  dedit,  ex  quo  ca  quae  acceperat  decesserit 

*  Die  verschiedenen  Formen  Dig.  48,  8,  5.  50,  16,  128. 

»  Sueton  Dom.  7.  Martialis  6,  2.  9,  6.  8.  Statins  silv.  4,  3,  13.  Philo- 
stratus  vita  Apoll.  6,  42.  Dio  67,  2.  Hieronymus  Abr.  2098.  Ammian  18,  4, 5, 
Wiederholt  wird  das  Verbot  von  Nerva  (Dio  68,  1)  und  von  Hadrian  (Dig.  43, 
8,  4,  2:  nemo  liberum  servumve  invitum  slnentemve  castrare  debet);  erwähnt  unter 
Severus  (Dio  75,  14);  geschärft  von  Constantin  (Cod.  4,  42,  Ij  und  von  Justinian 
(nov.  142).    Die  Einfuhr  ausländischer  Eunuchen  bleibt  gestattet  (Cod.  4,  42,  2). 

«  Dig.  48,  8,  8,  4.  1.  4,  2.  Wegen  Castration  eines  Sclaven  wird  dieser 
frei  und  das  halbe  Vermögen  contiscirt  (Dig.  48,  8,  6).  Todesstrafe  trifft  jeden 
Arzt  und  jeden  Unfreien,  der  die  Castration  vollzieht,  ebenso  den,  der  sich 
freiwillig  castriren  lässt  (Dig.  48,  8,  4,  2),  ferner  bei  der  Castration  wider  den 
Willen  des  Castrirten  oder  seines  Gewalthabers  jede  Person  niederen  Standes, 
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Be-  Der   Beschneidung   haben  ausser   den  Juden   auch   die   nach 

schneidüng.  jüdischem  Rltus  lebenden  NichtJuden  sich  in  früherer  Zeit  häufig 
unterzogen  und  wie  es  scheint,  ohne  dass  daran  ein  Präjudiz  sich 
geknüpft  hättet  Erst  Hadrian  hat,  wahrscheinlich  nicht  aus  reli- 
giösen Gründen,  sondern  wegen  der  äusserlichen  Aehnlichkeit  der 
Operationen  die  Beschneidung  der  Castration  gleichgestellt,  was 
damals  zu  den  Ursachen  des  schweren  jüdischen  Aufstandes  mit 
gehört  hat*.  Sein  Nachfolger  hat  sie  den  Juden  gestattet*  und 
auch  in  Aegypten  ist  die  hier  ebenfalls  altherkömmliche  Procedur 
unter  Marcus  und  Commodus  nach  angestellter  behördlicher  Unter- 
suchung unter  Umständen  zugelassen  worden*.  Sonst  aber  wurde 
die  Beschneidung  auch  ferner  der  Castration  gleich  geachtet  und 
gestraft*.    Dabei  hat  ohne  Zweifel  der  nahe  liegende  Verdacht  der 


die  sie  vollzieht  (Paulus  5,  23,  13).  Constantin  (a.  a.  0.)  spricht  die  Todes- 
strafe allgemein  aus.  Modestinus  (Dig.  48,  8,  11  pr.)  und  Paulus  stellen  die 
Castration  zu  der  Mordrubrik,  während  dieser  die  Beschneidung  der  Juden  bei 
den  ausserordentlichen  Strafen  behandelt.  —  Castrirung  des  fremden  Sclaven 
ohne  Einwilligung  des  Herrn  ist  nicht  Sachbeschädigung,  da  der  Werthj  da- 
durch steigt,  aber  iniuria  (Dig.  9,  2,  27,  28  vgl.  21,  1,  38,  7);  ausserdem  wird 
dabei  eine  sonst  nicht  bekannte  ädilicische  Klage  auf  den  vierfachen  Werth 
erwähnt  (Dig.  a.  a.  0.). 

^  Tacitus  bist.  5,  5:  {ludaei)  circumcidere  genitalia  instäiiarunt  ,  .  .  trans- 
gressi  in  morem  eorum  idem  uaurpant  Bei  Juvenal  14,  96  isst  der  Vater  kein 
Schweinefleisch  und  lässt  der  Sohn  sich  sogar  beschneiden  (mox  et  praeputia 
pon%mt).    Sueton  Dom.  12. 

'  Vita  Hadriani  14 :  moverunt  ea  tempestate  et  ludaei  bellum,  guod  vetabantur 
mutilare  genitaUa.  Dass  dies  nichts  war  als  eine  Anwendung  des  Verbots  der 
Castration  (S.  637  A.  6),  ist  nach  dem  Zusammenhang  mehr  als  wahrscheinlich. 

'  Modestinus  Dig.  48,  8,  11  pr.:  circumcidere  ludaeis  fiUos  suos  tantum 
rescripto  divi  Pii  permittitur, 

*  In  zwei  ägyptischen  Urkunden  aus  den  J.  171  (Berliner  Gr.  Urk.  347)  und 
185  (Berliner  Gr.  Urk.  82)  wird  zwei  ägyptischen  Vätern  die  Beschneidung  des 
Sohnes  gestattet,  nachdem  vor  dem  Strategen  der  Beweis  der  entsprechenden 
Abstammung  geführt  {^ta  ro  naQarid-feiJa&ai  ras  toi)  yivovg  anoJe/{/(/cX  auch 
die  Abwesenheit  besonderer  Male  constatirt  worden  ist  Vgl.  J.  Krebs  Philo- 
logus  53  (1894)  S.  577. 

^  Modestinus  fährt  fort:  in  non  eiusdem  religionis,  qui  hoc  fecerit,  castranHs 
poena  inrogatur.  Nach  Origenes  (contra  Cels.  2,  13)  werden  die  Samariter  oder 
Sicarier,  wenn  sie  beschnitten  gefunden  werden,  als  Nich^uden  (S.  610  A.  3) 
hingerichtet;  die  Stelle  zeigt  deutlich,  dass  die  Beschneidung  nicht  als  religiöses 
Verbrechen  bestraft  ward.  Paulus  5,  22,  3.  4:  dves  Bomani^  qui  ae  luäaieo 
ritu  vel  servos  suos  circumcidi  pcUiu/nturf  bonia  ademptis  in  insulam  perpetuo 
relegantur:  medici  capite  puniwntwr.  ludaei  st  alienae  nationis  comparaios  servos 
circumciderint  f  aut  deportantu/r  aut  capite  pwniwntur,  C.  Th.  16,  8,  22.  26.  16. 
9,  1  s»  const.  Sirm.  4. 
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religiösen  Apostasie  (S.  574)  mitgewirkt  und  derselbe  ist  in  der 
christlichen  Epoche  in  den  Vordergrund  getreten. 

4.  Zaubermord  und  Magie. 

Im  Gegensatz  zu  der  im  Allgemeinen  erlaubten  Divination,  Bestrafung 
welche  im  Wesentlichen  sich  darauf  beschränkt  auf  übernatürlichem  ?•'  ^^ 

ZaaberST. 

Wege  Verborgenes  zu  erkennen  und  bevorstehende  üebel  zu  ver- 
hindern ^,  besteht  die  Magie  in  der  Vollbringung  von  Wunderthaten  ^, 
und  wenn  solche  auch  auf  unsträflichem  Wege  und  in  gutem  Sinne 
verrichtet  werden  können ',  so  überwiegt  doch  weit  und  kommt 
im  Strafrecht  allein  in  Betracht  der  böse  Zauber  durch  anstössigen 
Sacralact  und  zu  schlimmem  Zweck.  Die  Römer  haben  das  Zauber- 
mittel, wie  schon  angegeben  ward,  in  den  Begriff  des  venenum 
hineingezogen;  wenigstens  in  Anwendung  auf  den  Emtediebstahl 
strafen  den  bösen  Zauber  schon  die  Zwölftafeln  ^.  Die  spätere  dem 
griechischen  yotjg^  entsprechende  lateinische  Benennung  magus^ 
ursprünglich   die   persische  des  Priesters   der   dortigen  National- 


^  Der  Missbrauch  der  Divination  und  das  spätere  Verbot  derselben  werden 
im  letzten  Abschnitt  dieses  Buches  erörtert. 

^  Nach  Appuleius  apol.  26.  27  ist  vtUgari  more  derjenige  magua,  qui 
commwnione  loquendi  cum  deis  immortälthtis  ad  omnia  quae  velit  incredihili 
quadam  vi  cantaminum  polleat  .  .  .  quasi  facere  etiam  sciant  quae  sciant  fieri, 
TertuUian  de  idol.  9  nimmt  magia  in  weiterem  Sinn  für  die  Kunde  und  die  Be- 
herrschung des  Zukünftigen  überhaupt  und  bezeichnet  als  deren  Theil  die 
astrologia,  das  heisst  die  Divination,  und  die  miracula  (alia  illa  species  tnagiaef 
quae  miraculis  operatur),  das  heisst  die  Magie. 

'  Diese  unsträfliche  Zauberwissenschaft  stellt  Augustin  de  civ.  dei  10,  9 
als  theurgia  der  goetia  gegenüber.  Die  Magier  des  Neuen  Testaments  heissen 
bei  TertuUian  de  idol.  9  saphistae.  Die  Worte  Dan.  2,  2  Mal  tovg  fiayovs  xal 
Tov(  (paQfjiaxovs  »»  et  magos  et  mcAeficos  erläutert  Hieronymus  also:  magi  qui  de 
singulis  phHosophantur,  maiefici  qui  sanguine  utuntur  et  victimis  et  saepe  ctynUn" 
gunt  Corpora  mortuorum.  So  bindet  Kaiser  Marcus  per  Chäldaeos  et  magos  sacris 
earminibus  et  consecroHone  die  Marcomanen  zu  ewiger  Bündnisstreue  (vita 
Elag.  9).  Dahin  gehört  die  bis  in  die  späteste  Zeit  geübte  und  erlaubte  Be- 
Wirkung  oder  Abwendung  von  Regen  und  die  Abwendung  von  Hagelschlag 
(C.  Th.  9,  16,  3  =  lust  9,  18,  4). 

^  Das  Wort  venenum  ist  in  den  Zwölftafeln  (8,  26  Scholl)  wahrscheinlich 
in  dieser  Verbindung  vorgekommen. 

*  Dio  69,  15  giebt  mit  doTQoXcyoi  und  yorirtg  wieder,  was  bei  Tacitus 
ann.  2,  32  mathematici  und  magi  sind.  79,  17  ist  tpagfiaxibs  xal  yoris  Wieder- 
gabe von  veneficus  et  magus.  Vgl.  denselben  52,  36;  Augustin.  (A.  3);  Justinian 
nov.  115,  4,  2,  wo  die  yorirefai  von  Julian  c.  107,  375  gewiss  richtig  (im  An- 
«chluss  an  Justinian  inst.  4,  18,  5)  wiedergegeben  werden  mit  susurri  magici. 
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religion,  welchem  die  wirksamsten  und  die  schlimmsten  derartigen 
Proceduren  nachgesagt  wurden^,  erscheint  seit  der  trajanischen 
Zeit  als  delictischer  Begriflf  für  den  bösen  Zauberer^,  für  welchen 
später,  zuerst  im  gemeinen  Gebrauch,  seit  Diocletian  auch  in  der 
Jurisprudenz  maleficus  aufkommt^.  Wann  und  in  welcher  Weise 
dieser  Begriflf  in  das  Strafrecht  eingeführt  worden  ist*,  lässt  sich 
nicht  mit  Bestimmtheit  angeben.  Wenn  der  veneficus  des  sullanischen 
Gesetzes  nach  des  Gesetzgebers  Absicht  schwerlich  den  magus  ein- 
geschlossen hat,  so  ist  doch  wahrscheinlich  schon  in  republikanischer 
Zeit*^,  zunächst  im  Wege  der  Rechtsinterpretation®,  weiter  durch 
einen  Senatsbeschluss  aus  den  ersten  Jahren  des  Tiberius*^  unter 
dem   Einfluss  des  bestehenden  Volksglaubens  die  Magie  aus  der 


^  Plinius  n.  h.  80,  2,  16:  magis  .  .  .  hotnines  immolare  eiiam  gratissimuni 
und  17:  {habere  artem)  quasdam  verüatis  umhraSy  sed  in  Jus  veneficas  artes 
pollei^ef  non  magicas. 

«  So  braucht  das  Wort  schon  Tacitus  ann.  2,  27.  32.  6,  29.  12,  22.  59. 
16,  so.  31.  Ebenso  ist  bei  der  Divination  ChoMaeus  aus  dem  Ethnikon  zum 
Gewerbebegriff  geworden. 

'  Zuerst  im  gregorianischen  Codex  in  der  Rubrik  de  maleficis  et  Manichaeis 
(Coli.  15,  3),  und  bei  Lactantius  inst.  2,  16:  magt  et  ii  quos  vere  maleficos 
vulgus  ajypellat  (daraus  Augustin  de  civ.  dei  10,  9).  C.  Th.  9,  16,  6:  magus  vet 
magicis  cantaminibus  adfimttis ,  qut  malefctis  vulgi  consuetudine  nuncupatur. 
Nach  dem  Verbot  der  Divination  wird  diese  mit  der  Magie  zusammengeworfen 
von  Constantius  C.  Th.  9,  16,  4:  Chaldaei  ac  magi  et  ceteri,  quos  maieficos  ob 
facinwum  multitudinetn  vulgus  appellat  Vgl.  die  Stelle  des  Hieronymus 
S.  639  A.  3. 

♦  Wie  der  Emtezauber  in  den  Zwölftafeln  gefasst  ward,  wissen  wir  nicht: 
in  diesem  Buch  ist  er  zu  dem  Diebstahl  gestellt. 

*  Das  sacrilegium  Nigidianum,  das  vor  die  Geschwomen  kam  (Pseudo- 
Cicero in  Sali.  5, 14),  bezieht  sich  auf  die  ajiooQrjTat  ^tuTQißcU des  Nigidius Figulus 
Prätors  696/58  (Dio  45,  1). 

®  Quintilian  7,  3,  7  fuhrt  als  Beispiel  für  den  übertragenen  Ausdnick  die 
Zuziehung  der  carmina  niagorum  zum  veneficium  an.  In  den  Amnestieerlassen 
des  4.  Jahrh.  (S.  628  A.  1)  werden  die  maleficia  ohne  Ausnahme  mit  dem 
veneficium  zusammengefasst  (mentis  et  corporis  veneria  C.  Th.  9,  38,  6)  und  dem 
homicidium  gegenübergestellt.  Den  medicamentarius  des  constantinischen  Er- 
lasses C.  Th.  3,  16,  3  geben  die -westgothische  Interpretation  und  das  Edict 
Theoderichs  c.  54  so  wie  die  beiden  burgundischen  Rechtsbücher  nach  dem 
damals  den  Juristen  geläufigen  Ausdruck  wieder  mit  maleficus. 

'  Die  Relation  über  diesen  Beschluss  vom  J.  16  oder  17  n.  Chr.  bei 
Ulpian  Coli.  15,  2,  1  bezieht  sich  nur  auf  die  Divination;  dass  aber  gleich- 
zeitig auch  über  die  Magie  Festsetzungen  getroffen  wurden,  zeigen  —  mit 
incorrecter  Erstreckung  der  auf  den  Missbrauch  der  Divination  gesetzten  Ver- 
bannung auf  die  Magie  —  die  Berichte  bei  Tacitus  ann.  2,  32  und  Dio  57,  lö. 
Die  bei  Tacitus  berichteten  Todesstrafen  passen  nur  auf  die  Magie. 
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Giftmischerei  entwickelt  worden,  wobei  die  häufige  gewerbliche 
Verbindung  des  Vertriebes  der  Gift-  und  der  Zaubermittel  wesent- 
lich mitgewirkt  haben  wird^  Die  Möglichkeit  bösen  Zauber  zu 
üben  ist  im  officiellen  Strafrecht  bis  in  die  späteste  Zeit  hinein 
anerkannt  worden. 

Auf  die  Frage,  was  strafrechtlich  als  böser  Zauber  angesehen  TbAtbestud 
worden  ist,  wird  principiell  zu  antworten  sein,  dass  jede  in  schlimmer  *"  ^^^^' 
Form  oder  zu  schlimmem  Zweck  verrichtete  Wunderthat  unter  diese 
Kategorie  fiel  und  dass  die  gewerbmässige  Ausübung,  welche  schon 
die   Divination   zum  Delict  macht,  bei   der   Magie  die  Strafe  in 
hohem  Masse  steigert,  wie  denn  auch  hier  schon  die  blosse  Wissen- 
schaft strafbar  ist  ^  und  desshalb  die  Zauberbücher  confiscirt  und 
verbrannt  zu  werden  pflegen  *.     Welche  Vornahmen   und    welche . 
Wirkungen  den    Angeschuldigten   als   Hexenmeister   qualificiren  *, 
hängt  natürlich  mehr  als  bei  anderen  Delicten  von  dem  Ermessen 
des  Gerichts  ab;  indess  ist  keineswegs   alles   dabei  dem  richter-    • 
liehen  Gutdünken  anheimgestellt.     Bestimmte   Sacralformen  *  und 
bestimmte  Zwecke  begründen  von  Eechtswegen  die   Strafbarkeit- 
Hervorgehoben  werden  in  dieser  Beziehung: 

a)  die    Sacra    bei   Nachtzeit    mit    Ausnahme    der   altherge- 
brachten ® ; 


^  £s  genügt  an  die  Canidia  des  Horaz  und  an  das  Ende  des  Germanicus 
(S.  642  A.  4)  zu  erinnern. 

"  Paulus  5,  23,  17 :  magicae  artis  conscios  summo  suppUcio  affici  placuit  mit 
der  dazu  gehörigen  wie  es  scheint  sachlich  zutreffenden  Glosse:  nan  tantum 
huius  artis  professiOj  sed  etiam  scientia  prohibita  est  Nach  Appuleius  (apol.  28) 
freilich  kommt  es  auf  das  mäleficium  an,  nicht  auf  das  Wissen. 

»  Paulus  5,  23,  18.  Dig.  10,  2,  4,  1.  Die  vaticinii  libri  hei  Livius  39, 
16,  8,  die  libri  fatidici  hei  Sueton  Aug.  31  heziehen  sich  auch  wohl  nicht 
auf  die  Divination,  sondern  auf  die  Magie. 

*  So  werden  dem  Appuleius  (apol.  c.  27)  die  Untersuchung  gewisser  Fisch- 
arten als  Hexenwerk  ausgelegt  und  die  von  ihm  geheirathete  reiche  Frau  be- 
zeichnet als  von  ihm  behext. 

*  Cicero  in  Vat.  6,  14:  inatidita  ctc  nefaria  sacra,  Tacitus  ann.  16,  31: 
impii  dei.  Paulus  5,  23,  15:  sacra  impia.  Modestinus  Dig.  48,  8,  13:  mala 
sacrificia. 

*  Paulus  (S.  642  A.  3)  bezeichnet  die  sacra  nocturna  nicht  schlechthin  als 
verboten,  aber  als  üblich  bei  bösem  Zweck.  Firmicus  math.  2,  30,  10.  13 
unter  Constantin  II:  numquam  noctumis  sacrificiis  intersis,  sive  üla  publica 
sive  privata  dicantur.  Magnentius  magische  Beschwörungen  (Athanasius  apol. 
ad  Constantium  c.  7  vol.  25  p.  604  Migne:  etg  töv  ^^iov  iia^ßnae  (pttQfjnxovg 
jf«l  fnaoi^ois  (nivowv)  werden  wohl  die  sacrificia  nocturna  sein,  welche  dieser 
Herrscher  (dessen  Regiment  ^«r«  (fvlttxfjs  taiv  vofioiv  der  Heide  Libanius  lobt 
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b)  die  ein  Menschenopfer  einschliessenden  Sacra*; 

c)  die  Todtenbeschwörung  und  alle  mit  Leichen  und  Gräbern 
in  Verbindung  stehenden  Zauberhandlungen*; 

d)  die  Sacralhandlungen ,  welche  vorgenommen  werden,  um 
eine  Person  sei  es  zu  schädigen,  sei  es  umzubringen^. 
Nach  dem  in  der  griechisch-römischen  Welt  mindestens 
vom  Anfang  der  Kaiserzeit  an  allgemeinen  Glauben  konnte 
dies  dadurch  bewirkt  werden,  däss  eine  unter  den  ent- 
sprechenden Zaubergebräuchen  gewöhnlich  auf  Bleiplatten 
geschriebene  Anklage  bei  den  Göttern  der  Unterwelt  in 
den  Boden  gelegt  wurde*. 


epit.  in  liil.  p.  533  Reiske)  gestattete  und  nach  dessen  Sturz  Constantius  II. 
verbot  (C.  Th.  16,  10,  5).  Vermuthlich  von  Julian  wieder  freigegeben  wurden 
sie  von  Valentinian  und  Valens  sofort  wieder  untersagt  (C.  Th.  9,  16,  7:  ne 
quis  deinceps  noctumis  temporibus  aut  nefaricu  preces  aut  magicos  apparatus 
aut  sacrificia  funesta  celebrare  conetur),  von  welchem  Verbot  indes  s  die  eleusi- 
nische  Feier  ausgenommen  wurde  (Zosimus  4,  3). 

^  Paulus  5,  23,  16 :  qtd  hominein  immolaverint  exve  eius  sanguine  liiaverint 
fanum  templumve  poüuerinty  hestiis  ohiciuntur  vel,  8i  hanesUores  sint,  capUe 
puniuntur.  Hinsichtlich  dieser  Unthaten  genügt  es  an  Cicero  in  Vat.  6,  14 
und  an  die  5.  Epode  des  Horaz  zu  erinnern. 

'  Die  Nekromantie  nennen  in  Verbindung  mit  der  Magie  Sueton  Ner.  34, 
TertuUian  apol.  43,  de  an.  57,  Lactantius  inst.  2,  16;  die  Verordnung  C.  Th. 
9,  16,  5;  Hieronymus  (S.  639  A.  3).  Die  defixUmes  (vgl.  A.  4)  geben  die  Glossen 
(2  p.  40  Götz)  wieder  mit  vexQOfAavrtai. 

*  Paulus  5,  23,  15:  qui  scicra  impia  nodumave,  lU  quem  ohcantarent 
defig&rent  ohligarent  (vgl.  A.  4),  fecerint  fctdendave  curaverint,  aut  crud  suffi- 
guntur  aut  bestiis  obicitmtur,  Justinian  inst  4,  18  5:  (gm)  suaurris  magids 
homines  ocdderunt 

^  Eine  dieser  Bleiplatten  (C.  I.  L.  X,  1604)  lautet:  nomen  ddaiutn  Naeviae 
Hucit)  l(ibertae)  SecundafeJ  seive  ea  dlio  nomine  est.  Ein  ägyptischer  Papyrus 
(Petrettini  papiri  Greco-Egizj  Wien  1826  p.  1  fg.)  enthält  eine  förmliche  Eingabe 
dieses  Inhalts,  gerichtet  an  den  Herrn  Serapis  und  die  mit  ihm  sitzenden 
Götter.  Ein  schlimmer  Sclave  der  Stadt  Tuder  hatte  also  die  Namen  der 
sämmtlichen  Rathsmitglieder  zusammengestellt  und  vergraben  {defixa  monu- 
mento  ordinis  decurionum  nomina);  für  die  Auffindung  und  Beseitigung  dieser 
Fluchtafel  wird  der  Finder  von  dem  Gemeinderath  hochgeehrt  und  löst  dafür 
dem  Jupiter  optimus  maximus  custos  conservator ßein  Gelübde  (G.  I.L.  XI,  4639«= 
Orelli  3726).  —  Die  Fluch  tafeln  richten  sich  häufig  auf  die  'Bindung'  (xara&^itiVj 
ohligare  bei  Paulus;  xaradtofiol  »»  oUigcaura  der  Glossen  2  p.  340  Götz);  so 
beginnt  eine  römische  wohl  aus  der  ersten  Eaiserzeit  (C.  I.  L.  I,  818):  qmmodo 
mortuus,  qui  istic  sepultus  est  (meistens  finden  die  Platten  sich  bei  Gräbern)  nee 
loqui  nee  sermanare  potest  (vgl.  C.  I.  L.  VIII,  2756 :  carminibus  defixa  iacuit  per 
tempara  muta,  ut  eius  spiritus  vi  extorqueretur  quam  naiuro/e  redderetur),  9ic 
Bhodine  apud  M,  Licinium  Faustum  martua  sit  nee  loqui  nee  sermonare  possit . . . 
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Dies  sind  die  bösen  Zaubermittel,  durch  welche  die  persischen 
Hexenmeister  und  ihre  Gesellen  die  Menschen  bald  verführen, 
bald  verderben  *.  Es  verdient  Beachtung,  dass  von  den  persischen 
Manichäeru,  denen  in  erster  Reihe  eben  solche  Dinge  zur  Last  ge- 
legt wurden,  die  Eetzerverfolgungen  ausgegangen  sind  (S.  600  A.  1). 

Die  Magie  hat  immer  zu  den  schwersten  und  bei  den  allge-  stnfe  der 
meinen  Abolitionen  regelmässig  ausgenommenen  Verbrechen  gehört  *'^*- 
(S.  456  A.  2).  Die  Strafe  ist  für  den  Magier  selbst  der  Tod  *,  später- 
hin bei  der  allgemeinen  Strafschärfung  der  Feuertod",  für  die 
übrigen  Betheiligten  je  nach  dem  Stande  das  Schwert  oder  auch 
Kreuzigung  oder  Arena*;  selbst  für  den  Besitz  magischer  Bücher 
wird  je  nach  dem  Stand  Deportation  oder  Hinrichtung  angedroht  ^. 

5.  Der  N&chstenmord  (parricidium). 

Den  Kächstenmord  als  selbständiges  Verbrechen  hat  nach  dem  Ntchsteo- 
•früher  Ausgeführten  (S.  614 fg.)  das  älteste  Recht  nicht  gekannt«;     "**'*• 
die   Scheidung   desselben   von   dem   Mord   überhaupt   geht  wahr- 


Dite  paUr,  Rhodin€{m)  Hbi  commendo,  uH  semper  odio  sit  M,  Licinio  Faus0. 
Solcher  Eifersuchtszauber  giebt  es  mehrere.  Unter  den  Mordzaubern  ist  der 
bekannteste  Fall  der  des  Germanicus.  Tacitus  ann.  2,  69:  sciemm  vitn  marU 
augebat  perauasio  veneni  a  Pisone  accepUy  et  reperiebantur  solo  ac  parietibui 
eruiae  humanorum  corporum  reliquiae^  carmina  ei  devotionea  (ebenso  ann.  16,  31) 
et  nomen  Germanici  plumbeis  tabüUs  insciUptum ,  semitsti  cineres  ac  tabe  ohHti 
(Reste  des  bösen  Opfers)  aUaque  maleficia,  quis  creditw  animas  numinibus 
infernis  sacrari,  Dio  57,  18.  Eine  Bleitafel  (C.  L  L.  X,  511)  lautet:  locus, 
capillo  rib%is  (=>  rivtM\  expectat  captit  suum,  —  Eine  Anzahl  solcher  Bleiplatten 
ans  Aegypten,  Kleinasien,  Griechenland,  Unteritalien  und  Rom  sind  zusammen- 
gestellt von  Kurt  Wachsmuth  Rh.  Mus.  18  (1863)  S.  539  fg.  (vgl.  das.  19,  481). 
R.  Wunsch  hat  die  sehr  zahlreichen  in  Attika  gefundenen  (defixionum  tabulae 
Atticae  Appendix  zum  0. 1.  Atticarum,  Berlin  1897)  und  weiter  andere  aus  der 
Stadt  Rom  (<die  sethianischen  Verfluchungs tafeln  aus  Rom'  Leipzig  1898)  heraus- 
gegeben und  in  der  Einleitung  der  ersten  Schrift  das  bis  jetzt  bekannte  Material 
übersichtlich  zusammengestellt. 
»  C.  Th.  9,  16,  8,  5. 

*  Tacitus  ann.  2,  32  (vgl.  S.  640  A.  7).  12,  59.  16,  30  fg.  Auch  Appuleius 
(apol.  26.   100)  bezeichnet  den  Prozess  als  capital. 

»  Paulus  5,  23,  17. 

^  Paulus  5,  23, 15.  16.  17.    Edictum  Theoderici  108  vgl.  54.    Deportation: 
Dio  77,  17.    Auch  der  Rücktritt  macht  nicht  straffrei:   Dio  57,  15. 
>^  Paulus  5,  23,  18. 

*  Dass  der  Satz,  den  der  überlieferte  Text  ad  Her.  1,  13,  23  den  Zwölf- 
tafeln zuschreibt:  qui  parentem  necasse  iudicatus  erit,  ut  is  obvolutus  et  obli- 
gatus  corio  dtvehatur  in  profluenteinj  ein  in  der  Parallelstelle  Cicero  de  inv.  2, 
50,  148  fehlender  Schreiberzusatz  ist,  leidet  keinen  Zweifel  (Scholl  praef.  p.  53). 
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scheinlich  zurück  auf  dasjenige  für  uns  namenlose  Gesetz,  welches 
bei  der  Ueberweisung  der  Mordprozesse  an  eine  Geschwomen- 
commission  den  Nächstenmord  dem  Volksgericht  vorbehielt.  Die 
Comitien  haben  noch  zwischen  649/105  und  652/102  über  Parri- 
cidiüm  entschieden  (S.  174  A.  2);  aber  schon  vor  Sulla  ist  auch 
dieser  schwerste  Mordprozess  an  die  Geschwomen  gewiesen*  und 
dies  dann  in  dem  cornelischen  Gesetz  beibehalten  worden.  Wenige 
Jahre  später,  wahrscheinlich  bei  Gelegenheit  der  Umgestaltung 
der  Geschwornengerichte  im  J,  684/70  (S.  210),  wurde  von  dem 
Consul  Cn.  Pömpeius"  durch  ein  besonderes  Gesetz  das  Verfahren 
bei  dem  Nächstenmord  geregelt^.  Nach  diesem  fallen  unter  den 
Begriff  des  Nächsten  die  folgenden  Personen*: 


^  In  Giceros  um  670/84  geschriebener  Rhetorik  (2,  19,  58.  59)*  wird  bei 
einer  Anklage,  die  auf  Farricidium  gestellt,  in  der  aber  nur  einfacher  Mord  be- 
wiesen worden  war,  die  Freisprechung  gefordert,  denn  das  behauptete  Ver- 
brechen sei  nicht  bewiesen  und  das  bewiesene  rechtfertige  die  Parricidien- 
strafe  nicht.  Auch  in  der  674/80  für  Sex.  Roscius  gehaltenen  Rede  erwähnt 
er  23,  64  eine  non  ita  tntUtis  ante  antUs  an  die  Geschwomen  gebrachte  Parri- 
cidiumklage. 

'  Ueberliefert  ist  ausser  dem  Namen  des  Gesetzes  nur,  dass  es  später 
war  als  das  comelische  Mordgesetz  (Dig.  48,  9, 1).  Die  vollständige  Abschaffung 
der  Todesstrafe,  die  das  Wesentliche  des  Gesetzes  ist,  passt  vortrefflich  zu 
der  demokratischen  Haltung  seines  Urhebers  in  der  genannten  Magistratur, 
nicht  aber  für  seine  späteren  Consulate. 

*  Die  im  J.  674/80,  unmittelbar  nach  Erlass  des  cornelischen  Mord- 
gesetzes, auf  Grund  desselben  gegen  Sex.  Roscius  erhobene  Anklage  wegen 
Vatermordes  ging  auf  Todesstrafe,  und  zwar  in  der  alten  Form  der  Säckung 
(Cicero  pro  Sex.  Roscio  26.  51,  149  fg.)^  wobei  allerdings  die  Möglichkeit  be- 
stehen blieb  durch  das  Exil  sich  der  Verurtheilung  zu  entziehen  (Cicero  a.  a.  O. 
2,  6).  Da  nun  die  allgemeine  Strafe  des  cornelischen  Gesetzes  die  Deportation 
war  (S.  682  A.  2%  so  bleibt  nur  übrig,  dass  dies  Gesetz  für  das  Farricidium 
die  Todesstrafe  beibehalten  Jbat,  während  es  doch  dasselbe  der  gleichen 
Prozessform  unterstellte.  Somit  rechtfertigt  sich  auch  einigermassen  die  Zurück - 
führung  der  quciesiio  parricidii  auf  Sulla  (Pomponius  Dig.  1,  2,  2,  82:  Cor- 
nelius Sulla  quaegtiones  publicas  constüuit,  veluti  de  falsa  ^  de  parricidio,  de 
sicariis,  Valens  C.  Th.  9,  19,  4:  legibus  t'ortis,  Cornelia  de  veneficiSy  sicariis, 
parricidiSj  lulia  de  adulterts  ambitusve  criminibus).  Da  das  Geschwomen- 
gericht  für  Mord  schon  vor  Sulla  bestanden  hat  und  die  Todesstrafe  für 
Farricidium  auch  in  dieser  Epoche  Geltung  gehabt  haben  muss,  während  es 
schwer  zu  glauben  ist,  dass  im  Geschwornengericht  damals  allgemein  das 
capitale  Verfahren  zur  Anwendung  kam,  so  muss  in  den  vorsullanischen 
-Ordnungen  der  Mordquästion  das  Farricidium  den  Comitien  vorbehalten  worden 
sein,  was  weiter  dadurch  gefordert  wird,  dass  wenige  Decennien  vor  Sulla  ein 
Fall  des  Farricidium  vor  den  Comitien  verhandelt  worden  ist  (S.  174  A.  2). 

^  Die  Gradnähe  kommt  dabei  nicht  in  Betracht  (Dig.  48,  9,  3). 
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a)  die  Ascendenten  des  Mörders  ohne  Unterschied  des  Grades  ^ ; 

b)  die  Descendenten  in  Beziehung  auf  die  Ascendenten  mit 
Ausschluss  des  Gewalthabers',  dessen  Recht  das  Kind  und 
das  Enkelkind  zu  tödten  oder  preiszugeben  stillschweigend 
bestätigt  ward  (S.  617  fg.); 

c)  die  Brüder  und  Schwestern*; 

d)  die  Brüder  und  Schwestern  des  Vaters  oder  der  Mutter, 
Oheime  und  Tanten*; 

e)  die  Kinder  der  Vorgenannten,  die  Vettern*^; 

f)  der  Gatte  und  die  Gattin*; 

g)  der  Bräutigam  und  die  Braut  ^; 

h)  die  Aeltem  der  Ehe-  und  der  Brautleute  sowie  die  Ehe- 
und  die  Brautleute  der  Kinder®; 

i)  die  Stiefeltern  und  die  Stiefkinder'; 

k)  der  Freilasser  und  die  Freilasserin  *®. 

Die  wesentliche  "  Neuerung  des  pompeischen  Gesetzes  bestand 
in  der  Abschaffung  der  bisher  für  den  Nächstenmord  beibehalteneu 
und  in  der  Form  der  Säckung  vollzogenen  Todesstrafe  und  der 
Erstreckung  der  damals  allgemeinen  Mordstrafe,  der  Verbannung, 
auf  das  Parricidium  ".    Aber  unter  Augustus  *®  wie  unter  Hadrian  " 


^  Marcianus  Dig.  48,  9,  1:  patrem  tnatrem  avum  aviam.    Paulus  5,  24. 

'  Marcianus  a.  a.  0. :  sed  et  maUr,  qwie  füium  filiamve  occiderity  eius  legis 
poena  adficiiur,  et  avus  qui  nepotem  occiderit.  Im  Gesetz  selbst  waren  die 
Descendenten  nicht  genannt. 

*  Paulus  a.  a.  0.;  bei  Marcianus  ausgefallen. 

^  Marcianus  a.  a.  0.:  patruum  avuneulum  amitam  [materteram], 
^  Marcianus  a.  a.  0.:  frairem  s&rorem  patruelem  matruekni  .  .  .  consobri- 
num  eansobrinam, 

*  Marcianus  a.  a.  0.:  usmrem  virum, 

^  Den  sponsus  muss  das  Gesetz  genannt  haben,  die  spansa  war  darin  ver- 
gessen (Dig.  48,  9,  8). 

*  Marcianus  a.  a.  0. :  [socerum]  generum  socrum  [nurumj.  Dig.  48,  9,  4 : 
pater  et  maier  sponsi  sponsae  socerorum,  ut  liberorum  sponsi  generorum  appel- 
latione  continentur, 

*  Marcianus  a.  a.  0.:  viiricum  privignum  privignam.  Die  Stiefmutter  war 
im  Gesetz  vergessen  (Dig.  48,  9,  3). 

'®  Marcianus  a.  a.  0.:  patranum,  patr<mam.  Paulus  a.  a.  0.  Der  durch 
Erbgang  vermittelte  Patronat  war  vielleicht  ausgeschlossen. 

'^  Wegen  der  exceptionellen  Behandlung  des  Geständnisses  vgl.  S.  437 
A.  7;  wegen  deijenigen  der  Verjährung  S.  489  A.  4. 

'*  Dig.  48,  9,  1 :  lege  Fompeia  de  parricidiis  cavetur,  si  quis  pcUrem . . .  ocd- 
derit  .  .  ,  ut  poena  ea  teneatur^  quae  est  lege  Cornelia  de  sicariis. 

IS  Sueton  Aug.  83. 

»*  Dig.  48,  9,  9  vgl.  48,  19,  15  (S.  632  A.  3).    Paulus  5,  24.  —  Diocletians 
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wird  nicht  das  Parricidium  überhaupt,  aber  die  Ermordung  des 
Ascendenten  wiederum  mit  Säckung  geahndet  und  Constantin  hat 
.dieselbe  ausdrücklich  vorgeschrieben ^ 

6.  Böswillige  Brandstiftung  und  SchiffbrnGhsverbrechen. 

Bnnd-  Die  Brandstiftung  ist  wahrscheinlich  schon  in  den  Zwölftafeln 

Stiftung.  ^^^  Morde  gleich  geachtet  worden*;  sicher  hat  das  comelische 
Gesetz  sie  in  seinen  Kreis  gezogen®,  wobei  die  eintretende  even- 
tuelle Gefährdung  von  Menschenleben  in  Betracht  gezogen  sein 
scMiF-  mag.  Auch  bei  Gelegenheit  des  Schiffbruchs  begangene  Delicte 
TerbJTchen.  ^^^^  uuter  das  Mordgesetz  gestellt  worden;  jedoch  lässt  der  That- 
bestand  derselben  sich  nicht  genügend  feststellen*.  Späterhin  indess 
sind  diese  Delicte,  um  der  Verschiedenheit  der  Verschuldung  Rech- 
nung zu  tragen,  regelmässig  im  ausserordentlichen  Verfahren  als 


Erlass(Cod.  7,  18,  2):  de  latronum  famüia  descendentihus  ex  larffitione  pnncipali 
vel  aadoritate  fiscali  servis  f actis  retro  principes  libertatem  dmegari  dtcreveruftt 
ist  in  seiner  Beziehung  nicht  klar.  Bei  den  aus  dem  Käubergesinde  herstammen- 
den Freien,  welche  auf  Lebenszeit  der  Unfreiheit  verfallen  sollen,  scheint  zu- 
nächst gedacht  an  die  mit  den  Banden  aufgegriffenen  Kinder  und  den  sonstigen 
Anhang;  es  ist  wohl  eher  ;an  geringere  Mitschuld  g^acht  als  an  eigentlich 
erbliche  Bestrafung. 

»  C.  Th.  9,  15,  1  =  lust.  9,  17,  1  =  Inst.  4,  18,  6. 

>  Zwölftafeln  8,  9  Scholl «  Gaius  im  ZwölftafeinkommenUr  Dig.  47,  9,  9: 
qui  aedes  acervumve  frununti  iuxta  domum  positum  combusserif,  vinctus  verberatus 
igni  necari  iubetur,  si  modo  sciens  pritdensque  id  commiserit  Prozesse  dieser  Art 
gegen  Nichtbürger  verzeichnen  Dionys.  5,  51  und  Livius  26,  27.  ' 

•  Ulpian  Coli.  12,  5 :  incendiariis  lex  quidetn  Cornelia  aqua  et  igni  interdici 
iussit.  Das.  c.  7,  2.  Dig.  48,  8,  1  pr.  Cod.  9,  1,  11.  Cicero  parad.  4,  31. 
Einen  Prozess  der  Art  erwähnt  derselbe  de  n.  d.  3,  30,  74.  —  Dass  die  Brand- 
stiftung als  solche  auch  unter  die  Vergewaltigung  fällt,  folgt  weder  aus  ^en 
SteUen  Paul.  5,  26,  3;  Dig.  48,  6,  5  pr.,  wo,  wie  Ulpian  Dig.  47,  9,  1,  2  sagt, 
der  tumuHtUA  incenäii,  der  an  die  Feuersbrunst  regelmässig  sich  anknüpfende 
Auflauf  gemeint  ist ,  noch  daraus ,  dass  die  Untersuchung  wegen  der 
Ermordung  des  Clodius  (S.  199  A.  2)  neben  der  Vergewaltigung  auch  den 
Brand  der  Curie  umfasste  (Asconius  in  Mil.  p.  37),  da  diese  auf  Specialgesetz 
beruht. 

*  Dig.  47,  9,  8,  8 :  senatus  <$fisulto  cavetur  eos,  quorum  fraude  aut  consilio 
naufragi  svppreFsi  per  vim  fuissent,  ne  navi  vel  ibi  periclitantibiis  opüt^lentur, 
legis  Corneliae  quae  de  sicariis  laJia  est  poenis  adfuiendos.  Dig.  48,  8,  8,  4:  qui 
naufragium  (wohl  zu  ändern  in  naufragum)  suppresserit  Es  scheint  hiebei 
zunächst  gedacht  an  gewaltsame  Verhinderung  der  Mannschaft  {stippritnere  wie 
bei  dem  Plagium)  an  der  Flottmachung  eines  gestrandeten  Schiffes ;  aber  schwer- 
lich hat  sich  der  Beschluss  auf  diesen  Fall  beschränkt. 
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qualificirte  Sachbeschädigung  behandelt  worden  und  werden  zweck- 
mässiger in  dieser  Verbindung  erörtert. 


Prozessualisch  ist  über  den  wenig  bekannten  quästorischen  Formen  de« 
Mordprozess  zu  dem  in  der  Einleitung  Bemerkten  nichts  hinzu-  ^^'*" 
zufügen;  bis  gegen  die  Gracchenzeit  hin  und  bei  dem  Nächsten- 
mord sogar  bis  in  die  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  muss  das  römische 
Gemeinwesen  mit  demselben  ausgekommen  sein.  Da  er  nur  gegen 
den  Bürger  zur  Anwendung  kam,  wird  er  praktisch  ergänzt  worden 
sein  durch  die  gegen  den  Nichtbürger  in  der  Stadt  Eom  unbe- 
schränkt schaltende  Coercition  der  Imperienträger.  Bei  dem  wohl 
schon  im  Anfang  des  7.  Jahrhunderts  eintretenden  magistratischen 
Geschwornenprozess  scheint  ein  Prätor  schon  früh  die  Leitung 
gehabt  zu  haben  * ;  einen  eigenen  *  hat  die  Quästion  wenn  nicht 
früher,  so  sicher  durch  Sulla  erhalten^.  Die  Häufigkeit  der  unter 
diese  Kategorie  fallenden  Verbrechen  hat  wahrscheinlich  von  An- 
fang an  zu  Einrichtungen  geführt,  die  die  gleichzeitige  Verhand- 
lung mehrerer  solcher  Prozesse  möglich  machten.  Vormänner  der 
Geschwornen,  die  ohne  Magistrate  zu  sein  mit  quasimagistratischer 
Befugniss  die  Quästion  leiten,  iudices  derselben  mögen  schon  früh 
functionirt  haben  ^.  Späterhin  führen  neben  dem  Prätor  die  ge- 
wesenen Aedilen  im  Amtsnach jähre  in  diesen  Prozessen  den  Vorsitz*. 
Die  Geschäftstheilung  lässt  sich  nicht  in  ausreichender  Weise  er- 
kennen, dürfte  sich  aber  an  die  verschiedenen  Kategorien  der 
Delicto  angeschlossen  haben.    Der  Nächstenmord  scheint,  seit  er 


^  Ist  der  Bericht  über  Tubulus  (S.  203  A.  1)  genau,  so  hat  schon  Yor 
dem  J.  618/141  ein  Prätor  das  Mordgericht  geleitet. 

'  Das  comelische  Gesetz  (Coli.  1,  3,  1)  überträgt  diese  Prozessleitung  an 
den  praetor  iudexve  quaestionis,  cui  aorie  ohvenerit  quaestio  de  sicarw,  8t.  R.  2, 
201  A.  5. 

'  Asconius  in  Mil.  12,  82  p.  46:  L.  Casnius  (LonginnSy  Volkstribun  617/187, 
Consul  627/127) .  .  .  quotiens  quaesitor  iuäicii  dLicuius  esset ,  in  quo  quaerebcUur 
de  homine  ocdso,  suadebctt  atque  etiam  praeibat  iudidhus  .  .  .  ut  qwureretur^  cui 
bono  fuisset  pertre  eum,  de  cuius  morte  quaerüwr;  wegen  dieser  seiner  Strenge 
sei  er  zum  Untersuchungsrichter  im  Vestalinnenprozess  641/113  bestellt  worden. 
Darum  heisst  er  bei  Cicero  (pro  Sex.  Roscio  80,  85)  qu<iesiior  ac  iudex.  Der 
hier  erwähnte  häuüge  Vorsitz  im  Mordprozess  kann  unmöglich  auf  eine  eigent- 
lich magistratische  Stellung  bezogen  werden;  es  muss  damals  der  der  ständigen 
Mordquästion  Vorsitzende  Magistrat  die  Führung  des  Mordprozesses  einem  Pri- 
vaten mit  quasi-magist ratischem  Recht  haben  überweisen  können. 

^  Die  St.  R.  2,  586  fg.  gegebene  Ausführung  über  den  iudex  queiesitionis 
rerum  capitcHium  (so  die  Inschrift  CLL.  V,  862)  oder  gewöhnlich  iudex  quhestionis 


Teifahren. 
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vor  die  Geschwornen  gewiesen  ist,  nicht  bloss  ausser  der  Reihe 
behandelt  S  sondern  auch  dem  Prätor  vorbehalten  gewesen  zu  sein  *. 
Weiter  greift  hier  der  Unterschied  des  gewaltthätigen  Mordes  und 
der  Giftmischerei  ein  und  werden  schon  in  vorsullanischer  Zeit  die 
Dirigenten  nach  diesen  Sectionen  betitelt®, 
copiitionai-  Schwieriger  als  bei  den  meisten  Quästionen  muss  es  bei  dieser 
gewesen  sein  die  für  das  spätere  Verfahren  erforderlichen  frei- 
willigen Ankläger  zur  Uebernahme  dieses  gehässigen  und  oft  ge- 
fährlichen Geschäfts  zu  bestimmen.  Rechtlicher  Beschränkung  auf 
den  bürgerlichen  Verbrecher  unterlag  das  Geschwomenverfahren 
nicht,  sondern  konnte  auch  gegen  Nichtbürger  und  Unfreie  zur 
Anwendung  kommen.  Man  möchte  glauben,  dass  von  dem  weit- 
läuftigen  und  die  Bürgerschaft  weit  mehr  als  das  comitiale  be- 
lästigenden Verfahren  vorzugsweise  häufig  im  Mordprozess  ab- 
gesehen worden  ist.  Unsere  Rechtstiberlieferung  indess  entspricht 
dem  nicht;  unter  den  Delicten,  bei  welchen  auf  blosse  Anzeige 
hin  das  Official verfahren  eintritt,  wird  der  Mord  nicht  bloss  nicht 
genannt,  sondern  die  Zulassung  desselben  für  den  Fall,  dass  ein 
Sclave  den  Mörder  seines  Herrn  zur  Anzeige  bringt  (S.  350  A.  6), 
scheint  das  Officialverfahren  bei  Mordthaten  als  regelmässiges  aus- 
zuschliessen.  Nur  für  den  häufigen  und  vor  allem  gefährlichen 
Fall  der  Ermordung  des  Hausherrn  durch  sein  Gesinde  finden  sich 
zum  Zwecke  der  Förderung  derartiger  Prozesse  in  den  Gesetzen 
besondere  Massregeln  angeordnet. 

Wenn  die  Thatsache  der  Ermordung  eines  Hausherrn  durch 
Gewalt  oder   Gift*   festgestellt    ist,    so    ist    von    der  Beerbung 


kann  hier  nicht  wiederholt  werden.  Es  ist  dort  gezeigt,  dass  er  nur  bei  dem 
Mordprozess  vorkommt  und  dass  er,  ohne  aus  der  Volkswahl  direct  hervor- 
zugehen, als  aedilicius  magistratischen  Charakter  und  magistratische  Gewalt  hat« 
^  Cicero  de  inv.  2,  19,  58.  Ungenau  nennt  Fomponius  Dig.  1,  2,  2,  82 
als  von  Sulla  geordnet  die  Quästionen  de  falso^  de  parricidio,  de  sicariis. 

*  Die  heiden  einzigen  derartigen  Prozesse,  deren  Vorsitzer  wir  kennen, 
der  gegen  Sex.  Roscius  geführte  und  ein  anderer  (Val.  Max.  8,  1,  amb.  1),  sind 
von  Prätoren  geleitet  (St.  R.  2,  201  A.  5). 

'  C.  Claudius  Pulcher  Consul  662/92  heisst  in  seinem  Elogium  (C.  I.  L. 
I'  p.  200)  iudex  qfuaestionia)  veneftcis,  p(raetor)  repetundis.  In  dem  in  die  ersten 
Jahre  nach  Sulla 'verlegten  Dialog  de  deorum  tiatura  sagt  Cicero  8,  8,  70  nach 
Anführung  einer  Reihe  von  Specialquästionen:  hasc  quotidiana  sicae,  veneni, 
peculatuSy  testamentorum  eUam  lege  nava  quaestiones.  Im  J.  688  finden  wir  drei 
Aedilicier  bei  dieser  Quästion  beschäftigt,  M.  Plaetorius  und  C.  Flaminins  inter 
sicarios  (Cicero  pro  Cluentio  58,  147),  Q.  Yoconius  Naso  für  veneficia]  vermuth- 
lich  fungirte  neben  diesen  noch  der  Prätor.    Vgl.  St.  R.  2,  588  A.  2  und  8. 

*  Üer  Giftmord  ist  hier  eingeschlossen:  Dig.  29,  5,  22.    Cod.  6,  85,  9. 
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desselben  jeder   ausgeschlossen,    welcher   unterlassen   hat   gegen    oesind«- 
die   Sclaven   des  Ermordeten   die  Aecusation   anzustellen  * ,    aus-  ■»<»'*p««^» 

all 

geschlossen  auch',  wer  vor  dem  Ahschluss  der  Untersuchung  die Erbenpiuoht. 
Eröffnung  des  Testaments  herbeigeführt  hat,  weil  durch  dieselbe 
die  etwa  darin  enthaltenen  Freilassungen  in  Kraft  treten  und 
damit  diese  Individuen  der  Sclavenvemehmung  mit  Anwendung 
der  Folterung  entzogen  werden.  Was  demjenigen,  welcher  diese 
Vorschriften  verletzt ,  von  Todeswegen  zugefallen  sein  würde,  ver- 
fällt dem  Staat». 

Wenn   die   gewaltthätige  Ermordung   eines  Hausherrn  statt- cognitionai- 
gefunden  hat  —  der  Giftmord  ist  hier  ausgeschlossen  *  —  und  An«  '^*J^ 
klage  gegen  das  Gesinde  nicht  erhoben  wird*^,  so  schreitet  der   Gwind«- 
Prätor  —  wahrscheinlich  der  diese  Quästion  leitende  —  von  Amts-     "^'*' 
wegen  ein*  und  stellt  mit  den  Sclaven  in   den  für  Unfreie  vor- 
geschriebenen Normen  das  Verhör  au.    Es  erstreckt  sich  dies  auf 
die  Sclaven  sowohl  des  Ermordeten  selbst  wie  auch,  wenn  dieser 
im  Ehestand  lebte  ^,  auf  die  des  Ehegatten.   Selbst  wenn  die  Thäter- 
schaft  ermittelt  ist,  kann  es  zur  Ermittelung  der  Mitschuldigen 
fortgesetzt  werden».    Darauf  unterliegen  diejenigen,  die  nach  den 


^  Kur  die  Accusationsform,  die  bei  dem  Gesindeprozess  auch  Dig.  29, 
^,  25  pr.  vorausgesetzt  wird,  ist  hier  denkbar,  da  der  hier  in  erster  Reihe 
berücksichtigte  Testamentserbe  vor  Eröffnung  des  Testaments  nur  in  dieser 
Weise  die  Vernehmung  der  Sclaven  des  Erblassers  herbeiführen  kann.  Auch 
<las8  die  Bestrafung  der  Sclaven  durch  die  Erben  zweiten  Grades  herbeigeführt 
werden  kann  (Dig.  29,  5, 15  pr.),  beweist,  dass  das  Hausherrenrecht  hiebei  nicht 
in  Betracht  kommt. 

'  Vielleicht  nur  bei  gewaltthätiger  Tödtung,  obwohl  Cod.  6,  85,  9  dies 
sieht  nothwendig  fordert. 

»  Paulus  3,  5,  7.  Dig.  29,  5,  5,  2.  1.  9.  1. 18.  1.  15,  2.  1  21, 1.  1.  26.  Cod.  6, 
85,  1.  c.  8.  c.  6.  c.  10.  Die  Einziehung  des  dem  Staat  verfallenen  Vermögens  er- 
folgt natürlich  nicht  im  Strafverfahren,  sondern  durch  Fiscalprozess  (Cod.  6, 85, 8). 

*  Paulus  8,  5,  2.    Dig.  29,  5,  1,  18.  21.   1.  20.   1.  21. 

*  Die  Cognition  wird  weggefallen  sein,  wenn  in  der  vorher  bezeichneten 
oder  in  anderer  Weise  Aecusation  erhoben  wurde,  unmöglich  kann,  da  der 
Ankläger  sich  gegen  einzelne  Sclaven  wenden  musste,  die  Bestrafung  so  wie 
hei  der  Cognition  auf  das  gesammte  Gesinde  ausgedehnt  worden  sein;  wt^bei 
auch  in  Betracht  kommt,  dass  regelmässig  der  Kläger  als  künftiger  Erbe  durch 
«ine  derartige  Ausdehnung  vermögensrechtlich  geschädigt  wurde. 

*  S.  849  A.  1.  Papinianus  Dig.  1,  21,  1:  si  a  familia  dominus  ocdsus  esse 
dieekir,  cogniiionem  praetor,  quam  ex  senatus  consulto  (dem  silanischen  vom  J.  10 
n.  Chr.)  TioM,  mandare  non  poterit  Ulpianus  Dig.  29,  15,  1  pr. :  senaius  consulta 
introduda  sunt  de  publica  quxiesiione  a  familia  necatorum  habenda. 

'  Paulus  8,  5,  5.    Dig.  29,  5,  1,  15. 
^  Paulus  8,  5,  12. 


650  Viertes  Buch.    Die  einzeben  Delicte. 

vorher  (S.  631)  bezeichneten  Normen  als  mitschuldig  erscheinen, 
der  Execution. 


Mordstnifen.  Ueber  die  Bestrafung  ist  bei  der  Verschiedenartigkeit  der 
in  dieser  Quästion  zusammengefassten  Delicte  bei  den  einzelnen 
Kategorien  gehandelt  worden.  Der  ältere  Strafprozess  kennt 
keine  andere  Strafe  als  die  capitale;  die  einzeln  auftretenden 
besonderen  Formen  der  Säckung  (S.  631  A.  8)  und  des  Scheiter- 
haufens (S.  643  A.  3),  sind  durch  die  Modalität  des  Delicts  be- 
stimmt worden,  während  sonst  das  Ermessen  der  Straf behörde 
entschieden  haben  wird. 

Die  durch  das  cornelische  Gesetz  festgesetzte  Strafe  wird  als 
capitale  bezeichnet  *,  was  im  eigentlichen  Sinn,  wie  wir  sahen,  bei 
dem  Parricidium  zutrifft.  Für  den  nicht  gegen  eine  Nahperson 
gerichteten  durch  Gewalt  oder  Gift  herbeigeführten  Mord  so  wie  für 
die  Brandstiftung  beschränkt  sie  die  Strafe  auf  die  Interdiction 
von  Wasser  und  Feuer,  was  dann  durch  das  pompeische  Gesetz 
auch  auf  den  Nächstenmord  erstreckt  ward;  es  konnte  aber  auch 
die  Interdiction  als  Capitalstrafe  gefasst  werden,  insofern  auf  den 
Bannbruch  der  Tod  stand.  In  dem  geschärften  Strafsystem  der 
Kaiserzeit  wird  für  die  Interdiction  auch  hier  bei  Personen  besserer 
Stände  die  Deportation  substituirt,  während  bei  geringeren  die 
Todesstrafe  eintritt,  in  schwereren  Fällen  häufig  in  geschärfter 
Form. 

In  wie  weit  die  hiemit  bezeichneten  gesetzlichen  Strafen  der 
Milderung  fähig  sind,  kann,  abgesehen  von  dem,  was  bei  den  Mo- 
tiven des  Mordes  bemerkt  worden  ist  (S.  626),  hier  nicht  erörtert 
werden;  es  kommen  dafür  die  allgemeinen  am  Schluss  des  fünften 
Buchs  entwickelten  Bestimmungen  zur  Anwendung. 

Verlust  des  Vermögens  trifft  nach  republikanischem  Recht 
den  Mörder  nicht;  von  Rechts  wegen  bleibt  sogar  das  Testament 
desselben  in  Kraft*. 


^  Cornelisches  Gesetz  bei  Cicero  pro  Cluentio  54,  148:  deqiie  eius  capiie 
quaerito.    Daher  das  praeiudicium  capitis  S.  630  A.  2. 

"  Schrift  ad  Her.  1,  13,  23;  Cicero  de  inv.  2,  50,  148.  Nach  dem  Zu- 
sammenhang wird  das  Testament  des  Muttermördera  Malleolus  angefochten 
als  eines  Unzurechnungsfähigen  (furiosus),  woraus  wohl  geschlossen  werden 
muss,  dass  der  Rechtsbeständigkeit  nur  etwa  jene  Fiction  entgegenstand,  welche 
auch  bei  dem  Verschwender  begegnet.  Da  die  Anfechtenden  die  Intestaterben 
sind,    so   steht  der  Erbgang  selbst  nicht  in  Frage.    Auch  was  Cicero  sagt  (de 
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Hinsichtlich  der  Entziehung  des  Grabrechts  und  der  sonstigen 
Schmälerung  der  Ehrenrechte  ist  auf  die  allgemeinen  im  fünften 
Buch  behandelten  Festsetzungen  zu  verweisen;  besondere  Bestim- 
mungen für  diese  Delicte  sind  nicht  überliefert. 


domo  27,  45):  iudicia  populi  (sunt  ita)  a  maioribus  constittäa,  ...  ut  ne  poena 
capitis  cum  pecunia  cofiiungatur ,  führt  zu  dem  gleichen  Ergebniss;  nur  muss 
man  sich  erinnern,  dass  die  Vermögenseinziehung,  die  den  des  Bürgerrechts 
verlustigen  perdueUis  trifft,  rechtlich  nicht  als  poena  angesehen  werden  kann. 


Vierter  Abschnitt. 

Yergewaltignng  (via). 


7ite  wnd  Vis  ist   die  Gewalt  und  insonderheit   die  Uebergewalt ,   der 

'^•*'*  Zwang,  durch  welchen  eine  Person  die  andere  entweder  physisch 
nöthigt  gegen  ihren  Willen  eine  Handlung  geschehen  zu  lassen 
oder  auch  sie  dem  Willen  nach  vergewaltigt,  durch  Androhung 
eines  Uebels,  also  durch  die  Furcht  (metus)  sie  zur  Vornahme  oder 
zur  Unterlassung  einer  Handlung  bestimmend  ^ 

ErUttbte  Wie  die  Tödtung  ist  auch  der  Zwang  unter  gewissen  Voraus- 

oewait.    Satzungen  berechtigt: 


'  Ulpian  (Dig.  4,  2,  1)  definirt  die  vis  als  necesBÜas  imposäa  contraria  vo- 
Itmtatiy  den  metus  als  instantis  vel  futuri  periculi  causa  tnentis  irepidaüo  und 
itlgt  treffend  hinzu,  dass  die  ältere  Formel  vi  metusve  causa  pleonastisch  und 
von  der  späteren  metus  causa  begrifflich  nicht  verschieden  sei.  —  Neben  diesem 
feststehenden  Gebrauch  des  Wortes  vis  (welche,  wo  sie  als  Scheingewalt  bei 
den  Yindicationsformalien  auftritt,  von  Gellius  20,  10,  10  vis  civilis  et  festucaria 
genannt  wird)  begegnet  ein  abgeschwächter,  von  dem  die  Juristen  selbst  die 
eigentliche  vis  als  vis  atrox  (Dig.  4,  2,  1.  1.  3,  1.  48,  16, 1,  3,  auch  vis  corporaUs 
Dig.  43,  16,  1,  29)  unterscheiden,  jedoch  beschränkt  auf  gewisse  feste  Formeln, 
das  vim  fieri  vetoides  Edicts  uti  possidetis  und  anderer  ähnlicher  und  auf  das 
Interdict  quod  vi  aut  dam.  Hier  ist  vis  jede  Handlung,  welche  im  ersten  Fall 
gegen  den  Willen  des  Prätors,  im  zweiten  gegen  den  Willen  der  bezüglichen 
Person  geschieht,  wie  dies  die  Interpretation  der  zweiten  Formel  contra  quam 
prohibetur  (Dig.  43,  24,  1,  5)  ausspricht  Zu  Grunde  liegt  wohl  eine  logische 
Ellipse;  der  thätliche  Ungehorsam  gegen  den  Befehl  des  Prätors  wird  gesetzt 
für  den  Ungehorsam  überhaupt  und  ebenso  die  thätliche  Widersetzlichkeit 
gegen  den  Willen  eines  Dritten  für  die  Widersetzlichkeit  schlechthin,  wozu 
dann  das  Handeln  ohne  dessen  Vorwissen  (dam)  als  die  andere  Grenze  des 
unerlaubten  Handelns  hinzutritt  Diese  in  fester  Prägung  und  in  fester  An- 
wendung auftretenden  Phrasen  müssen  für  den  gemeinen  und  zugleich  straf- 
rechtlichen Werth  des  Wortes  bei  Seite  bleiben. 


Vierter  Abschnitt    Vergewaltigung.  658 

1.  von  Seiten  des  Hausherrn  und  der  Obrigkeit,  so  weit  der 
Hausherr  und  der  Magistrat  befugt  sind  Gehorsam  zu  fordern; 

2.  im  Fall  der  Abwehr  eines  Delicts.  Wie  bei  der  Lebens- 
gefährdung (S.  620)  ist  auch  bei  dem  Diebstahl,  der  Realinjurie, 
überhaupt  bei  jedem  delictischen  Angriff  dem  Angegriffenen  inner- 
halb der  Vertheidigung  die  Gewalt  gestattet;  aber  hier  noch  in 
höherem  Grade  als  bei  der  Lebensgefahr  sind  die  Grenzen  der  Noth- 
wehr  einzuhalten  und  wird  die  Ueberschreitung  schwerer  ge- 
ahndet ^ ; 

3.  im  Fall  einer  Nothlage.  Namentlich  bei  Feuersbrunst '  und 
Seegefahr  ^  ist  gewaltsame  Beschädigung  oder  Zerstörung  fremden 
Eigenthums  insoweit  gestattet,  als  die  Abwendung  der  den  eigenen 
Interessen  drohenden  Gefahr  sie  erfordert. 

Die  rechtswidrige  Vergewaltigung  erscheint  als  selbständiger  Lafisitto- 
Rechtsbegriff  in  der  ursprünglichen  römischen  Rechtsordnung  nicht.  "*^Jf„^J^ 
Zuerst  tritt  sie  auf  in  dem  nicht  delictischen  Privatrecht  und  zwariichtueh  der 
in  zwei  Anwendungen,  die  den  prätorischen  Satzungen  angehören,  ^^^[T^^ 
bei  den  Besitzinterdicten  und   bei   der  Wiedereinsetzung  in  den 
■vorigen  Stand.    Einerseits  ward  in  Folge  der  Beschränkung  des 
Furtum  auf  bewegliche  Sachen  in  relativ  früher  Zeit  dem  Boden- 
inhaber  wegen   gewaltthätiger  Entsetzung   aus   dem  Besitz   vom 
Prätor  eine  Rechtshülfe  gewährt,  die  im  praktischen  Ergebniss 
der  Diebstahlsklage  wesentlich  gleich  kam,  welche  aber  als  nicht 
delictisch  im  Strafrecht  nicht  zu  behandeln  ist  *.    Andrerseits  ward 
die   Rechtsregel   aufgestellt,    dass    die    durch   Furcht    bestimmte 
Willenshandlung  ^  als  nicht  geschehen  zu  behandeln  und  demnach 
die  daran  geknüpften  Rechtsfolgen  aufzuheben   seien.    Auch  hie- 


^  Dig.  43,  16,  1,  27:  mm  vi  repellere  Heere  Cassius  scrünt  idque  ius  natura 
comparatttr ;  apparet  .  .  .  arma  amiis  repeüere  licere:  9,  2,  45,  4.  48,  16,  3,  9. 
1.  17.  —  Mehr  als  dies  Iftsst  sich  nicht  sagen;  positive  Ahgrenzung  gehen  die 
Quellen  nicht  und  sie  ist  auch  weder  logisch  noch  praktisch  gerechtfertigt. 

«  Dig.  9,  2,  49,  1.  48,  24,  7,  4.  47,  9,  3,  7. 

•  Dig.  19,  5,  14  pr. 

^  Das  interdicium  unde  vi,  dessen  delictische  Natur  (atrocitatem  facinaris 
in  se  habet:  Dig.  43,  16,  1,  43;  Ausschluss  des  Uebergangs  auf  den  Erben 
Dig.  44,  7,  85)  durch  seine  Einreihung  in  die  Besitzlehre  verdunkelt  ist,  be- 
zeichnet Cicero  als  altherkömmlich  (pro  TuUio  44:  apud  maiares  nostros)  und 
es  erscheint  bereits  in  dem  im  J.  643/111  erlassenen  Ackergesetz  (Z.  18).  Das 
zweite  nach  Cicero  in  der  oben  angeführten  688/71  gehaltenen  Rede  c.  46  um 
diese  Zeit  hinzugefügte  Interdict  ist  ohne  Zweifel  das  de  vi  armata. 

^  Dig.  4,  2,  21,  5:  quamvis,  si  liberum  esset,  noluissem,  tarnen  coactus  volui. 
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von  reichen  die  Anfänge  gewiss  in  frühe  Zeit  zurück  ^ ;  aber  diese 
'Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand'  gehört  ebenfalls  in  das 
nicht  delictische  Civilrecht. 

In  das  Strafrecht,  und  zwar  gleichzeitig  in  den  Quästionen- 
und  in  den  Privatprozess  ist  die  Vergewaltigung  eingeführt  worden 
durch  die  legislatorischen  Massregeln,  welche  nach  der  im  Anfang 
des  J.  677/77  bewirkten  Niederwerfung  des  lepidianischen  Auf- 
standes zur  Beseitigung  seiner  Nachwehen  ergriffen  wurden.  Da- 
mals erging  einerseits  das  plotische  Gewaltgesetz*,  aus  welchem 
das  öffentliche  Strafverfahren  dieser  Kategorie  hervorgegangen  ist, 
andrerseits  das   zuerst   von   dem   Peregrinenprätor  M.   Terentius 


^  Prätorisches  Edict  Dig.  4,  2,  1:  quod  metus  causa  gesium  erity  ratum 
non  hdbebo.  Wie  das  Edict  uns  vorliegt,  ist  es  gar  keine  ausserordentliche 
Rechtshülfe.  Wer  Vergewaltigung  behauptet,  hat  Anspruch  auf  Aufhebung 
ihrer  Folgen,  sei  es  durch  Einspruch  gegen  die  auf  den  fraglichen  Act  ge- 
gründete Klage,  sei  es  durch  die  selbstständige  Raubklage  (S.  661  A.  8);  die 
Thatsache,  ob  Gewalt  geübt  worden  ist  oder  nicht,  entscheidet  nicht  der 
Magistrat,  sondern  in  beiden  Fällen  der  Geschworne.  Wie  jung  in  dieser  Gestalt 
das  Rechtsmittel  ist,  zeigt  ausser  dem  Fehlen  der  effectiven  magistratischen  Re- 
stitution die  völlig  denaturirte  hiebei  zu  Grunde  liegende  Raubklage.  Ursprung- 
lich ist  die  Vergewaltigung  sicher  behandelt  worden  wie  die  Arglist:  der 
Magistrat  gab  bei  behaupteter  Vergewaltigung,  wo  die  Einrede  nicht  genügte, 
nach  Vorprüfung  der  Sache  eine  ausserordentliche  Klage. 

*  Nach  der  lex  Plautia  (oder  Plotia)  de  vi  sind  angeklagt  worden  Catilina 
im  J.  691/68  (Sallust  Cat.  81);  dann  nach  dessen  Katastrophe  dessen  Mit- 
verschwonie  (Pseudo-Sallust  in  Cic.  2,  8),  darunter  P.  Cornelius  Sulla  (schol. 
Bob.  zu  pro  Sulla  88,  92  p.  868);  ein  Mitschuldiger  Milos  im  J.  702  (Asconius 
in  Mil.  p.  55);  M.  Tuccius  im  J.  708/51  (Caelius  bei  Cicero  ep.  8,  8,  1);  er- 
wähnt wird  sie  auch  von  Calvus  bei  Quintilian  9,  8,  56.  —  Das  Gesetz,  nach 
welchem  Caelius  im  J.  698/56  angeklagt  ward,  bezeichnet  Cicero  als  Gesetz  de 
vi,  quam  legem  Q.  Cattdus  armata  dissensione  civium  rei  publicae  paene  extremis 
temporibtis  tulit  (pro  Caelio  29,  70).  Es  ist  demnach  ergangen,  nachdem  Catulus 
als  Consul  676/78  und  dann  als  Proconsul  677/77  die  lepidianische  Insurrection 
bewältigt  hatte  und  ist  wahrscheinlich  dasjenige  Gesetz,  das  nach  Lepidus  Tode 
die  Lepidianer  amnestirte  (Sueton  Caes.  5;  Gellius  18,  8).  Die  Amnestie  für 
den  Rest  der  Aufständischen  und  die  Androhung  crimineller  Verfolgung  für 
weiteren  Friedensbruch  passen  gut  zusammen.  Da  nach  Ciceros  ausdrQck- 
licher  Angabe  (a.  a.  0.)  nach  dem  Gesetz  des  Catulus  die  Catilinarier  gerichtet 
worden  sind  und  da  weiter  ein  vom  J.  691/68  bis  zum  J.  708/51  in  Kraft 
stehendes  Gesetz  nothwendig  auch  im  J.  698/56  massgebend  gewesen  sein  mass, 
zwei  Grundgesetze  für  dieselbe  Quästion  nicht  gleichzeitig  in  Kraft  gestanden 
haben  können,  so  muss  das  plotische  Gesetz  eben  das  des  Catulus  sein.  Catulus 
als  Führer  des  Senats  wird  dasselbe,  da  er  als  Proconsul  nicht  selbst  rogiren 
konnte,  durch  einen  untergeordneten  Tribun  an  das  Volk  haben  bringen  lassen, 
wobei  allerdings  das  positive  ferre  befremdet. 
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Varro  Lucullus  aufgestellte  und  seitdem  stUndige  Edict,  aus 
welchem  das  Privatdelict  des  Raubes  sich  entwickelt  hat*.  Es 
wird  weiterhin  versucht  werden,  den  Inhalt  beider  Straf  klagen 
80  weit  möglich  näher  zu  bestimmen;  im  wesentlichen  richten 
sie  sich  gegen  bandenmässige  Störung  des  öffentlichen  Friedens 
und  liegt  ihre  praktische  Bedeutung  weniger  in  dem  unter  diese 
Klagen  gezogenen  Thatbestand,  welcher  im  Allgemeinen  auch  unter 
das  Majestätsdelict  fiel,  als  in  der  Abänderung  und  der  Beschleu- 
nigung des  Prozesses. 

Weiter  entwickelt  worden  ist  diese  Delictkategorie  nicht  durch 
dafür  ergangene  Specialgesetze,  sondern  durch  die  allgemeinen 
eher  von  dem  Dictator  Caesar  als  von  Augustus  erlassenen  Ord- 
nungen für  die  öffentlichen  und  die  privaten  Geschwornengerichte '. 
Jede  der  beiden  muss,  sei  es  bei  den  einzelnen  Clausein,  sei  es 
in  den  Schlusssanctionen ,  die  in  ihr  untersagten  Handlungen  als 
Gewaltgebrauch  bezeichnet  und  zusammenfassend  mit  crimineller 
Bestrafung,  das  Gesetz  für  die  öffentlichen  Gerichte  mit  schwererer, 
das  für  die  Privatgerichte  mit  leichterer  belegt  haben*,  woraus 
sich  dann  der  Sprachgebrauch  entwickelt  hat  die  in  dem  ersteren 
verbotenen  als  vis  publica ,  die  Delicto  des  andern  als  vis  privata 
zu  bezeichnen.  Diese  julischen  Gesetze  nahmen  das  ältere  plotische 
in  sich  auf  und  werden  aus  diesem  Grunde  so  wie  auch  wegen 
ihrer  allgemeinen  Richtung  gegen  Eigenmacht  und  Missbrauch  mit 
dem  Namen  der  Vergewaltigungsgesetze  belegt. 

Der  Begriff  der  Vergewaltigung ,  wie  er  an  die  Spitze  dieses  Thatbettand 
Abschnittes  gestellt  worden  ist,  soll  hier  in  seinen  strafrechtlichen  ^^u^^^^ 
Anwendungen  entwickelt,  das  heisst  es  sollen  theils  die  in  den    oewait 
plotischen  und  den  beiden  julischen  Gesetzen  aufgeführten  Straf- 


*  Cicero  pro  TuUio  9.  M.  Lucullus,  Consul  681/73,  war  Peregrinenprätor 
(AsconiuB  in  or.  in  tog.  cand.  p.  84),  im  J.  677/77  oder  wahrscheinlicher  678/76. 

*  Dass  die  lex  iudiciorum  publicorum  mit  der  lex  lulia  de  vi  publica  und 
die  lex  iudiciorum  privatorum  mit  der  lex  lulia  de  vi  privaia  zusammenfallen, 
ist  schon  im  ersten  Buch  (S.  128)  ausgeführt  worden.  Ungenau,  aher  bei  dem 
Parallelismus  der  beiden  Gesetze  erklärlich  werden  sie  als  lex  lulia  dt  vi 
publica  et  (seu  lust)  privata  zusammengefasst  bei  Ulpian  (Coli.  9,  2,  1)  und  in 
der  Rubrik  C.  Th.  9,  10  —  Tust,  9,  12;  es  findet  sich  auch  lex  lulia  de  vi 
pubUco  iudicio  (C.  Th.  9,  20,  1  =  lust  9,  81,  1 ;  vgl.  S.  658  A.  9). 

'  Ulpian  big.  48,  19,  82:  si  praeses  vel  iudex  ita  interlociUus  sit:  ^vim 
fecisti^  si  quidem  ex  inierdido,  non  erit  notatus  nee  poena  legis  luliae  sequetur; 
si  vero  ex  crimine,  aliud  est.  quid  si  non  distinxerit  praeses,  uirum  lulia  publi- 
corum an  lulia  privatorum  ?  tunc  ex  crimine  erit  aestimandum,  sed  si  utriusqiie 
legis  crimina  obiecta  su/nt,'  mitior  lex^  id  est  privatorum  erit  sequeiida. 
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thaten,  theils  diejenigen  der  von  Lucullus  aufgestellten  Privat- 
delictklage  vi  bonorum  raptorum  zusammengestellt  werden.  Das 
Dejectionsinterdict  so  wie  die  prätorische  Restitution  wegen  der 
durch  Furcht  heiTorgerufenen  Handlungen  können  aus  den  vor- 
her angeführten  Gründen  im  Strafrecht  nicht  behandelt  werden, 
obwohl  der  dabei  zu  Grunde  liegende  BegriflF  der  Vergewaltigung 
der  gleiche  i8t^  Was  von  allen  römischen  Delictkategorien  gilt, 
dass  in  Folge  der  exemplificatorischen  Fassung  der  Gesetze  der 
Grundbegriff  nicht  selten  verschoben  und  denaturirt  wird,  tritt 
bei  diesen  julischen  Gesetzen,  ihrem  eigentMch  allgemeinen 
Charakter  entsprechend,  in  einer  den  Grundbegriif  fast  aufheben- 
den Ausdehnung  ein.  Ausserdem  aber  reicht  wenigstens  in  dem 
älteren  Rechtssystem  der  delictische  Begriif  der  Vergewaltigung 
weiter  als  die  julischen  Gesetze  und  wird  bei  zweifellos  unter 
jenen  fallenden  Handlungen  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
ausgeschlossen  und  nur  civile  Rechtshülfe  gewährt^.  Allerdings 
zeigt  sich  im  Laufe  der  Rechtsentwickelung  die  entgegengesetzte 
Tendenz  die  julischen  Criminalklagen  auf  jede  civilrechtl icher  Ver- 
antwortung unterliegende  Vergewaltigung  zu  erstrecken®,  wobei 
die  sonst  geltende  Rechtsregel,  dass,  wenn  aus  derselben  Hand- 
lung eine  Civil-  und  eine  Criminalklage  entspringt,  die  erstere 
nicht  vor  der  letzteren  angestellt  werden  darf,  ausser  Anwendung 


^  Dig.  48,  16,  1,  2:  ne  quid  auUm  per  vim  admittatur  etiam  (neben  dem 
Dejectionsinterdict)  legibus  Juliia  prospicitur  pubUcorum  et  privatorum  (wo  nicht 
geändert  werden  darf;  vgl.  Dig.  48,  19,  32;  Vat.  Fr.  197.  198)  nee  non  et  con^ 
stitutionibus  prindpum, 

*  Es  verträgt  sich  damit  nicht,  was  weiterhin  gezeigt  werden  wird,  dass 
in  voijustinianischer  Zeit  bei  der  Dejection  die  leichtere  Gewaltklage  nur  ge- 
geben ward,  wenn  dabei  Waffen  gebraucht  waren,  also  die  Dejection  mit  nicht 
bewaffneter  Hand ,  unzweifelhaft  eine  Gewaltthat ,  nicht  crimineU  behandelt 
worden  ist.  Ebenso  berechtigen  erlittene  Schläge  nur  dann  zur  Gewaltklage, 
wenn  sie  zugefügt  werden  homimbus  coacHs  (Cod.  9,  12,  4);  die  Zusammen- 
rottung war  also  entscheidend,  nicht  die  Vergewaltigung.  Auch  wegen  wider- 
rechtlicher Folterung  eines  Sclaven  räth  Labeo  (Dig.  48,  7,  4,  1)  nicht  die  Ge- 
walt- sondern  die  Injurienklage  anzustellen. 

•  Ulpian  Dig.  50,  17,  152  pr. :  hoc  iure  utimur,  ut  quidquid  omnino  per  vim 
fiat,  aut  in  vis  publicae  aut  in  vis  privatae  crimen  incidat  Anwendungen  dieser 
Regel  sind  die  weiterhin  erörterte  Zulassung  der  Criminalklage  bei  jeder  auch 
nicht  mit  den  Waffen  ausgeführten  Dejection  und  bei  jedem  Fall  der  bona  vi 
rapta.  Aehnlich  hat  nicht  die  römische  Gesetzgebung,  sondern  die  spätere 
römische  Rechtswissenschaft  den  Dolus  behandelt,  indem  sie  überall  wo 
dafür  eine  delictische  Civilklage  gegeben  wird,  den  criminellen  StelUonat 
zulässt. 
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gesetzt  wird  *.  —  Die  folgende  Ausführung  kann  nicht  mehr  geben 
als  Aufzählung  der  durch  die  Gleichheit  des  Strafgesetzes  und  der 
Prozessform  so  wie  des  Strafmasses  zusammengehaltenen  Reihe  von 
Einzelfällen,  bei  welchen  demnach  auch  die  analoge  Anwendung 
nur  in  beschränktem  Masse  zugelassen  werden  kann.  —  Die 
beiden  julischen  Gesetze,  deren  verschiedene  Strafsätze  nur  Straf- 
grade gewesen  zu  sein  scheinen,  sind  dabei  in  der  Weise  zu- 
sammengefasst  worden,  dass,  wo  bei  den  einzelnen  Strafthaten 
die  Stufe  genügend  bezeugt  ist,  dies  ausdrücklich  hervorgehoben 
wird,  wo  sie  dagegen  lediglich  auf  der  Einreihung  in  den  einen 
oder  den  anderen  der  beiden  Digestentitel  beruht,  bei  der  Un- 
zuverlässigkeit  dieses  Moments  dies  aus  den  Citaten  zu  ent- 
nehmen ist*. 

1.  Das  plotische  Gesetz®  und  ebenso  die  julischen*  sind  Aufruhr, 
hauptsächlich  gerichtet  gegen  den  Aufstand,  fallen  also  insofern 
zusammen  mit  dem  Majestätsgesetz  (S.  562  fg.).  Das  Moment  des 
Widerstandes  gegen  die  Obrigkeit  indess  wird  hier  nicht  so  wie 
bei  dem  Majestätsverbrechen  gefordert,  und  wenn  das  letztere 
vorzugsweise  die  Anstifter  und  die  Führer  des  Aufstandes  trifft, 
so  richtet  sich  das  julische  Gewaltgesetz  mit  seiner  geringeren 
Strafe  gegen  sämmtliche  Theilnehmer  *.  Hervorgehoben  werden  die 
Zusammenrottung**;   die  Waffenführung   auf   öffentlichen  Strassen 


1  Dig.  47,  2,  15.  48,  8,  2,  1. 

^  Bei  den  beiden  Digestentiteln  48,  6  ad  legem  luliam  de  vi  publica  und  48,  7 
ad  legem  luliam  de  vi  privata  haben  die  justinianischen  Compilatoren  offenbar 
Schiebungen  vorgenommen,  ohne  sie  durchzufuhren;  so  steht  ein  Fall  mit  ver- 
schiedenen Yerfassernamen,  aber  wörtlich  gleichlautend  in  der  einen  wie  in  der 
anderen  Kategorie  (Ulpian  48,  6,  10,  1  =  Scaevola  48,  7,  2).  Dass  dieselbe 
Contravention  in  beiden  Gesetzen  gestanden  hat,  was  die  Digesten  mehrfach 
nahe  legen,  ist  weder  mit  der  Verschiedenheit  des  Strafmasses  vereinbar  noch 
mit  den  zuverlässigeren  Angaben  bei  Paulus  5,  26. 

'  Die  allgemeine  Tendenz  des  Gesetzes  bezeichnet  Cicero  pro  Cael.  1,  1 
(S.  654  A.  2):  de  seditiosis  conscderatisque  civihus,  qui  armati  senatum  ohsederint, 
magistratibus  vim  attulerintj  rem  publicam  oppugnarint  .  .  .  quaeri  iubet;  29,  70: 
de  vi  qtiaeritis:  quae  lex  ad  Imperium,  ad  maiestatem,  ad  staium  patriae,  ad 
saluttm  omnium  pertinet.  Ders.  de  har.  resp.  8,  15:  (Jlex)  de  vi  .  .  .  est  in  eos 
qui  universam  rem  publicam  oppugnassent. 

*  Die  enge  Verwandtschaft  der  plotischen  Gesetze  und  der  julischen  zeigt 
sich  namentlich  in  den  S.  658  A.  1  und  S.  659  A.  8  erwähnten  Bestimmungen. 

*  Dig.  48,  7,  3,  1:  nee  minus  hi  qui  convocati  sunt  eadem  lege  tenentur. 

^  Paulus  5,  26,  3}  qui  coetum  concwrsum  turbam  seditionem  incendium 
fecerit  und  «ähnlich  Marcianus  Dig.  48,  6,  3  pr.,  5  pr.  Ulpian  48,  6,  10,  1  = 
Scaevola  48,  7,  2:   qui  convocatis  hominibus  vim  fecerit,  quo  quis  verberetur  et 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strsfr.  42 
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und  Plätzen  ^ ;  derjenige  Waffenbesitz,  welcher  als  Vorbereitung  für 
den  Missbrauch  derselben  erscheint  *;  die  Störung  oder  Hinderung 
eines  Begräbnisses®.  Diese  Strafthaten  werden,  so  viel  wir  sehen, 
der  schwereren  Kategorie  nur  dann  zugezählt,  wenn  die  Zusammen- 
rottung für  Wahlzwecke*  oder  zur  Störung  von  Gerichtsverhand- 
lungen *  stattgefunden  hat;  in  der  Regel  kommt  das  niedrigere  Straf- 
mass zur  Anwendung^.  Die  gewaltsame  Entsetzung  aus  dem  Besitz, 
wie  sie  den  auf  Wiedererlangung  desselben  gerichteten  prätorischen 
Interdicten  zu  Grunde  liegt,  gehört,  wenn  dabei  Waffen  gebraucht 
sind,  nach  den  früheren  Ordnungen  zu  der  minderen  Kategorie''; 


puhetur  neque  homo  occisus  sit  —  Dass  die  Brandstiftung  als  solche  nicht 
auf  Grund  der  zuerst  angeführten  Stellen  der  Gewalt  zuzuzählen,  sondern  hier 
der  hei  der  Feuersbrunst  regelmässig  sich  einstellende  Auflauf  gemeint  ist, 
wird  bei  der  Sachbeschädigung  zur  Sprache  kommen.  —  Dass  der  als  Banden- 
verbrechen verübte  Raub  unter  dies  Gesetz  gezogen  werden  kann,  ist  ein- 
leuchtend und  darum  ist  auch  der  SSrlass  C.  Th.  9,  28,  2  «■  lust.  9,  12,-  9  in 
dem  letzteren  Gesetzbuch  hieher  gestellt. 

^  Paulus  5,  26,  8:  qui  cum  telo  in  puhlico  fuerit,  templa  portas  altudce 
quid  publicum  armatis  ohsederit  cinxerit  clauserit  occupaverit.  Marcianus  Dig. 
48,  6,  8,  1:  qui  pubes  cum  telo  in  puhUco  fuerit  48,  6,  10,  pr.  Dies  rührt 
her  aus  dem  plotischen  Gesetz  (Asconius  in  Mil.  p.  55:  quod  loca  [publica] 
occupasset  et  cum  tdo  fuisset;  ähnlich  Cicero  ad  Att.  2,  24,  8.  4). 

'  Marcianus  Dig.  48,  6,  1 :  qui  arma  tda  domi  suae  agrove  inve  vüla  .... 
coegerit  vgl.  48,  6,  2. 

'  Paulus  a.  a.  0.  bei  der  vis  privata:  qui  funerari  sepdirive  aliquem 
prohibuerit  funusve  eripuerü  turbaverit  Marcianus  Dig.  48,  6,  5  pr.:  qui  fecerü 
quo  minus  sepeliatur,  quo  magis  funus  diripiatur  distrahcttur,  Ambrösias  de 
Tobia  c.  10 :  quoties  vidi  a  feneratoribus  teneri  defunctos  pro  pignore  et  negari 
tumulumy  dum  fenus  exposcitwr.  Cod.  9,  19,  6.  Nov.  lust  60.  115,  5.  Edict 
Theoderici  75. 

*  Paulus  5,  BOA:  petiturus  mctgistratus  (d.  h.  Municipalämter)  vei  pro- 
vinciae  sacerdotium  si  iurham  suffragiorwn  causa  conduxerit,  servos  advocaverü 
aliamvequam  mültitu4inem  conduxerit,  convictus  ut  vis  publicae  reus  in  insulam 
deportatur. 

^  Dies  wird  aus  ülpian  Dig.  48,  6,  10  entnommen  werden  dürfen;  alle 
hier  aufgeführten  Fälle  mit  Sicherheit  der  schwereren  Kategorie  zuzuweisen 
verbietet  die  Vergleichung  von  Dig.  48,  7,  2. 

*  Nach  Diocletiau  Cod.  9,  12,  4  klagt,  wer  Schläge  empfangen  hat  homi- 
nibus  coactiSy  nach  dem  julischen  Gesetz  de  vi  privata.  Dieselbe  Klage  giebt 
Paulus  Dig.  48,  7,  4  pr.,  cum  coetum  cUiquis  et  coneursum  fecisse  didtur,  quo 
minus  quis  in  ius  produceretur. 

"^  Paulus  5,  26,  8 :  lege  lulia  de  vi  privata  tenetur,  qui  quem  armatis  homimbus 
possessione  domo  viJla  agrove  deiecerit  expuffnaverit  obsederit  cluserit  idve  ut  fierct 
homines  commodaverit  locaverit  conduxerit  Die  diocletanischen  Eriasse  Cod.  8, 
4,  4.   9,  12,  5,   welche  dem  Dejicirten  allgemein  die  Klage  aus  dem  minderen 
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im  justinianischen  Recht  aber  wird  bei  der  Dejection  mit  ge- 
waflfneter  Hand  die  schwerere,  bei  der  Dejection  ohne  Waffe  die 
leichtere  Criminalklage  gegeben*.  —  Die  criminelle  Strafe  selbst 
ist  sowohl  nach  dem  plotischen  Gesetz*  wie  nach  dem  schwereren 
julischen®  die  Untersagung  von  Wasser  und  Feuer,  welche  bei  der 
späteren  Strafschärfung  auf  Deportation  für  Vornehmere ,  für  Ge- 
ringere auf  Todesstrafe  gesteigert  worden  ist  *,  nach  dem  minderen 
julischen  die  Confiscation  des  dritten  Theils  des  Vermögens*  nebst 
dem  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte*;  wozu  späterhin  bei 
Vornehmeren  Relegation  hinzukommt,  bei  Geringeren  Zwangs* 
arbeit  ^  Weiter  schliessen  die  Gewaltgesetze  die  Ersitzung  bei 
gewaltsamer  Aneignung  aus,  ähnlich  wie  bei  dem  Diebstahl®.  — 


julischen  Gesetz  einräumen,  so  wie  der  Erlass  vom  J.  878  C.  Th.  9,  20,  1 
(=  lust.  9,  31,  1):  per  vim  pogsessione  deiectus  st  de  ea  recuperanda  interdicto 
unde  vi  erit  usus,  non  prohibetur  tarnen  etiam  lege  ItUia  de  vi  publieo  iudicio 
(was  auch  von  dem  minderen  gilt)  instituere  accusationem  lauten  nicht  bestimmt 
genug,  um  die  Erstreckung  der  Criminalklage  auf  Dejection  ohne  Waffen« 
gewalt  auf  sie  hin  aufzustellen.  Ein  anderer  Erlass  vom  J.  395  (C.  Th.  2,  1,  8, 
entstellt  =  lust.  8,  4,  8):  momeniariae  possessionis  interdictum  .  .  .  non  semper 
ad  inm  puhlicam  pertinet  vel  privatam,  lässt  zwar  unter  Umständen,  die  wir 
nicht  kennen,  bei  der  Dejection  auch  das  schwerere  Interdict  zu,  beweist 
aber  zugleich,  dass  die  Zulassung  der  Criminalklage  bei  jeder  Dejection,  wie 
Justinian  sie  ausspricht,  damals  nicht  bestand.  Unmöglich  kann  man  mit 
Savigny  (Besitz  S.  468)  die  Zulässigkeit  des  Interdicts  auf  den  P'all  be- 
schränken, dass  der  Besitzer  das  in  seiner  Abwesenheit  von  einem  Anderen 
besetzte  Grundstück  aus  Furcht  nicht  wieder  betritt. 

'  Positiv  spricht  dies  Justinian  Inst.  4,  15,  6  aus  und  dem  entsprechend 
sind  die  Stellen  Dig.  48,  6,  3,  6.  1.  4,  betreffend  den  qui  hominibus  armatis 
possessorem  domo  agrove  suo  aut  navi  sua  deiecerit  expugnaverit  utive  id  staret 
(fierä?)  homines  commodaverit,  in  den  Digesten  in  den  Titel  d€  vi  publica  ein- 
gerückt. , 

«  Cicero  pro  Sulla  81.   32.    pro  Sestio  69,  146. 

»  Cicero  Phil.  1,  9,  23.    Dig.  48,  6,  10,  2. 

*  Paulus  5,  26,  1.  C.  Th.  9,  10,  3.  lust.  9,  12,  7.  Inst.  4,  18,  8.  Sclaven 
trifft  die  Todesstrafe  (C.  Th.  9,  10,  4  =  lust.  9,  12,  8)  und  nach  der  Andeutung 
Dig.  48,  6,  10,  1  auch  Freie,  wenn  durch  die  Gewaltthat  eine  Person  ums 
Leben  gekommen  ist.  Constantin  C.  Th.  9,  10,  1  (■=  lust.  9,  12,  6).  2  hat  sogar 
allgemein  die  Todesstrafe  angedroht;  indess  kamen  die  späteren  Gesetze  wieder 
auf  die  Deportation  zurück.  —  Die  Einziehung  des  Vermögens  ist  mit  dieser 
gegeben;  die  der  Mitgift  wird  besonders  ausgesprochen  Dig.  48,  20,  3. 

»  Paulus  5,  26,  3.    Dig.  48,  2,  12,  4.    tit.  7,  1  pr.    1.  8.    Cod.  9,  12,  2. 
«  Dig.  48,  7,  1  pr.   1.  8.   tit.  19,  32.    C.  Th.  9,  10,  4  =  lust.  9,  12,  8. 
'  Paulus  a.  a.  0.    Veränderte  Strafe  in  Theoderichs  Edict  c.  75.  77. 

•  Gaius  2,  45  =  Inst.  2,  6,  2:  furtivam  (rem)  lex  XII  tabuJarum  usucapi 
prohibet,  vi  possessam  lex  lulia  et  Plautia  (ebenso,   aber  umgestellt  Julianus 

42* 
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Das  Yerhältniss  dieser  Criminalklagen   zu  den   recuperatorischen 

Besitzinterdicten   ergiebt   sich   aus   dem   Gesagten.     Die   mindere 

Criminalklage   fiel  nach  vorjustinianischem  Recht   zusammen  mit 

dem  Interdict  de  vi  armaia  und  dies  ist  wohl  die  Ursache,  wess- 

halb  dieses  früh  verschwindet;   das  justinianische  Recht  gab  die 

Criminalklage  bei  jeder  Dejection. 

Gewaiuame         2.    Eine    Privatklage     des    Verletzten    wegen     Eigenthums- 

*^'^^"J,j)^°^^  durch    zusammengerottete   Personen    ist    mit   dem 

gung  and  plotischeu  Gesetz   ungefähr   gleichzeitig  und  zu  gleichem  Zweck 

Aneignung,  ^^^.^j^  j^g  g^j^^  ^^g  Prätors  Lucullus  eingeführt  worden.    Dies 

Privatdelict  schliesst  sich  in  seiner  ältexen  Form  der  Sachbeschä- 
digung des  aquillischen  Gesetzes  an^  und  steigert  dasselbe  durch 
Hinzunahme  der  Momente  des  Dolus  und  der  Zusammenrottung  ^ 
Die  Enteignung,  selbst  wenn  sie  mit*  Anwendung  von  Gewalt  und 
durch  Zusammenrottung  verübt  wird,  fällt  unter  die  ursprüng- 
liche Begriffsbestimmung  nicht;  sie  ist  im  älteren  Recht  lediglich 
als  Diebstahl  behandelt  und  bestraft  worden.  Indess  hat  sich  wohl 
die  praktische  Unmöglichkeit  herausgestellt,  bei  derartigen  gegen 
das  Eigen  thum  gerichteten  Banden  verbrechen  Beschädigung  und 
Aneignung  von  einander  zu  trennen  ^  und  es  hat  dies  dann  dahin 
geführt,  dass  die  letztere  nicht  bloss  in  die  Formel  hineingesetzt 
ward^,  sondern  auch  in  der  gangbaren  Benennung  der  Klage  als 


Dig.  41,  3,  33,  2).  Es  sind  hier  zwei  Gesetze  gemeint,  ebenso  wie  1,  145:  lege 
ItUia  et  Papia  Poppaea  und  4,  19:  per  legem  Siliam  et  CcUpumiamj  lege  quidem 
Silia  ceriae  pecuniae,  lege  vero  Ccüpwnia  de  omni  re  certa,  auch  wohl  1,  185: 
lege  lulia  et  Titia, 

^  In  der  ältesten  Gestalt,  wie  Cicero  in  der  Rede  für  M.  Tullius  sie  dar- 
legt, ist  das  Delict  durchaus  das  gesteigerte  aquillische  (c.  9.  41.  42)  und  neben 
dem  oft  erwähnten  damnum  datum  (c.  7  und  sonst)  ist  nur  einmal  (c.  42)  bei- 
läufig von  der  rapina  die  Bede.  Auch  in  den  Edictcommentaren  der  klassischen 
Juristen  und  in  den  justinianischen  Rechtsbüchern  ist  dies  Delict  mit  der 
iniuria  zusammengestellt. 

'  Vi  hominibus  armatis  coactisve  {coadisque  incorrect  oder  verschrieben) 
lautet  die  älteste  Formulirung  (Cicero  pro  TuUio  7.  9.  12.  27.  39).  In  der- 
jenigen der  Digesten  (Dig.  47,  8,  2  pr.)  sind  die  armati  mit  Recht  beseitigt  als 
überflüssig;  aber  durch  die  Weglassung  von  vi,  deren  Absichtlichkeit  der 
Commentar  zeigt  (Dig.  47,  8,  2,  7),  wird  die  Klage  denaturirt. 

'  Hinzu  kam  wohl,  dass  die  von  Lucullus  geordnete  Klage  auf  damnum 
dare,  die  Diebstahlsklage  auf  damnum  decidere  ging  und  dem  Geschwornen  es 
also  nahe  lag  sein  Urtheil  auch  auf  die  entfremdeten  Gegenstände  zu  er- 
strecken. 

*  Dig.  47,  8,  2  pr.:  sive  cuius  bona  rapta  esse  dieentur,  offenbar  ein 
Zusatz. 
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actio  vi  bonorum  raptorum^  so  wie  in  der  allgemeinen  juristischen 
Auffassung'  die  Sachbeschädigung  vor  der  Sachaneignung  zurück- 
tritt. Weiter  noch  hat  diese  Civilklage  sich  dadurch  von  ihrem 
früheren  Begriff  entfernt,  dass  das  Moment  der  Zusammenrottung 
bei  Seite  geschoben  und  dieselbe  bei  jeder  gewaltthätigen  Schädi- 
gung oder  Aneignung  fremden  Eigenthums  gegeben  wird*.  Die 
Strafe  im  Privatprozess  ist  ausser  dem  einfachen  Ersatz  die  Ent- 
richtung des  dreifachen  Werthbetrags  an  den  Verletzten*,  wofern 
innerhalb  der  prätorischen  Jahrfrist  geklagt  wird,  nach  Ablauf 
derselben  einfacher  Ersatz.  —  Bei  dem  correlaten  Verhältniss  der 
privatdelictischen  und  der  criminellen  vis  (S.  656)  wird  dann,  wo 
die  Klage  wegen  vi  bona  rapta  Platz  greift,  auch  die  criminelle 
Rechtshülfe  gewährt*. 


^  Dig.  47,  8,  2,  17:  haee  actio  mUgo  vi  bonorum  raptorum  dicitur.  Der 
ältere  technische  Name  isf  nicht  bekannt;  damnutn  vi  datum  würde  passen. 

*  In  der  Darstellung  unserer  Rechtsquellen  (Gai.  3,  209;  Dig.  4,  2,  14,  2. 
13,  1,  10,  1.  47,  2,  81,  3.  1.  89)  ist  der  Ursprung  dieser  Klage  aus  dem  damnum 
vi  dalutn  vollständig  vergessen  und  erscheint  dieselbe  geradezu  gerichtet  gegen 
das  furtum  violentwn,  den  für  improbior  (Julianus  Dig.  4,  2,  14,  12;  Gaius  3, 
209),  wodurch  auch  ihre  Benennung  und  ihre  Stellung  in  den  späteren  Rechts- 
büchern bedingt  ist. 

*  Sehr  unbefangen  fasst  Ulpian  (Dig.  47,  8,  2,  7)  die  Worte  des  Edicts 
homintbus  coactis  nur  exemplificirend:  ut  sive  Bolus  vim  fecerit  sive  eUam 
hominibus  coaciis  sie  accipere  debemus.  Freilich  fordert  die  Rechtsordnung, 
namentlich  das  Edict  quod  metus  causa  eine  Klage  für  die  gewaltthätige  Eigen- 
thumsbeschädigung  schlechthin  (S.  654  A.  1)  und  dafür  hat  die  Raubklage  auf 
das  Vierfache  gedient  (Dig.  4,  2,  9,  7.  8.  1.  14,  1.   47,  2,  21,  7.   1.  48,  7). 

*  Cicero  pro  TuUio  7.  41.    Gaius  3,  209.    Inst.  4,  6,  25.    Dig.  4,  2,  14,  1. 

1.  16,  1.  47,  8,  1.  1.  2,  18.  Cod.  3,  41,  4  (=  ed.  Theoderici  109).  —  Nach- 
dem die  gewaltthätige  Eigenthumsaneignung  unter  diese  Klage  gezogen  war, 
wurde  wegen  dieses  Delicts  sowohl  die  Diebstahlsklage  auf  doppelten  Ersatz 
gegeben  (so  wenigstens  Dig.  47,  2,  89),  wie  auch  diese  auf  den  vierfachen, 
jedoch,  wenn  die  erstere  voraufgegangen  war,  nur  auf  den  Ueberschuss  (Dig.  47, 

2,  89).  Die  mit  der  vorher  entwickelten  Auffassung  coUidirende  Annahme, 
dass  der  Raub  dem  furtum  manifestum  gleichstehe  und  dass  daher  vierfacher 
Ersatz  (Papinian  Dig.  47,  2,  81,  3)  gefordert  werden  könne,  läuft  dem  Begriff  des 
handhaften  Diebstahls  zuwider;  nicht  die  Offenkundigkeit  des  Delicts,  sondern 
die  Festnahme  des  Thäters  am  Thatort  macht  den  Diebstahl  zum  handhaften 
(Dig.  47,  2,  53.  tit.  8,  1).  .Die  correcte  Annahme  hat  Überwogen  (Inst  4,  6,  19. 
Dig.  4,  2,  14,  10.  39,  4,  9,  5).  —  Ueber  das  Verhältniss  dieser  Multiplarstrafen 
zu  der  Vindication  und  der  Condiction  des  Eigenthümers  ist  bei  dem  Furtum 
gehandelt. 

B  So  wird  bei  Diebstahl  durch  Einbruch  diese  Klage  zugelassen  (Dig. 
47,  2,  21,  7),  auch  die  gewaltthätige  Aneignung  des  Eigenthums  allgemein  als 
crimen  publicum  bezeichnet  (Dig.  47,  8,  2,  24j. 


Oemein- 
schaft 
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Deiictiache  3.  Yoii  deiu  Gesichtspuiikt  der  rechtswidrigen  Zusammenrottung 
aus  scheinen  weiter  die  folgenden  Fälle  civil-  oder  criminalrechtlich 
delictisch  als  Gewaltthätigkeit  bestraft  worden  zu  sein. 

a)  Die  bei  Gelegenheit  einer  allgemeinen  Calamitftt  —  Feuers- 
brunst, Hauseinsturz,  Schiffbruch,  Piraterie  —  verübte  Eigenthums- 
schädigung  oder  Enteignung  ist  durch  prä torisches  Edict  dem 
Raube  gleichgestellt,  also  auch  mit  der  Strafe  des  vierfachen 
Schadensersatzes  belegt*.  Wenn  das  gleiche  Delict  während  eines 
öffentlichen  Auflaufs  (turba)  verübt  wird,  so  unterliegt  der  Thäter 
der  Strafe  des  Zweifachen®.  —  Wenn  bei  dem  Auflauf  Haus- 
friedensbruch mit  gewaffheter  Hand  verübt  worden  ist,  namentlich 
wenn  Verwundungen  oder  TödtuDgen  vorgekommen  sind,  tritt 
Capitalstrafe  ein®. 

b)  Der  Missbrauch  des  Vereinsrechts  zu  staatsgefährlichen 
Zwecken  ist  bereits  in  republikanischer  Zeit*  und  vor  allem  unter 


*  Paulus  5,  3,  2.  D ig.  39,  4,  9,  5:  per  vim  extortum  cum  poena  tripli 
resUtuitur',  47,  9,  1  pr.  Auch  hier  ist  damnum  dare  und  rapere  vereinigt,  doch 
tritt  letzteres,  wie  natürlich,  mehr  hervor. 

2  Paulus  5,  8,  1.    Dig.  47,  8,  4  pr. 

*  Ulpian  Dig.  47,  9,  1,  1 :  quamquam  sint  de  his  facinoribus  etiam  criminum 
^.xecuiiones,  attamen  rede  praetor  fecit,  qui  forenaes  quoque  actiones  criminibu» 
^»tis  pr[o]po3uit  Marcianus  Dig.  48,  6,  3,  2.  3:  in  cadem  causa  suni,  qui 
pessimo  exemplo  convooata  seditione  villas  expugnaterint  et  cum  tdis  et  armis 
bona  rapuerint;  item  tenetur  qui  ex  incendio  rapuerit  aliquid  praeter  materiam. 
Diese  Stellen,  deren  ursprüngliche  Beziehuug  die  Yergleichung  mit  den  weiter- 
hin angeführten  Angaben  bei  Paulus  klar  legt,  sind  in  den  Digesten  in 
den  Titel  de  vi  publica  eingerückt;  dagegen  wird  die  gleichartige  Bestimmung 
48,  7,  1,  1 :  si  quis  ex  naufragio  dolo  malo  quid  rapuerit  gegeben  als  enthalten 
in  dem  Gesetz  de  vi  pfivata.  Besser  Paulus  5,  3,  1:  qtiod  9i  ex  hoc  (im  FaU 
der  turba)  corpori  cdicuius,  vitae  membrisve  noceaiur,  extra  ardinem  vindicatur . . . 
3:  hi  qui  aedes  alienas  villasve  expilaverint  effregerint  expugnaterint,  si  quidem 
id  turba  cum  telis  coacta  fecerint  capite  puniuniur.  Dies  nicht  auf  den  julischen 
Gesetzen  beruhende  Verfahren  ist  dem  nach  denselben  bei  der  Dejection  ein- 
gehaltenen verwandt,  aber  wenn  bei  dieser  die  Besitzergreifung  erfordert 
wird,  genügt  hier  der  blosse  Einbruch  in  das  Haus.  Bei  Schiffbruch  wird 
später  die  Strafe  gesteigert  (Dig.  47,  9,  3,  8.   1.  4.   1.  7). 

*  Senatsbeschluss  vom  J.  696/58  bei  Cicero  ad  Q.  fr.  2,  3,  5 :  senaJtua  con- 
sultum  factum  est,  ut  sodalüaies  decuriatique  discederent  lexque  de  iis  ferretur,  ut 
qui  non  discessissent ,  ea  poena  quae  est  de  vi  tenerentur,  was  damals  übrigens 
nicht  zur  Ausführung  kam.  Dass  die  delictische  Absicht  dabei  vorausgesetzt 
ist,  beweist  der  verwandte  Senatsbeschluss  vom  J.  690/64  (Asconius  in  Pis.  4,  8 
p.  7:  senatus  consulto  collegia  sublata  sunty  quae  adverstis  rem  p.  videbantur 
esse).  Die  damals  im  Allgemeinen  bestehende  Associationsfreiheit  schliesst 
selbstverständlich  die  Bestrafung  der  gemeingefährlichen  Vereine  nicht  aus. 
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dem  Principat*  in  den  Thatbestand  der  delictischen  Zusammen- 
rottung einbezogen  worden. 

c)  Eingehung  einer  Klaggemeinschaft  zur  Theilung  des  aus  dem 
Prozess  erhofften  Gewinnes  hat  der  volusianische  der  Zeit  nach  un- 
bestimmte Senatsbeschluss  unter  das  Gewaltgesetz  gezogen^. 

4.  Als  Vollziehung  eines  magistratischen  Actes  von  Seiten  MtwbMach 
eines  dazu  nicht  befugten  Beamten  oder  eines  Privaten  lassen  sich  ,i^h«^*S^5[e 
die  folgenden  Fälle  zusammenfassen:  oder 

a)  Der  Missbrauch  der  Coercitionsmittel  gegen  den  römischen    "*''***•• 
Btirger  wird ,   wie  früher  gezeigt  ward  (S.  632  fg.) ,  nach  dem  ur- 
sprünglichen Recht  als  Privatact  behandelt,  demnach  die  Tödtung 

als  Mord,  die  sonstige  Rechtsverletzung  als  Injurie  bestraft.  Dagegen 
zog  vielleicht  nicht  das  plotische,  aber  sicher  das  julische  Gesetz, 
und  zwar  das  strengere,  jede  derartige  Rechtswidrigkeit  in  seinen 
Kreis,  und  wenn  dies  für  die  Hinrichtung  nicht  wesentlich  in 
Betracht  kam,  so  war  es  von  grosser  theoretischer  wie  praktischer 
Bedeutung,  dass  damit  die  Verhaftung,  die  Folterung,  die  Züchtigung 
des  römischen  Bürgers  zu  crimineller  Ahndung  gelangten®.  Auf 
die  widerrechtliche  Behandlung  des  Nichtbürgers  durch  den  römi- 
schen Magistrat  erstreckt  das  Gesetz  sich  nicht. 

b)  Erhebung  ungesetzlicher  Abgaben  führt  ebenfalls  zu  dem 
Criminal verfahren  wegen  schwerer  Gewalt*,  kann  aber  auch  mit 
der  Privatklage  auf  das  Vierfache  verfolgt  werden*. 


^  Dig.  47,  22,  2:  quisquis  iUicitum  colUgium  usurpaverit,  ea  poena  tenetur^ 
qua  tenetitur  qui  h<nninihu8  armaiis  loca  publica  vel  templa  occupasse  iudicati 
9unt,  Nach  der  gesetzlichen  Beschränkung  des  Vereinsrechts  fällt  jede  nicht 
ausgenommene  Association  unter  das  Strafgesetz. 

»  Dig.  48,  7,  6. 

'  Paulus  5,  26,  I  (daraus  Isidor  5,  26,  6):  lege  luUa  de  vi  publica  dam- 
natur,  qui  äliqua  potestate  praeditus  cinm  Romanum  antea  ad  poptäum  fprovo- 
cantem],  nunc  imperatarem  appellanUm  necaverit  necarive  iusserit  torsetit  verbera- 
terit  {condetnnaverit  zu  tilgen)  inve  publica  vincula  dud  iusserit.  Ulpian  48, 
6,  7.    Marcianus  Dig.  48,  6,  8.    Vgl.  S.  242  A.  8. 

*  Paulus  Dig.  48,  6,  12:  qui  nova  vectigalia  exercent,  lege  Julia  de  vi 
publica  tenentur.  39,  4,  10  pr.  Cod.  4,  62.  Nach  Modestinus  dagegen  Dig.  48, 
14,  1 :  is  qui  navum  vectigal  instituerit,  ex  senatus  consulto  hac  poena  (Iidiaelam- 
bitus)  plectäur  —  die  Strafe  erhellt  nicht  —  fällt  dies  unter  den  ganz  ver- 
schiedenartigen Ambitus,  wenn  hier  nicht  ein  Redactions versehen  vor- 
gekommen ist. 

*  Paulus  Dig.  39,  4,  9,  5:  per  vim  vero  extortum  (vom  Steuerpächter)  cum 
poena  tripli  restituitur;  amplius  extra  ordinem  plectuntur;  alterum  enim  utilitas 
priratorunit  alterum  vigor  publicae  disciplinae  postulaU  Danach  scheint  dieser 
Fall  im  julischen  Gewaltgesetz  seihst  nicht  gestanden  zu  haben. 
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c)  Die  von  dem  Steuerpächter  oder  den  Leuten  desselben 
mittelst  des  Steuerdrucks  bewirkte  Eigenthumsschädigung  *  ver- 
pflichtet jenen  zunächst  zu  einfachem  Schadensersatz  *  und,  wenn  er 
es  zur  Klage  kommen  lässt,  zur  Leistung  des  Doppelten*.  Falls 
ein  Sclave  des  Steuerpächters  angeschuldigt  wird,  ist  die  Klage 
noxal,  wenn  der  Sclave  lebt  und  dem  Kläger  vorgeführj:  wird ;  wird 
der  Sclave  nicht  vorgeführt,  so  hat  der  Herr  vollen  Schadensersatz 
zu  leisten*. 

d)  Widerrechtliche  Nöthigung  zur  Uebernahme  einer  Geld- 
leistung zu  Gunsten  einer  Gemeinde  oder  eines  Privaten*. 

BiMpwnmg         5.   Die   gcwaltthätigc   Freiheitsberaubung  • ,   insbesondere   die 

'th"^h    E^^^f^brung  gegen   den  Willen  der  oder  des  Entführten^  und  die 

Nothzucht  ®  fallen,  selbst  an  einem  unfreien  Individuum  begangen  •, 

nicht  unter  das  plotische",  aber  unter  das  julische  Gewaltgesetz 


^  Die  m  dieses  Edicts  (Dig.  39,  4,  1  pr.)  erhält  ihre  Erklärung  durch 
das  illiciie  publice  privatimque  (das  heisst  durch  die  Officialen  oder  auf  anderem 
Wege)  exactum  der  offenbar  dasselbe  wiedergebenden  Stelle  des  Paulus 
Dig.  39,  4,  9,  5,  wo  dieser  ungerechten  Erhebung  die  (von  Ulpian  allerdings 
Dig.  39,  4,  1,  2  fg.  als  gleichartig  behandelte)  zur  Raubklage  berechtigende 
eigentliche  vis  entgegengesetzt  wird,  wie  auch  durch  Modestinus  Dig.  39,  4,  6. 
Delictisch  ist  die  Klage  freilich,  da  die  Erben  des  Thäters  nur  für  die  Be- 
reicherung haften  (Dig.  89,  4,  4  pr.),  aber  schon  die  mindere  Strafe  weist  auf 
den  Unterschied. 

«  Dig.  39,  4,  1  pr.  4.   1.  5  pr. 

»  Dig.  39,  4,  1  pr.  3.   1.  5,  1.   1.  9,  5. 

*  Dig.  39,  4,  1  pr.  6.   1.  2.   1.  3  pr.   1.  13,  3. 

^  Ulpian  48,  6,  10  pr.:  qui  hidos  pecuniamve  (ib  äliqtiO  invito  poUiceri 
publice  privatimve  per  iniuriam  exegerit    Marcian  Dig.  48,  6,  5  pr. 

^  Marcianus  Dig.  48,  6,  5  pr.:  qui  hominem  dolo  mälo  incluserü  obsederit, 
Paulus  5,  26,  3:  qui  quem  .  .  .  obsederü  duserit  Cod.  9,  12,  3.  Edict.  Theo- 
derici  8.  9. 

^  Frauenraub:  Dig.  48,  6,  5,  2.  Cod.  9,  12,  3.  tit.  13,  1,  5.  Knaben- 
raub :  Dig.  48,  6,  6.  Cod.  9,  12.  3.  —  Bei  den  Kheto  ren  spielt  die  Entführung 
schon  früh  eine  Hauptrolle  (z.  B.  Quintilian  inst.  9,  2,  90). 

^  Dig.  48,  5,  30,  9:  eum  qui  per  vim  stuprum  intulit  vel  mari  vd  feniinae  . . . 
publicavi  vim  committere  nulla  dubitaiio  est  48,  6,  3,  4:  punitur  huius  legis 
poena,  qui  puerum  vel  feminam  vel  quemqunm  per  vim  stupraverit  Edict.  Theo- 
derici  60.   61.   63  vgl.  59. 

^  Cod.  9,  20,  1:  si  per  violentiam  mancipimn  abreptum  est,  accusationem 
vis  no7i  prohibeiur  tniendere, 

^^  Nach  Cicero  pro  Cael.  30,  71  wurde  ein  solcher  Fall  nach  dem  plotischen 
Gesetz  bestraft,  obwohl  davon  nichts  darin  stand :  lege  de  vi  certe  non  tenebaniur. 
Dies  mag  wohl  die  Erstreckung  herbeigeführt  haben.  Wenn  es  in  der  Schrift  ad 
Her.  4,  8,   12  nach  den  Handschriften  heisst:   in  his  qui  violassent  ingenuum^ 
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der  schwereren  Kategorie.    Die  Nothzucht  wird  sogar  capital  be- 
straft *. 

6.  Die  Injuriirung  der  fremden  Gesandten  wird  anstatt  des  oesandten- 
älteren  unanwendbar  gewordenen  coercitiven  Verfahrens  (S.  45)  als  ^•'^•^~*w- 
schwere  Gewalt  bestraft*. 

7.  Die  Aufnahme  eines  bannbrüchigen  Verurtheilten  wird  Beumife  b« 
anstatt  der  abgekommenen  Aechtung  in  gleicher  Weise  behandelt*.  3^*^^^,^ 

8.  Das  Bedürfniss  die  Gräberverletzung,  abgesehen  von  der  bei    orib«r- 
der  Sachbeschädigung  erörterten  Civilklage,  criminell  behandeln  zu  ^•'^•**°°«- 
können  hat  die  Rechtsgelehrten  wenigstens  des  ausgehenden  zweiten 
Jahrhunderts  dazu  bestimmt  in  äusserem  Anschluss  an  die  vorher 
erwähnte  gewaltsame  Störung  des  Begräbnisses  (S.  658  A.  1)  wegen 
Verletzung  des  Grabes  die  Gewaltklage  zu  geben*. 

9.  Endlich    als    gesetzwidrige    Selbsthülfe    fällt    unter    das.  ßeib^haife. 
Gewaltgesetz  die  eigenmächtige  Besitzergreifung  eines  geschuldeten 
Gegenstandes*  so  wie  die  Abpfändung  eines  dem  Schuldner*  oder 

der  Gattin  desselben'  gehörigen  Gegenstandes  zur  Sicherung  der 
Forderung. 

Prozessualisch  ist  das  Gewaltverfahren  nicht  einem  besondem    oewait- 
Gerichtshof  überwiesen,  sondern  der  Stadtprätur  verblieben;  den    p'«*^"- 
Vorsitz   in  dem  Geschwornengericht  führt  ein  für  den  einzelnen 
Fall    bestellter   mit    quasimagistratischer    Gewalt    ausgestatteter 


matremfamüias  constuprcLssent,  violassent  (die  Herstellung  ist  unsicher,  volnerassent 
unmöglich)  aliquem  aut  postrerno  necassentf  maxima  supplicia  maiores  constüue' 
runt,  so  sind  wir  nicht  in  der  Lage  derartige  Bestimmungen  in  Betreff  der 
Nothzucht  nachzuweisen. 

^  Paulus  2,  26|  12  ==  Coli.  5,  2,  1 :  qui  masculum  liberum  invitum  stuprci- 
verit^  capite  punitur.  Ders.  5,  4,  4:  puhatio  pudoris  (==  Nothzucht)  poena  capitis 
inndicetur, 

'  Ulpian  Dig.  48,  6,  7:  iteni  quod  ad  legatos  oratores  camitesve  attinehit,  si 
quis  eorum  pulsasse  et  sive  iniuriam  fedsse  arguetwr,  wo  die  Worte  verdorben 
sind,  der  Sinn  aher  klar  ist. 

•  Paulus  5,  26,  3:  qui  eum  eui  aqua  et  ignt  interdidum  est  receperit  cela- 
verit  tenuerit 

•  Marcianus  Dig.  47,  12,  8  (vgl.  9):  sepulcri  violati  crimen  potest  dici  ad 
legem  luUam  de  vi  puUica  pertinere  ex  illa  parte  qua  de  eo  cavetur^  qui  fecerit 
quid,  quo  minus  dUquis  funeretur  sepeliaAurve,  quia  et  qui  sepukrum  violat,  facit, 
quo  quis  minus  septiltus  sit  Dass  das  Gesetz  die  personale  Vergewaltigung 
auf  die  Bestattung,  nicht  auf  das  Grah  hezieht,  ist  gewiss  nicht  übersehen 
worden;  aber  man  brauchte  eben  eine  Criminalstrafe. 

»  Dig.  4,  2,  12,  1.  4,  2,  13  —  48,  7,  7. 

•  Paulus  5,  26,  4.    Cod.  9,  12,  5.    Edictum  Theoderici  124. 
^  Cod.  9,  12,  1. 
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Quäsitor^  Das  Verfahren  wird  beschleunigt,  was  noch  in  nach- 
constantinischer  Zeit  für  beide  julische  Gesetze  ausgesprochen 
wird^;  darum  ruhen  diese  Prozesse  weder  während  der  Abwesen- 
heit des  Stadtprätors  (S.  206  A.  3)  noch  während  der  Gerichts- 
ferien (S.  364  A.  3)  und  es  werden  dieselben  ausser  der  Reihe  be- 
handelt (S.  399  A.  1). 

Die  Strafen  sind  bei  den  einzelnen  Delictfällen  verzeichnet 


^  Die  entsprechende  Gesetzbestimmung  ist  nicht  Überliefert,  aber  die 
überlieferten  Einzelfälle  zeigen,  dass  in  diesen  vom  Stadtprätor  instruirten 
Prozessen  die  Leitung  einem  quaeHtor  übertragen  wird,  welcher  gleich  den 
Geschwomen  nur  für  den  einzelnen  Prozess  functionirt  (St  R.  2,  584  fg.)*  Dass 
diesem  eine  dem  Imperium  gleichartige  Stellung  beigelegt  worden  sein  muss, 
fordert  der  Begriff  des  iudicium  publicum  (S.  207  A.  1). 

s  ]y^acb  dem  Erlass  von  395  C.  Th.  2,  1,  8  (entstellt  lust  8,  4,  8)  soll  der 
Stadtpräfect  bei  vis  publica  und  vis  privata  (und,  so  weit  dieses  damit 
zusammenfällt,  dem  Interdict  unde  vi)  die  Sache  sofort,  zuweilen  auch  ohne 
eigentliche  Anklage  (interdum  etiam  sine  inscriptione)  zur  Verhandlung  bringen. 


Fünfter  Abschnitt. 

Fälschung  und  Arglist 


In  diesem   Abschnitt  sollen  diejenigen  Strafthaten  behandelt  nie  Argiwt 

im 
Stnifireehi. 


werden,  welche  nach  ihrer  ethischen  BeschaflFenheit  sei  es  durch       *™ 


Strafgesetz,  sei  es  nach  Gerichtsbeschluss  als  selbständige  Delicte 
im  öffentlichen  oder  im  Privatprozess  behandelt,  aber  weder  als 
Vergewaltigung  noch  nach  einem  anderen  Strafgesetz  bestraft 
werden.  Das  ältere  Strafrecht  scheint  nur  Einzelfälle  dieser  Art 
berücksichtigt  zu  haben.  Gegen  eine  Reihe  derselben  richtet  sich 
Sullas  Testaments-  und  Münzgesetz.  Mit  dem  Schlagwort  fdlsum, 
als  Fälschung  in  die  neueren  Sprachen  übergegangen,  hat  die  *•««!»»»»• 
spätere  Jurisprudenz  diese  Reihe  zusammengefasst  und  mehrfach 
erweitert.  Das  Wort,  der  Ableitung  nach  (von  f allere)  der  Trug, 
nach  dem  Sprachgebrauch  die  böswillige  Täuschung  durch  Wort 
oder  Werk  * ,  lässt  sich  wohl  auf  die  wichtigsten  in  jenem  Gesetz 
und  seinen  Erweiterungen  verpönten  Strafthaten  anwenden;  aber 
Bicht  bloss  passt  es  wenigstens  nach  dem  Sprachgebrauch  nicht 
auf  andere  ebenso  in  dem  Gesetz  genannte  Delicte  ^ ,  sondern  vor 
allem  hat  dasselbe  aus  dem  grenzenlosen  Kreise  der  arglistigen 
Täuschung  nur  einzelne  besonders  gemeingefährliche  Fälle  heraus- 
gegriffen. Aus  den  in  dem  Gesetze  und  in  seinen  Erweiterungen 
zusammengestellten  Einzelfällen  einen  einheitlichen  Begriff  zu  ent- 
wickeln scheint  nicht  möglich,  und  es  ist  die  'Fälschung'  des  römi- 
schen Rechts  nur  eine  prozessualische  Einheit. 

'  Paulas  Coli.  8,  6,  1:  falsum  est  quidguid  in  veritate  non  est,  sed  pro 
^^ro  adseveratur,   Jastinian  nov.  73  praef.:  jnfiJkv  hsgov  iari  mt^ttnotriaig  (t  fth 

*  Die  Beseitigung  des  echten  Te&taments  steht  der  Unterschiebung  eines 
Qoechten  vollständig  und  von  Haus  aus  gleich  und  ist  doch  keine  Fälschung. 
In  diesem  Sinn  wohl  spricht  Marcian  Dig.  48,  10,  1,  18  von  der  poena  fahi  rel 
7««i  fal9i. 
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Arglist.  Im  Privat  straf  recht  tritt  derselbe  Missstand  in  noch  schärferer 

Weise  hervor.  Die  delictische  Klage  wegen  Arglist  wird  hier  nur 
dann  gegeben,  wenn  einmal  ein  ethischer  Thatbestand  behauptet 
wird,  welcher  dem  gerichtsleitenden  Beamten  delictische  Behandlung 
zu  erfordern  scheint,  und  zweitens  auf  anderem  Wege  Rechtshülfe 
nicht  zu  beschaffen  ist.  Auf  die  im  öffentlichen  Strafrecht  aufgestellte 
gesetzliche  Specificirung  der  Fälschung  ist  im  privaten  bei  der 
Arglist  einfach  verzichtest  und  wird  im  einzelnen  Fall  das  Klagerecht 
abhängig  gemacht  von  dem  Gerichtsbeschluss.  Damit  fällt  also  jede 
positive  Definition  der  delictischen  Arglist  von  selber  weg  und  giebt 
es  einen  rechtlich  geschlossenen  Kreis  der  Strafthaten  für  die  Arg- 
listklage überhaupt  nicht.  —  Auf  Grund  der  schon  bei  dem  Ge- 
waltverbrechen (S.  656  A.  3)  hervorgehobenen  Tendenz  des  späteren 
Rechts  da,  wo  privatrechtlich  eine  Delictklage  gegeben  wird,  ihr  eine 
entsprechende  criminelle  anzuschliessen  ist  weiter  aus  dieser  prä- 
torischen  Arglistklage  der  criminelle  Stellionat  entwickelt  worden. 

1.  ZwSlftafelrecht. 

Einzeiftue  Das  Weite  Gebiet  der  Fälschung  und  des  Betrugs  allgemein 
^stai"*^"  unter  Strafe  zu  stellen  hat  die  Staatsordnung  der  früheren  Republik 
nicht  unternommen ;  lange  Jahrhunderte  hindurch  hat  es  dagegen 
keine  andere  Rechtshülfe  gegeben  als  die  etwa  eingreifenden  nicht 
delictischen  Civilklagen.  Aber  wie  im  Kreise  der  Privatbeleidigung 
das  Zwölftafelrecht  einen  schwersten  Fall  mit  capitaler  Strafe  be- 
legt hat,  so  sind  auch,  so  weit  unsere  Kunde  reicht,  in  drei  Fällen 
gemeingefährliche  Trugthaten  in  gleicher  Weise  behandelt  worden : 
das  falsche  Zeugniss^,  die  Bestechung  im  Gerichtsverfahren*  und 
die  Erkaufung  der  Stimmen  bei  der  Yolkswahl  ^.  Von  diesen  Capital- 


^  Zwölftafeln  8,  23  Scholl  (=  Gellius  20,  1,  53j:  si  .  .  nunc  quoque  ut 
antea  qui  falsum  testimoninm  dixisse  eonvicttis  esset,  e  saoco  Tarpeio  deiceretur. 
Mit  Hecht  wird  darauf  bezogen,  dass  die  Zwölftafeln  die  Heiligkeit  des  Eides 
in  strengster  Weise  wahrten  (Cicero  de  oflf.  3,  31,  111).  Auch  nach  Kriegsrecht 
ist  falsches  Zeugniss  ein  Capital  verbrechen  (Polyb.  6,  37,  9:  SvloxoneTra^  .  .  . 
ü  fiaQTVQi^aas  ^iv(fri).  Verschieden  davon  ist  das  unter  die  öffentliche  Mord- 
klage gezogene  falsche  Zeugniss  im  Capitalprozess  (S.  635  A.  2.  3). 

"  Zwölftafeln  9,  3  Scholl  (=  Gellius  20,  1,  7):  (lex)  iMicem  arhitrumve  iure 
datwn,  qui  oh  rem  dicendam  pecuniam  accejnsse  eonvicttis  cnt,  capiie  poenitur. 

'  Polybios  6,  56:  napä  fitv  Kagxv^ovioig  ^lOQa  qavfQtic  diSovrag  Xtt/jßa- 
vovci  ras  uqx^^  »  naQa  6h  ^J^juatots  ^avarog  faxt  niQ\  joöto  nQoarifiop,  Viel- 
leicht bezieht  sich  hierauf  die  zeitlose  Notiz  bei  Plinius  h.  n.  35,  12,  162: 
Q,  Coponium  invenimus  ambitus  damnatum,  quia  vini  amphoram  dedisset  dono 


Fünfter  Abschnitt    F&Ischuug  nnd  Arglist.  669 

Prozessen  gehört  sicher  der  erste*,  wahrscheinlich  auch  die  beiden 
anderen  dem  Privatverfahren  an.  Nicht  der  Magistrat  schreitet 
dagegen  ein,  sondern  der  verletzte  Bürger^  klagt,  wie  bei  dem 
Diebstahl,  bei  dem  Prätor;  die  Entscheidung  steht  nicht  bei  der 
Bürgerschaft,  sondern  bei  dem  Geschwornen;  die  Execution  voll- 
streckt nicht  der  Magistrat,  sondern  der  siegreiche  Kläger.  Alle 
diese  Verfahren  sind  früh  veraltet,  hauptsächlich  wohl  eben  in 
Folge  der  wahrscheinlich  gewohnheitsrechtlich  in  früher  Zeit  ein- 
getretenen Beseitigung  der  Capitalstrafe  aus  dem  delictischen  Privat- 
prozess.  —  Aus  späterer  vorsullanischer  Zeit  erfahren  wir  gelegent- 
lich von  verschiedenen  in  dieses  Gebiet  einschlagenden  Special- 
gesetzen, welche  weiterhin  angeführt  werden  sollen,  während  ohne 
Zweifel  zahlreiche  gleichartige  für  uns  verschollen  sind;  allge- 
meinere Bestimmungen  sind  darüber  vor  Sulla  nicht  ergangen. 

2.  Testaments-  und  MfinzfUschnng  und  analoge  Delicte. 

Wie  das  Gesetz  Sullas  gegen  Banditen  und  Giftmischerei  ver-      dm 
muthlich   durch   die   Häufigkeit   derartiger   Missethaten   in   jener  pjj^chmi^ 
ruchlosen  Zeit  hervorgerufen  ward,  so  gilt  wahrscheinlich  dasselbe    g««*». 
von  dem  andern  cornelischen  Gesetz  gegen  Unrechtfertigkeiten  in 
Beziehung  auf  die  Testamente  und  den  Geldverkehr,   die  lex  Cor- 
nelia testamentaria  nummaria^,  gewöhnlich  bloss  lex  Camelia  testa- 
mentaria  genannt*,  später   bezeichnet  als  lex  Cornelia  de  falsis^. 


ei  cut  auffragi  latio  erat.  Der  livianische  Bericht  9,  26  vom  J.  440/314  über  die 
coitiones  honorum  aäipiscendorum  und  den  <für  Criminaluntersuchungen'  {quatestio- 
nibfis  exercendis)  ernannten  Dictator  mag  an  solche  Vorgänge  anknüpfen;  aber 
80,  wie  er  liegt,  ist  er  deutlich  dem  Quästionenverfahren  der  späteren  Zeit 
nachgestaltet  und  geschichtlich  unbrauchbar. 

^  Es  wird  im  fünften  Buch  gezeigt  werden,  dass  die  Todesstrafe  durch 
Felssturz  nur  angewendet  wird,  wo  das  Todesurtheil  nicht  durch  einen 
Magistrat  herbeigeführt  wird. 

^  Bei  dem  Ambitus  würde  dies  derjenige  Bewerber  sein,  dem  die  erkaufte 
Stimme  zum  Nachtheil  gereichte. 

•  Cicero  Verr.  1.  1,  42,  108. 

*  Cicero  de  n.  d.  3,  30,  74  (S.  196  A.  1),  welches  Gespräch  auf  das 
J.  676/9  gestellt  ist,  führt  unter  den  quotidiänae  qtmestiones  diese  auf  als 
testamentorum  lege  nova  quaestio,  Paulus  5,  25,  1  »=  Coli.  8,  5,  1.  c.  7,  1. 
Dig.  47,  11,  6,  1.  48,  1,  1.  Inst.  4,  18,  7.  Häufig  lex  Cornelia  ohne  Beisatz 
(Tacitus  ann.  14,  40;  Sneton  Aug.  38  und  sonst). 

^  Inst.  4,  18,  7:  lex  Cornelia  de  faUis,  quae  etiam  testamentaria  vocatur. 
Sonst  lex  Cornelia  de  fodsis  (falso  Theod.):  Paulus  1,  12,  1.  4,  7,  1.  C.  Th.  9, 
19  =  lust.  9,  22.    Dig.  48,  10. 
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Urkunden-  5.  DuFch  eliieii  Senatsbcschluss  aus  der  ersten  Kaiserzeit  *  ist, 
fiischung.  ^^g  f^^  ^^  Testamente  festgesetzt  war,  auf  die  Beseitigung* 
echter  und  die  Unterschiebung^  falscher  Urkunden  überhaupt 
sowie  auf  die  dabei  vorgekommene  Zeugnissfälschung*  ausgedehnt 
worden  ^  Es  gilt  dies  von  öffentlichen  und  privaten  Urkunden 
jeder  Art,  insonderheit  auch  von  der  Vorbringung  gefälschter 
obrigkeitlicher  Erlasse®.  Indess  wird  diese  Fälschung  minder 
streng  bestraft  als  die  auf  das  Testament  bezügliche'. 

Metall- «nd         IL  Edelmetall-  und  Münzdelicte. 

«schMg.  Besondere  Anordnungen  hinsichtlich  der  an  den  Münzverkehr 

anknüpfenden  Unredlichkeiten  sind,  so  viel  uns  bekannt,  zuerst 
in  der  marianischen  Zeit  in  Folge  der  damaligen  Münzwirren  er- 
gangen; auch  davon  wissen  wir  nur,  dass  für  derartige  Unrecht- 


1  ülpian  Coli.  8,  7,  1. 

«  Delere  (Paulus  5,  25,  5  vgl.  ed.  Theoderici  90.  Dig.  48,  10,  16,  2)  — 
ifUercidere  (Dig.  48,  10,  23)  —  celare  (Dig.  48,  10,  16,  2)  —  subripere  (Dig.  48, 
10,  16  pr.  2).  Auch  das  Oeffnen  {resignare  Dig.  48,  10,  16,  2)  und  das  Ab- 
schreiben (describere  Dig.  48,  10,  23)  können  unter  Umständen  unter  dies 
Gesetz  gezogen  werden. 

•  Subicere  (Paulus  5,  25,  5.  Dig.  48,  10,  16,  2)  —  subscribere  (Paulus  5, 
25,  5),  das  heisst  ein  Document  durch  falsche  Schlussfonnel  als  eigenhändiges 
bezeichnen  —  mutare  (Paulus  5,  25,  5). 

^  Ulpian  Coli.  8,  7,  1  =  Dig.  48,  10,  9,  3:  qui  quid  aliud  quam  testa^ 
fnentum  sciens  dolo  molo  signaverit  signarive  curaverit,    Dig.  48,  10,  16,  1. 

»  Paulus  5,  25,  1.  5.  Dig.  48,  10,  9,  3.  1.  16,  2.  Cod.  4,  21,  2.  Inst.  4, 
18,  7.  Nachträgliche  Aenderung  des  aufgenommenen  Actenstücks  durch  den 
aufnehmenden  Beamten  ist  Urkundenfälschung  (Dig.  48,  10,  1,  4). 

•  Kaiserliche  Constitutionen:  Dig.  48,  10,  33.  Cod.  9,  22,  3.  Die  Ver- 
ordnung C.  Th.  9,  19,  3  untersagte  den  Unterbehörden  den  Gebrauch  der  be- 
sonderen Kaiserschrift,  um  den  Fälschern  das  Geschäft  zu  erschweren.  — 
Sonstige  Erlasse:  Paulus  5,  25,  9.  Dig.  48,  10,  25.  1.  32  pr.  —  Aelter  als 
diese  Criminalklage  ist  die  populäre  Multklage  zum  Schutz  des  prätorischen 
Album  (Dig.  2,  1,  7),  wofür  auch  ausserordentliche  Criminalstrafe  eintritt 
(Paulus  1 ,  13  A ,  3).  Die  actio  in  factum  poenälis ,  welche  wegen  unter- 
geschobener magistratischer  Erlasse  unter  Umständen  {ex  causa)  neben  der 
criminellen  Fälschungsklage  gegeben  wird  (Dig.  48,  10,  25),  ist  jener  Popular- 
klage analog. 

'  Dig.  48,  10,  16  pr.:  instrumentorum  subreptorum  crimen  non  esse  publici 
iudicii,  nisi  testamentum  älicuius  subnptum  arguatur.  Der  blosse  Gebrauch 
falscher  Urkunden  ist  nicht  ohne  weiteres  criminell  strafbar  (Paulus  1,  12,  3; 
Dig.  48,  10,  31).  Arglistige  Verlesung  einer  falschen  Urkunde  im  Gemeinde- 
rath  wird  gelind  bestraft  (Dig.  48,  10,  13,  1);  indess  lässt  Paulus  diese  Milde 
nicht  zu  5,  25,  9:  qui  fahis  instrumentis  actis  episiuUs  rescripUs  sciens  dolo 
malo  usus  fu^t^  poena  falsi  coercetur. 
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fertigkeiten  durch  Edict  des  Prätors  Marius  Gratidianus  eine  Straf- 
klage aufgestellt  ward  ^  Das  cornelische  Gesetz  und  die  späteren 
Ordnungen  betreffen  die  folgenden  Fälle: 

1.  Unterschiebung  einer  minderwerthigen  Metallmasse  in  dem 
Goldbarrenverkehr  durch  Legirung  *  so  wie  jede  analoge  Manipulation 
in  Betreff  des  Edelmetalls'; 

2.  Werthverringerung  der  Landesmünze  durch  Beschneidung 
oder  ähnliche  Manipulation*; 

3.  Private  Anfertigung  von  Geldstücken,  welche  die  Landes- 
mtinze  nachahmen  *,  selbst  wenn  sie  derselben  gleich werthig  sind  * ; 


^  ludicium  cum  poena:  Cicero  de  off.  3,  20,  80.  Irrig  macht  Plinius  n.  h. 
38,  46,  132  daraus  ein  Gesetz.  Ueber  die  in  dem  Geldverkehr  damals  herr- 
schende Zerrüttung  (Cicero  a.  a.  0.:  iactahatur  Ulis  Umporibus  nummus  sie 
ut  nemo  posset  scire  quid  haberet\  wahrscheinlich  hervorgerufen  durch  die  von 
Staats  wegen  neben  den  effectiv  silbernen  ausgegebenen  mit  Silber  plattirten 
Denare,  vgl.  mein  röm.  Münzwesen  S.  388.  Praktisch  wichtiger  als  jene  Straf- 
klage  war  ohne  Zweifel  die  durch  die  Einrichtung  von  Probirstätten  in  Rom 
dem  Publicum  erleichterte  Feststellung  der  Echtheit  oder  Unechtheit  des 
einzelnen  Geldstücks. 

*  Cornelisches  Gesetz  Dig.  48,  10,  9  pr.:  qui  in  aurum  vitii  quid  addiderit 
In  den  späteren  Jahrhunderten  der  Republik  ruht  der  Verkehr  wesentlich  auf 
dem  Gold  nach  dem  Gewicht,  während  es  Goldmünzen  in  nennenswerthem 
Umfang  nicht  gab;  zunächst  auf  dieses  in  Barren-  oder  Geräthgestalt  circu- 
lirende  Gold  bezieht  sich  diese  Bestimmung  des  cornelischen  Gesetzes.  Ohne 
Zweifel  aber  ist  sie  dahin  einzuschränken,  dass  nicht  jede  Legirung  des  Goldes 
unter  das  Strafgesetz  fiel,  sondern  nur  die  Legirung  desjenigen,  das  bestimmt 
war  als  Feingold  nach  dem  Gewicht  zu  circuliren.  Die  Legirung  des  Silbers 
scheint  in  dem  Gesetz  nicht  berücksichtigt  worden  zu  sein,  da  dies  Metall 
für  den  Verkehr  nur  gemünzt  in  Betracht  kam.  Die  weitere  Ausführung  in 
meinem  röm.  Münzwesen  S.  402. 

*  Paulus  5,  25,  5:  qui  cum  argenium  aurum  oparteret  (poneret  Hdschr.)  aea 
stcmnumve  subiecerit  Die  vorhergehenden  Worte  qui  inauraverit  argentaverit 
scheinen  Glossen.    Edictum  Theoderici  90. 

^  Paulus  5,  25,  1:  qui  nummos  aureos  argenteos  .  .  .  rctserit  corruperit 
vitiaverit  Dig.  48,  10,  8 :  quicumque  nummos  aureos  . . .  raserint.  C.  Th.  9,  22,  1. 
Edictum  Theoderici  90. 

^  Cornelisches  Gesetz  Dig.  48,  10,  9  pr.:  qui  argenteos  nummos  aduUerinos 
flaverit  Paulus  5,  25,  1 :  qui  nummos  aureos  argenteos  adulteraverit  laverit  con- 
flaverit  Dig.  48,  10,  8:  quicumque  nummos  aureos  . . .  tinxerint  vel  finxerint. 
Die  gewöhnliche  Procedur  der  Falschmünzerei  ist  nicht  die  Nachprägung 
(falsam  monetam  percutere  Paulus  Dig.  48,  10,  19),  sondern  das  Nachgiessen 
{nummum  falsa  fusione  formare  C.  Th.  9,  21,  3;  vgl.  röm.  Münzwesen  S,  748)  und 
dies  wird  auch  mit  conflare  und  fingere  gemeint  sein.  Aber  was  lavere  und 
tingere  hier  bedeuten,  ist  nicht  aufgeklärt;  antike  durch  Goldplattirung  oder 
Vergoldung  hergestellte  Falschmünzen  kommen  so  gut  wie  gar  nicht  vor. 

*  Auf  das  Nachgiessen  der  späteren  Eleinmünze  ohne  Metallverth,  welche 

Binding,  Handbuch.   I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  48 
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4.  Wissentliche  Ausgabe  gefälschter  Münzen*; 

5.  Wissentliche  Zurückweisung  echter  Reichsmünzen*; 

6.  Um  der  durch  den  späteren  Differentialcurs  des  Werth- 
und des  Zeichengeldes  hervorgerufenen  Agiotage  zu  steuern,  ist  in 
der  Spätzeit  die  Versendung  der  Kleinmünze  unter  Strafandrohung 
beschränkt  worden®; 

Localstatute ,  wie  uns  eines  der  Stadt  Mylasa  in  Karlen 
aus  severischer  Zeit  erhalten  ist,  reguliren  daneben  das  vielfach 
als  Monopol  behandelte  Wechselgeschäft  durch  Feststellung  von 
Geld-  und  bei  Unfreien  auch  Körper-  und  Freiheitsstrafen  für  den 
Contravenienten  (S.  114  A.  1.  S.  117  A.  8);  indess  dürfen  diese  recht- 
lich mit  dem  Münzverbrechen  keineswegs  zusammengestellt  werden. 

Das  Münzdelict  wird  in  nachconstantinischer  Zeit  als  Anmassung 
magistratischer  Befugniss  (S.  565)  unter  das  Majestätsverbrechen 
gezogen  und  mit  geschärfter  Capitalstrafe  geahndet*. 

Bichter-  JH.  Prozcss-  uud  Advocateudelicte. 

und  1.   Fällung  eines  Richterspruchs  unter  wissentlicher  Verletzung 

rerwandte  klarer  Gesotze*^. 

Ffille. 

2.  Bestechung  des  Richters  oder  Annahme  der  Bestechung 
durch  denselben  für  Ausfällung  oder  Unterlassung  eines  Spruches  •. 


technisch  pecuniae  heisst,  beziehen  sich  die  Worte  des  Firmicus  math.  6,  81 
(p.  180  ed.  Basil.  1551):  qui  pecunias  publicas  conflaturarum  adulterinis  artificiis 
imitewtur  so  wie  das  conflare  pecuniae  C.  Th.  9,  28,  1  vom  J.  856  und  die 
conflatores  figurcUi  aeris  C.  Th.  11,  21,  1  vom  J.  871. 

^  Dig.  48,  10,  9,  2:  ne  quis  nummos  stagneos  plumbeos  emere  vendere  dolo 
mcUo  vdUt. 

'  Paulus  5,  25,  1 :  qui  vuUu  principum  signatam  monetatn  praeter  adtitteri- 
nam  reprobaverU,  Arrian  £pict.  8,  8,  8:  ro  tov  Kadjagoq  vofAiafia  ovx 
iitOTip  dnodoxifiaaat  r^  t^an^^d^^  oi/di  r^  laxavontokijj  all*  fav  df/^li^c»  ^/>t<» 
ov  &iXei  TiQoia&ai  avjov  «>ft  ro  drr*  avroO  ntuXovfzerov.  Es  wird  verboten 
zwischen  den  gesetzlich  gleichstehenden  Goldmünzen  Werthunterschiede  zu 
machen  (C.  Th.  9,  22,  1).  Die  ägyptischen  Papyri  zeigen,  dass  nicht  selten  für 
die  Rückzahlung  Münzen  des  regierenden  Kaisers  vorgeschrieben  wurden,  was 
vermuthlich  rechtlich  unzulässig  war. 

•  C.  Th.  9,  28,  1  vom  J.  856. 

^  Dies  bestimmt,  während  Paulus  (5,  12,  12)  Vermögensconfiscation  und 
nur  bei  Unfreien  geschärfte  Todesstrafe  ansetzt  und  noch  Constantin  I.  die 
älteren  Strafen  gelten  lässt  (C.  Th.  9,  21,  1),  Constantius  11.  (C.  Th.  9,  21,  5. 
tit.  28,  1)  und  dabei  bleibt  es  (C  Th.  9,  21,  9  =  lust.  9,  24,  2).  Dig.  48,  10,  8 
ist  wohl  interpolirt.  Ausschluss  der  Münzfälscher  bei  Amnestien  C.  Th.  9, 
88,  6  —  lust.  1,  4,  8,  4.  - 

»  Paulus  5,  25,  4.    Dig.  48,  10,  1,  3.    Vgl.  Cod.  9,  8,  1. 
'     •  Paulus  5,  25,  2  -=  Coli.  8,  5,  1  «  Edictum  Theoderici  91.    Dig.  48, 10, 
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3.  Bestechung  oder  Annahme  der  Bestechung  für  Bestimmung 
des  Richters  zur  Ausfällung  oder  Unterlassung  eines  Spruches  *. 

4.  Bestechung  oder  Annahme  der  Bestechung  zur  Herbei- 
führung oder  Unterlassung  einer  Criminalklage  oder  der  Zeuguiss- 
ablegung  in  einer  solchen^. 

5.  Bestechung  eines  Zeugen  oder  Annahme  der  Bestechung 
für  Leistung  eines  falschen  oder  Unterlassung  eines  wahrhaften 
Zeugnisses^.  Später  ist  das  wider  besseres  Wissen  abgelegte 
falsche  Zeugniss  schlechthin  unter  das  cornelische  Gesetz  ge- 
zogen worden*. 

G.  Vereinbarung  zum  Zweck  der  gerichtlichen  Verurtheilung 
eines  Unschuldigen*. 

7.  Auslieferung  der  dem  Vertreter  der  einen  Partei  anvertrauten 
Urkunden  an  den  Prozessgegner**. 

8.  Vergleich  mit  dem  Ankläger  in  einem  Ehebruchs-  oder  in 
einem  nicht  capitalen  Strafprozesse. 


1,  2.  Dass  nach  Gerichtsgehrauch  dabei  nicht  auf  die  volle  Strafe  erkannt 
wird  (Dig.  48,  10,  21X  ist  auffallend.  Vgl.  Dig.  8,  6,  1,  8.  Cod.  7,  49,  1.  — 
Annahme  von  Bestechung  im  Capitalprozess  wird  als  Mord  bestraft  (S.  688  A.  4). 
Theoderich  im  Edict  c.  1.  2  bestimmt  fUr  den  Capitalprozess  die  Todesstrafe, 
f&r  andere  Prozesse  vierfachen  Ersatz. 

^  Paulus  5,  25,  18.  Dig.  47,  10,  15,  80.  Wenn  bei  schwebendem  Prozess 
eine  Partei  das  Haus  eines  Geschwornen  betritt,  so  wird  sie  nach  dem 
julischen  Gesetz  mit  der  Strafe  des  Ambitus,  das  heisst  einer  Geldbusse  von 
10000  Sesterzen  belegt  (Dig.  48,  14,  1,  4).  Gegen  den  Richter  geht  auch  die 
Repetundenklage  (s.  unten). 

•  Dig.  47,  18,  2.    48,  10,  1,  1. 

*  Paulus  5,  25,  2.  Dig.  47,  13,  2.  48,  10,  1,  2.  Auch  hier  ist  die  Repe-> 
tundenklage  zulässig. 

^  Paulus  Coli.  8,  2:  qui  falaum  tesUmonium  diaxrit,  proinde  tenehitur,  quasi 
lege  Cornelia  iestamentaria  damnatus  esset.  Paulus  5,  15,  5  '^  Coli.  8,  8  = 
Dig.  22,  5,  16  =  Ed.  Theoderici  42:  hi,  qui  (also  vel  varie  tesUmonium  dixerunt 
vel  utrique  parti  prodiderunt^  aut  in  exilium  aguntur  aut  in  insulam  reUgantur 
aut  curia  submoventur.    Cod.  4,  20,  18. 

R  Dig.  48,  10,  1,  1.  1.  9,  8.   1.  20. 

«  Paulus  5,  28,  8.  Dig.  48,  10,  1,  6.  tit.  19,  88,  8.  Ausserordentliche 
Strafe:  Dig.  47,  11,  8. 

'  Diocletian  Cod.  2,  4,  18:  transigere  vel  pacisci  de  ctimine  capitaU  excepto 
aduUerh  (welches  damals  capital  war)  non  pröhibitum  est  in  aliis  autem  publicis 
criminibiM,  quae  sanguinis  poenam  non  ingerunt^  transigere  non  Ucet  dtra  falsi 
accusationem.  Alexander  Cod.  9,  9,  10:  de  crimine  aduHerii  pacisci  non  lictty 
vgl.  Dig.  48,  5,  12  pr. 

43* 
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9.  Kückgabe  der  von  beiden  Parteien  gemeinschaftlich  depo- 
nirten  Urkunden  einseitig  an  die  eine  Partei*. 

Unwahrhafte  Vorbringungen  einer  Partei  nach  diesem  Gesetz 
zu  bestrafen  wird  gemissbilligt  *. 

F&ischung  IV.   Fälschung  der  Verwandtschafts-  oder  der  Bangstellung. 

▼on  Ver- 
wandtschaft        1.    Eindesunterschiebung  ^ ,    bei   welcher    ausnahmsweise    das 

I  oder  Rang-  Auklagerecht  auf  die  persönlich  Betheiligten  beschränkt*  und  die 

Verjährung  ausgeschlossen  ist^. 

2.  Beilegung  falscher  Familienbeziehung  zum  Zweck  wider- 
rechtlicher Bereicherung®. 

3.  Beilegung  falschen  Amts  und  Ranges"^. 

Die  fälschliche  Beilegung  der  Ingenuität  oder  des  Bürgerrechts 
ist  in  den  letzten  Abschnitt  verwiesen,  da  wenigstens  die  letztere 
in  republikanischer  Zeit  sicher  nicht  unter  das  cornelische  Gesetz 
gezogen  worden  ist. 

FUschung  V.   Falsches  Mass  und  Gewicht. 

lUM^und  Wenn  in  republikanischer  Zeit  dem  Beamten  oder  Beauftragten 

Gewicht  der  Gemeinde  für  Aufstellung  falscher  Masse  und  Gewichte  die 
comitiale  Multklage  bis  zur  Hälfte  des  Vermögens  angedroht 
ward®,  so  ist  das  gleiche  Delict  durch  eine  Verordnung  Traians 
unter  das  cornelische  Gesetz  gezogen  worden*.  Dieselbe  Strafe 
trifft  den,  welcher  die  öffentlich  aufgestellten  Masse  und  Gewichte 
verfälscht*®.  Auf  den  blossen  Gebrauch  falscher  Masse  erstreckt 
die  Strafklage  sich  nicht. 

Ausser  diesen  strafrechtlich  fixirten  Anwendungsfällen  ist  in 
der  Kaiserzeit  bei  arger  Unredlichkeit  nicht  selten  auf  Anzeige 
des  erkennenden  Gerichts  von  der  höchsten  Stelle  auf  Grund  ihres 
Rechtes  der  Strafschärfung  die  Bestrafung  nach  dem  comelischen 
Gesetz  verfügt  worden  ".    Aber  auch  allgemein  haben  hinsichtlich 


V  Paulus  5,  .25,  10. 

«  Dig.  48,  10,  29.  1.  31. 

»  Tacitus  ann.  8,  22.    Dig.  25,  3,  1  pr.   48,  2, 11,  1.   tit.  18,  17,  2.    Cod,  9, 
22,  1.   c.  10. 

*  Dig.  48,  10,  30,  1. 

B  S.  367.    Dig.. 48,  10,  19,  1. 

«  Paulus  5,  25,  11.    Dig.  48,  10,  13  pr. 

'  Paulus  5,  25,  12.    Dig.  48,  10,  27,  2. 

^  Silisches  Gesetz  bei  Festus  p.  246  v,  publica pondera  =Bruns  fontes*  p.  46. 

»Dig.  47,  11,  6,  1.    C.  Tli.  11,  8,  3  «  lust  1,  55,  9. 
1«  Dig.  48,  10,  32,  1. 
"  Dig.  48,  10,  31. 
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dieses  Delictes  die  erkennenden  Gerichte  eine  gewisse  discretionäre 
Gewalt  gegenüber  unredlichem  Verfahren  ausgeübt*. 

Unter  den  von  Sulla  beibehaltenen  oder   eingesetzten   sechs    Proiess. 
prätorischen  Specialgerichtshöfen   ist   allem  Anschein  nach  einer 
für   die   Testaments-   und   Münzfälschungen    bestimmt    gewesen*. 
Uebrigens  hat  das  Prozessverfahren  bei  dieser  Quästion  keine  Be- 
sonderheiten aufzuweisen. 

Als  Strafe  für  die  Testaments-  und  die  Münz-  und  die  sonstigen  strafe. 
unter  das  cornelische  Gesetz  gezogenen  Delicto  hat  dieses  selbst 
die  Verbannung  aus  Italien  festgesetzt^,  wofür  dann  später  die 
Deportation  nebst  der  Vermögensconfiscation  für  Personen  besserer 
Stände  eingetreten  ist*;  in  leichteren  Fällen  wird  auf  Rele- 
gation für  Lebenszeit  nebst  Verlust  des  halben  Vermögens*  oder 
auf  Ehrenstrafen®  erkannt.  Bei  geringen  Leuten  tritt  dafür  Zwangs- 
arbeit ein  oder  nach  Umständen  Lebensstrafe  ^,  bei  Sclaven  regel- 
mässig diese®. 

3.  Prozessbestechnng. 

Die  Prozessbestechung,  die  calumnia^  ist  ein  prätorisches  Privat-   ptozms- 
delict.    Es  wird  darunter  verstanden  die  Entgegennahme  von  Geld  ^®'***^*"«* 
oder  Geldeswerth  gegen  die  Zusage  einen  öffentlichen  oder  privaten 
oder  fiscalischen  Prozess*®  gegen  jemand   anzustellen  oder  einen 


*  Verkauf  derselben  Sache  an  mehrere  Personen:  Dig.  48,  10,  21.  — 
Verkauf  einer  verpfändeten  Sache  durch  den  nicht  dazu  berechtigten  Pfand- 
gläubiger unter  CoUusion  mit  dem  Schuldner:  Cod.  9,  22,  15.  —  Falsche  Datirung 
einer  Pfandverschreibung  zum  Nachtheil  eines  älteren  Pfandgläubigers :  Dig.  48, 
10,  28.  —  Beglaubigung  einer  wahrheitswidrigen  Thatsache:  Cod.  9,  22,  13.  — 
Anstiftung  eines  Fiscalprozesses :  Dig.  48,  10,  9,  4.  —  Contractschluss  des  Vor- 
munds mit  dem  Fiscus  vor  Rechnungslegung  über  die  Vormundschaft :  Dig.  48, 
10,  1,  9-12. 

8  S.  203  A.  2.    St.  R.  2,  201   A.  6. 
»  Dig.  48,  10,  33. 

*  Paulus  4,  7,  1.  5,  25,  1.  2.  7.  9.  10.  Dig.  48,  10,  1,  13.  1.  32.  C.  Th.  9, 
19,  2  pr.  (=  Tust.  9,  22,  22).   Der  Prozess  ist  also  capital  (Cod.  9,  22,  1.  c.  5). 

»  Paulus  5,  25,  8.    Dig.  48,  10,  21. 

*  Ausschluss  auf  Zeit  aus  dem  Gemeinderath:  Dig.  48,  10,  18,  1. 

'  Plinius  ad  Trai.  58:  recitata  est  sententia  .  .  .  proconsulia,  qua  proba' 
hatur  Archippus  crimine  foÜBi  damnaiua  in  metaUum,  Paulus  5,  25,  1.  2.  7.  8. 
9.  10.  13. 

"  Paulus  5,  25, 1 :  servi  postve  (so  ist  wohl  zu  lesen)  admissum  manumisH 
capüe  ptmiuntur,    Dig.  48,  10,  1,  13.    Inst.  4,  18,  7. 

^  Dig.  3,  6.    Mit  der  gleichnamigen  Widerklage  im  Criminalprozess  hat 
diese  Edictklage  nichts  gemein, 
»ö  Dig.  3,  6,  1,  1. 
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bereits  angestellten  zu  dessen  Ungunsten  zu  beeinflussen  S  wobei 
derjenige,  dem  dadurch  Schaden  zugefügt  wird,  der  Kläger  ist, 
der  Bestochene  der  Beklagte;  oder  auch  gegen  die  Zusage  von 
Geld  oder  Geldeswerth  von  der  Anstellung  eines  solchen  Prozesses 
Abstand  zu  nehmen,  wobei  derjenige,  der  den  Prozess  abkauft,  der 
Kläger  ist,  Beklagter  auch  hier  der  Bestochene.  Dass  der  Ab- 
kaufende hiebei  selbst  eine  schimpfliche  Handlung  begeht,  schliesst 
die  Klage  nicht  aus.  Die  Annahme  der  Bestechung  wird  gleich 
dem  schweren  Diebstahl  behandelt  und  mit  vierfachem  Ersatz  be- 
straft,  wofür  wie  bei  allen  prätorischen  Delicten  nach  Ablauf 
eines  Jahres  der  einfache  eintritt.  Neben  dieser  Delictklage  her 
läuft  die  dem  Geber  der  Bestechung,  also  nicht  nothwendig  dem 
zur  Calumnienklage  Berechtigten  zustehende  Rückforderungsklage, 
welche  als  nicht  delictische  behandelt  wird  und  wegfällt,  wenn 
auch  der  Bestechende  ehrlos  gehandelt  hat  ^.  Als  delictische  geht 
die  Calumnienklage  gegen  die  Erben  nur  auf  die  Bereicherung*. 

4.  Ergänznnjg^sklagen  wegen  Unrechtfertigkeit 
(dolus,  stelUonatus). 

Ausser-  Gcwalt  uud  Betrug  zu  beseitigen  ist  die  Aufgabe  des  Civil- 

^cfvükh^e  rechts;  aber  nach  der  Anlage  desselben  giebt  es  weder  eine  Ge- 
wegMi  walt-  noch  eine  Betrugsklage.  Es  wird  gegen  beides  gericht- 
Argiist.  jj^j^  ^^^  eingeschritten  entweder  durch  die  specialisirten  principal 
delictischen  Klagen  oder .  bei  den  nicht  delictischen  durch  Modi- 
ficirung  der  Klagformel  (S.  88  A.  1).  Wer  nicht  bestohlen  oder 
injuriirt  oder  bei  Gelegenheit  eines  Kaufgeschäftes  oder  eines 
Gesellschaftscontracts  betrogen  worden  ist,  wer  nicht  eine  im  Edict 
vorgesehene  Specialklage  fordern  kann,  dem  ist  der  Prätor  nicht 
verpflichtet  wegen  Vergewaltigung  oder  Uebervortheilung  Rechts- 
hülfe zu  gewähren. 

Aber  das  Recht  des  römischen  Civilprätors  geht  weiter  als 
seine  Pflicht.  Wenn  er  die  in  seinem  Edict  in  Aussicht  gestellten 
Klagen  denen,  die  sie  begehren,  nicht  verweigern  darf,  so  ist  er 
nicht  gehindert  darüber  hinaus  im  einzelnen  Fall  gegen  Gewalt 


^  Die  analogen  Delicte  des  cornelisclien  Gesetzes  beziehen  sich  im  All- 
gemeinen auf  die  Herbeiführung  einer  ungerechten  Entscheidung;  das  pr&- 
torische  Edict  dagegen  auf  jede  Belästigung  durch  schikanöses  Prozessiren. 

'  Dieser  .Gegensatz  der  Calumnienklage  und  der  Gondiction  wird  Dig.  3, 
6,  5,  1  hervorgehoben. 

»  Dig.  3,  6,  4.   1.  5  pr. 
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und  Betrug  einzuschreiten,  sei  es  im  Wege  der  Cassirung  er- 
zwungener Rechtsgeschäfte,  das  heisst  der  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand,  sei  es  im  Wege  der  Einräumung  einer  eigenen 
Klage  ^.  Die  erstere  ausserordentliche  Rechtshülfe  ist  mit  den 
civilrechtlichen  nicht  delictischen  Ordnungen  so  eng  verknüpft, 
dass  sie  nicht  zweckmässig  im  Strafrecht  behandelt  werden  kann; 
die  zweite  dagegen  darf  in  demselben  nicht  fehlen. 

Wo  die  edictalen  delictischen  wie  nicht  delictischen  Klagen 
versagten,  auch  nicht  im  Wege  der  Erweiterung  anwendbar  ge- 
macht werden  konnten,  es  aber  dennoch  billig  erschien  Rechts- 
hülfe zu  gewähren,  mag  wohl  der  Prätor  seit  alter  Zeit  ausnahms- 
weise den  Geschwomen  angewiesen  haben  nach  Feststellung  der 
Thatfrage  eine  Verurtheilung  auszusprechen.  Es  war  vermuthlich 
mehr  eine  formale  als  eine  materielle  Neuerung,  dass  in  der  letzten 
Zeit  der  Republik  durch  den  Rechtsgelehrten  G.  Aquillius  Gallus ' 
in  die  allgemeine  Klagerechtsordnung  die  hier  b^andelte  ausser- 
ordentliche Ergänzungsklage  eingefügt  ward.  -"  Ihre  Benennung 
entlehnt  sie  von  dem  Dolus  in  dem  im  ersten  Buch  (S.  86  fg.) 
bezeichneten  Sinn®,  das  heisst  dem  Unrecht  überhaupt  mit  Aus- 
schluss des  gewaltthätigen ,  da  für  diesen  Fall  durch  die  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  und  die  daraus  entwickelten  Ord- 
nungen anderweitige  Abhülfe  gegeben  ward.  Die  Voraussetzungen 
sind  einerseits,  dass  keine  andere  delictische  oder  nicht  delictische 
Rechtshülfe  Anwendung  findet*,  andrerseits  dass  die  specielle 
Sachlage  nach  Ermessen  des  beikommenden  Magistrats  Rechts- 
hülfe erfordert*,  so  dass  die  Rechtsfrage  durch  ihn  erledigt  wird 


^  Erörterung  der  rechtsetzenden  Thätigkeit  des  Prätors  ist  überflüssig. 
Die  Exceptionen,  die  actiones  utiles,  die  Klagen  praescriptia  verbis  ruhen  auf 
derselben  und  alle  diese  Anordnungen  sind  aus  ausserordentlicher  im  Einzel- 
fall gewährter  Rechtshülfe  zu  ordentlicher  geworden. 

*  Er  war  Prätor  mit  Cicero  im  J.  688/66;  aber  da  er  dem  Geschwornenhof 
für  Wahlbestechung  vorsass  (Cicero  pro  Cluentio  53,  147),  hat  er  nicht  als 
solcher  die  Klage  in  das  Edict  gebracht,  sondern,  worauf  auch  andere  Spuren 
führen  (Cicero  de  off.  8,  U,  60;  de  d.  n.  3,  30,  74;  top.  7,  32),  durch  seine 
Thätigkeit  als  Respondent. 

*  Die  von  Aquillius  seihst  aufgestellte  (Cicero  de  off.  3,  14,  60:  cum  ex 
eo  qiunereretur,  quid  esset  doluSf  respondebat^  cum  esset  (diud  simtUatum,  cUiud 
actum;  ebenso  top.  9,  40;  Paulus  1,  8,  1;  Dig.  2,  14,  7»  9)  ist  höchstens  Wort- 
erklärung. 

^  Präforisches  Edict  Dig.  4,  3,  1,  1:  st  de  Ms  rebus  aita  actio  non  erit. 
Die  nähere  Ausführung  dieser  Bestimmung  kann  im  Strafrecht  nicht  ge* 
geben  werden. 

^  Prätorisches  Edict  a.  a.  0.:  si  iusta  causa  esse  videbitur.    Die  Klage 
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und  dem  Geschwornen  nur  vorbehalten  bleibt  den  von  dem  Kläger 
behaupteten  Thatbestand  zu  verificiren.  Allerdings  ist  auch  hier 
eingetreten,  was  aller  zunächst  ausserordentlichen  Rechtshülfe 
gemein  ist,  dass  sich  im  Wege  der  Präcedentien  gewisse  Regeln 
bilden  und  damit  bei  bestimmten  Prämissen,  zum  Beispiel  bei  Ver- 
mögensbeschädigung durch  arglistigen  Rathschlag,  die  formell 
ausserordentliche  Rechtshtilfe  zur  ordentlichen  wird^  —  Diese 
prätorische  Klage  steht  auf  einer  Linie  mit  den  Privatdelicten  des 
Civilrechts.  Gerichtet  ist  sie  auf  einfachen  Schadensersatz,  in- 
famirt  aber  gleich  den  delictischen  Civilklagen*  und  geht  nicht 
gegen  die  Erben®, 
criminai-  Die  Uebertraguug  der  Privatklage  wegen  strafbaren  Betrugs 

^stSionlS"*^  die  criminalrechtliche  der  Schufterei  (stelUonattis)*'  ist  nicht 
durch  Gesetz  herbeigeführt  worden*,  sondern  durch  das  corre- 
late  Verhältniss  des  civilen  und  des  criminellen  Delicts,  wie  dies 
namentlich  bei  der  Vergewaltigung  zu  Tage  tritt  (S.  656),  also 
durch  die  Jurisprudenz  'und  den  Gerichtsgebrauch.  Genau  wie  jene 
im  civilen  dient  diese  als  Aushülfe  und  Ergänzung  im  Accu- 
sationsprozess  ®.    Unter  den  einzelnen  Fällen,  die  hieher  gezogen 


soll  nicht  passim  gegeben  werden  (Dig.  4,  3,  9,  5),  sondern  nur  ex  magna  ei 
evidenti  calliditate  (Dig.  4,  3,  7,  10).     Ein   Beispiel   giebt   Dig.  48,  10,  25:    qvi 
nomine  praetoris  litteras  falsas  reddidisse  ediclumve  falsum  proposuisse  dicetur, 
ex  causa  actione  in  factum  poenali  tenetur,  quamquam  lege  ComeUa  reus  sit 
1  Dig.  4,  3,  8.   1.  9,  1.   1.  23.  1.  40.  50,  17,  47  pr. 

*  Aus  Rücksiebt  gegen  den  Beklagten  (Dig.  4,  3,  11,  1)  oder  weil  die 
Handlung  mehr  rechtlich  als  sittlich  gemissbilligt  wird  (Dig.  4,  3,  7,  7)  kann 
der  Dolus  aus  der  Formel  weggelassen  werden,  wodurch  die  Infamirung 
wegfällt;  in  der  Sache  ist  auch  diese  Klage  nicht  minder  delictisch. 

»  Dig.  4,  3,  17,  1. 

*  SteUio,  eigentlich  eine  Art  Skorpion  (Columella  9,  7,  3:  venenaitts  stellio; 
Festus  p.  313),  ist  der  Schuft  (Plinius  n.  h.  30,  10,  89:  nullum  animal  fraudu- 
lenUus  invidere  homini  tradunt,  inde  steUionum  nomine  in  mäledictum  translatö). 

*  Der  Stellionat  wird  in  den  Formen  des  Accusationsprozesses  be- 
handelt (Dig.  47,  11,  3:  steUionatus  vel  expilatae  hereditatis  iudida  accusatio- 
nem  quidem  häbent^  sed  non  sunt  publica),  ist  aber,  da  die  gesetzliche  Grund- 
lage fehlt,  kein  crimen  legitimum  (Dig.  47,  20,  3,  2),  kein  iudidum  publicwm 
(Dig.  3,  2,  13,  8.  47,  11,  3.  tit.  20,  1.     Cod.  9,  34,  3). 

«  Ulpian  Dig.  47,  20,  3,  1:  steUionatum  obici  posse  his,  qui  doh  quid  fece- 
runt,  sciendum  est,  scilicet  si  aliud  crimen  non  sit  quod  obidaUtr;  quod  emm  in 
privatis  iudiciis  est  de  dölo  actio,  hoc  in  criminibus  steUionatus  persecutio.  uhicum- 
que  igüitr  titulus  criminis  deficit,  illic  steUionatus .  obiciemus  .  .  ,  nee  est  opus 
species  enumerare.  Auch  hier  also  hat  der  Magistrat,  an  den  die  Klage  ge- 
bracht wird,  zunächst  nach  Cognition  dieselbe  abzulehnen  oder  zu  gestatten 
(Dig.  47,  20,  3  pr.:  steUionatus  accusatio  ad  praesidis  cognitionem  speetat). 


^ 
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werden S  verdient  Erwähnung  die  Bereicherung  durch  Meineid^. 
Die  Strafe  ist  keine  feste,  sondern  es  wird  im  einzelnen  Falle  nach 
Ermessen,  jedoch  nicht  über  Zwangsarbeit  hinaus  erkannt*;  da- 
neben  steht  auch  hier  die  Infamie*. 


'  Zum  Beispiel  Dig.  13,  7,  36  pr. 

■  Den  Meineid  als  solchen  (über  den  Zeugeneid  vgl.  S.  668  A.  1;  über 
den  bei  dem  Namen  des  Kaisers  S.  586)  straft  das  römische  Recht  nicht 
(Cicero  de  leg.  2,  9,  22:  peritirii  poena  divina  exitium,  humana  d^decus,  wobei 
an  die  censorische  Rüge  gedacht  sein  wird;  ygl.  St.  R.  2,  380);  aber  wenn  er 
zum  Zweck  der  Vermögensbereicherung  geleistet  ist,  so  ist  dies  Stellionat 
(Dig.  47,  20,  4).    Dies  ist  auch  die  poena  periurii  Dig.  4,  3,  22, 

'  Dig.  47,  20,  2:  steUionatus  mdicium  ....  coercitionem  extraordinariam 
habet.    Dig.  47,  20,  3,  2.   1.  4. 

♦  Julisches  Municipalgesetz  Z.  111.  Dig.  3,  2,  13,  8,  wonach  Dig.  47,  20,2 
zu  ändern  ist. 


Sechster  Abschnitt 

Die  geschlechtlichen  Delicto 


Es   werden   in   diesem  Abschnitt   die  verschiedenartigen  ge- 
schlechtlichen Verbrechen  behandelt. 

1.  Nächstenvermischung  (Incest)  und  Eheverbote. 

2.  Verletzung  der  Frauenkeuschheit  {adulterium,  stt4prum). 

3.  Kuppelei  (lenocinium). 

4.  Unehrenhafte  Ehe. 

5.  Bigamie. 

6.  Entführung. 

7.  Päderastie. 

Wie  ungleich  immer  diese  Strafthaten  sowohl  nach  den  Motiven 
wie  nach  Zeit  und  Art  ihrer  Ahndung  sind,  schien  es  doch  zweck- 
mässig sie  zusammenzustellen.  Der  Incest  der  vestalischen  Jung- 
frau ist  im  ersten  Buch  bei  dem  Hausgericht  (S.  18  fg.),  die  Noth- 
zucht  in  diesem  bei  der  Vergewaltigung  (S.  664)  behandelt  worden. 

1.  Nächstenvermischang  (Incest)  und  Eheverbote. 

Ursprung-  Dio  sacralou  Ordnungen  haben  unter  den  religiösen  Begriff 

lichea  ver- (jßP   'Unreinheit*  (incestusj,    welcher  auch   in  anderer  Beziehung 
Verwandten- zur  Auweuduug  kommt ,   die  Geschlechtsgemeinschaft   derjenigen 
®^®-      Personen  gezogen,  welche  ihr  Nahverhältniss  von  der  Ehegemein- 
schaft ausschliesst  ^    Diesen  Anschauungen  entsprechend  hat  das 


^  Incestus  oder  incestum  {castus  =  rein,  verwandt  mit  xa^agos)  bezeichnet 
wohl  ursprünglich  die  den  religiösen  Ordnungen  zuwiderlaufende  Keuschheits- 
verletzung, wahrscheinlich  mit  Beschränkung  auf  die  schwersten  keine  Expiation 
zulassenden  Fälle,  also  die  Blutschande,  das  gegen  die  religiösen  Pflichten  der 
Vestapriesterin  verstossende  Stuprum,  die  Theilnahme  eines  Mannes  an  dem 
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bürgerliche  Recht,  trotz  der  frühen  Anerkennung  des  gleichen  Erb- 
rechts der  Weiber  und  trotz  der  auf  Zusammenhalten  der  Ge- 
schlechtsvermögen gerichteten  Tendenz,  bis  auf  die  Zeit  des  ersten 
punischen  Krieges,  innerhalb  der  rechtlich  anerkannten  Grenzen 
der  Blutsverwandtschaft,  das  heisst  innerhalb  des  sechsten  Grades  ^ 
die  Geschlechtsgemeinschaft  untersagt^.  Nachher  hat  eine  Zeit- 
lang der  vierte  Grad  die  Grenze  gemacht  * ;  später  ist  dieser  eben- 
falls freigegeben  worden^  und  dabei  ist  es  in  republikanischer 
Zeit  geblieben.  Ob  in  derselben  auch  die  Verschwägerung  in  ana- 
loger Weise  rechtlich  berücksichtigt  worden  ist,  lässt  sich  nicht 
mit  Bestimmtheit  entscheiden^. 

Die  rechtliche  Nichtigkeit  einer  solchen  Nächstenverbindung,    nie  Ehe- 
wenn sie  in  der  Form  der  Ehe  auftritt ,  ist  im  Civilrecht  zu  er-  ^YpiterA** 
örtern;  hier  fragt  es  sich,  in  wie  weit  innerhalb  der  bezeichneten    »«chta. 
Kreise,  ausser  der  schwerwiegenden  Aberkennung  der  rechtlichen 
Consequenzen   der    Ehe,    die  Geschlechtsgemeinschaft    überhaupt 
criminell  strafbar  ist.    Aus  republikanischer  Zeit  wird  berichtet, 


den  Frauen  vorbehaltenen  religiösen  Act.  Der  dem  bürgerlichen  Hecht  fremde 
Begriff  hat  in  demselben  Verwirrung  gestiftet,  indem  das  staatliche  Verbot  der 
Ehe  wegen  eines  Nahverhältnisses  unter  denselben  gezwängt  ward.  Mit  gutem 
Grund  beschränkt  Paulus  (D:g.  23,  2,  89,  1)  den  Incest  auf  die  nach  Sittengesetz 
{moribfM)  die  Ehe  ausschliessenden  Nahverhältnisse ;  aber  freilich  fehlt  es  dann 
an  einer  correcten  Bezeichnung  für  die  bloss  staatlichen  Eheverbote  und  ist 
deren  Benennung  als  adulterium  (Dig.  48,  5,  7.  1.  12,  1)  oder  stuprum  (Cod.  5, 
4,  4)  erst  recht  irreführend.  Der  von  mir  dafür  gewählte  Ausdruck  ist  dem 
Grundbegriff  angepasst;  die  hergebrachte  Terminologie  ist  quellenmässig  nicht 
fest  und  ich  habe  mich  nicht  entschliessen  können,  zum  Beispiel  die  verbotene 
Ehe  zwischen  dem  Vormund  und  dem  Mündel  als  incestus  iuris  civilis  zu  be- 
handeln. 

^  Dieser  begrenzt  bekanntlich  die  Cognation  und  deren  Ausdruck,  das 
Mädchenkussrecht  (Polybius  6,  IIa,  4);  wo  die  Cognation  aufhört,  wird  die 
Ehe  zulässig  (Plutarch  q.  B.  6). 

'  Livius  im  20.  Buch  (Hermes  4,  372):  P.  Cloelius  [?]  primus  adversus 
veterem  morem  inter  septimum  cognationis  gradum  duxit  uxoreni,  Tacitus  ann. 
12,  6:  (coniugiä)  sobrinarum  (d.  h.  der  Kinder  der  Geschwisterkinder)  diu  ignorcUa 

percrebuisse.    Die  Legende  kehrt  sich  freilich  an  diese  Schranke  nicht; 

des  älteren  Tarquinius  Söhne  (Liv.  1,  42)  oder  nach  der  späteren  Geschichts- 
verbesserung seine  Enkel  (Dionys.  4,  28)  heirathen  die  Töchter  ihrer  Schwester 
oder  ihrer  Vaterschwester. 

*  ülpian  5,  6. 

*  Plutarch  a.  a.  0. 

*  Die  Ehe  der  Schwiegermutter  mit  dem  von  der  Tochter  geschiedenen 
früheren  Schwiegersohn  bezeichnet  Cicero  (pro  Cluentio  5)  in  jeder  Weise  als 
schändlich,  nicht  aber  als  nichtig,  geschweige  denn  als  strafbar. 
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dass  die  Zulassung  der  Vetternehe  herbeigeführt  worden  sei  durch 
die  wegen  einer  solchen  erhobene  Criminalklage ,  welche  durch 
die  Provocation  des  Verurtheilten  an  die  Gemeinde  gelangt  sei 
und  die  Begnadigung  des  Angeschuldigten  so  wie  die  Aenderung 
des  Gesetzes  herbeigeführt  habe^  Das  augustische  Ehegesetz  hat 
sicher  die  criminelle  Strafbarkeit  der  Nächstenverbindung  bereits 
vorgefunden^.  Wahrscheinlich  gehört  dieselbe,  zumal  da  von 
Specialgesetzen  darüber  nichts  gemeldet  wird,  dem  Urbestand  des 
Strafrechts  an  und  mag  den  Verletzungen  der  religiösen  Bürger- 
pflichten zugezählt  worden  sein.  Abgesehen  also  von  der  auch 
später  noch  geforderten  religiösen  Sühnung*  wird  dieselbe  dem 
öffentlichen  Strafverfahren  unterlegen  haben.  Indess  ist  in  histo- 
rischer Zeit  von  demselben  schwerlich  ernstlicher  Gebrauch  ge- 
macht worden*. 
Die  Ehft.  In   dem   geschärften  Strafrecht   der  Kaiserzeit   ist   auch  die 

K^hTj^elr  criminelle  Behandlung  der  Nächstenvermischung  wieder  auf- 
genommen und  sowohl  präcisirt  wie  erweitert  worden.  Hier  sollen 
die  in  unseren  Bechtsquellen  aufgeführten  Strafverbote  der  Ge- 
schlechts- und  der  Ehegemeinschaft  zusammengestellt  werden**. 
Ueberwiegend  liegt  denselben  das  Verwandtschaftsverhältniss  zu 
Grunde  und  zwar  in  der  Weise,  dass  unter  Absehen  von  der  Grad- 
grenze das  elterliche  so  wie  das  geschwisterliche  Verhältniss  so 
wie  jedes  diesem  gleichgeachtete  die  Geschlechtsgemeinschaft  zum 
Delict  macht®,  wobei  übrigens  vielfach  die  Willkür  eingreift  und 


*  Plutarch  a.  a.  0. 

*  Der  Incest  fällt  nicht  unter  das  julische  Gesetz,  dessen  Specialbestim- 
mungen auf  dies  commune  crimen  (Dig.  48,  5,  8)  keine  Anwendung  finden  (Dig. 
a.  a.  0.  und  1.  40,  7;  Dig.  48,  18,  4:  in  incesto  .  .  .  lex  lulia  cessat  de  adtdte- 
riis;  Dig.  48,  18,  5);  also  war  er  schon  früher  verpönt. 

*  Tacitus  ann.  12,  8:  sacra  ex  legibus  T\dli  regis  piaculaqtie  apud  lucuni 
Dianae  per  pontifices  danda,  irridentibus  cunctis,  quod  poenae  procuratiofieaque 
incesii  id  tentpus  exquirerentur. 

*  Der  Incestprozess  aus  der  Gracchenzeit,  in  dem  C.  Curio  sprach  (Schrift 
ad  Her.  2,  20,  33;  Cicero  de  inv.  1,  43,  80,  Brut.  32,  122X  bezieht  sich  wohl 
auf  das  Vergehen  einer  Vestalin. 

1^  lieber  die  nicht  standesgemässe  Ehe  vgl.  S.  701;  in  diese  Reihe  kann 
sie  nicht  gestellt  w^erden,  da  eine  eigentliche  Bestrafung  darauf  nicht  ge- 
setzt ist. 

^  Man  kann  wohl  fragen,  wann  und  w^ie  dies  von  den  älteren  —  anscheinend 
lediglich  nach  den  Graden  bemessenen  —  Eheverboten  principiell  verschiedene 
System  aufgekommen  ist;  und  wenn  wirklich  Verschwägerung  noch  in  cicero- 
nischer  Zeit  kein  Ehehinderniss  war  (S.  683  A.  5),  wann  sie  ein  solches  ge- 
worden ist.  Aber  die  Frage  bleibt,  wie  so  viele  ähnliche  im  Strafrecht,  ohne 
Antwort. 


J 
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die  gesetzlichen  Anordnungen  wechseln.    Hinzu  treten  eine  Reihe 
anderer  verschiedenartig  motivirter  Eheverbote, 

Strafbar  ist  die  Geschlechtsgemeinschaft: 

1.  zwischen  Ascendenten  und  Descendenten  *.  Es  erstreckt 
sich  dies  auf  das  Adoptivverhältniss,  selbst  nachdem  dieses  durch 
Emancipation  gelöst  ist".  Selbst  bei  Freigelassenen  wird,  obwohl 
auf  die  Sclaven  der  ßechtsbegriff  der  Verwandtschaft  keine  An- 
wendung findet,  die  factische  Ascendenz  und  Descendenz  der 
Sclavenzeit  der  rechtlichen  gleichgeachtet"; 

2.  zwischen  Geschwistern.  Auch  dies  wird  erstreckt  theils  auf 
die  Adoptivverwandtschaft,  welches  Hinderniss  indess  bei  Lösung 
des  Verhältnisses  durch  Emancipation*  wegfällt,  theils  bei  Frei- 
gelassenen auf  die  factische  Geschwisterschaft  der  Sclavenzeit  ^ ; 

3.  der  Frau  mit  dem  Vater-  oder  Mutterbruder  oder  dem 
Bruder  eines  entfernteren  Ascendenten  ohne  Rücksicht  auf  die 
Gradnähe,  weil  der  Oheim  und  der  Grossoheim  gleichsam  Vater- 
stelle einnehmen^.  Unter  Kaiser  Claudius  ist  die  Ehe  der  Nichte 
mit  dem  Vater bruder  —  nicht  die  mit  dem  Mutterbruder  —  gesetz- 
lich freigegeben  worden  ^ ;  Kaiser  Constantius  IL  aber  hat  das  alte 
Eheverbot  wiederhergestellt"; 

4.  des  Mannes  mit  der  Vater-  oder  Mutterschwester  oder  der 
Schwester  eines  entfernteren  Ascendenten,  weil  dieselbe  an  Mutter- 
stelle ist®. 

5.  Die  Ehe  unter  Geschwisterkindern  hat  Kaiser  Theodosius  L 


^  Gaius  1,  59  und  sonst. 
<  Gaius  1,  59.    Dig.  23,  2,  14  pr. 
«  Dig.  28,  2,  8.  1.  14,  2.    Inst.  1,  10,  10. 

«  Gaius  1,  61.     Paulus  Coli.  6,  3,  2.     Dig.  45,  1,  35,  1.     Inst.  1,  10,  2. 
Lösung  der  Gewalt  durch  den  Tod  genügt  also  nicht 
»  Dig.  23,  2,  8.    Inst.  1,  10,  10. 

*  Paulus  Dig.  23,  2,  39  pr. :  sororis  promptem  non  possum  ducere  uxoreniy 
quofUam  parenHs  loco  ei  sum.  Coli.  6,  3,  1.  Diocletian  Coli.  6,  4,  5  «s  Cod. 
lust.  5,  4,  17.    Inst.  1,  10,  3. 

"*  Tacitus  ann.  12,  5—7;  Sueton  Claud.  26.  Dom.  22;  Dio  71,  1;  Gaius  1, 
62;  Ulpian  5,  6  und  noch  Diocletian  in  dem  A.  6  angeführten  Erlass.  Wenn 
Nerva  dies  geändert  hat  (Dio  68,  2),  so  ist  diese  Aenderung  sofort  wieder 
beseitigt  worden. 

^  Cod.  Th.  3,  12,  1.  Cod.  lust.  5,  8,  2.  Der  diocletianische  Erlass  (A.  6) 
ist  im  justinianischen  Gesetzbuch  in  diesem  Sinn  interpolirt. 

*  Gaius  1,  62  und  sonst.  Inst.  1,  10,  5:  item  amitam  licet  adapHvam  uxo- 
rem  ducere  non  licety  item  materteram,  qtna  parentum  loco  habentur. 
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verboten*;    indess  ist  dies  Verbot  bald  wieder  beseitigt  worden 
und  in  Justinians  Gesetzgebung  nicht  übergegangen^. 

6.  Das  durch  die  Ehe  herbeigeführte  sich  der  Kindschaft 
nähernde  Verhftltniss  zwischen  Schwiegereltern-  und  Schwieger- 
kindern und  zwischen  Stiefeltern  und  Stiefkindern  wirkt  bei  dem 
Bestehen  der  Ehe,  die  dasselbe  begründet,  strafschärfend  durch 
Hinzufügung  des  Incests  zum  Ehebruch  und  bleibt  Incest  auch 
nach  der  Auflösung  derselben^. 

7.  Das  durch  die  Ehe  herbeigeführte  dem  geschwisterlichen 
sich  nähernde  Verhältniss  des  einen  Ehegatten  zu  den  Geschwistern 
des  andern  ist  von  Constantius  II.  in  gleicher  Weise  als  ehehindemd 
unter  Strafe  gestellt  worden*. 

8.  Zwischen  dem  Vormund  und  dem  Mündel  ist  die  Ehe  nichtig 
und  der  Regel  nach  trifft  jenen  die  Adulterienstrafe  •. 

9.  Verboten  ist  ferner  die  Ehe  des  Provinzialstatthalters  oder 
eines  der  Seinigen  mit  einer  Frau  aus  seiner  Provinz®. 

10.  Von  dem  die  verurtheilte  Ehebrecherin  treffenden  allge- 
meinen Eheverbot  handelt  der  folgende  Abschnitt  (S.  700  A.  5). 

11.  Ueber  die  verbotene  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  ist 
im  zweiten  Abschnitt  dieses  Buchs  (S.  611  A.  2)  gehandelt. 

12.  Während  die  Geschlechtsgemeinschaft  zwischen  Freien  und 
Unfreien  im  Uebrigen  nicht  strafbar  gilt,  hat  Constantin  ein 
derartiges  Zusammenleben  der  freien  Frau  mit  ihrem  eigenen 
Sclaven  unter  die  Capitaldelicte  gestellt.  Die  Anklage  steht  wie 
bei  allen  öffentlichen  Verbrechen  einem  jeden  frei;  die  Strafe  ist 
der  Tod  für  beide  Theile  und  daneben  für  die  Frau  die  Intesta- 
bilität^ 


^  Ueber  diese  Cod.  Th.  3,  10,  1,  Ambrosius  ep.  60  und  sonst  erwähnte 
Verordnung  vgl.  Gothofred  zu  C.  Th.  a.  a.  0. 

»  Inst.  1,  10,  4. 

^  Gaius  1,  68  und  sonst.  Es  erstreckt  sich  dies  auch  auf  die  von  dem 
geschiedenen  Gatten  in  einer  späteren  Ehe  erzeugten  Kinder  (Inst.  1,  10,  9) 
und  auf  den  ehegleichen  Concubinat  (Cod.  5,  4,  4). 

*  C.Th.  3,  12,  2.   c.  3.    C,  lust  5,  5,  5.   c.  9. 

»  Dig.  23,  2,  63.    25,  2,  17.    48,  5,  7. 

«  Dig.  23,  2,  38  vgl.  1.  6a  Cod.  5,  4,  6.  Nach  älterem  Recht  ist  diese 
Ehe  lediglich  nichtig;  später  aber  wird,  wenn  sie  erzwungen  ist,  dem  Beamten 
noch  besondere  Strafe  angedroht  (Cod.  Theod.  3,  11,  1  =*  lust.  5,  7,  1). 

'^  C.  Th.  9,  9,  1  »  lu^t.  9,  11,  1  vom  J.  326.  —  Auch  das  Zusammenleben 
eines  Decurio  mit  einer  Unfreien  wird  durch  ein  Gesetz  vom  J.  319  (C.  Th.  12, 
1,  6  »»  lust..  5,  5,  3)  bei  schwerer  Strafe  verboten. 
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Für  den  Thatbestand  des  Verbrechens  ist  es  bei  den  auf  der  xhatbertand 
Verwandtschaft  beruhenden  Eheverboten  gleichgültig,  ob  die  Ver-  "*•*  '°**^" 
mischung  sich  ohne  die  Form  der  Ehe  vollzieht  oder  unter  An- 
wendung derselben*,  während  bei  den  rein  staatlichen  Verboten 
die  Strafe  eben  an  die  Eheform  geknüpft  ist.  —  Das  Bewusstsein 
der  Gesetzverletzung  wird  für  den  Thatbestand  erfordert,  einer- 
seits die  Kenntniss  der  thatsächlichen  Verhältnisse ,  andrerseits 
die  des  gesetzlichen  Verbots.  In  letzterer  Beziehung  indess  wird 
zwischen  der  schon  durch  das  Sitten-'  und  der  allein  durch  Staats- 
gesetz verbotenen  Nächstenvermischung  insofern  unterschieden,  als 
Berufung  auf  den  Bechtsirrthum  bei  der  ersteren  Kategorie  aus- 
geschlossen ist,  während  er  bei  der  letzteren,  wenn  erwiesen,  den 
Mann  bis  zu  einem  gewissen  Grade  entschuldigt,  bei  der  Frau 
sogar  bis  zum  Beweis  des  Gegentheils  vermuthet  wird,  so  dass 
hiej*  häufig  die  Strafe  bei  dem  Mann  gemildert  wird^  und  bei  der 
Frau  wegfällt^.  Auch  wird  das  kaiserliche  Dispensationsrecht ^ 
nur  bei  der  zweiten  Kategorie  zur  Anwendung  gekommen  sein. 
Eine  scharfe  Grenze  zwischen  dem  naturgemässen  und  dem  gewill- 
kürten Eheverbot  hat  allerdings  wie  für  jene  Unterscheidung  so 
auch  für  das  Dispensationsrecht  schwerlich  bestanden  •.  —  Von  dem 
vorher  bezeichneten  Fall  abgesehen,  trifft  die  Strafe  bei  der  wegen 
Verwandtschaft  oder  Verschwägerung  verbotenen  Geschlechts- 
gemeinschaft gleichmässig  den  Mann  wie  die  Frau.  —  Der  That- 
bestand endlich  fordert  bei  diesem  Verbrechen  die  Vollendung  und 
schliesst  den  Versuch  aus^. 

Die   ursprüngliche   Prozessform   kann   nur    die    quästorisch-    inc«t- 

PXOMSS. 


*  Dig.  48,  5,  12,  1 :  tniKtem  qui  sorariB  filiam  in  conttibemio  habuü  . . .  adül- 
terii  (ygl.  S.  683  A.  1)  poena  teneri  recHua  dicetwr.  Selbstverständlich  gilt  was 
?om  Concubinat  um  so  mehr  von  dem  blossen  Beischlaf  (Dig.  48,  18,  5). 

*  Incest  morihM  (Paulus  Dig.  28,  2,  8.  1.  89, 1)  oder  ivi/re  gentium  (Papinian 
Dig.  12,  7,  5,  1.  48,  5,  80,  2.    Paulus  Dig.  23,  2,  68> 

*  Papinian  Dig.  48,  5,  39,  8.    Coli.  6,  6,  1.    Dig.  28,  2,  68. 

^  Paulus  Coli.  6,  3,  3  (zu  Anfang  defect)  qui  vel  cognatafn  contra  intet' 
dicUjun  duxeriif  remisso  mtdieri  iuris  errore  ipse  poenam  adülterii  lege  Inlia  pa- 
titwp.  Papinian  Dig.  48,  5,  39,  1.  2.  Die  Vollziehung  der  Handlung  in  Form 
der  Ehe  legt  den  guten  Glauben  nahe  (Dig.  48,  5,  89,  1.  3). 

^  Ambrosius  ep.  60.    C.  Th.  3,  10,  1  «  lust.  5,  8,  1. 

*  Die  nächste  nicht  bloss  adoptive  Blutsverwandtschaft  und  die  nächste 
Verschwägerung  (Dig.  12,  7,  5,  1)  gehören  in  die  erste  Kategorie,  die  Ehe 
zwischen  Oheim  und  Nichte  schon  zu  der  zweiten  (Coli.  6,  6,  1). 

^  Bestimmte  Angaben  fehlen,  aber  es  wird  hier  nicht  anders  verfahren 
sein  als  bei  dem  Adulterium. 
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comitiale  gewesen  sein*;  und  formell  ist  diese  wohl  auch  später- 
hin in  Kraft  geblieben.  Das  Quästionsverfahren  ist  in  republi- 
kanischer Zeit  auf  den  Incest  schwerlich  angewendet  worden; 
nirgends  ist  die  Rede  weder  von  einem  Specialgesetz  noch  von 
einem  besonderen  Gerichtshof  für  dieses  Delict.  In  der  Kaiser- 
zeit sind  diese  Prozesse,  so  weit  sie  nicht  an  die  befreiten  Gerichte 
kamen,  vielleicht  der  Quästion  für  den  Ehebruch  zugewiesen 
worden  ^    Zeugnisse  mangeln  gänzlich. 

inceststrafe.  Dass  uach  der  ursprünglichen  Ordnung  die  Blutschande  mit 
dem  Tode  bestraft  ward,  kann  trotz  des  Fehlens  ausdrücklicher 
Zeugnisse  nicht  bezweifelt  werden®.  Auch  in  der  Kaiserzeit  ist 
von  den  höchsten  Gerichten,  die  allerdings  das  Recht  der  Straf- 
schärfung hatten,  auf  Todesstrafe  erkannt  worden*;  regelmässig 
aber  wird  der  Incest  mit  Deportation  bestraft*^.  In  der  Spätzeit 
ist  eine  ernstliche  Steigerung  der  Strafen  wohl  versucht,  aber  auf 
die  Dauer**  nicht  eingeführt  worden^. 

2,  Verletzung  der  Franenkenschheit  (advlterium,  atuprum). 

DieHau8-         Die  froic   römische  Frau   ist  durch   Sittengebot  verpflichtet 
die ^römls^e  ^^^  Eingehuug  der  Ehe  sich  der  Geschlechtsgemeinschaft  über- 
Frau,    haupt,  nach  derselben  jeder  anderen  als  der  mit  ihrem  Ehegatten 
zu  enthalten;  der  Mann  dagegen  unterliegt  dem  gleichen  Sitten- 


^  Welcher  Magistrat  und  welche  Gomitien  in  dem  S.  684  A.  1  erwähnten 
Prozess  fungirten,  giebt  Plutarch  nicht  an. 

*  Dafür  spricht,  dass  die  wenigen  darüber  vorliegenden  Sätze  in  der 
Litteratur  bei  dem  Adulterium  vorgetragen  werden. 

*  Entsühnung  der  Gemeinde  nach  einem  derartigen  Vorgang .  lässt  sich 
für  die  Anfangsepoche  ohne  Capitalstrafe  nicht  denken  und  überhaupt  ist  der 
ursprüngliche  ordentliche  öftentliche  Strafprozess  nur  bei  Capitalverbrechen'zur 
Anwendung  gekommen.  Auch  mit.  der  entsprechenden  Strafsentenz  der  Eaiser- 
zeit  (A.  4)  ist  wahrscheinlich  nur  das  älteste  Recht  wieder  zur  Anwendung  ge- 
kommen.  Indess  ist  damit  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  comitiale  Prozess 
auch  auf  eine  Mult  auslaufen  konnte. 

^  Sex.  Marius  und  dessen  Tochter  wurden  unter  Tiberius  wegen  Blut- 
schande vom  Senat  durch  Felssturz  hingerichtet  (Tacitus  ann.  6,  19.  Dio  58,  22). 
Yermuthlich  gab  es  dafür  republikanische  Fräcedentien. 

"  Paulus  2,  26, 15.  Dig.  48,  5, 12  pr.  tit.  18,  5.  Als  capital  bezeichnet  das 
Verbrechen  auch  Diocletian  Coli.  6,  4,  3.  Bei  geringerem  Delict  genügt  wohl 
die  Ehebruchsstrafe  (S.  687  A.  4).  —  Hiezu  kam  für  die  Frau  das  Verbot  der 
Heirath,  ähnlich  wie  bei  dem  Adulterium  (Dig.  48,  5,  14,  4). 

.  ®  Constantius  schrieb  auch  hier  Todesstrafe  vor  C.  Th.  3,  12,  1. 

'  C.  Th.  3,  12,  3  =  lust  5,  5,  6.    Justinian  nov.  12. 
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gesetz  nur  insoweit,  dass  die  Verletzung  der  Keuschheit  einer 
Jungfrau  oder  der  Ehefrau  eines  Anderen  ihn  mitschuldig  macht. 
Gewahrt  wird  diese  zwiefache  sittliche  Verpflichtung  nach  der 
römischen  Ordnung  durch  die  häusliche  Zucht  und  es  kann  nach 
dem  darüber  früher  Ausgeführten  (S.  23)  das  Hausgericht  in 
solchen  Fällen  bis  zu  der  schwersten  Strafe  erkennen.  Aber  wenn 
dasselbe  seiner  Anlage  nach  in  der  Lage  gewesen  sein  wird  an 
jedem  römischen  Weib  die  Keuschheitsverletzung  zu  ahnden,  so 
hat  der  mitschuldige  Mann  nur,  wenn  er  in  der  Gewalt  seines 
Vaters  stand,  und  nur  vor  dem  eigenen  Hausgericht  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden  können  ^ ;  lediglich  das  gesteigerte  Haus- 
gericht des  Staats,  das  Pontificalcollegium  war  competent  wie  für 
die  Haustochter  der  Gemeinde  so  auch  für  deren  Buhlen.  Von  diesem 
Pontificalverfahren  abgesehen  liegt  die  ursprüngliche  Strenge  der 
Hausgerichte  vor  unserer  Ueberlieferung  und  lässt  sich  mehr  er- 
schliessen  als  erweisen.  Selbst  der  Haustochter  gegenüber  scheint 
sie  früh  zurückgetreten  zu  sein,  wozu  die  Unmöglichkeit  die  beiden 
Schuldigen  mit  gleichem  Mass  zu  messen  das  Ihrige  beigetragen 
haben  wird.  Dass  unter  diesen  Umständen  insbesondere  bei  dem 
Ehebruch  die  Selbsthülfe  vielfach  in  die  Lücke  trat,  ist  begreif- 
lich*; strafrechtlich  aber  kommt  dies  nur  in  so  weit  in  Betracht, 
als  bei  Misshandlung  oder  Tödtung  des  Ehebrechers  das  formell 
zulässige  Injurien-  und  Mordverfahren  häufig  ohne  wirksame  Rechts- 
folge blieb.  Den  staatlichen  Anordnungen  gehört  die  Hauszucht 
nicht  an  und  ihre  üebung  oder  NichtÜbung  wird  öffentlich  nicht  be- 
rücksichtigt. 

Die  Rechtsordnung  der  Republik  hat  auf  die  Verletzung  der  di»  private 
Frauenkeuschheit  so   gut  wie  gar   keine  Rücksicht  genommen*.  .J!"^f^ 
Wenn  bei  der  alten  sacralen  Ehe  es  für  die  Scheidung*  eines  Rechts- unzuchtsver. 
grunds  bedurft  hat,  was  sich  freilich  nicht  erweisen  lässt,  so  ist  '*^"°  ?^' 

^  '  '  Republik. 

^  Dass  die  Zulassung  der  Tödtung  des  Ehebrechers  in  den  von  Augustus 
angesetzten  Grenzen  auf  republikanisches  Herkommen  zurückgeht,  ist  mindestens 
zweifelhaft  (S.  624). 

2  Val.  Max.  6,  1,  13. 

°  Die  an  diese  wie  an  andere  rechtlich  nicht  strafbare  unsittliche  Hand- 
lungen geknüpfte  Zurücksetzung  in  den  politischen  Bechten  (censorische  No- 
tation) und  in  dem  Vertretungsrecht  des  Privatprozesses  (prätorische  Infamie) 
gehören  nicht  in  das  Strafrecht. 

*  Das  romulische  Gesetz,  dass  bei  ungerechtfertigter  Scheidung  das  halbe 
Vermögen  des  Mannes  an  die  Frau,  die  andere  Hälfte  an  den  Staat  fallen  soll 
(Plutarch  Eom.  22),  kann  höchstens  frommer  Wunsch  der  Priester schaft  ge- 
wesen sein. 

Binding,  Handbach.  1.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  44 
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zunächst  der  Ehebruch  ein  solcher  gewesen.  Dasjenige  römische 
Eherecht,  welches  wir  kennen  und  das  sicher  schon  in  den  letzten 
Jahrhunderten  der  Republik  bestanden  hat,  giebt  die  Scheidung 
jedem  Theil  frei  und  es  erfordert  dieselbe  rechtlich  keine  Be- 
gründung. Allerdings  kann  der  geschiedenen  Ehefrau  bei  Rück- 
forderung der  Mitgift  wegen  Ehebruchs  der  sechste  Theil  abge- 
zogen werden,  während  sie  bei  sonstiger  übler  Führung  nur  den 
achten  einbüsst^;  aber  es  zeigt  dies  nur,  wie  wenig  ernst  schon 
die  mittlere  Republik  es  mit  der  Keuschheitsverletzung  nahm.  — 
Im  republikanischen  Strafrecht  spielt  die  Verletzung  der  Frauen- 
keuschheit,  wenn  von  der  in  anderer  Verbindung  (S.  664)  erörterten 
Nothzucht  abgesehen  wird,  eine  ebenso  untergeordnete  Rolle  wie 
in  dem  nicht  delictischen  Civilrecht.  Die  Privatklage  wegen  iniuria 
hat  in  der  engen  Beschränkung  des  Zwölftafelrechts  sich  schwer- 
lich auf  dieselbe  erstreckt*.  In  ihrer  späteren  Entwickelung 
kommt  sie  der  verführten  Frau  oder  Jungfrau  nicht  zu  wegen 
ihrer  Einwilligung  und  ihrer  Mitschuld.  Den  durch  die  That 
verletzten  Nahpersonen,  dem  Vater  und  dem  Ehemann  kann  sie 
nicht  verweigert  worden  sein:  aber  die  allein  zulässige  Geldbusse 
ist  der  sittlichen  Verschuldung  nicht  adäquat.  —  Das  öffentliche 
Strafverfahren  der  Republik  ist  wohl,  wie  gegen  das  Glücksspiel, 
so  auch  gegen  die  Bordellwirthschaft  gewendet  worden,  wie  denn 
Plautus  ein  Kuppelgesetz  kennt®  und  die  Führung  eines  amtlichen 
Verzeichnisses  über  die  gewerbmässigen  Prostituirten  (S.  159  A.  2) 
nur  strafrechtlichen  Zweck  gehabt  haben  kann;  wir  wissen  auch, 
abgesehen  von  dem  magistratischeh  Strafgericht  über  die  Frauen, 
das  indirect  hier  ebenfalls  eingreifen  mochte*,  von  ädilicischen 
Straf  klagen  gegen  übel  berüchtigte  Frauenspersonen  *.    Aber  ohne 


»  Cato  bei  Gellius  10,  23.    Ulpian  6,  12. 

'  lieber  die  die  Frauenkeuschheit  verletzende  iniuria  ist  in  dem  betreffenden 
Abschnitt  gehandelt.  Praktisch  ist  bei  derselben  zu  beachten,  dass,  während 
bei  der  Keuschheitsverletzung  der  Versuch  nicht  strafbar  ist,  dieser  unter 
die  iniuHa  fällt. 

*  Plautus  bei  Festus  ep.  p.  143:  neqtie  mtmeralem  legem  neque  lenoniam, 
rogata  fuerü  necne^  flocci  (xestimo.  Das  erstere  Gesetz  ist,  wie  Festus  hinzufügt, 
das  cincische  vom  J.  550/204  und  also  sicher  auch  das  zweite  ein  römisches. 

♦  S.  143  A.  2.  Catos  Ausspruch,  dass  Ehebruch  und  Giftmischerei  zu- 
sammengeht, zeigt,  welchen  Weg  die  magistratische  Justiz  ging,  die  allerdings 
gegen  die  Unzucht  selbst  ohne  directes  Strafgesetz  nicht  vorgehen  konnte. 

»  Staatsrecht  1, 166.  2,  493  A.  3.  Auch  gegen  einen  Mann  ist  im  J.  426/328 
wegen  Verführung  einer  Ehefrau  eine  solche  Klage  angestellt  worden  (Liy.  8, 
22,  3).    Vgl.  den  letzten  Abschnitt  dieses  Buches. 
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Zweifel  sind  dies  exceptionelle  Massregeln  gewesen  bei  schwerem 
öffentlichem  Aergerniss;  dem  Keuschheitsfrevel  ist  dadurch  sicher 
nur  in  geringem  Masse  gesteuert  worden  und  an  dem  allgemeinen 
Verfall  der  guten  Sitte  und  dem  dreisten  Hervortreten  der  Un- 
zucht in  die  Oeifentlichkeit  ist  das  lässliche  Verhalten  der  Republik 
gegenüber  dem  Keuschheitsfrevel  mit  betheiligt. 

Auch  als  im  Lauf  des  letzten  Jahrhunderts  der  Republik  eine      ^^ 
neue  Criminalordnung  ins  Leben  trat,  ist  der  Keuschheitsbruch  Eh^rucL- 
unter  diese  nicht  gezogen  worden.    Aber  zu  der  augustischen  Ehe-     »«««*»• 
gesetzgebung  vom  J.  736/18  gehört  das  julische  Ehebruchsgesetz  ^ 
welches  die  Keuschheitsverletzung  dem  Anklägerverfahren  und  der 
Criminalstrafe  unterwarf  —  eine  der  eingreifendsten  und  dauerndsten 
strafrechtlichen    Neuschöpfungen ,    welche    die    Geschichte   kennt. 
Dasselbe  ist  bis  auf  die  späteste  Zeit  für  diese  Delicte  massgebend 
geblieben  *. 

Die  Keuschheits Verletzung  kommt  rechtlich  in  Betracht  nur  vom  Keusch- 
bei  dem   freien  der  Pflicht  der  Ehrbarkeit    unterworfenen  Weib  ^"'i'/,!*''' 
(^natrona,  materfamilias)^  ^  hier  aber  durchaus  unter  Erstreckung  geschlossene 
der  Delicte  auf  die  mitbetheiligte  Mannsperson.   Unfreie  Personen    ^''***'''- 
weiblichen  Geschlechts  fallen  nicht  unter  das  Gesetz*;  ebenso  wenig 


*  Die  lex  edicta  und  dann  sublatOy  von  der  einige  Jahre  früher  Propertius 
2,  7  spricht,  scheint  nicht,  wie  dies  Jörss  in  der  mir  gewidmeten  Festschrift 
(1893)  annimmt,  ein  erlassenes  und  wieder  aufgehobenes  Gesetz  zu  sein,  son- 
dern ein  zurückgezogener  Gesetzvorschlag.  Das  Ehebruchsgesetz  ist,  nach  Jörss 
(a.  a.  0.  S.  36)  richtiger  Bemerkung,  dasjenige,  durch  welches  Augustus  nach 
Sueton  (Aug.  34  vgl.  Dig.  38.  11, 1  a.  E.)  die  Scheidungen  erschwerte,  fällt  also 
später  als  das  im  J.  736/18  erlassene  de  maritanclis  ordinibus.  Von  den  Geschicht- 
schreibern erwähnt  nur  Sueton  (a.  a.  0.)  unter  den  augustischen  Gesetzen  das  de 
ctdulteriis  et  de  pudicitia  und  beiläufig  Tacitus  ann.  3,  24;  wo  Dio  54,  6  die 
augustische  Gesetzgebung  behandelt,  schliesst  sein  Bericht  dasselbe  eher  aus 
als  ein.  Aber  deutlich  wird  dasselbe  berührt  in  dem  nur  wenige  Jahre  späteren 
Gedicht  des  Horaz  (f  746)  carm.  4,  5,  21:  nullis  polluitur  casta'domus  stupris;  mos 
et  lex  mctculosum  edomuit  nefas;  latidantur  simili  pröle  pnerperae;  culpam  poena 
premit  comes  (ebenso  0\id.  fast.  2,  139  fg.).  —  Das  Gesetz  heisst  lex  lulia  de 
ctdulteriis  coercendis  (Paulus  Coli.  4,  2,  1  und  in  der  Rubrik  Dig.  48,  5,  auch 
Dig.  4,  4,  37,  1.  Cod.  9,  9,  3.  c.  17.  Inst.  4,  18,  4;  ferner  Martialis  6,  7.  22); 
incorrect  wird  das  Stuprum  hinzugefügt  in  der  Rubrik  Cod.  lust.  9,"  9  entgegen 
derjenigen  des  Cod.  Theod.  9,  7. 

*  Domitians  Erlass  —  ohne  Zweifel  ein  Edict  —  ist  offenbar  nur  ein- 
schärfend gewesen.  Erwähnt  wird  er  häufig  im  sechsten  Buch  Martials  (ep.  2, 
4.  7.  22.  45.  91). 

»  Dig.  47,  10,  15,  15.  48,  5,  14  pr.  Cod.  9,  9,  28.  In  dieser  Verbindung 
werden  die  Bezeichnungen  auch  von  der  unverheiratheten  Frau  gebraucht. 

*  Paulus  2,  26,  16.    Cod.  9,  9,  24  und  sonst.    Geschlechtsverkehr  mit  der 
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diejenigen  unverheiratheten  oder  verheiratheten  Weiber,  von  denen 
ihrer  Lebensstellung  nach  die  Ehrbarkeit  nicht  gefordert  wird: 
öffentliche  Dirnen,  so  lange  sie  bei  ihrem  Gewerbe  beharren ^ 
Bordellhalterinnen*,  Schauspielerinnen*,  Inhaberinnen  öffentlicher 
Locale*,  in  unanständigem  Concubinat  lebende  Frauen*.  Der 
blosse  dissolute  Lebenswandel  aber  entbindet  die  freie  Römerin 
von  den  rechtlichen  Folgen  der  Keuschheitsverletzung  nicht*  und 
ebenso  wenig  den  Buhlen,  ausser  wenn  der  letztere  über  die  Lebens- 
stellung der  Frau  sich  hat  täuschen  können^.  —  Die  Lebens- 
stellung des  mitschuldigen  Mannes  kommt  für  den  Thatbestand 
nicht  in  Betracht;  es  kann  die  Eeuschheitsverletzung  auch  mit 
einem  Sclaven  begangen  werden®. 


Sclavin  kann  als  Sachbeschädigung  strafbar  werden;  unter  die  iniuria  fallt  er 
so  wenig  wie  unter  das  julische  Gesetz.  Die  freigelassenen  Frauen  unter- 
liegen dem  Gesetz,  da  schon  in  republikanischer  Zeit  die  Freilassung  als  Voll- 
freiheit anerkannt  ist. 

*  Dig.  48,  5,  14,  2:  et  in  ea  uxore  polest  maritus  adulteriuni  vindicarey  quae 
vulgaris  fueritj  quamvis,  si  vidua  esset,  impune  stuprum  in  ea  committeretur; 
Edictum  Theoderici  62. 

8  Dig.  48,  5,  11,  2. 
»  Dig.  48,  5,  11,  2, 

*  Paulus  2,  26,  11:  cum  his  quae  publice  merdhus  vel  täbemis  exercendis 
procurant,  aduiterium  fieri  non  placuü.  Constantin  Cod.  Th.  9,  71  ^  lust  9,  9, 28 
befreit  die  ministra  dominae  von  der  Adulterienklage,  nicht  die  domina  cau- 
ponae.  —  Diese  Beispiele  werden  genügen;  für  das  Strafrecht  ist  es  nicht  er- 
forderlich den  Grenzen  dieses  Kreises  genauer  nachzugehen. 

^  Wenn  von  dem  als  anständig  betrachteten  Concubinat  des  Patrons  mit 
seiner  Freigelassenen  abgesehen  wird  (Dig.  23,  2,  41,  1),  ist  derselbe,  obwohl 
rechtlich  allgemein  zulässig  (Dig.  25,  7,  3  pr.)?  angemessen  nur  bei  bemakelten 
Personen  (Ulpian  Dig.  25,  7,  1,  1:  puto  solas  eas  in  cancubinatu  haberi  posse 
sine  tnetu  criminis  —  der  Anklage  wegen  Stuprum  —  in  quas  stuprum  non 
conimittitur).  Daher  wird  das  gleiche  Yerhältniss  zu  einer  nicht  bemakelten 
Person  nur  da  angenommen,  wo  diese  Absicht  ausdrücklich  vor  Zeugen  er- 
klärt ist  (Dig.  25,  7,  3  pr.)  und  tritt  eine  solche  Concubine  selbst  unter  die 
bemakelten  Personen  ein  (Dig.  48,  5,  14  pr.). 

^  Straflosigkeit  giebt  nur  die  Einschreibung  unter  die  öffentlichen  Dirnen 
oder  die  Uebernahme  eines  entsprechenden  G^ewerbes  (Dig.  48,  5,  11,  2). 

"^  Cod.  9,  9,  22:  si  ea  quae  tibi  stupro  cognita  est  passim  ventüem  forma m 
exhibuit  ac  prostittUa  meretricio  niore  vulgo  se  praebuit,  aduUerii  crimen  in  ea 
cessaU  Die  Bestimmung  hinsichtlich  der  iniuria  bei  freien  Frauen,  die  sich  in 
bclaventracht  oder  gar  im  Dirnengewand  öffentlich  zeigen  (Dig.  47,  10,  15,  15), 
kommt  auch  hier  zur  Anwendung,  so  weit  der  Mann  dadurch  getäuscht  ist. 
Damit  ist  auch  die  Entscheidung  gegeben  für  die  Ehetorencontroverse,  ob  ein 
Ehebruch  im  Bordell  begangen  werden  kann  (Quintilian  inst  7,  3,  6). 

B  Die  Hechtsfolgen  des  Ehebruchs  mit  dem  Sclaven  werden,  abgesehen 
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Dem  hienach  unter  das  Gesetz  fallenden  Weibe  gestattet  das-  Bepiff  der 
celbe  die  Geschlechtsgemeinschaft  nur  in  der  Form  der  Ehe  oder  *^\j^^'g^° 
was  dieser  gleich  steht.  Der  Begriff  der  Ehe  umfasst  strafrecht-  tciifttet«!! 
lieh  nicht  nur  die  *Rechtsehe'  (iustcbe  nuptiae),  mochte  diese  ^^*' 
römisch  oder  peregrinisch  sein,  sondern  allgemein  das  eheliche 
monogamisch  geordnete  Zusammenleben,  auch  wenn  die  Kechtsehe 
dabei  ausgeschlossen  ist.  Unter  der  Rechtsehe  verstehen  die 
Römer  diejenige  Ehe,  welche  auf  der  staatlich  anerkannten  Ehe- 
gemeinschaft (conubium)  beider  Theile  ruht  und  welcher  die  bürger- 
lichen Rechtsfolgen  der  Ehe  zukommen,  insbesondere  der  Ueber- 
gang  des  Personalrechts  des  Vaters  auf  die  in  der  Ehe  erzeugten 
Kinder,  also,  wenn  der  Vater  ein  Römer  ist.  der  Eintritt  derselben 
in  die  väterliche  Gewalt  ^  Straffrei  aber  ist  auch  das  matrimanium 
miustum^  das  heisst  die  im  Uebrigen  gleichartige  geschlechtliche 
Verbindung,  bei  welcher  den  Contrahenten  die  Ehegemeinschaft 
mangelt  und  die  Kinder  also  dem  Stand  der  Mutter  folgen. 
Ebenso  wenig  fallt  unter  das  augustische  Ehegesetz  diejenige 
Geschlechtsgemeinschaft,  bei  welcher  die  Rechtsfolgen  der  Ehe 
trotz  der  Gleichheit  des  Bürgerrechts  ausgeschlossen  sind  entweder 
durch  staatliches  Eheverbot  oder  durch  Uebereinkommen  der  Par- 
teien, nach  römischem  Ausdruck  der  Concubinat,  welcher  als 
Rechtsform  durch  die  augustische  Ehegesetzgebung  in  das  Leben 
gerufen  ist*. 


von  dem  Tödtungsrecht  (Coli.  4,  3, 2),  auffallend  selten  erwähnt  (Dig.  48, 5, 34  pr. 
Cod.  9,'  9,  2«5).  Nicht  ohne  Bedenken  haben  die  Kechtsgelehrten  die  Ehebruchs- 
klage gegen  die  Ehebrecherin  da  zugelassen,  wo  sie  gegen  den  Ehebrecher, 
zum  Beispiel  weil  er  verstorben  war,  nicht  angestellt  werden  konnte.  Auch  bei 
dem  Ehebruch  mit  dem  Sclaven  ist  das  Verfahren  gegen  ihn  erschwert,  ins- 
besondere wenn  derselbe  im  Eigenthum  der  schuldigen  Frau  oder  des  An- 
klägers steht  Vielleicht  ist  unsere  Rechtsüberlieferung  in  dieser  Hinsicht 
lückenhaft;  wie  sie  Ifegt,  muss  über  das  Bedenken  hinweggegangen  werden,  da 
es  sonst  bei  solchem  Ehebruch  an  jedem  Eechtsschutz  fehlen  würde. 

^  Der  römische  Begrifi  der  tu«toe  nuptiae  beschränkt  sich  nicht  auf  die 
römische  Ehe;  die  nach  athenischem  Recht  eingegangene  Ehe  ist  ebenso 
vollgültig  wie  die  nach  römischem.  Ein  matrimoniurn  iuris  ffenUum,  von  dem 
die  Neueren  wohl  sprechen,  ist  ein  Widerspruch  im  Beisatz;  die  vollgültige 
Ehe,  wie  alle  Personalrechte,  ist  geknüpft  an  ein  rechtlich  anerkanntes  Gemein- 
wesen. 

'  Das  ehegleiche  Zusammenleben  mit  einem  nicht  als  Ehefrau  be- 
handelten Weib  ist  in  republikanischer  Zeit  bei  nicht  verheiratheten  Männern 
und  namentlich  wenn  die  Frau  geringeren  Standes  war,  vor  allen  Dingen 
zwischen  dem  Freilasser  und  einer  Freigelassenen  auch  vom  sittlichen  Stand- 
punkt aus  nicht  als  tadelnswerth  erschienen,   rechtlich  damals  ohne  Zweifel 
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stuprum  Jede  Geschlechtsgemeinschaft,  die  nicht  in  den  bezeichneten 

adJuHum.  Grenzen  gestattet  ist,  fällt  unter  das  Strafgesetz.  Dasselbe  straft 
den  Geschlechtsverkehr*  mit  der  nicht  verheiratheten  Frau,  das 
stujmim  im  engeren  Sinne  ^,  so  wie  den  Geschlechtsverkehr  der  in 
der  Ehe  lebenden  mit  einem  andern  als  ihrem  Ehemann,  das 
aduUerium^,  —  Der  Begriff  der  Ehe,  insofern  er  das  Adulterium 
begründet,  ist  wiederum  in  dem  vorher  bezeichneten  umfassenden 
Sinn  zu  nehmen;  Adulterium  ist  auch  die  Verletzung  der  un- 
rechten  Ehe*  und   des  Concubinats *.  —  In  gleichem  Sinne  ist 


nicht  anders  behandelt  worden  wie  jede  aussereheliche  Geschlechtsgemein- 
schaft. Als  dann  die  augustische  Gesetzgebung  das  Stuprum  unter  die  Delicte 
einreihte,  konnten  diese  Quasi -Ehefrauen  weder  unter  das  Strafgesetz  ge- 
zogen noch  den  öffentlichen  Dirnen  gleichgestellt  werden;  und  so  schuf  dies 
Gesetz  die  Rechtsform  des  Concubinats  (Dig.  25,  7,  8,  1).  Namentlich  wo 
das  Gesetz  die  stände smässige  Ehe  forderte,  wurde  das  ehegleiche  Yerhältniss 
mit  einem  nicht  standesgleichen  Weib  strafrechtlich  freigegeben,  insbesondere 
dem  Mann  senatorischen  Standes  mit  einer  Freigelassenen.  Ueberhaupt  aber 
wurde,  wo  factisch  ein  derartiges  Yerhältniss  eingegangen  war,  zwar  die  Ab- 
sicht der  Eheschliessung  vermuthet  (Dig.  23,  2,  24),  aber  die  ausdrückliche 
Erklärung,  dass  ein  Concubinat  beabsichtigt  sei,  zugelassen  (Dig.  25,  7,  3  pr.) 
und  auch  durch  diese  das  Stuprum  ausgeschlossen.  Das  Princip  der  Monogamie 
bleibt  dabei  bestehen  (Paulus  2,  20,  1:  eo  tempore,  quo  quis  uxorem  habet,  con- 
cuhinam  habere  non  potest), 

^  Geschlechtsreife  wird  nur  insoweit  gefordert,  als  das  Delict  von  beide« 
Seiten  das  wissentliche  Unrecht  voraussetzt.  Wenn  die  Ehebruchsklage  durch 
das  für  die  Ehe  fähige  Alter  bedingt  ist  (Dig.  48,  5,  14,  8.  1.  87),  so  wird  sie. 
insoweit  sie  auf  die  Brautschaft  erstreckt  ist,  auch  schon  vor  demselben  zu- 
gelassen  (Dig.  48,  5,  14,  8)  und  damit  ist  auch  über  das  Stuprum  mit  einem 
freien  unreifen  Mädchen  entschieden.  Bei  eigentlichen  Kindern  tritt  dafür  die 
Ii\jurienklage  ein. 

'  Stuprum  bezeichnet  sprachlich  die  Unzucht  schlechthin,  einerlei  ob  sie 
mit  unverheiratheten  oder  mit  verheiratheten  Frauen  oder  zwischen  Männern 
begangen  wird,  wesshalb  das  julischen  Ehebruchsgesetz  jenen  Ausdruck  auch 
für  das  Adulterium  gebraucht  (Papinian  Dig.  48,  5,  6,  1.  Modestinus  48,  5, 
85,  1.  50,  16,  101).  Im  späteren  Sprachgebrauch  der  Juristen  wird  das  Wort 
meistens  gegensätzlich  zu  aduUerium  verwendet.  —  Ueber  die  ebenfalls  als 
stuprum  bezeichnete  Päderastie  ist  besonders  (S.  703)  gehandelt.  —  Dass  stuprtAm 
und  adulterium  zuweilen  f&r  die  verbotene  Ehe  gebraucht  werden,  ist  früher 
(S.  682,  A.  1)  bemerkt  worden;  die  scharfe  Trennung  der  Hechtsbegriffe  hat 
dieser  Missbrauch  der  Benennungen  nicht  beschädigt. 

^  Das  Wort  hängt  wohl  zusammen  mit  adulari  und  fasst  den  Ehebrecher 
als  den  falschen  Schmeichelredner.  Die  Alten  (Festus  p.  22;  ähnlich  Papinian 
Dig.  48,  5,  6,  1  und  Isidor.  5,  26,  18)  meinen,  dass  adulter  und  adultera  davon 
benannt  seien,  quod  et  ille  ad  alieram  et  haec  ad  aUerum  se  cofiferunt 

^  Die   Ehebruchsklage   wird   zugelassen    gegen    die   nicht  in   Rechtsehe 
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selbst  bei  der  nach  strengem  Recht  ungültig  geschiedenen  Frau 
damit  der  Ehebruch  ausgeschlossen  ^  —  Auf  die  Brautschaft  hat 
das  julische  Gesetz  sich  nicht  erstreckt;  dagegen  steht  nach 
späterem  Becht  der  Umgang  mit  einer  fremden  Braut  dem  Ehe- 
bruch gleich'.  Die  Geschlechtsgemeinschaft  zwischen  Brautleuten 
scheint  stets  als  Stuprum  behandelt  worden  zu  sein. 

Bei  dem  Stuprum  wie  bei  dem  Adulterium  wird  für  die  Strafe  Thatbestand 
das  Bewusstsein  des  Unrechts  gefordert,  das  heisst,  da  dies  hin- 
sichtlich des  Sittengesetzes  sich  von  selbst  versteht,  die  Eenntniss 
der  in  Betracht  kommenden  factischen  Verhältnisse'.  Gefordert 
wird  weiter  die  vollendete  That  f  und  der  Versuch  nur  als  iniuria 
behandelt,  wobei  indess  für  diesen  Fall  das  spätere  Recht  die 
Strafe  wesentlich  gesteigert  hat'.  Wie  durchgängig  im  römischen 
Strafrecht  wird  auch  hier  die  Beihülfe  bei  dem  Verbrechen  diesem 
selbst  gleichgestellt '.  Wegen  der  als  Kuppelei  bestraften  Hülfs- 
handlungen  ist  der  folgende  Abschnitt  zu  vergleichen. 


lebende  Frau.  Ulpian  Dig.  48,  5,  14,  1:  sive.  iusta  uxor  fuit  sive  iniustay 
accusationem  instituere  vir  potent  Ebenso  gestattet  sie  Papinian  Coli.  4,  5,  1, 
wenn  ein  civis  Eomanus  sine  conübiq  peregrinatn  in  matrimonio  hahuü. 

"  Ulpian  (Dig.  48,  5,  14,  4)  lässt  die  Adulterienklage  nicht  bloss  bei  dem 
Concubinat  zu  (Dig.  48,  6,  14  pr.),  sondern  sogar  si  ea  sit  midier,  cum  qua 
incestum  commissum  est,  vel  ea,  quae,  quamvis  uxoris  animo  haheretur,  uxor 
tarnen  esse  non  potest.  Folgerichtig  ist  ein  ehegleiches  gegen  Eheverbot  ein- 
gegangenes Yerhältniss  als  Incest  zu  strafen  und  gegen  den  Ehebruch  zu 
schützen. 

1  Dig.  48,  5,  44. 

«  Dig.  48,  5,  14,  3.    Cod.  9,  9,  7. 

'  Die  Frau,  welche  ihre  bestehende  Ehe  thatsächlich  irrend  für  aufgelöst 
hält,  begeht  durch  Geschlechtsgemeinschaft  mit  einem  andern  Mann  keinen 
Ehebruch  (Dig.  48, 5, 12, 12).  Geschlechtsgemeinschaft  des  Mannes  mit  einer  Ehe- 
frau, welche  er  für  ledig  hält,  ist  wohl  für  die  Frau,  aber  nicht  für  ihn  Ehe- 
bruch. Uebrigens  treten  diese  Momente  wenig  hervor,  weil  solche  Gemein- 
schaft, wenn  nicht  adulterium,  in  der  Kegel  stuprum  ist  und  beide  Delicte  in 
der  Bestrafung  sich  wenig  unterscheiden. 

^  Bestimmter  als  aus  den  Worten  des  Gesetzes  (Dig.  48,  5,  18:  ne  quis 
posthac  stuprum  adulterium  facito;  nach  der  Erklärung  Ulpians  stuprum  vel 
adulterium  inferre)  geht  dies  daraus  hervor,  dass  das  Verbrechen  immer  als 
zweiseitiges  gefasst  wird  und  von  den  Versuchshandlungen  in  dem  betreffenden 
Abschnitt  gar  nicht,  dagegen  eingehend  bei  der  iniuria  gehandelt  wird. 

*  Vgl.  den  Abschnitt  von  der  iniuria. 

*  Die  Strafe  trifft  auch  den  qui  suasit  (Dig.  48,  5,  18).    Indess  wird  wohl 
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Bhebrach»-  Das  Prozessverfahren  weist  zahlreiche  und  wichtige  prozessu- 
prowss.  aiische  Eigenthümlichkeiten  auf.  Für  das  unter  die  iudicia  publica 
neu  eingeführte  Delict  ist  eine  eigene  Quästion  unter  Leitung  eines 
Prätors  eingerichtet  worden  ^  wobei  es  dahingestellt  bleiben  muss, 
ob  dessen  Sprengel  sich  auf  die  Stadt  beschränkte  oder  ganz  Italien 
umfasste.  Bestanden  hat  dieselbe  sicher  noch  unter  Severus^.  In 
den  Provinzen  kamen  die  Prozesse  vor  den  Statthalter*;  vorüber- 
gehend indess  hat  sie  Caracalla,  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  bei  diesen 
Prozessen  besonders  einträglichen  Confiscationen ,  an  den  Finanz- 
procurator  gewiesen*.  Dass  die  römischen  Gerichte  nur  für  die- 
jenigen Ehebruchsprozesse  competent  waren,  bei  welchen  wenigstens 
einer  der  Beklagten  römischer  Bürger  war,  ist  nicht  wahrscheinlich ; 
der  weit  gefasste  Begriflf  der  Ehe  dürfte  auch  in  dieser  Hinsicht 
massgebend  gewesen  ^ein*. 

Das  Recht  die  Klage  anzustellen  erstreckt  sich  bei  der  Keusch- 
heitsverletzung nach  der  augustischen  Ordnung  im  Allgemeinen  so 
weit,  wie  es  in  dem  Quästionenverfahren  überhaupt  reicht.  Aber  das 
allgemeine  Vorzugsrecht  derjenigen,  die  im  eigenen  Interesse  die 


hinzugesetzt  werden  müssen,  dass  diese  Klage  nur  erhoben  werden  kann,  nach- 
dem die  Hauptschuldigen  verurtheilt  sind.' 

»  Dio  54,  80. 

'  S.  220.  Was  Papinian  Dig.  1,  21,  1  pr.  über  das  ittdicium  publicum  wegen 
Ehebruchs  bemerkt,  beweist,  dass  dies  unter  Severus  noch  in  voller  Thätigkeit 
und  wahrscheinlich  von  allen  Quästionen  die  am  meisten  beschäjftigte  war. 
Wenn  Dio  (76,  16)  in  seinem  ersten  Consulat  ebenfalls  unter  Severus  2000  — 
allerdings  grossentheils  von  den  Anklägern  nicht  verfolgte  —  Ehebruchsprozesse 
auf  der  Anklageliste  vorfand,  so  legt  dies  die  Frage  nahe,  ob  die  Prozesse 
damals  an  Consuln  und  Senat  gingen;  aber  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass 
Dio  als  Consul  von  dem  Stande  der  bei  der  Quästion  schwebenden  Anklagen 
sich  informirt  hat.  üebrigens  zeigt  auch  die  in  der  Litteratur  hervortretende 
eingehende  Behandlung  des  Adulteriums  (S.  534  A.  2),  dass  diese  Quast ion 
späterhin  in  der  juristischen  Behandlung  des  Criminalrechts  eine  führende 
SteUung  eingenommen  hat. 

*  Papinianus  Dig.  1,  21,  1  pr. :  mtigistratus  .  .  .  cum  püblici  iudicii  habeani 
exerciUonem  lege  vel  senatus  consulto  delegatam^  veluH  legis  Ldiae  de  adulteriis. 
Die  Stelle  darf  mit  auf  die  Statthalter  bezogen  werden. 

*  S.  275.    Coli.  14,  3,  3. 

^  Man  kann  wohl  fragen,  ob  das  julische  Gesetz  den  Keuschheitsfrevel 
ebenso  wie  Mord  und  Gewalt  allgemein  treffen  wollte  oder,  wie  es  bei  der  Ehe 
nahe  lag,  sich  auf  die  Verbindungen  beschränkte,  bei  welchen  wenigstens  der 
eine  TheU  das  römische  Bürgerrecht  besass.  Praktisch'  aber  konnte  der  Un- 
zucht durch  die  Criminalstrafe  nicht  wirksam  gesteuert  werden,  wenn  diese 
die  namentlich  in  der  Hauptstadt  zahlreich  vorhandenen  ausserhalb  des  Bürger- 
rechts stehenden  Ehegatten  nicht  traf. 


Sechster  Abschnitt.    Die  geschlechtlichen  Delicte.  697 

Anklage  erheben,  ist  hier'  für  den  Fall,  dass  ihr  die  Scheidung 
wegen  Ehebruchs  vorhergeht,  gesetzlich  dahin  präcisirt,  dass  sechzig 
Tage  nach  der  Scheidung  andere  Personen  zur  Anklage  nicht  zu- 
gelassen werden  als  zunächst  der  Ehemann  und  nach  ihm  der 
Vater  d^r.  Frau*.  Für  dies  Vorzugsrecht  wird,  während  sonst 
strafrechtlich  die  Ehe  weiter  gefasst  wird,  die  römische  Vollehe 
gefordert  ^  In  wie  weit  bei  dieser  privilegirten  Klage  die  Wider- 
klage wegen  Calumnia  ausgeschlossen  ist,  wurde  im  dritten  Buch 
(S.  494  A.  5)  erörtert. 

Gegen  die  in  der  Ehe  lebende  Frau  ist  die  Klaganstellung 
beschränkt.  Wegen  Verletzung  einer  bestehenden  Ehe  kann  über- 
haupt weder  gegen  die  Frau  noch  gegen  einen  Mann  als  ihren 
Mitschuldigen  die  Straf  klage  erhoben  werden';  es  muss  dieser 
also  immer  die  Scheidung  voraufgehen,  zu  welcher  allerdings  der 
Mann  unter  Umständen  verpflichtet  ist  (S.  700  A.  4).  Wenn  die  ge- 
schiedene Frau  in  einer  andern  ohne  Abmahnung  des  früheren 
Ehemanns  eingegangenen  Ehe  lebt,  so  ist  die  Klage  zwar  zu- 
lässig, aber  zunächst  gegen  den  als  mitschuldig  bezeichneten  Mann 
und  erst  nach  dessen  Verurtheilung  gegen  die  Frau  zu  richten*. 
Hievon  abgesehen  steht  es  in  dem  Ermessen  des  Klägers,  ob 
er  zuerst  gegen  die  Frau  oder  zuerst  gegen  den  Mann  die  Klage 
erheben  will;  gleichzeitig  gegen  beide  klagen  darf  er  nicht*. 
Ist  aus  irgend  einem  Grunde  die  Anklage  gegen  den  einen  Theil 


1  Tacitus  ann.  2,  85.  Dig.  48,  5,  2,  8.  9.  1.  3.  1.  4  pr.  1.  1.  12,  6.  1.  15,  2. 
I.  16  pr.  5.   1.  27.   1.  30,  5.    1.  31,  1. 

'  Papinian  Coli.  4,  5,  1  spricht  ()ies  aus  für  die  Ehe  hei  mangelnder 
Ehegemeinschaft.  Ulpian  (Dig.  48,  5,  14^  pr.  1.  4)  ist  auch  wohl  in  diesem  Sinn 
zu  verstehen;  er  gestattet  bei  der  tixor  iniusta  dem  Mann  wohl  das  Recht  der 
Klage,  aber  nicht  das  bevorzugte  des  rechten  Gatten. 

*  Dig.  48,  5,  12,  10:  ignorare  non  debuisU  durante  eo  matrimomo,  in  quo 
nduUerium  dicitur  esse  commissum,  non  posse  midierem  ream  adulterii  fieri,  sed 
nee  aduUerum  interim  accusari  posse.  Dig.  48,  5,  27  pr.  Cod.  9,  9,  11.  Die 
Anklage  des  Ehebrechers  auch  bei  bestehender  Ehe  gestattet  dagegen  dem 
Dritten  Dig.  48,  5,  40,  1  allgemein  und  in  Beschränkung  auf  den  Mann  und  die 
nächsten  Verwandten  Cod.  Th.  9,  7,  2  =  lust.  9,  9,  29  (hier  weiter  beschränkt), 
welcher  Erlass  ohne  Zweifel  die  bestehende  Ehe  zur  Voraussetzung  hat.  Auch 
Nov.  117,  8  folgt  die  Scheidung  auf  die  Verurtheilung. 

*  Dig.  48,  5,  2  pr.  5.  1.  12,  11.   1.  18,  6. 

»  Dig.  48,  5,  16,  9.  1;  18,  6.  1.  33,  1.  L  40,  6.  48,  16,  1,  10.  Cod.  9,  9,  8. 
Dies  ist  wohl  vorgeschrieben,  um  die  Anklage  zunächst  gegen  den  sittlich 
Hauptschuldigen  zu  lenken.  Die  Namhaftmachung  des  Ehebrechers  bei  der 
Klage  gegen  die  Frau  ist  nicht  rechtlich  erforderlich  (Quintilian  inst  7,  2,  52). 
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unmöglich  geworden,  so  hindert  dies  die  Verklagung  des  andern 
Theils  nicht  \ 

Das  Beweisverfahren  ist  im  Ehebruchprozess  geschärft  durch 
die  Ausserkraftsetzung  der  allgemeinen  Regel,  dass  der  Sclave 
nicht  zum  Zeugniss  gegen  den  Herrn  zugelassen  wird  (S.  414  A.  9). 

Endlich  ist  im  Gegensatz  zu  der  allgemeinen  Regel,  dass  das 
Verbrechen  nicht  verjährt,  die  Ehebruchsklage  in  zwiefacher  Weise 
befristet:  einmal  fallen  alle  auf  dem  julischen  Gesetz  beruhenden 
Klagen  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  weg,  angerechnet  vom  Tage  des 
begangenen  Verbrechens^;  zweitens  muss  nach  einer  auf  Grund  des 
Ehebruchs  erfolgten  Scheidung  die  Klage  nach  Ablauf  von  sechs 
Monaten  ^  angestellt  werden,  angerechnet,  wenn  die  Frau  ledig  ist, 
vom  Tage  des  Verbrechens,  wenn  sie  wieder  verheirathet  ist,  vom 
Tage  der  Scheidung*,  von  welcher  sechsmonatlichen  Frist  die  ersten 
zwei  Monate,  wie  gesagt,  dem  früheren  Ehemann  und  dem  Vater 
der  Geschiedenen  vorbehalten  sind. 

In  wie  weit  bei  der  Keuschheitsverletzung  und  namentlich  bei 
dem  Ehebruch  auch  im  späteren  Recht  der  Selbsthülfe  Raum 
gegeben  wird,  ist  bei  dem  Mord  (S.  624  fg.)  und  bei  der  Injuria 
erörtert. 

Ehebruchs-  Die  Strafe  für  die  Keuschheitsverletzung  triflFt  gleichmässig 
**"^*'  das  Weib  wie  den  Mann;  auf  die  etwanige  Ungleichheit  der  sitt- 
lichen Verschuldung  nimmt  wenigstens  das  Gesetz  keine  Rücksicht. 
Sie  ist  im  Wesentlichen  gleich  für  Stuprum  wie  für  Adulteriuni 
und  besteht  nach  dem  julischen  Gesetz  theils  in  der  Relegation, 
wobei  für  die  wegen  desselben  Verbrechens  Verurtheilten  ver- 
schiedene Aufenthaltsorte  zu  bestimmen  sind,  theils  in  einer  Ver- 
mögensstrafe, indem  dem  Mann  und  der  nicht  verheiratheten  Frau 
die  Hälfte  des  Vermögens  confiscirt  wird,  der  verheiratheten  Frau 


1  Dig.  48,  5,  12,  4.  1.  20  pr.    1.  1.  40,  2.   l.  45. 

^  Big.  48,  5,  30,  5—8,  bes.  6:  melius  est  dicere  omnibus  cidmissis  ex  lege  lulia 
vefiientibtis  quinquenniuni  esse  praestitutum.  48,  5,  12,  4.  tit.  16,  1,  10.  Cod.  9, 
9,  27.  Bei  dieser  Frist  wird  keine  Rücksicht  darauf  genommen,  ob  die  An- 
stellung der  Klage  möglich  war  oder  nicht  (Dig.  48,  5,  82  pr.).  —  Die  för  der- 
artige Prozesse  im  J.  752^2  von  Augustus  angeordnete  Verjährungsfrist  (Dio 
55,  10)  war  wohl  eine  exceptionell  verkürzte. 

«  Dig.  48,  5,  80,  5.  tit.  16,  1,  10.  Coli.  4,  4,  1.  Cod.  9,  9,  6.  Hiebei 
werden  nur  diejenigen  Tage  gezagt,,  an  welchen  der  Kläger  in  der  Lage  war 
die  Klage  einzubringen. 

*  Dig.  48,  5,  80,  5,  wo  bei  dem  dies  commissi  criminis  doch  wohl  die 
Kenntnissnahme  des  Mannes  hinzugenommen  werden  muss. 
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ein  Drittheil  und  ausserdem  die  Hälfte  der  Mitgift  * ;  bei  Personen 
niederen  Standes,  für  welche  diese  Strafen  nicht  passen,  tritt  dafür 
nach  späterem  Recht  körperliche  Züchtigung  ein  ^.  Hinzu  kommt 
für  die  verurtheilte  Frau  das  Verbot  der  Wiederverheirathung 
(S.  700  A.  7).  Späterhin  wird  die  Strafe  gesteigert.  Schon  nach 
den  Verordnungen  des  dritten  Jahrhunderts  ist  das  Adulterium 
capital®  und  Constantin  hat  das  Capitalverfahren  energisch  ein- 
geschärft*. Dabei  ist  es  geblieben  und  es  wird  sogar  bei  den  all- 
gemeinen Straferlassen  der  Ehebruch  regelmässig  unter  den  aus- 
genommenen Delicten  aufgeführt  ^.  Justinian  hat  die  Einsperrung 
der  Ehebrecherin  in  ein  Kloster  angeordnet*. 

3.  Kuppelei  (lenocinium). 

Eine  Reihe  von  Vornahmen,  welche  dem  Stuprum  und  dem 
Adulterium  Vorschub  thun  und  als  Beihülfe  oder  Begleithand- 
lungen dieser  Strafthaten  angesehen  werden  können,  fassen  wir 
hier  zusammen  unter  der  in  dem  julischen  Ehebruchsgesetz  dem 
schlimmsten  Einzelfall  beigelegten  Benennung  der  Kuppelei  (leno- 
cinium) ' : 


^  Paulus  2,  26,  14  f&r  Adulterium;  Inst.  4,  18,  4  für  Stuprum. 

>  Inst.  a.  a.  0.;  vgl.  Dig.  48,  19,  6,  2. 

«  Cod.  2,  4,.  18.  9,  9,  9.  Auch  was  Paulus  5,  4,  14  =  Dig.  47,  11,  1  pr.  2 
über  verwandte  Fälle  ausführt,  fordert  die  Capitals träfe.  Bei  Appuleius  met.  9, 
82  ist  die  iuris  severikis  wohl  ebenfalls  die  Capitalstrafe  Indes s  ist  es  sicher 
häufig  bei  der  Deportation  geblieben;  Marcian  nov.  9  tadelt  einen  seiner  Be- 
amten, der  wegen  Ehebruchs  auf  Relegatiop  statt  auf  Deportation  erkannt  hat 
(vgl.  Dig.  48,  5,  12  pr.). 

,  ^  C.  Th.  9,  7,  2  =  lust.  9,  9,  29,  4;  ebenso  Justinian  Inst.  4,  18,  4  (wo 
dies  durch  Interpolation  auf  das  julische  Gesetz  zurückgeführt  wird)  und 
nov.  134,  10.  Constantius  (G.  Th.  11,  36,  4)  fordert  sogar  Säcken  oder  Ver- 
brennen. Hinrichtung  eines  Senators  durch  Valentinian  I.  berichtet  Ammian  28, 
1,  16.    Edictum  Theoderici  38.   39. 

^  C.  Th.  9,  88,  zuerst  in  dem  Erlaas  Con&tantins  vom  J.  322.  Das  Stuprum 
erscheint  daneben  in  dem  Erlass  vom  J.  384  (C.  Th.  9,  38,  7)  und  ist  C.  Th.  9. 
88,  8  "=  lust.  1,  4,  3  von  Justinian  eingeschaltet.         •  ' 

«  Nov.  117,  8. 

'^  Lenociniunif  Kuppelei  bezeichnet  die  Gewinnziehung  aus  der  Unzucht 
dritter  Personen.  Insofern  ist  sie  ein  zwar  schändliches«  aber  nicht  verbotenes 
Gewerbe,  welches  übrigens  wegen  der  in  der  Kaiserzeit  darauf  gelegten  Steuern 
dem  Staat  reichen  Ertrag  brachte.  Die  polizeilichen  Massregeln  zur  Ein- 
schränkung dieses  Gewerbes  gehören  nicht  in  das  Strafrecht.  Abgesehen  von 
einzelnen  Eingriffen  der  Eegierung  als  der  höchsten  Sittenbehörde  (Sueton 
Tib.  35)  hat  den  Verkauf  von  Sclavinnen  an  Kuppler  Hadrian  nur  nach  be- 
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1.  die  Gewinnziehung  des  einen  Ehegatten  aus  der  Keusch- 
heitsverletzung des  andern*; 

2.  das  Hergeben  der  eigenen  Wohnung  für  strafbare  Zu- 
sammenkunft zu  geschlechtlichen  Zwecken^.  Es  wird  dies 
auch  auf  die  Päderastie  erstreckt®; 

3.  bei  Ergreifung  eines  Ehebrechers  auf  frischer  That  durch 
den  Ehemann  die  Freigebung  desselben  und  die  Unter- 
lassung der  Scheidung*; 

4.  die  Annahme*  oder  Vermittelung *  einer  Geldabfindung  für 
die  Abwendung  der  Adulterienklage ; 

5.  der  Vergleich  über  das  Fallenlassen  einer  angestellten 
Adulterienklage  (S.  675  A.  7); 

6.  die  Eingehung  der  Ehe  mit  einer  wegen  Adulterium  oder 
Stuprum  verurtheilten  Frau'. 


sonderer  Kechtfertigung  zugelassen  (vita  Hadr.  18),  Theodosius  II.  verboten 
(C.  Th.  15,  8,  2  =  C.  lust.  1,  4,  12  =  11,  41,  6  und  nov.  Theod.  II  18).  Andere 
Verfügungen  gleicher  Tendenz  kennen  wir  von  Leo  (C.  lust.  1,  4, 14  =  11,  41,  7) 
und  von  Justinian  (nov.  14). 

*  Tryphoninus  Dig.  4,  4,  37,  1:  (si)  quaestum  de  aduUerio  uxoris  fecerü. 
Dig.  48,  5,  2,  2.  1.  9  pr.  1.  30,  3.  4.  Die  Kuppelei  belastet  den  Mann,  befreit 
aber  die  Frau  nicht  von  der  Strafe  (Dig  48,  5,  2,  5.  Rescript  aus  dem  cod. 
Greg.  1.  XIV  p.  241  Krüger).  Auch  umgekehrt  verfällt  die  Ehefrau  dieser  Strafe* 
wenn  sie  aus  dem  Ehebruch  des  Mannes  Gewinn  zieht  (Dig.  48,  5,-  84,  2).  — 
Auf  den  Vater,  der  die  Tochter  verkuppelt,  und  auf  jede  andere  Verkuppelung 
darf  dies  nicht  ausgedehnt  werden,  obwohl  der  Act  als  Beihülfe  bei  dem 
Stuprum  gestraft  wird.  Den  Verkauf  der  Tochter  durch  den  Vater  an  den 
gewerbsmässigen  Kuppler  hat  Theodosius  II.  verboten  zugleich  mit  dem  Ver- 
kauf der  Sclavinnen  zu  dem  gleichen  Zweck  (S.  699  A.  7). 

*  Tryphoninus  Dig.  4,  4,  37,  1:  8%  domum  prciebuent  oti  stvprum  (MäviUe- 
riumve  in  ea  commiUendum.  Dig.  48,  2,  8,  8.  tit.  5,  9.  1.  10.  1.  11,  1.  1.  83,  1. 
Auch  die  Annahme  von  Schweigegeld  (Dig.  48,  5,  11,  1;  vgl.  Cod.  9,  9,  10)  wird 
als  Kuppelei  gestraft. 

*  Dig.  48,  5,  9  pr. 

^  Paulus  Dig.  48, 2,  8,  3 :  quod  adulterum  deprehensum  dimiserü.  Trypho- 
ninus a.  a.  0.:  8%  in  aduUerio  deprehensam  tixorem  nan  dimiBerit  Paulus  2, 
26,  &  =  Coli.  4,  12,  1.  Dig.  48,  5,  2,  2—6.  1.  80  pr.  1.  84,  Cod.  9,  9,  11.  c.  25. 
Das  Wissen  und  die  Toleranz  machen  den  Ehemann  rechtlich  nicht  strafbar 
(Dig.  48,  5,  2,  8-,  strenger  Cod.  9,  9,  17).  Die  Sittencensur  geht  begreiflicher 
Weise  noch  weiter  (z.  B.  Sueton  Dom.  8). 

*  Tryphoninus  a.  a.  0. :  si  pretium  pro  comperto  stupro  acceperit,  Dig.  4, 
2,  8.  48,  2,  8,  8.   tit.  5,  30,  2. 

*  Scaevola  Dig.  48,  5,  15  pr.:  is  cuitt»  ope  consHio  dolo  malo  fctctum  est, 
ut  vir  feminave  in  adulterio  deprehensi  pecunia  aliave  qua  pactione  se  redimereni. 
Dig.  48,  5,  88,  1. 

"^  Tryphoninus  a.  a.  0.:  si  aduUerii  damnatam  sciens  uxorem  duxerit  Dig.  23, 


Sechster  Abschnitt.    Die  geschlechtlichen  Delicte.  701 

Für  den  Prozess,  auch  die  fünfjährige  Verjährung  und  für  die 

Bestrafung  gelten  im  Allgemeinen  dieselben  Regeln  wie  bei  dem 

Ehebruch. 

4.  Unehrenhafte  Ehe. 

Die  augustische  Ehegesetzgebung  hat  dem  römischen  Bürger, 
welcher  wissentlich  eine  als  unehrenhaft  anzusehende  Ehe  eingeht, 
sei  es,  weil  die  Frau  die  Ehrenrechte  nicht  besitzt,  sei  es,  dass 
ein  Senator  eine  Freigelassene  heirathet,  für  beide  Theile  mit 
relativer  Intestabilität  belegt*.  Constantin  I.  hat  dies  für  die 
Standespersonen  auch  der  Municipien  wiederholt  eingeschärft*. 
Wenigstens  in  späterer  Zeit  ist  die  unter  Verletzung  dieser  Ver- 
bote eingegangene  Ehe  auch  als  nichtig  behandelt  worden.  Eigent- 
licher Bestrafung  aber  unterliegt  die  unehrenhafte  Ehe  nicht  und 
im  Strafrecht  wird  es  genügen  ihrer  kurz  zu  erwähnen,  zumal  da 
die  weitere  Ausführung  nur  im  Zusanmienhang  des  gesammten 
kaiserlichen  Eherechts  gegeben  werden  kann. 

5.  Bigamie. 

Da  die  römische  Ehe  von  jeher  und  zu  allen  Zeiten  unter 
dem  Gesetz  der  Monogamie  gestanden  hat,  so  kann  bei  bestehender 
Ehe  keiner  der  Gatten  eine  andere  eingehen  und  ist  jeder  ent- 
gegenstehende Act  rechtlich  wirkungslos,  übrigens,  auch  wenn  er 
in  Kenntniss  der  bestehenden  Ehe  vollzogen  wird,  nach  den  Ord- 
nungen der  Republik  und  der  früheren  Kaiserzeit  insoweit  straflos, 
als  er  nicht  unter  den  Ehebruch  fällt.  Erst  Diocletian  (S.  121 
A.  3)  hat  die  Doppelehe  als  selbständiges  Delict  unter  Strafe  ge- 
stellt, hauptsächlich,  wie  es  scheint,  um  bei  den  localrechtlich  in 
Polygamie  lebenden  Reichsangehörigen  diese  zu  beseitigen.  Die 
Strafe  ist  durch  dieselbe  Anordnung  in  das  Ermessen  der  ent- 
scheidenden Behörde  gestellt. 

6.  Die  Entf&hran^. 

Die  Entführung  einer  Weibs-  oder  einer  Mannsperson,  insoweit 
sie  nicht  als  Vergewaltigung  strafbar  ist  (S.  664  A.  7),  kann  von 
Seiten  des  Vaters  und  des  Ehemanns  wegen  der  ihm  persönlich 


2,  26  (unsicherer  Lesung).  25,  7,  1,  2.  48,  5,  12,  13.  1.  30,  1.  Cod.  9,  9,  9,  c.  17. 
Dass  auch  die  Frau  in  diesem  Fall  eine  weitere  Strafe  trifft,  wird  nicht  gesagt. 
Vgl.  S.  688  A.  5. 

^  Ulpian  16,  2 :  (üiqtiando  (contuges)  nihil  inter  ae  capiunt,  id  est  si  contra 
legem  luUam  Fapiamque  Poppaeam  contraxerint  matrimonium,  verbi  graüa  si 
famosam  quis  uxorem  duxerit  aut  UberÜnam  Senator,    Dig.  23,  2,  44. 

•  C.  Th.  4,  6,  2.  8  (=  lust.  5,  27,  1).   Nov.  Marciani  4.    Nov.  lustiniani  89. 
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zugefügten  Beleidigung  mit  der  Injurienklage  verfolgt  werden, 
wird  aber  vor  Constantin  nicht  als  öffentliches  Verbrechen  bestraft. 
Erst  dieser  hat*  die  Entführung  einer  freien  verheiratheten  oder 
unverheiratheten  Frauensperson  zu  geschlechtlichen  Zwecken,  mag 
dies  die  Ehe  sein  oder  nicht,  als  selbständiges  Verbrechen  in  das 
Strafrecht  eingeführt.  Ausgeschlossen  wird  das  Verbrechen  durch 
die  Einwilligung  der  Eltern^  oder  der  sonstigen  Angehörigen  der 
Entführten;  darauf,  dass  sie  gegen  deren  Willen  in  die  Hand  des 
Entführers  gelangt,  beruht  wesentlich  der  Thatbestand  des  Delicts. 
Ob  die  Entführte  selbst  eingewilligt  hat  oder  nicht,  ist  hinsicht- 
lich des  Entführers  gleichgültig;  die  Entführte  wird  durch  Ein- 
willigung gleich  dem  Entführer  strafbar^.  Gleichgestellt  wird 
damit  in  der  christlichen  Epoche  die  Entführung  eines  Mädchens 
oder  einer  Wittwe  nach  abgelegtem  Keuschheitsgelübde  gegen  deren 
Willen  und  bald  auch  mit  demselben  gegen  den  Willen  der  geist- 
lichen Oberen*.  —  Die  Strafe  ist  geschärft  capital*  und  es  wird 
das  Verbrechen  überhaupt  in  jeder  Weise  auf  das  Strengste  be- 
handelt •;  indess  erlischt  die  Klage  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren^. 


1  C.  Th.  9,  24,  1  vom  J.  320  =  Edictum  Theoderici  17—19.  92.  Justinian 
hat  dafür  die  Verordnung  C.  lust.  9,  13,  1  (=  1,  3,  53  «  Inst.  4,  18,  8  vgl. 
nov.  148)  substituirt. 

^  Das  constantinische  Gesetz  straft  freilich  selbst  die  Eltern,  si  patientiam 
praebu^nt    Vgl,  Cod.  9,  13,  1,  3c. 

^  Die  unverständige  constantinische  Vorschrift,  dass  die  Entführte  auch 
bei  Entführung  gegen  den  Willen  wenn  gleich  in  minderem  Masse  strafbar  sei, 
ist  von  Justinian  beseitigt. 

*  Der  älteste  den  Nonnenraub  erwähnende  Erlass  ist  der  Constantius  IL 
vom  J.  354  (C.  Th.  3,  25,  1).  Ausgegangen  wenigstens  ist  das  Verbot  von  der 
Entführung  gegen  den  Willen  der  Entführten,  aber  die  weitere  Entwickelung 
ist  bald  darüber  hinausgegangen  (vgl.  Cod.  9,  13,  1,  3a.  3b;  nov.  Marciani  6; 
nov.  lust.  123,  43j. 

**  Es  scheint  nicht  erforderlich  die  in  jenen  Verordnungen  enthaltenen 
Einzelschärfurigen  hier  aufzuführen.  Unvernünftiger  ist  der  Strafluxus  wohl 
niemals  aufgetreten  als  in  dem  constantinischen  Entführungsgesetz.  Gemildert 
hat  dies  sogar  Constantius  (C.  Th.  9,  13,  2).  Julian  hat  das  Todesurtheil  in 
solchen  Fällen  als  rechtswidrig  bezeichnet  (Ammian  16,  5,  12);  indess  schon 
seine  nächsten  Nachfolger  setzten  die  fromme  Grausamkeit  wieder  in  ihr  Recht 
ein  (Jovian  Cod.  Th.  9,  25,  2  =  lust.  1,  3,  5;  Sozomenus  hist.  eccl.  6,  S\  und 
es  ist  seitdem  dabei  geblieben.  Justinian  (A.  1)  hat  in  seiner  Sittenstrenge 
sogar  die  Ehe  zwischen  dem  Entführer  und  der  Entführten  verboten. 

®  Dies  tritt  namentlich  hervor  in  den  Indulgenzerlassen  (C.  Th.  9,  38); 
es  pflegen  darin  mit  den  Majestätsverbrechem  und  den  Mördern  auch  die  Ent- 
führer ausgenommen  zu  werden. 

'^  C.  Th.  9,  24,  3  (=  Ed.  Theoderici  '20),  von  Justinian  nicht  aufgenommen. 
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7.  Päderastie. 

Der  Missbrauch  einer  Person  männlichen  Geschlechts  zu  Lust- 
zwecken ^  ist  in  der  republikanischen  Epoche  vielleicht  strenger 
geahndet  worden  als  das  unsittliche  Verhalten  gegen  Weiber. 
Abgesehen  von  der  Hauszucht,  die  selbstverständlich  sich  auch 
darauf  erstreckte^,  und  von  der  öffentlichen  Gewalt-  und  der 
privaten  Injurienklage,  falls  deren  Bedingungen  vorhanden  waren, 
ist  wie  wegen  Hurerei  so  auch  wegen  Missbrauchs  eines  Freige- 
borenen im  ädilicisch-comitialen  Verfahren  eingeschritten  worden®. 
In  der  letzten  republikanischen  und  der  frtlheren  Kaiserzeit  ist  die 
Päderastie,  ähnlich  wie  der  Menschenraub,  auf  Grund  eines  scanti- 
nischen  Gesetzes  unbestimmter  Zeit*  mit  einer  Busse  von  10000 
Sesterzen  belegt ;  die  Strafe  trifft  in  erster  Reihe  den ,  der  einen 
Freigebomen*  also  missbraucht,  vielleicht  auch  den,  der  sich  also 


^  Lateinisch  wird  die  Päderastie  unter  das  stuprum  gezogen  und  durch 
einen  Beisatz  wie  cum  masculo  determinirt  (Dig.  48,  5,  9  pr.  vgl.  35,  1). 

'  Val.  Max.  6,  1,  5.  Disciplinarisch  wird  die  Päderastie  mit  dem  suppU- 
cium  fuHuarium  bestraft  (Polyb.  6,  37,  9). 

«  Val-  Max.  6,  1,  3:  M,  Claudius  Marcellus  (f  546/208)  aedilis  curulis  C. 
Scantinio  Capitolino  tribuno  pl.  öiem  ad  populum  dixit,  quod  fiUum  suum  de 
stupro  appellasset,  Plutarch  Marc.  2  macht  den  Angeklagten  zum  Aedilen  und 
lässt  die  Klage  bei  dem  Senat  einbringen.  Dass  nach  der  zeitlosen  Erzählung 
bei  Val.  Max.  6,  1,  10  wegen  Päderastie  mit  einem  Freigebornen  ein  unter- 
geordneter Beamter  einen  Bürger  verhaftet  und  sowohl  die  Volkstribune  wie 
auch  der  Senat  die  Haft  fortbestehen  lassen,  trotzdem  der  Verhaftete  sich 
erbietet  den  Missbrauchten  als  gewerbmässigen  Lustknaben  zu  erweisen,  und 
dass  der  Verhaftete  im  Gefängniss  sein  Leben  beschliesst  (in  carcere  mori 
coactus  e8t)j  ist  zwar  nur  eine  administrative  Procedur,  aber  macht  es  doch 
wahrscheinlich,  dass  in  diesem  Fall  ein  Criminalverfahren  gesetzlich  zulässig 
gewesen  wäre.  —  Bei  den  aus  dem  5.  Jährli.  *  d.  St.  berichteten  wenig  ge- 
sicherten Fällen  versuchter  oder  ausgeführter  Päderastie  (vgl.  S.  560  A.  4) 
kommt  zu  dieser  selbst  theils  die  Vergewaltigung,  theils  das  Soldatenverhältniss 
hinzu. 

*  Caelius  bei  Cicero  ad  fam.  8,  12  (vom  J.  704/50):  qtiihus  (seinen  poli- 
tischen Widersachern)  cum  parum  procedei'ety  ut  tdla  lege  mihi  ponerent  accusa- 
tarem^  compellari  ea  lege  me  voluerunt  qua  dicere  non  poterant  (das  heisst  wohl: 
die  sie  nicht  wohl  in  den  Mund  nehmen  konnten  als  ihr  selber  verfallen)  .  .  . 
summis  circensibus  .  . .  postulandum  me  lege  Scantinia  curant,  vix  hoc  ei'ot  Pola 
elocutusj  cum  ego  Appium  censorem  eadem  lege  postulavi.  Daselbst  8,  14:  haec 
risum  veni,  legis  Scantiniac  iudicium  apud  Drusum  (weiter  nicht  bekannt)  fieri. 
Sueton  Dom.  8  (zwischen  Adulterium  und  Incest):  quosdam  ex  utroque  ordine 
lege  Scantinia  condemnaviL  Die  Beziehung  auf  die  Päderastie  am  deutlichsten 
bei  Juvenal  3,  44  und  Ausonius  epigr.  91.  Erwähnt  wird  das  Gesetz  noch  bei 
TertuUian  de  monag.  12  und  Prudentius  peristeph.  10,  204. 

•*  Quintilian  inst.  4,  2,  69:   ingenuum  stupravit  .  .  .  siuprator  .  .  .  decem 
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missbrauchen  lässt.  Die  Form  des  Prozesses  wird  nicht  berichtet; 
vermuthlich  ist  er  als  populäre  Multklage  an  das  Civilgericht  ge- 
bracht worden  *.  —  Die  augustische  Gesetzgebung  scheint  sich  auf 
die  Päderastie,  abgesehen  von  dem  bei  der  Kuppelei  (S.  700  A.  3) 
erwähnten  Fall,  nicht  bezogen  zu  haben ^;  dagegen  hat  die  justi- 
nianische sie  unter  den  Keuschheitsfrevel  gestellt*.  Die  Spätzeit 
hat  ihrem  Sittlichkeitsdrang  auch  hier  barbarischen  Ausdruck  ge- 
geben. Das  consummirte  Delict  wird  bei  dem  Missbrauchenden 
mit  dem  Tode  bestraft*,  bei  dem  Gemissbrauchten  mit  dem  Ver- 
lust des  halben  Vermögens^.  Constantius  hat  selbst  gegen  diesen 
die  Todesstrafe  angeordnet*. 


mt/ia,  qucte  poena  stupratori  constituta  est,  ddbii.  7,  4,  42,  wo  nach  der  Fassung 
diese  Strafe  auf  den  Weg  des  Civil  Verfahrens  gewiesen  wird.  Seneca  contr.  4 
praef.  1 :  impuäicitia  in  ingenuo  crimen  est.  Das  Knabenalter  schloss  natürlich 
die  Strafbarkeit  aus. 

*  Die  Angaben  bei  Caelius  fordern  nicht  nothwendig  eine  eigentliche 
Quästio;  Drusus  kann  der  Stadtprätor  sein. 

^  Wenigstens  ist  in  der  früheren  Litteratur  ausser  in   den  dafür  nicht 
ausreichenden  Stellen  Dig.  48,  5,  9  pr.  1.  35,  1  darauf  nirgends  Bezug  genommen. 
»  Inst.  4,  18,  4. 

*  Paulus  5,  4,  14  =  Dig.  47,  11,  1,  2:  qui  ptiero  praetextato  (also  nicht  den 
Unfreien  und  den  Freigelassenen)  stuprum  äliudve  flagitium  abducto  ab  eo  rd 
corrupto  comite  persuaserit .  .  .  perfecio  flagitio  capite  pnnitur,  tmperfecto  in  in- 
sulam  deportatur:  corrupti  comites  (die  Höhe  der  Strafe  weist  auf  Sclaven  und 
Freigelassene)  summo  suppUcio  afficiuntur. 

^  Paulus  Coli.  5,  4,  2:  qui  voluntate  sua  stuprum  ftagitiumque  impurum 
patitur^  dimidia  parte  bonorum  suorum  multatwr.  Justinian  inst.  4, 18,  4  wieder- 
holt dies  als  Bestimmung  des  julischen  Ehegesetzes.  Ein  Erlass  Justinians 
gegen  die  Päderastie  nov.  141. 

«  C.  Th.  9,  7,  3  «  lust.  9,  9,  30. 


Siebenter  Abschnitt. 

Greschenknahme  nnd  Erpressung  der  Sachwalter 

und  der  Beamten 

(crimen  pecunioArum  repetundarum). 


Für  Erfüllung  der  höheren  Bürgerpflichten  Vergütung  an-  unentg^it- 
zunehmen  ist  nach  römischen  Begriffen  unschicklich.  Der  dienst-  ^^^jj^^*' 
Pflichtige  Gemeine  wird  besoldet,  aber  nicht  der  Offizier;  der  Hand-  leistungMu 
werker  und  der  Schreiber  werden  bezahlt,  aber  nicht  der  Geschäfts- 
führer und  der  Sachwalter;  vor  allem  der  Gemeinderath  und 
die  Gemeindebeamten  leisten  ihre  Dienste  unentgeltlich.  Als  in  der 
catonischen  Zeit  diese  alte  vornehme  Sitte  ins  Schwanken  kam 
und  allmählich  nicht  beseitigt,  aber  umgangen  ward,  ist  ver- 
sucht worden  der  unziemlichen  Bereicherung  aus  der  Advocatur 
und  der  Magistratur  durch  die  Gesetzgebung  zu  steuern.  Die 
darauf  abzielenden  Ordnungen  sollen  hier  dargelegt  werden. 
Wenn  das  Einschreiten  gegen  die  Advocatenhonorare  von  keiner 
hervorragenden  politischen  Bedeutung  gewesen  ist  und  eigentlich 
strafrechtlicher  Behandlung  nicht  unterliegt,  so  sind  die  Repressiv- 
massregeln gegen  den  Beamtengewinn  für  die  letzten  beiden  Jahr- 
hunderte der  Republik  sowohl  politisch  von  eingreifendster  Be- 
deutung wie  auch  nicht  ihrer  Anlage  nach,  aber  in  ihrer  Aus- 
gestaltung der  Ausgangspunkt  für  die  Umgestaltung  des  Straf- 
rechts überhaupt. 

Im  J.  550/204,  neun  Jahre  vor  dem  Consulat  des  älteren  Cato,  oeidnahme 
wurde  auf  den  Vorschlag  des  Volkstribuns  M.  Cincius  Alimentus  ^**  ^°''"^*"' 
ein  Gesetz  beschlossen,  das  dem  Schenkungsversprechen  unter  nicht 
verwandten  Personen  die  rechtliche  Wirksamkeit  nahm  und  die 
endgültig  vollzogene  Schenkung  zwar  im  Allgemeinen  in  Kraft  liess, 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Stiafr.  45 
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diejenige  an  den  Sachwalter  aber  untersagte  und  für  diese  die 
gerichtliche  Rückforderung  anordnete  ^  Die  letztere  Bestimmung  ist 
dann  in  der  Kaiserzeit  mehrfach  erneuert  und  näher  bestimmt 
worden,  zuerst  durch  Augustus  im  J.  737/17*,  alsdann  unter 
Claudius  im  J.  49^  und  unter  Nero  in  den  Jahren  54  und  58*. 
Auch  später  ist  dies  geltendes  Recht  geblieben,  nur  dass  später 
dem  Advocaten  auf  das  gesetzlich  begrenzte  Honorar  ein  Anrecht 
zuerkannt  und  Rechtshülfe  gewährt  wird. 
Geidnahme  Gegen  dou  Beamten,  der  sich  widerrechtlich  öflFentliches  Gut 

oder  das  Gut  des  Bürgers  oder  des  Nichtbtirgers  aneignet,  fehlt  es 
an  Strafklagen  nicht,  über  welche  der  folgende  Abschnitt  handelt. 
Aber  dass  der  Beamte  Geschenke  nahm,  verstiess  nur  gegen  deü 
Anstand  *,  nicht  gegen  die  Rechtsordnung ;  und  wenn  in  Form  des 
Geschenkes  Erpressung  oder  Bestechung  verübt  ward,  so  fiel  dieh 
an  sich  nicht  unter  die  geltenden  Strafgesetze.    Wenn  auch  viel- 


^  Tacitus  ann.  11,  5  (vgl.  15,  20):  legemqut  Cinciam  flagitani,  qua  caräur 
cmtiquüus,  ne  quis  ob  catisam  orandam  peamiam  donumve  accipiat.  Die  Zeit 
bestimmen  Cicero  de  senect.  4,  10  und  Livius  29,  20,  11.  Die  allgemeinen  Be- 
stimmungen über  versprochene  und  erfüllte  Schenkungen  gehören  nicht  in  das 
Strafrecht. 

*  Dio  54,  18:  roitg  ^rJToQag  dfiia&l  awayoQSvetv  ?  TtTQaJilaaiov  oaor  ai 
Idßtoaiv  Ixrivtiv  MXevae. 

'  Tacitus  a.  a.  0.  Die  Verhandlung  endigt  damit,  dass  bei  Annahme 
eines  Honorars  von  mehr  als  10  000  Sesterzen  (=  100  aurei  =  2000  M.)  für 
den  einzelnen  Prozess  der  Advocat  dem  Repetundengesetz  verfällt  (c.  7:  capien- 
dis  pecuniis  [posuit]  modum  tisque  ad  dena  sestertia^  quem  egi'essi  repetundarum 
tenerentur).  £s  wird  dies  der  Senatsbeschluss  sein,  den  unter  Traian  der  Repe- 
tundenprätor  Licinius  Nepos  abermals  veröffentlicht  und  einschärft  (Plinius 
ep.  5,  9  [21] :  suberat  edicto  senatus  consuütim  hoc,  omiies  qui  quid  negotii  haberefä 
iurare  prius  quam  agerent  iubebantur  nihil  se  ob  advocationem  cuiquam  dedisse 
promisisse  ca/msse  ,  .  .  peractis  tarnen  negotiis  permittebatur  pecuniam  dumtaxat 
decem  milium  dare), 

^  Im  J.  54  beschliesst  der  Senat  die  vollständige  Beseitigung  des  Honorars 
(Tacitus  13,  5:  ne  quis  ad  causam  orandam  mercede  aut  donis  emeretur);  aber 
schon  58  wird  die  poena  Cindae  legis  adversus  eos  qui  pretio  causas  oravisseni 
erneuert  (Tacitus  ann.  13,  42),  das  heisst  die  Bestimmung  vom  J.  49  wieder 
hergestellt.  Diese  erscheint  als  geltendes  Recht  mit  der  gleichen  Maximal- 
summe noch  im  justinianischen  Recht  (Dig.  50,  13,  1,  10—13).  Vgl.  Quintilian 
12,  7,  10  und  Plinius  ep.  5,  4.  9.  13,  wo  er  den  Prozess  des  dagegen  ver- 
Stossenden  Sachwalters  Tuscilius  Nominatus  berichtet. 

^  Der  römische  Abgesandte  an  den  König  Tigranes  nimmt  von  den  reichen 
Geschenken,  die  dieser  ihm  macht,  nur,  um  nicht  unhöflich  zu  erscheinen,  eine 
goldene  Schale  an  (Plutarch  Luc.  21).  Unter  das  Repetundengesetz  fallen  die 
Gaben  eines  unabhängigen  ausländischen  Herrschers  nicht. 
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leicht  die  ältere  Rechtsordnung  dem  Prätor  die  Möglichkeit  ge- 
geben hat  argen  Missbrauch  der  Geschenknahme  als  Privatdelict  zu 
behandeln^  oder,  vielleicht  im  Wege  der  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand,  den  Act  zu  cassiren*,  so  war  bei  dem  für  solche 
Ausnahmen  erforderlichen  Beweis  damit  praktisch  wenig  geholfen. 
Die  Bürgerschaft  Roms  freilich  und  der  italische  Städtebund  der 
älteren  Republik  bedurften  bei  den  einfacheren  Verhältnissen  und 
der  relativen  Selbständigkeit  der  mit  Rom  verknüpften  Gemeinden 
kaum  eines  besonderen  Rechtsschutzes  gegenüber  dep  römischen 
Beamten;  in  argen  Einzelfällen,  die  nicht  gefehlt  haben  werden, 
wird  das  administrative  Einschreiten  der  römischen  Regierung 
nicht  vergebens  angerufen  worden  sein^  Exceptionelle  in  die 
Rechtsordnung  eingreifende  Massregeln  gegen  diesen  Missbrauch 
der  Amtsgewalt  sind  erst  nöthig  geworden,  nachdem  im  Laufe  des 
6.  Jahrhunderts  d.  St.  zu  dem  italischen  Städtebund  die  über- 
seeischen unterthänigen  Landschaften  hinzugetreten  waren  und 
die  von  solcher  Vogtei  unzertrennlichen  Missbräuche  sich  fühlbar 
machten.  Der  erste  derartige  Vorgang,  von  dem  unsere  für  diese 
Epoche  zuverlässigen  und  relativ  vollständigen  Annalen  berichten, 
wurde  veranlasst  durch  die  im  J.  583/171  gegen  eine  Reihe 
römischer  Statthalter  an  den  Senat  gebrachten  Beschwerden  über 
Erpressungen  in  den  beiden  spanischen  Provinzen.  Zur  Erledigung 
derselben  wurde  auf  Anordnung  des  Senats  nach  den  Normen  des 
Privatprozesses  von  einem  dazu  bestimmten  Prätor  für  jeden  der  an- 
geschuldigten Beamten  unter  Zusammenfassung  sämmtlicher  gegen 
ihn  vorgebrachter  Beschwerden  ein  Recuperatorengericht  aus  fünf 
Geschwornen  senatorischen  Ranges  (S.  178  A.  3)  niedergesetzt  und 
den  Klägern  die  von  ihnen  gewünschten  Anwälte  aus  den  an- 
gesehensten Männern  des  Senats,  unter  denen  Cato  nicht  fehlte, 
zur  Seite  gestellt,  in  der  That  auch  auf  diesem  Wege  gegen  die 
Angeklagten  wenigstens  theilweise  strenge  Urtheilssprüche  herbei- 


*  Wie  oft  auch  die  Advocaten,  und  vom  ethischen  Standpunkt  aus  mit 
Recht,  die  Erpressung  als  Diebstahl  bezeichnen,  halten  doch  die  Hechtsquellen 
die  Kepetunden  und  das  Furtum  sachlich  wie  terminologisch  streng  aus 
einander.  Der  Eigenthumswechsel  liegt  jenem  Delict  zu  Grunde  und  ist  bei 
diesem  ausgeschlossen. 

'  Die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  wegen  Zwanges  ist  that- 
sächlich  wohl  viel  älter  als  ihre  Einstellung  in  das  Edict  als  ständige  Rechts- 
form (S.  658);  aber  dieses  Verfahren  ist  keine  ordentliche  Rechtshulfe. 

'  Dahin  gehört  das  energische  Einschreiten  des  Senats  gegen  die  Miss- 
handlung der  italischen  Locrenser  während  des  hannibalischen  Krieges. 

45* 
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geführt  ^  Eine  Reihe  ähnlicher  Prozesse  haben  dann  in  den  nächst- 
folgenden Jahren  gleichfalls  auf  Veranlassung  des  Senats  statt- 
gefunden *. 

Die  Aus  diesen  exceptionellen  Privatprozessen  ist  bald  darauf*  im 

^  glaetw!"  ^'  605/149  die  ständige  Geschwornencommission  unter  prätorischem 
Vorsitz  hervorgegangen,  welche  in  Gemässheit  eines  sicher  auf  Ver- 
anlassung des  Senats,  von  dem  Volkstribun  L,  Calpumius  Piso  ein- 
gebrachten Plebiscits  gegen  das  Geldnehmen  der  Magistrate  ein- 
gesetzt worden  ist,  der  Ausgangspunkt  des  Quästionenverfahrens 
und  damit  des  Griminalprozesses  der  späteren  Republik  und  der 
Kaiserzeit®.  Es  ist  ohne  Zweifel  dasselbe  calpumische  Gesetz, 
welches  im  Civilrecht  die  für  die  Geldschuld  eingeführte  personale 
Forderungsklage  auf  Forderungen  jeder  Art  ausgedehnt  hat^ 
Auf  das  calpumische  Gesetz  folgt  bald  nachher  das  junische,  von 
welchem  wir  nichts  kennen  als  den  Namen*;  auf  dieses  das  uns 
grossentheils  erhaltene  wahrscheinlich  acilische  vom  J.  631/2/123/2', 


^  Liv.  48,  2.  Die  dissensio,  von  der  dort  die  Rede  ist,  kann  wohl  nur 
darin  bestanden  haben,  dass  die  vier  Patrone  zuerst  gemeinschaftlich,  dann  je 
zwei  und  zwei  die  Sache  führen.  Vorschlags-  und  Hejectionsrecht  der  Parteien 
bei  der  Bestellung  der  Recuperatoren  wird  durch  das  magistratische  dare 
keineswegs  ausgeschlossen. 

*  Livius  ep.  47  zum  J.  600/154:  aliquot  prcutorea  a  pravincüs  amriUae 
nomine  accusati  damnati  sunt  Hätte  der  Senat  nicht  auch  diese  Prozesse 
veranlasst,  so  wären  sie  nicht  in  die  Annalen  gekommen.  Natürlich  ist  auch 
später,  nachdem  die  gerichtliche  Controle  regulirt  war,  daneben  häufig  im 
Administrativweg  bei  dem  Senat  Beschwerde  geführt  worden,  beispielsweise 
gegen  den  Statthalter  von  Makedonien  im  J.  614,  wo  dessen  leiblicher  Vater 
T.  Manlius  Torquatus  im  Senat  beantragt  die  Untersuchung  zunächst  ihm  zu 
überlassen  (Livius  ep.  54;  Cicero  de  iin.  1,  7,  24;  Val.  Max.  5,  8,  3)  und  einige 
Zeit  nachher  gegen  Valerius  Messala  (Gell.  15,  14). 

■  S.  190.  Das  acilische  Repetundengesetz  (C.  I.  L.  I  *  p.  58  fg.)  nennt  Z.  74 
als  das  erste  in  dieser  Reihe  die  lex,  quam  L,  Calpumius  L,  f.  tr.  pl  rogacü. 
Cicero  Brut.  27,  106:  quaestionts  perpetuae  .  .  .  antea  nuUae  fueruntj  X.  .  .  . 
Fiso  tr,  pl,  legem  primus  de  pecuniis  repetundis  Censorino  et  Manüio  cos,  iM, 
Ebenso  de  off.  2,  21,  75.  Verr.  3,  84,  195.  4,  25,  56  und  die  Scholien  zur 
Rede  pro  Flacco  p.  233  Orell.  Tacitus  ann.  15,  20.  Aus  Versehen  nennt  VaL 
Max.  6,  9,  10  (S.  729  A.  1)  dies  Gesetz  lex  Caecilia. 

*  Gaius  4, 19 :  legis  actio  (per  condictioneni)  constituta  est  per  legem  Siliam 
et  Calpurniamj  lege  quidem  Silia  certae  pecuniae,  lege  vero  Calpumia  de  omni 
certa  re, 

^  Wir  kennen  dies  nur  aus  dem  acilischen  Gesetz,  das  Z.  74  als  das  dem 
calpumischen  folgende  und  dem  acilischen  selbst  nächstvorgehendc  die  Lex 
nennt,  quam  M.  lunius  D,  f,  tr,  pl,  rogavit, 

«  lieber  die  Zeitbestimmung  vgl.  C.  L  L.  I.  p.  54.    Dass  das  acilische 
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weiter  kurz  vor  643/111  das  von  dem  Volkstribun  C.  Servilius 
Glaucia  beantragte*.  Das  acilische  unter  dem  Einfluss  des  C, 
Gracchus  erlassene  hat  die  Rttckforderungsklage  durch  Anordnung 
des  doppelten  Ersatzes  wie  bei  dem  Diebstahl  in  eine  Strafklage 
umgewandelt  und  auch  sonst  die  Bestimmungen  geschärft.  Das 
servilische  muss  der  politischen  Stellung  seines  Urhebers  ent- 
sprechend dieselbe  Tendenz  verfolgt  und  gesteigert  Uaben;  die 
Infamie  des  also  Verurtheilten  und  die  Erstreckung  der  Rück- 
forderung auf  dritte  Empfänger  sind  darin  hinzugetreten.  Nach 
der  Niederlage  der  Demokratie  hat  das  Repetundengesetz  Sullas 
vom  J.  673/81^  ohne  Zweifel  die  entgegengesetzte  Richtung  ein- 
gehalten. Das  letzte  über  dieses  Delict  in  republikanischer  Zeit 
ergangene  Gesetz  ist  dasjenige  Caesars  aus  seinem  ersten  Gonsulat 
695/59,  das  die  Strafe  wiederum  schärfte  ®,  und  dieses  ist  auch  für 
die  Kaiserzeit  massgebend  geblieben*. 

Die  lange  Reihe  dieser  Strafordnungen  ist  hauptsächlich  hervor- 
gerufen worden* durch  die  politischen  Schwankungen  hinsichtlich  der 

Gesetz  unmittelbar  dem  servilischen  vorherging,  ergiebt  sich  aus  der  einzigen 
dasselbe  nennenden  Stelle  Cicero  Verr.  1.  1,  9,  26  (vgl.  act.  1,  17,  51);  dass  auf 
das  servilische  das  cornelische  gefolgt  ist,  aus  Cicero  pro  Rab.  Post  4,  9.  Die 
umgekehrte  Zeitfolge,  welche  der  unwissende  Scholiast  zu  den  Yerrinen  p.  144 
ansetzt,  ist  längst  beseitigt.  —  Dass  zwischen  dem  uns  erhaltenen  der  Zeit 
nach  fixirten  und  dem  acilischen  Plebiscit  noch  ein  anderes  liegt,  ist  möglich, 
aber  nicht  wahrscheinlich  -  und  ich  führe  daher  jenes  unter  diesem  Namen  an. 

1  Cicero  Brut.  62,  224.  Verr.  1.  1,  9,  26.  pro  Rab.  Post.  4,  9.  pro  Balbo 
24,  54.  Asconius  in  Scaur.  p.  21  Or.  Val.  Max.  8,  1,  8.  Dass  Glaucia,  der  654/100 
umkam,  dies  Gesetz  vor  dem  J.  648  rogirt  hat,  s6hliesse  ich  daraus,  dass  die 
das^acilische  Gesetz  enthaltende  Bronzetafel  im  J.  648  umgekehrt  und  zur  Auf- 
stellung eines  "anderen  Yolksschlusses  benutzt  worden  ist,  was  schwerlich  ge- 
schehen ist,  so  lange  das  acilische  in  Kraft  stand  (C.  I.  L.  I  p.  56). 

■  Cicero  pro  Rab.  Post.  4,  9. 

'  Cicero  pro  Sest.  64,  185  mit  den  Schollen  p.  810;  in  Vat.  12,  29  mit  den 
Schollen  p.  821;  in  Pis.  21,  50.  87,  90;  pro  Rab.  Post.  4,  8.  5,  12.  Caelius  bei 
Cicero  ad  div.  8,  8,  wo  Kap.  101  des  Gesetzes  angeführt  wird.  Paulus  5,  28. 
Cod.  Th.  9,  27  =  lust.  9,  27  =  Dig.  48,  11  de  lege  lulia  repdundarum.  An- 
geführt ausser  in  diesem  Titel  Dig.  1,  9,  2.  tit  16,  10,  1.  22,  5,  18.  48,  1,  1. 
50,  5,  3.  Inst.  4,  18,  11.  Dass  das  Gesetz  schärfer  war  als  das  cornelische, 
sagt  Cicero  pro  Rab.  Post.  4,  8  und  fordert  auch  Caesars  damalige  politische 
Stellung. 

*  Das  Plebiscit  Dig.  1,  18,  18:  pUhi  scito  continetury  uti  ne  quis  prae- 
sidum  mumis  donum  caperet  nisi  esculentum  potulentumve,  quod  inbra  dies  proxi- 
mos  prodigatur  ist  schwerlich  eines  der  Repetundengesetze  selbst,  zumal  da 
das  julische  Consulargesetz  nicht  gemeint  sein  kann.  Die  den  Repetunden^ 
gesetzen  entsprechende  Bestimmung  mag  auch  in  einem  anderen  Volksschluss 
ausgesprochen  worden  sein. 
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Besetzung  der  Geschwornenstellen,  welche  in  diesen  Specialgesetzen 
zur  Ausführung  kamen,  daneben  durch  die  im  letzten  Jahrhundert 
der  Republik  beständig  steigende  Häufigkeit  und  Schwere  der 
Beamtenerpressung.  Geholfen  haben  die  Gesetze  offenbar  nicht 
viel  ^  Erst  mit  dem  Eintritt  der  Kaiserherrschaft  hat  die  straffere 
Anziehung  der  Centralgewalt  und  die  schärfere  Oberaufsicht  die 
eingerissenen  Missbräuche  einigermassen  eingedämmt.  Es  wird 
weiterhin  gezeigt  werden,  dass,  während  die  republikanischen  Ord- 
nungen im  Wesentlichen  bei  der  Beamtenbestechung  sich  auf  die 
Rückforderung ,  das  repetere  beschränken ,  die  kaiserliche  Gesetz- 
gebung in  ernsterer  Handhabung  der  Justiz  das  Verfahren  criminell 
umgestaltet  und  daraus  die  Concussion  entwickelt  hat. 
B«-  Die  Repetundenklage  in  der  Form  der  Quästion  kommt  nur 

Ter  repuX  g^S^^  bestimmte  Personen  zur  Anwendung.  Die  Berechtigung  zur 
kanischen  Anstellung  derselben  kann  erst  bei  dem  Prozess  erörtert  werden; 
wlge\ur belangt  werden  können  in  dieser  Form: 

Senatoren-         ^*  ^^^   *^^   Volkswahl   hervorgegangene    oder   den   also  er- 
stand,    wählten  gleich  geachtete  Magistrat  der  römischen  Gemeinde  bis 
hinab  zu  dem  magistratischen  Legionstribun  ^  wegen  der  während 
seiner    magistratischen    oder     promagistratischen    Function    em- 
pfangenen Gaben; 

2.  der  römische  Senator',  insoweit  dieser  öffentliche  Functionen 
ausübt,  sei  es  als  Gehülfe  eines  Magistrats,  sei  es  insofern  er  im 


^  Cicero  de  off.  2,  21»  75:  nondum  centum  et  decem  anni  sunt,  cum  de 
pecuniis  repetundis  a  L,  Pisone  lata  lex  est,  nulla  antea  cum  fuisset,  cA  vero 
postea  tot  leges  et  proximae  quaeque  duriores,  tot  rei,  tot  d^mnati  .  .  .  tanta  suh- 
laUs  legibus  atque  iudiciis  expilatio  direptioque  sociorum  ut  imbecilUiate  lüiorum, 
non  nostra  virtute  vakamus.  Die  nur  zu  zahlreichen  Belege  aufzuzählen}  ist 
nicht  die  Aufgabe  des  Strafrechts.  Q.  Calidius,  erzählt  Cicero  (Verr.  act.  1, 
13»  38),  damnatus  (dixit)  minoris  sesteriium  tricies  (=  500000  M.)  praetorium 
hominem  honeste  non  posse  damnari. 

*  lieber  die  Abgrenzung  vgl.  St.  R.  1,  9.  Diese  Reihe  steht  im  acilischen 
Gesetz  an  der  Spitze  der  Verpflichteten. 

'  Im  acilischen  Gesetz  Z.  2  stehen  die  Worte  quoiusfvej  pcUer  Senator  sitt 
ohne  die  nothwendige  Beziehung»  Ohne  Zweifel  ist  vor  denselben  ausgefallen 
entweder  queive  Senator  siet  (was  durch  die  Fassung  der  folgenden  Worte  nahe 
gelegt  wird,  vgl.  St.  R.  3,  858  A.  2)  oder  queive  in  senatu  siet  (mit  Ein- 
schluss  der  stimmberechtigten  Beisitzer);  denn  was  von  den  Söhnen  gesagt 
wird,  muss  um  so  mehr  von  den  Vätern  gelten  und  ohne  diesen  Zusatz 
würden  zum  Beispiel  die  senatorischen  Legaten  nicht  unter  das  Gesetz  fallen. 
Auch  wird  Dig.  50,  5,  3  der  Senator  unter  den  durch  das  Gesetz  Verpflichteten 
genannt. 
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Senat  abstimmt*,  sei  es  insofern  er  als  Geschworner  fungirt^, 
vielleicht  auch  wenn  er  als  Kläger  im  öffentlichen  Verfahren^ 
oder  als  Sachwalter*  thätig  ist,  wegen  der  während  solcher  Function 
von  einem  Nichtbürger  empfangenen  Gelder; 

3.  die  Söhne  der  vorgenannten  Personen  wegen  der  während 
der  Function  ihrer  Väter  empfangenen  Gelder  *.  Die  Gattinnen  der 
Statthalter  können  wegen  empfangener  Gaben  selber  nicht  belangt 
werden,  aber  nach  späterem  Recht  ist  der  Gatte  dafür  haftbar*; 


^  Dass  dies  schon  im  julischen  Gesetz  stand,  darf  wohl  aus  Cicero  pro 
Rab.  Post  8,  6  gefolgert  werden,  zumal  da  in  den  Digesten  48,  11,  6,  2  die 
Repetundenklage  zugelassen  wird  wegen  Geldnahme  ob  sententiam  in  senatu 
consüiove  puhlico  (einer  Senatscommission:  St.  R.  3,  1001)  dicendam, 

*  Cicero  Verr.  act  1,  18,  38:  quod  P.  SepUmio  senatore  damnato  (einem  der 
Geschwornen  in  dem  von  C.  Junius  geleiteten  Mordprozess)  Q.  Hartensio  praetore 
de  pecuniis  repetundis  Us  atstimata  sit  eo  nomine^  quod  üle  ob  rem  iudieandam 
pecuniam  accepisset,  Ders.  pro  Cluentio  37,  104:  qua  lege  in  eo  genere  (bei  Ge- 
schwomenbestechung)  a  senatore  ratio  repeU  solet,  de  pecuniis  repetundis,  ea  lege 
aecusatus  .  .  .  est.  c.  41,  114.  Im  acilischen  Gesetz  findet  sich  nichts  davon 
und  kann  auch  nichts  der  Art  gestanden  haben,  da  nach  der  gracchanischen 
Ordnung  die  Senatoren  nicht  Geschworne  sein  können.  Dass  die  vorher- 
gehenden Hepetundengesetze  die  Geschwomenbestechung  mit  betrafen,  das 
acilische  Gesetz  also  diese  ausschloss,  folgt  aus  Appian  b.  c.  1,  22,  wenn  hier 
nicht  der  Parteieifer  Übertreibt. 

'  Geldnahme  ob  accuaandum  vel  non  accusandum  (Dig.  48,  11,  6,  2)  und 
ob  dtnuntia/ndum  vel  non  denuntiandum  testimonium  (Dig.  48,  11,  6  pr.)  fällt 
unter  das  julische  Repetundengesetz.  Dies  wird  die  Klage  auf  den  Senator 
beschränkt  haben  (S.  712  A.  2);  aber  später  wird  Dig.  3,  6,  1,  1  allgemein  be- 
zeichnet als  dem  Repetundengesetz  verfallen,  qui  ob  negotium  faciendum  aut 
non  faciendum  per  caJumniam  pecuniam  accepit  Beide  Theile  trifft  im  letzteren 
Fall  auch  die  Strafe  des  Falsum  (S.  675). 

^  Belege  für  die  republikanische  Zeit  fehlen;  aber  nach  der  criminellen 
Behandlung  dieses  Falles  in  der  Kaiserzeit  ist  es  wahrscheinlich,  dass  auch 
unter  der  Republik,  wenn  der  Sachwalter  Senator  war,  er  im  Repetundenverfahren 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  konnte. 

*  Acilisches  Gesetz  Z.  2.  Tacitus  ann.  13, 43.  Dies  scheint  das  Gesetz  Sullas 
abgeändert  zu  haben;  denn  im  J.  678/76  wurde  gegen  den  Sohn  des  M.  Antonius 
Consuls  655/99  C.  Antonius  die  gleiche  Klage  bei  dem  Peregrinenprätor  an- 
gestellt (Asconius  in  or.  in  tog.  cand.  p.  84:  Graeci  qui  spoliati  erant  eduxerunt 
Antonium  in  ius  ad  M.  Lucullum  praetorem  qui  ius  inter  peregrinos  dicebat;  ent- 
stellt bei  Plutarch  Caes.  4).  Schwerlich  ist,  wo  die  Quästion  zulässig  war, 
anstatt  derselben  die  Privatklage  angestellt  worden  (vgl.  S.  722  A.  3). 

*  Dig.  1,  16,  4,  2:  senatum  Cotta  et  Messala  cos,  (20  n.  Chr.)  censuisse 
futurum,  ut  si  quid  uxores  eorum  (der  Proconsuln) ....  deliquerint,  ab  ipsis  rtUio  et 
vindieta  exigatur.  Nach  Tacitus  fiel  im  J.  21  im  Senat  ein  Antrag,  die  Be- 
gleitung der  Frau  dem  Statthalter  zu  untersagen  (ann.  3,  33.  34)  und  wird  dann  im 
J.  24  der  obige  Beschluss  gefasst  (ann.  4,  20). 
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4.  vielleicht  nach  dem  julischen  Gesetz  überhaupt  wer  ohne 
Beamter  zu  sein  amtliche  oder  den  amtlichen  sich  nähernde  Func- 
tionen ausübt^. 
Bwtwckung         Weiter   ist   die  Republik   nicht   gegangen;    insbesondere  die 
ta^nki^  Personen  vom  Ritterstand,  auch  wenn  sie  im  (Jefolge  der  Beamten 
in  der     oder  als  Geschworne  fungirten ,   sind  der  Quästion  nicht   unter- 
^iTdil**  ^örf®'^^-    ^^^  Erstreckung  auf  das  Gefolge  ist  im  J.  699/55  ver- 
Btamten    geblich  im  Senat  beantragt  worden*  und  auch  die  wichtigere  Er- 
insgemeio.  gtreckung  auf   die    nicht    dem    Senatorenstand   angehörigen   Ge-- 
schwornen  hat  der  Finanzadel  sich  nicht  aufzwingen  lassen^  und 
mehrfache  Anläufe  dazu  sind  in  republikanischer  Zeit  gescheitert*. 
In  der  Kaiserzeit  sind  die  engen  Schranken  des  republikanischen 
Repetundenverfahrens  erweitert  worden.    Es  unterliegen  demsellien 
seitdem : 


*  Von  der  Angabe  Marcians  Dig.  48,  11,  1:  lex  Julia  repettmdarum  pertinei 
ad  eas  pecunias,  qtias  qnis  in  magistratu  potesiaie  curatione  legatione  vel  quo  alio 
officio  rmmere  ministeriove  piihlico  cepit  vel  cum  ex  coltorte  cuius  eorum  est  —  wofür 
anderswo  allgemein  gesetzt  wird  äliquam  potestatem  habere  (Dig.  48,  11,  3)  oder 
muniM  publice  mandatum  (Dig.  48,  11,  9)  —  ist  die  zweite  Hälfte,  wie  gleich 
zu  zeigen  sein  wird,  insofern  falsch,  als  nicht  das  julische  Gesetz  selbst,  son- 
dern erst  dessen  Erweiterungen  in  der  Eaiserzeit  das  Gefolge  und  die  Subalternen 
der  Beamten  dem  Gesetz  unterworfen  haben.  Für  die  curatores  und  die  leg(Ui, 
auch  die  nicht  senatorischen,  kann  die  Angabe  richtig  sein. 

«  Cicero  pro  Rab.  Post  5,  12:  iste  oräo  (eguitum)  lege  ea  (lulia  repeimn- 
darum)  tum  tenetur.  Selbstverständlich  gilt  dies  mit  den  aus  dem  Gesagten 
folgenden  Ausnahmen;  die  niederen  Magistrate  und  die  Senatorensöhne  gehören 
dem  Ritterstand  an. 

*  Cicero  pro  Rab.  Post.  6,  13:  cum  . . .  O».  Pompeio  «wwwZe  (699/55)  de  hac 
ipsa  quaestione  referenteexisterent  nonnullae,  sedperpaucae  tarnen  acerbae  sententiae, 
quae  censerent,  ut  tribuni,  ut  praefecti ,  ut  scribae,  m*  comites  (d.  h.  eomites  ex 
Italia:  a.  a.  0.  7,  19)  omnea  magistratuum  hac  lege  tenerentur,  vos  . . .  huic  ordini 
ignem  novum  subici  non  sivistis. 

*  Als  C.  Gracchus  die  Geschwornengerichte  und  namentlich  die  Quästion 
wegen  Repetunden  den  Senatoren  abnahm  und  den  Rittern  überwies,  hat  er 
die  letzteren  für  den  Fall  der  Bestechung  keiner  Controle  unterworfen,  vielleicht 
sogar  die  bestehende  Controle  abgeschafft  (S.  710  A.  5).  Wenn  Cicero  (Verr. 
act.  1,  13,  38)  behauptet,  dass  während  der  fünfzigjährigen  Dauer  der  Ritter- 
gerichte gegen  keinen  Geschwornen  je  ein  Verdacht  der  Bestechung  aufgekommen 
sei,  so  hat  er  wenigstens  insofern  Recht,  als  in  dieser  Epoche  eine  Criminalklage 
deswegen  nicht  vorgesehen  war  und  also  auch  nicht  angesteUt  worden  ist. 

*  Im  J.  680/74  beschloss  der  Senat  die  Einbringung  eines  Gesetzes  gegen 
die  Geschwornenbestechung  allgemein  (Cicero  pro  Cluentio  49, 136:  »  qui  sunt, 
quorum  opera  factum  sit,  ut  iudicium  publicum  corrumperetur) ,  dem  Beschlnss 
aber  wurde  keine  Folge  gegeben  (a.  a.  0.  137).  Ein  ähnlicher  Antrag  im  J.  691^63 
hatte  dasselbe  Schicksal  (Cicero  ad  Att.  1,  17,  8.   2,  1,  8). 
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5.  die  kaiserlichen  Quasi-Beainten  vom  Ritterstand.  Wohl  nur 
desshalb,  weil  diese  sich  regelmässig  vor  dem  Kaisergericht  zu 
verantworten  gehabt  haben  und  nur  selten  ein  solcher  vor  das 
Senatsgericht  gestellt  worden  ist,  sind  in  unseren  Annalen  nur 
wenige  derartige  Prozesse  verzeichnet^; 

6.  Geschworue  ^,  Ankläger  (S.  502)  und  Sachwalter  *  allgemein ; 

7.  die  Begleiter  insbesondere  des  Statthalters  ohne  Unterschied 
des  Standes*; 

8.  die  subalternen  Officialen*. 

Auf  andere  Private  findet  das  Repetundenverfahren  auch 
späterhin  keine  Anwendung,  ausser  etwa  insofeni  sie  dem  Beamten 
bei  dem  Delict  Hülfe  leisten®.  Wer  fälschlich  sich  zum  Zwecke 
der  Erpressung  ein  Amt  oder  höheren  Amtsrang  beilegt,  unterliegt 
schwerer  Bestrafung,  aber  kaum  auf  Grund  dieses  Delicts^. 


^  Tacitus  ann.  4,  15  zum  J.  23:  apud  (patres)  etiam  tum  cuncta  tradaban- 
tur,  ad€0  ut  procurator  Asicte  Ltunlius  Capito  accusante  provincia  causam  dixerit 
magna  cum  adseveratiane  principia  non  se  ius  nisi  in  serviHa  et  pecunias 
famüiares  dedisse,  Dio  57,  28.  Ein  ähnlicher  Prozess  Tacitus  ann.  14,  28  (vgl. 
bist.  2,  10). 

'  Der  eigentliche  Geschworne  kommt  in  den  justinianischen  Rechts- 
büchem  nicht  mehr  vor,  aber  von  dem  gleichartigen  iudex  pedaneus  (S.  248) 
heisst  es  bei  Paulus  5,  28  =  Dig.  48,  19,  38,  10:  iudices  pedanei  st  pecunia 
carrupU  dicaniur,  plerumque  a  praeside  aut  curia  summoventur  aut  in  exilium 
mittuntur  aut  ad  tempus  relegantur. 

*  Von  dem  Repetundenverfahren  gegen  einen  solchen  berichtet  Plinius 
(S.  706  A.  4). 

^  Dass  dies  im  J.  699/55  abgelehnt  wurde  (S.  712  A.  3)  und  also  mit  Un- 
recht dem  julischen  Gesetz  selbst  zugeschrieben  wird  (S.  712  A.  1),  ist  schon 
bemerkt  worden.  In  der  Kaiserzeit  unterlagen  dem  Repetundenverfahren  alle 
diese  Personen  (Macer  Dig.  48,  11,  5:  in  comites  quoque  iudicum  ex  hoc  lege 
tudidum  datwr;  Plinius  ep.  3,9),  auch  die  geringen  (Plinius  a.  a.  0.  3,  9,  9). 
Später  heissen  sie  consüiarii,  domestici  (Cod.  lust.  1,  51,  3,  1.  tit.  53,  1,  3,  vgl. 
C.  Th.  9,  27,  3  =3  lust.  9,  27,  1). 

*  Auf  diese  bezieht  sich  das  officium  ministeriumve  (vgl.  St.  R.  1,  325) 
publicum  der  S.  712  A.  1  angeführten  Stelle  Marcians.  Die  vornehme  Bezeich- 
nung der  Repetunden  wird  meistens  vermieden;  sachlich  besteht  kein  Unter- 
schied. 

*  Plinius  ep.  9,  3,  14;  herum  (provinziale  Gehulfen  des  Statthalters,  im 
Gegensatz  der  comites  ex  Italia  S.  712  A.  3)  ante  quam  crimina  ingrederer, 
necessarium  credidi  eJaborare,  ut  constaret  ministerium  crimen  esse.  6,  29,  8: 
quaesitum  est,  an  provinciales  ut  socios  ministrosque  proconsulis  plecti  oparteret. 
Dies  war  also  rechtlich  zweifelhaft. 

"^  Dig.  1,  18,  6,  3:  illicita  ministeria  sub  praetextu  adiuvantium  müitares 
vires  ad  conctUiendos  homines  procedentia  prohibere  et  deprehensa  coereere  praeses 
prcmnciae  curet.    Vgl.  Dig.  3,  6,  8.   47,  13,  2.    Paulus  5,  25,  12  (=:  Edictum 
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Thatbesund.  Die  Repetundeiigesetze ,  der  Sache  nach  gerichtet  gegen  Er- 
pressung und  Bestechung ,  vermeiden  den  schwierigen  Beweis  da- 
durch, dass  nach  Analogie  der  Bestimmungen  des  cincischen  Ge- 
setzes über  die  Geschenke  an  die  Sachwalter  den  Beamten  all- 
gemein untersagt  wird  Geld  anzunehmen  (pecunias  capere)^  und 
gewährten  für  den  Fall  des  Zuwiderhandelns  dem  Geber  die  Rück- 
forderungsklage (pecunias  repetere)^.  Den  Thatbestand  desjenigen 
Geldnehmens,  welches  als  Repetundendelict  bestraft  wird,  so  weit 
er  sich  nicht  aus  den  Bestimmungen  hinsichtlich  der  passiven 
Klagzuständigkeit  ergiebt,  erläutert  die  folgende  Darlegung. 

1.  Die  Unzulässigkeit  eines  jeden  Geschenks  innerhalb  der 
vorher  bezeichneten  Grenzen  ist  der  Ausgangspunkt  der  Rück- 
forderungsklage®. Auch  wird  nicht  bloss  dasjenige  contractliche 
Geschäft,  das  der  Sache  nach  auf  eine  Schenkung  hinausläuft,  als 
solche  behandelt*,  sondern  es  wird  sogar  bei  jedem  magistratischen 


Geachenk- 
nahme. 


Theoderici  89)  zieht  dies  unter  das  Falsum:  qtU  insignibua  altioris  orim^ 
utvmtwr  müiUamgue  confifigunt,  quo  quem  Urrecmt  a%i^  concuUcmt,  humümes 
capite  puniuntur,  honestiores  deportantur.    Vgl.  S.  676  A.  7. 

^  Pectmias  capere  conciUare  ist  die  Bezeichnung  des  Delicts  schon  in  jenem 
ersten  vorbereitenden  Privatprozess  vom  J.  583/171  (S.  708  A.  1)  und  ebenso  in 
dem  Verfahren  vom  J.  614/140  (S.  708  A.  2).  Cicero  de  leg.  3,  20,  46  bezeichnet 
es  als  captae  pecimiae  in  der  Erläuterung  zu  den  Worten  c.  4,  11:  dofium  fu 
capiunto  . . .  gerenda  . . .  potestate.  Im  acilischen  Gesetz  Z.  3  kehrt  die  Formel 
wieder  mit  der  der  römischen  Jurisprudenz  geläufigen  Häufung  der  Synonyme: 
pecuniam  auferre  capere  cogere  conciliare  avertere;  als  Worte  des  comelischen 
Gesetzes  führt  Cicero  in  den  Verrinen  (1.  3,  30,  71.  c.  40,  91.  c.  94,  218)  an 
pecunias  capere  conciliare  oder  (3,  84,  194)  cogere  conciliare;  im  Auszug  aus 
dem  julischen  Gesetz  Dig.  48,  11,  1  pr.  steht  pecunias  capere.  Uebrigens  ist 
die  Phrase  an  sich  neutral  und  wird  häufig  auch  vom  legitimen  Erwerb  ge- 
braucht. 

*  Pecunias  repetere  in  diesem  technischen  Werth  findet  sich  in  der  Schrift 
ad  Her.  1,  11,  20  und  bei  Cicero  divin.  in  Caec.  5,  17  und  sonst  häufig.  Für  das 
elliptische  repetere  finde  ich  aus  republikanischer  Zeit  keinen  anderen  Beleg 
als  in  dem  Brief  des  Caelius  ad  div.  8,  8;  bei  Quintilian,  Tacitus  und  sonst 
ist  es  häufig.  —  Uebrigens  braucht  Cicero  (de  1.  agr.  2,  22,  59:  iudicium  äe 
pecuniis  repetimdis)  die  Phrase  auch  vom  Peculat. 

*  Cicero  de  leg.  3,  4,  11  (A.  1).  ülpian  Dig.  1,  16,  6,  3:  mandaiis  (den 
kaiserlichen  Reglements  für  die  Provinzialbeamten)  continetur,  ne  donum  vel 
munus  ipse  proconsul  vel  qui  in  alio  officio  erit  accipiat  Plinius  ep.  4,  9,  6.  '• 
Dio  72,  11.  —  Die  dem  Beamten  als  solchem  zukommenden  unentgeltliche» 
Lieferungen  und  Leistungen  sind  gesetzlich  geregelt  (St.  B.  1,  294). 

*  Dig.  48,  11,  8,  1:  Ux  venditiones  locationes  eins  rei  causa  (Schenkimgs 
halber)  pluris  ininarisve  factas  irritas  facit    Cod.  2,  19,  11. 


I 

J 
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Kauf  eine  Schenkung  vermuthet  und  ist  der  Verkäufer  berechtigt, 
ohne  Erstattung  des  Preises  die  gekauften  Sachen  dem  Käufer 
abzufordern*.  Der  mögliche  gute  Glaube  des  Gebers  wie  des 
Nehmers  kommen  rechtlich  nicht  in  Betracht  und  ebenso  wenig  das 
zwischen  beiden  bestehende  Rechtsverhältniss ;  der  Statthalter  darf 
Geschenke  nicht  bloss  von  den  seiner  Amtsgewalt  unterstehenden 
Personen  y  sondern  überhaupt  nicht  annehmen.  Gesetzlich  aus- 
genommen von  diesem  Verbot  sind: 

a)  Geschenke  von  Ess-  und  Trinkwaaren  und  ähnlichen  kleineren 
Gegenständen,  deren  Annahme  keine  eigentliche  Vermögens- 
bereicherung in  sich  schliesst*.  Um  aber  der  Umgehung  des 
Gesetzes  auf  diesem  "Wege  entgegenzutreten,  ist  der  zulässige 
Gesammtwerth  derartiger  Gaben  für  das  Amtjahr  maximal  fixirt, 
so  dass  bei  Ueberschreitung  dieses  Betrags  die  Strafbarkeit  eintritt. 
Der  erlaubte  Betrag  ist  wenigstens  in  späterer  Zeit  der  gleiche 
wie  bei  dem  Advocatenhonorar  (S.  706  A.'6)  von  10000  Sesterzen*. 


1  Dig.  18,  1, 46.  49,  14,  46,  2.  C.  Th.  8,  15,  2.  5.  Cod.  2,  19, 11.  Wird  diese 
Rückforderung  nicht  binnen  fünf  Jahren  nach  dem  Rücktritt  des  Beamten  an- 
gestellt, so  fällt  die  Sache  an  den  Fiscus  (C.  Th.  8,  15,  5);  nach  einer  anderen 
Verordnung  scheint  dies  sogar  sofort  eingetreten  zu  sein  (C.  Th.  8,  15,  1). 
Daneben  stehen  fiscalische  Strafen,  nach  Hermogenian  Dig.  49,  14,  46,  2  der 
einfache,  nach  Marcianus  Dig.  18,  1,  46,  wo  eine  Verordnung  des  Severus  an- 
geführt wird,  vierfacher  Ersatz. 

■  Das  betreffende  Plebiscit  ist  schon  angeführt  worden  (S.  709  A.  4).  Be- 
denklich sind  die  xenia  immer :  Plinius  ep.  5,  18,  8.  Näher  bestimmt  den  Satz 
Ulpian  Dig.  1,  16,  6,  3:  non  in  toium  aenüs  abstinere  debebii  proconsiU,  sed 
modum  adicere,  ut  neque  morose  in  totum  äbstineat  neque  avare  modum  xeniorum 
excedat.  quam  rem  divus  Severus  et  impercUor  Antoninus  elegantissime  epistula 
swnt  moderaii,  cuius  epistulae  verba  haec  su/nti  ^quantum  ad  xenia  pertinet,  audi 
quid  sentimt^s:  vetus  proverbium  est:  ovn  ndvra  ovrt  ndvTort  ovre  naQu  ndvrior. 
nam  valde  inhumanum  est  a  nemine  accipere,  sed  passim,  tiUssimum  est  et  omnia 
avarissimum.^ 

'  Acilisches  Gesetz  Z.  2:  in  annos  singölos  pequnicie  quod  siet  ampflius 
sestertium  . .  J,  Venuleius  Saturninus  Dig.  48, 11,  6,  2:  urbani  magistratus  (diese 
sind  hier  allein  genannt  wegen  der  Annuität) . , .  ne  .  .  plus  doni  muneris  in  anno 
accipiant  quam  quod  sit  aureorum  ctntum,  wobei  nach  Analogie  des  cincischen 
Gesetzes  der  aureus  von  100  Sesterzen  gemeint  ist,  nicht  die  anderswo  (z.  B. 
Inst.  3,  7,  3)  im  justinianischen  Recht  befolgte  widersinnige  Gleichung  desselben 
mit  1000  Sesterzen.  —  Da  in  einem  Repetundenprozess  aus  dem  J.  642/112  die 
Strafsumme  nach  ziemlich  sicherer  Ueberlieferung  nur  4000  Sesterzen  betrug 
(Cicero  Verr.  1.  4,  10,  22;  Vell.  1.  2,  15;  die  Verr.  3,  80,  184  angesetzten 
8000  Sest.  sind  vielleicht  das  Strafduplum),  so  ist  die  gestattete  Maximalsumme 
wohl  anfänglich  niedriger  gewesen.  Dass  dieselbe  sich  nur  auf  eigentliche  Ge- 
schenke bezogen  hat  und  Erpressung  oder  Bestechung  in  jedem  Betrag  straf- 
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Den  Subalternen,  seit  sie  diesem  Gesetz  unterliegen,  wird  die  An- 
nahme auch  solcher  kleiner  Gaben  untersagt^; 

b)  Ehrengaben,  welche  den  Empfänger  nicht  bereichern*. 
Insbesondere  gilt  dies  von  den  den  Statthaltern  zur  Verewigung 
ihres  Andenkens  gewidmeten  Geldern.  Indess  bestimmte  in  Folge 
des  mit  diesen  Widmungen  getriebenen  Missbrauchs  das  cornelische 
Gesetz,  dass,  wenn  die  Gelder  nicht  binnen  fünf  Jahren  bestimmungs- 
gemäss  verwendet  seien,  sie  als  unerlaubte  Geschenke  zu  gelten 
hätten  » ; 

c)  Geschenke  von  Verwandten,  welche  übrigens  bei  Provjnzial- 
beamten  nicht  häufig  vorkommen  konnten,  sind  in  den  Repetunden- 
gesetzen  wie  bei  dem  cincischen  ausgenommen*. 

Eigenthums-  2.  Auoiguung  fremden  Gutes,  die  den  Thatbestand  des  Dieb- 
anngnimg.  g^^g^jjjg  j^  gj^^  schliesst*^,  kauu  auch  mit  der  Repetundenklage  ver- 
folgt werden;  denn  obwohl  die  Gondiction  ihrem  Begriff  nach  den 
Eigenthumswechsel  voraussetzt  und  der  Diebstahl  diesen  aiis- 
schliesst,  so  wird  sie  doch  auf  den  Dieb  erstreckt®. 
Expresiong.  3.  Die  Erpressuug ,  das  heisst  die  Herbeiführung  von  Gaben 
durch  die  Furcht  vor  den  Folgen  des  Nichtgebens,  figurirt  als  solche 
in  dem  älteren  Criminalrecht  nicht  ^;  das  unbedingte  Verbot  selbst 
des  freiwilligen  Gebens  schneidet  die  schwierige  Beweisführung  der 
Unfreiwilligkeit  ab  und  schränkt  die  auch  für  den  Staat  entehrende 
gerichtliche  Verhandlung  solcher  Missethaten  einigermassen  ein. 
Aber  wenigstens  seit  dem  2.  Jahrhundert  n.  Chr.  wird  die  Er- 
pressung, ohne  dass  sie  aus  dem  Repetundenverfahren  ausgeschlossen 


fällig  war,  läuft  der  offenbaren  Absicht  des  Gesetzes  zuwider  die  Frage  nach 
dem  mehr  oder  minder  unerlaubten  Ursprung  der  Bereicherung  abzuschneiden. 

'  C.  Th.  11,  11,  1  =  lust  11,  55,  2. 

'  Cicero  ad  Q.  fr.  1,  1,  9,  26:  cum  .  .  .  nomnatim  .  ,  ,  lex  taxtpiat^  vt  ad 
templum  et  monumentum  capere  liceret.  Er  selbst  lehnt  auch  solche  Gaben 
ab:  ad  Att.  5,  21,  7. 

«  Ausführlich  Verr.  l.  2,  57—69,  besonders  c.  58,  142. 

*  Dig.  48,  11,  1,  1:  excipit  lex  a  quibus  licet  accipere,  a  sobrinis  propoftect 
gradu  cognatis  suis  uxore  (vielmehr  uxorisve).  Wegen  des  cincischen  Gesetzes 
vgl.  Vat.  fr.  298—807. 

*  Einen  solchen  Fall  erzählt  Cicero  Verr.  4,  41,  88. 

'  Die  Anomalie,  dass  die  Condiction  auch  gegen  den  Dieb  gerichtet  wer- 
den kann,  ist  wahrscheinlich,  wie  weiterhin  gezeigt  werden  wird,  durch  den 
Ehegattendiebstahl  herbeigeführt  worden;  sicher  hat  man  bei  der  Einfil^hruDg 
der  Repetundenklage  unzulässige  Geschenke  und  Erpressungen  im  Auge  ge- 
habt, nicht  das  wenig  aristokratische  Verbrechen  des  directen  Furtum. 

'  Die  prätorische  Restitution  wegen  Furcht  und  die  entsprechende  Privat- 
klage kommen  hier  nicht  in  Betracht. 
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wird,  als  Einschüchterung,  concussio  \  der  Erzwingung  von  Gaben  concuaaion. 
oder  Leistungen^  durch  Missbrauch  der  Amtsgewalt^  als  selbstän- 
diges Delict  behandelt*. 

4.  Die  Beamtenbestechung  kennt  aus  demselben  Grunde  das  Bestechang. 
römische  Recht  so  wenig  wie  die  Erpressung  als  besonderes  Ver- 
brechen. Die  Annahme  einer  Gabe  von  Seiten  eines  Beamten  für 
Vornahme  oder  Unterlassung  einer  Amtshandlung*  wird  in  den 
älteren  Gesetzen  nur  in  der  Form  des  allgemeinen  Verbots  der 
Geldnahme  getroffen;  durch  Aufzählung  einer  Reihe  von  Einzel- 
fällen* thut  das  julische  Gesetz  ein  Uebriges  oder  vielmehr  ein 
Ueberflüssiges,  da  das  der  Geldnahme  zu  Grunde  liegende  Motiv 
die  Strafbarkeit  nicht  steigert,  was  freilich  späterhin  bei  dem 
Umsichgreifen  der  Straf  bemessung  sich  ändert.  Auch  die  Erwägung, 
in  wie  weit  bei  der  Bestechung  das  moralische  Unrecht  beiden 
Theilen  gemein  ist,  kommt  rechtlich  nicht  in  Betracht;  wenn  es  dem 


1  Concutere  (von  quaUre,  eigentlich  durchschütteln)  ist  synonym  mit  terrere 
(Paulus  5,  25,  12  [S.  713  A.  7].    Dig.  47,  13,  1). 

*  Auch  von  Diensten:  C.  Th.  11,  11,  1. 

«  Von  Oberbeamten:  C.  Th.  9,  26,  6.  c.  7  =  Tust.  9,  27,  4.  c.  5-,  von  Sub- 
alternen: Dig.  1,  18,  6,  3.  47,  13,  1;  auch  von  angemasster  obrigkeitlicher  Ge- 
walt: Paulus  5,  25,  12. 

*  Macer  Dig.  47,  18,  2:  concussionis  iudicium  publicum  non  est. 

*  Dig.  48,  11,  4:  quo  nuigis  aut  minus  quid  ex  officio  suo  faeeret, 

*  Bestellung  von  Geschwomen  (vgl.  Cicero  Verr,  3,  88,  206).  Dig.  48, 
11,  3:  ob  iudicandum  vel  non  iudiamdum  decernendumve;  das.  7  pr.:  ob  iudicem 
arbitrumve  dandum  muJtandumve  iubendumre  ut  iudicet,  so  wie  ob  non  dandum 
non  mutandum  non  iu>bendum  ut  iudicet,  —  Verhaftung:  Dig.  48,  11,  7  pr.:  ob 
Jwminem  in  vincUla  publica  coiciendum  vinciendum  vincirive  iübendum  exve  vin- 
culis  dimittendum.  —  Urtheilfällung:  Dig.  48,  11,  7  pr.:  ob  hominem  condem- 
nandum  (oder  gar  ob  hominem  necandum)  absolvendumve  und  ob  litem  aestimandam 
iudidwnve  capitis  pecuniaeve  fadendum  vel  non  faciendum,  C.  Th.  9,  27,  5.  c.  6  = 
lust.  9,  27,  3.  c.  4.  Nov.  124  c.  7.  Auch  dies  fällt  für  beide  Teile  unter  das 
Falsum  (S.  674  A.  6)  und  unter  Umständen  ist  selbst  die  Mordklage  zulässig 
(S.  638  A.  4).  —  Aushebung:  Dig.  48,  11,  6,  2:  ob  militem  legendum  mittendumve; 
Leistung  evitandi  tirocinU  causa  ist  crimen  concussionis  (Cod.  4,  7,  3).  —  Ein- 
quartierung: Cicero  ad  Att.  5,  21,  7.  —  Abnahme  öffentlicher  Bauten:  Dig.  48, 
11,  7,  2:  ne  acceptum  feratur  opus  publicum  fadendum  ....  sarta  tecta  tuenda 
antequatn  perfecta  probata  praestita  lege  erunt  Cicero  pro  Fonteio  8, 17.  —  Er- 
lassung der  dem  Staate  zukommenden  Steuern  und  Leistungen  Dig.  48,  11>  7,  2: 
ne  acceptum  feratur  .  .  .  frumentum  publice  dandum,  Cicero  Verr.  1.  3,  36,  83.  — 
Erlassung  der  Leistung  an  eine  Unterthanengemeinde :  Cicero  ad  Att  6,  1,  21, 
wo  die  Gewährung  der  dessfälligen  Forderung  des  Caelius  ad  div.  8,  9,  4  be- 
zeichnet wird  als  pecuniam  condliare,  das  heisst  als  Repetundendelict  — 
Auch  die  Vergtltung  für  üebertragung  eines  Amtes  sollte  von  Rechtswegen 
hieher  gehören  (nov.  8  c.  7.  8.). 
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Bestecher  beliebt  sich  zu  seiner  Handlung  zu  bekennen,  ist  er 
berechtigt  das  zu  Unrecht  Gegebene  von  dem  bestochenen  Magistrat 
zurückzufordernd  —  In  den  Gesetzen  der  Spätzeit,  welche 
den  Aemterkauf  gewissermassen  zu  einem  erlaubten  Geschäft  ge- 
staltet hat,  wird  die  Bestechung  selbst  mehr  getadelt  als  bestraft 
und  wenn  es  geschieht,  mit  geringer  Strenge^. 
Steuer-  5.   Auflegung  neuer  Steuern,  so  weit  sie  nicht  durch  die  dis- 

cretionäre  Gewalt  des  Beamten  gedeckt  wird,  fällt  unter  das 
Repetundengesetz®.  Dahin  gehört  nach  dem  julischen  die  Erhebung 
des  Siegeskranzgeldes,  ausser  wenn  der  Senat  dem  Statthalter  den 
Triumph  decretirt  hat*.  Dasselbe  gilt  natürlich  von  rechtswidriger 
Ueberforderung  der  bestehenden  Abgaben  *.  Gleichartig  ist  die  in  der 
Spätzeit  häufig  erwähnte  Ueberforderung  von  Steuern  und  Sporte!« 
durch  den  mit  der  Hebung  betrauten  Subalternen®.    Vorausgesetzt 


delicte. 


*  Da  der  Zweck  der  Condiction  die  Controle  der  Beamten  war,  ist  dies 
begreiflich;  die  Compensation  der  beiderseitigen  Nichtswürdigkeit,  welche  das 
Civilrecht,  wenigstens  das  spätere  aufstellt  (Dig.  12,  5,  3;  G.  Th.  9,  29,  1), 
würde  die  Wirkung  des  Gesetzes  eben  in  den  schlimmsten  Fällen  vereitelt 
haben. 

'  Cassirung  der  erkauften  Beförderung  oder  Rangerhöhung  und  Strafen 
dafür,  meistens  pecuniäre,  finden  sich  wohl  hier  und  da  in  den  späteren  Ver- 
ordnungen (C.  Th.  6,  22,  1.  c  2.  8,  1,  1.  12,  1,  25.  C.  lust.  4,  2,  16  und  be- 
sonders in  dem  Erlass  Theodosius  II.  G.  lust.  9,  27,  6);  aber  zu  genereller 
und  wirksamer  Bestrafung  einer  solchen  Bewerbung  ist  das  Recht  nicht  gelangt. 
Vielmehr  hat  sich  daraus  die  geordnete  Sportelzahlung  für  den  Amtsantritt 
entwickelt,  deren  Ueberschreitung  dann  natürlich  wieder  verboten  ward  (nov. 
8  c.  1). 

'  Gicero  pro  Fonteio  9,  19. 

*  Gicero  in  Pis.  87,  90.  Das  Kranzgeld  wird  dem  Feldherrn  als  dem  Ver- 
treter des  Staats  gegeben  und,  wenn  der  Feldherr  es  nicht  abliefert,  gleich 
den  Beutegeldern  vom  Staat  zurückgefordert  (Cicero  de  1.  agr.  2,  22,  59).  Vgl. 
Marquardt  St.  V.  2,  295. 

*  Beispiele  geben  Verres  Getreideforderungen  (Gicero  Verr.  1.  8,  81,  188  fg.) 
und  die  Flottenforderungen  des  Flaccus  (Cicero  pro  Flacco  12,  27).  In  wie  weit 
die  Forderungen  selbst  berechtigt  sind  oder  nicht,  hat  das  Strafrecht  nicht 
festzustellen.  Dasselbe  sind  in  der  Spätzeit  die  superexactionum  vel  conctissio- 
num  crimina  (nov.  Theod.  IL  7,  2,  1). 

*  Vita  Marci  11:  dedü  curatoribus  regionum  et  viarum  (also  in  Italien) 
potestoAem ,  ut  vel  punirent  vel  ad  praefectum  urbi  puniendos  refuitterent  tos  g«« 
xilira  vectigalia  quicquam  ah  äliquo  exegissent  Dem  entsprechen  in  den  Pro- 
vinzen die  iUicitae  exactiones  sub  specie  tributorum.  Beispiele  C.  Th.  8,  4,  2  = 
lust.  12,  57,  1.  G.  Th.  8,  11  —  lust.  12,  63.  G.  Th.  11,  8.  1.  c.  2  =  last  10, 
20,  1.    Auch  von  Ueberforderung  der  Prozesssporteln,  seit  es  solche  gab,  ist 

.     oft  die  Rede  (Inst.  4,  6,  25;   Cod.  3,  2  und  in  den  verschiedenen  Sporteltaxen 
Cod.  1,  27,  1,  17.    c.  2,  12.    12,  19,  12.   tit.  25,  4). 
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wird  bei  all  diesen  Delicten  die  persönliche  Bereicherung  der  Be- 
amten, welche  die  rechtliche  Grundlage  der  Condiction  ist;  gleiche 
Handlungen  zum  Besten  des  Staates  begangen  fallen  nicht  unter 
den  BegriiF  der  Repetunden*. 

Auf  die  hier  aufgeführten  Delicte  ist  die  Rückforderung  an- 
wendbar. Aber  die  Repetundengesetzgebung  spricht  noch  eine 
Anzahl  anderer  Verbote  aus,  welche  nicht  unter  diesen  Begriff  ge- 
zogen werden  können. 

1 .  Wahrscheinlich  ebenso  früh  wie  das  Geschenknehmen  *  ist  unterMgter 
dem  in  einer  Provinz  fungirenden  Beamten  jeder  nicht  durch  die  ^^^^ 
Verhältnisse  unbedingt  erforderte  ^  Geschäftsverkehr  innerhalb 
seines  Sprengeis*  untersagt  worden;  der  Magistrat  soll  in  seinem 
Sprengel  überhaupt  sich  nicht  bereichern,  weder  durch  Gaben  noch 
durch  Handel  und  Wandel*.  Wie  von  jeher  für  die  Magistrate 
gilt  dies  späterhin  auch  für  die  subalternen  Officialen®.  Für  das 
gegen  diese  Vorschrift  abgeschlossene  Geschäft  soll  die  Rück- 
forderungsklage gegeben  werden  (S.  715  A.  1);  indess  ist  mit  der- 
selben ein  grosser  Theil  dieser  Geschäfte  nicht  zu  treffen^. 


^  In  dieser  Weise  soll  unter  Augustus  der  gaUische  Steuereinnehmer 
Licinus  erpresst  haben  (Dio  54,  21).  Indess  spielt  bei  solchen  Vorgängen, 
zum  Beispiel  der  unerlaubten  Erhebung  des  Eranzgeldes,  der  eigene  Vor» 
theil  immer  wenigstens  mit. 

^  Wenn  schon  der  ältere  Cato  sich  daraus  ein  Gewissen  machte,  dass  in 
seiner  Provinz  Sclaven  auf  seine  Kechnung  gekauft  wurden  (Plutarch  apophth. 
Cat.  mal.  27X  so  kann  er  der  guten  Sitte,  nicht  dem  Gesetz  gefolgt  sein.  Aber 
die  Unzulässigkeit  des  Geschäftsverkehrs  und  die  des  Geschenknehmens  sind 
so  innerlich  verwandt,  dass  wohl  auch  die  Verbote  gleich  alt  sind. 

*  Das  cornelische  Repetundengesetz  schreibt  dem  Statthalter  vor,  keinen 
Sclaven  in  seinem  Sprengel  zu  kaufen,  ausser  zum  Ersatz  eines  gestorbenen 
(Cicero  Verr.  1.  4,  5,  9).  Dig.  12,  1,  34,  1 :  praeses  provinciae  mutuam  pecuniam 
fenebrem  sumere  non  prohibdur  (anders  freilich  Cod.  4,  2,  16).  Selbst  das  An- 
treten einer  Erbschaft  während  der  Amtführung  wird  getadelt  (Cicero  pro 
Flacco  34,  85). 

*  Dig.  18,  1,  62  pr.  49,  14,  46,  2.  Dagegen  heisst  es  freilich  C.  Th.  8,  15,  1 : 
nihil  interest,  an  in  suo  pago  an  in  alieno  comparavit 

»  Cicero  Verr.  1.  3,  72,  169.  4,  4.  5.  5,  18,  46.  Dig.  12,  1,  33.  49,  14,  46,  2. 
C.  Th.  8,  16,  1.  C.  lust.  1,  53,  1,  2.  4,  2,  16.  9,  27,  6.  Die  Erlasse  des 
Honorius  (verloren)  und  Valentinians  IIL  (nov.  31),  welche  den  Magistraten  den 
Geschäftsverkehr,  ja  sogar  die  Geschenkannahme  gestatten,  haben  keine  Dauer 
gehabt. 

«  Cod.  1,  58,  1,  3.  2,  19,  11.  4,  44,  18. 

^  Zum  Beispiel  bei  dem  von  einem  Statthalter  ohne  Noth  aufgenommenen 
Darlehen  ist  diese  Behandlung  nicht  angängig« 
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Sonstige  2.  Das  Halten  von  Seeschiffen  durch  den  Statthalter  ^  und  den 

^d^ikte!'''  Senator '^  ist,  vermuthlich  als  dem  Geschäftsverkehr  dienend,  noch 
besonders  untersagt. 

8.  Die  Ausleihung  öffentlicher  Gelder  zu  eigenem  Nutzen  fällt 
als  Diebstahl  am  öffentlichen  Gut  unter  den  Peculat,  scheint  aber, 
wenn  man  Cicero®  hierin  Glauben  schenken  darf,  auch  unter  das 
Repetundendelict  gezogen  worden  zu  sein,  obwohl  die  römische  Ge- 
meinde bei  dieser  nicht  wohl  als  Mitklägerin  gedacht  werden  kann. 

4.  Ueberschreiten  der  Grenzen  der  Provinz  durch  den  Statt- 
halter*. 

5.  Entlassung  des  Legaten  des  Statthalters  vor  dessen  eigenem 
Abgang  ^ 

Die  Repetundenordnung  ist  also  legislatorisch  benutzt  worden, 
um  neben  dem  Erpressungsverbot  mancherlei  andere  Vorschriften 
für  die  Provinzialbeamten  unterzubringen;    aber  eine  allgemeine 
Instruction  für  dieselben  darf  man  nicht  aus  ihr  machen.    Gegen 
den  mit  den  Dank-  und  Ehrengesandtschaften  der  unterthänigen 
Gemeinden    von    den    Statthaltern    getriebenen   Unfug    ist    durch 
gesetzliche  Feststellung  des  Maximalbetrags  der  Reisegelder  nicht 
im  Repetundengesetz   eingeschritten  worden®;  und  ebenso  wenig 
scheinen  die  Beschränkungen,  welche  hinsichtlich   der  Belastung 
der   Steuerpflichtigen   für  die   hauptstädtischen   und   die   provin- 
zialen  Spiele  getroffen  worden  sind ',  mit  den  Repetunden  in  Ver- 
bindung gebracht  worden  zu  sein.    Auch  hier  wird  nichts  vor- 
liegen als  das  lässliche  und  unmethodische  Verhalten  der  spät- 
republikanischen Gesetzgebung;  das  Repetundendelict  bleibt,  wie 


^  Dig.  49,  14,  46,  2.  Das  julische  Gesetz  wird  hiebei  nicht  -  genannt,  aber 
die  Vorschrift  hängt  mit  der  folgenden  zusammen. 

■  Dig.  50,  5,  3.  Vgl.  St.  R.  'S,  899  über  die  ursprüngliche,  mit  den  Repe- 
tunden nicht  zusammenhängende  Ursache  dieser  Vorschrift. 

*  Cicero  Verr.  1.  3,  72,  168.  Die  in  der  Rede  gegen  Piso  besonders  87,  90 
zusammengehäuften  Anschuldigungen  sind  so  wenig  substantiirt,  dass  auf  die 
einzelnen  nicht  viel  zu  geben  ist,  zumal  da  jede  Rechtsverletzung,  wenn  sie  auf 
Bestechung  beruht,  unter  das  Gesetz  fällt. 

*  Cicero  in  Pis.  21,  50:  qtiae  cum  plurimae  kges  veteres  tum  lex  Camdia 
maiestatis  (vgl.  S.  232  A.  1 ;  S.  557  A.  5),  luUa  de  pecuniis  repetundia  planissime  vetat 

»  Dig.  1,  16,  10,  1. 

^  Das  darüber  von  Sulla  erlassene  Gesetz  war  noch  in  Kraft  neben  dem 
«julischen  Repetundengesetz  (Cicero  ad  fam.  3,  IQ,  6  vgL  ep.  8,  2). 

■^  Wegen  der  hauptstädtischen  Spiele  vgl.  Marquardt  St.  V.  3,  205;  wegen 
der  provinzialen  Tacitus  ann.  13,  31;  C.  Th.  15,  5.    lust.  11,  1. 
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die  Benennung   und   die   sichere  Ueberlieferung   es   fordert,   die 
ungerechtfertigte  amtliche  oder  halbamtliche  Bereicherung. 


Die  Rückforderungsklage  wegen  ungerechtfertigten  Geldnehmens  citüreciit. 
des  Sachwalters  gegen  das  cincische  oder  des  Beamten  gegen  die  fordern^ 
Repetundengesetze  ist  keine  andere  als  die  condictio  nach  Gaius     w«Mfe. 
Ausdruck  de  omni  certa  re,  in   unseren  Rechtsbtlchern  sine  causa 
oder  ob  turpem  causam^,  gerichtet  auf  Rückgabe  des  Betrags  oder 
Leistung  des  Aequivalents  der  unrechtmässig  erworbenen  Gelder 
oder  Werthe. 

Wenn  ein  Bürger  diese  Klage  anstellt,  so  geht  sie  an  den 
Stadtprätor  und  zwar  in  dem  von  diesem  dafür  festgestellten 
Formular,  der  legis  actio  per  condictionem^.  Dass  er  dergleichen 
Forderungen  anfänglich  nur  im  gewöhnlichen  Privatprozess  ein- 
klagen konnte,  geht  unwiderleglich  daraus  hervor,  dass  dem  durch 
das  calpurnische  Gesetz  eingerichteten  exceptionellen  Geschwornen- 
hof  bis  auf  den  Erlass  des  acilischen  Gesetzes  der  Peregrinenprätor 
vorstand®,  bei  welchem  der  von  einem  römischen  Beamten  ge- 
schädigte römische  Bürger  nicht  klagbar  werden  konnte.  Auch  ist 
diese  Behandlung  der  Repetunden  zu  allen  Zeiten  und  für  alle  Fälle 
zulässig  geblieben;  die  Klage  gegen  den  Advocaten  wegen  Ueber- 
forderung  ist  in  republikanischer  Zeit  nicht  in  der  Form  der 
Quästion  behandelt  und  erst  in  der  Kaiserzeit  unter  das  Repetunden- 
verfahren  gezogen  worden  (S.  713  A.  3). 

Nach  der  Einsetzung  einer  eigenen  Repetundenprätur  ist  auch 
der  Römer  von  der  Klage  bei  dieser  nicht  rechtlich  ausgeschlossen 
gewesen  *.    Wenn  gleich  späterhin  der  Bürger  der  Regel  nach  der- 


^  Bekanntlich  ist  die  condictio  eine  einheitliche  Klage  und  sind  die  formell 
selbständig  auftretenden  Condictionen  unserer  Rechtsbücher  nichts  als  An- 
wendungen derselben  auf  besondere  Veranlassungen.  Per2^tw  Sabinus  probavit 
veterum  opinionem^  sagt  Ulpian  (Dig.  12,  5,  6),  existimantium  id  quod  ex  iniimta 
caufia  apud  aliquem  sit,  posse  condici.  Dies  trifft  zu  sowohl  für  die  Rück- 
forderung des  Darlehns,  wie  für  die  condictio  indebiti  und  die  übrigen  unter 
besonderen  Rubriken  aufgeführten.   Wegen  der  condictio  furtiva  vgl.  S.  716  A.  6. 

«  Gaius  4,  17  a  fg. 

*  Acilisches  Gesetz  besonders  Z.  12. 

^  Das  acilische  Gesetz  ist  zu  Anfang  defect:  fquoi  socium  nojminisve  Latini 
exterarumve  nationum,  quoive  in  arbitratu  dicione  potestate  amicitiavfe  populi 
Bomani .  .  J.  Aber  der  Bürger  kann  darin  genannt  worden  sein  und  Z.  76 
wird  die  Möglichkeit  vorausgesetzt,  dass  ein  Bürger  klagt*  Die  Klage  eines 
römischen  Bürgers  gegen  einen  Geschwornen  auf  Grund  des  cornelischen 
Repetundengesetzes  erwähnt  Cicero  pro  Cluentio  37,  104. 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  46 
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gleichen  Condictioneii  nicht  an  den  Repetundengerichtshof  brachte  ^ 
und  dem  entsprechend  dieser  bezeichnet  wird  als  bestimmt  zum 
Schutz  der  Bundesgenossen  und  der  Unterthanen  * ,  so  mag,  ab- 
gesehen davon,  dass  diese  Beamtendelicte  überwiegend  den  Nicht- 
bürger  trafen,  ftlr  den  Bürger  die  Form  der  Sammtklage  oft  un- 
bequem  gewesen  sein.  —  Uebrigens  wird,  auch  wenn  unter  den 
also  Geschädigten  und  gemeinschaftlich  Klagenden  römische  Bürger 
mit  auftreten,  der  Charakter  des  Verfahrens  dadurch  nicht  alterirt. 
Erst  in  der  Kaiserzeit  werden  die  Ausdehnung  des  Bürger-  und 
die  Erweiterung  des  Klagerechts  dem  Repetunden verfahren  seinen 
überwiegend  bundesgenössischen  Charakter  genommen  haben. 

Rechtliche  Der  Nichtbürger  kann  zwar  in  gleicher  Weise  in  dem  gewöhn- 

wtef  dCT  lic^^®^  Prozess  sein  Recht  geltend  machen®;  er  kann  aber  auch  in 
Quistion  eine  andere  ihrer  Anlage  nach  ebenfalls  privatrechtliche,  aber  ge- 
schärfte und  später  zum  Criminalverfahren  entwickelte  Klageform 
eintreten  und  mit  dieser  haben  wir  uns  hier  zu  beschäftigen. 
Obwohl  ihre  einzelnen  für  das  spätere  Criminalverfahren  allgemein 
massgebenden  Momente  im  dritten  Buch  behandelt  worden  sind, 
erscheint  es  doch  zweckmässig,  die  Eigenartigkeiten  des  Repetunden- 
prozesses  hier  kurz  zu  recapituliren. 

1.  Die  Anstellung  der  Klage  erfolgt  nach  den  beiden  ältesten 
Repetunden gesetzen  mittelst  der  damals  für  den  Privatprozess 
allgemein  gültigen  Formel,  der  legis  actio  sacraniento^.    Erst  durch 


*  Cicero  divin.  in  Caec.  5,  18:  civibus  cum  sunt  ereptae  pecuniae,  civili  fere 
actione  et  privato  iure  repetuntur. 

*  Cicero  nach  den  oben  angeführten  Worten:  haec  lex  sodulis  est,  hoc  ius 
nationum  exterarum  est.    Ebenso  Verr.  1.  2,  6,  15  und  öfter. 

*  Die  im  acilischen  Gesetz  Z.  8  vorgesehene  Klage,  welche  nicht  wie  die 
Quästion  mit  Zahlung  an  das  Aerarium,  sondern  mit  directer  Zahlung  an  den 
Kläger  endigt,  ist  offenbar  die  reguläre  Condiction  des  Privatrechts.  Dieser 
Privatprozess  war,  wie  das  acilische  Gesetz  zeigt,  nicht  an  die  lästigen  Termine 
der  Quästion  (acilisches  Gesetz  Z.  7;  Varro  bei  Nonius  p.  26  v.  rapones)  ge- 
bunden und  er  mochte  auch  unter  Umständen  praktisch  sich  mehr  empfehlen 
als  die  immer  politische  Action  des  öffentlichen  Verfahrens.  Der  S.  711  A.  3 
erwähnte  Prozess  gegen  C.  Antonius  gehört  in  diese  Kategorie. 

*  Acilisches  Gesetz  Z.  23 :  faut  quod  cum  eo  lege  Calpujmia  aut  lege  lunia 
sacramento  actum  siet  aut  quod  h.  l.  nomen  fdelatum  sietj,  Dass  der  Peregrinen- 
prätor  diese  Formel  braucht,  kann  um  so  weniger  auffallen,  als  Gaius,  wohl 
eben  im  Hinblick  auf  den  Repetundenprozess ,  die  Einführung  der  legis  actio 
per  condictionem  durch  den  städtischen  Prätor  für  überflüssig  erklärt,  cum  de 
eo,  quod  nobis  dari  oportet,  potuerimus  aut  sacramento  aut  per  iudicis  postula- 
tionem  agere.    Dass  mit   legis  actio  sacramento  auch  bei  dem  Peregrinenprätor 
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das  dritte  Kepetundengesetz,  das  acilische  ist  diese  ersetzt  worden 
durch  die  m  ius  vocatio  oder  die  noininis  delntio ,  die  Vorführung 
des  Angeklagten  vor  den  Magistrat  (S.  382  fg.)  oder  auch  die 
blosse  Eingabe  der  Klage  (S.  386).  Die  etwa  erforderliche  ört- 
liche Voruntersuchung  zur  Beschaffung  der  Beweismittel  wird  in 
republikanischer  Zeit  von  den  Vertretern  der  Geschädigten,  unter 
dem  Principat  von  diesen  selbst  vorgenommen  (S.  394  A.  1). 

2.  Wie  schon  bei  den  diese  Quästion  vorbereitenden  Prozessen 
die  gegen  denselben  Magistrat  gerichteten  gleichartigen  zusammen- 
gefasst  werden  (S.  707),  so  ist  dies,  abweichend  von  dem  Verfahren 
im  Privatprozess  ^  für  diese  Quästion  ohne  Zweifel  durch  Gesetz 
vorgeschrieben  worden^;  wie  es  denn  in  der  That  nicht  möglich 
war  das  weitläufige  eine  Anzahl  angesehener  Männer  oft  auf  eine 
Keihe  von  Tagen  in  Anspruch  nehmende  Verfahren  anders  zu  ordnen. 
Wer  an  diesem  Verfahren  sich  nicht  betheiligen  kann  oder  will, 
dem  bleibt  die  Privatklage  oifen^. 

3.  Für  diesen  Sammtprozess  wurde  die  Zahl  der  Geschwornen 
vermehrt,  welche  auch  fortan  nicht  mehr  mit  dem  untergeordneten 
Namen  der  Recuperatoren,  sondern  mit  dem  vollen  Titel  der  iudices 
bezeichnet  werden ;  und  der  Magistrat,  bei  welchem  die  Klage  an- 
gebracht wird,  ist  angewiesen  dieselbe  nicht  bloss  zu  instruiren, 
wie  dies  im  regulären  Privatprozess  geschah,  sondern  die  Ver- 
handlungen zu  leiten  und   die  Abstimmung  zu  bewirken.    Dieser 


geklagt  werden  konnte,  versteht  sich  von  selbst  und  bestätigt  Gaius  4,  31.  — 
Wenn  späterhin  die  Repetundenklage  noch  bezeichnet  wird  als  lege  agere  (Cicero 
divin.  in  Caec.  5,  19),  so  ist  die  Phrase  hier  in  dem  weiteren  Sinn  (Keller, 
Civilprozess  §  12  A.  187.   §  46  A.  524a)  gebraucht. 

*  Nach  dem  uns  vorliegenden  privatrechtlichen  Material  können  mehrere 
gegen  denselben  Beklagten  von  verschiedenen  Klägern  erhobene  Klagen  wohl, 
wenn  sie  rechtzeitig  eingebracht  sind,  durch  richterliches  Ermessen  an  denselben 
Geschwornen  gewiesen  werden  (Dig.  40,  12,  9  pr.:  ad  eundem  iudicem  mittetur; 
Quintilian  3,  10,  1.  2),  aber  nothwendig  ist  dies  nicht  (Dig.  2,  14,  9  pr.)  und  thut 
dem  Recht  einer  jeden  Partei  zu  klagen,  wann  es  ihr  beliebt,  keinen  Abbruch 
(Planck  die  Mehrheit  der  Rechtsstreitigkeiten  S.  126  fg.).  Das  Repetunden- 
gesetz  aber  fordert  eine  derartige  Combination,  indem  die  Klage  aus  dem- 
selben, abgesehen  von  späterer  Strafthat,  nur  einmal  angestellt  werden  kann 
(Z.  56). 

»  Vermuthlich  stand  dies  im  acilischen  Gesetz  Z.  5.  Wie  im  Einzelnen 
verfahren  ward,  wissen  wir  nicht ;  es  mag  etwa,  wenn  ein  einzelner  Kläger  die 
Einleitung  bewirkt  hatte,  den  übrigen  die  Adhäsion  verstattet  worden  sein. 

•  Wenn  eine  Partei  sich  an  dem  Quästionsprozess  nicht  betheiligt  hat,  so 
bleibt  ihr  die  gewöhnliche  Civilklage  (Z.  7,  8:  utei  privato  sohatur,  während 
nach  dem  Gesetz  der  Verurtheilte  an  den  popiAus  zahlt). 

40* 
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Magistrat  war  nach  dem  calpurnischen  wie  nach  dem  junischen 
Gesetz  der  Peregrinenprätor ;  späterhin,  wahrscheinlich  nach  An- 
ordnung des  acilischen  Gesetzes  selbst,  ein  eigens  für  diese  Prozesse 
bestimmter  ^ 

4.  Der  Repetundenprozess  hat  auch  in  der  Steigerung  den 
Charakter  des  Privatprozesses  insofern  bewahrt,  als  hier  die 
Parteien,  der  Geschädigte  und  der  Schädiger  mit  einander  streiten, 
während  bei  den  späteren  iudicia  publica  zwar  formell  Kläger  und 
Beklagter  sich  gegenüberstehen,  aber,  da  der  Kläger  auftritt  als 
Vertreter  der  Gemeinde,  der  Sache  nach  die  Parteien  mangeln. 
Indess  treten  auch  im  Repetundenprozess  die  Geschädigten  mehr 
als  in  dem  eigentlichen  Privatprozess  hinter  ihren  Vertreter 
zurück,  weil  die  Zusammenfassung  der  verschiedenen  Klagen  sich 
auf  die  Vertretung  mit  erstreckt  und  die  Bestellung  der  Vertreter 
mehr  als  von  den  Klägern  von  dem  versitzenden  Magistrat  ab- 
hängt^, die  anklagenden  Patrone  also  auch  als  Vertreter  der 
römischen  Gemeinde  angesehen  werden  können.  Der  Patron  nennt 
sich  daher  theils,  und  ursprünglich  wohl  vorwiegend,  Vertreter 
(actoTf  auch  cognüor)^  der  geschädigten  Kläger,  theils  und  später 
gewöhnlich  ciccusator  als  Vertreter  der  Gemeinde. 

5.  Bei  der  Verbindung  der  gleichartigen  Prozesse  konnten 
dieselben  entweder  nach  einander  verhandelt  oder  in  einheitlichen 
Parteivorträgen  zusammengefasst  werden.  Die  Gesetze  haben 
darüber  schwerlich  Bestimmungen  getrolTen,  sondern  dies  dem  Er- 
messen der  Sachwalter  und  des  Vorsitzenden  anheim  gestellt; 
die  Praxis  aber  hat  auch  hier  wenigstens  überwiegend  die  rechtlich 
als  Einzelklagen  auftretenden  Forderungen  einheitlich  zusammen- 
gefasst (S.  426). 

6.  Die  Regel  des  Privatprozesses,  dass  die  Verurtheilung  auf 
eine   feste   Geldsumme   lauten   muss*,   führt   bei   den    nicht   von 


1  C.  Claudius  Pulcher  Consul  662/94  (schwerlich  624/130)  heisst  in  seinem 
Elogium  iudex  q(uae8tionis)  veruficis,  pr(a€tor)  repetundis  (C.  I.  L.  I*  p.  200). 

2  Acilisches  Gesetz  Z.  9  fg.. 

*  Actor  nennt  im  verrinischen  Prozess  Cicero  vor  der  formellen  Be- 
stellung zum  Patronus  sich  häufig  (z.  B.  divin.  5,  19.  20,  65),  nachher  selten 
(act.  1,  1,  2.  1.  5,  70,  179) ;  cognüor  mit  dem  technischen  Ausdrucke  des  Privat- 
rechtes nur  divin.  4,  11,  wohei  die  Frage  entsteht,  ob  der  klagende  Peregrine 
durch  formale  Cession  der  Forderung  an  den  römischen  Patronus  auch  hier 
seine  prozessualische  Stellung  verstärken  konnte. 

^  Gaius  4,  48:  omnium  formularum  ,  ,  ,  ad  pectmiariam  aesUmaiionem 
condemnatio  concepta  est.    itaque  et  st  corpus  aliquod  petamus  .  .  .  iudex  non 
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Haus  aus  auf  eine  Geldsumme  gerichteten  Klagen,  wenn  der  Kläger 
obsiegt,  zu  einem  doppelten  Geschwornenspruch,  zunächst  der  Be- 
jahung des  klägerischen  Antrags,  weiter  der  Umsetzung  desselben 
in  einen  Geldbetrag  oder,  römisch  ausgedrückt,  der  Abschätzung 
des  Streitobjects,  der  litis  aestimatio  ^  Um  die  jedes  Vermögens- 
object  umfassende  Repetundenforderung  in  die  Form  der  durch  das 
silische  Gesetz  für  Geldschulden  eingeführten  Condiction  zu  bringen, 
bestimmt  das  calpurnische  Gesetz  die  Abschätzung  jedes  Objects 
(omnis  certa  res)  zu  Gelde*.  —  Freilich  verschoben  sich  dabei 
factisch  die  Verhältnisse.  Wenn  in  dem  gewöhnlichen  Privat- 
prozess  nur  ein  Kläger  auftritt  und  nur  ausnahmsweise  mehrere 
Forderungen  in  Frage  kommen,  immer  aber  das  Klagobject  durch 
die  Formel  definirt  ist,  so  werden  in  dem  Repetundenverfahren  die 
Forderungen  verschiedener,  häufig  zahlreicher  Kläger  ohne  vor- 
gängige Definirung  zusammengefasst,  dennoch  aber  über  die  That- 
frage  nur  einmal  und  ohne  Beziehung  auf  die  einzelnen  Forderungen 
von  den  Geschwornen  abgestimmt,  also  das  Geldnehmen  nur  über- 
haupt bejaht  oder  verneint.  Dadurch  wird  die  Aestimation,  welche 
ihrem  Wesen  nach  nichts  ist  als  calculatorische  Umrechnung  der 
festgestellten  Forderung,  thatsächlich  zur  Feststellung  der  ein- 
zelnen Forderungen  selbst.  Mit  diesem  der  Ordnung  selbst  an- 
haftenden Fehler®  verbindet  sich  praktisch  die  regelmässig  nach  der 
Bejahung  der  allgemeinen  Thatfrage  bei  den  Geschwornen gerichten 
sich  einstellende  nachlässige  Behandlung  dieses  zweiten  Acts*.  — 


ipsam  rem  condemnat  ewm  cum  quo  actum  esi^  sicut  oUm  fieri  solebtU,  sed  aesii- 
mata  re  pecuniam  eum  condemnat 

^  Aus  dem  darüber  in  dem  Prozess  des  Cn.  Dolabella  676/78  aufgenom- 
menen Protokoll  theilt  Cicero  (Verr.  1.  1,  38,  95.  c.  39,  99)  einige  Abschnitte 
mit:  de  (oder  ex)  Utibus  aesthnatia  Cn.  Dolabellae  pr(aetons)  et  pro  pr(aetore) 
pecuMtae  redactae:  quod  a  commum  Milyadum.  —  Der  Kichterspruch  lautete 
also  hier  wohl  auf  redigam  oder  nofi  redigam,  wie  in  dem  Prävarications- 
verfahren  (S.  448  A.  4). 

*  S.  708  A.  4.  Auf  condictio  certae  pecuniae  ist  die  Repetundenklage  niemals 
beschränkt  gewesen;  schon  das  calpurnische  Gesetz  fasst  sie  als  condictio  de 
omni  certa  re.  Der  Regel  nach  wird  die  Repetundenklage  als  die  durch  die 
Jurisprudenz  aus  jener  entwickelte  condictio  incerti  aufgetreten  sein. 

'  Streng  genommen  ist  die  'Condemnation'  (S.  446)  im  Repetundenprozess 
nichts  als  der  Beschluss  des  Gerichtshofes,  da  der  Angeschuldigte  im  Unrecht 
zu  sein  scheine,  zu  den  Einzelforderungen  überzugehen.  Theoretisch  konnte 
trotz  derselben  für  jede  einzelne  Forderung  die  Majorität  versagen  und  damit 
die  ^Condemnation'  gegenstandslos  werden. 

*  Cicero  pro  Cluentio  41  vergleicht  das  iudiciujn  und  die  litis  aestimatio: 
numquam  ea  diligentia,  quae  sokt  adhiben  in  cetiris  iudidis,  eadem  reo  dam- 
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Nach  republikanischer  Ordnung  spricht  immer  dasselbe  Gericht 
die  Condemnation  sowohl  wie  die  Aestimation  aus^  In 
den  consularisch-senatorischen  Prozessen  der  Kaiserzeit  ist  dies 
geändert,  ohne  Zweifel  weil  dem  Senat  nicht  zugemuthet  werden 
konnte  in  die  Feststellung  der  einzelnen  Forderungen  sich  einzu- 
lassen; Hier  geht  die  Aestimation  an  ein  recuperatorisches  Ge- 
richt, wenn  die  Thatfrage  entschieden^  oder  der  Angeklagte  ge- 
ständig ist*. 

7.  Wenn  in  der  Rückforderungsklage  das  Urtheil  zu  Gunsten 
der  Geschädigten  ausfällt,  so  wird  die  Execution  ebenso  wie  die 
Klaganstellung  zusammengefasst  und  von  der  römischen  Gemeinde 
in  die  Hand  genommen.  Bevor  das  Gericht  zur  Aestimation 
schreitet,  hat  der  Verurtheilte  für  die  Forderungen  nach  ihrem  vor- 
läufig vom  Gericht  abzuschätzenden  Gesammtbetrage  der  römischen 
Staatskasse  Sicherheit  zu  stellen.  Nach  erfolgter  Aestimation 
zahlt  diese  den  einzelnen  Klägern  den  von  dem  Verurtheilten 
bei  getriebenen  Betrag  aus*.  Hier  vor  allem  erscheint  der  Repe- 
tundenprozess  als  Sache  der  römischen  Gemeinde;  für  den  durch 
ihre  Beamten  angerichteten  Schaden  erkennt  sie  sich  bis  zu  einem 


nato  adhibita  est.  Die  Geschwomen  pflegten  nach  der  Verurtheilung  es  mit 
den  einzelnen  Klagpunkten  nicht  genau  zu  nehmen,  theils  aus  Abneigung  gegen 
den  Verurteilten  (non  inviti  admittunt  ist  zu  lesen  statt  non  admittunt)^  theils 
aus  Gleichgültigkeit.  Das  Armuthszeugnis  ist  arg,  aber  sicher  richtig.  Vgl. 
Cicero  Verr.  act.  1,  13,  38. 

^  Dies  zeigt  das  acilische  Gesetz  und  bestätigt  Cicero  pro  Cluentio  41, 
116  und  sonst. 

*  S.  255.  Klagen  heisst  iudices  petere  (Sueton  Dom.  8:  aitetor  et  tribunis  plebi 
fuit  aedüem  sordidum  repeiundarum  accusandi  iudicesque  in  eum  a  senatupetendi); 
verurtheilen  und  verurtheilt  werden  iudices  dare  und  accipere  (Plinius  4,  9,  19: 
fiegavit  congruum  esseretinere  in  senatu,  cui  iudices  dederint  2,  11,  2:  excessissc 
Priscum  .  .  .  crimina,  quibus  dari  iudices  possent ;  6,  29,  10 :  iudicibus  accqstis), 
Dass  die  iudices  Recuperatoren  sind,  sagt  Tacitus  ann.  1,  74:  de  pecuniis  rept- 
tundis  ad  recuperatores  üum  est,  Dass  der  Senat  oder  vielmehr  die  Consuln 
die  eigentlich  civile  Klage  an  ein  solches  Gericht  wiesen,  kann  nicht  befremden. 

*  Der  geständige  Schuldige  erbittet  die  iudices:  Plinius  ep.  2,  11,  2  (vgl. 
4.  6,  29,  9):  Marius  Priscus  Mcusantibus  Afiis,  quibus  pro  consiäe  prctefuity 
omissa  defensione  iudices  petiit» 

*  Acilisches  Gesetz  Z.  57  f.  Die  also  eingehenden  Gelder  werden  zwar 
im  Aerarium  besonders  aufbewahrt,  sind  aber  bis  zur  Auszahlung  Eigenthum 
der  römischen  Gemeinde,  da  die  bei  Zahlungen  öffentlicher  Gelder  übliche 
Clausel  quod  sine  malo  pequlatu  fiat  (vgl.  das  cornelische  Quästorengesetz  1,  5) 
auch  hier  auftritt  (Z.  69). 
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gewissen  Grade  als  verantwortlich  und  erspart  den  Klägern  die 
insbesondere  für  den  einzelnen  Ausländer  schwierige  private  Exe- 
cution. 

8.  Wenn  der  Verurtheilte  nicht  im  Stande  ist  in  der  be- 
zeichneten Weise  Sicherheit  zu  leisten,  so  wird  er  als  zahlungs- 
unfähiger Schuldner  behandelt.  Dass  die  volle  Strenge  des  alten 
Schuldrechts,  insbesondere  die  Addiction  und  die  Schuldhaft, 
im  letzten  Jahrhundert  der  Republik  gegen  einen  derartigen 
Gemeindeschuldner  in  Anwendung  gekommen  ist,  lässt  sich 
wenigstens  nicht  beweisend  Wohl  aber  ordnet  das  acilische  Ge- 
setz die  Beschlagnahme  des  Vermögens  und  den  Verkauf  des- 
selben an  so  wie  die  Befriedigung  der  Gläubiger  aus  demselben 
nach  dem  Mass  des  Erlöses  (S.  726  A.  4).  Dasselbe  Verfahren 
tritt  ein,  wenn  der  Angeklagte  im  Laufe  des  Prozesses  stirbt  und 
die  Erben  die  Erbschaft  nicht  antreten  (S.  67),  wobei  allerdings 
das  Vermögen  nicht  als  Concurs-,  sondern  in  minder  schimpf- 
licher Form  als  derelinquirte  Erbmasse  zum  Verkauf  kommt  ^. 
In  gleicher  Weise  wird,  wenn  der  Angeschuldigte  vor  der  Ver- 
urtheilung  sein  Bürgerrecht  aufgiebt  (S.  68),  um  der  persön- 
lichen Veiomehrung  sich  zu  entziehen,  seine  Masse  von  Gemeinde- 
wegen verkauft®. 

Die  Condiction  geht   an   sich  über  den  Ersatz   des  unrecht-  strafauwe. 
massig  Erworbenen  nicht  hinaus.    So  ist  es  auch  hinsichtlich  dieser 
Klage  sowohl  nach  dem  calpurnischen  wie  nach  dem  junischen  Ge- 
setz gehalten  worden;  die  Klage  beschränkt  sich  auf  die  einfache 
Rücknahme  des  Gegebenen*. 


'  In  dem  scipionischen  Multprozess  spielt  die  Schuldhaft  noch  eine  Rolle 
(Liv.  38,  58).    In  den  üeberresten  des  acilischen  Gesetzes  tritt  sie  nicht  hervor. 

■  In  dieser  Weise,  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  bonorum 
possessio  vivi  seu  mortui  (Gai.  3,  78  fg.)  wird  die  (an  sich  nicht  glaubwürdige : 
Drumann  4,  195)  Erzählung  bei  Val.  Max.  9,  62,  7  zu  verstehen  sein,  dass 
C.  Licinius  Macer  bei  der  bevorstehenden  Verurtheilung  im  Repetundenprozess 
Hand  an  sich  gelegt  habe  mit  der  Erklärung,  se  non  damnatum,  sed  reum  perire 
nee  sua  bona  hastae  posse  subici,  wo  allerdings  die  letzten  Worte  zu  viel  sagen. 

"  Repetundengesetz  Z.  29  (ergänzt  mit  Rücksicht  auf  den  Rest  der  Capitel- 
überschrift  .  .  .  rit  aut  in  exilium  abierii):  [sei  is  (der  Angeklagte)  prius 
mortuos  erit  aut  in  exilijum  abierit  quam  ea  res  [iujdicata  erit,  pr{aetor) . . .  eam 
rem  ab  eis  (den  Geschwomen)  item  quaerito  .  .  .  Exilien  aus  solchem  Grunde 
werden  erwähnt  schon  vor  der  Einführung  der  Quästio  (Liv.  43,  2)  und  später 
häufig.    Vgl.  im  fünften  Buch  den  Abschnitt  vom  Exil. 

*  Acilisches  Gesetz  Z.  59:   [quod  ante  h,  l.  rogatam  conaüio  probabitur 
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Gaius  Gracchus  hat  aus  der  Ersatzklage  eine  Strafklage  ge- 
macht und  dem  Verurtheilten  wegen  Repetunden,  ähnlich  wie  dem 
verurtheilten  Dieb,  die  Strafe  des  doppelten  Ersatzes  auferlegt 
(S.  727  A.  4).  Es  ist  das  begreiflich  bei  dem  leidenschaftlichen 
Verhalten  des  grossen  Gegners  der  Aristokratie  und  bei  dem  Ueber- 
mass  ihrer  Bestechlichkeit  und  ihrer  Habgier;  aber  da  der  That- 
bestand  des  Delicts  unverändert  blieb  und  auch  die  vielleicht  bloss 
unbedachte  Geschenknahme  darunter  fiel,  hat  der  Zorn  hier,  wie 
immer,  das  ethische  Recht  missachtet. 

Ueber  die  spätere  Ahndung  des  Beamtendelicts  erfahren  wir 
merkwürdig  wenig.  Dass  durch  das  servilische  Gesetz  die  Strafe 
des  acilischen  nicht  gemildert  worden  ist,  bedarf  keines  Beweises. 
Ebenso  wenig  belegt  und  ebenso  wenig  bezweifelt  kann  es  werden, 
dass  bei  der  Reaction  gegen  die  gracchanische  Demokratie  Sulla 
statt  des  doppelten  Ersatzes  den  einfachen  wiederhergestellt  hat. 
Ueber  die  Festsetzung  des  julischen  Gesetzes  mangelt  jedes 
Zeugniss;  dass  die  justinianischen  Quellen  von  keinem  Multipluiu 
sprechen,  kann  auf  die  gänzliche  Umgestaltung  des  Delicts  in  der 
späteren  Kaiserzeit  zurückgeftlhrt  werden,  ist  aber  doch  der 
Annahme  günstig,  dass  auch  nach  Sulla  kein  solches  in  Kraft  ge- 
wesen ist. 

Vierfachen .  Ersatz  hat  Kaiser  Augustus  für  Ueberschreitung 
des  erlaubten  Sachwalterhonorars  angeordnet  ^  und  in  verschiedenen 
Erlassen  der  nachconstantinischen  Epoche  finden  sich  hinsichtlich 
der  Beamten  ähnliche  Bestimmungen  ^.  Einen  Rückschluss  auf  die 
allgemeine  Repetundenordnung  gestatten  diese  Specialansätze  nicht. 


captum]  .  .  .  conciliatum  esse,  eas  res  omnis  simpli^  ceteras  res  omfUs,  quodpost 
homce  legem  rogatam  cofnsüio  probabitjur  captum  . . .  conciliatum  . . .  esse,  dupli. 
Vgl.  S.  715  A.  3. 

1  Dio  54,  18  zum  J.  737/17. 

2  Ausser  der  für  die  Kaufgeschäfte  der  Beamten  in  ihrem  Sprengel  von 
Severus  neben  der  Rückforderungsklage  angeordneten  Fiscalstrafe  des  vier- 
fachen Werthes  (S.  715  A.  1)  begegnet  die  Strafe  des  Vierfachen  bei  üeber- 
forderung  von  Steuern  in  den  Verordnungen  des  Constantius  C.  Th.  11,  16,  8  = 
lust.  10,  48,  8  für  die  Officialen  (neben  dem  Duplum  für  die  Beamten),  Valen- 
tinians  I.  (C.  Th.  11,  16,  11  =-  Tust.  10,  48,  8,  2),  Gratians  (C.  Th.  9,  27,  3  = 
lust.  9,  27,  1  =-  Edictum  Theoderici  3.  4),  Honorius  (C.  Th.ll,  7,  20)  und 
Justinians  (Cod.  3,  2,  2;  Inst.  4,  6,  25),  ebenso  bei  Cassiodor  var.  9,  11,  6;  bei 
Beamtenbestechung  in  derjenigen  Theodosius  IL  Cod.  9,  27,  6;  bei  Unterschleif 
in  derjenigen  des  Honorius  Cod.  1,  51,  3,  1,  wovon  die  Hälfte  dem  Beschädigten, 
die  Hälfte  dem  Fiscus  zufällt.  Dabei  kann  der  vierfache  Ersatz  bei  dem  Peculat 
zu  Grunde   liegen.     Doppelter  Ersatz  (vielleicht  durch  justinianische   Inter- 
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Ehrenschmälerung  läuft  dem  Wesen  der  Condiction  zuwider 
und  es  ist  dieselbe  mit  der  \  erurtheilung  aus  den  älteren  Repe- 
tundengesetzen  nicht  verbunden  gewesen  ^ ;  selbst  von  dem  acilischen 
scheint  dies  zu  gelten  ^.  Dagegen  hat  das  servilische  an  die  Ver- 
urtheilung  den  Verlust  der  politischen  Rechte  geknüpft®.  Wahr- 
scheinlich hat  Sulla  dies  beseitigt,  Caesar  aber  wiederhergestellt*. 
Eigentliche  Criminalstrafe  knüpft  auch  in  der  früheren  Kaiserzeit 
an  die  Verurtheilung  wegen  Repetunden  sich  nicht  *^,  wohl  aber 
die  Unfähigkeit  Aemter  und  Priesterthümer  zu  behalten  oder 
zu  erlangen®,  im  Senat  zu  sitzen^,  als  Geschwomer®  oder  als 
gerichtlicher  Vertreter®  oder  öffentlich  als  Zeuge  aufzutreten^®. 


polation)  Cod.  10,  20,  1  pr.  —  Die  verwirrte  Angabe  des  unwissenden  Scho- 
liasten  der  Yerrinen  p.  146:  duae  res  consequehaniur  damnationem  pertinehat 
qtta(?)  vel  simplex  vd  duplex  vel  quädruplatio  ducehatury  altera  exilii  verdient 
kaum  die  Anführung. 

*  Der  Consul  des  J.  598/156  L.  Lentulus  wurde  nach  der  Verurtheilung 
wegen  Kepetunden  im  J.  607/147  zum  Censor  gewählt  (Val.  Max.  6,  9,  10). 

*  Trotz  der  Lücken  ist  dies  ziemlich  sicher. 

*  Schrift  ad  Her.  1,  11,  20:  lex  (es  kann  dies  nach  der  Abfassungs- 
zeit der  Schrift  nur  das  servilische  sein)  vdat  eum  qui  de  pecuniis  repetundis 
damnatus  est  in  contione  orationem  habere.  Diese  Untersagung  ist  offenbar  nur 
eine  aus  einer  Reihe,  wie  die  bantinische  Tafel  (C.  I.  L-  I  p.  45;  vgl.  St.  R.  1, 
201)  sie  aufführt  und  wahrscheinlich  fehlte  der  Ausschluss  aus  dem  Senat 
darin  nicht 

*  Dig.  1,  9,  2:  Cassius  Longinus  non  ptUat  ei  permittendum,  qui  propter 
turpitudinem  senatu  motus  nee  restitutus  est,  iudicare  vel  testimonium  dicere,  quia 
lex  lulia  repetundarum  hoc  fieri  vetat.  Sueton  Caes.  48 :  repetundarum  convictos 
etiam  senatu  movity  was  nach  der  vorhergehenden  Stelle  auf  das  Consulargesetz 
bezogen  werden  muss. 

*  Wo  bei  Repetunden  auf  Exil  erkannt  wird,  pflegt  hinzugesetzt  zu 
werden,  dass  andere  Verbrechen  hinzutreten  (Tacitus  hist.  4,  45:  damnatus  lege 
repetundarum  et  rxilio  ob  saevitiam,  Plinius  ep.  6,  29,  9).  Auch  die  Aeusserung 
des  Plinius  (A.  6)  über  einen  wegen  dieses  Delicts  Verurtheilten  bestätigt, 
dass  das  Exil  ihn  nicht  traf. 

«  Plinius  2,  11,  12:  stabat  modo  consularis  modo  septemvir  epulonum,  tarn 
neutrum.  Vielleicht  bezieht  sich  das  damnum  cum  infamia  Dig.  48,  19,  8  pr. 
auf  die  Repetunden. 

■^  Ausser  den  A.  4  angeführten  Stellen  Tacitus  ann.  14,  48  (vgl.  13,  33), 
hist.  1,  77.    Sueton  Otho  2.    Plinius  ep.  2,  11,  20.   ep.  12,  4,  9,  16—19. 

8  Dig.  1,  9,  2  (A.  4).    48,  11,  6,  1. 

9  Dig.  48,  11,  6,  1. 

^^  Paulus  Dig.  22,  5,  15  pr.:  repetundarum  damnatus  nee  ad  testamentum 
nee  ad  testimonium  adhiberi  potest.  48,  11,  6,  1.  Ülpian  Dig.  28,  1,  20,  5 
lässt  ihn  nicht  als  gerichtlichen,  aber  als  Testamentszeugen  zu.    Vgl.  S.  403. 
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Ausnahmsweise  hat  der  Senat,  da  ihn  die  Gesetze  nicht  binden, 
bei  der  Verurtheilung  von  der  Ehrenstrafe  abgesehen  *. 

Für  die  ziemlich  zahlreichen  unter  das  Repetundengesetz  ge- 
zogenen Delictfälle,  auf  welche  die  Ersatzpflicht  nicht  anwendbar 
ist,  wissen  wir  von  keiner  anderen  Strafe  als  dieser  politischen. 

Nach  diesen  Normen  ist  der  Repetundenprozess  in  repu- 
blikanischer Zeit  so  wie  im  1.  Jahrhundert  der  Kaiserherrschaft 
gehandhabt  worden.  Formell  sind  die  Consequenzen  einer  solchen 
Verurtheilung  keine  eigentlich  delictischen ;  dennoch  zerstört 
sie,  selbst  bei  einfachem  Ersatz,  in  der  Regel  die  bürgerliche 
Existenz.  Es  handelte  sich  schon  früh  in  diesen  Prozessen  nicht 
um  blosse  Unschicklichkeiten  und  geringfügige  Unrechtfertigkeiten, 
sondern  um  Erpressungen  im  grossen  Massstab,  welche,  wenn  sie 
gelangen,  colossale  Vermögen  begründeten,  deren  Misslingen  aber 
auch  schon  bei  einfacher  Ersatzpflicht  den  Schuldigen  zu  Grunde 
richtete.  Nicht  gerade  die  Strafe  selbst,  aber  der  factisch  der 
Regel  nach  durch  sie  herbeigeführte  Concurs  hat  dies  zur  Folge 
gehabt.  Die  formell  freiwillige  Ausscheidung  aus  der  Bürgerschaft 
der  herrschenden  Gemeinde  und  damit  der  Verlust  der  politischen 
Existenz  ist  schon  eingetreten  in  Folge  der  dem  calpumischen 
Gesetz  vorhergehenden  Recuperatorensprüche  ^  und  nachher  das 
regelmässige  Ende  der  Verurtheilung  wegen  Repetunden*. 

In  der  mittleren  Kaiserzeit  ändert  sich  der  Charakter  des 
Verfahrens.  Die  Befugniss  der  höchsten  Gerichte  die  Strafe  nach 
freiem  Ermessen  festzusetzen  mag  bei  diesem  Beamtendelict  wohl 
vorzugsweise  zur  Anwendung  gekommen  sein*.    Allmählich  wird 


^  Im  Senatsgericht  wird  die  Urtheilfassung  salva  dignüaU  iudices  dandos 
als  unzulässig  angefochten,  geht  aber  durch  (Plinius  ep.  4,  9,  16 — 19.   6,  29,  lOj. 
«  Livius  43,  2,  10. 

*  Sowohl  bei  dem  Prozess  des  M\  Aquillius  Consul  653/101  (Cicero  de  or. 
2,  47,  194)  wie  bei  dem  des  Yerres  (Cicero  Yerr.  1.  2,  31,  76)  hängt  das  Belassen 
in  der  Bürgerschaft  (retinere  in  dvUate)  von  dem  Spruch  der  Geschwomen  ab. 
Dasselbe  gilt  von  der  Sache  des  Rabirius  Postumus  (Cicero  pro  Rab.  Post  5, 
11:  potestis  tollere  ex  civüate  quem  vultis),  obwohl  dieser  gar  nicht  wegen 
Repetunden  angeklagt  war,  sondern  nur  durch  die  von  dem  Spruch  des  Ge- 
richts abhängige  Ersatzpflicht  zum  Concurs  genöthigt  werden  konnte.  Die 
zahlreichen  Belege  für  das  Exil  solcher  Yerurtheilten  (auch  aus  der  Kaiser- 
zeit :  Juvenal  1,  47)  verzeichne  ich  nicht.  —  Der  Verrinenscholiast  (S.  728  A.  2 
irrt  hier  wie  gewöhnlich. 

*  Der  angeführte  Brief  des  Plinius  4,  9  zeigt  für  einen  solchen  Sammt- 
prozess  Abstufung  der  Strafe  von  der  Deportation  (diese  auch  bei  Dio  60,  25) 
bis   hinab   zur  Relegation   auf  zwei  Jahre.    Ein  Advocat   wird  wegen  Ueber- 


Siebenter  Abschnitt.    Repetanden.  731 

die  freie  Straf  bemessung  hier  allgemein  und  bei  dem  Kepetunden- 
delict  theils  unter  dem  alten  Namen  ^  theils,  wie  vorher  (S.  716) 
bemerkt  ward,  bei  eigentlicher  Erpressung  unter  dem  Namen  der 
Einschüchterung,  concussio,  von  jeder  Regel  abgesehen,  im  All- 
gemeinen aber  die  Strafe  wesentlich  gesteigert,  überwiegend  auf 
Verbannung  und  Vermögensconfiscation  ^,  woneben  dann  für  die  alte 
Rückforderungsklage  kein  Baum  bleibt.  Unter  diesen  Umständen 
sehen  wir  ab  von  der  Relation  der  zahlreichen  speciellen  Straf- 
normirungen  der  Spätzeit,  unter  welchen  capitale  nicht  fehlen®. 

Zulassung  der  Rückforderungsklage  gegen  die  Erben  des  Geld-  xiaffe  gegen 
empfängers ,  wenn  sie  gegen  diesen  selbst  nicht  angestellt  worden  "^^  ^''^"* 
ist*,  liegt  im  Wesen  der  Condiction,  insoweit  es  sich  um  den  ein- 
fachen Ersatz  handelt.  Sollte  nach  späterem  Recht  mehrfacher 
gefordert  worden  sein,  was  zweifelhaft  ist  (S.  728),  so  muss  die 
Erstreckung  desselben  auf  die  Erben  in  diesem  Umfang  ^  als  eine 
Besonderheit  dieses  Delicts  angesehen  werden. 

Abweichend  von  dem  Begriff  der  Condiction  und  der  Repe-  Klage  gegen 
tundenklage  eigenthümlich  ist  die  Erstreckung  des  Verfahrens  auf    ^^^^^' 
diejenigen  Personen,  an  welche  der  widerrechtliche  Erwerb  gelangt 
ist*.   Den  drei  ersten  Repetundengesetzen  ist  dies  Verfahren  fremd 


forderung  des  Honorars  auf  fünf  Jahre  von  der  Praxis  suspendirt  (Plinius  5, 
ISf  6).  Vita  Pii  10 :  st  quo8  repetundarum  damnavit,  eorum  Uberis  bona  patema 
regtÜHÜ,  ea  tarnen  lege,  ut  Uli  provincialibus  redderent  quod  parentea  acceperant. 
^  Macer  (unter  Alexander)  Dig.  48,  11,  7,  8:  hodie  ex  lege  repetundarum 
txtra  ordinem  puniuntur» 

*  Macer  nach  den  (A.  1)  angeführten  Worten:  et  plerumque  vel  exilio 
ynniuntur  vel  etiam  duritu,  prout  admiserint  Vermögensconfiscation  als  regel- 
mässige Strafe  bei  Repetunden  erscheint  sowohl  vita  Pii  10  (S.  730  A.  4)  wie 
auch  Dig.  48,  2,  20. 

*  Constantin  I.  C.  Th.  8,  4,  2  =  lust.  12,  57,  1.  Valentinian  C.  Th.  11, 
11,  1.  Gratianus  C.  Th.  9,  27,  5  =  lust.  9,  27,  8  (hier  gemUdert).  Arcadius 
C.  Th.  11,  8,  1  «  lust.  10,  20,  1,  1.  Honorius  C.  Th.  11,  7,  20.  Justinian 
Cod.  1,  27,  1,  20.    Bei  Zahlungsunfähigkeit  droht  Theoderich  edict.  4  Züchtigung. 

*  Acilisches  Gesetz  Z.  29.  Plinius  ep.  8,  9,  6:  Baetica  etiam  in  defundi 
oeeusatione  perstabat:  provisum  hoc  legibus  j  intermissum  tarnen  et  post  longam 
intercapedinem  tunc  reductum.  Dig.  48,  2,  20.  tit.  11,  2.  tit.  18,  16.  tit.  16, 
15,  3.  Cod.  9,  27,  2.  Dagegen  wird  die  Klage  gegen  die  Erben  sowohl 
allgemein  (ygl.  Cod.  Hermog.  2)  wie  speciell  für  die  Concussion  beschränkt 
auf  die  Bereicherung  durch  den  Erlass  Diocletians  Cod.  4,  17,  1. 

*  Dafür  kann  geltend  gemacht  werden  die  Gleichstellung  des  Repetunden- 
and  des  Peculatprozesses  bei  Papinian  (S.  772  A.  1),  weiter  die  Stellen  Dig.  48, 
2,  20.  tit.  11,  2,  welche  letztere  Stelle  die  Klage  gegen  die  Erben  der  Zeit 
nach  beschränkt. 

*  Quo  ea pecunia pervenit :  Caelius  ad  fam.  8, 8, 2;  Cicero  pro  Rab.  Post.  4,8fg. 


732  Viertes  Buch.    Die  einzelnen  Delicte. 

und  erst  in  dem  servilischen  hinzugetreten  ^  Es  tritt  nur  ein, 
wenn  der  Verurtheilte  sich  nicjit  zahlungsfähig  erwiesen  hat  und 
richtet  sich  zur  Deckung  des  ausfallenden  Betrags^  gegen  jede 
Person,  welcher  aus  irgend  welchem  Grunde  aus  dem  Vermögen 
des  Angeklagten  Gelder  zugekommen  sind,  selbst  gegen  den  von 
demselben  befriedigten  Gläubiger^.  Wenn,  sei  es  während  des 
Prozesses  selbst,  sei  es  nachher  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Haupt- 
schuldners zu  Tage  tritt,  so  wird  bei  denselben  Geschwomen,  die 
den  Hauptprozess  entschieden  haben,  gegen  den  dritten  Empfänger 
die  Rückforderungsklage  erhoben.  Diese  selbst  indess  gilt  nicht  als 
Repetundenverfahren  und  unterliegt  daher  weder  ständischen  Be- 
schränkungen noch  zieht  sie  im  Fall  der  Verurtheilung  eine  Ehren- 
schmälerung  nach  sich  *.  Es  hängt  damit  zusammen,  dass  die  gegen 
das  Repetundengesetz  erworbene  Sache  gleich  der  gestohlenen  der 
Usucapion  entzogen  ist  und  jedem,  auch  dem  gutgläubigen  Be- 
sitzer mit  der  Vindication  abgenommen  werden  kann^. 
vejjfthning.  Die  Rückfordorungsklage  ist  keiner  besonderen  Verjährung 
unterworfen;  erst  im  spätesten  Recht  findet  sich  die  Vorschrift, 
dass  sie  innerhalb  eines  Jahres  vom  Rücktritt  des  Beamten  an  er- 
hoben werden  soll*.  Gegen  die  Erben  aber  ist  sie  binnen  eines 
Jahres  nach  dem  Tode  des  Erblassers  anzustellen^. 


*  Cicero  pro  Rab.  PosU  4,  9. 

«  Cicero  pro  Rab.  Post.  4,  8.   13,  37. 

•  Plinius  ep.  3,  9,  17:  additum  esty  ut  pecuniae,  quas  creditoribus  solveraU 
revocarentwr.  Wo  die  Repetunden  mit  Vermögensconfiscation  bestraft  werden, 
tritt  nach  Dig.  48,  2,  20  Rescission  aller  von  dem  Verurtheilten  nach  dem  Delict 
vorgenommenen  Geschäfte  ein,  ähnlich  wie  bei  dem  Majestätsprozess  (S.  592), 
was  spätere  Strafsteigerung  zu  sein  scheint,  aber  an  die  Repetundenklage 
gegen  Dritte  anknüpfen  mag. 

^  Cicero  pro  Cluentio  41,  116;  pro  Rab.  Post.  4;  Caelius  ad  fam.  8,  8,  3. 
Es  ist  kein  proprium  iudicium  (Cicero  pro  Rab.  Post.  13,  37),  sondern  eine 
appendicüla  catisae  tudicaiae  (a.  a.  0.  4,  8);  sie  geht  immer  an  dieselben  Ge- 
schwomen, selbst  wenn  sie  erst  in  einem  späteren  Amtsjahr  angestellt  wird 
(Caelius  a.  a.  0.).  Daraus  ergiebt  sich  auch,  dass  zwar  regelmässig  diese  Folge- 
klage schon  bei  der  liUum  aestimatio  des  Hauptprozesses  in  Sicht  kommt,  aber 
keineswegs,  wie  dies  Cicero  in  der  für  einen  solchen  Angeklagten  gehaltenen 
Rede  glauben  machen  will,  rechtlich  durch  diese  Streitschätzung  bedingt  ist. 

^  Paulus  48,  11,  8  pr.:  quod  contra  legem  repetundarum  proconauli  vel 
praetori  donatum  est,  non  poierit  ttsucapi.    Ebenso  das.  §  1.    C.  Th.  8,  15,  5,  2. 

«  Valentinian  I.  C.  Th.  11,  11,  1  «  lust.  11,  55,  2.  Theodosius  I.  C. 
Th.  9,  27,  7  =  lust.  9,  27,  5.    Valentinian  III.  nov.  32,  1. 

'  Dig.  48,  11,  2. 


Achter  Abschnitt 

Eigeiithunisaneignung  (furtum). 


Die  delictische  Eigenthumsaneignung,  das/t/rfwm  der  römischen 
Juristen,  welches  wir  als  Diebstahl  zu  bezeichnen  nicht  wohl  ver- 
meiden können,  obwohl  es  dem  Diebstahl  des  heutigen  Rechts  nur 
annähernd  entspricht  und  namentlich  auch  die  Unterschlagung  um- 
fasst,  soll  hier  nach  den  folgenden  Kategorien  entwickelt  werden. 

1.  Diebstahl  überhaupt  und  insbesondere  am  Privatgut. 

2.  Ehegattendiebstahl  {actio  verum  amotarum), 

3.  Diebstahl    am    Götter-    (sacrüegium)    und    am    Staatsgut 
(peculattis). 

4.  Erntediebstahl. 

5.  Qualificirter  Diebstahl  der  Kaiserzeit. 

6.  Erbschaftsdiebstahl. 

Den  gewaltthätigen  Diebstahl,  den  Raub,  hat  das  römische 
Recht  nicht  als  selbständiges  Verbrechen  behandelt,  sondern,  ohne 
ihn  von  dem  Diebstahl  tlberhaupt  auszuschliessen ,  daneben  theile 
als  Strassenraub  zu  der  Mordklage  (S.  629  fg.),  theils  in  Vereinigung 
mit  der  gewaltthätigen  Sachbeschädigung  zu  dem  Delict  der  Ver- 
gewaltigung (S.  660  fg.)  gestellt.  —  Die  dem  Diebstahl  verwandte, 
aber  nicht  in  denselben  aufgehende  Anmassung  des  Herrenrechts, 
der  Menschenraub  (plagium)  ist  diesem  Abschnitt  anhangsweise 
angeschlossen. 

1.    Der  Diebstahl  am  Privatgui 

Für,  griechisch  q)WQ,  wörtlich  der  'Wegträger' ^  furtum,  die 
Wegtragung   und   das  Weggetragene,    bezeichnen   in    ihrer   au&- 


^  Die  richtige  Ableitung  von  ferre  und  die  Vergleichung  des  entsprechen- 
den  griechischen  Wortes    findet  sich    schon  bei   den    Alten  (Gellius  1,   18; 
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DiebBUbi  schliesslich  delictischen  Verwendung  die  widerrechtliche  Eigen- 
Priv\1tlfut.  thumsantignung.  Diese  Ausdrücke  beschränken  sich  im  tech- 
nischen Gebrauch  auf  die  Aneignung  von  Privatgut;  indess  sind 
die  Aneignung  des  Göttereigenthums ,  technisch  sacrüegium,  wie 
diejenige  des  Staatseigenthums,  technisch  peculatus,  fast  nur  nomen- 
clatorisch  von  dem  privaten  furtum  verschieden^  und  wird  die 
letztere  auch  nicht  selten  bezeichnet  als  furtum  pecuniae  puhlicae-. 
Hier  sollen  zunächst  die  gesetzlichen  Ordnungen  hinsichtlich  des 
Diebstahls  am  Privatgut  entwickelt  worden. 
Geseteiiche  Legislatorisch  ist  diese  Delictklage,  wie  das  gesammte  delictische 
Stimmungen.  Privatrecht ,  in  erster  Reihe  durch  die  Zwölftafelgesetzgebung, 
demnach  durch  die  Klagenregulirung  des  römischen  Stadtprätors 
geordnet  worden;  anderes,  namentlich  das  wichtige  Ersitzungs- 
verbot,  ist  durch  Volksschluss  oder  Anordnungen  des  Senats  und 
der  Kaiser  hinzugetreten.  Auf  die  Einzelheiten  wird  weiterhin 
namentlich  bei  dem  Prozess  und  den  Strafen  zurückzukommen  sein. 
Thatbeatand.  Die  Kriterien  des  Thatbestandes,  welche  wie  auf  den  Diebstahl 
von  Privatgut,  so  im  wesentlichen  auch  auf  alle  übrigen  Kategorien 
desselben  zutreffen,  das  Ansichnehmen  einer  beweglichen  im  Eigen- 
thum  stehenden  Sache  zu  eigener  Bereicherung  und  zum  Schaden 
eines  Dritten,  sollen  jetzt  im  Einzelnen  erläutert  werdend 

contrecta-  1.    Das   Ansichnehmeu  der  Sache  wird   in  der  Rechtssprache 

bezeichnet  als  Berühren:  attrectare,  contrectare,  attingere^;  welche 
Ausdrücke  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  für  den  Diebstahl  nicht 
verwendet.    Dieser  setzt  dafür  allgemein  amovere^  aufvrre,  töllere, 


tion. 


Paulus  Dig.  47,  2,  1  pr.  =  Inst.  4,  1,  2).  Daneben  stehen  die  Anknüpfungen 
an  furvus  (Varro  bei  Gellius  a.  a.  0.;  Labeo  bei  Paulus  a.  a.  0.;  Vergilscholien 
zu  Aen.  9,  348,  zu  den  Georg.  3,  407;  Isidor  5,  26,  19)  und  an  fraus  (Sabinus 
bei  Paulus  a.  a.  0.)- 

*  Im  Gebrauch  wird  sacrilegium  gewöhnlich  dem  furtum  entgegengesetzt; 
sacrarum  rerum  furtum  sagt  nur  Isidor  5,  26,  12. 

*  Cicero  Verr.  3,  72,  168;  Dig.  48,  13,  8  pr.  1.  11,  2;  auch  furtum  publicum 
Festus  p.  213. 

*  Die  Restgelder  (pecuniae  residuae)  fallen  aus  dem  BegriflF  aus,  aber  sie 
gelten  auch  nicht  als  Peculat,  sondern  werden  nur  bei  demselben  mit  behandelt. 
Das  furtum  der  römischen  Redner  (S.  707  A.  1)  ist  ethisch  gedacht  und  gebt 
über  den  Rechtsbegriff  weit  hinaus. 

*  Als  technische  Bezeichnung  der  diebischen  Handlung  erscheint  in  den 
Legaldefinitionen  attrectare  bei  Sabinus  (Gell.  11,  18,  20;.  vgl.  Paulus  5,  27), 
contredare  häufig  (Gaius  3,  195.  209;  Paulus  2,  31,  1;  Dig.  47,  2,  1,  8  «=  Inst. 
4,  1,  1  und  sonst);  attingere  Dig.  47,  2,  46,  7.  Ebenso  contaminare  (im  ursprüng- 
lichen Sinne,  wie  in  contagium  und  tätigere)  bei  Julius  Victor  ars  rhetor.  6,  8. 
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eocpüare,  comptlare;  weiter  bei  Anwendung  von  Gewalt  rapere,  bei 
heimlicher  Aneignung,  ausser  dem  verschollenen  clepere,  stihripere, 
suhtrahere,  suhlegere,  insbesondere  bei  Unterschlagung  interciperey 
intervertere,  avertere,  in  rem  suam  vertere^.  Technischen  Werth  hat 
keine  dieser  gebräuchlichen  Bezeichnungen  und  es  ist  daher  nicht 
erforderlich  den  rechtlich  gleichgültigen  Nüancirungen  derselben 
nachzugehen ;  um  so  mehr  als  dieselben  theilweise  auch  von  anderen 
Klagen  gebraucht,  auferre  zum  Beispiel  und  avertere  unter  den 
RepetundenbegriflF  gezogen  werden  ^.  Für  die  ^Wegtragung'  haben 
die  Rechtsgelehrten  die  ^Berührung'  desswegen  substituirt,  weil 
das  Recht  den  Versuch  des  Diebstahls  nicht  als  solchen  bestraft 
und  daher  der  Moment  der  Consummation  zweckmässig  anticipirt 
wird®.  Für  den  Begriff  der  Berührung  gelten  die  allgemeinen 
Regeln  für  Besitz  und  Detention,  so  dass  zum  Beispiel  das  Ab- 
weiden der  Feldfrüchte,  die  Niederlegung  der  Sache  im  Hause 
des  Diebes*,  überhaupt  jede  Erlangung  des  blossen  Innehabens* 
der  Berührung  gleichstehen;  immer  aber  wird  eine  bestimmte 
den  Besitz  constituirende  Handlung  gefordert,  so  dass,  wer  den 
Besitz  oder  die  Detention  der  Sache  in  anderer  Weise  bereits 
hat,  nur  dann  als  Dieb  angesehen  wird,  wenn  er  aufs  neue 
mit   delictischem  Bewusstsein    die   Sache    angreift  •.     Auch    jede 


*  Mutare,  vertauschen,  stellt  Paulus  5,  27  (vgl.  Dig.  30,  51)  in  diese  Reihe, 
mit  Recht,  insoweit  die  Substituirung  eines  Ersatzstücks  die  Bereicherung 
nicht  aufhebt.  Indess  bei  fungiblen  und  gleichwerthigen  Gegenstanden  ist  die 
Vertauschung  kein  Diebstahl,  weil  die  Schädigung  fehlt. 

■  S.  714  A.l.  Die  technischen  Ausdrücke  für  das  Repetundendelict  capere 
und  conciliare  (S.  714  A.  1)  werden  bei  dem  Furtum  vermieden.  Cicero  pro 
Cluent.  42,  120  stellt  neben  einander  das  iudicium  furti  und  das  iudicium 
captarum  pecuniarum. 

'  Der  Diebstahl  ist  vollendet,  auch  wenn  der  Dieb  die  ergriffene  Sache 
aus  der  Hand  legt  und  nicht  wegführt  (Dig.  47,  2,  21  pr.). 

*  Das  diebische  Abweiden  behandeln  die  Zwölftafeln  (8,  8  Scholl)  als 
Emtediebstahl.  Der  falsche  Gläubiger,  dessen  Zahlungsannahme  als  Dieb- 
stahl angesehen  wird,  begeht  einen  solchen  auch  dann,  wenn  in  seinem  Auf- 
trag und  in  seiner  Gegenwart  der  getäuschte  Schuldner  an  einen  Dritten  zahlt 
(Dig.  47,  2,  43,  2). 

^  Auch  der  Eigenthümer  und  selbst  der  Besitzer  begeht  Diebstahl  durch 
Verletzung  einer  berechtigten  Detention,  zum  Beispiel  der  Vermiether  gegen 
den  Miether,  unter  Umständen  auch  der  Commodant  gegen  den  Commodatar. 
Dig.  47,  2,  15,  2:  si  ob  aliquas  impensas,  quas  in  rem  commodatam  fecisti, 
retenUonem  eius  hctbueris,  etiam  cum  ipso  domino,  si  eam  subripiat^  habebis  furti 
adionem,  quia  eo  casu  quasi  pignoris  loco  ea  res  fuit,    Dig.  47,  2,  60. 

*  Dies  kommt  namentlich  zur  Anwendung  bei  der  Unterschlagung.  Paulus 
Dig.  41,  2,  3,  18:   si  rem  apud  te  depositam  furti  faciendi  causa  contreciaveris^ 
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spätere  gleichartige  Berührung  der  gestohlenen  Sache  gilt  als 
wiederholter  Diebstahl,  was  namentlich  bei  der  Werthberechnung 
von  Wichtigkeit  werden  kann^  —  Als  Ansichnahme  einer  Sache 
gilt  nicht  bloss  diejenige  Bemächtigung,  die  dem  rechtmässigen 
Inhaber  die  Sache  entziehen  will,  sondern  auch  die  delictische 
Ueberschreitung  des  Gebrauchsrechts  2,  namentlich  wenn  der  Eigeu- 
thümer  einem  Dritten  den  Besitz  oder  die  Detention  einer  Sache  ein- 
geräumt hat  und  der  Inhaber  die  festgesetzten  oder  selbstverständ- 
lichen Schranken  dieses  Gebrauchs  nicht  einhält ».  —  Wo  dagegen 

desino  possülere.  sed  si  eam  loco  non  moverü  et  infiUandi  animum  Imbeas, 
plertque  t\terum  et  Saiinus  et  Cassius  rede  responderunt  possessorem  me  mantre, 
quin  furtum  sine  contrectatione  fieri  non  potest  nee  animo  furtum  admittatur. 
Dig.  16,  3,  29  pr.    47,  2,  1,  2.    1.  52,  7.    1.  68  pr. 

'  Wenn  die  diebische  contrectatio  wegen  des  persönlichen  Verhältnisses 
des  Diebes  zu  dem  Bestohlenen  die  Diebstahlsklage  nicht  herbeiführt,  zum 
Beispiel  zwischen  Herrn  und  Sclaven  oder  zwischen  Ehegatten,  so  wird  nach 
Lösung  dieses  Verhältnisses  durch  eine  weitere  contrectatio  dieselbe  begründet 
(Dig.  13,  1,  15.  47,  2,  17,  1).  Bei  schon  begründeter  Diebstahlsklage  wird  die 
weitere  contrectatio  als  wiederholtes  Furtum  betrachtet  und  darauf  der  Satz 
begründet,  dass  der  Dieb  bei  wechselndem  Werth  der  Sache  stets  den  irgend 
einmal  höchsten  zu  ersetzen  hat  (Dig.  47,  2,  6.  1.  50  pr.).  Aber  andere  Rechts- 
lehrer betrachten  die  wiederholte  Contrectation  nicht  als  wiederholtes  Furtum 
(Dig.  47,  2,  9  pr.:  ei  qui  furti  actionem  habet,  adsidua  contrectatione  furis  non 
magis  furti  actio  nasci  potent,  ne  in  id  quidetn,  in  quod  crevisset  postea  res  suh- 
repta)  und  führen  die  Verpflichtung  des  Diebes  zur  Leistung  des  Höchstwerthes 
zurück  auf  dessen  dauernde  Mora  (Dig.  13,  1,  8,  1.  1.  20),  was  folgerichtiger 
ist  und  auch  bei  der  Zufälligkeit  der  Contrectation  wirksamer. 

■  Paulus  Dig.  47,  2,  1,  3  =-  Inst.  4,  1,  1 :  furtum  est  contreetcUio  .  .  .  crf 
ipius  rei  vel  etiam  usus  eius  possessionisve  (bei  Theophilus:  ^  n€Ql  avio  16 
nQayfxa  ?/  thqI  ttjv  Xfj^ötv  avrov  rj  niQi  vofir]v\  je  nachdem  entweder  die  An- 
eignung der  fremden  Sache  selbst  vorliegt  oder  die  des  blossen  Besitzes  (zum 
Beispiel  wenn  dem  gutgläubigen  Besitzer  die  Sache  entwendet  wird:  Dig.  47, 
2,  75.  vgl.  47,  4,  1,  15  oder  wenn  der  Eigenthümer  das  Faustpfand  dem  Gläubiger 
entwendet)  oder  auch  der  Diebstahl  in  dem  blossen  Missbrauch  der  Sache 
besteht.  Vollständig  ist  die  Eintheilung  nicht,  da  häufig  auch  der  bloss 
Detentionsberechtigte  die  Diebstahlsklage  hat  (S.  744)  und  man  ihm  doch  nicht 
füglich  die  possessio  zuschreiben  kann. 

*  Gegen  Inhaber,  denen  das  Gebrauchsrecht  überhaupt  fehlt,  begründet 
jeder  Gebrauch  die  Diebstahlsklage;  so  gegen  den  Depositar  (Scaevola  bei 
Gellius  6,  15,  2;  Gaius  3,  195  =  Inst.  4,  1,  6)  und  den  Faustpfandgläubiger 
(Dig.  47,  2,  55  pr.).  Bei  eingeräumtem  Gebrauchsrecht  entscheidet  der  aus- 
gesprochene oder  vorauszusetzende  Wille  des  Einräumenden  (Dig.  47,  2,  40: 
qui  .  .  .  aliena  re  invito  domitio  usus  est ,  furtum  facit.  12,  4,  15).  Dies  gilt 
insbesondere  von  der  Sachenmiethe  und  vom  Leihvertrag.  Val.  Max.  7,  2,  4 
(daraus  Symmachus  ep.  7,  2,  4);  Gaius  3,  196  =  Inst.  4,  1,  6;  Dig.  47,  2,  48,  4. 
1.  55,  1. 
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es  an  dem  Angreifen  einer  fremden  Sache  fehlt,  ist  der  Diebstahl 
ausgeschlossen  ^ ;  also  fallen  nicht  unter  denselben  die  betrügerische 
Qualification  einer  Sache  ^ ;  die  Nöthigung  zur  Leistung  von  Diensten 
oder  zur  Uebemahme  einer  Obligation®;  die  Verwendung  der  mit 
dem  Willen  des  bisherigen  Eigenthilmers  in  das  Eigenthum  des 
Empfängers  übergegangenen  Gelder  und  Werthe  in  nicht  be- 
stimmungsmässiger  Weise  * ;  die  Erpressung  *.  —  Auf  die  Form,  in 
welcher  das  Delict  ausgeführt  wird,  kommt  es  rechtlich  nicht  an. 
*Wegträger'  ist  sowohl  derjenige,  welcher  mit  Gewalt  wie  wer 
heimlich  und  ohne  Wissen  des  Eigenthümers  eine  Sache  an  sich 
nimmt*.  Zwar  wird  in  der  gewöhnlichen  Rede  schon  am  Ende 
der  republikanischen  Epoche  furtum  auf  die  nicht  gewaltthätige 
Aneignung  beschränkt^  und  nähert  sich  also  unserem  Diebstahl; 


^  Ulpian  Dig.  47,  2,  52,  19:  neque  verbo  neque  scriptura  quis  furtum  faeit; 
hoc  enim  iure  utimur,  ut  furtum  sine  contrectatione  non  fiat,  —  Darauf  (und 
claneben  vielleicht  auf  der  S.  746  A.  2  hervorgehobenen  Humanität)  beruht 
wohl  auch  die  spitzfindige  Unterscheidung,  dass  der  entlaufene  Sclave  wohl 
die  Sachen  stiehlt,  die  er  mitnimmt,  nicht  aber  sich  selber  (Dig.  47,  2,  36), 
welche  freilich  zu  der  auch  für  ihn  selbst  ausgeschlossenen  Usucapion  nicht 
passt. 

*  Dig.  18,  7,  36  pr.  47,  2,  20  pr.:  cum  aes  pignori  datur,  etiamsi  aurum 
esse  dicitur,  turpiter  fit,  furtum  non  fU,  Dagegen  fällt  gleichartige  Vertauschung 
des  Faustpfandes  unter  das  Furtum. 

»  Dig.  47,  2,  76. 

^  Wenn  ein  Schuldner  an  den  Gläubiger  durch  eine  Mittelsperson  zahlt 
und  diese  das  Geld  für  sich  behält,  so  wird  unterschieden,  ob  nach  dem  Willen 
des  Gebers  der  Vermittler  die  Geldstücke  selbst  abliefern  oder  sie  zunächst 
an  sich  nehmen  und  nur  Zahlung  leisten  sollte;  im  ersten  Fall  liegt  Dieb- 
stahl vor,  im  zweiten  ist  der  Empfänger  des  Geldes  Schuldner  des  Gebers. 
Vgl.  S.  738  A.  4. 

^  Der  indirecte  Zwang,  insbesondere  die  Erpressung  fällt  nicht  unter  das 
Furtum,  da  hier  der  Eigenthumswechsel  zwar  nicht  mit  dem  freien,  aber 
doch  mit  dem  Willen  des  Geschädigten  eintritt.  Es  lag  allerdings  dem  Gesetz- 
geber nahe  die  Erpressung  unter  das  Furtum  zu  ziehen  und  in  der  graccha- 
nischen  Behandlung  der  Repetunden  wird  man  diese  Tendenz  erkennen  dürfen 
(S.  709);  aber  geschehen  ist  es  nicht. 

^  Die  ältere  Sprache  unterscheidet  Stehlen  und  Rauben  als  clepere  und 
rapere  (Cicero  de  leg.  2,  9,  22);  aber  rechtlich  ist  niemals  von  diesem  Gegen- 
satz Anwendung  gemacht  worden.  Im  Zwölftafelrecht  würde,  wenn  das  furtum 
den  Raub  ausschlösse,  dieser  fehlen;  es  kennt  weder  clepere  noch  rapere,  .Das 
erste  sprachlich  mit  dam  verwandte  Wort,  das  griechiche  xXiTtmv,  ist  früh 
verschollen  und  begegnet  in  Prosa  nur  in  alten  Urkunden  (Liv.  22,  10,  5). 

^  Die  Ableitung  des  furtum  von  furvus  wird  darauf  bezogen,  quod  clam 
et  obscuro  fiat  (Labeo  S.  733  A.  1)  und  Cicero  pro  TulL  §  50  erläutert  den 
gewaltthätigen  für  des  Zwölftafelgesetzes  durch  die  Worte  hoc  est  praedo  aut 
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aber  die  Rechtswissenschaft  ist  nicht  gefolgt  und  hat  die  gewalt- 
thätige  Aneignung  stets  als  Diebstahl  behandelt  ^  auch  nachdem 
dieselbe  ebenfalls  als  Vergewaltigung  bestraft  ward  (S.  660  fg.).  Da- 
gegen kann  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht  der  Ortswechsel 
des  Gegenstandes  ursprünglich  zum  Begriff  des  Delicts  gehört  hat. 
Dafür  spricht  nicht  bloss  die  Benennung,  sondern  die  in  dem 
Zwölftafelgesetz  enthaltenen*  Bestimmungen  über  die  Unter- 
schlagung von  anvertrauten  und  von  Mündelgeldern  unter  Fest- 
setzung einer  mit  derjenigen  des  gewöhnlichen  Diebstahls  gleichen 
Specialstrafe*.  In  dem  späteren  Rechte  indess  ist  sowohl  die 
Unterschlagung  anvertrauter  Gelder  ^  wie  auch  die  Empfangnahme 
einer  Borg-  oder  Schuldzahlung  durch  eine  dazu  nicht  berechtigte 
Person*,   überhaupt   ein  jeder   Act,   auf  welchen  die   delictische 


IcUro.    Gellius  11,  18,  19:  ne  guis  enm  solum  furem  putet,  gut  occtdte  toüit  <nU 
dam  subripit, 

*  Die  Juristen  nennen  den  Räuber  für  improbior  (S.  661  A.  2).  Eine  De- 
finition, die  den  Räuber  ausscbliesst,  findet  sich  wohl  von  xXinxfi^  (nov.  134 
C.  18:  xXimag  dk  xnXovfitv  Tovg  Xd&ga  xal  avev  onXtov  ra  rotavra  nXrifjifii' 
Xovvras)i  aber  nicht  von  /iir,  und  würde  auch  selbst  für  das  späteste  Recht 
nicht  zutreffen  (S.  741  A.  2> 

«  Zwölftafeln  8, 19  =  Paulus  Coli.  10,  7,  11:  ex  causa  depositi  lege  XU  fa- 
bularum  in  duplum  actio  datur,  edicto  praetoris  in  simplum.  Daselbst  8,  20  = 
Dig.  26,  7,  55,  1 :  si  ipsi  tutores  rem  pupiüi  furati  sunt,  videamusy  an  ea  actione, 
quae  proponitur  ex  lege  XII  tabularum  adversus  tutorem  in  duplum,  singuli  in 
solidum  teneantur.  Diese  Klagen  fallen  allerdings,  wie  besonders  die  weitere 
Ausführung  an  der  zweiten  Stelle  trotz  der  darin  gebrauchten  Bezeichnung 
darthut,  mit  der  Diebstahlsklage  nicht  völlig  zusammen,  da  sie  die  Contrec- 
tation  nicht  fordern;  aber  es  wird  dies  zurückgehen  auf  spätere  Interpretation 
der  Rechtsgelehrten.  Offenbar  hat  das  Zwölftafelrecht,  das  die  Depositen-  und 
Tutelklage  des  späteren  Rechts  nicht  hat,  dafür  den  Rechtsschutz  nach  dem 
Muster  der  Dieb  Stahlsklage  gestaltet;  ob  diese  Bestimmungen  als  Einzelfälle 
des  furttifn  selbst  aufzufassen  sind  oder  als  analoge  Klagen,  lässt  sich  nicht  ent- 
scheiden und  ist  auch  von  geringem  gelang.  Wenn  die  Klage  auf  Entfernung 
des  ungetreuen  Vormundes  ebenfalls  auf  die  Zwölftafeln  zurückgeführt  wird 
(Dig.  26,  10,  1,  2  =  Inst.  1,  26  pr.\  so  könnte  dies  füglich  eben  jene  Tutel- 
klage sein,  angestellt  vor  Ablauf  der  Tutel  als  Popularklage  und  ausser  der 
Geldstrafe  ezceptionell  die  Remotion  herbeiführend. 

'  Unterschlagungen  dieser  Art  kommen  namentlich  vor  bei  dem  Depositum 
(Dig.  18,  1,  16.  16,  3,  29  pr.),  dem  Commodat  (Dig.  13,  1,  16),  dem  Gesellschafts- 
verhältniss  (Dig.  17,  2,  51  pr.)  und  bei  dem  Mündelgut  (Dig.  27,  8,  1,  22.  1.  2, 1). 
In  allen  diesen  Fällen  wird  die  nicht  delictische  Klage  mit  dieser  delictischen 
cumulirt. 

*  Dig.  13,  1,  18.  17,  1,  22,  7.  89,  5,  25.  46,  3,  38,  1.  47,  2,  43.  1.  52,  16. 
21.    1.  67,  3.  4.    1.  81,  6. 
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Contrectation  nebst  den  sonst  rechtlich  geforderten  Kriterien  zu- 
trifft, in  den  Begriff  des  Diebstahls  hineingezogen  worden. 

2.   Ein  Furtum  ist  nur  möglich  an  beweglichem  Eigenthum*      Be- 
einschliesslich  der  von  dem  unbeweglichen  getrennten  Gegenstände  *  "^^^J^^jj^g"^ 
so  wie  derjenigen  freien  Menschen,  welche  nach  der  älteren  Rechts-  bewegliche 
anschauung  im  Eigenthum,  nach  der  späteren  unter  Hausgewalt  ^^^®'*"''*™* 
stehen'.    Was  nicht  im  Eigenthum  stehen  kann  oder  auch  nur  nicht 
im  Eigenthum  steht,  wie  die  nicht  der  Gewalt  unterworfene  Frau  so 
wie  alle  herrenlosen  Gegenstände,  derelinquirte  Sachen  sowohl  wie 
die  zu  einer  nicht  angetretenen  Erbschaft  gehörigen*,  kann  nicht 
Gegenstand  des  Furtum  sein*.  — •  Die  Ausschliessung  der  Immo- 
bilien bei  dem  Furtum  ist  insofern  irrationell,  als  die  widerrecht- 
liche Aneignung  unbeweglicher  Sachen  theoretisch  wie  praktisch 
ebenso  möglich  ist  wie  diejenige  beweglicher  und  dafür  ein  der 
Diebstahlsklage  analoger  gerichtlicher  Schutz    im  Civilrecht  ver- 
misst  wird.     Gegen  gewaltthätige  Entsetzung  von  Haus  und  Hof 
gewährt  Rechtsschutz  erst  das  freilich  alte,   aber  nicht  ursprüng- 
liche prätorische  Besitzinterdict  •.    Gegen  den  gleichartigen  ohne 
Gewaltthätigkeit  vollzogenen  Verlust  des  Immobilienbesitzes  giebt 

*  Gaius  2,  51.  Ulpian  Dig.  47,  2,  25  pr. :  verum  est  quod  plerique  probant 
fundi  furti  <igi  non  passe.    Dig.  41,  3,  88  =  Inst.  2,  6,  7. 

>  Dahin  gehören  die  gefällten  Bäume  (Paulus  2,  31,  24;  Dig.  47,  2,  25,  2), 
sowie  das  dem  Boden  entnommene  Material  (Dig.  47,  2,  52,  8.  1.  58),  vor  allem 
aber  die  Feldfrüchte,  für  welche  das  Zwölftafelgesetz  sowohl  dem  Besitzer  in 
bösem  Glauben  (12,  4  Scholl)  wie  auch  dem  Dieb  (8,  8)  doppelten  Ersatz  noch 
besonders  auferlegt  Auch  das  Verbot  desselben  Gesetzbuches,  auf  fremdem 
Lande  zu  weiden  (8,  6  =  Dig.  19,  5,  14,  3)  wird  hieher  gezogen  werden  dürfen. 

•  Gaius  3,  199  (=  Inst.  4,  1,  9):  etiam  liberorum  haminum  furtum  fit,  vduti 
81  quis  liberorum  nostrorum,  qui  in  potestate  nostra  sint,  sive  etiam  uxor,  quae 
in  manu  nostra  sit,  sive  etiam  iudicatus  vel  auctoratus  meus  subreptus  sit,  Dig. 
47,  2,  14,  13.  Es  ist  eine  Ausgleichung  zwischen  der  älteren  und  der  späteren 
Rechtsanschauung,  dass  in  diesem  Fall  die  Eigenthumsklagen  verweigert  (Paulus 
Dig.  47,  2,  38,  1:  Uberarum  personarum  nomhu,  licet  furti  actio  sit^  condictio 
tarnen  nusquam  est),  die  Diebstahlsklage  zugelassen  wird.  Dabei  mag  mit- 
gewirkt haben,  dass  diese  auch  dem  an  dem  Object  Interessirten  zukommt; 
aber  consequent  ist  dies  nicht.  Die  Diebstahlsklage  ist  nur  zulässig  an  im 
Eigenthum  stehenden  Gegenständen  und  wo  das  Eigenthum  ausgeschlossen  ist, 
kann  es  durch  das  Interesse  nicht  ersetzt  werden. 

*  Vgl.  den  Abschnitt  von  dem  Erbschaftsdiebstahl  (S.  777).  Insofern  an 
einer  zur  Zeit  herrenlosen  Sache  ein  Nichteigenthümer  Besitz  oder  Detention 
hat,  zum  Beispiel  als  Niessbraucher  oder  als  Commodatar,  ist  er  zur  Anstellung 
der  Diebstahlsklage  befugt  (Dig.  41,  3,  35.   47,  2,  69—71). 

^  Dig.  47,  2,  43,  5:  non  enim  furtum  fit,  niVt  sit  cui  fiai, 

•  S.  653.  Vgl.  Dig.  47,  2,  14, 11:  cum  non  est . ,  .  civilis  actio^  . . .  ideo  . .  . 
interdictum  necessarium  risum  est. 

41* 
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es  noch  im  spätesten  Recht  ein  possessorisches  Rechtsmittel  über- 
haupt nicht;  die  Existenz  eines  dem  Dejectionsinterdict  parallel 
laufenden  für  den  Besitzverlust  ohne  Gewalt  ist  mehr  als  zweifel- 
haft^ und  der  Vorschlag  des  Masurius  Sabinus  den  BegriflF  des 
Furtum  wenigstens  in  diesem  Fall  auf  Immobilien  zu  erstrecken  ist 
nicht  durchgedrungen  *.  Aehnlich  verhielt  es  sich  im  sacralen  und  im 
öffentlichen  Recht.  Aneignung  beweglichen  Grabgeräths  fällt  unter 
das  Sacrilegium;  für  die  viel  wichtigere  widerrechtliche  Aneignung 
der  Grabstätte  giebt  es  eine  civilrechtliche  Klage  nicht  und  erst 
das  prätorische  Edict  hat  dafür  Schutz  gewährt.  Der  Diebstahl 
von  Staatsgut  hat  seine  Benennung  von  dem  der  Gemeinde  ge- 
hörigen Vieh  erhalten;  gegen  die  widerrechtliche  Aneignung 
öffentlichen  Bodens  giebt  es  trotz  ihrer  ausserordentlichen  prak- 
tischen Bedeutung  keine  Straf  klage*.  —  Die  Ursache  dieser  durch 


*  Das  nur  an  einer  Stelle  (Dig.  10,  3,  7,  5)  beiläufig  erwähnte  ifUerdidum 
de  chmdestina  possessione  ist  ein  Vorschlag  Julians  zur  Ausfüllung  der  Lücke, 
kann  aber  unmöglich  zu  allgemeiner  Geltung  gelangt  sein;  es  müsste  sonst  in 
unseren  Eechtsquellen  in  ganz  anderer  Weise  auftreten. 

'  Aus  Sabinus  Monographie  de  furtis  führt  Gellius  11,  18,  13  als  auffallende 
Behauptung  (vulgo  inopinatiim)  an  non  hominum  tantum  neque  rerum  moventium^ 
quae  aufern  occulU  et  subripi  possunt,  sed  fundi  quoque  et  aedium  fieri  furtum. 
Die  Exemplificirung  (condemnatum  furti  cölonutn,  qui  fundo  quem  conduxerat 
vetidito  possessione  eius  dominum  intervertiaset),  zeigt,  dass  dabei,  augenscheinlich 
unter  Einwirkung  der  schon  damals  bestehenden  Beschränkung  des  Sprach- 
gebrauchs auf  die  heimliche  Entwendung  (S.  737  A.  7),  an  die  nicht  gewaltsam, 
also  nicht  unter  das  Interdict  ufide  vi  fallende  Besitzentziehung  gedacht  ist 
Indess  konnte  gegen  den  Vorschlag  des  Sabinus  mit  Recht  eingewendet  werden, 
dass  das  Furtum  rechtlich  auch  die  Gewalthandlung  einschloss  und  also  nach 
der  hier  vorgetragenen  Auffassung  auch  der  Gewaltbesitz  von  Immobilien  unter 
das  Furtum  gefallen  sein  würde,  was  Sabinus  sicher  nicht  beabsichtigt  hat. 
Durchgedrungen  ist  sein  Vorschlag  nicht  (S.  739  A.  1).  Einen  andern  Weg  zu 
demselben  Ziel  hat  Celsus  eingeschlagen  (Dig.  13,  3,  2.  47,  2,  25,  1),  indem  er 
die  heimliche  Besitzentziehung  eines  Grundstückes  unter  das  furtum  possessionis 
(S.  736  A.  2)  zog  und  wenigstens  die  condictio  furtiva  darauf  anwandte;  ähnlich 
wie  hinsichtlich  der  Usucapion  der  Immobilien  argumentirt  ward  (Gaius  2,  59). 
Indess  daraus,  dass  bei  der  beweglichen  Sache  der  blosse  Besitz  Object  des 
Diebstahls  sein  kann,  folgt  noch  nicht,  dass  der  keineswegs  negative  Be- 
griff der  Mobilien  auf  den  Besitz  eines  Grundstückes  erstreckt  werden  darf. 
Ueberdies  müsste  auch  nach  dieser  Auffassung  die  Diebstahlsklage  ebenfalls 
gegen  den  gewaltthätigen  Besitzer  eines  Grundstückes  gerichtet  werden  können. 

■  Dies  war  freilich  wohlberechnete  Absicht.  Hätte  die  römische  Gemeinde 
ihren  Boden  gegen  delictische  Uebergriffe  so  geschützt  wie  ihr  Vieh  und  ihr 
Aerarium,  so  hätte  die  Preisgebung.,  römisch  ausgedrückt  das  Occupations- 
verfahren,  bei  dem  ager  publicus  nicht  durchgeführt  werden  können.  Mit  der 
a^tema  auctoritas  desselben  fanden  die  römischen  Agrarier  bis  auf  C.  Gracchus 
sich  zurecht;  der  Besitzschutz  würde  anders  gewirkt  haben. 
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die  Etymologie  des  Wortes  als  ursprünglich  bestätigten  Beschrän- 
kung des  Furtum  auf  bewegliche  Sachen  ist  zweifellos  darin  zu 
suchen,  dass  diejenige  Epoche,  in  welcher  die  römische  ßecÜts- 
ordnung  sich  feststellte,  Privateigenthum  von  Immobilien  über- 
haupt noch  nicht  gekannt  hat ;  wie  in  zahlreichen  andern  Momenten  ^ 
tritt  die  ursprüngliche  Beschränkung  des  Eigenthums  auf  'Knechte 
und  Vieh'  deutlich  zu  Tage  in  der  früh  fixirten  Rechtsbehandlung 
des  Furtum. 

3.  Die  Aneignung  muss  geschehen  sein  zur  rechtswidrigen  Gewinn- 
Bereicherung  des  Aneignenden  * ,  wobei  freilich  der  Begriff  der  "oiebl«.  *' 
Bereicherung  in  weitem  Sinn  gefasst  wird*.  Dies  ist  die  den 
Diebstahl  charakterisirende  Form  des  strafbaren  Dolus  und  das 
Merkmal  desselben  gegenüber  den  beiden  andern  Privatdelicten, 
der  Sachbeschädigung  (damnum  iniurm)*  und  der  Personalverletzung 
(iniuria).  Ausnahmsweise  Gestattung  der  Aneignung,  wie  sie  bei 
der  Tödtung  und  der  Vergewaltigung  vorkommt  und  auch  hier 
etwa  im  Fall  des  Nothstandes  gedacht  werden  könnte,  tritt  in  den 
Quellen  nicht  auf*.     Wo,  sei  es   auch  in  Folge  eines   Irrthums 


»  St.  R.  3,  22  fg. 

*  Die  Legaldefinitionen  des  Furtum  drücken  dies  aus  durch  die  Phrase  lucri 
faciendi  causa  (oder  gratia):  Sabinus  bei  Gellius  11,  18,  21;  Paulus  Dig.  47,  2, 
1,  8.  Dasselbe  Moment  wird  auch  wohl  umschrieben  (Sabinus  bei  Gellius  11,  18, 
20:  cian  id  se  inrito  domino  facere  itidicare  deberet)  oder  ersetzt  durch  das  all- 
gemeine dolo  malo  (Paulus  2,  31,  1;  vgl.  Gaius  8,  197:  furtum  sine  dolo  mala 
non  committitur).  Die  Hinzufügung  des  Epitheton  fraudulosa  zu  der  contrec- 
tatio,  welche  sich  nur  im  justinianischen  Recht  findet  (Dig.  47,  2,  1,  3  =  Inst. 
4,  1,  1,  bei  Theophilos  ocaxiorri  ^IfiXatffian),  soll  wohl  nur  denselben  Gedanken 
verstärken,  nicht  einen  Gegensatz  des  heimlichen  Diebstahls  zum  Raub  an- 
zeigen, den  das  römische  Recht  nicht  kennt. 

'  Bei  der  Entführung  einer  Sclavin  lediglich  zur  Befriedigung  der  Lust 
wird  Diebstahl  angenommen,  wenn  dieselbe  unbescholten  war  (Dig.  47,  2, 83,2  = 
Paulus  2,  31,  31).  Wenn  er  in  der  That  bei  der  Hure  ausgeschlossen  wird 
(Dig.  47,  2,  89;  die  entgegenstehende  Stelle  Paulus  2,  31,  12  gilt  als  interpolirt), 
so  beruht  dies  vielmehr  darauf,  dass  hier  die  Schädigung  fehlt,  ähnlich  wie 
die  Dieb  Stahls  klage  versagt  wird  bei  der  Verwendung  fremder  Thiere  zur  Be- 
schälung  (Dig.  47,  2,  52,  20). 

^  S.  9  A.  1.  Die  Parallelisirnng  der  beiden  Eigenthumsdelicte ,  wie  sie 
zum  Beispiel  Dig.  9,  2,  41,  1.  19,  5,  14,  2  ausgesprochen  ist,  tritt  terminologisch 
schon  in  den  Zwölftafeln  hervor  (12,  8  Scholl):  si  servus  furtum  faxit  noxiamve 
nofxjit,  während  im  späteren  Sprachgebrauch  (auch  in  der  Umschreibung  der- 
selben Stelle  bei  Ulpian  Dig.  9,  4,  2,  1)  die  noxa  das  furtum  einschliesst. 

^  Dass  nach  dem  prätorischen  Edict  Dig.  11,  5,  1  pr.  denjenigen,  der  in 
seiner  Behausung  ein  Glücksspiel  zulässt,  wegen  der  während  desselben  ihm  ent- 
wandten Gegenstände  die  Diebstahlsklage  verweigert  wird,  gehört  hieher  nicht. 
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das  Bewusstsein  der  Widerrechtlichkeit  dem  Aneigner  fehlt,  ist 
der  Diebstahl  ausgeschlossen*;  dagegen  ist  er  es  nicht,  wenn  der 
Thäter  nach  Lage  der  Sache  der  Widerrechtlichkeit  sich  bewusst 
ist,  aber  die  Person,  deren  Rechte  er  verletzt,  nicht  kennt*. 
BewhÄdi-  4.  Die  diebische  Aneignung  ist  nur  dann  strafbar,  wenn  sie 

*gjf^*„^f*"  einen  Dritten  vermögensrechtlich  geschädigt  hat.  Die  Diebstahls- 
klage, mag  sie  auf  Privatgut  sich  beziehen  oder  auf  Göttergut 
oder  Staatsgut,  ist  nicht  auf  die  sittliche  Verschuldung  des  Diebes 
gestellt,  sondern  auf  die  gegen  den  Willen  des  Betheiligten  ein- 
getretene Vermögensverletzung ,  also  ausgeschlossen  sowohl  wenn 
eine  solche  überhaupt  nicht  eingetreten  ist*,  wie  auch  wenn  sie 
eingetreten  ist  mit  dem  Vorwissen  des  zunächst  Betheiligten*. 
Dagegen  ist  die  Schädigung  vollzogen  im  Moment  der  Contrectation 
und  wird  durch  die  Wiedererlangung  der  Sache,  auch  wenn  sie  auf 
frischer  That  erfolgt,  rechtlich  nicht  aufgehoben*. 
Versuchs-  Da  das  Delict  die  Schädigung  zur  Voraussetzung  hat,  so  fällt 

haadiungen.  ^^^  bJosso  Versuch  uicht  uuter  das  Diebstahlsgesetz*,  obwohl  das 


1  Paulus  2,  31,  27.    Dig.  47,  2,  43,  6.   10.    1.  46,  7.    1.  84  pr. 

■  Sabinus  bei  GeUius  11,  18,  21  (=  Dig.  47,  2,  43,  4):  qui  alienum  iacens 
hicri  finciendi  causa  sustulit,  furii  öbstringitur ,  sive  seit  cuius  sU  sive  nesdi. 
Dig.  41,  1,  9,  8.    1.  31,  1. 

*  Dahin  gehört  die  Ansichnahme  der  eigenen  Sache,  falls  dadurch  kein 
Dritter  geschädigt  wird  (Paulus  2,  31,  36),  also  die  Entwendung  der  depo- 
nirten  Sache  durch  den  Deponenten,  da  der  Depositar  an  der  Fortdauer  des 
Depositum  kein  rechtliches  Interesse  hat  (Paulus  2,  31,  21),  in  der  Regel  auch 
die  Entwendung  der  commodiften  Sache  durch  den  Gommodanten ,  da  diesem 
die  Rücknahme  jederzeit  freisteht  (Dig.  47,  2,  15,  2.  1.  60);  femer  bei  der 
fiduciarisch  Übertragenen  Sache  deren  Aneignung  durch  den  früheren  Besitzer, 
so  weit  die  Fiducia  sachlich  dem  Depositum  gleich  steht  (Gaius  8,  201  vgl.  2, 
59.  60);  nicht  minder  die  Entwendung  der  gekauften  Sache  durch  den  Käufer 
nach  Zahlung  des  Kaufpreises  (Dig.  47,  2,  14,  1).  Wegen  Entwendung  eines 
Briefes  ist  die  Diebstahlsklage  nur  zulässig,  wenn  durch  dieselbe  ein  öko- 
nomisches Interesse  verletzt  ist  (Dig.  47,  2,  14,  17). 

*  Gaius  3,  198  (=  Inst.  4,  1,  8):  si  credat  dliqiUs  invito  domino  se  rem 
contrectare,  domino  aiUem  volente  id  fiat,  dicitur  furtum  non  fieri.  Justinian  hat 
dies  geändert  (Cod.  6,  2,  20> 

^  Die  vollzogene  Schädigung  kann  nicht  ungeschehen  gemacht  werden; 
auch  nach  Rückgabe  der  Sache  ist  die  Diebst&hlsklage  zulässig  (Dig.  47,  2,  66)l 

^  Dig.  47,  2,  1,  1:  sola  cogitatio  (nach  der  S.  96  A.  3  gegebenen  Aas- 
führung nicht  bloss  der  gefasste  Entschluss,  sondern  die  Vorbereitung  über- 
haupt) furU  faciendi  non  facü  furem.  Dig.  50, 16,  225 :  fugitivus  est  non  is  gui 
solum  consüium  fugiendi  a  domino  suscepit ,  licet  id  se  facturum  iadaverit  . .  • 
fugitivum  ,  .  .  non  secundum  proposiiionem  solam,  sed  cum  aliquo  actu  tntel- 
legi  constaU 
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Delict  der  iniuria  darin  enthalten  sein  kann  ^  Allerdings  ist  dabei 
zu  berücksichtigen,  dass,  wie  gezeigt  worden  ist,  nicht  die  diebische 
Wegführung,  sondern  schon  das  diebische  Anrühren  des  Gegen- 
standes im  Äechtssinn  als  vollendete  That  betrachtet  wird. 

Angestellt  werden  kann  die  Diebstahlsklage  gegen  jeden,  der  ^^ 
solcher  Aneignung  sich  schuldig  macht,  auch  gegen  den  Eigen-  *  **"* 
thümer  und  den  Besitzer  der  Sache  selbst,  wenn  dieselben  durch 
das  Ansichnehmen  derselben  ein  dingliches  Recht  ^  oder  den  gut- 
gläubigen Besitz^  oder  auch  nur  das  blosse  Inhaberrecht  (S.  736 
A.  2)  geschädigt  haben.  Anstellen  kann  dieselbe  jeder,  der  durch  diese 
Aneignung  verletzt  ist,  so  dass  sie  häufig  mehreren  neben  einander 
zukommt^.  Demnach  sind  klagberechtigt  als  bei  dem  Diebstahl 
interessirt*  die  folgenden  Kategorien®: 

a)  Interessirt  bei  dem  Diebstahl  ist   in  der  Regel  zunächst 
der  derzeitige  Eigenthümer  der  gestohlenen  Sache'.    Indess  fällt 


^  Paulus  2,  31,  85:  qui  furandi  animo  condaoe  effregü  vel  aperuity  sed 
nihil  ahstuUtj  furti  actione  conveniri  non  potest,  iniuriarum  potesL  Dig.  47, 
2,  21,  7.  Das  Gegentheil  könnte  man  aus  Julius  Victor  ars  rhet  6,  3  folgern: 
8%  omnino  venisse  in  templum  furandi  causa  iam  sacriUgium  est,  quia  non  exitu, 
sed  conatu  male  facta  existimanttir,  quanto  magis  e  tetnpio  quodcumque  abstulisse? 
und  an  sich  ist  es  denkbar,  dass  der  Conat  bei  dem  öffentlichen  Verbrechen 
anders  behandelt  ward  als  bei  dem  privaten.  Aber  da  die  Eedner  beständig 
das  ethische  und  das  juristische  Unrecht  mit  einander  vermengen,  darf  auf 
jene  Stelle  ein  derartiger  weitgehender  Schluss  nicht  gebaut  werden.  Auch 
aus  der  sicher  defecten  Stelle  Dig.  48,  13,  13  (S.  764  A.  3)  wird  dies  nicht 
gefolgert  werden  dürfen. 

'  Diebstahlsklage  gegen  den  Eigenthümer  des  üsufructuars :  Dig.  47,  2, 
15,  1.  1.  20,  1  —  des  fiduciarischen  oder  Faustpfandgläubigers  Gaius  8,  200 
(=  Inst.  4, 1,  10).  204.  Paulus  2,  31,  19.  Dig.  47,  2,  12,  2.  1.  14,  1.  1.  19,  5.  6. 
1.  20  pr.  Umgekehrt  kann  auch  der  Eigenthümer  gegen  den  Usufructuar  die 
Diebstahlsklage  anstellen:   Dig.  47,  2,  46,  6. 

»  Gaius  3,  200.    Dig.  47,  2,  20,  1. 

*  Dig.  47,  2,  75 :  duobus  poena  furti  praestahüur,  quippe  cum  eiusdem  rei 
nomine  praestetur,  emptori  eius  possessionis  ^  domino  ipsius  proprietatis  causa 
praestanda  est  Ebenso  bei  Eigenthum  und  Niessbrauch.  Dig.  41,  3,  35.  47,  2, 
46,  1.  2;  bei  Eigenthum  und  Pfandrecht  Dig.  47,  2,  46,  4.   5. 

^  Dig.  47, 2, 14, 17 :  cuius  interfuit  Gaius  3, 203.  Paulus  2, 31, 4  und  sonst  oft. 

*  Die  römische  Legaldefinition  drückt  die  Schädigung  aus  durch  die 
Formel  invito  domino  (Sabinus  bei  Gellius  11,  18,  20;  Gaius  3,  195.  209),  oft 
mit  Hinweisung  auf  die  res  aliena  (Sabinus  a.  a.  0.;  Paulus  2,  31,  1).  Dabei 
ist  ausschliesslich  und  eigentlich  incorrect  die  Schädigung  des  Eigenthümers 
ins  Auge  gefasst  und  in  Folge  dessen  wird  der  Diebstahl  an  eigener  Sache  in 
den  Rechtsbüchem  als  exceptionell  behandelt,  was  er  keineswegs  ist 

^  Wenn  nach  dem  Diebstahl  das  Eigenthum  wechselt,  zum  Beispiel  durch 
Legat,  so  geht  das  Klagrecht  auf  den  neuen  Eigenthümer  über  (Dig.  47,  2,  47). 
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das  Interesse  und  also  auch  die  Klage  weg,  wenn  ein  zahlungs- 
fähiger Dritter  dem  Eigenthtimer  für  den  Diebstahl  einzustehen 
hat  und  der  Eigenthümer  hie  von  Gebrauch  machte 

b)  Interessirt  ist  gleichmässig  der  Inhaber  eines  dinglichen 
Rechts  an  dem  gestohlenen  Gegenstand,  also  der  Niessbraucher 
und  der  Pfandgläubiger  2. 

c)  Dessgleichen  der  gutgläubige  Besitzer®.  Der  nicht  gut- 
gläubige ist  zwar  ebenfalls  interessirt,  aber  die  Klage  wird  ihm 
der  Regel  nach  verweigert*. 

d)  Dessgleichen  der  Detinent  der  gestohlenen  Sache,  insofeni 
ihm  aus  dem  Innehaben  ein  Vortheil*  oder  durch  den  Verlust  eiu 
Nachtheil  erwächst*. 

e)  Wer  ein  Anrecht  hat  auf  Ablieferung  einer  individuell 
bestimmten  Sache,  kann  gegen  den  Dieb  derselben  entweder  ohne 
weiteres  klagen  oder  mindestens  von  dem  Klagberechtigten  die 
Abtretung  der  Klage  fordern^. 


^  Bei  deponirten  Sachen  hat  der  Eigenthümer  die  Diebstahlsklage,  da  der 
Depositar  dafür  in  diesem  Umfang  nicht  haftet  (Q^i-  3,  207  =  Inst.  4,  1,  17; 
Dig.  47,  2,  14,  8);  ebenso  bei  Zahlungsunfähigkeit  des  Haftpflichtigen  (Dig.  47, 
2,  12  pr.  1.  14,  17  fin.  1.  52,  9);  desgleichen,  wenn  er  den  Haftpflichtigen  frei 
giebt  (Dig.  47,  2,  91  pr.    Cod.  6,  2,  22). 

■  Dig.  47,  2,  14,  5—7.  1.  15.  1.  20,  1  und  sonst,  üb  der  Pfandgläubiger 
bei  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  an  der  Diebstahlsklage  Interesse  hatte, 
wird  gefragt,  aber  bejaht  (Dig.  47,  2,  12,  2> 

»  Dig.  47,  2,  20,  1.   1.  52,  10.    Vgl.  S.  736  A.  2. 

*  Dig.  47,  2,  11:  tum  is  cuitis  interest  furti  habet  acUonem,  si  honesta 
causa  interest  Dig.  47,  2,  12,  1.  1.  14,  3.  4.  8.  9).  Indess  wird  dies  nicht  auf 
das  fmium  usus  erstreckt  (Dig.  47,  2,  48,  4)  und  auch  sonst  die  Klage  gegeben, 
wo  deren  Verweigerung  nur  einem  anderen  Dieb  Vortheil  bringen  würde  (Pau- 
lus 2,  31,  19.    Dig.  47,  2,  68,  4). 

*  In  der  Regel  gilt  dies  von  dem  bestohlenen  Pächter  (Dig.  47,  2,  14,  16. 
1.  26,  1),  doch  wird  auch  beiden  Theilen  die  Klage  gegeben  (Dig.  47,  2,  88,  1) 
oder  der  Verpächter  angewiesen  sie  dem  Pächter  abzutreten  (Dig.  47,  2,  52,  8). 
Dies  Schwanken  hängt  wohl  zusammen  mit  der  Frage,  ob  der  Pächter  die 
Früchte  durch  Separation  erwirbt  (Dig.  47,  2,  26, 1)  oder  erst  durch  PerceptioD. 

*  Durch  eingebüsste  Retention  (S.  735  A.  5)  oder  ihm  erwachsene  Ersatz- 
pflicht (Gaius  3,  205.  206.  Dig.  47,  2,  10.  1.  12  pr.  1.  14,  15.  1.  52,  9.  47,  5, 
1,  4).  Wo  der  Ersatzpflichtige  nicht  selbst  zur  Dieb  Stahlsklage  zugelassen 
wird,  hat  er  doch  Anspruch  auf  Abtretung  derselben  (Dig.  47,  2,  54,  8). 

'  Wird  eine  stipulirte  Sache  vor  der  Leistung  gestohlen,  so  hat  der 
Gläubiger  die  Diebstahlsklage,  falls  der  Schuldner  nicht  ersatzpflichtig  ist 
(Dig.  47,  2,  13).  Wird  eiue  gekaufte  Sache  vor  der  Lieferung  gestohlen,  so 
wird  entweder  dem  Verkäufer  auferlegt  den  Erlös   aus  der  Klage   oder  die 
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Das  Furtum  kann  von  einer  Mehrzahl  von  Personen  begangen  Mitth»ter- 
werden.  Die  bei  demselben  übliche  Klagformel  'der  That  und  des  '^^^' 
Kaths'*  kommt  neben  dem  Anstifter  und  dem  Gehülfen  wahr- 
scheinlich auch  gegen  den  eigentlichen  Thäter  zur  Anwendung'^. 
Im  Allgemeinen  wird  bei  der  Mitthäterschaft  nach  dem  Grundsatz 
verfahren,  dass  das  Delict  als  solches  untheilbar  ist*,  wonach 
auch  die  Strafbarkeit,  wie  weiterhin  gezeigt  werden  wird,  sich 
regelt.  Im  Einzelnen  gelten  für  die  Betheiligung  mehrerer  Per- 
sonen an  demselben  Furtum  die  folgenden  Besonderheiten. 

1.    Bei  dem  Zusammenhandeln  Mehrerer  ist  es  nicht  erforder- 
lich, dass  die  Thätigkeit  des  Einzelnen  die  Kriterien  des  Delicts 


Klage  selbst  an  den  Käufer  abzutreten  (Dig.  47,  2,  14  pr.  1.  81  pr.)  oder  beide 
werden,  natürlich  alternativ,  zur  Klage  zugelassen  (Paulus  2,  31,  17). 

^  Die  Formel  ope  consiUo  (abgekürzt  o,  c;  vgl.  meine  Ausgabe  der  notae 
iur.  dv.  in  Keils  lat.  Gr.  4,  297.  325),  oder  ope  consiliove  (so  Gaius  4,  37;  ope 
consüioque  Cicero  de  d.  n.  3,  30,  74)  findet  sich  Cicero  a.  a.  0.;  Gaius  3,  202. 
4,  37.  Dig.  9,  2,  27,  21.  11,  3,  11,  2.  13,  1,  6.  47,  2,  36  pr.  §  2.  1.  50,  1. 
1.  52  pr.  47,  5,  1  pr.  Inst.  4,  1,  11.  Sie  gehört  der  Dieb  Stahlsklage  an,  ob- 
wohl die  Rechtsgelehrten  auch  bei  dem  Staatsverbrechen  (Paulas  5,  29,  1; 
Dig.  48,  4,  10)  und  bei  dem  Adulterium  (Dig.  48,  5,  15  pr.)  sie  verwenden. 
Nach  der  Erläuterung  Dig.  50,  16,  53,  2  (ähnlich  Dig.  47,  2,  50,  2.  3.  1.  52,  19) 
sind  beide  Begriffe  zu  trennen,  aber  post  vettrum  auctontatem  eo  perventum 
est,  ut  nemo  ope  videalwr  fecisse,  nist  et  constUum  maUgnum  habuerit,  nee  con- 
silium  häbuisse  noceat,  nist  et  factum  secutum  fuerit  lieber  die  Begriffe  selbst 
ist  im  ersten  Buch  S.  100  gehandelt. 

'  Dass  die  Formel  in  unseren  Rechtsquellen  gefasst  wird  als  'Beihülfe 
und  Rathschlag',  unterliegt  keinem  Zweifel;  auf  die  scheinbare  Ausnahme 
Dig.  9,  2,  27,  21  möchte  ich  kein  Gewicht  legen.  Wohl  aber  ist  es  auffallend, 
dass  an  zwei  Stellen,  wo  die  Diebstahlsklage  beispielsweise  erwähnt  wird  und 
wo  durchaus  keine  Veranlassung  war  statt  des  Diebes  selbst  den  Gehülfen  zu 
nennen,  bei  Cicero  a.  a.  0.  und  bei  Gaius  4,  37  dieselbe  Formel  auftritt.  Nach 
dem  ursprünglichen  Sinn  —  ope  ist  von  opus  nicht  zu  trennen  und  consiUo  ist 
gleichbedeutend  mit  dolo  malo  (S.  86/7  A.  3)  —  dürfte  die  Formel  auf  den 
Thäter  sich  bezogen  und  vielmehr  bedeutet  haben  <mit  That  und  Absicht^  wo 
denn  die  Ausdrücke,  wie  auch  die  Quellen  wollen,  nicht  alternativ,  sondern 
cumulativ  zn  fassen  sind.  Praktisch  musste  es  auf  jeden  Fall  sich  empfehlen 
die  oft  schwierige  und  bei  der  Gleichheit  der  Strafmasse  rechtlich  werthlose 
Scheidung  des  Mitthäters  und  des  Gehülfen  in  der  Klagformel  nicht  zum  Aus- 
druck zu  bringen:  und  wäre  dies  geschehen,  so  würden  unsere  Rechtsquellen 
diesen  Gegensatz  eingehend  erörtern.  Wenn  sie,  durch  den  späteren  Sprach- 
gebrauch bestimmt,  die  althergebrachte  Formel  missverständlich  als  ^Beihülfe 
und  (oder)  Rathschlag'  fassten  und  sie  dennoch  auch  gegen  den  Dieb  selbst 
verwendeten,  so  mögen  sie  sich  dabei  beruhigt  haben,  dass  was  dem  Gehülfen 
recht,  auch  dem  Thäter  billig  siel. 

•  Dig.  47,  2,  21,  9:  neque  enim  potest  dicere  pro  parte  furtum  fecisH 
singulos. 
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aufweist,  wenn  diese  nur  bei  der  Sammthandlung  vorliegen*.  In- 
dess  ist  bei  dem  Entlaufen  des  Sclaven  diesem  Satz  nicht  in  vollem 
Umfang  Rechnung  getragen  worden*. 

2.  Anstiftung  und  Beihülfe  bei  mangelnder  eigener  Contrectation 
sind,  wie  das  Furtum  selbst,  nur  strafbar,  wenn  dasselbe  vollendet 
ist^,  dann  aber  auch  selbst  wenn  der  Klage  gegen  den  Dieb  ein 
Rechtshinderniss  im  Wege  steht*.  Welche  Handlungen  als  An- 
stiftung und  Beihülfe  betrachtet  worden  sind ,  ist  mehr  That-  als 
Rechtsfrage  *. 

3.  Bei  einem  von  dem  Sclaven  auf  Befehl  des  Herrn  aus- 
geführten Delict  gelten  beide  als  Thäter;   bei  einem  unter  Vor- 


^  Zum  Beispiel  mehrere  Diebe  tragen  einen  für  den  einzelnen  zu  schweren 
Balken  fort  (Dig.  9,  2,  51,  2.  47,  2,  21,  9),  wobei  freilich  auch  auf  die  contrec- 
tcUio  recurrirt  werden  könnte.  Hülfeleistung  bei  dem  Diebstahl  aus  Feindschaft 
ist  ebenfalls  Diebstahl  (Dig.  47,  2,  50,  1). 

*  Wer  einen  Sclaven  dazu  bestimmt  seinem  Herrn  zu  entlaufen,  wird 
nach  Ulpian  47,  2,  36  nur  dann  als  GehQlfe  bei  dem  Diebstahl  betrachtet,  wenn 
der  Sclave  nicht  in  den  Besitz  eines  Andern  übergegangen  ist,  wobei  er  sich 
darauf  stützt,  dass  der  Sclave  sich  selber  nicht  stehlen  könne  (S.  787  A.  1); 
nach  Paulus  2,  31,  33,  Inst.  4,  1,  11  (12),  Cod.  6,  2,  4  überhaupt  nicht  Dass 
Sabinus  (bei  Gellius  11,  18,  14)  denjenigen,  der  dem  Sclaven  bei  der  Flucht 
aus  Mitleid  behülf  lieh  ist,  als  Mitthäter  behandelt,  erscheint  dem  Gellius  selbst 
unerhört  {inopinabile).  Da  sonst  der  fugitivus  durchaus  behandelt  wird  als  ra 
furtiva,  so  fordert  die  rechtliche  Consequenz  ohne  Frage  in  diesem  FaU  die  An- 
nahme der  Beihülfe;  es  sieht  ganz  so  aus,  als  habe  die  Jurisprudenz  dieser 
Folgerung  durch  mehr  humane  als  logische  Argumentation  sich  mehr  oder 
minder  geradezu  zu  entwinden  versucht.  Auf  die  Hehlerei  bei  dem  entlaufenen 
Sclaven  hat  sich  diese  milde  Auffassung  begreiflicher  Weise  nicht  erstreckt 
(S.  747  A.  4). 

^  Dig.  47,  2,  52,  19:  opem  ferre  vd  consilium  dare  tunc  nocet,  cum  secuta 
contrectatio  est, 

.  *  Wenn  der  Sclave  seinen  Herrn  bestiehlt,  so  hat  dieser  keine  Klage 
gegen  ihn,  wohl  aber  gegen  seinen  Gehülfen  (Dig.  47,  2,  36).  Auch  bei  dem 
Ehegatten-Diebstahl  wird  der  Gehülfe  als  Dieb  bestraft  (Dig.  47,  2,  52  pr.  §  1), 
wenigstens  dann,  wenn  er  als  Mitthäter  erscheint  und  alle  für  den  Diebstahl 
erforderlichen  Momente  bei  ihm  vorhanden  sind  (Dig.  25,  2,  21,  !> 

^  S.  98  fg.  Wegen  Beihülfe  wird  bestraft,  wer  Dieben  das  Werkzeug  zum 
Einbrechen  liefert,  auch  ohne  von  dem  einzelnen  Delict  zu  wissen  (Dig.  47,  2, 
55,  4);  wer  ein  entlaufenes  zahmes  Thier  so  hetzt,  dass  es  Dieben  in  die 
Hände  fällt  (Gaius  3,  202;  Dig.  47,  2,  37.  50,  4);  wer  den  Führer  eines  Ge 
Spanns  durch  dolose  Vorladung  vor  Gericht  nöthigt  sein  Gespann  zu  verlassen, 
wenn  dieses  dann  gestohlen  wird  (Dig.  47,  2,  67,  2);  wer  einen  Sclaven  veranlasst 
in  seinem  Kaufcontract  seinen  Namen  zu  tilgen  und  dadurch  dem  Herrn  den 
Beweis  seines  Eigenthums  zu  erschweren  (Dig.  47,  2,  52,  23).  —  Die  blosse  Mit- 
wisserschaft um  das  Verbrechen  ist  nicht  strafbar  (Dig.  47,  2,  48,  1). 
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wissen  des  Herrn  von  dem  Sclaven  verübten  Verbrechen  gilt 
späterhin  dieser  dann  als  mitschuldig,  wenn  er  es  hindern  konnte 
(S.  108  A.  1). 

4.  Bei  einem  von  mehreren  Sclaven  desselben  Herrn  gemein- 
schaftlich verübten  Furtum  kann  der  Herr  von  der  noxalen  Straf- 
klage gegen  die  einzelnen  Thäter  sich  befreien  durch  einmalige 
Leistung  der  Geldstrafe  an  den  Geschädigten  (S.  103  A.  2). 

5.  Wenn  auf  einem  Schiff  oder  in  einem  Wirthshaus  von 
einem  der  dabei  Angestellten  ein  Diebstahl  begangen  wird,  so 
haftet  der  Schiifsherr  oder  der  Wirth,  falls  der  Thäter  sein  Sclave 
ist,  in  gewöhnlicher  Weise  mit  der  Noxalklage,  falls  der  Thäter 
ein  Freier  oder  ein  fremder  Sclave  ist,  als  Mitthäter  (S.  103  A.  4). 

6.  Wenn  das  Gesinde  des  Zollpächters  eines  Diebstahls  an- 
geschuldigt wird,  so  hat  der  Herr  dem  Kläger  auf  Verlangen  die 
Angeschuldigten  vorzuführen,  so  weit  sie  am  Leben  sind,  und 
verliert,  wenn  er  dies  nicht  kann  oder  nicht  will,  das  Recht  der 
noxalen  Auslieferung^. 

7.  Die  Hehlerei^,  das  Verbergen  und  Verwerthen  des  ge- 
stohlenen Guts  fällt  nicht  unter  den  Begriif  der  Mitthäter- 
schaft,  wie  derselbe  früher  bestimmt  worden  ist  ^ ;  in  der  That  hat 
das  Zwölftafelrecht  dieselbe  von  dem  Diebstahl  getrennt  und  sie, 
allerdings  beschränkt  auf  den  Fall,  wo  das  gestohlene  Gut  bei 
förmlicher  Haussuchung  gefunden  wird,  unter  der  Benennung  des 
'gefassten  Diebsguts'  (furtum  conccptum)  als  selbständiges  Delict 
behandelt,  wie  dies  weiterhin  bei  dem  Prozess  und  der  Strafe  aus- 
geführt ist.  Da  aber  wenigstens  die  Benennung  des  Diebstahls 
schon  damals  auf  diese  Hehlerei  erstreckt  worden  ist  und  da  die 
Hehlerei,  wenn  sie  in  anderer  Weise  constatirt  ward,  wohl  nach 
dem  alten  auf  feste  Greifbarkeit  der  Strafthaten  bedachten 
Stadtrecht,  aber  unmöglich  in  der  späteren  entwickelten  Staats- 
ordnung straffrei  bleiben  konnte,  so  wird  die  Hehlerei  wohl 
späterhin  unter  die  Hülfleistung  bei  dem  Diebstahl  gezogen  und 
gleichmässig  bestraft  worden  sein,  wenn  gleich  ausdrückliche 
Zeugnisse  dafür  nicht  in  ausreichendem  Umfang  vorliegen^. 


»  Dig.  39,  4,  1  pr.   1.  12.   1.  13,  1.   2. 

*  Eine  technische  Bezeichnung  des  Delicts  giebt  es  nicht ;  das  gewöhnliche 
Wort  für  hehlen  ist  celare. 

'  S.  101.    Keine  der  die  Formel  ape  consüio  erläuternden  Stellen  weist 
hin  auf  die  Hehlerei. 

*  Gellius  11,  18,  14:   Sabintta  dicit  furem  esse  hominis  iudicatum,  qui  cum 
fugitivus  praeter  oculos  forte  domini  iret,  obtentu  togae  tamquam  se  amiciens  ne 


snchang. 
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Wir  wenden  uns  zu  dem  Prozessverfahren  und  der  Bestrafung 
des  Diebstahls  am  Privatgut.  Es  handelt  sich  bei  diesem  Ver- 
brechen nicht,  wie  bei  der  Perduellion  und  dem  Mord,  um  Be- 
strafung der  sittlichen  Verschuldung,  sondern  um  Befriedigung  des 
Geschädigten,  sei  es  im  Wege  der  Zulassung  der  Kache,  sei  es 
durch  Vergleich  und  Schadensersatz. 
Haas-  Vorbereitend   für    den   Diebstahlsprozess   und    diesem   Delict 

eigenthtimlich  ist  die  Haussuchung  zum  Zweck  der  Auffindung  des 
gestohlenen  Guts.  Es  giebt  für  diese,  bei  welcher  das  Objeet 
immer  vorher  genau  anzugeben  ist*,  eine  alte  in  den  Zwölf- 
tafeln erscheinende  Form:  der  Bestohlene  betritt,  nur  mit  einem 
Schurz  {licium)  bekleidet  und  eine  Schüssel  (lanx)  in  der  Hand 
haltend,  das  Haus,  in  welchem  er  den  abhanden  gekommenen  Gegen- 
stand vermuthet,  und  stellt  in  demselben  die  Nachsuchung  an*. 
Neben  diesem  Verfahren,  welches  mit  einigen  Modificationen  noch 
in  der  Kaiserzeit  in  Gebrauch  gewesen  zu  sein  scheint*,  pflegt  in 
späterer  Zeit  die  Haussuchung  bei  dem  Magistrat  nachgesucht  und 


videretur  a  domino  obstitisset,  Ulpian  Dig.  11,  4,  1  pr.:  is  qui  fugiUvumi  cdavit 
fwr  est.  47,  2^  48,  1:  qui  celat  hoc  ipso  tenetur,  Caracalla  Cod.  2,  11,  8. 
Diocletian  Cod.  6,  2,  14:  cos,  qui  a  servo  furtint  ablata  scientes  susceperint^  non 
tantum  de  Husceptis  convenire,  sed  etiam  poenali  furti  actione  potes.  Derselbe 
Cod.  9,  20,  12.  Inst.  4,  1,  4:  manifestissimum  est,  quod  omnea,  qui  scientes  rem 
furtivam  susceperint  et  celaverint,  furti  nee  manifesti  ohnoxii  sunt.  Dies  wird 
auch  gesagt  in  Beziehung  auf  den  Haub  (C.  Th.  9,  28,  2  »=  lust.  9,  12,  9)  und 
auf  den  Peculat  (Cod.  9,  28,  1). 

1  Paulus  2,  31,  22:  qui  fu/rtum  quaesituruA  est,  antequam  qucierat,  ddet 
dicere,  quid  quaerat  et  rem  suo  nomine  et  sua  specie  designare*  Dig.  11,  4, 1, 8a. 

*  Zwölftafeln  8,  14  Scholl  (Gaius  3,  192;  Gellius  11,  18,  9  und  die  andern 
dort  angeführten  Stellen).  Der  Schurz  ward  vorgeschrieben,  um  das  (unter 
besondere  Strafe  gestellte)  Zutragen  zu  verhindern,  die  Schüssel  ohne  Zweifel 
als  sachliche  Andeutung  der  beabsichtigten  Wegtragung  des  gefundenen  Gegen- 
standes. Die  hiebei  vorgebrachten  alten  und  neuen  Thorheiten  wiederhole  ich 
nicht.  —  Bei  den  Worten  Zwölftafeln  8,  15  Scholl  =  Gaius  3,  186:  con- 
ceptum  furtum  dicitur,  cum  apud  aliquem  testibus  praesentibus  furtiva  res  gwu- 
Sita  et  inventa  est  kann  an  keine  andere  Form  der  Haussuchung  gedacht  sein 
als  an  die  gleich  nachher  erörterte  lance  et  Udo]  eben  darum  haben  die 
Zwölftafeln  für  das  furtum  conceptum  keine  Multiplarstrafe  ausgesprochen, 
sondern  es  nur  dem  furtum  manifestum  gleichgestellt  (S.  750  A.  7). 

■  Bei  der  Haussuchung  nach  einem  entlaufenen  Sclaven,  welche  Petronius 
c.  97.  98  beschreibt,  erscheint  der  Suchende  in  einem  bunten  Kleid  (vestis)  und 
eine  silberne  Schüssel  in  den  Händen  haltend;  dies  ist  ungeföhr  die  alte  Form. 
da  mit  dem  Kleid  das  Untergewand  gemeint  sein  wird  und  die  Schüssel  wohl 
nicht  gerade  noth wendig  von  Silber,  sondern  nur  augenfällig  blank  gewesen 
sein  wird. 
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von  diesem  dem  Suchenden  ein  Gerichtsdiener  beigegeben  zu  werden  *. 
Die  Verhinderung  der  Haussuchung^  so  wie  die  Weigerung  der 
Herausgabe  des  gefundenen  Gegenstandes*  sind  durch  das  prä- 
torische  Edict  in  der  Bestrafung  dem  Diebstahl  selbst  und  zwar 
in  seiner  privatrechtlich  schwersten  Form  gleichgestellt  worden. 
Späterhin  sind  diese  Privatklagen  abgekommen*  und  durch  öffent- 
liche Geldstrafen  ersetzt  worden*. 

Der  Diebstahl  am  Privatgut  wird  als  Antragsverbrechen  be-  oiebetawa- 
handelt;  der  Prozess  vollzieht  sich  durch  Klagerhebung   des  Ge-    ^^^' 
schädigten  bei  dem  Prätor  nach  den  Regeln  des  Privatrechts,  an- 
fänglich durch    mündliche   Einbringung®   mittelst   des   personalen 
Sacramentum  ^,  später  durch  die  schriftliche  Fonnel  ^,  weiter  durch 


*  Bei  Petroniiis  a.  a.  0.  wird  mit  der  Haussuchung  die  öifentliche  Aus- 
rufung der  gestohlenen  Sache  unter  Zusicherung  einer  Belohnung  für  die  An- 
zeige (S.  505)  verbunden;  wesshalb  auch  der  Suchende  die  ausgesetzte  Be- 
lohnung (indicium)  und  wie  es  scheint  die  Pönalcaution,  durch  die  er  dem 
Anzeiger  sich  zum  Geheimhalten  verpflichtet  (fides),  in  der  Schüssel  bei  sich 
führt  Den  Suchenden  begleitet  ein  öffentlicher  Ausrufer  und  ein  Gemeinde- 
sclave,  der  die  Thüren  wo  nöthig  mit  Gewalt  öffnet.  Auch  bei  Plautus  (Merc. 
3,  4,  78  =  663)  werden  für  die  Haussuchung  praecones  gedungen  so  wie  vom 
Prätor  inquisitores  in  vicis  omnihus  gefordert.  Nach  Ulpian  (Dig.  11,  4,  1,  2. 
1.  3)  giebt  bei  Aufsuchung  flüchtiger  Sclaven  der  Prätor  dem  Suchenden  eine 
Vollmacht  und  erforderlichen  Falls  einen  Gerichtsdiener  (apparitor)  mit 

*  Gaius  3,  188  =  Inst  4,  1,  4:  est  etiam  prohihiti  furti  [actio]  adversus 
eum  qui  furtum  quaerere  volentem  prohibtterit  192:  prohihiti  (furti)  actio 
quadrupji  est  ex  edicto  praetoris  introducta, 

*  Inst  4,  1,  4:  poena  constituitur  edicto  praetoris  per  actionem  furti  non 
exhtbiti  adverstis  eum,  qui  furtivam  rem  apud  se  qua£sitam  et  inventam  non 
exhtbuit 

*  Inst  a.  a.  0.;  Gaius  3,  190.  191.  4,  173  und  Paulus  2,  81,  14  behandeln 
sie  noch  als  praktisch. 

^  Ulpian  Dig.  11,  4,  3.  Die  Municipalbeamten  werden  mit  einer  Mult 
von  100  Goldstücken  belegt,  wenn  sie  die  Nachsuchung  nach  flüchtigen  Sclaven 
nicht  gehörig  unterstützen  (Dig.  11,  4,  1,  2). 

^  Die  Formel  der  mündlichen  Klageinbringung  giebt  Cicero  de  d.  n.  3, 
30,74:  illa  actio:  ope  consüioque  (ursprünglich  ope  consüio:  S.  745  A.  1)  tuo 
aio  furtum  factum  esse. 

^  Die  Diebstahlsklage ,  auch  wenn  sie  auf  Addiction  und  nicht  auf  Löse- 
geld ging,  kann  nicht  mit  der  Executionsformel  (per  manus  iniectionem)  be- 
gonnen haben.  Diese  ist  am  Platz,  wenn  der  Kläger  die  Unfreiheit  des  Be- 
klagten behauptet,  also  gegen  den  verurtheilten  Schuldner,  insofern  in  dem 
Judicat  die  bedingte  A^judication  liegt;  der  Dieb  aber  verliert  die  Freiheit 
erst  durch  den  Spruch. 

^  Den  Anfang  der  Formel  giebt  Gaius  4,  37  (vgl.  45),  als  Beispiel  der 
Anwendung  der  Klage  gegen  den  Bürger  auf  den  Nichtbürger:  Iudex  esto,  si 


750  Viertes  Buch.    Die  einzelnen  Delicte. 

magistratische  Elagregulirung  und  Litiscontestation  ^  und  durch 
UrtheilfWlung  sei  es  des  Einzelgeschwomen ,  sei  es  der  Recupera- 
toren  (S.  179).  Was  weiter  in  dieser  Hinsicht  zu  bemerken  ist, 
schliesst  sich  an  an  den  Strafantrag  und  die  Strafe. 


Capital-  ^^\Q  (jer  Diebstahl  am  Privatgut  nach   dem  Kriegsrecht  der 

Republik  mit  dem  Tode  bestraft  *  wird,  so  wird  er  auch  im  bürger- 
lichen anfänglich  allgemein  behandelt  worden  sein*.  Noch  das 
Zwölftafelrecht  kennt  bei  demselben  ein  zwiefaches  Verfahren  und 
das  strengere  ist  capital*. 

Als  schwerere  Form  des  Delicts,  nach  der  technischen  Be- 
zeichnung als  *handhafter  Diebstahl',  furtum  manifestum^  gilt  der- 
selbe, wenn  der  Dieb  vor  Hinbringung  der  gestohlenen  Sache  an 
ihren  Bestimmungsort  und  im  Besitz  derselben  gefasst  und  fest- 
genommen wird*;  gesetzlich  dem  gleichgestellt  wird  derjenige,  in 
dessen  Behausung  bei  angestellter  förmlicher  Haussuchung  (S.  748) 
die  gestohlene  Sache  gefunden  wird  (furtum  canceptum)  '^.  Die  Ur- 
sache, wesshalb  bei  diesen  das  ethische  Unrecht  nicht  steigernden 
Voraussetzungen  eine  schwerere  Strafform  eintritt,  liegt  ohne  Zweifel 


paret  [L.  Titio  ope]  consüiove  Dionis  Hermaei  füii  furtum  factum  esse  paterae 
aureae,  quam  ob  rem  eum,  st  civis  Rmnanus  esset,  pro  füre  damnum  deddere 
oporteret.    Vgl.  S.  751  A.  4. 

1  Dig.  47,  6,  1,  3. 

«  Cato  bei  Frontinus  4,  1,  16.    Polybius  6,  37,  9. 

«  Wenn,  was  die  Zwölftafeln  8,  13  Scholl  (=  GeU.  11,  18,  8  u.  a.  St.  m.) 
für  das  furtum  manifestum  festsetzten:  (decemviri)  liberos  verberari  addicique 
iusserunt  ei  cui  furtum  factum  esset,  ursprünglich  allgemein  gegolten  hat,  was 
nicht  bezweifelt  werden  kann,  so  trifft  auch  hier  zu,  dass  die  pecuniaria  aesH- 
mfxtio  dem  ursprünglichen  Privatprozess  fremd  gewesen  ist  (Gai.  4,  48). 

«  Gaius  3,  189.   4,  111.    Scholien  zu  Vergil  Aen.  8,  205.    Isidor  5,  26,  19. 

*  Die  Ableitung  von  manus  und  fendere  =  stossen  (vgl.  defendere^  offenäert^ 
infestus)  ist  durchsichtig;  wörtlich  ist  manifestus  etwa  Handstoss  oder  Handgri£ 

0  Sabinus  bei  GeUius  11,  18,  11..  Paulus  2,  31,  2.  Gaius  3,  184.  Dig.  2% 
1,  24,  2.  47,  2,  3.  1.  4.  1.  5.  1.  7.  Die  wenig  bedeutenden  Controversen  über  den 
Zeitpunkt,  in  dem  der  Diebstahl  aufhört  handhaft  zu  sein,  können  über- 
gangen werden.  In  welcher  Weise  und  von  wem  der  Dieb  festgenommen  ward, 
ist  gleichgültig.  Die  unmittelbare  Wahrnehmung  des  Delicts  durch  den  Ge- 
schädigten, wie  zum  Beispiel  wenn  derselbe  aus  einem  Versteck  dasselbe  ge- 
schehen sieht  (Dig.  47,  2,  7,  1),  macht  den  Diebstahl  nicht  zum  handhaften. 
Allerdings  steht  damit  im  Widerspruch  Papinian  Dig.  47,  2,  81,  8:  cum  raptor 
omnimodo  furtum  facit,  manifestus  für  existimandus  est;  aber  es  ist  bereits  ge* 
zeigt  worden  (8.  661  A.  4),  dass  diese  dem  Begriff  des  handhaften  Diebstahls 
widerstreitende  Auffassung  nicht  durchgedrungen  ist. 

'  Zwölftafeln  8,  14  =  Gai.  3,  192  und  sonst. 
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darin,  dass  in  beiden  Fällen  der  Dieb  dem  Bestohlenen  persönlich 
gegenübersteht  und  die  Selbsthülfe,  auf  deren  Regulirung  das  private 
Delictverfahren  beruht,  hier  den  nächsten  Anlass  und  den  freiesten 
Spielraum  fand  (S.  62).  Spricht  der  Geschworne  auf  handhaften 
Diebstahl,  so  unterliegt  der  Dieb,  wenn  er  unfrei  ist,  der  Hin- 
richtung; und  die  Form  derselben,  die  Geisselung  und  der  Fels- 
sturz durch  den  Bestohlenen^,  zeigt,  wie  im  folgenden  Buch 
dargelegt  werden  soll,  dass  sie  als  Privatstrafe  gedacht  ist.  Ist 
der  Dieb  ein  Freier,  so  schreibt  das  alte  Gesetzbuch  zwar  nicht  die 
Hinrichtung  vor,  aber  die  Addiction,  und  zwar  ohne  Zweifel  nicht 
diejenige  des  Schuldrechts,  welche  das  Bürgerrecht  nicht  berührt 
und  die  persönliche  Freiheit  nur  suspendirt,  sondern  die  wirkliche 
Unfreiheit,  die  Ausscheidung  aus  dem  Bürgerverband  und  die  förm- 
liche Sclaverei  ^.  Capital  also  ist  die  Strafe  auch  gegen  den  Freien. 
Indess  ist  die  private  Capitalstrafe  bei  dem  Diebstahl  von  der- 
jenigen der  öffentlichen  Verbrechen  principiell  verschieden.  Die 
öffentliche  Capitalstrafe  kann  im  Rechtsverfahren  nicht  durch  Um- 
wandlung beseitigt  werden;  von  der  privaten  kann  nicht  bloss  der 
siegreiche  Kläger  Abstand  nehmen,  sondern  es  ist  auch  der  eigent- 
liche und  ursprüngliche  staatliche  Zweck  des  Privatprozesses  für  eine 
derartige  Erlassung  die  Einwilligung  des  Geschädigten  herbeizu- 
führen, ihn  zur  Entgegennahme  eines  von  dem  Gericht  als  an- 
gemessen befundenen  Ersatzes  und  damit  zur  Einwilligung  in  die 
Lossprechung  des  Angeklagten  zu  bestimmen®.  Darauf,  dass  der 
Diebstahlsprozess  anfänglich  einen  wirklichen  Vergleich  herbeiführen, 
sollte,  beruht  es,  dass,  auch  nachdem  die  Annahme  des  Ersatzes 
nicht  mehr  von  dem  Willen  des  Klägers  abhing,  die  Form  der 
Vergleichung  demselben  geblieben  ist*. 


*  Zwölftafeln  a.  a.  0.:  servos  furti  manifesH  prensos  verherihus  affxd  et 
ex  saxo  praecipitari, 

'  Es  war  bestritten,  ob  der  addicirte  Dieb  Sclave  sei  oder  in  causa  man- 
cipii  (Gaius  8,  189:  utrum  servus  efficerettir  ex  addictione  an  adiiAdicati  loco 
constdtvreretur,  veteres  quaer^>ant)\  aber  die  strengere  Meinung,  welcher  auch 
Gellius  20,  1,  7  folgt,  ist  die  allein  folgerichtige,  wie  im  folgenden  Buch  bei 
der  Behandlung  des  Freiheitsverlusts  gezeigt  werden  wird.  Wie  die  Gemeinde 
bei  internationalem  Frevel  den  schuldigen  Bürger  der  geschädigten  Gemeinde 
zu  eigen  giebt  (S.  8  A.  7),  so  wird  auch  bei  dem  schweren  bürgerlichen  der 
schuldhafte  Bürger  dem  Geschädigten  als  eigener  Mann  ausgeliefert. 

■  Dig.  2,  14,  7,  14:  de  furto  pacisci  lex  {der  Zwölftafeln)  permittit,  1. 17,  1: 
quaedam  actianes  per  pactum  ipso  iure  toUuntur,  ut  iniurtarum,  item  furti. 

^  Die  Formel  lautet  nach  Gaius  (S.  749  A.  8)  also:  quam  ob  rem  eum 
pro  füre  damnum  decidere  oportebit  Dig.  47,  2,  42, 1..   1.  46,  5.  62,  2.    Damnum 
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Lösegeld-  Die  Weitere  Entwickelung  des  Diebstahlsprozesses  bewegt  sich 

Terfahren.  j^  ^^^  RichtuDg  der  Milderung,  hauptsächlich  durch  Umwandelung 
des  gerichtlichen  Stihneversuchs  in  ein  eigentliches  von  dem  Willen 
des  Klägers  unabhängiges  Judicat.  Längst  mag  es  üblich  gewesen 
sein,  wenn  der  Dieb  die  gestohlene  Sache  zurück  und  ein  Aequivalent 
des  Werthes  dazu  zu  geben  oder  den  Werth  mehrfach  zu  ersetzen 
bereit  war,  den  klagenden  Bestohlenen  in  dem  schiedsrichterlichen 
Verfahren  zur  Annahme  dieses  Lösebetrags  zu  bestimmen.  Die  An- 
nahme des  Lösegeldes  ist  dann  für  den  Fall,  dass  der  Dieb  nicht 
auf  der  That  ergriffen  worden  war,  im  Zwölftafelgesetz^)uch,  viel- 
leicht unter  dem  Einfluss  der  athenischen  Legislation,  wenn  der 
Dieb  doppelten  Ersatz  bietet,  gesetzlich  vorgeschrieben  worden ^ 
In  Fortführung  derselben  Tendenz  hat  späterhin  der  Stadtprätor 
durch  sein  Edict  die  obligatorische  Lösung  unter  Steigerung  auf  den 
vierfachen  Betrag  sowohl  auf  den  handhaften  Dieb  erstreckt*  wie 
auf  den,  bei  welchem  die  gestohlene  Sache  im  Wege  der  Haus- 
suchung gefunden  worden  ist®.  Indess  wird  dem  letzteren,  wenn  er 
die  bösliche  Zutragung  derselben  nachweist,  gegen  den  Zuträger  die 
gleiche  Strafklage  eingeräumt  (furtum  oblatum)*.  Diese  Multi- 
plarsätze  sind  ohne  Zweifel  gedacht  als  Ersatz  mit  Strafzuschlag, 
so  dass  der  Dieb,  wenn  er  das  gestohlene  Gut  zurückgab,  daneben 
bei  dem  gewöhnlichen  Diebstahl  den  einfachen,  bei  dem  handhaften 
den  dreifachen,  wenn  er  sie  nicht  zurückgab,  den  doppelten  oder 
vierfachen  Sachwerth  zu  leisten  hatte.  Indess  ist  in  der  späteren 
Jurisprudenz  diese  Auffassung  schwankend  geworden  und  überwiegt 


(Participalbildung  von  dare,  vgl.  S.  13  A.  1)  ist  die  Leistung  und  wird  im 
Strafrecht,  wie  im  fünften  Buch  bei  der  Vermögensstrafe  ausgeführt  ist,  Ton 
jeder  öffentlichen  wie  privaten  Geldbusse  gebraucht.  Die  nähere  Bestimmung 
erhält  das  Wort  hier  durch  den  Beisatz  pro  füre.  Decidere  ist  bekanntlich 
gleichbedeutend  mit  transigere  (Cod.  6,  2,  13:  post  decisionein  furti  leges  agi  pro- 
hibent  quod  si  non  transegisti  u.  a.  St  m.).  Der  Ausgangspunkt  der  £lage 
von  der  freiwilligen  Lösung  tritt  in  der  Fassung  deutlich  zu  Tage. 

1  Zwölftafeln  8,  16  (=  Gai.  3.  190):  nee  manifesti  furü  poena  per  legem 
XII  tabularum  dupli  irrogatur. 

«  Gaius  3,  189. 

8  Zwölftafeln  8,  15  (=  Gai.  3,  191).  Gell.  11,  18,  12.  Gai.  4.  173.  Paulus 
2,  31,  14  (so  etwa  herzustellen):  furti  concepti  actio  tripHi  est  poena  et  ipsius 
rei  repetitio^  adversus  eum  qui  ohtulit  tripli. 

^  Zwölftafeln  a.  a.  0.  Die  vier  hienach  unterschiedenen  Kategorien  des 
furtum:  manifestum,  nee  manifestum,  eonceptum,  oblatum  sind  nicht  systematisch 
gemeint;  es  sind  die  vier  in  den  Zwölftafeln  benannten  Diebstahlsklagen. 
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die  Behandlung  der  Multiplarstrafen  als  vollständig  pönaler  \  Un- 
zweifelhaft wurde  damit  der  private  Capitalprozess  für  dieses  De- 
lict  überhaupt  beseitigt;  der  Unfreie  unterlag  seitdem  in  diesem 
Fall  dem  Noxalverfahren ,  der  Freie  der  Ersatzpflicht  und  nur  im 
Fall  des  Unvermögens,  demnach  also  unter  Belassung  der  persön- 
lichen Rechte,  der  Addiction.  —  Das  gerichtliche  Verfahren  bei 
dem  unter  dem  Gesetz  der  obligatorischen  Lösung  geführten  Prozess 
besteht  darin,  dass  das  Gericht  zunächst  die  Thatfrage  entscheidet 
und,  wenn  der  Spruch  dem  Kläger  Recht  giebt,  der  Beklagte  auch 
jetzt  noch  im  Stande  ist  durch  Befriedigung  desselben  nach  den 
vorher  bezeichneten  Sätzen,  gewissermassen  also  durch  Vergleich^ 
die  Freisprechung  zu  erwirken*;  wenn  er  dies  nicht  will  oder 
nicht  kann ,  so  folgt  die  Litisästimation  *,  wobei  der  während  des 
diebischen  Besitzes  höchste  Werth  der  Sache  in  Ansatz  gebracht 
(S.  736  A.  1),  das  Interesse  des  Geschädigten  aber  der  Regel  nach  nicht 


^  Dass  bei  furtum  manifestum  das  Vierfache  gefordert  wird,  bei  furtum 
conceptum  das  Dreifache  nebst  dem  Einbehalten  des  Gefundenen,  während 
nach  den  Zwölftafeln  beide  gleich  bestraft  werden  (S.  752  A.  1),  erklärt  sich 
daraus,  dass  im  ersteren  Fall  die  Wiedergewinnung  des  gestohlenen  Objectes 
nicht  so  selbstverständlich  ist  wie  in  dem  zweiten.  —  Bei  der  Eaubklage,  deren 
Quadruplum  an  das  des  Diebstahls  anlehnt  (S.  661  A.  4),  wurde  darüber  ge- 
stritten, ob  es  den  Ersatz  der  Sache  einschliesse  oder  nicht  (Gaius  4,  8), 
wobei  die  erstere  Annahme  überwogen  hat,  also  als  Strafe  nur  das  Triplum 
erscheint.  Wenn  Paulus  die  Strafe  des  Abigeats  an  einer  Stelle  (Coli.  11,  6) 
auf  das  duplum  vel  quadruplum  ansetzt,  an  einer  anderen  (sent  5,  18,  1.  8) 
auf  das  duplum  aut  triplum  ^  so  denkt  er  dort  an  den  Gegensatz  von  furtum 
manifestum  und  non  manifestum,  hier  an  den  Gegensatz  von  Diebstahl  und 
Raub  (S.  661). 

*  Dig.  4,  4,  9,  2:  si  potuit  {minor)  pro  füre  damnum  decidere  magis  quam 
actionem  dupHi  vel  qu^idrupli  pcUi,  ei  sübvenietur.  Darauf  bezieht  sich  auch 
wenigstens  mit  die  Zulassung  des  Vergleichs  über  das  Furtum  in  den  Zwölf- 
tafeln (S.  751  A.  3)  und  die  Gleichstellung  des  Vergleichs  und  der  Ver- 
urtheilung  hinsichtlich  der  Infamie  (S.  754  A.  5).  Eigentlichen  Vortheil  brachte 
nach  dem  späteren  Verfahren  der  Vergleich  dem  Dieb  nicht,  wohl  aber,  so 
lange  die  Verurtheilung  ihm  die  Freiheit  nahm. 

*  Gai.  4,  114  =  lust.  4,  12,  2:  omnia  iudicia  dbsolutoria  esse.  Dass  die 
Infamie  bei  dem  Diebstahl  und  den  gleichartigen  Delicten  nicht  bloss  an  das 
ürtheil  geknüpft  ist,  sondern  auch  an  den  Vergleich  (S.  754  A.  5),  empfiehlt 
dessen  Beziehung  auf  den  nach  gerichtlicher  Feststellung  der  Strafthat  ein- 
tretenden, da  bei  dem  aussergerichtlichen  die  Rechtssicherheit  mangelt.  Da- 
durch ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  dieser  unter  Umständen,  namentlich 
wenn  der  Beschuldigte  eine  Entschädigung  zahlt  (Dig.  8,  2,  6,  8),  die  Infamie 
zur  Folge  hat. 

^  Julianus  Dig.  25,  2,  22  pr.:  qui  litis  aestimationem  suffert,  eynptoris  loco 
habendus  est.    Dig.  47,  2,  9,  1.    1.  85.    tit.  6,  1  pr.    Vgl.  S.  771  A.  1. 
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in  die  Rechnung  einbezogen  wird  *,  und  unter  Anwendung  des  ge- 
setzlichen Multiplum  die  förmliche  Verurtheilung  auf  eine  Geld- 
summe *.  In  Folge  der  rechtlichen  Untheilbarkeit  des  Delicts  wird, 
wenn  mehrere  Personen  an  demselben  sich  betheiligt  haben,  gegen 
jeden  Thäter  auf  den  Vollbetrag  erkannt®.  —  Die  Execution  ist 
die  gewöhnliche  des  Privatrechts;  bei  Zahlungsleistung  wie  bei 
Zahlungsunfähigkeit  wird  der  Dieb  jetzt  nicht  anders  behandelt 
als  der  Geldschuldner  überhaupt.  Thatsächlich  freilich  wird,  wer 
wegen  Diebstahls  der  Addiction  verfiel,  regelmässig  in  den  Sclaven- 
kerker  geschickt  worden  sein*. 

inÄmie.  Als  ehrenrührig  hat  die  Verurtheilung  wegen  Diebstahls,  wenn 

der  Verurtheilte  der  Dieb  selbst  ist,  von  jeher  gegolten*^  und  es 
erstreckt  sich  dies  auch  auf  den  unter  Abkaufung  der  Ver- 
urtheilung geschlossenen  Vergleich®.  In  dieser  Infamie  enthalten 
ist  insonderheit  die  Ausschliessung  von  der  Bewerbung  um  Staats-^ 
und  Municipalämter  und  die  Unfähigkeit  zum  Senatssitz  wie  zum 
Decurionat®,  nicht  minder  die  Unfähigkeit  andere  Personen  vor 
Gericht  zu  vertreten®. 

Hinsichtlich    der   Vererbung    unterliegt    der    Diebstahl    am 


*  Ulpian  Dig.  47,  2,  50  pr.:  in  furti  actione  wo«  quod  interest  quadru- 
plabitur  vel  duplabitur,  sed  rei  verum  pretium  (vgl.  47,  8,  2,  18).  Bei  Schuld- 
briefen wird  dies  nicht  angewandt  (Dig.  47,  2,  27.  1.  32.  Paulus  2,  31,  32). 
Die  Bestimmung  ist  auffallend  und  beruht  yielleicht  nur  darauf,  dass  das 
Multiplum  des  Ersatzes  das  Interesse  zu  decken  schien.  Indess  kann  hier 
auf  diese  wesentlich  civilistische  Frage  nicht  eingegangen  werden. 

«  Gai.  4,  48. 

*  Dig.  47,  4,  1,  19.  Cod.  4,  8,  1.  Die  Vervielfachung  kann  verschieden 
ausfallen,  der  Thäter  wegen  handhaften  Diebstahls  bestraft  werden,  der  Gehülfe 
wegen  einfachen  (Dig.  47,  2,  34). 

*  Cato  bei  Gellius  11,  18,  18:  fxires  privatorum  furtorum  in  nervo  atque 
compedibus  aetatem  agunt.  Dies  bezieht  sich  auf  das  publilische  Gesetz,  wo- 
nach der  adjudicirte  Freie  nur,  wenn  er  Verbrecher  war,  in  Fesseln  gelegt 
werden  durfte.  Livius  8,28,  8:  ne  quis  (nexus)  nisi  qui  noxam  meruisset,  donec 
poenam  lueret,  in  compedibus  aut  in  nervo  teneretur, 

^  Dig.  47,  2,  64:  non  poterit  praeses  provinciae  efficere^  ut  furti  daw- 
natum  non  sequatur  infamia,  48,  19,  10,  2.  Gaius  4,  182  «»  Inst.  4,  16,  2. 
Paulus  2,  31,  15. 

*  Unter  den  Infamirten  steht  der  quei  furtei,  quod  ipse  fecit  fecerit,  con- 
demn(Uu8  pactusve  esterit  im  julischen  Municipalgesetz  Z.  110  lud  fast  gleich- 
lautend im  prätorischen  Edict  Dig.  3,  2,  1. 

'  Cicero  pro  Cluentio  42,  119.    120. 

*  Julisches  Municipalgesetz  Z.  109. 
»  Dig.  3,  2,  1.    Gaius  4,  182. 
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Privatgut  der  allgemeinen  RegeP.   Indess  kann,  wem  ohne  eigene  ausscUuss 

der 
Vererbang 


Mitschuld    aus    einem    solchen    Delict    eine    Bereicherung    zuge-      ^•' 


flössen  ist^,  diese  Bereicherung  mit  der  Condiction  auf  Rückgabe 
des  unberechtigten  Erwerbs  von  dem  Beschädigten  abgefordert 
werden^. 

Auch   hinsichtlich   der  Verjährung  bestehen   für   dies   Delict    «"^  *«' 
keine   Besonderheiten  * ;   die   Klage   erlischt  nach   älterem   Recht  ^®'3*hronjf. 
durch  Zeitablauf  überhaupt  nicht,  nach  dem  späteren  Kaiserrecht 
nach  dreissig  Jahren. 

Als  Noxalklage  darf  das  vorher  bezeichnete  Verfahren  gegen 
den  des  handhaften  Diebstahls  überwiesenen  Unfreien  schwerlich 
aufgefasst  werden.  Aber  insoweit  der  Diebstahl  der  obligatorischen 
Lösung  unterliegt,  wird  der  Diebstahl  nach  den  Regeln  des 
Noxalprozesses  behandelt  und  kann,  wenn  das  Delict  von  einem 
Hauskind  oder  einem  Sclaven  begangen  ist,  der  Vater  oder  der 
Eigenthümer  die  Klage  oder  doch  die  Condemnation  abwenden, 
indem  er  den  Thäter  dem  Beschädigten  zum  Quasi-  oder  zum 
wirklichen  Eigenthumsbesitz  ausliefert*.  Bei  Sammtdelicten  von 
Sclaven  treten  die  vorher  (S.  746.  747)  verzeichneten  Milderungen 
ein.  Die  Klage  gegen  den  Herrn  ruht,  wenn  derselbe  zur  Zeit 
nicht  im  Besitz  des  angeschuldigten  Unfreien  ist®  und  der  Tod 
des  Thäters  hebt  sie  auf. 

Es  bleibt  übrig  das  Verhältniss  der  Eigenthumsklage  des  Be- 
stohlenen  zu  seiner  Delictklage  so  wie  die  dem  Bestohlenen  später- 
hin eingeräumte  nicht  als  delictisch  behandelte  Personalklage  zu 
erörteiTi.    Beide  sind  eigentlich  Anomalien. 

Die  Vindication   der   gestohlenen   Sache   kommt   dem   Eigen-  vindication 
thümer  von  Rechtswegen  und  von  jeher  zu,  so  weit  die  Ersitzung  g^y,^„ 
ihm  nicht  entgegensteht.    Was  in  dieser  Hinsicht  das  Zwölftafel- 


1  Dig.  47,  1,  1  pr. 

'  Es  kann  dies,  abgesehen  Tom  Erbgange,  eintreten  bei  dem  Ehegatten- 
diebstahl (S.  760  A.  1)  und  bei  dem  Delict  des  Haussohues  und  des  Sclaven, 
wenn  der  Noxalprozess  nicht  anwendbar  ist  (Dig.  15,  1,  8,  12.    Cod.  8,  41,  4). 

*  (Condictio)  ex  iniusta  causa:  Dig.  25,  2,  6,  5. 

*  Gai.  4, 111:  furti  mamfesti  actio^  quamvis  ex  ipsius  praetoris  iurisdictione 
proficiscatur,  perpetuo  datur,  et  merito^  cum  pro  capitali  poena  pecuniaria  con- 
stituta  Sit. 

»  Dig.  47,  2,  42  pr.  8.   62,  1.  2. 

*  Paulus  2,  31,  37.  Dig.  9,  4,  11.  1.  21,  8.  47,  2,  17,  3.  Anders  bei  der 
Sachbeschädigung  (Dig.  9,  2,  27,  8);  doch  ist  yielleicht  nur  gemeint,  dass  der 
Herr  auch  bei  dem  flüchtigen  Sclaven  sich  der  noxalen  Abtretung  bedienen  kann. 

48* 
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recht  für  das  Privatgut  festgesetzt  hat,  ist  ungewiss  \  gewiss  aber, 
dass  nach  dem  im  letzten  Jahrhundert  der  Republik  erlassenen  ati- 
nischen  Volksschluss  die  gestohlene  Sache  auch  dem  gutgläubigen 
Besitzer  jederzeit  hat  abgefordert  werden  können  *.   Aber  von  Rechts- 
wegen durfte  dies   nur  zugelassen  werden,  wenn  der  Bestohlene 
nicht  durch  die  Diebstahlsklage  zu  seinem  Recht  gekommen  war. 
Nach  dem  Wesen  des  Schiedsgerichts  wird  bei  der  Lösung  die  Rück- 
gabe des  gestohlenen  Guts  mit .  straf  weisem  Zuschlag  des  Aequi- 
valents  zu  Grunde  gelegt  und  tritt  die  Verdoppelung  ein,  wenn  die 
Rückgabe  ausfällt.    Auch  im   letzteren  Fall   die  Vindication  aus- 
zuschliessen  fordert  die  Billigkeit;  der  Diebstahl  an  nicht  fungiblen 
Gegenständen  wäre  härter  bestraft  worden  als  der  an  Geld  oder 
sonstigen  der  Vindication  sich  entziehenden,  wenn  im  ersteren  Fall 
dem  Eigenthümer  die  Vindication  verblieb  und  also  den  Dieb  die 
Eviction  traf.    Auch  zeigen  sich  Spuren  dieser  Auffassung  sowohl 
in  der  freilich  nicht  allgemein  durchgeführten  Einbeziehung  des 
Ersatzes   in  die   multiplaren  Diebstahlsklagen  (S.  753  A.  1)  wie 
auch  darin,  dq^ss,  wenn  der  Eigenthümer  der  gestohlenen  Sache 
die  Litisästimation  empfangen  hat,  der  Ausschluss  der  Usucapion 
für  den  besitzenden  Dieb  wegfällt®.    Nichts  desto  weniger  ist  diese 
rationelle  Auffassung  nicht  durchgedrungen  * :  die  Diebstahlsstrafen 


^  Zwölftafeln  8,  17  Scholl.    Das  Usucapionsverbot  der  gestohlenen  Sache 
führen  Julianus  (Dig.  41,  8,  83  pr.)  und  die  Institutionen  Justinians  (2,  6,  2)  anf 
die  Zwölftafeln  oder  das  atinische  Gesetz  zurück,  während  Gaius  (2,  45.  49)  nur 
die  Zwölftafeln  nennt.   Die  Worte  des  atinischen  Gesetzes  bei  GeUius  17,  7,  1 
lauten:  quod  subrepturn  erit,  eius  rei  aeterna  auctoritas  esto,  und  dass  sie  nicht 
bloss  einschärfend  waren,    zeigt  die   daran   sich   knüpfende  Gontroverse  der 
Rechtsgelehrten  des   letzten   republikanischen  Jahrhunderts  über  ihre  rück- 
wirkende Kraft.    Am  nächsten  liegt  die  Annahme,  dass  da^  Zwölftafekerbot 
bloss  gegen  den  besitzenden  Dieb  gerichtet  war  —  die  Gutgläubigkeit  als  £r- 
forderniss  des  Verjährungsbesitzes  kann  füglich  erst  später  entwickelt  worden 
sein  —  und  dass  das  atinische  Gesetz  unter  Ausschluss   der  Verjährung  die 
Vindication  gegen  jeden  Besitzer  der  gestohlenen  Sache  freigab. 

«  Gaius  4,  8.  111.  Paulus  2,  31,  13.  Inst.  4,  1,  19.  tit.  6,  18.  Dig.  11, 
3,  11,  2.    18,  1,  7,  1.   47,  2,  55,  3.    Cod.  6,  2,  12  und  sonst  oft. 

•  Paulus  Dig.  47,  2,  85:  quatnvis  res  furtiva,  nisi  ad  dominum  redierit, 
usucapi  non  possit ,  tarnen  8%  eo  nomine  lis  aestimata  fuerit  vd  furi  dominus 
eam  vendiderit^  non  interpellari  iam  usucapionis  ius  dicendum  est, 

^  Die  Rechtsgelehrten  geben  selbst  an  als  Grund  dieser  Anomalie  odio 
furum  quo  magis  pluribus  actionibus  teneantur  (Gai.  4,  4  =  Inst.  4,  6,  14). 
Allerdings  hätte  die  Durchführung  des  correcten  Verfahrens  in  Weitläuftig- 
keiten  verwickelt;  der  bei  der  Dieb  Stahlsklage  obsiegende  Kläger  hätte,  wenn 
er  vorher  die  Vindication  mit  Erfolg  angestellt  hatte,  nur  einfachen  Ersatz  er- 
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sowohl  des  Doppelten  wie  des  Vierfachen  werden  überwiegend  als 
Vollstrafen  aufgefasst,  neben  denen  die  Eigen thümerklagen  ge- 
braucht werden  können  (S.  753  A.  1). 

Noch  weiter  ist  die  römische  Jurisprudenz  in  dieser  Richtung  condictio 
gegangen  durch  die  Erstreckung  der,  wie  weiterhin  gezeigt  werden  ^*'*»«- 
wird,  bei  dem  Ehegattendiebstahl  aufgekommenen  Condiction  auf 
jeden  Bestohlenen  ^  Dass,  wo  die  Pietätsrücksicht  den  Magistrat  be- 
stimmt die  Diebstahlsklage  zu  verweigern,  die  bei  unrechtmilssigem 
Erwerb  gegen  den  Empfänger  gegebene  nicht  delictische  Klage  dafür 
an  die  Stelle  gesetzt  ward,  ist,  da  der  Dieb  nicht  erwirbt,  anomal, 
aber  erklärlich ;  schwer  begreiflich  aber,  dass  die  gleiche  Condiction 
nicht  als  Surrogat  der  delictischen  Klage,  sondern  neben  dieser 
jedem  Bestohlenen  eingeräumt  wurde.  Im  Uebrigen  wurde  diese  auf 
der  Ignorirung  des  Delicts  ruhende  Klage  völlig  nach  den  Kegeln 
der  nicht  delictischen  Forderungen  behandelt  und  entfernt  sich 
daher  wesentlich  von  der  Diebstahlsklage.  Während  diese  jedem 
durch  den  Diebstahl  Geschädigten  zukommt,  hat  die  Condiction 
nur  der  Eigenthümer  der  gestohlenen  Sache*  und  der  dinglich 
an  derselben  Berechtigte^,  gleich  als  wenn  die  Entwendung  sie 
ihres  Eigenthums  beraubt  hätte.  Geklagt  wird  unter  derselben 
Fiction  auf  den  Werth  der  Sache  mit  Einschluss  der  Früchte  und 
des  Interesses*,  wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  sie  noch  im  Besitz 
des  Beklagten  ist  oder  nicht 'und  selbst  ob  sie  vorhanden  ist  oder 
nicht  mehr  existirt*.  Als  Ersatzklage  kann  sie  wenigstens  gegen 
jeden  eigentlichen  Thäter  auf  den  vollen  Betrag  angestellt  werden  •, 
aber    einmal    geleisteter   Ersatz    schliesst    die    Klage    gegen    die 

halten  und,  wenn  die  Vindication  nicht  angestellt  war,  die  Sache  dem  Dieh 
cediren  müssen. 

^  Gaius  4y  4  =  Inst.  4,  6,  14:  receptum  est,  ut  extra  poenam  dupU  aut 
quadrupU  rei  reeipienäae  nomine  fures  etiam  hac  (actione  teneantur  ^si  paret  eos 
dare  oportere\   Dig  13, 1,  7  pr.  25,  2,  21,  5.  47,  2,  48  pr.   47,  6,  2  und  sonst  oft. 

*  Dig.  18,  1,  1.  47,  2,  14,  16.  Wenn  der  Eigenthümer  der  gestohlenen 
Sache  sein  Eigenthum  freiwillig  weggiebt,  zum  Beispiel  durch  Legat,  so  wird 
dem  Rechtsnachfalger  die  Condiction  verweigert  (Dig.  13,  1,  11). 

*  Dig.  13,  1,  12,  2.    25,  2,  17,  3. 

*  Dig.  13,  1,  3.   1.  8,  2.   25,  2,  21,  4.    Cod.  9,  32,  4,  2. 
»  Dig.  18,  1,  8  pr.    25,  2,  17,  2. 

*  Dig.  18,  1,  6:  etsi  ope  consilio  cUicuius  furtum  factum  sitj  condictione 
non  tenebitur^  etsi  furti  tenetur.  Der  Grund  der  Ausschliessung  der  Gehülfen 
ist  vielleicht  darin  zu  suchen,  dass  die  diebische  Attrectation  als  Versuch 
des  Eigenthum serwerbs  gefasst  und  für  diesen  aubstituirt  ward.  Indess  be- 
gründet bei  dem  Ehegattendiebstahl  auch  die  blosse  Beihülfe  die  Condiction 
(Dig.  25,  2,  19.   1.  20.   47,  2,  52,  2). 
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übrigen  Schuldigen  aus^,  ebenso  die  Bückgabe  der  gestohlenen 
Sache*  oder  anderweitig  geleistete  Entschädigung®.  Auch  darf, 
wenn  der  Dieb  selbst  die  Sache  besitzt,  die  nach  dem  vorher  Ge- 
sagten zulässige  Yindication  nicht  neben  dieser  Gondiction  an- 
gestellt werden*.  Bei  weitem  die  wichtigste  Folge  dieser  Um- 
gestaltung der  Rechtsfolgen  des  Diebstahls  war  die  Erstreckung 
der  Ersatzklage  auf  die  Erben  des  Diebes^.  Hierin  liegt  wohl 
auch  die  praktische  Rechtfertigung;  wenn  der  Erbe  dem  Gläubiger 
seines  Erblassers  ebenso  unbedingt  haftet  wie  dieser  selbst,  so 
war  es  allerdings  anstössig,  dass  dem  von  dem  Erblasser  Be- 
stohlenen  nicht  wenigstens  das  gleiche  Recht  zugestanden  ward.  — 
Dass  die  infamirende  Wirkung,  deren  Vermeidung  diese  Klage  hervor- 
gerufen hat,  auch  dann  ausgeschlossen  ist,  wenn  sie  nicht  zwischen 
Ehegatten  angestellt  wird,  ist  nicht  ausgemacht,  aber  wahr- 
scheinlich.   

Die  Behandlung  des  Diebstahls  am  Privatgut  in  der  Form  des 
Antragsdelicts  hat  den  entwickelten  Verhältnissen  der  späteren  Zeit 
wenig  entsprochen  und  die  sorgfältige  und  scharfsinnige  Behand- 
lung desselben  in  unseren  Rechtsquellen  gehört  wohl  sicher  mehr 
der  Schulerörterung  an  als  der  Praxis®.    Indess  in  mancher  Be- 


^  Diocletian  Cod.  4,  8,  1 :  furti  quidem  actione  singtUos  quosgue  in  sölidum 
tenerij  condictionis  vero  nw/nmorum  furtim  subtractorum  ehctionem  esse  ac  tum 
demumt  st  ah  uno  satisfactum  fuerit,  ceteros  liberari, 

'  Dig.  13,  1,  8  pr.  1.  10  pr.  47,  2,  55,  8.  Dies  mass  auch  gemeint  sein 
bei  Paulus  2,  31,  84. 

«  Zum  Beispiel  im  Wege  der  Tutelklage  Dig.  27,  8,  2,  1. 

*  Dig.  25,  2,  22  pr.   47,  2,  9,  1. 

^  Dig.  47,  1,  1  pr.:  condictio  adversus  eos  (heredes  fwris)  competit.  12,  2, 
18,  2.  18,  1,  2.  1.  7,  2.  1.  9.  Es  wird  dies  auch  auf  den  Ehegattendiebstohl 
bezogen:  Dig.  25,  2,  6,  3:  heres  mulieris  ex  hoc  causa  Unehitur  sicut  condictionis 
nomine  ex  causa  furtiva,  Diocletian  freilich  hat  diese  harte  Bestimmung  nicht 
gelten  lassen  (Cod.  5,  21,  8:  de  rebus,  quas  divortii  causa  quondam  uxoremtuam 
cibstulisse  proponiSf  rerutn  amotarum  actione  contra  suiccessores  ei%ut  non  in  soH- 
dum,  sed  quantum  ad  eos  pervenit  •  .  .  uti  non  prohiberis);  denn  an  Singalar- 
successoren  wie  in  den  S.  755  A.  2  angeführten  Fällen  wird  kaum  gedacht 
werden  dürfen. 

*  Dass  wegen  Diebstahls  die  Civilklage  (iure  atque  ordine)  nicht  ge- 
bräuchlich sei,  deutet  schon  Gellius  11,  18,  10  an.  Fast  alle.  Ausführungen 
über  das  Furtum  gehören  der  civilrechtlichen  Litteratur  an;  die  Conunentare 
des  prätorischen  Edicts  treten  dagegen  zurück  und  die  Responsa  fehlen  sogut 
wie  ganz.  Controversen  wie  die  über  die  Consummation  des  furtum  manifestu» 
(S.  750  A.  6)  wären  sehr  bald  erledigt  gewesen,  wenn  die  Praxis  sich  damit  be- 
fasst  hätte. 


-1 
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Ziehung,  insbesondere  für  die  Unterschlagung  und  für  den  ungemein 
häufigen  Sclavendiebstahl  ist  diese  Klagform  keineswegs  unpassend ; 
die  Statthaftigkeit^  und  unter  Umständen  die  Noth wendigkeit ' 
der  Privatklage  wird  noch  in  den  justinianischen  Rechtsbüchern 
hervorgehoben.  Nur  mit  geringen  Hausdiebstählen  sollen  die  Ge- 
richte nicht  behelligt  werden®. 

2.  Ehe^attendiebstaU  (actio  remm  amotarum). 

Wegen  der  dem  ehelichen  Verhältniss  gebührenden  Rücksicht  Eheg»tt«iH 
gestattet  die  gute  Sitte  dem  Ehegatten  oder  dessen  Erben  auch  **®^**"- 
nach  Lösung  der  Ehe  durch  Scheidung  oder  Tod*  nicht  wegen 
der  ihm  oder,  wenn  er  in  der  Gewalt  steht,  seinem  Gewalt- 
haber entwendeten  Sachen  gegen  den  andern  Ehegatten  die  in- 
famirenden  Diebstahlsklagen  ^  anzustellen.  Da  aber  Ersatz  für  das 
entwendete  Gut  billiger  Weise  nicht  verweigert  werden  kann,  so 
wird  dem  Bestohlenen  so  wie  dessen  Rechtsnachfolgern  und  seinem 


*  Ulpian  Dig.  47,  2,  93:  «t  gut  velit,  potent  civiliter  agere,  Julian  Dig.  47, 
2,  57,  1. 

*  Ulpian  Coli.  7,  4,  1:  fures  ad  forum  remittendi  sunt  diurni.  Dig.  47, 
17,  2:  st  interdiu  furtum  fecerunt,  ad  ius  ordinarium  remittendi  sunt.  Während 
der  Abigeat  criminell  behandelt  wird,  heisst  es  von  dem  einfachen  Viehdieb 
Dig.  47,  14,  1,  4:  od  examinationem  civilem  remittendus  est  und  dasselbe  wird 
vorgeschrieben,  wenn  der  Yiehdiebstahl  bei  schwebendem  Prozess  stattgefunden 
hat  (Paulus  5,  18,  3  »  CoU.  11,  6,  2). 

'  Dig.  47,  2,  90:  si  libertus  patrono  vel  cliens  vel  mercennarius  et  qui  eum 
conduaxrit  furtum  faciet,  furti  actio  non  nascitur. 

^  Die  Klage  ist  gegeben  unter  der  Voraussetzung  theils  eines  während 
der  £he  verübten  Diebstahls,  theils  der  Auflösung  der  £he.  Aber  auch  der 
vor  der  Ehe  an  dem  Erblasser  des  Gatten  oder  an  diesem  selbst  begangene 
Diebstahl  wird  in  gleicher  Weise  behandelt  (Dig.  25,  2,  3,  2)  und  selbst  während 
der  Ehe  kann  diese  Klage  angestellt  werden  (Dig.  25,  2,  25,  vgl.  1.  6,  5).  Dass 
sie  in  diesem  Fall  bezeichnet  wird  als  Condiction  wegen  fehlender  iusta  causa 
(Dig.  25,  2,  25)  oder  als  de  damno  in  factum  (Cod.  5,  21,  2)  oder  als  condictio 
furtiva  (Dig.  25,  2,  3,  2),  steht  nicht  im  Wege,  denn  die  Condictio  ist  die  ein- 
heitliche Rückforderungsklage  wegen  rechtlosen  Habens  und  diese  Bezeichnungen 
aUe  sind,  ebenso  wie  die  actio  rerum  amotarum  selbst,  nur  Anwendungsfälle- 
Folgerichtig  wird  darum  die  actio  rerum  amotarum  nicht  auf  die  gestohlenen 
Gegenstände  beschränkt,  sondern  auch  erstreckt  auf  die  zu  Unrecht  ver- 
brauchten (Dig.  25,  2,  3,  3:  etiam  eas  res,  quas  divortii  tempore  mutier  comederit 
vendiderit  donaverit  qudUbet  ratione  consumpserit,  rerum  amotarum  iudido 
contineri;  ebenso  1.  23). 

^  Ausser  der  adto  furti  auch  das  crimen  expilatae  hereditcUis  (Dig.  47, 
19,  5.  Cod.  9,  32,  4).  Noxalklagen  wegen  Sclavendiebstahls  sind  natürlich 
zulässig  (Dig.  25,  2,  3,  1.   1.  21,  2.   47,  2,  52,  3) 
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Gewalthaber  *  hieftir  die  personale  Rtickforderungsklage  eingeräumt, 
wie  sie  der  Gläubiger  wegen  der  verfallenen  Schuld  gegen  den 
Schuldner  und  überhaupt  der  durch  unberechtigten  Erwerb  Ge- 
schädigte gegen  den  Erwerber  hat  —  dieselbe  Klage,  welche  als 
Repetundenforderung  gegen  Sachwalter  und  Beamte  gerichtet 
werden  kann  *.  Der  Diebstahl  wird  hiebei  in  personaler  Beziehung 
ignorirt  und  auch  der  Klage  darum  die  Bezeichnung  gegeben  als 
actio  rerum  amotarum^.  Der  Thatbestand  ist  bei  dieser  Klage  der- 
selbe wie  bei  dem  Furtum  *  und  auch  die  Rechtsfolgen  des  Delicts, 
von  der  Straf  klage  abgesehen,  sind  die  gleichen^.  Da  diese  dem 
Ehegatten  zustehende  Condiction  allem  Anschein  nach  nicht  ver- 
schieden ist  von  der  spä^^erhin  jedem  Bestohlenen  eingeräumten,  so 
kann  dafür  auf  die  über  diese  gegebene  Ausführung  verwiesen  werden. 

3.  Diebstahl  am  GrStter-  (sacrUegiuni)  nnd  am  Staatsj^t 

(peculatu8). 

Sacrüegitim  ist  dem  Wortsinn  nach®  wie  nach  dem  Sprach- 
gebrauch*^ das  Furtum  bezogen  auf  das  Göttergut  (S.  734  A.  1), 

^  Dig.  25,  2,  6  pr.  Indess  wird  dem  Gewalthaber  die  Diebstahlsklage 
wohl  nur  Terweigert  bei  dem  Diebstahl  an  Dotalsachen,  soweit  für  diese  der 
Vater  zuständig  ist;  auf  den  Diebstahl  der  Schwiegertochter  an  einer  anderen 
dem  Schwiegervater  gehörigen  Sache  scheint  dies  nicht  zu  passen.  Wenn  der 
des  Diebstahls  bezichtigte  Ehegatte  in  der  Gewalt  steht,  so  kann  mit  Be- 
schränkung auf  das  Peculium  des  Sohnes  oder  der  Tochter  gegen  den  Gewalt- 
haber die  Dieb  Stahlsklage  selbst  angestellt  werden,  da  der  Bezichtigte  dann 
nicht  der  Beklagte  ist,  also  auch  nicht  infamirt  wird.  Im  Uebrigen  hat  der 
Gewalthaber  nur  die  etwa  aus  dem  Delict  ihm  zugeflossene  Bereicherung  heraus- 
zugeben.   Dig.  15,  1,  3,  12.   25,  2,  3,  4.  1.  5.   1.  6.   1.  15.  1. 

'  Das  furtum  ist  auch  bei  der  Repetundenklage  eingeschlossen  (S.  716). 

^  Dig.  25,  2,  26:  rerum  amotarum  actio  condictio  est  Die  nominelle  Yer 
schiedenheit  erklärt  sich  daraus,  dass  im  prätorischen  Edict  die  rerum  atno 
tarum  actio  bei  dem  Eherecht,  die  condictio  furtiva  bei  dem  Diebstahl  behandel 
ward.  Zu  den  aus  dem  Darlehen  und  sonst  entspringenden  Condictions 
formen  ist  die  condictio  furtiva  erst  in  der  justinianischen  Compilation  ge 
stellt  worden. 

*  Dig.  25,  2,  29:  veritate  furtum  fit    Ebenso  1.  1. 
^  Actio  rerum  amotarum  gegen  die  Frau  wegen  Anstiftung  oder  Beihfilfe  be 

einem  Furtum:  Dig.  25,  2,  19.  1.  20.  47,  2,  52,  2.  Ausschluss  bei  Veijähning 
Dig.  25,  2,  29.  Noxale  Wirkung:  Dig.  18,  1,  4.  Abschätzung  des  Werthes 
Dig.  25,  2,  29. 

*  Sacrilegium  ist  gebildet  wie  spicOegium;  zu  der  zweiten  Hälfte  ?gl<  die 
Schollen  zu  Yergil  egl.  9,  21  sublegere  =  suhripere.  Es  entspricht  sprachlich 
wie  begrifflich  genau  dem  griechischen  UgoavUa. 

■^  Cicero  de  leg.  2,  9,  22  erklärt  sacrilegus  durch  die  Worte  sacrum 
sacrove  commendatum  qui  cleperit  rapsitque,  a.  a.  0.  16,  49  sacrüegiwn  durch 


am 
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wie  peculatus  das  Furtum  am  Staatsgut  (S.  734  A.  2).    Trotz  der  Die  Gesetze 
Verschiedenheit  der  Benennungen  sind  sacrüegium  und  peculatiAS  ^J^^ 
ohne  Zweifel  von  jeher  sachlich  zusammengefasst  worden,  da  die nnd Pecuiat 
römischen  Ordnungen  das  Gut  der  Staatsgötter  und  das  des  Staats 
selbst  mehr  usuell  als  rechtlich  unterschieden*. 

Ueber  die  legislatorische  Behandlung  dieser  Delicte  wissen  wir 
aus  älterer  Zeit  nichts;  sie  mögen  im  Zwölftafelrecht  ihren  Platz 
gehabt  haben,  sichere  Zeugnisse  aber  fehlen.  Das  Quästionsverfahren 
ist  wenn  nicht  früher,  so  doch  sicher  seit  Sulla  auf  dieselben  er- 
streckt worden  und  es  muss  hier  durch  ältere  Volksschltisse  regulirt 
worden  sein";  bezeugt  aber  ist  in  dieser  Hinsicht  nur,  dass  ein 
julisches  Gesetz,  das  also  von  Caesar  oder  von  Augustus  herrührt, 
die  Gerichtsordnung  für  Diebstahl  am  Götter-  wie  am  Staatsgut 

sacrum  auferre.  Beides  findet  in  dieser  Bedeutung  sich  oft:  Plautus  rud.  706 
und  Seneca  de  benef.  7,  7,  1 — 4;  Quintilian  7,  3,  10;  Julius  Victor  3,  3 
c.  16.  Die  Pandektenjuristen  brauchen  sie  nur  in  diesem  eigentlichen  Sinne. 
Weiter  aber  tritt  sacrilegus  von  Plautus  an  auf  unter  den  geläufigen  Schimpf- 
wörtern (z.  B.  TertuUian  apol.  2:  nomen  homicidae  vel  sacrilegi  vel  incesti 
vd  publiei  Twstis,  ut  de  nostris  elogiis  loquar)  und  es  mag  dies  dazu  bei- 
getragen haben  das  Wort  zu  denaturiren  und  unter  Ignorirung  der  zweiten 
Hälfte  dem  eigentlichen  concreten  Begriff  den  verschwimmenden*  der  Gott- 
losigkeit zu  substituiren.  Wenn  Nepos  Alcib.  6  in  der  Erzählung  von  den 
Mysterienfreveln  des  Alkibiades  die  Verurtheilung  wegen  aüfßua  mit  Ver- 
urtheilung  wegen  sotcrilegium  übersetzt,  so  hat  er  wohl  correct  an  die  Spoliation 
der  Heiligthümer  gedacht.  Aber  dass  TertuUian  apol.  28  die  Verletzung  der 
den  Römern  obliegenden  Pflicht  bei  den  nationalen  Göttern  sowohl  wie  bei 
dem  Genius  des  Kaisers  zu  schwören  bezeichnet  als  sacrileffium  wie  als  Majestäts- 
verbrechen, ist,  wie  schon  entwickelt  ward  (S.  569  A.  2),  incorrecte  und,  wie 
es  scheint,  nur  bei  ihm  vorkommende  Wiedergabe  der  griechischen  ad^fOTris- 
für  welche  der  Römer  keinen  Ausdruck  hat.  Mindestens  ungenau  nennt  der 
Biograph  des  Marcus  c.  18  den,  welcher  das  Bild  des  Kaisers  nicht  aufstellt, 
sacrilegus.  In  der  Spätzeit  geräth  selbst  in  den  Rechtsbüchern  die  Bezeichnung 
ins*  Schwanken.  Abgesehen  davon,  dass  in  ungenauer  Rede  das  Wort  auf 
jedes  schwere  Verbrechen  bezogen  wird,  wird  es  technisch,  wie  es  scheint,  von 
dem  christlichen  Religionsdelict  gebraucht  (S.  600  A.  4).  In  ganz  ungeschickter 
Weise  sind  aus  der  alten  Rubrik  (Dig.  48,  13)  ad  legem  Ixiliam  pecülatus  et  de 
sacrüegis  et  de  residuis,  wo  sacrilegus  natürlich  der  Tempelräuber  ist,  im  justi- 
nianischen Codex  9,  28  und  29  zwei  gemacht  de  crimine  pecuiatus  und  de  crimine 
sacrilegii  und  in  die  letztere  einige  leichtere  Verstösse  gegen  die  Religion  und 
die  Kaisergewalt  eingestellt  worden,  die  überhaupt  eine  Delictkategorie  nicht 
constituiren. 

*  St.  R.  2,  47.  Der  alte  Spruch  (C.  I.  L.  I  185.  186)  aut  sacrom  aut 
poublicom  locom  ese  zeigt  klar,  dass  diese  beiden  den  Gegensatz  des  privatum 
bilden  und  die  übliche  Dreitheilung  nicht  correct  ist. 

•  In  dem  in  die  J.  676/9  =  78/5  verlegten  Dialog  de  dearum  natura  setzt 
Cicero  8,  30,  74   die  quaestio  pecülatus   der  testamentarischen  lege  nova  ein- 
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festgestellt  hat^,  zu  welcher  dann  ein  wie  es  scheint  davon  ver- 
schiedenes, aber  gleichfalls  julisches  Gesetz  über  die  Restgelder 
(de  residuis)  hinzugetreten  ist '.  Diese  Ordnung  ist  seitdem  in  Kraft 
geblieben.  —  Daneben  aber  haben  die  Tempelordnungen*  so  wie 
die  Stadtgesetze  für  ihre  engeren  Kreise  vielfach  das  Verfahren 
bei  diesen  Delicten  geregelt. 

Bagriffdei  Als  Göttergut   gilt  vor  allem,  was   den  Staatsgöttem  nach 

***^^' römischer  Ordnung  geweiht  ist  (res  sacrae)*.  Ob  es  sich  in  dem 
Heiligthum  befindet  oder  nicht,  ist  rechtlich  gleichgültig ^  Ob 
das  im  Heiligthum  aufbewahrte  Privatgut  dazu  gehört  und  Ent- 
wendung desselben  Sacrilegium  ist  oder  Furtum,  war  streitig  •.  Durch 


geführten  entgegen.  Ob  die  magistratische  Leitung  schon  früher  einem  eigenen 
Pr&tor  übergeben  oder  in  anderer  Weise  herbeigeführt  ward,  wissen  wir  nicht; 
sicher  hat  seit  Sulla  einer  der  Prätoren  dieser  Quästion  vorgestanden  (Cicero 
pro  Cluentio  34,  94.   53,  147.    pro  Mur.  20,  42.    St.  R.  2,  201  A.  3). 

'  In  den  Digesten  48,  13  (vgl.  22,  5,  13.  48,  1,  1),  aus  welchen  allein 
wir  sie  kennen,  ist  die  Kede  von  der  lex  lulia  pecMicUus  et  de  sacrilegis  et  de 
residuis;  aber  die  lex  lulia  de  residuis  war  vielleicht  verschieden  (A.  2).  Das 
Hauptgesetz  umfasste,  wie  die  einzelnen  Sätze  bestätigen,  sowohl  Sacrilegium 
wie  Peculat.  Isidor  stellt  den  Peculat  zum  Sacrilegium  mit  Hinweisung  auf  das 
Kaisergeld  (5,  23,  3:  sie  iudicatur  ut  sacrUegus  quia  für  est  sacrarum\  —  Für 
die  Zurückführung  auf  Caesar  spricht  das  Schweigen  Suetons  Aug.  34 

*  Als  verschieden  tritt  das  Gesetz  auf  Inst.  4,  18,  11  und  Dig.  48,  13,  2, 
1.  5  pr.,  wenn  die  Fassung  correct  ist. 

*  Bei  der  Dedication  des  Jupitertempels  in  dem  Yicus  Furfo  im  J.  696/58 
(C.  I.  L.  IX,  3513  "=  Bruns  p.  260)  wurde  festgesetzt :  sei  qui  Jieic  sourum  suru- 
puerit,  aedilis  multatio  esto,  quanti  volet;  idque  veicus  Furf[ensis)  m[a]i[or]  pars 
fifeltares  (?)  sei  apsolvere  volent  sive  condemnare,  liceto.  Auch  in  der  Bestimmung 
der  alten  Spoletiner  Hainordnung  (Bruns  p.  260:  neque  exvehito  neque  exferio 
quod  huci  siet)  ist  wohl  an  das  furtum  gedacht. 

^  Also  wird  die  vollzogene  Dedication  erfordert  (Seneca  de  henef.  7,  7: 
dis  dedicatä).  Die  Erstreckung  auf  die  res  reUgioni  destinata^  (Gordianus  Cod.  9, 
19,  1)  ist  spätere  Erweiterung. 

B  Allerdings  stellt  Cicero  de  inv.  1,  8, 11  das  Dilemma  auf:  si  quissacruw 
exprivato  surripuerit,  an  sacrUegus  sit  iudicandus;  aber  die  Antwort  kann  nicht 
zweifelhaft  sein. 

*  Dig.  48, 13,  6:  divi  Severus  et  Antoninus  . . .  rescripserunt  res  privatoruw 
si  in  aedetn  sacram  depositae  subreptae  fuerintj  furti  actionem^  non  sacnlegii 
esse.  Cicero  (de  leg.  2, 16,  40)  entscheidet  im  entgegengesetzten  Sinn,  indem  er 
dem  sacrum  das  sacro  commendcUum  gleich  stellt,  und  damit  stimmt  überein 
Dig.  48,  19,  16,  4:  locus  facit,  ut  idetn  vel  furtum  vel  sacrilegium  sit.  Es  ist 
dies  eine  bei  den  Rhetoren  beliebte  Schulcontroverse  (Quintilian  3,  6,  38.  40. 
4,  2,  8.  68.  4,  4,  3.  5, 10,  39.  7,  3,  10.  21-24).  Praktisch  ist  die  Frage  insofern 
von  Wichtigkeit,  als  häufig  Privatgelder  und  Privatdocumente  in  den  Tempeln 
deponirt  wurden  (Cicero  de  leg.  2,  16,  41  u.  a.  St.  m.;  Marquardt  Handb.  3,  217> 


Achter  Abschnitt    Eigenthamsaneignung.  763 

die  private  Dedication  des  einzelnen  Bürgers  wird  im  Allgemeinen 
Göttergut  nicht  begründet  ^ ;  eine  Ausnahme  aber  macht  die  Dedi- 
cation an  die  Manen,  das  Grabgut  (res  religiosae)^.  Göttergut 
anderer  auch  befreundeter  Gemeinden  kann  dem  römischen  nicht 
anders  gleichgestellt  werden^  als  durch  Privilegium*. 

Der  Diebstahl  am  municipalen  Göttergut  wird  in  den  be- 
treffenden Ortsgesetzen  dem  Diebstahl  am  städtischen  Gut  gleich- 
gestellt (A.  2). 

Die  für  das  Furtum  wesentlichen  Momente  kehren  bei  dem 
Sacrilegium  wieder:  die  Berührung*,  die  Beschränkung  auf  beweg- 
liche Gegenstände •,  die  Absicht  widerrechtlicher  Bereicherung', 
die  Schädigung  der  betreffenden  Gottheit. 


Auf  jeden  FaU  haftet  für  diese  der  Aedituus  civilrechtlich  als  Depositar  (Dlg. 
43,  5,  3,  3;  48,  13,  11,  2). 

*  Dig.  48,  13,  11,  1:  qui  privata  saci'a  vel  aediculas  incustoditaa  tempta- 
verunt,  amplius  quam  fures,  minus  quam  sacrilegi  m^entur, 

'  Das  tarentinische  Stadtrecht  (Z.  1)  schreibt  diese  Strafklage  vor,  wenn 
entwendet  wird  quidquid  eius  municipi  pequniae  puNicae  sacrae  reUgiossae  est 
erit,  und  ebenso  erstreckt  das  julische  Strafgesetz  sich  auf  die  pecunia  religiosa 
(Inst.  4,  18,  9.  Dig.  48,  18,  1  pr.  1.  4  pr.  1.  11,  2.  In«t,  4,  18,  9  vgl.  Dig.  48, 
18,  5,  3).  Bei  der  Wegf&hrung  von  Statuen  oder  anderen  zum  Grabe  ge- 
hörigen beweglichen  Gegenständen  ist  allerdings  vom  sacrilegium  nicht  die 
Rede  (Dig.  47,  12,  2). 

'  Die  Wegführung  der  in  sicilischen  Tempeln  von  römischen  Feldherm 
belassenen  oder  aufgestellten  Bildwerken  (vgl.  Verr.  1.  4,  2)  bezeichnet  Cicero 
als  Peculat,  weil  sie  aus  römischer  Beute  herrühren  (Verr.  4,  41.  88)  und  in 
der  That  dem  römischen  Volk  gehören  (Verr.  act.  1,  4,  11);  im  Uebrigen  also 
fallen  solche  Werke  nicht  unter  das  römische  Strafgesetz. 

^  Dies  geschah  durch  Augustus  und  Agrippa  für  die  Juden  (Joseph.  16, 
6,  2.  4):  wer  ihre  heiligen  Bücher  oder  ihrem  Tempel  gehörige  Gelder  stiehlt, 
soll  angesehen  werden  als  iegoavlog  und  sein  Vermögen  wird  für  das  römische 
Aerarium  eingezogen;  ja  es  werden  die  Diebe  unter  Ausschluss  des  Asylrechts 
den  Juden  zur  Bestrafung  ausgeliefert. 

*  Julius  Victor  ars  rhet.  6,  3:  si  commovisse  aliquid  eorum,  quae  in  templo 
erantposita,  aut  contaminasse  (vgl.  S.  734  A.  4)  sacrilegium  videtur,  quanto  magis 
eo  crimine  tenetur  aliquid  de  templo  sustulisse, 

*  Darauf  weist  die  dem  juli sehen  Gesetz  corresppndirende  Hervorhebung 
der  pecunia  sacra  religiosa  (A.  2).  Wäre  die  Verletzung  der  Grabstätte  unter 
das  sacrüegium  gefallen,  so  würden  davon  Spuren  nicht  fehlen.  Wegen  des 
ager  publicus  vgl.  S.  740  A.  3. 

^  Julius  Victor  ars  rhet.  6,1:  qui  lucri  faciendi  causa  in  templum  venu, 
sacrUegus  est ...  si  non  ut  lucrum  facerem,  sed  ad  omatum  commendarem  (Aus- 
borgung  zur  Decoration),  detraxi  aliquid  de  templo^  non  est  sacrüegium. 
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Begrijf  des  Depeculatus  oder  peculattts  publictis  * ,  gewöhnlich  bloss  pecur 

Pecniats.  ^^^^a  heisst  das  Furtum  am  beweglichen  Staatsgut,  davon  be- 
nannt, dass  vor  dem  Beginn  der  Geldwirthschaft  unter  dem  beweg- 
lichen Gemeindegut  das  für  die  Opfer  bestimmte  Vieh  in  erster 
Beihe  stand  und  namentlich  für  die  Entwendung  vorzugsweise  in 
Betracht  kam. 

In  historischer  Zeit  tritt  der  Staatsgutdiebstahl  auf  in  folgen- 
den Anwendungen: 

1.  Entwendung  von  Metall  oder  Münzen  aus  dem  Aerarium 
der  römischen  Gemeinde  oder  einer  anderen  öffentlichen  Kasse* 
ist  bei  weitem  die  häufigste  und  wichtigste  Form  des  Peculats. 
Vorzugsweise  Beamte  und  deren  Subalterne  sind  in  der  Lage,  dies 
Delict  zu  begehen*.  Die  Unterschlagung,  welche  auch  hier  wie 
bei  dem  privaten  Furtum  dem  Diebstahl  gleichartig  behandelt  wird^, 
tritt  bei  dem  Peculat  überwiegend  hervor  •,  namentlich  insofern 
dem  Empfänger  öffentlicher  Gelder  der  nach  gelegter  Rechnung 
dem   Aerarium   verbleibende   Rest  (pecuniae  residuae)   mit  dieser 


*  Varro  de  1.  L.  5,  93  (appellartmt  a  pecude)  peculatum  publicum  primo 
ut  (so  die  Hdschr.),  cum  pecore  diceretur  multa  et  id  esset  co<ictum  in  puhlicufn, 
si  erat  aversum. 

*  Festus  ep.  p.  75:  depeculatus  a  pecore  dicitu/r;  qui  enim  populum  frauäat, 
peculatus  poena  tenetur.  Ders.  p.  213  (vgl.  p.  237):  peculatus  est  nunc  quidem 
qualecumque  publicum  furtum,  sed  indudum  est  a  pecore,  Dass  peculattts  ur- 
sprünglich neutrale  Bedeutung  gehabt  hat,  folgt  aus  dem  ma^us  peculatus  der 
Legalsprache  (acilisches  Gesetz  Z.  69 ;  comelisches  Quästorengesetz  1,  5)  nicht, 
sondern  dies  wird  zu  fassen  sein  wie  dolus  malus  (S.  87  A.  4).  Die  Bezeich- 
nung furtum  pubUcae  pecuniae  oder  furtum  publicum  (S.  734  A.  2)  ist  correct, 
aber  nicht  technisch. 

'  *  Dig.  48,  13,  13 :  qui  perforaverit  muros  vd  inde  äliquid  abstulerit,  pecu- 
latus actione  tenetur.  Die  Stelle  ist,  wie  inde  beweist,  nicht  vollständig;  mit 
dem  Frevel  gegen  die  Stadtmauer  (S.  562  A«  3)  hat  sie  nichts  zu  thun. 

*  Cicero  pro  Mur.  20,  42:  sors  tristis  atrox:  quaestio  peculatus,  ex  altera 
parte  Icurimarum  et  squaloris,  ex  altera  plena  catenarum  atque  indicum.  Bei 
den  catenae  ist  wohl  zu  denken  an  die  unfreien  Eassendiener,  die  bei  vor- 
gekommener Defraudation  &ls  Mitschuldige  oder  Zeugen  von  dem  Ankläger  zur 
Aussage  veranlasst  wurden. 

•*  Wenn  Cicero  di^  Verwendung  von  Soldgeldern  im  eigenen  Interesse 
(Yerr.  1.  3,  76,  177)  und  die  zinsbare  Yerborgung  von  Staatsgeldem  (pecwMfi 
publicae  feneratio  Yerr.  1.  3,  72,  168)  als  peculatus  bezeichnet,  so  ist  in  beiden 
Fällen  das  rechtlich  entscheidende  Moment  die  Aneignung  fremden  Geldes. 

*  Den  Peculat  bezeichnet  das  tarentinische  Stadtrecht  als  fraudare  und 
avertere,  und  der  letztere  auch  von  Varro  (A.  1)  gebrauchte  Ausdruck  wird 
hier  vorzugsweise  angewendet. 


J 
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Klage  abgefordert  wird^  Nach  einer  mildernden  Bestimmung 
des  julischen  Gesetzes  über  die  Restgelder  wird  derjenige  Betrag, 
den  der  Empfänger  bei  solcher  Verrechnung  dem  Aerarium  schuldig 
zu  sein  bekennt,  binnen  eines  Jahres  von  der  Abrechnung  an  als 
einfache  Geldschuld  des  Inhabers  behandelt;  von  da  an  unterliegt 
er  wenn  nicht  der  Peculat-,  so  doch  einer  öffentlichen  Klage  und 
dem  Strafzuschlag  eines  Drittels  der  Schuldsumme^. 

2.  Ob  öffentliches  bewegliches  Gut,  das  nicht  in  den  öffent- 
lichen Kassen  sich  befindet,  im  Fall  der  Entwendung  mit  der 
Peculat-  oder  mit  der  Diebstahlsklage  zurückzufordern  sei,  ist 
auch  hier  gefragt  worden®;  aber  unzweifelhaft  ist  die  erstere  An- 
nahme zutreffend.  Insbesondere  gilt  dies  von  der  Kriegsbeute*; 
sie  steht  nicht  minder  im  Eigenthum  des  Staats  als  die  im  Aera- 
rium niedergelegten  Gegenstände.  Der  Beamte,  der  sie  heim- 
gebracht hat,  hat  wohl  darüber  freie  Disposition  und  unterliegt 
dafür  nicht,  wie  für  die  aus  dem  Aerarium  ihm  anvertrauten 
Gelder,  der  formalen  Rechnungslegung,  aber  er  darf  sie  nicht  be- 
halten noch  in  seinen  Nutzen  verwenden.  Jedes  im  Privatbesitz  der 
Feldherrn  gefundene  Beutestück  gilt  als  gestohlen*,  jeder  aus 
Verwerthung  der  Kriegsbeute  ihm  zugeflossene  Betrag  als  unter- 
schlagen ®  und  die  Klage  auf  die  Restgelder  ist  auch  hier  zulässig  ^. 

^  Wegen  dieser  pecuniae  residuae  (so  Cicero  pro  Cluentio  84,  94  und  de 
1.  agr.  2,  22,  59,  wo  sie  auch  pecuniae  repetundae  genannt  werden;  vgl.  S.  714 
A.  2)  wurde  im  J.  688/66  gegen  die  Erben  des  Dictators  Sulla  ein  Peculat- 
prozess  angestellt  (Cicero  a.  a.  0.),  der  sich  gleichmässig  auf  die  aus  öffent- 
lichen Kassen  erhobenen  (Asconius  p.  72)  und  auf  die  fieutegelder  (Cicero  de 
i.  agr.  1,  4,  12)  erstreckte. 

«  Dig.  48,  13,  11,  6. 

'  In  der  Schrift  ad  Her.  1,  12,  22  erscheint  es  als  controvers,  ob  vasa 
argentea  publica  de  loco  private  sustulisse  Peculat  sei  oder  Furtum. 

^  Dig.  48,  13,  15 :  is  qui  praedam  ab  hostibua  captam  subripuit,  lege  pecu- 
Uäus  tenetur  et  in  quadruplum  condemnatur.    Vgl.  S.  763  A.  3. 

^  Dies  liegt  zu  Grunde  bei  dem  ältesten  uns  bekannten  Peculatprozess, 
dem  des  Dictators  Camillus  im  J.  363/391  —  denn  der  sachkundige  Bericht 
stützte  sich  ohne  Zweifel  auf  die  Broncethüren  {aerata  ostia)  aus  der  veientischen 
Beute  (Plinius  n.  h.  34,  3,  13;  Plutarch  Cam.  12)  und  erwähnte  die  weissen 
Rosse  nur  beiläufig  —  und  bei  dem  Prozess  aus  dem  J.  668/86  gegen  den 
Sohn  des  Cn.  Pompeius  Strabo  wegen  der  in  seinem  Hause  verwandten  Beute- 
stücke aus  Asculum  (Plutarch  Pomp.  14;  Cicero  Brut.  64,  230).  Eben  darauf 
geht  Cato  bei  Gellius  11,  18,  18. 

^  Die  praktische  Verschiedenheit  in  der  Behandlung  der  Aerar-  und  der 
Beutegelder  und  die  Stellung  des  Peculats  zu  denselben  habe  ich  in  der  Ab- 

m 

handlung  über  die  Scipionenprozesse  (röm  Forsch.  2,  444  fg.)  entwickelt. 

'  Vorzugsweise  auf  diese  bezogen  sich  die  gegen  die  Erben  des  Cn.  Pom- 
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3.  Jede  Defraudirung  der  öffentlichen  Kassen,  auch  wenn  sie 
nicht  durch  Wegnahme  von  Geldern,  sondern  beispielsweise  durch 
Urkundenfälschung  bewirkt  wird  und  nicht  die  eigentlichen 
Kriterien  des  Furtum  an  sich  trägt,  ist  unter  dies  Delict  gezogen 
worden  ^  Die  folgenden  besonders  hervorgehobenen  Fälle  sind 
nur  einzelne  Anwendungen  dieser  Begriffsbestimmung. 

4.  Widerrechtliche  Erlassung  einer  der  Gemeinde  zustehenden 
Forderung  durch  den  zur  Einziehung  competenten  Beamten*  so 
wie  Einziehung  einer  solchen  durch  eine  nicht  competente  Person*. 

5.  Werthverringerung  der  in  den  öffentlichen  Officinen  her- 
gestellten Münzen  durch  widerrechtliche  Legirung*. 

6.  Prägung  von  öffentlichen  Münzen  über  den  erhaltenen  Auf- 
trag hinaus  zum  Vortheil  der  Münzbeamten  ^. 

7.  Wahrscheinlich   auch   widerrechtliche   Manipulation*  oder 


peius  Strabo  (S.  765  A.  5)  und  des  Dietators  Sulla  (S.  765  A.  1)  angestellten 
Peculatprozesse.  Die  durch  das  servilische  Ackergesetz  angeordnete  allgemeine 
Beitreibung  der  derartigen  Forderungen  des  Aerars  (Cicero  de  leg.  agr.  2,  22 
und  sonst)  war  nur  einschärfend. 

*  Das  tarentinische  Stadtrecht  zieht  unter  den  Peculat  neben  dem  averiere 
der  pecunia  publica  das  piiblicum  peius  facere  per  litteras  puhliccLS  fraudemce, 
beispielsweise  also  die  rechtswidrige,  vielleicht  auch  die  gefälschte  Anweisung 
auf  Gelderhebung  aus  der  öffentlichen  Kasse. 

2  Cicero  Verr.  1.  3,  36,  83. 

*  Dig.  48,  13,  11,  3:  privatam  (pecuniam)  crimen  pecuJatus  facere,  si  quis 
quod  fisco  dehetur  simulans  se  fisci  creditorem  accepit  Es  muss  wohl  hinzu- 
gedacht werden,  dass  durch  irgend  welche  Nebenumstände  der  Fiscus  ge- 
hindert ist  gegen  den  zu  Unrecht  Zahlenden  vorzugehen,  da  er  sonst  nicht 
geschädigt  ist. 

*  Dig.  48,  18,  1:  lege  Julia  pecidatus  cavetur  .  .  .  ne  quis  in  aurum  ar- 
gentum  aes  publicum  quid  indat  neve  immisceat  .  .  .  sciens  dolo  malo  qu€  id 
peius  fiat,  Legirung  auch  der  Kupfermünzen  durch  Zinn  oder  Blei  kommt  viel- 
lach  vor. 

*  Dig.  48, 13, 8  pr. :  qui  cum  in  moneta  publica  operarentur,  extrinsecus  (ausser- 
halb der  Officin)  sibi  (für  eigene  Rechnung)  signant  pecuniam  fartna  publica  . . . 
videntur  .  .  .  furtum  publicae  monetae  fecisse.  Gedacht  ist  dabei  an  über  den 
Metallwerth  ausgebrachte  Münzen. 

*  Cicero  de  d.  n.  3,  80,  74  spricht  von  einem  Criminalprocess  gegen  L. 
Alenus,  qui  transcripserit  tabulas  publicas  oder,  wie  es  nachher  heisst,  quickiro- 
graphum  sex  primorum  (d.  h.  des  Vorstandes  der  bei  dem  römischen  Aerarium 
angestellten  Rechnungsführer)  imiiatus  est  Es  handelt  sich  wohl  um  ein 
vielleicht  von  einem  bei  dem  Aerarium  Angestellten  gefälschtes  als  officieller 
Auszug  aus  den  römischen  Kassenbüchern  auftretendes  Actenstück;  das  Delict 
dürfte  Peculat  gewesen  sein,  obwohl  Fälschung  der  öffentlichen  Bücher  auch 
bei  dem  Majestätsgesetz  (S.  558  A.  10)  und  bei  dem  Falsum  (S.  672)  auf- 
geführt wird. 
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Beseitigung*  der  öffentlichen  Kassenbücher,  nach  einem  späteren 
Senatsbeschluss  sogar  die  widerrechtliche  Gestattung  der  Einsicht- 
nahme derselben*. 

8.  Oeflfentliche  Gelder,  welche  mit  dem  Willen  des  Staats, 
aber  zu  bestimmtem  Zweck  in  das  Eigenthum  eines  Privaten  über- 
gehen, fallen,  wenn  sie  nicht  bestimmungsgemäss  verwendet  sind, 
an  sich  .unter  den  Peculat  nicht®.  Aber  das  oben  erwähnte 
julische  Gesetz  über  die  Restgelder  hat  auch  für  die  Rückforderung 
der  nicht  bestimmungsgemäss  verwandten  Staatsgelder  eine  öffent- 
liche Klage  mit  Zuschlag  eines  Strafdrittels  vorgeschrieben*. 

9.  Vielleicht  ist  auch  doloser  oder  simtilirter  Schiffsverlust 
zum  Nachtheil  der  Staatskasse  unter  den  Peculat  gezogen  worden*. 

In  der  Kaiserzeit  ist  das  Kaisergut  dem  Staatsgut  auch  in 
strafrechtlicher  Beziehung  wesentlich  gleich  behandelt  worden*. 

Der  municipale  Peculat,  sowohl  die  Unterschlagung  städtischer 
Gelder''  wie  auch  die  Fälschung  der  städtischen  Bücher  und  Ur- 
kunden® wird  nach  den  in  den  einzelnen  Stadtrechten  auf- 
gestellten Bestimmungen  delictisch  behandelt.  Auch  über  die  Rest- 
gelder enthalten  die  Stadtrechte  Sonderbestimmungen;  nach  dem 
malacitanischen  hat  der  Verwalter  öffentlicher  Gelder  oder  dessen 


*  C.  Curius,  ein  Verwandter  des  C.  Rabirius,  wurde  angeklagt  de  peculatu 
facto  et  de  tabulario  incenso  (Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  3,  7);  ein  angesehener 
römischer  Ritter  aus  Picenum,  Q.  Sestius,  wegen  Brandlegung  des  tabularium 
(Cicero  de  n.  d.  3,  30,  74).  Ob  es  sich  um  denselben  Vorgang  handelt  und  ob 
die  Stellen  hieher  gehören,  ist  unsicher,  aber  nicht  unwahrscheinlich. 

•  Dig.  48,  13, 11,  5. 
»  Dig.  48,  13,  11,  4. 

^  Dig.  48,  13,  2.  1.  5  pr.  1.  2.  Auf  nicht  fungible  Gegenstände,  auch  wenn 
Ersatzpflicht  besteht,  leidet  dies  keine  Anwendung. 

^  Ob  die  Schädigung  des  Aerars  durch  böswillig  angestifteten  oder  er- 
dichteten Seeverlust  der  für  die  Heeresbedürfnisse  angekauften  Gegenstände, 
wegen  deren  im  J.  542/212  der  Lieferant  M.  Postumius  im  tribunicisch-comi- 
tialen  Verfahren  capital  angeklagt  ward  (Lir.  25,  3,  10.  11),  als  Majestäts- 
beleidigung oder  als  Peculat  zu  fassen  ist,  ist  zweifelhaft.  Ersteres  ist  wahr- 
scheinlicher, weil  die  Klage  tribunicisch  ist  und  der  Thatbestand  vielmehr  auf 
damnum  führt  als  auf  furtum;  dass  der  Angeklagte  kein  Magistrat  ist,  spricht 
nicht  entscheidend  dagegen  (S.  560  A.  3).    Vgl.  S.  770  A.  3. 

«  Paulus  5,  27.   Dig.  48,  13,  8,  1. 

'^  Das  tarentinische  Stadtrecht  ordnet  dafür  eine  recuperatorische  Popular- 
klage an  auf  vierfachen  Ersatz  (S.  227  A.  1). 

^  Cicero  pro  Cluentio  14,  41.  44,  125:  gut  tabulas  publicaa  tnunicipii 
manu  8ua  corrupisse  iudicatus  sit,  Aehnliche  Bestimmungen  in  nicht  römischen 
Stadtrechten  Cicero  Verr.  1.  2,  37,  90. 
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Erben  binnen  dreissig  Tagen,  nachdem  die  Verwaltung  zu  Ende 
gegangen  ist,  der  Stadtkasse  Rechnung  zu  legen  und  den  Rest- 
befund abzuführend  —  Als  Peculat  nach  römischem  Recht  sind 
diese  Unrechtfertigkeiten  am  städtischen  Gut  in  älterer  Zeit 
sicher  nicht  behandelt  worden;  die  spätere  Jurisprudenz  hat, 
allerdings  nicht  ohne  Schwanken,  den  municipalen  Peculat  dem 
staatlichen  gleichgestellt  ^. 

Die  für  das  Furtum  wesentlichen  Momente  kommen  auch  bei 
dem  Peculat  in  seiner  ursprünglichen  Begrenzung  zur  Anwendung: 
die  Berührung^,  die  Beschränkung  auf  bewegliches  Gut*,  die  Ab- 
sicht widerrechtlicher  Bereicherung,  die  Schädigung  der  Gemeinde. 
Auf  die  Erweiterungen,  namentlich  die  Restgelder  sind  sie  nicht 
anwendbar. 


cipitairer-  Dass  der  Diebstahl  am  Götter-  wie  am  Staatsgut  von  jeher 

sLru!^um  glßicli  ^om  Staatsverbrechen  von  Amtswegen  geahndet  worden  ist 
«nd  liegt  in  der  Beschaffenheit  der  Delicte  selbst**,  und  die  wenigen 
Peciüat.  ^g^fijijßj.  ^^f  mjg  gekommenen  .Nachrichten  bestätigen,  dass  beide 
ursprünglich  zur  Competenz  der  Mordquästoren  gehört  haben. 
Sicher  mit  Anlehnung  an  die  alte  Rechtsordnung  zieht  Cicero  in 
seiner  Phantasieconstitution  das  Sacrilegium  unter  den  prozessua- 
lischen Begriff  des  Mordes®,  und  der  älteste  Peculatprozess,  dessen 


^  Lex.  col.  Mal.  c.  67. 

■  Papinian  Dig.  47,  2,  82:  ob  pecuniam  civitati  sübtractam  actione  furti. 
non  crinmH  peciäatus  tenetur.  Dagegen  Marcellus  Dig.  48,  13,  5,  4:  sed  et  si 
de  re  civitatis  aliqxiid  subripiatfurj,  constitutionibus  principum  divonim  Traiani 
et  Hadriani  cavettir  peculatus  crimen  committi;  et  hoc  iure  utimur.  Eine  Aus- 
gleichung beider  Stellen  ist  nicht  möglich;  vielleicht  betrafen  die  angeführten 
Verordnungen  nur  Einzelfälle  und  differirten  die  Rechtsgelehrten  daiüber,  ob 
sie  allgemein  anzuwenden  seien  oder  nicht. 

*  Paulus  5,  27 :  si  quis  ftscalem  pecuniam  cUtrectaverit  subriptterit  mutaverit 
(vgl.  S.  735  A.  1)  seu  in  suos  usus  converterit,  in  qttadruplum  eiuspecuniae  quam 
sustülit  condemnatur,  Dig.  48,  13,  1:  lege  Iidia  jyecültxtus  cavetur^  ne  quis  tx 
pecunia  sacra  religiosa  xmbUcave  auferat  neve  intercipiat  neve  in  rem  suaw 
vertat, 

^  Das  zeigt  die  Benennung  peculatus  und  die  Betonung  der  pecunia  in 
dem  Gesetz. 

*  In  meinen  röm.  Forsch.  2,  447  habe  ich  dies  verkannt  Wenn  Sacri- 
legium und  Peculat  lediglich  nach  den  Regeln  des  Privatprozesses  als  furtum 
rei  sacrae  oder  rei  publicae  behandelt  worden  wären,  würde  die  Jurisprudeiu 
jene  Kategorien  überhaupt  nicht  entwickelt  haben. 

*  S.  528.  Cicero  de  leg.  2,  9,  22 :  sacrum  . . .  qui  cleperü  rapsitque,  parri- 
cida  esto.    Da  parricidium   nie    der   Bedeutung    nach    auf  das    Eigen thums- 
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unsere  Annalen  gedenken,  wird  nach  der  besseren  Version  von 
den  QuÄstoren  an  die  Comitien  gebracht  ^  —  Dass  späterhin  der  \ 
tribunicische  Multprozess  dafür  an  die  Stelle  getreten  ist,  lässt 
sich  mit  Sicherheit  weder  behaupten  noch  verneinen.  Man  kann 
dafür  geltend  machen,  dass  der  quästorische  wahrscheinlich  auf 
Capitalstrafe  beschränkte  Prozess  für  die  spätere  Republik  nicht 
passt  und  dass  das  Gemeinwesen  bei  dem  Sacrilegium  und  dem 
Peculat  ebenso  unmittelbar  betheiligt  ist  wie  bei  den  Anklagen 
wegen  Staatsverbrechen;  aber  was  wir  sonst  über  die  Behandlung 
dieser  Delicte  erfahren,  spricht  überwiegend  dagegen". 

Dass  die  Strafe  ursprünglich  die  capitale  war,  ist  bezeugt 
für  das  Sacrilegium^  und  einigermassen  auch  für  den  Peculat^. 

verbrechen  übertragen  worden  ist,  so  kann  parricida  esto  nur  heissen,  dass 
das  Verbrechen  vor  die  qtiaestorea  parricidii  gehört. 

^  üeber  den  Peculatprozess  des  f>ictators  Camillas  (S.  765  A.  5)  giebt  es 
zwei  Versionen ;  nach  der  einen  (Plinius  h.  n.  84,  3,  17,  wahrscheinlich  aus  Piso ; 
vgl.  0.  Hirschfeld  in  der  Festschrift  für  Friedlaender  S.  131)  klagt  der  Quästor 
Sp.  Carvilius,  nach  der  anderen  (Livius  5,  32,  8  und  dessen  Ausschreiber)  der 
Volkstribun  L.  Appuleius.  Während  eine  tribunicische  Multklage  in  diese 
frühe  Zeit  nicht  passt  und  auch  der  Demagogenname  den  späten  Ursprung 
verräth,  darf  aus  der  ersteren,  obwohl  sie  an  sich  ebenso  unbeglaubigt  ist, 
doch  gefolgert  werden,  dass  rechtskundige  Annalisten  den  Peculat  zur 
quästorischen  Competenz  stellten. 

'  Ausser  der  jüngeren  Version  des  gegen  Camillus  geführten  (A.  1)  ge- 
hört hieher  der'  gegen  die  Scipionen  erhobene  mit  der  Verurtheilung  des  L. 
Scipio  zu  einer  Geldbusse  endigende  Peculatprozess  (Gellius  4,  18.  6,  19. 
Liv.  38,  56,  8 ;  das  Weitere  röm.  Forsch.  2,  466  fg.).  Aber  dass  dieser  nuUo 
exemplo  eingestellt  wurde,  entkräftet  diesen  Beleg. 

•  Seneca  de  benef.  7,  7:  (Bion)  omnes  {sacriUgos)  de  saxo  deiecturus  est, 
ohne  Zweifel  mit  Anlehnung  an  den  römischen  Rechtssatz.  Julius  Victor  ars 
rhet  3,  15:  für  quadruplum  solvat,  sacrilegus  capite  puniatur.  Claudius  Satur- 
ninus  Dig.  48,  19,  16,  4:  locus  facti,  ut  idem  vel  furtum  vel  sacrilegium  sü  et 
capite  lu^ndum  vel  minore  supplicio. 

*  Nach  Diodor  29,  21  =  Vat.  p.  70  wird  L.  Scipio  wegen  des  ihm  zur 
Last  gelegten  Peculats  mit  Todesstrafe  bedroht  {xarriyogov^svos  vn  avrav  — 
der  anklagenden  Tribunen  —  cfcftvrf)  ^aWr^),  was  wohl  aus  Polybios  ge- 
nommen ist.  Hieher  werden  auch  wohl  die  von  den  Genuaten  gegen  die  nach 
ihrer  Behauptung  zu  Unrecht  ihr  Vieh  auf  die  genuatische  Flur  auftreibenden 
Viturier  angestellten  Prozesse  gehören;  nach  dem  Schiedsspruch  vom  J.  637/117 
(C.  I.  L.  V,  7749  ^  Bruns  fontes  p.  358]  sollen  die  Genuaten  diejenigen,  welche 
ob  iniourias  iudicati  aut  damnati  sunt,  sei  quis  in  vinctdeis  ob  eas  res  est,  bis 
zu  einem  bestimmten  Tage  frei  geben.  Es  scheinen  Capital-  (iudicati)  und 
Multverurtheilungen  (damnati)  gemeint,  die  zur  Verhaftung  führten,  jene,  weil 
die  Todesstrafe  nicht  vollstreckt,  diese,  weil  die  Mult  nicht  gezahlt  ward.  Der 
allgemeine  Begriff  der  iniuria  wird   nach   der  Sachlage   auf  die   Schädigung 
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Sicher  aber  ist  die  Capitalstrafe  bei  dem  öflFentlichen  Diebstahl 
nicht  viel  später  verschwunden  als  bei  dem  Diebstahl  am  Privat- 
gut.  Für  eine  Ersetzung  derselben  durch  criminelles  Multverfahren 
mangeln,  wie  schon  gesagt  ward,  genügende  Beweise^  und  es  ist 
wohl  möglich,  dass  man  sich  in  dieser  Hinsicht  späterhin  auf  das 
gleich  zu  erwähnende  geschärfte  Ersatzverfahren  beschränkt  hat. 

EriateTei^  Nebou    dem    öffentlichen    Strafprozess    für    Sacrilegium    und 

sacriiegi^  Peculat  muss  der  geschädigten  Gemeinde  ein  Ersatzverfahren  zu 
und  Peculat  Gebote  gestanden  haben,  da  die  erlittene  Schädigung  weder  durch 
die  Capitalstrafe  gedeckt  ward,  noch,  selbst  wenn  Multirung  statt- 
haft war,  die  Busse  rechtlich  als  Ersatz  angesehen  werden  könnte*. 
Ohne  Zweifel  hat  von  jeher  dafür  die  der  privaten  Diebstahls- 
klage analoge  Prozessform  bestanden*,  welche  uns  als  iudicnm 
publicum,  bald  mit  magistratischem  Klagrecht,  bald  als  Popularklage, 
in  den  municipalen  Ordnungen  begegnet*.  Nicht  aus  dem  eigent- 
lich criminellen,  sondern  aus  diesem  in  der  privatdelictischen  Form 


des    öffentlichen   Eigenthums  bezogen  werden  müssen,   also   auf  dem  Peculat 
gleichartige  Strafthaten. 

*  Nach  der  Dorfordnung  von  Furfo  für  den  Diebstahl  am  Tempelgat 
(S.  225  A.  3)  ist  allerdings  der  Vorsteher  des  Dorfes  befugt  eine  Geldstrafe 
in  beliebiger  Höhe  aufzulegen  unter  Vorbehalt  der  Berufung  an  die  Dorf- 
gemeinde. Setzt  man  für  den  Dorfmeister  den  Magistrat,  für  die  Dorfgemeinde 
die  Bürgerschaft,  so  stimmt  dies  Verfahren  mit  seinem  Muster  überein;  das 
Multverfahren  kann  aber  füglich  hier  an  die  Stelle  des  bei  dieser  Quasi- 
Autonomie ausgeschlossenen  capitalen  getreten  sein. 

*  Es  kann  dafür  weder  auf  die  mit  der  Perduellion  verknüpfte  Ver- 
mögenseinziehung recurrirt  werden,  da  der  Dieb  am  Gemeindegut  nicht 
Landesfeind  ist  (Appian  b.  c.  3,  54)  noch  auf  die  consularisch-censorische 
Regulirung  der  Vermögensbeziehungen  zwischen  d^r  Gemeinde  und  dem 
Bürger,  da  diese  sich  nicht  auf  das  delictische  Gebiet  erstreckt. 

'Auf  einen  Civilprozess  mittelst  Vertretung  der  Gemeinde  kann  fuglich 
bezogen  werden,  dass  wegen  der  Unterschleife  des  Armeelieferanten  während 
des  hannibalischen  Krieges  (S.  767  A.  5)  bei  dem  Stadtprätor  M.  Aemilius  (oder 
M.  Atilius)  Anzeige  gemacht  wird,  welcher  nach  der  Verhandlung  der  Sache 
im  Senat  dieser  Anzeige  keine  Folge  giebt  (Liv.  25,  3,  12).  Ein  ähnliches  Ver- 
fahren liegt  auch  wohl  der  Darstellung  des  Scipionenprozesses  bei  Valerius 
Antias  zu  Grunde  (röm.  Forsch.  2,  445.   471). 

*  Das  tarentinische  Stadtrecht  Z.  4  giebt  bei  dem  Peculat  die  Civilklage 
auf  vierfachen  Ersatz  dem  Magistrat:  quanti  ea  res  erit,  qtiadruplum  multae 
eHo  eamque  pequniam  municipio  dare  damnas  esto,  eiusque  pequnuie  magistra^ 
queiqiwmque  in  municipio  eint,  petitio  exactioque  esto,  das  malacitanische  c.  67 
die  Civilklage  auf  doppelten  Ersatz  jedem  Bürger:  q(iuinii)  e(a)  r(e8)  erit,  tantum 
et  alterum  tantum  municipihus  eius  mtmicipi  d(are)  d(amna8)  e(8to)  eiusque  pee«^ 
niae  .  .  .  qui  voJet  .  .  .  actio  petitio  persectitio  esto. 
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sich  bewegenden  Prozess  ist  im  letzten  Jahrhundert  der  Republik 
die  für  Sacrilegium  und  Peculat  bestimmte  Quästion  hervor- 
gegangen. Das  Verfahren,  bei  welchem  auch  die  Litisästimation 
erwähnt  wird\  kann  von  dem  Diebstahlsprozess  nicht  wesent- 
lich verschieden  gewesen  sein.  Gerichtet  ist  es  nach  römischer 
Ordnung  wie  nach  den  municipalen  in  der  Regel  auf  vierfachen 
Ersatz  des  Betrages  oder  des  Werthes  der  entwendeten  Gegen- 
stände*, wofür  in  leichteren  Fällen  doppelter  Ersatz®  oder  auch 
Strafzuschlag  des  Drittels  (S.  765  A.  2.  S.  767  A.  4)  eintritt. 
Eine  Zeitlang  haben  vermuthlich  die  alte  capitale  und  diese 
Ersatzklage  in  ähnlicher  Weise  in  der  Theorie  neben  einander  ge- 
standen wie  die  comitiale  Perduellion  neben  der  Majestätsklage  und 
darum  wird  das  Sacrilegium  noch  längere  Zeit  wenigstens  nominell 
als  capital  behandelt  (S.  768  A.  6).  Dann  aber  sind  bei  der  Quästion 
für  das  Hauptdelict  eigentliche  Criminalstrafen  hinzugetreten,  durch 
das  julische  Gesetz  wahrscheinlich  die  Verbannung  aus  Italien  und 
die  Interdiction  *  und  für  diese  in  der  gewöhnlichen  Entwickelung 
für  Standespersonen  die  Deportation,  für  geringere  die  Zwangs- 
arbeit®. Die  Strafe  des  vierfachen  Ersatzes  konnte  daneben  fort- 
bestehen, da  die  Interdiction  das  Vermögen  nicht  nahm  und  die 
Deportation  praktisch  wahrscheinlich  nur  als  Maximalstrafe  zur  An- 
wendung kam. 

In  der  späteren  Kaiserzeit  wird  der  Diebstahl  am  Tempel- 
gut unter  die  qualificirten  dieser  Epoche  gezogen  und  kommen 
wir  bei  diesen  (S.  776)  darauf  zurück.  Den  Unterschleif  der  Be- 
amten haben  die  Kaiser  häufig  kraft  ihrer  unbeschränkten  Straf- 
gewalt noch  schärfer  und  selbst  capital  geahndet*. 

^  Cicero  pro  Mur.  20,  42. 

"  Tarentinisches  Stadtrecht  Z.  4  (S.  770  A.  4).  Paulus  5,  27  =  Edictum 
Theoderici  115.  Dig.  48,  13,  8,  1.  1.  15.  Vierfacher  Ersatz  bei  Annahme  von 
Gelddarlehen  aus  öffentlichen  Kassen:  C.  Th.  10,  24,  1  =  Tust.  10,  6,  1.  Da- 
gegen genügt  hier  bei  Mehrheit  der  Thäter  einmalige  Leistung  des  Vierfachen 
(Dig.  49,  14,  46,  9:  «'  mulU  fisco  fraudem  fecerint,  non  ut  in  (icttone  fwrti 
singuU  solidum^  sed  omnes  semel  qu<idrupU  poenam  pro  virili  portione  d^bent, 
sane  pro  non  idoneis  gut  sunt  idonei  conveniuntur). 

'  Dies  bestimmt  das  Stadtrecht  von  Malaca  hei  nicht  rechtzeitiger  Ab- 
lieferung der  Kestgelder  (S.  770  A.  4). 

^  Bezeugt  ist  dies  nicht,  aher  die  Deportation  wird  auch  hier  der  Inter- 
diction substituirt  sein. 

*  Dig.  48,  18,  8.  1.  8,  1.    Ebenso  wird  der  Tempelraub  bestraft  (S.  776). 

«  C.  Th.  9,  28,  1  -=  lust.  9,  28,  1.  Vgl.  C.  Th.  9,  27,  5  (gemildert  lust.  9, 
27,  3).  C.  Th.  10,  24,  2  =  lust.  10,  6,  2.  Strenges  Verfahren  gegen  den  ünter- 
schleif  wird  hervorgehoben  bei  Aurelianus  (vita  39)  und  Valens  (Amm.  31, 14,  2). 
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Peenut-  Die   allgemeine  Regel,   dass   das  Delict  mit   dem  Tode  des 

d^rbe?"  Schuldigen  erlischt  und  die  Strafe  von  den  Erben  nur  gefordert 
wird,  wenn  der  Prozess  bei  Lebzeiten  des  Beschuldigten  angestellt 
worden  war,  ist  bei  dem  Peculat  und  ohne  Zweifel  auch  bei 
dem  Sacrilegium  bei  Seite  gesetzt  worden.  Die  in  der  Form  der 
Quästion  angestellten  Prozesse  gegen  die  Erben  des  Cn«  Pompeius 
Strabo  (S.  76^  A.  5)  und  des  Diktators  Sulla  (S.  765  A.  1) 
sind  bereits  erwähnt  worden,  und  auch  nach  den  Zeugnissen 
der  späteren  Zeit  sind  derartige  Klagen  nicht  beschränkt  auf  die 
Bereicherung  oder  einfachen  Ersatz,  sondern  in  gleichem  Umfang 
wie  gegen  den  Schuldigen  selbst  auch  gegen  die  Erben  zulässig  ^ 
Eine  principielle  Rechtfertigung  dieses  exceptionellen  Verfahrens 
lässt  sich  nicht  geben ;  es  kann  nur  durch  das  öffentliche  Interesse 
entschuldigt  werden*. 
Verjährung  Für  dio  Veijährung  der  Klage  ist  bei  dem  Peculat  ausnahms- 
^®'J^^**" weise  eine  fünfjährige  Frist  festgesetzt*. 

4.  Erntediebstahl. 

Ernte-  Im  Zwölf  tafelbuch  wird,   so  viel  uns  bekannt  ist,   bei  dem 

diebsuu.  p^r^^m  von  Privatsachen  nur  ein  einziger  Fall  mit  öffentlicher 
Strafe  belegt:  der  Diebstahl  der  Ernte  auf  dem  Halm,  wenn  er 
bei  Nachtzeit  durch  Abweiden  oder  Abmähen*  oder  auch  wenn  er 
durch  Zaubermittel*  erfolgt,  offenbar  desshalb,  weil  gegen  beide 
Beschädigungen  der  Besitzer  nicht  im  Stande  ist  sich  zu  schützen. 


^  Am  bestimmtesten  ist  dies  ausgesprochen  in  dem  Stadtrecht  von  Malaca 
(S.  770  A.  4).  Aber  auch  Papinians  Worte  Dig.  48,  13,  16:  publica  iudicta 
peciUatus  et  de  residuis  et  repetundarum  simüiter  culversus  heredem  exercentur 
lassen  sich  nicht  auf  die  blosse  Herausgabe  der  Bereicherung  beschränken. 

■  Wenn  Papinian  a.  a.  0.  fortfährt:  nee  immeritOy  cum  in  Jus  quaestio 
principalis  ablatae  pecuniae  nwoeatuTf  so  trifft  dies  fUr  den  Strafzuschlag  nicht 
zu  und  könnte  mit  gleichem  Hecht  auch  von  der  privaten  Diebstahlsklage  ge- 
sagt werden. 

»  Dig.  48,  la  9. 

*  Plinius  h.  n.  18,  3,  12  (=  Scholl  8,  8):  frugem  aratro  quaefitam  furtim 
noctu  pavisse  ac  secuisse  puberi  XII  tdbulis  capital  erat  suspensumque  Certri 
necari  iubebant  gravius  quam  in  homicidio  convidumy  impubem  praetaris  arbi- 
tratu  verherari  noxiamve  duplionemve  decemi, 

*  Scholl  8,  7.  Untersagt  wird  cUienos  frudus  excaMare  (Seneca  n.  q.  4,  7; 
fast  ebenso  Plinius  h.  n.  28,  2,  17)  oder  fruges  <üienas  veneficiis  pellicere  (Plinius 
n.  h.  18,  6,  41,  ähnlich  Servius  zu  Vergil  egl.  8,  99),  unter  Androhung  des 
supplicium  (Cicero  bei  Augustinus  de  c.  d.  8,  19).  Diese  Klage  ist  in  Form  eino^ 
ädilicischen  Multprocesses  noch  in  relativ  später  Zeit  an  das  Yolksgericht  ge- 
bracht worden  (Plinius  n.  h.  18,  8,  41 — 43). 
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Dass  das  Delict  als  öffentliches  bestraft  ward,  beweist  sowohl  die 
Zusammenstellung  mit  dem  Morde  wie  die  Sacration^  Dies  Ver- 
fahren ist  sicher  früh  abgekommen ;  unsere  Rechtsquellen  gedenken 
bei  dem  öfter  erwähnten  Erntediebstahl  der  alten  Strafdrohung 
nicht.  Ein  Ersatzverfahren  hat  auch  bei  dem  Emtediebstahl  nach 
Zwölf  tafelrecht  in  diesem  Fall  stattgefunden;  doch  sind  die  Be- 
stimmungen darüber  nicht  hinreichend  aufgeklärt^. 

5*  Qnalifieirter  Diebstahl  der  Kaiserzeit. 

Gegen  diejenigen  Kategorien  der  Diebe,  welche  nicht  bloss Qnaiüicirter 
den  Einzelnen  beschädigen,  sondern  die  öffentliche  Sicherheit  ge-  ^**^J*" 
fährden,  ist  selbstverständlich  von  jeher  von  den  Vorständen  des  KaiMnett 
römischen  Gemeinwesens  im  Verwaltungsweg  vorgegangen  worden. 
Dieses  administrative  Willkürregimeut  insbesondere  gegenüber  den 
niederen  Schichten  der  hauptstädtischen  Bevölkerung  wird  durch 
Rechtsbedenken  wenig  gehemmt  worden  sein.  Vor  allem  seine  Un- 
stetigkeit  und  seine  Trägheit  werden  bewirkt  haben,  dass  Ordnung 
und  Rechtssicherheit  dadurch  nicht  herbeigeführt  wurden;  dass 
dies  der  Fall  war,  ist  gewiss  genug.  Mit  dem  Eintritt  der 
Monarchie  ist  hierin  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
Wandel  geschafft  worden;  indess  ist  dies  mehr  durch  Steigerung 
der  administrativen  Repression  geschehen  als  durch  Aenderung 
der  Strafordnung.  Die  neuen  unmittelbar  kaiserlichen  Beamten 
in  der  Hauptstadt,  insbesondere  der  Stadtpräfect  und  der  Vor- 
steher der  Löschmannschaft  haben  eine  sehr  energische  und 
summarische  Rechtspflege  entwickelt  und  in  den  Provinzen  ist 
einigermassen  dasselbe  geschehen  durch  die  von  der  Gentralgewalt 
angeregte  strengere  Sicherheitspflege.  Insbesondere  die  Eigen- 
thumsverbrechen  werden  durch  diese  veränderten  Verhältnisse  ge- 
troffen worden  sein. 

Strafrechtliche  Satzungen  in  diesem  Sinn  liegen  uns  erst  vor 
seit  dem  2.  Jahrhundert  n.  Chr. ;  seitdem  kann  der  Sache  nach  — 
denn  eine  Bezeichnung  dafür  giebt  es  nicht  —  die  Rede  sein  von 
einem  qualiticirten  Diebstahl,  das  heisst  von  crimineller  Behand- 
lung gewisser  Kategorien  des  Diebstahls  unter  Bezeichnung  der- 
selben als  ausserordentlicher  Delicto.     Ihnen  allen   mangelt  das 


^  üeber  die  Behandlung  der  öffentlichen  Strafe  als  Opfer  und  die  Voll- 
ziehung derselben  durch  Kreuzigung  ist  das  folgende  Buch  zu  vergleichen. 

*  Die  S.  772  A.  5  angeführten  Worte  scheinen  bei  dem  unmündigen  in 
der  Gewalt  stehenden  Thäter  das  Privatverfahren ,  das  heisst  den  noxalen 
Diebstahlsprozess  anzuordnen. 
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formelle  Fundament  der  alten  Volksschlüsse  und  davon  führen  sie 
den  Namen  ^;  der  Sache  nach  gehören  sie  der  regulären  Rechts- 
pflege an  (S.  758  A.  6)  und  werden  auch  von  der  Jurisprudenz  in 
dieser  Weise  behandelt.  Das  Strafmass  ist  noch  in  höherem  Grade 
arbiträr  als  dies  in  dieser  Epoche  auch  bei  den  ordentlichen  Delicten 
der  Fall  ist*;  wo  indess  nicht  besonders  erschwerende  Momente 
hinzutreten,  namentlich  der  Waffengebrauch,  wird  über  Relegation 
bei  Standespersonen  und  Zwangsarbeit  bei  Geringeren  nicht  hinaus- 
gegangen^. Auch  darf  die  öffentliche  Strafe  mit  der  privaten  nicht 
cumulirt  werden*.  Ueberwiegend  sind  dieselben  als  Cognitionen 
behandelt  worden;  indess  ist,  obwohl  die  Verbrechen  nicht  zu  den 
iudicia  publica  zählen,  auch  das  Accusationsverfahren  dabei  in 
Anwendung  gebracht  worden*^.  Nur  sollen  wegen  geringfügiger 
Diebstähle  die  Gerichte  auch  in  dieser  Form  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  *.  Diese  qualificirten  Kategorien,  die  theils  aus  den 
hauptstädtischen  Zuständen  hervorgegangen  sind,  theils,  wie  zum 
Beispiel  der  Abigeat,  aus  den  provinzialen,  sollen  hier  verzeichnet 


^  Formell  liegt  der  Benennung  zu  Gninde,  dass  der  Beamte  diese  Sache  ausser 
der  vorbestimmten  Yerhandlungsreihe  vornimmt  (Coli.  7,  4,  1:  fures  ad  forum 
remittendi  sunt  diumif  nocturnique  extra  ordinem  audiendi),  aber  es  kommt  dies 
auf  dasselbe  hinaus.  Für  die  ordentlichen  Delicte  giebt  das  betreffende  Gesetz 
für  die  Vornahme  die  feste  Ordnung  und  Reihe,  während  hier  diese  Grundlage 
fehlt.  Der  Gegensatz  ist  das  publicum  iudicium,  Dig.  47,  14,  2:  abigeatus 
crimen  puhlici  iudicii  non  est,  quia  furtum  magis  est.    Dig.  47,  2,  93. 

*  Was  von  den  expilatores  gesagt  wird:  nulla  specialis  poena  rescriptis 
prificipalibus  imposita  est;  idcirco  cau^a  cognita  liberum  erit  arbitrium  statmndi 
ei  qui  cognoscit  (Ulpian  Dig.  47,  18,  1,  1)  gilt  für  alle  Kategorien.  Administrativ 
wird  nach  Alexanders  Anordnung  (vita  15)  dem  Diebe  der  Aufenthalt  in  den 
Städten  untersagt. 

*  ülpian  Dig.  47,  18,  1,  2:  oportebit  aeque  et  in  effractores  et  in  cäeros 
supra  scriptos  causa  cognita  Statut,  prout  admissum  suggerit,  dummodo  ne  qm 
in  plebeio  operis  publici  poenam  vel  in  honestiore  relegationis  excedaU 

*  Paulus  5,  18,  1.    Dig.  47,  2,  57,  1. 

*  Ulpian  Dig.  47,  2,  93 :  meminisse  opoi'tebit  nunc  furti  plerumque  crim- 
naliter  agi  et  eum  qui  agit  in  crimen  subscribere,  non  quasi  publicum  9it 
iudicium,  sed  quia  visum  est  temeritatem  agentium  etiam  extraordinaria  animad- 
versione  coercendam.  Das  Accusationsverfahren  wird  auch  erwähnt  bei  dem 
Erbschaftsdiebstahl  (Dig.  47,  19,  1)  und  bei  dem  Abigeat  und  zwar  keineswegs 
als  Anomalie,  wie  es  nach  dem  ungenauen  Auszug  Cod.  9,  37,  1  aus  der 
correcten  Verordnung  C.  Th.  2,  1,  8,  1  erscheint. 

^  Marcianus  Dig.  48,  19,  11,  1:  furta  domestica  si  viliora  sunt  puUice 
vindicanda  non  sunt  nee  admittenda  est  huiusmodi  accusatio,  cum  servus  a 
domino  vd  Ubertus  a  patrono,  in  cuius  domo  moratur,  vel  mercennarius  ab  eo, 
cui  operas  suas  locaverat^  offertur  quaestioni. 
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werden.  Im  Allgemeinen  bieten  sie  mehr  Interesse  für  die  socialen 
Verhältnisse  als  für  die  Rechtswissenschaft  und  mancherlei  Einzel- 
heiten sind  wenig  aufgeklärt. 

1.  Bei  dem  mit  gewafl&ieter  Hand  ausgeführten  Eigenthums- 
verbrechen  verschwindet  dieses  strafrechtlich,  da  dies  Delict  unter 
das  Mordgesetz  fällt  (S.  630).  Wenn  indess  keine  Verwundung 
stattgefunden  hat,  ist  die  That  auch  wohl  als  schwerer  Diebstahl 
behandelt  worden  ^ 

2.  Die  den  Räubern  und  den  Dieben  gewerbmässig  Unterkunft 
gewährenden  Wirthe  (receptores  oder  recq^tatores)^  werden  crimi- 
nell mit  rechtlich  unbestimmter  Strafe  belegt®.  Hauptsächlich 
wird  dabei  die  Aufnahme  der  Verbrecher  ins  Auge  gefasst,  aber 
auch  die  Aufnahme  des  gestohlenen  Guts,  die  Hehlerei  berück- 
sichtigt*. 

8.  Der  Viehabtreiber  (abigeus)  wird  behandelt  als  qualificirter 
Dieb,  wenn  das  Vieh  von  der  Weide*  oder  gar  aus  dem  Stall* 
und  wenn  mindestens  ein  Hengst  oder  zwei  Stuten  oder  Kühe  oder 
fünf  Schweine  oder  zehn  Schafe  oder  Ziegen"^  weggeführt  sind. 
Als  erschwerende  Momente  kommen  in  Betracht  vor  allem  die  An- 
wendung von  Waffengewalt,  die  Zusammenrottung* ,  die  Wieder- 
holung des  Verbrechens*,  auch  die  örtliche  Häufigkeit^®.    Todes- 


»  Coli.  7,  4,  2  =  Dig.  47,  17,  1. 

'  Paulus  5,  3,  4:  receptores  adgressorum  itemque  latronum  cctdem  poena 
adficiuniur  qua  ipsi  latrones.  Ulpian  Dig.  1,  18,  13  pr.:  (praeaes)  et  sacrüegos 
latrones  plcLgiarios  fures  conquirere  debet  .  .  .  recepitoresque  eorum  coercere^  mie 
quibus  latro  diutiua  latere  non  potest  £benso  Dig.  1,  15,  3,  1.  47,  16,  1.  C.  Th. 
9,  29,  2  «=  lust.  9,  39,  1,  1.   Callistratus  Dig.  47,  14,  3,  3:  receptores  ahigeorum, 

•  Bei  den  receptatores  ist  vorzugsweise  an  die  Aufnehmer  der  Strassen- 
räuber  gedacht;  da  sie  aber  sowohl  bei  Paulus  a.  a.  0.  wie  in  dem  Digesten- 
titel  47,  16  de  receptatoribus  in  der  Reihe  der  sogenannten  ausserordentlichen 
Verbrechen  stehen,  schien  es  angemessener  sie  hieher  zu  stellen  als  zum 
Strassenraub. 

^  Dig.  47,  9,  3,  3.  Bei  der  Aufnahme  der  flüchtigen  Sclaven  fällt  beides 
zusammen. 

»  Paulus  Coli.  U,  2:  de  stahulo  vel  de  pascuis.  Ulpian  Coli.  11,  8,  1  =  Dig. 
47,  14,  1,  1 :  fd;  pastu  et  ex  armentis, 

•  Paulus  a.  a.  0.    Dig.  47,  14,  3,  1. 

■^  Paulus  5,  18,  1  vgl.  Coli.  11,  3.  Callistratus  Dig.  47,  14,  8  hat  etwas 
abweichende  Zahlen. 

"  Paulus  Coli.  11,  2:  aut  ferro  aut  conducta  manu, 

•  Paulus  Coli.  11,  2  (wo  vel  vor  8t  zu  streichen  ist);  Callistratus  Dig.  47, 
14,  3,  2.    Rückfall:  Coli.  11,  7,  2.    Gewerbmässigkeit :  Coli.  11,  8. 

^®  Hadrian  Coli.  11,  7:  puniuntut  durissime  non  ubique,  sed  ubi  frequenUus 
est  hoc  genus  mäleficiu    Es  scheint  dies  besonders  in  der  Baetica  der  Fall  ge- 
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Verhältnisse  des  Erblassers  von  Rechtswegen  und  ohne  Zwischen- 
zeit auf  diese  Erben  über  und  es  kommt  hinsichtlich  des  Dieb- 
stahls der  Todesfall  nicht  weiter  in  Betracht.    Da  aber  andern- 
falls der  Todesfall  zunächst  die  Vermögensrechte  des  Verstorbeneu 
aufhebt  und  die  in  seinem  Eigenthum  stehenden  Gegenstände  damit 
herrenlos  werden,  kann  an  den  Bestandtheilen  dieser  ^liegenden 
Erbschaft'  (hereditus  iacens)  nach  dem  S.  739  Bemerkten  ein  Dieb- 
stahl nicht  begangen  werden  und  ist  es  jedem  gestattet  sich  der- 
selben wie  der  Jagdbeute  oder  des  Feindesguts  zu  bemächtigen 
und  sie  nach  den  Regeln  der  Ersitzung  zu  vollem  Eigenthum  zu 
gewinnend    Wenn  diese  Behandlung  der  liegenden  Erbschaft  aus 
dem  Wesen  der  römischen  Rechtsconstruction  folgt,  so  kann  dies 
nicht  gesagt  werden  von  den  weiteren  Rechtssätzen,  dass  die  er- 
werbende Verjährung  einer  Erbschaftssache  nicht  auf  das  einzelne 
Object  bezogen  wird,  sondern  auf  das  Erbrecht^;  dass  die  bei 
Inmiobilien  ausgeschlossene  einjährige  Erwerbungsfrist  auf  die  Erb- 
schaft angewandt  wird,  auch  wenn  diese  Immobilien  einschliesst ; 
dass  der  für  die  Verjährung  erforderte  gute   Glaube  nicht  auf- 
gehoben wird  durch  die  Kenntniss  der  bestehenden  Erbansprüche, 
ja  nicht  einmal  durch  die  Kenntniss  des  Antritts  eines  berech- 
tigten Erben.    Diese  in  dem  alten  Civilrecht  einzig  dastehenden 
irrationellen  Ansetzungen  erklären  sich  wohl  nur  daraus,  dass  die- 
jenige Körperschaft,  in  deren  Schoss   die  römische  Jurisprudenz 
gestaltet  ward,  zugleich  die  Oberaufsicht  über  das  römische  Sacral- 
wesen  führte  und  bei  der  Erbfolge  vor  allem  bemüht  war  die  fac- 
tische  Continuität  der  privaten  Sacrallasten  sicherzustellen*.  Sollten 


^  Civilrechtlich  voUes  Eigenthum  auch  an  herrenlosem  Gut  entsteht  nie- 
mals durch  blosse  Occupation. 

*  Gaius  2,  54.  Daher  heisst  der  Verjährungsbesitz  einer  mit  Recht  als 
erbschaftlich  in  Besitz  genommenen  Sache  (wohl  zu  unterscheiden  von  dem 
Besitz  des  Erben  einer  irrig  far  erbschaftlich  gehaltenen:  Dig.  41,  5,  3; 
Cod.  7,  29,  4)  usticapio  pro  herede.  Die  juristische  Theorie  that  dagegen  spMer 
Einspruch  (Seneca  de  benef.  6,  5:  iuris  consuUorum  istae  ineptiae  8%mt  aciiUu, 
qui  hereditatem  negant  usucapi  posse^  sed  ea  [vielleicht  jposse,  posse  ea],  q^af 
in  hereditate  sunt,  iamquam  quicqimm  dlittd  sit  hereditcts  quam  ea  quae  in  here- 
ditcUe  sunt)  und  mit  gutem  Grund;  aber  die  Consequenzen  des  angefochtenen 
Satzes  waren  einmal  geltendes  Recht:  quamvis  postea  creditum  sit,  sagt  Gains, 
ipsas  hereditates  usucapi  non  posse,  tarnen  in  omnUms  rebus  hereditariis,  eHam 
quae  solo  tenentur,  annua  usucapio  remansit, 

'  Cicero  de  leg.  2,  19,  48  fuhrt  eingehend  aus,  dass  die  FQrsorge  fQr  die 
Perpetuität  der  den  Geschlechtern  (familiae)  obliegenden  Sacra  die  Pontifices 
veranlasst   habe    zur  Aufstellung   des    Satzes:   ut   ne   morte   patris   famtHas 
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diese,  und  daneben  allerdings  auch  die  Schulden  des  Verstorbenen, 
fest  an  das  Vermögen  geknüpft,  dem  nahe  liegenden  Versuch  des 
Intestaterben  durch  factische  Occupation  der  Activen  des  Ver- 
storbenen sich  der  Lasten  zu  entledigen  wirksam  gesteuert  werden, 
so  war  es  allerdings  angezeigt  die  in  dem  Erbschaftsantritt  ent- 
haltenen Verpflichtungen  an  die  Besitznahme  der  einzelnen  Erb- 
schaftssache zu  knüpfen  und,  während  der  Erbschaftsantritt,  von 
besonderen  Festsetzungen  abgesehen,  rechtlich  an  keine  Frist  ge- 
bunden war,  die  bei  Immobilien  nicht  leicht  lange  unterbleibende 
factische  Besitzergreifung  durch  gekürzte  Verjährungsfrist  rasch 
in  Erbfolge  umzuwandeln.  Der  Anlage  nach  war  also  diese  Usu- 
capion,  deren  weitere  Behandlung  dem  Erbrecht  angehört,  wie  der 
Erbschaftsantritt  die  Uebernahme  nicht  bloss  von  Rechten,  sondern 
auch  von  Pflichten;  und  selbst  nach  erfolgtem  Erbschaftsantritt  ist 
der  Usucapient  von  denselben  nicht  unbedingt  befreit  ^  Allerdings 
aber  ist,  wenn  der  Erbe  angetreten  hat ,  diese  privilegirte  üsucapion 
regelmässig  entbehrlich",  und  desshalb  ist  sie  durch  einen  Senats- 
beschluss  unter  Hadrian  abgeschafft  worden^.  Indess  wurde  damit 
die  Diebstahlsklage  des  Civilrechts  keineswegs  auf  die  Erbschafts- 
sachen erstreckt*.  Erst  unter  Kaiser  Marcus,  ist  mit  Rücksicht 
auf  die  damals  überwiegend  criminalrechtliche  Behandlung  des 
Diebstahls  durch  einen  anderen  Senatsbeschluss  die  unberechtigte 
Aneignung  von  Erbschaftssachen  als  crimen  expüatae  hereditatis 
unter  die  formell  ausserordentlichen  Delicto  eingereiht  worden*. 


sacrorum  memoria  occideret,  üs  essent  ea  adiuncta,  ad  quoR  eiusdem  morte  pecwnia 
pervtnerit  Gaius  2,  55:  quare  autem  omnino  tarn  improba  possessio  it  usucapio 
concessa  sit,  ilJa  ratio  esU  quod  toluerunt  viteres  maturius  hereditates  adiri,  ut 
essent,  qui  sacra  facerent,  quorum  Ulis  temporibus  sumtna  observatio  fuit,  et  ut 
creditores  haberent,  a  quo  suum  consequerentur.  Die  Verknüpfung  der  sacralen 
Obligationen  mit  dem  Vermögen  ging  so  weit,  dass  selbst  bei  Insolvenz  der 
Masse  die  am  wenigsten  verlierenden  Gläubiger  dazu  herangezogen  wurden. 

^  Nach  der  ciceronischen  Darstellung  fallen  die  Sacra  auf  ihn,  wenn  er 
wenigstens  ebensoviel  gewinnt  als  sämmtliche  Erben.  Die  Creditoren  allerdings 
haben  in  diesem  Fall  sich  lediglich  an  die  Erben  zu  halten. 

'  Daher  heisst  diese  Üsucapion  lucrativa  (Gai.  2,  56.  57.  Dig.  47,  2,  72,  1) 
oder  improba  (Gai.  2,  55). 

«  Gai.  2,  57.  3,  201.    Cod.  7,  29,  1. 

*  Paulus  2,  31,  11.  Dig.  25,  2,  6,  6.  47,  4,  1,  15.  tit  19,  2,  1.  1.  6.  Wenn 
an  der  Erbschaftssache  andere  Personen  als  der  Erbe  ein  zur  actio  furti  berech- 
tigendes Interesse  haben,  so  sind  diese  selbstverständlich  zur  Anstellung  der- 
selben berechtigt  (Dig.  41,  3,  35.    47,  2,  69—71). 

»  Dig.  47,  19,  1. 
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Der  Thatbestand  ist  derselbe  wie  bei  dem  Furtum  *,  da  diese  Straf- 
klage lediglich  in  die  bezeichnete  Lücke  eintritt. 

Aiimassnng  des.  Herrenrechts  (plagititn). 

Begriifde«  Das  uoch  uuter  der  Republik  erlassene*,  übrigens  der  Zeit 
puginm.  ^^^^  unbestimmte  fabische  Gesetz  verbietet  das  —  wie  es  scheint 
nach  dem  griechischen  nldyiog^  schief  auch  im  moralischen  Sinn, 
benannte  *  —  Plagium,  das  heisst  die  dolose  Anmassung  des  Herren- 
rechts theils  über  den  römischen  Bürger  so  wie  den  Freigelassenen 
eines  Römers  latinischen  oder  dediticischen  Standes^  gegen  seinen 
Willen*,  theils  über  den  Sclaven  eines  solchen  gegen  den  Willen 
seines  Herrn  ®,  wogegen  die  Anmassung  des  Herrenrechts  über  den 
freien  Peregrinen  einschliesslich  des  Latiners  oder  den  Sclaven  eines 
Peregrinen  nicht  unter  das  Gesetz  fiel  ^.  Es  ist  hervorgegangen  aus 
der  in  Italien  in  der  letzten  republikanischen  Epoche  obwaltenden 
socialen  Anarchie  und  sollte  dem  damals  gemeinen,  namentlich  wie 
es  scheint  durch  Unternehmercompagnien  verübten®  Verbrechen  des 


^  Dig.  47,  19,  2.  »Aneignung  einer  in  der  That  erbschaftlichen  Sache,  die 
der  Aneigner  für  nicht  erbschaftlich  hält,  ist  ebenso  wenig  Diebstahl  (Dig.  47, 
19,  6)  wie  die  Aneignung  einer  nicht  erbschaftlichen  Sache,  die  der  Aneigner 
für  erbschaftlich  hält  (Dig.  47,  2,  84  pr.). 

*  Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  3,  8:  de  servis  alienis  contra  legem  Fahiam 
retentis.  Appuleius  met.  8,  24  nennt  dafür,  wohl  aus  Versehen,  das  cornelische 
Gesetz:  crimen  legis  Corneliae  tncurrena,  si  civem  Bomanum  pro  serco  tibi 
vendidero. 

*  Isidor  10,  221:  plagiator  ano  toO  nluylov^  id  est  oft  ohliquo. 

*  Ulpian  Coli.  14,  8,  4:  civem  Bomanum  eumve  qui  in  ItaUa  liberatus  est. 
Paulus  das.  14,  2,  1:  civem  Bomanum  ingenuum  Ubertinumve,  Eingeschlossen 
sind  also  alle  Freigelassene  des  römischen  Bürgers,  auch  die  latinischen  oder 
peregrinisch-dediticischen  Standes.   Als  das  Gesetz  erlassen  ward,  ohne  Zweifel 

,    nach  dem.  Socialkrieg,  gab  es  in  Italien  Latiner  ausser  den  Freigelasseoen 
latinischen  Rechts  wahrscheinlich  nicht  und  ausserhalb  Italiens  römische  Bürger 
in  so  geringer  Anzahl,  dass  ihre  des  Bürgerrechts  entbehrenden  Freigelassenen 
unberücksichtigt  bleiben  konnten. 
»  Dig.  48,  15,  6,  2. 

*  Dies  enthielt  das  zweite  Capitel  des  Gesetzes.  Ulpian  Coli.  14,  3,  5, 
Cicero  (A.  2).    Paulus  Coli.  14,  2,  1. 

^  Den  Menschenraub  in  den  Provinzen  wollte  also  das  Gesetz  nicht  hin- 
dern ,  und  also  wurde  es  noch  im  8  Jahrh.  n.  Chr.  gehandhabt  Im  justinia- 
nischen Recht  ist  diese  Beschränkung  verschwunden. 

*  Wenn  das  Gesetz  als  Mitthäter  den  bestraft,  qui  in  eam  rem  sodus 
fuerit  (Coli.  14,  8,  4.  Dig.  48.  15,  6,  2),  so  passt  dieser  Ausdruck  auf  die  Mit- 
thäterschaft  nicht;   ohne  Zweifel  sind  die  societates  der  Staatspächter  gemeint, 


J 
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Menschenraubs  und  der  Sclavenentfremdung  steuern  *.  Auf  welche 
Weise  die  Aneignung  erfolgt,  ist  rechtlich  gleichgültig^;  ebenso 
gleichgültig,  ob  bei  dem  Plagium  des  Sclaven  der  Plagiator  gegen 
dessen  Willen  handelte,  oder,  wie  es  häufig  der  Fall  war,  im 
Einverständniss  mit  demselben^.  Selbstverständlich  unterliegt  wer 
mit  Kenntniss  des  zu  Unrecht  angemassten  Herrenrechts  dasselbe 
übernimmt,  derselben  Strafe  wie  der  erste  Plagiator*.  In  Folge  der 
zahlreichen  an  die  Aufnahme  flüchtiger  Sclaven  sich  knüpfenden 
Missbräuche  ist  späterhin  der  Eigenthumswechsel  an  dem  Sclaven, 
so  lange  dieser  flüchtig  ist,  überhaupt  verboten  und  der  Versuch 
ihn  herbeizuführen  für  beide  Gontrahenten  mit  der  Strafe  des 
Plagium  belegt  worden*. 

Das  ältere  Recht  gewährte   gegen   diese   Anmassung  keinen  stnfe  den 
anderen  Schutz  als  dem  zu  Unrecht  als  Sclaven  behandelten  Freien    ^^^^^ 
den  privilegirten  Freiheitsprozess  vor  den  Decemvirn,  dem  Herrn 
für  den  ihm  entzogenen  Sclaven   die  Diebstahlsklage,  welche  dem 
Thatbestand  nach  mit  dem  Plagium   des  Sclaven  wesentlich  zu- 
sammenfällt •.    Für  beide  Fälle  ordnete  das  fabische  Gesetz  wie  es 


die  bei  dem  Menschenraub  stets  die  erste  Rolle  gespielt  haben.  Die  Er- 
streckung der  hohen  Geldbusse  auf  jeden  Gesellschafter,  ohne  besondere  An- 
ordnung nicht  zulässig,  war  hier  angezeigt.  Vgl.  Sueton  Aug.  32  (S.  781  A.  1). 
1  Wie  es  damals  zuging,  zeigen  die  nach  dem  Ende  der  Bürgerkriege 
Ton  Augustus  ergriffenen  Massregeln.  Sueton  Aug.  32:  rapti  per  agros  viaiores 
sine  discrimine  liberi  servique  ergastuUs  possesaorum  supprimehantur  et  plurimae 
facttones  UtuJo  collegii  novi  ad  nullius  non  facinoris  societatem  coibant  ...  er- 
gctstula  recognovit 

*  Auf  gewaltsame  Aneignung  führt  das  vincire  vinctumve  habere  (Coli.  14, 
2,  1.  c.  3,  4).  Vom  Kauf  des  Freien  spricht  I)ig.  48,  15,  1.  Gewöhnlich  wird 
die  Aneignung  bezeichnet  durch  celare  (Coli.  a.  a.  0.  und  sonst),  supprimere 
(Sueton  A.  1.  Dig.  47,  2,  83,  2.  -48,  15,  3.  l.  6,  1.  Cod.  9,  20,  5\  subtrahere 
(Coli.  14,  2,  3). 

*  Häufig  giebt  der  Plagiator  dem  flüchtigen  Sclaven  Unterkunft  und  Ver- 
steck (Dig.  48,  15,  5.  Cod.  9,  20,  2)  oder  bestimmt  sogar  den  Sclaven  zur 
Flucht  (Coli  14,  3,  5.  Dig.  48,  15,  6,  2).  Blosse  Beschäftigung  flüchtiger 
Sclaven  genügt  nicht  zum  Beweis  des  Plagium  (Dig.  48,  15,  6,  1). 

*  Darauf  geht  das  vendere,  comparare,  ebnere.  Coli.  14,  2,  1.  3.  c.  3,  4. 
Dasselbe  gilt  von  jeder  anderen  Veräusserung  (Dig.  48,  15,  4). 

^  Fr.  de  iure  fisci  9.  Paulus  1,  6  A,  2.  Dig.  48,  15,  2.  Cod.  9,  20,  6. 
Vermuthlich  suchte  der  Plagiator  den  Bestohlenen  häufig  zur  Veräusserung 
unter  dem  Werth  zu  bestimmen. 

*  Nach  dem  Erlass  C.  Th.  9,  20,  1  =  Tust.  9,  31,  1  kann  wegen  Sclaven- 
diebstahls  civilrechtlich  die  Diebstahlsklage,  criminell  die  fabische  gebraucht 
werden.  Hadrian  (Dig.  48,  15,  6  pr.)  sagt  zwar,  dass  nicht  jeder  Sclaven- 
diebstahl  Plagium  sei;  aber  im  Thatbestand  ist  ein  anderer  Unterschied  nicht 
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scheiDt  eine  populäre  Multklage  an.  Jeder  Bürger  konnte  darin 
vor  dem  Prätor  als  Kläger  auftreten  und  den  üeberwiesenen  oder 
den  Gesellschafter  desselben  (S.  780  A.  8)  traf  eine  Geldbusse  von 
50000  Sesterzen  für  die  Person,  welche,  sicher  nach  Abzug  einer 
Quote  für  den  Kläger,  in  das  Aerarium  floss*.  Wenn  ein  Sclave 
sich  dieses  Verbrechens  mit  schuldig  macht,  darf  er  innerhalb  der 
folgenden  zehn  Jahre  nicht  freigelassen  werden*.  Späterhin,  wahr- 
scheinlich durch  Caracalla^,  ist  für  das  Hauptdelict*  criminelle 
Behandlung  vorgeschrieben  worden  *  und  wurde  zugleich  die  Strafe 
gesteigert,  regelmässig  seitdem  bei  Standespersonen  auf  Relegation 
nebst  Gonfiscation  des  halben  Vermögens,  bei  geringeren  Leuten 
auf  Bergwerks-  oder  auch  auf  Todesstrafe  erkannt*.  Desshalb  ist 
in  der  späteren  Jurisprudenz  dem  Plagium  seine  Stelle  unter  den 
Criminalfällen  angewiesen  worden. 

Kinde.-  Der  Verkauf  des  Kindes  in  der  Gewalt  durch  den  Vater  fällt 

veruuf.  j^j^j^^  unter  das  Plagium.  Nach  der  älteren  Ordnung  ist  ein  solches 
Geschäft  durch  das  dem  Vater  zustehende  Eigenthum  gerechtfertigt 
und  kann  dem  Kinde  zwar  die  politische  Freiheit  nicht  nehmen, 
aber  dasselbe  privatrechtlich  in  Herrenrecht  bringen.  Auch  als  in 
späterer    Zeit    dieser    Kinderverkauf   gemissbilligt    ward,    ist   er 


zu  finden,  als  dass  das  furtum  usus  in  dem  Plagium  nicht  enthalten  ist  (Dig. 
47,  2,  83,  2:  (fui  ancillam  non  meretricem  libidinis  causa  suhripuit,  furti  actione 
tenebitur,  et  si  suppressit,  poena  legis  Fabiae  coercttwr;  vgL  S.  741  A.  8). 

^  Coli.  14,  3,  5.  Fr.  de  iure  fisci  9.  Paulus  1,  6  A,  2  (wo  mit  Recht 
quingenta  in  quinquaginta  geändert  ist).  Die  Strafe  fiel  zunächst  dem  popuius 
zu  (Coli.  a.  a.  0.),  das  heisst  dem  Aerarium,  später  dem  Fiscus  (Fr.  de  i.  f. 
a.  a.  0.:  qtiae  hodie  fisco  vindifcaturj). 

'  Dig.  40,  1,  12:  lege  Fabia  prohibetur  servus,  gut  plagium  admisitf  pro 
quo  dominus  poenam  intulitj  intra  decem  annos  manumittu  49,  15,  12,  16.  Den 
Sclaven,  den  der  Herr  nicht  lösen  wollte,  traf  wohl  eine  Criminalstrafe. 

'  Ulpian  Coli.  14,  8,  3  sagt  zwar  nur,  dass  dieser  Antoninus  dem  nicht 
als  Statthalter  fungirenden  Procurator  ausnahmsweise  diese  Capitalklage  über- 
wiesen habe;  aber  es  ist  dies  wohl  nur  geschehen,  weil  die  frühere  Multklage 
ebenfalls  häufig,  wenn  auch  missbräuchlich,  an  die  Procuratoren  gebracht  ward. 

*•  Für  Kauf  und  Verkauf  des  flüchtigen  Sclaven  sind  die  Geldstrafen  ge- 
blieben (Cod.  9,  20,  6). 

*  Cod.  9,  20,  3:  ut  legis  Fabiae  poena  debeatur,  in  crimen  subseriptio  ä 
accusatio  et  sententia  necessaria  est.    Das.  9,  20,  13. 

«  Coli.  14,  2,  2.  3.  Dig.  48,  15,  1.  l.  7.  Cod.  9,  20,  7.  Edict  Theoderici  83 
(mit  veränderten  Strafsätzen).  Constantin  hatte  allgemein  Todesstrafe  an- 
geordnet (C.  Th.  9,  18,  1  =  Tust.  9,  20,  16);  Justinian  Inst.  4,  18,  10  beschränkt 
sie  auf  die  schwereren  Fälle.  Bei  Paulus  5,  6,  14  lege  .  .  .  Fabia  aut  duim 
poena  nummaria  coercetur  sind  die  Worte  verdorben. 
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höchstens  als  Missbrauch  des  Vaterrechts  angesehen  worden  *.  Die 
ältere  Auffassung  der  väterlichen  Gewalt  ist  selbst  in  dieser  Zeit 
noch  so  lebendig,  dass  nicht  daran  gedacht  ward  einen  derartigen 
Verkauf  als  Freiheitsberaubung  zu  bestrafen. 


^  Vgl.  über  diese  Frage  Mitteis  Reichsrecht  und  Yoiksrecht  S.  359  fg. 
Der  puer  ingentms  (o  (Uvd'i^g  in  der  griechischen  Uebersetzung)  Cod.  3,  15,  2 
ist  nicht  der  Sohn,  sondern  der  freigeborene  Knabe. 


Neunter  Abschnitt 

Personalyerletznng  (iniuria). 


imwria  Dem  Recht.,  ius,  nicht  im  ethischen,  sondern  im  staatlichen 

'^^^'1"  Sinn  ist  entgegengesetzt  das  Unrecht,  iniuria.  Dieser  Herleitnng 
entspricht  der  allgemeine  auf  die  staatlichen  Verhältnisse  be- 
schränkte, aber  wesentlich  negirende  Gebrauch  des  Wortes*.  Die 
technische  Sprache  aber  verwendet  dasselbe  in  engerer  Begrenzung 
und  in  positivem  Sinn  für  die  Verletzung  des  Körpers*  oder  der 
Sache  eines  Dritten  im  Gegensatz  zu  der  widerrechtlichen  Eigen- 
thumsaneignung ,  dem  Furtum.  Unter  Festhaltung  dieses  Gegen- 
satzes hat  sich  die  iniuria  in  der  späteren  Rechtsentwickelung  ge- 
schieden in  die  rechtswidrige  Personalverletzung,  die  iniuria 
schlechtweg,  und  die  rechtswidrige  Sachbeschädigung,  das  dannfmm 
iniuria^,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  bei  jener  nur  Strafe,  bei 
dieser  zunächst  Schadensersatz  in  Frage  kommt.  Darauf  beruht 
die  Dreitheilung  des  Privatdelicts.  Es  wird  in  diesem  Abschnitt 
zwar  auf  den  älteren  weiteren  BegriflF  Rücksicht  genommen,  haupt- 


'  Der  allgemeine  Gebrauch  des  Wortes  ist  von  durchsichtiger  Klarheit 
und  erscheint,  wie  überall,  auch  bei  den  Kechtsgelehrten  neben  dem  engeren 
(Paulus  Coli.  2,  5;  ülpian  Dig.  47,  10,  1  pr.;  Inst  4,  4  pr.).  Was  unabhängiir 
von  dem  W^illen  sich  vollzieht,  fällt  auch  in  den  weiteren  Begriff  der  iniuria 
nicht  und  ebenso  wenig  die  bloss  moralische  Schlechtigkeit.  Die  iniuria  im 
allgemeinen  Sinn  ist  nicht  gerade  auf  den  Dolus  beschränkt,  fordert  aber 
eine  der  Verantwortung  unterliegende  Rechtswidrigkeit. 

*  Dass  im  Zwölftafelgesetzbuch  die  leichteste  Körperverletzung  iniurin 
benannt  wird,  schliesst  die  schweren  in  demselben  nicht  benannten  aus  dem 
Begriff  der  irdima  nicht  aus. 

^  lieber  die  Terminologie  ist  im  Eingang  zu  der  Sachbeschädigung  ge- 
handelt. 
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Sächlich  aber  die  iniuria  in  dem  engeren  die  Sachbeschädigung  aus- 
schliessenden  der  Personalverletzung  entwickelt. 

Die  Zwölftafeln  haben  wie  für  die  anderen  Privatdelicte  so    Geget«- 
auch  für  dieses  die  Normen  codificirt  und  diese  sind  uns  im  Wesent-  *!^\°^.  *^*' 

die  Iqjnne. 

liehen  erhaltend  Die  spätere  Gesetzgebung  hat,  abgesehen  von 
einem  nur  die  Zusammensetzung  des  Gerichts  für  gewisse  Fälle  der 
Injurie  abändernden  von  Sulla  beantragten  Volksschluss^,  sich  mit 
diesem  Delict  so  gut  wie  gar  nicht  zu  schaffen  gemacht ;  die  Weiter- 
bildung desselben  ist  auf  Grund  des  Zwölf tafelrechts  durch  das 
Herkommen  und,  was  dasselbe  ist,  die  prätorische  Gerichtsordnung 
bewirkt  worden®.  Selbst  die  Kaiserzeit  hat  sich  hier  auf  prozessua- 
lische Modificationen  beschränkt*. 

Iniuria  ist  die  absichtliche  und  widerrechtliche  Verletzung  der  Personal- 
Persönlichkeit  eines  Dritten.    Es  ist  demnach  zuerst  zu  entwickeln,  ^^  *  "***' 
was  unter  dem  dehnbaren  Begriff  der  verletzten  Persönlichkeit  zu 
verstehen  ist,   sodann  was  für  die  auf  eine  derartige  Verletzung 
gerichtete  widerrechtliche  Absicht,   den  Dolus  dieses  Delicts  ge- 
fordert wird. 

Die  Persönlichkeit ,  deren  Verletzung  die  Injurie  ist ,  ist  die  Begriff  der 
physische  in  dem  im  ersten  Buch  (S.  65)  entwickelten  Begriff*.  ^«^^^^^ 
Da  der  Tod  diese  Persönlichkeit  aufhebt ,  kann  wohl  ein  Lebender 


*  Zwölftafeln  8,  2.  3.  4  Scholl.  In  den  gleich  anzuführenden  Worten 
des  Paulus  ist  dies  die  Begründung  der  Injurienklage  lege. 

■  Die  lex  Cornelia  de  iniuriis  (vgl.  S.  208)  kennen  wir  nur  aus  der 
juristischen  Litteratur:  Paulus  5,  4,  8;  Dig.  3,  3,  42,  1.  47,  10,  5  pr.  1.  37,  1. 
48,  2,  12,  4.  tit.  5,  23,  2.  Inst.  4,  4,  8.  Sie  erscheint  nicht  in  der  Reihe  der 
für  die  iudicia  publica  ergangenen  Specialordnungen  und  gilt  überhaupt  nicht 
als  klagbegründend:  initmarum  actio,  sagt  Paulus  5,  4,  6 — 8,  aut  lege  aut 
more  aut  mixto  iure  introducta  est  .  .  .  mixto  iure  actio  iniu/riarum  ex  lege 
CorneUa  constituitur ,  das  heisst  die  Elagbegründung  gehört  auch  bei  den 
unter  das  cornelische  Gesetz  fallenden  Injurienprozessen  dem  Herkommen  an, 
dem  Gesetze  nur  die  Festsetzung  über  die  Bildung  des  Gerichtshofes.  Ana- 
logische Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  die  prätorische  Injurie:  Dig.  47,  10,  5,  8. 

*  More^  wie  Paulus  a.  a.  0.  sagt,  mit  Beziehung  auf  die  nach  Um- 
gestaltung der  Zwölftafelstrafen  den  Injurienprozess  allein  beherrschende  ästima- 
torische  Klage. 

^  Abgesehen  von  der  criminellen  Behandlung  der  qualificirten  Ii^'urie 
haben  wesentliche  Neuerungen  auch  in  dieser  Epoche  nicht  stattgefunden. 

^  Dig.  47,  10,  15,  9.  si  incertae  personae  convicium  fiat,  nuUa  executio  est 
Die  Eenntniss  des  Namens  ist  natürlich  nicht  erforderlich  (Dig.  47, 10,  18,  3.  5). 
Auch  bei  der  mittelbaren  Injurie  injuriirt  nach  der  überwiegenden  Theorie 
der  Injuriirende  nur  wen  er  injuriiren  will  (S.  799). 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Hoxnmsen,  rOm.  Strafr.  .50 
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durch  einen  Verstorbenen  mittelbar,  nicht  aber  der  Verstorbene 
selbst   injuriirt  werden^;   nur    bei  der  liegenden  Erbschaft  wird 
die   Fiction  der  Persönlichkeit  auch  auf  die    Injurie   erstreckt-. 
Ebenso  ist  die  Injurie,  obwohl  sie  gegen  mehrere  Personen  zugleich 
begangen  werden  kann,  ausgeschlossen  gegentlber  Gemeinschaften, 
wofern  nicht  einzelne  Angehörige  dabei  individuell  in  das  Auge 
gefasst  sind,   und  vor  allem  ausgeschlossen  gegenüber  dem  Staat 
(S.  567)  oder  anderen  durch  Rechtsfiction  hergestellten  Personen. 
Andererseits  ist  der  Begriff  der  Person  nicht  politisch  zu  fassen: 
der  Ausländer  ist  unbedingt  eingeschlossen  und  auch  der  Sclave 
insofern,  dass  die  ihm  zugefügte  Injurie  behandelt  wird  als  begangen 
gegen  den  Herrn*.    Noch  weniger  wird  die  Handlungsfähigkeit  der 
Person  gefordert ;  auch  der  Wahnsinnige  und  das  unmündige  Kind 
können  in  dieser  Weise  verletzt  werden*.  —  Ausgeschlossen  nicht 
von  dem  Begriflf  der  Injurie,  aber  von  deren  Behandlung  als  Privat- 
delict  sind  die  gegen  den  Magistrat  der  Bepublik  und  später  gegen 
den  Kaiser  gerichteten,  insofern  hier  die  Injurie  sich  zum  Staats- 
verbrechen steigert*. 

HMdgnif-  Als  klagbare  Personalverletzung  hat  nach  dem  ältesten  Becht»- 
^tozww™'^^^^  dem  Anschein  nach  nur  das  Vergreifen  am  Körper  gegolten, 
tefeiracht«.  Es  ist  überhaupt  die  iniuria  der  Zwölftafeln,  auch  wenn  von 
ihrer  im  folgenden  Abschnitt  zu  erörternden  Erstreckung  auf  die 
Sachbeschädigung  abgesehen  wird,  von  derjenigen  des  späteren 
Bechts  begrifflich  verschieden,  jene  die  Körperverletzung ,  insofern 
der  Thäter    dafür  rechtlich  verantwortlich  ist,   diese  die  dolose 


^  Zum  Beispiel  durch  Schändung  des  Grabes  einer  Nahperson  (Dig.  11»  7, 
8  pr.  47,  10,  27). 

*  Dahin  gehören  nicht  bloss  die  Injurien  gegen  ErbBchaftssclaven,  sondern 
auch  die  bei  der  Bestattung  des  Verstorbenen  verübten  (Dig.  47,  10,  1,  4.  6\ 

*  Servo  ipsi  qvddem,  sagt  Gaius  (3,  222\  mUla  imuria  inteUegitwr  fieri,  sed 
dondno  per  eum  fieri  videtw.  Dass  die  dem  Sclaven  zugefügte  Iigurie  in  der 
That  als  Ii^uriirung  des  Herrn  gefasst  wird,  geht  daraus  hervor,  dass  dem 
Sclaven  die  Klage  auch  nach  der  Freilassung  nicht  gegeben  wird  (Dig.  47, 
10,  30  pr.  vgl.  29)  und  dass  durch  den  Tod  des  Herrn  wie  die  ihm  selbst  so 
auch  die  seinem  Sclaven  zugefügte  Ii^jurie  erlischt  (Dig.  47,  10,  13  pr.). 

*  Dig.  47,  10,  3,  1.  2. 

B  S.  582  fg.  Quintilian  5,  8,  39:  iniuriam  fecisti,  sed  quia  magistrMr 
maiestatis  actio  est  Dass  in  der  Eaiserzeit  die  Beleidigung  des  Magistrats  nar 
als  schwere  Injurie  bestraft  wird  (S.  582  A.  6),  zeigt  die  Verschiebung  der 
souveränen  Gewalt.  —  Dies  sollte  nicht  übersehen  werden,  wenn  nach  dem 
römischen  Begriff  der  iniuria  gefragt  wird;  derselbe  reicht  viel  weiter  als  die 
private  Iigurienklage. 
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Verletzung  der  Persönlichkeit,  der  erstere  Begriff  also  theils  weiter 
als  der  zweite,  insofern  er  die  culpose  Körperverletzung  einschliesst, 
(S.  797),  theils  enger,  insofern  er  die  nicht  den  Körper  treffende 
Verletzung  der  Persönlichkeit  ausschliesst.  Denn  von  den  bei  den 
Strafen  zu  erörternden  drei  Stufen,  welche  das  Zwölftafelbuch  auf- 
stellt, der  Verstümmelung,  dem  Knochenbruch  und  der  iniuria 
schlechthin  (S.  786  A.  2)  scheint  die  letzte  die  einfache  Realinjurie 
zu  bezeichnen,  da  die  sonst  anzunehmende  Schrankenlosigkeit  des 
delictischen  Thatbestandes  dem  positiven  Wesen  des  alten  Rechts- 
buchs wenig  entspricht  *  und  auch  die  einzige  in  dem  Gesetzbuch 
begegnende  nicht  handgreifliche  Injurie  darin  unter  der  Benennung 
der  infamia  auftritt'.  Auch  in  der  einzigen  Anwendung  dieses 
Strafgesetzes,  von  der  wir  Kenntniss  haben,  wird  es  auf  das 
Schlagen  bezogen '. 

Dabei  hat  die   Rechtsordnung  nicht  stehen  bleiben  können;  p«w«»i- 
nicht  der  Begriff  der  Injurie  selbst,  wohl  aber  der  Kreis  der  klag-  dlT'Iipi^i 
baren  Injurie  hat  sich   gewohnheitsrechtlich  erweitert*.    Danach    Äec*»*«- 
kann  die  Persönlichkeit  verletzt  werden  in  dreifacher  Beziehung: 
entweder  an  ihrem  Körper  oder  in  ihrer  Rechtsstellung  oder  an 
ihrer  Ehre.    Technische  Benennungen  für  diese  Kategorien  giebt  es 
nicht.     Auf  die  Körperverletzung  hat  der  Begriff,  wie  wir  sahen, 
sich  anfänglich  beschränkt ;  aber  nach  der  Erweiterung  des  Kreises 
fehlt  es  an  einem  technischen  unserer  Realinjurie  adäquaten  Aus- 
druck*.   Für  die  zweite  mangelt  sogar  jede  specielle  Bezeichnung, 


^  Wenn  die  iniuria  der  Zwölftafeln  in  dem  späteren  Sinn  gefasst  wird, 
80  ist  die  positive  Vorschrift,  diese  unter  allen  Umständen  als  Delict  zu  be- 
handeln, ebenso  unbegreiflich,  wie  die  Gleichheit  und  Geringitkgigkeit  der 
Strafe  selbst,  während  in  dem  späteren  Verfahren  nur  mit  strenger  Auswahl 
und  mit  äusserster  Ungleichheit  gestraft  wird.  Nur  bei  der  Beschränkung  der 
vniwria  auf  Schläge  und  Stösse  ohne  Körperverletzung  ist  die  Bestimmung  ver- 
ständlich. 

'  Die  wahrscheinlich  dem  Gesetzbuch  entnommenen  Formeln  iniuriam 
facere  alteri  (S.  802  A.  3)  und  infamiam  fctcere  dlteri  (S.  794  A.  8)  scheinen 
correlat. 

*  Gemeint  ist  die  bekannte  Anekdote  über  die  auf  Grund  der  Tarifirung 
der  iniuria  zu  je  25  Assen  ausgetheilten  Maulschellen  (Gellius  20,  1,  13). 

*  Der  dehnbare  Ausdruck  des  Zwölftafelrechts  hat  dabei  wahrscheinlich 
mitgewirkt. 

*  Die  Schrift  ad  Her.  (4,  25,  85:  iniuriae  sunt,  quae  aut  puUaHone  corpus^ 
aut  convicio  aures  aut  aiiqua  turpitudine  tjüam  cuduspiam  friciUmt)  und  Paulus 
(GoU.  2,  5,  4)  scheiden  die  Injurien  dreitheilig  als  Angriff  auf  den  Körper,  An- 
griff in  Worten  und  Angriff  in  Handlungen ;  anderswo  derselbe  Paulus  (5,  4,  1) 
zweitheilig  als  Angriff  in  corpus  und  extra  corpus  und  besser ,  weil  der  Gegen- 

50* 
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SO  bestimmt  sie  sachlich  hervortritt*.  Für  die  Ehrenkräukung 
wird  die  in  ihrer  ursprünglichen  engeren  Bedeutung  weiterhin 
(S.  794)  zu  erörternde  Bezeichnung  convicium  namentlich  dann  ge- 
setzt, wenn  sie  mündlich  geschieht,  während  die  Bezeichnung 
contumelia  wohl  die  rechtliche  Ehrenkränkung  einschliesst ,  aber 
dem  ethischen  Wortsinn  gemäss  weit  über  das  Rechtsgebiet  hinaus- 
greift*. Die  Beschränkung  der  römischen  iniuria  auf  die  Ehren- 
kränkung ist  so  wenig  richtig,  dass  weder  die  durchsichtige  Be- 
nennung des  Delicts  noch  dessen  wichtigste  und  ursprünglichste 
Anwendungen  auf  diese  passen®  und  die  Erstreckung  der  Injurien- 
klage auf  sie  wahrscheinlich  erst  im  Laufe  der  Rechtsentwicklung 
stattgefunden  hat. 

ße-  Aber  wenn  das  Zwölftafelrecht  für  die  handgreifliche  iniuria 

Kx^liklii  ^®™  Verletzten  unbedingt  eine  Klage  giebt,  so  ist  dies  keineswegs 
der  iiynrie  durch  dcu  Prätor  auf  die  nicht  handgreifliche  allgemein  erstreckt 
^**jj^^^'®°  worden.  Vielmehr  hat  bei  diesem  Delict  das  Ermessen  des  Ge- 
richts im  weitesten  Umfange  gewaltet*  und  haben  die  Magistrate, 
in  verständiger  Erwägung  des  naheliegenden  Missbrauchs  nament- 
lich der  gerichtlichen  Verantwortung  für  die  Beleidigung,  ausser 
der  nach  Zwölftafelrecht  klagbaren  Realinjurie  nur  für  wenige 
hervorragende  Fälle  die  Klage  zugesichert,  sonst  aber  sie  je  nach 


satz  der  Worte  und  der  Handlungen  rechtlich  werthlos  ist  Labeo  scheidet 
(Dig.  47,  10,  1,  1)  Injurien  re,  womit  thätliche  gemeint  sind,  und  verbis  (daher 
unsere  Real-  und  Verbaliiyurien)  oder  auch  i«  corpus  oder  durch  Handlungen, 
die  das  Ansehen  (dignitas)  verletzen  oder  Verunehrung  (infamia)  herbeifuhren. 
In  der  That  ist  die  Zweitheilung  die  einzig  verwendbare,  aber  selbst  nur 
negativer  Art  wie  die  der  res  maficipii  und  nee  mancipii, 

*  Darum  vermeidet  Gaius  3,  220  diese  scheinhafte  Theilung,  vergisst  aber 
unter  den  Exempeln  die  Concursanzeige  nicht. 

*  Contumdia  (von  conteninere)  ist  die  geringschätzige  Behandlung,  die  Ver- 
letzung der  Persönlichkeit  im  moralischen  Sinn,  auch  wenn  es  daflü:  eine  Klage 
nicht  giebt  (Seneca  an  iniuriam  c.  10).  Wenn  die  Juristen  vniuria  erklären 
durch  contumelia  (Coli.  2,  5,  1.  3.  Dig.  47,  10,  1  pr.  1.  15,  46.  Paulus  5,  4,  22 
neben  iniuria)^  so  giebt  es  freilich  kein  näher  synonymes  Wort,  aber  wirklich 
synonym  ist  auch  dies  nicht. 

'  Verwundung  und  Hausfriedensbruch  lassen  sich  ohne  unzulässige  Be- 
grifTsdehnung  unter  den  Begriff  der  Ehrenkränkung  nicht  ziehen, .  ebenso  wenig 
die  dem  unmündigen  Kinde  oder  dem  Sclaven  zugefügte  Ixgurie. 

^  Man  beachte  in  dieser  Hinsicht  auch,  was  weiterhin  bemerkt  werden 
wird  über  das  Eingreifen  des  Prätors  in  die  Entscheidung  des  einzelnen  Falles 
durch  den  Augenschein  (S.  803  A.  2)  und  durch  die  Fixirung  der  Strafsumme 
(S.  603),  was  beides  in  der  Rechtsbehandlung  nirgends  ähnlich  wiederkehrt 
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Umständen  gegeben  oder  verweigert*.  Diese  Ungleichheit  kehrt 
bei  keinem  andern  Delict  wieder;  jeder  Diebstahl  und  jede; Sach- 
beschädigung ist  klagbar,  aber  keineswegs  jede  Injurie.  Damit  zu- 
sammen hängt  der  nicht  im  Edict,  aber  in  der  Jurisprudenz  auf- 
gestellte Gegensatz  zwischen  schwerer  (iniuria  atrox)  *  und  leichter 
Injurie  (iniuria  levis\  wobei  zu  jener  alle  handgreiflichen  gerechnet 
werden®,  ausserdem  aber  die  durch  Zeit-  und  Ortsumstände *, 
vor  allem  aber  durch  die  Pietäts-  oder  Rangverhältnisse  zwischen 
den  Betheiligten  gesteigerten,  also  die  Injurie  des  Sclaven  gegen 
den  Freien*^,  des  Freigelassenen  gegen  den  Freilasser,  des  Sohnes 
gegen  den  Vater®.  Entsprechend  wird  im  umgekehrten  Fall  zum 
Beispiel  bei  Beleidigung  des  Freigelassenen  durch  den  Freilasser 
nur  in  besonders  schweren  Fällen  die  gerichtliche  Behandlung  zu- 
gelassen. Die  schwere  Injurie  ist''  also  diejenige,  bei  der  das  Ge- 
richt die  Klage  entweder  den  Gesetzen  gemäss  geben  muss  oder 
mindestens  nicht  leicht  verweigert  ®,  die  leichte  diejenige,  bei  welcher 


^  Die  magistratische  Arbitration  lag  schon  in  dem  generale  edidum  in- 
iuriarum,  wie  Labeo  es  nennt  (Dig.  47,  10,  15,  26 ;  Gellius  20,  1,  16 :  praetores . . . 
iniuriis  ciestumandis  recuperatores  se  daturos  edtxerunt),  wurde  aber  noch  be- 
sonders wiederholt  sowohl  in  Beziehung  auf  verletzte  Freie :  ne  quid  infamandi 
causa  fiat;  si  qtUa  advefsus  ea  ftcerit,  prout  quaeque  res  erü,  animadvertam 
(Dig.  47,  10,  15,  25)  —  welche  Bestimmung  darum  Labeo  a.  a.  0.  für  überflüssig 
erklärt  —  wie  auch  in  Beziehung  auf  Sclaven:  §  34  item  si  quid  (lUud  factum 
essejAxcetur,  causa  cognita  iudicium  dabo. 

'  £igentlicl^  gehört  die  atrocitas  als  Steigerung  des  Verbrechens  über- 
haupt den  Rhetoren  (Quintilian  6,  1,  15—17)  und  kann  ethisch  auf  jedes 
Delict  bezogen  werden ;  in  die  Rechtswissenschaft  hat  sie  nur  bei  der  iniuria 
eingegriffen. 

»  Gai.  3,  225  -=  Inst  4,  4,  9.    Dig.  47,  10,  7,  2.  3.   1.  8, 

*  Gai.  a.  a.  0.  Paulus  5,  4,  10.  Dig.  47.  10,  7,  8.  1.  9.  Cod.  9,  35,  8. 
Dahin  gehört  auch  die  Beleidigung  der  Magistrate  (S.  582  A.  6)  und  der  Geist- 
lichen im  Amt  (Cod.  1,  3,  10.   9,  35,  4.    Nov.  123  c.  31). 

»  Dig.  47,  10,  17,  3. 

•  Dig.  47,  10,  7,  8.  üeberhäupt  wirkt  das  Nahverhältnis  strafsteigernd 
(Digr48,  19,  28,  8). 

"^  Gegen  Eltern  und  Patrone  wird  den  Kindern  und  den  Freigelassenen  die 
I^jurienklage  nur  ausnahmsweise  gegeben  (Dig.  37,  15,  2  pr.  47,  10,  7,  2. 
1.  11,  7).  £s  darf  dies  bei  den  Freigelassenen  nicht  auf  die  alte  längst 
nicht  mehr  bestehende  Unfreiheit  des  Hausunterthänigen  (S.  170)  zurückgeführt 
werden.  Ohne  Zweifel  kam  der  gleiche  Gesichtspunkt  auch  Clienten  und 
überhaupt  allen  in  Abhängigkeit  stehenden  Personen  gegenüber  zur  Geltung.  — 
Die  Frage,  ob  Ehegatten  wegen  Iivjurien  gegen  einander  Jtlagen  können,  wird 
überhaupt  nicht  aufgeworfen. 

^  Es  ist  freilich  arge  Willkür,  wenn  der  Statthalter  edicirt,  ^t  quis  eum 
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es  im  Ermessen  des  Prätors  steht  den  Umständen  nach  die  Klage 
zu  geben  oder  nicht  zu  geben.  Die  Grenze  zwischen  beiden  ist 
demnach  zum  Theil  gesetzlich  gezogen,  zum  Theil  höchstens  durch 
Gerichtsgebrauch  einigermassen  fixirt^ 

Wenn  wir  uns  dazu  wenden  festzustellen  nicht,  was  die  Römer 
^*"^^^*  unter  iniuria  verstanden  haben  —  diesen  viel  weiter  greifenden 
UftgiMuran  Kreis  wird  eher  die  Majestätsklage  in  ihrer  Beziehung  auf  den 
iiynrie.    j^^jg^j.    ^^jg    ^^^   private   Injuriendelict   ausfüllen   — ,   sondern    in 
welchen  Fällen  wegen  iniuria  geklagt  werden  kann,  so  wird  dabei 
vornehmlich  zu  berücksichtigen  sein,  ob  der  einzelne  Fall  in  einem 
für  den  Prätor  massgebenden  Gesetz  aufgeführt  oder  wenigstens  in 
das  prätorische  Edict  aufgenommen  ist  oder  ob  nur  aus  den  Zeug- 
nissen der  Rechtsbücher  sich  ergiebt,  dass  die  Prätoren  für  den  frag- 
lichen Vorgang  die  Injurienklage  gaben  und  die  Theorie  dies  billigte. 
Wenige  Abschnitte  des  Privatrechts  sind  mit  gleicher  theoretischer 
Feinheit  und  praktischer  Einsicht  behandelt  und  wenige  auch  von 
der  Rechtsverwüstung  der  Kaiserzeit  so  wenig  berührt  worden. 

1.  Die  Tödtung  des  Freien  wie  des  Unfreien  ist  schon  nach 
dem  Zwölftafelrecht  nicht  in  den  Begriff  der  iniuria  gezogen,  die 
Vernichtung  der  Person  nicht  als  Verletzung  derselben  gefasst 
worden.  Erfolgt  sie  absichtlich,  so  fällt  sie,  vollendet  oder  auch 
nur  versucht,  unter  das  Mordgesetz;  nicht  absichtliche,  aber  ve^ 
schuldete  Tödtung  des  Freien  wie  des  Unfreien  ist  bei  der  Sach- 
beschädigung behandelt. 

2.  Die  dem  Freien  oder  dem  Unfreien  zugefügte  Körper- 
verletzung, und  zwar  ohne  Unterscheidung  der  absichtlichen  und 
der  nur  durch  Unvorsichtigkeit  verschuldeten ,  ist  die  iniuria  des 
Zwölftafelrechts  (S.  797).  Nach  der  späteren  Rechtsordnung  ist 
die  Injurienklage  nur  zulässig  bei  absichtlicher  Verletzung  des 
Körpers*  oder  Herbeiführung  einer  geistigen  Störung*;  von  der 
nicht  beabsichtigten  wird  bei  der  Sachbeschädigung  gehandelt 
werden.  Bei  der  dem  Unfreien  absichtlich  zugefügten  Körper- 
verletzung ist  nach  prätorischem  Recht   die  Injurienklage  nicht 


dulsasset,  sese  iudicium  inturiarum  non  dqtvrum  (Cicero  Yerr.  1.  2,  27,  66),  aber 
die  rechte  Gewalt  zeigt  sich  auch  in  dem  Miss  brauch. 

^  Das  spätere  Recht  behandelt  die  atroa  iniuria  als  feste  Kategorie  und 
knüpft  Strafschärfungen  daran  (Coli.  2,  2.    Dig.  47,  10,  85.   1.  40). 

«  Cicero  de  inv.  2,  20  (S.  680  A.  2).  Gai.  3,  225.  Coli.  2,  2,  1.  Dig.  47, 
10,  7,  2.  8.   1.  8. 

«  Dig.  47,  10,  15  pr. 
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ausgeschlossen,  aber  sie  wird  im  Edict  nicht  besonders  aufgeführt, 
weil  dieselbe  gewöhnlich  als  Sachbeschädigung  behandelt  wird  ^ 

3.  Die  Realinjurie  gegen  den  Freien  ohne  Körperbeschädigung 
oder  nach  den  technischen  Schlagwörtern  das  Stossen  (ptdsare) 
und  Schlagen  (verherare)  *  berechtigt  nach  dem  Zwölf  tafelrecht  zur 
Injurienklage  und  nicht  minder  nach  dem  suUanischen  Injurien- 
gesetz ^.  Es  erstreckt  sich  dies  auch  auf  die  Androhung  von  Real- 
injurien *. 

4.  Für  arge  Realinjurie  gegen  den  Unfreien  ohne  bleibende 
Beschädigung  und  Werthminderung  desselben,  insonderheit  für 
Folterung  stellt  das  prätorische  Edict  die  Injurienklage  der  Regel 
nach  in  Aussicht  ^ 

5.  Verleitung  des  Freien  wie  des  Unfreien  zu  unsittlichem 
Lebenswandel®  bedingt  die  Injurienklage  für  den  Gewalthaber, 
während  bei  dem  Verführten  selbst  dessen  Einwilligung  sie  aus- 
schliesst  ^. 

6.  Seit  wann  und  in  wie  weit  die  Unzucht  unter  dies  Privat- 
delict  gezogen  worden  ist,  lässt  sich  aus  unserer  Ueberlieferung 


^  lieber  das  Verhältniss  der  Injurien-  un4  der  aquillischen  Klage  bei 
Körperverletzung  eines  Sclaven  vgl.  den  folgenden  Abschnitt  (S.  829  A.  2). 

'  Ptüsare  repräsentirt  die  Kealinjurie  schon  in  der  vorsuUanischen  Rhe- 
torik ad  Herennium  (S.  787  A.  5);  puhare  verberareve  stand  im  comelischen 
Gesetz  (Dig.  47,  10,  5  pr.;  ebenso  Cicero  Yerr.  3,  12,  81);  es  muss  dies  her- 
rühren aus  der  Üebertragung  der  Zwölftafelbestimmungen  in  das  prätorische 
Edict.  Erklärt  wird  (Dig.  47,  10,  5,  1)  pulsare  durch  sine  dolore  caedere, 
verherare  durch  cum  dolore  caedere,  also  stossen  und  schlagen. 

'  Dig.  47,  10,  5  pr.  Dass  das  Gesetz  die  einem  Sclaven  zugefügte  Injurie 
ausschliesst,  folgt  aus  deren  Erwähnung  in  dem  ergänzenden  prätorischen 
Edict  (A.  5);  dass  auch  die  von  einem  Sclaven  zugefügte  ausgeschlossen  ist, 
sagt  Dig.  48,  2,  12,  4. 

*  Dig.  47,  10,  15,  1. 

^  Edict  Dig.  47,  10,  15,  34:  qui  servum  alienum  adwrsus  bonos  mores  verbe- 
ravisse  deve  eo  iniussu  domini  quaestionem  habuisse  dicetur,  in  eum  iudicium 
dabo.  Das  Fehlen  des  pulsare  und  die  beschränkende  Clausel  adversus  bonos 
mores  sind  nicht  zu  übersehen.  Es  kann  in  diesem  Fall  auch  criminell  wegen 
Vergewaltigung  geklagt  werden  (Dig.  48,  7,  4,  1;  vgl.  S.  656  A.  2).  —  Auch 
die  durch  ungerechte  Denuntiation  herbeigeführte  magistratische  Züchtigung 
eines  Sclaven  berechtigt  den  Herrn  zur  Injurienklage  gegen  den  Denuntianten 
(Dig.  47,  10,  17,  2). 

*  Dig.  47,  10,  25:  si  stuprwn  serva  passa  sit,  iniuriarum  actio  dabOur. 
Dig.  47, 10,  9,  4:  sed  et  si  servi  pudiciUa  attemptata  sit^  iniuriarum  locum  habet. 

"^  Dig.  47,  10,  26.  Es  fällt  dies  wesentlich  zusammen  mit  der  bei  der  Sach" 
beschädigung  behandelten  Klage  wegen  Sclavenverführung ,  die  auch  auf  die 
Kinder  erstreckt  wird  (S.  888). 
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nicht  feststellen.  Die  Nothzucht  gegen  Personen  beiderlei  Geschlechts 
fällt  insofern  bei  der  iniuria  aus,  als  dieselbe  wenigstens  in  der 
uns  bekannten  Zeit  criminell  bestraft  wird^  —  Die  Schändung 
eines  freigeborenen  nicht  verheiratheten  oder  verheiratheten  Weibes 
mit  dessen  Einwilligung  fällt  ohne  Zweifel  für  den  Gewalthaber 
und  den  Ehemann  in  den  Begriff  der  Injurie  und  wenn  auch  das 
Zwölf  tafel  recht  sich  schwerlich  darauf  erstreckt  hat,  wird  der  Prätor 
der  Republik  in  diesen  Fällen  die  Injurienklage  gegeben  haben 
(S.  690).  Sie  scheidet  aber  aus,  nachdem  das  augustische  Ge- 
setz für  Stuprum  und  Adulterium  das  Criminalverfahren  eingeführt 
hatte.  —  Dasselbe  gilt  vermuthlich  für  die  Päderastie  nach  der  Er- 
lassung des  scantinischen  Tjesetzes  (S.  703).  —  Somit  bleibt  für  die 
Injurienklage  nur  die  Unzucht  mit  einem  freigeborenen  Kinde  nicht 
delictfähigen  Alters*,  vor  allem  aber,  da  jene  Gesetze  nur  das  con- 
summirte  Delict  bestrafen,  der  Versuch  eine  freie  Frau  oder  einen 
freien  Knaben  anständiger  Haltung  zu  einem  solchen  Delict  zu 
verleiten®.  Es  wird  dies  sogar  erstreckt  auf  jede  die  Ehrbarkeit 
anständiger  Frauen  verletzende  Handlung*.  In  dem  prätorischen 
Edict  werden  als  solche  besonders  diejenigen  hervorgehoben,  welche 
zugleich  den  öffentlichen  Anstand  verletzen,  die  unschickliche  Be- 
gleitung auf  öflFentlichen  Wegen  ^,  die  unzüchtige  öffentliche  An- 
sprache^, die  Entfernung  der  Begleitpersonen^. 


*  S.  664.  Paulus  5,  4,  4  führt  die  Nothzucht  (denn  diese  scheint  bei  der 
pulsatio  pttdoris  gemeint)  bei  der  iniuria  auf,  aber  die  dafür  angedrohte  Todes- 
strafe zeigt,  dass  er  sie  praktisch  nicht  dazu  rechnet. 

*  Unter  das  Stuprum  fäUt  dieser  Missbrauch  nicht  (S.  694  A.  1)  und  es 
bleibt  somit  nur  die  Injurie  übrig.  Unsere  Quellen  erwähnen  den  Fall  nicht 
Missbrauch  der  unreifen  Unfreien  fällt  unter  die  aquillische  Sachbeschädigung 
(Paulus  1,  13  A,  6.    Dig.  47,  10,  25). 

«  S.  695.  Paulus  5,  4,  5  =  Dig.  47,  11,  1  pr.^  soUicitatores  alienarum 
nuptiarum  itemque  matrimoniorum  interpellatores  et  si  effectu  sceleris  patiri  non 
possintj  propter  voluntatem  pemiciosae  libidinis  extra  ordinem  puniuntur.  Paulus 
5,  4,  14:  qui  mulierem  puellamve  interpellaverit.  Die  Worte  5,  4,  4  aut  de 
stupro  interpellatur  sind  wohl  zu  streichen. 

*  Attefnpiare  pudicitiam  (Dig.  47,  10,  1,  2.  1.  10.  Inst.  4,  4,  1;  impudicos 
facere  attemptare  47,  10,  9,  4;  pudicitiam  corrumpere  Paulus  5,  4,  14)  muss 
wie  die  folgenden  Ausdrücke  im  Edict  selbst  gestanden  haben.  Selbstverständ- 
lich erstreckt  sich  die  Strafe  auf  jede  Hülf  leistung.  Paulus  5,  4,  14:  qui  domum 
(nicht  donum)  praebuerit  pretiumve  quo  id  persuadeat  dtderit. 

»  AdsectaH:  Dig.  47,  10,  15,  19.  22.  23.  Ebenso  bei  Knaben:  Gaius  8»  220. 
®  Appellare:  Dig.  47,  10,  15,  19.   23.     Schon  turpia  verha  genügen  für  die 
Klage:  Dig.  47,  10,  15,  21. 

■^  Comitem  abducere:  Paulus  5,  4,  14.    Dig.  47,  10,  1,  2.   1.  15,  16—18. 
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7.  Für  Verletzung  des  Hausrechts,  insoweit  sie  gewaltsam  ge- 
schieht, und,  wie  man  hinzusetzen  darf,  wenn  sie  von  einem  Freien 
verübt  wird,  ordnet  das  cornelische  Gesetz  das  geschärfte  Straf- 
verfahren an*.  Gleichgestellt  wird  dem  Hausfriedensbrecher  der 
Einschleicher  (derectarius)^.  Die  diebische  Absicht,  welche  den^ 
selben  zu  bestimmen  pflegt,  kann  als  Diebstahl  nicht  bestraft  werden*. 

8.  Häusliche  Belästigung,  zum  Beispiel  durch  Verunreinigung 
des  Wassers,   namentlich  wo  das  öffentliche  Interesse  mitspricht*, 

9.  Behandlung  eines  Mitbürgers,  als  wäre  er  nicht  rechtsgleich, 
zum  Beispiel  durch  Nichtanerkennung  seiner  Freiheit  *  oder  seiner 
ständischen  Privilegien  •  oder  durch  Einsperrung  ^  oder  durch  Aus- 
schliessung von  der  Ausübung  der  am  öffentlichen  Boden  einem 
jeden  zustehenden  Befugnisse®  oder  durch  Besitznahme  seiner 
Habe**  oder  durch  Behinderung  des  freien  Eigenthumsgebrauchs *® 
oder  durch  demonstratives  Verhalten  gegen  ihn,  als  wäre  er  nicht 


*  Dig.  47,  10,  5  pr.:  lex  Cornelia  de  invwriis  compeüt  ei,  gut  .  .  .  dotnum 
stuim  vi  introitam  esse  dicat  Dies  gilt  aach  wenn  der  Einbruch  geschieht  zum 
Zweck  der  Ladung  vor  Gericht  (Dig.  47,  10,  23;  vgl.  S.  49  A.  1).  Dem  Ein- 
bruch gleich  steht  die  Verhinderung  der  Rückkehr  (Cicero  pro  Caec.  12,  35). 

*  Derectarii  sind  nach  Ulpian  (Dig.  47,  11,  7)  gui  in  aiiena  cenacula  se 
dirigtmt  funmdi  atu'mo;  ebenso  Paulus  5,  4,  8«  wo  dies  nicht  correct  auf  das 
cornelische  Gesetz  selbst  zurückgeführt  wird.  Minder  genau  werden  die 
derectarii  den  qualificirten  Dieben  zugezählt  Dig.  47,  18,  1,  2. 

«  Paulus  2,  31,  35.    Dig.  47,  2,  21,  7. 

*  Paulus  5,  4,  18  =  Dig.  47,  11,  1,  1:  /it  iniuria  contra  bonos  mores,  veluU 
si  quis  fimo  corriipto  aliciuem  perfuderit,  caeno  luto  oblinierit,  aquas  spurcaverit, 
fistulös  lacus  quidve  aliud  in  iniwriam  ptiblicani  contaminaverit:  in  quos 
graviter  animadverti  solet.  lavolenus  (Dig.  47,  10,  44)  giebt  die  Klage  gegen 
Labeo,  si  inferiorum  dominus  aedium  superiorts  mcini  fumigandi  causa  fumum 
faceret  aut  si  superior  vicinus  in  inferiores  aedes  quid .  aut  proiecerit  aut  in- 
fuderit^  vorausgesetzt  dass  dies  absichtlich  geschehen  ist. 

»  Dig.  47,  10,  11,  9.  1.  22.  Cod.  9,  35,  9.  c.  10.  Geschieht  dies  lediglich 
der  Eviction  wegen,  so  fehlt  der  Dolus  (Dig.  47,  10,  12).  Dass  die  Anfechtung 
der  Freiheit  auch  ausserordentliche  Criminalstrafe  herbeiführen  kann,  sagt 
Diocletian  Cod.  7,  16,  31. 

*  Wegweisung  von  dem  senatorischen  oder  dem  Ritterplatz  im  Theater: 
Quintilian  3,  6,  18. 

■^  Die  Einsperrung  wird  nicht  ausdrücklich  bei  der  Injurie  erwähnt ;  aber 
die  Gestattung,  den  Ehebrecher  zwanzig  Stunden  hindurch  festzuhalten  (S.  798 
A.  4),  fordert  den  Gegensatz. 

8  Dig.  43,  8,  2,  9.   47,  10,  13,  7.  1.  14. 

*  Dig.  47,  10,  15,  81:  si  quis  bona  alicuius  vel  rem  tinam  per  iniuriam 
Qccupaverit 

»®  Dig.  19,  1,  25  pr.  47,  10,  13,  7:  si  quis  re  mea  uH  me  non  permittat. 
1.  24:  si  quis, proprium  seri-um  distrahere  prohibetur. 
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zahlungsfähig  ^  Auch  die  vorzeitige  YeröfFentlichung  des  letzten 
Willens  wird  als  böswillige  Verletzung  der  Persönlichkeit  behandelt  ^. 
10.  Das  öffentlich  gesungene  Schmählied  (carmen  famosum)  wird 
nach  Zwölftafelrecht  streng  geahndet^.  Nicht  wesentlich  davon 
verschieden  ist  das  convicium  im  ursprünglichen  Sinn,  die  jemand 
mit  öffentlicher  Zusammenrottung  vor  seinem  Hause  zugefügte 
Schmähung*.  Nachdem  die  Publicität  mehr  und  mehr  durch  die 
Schrift  vermittelt  wird,  tritt  neben  und  vor  das  Schmählied  die 
Schmähschrift  (libeUus  famosus)  \  Strafbar  ist  gleichmässig  die  Her- 
stellung wie  der  Vortrag  und  die  Verbreitung  der  Beschimpfung  ^ 
Geschärft  wird  das  durch  die  Schmähschrift  begangene  Delict  durch 
deren   Anonymität  oder   Pseudonymität  ^ ;    mit  Veröffentlichungen 


1  Dahin  gehört  bei  vorhandener  Zahlungsfähigkeit  die  Beantragung  des 
Goncurses  (bona  proscribere  Gai.  3,  220;  vgl.  Cicero  pro  Quinct  6,  25);  die 
concursmässige  Markirung  des  Hauses  (Dig.  47,  10,  20);  das  öffentliche  Aas- 
bieten eines  Pfandstückes  (Dig.  47,  10,  15,  32);  die  Mahnung  in  offener  Gerichts- 
sitzung (Dig.  47,  10,  13,  3)  so  wie  die  Kichtung  der  Mahnung  an  den  Bürgen 
(Dig.  47,  10,  19);  die  Zurückweisung  genügender  Bürgschaft  (Dig.  2,  8,  5,  1); 
die  unberechtigte  Forderung  der  Sicherheitsleistung  (Dig.  42,  5,  31,  5). 

«  Dig.  9,  2,  41  pr.    16,  8,  1,  38. 

»  Zwölftafeln  8,  1  Scholl  =  Cicero  de  re  p.  4,  10,  12:  nostrae  diiodecim 
tahulae  cum  perpaucas  res  capiU  sanxissenty  in  his  hanc  quoque  sanciendam 
putaverunt,  si  quis  occentavisset  sive  carmen  condidisset,  quod  infamiam  facerrt 
flagitiumve  altert.  —  Cannen  famosum  bei  Seneca  contr.  5,  6  und  in  den  Rechts- 
büchem  (Paulus  5,  4,  6.  15:  Dig.  22,  5,  21  pr.  28,  1,  18,  1),  malum  camen 
bei  Horaz  ep.  2,  1,  153.   sat  2,  1,  82  und  Arnobius  4,  34. 

*  Convicmmj  ein  juristischer  die  rechtliche  Verantwortung  einschliessender, 
allerdings  zuweilen  (Dig.  28,  2,  3  pr.)  auch  darüber  hinaus  angewandter  Aus- 
druck, ist,  nach  der  wahrscheinlich  richtigen  Etymologie  (=  convocium 
von  voa  bei  Festus  ep.  p.  41  und  Dig.  47,  10,  15,  4,  neben  der  anderen  a  vkif 
bei  Festus  a.  a.  0.  und  Nonius  p.  67)  zunächst  die  mit  öffentlichem  Lftrmen  zu- 
gefügte Injurie;  im  juristischen  Gebrauch  entspricht  es  (wechselnd  mit  dem 
nicht  technischen  maledidum  Paulus  5,  4,  19..  20.  Dig.  47,  10,  15,  11.  44. 
Cod.  2,  6,  6)  durch  Verallgemeinerung  und  Verflachung  ungefähr  unserer 
Verbalinjurie.  Coli.  2,  5,  4:  verbis,  dum  convicium  paUmw,  Paulus  5,  4,  1.  18- 
tit.  35,  3.  Schrift  ad  Her.  4,  25,  35  (S.  787  A.  5).  Gaius  3,  220.  222.  Dig.  37, 
14,  1.  47,  10,  3,  1.  1.  34.  49,  1,  8.  Indess  wird  es  auch  auf  Handlungen  be- 
zogen (Paulus  5,  4,  21). 

^  Famosus  libellus  Sueton  Aug.  55;  Paulus  5,  4,  17  und  sonst. 

*  ülpian  Dig.  47,  10,  5,  9:  si  quis  librum  ad  infamiam  aiicuiu*  perti- 
nentem  scripserit  composuerit  ediderit  dolove  malo  fecerit  quo  quid  eorum  fient. 
Inst  4,  4,  1. 

"^  ülpian  a.  a.  0.  fährt  fort:  etiamsi  alterius  nomine  ediderit  vel  sine  nomine- 
Gegen  die  anonymen  libdli  famosi  richten  sich  die  Verordnungen  von  Con- 
Btantin  an  C.  Th.  9,  34  =  lust  9,  36. 


rfu^^r<M«r 
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dieser  Art  wurde  namentlich  in  der  späteren  Kaiserzeit  arger  Miss- 
brauch getrieben  und  daher  deren  Herstellung  und  Verbreitung, 
selbst  wenn  die  darin  erhobenen  Anschuldigungen  wahr  sein  sollten, 
von  Constantin  und  den  nachfolgenden  Kaisern  mit  den  schärfsten 
Strafen  bedroht.  —  Dies  Delict,  bei  welchem  nicht  die  Qualität 
der  Beleidigung;  sondern  die  Veröffentlichung  durch  das  von  Mund 
zu  Mund  gehende  Lied  oder  die  von  Hand  zu  Hand  gehende  Schrift 
das  rechtlich  massgebende  Moment  ist,  wird  im  Zwölftafelbuch 
nicht  als  Verletzung  des  Privaten,  sondern  als  Gefährdung  des 
Gemeinwesens  behandelt  und  bestraft;  auch  späterhin  ist  diese 
Auffassung  keineswegs  aufgegeben,  wie  dies  bei  dem  Prozess  und 
der  Strafe  weiter  entwickelt  werden  wird.  Aber  indem  der  Prätor, 
in  modificirender  Ausführung  jenes  Zwölftafelgesetzes ,  in  seinem 
Edict  das  convicium  unter  die  klagbaren  Injurien  einstellte  ^ ,  ist 
das  Schmählied  und  die  Schmähschrift  in  dies  Privatdelict  hinein- 
gezogen worden. 

11.  Bei  anderweitigen  Injurien  ist,  wo  erschwerende  Momente 
hinzutreten,  Ort-  und  Zeit-  oder  Personalverhältnisse  die  Verletzung 
steigern,  die  Injurienklage,  wie  dies  schon  ausgeführt  worden  ist 
(S.  789),  nach  Ermessen  zugelassen  worden*.  Wichtiger  als  die 
Aufführung   der   überlieferten  Einzelfälle,    unter   denen  nur   die 


^  Das  Edict  (Dig.  47,  10,  15,  2):  qui  adversus  bonos  mores  convicium  cui 
fecisse  cuittsve  opera  factum  esse  dicetur,  quo  (Mtversus  bonos  mores  convicium 
fieret,  in  cum  iudicium  dabo  fasst  ohne  Zweifel,  wie  auch  die  commentirenden 
Juristen  anerkennen,  das  Wort  im  ursprünglichen  Sinne  und  ist  eben  dadurch 
veranlasst,  dass  es  dem  Prätor  oblag,  das  Zwölftafelgesetz  zur  Ausführung  zu 
bringen,  wobei  er  allerdings  durch  die  Clausel  adversus  bonos  mores  sich  auch 
hier  für  mögliche  Fälle  die  Weigerung  der  Klagertheilung  vorbehält  (Dig.  47, 
10,  15,  5). 

'  Genannt  werden  in  unseren  Rechtsquellen  noch  die  böswillige  Herbei- 
führung eines  Augenscheins  hinsichtlich  der  Schwangerschaft  der  geschiedenen 
Ehefrau  (Dig.  25,  4,  1,  8),  die  Aufregung  der  öffentlichen  Meinung  gegen  jemand, 
zum  Beispiel  indem  jemand  einen  Herrn  in  den  Verdacht  der  grausamen  Be- 
handlung seiner  Sclaven  dadurch  bringt,  dass  er  diese  veranlasst  zum  Kaiserbild 
zu  flüchten  (Dig.  47,  11,  5;  C.  Th.  9,  44,  1  =  Just.  1,  25,  IX  wofür  auch  öffent- 
liche Bestrafung  eintritt,  oder  indem  er  jemand  in  den  Verdacht  bringt  eine 
Criminalklage  erheben  zu  wollen  durch  Anlegung  der  Trauertracht  als  An- 
zuklagender (Dig.  47,  10,  15,  27  vgl.  1.  39).  üebrigens  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  unsere  Rechtsbücher  neben  der  Civilklage  auch  die  spätere  criminelle 
wegen  qualificirter  Injurien  behandeln  und  dass,  wo  die  letztere  Platz  greift, 
zum  Beispiel  bei  der  Beleidigung  des  Richters  erster  Instanz  in  der  Appellations- 
Bchrift,  nicht  unbedingt  auch  die  erstere  statthaft  ist. 
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Nennung  eines  Lebenden  auf  der  Bühne  hervorgehoben  zu  werden 
verdient  \  ist  bei  den  rechtlichen  Erörterungen  der  Injurienklage 
das  Zurücktreten  der  durch  beschimpfende  Reden  oder  gleichartige 
Handlungen  verübten  Beleidigung.  Wie  schon  die  sprachliche  Er- 
weiterung des  convicium  von  der  lärmenden  Sammt-  zur  einfachen 
Verbalinjurie  es  erwarten  lässt,  fehlen  dergleichen  Vorgänge  unter 
den  klagbaren  Injurien  nicht  ganz*;  aber  wo  nicht  eine  gewisse 
Publicität  und  die  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Ordnung  hinzutritt', 
scheint  dabei  die  Versagung  der  Klage  Regel  gewesen  zu  sein*. 
Ueberhaupt  beobachten  unsere  Quellen  über  die  im  privaten  Verkehr 
oder  im  Wege  der  Privatcorrespondenz  *  verübten  Beleidigungen 
ein  beredtes  Schweigen. 
Magiatra-  Es  hatte  also  nach  späterem  Recht  der  Prätor  in  Ausführung 

il^rag^d«  ^®^  modificirten  Zwölf tafelgesetzes  die  Klage  zu  ertheilen  bei  der 
KUge.  Realinjurie  und  bei  der  mit  öffentlichem  Lärm  verübten  Schmähung, 
weiter  nach  dem  Gesetz  Sullas  bei  gewaltsamer  Verletzung  des 
Hausrechts.  In  einigen  wenigen  andern  Fällen,  namentlich  bei 
öffentlicher  Verunehrung  anständiger  Frauen  stellte  das  Edict  die 
Klage  ein  für  allemal  in  Aussicht ;  in  allen  übrigen  Fällen  behielt 
der  Prätor  darin  sich  das  Recht  vor  je  nach  der  Beschaffenheit 
des  von  dem  Kläger  behaupteten  Thatbestandes  die  Klage  zu  geben 
oder  zu  verweigern. 

Nachdem  die  das  Wesen  der  Injurie  ausmachende  Verletzung 
der  Persönlichkeit  entwickelt  ist,  wenden  wir  uns  zu  der  weiter 
für  den  Thatbestand  dieses  Delicts  erforderten  auf  eine  derartige 
Verletzung  gerichteten  widerrechtlichen  Absicht.    Dass  die  Injurie 

^  Die  Schrift  ad  Her.  1,  14,  24.  2,  12»  19  erv^'älint  als  Rechtscontroverse 
die  Frage,  ob  der  Schauspieler,  welcher  den  Dichter  (Accius)  oder  überhaupt 
einen  Schriftsteller  auf  der  Bühne  nennt,  eine  Injurie  begehe. 

*  Injurienklage  wegen  Vorwurfs  des  Mordes :  Cod.  9,  35,  5;  des  Delatoren- 
gewerbes:  Cod.  9,  35,  3. 

*  Paulus  5,  4,  21:  contdcium  contra  bonos  mores  fieri  ind^tur,  si  ohscaeno 
nomine  aut  inferiore  parte  corporis  nudatus  aliquis  insectatus  sit  (also  öffentlich); 
qnod  factum  contemplatione  morum  et  causa  puhlicae  honestatis  vindidam  exka- 
ordinariae  ultionis  expectat  Das.  19:  maledictum  üemque  convicium  ptMce 
factum  ad  iniuriae  vindidam  revocatur. 

*  Wo  das  Edict  die  Injurie  gegen  den  Bankhalter  beim  Glücksspiel 
klaglos  macht  (S.  798  A.  1),  ist  nur  von  Schlägen  die  Rede;  bei  Verbalinjurien 
versteht  sich  dies  also  von  selbst. 

'Dagegen  wird  die  Klage  zugelassen  wegen  der  in  der  Eingabe  an  eine 
Behörde  gegen  dritte  Personen  vorgebrachten  Injurie  (Dig.  47,  10,  15,  29:  si 
quis  libello  dato  vel  principi  vel  dlii  cui  famam  alienayn  insectatus  fueritj  in- 
iuriarum  erit  agendum:  P'apinianus  ait). 
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des  Zwölftafelrechts  eine  solche  erfordert ,  ist  allerdings  mehr  als  Absichtlich- 
zweifelhaft.     Die  zufällige  Körperverletzung  freilich  wird,  nach  p^^^^^^i'. 
Analogie  der  Bestimmungen  über  die  zufällige  Tödtung,  schon  da-  yerietzung 
mals  nicht  mit  Strafe  belegt  worden  sein ;  aber  bei  der  äusserlichen  jin^ng^^l 
Behandlung  des  Strafrechts  sind  dolose   oder  culpose  Verletzung  Kiagbarkeit. 
damals  schwerlich  unterschieden  worden.   Von  unserer  Darstellung 
bleibt  die  letztere   ausgeschlossen   und   dem   folgenden   Abschnitt 
vorbehalten.  —  Nach  dem  späteren  Recht  kann  die  Injurie  nicht 
in  culposer  Weise  begangen  werden,  sondern  fordert  die  absichtliche 
Rechtsverletzung.  —  Ausgeschlossen  ist  danach  die  Injurienklage 
in  folgenden  Fällen: 

1.  bei  allen  Vornahmen  unzurechnungsfähiger  Individuen,  der 
Wahnsinnigen,  der  unmündigen  Kinder^; 

2.  bei  allen  nicht  zum  Zwecke  der  Rechtsverletzung  vor- 
genommenen Handlungen^.  Aufdeckung  belastender  Thatsachen  ist 
insoweit  zulässig,  als  dabei  ein  anderer  Zweck  als  der  der  Kränkung 
vorwiegt  * ; 

3.  bei  allen  von  Rechtswegen  zulässigen  Handlungen,  zum 
Beispiel  hausrechtlicher  und  überhaupt  häuslicher  Züchtigung*  oder 
magistratischer  Bestrafung,  soweit  dabei  die  Competenz  eingehalten 
wird*.  Selbst  wenn  dabei  ein  Irrthum  obwaltet,  zum  Beispiel  je- 
mand einen  Freien  züchtigt,  den  er  für  seinen  Sclaven  hält,  ist 
die  Injurie  ausgeschlossen*.  Hieher  gehört  auch  die  zulässige 
Selbsthülfe.  Was  als  solche  anzusehen  ist,  hängt  ab  von  der 
Sitte  und  im  einzelnen  Fall  von  dem  Interpreten  derselben,  dem 


1  Paulus  5,  4,  2.    Dig.  47,  10,  3. 

*  Zum  Beispiel  zum  Scherz  (Dig.  47,  10,  3,  3).  Etwaige  Culpa  begründet 
die  Injurie  nicht. 

'  Paulus  Dig«  47,  10,  18  pr. :  eum  qui  nocentem  infamaut,  non  esse  bonum 
et  aequum  ob  eam  rem  condemnari ;  peccata  enim  nocentium  nota  esse  et  oportere 
et  expedire,  Diocletian  Cod.  9,  35,  5:  si  non  conmcii  consilio  te  dliquid  iniuriosum 
dixisse  prohare  poteSy  fides  veri  a  calumma  te  defendit.  Die  Absicht  zu  verletzen 
ist  hier  vorhanden,  kann  aber  durch  eine  daneben  obwaltende  straffrei  werden. 
Streng  genommen  kann  unter  Umständen  dies  selbst  dann  eintreten,  wenn  der 
Wahrheitsbeweis  misslingt. 

^  Dig.  48,  19,  16,  2.  Ueberschreitung  des  billigen  Maasses  kann  als  Sach* 
beschädigung  klagbar  sein,  ist  aber  nicht  Injurie  (Dig.  19,  2,  13,  4). 

5  Dig.  47,  10,  13,  1.  2.  1.  15,  39.  1.  33.  48,  19,  16,  2.  Auch  bei  irrthüm- 
licher  Vornahme  öffentlicher  Acte  kann  die  Absicht  fehlen,  den  dadurch  Be- 
schwerten zu  verletzen  (Dig.  47,  10,  13,  5.  6).  Bei  bewusster  Ueberschreitung 
der  Competenz  ist  dagegen  die  Injurienklage  begründet  (Dig.  47,  10,  32). 

«  Dig.  47,  10,  8,  4.    Quintilian  7,  4,  14. 
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beikommenden  Magistrat.  Darauf  beruht  es,  dass  wegen  der  dem 
Bankhalter  während  des  Glücksspiels  zugefügten  Realinjurien  die 
Klage  verweigert  wird  ^  und  namentlich  dass  der  Ehebrecher  gegen 
die  Injurie  so  zu  sagen  rechtlich  schutzlos  ist.  In  republikanischer 
Zeit  sind  in  solchen  Fällen  die  schwersten  Körperverletzungen 
straflos  vollzogen  worden  *  und  auch  das  Kaiserrecht  stellt  den  Satz 
auf,  dass  wenigstens  wo  der  Ehebruch  die  Tödtung  gestattet 
(S.  624),  jede  Misshandlung  gleichfalls  straflos  ist*.  Ausserdem 
ist  in  dem  augustischen  Ehebruchsgesetz  ausdrücklich  vorgesehen, 
dass  wer  im  Ehebruch  betroffen  wird,  zwanzig  Stunden  hindurch 
von  dem  Verletzten  festgehalten  werden  kann^. 

4.  Die  Einwilligung  des  Geschädigten  schliesst,  so  weit  dieser 
selbst  in  Frage  kommt,  die  Klage  aus". 
Mittelbare  Ob  die  Absicht  zu  beleidigen  gegen  den  Beleidigten  pei-sönlich 
zu  Tage  tritt  oder  durch  eine  Vermittelung,  ist  rechtlich  gleichgültig. 
Die  Vermittelung  kann  eine  gegenständliche  sein,  zum  Beispiel 
durch  Verunehrung  des  Bildes*,  oder  eine  personale,  insofern  die 
Beleidigung  der  Gattin ,  des  Sohnes,  des  Dieners  auch,  und  selbst 


^  Prätorisches  Edict  Dig.  11,  5,  1  pr.:  si  quis  tum,  apud  quem  alea  lusum 
esse  dicetur,  verheraverit  ,  .  .  iudicium  non  dabo,  was  nach  §  2  nicht  bloss  fiir 
die  Dauer  des  Spiels,  sondern  zu  jeder  Zeit  und  an  jedem  Ort  (iäncumque 
et  quandocumquej  gelten  soll. 

'  Yal.  Max.  6,  1,  13;  beispielsweise  die  Castration,  über  deren  Zulässig- 
keit  allerdings  nicht  alle  Juristen  übereinstimmen  (Horaz  sat.  1,  2,  46). 

'  Dig.  48,  5,  28,  3:  qui  occidere  potest  adiUterum,  muUo  magia  cofduimdia 
poterit  iure  adficere, 

*  Paulus  2,  26,  3.    Dig.  48,  5,  26. 

^  Dig.  47,  10,  1,  5:  nulla  iniuria  est,  quae  in  volenJUm  fiat.  1.  26.  Hand- 
lungsunfähigkeit ist  natürlich  keine  Einwilligung  (S.  786  A.  4).  —  Hieher  ge- 
hört die  von  dem  Freien  bei  dem  Eintritt  in  die  Fechtschule  geforderte  eidliche 
Verpflichtung  (auctoramenitwm),  die  zu  dem  Gladiatorengewerbe  gehörende  Be- 
handlung, Brennen,  Fesselung,  Schläge,  Tod  hinnehmen  zu  wollen  (uri  vinciri 
verherari  ferroque  necari:  Petronius  117;  Seneca  ep.  37, 1).  Die  nahe  liegenden 
rechtlichen  Einwendungen  schwiegen  begreiflicher  Weise  gegenüber  dem  homi- 
cidium  publicum.  —  Verwandt  scheint  der  ^Hautschnittyertrag'  (xontätQfila] 
nach  der  lateinisch-griechischen  Glosse  2  p.  Id8  Götz  tinmso  [sonst  unbekannt] 
^  xonCSiQfiog)  der  Spätzeit,  eine  Art  freiwilligen  Eintritts  in  die  Sclaverei,  den 
Kaiser  Anastasius  verbot  (Malalas  16  p.  401  Bonn.). 

*  Quintilian  4,  2,  100  erwähnt  als  klagbare  Injurie  die  Geisselung  der 
Bildsäule  (wie  es  scheint  eines  bankerotten  Schuldners).  Welche  Bolle  das 
Kaiserbildniss  bei  der  Majestätsklage  spielt,  ist  bekannt  (S.  585).  Dahin  ge- 
hört ebenfalls  die  Verletzung  des  Grabes  eines  Verwandten  (S.  786  A.  \\ 
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hauptsächlich,  gegen  den  Ehemann,  den  Vater,  den  Herrn  gerichtet 
sein  kann  ^  Dabei  wird  indess  gefordert,  dass  der  Beleidiger  das 
betreffende  Verhältniss  gekannt  hat  und  also  hat  wissen  müssen, 
dass  die  Beleidigung  die  genannten  Personen  mit  trifft*.  Wo  dies 
nicht  der  Fall  und  also  die  mittelbare  Injurie  ausgeschlossen  ist®, 
ist  dem  Ehemann,  dem  Vater,  dem  Hausherrn  wenigstens  nach 
älterem  Recht  schwerlich  die  Klage  eingeräumt  worden*. 

Wegen  der  dem  Freien  in  der  Gewalt*  oder  dem  Unfreien  injwrien- 
(S.  786  A.  3)    zugefügten   Injurie   ist,    da   diese  Personen  nicht  ^anT 
klagberechtigt  sind,   dem  Gewalthaber  die  Privatklage  in  Stell-    J«J>«»' 
Vertretung  eingeräumt*.    Indess  wird  dem  Haussohn  unter  Um- 
ständen die  Klage  selbständig  gestattet  (S.  804  A.  2), 

Die  nur  versuchte,  nicht  ausgeführte  Injurie  ist  straffrei*.         ▼•w^oii. 

Anstiftung    und   Htilfeleistung    stehen    dem   Hauptverbrechen  Mitthiter- 
auch   hier  rechtlich   gleich ''.    Wenn   der   Sclave   auf  Befehl   des    "®^*'** 
Herrn  das  Delict  verübt,   gelten  beide  als  Mitthäter  (S.  78  A.  2). 


^  Dig.  47,  10,  15,  35:  si  qms  sie  fecit  iniuriam  servo,  ut  domino  fctceret,  video 
domintmi  iniuriarum  agere  posse  stto  nomine.  Bei  Verführung  des  Sohnes  mit 
dessen  EinwiUigung  wird  diesem  die  Ii^jarienklage  verweigert,  dem  Vater  ge- 
geben (Dig.  47,  10,  1,  5).  Wo  durch  denselben  Act  Vater  und  Sohn  beleidigt 
sind,  laufen  beide  Klagen  unabhängig  neben  einander  her  und  die  Aestimation 
kann  ungleich  ausfallen  (Dig.  47,  10,  30,  1).  Auch  die  Beleidigung  der  Braut 
gilt  als  Beleidigung  des  Bräutigams  (Dig.  47,  10,  15,  24). 

«  Dig.  1,  12,  1,  10.   47,  10,  1,  3. 

*  Dies  wird  ausgesprochen  fär  Frauen  und  Haussöhne  bei  Paulus  5,  4,  3 
und  Dig.  47,  10,  18,  4,  ebenso  für  unfreie  Dig.  47,  10,  15,  45:  non  caesurus 
ewm  8i  meam  scisset.    47,  10,  26. 

^  Entgegen  steht  freilich  Dig.  47,  10,  1,  8:  sive  sciat  quis  fdium  meum 
esse  vel  uxorem  meam  sive  ignoraverit^  habere  me  meo  nomine  adionem  NercMus 
scripsit  Praktisch  empfiehlt  sich  die  unbeschränkte  Beziehung  der  Frauen- 
injurie auf  den  Ehemann  allerdings;  und  dass  über  die  Behandlung  der  Ehe« 
frau  gestritten  worden  ist,  deuten  die  Institutionen  4,  4,  2  an,  indem  sie  bei  der 
Wiedergabe  die  Worte  des  Gaius  (A.  5)  dahin  abändern:  item  per  uxorem 
suam,  id  enim  magis  praevaluid 

^  Gaius  3,  221 :  paU  autem  iniuriam  videmur  non  solum  per  nosmet  ipsos, 
seä  etiam  per  liberos  nostros  quos  in  potestaie  hdbemus,  item  per  uxores  nostras, 
cMm  in  manu  noitra  sint  Die  letzten  Worte  in  das  Gegentheil  zu  ändern  ist 
unstatthaft,  da  die  Beschränkung  der  mittelbaren  Injurie  auf  die  Kinder  in 
der  Gewalt  eine  ähnliche  hinsichtlich  der  Ehefrau  fordert. 

•  Dig.  47,  10,  15,  17. 

'  Paulus  5,  4,  20.    Dig.  47,  10,  11  pr.  3—6.    1.  15,  2.  8. 
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oeffentiiches        Dem  Öffentlichen  Verbrechen  wird  im  älteren  Strafrecht   auf 
▼erfahi^ii  ^^^  Gebiet  der  Injurie  nur  das  Schmählied  und  die  Schmähschrift 
wegren  des  zugezählt,  uud  auch  diese,  wie  schon  bemerkt  ward  (S.  795),  nicht 
schmuiheds.  ^j^  g^j^j^^^  sondcm  als  Verletzung  der  Bürgerpflicht.    Das  Schmäh- 
lied  muss    also    von   Rechtswegen  dem    magistratisch  -  comitialen 
Verfahren  unterlegen  haben ;  indess  erfahren  wir  nichts  von  dessen 
Anwendung  auf  diesen  Fall  und  sie  mag  in  früher  Zeit  abgekommen 
sein.    Auch  bei  der  Umgestaltung  des  Criminalprozesses  im  letzten 
Jahrhundert  der  Republik  ist  dies  Delict  keinem  derartigen  Ge- 
richtshof zugewiesen  worden,   sondern  der  Prätor  hat  es  in  den 
Privatprozess  hineingezogen  (S.  795).    Erst  ein  Senatsbeschluss  aus 
augustischer  Zeit  hat,   zu  der  ursprünglichen  Auffassung  des  De- 
licts  zurückkehrend,  das  Schmählied  und  die  Schmähschrift  in  den 
Majestätsprozess  eingestellt  ^ 
B9st»fting         Die  in  den  Zwölftafeln  für  dies  Verbrechen  angedrohte  Strafe 
V  ^t',.  ,  ist  die  capitale^  und  daneben  die  Intestabilität*,   der  Verlust  des 
Rechts  Zeugniss  zu  leisten  oder  auch  geleistet  zu  erhalten,  also 
auch  des  Testirrechts.    Ob  diese  letztere  Strafe  gedacht  war  für 
den  Fall,  dass  die  Gapitalstrafe  nicht  zur  Vollziehung  kam,  öden 
wie  der  Verlust  des  Bürgerrechts  bei  der  Perduellion,  als  geknüpft 
an  das  Delict  selbst,  also  im  Fall  der  Verurtheilung  rückgreifend 
wirksam,  muss  dahin  gestellt  bleiben.     Bei  der  Wiederaufnahme 


*  Vgl.  S.  565.  Tacitus  ann.  1,.72:  primus  Angustus  cognitionem  de  famo^'i^ 
libelUs  specie  legis  eins  (maiestatis)  tradavit,  comniotus  Cassii  Severi  libidine,  qua 
viros  feminasque  inlustres  procacibus  scriptis  diffaviaverat.  Gemeint  ist  die  im 
J.  12  n.  Chr.  augeordnete  Verbrennung  derartiger  Schmähschriften  und  Bestra- 
fung ihrer  Urheber  (Dio  56,  27).  Sueton  Aug.  55 :  cenatdt  cognoacendum  posUiac 
de  liSy  qui  lihellos  aut  carmina  ad  infamiam  cuiuspiam  sub  alieno  nomine  cdani, 
mit  ungenauer  Beschränkung  auf  anonyme  Publicationen.  Neben  der  SchärfuDg 
des  Verfahrens  durch  Zulassung  der  Delatoren  anstatt  der  Beleidigten  selbst 
war  dabei,  wie  Dig.  47,  10,  6  hervorgehoben  wird,  massgebend  die  Rücksicht 
auf  solche  Schmähschriften,  die  den  Angegriffenen  nicht  ausdrücklich  nannten 
und  also  im  Civilprozess  nicht  leicht  zu  fassen  waren. 

2  Cicero  de  re  p.  4,  10,  12  (S.  794  A.  3).  Darauf  geht  auch  die  forviid,* 
fustis  bei  Horaz  ep.  2,  1,  154,  nur  dass  nichc  mit  dem  Scholiasten  an  das 
militärische  supplicium  fusUiarium  zu  denken  ist,  sondern  an  die  lictorischen 
Ruthen  bei  der  Hinrichtung  more  maiorum^  die  von  Rechtswegen  noch  in 
Gültigkeit  war. 

»  Dig.  22,  5,  21  pr.  28,  1,  18,  1.  47,  10,  5,  9.  ülpian  führt  an  der  dritten 
Stelle  die  Intestabilität  auf  eine  lex  zurück,  an  der  zweiten  auf  einen  Senats- 
beschluss; jene  wird  das  Zwölftafelgesetz  sein,  und  dieses  wird  auch  Gaius 
28,  1,  26  im  Sinn  haben,  dieser  der  augustische,  der  die  alte  Ordnung  wieder 
aufnahm. 
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des  Capitalprozesses  wurden  die  Majestätsstrafen  auf  das  Delict 
erstreckt;  doch  ist  über  Relegation  und  allenfalls  Deportation  in 
vorconstantinischer  Zeit  nicht  hinausgegangen  worden  *.  Die  späteren 
Kaiser  haben  für  anonyme  Schmähschriften  Todesstrafe  angedroht". 
Auch  die  Intestabilität  wird  noch  in  den  justinianischen  Rechts- 
büchem  als  zu  Recht  bestehend  verzeichnet®. 

Neben  dem  öffentlichen  Majestätsprozess  wegen  einer  Schmäh- 
schrift ist  auch  die  private  Injurienklage  zulässig*;  wenn  indess 
das  eine  oder  das  andere  Verfahren  stattgefunden  hat,  ist  damit 
das  andere  ausgeschlossen. 

Von  der  Schmähschrift  abgesehen  wird  die  Injurie  nach  dem  Pn^Ät- 
älteren  Recht  im  Wege  des  Privatprozesses  behandelt  *  sowohl  nach  ^'*^^e  "^^ 
dem  Zwölftafelverfahren  wie  nach  dem  prätorischen  Edict  und  dem 
comelischen  Gesetz.  Gerichtet  ist  der  Ptozess,  auf  welchen  der  Be- 
griff des  Schadensersatzes  sich  nicht  anwenden  lässt,  allein  auf  eine 
Strafe,  mag  diese  nun  in  einem  andern  Uebel  oder  in  einer  Geld- 
busse bestehen*. 


1  Cassius  SeveruB,  dessen  Libelle  das  augustische  Senatusconsult  ver- 
anlassten, wurde  verbannt  und  dann  unter  Tiberius  wegen  Rückfälligkeit  die 
Verbannung  geschärft  (Tacitus  ann.  4,  21).  Nach  der  bei  Paulus  5,  4,  15  ein- 
gerückten Angabe  (die  aber  unmöglich  von  Paulus  herrühren  kann,  da  dieser 
denselben  Fall  5,  4,  16  behandelt)  setzte  ein  Senatsbeschluss  —  schwerlich 
der  vom  J.  12  —  die  Strafe  der  Deportation  fest  Nach  Paulus  5,  4,  16.  17,  der 
die  Schmähschrift  als  qualificirte  Iigurie  behandelt,  geht  die  Strafe  usque 
ad  relegationem  instUae. 

2  C.  Th.  9,  34,  1  (nicht  aufgenommen  bei  Justinian).  C.  Th.  9,  34,  12  «= 
lust.  9,  36,  2.    Vgl.  wegen  der  Bestrafung  anonymer  Denuntiationen  S.  341  A.  1. 

^  Vielleicht  ist  in  der  späteren  Zeit  damit  nichts  gemeint  als  der  mit  der 
Deportation  verbundene  Verlust  des  Bürgerrechts;  die  Umwandlung  der  Ver- 
bannung in  Deportation  bezeichnet  Dio  57,  22  als  Entziehung  des  Testirrechts. 
Auch  C.  Th.  16,  5,  7  pr.  (ähnlich  16,  5,  36)  wird  durch  sie  aufgehoben  testandi 
ac  vivendi  iure  Bomano  facultas. 

^  Horaz  sat.  2,  1,  82:  si  mala  condiderit  in  quem  quis  carmina^  ius  est 
iudiciumque,  wo  schon  der  Zeit  nach  an  das  öffentliche  Verfahren  nicht  ge- 
dacht werden  kann.  Dig.  47,  10,  6.  Die  hier  erwähnte  Noth wendigkeit  bei 
Angriffen  auf  nicht  genannte  Personen  die  öffentliche  Klage  anzustrengen  ist 
natürlich  eine  factische;  rechtlich  steht  der  Civilklage  auch  hier  kein  Hinder- 
niss  entgegen. 

*  Cod.  9,  35,  7:  iniuriarum  causa  non  publici  iudicii,  sed  privati  continet 
querelam.    Das.  c.  11. 

^  Am  schärfsten  tritt  diese  Auffassung  hervor  in  der  Talion  der  Zwölf- 
tafeln. Treffend  sagt  Cicero  (pro  Caec.  12,  35)  mit  Beziehung  auf  verletztes 
Hausrecht:  actio  iniuriarum  .  .  .  dolorem  inminutae  libertatis  iudicio  poenaque 
mitigat  Etwaige  Schädigung  kann  daneben  verfolgt  werden  (Dig.  47, 10, 15,  46: 
81  quis  servo  verberato  iniuriarum  egerit,  deinde  postea  damni  iniuriae  agat,  Labeo 
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BMii  Zwölf-  Das  Verfahren  nach  Zwölftafelrecht  wird,  wie  bei  den  übrigen 
tafelrecht.  Pnyatdelicten ,  eingeleitet  durch  einen  Stihneversuch ,  der  aller- 
dings nur  bei  der  schwersten  Kategorie  im  Gesetz  erwähnt  ist 
(A.  1).  Besonderheiten  des  Prozesses  sind  uns  nicht  bekannt.  — 
Die  Strafe  ist  für  den  schwersten  Fall  der  Zwölftafel -Injurie,  die 
Verstümmelung  des  Freien,  die  Wiedervergeltung  (tälio)^;  für 
Körperverletzung  mit  Knochenbruch  eine  feste  Busse  von  300  Assen 
(=  60  M.  ?)  bei  einem  Freien,  der  Hälfte  bei  eiinem  Sclaven  * ;  für 
alle  anderen  Injurien,  worunter  das  Gesetz  wahrscheinlich  jede 
einem  Freien  zugefügte  Handgreiflichkeit  verstanden  hat  (S.  787).. 
eine  feste  Busse  von  25  Assen  (=  5  M.?)®. 
BMh  dem  Dou  Späteren  Verhältnissen  sind  diese  Festsetzungen  nicht  an- 

^^***'  gemessen.  Auf  die  Talion  wurde  zwar  erkannt,  aber  gewiss  seit 
früher  Zeit  damit  nicht  der  Selbsthülfe  freier  Raum  gelassen, 
sondern  im  Hinblick  darauf,  dass  dieser  Spruch  nicht  vollstreckbar 
war,  zugleich  vom  Gericht  ein  Aequivalent  in  Geld  substituirt  * ; 
und  in  gleicher  Weise  wurden  sowohl  die  übrigen  im  Gesetz  be- 
zeichneten wie  die  weiter  klagbar  gemachten  Injurien  mit  Geld- 
strafen geahndet.  Ueber  diese  ist  auch  das  comelische  Gesetz  nicht 
hinausgegangen*.  Die  festen  Geldstrafen  des  alten  Rechtsbuchs 
werden  den  veränderten  socialen  Verhältnissen  gegenüber  und  gegen- 
über der  bei  diesem  Delict  sehr  ungleichen  sittlichen  Verschuldung 


acribit  eandem  rem  non  esse,  quia  altera  actio  ad  damnum  pertineret  culpa  datuntj 
altera  ad  contumeliam;  vgl.  S.  829  A.  2.  Seltsam  ist  die  Aeusserung  Cod.  9,  85,  S, 
dass  die  Worte  des  Injurienedicts  auch  auf  die  Schädigung  Rücksicht  nehmen. 

^  Zwölftafeln  8,  2  Scholl  (=  Festus  p.  363  u.  a.  St.  m.):  st  membrum 
rupsit,  ni  cum  eo  pacit  (vielmehr  pagit\  talio  esto.  Da  für  den  Sclaven  die^ 
nicht  gegolten  haben  kann,  so  wird  die  Verstümmelung  hier  dem  Knochen- 
bruch  gleich  geachtet  worden  sein. 

«  Zwölftafeln  8,  3  Scholl  (=  Coli.  2,  5,  5  u.  a.  St  m.;  im  Wortlaut  nicht 
gesichert):  8t  os  fregit  libero,  CCC,  st  servo,  CL  poenam  subito  sestertiorum,  Catos 
Worte  aus  originum  1.  IUI  (bei  Priscian  6,  69:  si  quis  membrum  rupit  aut  os 
fregit,  talione  proximus  cognatus  ulciscüur)  sind  wahrscheinlich  (S.  115)  einem 
zu  Catos  Zeit  noch  gültigen  latinischen  Stadtrecht  entnommen;  dass  die  obli- 
gatorische Lösung  bei  os  fractum  auf  Milderung  beruht  und  Talion  ihr  vorauf- 
ging, ist  nicht  wohl  zu  bezweifeln. 

»  Zwölftafeln  8,4  SchöU  (Coli.  2,  5,  5  u.  a.  St.  m.;  im  Wortlaut  geneuert): 
qui  iniuriam  alteri  facit,  XXV  sestertiorum  poenam  subito. 

*  Gellius  20,  1,  38:  si  reus,  qui  depecisci  noluerat^  iudici  tcdionem  imperanii 
non  parebat,  aestimata  Ute  iudex  hominem  pecuniae  damwibat. 

"  Bei  Paulus  und  in  den  Digesten  findet  sich  keine  Spur  einer  der  corne- 
lischen  Injurienklage  eigenen  Strafe  und  da  sie  dieselbe  noch  als  praktisch  be- 
handeln, muss  die  allgemeine  Injurienstrafe  auf  beide  Klagen  bezogen  werden. 
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SO  wenig  wie  die  Talion  sich  behauptet  haben.  Auch  in  den 
späteren  Satzungen  begegnen  dergleichen  nur  vereinzelt,  zum  Bei- 
spiel im  prätorischen  Edict  für  die  Ladung  des  Patrons  durch  den 
Freigelassenen^;  regelmässig  werden  die  Geldbussen  von  Fall  zu 
Fall  erkannt. 

Die  Beantragung  der  Geldsumme,  welche  als  Aequivalent  der  Magiatr»- 
Beleidigung  angesehen  werden  soll,  steht  von  Rechtswegen  bei  dem  ^^^^^^f 
Kläger.    In  schwereren  Fällen  indess  wird  der  Prätor  angegangen,   die  Feet- 
die  von  dem  Beklagten  zu  fordernde  Terminbürgschaft  (vadimonium)  q^^^J^I, 
nach  seinem  Ermessen,  erforderlichen  Falls  nach  vorgenommenem 
Augenschein  ^,  festzusetzen  und  es  wird  dann  von  dem  Kläger  die 
Klage  auf  einen  dieser  Bürgschaftssumme  *  gleichen  Betrag  gestellt, 
so  dass  der  Kläger  hier  dafür  in  gewissem  Sinn  die  magistratische 
Autorisirung  hat.    In  geringeren   Sachen  stellt  der  Kläger  ohne 
solche  den  Straf antrag  nach  Ermessen*. 

Das  Gericht  wird,  da  das  Verfahren  ein  schleuniges  sein  soll,    dmg«- 
der  Regel  nach  aus  Recuperatoren  gebildet  *.    Aber  bei  Realinjurien,  "'^g^i^t.'^' 
insoweit  beide  Parteien  Freie  sind  (S.  791   A.  2)   und  bei  Haus- 
friedensbruch (S.  793  A.  1),  ohne  Zweifel  mit  der  gleichen  Ein- 
schränkung, hat  das  cornelische  Gesetz  das  Verfahren  an  einen  quasi- 
magistratischen  Dirigenten  und  ein  Consilium  gewiesen*  und  damit 


*  5000  Sest.  =  50  aurei:    Dig.  2,  4,  12.   1.  24.   1.  25. 

2  Zu  diesem  Zweck  kann  der  Prätor  auch  während  der  Gerichtsferien 
angegangen  werden  (Dig.  2,  12,  2). 

*  Gaius  3,  224:  cum  atrocem  miwriam  praetor  aestijnare  soleat,  si  simul 
canstituerit ,  quantae  pecimiae  eo  nomine  fieri  debeat  vadimonium,  hoc  ipsa 
quantitate  taxamus  formulam,  Edict.  Coli.  2,  6:  qui  .  .  .  iniuriarum  agit  .  .  . 
taxationem  ponat  non  minorem  quam  quanti  vadimonium  fuerit.  Die  Aenderung 
non  maiorem  ist  nicht  zu  billigen;  es  handelt  sich  hier  in  erster  Reihe  wohl 
um  die  cornelische  Klage,  und  bei  dieser  konnte  füglich  der  Gesichtspunkt 
massgebend  sein,  dass  das  Consilium  nur  für  hohe  nicht  abzumindernde  Bussen 
in  Wirksamkeit  treten  sollte  und  der  Kläger  vor  die  Alternative  gestellt  wurde 
entweder  eine  ernste  Strafe  zu  erwirken  oder  sachfällig  zu  werden. 

*  Ein  Vergleich  wegen  eines  Fusstrittes  wird  geschlossen  auf  öOOOOSesterzen 
(Sueton  Vit.  7). 

B  Cicero  de  inv.  2,  20,  60.    Gellius  20,  1,  13. 

*  Die  Bestimmung  des  comelischen  Gesetzes,  ut  non  iudicet,  qui  ei  qui 
agit  gener  socer  vitricus  privignus  sobrinusve  est  propiyisve  eorum  quemqu^em  ea 
cognaHone  adfinitateve  attinget  quive  eorum  eius  parentisve  cuius  eorum  patronus 
erit  (Dig.  47,  10,  5  pr.)  ist  trotz  der  Verstümmelung  offenbar  der  üeberrest  einer 
die  Zusammensetzung  des  Consilium  betreffenden  Ordnung  und  kann  zwar 
nicht  im  Sinn  Tribonians,  aber  selbst  noch  in  dem  Ulpians  nur  bezogen  werden 
auf  die  Bildung  eines  Geschwomenhofs  nach  der  Art  der  Quästionen. 
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den  Injurienprozess  dem  Criminal verfahren  genähert  \  wie  denn 
auch  der  zur  Erhebung  der  Givilklage  unfähige  Haussohn  hier  als 
Kläger  zugelassen  wird  *.  Als  privater  aber  wird  auch  dieser  Pro- 
zess  betrachtet,  da  das  wesentliche  Merkmal  des  iudicium  pubUeum^ 
das  allgemeine  Anklagerecht,  nicht  zur  Anwendung  kommt,  sondern 
nur  dem  Verletzten  selbst  die  Klage  zusteht  (S.  368).  Den  Vor- 
sitz in  diesem  Verfahren  wird  entweder  der  instruirende  Civil- 
prätor  oder  wahrscheinlicher,  wie  bei  dem  Gewaltprozess  (S.  666), 
ein  substituirter  Vormann  gehabt  haben.  Das  Gesetz  schliesst  bei 
diesen  Injurien  das  Recuperatorenverfahren  aus  und  sie  werden 
darum  im  prätorischen  Edict  übergangen;  indess  ist  nach  Severus 
Anordnung  die  prätorische  Klage  auch  für  die  ausgenommenen 
Kategorien  neben  der  cornelischen  zugelassen  worden'. 

Geldstrafe.  Der  Klagantrag  geht  immer  auf  eine  feste  Geldsumme.    An 

dieselbe  ist  bei  der  cornelischen  Klage  das  Gericht  gebunden  und 
kann  nur  freisprechen  oder  dem  Antrag  gemäss  verurtheilen*, 
da  der  Prozess  vor  einem  Consilium  die  Abschätzung  wesent- 
lich erschwert.  Bei  dem  Recuperatorenverfahren  bestand  dies 
Hinderniss  nicht;  indess  pflegte  das  Gericht,  wenn  der  Prätor  auf 
die  Abschätzung  eingewirkt  hatte,  bei  der  Verurtheilung  dieser 
sich  anzuschliessen  *^.    Wo  dagegen  bloss  der  Antrag  des  Klägers 

infMiie.    vorlag,    unterlag   dessen    Abminderung   dem   freien   gerichtlichen 


^  Die  Injurienklage  des  cornelischen  Gesetzes  wird  zwar  der  actio  citilis 
gegenübergestellt  (Dig.  47,  10,  7,  6.  1.  37,  1;  anderswo  47,  10,  5,  6  als  actio 
iniuriarum  legis  Corneliae  der  actio  iniuriarum  praetoria)  und  reutn  recipi  wird 
auf  sie  bezogen  (Dig.  48,  2,  12,  4).  Darum  wird  sie  auch  von  Gaius  bei  dem 
Injurienprozess  übergangen.  Aber  sie  heisst  immer  actio,  nie  acctisatio  und 
wie  Paulus  sie  bezeichnet  als  beruhend  theils  auf  Herkommen,  das  heisst  anf 
dem  Edict,  theils  auf  Gesetz  (S.  785  A.  2),  so  ist  sie  ihrem  Wesen  nach  eine 
hinsichtlich  der  Bildung  des  Schwurgerichts  modificirte  CiTilklage.  Paulus 
Dig.  3,  8,  42,  1 :  ad  actionem  iniuriarum  ex  lege  Cornelia  procurator  dari  pcftetaty 
nam  etsi  pro  publica  utilitate  exercetwr,  privata  tarnen  est, 

'  Dig.  47,  10,  5,  6.  Dabei  kommt  allerdings  in  Betracht,  dass  auch  die 
gewöhnliche  Injurienklage  im  prätorischen  Edict  unter  Umständen  dem  Hans- 
sohn in  Aussicht  gestellt  wird  (Dig.  2,  14,  30  pr.   3,  3,  8  pr.  47, 10,  17, 10.  11). 

^  Ulpian  Dig.  47,  10,  7,  6:  posse  hodie  de  omni  iniuria,  sed  et  de  atrad 
civiliter  agi  imperator  noster  rescripsit,  Marcianus  Dig.  47,  10,  37,  1:  etiam  ex 
lege  Cornelia  actio  civüüer  moveri  potest  condemnatione  aestimatione  iudicL^ 
facienda. 

^  Marcianus  a.  a.  0.  schliesst  bei  der  cornelischen  Klage  die  gerichtliche 
Abschätzung  deutlich  aus. 

*  Gaius  3,  224:  iudex  quamvis  possit  vel  minoris  damnare^  plerumque  tarnen 
propter  ipsius  praetoris  auctoritatem  7tOfi  audet  minuere  condtmnaticnem. 


^ 
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Ermessen*.  Der  Gegensatz  der  Litisästimation  und  der  Con- 
demnation  fällt  bei  der  Injurienklage  weg  und  es  wird  zugleich 
über  das  Delict  selbst  und  über  das  Strafmass  gesprochen. 

Ausser  der  Geldbusse  trifft  den  Verurtheilten  die  Infamie^, 
wobei  man  sich  daran  zu  erinnern  hat,  dass  diese  Klage  keines- 
wegs jedem  Injuriirten  ohne  weiteres  gegeben  ward.  Es  erstreckt 
sich  dies  auch  auf  den  übrigens  zulässigen  *  Vergleich,  insoweit  die 
Parteien  sich  dabei  über  eine  Geldentschädigung  geeinigt  haben*.  — 
Galumniöse  Anstellung  der  Injurienklage  fällt  zwar  nicht  von 
Rechtswegen  unter  die  calumniöse  Criminalklage ,  wird  aber  mit 
ähnlicher  Strenge  geahndet*. 

Mitthäter  haften  jeder  zum  vollen  Betrag®.  —  Wenn  der 
Sclave  die  Injurie  verübt  hat,  so  unterliegt  er  den  Regeln  der 
Noxa  ^. 

Der  Tod  des  Schuldigen  hebt  die  Klage  auf®. 

Die  Tendenz  die  Injurienklagen  möglichst  zu  beschränken  macht 
wie  in  der  Einschränkung  der  Klagzulassung  so  auch  in  der  Be- 
handlung der  Klage  selbst  sich  geltend.  Der  Prätor  forderte 
Zusammenfassung  der   connexen  Beleidigungen®  und  präcise  Be- 


1  Gaius  3,  224:  permitHtur  nobis  a  praetore  ipsis  iuiuriam  aesUmare  et 
iudex  vel  tanti  condemncU,  qttanti  nos  aestimavenmus ,  vel  mtnons,  prout  ei 
Visum  fuerit. 

'  Atestinisches  Gesetzfragment  (Bruns  S.  103)  Z.  3.  Julisches  Municipal- 
gesetz  Z.  111.  Prätorisches  Edict  Dig.  3,  2,  1.  Gaius  4,  182  =  Inst.  4,  16,  2. 
Paulus  5,  4,  9:  iniuriai'um  dtnliter  damntaus  eiusque  aestimaUonem  inferre 
iu88U8  famosus  efficüur.  Das.  18.  19.  20.  Dig.  47,  10,  7  pr.  1.  42.  Cod.  2, 
11,  5.  c.  18.  Es  erstreckt  sich  dies  sogar  auf  die  dem  Sclaven  zugefügte  In- 
jurie (Cod.  2,  11,  10).  Dass  für  die  cornelische  Klage  dies  nicht  galt,  ist  nicht 
wohl  denkbar.  Das  damnum  cum  infamia  (Dig.  48,  19,  8  pr.)  passt  auf  die 
Iqjuri^nklage  wie  auf  das  Furtum.  —  Entziehung  des  Decurionats  wegen 
schwerer  Injurien:   Dig.  47,  10,  40. 

*  Dig.  2,  14,  27,  4.  Ist  ein  Sclave  der  Injurie  überwiesen,  so  soll  ver- 
sucht werden  durch  Züchtigung  desselben  vor  Gericht,  das  heisst  durch  ma- 
gistratische Coercition,  den  Kläger  zu  bestimmen  von  der  Yerurtheilung  ab- 
zusehen (Dig.  47,  10,  17,  6). 

*  Dig.  3,  2,  1  (vgl.  2,  14,  27,  4).    Cod.  2,  11,  18.    Vgl.  S.  803  A.  4. 

^  S.  497.  Paulus  5,  4,  11:  exüii  vel  insviae  relegatiane  atU  ordinis 
amissione,  Dig.  47,  10,  43:  qui  iniuriarum  actionem  per  ccUumniam  instituii, 
extra  ordinem  damnatur,  id  est  exüium  aut  relegationem  aut  ordinis  amotionem 
pcUicUur. 

«  Dig.  47,  10,  34. 

'  Dig.  47,  10,  17,  4.   7.    vgl.  36. 

8  Dig.  2,  11,  10,  2.  47,  10,  1,  3  pr.   1.  15,  14. 

»  Dig.  47,  10,  7,  5. 
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Zeichnung  derselben  für  Ertheilung  der  Instruction  an  den  Ge- 
schwomen^  Die  Eidesdelation  des  Klägers  an  den  Beklagten 
wird  zugelassen^,  auch  wegen  factisch  verziehener  Injurie  die 
Klage  verweigert^.  Verweigert  wird  sie  ebenfalls  den  Erben  des 
Beleidigten,  wenn  dieser  sie  nicht  bis  zur  Litiscontestation  geführt 
hat*.  Nur  bei  dem  prätorischen  Injurienprozess  wird  mittelst  der 
Gegenklage  (contrarium  iudicium)  dem  Kläger  für  den  Fall  der  Ab- 
weisung die  Geldstrafe  eines  Zehntels  der  eingeklagten  Summe  auf- 
erlegt*. Sie  unterliegt  der  kurzen  prätorischen  Verjährungsfrist*, 
obwohl  sie  ungefähr  mit  dem  gleichen  Recht  wie  die  Klage  wegen 
handhaften  Diebstahls  auf  die  Zwölftafeln  zurückgeführt  werden 
konnte.  Erleichtert  wird  auch  für  den  Fall  der  Verurtheilung  die 
Abwendung  des  an  dieselbe  rechtlich  geknüpften  Ehrverlusts  ^. 

In  der  Spätzeit  ist  das  Injuriendelict  ähnlich  behandelt  worden 
wie  das  des  Furtum;  die  Privatklage  bleibt  zulässig,  aber  in  zahl- 
reichen Fällen  tritt  das  öffentliche  nominell  ausserordentliche,  der 
Sache  nach  als-  qualificirter  Injurienprozess  auftretende^  Straf- 
verfahren ein*.    Von  dem  Kirchenfrevel  und  der  Gotteslästerung 


1  Gaius  4,  60.    Coli.  2,  6.    Quintilian  6,  8,  88  (anscheinend  defect):  cölaphum 
tibi  ducam  et  [excipiam,  sij  formulam  scribes,  quod  caput  durum  habeas. 
"  Dig.  47,  10,  5,  8.    Cod.  2,  10,  18. 
»  Dig.  47,  10,  11,  1. 

•  Dig.  2,  11,  10,  2.  47,  1,  1,  1.  tit.  10,  18  pr.  1.  15,  14.  1.  28.  In  der 
Rechtsconsequenz  liegt  dies  nicht,  so  wenig  wie  dass  bei  Injuriirung  eines 
Sclaven  mehrerer  Eigenthümer  diese  nur  Quotenklagen  haben  (Dig.  47,  10,  15, 
49.    1.  16). 

6  Gaius  4,  118. 

•  Cod.  9,  35,  5.    Vgl.  Dig.  47,  10,  17,  6. 

■^  Dass  bei  der  Privatklage  der  Beklagte  die  Infamie  durch  Vertretung 
abwenden  kann  (Dig.  3,  2,  6,  2.  37, 15,  2  pr.),  ist  auffallend,  da  durch  Zulassung 
der  Vertretung  die  Infamie  bei  den  Personen,  die  einen  Sachwalter  zu  hono- 
riren  im  Stande  sind,  illusorisch  wird.  Aber  wahrscheinlich  ist  eben  dies 
beabsichtigt  worden;  die  effective  Infamie  hätte  sich  schwerlich  durchfuhren 
lassen. 

®  In  Beziehung  auf  die  Anfechtung  der  Freiheit  unterscheidet  Diocletian 
(Cod.  7, 16,  81)  das  private  und  das  öffentliche  Delict  als  iniuria  und  ccdumnia: 
si  tibi  servitutis  improbe  moveatur  quaestio,  soüemnibus  ordinatis  de  calumma 
vel  iniuria,  prout  vindictae  viam  elegeria  .  .  •  aentenUam  postulare  potes.  Ein 
fester  Sprachgebrauch  lässt  sich  daraus  nicht  entwickeln;  calumma  steht  hier 
in  dem  generellen  Werth  (S.  491  A.  2). 

•  Inst.  4,  4,  10:  in  summa  sciendum  est  de  omni  iniuria  eum  qui  paisus 
est  posse  vel  criminaliter  agere  vel  civiliter:  et  si  quidem  civiliter  agatur,  aesti- 
matione  facta  .  .  .  poena  imponitur;  sin  autem  criminaliter,  officio  iudicis  extra- 
ordinaria  poena  reo  irrogatur.  Hermogenian  Dig.  47,  10,  45:  de  iniuria  nunc 
extra  ordinem  ex  causa  et  persona  statui  solet. 
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(S.  598)  abgesehen  ist  dies  vorzugsweise  der  Fall,  wo  die  Injurie  gegen 
einen  Beamten  verübt  wird^  oder  verübt  wird  in  einem  der  Behörde 
eingereichten  Schriftstück,  namentlich  in  der  Appellationsschrift 
gegen  den  Richter  erster  Instanz  ^,  oder  wo  das  Civilverfahren  aus- 
geschlossen-oder  aussichtslos  war,  zum  Beispiel  wenn  eine  niedrig 
stehende  unvermögende  Person  *  oder  der  Sclave  eines  abwesenden 
Herrn  dies  Delict  begangen  hatte*.  Criminell  behandelt  werden 
femer  von  den  früher  hervorgehobenen  Fällen  der  Injurie  die  den 
Eltern  von  den  Kindern  zugefügte  Beleidigung^,  die  Anfechtung 
der  Freiheit  (S.  793  A.  5),  die  Störung  des  ehelichen  Friedens 
(S.  792  A.  3),  die  Verletzung  des  Hausrechts  (S.  793  A.  2),  die 
Beschädigung  der  Wasserleitungen  und  ähnliche  Vergehen  (S.  793 
A.  2),  die  Verleitung  des  Sclaven  zur  Flucht  in  das  Asyl  (S.  795 
A.  2),  überhaupt  ein  jedes  öffentliches  Aergemiss  (S.  796  A.  3), 
wie  denn  in  dieser  Epoche  auch  das  Schmählied  hieher  gezogen 
ward  (S.  801  A.  1).  Criminell  bestraft  wird  in  gleicher  Weise  nach 
Analogie  der  Calumnia  des  öffentlichen  Prozesses  die  schikanöse 
Anstellung  der  Injurienklage  (S.  805  A.  6).  Die  schwere  Injurie  des 
älteren  Rechts  tritt  bei  diesen  übrigens  nur  beiläufig  zur  Sprache 
kommenden  Einzelfällen  als  solche  nicht  hervor.  Im  justinianischen 
Recht  wird  die  criminelle  Injurienklage  neben  der  civilen  allgemein 
zugelassen  (S.  806  A.  7),  das  heisst  in  jedem  einzelnen  Fall  dem 
Beamten  freigestellt  zu  diesem  Verfahren  zu  greifen.  Auch  wo  die 
Behörde  nicht  auf  eigene  Kenntniss  hin  straft,  sondern  auf  Anzeige, 
ist  das  Verfahren  meistens  summarisch;  die  förmliche  Accusation 
ist  nicht  ausgeschlossen*,  aber  nicht  häufig.  Von  der  anonymen 
Schmähschrift  abgesehen  beschränkt  sich  die  Strafe  der  Regel  nach 


^  Dig.  47,  10,  15,  30:  (Papinicmus)  ait  eum,  qui  eventum  aententiae  vdut 
daturtts  pecuniam  vendidit,  fustibus  a  praeside  ob  hoc  castigatum  iniuriarum 
damnatum  videri.  Die  Infamie  kann  also  auch  bei  dem  criminellen  Verfahren 
eintreten. 

*  Paulus  5,  4,  18  =  Dig.  47,  10,  42:  convicium  iudici  ab  appeUaUmhua 
fieri  non  oportet;  dUoquin  infamia  twtantur,  Paulus  5,  35,  3.  Dig.  49,  1,  8. 
Auch  hier  wird  die  Infamirung  wohl  desswegen  hervorgehoben,  weil  die  Be- 
strafung ohne  formalen  Prozess  eintritt. 

»  Dig.  47,  10,  35. 

*  Dig.  47,  10,  9,  8. 

'^  Dig.  37,  15,  1,  2:  8%  filius  mcUrem  aut  patrem  .  •  .  contumdiis  adficit  vel 
impuM  momus  eis  infert,  prctefectus  t^rbis  delictum  ad  ptiblicam  pietatem  pertinens 
pro  modo  eius  vindicat.    Cod.  8,  46,  4. 

*  Denn  die  Verordnung  Zenos  (Cod.  9,  35,  11 ;  Inst.  4,  4,  10)  giebt  den 
Personen  der  höchsten  Rangklasse  das  Recht  in  dem  criminellen  Iiyurien- 
prozess  als  Kläger  wie  als  Beklagte  Procuratoren  zu  bestellen. 
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bei  Personen  besserer  Stände  auf  zeitweise  Verbannung  oder  nach 
Umständen  Suspension  vom  Beruft  bei  Geringeren  auf  Züchtigung*, 
bei  Sclaven  auf  Geisselung®.  Doch  sind  auch  schwerere  Straf- 
urtheile  ergangen*. 


1  Dig.  47,  10,  45. 

«  Dig.  1,  12,  1,  10.    tit.  16,  9,  3.   47,  10,  15,  30.   1.  45. 

*  Paulus  5,  4,  22:  servus  .  .  .  flagdUs  caesus  sub  poena  vinculorum  tem- 
poraUum  domino  restituitur.    Dig.  47,  10,  9,  3.    1.  45. 

^  Einschleich  er  exilium  aut  metailum  aut  optis  publicum:  Paulus  5,  4,  8. 
Sclaven  und  Freigelassene  in  schweren  Fällen  Bergwerk:  Paulus  5,  4,  22. 
Dig.  1, 12,  1, 10.  —  Umgekehrt  kommt  auch  blosser  Verweis  vor:  Dig.  1,  12,  1, 
10.  tit.  16,  9,  3. 
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Sachbeschädigung. 


Das  Eigenthum  kann    in  zwiefacher  Weise  verletzt  werden,    sachbe- 
theils  durch  Aneignung,  theils  durch  Zerstörung  oder  Beschädigung.  '^^^^^ 
Anwendbar  sind  beide  Begriffe  gleichmässig  auf  das  Götter-  und  Hchenund 
Staats-  und  auf  das  Privatgut;  aber  wenn  bei  der  Aneignung  das   "^htT 
Sacrilegium  am  Tempel-  und  der  Peculat  am  Staatsgut  dem  Dieb- 
stahl am  Privatgut  entsprechen,  so  begegnen  in  unserer  Ueber- 
lieferung  neben   der  Sachbeschädigung  des  Privatguts  keine  all- 
gemeinen dem  Sacrilegium  und  dem  Peculat  entsprechenden  Rechts- 
begriffe, wenn  gleich  für  die  sacrale  Sachbeschädigung  in  älterer 
Zeit  violatio  technisch  gewesen  zu  sein  scheint^  und  durch  seine 
Herleitung  beweist,  dass  auch  in  diesem  Kreis,  ebenso  wie  in  dem 
privaten,  die  Sachbeschädigung  strafrechtlich  in  erster  Keihe  als 
Gewaltthat    berücksichtigt   worden    ist.     Weniger  wohl    die   Ad- 
ministrativjustiz der  Gensoren  und  der  gleichartigen  Beamten,  die 
das  contradictorische  Verfahren  regelmässig  ausseht iesst ,  als  die 
mit  jeder  öffentlichen  Anlage  sich  verknüpfende  Speciallegislation 
hat  dazu  geführt,  dass  in  unserer  Ueberlieferung  es  zwar  an  Be- 
stimmungen über  Beschädigung  von  einzelnen  Tempeln,  Wegen ', 


^  Violare  ist  technisch  nicht  bloss  bei  der  Verletzung  des  Grabes,  sondern 
auch  hei  der  des  Götterguts ;  die  sehr  alte  spoletinische  Hainordnung  (Bruns  fontes 
p.  260)  beginnt:  honce  loucom  ne  quis  vidlatod  und  Cicero  pro  Rah.  ad  pop.  2,  7 
sagt:  dt  locis  religiosü  ac  de  lucis,  quos  ab  hoc  violatos  esse  dixistu  Etymo- 
logisch ist  violatio  die  Vergewaltigung  überhaupt  und  der  spätere  Sprachgebrauch 
erstreckt  das  Wort  auf  jeden  Frevel;  aber  .die  Verengerung  im  technischen  Ge- 
branch ist  hier  mindestens  ebenso  berechtigt  wie  bei  der  iniuria, 

'  Der  Prätor  behandelt  in  seinen  Interdicten  die  Wege  wesentlich  von  dem 
Gesichtspunkt  de^enigen  Interesses  aus,  welches  dem  Privaten  am  öffentlichen 
Eigenthum  zusteht;  das  Verhältniss  des  Staates  zu  dem  Schädiger  des  Weges  wird 
nur  hie  und  da  gestreift. 
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Wasserleitungen  ^  und  verwandte  Rechtsverletzungen  nicht  fehlt,  aber 
allgemeine  Bestimmungen  über  die  Beschädigung  von  Götter-  und 
Staatsgut  so  gut  wie  vollständig  mangeln,  mit  einziger  Ausnahme 
des  Gräberrechts,  welches,  eigentlich  nicht  zum  Privatrecht  ge- 
hörend, schon  in  früh  republikanischer  Zeit  in  dasselbe  hinein- 
gezogen worden  sein  mufs.  Das  Strafrecht  darf  dieses  Gebiet 
weder  ignoriren  noch  aus  unzulänglichen  Einzelheiten  Phantasie- 
bilder construiren;  wir  versuchen  zusammenzustellen,  was  in  den 
Quellen  sieh  findet. 

Die  Körperbeschädigung  und  die  Tödtung  des  freien  Mannes, 
so  weit  sie  nicht  unter  die  Injurie  und  den  Mord  fallen,  sind  diesem 
Abschnitt  eingereiht,  da  sie  strafrechtlich  überwiegend  nach  der 
Analogie  der  Sachbeschädigung  behandelt  werden. 

1.   Tempelschädiji^ng. 

Tempel-  Die   Staatliche  Dedication   eines   Heiligthums   wie   überhaupt 

schAdignug.  ^jjj^g  jgjgjj  öffentlichen  Gebäudes  ist  häufig  in  Form  eines  Volks- 
schlusses vollzogen  worden,  hat  aber  vielleicht,  insoweit  sie  Fest- 
setzungen trifft  gegen  Entwendung  und  Schädigung,  auch  dann 
verbindliche  Kraft,  wenn  sie  bloss  in  der  Form  der  Dedication 
auftritt^.  Ein  solches  Regulativ  erhielt  jeder  Tempel®;  aber  fö 
pflegt  bei  den  späteren  derartigen  Acten  auf  die  alte  Dedication 
des  Tempels  der  Diana  auf  dem  Aventin  in  einer  Weise  Bezug  ge- 
nommen zu  werden*,  dass  diese  Ordnung  als  sacral  allgemein 
anwendbar  gegolten  zu  haben  scheint.  Uns  ist  daraus  nichts  er- 
halten. Anderweitig  erkennen  wir,  dass  im  Sacralrecht  die  Be- 
schädigung, wie  dies  der  Sache  entspricht,  intensiver  gefasst 
ward  als  im  Privatrecht:  nicht  bloss  jede  Verunreinigung  des 
geweihten   Bodens    ist   strafbar^,    sondern    auch    jede   Bebauung 


1  Namentlich  deren  Behandlung  ist  in  dieser  Hinsicht  instnictiv  (S.  B2S). 

'  Das  deutlichste  Bild  eines  solchen  Actes  giebt  das  Dorfgesetz  von  Forfo 
vom  J.  696/58  (S.  225  A.  8.  S.  762  A.  3);  es  kann  nicht  auf  munidpale,  sondern 
nur  auf  collegiale  Autonomie  zur&ckgefuhrt  werden,  spricht  aber  dennoch  die 
Multation  allgemein  aus. 

*  Festus  p.  189 :  htäus  (der  Ops)  ctedis  lex  nulla  extat  neque  templum  habeat 
necne  scitur. 

^  Dedicationen  von  Narbo  im  J.  11  n.  Chr.  (C.  XII,  4333  =  Bruns  p.  261) 
und  von  Salonae  im  J.  137  (C.  III,  1933  =  Bruns  p.  263):  cetercie  leges  huic  carae 
Utulisque  (fehlt  Sal.)  eaedem  swnto  quae  sunt  arae  Dianae  in  Acentino  {Av.  iMnU 
dictae  Sal.).    Angeführt  wird  die  Urkunde  bei  Festus  p.  165  unten  nesu 

^  Lex  rivi  (savoyische  Inschrift  C.  XII,  2426  =  Bruns  p.  265):  8»  guU  in  eo 
miCn)X8erit  spurciti(am)   fecerit,   in  Um(plum)  lovis  d  . . .  (denarium)  I  d(ato). 
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oder  sonstige  dem  sacralen  -Zweck  zuwiderlaufende  Benutzung  ^ 
Die  Strafe,  welche  immer  absichtliches  Handeln  voraussetzt  und 
ausdrtlcklich  von  der  bei  unabsichtlicher  Entweihung  erforderlichen 
Sühnung  {piaculum)  unterschieden  wird*,  wird  in  schweren  Fällen 
die  capitale  gewesen  und  gleich  dem  Sacrilegium  im  öffentlichen 
Prozess  verhandelt  worden  sein ;  da  an  die  ernstlich  gläubige  Epoche 
der  Römer  weder  die  Litteratur  noch  mit  vereinzelten  Ausnahmen 
die  Steinschriften  hinanreichen,  so  kann  das  Fehlen  der  Belege 
nicht  befremden*.  Bei  geringeren  Vergehen  tritt  die  Geldstrafe 
ein,  und  zwar  in  ihrer  doppelten  Form:  entweder  als  von  dem 
Magistrat  —  nicht  von  dem  Priester  —  nach  Ermessen  auferlegte 
Mult*,  bei  welcher  ohne  Zweifel  die  Provocationsgrenze  einzuhalten 
oder  bei  deren  Ueberschreitung  die  Provocätion  zulässig  war,  oder 
als  in  der  Tempelordnung  fest  normirte  in  der  strengen  Form 
des  Executivprozesses  {pro  mdicato)  von  jedem  Bürger  civilrecht- 
lich  einklagbare  Geldbusse*,  von  welcher  dem  obsiegenden  Kläger 
eine  Quote  zufiel®. 

Lucerische  Hainordnung  (C.  I.  L.  IX,  782  =  Bruns  p.  260):  in  hoce  loucarid  stir- 
CHS  ne  quis  fundcUid  neve  cadaver  proiecitad  neve  parentcUid.  Man  vergleiche 
damit  die  Auffassung  der  Verunreinigung  bei  der  privaten  Sachbeschädigung  Dig.  9, 
2,  27,  14. 

»  Dig.  43,  6,  1  pr.    tit  8,  2,  19. 

'  Die  spoletinische  Hainordnung  (S.  809  A.  1)  unterscheidet  bei  der  Contra- 
vention  (sei  quis  viölasit)  die  zufällige  und  die  absichtliche  (scies  dolo  malo);  in 
beiden  ist  Sühnung  erforderlich  (love  bovid  piaclum  datod),  im  zweiten  daneben 
eine  Busse  von  800  Assen  (eins  piacU  moltaique  dic(Uor[eiJ  exadio  est  [od].  Auch 
in  dem  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  73  wird  bei  Bestattung  innerhalb  der  Stadt 
Geldstrafe  und  Expiation  gefordert. 

'  Dass  dem  Rabirius,  wenn  auch  nur  beiläufig,  eine  derartige  Violation  zur 
Last  gelegt  wird  (S.  809  A.  1),  spricht  allerdings  für  deren  Einstellung  unter  die 
eigentlichen  Criminalverbrechen.  Die  römische  Rechtsinterpretation  könnte  wohl 
das  sacrilegium  über  die  eigentliche  Bedeutung  des  Diebstahls  am  Göttergut 
hinaus  (S.  760  A.  7)  auf  die  Zerstörung  und  Schändung  desselben  erstreckt  haben; 
aber  es  fehlen  dafür  die  Belege.  Dass  sacrtlegi/um  zuweilen  von  der  Gräber- 
schändung gebraucht  wird  (C.  I.  L.  VI,  10120:  f ödere  noli,  ne  sacrilegium 
cammittas),  ist  bei  dem  verschwommenen  Gebrauch  des  Wortes  (a.  a.  0.)  ohne 
Belang. 

^  Lucerische  Hainordnung  (S.  810  A.  5):  seive  macisterattis  volet  maltare, 
licetod.    Die  spoletinische  setzt  diese  Alternative  nicht. 

^  Lucerische  Hainordnung:  [inj  tum  (=  eum)  quis  volet  pro  ioudicatod 
n(uminum)  I  (vielmehr  X)  manum  intect[i]o  estod,  Spoletinische  Hainordnung: 
a(ses)  CCC  moUai  suntod  .  .  .  moltaique  dicator[ei]  exactio  estfodj.  Der  dicator 
ist  vermuthlich  der  dedicirende  Magistrat  einschliesslich  seiner  Amtsnachfolger. 

•  Lex  rivi  (S.  810  A.  5):  del(atoris)  pars  dim(idia)  esto.  nesi  (^==sine)  l.  p.  u. 
(unerklärt). 
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2.  Oräberschädignng  ^ 

Gribei-  Wenn   einem  jeden  von  Gemeindewegen   consecrirten  Tempel 

'»ito!te"  ®i^  rechtsverbindliches  Regulativ   mitgegeben   und   dadurch    eine 

B«5i»t-  allgemeine  Strafordnung  einigermassen  entbehrlich  ward,  so  mag 
wohl  ursprünglich,  als  die  Grabstätten  ausschliesslich  Geschlechts- 
gräber waren  ^,  die  bis  zu  einem  gewissen  Grad  innerhalb  des 
Staats  anerkannte  Geschlechtsautonomie  die  rechtsverbindliche 
Dedication  an  die  Manen  und  damit  auch  strafrechtliche  Ordnungen 
eingeschlossen  haben.  Aber  für  die  historische  Epoche,  welche  wie 
das  Privateigenthum  so  auch  das  Privatgrab  entwickelt  hat,  konnte 
die  private  Dedication  an  die  Geister  der  Verstorbenen,  auch  wenn, 
wie  wahrscheinlich  (A.  4;  S.  815  A.  2),  dem  für  solchen  Zweck 
sich  seines  Eigenthums  begebenden  Grabstifter  gewisse  Rechts- 
begünstigungen zu  Theil  wurden,  doch  unmöglich  ohne  weiteres  einen 
allgemein  gültigen  Rechtsschutz  begründen  und  den  delictiscben 
Strafprozess  herbeiführen.  Noch  weniger  genügte  dafür  die  aller- 
dings bis  in  späte  Zeit  fortbestehende  Piacularordnung*.  Eine 
staatliche  Ordnung  des  Gräberschutzes  wird  schon  dadurch  ge- 
fordert, dass  das  Zwölftafelgesetz  die  Usucapion  untersagt*, 
während  das  Privatgrundstück   den   gleichen   Schutz   niemals  er- 


^  Die  Abhandlung  von  Gustav  Hirschfeld  über  die  griechischen  Grabschiiften, 
welche  Geldstrafen  anordnen  (Königsberger  Studien  1,  88  fg.)  und  die  von  Ferd. 
Wamser  de  iure  sepulcräli  Bomanorum  quid  tituli  doceant  (Dannstadt  1887)  bieten 
das  massenhafte  inschriftliche  Material  abersichtlich  geordnet 

'  Die  römische  Grabstätte  im  rechtlichen  Sinn  ist  nicht  jeder  Todtenplatz, 
sondern  eine  Kategorie  des  Bodeneigenthums;  dasselbe  steht  theils  als  Staatsgut 
entweder  der  Bürgerschaft  zu  {locus  publicus)  oder  den  Göttern  derselben  (locus 
saccr),  theils  als  Privatgut  entweder  dem  einzelnen  lebenden  Bürger  {locu^ 
privatus)  oder  den  Geistern  der  Verstorbenen  (locus  religionus).  Wer  kein  Eigen- 
thum  haben  kann,  wie  der  Unfreie,  kann  auch  kein  eigenes  Grab  haben  und  auch 
der  Freie  erlangt  ein  solches  nur  als  Bodeneigenthümer.  So  lange  also  am  Privat- 
land das  Eigenthum  dem  Geschlecht  zustand  und  nicht  dem  Einzelnen,  hat  es  auch 
Privatgräber  nicht  geben  können;  und  auch  in  späterer  Zeit  sind  die  Grabstatten- 
inhaber  im  strengen  Sinn  die  Bodeneigenthümer,  wobei  freilich  die  starre  Rechts- 
regel, dass  nur  der  Grundbesitzer  ein  Grab  haben  kann,  gemildert  wird  durch 
die  diesem  zustehende  Befugniss  dritte  Personen  in  die  Grabstätte  aufzunehmen. 
Es  ist  dies  weiter  entwickelt  in  meiner  Abhandlung  zum  römischen  Grabrecht 
(Ztsch.  der  Savignystiftung,  röm.  Abth.  16,  208  fg.> 

'  Bei  Translation  der  Leichen  wird  das  piaculum  gefordert  C.  I.  L.  VI,  1884 
und  in  dem  tarracinensischen  Pontificaldecret  C  I.  L.  X,  8259  =  Bruns  p.  237,  die 
sacrificia  bei  Paulus  1,  21,  1.  Auch  1,  21,  4.  12  ist  bei  diesem  von  demsdben 
piaculum  die  Rede.    Auch  hier  gilt  dann  durchaus  das  S.  811  A.  2  Bemerkte. 

*  Zwölftafeln  10,  11  Scholl  =  Cicero  de  leg.  2,  24,  61. 
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halten  hat.  Nichts  desto  weniger  können  wir  nur  negativ  constatiren, 
dass  gegen  die  Grftberschädigung  weder  der  ursprüngliche  Civil- 
prozess  eine  Rechtshülfe  gewährt  hat'  noch  ein  öffentliches  Delict 
nachgewiesen  werden  kann,  unter  welches  dieselbe  fiele  *.  Es  mag 
wie  bei  der  Tempelschädigung  in  schweren  Fällen  das  Capital- 
verfahren,  in  leichteren  die  magistratische  freie  oder  die  legal 
normirte  Multirung  eingetreten  sein;  aber  Belege  fehlen  gänzlich. 

Erweisbaren  Rechtsschutz  hat  das  Grab  erhalten  durch  die  p^«  ?>**<»- 
wahrscheinlich  in  früher  Zeit  in  das  prätorische  Edict  eingeführte '"^J^n'** 
privatrechtliche   Klage®  wegen  Verletzung  desselben.     Verstanden    ortbeiw 
wird  unter  der  Verletzung ,  wie  die  Rechtsbücher  sowohl  wie  un-  ""^  ^  "^^ 
zählige  Grabschriften  wesentlich  übereinstimmend  angeben,  ausser 
der  unmittelbaren  Zerstörung  und  Beschädigung  des  Grabmals,  für 
welche  es  keiner  weiteren  Erörterung  bedarf*,  theils  die  Beisetzung 
anderer  als  der  vom  Stifter  zugelassenen  Personen  in  dem  Grabe*, 
theils  die  Behandlung  der  Grabstätte  als   Privateigenthum  durch 
Einrichtung  derselben  zur  Wohnung  ®  oder  durch  Kauf  und  Verkauf 


^  Von  der  nächst  verwandten  aquillischen  Klage  wird  ausdrücklich  bemerkt, 
dass  sie  auf  Grabverletzung  nicht  anwendbar  sei  (Dig.  47,  12,  2  pr.);  sie  fordert 
Privateigenthum.  Die  Injurienklage  wird  nur  für  Beleidigung  des  Lebenden  ge- 
geben, welche  in  der  Grabverletzung  enthalten  sein  kann,  aber  nicht  nothwendig 
enthalten  ist  (S.  785). 

'  Dass  das  Zwölftafelbnch  von  einer  Strafklage  wegen  Gräberverletzun^l  nicht 
sprach,  kann  nach  der  ciceronischen  Auseinandersetzung  (S.  812  A.  4)  keinem 
Zweifel  unterliegen.  Kein  Gewicht  wird  zu  legen  sein  auf  die  Worte  Julians 
C.  Th.  9,  17,  5  =-  lust.  9,  19,  5 :  (septdcruni  violare)  proximum  sctcrüegio  maiores 
semper  hahxierunt.    Vgl.  wegen  des  sacrilegium  S.  811  A.  3. 

•  Die  Grabverletzung  (sepukrum  viölatum)  erscheint  in  der  Stellung  wie  in 
der  Behandlung  bei  den  klassischen  Juristen  und  noch  in  den  Pandekten  unter  den 
Privatdelicten ;  erst  in  späteren  Rechtsbüchem  (C.  Th.  9,  17 ;  C.  lust.  9,  19)  ist  sie 
zu  dem  öfifentlichen  Strafverfahren  gestellt  Auch  was  diese  unter  den  betreffenden 
Abschnitten  mittheilen,  gehört  überwiegend  der  Privatklage  an,  während  die  crimi- 
nelle darin  nur  beiläufig  auftritt. 

*  Wegfuhrung  von  Baumaterial:  Paulus  1,  21,  5.  8.  —  Zerstöning  der  In- 
Schriften:  Paulus  1,  21,  8  und  häufig  auf  Inschriften,  z.  B.  C.  I.  L.  VI,  24799: 
quisquis  hoc  monumentum  violaverit  aut  tittdum  deasciaverit  aliove  quo  nomine 
inscripserü,  däbit  in  aerarium  p,  B.  HS,  XX  m.  n.;  andere  Beispiele  Wamser 
p.  31.  Ein  darüber  geführter  Prozess,  für  den  auch  das  Belegstück  noch  erhalten 
ist,  C.  I.  L.  X,  3334  =  Bruns  p.  361. 

^  Paulus  1,  21,  6.  9.  Dig.  47,  12,  3,  3.  Zahlreiche  inschriftliche  Belege 
Wamser  S.  21  fg. 

«  Dig.  47,  12,  3  pr.  §  6.  Paulus  1,  21,  12.  Die  Klage  ging  in  diesem  Fall 
auf  20  000  Sesterzen. 
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und  ähnliche  Acte^  In  diesem  Fall  verheisst  der  Prätor  eine 
Klage,  zunächst  den  bei  dem  Grabe  interessirten  Personen,  aber 
wenn  solche  nicht  auftreten,  einem  jeden  ^,  gerichtet  auf  eine  dem 
Kläger  zufallende  Geldbusse  von  10000  Sesterzen  (=  2000  M.)*, 
welche  aber,  wenn  ein  bei  dem  Grabe  Interessirter  klagt ,  nach 
Umständen  erhöht  werden  kann  *.  Ausserdem  hat  die  Verurtheilung 
infamirende  Wirkung*. 
Gr&berbasse  Aerarialstrafou  hat  es  für  die  Gräberschändung  bis  in  das 
Kaifl^^it  2«  Jahrhundert  n.  Chr.  hinab  nicht  gegeben  ^  Aber  unter  Marcus 
und  Verus,  vielleicht  schon  unter  Pius'  ist,  schwerlich  inoi  ganzen 


^  Auch  die  weiterhin  zu  erwähnenden  aerarialen  Bussen  richten  sich  vorzngs- 
weise  gegen  das  Verkaufen  oder  Kaufen  der  Grabstätte,  als  wäre  sie  Privatgut; 
der  S.  813  A.  4  erwähnte  Prozess  dreht  sich  gleichfalls  darum.  Zuweilen  ist  die 
Fassung  noch  allgemeiner;  so  wird  C.  I.  L.  VI,  7788  mit  Geldbusse  bedroht,  ^i 
quis  huic  monutnento  post  me  aHquam  contraversiam  facere  voliierü. 

2  Dig.  47,  12,  3  pr.   1.  6. 

»  Dig.  47,  12,  3  pr. 

^  Dig.  47,  12,  3,  8.  vgl.  1.  6.  1.  10.  Schadensersatz  im  Kechtssinne  ist  aus- 
geschlossen, da  auch  dem  bei  dem  Grab  Interessirten  dasselbe  nicht  gehört. 

»  Dig.  47,  12,  1. 

^  Das  tudertinische  Fragment  C.  I.  L.  XI,  4632  »»  Bruns  p.  155:  fquae 
poenae  caiiium  iure  Quijritium  comprehensumve  est  uti  dentur  p(opulo)  Bfomano), 
ufti  eaedem  dentur  cöUynis  eins  colmUcte  ins  estoj  scheint  auf  die  Grabordnungen 
sich  zu  beziehen,  da  die  Worte  folgen:  . , .  eonim  qxii  quoqu^anno  inferiarum 
aacri . . . ;  aber  welche  Leistungen  an  die  Gemeinde  gemeint  sind ,  erhellt  nicht. 
Andrerseits  zeigt  die  Grabordnung  eines  vornehmen  Lingonars,  wohl  aus  dem 
Ende  des  1.  Jahrh.  n.  Chr.,  C.  I.  L.  XIII,  5708  =  Bruns  p.  275,  indem  sie  seinen 
Erben  eine  an  die  Stadtgemeinde  zu  entrichtende  Busse  auflegt,  falls  sie  das  Grab 
verletzen  oder  versäumen  sollten,  ihre  Erben  und  Erbeserben  in  gleicher  Weise 
zu  verpflichten  und  daran,  es  scheint  als  Rechtsfolge,  die  Worte  angeknüpft 
werden:  haec  poena  [ah]  omnibus  dominis  huius  possessionis  in  perpetuum  m- 
feratury  dass  dem  Concipienten  dieser  Urkunde  kein  Rechtsmittel  zu  Gebote  stand, 
die  Geldstrafe  für  die  Grabschädigung  fUr  alle  Zeiten  und  für  alle  Personen  fest- 
zustellen ;  sonst  hätte  er  diesen  weitläufigen  und  doch  nur  die  Besitzer  des  Haupt- 
grundstücks treffenden  Anordnungen  die  einfache  Strafclausel  substituirt.  Auch 
fordert  es  die  Rechtsconsequenz,  dass  eine  derartige  für  jeden  und  für  alle  Zeit 
verbindliche  Ordnung  nicht  durch  Privatact  getroffen  werden  kann,  und  hätte  die 
Rechtsordnung  dies  ausnahmsweise  zugelassen,  so  würden  die  weiterhin  zu  er- 
wähnenden Bussen  allgemein  und  von  je  her  auftreten ,  nicht  aber  so  wie  wir  sie 
finden,  beschränkt  auf  die  spätere  Zeit  und  auf  gewisse  Reichstheüe. 

"^  Die  zahlreichen  lateinischen  und  griechischen  Inschriften,  in  welchen  die 
Gräberbusse  begegnet,  scheinen  ohne  Unterschied  der  Sprache,  des  Empfängers 
und  des  Orts  ungefähr  gleichzeitig  zu  beginnen;  insbesondere  treten  die  ärarialen 
Bussen  keineswegs,  wie  ich  früher  vermuthet  habe,  früher  auf  als  die  pontificalen. 
Ich  habe  keine  finden  können,  die  mit  Sicherheit  vor  die  Mitte  des  2.  Jahrh.  gesetzt 
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Reich,  aber  sowohl  in  Rom  und  Italien  wie  in  einem  Theil  der 
östlichen  Provinzen  \  die  Grab  Verletzung  in  die  Reihe  derjenigen 
Strafverfahren  gezogen  worden,  bei  denen  die  Busse  ganz  oder 
grösstentheils  den  öflFentlichen  Kassen  zu  Gute  kam.  Auf  die  recht- 
liche Grundlage  dieser  Ordnung  wird  in  den  italischen  Angaben 
nirgends  hingewiesen  * ;  in  den  östlichen  Provinzen  werden  in  dieser 


werden  könnte.  Die  ältesten  mir  bekannten  sicherer  Datirung  sind  die  lateinische 
von  Antium  vom  J.  167  (C.  I.  L.  X,  6706:  20000  Sesterzen  an  das  aer avium  p.  R.) 
und  die  griechische  vom  J.  249  der  sullanischen  Aera  =  169  n.  Chr.  von  Philadelphia 
in  Lydien  (athen.  Mitth.  6, 371 :  t^  TUfiCt^  ^  ß<(p\  Die  Inschrift  C.  I.  L.  VI,  29289 
zeigt  wohl  traianische  Nomenclatur  und  P.  Adii  begegnen  mehrfach  (C.  I.  L.  VI, 
10693.  10724.  22518),  ein  Freigelassener  des  Pius  C.  I.  L.  VI,  8518;  aber  füglich 
können  alle  diese  Steine  erst  unter  Marcus  gesetzt  sein.  Die  Inschriften  von 
Thessalonike ,  die  G.  Hirschfeld  in  die  J.  119  und  121  setzt,  sind  sicher  nach  der 
jüngeren  Aera  in  249  und  251  zu  setzen.  Den  Proconsul  T.  Statins  Quadratus  der 
Inschrift  von  Magnesia  C.  I.  Gr.  8410  setzt  man  jetzt  meistens  in  155,  aber  doch 
vielleicht  richtiger  in  166.  Ob  der  Proconsul  Catilius  Severus  der  Inschrift  von 
Thyateira  C.  I.  Gr.  3507  der  Gonsul  des  J.  120  ist  oder  der  Zeitgenosse  Alexanders, 
ist  ebenfalls  fraglich.  Die  Inschriften  C.  I.  L.  VI,  9485.  10238  scheinen  älter,  aber 
die  darin  angeordneten  Zahlungen  entsprechen  nicht  der  späteren  Ordnung.  Dass 
bei  einem  unter  Auflage  ständiger  Parentation  einem  CoUegium  gegebenen  Legat 
das  Aerarium  substituirt  wird  (0.  I.  L.  VI,  1925),  hat  mit  der  Busse  nichts  gemein. 

^  Häufig  begegnen  diese  Bussen  in  der  Stadt  Rom.  Ausserdem  treten  dabei 
in  Italien  besonders  Ostia,  Puteoli  und  Aquileia  hervor;  indess  finden  sie  sich 
auch  sonst  und  mögen  wohl  überall  zulässig  gewesen  sein.  Dass  eine  ähnliche 
Ordnung  schon  in  vorrömischer  Zeit  in  Lykien  und  in  Karien  bestanden  hat,  hat 
G.  Hirschfeld  gezeigt  Die  lykische  Inschrift  C.  I.  Gr.  4259  fällt  lange  vor  die 
römische  Epoche  und  dasselbe  gilt,  wie  Benndorf  mir  mittheilt,  nach  Sprach-  und 
Schriftform  von  zwei  anderen  ebenfalls  lykischen  C.  I.  Gr.  4300^  und  Benndorf, 
Reisen  im  S.W.  Kleinasiens  2,  56  N.  108.  Auch  die  Formel  xa&anfQ  iy  dlxT^g, 
welche  in  den  beiden  letztgenannten  begegnet,  wie  auch  die  gleichwerthige  (u?  ix 
xuT ttdCxTig  einer  karischen  aus  römischer  Zeit  (Lebas -Waddington  1689),  gehören, 
wie  Mitteis  (Reichsrecht  und  Volksrecht  S.  401  fg.)  sehr  schön  entwickelt  hat,  den 
hellenischen  Ordnungen,  nicht  den  römischen  an,  wenn  sie  auch,  vermuthlich  auf 
Grund  urältesten  Herkommens,  im  wesentlichen  dem  römischen  Verfahren  pro 
iudicato  entsprechen.  Aber  die  Einrichtung  derartiger  Bussen  liegt  so  nahe,  dass 
altgriechische  Gebräuche  und  Administratiworschriften  der  Kaiserzeit  füglich  beide 
selbständig  entstanden  sein  können;  ausgeschlossen  ist  es  freilich  auch  nicht,  dass 
locale  Anordnungen  dieser  Art  die  römischen  Statthalter  der  östlichen  Provinzen 
und  allenfalls  auch  den  römischen  Senat  zu  gleichartigen  Einrichtungen  angeregt 
haben.  Auf  jeden  Fall  gehört  die  Einrichtung,  wie  sie  uns  vorliegt,  dem  römischen 
Kaiserregiment  des  2.  Jahrh.  an.  Dem  ganzen  Westen  (Spanien,  Gallien,  Britannien) 
und  ebenso  dem  fernen  Osten  (Syrien,  Aegypten)  ist  sie  wesentlich  fremd  ge- 
blieben, obwohl  sie  in  der  Spätzeit  auch  hier  (so  in  Britannien  C.  I.  L.  VIT,  922) 
vereinzelt  zur  Anwendung  gekommen  ist 

'  Für  die  dauernde  Zugftnglichkeit  der  Grabstätten  berufen  sich  einige  stadt- 
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Verbindung  kaiserliche  Erlasse  genannte  Zu  Grunde  liegt  wahr- 
scheinlich zunächst  ein  nur  für  Kom  und  Italien,  wie  zum  Beispiel 
der  hosidische  über  die  Niederreissung  städtischer  Gebäude,  er- 
lassener Senatsbeschluss ,  und  sind  dann  im  Anschluss  an  diesen 
in  verschiedenen  Provinzen  durch  Kaiserverordnungen  und  Edicte 
der  Statthalter  und  vor  allen  Dingen  durch  die  Handhabung  der 
städtischen  Autonomie^  ähnliche  Regulative  ins  Leben  getreten. 
Das  Schweigen  der  Rechtsquellen  —  wir  kennen  diese  Einrichtung 
nur  aus  zahlreichen  Inschriften  —  und  die  örtliche  Verschiedenheit 
in  dem  Auftreten  und  der  Handhabung  dieser  Bussen  schliessen 
die  Annahme  allgemeiner  Reichsordnungen  dieses  Inhalts  aus ;  doch 
sind  sie  so  weit  verbreitet,  dass  es  gestattet  sein  wird,  ihren  wesent- 
lichen Inhalt  hier  zu  verzeichnen. 

Die  öffentliche  Busse,  welche  neben  die  prätorische  tritt  — 
denn  die  prätorische  Delictklage  wurde  keineswegs  beseitigt  — , 
wird  nicht  gefasst  als  aufgelegt  von  der  Obrigkeit,  sondern  wie 
bei  der  Injurie  als  auf  gesetzlicher  Gestattung  beruhende  Ansetzung 
des  Grabstifters  und  heisst  darum  niemals  multa,  sondern  poena, 
griechisch  ngoati^ov.  Wahrscheinlich  aber  hat  der  Grabstifter  sie 
nicht  anders  festsetzen  können  als  nach  vorgängiger  Anzeige  an  die- 
jenige Behörde,  welche  späterhin  über  deren  Verfall  zu  entscheiden 
hatte,  also  nach  dem  weiterhin  Bemerkten  in  Rom  nach  Anzeige 


römische  Grabschriften  (C.  I.  L.  VI,  9404.  10285  vom  J.  149)  auf  die  lex  pttbUca 
oder  die  lex  (das.  19949),  ähnlich  wie  in  der  Erbeinsetzungsformel  (Gai.  2,  104 1 
und  vielleicht  auch  in  der  Bestimmung  über  das  Vereinsrecht  (Dig.  47,  22,  2); 
hier  sind  die  ZwöUtafeln  gemeint  und  auch  in  jenem  Fall  ist  der  Ausdruck  viel- 
leicht ebenso  zu  fassen.  Bei  den  Grabbussen,  so  oft  sie  erwähnt  werden,  begegnet 
nichts  Aehnliches. 

*  Antiphellos  in  Lykien  C.  I.  Gr.  4300  p.  1128:  fav  (T^  ris  roA^ijotj]  tei?- 

in  Asia  Bull,  de  corr.  hell.  1881  p.  345:  vnfv^vvos  iortu  rolg  zs  ^laray^aai  xal 
Tots  najQioig  v6fxoi[g  xai\  anoriiaaTiü  Tj  noXn  .  .  .  Aphrodisias  in  Eaiien 
C.  I.  Gr.  2834.  2850  c  p.  1118:  naqa  t«  Stanrayf^iva,  Indess  können  diese  Er- 
lasse sich  auf  die  Criminalstrafe  der  Tymborychia  beziehen. 

'  Seit  wir  das  myiasische  Münzwechsel -Regulativ  aus  der  Zeit  des  Sevenis 
(S.  114  A.  1)  kennen,  dessen  hauptsächliche  Straf bestimmung  neben  der  Confiscation 
der  Wechselgelder  zu  Gunsten  des  Wechselpächters  in  der  Festsetzung  von  drei 
Bussen  zu  Gunsten  des  Fiscus  von  500,  der  Gemeindekasse  von  250  und  des  An- 
zeigers von  100  Denaren  besteht,  also  genau  der  Form  der  asiatischen  Gräberbussen 
entspricht,  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  der  Rechtsgrund  dieser  Gräberbassen 
zunächst  in  der  municipalen  Autonomie  und,  wo  diese  versagt,  in  Localstatuten 
der  römischen  Behörden  zu  suchen  ist. 
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an  das  Pontificalcollegium  ^ ,  ausserhalb  Roms  nach  Anzeige  an  die 
Behörde  der  betreffenden  Stadt  ^.  Diese  Behörden  mögen  auf  dre  Höhe 
der  Bussen,  die  auf  den  Inschriften  sehr  ungleichmässig  auftreten*, 
eine  Einwirkung  gehabt  haben ;  ausserdem  aber  sind  dem  Anschein 
nach  Maximalsätze  tiberall,  wenn  auch  nicht  überall  in  gleichem 
Ansatz,  in  den  grundlegenden  Anordnungen  vorgeschrieben  worden, 
da  in  Italien  mit  verschwindenden  Ausnahmen  die  Bussen  den  Satz 
von  100000  Sesterzen  =  20000  M.  nicht  überschreiten*  und  in  den 
Provinzen  dieselben  nicht  häufig  über  5000  Denare  (=  4000  M.) 
hinausgehen  *. 

Die  Busse  fällt  entweder  an  die  Staatskasse  oder  an  eine 
municipale  oder  an  die  des  Pontificalcollegiums. 

1.  Der  römische  Staat  kann,  so  weit  diese  Busse  überhaupt 
gebräuchlich  ist,  überall  mit  derselben  bedacht  werden.  Von  Rechts- 
wegen fällt  sie,  wie  der  Regel  nach  alle  Strafgelder,  nicht  dem 
Fiscus  zu,  sondern  dem  Aerarium**;  in  der  That  wird  dieses  in 


^  Directe  Zeugnisse  fehlen,  aber  manche  Inschriften  lassen  erkennen,  dass 
das  Pontificalcollegiam  schon  bei  der  Einrichtung  der  Grabstätte  mitwirken  musste 
oder  doch  mitwirken  konnte.  C.  I.  L.  VI,  10812:  T.  Aelius  Vidorinus  vivo  se 
ex  arca  pontificum  comparavit,  VI,  14418:  empta  olla  ab  arJca  publica.  VI, 
10  675 :  hoc  cepotapMum  muro  cinctum  cum  suo  iure  omni  ex  auctoritate  et  iudicio 
pontificum  possederunt.  VI,  29  909 :  ne  veneat,  ne  fiduciare  liceat,  nee  de  nomine 
meo  exire  liceat  secundum  sententias  pontificum  cc.  w.  8(upra)  8(cripta8)  (der 
Anfang  fehlt).  Auch  die  atähentica  des  ostiensischen  Fragments  C.  I.  L.  XIV,  1828 
mögen  hieher  gehören.    Vgl.  C.  Th.  9,  17,  2. 

'  In  den  kleinasiatischen  tJrkimden  spielt  die  Niederlegnng  der  Urkunde 
über  die  Graberrichtung  im  Stadtarchiv  eine  hervorragende  Rolle,  die  hier  zu  ver- 
folgen nicht  der  Ort  ist 

'  Wenn  in  einer  Inschrift  von  Kyzikos  (C.  I.  Gr.  3692)  gesagt  wird :  xarnoxe- 
d-i^a€Tai  Ttp  (üQia/nivtp  ngonTS^fAfp  toO  lafi^iov  -Jf  ßt  tri  Sk  nal  rijg  Trolewg  -X- 
so  sind  diese  festen  Sätze  wohl  auf  locale  Ordnung  zurückzuführen. 

*  Verzeichnet  sind  die  Beträge  bei  Hirschfeld  S.  136  fg.  und  bei  Wamser 
S.  40  (wo  Grut  749,  4  =  Kaibel  inscr.  Gr.  Ital.  2273  zu  streichen  ist).    Bei  den 
drei    nominell   höheren    Summen   (200000  Sest:   Ostia  C.  I.  L.  XIV,   1153  — 
800  000  Denare :  Pola  C.  I.  L.  V,  121  —  1 200  000  Denare :  Rom  C.  I.  L.  V,  4057) 
fragt  es  sich  noch,  ob  nicht  der  Denar  der  Spätzeit  gemeint  ist 

^  Die  200000  Denare  einer  Inschrift  von  Byblos  aus  dem  J.  317  n.  Chr. 
(Renan  mission  en  Phönicie  p.  255)  müssen  nothwendig  von  dem  Denar  der  Spät- 
zeit verstanden  werden  und  dasselbe  gilt  wohl  von  den  Ansetzungen  eines  Steins 
von  Brussa  (arch.  epigr.  Mitth.  aus  Gestenreich  7,  173),  welcher  dem  Anordner 
500000,  dem  Steinmetz  250000  Denare  auferlegt,  und  eines  anderen  von  Kallipolis 
(athen.  Mitth.  6,  259),  welcher  3  Mill.  Denare  für  den  Fiscus,  1  Mill.  für  die  Stadt 
fordert 

«  St  R.  2,  1020. 
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Italien  regelmässig  und  einzeln  auch  in  den  Provinzialinschriften 
genannt^.  Dass  in  den  jüngeren  italischen  Inschriften  und  ganz 
überwiegend  in  denen  des  Ostens  dafür  der  Fiscus  genannt  wird, 
ist  um  so  begreiflicher,  als  im  2.  Jahrh.  n.  Chr.  der  Gegensatz  von 
Aerarium  und  Fiscus  ^  schon  im  Schwinden  ist  und  insbesondere  in 
den  Provinzen  die  kaiserliche  Finanzverwaltung  auch  die  an  das 
Aerarium  gelangenden  Beträge  vereinnahmte®  und  es  in  jeder  nur 
eine  Centralkasse  gab*. 

2.  Die  Busse  kann  ferner  bestimmt  werden  nicht  bloss  für  die- 
jenige Stadtgemeinde,  in  deren  Bezirk  das  betreffende  Grab  gelegen 
ist*,  sondern  für  jede  Stadtgemeinde  überhaupt •.  Diese  städtische 
Busse  kann  mit  der  staatlichen  cumulirt  werden''. 

8.  Endlich  kann  innerhalb  des  stadtrömischen  Grabbezirks® 
die  Busse  auch  der  Pontificalkasse  oder  der  von  dieser  nur  factisch 
getrennten  der  Vestalinnen  *  zugewiesen  werden.    Ausserhalb  Roms 


^  Das  iga^ior  Srifiov  'Ptofjiadov  wird  als  Empfänger  genannt  in  der  Inschrift 
von  Smyrna  (Lebas- Waddington  25).  Auch  das  raf^stov  ^HofiaCtov  der  Inschrift  von 
Hieropolis  in  Phrygien  aus  dem  J.  216  (Bull,  de  corr.  hell.  1882  p.  518 :  ^PmfAalw 

ebenso   in  Aphrodisias  C.   I.  Gr.  2834)  und  der  ^rj/iog  ^PtofiaCwv  einer  zweiten 
smymaeischen  (C.  I.  Gr.  3335)  können  nicht  anders  verstanden  werden. 

'  Er  wird  bald  mit  dem  lateinischen  Namen  bezeichnet,  bald  als  ra^i)cror, 
wobei  aber  nicht  selten  durch  Beisätze  (z.  B.  Aphrodisias  C.  I.  Gr.  2830:  ro  hQv- 
tojov  rttfAtiov  Tot  xvqCov  aÖToxQaroQos  Ka(aaqog)  auf  die  Eaiserkasse  hinge- 
wiesen wird. 

»  St  R.  2,  1017. 

^  Daher  wird  hier  häufig  das  rafimov  ohne  Beisatz  genannt  Nirgends,  auch 
nicht  in  den  Inschriften  der  Senatsprorinzen,  erscheint  eine  doppelte  Staatskasse. 

^  Die  lateinischen  Inschriften  nennen  durchgängig  die  Stadtkasse  (res  publica)^ 
die  griechischen  ausser  dem  drjfiog  oder  der  noXtg  auch  wohl  die  städtischen 
Corporationen,  die  ßovl^  oder  die  ycQovaia. 

^  Die  Inschrift  von  Auzimum  C.  I.  L.  IX,  5860  nennt  neben  einander  die 
Stadtkasse  der  beiden  Gemeinden  Firmum  und  Ricina,  und  füglich  kann  das  mass- 
gebende Gesetz  sich  allgemein  ausgedrückt  haben.  Andere  Belege  Bnresch  aus 
Lydien  S.  34.  G.  Hirschfeld  S.  126  fg.  hätte  dies  nicht  bestreiten  sollen ;  dass 
regelmässig  die  Busse  an  di^enigc  Stadt  kommt,  der  die  Grabstätte  angehört,  ver- 
steht sich  von  selbst 

'^  Aerarium  und  Ostia:  C.  I.  L.  XIV,  166.  Fiscus  und  Portus  bei  Rom: 
Kaibel  inscr.  Gr.  Ital.  943.  Fiscus  und  Firmum  und  Ricina:  C.  I.  L.  IX,  5860.  In 
Provinzialinschriften  begegnet  diese  Multencumulirung  häufig. 

^  Wie  weit  dieser  reicht,  bleibt  fraglich,  da  die  Stadt  Rom  in  dieser  Zeit 
am  ersten  Meilenstein  endigt  und  ohne  Territorium  ist  (St  R.  3,  783  fg.). 

^  Die  Zuwendung  wird  bald  ^beiden  Kassen'  der  Pontifices  bestimmt  (C.  L  L. 
VI,  10682),  bald  'den  Pontifices  oder  den  Vestalinnen'  mit  ungetheilter  Summe 
(C.  I.  L.  VI,  14  672.   17  965  a),  bald  jenen  allein  oder  diesen  allein. 
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begegnet  diese  Zuwendung  nichts  Es  ist  dies  nur  ein  anderer 
Ausdruck  für  die  staatliche  Busse,  da  die  Pontificalkasse  nichts  ist 
als  eine  factisch  separirte  des  Staats  ^.  Häufig  wird  die  Busse  theils 
dem  Staat,  theils  dem  Pontificalcollegium  zugewiesen®. 

Andere  Empfänger  der  Busse  begegnen  in  Italien  überhaupt 
nicht*  und  auch  in  den  Provinzen  nur  in  verschwindend  geringem 
Umfang**.  Deutlich  zeigt  sich  darin  die  gesetzliche  Grundlage 
dieser  exceptionellen  Strafen  und  nicht  minder  in  dem  Nicht- 
erscheinen der  heidnischen  Gottheiten  der  späte  Ursprung  derselben. 

Die  prozessualische  Behandlung  der  Bussen  ist  ungleich. 

In  Rom  entscheidet  über  die  Busse  das  Pontificalcollegium  im 
Wege  des  Administrativprozesses,  wobei,  wie  in  dem  prätorischen 
Verfahren,  zunächst  der  persönlich  Beteiligte  die  Anzeige  erstattet*, 
aber  in  Ermangelung  nahe  Stehender  jede  Anzeige  genügt  haben 
wird.  Eigentlicher  Prozess  und  Anklägerbelohnung  finden  hier 
nicht  statt ''.  Dies  Verfahren  tritt  ein  nicht  bloss  bei  den  ponti- 
ficalen  Bussen,  sondern  wahrscheinlich  auch  bei  den  staatlichen,  da 
bei  der  häufigen  Cumulirung  beider  nicht  wohl  mehr  als  ein  Er- 
kenntniss  ergangen  sein  kann. 

Ausserhalb  Roms  wird  die  Busse  im  Wege  des  populären  Privat- 


1  Die  Inschriften  (C.  L  L.  V,  4057.  Vi,  16445)  sind  verschleppt,  andere  (C. 
I.  L.  XIV,  833*.  384*)  gefälscht  Die  in  Ostia  befindliche  C.  L  L.  XIV,  1644 
braucht  nicht  ostiensisch  za  sein. 

«  St  R.  2,  68. 

'  Pontifices  und  Aerarium:  C.  I.  L.  VI,  10  219.  —  Pontifices  und  Fiscus:  C. 
I.  L.  VI,  8518.  —  VestaUnnen  und  Aerarium:   CLL.  VI,  10  848.    13618.   13  822. 

*  Die  Kasse  der  statio  cctstrensis  (C.  I.  L.  VI,  10682)  ist  nichts  als  eine 
separirte  kaiserliche,  desgleichen  die  arca  der  statio  der  kaiserlichen  Köche  auf  dem 
Palatin  (C.  I.  L.  VI,  7458.  8750).  Wegen  des  tiburtinischen  Collegiums  C.  I.  L. 
VI,  9485  vgl.  S.  814/5  A.  7. 

^  Einzeln  begegnen  hier  Grabbussen  an  GoUegien  (so  in  Salonae  an  einen 
decurio  des  coUegium  fdbrum  G.  I.  L.  III,  217,  an  ein  VeteranencoUegium  G.  I.  L. 
III,  14  250 1)  und  an  Tempel  (6.  Hirschfeld  S.  115;  Wamser  S.  44).  Aber  hier  hat 
auch  älterer  Ortsgebrauch  (S.  815  A.  1)  eingewirkt  In  der  spätesten  Zeit  er- 
scheinen mehrfach  die  Veteranen,  häufig  die  Kirche. 

*  G.  I.  L.  VI,  10  284:  sit  facultas  cuicwmque  ex  famüia  nostra  adeunäi  per 
quertHam  pontifices  cc,  w.  VI,  10  791:  compellabitur  a  pontifices  (so)  poenae 
nomine  ss  XXX  n, 

'^  Das  Fehlen  der  Denuntiantenbelohnung  auf  den  sicher  stadtrömischen 
Grabschriften  (G.  I.  L.  VI,  22609  kann  ftlglich  ostiensisch  sein)  wird  bei  der 
grossen  Zahl  derselben  nicht  zufällig  sein.  Auch  lässt  der  Administrativprozess 
wohl  Denuntiation  zu,  aber  nicht  Accusation. 

« 
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Prozesses^  mit  Anklägerbelohnung ^  eingeklagt  ohne  Zweifel  bei 
derjenigen  städtischen  Behörde,  welcher  die  Busse  zugesprochen 
war.  Dass  in  diesem  Municipalprozess  auch  über  die  staatlichen 
Bussen  erkannt  worden  ist,  wird  wiederum  durch  die  Häufigkeit  der 
Doppelbussen  nahe  gelegt.  Auf  directe  Einziehung  der  letzteren 
Bussen  durch  die  staatlichen  Behörden  führt  keine  sichere  Spur*; 
vielmehr  scheint  der  Prozess,  sowohl  in  wie  ausserhalb  Roms  durch- 
aus den  örtlichen  Stellen  zugewiesen  zu  sein,  wie  er  denn  auch 
ohne  Augenschein  nicht  wohl  erledigt  werden  konnte,  und  die  Ab- 
führung der  dem  Staate  zufallenden  Strafgelder  dem  Pontifical- 
collegium  und  den  Stadtbehörden  obgelegen  zu  haben. 
Criminelle  Die  Späterhin  allgemein  eintretende  Strafsteigerung  hat  bei  der 

de?Grtb"e^  Ausdehnung  und  der  Frechheit ,  welche  der  Gräberfrevel  in  dieser 
Verletzung  ^üston  Epochc  angeuommon  hatte,  diesen  in  hervorragendem  Masse 
spÄtxüt.   betroffen*.    Die  Geldstrafe  schien  nicht  mehr  zu  genügen.     Dass 
die  Rechtsgelehrten  am  Ende  des  2.  Jahrhunderts  den  Grabfrevel 
unter  das  Verbrechen  der  Gewalt  zogen,  ist  schon  bemerkt  worden*; 
dem  julischen  Gesetz  wurde  damit  Gewalt  angethan,  aber  es  ist 


^  In  der  Inschrift  Yon  Aquileia  C.  I.  L.  V,  8305  wird  wegen  Verletzung  des 
Grabes  persecutio  euüibet  de  popuJo  gegeben.  In  Lykien  heisst  es  schon  in  einer 
Yorrömischen  Inschrift  (C.  I.  Gr.  4259):  i^i<nca  tfß  ßovXofi^vq}  fy^ixaCffr^-ai  nfQi 
lovTtov  und  ebenso  wird  in  zahlreichen  jüngeren  die  nga^ig  xal  ngoaayyelfa  (so 
C.  I.  Gr.  4293;  Inschrift  aas  Samos  athen.  Mitth.  9,  263:  i^^ario  6i  r^  »norr^ 
xaTfjyo^t[i]v;  vielfach  ähnlich)  jedem  gestattet 

'  Diese  erscheint  in  Ostia :   C.  I.  L.  XIV,  166 :  is  aidem  qui  detulerit  accipere 
debebit  8um(mae)  s(upra)  8(criptae)  quartam;  XIV,  850:   dslator  quartas  acdpiei, 
auch  wohl  C.  I.  L.  VI,  26  609  —  in  Antium:  C.  I.  L.  X,  6706:  ddator  accipkfi 
quartam]  —  in  Aquileia:  C.  I.  L.  V,  952:  ddator  quart(am)  accip(iet)  —  in  Phiüppi 
in  Makedonien:   C.  I.  L.  III,  684:  et  delatori  quartam.    In  Lykien  billigen  die 
älteren  Inschriften  dem  Ankläger  die  Hälfte  der  Busse  zu  (z.  B.  C.  I.  Gr.  4244),  die 
jüngeren  und  ebenso  die  von  Aphrodisias  in  Karlen  den  dritten  Theil  (z.  6.  C  I. 
Gr.   4247).     In  Hieropolis  in  Phrygien  (C.  I.  Gr.  3915)  wird  die  Busse  anf  je 
2500  Denare  für  den  Fiscus,  die  Stadt  und  den  Ankläger  festgesetzt   Auch  in  einer 
Grabschrift  von  Smyma  (revue  arch.  1875  Bd.  30  S.  51)  werden  der  Stadt  2000» 
dem  Ankläger  (rrp  ik^Uvoofiy-i^q)])  1000  Denare  ausgesetzt,  in  einer  von  Termessos 
(Lanckoronski  Pamph.  und  Pisidien  2,  216,  147)  der  Bule  8000,  dem  Fiscus  6000, 
dem  Ankläger  (r^  ixCriT^aavTi)  2000  Denare. 

*  Zu  erwähnen  ist  indess  die  fragmentirte  Grabschrift  von  Attaleia  (Lancko- 
ronski a.  a.  0.  1  S.  171):  [a]vy€Tov  xaret^xevnoi  .  .  .  i7r]l  x^CgAuaiv  innQc[nov 
2tß]aOiov, 

^  Nov.  Valentiniani  III  22;  Cassiodor  var.  4,  18.  Namentlich  die  GeistlicheD 
zeichneten  dabei  sich  aus. 

^  S.  665  A.  4.  Daher  steht  in  dem  theodosischen  (9,  17)  wie  im  justinia- 
nischen Codex  (9,  19)  der  Gräberfrevel  unter  den  öffentlichen  Verbrechen. 
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diese  praktisch  vielleicht  gerechtfertigte  Missanwendung  desselben 
in  die  justinianischen  Digesten  übergegangen.  Zweckmässiger  wird 
der  Gräberfrevel  unter  die  sogenannten  ausserordentlichen  Ver- 
brechen eingereiht^;  darauf  geht  vermuthlich  die  auf  den  klein- 
asiatischen Inschriften  häufig  neben  den  Bussen  erwähnte  Criminal- 
klage  wegen  tvfißcDQvxicc*.  Es  schliesst  indess  dies  Verfahren 
den  Accusationsprozess  nicht  aus^.  Die  Strafe  ist  je  nach  Um- 
ständen verschieden.  Bei  Anwendung  von  Waffen  und  Zusammen- 
rottung ist  der  Prozess  capital*;  auch  wegen  Ausgrabung  der 
Leiche  wird  bei  Personen  besserer  Stände  auf  Deportation,  bei 
geringeren  auf  Tod  erkannt*.  Im  Allgemeinen  triflft  jene  De- 
portation oder  Relegation,  diese  Zwangsarbeit  ersten  oder  zweiten 
Grades  ®.  In  der  nachconstantinischen  Zeit  besteht  neben  schwereren 
Strafen  ^  die  Geldbusse  fort  und  gewinnt  wieder  das  Uebergewicht  ^, 
wobei  der  alte  Maximalsatz  von  100000  Sesterzen  in  der  Umsetzung 
auf  20  Pf.  Gold  wiederkehrt. 


^  So  behandeln  den  Grabürevel  Paalus  1,  21  und  der  Digestentitel  47,  12 
Als  crimen  laesae  religionis  bezeichnet  das  Delict  Gordian  Cod.  9,  19,  1. 

'  Die  Drohung  mit  der  Klage  wegen  TVfAßonQvxia  begegnet  häufig  deutlich 
geschieden  von  den  zugleich  angedrohten  Bussen  (zum  Beispiel  Aphrodisias  G.  I. 
Gr.  2824;  Smyma  das.  3266;  Kyzikos  das.  3692.  3694).  Mit  rvfjißtoQvxos  wechseln 
(taeßrig  und  U^toavlos,  so  daeßiis  xal  iegoai  log  Sidyma  Benndorf  Reise  in  Lykien 
1,  78;  aafßris  ^€oig  xaraxf^ovfotg  Termessos  C.  I.  Gr.  4207;  ho^og  Harai  daißtftf 
Aphrodisias  Lebas- Waddington  1639;  Ugoavlog  Antikragos  G.  I.  Gr.  4224d  p.  1119  ; 
liQoavXog  d-eoTg  ovQavioig  xal  xara/^y/o«;  Pinara  G.  I.  Gr.  4253;  hoxog  tarav  ry 
fig  Tovg  xaxoixofJiivovg  dasßfftf  Termessos  Lanckoronski  a.  a.  0.  2,  216,  147. 
Näher  wird  der  Begriff  nirgends  bestimmt  Auf  criminelle  Behandlung  führt  die 
gleichbedeutende  Formel  einer  Inschrift  von  Adana  in  Kilikien  G.  I.  Gr.  4441: 
loyov  vtp^^erai  (so)  r^  i^ovaiq.  Die  lateinischen  Inschriften  besserer  Zeit  haben 
ähnliche  Formeln  nicht;  doch  nennt  die  griechische  von  Ostia  inscr.  Gr.  Ital, 
p.  943  neben  der  Geldstrafe  die  ßlaiifnatfov  xokaaigy  und  dasselbe  besagen  die 
Inschriften  von  Ck>ncordia  (A.  7). 

»  S.  347  A.  3.  Inschrift  von  Müet  Lebas- Waddington  220:  i^iaiM  ifk  navxl 
T^  ßovlofj.^v(p  ayMf  airbv  %vfißa}QVx(ng.    Nov.  Yal.  III  22,  7. 

^  Dig.  47,  12.  3,  7. 

<^  Dig.  47,  12,  11.  Valentinian  III.  droht  dem  Sclaven  Todesstrafe  (nov.  22,  B), 
Theoderich  einem  jeden  (edict  110). 

«  Paulus  1,  21,  4.  5.  12.  C.  Th.  9,  17,  1  =  lust.  9,  19,  2.  Nov.  Val.  III  22. 
In  der  Verordnung  Gonstantins  G.  Th.  3,  16,  1  wird  die  Ehescheidung  der  Frau 
gestattet  wegen  dreier  von  dem  Mann  begangener  Verbrechen :  Mord,  Giftmischerei 
und  Gräberverletzung. 

'^  In  der  Inschrift  von  Goncordia  aus  dem  Ende  des  4.  oder  dem  Anfang  des 
5.  Jahrh.  C.  I.  L.  V,  8761  (ähnlich  8762.  8768)  heisst  es:  gui  ^am  arca(m)  aperire 
voluerit,  iwre  ei  ma/MM  precidentur  aut  fisco  inferat  libra{m)  wia(m). 

»  Gonstantius  im  J.  349  G.  Th.  9,  17,  2  ^  Iu8t  9,  19,  3:  factum  soUtum 
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3.   Schädigung  des  öffentlichen  Eigenthnms. 

Bei  Schädigung  des  öffentlichen  Eigenthums,  wohin  auch  die 
Nichteinhaltung  derjenigen  Verpflichtungen  gehört,  welche  in  Betreff 
des  öffentlichen  Bodens  den  angrenzenden  Privateigenthümern  ge- 
setzlich auferlegt  sind,  schreitet  regelmässig  die  Behörde  im  Wege 
der  Administrativjustiz,  auch  wohl  der  zunächst  betroffene  Private 
im  nicht  delictischen  Interdictverfahren  ein.  Von  den  zahlreichen 
hieher  gehörigen  Einzelfällen  —  allgemeine  derartige  Bestimmungen 
giebt  es  nicht  —  sollen  hier  behandelt  werden  das  Abpflägen  von 
öffentlichen  Wegen  und  die  Verrückung  der  öffentlichen  Grenz- 
steine so  wie  die  Beschädigung  der  öffentlichen  Wasserleitung. 
Capital-  Die  römische  Bodenordnung ^  ruht  darauf,  dass  zwischen  den 

bdGre^x-  ^Is    Geschlechts-    oder    Individualeigenthum   abgegrenzten    Acker- 
verrtcirang  quadrateu   die   scheidenden  Wegestreifen   im   Gemeindeeigenthum 
äii^tom    verbleiben.    Wenn  durch  Abpflügen  die  Grenze  verschoben  und  das 
Recht.     Wegstück  also  seiner  Zweckbestimmung  entzogen  wird,  so  ist  dies 
nach  ältestem  Recht  ein  Capitalverbrechen  und  den  Bauer  wie  das 
Gespann  trifft  die  Todesstrafe^.    Aus  historischer  Zeit  ist  eine  An- 
wendung dieser   alten   Norm   nicht    überliefert.      Dafür   wird   in 
späterer  Zeit,  wo  von  Staatswegen  eine  Grenze  gezogen  wird,  wo- 
mit die  Behandlung  der  Grenzstreifen  als  öffentliche  Strasse  regel- 
mässig verbunden  ist,  und  wo  Grenzsteine  gesetzt  werden,  wahr- 
Mait-     scheinlich   formell   jedesmal    durch   Specialgesetz,   materiell    aber 
be*  Gr^2-  allgemein,  auf  jede  Verdunkelung  der  Grenze  die  Strafe  von  4000, 
Terrückunjf.  auf  (jje  VcrrückuHg  oder  die  Beseitigung  eines  jeden  Grenzsteins 
die  Strafe  von  5000  Sesterzen  gesetzt  zum  Besten  der  betheiligt^n 
Stadtgemeinde®,  woneben  dem  Sclaven,  der  dies  verschuldet,  Todes- 


sanguine  vindicari  multae  inflictione  corrigimus.  Die  20  Pf.  Gold,  welche  hier 
festgesetzt  werden,  sind  genauer  berechnet  =  18  280  M.,  100000  Seet.  =  21 750  M. 
^  Grenzverschiebung  unter  Privaten  wird  bekanntlich  im  Civilweg  erledigt 
*  Festus  ep.  p.  868:  Numa  Pompilius  statuit  eum,  qui  terminum  (die  Grenze, 
nicht  den  Grenzstein)  exarasset,  et  ipsum  et  boves  sacros  esse.  Dionjs.  2,  74:  et 
di  Tig  nqttvfatitv  rj  fA^iad^iCrji  rovg  oQovg,  tfQov  Ivofjod-irtiGiv  flvairov  S-toO  tov 
TovTiüv  Tt  Sianqa^ttfjiivov.  Selbstverständlich  setzt  dies  wie  jede  Sacrirang  doi 
Prozess  und  die  Verurtheilung  voraus.  Die  Bestrafung  der  Rinder  wird  wohl  als 
Piaculum  zu  fassen  sein  (S.  85  A.  3),  nicht  nach  der  Quasi-Yerantwortlichkeit  der 
paiiperies, 

^  Die  erstere  Bestimmung  findet  sich  in  dem  zunächst  für  Capna  bestimmten 
Ackergesetz  Caesars  vom  J.  695/59  c.  54  (grom.  p.  263  =  Bruns  p.  97)  und  wesent- 
lich gleichlautend,  aber  abgemindert,  in  dem  caesarischen  Stadtrecht  för  Genetiva 
c.  104  (Bruns  p.  134),  womit  auch  Callistratus  Dig.  47,  21,  3,  2  übereinstimmt;  die 
zweite  in  jenem  Ackergesetz  c  55  und  daraus  bei  Callistratus  Dig.  47,  21,  8  pr. 
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strafe  gedroht  wird^  Die  Klage  ist  populär  und  wird,  wo  nicht 
ein  Specialbeamter  dafür  competent  ist,  bei  der  betreffenden 
städtischen  Behörde  angebracht,  die  dann  ein  Recuperatorengericht 
niedersetzt.  Hadrian  hat  an  die  Stelle  dieser  Geldstrafe  eine  eigent- 
lich criminelle  gesetzt,  bei  absichtlicher  Verrückung  des  Grenzsteins 
für  Personen  besserer  Stände  Relegation  auf  Zeit,  für  geringere 
Leute  Zwangsarbeit  auf  zwei  bis  drei  Jahre,  bei  culposer  Be- 
seitigung Körperstrafe  *.  Späterhin  ist  dies  weiter  gesteigert  worden 
und  trifft  die  Personen  besseren  Standes  Relegation  auf  Lebenszeit 
nebst  Verlust  des  dritten  Theils  des  Vermögens,  geringere  Zwangs- 
arbeit, Sclaven  Bergwerkstrafe®.  —  Diese  Festsetzungen  gehören 
dem  Reichsrecht  an  und  betreffen  die  Reichsstrassen.  Die  erstere 
derselben,  welche  die  Verdunkelung  der  Grenze  betrifft,  kehrt 
wieder  als  municipale  in  dem  caesarischen  Stadtrecht  für  die 
spanische  Colonie  Genetiva;  aber  statt  auf  4000  Sesterze  ist  die 
Strafe  hier  auf  1000  Sesterze  normirt  (S.  822  A.  3). 

Ueber  den  Rechtsschutz  der  stadtrömischen  Wasserleitungen  BeBcbWi- 
sind  wir,  hauptsächlich  durch   die  schöne  Schrift  Frontins,  aus-  ^»«eT 
nahmsweise  gut  unterrichtet.    Danach  wurde,  ähnlich  wie  bei  den  leitungen. 
öffentlichen  Tempeln,  für  jede  derselben  —  die  älteste  ist  bekanntlich 
die  appische  vom  J.  442/812  —  durch  Volksschluss  ein  besonderes 
Regulativ    erlassen*,    bis   Augustus    durch    eine   Anzahl    Senats- 
beschlüsse aus  dem  J.  743/1 1  und  einen  Volksschluss  vom  J.  745/9 
diese  Ordnungen  zusammenfassen  liess^.    Die  Satzungen,  welche 
uns   grossentheils  erhalten  sind,   laufen  im  Wesentlichen  hinaus 
auf  das   Verbot   die  Leitung   zu   beschädigen   und   auf  die   Vor- 
schrift  zu  beiden   Seiten  derselben  einen  Landstreif  von  gewisser 
Breite    von    Pflanzungen    und    Bauten    frei    zu    halten.      Aeltere 
Ordnungen  verboten  auch  die  Verunreinigung  des  Wassers  •.    Zur 


^  Dies  bestimmt  ein  Ackergesetz  Nervas  Dig.  47,  21,  3,  1. 
»  Coli.  18,  3  =  Dig.  47,  21,  2.    Vgl.  Dig.  10,  1,  4,  4. 
»  Paulus  5, 22, 2  (=  grom.  p.  290  «=  ed.  Theoderici  104)  vgl.  1, 16  =  Coli.  13,  2. 
Dig.  10,  1,  4,  4.  47,  21,  1.    Cod.  9,  2,  1. 

^  Frontinus  94:  leges  de  singuKs  aquis  latae. 

*  Frontinus  99:  cum  res  (in  reque  statt  cum  res  die  Hdschr.)  usque  in  id 
tempus  quasi  potestate  (durch  Augustus  selbst)  acta  certo  iure  eguisset,  senatus 
constdta  facta  sunt  (referirt  im  Auszug  c.  100.  104.  106.  108.  125.  127  «=  Bnms 
p.  185)  et  lex  promulgata  (referirt,  aber  schwerlich  vollständig,  c.  129  =  Bnms 
p.  115).  Diese  Acte  zählen  entweder  die  damals  vorhandenen  städtischen  Wasser- 
leitungen einzeln  auf  (so  c.  125,  wo  die  Virgo  wohl  ausgefallen  ist)  oder  sprechen 
dasselbe  aus  in  allgemeiner  Form. 

*  Frontinus  97:  ne  quis  aquam  oletato  dolo  malo,  u^  publice  soUiet:  si  quis 
oletarit,  HS  X  mulia  esto. 
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Anstellung  der  Klage  ist  jeder  berechtigt.  Sie  unterliegt  der  Ent- 
scheidung des  nach  den  Ordnungen  des  Principats  in  diesen  Theil 
der  censorischen  Geschäfte  eintretenden  Curators  der  Wasser- 
leitungen und  seiner  beiden  GehülfenS  eventuell,  wenn  diese  fehlen 
sollten,  des  Peregrinenprätors  und  der  erkennende  Magistrat  ver- 
fügt über  die  Zwangsmittel  der  Jurisdiction*.  Für  jede  dolose 
Verletzung  der  Leitung  wird  dem  Thäter,  eventuell,  wenn  dieser 
ein  Sclave  ist,  dessen  Herrn  in  dem  Gesetz  ausser  dem  Schaden- 
ersatz die  schwere  Busse  von  100000  Sesterzen  (=  20000  M.) 
angedroht,  für  jeden  Eingriff  in  die  Seitenwege  in  den  Senats- 
beschlüssen die  Busse  von  10000,  in  dem  Gesetz  von  100000  Sesterzen. 
Dem  siegreichen  Kläger  fällt  die  Hälfte  der  Strafsumme  zu '.  Dieses 
Verfahren,  welches  als  Accusation  bezeichnet  wird*,  werden  im 
Wesentlichen  bereits  in  republikanischer  Zeit  die  Censoren  oder 
die  sonst  für  die  Wasserleitungen  competenten  Magistrate  ein- 
gehalten haben,  wenn  gleich  auch  das  Multirungsrecht  des  bei- 
kommenden Magistrats  innerhalb  der  Coercitionsgrenze  dabei  ein- 
gegriffen haben  wird*.  Die  Betheiligung  von  Geschwomen  ist  bei 
der  Administrativjustiz  überhaupt  facultativ  und  mochte  bei  diesen 
schwer  wiegenden  Interessen  wohl  bedenklich  erscheinen,  obwohl 
die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  in  älterer  Zeit  die 
gesetzlich  normirten  Bussen,  sei  es  durch  den  beikommenden 
Magistrat,  sei  es  durch  jeden  Bürger,  bei  dem  Prätor  im  Mult- 
prozess  eingeklagt  worden  sind.  Einzeln  ist  noch  im  Anfang  der 
Kaiserzeit  also  verfahren  worden:  nach  den  Bestimmungen  des 
augustischen  Regulativ  für  die  venafranische  Wasserleitung  klagt  für 
jede  Contravention  ein  von  dem  venafrani sehen  Gemeinderath  er- 
nannter Vertreter  der  Stadt  auf  die  Busse  von  10000  Sesterzen 
bei  dem  römischen  Peregrinenprätor  und  das  von  diesem  nieder- 
gesetzte Recuperatorengericht    fällt   die  Entscheidung*.  —   Diese 


»  St  R.  2,  1044  fg. 

^  Im  Gesetz  heisst  es:  curatori  .  .  .  eo  nomine  cogendi  coercendi  mtUtae 
dicendae  sive  pignoris  capiendi  tus  potestasque  esto. 

*  So  der  Senatsschluss  c  127;  das  Gesetz,  so  weit  es  vorliegt,  spricht  dies 
nicht  aus. 

*  FroDtinus  c.  127. 

^  Ueber  die  Strafen  der  republikanischen  Zeit  sagt  Frontin  97:  agri,  qui 
aq;iia  publica  contra  legem  essent  inrigati^  pMicahantur ,  mancipi  ^oque  (dem 
Uebemehmer  der  Instandhaltung),  si  cum  eo  quem  [constaret]  adversus  legem 
fecissej  muUa  dicebatur. 

*  C.  I.  L.  X,  4842  =  Bruns  p.  238.  Auch  bei  den  städtischen  Wasserleitungen 
ordnete  Augustus  die  Personalfragen  durch  Edict  (Frontinus  99). 
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Ordnungen  sind  begreiflicher  Weise  aus  der  constantinopolitanischen 
Legislative  verschwunden ;  aber  was  Justinians  Gesetze  hinsichtlich 
der  Wasserleitungen  vorschrieben,  ist  principiell  nicht  wesentlich 
verschieden.  Die  Beschädigung  der  Leitung  und  der  Eingriif  in 
die  Seitenstreifen  constituiren  auch  hier  das  Delict  * ;  hinaus  gehen 
diese  Festsetzungen  über  die  älteren  insofern,  als  sie  zwar  über- 
wiegend auf  einzelne  Leitungen  sich  beziehen",  aber  allgemein 
massgebende  Vorschriften  nicht  fehlen*.  Die  Einzelheiten  der- 
selben können  so  wenig  wie  die  verwandten  Bestimmungen  nament- 
lich über  die  Behandlung  der  Anlagen  am  Nil  *  hier  erörtert  werden. 

Wir  haben  noch  Kunde  von  verschiedenen  gleichartigen  Straf- 
klagen zum  Schutz  des  öffentlichen  Eigenthums,  zum  Beispiel  der 
Strassen  gegen  Verunreinigung,  wobei  der  Executivprozess  an- 
gewendet zu  werden  scheint*,  so  wie  der  öffentlichen  Bekannt- 
machungen gegen  Beschädigung*.  Indess  für  dergleichen  ver- 
einzelte Festsetzungen  ist  im  Strafrecht  kein  Platz ;  generelle  dieser 
Art  haben  schwerlich  bestanden. 

4.    Schädigung  des  Privateigenthams  (damnum  iniuria). 

Es  hat  nach  Zwölftafelrecht  als  Privatdelict  neben  der  Enteignung,  Die  sach- 
dem  furtum,  die  Körper-  und  die  Sachbeschädigung  gestanden,  begriff-  ^^""^ 
lieh  und  terminologisch  wahrscheinlich,  wie  im  vorigen  Abschnitt Privatwchu. 
(S.  784)  ausgeführt  ward,  als  iniuria  zusammen gefasst,  ebenso  wie  der 
uralte  RechtsbegriflF  der  pauperies  die  von  einem  Thier  herrührende 
Körper-  und  Sachbeschädigung  gleichmässig  umfasst.     Sprachlich 
passt  das  ^Unrecht'  gleichmässig  auf  beide.     Bei   der   dort  ent- 


'  C.  Th.  15,  2  =  lust  11,  43. 

■  Rom:  C.  Th.  15,  2,  8.  c  9.  —  Constantinopel :  C.  Th.  15,  2,  3  und  sonst.  — 
Antiochia:   C.  Th.  15,  2,  2.  —  Campanien:   C.  Th.  15,  2,  8. 

*  Theodosius  11.  Cod.  11,  48,  5.    Anastasius  Cod.  11,  48,  11. 

*  Dig.  47,  11,  10.    C.  Th.  9,  32  =  Just  9,  38. 

*  Der  Senatsbeschluss  über  den  pagus  Montanus  (C.  I.  L.  VI,  3823  =  Bruns 
p.  181)  scheint  bei  Hinwerfen  von  Unrath  oder  von  Erde  auf  begangene  Plätze 
die  manus  iniedio  oder  pignoris  capio  anzuordnen. 

*  Dig.  2,  1,  7  pr. :  81  quis  id,  quad  iurisdictionis  perpetuae  causoj  non  quod 
praut  res  incidit,  in  alho  .  .  .  propositum  erit,  doh  mcdo  eorruperit^  datur  in 
eum  quvngentorum  aureorum  (=  50  000  Sest.)  iudicium^  quod  populäre  est  Pauhis 
1,  13  A,  3:  in  eum  qui  album  raserit  corruperit  sustulerit  mtäaverit  quidve  aliud 
propositum  edicendi  causa  turbatur,  extra  ordinem  animadvertitur  (Hdschr. 
punitur).    Das  Delict  ist  schon  bei  der  Fälschung  erwähnt  worden  (S.  672  A.  6). 
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wickelten  Scheidung  der  beiden  Kreise  ist  die  Benennung  gewisser- 
massen  beiden  Delicten  geblieben,  indem  im  späteren  Recht  die  aus 
der  Körperverletzung  entwickelte  Personalverletzung  einfach  Un- 
recht Hniuria^  genannt  wird,  die  Sachbeschädigung  dagegen  technisch 
bezeichnet  wird  als  "^Leistung  wegen  Unrechts%  damnum  iniuria^. 
Der  Beisatz  der  ^Leistung',  welchen  die  Sachbeschädigung  mit  dem 
andern  Eigenthumsverbrechen,  dem  Diebstahl  gemein  hat*,  charak- 
terisirt  beide  richtig  als  Entschädigungsforderungen,  während  bei 
der  Personalverletzung  die  Entschädigung  nicht  zutriflFt  und  nur 
von  einer  Bestrafung  die  Rede  sein  kann.  —  Die  allgemeinen 
Festsetzungen  des  Zwölftafelbuchs  über  die  Sachbeschädigung  sind 
nicht  auf  uns  gekommen  ® ;  massgebend  für  dieselbe  ist  das  vor  dem 
J.  678/76*  und  vielleicht  bedeutend  früher^  ergangene  aquillische 
Plebiscit,  dessen  Benennung  nicht  selten  für  den  Rechtsbegriff 
selbst  gesetzt  wird.  Die  spätere  Gesetzgebung  hat  wenig  in  diese 
Lehre  eingegriffen,  dagegen  Rechtspraxis  und  Jurisprudenz  die 
äusserliche  und  dem  Wortlaut  nach  allzu  enge  Fassung  des  Ge- 
setzes in  zweckmässiger  Weise  erweiternd  interpretirt. 


^  Damnnm  iniuria  braucht  Cicero  pro  Q.  RoBcio  11,  32.  18,  54  und  auch 
in  den  Rechtsbüchem  überwiegt  diese  Form.  Damnum  iniuria  datum  ist  nicbt 
häufig  (Gai.  3,  217.  Dig.  9,  2,  41,  1;  damnum  culpa  daium  Dig.  47,  10,  1  pr.) 
und  nicht  technisch.  Damnum  iniunae^  eigentlich  wohl  eine  Missfonn,  ist  bei 
Gaius  constant  (3,  210.  4,  9.  171.  Dig.  9,  2,  82  pr.)  und  auch  sonst  häufig  (Coli. 
2,  5,  1;  Dig.  9,  2,  27,  21.  1.  29,  4.  1.  41  pr.  §  1.  tit  3,  1,  4.  19,  5,  14,  8.  47, 
10,  15,  46  u.  a.  St  m.> 

^  Dem  pro  füre  damnum  decidere  (S.  751  A.  4),  das  heisst  die  den  Dieb 
treffende  Leistung  feststellen,  stand  yennuthlich  formelhaft  gegenüber  pro  iniwia 
damnum  decidere  (Cicero  pro  Q.  Rose  com.  11,  32:  magno  tu  tuam  dimtdiam 
partem  decidisti),  und  dies  ist  in  damnum  iniuria  substantivirt 

'  Dig.  9,  2, 1.  Specialbestimmungen,  die  sich  auf  Immobilien  beziehen  (S.  827> 
haben  sich  erhalten. 

^  Cicero  pro  Tullio  9  (vgl.  S.  660).  In  unseren  Rechtsbüchem  wird  das 
Gesetz  lex  Aquilia  genannt;  die  Münzen  wie  die  capitolinischen  Fasten  und  über- 
haupt die  bessere  üeberlieferung  kennen  nur  die  Schreibung  Aquillius.  —  Bei  Cicero 
Brut.  34,  131:  (L.  Caesulenum)  audivi  iam  senem  (um  die  sullanische  Zeit),  cmir 
ah  X.  Sabellio  multam  lege  Aquülia  de  iustiUa  petivisset  pflegt  man  die  on- 
▼erst&ndlichen  Worte  de  iusUtia  in  damni  iniu>ria  zu  ändern.  Indess  ist  diese 
Aenderung  weder  an  sich  wahrscheinlich,  da  diese  Formel  schwerlich  überhaupt 
und  am  wenigsten  in  einer  nicht  juristischen  Schrift  notirt  worden  ist,  noch 
hebt  sie  die  Schwierigkeit;  denn  was  sonst  von  dem  aquillischen  Gesetz  bekannt 
ist,  hat  mit  dem  Multverfahren  nichts  zu  schaffen.  Es  ist  vielleicht  nicht  einmal 
dasselbe  Gesetz  gemeint. 

"  Die  Bestimmung  über  die  Adstipulation  (S.  887)  lässt  vermuthen,  dass  sie 
älter  ist  als  die  Klagbarkeit  der  Consensualcontracte. 
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Sachbeschädigung,  damnum  im'uria  ist  die  widerrechtliche  Zer- 
störung oder  Werthminderung  fremden  Eigenthums.  Es  ist  danach 
theils  auszuführen,  was  unter  den  Begriff  des  Eigenthums  fällt, 
theils  welche  Handlung  als  Zerstörung  und  Werthminderung  an- 
gesehen wird,  theils  die  Widerrechtlichkeit  bei  diesem  Delict  in 
ihrem  weiter  als  sonst  im  Strafrecht  erstreckten  Umfang  zu  be- 
stimmen. 

Nur  bei   der   im  Eigenthum   stehenden   Sache  kommt,   dem     »»«- 
Wesen  des  Privatdelicts  entsprechend ,  deren  Schädigung  rechtlich  ^xg^^^ 
in  Betracht;   das  Delict  besteht  streng  genommen  nicht   in  der  Terieteung. 
Schädigung  der  Sache,  sondern   der  Person,  welcher  dieselbe  ge- tham?Ai»ge. 
hört.    Herrenlose  Gegenstände  sind  also  ausgeschlossen;  auf  Erb- 
schaftssachen indess   ist,   wenn  auch   nicht   ohne  Bedenken,   die 
Klage  erstreckt  worden  \    Wie  dem  Eigenthümer'  wird  sie  auch, 
jedoch  gleichfalls  nicht  ohne  Bedenken,  jedem  dinglich  Berechtigten 
gegeben®.    Dass  nach  dem  Zwölftafelgesetz  die  Klage  sich  auf  be- 
wegliche Sachen  beschränkte,  wird  nahe  gelegt  nicht  bloss  durch 
die  Analogie  der  correlaten  Eigenthumsenteignung  (S.  789),  sondern 
auch  durch  die  im  Zwölftafelgesetz  enthaltenen  weiterhin   zu  er- 
wähnenden Sonderbestimmungen  über  Brandstiftung  (S.  837),  Ab- 
weiden (S.  834),   Umhauen   von  Fruchtbäumen   (S.  835),   welche 
diese  Lücke  zu  decken  scheinen.    Auch  die  Fassung  des  aquillischen 
Gesetzes   ist  zunächst  auf  Mobilien   gestellt;   indess  ist  dasselbe 
schon  in  republikanischer  Zeit  auf  Schädigung  von  Immobilien  an- 
gewandt worden*. 

Al§  Schädigung  bezeichnet  das  aquillische  Gesetz  bei  lebenden  schwigung. 
Wesen   die   Tödtung,    bei   leblosen  Zerbrechen  und  Verbrennen**. 


^  Dig.  9,  2,  13,  2.  1.  15  pr.  1.  48  pr.  Die  theoretisch  schwache  Begründang 
wird  durch  das  praktische  Bedürfhiss  überwogen. 

^  Dig.  9,  2,  11,  6:    legis  Aquüiae  ctcUo  ero  comwUt^  hoc  est  domino,    1.  48  pr. 

'  Nach  strengem  Recht  kann  wegen  Sachbeschädigung  nur  der  Eigenthümer 
klagen,  wie  denn  die  Klage  wegen  abgehauener  Bäume  dem  Usufructuar  versagt 
wird  (Dig.  47,  7,  5,  2).  Wenn  dennoch  die  aquillische  Klage  erstreckt  wird  auf 
den  Nutzniesser:  Dig.  9,  2,  11,  10.  1.  12.  1.  17;  den  Pfandgläubiger:  Dig.  9,  2,  17. 
L  80,  1;  den  Servitutinhaber:  Dig.  9,  2,  27,  82;  den  gutgläubigen  Besitzer:  Dig.  9, 
2,  17,  so  sind  diese  Klagen  gesetzerweitemde  (viilts  oder  in  factum).  Daher 
begreift  es  sich,  dass  die  Grenze  schwankt;  dem  Commodatar  wird  die  Klage 
wegen  pauperies  eingeräumt  (Dig.  9,  1,  2  pr.),  die  aquillische  verweigert  (Dig.  9, 
2,  11,  9). 

*  Cicero  pro  TuUio  9.  Dig.  9,  2,  27,  7.  81.  82.  1.  45,  5.  1.  50.  47,  7,  1  pr. 
1.  5,  1.    1.  11. 

^  Oeddere,  rumpere,  frcmgere,  urere  sind  die  in  dem  Glesetz  gebrauchten 
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Die  Schranken  dieser  Fassung  hat  die  juristische  Interpretation 
mit  Hülfe  analogischer  Erstreckung  der  Klage ^  gesprengt,  nicht 
ohne  die  Sprache  zu  vergewaltigen,  die  Tödtung  gefasst  als 
Herbeiführung  des  Todes ^,  das  Zerbrechen  als  Verderben^  und 
überhaupt  jede  schädigende  Handgreiflichkeit  unter  das  Gesetz 
gezogen,  Verwundung*,  Verunreinigung '^,  Verbringung  des  Gegen- 
standes an  eine  die  Wiedererlangung  ausschliessende  Stelle  •.  Die 
einzelnen  Anwendungen  dieser  freien  und  befreienden  Auffassung 
aufzuführen  scheint  nicht  erforderlich;  hervorgehoben  mag  noch 
werden  die  Strafbarkeit  der  üebemahme  eines  Geschäfts  mit  un- 
zulänglichen Kräften  und  Kenntnissen,  beispielsweise  des  über  seine 
Kräfte  sich  belastenden  Trägers',  des  ungeschickten  Reiters  oder 
Fahrers®,  des  unwissenden  oder  nachlässigen  Arztes®.  Selbst  wo 
die  beschwerende  Handlung  der  Zweckbestimmung  des  Gegenstands 
entspricht,  also  nicht  so  sehr  die  Sache  als  der  Eigenthümer  ge- 
schädigt wird,  ist  die  aquillische  Klage,  wo  nicht  anders  geholfen 


Ausdriücke.  Die  Zwölftafeln  haben  sich  bei  der  Sachbeschädigung  vielleicht  ad 
rumpere  beschränkt;  die  daraus  (bei  Festus  p.  264;  vgl.  Scholl  p.  96)  angeführten 
Worte  rupit  in  (Hdschr.  rupitias)  XU  significat  damnum  dederü  sind  leidlich 
gesichert  und  beziehen  sich  wahrscheinlich  nicht  auf  die  Körper-,  sondern  auf  die 
Sachbeschädigung. 

^  Die  prozessualische  Verschiedenheit  der  actio  in  factum  oder  der  actio 
utilis  von  der  eigentlichen  aquillischen  wird  darin  bestanden  haben,  dass  in  der 
letzteren  nach  Angabe  der  Schädigung  die  Worte  folgten:  quidquid  paret  ob  eam 
rem  Nunierium  Negidium  Aulo  Agerio  dare  facere  oportere,  dagegen  in  jener  es 
bloss  hiess:  quanti  ea  res  est,  unter  Vermeidung  der  in  dem  dare  facere  (friere 
liegenden  Bezugnahme  auf  dte  gesetzliche  Vorschrift. 

'  Dig.  9,  2,  51  pr.:  lege  Äquilia  is  demum  teneri  vistis  est,  gm  adhibüa  vi 
et  quasi  manu  causam  mortis  praebuisset.  Dem  occidere  substituirt  die  Juris- 
prudenz das  allgemeine  causam  mortis  praebere  (Dig.  9,  1,  1,  7.  tit  2,  7,  8.  6. 
1.  9  pr.  §  2.  3.  1.  11,  1.  5.  1.  37  pr.  1.  49  pr.  1.  51  pr.  11,  8,  4).  Wer  den 
Getödteten  bei  der  Tödtung  festhält,  die  schädliche  Substanz  nicht  selbst  dem 
Kranken  eini^iebt,  fällt  in  die  zweite  Kategorie. 

^  Rumpere  wird  als  corrumpere  genommen,  welches  dann  als  Unterarten 
frangere  und  urere  einschliesst  (Gaius  3,  217.    Coli.  2,  4.   Dig.  9,  2,  27,  5). 

*  Dig.  9,  2,  27,  17. 

6  Dig.  9,  2,  27,  14. 

«  Versenkung  in  das  Wasser:  Dig.  9,  2,  27,  21.  19,  5,  14,  2.  41,  1,  55.  Be- 
freiung des  gefangenen  Wildes :  Dig.  41,  1,  55  oder  des  gefesselten  Sclaven :  Dig«  4, 
3,  7,  7.  Inst  4,  3, 16.  Hetzung  der  Hausthiere  und  dadurch  herbeigeführter  Dieb- 
stahl :  Gai.  3,  202.   Auch  in  diesen  Fällen  wird  die  Klage  als  erweiterte  bezeichnet. 

'  Dig.  9,  2,  7,  2. 

8  Dig.  9,  2,  8,  1. 

»  Coli.  12,  7,  7.  Dig.  9,  2,  7,  8.  1.  8  pr.  1.  9  pr.  §  1.  Inst.  4,  3,  6.  7. 
Immer  handelt  es  sich  hier  um  Behandlung  eines  Unfreien. 
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werden  kann,  nicht  völlig  ausgeschlossen*.  Der  Gebrauch  der 
fremden  Sache  aber,  der  ihren  Werth  nicht  verringert,  f&llt  nicht 
unter  das  Gesetz*.  Der  Zeitpunkt,  in  dem  die  Schädigung  zu 
Tage  tritt,  ist  für  die  Ertheilung  der  Klage  ohne  Belang®. 

Als  sittliche  Verschuldung  endlich  wird  bei  diesem  Delict  nicht  Absieht^oder 
bloss   die   von   dem   Schädiger  beabsichtigte  und  vorausgesehene  ^J^ciit"*dL 
Schädigung  gefasst,  sondern  auch  diejenige,  welche  er  verständiger  scwäige». 
Weise  hätte  voraussehen   müssen,   oder,   wie  dies  technisch  aus- 
gedrückt zu  werden  pflegt,  er  ist  nicht  bloss  für  die  böse  Absicht, 
den  Dolus,  sondern  auch  für  den  Mangel  an  Vorsicht,  die  (aquillische) 
Culpa  verantwortlich*.     Der  ethische  Grundcharakter  des  Straf- 
rechts, das  Einschreiten  gegen  die  Verletzung  der  jedem  Gemeinde- 
angehörigen obliegenden  sittlichen  Verpflichtung  verleugnet  auch  in 

^  Die  Behandlung  dieser  Fälle  ist  ungleich.  Abernten  fremder  Feldfracht 
und  Lesen  fremder  Trauben  wird  bei  geschäftlich  ordnungsmässiger  Vornahme  als 
Diebstahl  behandelt,  dagegen  hieher  gezogen,  wenn  Aehren  und  Trauben  unreif  sind 
(Dig.  9,  2,  27,  25 — 27).  Dasselbe  gilt  vom  Abhauen  der  zum  Schlagen  bestimmten 
Bäume,  wobei  aber  die  Zwölftafelklage  (S.  835)  und  die  Diebstahlsklage  con- 
curriren  (Dig.  9,  2,  27,  26).  Mis&brauch  einer  fremden  Sciavin  berechtigt  zur 
aquillischeu  Klage,  wenn  sie  unreif  ist  (Paulus  1, 13  A,  6);  bei  der  geschlechtsreifen 
ist  die  aquillische  Klage  ausgeschlossen  (Paulus  2,  26,  16),  wogegen  diejenige  wegen 
moralischen  Verderbnisses  zulässig  sein  kann  (Dig.  1,  18,  21.  11,  3,  2).  —  Anders 
wird  entschieden  bei  dem  Abweiden  fremden  Bodens  (Paulus  1,  15,  1;  vgl.  S.  834 
A.  5)  und  bei  dem  Verbrauch  von  Lebensmitteln  (Dig.  9,  2,  30,  2:  st  quia  alienum 
vinum  vel  frumentum  consumpserit  j  non  videtur  danvnum  iniuria  dare  ideoque 
utüis  danda  est  actio), 

*  Coli.  2,  4  =  Dig.  9,  2,  27,  17 :  si  in  ntdlo  servum  pretio  viliorem  deterio- 
remve  fecerit  (durch  Züchtigung),  Aquilia  cessat  iniuriarumque  erit  agendum.  Mit 
diesem  durchaus  folgerichtigen  Satz  verträgt  sich  nicht  recht  die  Zulassung 
beider  Klagen  wegen  Geisselung  eines  Sclaven  (S.  801  A.  6),  da  bei  der  sonstigen 
Behandlung  dieser  Frage  (Dig.  9,  2,  5,  1.  44,  7,  34  pr.  47,  10,  7,  1.  1.  15.  1.  46) 
zwischen  unschädlicher  und  beschädigender  Züchtigung  nicht  unterschieden  wird 
und  auch  wenn  man  diese  Stellen  auf  die  letztere  beschränkt,  die  Schätzungs- 
summe doch  bei  beiden  offenbar  nur  insofern  differirt,  als  die  rückgreifende 
Berechnung  bei  der  aquillischeu  Klage  dies  herbeiführt.  Praktisch  war  die  doppelte 
Abschätzung  auch  wohl  kaum  durchzuführen. 

'  Wenn  die  Folgen  der  That  erst  später  in  vollem  Umfang  hervortreten,  so 
kann  die  Klage  unter  Berücksichtigung  der  Einheitlichkeit  des  Delicts  wiederholt 
werden.  Dig.  9,  2,  46.  l.  47 :  si  rulnerato  servo  lege  Aquilia  actum  sit^  postea  mortuo 
ex  eo  mUnere  agi  lege  Aquilia  nihilo  minus  potest,  sed  .  .  ,  dominus  ,  .  .  ex- 
ceptione  doli  mali  opposita  compeUetur,  ut  ex  utroque  iudicio  nihil  amplius  con- 
sequatuTy  quam  consequi  dtberet,  si  initio  de  occiso  homine  egisset, 

^  Dig.  9,  2,  30,  3:  in  ha^ . . .  actione  dolus  et  culpa  pwnitur.  Gaius  3,  211. 
Dig.  9,  2,  32  pr. :  cum  interdum  levior  (als  Furtum)  sit  haec  causa  delicti,  veluti 
si  culpa  et  non  dolo  damnum  daretur.  Terminologisch  unterscheiden  unsere 
Quellen  die  staatliche  und  die  contractliche  Culpa  nicht  von  einander. 
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diesem  Fall  sich  keineswegs*.  Der  Staat  fordert  von  einem  jeden 
einerseits  Unterlassung  einer  jeden  absichtlichen  Schädigung  fremden 
Eigenthums,  andrerseits  nicht  Handlungen  zum  Nutzen  dritter 
Personen,  welche  vielmehr  nur  auf  Grund  besonderer  regelmässig 
contractu  eher  Verpflichtung  rechtlich  verlangt  werden  können,  woU 
aber  Unterlassung  einer  jeden  Handlung,  bei  welcher  bei  rechter 
Ueberlegung  die  Schädigung  fremden  Eigenthums  vorauszusehen 
war.  Während  der  Verstoss  gegen  die  contractliche  Pflicht,  die 
contractliche  Culpa  je  nach  ihrer  mannichfaltigen  Grundlage  in 
verschiedenen  Abstufungen  auftritt,  ist  der  Verstoss  gegen  jene 
staatliche  Pflicht,  die  staatliche  Culpa  für  alle  Gemeindeangehörigen 
die  gleiche  und  einer  grad weisen  Differenzirung  nicht  fähig*.  In 
ihrer  Zwischenstellung  zwischen  der  bösen  Absicht  und  dem  nicht 
vorauszusehenden  Zufall  ist  sie  wahrscheinlich  schon  in  dem  Zwölf- 
tafelrecht  enthalten  gewesen,  wenn  gleich  erst  die  spätere  Rechts- 
wissenschaft sie  zu  voller  Entwickelung  gebracht  hat®, 
wegfau  der  Ausgeschlossou  wird*  die  Widerrechtlichkeit  der  Schädigung 
uckkeit.  nicht  bloss  da,  wo  sie  durch  einen  nicht  vorauszusehenden  Zufall  * 
herbeigeführt  ward,  sondern  auch: 

1.  bei  mangelnder  Handlungsfähigkeit  des  Schädigenden^,  da 
dadurch  das  pflichtwidrige  Verhalten  ausgeschlossen  ist; 

2.  bei  den  durch  die  obrigkeitliche  oder  Vorgesetztenstellung 
des  Handelnden  gedeckten  Vornahmen*; 

3.  bei  berechtigter  Nothwehr,  zum  Beispiel  der  Tödtung  eines 
unfreien  Angreifers  ^  oder  bei  berechtigter  Selbsthülfe,  zum  Beispiel 
der  Tödtung  des  unfreien  Ehebrechers®; 

4.  bei  einem  Nothstand,  wo  Gefährdung  der  eigenen  Habe  und 
eventuell  des  Lebens  nur  durch  Zerstörung  fremden  Eigenthums 
abgewendet  werden  kann®; 


^  £s  ist  dies  bereits  S.  88  fg.  ausgeführt  worden. 

'  Mucius  Scaevola  Dig.  9,  2,  31 :  culpam  esse,  quod  cum  a  diligenU  pro- 
videri  potuerit,  non  esset  provisum.  1.  44  pr. :  in  lege  Aquilia  et  levissima  culpa 
venu.    1.  28,  1. 

'  Wir  kommen  darauf  bei  der  culposen  Brandstiftung  zurück. 

*  Beispiele  Dig.  9,  2,  5,  2.  1.  52,  4.    Inst  4,  B,  4.  5. 

^  Dies  gilt  von  dem  Irren  und  dem  unzurechnungsfähigen  Kind.   Dig.  9, 2, 5, 2. 

^  Missbrauch  dieser  Befiigniss  führt  nicht  zur  Ii^jurienklage,  da  die  Absicht 
der  Beleidigung  fehlt  (S.  797),  wohl  aber,  namentlich  wenn  dadurch  ein  Unfreier 
geschädigt  ist,  zur  aquiUischen  (Dig.  9,  2,  5,  3.   1.  6.  1.  7  pr.  1.  29,  7). 

'  S.  620.    Dig.  9,  2,  4  pr.   1.  5  pr.   1.  45,  4.   1.  52,  1. 

8  S.  624.    Dig.  9,  2,  30  pr. 

^  Dig.  9,  2,  49,  1 :    qui  .  .  .  iusto  metu  ductus,  ne  ad  se  ignis  perwmnt, 
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5.  bei  der  durch  Verschuldung  des  Geschädigten  selbst  herbei- 
geführten Schädigung  \  wohin  auch  die  bei  Gelegenheit  des  Glücks- 
spiels dem  Bankhalter  zugefügte  Beschädigung  gezählt  wird^; 

6.  in  bedingter  Weise  bei  der  mit  Einwilligung  des  Ge- 
schädigten vorgenommenen  Handlung^,  was  namentlich  auf  den 
mit  körperlicher  Gefahr  verbundenen  Wettkampf  Anwendung  findet*. 

Die  versuchte  Sachbeschädigung  fällt  nicht  unter  diese  Klage,    vewnch. 
insofern  sie  eine  Werthminderung  des  Gegenstandes  nicht  herbei- 
geführt hat  *^;  kann  aber  unter  Umständen  als  Eingriff  in  das  Eigen- 
thum  mit  der  Injurienklage  verfolgt  werden  (S.  793). 

Wenn  bei  der  Sachbeschädigung  mehrere  Personen  zusammen  Mitth&t«r- 
wirken,  so  soll  nach  Möglichkeit  die  Verschuldung  des  Einzelnen  •*^*'*' 
festgestellt  und  entsprechend  bestraft  werden;  bei  erwiesenem 
Zusammenhandeln  oder  bei  der  Unmöglichkeit  die  Betheiligung 
des  Einzelnen  festzustellen  gilt  auch  hier  die  Untheilbarkeit  des 
Delicts®.  Anstiftung  und  Hülfleistung  stehen  der  principalen 
Verschuldung  gleich.  FQr  das  Zusammenwirken  des  Herrn  und 
und  des  Sclaven  (S.  102)  und  dasjenige  mehrerer  Sclaven  desselben 
Herrn  (S.  108)  gelten  die  allgemeinen  Regeln. 

Der  Prozess  verläuft  bei  der  Eigenthumsbeschädigung  wie  bei  Prowes. 
der  Eigenthumsenteignung ,  nur  dass  hier  bei  dem  niederen  Mass 
der  ethischen  Verschuldung  das  Gapitalverfahren  ausgeschlossen 
und  der  Geschädigte  unbedingt  verpflichtet  ist  die  Lösung  an- 
zunehmen. Auch  dieser  Prozess  ist  zweitheilig,  insofern  zu- 
nächst die  Thatsache  und  "  der  Umfang  der  Schädigung  durch 
den  Geschwornen  festgestellt,  alsdann  dieselbe,  da  wenigstens 
das  aquillische  Gesetz  feste  Tarifirung  nicht  kennt,  in  Geld  ab- 
geschätzt wird;  wenn  der  Schädiger  die  Schädigung  einräumt,  be- 

vicincts  aedes  intercidit  .  .  .  sive  pervenit  ignis  sive  ante  exHnctus  est,  (Celsus) 
exigtimat  legis  Aquüiae  actionem  cessare.  1.  29,  3:  Labeo  scribit,  si,  cum  vi  ven. 
tarwn  navis  imptUsa  esset  in  funes  ancorarum  aUerius  et  nautae  funes  praeci' 
dissent,  si  nuUo  odio  modo  .  .  .  explicare  se  potuitj  nullam  actionem  dandam. 
Dies  rechtfertigt  aach  den  Seewarf. 

1  Beispiele  Dig.  9,  2,  9,  4.  1.  11  pr. 

*  Prätorisches  Edict  Dig.  11,  5,  1  pr. 

'  Die  Feststellung  der  Grenze  ist  Thatfrage.  Auch  wo  bei  der  Arbeit  der 
Gegenstand  leicht  zu  Grunde  gehen  kann,  ist  die  Verantwortung  beschränkt 
(Dig.  9,  2,  27,  29). 

^  Bei  öffentlichen  Wettkämpfen  fällt  die  Verantwortung  überhaupt  weg,  so 
weit  die  Spielregeln  eingehalten  sind,  ebenso  bei  solchen  privaten,  an  denen  ein 
Unfreier  sich  mit  Erlaubniss  des  Herrn  betheiligt  (Dig.  9,  2,  7,  4). 

^  Ausdrücklich  wird  dies  bemerkt  bei  der  Sclayenverführung  (Gai.  8,  198). 

«  Dig.  9,  2,  11,  2.  4.   1.  51,  1.    Vgl.  S.  98  fg. 
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schränkt  sich    das   gerichtliche  Verfahren   auf  die    Aestiination  ^ 
Wie  bei  dem  Diebstahl  bleibt  der  Vergleich  auch  nach  der  ersten 
Entscheidung  den  Parteien  freigestellt  und  führt  zur  formellen 
Freisprechung  des  Beklagten^, 
strafen.  Gesetzliche  Strafsätze,  wie  die  Zwölftafeln  sie  für  die  Körper- 

beschädigung aufstellen,  haben  sie  auch  in  der  Sonderklage  wegen 
Abhauens  der  Fruchtbäume  festgesetzt  (S.  835)  und  es  mögen 
andere  ähnliche  Bestimmungen  für  uns  verschollen  sein ;  das  aquil- 
lische  Gesetz  kennt  sie  nicht  und  ist  vielleicht  hau])tsächlich  zu 
dem  Zwecke  erlassen  worden,  um  dieselben  zu  beseitigen.  Dieses 
legt  bei  der  Bestrafung  einfach  den  Schadeusbetrag  des  ein- 
zelnen Falles  zu  Grunde,  wobei  indess,  wie  namentlich  die  Be- 
handlung der  Mitthäterschaft  und  der  Ausschluss  der  Klagver- 
erbung zeigt,  die  Leistung  durchaus  als  pönale  gefasst  wird*.  Be- 
rechnet wird  nach  dem  aquillischen  Gesetz*  bei  der  zerstörten  Sache 
der  volle  Marktwerth*  und  bei  der  beschädigten,  was  diesem  ab- 
geht*, ferner  der  Werth  der  etwa  entgangenen  Früchte  und  der 
etwa  aufgewandten  Kosten^,  überhaupt  das  volle  Interesse®.  Sogar 
rück  greifend  wird  der  Marktwerth  in  Ansatz  gebracht  um  ein  Jahr 
bei  Tödtung  von  Sclaven  und  Heerdenthieren  *,  um  einen  Monat 


^  Nicht  ganz  genau  beisst  es  Dig.  9,  2,  25,  2 :  in  hac  actione,  quae  adversus 
canfUentem  datur,  iudex  non  rei  iudicandae,  sed  aestimandae  datur^  nam  ntdlae 
partes  sunt  iudicandi  in  conßtentes.  1.  26.  Das  Recht  zu  verurtheilen,  kann  auch 
in  diesem  Fall  dem  Geschwomen  nicht  gefehlt  haben. 

'  In  dem  iudicium  damni  iniuria  wegen  Tödtung  eines  Sclaven,  Ton  dem 
Cicero  pro  Q.  Roscio  11,  32  spricht,  einigen  sich  nach  der  Liüscontestatioii  die 
Parteien  über  die  Höhe  der  Entschädigung  und  es  wird  dies  bezeichnet  als  Ver- 
gleich {(iecidere).  Ob  der  Vergleich  nach  dem  Geschwomenspruch  stattfindet  oder 
dieser  dadurch  überflüssig  wird,  erhellt  nicht  und  ist  auch  rechtlich  gleichgültig. 

^  Das  betonen  auch  die  Quellen:  cum  sit  poena  Dig.  9,  2,  11,  2. 

^  Bei  Thierschädigung  und  culposer  Brandstiftung  fordern  die  Zwölftafeln 
einfach  Ersatz. 

^  Der  sogenannte  Affectionswerth ,  die  dem  Eigenthümer  individueUe  Werth- 
bemessung  des  Objects  kommt  nicht  in  Betracht  (Dig.  9,  2,  33  pr.). 

^  Bei  Sciavenverführung  hat  der  Kläger  die  Wahl  zwischen  Forderung  des 
Minderwerthes  oder,  unter  Abtretung  des  Sclaven  an  den  Beklagten,  des  früheren 
Vollwerthes  (Dig.  11,  3,  14,  9). 

'  Dig.  9,  2,  7  pr.  vgl.  9,  3,  7. 

8  Dig.  9,  2,  7  pr.  1.  21,  2.  1.  22.  I.  23  pr.  1.  55.  47,  7,  8  pr.  Inst  4,  3,  10. 
Bei  Sclavenverfuhrung  kann  Ersatz  gefordert  werden  für  die  dadurch  herbei- 
geführten Delicte  und  deren  Folgen  (Dig.  11,  3,  10.   1.  11.   1.  14,  6). 

ö  Dig.  9,  2,  2  pr.  1.  21  pr.  1.  23,  3.    Inst  4,  3,  9. 
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bei  jeder  anderen  Schädigung  ^  so  dass  es  dem  Kläger  freigestellt 
wird  jeden  innerhalb  dieser  Fristen  liegenden  Zeitpunkt  der  Ab- 
schätzung zu  Grunde  zu  legen.  Häufig  also  übersteigen  die  dem 
Geschädigten  aus  der  That  erwachsenden  Ansprüche  mehr  oder 
minder  den  effectiven  Schadensbetrag  und  immer  ist  dies  der  Fall, 
wenn  mehrere  Personen  an  dem  Delict  betheiligt  sind,  da  jeder  Mit- 
thäter  für  den  Vollbetrag  haftet*.  Weiter  tritt  Verdoppelung  der 
Klagsumme  hinzu,  wenn  der  Beklagte  die  Schädigung  zu  Unrecht 
abgeleugnet  hat®. 

Die  Noxalklage,  wenn  ein  Haussohn  oder  ein  Sclave  das  Delict    Nozai- 
verübt  hat,  folgt  den  allgemeinen  Regeln  *,  abgesehen  von  den  bei  ^«rf»^»- 
dem  delictischen  Zusammenhandeln  mehrerer  Sclaven  eintretenden 
gesetzlichen  Beschränkungen  (S.  103  A.  2). 

Die  Klage  wegen  Eigenthumsbeschädigung  so  wie  sämmtliche  venrimiiff. 
analoge  weiterhin   in  diesem  Abschnitt  erörterte  fallen  weg  mit 
dem  Tode  des  Thäters  und  gehen  nicht  gegen  dessen  Erben*. 

Die  Verjährung  der  aquillischen  Klage  so  wie  der  sämmtlichen  ve,juiniiif. 
in  diesem  Abschnitt  zusammengefassten ,  auch  der  ihrer  Straf- 
bestimmung* oder  ihrer  Einführung  nach  prätorischen  "^  ist  die 
allgemeine  der  Regel  nach  dreissigjährige ;  nur  die  weiterhin  er- 
wähnten prätorischen  und  ädilicischen  festen  Geldbussen  unterliegen 
der  jährigen  Frist®. 

5.   Analoge  SchSdignngsklagen. 

Es  bleibt  noch  eine  Reihe  delictischer  Klagen  zu  erörtern, 
welche  nicht  in  den  Kreis  der  aquillischen  Eigenthumsschädigung 
fallen,  aber  in  mehr  oder  minder  analoger  Weise  behandelt  werden.      • 
Sie  betreffen  die  folgenden  Delicte: 


1  Dig.  9,  2,  27,  5. 

^  Aquillische  Klage  Dig.  9,  2,  11,  2:  si  cum  uno  agatufy  ceteri  non  liberantur, 
nam  ex  lege  Aquilia  quod  alius  praestitit,  älium  non  relevaL  —  Umgehauene 
Bäume  Dig.  47,  7,  6  pr. :  si  plures  eandem  arborem  furUm  ceciderinty  cum  singulis 
in  soUdwn  (tgetur.    Vgl.  S.  8dl  A.  6. 

»  Gai.  4,  9.  171.    Dig.  9,  2,  2,  1.  1.  23,  10. 

*  Dig.  9,  1,  1,  13.  Danach  ist  Dig.  9,  2,  37,  1  (vgl.  Dig.  9,  1,  1.  16)  die 
vorhergehende  Litiscontestation  zu  ergänzen. 

*  Aquillische  Klage:  Dig.  9,  2,  23,  8.  Inst  4,  3,  9.  —  Umgehauene  Bäume: 
Dig.  47,  7,  7,  6.  —  Sclavenverfilhrung:  Dig.  11,  8,  13  pr.  —  Guss  und  Wurf: 
Dig.  9,  3,  5,  5. 

*  Umgehauene  Bäume:   Dig.  47,  7,  7,  6. 

"^  Sclavenverftüirung:  Dig.  11,  3,  13  pr.  —  Guss  und  Wurf:   Dig.  9,  3,  5,  5« 
«  Dig.  9,  3,  5,  5. 
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1.  Thierbeschädiguiig  nach  den  Zwölftafeln; 

2.  Umhauen  von  Fruchtbäumen  nach  den  Zwölftafeln; 

3.  Culpose  Tödtung  des  Freien  nach  magistratischem  Recht; 

4.  Culpose  Körperverletzung  des  Freien  nach  magistratischem 
Recht ; 

5.  Brandstiftung  nach  den  Zwölftafeln; 

6.  Missbrauch  der  Adstipulation  nach  dem  aquillischen  Gesetz ; 

7.  Moralische    Corrumpirung    der    hausunterthänigen    Person 
nach  magistratischem  Recht; 

8.  Schädigung  durch  Haltung  gefährlicher  Thiere  nach   ma- 
gistratischem  Recht; 

9.  Schädigung    durch  Guss  und  Wurf  nach   magistratischem 
Recht ; 

10.   Qualificirte  Körperverletzung  und   Sachbeschädigung  nach 
Kaiserrecht. 

Thierb^  1.  Die  Schädiguug ,  welche  das  im  Privateigenthum  stehende 

•diÄdigung.  rj^j^j,  1  anrichtet,  wird  nach  dem  Zwölftafelrecht  *  und  ebenso  auch 
später  zwar  nicht  in  den  Begriff  des  'Unrechts*,  der  iniuria 
einbezogen^,  aber  als  *  Ab  weidung*,  pauperies*'  in  ähnlicher 
Weise  delictisch  behandelt.  Es  wird  dabei,  wie  ursprünglich  bei 
der  iniuria^  die  Körper-  und  die  Sachbeschädigung  zusammen- 
gefasst  (S.  784).  Das  Thier  wird  durchaus  behandelt  als  gleich 
dem  Menschen  der  socialen  Ordnung  unterworfen;  es  macht  sich 
strafbar,  wenn  es  in  unerlaubter  Weise  abweidet*;  wenn  von  zwei 


^  Das  Gesetz  nannte  nur  die  vierfüssigen  Thiere,  wurde  aber  auf  alle  übrigen 
im  Privateigenthum  stehenden  analogisch  erstreckt  (Dig.  9,  1,  1,  2.  1.  4);  die  wilden 
sind  nur  ausgenommen,  so  weit  und  so  lange  sie  herrenlos  sind  (Dig.  9,  1,  1,  10). 
Das  pesolanische  (?)  Gesetz  betraf  specieU  die  Hunde  (Paulus  1,  15,  1). 

«  Dig.  9,  1,  1  pr. 

«  Dig.  9,  1,  1,  3. 

^  Pauperies  (dessen  zweite  Hälfte  sicher  mit  api-parus  zusammenzustellen 
ist)  möchte  etymologisch  als  < Weidenlassen'  zu  fassen  sein;  bei  der  gewöhnlichen 
Verknüpfung  des  Wortes  mit  paucus  kommt  man  auf  den  Begriff  der  Minderung, 
der  dem  Sprachgebrauch  nicht  conform  ist  Ob  die  Zwölftafeln  das  Wort  ge- 
braucht haben,  ist  zweifelhaft;  sie  scheinen  vielmehr  den  allgemeinen  Begriff  der 
nosßa,  das  heisst  des  von  einem  in  der  Gewalt  eines  Dritten  stehenden  Wesen  be- 
gangenen und  von  dem  Grewalthaber  zu  verantwortenden  Delicts  auf  das  Haus- 
thier  erstreckt  zu  haben  (Dig.  9,  1,  1  pr.). 

^  Das  Abweiden  kann  nach  dem  vorher  Bemerkten  (A.  4)  nur  dann  als 
pa/uperies  betrachtet  werden,  wenn  es  sich  auf  die  zu  erntenden  Feldfirüchte 
bezieht.  Die  in  den  Zwölftafehi  (8,  6  Scholl  =  Dig.  19,  5,  14,  8)  besondere  ge- 
gebene Klage  de  pastu  pecoris  dürfte  sich  auf  das  Auftreiben  des  Yiehs  auf 
fremde  Weide  beziehen. 
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kämpfenden  Thieren  das  eine  zu  Schaden  kommt,  so  richtet  die 
Strafbarkeit  sich  danach,  welches  der  beiden  den  Streit  angefangen 
hat*;  bei  Führung  des  Thieres  durch  einen  Menschen  wird  nur 
dieser  als  «verantwortlich  betrachtet  ^.  Die  Klage  ist  nothwendig 
noxal  und  erlischt  durch  den  Tod  des  Thieres*;  nur  wenn  der 
Eigenthümer  den  Besitz  verleugnet,  verliert  er  das  Recht  sich 
durch  Auslieferung  von  der  Klage  zu  befreien*.  Im  Uebrigen 
folgt  die  Klage  durchaus  der  aquillischen  *. 

2.  Die  Klage  wegen   umgehauener  Fruchtbäume  haben   die  Ki«ge  wegen 
Zwölftafeln  wahrscheinlich  aufgestellt  •,  weil  dies  Gesetz  die  Sach-  geunener 
beschädigung  auf  bewegliche   Sachen  beschränkte  (S.  827);  aber    ^rne^ir 
obwohl   die   Zulässigkeit    der    aquillischen    auch  für  diesen  Fall 

in  der  Folgezeit  anerkannt  wird  (A.  9),  ist  sie  dennoch  neben 
dieser  beibehalten  worden  und  hat  bis  in  'die  späteste  Zeit  als 
selbständige  privatdelictische  sich  behauptet.  Der  Thatbestand  ist 
von  dem  durch  das  Hauptgesetz  geforderten  nur  insofern  ver- 
schieden*^^ als  diese  Klage  nur  bei  dolosem  Handeln  gegeben 
wird  ®.  Die  von  den  Zwölftafeln  auf  25  Asse  für  den  Baum  fest- 
gesetzte Strafe  ist  späterhin,  vermuthlich  durch  den  Prätor,  in 
doppelten  Ersatz  des  Schadens  umgewandelt  worden  •. 

3.  Dass  die  Tödtung  des  freien  Mannes  nach  Zwölf  tafelrecht,  Tödtung  dee 
wenn   sie   nicht   als   Mord   bestraft   werden   kann,   nur  zu   einer    ^"**°' 
religiösen  Sühnung  führt*®,  ist  wohl  herbeigeführt  worden  durch 


»  Dig.  9,  1,  1,  8.  11. 

a  Dig.  9,  1,  1,  5.  6. 

'  Nach  den  pseado-gaianschen  Fragmenten  von  Auton  ist  (vgl.  Dig.  9,  1,  ],  13; 
Gaius  4,  81)  bei  der  Noxalklage  nach  dem  Tode  des  Thieres  dem  Kläger  der  Körper 
abzuliefern,  wie  dies  auch  Rechtens  ist  bei  der  staatsrechtlichen  Noxa  (Liv.  8,  39, 14). 

*  Dig.  9,  1,  1,  15. 

^  Auch  die  analogischen  Klagen  {utiles  und  in  factum)  werden  hier  in  gleicher 
Weise  gegeben  (Dig.  9,  1,  4.   19,  5,  14,  3). 

*  Zwölftafeln  8,  10.  Das  Gesetz  nannte  nur  die  Bäume  (Gai.  4,  11);  aber 
die  Reben  wurden  darunter  mit  verstanden  (Plinius  n.  h.  14,  1,  9 ;  Dig.  47,  7,  3  pr.). 

"^  Dig.  47,  7, 5,  1 :  eius  actionis  eadem  causa  est  quae  est  legis  ÄquiUae,  Der 
Diebstahl  ist  darin  nicht  nothwendig  enthalten  (Dig.  47,  7,  7,  1.  1.  8»  2),  obwohl 
Paulus  2,  31,  24  das  Delict  dahin  zieht. 

"  Dies  darf  aus  der'Benennung  der  Klage  arbarum  furtim  caesarum  und  dem 
Strafeatz  geschlossen  werden. 

*  Dig.  47,  7,  7,  7.  Es  kann  daher  diese  Klage  auch  nach  der  aquillischen 
angestellt  werden  auf  das  Mehr  (Dig.  47,  7,  1). 

^®  Dies  besagt  der  bekannte  sowohl  in  den  Königsgesetzen  wie  in  den  Zwölf- 
tafeln (8, 24  Scholl)  enthaltene  Satz  über  den  den  Geschlechtsgenossen  unterstellten 
Widder.    Vgl.  S.  85  A.  3. 

5S* 
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das  Zurückdrängen  der  Geschlechterverfassung  und  die  Beseitigung 
der  Blutrache;  bei  der  dafür  eintretenden  Feststellung  des  öffent- 
lichen Mordverfahrens  mag  die  Einreihung  der  culposen  Tödtung 
unter  die  Privatdelicte  bedenklich  erschienen  sein.  Die  in  den 
Rechtsbüchern  dafür  geltend  gemachte  Begründung,  dass  es  für 
das  Menschenleben  kein  Aequivalent  giebt^,  trifft  auch  zu  auf 
die  Körperbeschädigung  und  hat  die  alte  Gesetzgebung  schwer- 
lich bestimmt.  Späterhin  führt  nach  magistratischem  Becht  nicht 
beabsichtigte,  aber  verschuldete  Tödtung,  wenn  sie  durch  uner- 
laubtes Halten  von  wilden  Thieren  veranlasst  ist,  zu  einer  Geld- 
busse von  2000",  wenn  durch  Guss  und  Wurf,  zu  einer  Geldbusse 
von  5000  Sesterzen*. 
K6iperbe-  4.   Die  schuldhafte  Körperverletzung  des  freien   Mannes,  so 

dw'Fr'^eif.  ^®i*  sie  nicht  als  Mordversuch  unter  das  betreffende  Gesetz  fiUt 
(S.  627),  wird  nach  Zwölftafelrecht  als  Injurie  bestraft,  wahrschein- 
lich sowohl  wenn  sie  absichtlich  als  wenn  sie  in  unvorsichtiger 
Weise  zugefügt  worden  war^.  In  dem  späteren  Becht  ist  in 
letzterem  Fall  die  Injurienklage  ausgeschlossen  und  nach  strengem 
Becht  giebt  es  dafür  eine  Civilklage  ebenso  wenig  wie  für  die 
culpose  Tödtung;  es  werden  aber  die  Klagen  wegen  Eigenthums- 
schädigung,  sowohl  die  aquillische '^  wie  auch  die  wegen  Thier- 
schädigung®,  ebenso  die  wegen  unerlaubten  Haltens  von  wilden 
Thieren^  oder  wegen  Guss  und  Wurf®  auf  die  Körperbeschädigung 
des  freien  Mannes  erstreckt. 
Brand-  5.  Dass  dlo  böswilHge  Brandstiftung  von  den  Zwölftafeln  als 

nJh^z^wöif-  Menschenleben  gefährdend  unter  das  Morddelict  gezogen  ist  (S.  646 
tafeincht.  A.  2),  schliesst  die  Behandlung  der  Brandstiftung  überhaupt  vom 

^  Dig.  9,  8,  1,5:  in  honiine  Ubero  nulla  corporis  aestimixHo  fieri  potest  1.  7. 

*  Dig.  21, 1,  42.  Der  aureus  oder  solidus  ist  hier  und  später  zu  100  Sesteixen 
gerechnet,  was  die  richtige  auch  bei  der  Grenzsteinverrackung  angewandte 
Gleichung  ist 

*  Dig.  9,  8,  1  pr.    Inst  4,  5,  1.    Die  Klage  ist  populär:  Dig.  9,  8,  5,  5. 

^  Positiv  beweisen  lässt  es  sich  allerdings  nicht,  dass  die  iniuria  der  Zwölf' 
tafeln  die  cuZpa  einschliesst;  und  Talion  bei  culposer  Handlung  ist  bedenklich. 
Aber  andererseits  wendet  sich  die  Strafe  jener  Epoche  gegen  die  That  als  solche 
und  es  ist  auch  bedenklich  der  Causalit&t  bei  derselben  eine  weitere  Einwirknng 
zuzuschreiben  als  das  Ausschliessen  der  in  keiner  Weise  Torauszusehenden  Zu- 
fälligkeit    Vgl.  S.  887  A.  1. 

*  Dig.  9,  2,  13  pr.:  liber  liomo  suo  nomine  utHem  Agutlio«  habet  acüofim; 
directam  enim  non  häbetf  guomam^  dominus  membrorum  suorum  nemo  videiitr, 

*  Dig.  9,  1,  8. 

'  Dig.  21,  1,  42. 

8  Dig.  9,  3,  1  pr.  L  7.    Inst  4,  5,  1. 
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Standpunkt  der  Sachbeschädigung  um  so  weniger  aus,  als  die 
Mordklage  dem  durch  den  Brand  Geschädigten  keinen  Ersatz  ge- 
währt. Wahrscheinlich  hat,  wie  über  das  Umhauen  der  Bäume, 
so  auch  über  die  Brandstiftung,  in  dem  Gesetzbuch  eine  Sonder- 
bestimmung den  Schadensersatz  vorgeschrieben,  wobei  indess  dahin- 
gestellt bleiben  muss,  ob  diese  sich  auf  die  dolose  Brandstiftung 
beschränkte  oder,  wie  wahrscheinlicher,  die  durch  pflichtwidrige 
Nachlässigkeit  veranlasste  einschlösse  Auf  die  Behandlung  der 
Brandstiftung  im  späteren  Recht  kommen  wir  zurück. 

6.   Den  Missbrauch  der  Adstipulation  hat  das  aquillische  Ge-  MiMb»ach 
setz  nicht  ohne  Grund  der  Sachbeschädigung  gleichgestellt  *.   Wenn  gtipuution. 

^  Die  Entscheidung  hängt  ab  von  den  dem  Zwölftafelcommentar  des  Gaius 
entnommenen  an  die  Bestimmungen  Über  die  böswillige  Brandstiftung  (S.  646  A.  2) 
sich  anschliessenden  Worten :  si  vero  casu,  id  est  negUgeniia^  aut  noxiam  sarcire 
iübetur  aut  8i  minus  idoneus  sit,  levius  c(istigatur.  Wenn  weder  das  Wort  casu 
noch  levius  castigare  in  den  Zwölftafeln  gestanden  haben  kann,  so  ist  noxiam 
sarcire  sicher  daher  entnommen  und  yermuthlich  sind  jene  Ausdrücke  von  den 
Interpreten  des  alten  Gesetzbuchs  oder  auch  von  den  Compilatoren  für  gleich- 
bedeutende eingesetzt  worden ;  dem  Inhalte  nach  passen  sie  in  dasselbe  vollkommen. 
Auch  die  Erklärung  von  castM  durch  neglegentia  ist  unanfechtbar;  der  'Zufall' 
schUesst  die  Absicht  aus,  aber  4en  durch  Muthwillen  oder  Unvorsichtigkeit  herbei- 
geführten Unfall  ebenso  ein  wie  den  sogenannten  reinen  Zu&ll.  Die  Tödtung 
durch  die  < Waffe,  welche  mehr  aus  der  Hand  fliegt  als  dass  sie  geworfen  wird% 
was  im  Zwölftafelbuch  der  Ausdruck  ist  für  die  nicht  als  Mord  strafbare  Tödtong 
(S.  84  A.  3),  schliesst  unzweifelhaft  .die  durch  Unvorsichtigkeit  herbeigeführte  ein, 
und  auch  in  der  späteren  Zeit  werden  voluntas  und  casus  (Coli.  1,  10,  1 ;  Dig.  48, 
8,  1,  8),  fraus  und  casus  (Coli.  1,  9,  1),  consulto  und  casu  (Coli.  1,  11,  8  »» 
Dig.  48,  19,  5,  2)  als  absolute  Gegensätze  hingestellt,  casu  und  imprudenter 
gleichgesetzt  (Coli.  1,  7,  1),  in  allen  welchen  Stellen  (ebenso  Inst  4,  8,  8)  casus 
zweifellos  in  dem  weiteren  die  culpa  nicht  ausschliessenden  Sinn  zu  fassen  ist. 
Es  findet  sich  sogar  bei  Paulus  Coli.  12,  6,  1  (wo  casu  nicht  in  easam  —  das 
Bauerhaus  —  geändert  werden  darf,  zumal  da  insulam  das  vorhergehende  oppido 
aufnimmt)  die  Dreitheilung  der  Brandstiftung  praedae  causa  oder  ex  inimicitiis, 
der  Brandstiftung  casu  und  der  fortuita  incendia,  wo  casus  geradezu  negle- 
gentia ist  im  Gegensatz  zu  dem  die  Verantwortung  ansschlieBsenden  -  Zufall. 
Anderswo  (Coli.  12,  2,  8)  stellt  derselbe  Jurist  der  absichtlichen  Brandstiftung 
die  fortuita  incendia  gegenüber  als  theils  durch  incuria,  theils  casu  venti  furentis 
entstanden.  Die  Zufälligkeit  ist  also  bei  den  römischen  Juristen  kein  schlecht- 
hin fester  Begriff,  sondern  jedesmal  aus  dem  Zusammenhang  zu  entnehmen,  ob 
sie  die  culpose  Verschuldung  ein-  oder  ausschliesst  Dass  in  der  Epoche  des 
Zwölftafelrechts  die  Thatsache  der  Brandstiftung  ohne  Berttcksichtigung  der  Can- 
salität  rein  äusserlich  bestraft  worden  sei,  ist  besonders  nach  der  Behandlung  der 
unfreiwilligen  Tödtung  nicht  anzunehmen;  dass  andererseits  die  Ersatzpflicht  bei 
der  Brandstiftung  von  dem  Nachweis  der  bösen  Absicht  abgehangen  habe,  ist  auch 
wenig  glaublich.  Sicher  lässt  sich  die  Frage  nicht  entscheiden,  aber  wahrschein- 
lich ist  Zwölftafehrecht,  was  Gaios  als  solches  giebt 

'  Gaius  8,  215.  216.    Wenn  dieser  hinzufügt,  dass  die  Klage*  nnnöthig  sei. 
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durch  die  Ausübung  des  Creditorenrechts  im  Uebrigen  dritte 
Personen  nicht  geschädigt  werden  können,  so  vernichtet  dann, 
wenn  dem  materiell  berechtigten  Gläubiger  durch  dessen  Mandat 
ein  anderer  lediglich  formell  gleichgestellt  ist,  der  von  diesem 
Adstipulator  vorgenommene  Schulderlass  auch  den  Anspruch  des 
materiell  Forderungsberechtigten,  und  da  zu  der  Zeit,  wo  das  Ge- 
setz erlassen  ward,  das  Mandat  wahrscheinlich  eine  Klage  noch 
nicht  begründete,  so  wurde  durch  diesen  Act  dem  Hauptgläubiger 
ein  ähnlicher  Schaden  zugefügt  wie  durch  Eigenthumsbeschädigung. 
Daher  gab  dies  Gesetz  ihm  gegen  den  Mandatar  die  Klage  auf 
Schadensersatz. 
scUt«-  7^   Die  Verführung  (corrwmfere)  des  Unfreien,  das  heisst  jede 

^'  Einwirkung  auf  die  Moralität  desselben,  welche  den  Verkaufswerth 
mindert,  berechtigt  den  Hausherrn  nach  prätorischer  Ordnung  zu 
einer  der  aquillischen  analogen  Klage  *  auf  doppelten  Ersatz  *.  Diese 
wird  ähnlich  auch  wegen  Verführung  eines  Hauskindes  gegeben*. 
Halten  fe-  8.   Wogou  Halteus  gefährdender  Thiere  an  Verkehrsorten  geht 

fuiueher  ^^.^  dem  Edict  der  curulischen  Aedilen  bei  einer  durch  dieselben 

Thiere. 

herbeigeführten  Körper-  oder  Sachbeschädigung  gegen  den,  der  sie 

dort   hält,   eine    auf  doppelten   Ersatz    gestellte  Schadensklage*. 

Der  Strafklage  im  Fall  der  Tödtung  ist  bereits  gedacht  worden, 
schidigang         9.  Die   an  Verkehrsstellen**   durch   Giessen   und  Werfen   aus 
und  ^^  einer  Behausung  oder  aus  einem  Schiff*  herbeigeführte  Schädigung 

fällt,  wenn  sie  einer  bestimmten  Person  zur  Last  gelegt  werden 


da  der  Hauptgläubiger  gegen  den  Adstipulator  die  Man^^tklage  hat,  so  wird  daraus 
vielmehr  zu  schliessen  sein,  dass  das  Gesetz  älter  ist  als  die  Aufnahme  des  Man- 
dats unter  die  klagbaren  Verträge.  Mit  dieser  Au&ahme  kam  diese  aquiUische 
Klage  ab  (Dig.  9,  2,  27,  4). 

^  Dahin  gehört  namentlich  die  Verleitung  zum  Entlaufen  (Paulus  2,  31,  SS. 
Dig.  47,  2,  86  pr.),  die  als  Diebstahl  zu  fassen  bedenklich  erschien  (S.  746  A.  2). 
In  dem  EdiCt  steht  in  erster  Reihe  die  Aufnahme  des  fluchtigen  Sdaven  (Dig.  11, 
3,  1  pr.  1.  9  pr.),  welche  allerdings  den  Sclaven  recht  eigentlich  als  fugüivfa 
charakterisirte  und  insofern  die  Verführung  so  zu  sagen  consummirte.  Das  recht- 
lich entscheidende  Moment  ist  durchaus  die  Deteriorirung  des  Marktwerthes  (Dig.  11, 
3,  9,  8.    1.  11,  2.    1.  14,  1.  8). 

*  Dig.  11,  3,  1  pr.  1.  5,  2.  1.  9,  2.  1.  14,  5.  Der  Ehegatte  leistet  nur  ein- 
fachen Ersatz  (Dig.  11,  3,  17). 

'  Dig.  11,  3,  14,  1.  Vermögensminderung  ist  in  der  Verführung  des  Haos- 
kindes  nicht  enthalten;  die  Klage  wird  analogisch  gegeben  auf  das  Interesse. 

*  Paulus  1,  15,  1  a.  b.    Dig.  21,  1,  40-42.    Inst  4,  9.  1. 

*  Dig.  9,  3,  1  pr. :  quo  vulgo  iter  fiet  vel  in  qiw  consistetur.  So  weit  w&hrend 
der  Nachtzeit  der  Verkehr  aufhört,  fällt  das  Verbot  weg  (Dig.  9,  3,  1,  2.  1.  6,  1). 
Dass  die  Oertlichkeit  eigentlich  öffentlich  ist,  wird  nicht  erfordert  (Dig.  9,  3,  1,  2> 

*  Dig.  9,  3,  6,  3. 
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kann,  unter  die  aquillische  Klage  ^  Aber  ausserdem  haftet  dafür 
jeder  Inhaber  der  Behausung ',  als  welcher  indess  nicht  angesehen 
wird,  wer  bloss  vorübergehend  oder  doch  ohne  Miethe  zu  zahlen 
oder  als  geringer  Aftermiether  in  dem  Hause  verweilt®.  Diese 
Klage  geht  auf  doppelten  Ersatz;  wenn  indess  dieser  Ersatz  ein- 
mal geleistet  ist,  fällt  sie  gegen  die  übrigen  Verpflichteten  weg*. 
Die  Straf  klage  im  Fall  der  Tödtung  ist  vorher  erwähnt  worden.  — 
Bei  nicht  eingetretener,  aber  drohender  gleichartiger  Beschädigung 
wird  gegen  den  Inhaber  der  Behausung  eine  populäre  Strafklage 
auf  1000  Sesterzen  gegeben*. 

10.  Wie  bei  dem  Diebstahl  und  bei  der  Injurie  sind  auch  ver- 
schiedene in  das  Gebiet  der  Körperverletzung  und  der  Sach- 
beschädigung gehörende  Fälle  unter  dem  Principat  als  ausser- 
ordentliche und  die  magistratische  Cognition  erheischende  Delicte 
behandelt  worden.  Man  erkennt  dabei  auch  hier  (S.  656)  die 
Uebertragung  der  älteren  privatdelictischen  Normen  in  das  neuere 
öffentliche  Straf  recht. 

a)  Culpose  Tödtung  des  Freien  wird,  wie  bemerkt  ward,  im  c^ipote 
ordentlichen  Rechtsverfahren  überhaupt  nicht  bestraft  •.  Indess  ^^^^ 
werden  verschiedene  in  diesen  Kreis  gehörige  Fälle:  ipiterem 

1.  unvorsichtige  Abgabe  von  Giftstoffen;  durch  Senatsbeschluss    ^^^** 
mit  der  Strafe  des  cornelischen  Mordgesetzes  belegt^; 

2.  unabsichtliche  durch  Uebermuth  herbeigeführte  ®  oder  wäh- 
rend eines  Streits  vorgefallene*  Tödtung; 


»  Dig.  9,.  3,  1,  9.   1.  5  pr.   5.  1.  2.  3.  44,  7,  5,  5  =  Inst  4,  5,  1. 

*  Diese  Auffassung,  dass  die  ctdpa  des  Hausherrn  nicht  erforderlich  ist,  über- 
wiegt (Dig.  9,  3,  1,  8)  und  es  wird  darum  diese  Klage  den  Obligationen  quasi  ex 
delicto  zugezählt  (Inst  4,  5).  Daneben  indess  macht  die  Auffassung  sich  geltend, 
dass  der  Hansherr  yerpflichtet  sei  dergleichen  zu  verhüten  (Dig.  9,  3,  1,  4\  wess- 
halb  bei  Sclaven  auch  Züchtigung  vorkommt  (Dig.  9,  3,  1,  8).  —  Bei  mehreren 
Inhabern  geht  die  Klage  in  der  Regel  gegen  jeden  (Dig.  9,  3,  1,  10.  1.  2.  1.  3.  1. 4), 
kann  aber  unter  Umständen  auf  einen  derselben  beschränkt  werden  (Dig.  9, 3, 5, 2).  — 
Die  Klage  ist  noxal  (Dig.  9,  3,  1  pr.,  wozu  freilich  §  4  nicht  recht  stimmt). 

*  Dig.  9,  3,  5,  4.  12.  Auf  diesen  eigentlich  Schuldigen  kann  der  ersatz- 
pflichtige Hausherr  zurückgreifen  (Dig.  9,  3,  5,  4). 

*  Dig.  9,  3,  1  pr.  §  4. 
»  Dig.  9,  3,  5,  8  fg. 

^  Kriegsrechtlich  ist  die  unvorsichtige  Tödtung  ein  Disciplinarvergehen  (Coli.  1, 
8,  1  =  Cod.  9,  16  1  pr.). 

'  Dig.  48,  8,  3,  3. 

«  Hadrian  Coli.  1,  11,  1  =  Dig.  48,  8,  4,  1.  Die  Strafe  ist  Relegation 
auf  Zeit 

^  Hadrians  Rescript,   wonach    ein  solcher  Fall   nicht  als  Mord  behandelt 
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3.  Tödtung  eines  Freien  durch  Nachlässigkeit  des  Arztes*: 

4.  Tödtung   eines   Freien   durch   unvorsichtiges   Hinabwerfen 
eines  Gegenstandes  von  einem  Baume* 

in  unseren  Quellen  criminell  und  in  Verbindung  mit  dem  Mord- 
gesetz behandelt,  und  die  schweren  Strafen  sowohl  wie  die  Heran- 
ziehung des  cornelischen  Giftmischergesetzes  in  dem  ersten  Fall 
scheinen  dafür  zu  sprechen,  dass  diese  Delicte  in  den  Mord- 
begriff hineinzuziehen  sind.  Indess  auf  den  ersten  Fall  ist  desshalb 
kein  Gewicht  zu  legen,  weil  in  die  Giftmischerei  die  connexen 
gewerblichen  Handlungen  überhaupt  in  irregulärer  Weise  hinein- 
gezogen worden  sind  (S.  635  fg.) ;  und  was  die  Tödtungsfälle  anlangt, 
so  ist  einerseits  das  Festhalten  der  Absichtlichkeit  bei  dem  Mord- 
begriflF  auch  bei  den  späteren  Juristen  ausser  allem  Zweifel,  andrer- 
seits wird  bei  dem  letzten  ausdrücklich  hinzugesetzt,  dass  er  nicht 
unter  das  Mordgesetz  falle.  Zweckmässiger  wären  diese  Fälle  von 
dem  Morde  getrennt  und  zu  den  gesetzlich  nicht  vorgesehenen 
ausserordentlichen  Delicten  gestellt  worden;  wie  sie  liegen,  wird 
daraus  nur  zu  entnehmen  sein,  dass  das  kaiserliche  Strafrecht  in 
schweren  Fällen  das  Cognitionalverfahren  auf  die  culpose  Tödtung 
erstreckt  hat.  —  Es  begegnet  bei  solchen  Vorgängen  auch  eine 
von  dem  Schuldigen  den  unbemittelten  Verwandten  des  Getödteten 
zu  leistende  Geldentschädigung®. 

Brand-  b)  Die  Braudstiftung  ist,  wie  wahrscheinlich  schon  im  Zwölf- 

•^.p^^^'Hafelrecht  (S.  836),  so  sicher  von  den  Rechtsgelehrten  der  Kaiser- 

Becht.  zeit,  je  nachdem  sie  als  Lebensgefährdung  oder  als  Eigenthums- 
beschädigung  aufgefasst  ward,  zwiefach  behandelt  worden,  einmal  bei 
dem  Mordgesetz  (S.  646),  sodann  als  qualificirte  Sachbeschädigung 
bei  den  ausserordentlichen  Verbrechen*,  und  zwar  dort  nur  die 


werden  soll  (Coli.  1,  6,  1;  ebenso  Paulus  5,  23,  3  =  Coli.  1,  7,  1),  wird  in  der 
Fassung  der  Digesten  48,  8,  1,  3  dahin  gewendet,  dass  eine  leichtere  Criminal- 
strafe  einzutreten  habe;  und  es  braucht  dies  nicht  interpolirt  zu  sein. 

^  In  diesem  Fall,  von  dem  Plinius  h.  n.  29,  1,  18  sagt:  nüRa  lex,  qwu 
paniat  inscitiam  eam,  capüale  nuUum  eaxmplum  Hnäictae,  wird  nach  den  Rechts- 
büchem  (Paulus  5,  23,  19.  Dig.  1,  18,  6,  7.  29,  5,  5,  3)  bei  Personen  höheren 
Standes  auf  Relegation,  bei  geringeren  sogar  auf  Todesstrafe  erkannt  - 

■  Paulus  5,  23,  12:  si  putator  ex  arhore  cum  ramum  deiceret,  non  procJa- 
maveritj  ut  vüaretur,  atque  ita  praeteriena  eitMdem  ictu  perierity  etsi  in  legem  n<m 
incwrrit,  in  metallum  datur.  Ebenso  Dig.  48,  8,  7.  Die  gleichartige  Stelle  Dig.  9, 
2,  31  bezieht  sich  auf  den  Unfreien. 

•  Hadrian  Coli.  1,  11  =  Dig.  48,  8,  4,  1. 

*  Die  Titel  in  Ulpians  8.  Buch  de  officio  proconsulis:  de  naufragis  et  in- 
cendiariis  (Coli.  12,  5,  1)  und  in  Paulus  sententicm  (wo  die  Restitotion,   obwohl 
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böswillige,  hier  die  Brandstiftung  überhaupt.    Für  die  Bestrafung 
werden  unterschieden: 

aa)  böswillige  Brandstiftung  in  der  Stadt  ^drd  in  der  Regel 
mit  dem  Tode*  und  zwar  bei  Geringeren  meistens  in  ge- 
schärfter Form",  bei  Personen  besserer  Stände  auch  mit 
Deportation®  bestraft; 

bb)  böswillige  Brandstiftung  ausserhalb  der  Stadt  wird  bestraft 
bei  Standespersonen  mit  Internirung,  bei  geringeren  mit 
Bergwerk  oder  Zwangsarbeit  auf  Lebenszeit  oder  Inter- 
nirung * ; 

cc)  unvorsichtige  Brandstiftung  wird  nur  bei  arger  Nach- 
lässigkeit und  nicht  mit  allzu  schwerer  öffentlicher  Strafe 
belegt*; 

dd)  die  Ersatzklage,  das  heisst  die  aquillische,  folgt  der  all- 
gemeinen Regel  ^. 

c)  Bei  Gelegenheit  eines  Schiifbruchs  begangene  Delicte  sind  Qvaufleiit« 
gleich  der  Brandstiftung  schon  unter  das  cornelische  Mordgesetz  ^^'^^ 
gezogen  worden  (S.  646  A.  4)  und  hieran  anschliessend  sind  der-    gangen. 
artige  Fälle  gleich  der  Brandstiftung  in  der  Kaiserzeit  als  ausser- 
ordentliche Delicte  bestraft  worden'';  indess  lässt  sich  weder  dort 
noch  hier  der  Thatbestand  genügend  ermitteln.    Regelmässig  aber 
wird  auf  die  bei  dem  Schiffbruch  vorkommenden  Delicte  das  Gewalt- 
verbrechen bei  öffentlicher  Calamität  (S.  662)  Anwendung  finden. 


wahrscheinlich  richtig,  doch  conjectural  ist)  de  incendiariis  (Coli.  12,  2, 1)  schliessen 
die  Einstellung  dieser  Abschnitte  bei  dem  Mordgesetz  aus,  was  Ulpians  Worte  be- 
stätigen. Ausserdem  wird  auch  bei  den  Gewaltverbrechen  unter  den  im  Auflauf 
begangenen  die  Brandstiftung  hervorgehoben  (S.  662  A.  8). 

'  Paulus  5,  20,  1  (=  Coli.  12,  4,  1>    Coli.  12,  6,  1.    Dig.  48,  8,  10. 

*  Feuertod:  Callistratus  Dig.  48,  19,  28,  12.  —  Volksfesthinrichtung:  ülpian 
ColL  12,  5,  1.  —  Brandstiftung  bei  Gelegenheit  des  Auflaufs:  Todesstrafe  in 
schwerster  Form  (summum  supplicium):  Paulus  5,  3,  6. 

»  ülpian  Dig.  47,  9,  12,  1  (=  Coli.  12,  5,  1). 

*  Paulus  5,  20,  2  (=  CoU.  12,  2,  1).   5  (-=  Coli.  12,  3,  2).    Dig.  48,  19,  28, 12. 
^  Marcianus  Dig.  47,  9,  11:   st  fortuito  incendium  factum  sit,  venia  indiget, 

nisi  tarn  lata  culpa  fuit,  ut  luxuria  aut  dolo  sit  proxima,  ülpian  Coli.  12,  5,  2: 
eis  qui.non  dixta  opera  incendium  fecerint,  plerumque  ignoscitutj  nisi  in  lata  et 
ineauta  (vieUeicht  nisi  in  causa  lata)  ncglegentia  vel  lascivia  fuit,  Callistratus  a. 
a.  0.:  modice  vindicafnjtur,  CoU.  12,  6,  1  (vgl.  wegen  der  Auffassung  des  Wortes 
casu  S.  837  A.  1). 

*  Callistratus  a.  a.  0.  Paulus  5,  20,  3  H  CoU.  12,  2,  2).  Coli.  12,  6,  1.  — 
Wenn  Auflauf  hmzutritt,  geht  die  Klage  auf  doppelten  Ersatz  (Paulus  5,  8,  6). 

'^  Das  zeigt  die  Rubrik  de  naufragis  et  incendiariis  (S.  840  A.  4). 
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d)  Wenn  das  Umhauen  von  Fruchtbäumen  bei  Nachtzeit  und 
mit  Zusammenrottung  ausgeführt  wird,  wird  es  criminell  ge- 
ahndet^. 

e)  Die  Haltung  oder  Herumführung  von  gefährlichen  Thieren 
führt  ebenfalls  nach  Umständen  öffentliche  Bestrafung  herbei*. 


^  Paulas  5,  20,  6:  qui  noctu  frugiferas  arbores  manu  facUi  ceciderint,  ad 
iempus  pUrwnque  in  opus  publicum  damnantur  aut  honestiores  damnum  saircift 
coguntur  vd  curia  submoventur  vel  relegantur.  Noch  schärfer  Gaias  Dig.  47,  7,  2: 
sciendum  est  eos  qui  arbores  et  maxime  vites  cedderint,  etiam  tarnquam  latrones 
(vgl.  S.  630  A.  3)  punin. 

'  Paulas  1,  15,  2  anknüpfend  an  das  Edictalverbot:  et  ideo,  sive  ab  ipsa 
(fera  bestia)  swe  propter  eam  ab  alio  (uteri  dammim  dalum  sit,  pro  modo  admissi 
extra  ordinem  actio  in  dominum  vd  ct^stodem  detuTj  maxime  si  ex  eo  homo  peri- 
erit.  Auch  Dig.  47, 11,  11  unter  den  extraordmaria  crimina:  in  circulatores^  qui 
serpentes  circumferunt  et  proponunt,  si  cui  ob  eorum  m^um  damnum  datum  est, 
pro  modo  admissi  actio  dabitur. 


Elfter  Abschnitt, 

Missbranch  der  Bechta 


Als  criminell  strafbarer  Missbrauch  der  dem  Staatsangehörigen  MiMbnmch 
zustehenden  Befugnisse  werden  in  diesem  Abschnitt  die  folgenden  ^^^  ^*^*** 
Delicte  behandelt: 

1.  Uebergriffe  in  das  öffentliche  Eigenthum; 

2.  Nichteinhaltung  der  Grundbesitzerpflichten; 

3.  Zinswucher ; 

4.  Korn-  und  Waarenwucher ; 

5.  Missbrauch  der  Gewerbe-  und  Verkehrsrechte; 

6.  Missbrauch  des  Personalstandes; 

7.  Führung  eines  falschen  Personalstandes  ; 

8.  Verstösse  gegen  die  Unzuchtsordnungen  der  Bepublik; 

9.  Spielgewinn ; 

10.  Divination ; 

11.  Missbrauch  der  Wahlbewerbung; 

12.  Missbrauch  des  Vereinsrechts; 

13.  Missbrauch  der  fiscalischen  Anzeige; 

14.  Anderweitige  Contraventionen. 

Die  an  sich  auch  in  diese  Beihe  gehörige  Geschenknahme  von 
Seiten  des  Sachwalters  oder  des  Beamten  ist  ausgeschlossen  worden 
theils  weil  sie  bald  in  die  Beamtenerpressung  übergegangen  ist, 
theils  weil  ihre  prozessualische  Behandlung  der  Ausgangspunkt  und 
der  Schlüssel  ist  für  den  späteren  römischen  Criminalprozess.  — 
Ausgeschlossen  bleiben  selbstverständlich  alle  nicht  dem  Straf- 
recht im  eigentlichen  Sinn  angehörigen  gesetzlichen  Bepressiv- 
ordnungen,  sowohl  die  civilrechtlichen,  wohin  namentlich  so  gut 
wie  alle  Interdicte  gehören,  wie  die  bloss  coercitiven,  wie  die  zahl- 
reichen römischen  Luxusgesetze.  Nur  mit  dem  siebenten  Abschnitt 
ist  insofern  eine  Ausnahme  gemacht  worden,  als  der  wichtigste 
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Fall,  die  Anmassung  des  römischen  Bürgerrechts,  trotzdem  er  nicht 
zur  Bestrafung,  aber  zur  Constatirung  einer  Thatsache  führt,  im 
Strafrecht  ebenso  einen  Platz  beanspruchen  darf  wie  das  PräJudicium 
im  Civilrecht,  überhaupt  aber  derselbe  in  einem  römischen  Straf- 
recht Platz  finden  muss. 

Diese  Zusammenstellung  selbst  und  nicht  minder  ihre  Sammt- 
bezeichnung  unterliegen  allerdings  erheblichen  Bedenken;  und 
vielleicht  ist  es  die  einzige  Rechtfertigung  dafür,  dass  eine  grosse 
Anzahl  dieser  Delicte  weder  im  Straf  recht  fehlen  können  noch 
irgend  einer  systematischen  Anordnung  sich  einfügen  lassen.  Aber 
eine  gewisse  Einheitlichkeit  dürfte  doch  dieser  Gruppe  zukommen 
und  auch  ihre  Zusammenfassung  als  Missbrauch  der  Rechte  sich 
entschuldigen  lassen.  Die  scharfe  Scheide  zwischen  sittlichem 
Recht  und  sittlichem  Unrecht^,  wie  sie  allen  bisher  behandelten 
Delicten  gemein  ist,  lässt  zwischen  dem  Gebrauch  und  dem  Miss- 
brauch des  Rechts  sich  nicht  ziehen.  Diebstahl  und  Wucher  sind 
moralisch  gleichwerthig  und  oft  genug  jener  entschuldbarer  als 
dieser;  das  Gewissen  zieht  dort  wie  hier  die  Grenze,  aber  dem 
Eigenthum  gegenüber  nach  festem  jede  Willkür  ausschliessenden  Ge- 
setz, gegenüber  dem  unerlaubten  Zinsgewinn  mit  individuell  unver- 
meidlicher Willkür,  und  dort  wie  hier  muss  das  Strafgesetz  folgen. 
Darum  ist  das  Bewusstsein  des  Unrechts,  der  römische  Dolus,  die 
eigentliche  Grundlage  jeder  Strafe,  auf  diesem  Gebiet  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  fictiv  (S.  91)  und  wird  ergänzt  durch  die  dem  Wesen 
des  Strafrechts  nicht  völlig  congruente  staatliche  Verpflichtung  das 
Strafgesetz  zu  kennen  (S.  92).  Die  Anwendung  hiervon  zeigt  sich 
namentlich  bei  der  Beihülfe:  die  Wahlbestechung  zum  Bei^iel  ist 
bei  dem  Bewerber  ein  Delict  schlechthin,  bei  dem  Bestochenen 
nicht  und  sogar  bei  dem  Wahlagenten  nur  in  gewissen  von  dem 
positiven  Gesetz  bezeichneten  Fällen,  während  das  auf  ethischer 
Grundlage  geordnete  Delict  solche  Differenzen  nicht  zulässt. 

Auch  eine  gewisse  prozessualische  Gemeinschaft  besteht  für 
diese  Delicte,  insoweit  sie  dem  magistratisch-comitialen  Strafprozess 
unterliegen.  Während  die  eigentlich  ethischen  Delicte  in  den  Händen 
der  verschiedenen  für  Hochverrath  und  Mord  competenten  Magi- 
straturen liegen,  werden  diese  wenigstens  factisch  ausschliesslich 
von  den  Aedilen  behandelt  (S.  158  fg.),  wie  sie  denn  auch  mit  der 


^  Wandelbar  ist  freilich  auch  das  Sittengesetz  und  noch  mehr  dessen  staat- 
licher Ausdruck;  das  Stuprum  wird  seit  Augustus,  die  Divination  seit  der  christ- 
lichen Zeit  vom  Missbrauch  zum  Unrecht 
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städtischen  Ordnung  und  der  Sittenpolizei  aufs  engste  zusammen- 
hängen. £s  gilt  dies  nachweislich  von  der  Aneignung  des  Gemein- 
landes, vom  Zins-  und  Kornwucher,  von  der  Unzucht  und  ist  vielr 
leicht  noch  in  weiterem  Umfang  zur  Anwendung  gekommen. 

Die  positive  und  durch  die  speciellen  Ort-  und  Zeitverhält- 
nisse hervorgerufene  Gesetzgebung  spielt  selbstverständlich  bei 
diesem  Kreise  eine  weit  grössere  Rolle  als  bei  den  rein  ethischen 
und  im  Grossen  und  im  Ganzen  überall  gleichmässig  wieder- 
kehrenden. Damit  hängt  weiter  zusammen,  dass  die  meisten  nur 
im  Zusammenhang  mit  Besonderheiten  der  römischen  Volksent- 
wicklung genügend  dargelegt  werden  können,  für  die  das  Straf- 
recht keinen  Raum  hat.  Die  Wahlmissbräuche  zum  Beispiel  können 
nur  verstanden  werden  auf  der  Grundlage  der  comitialen  Organi- 
sation, und  im  Strafrecht  muss  diese  vorausgesetzt  werden.  Die 
Behandlung  des  Strafrechts  bei  einem  seiner  Anlage  wie  seiner 
Geschichte  nach  so  hervorragenden  Volke,  wie  das  römische  war, 
wird  für  den  Rechtsgelehrten  immer  von  hohem  Interesse  sein ;  auf 
die  in  diesem  Abschnitt  zusammengestellten  Delicto  und  Contra- 
ventionen  kann  dasselbe  sich  nur  in  geringem  Masse  erstrecken. 
Es  schien  dahef  geboten,  nicht  bloss  von  der  ebenso  unerreich- 
baren wie  gleichgültigen  Vollständigkeit  abzusehen,  sondern  hier 
in  den  ersten  zwölf  Abschnitten  die  wichtigeren  Einzelfälle  in 
möglichster  Kürze  zu  behandeln,  in  dem  supplementarischen  letzten 
eine  Reihe  der  geringeren  zusammenzufassen. 

L  üeber^i^ffe  in  das  Sffentliche  Eigenthnm. 

Die  Benutzung  des  öffentlichen  Bodeneigenthums  steht  jedem  üebwgriire 
Bürger  und,  so  weit  der  Verkehr  es  fordert,  auch  jedem  Nichtbürger  ^^J^  ^^ 
zu  unter  der  zwiefachen  Voraussetzung,  einerseits  dass  er  die  durch     thun. 
die  Zweckbestimmung  des  einzelnen  Bodenstücks  gegebenen  oder 
sonst  vom  Staat  aufgestellten  Bedingungen   einhält,   andrerseits 
dass  er  den  bestehenden  Rechten  Dritter  nicht  zu  nahe  tritt.   Von 
den  hieraus  sich  ergebenden  Contraventionen  werden  die  zum  Schutz 
der  öffentlichen  Wege,  so  weit  sie  nicht  als  Minderung  des  Areals 
oder  Verrückung  der  Grenzsteine  in  den  Kreis  der  Eigenthums- 
schädigung  fallen  (S.  822),  nicht  pönal  behandelt,  sondern  es  wird 
lediglich  durch  populäre  Rechtshülfe  die  Restitution  des  früheren 
Zustandes  herbeigeführte     Das  nutzbare  Gemeinland  wurde  den 


^  Prätorisches  Edict  Dig.  43,  8,  2,  35:  quod  in  via  publica  üinereve  pubJico 
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Bürgern  zur  Verfügung  gestellt  theils  zum  Auftreiben  des  Viehs, 
theils  nach  erfolgter  Einfriedigung  für  Ackerbau  und  Baumzucht,  in 
welchem  letzteren  Falle  wie  bei  dem  privatrechtlichen  Precarium 
der  Besitznehmer  gegen  Dritte  geschützt  ward  ^,  während  dem  Staat 
die  Rücknahme  von  Rechtswegen  jeder  Zeit  freistand.  Wir  wissen 
über  diese  wichtigen  Verhältnisse,  um  welche  die  ständischen 
Kämpfe  sich  grossentheils  bewegt  haben,  wenig  mehr,  als  dass 
das  licinische  Gesetz  vom  J.  387/367  und  andere  ähnliche  sowohl 
für  die  Hütung  wie  für  die  Einfriedigung  Maximalsätze  aufgestellt 
haben  ^  und  dass  den  Contra venienten  im  ädilicisch-comitialen  Prozess 
hohe  Geldbussen  auferlegt  worden  sind  *.  Nachdem  allmählich  das 
Gemeinland  entweder  durch  Auftheilxmg  in  Privateigenthum  über- 
gegangen oder  durch  Verpachtung  oder  sonst  der  allgemeinen 
Bürgernutzung  entzogen  war,  sind  diese  Bestimmungen  für  die 
römische  Bürgerschaft  überhaupt  ausser  Anwendung  gekommen. 
In  den  einzelnen  Stadtordnungen  begegnen  auch  später  noch  analoge 
Festsetzungen  für  den  municipalen  Acker.  So  untersagt  die  für 
Genetiva  erlassene  einerseits  dem  Gemeindebeamten  jede  directe 
oder  indirecte  Gewinnziehung  aus  dem  öffentlichen  Boden  bei  Strafe 
von  20000  Sesterzen*,  anderseits  wird  der  Verkauf  des  Gemein- 
landes oder  dessen  Verpachtung  über  ein  Lustrum  hinaus  verboten 
und  auf  die  Sondemutzung  desselben  eine  Busse  von  100  Sesterzen 
für  jedes  Jugerum  und  jedes  Jahr  gesetzt*. 


fadtiwm  immUsum  liabes,  quo  ea  via  idve  iter  deterius  Sit  fiat,  restituas.   Ungefthr 
dasselbe  gilt  yom  Wasserweg  (Dig.  43,  18,  1,  11). 

^  Vor  der  Beziehung  indess  der  Besitzinterdicte  des  Privatrechts  auf  den 
ager  pvhUcus  ist  auf  das  dringendste  zu  warnen. 

*  Appian  b.  c.  1,  8  vom  licinischen  Gesetz :  C^/iiav  mQtaav.  Cato  bei  Gellios 
6,  3,  37;  si  quis  plus  quingenta  iugera  habere  voluerü  (beispielsweise  gesetzt  als 
incorrecte  Fassung  für  habtierit),  tanta  poena  esto;  si  quis  maiorem  pecorum 
numerum  habere  voluerit  (ebenso  statt  hahuerit),  tantum  damnas  esto, 

>  Livius  7,  16,  9  zum  J.  897/857:  C,  Licinius  Stolo  a  M.  Popülio  Laenak 
sua  lege  decem  milibus  aeris  est  damnatusj  quod  miMe  iugerum  agri  cum  fiUo 
possideret  emancipandoque  filiuni  fraudem  legi  fecisset,  40,  18,  14  zum 
J.  456/298 :  plerisque  dies  dicta  ab  aedüibus  quia  plus  quoM  quod  lege  finitum 
erat  agri  possiderent  Weitere  Belege  St  R.  2,  494.  Die  Höhe  der  Strafe  warde 
wahrscheinlich  für  den  einzelnen  Fall  von  den  Aedilen  festgesetzt,  natürlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Schwere  der  Contravention;  bei  Catos  Worten  wird  man  hioza- 
denken  dürfen  quantae  pecumas  aedüis  eutn  muüaverit. 

^  Lex  coL  Gen.  c.  98. 

^  Lex  col.  Gen.  c.  82. 
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2.  Nichteinhaltung  der  Grnndbesitzerpflichten. 

Das  private  Bodeneigenthum  \  das  nach  der  römischen  Rechts-    onma- 

beeitzer- 
pflichten. 


auffassung  allgemein  zurückgeführt  wird  auf  Zutheilung  durch  die   ^•*'***' 


Gemeinde,  ist  gesetzlich  beschränkt  theils  durch  Untersagung, 
theils  durch  Auflegung  gewisser  Vornahmen,  Es  entspringen 
daraus  verschiedene  Straf  klagen: 

1.   Mit  Rücksicht  auf  die  Feuersgefahr  verbieten  die  Zwölf- untenagung 
tafeln  das  Verbrennen  der  Leichen   innerhalb    der    Stadt  ^    und  f"^^^^*;^ 

torien  und 

fordern  für  die  Anlegung  des  Scheiterhaufens  die  Entfernung  von  Ziegeleien  in 
60  Fuss  von  jedem  Wohnhaus ».  Dies  Verbot  richtet  sich  nicht  ^«'^tiMit. 
ausschliesslich,  aber  doch  hauptsächlich  gegen  den  Grundeigen- 
thümer.  Bei  Zuwiderhandeln  wird  der  Magistrat  die  Coercitions- 
mittel  angewandt  haben.  —  Das  Stadtrecht  von  Genetiva  verbietet 
ebenfalls  das  Verbrennen  der  Leichen  innerhalb  der  Stadt*  so  wie 
die  Anlegung  von  Grematorien  in  dieser  selbst  und  im  Umkreis 
von  500  Schritten  bei  einer  Busse  von  8000  Sesterzen^,  ferner 
die  Anlegung  grösserer  Ziegeleien  innerhalb  der  Stadt  bei  Strafe, 
wie  es  scheint,  der  Confiscation  des  Bodenstücks®. 

2«  Die  Bestattung  so  wie  die  Anlegung  von  Grabmälern  inner-*  untenagung 
halb   der  Stadt  ist  nicht  von  jeher'',  aber  ebenfalls   bereits   in^^ttelTd^r 
den  Zwölftafeln   für   Rom   untersagt   worden®.     Dasselbe    haben     stadt 
die  meisten  Stadtrechte   angeordnet  und  Hadrian   allgemein  für 
das  Reich  vorgeschrieben*.     Hinsichtlich  der  Strafe  wird  es  für 
die  ältere  Zeit  gehalten  sein  wie  bei  der  Verbrennung,    Das  Stadt- 
recht von  Genetiva  setzt  ausser  der  Beseitigung  des  Grabmals  eine 
Busse   an  von   8000  Sesterzen   zu   Gunsten   der   Stadtkasse   mit 
populärer  Civilklage  *® ;  Hadrian  ausser  der  Beseitigung  des  Grab- 


1  Darunter  ist  sowohl  das  ursprüngliche  Geschlechtseigenthum^verstanden  wie 
das  spätere  der  einzelnen  Person. 

>  Zwölftafeln  10,  1  Scholl  ^  Cicero  de  leg.  2,  28,  58.    Paulus  1,  21,  3. 
«  Zwölftafeln  10,  10   Scholl  =  Cicero  de  leg.  2,  24,  61. 

*  Lex  col.  Gen.  c.  73. 

*  Lex  col.  Gen.  c.  74. 

*  Lex  col.  Gen.  c.  76. 

^  Vgl.  Marquardt  Privatalterth.  S.  860.  Zu  Grande  Uegt  wohl  die  Frei« 
haltung  des  städtischen  Verkehrs;  religiöse  Motive  können  dabei  kaum  ein« 
gegriffen  haben  und  sanitäre  würden  weder  die  Aschenbeisetzung  noch  das  Grab» 
nud  behindern. 

«  Zwölftafeln  10,  1, 

*  ülpian  Dig.  47, 12,  3,  5  wirft  die  Frage  auf,  ob  die  entgegenstehenden  Stadt« 
rechte  durch  Hadrians  Erlass  beseitigt  seien,  und  bejaht  sie. 

*•  Lex  col.  Gen.  c.  73. 
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mals  und  der  Gonfiscation  des  Bodens  eine  Busse  von  4000  Sesterzen 
zu  Gunsten  des  Fiscus  ^.    In  der  Spätzeit  wird  die  Ueberschreitung 
im  Extraordinärverfahren  criminell  bestraft*. 
B«-  3.   Das  Abbrechen  eines  Hauses  innerhalb  der  Stadt,  so  weit 

"^dlt^Ab^*  es  nicht  zum  Zweck  und  unter  Sicherstellung  des  Wiederaufbaus 
bpechen«  der  erfolgt ,  ist  lu  den  allmählich  zurückgehenden  Städten  Italiens 
"*'***'*  bereits  in  republikanischer  Zeit  gesetzlich  eingeschränkt  worden. 
Nach  den  Stadtrechten  von  Tarent  und  von  Genetiva  aus  der 
spätrepublikanischen  oder  der  caesarischen  Zeit  und  nach  dem 
von  Malaca  aus  der  Zeit  Domitians  wird  dafür  die  Genehmigung 
des  Stadtraths  gefordert*.  Unter  Claudius  wird  in  Italien  Ver- 
kauf auf  Abbruch  von  der  Erlaubniss  des  römischen  Senats  ab- 
hängig gemacht*.  In  der  späteren  Zeit  wird  bei  jedem  Nieder- 
reissen  eines  Hauses  im  gesammten  Beich  die  Zustimmung  einer 
Eeichsbehörde  gefordert,  in  Italien  des  Senats,  in  den  Pro\inzen 
des  städtischen  Curators  oder  des  Statthalters*.  Die  vielfach 
unter  sich  differirenden  Localbestimmungen  können  hier  nicht  be- 
rücksichtigt werden*.  Die  Strafe  ist  bei  dem  Verkauf  auf  Ab- 
bruch, wie  es  scheint,  im  Allgemeinen  unter  Cassirung  des 
Contracts  die  Bestrafung  des  Verkäufers  durch  Einziehung  des 
Grundstücks  für  das  Aerarium,  des  Käufers  durch  eine  der  Kauf- 
summe  gleiche  Busse  an  dasselbe*'.  Nach  den  Stadtrechten  von 
Tarent  und  von  Genetiva  hat  der  Besitzer  eine  dem  Werth  des 
abgerissenen  Hauses  gleiche  Summe  an  die  Stadtkasse  zu  zahlen  ®. 
Nach  den  späteren  Ordnungen  wird  das  niedergerissene  Gebäude 


1  Dig.  47,  12,  3,  5. 
«  Paulus  1,  21,  2.  3. 

*  Lex  Tarentin.  Z.  82  fg.    Lex  col.  Gen.  c.  75.    Lex  Malac.  c.  62. 

*  Hosidischer  Senatsbeschluss  Yom  J.  44/46  und  YolusiBcher  vom  J.  56  (im 
Auszug  Dig.  18,  1)  52)  Bruns  p.  190. 

»  Dig.  1,  18,  7.  89,  2,  46.    Cod,  8,  10,  8. 

*  Eingehend  behandelt  ist  diese  Bestimmung  von  mir  in  den  Commentaren 
zu  dem  Stadtrecht  von  Malaca  S.  480  und  zu  dem  von  Genetiva  Eph.  epigr.  3 
p.  111.  In  Betracht  kommt  dabei  auch  die  Freigebung  städtischer  von  den 
Eigenthümem  verlassener  Heimstätten  zur  Occupation  durch  Wiederaufbau  (Saeton 
Vesp.  8). 

'^  Die  Kaufsumme  selbst  erhält  der  Käufer  von  dem  Verkäufer  zurack  (Dig.  18, 
1,  52);  die  Gonfiscation  wird  nicht  geradezu  ausgesprochen,  muss  aber  angenommen 
werden,  da  sonst  der  Verkäufer  unbestraft  bleibt  Ausserdem  soll  we^en  der  Gontra- 
vention  dem  Senat  Vortiag  gehalten  werden  {utiqite  de  eo  nihüominus  ad  senatum 
referretur)]  also  ist  weitere  Bestrafung  vorbehalten. 

®  Die  in  dem  Stadtrecht  von  Genetiva  angeordnete  Klage  auf  quanU  ea  res 
est  und  die  tarentinische  auf  quanti  id  aedificium  fuerU  wird  in  dem  letzteren 
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ZU   Lasten   des   Eigenthümers   wieder  hergestellt,   eventuell  das 
Grundsttlck  confiscirt'. 

4.   Die  Instandhaltung  der  städtischen  sowohl  wie  der  Land- stnuienbau- 
strassen  wird-  nach   römischem  Gebrauch   nicht  bloss   in   weitem  ^[j^^ 
Umfang   auf  die   anliegenden   Grundbesitzer    gelegt,   sondern   es 
trifft  dieselben  auch,  wenn  sie  dieser  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommen, ausser  der  Ersatzpflicht  häufig  eine  Zuschlagstrafe*. 

3,  Zinswucher. 

Der  in  der  Rechtsconsequenz  liegenden  Befugniss  des  Gläubigers  zimwucher. 
für  das  Darlehen  die  Bedingungen  nach  Ermessen  zu  stellen  sind 
in  Folge  der  daran  sich  knüpfenden  Missbräuche  zuerst,  so  viel 
wir  wissen,  durch  die  Zwölftafeln ^  und  später  durch  andere  Ge- 
setze maximale  Schranken  gezogen,  zeitweise  auch  die  Zinsnahme 
schlechthin  untersagt  worden.  Diese  Ordnungen  selbst  gehören 
dem  Vermögensrecht  an;  hier  kommt  nur  die  pönale  Behandlung 
der  Contravention  in  Betracht.  Sie  ist  zweifacher  Art:  entweder 
schreitet  im  ädilicisch-comitialen  Verfahren  der  Beamte  gegen  den 
Wucherer  ein  durch  schwere  Multirung,  was  vermuthlich  nur  in 
besonders  gemeingefährlichen  Fällen  geschehen  ist*,  oder  es  wird 
gegen  denselben  jedem,  der  dazu  sich  meldet,  eine  civile  Straf- 
klage auf  den  vierfachen  Betrag  der  zu  Unrecht  erhobenen  Zinsen 
gegeben*^,  welche  Strafgelder  mindestens  zum  Theil   dem  Kläger 


bestimmt  zur  Verwendung  halb  für  die  Stadtkasse,  halb  für  Spiele,  wobei  also  der 
Wiederaufbau  in  Wegfall  kommt. 

^  Diese  Behandlung  fordern  im  wesentlichen  die  S.  848  A.  5  angeführten 
Stellen. 

'  Nach  dem  julischen  Municipalgesetz  Z.  32  fg.  wird  die  von  dem  Anlieger 
versäumte  Instandsetzung  des  betreffenden  Strassenstückes  von  dem  beikommenden 
Aedilen  verdungen  und  der  Unternehmer  hat,  wenn  der  Anlieger  nicht  binnen 
dreissig  Tagen  die  bedungene  Summe  zahlt,  gegen  denselben  die  Klage  wie  wegen 
Darlehnsschuld  mit  Zuschlag  der  Hälfte.  Die  Contravention  selbst  also  wird  im 
Wege  der  Administrativjustiz  festgestellt.  Wegen  Beschädigung  oder  Gefährdung 
der  städtischen  Strasse  durch  anliegende  Baulichkeiten  schreite!^  nach  Dig.  43,  10, 
1,  1.  2  die  betreffenden  Beamten  (wahrscheinlich  die  stadtrömischen  lUIviri  viarum 
curandarum:  St.  R.  2,  603)  durch  Multirung  ein,  das  heisst  im  Wege  der  Coercition. 
Dies  wird  im  Strafrecht  genügen;  die  Sache  selbst  kann  nur  bei  dem  Wege- 
wesen genügend  dargestellt  werden. 

»  Zwölftafeln»  8,  18  Scholl  =  Tacitus  ann.  6,  16. 

^  Aedilicische  Multirung  der  feneratores  berichten  die  uns  erhaltenen  Annalen 
zuerst  unter  dem  J.  410344  (Liv.  7,  28),  zuletzt  unter  dem  J.  562 192  (Liv.  85,  41). 
St.  R.  2,  493. 

*  Cato  de  r.  r.  3a:  maiores  nosiri  sie  habuenmt  et  in  legibus  j^osuerunt 
furem  dupli  condemnari,   feneraiorem  quadrupli.    Festus  ep.   p.  259:   quadru- 

Bindiug,  Handbuch.   I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  54 
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» 

zufielen.  Dem  zunächst  Beschädigten  wurde  natürlich  diese  Klage 
auch  und  im  Concurrenzfall  vorzugsweise  gegeben;  was  geschah, 
wenn  ein  Anderer  ihm  zuvorgekommen  war,  vermögen  wir  nicht 
zu  sagen.  Anscheinend  ging  diese  Straf  klage,  wie  dies  früher 
bemerkt  worden  ist  (S.  180),  nach  prätorischer  Feststellung  zur 
Entscheidung  nicht  an  für  den  Einzelfall  gegebene  Geschwome, 
sondern  an  die  in  magistratischer  Form  und  mit  magistratischer 
Annuität  bestellten  Dreimänner.  Die  gewerbmässige  Anstellung 
dieser  und  ähnlicher  Klagen,  die  Quadruplation ,  muss  in  der 
früheren  Republik  bis  in  die  Mitte  des  6.  Jahrhunderts  der  Stadt  * 
von  wesentlicher  Bedeutung  gewesen  sein;  in  der  uns  besser  be- 
kannten Epoche  ist  sie,  ohne  Zweifel  in  Folge  des  damit  getriebe- 
nen Missbrauchs,  abgeschafft  ^  und  ersetzt  durch  eine  strenge,  aber 
auf  den  einfachen  Betrag  beschränkte  Rückforderungsklage  der  zu 
Unrecht  erhobenen  Zinsen*.  Criminelle  Behandlung  des  Wuchers 
im  Wege  des  Quästionenprozesses  scheint  der  Dictator  Caesar  an- 
geordnet zu  haben  und  unter  den  ersten  Kaisern  hat  sie  bestanden  *. 
Vielleicht  hat  die  im  folgenden  Abschnitt  erwähnte  Quästion  für  den 
Komwucher  auch  über  den  Zinswucher  gerichtet.  Dass  die  Strafe 
über  den  einfachen  Ersatz  hinausging,  ist  zu  vermuthen;  aber 
Zeugnisse  fehlen.  —  Wahrscheinlich  ist  die  criminelle  Behandlung 
des  Wuchers  bald  nachher  abgeschafft  worden  oder  abgekommen. 


pltUores  dieebantwr,  qui  eo  quaestu  se  tuebantur,  tä  eas  res  persequerentwr,  quarum 
ex  legibus  qtMdrttpU  erat  actio.  Der  Scholiast  zu  den  Verrinen  div.  7,  24  p.  110 
(vgl.  1.  2,  7,  21  p.  208)  giebt  neben  einer  unmöglichen  die  folgende  anscheinend 
ans  guten  Quellen  geschöpfte  Erklärung  des  Wortes:  aUi  dicunt  quadrupkUores 
esse  eorum  reorum  accusatores,  qui  canvicti  qttadrupU  damnari  soleant,  out 
(besser  ut)  (üeae  aut  pecumae  gravioribus  usuris  feneratae  quam  profpter  Uges 
licet]  aut  eiusmodi  aliorum  criminum. 

^  Die  Erwähnung  des  qtMd/ruplator  bei  Plantus  (S.  851  A.  8)  zeigt,  dass  za 
dessen  Zeit  diese  Wucherstrafen  noch  in  Kraft  waren. 

'  Darauf  fuhrt  der  spätere  Gebrauch  des  Wortes  bei  Cicero  (divin.  in  Caec. 
7,  24,  21,  69  und  sonst)  und  Späteren  in  gehässigem  Sinn,  ähnlich  dem  jüngeren 
delator. 

'  Gaius  4j  28:  lex  Mar  da  (constUmt  actianem)  adversus  feneratoreSf  ut  st 
usuras  exegissent,  de  Ms  reddendis  per  manus  iniectianem  cum  eis  ageretur.  Die 
Zeit  ist  nicht  zu  bestimmen;  vielleicht  ist  diese  Klage  an  die  Stelle  der  Quadru- 
plation wegen  Zinswuchers  getreten.  • 

^  Tacitus  ann.  6,  16:  magna  vis  accusatorum  in  eos  inrupit,  qui  pecunias 
fenore  aucHtabant  o/dversum  legem  dictatoris  Caesaris,  qua  de  modo  credendi 
possidendique  intra  Italiam  cavetur  omissam  olim  . . .  sed  tum  Gracchus  praetoTt 
cui  ea  quaestio  evenerai  (also  erstreckte  die  Loosung  sich  darauf),  multiiudine 
periclitantium  subactus  rettulit  ad  senatum.    Das  Nähere  ist  nicht  bekannt 
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Die  Maximalsätze  blieben  bestehen,  aber  die  Ueberschreitung  der- 
selben gab  dem  Schuldner  nur  das  Recht  die  gesetzwidrig  be- 
zahlten Zinsen  am  Capital  zu  kürzen  und  eventuell  zurück- 
zufordern; abgesehen  von  der  den  Wucherer  treffenden  Infamie* 
unterlag  er  nach  den  Ordnungen  der  Kaiserzeit  weder  einer  multi- 
plaren  Givilklage  ^  noch  crimineller  Bestrafung,  wenn  auch  einzeln 
in  argen  Fällen  der  Kaiser  eine  derartige  Beschwerde  dem  Stadt- 
prftfecten  überwies'.  Die  Capitalmacht  hat  es  verstanden  auch 
in  dem  kaiserlichen  Rom  sich  freie  Bahn  zu  schaffen. 

4.  Korn-  und  Waarenwncher. 

Ueber  den  Korn-  und  überhaupt  den  Waarenwncher*  wird 
nicht  viel  gemeldet.  Bei  dem  Grossgeschäft  in  Getreide  fehlen 
nicht  die  Hindeutungen  auf  Hemmung  der  Korneinfuhr  ^  und  auf 
Ringbildung  zum  Zwecke  der  Preissteigerung*,  und  übel  be- 
leumdet sind  auch  die  Waaren  aller  Art,  vorzugsweise  aber 
Lebensmittel  vertreibenden  Zwischenhändler,  die  in  der  späteren 
Zeit,  wir  wissen  nicht  wonach  benannten  dardanarii''.  In  der 
republikanischen  Epoche  ist  das  ädilicisch-comitiale  Multverfahren 
wie  gegen  den  Zins-  so  auch  gegen  den  Kornwucher  zur  Anwendung 
gekommen®.     Alsdann   ist   das  julische  wahrscheinlich   von   dem 


1  Diocletian  Cod.  2,  11,  20. 

*  Theodosios  I.  ordnete  bei  UeberschreituDg  der  gesetzlichen  Zinsmaxima  die 
Klage  auf  vierfachen  Ersatz  an  (Cod.  Th.  2,  33,  2);  aber  Justinian  hat  den  Erlass 
nicht  aufgenommen. 

*  Hadrian  (Dosith.  sent  Hadriani  5)  erwiedert  auf  eine  solche  Beschwerde: 
vir  clarissimus  praefectus  meus  (also  der  Stadtpräfect)  de  ea  re  excuüet  et  renun- 
tiabit  mihi, 

^  Der  praefeäus  annonae  wird  bei  Dio  52,  24  bezeichnet  inl  rov  alxov  r^^ 
rc  ayo^äi  rijs  Xoinijs»  Auch  die  dardanarii  sind  keineswegs  beschränkt  auf 
den  Qetreidehandel  (A.  7). 

»  Dig.  48,  12,  2,  1.  2. 

*  Plautus  A.  8.  Dig.  48,  12,  2  pr.  Allgemeine  Erlasse  gegen  Ringe  und 
Monopole  von  Leo  und  Zeno  Cod.  4,  59. 

^  Uns  begegnen  die  dardanarii  nur  in  den  RechtsbQchem  (Ulpian  Dig.  47, 
11,  6  pr.;  Paulus  48,  19,  37)  und  in  den  Glossen,  wo  die  lateinisch -griechischen 
(Götz  2  p.  37)  dardanarius  erklären  durch  navrontilrig  ^  navxofJuraßoXoi^  atro- 
xanrilosj  die  griechisch-lateinischen  (Götz  2  p.  368)  fitrdßoXos  durch  dardanarius, 
cocioncUor  (vielmehr  cocio  oder  ctictio\  ariUator,  welche  beiden  letzten  Ausdrücke 
nach  Festus  ep.  p.  20.  51  etwa  unserem  Höker  entsprechen.  Zu  dieser  allgemeinen 
Bedeutung  passt  es,  dass  bei  der  Bestrafung  die  falschen  Masse  vorwiegen  (Dig.  48, 
19,  37)  und  die  gegen  die  Zwischenhändler  gerichtete  Vorschrift,  ne  dardanarii 
nUius  mercis  sint  (Dig.  47,  11,  6  pr.). 

^  Das  zu  Grunde  liegende  Strafgesetz  erwähnt  Plautus  Capt.  3,  1,  32  »  492: 

54* 
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Dictator  Caesar  herrührende  Gesetz  gegen  den  Komwucher  er- 
gangen* und  für  die  entsprechenden  Criminalprozesse  so  wie  ver- 
muthlich  auch  für  den  Zinswucher  (S.  850)  eine  besondere  Quästion 
eingesetzt   worden^,    die   ihren   Platz   in   der   Reihe   der    iudieia 
publica  noch  in  der  justinianischen  Gesetzgebung  behauptet.     Ob 
sie  einem  eigenen  Prätor  zugewiesen  oder  wie  sie  sonst  behandelt 
worden  ist,  wissen  wir  nicht.    Wahrscheinlich  aber  ist  sie  that- 
sächlich  sehr  bald  bei  Seite  geschoben  worden   durch   das  Ein- 
schreiten der  kaiserlichen  Rechtspflege.    Augustus  hat  das  haupt- 
städtische Getreidewesen  selbst  in  die  Hand  genommen  und,   nach 
Beseitigung  der  anfänglich  von  ihm  verwandten  senatorischen  Be- 
amten, in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung  dessen  Leitung  einem 
Vertreter  aus  dem  Ritterstand  tibertragen  mit  delegirter  kaiserlicher 
wie  auf  den  Civil-  so  auch  auf  den  Strafprozess  sich  erstreckender 
Gerichtsbarkeit®,   während  in  den  Provinzen  die  oberste  Aufsicht 
darüber  dem  Statthalter  zusteht*.     Bei  diesem  kaiserlichen  Pro- 
curator  für,  das  hauptstädtische  Getreide wesen  -wird  die  Anzeige 
der  gegen  die  Getreideordnung  begangenen  Contraventionen   ein- 
gebracht  und   mit  Rücksicht   auf  das   öffentliche  Interesse    auch 
Soldaten,   Frauen  und  Unfreien  gestattet*;   das  Verfahren  wird 
dasselbe  gewesen   sein  wie  bei  dem  Stadtpräfecten.     Die   Strafe 
modificirt  sich  nach  der  Beschaffenheit  der  Contra vention ;  im  All- 
gemeinen wird  bei  Personen  bessern  Standes  auf  Interdiction  des 
Geschäfts  oder  auf  Relegation ,  bei  Geringeren  auf  Zwangsarbeit 
erkannt*,   doch   kommen   auch   Geldbussen ^   und   selbst   Capital- 
strafen®  vor. 


nunc  barbarica  lege  certumst  ius  meum  omne  persequi;  qui  concüium  tnire,  quo 
no8  victu  et  vita  prohibeant,  is  diem  dicam,  irrogabo  mtUtain,  ut  mihi  cenc» 
decem  meo  arbitratu  dent,  cum  cara  annona  sit  £ine  derartige  Venirtheilnog 
ob  annonam  compressam  erwähnt  Livius  38,  85  zum  J.  565/189.  Es  wird  damit 
auch  in  Verbindung  stehen,  dass  die  Zwölftafelklage  wegen  Verzauberung  der  Feld- 
früchte (S.  772  A.  5)  von  einem  Aedilen  angestellt  wird. 

*  JjCX  lulia  de  annona:  Dig.  48,  1,  1.   tit.  12.    Inst  4,  18,  11. 

'  Accusation   aus   diesem  Gesetz   Dig.  48,  2,  13,   während  die  dardanam 
ausserordentlicher  Weise  bestraft  werden  Dig.  47,  11,  6.    48,  19,  37. 
«  S.  274.    Dig.  48,  2,  18.  tit.  12,  3,  1. 

*  Dig.  47,  11,  6  pr. 

»  Dig.  48,  2,  13.  tit.  12,  1  pr.   1.  3,  1. 
«  Dig.  47,  11,  6  pr. 

"^  Busse  von  2000  Sest.  wegen  zurückgehaltener  Eomschiffe:  Dig.  48,  12,  2,  1. 2. 
^  In  der  constantinischen  Zeit  hat  der  praefectus  annonae  zeitweise  Capital- 
gerichtsbarkeit  gehabt  (S.  274  A.  7). 
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5.  Missbraach  der  fiewerbe-  und  Yerkehrsreetate. 

Die  staatliehen  Einschränkungen  des  Gewerbebetriebes  und  des  Handeu- 
Handelsverkehrs ,  Monopole,  Zölle,  Einfuhr-  und  Ausfuhrverbote,  *''^"'"*"- 
maximale  Fixirung  der  Waarenpreise  gehen  im  Allgemeinen  das 
Strafrecht  nichts  an.  Die  Contraventionen  unterliegen  den  Finanz- 
behörden, nicht  den  Gerichten  und  die  Strafen  werden  dem  ent- 
sprechend regulirt ;  nur  derjenige  Waarenexport,  welcher  als  Hülf- 
leistung für  den  Landesfeind  aufgefasst  wird,  fällt  unter  das  Staats- 
verbrechen (S.  548  A.  5).  Aber  in  der  Spätzeit  schwindet  in  dem  all- 
gemeinen Zusammenbruch  aller  legalen  Schranken  auch  diejenige 
zwischen  der  Finanz-  und  der  Criminalstrafe.  Diocletian  hat 
im  J.  801  alle  Waaren-  und  Arbeitspreise  unter  Androhung  der 
Capitalstrafe  maximal  fixirt  und  bevor  ein  Decennium  später  die 
Unausführbarkeit  des  Gesetzes  anerkannt  wurde,  ist  in  Folge 
desselben  Blut  genug  geflossen  \  Auch  bei  der  Regulirung  des 
internationalen  Handels  zwischen  den  Römern  und  den  Persern 
wird  dem  Contravenienten  Vermögensconfiscation  und  Verbannung 
auf  Lebenszeit  angedroht*.  Es  wird  genügen  auf  diese  miss- 
bräuchlich  und  spät  in  das  Strafrecht  hineingezogenen  Delicte  hier 
hingewiesen  zu  haben. 

6.  Missbraach  des  Persoiialstandes. 

Wenn  nach  den  Ordnungen  der  Republik  der  rechtlich  be- 
gründete Personalstand  nur  insoweit  verloren  gehen  konnte,  als 
die  criminelle  Verurtheilung  den  Verlust  der  Freiheit  nach  sich  zog, 
so  wird  nach  denen  des  Principats  in  einer  Reihe  von  Fällen,  die 
nicht  als  Capitalverbrechen ,  sondern  nur  als  Missbrauch  des  Per- 
sonalstandes bezeichnet  werden  können,  den  betreffenden  Personen 
die  Ingenuität  oder  die  Freiheit  im  Wege  des  privatdelictischen 
Verfahrens  entzogen.    Es  sind  flies  die  folgenden: 

1.   Wenn     der    Freigelassene     schlechtesten     peregrinischen  Freiheiu- 
Rechts    (dediticiorum   numero)    die    durch    das    aelisch  -  sen tische    ^*''^* 
Gesetz   vom  J.  4  n.  Chr.  ihm   auferlegte  Verpflichtung   sich  in  schnitang 
Rom  und  im  Umkreis  bis  zum  100.  Meilenstein  nicht  aufzuhalten  ^*' ^^J^*^ 
übertritt,  wird  er  zum  Sclaven  gemacht  und  nebst  seiner  Habe  von 


^  Das  £dict  (2, 19)  droht  die  poena  capitalis  dem  Käufer  wie  dem  Verkäufer, 
lieber  die  Folgen  und  den  WegfaU  Lactantius  de  mort.  persec.  7,  6.  7  (geschrieben 
nach  313). 

'  Cod.  4,  63,  4.  6.  Vgl.  über  diese  Regulimngen  überhaupt  Marquardt 
Handb.  1,  563.   2,  271. 
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Gemeindewegen  verkauft  und,  wenn  er  später  freigelassen  werden 
sollte,  Gemeindesclave ^  —  Auch  wenn  ein  Sclave  unter  der  Be- 
dingung, dass  er  an  einem  bestimmten  Orte  nicht  verweilen  dürfe, 
veräussert  worden  ist  und  derselbe  als  Freigelassener  diesen  Ort 
betritt,  verwirkt  er  damit  wenigstens  nach  späterem  Recht  zu 
Gunsten  des  Fiscus  die  Freiheit  und  wird  von  diesem  mit  Unter- 
sagung der  Freilassung  zum  Verkauf  gebracht*. 
Freiheit»-  2.   Dem  Über  zwanzig  Jahre  alten  Freien,  welcher  unter  Simu- 

w^n^Aa-  Nation  der  Unfreiheit  sich  von  einem  Dritten  als  Sclaven  verkaufen 
theiinahme  iftsst ,  um  uach  Wiedererlangung  der  Freiheit  an  dem  Kaufpreis 
u^em Katf. ßinen  Antheil  zu  erhalten'  oder  auch  um  eine  nur  dem  Sdaven 
zugängliche  Stellung  sich  zu  verschaffen^,  wird,  wie  es  scheint 
auf  Grund  eines  Senatsschlusses  aus  der  Zeit  des  Claudius^,  die 
an  sich  dem  zu  Unrecht  als  Sclaven  gehaltenen  Freien  zuständige 
Anrufung  der  Freiheit  verweigert  und  er  bleibt  Sclave  seines 
Käufers.  • 

Freikeife-  3.   Auf  Gruud  eiues  im  J.  52  unter  Claudius  gefassten  Senats- 

we^en'^des  beschlusscs  *    wird   die   Frei  geborene   römischen    oder  latinischen 
conciiMBftfe  Rechts,  welche  mit  ihrem  Vorwissen  oder,  wenn  sie  in  väterlicher 
mit  einem  Gewalt   Steht,   mit  Vorwissen   ihres  Vaters^  mit   einem   fremden 
Unfreien.   Sclaveu®  oiu  der  Ehe  factisch   gleiches  Verhältniss   eingeht  und 

^  Gaius  1,  27  vgl.  1,  160. 

*  Papinian  Vat.  fr.  6:  mtUier  senam  ea  lege  vendidit,  ut,  9%  redisset  in  eatn 
civitatem,  unde  placuü  ea^ortari,  mantM  iniectio  esset ....  post  manumissionem . . 
9i  redierit,  in  perpetuam  semiutem  siib  eadem  lege  publice  distrahetur.  Serenis 
Cod.  4,  55,  1.  2.    Alexander  das.  3. 

*  Pomponius  Dig.  40,  13,  S:  eis  qui  se  pctssi  sint  venire^  ad  libertärem  pro- 
clamandi  licentiam  denegari.  Dig.  1,  5,  21.  28,  3,  6,  5.  Cod.  7,  16,  5,  1.  tit  18,  1. 
Inst.  1,  3,  4.   tit.  16,  1.    Als  Soldatenverbrechen  ist  dies  capital:   Dig.  48,  19,  14. 

^  Zum  Beispiel  wenn  die  Simulation  vorgenommen  wird  um  damit  die  dem 
Freien  verschlossene  Stellung  als  actor  ein^  Vermögenden  zu  gewinnen:  Dig.  28, 
3,  6,  5. 

^  Dafür  spricht  die  Inscription  von  Dig.  40,  13,  5  und  die  Berufung  auf 
Senatsbeschlüsse  Dig.  40,  13,  3.  Quintus  meus,  dessen  Ausspruch  hierüber  Paulus 
Dig.  40,  12,  23  pr.  anfuhrt,  ist  nicht  zu  ändern  in  Quintus  Mucius,  sondern  auf 
Q.  Cervidius  Scaevola  zu  beziehen,  den  Paulus  sonst  in  diesen  Büchern  als  Scae- 
vola  noster  anführt 

*  Tacitus  ann.  12,  53  (S.  855  A.  3).  Wenn  Sueton  Vesp.  11  die  Anordnung 
dem  Vespasian  beilegt,  so  bezieht  sich  dies  wohl  auf  eine  Einschärfung  derselben. 
£s  sind  hier  nur  die  Grundzüge  dieser  vielfach  in  der  Gesetzgebung  schwankenden 
Institution  bezeichnet  worden;  eingehend  hat  sie  Mitteis  (Reichsrecht  und  Volks- 
recht  S.  364—372)  behandelt 

'  Paulus  2,  21  A,  9.  10  vgl.  18. 

^  Als  fremd  gilt  weder  der  eigene  Sclave  der  Frau  (Paulus  2,  21 A,  1)  noch 
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trotz  dreimal  wiederholten  Verbots  des  Eigenthümers  in  diesem 
Verhältniss  verbleibt*,  dadurch  Sclavin  in  der  Regel  desselben 
Eigenthümers'.  Geht  die  freigeborene  Frau  das  gleiche  Verhält- 
niss mit  Einwilligung  des  Herrn  des  Sclaven  ein,  so  wird  sie 
dadurch  zur  Freigelassenen  desselben^.  Von  der  freigelassenen 
Frau  gilt  dasselbe,  wenn  sie  dies  Verhältniss  mit  Vorwissen  ihres 
Patrons  eingeht;  thut  sie  es  ohne  sein  Vorwissen,  so  fällt  sie  in 
dessen  Sclaverei  zurück  und  darf  nicht  abermals  freigelassen 
werden*.  Die  Unfreiheit  der  Mutter  erstreckt  sich  auf  die  aus 
diesem  Verhältniss  entsprossenen  Kinder*.  —  Constantin  hat  für 
das  Gontubernium  der  freigeborenen  Frau  mit  einem  kaiserlichen 
Sclaven  die  Rechtsfolge  gemildert  *,  Justinian  diesen  Fall  des  Frei- 
heitsverlustes beseitigt^.  —  Ueber  die  durch  Constantin  angeordnete 
criminelle  Behandlung  des  Gontubernium  der  freien  Frau  mit  ihrem 
eigenen  Sclaven  ist  bei  den  geschlechtlichen  Delicten  (S.  686)  ge- 
handelt. 

4.    Auf  die   sittliche  Dankbarkeitspflicht  des  Freigelassenen 
gegen  den  gewesenen  Herrn  ist  wohl  in  den  älteren  Rechtsord- 


deijenige  eines  ihrer  Freigelassenen  (Paulus  a.  a.  O.  13)  noch  deijenige  ihres 
Sohnes  (Paulus  a.  a.  0. 16),  auch  nicht,  wenn  sie  selbst  eine  Freigelassene  ist,  der 
ihres  Patrons  (Paulus  a.  a.  0.  11). 

^  Paulus  2,  21  A^  17 :  tribus  denimiiationibus  conventa  etsi  ex  senatus  con- 
aulto  facta  videatur  (mdUaf  domino  tarnen  adii4d%c(Ua  cüra  auctoritatem  inter- 
positi  per  praesidem  decreU  non  videtwr.  Dreimalige  Denuntiation  fordern  auch 
spätere  Verordnungen.  Bei  dem  Gontubernium  mit  einem  Munidpalsclayen  (Paulus 
a.  a.  0.  14),  vorübergehend  auch  bei  dem  mit  einem  fiscalischen  (C.  Th.  4,  11,  6 
▼gL  10,  20,  10)  tritt  die  Unfreiheit  auch  ohne  Denuntiation  ein;  ja  die  Verordnung 
von  831  C.  Th.  4,  11,  5  erstreckt  dies  auf  alle  derartigen  Gontubemien. 

*  Dass  nach  dem  römisch-syrischen  Rechtsbuch,  wie  Mitteis  a.  a.  0.  ausführt, 
der  Frau  selbst,  nicht  aber  ihren  Kindern,  die  Freiheit  bleibt,  wenn  sie  mit  dem 
Sclaven  nicht  bei  sich,  sondern  im  Hause  seines  Herrn  in  Ehegemeinschaft  gelebt 
hat,  ist  wohl  nur  Weiterbildung  der  römischen  Gesetzgebung  insofern,  als  die 
Hausgemeinschaft  mit  dem  Herrn  dessen  Einverständniss  voraussetzen  l&sst,  und 
abweichend  ist  also  nur,  dass  in  diesem  Fall  (vgl.  A.  5)  die  Kinder  unfrei  werden. 

»  Gaius  1,  91.  160.  ülpian  11,  11.  Tacitus  ann.  12,  53:  refert  ad  patres 
de  poena  feminarum,  quae  servis  coniwngerentwr,  statuüurque,  ut  ignaro  domino 
ad  id  proiapsae  (prolapso  Hdschr.)  in  Servitute,  sin  consensisset ,  pro  liberHs 
haberentur.  Letztere  Glausel  wird  sonst  nicht  erwähnt,  doch  bedarf  es  der 
Aendenmg  pro  Itberis  nicht. 

^  Paulus  a.  a.  0.  6.  7. 

^  Nach  dem  claudischen  Senatsbeschluss  werden  die  Kinder  unfrei,  auch  wenn 
bei  ertfaeilter  Einwilligung  des  Herrn  die  Mutter  frei  bleibt;  dies  hat  Hadrian  be- 
seitigt (Gai.  1,  84). 

•  G.  Th.  4,  11,  8. 

^  God.  7,  24.    Inst  3,  12,  1. 
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Anfhebvog  nungen  vielfach,  namentlich  im  Erbrecht  und  bei  der  Injurienklage 
^J^g    Rücksicht  genommeu  worden;  auch  hat  Augustus  dem  Freilasser 

wegen  Un-  das  Recht  gegeben  oder  wohl  vielmehr  gelassen  den  Freigelassenen 
aus  Rom  und  der  Umgegend  auszuweisen  (S.  18  A.  2).  Aber 
Cassation  der  rechtskräftigen  Freilassung  aus  diesem  Grunde  kennt 
weder  das  republikanische  Recht  noch  dasjenige  der  früheren 
Kaiserzeit.  Die  entgegenstehenden  Entscheidungen,  welche  Kaiser 
Claudius  abgegeben  hat^,  können  nicht  als  Anwendungen  des 
geltenden  Rechts  aufgefasst  werden  und  ein  unter  Nero  im  Senat 
in  diesem  Sinn  gestellter  Antrag  ging  nicht  durch  2.  Erst  ein 
Erlass  des  Kaisers  Commodus^  hat  angeordnet,  dass  der  Frei- 
gelassene, welcher  den  Patron  in  einer  Nothlage  vernachlässigt, 
ihm  wieder  zugesprochen  und  äussersten  Falles  von  der  Behörde 
zum  Besten  des  Patrons  veräussert  werden  soll.  Seitdem  kann 
der  Patron  durch  eine  nach  Ermessen  entscheidende  magistra- 
tische Cognition*  die  Aufhebung  der  Freilassung  wegen  Un- 
dankbarkeit herbeiführen*^.  Spätere  Verordnungen  haben  dieses 
Recht  auch  den  Erben  des  Patrons  und  auch  gegen  die  Kinder 
des  Freigelassenen  eingeräumt  •. 

AiifiiebuBg  5.   In  ähnlicher  Weise  ist  das  emancipirte  Kind  dem  Vater  zur 

p»üon^!^D  Dankbarkeit  verpflichtet  und  kann  nach  späterem  Recht  in  die  Ge- 

ünduki.  walt  zurückgeführt  werden^. 

7.  Ftthrang  eines  falschen  Personalstandeg. 

Wenn  die  Anmassung  eines  verwandtschaftlichen  Verhältnisses 
oder  einer  Rangstellung  unter  das  Delict  der  Fälschung  gezogen 

^  Dass  Claudius  Freigelassene,  die  gegen  ihre  Patrone  als  Delatoren  ange- 
treten waren,  so  weit  er  sie  nicht  selbst  bestrafte,  ihren  früheren  Herren  als  Un- 
freie zurückgab,  berichten  Marcianus  Dig.  87,  14,  5  und  Dio  60,  13.  Wohl  un- 
richtig Terallgemeinemd  Sueton  Claud.  25:  {Hhertinos)  ingratos  et  de  quibui 
pcftroni  quererentur  revocavit  in  servitute^n, 

*  Tacitus  ann.  13,  26.  27. 
«  Dig.  25,  8,  6,  1. 

*  Caracalla  Cod.  6,  7,  1:  extra  ordinem,  Constantin  C.  Th.  4,  10, 1  ==  lost  6, 
7,  2:  in  itidicio  vel  apud  pedaneos  iudices, 

^  ülpian  Dig.  4,  1,  6.  40,  9,  30  pr.  Paulus  Dig.  4,  2,  21  pr.  50,  16,  70  pr. 
(wo  in  lege  Aelia  Sentia  zu  erklären  ist  aus  der  Inscription  der  Stelle  40,  2,  15). 
Inst  1,  16,  1.  Donatus  zu  Terenz  Andr.  1,  1,  13:  secundum  ius,  quod  adversus 
libertos  ingratos  est,  ut  in  servitutem  revocentur. 

*  Th.  C.  4,  10,  2  =  lust.  6,  7,  3.  Th.  C.  4,  10,  3  =  Just  6,  7,  4.  Den 
Erben  des  Patrons  hat  Valentinian  III.  (nov.  24)  dies  Recht  genommen. 

'  Erlass  Valentinians  I.  C.  Th.  8,  14,  1  -=  lust.  8,  49,  1.  Die  älteren  Ge- 
setze, auf  die  der  Erlass  sich  beruft,  haben  wir  nicht 
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ist  (S.  676),  so  ist  dies  nicht  erstreckt  worden  auf  die  Führung 
eines  falschen  Personalstandes.  Dön  Unfreien,  der  als  Freier,  den 
Freigelassenen,  der  als  Freigeborener,  den  Peregrinen,  der  als 
Bürger  auftritt,  kann  selbstverständlich  der  Private  wie  der  Ma- 
gistrat, dem  gegenüber  die  falsche  Personalstellung  geltend  gemacht 
wird,  in  seine  Schranken  zurückweisen;  aber  nur  in  unter- 
geordnetem Umfang  ist  das  Strafverfahren  oder  doch  ein  dem* 
Strafverfahren  gleichartiger  Prozess  gegen  dergleichen  Anmassungen 
zur  Anwendung  gekommen. 

Wenn  der  Unfreie  sich  der  Gewalt  seines  Herrn  entzieht  und  Anmuioiig 
sich  die  Freiheit  anmasst,  so  bleibt  es,  wo  nicht  erschwerende**''^**^'' 
Umstände  hinzutreten  ^  dem  Herrn  überlassen,  den  Sclaven  wieder 
in  die  Gewalt  zu  bringen  und,  wenn  es  ihm  so  beliebt,  ihn  für 
die  Anmassung  der  Freiheit  zu  bestrafen,  wobei  der  betheiligte 
Freie  wegen  Diebstahls  (S.  746)  oder  Plagiums  (S.  781)  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden  kann.  Allerdings  ist  es  im  öffentlichen 
Interesse,  dass  dies  geschieht  * ;  wer  den  seine  Sclaven  aufsuchenden 
und  durch  öffentliche  Beglaubigung  legitimirten  Eigenthümer  an 
der  Kachsuchung  hindert^  oder  auch  den  bei  ihm  verweilenden 
flüchtigen  Sclaven  nicht  seinem  Eigenthümer  oder  dem  Magistrat 
anzeigt*,  wird  strafbar.  Aber  in  die  Bestrafung  des  an  den 
Herrn  zurückgelangenden  Sclaven  greift  die  Obrigkeit  nur  aus- 
nahmsweise ein*. 

Ob  der  Freigelassene ,  dessen  Status  durch  das  civile  Prä-  Annuteiuag 
judicial verfahren  mit  Rechtskraft  wenigstens  zwischen  den  Parteien  in^ji^tii. 
festgestellt  werden  konnte*,  nach  republikanischem  Recht  durch 
Anmassung  der  Ingenuität  eine  Strafe  verwirkte,  muss  dahin- 
gestellt bleiben.  Zur  Frage  kam  dies  wohl  hauptsächlich  bei  den 
öffentlichen  Spielen  bei  Gelegenheit  der  Anmassung  reservirter 
Plätze^.     Unter   Tiberius   ist   durch   einen   der   spätesten  Volks- 


1  Constantin  Cod.  6,  1,  8:  si  fugitivi  servi  deprehenduntur  ctd  harbaricum 
transeuntes ,  aut  pede  amptäato  debilUentur  aut  metallo  dentur  aut  qualihet  alia 
poena  adfidantu/r.    Dies  ist  Gemeinschaft  mit  dem  Landesfeind  (S.  546). 

'  üeber  die  Bestrafung  des  flüchtigen  Sclayen  darch  den  Herrn,  regelmässig 
mit  Brandmarkung,  häufig  noch  schwerer  vgl.  Marquardt  Privatalterth.  S.  184. 

»  Dig.  11,  4,  1,  2.   1.  8. 

*  Dig.  11,  4,  1  pr. 

'  CaUistratus  Dig.  11,  4,  2:  fugitivi  simpUces  dominia  reddendi  sunt;  sed  st 
pro  libero  se  gesserintf  gravius  coerceri  solent.     Vgl.  S.  298.  748  fg. 

«  GaL  4,  44  vgl.  Inst  4,  6,  18. 

^  Quintilian  8,  6,  19  spricht  von  der  Accusation  theatrcUi  lege  wegen  unbe- 
fugten Sitzens  auf  den  Ritterbänken.   Vgl.  die  Inschrift  aus  dem  flavischen  Amphir 
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Schlüsse,  den  yisellischen  vom  J.  24  n.  Chr.  dafür  eine  Criminal- 
klage  angeordnet  worden ,  derßn  Form  und  Strafmass  nicht  Ober- 
liefert sind*. 

AnmaMong  Bei  Weitem  am  wichtigsten  ist  die  Anmassung  des  Bürger- 
***JStr'  ^^^^^^'  So  häufig  diese  Frage  im  einzelnen  Fall  administrativ 
oder  gerichtlich  erörtert  und  entschieden  werden  musste,  so  scheint 
doch  ein  dieselbe  allgemeingültig  erledigendes  Verfahren  den  ur- 
sprünglichen Ordnungen  gemangelt  zu  haben.  Aber  die  früh  an- 
hebenden Beschwerden  der  mit  Rom  verbündeten  italischen  Gemeinden 
über  die  Auswanderung  ihrer  Angehörigen  nach  Rom  mit  oder  ohne 
Berechtigung  zum  Eintritt  in  den  römischen  Bürgerverband  haben 
nicht  bloss  zur  Einschränkung  der  Freizügigkeit  und  zu  häufigen 
Ausweisungen  der  Nichtbürger  aus  Rom  geführt,  sondern  wahr- 
scheinlich auch  zu  einer  mindestens  administrativen  Regulirung 
der  Berechtigungsfrage*.  Denjenigen,  welche  behaupteten  zu  Un- 
recht zurückgefordert  oder  ausgewiesen  zu  werden,  ist  bereits  im 
6.  Jahrhundert  d.  St.  bei  einem  römischen  Prätor  Gehör  gegeben 
worden*.  In  dem  folgenden  ist  dafür  im  Anschluss  an  das 
Quästionenverfahren  ein  eigener  Gerichtshof  eingesetzt  worden, 
wahrscheinlich  schon  durch  frühere  Gesetze*,  sicher  durch  das 
licinisch-mucische  vom  J.  659/95,  welches  durch  die  Anordnung 
der  Ausweisung  der  Nichtbürger  den  Bundesgenossenkrieg  hervor- 
rief*, und  nach  demselben  durch  das  von  dem  Volkstribun  M.  Papius 


theater  C.  I.  L.  VI,  32098  a:  . . .  fqujibius)  in  theatr{o)  Uge  pj(ehi)ve  [scUo  sederej 
licet  paedes)  XU. 

1  Diodetian  Cod.  9,  21,  1  (daraus  Valens  Cod.  Th.  9,  20,  1  «=  lost.  9,  31, 1): 
qui  libertinus  se  dicit  ingenuum,  tarn  de  operis  civiliter  quam  etiiam  lege  Fitellwi 
criminciliter  potent  pcrurgueri.  Ueber  die  Zeitbestimmang  des  Gesetzes  St  B.  3, 424. 
Das  römische  SenatscoDsult  verheisst  ausserdem  dem  Deonntianteii  eine  Belohnimg 
(Cod.  7,  20,  2).  Dass  Kaiser  Claudius  Freigelassene,  die  sich  den  Ritterrang  bei> 
gelegt  hatten,  zu  Gemeindesclaven  machte  (Sueton  Claud.  25:  liherHnos^  qui  u 
pro  equitibus  Bomanis  gesserant,  publicavit),  ist  wohl  ein  WillkQract  Es  sollen 
bei  diesem  Kaiser  an  einem  Tage  vierhundert  Personen  desswegen  angeklagt  worden 
sein  (Plinius  h.  n.  88,  2,  38;  vgl.  St  R.  2,  424  A.  4).  Von  einer  gleichartigen  An- 
klage unter  Severus  spricht  Dio  78,  18. 

«  St  R.  2.  139.  8,  687  fg. 

*  Liv.  89,  5.  41,  8.  9:  quaestio,  qui  ita  non  redissent,  L.  Mummio  pttutori 
decreta  est.   42,  10.    Val.  Max.  3,  4,  5. 

*  St  R.  3,  200. 

^  Asconius  in  Comel.  p.  67 :  cum  summa  cupiditate  civitatis  Bomanae  Italid 
populi  tenerentur  et  ob  id  magna  pars  eorum  pro  civibus  Romanis  se  gererei, 
necessaria  lex  {Licinia  Mucia)  visa  est,  ut  in  suae  quisque  civitatis  iu^  redigerehtr. 
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im  J.  689/65  eingebrachte  ^  Diese  Quästion  leitet  ein  wenn 
auch  schwerlich  ausschliesslich  für  diese  Prozesse  bestimmter 
Prätor*  und  Geschworne  entscheiden*.  Als  Kläger  erscheint  die 
das  römische  Bürgerrecht  bestreitende  Gemeinde  *  oder  wer  einzeln 
die  Klage  aufnehmen  will^,  als  Beklagter  demnach  wer  das  römische 
Bürgerrecht  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Ein  Strafantrag  wird,  so 
viel  wir  sehen,  nicht  gestellt,  wahrscheinlich  nach  Art  der  PräJudicien 
des  Civilverfahrens  das  Bürgerrecht  an-  oder  aberkannt®.  Dem 
Rechtsspruch  mag  wohl  nicht  bloss  zwischen  den  Parteien,  sondein 
allgemein  Rechtskraft  zugekommen  sein ''.  Dies  Verfahren  ist  noch 
in  der  Kaiserzeit  zur  Anwendung  gekommen^;  doch  sind  damals 
in  solchen  Fällen  auch  eigentliche  Straferkenntnisse  gefällt  worden*. 


Cicero  pro  Balbo  21,  48:   acerrima  de  civitaie  quaestio  lege  Licinia  et  Mucia, 
Brat.  16,  63. 

*  Dio  37,  9.    Cicero  de  off.  8,  11,  47. 

*  Cicero  pro  Arcb.  2,  3:  in  quaestione  legitima  et  in  iudicio  publico,  cum 
res  agatur  apud  praetorem  populi  Bomani.  Ebenso  pro  Balbo  23,  57.  28,  65. 
Nach  der  Wendung  in  der  Rede  pro  Balbo  23,  52:  iudices,  qui  huic  quaestioni 
prc^fuerunt  bat  er  wohl  sich  im  Vorsitz  vertreten  lassen  können. 

*  Die  in  den  derartigen  Prozessen  des  Arebias  und  des  Baibus  von  Cicero 
gehaltenen  Reden  sind  beide  an  die  iudicea  gerichtet.  Einen  dritten  derartigen  er- 
wähnt Cicero  ad  Att.  4,  18,  4.  —  Der  Prozess  (Cicero  pro  Cluentio  15)  hin- 
sichtlich der  Freiheit  der  larinatischen  Martialen  zwischen  dem  Vertreter  derselben 
und  der  Gemeinde  Larinum  ist  Adsertion  in  Kbertcitein,  nicht  Streit  um  das  Bürger- 
recht. Merkwürdig  ist  er  insofern,  als  es  sich  dabei  vermuthlich  um  die  principieUe 
Frage  gehandelt  hat,  ob  die  von  einer  römischen  BOrgergemeinde  bestellten  Hiero- 
dnlen  als  Unfreie  anzusehen  seien  gleich  den  römisch-sicilischen  Venerii  oder  ob 
die  Ueberweisung  des  Sdaven  an  den  Tempel  die  Freilassung  einschliesst. 

^  Cicero  pro  Balbo  17,  88.  23,  52:  iudices  cum  prae  se  ferrent  palamque 
loquerentur,  quid  eseent  lege  Papia  de  M.  Cassio  Mamertinis  repetentitus  iudi- 
eaturi,  Mamertini  publice  suacepta  causa  destiterunt. 

^  Der  Ankläger  des  Baibus  thut  dies  gegen  den  Willen  der  Heimathgemeinde 
(Cicero  pro  Balbo  17,  38);  wie  es  scheint,  ist  er  in  einem  gleichartigen  Prozess 
unterlegen  (c.  14,  32),  also  kein  römischer  Bürger. 

*  Wenigstens  führt  in  den  genannten  Reden  keine  Spur  auf  eine  eigentliche 
Strafe;  die  poena  und  die  Gefährdung  des  caput  (pro  Balbo  3,  6.  7,  18.  19)  können 
füglich  in  'der  Aberkennung  des  prätendirten  Bürgerrechts  gefunden  werden.  Auch 
konnte  die  Heimathgemeinde,  wenn  der  Spruch  für  sie  günstig  ausfiel,  den  Be- 
siegten schwerlich  zur  Heimkehr  zwingen,  wohl  aber  die  römische  Behörde  alsdann 
den  Ausländer  ausweisen. 

"^  Dies  muss  in  den  betreffenden  Gesetzen  ausgesprochen  worden,  sein,  selbst- 
verständlich unter  Vorbehalt  der  Prävarication. 

^  Sueton  Claud.  13:  peregrinitatis  reus. 

*  Sueton  Claud.  25:    civitatem  Romanam  usurpantfs   in  campo  EsquiliiM 


860  Viertes  Buch.    Die  einzelnen  Delicte. 

8.   Verstösse  |i;egeii  die  Unznebtsordiiüngeii  der  Republik. 

Von  dem  bei  Plautus  erwähnten  Kupplergesetz  (S.  690  A.  3)  und 
dem  Einschreiten  der  Aedilen  gegen  Frauen  Verführung  (S.  690) 
und  Päderastie  (S.  703)  ist  bereits  die  Rede  gewesen.  Die  Kinder- 
abtreibung und  die  Kinderunterschiebung  werden  ebenfalls  bei 
Plautus  mit  der  Quadruplation  in  Verbindung  gebracht  ^  und  es  ist 
wohl  möglich,  dass  in  der  früheren  Republik  auch  dafür  derartige 
Pönalklagen  bestanden  haben.  In  der  letzten  republikanischen 
Zeit  ist  durch  das  scantinische  Gesetz  die  Päderastie  (S.  703), 
unter  Augustus  EhebinicK  und  Mädchenverführung  (S.  691)  in  die 
eigentlichen  Delicte  eingezogen  worden  und  haben  in  dieser  Reihe 
ihre  Darstellung  gefunden. 

9.   Spielgewinn. 

Spiel.  Gegen  das  Glücksspiel^  ist  die  republikanische  Gesetzgebung 

mit  Strenge  eingeschritten;  indess  w^issen  wir  darüber  nichts  als 
dass  drei  Gesetze,  das  titische,  das  publicische  und  das  comelische 
darüber  erlassen  worden  sind*  und  dass  ein  solches  bereits  in  der 
Mitte  des  6.  Jahrhunderts  der  Stadt  in  Kraft  war*.  Zulässig  ist 
der  Einsatz  bei  Kampfspielen  und,  wenn  er  in  der  civilrechtlichen 
Form  des  Versprechens  gemacht  wird,  auch  klagbar*^.  Sonst  ist 
das  Spielen  mit  Einsatz  (alea)  verboten  •  und  die  Spielschuld  klag- 


f«irfDn. 


securi  percussit,  Arrian  Epict.  3,  24,  41:  o/  i!jg  'Piofjaftjv  nolirffas  xara^tvSo- 
fiivoi  xolttCovTat  niXQtiig. 

^  Plautus  Truc.  4,  2,  49  =  762:  postid  ego  te  manum  iniciam  quadrupuli 
iqitadrupns  Hdschr.X  veneßca^  suppostrix  puerum,  ego  ed^pol  iam  tua  probra 
aperibo  omnia. 

'  Ueber  die  Spiele  selbst  vgl.  Marquardt  Privatalterth.  S.  847  fg. 

»  Dig.  11,  5,  8. 

^Plautus  mil.  2,  2,  5  =  164  fordert  der  Alte  ein  convivium  sine  talis,  ul 
ne  legi  fraudem  faciant  aleariae  (so  der  Ambros.,  andere  Hdschr.  tdlariae). 

*  Dig.  11,  5,  2,  1.  1.  3:  senatus  consültum  vetuit  in  pecuniam  ludere,  proHer- 
quam  st  quis  certet  hasta  vel  pilo  iaciendo  vel  currendo  ffdliendo  luctando  png- 
nando  quod  virtuiis  causa  fiat,  in  quibus  rebus  ex  lege  Titia  et  Publica  et  Cor- 
nelia etiam  sponsionem  facere  licet;  sed  ex  aliis,  tibi  pro  virttUe  certamen  non 
fUy  non  licet.  Die  Spiele,  bei  welchen  Justinian  (Cod.  8,  48,  1)  den  (allerdings 
auf  einen  Solidus  beschränkten)  Einsatz  gestattet,  das  fAOvoßoXov  ==  S^o^tog,  der 
Wettlauf  und  vier  andere,  sind  gleichartig. 

*  Aha  entspricht  im  Gebrauch  unserem  Glücksspiel,  umfiisst  aber  rechtlich 
jedes  verbotene  Spiel  mit  Einsatz,  auch  wo  der  Gewinn  von  der  Geschicklichkeit 
des  Spielers  abhängt.  Als  verboten  erscheint  sie  oft,  so  bei  Horaz  od.  8,  24,  58 
und  Sueton  Aug.  71. 
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los,  auch  die  Rückf Order ungsklage  zulässig,  so  weit  nicht  der 
Kläger  selbst  mitschuldig  ist,  also  namentlich  bei  dem  Spielverlust 
von  Haussöhnen  und  Unfreien  ^  Obrigkeitlich  ist  dagegen  vor 
allem  von  den  Aedileü  im  Wege  der  Coercition  eingeschritten 
worden  2;  aber  auch  dem  Strafverfahren  kann  das  Glücksspiel 
unterliegen.  Allerdings  lässt  die  Anwendung  der  Quadruplation  auf 
dasselbe  sich  nicht  erweisen®  und  auch  von  ädilicisch - comitialen 
Multen  aus  diesem  Grunde  erfahren  wir  nichts;  aber  in  irgend 
welcher  Form  hat  in  der  letzten  republikanischen  Zeit  ein  wahr- 
scheinlich zur  Verbannung  führendes  Strafverfahren  wegen  ver- 
botenen Spielens  bestanden*.  Aus  der  Kaiserzeit  findet  sich  ausser 
in  Beziehung  auf  Geistliche®  von  Griminalstrafen  dieser  Art  kein 
sicherer  Beleg®. 

10.   Divination. 

Die  Erkundung  künftiger  oder  doch  verborgener  Dinge  ^  auf  str»n»re 
nicht  natürlichem  Wege,  die  Divination  tritt  in  der  Verwaltung  der  ^*^°**^*"- 
Staatsgeschäfte  wie  in  der  privaten  Lebensführung  bei  den  Römern 
auf  in  den  verschiedensten  Formen.  In  ersterer  Beziehung  ist  es  Ge- 
brauch vor  der  Voraahme  einer  Handlung  anzufragen,  ob  dieselbe 
zum  Guten  ausschlagen  werde  oder  nicht;  oft  auch  warnt  ein  Götter- 
zeichen vor  einem  drohenden  und  abwendbaren  Unheil.  So  tritt  sie 
auf  als  Vogelschau  (augtires)^,  Eiü geweideschau  (haruspices)^,  als 


^  Dig,  11,  5,  4.   Justinian  Cod.  3,  43,  1  gestattet  die  Rückforderung  allgemein. 

^  Martialis  5,  84.  14,  1.  Dass  im  prätorischen  Edict  gegen  Nöthigung  zum 
Glücksspiel  Coercition  —  Geldbusse  oder  Haft  —  angedroht  wird  (Dig.  11,  5,  1,  4), 
ist  insofern  auffallend,  als  dies  in  der  Competenz  wohl  des  Aedilen  liegt,  aber 
nicht  des  Stadtprätors. 

'  Das  Zeugniss  des  Scholiasten  der  Verrinen  (S.  849  A.  5)  ist  nicht  vollgültig* 

*  Dass  Antonius  den  wegen  alca  verurtheilten  Licinius  Denticula  restituirte 
(Cicero  Phil.  2,  23,  56  und  daraus  Dio  45,  47),  kann  nicht  wohl  anders  verstanden 
werden  als  von  Bestrafung  desselben  durch  Exilirnng. 

^  Nov.  123,  10:  dreijährige  Suspension. 

^  Ambrosius  in  Tob.  11  sagt  freilich:  qui  apud  ittdicew  damnantur,  apud 
ülo8  (bei  den  Spielern)  gJoriosi  sunt;  qui  apud  illos  damnantur  (man  erwartet 
Jaudantur  oder  dominantur\  apud  iudicem  criminosi  sunt. 

"^  Zum  Beispiel  bei  Befragung  wegen  des  Aufenthaltsortes  eines  entlaufenen 
Sclaven  (S.  862  A.  1). 

^  Noch  erwähnt  bei  Lactantius  inst.  2,  16  und  C.  Th.  9,  16,  4.  6  ^^  lust.  9, 
18,  5.  7,  aber  wahrscheinlich  weit  früher  ausser  Gebrauch  gekommen. 

^  Die  Anwendung  der  Haruspicin  von  Staatswegen  bei  Blitzbeschädignng 
öffentlicher  Gebäude  hat  noch  Constantin  im  J.  321  angeordnet  (C.  Th.  16,  10,  1, 
worauf  wohl  Zosimus  2,  29  sich  bezieht). 
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Deutung  und  Behandlung  der  besonderen  Götterzeichen  (prodigia), 
als  Befragung  der  durchgängig  ausländischen  Orakel.  Im  Privat- 
verkehr spielt  neben  der  gleichartigen  Befragung  der  Götter^  die 
erste  Rolle  die  quasi-v^issenschaftlich  entwickelte  Ermittelung  der 
zukünftigen  Schicksale  des  einzelnen  Menschen,  die  Stellung  des 
Horoskops  oder  der  Nativität,  deren  Gelehrte  in  älterer  Zeit  meist 
Chaldaei  genannt  werden*,  späterhin  gewöhnlich  mathemcUici^,  auch 
astroJogi*  oder  geneihliaci^.  Daneben  werden  erwähnt  die  Be- 
schwörer (arioli,  incantatores^)  und  die  Propheten  (vaticinatoresy . 
Neben  der  Erkundung  künftiger  Dinge  tritt  die  Herbeiführung  der- 
selben, die  Lenkung  der  Zukunft  aus  nahe  liegenden  Ursachen 
zurück,  obwohl  auch  sie  nicht  fehlt  und  keinen  Tadel  findet,  so 
weit  es  sich  um  Abwehr  ungünstiger  oder  Herbeiführung  günstiger 
Ereignisse  handelt®.    Amulete  zu  tragen  ist  gestattet^  und  nicht 


'  Augustinus  de  civ.  dei  10,  11  spricht  von  der  conversatio  cum  diis  .  .  . 
ob  inveniendum  fugitivum  vel  praedium  comparandum  aut  propter  nuptias  vel 
mercaturas  vel  quid  huiusmodi.  Der  private  Gebrauch  der  Haruspicin  wurde  wön 
Gonstantin  gestattet  (S.  861  A.  9)  und  ebenso  noch  von  Valentinian  I.,  wenn  sie  in 
< unschuldiger'  Weise  vollzogen  wird  (C.  Tb.  9,  16,  9,  bei  Justinian  gestrichen). 

'  So  spricht  Cicero  (de  div.  2,  47,  98)  von  dem  durch  einen  chaldäisch  ge- 
lehrten (ChcUdaicis  reUionibus  eruditus)  Römer  gestellten  Horoskop  der  Stadt  Rom, 
und  in  besserer  Zeit  begegnet  diese  Bezeichnung  h&ufig,  späterhin  selten  (ülpian 
Coli.  15,  2,  1 ;  C.  Th.  9,  16,  4). 

>  MathemaUcuSt  schon  bei  Tacitus  in  diesem  Sinn  stehend  and  seitdem  all« 
gemein,  ist  nach  Gellius  1,  9,  4  die  vulgäre  Bezeichnung  des  ChcUdaeus.  Ulpiao 
(Coli.  15,  2, 1)  überschreibt  in  seiner  Schrift  de  officio  proconsuiis  den  betreffenden 
Titel  de  mathematicis  et  vaticinatoribus,  wo  die  mathemaUci  die  Divination  über- 
haupt repräsentiren. 

^  Gellius  14,  1,  18.    Tertullian  de  idol.  9  und  sonst 

^  Gellius  14,  1,  1.  Hieronymus  in  Dan.  vol.  5  p.  627  Yall.:  in  Chaldaeis 
ytvi&kialoyovf  significari  pu4o,  quos  vulgus  mathematicos  vocaL 

•  Paulus  5,  21,  3.  ülpian  Coli.  15,  2,  1.  C.  Th.  9,  16,  4.  6.  Hieronymus 
a.  a.  0.:  quos  nos  ariolos,  ceteri  (vielmehr  Graeci,  d.  h.  die  Septuaginta)  irr  not- 
^ovi  interpretati  sunt,  id  est  incantatores ;  ergo  videntur  mihi  incantatores  es« 
qui  verbis  rem  peragunt.  Späterhin  wird  auf  Todesstrafe  erkannt ,  »i  quis  . . . 
antle  incantamentum  ad  leniendum  adhibuisset  dolorem  (Ammian  16,  8,  2).  In 
besserer  Zeit  heissen  sie  sacrificuli  (et)  vates  (Livius  25,  1,  8.  85,  48,  13.  89»  8,  3. 
c  16,  8). 

"^  Paulus  5,  21,  1  (vgl.  3):  vatidnatores  (auch  vates  C.  Th.  9,  16,  4)  qui  S€ 
deo  plenos  esse  adsimulanU    Ülpian  Coli.  15,  2,  3. 

*  lieber  den  Gegensatz  des  erlaubten  und  des  unerlaubten  Zaubers  und  aber 
die  Benennungen  vgl.  S.  639  A.  2. 

^  Z.  B.  Vit.  Carac.  5.  Noch  im  spätesten  Recht  werden  diese  ausdrücklich 
gestattet  (C.  Th.  9,  16,  3  «=  lust.  9,  18,  4).  Constantius  freilich  straft  auch  hier 
(Ammian  19,  12,  14). 
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minder  Regen  oder  Sonnenschein  zu  machen*.  Diese  Divination, 
principiell  erlaubt  und  vielfach  geboten,  findet  in  der  Frühzeit  wie 
später  in  wechselnden  Formen  eifrige  und  gutgläubige  Bekenner. 
Firmicus^  unter  Constantin  behandelt  den  Nativitätsteller  als  den 
Hochpriester  der  Natur  und  stellt  an  ihn  die  höchsten  sittlichen 
Anforderungen.  Auf  der  anderen  Seite  aber  hat  weniger  die  Nichtig- 
keit als  die  Gefährlichkeit  dieser  Erkundungen  frtlh  sich  auf- 
gedrängt. Wer  Regen  und  Sonnenschein  machen  kann,  kann  seine 
Macht  auch  schädigend  verwenden.  Die  Herbeiführung  schlimmer 
Dinge  auf  übernatürlichem  Wege,  die  Zauberei  oder  Magie  wird 
wahrscheinlich  schon  in  republikanischer,  sicher  in  der  Kaiserzeit 
gesetzlich  der  Giftmischerei  gleichgestellt  und  ist  in  dieser  Ver- 
bindung früher  (S.  639  fg.)  behandelt  worden.  Zwischen  dem  er- 
laubten und  dem  verbotenen  Verkehr  mit  den  Göttern  und  Geistern 
waren  bei  diesem  irrationellen  und  überwiegend  geheimen  Betrieb 
die  Grenzen  nicht  sicher  zu  ziehen®;  man  erkennt  das  Bestreben 
greifbare  Momente  zu  finden,  an  welche  die  Bestrafung  anknüpfen 
konnte.  Die  zur  Nachtzeit  oder  sonst  unter  erschwerenden  Um- 
ständen ausgeführte  Divination  wird  der  Magie  zugerechnet  und 
als  solche  bestraft  (S.  641  fg.).  Strafbar  wird  sie  auch  durch  Ver- 
heimlichung* oder  wenn  sie  vorgenommen  wird  zur  Feststellung 
der  Todeszeit  lebender  Personen*^.  Als  Störung  der  öffentlichen 
Ordnung  wird  die  Vaticination  bestraft,  das  öffentliche  Auftreten 
des  weissagenden  Propheten*.  Vor  allen  Dingen  aber  wendet  sich 
die  Repression  gegen  den  gewerbmässigen  Betrieb  auch  der  an  sich 
zulässigen  Divination ''.   Schon  in  republikanischer  und  augustischer 


^  Erlass  von  321  C.  Th.  9,  16,  8,  auch  in  das  justinianische  Gesetzbuch  auf- 
genommen 9,  18,  4. 

>  Math.  2,  38. 

'  TertuUian  de  Idol.  9:  scimus  magiae  et  astrologiae  inter  se  societatem, 
Paulus  5,  21,  4  (nicht  am  rechten  Platz):  non  tcmtum  divinatione  quiSj  sed  ipsa 
scienHa  eiasque  lihris  mdius  fecerit  ahsUnere, 

^  Sneton  Tib.  63 :  haruspices  secreto  ac  sine  tesUbus  constdi  vetuit.  Dio  56, 
25  (A.  5).  Constantin  verbietet  die  nicht  öffentlich,  insbesondere  die  innerhalb 
des  Haases  vorgenommene  Haruspicin  bei  Todesstrafe  (C.  Th.  9,  16,  1.  2). 

^  Dio  56,  25:  joig  fiavreatv  uTirjyoQiv^  f*^"^^  xara  fiovag  r&vl  (Luire  negl 
^avätov  fA7\d^  av  älXoi  avfxnuQtoaiv  ol  XQ^'*'*  Darauf  geht  wohl  auch  das  zweite 
Glied  bei  Ulpian  Coli.  15,  2,  3:  gut  de  principis  sälute  c<mmluenint,  capite  puniti 
sunt  vd  qua  älia  poena  gramore  affecti,  gut  de  Mta  suorumgue,  levius» 

•  Ulpian  Coli.  15,  2,  3.    Paulus  5,  21,  1. 

"^  ulpian  Coli.  15,  2,  2:  fuii  quaesitum,  utrum  scientia  htUusmodi  hominum 
(mathemoHcorum)  pwniat'wr  an  eaxrcitio  (sehr,  exercitio  et  oder  exercitii)  professio, 
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Zeit  sind  die  also  thätigen  überwiegend  ausländischen  Industriellea 
aus  Rom  ausgewiesen  worden  ^  Seit  Tiberius  wird  in  Rom  und 
Italien  die  Divination  als  Gewerbe  criminell  behandelt  und  ausser 
der  Vermögensconfiscation  mit  Verbannung  bestraft*,  was  seitdem 
nach  Tacitus  Worten^  ständig  angeordnet  und  niemals  durchgesetzt 
worden  ist.  Die  Jurisprudenz  des  3.  Jahrhunderts  bestimmt  ein  für 
allemal  dafür  Ausweisung  aus  dem  Stadtgebiet,  im  Wiederholungs- 
fall schwerere  Freiheitsstrafen  bis  zur  Deportation*. 
Verbot  der  Ein  allgemeines  Verbot  wenigstens  der  Nativitätsstellung  hat 
zuerst  Diocletian  ausgesprochen®,  wobei  der  im  Verhftltniss  zudem 
Verfall  des  Staats  steigende  Argwohn  des  Herrschers  gegen  die  Be- 
herrschten wohl  hauptsächlich  zu  Grunde  lag.  Constantin  hat  die 
Haruspicin  ausdrücklich  gestattet  und  selbst  angewandt  (S.  861  A.  9), 
auch  die  Divination  überhaupt  wenigstens  tolerirt,  Magnentius 
sogar  die  nächtlichen  Caeremonien  wiederum  freigegeben  (S.  641 
A.  6).  Aber  nachdem  Constantius  diesen  Gegner  überwältigt  hatte, 
wurde  die  Divination  in  allen,  ihren  Formen  ausdrücklich  und  bei 
Todesstrafe  untersagt*.    Dies  Verbot  hat  zwar  Julian  wieder  auf- 

et  quidem  apud  veteres  dicebatur  professionem  eorum ,  non  notitiam  esse  prahibi- 
tarn  (es  geht  dies  wohl  auf  die  von  Tiberius  Suet.  36  ausgesprochene  Befreiung 
des  mathemaUcwi  von  der  Ausweisung,  wenn  er  die  ars  aufgiebt),  postea  variatum. 
Der  strengeren  Auffassung  folgt  TertuUian  de  idol.  9:  eadem  poena  est  exäü 
(nicht  exitii)  discipuUs  et  magistris, 

^  Die  Ausweisung  der  gewerbmässigen  (dies  zeigt  der  quaestus)  Chaldaeer  aus 
Rom  und  Italien  durch  den  Fremdenprätor  im  J.  615/139  (Val.  Max.  1,  2,  3)  ist 
eine  bloss  polizeiliche  Massregel;  und  auch  die  ähnlichen  Verfügungen  aus 
augustischer  Zeit  (Dio  49,  43;  Anaxilaus  Pythagaricus  et  magus  bei  Hieronymos 
ehr.  Abr.  1989  aus  Sueton)  werden  nur  Ausländer  betroffen  haben  und  gehen  das 
Strafrecht  nichts  an. 

*  Ueber  den  Senatsbeschluss  vom  J.  17  (16  nach  Tacitus)  berichten  Ulpian 
Coli.  15,  2,  1  und  Sueton  Tib.  36  genauer  als  Tacitus  ann.  2,  32  und  Dio  57,  15, 
die  unrichtig  die  magi  hineinziehen  (S.  640  A.  7). 

»  ffist  1,  22. 

*  TertuUian  de  idol.  9:  urbs  et  Itnlia  interdicitur  mathemcUicis.  Paulus  5, 
21,  1:  vaticinatores  .  .  .  primum  fusiibus  caesi  dvitate  pelluntur,  perseverantes 
autem  in  vincüla  publica  conidunttir  aut  in  insuJam  departanttir  vel  certe  rele- 
gantur.  Vitellius  hat,  gereizt  durch  die  Replik  der  mathematici  auf  sein  Aos- 
weisungsdecret,  Todesstrafen  über  sie  verhängt  (Tacitus  bist.  2,  62.  Sueton  Vit  14. 
Dio  57,  1.    Zon.  11,  16). 

^  Cod.  9,  18,  2:  artem  geometriae  discere  atque  exerceri  publice  intersüj  ar$ 
aiiteni  mathematica  damnabilis  interdicta  est, 

«  C.  Tb.  9,  16,  4  =  Tust.  9,  18,  5  vom  J.  357.  Libanius  vit  p.  21  Reiske: 
xttlioi  vouoQ  y€  (7oy€  xal  r^v  17  ötxri  rq)  TolucüvTt  &ttvaTog.  Das  hier  genannte 
Gesetz  fällt  wahrscheinlich  schon  früher.  Ammian  16,  8,  2  (S.  862  A.  7).  19,  12, 
14  (S.  862  A.  9). 
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gehoben  und  auch  Valentinian  I.  in  einem  merkwürdigen  Erlass 
wenigstens  die  alte  Haruspicin  geschützt  ^  Aber  mit  der  Christiani- 
sirung  des  Beiches  wurde  die  mit  der  neuen  Staatsreligion  un- 
vereinbare Divination  definitiv  verboten^.  Seitdem  wird  sie  als 
Delict  behandelt,  welches  indess  immer  noch  von  der  Magie  unter- 
schieden und  minder  schwer  bestraft  ward'. 

11.  Missbranch  der  Wahlbewerbun^  (ambitua,  sodnlicia). 

Die  Bewerbung  um  die  Wahlstimmen  —  nur  deren  Missbrauch,  ^*'^m«- 
nicht  die  Amtserschleichung  überhaupt  wird  im  römischen  Straf- 
recht als  selbständiges  Verbrechen  behandelt*  —  ist  im  republika- 
nischen Gemeinwesen  ein  nothwendiges  Element,  aber  auch  ein 
nothwendiges  Uebel.  Den  schlimmsten  der  dabei  unvermeidlichen 
Missbräuche,  den  Stimmenkauf  hat  die  altrepublikanische  Ordnung 
zu  den  Capitalverbrechen  gestellt  und  es  ist  derselbe  in  dem  Ab- 
schnitt von  der  Fälschung  (S.  668  A.  3)  aufgeführt  worden.  Aber 
nicht  von  diesem  Verbrechen  ist  die  hier  zu  behandelnde  Prohibitiv- 
gesetzgebung  ausgegangen,  sondern  vielmehr  von  den  Unschicklich- 
keiten des  Werbegeschäfts.  Die  römischen  Berichterstatter,  wohl 
fühlend,  dass  das  mächtigste  republikanische  Gemeinwesen,  welches 
die  Welt  gesehen  hat,  in  dem  Wahlmissbrauch  den  Todeskeim  in 
sich  trug,  haben  mit  einem  ihnen  sonst  nicht  eigenen  pragmatischen 
Scharfblick  die  geringen  Anfänge  der  legislatorischen  Bepression 
dieses  Unheils  hervorgehoben,  die  bereits  wenige  Jahre  nach  dem 


^  C.  Tb.  9,  16,  9  (von  Justinian  gestrichen):  haruspicinam  ego  nullum  cum 
maleficiarum  catisis  habere  consortium  iudico  neque  ipsam  aut  aUquam  praeterea 
concessam  a  maiaribiis  religionem  genus  esse  arbiträr  criminis.  Im  Ostreich  hat 
Valens  noch  bei  Lebzeiten  des  Bruders  die  Divination  wie  Constantius  mit 
Todesstrafe  bedroht  (C.  Th.  9,  16,  8)  und  auch  in  gleicher  Weise  erkannt  (Ammian 
29,  2,  6). 

'  Weitere  Gesetze  dagegen  werden  nicht  verzeichnet,  aber  das  des  J.  357  ist 
in  die  justinianische  Gesetzgebung  übergegangen  (S.  864  A.  6).  Minder  aufnülige 
Abweichungen  von  dem  Princip,  wie  die  Amulete  (S.  862  A.  9)  und  das  Regen- 
machen (S.  863  A.  1)  bleiben  erlaubt. 

'  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  der  ungleichen  Behandlung  der  beiden  Delicto 
bei  den  Abolitionen  (S.  643). 

*  Modestinus  (Dig.  48,  14,  1  pr.)  sagt  ganz  richtig:  lex  (lulia  ambitus)  in 
urbe  liodie  cessat,  quia  ad  cur  am  principis  magistratuum  creatio  pertinet,  non  ad 
pojßuli  favorem.  Nur  bei  Aemterbesetzung  durch  Abstimmung  und  Mtgoritäts- 
findung  giebt  es  einen  Ambitus.  Die  Erschleichung  des  durch  Einzelbeschluss  be- 
setzten Amtes,  also  in  der  Republik  der  meisten  militärischen  Stellungen,  in  der 
Kaiserzeit  zum  Beispiel   des  Consulats,   seit  dieses  vom  Kaiser  vergeben  ward 

Binding,  Handbuch.   I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  55 
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Zwölftafelgesetz  im  J.  322/432  ergangene  Anweisung  an  die  Be- 
werber nicht  durch  besondere  dem  Kleide  gegebene  Glanzfarbe  sich 
als  solche  bei  jedem  öffentlichen  Erscheinen  den  Mitbürgern  kennt- 
lich zu  machen  ^  und  ein  anderes  von  dem  Volkstribun  C.  Poetelius 
im  J.  396/358  eingebrachtes  Gesetz,  welches  dem  Amtsbewerber  das 
Herumziehen  in  den  Marktflecken  und  den  Dörfern  untersagtet 
Es  ist  charakteristisch  für  den  ungleichen  Kampf  der  Rechtschaffen- 
heit gegen  die  Corruption  auf  diesem  Gebiet*,  dass  eben  diese 
beiden  gesetzlich  untersagten  Acte  der  späterhin  üblichen  und  als 
tadellos  geltenden  Bewerbung  den  Namen  gegeben  haben :  von  jenem 
Glanzkleid  heisst  noch  heute  in  allen  Cultursprachen  jeder  Be- 
werber candidatus,  von  dem  Umgang  zur  Stimmenwerbung  die  Be- 
werbung ambitio*  und  ambitus,  welche  letztere  Form  späterhin 
im  Sprachgebrauch  auf  die  gesetzwidrige  Bewerbung  beschränkt 
wird  *^. 
GeMtiUche  Als  eigentliche  Strafgesetze  können  jene  Plebiscite  gegen  die 

Tracht  und  den  Umgang  der  Amtsbewerber  kaum  angesehen  werden; 
sie  waren  vielleicht  nicht  mehr  als  Ermahnungen  an  die  Bürger 
und  Anweisungen  an  die  Aedilen  zur  Handhabung  ihrer  Coercition 
oder  drohten  höchstens  massige  Geldstrafen  an.  Von  den  späteren 
Repressivgesetzen   fallen  zwei  vom  J.  573/181®  und   595/159^  vor 


Verbote. 


(Tacitus  bist.  2,  60  vgl.  St.  R.  2,  924),  begegnet  im  früheren  Strafrecht  nicht  Die 
wenigen  hier  eingreifenden  Bestinunungea  der  Spätzeit,  bei  denen  einzehi  aach  die 
Benennung  ambitus  gemissbraucht  wird,  sind  bei  den  Repetanden  S.  718  A.  2  za- 
sammengestellt 

^  Liv.  4,  25:  ne  cui  album  in  vestimentum  addere  petitionis  Uceret  causa. 
Vgl.  St  R.  1,  479. 

'  Liv.  7,  16.  Wenn  dies  als  das  erste  Gesetz  de  ambüu  bezeichnet  wird,  so 
ist  ambitus  im  eigentlichen  Sinne  zu  fassen,  wie  dies  auch  die  Stelle  selbst  zeigt 
{nundinas  et  conciliabida  adire\  nicht  in  dem  übertragenen  der  unerlaubten  Wahl- 
bewerbung.   St  R.  1,  478  A.  3. 

•  Plautus  Trin.  4,  8,  26  =  1033 :  ambitio  iam  more  sanda  est,  Ubera  est  a 
legibus.  Er  (oder  ein  Späterer)  erwähnt  den  verbotenen  Ambitus  auch  Amph.  prol.  74. 

•  Varro  de  1.  Lat.  5,  28:  qui  populum  candidatus  drcumit,  ambit.  Dies 
wird  oft  wiederholt    St  R  1,  478. 

^  Ambitio  wird  nicht  selten  einfach  wie  petitio  gebraucht  (Cicero  pro  Sulla  4, 
11;  pro  Planclo  18,  45;  ad  Att  1,  1,  4;  decl.  in  Sallustium  2),  häufig  tadelnd  für 
den  Ehrgeiz;  das  Strafrecht  aber  kennt  nur  den  ambitus. 

•  Liv.  40,  19 :  Uge^n  (oder  leges)  de  ambitu  consuUs  (P,  Cornelius  M.  Baebius) 
ex  auctoritate  senatus  ad  populum  tulerunt.  Vielleicht  beziehen  sidi  darauf  die 
Reden  Catos  (Jordan  Catonis  quae  extant  p.  52)  de  ambitu  und  ne  lex  Badw 
derogaretur. 

"^  Liv.  ep.  47 :  lex  de  ambitu  lata.  Unter  dem  J.  588/166  melden  die  Annalen 
(Obseq.  12):   comitia  cum  ambiMosissime  fierent. 
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die  Epoche  des  Quästionenprozesses.  Dieser  ist  vor  dem  J.  640/114, 
ohne  Zweifel  durch  ein  uns  nicht  genanntes  Gesetz,  auf  den  Ambitus 
erstreckt  worden  ^  In  der  letzten  Zeit  der  Republik  folgten  als 
rechtes  Symptom  der  Agonie  des  grossen  Gemeinwesens  und  der 
Hülflosigkeit  der  Gesetzgebung  gegen  das  furchtbare  Uebel  die 
Gesetze  gegen  den  Ambitus  einander  mit  unheimlicher  Raschheit: 
das  cornelische  Sullas  673/8  P,  das  calpurnische  687/67*,  das 
tuUische  691/63*,  das  licinische,  welches  indess  nur  gegen  eine 
bestimmte  Kategorie  des  Ambitus,  das  Sodalicienverbrechen  gerichtet 
war,  699/55  (S.  872  A.  2),  endlich  unter  der  Quasidictatur  des 
Pompei'us  das  pompeische  vom  J.  702/52*,  welches,  wie  die  Späteren 
sagen,  dem  Ambitus  ein  Ende  machte*;  insofern  mit  Recht,  als 
drei  Jahre  darauf  die  Republik  selbst  ein  Ende  hatte.  In  der 
Kaiserzeit  erging  gegen  den  Ambitus  unter  Augustus  im  J.  736/18 
das  julische  Gesetz',  späterhin,  nachdem  die  Wahlen  und  damit 
die  Wahlumtriebe  an  den  Senat  gekommen  waren,  ein  Erlass 
Traians^.     Alle  diese  Gesetze  betreffen  die  Reichsämter;   gegen 


^  Der  älteste  in  dieser  Weise  verhandelte  Prozess  wegen  Ambitus  betrifft 
Marius  Bewerbung  um  beide  Aedilitäten  (Plutarch  Mar.  5),  welche  zwischen  635/119 
und  640/114  fällt  Das  mansche  Gesetz  über  die  Stimmabgabe  vom  J.  635/119 
(Plutarch  Mar.  4)  gehört  nicht  in  die  Reihe  der  Gesetze  über  den  Ambitus. 

'  Schol.  Bob.  zu  Cicero  pro  SuU.  5,  17  p.  361:  auperioribus  temporUms  (vor 
dem  calpumischen  Gesetz)  damnati  lege  Cornelia  hoc  genus  poenae  ferebant,  ut 
magistratuum  petüione  per  decem  annos  ahstinerent.  Das  cornelische  Gesetz, 
welches  dies  feststellte,  ist  schwerlich  das  comelisch-bäbische  vom  J.  573/181,  da 
zwischen  diesem  und  dem  calpumischen  andere  liegen  müssen^  auch  die  Strafe 
kaum  ein  Jahrhundert  hindurch  die  gleiche  geblieben  sein  wird. 

^  Dio  36,  38.  39.  Asconius  in  Comel.  p.  68;  in  or.  pro  tog.  cand.  p.  89. 
Cicero  pro  Mur.  23,  46.   32,  67. 

*  Dio  37,  29.  Cicero  pro  Mur.  2,  3.  3,  5.  32,  67.  in  Vat.  15,  37.  pro  Sestio 
64,  133.    pro  Plancio  34,  83. 

■^  Appian  b.  c.  2,  23.  Asconius  in  Mil.  p.  37.  Plutarch  Cat.  min.  48.  Cicero 
ad  Att.  10,  4,  8.    Caesar  b.  c  3,  1. 

•  Velleius  2,  47.    Plinius  paneg.  29. 

^  Dio  54,  16.  Die  argen  durch  die  Consularwahlen  des  Vorjahrs,  ins- 
besondere den  Candidaten  M.  Egnatius  Rufus  hervorgemfenen  Unruhen  (vgl.  meine 
Ausgabe  des  mon.  Ancyr.  p.  28  fg.)  haben  dies  Gesetz  veranlasst,  das  seitdem 
für  diese  Quästion  massgebend  geblieben  ist.  Dig.  48,  1,  1.  tit.  14.  C.  Th.  9,  19,  4. 
tit.  26  =>  Tust.  9,  26.    Inst  4,  1,  11.    Tacitus  ann.  15,  20. 

"  Plinius  ep.  6,  19  schildert  die  damals  stattfindenden  Wahlumtriebe,  die  den 
Senat  veranlassten  den  Kaiser  um  Einschreiten  zu  ersuchen,  was  auch  geschah: 
sumptus  canäidatorum  foedos  illos  et  infames  ambitus  lege  restrinxit.  Auch  ander- 
weitig wird  bestätigt,  dass  nachdem  die  Wahlen  von  der  Bürgerschaft  auf  den  Senat 
übergegangen  waren,  die  Missbräuche  dennoch  fortdauerten  (Tacitus  ann.  1,  81. 
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den  municipalen  Ambitus  richteten  sich  ausserdem  die  besonderen 
Municipalordnungen  ^. 
Thatbestand  Was  uach  den  Gesetzen  als  strafbarer  Ambitus  galt,  lässt  sich 
**  *  "*  nur  bestimmen  für  die  spätere  republikanische  Periode,  in  welcher, 
vermuthlich  seit  der  Einsetzung  eines  besonderen  Geschwornenhofs 
für  dies  Delict,  das  ursprünglich  capitale  Verbrechen  des  Stimmen- 
kaufs und  eine  Anzahl  auf  indirecte  Beeinflussung  der  Wähler  ab- 
zielender Handlungen  zu  gleichmässiger  Bestrafung  zusammengefasst 
wurden.  Die  Annahme  der  Bestechung  ist,  so  viel  wir  wissen, 
niemals  in  das  Delict  hineingezogen  worden  und  auch  die  Beihulfe 
ist,  wie  schon  bemerkt  wurde  (S.  844),  mit  verschwindenden  Aus- 
nahmen ebenfalls  straffrei  geblieben;  die  unerlaubte  Bewerbung 
ist  Delict  nur  in  Beziehung  auf  den  Candidaten  selbst.  Hinsicht- 
lich der  übrigens  erlaubten,  aber  dem  Bewerber  untersagten  Hand- 
lungen wurde  die  Dauer  der  Bewerbung  wenigstens  in  der  späteren 
Gesetzgebung  formell  fixirt  auf  die  beiden  dem  Amtsantritt  nächst 
vorhergehenden  Kalenderjahre^.  Ob  der  Bewerber  die  Majorität 
gefunden  hat  oder  nicht,  macht  für  die  Strafbarkeit  keinen  Unter- 
schied*. 

Gesetzlich  strafbar  wird  die  Wahlbeeinflussung  theils  durch 
Zuwendungen  an  die  Wähler,  theils  durch  die  Anwendung  uner- 
laubter Formen  der  an  sich  wie  überhaupt  so  auch  für  Wahlzwecke 
gestatteten  Association.  Eigenthümlich  ist  dem  römischen  Ambitus, 
wenigstens  dem  besser  bekannten  der  republikanischen  Zeit,  die 
directe  Beeinflussung  der  Massen;  Bestechung  des  einzelnen  ein- 
flussreichen Mannes  wird  wohl  auch  unter  das  Strafgesetz  gefallen 
sein,  tritt  aber  in  der  Handhabung  desselben  nirgends  hervor. 


2,  34),  der  senatorius  ambitus  (Tacitus  ann.  4,  2)  von  dem  früheren  nur  durch  die 
mindere  Oeffentlichkeit  und  die  mindere  Gemeingefährlichkeit  sich  unterBchied. 

^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  89.    Stadtrecht  von  Genetiva  c  132. 

^  Diese  Frist  gilt  sicher  ftLr  das  tullische  Gesetz  (Cicero  in  Vat  15,  37: 
hiennio  quo  quis  petat  petiturusve  sit);  weiteres  St.  R.  1,  478  A.  4.  Dagegen 
setzt  das  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  182  eine  Jahrfrist:  in  eo  anno,  quo  quisque 
anno  peiitor  Jcandidaius  magistratum  pettt  petiturusve  erit  und  nachher:  in  eo 
anno  [quo]  magistratum  petat.  Es  musste  bei  diesen  Verboten  von  dem  Beginn 
der  förmlichen  Bewerbung  abgesehen  und  die  Frist  absolut  fixirt  werden,  um 
ihre  Umgehung  durch  Verspätung  des  Beginns  zu  verhindern;  darum  wird  neben 
dem  petens  auch  der  petiturus  genannt. 

■  Der  älteste  uns  bekannte  derartige  Prozess  wurde  gegen  den  bei  der  Be- 
werbung um  die  beiden  Aedilitäten  durchgefallenen  Bewerber  C.  Marius  angesteUt 
(S.  867  A.  1).  Im  J.  645109  klagte  zuerst  der  bei  der  Consularwahl  für  das 
Folgejahr  durchgefallene  Candidat  P.  Rutilius  Rufus  seinen  siegreichen  Mitbewerber 
M.  Aemilius  Scaurus,  alsdann  dieser  jenen  wegen  Ambitus  an  (Cicero  Brut  30, 113). 
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1.  In  erster  Reihe  steht  unter  den  Strafhandlungen  der  un- 
mittelbare Stimmenkauf  oder  nach  dem  üblichen  verschleiernden 
Ausdruck  die  Schenkung  an  die  Wähler  *.  Die  Ausführung  dieses 
Geschäfts  unterlag  insofern  erheblichen  Schwierigkeiten,  als  bei 
Pränumerirung  leicht  der  Bestecher  um  die  Stimme,  bei  Stundung 
leicht  der  Bestochene  um  die  Zahlung  geprellt  werden  konnte^; 
bei  dem  wohlberechtigten  gegenseitigen  Misstrauen  wurde  die  be- 
dungene Prämie  nicht  selten  deponirt  bei  einer  Vertrauensperson, 
dem  Sequester^.  Da  bei  den  Wahlen  der  Bürgerschaft  die  Majorität 
nicht  der  Stimmen,  sondern  der  Bezirke,  der  Tribus  oder  der 
Tribusabtheilungen ,  der  Centurien  entschied,  wurde  die  W^ahl- 
bestechung,  wo  sie  grösseren  Umfang  annahm,  ebenfalls  nach 
diesen  Bezirken  organisirt,  und  die  gewerbmässigen  Vermittler 
der  der  kleinen  Bürgerschaft  damals  vielfach  aus  Stiftungen  und 
freiwilligen  Spenden  zufliessenden  Emolumente,  die  äivisores  der 
Bezirke*  waren  für  dieses  wenig  ehrbare  Geschäft  die  geborenen 


'  Stadtrecbt  von  Genetiva  c.  132 :  neve  quis  petitor  kandidaius  donum  munus 
aliudve  quü  det  Jargiatur  petitionis  causa  sciens  dolo  mcUo.  Pilnius  ep.  6,  19 : 
candidati  , ,  .ne  mittant  (den  Senatoren  ins  Haus)  munera.  Auch  bei  den  Griechen 
heisst  die  Bestechung  d(OQo^oxta  (z.  B.  Appian  b.  c.  2,  23.  24),  daneben  aber, 
zuweilen  schon  in  älterer  Zeit,  namentlich  aber  wo  die  römische  gemeint  ist, 
itxaafjtog.  Wenn  das  letztere  Wort  nicht  auf  eine  Nebenform  von  Six^ftai  zurück- 
geht, sondern  von  d^xag  abhängt  (die  griechisch-lateinischen  Glossen  2,  p.  267  er- 
klären ifxanfxog  durch  decumatio  [?],  amhiiio\  so  ist  die  Decuriation  wie  bei  den 
Römern  (S.  871  A.  4),  so  schon  bei  den  Griechen  ein  Träger  der  Bestechung 
gewesen.  Auf  sachlichen  Zusammenhang  der  römischen  Unsitte  mit  griechischen 
Missbräuchen  führt  keine  Spur. 

'  Charakteristisch  ist  der  Vorschlag,  um  den  Ambitus  zu  beseitigen,  das 
Versprechen  der  Bestechung  bei  Nichteinhaltung  straflos  zu  stellen  (Cicero  ad  Att. 
1,  16,  13:  nopi  est  in  lege  hoc,  ut  qui  nummos  in  tribus  pronuntiarit ,  si  non 
dederitj  impune  sit).  Die  zahlreichen  Meldungen  über  einzelne  Bestechungsversuche 
und  Bestechungsformen  hier  zusammenzustellen  ist  nicht  erforderlich;  es  genügt 
die  allgemeine  Feststellung  des  Thatbestandes. 

•  Zum  Beispiel  Cicero  pro  Plancio  16,  38.  19,  47.  Daher  Plinius  ep.  6,  19 : 
candidati  ,  ,  ,  ne  pecunias  deponant  Umgekehrt  haben  auch  wohl  die  Candi- 
daten,  welche  sich  gegenseitig  verpflichteten  der  Bestechung  sich  zu  enthalten,  bei 
einem  Obmann  eine  Strafsumme  deponirt,  welche  verfallen  sollte,  wenn  einer  der- 
selben nach  dem  Ausspruch  des  Obmanns  die  Verpflichtung  brach  (Plutarch  Cat 
min.  44;  Dio  55,  5). 

^  Das  Geschäft  der  Divisoren  ist  an  sich  allem  Anschein  nach  ein  legitimes 
und  wird  zuweilen  ohne  Tadel  (Cicero  ad  Att.  1,  18,  4;  St.  R.  3,  196),  ja  selbst 
rücksichtsvoll  erwähnt  (Cicero  bei  Marc.  Capeila  5,  492  Kopp :  repugnare,  ut  divi- 
sores,  quos  [C.  ComeliusJ  honoris  sui  ministros  esse  vduerai,  lege  ambitus  velkt 
afßigere).  Aber  regelmässig  erscheint  es  als  ein  geringes  und  verachtetes  Gewerbe 
(Cicero  Verr.  3,  69,  161;   de  har.  resp.  20,  42;  Sueton  Aug.  8),  dessen  Ertrag 
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Agenten  ^  Schon  bei  der  Schärfung  des  Gesetzes  gegen  den 
Ambitus  im  J.  687/67  wurde  die  Erstreckung  der  Strafe  auf  die 
Divisoren  bezeichnet  als  das  einzige  wirksame  Mittel,  um  dem  Am- 
bitus zu  steuern  *  und  zwar  damals  noch  abgelehnt,  aber  dann  vier 
Jahre  darauf  in  das  tuUische  Gesetz  aufgenommen^. 

2.  Den  Geschenken  gleich  gelten  die  der  Bürgerschaft  oder 
Theilen  derselben  ausgerichteten  Schmause*. 

3.  Den  Geschenken  ebenfalls  gleich  steht  die  Ausrichtung  von 
öffentlichen  Lustbarkeiten  und  namentlich  von  Fechterspielen  oder 
bei  Ausrichtung  solcher  durch  Dritte  die  Einräumung  von  Massen- 
plätzen bei  denselben*. 


wohl  überwiegend  unrechte  Wege  ging.  Subalternbeamte  sind  es  offenbar  nicht 
sondern  wahrscheinlich  freiwillige  Vermittler  zunächst  der  verschiedenartigen  nicht 
individuell  gemachten  legitimen  Spenden,  bei  denen  für  das  Vertheilen  der  Bezirk 
zu  Grunde  gelegt  worden  ist.  Vermächtnisse  an  die  einzelnen  Tribns,  wie  sie  im 
grössten  Massstab  Caesar  und  Augustus  hinterliessen ,  mögen  in  der  verfEdlendeo 
Republik  gewöhnlich  gewesen  sein;  auch  der  Vorschlag  dem  des  Ambitos  Ueber- 
wiesenen  zur  Strafe  die  Zahlung  von  3000  Sesterzen  an  jede  Tribus  auf  Lebenszeit 
aufzulegen  (Cicero  ad  Att  1,  16,  13)  und  die  Schwierigkeit  solche  Zuwendungen  ao 
die  örtlich  nicht  geschlossenen  und  der  Gemeinkasse  entbehrenden  fiezirksgenossen 
abzuführen,  weisen  hin  auf  die  Entstehungsverhältnisse  eines  solchen  Gewerbes. 
Mit  der  Ochlokratie  ist  dasselbe  verschwunden. 

1  Vgl.  z.  B.  Cicero  ad  Att.  1,  16,  12.    pro  Plancio  28,  55. 

*  Cicero  bei  Asconius  in  Comel.  p.  74:  cum  hoc  populus  R.  videret  et  ctm 
a  tribimis  pl.  doceretur,  nisi  poena  accessisset  in  divisores,  extingui  fambitum] 
ntdlo  modo  posse.  Unter  heftigem  Widerstand  der  DiviBoren  ging  das  calpnmische 
Gesetz  durch  ohne  eine  solche  Clausel  (Asconius  p.  75). 

*  Die  ^schwerere  Strafe  gegen  die  Plebejer'  (Cicero  pro  Mur.  23,  47)  ist  eben 
die  gegen  die  Divisoren  gerichtete  (Cicero  pro  Plancio  28,  55). 

^  Im  J.  691/68  beschloss  der  Senat  prandia  st  vulgo  facta  essent,  contra 
legem  Calpumiam  factum  videri  (Cicero  pro  Mur.  82,  67.  84,  72.  85,  78);  ohne 
Zweifel  ist  dies  dann  in  dem  tuUischen  Gesetz  ausgesprochen  worden.  In  dem 
Stadtrecht  von  Genetiva  c.  182  wird  dies  genauer  dahin  bestimmt,  dass  der  Be- 
werber während  der  Bewerbungszeit  nicht  mehr  als  neun  Tischgäste  einladen  und 
Schmause  seiner  Bewerbung  wegen  auch  durch  Andere  nicht  geben  lassen  darf. 
Auch  bei  Plinius  ep.  6,  19  fordert  der  Senat  candidati  ne  conviventur, 

^  Durch  den  vorher  angeführten  Senatsbeschluss  wurde  auch  dies  unter  das 
calpumische  Gesetz  gezogen  (Cicero  pro  Mur.  a.  a.  0.)  und  dann  durch  das 
tuUische  ausdrücklich  für  die  Bewerbungszeit  untersagt,  ausser  wenn  dem  Gandi- 
daten  durch  Testament  eine  derartige  betagte  Verpflichtung  auferlegt  war  (Cicero  pro 
Sest  64,  188.  in  Vat  15,  87).  Die  Bezirke  kommen  auch  hiebei  insofern  in  Be- 
tracht, als  die  alte  Gewohnheit,  dass  die  Vornehmen  ihren  Tribusgenossen  PUUze 
bei  den  Spielen  anwiesen,  von  den  Freunden  der  Candidaten  zur  Umgehung  des 
Gesetzes  benutzt  ward  (Cicero  pro  Mur.  a.  a.  0.).    Im  flavischen  Amphitheater 
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4.  Herkömmlich  wurde  der  Bewerber,  wenn  er  in  Rom  eintraf, 
von  seinen  Freunden  festlich  empfangen  und  erschien  überhaupt, 
wo  er  sich  öffentlich  zeigte,  im  Geleit  der  für  seine  Wahl  ein- 
tretenden Personen,  welche  ihn  hierdurch  der  übrigen  Bürgerschaft 
empfahlen.  Die  Zahl  dieser  Geleitpersonen  wurde  durch  ein  nicht 
weiter  bekanntes  fabisches  Gesetz  beschränkt*  und  durch  das 
tuUische  die  Remunerirung  der  Geleitpersonen  als  Wahlbestechung 
bezeichnet*. 

5.  Wenn  dem  Candidaten  selbst  die  herkömmliche  Bewerbung, 
der  Umgang  bei  den  einzelnen  Wählern,  der  Händedruck,  die 
namentliche  Begrüssung,  die  Bitte  um  die  Stimme  nicht  verwehrt 
ist,  so  ist  es  doch  mindestens  vom  Senat  anerkannt  worden,  dass 
dritte  Personen  nicht  in  dieser  Weise  für  ihre.  Bewerber  Stimmung 
machen  dürfen®. 

6.  Die  Association,  welche  nach  der  republikanischen  Ordnung  amocuuou. 
keinen  Beschränkungen  unterliegt,  kommt  selbstverständlich  vor- 
zugsweise für  Wahlzwecke  zur  Anwendung  und  gereicht  den  Be- 
theiligten keineswegs  zum  Vorwurf.  Rechtlich  zulässig  ist  auch  die 
Coition,  das  heisst  der  —  durch  das  die  römische  Magistratur  be-  c<>*tton. 
herrschende  System  der  Collegialität  nahe  gelegte  —  Zusammen- 
schluss   mehrerer  Candidaten   zur    gemeinschaftlichen   Erreichung 

des  Ziels.  Jedem  einzelnen  pflegt  eine  persönliche  Wahlclientel 
zur  Seite  zu  stehen  und  insoweit  er  auch  über  deren  weitere 
Stimmen  verfügt,  liegt  der  Austausch  solcher  Gefolgschaften  nahe. 
Die  Association  und  die  Coition,  wie  Wirkungen  so  auch  Steige- 
rungen des  das  republikanische  Gemeinwesen  untergrabenden  Ele- 
ments der  Individualmacht,  haben  in  den  letzten  Decennien  der 
Republik  den  Stimmenkauf  zu  einer  verbrecherischen  und  das  Ge- 
meinwesßn  zerstörenden  Organisation  entwickelt.  Die  innerhalb  der 
einzelnen  Bezirke  in  festgeschlossener  Ordnung  —  Decuriation  *  — 


(G.  I.  L.  VI,  32  908  f.)  finden  sich  Sitzplätze  clienHibus),  Thierhetzen  statt  der 
Fechterspiele  za  geben  bezeichnet  Cicero  als  Umgehung  des  Gesetzes  (Cicero  pro 
Sest  64,  185  mit  den  Schollen  p.  307). 

^  Cicero  pro  Mur.  34,  71  erwähnt  die  lex  Fcibia  qiuu  est  de  numero 
sedcUorum. 

^  Der  Senat  beschloss  ebenfalls  im  J.  691/63  in  diesem  Sinn :  9i  mercede  con- 
dwii  obviam  candidaUs  isserU,  si  conducti  sectarentur,  . . .  contra  legem  Calpwr^ 
niam  factum  videH  (Cicero  pro  Mar.  32,  67.  33.  34.  85).  Ohne  Zweifel  ist  auch 
dies  in  das  tuUische  Gesetz  übergegangen. 

'  Plutarch  Cat  min.  49. 

^  Das  crimen  tribuarium  ßoddlieiorum  (Cicero  pro  Plancio  19,  47)  niht  auf 
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gebildeten  Vereine  derjenigen  Tribulen,  welche  den  Vereinsleitem 
ihre  Stimme  zur  Verfügung  stellten  und  welche  unter  einander  in 
Verbindung  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unter  gemein- 
schaftlicher Leitung  gestanden  haben  müssen^,  schlössen  mit  den 
Gandidaten  oder  vielmehr  mit  Benutzung  der  Coition  mit  den 
Candidatenpaaren  die  entsprechenden  Verträge  ab.  Für  die  Liefe- 
rung der  Stimmen  wie  für  die  regelmässig  vorher  deponirte  Be- 
zahlung bot  eine  derartige  grosse  Association  eine  relativ  sichere 
sodftU^B-  Garantie.  Gegen  den  also  verdungenen  und  durchgeführten  Stimmeu- 
•  kauf  richtete  sich  das  licinische  Gesetz  vom  J.  699/55  und  er 
erhielt  damit  neben  und  vor  dem  gemeinen  als  Sodalicienverbrechen 
im  Strafrecht  formelle  Selbständigkeit*.  In  der  späteren  Zeit  ist 
er  mit  anderen  Auswüchsen  der  Demokratie  verschwunden. 

7.  Wenn  im  späteren  Recht  das  Betreten  des  Hauses  des  Ge- 
schwornen  durch  den  Angeklagten^  und  die  Auflage  ungesetzlicher 
Abgaben  *  mit  der  Strafe  des  Ambitus  belegt  worden  sind,  so  sind  sie 
darum  keineswegs  in  den  Begriff  des  Delicts  hineingezogen  worden. 

dieser  decuriatio  tribulium  (a.  a.  0.  18,  45.  19,  47),  dem  nlrid^ovs  ^ixaofiog  (Appian 
b.  c.  2,  24). 

^  Die  Auflösung  der  staatsgefährlichen  GoUegien  (Asconius:  collegia  qnat 
adversus  rem  publicam  videbantur  esse,  Dio:  rn  iraiQueä  xolXr^ia  ini^^'^^ 
xaXovfA^va)  durch  Senatsbeschluss  im  J.  690/64,  welcher  dann  das  dodische  Gesetz 
vom  J.  696/58  entgegentrat  (Cicero  in  Pis.  4, 8  und  dazu  Asconius  p.  7.  8;  Cicero  ad 
Att.  8, 15,  4,  pro  Sest  25,  55 ;  Dio  38,  13),  erhält  nähere  Bestinmiung  theils  durch  die 
Angabe,  dass  der  Senatsbeschluss  vom  J.  690/64  durch  das  Hetärienwesen  hervor- 
gerufen wurde  (Asconius  in  Coruel.  p.  75 :  freq^ientes  tum  —  im  J.  689/65  —  etiatp. 
coetus  facUosonim  hominum  sine  piiblica  audorüate  malo  publico  fiebant),  theils 
durch  den  offenbar  jenen  älteren  wieder  auihehmenden  Senatsbeschluss  vom  J.  698^'o6, 
ut  sodalitates  decuriatique  discederent  Uxque  de  iis  ferretur^  ut  qui  non  discessis-^ 
sent  poena  quae  est  de  vi  tenerentur  (Cicero  ad  Q.  fr.  2,  3,  5);  auch  hier  scheint, 
wie  bei  Dio,  die  Hetärienassociation  als  Vergewaltigung  gefasst  zu  werden.  Im  Jahr 
darauf  folgt  das  licinische  Gesetz. 

*  Schol.  Bob.  in  Plane,  p.  253:  M.  Licinius  Crassus  .  .  .  pertulit,  ut  sete- 
rissime  quaereretur  in  eos  candidatos,  qui  [alios?]  sibi  conciliassenty  ut  per 
iüos  pectmiam  tribulibus  dispertirent  ac  sibi  mutuo  ead^m  suffrctgationis  emptae 
praesidia  communicarent  Dio  89,  37:  mxgoTega  (nirfjuia  roTs  d^xdCovai  T»m' 
inixa^uvy  or»  ov  j^QiiiaaatVj  alXa  ß((f  rijv  a()/^v  itlrjfptaav  ufAaqtovrtg.  Einseitig 
scheint  in  der  ersten  Stelle  die  coitio  hervorgehoben  zu  sein,  in  der  zweiten  die 
Vergewaltigung;  wenigstens  findet  weder  jene  noch  diese  Auffassung  sich  anderweitig 
bestätigt.    Bei  Cicero  (pro  Plancio  15,  86.  19,  47.  20,  49)  erscheint  das  Delict  als 

1  gesteigerter  Ambitus  im  Gegensatz  zum   ambitus  communis.     Vgl.  noch  Caelios 

ad  £eim.  8,  2.    Eine  juristisch  genaue  Definition  des  crimen  sodaliciorum  besitzea 
wir  nicht. 

»  Dig.  48,  14,  1,  4. 

*  Dig.  48,  14,  1,  3. 
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Prozessualisch  sind  aus  den  älteren  Gesetzen  über  den  Ambitus  pfoims. 
keine  wesentlichen  Besonderheiten  überlieferte  Wenigstens  seit 
Sulla  functionirt  für  dies  Delict  ein  eigener  Prätor  *.  Zu  Gunsten 
des  Beklagten  ist  bei  dieser  Quästion  ihm  ausnahmsweise  gestattet 
dem  Kläger  bei  der  Voruntersuchung  einen  Begleiter  zuzuordnen  ® 
und  wird  auch  die  sonst  dem  Kläger  vorbehaltene  Zeugenladung 
auf  ihn  erstreckt*.  Die  durch  das  licinische  Sodaliciengesetz 
vom  J.  699/55  herbeigeführte  Zusammensetzung  des  Geschwornen- 
hofs,  welche  dieselbe  so  gut  wie  ausschliesslich  dem  Kläger  in  die 
Hand  gab,  ist  früher  (S.  217)  erörtert  worden ;  ebenso  die  noch  tiefer 
eingreifenden  prozessualischen  Schärfungen  des  pompeischen  Ge- 
setzes vom  J.  702/52,  der  Ausschluss  der  Ampliation  (S.  425  A.  3), 
die  Beschränkung  der  Verhandlung  auf  eine  bestimmte  Zahl  von 
Tagen  (S.  433  A.  3),  die  Verkürzung  der  Redefristen  (S.  429  A.  1), 
der  Ausschluss  der  Charakterzeugen  (S.  441),  die  Urtheilfindung 
durch  wenige  aus  der  grossen  Zahl  der  einberufenen  unmittelbar 
vor  der  Abstimmung  ausgelooste  Geschworne  (S.  216.  427). 

Dass  nach  alter  Ordnung  der  Stimmenkauf  capital   war  und    straf«. 
dass  die  ältesten  gegen  die  unschickliche  Amtbewerbung  erlassenen 
Gesetze  wenn  überhaupt  bestimmte  Strafen,  so  doch  nur  massige 


^  Als  im  J.  693/61  der  CodsuI  M.  Piso  beschuldigt  ward  die  fdr  die  Wahl 
des  Afranius  thätigen  Divisoren  bei  sich  im  Hause  zu  haben,  gestattet  der  Senat 
Haussuchung  bei  den  Magistraten  (Cicero  ad  Att  1, 16,  12 ;  vgl.  Drumann  4,  483).  — 
Die  Angabe  Plutarchs  (Gat  min.  42),  dass  zwischen  der  Wahl  und  dem  Antritt  ge- 
setzlich Raum  bleiben  musste  zur  Anstellung  der  Klage  wegen  Wahlbestechung, 
scheint  hervorgegangen  aus  einem  Missverständniss  der  Ablehnung  der  Forderung 
för  die  Prätorenwahl  auf  das  Jahr  699/55,  welche  in  diesem  selbst  statt£uid,  aus- 
nahmsweise eine  solche  Frist  festzusetzen  (Cicero  ad  Q.  fr.  2.  7,  8;  Drumann  3,279). 
M.  Messalla  Consul  701  ist  erst  nach  Verwaltung  seines  Consulats  im  J.  708  zuerst 
wegen  Ambitus,  dann  wegen  Sodalicien  vor  Gericht  gestellt  worden  (Cicero  ad 
<J.  fr.  3,  8,  3;  ep.  9,  8;  Caelius  ad  fam.  8,  2;  Val.  Max.  5,  9,  2).  —  Auf  den  Vor- 
schlag Catos  beschloss  der  Senat,  dass  die  gewählten  Candidaten,  ohne  eine  An- 
klage abzuwarten,  sich  von  dem  Verdacht  des  Ambitus  zu  reinigen  hätten  (Plutarch 
€at  min.  44);  in  welcher  Weise  aber  dieser  Beschluss  zu  wirksamer  Ausfhhrung 
hat  gelangen  können,  ist  schwer  abzusehen.  Vielleicht  ist  nur  gemeint,  dass  sie 
die  Unsträflichkeit  ihrer  Bewerbung  eidlich  versichern  sollten. 

'  S.  208.  St.  R.  2,  201  A.  2.  Die  Sodalicienprozesse  bilden  eine  selbständige 
Quästion  so  wenig  wie  die  wegen  Vergewaltigung  (St  R.  2,  584  A.  2). 

*  Diese  als  allgemeine  nicht  aufrecht  zu  haltende  Bestimmung  (S.  898  A.  2) 
kann  bei  dem  Ambitus,  für  welchen  sie  erwähnt  wird  (Plutarch  Cat.  min.  21),  wohl 
gegolten  haben. 

*  S.  410  A.  6.    Plinius  ep.  6,  5,  2. 
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Geldbussen  haben  verordnen  können,  ist  bereits  ausgeführt  worden. 
Welche  Straf bestimmung  für  diese  an  sich  sehr  ungleichen,  aber 
im  Quästionsprozess  als  gleich  behandelten  Delicte  festgesetzt  wurde^ 
als  dafür  ein  besonderer  Geschwornenhof  gebildet  wurde,  ist  nicht 
überliefert.  Sullas  Gesetz  hat  dann,  wahrscheinlich  mildernd,  den 
Ambitus  mit  zehnjährigem  Ausschluss  von  der  Amtbewerbung  be- 
straft (S.  867  A.  2),  das  calpumische  mit  Ausstossung  aus  dem 
Senat  *,  womit  der  dauernde  Ausschluss  von  der  Aemterbewerbung 
rechtlich  verbunden  ist^,  ausserdem  mit  einer  Geldstrafe*.  Nach 
dem  tuUischen  Gesetz  ist  die  Strafe  Verbannung  aus  Kom  und 
Italien  auf  zehn  Jahre  *.  Das  Sodaliciengesetz  vom  J.  699/55  *  und 
das  pompeische  vom  J.  702/52*  haben  diese  Strafen  weiter  ge- 
steigert, vermuthlich  auf  lebenslängliches  Exil,  Der  Dictator 
Caesar  hat  die  wegen  dieses  Delicts  insbesondere  nach  dem 
letzten  Gesetz  Verurtheilten  durch  Volksschluss  zurückrufen  lassen  ^ : 
von  Milderung  der  Strafe  für  die  Zukunft  schweigt  die  Ueberliefe- 
rung,  indess  hat  sie  wahrscheinlich  stattgefunden,  da  Augustus  in 
seinem  Gesetz  vom  J.  736/18  sich  darauf  beschränkte  den  Ambitus 
mit  fünfjährigem  Ausschluss  von  der  Aemterbewerbung  zu  ahnden  ®. 
Allerdings  hatte  die  Monarchie  alle  Ursache  zu  solchem  Verhalten; 
mit  dem  Untergang  der  Republik  war  der  wilde  Wettlauf  um  die 
Aemter  mit  einem  Schlage  zu  Ende  und  trat  vielmehr  das  ent- 
gegengesetzte Uebel  ein,  die  Gleichgültigkeit  gegen  die  öflFentliche 


^  Dio  36,  88.  37,  25.    SidoniaB  Apollinaris  ep.  1,  3. 
'  Dio  a.  a.  0.    Schol.  Bob.  p.  361.    Von   einem  fehlgeschlagenen  Yersach 
die  alte  mildere  Strafe  wieder  herzustellen  spricht  Cicero  pro  Sulla  22,  63. 

*  Dio  36,88.  Schol.  Bob.  p.  861.  Verbannung  war  nicht  angeordnet:  Cicero 
pro  Sulla  26,  74. 

^  Cicero  pro  Mur.  22,  45.  28,  47.  41,  89.  pro  Plane  8,  8.  34,  88  mit  den 
Schollen  p.  269.  Schol.  Bob.  p.  862.  Von  der  Beschränkung  der  Verbannung  auf 
zehn  Jahre  spricht  nur  Dio  87,  29. 

<^  Dio  89,  37  (S.  872  A.  2).    Caelius  ad  fam.  8,  2. 

*  Asconius  in  Mil.  p.  Slipoena  graviar.  Plutarch  Cat  min.  48:  imrifita  xutva. 
"^  S.  488  A.  2.    Wie  die  Caesarianer  das  Verhalten  des  Pompeins  nach  dem 

clodischen  Morde  aufflEusten,  zeigen  ihre  von  Cicero  ad  Att  9, 14  wiedergegebeneo 
Klagen:  ad  anibitumem^  quihtM  exilU  poena  superioribus  legibus  (das  TCTilinm  des 
tullischen  Gesetzes  war  nicht  lebenslänglich)  non  fuisset,  [eiectosj,  patritK  pro- 
ditores  de  exüio  reditctos  esse.  Die  letzte  Aeusserung  bezieht  sich  yielleicht  auf 
den  alten  sullanischen  Schergen  L.  Billienus,  der  nach  Sullas  Tode  verurtheilt 
worden  war  (Asconius  in  tog.  cand.  p.  92),  dann  aber,  wohl  durch  Pompeins 
zurückgerufen,  wieder  unter  den  Pompeianem  eine  Rolle  spielte  (Caelius  ad 
fam.  8,  15X 

8  Dio  54,  16. 
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Thätigkeit  und  musste  der  vergessene  Aemterzwang  wieder  hervor- 
gesucht werden.  —  Ueber  die  Bestrafung  der  Divisoren  erfahren 
wir  nichts. 

Nach  dem  Muster  des  stadtrömischen  Prozesses  ist  in  den 
einzelnen  Stadtrechten  ein  municipaler  Prozess  über  unrechtfertige 
Aemterbewerbung  angeordnet  worden  (S.  868  A.  1).  Die  Strafe  indess 
ist  bei  dem  municipalen  Ambitus  über  Geldbusse  nicht  hinaus- 
gegangen. Das  Stadtrecht  von  Genetiva  bestimmt  dieselbe  auf 
5000  Sesterzen  zu  Gunsten  der  Stadtkasse  *,  ein  in  die  justinianische 
Gesetzgebung  übergegangener  Senatsbeschluss  allgemein  für  muni- 
cipale  Magistraturen  und  Priesterthümer  auf  den  doppelten  Be- 
trag*. Die  Busse  wird  durch  recuperatorische  Popularklage  bei 
dem  Stadtgericht  beigetrieben*.  Ausserdem  triflFt  den  Verurtheilten 
die  Infamie  ^ 

12.  Missbranch  des  Vereinsrechts. 

Das  Vereinsrecht  ist  in  den  Zwölftafeln  ausdrücklich  gewähr- A««ocittion». 
leistet  unter  der  selbstverständlichen  Beschränkung,  dass  die  ^•'^**- 
Satzungen  des  Vereins  dem  allgemeinen  Recht  nicht  zuwiderlaufen  *. 
Auflösung  von  Verbindungen,  die  diese  Vorschrift  verletzten  oder 
zu  verletzen  schienen,  wird  oft  genug  verfügt  worden  sein;  von 
der  Untersagung  auch  ganzer  Kategorien  von  Vereinen  giebt  die 
im  J.  568/186  nicht  bloss  für  die  römische  Bürgerschaft,  sondern 
für  ganz  Italien  angeordnete  Auflösung  der  für  den  Bacchusdienst 
gebildeten  Verbindungen  (foideratei)  uns  einen  Beleg  (S.  579).  Prin- 
cipiell  ist  in  republikanischer  Zeit  das  Associationsrecht  nicht  ein- 
geschränkt worden;  die  in  dem  vorhergehenden  Abschnitt  (S.  872 
A.  1)  erörterten  Senatsbeschlüsse  aus  den  J.  690/64  und  698/56 
richten  sich  nur  gegen  dieselben  Wahl  vereine,  deren  Verwendung  bei 
der  Aemterbewerbung  unmittelbar  darauf  unter  das  Strafgesetz  ge- 
stellt ward,  und  das  dem  ersteren  Senatsschluss  entgegentretende 


^  Lex  col.  Gen.  c.  132. 

*  Dig.  48,  14,  1,  1:    cenium  aurei. 
^  Lex  col.  Gen.  c.  132. 

*  Dig.  48,  14,  1,  1. 

^  Zwölftafeln  8,  28  «^  Dig.  48,  22,  4:  his  (sodalibus)  potestatem  fadt  lex 
pactionem  quam  velint  aibi  ferre,  dum  ne  quid  ex  publica  lege  carrumpant.  Wenn 
der  letzte  König  sämmtliche  religiöse  Verbindungen  {awoSovg  av^naaag  xat/urfwur  jj 
tpQttTQiaaruv  rj  yeirovwv  iv  je  rj  nokei  xal  inl  rtSv  ayQtav  i(f*  U^a  xal  &va(as 
ajtaai  xoivag)  auflöst  (Dionys.  4,  43),  so  gehört  das  zur  obligaten  Schilderung  der 
Tyrannis,  mag  indes?  wohl  aus  anticaesarianischen  Diatriben  herrühren. 
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clodische  Plebiscit  wird  ebenfalls  zunächst  nur  diese  Ausnahme- 
bestimmungen wieder  beseitigt  haben'.  Aber  die  weitgehenden 
Missbräuche,  die  nicht  bloss  bei  den  Wahlen,  sondern  auch  bei 
dem  damals  weit  verbreiteten  Menschenraub  und  ähnlichen  geradezu 
verbrecherischen  Zwecken  an  die  unbeschränkte  Association  an- 
knüpften ^,  bestimmten  schon  den  Dictator  Caesar  zu  allgemeiner  Ein- 
schränkung des  Vereinsrechts  *,  und  wahrscheinlich  unter  Augustus  * 
ist  die  präsumtive  Associationsfreiheit  durch  Volksschluss  *  beseitigt 
worden.  Seitdem  ist  für  die  höheren  Klassen  der  Gesellschaft  bei 
Fortbestehen  der  althergebrachten  Körperschaften  die  Stiftung  neuer 
Associationen  an  besondere  Gestattung  der  Regierung  geknüpft, 
ähnlich  wie  schon  bei  der  Unterdrückung  der  Bacchusgesellschaften 
dies  vorbehalten  worden  war,  wobei  die  Gestattung  für  Italien 
und  die  Senatsprovinzen  der  Regel  nach  bei  dem  Senat  als  der 
höchsten  legislativen  Stelle  einzuholen  war,  der  Kaiser  aber  befugt 
war  im  ganzen  Umfang  des  Reichs  dieselbe  zu  ertheilen®.  Für 
die  niederen  Kreise  einschliesslich  der  Unfreien  wurde,  abgesehen 
von  dem  unbedingten  Verbot  für  die  Soldaten^  und  wahrscheinlich 


^  Damit  ist  es  wobl  vereinbar  und  nicht  unwahrscheinlich  (Cicero  in  Pis.  4,  d : 
coUegia  non  ea  sola^  quae  senatus  susMerat  resiituta,  sed  innumerahüia  quae- 
dam  nova  ex  omtii  faece  urbis  ac  seiritio  concitata;  ebenso  pro  Sest.  25,  55),  dass 
das  clodische  Gesetz  die  Vereinsfreiheit  erweitert,  vielleicht  die  Unfreien  ausdrück- 
lich zugelassen,  die  magistratische  Befugniss  der  administrativen  Auflösung  ein- 
geschränkt hat. 

*  Sueton  Aug.  33:  pluHmae  factiones  titulo  collegii  novi  ad  nullius  nan 
facinoris  societatem  coihant.  Vgl.  S.  781  A.  1.  Ein  Beispiel  gewähren  die  bei 
der  Fehde  zwischen  den  beiden  Nachbarstädton  Pompeii  und  Nuceria  betheiligten 
hauptsächlich  bei  den  Volksfesten  Unfug  anstiftenden  Vereine  (S.  877  A.  5). 

"  Sueton  Caes.  42:  cuncta  collegia  lyraeter  antiquitus  constituta  diMraxit 
Josephns  ant.  14,  10,  8  =  215:  Faios  KttTaitQ  iv  rtp  ^larayfian  x<olvtov  ^läaovg 
avvnyio&ni  xttTtt  noXiVj  wonach  gegen  die  städtischen  Vereine  noch  ein  besonderes 
Edict  ergangen  zu  sein  scheint.    Vgl.  S.  877  A.  1. 

*  Sueton  Aug.  32:  collegia  praeter  antiqua  et  legitinia  dissolmt, 

*  C.  I.  L.  VI,  2193  =  4416:  collegio  symphoniacortim ,  qui  sacris  pvhlicis 
pi'aestu  sunt,  quibus  senatus  c(pire)  c{om^enire)  dpgi)  permisit  e  lege  lulia  ex  auc- 
toritate  Aug(usti)  ludorum  causa.  Asconius  in  Comel.  p.  75:  postea  (nach  dem 
J.  689/65,  vgl.  S.  872  A.  1)  ea*  s.  c.  tt  pluribus  legibus  sunt  sublata  praeter  pauca 
atque  certa,  quae  utilitas  civitatis  desiderasset,  qucdia  sunt  fabrorum  liticinumque 
^iltoruinque  die  Hdschr.;  vgl.  St.  R.  3,  287  A.  3).  Dig.  50,  6,  6,  12:  coaegia  vel 
Corpora,  quibus  ius  coeundi  lege  permissum  est  Wir  kennen  von  diesen  mehreren 
Gesetzen  nur  das  eher  von  Augustus  als  von  Caesar  rogirte  julische. 

«  Dig.  3,  4,  1  pr.   47,  22,  3,  1.    St.  R.  2,  886. 

"^  Dig.  47,  11,  2.  tit.  22,  1  pr.  In  der  That  begegnen  in  den  Inschriften 
mit  verschwindenden  Ausnahmen  SoldatencoUegien  nicht. 
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auch  für  die  Hauptstadt^,  die  Associirung  freigegeben,  yfenn  der 
Verein,  regelmässig  in  der  Form  des  Cultvereins  für  eine  bestimmte 
Gottheit  constituirt,  als  Sterbekasse  zusammentrat,  wobei  indess 
hinzugefügt  ward,  dass  die  Mitglieder,  von  Gulthandlungen  ab- 
gesehen, nicht  öfter  als  einmal  im  Monat  zusammenkommen^  und 
keine  Person  mehr  als  einem  solchen  Verein  angehören  durfte*. 
Da  auf  öifentlichem  Wege  für  die  Bestattung  nichts  geschah  und 
eine  allgemeine  Fürsorge  für  dieselbe  nicht  wohl  entbehrt  werden 
konnte,  scheint  diese  legislatorische  Massregel  wesentlich  deren 
Sicherstellung  bezweckt  zu  haben,  worauf  auch  die  Zulassung  der 
Unfreien  so  wie  das  Verbot  doppelter  Mitgliedschaft  hinführen.  — 
Der  Verstoss  gegen  diese  Anordnungen  wird  unter  das  Verbrechen 
der  öffentlichen  Gewalt  gezogen,  wenn  der  Thatbestand  dieses 
Delicts  vorliegt*;  dass,  wo  dies  nicht  der  Fall  war,  neben  der 
selbstverständlichen  Auflösung  auch  noch  eine  ausserordentliche 
Bestrafung  eintreten  konnte,  ist  nicht  eigentlich  bezeugt,  aber 
dennoch  nicht  zu  bezweifeln*.  Es  kann  desswegen  auch  das 
Accusationsverfahren  eintreten  *. 

13.    Missbraneh  der  fiscalischen  Anzeige. 

Der  Missbrauch  des  an  sich  allgemeinen  Rechts  ein  öffentliches 
Strafverfahren  herbeizuführen,  das  Einschreiten  gegen  den  Index 


^  In  der  Stadt  Rom  ist  die  Regierung  wenigstens  in  der  früheren  Zeit  mit 
besonderer  Vorsicht  verfahren.  Das  Bäckercollegium  daselbst  hat  erst  Traian  con- 
cessionirt  (Victor  Caes.  13  vgl.  C.  I.  L.  XIV,  2218  vom  J.  100:  pistor  Romaniensis 
ex  reg[ionibusJ  XIIII),  andere  erst  Alexander  (vita  83). 

'  Massgebend  ist  dafür  ein  Senatsbeschluss,  dessen  Hauptbestimmung  erhalten 
ist  in  den  Statuten  eines  in  diese  Kategorie  gehörenden  lanuyinischen  CoUegiums 
vom  J.  136  (C.  I.  L.  XIV,  2112  =  Bruns  p.  345,  im  Auszug  Dig.  47,  22,  1): 
quibfus  coire  cojnvenire  collegiumque  habere  Uceat.  Qui  stipcm  menstruam 
conferre  volen[t  in  funjera,  in  it  coUegium  coeant  neque  sub  specie  eins  collegi 
nisi  semel  in  mense  cfocant  cojnferendi  causa,  tmde  defundi  sepeliantur.  Die 
Bestimmung  Dig.  47,  22,  1,  1 :  religionis  causa  coire  nofi  pröhibentur  giebt  nicht 
die  sacralen  Vereine  überhaupt  frei,  sondern  gestattet  den  erlaubten  Vereinen  sich 
so  oft  zu  versammeln,  als  ihre  Sacra  es  erfordern. 

»  Dig.  47,  22,  1,  2. 

*  S.  872  A.  1.  2  und  bei  der  Vergewaltigung  S.  662.  Strafe  des  Exils: 
Tacitus  ann.  14,  17. 

^  Von  den  coUegia  ilUcita  (Dig.  47,  22,  1  pr.  1.  2)  werden  noch  unterschieden 
coUegia  soädlida  (Dig.  47,  22,  1  pr.),  wohl  im  Anschluss  an  das  licinische  Gesetz. 
Dieser  Art  sind  die  Collegien,  die  in  Folge  der  unter  Nero  zwischen  den  Nachbar- 
städten Pompeii  und  Nuceria  geführten  P^ehde  aufgelöst  wurden  (Tacitus  ann.  14, 17; 
C.  I.  L.  IV,  1293)  und  die  fcutiones  in  Nikomedia,  mit  Rücksicht  auf  welche  Traian 
(Plinius  ep.  88. 84)  Bedenken  trägt  dort  ein  Collegium  der  höheren  Ordnung  zuzulassen. 

^  Accusation  bei  dem  Stadtpräfecten  Dig.  1,  12,  1,  14. 
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(S.  497)  und  den  Accusator  (S.  492)  bei  falscher  Anzeige  oder  An- 
klage ist  mit  den  für  rechte  Anzeige  und  rechte  Anklage  ausgesetzten 
Belohnungen  correlat  und  daher  mit  diesen  zusammen  im  Straf- 
prozess  behandelt  worden.  Auch  gehört  derselbe  überwiegend  nicht 
in  diesen  Abschnitt,  sondern  in  die  Reihe  der  sittlich  begründeten 
eigentlichen  Verbrechen.  —  Aber  hier  zu  erörtern  bleibt- die  An- 
zeige an  die  Staatskasse  eines  derselben  erwachsenen  vennögens- 
rechtlichen  Anspruchs.  In  republikanischer  Zeit  kann  sie  nicht 
gefehlt  haben,  tritt  aber  in  ihrer  Besonderheit  nicht  her\'or*;  von 
Belang  ist  sie  erst  durch  die  straffere  Finanzwirthschaft  des  Prin- 
cipats  geworden  und  namentlich  durch  Augustus  erbrechtliche  Ge- 
setzgebung ^.  Dieselbe  lief  principiell  —  die  Einzelheiten  können 
im  Strafrecht  nicht  erörtert  werden  —  darauf  hinaus,  einmal  dass 
für  jeden  römischen  Bürger  in  Ermangelung  berechtigter  Erben 
an  letzter  Stelle  der  Staat  als  Erbe  eintritt®,  zweitens  dass  bei 
allen  Erwerbungen  von  Todeswegen,  welche  überhaupt  und  nament- 
lich in  Folge  der  augustischen  Gesetze  über  Ehe-  und  Kinder- 
losigkeit cassirt  werden,  diese  Erbschaften  und  Legate  an  den 
Staat  fallen.  —  An  diese  neuen  Staatseinnahmen  aus  dem  herren- 
losen (bona  vacantia)  oder  verfallenen  {bona  caduca)  Erbgut  schlössen 
zahlreiche  gleichartige  von  minderer  Bedeutung  theils  dem  Staat, 
theils  dem  Kaiser  zutiiessende  sich  an  *,  zum  Beispiel  die  dem  Staat 
oder  dem  Kaiser  letztwillig  gemachten  Zuwendungen  und  die  ge- 


'  Anzeigen  dieser  Art,  zum  Beispiel  wegen  Usurpation  von  Gemeinland  oder 
Hinterziehung  von  Zöllen,  werden  auch  in  republikanischer  Zeit  nicht  gefehlt  haben 
(Gaius  4,  28;  Cicero  Verr.  1.  2,  70,  171);  aber  dem  Staatswesen  jener  Epoche  war 
mehr  die  Vernachlässigung  der  finanziellen  Ansprüche  der  Gemeinde  vorzuwerfen 
als  die  umgekehrte  Tendenz,  und  Belohnungen  namentlich  füjr  dergleichen  Anzeigen 
gab  es  damals  sicher  nicht. 

'  An  die  Constituirung  des  Principats  durch  die  Ordnungen  des  J.  72ß*28 
knüpft  Tacitus  ann.  3,  28  (vgl.  25)  den  Eintritt  der  Fiscalität  {acriora  ex  eo  rinda] 
und  der  erbschaftlichen  Delatoren :  inditi  custodes  et  lege  Papia  Poppaea  (J.  9  n.  Chr.) 
praemiis  induciiy  ^U,  st  a  privilegiis  parentum  cessaretur  (d.  h.  wenn  man  nicht 
durch  Ehe  und  Vaterschaft  sich  dagegen  schützt),  vehit  parens  omnium  ^>ojt>M/u« 
vacantia  teneret, 

•  ülpian  28,  7 :  si  ne^no  sit  ad  quem  bonorum  possessio  pertitiere  possit  aut 
Sit  quidem,  sed  ius  suum  omiserity  iwptdo  bona  deferuntur  ex  lege  lulia  cadu- 
caria.  Tacitus  ann.  2,  48.  Später  wird  dies  von  der  Erbschaft  auf  andere  herren- 
lose Gegenstände  übertragen,  obwohl  die  ursprüngliche  Auf&ssung,  dass  die  herren- 
lose Sache  von  jedem  occupirt  und  durch  Usucapion  erworben  werden  kann,  nie 
principiell  aufgegeben  worden  ist. 

*  Eine  Uebersicht  giebt  Callistratus  Dig.  49,  14,  1.  Die  Delationsgründe 
und  damit  die  Delation  selbst  können  im  Strafrecht  nicht  erörtert  werden. 
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fundenen  Schätze,  so  weit  sie  nach  den  Ordnungen  der  Kaiserzeit 
öflFentlich  werden.  Die  Vereinnahmung  der  dem  Staat  also  zu- 
ständigen Emolumente  beschaffen  im  Allgemeinen  die  Präfecten  des 
Aerarium  ^,  die  der  dem  Kaiser  zuständigen  dessen  Finanzbeamte,  bei- 
spielsweise in  Aegypten  der  Idiologus  *.  Wer  also  zahlungspflichtig 
war,  komite,  wenn  er  nicht  bei  der  betreffenden  Stelle  sich  selber 
anzeigte,  nicht  bloss  von  jedem  Dritten  zur  Anzeige  gebracht  werden, 
sondern  es  wurde  auch  die  gehörig  belegte  und  zum  Ziel  führende 
Anzeige  belohnt,  anfänglich,  wie  es  scheint,  mit  höheren  Beträgen, 
seit  Nero  mit  dem  vierten  Theil  des  also  erzielten  Betrags®.  Bei 
bestrittenem  Anspruch  des  Aerarium  stand  die  Entscheidung  von 
Rechtswegen  dem  oder  den  Finanzbeamten  zu,  die  sie  an  Ge- 
schwome  weisen  konnten,  aber  in  der  Regel  selber  entschieden*. 
Gleichartige  Ansprüche  des  kaiserlichen  Fiscus  sollten  von  Rechts- 
wegen an  den  Prätor  und  an  Geschworne  gehen  und  es  ist  dies  auch 
in  einigem  Umfang  geschehen ;  mehr  und  mehr  indess  wurden  auch 
diese  Forderungen  administrativ  erledigt*. 

Diese  Anzeige  bei  der  Finanzbehörde  ist  die  eigentliche  De- 
lation®; und  der  entsetzliche  Missbrauch,  der  namentlich  von  der 
erbschaftlichen  Delation  gemacht  wurde,  fordert  für  sie  einen  Platz 
auch  im  Strafrecht.  Wo  die  fiscalische  Anzeige  in  gewinnsüchtiger 
Absicht  erstattet  wird,  steht  sie  im  Wesen  wie  in  der  Benennung 
der  zu  demselben  Zwecke  angestellten  Criminalklage  gleich  und 
in  den  geschichtlichen  Berichten  wird  zwischen  der  criminellen  und 
der  fiscalischen  Delation  meistens  nictt  unterschieden'.    Sachlich 


^  In  Rom  und  Italien  gehen  diese  DelationeD  regelmässig  an  das  Aerarium 
der  Gemeinde  (vgl.  z.  B.  Plinius  pan.  36 ;  Dig.  40,  5,  4,  20).  Diese  Vorsteher  sind 
es,  welche  Kaiser  Marcus  in  einem  Erbschaftsprozess  den  Advocaten  des  Fiscus 
bezeichnet  als  iudices  vestri  (Dig.  28,  4,  8)  und  die  in  solchen  Prozessen  Belangten 
4ie  rd  qui  apitd  aerarium  pendent  (Sueton  Dom.  9). 

*  Strabon  17,  1,  12  p.  777:  o  nQoaayoQivofHvog  iSioXlyog  .  .  itav  d^eano- 
Tonf  xal  T(5v  dg  Kaiaaqa  n(nmv  6(f€tX6vTO)v  i^eraariig  lari, 

*  Sueton  Ner.  10:  praemia  delatorum  Papiae  legis  ad  quartam  redegit.  Diese 
Quart  begegnet  auch  bei  der  criminellen  Delation  als  Accusatorenprämie  (S.  510. 820). 

*  St.  R  2,  1,  169  fg.  2,  463.  1020  fg. 
»  St.  R,  2,  1021  fg. 

*  Die  Delation  unserer  Bechtsquellen  ist  durchaus  die  fiscalische ;  dass  bei  ihr 
das  Wort  nichts  weniger  als  gehässig  ist,  zeigt  namentlich  die  häufig  erwähnte 
Selbstdelation.  In  der  Bedeweise  der  Historiker,  namentlich  der  späteren  überwiegt 
die  criminelle  Delation. 

''  Die  ausfuhrliche  Diatribe  gegen  die  Delatoren  bei  Plinius  paneg.  34 — 36  hat 
wesentlich  die  erbschaftlichen  im  Auge  (nuUa  iam  testamenta  recwa);  aber  die 
Brandmarkung  wegen  der  calumnia,  die  nicht  fehlt,  kann  nur  auf  den  Missbrauch 
•der  Accusation  bezogen  werden. 
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hat  der  Missbrauch  der  letzteren  wahrscheinlich  das  Gemeinwesen 
schwerer  beschädigt  als  derjenige  der  Accusation  und  es  ist  denn 
auch  zTvar  das  gegen  den  Missbrauch  der  criminellen  Delation  ge- 
richtete Calumnienverfahren  auf  die  fiscalische  niemals  angewandt, 
aber  sehr  häufig  auch  gegen  diese  im  Criminalweg  vorgegangen 
worden.  Unbegründete  Delation  dieser  Art  ist  von  den  nicht  der 
Fiscalität  verfallenen  Regenten  der  Regel  nach  *  als  schweres  Ver- 
brechen, oft  mit  Verbannung  bestraft*,  der  gewerbmässige  Betrieb 
dieses  Geschäfts,  selbst  wenn  die  Anzeigen  zutrafen,  mit  Infamie 
belegt  worden®.  Zeitweise  hat  die  Regierung  sogar  wenigstens 
nominell  die  fiscalische  Delation  geradezu  bei  Strafe  verboten*; 
ja  man  hat  es  fertig  gebracht  die  dritte  Anzeige,  auch  wenn  sie 
richtig  ist  oder  sein  kann,  mit  der  Todesstrafe  zu  belegen*.  Zu 
rechtlicher  Fomiulirung  hat  es  allerdings  dieses  seltsame  Delict 
nicht  gebracht. 

14.   Anderweitige  Contraventioneu. 

Die    hier    zusammengestellten    Straf bestimmungen ,    gerichtet 
gegen  Missbräuche  bei  der  Amtsführung  oder  bei  dem  Geschwomen- 


^  Für  Entschuldigung  der  grundlosen  Delation  wird  Untersuchung  und  Abolition 
gefordert  (Dig.  49,  14,  15  pr.). 

'  Domitian  (Sueton  Dom.  9;  daraus  Dio  67,  1)  schrieb,  allerdings  nur  für  die 
Wiederaufnahme  niedergeschlagener  Aerarialprozesse,  vor,  tU  (U'cusatori,  qtU  causam 
nan  teneret,  exilium  poena  esset  und  verfuhr  mit  gleicher  oder  grosserer  Strenge 
gegen  die  Delation  in  Fiscalprozessen.  Aehnlich  verfuhren  Traianus,  der  die  Dela- 
toren massenweise  ins  Exil  sandte  (Plinius  paneg.  84.  35),  Macrinus  (vita  12X 
Aurelianus  (Victor  Caes.  13;  vita  39).  Allerdings  tragen  alle  diese  Massregeln  den 
Charakter  ausserordentlichen  Einschreitens  einer  Nothlage  gegenüber;  die  Institution 
selbst  ist  so  pervers,  dass  Einschreiten  von  Rechtswegen  nicht  ausreicht  und  for- 
melles Recht  durch  formelles  Unrecht  gebrochen  werden  muss. 

•  Der  Biograph  des  Macrinus  fährt  fort:  (ddatorea)  si  proharewt,  delato 
pecuniae  praemio  infames  dimisit.  In  ähnlichem  Sinn  gewährt  Severus  einem 
solchen  Delator  die  Belohnung,  entzieht  ihm  aber  zugleich  wegen  Indignität  das 
ihm  gegebene  Legat  (Dig.  34,  9,  1).  Darum  wird  besonders  hervorgehoben,  dass 
die  Delation  auch  aus  anderen  Motiven  als  dem  eigenen  Yortheil  stattfinden  könne 
(Dig.  49,  14^  2  pr.  1.  44).  Weitere  Belege  f&r  den  an  der  Delation  haftenden 
Ehrverlust  Dig.  34,  9,  5,  13.   Cod.  9,  35,  3. 

*  Es  darf  wohl  auf  das  Regiment  Alexanders,  des  Kaisers  guten  Willens  und 
frommer  Wünsche,  zurückgeführt  werden,  was  Paulus  in  seinem  (chronologisch  nicht 
näher  fixirten)  Abriss  sagt  5,  13,  1:  omnes  omnino  deferre  altenim  et  causam 
pecuniariam  fisco  nuntiare  prohibentur,  nee  referty  mares  istud  an  feminae 
fadant,  servi  an  üigenui  an  libertiniy  an  suos  an  extraneos]  omni  etiim  modo 
puniuntur. 

^  Dies  bestimmen  hinsichtlich  der  Anzeige  herrenloser  Grundstücke  Verord- 
nungen aus  den  J.  380  und  418  (C.  Th.  10,  10,  13.  28). 
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dienst  oder  bei  sonstigen  öflFentlichen  und  privaten  Functionen,  ge- 
hören, grossentheils  transitorischen  Verhältnissen  entsprungen  und 
angepasst,  noch  in  höherem  Grade  als  die  übrigen  in  diesem  Ab* 
schnitt  aufgeführten  (S.  844)  der  positiven  Gesetzgebung  an  und 
es  tritt  der  criminelle  Dolus  bei  ihnen  völlig  in  den  Hintergrund. 
Auch  ist  unsere  überhaupt  nur  zu  sehr  durch  den  Zufall  bestimmte 
Kunde  hier  völlig  von  den  Launen  desselben  abhängig.  Indess 
treffen  sie  wenigstens  negativ  darin  zusammen,  dass  sie  sämmtlich 
ausserhalb  des  systematischen  Strafrechts  liegen,  die  römische  Juris- 
prudenz offenbar  nicht  einmal  den  Versuch  gemacht  hat  sie  in 
dessen  fundamentale  Kategorien  einzureihen.  Insofern  das  princi- 
piell  capitale  Staatsverbrechen  von  den  Verletzungen  der  magistra- 
tischen wie  der  bürgerlichen  Pflichten  nur  die  schweren  Fälle  um- 
fasst  (S.  555.  567),  tritt  zu  demselben  eine  grosse  Anzahl  dieser 
Klagen  ergänzend  hinzu.  Da  das  mangelnde  ethische  Fundament 
schwere  Strafen  nicht  zulässt,  so  sind  sie  durchgängig  auf  Geld- 
bussen gestellt,  die  freilich  auch  den  Ruin  der  bürgerlichen  Existenz 
herbeiführen  können.  In  ihrer  Gesammtheit  bilden  sie  einen  nicht 
unwichtigen  Factor  des  römischen  Strafverfahrens,  namentlich  in- 
sofern an  die  Stelle  der  vom  Magistrat  willkürlich  verfügten 
Coercition  in  der  späteren  republikanischeij  Zeit  vielfach  diese 
von  der  Entscheidung  zuweilen  der  Comitien,  gewöhnlich  der  Ge- 
schwomen  abhängigen  Multklagen  getreten  sind  und  auch  sie  also 
für  die  allmähliche  Einschränkung  der  Magistratsgewalt  wesentlich 
in  Betracht  kommen.  In  einer  Darstellung  des  römischen  Straf- 
rechts dürfen  diese  wie  immer  disparaten  Klagen  wenigstens  exem- 
plificatorisch  einen  Platz  verlangend  Wegen  der  prozessualischen 
Behandlung  der  Multen  ist  auf  das  folgende  Buch  zu  verweisen.  — 
Entnommen  sind  die  aufgeführten  Einzelfälle  überwiegend  theils 
der  republikanischen  Ueberlieferung,  theils  den  Stadtgesetzen  der 
letzten  republikanischen  und  der  früheren  Kaiserzeit.  Vollständig- 
keit ist  keineswegs  auch  nur  beabsichtigt;  die  in  den  Erlassen  der 
Spätzeit  zahlreich  begegnenden  analogen  Strafdrohungen  gegen  die 
Beamten  und  meistens  daneben  gegen  deren  Bureaupersonal  auch 
nur  in  Beispielen  zu  verzeichnen  erschien  überflüssig. 

I.    Unregelmässigkeiten  in  der  Amtführung. 

1.   Contra ventionen  bei  der  Einbringung  von  Gesetzen  führen 
zu   Strafprozessen  kraft  des  älischen  und  des  fufischen  Gesetzen 


^  Verschiedene  gleichartige   sind   bei  den  einzelnen  Hauptdelicten  berück- 
sichtigt worden;  so  die  vor  der  Entwickelung  des  Fälschungsverbrechens  ergangenen 

Binding,  Handbuch.  L  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  56 
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bei  Verstoss  gegen  die  religiösen  Normen*;  kraft  des  licinisch- 
junischen  vom  J.  692/62  bei  Versäumniss  der  Niederlegung  des 
Gesetzvorschlags  im  Aerarium^.  Der  Prozess  hat  die  Form  der 
Quästion^;  die  Strafe  ist  nicht  bekannt. 

2.  Die  Schlussclausel  der  Gesetze  (sanctio)  entband  nicht 
bloss  regelmässig  den,  der  in  Befolgung  dieses  Gesetzes  ein  anderes 
verletzte,  von  der  in  diesem  festgesetzten  Strafe*,  sondeni  belegte 
auch  häufig  mit  einer  Strafe,  meistens  wohl  einer  Mult,  denjenigen, 
welcher,  abgesehen  von  den  in  diesem  Gesetz  hauptsächlich  ent- 
haltenen speciellen  Strafsätzen,  den  hier  ausgesprochenen  allge- 
meineren Bestimmungen  zuwiderhandelt  ^.  Hieher  werden  also  neben 
den  Strafandrohungen  für  die  AbschaflFung  des  Gesetzes  insbesondere 
die  häufig  begegnenden  zu  ziehen  sein,  welche  dem  Beamten  *  nach 
Antritt  des  Amtes  oder  auch  dem  Senator^  vorschreiben  sich  auf 
das  Gesetz  eidlich  zu  verpflichten  und  die  Unterlassung  dieses 
Eides  mit  einer  Geldstrafe  belegen. 

3.  Verletzung  der  Intercessionsordnung ,  wie  Sulla  sie  fest- 
gestellt hatte®,  wurde  mit  schwerer  Geldbusse  geahndet,  die  im 
Civilweg  bei  dem  Prätor  eingeklagt  wird  ®.    Ebenso  trifft  nach  dem 

Plebiscite  gegen  Münzfälschung  (S,  672)  und  gegen  Aufstellung  falscher  Masse  and 
Gewichte  (S.  676).  —  Die  mit  der  Multordnung  unvereinbare  Angabe ,  dass  dem 
Oamillus  im  J.  886/368  nach  seiner  Ernennung  zum  Dictator  für  die  Vornahme 
einer  jeden  Amtshandlung  durch  Plebiscit  eine  Busse  von  500  000  Assen  auferlegt 
worden  sei  (Liv.  6,  38,  9),  ist  übergangen  als  spät  und  übel  erfunden. 

1  St.  R.  1,  111. 

«  St  R.  2,  546.   3,  371. 

»  Cicero  in  Vat  14,  33.    ad  Att.  4,  16,  5. 

*  St.  R.  3,  362. 

^  Anders  kann  die  im  acilischen  Repetundengesetz  Z.  56  vorgesehene  Klage 
aus  der  (verlorenen)  sanctio  desselben  nicht  verstanden  werden. 

*  Staatsrecht  1,  621  A.  6,  wo  aber  ungenau  diese  dem  Prozess  des  C.  Junios 
680/74  zu  Grunde  liegende  Geldbusse  gerade  auf  das  Mordgesetz  bezogen  wirdr 
welches  er  amtlich  zu  handhaben  hatte;  Ciceros  Worte  pro  Cluentio  34,  92:  M  in 
aliquam  legem  äliqtiando  non  iuraverat  zeigen,  dass  jedes  mit  der  Eidesciausel 
versehene  Gesetz  gemeint  sein  kann.  Sie  zeigen  weiter  (33,  91:  qiMe  res  nemini 
umquam  fraudi  fuit),  dass  diese  Eidesleistung  eine  gleichgültige  Formalität  war. 
—  Wo  das  Gesetz  an  die  Weigerung  der  Eidesleistung  auf  dessen  Befolgimg 
den  Verlust  des  Amtes  (St.  R.  1,  651)  oder  des  Senatssitzes  (St.  R.  3,  885)  knüpfe 
kann  diese  Rechtsfolge  nicht  im  Rechtesinn  als  Strafe  aufgefasst  werden,  so  wenig  wie 
die  gesetzlichen  Beschränkungen  der  Qualification  für  das  Amt  oder  den  Senatssitz. 

"^  Nach  dem  appuleischen  Gesetz  trifft  den  den  Eid  darauf  verweigernden 
Senator  ausser  dem  Verlust  des  Senatssitzes  eine  Busse  von  12000  Sest  (Appian 
b.  c.  1,  29). 

8  St  R.  2,  308. 

»  Cicero  Verr.  L  1,  60,  155. 
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Stadtrecht  von  Malaca  den,  der  die  Coercition  durch  Intercession 
hindert,  eine  Geldbusse  von  10000  Sesterzen^ 

4.  Unregelmässige  Protokollführung  ^. 

5.  Bei  Zulassung  eines  nicht  qualificirten  Empfängers  zu  der 
hauptstädtischen  Getreidevertheilung  trifft  den  Beamten  die  hohe 
Busse  von  50000  Sesterzen  für  jeden  SchefFeP. 

6.  Nach  den  Stadtrechten  werden  den  Magistraten  Bussen  auf- 
erlegt bei  Unterlassung  des  Amtseides*;  bei  Unterlassung  der 
obligatorischen  Sacrificien  *^ ;  bei  Unterlassung  der  Vereidigung 
ihrer  Subalternen  ® ;  bei  Zulassung  nicht  qualificirter  Personen  zur 
Aemterbewerbung  ^  oder  zum  Sitz  am  Gemeinderath  ®  oder  zum 
Gemeindepatronat  ®  oder  zum  privilegirten  Theatersitz  ^^. 

IL  Unregelmässigkeiten  bei  dem  Geschworuendienst. 

1.    Ausbleiben  ohne  genügende  Entschuldigung  ^^ 
g.   Betheiligung  an  einem  Geschwornengericht  ausserhalb  der 
gesetzmässigen  Ordnung  ". 

3.   Verschleppung  der  Abstimmung  ^^.  ^ 


^  Lex  Malac.  c.  58. 

^  Cicero  pro  Cluentio  33,  91 :  quod  C,  Verres  praetor  urbanus  .  .  .  8iU)8orU» 
tionem  eins  (die  von  dem  Vorsitzenden  des  Gerichtshofes  veranlasste  Ergänzung 
desselben)  m . . .  codice  non  haberet.  Diese  Klage  und  die  S.  882  A.  6  genannte 
werden  angestellt  eadem  fere  lege  et  crimine  (Cicero  pro  Cluentio  87.  103),  das 
heisst  auf  Grund  des  sullanischen  Geschwornengesetzes. 

'  Julisches  Municipalgesetz  Z.  18:  quei  adverstts  ea  eorutn  quoi  frumentum 
dederit,  is  in  tritici  m{odios  singulos  seste^'tium  quinquagena  müiä)  populo  dnre 
damnas  esto  eiusque  pecuniae  quei  volet  petitio  esto. 

^  Lex  Salpensana  c.  26:    10  000  8est 

^  Lex  col.  Gen.  c.  128:    10000  Sest 

*  Lex  col.  Gen.  c.  81:   5000  Sest. 

"^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  98  fg.  134  fg. :    50  000  Sest 

^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  105  fg. 

»  Lex  col.  Gen.  c.  97 :  5000  Sest. ;  lex  Malac.  c.  61 :  10  000  Sest.  Ist  der 
zu  Unrecht  gewählte  Gemeindepatron  römischer  Senator,  so  steigt  die  Busse  auf 
100  000  Sest:   lex  col.  Gen.  c.  130. 

10  Lex  col.  Gen.  c.  125.   126:   5000  Sest 

11  Die  Clausel  des  tullischen  Gesetzes  über  den  Ambitus,  wonach  morhi  ex- 
cusationi  poena  addita  est  (Cicero  pro  Mur.  23,  47),  kann  sich  nicht  (wie  S.  397 
A.  4  irrig  geschehen  ist)  auf  den  Angeklagten  beziehen,  da  sie  ^vielen  unbequem 
ist*  (voluntas  offensa  tnuUorum),  fiiglich  aber  auf  die  Geschwornen. 

1^  Cicero  pro  Cluentio  37,  103 :  muUa  petita^  quod  non  suae  decuriae  munere 
neque  ex  lege  sedisset. 

1'  S.  425  A.  2.  Das  acilische  Repetundengesetz  Z.  48  setzt  eine  Strafe  von 
5000  Sesterzen,  quotiensquomque  ^amplius^  bis  in  uno  iufdicio  pronontiatum  fueritj. 

56* 
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III.   Verschiedenartige  Contraventionen. 

1.  In  wie  weit  Amtsbewerbung  oder  Amtserlangung  bei 
mangelnder  Qualification  nach  den  Ordnungen  der  römischen  Re- 
publik bestraft  wird,  ist  zweifelhaft.  Die  Erschleichung  der  Ma- 
gistratur durch  einen  Unfreien  ist  mit  dem  Tode  bestraft  und 
darum  zu  den  Perduellionsfällen  gestellt  worden  (S.  565).  Ueber 
die  Behandlung  minder  schwerer  Fälle,  zum  Beispiel  der  Verletzung 
des  Annalgesetzes  fehlen  uns  die  Zeugnisse.  Die  Bewerbung 
um  ein  Municipalamt  bei  mangelnder  Qualification  wird  von  dem 
julischen  Gesetz  mit  der  schweren  Mult  von  50  000  Sest.  belegt  \ 
In  der  späteren  Kaiserzeit  wird  bei  der  nach  festem  Schema  ver- 
laufenden Reihe  der  Subaltemenstellen  die  abermalige  Bewerbung* 
so  wie  die  unzulässige  Bewerbung  um  ein  Amt  der  ersten  Rang- 
klasse® bei  schweren  Strafen  untersagt. 

2.  Von  dem  Sitzen  im  Senat  bei  mangelnder  Qualification  gilt 
dasselbe ;  die  stadtrömischen  Bestimmungen,  so  weit  wir  sie  kennen, 
sprechen  dafür  keine  Strafe  aus,  das  julische  Municipalgesetz  die 
gleiche  wie  in  dem  vorigen  Fall*. 

3.  Wenn  ein  Mitglied  des  Gemeinderaths  in  der  betreflFeD- 
den  Stadt  nicht  ein  eigenes  Haus  von  mindestens  1500  Ziegeln 
besitzt,  so  zahlt  er  der  Kasse  der  betreflFenden  Gemeinde  ein  jähr- 
liches Strafgeld^. 

4.  Weigerung  der  Uebernahme  einer  municipalen  Legation'. 

5.  Weigerung  des  üebertritts  in  die  von  dem  Staat  neu  ge- 
gründete latinische  Colonie^. 

6.  Nach  Consecrirung  des  ermordeten  Caesar- ist  die  Weige- 
rung an  der  Geburtstagsfeier  desselben  sich  zu  betheiligen  für  den 
Senator  oder  den  Sohn  eines  Senators  mit  der  schweren  Mult  von 


^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  29. 

»  C.  Th.  9,  26,  2  (-=  lust  9,  26,  1).  4.  Dies  wird  als  ambitus  bezeichnet, 
dem  älteren  Sprachgebraoeh  znwider. 

8  C.  Th.  9,  26,  1. 

^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  108  fg. 

^  Lex  Tarentiua  Z.  26  fg.    Strafe  5000  Sest. 

«  Lex  col.  Gen.  c.  92.    Strafe  10000  Sest. 

■*  Cicero  pro  Caec.  33.  98 :  in  cdlonias  Latinas  .  .  nostri  cives  .  .  .  aut  sua 
voluntate  aut  legis  rnidta  profecti  sunt,  quam  multam  si  sufferre  voluissent,  manere 
in  civitate  potuissent.    Vgl.  Phil.  8,  1,  4. 
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1  Mill.  Sesterzen  belegt  worden,  während  dieselbe  zugleich  allge- 
mein als  Staatsverbrechen  mit  der  Capitalstrafe  bedroht  ward  (S.  568 
A.  3).  Deutlich  zeigt  sich  hier  der  Gegensatz  der  beiden  Rechts- 
kreise und  die  unwirksame  Androhung  der  schweren,  die  wirksame 
der  Geldstrafe. 

7.  Wenn  gegen  den  Vertreter  der  Stadtgemeinde,  welcher  den 
zahlungsunfähigen  Gemeindeschuldner  im  Executivverfahren  ab- 
führt ,  in  unberechtigter  Weise  •  Einspruch  erhoben  wird ,  so 
triflFt  nach  Municipalgesetz  den  falschen  Vindex  eine  Busse  von 
20000  Sesterzen  ^ 

8.  In  der  Kaiserzeit  wird  schwer  bestraft,  wer  durch  Vor- 
spiegelung der  Befürwortung  privater  Anliegen  bei  dem  Kaiser 
sich  in  unerlaubter  Weise  bereichert  hat*;  indess  ist  dies  mehr 
häusliche  Bestrafung  der  Gesindeleute  des  Kaisers  als  eigentlich 
criminelles  Verfahren. 

9.  Wegen  Ungehorsams  gegen  den  die  Jurisdiction  ausüben- 
den Beamten  kann,  abgesehen  von  der  Coercition,  der  Beamte  ein 
Geschwornengericht  zur  Feststellung  einer  entsprechenden  Busse 
niedersetzen^,  in  welchem  Fall  die  bei  den  Multen  zulässige  Ap- 
pellation (S.  53)  vermieden  wird. 

10.  Das  zwischen  einem  römischen  Geldgeber  und  dem  nach 
Rom  gesandten  Vertreter  einer  abhängigen  Gemeinde  eingegangene 
Darlehen  wurde  durch  das  gabinische  Gonsulargesetz  vom  J.  696/58 


^  Lex  col.  Gen.  c.  61. 

'  Die  Bechtsbücher  wissen  nichts  von  den  fumi  venditareSy  wie  diese  wirklich 
oder  angeblich  einflussreichen  Hofleute  genannt  zu  werden  pflegen,  und  was  die 
niedere  Litteratur  (Martialis  4,  5;  vita  Pii  11,  Elag.  1,  Alex.  23.  35.  67)  über 
sie  berichtet»  scheint,  so  weit  es  auf  Wahrheit  beruht,  entweder  der  häuslichen 
Zucht  oder  den  reinen  Gewaltacten  zugezählt  werden  zu  müssen.  Die  fär  die  Be- 
fürwortung eines  Anliegens  bei  der  Begierung  bedungene  Vergütung  ist  nach 
einer  Verordnung  Theodosius  L,  wenn  enfuUt,  sogar  klagbar  (C.  Th.  2,  29,  1  «= 
lust.  4,  3,  1). 

•  ülpian  Dig.  2,  3,  1:  omnihus  magistratibus,  non  tarnen  duumviris  secun- 
dum  ius  potestatis  suae  concessum  est  iunsdictionem  suam  defendere  poenält  iu^ 
dicio  .  .  .  hoc  iudicium  .  .  .  quanti  ea  res  est  concluditur:  et  cum  meram  poenam 
contineat,  neque  post  annum  neque  in  heredem  datur.  Es  kann  also  der  rö- 
mische Magistrat  gegen  den,  welcher  seinem  Spruch  sich  nicht  fügt,  entweder  sich 
der  Coercition  bedienen  oder  auf  Grund  dieses  prätorischen  Edicts  ein  recupera- 
torisches  Multverfahren  einleiten,  so  dass  entweder  er  oder  auch  jeder  Bürger  dabei 
als  Kläger  auftritt.    Der  Municipalmagistrat  hat  nur  die  Coercition  (S.  40). 
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einestheils  klaglos  gestellt,  andrerseits  für  beide  Tlieile  mit  Strafe, 
wahrscheinlich  einer  festen  Geldbusse  belegte 

11.  Die  Municipalmagistrate,  welche  bei  der  Aufspürung  flüch- 
tiger Sclaven  dem  dazu  legitimirten  Eigenthümer  nicht  behülflich 
sind,  trifft  nach  Senatsbeschluss  eine  Geldstrafe  von  10000  Sesterzen-. 
Dass  auch  der  Private  in  ähnlichem  Fall  ähnlich  bestraft  wird,  ist 
früher  (S.  749  A.  5)  bemerkt  worden. 


^  Cicero  ad  Att.  5,  21,  12.  6,  2,  7.  Die  durch  Senatsbeschluss  för  einen 
einzelnen  Fall  beschlossene  Ausnahme:  ut  neve  Sälaminis  neve  qui  eis  dedis-^d 
fraudi  esset  lässt  die  Beschaffenheit  der  Strafe  nicht  erkennen;  es  kann  aber  nur 
an  eine  feste  Mult  gedacht  werden. 

"  Dig.  11,  4,  3:  centum  aurei. 


Zwölfter  Abschnitt. 

Delictische  Klagenconcnrrenz. 


Die  prozessualische  Zusammenfassung  verschiedener  Strafthaten  Deiictische 
ist  im  dritten  Buch  (S.  378  fg.)  erörtert  worden.    Es  können  aber    ^^^°" 

^  ^  ^  concnrrenz. 

auch  aus  derselben  Strafthat^  mehrere  Klagen  entspringen.  Er- 
wachsen diese  verschiedenen  Personen,  so  laufen  dieselben  neben 
einander  her  und  bedarf  es  in  dieser  Hinsicht  keiner  besonderen 
Ausführung*.  Aber  wenn  die  Strafthat  gegen  dieselbe  Person 
verübt  ist  oder  wenn  ihr  als  öffentlichem  Verbrechen  die  personale 
Beziehung  fehlt,  so  kann  es  zweifelhaft  sein,  ob  sie  nur  einmal 
gerichtlich  behandelt  werden  kann  oder  mehrere  Klagen  aus  ihr 
zugelassen  werden. 

Unter  den  durch  Gesetz  oder  diesem  gleichstehende  Gewohn-  Ausachim» 
heit  festgestellten  delictischen  Grundbegriff  kann  dieselbe  Handlung   ^"  ^°' 

°  CO  currenz  yer- 

im  Wege  des  Strafverfahrens  nur  einmal  gezogen  werden ;  die  ver-  scuedener 
schiedenen  prozessualischen  Modalitäten  kommen  nur  alternativ  zur    ^'^"'^" 

-^  fexmen. 

Anwendung.  Die  Klage  wegen  Staatsverbrechens  kann  vor  die 
Tribus  oder  die  Centurien,  späterhin  vor  die  Comitien  und  vor  die 


^  Die  Buccessive  YerübaDg  verschiedener  Verbrechen  ändert  selbstyerständlich 
nichts  an  der  Bestrafung  eines  jeden:  qyti  hominem  subripuity  sagt  Ulpian  (Dig.47, 
1,  2,  1)  e^  occidit,  quia  mbripuit,  furti,  quia  occidit,  Aquilia  tenetur,  neque  altera 
harwn  actionum  dtteram  consumit.  Bei  gemeinschaftlichem  Handeln  mehrerer  Per- 
sonen liegen  so  viel  Straftiiaten  vor  wie  Personen  dabei  mitgewirkt  haben  und  da 
das  Strafrecht  den  Schadenersatz  principiell  nur  als  Strafmesser  kennt  (S.  14  A.  1), 
hebt  die  Erledigung  der  einen  die  übrigen  der  Regel  nach  nicht  auf. 

s  Wenn  beispielsweise  dieselbe  Injurie  den  Mann,  die  Frau  und  den  Sohn 
verletzt,  so  entspringen  daraus  drei  Klagen  und  der  Vater  klagt  sowohl  für  sich 
wie  als  Vertreter  des  Sohnes  (Dig.  47,  10,  1,  9.  1.  18,  2.  1.  41). 
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Quästion ,  aber  nicht  successiv  vor  beide  gebracht  werden  *.  Wer 
im  Diebstahlsprozess  den  doppelten  Werth  erstritten  hat,  darf  nicht 
wegen  handhafter  That  die  Klage  erneuern  ^.  Wer  die  Injurien- 
klage vor  Recuperatoren  gebracht  hat,  kann  sie  nicht  nach  dem 
cornelischen  Gesetz  anstellen^.  Bei  Diebstahl  und  Sachbeschädigung 
durch  den  Gastwirth  oder  den  Schiffer  hat  der  Beschädigte  die 
Wahl  zwischen  der  gewöhnlichen  und  der  durch  den  Prätor  modi- 
ficirten  Klagform;  aber  der  Gebrauch  der  einen  schliesst  die  andere 
aus*.  Keine  Klage  kann  wiederholt  werden  durch  Hinzufügung 
der  NoxalclauseF. 

Bei  der  Feststellung  der  Grundbegriffe  selbst  ist  nicht  zu  über- 
sehen, dass  derjenige  des  schwereren  Verbrechens  das  leichtere 
ausschliesst  ®.  Da  die  Ermordung  des  Beamten  als  Perduellion  be- 
straft wird,  so  hat  sie  schwerlich  unter  das  allgemeine  Mord- 
gestz  gezogen  werden  können^.  Die  Injurienklage  fällt  da  weg, 
wo  die  Handlung  als  Staatsverbrechen  (S.  786  A.  5)  oder  als 
Ehebruch  (S.  690.  792)  strafbar  ist.  Bei  der  civilen  wie  bei  der 
criminellen  Dolusklage  (S.  678  fg.)  wird  der  subsidiäre  Charakter 
ausdrücklich  hervorgehoben. 

Wenn    aber    dasselbe  Rechtsverhältniss    mehrere  Klagen   be- 
gründet, seien  dies  eine  delictische  und  eine  nicht  delictische  oder 
mehrere  delictische,  so  gelten  darüber  folgende  Regeln. 
concunreni  j^  Weuu  aus  der  gleichen  Thatsache  eine  delictische  und  eine 

uad nicht  uiclit  delictischo  Klage  entspringen,  so  sind  beide  von  einander 
delictischer  gowohl  au  sich   Unabhängig®  wie  auch  in   der  Reihenfolge.    Die 

Klagen. 

^  Belege  freilich  lassen  sich  dafür  nicht  geben;  aber  Rabirius  hat  nicht 
zwiefach  prozessirt  werden  können.  Allerdings  ist  dabei  zu  beachten,  dass  dem 
rein  magistratischen  Prozess  die  förmliche  Freisprechung  abgeht  (S.  450). 

*  Dafür  spricht  freilich  nur  die  Consequenz  und  das  Schweigen  der  QaeUen. 
^  Für  das  spätere  Recht  kann  dies  nach  Inst.  4,  4,  10  nicht  wohl  bezweifelt 

werden;  das  ältere  scheidet  die  Kreise  (S.  804  A.  3). 

*  Dig.  4,  9,  6,  4.  Verwandt  ist  der  Satz  Ulpians  (Dig.  50,  17,  43,  1):  quo- 
tiens  concurrunt  plures  acHones  eitisdeni  rei  nomine ,  una  quis  experiri  debei, 
welcher,  wie  die  Inscription  zeigt,  sich  auf  die  aus  dem  Contracte  des  Geschäfts- 
führers für  ihn  und  für  den  Geschäftsherm  entspringende  Klage  bezieht. 

^  Dig.  9,  4,  4,  3. 

^  Die  Auffassung,  dass  von  mehreren  aus  der  gleichen  Handlung  entspringenden 
Strafen  die  schwerere  die  geringere  absorbirt,  ist  den  Römern  fremd. 

^  Die  Quellen  schweigen  über  diesen  Fall. 

8  Wenn  Ulpian  (Dig.  27,  3, 1,  22)  dies  also  begründet:  nee  eadem  est  obligatio 
fwrti  ac  tutdaey  ut  quis  dicat  plures  esse  actiones  eiusdem  facti,  sed  plures  obÜ' 
gationeSy  so  ist  idem  factum  gefasst  nicht  als  dieselbe  Handlang,  sondern  als  die- 
selbe klagbegründende  Thatsache. 
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Erbschaftsklage  kann  angestellt  werden  gegen  den  der  Testaments- 
fälschung bezichtigten  Inhaber  der  Erbschaft  ^  die  Contract-  *  oder 
die  Vormundschaftsklage'  bei  begangener  Unterschlagung,  über- 
haupt in  jedem  nicht  delictischen  Prozess  *  eine  materiell  delictische 
Forderung  geltend  gemacht  werden.  Auch  steht  dem  Kläger  frei 
sowohl  die  nicht  delictische  Klage  vor  der  delictischen  anzustellen 
wie  umgekehrt*.  Nur  soll  vor  Erledigung  des  schwebenden  Ehe- 
bruchsprozesses der  Ehebruch  nicht  im  Mitgiftprozess  in  seinen 
vermögensrechtlichen  Folgen  geltend  gemacht  werden*.  Wenn 
aber  beide  Klagen  auf  Geldleistung  gehen,  so  wird  der  Regel 
nach  nur  der  höhere  Betrag  geleistet,  also,  wenn  der  mindere 
zuerst  eingeklagt  ist,  mit  der  anderen  Klage  die  Differenz  nach- 
gefordert '. 

2.  Mehrere  Delictklagen  concurriren  in  gleicher  Weise,  so-  conrorrem 
fern  die  Strafthat  unter  ethisch  verschiedene  criminelle  Kate-  ^^^^^^^ 
gorien  fällt®,    welches  Princip   sowohl    bei  Concurrenz    mehrerer  ungleichen 

Fnndaments. 


»  C.  lust  9,  22,  9.  16.  C.  Th.  9,  19,  4  =  lust  9,  22,  23.  C.  lust  9,  22,  24. 
Auch  bei  dem  Interdict  wegen  Vorlegung  des  Testaments  kann  die  Fälschung  des- 
selben zur  Sprache  kommen.  Dig.  4,  3,  9,  2.  43,  5,  3,  6.  C.  Th.  9,  20,  1  »= 
lust.  9,  31,  1. 

^  Gesellschaftsklage:  Dig.  17,  2,  45,  wo  hinzugefügt  wird:  nee  altera  actio 
älteram  toJlit,  —  Depositum:  Dig.  16,  3,  29  pr.  —  Commodat:  Dig.  23,  6,  5,  8.  — 
Mandat:  Dig.  17,  1,  22,  7. 

»  Dig.  27,  3,  1,  22  (S.  888  A.  8).  1.  2,  1 :  altera  (actio)  alteram  non  toUit. 

^  Von  der  Concurrenz  der  Yindication  mit  der  Diebstahlsklage  des  Be- 
stohlenen  und  der  anomalen  Condiction  wegen  rechtlosen  Habens  ist  S.  755  fg. 
gesprochen.  —  Vergewaltigung  und  Yindication:  Cod.  9,  12,  7  pr.  —  Erpressung 
und  Condiction  wegen  unerlaubter  Bereicherung:  Cod.  4,  7,  3.  —  Angemasste 
Ingenuität  und  Klage  auf  die  Pflichtleistung  des  Freigelassenen :  C.  Th.  9,  20,  1  »= 
lust  9,  31,  1.  —  Baumfällung  und  Pacht:  Dig.  47,  7,  9.  —  Sachbeschädigung  und 
Commodat:  Dig.  13,  6,  7,  1. 

^  Anerkannt  allgemein  C.  Th.  9,  20,  1  »==  lust  9,  31,  1;  für  die  Testaments* 
Fälschung  Cod.  9,  22,  16. 

•  C.  Th.  9,  7,  7  =  lust  9,  9,  32.  C.  Th.  9,  20,  1  =  lust  9,  31,  2:  cum 
una  excepta  sit  causa  de  moribus, 

'  Dig.  44,  7,  41,  1 :  si  ex  eodem  facto  duae  competant  actiones,  postea  iiidicis 
potiua  (sehr,  iudicantis)  partes  esse,  ut  quo  (sehr,  quod)  plus  sit  in  reliqua  actione, 
id  actor  ferat,  si  ta/ntundein  aut  minus,  id  consequatur  (wo  nü  für  id  gefordert 
wird  oder  die  Worte  ferat  si  t,  a.  m,  id  zu  streichen  sind).  Anwendung  auf  Dieb- 
stahl und  Gesellschaftsklage  (Dig.  17,  2,  47  pr.);  auf  Sachbeschädigung  und 
Commodat  (Dig.  13,  6,  7,  1). 

^  Dig.  44,  7,  32 :  cum  ea  uno  delicto  plures  nascuntur  actiones,  sicut  evenit 
cum  arhores  fu/rtim  caesae  dicuntur,  omnihus  experiri  permitti  post  magnas  varie- 
tates  obtinuit.    Dig.  47,  1,  2  pr. :   numquam  plura  delicta  concurrentia  faciunt,  ut 
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öffentlicher*  wie  bei  der  Concurrenz  mehrerer  privatdelictischer 
Klagen  Anwendung  findet.  Wenn  indess  zwei  derartige  Klagen 
gleichen  ethischen  Fundaments  auf  Geldleistung  hinauslaufen,  was 
bei  den  privatdelictischen  immer  der  Fall  ist,  so  werden  zwar  auch 
beide  gegeben,  aber  nur  der  höhere  Strafbetrag  geleistet,  so  dass, 
wenn  die  mindere  zuerst  eingebracht  ist,  mit  der  anderen  der 
Mehrbetrag  gefordert  werden  kann.  In  dieser  Weise  werden  die 
Diebstahls-  und  die  Raubklage,  die  aquillische  Klage  wegen  Sach- 
beschädigung und  die  Zwölftafelklage  wegen  Baumfällung  und 
überhaupt  nach  der  schliesslich  recipirten  Ansicht  alle  diese  Klagen 
behandelt*. 

Ausschluss  3.    Bei  gleichem  ethischen  Fundament  dagegen  können  zwei 

c^wTei  delictische  Klagen  nicht  beide  angestellt  werden,  sondern  die  zuerst 
gleichem   geltend  gemachte  schliesst  auch  die  zweite  aus.   Dies  kommt  nament- 
Fundament.  jj^j^  ^^^  Auweuduug  iu  dem  bei  dem  exemplificirenden  Charakter  der 
römischen  Strafgesetzgebung  nicht  selten  eintretenden  Fall,   dass 
die  gleiche  Strafthat  unter  mehrere  delictische  GrundbegiifiFe  ein- 
geordnet ist,   wie   zum  Beispiel   die  Anstiftung  eines  Aufstandes 


uUius  impvmüas  detwr;  neque  enim  delictwn  ob  aliud  delictum  minuü  poenanu 
Cod.  9,  2,  9,  1 :  81  ex  eodem  facto  plurima  (sehr,  plwa)  crimina  nasctintur  d  de 
%mo  crimine  in  accusationem  fuerit  deductus,  de  aUero  non  prohibetur  ah  alio 
deferri,  Dig.  44,  7,  60  =  50,  17,  130  =  Inst  4,  9,  1:  nwmqiiam  actione»  prae- 
sertim  poenales  (zunächst  gemeint  sind  die  Klagen  wegen  Sachbesdiädigong  durch 
Thiere  und  die  wegen  Haltung  gefährlicher  Thiere  an  der  Strasse)  de  ectdem  rt 
(oder  pecuniä)  concurrentea  alia  aUam  consumit 

^  Incest  und  Ehebruch:  Dig.  48,  18,  5  (S.  684  A.  2).  —  Mord  und  Strassen- 
raub:  Cod.  9,  2,  11  (S.  630  A.  4).  Dass  beide  unter  die  gleiche  Quäsdon  feilen, 
steht  nicht  im  Wege.  —  Dass  die  Entführung  sowohl  als  Raub  wie  als  Ehebruch 
strafbar  sei,  sagt  Justinian  (Cod.  9,  13,  1,  la)  nicht,  sondern  nur,  dass  sie  aia 
duplex  crimen  Yon  beiden  Elemente  in  sich  trage. 

*  Diebstahl,  Raub,  Sachbeschädigung:  Dig.  47,  8,  2, 10.  26.  —  Diebstahl  und 
Raub:  Dig.  47,  8,  1.  —  Diebstahl  und  Baumfällung:  Dig.  47,  7,  8,  2.  —  Diebstahl, 
Sachbeschädigung,  Injurie  (Entfuhrung  eines  nicht  mannbaren  unfreien  Mädchens): 
Dig.  47, 10, 15.  —  Diebstahl  und  Sachbeschädigung:  Dig.  47,  1,  2,  1  (S.  888  A.  1)l  - 
Diebstahl  und  SclavenyerfGdirung:  Dig.  11,  3,  11,  2:  aUera  (actio)  aUeram  ncn 
minuit.  Cod.  6,  2,  20  =»  Inst  4,  1,  8,  wo  Justinian  die  betreffende  Streitfrage 
legislatorisch  erledigt.  —  Sachbeschädigung  und  Baumfällung:  Dig.  47,  7,  1.  11 
.  (vgl.  S.  835).  —  Sachbeschädigung,  Lijurie,  Sdavenyerftkhrung  Dig.  48,  5,  6.  — 
Sachbeschädigung  und  Injurie  (Geisselung  eines  Sclaven;  aUerdings  bedenklich, 
vgl.  S.  889  A.  2).  —  Sachbeschädigung  durch  Thiere  und  Haltung  gefährlicher 
Thiere  an  der  Strasse  (S.  889  A.  8).  —  Das  an  sidi  bei  mehreren  dieser  f^e 
berechtigte  Bedenken,  dass  nicht  eine  Handlung  vorliegt,  sondern  mehrere  sac- 
cessive,  kann  die  Regel  nicht  erschüttern. 


J 
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bei  dem  Majestäts-,  dem  Mord-  und  dem  Gewaltgesetz  aufgeführt 
wird.  Die  Unzulässigkeit  mehrfacher  Delictklage  bei  einheitlichem 
Thatbestand  ist  durch  einen  Senatsbeschluss  unter  Titus  gesetzlich 
festgestellt  worden  ^  —  Allerdings  ist  das  Princip  leichter  auf- 
zustellen als  anzuwenden,  da  auf  die  Frage,  ob  in  derselben  Straf- 
that  ein  doppeltes  ethisches  Fundament  gefunden  werden  kann  oder 
vielmehr  die  Strafgesetze  das  einfache  in  verschiedener  Weise  auf- 
gefasst  haben,  die  Antwort  häufig  sehr  zweifelhaft  ist*.  Auch  die 
römischen  Rechtsgelehrten  haben  hier  vielfach  geschwankt,  schliess-  concnixen» 
lieh  im  Zweifel  sich  für  die  Concurrenz  entschieden.  n^r*Ü'^" 

Delictklagen 

4.  Wenn  die  private  Delictklage  mit  einer  öffentlichen  con-  mitprivat- 
currirt ,  so  können  auch  hier  beide  neben  einander  zur  Geltung  ™^ 
kommen,  da  die  Sühnung  des  gegen  die  Gemeinde  und  die  des 
gegen  den  Privaten  begangenen  Unrechts  nicht  zusammenfallen. 
Aber  es  darf  nach  alter  republikanischer  Ordnung  das  Judicat  im 
Privatprozess  der  criminellen  Entscheidung  nicht  vorgreifen  und  wird 
also,  so  lange  der  Criminalprozess  schwebt  oder  angestellt  werden 
kann,  die  Givilklage  abgewiesen^.  Es  kommt  dies  namentlich  zur 
Anwendung  hinsichtlich  der  Injurienklage  gegenüber  dem  Mord- 
prozess*.    Nur  bei  der  Eigenthumsbeschädigung  ist  die  Folge  frei*^, 


'  Sueton  Tit.  8:  vettiit  de  eadem  re  pluribus  legibus  agi.  Paulus  Dig.  48,2, 12: 
senatua  censuitj  ne  quis  ob  idem  crimen  pluribus  legibus  reus  fieret.  Modestinus 
Dig.  44,  7,  53:  plura  dtlicta  in  una  re  plures  admiUunt  actiones,  sed  non  posse 
Omnibus  uti  probatum  est;  nam  si  ex  una  obligatione  plures  actiones  nascantur, 
una  taniummodOy  non  Omnibus  utendum  est.  Die  restrictive  Auslegung  von 
eadem  res,  idem  crimen,  una  res,  womit  allerdings  sehr  verschiedene  Vorstellungen 
verbunden  werden  können,  wird  durch  die  folgende  Auseinandersetzung  gerechtfertigt 

*  Wenn  auf  Parrieidium  geklagt,  aber  nur  einfacher  Mord  erwiesen  ist 
(S.  644  A.  1),  so  würde  hiernach  die  Freisprechung  wegen  des  Parricidiums  vor 
der  Mordklage  nicht  schützen,  da  nicht  jeder  Mörder  ein  Parricida  ist;  abe^  da 
jeder  Parricida  ein  Mörder  ist,  mftsste  umgekehrt  durch  die  Freisprechung  im 
Mordprozess  auch  die  Anklage  wegen  Parrieidium  ausgeschlossen  sein.  Indess 
fehlt  es  in  unserem  Material  für  dergleichen  Erwägungen  an  positivem  Anhalt 
Dass  Milo  und  Genossen  wegen  Vergewaltigung  sowohl  nach  dem  Specialgesetz 
wegen  der  Ermordung  des  Clodius  wie  nach  dem  allgemeinen  zur  Verantwortung 
gezogen  wurden,  führt  nicht  weiter,  da  beide  Klagen  sich  füglich  auf  verschiedene 
Strafthaten  bezogen  haben  können. 

'  Dies  geschieht  dadurch,  dass  in  die  Formel  die  Einrede  eingerückt  wird: 
extra  quam  in  reum  capitis  praeiudicium  fiat  (Cicero  de  inv.  2,  20).  Abgewehrt 
werden  konnte  dieselbe  nur  dadurch,  dass  der  Geschädigte  die  Griminalklage  an- 
stellt, da  es  keinen  Weg  giebt  die  Nichtanstellung  derselben  zu  verbürgen. 

*  Cicero  a.  a.  0. 

*  Paulus  Dig.  48,  1,  4:  interdum  evenity  ut  praeiudicium  [per  privatum  iudi» 
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insbesondere^  bei  den  Privatklagen  wegen  gewaltsamer  Besitz- 
entsetzung und  wegen  Raub  gegenüber  der  criminellen  Vergewalti- 
gung* und  bei  derjenigen  wegen  Sachbeschädigung  gegenüber  der 
Mordklage  ^. 

concurreni  5,   Für  dio  Coucurreuz   der  privaten  Delictklage  mit   der  so- 

ordratiicher  genannten   ausserordentlichen   Criminalstrafe   der   Spätzeit    lassen 

criminai-  ^jch  bci  der  dieser  eigenen  Willkür  feste  Regeln  nicht  aufstellen*. 

'  PriTa"*  Mehrfach  erscheint   die   letztere   als  Zuschlag   zu  der  ersteren*^; 

Uacen. 


dum]  iudicio  publico  fiat  (folgen  die  nachher  aufgeführten  Beispiele):  nam  in  his 
de  re  famtUari  affitur.  Valens  C.  Th.  9,  20,  1  =  Just  9,  81,  1 :  a  plerisque  pru- 
dentium  generdliter  definitum  est,  quoties  de  re  familiari  et  civilis  et  criminalis 
competit  actio  y  utraque  Heere  experiri,  neCy  si  civiliter  fuerit  actum  ^  criminalem 
posse  consequi  (folgen  die  Beispiele).  Die  Regel  wird  aufgestellt  f&r  die  private 
Klage  überhaupt  ohne  Unterscheidung  der  delictischen  und  der  nicht  delictischen. 
^  Paulus  a.  a.  0.:  sicut  in  actione  .  .  .  furU  meint  wohl  die  (3oncarrenz 
der  Diehstahlsklage  mit  dem  criminellen  Plagium. 

*  Paulus  a.  a.  0. :  sicut  in  actione  ,  .  .  vi  bonorum  ra2)torum  et  inierdkio 
unde  vi.  Dig.  47,  8,  2,  1  (vgl.  48,  9,  1,  1).  Cod.  9,  12,  7,  1.  C.  Th.  9,  20,  1  = 
Tust  9,  31,  1.  Dies  ist  früher  angefochten  worden  (Dig.  47,  8,  2,  1:  neque  debere 
puhUco  iudicio  privata  actione  praeiudicari  quidam  putant);  unter  der  Repahlik 
ist  der  öffentlichen  Klage  ohne  Zweifel  der  Vorrang  in  weiterem  Umfang  gegeben 
worden. 

*  Bei  doloser  Tödtung  des  Sclaven  ist  sowohl  die  Mordklage  zulässig  wie 
die  aquillische  (Dig.  19,  5,  14,  1  ist  mit  der  Klage  in  fadum  ohne  Zweifel  diese 
gemeint) ;  die  Zulässigkeit  der  letzteren  auch  vor  Anstellung  der  ersteren  nimmt  so- 
wohl Paulus  an  (a.  a.  0.:  sicut  in  actione  legis  Aqiiiliae)  wie  auch  Ulpian  Dig.  47, 
10,  7,  1,  indem  er  die  von  Labeo  aufgestellte  Bechtfertigung,  dass  durch  dies 
Delict  die  öffentliche  Ordnung  nicht  verletzt  werde  (neque  enim  viique  hoe,  inquit-, 
intendituTy  quod  publicam  habet  animadversionemX  verwirft  und  vielmehr  sich  stützt 
auf  das  Vorwiegen  der  Eigenthumsbeschädigung  {ibi  principaliter  de  damno  agitur, 
quod  domino  äatum  est).  An  einer  anderen  Stelle  Ulpians  (Dig.  9,  2,  28,  9):  .«t 
doU^  malo  servus  ocdsus  sity  et  lege  Cornelia  agere  dominum  posse  constat  et  si 
lege  Cornelia  egerit,  praeiudicium  fleri  Cornelias  non  debet  ist  wohl  nur  ge- 
meint, dass  die  Verurtheilung  im  Privatprozess  für  das  Gericht  im  Mordprozess 
nicht  massgebend  sein  solle. 

^  Die  allgemeine  Bestimmung  Dig.  47,  1,  8:  si  quis  actümem,  quae  ex  male- 
ficiis  oritur,  velit  exequi,  si  quidem  pecumariter  agere  t^elit,  ad  ius  ordinarium 
remittendus  erit  nee  cogendiis  erit  in  crimen  subscribere;  enimvero  si  extra  ordinem 
eius  rei  poenam  exerceri  velit,  tunc  subscribere  eum  in  crimen  oportebit  stellt  nur 
das  Wahlrecht  fest;  indess  wird,  obwohl  es  nicht  geradezu  ausgesprochen  ist,  doch 
darin  ein  Verzicht  auf  die  andere  Alternative  gefunden  werden  dürfen. 

^  Dies  gilt  von  der  ausserordentlichen  Bestrafung  der  gewaltthätigen  Steuer- 
erhebung neben  der  Raubklage  (Dig.  89,  4,  9,  5:  jyer  vim  extortum  cum  poena 
tripli  restituitur,  amplius  extra  ordinem  plecttmtur;  alterum  enim  utilitas  privo- 
torumy  alterum  rigor  pubUcae  disciplinae  2>ostulat)  und  von  der  ausserordentlichen 
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gewöhnlich   aber  schliesst  die   Anwendung   der    einen  Form   der 
Rechtshülfe  die  andere  aus'. 


Strafe  wegen  Missbrauch  des  Asylrechts  neben  der  Klage  wegen  SdavenverflÜirung 
(Dig.  47,  11,  5). 

^  Dig.  47,  2,  57,  1 :  qui  furem  deducit  ad  praefectum  vigüibus  vd  ad  prae- 
sidem^  existimandus  est  degisse  viam^  qua  rem  perseqveretur  et ,  .  .  videtur  furti 
quaestio  sublcUa,  .  .  .  etsi  nihü  amplius  quam  furtivam  rem  restituere  iussus 
fuerit.  Die  Schadloshaltung  ist  also  in  diesem  Verfahren  einbegriffen  so  wie  der 
Verzicht  auf  die  actio  furti  wie  auf  die  condictio.  Dass  durch  Anstellung  der 
Civilklage  die  criminelle  ausgeschlossen  wird,  wird  nicht  ausdrücklich  gesagt,  ist 
aber  wohl  auch  Kegel  gewesen. 


Fünftes  Buch. 

Die  Strafen, 


Erster  Abschnitt 

Die    Strafe. 


Strafe  ist  das  einer  Person  in  Vergeltung  eines  von  ihr  be-  Begriff  der 
gangenen  Verbrechens  nach  gesetzlicher  oder  gewohnheitsrechtlich  ®*™'** 
gesetzgleicher  Norm  durch  staatliches  Urtheil  auferlegte  Uebel. 
Ohne  staatliches  Urtheil  in  Beziehung  auf  eine  bestimmte  Person 
giebt  es  eine  Strafe  nicht,  obwohl  der  hausherrliche  die  unter- 
worfene Person  mit  einem  Uebel  belegende  Spruch  auch  in  dieser 
Hinsicht  für  die  Staatsordnung  vorbildlich  ist.  Das  nicht  nach 
gesetzlicher  Norm,  sondern  auf  Grund  der  magistratischen  Willkür 
gefällte  Urtheil  ist  im  Bechtssinn  ebenso  wenig  Strafe  (S.  52); 
für  diese  wird  das  positive  Delict  und  Prozess  regulirende  Staats- 
gesetz gefordert. 

Die  ungebundene  magistratische  Gewalt,  welche  nach  der  Staats-  coeieition 
rechtlichen  Theorie  die  Anfänge  des  Gemeinwesens  ausschliesslich  j^dklSion. 
beherrscht  (S.  35)  und  die  praktisch  gegen  den  Nichtbürger  zur 
Anwendung  kommt,  die  magistratische  Coercition  liegt  ausserhalb 
des  Strafrechts.  Gesetzlich  zugelassene  Willkür  hört  darum  nicht 
auf  Willkür  zu  sein ;  wenn  dem  Magistrat  das  freie  Ermessen  über 
die  Hinrichtung  aus  der  Hand  genommen  wird,  so  bleibt  es  ihm 
eben  damit  hinsichtlich  der  übrigen  Auflagen.  Nicht  abgeschafft 
wird  im  Laufe  der  Entwickelung  der  bürgerlichen  Freiheit  die 
Coercition,  wohl  aber  derjenige  Kreis  eingeschränkt,  in  welchem 
das  Imperium  schaltet  ohne  die  gesetzliche  Feststellung  des  Delicts 
und  der  Strafe.  Es  stehen  in  dem  entwickelten  Gemeinwesen  beide 
Kreise  mit  dem  gleichen  ethischen  Fundament  und  mit  dem  gleichen 
staatlichen  Gewicht  neben  einander  und  kommen,  so  weit  dies  factisch 
möglich  ist,  beide  zur  Geltung.    Die  Freisprechung  der  Vestalin 
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im  häuslichen  Prozess  von  dem  ihr  zur  Last  gelegten  Incest  schützt 
sie  nicht  vor  dem  öffentlichen  Strafverfahren  (S.  197).  Der  private 
wie  der  öffentliche  Strafprozess  gegen  den  Haussohn  und  den 
Sclaven  nehmen  von  Rechtswegen  keine  Rücksicht  auf  die  in  dem 
anderen  Kreise  etwa  getroffenen  Massregeln. 

Eingreifen  Praktisch  indess  ist  insbesondere  bei  den  öffentlichen  Delicten 

hOTU^  der  Unfreien  dies  nur  in  beschränktem  Umfang  durchgeführt  worden. 
Beetrafting  Dass  wogeu  oiues  solcheu  der  Eigen thümer  den  Sclaven,  statt  ihn 
öffentuche.  solbst  ZU  bostrafou ,  an  den  Magistrat  abgeben  kann^,  lässt  sich 
als  Denuntiation  auffassen  und  fordert  wenigstens  in  der  Theorie 
die  magistratische  Erledigung  der  Schuldfrage  ^.  Anomal  aber  ist 
das  umgekehrte  sehr  häufige  Verfahren,  dass  der  Magistrat  bei 
verwirkter  öffentlicher  Strafe  den  Unfreien  zu  entsprechender  Be- 
strafung an  den  Herrn  abgiebt®.  Zu  dieser  Anomalie  ist  aus 
verschiedenartigen  Veranlassungen  geschritten  worden,  unter  denen 
bei  weitem  die  wichtigste  das  Bestreben  ist  die  Sclavenverbrechen 
unter  möglichster  Schonung  der  Eigenthümerinteressen  zu  ahnden. 
Diese  Schonung  des  Eigenthums  hat  in  republikanischer  Zeit  dem 
Räuberwesen  der  Sclaven  und  folgeweise  den  Sclavenaufständen 
wesentlich  Vorschub  gethan*  und  auch  in  den  besser  geordneten 
Zuständen  unter  dem  Principat  tritt  diese  Rücksichtnahme  häufig 
hervor.  In  anderen  Fällen  ist  die  Abgabe  des  Unfreien  an  den 
Herrn  zur  Bestrafung  geschehen,  um  diesem  das  freie  Verfügungs- 
recht nicht  zu  verschränken  oder  auch  um  der  staatlichen  Behörde 


1  Dig.  18,  7,  24,  3. 

'  Die  Abgabe  des  von  dem  Herrn  wegen  eines  Delicto  zur  Volksfesthinrichtuog 
bestimmten  Sclaven  lässt  das  petronische  Gesetz  nur  dann  zu,  wenn  auch  das  Ge- 
richt ihn  schuldig  findet  (8.  926  A.  2>  So  sollte  wohl  überall  verfahren  werden, 
wo  der  Eigenthümer  die  öffentliche  Justiz  gegen  seinen  Sclaven  aufruft ;  aber  sicher 
ist  dies  nur  ausnahmsweise  geschehen. 

'  Dass  dabei  dem  Herrn  Schranken  gesetzt  werden,  ist  mit  dem  Wesen 
der  Unfreiheit  nicht  vereinbar,  kommt  indess  in  späterer  Zeit,  wo  dieses  selbst 
zu  schwanken  beginnt,  einzeln  vor.  Wenn  der  unfreie  mit  der  Behauptung  tod 
dem  Herrn  die  Freiheit  erkauft  zu  haben  gerichtlich  abgewiesen  wird,  so  wird  er 
demselben  nicht  unbedingt,  sondern  zu  einer  dem  Delict  angemessenen  Bestralimg 
überwiesen  (Dig.  40,  1,  5  pr.:  utique  non  maiorem  ex  ea  causa  poenam  eon- 
Mituturus.  48,  19,  38,  4). 

^  Nach  Niederschlagung  eines  Sclavenau&tandes  in  Etrurien  im  J.  558 196 
heisst  es  von  den  Gefangenen  (Livius  33,  36,  3):  alias  verberatos  crudbtts  adfmt, 
qui  principes  coniuraHonis  fuerani,  alios  dominis  restituä.  Vor  allem  gilt  dies 
von  den  sicilischen  Sclavenkriegen.   Dlodor  34/5,  2  fg.    Meine  röm.  Geschichte  2, 79. 
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eine  Mühwaltung  abzunehmen.  Das  erstere  geschieht  namentlich 
bei  den  gegen  den  Herrn  selbst  gerichteten  Delicten^  Aus  dem 
letzteren  Grunde  wird  die  dem  Sclaven  obrigkeitlich  zuerkannte 
Züchtigung  oft  zur  Vollstreckung  dem  Herrn  übertragen*;  vor 
allen  Dingen  aber  häufig,  wenn  der  Herr  einwilligt,  der  Sclave 
zur  Einsperrung  und  zur  Kerkerarbeit  an  ihn  abgegeben.  Denn 
während  der  römische  Staat  nur  für  Schuld-  und  Untersuchungs- 
haft Gefängnisse  hatte,  ist  in  der  häuslichen  Quasi-Justiz  für  den 
Unfreien  die  Strafhaft  in  umfassendem  Masse  zur  Anwendung  ge- 
kommen und  durch  das  Recurriren  auf  die  Hausjustiz  mittelbar 
auch  in  das  öffentliche  Strafrecht  eingedrungen,  worauf  in  dem 
Abschnitt  von  dem  Gefängniss  zurückzukommen  sein  wird. 

Bei  der  Behandlung  der  Strafen  insbesondere  der  ältesten 
Epoche  werden  wir  vielfach  uns  daran  zu  erinnern  haben,  dass  das 
gesetzlich  beschränkte  Imperium  aus  dem  ursprünglich  schranken-  Auitchiu«s 
losen,  das  heisst  das  Strafrecht  aus  der  Coercition  hervorgegangen  q^^^^^^^^. 
ist.  Der  Vestalinnenprozes  und  das  Horatiergericht,  beide  bei  strenger  mittel. 
Prüfung  dem  Gebiet  der  Coercition  angehörig,  sind  Cardinalmomente 
für  die  Entwickelung  der  Judication.  Aber  nicht  weniger  noth- 
wendig  ist  es  aus  dem  entwickelten  Strafrecht  die  Acte  der  häus- 
lichen und  der  pontificalen  so  wie  die  der  kriegsrechtlichen  Zucht 
auszuschliessen.  Die  Willkürhandlungen  der  Sclavenjustiz,  die  dem 
Haussohn  gegenüber  so  häufige  Relegation,  die  arbiträren  Feldherrn- 
strafen, von  welchen  einzelne,  insbesondere  die  durch  den  Zufall 
des  Looses  bestimmte  Capitalstrafe  dem  ethischen  Wesen  des  Straf- 
rechts geradezu  Hohn  sprechen,  sind  ebenso  gesetzlich  zulässig  wie 
alle  strafrechtlichen  Vollziehungen,  aber  lassen  dem  Strafrecht  selbst 
in  keiner  Weise  sich  einfügen. 

Terminologisch  ist  bereits  im  ersten  Buch  ausgeführt  worden 
(S.  12),  dass  es  der  älteren  Rechtssprache  für  den  Sammtbegriff 
der  Strafe  an  dem  entsprechenden  Schlagwort  fehlt.  Späterhin  Temino- 
wird  das  ursprünglich  für  das  Lösegeld  bei  der  Körperverletzung^^^®' ''**"^ 
verwendete  griechische  Lehnwort  poena,  vielleicht  eben  seiner  Un- 
durchsichtigkeit  wegen,  allgemein  für  die  Strafe  verwendet.  Für 
die  öffentliche  und  die  private  hat  es  niemals  technische  Collectiv- 
bezeichnungen  gegeben. 


'  Die  Denuntianten  des  eigenen  Herrn  bestraft  Kaiser  Claudius   theilweise 
selbst,  zum  Theil  überlässt  er  die  Bestrafung  den  Eigenthümem  (Dio  60,  13). 

*  C.  Th.  13,  3,  1 :  servus  . . .  flagellis  deheat  a  suo  domno  verberari  cor  am 
€0,  cui  iniuriam  fecerit 
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ReehtBgnmd        Die  Berechtigung  der  Gemeinde  zur  Verhängung  der  öflfentlichen 
ite^nstarfe  St-rafe  beruht  in  ihrer  ältesten  Form  auf  dem  Fundamentalbegriff 
seibfüiüife* des  römischen  Staatsrechts,  der  Rechtlosigkeit  des  der  Gemeinde 
G«mehide  ^^^^^  augchörigen  Individuums  und  der  nothwendigen  Abwehr  des 
Landesfeindes.    Dem  Gemeindeangehörigen,  welcher  in  seinen  Hand- 
lungen sich  dem  Landesfeind  zugesellt  oder  gleichstellt,   wird,  wie 
dies  bei  dem  Staatsverbrechen  ausgeführt  ist  (S.  590),  das  Bürger- 
recht nicht  von  der  Gemeinde  genommen,  sondern  es  ist  durch  die 
Handlung  selbst  von  Rechtswegen  aufgehoben ;  der  darauf  lautende 
Spruch  des  Magistrats   und   der  bestätigende  der  Gomitien   sind 
declaratorisch  und  stellen  nur  die  Berechtigung  oder  vielmehr  die 
Verpflichtung  fest  den  Betreffenden  als  Landesfeind  zu  behandeln, 
und  der    Diosor  offoubar  ursprünglichen  und  niemals  aufgegebenen  Auffassung 
uusherr-  j^g  Staatsverbrechens  tritt  in  Folge  der  späterhin  voll  entwickelten 

liehen  ansr  o  r 

löge  siuen-  Gemeindegewalt  an  die  Seite  die  Uebertragung  der  dem  Hausherrn 
"*^^'-  über  die  Seinigen  zustehenden  Machtvollkommenheit  auf  den  inner- 
halb der  gesetzlichen  Schranken  amtirenden  Magistrat  (S.  60).  Auf 
dieser  ruht  die  criminelle  Behandlung  des  Mordes  und  überhaupt 
aller  nicht  unmittelbar  gegen  die  Gemeinde  gerichteten  Verbrechen; 
der  Mörder  wird  nicht  als  Landesfeind,  sondern  als  Bürger  zum 
Tode  geführt  (S.  650  A.  2).  Auf  demselben  Rechtsgrund  beruht 
auch  das  schiedsrichterliche  Einschreiten  des  Staats  bei  den  Privat- 
delicten  (S.  61).  Anfänglich  vermuthlich  nicht  mehr  als  ein  Sühne- 
versuch entwickelt  es  sich  zu  einem  wohl  vergleichenden,  aber  zu- 
gleich die  Parteien  zur  Annahme  des  Vergleichs  zwingenden  Ver- 
fahren, zum  Gericht. 

sacraie  Ihrer  Form  nach  tritt  bei  dem  gegen  die  Gemeinde  begangenen 

«ffe^ch^'n  F^®^^^  ursprünglich ,  schon  als  Coercition  und  ebenso  später  als 

stnfe.    Judication,   die  Bestrafung   auf  als   Sacration^,  wobei,   wie   das 

Delict  am  Menschen   haftet  (S.  65),  jeder  Schuldige  zum  Opfer 


^  Unter  den  hier  überlieferten  Sacrationen  finden  sich  aUerdings  mehrere,  denen 
der  Platz  im  staatlichen  Strafrecht  bestritten  werden  kann:  EzecrationeD,  wie  sie 
aufgesteUt  werden  bei  Verletzung  der  Pflichten  der  Kinder  gegen  die  Eltern  (S.  56Jr» 
nnd  der  patronatischen  (S.  566)  können  auch  gedacht  sein  als  lediglich  der  göttlichea 
Execution  überlassen.  Wahrscheinlich  indess  ist  in  der  ursprünglichen  Staats- 
ordnung, in  welcher  dem  Gemeindevorsteher  der  später  verschwundene  sacrale 
Charakter  zukommt  und  der  Begriff  des  Staatsverbrechens  wohl  noch  genereller 
gefasst  war  als  in  historischer  Zeit,  die  Sacration  behandelt  worden  als  mit  der 
göttlichen  Execution  die  magistratische  nothwendig  vereinigend.  Desshalb  sind 
alle  diese  Bestimmungen  in  das  vierte  Buch  aufgenommen  worden,  allerdings  mit 
Hinweis  darauf,  dass  sie  dem  bürgerlichen  Strafrecht  der  geschichtlichen  Epoche 
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dient,  gleichviel  ob  er  frei  oder  unfrei,  Bürger  oder  Ausländer 
ist.  —  Wie  schon  die  Aufstellung  des  Strafgesetzes  ^  so  erfolgt  die 
Vollstreckung  der  öffentlichen  Strafe  untiBr  Beobachtung  religiöser 
Gebräuche*.  Das  personale  Strafurtheil  ist  Uebereignung  des 
Verurtheilten  an  eine  Gottheit®.  Darum  heisst  in  der  römischen 
Legalsprache  das  Vollgesetz  lex  sacrata^  und  sanctio  die  vom 
Gesetze  für  das  Zuwiderhandeln   angeordnete    Straf  best  immun  g*. 


wahrscheinlich  fremd  sind.  Principiell  übrigens  sind  diese  Bedenken  insofern 
unerheblich,  als  auch  för  die  zweifellos  der  bürgerlichen  Execution  unter- 
worfenen Gesetze  die  Sacration  sowohl  überhaupt  wie  die  an  bestimmte  Gottheiten 
sicher  steht 

^  Liv.  3,  55,  6  wird  die  tribunicische  Unverletzlichkeit  von  neuem  festgestellt 
relaJtis  quihusdam  ex  magno  intervciUo  caerimoniis. 

^  Von  der  ursprünglichen  Form  der  Hinrichtung  mit  dem  Beil  wird  dies  in 
dem  folgenden  Abschnitt  nachgewiesen  werden;  bezeugt  ist  es  weiter  für  die  ple- 
bejische bonorum  consecraiio  (S.  49  A.  4).  Cicero  de  domo  47,  123 :  C.  Ätinius  .  . . 
bona  Q.  MeteUi  .  .  .  consecravit  foculo  posito  in  rostris  adhibitoque  tibicine  und 
nachher  47, 124:  capite  velatOy  contione  advocata,  foculo  posito  bona . .  .  Gabinii . . . 
consecrasii. 

'  Festus  p.  318  t.  sacer  mons:  homo  sacer  is  est,  quem  populus  iudicavit 
ob  mäleficium.  In  der  ersten  Stelle,  wo  Dionysius  von  der  Sacration  handelt 
(2,  10  bei  den  Patronatpflichten)  hebt  er  gleichfalls  hervor,  dass  den  Verurtheilten 
(ttkovra)  die  Sacration  treffe.  Es  ist  eine  durch  nichts  bewiesene,  aber  gangbare 
Annahme,  dass  die  Sacration  die  Judication  ausschliesst;  vielmehr  ist  sie  deren 
ursprüngliche  Form.  Das  römische  sacrum  und  das  griechische  dva^tifia  stimmen 
zusammen  in  der  Ueberweisung  des  Objects  in  das  göttliche  Sondereigenthum, 
vielleicht  auch  darin,  dass  aus  beiden  in  Beziehung  auf  einzelne  Personen  sich 
die  Verfluchung  entwickelt 

^  Die  Belege  für  die  lex  sacrata  sind  S.  552  A.  5  zusammengestellt  und  es 
ist  dort  gezeigt,  dass  die  Bezeichnung  dem  Vollgesetz  schlechthin  zukommt,  obwohl 
sie  vorzugsweise  von  den  constitutiven  Gesetzen  des  Plebs  gebraucht  wird. 

^  Sancire,  eigentlich  weihen,  wird  übertragen  auf  den  gesetzlichen  Befehl 
(die  Schrift  ad  Her.  2,  10,  15  unterscheidet  den  Rechtszwang,  das  cogere  und  die 
gesetzliche  Erlaubniss  als  sanctio  und  permissio\  weil  der  Begriff  des  Gesetzes  vom 
Strafgesetz  ausgeht  und  dieses  immer  die  Weihung  einschliesst  Bestimmter  als  in 
dem  verallgemeinerten  Zeitwort  tritt  dies  zu  Tage  in  dem  technischen  Gebrauch  des 
Substantivs ;  sanctio  legis  ist,  wie  schon  S.  882  bemerkt  ward,  dessen  Schlussbestim- 
mung, welche  auf  das  Zuwiderhandeln  gegen  das  Gesetz  eine  Strafe  setzt,  daneben  das 
in  Befolgung  dieses  Gesetzes  stattfindende  Zuwiderhandeln  gegen  andere  straflos  stellt 
Ulpian  Dig.  1,  8,  9,  3:  interdum  in  sanctionibus  adicitur,  tU  qui  ibi  —  an  einem 
ocus  sanctus  —  aliquid  commisit,  capite  pu/niatur.  Cicero  de  re  p.  2, 31,  54:  neque 
leges  Pordae  .  .  .  quicquam  praeter  sanctionem  altulerunt  novi,  Ders.  pro  Balbo 
14,  38:  sanctiones  sacrandae  sunt  aut  genere  ipso  aut  obtestatione  et  conseeratione 
legis  aut  poenae,   cum  caput  eius  qui  contra  fecerit  consecratur,  über  welche 
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Der  religiöse  Grundcharakter  der  personalen  Bestrafung  wird 
weiter  dadurch  bestätigt,  dass,  wie  in  dem  folgenden  Abschnitt 
gezeigt  werden  wird,  die  älteste  Form  der  Todesstrafe  dem 
Opferritual  entspricht  und  dieselbe  unzweifelhaft  ursprünglich 
als  Menschenopfer  gefasst  worden  ist;  bestätigt  aber  auch  da- 
durch, dass  dieser  sacrale  Charakter  allein  der  streng  gesetzlichen 
durch  die  Magistrate  der  Gemeinde  vollzogenen  Execution  bei- 
gelegt und  die  auf  Grund  der  plebejischen  Ordnungen  erfolgende 
Hinrichtung  nur  als  straffreie  Tödtung  behandelt  wird^  —  Noch 
bestimmter  und  dauernder  tritt  die  Consecration  auf  hinsichtlich 
des  von  der  Strafe  betroflFenen  Guts.  Die  Vollform  der  ursprüng- 
lichen Capitalstrafe  umfasst  neben  der  personalen  durchaus  die 
Consecration  der  Habe  ^.  Die  bei  der  plebejischen  Coercition  selb- 
ständig auftretende  Einziehung  des  gesammten  Vermögens  wird 
immer  behandelt  als  Consecration  (S.  49).  Das  im  Strafweg  der  Ge- 
meinde zufallende  liegende  Gut  wird  zu  sacralen  Zwecken  verwendet*. 
Die  im  comitialen  Strafverfahren  auferlegten  Geldstrafen  fallen  von 


schwierige  Stelle  Tgl.  St.  R.  2,  303  A.  2.  Yerr.  4,  66,  149.  Die  im  Gesetz  seUist 
für  den  Einzelfall  angeordneten  Strafen  fallen  unter  diese  sanctio  nicht  (PapiDian 
Dig.  48,  19,  41:  sanctio  legum,  quae  novissime  certam  poenam  irrogat  kiSy  qui 
praeceptis  legis  non  ohtemper averint,  ad  eas  species  pertinere  non  videtur,  quibui 
ipsa  lege  poena  specialiter  addiia  est)  und  vermuthlich  in  diesem  Sinn  gestattet  das 
Bepetundengesetz  Z.  56  nach  erledigter  Hauptklage  noch  die  Klage  de  sanetione 
hoiusce  legis.  Ueber  die  zweite  Hälfte  der  sanctio,  die  unter  dieser  üeberschrift 
noch  in  dem  yespasianischen  Imperiengesetz  erscheint,  das  caput  trakUicinm  de 
impunitate  (Cicero  ad  Att.  8,  23,  2)  vgl.  St  R.  8,  862  A.  1. 

^  Festus  nach  den  S.  901  A.  3  angeführten  Worten:  neque  fas  est  eum  im- 
molaris  sed  qui  occidit,  parricidii  non  damnaturi  nam  lege  tribunicia  prima 
cavetur,  *st  quis  eum  qui  eo  plebei  sdto  sacer  sity  occiderit,  parricida  nesü*.  Dieser 
Gegensatz  der  im  Wege  der  immolaUo  nach  dem  fa^  vollzogenen  magistratischeQ 
Hinrichtung  und  der  ohne  magistratische  Action  im  Wege  der  Selbsthülfe  voll- 
zogenen plebejischen  und  privaten  ist  in  den  S.  937  A.  3*  4  zusammengestellten 
quasihistorischen  Berichten  auch  zu  erkennen,  aber  allerdings  zerrüttet  Voll 
bestätigt  wird  er  durch  die  im  folgenden  Abschnitt  zu  erörternden  verschiedenen 
Formen  der  capitalen  Execution. 

^  Festus  p.  318:  sacratae  leges  sunt,  quibus  sanctum  est,  qui  quid  adversus 
eas  fecerit,  sacer  alicui  deorum  fsüj  sicut  famüia  pecuntaque.  Livius  2,  8,  2  für 
Umsturz  der  Verfassung:  sacrando  cum  bonis  capite.  3,  55,  7  für  Verletzung  der 
plebejischen  Privilegien:  ut  .  .  eius  caput  lovi  sacrum  esset,  famiUa  ad  aedet» 
Cereris  Liberi  Libera>eque  venum  iret;  ebenso  Dionys.  6,  89:  i^ayiaros  larw  xal 
xä  xQilfiaja  aörov  ^ii^ftrjTQog  Uqu.  Derselbe  9,  17:  S-avartp  Cflui'Ovadw  xtd  ro  ZQ^i" 
fjLaia  avjoD  IfQa  eotto,  Liv.  8,  20,  8  (vgl.  Cicero  de  domo  38,  101):  bona  (eines 
hingeiichteten  Landesfeindes)  Semoni  Sango  censuerunt  consecranda, 

'  Cicero  de  domo  38. 
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Rechtswegen  den  Tempeln  zu^  Insbesondere  bei  den  ädilicischen 
Strafgeldern  wird,  wie  in  dem  Abschnitt  von  den  Geldstrafen 
entwickelt  werden  wird ,  der  Multirung  die  Judication  in  sacrtm 
gleichgestellt.  Den  uralten  Succumbenzstrafen  für  die  verlierende 
Partei  im  Privatprozess  werden  die  öffentlichen  Opferthiere  ent- 
nommen oder  deren  Kosten  damit  bestritten«.  —  Immer  ver- 
fällt die  Person  oder  das  Gut  einer  bestimmten  Gottheit»,  theil- 
weise  nach  Gesetz  oder  Herkommen  dieser  oder  jener,  häufig  wohl 
je  nach  dem  Ermessen  der  beikommenden  Behörde ;  genannt  werden 
voiTiehmlich  die  unterirdischen  Götter*  und  die  Ceres ^  diese  auch 
in  Verbindung  mit  Liber  und  Libera«,  aber  auch  Jupiter'  und  Semo 
Sancus »  und  neben  Jupiter  in  später  Zeit  der  consecrirte  Dictator 
Caesar».  Wird  der  Schuldige  von  der  Gemeinde  begnadigt,  wie 
dies  unter  König  TuUus  bei  dem  Schwestermörder  geschah,  so 
wird  den  Göttern  ihr  Recht  nicht  gewährt  und  Rom  bedarf  der 
Entstihnung  *<>.   Die  römische  Gemeinde  machte  nach  ihren  früheren 


1  Bei  Dionysius  10,  52  lehnen  die  Consuln  die  Erlassung  der  ihnen  auf- 
erlegten Geldbussen  ab,  weil  sie  einmal  consecrirt  seien. 

«  St  R.  2,  68  fg.  Das  saeramentum  ist  sicher  als  Strafbusse  gedacht  für  den 
zu  Unrecht  geführten  Rechtsstreit;  es  gehört  der  Epoche  an,  die  das  Unrecht  nicht 
an  sich,  sondern  nach  äusseren  Judicien  im  Wege  der  Rechtsvermuthung  annah?a 
und  strafte. 

'  Festus  (S.  902  A.  2):  cUicui  deorwn.    Dionys.  2,  10  (A.  3). 

*  Dionys.  2,  10  (vgl.  S.  901  A.  3):  tov  6h  aXovra  t(J5  ßovXofxivv  xxeCvhv 
Saiov  ijv  wff  ^vfjia  tov  xarax^ovCov  /fiog'  iv  ^&h  yag  "PtofxaCoig,  oaovg^  ißovlovro 
vrinoivl  r€9vavah  rä  rourtov  atü/uara  ^*^€(ov  ortp  dii  tw,  fialiOxa  dk  toTg  xaiax^o- 
vioig  xatovo/ÄuCtiv.  Dieselben  nennt  Plutarch  Rom.  22  bei  dem  Verkauf  der  Ehe- 
frau: dnoSofuivov  yvvaixa  ^vea&at  x^ovCots  ^eotg.  Die  divi  parentum,  welchen 
nach  den  Königsgesetzen  der  Sohn  und  die  Schwiegertochter  consecrirt  werden, 
wenn  sie  die  Eltern  schlagen  (Festus  p.  230),  sind  ebenfalls  die  Manen. 

»  Der  Ceres  sprechen  die  Zwölftafeln  8,  8  die  Person  des  Schuldigen  zu  bei 
nachtlichem  Pelddiebstahl :  suspensum  Cereri  necari;  die  Habe  bei  Verletzung  der 
plebejischen  Privilegien  Liv.  3,  56,  7  (S.  902  A.  2)  und  Dionysius  6,  89  (S.  902  A.  2). 
10,  42  und  bei  Perduellion  in  dem  Fall  des  Sp.  Cassius  sowohl  die  auf  öffentliche 
wie  die  auf  hausgerichtliche  Bestrafung  lautende  Tradition  (röm.  Forsch.  2, 174. 177); 
eine  andere  Angabe  das  halbe  Vermögen  wegen  Ehescheidung  (Plutarch  Rom.  22). 

•  Liv.  8,  55,  7  (S.  902  A.  2). 

'  Königsgesetz:  bei  Festus  ep.  p.  6  v.  aliuta  und  p.  318  v.  sacer  mons; 
Liv.  3,  55,  7  (S.  902  A.  2).  Dem  Jupiter  verfällt  auch  der  säumige  Wehrpflichtige 
(S.  44  A.  2).  ' 

«  Liv.  8,  20,  7  (S.  902  A.  2). 

»  Dio  47,  18. 

*®  Liv.  1,  26,  13:  qutbusdam  piacülaribus  sacrificiis  (actis*  Festus  p.  297 
Y.  sororium. 
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Ordnungen,  und  zwar  nicht  bloss  den  patricischen ,  sondern  in 
gleicher  Weise  auch  den  plebejischen,  mit  der  Bestrafung  kein 
Geschäft;  die  Person  fällt  den  Göttern  zum  Opfer,  das  Gut  an 
deren  Tempel;  das  Pfandstück  wird  nicht  für  Rechnung  der  Ge- 
meinde verkauft,  sondern  zerschlagen  (S.  53). 
sacration  Wenn  also  jede  öffentliche  Strafe  und  insbesondere  die  schwerste 

achnid.    und  ursprünglich  einzige,  die  Todesstrafe  als  Entsühnung  der  Ge- 
meinde von  einer  auf  ihr  lastenden  Schuld  durch  eine  den  Göttern 
dargebrachte  Ehrung  und  insbesondere  durch  die  höchste  Ehrung, 
das  Menschenopfer  gefasst  werden  muss,  so  darf  dies  nicht  um- 
gekehrt werden.     Auch  aus  anderen  Ursachen  schreibt  die  ältere 
Staatsordnung  öffentliche  capitale  Entsühnung  der  Gemeinde  vor. 
Dass  die  Missgeburt  dem  Gemeinwesen  Unheil  bringt,  wird  nicht 
bloss   durch   die    in   Folge    solcher    Meldungen    regelmässig    an- 
geordnete   öffentliche    S^lmnug    (procuratio)   anerkannt,    sondern 
auch  dem  Vater   die  Pflicht  auferlegt   sie   zu  beseitigen  (S.  619 
A.  1);  dass  die  Beseitigung  derselben  von  Staatswegen  geschehen 
ist,  wird  allerdings  nicht  berichtet.     Aber  sicher  sind,   wenn  auch 
vielleicht    erst   auf   Grund    eines   in    hannibalischer    Zeit    unter 
etruskischem  Einfluss  aufgekommenen  Aberglaubens,  die  als  doppel- 
geschlechtig   angesehenen  Wesen    auf  Geheiss   der   Consuln   ins 
Meer  versenkt  worden  ^    Dass  auch  Menschen,  die  weder  ein  Ver- 
brechen begangen  haben   noch  von  der  Natur    als  Missgeschöpfe 
gezeichnet  sind,  nach  dem  ursprünglichen  Sacralrecht  den  Göttern 
haben  geopfert  werden  können,  lässt  sich  ebensowenig  beweisen  wie 
das  Gegentheil;   in  geschichtlicher  Zeit  ist  es  in  einzelnen  Fällen 
zweifellos   geschehen*.     Im   Allgemeinen   aber   hat   die   römische 
Rechtsentwickelung    die    capitale   Entsühnung    der   Gemeinde   in 
früher  Zeit  auf  den  Verbrecher  beschränkt  und  in  dieser  Form 
den  BegriflF  der  öffentlichen  Strafe  gestaltet. 


*  Diese  Sühnung  (procuratio),  die  nicht  bloss  an  Neugeborenen  vollzogen 
worden  ist  (Liv.  31,  12,  6.  39,  22,  5;  Obsequens  86),  wird  zuerst  berichtet 
unter  dem  J.  547/207  (Liv.  27,  37,  6),  zuletzt  im  J.  661/93  (Obsequens  50).  Id% 
einem  ähnlichen  Fall  im  J.  588/171  wird  das  Monstrum  auf  einer  öden  Insel 
ausgesetzt  (Plinius  h.  n.  7,  4,  36).  Die  Versenkung  des  Unheilwesens  in  ein 
Gewässer  erscheint,  wie  die  Behandlung  des  Parricidium  zeigt,  als  die  wirk- 
samste Entsühnung.  * 

*  Im  J.  538/216  ist  bei  bevorstehendem  Kriege  nach  Anweisung  der 
Sibyllensprüche  ein  Mann  und  ein  Weib  der  feindlichen  Nation  durch  leben- 
diges Begraben  geopfert  worden  (Liv.  22,  57,  6)  und  dies  ist  auch  sonst  vor- 
gekommen.   Marquardt  Handb.  8,  866.    Nationale  Sitte  also  war  dies  nicht 
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Das  Privatstrafrecht,  oder,  wie  wir  es  vielleicht  besser  benennen,  Di«  Privat 
das  strafrechtliche  Antragsverfahren  entbehrt  der  religiösen  Grund-  '^^J^ 
läge  und  beruht  vielmehr  auf  der  Rache,  auf  der  durch  ein  zuge-  uwene  oder 
fügtes  Unrecht  berechtigten  Selbsthülfe.  Der  Magistrat  tritt  hier  "J^^ST* 
zwischen  die  streitenden  Theile  als  Vermittler,  indem  er  theils  den 
Thatbestand  feststellt  oder  feststellen  Iftsst,  theils  bei  erwiesenem 
Unrecht  entweder  der  Selbsthülfe  ihren  Lauf  lässt  oder  den  Ge- 
schädigten anhält  nach  Entgegennahme  einer  Lösung  auf  die  Selbst- 
hülfe zu  verzichten.  Daher  kann  das  von  dem  Halbfreien  oder 
dem  Unfreien  dem  Hausherrn  zugefügte  Unrecht  wohl  dem  öffent- 
lichen Strafverfahren  unterliegen,  aber  nicht  dem  Privatprozess ; 
der  Diebstahl,  den  der  Sclave  gegen  den  Herrn  verübt,  hat  im 
Uebrigen  die  bei  diesem  Delict  eintretenden  Rechtsfolgen,  führt 
aber  nicht  zur  Diebstahlsklage,  da  bei  mangelnden  Parteien  nicht 
vermittelt  werden  kann  ^  Im  Zwölftafelrecht  erscheint  das  Privat- 
strafrecht fast  noch  in  seiner  Ursprünglichkeit :  in  den  schwersten 
Fällen  der  Eigenthums-  oder  der  Körperverletzung  giebt  der  Straf- 
prozess  der  Selbsthülfe  Raum  im  Wege  der  Hinrichtung  oder  der 
Talion,  in  den  leichteren  wird  der  Kläger  nach  erwiesenem  Unrecht 
angehalten  von  dem  Verletzten  eine  Busse,  das  damnum  (S.  12)  oder 
die  pomae  (S.  13)  anzunehmen.  In  der  weiteren  Entwickelung 
wird  die  Selbsthülfe  vollständig  beseitigt  und  jedes  Privatdelict 
der  von  Gemeindewegen  festgestellten  für  den  Verletzten  obliga- 
torischen Lösung  unterworfen. 

Die  Vollstreckungsstelle  ist  ebenfalls  durch  die  Verschiedenheit  oeffentiiciie 
der  beiden  Kreise  bedingt.    Das  öffentliche  Verbrechen  unterliegt  ""sLivou-^ 
der   magistratischen    oder    der    quasimagistratischen   plebejischen  Streckung. 
Execution.    Bei  dem  Privatdelict  ist  bei  zugelassener  Selbsthülfe 
der  Geschädigte  selbst  der  Vollstrecker ;  bei  obligatorischem  Löse- 
geld hebt  die  Leistung  den  Rechtsanspruch  desselben  auf  und  tritt 
bei  Nichtleistung  die  jeden  nicht   zahlenden   Schuldner  treffende 
Execution  des  Gläubigers  ein,  der  Handgriff. 

Strafmittel  werden  in  republikanischer  Zeit  sechs  oder  acht  auf-  str»ftaitt«i. 
gezählt*,  wobei  indess  der  Begriff  der  Strafe  nicht  in  seiner  recht- 


'  Dig.  47,  2,  17  pr. 

^  Cicero  de  orat.  1,  43,  194:  vitia  hominum  atque  fraudes  damnis,  ignomu 
niiSj  vincUsi  verberilms,  exüiis,  morte  multantur,  Augustinus  de  civ.  dei  21,  11 
(daraus  Isidor  orig.  5,  27,  4):  octo  genera  poenarum  esse  scribit  TuUiuSj  darmvwm 
vincla  verbera  tälionem  ignominiam  eocüium  mortem  serviMem.  Ob  Augustinus 
eine  verschiedene  Aeusserung  Ciceros  anführt  oder  von  jener  selbst  in  Ver- 
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liehen  Strenge  aufgefasst  wird.  Die  hiebei  aufgeführte  Körper- 
strafe so  wie  die  Einsperrung  sind  nur  Coercitions- ,  nicht  aber 
Strafmittel  und  die  gleichfalls  eingerechnete  Ausweisung  ist  nach 
älterem  Recht  eine  administrative  als  Ausweisung  über  die  Landes- 
grenzen lediglich  gegen  den  Nichtbtirger  zulässige  Massregel.  Die 
Schmälerung  der  bürgerlichen  Rechte  kann  als  Rechtsfolge  wie 
an  andere  Momente  so  auch  an  das  Straf urtheil  geknüpft  sein*; 
aber  selbständige  Strafe  ist  sie  nicht  und  es  kann  nach  dem  älteren 
/  Recht  darauf  nicht  erkannt  werden.  Von  den  also  übrig  bleibenden 
Strafmitteln  gehören  zwei,  die  Umwandlung  des  freien  Bürgers  in 
einen  unfreien  ^  und  die  Talion  ausschliesslich  dem  ältesten  Privat- 
strafrecht an;  dem  öffentlichen  Strafrecht  der  Republik  sind  sie 
überhaupt  fremd.  Somit  bleiben  nach  dem  republikanischen  öflFent- 
lichen  wie  privaten  Recht  der  historischen  Zeit  in  der  That  nur 
zwei  Strafmittel  übrig,  das  Erkenntniss  auf  den  Tod  und  das- 
jenige auf  eine  feste  Geldsumme,  von  denen  jenes  in  späterer 
Zeit  ausschliesslich  dem  öffentlichen  Strafrecht  angehört,  dieses 
dem  öffentlichen  Strafprozess  der  patricischen  Magistrate  als  selb- 
ständige Strafe  ursprünglich  fremd,  aber  seit  früher  Zeit  in  dem- 
selben zugelassen  ist,  den  Privatprozess  aber  von  jeher  vorwiegend 
und  späterhin  ausschliesslich  beherrscht.  Diese  Ordnungen  lassen 
sich  in  ihrer  wunderbaren  Simplicität  dahin  zusammenfassen,  dass 
das  öffentliche  Verbrechen  durch  den  Tod,  das  Privatverbrechen 
durch  Geldzahlung  verbüsst  wird,  wobei  indess  jenes  Capital- 
verfahren  theils  durch  die  häufig  im  Wege  der  Selbstverbannung 
hervorgerufene  Begnadigung,  theils  durch  die  Zulassung  der  Geld- 
busse in  früher  Zeit  sich  wesentlich  mildert. 


bindung  mit  einer  commentirenden  Weiterführung  abhängt,  ist  nicht  zu  ent- 
scheiden. Die  sechs  ciceronischen  Kategorien  sind  dem  öffentlichen  Strafrecht 
entnommen,  wobei  damnum  die  Vermögensstrafen  insgesammt  vertritt;  taUo  und 
servituSj  welche  die  zweite  Reihe  hinzufügt,  wie  es  scheint,  dem  Privatstraf- 
recht der  Zwölftafeln. 

^  Man  erinnere  sich,  dass  bei  dem  Diebstahl  der  Vergleich  hierin  der 
Verurtheilung  gleich  steht  (S.  754). 

'  Die  Addiction  des  freien  Mannes  wegen  Diebstahls  hebt  nach  der  älteren 
strengeren  Auffassung  die  Freiheit  auf  (S.  751).  Die  Schuldknechtschaft  kann 
überhaupt  nicht  als  Strafe  angesehen  werden,  da  sie  auch  bei  dem  Verbrecher 
nicht  rechtlich  aus  dem  Verbrechen  folgt,  sondern  aas  der  Insolvenz.  —  Der 
Freiheitsverlust  wegen  militlLrischer  Pflichtversäumniss  ist  wohl  nur  im  Wege 
der  Coercition  anstatt  der  eigentlich  verwirkten  Todesstrafe  vorgekommen 
(S.  46)  und  liegt  ausserhalb  der  Judication. 
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Die  poena  capitis  ist  zunächst  die  Todesstrafe;  und  wenn  in  Begriff 
der  Gesetzgebung  Sullas  auch  die  Interdiction  als  Capitalstrafe  ^^'gt^el*^ 
bezeichnet  wird\  wird  dies  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  der 
Bannbruch  in  der  That  mit  dem  Tode  bestraft  ward  und  die 
Interdiction  also  als  bedingte  Todesstrafe  bezeichnet  werden  konnte, 
wobei  übrigens  weiter  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  dass  die  Be- 
strafung von  Majestätsverbrechen  und  Mord  mit  blosser  Ver- 
bannung anstössig  erschien  und  desshalb  jene  immer  befremdende 
und  lediglich  hier  begegnende  Ausdrucksweise  gewählt  worden 
sein  mag^.  Aber  auf  die  Todesstrafe  beschränkt  die  römische 
ßechtssprache  die  poena  capitis  nicht.  Der  privatrechtlichen  capitis 
deminutio  entsprechend  ist  sie  wohl  von  jeher  auf  den  Verlust  der 
Freiheit  und  des  Bürgerrechts  erstreckt  worden;  wenn  es  für 
diesen  Gebrauch  an  Belegen  aus  republikanischer  Zeit  fehlt®,  so 
erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  spätere  Republik  die  straf- 
rechtliche Entziehung  der  Freiheit  und  des  Bürgerrechts  weder 
im  öffentlichen  noch  im  Privatrecht  zuliess.  Nachdem  diese  wieder 
unter  die  Strafmittel  eingetreten  waren,  wird  der  Begriff  der 
causa  oder  res  capitalis  immer  in  diesem  weiteren  Sinn  gefasst*, 
aber  in  technischer  Rede  auch  darauf  beschränkt*;  die  den  rö- 
mischen Advocatenreden  geläufige  vage  Erstreckung  des  caput 
auf   den    Vollbesitz    der   bürgerlichen   Rechte*   ist    dem    legalen 


*  Cornelisches  Mordgesetz  (S.  650  A.  1):  deque  eins  capite  quaerito,  wobei, 
wie  der  Zusammenhang  zeigt,  nicht  an  das  in  der  That  mit  Todesstrafe  belegte 
Parricidium  gedacht  werden  darf. 

^  Nachdem  die  Interdiction  zur  Deportation  gesteigert  worden  war,  musste 
diese  direct  als  capital  bezeichnet  werden,  da  sie  das  Bürgerrecht  nahm. 

'  Indess  wird  die  Addiction  der  Zwölftafeln  wegen  handhaften  Diebstahls 
von  Gaius  3,  189.  4,  111  als  poena  capitalis  bezeichnet. 

^  Ulpian  Dig.  2,  11,  4  pr.  48,  19,  2  pr. :  rei  capitalis  damnatum  sie  acdpere 
dehemus,  ex  qua  causa  damnato  vel  mors  vel  etiam  civitatis  amissio  vel  servitus 
contingit  Paulus  Dig.  48,  1,  2:  capitalia  (crimina)  sunt,  ex  quibus  poena  mors 
atU  exüium  est,  hoc  est  aquae  et  igms  interdidio:  per  has  enim  poenas  eximitwr 
caput  de  civitate.  Africanus  Dig.  37,  1,  13.  Terentius '|Clemens  37,  14,  10. 
Inst.  4,  18,  2. 

^  Modestinus  Dig.  50,  16,  103:  licet  ^capitälis^  LaUne  loquenUhus  (der 
Schriftsteller  ist  Grieche)  omnis  causa  existimationis  videaiMr,  tarnen  appellatio 
capitaMs  [poenae  de  poena]  mortis  vel  amissionis  civitatis  inteUegenda  est.  Mit 
caput  sind  auch  die  römischen  Advocaten  viel  freigebiger  als  mit  der  causa 
capitalis. 

*  Das  Caput  in  den  ciceronischen  Reden  bezeichnet  meistentheils  die 
bürgerliche  Unbescholtenheit  (civis  integri  capitis:  in  Pis.  13,  30)  und  wechselt 
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Sprachgebrauch  fremd.  In  Folge  dessen  wird,  wenn  auch  nicht 
mit  fester  Terminologie,  die  Todesstrafe  unterschieden  von  der 
nicht  das  Leben  nehmenden  capitalen,  während  bei  jener  wieder 
je  nach  den  Formen  der  Hinrichtung  Abstufungen  angenommen 
werden  ^ 

Für  die  nicht  capitalen  Strafen '  mangelt  ein  Sammtausdruck. 


mit  exi8ttm<Uio  (Verr.  2,  23,  57.  c.  71,  173.  3,  57,  131)  und  fama  (Verr.  2,  11, 2a 
pro  Sest.  1,  1).  In  der  Rede  für  den  P.  Quinctius,  in  der  jeden  Augenblick 
dessen  caput  bezeichnet  wird  als  gefährdet,  handelt  es  sich  um  eine  Wett« 
zur  Feststellung  der  Frage,  ob  er  Bankerott  gemacht  habe;  iudicium  esse, 
beginnt  Cicero  sein  Plaidoyer,  non  de  re  pecumaria,  sed  de  fama  fortunisque 
P.  Quinctii  vides  (9,  33);  iudicium  capitis  nennt  Verr.  5,  54,  141  eine  ganz 
gleichartige  recuperatorisch  entschiedene  Wette.  Die  infamirenden  Privat- 
prozesse fidudae  tutelae  societaiis  heissen  summae  existimationis  et  paene  dicam 
capitis  (pro  Q.  Roscio  6,  16).  Auch  hier  liegt  der  Gegensatz  zu  Grunde  zwischen 
dem  Menschen  und  dem  Vermögen,  aber  im  strafrechtlichen  Gebrauch  ist 
das  caput  die  bürgerliche  Existenz  der  Person,  in  diesem  advocatischen  ihre 
bürgerliche  Geltung. 

^  Callistratus  Dig.  48,  19,  28  pr.:  capitalium  poenarum  fei'e  isti  gradus  sunt 
summum  supplicium   esse   videtur   ad   furcam  damnatio  (interpolirt   statt   der 
Kreuzigung),  item  vivi  crematio^  quod  quamquam  summi  supplioii  appeRatione 
merito  contineretur^  tarnen  eo  quod  postea  id  genus  poenae  adinventum  est,  poste- 
rius primo  Visum  est,    item   capitis  amputatio,     Deinde  proxima  morU  poena 
mctälli  coercitio,  post  deinde  in  insulam  deportatio,    Paulus  5,  17,  2:  summa 
supplicia  su/nt  crux  creinatio  decollatio,  mediocrium  autem  delictorum  poenae  sunt 
metallumy  ludus,  deportaUo,    Der  Feuertod  ist  noch  schwerer  als  Kreuzigung 
und  Yolksfesthinrichtung  (Paulus  5,  23,  17).    Anderswo  (8,  5,  8.  5,  21,  4.  tit.  23, 
1.  17,   auch  wohl  5,  4,  14)  bezeichnet  Paulus   die  Kreuzigung  als   sumifuim 
supplicium,  welcher  er  die  Yolksfesthinrichtung  (hestiis  obici)  gleichstellt    Auch 
ultimum  supplicium  wird  als  geschärfte  Todesstrafe  der  einfachen  poena  capitis 
gegenübergestellt  (Modestinus  Dig.  48,  9,  9,  1).    In  anderer  Auffassung  indess 
wird  die  Todesstrafe  schlechthin  den  nicht  capitalen  gegenüber  bezeichnet  als 
summum  supplicium  (Paulus  5,  23,  14.   Dig.  47,  12,  11)  und  in  dieser  Weise  wird 
ultimum  supplicium  gewöhnlich  gebraucht.     Celsus  Dig.  48,  19,  21:    ultimum 
supplicium  esse  mortem  solam  interpretamwr,   Dig.  1, 5,  18.  48, 10,  1, 13.  tit.  19,  29. 
Caesar  b.  c.  1,  84.    Plinius  ep.  8,  14,  24.    Schollen  zur  Aen.  6,  573;  ebenso 
ultima  poena   Liv.  8,  58,   10.    Plinius   ep.   2,  11,  8;  ultima  necessitas  Tacitus 
ann.  15,  61.  —  Vgl.  auch  Dig.  48,  21,  1.    Cod.  9,  12,  6.   tit.  49,  10  pr. 

*  Callistratus  nach  den  A.  1  angeführten  Worten:  ceterae poenae  ad  existi- 
niati07iem,  non  ad  capitis  periculum  pertinent,  veluti  relegatio  ad  tanpus  vel  in 
Perpetuum  vel  in  insulam' vel  cum  in  opus  quis  publicum  datur  vel  cum  fustium 
ictu  subicüur,  Paulus  5,  17,  2:  minimae  relegatio,  exüium,  opus  publicum, 
vincula.  Derselbe  Dig.  48,  1,  2  nach  den  S.  907  A,  4  angeführten  W^orten :  tuifR 
cetera  (d.  h.  die  Verbannung  ohne  Interdiction)  non  exilia,  sed  rdegationes  proprie 
dicuntur,  tunc  enim  civitas  retinetur.  non  capitalia  sunt  (ausserdem)  ex  quibus 
pecuniaria  auit  in  corpus  aliqua  coercitio  poena  est.  Africanus  Dig.  37,  1,  13. 
Marcianus  Dig.  48,  17,  1,  1.    Wenn  Venuleius  Satuminus  Dig.  48,  2,  12,  4  die 
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Häufig  wird  als  Gegensatz  der  capitalen  die  Geldstrafe  bezeichnet  ^    sammt* 
und  für  die  Frtihzeit  trifft   dies  zu,  da  auf  die  Schmälerung  der ^®^^*J*™^° 
bürgerlichen  Rechte,  einschliesslich  der  auf  Intestabilität,  im  Straf-   «pitaien 
prozess  nicht  hat  erkannt  werden  können,  sondern  sie  entweder    ®*'~^®"- 
an   einer  anderen   als  Begleitstrafe    oder   an    einer  nicht   durch 
Strafurtheil  constatirten  Thatsache  haftete.    Aber  mindestens  die 
suUanische  Gesetzgebung,  deren  Interdiction  nur  gezwungen  unter 
die  Gapitalstrafe  gezogen  werden  kann  und  die  den  Ambitus  mit 
zehnjährigem  Ausschluss  von  der  Aemterbewerbung  bestrafte,  fügte 
dieser  Zweitheilung  sich  nicht  und  noch  weniger  die  Relegation  und 
überhaupt  das  Strafsystem  der  Eaiserzeit ;  es  wird  dabei  die  Mittel- 
stufe ignorirt.    Wenn  an  anderen   Stellen  als  solche  die  Ehren- 
strafen gesetzt  werden,  poenae  existimationis^ ,   so  mag  von  dem 
Verlust  des  passiven  Wahlrechts  und  ähnlichen  Strafformen  aus- 
gegangen sein;  indess  bezeichnet  auch  diese  Benennung  die  Kate- 
gorie in  wenig  zutreffender  Weise. 

Die  für  das  Delict  verwirkte  Strafe  ist  in  älterer  Zeit  regel- 
mässig durch  das  Gesetz  selbst  oder  durch  dem  Gesetz  gleiches  Her-  stnfgesetz 
kommen  festgesetzt  worden  und  es  hat  sich  das  Strafurtheil  darauf  gt^JJ^J^^ü 
beschränkt  auszusprechen,  dass  das  fragliche  Delict  begangen  sei. 
Es   ist  dadurch   der  Execution  ein  gewisser  Spielraum  gegeben; 
insbesondere  bei  dem  Todesurtheil  ist  die  Form  der  Vollstreckung 
wahrscheinlich  vielfach  weder  durch  allgemeine  Norm  noch  durch 
die  XJrtheilfassung  rechtlich  fixirt  worden  und  hat  also  innerhalb 
der  durch  das  Herkommen  gezogenen  Schranken  von  der  Willkür 
der  beikommenden  Stelle  abgehangen.    Die  spätere  Rechtsordnung 
hat  dagegen  die  gesetzliche  Fixirung  der  Strafe  mehr  und  mehr 
fallen  lassen  und  durch  Aufstellung  von  alternativen  oder  arbiträren  ueinirsiciit 
Strafsätzen  die  richterliche  Strafbemessung  eingeführt.  ^«' 

In  der  folgenden  Darlegung  der  römischen  Strafen  sind  mit 
den  beiden,  welche  die  Frühzeit  kennt,  der  Todesstrafe  (Abschn.  2) 
und  der  festen  Geldstrafe  (Abschn.  11),  so  wie  den  später  hinzu- 


0 

relegatio  als  eine  auf  den  SclaTen  nicht  anwendbare  capitis  poena  bezeichnet, 
so  denkt  er  an  die  Deportation. 

1  Gaius  4,  111.  Paulus  5,  16,  5.  Dig.  48,  2,  12,  4.  tit.  16,  18,  2.  49,  9,  1. 
tit.  14,  2,  2.  Meistens  werden  hier  die  nicht  criminellen  Geldklagen  mit  ver- 
standen. 

«  Callistratus  Dig.  48,  19,  28  (S.  908  A.  2)  und  t^0,  13,  5;  Ulpian  Dig.  50, 
16,  131,  1:  poena  non  tatitum  pecuniaria,  verum  capitis  et  existimationis  irrO' 
gart  solet. 
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tretenden,  der  Schmälerung  der  bürgerlichen  Rechte  (Abschn.  9), 
der  Ausweisung  und  der  Internirung  durch  Sulla  (Abschn.  7)  und 
der  Zwangsarbeit  durch  Tiberius  (Abschn.  4)  der  besseren  Ueber- 
sicht  wegen  zusammengestellt  theils  die  beiden  eigentlich  der 
Coercition  angehörigen,  aber  häufig  in  das  Strafrecht  eingreifenden 
XJebel,  das  Gefängniss  (Abschn.  6)  und  die  Körperstrafen  (Abschn.  8), 
theils  die  nicht  als  selbständige  Strafen,  aber  als  Rechtsfolge  solcher 
im  Strafrecht  auftretenden,  der  Verlust  der  Freiheit  (Abschn.  3), 
der  Verlust  des  Bürgerrechts  (Abschn.  5)  und  die  Vermögens- 
confiscation  (Abschn.  10).  Den  Beschluss  dieses  Buches  macht  die 
Entwickelung  der  Strafbemessung  so  wie  eine  Gesanmitübersicht 
der  Strafen  in  ihrer  Anwendung  auf  die  einzelnen  Delicte  (Abschn.  12). 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Todesstrafe. 


Für  die  Todesstrafe  giebt  es  keine  anderen  technischen  Be-  Benennung. 
Zeichnungen  als  die  ursprünglich  an  einer  weiterhin  erörterten  be- 
stimmten Form  haftenden,  später  im  Gebrauch  verallgemeinerten 
supplicium  und  poena  capitis  oder  capitalis.  Umgekehrt  wird 
animadvertere ,  dem  Wortsinn  nach  'berücksichtigen',  durch  ver- 
engernden und  verschleiernden  Gebrauch  nicht  bloss  Bezeichnung 
der  Ahndung,  sondern  der  regelmässige  Ausdruck  für  die  Hin- 
richtung ^ 

Eine  gesetzliche  Zwischenzeit  zwischen  dem  rechtskräftig  er- Zwischenzeit 
gangenen  ^  Todesurtheil  und  der  Vollstreckung  desselben  kennt  das  gj^^^^fj^ 
republikanische  Strafrecht  nicht;    im  Gegentheil   ist  das  normale 
Verfahren   die   sofortige   Execution*.     Rechtlichen   Anspruch   auf 
Verschiebung  gewährt  nur  der  verurtheilten  Frau  die  Schwanger- 
schaft bis  zum  Eintritt  der  Entbindung  *.    Unter  dem  Principat  ist 

*  Schon  bei  Cicero  wird  animaävertere  ^  wo  es  von  Strafen  gesetzt  wird, 
meistens  auf  die  capitale  bezogen  (so  z.  B.  in  Yerr.  2,  13,  33;  ad  fam.  5,  2,  8). 
Im  juristischen  Sprachgebrauch  wird  es  gegensätzlich  zu  der  geschärften  Todes- 
strafe yerwendet,  also  hauptsächlich  für  die  Enthauptung.  Marcianus  Dig.  48, 
19,  11,  3:  capitis  poena  est  bestiis  ohici  vel  alias  simües  poenas  pati  vel  cm- 
madvertu  Macer  Dig.  48,  19,  12:  hi  in  quos  animadverti  iubetur  quive  ad 
besHas  dantur.  Paulus  Dig.  48,  24,  3:  corpora  animadversorum  quibusUbet 
petentibus  ad  sepultwram  dantur,    Ulpian  Dig.  48,  24,  1.    Vgl.  S.  924  A.  3. 

*  lieber  die  Appellation  gegen  die  Capitalsentenz  vgl.  S.  469  A.  3;  über 
die  unter  Umständen  erforderliche  Einholung  der  kaiserlichen  Bestätigung  S.  278. 

*  Tacitus  ann.  3,  51:  ducius  in  carcerem  et  statim  exanimatus.  14,  64 
und  a.  St.  m.  Gratianus  C.  Th.  9,  3,  6  =  lust.  9,  4,  5:  de  Ms  quos  tenet 
carcer  sancimus,  ut  ,  .  .  convictum  velox  poena  subducat.  Die  Regel  folgt  aus 
dem  Schweigen  der  Quellen  über  die  Zwischenfrist. 

*  Paulus  1,  12,  4.  Dig.  1,  5,  18.  48,  19,  3.  Passio  Perpetuae  c.  15. 
Quintilian  decl.  277. 
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im  J.  21  durch  Beschluss  des  Senates  bestimmt  worden,  dass  der 
auf  Tod  lautende  Senatsbeschluss,  der  wie  jeder  andere  erst  durch 
die  Protokollirung  im  Aerarium  die  Rechtskraft  beschritt,  frühestens 
zehn  Tage  nach  der  Fassung  registrirt  werden  solle,  um  also  dem 
in  dieser  Weise  Verurtheilten  eine  Frist  zu  verstatten  *.  In  einem 
Senatsprozess  aus  dem  5.  Jahrhundert  wird  mit  ausdrücklicher 
Beziehung  auf  diesen  alten  Senatsbeschluss  eine  dreissigtägige  Frist 
angesetzt*,  vielleicht  in  Folge  von  Verwechselung  desselben  mit 
einer  Verordnung  des  Kaisers  Gratianus  vom  J.  382,  welche  eine 
solche  Frist  für  die  unmittelbar  vom  Kaiser  ausgesprochene  Capital- 
Sentenz  anordnet  ®.  Uebrigens  haben  die  beiden  befreiten  Gerichte 
über  die  selbstgezogenen  Schranken  sich  vermuthlich  häufig  hinweg- 
gesetzt *. 

Andrerseits  kennen  die  Gesetze  wie  keine  Minimal-  so  auch 
keine  Maximalfrist  für  den  Aufschub  der  Vollstreckung;  vielmehr 
hängt  der  Termin  von  dem  Belieben  des  vollstreckenden  Magistrats 
ab  und  ist  damit  die  Möglichkeit  gegeben  nicht  bloss  für  weitere 
Vernehmungen  oder  aus  sonstigen  Gründen  die  Execution  zu  ver- 
schieben^, sondern  die  Vollziehung  überhaupt  zu  unterlassen,  was 


1  St.  R.  3,  1011.  Tacitus  ann.  3,  51.  Sueton  Tib.  75.  Dio  57,  20.  68,  27. 
Auch  das  bei  Seneca  de  tranq.  an.  14  erwähnte  Urtheil  kann  ein  senatorisches 
gewesen  sein. 

'  Sidonius  ep.  1,  7,  12:  ntmc  ex  vetere  senatus  constdto  Tiberiano  trigifUa 
dierum  vitatn  post  sententiam  trahit.  Die  dreissigtägige  Frist  der  Declamatoren 
(Quintilian  313;  Galpumius  Flaccus  25)  stimmt  damit  überein,  hat  aber  sonst 
keine  Gewähr. 

»  C.  Th.  9,  40,  13  =  Just.  9,  47,  20  mit  der  Inscription  von  Gratian,  Va- 
lentinian  II  und  Theodosius.  aber  erlassen  aus  Verona,  also  von  Gratian. 
In-  und  Subscription  dieser  Verordnung  sind  angefochten  worden,  weil  die 
christlichen  Historiker  Rufinus  hist.  eccl.  11,  18,  Sozomenus  hist.  eccl.  7,  25  und 
Theodoret  5,  18  (ähnlich  Zonaras  18,  13;  hist.  tripart  9,  30)  diese  Verf&gung 
dem  Theodosius  zuschreiben  als  veranlasst  durch  das  thessalonicensische 
Strafgericht  vom  J.  .390.  Aber  die  besseren  Berichte  wissen  von  diesem  Zu- 
sammenhang nichts;  Ambrosius  selbst  (ep.  51)  scheint  vielmehr,  indem  er  den 
Theodosius  als  den  Vater  Gratians  anredet,  darauf  hinzudeuten,  dass  er  das 
von  diesem  mit  erlassene  Gesetz  verletzt  habe. 

*  Zum  Beispiel  Dio  76,  8.  9. 

'^  lieber  Eröffnungen,  zu  denen  der  Verurtheilte  sich  bereit  erklärt,  han- 
delt Ulpian  Dig.  48,  19,  6.  Bei  Verurtheilung  zur  Volksfesthinrichtung  wird 
besonders  häufig  ein  Aufschub  nöthig  (Dig.  48,  19,  29);  als  diese  Strafe  an 
dem  Bischof  Polykarpos  vollzogen  werden  soll,  erklärt  der  Asiarch,  dass  die 
Spiele  (xvvriy^aia)  vorüber  seien  und  er  wird  demnach  zum  Feuertode  ver^ 
urtheilt  (martyr.  Polycarpi  c.  12).  Das  Gnadengesuch  nach  gefälltem  Spruch 
hat  Constantius  untersagt  (Cod.  Th.  9,  40,  4  =  lust.  9,  47,  18). 
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sowohl  in  republikanischer  Zeit  wie  unter  dem  Principat  vor- 
gekommen ist  und,  da  der  zum  Tode  verurtheilte  Verbrecher  von 
Rechtswegen  gefangen  gehalten  werden  muss  (S.  961),  thatsächlich 
hinauskommen  kann  auf  Umwandlung  der  Todesstrafe  in  lebens- 
längliche Haft^  Im  8.  Jahrhundert  n.  Chr.  ist  für  den  Aufschub 
statthalterlicher  Gapitalsentenzen  eine  Maximalfrist  von  einem  Jahre 
angeordnet  worden',  welche  aber  in  die  justinianische  Gesetzgebung 
nicht  übergegangen  ist. 

Die  Vollstreckung  des  Todesurtheils  an  einem  Festtag®  oder  Executiom- 
zur    Nachtzeit*    ist    wenigstens    bei    öffentlicher   Execution    un-      ****' 
statthaft. 

Was  den  Ort  der  Execution  anlangt ,  so  giebt  die  bei  der  Execution«- 
Kreuzigung  erhaltene  alte  Formel  dem  Beamten  die  Wahl  der  ®'** 
Richtstätte  frei  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Pomerium*^,  wobei 
die  Grenze  des  ersten  Meilensteins  hinzuzunehmen  sein  wird.  Dies 
wird  vermuthlich  für  alle  stadtrömischen  Executionen  gelten.  Die 
in  caesarischer  Zeit  unter  Zuziehung  der  Flamines  des  Mars  und 
des  Jupiter  mit  dem  Beil  auf  dem  Marsfeld  vollzogene  Hinrichtung, 
nach  welcher  die  Köpfe  der  Gerichteten  auf  dem  Markt  an  der 
Regia  aufgestellt  wurden",  ist  ohne  Zweifel  nur  die  Wieder- 
aufnahme einer  Executionsform  der  Frühzeit ;  und  auch  sonst  wird 


^  Vgl.  S.  962  A.  1.  C.  Asinius  Gallus  wurde  im  J.  80  n.  Chr.  zum  Tode 
verurtheilt,  dann  aber  in  strenger  Haushaft  gehalten,  bis  er  im  J.  83,  vieUeicht 
freiwillig,  sein  Leben  endigte  (Tacitus  ann.  6,  28;  Dio  58,  8.  28). 

*  Ulpian  Coli.  11,  7,  4:  ad  gladium  damnaJti  canfestim  consumuntur  vd 
certe  intra  annum  dehent  consumi,  hoc  enim  mandatis  conUnetur.   Paulus  5,  17,  2. 

*  Sueton  Tib.  61:  nullus  a  poena  hominum  cesaavit  dies,  ne  reUgio9U8 
quidem  et  saeer;  animcLdversum  in  quosdam  ineunU  anno  novo.  Letzteres  be- 
richtet Tacitus  ann.  4,  70. 

*  Seneca  de  ira  8,  19. 

^  Livius  1,  26:  vel  intra  pomerium  vd  extra  pomerium. 

*  Dio  48,  24  zum  J.  708 :  dvo  uv^Qtg  (zwei  meuternde  Soldaten)  (v  rgoni^ 
Ti>vl  UQOv^Cag  ia(payr\aav  ,  .  .  iv  rqi  lAgtCtp  ncSitp  ngog  re  rtov  novTKpixüfv 
xal  ngog  tov  Ugitog  tov  "Agtfog  hv&ijaav  xal  at  ye  xrtpalal  (also  mit  dem  Beil^ 
da  bei  diesem  alten  Verfahren  das  Schwert  ausgeschlossen  ist)  avxS^v  ngog 
t6  ßaailHov  (vgl.  Jordan  röm.  Top.  1 ,  2  S.  425)  dverid^aav.  Dio  fügt  hinzu, 
dass  von  einem  Sibyllenspruch  oder  sonstiger  aussergewöhnlicher  Veranlassung 
nichts  berichtet  werde;  um  so  sicherer  ist  dies  ein  Rückgriff  auf  die  älteste 
Form.  —  Wegen  eines  Incestprozesses,  wo  der  Angeschuldigte  durch  die  eigene 
Hand  dem  Urtheil  zuvorgekommen  war,  Hess  Claudius  eine  Procuration  nach 
den  Gesetzen  des  Königs  Tullus  Hostilius  (gemeint  ist  die  Expiation  des 
Schwestermörders  Liv.  1,  26)  vornehmen  und  durch  die  Pontifices  im  Diana- 
hain (in  Aricia?)  ein  Opfer  darbringen  (Tacitus  ann.  12,  8). 

Bin  ding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  58 
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das  Marsfeld  als  Richtstätte  genannt  ^  Aber  auf  dem  Markt  haben 
ebenfalls  nach  alter  Ueberlieferung  Hinrichtungen  durch  das  Beil  * 
stattgefunden  und  bei  der  Kreuzigung  wird  hier  die  Geisselung 
vollzogen  ^.  Unter  dem  Principat  wurden  die  öffentlichen  Hinrieh- 
tungen der  Regel  nach  auf  dem  Esquilin  vollstreckt*.  —  Von  der 
Hinrichtung  im  Kerker  wird  weiterhin  die  Rede  sein.  —  Hinrich- 
tung des  Verbrechers  am  Thatort  zum  abschreckenden  Beispiel  ist 
Verfahren  der  Spätzeit*. 


^  Das  Kreuz  für  Rabirius  soU  auf  dem  Marsfeld  aufgestellt  werden. 
Cicero  pro  Rab.  3,  10,  4.  11.    10,  29. 

'  Der  Markt  wird  genannt  bei  der  Hinrichtung  der  Söhne  des  Brutus 
(Diou.  5,  8)  und  bei  dem  Prozess  vor  dem  Dictator  Liv.  8,  38,  21;  ferner  bei 
den  Executionen  der  abgefallenen  Soraner  im  J.  440/314  Liv.  9,  24,  15:  omnes 
qtii  Bomatn  deducti  erant  virgis  in  foro  caesi  et  securi  percussi  sunt;  der  ab- 
gefallenen Fregellaner  im  J.  441/313  Diodor  19,  101:  rovrov^  anr^yaytv  eis 
*Ptafjiriv  xal  nQoayayatv  tig  rrfv  ayogav  ^aßSCaag  (mXixia^  xara  t6  nargtov 
tl&ofy  der  abgefallenen  römisch  -  campanischen  Besatzung  von  Rhegion  im 
J.  483/271  Polyb.  1,7:  oty  avttntfAtpS-^vriov  €ie  riiv  ^PmfUfif  ol  argarriyol  ngoa- 
yayovTtg  eig  r^y  ayogäv  xal  fAaanytaaavTsg  anuvtag  xatä  to  nag^  avtoig  ndrQiov 
i9oi  ineXixiaav  (ebenso  Dionys.  20,  5  u.  a.  St  m.).  Die  Erzählung  bei  Dionys. 
6,  30,  die  eine  derartige  Execution  ausserhalb  der  Stadt  geschehen  lässt,  ist 
incorrect.  Die  Hinrichtung  der  im  Triumphzug  aufgeführten  Kriegsgefangenen 
wird  auch,  so  lange  sie  öfifentlich  vollzogen  ward  (S.  930  A.  IX  auf  dem  Markt 
stattgefunden  haben,  da  diese  dann  zum  Tode  geführt  wurden,  wenn  der 
Triumphator  vom  Markt  zum  Capitol  hinauffuhr  (Cicero  Verr.  5^  3,  77). 

*  Livius  22,  57,  3  und  Plinius  ep.  4,  11,  10  nennen  das  Comitium,  Dio- 
nysius  9,  40  und  Dio  bei  Zonaras  7,  8  und  78,  9  den  Markt.  Ebenso  wird  bei 
der  bürgerlichen  Kreuzigung  nach  der  Andeutung  bei  Cicero  (pro  Rab.  ad  pop. 
8,  10:  me  , . ,  camificem  de  foro,  crucem  de  campo  stistülisse)  zwar  diese  selbst 
auf  dem  Marsfeld,  aber  die  Geisselung  auf  dem  Markte  vorgenommen.  Aach 
Bei  der  nicht  öffentlichen  Hinrichtung  findet  die  Geisselung  auf  dem  Markt 
statt  (S.  930  A.  2). 

^  Auf  dem  Esquilin  werden  unter  dem  Principat  sowohl  die  Hinrich- 
tungen mit  dem  Beil  vollstreckt  (Sueton  Claud.  25:  in  ccanpo  Esquilino)  wie 
auch  die  Kreuzigung  (Tacitus  ann.  2,  32 :  extra  portam  EsqfUlinam).  Die  Sclaven- 
executionen  haben  hier  wohl  von  je  her  stattgefunden  (extra  portam  Plautus 
mil.  359) ;  der  locus  serviHbus  poenis  destinatus,  an  dem  eine  militärische  Exe- 
cution vollstreckt  wird  (Tacitus  ann.  15,  60),  wird  eben  dieser  sein.  Die  öffent- 
liche Hinrichtung  ist  in  dieser  Epoche  allem  Anschein  nach  überwiegend  nnr 
noch  an  Unfreien  vollstreckt  worden.  Der  Esquilin  war  auch  der  Ort,  wo  bei 
mangelndem  Grabrecht  die  Leichen  hingeworfen  wurden  (Porphyrio  zu  Horaz 
epod.  5,  99).  —  Der  Ort,  wo  nach  Plutarch  Galb.  28  tobg  vno  rtSv  KatouQünr 
xoXa[ofjiivovg  d-avarovaiv ,  heisst  nach  den  Handschriften  JStiari^iov,  wofür 
Sessorium  geändert  wird  (Becker  Top.  S.  555).  —  Solche  loca  noxicntm  poenis 
destinata  gab  es  auch  in  den  Municipien  (grom*  p.  55). 

»  Dig.  48,  19,  28,  15.    Vgl.  Galenus  S.  988  A.  3. 


I 
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Hinsichtlich  der  Formen  der  Vollstreckung  ist  zu  unterscheiden  Magiatr»- 
die  Hinrichtung  unter  magistratischer  Leitung,  worunter  in  diesem  ^^^^^^ 
Fall  auch  die  pontificale  mit  begriffen  ist,  und  diejenige,  bei  der  gistratwche 
diese  Leitung  mangelt.  Hinrichtung. 

Die  magistratische  Execution  vollziehen  die  Officialen  des  Magi«tn*- 
Imperienträgers.  In  erster  Reihe  sind  dies  die  Lictoren,  also  o^'^uuln 
römische  Bürger,  welche  zu  diesem  Zwecke  die  für  die  hauptsäch- 
lichen Formen  der  Hinrichtung  erforderlichen  Ruthen  und  Beile 
führen  *.  Bei  den  Executionen  der  Unfreien  und  bei  den  im  Kerker 
vollzogenen  treten  für  den  Imperienträger  die  Hülfsbeamten  ein, 
die  Dreimänner*,  und  für  die  Lictoren  der  als  ehrlos  geltende 
Henker,  der  camifex^ ^  der  in  späterer  Zeit  auch  die  früher  den 
Lictoren  obliegenden  Executionen  vollstreckt  zu  haben  scheint*. 
Von  den  bei  der  militärischen  Form  der  Hinrichtung  verwendeten 
Soldaten  wird  bei  dieser  die  Rede  sein. 

Die   magistratische   Execution   der    Capitalsentenz    geschieht  Formen  dw 
entweder  öffentlich   unter  freiem  Himmel  oder  geheim  im  Kerker.   "^^^ 
Bei  jener  wird  nach  altem  Herkommen  die  Bürgerschaft   durch  Execution. 


*  St.  R.  1,  373.  Die  Bestimmung  der  Lictoren  zeigt  das  Horatiergericht 
(Liv.  1,  26)  und  zeigen  schon  die  Insignien  selbst.  Die  stadtrömischen  Lictoren 
dienen  den  Magistraten  überhaupt  (St.  R.  1,  344)  und  sind  ohne  Zweifel  auch 
bei  den  duoviralen  und  den  quästorischen  Executionen  verwendet  worden. 
Auch  die  vom  Statthalter  verfügten  Hinrichtungen  vollstreckt  der  Lictor;  der 
des  Verres  wird  wohl  tadelnd  carnifex  genannt  (Cicero  Verr.  5,  45,  118,  vgl. 
c.  54,  142),  aber  ein  wirklicher  carnifex  befindet  sich  nicht  unter  dem  statt- 
halterlichen Gefolge.  Auch  der  tortor  carnifexque  des  Statthalters  von  Asia 
(Cicero  Phil.  11,  3,  7)  wird  sein  Lictor  gewesen  sein. 

*  Val.  Max.  8,  4,  2:  servus  .  .  .  o  iudicibus  damnatus  et  a  L.  Cdlpumio 
triumviro  in  crucem  actus  est.  Ueber  das  triumvirale  supplicium  im  Kerker 
weiterhin. 

'  unfrei  scheint  der  carnifex  nicht  gewesen  zu  sein,  aber  unehrlich:  er 
darf  nicht  in  der  Stadt  wohnen  (S.  48  A.  1)  und  es  wird  ihm  gleich  dem 
Selbstmörder  das  Grabrecht  versagt  (Festus  ep.  64:  carnificis  loco  hdbehatur  is 
qui  se  vulnerasset  ut  moreretur;  über  den  Selbstmörder  vgl.  die  Vergilscholien 
zu  Aen.  12,  603  und  die  Inschrift  von  Sassina  C.  I.  L.  XI,  6528  =  1, 1418).  Seneca 
ep.  24,  14  spricht  von  der  twrba  carnifictim;  ein  Vormann  dieser  Kerkerdiener 
scheint  gemeint  bei  Val.  Max.  8,  4,  7:  is  qui  custodiae  praeerat. 

*  Dass  in  früherer  Zeit  der  carnifex  nur  die  Sclavenexecutionen  vollzog, 
kann  nicht  fuglich  bezweifelt  werden.  Dass  späterhin  die  Kreuzigung  über- 
haupt durch  ihn  vollzogen  wurde,  zeigt  Ciceros  Rede  pro  Rah.  ad  pop.  3,  10. 
4,  11.  5,  15.  16;  auch  Tacitus  ann.  14,  48  und  Sueton  Claud.  34:  cum  spedare 
antiqui  moris  supplicium  Tiburi  concupisset  et  deligaUs  ad  palum  noxiis  car* 
nifex  deesset,  accitum  ab  urbe  vesperam  usque  opperiri  pcrseveraviU  Auch  bei 
der  Execution  der  Vestalin  und  dem  Felssturz  (S.  932  A.  3)  wird  er  späterhin 

verwendet  (Plinius  ep.  4,  11,  9). 

^  *^  58* 
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Hornsignal  zur  Assistenz  aufgefordert  *.  Nachdem  der  Delinquent 
zur  ßichtstatt  geführt  ist  *,  besteigt  der  Magistrat  in  Trauertracht^ 
das  heisst  mit  verkehrter  Toga®,  das  Tribunal  und  gebietet  —  er 
selbst  legt  niemals  Hand  an  —  den  Officialen  ihres  Amtes  zu 
walten  *. 

Die  Hinrichtung  geschieht  durch  das  Beil,  durch  die  Kreuzigung^ 

durch  Säckung,  durch  den  Feuertod,  durch  das  Schwert,  endlich  in 

der  Volksfestform. 

Eni-  1.    Die  Enthauptung  mit  dem  Beile  ist  unter  den  genannten 

iiauptung  pQpjnßß  ^iq  älteste.    Von  ihr  entnommen  sind  die  beiden  Bezeich- 

mit  dem 

Beil.  nungen,  welche  in  späterem  Gebrauch  für  die  Todesstrafe  überhaupt 
und  sogar  noch  in  weiterem  Umfang  verwendet  werden,  sowohl  die- 
jenige der  *Köpfung%  poena  capitis  (S.  907),  wie  wahrscheinlich 
auch  die  der   *Kniebeugung%  supplicit4m^.    Das  Beil  erscheint   in 


1  St.  R.  1,  198  A.  3.  Seneca  der  Vater  contr.  9,  2  [25],  10  (vgl.  14): 
ascendit  praetor  (der  Statthalter)  tribunal  inspectante  provincia.  noxio  post  terga 
deligantwr  manus ,  ,  »  fit  a  praecone  silentium:  aöhihenttir  detnäe  legüima  verba; 
canitur  ex  <ätera  parte  classicum,  Seneca  der  Sohn  de  ira  1,  16,  5:  etsi  per- 
versa  induenda  magistratui  vestis  et  convocanda  dassico  contio  est,  proeedam  in 
tribunal  non  furens  ,  .  .  et  üla  sollemnia  verba  leni  .  .  .  voce  condpiam  et  agi 
iiitheho  non  iratus,  Tacitus  ann.  2,  32.  Die  Bürgerschaft  yersammelt  sich 
selbstverständlich  als  contio,  nicht  als  conntia;  die  Worte  in  campo  Martio 
cotnitiis  centtmcttis  bei  Gipero  pro  Rab.  ad  pop.  4,  11  müssen,  wie  das  vorher- 
gehende in  contione  beweist,  dahin  verstanden  werden,  dass  der  für  diese 
Gomitien  bestimmte  Campus  also  geschändet  ward. 

'  In  der  Spätzeit  ist  dabei  auch  von  Bedeckung  (prosecuiHo)  die  Rede  (G. 
Th.  9,  40,  16,  1)  wie  bei  dem  Transport  der  Verhafteten  (S.  309  A.  7). 

*  St.  R.  1,  419.  Seneca  de  ira  1,  16  (A.  1).  Seneca  contr.  9,  2,  14:  cum 
animadvertere  d^eat  legitimo  cultu  ac  more  soUemni  ustis. 

*  Die  Formel  ist  lege  age.  Livius  26,  15,  9.  c.  16,  3  (daraus  Val.  Max.  3» 
8,  1):  lictor,  viro  forti  adde  virgas  et  in  cum  primum  lege  age.  Seneca  contr.  9» 
2,  10  (A.  1).    Seneca  de  ira  1,  16  (A.  1). 

*  Supplicare,  supplex,  supplicium  kann  sprachlich  nicht  von  pVkare  = 
biegen,  Simplex,  duplex  getrennt  werden  und  gehört  wohl  auch  mit  pledere  = 
flechten  zusammen.  Die  Formel  sub  vos  placo  (Festus  p.  308)  führt  wohl  auf 
ein  Wort  suppläcare  {vgl.  sucdamare);  aber  dies  wird  von  8ti|>plicar«  verschieden 
sein,  zumal  da  supplicare  in  guter  Zeit  mit  dem  Dativ  verbunden  wird  (supplico 
vobis)  und  dafür  erst  spät  der  Accusativ  sich  eingedrängt  hat  (vgl.  Priscian 
18,  219,  wo  die  Echtheit  des  Accius-Gitats  sehr  zweifelhaft  ist).  Wenn  also 
supplicium  die  Niederbeugung  ist,  so  darf  dabei  nicht  an  die  nQocfxvvriOis  ge- 
dacht werden ;  denn  der  Römer  betet  stehend  und  die  Kniebeuge  bei  dem  Gebet 
und  überhaupt  die  religiöse  supplicatio  sind  erst  mit  dem  griechischen  Gultus 
in  den  römischen  eingedrungen  (Marquardt  Staatsverw.  3,  48.  188).  Demnach 
wird  der  Grundbegriff  des  Wortes  die  Niederbeugung  des  Hauptes  zum  Em- 
pfang des  Beilschlags  sein.  ^  Was  bei  Festus  p.  309  in  der  zerstörten  Glosse 
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dem  eben  erwähnten  caesarischen  Verfahren  (S.  913  A.  6).  Die 
Führung  des  Beils  ist  der  sichtliche  Ausdruck  des  vollen  magistra- 
tischen Imperiums,  vor  allem  in  der  historischen  Legende  von  dem 
letzten  in  dieser  Form  vollzogenen  stadtrömischen  Hochgericht, 
der  Hinrichtung  der  zur  Rückführung  der  Königsherrschaft  ver- 
schworenen Söhne  des  ersten  Consuls*  und  der  daran  sich  an- 
schliessenden Beseitigung  des  Henkerbeils  aus  den  Insignien  der 
städtischen  Magistratur.  Es  ist  dies  das  Symbol  nicht  der  Ab- 
schafiung  der  bürgerlichen  Todesstrafe,  die  nur  die  Form  wechselte, 
sondern  des  Ausschlusses  des  Eriegsregiments  aus  dem  städtischen 
Mauerring,  kraft  dessen  der  Imperienträger  wie  dem  ungehorsamen 
Soldaten,  so  bis  dahin  auch  dem  ungehorsamen  Bürger  den  Kopf 
hatte,  vor  die  Füsse  legen  können  *.  Daher  ist  in  dem  Zwölftafel- 
buch von  dieser  Executionsform  nichts  zu  finden;  aber  sie  selbst 
blieb  bestehen.  In  der  Stadt  selbst  verlaufen  in  dieser  Form  die 
von  dem  provocationsfreien  Dictator  gefällten  Todesurtheile  •  so 
wie  die  nach  bestehendem  Gebrauch  daselbst  stattfindenden  Hin- 
richtungen der  kriegsgefangenen  Ausländer  * ;  ausserhalb  der  Stadt 
regelmässig  die  Executionen,  welche  die  römischen  Imperienträger 
über  Römer*  wie  über  freie  Nichtrömer®  verhängen.  Erst  unter 
dem  Militärregiment  des  Principats  tritt  das  Beil  zurück^   und 


swpplicia  gestanden  hat,  ist  nicht  zu  erkennen;  die  Zusammenstellung  der 
9upplicat%o  mit  der  consecratio  bonorum  bei  Isidor  5,  27,  2.  6,  19,  82  ist  ver- 
kehrt. —  In  späterer  Zeit  wird  das  Wort,  abgesehen  von  der  Wohl  auch  aus 
der  Eniebeugung  entwickelten  Verwendung  für  die  Bitte  (vgl.  Plautus  Rud.  25), 
bekanntlich  für  jede  Strafe  gesetzt  (Th.  C.  12,  1,  108  ist  die  Rede  von  der 
zwangsweisen  Einstellung  in  den  Gemeinderath  loco  suppUcii)  und  daher  die 
Todesstrafe  ultimum  supplicium  (S*  908  A.  1)  genannt 

*  Liv.  2,  5.    Dionys,  5,  8.  9. 

•  St.  R.  1,  379. 

«  Liv.  2,  18.  8,  88,  18.    St  R.  2,  153. 

^  Liv.  8,  20,  7.  ep.  11:  C.  Pontium  .  .  .  ckictum  in  triumpho  securi  per- 
cussit  26,  13,  15.  Andere  Belege  S.  914  A.  2.  Der  gegen  die  Hinrichtung 
der  rheginischen  Besatzung  erhobene  Protest  (Yal.  Max.  2,  7,  15)  richtete  sich 
nicht  gegen  den  Gebrauch  des  Beils  in  der  Stadt,  sondern  bezog  sich  auf  das 
römische  Bürgerrecht  der  Gampaner.  —  Im  letzten  Jahrhundert  der  Republik 
werden  die  durch  den  Triumph  veranlassten  Hinrichtungen  nicht  mehr  öffent- 
lich, sondern  im  Kerker  vollstreckt  (S.  930  A.  1). 

»  Liv.  2,  59,  11.  8,  7,  19.   28,  29,  11. 

«  Liv.  9,  16, 10.  24,  30.  Cicero  Verr.  I.  1,  30.  5,  27,  68.  43—46.  Plutarch 
Anton.  36. 

''  Seneca  de  ira  2,  5,  5:  VoUsus  nuper  sub  divo  Augusto  proconsül  Asiae 
cum  trecentos  uno  die  secwri  percussisset,  incedens  inter  cadavera  Graece  proclo' 
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weicht  dem  Schwert.  —  Es  werden  bei  dieser  Exccution  dem  Ver- 
urtheilten  die  Hände  auf  den  Rücken  gebunden  ^,  er  selbst  an  einen 
Pfahl  gefesselt,  entkleidet  und  gegeisselt',  alsdann  auf  den  Boden 
hingestreckt  und  also  durch  Beilschlag  enthauptet  ^.  Es  entspricht 
dies  genau  dem  Verfahren  bei  der  Schlachtung  des  Opferthieres  *, 
wie  dies  nach  dem  früher  (S.  902)  Bemerkten  durch  den  ursprüng- 
lich sacralen  Charakter  der  Hinrichtung  gefordert  wird. 

KwuEiynng.  2.  Die  Kreuziguug  tritt  in  unsem  Berichten  in  dreifacher  Be- 
ziehung auf:  einmal  als  die  magistratische  Hinrichtungsform  des 
freien  Bürgers  *nach  altem  Herkommen'  (more  maiorum)  in  den  Le- 
genden der  Königszeit  und  den  daran  anknüpfenden  geschichtlichen 
Vorgängen*^,  wahrscheinlich   auch  in  dem  Zwölftafelgesetzbuch*; 


mavü:  0  rem  regiam.  Die  Apokalypse  des  Johannes  20,  4  nennt  ras  tpvxa^  rtov 
7i€7T6X€xtafiivtov  (fm  T^y  jua^vg^ttv  ^Ir^aov.  Sueton  Claud.  25:  civitatem  Ronta- 
nam  usurpantes  in  campo  liisquiUno  securi  percussit.  Später  wird  die  £nt* 
hauptung  mit  dem  Beil  untersagt  (S.  924  A.  2). 

*  Seneca  contr.  9,  2,  10:   noxio  post  terga  deligantur  manus,     Plutarch 
Popl.  6:  Toff  ;ir**C«f  icn^yov  onlaus, 

'  Liv.  2,  5:  stahant  deUgosU  ad  pdlum  nobiUsHtni  iuvenes  .  .  .  lictores  ftw 
datos  virgis  caedwnt  aecurique  feriunt    8,  7,  19.  26,  13,  15j  ut  .  ,  .  [ad]  paJum 
ddigatuB  lacerato  virgis  tergo  cervicem  securi  Romanae  stibicianL    28,  29,  11 
deligati  ad  palum  virgisque  caesi  securique  percussi,    Cicero  Verr.  5,  46,  121 
producwduT  e  carcere^  deligantur  .  .  .  feriuntur  securi.    Seneca  contr.  9,  2,  21 
despolia, 

*  S.  914  A.  2  und  hier  A.  2.     Plutarch  Popl.  6:    ax9^^  xaraT^iravT^  av- 
Tovs  inl  Tovfaifoc  n(X4xu  tag  xopukäg  an^xoifßnv. 

*  Marquardt  StaatSTerw.  3,  181. 

^  Hauptsächlich  gilt  dies  von  der  Schilderung  des  Horatierprozesses  bei 
Livius  1,  26  und  weiter  von  der  nach  dieser  Legende  {ex  annaUum  monumentis 
Cicero  pro  Rab.  5,  15)  angelegten  gegen  C.Rabirius  beabsichtigten  Execation. 
Aber  nicht  minder  gehört  hieher  die  technisch  als  *  althergebracht'  bezeichnete 
Strafvollziehung.  Tacitus  ann.  2,  32:  in  P.  Marcium  cansuies  extra  portam  Es- 
quilinam,  cum  classicum  canere  iitssissent,  moreprisco  advertere.  4,  80.  14,  48. 
16,  11.  Sueton  Claud.  34  (S.  915  A.  4).  Nero  49  (wiederholt  bei  Victor  ep.  5 
und  Eutropius  7,  15,  hier  mit  unrichtiger  Erweiterong) :  legit  se  hostem  a  se- 
natu  iuddcatum  et  quaeri^  ut  puniatur  more  maiorwny  interrogavüque ,  quak  id 
genus  esset  poenae^  et  cum  comperisset  nudi  hominis  cervicem  inseri  furcae,  cor- 
pus virgis  ad  nicem  ca£di,  Domitian.  11:  more  maiorum.  Auch  Callistratua 
Dig.  48,  19,  28  pr.  stellt  diese  Strafform  (denn  die  furca  ist  sicher  fOLr  die  crux 
interpolirt)  dem  Feuertode  voran,  nicht  weil  sie  schwerer,  sondern  weil  sie 
älter  sei. 

*  Suspensum  Cereri  necairi  (8,  8)  Scholl  kann  nur  hieher  gezogen  werden; 
suspendere  ist  bei  der  Kreuzigung  das  Schlagwort  (S.  920  A.  1).  Auch  bei  der 
formido  fusiis  (ep.  2,  1,  152)  hat  Horaz  an  die  Kreuzigung  gedacht,  nicht  an 

.das  von  Späteren  hineingelegte  militärische  suppliciwn  fustuarium. 
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zweitens  als  die  pontificale  Execution  bei  der  Hinrichtung  der 
Männer^;  drittens  als  die  ebenfalls  in  die  älteste  Zeit  zurück- 
reichende *,  aber  auch  später  ständige  Form  der  Sclavenexecutionen  '. 
Den  Berichten  der  ersteren  Kategorie  zufolge  wird  der  Verurtheilte 
entkleidet  ^  und  ihm  das  Haupt  verhüllt  ^,  alsdann  die  Gabel  (furca) 
auf  den  Nacken  gelegt^  und  die  Arme  an  die  beiden  Enden  der- 
selben gebunden^,  weiter  diese  Gabel  und  mit  ihr  der  Körper 
an  einem  auf  der  Richtstätte  errichteten  Pfahl  hinaufgezogen  und 


^  Cicero  de  leg.  2,  9,  22:  incestum  pontifices  summa  supplicio  sanciunto. 
Dio  bei  Zonaras  7,  8  p.  21  Boiss.:  ol  dk  raviag  (die  Yestalinnen)  aiaxvvovj^g 
iig  ^vXov  rov  uvxivn  dCxQOvv  ifjtßaXXovrat  (v  rj  ayo^a  xal  /lerä  rovio  yvfAVoi 
aixi^ofA^voi  tt7io\pvxov(fiv  und  79,  9:  avrbv  fv  rjjf  äyoQ^  atxtaS-ivxa  elra  lg  t6 
^{ö/jtmtrJQiov  i/jßXri&rivai  xavrav&a  d-avarmd-tivai  i^ii.  Dionys.  8,  89.  9,  40:  tov 
dk  .  .  .  iv  T^  uyoQq  fAiicm^iv  aixtaa/^ivoi  xa&anSQ  avöganodov,  Liv.  22,  57: 
L,  Canttlius  .  .  .  a  pontifice  maximo  eo  usque  virgis  in  comitio  caesus  erat,  ut 
ifUer  verbera  expiraret,  Sueton  Dom.  8:  stupratores  virgis  in  comitio  ad  necem 
caedi.  Plinius  ep.  4,  11,  10:  Celer  eques  Bomanus  .  .  .  cum  in  comitio  virgis 
caederetur.  Festus  p.  241:  probrum  virginis  VestcUis,  ut  capite  puniretur,  vir 
qui  eam  incestavisset  verberibus  necaretur,  lex  fixa  in  atrio  lAbertatis.  In  der 
späteren  Eaiserzeit  wird  die  Execution  abgekürzt  durch  Abführung  des  De- 
linquenten zur  Hinrichtung  in  den  Kerker  (S.  930  A.  8). 

■  Cicero  Verr.  5,  6,  12:  servos  .  .  .  ad  supplicium  iam  more  maiorum  tra- 
ditos  .  •  .  liberare  ausus  es  .  .  .  damnatis  emcem  servis  fixeras. 

*  Es  gilt  dies  sowohl  für  die  hausherrlichen  wie  für  die  staatlichen  Hin- 
richtungen der  Unfreien.  Livius  3,  8,  10.  22,  83,  2.  24,  14,  7.  Val.  Max.  1, 
7,  4.  8,  4,  2  (S.  915  A.  2).  Florus  2,  7  [3,  19],  7.  Cicero  pro  Cluentio  66,  167. 
Tacitus  bist  4,  3.  Dio  49,  12.  Vita  Pertinacis  9  und  a.  St.  m.  Servile  suppli- 
cium eines  Freigelassenen :  Tacitus  bist  4, 11  (vgl.  2,  57).  Von  dieser  Anschauung 
aus  erscheint  die  Kreuzigung  des  Bürgers  als  gesteigerte  und  entehrende  Strafe. 
Die  Bürger,  welche  der  Frohnden  für  die  Kloaken  wegen  Hand  an  sich  gelegt 
hatten,  lässt  König  Tarquinius  —  der  zweite  (Livius  1,  56,  2)  —  todt  an  das 
Kreuz  heften  (Cassius  Hemina  bei  Servius  zur  Aen.  12,  603;  Plinius  h.  n.  36, 

15,  107).  Demselben  wird  die  Kreuzigung  freier  Bürger  zur  Last  gelegt  (Dio 
fr.  11,  6).  Statthalterliche  derartige  Executionen:  Cicero  Verr.  5,  62;  Sueton 
Galb.  9.    Ausschluss  der  Kreuzigung  (später  der  furca)  bei  Soldaten:   Dig.  49, 

16,  8,  10,  was  Marcus  nicht  einhielt  (vita  12). 

*  Sueton  Nero  49  (S.  918  A.  5).  Dio  fr.  11,  6.  Artemidor  2,  58:  yvfivol 
aravQoßvToi. 

*  Formel  bei  Livius  und  Cicero  (S.  918  A.  5):  caput  obnubito. 

*  Sueton  Ner.  49  (S.  918  A.  5).    Livius  1,  26,  10:  sub  furca  vinctum, 

^  Die  Worte  der  Formel  bei  Livius  und  Cicero:  lictor,  conliga  manus 
(Livius  nachher:  accesserat  lictor  iniciebatque  laqueum;  Tacitus  ann.  14,  48: 
carnificem  et  laqueum  pridem  abölita)  führen  eher  auf  Bindung  der  Hände  nach 
hinten;  aber  dies  lässt  sich  mit  den  sonstigen  Formen  schwer  vereinigen. 
Wenn  dies  dennoch  geschehen  sein  sollte,  so  wich  in  dieser  Hinsicht  die 
Kreuzigung  des  Freien  von  der  des  Unfreien  ab. 
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an  diesen  auch  die  Füsse  gebunden*.  Also  gekreuzigt*  wird  der 
Verbrecher  gegeisselt.  —  In  denselben  Formen  wird  bei  dem 
Pontificalverfahren  wegen  Incests  der  Vestalin  die  Hinrichtung  des 
Buhlen  vollstreckt  (S.  919  A.  1).  —  Bei  den  Sclavenexecutionen 
endlich  wird  dem  Verbrecher  die  Gabel  aufgelegt,  er  mit  derselben 
an  einen  Pfahl  gebunden "  und  in  dieser  Stellung  gegeisselt.  —  Der 
Tod  kann  bei  diesen  Executionen  durch  Verschmachten  erfolgen*, 
aber  auch  durch  Stäupung  zu  Tode  ^  oder  Zerschlagen  der  Schenkel  * 

^  Formel  bei  Livius  und  Cicero :  infeUci  arhori  reste  siispendito  (vgl.  S.  918 
A.  6).  Cicero  pro  Rab.  8,  11:  cnu:em  ad  civium  supplicium  defigi  et  eonsUtui 
iubes.  Ausserdem  wird  unter  die  Füsse  ein  Holz  gelegt,  auf  dem  der  Körper 
ruht  (Justinus  dial.  91;  Irenaeus  ad  haer.  2,  24),  den  die  Arme  allein  nicht 
tragen  würden. 

■  Von  der  cmx  spricht  Cicero  (pro  Rab.  2,  10.  3,  11.  5,  16.  10,  28)  ohne 
Zweifel  mit  gehässiger  Hinweisung  auf  die  Sclavenexecution,  aber  nichts  desto 
weniger  richtig.  Auch  Seneca  ep.  101,  14  bringt  das  infelix  lignum  der  alten 
Formel  mit  der  cnuß  in  Verbindung.  Die  historische  Legende  scheut  sich 
natürlich  es  auszusprechen,  dass  die  dem  Horatier  drohende  Execution  nichts 
ist  als  die  alltägliche  des  Unfreien. 

•  Auflegung  der  Gabel  (furca:  Val.  Max.  1,  7,  4)  oder  des  Streckers 
(paHbulum  von  patere^  schon  bei  Plautus  mehrfach)  auf  den  Nacken  des  Vei^ 
urtheilten  und  Bindung  der  Hände  an  die  beiden  Enden:  Plautus  mil.  359: 
tibi  esse  eundutn  extra  portam  (S.  914  A.  4)  dispessis  manibus,  pcUibtUum  quem 
hdbebis,  Seneca  ad  Marciam  de  consol.  20,  3:  brachia  poHbtüo  explicuenrnt  und 
bei  Lactantius  inst.  6,  17,  28:  esAenduMw  per  paUbulum  numus.  —  Führung 
unter  der  Gabel  durch  die  Stadt  zur  Richtstätte.  Val.  Max.  1,  7,  4:  cwn  per 
circum  Flaminium  .  .  .  servum  suum  verberibus  mülcatum  sub  fUrca  ad  suppU- 
dum  egisset.  —  Bindung  an  den  Pfahl,  palus  Cicero  Verr.  5,  5,  6,  oder  die  stipes: 
Seneca  de  vita  beata  19,  31  stipitibus  singulis  pendent,  oder  das  Kreuz:  Plautus 
bei  Nonius  p.  220  v.  patibulum:  patibülum  ferat  per  urbem,  deinde  affigaivr 
cruci.  Diese  Belege  werden  genügen  zur  Charakterisirung  dieser  mehr  haus- 
herrlichen als  staatlichen  Execution. 

^  Darum  hört  die  Formel  bei  Livius  auf  mit  verberato,  ohne  die  Tödtung 
weiter  zu  präcisiren.  Auch  Cicero  pro  Rab.  4,  12  sagt  nur:  fiageUa  retuUt 
Darauf .  beruht  auch  das  necare  et  verberare  (S.  42  A.  1). 

^  Bei  dem  Buhlen  der  Vestalin  erscheint  als  die  Form  der  Hinrichtung 
die  Stäupung  zu  Tode  (S.  919  A.  1);  ebenso  sagt  Nepos  bei  GeUius  17,  21,  24: 
M.  Manlius  .  .  .  verberoflndo  necatus  est  und  wird  dem  Nero  auf  die  Frage, 
was  die  Todesstrafe  sei,  geantwortet  corpus  virgis  ad  necem  caedi  (S.  918  A.  5). 
Bei  Kreuzigung  des  Freien  scheint  dies  späterhin  Regel  gewesen  zu  sein.  — 
Ulpian  (Dig.  48, 19,  8,  3):  nee  ea  quidem  poena  damnari  quem  oporietj  ut  verberibus 
necetur  vel  virgis  interimatur  hat  nicht  an  diese  alte  Strafform  gedacht,  sondern 
an  das  in  der  spätesten  Kaiserzeit  begegnende  bei  den  Körperstrafen  erwähnte 
supplicium  fustuarium  der  Sclaven  (S.  985  A.  4). 

^  Victor  Caes.  41:  Constantinus  .  ,  .  eo  piu^^  ut  etiam  vetus  teterrimumque 
supplicium  patibulorum  et  crunbus  suffringendis  primum  removerit,  Firmicus 
Matemus  8,  6 :  aut  in  crucem  tölluntur  aut  Ulis  crura  publica  iuäicum  ammad- 
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beschleunigt  werden.  —  Alle  drei  Formen  sind  wie  vom  Kreuz  be- 
nannt so  auch  in  der  Form  nicht  wesentlich  verschieden ;  alle  werden 
gleichmässig  auf  die  Sitte  der  Vorfahren  zurückgeführt,  die  Execution 
im  Yestalinnenprozess  sogar  ausdrücklich  bezeichnet  als  vollstreckt 
wie  bei  dem  Unfreien  (S.  919  A.  1).  Wahrscheinlich  ist  die  Kreu- 
zigung nicht  jünger  als  die  Execution  durch  das  Beil  und  hat  neben 
ihr  von  jeher  bestanden  und  zwar  nicht,  wie  das  Säcken  und  das 
Verbrennen,  auf  bestimmte  Verbrechen  beschränkt,  sondern  all- 
gemein anwendbar.  Aber  die  Enthauptung  allein  erscheint  als 
Opferhandlung  und  als  regelmässige  Strafe  des  Bürgers.  Der 
Kreuzigung  mangelt  der  religiöse  Charakter.  Sie  ist  bei  dem 
Bürger  nicht  ausgeschlossen,  vielmehr  nach  Beseitigung  des  Beils 
bei  den  städtischen  Executionen,  von  den  Specialformen  abgesehen, 
als  regelmässige  Executionsweise  allein  übrig  geblieben;  aber  sie 
gilt,  wie  aus  dem  Gesagten  hervorgeht  als  entehrend  und  in  histo- 
rischer Zeit  vorzugsweise  für  Unfreie  geeignet  (S.  919  A.  8).  Seitdem 
die  ständische  Strafscheidung  durchgeführt  ist,  wird  sie  bei  Standes- 
personen ausgeschlossen;  indess  wird,  wie  im  vierten  Buch  einzeln 
angegeben  ist  und  übersichtlich  auch  aus  dem  letzten  Abschnitt 
des  fünften  Buches  hervorgeht,  bei  den  schwersten  Verbrechen  hier- 
von abgesehen.  —  Unter  dem  Einfluss  des  Ghristenthums ,  das  in 
dem  Kreuz  sein  Symbol  fand,  ist  in  den  späteren  Jahren  Gonstantins 
die  Kreuzigung  abgeschafft^  und  die  öffentliche  Erdrosselung  am 
Galgen  für  sie  substituirt  worden*. 

3.   Das  Säcken  (cidleus)  haftet  an  dem  Parricidium  ^  und  zwar    siAkoi. 


versione  frcmgwnbwr,  Cicero  Phil.  13,  12,  27  (vgl.  pro  Sex.  Roscio  20,  56> 
Seneca  de  ira  8,  82, 1.  Sueton  Aug.  67.  Tib.  44  Eusebius  h.  e.  5,  21  (wo  wahr- 
scheinlich es  sich  auch  um  einen  Sclaven  handelt;  vgl.  S.  498  A.  1).  Auf  Freie 
wird  die  Zerschlagung  nur  ausnahmsweise  angewendet  (Ammian  14,  9,  8). 

^  Victor  Caes.  41  (S.  920  A.  6).  Sozomenns  bist.  eccl.  1,  8.  Die  Bezeich- 
nung patibulo  adfiaus  begegnet  noch  in  dem  constantinischen  Edict  von  814/9 
(Bruns  fontes«  p.  250  =  C.  Tb.  9,  5,  1). 

>  Grvx  und  patibulum  sind  seit  Cons tantin  aus  dem  Strafrecht  ver- 
schwunden und  dafür  (wie  insbesondere  Paulus  5,  22,  1  ==»  Dig.  48,  19,  38,  2 
zeigt)  furca  substituirt  (Dig.  48,  19,  9,  11.  1.  28,  15.  1.  88,  2).  Den  sachlichen 
Unterschied  der  furca  und  der  crtix  bestimmt  Isidor  orig.  5,  27,  34:  paUbuhim 
vulgo  fwrca  dicüur  quasi  ferens  caput;  suspensum  entm  et  strangulatum  ex  eo 
eocarUmat  sed  patibuU  minor  poena  quam  crucis;  nam  patilmlum  appensos  statim 
exanimat,  crux  autem  suffixos  diu  cruciat. 

*  Erwähnt  wird  die  Säckung  weiter  bei  dem  Yerrath  der  sibyllinischen 
Orakel  (S.  567  A.  1)  und  bei  den  Christenverfolgungen  (Eusebius  de  mart.  Pal.  5, 1). 
Auch  in  römischen  Provinzialgerichten  ist  diese  Strafe  erkannt  worden  (Cicero 
ad  Q.  fr.  1,  2,  2,  5). 
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nach  dem  ursprünglichen  weiteren  Begriff  desselben,  dem  Morde 
des  Freien  ^  Dem  Verfahren  liegt  neben  der  überhaupt  bei  der 
Exitsühnung  bestimmenden  Glauben  an  die  reinigende  Macht  des 
Wassers  (S.  904  A.  1)  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  dem  Mörder 
das  Grab  entzogen  werden  solP;  in  Betracht  kommt  ausserdem 
bei  diesem  ohne  Zweifel  unter  den  capitalen  häufigsten  Verbrechen 
die  Lage  Roms  an  einem  schiffbaren  Fluss.  Es  wird  damit 
auch  die  Angabe  verständlich,  dass  nach  Zwölftafelrecht  der 
Erntediebstahl  schwerer  bestraft  worden  sei  als  der  Mord',  da 
der  Emtedieb  gekreuzigt  ward,  der  Mörder  gesackt.  Nach  den 
uns  vorliegenden  wahrscheinlich  mehr  von  magistratischen  Be- 
liebungen in  Einzelfällen  als  von  gesetzlicher  Norm  abhängigen 
Berichten  wird  dem  Verurtheilten  nach  vorheriger  Geisselung*  mit 
einer  Kappe  von  Wolfsfell  das  Haupt  verhüllt  •,  ihm  Holzschuhe 
an  die  Füsse  gelegt  *,  er  dann  in  einen  rindsledernen  Sack  ge- 
steckt^ zugleich  mit  Schlangen  und  anderem  Gethier^  und  auf 
einem  mit  schwarzen  Rindern  bespannten  Wagen*  zum  Fluss  ge- 
fahren und  in  diesen  gestürzt*^.    Nachdem  für  die  übrigen  Mord- 


^  Der  Mord  einer  Nahperson  ist  als  Sonderkategorie  erst  spät  entwickelt 
(S.  648)  und  die  offenbar  uralte  Strafform  kann  also  ursprünglich  nicht  auf 
diese  Kategorie  beschränkt  gewesen  sein. 

'  Cicero  pro  Sex.  Roscio  26,  72.  Quintilian  decl.  299.  Die  Einzelheiten 
der  offenbar  nur  in  den  Grundzügen  alten  Richtform  mögen  ausserdem  durch 
den  Gedanken  bestimmt  worden  sein,  dass  dem  Mörder  wie  die  Gemeinschaft 
des  Wassers  und  des  Feuers  auch  die  der  anderen  Elemente,  der  Luft  und 
des  Bodens  entzogen  werden  soll  (Constantin  a.  a.  0.;  Justinian  inst.  a.  a.  0.). 

»  Plinius  n.  h.  18,  3,  12. 

*  Modestinus  Dig.  48,  9,  9  pr.:  virgis  sanguineis  verberatus, 

*  Schrift  ad  Her.  1,  18,  28:  foUiculo  lapmo  os  obvoluium  est  Cicero  de 
iny.  2,  50,  148.    Festus  p.  170  v.  nuptias.    Quintilian  decl.  299. 

*  Schrift  ad  Her.  a.  a.  0.:  sokae  ligneae  m  pedibus  induotae  sunt,  Cicero 
a.  a.  0.    Vgl.  S.  800  A.  2. 

"^  Corium:  Schrift  ad  Her.  a.  a.  0.;  corium  bovis:  Juvenal  13, 156;  euUeus: 
Cicero  a.  a.  0.  und  sonst  vielfach. 

^  Schlangen  nennen  Plutarch  Ti.  Gracch.  20  in  einer  Erzählung  aas 
gracchischer  Zeit;  Seneca  Vater  contr.  5,  4.  7,  1,  28  und  Sohn  de  dem.  1,  15; 
Constantinns  C.  Th.  9,  15,  1.  Daneben  den  Hahn  und  den  Hund  die  Juristen 
Dositheus  Hadr.  sent.  16;  Modestinus  a.  a.  0.;  Justinian  inst.  4,  18,  6;  nur 
den  Hahn  Isidor  orig.  5,  27,  86.  Daneben  den  Affen  Juvenalis  8,  214.  13, 156, 
was  unmöglich  alt  sein  kann.    Vgl.  auch  Eusebius  a.  a.  0. 

*  Dositheus  a.  a.  0. 

^®  Schrift  ad  Her.  und  Cicero  a.  a.  0.:  in  profluentem.  Dafür  wird  auch 
das  Meer  genannt  (Livius  ep.  68  u«  a.  St  m.).  Hadrian  substituirt,  wo  das 
Wasser  fehlt,  für  die  Säckung  die  Volksfesthinrichtung  (Dig.  48,  9^  9  pr.)L 
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kategorien  die  Todesstrafe  in  Wegfall  gekommen  war,  ist  die 
Säckung  in  dem  letzten  republikanischen  Jahrhundert  zur  Strafe 
des  Verwandtenmordes  geworden.  In  der  letzten  Zeit  der  Republik 
ist  sie  auch  für  diesen  abgeschafft  worden  und  es  hat  die  Wieder- 
aufnahme der  Todesstrafe  unter  dem  Principat  sich  auf  diese 
besondere  Form  zunächst  nicht  oder  doch  nur  erstreckt  * ;  förmlich 
erneuert  hat  sie  für  den  Nächstenmord  erst  Constantin*. 

4.  Den   Feuertod  soll  nach  Zwölftafelrecht,   wiederum   nach  Feuertod. 
vorhergehender  Geisselung,  der  Brandstifter  erleiden®,  wobei  ohne 
Zweifel  der  Gedanke  der  Wiedervergeltung  zu  Grunde  liegt.   Indess 

ist  diese  Execution  schon  in  republikanischer  Zeit  in  weiterem 
Umfang*  und  vor  allem  häufig  unter  dem  Principat  zur  An- 
wendung gekommen*^.  Der  Verbrecher  wird  auch  hier*  entkleidet 
und  an  einen  Pfahl  angenagelt  oder  angebunden,  dieser  alsdann 
in  die  Höhe  gezogen  und  durch  Anzünden  des  um  denselben  auf- 
gehäuften Holzes  die  Execution  vollstreckt  •. 

5.  Unter  dem  Principat  —  seit  wann,  lässt  sich  nicht  genau  EBthanpinns 
bestimmen,  aber  dem  Anschein  nach  seit  dessen  Anfängen  —  ver-   f^*  *®™ 

'  ^  Schwert. 


^  Unter  dem  Principat,  namentlich  unter  ClaudiuB,  ist  bei  dem  Parricidium 
die  Säckung  einzeln  zur  Anwendung  gekommen  (Seneca  de  dem.  1,  28;  Sueton 
Glaud.  (S4).  Modestinus  (Big.  48,  9,  9)  lässt  sie  zu  bei  Ermordung  eines 
Ascendenten.  Paulus  5,  24  bezeichnet  sie  als  abgekommen  und  ersetzt  durch 
den  Feuertod  oder  die  Yolksfesthinrichtung. 

»  C.  Th.  9,  15,  1  =  luBt.  9,  17,  1. 

*  8,  9  Scholl  =>  Gaius  Dig.  47,  9,  9:  qu4  aedes  acervumve  fnimenti  itucta 
domum  positum  comhusseritj  vindus  verberatus  igni  necari  iubetur,  st  modo 
adens  prudensque  id  commisiL  Sicher  sprechen  in  dem  Hauptsatz  die  Zwölf- 
tafeln, nicht  Gaius,  der  das  Wort  tiedes  nachher  interpretirt;  dieses  sowohl  wie 
die  Getreideschober  am  Hause  zeugen  f&r  das  hohe  Alterthum  der  Vorschrift. 

^  Die  allerdings  durchaus  apokryphe  Erzählung  aus  früh  republikanischer 

Zeit  von  den  neun  verbrannten  Yolkstribunen  (röm.  Forsch.  2,  169,  St.  R.  2, 

^9)  beweist  doch,  was  als  möglich  angesehen  ward.    Auch  als  militärische 

-Strafe  ist  der  Feuertod  bei  Ueberläufem  und  Yerräthem  (beU.  Hisp.  20;  Dig.  48, 

19,  8,  2)  wahrscheinlich  alt. 

^  Die  Aufzählung  der  nicht  wenigen  Delicte,  auf  welche  der  Scheiter- 
haufen Anwendung  fand,  erscheint  überflüssig,  da  feste  Regeln  dafür  offen- 
bar nicht  bestanden.  Noch  häufiger  begegnet  er  in  dem  Edict  des  Königs 
Theoderich. 

*  Das  Verfahren  zeigen  zum  Beispiel  die  zuverlässigen  Martyrien  des 
Polykarpus,  welcher  erklärt  den  Tod  auch  ohne  angenagelt  zu  sein  leiden  zu 
wollen  (c.  13.  14:  ol  Si  od  xa^^Xt^av  (aIv^  n^ocidfiauv  dk  adrov),  und  des 
Pionius,  den  der  Henker  auf  den  Pfahl  nagelt  (c.  21:  tjnXaxnv  ittvrov  inl  rou 
^viov  xul  nag^Saaxe  r^  ajQajMOTrf  mi^i  rove  ijXovg)  und  dann  diesen  aufrichtete 
c,  21:  ttVUQ&toaav  adrov  inl  tov  (vXov), 
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schwinden  bei  der  Leitung  der  Executionen  die  bürgerlichen 
Officialen  und  wird  das  kriegsrechtliche  Verfahren  auf  den  bürger- 
lichen Strafprozess  übertragen.  Hiebei  wird  der  Regel  nach  die 
Vollstreckung  des  Todesurtheils  angeordnet  durch  den  vom  Magistrat 
einem  Offizier  oder  einem  Soldaten  ertheilten  Befehl  den  Ver- 
urtheilten  abzuführend  Die  regelmässige  Form  der  Todesstrafe 
bleibt  die  Enthauptung^;  aber  das  Beil  wird  ersetzt  durch  das 
Schwert^.  Dies  erscheint  seitdem  als  die  einfache  Todesstrafe  im 
Gegensatz  zu  den  geschärften  Formen^,  die  allerdings  auch  mili- 
tärisch vollstreckt  werden  können^.  Die  Leitung  des  Actes  hat  ein 
höherer  oder  niederer  Offizier*^;  die  Vollstreckung  in  der  Regel 
der  speciüator^  ein  chargirter  Subalterner,  der  schon  in  republi- 
kanischer Zeit   bei   diesen  Verrichtungen   auftritt®    und    in    den 


^  Die  technische  Bezeichnung  ist  dud  iübere.  Seneca  de  ira  1,  18;  de 
tranq.  an.  14;  Plinius  ad  Trai.  96,  3:  perseüerantes  dud  iussi  und  a.  St.  m. 

'  Ulpian  Dig.  48,  19,  8,  1:  animctdverti  gladio  oportet ,  non  securi  vd  tdo 
vd  fusH  vd  laqueo  vel  guo  älio  modo,  Caracalla  (vita  4)  tadelt  den  Soldaten 
wegen  einer  mit  dem  Beil  statt  mit  dem  Schwert  YoUstreckten  Execution. 
Gallistratus  Dig.  48,  19,  28  pr.:  capitis  amptUatio.  Paulus  5,  17,  2:  decoUatio. 
Daher  ad  gladium  dare  oder  damnare,  Paulus  5,  17,  2.  Dig.  28,  3,  6,  6.  29,  2, 
25,  8  oder  ad  ferrum  dare:  Dig.  28,  1,  8,  4.  Ulpian  Coli.  11,  7  sucht  ein  Be- 
Script  Hadrians,  in  dem  das  ad  gladium  dare  ungeschickter  Weise  minder  schwer 
erscheint  als  das  in  metaUum  dare,  dadurch  zu  retten,  dass  er  den  sfadiu$ 
auf  den  ludus  bezieht 

'  Schrift  de  mort.  persec.  22:  poena  capitis  et  animadversio  gladii  ad- 
modwm  pauds  quasi  benefidum  (gegen  ignis^  crux,  ferae)  deferdHxtur,  Die  ein- 
fache Todesstrafe  heisst  technisch  animadversio  (S.  910  A.  1). 

^  Die  Yerhrennung  des  Pionius  wird  einem  Soldaten  übertragen,  bei  der 
Nagelung  aber  neben  diesem  der  Gemeindesclave  (o  drifAoaiog)  genannt. 

^  Die  vom  Statthalter  angeordnete  Hinrichtung  des  Pionius  durch  den 
Scheiterhaufen  leitet  der  commentariensis  (c.  21 :  tTnarävtoc  roV  xofAfvragfiaiov), 
eine  ebenfalls  vom  Statthalter  befohlene  Hinrichtung  durch  das  Schwert  der 
Centurio  (Seneca  de  ira  1, 18):  centwrio  supplido  praeposüus  condere  gladium  spe- 
ctdatarem  iubeU  Ebenso  werden  durch  einen  solchen  die  kaiserlichen  Todes- 
urtheile  vollstreckt:  cum  centurio  agmen  perituromm  trahens  iüum  quoque  ob- 
dtari  iüberet  (Seneca  de  tranq.  an.  14).  Einen  vornehmen  Mann  enthauptet 
auf  kaiserlichen  Befehl  ein  Gardetribun  mit  eigener  Hand  (Tacitus  ann.  15,  60)i 
Aus  justinianischer  Zeit  schildert  Agathias  4,  11  eine  Enthauptung  an- 
gesehener Männer;  sie  werden  vorher  auf  Maulthiere  gesetzt  durch  die  Strassen 
geführt  unter  verwarnendem  Heroldruf  vor  gleicher  Missethat.  —  Die  kaiser- 
lichen Quästoren  überbringen  wohl  die  kaiserlichen  Aufforderungen  zur  Selbst- 
tödtung  (S.  984  A.  3),  aber  leiten  nicht  die  Executionen. 

®  S.  318  A.  2.  Eine  anschauliche  Schilderung  der  Enthauptung  durch  den 
speculator  geben  die  acta  proconsularia  Gyprians  (opp.  1  p.  GXIU  Hartel).  Seneca 
de  benef.  8,  25 :  hello  dvili  proscriptum  dominum  servus  abscondtt  et  , , ,  speada- 
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kaiserlichen  Armeen  sowohl  bei  der  Garde  wie  bei  den  Legionen 
sich  findete 

6.   Die  Hinrichtung  in   der  Form   der  Preisgebung   bei   den  voiksfeetr 
öffentlichen  Thierhetzen «  oder  ähnlichen  Volkslustbarkeiten  —  wohl  ^^°»^^*^"» 
zu  unterscheiden  von  der  Abgabe  des  Verurtheilten  an  die  Fecht- 
schule nicht  zum   Sterben,  sondern  zum  Kämpfen®  —  oder,  wie 
wir  sie  bezeichnen,  die  Volksfesthinrichtung  gehört  ebenfalls  dem 
Eriegsrecht  an  und  ist  in  republikanischer  Zeit  nachweislich  nur 


taribtM  occu/rrü  nihüque  se  deprecari,  quo  minus  imperata  peragerent  dixit  et 
deinde  cervicem  porrexit  Auch  Herodes  lässt  den  Täufer  hinrichten  durch 
einen  Speculator  (Marcus  6,  27).  Firmicus  8,  26 :  speculatores  . . .  nudato  gladio 
homnum  amputant  cervices.  Seneca-  de  ira  1, 18  (S.  924  A.  5).  Dem  Adventus, 
dem  späteren  Consul  des  J.  218,  wirft  Dio  78,  14  vor,  dass  er  als  speculator 
in  der  Truppe  dienend  {iv  xoTg  d^onrius  xai  igsvvriTais  fiefÄiaS'OffoQrixtui)  sich  als 
Henker  hahe  brauchen  lassen  (ra  rdiv  drifAittv  Hgya  xttl  nQoaxontJv  xal  ixarov" 
juQx^'v  intnoirixei).  Nach  Ulpian  Dig.  48,  20,  6  sollen  die  spolia,  das  heisst 
was  der  zum  Tode  geführte  Delinquent  am  Leibe  trägt  —  wobei  hingewiesen 
wird  auf  die  Sitte  Geld  im  Gürtel  zu  tragen  und  auf  die  oft  werthvollen  Siegel- 
ringe —  nicht  den  spectdatores,  den  optiones,  den  commentarienses,  das  heisst  den 
bei  der  Execution  betheiligten  principcUes  der  Truppe  zufallen,  sondern  daraus 
eine  statthalterliche  Handkasse  für  Kemunerationen  gebildet  werden. 

^  Vgl.  über  die  militärische  Stellung  der  speculatores,  die  unter  den  Prä- 
torianern  häufig  begegnen  und  deren  es  in  jeder  Legion  zehn  gab,  Cauer 
eph.  epigr.  4,  459  fg..    Bei  den  Auxiliartruppen  erscheinen  sie  nicht. 

*  Daher  die  technische  Bezeichnung  bestiis  obici;  ein  entsprechendes  Sub- 
stantiv fehlt.  Die  Einzelheiten  dieser  Unsitte  hat  das  Strafrecht  nicht  dar- 
zulegen; erinnert  mag  werden  an  die  Acclamationen  delatores  ad  leonem  (vita 
Commodi  18),  homicida  ad  leonem  (TertuUian  de  spect  21),  Christiani  ad  leonem 
(ders.  apolog.  40  und  sonst). 

'  Auch  die  Abgabe  eines  Verurtheilten  zur  Gladiatur  kann  als  Hin- 
richtungsform auftreten.  Constantin  C.  Th.'D,  18,  1  (geändert  =  Inst.  9,  20,  16): 
servus  vel  libertate  donatus  bestiis  primo  quoque  munere  obiciaturj  Itber  autem  sub 
hac  forma  in  ludum  detur  gladiatorium,  ut  antequam  aliquid  fadat,  quo  se  defen- 
dere  possit,  gladio  consumatur.  Firmicus  7,  8:  gladiatores  efficient,  sed  qui 
damnaU  ad  hoc  eodtium  transferentur.  Dies  ist  gemeint  vita  Macrini  12:  ad 
gladium  ludi  deputari,  die  Vollstreckung  der  Schwertstrafe  im  Wege  des 
Fechtspiels.  Diese  entsetzlichen  in  der  Mittagpause  an  Wehrlosen  vollstreckten 
Executionen  schildert  Seneca  ep.  7,  8.  Ebenso  sind  in  der  Spätzeit  die  kriegs- 
gefangenen  Barbaren  im  Wege  der  Gladiatur  hingerichtet  worden  (vita  Glaudii  11 : 
ludo  publico  depuiandos;  unter  Constantin  gefangene  Könige  der  Franken  und 
Alemannen  Eutropius  10,  4;  Symmachus  ep.  2,  46.  10,  47).  Das  Fechtspiel  wurde 
dann  in  der  Weise  geordnet,  dass  der  Ausgang  vorher  feststand.  Regelmässig 
aber  wird,  wenigstens  in  späterer  Zeit,  die  Abgabe  zur  Gladiatur  keineswegs 
behandelt  wie  das  bestiis  obici;  sie  wird  weiterhin  bei  der  Zwangsarbeit  be- 
handelt werden. 
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auf  Befehl  des  Feldherrn  gegen  Kriegsgefangene  zur  Anwendung 
gekommen,  namentlich  gegen  freie  oder  unfreie  römische  Ueber- 
läufer^  Aber  auch  ihre  Anwendung  gegen  den  Unfreien,  welcher 
durch  hausherrlichen  Spruch  eines  Capitalverbrechens  schuldig  be- 
funden und  von  dem  Herrn  für  diesen  Zweck  den  Festgebem  aus- 
gegeben worden  ist,  reicht  wohl  in  die  republikanische  Epoche  zurück, 
da  ein  wahrscheinlich  der  ersten  Kaiserzeit  angehöriger  petronischer 
Volksschluss  für  diese  Abgabe  Bestätigung  des  hausherrlichen 
Spruches  durch  das  öffentliche  Gericht  vorschreibt*.  Auch  die 
Staatsbehörden  selbst  haben  die  Execution  in  dieser  Form  wenig- 
stens in  einzelnen  Fällen  bereits  in  augustischer  Zeit  verhängt*. 
Durch  die  gesammte  Folgezeit  ist  dann  von  derselben  vielfach  Ge- 
brauch gemacht  worden,  häufig  in  der  Weise,  dass  namhafte  oder 
sonst  ausgezeichnete  Missethäter  zu  solcher  Schaustellung  aus  den 
Provinzen  nach  der  Hauptstadt  transportirt  wurden  *.  Es  ist  diese 
Form  der  Execution  eine  schwere  Schärf ung*^  und  sie  wird   bei 


^  Executionen  dieser  Art  haben  stattgefunden  im  J.  687/167  im  Verlauf 
des  Triumphs  des  L.  Aemilius  Paullus  über  den  König  Perseus  (Val.  Max.  2, 
7,  13;  Livius  ep.  51);  im  J.  608/146  bei  dem  seines  Sohnes,  des  jüngeren  Afri- 
canus  (a.  a.  0.);  ini  J.  655/99  nach  dem  sicilischen  Sclavenkrieg  (Diodor  86,  10). 

'  Modestinus  Dig.  48,  8,  11,  2:  post  legem  Petroniam  (vgl.  Marquardt  Privat- 
alterth.  S.  190)  et  senatus  consulia  ad  eam  legem  pertinentia  dominis  pote.^ta» 
ablata  est  ad  bestias  depugnandas  suo  arbitrio  servos  trad^re:  oblato  iamin 
iudid  servOj  si  iusta  stt  domini  querdla,  sie  poenae  tradetur.  Apion  bei  Gellius 
5,  14,  27:  18  me  (der  Herr  den  entlaufenen  und  wieder  eingefangenen  Sclaven) 
staiim  rei  capitaiis  damnandum  dandumque  ad  bestias  curavit  Die  Zeit  des 
Gesetzes  lässt  sich  nicht  bestimmen,  aber  später  als  Tiberius  kann  es  nicht 
gesetzt  werden. 

*  Unter  Augustus  wird  ein  namhafter  sicilischer  Räuberhauptmann  ge- 
fangen nach  Rom  geschickt  und  dort  bei  Gelegenheit  einer  Schaustellung  von 
den  Thieren  zerrissen  (Strabon  6,  2,  6  p.  273).  Die  für  die  Thierkämpfe  nach 
Rom  geschickten  Provinzialen,  von  denen  Cicero  in  Pis.  86,  89  spricht,  sind 
schwerlich  Verbrecher  und  die  Missethaten  des  Baibus  bei  seinen  gaditanisohen 
Spielen  (Asinius  Pollio  bei  Cicero  ad  fam.  10,  82,  3)  gehören  überhaupt  nicht 
hieher. 

*  Modestinus  Dig.  48,  19,  81 :  ad  bestias  damnatos  favorc  populi  pratses 
dimittere  non  d^bet,  sed  si  eius  roboris  vel  artificii  sint,  ut  digne  populo  Bomano 
exhiberi  possint,  prindpem  consvHere  debet  (wegen  Sendung  nach  der  Hauptstadt). 
jKt  provinda  autem  in  provinciam  transdwn  damnatos  sine  permissu  princiffis 
non  Heere  divus  Severus  et  Antoninus  rescripserunt 

»  Paulus  5,  17,  2.  tit.  23,  1  (=  Coli.  1,  2  ==  8,  4),  15.  16.  17.  tit  24. 
tit.  29,  1.  Dig.  48,  8,  3.  5.  tit.  19,  28,  15.  49,  18,  3.  Cod.  Th.  9,  18,  1  =  Inst. 
9,  20,  16.  Martialis  spect.  7.  Sueton  Claud.  14.  Quintilian  decl.  mai.  4,  21. 
Dio  76,  10. 
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Standespersonen  nur  in  ähnlicher  Weise  zugelassen,  wie  dies  von 
der  Kreuzigung  bemerkt  ward*.  Unter  den  regelmässigen  Exe- 
cutionsformen  aber  wird  sie  nicht  aufgeführt*,  weil  ihre  Aus- 
führung von  dem  zufälligen  Umstand  abhängt,  dass  ein  derartiges 
Volksfest  veranstaltet  wird  ^.  In  diesem  Fall  kamen  die  regelmässig 
magistratischen  oder  sacerdotalen  Festgeber  bei  dem  betreifenden 
Gericht  um  Abgabe  des  Verurtheilt^to  ein*;  wird  diese  bewilligt, 
so  kann  der  Festgeber  den  Missethäter  entweder  unmittelbar  den 
Thieren  preisgeben^  oder  nach  den  ihm  sonst  beliebenden  Modali- 
täten ihn  für  seine  Zwecke  verwenden  • ;  diese  Bestimmungen  gehören 
daher  in  das  Strafrecht  nicht.    Nur  musste  unter  allen  Umständen 


^  Sueton  Gai.  27:  mtUtos  honesti  ordinis  .  .  .  ad  htstias  eondemnavit  Unter 
Marcus  lässt  der  Statthalter  der  Lugdunensis  nach  Anfrage  bei  dem  Kaiser  die 
verurtheilten  Christen,  welche  römische  Bürger  sind,  enthaupten,  tovs  di  loi^ 
novs  (Titfinev  di  ra  &rjQ(a  (Eusebius  h.  eccl.  5,  1,  47).  Soldaten  (Dig.  49,  16, 
3,  lOX  Veteranen  und  Decurionen  so  wie  die  Kinder  jener  wie  dieser  (Dig.  49, 
18,  1.  1.  13.  Cod.  9.  47,  12)  sollen  nicht  in  dieser  Weise  hingerichtet  werden 
und  überhaupt  nicht  die  honesHores  (Paulus  5,  23,  16). 

'  In  der  Aufzählung  der  Strafen  bei  Paulus  5,  17,  2  fehlt  diese  und  für 
kein  Delict  ist  dieselbe  durch  Gesetz  oder  Herkommen  vorgeschrieben,  sondern 
sie  wird  nur  zugelassen  neben  Kreuzigung  oder  Feuertod.  Sueton  Claud.  14: 
in  viaiore  fraude  convictos  legiÜmam  poenam  supergressus  ad  bestias  damnavit 

^  Nach  Constantins  Verordnung  (S.  925  A.  3)  erfolgt  die  Execution  prtmo 
quogue  munere.  Dass  der  Bischof  Polykarp  den  Feuertod  erlitt,  weil  das 
Volksfest  vorüber  war,  ist  schon  erwähnt  worden  (S.  912  A.  5).  Für  die  Hin- 
richtung der  lugdunensischen  Christen  wird  ein  besonderes  Volksfest  an- 
gesetzt (Eusebius  bist  eccl.  5,  1,  37). 

*  Märtyreracten  des  Pionius  c.  18:  rw  JA  jioxlfTriadrf  (einem  der  ver- 
urtheilten Christen)  Teg^vrios  6  tot«  fnnflwv  t«  xwriyia  cinev'  ak  atnioofita 
xceruöixov  ftg  ritg  fiovo/jiaxovg  (fiXortfiUig  tov  vloü  fiov.  Ein  Räuberhauptmann 
befreit  seine  zu  dieser  Strafe  bestimmten  Genossen,  indem  er  sich  dem  Kerker- 
meister als  Municipalbeamter  vorstellt  (Dio  76,  10). 

^  Kegelmässig  wurden  die  Delinquenten  wehrlos  in  die  Arena  geführt, 
häufig  an  einen  Pfahl  gebunden.  Eusebius  h.  e.  5,  1,  41:  ij  dyBlttvöTva  inl 
^vXov  xQ€iLiaa9-(t(t(i  nQovxeiro  ßo^a  twv  ifaßaXkofiivbrv  ^q(mv,  Martyrium  der 
Perpetua  c.  17 :  cum  ad  ursum  suhstrictus  esset  in  ponte,  ursus  de  cavea  prodire 
noluii.  Vita  Aureliani  37 :  subrectus  (so  Gothofred  zu  C.  Th.  9,  18,  1 ;  subreptus 
Hdschr.)  ad  stipitem  bestiis  obiedus  est.  Kaiser  Valentinian  hielt  zu  gleichem 
Zweck  in  seinem  Palast  sich  zwei  Bären  (Ammian  29,  3,  9).  —  Obwohl  ein 
ernstlicher  Kampf  bei  diesem  Verfahren  vorkommen  konnte  (S.  926  A.  4),  so 
sind  doch  Waffen,  wie  der  gewerbmässige  Kämpfer  sie  bei  den  öffentlichen 
Venationen  führt,  den  Verbrechern  wenigstens  der  Regel  nach  nicht  gegeben 
worden,  da  die  Tödtung  bezweckt  war. 

*  Die  Verwendung  der  Missethäter  zu  tragischer  Inscenirung  des  Sterbens 
(Strabon  6,  2,  6  p.  273;  Martialis  spect.  7;  Tertullianus  apol.  15)  oder  zur 
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der  Delinquent  das  Leben  verlieren^  und  tritt  die  Begnadigung 
hier  von  Rechtswegen  nicht  anders  ein  als  dies  bei  jedweder 
Executionsform  möglich  ist'.  Die  Thierhetzen  haben  auch  nach 
Abschaffung  der  Fechtspiele  fortbestanden  und  in  Folge  dessen 
erscheint  diese  Execution  der  Todesstrafe  noch  im  justinianischen 
Recht. 

Ausser  nach  diesen  sechs  Formen  der  öffentlichen  Hinrichtung 
kann  die  magistratische  Execution  des  Todesurtheils  auch  im  ge- 
schlosjienen  Raum  und  unter  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  voll- 
streckt werden. 

FraneiK  7.   Die  auf  Gohoiss  eines  Magistrats  oder  eines  Priesters  nicht 

^^"^a*^;*  öffentlich  vollstreckte  Hinrichtung  ist  die  ausschliessliche  Exe- 
richtung  im  cutiousform  bei  Frauen ;  wenigstens  kennen  wir  keinen  Beleg  dafür, 
^^^"'  dass  an  einer  solchen  eine  Execution  öffentlich  vollzogen  worden 
ist.  Auch  die  Geisselung,  die  der  öffentlichen  Hinrichtung  ständig 
voraufgeht,  fällt  bei  den  Frauen  hinweg®.  Das  alte  stets  bei- 
behaltene Ritual  *  dabei  wird  uns  hinsichtlich  der  des  Todes  schuldig 
befundenen  Priesterin  der  Vesta  ausführlich  geschildert.  Die  Leitung 


Fütterung  der  wilden  Thiere  (Sueton  Gai.  27)  oder  zar  Erleuchtung  der  Arena 
(Tacitus  ann.  15,  44)  ist  ebenso  legitim  wie  die  gewöhnliche  Form  der  Hin- 
richtung; die  juristische  Consequenz  lässt  nichts  zu  wünschen  übrig. 

^  Daher  werden  die  am  ersten  Tag  unverletzt  gebliebenen  oder  nur  ver- 
wundeten Delinquenten  am  folgenden  wieder  vorgefahrt  (Josephus  bell.  Ind. 
7,  8,  7  c.  373  Niese;  M,  Antoninus  8,  10)  und  folgt  schliesslich  die  Jugii- 
lation.  Martyrium  der  Perpetua  c.  21:  Perpetua  .  .  .  errantem  dexteram  Hrun- 
etüi  gladiatoris  ipsa  in  iugtdum  suum  transtulü.  Der  zunächst  für  das  Abthun 
der  verwundeten  Bestien  bestimmte  confector  wird  auch  dafür  verwendet  (martyr. 
Polycarpi  c.  16). 

'  Zuweilen,  wohl  öfter  wegen  des  tapferen  Verhaltens  als  aus  Mitleid, 
haben  die  Zuschauer  für  den  Delinquenten  Begnadigung  erbeten  (S.  926  A  4; 
und  sie  ist  auch  unter  Umständen  gewährt  worden,  wie  die  bekannte  Anekdote 
von  dem  Löwenarzt  Androclus  zeigt  (Gellius  5,  14,  29).  Aber  Aehnliches  kann 
bei  jeder  Execution  eintreten;  und  hier  wird  ausdrücklich  gesagt,  nicht  bloss 
dass  der  Statthalter  diese  Begnadigung  nicht  gewähren  darf,  sondern  dass, 
wenn  sie  für  einen  besonders  tüchtigen  Kämpfer  erbeten  wird,  dieser  zunächst 
an  die  hauptstädtischen  Volksfeste  abgegeben  werden  soll  (S.  926  A.  4). 

■  Im  Widerspruch  damit  spricht  Dionysios  9,  40  (vgl.  1,  78)  von  der 
Geisselung  der  zum  Tode  zu  fuhrenden  Vestalin;  aber  alle  übrigen  sehr  viel 
ausführlicheren  und  zum  Theil  die  Geisselung  des  mitschuldigen  Mannes  er- 
wähnenden Berichte,  darunter  der  eigene  des  Dionysios  2,  67,  schweigen  von 
der  Geisselung  der  Priesterin  und  diese  beruht  sicher  auf  einem  Versehen. 

^  Freie  Wahl  der  Todesart  begegnet  unter  dem  Principat  als  Strafmilderung 
(Sueton  Dom.  8;  Dion.  67,  3).  —  Der  Felssturz  der  Vestalin  gehört  den  Rhetoren 
(Seneca  controv.  1,  3.    Quintilian  7,  8,  8.  5.  6). 
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hat  der  Oberpontifex  ^  Die  Schuldige  wird  ihrer  priesterlichen 
Insignien  entkleidet  ^  und  auf  der  Leichenbahre  unter  den  üblichen 
Todtenklagen  zu  Grabe  getragen  •.  Das  Grab  befindet  sich  —  die 
altherkömmliche  Sitte  des  Begrabens  im  Mauerring  ist  für  diese 
Caeremonie  geblieben*  —  innerhalb  der  Stadt  am  collinischen 
Thor,  rechts  von  der  Strasse  auf  dem  Lasterfeld,  campus  scelercUus^ ; 
es  besteht  in  einem  unterirdischen  Gange  •,  welcher,  für  gewöhnlich 
bedeckt,  nur  für  diese  Executionen  geöfihet  wird.  Ein  Lager  wird 
hier  aufgeschlagen  und  eine  Lampe,  ein  Brotlaib,  so  wie  Krüge 
mit  Wasser,  Milch  und  Oel  hineingestellt  ^ ;  unter  den  Gebeten  des 
Oberpontifex  steigt  alsdann  die  Verurtheilte  auf  einer  Leiter  hinab 
in  ihr  Grab.  Wenn  dies  geschehen  ist,  wird  die  Leiter  empor- 
gezogen und  die  Oeffiiung  wieder  verschüttet  über  der  lebendig 
Begrabenen®,  welcher  Grabehren  nicht  gezollt  werden  dürfen •.  — 
Magistratische  Hinrichtung  der  Weiber,  wenn  sie  ausnahmsweise 
vorkam,  ist  in  dem  Yerliess  des  Stadtgefängnisses  (S.  301)  voll- 
streckt worden*®.  Auch  Männer  sind  daselbst  wenigstens  seit 
dem  hannibalischen  Kriege  unter  Anisschluss  der  Oeffentlichkeit 
hingerichtet  worden,  ohne  dass  für  die  Verschiedenheit  der  Voll- 
streckungsformen sich  eine  rechtliche  Norm  erkennen  lässt;  es 
scheint  dem  executirenden  Magistrat  in  dieser  Hinsicht  die  Wahl 
freigestanden   zu   haben   und    die    geheime  Hinrichtung  vorzugs- 


^  Liyius  22,  57.    Für  den  Kaiser  wird  später  der  Promagister  eingetreten 
sein  (Plinius  ep.  4,  11,  7). 
■  Dionys.  8,  89. 
»  Dionys.  2,  67.    Plutarch  Num.  10. 

*  Servius  zur  Aen.  11,  206.    Dionys.  2,  67.  8,  89. 

^  Livius  8,  15:  ad  portam  Collinam  dextra  victm  stratam  .  .  •  8cderaU> 
campo  u.  a.  St.  m. 

*  Dionys.  2,  67:  €te  arixov  vno  y^s  xariaxevaafA^vov.  Plutarch  a.  a.  0.: 
i(n£  TIS  .  .  .  oipQvg  yioiSrig  naQttxUvovaa  no^^o) '  xnXtirat.  Sk  Xo/ua  (?)  dialixti^ 
T^  AarCviov*  ivrav^a  xaTaaxivaC^tai  xaxayuog  olxos  ov  /Liiyag  Ijjfoiy  atwd-kv 
xataßaa^v,  Dio  bei  Zonaras  7,  8,  7  =  p.  21  Boiss. :  vnayewv  t&va  xaraoxevaaae 
vTioSQOfiiiv  n^Ofir^xri, 

^  Dionys  2,  67;  Plutarch  a.  a.  0.;  Dio  a.  a.  0. 

®  Plutarch  a.  a.  0.    Plinius  ep.  4,  11. 

»  Dionys.  2,  67. 

10  Von  magistratischer  Hinrichtung  der  Weiber  kennen  wir  keinen  anderen 
FaU  als  den  apokryphen,  aber  insoweit  doch  anführbaren  der  verurtheilten 
Mutter,  welche  durch  das  Säugen  an  den  Brüsten  der  Tochter  vom  Hunger- 
tode gerettet  wird  (S.  479  A.  8)  und  den  der  Tochter  des  Seianus  (S.  76  A.  2). 
In  der  Kegel  wurde  wohl  die  Vollstreckung  des  Todesurtheils  den  Verwandten 
überlassen  (S.  984). 
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weise  bei  Personen  höheren  Standes  beliebt  worden  zu  sein*.  An 
diesen  ist  wenigstens  in  einzelnen  Fällen  vorher  die  Geisselung 
vollzogen  worden^.  —  Die  Hinrichtung  im  Stadtgefängniss  wird, 
da  dasselbe  unter  der  Aufsicht  der  tres  viri  capitales  steht,  als 
triumvirale  Todesstrafe  bezeichnet*.  Persönliche  Leitung  aber 
des  Imperienträgers,  der  die  Hinrichtung  anordnet,  mag  bei  De- 
linquenten höheren  Standes  auch  hier  üblich  gewesen  sein*.  Die 
Tödtung  kann  auch  bei  diesem  Verfahren  wie  bei  der  Vestalin 
durch  Entziehen  der  Nahrung  herbeigeführt  werden'  und  es  ist 
dies  vermuthlich  in  früherer  Zeit  Regel  gewesen;  nachher  wird 
der  oder  die  Verurtheilte  gewöhnlich  durch  den  Henker*  er- 
drosselt'. Unter  dem  spätem  Principat  ist  diese  Form  der  Hin- 
richtung nicht  mehr  im  Gebrauch®. 


*  Cicero  Verr.  5,  30,  77.  Josephus  Worte  bell.  7,  5,  6:  vofdog  i<nl  ^Pufiufois 
ixft  (im  Kerker)  xre^vt^v  rovg  inl  utaxovgytff  d-avazov  xanyvwafxivovg  sagen  za 
yiel.  Die  älteste  uns  bekannte  in  dieser  Form  vollzogene  Execution  ist  die 
des  Consalars  M.  Claudius  wegen  des  corsischen  Friedensvertrages  vom 
J.  518/286  (Yal.  Max.  6,  8,  8).  Weiter  werden  genannt  die  des  Q.  PleminiDS 
(S.  257  A.  1);  der  Gracchaner  (Appian  b.  c.  1, 26 ;  Yal.  Max.  6,  8, 1  d);  des  Angebers 
Yettius  (Cicero  in  Yatin.  11,  26);  der  Catilinarier  (Sallust  Cat.  55  und  sonst,; 
der  Kinder  des  Seianus  (Tacitus  ann.  5,  9;  Sueton  Tib.  61;  Dio  58,  11)  und 
anderer  Yerurtbeilter  aus  der  Zeit  des  Tiberius  (Tacitus  Ann.  6,  89.  40;  Sueton 
Tib.  75;  Dio  58,  15)  so  wie  aus  der  des  Gaius  (Dio  59,  18).  In  gleicherweise 
sind  vornehme  Ausländer  hingerichtet  wor4en;  so  König  lugurtha  (Plntarch 
Mar.  12;  Livius  ep.  67);  der  Arvemer  Yercingetorix  (Dio  40,  41.  43,  19):  der 
Jude  Simon  Bargioras  unter  Yespasian  (Josephus  bell.  7,  5,  6). 

'  Josephus  a.  a.  0.:  (Simon)  rcrc  nfnofxnivxdt^  iv  roi^  ai^f^almroig^  ß^XV 
ifk  niQißlfi&fU  €fs  TOP  Inl  TTJg  ayogäg  (avQ€TO  tonov  utxt^ofiivifr»  atrov  afi* 
ttSv  ayovrtav.  Aehnlich  wird  auch  Jugurtha  gemisshandelt  (Plutarch  Mar.  11). 
Dies  geschieht  ebenfalls  bei  dem  Buhlen  der  Yestalin,  wenn  die  Execution  im 
Kerker  vollstreckt  wird  (A.  8). 

'  Tacitus  ann.  5,  10.  Sallust.  Cat.  55.  Yal.  Max.  5,  4,  7.  Seoeca  contr. 
7,  1  [16],  22. 

^  Wenigstens  hat  Cicero  die  Catilinarier  selber  gerichtet. 

*  Ausser  der  S.  479  A.  8  erwähnten  unhistorischen  Anekdote  wird  diese 
Todesart  berichtet  von  Jugurtha  bei  Plutarch  Mar.  12. 

*  Tacitus  ann.  5,  9.  Ygl.  Sueton  Tib.  54.  Dass  die  Dreimänner  dies  an 
den  Catilinariem  mit  eigener  Hand  vollzogen  haben,  wird  aus  Sallust  Cat  55 
nicht  gefolgert  werden  dürfen. 

^  So  endigte  Jugurtha  nach  Eutropius  4,  27  und  Orosius  5,  15, 19.  Andere 
Fälle  Appian  b.  c.  1,  26.  Sallust  Cat.  55.  Cicero  in  Yat  11,  26.  Tacitns 
ann.  6,  89.  40.  Sueton  Tib.  75.  Auch  die  Statthalter  haben  Todesnrtheile  in 
dieser  Weise  executirt  (Plinius  ep.  2,  11,  8). 

^  Die  Untersagung  der  Execution  durch  den  Ictqueus  bei  Ulpian  (S.  924 
A.  2)  bezieht  sich  auf  diese  Form  der  Hinrichtung.    Aus  der  späteren  T^i^ 


Zweiter  Abschnitt    Die  Todesstrafe.  9S1 


ma- 


Wenn  die  Todesstrafe  unter  obrigkeitlicher  oder  priesterlicher  NiAt 
Leitung  vollstreckt  ward,  ist  dies  in  einer  der  bisher  aufgeführten  Exe^üon! 
Formen   geschehen.    Aber   auch  ohne  solche  Leitung  kann  eine 
Hinrichtung   gesetzmässig  stattfinden,  theils  in  einer  wenigstens 
gewohnheitsmässig    fixirten   Gestalt,    theils    ohne   irgendwie   vor- 
geschriebene Form. 

8.  Das  Herabstürzen  vom    tarpeischen  Felsen  am  Capitol*,  Feisstnrt 
welchem  wie  der  magistratischen  Hinrichtung  von  Rechtswegen  die 
Geisselung  voraufgeht*,  ist,  wo  die  magistratische  Execution  aus- 
geschlossen ist,  die  übliche  legale  Executionsform.    Sie  tritt  auf 
in  zweifacher  Anwendung. 

a)  Die  Hinrichtung  wegen  eines  Privatdelictes  durch  den  Pri- 
vaten mit  Billigung  der  Gemeinde  mag  einstmals,  als  die  Blutrache 
auch  in  Rom  bestand  und  es  ein  obligatorisches  Lösegeld  daselbst 
noch  nicht  gab,  formlos  und  in  weitem  Umfang  stattgefunden 
haben.  Im  Zwölftafelrecht  ist  sie  auf  den  Felssturz  angewiesen 
und,  so  weit  unsere  Kenntniss  reicht,  beschränkt  auf  zwei  Ver- 
brechen, die  schwerste  Gattung  des  Diebstahls,  den  handhaften  des 
Unfreien^  und  das  falsche  Zeugniss^.  Auch  bei  diesen  muss  sie 
früh  verschwunden  sein;  für  ihre  praktische  Anwendung  besitzen 
wir  keinen  Beleg. 

b)  Die  plebejischen  Tribüne,  Vorsteher  ihrer  Sondergemeinde ^ 
nicht  Magistrate  und  ohne  magistratische  Abzeichen  wie  ohne 
magistratische  Diener',  haben  wohl  die  capitale  Judication,  aber 


finden  sich  dafür  keine  anderen  Belege,  als  dass  unter  Caracalia  der  Buhle 
der  Vestalin  nach  öffentlicher  Geisselung  im  Kerker  endet  (Dio  78,  9),  und 
die  wenig  zuverlässige  Meldung  über  einen  Usurpator  der  gallienischen  Zeit 
(trig.  tyr.  22):  strangtdcUtis  in  carcere  captivorum  veterum  more  perJUhetur. 

^  Ueber  die  Localität  vgl.  Dionys.  7,  84;  Seneca  controv.  1,  3,  3;  Becker 
Topogr.  S.  391.  411.  Die  Rhetorenfrage,  ob,  wer  lebend  den  Sturz  übersteht, 
dadurch  freigesprochen  ist  (Seneca  a.  a.  0.;  Quintilian  inst.  7,  8;  Dio  fr.  17,8)^ 
ist  keine  juristische;  dergleichen  bei  der  Vollstreckung  des  Strafurtheils  ein- 
tretende Zufälligkeiten  können  die  Unterlassung  abermaliger  Execution 
motiviren,  heben  aber  dasselbe  nicht  auf. 

«  Zwölf  tafeln  8,  13.    Livius  24,  20,  6.   25,  7,  14. 

»  Zwölftafeln  8,  13  SchöU  =  Gell.  11, 18,  8:  servos  furti  manifesti  prensos 
verberibus  äfftet  et  e  saxo  praecipitari.  Vgl.  S.  750.  Diese  Bestimmung  hat 
nichts  gemein  mit  dem  Recht  der  Tödtung  des  n&chtlichen  oder  des  bewaffneten 
Diebes  aus  Nothwehr  (S.  620). 

^  Zwölftafeln  8,  23  «=  Gellius  20,  1,  58:  ai  mme  quoque  ut  antea  qui  fal- 
9um  testinwnium  dixisse  convictus  esset,  e  saxo  Tarpeio  deiceretur.    Vgl.  S.  668. 

*  St.  R.  2,  281  fg.  Der  Sache  nach  ist  dies  früh  geändert,  formell  stets 
geblieben. 

59* 
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nur  als  Private.  Wenn  der  Tribun  ohne  weiteres  zu  solcher  Straf- 
vollstreckung berechtigt  ist,  was  allerdings  wohl  niemals  wirkliche 
Anerkennung  gefunden  hat  und  nur  auftritt  als  Parteimeinung  der 
vorgeschrittenen  Demokratie \  oder  wenn  er,  wie  dies  nach  dem 
Abschluss  des  Ständekampfes  anerkanntes  Recht  ist,  für  die  Voll- 
streckung der  Capitalstrafe  die  Bestätigung  durch  die  Bürgerschaft 
erlangt  hat,  so  geschieht  sie,  da  ihm  wie  jedem  Privaten  der 
Lictor  und  die  Beile  fehlen*,  ohne  Officialen*  und  ohne  Werkzeuge 
durch  seinen  Handgriff*,  wobei  ihm  bei  etwa  eintretendem  Widerstand 
die  Unverletzlichkeit  seiner  Person  die  erforderliche  Gewalt  giebt- 
Nachdem  der  Volkstribunat  in  die  Verfassung  eingeführt  worden 
war,  ist  diese  Executionsform  folgeweise  unter  die  öffentlichen  ein- 
getreten und  wird  seitdem,  während  die  Zwölftafeln  sie  auch  bei 
Unfreien  zulassen,  die  gewöhnliche  für  die  städtische  Hinrichtung 
des  Bürgers;  wie  der  Capitalprozess  gegen  diesen  regelmässig 
durch  den  Volkstribun  geführt  wird,  wird  auch  der  Spruch  von 
diesem  durch  Felssturz  vollstreckt,  während  die  gleich  schuldigen 
Unfreien   der  Kreuzigung  unterliegen*^.     Noch  in   der  Kaiserzeit 


^  Liv.  ep.  59  zum  J.  631/123:  C.  Atinius  Labeo  tr.  pl.  Q.  Meteüum  cen- 
Sorem,  a  pio  in  senatu  legende  praeteritus  erat,  de  saxo  deici  tussit,  quod  pe 
fierety  ceteri  tribtmi  pL  auxilio  fuerunt.  Flinius  h.  n.  7,  44,  148.  Eine  wahr- 
Bcheinlich  gleichartige  tribunicische  Execution  aus  der  marianischen  Zeit  be- 
richtet Velleius  2,  24  (genauer  als  Livius  ep.  80;  Plutarch  Mar.  45;  Dio  fr.  103, 12). 
Ueber  die  Rechtsfrage,  in  wie  weit  der  Tribun,  ohne  die  Comitien  zu  befragen, 
Selbsthülfe  brauchen  darf,  vgl.  S.  46. 

'  Allenfalls  könnte  ausserdem  an  den  Feuertod  gedacht  werden;  aber 
wenigstens  auf  die  Erzählung  von  den  neun  Tribunen  (S.  928  A.  5)  darf  dies 
nicht  gestützt  werden.  Tribunicische  Execution  in  anderer  Form  als  durch 
den  Felsabsturz  erwähnt  nur  Dionysius  8,  58  bei  dem  Prozess  des  Sp.  Cassins; 
die  besseren  Berichte  vermeiden  dieses  Versehen  des  Griechen  (Hermes  5,  241 
=  röm.  Forsch.  2,  175). 

■  Den  Diener  des  Volkstribuns  deckt  die  sacrosancte  Gewalt  nicht;  aber 
dass  die  Aedilen  der  Plebs,  ursprünglich  Gehälfen  des  Volkstribuns ,  anch 
sacrosanct  sind  (St.  R.  2,  472),  soll  wahrscheinlich  die  Execution  sichern,  ob- 
wohl unsere  Ueberlieferung  dies  nicht  ausspricht.  Unter  dem  Principat  voll- 
zieht das  Abstürzen  der  carnifex  (Seneca  contr.  1,  3.  1.  6.  7). 

*  Erwähnt  wird  der  Felssturz  bei  dem  Einschreiten  der  Tribunen  gegen 
Coriolan  im  J.  263/491  (Dionys.  7,  35  und  daraus  Plutarch  Goriol.  18);  gegen 
den  consularischen  Lictor  298/456  (Dionys.  10,  21;  vgl.  St  R.  1,  151  A.  4); 
gegen  M.  Manlius  im  J.  370/384  (Varro  bei  Gellius  17,  21,  245;  Livius  6,  20, 
wogegen  ein  anderer  Bericht  den  Prozess  vor  die  Quästoren  weist  und  als 
Strafe  die  Kreuzigung  ansetzt:  Hermes  5,  -261  «»  röm.  Forsch.  2,  194).  Ad 
nicht  legendarischen  Berichten  fehlt  es,  weil  die  republikanischen  CapitaN 
prozesse  der  historischen  Zeit  regelmässig  mit  dem  Exilium  endigen. 

*  Im  J.  666/88  erhält  ein  Sclave  für  den  Verrath  seines  Herrn  zunächst 
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wird,  wenn  das  vom  Senat  gefällte  Todesurtheil  durch  Felssturz 
vollstreckt  wird*,  die  Execution  von  dem  Volkstribun  geleitet*, 
nachdem  vermuthlich  auch  die  Beschlussfassung  in  diesem  Fall 
nicht  von  dem  Consul,  sondern  von  ihm  beantragt  worden  ist. 
—  Die  patricischen  Magistrate  haben  wohl  in  gleicher  Weise 
gefangene  XJeberläufer *  oder  entwichene  Geiseln*  aus  der  Welt 
geschafft  und  in  der  Revolutionszeit  bei  einem  Volksaufstand  gegen 
unbotmfissige  Bürger  den  Felssturz  angewandt^;  aber  es  gehört 
beides  in  das  Gebiet  der  capitalen  Goercition  und  steht  ausserhalb 
des  ordentlichen  Strafverfahrens*.  —  Nach  Kaiser  Claudius  findet 


die  dafür  verheissene  Freilassung  und  wird  dann  durch  Felssturz  hingerichtet 
(Livius  ep.  77;  Val.  Max.  6,  5,  7;  Plutarch  Sali.  10);  im  J.  715'39  ein  anderer 
Unfreier,  dem  es  gelungen  war  sich  zum  Prätor  wählen  zu  lassen,  ebenso  be- 
straft, aber  vorher  freigelassen,  tvn  a^dofxa  17  r^fjtoQf«  (tvroO  laSri  (Dio  48,  84). 
Bei  den  Unruhen  des  J.  710/44  werden  die  Sclaven  gekreuzigt,  die  Freien  vom 
Felsen  gestürzt  (Appian  b.  c.  3,  8).  Wenn  Horatius  sat  1, 6,  88  einem  politischen 
Streber  zuruft:  attdes  deicere  de  saxo  dves  aut  iradere  CadmOy  so  ist  bei  dem 
Felssturz  an  den  Volkstribunat,  bei  dem  Henker  an  den  bei  der  Kreuzigung 
thätigen,  also  an  den  Beamten  mit  Imperium  gedacht. 

1  Auf  die  Beschafienheit  des  Delicts  kommt  es  dabei  nicht  an«  Senecas 
Worte  de  ira  1,  16,  5:  cum  Tarpeio  prodüorem  hostemve  publicum  impanam  sind 
nur  exemplificirend;  auch  Magie  (Tacitus  ann.  2,  82)  und  Blutschande  (Tacitus 
ann.  6,  19)  werden  mit  Felssturz  bestraft  und  bei  Tacitus  ann.  4,  29  einem 
yerhassten  Delator  robur  (Hinrichtung  im  Kerker)  et  saxum  (Felssturz)  aut 
parricidarum  poenae  (Säckung)  angewünscht. 

*  In  den  meisten  Berichten  aus  der  Kaiserzeit  über  die  Hinrichtung  durch 
Felssturz  (so  bei  Tacitus  6,  29;  Dio  57,  22  59,  18)  wird  die  vollstreckende 
Behörde  nicht  genannt;  aber  dass  die  unter  dem  Principat  von  dem  Senat 
gefällten  und  durch  Felssturz  exequirten  Todesurtheile  von  den  Yolkstribunen 
vollstreckt  worden  sind,  zeigt  Tacitus  ann.  2,  82,  indem  er  die  Execution 
durch  Kreuzigung  den  Consuln  beilegt,  nicht  aber  die  gleichzeitig  durch  Fels- 
sturz vollzogene  und  Dio  58,  15:  oi  Sk  xal  ano  rov  KaniroDUov  vno  x&v 
^ri/jaQ)[o>v  rj  xal  rdSv  VTrartav  itaTSXQJifjLV(^ovTO  und  60,  18:  9ta(  rig  .  .  .  rmv 
Innftuv  .  .  .  xarä  to€  Kf^nutoKov  vno  t€  t(ov  ^ijfiaQxotv  xal  rav  vTiartov 
xoTBx^fivCa^»  In  der  letzten  Stelle  ist  offenbar  ein  vom  senatorischen  Gericht 
gefälltes  und  vom  Yolkstribun  voUstrecktes  Todesurtheil  gemeint  und  tritt  dessen 
besondere  Gompetenz  um  so  deutlicher  zu  Tage,  als  der  Tribun  damals 
wirkliche  Capitalgerichtsbarkeit  nicht  mehr  besass. 

»  Liv.  24,  20,  6. 

*  Liv.  25,  7,  14. 

^  So  verfuhr  der  Consul  M.  Antonius  nach  der  Ermordung  Caesars  gegen 
die  Ruhestörer  (Appian  b.  c.  8,  8;  Dio  44,  50>  Die  Legende  lässt  die  unbot- 
mässigen  Bürger  mit  dem  gleichen  Verfahren  bedrohen  durch  die  Consuln  des 
J.  279/475  (Dionys.  9,  29)  und  durch  die  Decemvim  (Dionys.  11,  6). 

*  Die  Decemvim  (a.  a.  0.)  drohen  mit  dem  Felssturz  rrv  ^ri^ag/^xriv 
inavaadovreg  ((ovataVf  wo  dies  Verfahren  also  ausdrücklich  bezeichnet  wird 
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sich  für  den  Felssturz  kein  Beleg  und  in  der  spätem  Kaiserzeit 
ist  er  verboten  ^ 

Endlich  schliessen  sich  hier  diejenigen  Executionen  an,  bei 
welchen  die  Form  der  Tödtung  freigegeben  wird,  sei  es  den  Ver- 
wandten, sei  es  dem  Yerurtheilten  selbst,  sei  es  endlich  jedermann. 

u&oBiicbe  9.    Bei  Frauen  wird   die  Ausführung  der  vom  Magistrat  er- 

^"™^*""^' kannten  Execution  häufig,  vielleicht  regelmässig  dem  Gewalthaber 
und  bei  selbständigen  Frauen  den  nächsten  Verwandten  anheim- 
gestellt (S.  19).  Dass  von  der  Gemeinde  ausgesprochene  Todes- 
urtheile  über  unfreie  oder  in  der  Gewalt  stehende  freie  Männer 
dem  Gewalthaber  zur  Vollstreckung  überwiesen  worden  sind,  ist 
nicht  erweislich. 

Selbst-  10.   Dass  bei    dem  Todesurtheil  dem  Verurtheilten   die  Wahl 

tMtung.  ^^j,  TQ^ßgar^  freigestellt  wird,  ist  eine  in  republikanischer  Zeit 
zuweilen ',  unter  dem  Principat  häufig  begegnende,  aber  nicht  dem 
erkennenden  Gericht,  sondern  nur  dem  Kaiser  zustehende  Straf- 
milderung*. 

Populäre  H.   Bei  Weitem  am  wichtigsten  ist  die  populäre  Execution, 

das  in  der  Weise  gefasste  Gesetz  oder  in  der  Weise  gefällte  Todes- 
urtheil*, dass  jedermann,  wie  er  will  und  kann,  zur  Vollstreckung 


Execntion. 


als  tribunicisches  Privilegium.  In  den  Romulusfabeln  erscheint  der  Fels- 
sturz wie  es  scheint  als  illegale  Gewalthandlung.  Festus  p.  348:  fSaJxum 
Tarpeium  appelflatum  aiunt  ,  .  .  ab  eo  quod,  cum  quidam  nomine]  L,  Tarpeius 
Romulo  [regt  propier  rapjtcts  virgines  adversaj'retur,  ibi  tibi  id  sajxum  est  de 
noxio  poena  fsumpta  est;  quapropterj  noltterunt  funestum  Jocum  [cum  diera 
parte]  Capüolii  conitmgi.  Dionysius  2,  56  nennt  unter  den  Ursachen  der  Er- 
mordung des  Romulus,  dass  er  römische  Bürger  ohne  Zuziehung  eines  Cod- 
silium  zum  Tode  yerurtheilt  und  vom  Felsen  gestürzt  habe. 

^  Modestinus  Dig.  48,  15,  25,  1:  non  potest  quis  sie  damnari,  ut  de  saxo 
praecipitetur.  Ausserhalb  der  Hauptstadt  ist  auf  diese  eng  mit  dem  haupt- 
städtischen Yolkstribunat  zusammenhängende  Strafe  sicher  niemals  erkannt 
worden.  Zusammenhang  mit  der  gleichartigen  griechischen  Sitte  zeigt  sich 
nirgends. 

^  Appian  b.  c.  1,  26. 

*  Dig.  48,  19,  8,  1.  Kaiser  Marcus  gestattete  sie  ohne  Anfrage  allgemein. 
Dergleichen  Bescheide  überbringt  dem  Yerurtheilten  der  kaiserliche  Quästor: 
Tacitus  ann.  11,  3.  15,  60.  16,  35.  Sueton  Ner.  37.  Dom.  11.  Dio  58,  4. 
St  R.  2,  569.     Vgl.  S.  928  A.  4. 

^  Dass  die  populäre  Execution  ein  vorhergehendes  Urtheil  nicht  aus- 
schliesst,  sondern  vielmehr  voraussetzt,  ist  S.  901  A.  8  erinnert  worden. 
Dionysius,  der  eine  Keihe  von  also  verclausulirten  Gesetzen  aufführt,  spricht 
von  dem  Judicat  nur  bei  dem  ersten,  offenbar  weil  dies  selbstverständlich  ist 
Den  Ausschluss   desselben  spricht   nur  Plutarch   aus   in  Beziehung  auf  die 
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des  Spruchs  aufgerufen  wird,  oder,  wie  dies  mit  einem  rechtlich 
wenig  präcisen,  aber  bequemen  Ausdruck  bezeichnet  zu  werden 
pflegt,  die  Aechtung.  Diese  Form  der  UrtheilsvoUstreckung  gehört 
theils  der  halbgeschichtlichen  Epoche  an,  deren  trübe  Ueber- 
lieferung  weiter  durch  phantastisch-juristischen  Dogmatismus  ent- 
stellt ist,  theils  der  die  Rechtsformen  durch  Missbrauch  sprengenden 
Revolutionszeit.  Nichts  desto  weniger  liegt  derselben  eine  ernste 
rechtliche  Realität  zu  Grunde.  Es  gehören  in  diesen  Kreis  die 
folgenden  Fälle: 

a)  Ausgegangen  ist  die  Aechtung  von  der  ursprünglich  all- 
gemeinen Rechtlosigkeit  des  durch  keinen  Staatsvertrag  seiner 
Heimathgemeinde  mit  Rom  geschützten  Ausländers.  Der  römische 
DelictbegrifF  geht  von  derselben  aus  und  sie  ist  in  Beschränkung 
auf  die  Angehörigen  des  mit  Rom  kriegführenden  Staats  wenn  auch 
abgeschwächt,  doch  bis  in  die  späteste  Zeit  festgehalten  worden 
(S.  105.  622).  Selbst  die  consolidirten  Rechtsbegriffe  des  Ver- 
brechens und  der  Strafe  ruhen  auf  dieser  Grundlage. 

b)  Als  Rechtsbegriff  ist  die  Aechtung  vermuthlich  ausgegangen 
von  dem  Bannbruch  und  dieser  selbst  wohl  von  solchen  Fällen,  wo 
die  römische  Gemeinde  einem  einzelnen  Nichtbürger  den  mit  seiner 
Gemeinde  vertragenen  oder  auch  allgemein  dem  Fremden  gewährten 
Rechtsschutz  aus  persönlichen  Gründen  entzog,  ihn  nicht  bloss  aus- 
wies, sondern  ihm  ein  für  allemal  das  Wiederbetreten  des  römischen 
Gebiets  verbot  und  jedem  untersagte  ihm  Dach,  Wasser  oder  Feuer 
zu  gewähren.  Eine  derartige  Procedur  gegen  Ausländer  kann  nicht 
wohl  gefehlt  haben  (S.  72);  Belege  dafür  kennen  wir  aber  nur  in 
der  Gestalt,  dass  ein  römischer  Bürger,  um  sich  den  Personalfolgen 
einer  Verurtheilung  zu  entziehen,  sein  Bürgerrecht  aufgab  und  ihm 
dann  in  der  bezeichneten  Weise  die  Rückkehr  gesperrt  ward 
(S.  68  fg.).  In  späterer  Zeit  ist,  wie  bei  der  Verbannung  auszuführen 
sein  wird,  auch  dem  im  Strafweg  unter  Belassung  des  Bürgerrechts 
aus  Italien  ausgewiesenen  römischen  Bürger  in  der  gleichen  Form 
die  Rückkehr  dorthin  untersagt  worden.  —  Allem  Anschein  nach 
ist  hiemit  dem  Ausgewiesenen  für  Uebertretung  der  Ausweisung  die 
an  der  Landesfeindschaft  haftende  Rechtlosigkeit  in  ihrem  vollen 
Umfang  angedroht  worden;  und  es  ist  dafür  nur  ein  anderer 
Ausdruck,  dass,  so  weit  diese  Ausweisung  nicht  im  Verwaltungsweg 


Zarückführung   der  KönigswUrde  (Popl.    12):    xreivavTtt   dh    {rov   ßovlofiivov 
mit  seltsamer  UnTemunfL 
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stattfindet,  was  bei  Ausländem  vermuthlich  zulässig  war,  sondern 
ihr  ein  Straf urtheil  zu  Grunde  liegt,  dieses  dem  Venirtheilten 
selbst  so  wie  jedem,  der  ihm  Schutz  gewährt,  die  populäre 
Execution  in  Aussicht  stellt^.  Für  den  in  der  revolutionären 
Epoche  mit  grosser  Lässlichkeit  behandelten  Bannbruch  hat  Augustus 
die  alte  strenge  Behandlung  zurückgeführt*,  und  auch  unter  dem 
Principat  ist  bei  den  schweren  Freiheitsstrafen,  insbesondere  der 
Bergwerksstrafe*  und  der  Deportation*,  der  Bannbruch  stets  mit 
dem  Tode  bestraft  worden  *.  —  Indess  wird  die  ohne  gerichtliches 
Verfahren  vollzogene  Tödtung  eines  Bannbrüchigen  mehr  in  der 
Theorie  als  straflos  behandelt  worden  sein  als  in  thatsächlicher 
Anwendung;  sie  ist  mit  der  Rechtsordnung  unvereinbar  und  für 
ihre  praktische  Straflosigkeit  fehlen  sichere  Belege.  —  Die  Auf- 
nahme eines  Bannbrüchigen  bestraft  die  julische  Gesetzgebung  als 
mindere  Gewalt  •. 


^  In  dem  clodischen  Gesetz  gegen  Cicero  (Dio  38,  17:  r^axtliovs  re  xal 
knraxoalovg  xal  ntvri^xovTa  axadCovi  vnhq  ttjv  *Pi6fiTiv  vniQto^fa&ti ,  xal 
ngoatXTiQvxd^i  tv*  €i  drinotB  ivrog  aurtSv  (paveitiy  xal  avros  xal  oi  vnoSt^fi^roi 
ahrov  ava:tl  diolmvxat,  vgl.  Cicero  de  domo  17,  51)  wird  für  den  Fall  des  Bann- 
bruchs die  Tödtung  des  Verbannten  selbst  so  wie  eines  jeden,  der  ihn  bei 
sich  aufnahm,  einem  Jeden  straflos  freigegeben.  Dass  wer  ihn  aufnahm,  sein 
Leben  wagte,  sagt  Cicero  selbst  ad  Att  8,  4  und  pro  Plancio  41,  97:  puibUcaUo 
honoriMn,  exilium,  mors.  —  Dies  kehrt  dann  wieder  bei  den  Rhetoren:  exulem 
intra  finea  deprehensum  liceat  occt(^ere  (Quintilian  decl.  248.'  296.  305.  851;  exukm 
intra  terminos  liceat  ocddere  Julius  Victor  ars  rhet.  3,  15). 

*  Dio  57,  27.  Die  Katastrophe  des  Fannius  Caepio  (S.  384  A.  8)  geht 
wahrscheinlich  darauf  zurück,  dass  er  nach  der  Verurtheilung  zur  Interdiction 
den  Bann  brach  (Dio  54,  3;  Macrobius  sat.  1,  11,  21;  Sueton  Tib.  8). 

»  Dig.  48,  19,  28,  14. 

♦  Dig.  48,  19,  4.  1.  28,  18. 

B  Wegen  der  im  gleichen  Falle  eintretenden  geringeren  Strafen  ist  der 
Abschnitt  von  der  Verbannung  zu  vergleichen.  —  Nichtbürgem  wird  für  den 
Bannbruch  der  Verlust  der  Freiheit  gedroht;  so  nach  dem  aelisch-sentischen 
Gesetz  den  Freigelassenen  dediticischen  Rechts ,  wenn  sie  in  Rom  oder  inner- 
halb des  100.  Meilensteins  betroffen  wurden  (Gaius  1,  27)  und  nach  einer 
Anordnung  des  Tiberius  den  aus  Rom  ausgewiesenen  Juden  (Sueton  Tib.  86: 
stib  poena  perpetuae  servitutis,  nisi  ohtemperassenf). 

^  Paulus  5,  26,  8:  lege  lulia  de  vi  privata  tenetw,  qui  .  .  .  e%im  wi 
aqua  et  ignt  interdidum  est  receperü  celaverit  tenuerit.  Augustus  schritt  streng 
ein  gegen  die  bei  dem  Bannbruch  Mitschuldigen  (Dio  57,  27).  Der  Stadt- 
präfect  des  J.  421  Volusianus  (S.  601  A.  1)  droht  dem,  welcher  einem  ketze- 
rischen Caelestiner  Aufnahme  gewährt,  die  proscripUo,  die  Vermögens- 
confiscation. 
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c)  Verschiedenen  der  Königszeit  zugeschriebenen  Gesetzen*, 
vor  allem  aber  den  constituirenden  der  Republik,  welche  die  Rück- 
führung der  Königsherrschaft  untersagten  *  und  die  Provocation  an 
die  Bürgerschaft  einführten  ',  wird  in  unsern  Berichten  die  populäre 
Execution  beigelegt. 

d)  Hinsichtlich  des  Rechtsschutzes  der  Yolkstribune  und  über- 
haupt der  plebejischen  Sonderrechte  wird  die  Bestärkung  der  be- 
treffenden Gesetze  durch  Gestattung  der  populären  Execution  mit 
besonderem  Nachdruck  ausgesprochen^;  begreiflich  genug,  da  die 
legale  magistratische  Execution  auf  diese  eigentlich  revolutionären 
Anordnungen  keine  Anwendung  fand  und  die  vorher  erwähnte  auch 
nur  private  tribunicische  ohne  einen  solchen  revolutionären  Appell 
an  die  Selbsthülfe  der  Plebejer  wirkungslos  gewesen  sein  würde. 
In  den  Krisen  der  patricisch  -  plebejischen  Kämpfe,  welche  in 
unsern  Annalen  schwerlich  in  ihrer  vollen  Gewaltsamkeit  ge- 
schildert werden,  wird  danach  auch  gehandelt  worden  sein ;  unsere 
TJeberlieferung  aber  kennt  dafür  keinen  Beleg.  Verletzung  des 
Volkstribuns  wird  von  dem  Verletzten  selbst  oder  dessen  CoUegen 
geahndet;  dass  ein  Privater  dafür  eintritt,  wird  weder  in  den 
Legenden  noch  in  den  geschichtlichen  Berichten  gemeldet. 

e)  Dass  im  ordentlichen  Verlauf  des  magistratisch-comitialen 
Strafprozesses  der  leitende  Magistrat,  auch  wenn  der  Angeschuldigte 


^  DionysiuB  spricht  dies  aus  in  Betreff  der  verletzten  Patronatspflicht  (S.  566 
A.  1)  und  2,  74  hinsichtlich  der  Yerrückung  des  Grenzsteins:  tegov  dk  (vo/llo- 
^^ijaiv  elvtti  ToO  d^sov  rov  xovrwv  Tt  dutnQa^/juvov,  tva  r^  ßovXofiivtp  xre^vHV 
adrov  wg  U^oavXov  ^  r«  aaipaXiia  xai  to  xa^tegip  juiaOfiaTos  bIvoi  ngoa^, 

'  Dionys.  5,  19:  ^avarov  fni^eli  ClfjiiaVf  idv  rig  naga  Tuvra  noij  »al 
Tov  anoxTitvavra  rovttov  riva  noiwv  afi^or,  Livius  2,  8  spricht  nur  von  der 
Sacration  des  Hauses  und  des  Vermögens. 

'  Livius  3,  55:  eum  ius  fasque  esset  occidd  neve  ea  caedes  capitalis  noxcie 
haberetur.    Dionysius  5,  20:   tov  dk  naga  raüru  ri  nouTv  fnixiigoOrra  vr^noivl 

T€^dvttl. 

*  Nach  Livius  a.  a.  0.  wurde  wer  den  Volkstribun  verletzte  theils  unter 
iin  consularisches  Gesetz  gestellt:  eins  caput  lovi  sacrum  esset,  familia  ad 
aedem  Cereris  Liberi  Liheraeque  venum  iret,  theils  unter  ein  Plebiscit,  das  die 
Bestrafung  tergo  ac  capite  vorschrieb.  Von  der  populären  Execution  spricht 
Dionysius  6,  89:  fäv  S4  rig  rtiv  ttnriyoQevfÄ^vtov  ri  notijarjij  i^yiarog  lara>  xcA 
TU  j^Q^fiora  aurov  ^ijfirjTQog  Uqu  xal  6  XTiivag  Jivd  Ttov  ravT*  dQyaafiivwif 
ffdyov  xa^aQog  toTfo.  Jbasselbe  wiederholt  er  7,  17  in  Beziehung  auf  das  Kecht 
der  Tribüne  zum  Volk  zu  sprechen.  Dio  vol.  1  p.  49  Boiss.  =  Zon.  7,  15:  ro 
Uq6v  elvai  unoltoXivai  ^v'  ovTto  ydg  xal  nav  diancQ  Ti  &Ofia  etg  a(fayriv  xa&f 
€Q(o&ri,  (ovofAuaxo,    Cicero  pro  Balb.  14,  88.    pro  TuUio  47.     Macrobius  sat. 

t>|      Af     O. 
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sieh  nicht  in  seiner  Gewalt  befand,  befagt  war  die  Capitalsentenz 
zu  fällen,  wird  wohl  angenommen  werden  müssen  (S.  333  fg.),  ob- 
wohl ein  Capitalverfahren  gegen  den  Abwesenden  sicher  immer 
so  weit  irgend  möglich  vermieden  worden  ist.  Aber  die  Exeeotion 
selbst  einer  derartigen  Capitalsentenz  wird  davon  abgehangen 
haben,  dass  der  Verurtheilte  verhaftet  ward;  es  liegen  keinerlei 
Beweise  dafür  vor,  dass  der  Magistrat  alsdann  befagt  war  die 
Bürgerschaft  zu  populärer  Execution  aufzurufen,  was  auch  ohne 
Aussetzung  von  Blutprämien  kaum  einen  praktischen  Erfolg  ge- 
habt haben  würde. 

f )  Geschehen  ist  dies  allerdings  bei  den  von  der  späteren  provo- 
cationsfreien  Magistratur  gefällten  Todesurtheilen,  den  sullanischen 
und  den  triumviralen  Proscriptionen  so  wie  bei  den  Aechtungen  des 
consularisch- senatorischen  Eriegsstandrechts  (S.  256).  Aber  der 
Charakter  dieser  Acte  so  wie  der  Mangel  einer  technischen  Be- 
zeichnung für  die  Aechtung  ^  schliessen  diese  Proceduren  aus  dem 
ordentlichen  Strafrecht  aus.  Selbstverständlich  wurden  dieselben 
von  ihren  Urhebern  als  rechtsgültige  Todesurtheile  behandelt  und 
die  Folgestrafen,  insonderheit  die  Vermögensconfiscation  an  die- 
selben theilweise  sogar  in  erweitertem  Umfang  geknüpft'. 


Dass  der  Vollstreckung  des  Todesurtheils  nach  republikanischem 
Gebrauch  bei  Männern  ohne  Unterschied  der  Executionsform  die 
Geisselung  voraufgeht  und  diese  rechtlich  in  dem  Todesurtheil 
einbegriffen  ist,  setzt  schon  die  ursprüngliche  Provocationsordnung 
voraus^  imd  ist  in  den  einzelnen  Abschnitten  ausgeführt  worden. 


^  Eine  technische  Bezeichnung  der  Aechtnng  findet  im  ordentlichen  Straf- 
recht  der  Römer  sich  nicht.  Proacnbere  ist,  anders  als  das  griechische 
ixxriQuTTtiv  (S.  258  A.  1),  an  sich  indifferent  und  für  jede  öffentliche  Bekannt- 
machung verwendbar.  Die  proscripUo  hominis  (Cicero  pro  Sex.  Roscio  6,  16), 
bei  den  Historikern  regelmässig  proBcriptio  allein,  ist  durch  Sulla  zum 
Schreckenswort  geworden,  aber  nicht  zum  Rechtswort.  In  der  Rechtssprache 
bezeichnet  proacripUo  ohne  Beisatz  regelmässig  die  proscriptio  banorum^  den 
Concurs,  auch  die  Vermögensconfiscation,  nicht  die  Aechtung. 

*  Sullas  Gesetzgebung  untersagte  sogar  jede  Unterstützung  (iuvar^  der 
Proscribirten  (Cicero  Verr.  1.  1,  47,  128). 

*  lieber  das  necare  et  verherare  der  Provocationsgesetze  ist  S.  42  A.  1  ge- 
sprochen. Bei  Sallustius  Cat.  52,  22  wirft  hinsichtlich  der  Hinrichtung  der 
Catilinarier  Caesar  dem  Cicero  ein:  quam  oh  rem  in  sentenHam  non  addidisti, 
uti  prius  verheribus  in  eos  cmimadverteretur?  an  guia  lex  Poreia  veM?  Das 
formelle  Todesurtheil  muss  sich  auf  die  Züchtigung  erstrecken  und   selbst- 
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Sie  hängt  in  ihren  Modalitäten  von  dem  leitenden  Magistrat  ab, 
kann  auch  als  Stäupung  zu  Tode  ausgeführt  werden  (S.  920  A.  5). 
Auf  die  Execution  von  Frauen  erstreckt  sich  dies  nicht  (S.  928  A,  1) 
und  ebenso  wenig  auf  die  militärische  und  überhaupt  auf  die  erst 
später  aufgekommenen  Vollstreckungsformen.  —  Weitere  Martern 
sind  inbesondere  bei  der  Sclavenexecution  oft  genug  vorgekommen, 
indess,  so  viel  wir  wissen,  durchgängig  nach  dem  Belieben  der 
Ober-  und  Unterhenker  ^,  nach  gesetzlicher  Anordnung  nur  selten 
und  spät*,  können  also  hier  übergangen  werden.  —  Ueber  die 
mit.  dem  Todesurtheil  häufig  verbundenen  Begleitstrafen,  die  Ent- 
ziehung der  Grabrechte  und  des  ehrenhaften  Andenkens  und  die 
Einziehung  des  Vermögens  ist  in  den  betreffenden  Abschnitten 
gehandelt. 

Versuchen  wir  schliesslich,  nach  Darlegung  der  verwirrenden  oescwcht- 
Mannichfaltigkeit  der   relativ   indifferenten  Vollstreckungsformen,  ^^f^®.^^*" 
die  Behandlung  der  Todesstrafe  bei  den  Römern  in  ihren  grossen      der 
Grundzügen   zusammenzufassen,   so   sehen   wir    dabei ,    um  klare  J*f  ^*" 
Grundanschauungen  zu  gewinnen,  ab  sowohl  von  der  capitalen  Coer- 
cition  des  Kriegsrechts  wie  auch  von  der  republikanisch-magistra- 
tischen  über   den   Nichtbürger.    Es  beschränkt   sich   danach   die 
capitale  Strafgewalt    der  römischen  Ordnungen   für  die   republi- 
kanische Zeit  auf  die  der  hauptstädtischen  Gerichte  und  vielleicht 
derjenigen  der  Bürgerstädte,  wozu  unter  dem  Principat  die  befreiten 
Gerichte,  das  kaiserliche  und  das  der  kaiserlichen  Delegirten  so  wie 
das  consularisch  -  senatorische   un,d  weiter  die  Statthaltergerichte 
hinzutreten. 

Wenn  es  gestattet  ist  über  den  Ausgangspunkt  Vermuthungen 
aufzustellen,  so  dürfte  das  öffentliche  Strafrecht  ursprünglich  nur 


verständlich  ist  dies  befreit  von  den  gesetzlichen  Goercitionsschranken ;  es  ist 
ein  bitterer  Spott,  dass  der  Magistrat  das  Gesetz  hinsichtlich  der  Hinrichtung 
bricht,  aber  hinsichtlich  der  Züchtigung  einhält. 

^  Cicero  Yerr.  5,  6,  14:  verhera  atque  ignes  et  üla  extrema  ad  »uppUcium 
damnaiorum,  metum  ceterorum,  et  cruciatus  et  crux,  Hinrichtung  des  Marius 
Gratidianus  in  sullanischer  Zeit  (Sallustius  bist  1,  44  Maur.)  Stechen,  Brennen, 
Pfählen  und  ähnliche  Martern  werden  oft  erwähnt  Plautus  most  55.  Cicero 
Yerr.  5,  5,  6.  Seneca  ad  Marciam  20,  3.  ep.  14,  5.  101,  12.  Tacitus  ann.  d,  50. 
Eusebius  h.  e.  8,  12. 

'  Constantin  der  Grosse  hat  sich  dergleichen  Anordnungen  gestattet:  so 
soU  dem  Delator  vor  der  Hinrichtung  die  Zunge  ausgerissen  (C.  Th.  10,  10,  2\ 
dem  Entführer  geschmolzenes  Blei  in  den  Mund  gegossen  werden  (C.  Th.  9, 
24,  1> 
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ein  einziges  Verbrechen  gekannt  haben,  die  Schädigung  der  Ge- 
meinde oder  die  Perduellion  und  nur  eine  einzige  Strafe,  den  Tod 
des  Schädigers,  welcher  von  dem  Ermessen  des  Gemeindehauptes  ab- 
hing, aber  wenn  der  König  einverstanden  war,  im  Gnadenweg  von 
der  Bürgerschaft  erlassen  werden  konnte;  das  private  Strafrecht 
dagegen  auf  der  Blutrache  geruht  und  der  ßtaat  diese  nur  insoweit 
geregelt  haben,  dass  bei  dem  Mord,  dem  Diebstahl  und  ähnlichen 
Verletzungen  eines  Bürgers  durch  den  andern  der  Magistrat  eine 
Vermittelung  versuchte  und  nach  Umständen  entweder  dem  Ge- 
schädigten den  Verzicht  auf  die  Rache  gegen  Annahme  einer  billigen 
Lösung  anrieth  oder  auch  ihm  und  seinen  Geschlechtsgenossen 
die  Vergeltung  im  Wege  der  Selbsthülfe  freigab. 

Die  früheste  Einschränkung  der  öffentlichen  Capitaljustiz  be- 
steht in  der  Umwandlung  der  facultativen  Provocation  in  die 
obligatorische,  die  dem  Gemeindehaupt  gesetzlich  auferlegte  Ver- 
pflichtung dem  zum  Tode  verurtheilten  Bürger  die  Berufung 
an  die  Gemeinde  zu  gestatten,  oder,  was  dasselbe  ist,  die  Be- 
schränkung der  Magistratur  durch  die  für  das  Gapitalurtheil  er- 
forderte Bestätigung  der  Bürgerschaft  in  ihren  Comitien*.  Bei 
der  privaten  Capitaljustiz  werden  im  Laufe  der  Zeit  einerseits 
diejenigen  Fälle,  in  denen  sie  gerichtlich  zugelassen  wurde,  all- 
mählich eingeschränkt  worden  sein,  andrerseits  der  auf  Annahme 
einer  Lösung  gerichtete  Schiedsspruch  des  Magistrats  mehr  und 
mehr  den  Charakter  des  den  Kläger  zwingenden  Rechtsspruchs 
angenommen  haben. 

Das  Zwölftafelgesetzbuch  hat  keinen  Versuch  gemacht  den 
Grundbegriff  der  Gemeindeschädigung  formell  zu  bestimmen,  das 
Staatsverbrechen  in  der  römischen  Behandlung  die  ursprüngliche 
Schrankenlosigkeit  niemals  verloren.  Aber  die  Grenzen  der  öffent- 
lichen und  der  privaten  Capitaljustiz  hat  es  entweder  schon  ver- 
schoben vorgefunden  oder  selber  verschoben,  indem  der  Mord  und 
die  Brandstiftung,  weiter  der  Emtediebstahl ,  das  Spottlied  und 
einige   andere    nicht   zahlreiche    zunächst   den   einzelnen   Büi^er 


*  Darauf  geht  Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  8,  10:  (maiares  nostri)  expulms 
regibus  nuUum  in  libero  populo  vestigium  cntdtlüatis  reffiae  reHnuertmL  Livius 
Aeusserung  1 ,  28 :  gloriari  licet  nuRi  gentium  mitiores  placuisse  poeneu  bezieht 
sich  zunächst  auf  die  grausame  Hinrichtung  des  Mettius  Fufetius  durch  den 
König  Tullus,  und  man  kann  sie  insofern  gelten  lassen,  als  die  römische 
Gesetzgebung  sich  auf  wenige  althergebrachte  Formen  beschränkt  und  von 
erfinderischer  Qualenaussinnung  sich  frei  gehalten  hat. 
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treffende  Schädigungen^  in  jenes  übergegangen  und  damit  aus 
diesem  verschwunden  sind,  was  im  Wesentlichen  hinauskommt  auf 
Abschaffung  der  Blutrache.  Die  einzige  gesetzliche  Strafe  des 
öffentlichen  Verfahrens  bleibt  der  Tod.  Aber  das  Strafgesetz  ver- 
liert, sei  es  durch  das  Gesetzbuch  selbst,  sei  es  durch  dessen  spätere 
Handhabung  den  ihm  ursprünglich  anhaftenden  auch  für  den 
Magistrat  zwingenden  Charakter  und  es  erhält  dieser  oder  nimmt 
sich,  wahrscheinlich  unter  dem  Einfluss  der  Erstreckung  der  Straf- 
gewalt auf  die  Vorstände  des  Plebs,  die  Befugniss  anstatt  auf 
die  im  Gesetz  vorgeschriebene  Todesstrafe  auf  Geldbusse  zu  er- 
kennen. 

Das  Privatstrafrecht  desselben  Gesetzbuchs  wird  nur  die  Zu- 
lassung der  privaten  Todesstrafe  durch  gerichtliches  Erkenntniss 
auf  bestimmte  Delicte  fixirt  und  wahrscheinlich  eingeschränkt 
haben.  Sie  bleibt  bei  dem  handhaften  Diebstahl  und  dem  falschen 
Zeugniss,  ist  aber  auch  in  diesen  Fällen  wahrscheinlich  nicht 
lange  nachher  durch  Gesetz  oder  Gewohnheit  beseitigt  worden. 
Seitdem  ist  das  Capitalverfahren  bei  den  Privatdelicten  überhaupt 
beseitigt  und  nie  wieder  aufgenommen  worden.  Der  von  jeher 
bei  den  Privatdelicten  mächtig  eingreifende  Gedanke  des  Löse- 
geldes beherrscht  dasselbe  schliesslich  vollständig;  die  obligatorische 
Lösung  umfasst  das  gesammte  Gebiet  derselben,  allerdings  für  die 
Aermeren  ersetzt  durch  die  Schuldknechtschaft. 

Formell  hat  die  römische  Republik  die  Todesstrafe  nicht  ab- 
geschafft ;  nach  der  Gracchenzeit  sind  wegen  Nächstenmordes  Todes- 
urtheile  gefällt  und  vollstreckt  worden;  noch  in  den  letzten  De- 
cennien  hat  wegen  eines  Staatsverbrechens  der  Magistrat  auf  den 
Tod  erkennen  und  nach  Bestätigung  durch  die  Comitien  dies  Ur- 
theil  vollstrecken  können.  Nichtsdestoweniger  wird  das  letzte  Jahr- 
hundert der  Republik  beherrscht  durch  die  Tendenz  der  Abschaffung 
der  Todesstrafe  und  die  Gesetze  haben  dieselbe  praktisch  im  Wesent- 
lichen durchgeführt '.  Hauptsächlich  zwei  Institutionen  haben  dies 
bewirkt,  die  Selbstverbannung  oder  das  Exilium  und  der  Quästionen- 
prozess. 


^  Cicero  de  rep.  4,  12  »=  Augustinus  civ.  dei  2,  9  hebt  die  capitale  Be* 
strafung  des  Spottliedes  hervor,  nostrae  duodtcim  tabulae  cum  perpaucM  res 
capite  sanxissent  Die  Behandlung  der  Eigenthumsverbrechen  ist  in  der  That 
von  seltener  Humanität. 

•  Die  Urheber  dieser  Gesetze  sind,  wie  Cicero  (pro  Rab.  ad  pop.  3,  10) 
den  Quirlten  zuruft,  die  viri  fortes,  gut  vestram  libertatem  non  acerbittUe  suppU- 
ciorum  infestam,  sed  lenitaie  legum  mwnüam  esse  voluertMt, 
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Die  Selbstverbannung  vor  der  Verurtheilung  im  Capitalprozess 
giebt  zwar  dem  Angeklagten  keinen  rechtlichen  Anspruch  auf 
Strafmilderung  (S.  71),  aber  früh  hat  die  der  strengen  Hand- 
habung der  gesetzlichen  Todesstrafe  keineswegs  geneigte  Bürger- 
versammlung nach  Anzeige  dieser  Selbstbestrafung  sich  darauf  be- 
schränkt dem  Ausgewanderten  die  Rückkehr  zu  verbieten  (S.  72). 

Die  Quästion,  die  Ueberweisung  eines  nach  öffentlichem  Straf- 
recht capitalen  Delicts  durch  specielles  oder  generelles  Gesetz  zur 
Entscheidung  an  einen  Einzelgeschwornen  oder  an  ein  Geschwornen- 
coUegium,  schliesst  an  sich  das  Erkenntniss  auf  den  Tod  keines- 
wegs aus;  von  den  durch  Specialgesetz  bestellten  Quäsitoren  sind 
solche  Urtheile  gefällt  worden  (S.  201)  und  die  ständige  Commission 
für  die  Mordthaten  hat  noch  nach  der  Ordnung  Sullas  den  Nächsten- 
mörder zum  Tode  verurtheilt  (S.  644).  Aber  die  ältesten  und  die 
wichtigsten  dieser  ständigen  Gerichtshöfe  sind  aus  dem  Privat- 
prozess  hervorgegangen  und  haben  diesem  ihre  Normen  entlehnt. 
Wahrscheinlich  ist  in  dieser  Gerichtsform  niemals  über  die  Inter- 
diction  hinaus  auf  den  Tod  erkannt  worden  mit  Ausnahme  des 
Nächstenmordes  und  auch  für  diesen  hat  zwanzig  Jahre  nach  Sulla 
Pompeius  die  Todesstrafe  abgeschafft  (S.  645).  Die  wenigstens  for-  . 
male  Beibehaltung  derselben  für  das  Staatsverbrechen  ist  dadurch 
bewirkt  worden,  dass  neben  dem  Geschwornenverfahren  das  öffent- 
liche beibehalten  wurde,  dessen  Anwendung  auf  die  capitale  Ver- 
urtheilung noch  in  den  letzten  Jahren  der  Republik  wenn  auch 
ohne  Erfolg  versucht  worden  ist. 

Die  caesarische  Dictatur  und  der  frühere  Principat  haben  die 
in  der  Gesetzgebung  im  Wesentlichen  beseitigte  Todesstrafe  nicht 
in  dieselbe  zurückgeführt;  die  Strafsteigerung  dieser  Epoche  hat 
sich  so  weit  nicht  erstreckt.  Auch  in  dieser  Zeit  haben  die  ordent- 
lichen Gerichte  wegen  Majestäts verbrechen  und  Mord  nicht  auf 
den  Tod  erkannt.  Aber  in  der  Gerichtspraxis  ist  allerdings  unter 
Augustus  die  Todesstrafe  wiederhergestellt  worden.  Die  magistra- 
tisch-comitiale  Gapitaljustiz,  welche  am  Ausgang  der  Republik  in 
dem  Prozesse  des  Rabirius  als  die  Schrulle  eines  demokratischen 
Archäologen  auftritt,  ist  in  der  Uebertragung  auf  die  befreiten 
Gerichte  des  Principats,  das  consularisch-senatorische  und  das  des 
Kaisers  selbst  und  seiner  Delegatare,  in  furchtbarer  Weise  wieder 
auferstanden.  Die  ordentlichen  städtischen  Gerichte  dieser  Epoche 
haben  das  Recht  über  Tod  und  Leben  des  römischen  Bürgers  viel- 
leicht nicht  einmal  gehabt  (S.  220),  auf  keinen  Fall  in  wesentlichem 
Umfang  ausgeübt.     Aber  die  Bluturtheile  des  consularisch  -  senato- 
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rischen  Gerichtshofs  füllen  die  Annalen  insbesondere  des  ersten 
Jahrhunderts;  an  das  Capital  verfahren  vor  dem  römischen  Stadt- 
präfecten,  die  Delegirung  des  kaiserlichen  Schwertrechts  an  die 
Statthalter,  die  Sendung  der  Römer  aus  den  Provinzen  nach  der 
Hauptstadt  zur  Aburtheilung  im  Capitalprozess  durch  den  Kaiser 
genügt  es  zu  erinnern.  Dabei  darf  allerdings  nicht  übersehen 
werden,  dass,  wo  es  sich  nicht  um  politische  Prozesse  oder  um 
Prozesse  gegen  geringe  Leute  handelt  —  wegen  dieser  mag  der 
letzte  Abschnitt  dieses  Buchs  verglichen  werden  — ,  die  allgemeine 
Tendenz  der  Begierung  dahin  geht  den  römischen  Bürger  der 
höheren  Stände  nicht  am  Leben  zu  strafen.  Noch  Hadrian  hat 
ausgesprochen ,  dass  dies  nur  bei  dem  Nächstenmord  zulässig  sei  ^ 

Wenn  das  Capitalverfahren  gegen  den  römischen  Bürger  für 
die  ersten  zwei  Jahrhunderte  der  Eaiserzeit  mehr  oder  minder 
exceptionell  ist,  so  ist  nach  Pius"  und  vor  Alexander*,  vielleicht 
unter  Severus  die  Todesstrafe  nicht  bloss  für  Majestäts-,  sondern 
für  schwere  Verbrecher  überhaupt  zur  ordentlichen  Strafe  ge- 
worden und  in  dieser  abschüssigen  Richtung  hat  die  Entwickelung 
sich  seitdem  bewegt.  Die  Todesstrafe  wird  immer  häufiger  an- 
gedroht und  auf  immer  geringere  Verschuldungen  erstreckt,  die 
Execution  immer  weiter  geschärft,  für  den  Einzelfall  die  Willkür 
stetig  gesteigert.  Die  mannichf altigen  und  häufig  schwankenden 
und  sich  widersprechenden  Strafsätze  in  den  Gesetzen,  deren  Un- 
gleichheit die  ausdrücklich  von  der  Bindung  an  die  Strafsätze  be- 
freite Praxis*  sicher  noch  weit  überboten  hat,  enthalten  wir  uns 
im  Einzelnen  zu  verzeichnen;  eine  gewisse  Gesanmitübersicht  ist 
im  letzten  Abschnitt  dieses  Buches  gegeben. 

Von  dem  Capitalverfahren  gegen  den  Nichtbürger  kann  das 
römische  Strafrecht  nicht  viel  berichten.  In  republikanischer  Zeit 
steht  der  ordentliche  Strafprozess  über  den  Nichtbürger  bei  seinem 
Ortsgericht;  die  Eingriffe  des  römischen  Beamten  in  denselben 
sowohl  wegen  einer  gegen  den  römischen  Staat  begangenen  Ver- 


^  Yenuleius  Satuminus  (etwa  unter  Marcus)  Dig.  48, 19, 15 :  diims  Hadrianus 
€08,  qui  in  numero  decurionum  essent  (dies  ist  unter  den  Standespersonen  die 
niedrigste  Kategorie)  capite  ptmiri  prohtbuity  nisi  9i  gut  parentem  occidissent: 
verum  poena  legis  ComeUae  puniendos  mandatis  plenissime  cautum  est, 

'  Gaius  1,  128:   ex  lege  Camelia  aqua  et  igni  interdicitur, 

*  Paulus  5,  23,  1 :  lex  Cornelia  poenam  deportationis  infligü  .  .  .  quae .  .  . 
facinora  .  .  .  poena  capitis  vindicaH  placuit  5,  29,  1 :  lege  lulia  maiestatis  . . . 
antea  in  perpetuum  aqua  et  igni  interdicebtUur,  nunc  vero  .  .  .  capite  puniuntur. 

^  Vgl.  den  letzten  Abschnitt  dieses  Buches. 
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schuldung  wie  wegen  anderer  Vorgänge  (S.  239)  sind  Willkür- 
massregeln, für  welche  das  römische  Recht  keinen  Massstab,  das 
römische  Gemeinwesen  kaum  eine  Abhülfe  hat.  Unter  dem  Principal 
ändert  und  bessert  sich  dies  insofern,  als  einestheils  den  Local- 
behörden,  wie  es  scheint,  bald  und  durchgängig  das  Becht  über 
Leben  und  Tod  genommen  wird  (S.  120.  238),  andrerseits  die  dafür 
eintretende  Gerichtsbarkeit  der  Statthalter  unter  einiger  Controle 
der  Begierung  und  in  Anlehnung  an  die  für  die  stadtrömiscben 
Gerichte  aufgestellten  Satzungen  sich  einigermassen  den  für  die 
Bürger  geltenden  Ordnungen  nähert,  endlich  die  thatsächliche  Um- 
wandlung des  römischen  zum  Beichsbür gerrecht  eingreift.  Aber  in 
welchem  Grade  auch  dieses  Strafverfahren  noch  arbiträr  war,  das 
zeigen  die  bithynischen,  gallischen,  africanischen  Strafprozesse  gegen 
die  des  Ghristenthums  angeschuldigten  Nichtbürger  (S.  288). 


Dritter  Abschnitt. 

Verlust  der  Freiheit 


Den  Verlust  der  Freiheit,  die  Umwandelung  des  römischen  Freihaits- 
Bürgers  in  einen  unfreien  Mann,  kennen  die  öffentlichen  Ordnungen  •*»*»^«^°"k 
der  römischen  Republik  wohl  bei  schweren  Schädigungen  der  Ge-  oememde- 
meinde,  insonderheit  der  Verletzung  der  Wehr-  und  der  Dienst-  ''*•"• 
pflicht  und  des  internationalen  Gesandtenrechts ;  aber  die  in  diesen 
Fällen  eintretende  Ahndung  gehört  nicht  dem  Strafrecht  an,  sondern 
der  magistratischen  Coercition,  wie  dies  früher  (S.  43  fg.)  gezeigt 
ward,  und  tritt,  wie  es  scheint,  auch  bei  diesem  überhaupt  von  festen 
Strafsätzen  absehenden  Verfahren  auf  nicht  als  principale,  sondern 
als  im  Wege  der  Milderung  anstatt  der  Todesstrafe  eintretende 
Ahndung.  Wenn  in  dieser  Weise  eine  Person  in  das  Eigenthum 
des  Staates  übergeht,  so  pflegt  dieser  das  Verbleiben  des  früheren 
Freien  als  Unfreien  in  der  Gemeinde  durch  Verkauf  in  das  Aus- 
land zu  verhindern;  ja  bei  dem  internationalen  Frevel  wird  ge- 
radezu von  Gemeindewegen  der  Frevler  der  verletzten  Gemeinde 
übereignet.  Da  im  öffentlichen  magistratisch-comitialen  Verfahren 
niemals,  auch  nicht  im  Wege  der  Milderung  der  Capitalstrafe,  die 
Freiheit  aberkannt  ward  und  da  in  der  voll  entwickelten  Republik 
jene  Formen  der  Coercition  nicht  als  Judication  gelten  können,  so 
durfte  der  Römer  die  Freiheit  bezeichnen  als  durch  richterlichen 
Spruch  unverlierbar*. 

Das  Privatstrafrecht  dagegen  hat  den  Freiheitsverlust  als  Preuiwu- 
eigentliches  Strafmittel  zugelassen,  den  des  Diebstahls  überwiesenen  •^^^^^^^ts 
Freien   dem   Geschädigten   zum   vollen   Eigenthum   zugesprochen   "recht*" 


^  Die  Ausführung  Ciceros  (pro  Caec.  84)  ist  allerdings  insofern  sophistisch, 
als  er  die  Coercition  erwähnt  und  zu  beseitigen  versucht 
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(S.  751  A.  2) ;  auch  ist  dieser  nicht  genöthigt  sich  desselben  durch 
Verkauf  in  das  Ausland  zu  entäussern,  da  die  Gemeinde  dies  wohl 
für  ihre  eigenen  Unfreien  anordnen  kann,  aber  nicht  für  den  eines 
Bürgers.  Im  Zwölftafelgesetzbuch  wird  diese  Befugniss  des  Ge- 
schädigten nur  noch  zugelassen  gegen  den  auf  frischer  That  ge- 
fassten  Dieb  (S.  751  A.  2).  Aber  das  römische  Selbstgefühl  liess  das 
Recht  der  Gemeinde  dem  Bürger  die  Freiheit  zu  entziehen  selbst 
bei  erwiesenem  Verbrechen  nicht  gelten  und  hat  in  früh  republi- 
kanischer Zeit  auch  diesen  Fall  des  Diebstahls  unter  die  mit  (reld 
lösbaren  Delicto  gezogen.  Damit  ist  der  Freiheitsverlust  aus  dem 
Strafrecht  definitiv  beseitigte  —  Die  Unfähigkeit  das  Lösegeld  zu 
zahlen  führt  allerdings  auch  nachher  noch  die  Addiction  herbei; 
aber  diese  jeden  zahlungsunfähigen  Schuldner  treffende  Verknechtung 
ruht  nicht  auf  dem  Delict  und  ist  keine  Strafe,  sondern  zeitweilige 
Suspension  der  persönlichen  Selbständigkeit,  jederzeit  durch  Er- 
füllung der  Verbindlichkeit  lösbar  und  keineswegs  Verlust  der 
Freiheit, 
zarftckfflh.  Dloso  Ausfühniug  gilt  von  dem  vollfreien  Bömer.  Der  Frei- 
rnng  der  gelassono  ist  erst  allmählich  und  auch  dann  nur  mit  gewissen  Be- 
n«»n  in  die  schränkuugen  dem  Freigebornen  gleichgestellt  worden  ^.  Die  unvoll- 
ünfc«üieit.  kommene  Freilassung  —  und  anfänglich  ist  jede  Freilassung  noth- 
wendig  unvollkommen  —  ist  ihrem  Wesen  nach  widerruflich.  Die 
spätere  consolidirte  und  formell  als  vollgültig  anerkannte  Freilassang 
ist  dies  nicht;  aber  auch  bei  ihr  ist  die  Zurückführung  des  Frei- 
gelassenen in  die  Unfreiheit  nicht  so  unbedingt  ausgeschlossen  wie 
die  Umwandelung  des  Freigebornen  in  einen  Sclaven.  Allerdings 
erfahren  wir  aus  republikanischer  Zeit  von  derartigen  Vornahmen 
niehts ;  aber  wahrscheinlich  nicht  ohne  Anlehnung  an  ältere  Rechto- 
sätze    und   Gerichtspraxis   wird   unter  dem  Principat  dem   Frei- 


^  Dies  ist  auch  f&r  die  Zwölftafeln  selbst  von  deren  Interpreten  geschehen, 
indem  diese  die  Addiction  des  auf  der  That  ergrifTenen  Diebes  nicht  als  Ad- 
diction zum  Sclaven  fassten,  sondern  als  Addiction  zum  Schuldknecht:  utnm 
servus  efficeretur  ex  addicHane,  sagt  Gaius  3, 189,  an  adiudicaH  loco  congahurt- 
tuTt  veteres  qaaerebant  (S.  751).  Die  letztere  Auffassung  ist  rechtlich  nnmöglichT 
da  die  Schuldknechtschafi;.  einen  gerichtlich  festgestellten  Schuldbetrag  fordert 
durch  dessen  Leistung  der  Schuldner  sich  lösen  kann,  was  bei  der  Zwölftafel- 
klage  wegen  furtum  manifestum  fehlt;  aufgestellt  aber  ist  sie  in  derselben  Ten- 
denz, welche  bei  Cicero  (S.  945  A.  1)  sich  geltend  macht,  die  ünTerlierbarkeit 
der  IVeiheit  nicht  bloss  für  die  Gegenwart  zu  behaupten,  sondern  als  von  jeher 
gegeben  durch  die  republikanischen  Ordnungen. 

'  Die  Rechtsstellung  der  Freigelassenen  ist  dargelegt  im  St.  R.  3,  4S0  Ig« 
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gelasseneil,  wie  dies  im  vorigen  Buch  ausgeführt  worden  ist, 
wegen  Anmassung  des  Ritterrechts  (S.  858  A.  1),  wegen  Bannbmchs 
(S.  85d),  wegen  Undankes  gegen  den  Patron  (S.  855)  die  ßücjcr 
Versetzung  in  den  Sclavenstand  angedroht.  Verwandt  ist  der  dem 
Freigehomen  in  den  Ordnungen  dieser  Epoche  angedrohte  Frei*- 
heitsverlust  für  den  Fall  der  simulirten  Unfreiheit  zum  Zweck  des 
betrügerischen  Verkaufs  (S.  854)  und  des  Contubemiums  der  freien 
Frau  mit  einem  fremden  Sclaven  gegen  den  Willen  seines  Herrn 
(S.  854). 

Selbständige  Strafe  ist  die  Aberkennung  der  Freiheit  auch  unter  Freiheiu- 
dem  Principat  nicht.    Aber  eine  principielle  Neuerung  knüpft  sie/J^J^'p^"^^' 
in  schroffem  Gegensatz  zu  der  republikanischen  Kechtsordnung,  an  eip&t  &u  Be- 
die  Venirtheilung  des  Freien  zum  Tode^  und  an  die  beiden  vor-  «^•**"^^®* 
nehmsten  Fälle  der  im  vierten  Abschnitt  erörterten  Verwendung 
des  Verurtbeilten  für  die  öffentlichen  Arbeiten,  die  Verurtheilung 
zur  Bergwerksstrafe*  und  zur  Einstellung   in   die  -  Fechtschule *• 
Ueber  das  Aufkommen  dieser  Rechtsbestimmung  sind  wir  nicht 
unterrichtet ;  wahrscheinlich  hängt  sie  zusammen  mit  Tiberius  Ein- 
führung der  Bergwerksstrafe*. 

Wenn  ein  derartiges  Urtheil  die  Rechtskraft  beschreitet  *,  tritt  serms 
der  Verurtheilte  in  das  Eigenthum  des  Staats  ein;  zum  Unter-  '^"*'* 
schied  von  den  anderweitig  dem  Staat  gehörigen  Sclaven  bezeichnen 


1  Dig.  28,  1,  8,  4.  tit  8,  6,  6.'  29,  2,  25,  3.  48,  19,  12.  1.  29.  tit.  20,  5  pr. 
Dagegen  verknüpft  eine  Verordnung  vom  J.  333  (C.  Th.  1,  32,  1)  mit  der  Todes- 
strafe den  Yerlust  des  römiechen  Bürgerrechts. 

«  Paulus  3,  6,  29.  Dig.  28,  1,  8,  4.  29,  2,  25,  3.  34,  8,  3  pr.  48,  19,  8, 
4.  8.  1.  17  pr.  1.  36.  49,  14,  12.  TertuUian  apbl.  27.  Die  beiden  Kategorien 
des  < Bergwerks' und  der 'Bergwerksarbeit' werden  hierin  gleichgestellt  (Dig.  48, 
19,  8,  6.  1.  17.  50,  13,  5,  3).  Justinian  hat  nov.  22  c.  8  die  servitus  poenae 
(wohl  nicht  bloss  hinsichtlich  der  Ehe,  sondern  allgemein)  für  die  Bergwerks- 
strafe aufgehoben. 

*  Dies  ist  bezweifelt  worden,  wenn  dieser  Spruch  nicht  das  Todesurtheil 
in  sich  schloss,  wird  abei»  von  Ulpian  bejaht  Dig.  48,  19,  8,  11.  12. 

^  Dass  die  Schärfung  der  Interdiction  durch  die  Entziehung  des  Bürger- 
rechts im  J.  23  von  Tiberius  eingeführt  ward,  wird  weiterhin  gezeigt  werden. 
Da  diese  Strafe  nur  auf  Personen  aus  den  besseren  Ständen  anwendbar  ist, 
80  liegt  die  Yermuthüng  nahe,  dass  die  Bergwerksarbeit,  welche  bei  gleichem 
Delict  regelmässig  die  Geringeren  trifit,  und  die  damit  verbundene  Entziehung 
der  Freiheit  gleichzeitig  eingeführt  worden  sind.  Das  älteste  positive  Zeugniss 
dafür  ist  der  Erlass  Hadrians  Dig.  28,  3,  6,  6. 

ß  Dig.  28,  3,  6,  6.    48,  19,  12. 
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die  Bechtsgelehrten  ihn  als  Straf sclaven ,  servus  poenae^.  Damit 
scheidet  er  aus  seiner  Familie  und  seinen  ehelichen  Verh&ltnissen 
aus '.  Seine  Habe  fällt  mit  der  Person  an  den  Staat,  worauf  wir 
bei  der  Vermögensconfiscation  zurückkommen,  und  er  ist  fortan  un- 
fähig Vermögen  zu  haben  und  unter  Lebenden  oder  von  Todes- 
wegen  vermögensrechtlich  zu  verfügen'. 


^  Die  AeuBseningen  Dig.  $i,  8,  3  pr.:  poenae  servus  est,  non  Caesari$ 
(vgl.  48,  19,  17  pr.)  und  49,  14,  12:  magia  poenae  quam  fisci  servos  gehen  nicht 
aaf  das  Bechtsverhältniss ,  sondern  auf  die  Benennung;  AugusU  servus  ist  m 
dem  betreffenden  Kreise  eine  auszeichnende  Titulatur  und  die  Caesariam  sind 
angesehener  als  die  Masse  der  Plebejer  (S.  577  A.  4).  Verglichen  werden  kann 
der  Gegensatz  der  vomehmen  und  der  geringeren  kaiserlichen  Geschäftsfahrer, 
der  procuratores  Augusti  und  der  procuratores  schlechtweg.  Rechtlich  wird 
der  servus  poenae  durchaus  als  kaiserlicher  Sclave  behandelt,  nur  dass  der 
Kaiser  was  jenem  im  Testament  hinterlassen  wird  anzunehmen  Terschmiht 
(Dig.  84^  8,  3  pr.  §  1.  49,  14,  12> 

«  Inst.  1,  12,  3.    Nov.  22  c.  8. 

*  Dig.  28,  1,  8,  4.    tit.  3,  6,  6.    29,  2,  25,  3.    84,  8,  3,  1.    Ausgenommen 
ist  das  dem  Unfreien  gegebene  Alimentenlegat  (Dig.  34,  8,  3  pr.). 
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Die  Zwangsarbeit  ist  dem  republikanischen  Strafrecht  un- 
bekannt und  unter  dem  Principat  aufgekommen,  vielleicht  zusammen 
mit  der  Deportation  im  J.  23  durch  Tiberius  eingeführt  worden 
(S.  947  A.  4).  Wir  können  die  Entwickelung  nicht  verfolgen;  in 
dem  spätem  System  erscheint  der  Arbeitszwang  als  eines  der 
wichtigsten  Strafmittel  in  dreifacher  Abstufung,  als  Bergwerk, 
lebenslängliche  Zwangsarbeit  und  Zwangsarbeit  auf  Zeit^. 

Die  Bergwerkwtrafe  wird  als  die  schwerste  nach  der  Todes-  Beigwerk»- 
strafe  betrachtet*  und  wie   dieser  geht  ihr  von  Rechtswegen  die    ■'^'* 
Geisselung  voraus'.    Sie   wird  nur  auf  Lebenszeit  erkannt,   und 
wenn  etwa  eine  Befristung  hinzugefügt  sein  sollte,  nicht  als  Berg- 
werksstrafe im  Rechtssinn  behandelt^.    Es  ist  mit  ihr,  wie  dies 


^  Die  Gliederung  tritt  am  deutlichsten  hervor  in  der  Bestimmung,  dass 
bei  dem  Ausbruch  von  Strafgefangenen  (ctMtodiae)  der  auf  Zeit  Yerurtheilte 
das  Doppelte  der  rückständigen  Zeit  oder  auch  lebenslänglich  in  Haft  bleibt, 
der  auf  Lebenszeit  Yerurtheilte  Bergwerk  erhält»  der  Bergwerksgefangene 
niederen  Grades  den  schwereren,  derjenige  der  höheren  den  Tod  (Dig.  48,  19, 
8,  6.  7.  1.  28,  14.  50,  18,  5,  8). 

'  Paulus  5,  17,  2.  Dig.  48,  19,  28  pr.  Daher  können  auf  Bergwerk  ebenso 
wie  auf  den  Tod  nur  die  Statthalter  erkennen,  nicht  ihre  Legaten  (Dig.  1, 
18,  6,  8). 

>  Dig.  48,  19,  10  pr.  49,  14,  18,  2.  Cod.  Theod.  2,  14,  1.  7,  18,  8.  16»  5, 
40,  7.    Auch  in  den  cyprianischen  Briefen  (S.  950  A.  6)  wird  sie  erwähnt 

^  Es  geht  dies  schon  daraus  hervor,  dass  bei  der  Bergwerksstrafe  die 
Zeitdauer  regelmässig  nicht  erwähnt  wird,  wie  dies  bei  dem  opus  publicum 
meistens  geschieht.  Ausdrücklich  sagt  Hadrian  Dig.  48,  19,  28,  6:  in  opus 
metaUi  ad  tempus  davmari  nemo  debet  und  fügt  hinzu,  dass  ditf  Vernrtheilung 
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schon  ausgeführt  worden  ist  (S.  947  A.  2),  der  Verlust  der  Frei- 
heit von  Rechtswegen  verbunden  mit  seinen  nothwendigen  ver- 
mögensrechtlichen und  sonstigen  Consequenzen.  Als  Muster^  hat 
dabei  vermuthlich  Aegypten  gedient,  wo  die  Bergwerksarbeit  seit 
alter  Zeit  von  verurtheilt^n  Verbrechern  beschafft  ward*.  Die 
Arbeiter  werden  als  Strafsclaven  des  Staates  behandelt;  sie  unter- 
liegen der  Brandmarkung  ^  und  der  Schur  des  halben  Haupthaars S 
auch  der  Züchtigung  in  der  bei  Unfreien  hergebrachten  Weise*. 
Ihre   Arbeit   thaten .  sie  in  Ketten  ®  und  unter  militärischer  Auf- 


zur  Bergwerksarbeit  auf  Zeit  die  Freiheit  nicht  aufhebe  und  nicht  als  Yer- 
urtheilung  in  metaUutn  angesehen  werden  darf.  Ehenso  wird  Dig.  48,  19,  8,  8 
bei  der  in  ministerium  metallicorum  verurtheilten  Frau  der  Verlust  der  Freiheit 
dann  ausgeschlossen,  wenn  das  Urtheil  auf  Zeit  lautet.  Demnach  wird  der 
Yerurtheilung  zum  Bergwerk  ad  biennii  tempus  in  der  coustantini sehen  Ver- 
ordnung C.  Th.  1,  5,  3  dieselbe  ungenaue  Redeweise  zu  Grunde  liegen  und 
mUssen  auch  die  Worte  Dig.  48,  19,  23:  sine  praefinito  tempore  in  metaÜMm 
dato  imperitia  danUs  decennii  tempora  praefimta  videntur  auf  eine  Yerurtheilang 
bezogen  werden,  welche  Bergwerksarbeit  auf  Zeit  gleich  der  von  Hadrian  ge- 
tadelten anordnet,  die  Frist  aber  nicht  festsetzt.' 

^  Ueber  die  Localit&ten  und  die  sonstigen  Einrichtungen  des  Gruben- 
baues in  römischer  Zeit  ist  im  Strafrecht  nicht  zu  handeln.  Schwefel-,  Salz- 
(optt8  salinarum:  Dig.  49,  15,  6),  Kiesgewinnung  steht  rechtlich  dem  Bergbau 
gleich  (Dig.  48,  19,  8,  8.  10),  ebenso  die  Hülfsverrichtungen  f&r  die  Gruben- 
arbeiten (Dig.  48,  19,  8,  8:  in  ministerium  m^täUicorum  feminae  ,  .  .  damnari 
solent;  1.  28,  6).  Wo  es  an  Gelegenheit  zur  Grubenarbeit  fehlt,  wird  der 
Verurtheilte  an  eine  geeignete  Stelle  abgegeben  (Dig.  48,  19,  8,  4),  was  indess 
nicht  ohne  generelles  (so  bei  dem  Stadtpr&fecten :  Dig.  48,  19,  8,  5)  oder 
specieUes  kaiserliches  Mandat  geschehen  sein  wird. 

*  Diodor  3,  17:  ol  ßaoilttg  t^c  Alyvnxov  wovg  i^l  xuxov^iq  xarttiuca- 
aSivrag  xal  roifg  xarä  noXifiov  aZ/^aXorrtai^/yroc  .  .  .  naQad^^oaa*  n^  rtiv 
rov  xQ^^o^  itiiTaXXefav.  Uebrigens  begegnet  die  Zwangsarbeit  in  den  Stein- 
brüchen auch  in  früher  Zeit  in  Bicilien  und  Italien. 

«  Sueton  Gai.  27.  Pontius  vita  Cypriani  7.  C.  Th.  9,  40,  2  =  lust  9, 
47,  17.    Marquardt  Privatalterth.  S.  184. 

*  Artemidorus  1,  21:  to&to  yag  xdxst  naqcianfiov  lott  roTc  xaraiixaCo' 
fiivoig.    Cyprian.  ep.  76,  2:  semitonsus,    Marquardt  a.  a.  0.  S.  180. 

»  Dig.  49,  14,  12. 

*  Dig.  48,  19,  8,  6.  Plinius  ad  Trai.  58.  Daher  werden  die  zum  Graben- 
ban  Verurtheilten  auch,  als  Gefangene  (custodiae)  bezeichnet  (Dig.  48,  19, 
28,  14.)  Ein  lebendiges  Bild  dieser  Bergwerksarbeit  geben  die  Briefe  des 
karthagischen  Bisehofs  Cyprianus  an  die  in  die  numidischen  Bergwerke  ron 
SiguB  verschickten  Christen  und  deren  Antworten  (ep.  76-^79).  Die  Gefangenen 
tragen  an  den  Füssen  durch  Querriegel  (traversaria)  verbundene  Fesseln 
(compedes) ;  sie  schlafen  in  finsterem   und  von  Gestank  erfülltem  Raum  aof 
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sieht ^;  die  beiden  Stufen,  welche  das  Strafrecht  ansetzt,  'Berg- 
werk' (metdUum)  und  'Bergwerksarbeit'  (qptis  metalli)^  unter- 
schieden sich  hauptsächlich  durch  die  schwereren  oder  leichteren 
Fesseln^  und  ausserdem  wohl  durch  strengere,  oder  mildere  Be- 
handlung der  Strafgefangenen.  Es  kann  der  zu  lebenslänglicher 
Zwangsarbeit  Yerurtheilte  nach  zehnjährigem  Dienst,  wenn  er 
für  die  Arbeit  nicht  mehr  brauchbar  ist,  seinen  Verwandten 
zurückgegeben  werden*;  indess  geschieht  dies  offenbar  nur,  um 
sich  der  unbrauchbaren  Leute  zu  entledigen  und  schliesst  keine 
Aenderung  des  Personalstandes  ein.  Von  Bücksichtnahme  auf  Ge- 
schlecht und  Alter  bei  Zuerkennung  dieser  Strafe  findet  in  den  Ge- 
setzen sich  nichti?'^;  wohl  aber  ist  sie  gesetzlich  beschränkt  auf  die 
Geringen*  und  namentlich  auf  die  Unfreien';  die  im  letzten  Ab- 
schnitt dieses  Buches  näher  entwickelte  Strafungleichheit  nach  dem 
Stande  der  Verurtheilten  findet  ihren  ältesten  und  festesten  Aus- 
druck in  dem  alternativen  Verhältniss  der  Zwangsarbeit  und  der 
Deportation.  Kaiserliche  Willkür  freilich  hat  auch  Personen  der 
eximirten  Kategorien  in  die  Bergwerke  geschickt®. 


dem   nackten    Boden;    die    dürftige  Kleidung   wehrt    nicht  dem    Frost,   das 
knappe  Brot  nicht  dem  Hunger;  der  Gebrauch  des  Bades  ist  ihnen  versagt. 

*  Die  ägyptischen  Inschriften  geben  zahlreiche  Belege  für  die  militärische 
Leitung  der  Grubenarbeiten« 

«  OpM  metdai:  Dig.  48,  19,  8,  4.  12.  1.  11.  1.  17  pr.  1.  28,  6.  49,  16,  3,  1. 
50, 16,  5,  3.  Die  Verurtheilung  auf  opus  ohne  Beisatz  ist  leichter,  wie  weiterhin 
gezeigt  wird. 

*  Dig.  48,  19,  8,  6.   50,  13,  5,  3. 

*  Dig.  48,  19,  22. 

^  Auch  Frauen  unterliegen  der  Strafe  (Dig.  48,  19,  8,  8.  28,  6.  49,  15,  6. 
Cod.  9,  47,  9).  Die  ägyptischen  Könige  verwendeten  in  den  Gruben  Frauen, 
Kinder  und  Greise  (Diodor  3,  12). 

*  Dig.  47,  20,  3,  2.  48,  19,  9,  11  fg.  tit.  28,  5.  50, 13, 5,  3.  C.  Th.  7,  18,  1. 
An  keiner  Stelle  der  Rechtsbücher  werden  Standespersonen  dieser  Strafe  unter- 
worfen; Dig.  47,  12,  11  sind  die  Worte  atU  in  metaüum  damnantur  nach  ad* 
fiduntur  zu  stellen  und  Dig.  48,  19,  38  pr.  ist  poena  mädüi  aut  (nicht  d)  exilii 
zu  schreiben.  Befreit  von  dieser  Strafe  sind  Soldaten  (Dig.  49,  16,  3,  1)  so  wie 
Veteranen  und  Veteranenkinder  (Dig.  49,  18,  3.    Cod.  9,  47,  5). 

'  Paulus  6,  22,  2.  tit  30 B,  2.  Dig.  48,  18,  17,  8.  tit.  19,  8,  12.  1.  83.  Cod. 
Th.  8,  5,  17.  9,  10,  4.  tit.  17,  1.  12, 1,  6.  14, 10, 4.  16,  5,  40,  7.  Cod.  9, 47, 11. 
Dahin  gehört  die  Verurtheilung  des  Sclaven  Callistus,  des  späteren  Papstes, 
durch  den  Stadtpräfecten  (S.  272  A.  3). 

*  Sueton  Gai.  2  (S.  952  A.  2).  In  diocletianischen  Erlassen  gegen  die  Neu- 
gläubigen  (S.  576  A.  4)  wird  neben  schwereren  auch  diese  Strafe  vorgesehen.  — 
Der  zur  Bergwerksarbeit   verurtheilte   bithynische    Lehrer    der  Philosophie 
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Zwangs-  Gleichartig,  aber  minder  schwer  ist  die  Verurtheflung  zu  öffent- 

ubeii  lißhej.  Arbeit  ^  Es  werden  darunter  die  Arbeiten  verstanden,  welche 
regelmässig  dem  unfreien  Gesinde  obliegen,  Strassenbesserung, 
Kloakenreinigung,  der  Dienst  in  den  öffentlichen  B&dem'  und  bei 
den  Pumpen',  in  der  Spätzeit  auch  die  Arbeit  in  den  öffentlichen 
Bäckereien  *,  und  besonders  bei  Frauen,  diejenige  in  den  kaiserlicheD 
Webereien^.    Arbeitsgefangene  sind  auch  diese  Individuen,  obwohl 


Flavius  Archippus  (Plinius  ad  Trai.  58)  gehört  [zu  keiner  der  ezimirten 
Kategorien. 

^  Opus  publicum:  Paulus  2,  19,  9.  8,  4A,  9.  5,  8,: 5.  tit.  4,  8.  tit  17,  2. 
tit  18,  1.  tit  30,  1.  Dig.  47,  9,  4,  1.  48,  19,  8,  7.  1.  10  pr.  1.  28,11.  L  84  pr. 
49,  16,  8,  1.  tit  18,  8.  Cod.  9,  47,  5.  Opus:  Plinius  adjTrai.  37:  quidam  vd 
in  opu8  damnati  vel  in  ludum  similiaque  his  genera  poenarum.  Coli.  11,  7,  1. 
11,  8,  8  (—  Dig.  47,  14,  1,  8,  wo  item  operis  nicht  zu  ändern  ist).  Dig.  47,  21,  2. 
48,  19,  10,  2.  —  Verschieden  ist  opus  meMU  (S.  951  A.  2).  —  Gleichbedeutend 
sind,  da  die  Zwangsarbeit  die  Haft  einschliesst  (Dig.  48,  19,  28,  14),  die 
vincula  publica  (Dig.  11,  5,  1,  4:  in  lautumias  vd  in  vineula  pubUca,  Dig.  48, 
19,  28,  7.  Paulus  5,  21,  1)  oder  die  vincuia  schlechtweg  (Paulus  5,  17,  1. 
Dig.  48,  19,  7.  L  8,  18.  1.  88);  insbesondere  die  Stelle  48,  19,  8,  13:  sive  in 
perpetua  vincula  fuerü  damnatus  servus  sive  in  temporalia,  eius  remanei  cmu$ 
fuit  antequam  damnaretur  zeigt,  dass  das  'Gefängniss'  rechtlich  nichts  ist  als  die 
mit  der  Zwangsarbeit  verbundene  Haft  Wenn  Paulus35,|  17,  1  beifAufzählong 
der  Strafmittel  opus  publicum  und  vincula  neben  einander  nennt,  so  darf  viel- 
leicht daran  gedacht  werden,  dass  bei  kurzer  Haft  |der  Arbeitszwang  leicht 
zurücktritt  oder  wegfällt 

'  Sueton  Gai.  27  unter  den  Willkürmassregelh:  mültos  honesti  ordinis,., 
ad  metaUa  et  munitiones  viarum  .  .  .  condemnavit  Plinius  ad  Trai.  31.  82  be- 
richtet, dass  in  verschiedenen  bithynischen  Städten  die  zur  Zwangsarbeit  (in 
opus  vel  in  ludum  similiaque  his  genera)  Verurtheilten  missbräuchlich  f&r  die 
den  Gemeindesclaven  obliegenden  Verrichtungen  verwendet  würden  und  als 
solche  Kostgeld  empfingen;  Traian  antwortet,  dass  diese  Individuen  ihrer 
rechten  Strafe  zuzuführen  seien,  ausser  wenn  die  derartige  Beschäftigung  zehn 
Jahre  oder  länger  gedauert  habe:  dann  sollten  sie  in  ihrer  Stellung  bleiben, 
aber  für  niedere  Verrichtungen  (ea  ministeria  quae  non  lange  a  poena  sinO, 
Strassenbesserung,  Kloakenreinigung,  Dienst  in  den  öffentlichen  Bädern  ver- 
wendet werden. 

*  Sueton  Tib.  51:  equestris  ordinis  viro  ...  in  anÜiam  condemnato. 

*  Gonstantin  C.  Th.  9,  40,  8:  ex  levioribus  causis  . . .  ergastulis  vdpistrinif 
esse  dedendos  aique  ad  wrhem  Bomam  .  .  .  mittendos.  Ebenso  C.  Th.  9,  40,  5. 
c.  6.  c.  7.  c.  9.  14,  17,  6.  Auch  in  andere  Zwangskörperschaften  sind  in  dieser 
Weise  Verurtheilte  eingestellt  worden  (C.  Th.  8,  8,  4.   9,  40,  9). 

^  Lactantius  de  mort.  21 :  matres  famüias  ingenuae  ac  nohiles  in  gffnaeceum 
rapiebaniur.  Sozomenus  h.  eccl.  1,8:  yvvatxiCotq  {  livvtpioiQ  vTifigeretv.  In 
den  Erlassen  vom  J.  336  C.  Th.  4,  6,  2.  c.  8  ordnet  Gonstantin  an,  dass  ein  von 
Licinius  mit  einer  Unfreien  gezeugter  und  dann  durch  kaiserlichen  Erlass  legiti- 
mirter  Sohn  wieder  zum  Sclavenstand  degradirt,  gezüchtigt  und  gefesselt  an 
das  Gynaeceum  in  Karthago  (not  dign.  Occ.  11,  58)  abgegeben  werden  solle. 
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die  gegen  ihr  Entweichen  getroffenen  Massregeln  sich  nicht  fest- 
stellen lassen,  vielleicht  überall  nach  Art  der  Arbeit  örtlich  ge- 
regelt waren.  Diese  Strafe  wird  gegen  den  Unfreien  nicht  aus- 
gesprochen, da  sie  nicht  ihn,  sondern  nur  seinen  Herrn  treffen 
würde  ^.  Sie  kann  auf  Lebenszeit  erkannt  werden  und  hebt  in 
diesem  Fall  zwar  nicht  die  Freiheit,  aber  das  Bürgerrecht  auf. 
Häufig  wird  sie  auf  Zeit  auferlegt  und  berührt  alsdann  den 
Personalstand  nicht  ^.  Die  Geisselung  ist  regelmässig  auch  mit  ihr 
verbunden*.  Auch  zu  diesen  minder  schweren  Verrichtungen,  als 
die  Bergwerksarbeiten  sind,  werden  Personen  höheren  Standes  nicht 
verwendet  •. 

Die  Abgabe  des  verurtheilten  Verbrechers  für  die  blutigen  Fecht«sh«i*. 
Volkslustbarkeiten,  die  Thierhetzen  und  die  Fechtspiele,  ist  wohl 
aufgekommen  als  eine  der  Executionsformen  der  Todesstrafe,  wie  dies 
früher  (S.  925  A.  3)  dargelegt  worden  ist,  und  in  diesem  Fall  wird 
man  es  vermieden  haben  den  Verurtheilten  zum  ernstlichen  Kampf 
zu  bestimmen,  was  bei  den  Thierhetzen  ohne  Schwierigkeit  aus- 
führbar und  Regel  war.  Die  Gladiatorenkämpfe  dagegen,  wo  Mann 
gegen  Mann  stritt  und  ein  gewisses  Gleichgewicht  zwischen  den 
Kämpfern  zum  Wesen  der  Schaubtellung  gehörte,  waren  für  diesen 


^  Papinian  Dig.  48,  19,  34  pr.:  aervus  in  opus  publicum  perpetuum  et  muito 
magis  temporarium  non  datur;  cum  igitur  per  errorem  in  opus  temporarium 
fuisset  datuSj  expleto  tempore  domino  servum  esse  reddendum  respondi.  Die  Stelle 
^eigt  sowohl  das  Motiv  der  Bestimmung  wie  auch,  dass  sie  keineswegs  streng 
durchgeführt  ward.  Eine  motivirte  Ausnahme  findet  sich  Dig.  48,  19,  10  pr. 
Wo  sonst  von  einer  Yerurtheilung  des  Sclaven  zur  Zwangsarbeit  zweiten  Grades 
auf  Lebenszeit  oder  auf  Zeit  die  Rede  ist  (Dig.  48,  19,  8,  18.  1.  83.  Cod.  9,  47, 
6.  10),  liegen  ähnliche  Ausnahmefälle  vor. 

■  Dig.  48,  19,  17,  1.  1.  28,  6.  Coli,  11,  7,  1.  —  Auch  auf  die  Rechts- 
stellung des  Sclaven  hat  diese  Arbeitsstrafe  keinen  Einfliiss  (Dig.  48,  19,.  8,  13); 
nur  soll  der  Unfreie  nicht  während  der  Strafzeit  zur  Freiheit  gelangen,  wo- 
gegen dies  nach  Ablauf  der  Strafzeit  zugelassen  wird  (Dig.  48, 19,  33:  temporaria 
coercitio  qu<ie  descendit  ex  sententia  poenae  est  abolitioj, 

»  Auf  zehn  Jahre:  Dig.  48,  19,  8,  7  —  auf  drei  Jahre:  Dig.  47,  9,  4,  1 
—  auf  zwei :  Dig.  47,  21,  2  —  auf  eines:  Paulus  5, 18,  1  —  ohhe  Zeitbestimmung 
Paulus  5,  20,  6.  Coli.  11,  7,  1.  c.  8,  3  (wo  item  operis  nicht  geändert  werden 
darf).  Dig.  48,  19,  28,  1  muss  vom  opuspuöUct/tm  auf  Zeit  verstanden  werden. 
Aucli  die  missbräuchlich  (S.  949  A.  4)  zur  Bergwerksarbeit  auf  Zeit  Ver- 
urtheilten müssen  hieher  gerechnet  werden. 

*  Dig.  48,  19,  7. 

»  Sueton  Tib.  51  (S.  952  A.  8).  Gai.  27  (S.  952  A.  2).  Soldaten,  Veteranen 
und  Veteranenkinder  sind  auch'  hievon  befreit  (Dig.  49,  16,  3,  1.  tit.  18,  3. 
Cod.  9,  47,  5). 
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Zweck  weniger  geeignet ;  wenn  auch  die  verwirkte  Todesstrafe  durch 
den  Sieg  nicht  von  Rechtswegen  aufgehoben  ward  und  ebenfalls  von 
Rechtswegen  die  Begnadigung  weder  von  dem  Spielgeber  noch  von 
den  Zuschauern,  sondern  lediglich  von  dem  Kaiser  gewährt  werden 
konnte,  so  ist  diese  dennoch  den  Obsiegenden  ohne  Zweifel  häufig 
zu  Theil  geworden  *.  Dies  hat,  verbunden  mit  der  hohen  Schätzung 
der  Fechtkunst  bei  den  Römern  und  ihrer  kunstmässigen  Ausbildung 
in  den  Focht-  und  Jagdschulen  (ludt),  dazu  geführt,  dass,  wir  wissen 
nicht  seit  wann,  aber  sicher  bereits  im  ersten  Jahrhundert  n.  Chr.  * 
überwiesene  Verbrecher,  die  sich  dazu  eignen  •,  im  Straf  weg  an 
diese  Schulen  abgegeben  und  ihnen,  falls  sie  nicht  auf  dem  Kampf- 
platz bleiben,  Schonung  des  Lebens  in  Aussicht  gestellt  wird.  Die 
Abgabe  erfolgt  entweder  an  die  öffentlichen  Anstalten  dieser  Art, 
wie  es  deren  in  der  Hauptstadt  mehrere  gab,  oder  auch  an  die  in 
Vorbereitung  bevorstehender  Volksfeste  von  den  Ausrichtern  der- 
selben errichteten  privaten,  in  welchen  neben  den  gewerbsmässig 
dem  Kampfspiel  sich  widmenden  oder  gewidmeten  Freien  und  Un- 
freien die  Verbrecher  häufig  genannt  werden*.  Der  Schwere  nach 
steht  diese  Strafe  mit  der  Bergwerksstrafe  niederen  Grades  auf 
einer  Linie ^  und  ist,  wie  diese,  rechtlich  mit  dem  Verlust  der 
Freiheit  verbunden  (S.947  A.  8) ;  aber  der  Verurtheilte  kann  nach  ge- 
wissen Spielregeln  innerhalb  bestimmter  Fristen  sich  von  der  Kampf- 


^  Die  bei  der  Feier  der  Trockenlegung  des  Fucinersees  verwandten 
Fechter,  sämmtlich  Verbrecher  (sontes)  wurden,  so  weit  sie  den  Kampf  übe^ 
-lebten,  von  Kaiser  Claudius  alle  begnadigt:  ocddümi  exempti  nmt  (Tacitas 
ann.  12,  56).  V^Tenn  in  der  Provinz  die  Zuschauer  bei  einer  solchen  Schau- 
stellung für  den  Verbrecher  wegen  seiner  Stärke  oder  Geschicklichkeit  Be- 
gnadigung erbitten,  so  darf  der  Statthalter  zwar  diese  nicht  gew&hren,  soll 
denselben  aber  nach  Born  senden,  wo  der  Kaiser  ihn  begnadigen  kann 
(8.  926  A.  4). 

'  Plinius  ad  TraL  31. 

*  Dig.  48,  19,  8,  11:  solent  tuniores  hoc  poena  adfiei, 

^  Yita  Hadriani  17.  Appuleius  met.  4,  13.  Die  kleinasiatiachen  In- 
schriften (zusammengestellt  ephem.  epigr.  7  p.  403)  nennen  mehrfach  Sammt- 
grfther  der  Fechter  und  Jäger  der  Volksfeste  vorbereitenden  Magistrate  oder 
Priester,  beispielsweise  von  Aphrodisias  G.  I.  6r.  2759  b:  f^mfuUa  Zrvtn{os] 
OQX^Q^^  f^ovofjidxtiw  xal  »maSdtmv  xaX  Tavqo»a[^nntwf\  wo  ständig  neben  den 
eigentlichen  Gladiatoren  die  Verurtheilten  genannt  werden.  Eben  darauf  ffthit 
die  Inschrift  von  Peltuinum  C.  I.  L.  IX,  3437:  hie  oh  Tumorem  quinCqvennaUiatis) 
apectaeuium  gladfUxtorium)  triduo  dtäü  et  noxioa  quM(u)or, 

»  Plinius  ad  Trai.  31.    Paulus  5,  17,  2.   tit.  23,  4.    C.  Th.  15,  12,  1. 
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pflicht  frei  schlagen  und  sogar  sich  vollständig  befreiend  —  Die 
Fechterkämpfe  wurden  von  Constantin  I.  gemissbilligt  *  und  all- 
mählich eingeschränkt®,  dann  schliesslich  von  Honorius  verboten  * ; 
die  Thierhetzen  aber  sind  geblieben  und  insofern  hat  die  Institution 
selbst  noch  unter  Justinian  fortbestanden^. 


Während  der  Christenverfolgungen  sind  ehrbare  Frauen  im 
Straf  weg  in  die  öffentlichen  Bordelle  eingestellt  worden  •.  Dem 
Anschein  nach  aber  ist  dies  nicht  allgemeine  Anordnung  gewesen, 
sondern  auf  den  Uebereifer  einzelner  Beamten  zurückzuführen. 


^  Nach  drei  Jahren  kann  er  sich  die  rtuUs  erstreiten,  nach  fünf  den  piUeus, 
die  Freiheit.    Coli.  11,  7,  4. 

'  Constantin  im  J.  325  C.  Th.  15,  12,  1,  geändert  und  gesteigert  wieder- 
holt Cod.  Inst.  11,  44,  1.  Unmöglich  kann,  wie  Gothofredus  meint,  Constantin 
ein  Gesetz  bloss  für  den  Orient  erlassen  haben;  aber  sein  Erlass  ist  viel  mehr 
tadelnd  als  verbietend. 

»  Die  Christen  (C.  Th.  9,  40,  8)  und  die  Hofleute  (C.  Th.  9,  40,  11)  wegen 
eines  Vergehens  in  die  Fechtschulen  einzustellen  hat  im  Occident  Valentinian  I. 
verboten. 

*  Vgl.  die  Notiz  der  Chroniken  zum  J.  399  (chron.  min.  vol.  1  p.  755) 
und  die  Ausführungen  von  Gothofredus  a.  a.  0.  und  von  Usener  rhein.  Mus. 
1882  S.  479. 

^  So  z.  B.  Dig.  48, 19,  8,  11,  wo  der  in  den  Indus  venatorius  nicht  passende 
Waffentanzer  (pyrricharius)  ein  Üeberrest  ist  des  herauscorrigirten  Itidus 
gladiatorius, 

*  Tertullian  apolog.  50:  proxitne  ad  Unanem  damnando  ChrigUanam  potius 
quam  od  leanem;  vgl.  de  monogamia  15.  Cyprianus  de  mortal.  15;  virgifies  .  .  . 
lupa/naria  non  Umwies.  Martyrium  des  Pionius  c.  7:  al  lAti  im&T^vaa^  tig 
Tio^ilov  taravTtu,  Eusebius  h.  e.  8,  14,  14  fg.,  de  mart.  Pal.  5,  3;  Prudentius 
peristeph.  14:  passio  Agnetis  virginis;  Ambrosius  de  virginibus  2,  4;  Augustinus 
de  civ.  dei  1,  26;  Basilius  de  virg.  52  (vol.  2  p.  174  Migne). 


Fünfter  Abschnitt. 

Verlust  des  Bürgerrechts. 


Persönliche  Freiheit  auch  derjenigen  Nichtbürger,  die  keinem 
von  Rom  anerkannten  Staate  angehören,  ist  ein  den  Römern  seit 
alter  Zeit  geläufiges  und  scharf  entwickeltes  Rechtsverhältniss. 
Mag  immer  in  den  Anfängen  der  staatlichen  Entwickelung  die 
Person  bei  mangelndem  Bürgerrecht  dem  jagdbaren  Wild  und  dem 
herrenlosen  Sclaven  gleich  geachtet  worden  sein,  so  liegen  diese 
Zustände  vor  der  geschichtlichen  Epoche;  das  römische  Recht 
stellt,  für  uns  von  jeher,  den  Begriflf  des  freien  Nichtbürgers  auf, 
dem  die  an  die  staatliche  Zugehörigkeit  geknüpften  Personal- 
rechte, zum  Beispiel  Ehe  und  Testament,  mangeln  (S.  117),  aber 
Rechtsschutz  und  Verkehrsrecht  in  vollem  Umfang  zukommen  wie 
dem  Bürger  (S.  107).  Am  bestimmtesten  tritt  diese  Rechtsstellung 
auf  bei  Aea  Angehörigen  der  von  Rom  auf  gelösten '  Gemeinwesen, 
insoweit  dieselben  weder  zu  Bürgern  noch  zu  Sclaven  gemacht 
werden ,  den  Campanern  der  republikanischen ,  den  Juden  der 
Eaiserzeit^  Für  das  Strafrecht  kopimt  dieses  Rechtsverhältniss 
insoweit  in  Frage,  als  einem  römischen  Bürger  durch  staatliche 
Ordnung  wegen  eines  Delicts  das  Bürgerrecht  unter  Belassung 
der  Freiheit  entzogen  wird*.    Indess  kennt  das  Recht  diese  Ent- 


^  St.  R.  8,  139  fg.  Meine  AuBführung  über  die  Rechtsstellung  der  Jaden 
nach  Vespasian  in  Sybels  histor.  Zeitschrift  64  (1890)  S.  422  fg.  Das  gleiche 
Personalverhältniss  kommt  in  der  Kaiserzeit  den  dediticischen  Freigelassenen 
zu;  indess  ist  dasselbe,  wie  auch  die  Behandlung  der  Campaner  zeigt,  wohl 
gegen  Individuen,  nicht  aber  gegen  Personenklassen  durchführbar,  und  so  werden 
denn  auch  diese  Freigelassenen  beerbt,  als  wären  sie  römische  Bürger  oder 
Latiner  (Gaius  3,  74). 

'  Ulpian  11,  12:' media  capitis  deminuHo  dicitury  per  quam  sola  civitaie 
amissa  libertas  retinetur,  qiiod  fit  in  eo  cui  aqua  et  igni  interdicitwr»    Dig.  2,  4, 
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Ziehung  als  unmittelbar  erkannte  Strafe  nichts  wohl  aber  als 
Rechtsfolge  geknüpft  nach  dem  Becht  der  Bepublik  an  die  schwerste 
Kategorie  des  Staatsverbrechens,  die  Perduellion,  nach  dem  der 
Kaiserzeit  als  Begleitstrafe  der  Deportation  und  der  lebensläng- 
lichen Strafarbeit. 

1.  lieber  die  mit  der  Perduellion  verkntlpfte   Ausscheidung  Perduemon. 
aus  der  Bürgerschaft  ist  bei  d6ren  Behandlung  sowohl  im  Gebiet 

der  Coercition  (S.  53  fg.),  wie  auch  im  magistratisch-comitialen 
Prozess  (S.  592)  hervorgehoben  worden,  dass  diese  Strafthat  auf- 
gefasst  wird  als  Eintritt  des  Thäters  unter  die  Landesfeinde  und 
dass  dieser  Uebertritt  selbst  zwar  durch  magistratischen  oder 
comitialen  (ierichtsspruch  constatirt  werden  muss,  das  Bürgerrecht 
aber  angesehen  wird  nicht  eigentlich  als  vom  Gericht  aberkannt, 
sondern  als  von  dem  Bürger  aufgegeben  im  Moment  der  That. 
Auf  die  wichtigen  daran  sich  knüpfenden  vermögensrechtlichen 
Consequenzen  wird  bei  der  Confiscation  zurückzukommen  sein. 

2.  Die  von  Sulla  in  das  römische  Strafrecht  eingeführte  Ver-  Deportation, 
bannung  unter  capitaler  Bestrafung  des  Bannbruchs  hat  der  Kaiser 
Tiberius  im  J.  23  n.  Chr.  geschärft  durch  den  Verlust  des  Bürger- 
rechts^. Regelmässig,  obwohl  nicht  nothwendig  wird  dem  also 
Verbannten  ein  Zwangsdomicil  angewiesen  und  danach  die  Inter- 
diction  als  Deportation  bezeichnet.    Der  Verlust  des  Bürgerrechts 

ist  hier  rechtlich  an  das  Strafurtheil  geknüpft  oder  vielmehr  an 
die  Vollstreckung  desselben,  die  Abführung  nach  dem  Verbannungs- 
ort®. Selbstverständlich  kann  die  Entziehung  des  Bürgerrechts 
nicht  anders  eintreten  als  auf  Lebenszeit*.    Es  ist  mit  ihr  Ver- 


10,  6:  per  poenam  deportationis  ad  peregrinitatem  redactus,  35,  1,  104.  48,  22, 
6  pr.  1.  15.  Daher  «noh^^Sy  id  est  sine  civitate  bei  Marcianus  Dig.  4»,  19,  17, 1 
und  Ulpian  Dig.  32,  1,  2,  Sie  werden  zu  den  peregrini  gezählt  (Gaius  1,  90.  128), 
da  dieser  Begriff  nicht  positiv  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Staat 
ausspricht,  sondern  negativ  das  Fehlen  des  römischen  so  wie  des  latinischen 
Bürgerrechts.  —  Dass  nach  CaUistratus  (Dig.  50, 13,  5,  3)  der  Deportirte  nicht 
das  Bürgerrecht  verliert,  sondern  die  Freiheit,  ist  mit  allen  übrigen  Zeugnissen 
in  Widerspruch. 

*  Vereinzelte  Ausnahmen  finden  sich* in  der  Spätzeit;  so  droht  Constantin 
(C-  Th.  3,  30,  4)  dem  ungetreuen  Vormund,  falls  er  zur  Ersatzleistung  nicht 
im  Stande  ist,  mit  dem  Verlust  des  römischen  Bürgerrechts. 

*  Dio  ep.  57,  22  zum  J.  23:  antine  ^k  6  Tißiqiog  loTs  tivqoc  xal  vdaroq 
itQx^eiOi  ßiri  ^laTf&ea&at'  xal  tovto  xal  yvv  (fvXaTtfxai,  Also  verlor  der  Exi-, 
lirte  und  Interdicirte  damals  das  Recht,  ein  römisches  Testament  zu  errichten  — 
das  greifbarste  Kennzeichen  der  römischen  Civität. 

«  Dig.  48,  19,  2,  1. 

*  Dig.  48,  22,  7,  2.   c.  17,  2. 
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mögensconfiscation,  wenn  auch  mit  gewissen  Beschränkungen,  wie  in 
dem  betreffenden  Abschnitt  zu  zeigen  sein  wird,  von  Rechtswegen 
verbunden,  ja  es  ist  diese  der  eigentliche  Zweck  dieser  Strafe  und 
der  Grund,  wesshalb  sie  nur  gegen  Standespersonen  zur  Anwendung 
kommt  und  bei  geringen  Leuten  und  Unfreien  dafür  Zwangsarbeit 
eintritt  ^  Die  Vermögens-  und  die  Verkehrsfähigkeit  bleibt  dem 
Deportirten  * ;  aber  diejenigen  privatrechtlichen  Acte  sind  aus- 
geschlossen, welche  ausserhalb  des  römisch-internationalen  Privat- 
rechts  liegen  und  für  deren  Vornahme  ein  vom  römischen  Staat 
anerkanntes  Gemeinderecht  gefordert  wird.  Die  Entziehung  der 
Civität  nimmt  ihm  das  Recht  die  btlrgerliche  Toga  zu  tragen' 
und  bedingt  sein  Ausscheiden  aus  der  vollrechtlichen  Ehe^  und 
aus  den  Hausgewaltverhältnissen  ^ ,  da  jene  wie  diese  auf  beiden 
Seiten  das  Bürgerrecht  voraussetzen.  Weiter  verliert  er  das  Recht 
der  Freilassung^,  da  diese  nur  auf  Grund  eines  Gemeinderechts 
vollzogen  werden  kann.  Endlich  kann  er  weder  erben  ^  noch  be- 
erbt werden®,  überhaupt  von  Todeswegen  weder  erwerben  noch 
vergeben;  sein  Testament,  mag  es  vor  oder  nach  der  Deportation 
errichtet  sein,  ist  nichtig  und  sein  Nachlass  fällt  als  herrenloses 
Gut  an  den  Staat  ^. 

Zwangs-  3.  Wie  die  Deportation  lässt  die  Zwangsarbeit  zweiten  Grades, 

arbeit.    j|^g  heisst  dlo  auf  Lebenszeit  ausgesprochene,  dem  Verurtheilten 

zwar  die  Freiheit,  welche  bei  derjenigen  ersten  Grades,  der  Berg- 


^  S.  951.  Daher  ist  die  Geisselung  wohl  mit  der  Zwangsarbeit  tod 
Rechtswegen  verbunden,  in  besserer  Zeit  aber  nicht  mit  der  Deportation,  ob- 
wohl in  der  Spätzeit  auch  dies  vorkommt  (C.  Th.  14,  3,  21.  16,  5,  21.  c  53. 
c.  54.   c.  57). 

^  Dig.  48,  19,  17,  1 :  ut  ea  quidem,  quae  iuris  civilis  sunt,  {dqMrtati)  n&n 
habeant,  quae  vero  iuris  gentium  stmt,  habeant.    tit.  22,  14,  3.  l.  15. 

*  Plinius  ep.  4,  11:   carent  togae  iure  quibus  c^ua  et  igni  inierdidum  f.< 

^  Die  Fortdauer  der  Ehe  nach  der  Deportation  (Dig.  24,  1,  18, 1.  Cod.  d, 
16,  24f  2.  tit.  17,  1)  ist,  bezogen  auf  das  kein  Conubium  fordernde  «Mrfn- 
monium  iniusium  (S.  698),  folgerichtig. 

^  Gaius  1,  128  H  Inst.  1,  12,  l\    Inst.  1,  16,  6. 

•  Dig.  48,  22,  2. 

"^  Eine  Ausnahme  macht  auch  hier  das  Alimentenlegat.    Dig.  48,  22,  16. 

8  Dio  ep.  57,  22  (S.  957  A.  2).  Dig.  28,  1,  8,  1.  82,  1,  2.  Vgl.  Ulpian  20,  U: 
testamentum  facere  non  potest  .  .  .  qui  dediti<norutn  numero  est,  quoniam  mc 
quasi  civis  Romanus  testari  potest,  cum  sit  peregrinuSt  nee  quasi  peregrinu$^ 
quoniam  nullius  certae  civitatis  civis  est,  ut  secundum  leges  civitatis  suae  testänr. 

»  Dig.  48,  20,  7,  5.   tit.  22,  15  pr.    Cod.  9,  49,  2. 
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Werksstrafe  verwirkt  wird,  nimmt  ihm  aber  das  Bürgerrecht  (S.  953 
A.  2)  und  versetzt  den  Bestraften  in  die  soeben  geschilderte  Kechts- 
stellung.  Diese  Strafe  wird,  wie  gezeigt  ward,  weder  gegen  Un- 
freie (S.  953  A.  1)  noch  gegen  Vornehmere  erkannt,  sondern  ledig- 
lich gegen  Freie  niederen  Standes  (S.  953  A.  5). 

Die  Intestabilität ,  welche  von  der  Entziehung  des  Testir- 
rechts  ausgehend  der  Aberkennung  des  Bürgerrechts  im  Strafweg 
nahe  kommt,  ist  bei  den  Ehrenstrafen  behandelt. 
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Sechster   Abschnitt 

Gefängniss. 


Das  Gefängniss  (carcer),  welches  mit  der  Fesselung  (vinctda) 
rechtlich  zusammenfällt,  insofern  jeder  Eingesperrte  zwar  nicht 
gefesselt  ist,  aber  von  Rechtswegen  gefesselt  werden  kann\ 
ist  als  Goercitionshaft  zur  Brechung  des  Ungehorsams  (S.  48) 
und  als  Untersuchungshaft  zur  Sicherstellung  des  Strafverfahrens 
(S.  800  fg.)  in  den  früheren  Büchern  erörtert  worden.  Hier  bleibt, 
da  die  Schuldhaft  nur  für  das  Privat-  und  das  Fiscalrecht  in 
Betracht  kommt  ^,  zu  handeln  von  der  Executionshaft  zur  Sicher- 


^  S.  301,  Carcer  und  mnciUa  sind  rechtlich  synonym.  Mit  Recht  sagt  Callistratos 
(Dig.  4,  6,  9):  diam  inclusos  veluti  latUumiis  vinciorum  numero  haberi  placetf 
quia  nihil  intersit,  pariettbus  an  compedibus  teneatur.  Die  Gefängnis sordnung 
und  Yor  allem  das  Belieben  der  beikommenden  Magistrate  und  Subalternen 
führe  wohl  zur  factischen  Verschiedenheit,  aber  begründe  keinen  rechtlichen 
Gegensatz.  Wenn  im  Gegensatz  dazu  Ulpian  (Dig.  50,  16,  216)  sagt:  trf«» 
est  mm  qui  in  carcere  clusus  est  non  videri  neque  ^vinctum^  neque  *m  vinculii^ 
esse,  nisi  corpori  eius  vincüla  sint  adhibita,  so  bezieht  sich  dies,  wie  die  In- 
scription  zeigt,  auf  die  Anordnung  des  aelisch-sentischen  Gesetzes,  dass  die 
servi  a  dominis  poenae  nomine  vincti  nicht  zu  vollem  Recht  freigelassen  werden 
könnten,  und  dafür  genügte  die  blosse  Einsperrung  des  Unfreien  natürlicher 
Weise  nicht.  —  Fesselung  ohne  Einsperrung  (S.  301  A.  2)  scheint  allerdings 
wenigstens  späterhin  vom  Gefängniss  unterschieden  worden  zu  sein;  vennuth* 
lieh  ist  die  Schuldknechtschaft  der  späteren  Zeit  also  behandelt  worden.  Die 
Einsperrung  war  dabei  ausgeschlossen  (Alexander  Cod.  7, 71, 1 :  quibonis  cesserifU 
.  .  .  non  sint  liberati;  in  eo  enim  tantum  hoc  beneficium  eis  prodest,  ne  iudiadi 
detrahanttir  in  carcerem),  die  Fesselung  gestattet  (Gellius  20,  1,  51:  aääici 
namque  nunc  et  vinciri  multos  videmiM,  qtiia  vinculorum  poenam  deterrimi  homnes 
contemntmt;  Ulpian  Dig.  4,  6,  28  pr.:  privata  vincida).  Anders  kann  auch  der 
Gegensatz  von  in  carcere  contineri  und  in  vinculis  contineri  Dig.  48,  19,  8,  9 
(S.  968  A.  2)  nicht  verstanden  werden. 

'  Auf  den  Schuldkerker  beziehen  sich  die  Anordnungen  hinsichtlich  des 
carcer  privatus,    Dass  dem  Gläubiger  gegen  den  iudicatus  auch  in  der  Kaiser- 
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Stellung  des  Strafvollzugs  und  von  der  Straf  haft,  so  weit  von  einer 
solchen  im  römischen  Recht  allenfalls  die  Rede  sein  kann. 

Die  Executionshaft  knüpft  sich  von  jeher  mit  rechtlicher  EzecutioDs- 
Noth wendigkeit  an  das  Todesurtheil ;  wenn  der  Verurtheilte  bis  ^^ 
dahin  auf  freiem  Fuss  sich  befunden  hat,  so  wird  er  nun  gebunden  ^ 
und,  falls  die  Vollziehung  nicht  sofort  eintreten  kann,  bis  zu  dieser 
in  dem  Kerker  gehalten^.  In  der  republikanischen  Epoche  wird 
dafür  die  Rechtskraft  deb  Todesurtheils  gefordert,  also  bei  ein- 
gelegter Provocation  der  Angeschuldigte  nicht  als  verurtheilt  an- 
gesehen ® ;  unter  dem  Principat  ist  die  Executionshaft  vorgeschrieben 
schon  nach  der  Verurtheilung  in  erster  Instanz*  und  sogar  schon 
nach  dem  Geständnisse.  Der  Kerker  ist  zunächst  dazu  bestimmt 
die  zur  Hinrichtung  stehenden  Delinquenten  aufzunehmen  und 
aufzubewahren.  Da  aber  die  Zeitbestimmung  von  dem  Ermessen 
des  Magistrats  abhängt  und  gesetzliche  Maximalfristen  für  dieselbe 
so  gut  wie  gar  nicht  bestehen  (S.  192),  so  ist  damit  die  Möglichkeit 
gegeben,  und  es  ist  davon  mehrfach  Gebrauch  gemacht  worden, 
durch  Unterlassung  der  Vollstreckung  die  Todesstrafe  thatsächlich 
in  Gefangniss  auf  Lebenszeit  umzuwandeln®.    Bei  anderen  schweren 


zeit  eine  amtliche  Freiheitsbeschränkung  zustand,  ist  vorher  bemerkt  worden f 
aber  die  oft  erwähnte  Unsitte ,  dass  der  mächtige  Mann  (potentior)  gegen 
Geringere  seiner  Forderungen  wegen  sich  der  Selbsthülfe  bedienend  sie  ein- 
sperrt, wird  in  den  Rechtsbüchem  als  Missbrauch  bezeichnet  (Dig.  4,  6,  9.  48, 
19,  28,  7).  In  dem  ägyptischen  Edict  des  Tiberius  Alexander  wird  die  Ein- 
sperrung des  Schuldners  in  das  Schuldgefängnis s  {t6  nQoxtoQUov)  dem  Fiscus 
gestattet,  aber  dem  Privatgläubiger  untersagt  (C.  I.  Gr.  4957  Z.  15 fg.).  Auch 
dem  Gemeindeschuldner  gegenüber  mag  sie  zulässig  gewesen  sein  (vgl.  S.  885 
A.  1.  S.  968  A.  8).  Von  Theodosius  I.  wird  der  carcer  pHwxtus  in  Anwendung 
auf  Angeklagte  unter  das  Majestätsgesetz  gezogen  (C.  Th.  9,  11,  1).  Allgemein 
hat  Zeno  denselben  untersagt  (Cod.  9,  5,  1). 

^  Diese  Fesselung  schildert  für  die  Frühzeit  die  Horatierlegende.  In  der 
Kaiser  zeit  wird  sie  erwähnt  bei  Dio  58,  8:  tov  at^arriyov  tov  Sf^oorju  aitxov 
xa\  71QOS  TOV  itfjttagfav  äjid^ovr«  und  nachher:  dr^aas  Tiva  xmv  haC^tov^  femer 
Tacitus  ann.  14,  64:  restringitv/r  vinclis.  Natürlich  kann  davon  nach  Umständen 
Abstand  genommen  werden. 

'  Die  Einsperrung  des  durch  Säckung  hinzurichtenden  Muttermörders 
Malleolus  schildern  die  Schrift  ad  Her.  1,  18,  28  und  nach  ihm  Cicero  de  inv. 
2,  50-    Cicero  Verr.  5,  45,  117:  includtmtur  in  carcerem  condenmtxU. 

•  Dies  zeigt  die  Horatierlegende. 

*  Dig.  28,  8,  6,  7.  48,  19,  27,  2.  C.  Th.  11,  30,  2  (=  lust.  7,  62,  12). 
Indess  genügt  häufig  die  Verbürgung:  Cod.  7,  62,  6,  8. 

»  Dig.  48,  8,  5.   tit  4,  4  pr. 

^  Belege  dafür,  namentlich  das  Verfahren  gegen  den  Q.  Pleminius  und  das 
von  Caesar  gegen  die  Catilinarier  vorgeschlagene  sind  St.  R.  8,  1069  A.  8. 
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Verurtheilungen ,  wo  der  Fluchtversuch  nahe  lag,  knüpft  sich  an 
dieselbe  regelmässig  ebenfaHs  die  Verhaftung  ^ 
Verwendung  Im  Strafweg  kommt  das  Gefängniss  hauptsächlich  in  An- 
hiusuchen  wenduug  bei  Sclavendelicten.  Der  in  früher  Zeit  von  den  Griechen 
scuvenhaft.  übemommeue  Arbeitszwinger,  das  ergastülum  ist  eine  wirthschaft- 
liche  Einrichtung  und  hat  die  Bestrafung  nicht  zum  Zweck;  aber 
bei  der  ausgedehnten  disciplinarischen  Anwendung  der  Einsperrung 
in  der  Hauszucht  (S.  23  A.  2,  S.  301  A.  3),  namentlich  hinsicht- 
lich der  Unfreien  wird,  auch  abgesehen  von  dem  Arbeitszwinger, 
ein  Sclavenkerker  oder  eine  diesem  entsprechende  Einrichtung  in 
keinem  grösseren  Hauswesen  gefehlt  haben  ^.  Dieser  Umstand 
in  Verbindung  mit  der  Erwägung,  dass  bei  der  Bestrafung  ieb 
schuldigen  Sclaven  es  billig  ist  den  nicht  schuldigen  Eigenthümer 
möglichst  wenig  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen  hat  sicher  von 
jeher  dazu  geführt,  dass  der  Magistrat,  bei  dem  das  Sclavendelict 
zur  Verhandlung  kam,  wenn  die  Schwere  desselben  es  irgend 
zuliess,  dem  Hausherrn  freistellte  die  Bestrafung  desselben  durch 
Einsperrung  in  den  Hauskerker  auf  Zeit  oder  für  immer  zu  über- 
nehmen ®.  Verpflichtet  zu  solchem  Erbieten  ist  der  Strafrichter  nicht 
und  sicher  ist  es  nur  gemacht  worden,  wenn  das  Gericht  sich  für 
die  Ausführung  der  übernommenen  Verpflichtung  auf  den  Eigen- 


S.  1250  A.  1  verzeichnet.  Das  Gleiche  ist  geschehen  bei  Todesurtheilen  wegen 
Selbstverstümmelung  zur  Vermeidung  des  Wehrdienstes  (Val.  Max.  6,  3,  3)  und 
wegen  Päderastie  (Val.  Max.  6,  1,  10).  Auch  in  der  Eaiserzeit  kommt  dies  Tor 
(S.  918  A.  1).  Die  Umwandlung  eines  auf  Deportation  lautenden  and  bereits 
ausgeführten  Strafurtheils  in  stadtrömische  Haft  (Tacitus  ann.  6,  d:  retrdkiNr 
in  urbem  custoditurque  domibus  magistratuum)  ist  ein  einzeln  stehender  Gewalt- 
act  des  Tiberius. 

^  Deportation:  Verhaftung  bis  zum  Eintreffen  der  kaiserlichen  Entschei- 
dung (Dig.  48,  22,  6,  1).  —  Schwere  Relegation  Dig.  48,  22,  7,  1:  ntäiti 
tradendus  est  relegatus.  Die  Stellung  unter  einen  Soldaten  ist  ein  milderes 
Verfahren  als  die  Inhaftirung  (S.  317). 

'  Die  in  dieser  oder  ähnlicher  Weise  von  dem  Herrn  bestraften  Sclaven 
hilden  bekanntlich  eine  besondere  hinsichtlich  der  Freilassung  zurückgesetzte 
Kategorie  (Gai.  1,  13  und  sonst). 

*  S.  898.  Macer  Dig.  48, 19,  10:  ex  quibus  (causia)  Über  fusUbus  caesus  in 
opus  publicum  dtawr,  ex  his  servus  sub  poena  vinculorwn  ad  eius  temporis  spoHum 
flagellis  caesus  domino  reddi  iuhetur,  Paulus  5,  18,  1.  Dig.  40,  1,  5.  48,  19, 
38,  4.  Ist  dem  Herrn  die  Verpflichtung  ohne  Zeitbestimmung  auferlegt,  so  gut 
sie  als  übernommen  auf  Lebenszeit  (Cod.  9,  47, 10).  Eine  Milderung  lag  hierin 
der  Hegel  nach  schwerlich.  Eine  Angeklagte  giebt  sich  vor  Gericht  einen 
falschen  Namen,  um  nicht,  wie  in  einem  früheren  Prozess,  ihrem  Herrn  aas- 
geliefert zu  werden  (mart.  Pionii  c.  9.). 
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thümer  glaubte  verlassen  zu  können.  Andrerseits  steht  es  auch 
dem  Eigenthümer  frei,  diese  Uebernahme  abzulehnen.  Es  wird 
dies  alsdann  angesehen  als  Verzicht  auf  sein  Eigenthum  und  es 
pflegt  die  öffentliche  Aufforderung  zu  folgen  sich  zur  Uebernahme 
des  Sclaven  zu  melden  mit  der  Verpflichtung  zu  entsprechender 
Inhafthaltung.  Bleibt  dies  ohne  Erfolg,  so  wird  der  Sclave  zur 
Zwangsarbeit  auf  Lebenszeit  verurtheilt^ 

Die  öffentliche  Strafhaft  kennt  weder  das  Recht  der  Republik 
noch  dasjenige  der  Kaiserzeit;  noch  im  justinianischen  Recht  wird 
ein  gerichtliches  Erkenntniss  auf  zeitweiliges  oder  lebenslängliches 
Gefängniss  bezeichnet  als  nicht  unerhört,  aber  unzulässig*.  In- 
dess  ist  der  Ausschluss  der  Freiheitsstrafe  aus  dem  Strafsystem 
des  Principats  in  der  That  nur  nominell.  Die  —  mit  eigentlicher 
Einsperrung  allerdings  nach  den  römischen  Lebensgewohnheiten 
nicht  wohl  verträgliche  —  Zwangsarbeit  schliesst,  wie  wir  sahen 
(S.  950.  952),  die  Hafthaltung  ein  und  wird  sogar  in  ihren  beiden 
minderen  Graden,  der  öffentlichen  Arbeit  auf  Lebenszeit  und  der- 
jenigen auf  Zeit,  nicht  selten  als  Fesselung  (vincula  publica)  be- 
zeichnet (S.  952  A.  1),  wie  denn  auch,  namentlich  bei  der  Ver- 
urtheilung  auf  kürzere  Zeit®,  die  Freiheitsstrafe  dabei  mehr 
hervorgetreten  sein  wird  als  die  Strafarbeit.  Im  formellen  Sinn 
ist  allerdings  auch  dem  spätesten  Recht  noch  die  Gefängniss- 
strafe fremd. 


^  Macer  Dig.  48,  19,  10  pr.:  si  sub  poena  vincularum  domino  reddi 
"iussus  non  recipiatuTj  venumdari  et  si  emptorem  non  invenerit,  in  opus  publicum 
et  quidem  perpetuum  dari  iubetur.    Vgl.  S.  953  A.  1. 

'  Dig.  48,  19,  8,  9:  solent  praesidts  in  carcere  continendos  damnare  aut 
ut  in  vincuiis  contineantur,  sed  id  eos  facere  non  oportet,  nam  huiusmodi  poenote 
interdidae  sunt;  carcer  enim  ad  continendos  homineSf  non  ad  puniendos  haberi 
debet.  48,  19,  85.  Cod.  9,  47,  6:  incredibile  est  quod  adlegas  Uberum  hominem, 
ut  vincuiis  perpetuis  contineretw;  esse  damnatum;  hoc  enim  vix  in  sola  servüi 
condidone  prooedere  poUst,    Cod.  9,  47,  10. 

*  Beispielsweise  soll  nach  Justinian  Cod.  9,  5,  2,  wer  jemand  in  Privat- 
haft  hält,  eben  so  viele  Tage,  wie  er  dies  gethan  hat,  in  das  öffentliche  Gefäng- 
niss eingesperrt  werden.  Nach  dem  Localstatut  von  Mylasa  aus  severischer 
Zeit  (Ball,  de  corr.  hell.  1896  Bd.  20  S.  586)  soll  der  Unfreie ,  welcher  gegen 
die  Wechsler  Ordnung  verstösst,  von  seinem  Herrn,  falls  dieser  nicht  vorzieht 
die  den  Freien  im  gleichen  Falle  treffende  Geldstrafe  zu  entrichten,  der 
städtischen  Behörde  ausgeliefert  und  von  dieser  gegeisselt  und  in  dem  Schuld- 
gefängniss  (ro  nQaxjoQHov)  sechs  Monate  gefangen  gehalten  werden. 
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Answeisung  and  Internimng. 


Austritt  und  Der  'Aussprung\  das  exüium  der  republikanischen  Zeit,  der 
AiiHweisong  Fußtritt  des  römischen  Bürgers  aus  der  Gemeinde  verbunden  mit 
niwher Zeit. dem  Wechsel  des  Wohnorts,  ist,  wie  im  ersten  Buch  entwickelt 
worden  ist,  ein  Act  des  Einzelnen,  nicht  der  Gemeinde,  am 
wenigsten  ein  Strafaet^  wohl  aber  unter  Umständen  ein  Mittel, 
sich  den  persönlichen  Folgen  eines  bevorstehenden  Strafurtheils  zu 
entziehen  (S.  68  fg.). 

Die  Untersagung  von  Dach,  Wasser  und  Feuer,  interdictio  iecio 
aqua  igni  ist,  wie  dort  ebenfalls  gezeigt  wurde  (S.  72 fg.),  in  vor- 
sullanischer  Zeit  der  magistratische  oder  auch  comitiale  Beschluss, 
durch  den  die  römische  Gemeinde  sich  eines  Nichtbürgers  ein  fQr 
allemal  entledigt,  ihm  das  Betreten*  des  römischen  Gebiets  bei 
Todesstrafe  (S.  936)  untersagt.  Dieses  Verbot  kann  gegen  den 
ausgetretenen  Bürger,  den  exul  gerichtet  werden,  gegen  den  Bürger 
als  solchen  nicht.  Ein  Strafurtheil  ist  es  nicht,  sondern  ein 
Verwaltungsact. 

Die  reiegaüo         Nicht  zuuächst  aus  dom  Exilium  und  der  Interdiction  hat  sich 

*"JicSu!fg°*^  die  in  dem  Strafrecht  der  Kaiserzeit  eine  wichtige  Rolle  spielende 

Ausweisung  und  Internirung  entwickelt,  sondern  aus  der  Relegation, 


*  Ciceros  Worte  (S.  61  A.  2):  exilium  ntdla  in  lege  nostra  reperietur  sollen 
aussprechen,  dass  es  als  Strafe  in  den  Gesetzen  nicht  yorkommt.  Als  Rechts- 
begriff,  zum  Beispiel  bei  der  causa  exilica  (Festus  ep.  p.  81),  fehlt  es  natürlich 
darin  nicht.  Als  Strafe  kennt  dasselbe  kein  Bericht  aus  älterer  Zeit,  nur  dass 
in  der  Coriolanlegende  Dionysius  (7,  64.  8,  1)  das  Plebiscit  verkehrter  Weise 
auf  ewige  Verbannung  gestellt  hat.  Auch  die  kurze  Fassung  bei  Liyius  2,  35, 6*. 
(Poriolanus)  cum  die  dicta  tum  ctdesset . . .,  damnatus  absens  in  VoUcos  exulatum 
abiit  ist  insofern  incorrect,  als  das  Exilium  erscheint  als  Folge  der  Verurtheiliuig. 
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ursprünglich  einem  administrativen  Act  ohne  rechtlich  pönalen 
Charakter.  Die  relegatio^  ist  die  obrigkeitliche  Beschränkung  der 
freien  Wahl  des  Aufenthaltsorts,  sei  es  durch  den  Befehl,  eine 
gewisse  Oertlichkeit  zu  verlassen  und  nicht  mehr  zu  betreten,  die 
Ausweisung,  sei  es  durch  den,  sich  an  eine  gewisse  Oertlichkeit  zu 
begeben  und  diese  nicht  zu  verlassen,  die  Internirung ^.  Von  ihr 
wird  auch  in  dem  späteren  Strafrecht  diese  Strafe  allgemein 
benannt,  obwohl  meistens  die  Unterarten  derselben,  insbesondere 
die  schwerste,  die  deportatio  ihr  entgegengesetzt  und  die  allgemeine 
Bezeichnung  vorzugsweise  von  den  minder  schweren,  einer  Sonder- 
benennung entbehrenden  Kategorien  gebraucht  wird*.  Das  Wort 
eocüifim  wird  dafür  wohl  auch,  aber  nicht  eigentlich  technisch  ge- 
setzt; der  Gebrauch  desselben  hat  in  Folge  der  Umgestaltung  der 
Strafordnung  sich  verschoben.  Den  ursprünglichen,  dem  Wortsinn 
entsprechenden  neutralen  Werth,  den  einfachen  Austritt,  kennt 
schon  die  spätere  Republik  nicht  mehr*;  exul  ist  immer  tadelnd, 


^  Die  ältere  Bezeichnung  dafür  ist  wohl  exterminare  gewesen;  aber  dieses 
Wort,  im  allgemeinen  Sprachgebrauch  geblieben  (Cicero  pro  Sest.  18,  30  und 
sonst),  ist  dem  juristischen  fremd. 

'  Belegare  ist  wohl  zunächst  von  der  Ab-  und  Ausweisung  der  Gesandten 
gebraucht  worden;  aber  in  diesem  duvch  die  Wortbildung  nahe  gelegten  Sinn 
können  wir  es  nicht  belegen.  Im  juristischen  Sprachgebrauch  bezeichnet 
relegare  sowohl  die  Ausweisung  wie  die  Intemirung,  jene  als  reUgare  ex  loco, 
diese  als  relegare  in  locum  (wo  für  in  locum  auch  wohl  der  Genitiv  eintritt: 
instUae  relegatio  Marcianus  Dig.  48,  19,  4 ;  insuUie  deportatio  Ulpian  48,  22,  6  pr.). 
Eben  dieses  bezeichnet  in  Beziehung  auf  die  Provinzialverhältnisse  Ulpian 
1.  X  de  officio  proconsulis  (Dig.  48,  22,  7  pr.):  relegatorum  duo  genera  8u/nt: 
[sunt]  quidam,  qm  in  insulam  relegantfir,  stmt  qui  simpliciter,  ut  provinciis  eis 
interddcaiury  non  eOarn  insula  adsignetur.  Von  den  drei  Graden  der  Relegation 
bei  Marcianus  Dig.  48,  22,  5:  exüiwn  tripUx  est:  aut  certorum  locorum  inter- 
dictio,  aid  lata  fuga,  ut  omnium  locorum  interdicatur  praeter  certum  locum,  aut 
insulae  vinculum,  id  est  relegatio  in  insulam  bezeichnet  der  erste  die  Ausweisung, 
der  zweite  und  der  dritte  die  Intemirung  entweder  in  einem  weiteren  Bezirk 
oder  auf  einer  Insel  (S.  973  A.  8).  Die  Ausweisung  im  Gegensatz  zur 
Intemirung  wird  das  liberum  exilium  der  vita  Marci  26  sein. 

'  Belegare  steht  bei  den  Historikern  nicht  selten  für  das  mehr  technische 
deportare  (Tacitus  ann.  3^  68;  Plinius  ep.  4,  11).  Die  Juristen  fassen  wohl  die 
deportatio  als  eine  Kategorie  des  relegatio ^  setzen  aber  gewöhnlich  beide,  die 
letztere  also  in  engerem  Sinn  einander  entgegen. 

^  Am  schärfsten  zeigt  sich  dies  bei  Cicero  pro  Balbo  12,  29 :  elvi  Bomano 
licet  esse  Gaditanum  sive  exilio  sive  posüiminio  (wenn  der  kriegsgefangene  und 
durch  Freilassung  zum  römischen  Bürger  gewordene  Gaditaner  in  seine  Hei- 
math zurückkehrt)  sive  reiectione  huius  civitatis.  Der  einfache  Austritt  ist  also 
kein  exäium. 
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wird  aber  von  jedem  mit  Rücksicht  auf  ein  Strafverfahren  Aus- 
tretenden gebraucht,  sowohl  von  dem  Verbrecher,  der  die  Anklage 
zu  fürchten  hat*  wie  auch  von  dem  Angeschuldigten,  der  den 
persönlichen  Folgen  der  Verurtheilung  auszuweichen  in  die  Ver- 
bannung geht  ^,  wie  endlich  und  vor  allem  von  dem  durch  Gerichts- 
spruch bei  Strafe  des  Bannbruchs  Ausgewiesenen*.  Es  wird  also 
in  dem  späteren  Gebrauch  bei  dem  exüium  die  Verbannung  ledig- 
lich äusserlich  in  das  Auge  gefasst  und  die  schwer  wiegende 
rechtliche  Verschiedenheit  ignorirt,  die  von  Rechtswegen  auf  das 
gesammte  Reichsgebiet  sich  beziehende  und  die  ebenfalls  von 
Rechtswegen  auf  einen  Theil  desselben  beschränkte  Verbannung 
mit  demselben  Wort  bezeichnet,  ebenso  zusammen  gefasst  die  frei- 
willige, wenn  auch  widerwillige  Auswanderung  und  die  vom  Gesetz 
vorgeschriebene  Ausweisung,  die  Verbannung  vor  dem  Rechtsspruch 
und  die  durch  den  Rechtsspruch*;  obwohl  allerdings  in  besserer  Zeit 
die  letztere  überwiegt  und  in  diesem  Sinn  das  gerichtliche  exUhm 
der  administrativen  relegatio  entgegengesetzt  wird*.  Ein  Begriff 
dieser  Art  ist  wohl  für  die  Erzählung  geeignet,  aber  rechtlich  un- 
brauchbar*.   In  der  That  finden  wir  das  Wort  vor  allem  bei  den 


^  In  diesem  Sinn  setzen  es  die  catilinarischen  Reden. 

*  In  diesem  Sinn  braucht  Cicero  cb  von  Verres  3,  88,  205.  5,  17,  44;  die 
Verurtheilung  wegen  Repetunden  nach  dem  cornelischen  Gesetz  kann  nicht  auf 
Verbannung  gelautet  haben,  aber  bei  hoffnungslosen  Prozessen  greifen  die 
Angeschuldigten  zum  Exil,  quia  völunt  poenam  aliquam  sübterfugere  {S.  69  A.2i 

*  So  heisst  es  in  der  (wahrscheinlich  unter  Sullas  Dictatur  verfassten) 
Schrift  ad  Her.  2,  28,  45:  quasi  non  omneSy  quibus  aqua  et  igni  interdidum  est, 
exxdes  appellentur  und  bei  Paulus  Dig.  48,  1,  2:  exäium  .  .  .  est  aquae  et  ignis 
interdictio.  Ebenso  braucht  Cicero  in  der  Regel  das  Wort  für  die  poena 
damnati  (de  domo  27,  72.  Bl,  88),  sowohl  allgemein  (parad.  4,  81:  scderati... 
quo8  Uges  exilio  adfici  volunt),  wie  von  der  Verurtheilung  wegen  Giftmordes, 
die  nach  Sullas  Gesetz  mit  Interdiction  bestraft  wird  (pro  Cluentio  10,  29: 
quem  leges  eanliOy  natura  morte  multavit,  vgl.  67,  175),  von  der  Strafe  des 
Ambitus  nach  dem  tullischen  Gesetz  (pro  Mur.  28,  47.  41,  89.  pro  Plancio  3,  ^. 
84,  88),  von  derjenigen  des  pompeischen  Gesetzes  über  die  Ermordung  des 
Clodius  (pro  Mil.  87,  101).  In  diesem  Sinn  heisst  auch  Cicero  exul  (de  domo 
81,  83).  Bei  der  Restitution  der  exules  kommen  die  durch  Gerichtsspruch  Ver- 
bannten immer  wenigstens  in  erster  Reihe  in  Betracht. 

*  Das  zeigt  deutlich  die  Vergleichung  von  Polybius  6,  14  mit  den  späteren 
Angaben  Sallustius  Cat.  51,  22:  dliae  leges  condemnatis  dvibus  non  amwam 
eripi,  sed  eocilium  permitti  iubent.    51,  40.    Asconius  in  Mil.  p.  54. 

'  Ovidius  trist.  2,  187  (vgl.  5,  11,  21):  edictum  .  .  .  tn  poenae  nomine  lene 
fuit,  quippe  relegatus^  non  exul  dicor  in  illo. 

*  Dasselbe  gilt  von  dem  zu  exilium  gleichsam  als  Zeitwort  gehörenden 
Worte  eicere:  es  steht  ebenso  häufig  von  der  bloss  factischen  Verdrängung  aus 
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nicht  juristischen  Schriftstellern ,  aber  auch  in  den  Rechtsquellen 
für  jede  Kategorie  der  Freiheitsstrafen  von  der  Deportation  bis 
zur  geringfügigsten  Relegation  verwendet  und  es  bedarf  in  jedem 
einzelnen  Fall  näherer  Bestimmung  ^  Es  wird  darum  in  der 
folgenden  Darstellung  von  demselben  kein  Gebrauch  gemacht. 

Durch  die  Ordnungen  der  sullanischen  und  der  früheren  Kaiser-  Die  sniu- 
zeit   ist    die  Aufenthaltsbeschränkung  unter  die   Strafmittel  ein- °j?*^*^^°'' 
getreten  und  in  vierfacher  Abstufung  eines  der  wichtigsten  und     uchen 
häufigsten  Strafmittel  geworden.  ^fom!n!"" 

1.  Relegation  ohne  Veränderung  des  Personalstandes,  ohne 
Capitalstrafe  für  die  Uebertretung  und  ohne  Intemirung. 

2.  Relegation  ohne  Veränderung  des  Personalstandes  und  ohne 
Capitalstrafe  für  die  Uebertretung,  aber  mit  Intemirung,  ge- 
wöhnlich bezeichnet  als  relegatio  in  insulam. 

3.  Relegation  ohne  Intemimng,  aber  mit  Capitalstrafe  für  den 
Bannbruch,  gewöhnlich  bezeichnet  als  interdictio  aqua  et  iqni\ 
anfänglich  ohne  Veränderung  des  Personalstandes,  seit  Tiberius 
geschärft  durch  die  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  Ver- 
mögensconfiscation. 

4.  Relegation  mit  Intemirung  und  mit  Capitalstrafe  für  den 
Bannbruch  unter  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  Confiscation 
des  Vermögens,  eingeführt  von  Tiberius,  bezeichnet  als  Trans- 
portirung,  deportatio. 

Die  Entwickelung  dieser  Strafkategorien  soll  nun  dargelegt 
werden. 


der  Stadt  in  der  Art,  wie  sie  Cicero  gegen  Catilina  anwandte,  wie  von  der 
rechtlichen  Relegation  (Cicero  de  1.  agr.  1,  4,  13)  und  der  mit  dem  Prozess  ver- 
knüpften Verbannung,  immer  aber  tadelnd  und  gehässig  (Cicero  in  Cat.  8,  2, 
3).    Eicere  hat  nie  technische  Geltung  gehabt,  exHium  hat  sie  eingebüsst. 

^  Die  Historiker  brauchen  eanliuin  gewöhnlich  für  die  Deportation,  und  in- 
sofern diese  an  die  Stelle  der  Interdiction  tritt,  entspricht  dies  der  Sprachweise 
der  späteren  Republik ;  aber  es  steht  auch  für  jede  andere  Art  von  Verbannung 
(z.  B.  Tacitus  ann.  1,  77).  In  der  gleichen  Weise  wird  auch  bei  den  Juristen 
sowohl  die  schwere  Strafe  der  Deportation  mit  diesem  Wort  bezeichnet  (Paulus 
S.  966  A.  3;  Isidor  orig.  5,  27,  28:  dividäur  exüium  in  relegatis  et  deportatis) 
wie  auch  die  leichten  Freiheitsstrafen;  wo  es  gegensätzlich  erscheint,  wird 
exüium,  wie  relegatio,  vorzugsweise  für  die  letzteren  verwendet.  Sammtbegriff 
im  Gegensatz  zur  Deportation:  Ulpian  Dig.  48, 19,  6,  2;  Marcianus  Dig.  48,  ^, 
4.  5.  —  Für  Ausweisung  im  Gegensatz  zur  Intemirung  (relegatio  in  insükm): 
Paulus  5,  22,  5.  —  Ausweisung  aus  dem  Stadtbezirk  im  Gegensatz  zu  der 
relegatio  aus  der  Provinz:  Paulus  5,  4,  11.  tit.  17,  2  (vgl.  S.  971  A.  4).  —  Aus- 
weisung auf  Zeit  Dig.  47,  10,  41. 
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Steigerung  Die  Relegatloii  gehört  wie  alle  Coercitionsformen  in  erster 
admJistra-  R^i^e  der  Hauszucht  an,  in  welcher  Beziehung  die  Verweisung  des 
tiven  Haussohns  aus  dem  Stadthaus  auf  das  Land  öfter  erwähnt  wird 
BeiegatioD.  ^g  gß^^  j^^j  Frauen  die  Ausweisung  aus  der  Stadt  Rom  und  der  Um- 
gegend (S.  19  A.  2).  Die  obrigkeitliche  Relegation  haben  als  Aus- 
fluss  und  Kennzeichen  des  vollen  Imperium  die  römischen  Magistrate 
von  je  her  gegen  Nichtbürger  wie  gegen  Bürger  ausgeübt  *.  Dem 
Nichtbürger  gegenüber*  ist  sie  lediglich  durch  Zweckmässigkeit«^- 
rücksichten  bedingt.  Gewendet  gegen  den  römischen  Bürger  ist  die 
unmotivirte  Ausweisung  des  unbescholtenen  Mannes  ein  Missbrauch 
der  Amtsgewalt  (S.  48),  aber  keine  Verletzung  des  Gesetzes.  Be- 
scholtene  Bürger  dagegen  in  der  Aufenthaltsfreiheit  zu  beschränken, 
insbesondere  sie  aus  der  Hauptstadt  auszuweisen  ist  nicht  bloss 
magistratisches  Recht,  sondern  cassirten  Soldaten,  criminell  Ver- 
urtheilten  und  ähnlichen  Kategorien  gegenüber  magistratische  Pflicht 
zum  Theil  gesetzliche  Vorschrift  (S.  48  A.  1).  Gerichtlich  ist  in 
republikanischer  Zeit  niemals  auf  Relegation  erkannt  worden. 
Unter  dem  Principat  ist  dieselbe  in  das  Straf  System  eingetreten: 
indess  auch  in  dieser  Epoche  hat  sie  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
den  administrativen  Charakter  bewahrt.  Die  Regierung  und  die 
Magistratur  schalten  mit  den  Modalitäten  in  freiester  Weise  und 
während  der  Rechtsspruch  von  dem  Beamten,  der  ihn  gefällt  hat, 
nicht  abgeändert  werden  kann,  ist  dies  bei  der  Relegation  wenigstens 
in  traianischer  Zeit  noch  zugelassen  worden*.  Die  gesteigerten 
Grade  dagegen,  die  Interdiction  und  mehr  noch  die  Deportation 
sind,  wie  weiterhin  gezeigt  wird,  in  der  sullanischen  und  der  Folge- 
zeit als  eigentliche  Griminalstrafen  eingeführt  worden. 

Ausschinae  Dlo  Rologation  ist  nur  im  öffentlichen  Strafrecht  anwendbar 
gatio^bti  ^^^  ^^^  gegen  Freie,  da  dem  Unfreien  die  freie  Wahl  des  Aufent- 

den  un-  haltsortes  abgeht.  In  ständischer  Hinsicht  ist  die  Ausweisung 
'B^Tdiito-  gegen  jedermann  zur  Anwendung  gekommen  und  namentlich  in 

knng  der  den  niederen  Stufen  als  Ausweisung  auf  Zeit  und  Ausweisung  aus 
^wTd^"*^  dem   Stadtbezirk    vorzugsweise    gegen    geringe    Leute    gebraucht 

Wohl-      


habendes. 


^  Als  dazu  ZU  seiner  Zeit  befugte  Behörde  nennt  ülpian  (Dig.  48,  22,  U,  2) 
den  Kaiser,  den  Senat,  das  heisst  das  consularisch-senatorische  Gericht,  die 
Präfecten  (des  Prätorium  und  der  Stadt),  die  Statthalter,  nicht  aber  die  Consoln, 
abgesehen  von  ihrem  Senatsvorsitz. 

■  Belegare  bezeichnet  immer  negativ  die  Untersagung  des  Aufenthalts  in 
Kom;  von  der  Anweisung  an  den  Nichtbürger  in  seine  Heimath  zurückzukehren 
■(rediref  exire),  wird  relegare  nie  gebraucht. 

8  Plinius  ad  Trai.  56. 
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worden,  wesshalb  auch  nicht  selten  mit  ihr  die  Züchtigung  ver- 
bunden wird^  Die  Internirung  dagegen  hat,  mag  sie  als  Rele- 
gation oder  als  Deportation  auftreten,  da  die  Ausführung  des 
Ortswechsels  nicht  dem  Staat,  sondern  dem  Verurtheilten  obliegt 
und  die  Anweisung  eines  Zwangsdomicils  an  mittellose  Individuen 
ohne  Belastung  des  Staats  nicht  wohl  ausführbar  ist,  nicht  leicht 
anders  als  gegen  Personen  besseren  Standes  und  einigen  Ver- 
mögens Anwendung  gefunden,  wesshalb  sie  in  den  Strafgesetzen 
häufig  auf  solche  beschränkt  wird,  während  geringere  Leute  bei 
gleicher  Verschuldung  zur  Bergwerksarbeit  verurtheilt  werden*. 
Es  wird  im  letzten  Abschnitt  dieses  Buches  darauf  zurück- 
zukommen sein.  —  In  den  niederen  Stufen  ist  die  Relegation 
eine  der  leichteren  Criminalstrafen ;  auf  Lebenszeit  ausgesprochen, 
vor  allem  mit  Internirung  als  Deportation,  gehört  sie  zu  den 
schweren^,  obgleich  sie  der  Todesstrafe  gegenüber  natürlich  straf- 
mildernd eintritt*. 

Die  magistratische  Relegation  fordert  nähere  Bestimmung  theils 
dem  Orte,  theils  der  Zeit  nach. 

Die  örtliche  Begrenzung  der  magistratischen  Relegation  be-  ortsgreaze 
ruht  in  erster  Reihe  auf  der  Competenz  des  relegirenden  Magi-  ^"^i^g 
strats.    Demnach  ist  römische  Relegation  nur  möglich  innerhalb   woisäng. 
des  römischen  Gebiets  und  sie  kann  gegenüber  den  formell  unab- 
hängigen Bundesgemeinden,  in  Italien  bis  auf  den  Bundesgenossen- 
krieg, ausserhalb  Italiens  so  lange  an  ihrer  rechtlichen  Souveränetät 
überhaupt  festgehalten  wurde,  nicht  wirksam  gewesen  sein,  wofern 
nicht  etwa  besondere  Staatsverträge  eingegriffen  haben.    Aber  auch 
auf  das  Sammtgebiet  hat  die  Ausweisung  des  römischen  Bürgers 
sich  nicht  erstrecken  können,  weil  diesem,  der  ja  aus  jedem  Nach- 


*  Paulus  5,  21,  1.  Dig.  47,  9,  4,  1.  Cod.  8,  10,  12,  9.  Häufig  im  Edict 
Theoderichs  (Dahn  Könige  4,  115). 

'  Beispielsweise  wird  C.  Th.  1,  5,  3  angeordnet,  einen  Delinquenten,  ai  patri- 
monio  circumfluii,  unter  Confiscation  des  halben  Vermögens  zwei  Jahre  auf 
eine  Insel  zu  relegiren,  qttod  si  agrestis  vitae  sit  awt  etiam  egentisy  zu  zwei- 
jähriger Bergwerksarbeit  (S.  949  A.  4)  zu  verurtheilen.  Aehnlich  soll  C.  Th. 
16,  5,  40,  7  wegen  eines  auf  einem  Grundstück  begangenen  Sacrilegium  der 
Verwalter  {actor  vel  procurcUor  possessionis)  zu  lebenslänglicher  Bergwerkstrafe 
verurtheilt,  der  Pächter,  wenn  er  Vermögen  hat  {condiictor,  si  idoneus  estX 
deportirt  werden. 

»  Paulus  5,  17,  2. 

*  Tacitus  ann.  14,  28,  15,  7.  Plinius  ep.  4,  11  (=  Sueton  Dom.  8).  8,  14 
und  sonst. 


970  Fünftes  Buch.    Die  Strafen. 

bargebiet  in  seinem  ganzen  Umfang  ausgewiesen  werden  kann, 
irgend  ein  Wohnort  nothwendig  bleiben  musste.  Der  Regel  nach 
werden  die  städtischen  Behörden  die  Ausweisung  anfänglich  auf 
die  Stadt  beschränkt  und  dem  ausgewiesenen  Bürger  das  Ver- 
weilen im  Gebiet  freigegeben  haben,  wobei  es  dann  nothwendig 
wurde  eine  Grenzlinie  festzusetzen.  Diese  mag  lange  Zeit  von 
Fall  zu  Fall  bestimmt  worden  sein;  über  die  älteren  Gebräuche 
ist  nichts  überliefert.  Nachdem  Rom  in  Folge  des  Bürger- 
krieges sein  eigenes  Territorium  aufgegeben  hatte  oder,  wie  es 
auch  ausgedrückt  werden  kann,  ganz  Italien  als  römischer  Bürger- 
sprengel organisirt  war,  wurden  die  Ausweisungen  aus  Rom  nach 
den  Meilensteinen  der  verschiedenen  von  der  Stadt  auslaufenden 
Chausseen  in  einem  je  nach  Umstünden  bemessenen  Rayon  ab- 
gegrenzte Die  dem  Patron  gestattete  Ausweisung  des  unbot- 
mässigen  Freigelassenen  bis  zum  20.  Meilenstein  ist  bei  der  Haus- 
zucht erwähnt  worden  (S.  18  A.  2).  Die  Ausweisung  bis  zum 
400.  Meilenstein,  die  auch  vorkommt,  fällt  zusammen  mit  der 
Ausweisung  bis  zu  der  Padusgrenze  ^.  Relativ  alt  ist  auch  wohl 
die  allerdings  erst  in  der  Epoche  des  Principats  erwähnte  Aus- 
weisung bis  zum  100.  Meilenstein,  aus  der  späterhin  die  Competenz- 
grenze  zwischen  dem  Stadt-  und  den  Gardepräfecten  sich  entwickelt 
hat  ®.    Auf  die  überseeischen  Statthalterschaften  einschliesslich  der 


^  Ausweisungen  mit  derartiger  Begrenzung  begegnen  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  Republik  (A.  2)  und  sie  werden  in  augustischer  Zeit  erwähnt  als  alt- 
herkömmlich :   Tacitus  ann.  2,  50  (ygl.  S.  18  A.  2). 

■  Cicero  ad  Att.  3,  4:  m  (rogatione)  quod  confectum  (correctum  Crat.  nach 
ep.  2)  €886  audiehamus  erat  eiusmodi,  ut  mihi  ultra  quadringenta  mdia  esse  liceret: 
illoc  [ut]  pervemrem  quo  liceret  (tHoc  pervenirem  non  licere  die  Hdschr.,  illoc 
pervenire  non  liceret  Hirschfeld),  statim  üer  Brundisium  versus  contuK  ante 
diem  rogationis.  Er  irrte  in  dieser  Hinsicht;  das  Gesetz  nannte  vielmehr  den 
500.  Meilenstein  (Plutarch  Cic.  32;  Dio  38,  17),  um  den  Verbannten  auch  von 
dem  ganzen  südlichen  Italien  auszuschliessen.  Aber  jene  Grenze  des  400.  Meilen- 
steines ist  merkwürdig  als  Bezeichnung  der  Po-Linie;  gemeint  sind  die  Milien 
der  flaminischen  Strasse  von  Kom  nach  Ariminum  und  der  aemilischen  von 
Ariminum  nach  Placentia  (214  -f  176  =  890,  wozu  die  des  placentini sehen  Stadt- 
bezirks nach  Dertona  zu  hinzutreten). 

»  S.  269.  St.  R.  2,  1076.  C.  Th.  16,  5,  62.  Da  für  die  Stadt  Rom  die  Rele- 
gation überwiegend  von  dem  Stadtpräfecten  gehandhabt  wurde,  so  ist  wahr- 
scheinlich aus  der  Sitte  sie  bis  zum  hundertsten  Meilenstein  zu  erstrecken  dessen 
Competenzgrenze  hervorgegangen,  nicht  umgekehrt  durch  die  Competenzgrenze 
die  Ausweisung  also  beschränkt  worden.  Auch  ist  für  die  blosse  Ausweisung 
eine  derartige  Lineargrenze  angemessen,  da  es  sich  dabei  lediglich  um  die 
Gonstatirung  der  Ueberschreitung  handelt;  als  Verwaltungsgrenze  ist  sie  ohne 
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italischen  Inseln  hat,  schon  in  Folge  jener  Milienzählung,  die  haupt- 
städtische Ausweisung  sich  niemals  erstreckt  S  während  jeder  Be- 
amte in  seinem  Sprengel  die  Ausweisung  handhaben  kann  *,  auch, 
da  der  Sprengel  nur  ein  Reichstheil  ist,  sie  auf  den  ganzen  Sprengel 
erstrecken®.  Engere  Beschränkung  insbesondere  auf  ein  einzelnes 
Stadtgebiet  kommt  häufig  vor  und  wird  zuweilen  der  Relegation 
schlechtweg,  das  heisst  der  Ausweisung  aus  der  Provinz  als  ge- 
ringere Strafe  entgegengesetzt*;  auch  Betretung  des  Marktes* 
oder  des  Theaters**  sind  untersagt  worden.  So  weit  diese  An- 
ordnungen es  zulassen,  soll  dem  Relegirten  die  freie  Wahl  des 
Aufenthaltsorts  nicht  weiter  beschränkt  werden'. 

Eine  wesentliche  Steigerung  der  Relegation  und  von  Haus  aus  interdicuon 
gerichtlich  erkannte  Criminalstrafe  ist  die  Relegation  aus  Italien  ^    ^**^*®^*- 
unter  Androhung  der  Capitalstrafe  für  den  Fall  des  Bannbruchs, 
technisch,    des  letztem  Moments    wegen,   bezeichnet   als   ünter- 
sagung  von  Wasser  und  Feuer,  interdictio  aqua  et  ignL     Gegen 


Adaptimng  an  die  Territorien  unbrauchbar.  —  In  der  Spätzeit  wird  die  Aus- 
weisung bis  zum  100.  Meilenstein  auch  auf  andere  Städte  übertragen  (C.  Th.  16, 
2,  35;  vgl.  Dig.  27,  1,  21,  2). 

^  Cicero  wurde  der  Aufenthalt  in  Sicilien,  auch  in  Melite  nicht  durch  das 
Gesetz  untersagt,  sondeili  durch  den  Statthalter  (Cicero  a.  a.  0.  und  pro 
Plancio  40;  Plutarch  a.  a.  0.;  incorrect  Dio  a.  a.  0.).  Der  Aufenthalt  in  der 
Provinz  Macedonien  fiel  ebenso  wenig  unter  das  Gesetz;  dass  dieser  Statthalter 
nicht  so  verfuhr  wie  der  sicilische,  dankt  ihm  der  Redner  (pro  Plancio  41). 

^  Sie  ist  schon  in  republikanischer  Zeit  nicht  selten  vorgekommen  (St.  R. 
2,  1090)  und  in  der  Kaiserzeit  ausserordentlich  häufig.  Combinirte  Provinzen 
werden  dabei  als  Einheit  betrachtet  (Dig.  48,  22,  7,  14). 

•  Dig.  48,  22,  7,  7. 

*  Paulus  5,  21,  1  unterscheidet  die  drei  Grade  civitate  pellerct  relegare, 
deportare,  wo  der  zweite  nur  die  Ausweisung  aus  der  Provinz  oder  aus  einem 
noch  weiteren  Bereich  bezeichnen  kann;  anderswo  5,  17,  2  exiliwn^  relegaiio, 
deportatio,  wo  das  exilium  also  die  Ausweisung  aus  dem  Stadtbezirk  sein 
würde.    Ebenso  5,  28:  avt  in  exilium  mittuntur  aut  ad  temp^8  relegantur. 

»  Dig.  1,  12,  1,  18. 

«  Dig.  1,  12,  1,  13.   48,  19,  28,  3. 

'  Cod.  9,  47,  26. 

^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  117:  gtiei  iudicio  pidhUco  Bomae  condem- 
flatus  est  erü,  quodrca  eum  in  Itälia  esse  non  liceat.  Tacitus  ann.  12,  7,  22. 
14,  28.  41.  50.  15,  71.  16,  33.  Ebenso  verfuhr  Augustus  bei  der  administra- 
tiven Ausweisung  des  Schauspielers  Pylades  (Süeton  Aug.  45).  —  Hiebei  sind 
die  wechselnden  Grenzen  Italiens  nicht  zu  übersehen.  Im  J.  708/51  erscheint 
ein  aus  Italien  lAusgewiesener  in  Ravenna  (Caelius  ad  fam.  8,  1,  4);  nach  der 
Verbindung  des  cisalpinischen  Galliens  mit  Italien  wäre  dies  unzulässig  ge- 
wesen. 
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den  Ausländer,  wie  vorher  bemerkt,  von  jeher  in  Gebrauch,  ist 
sie,  so  viel  wir  wissen,  in  vorsullanischer  Zeit  gegen  den  Bürger 
niemals  angewendet  worden.  Aber  in  der  sullanischen  Gesetzgebung 
erscheint  sie  als  die  Strafe  für  Majestätsverbrechen  und  MordS 
und  ebenso  wird  sie  in  den  späteren  Strafgesetzen  für  Gewalt  und 
Ambitus  und  sonst  verwendet.  Auf  die  ausserstädtischen  Gerichte 
hat  dieses  Strafmittel  nicht  ohne  Modificationen  Anwendung  finden 
köipnen ;  insoweit  dies  geschieht,  ist  wohl  die  Provinz  an  die  Stelle 
getreten,  welche  in  der  städtischen  Italien  zukommt^.  Landes- 
verweisung kennt  das  römische  Strafsystem  nicht.  —  Unter  dem 
Principat  ist  das  strafrechtliche  Relegationsgebiet  für  die  städtischen 
wie  für  die  ausserstädtischen  Gerichte  durch  allgemeine  Anordnungen 
wesentlich  erweitert  worden.  Die  Ausweisung  aus  irgend  einer 
Provinz  schliesst  jetzt  von  Rechtswegen  die  Ausweisung  aus  Italien 
ein  ® ;  dessgleichen  jeder  auf  Ausweisung  aus  Italien  oder  aus  einem 
Provinzialsprengel  lautende  Gerichtsspruch  die  Ausweisung  zugleich 
aus  der  heimathlichen  Provinz  und  derjenigen  des  Wohnorts,  falls 
diese  verschieden  sind*.  Endlich  erstreckt  sich  jede  Ausweisung 
von  Rechtswegen  auf  die  Oertlichkeit,  in  der  zur  Zeit  der  Kaiser 


^  Ausdrückliche  Zeugnisse  für  die  Einführung  der  criminellen  Interdiction 
des  Bürgers  in  das  römische  Strafrecht  mangeln.  Die  älteste  Erwähnung  dürfte 
die  in  der  (nach  Marius  Tode,  auch  wohl  wegen  4,  52,  65  nach  den  Proscriptionen, 
wahrscheinlich  unter  Sullas  Dictatur  ahgefassten)  Schrift  ad  Her.  4,  8,  12  c.  39, 
51  (vgl.  c.  36,  48)  sein:  die  Aufforderung  an  die  Geschwornen  einen  Landes- 
verräther auszustossen  (4,  8,  12:  ut  eum  . .  .  praecipüem  ex  civitate  praturbetis; 
4,  39,  51 :  qtiare,  iudiceSy  eicite  eum  de  civitate)  kann  nur  auf  die  Verurtheilung 
zur  Verbannung  bezogen  werden.  —  Angedroht  wird  diese  in  dem  cornelischen 
Mord  —  (Gaius  1,  128  vgl.  Paulus  5,  23,  1)  wie  in  dem  julischen  Majestätsgesetz 
(Paulus  5,  29,  1).  Weiter  wird  die  Deportation  bezeichnet  als  eingetreten  an- 
statt der  Interdiction  (ülpian  (Dig.  48,  19,  2,  1:  deportatio  in  locum  aquae  H 
ignis  interdictionis  successü;  ebenso  48,  13,  3).  Oflenbar  ist  in  der  den  iudicia 
publica  zu  Grunde  liegenden  Gesetzen  durchgängig  die  interdictio  aqua  et  igni 
als  die  höchste  Strafe  aufgetreten. 

*  Es  ist  dies  von  keiner  praktischen  Bedeutung,  wo  die  strafrechtliche 
Interdiction  in  die  Internirung  übergeht,  wohl  aber  wo  sie  ohne  Intemirung 
zur  Anwendung  kommt. 

^  Sueton  Claud.  23:  sanxit,  ut , . .  quibus  a  magistratibus  provindae  inter- 
dicerentur,  urbe  quoque  et  JRalia  sunwioverentur.  Dig.  48,  22,  7,  13.  15.  1.  13. 
Die  Ausweisung  aus  einem  einzelnen  Stadtbezirk  erstreckt  sich  auch  auf  Rom 
(und  Italien),  nicht  aber  umgekehrt  (Dig.  48,  22,  7,  15). 

*  Ulpian  Dig.  48,  22,  10—13.  Falls  der  Gerichtsort  von  dem  Thatort  ver- 
schieden sein  kann,  fügt  der  Jurist  hinzu,  tritt  auch  dieser  noch  hinzu  (vgl 
wegen  des  Gerichtsstandes  S.  356). 
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sich  aufhält ^  —  Immer  aber  ist  daran  festgehalten  worden,  dass 
die  Ausweisung  sich  niemals  auf  das  Gesammtreich  erstrecken  darf. 
Landesverweisung  kennt  das  römische  Strafrecht  nicht. 

Wesentlich  ist  bei  der  sullanischen  Neuerung  nicht  so  sehr, 
dass  die  bei  jeder  Relegation  selbstverständliche  Bestrafung  der 
Uebertretung  hier  zur  capitalen  gesteigert  ist,  als  dass  auf  diesem 
Wege  die  bis  dahin  lediglich  administrative  Relegation  mit  recht- 
lich fester  Ortsgrenze  und  an  bestimmte  Delicte  geknüpft  in  das 
Straf  recht  eingeführt  worden  ist. 

Aehnlich  wie  die  Ausweisung  entwickelt  sich  die  zweite  und  intenürung. 
schwerere  Form  der  Relegation,  die  Internirung.  Anweisung  eines 
Zwangsdomicils  begegnet  einzeln  bereits  in  republikanischer  Zeit  * ; 
häufig  aber  wird  ihre  Anwendung  erst  unter  dem  Principat.  Sie 
steigert  sich  niemals  bis  zu  eigentlicher  Einsperrung,  aber  sie  tritt 
auf  zuweilen  als  Hausarrest®,  häufig  als  Confinirung  in  einem 
Stadttheil  oder  einer  Stadt  oder  einem  Ortsbezirk  *.  Confinirung  in 
Rom  ist  eine  der  wunderlichen  Beliebungen  des  Kaisers  Claudius  *  ? 
Confinirung  in  einer  italischen  Stadt  hat  Augustus  angeordnet®, 
ist  aber  später  kaum  vorgekommen.  Vorzugsweise  dienen  für  die 
Confinirung  die  zu  dem  Reich  gehörigen  Inseln  und  die  ägyptischen 
Oasen  ^,  weil  bei  diesen  das  Verbleiben  in  der  angewiesenen  Oert- 
lichkeit  am  leichtesten  sich  überwachen  Hess.  Confinirung  "in  einem 
weiteren  Kreise,  zum  Beispiel  einer  einzelnen  Provinz  ist  auch  vor- 
gekommen, aber  nicht  häufig  angewendet  worden®. 


1  Dig.  48,  22,  18  pr.  49,  16,  13,  3;  vgl.  Dig.  48,  22,  7,  18. 

*  Durch  Senatsbeschluss  vom  J.  574/180  wird  ein  Kriegstribun  wegen 
groben  Militärvergehens  in  dem  spanischen  Binnenland  internirt  (Livius  40,  ll, 
10:  ut  M,  Fulvius  in  Hispaniam  relegaretur  uUra  novam  Carthaginein), 

*  Dig.  48,  22,  9.  10.  Die  im  zweiten  Buch  (S.  305)  erörterte  custodia  libera 
fällt  damit  zusammen. 

*  Dig.  48,  22,  7,  8.  9.  Dio  55,  18:  (g  vrjaov  xttiaxXeia&tlg  fj  xal  iv  dyg(ß 
tioXh  ri  Tivi.  Der  ägyptische  Statthalter  wird  Cod.  9,  47,  26  angewiesen  bei 
Relegation  bis  zu  einem  Jahr  nach  den  Oasen  zu  verschicken  oder  auch  nach 
Gypsos,  wobei  vielleicht  an  die  Bergwerkarbeit  gedacht  ist,  bei  längerer  Rele- 
gation aus  der  Provinz  auszuweisen. 

^  Sueton  Claud.  23:  quosdam  novo  exemplo  relegavit,  ut  ultra  lapidem 
tertium  vetaret  egredi  ab  urbe. 

*  So  Lepidus  in  Circeii  (Sueton  Aug.  16).    Vgl.  S.  974  A.  2. 
7  Dig,  48,  22,  7,  5. 

^  Die  von  Marcian  (S.  965  A.  2)  bezeichneten  zwei  Grade  der  Internirung, 
die  lata  fuga  ut  onmium  locorum  interdicatur  praeter  certutn  hcum  und  die  rde- 
gatio  in  insulam  sind  wohl  in  dieser  Weise  aufzufassen,  aber  in  der  That  nur 
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In  das  Strafrecht  ist  die  Internirung  durch  Augustus  und 
Tiberius  eingeführt  worden.  Die  in  den  Strafgesetzen  angeordnete 
Ausweisung  aus  Italien  hat  Augustus  der  Internirung  genähert, 
indem  er  den  Ausschluss  im  Verwaltungsweg  auf  das  gesammte 
Festland  des  Reiches  erstreckt  und  die  den  Interdicirten  bleibende 
Wahl  des  Wohnortes  auf  die  Inseln  beschränkt  * ,  in  einzelnen 
Fällen  auch  den  Relegirten  eine  bestimmte  Oertlichkeit  und 
namentlich  eine  bestimmte  Insel  als  Aufenthaltsort  vorgeschrieben 
hat  ^.  Schon  in  dieser  Epoche  erscheint  die  Internirung  im  Gegen- 
satz zur  Ausweisung  auch  in  Straferkenntnissen  ^. 
Deportation.  Aber  erst  unter  Tiberius  ist  die  Internirung  in  der  Form 
namentlich  der  Deportation  als  selbständige  Strafe  in  die  Rechts- 
ordnung eingetreten.  .  Nachdem  im  J.  23  die  Interdiction  durch 
den  Verlust  des  Bürgerrechts  (S.  957)  und  des  Vermögens  ge- 
schärft ist,   kann  sie  zwar  rechtlich  sich  auf  die  Ausweisung  aus 


clem  Grade  nach  verschieden,  wesshalb  auch  von  diesem  Gegensatz  sonst  kein 
Gebrauch  gemacht  wird. 

'  Dio  56,  27.  Dem  Festland  zugerechnet  werden  die  weniger  als  40  Stadien 
von  der  Küste  entfernten  Inseln;  jedoch  blieben  Kos,  Rhodos,  Samos  (denn  so  ist 
ohne  Zweifel  statt  Sardiniens  zu  lesen)  und  Lesbos  den  Exilirten  auch  femer 
offen.  Sicilien  war  also  ausgeschlossen,  und  wir  finden  auch,  dass  der  Auf- 
enthalt daselbst  als  Strafmilderung  gewährt  wird  (Plinius  ep.  4,  11,  14). 

'  Dies  geschah  allerdings  vorzugsweise  bei  den  nach  Hausrecht  von 
Augustus  verfügten  Relegationen,  seiner  Tochter  Julia  (Tacitus  ann.  1,  5S  nach 
Pandateria,  dann  gemildert  nach  Regium  Julium  Dio  55.  10);  seines  Enkels 
Agrjppa  (zuerst  nach  Surrentum  Sueton  Aug.  65,  dann  nach  Planasia  an  der 
etrurischen  Küste  Tacitus  ann.  1,  3);  seiner  Enkelin  Julia  (nach  Trimerum  an 
der  apulischen  Küste  Tacitus  ann.  4,  71).  Dass  Augustus  diese  Relegationen 
nicht  als  Judicate  ansah,  zeigt  die  von  ihm  erwirkte  Bestätigung  der  Relegation 
des  Agrippa  durch  den  Senat  (Sueton  Aug.  65),  wodurch  dieselbe  Gesetzeskraft 
erhielt.  Die  Buhlen  der  Tochter  Julia  wurden  gleichfalls  nach  Inseln  ver- 
schickt (Tacitus  ann.  1,  58,  Dio  55,  10)  so  wie  Ovidius  in  Tomis  internirt,  wahr- 
scheinlich ebenfalls  ohne  eigentliches  Strafgericht,  da  der  Kaiser  dafür  ad- 
ministrativ competent  war,  aber  auf  blosse  Relegation  in  augustischer  Zeit 
schwerlich  vom  Gericht  erkannt  werden  konnte.  Aber  nach  den  Berichten 
des  Tacitus  aus  den  ersten  Jahren  des  Tiberius  (A.  8)  kann  die  InterniruDg 
auch  der  Yerurtheilten  auf  einer  Insel  nicht  wohl  erst  eingetreten  sein  mit 
der  im  J.  28  verfügten  Aenderung  des  Personalrechts  der  Verbannten. 

•  Vom  Senatsgericht  wird  im  J.  21  eine  Interdiction  geschärft  durch  den 
Beisatz :  ut  teneretur  insula  neque  Macedoniae  neque  Thrctcitte  opportuna  (Tacitus 
ann.  8,  88);  im  J.  24  der  Antrag  auf  Verbannung  ans  Italien  durch  den  der 
Internirung  auf  einer  Insel  (Tacitus  ann.  4,  81).  Vgl  Tacitus  ann.  4,  18.  80. 
Dem  auf  eine  Insel  Relegirten  wird  wegen  späterer  Strafthaten  ausser  durch 
den  Wechsel  der  Insel  die  Strafe  geschärft  durch  Interdiction  und  Vermögens- 
confiscation  (Tacitus  ann.  4,  21). 
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dem  Sprengel  des  erkennenden  Gerichts  beschränken  und  führt 
alsdann  die  bisherige  Benennung  weiter^,  in  der  Regel  aber  tritt 
weiter  dazu  das  Zwangsdoniicil ,  gewöhnlieh,  wie  schon  gesagt 
ward,  auf  einer  Meeresinsel  oder  einer  Wtistenoase  und  die  Strafe 
nimmt  danach  die  Benennung  an  der  Transportirung,  deportatio^. 
Allerdings  hftngt  dieselbe  nicht  unbedingt  ab  von  dem  erkennenden 
Gericht;  es  wird  dafür  nach  gerichtlicher  Feststellung  des  delic- 
tischen  Thatbestandes  eine  administrative  Anordnung  der  Re- 
gierung erfordert.  Bei  den  befreiten  Gerichten  freilich,  wenigstens 
dem  persönlichen  des  Kaisers,  wird  das  Urtheil  selbst  das  Haft- 
domicil  nach  Gutdünken  festgestellt  haben  ^.  Auch  dem  Stadt- 
präfecten  ist  späterhin  das  Recht  zugestanden  worden  unbeschränkt 
auf  derartige  Intemirung  zu  erkennen*,  wobei  indess  doch  noch 
wegen  der  Auswahl  des  Straforts  der  Kaiser  zu  befragen  ist*^. 
Dagegen  kann  der  Statthalter  dieselbe  im  Strafweg  nicht  an- 
ordnen, sondern  nur  dem  Kaiser  in  Vorschlag  bringen®.  Dabei 
kommt  ausser  der  sonstigen  Sachlage  namentlich,  wie  schon 
bemerkt  ward,  in  Erwägung,  ob  die  Regierung  der  betreffenden 
Person  aus  dem  confiscirten  Vermögen  die  für  den  Zwangsaufent- 
halt   erforderlichen    Subsistenzmittel    gewähren    kann    und    will, 


^  In  unseren  Rechtsquellen  stehen  deportatio  und  interdictio  aqua  et  igni 
neben  einander  (Gaius  Dig.  28,  1,  8,  1.  2;  Ulpian  32,  1,  2;  Alexander  Cod.  5, 
17,  1)  und  werden  in  dem  Verlust  des  Bürgerrechts  und  des  Vermögens  gleich- 
gestellt; der  Unterschied  kann  also  nur  in  der  mit  der  ersten  verbundenen, 
bei  der  zweiten  fehlenden  Intemirung  gefunden  werden.  Aber  praktisch  ist 
die  Interdiction  kaum  neben  die  Deportation  getreten,  vielmehr  durch  diese 
ersetzt  worden  (S.  972  A.  1).  Thatsächliche  Anwendung  der  Interdiction  ohne 
Zwangsdomicil  ist  nicht  zu  belegen.  Auch  wo  von  der  Bestrafung  des  Bruches 
der  Relegation  nach  ihren  verschiedenen  Stufen  gehandelt  wird  (S.  977),  wird 
die  Interdiction  übergangen. 

*  Die  tecl^nische  Vollbezeichnung  ist  deportatio  (=  Transportirung)  in  in- 
sulam,  wobei  die  ägyptischen  Oasen  eingeschlossen  sind.  Dass  bei  schwebender 
Entscheidung  die  Executivhaft  eintritt,  ist  früher  (S.  962  A.  1)  bemerkt  worden. 

^'  Bei  dem  auf  Deportation  lautenden  Senatsurtheil  wird  die  Auswahl  des 
Straforts  auf  die  senatorischen  Provinzen  beschränkt  gewesen  sein,  wenn  über- 
haupt der  Senat  in  dieser  Weise  in  die  Verwaltung  eingreifen  durfte.  Ueber- 
liefert  ist  darüber  nichts. 

*  Dig.  48,  19,  2,  1.   tit.  22,  6,  1. 
»  Dig.  1,  12,  1,  3. 

*  Dig.  32, 1,  1,  4.  48,  19,  2,  1.  1.  27,  1.  tit.  22,  6,  1.  1.  7,  1.  1. 15,  1.  Die 
administrative  Intemirung  steht,  insoweit  das  Strafdomicil  innerhalb  des 
Sprengeis  sich  befindet,  dem  Statthalter  frei,  hat  aber  nicht  die  in  der  Depor- 
tation enthaltenen  personalen  und  vermögensrechtlichen  Wirkungen. 
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worüber  auf  den  Abschnitt  von  der  Vermögensconfiscation  zu  ver- 
weisen ist.  Was  mit  dem  Verurtheilten  geschieht,  wenn  der 
Kaiser  den  auf  Deportation  gestellten  Antrag  nicht  annimmt,  wird 
nirgends  bestimmt  gesagt;  aber  da  schon  der  gerichtliche  Spruch 
das  Bürgerrecht  aufhebt,  noch  bevor  dem  Verurtheilten  das  Zwangs- 
domicil  angewiesen  wird  ^  so  wird  es  in  diesem  Fall  bei  der  Inter- 
diction  in  dem  vorher  bezeichneten  Umfang  sein  Bewenden  haben, 
der  Relegation  auf  Lebenszeit  aus  dem  Gerichtssprengel  ohne 
Zwangsdomicil ,  aber  mit  Verlust  des  Bürgerrechts  und  des  Ver- 
mögens. —  Innerhalb  der  dem  Internirten  angewiesenen  Oertlich- 
keit  bleibt  ihm  in  der  Regel  freie  Bewegung;  doch  begegnet  bei 
Deportirten  auch  die  Stellung  unter  militärische  Bewachung 
(S.  317  A.  3). 

zeitgrenzen  Wie  dem  Orte  nach  muss  die  magistratische  Relegation  der 
E«i^%ion  ^^'^  ^^^^  fixirt  sein.  Es  ist  bei  der  Ausweisung  der  Tag  festzu- 
setzen, bis  zu  welchem  der  Betreffende  den  bezeichneten  Ort  zu 
verlassen  ^ ,  ebenso  bei  der  Intemirung  der  Tag ,  bis  zu  welchem 
er  in  dem  Zwangsdomicil  sich  einzustellen  hat.  Ein  Endtermin 
kann  festgesetzt  werden  und  es  ist  dies  häufig  geschehen  •;  beide 
können  aber  auch  ohne  solchen  und  somit  auf  Dauer  ausgesprochen 
werden*.  Die  Interdiction  nach  der  späteren  Steigerung^  und  die 
Deportation  sind,  da  sie  das  Bürgerrecht  aufheben,  nie  anders 
ausgesprochen  worden  als  auf  Lebenszeit.  —  Unterbrechung  der 
Ortsbeschränkung  ist  als  exceptionelle  Strafmilderung  nur  zulässig 
nach  besonderer  kaiserlichen  Gestattung  (commeatus)^. 


1  Dig.  48,  19,  2,  1. 

«  Dig.  48,  22,  7,  17. 

^  Relegation  auf  zehn  Jahre :  Tacitus  ann.  8,  17.  6,  49  —  nach  einer  Insel 
auf  sieben  Jahre:  Dio  76,  5  —  auf  fünf  Jahre:  Dig.  1,  6,  2  —  auf  drei  Jahre: 
Plinius  ad  Trai.  56;  Dig.  47,  9,  4,  1.  50,  12,  8  —  auf  ein  Jahr:  Hadriani  ep.  bei 
Dositheus  6  —  auf  sechs  Monate:  Cassiodor  var.  3,  46.    Vgl.  S.  908  A.  2. 

^  In  republikanischer  Zeit  wird  die  magistratische  Relegation  durch  den 
RtLcktritt  des  relegirenden  Magistrats  ihre  Rechtskraft  verloren  haben,  wofern 
sie  nicht  auf  gesetzlicher  Vorschrift  beruhte  (S.  48  S.  1)  oder  von  dem  Nach- 
folger erneuert  ward.  Aber  schon  in  augustischer  Zeit  begegnet  lebenslängliche 
Relegation  (Sueton  Aug.  65)  und  späterhin  häufig  (Paulus  5,  22,3;  Dig.  48,  19, 
28,  1.  tit.  22,  7,  2).  Ob  die  Lebenslänglichkeit  ausgesprochen  wurde  oder  nur 
die  Bezeichnung  des  Endtermins  unterblieb,  kommt  rechtlich  auf  dasselbe 
hinaus. 

^  Für  die  Interdiction  der  älteren  Epoche  gilt  dies  nicht;  der  betagten 
Androhung  der  Bannbruchsstrafe  steht  kein  Recht shindemiss  im  Wege. 

«  Dig.  48,  19,  4. 
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Die  Uebertretung  der   magistratischen  Relegation ,  das  Ver-  Bastrafang 
weilen  an  dem  untersagten  Ort  bei  dem  Ausgewiesenen  oder  das  ^„1^^^ 
Verlassen  des  Strafdomicils  bei  dem  Internirten  wird  je  nach  den  Beieg»tion. 
verschiedenen  Foimen  der  Ausweisung  mit  steigender  Strenge  ge- 
ahndet.   Bei  der  administrativen  Relegation  wird  die  Bestrafung 
wesentlich  von  dem  Belieben  des  Magistrats  abgehangen  haben- 
Bei    der   Interdiction  und   der   daraus    entwickelten   Deportation 
kommt,  wie  schon  [gezeigt   ward  (S.  986),  die  Strafe  des  Bann- 
bruchs  zur    Anwendung.     Nach    einem  Edict   Hadrians   wird    im 
Fall  des  Ungehorsams  die  Relegation  auf  Zeit  in  dauernde ,  die 
Ausweisung  in  Internirung,  die  Internirung  in  Deportation  um- 
gewandelt,   während   der  Bruch  der  Deportation  capital  bestraft 
wird^    Wer  einen  ungehorsamen  Relegirten  wissentlich  bei  sich 
aufnimmt,  wird  multirt  und  in  schweren  Fällen  relegirt^. 

Obwohl  die  personalen  und  die  vermögensrechtlichen  Begleit-  verhiitni« 
strafen  der  Ausweisung  und  der  Internirung  in  den  betreflfenden  gcMeculen 
Abschnitten   behandelt   sind,    wird   es   dennoch    nicht  unterlassen  R«i<«»*^on»- 
werden  dürfen,   um  von  den   Abstufungen  dieser   wichtigen    und deHplreoaL- 
häufigen   Strafe,   der   einfachen   Relegation,    der  Relegation   mit    «ndden 
Internirung,    der   Interdiction   vor   und   nach   Tiberius    und    der    ^'^^^ 
Deportation  ein  Gesammtbild  zu  gewinnen,  auch  hier  auf  diese 
Begleitstrafen  den  Blick  zu  werfen. 

Die  Relegation  auf  Zeit  ohne  oder  mit  Internirung  berührt 
die  Personal  Verhältnisse  des  Relegirten  überhaupt  nicht*;  es  bleiben 
ihm  sogar  die  Ehrenrechte  und  er  tritt,  so  weit  die  Relegation  ihn 
an  deren  Ausübung  hindert,  nach  der  Rückkehr  der  Regel  nach 
in  diese  wieder  ein  (S.  999  A.  6).  Confiscation  des  Vermögens  oder 
einer  Vermögensquote  soll  damit  nicht  verbunden  werden  (S.  1010) ; 
auch  Geldbussen  sind  nicht  darin  enthalten. 

Relegation  auf  Lebenszeit  ohne  oder  mit  Internirung  ändert 
die  personale  Stellung  ebenso  wenig,  nur  dass  natürlich  hier  der 
Rücktritt  in  die  Ausübung  der  Ehrenrechte  ausgeschlossen  ist. 
Regelmässig  ist  mit  derselben  die  Einziehung  nicht  des  ganzen 
Vermögens,  aber  einer  Quote  desselben  verbunden  (S.  1009). 


^  Dig.  48,  19,  4.  1.  28,  13.  Auf  Anordnung  Traians  wird  ein  auf  Lebens- 
zeit aus  der  Provinz  Relegirter  wegen  Wiederbetretens  derselben  gefesselt 
nach  Born  zur  Aburtheilung  durch  das  Kaisergericht  gesandt  (Plinius  ad 
Trai.  56.  57). 

«  Dig.  48,  22,  11.   Ueber  die  Aufnahme  der  ßannbrüchigen  vgl.  S.  936  A.  6. 

»  Dig.  48,  22,  4.   1.  7,  3.    Inst.  1,  12,  2. 
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Die  Interdiction  auf  Zeit  oder  Lebenszeit,  wie  sie  von  Sulla 
geordnet  und,  regelmässig  ohne  hinzutretende  Internirung,  bis 
auf  Tiberius  gehandhabt  worden  ist,  ändert  gleichfalls  die  Personal- 
stellung nicht  ^ ;  der  Interdicirte  behält  die  Civität  und  alle  daran 
haftenden  Rechte  *.  Auch  das  Vermögen  blieb  ihm  nach  den  sulla- 
nischen  Ordnungen  ungeschmälert ;  aber  bereits  der  Dictator  Caesar 

*  Die  Rechtsstellung,  in  welche  die  clodischen  Gesetze  Cicero  zu  Ter- 
setzen  beabsichtigten,  ist  dieselbe,  welche  nach  dem  damals  geltenden  Strafrecht 
den  Interdicirten  traf,  nur  in  den  Modalitäten  gesteigert.  Das  nicht  auf  den 
Namen  gestellte  Gesetz  bestrafte  die  Verletzung  des  Provocationsrechts  (Dio 
38,  14)  mit  Interdiction  von  Wasser  und  Feuer  (Vell.  2,  45),  nicht  in  der  alten 
Wendung  gegen  den  Ausländer,  sondern  in  der  sullanischen  gegen  den  straf- 
fälligen Bürger.  Das  Bürgerrecht  ist,  wie  Cicero  oft  geltend  macht,  ihm  durch 
das  Gesetz  nicht  aberkannt  worden ;  aber  die  allgemeine  Strafe  der  Ausweisung 
aus  Italien  wurde  für  diesen  Fall  gesteigert  durch  die  Yermögensconiiscation 
nebst  der  Schleifung  des  Hauses  und  durch  die  £rstreckung  der  Ausweisung 
bis  zum  500.  Meilenstein  der  von  Rom  ausgehenden  Strassen.  Es  scheint  dies 
nach  ad  Att.  3,  4  (S.  970  A.  2)  eine  mildernde  Correctur  zu  sein;  ursprünglich 
war  vielleicht  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  die  alsdann  zulässige  Aus- 
weisung aus  dem  Gesammtstaat  beabsichtigt.  Uebertretung  der  Ausweisung 
wurde  für  den  Ausgewiesenen  selbst  wie  ftir  die  Mitschuldigen  mit  Capital- 
strafe  belegt  (S.  936  A.  1).  —  Gegen  die  Gesetzmässigkeit  dieses  Verfahrens 
konnten  wesentlich  nur  zwei  Einwendungen  erhoben  werden.  Es  wurde  diesem 
Strafgesetz  rückwirkende  Kraft  gegeben,  was  Caesar  tadelnd  hervorhob  ;.Dio 
38,  17)  und  wesshalb  vermuthlich  die  Fassung  lU  interdidum  sit  beliebt  ward 
(Cicero  de  domo  18,  47).  Bedenklicher  noch  ist  die  Application  des  Gesetze? 
auf  Cicero  ohne  Prozess.  Die  Person  war  im  Gesetz  nicht  genannt;  um  es 
auf  Cicero  anzuwenden,  musste  dasselbe  den  magistratisch-comitialen  Prozess 
oder  das  Geschwornengericht  anordnen,  und  dies  hat  es  nicht  gethan.  Offen- 
bar hatten  die  Gegner  Ciceros  weder  die  Centuriatcomitien ,  vor  welche  der 
Prozess  als  capitaler  kommen  musste,  noch  die  Geschwomengerichte  in  der 
Hand.  Die  Application  kann  nicht  wohl  anders  eifolgt  sein  als  durch  ein 
zweites  Plebiscit  und  dies  war  zweifellos  widerrechtlich,  einerlei  ob  ein  solches 
in  dem  ersten  Plebiscit  vorbehalten  oder  nicht  vorbehalten  w*r. 

*  Sonst  hätte  Caesar  nicht  in  dem  Municipalgesetz  Z.  117  (S.  971  A.  8) 
auszusprechen  brauchen,  dass  ein  solcher  Verurtheilter  nicht  für  Municipal- 
ämter  wählbar  sein  soll.  Auch  wird  ein  also  Verurtheilter  beerbt  (Cicero  pro 
Cluentio  63,  178).  Vor  allem  aber  beweist  das  den  Deportirten  im  J.  23  durch 
Tiberius  genommene  Hecht  der  Testamentserrichtung  und  überhaupt  des  Bürger- 
rechts (S.  957),  dass  die  Interdiction,  an  deren  Stelle  die  Deportation  trat, 
dieses  Recht  nicht  nahm.  Dagegen  kommt  nicht  in  Betracht,  dass  Cicero  die 
Freisprechung  im  Mordprozess  bezeichnet  als  bedingend  für  das  civitatem 
retinere  (a.  a.  0.  52,  144),  die  Verurtheilung  als  bedingend  für  das  eieere  t 
civiMe  (daselbst  61,  170  neben  dem  correcten  exilium  10,  29.  61,  170.  62,  175). 
Ein  römischer  Bürger,  der  Rom  und  Italien  nicht  betreten  darf,  ist  rednerisch 
keiner;  man  darf  nicht  vergessen,  wie  die  Advocaten  mit  caput  (S.  907  A.6) 
und  selbst  mit  sanguis  um  sich  werfen. 
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uild  weiter  Augustus  haben  damit  an  die  Confiscation  hinanreichende 
Vermögensstrafen  verbunden  (S.  1009). 

Die  von  Tiberius  im  J.  23  geordnete  Freiheitsstrafe,  mag  sie 
ohne  Zwangsdomicil  auftreten  als  Interdiction  oder,  was  die  Kegel 
ist,  als  Deportation,  nimmt  das  Bürgerrecht  und  ist  mit  der  Ver- 
mögensconfiscation  verbunden,  wenn  gleich  dem  Verurtheilten,  wie 
bei  der  Vermögensstrafe  ausgeführt  ist,  mehr  oder  minder  reich- 
liche Subsistenzmittel  gelassen  zu  werden  pflegen  und  die  Ver- 
mögensf&higkeit  ihm  bleibt. 

Versuchen  wir  schliesslich  zusammenzufassen ,  was  über  die  steiinng  der 
Behandlung  dieser  wichtigsten  Criminalstrafe  der  letzten  republi-  ^^^**^° 
Iranischen  Epoche  und  des  Principats  sich  erkennen  lässt,  so  soll  strafrecht. 
das  Befremden  nicht  verschleiert  werden,  dass  ein  Staatsordner 
wie  Sulla  die  Ausweisung  aus  Italien,  ohne  weitere  Rechts- 
folgen weder  für  die  Person  noch  für  das  Vermögen,  als  aus- 
reichende Sühne  für  Staatsverbrechen  und  Mord  und  überhaupt  die 
schlimmsten  Verbrechen  hingestellt  und  praktisch  als  die  schwerste 
Criminalstrafe  behandelt  hat*.  Es  ist  möglich,  dass  ergänzende 
Festsetzungen  oder  Gewohnheiten  namentlich  hinsichtlich  der  ge- 
meinen Verbrechen  und  der  niederen  Verbrecherklasse  uns  unbe- 
kannt geblieben  sind;  wenigstens  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  die 
uns  vorliegenden  Bestimmungen  vorzugsweise  die  Verbrecher  der 
höheren  Gesellschaftskreise  ins  Auge  fassen.  Hinsichtlich  dieser 
darf  man  geltend  machen,  dass  die  durch  die  Optimatenpolitik  ge- 
forderte üebertragung  der  Schwurgerichte  auf  die  Senatoren  es 
dem  Gesetzgeber  wahrscheinlich  unmöglich  machte  eine  strengere 
Strafgesetzgebung  mit  Aussicht  auf  Erfolg  durchzuführen ;  schwerere 
Strafsätze  würden  vielleicht  praktisch  nur  zu  ständigen  Frei- 
sprechungen geführt  haben.  Aber  mag  das  den  Gesetzgeber  einiger- 
massen  entlasten,  sicher  hat  das  von  Verbrechen  jeder  Art  bis  auf 
den  tiefsten  Grund  durchfressene  Gemeinwesen  durch  ihn  die  für 
den  Missethäter  denkbar  bequemste  Criminalgesetzgebung  erhalten 
und  die  staatserhaltende  Partei,  die  sie  geschaffen,  damit  den  aus- 
reichenden Beweis  geführt,  dass  diese  Staatsform  nicht  verdiente 
erhalten  zu  werden,  was  dann  die  unerbittliche  Geschichte  be- 
stätigt hat.  Damit  ist  denn  auch  zuerst  durch  den  Dictator  Caesar, 
alsdann  durch  die  beiden  ersten  Herrscher  die  nothwendige  Steige- 


*  S.  202.  Das  formale  Fortbestehen  des  wirklich  capitalen  magistratisch- 
comitialen  Prozesses  für  das  Staatsverbrechen  und  vielleicht  noch  in  weiterem 
Umfang  kommt  für  die  Realität  der  Dinge  nicht  in  Betracht. 
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rung  der  Strafen  eingetreten.  Allerdings  hat  Caesar  sich  darauf 
beschränkt  der  Ausweisung  schwere  Yermögensstrafen  hinzuzufügen 
und  auch  Augustus  mehr  thatsächlich  als  gesetzlich  normirend  die 
Ausweisung  geschärft  ^  Aber  durch  die  von  ihm  angebahnte,  von 
Tiberius  durchgeführte  Umwandlung  der  Ausweisung  in  die  Inter- 
nirung  ist  in  der  That  Ernst  und  Strenge  in  die  criminalrechtliche 
Behandlung  der  höheren  Klasse  zurückgeführt  worden.  Zugleich 
aber  ist  damit  dem  Principat  die  rechte  Signatur  gegeben,  die 
Herbeiführung  einer  nicht  gerade  an  sich  ungerechten,  aber  im 
einzelnen  Fall  von  der  Willkür  des  erkennenden  Gerichts  und  vor 
allem  von  derjenigen  der  Regierung  völlig  abhängigen  StraQustiz 
gegen  die  Personen  der  höheren  Gesellschaftsklassen.  Die  Inter- 
nirung,  wie  sie  von  nun  an  gehandhabt  wird,  mit  freier  Auswahl 
des  Straforts  unmittelbar  durch  den  Herrscher  und  ebenso  freier 
Bemessung  der  dem  Internirten  verbleibenden  Subsistenzmittel,  ge- 
stattet wie  die  äusserste  Härte  so  auch  die  äusserste  Nachsicht, 
und  ist  eben  wegen  ihrer  bei  formaler  Gleichheit  grenzenlosen 
innern  Verschiedenheit  diesem  Regiment  wie  eigen  so  angemessen. 


^  Augustus  Bedenken  die  bestehende  Strafordnung  principiell  zu  schärfen 
sind  gut  dargelegt  in  den  dionischen  Verhandlungen  (55,  14 — 22)  über  die 
cinnanische  Verschwörung,  namentlich  in  der  Rede  der  Livia. 


i 
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Körperstrafen. 


Das  ursprüngliche  Privatrecht  kennt  die  Körperschädigung  als  xörperrer- 
Strafmittel  im  Wege  der  Wiedervergeltung.    Die  ältesten  uns  be-  '^*^^*""*^ 
kannten  Ordnungen  lassen  sie  zu  für  das  verstümmelte  Glied  und    rechts. 
den  gebrochenen  Knochen  unter  Vollziehung  durch  den  nächsten 
Verwandten^  und  für  den  ersten  Fall  der  Verstümmelung  hat  auch 
das  Zwölftafelrecht  sie  beibehalten*.    Von  effectiver  Handhabung 
dieser  Bestimmungen   erfahren   wir  nichts;   sie  sind   vermuthlich 
schon   in  der  republikanischen  Frühzeit  durch  Geldbussen  ersetzt 
worden.    Wenn  der  Schuldner  die  Busse  zu  entrichten  unvermögend 
ist,  fällt  sie  weg  und  wird  keineswegs  durch  Züchtigung  ersetzt*. 

Das  römische  Kriegsrecht  der  republikanischen  Zeit  lässt  die  Körperver- 
Körperverstümmelung  in  weitem  Umfang  zu  *  und  schwerlich  ist  *^"^®^^^ 
davon  in  der  Kaiserzeit  abgegangen  worden'^.     Aber  dem  offen t- uchen sträf- 
lichen  Strafrecht  der  Republik  ist,   so   weit  auf  das   Schweigen  ^«•**^"- 


1  Gato  im  1.  Buch  der  origines  (S.  802  A.  2). 
»  S.  802.    Zwölftafeln  8,  2  Scholl. 

*  Die  Verwandlung  der  nicht  exigiblen  Geldbusse  in  Züchtigung  wird  bei 
eigentlichen  Privatklagen  nicht  erwähnt.  Ihre  Gestattung  bei  qualificirten 
Injurien  (Dig.  47,  10,  35,  wohin  auch  die  Ladung  des  Patrons  vor  Gericht  Dig. 
2,  4,  25  gehört)  und  bei  Popularklagen  (Dig.  2,  1,  7,  3)  gehört  in  das  öffentliche 
Strafverfahren. 

*  Mit  Abhauen  der  Hände  wird  nicht  bloss  der  Ueberläufer  (Yal.  Max.  2, 
7,  12  =  Frontinus  strat.  4,  1,  42)  und  der  Spion  (Liv.  28,  33,  1.  26,  2,  19)  be- 
straft, sondern  auch  bei  Lagerdiebstahl  der  Dieb  (Frontinus  strat.  4,  1,  16). 

^  Bei  dem  Willkürverfahren  der  Militarjustiz  lässt  sich  Positives  darüber 
nicht  sagen.  Wie  weit  sie  gehen  konnte,  zeigt  zum  Beispiel  vita  Cassii  4.  5. 
Constantins  Verordnung  (Cod.  6,  1,  3),  dass  dem  zum  Feind  überlaufenden 
Sclaven  der  Fuss  abzuhauen  sei,  wird  hieher  gezogen  werden  können. 
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unserer  Berichte  Verlass  ist,  die  Körperverstümmelung  fremd. 
Noch  entschiedener  kann  dies,  wenn  von  der  allerdings  befremden- 
den Brandmarkung  des  böswilligen  Falschklägers  (S.  495)  abgesehen 
wird,  von  dem  Quästionenprocess  und  der  Epoche  des  Principats^ 
ausgesprochen  werden.  Auch  für  die  Spätzeit  mag,  was  die  Reehts- 
theorie  anlangt,  dasselbe  gelten;  geradezu  führt  sie  diese  Strafe 
in  ihren  Gesetzen  nicht  auf,  scheint  aber  dieselbe  zu  ignorireu 
und  zu  überschweigen.  In  der  diocletianischen  Christenverfolgung 
wurde,  wenn  wir  recht  berichtet  sind,  nachdem  anfänglich  für 
derartige  Strafsteigerungen  jedem  Gericht  freie  Hand  gelassen 
worden  war,  schliesslich  von  der  Regierung  die  Bergwerksstrafe 
geschärft  durch  Blendung  des  rechten  Auges  und  Abhauen  des 
linken  Fusses*;  und  aus  dem  Strafverfahren  der  Altgläubigen 
gegen  die  Christen  sowie  dem  christlichen  gegen  die  Ketzer  wirrt 
mehrfach  Aehnliches  gemeldet •.  Auch  Gräberschändung*,  Kirchen- 
raub*, Päderastie*,  Defraudation  der  Subalternbeamten ^  sind 
nachweislich  wenigstens  von  Constantin  an  häufig  mit  Gliederver- 
stümmelung bestraft  worden.  Justinian®  untersagt  das  Abhauen 
der  Hände  und  der  Füsse  und  das  ^noch  ärgere'  Ausrenken  der 


'  Willküracte  der  Kaiser  (Sueton  Claud.  15;  vita  Alexandri  28)  und  der 
Statthalter  (Sueton  Galb.  9)  kommen  dafür  nicht  in  Betracht;  es  handelt  sich 
um  die  rechtlichen  Vorschriften. 

*  Eusebius  h.  e.  8,  12;  vgl.  de  mart  Pal.  7.  8. 

•  Lactantius  de  mort.  persec.  36:  (Maximinus)  fasere  parahat  (in  Klein- 
asien)  quae  tarn  dudum  in  Orientis  partihtM  (Syrien  und  Aegypten)  fecerat.  iw« 
cum  clemenUam  .  .  .  proßeretur,  occidi  servos  dei  vetuity  debilitari  tussit:  (taque 
confessoribus  effodiehantur  octili,  ampuiabantur  mcmus^  pedes  detruneabafäufj 
nares  vel  auricuHae  desecahantur,  Augustinus  (ep.  133  vol.  2  p.  396  Maar.) 
bittet,  dass  gefangene  Ketzer  bloss  mit  Freiheitsstrafe  belegt  werden  möchten 
vivi  et  nuUa  corporis  parte  truncati.  Den  Abschreiber  ketzerischer  Schriften 
bedroht  Justinian  (nov.  42  c.  1,  2)  mit  Abhauen  der  Hand. 

^  Maiorian  nov.  4,  1,  1:  apparitores  .  .  .  fustuario  supplicio  subditos  ma- 
nuum  quoque  amissione  truncandos.  Eine  Grabschrift  von  Goncordia  aus  der 
gleichen  Zeit  (S.  821  A.  7)  lautet:  qui  eam  arca(m)  aperire  voluerity  iure  d 
manus  praecidentur  aut  fisco  inferat  libra(m)  una(m). 

^  Nach  Zonaras  14,  7  von  Justinian  mit  Castration  bestraft. 

^  Dessgleichen  nach  Zonaras  a.  a.  0. 

'  Ein  Erlass  Constantins  (C.  Th.  1,  16,  7)  beginnt:  cessent  .  .  .  rapact^ 
officialium  manus  .  .  .  nam  si  moniti  non  cessaverint,  gladiis  praeddtiUur. 
Justinian  (nov.  17.  8)  bedroht  den  Officialen  wegen  gefälschter  Steuerquittung 
ebenfalls  mit  dem  Abhauen  der  Hand.  Dabei  mag  die  Erstreckung  der  miUiio> 
auf  die  Civilbeamten  eingewirkt  haben. 

®  Justinian  nov.  186  c.  18.  Wegen  der  Gliederverrenkung  vgl.  das  Lexikon 
des  Stephanus  u.  d.  W.  ttQ&Q^fißoXoc 
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Glieder  da,  'wo  die  Gesetze  sie  nicht  vorschreiben'  und  fügt  hinzu, 
man  solle  es  dann  wenigstens  auf  das  Abhauen  des  einen  Gliedes 
beschränken,  vor  allem  aber  den  Diebstahl  nie  also  bestrafen.  Dies 
wird  erläutert  durch  die  Bemerkung  eines  wenig  späteren  Schrift- 
stellers ^  dass  man  häufig  in  den  Städten  zu  sehen  bekomme,  wie 
Betrügern  und  Dieben  die  Füsse  abgehauen  würden.  In  der  That 
scheint  in  der  Spätzeit  zwar  die  Gesetzgebung  bei  dauernden  An- 
ordnungen nicht  leicht  die  Körperverstümmelung  vorgeschrieben 
zu  haben,  es  aber  dem  richterlichen  Ermessen  anheimgestellt  ge- 
wesen zu  sein  die  gesetzlich  angeordnete  Strafe  durch  derartige 
Zusätze  zu  schärfen.  ^ 

Die  Züchtigung  (verhera)  ^  ist  von  jeher  in  verschiedener  Form  Züchtigung: 
bei  den  Unfreien  und  den  Freien  vollzogen  worden.  Gegen  den  ^^^* 
Sclaven  ist  ohne  Unterschied  der  Epoche  die  Geisselung  (flagella) 
in  Anwendung  gekommen  ^.  Bei  den  Freien  wird  in  der  früheren 
Epoche  die  bürgerliche  Züchtigung  mit  den  Ruthen  {virgaeY  und 
die  militärische  mit  dem  Stock  (fustis)  unterschieden.  In  derjenigen 
Epoche,  welcher  unsere  Rechtsquellen  angehören,  ist,  wie  bei  der 
Hinrichtung  das  Beil  durch  das  Schwert,  so  bei  der  Züchtigung 
die  Ruthe  durch  den  Stock  ersetzt,  das  militärische  Strafverfahren 
auch  hier  in  die  bürgerliche  Ordnung  eingeführt  worden.    In  der 

^  Agathias  4,  8. 

■  Verbera  ist  für  die  Schläge  die  eigentlich  legale  (necare  et  verberare) 
wahrscheinlich  schon  in  den  Zwölftafeln  gebrauchte  und  von  der  Beschaffen- 
heit des  Werkzeugs  so  wie  von  der  Rechtsstellung  des  Geschlagenen  ab- 
sehende Bezeichnung. 

'  Macer  Dig.  48,  19,  10  pr.:  ex  quibus  (causis)  Über  fustibus  caesus  in 
opus  publicum  datur,  ex  his  servus  .  .  .  flagelUs  caesus  dotnino  reddi  iubetur, 
Caracalla  47,  9,  4,  1.  Callistratus  48,  19,  7:  fuRtium  admonitio,  flagellorum 
castigaiio.  Die  Geissei,  welche  gemeint  ist  mit  den  verbera  servilia  Dig.  49, 
14,  12  (vgl.  Marquardt  Privatalterth.  S.  182),  ercheint  schon  bei  Plautus  als 
den  Sclaven  eigen. 

^  Es  genügt  an  die  rirgae  der  Lictoren  und  das  militärische  supplicium 
fustuarium  zu  erinnern.  Die  vitis  des  Centurio  ist  nichts  als  der  fustis;  der 
Gegensatz  der  vitis  des  Centurio  und  der  virgae  der  Lictoren  bei  Livius 
ep.  57:  (Sctpio  Afritanus  minor)  quem  militem  extra  ordinefn  deprehendit,  si 
Eomanus  esset,  vitibus,  si  extraneus,  virgis  (fustibus  ist  interpolirt)  cecidit 
zeigt,  dass  der  Bebstock  der  Römer  ungefähr  das  war  was  heute  der 
Degen.  —  Eine  ähnliche  Doppelform  der  Züchtigung  bestand  in  Aegypten. 
Philo  in  Flaccum  10:  rovg  AiyvnrCovi  h^^aig  (fÄCtari^i)  fAaartCiO&at  avffß^ßrjxf 
xal  TtQos  ir^Qwv^  tovs  ^^  lAXf^av^g^ag  anaSaig  (=  Stöcke;  ana&rj  eigent- 
lich die  Rispe  vom  Palmbaum;  nachher  heisst  es:  rati  iXev*9fQKoT^Qaig  xal  noU- 
TixtoT^(}aig  fxttOTi^iv)  xal  vno  anaHriffoqtovjiXi^av^Q^tov,  Entlehnt  ist  der  Gegen- 
satz nicht  von  den  Griechen,  obwohl  vielleicht  durch  ihren  Einfluss  geschärft. 
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Spätzeit  wird  durch  Befestigung  von  Bleikugeln  (plumbatae)  an  das 
Züchtigungsinstrument  die  Strafe  bis  zur  Lebensgefährlichkeit 
geschärfte 

Ueber  den  Anwendungskreis  der  Schläge  bei  der  Haus-  und 
der  priesterlichen  Zucht  (S.  21)  so  wie  bei  der  militärischen  Dis- 
ciplin  (S.  82)  und  der  magistratischen  Coercition  (S.  47)  ist  im 
ersten  Buch  das  Erforderliche  gesagt.  Hier  bleibt  darzulegen,  in 
wie  weit  die  Züchtigung  im  Strafrecht  als  Begleit-  oder  als  Primär- 
strafe Anwendung  findet, 
z&ehtigang  Als  Bogleitstrafe  tritt  nach  republikanischem  Recht,  wie  bereits 

aifl  Begleit-  gezeigt  Ward ,  die  Züchtigung  sowohl  bei  dem  öffentlichen  wie 
bei  dem  Privatdelict  ein,  wenn  bei  Männern  auf  den  Tod  (S.  938) 
oder  auf  Bergwerks-  oder  Zwangsarbeit  mit  Verlust  der  Freiheit 
(S.  950  A.  by  oder  des  Bürgerrechts  (S.  953  A.  4)  erkannt  wird. 
Dagegen  ist  sie  bei  der  Hinrichtung  der  Frauen  so  wie  bei  der 
militärischen  Form  der  Execution  ausgeschlossen  (S.  939).  Be- 
schränkt aber  wird  sie  unter  dem  Frincipat  dadurch,  dass  diese 
Begleitstrafe  für  Standespersonen  wegfällt®.  Für  Personen  niederen 
Standes  bleibt  sie  nicht  bloss  bestehen,  sondern  diese  können  auch 
bei  geringeren  Strafen,  namentlich  der  Ausweisung,  der  Züchtigung 
nach  Ermessen  des  Beamten  unterworfen  werden  (S.  969  A.  1),  was 
indess  auf  Geldstrafen  sich  nicht  erstreckt, 
all  Haupt-  Primärstrafo  ist  die  Züchtigung  von  Rechtswegen  so  wenig 
■träfe,  ^jg  ^^^  Gofänguiss,  sondern  Goercitionsmittel ;  dass  wegen  Diebstahls 
(S.  75,  S.  772  A.  4)  Kinder  gezüchtigt  werden,  ist  dafür  nur  eine 
Bestätigung,  da  diese  nicht  strafmündig  sind.  Indess  ist  in  späterer 
Zeit  dies  Princip  bei  der  Züchtigung  weniger  streng  eingehalten 


^  Libanias  vnkg  ui^iaroip,  p.  429  Reiske  ^laß€  .  . .  nXriyas  (xivroi  noltiti 
xkI  /aJl£7rii^ .  .  .,  rat^  ix  juolvß^ov  atfa^Qcug,  ag  fiyrjaaio  IlaOXog  (der  notarius, 
Scherge  des  Constantius)  ig  ^aratov  agxiaeiv,  C.  Th.  2,  14,  1.  11,  7,  3.  12,  1, 
80.  85.  16,  5,  40,  7.  1.  53.  Die  plurribaiae  (vgl.  über  dieselben  Gothofredus  zu 
Cod.  Tb.  9,  35,  2)  sind  zwar  verschieden  von  den  einfachen  fustes,  die  Aus- 
drücke aber  wechseln  so,  dass  die  Anwendung  des  einen  oder  des  anderen 
Zuchtmittels  wohl  durchaus  im  Belieben  der  executirenden  Stelle  gestanden 
hat  und  ein  gesetzlich  fundirter  Gegensatz  als  Regel  nicht  angenommen  werden 
kann.    Eine  Ausnahme  A.  3. 

^  Bei  der  Bergwerksstrafe  kommt  auch  die  Wirkung  des  plumbum  vor 
(Cod.  Th.  2,  14,  1). 

8  Dig.  48,  19,  28,  2.  49,  18,  1.  Cod.  Th.  6,  36,  1.  9,  1,  15  pr.  12,  1,  80.  85. 
Cod.  lust.  10,  32,  4.  In  der  Verordnung  vom  J.  376  C.  Th.  9,  35,  2  werden, 
wie  es  scheint,  die  Stockschläge  gegen  Decurionen  zugelassen,  die  plwnbataf 
nur  für  die  decem  primi  untersagt. 
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worden  als  bei  dem  Gefängniss.  Die  Sclavendelicte,  von  denen  dies 
ausgegangen  sein  wird  und  bei  denen  es  am  häufigsten  vorkommt, 
lassen  sich  meistens  unter  den  Begriff  der  Coercition  ziehen.  Aber 
auch  bei  Freien  ist  die  Züchtigung  angewandt  worden  als  öffent- 
liche Strafe*  und  sie  ist  schwerer  als  die  Geldbusse*.  Gering- 
fügige Vergehen  sind  häufig  im  Cognitionalverfahren  bei  Unfreien 
und  Freien  lediglich  mit  Schlägen  bestraft  worden^.  Die  Steigerung 
der  Sclavenzüchtigung  zum  Tode  ist  Missbrauch  der  spätesten 
Kaiserzeit*.  Namentlich  aber  steht  die  eigentlich  dem  Wesen  der 
Strafe  widerstreitende  und  vielleicht  den  älteren  Ordnungen  zuwider- 
laufende Regel  in  unseren  Rechtsquellen  fest,  dass  öffentliche 
Geldstrafen  bei  dem  Unfreien,  für  den  der  Herr  nicht  eintritt,  und 
bei  'dem  mittellosen  Freien  durch  Züchtigung  ersetzt  werden*^. 


^  Dig.  48,  19,  6,  2.  Das  Eigenthumsrecht  wird  natürlich  durch  die  Strafe 
nicht  berührt  (Dig.  48,  19,  28,  4). 

'  Dig.  48,  19,  10,  2:  fustium  ictus  gravior  est  quam  pectmiaris  damnatio, 

■  Dig.  48,  2,  6:  levia  crimina  auäire  et  discutere  de  piano  proconsuJem 
oportet  et  .  ,  ,  fustibus  castigare  vel  flagellis  servos  verberare.  Nach  Dig.  12,  2, 
13 ,  6  soll  der  Magistrat  den ,  der  den  Eid  per  genium  princiijis  missbraucht, 
fustibus  castigandum  dimittere  et  ita  ei  superdid:  ngonmug  firi  of4vv€.  Andere 
Beispiele  Dig.  87,  14,  1.  47,  9,  4,  1.  tit.  10,  9,  3.  1.  45.  tit.  21,  2.  48,  19,  28,  3. 
C.  Th.  13,  3,  1.   16,  2,  5. 

*  Dies  supplicium  fustuarium  wird  in  der  Spätzeit  häufig  erwähnt.  Maiorian 
nov.  7,  1,  4:  si  servus  est,  fustuario  supplicio  se  interficiendum  esse  cognoscat 
und  7,  1,  14:  fustuariae  subditus  poenae  servilibus  suppliciis  periturum  se  esse 
cognoscat.  Edict  des  Stadtpräfecten  Dynamius  C.  I.  L.  VI,  1711;  Cassiodor 
var.  9,  2,  2.  10,  28,  4.  11,  11,  2;  öfter  im  theodericianischen  Edict;  auch  lex 
Rom.  Burg.  19,  8. 

^  Dig.  48,  19,  1,  3:  generaliter  placet  in  legibus  publicorum  iudiciorum  vel 
privatorum  criminum  qui  eaira  ordinem  cognosc^nt  praefecti  vel  praesides  ut  eis 
qui  poenam  peamiariam  egentes  eludunt,  coercitionem  extraordinariam  inducant. 
2,  1,  7,  3  (wo  das  corpus  torquendum  sicher  nicht  von  der  nur  im  Beweis- 
verfahren begegnenden  eigentlichen  Folterung  zu  verstehen  ist).  47,  9,  9.  48, 
10,  35.  Cod.  1,  54,  6,  4.  6,  1,  4,  2.  8,  10,  12,  5e.  9.  9,  19,  6.  10,  11,  8,  9. 
Wenn  das  erkennende  Gericht  für  die  Züchtigung  nicht  competent  ist,  wird 
der  Verurtheilte  an  die  geeignete  Stelle  abgegeben  (Dig.  2,  4,  25 :  vel  a  praefecto 
urhi  quasi  inofßciosus  castigatur).  Es  tritt  häufig  Ausweisung  hinzu  (Cod.  8, 
10,  12,  5e.   9.   10,  11,  8,  9). 
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Ungleichheit  Rechtsgleichheit  der  demselben  Gemeinwesen  angehörigen 
btp^ub  ^^^8^^  ^^^S*  ^^^^  ^^^  Ordnungen  des  römischen  Gemeinwesens 
Eechte.  zu  Gruude ,  wird  aber  auch  in  diesem  durch  zahlreiche  und  tief- 
greifende  Ausnahmen  beschränkt.  Es  ist  die  Aufgabe  des  Staats- 
und des  Privatrechts  diese  zu  entwickeln;  die  meisten  und  die 
wichtigsten,  namentlich  die  rein  politischen,  wie  die  Zurück- 
setzung der  Plebejer  gegen  die  Patricier,  der  Halbbürger  gegen 
die  Vollbürger,  der  Freigelassenen  gegen  die  Freigebornen,  ebenso 
die  gegen  die  Nachkommen  der  Bestraften  gerichteten  Be- 
stimmungen^ haben  mit  dem  Strafrecht  nichts  gemein.  Aller- 
dings aber  erscheint  Zurücksetzung  in  den  bürgerlichen  Rechten 
bei  Fortbestehen  des  Bürgerrechts  —  von  dem  Verlust  desselben 
im  Strafweg  ist  früher  gehandelt  —  auch  im  römischen  Straf- 
recht entweder  als  Begleitstrafe  an  eine  andere  geknüpft  oder, 
wenn  auch  erst  in  späterer  Zeit,  als  selbständige  Strafe.  Diese 
Rechtsschmälerungen  sollen  hier  zusammengestellt  werden.  Sie 
gliedern  sich  in  fünf  Gruppen:  die  delictische  Entziehung  des 
Grabrechts  und  des  ehrenhaften  Gedächtnisses;  die  delictische 
Entziehung  des  Testirrechts ;  die  Bescholtenheit  aus  delictischen 
Gründen;   der   delictische   Ausschluss   von   der   Aemterbewerbung 


^  Der  von  Sulla  verfügte  Ausschluss  der  Nachkommen  der  Proscribirten 
von  den  politischen  Hechten  (S.  593)  und  die  Erstreckung  des  Majestäts- 
verbrechens von  den  Aeltern  auf  die  Kinder  (S.  594)  lassen  sich  unter  den  Be- 
griff der  Strafe  nicht  bringen.  Dass  diese  die  Erben  und  die  Kinder  des 
Schuldigen  nicht  treffen  kann,  sprechen  die  Rechtsbücher  bestimmt  aus  (Dig. 
48,  19,  20.   1.  26). 
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und  aus  dem   Senat;  die  delictische  XJntersagung  der  Geschäfts- 
führung. 

I.  Entziehung  des  Grahrechts  and  des  ehrenhaften  Gedächtnisses. 

Das  Grabrecht  und  die  Todtenehrung  überhaupt  kann  im  Todten- 
öffentlichen  Strafverfahren  dem  Verurtheilteu  genommen  oder  doch  ^®'**^"' 
beschränkt  werden.  Das  Urtheil  freilich  hat  schwerlich  jemals 
dies  ausgesprochen ;  der  Verlust  der  Todtenehren  tritt  ausschliess- 
lich auf  als  Begleitstrafe,  entweder  von  Rechtswegen  an  die  aus- 
gesprochene Strafe  geknüpft  oder  im  Wege  der  Execution  des 
Strafurtheils  von  dem  Magistrat  angeordnet.  Freilich  lässt  das 
ursprünglich  einzige  öffentliche  und  stets  als  das  schwerste  von 
allen  behandelte  Verbrechen,  die  Perduellion,  auch  nach  dem 
Tode  des  Perduellis  ein  auf  die  Entehrung  seines  Gedächtnisses, 
die  damnatio  memoriae  gerichtetes  Officialverfahren  von  Rechts- 
wegen zu  ^ ;  indess  beruht  dies  darauf,  dass  bei  diesem  Verbrechen 
nach  römischer  Auffassung  die  Strafe  nicht  im  Moment  des  Ur- 
theil s,  sondern  im  Moment  der  That  eintritt  und  der  hier  immer 
declaratorische  Strafprozess  auch  gegen  den  inzwischen  Ver- 
storbenen insoweit  zulässig  ist,  als  die  Execution  nachgeholt 
werden  kann. 

1.   Nach  der  magistratischen  Hinrichtung*  ist  die  Bestattung  verbot  de» 
der  Leiche  untersagt*,  ohne  dass,  so  viel  wir  wissen,  die  Beschaffen-  ^**'***«"- 
heit  des  Delicts  oder  die  Form  der  Execution  rechtlich  Unterschied 
gemacht  hätte.    Wenn  bei  der  Säckung  die  Form  selbst  die  Be- 


^  S.  66.  590.  Inst.  3,  1,  5:  8%  post  mortem  suam  pater  ludicattM  fuerit  reus 
perdudlionis  ac  per  hoc  memoria  eius  damnata  fuerit.  4,  18,  3.  Papinian 
Dig.  81,  76,  9:  repetendorum  legcUorum  facultas  ex  eo  testamento  solutorum 
danda  est^  quod  irritum  esse  post  defuncU  memoriam  damnatam  apparuit,  modo 
si  tarn  legatis  solutis  crimen  perdaellionis  iUatum  est  24,  1,  32,  7.  So  wurde 
unter  Tiberius  Libo  Drusus  vom  Senat  veruftheilt  (Tacitus  ann.  2,  31)  und 
häufig  ist  späterhin  dies  Todtengericht  von  demselben  über  verstorbene  Kaiser 
abgehalten  worden  (St.  B.  2,  1134).  Auch  gegen  Ketzer  i^t  dies  geschehen,  so 
von  Kaiser  Honorius  im  J.  407  (C.  Th.  16,  5,  40,  4)  und  von  Kaiser  Marcianus 
im  J.  452  (Cod.  lust  1,  3,  23):  aboleatur  quidem  Eutychetis  (als  Ketzer)  damnosa 
m£moria,  Flaviani  (des  Orthodoxen)  autem  laudabtlis  recordatio  revdetur. 

^  Man  kann  fragen,  ob  die  Vorschrift  sich  auch  auf  die  Privathinrichtung 
namentlich  durch  Felssturz  erstreckt  hat ;  eine  Antwort  darauf  haben  wir  nicht. 

^  Die  (St.  R.  3,  1190  verkannte)  Regel  spricht  sich  am  bestimmtesten  darin 
aus,  dass  für  die  Auslieferung  der  Leiche  immer  die  Bitte  gefordert  wird  (Dig. 
48,  24,  1.  1.  3).  Tacitus  ann.  6,  29:  damnati  publicatis  honis  septUtura  pro- 
hibebantury  eorunij  gut  de  se  statuebantj  humabantur  corpora,  manebant  testam^nta. 
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Stattung  ausschliesst  (S.  922)  und  ebenfalls  bei  dem  Feuertod,  bevor 
die  Feuerbestattung  allgemein  eingeführt  wurde  \  so  ist  ihre  Unter- 
sagung nachweisbar  sowohl  für  die  Hinrichtung  mit  dem  Beil  *  wie 
für  die  Kreuzigung,  bei  welcher  Form  die  Körper  auf  der  Richt- 
stätte verwesen®,  nicht  minder  boi  der  Volksfesthinrichtung *,  end- 
lich und  vor  allem  bei  der  Hinrichtung  im  Kerker,  nach  der  die 
Leichen  vom  Henker  mittelst  eines  Hakens  auf  die  nächst  dem- 
selben befindliche  Treppe  geworfen,  dann  an  demselben  Haken 
durch  die  Strassen  geschleift  und  in  den  Fluss  gestürzt  werden*. 
In  gleicher  Weise  werden  bei  revolutionären  Bewegungen,  gleich- 
sam in  einem  postumen  Perduellionsverfahren ,  die  Leichen  der 
dabei  Umgekommenen  und  dadurch  der  Hinrichtung  Entzogenen 
von  den   Siegern  behandelt®.    Zur  Verhinderung  der  Bestattung 


'  In  späterer  Zeit  gilt  natürlich  das  Gegenteil  (Dig.  48,  24,  1). 

■  Val.  Max.  2,  7,  15  (ebenso  Appian  Samn.  9 ;  Frontinus  4,  1,  38).  Cicero 
Verr.  5,  45,  119. 

^  Cicero  pro  Rab.  ad  pop.  5,  16.  Auch  Galenus  {nt^l  avarofi,  iyx^u>{ai 
1.  8  vol.  2  p.  885  Kühn)  hat  bei  seinen  Wahrnehmungen  Inl  kr^üriSv  iv  ogn 
(am  Delictort :  Dig.  48,  19,  28,  J5)  xei/uivtav  aratfwv  an  die  Kreuzigung  gedacht 

*  Von  der  verweigerten  Beerdigung  der  unter  Marcus  in  Lugudunum  hin- 
gerichteten Christen  sagt  Eusebius  h.  e.  5,  1,  61 :  firj  dvvaa&ai  rä  otafucxa  xpvifwi 
TJ  yj'ovTS  yao  yv|  awißdXXiio  7\fj.iv  ttqoq  tovto,  ovri.  aQyvQta  fn€i.&ev,  ovrf 
XtraviCa  iSvatone&y  navrl  cf^  TQünqi  nageti^gow,  ojs  fjfya  ri  x€Q&uroüvTfg,  if  ^rj 
rvxoitv  raifijg  .  .  .  t«  ovv  atüfiara  xwv  fjtaQTvganf  navrodog  nagaSiiy/naTia^ivra 
xal  al^Qiaa&ivxa  Inl  ^jj^Qttg  «f,  (ufrindTa  xaivta  xal  at&aXtod-^VTa  vno  jw' 
dvofKov  xartaaQmfhfi  üg  tov  ^Podavov  norafiov  nlrja^ov  Tzaga^Q^o^iaj  ontag  urjSi 
Xil\pavov  avTiiov  (faivrjrai  inl  Trjg  yrig  trt,  Aehnlich  berichten  die  MartjTieo 
häufig. 

*  Zuerst  erwähnt  bei  der  Hinrichtung  des  M.  Claudius  im  J.  518/236  Val. 
Max.  6,  8,  8:  senatiis  .  .  .  corpus  contumelia  carceris  et  detestanda  Getnoniarum 
scdlarum  nota  foedavit;  w^eiter  Val.  Max.  6,  9,  13;  Plutarch  C.  Gracch.  17  und 
in  der  Kaiserzeit  oft.  Tacitus  ann.  6,  19  berichtet  über  die  Massenhinrichtung 
der  Genossen  des  Seianus  im  Kerker:  iacuit  immensa  strages  .  .  .  neqite  pro- 
pinquis  aut  amicis  adsistere  inlacrimare^  ne  visere  quidem  diutnis  dabatur^  sed 
drcumiecti  custodes  .  .  .  corpora  putre facta  adseciabantur^  dum  in  Tiberim  tra- 
herentur,  uibi  fluitantia  aut  rijns  apjmha  non  cretnare  quis^atn,  non  continpere. 
Aehnliche  Berichte  Seneca  de  tranq.  an.  11,  11.  Tacitus  ann.  5,  9;  Sueton 
Tib.  61.  75;  Dio  58,  1.  11.  15.  60,  16.  35:  roitg  (v  ru)  d^afjLfütfiqft^  ^avarov^^ron 
uyxCaiqotg  rial  fAiydXoig  ol  d^/uioc  h  re  rriv  dyoQccv  dv6tXxov  xdvravS-*^  fg  rir 
noxafjiov  fav^fov.  Juvenalis  10,  66.  13,  245.  Ueber  die  Oertlichkeit  vgl.  Becker 
Top.  S.  415;  Jordan  Top.  1,  2,  324. 

®  Von  Ausführung  oder  doch  Androhung  dieser  Procedur  ist  die  Rede 
in  Beziehung  auf  Ser.  Tullius  (Liv.  1,  49,  1);  die  Gracchen  (Plutarch  Ti.  Gracch. 
20.  C.  Gracch.  17;  Val.  Max.  6,  1,  Id);  die  Proscribirten  (Sueton  Aug.  13:  ut 
imi  suppUcit^  sepulturam  precanii  respondisse  dicatur  tarn  istam  t^lucrum  fore 
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werden  nöthigenfalls  Wachen  aufgestellt^  und  es  sind  wegen 
eigenmächtiger  Wegführung  der  Körper  Criminalklagen  angestellt 
worden*.  —  Bei  der  Internirung  ist  in  ähnlicher  Auffassung  die 
Bestattung  auf  den  Strafort  beschränkt*.  —  Nur  im  Wege  des 
Gnadenacts  wird  die  Bestattung  des  Hingerichteten  freigegeben; 
es  ist  dies  ein  administrativer  Act,  welcher  von  dem  Belieben  des 
zunächst  beikommenden  Magistrats  abhängt  und  der  auch  nach 
längerer  Zwischenzeit  stattfinden  kann*.  Von  jenem  barbarischen 
Verfahren  ist,  wenn  auch  die  Regel  in  Geltung  blieb,  zunächst  wohl 
im  kriegsrechtlichen  Verfahren*,  dann  allgemein  mehr  und  mehr 
abgesehen  worden*;  die  Bitte  der  Verwandten  und  überhaupt 
eines  jeden  um  Auslieferung  der  Leiche  zur  Bestattung  wurde  in 
späterer  Zeit,  ausgenommen  bei  Perduellion,  nicht  leicht  ab- 
geschlagen ^. 

2.  Wo  die  Bestattung  unzulässig  ist,  ist  auch  die  Todtentrauer  ®    Todten- 

traver. 

potestatem);  Caesar (Appian  b.  c.  2,  128.  184);  Nero  des  Germanicus  Sohn(Sueton 
Tib.  54);  Tiberius  (Siieton  Tib.  75);  die  Gegner  des  Gaius  (Sueton  Vesp.  2); 
Galba  (Plutarch  Galb.  28;;  Commodus  (vita  17.  18);  Maximinus  (vita  25.  31);  Ela- 
gabalus  (vita  17). 

»  Tacitus  ann.  6,  19  (S.  988  A.  6);  Eusebius  h.  e.  5,  1,  61  (S.  988  A.  4);  de 
mart.  Pal.  9.  Die  Anekdote  von  dem  Soldaten,  qui  crucem  adservobat,  ne  quis 
ad  sepulttiram  corpus  detraheret,  und  der  untröstlichen  Wittwe  erzählt  Petronius 
111.  112. 

'  In  einem  solchen  Prozess  vertheidigte  Domitius  Afer  die  Cloatilla 
(Quintilian  8,  5,  16). 

»  Dig.  48,  24,  2.    Tacitus  ann.  14,  12. 

*  Tacitus  ann.  14,  12.  Allgemein  gestattet  dies  Pertinax  (Dio  73,  5;  vita 
Pertinacis  6).  Die  Grabschrift  eines  der  Opfer  des  Commodus,  des  M.  Antius 
Lupus,  cuius  memoria  per  vim  oppressi  in  integrum  secundum  amplissimi  ordinis 
consultum  resiituta  est^  hat  sich  erhalten  (C.  I.  L.  VI,  1343). 

^  Tacitus  ann.  1,  22:  ne  hostes  quidem  sepulturae  inmdent 

'  Cicero  gewährte  die  Bestattung  der  Genossen  Catilinas  auf  .Fürbitte  der 
Weiber  (Cicero  Phil.  2,  7,  17;  Plutarch  Ant.  2).  Augustus  will  diese  Bitten 
nie  abgeschlagen  haben  (Dig.  48,  24,  1;  widersprechend  Sueton  S.  988  A.  6); 
Tiberius  behandelt  sie  als  selbstverständlich  (Tacitus  ann.  6,  23);  unter  Gaius 
wird  eine  Majestätsklage  im  Senat  geschärft  durch  den  Antrag  auf  Ver- 
weigerung der  Bestattung  (Sueton  Vesp.  2).  Von  Erkaufung  dieser  Erlaubniss 
sprechen  Cicero  Yerr.  5,  45,  119  und  Eusebius  (S.  988  A.  4).  Auch  für  Jesus 
Leiche  wird  die  Bestattung  von  dem  Statthalter  gewährt,  wobei  Marcus  15,  43 
das  charakteristische  roil^ifaac  bewahrt  hat. 

^  Ulpian  Dig.  48,  24,  1.   Paulus  Dig.  48,  24,  3.   Diocletian  Cod.  3,  44,  11. 

^  St.  R.  3,  1189.  Die  Rechtswidrigkeit  der  Todtentrauer  um  den  Landes- 
feind liegt  der  Horatierlegende  zu  Grunde.  Sie  wird  untersagt  für  die  als 
Ueberläufer  hingerichteten  rheginischen  Soldaten  (Val.  Max.  2,  7,  15;  Frontinus 
4,  1,  38).    Plutarch   C.  Gracch.  17:    antTnav  cT^   nev^eiv  raig  ywai^f,    Sueton 
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SO  wie  jede  dem  Gedächtniss  des  Verfehmten  gewidmete  Feier* 
untersagt. 
Austiisiing  8.  Ueberhaupt  fordert  die  Entehrung  des  Gedächtnisses  die 
^^  Austilgung  des  Andenkens  an  den  Entehrten  nach  jeder  Richtung 
hin:  sein  Bild  darf  auch  in  seinem  eigenen  Hause  nicht  geführt 
werden*;  die  ihm  errichteten  Bildsäulen  werden  umgestürzt*,  sein 
Name  überall  gelöscht*,  ja  zuweilen  sein  Haus  geschleift*  und  die 
Führung  des  gleichen  Eigennamens  den  Geschlechtsgenossen  unter- 
sagt •.  Indess  sind  diese  Proceduren ,  die  theilweise  auch  auf  die 
nur  zur  Internirung  Verurtheilten  sich  erstrecken  ^,  bei  dem  Staats- 
verbrechen, wo  sie  am  häufigsten  in  Anwendung  kommen,  den  poli- 
tischen Wechselfällen  unterworfen  und  je  nach  Umständen  unter- 
lassen oder  späterhin  wieder  beseitigt  worden. 

2.  IntestabilitSt. 


8 


intMtabUitftt        Intestabilität   ist   die   rechtliche  Unfähigkeit   Privatzeugniss 
*!",?''?''  sowohl  zu  leisten  wie  sich  leisten  zu  lassen  •.   Wenn  für  den  davon 

tazelbncJiefl. 


Tib.  61:  interdictum,  ne  capite  damnatos  propinqui  lugerent  (vgl.  Tacitus  ann. 
6,  10.)  In  den  Rechtsbüchern  wird  die  Todtentrauer  untersagt  bei  Execationen 
wegen  Perduellion  und  Parricidium  (Dig.  8,  2,  11,  3.   11,  7,  SS), 

'  Feier  von  Othos  Geburtstag  unter  Domitian:  Sueton  Dom.  10.  Andere 
Belege  St.  R.  3,  1191. 

»  Tacitus  ann.  2,  32.  8,  76.  Sueton  Ner.  37  (=  Dio  62,  27).  Aus  Tacitus 
ann.  4,  35  folgt  nicht,  dass  der  Privatbesitz  solcher  Bildnisse  gestattet  war, 
sondern  nur,  dass  sie  dem  Verbot  zum  Trotz  sich  erhielten. 

«  St.  R.  8,  1190.    Erlass  vom  J.  899  gegen  Eutropius  C.  Th.  9,  40,  17. 

^  St.  R.  8,  1190.  Erlass  gegen  Eutropius  a.  a.  0.  Die  zahlreichen  der- 
artigen in  den  Inschriften  begegnenden  Tilgungen  beweisen,  dass  diese  Aechtnng 
sich  keineswegs  auf  die  öffentlichen  Urkunden  beschränkte. 

*  St.  R.  3,  1189  A.  2.  Dies  wird  gemeldet  von  Sp.  Cassius  (röm.  Forsch.  2, 
174);  von  M,  Manlius  (das,  S.  182);  von  Sp.  Maelius  (das.  S.  202).  Geschehen 
ist  es  im  J.  425/329  bei  dem  römischen  Haus  des  Vitruvius  Vaccus,  des  Führers 
der  Privernaten  und  Fundaner  (S.  105  A.  1);  bei  den  Häusern  des  Gracchaners 
M.  Fulvius  Flaccus  (Cicero  de  domo  38,  101.  43,  114.  Val.  Max.  6,  3,  1),  des 
L.  Appuleius  Saturninus  (Val.  Max.  a.  a.  0.)  und  Ciceros. 

*  Der  Vorname  Marcus  den  Manliem  durch  Geschlechtsbeschluss:  röm. 
Forsch.  2,  182,  das  Cognomen  Drusus  den  Scriboniem:  Tacitus  ann.  2,  32. 
Andere  Belege  St.  R.  3,  1191. 

■^  Dig.  48,  19,  24:  eorunif  qui  relegati  i^el  deportati  sunt  ex  causa  maiestatis, 
statuas  detrahendas  scire  debemus, 

*  Mit  dem  Ausschluss  von  dem  Zeugniss  im  öffentlichen  Prozess  (S.  402  fg.) 
hat  die  Intestabilität  nichts  gemein  (Dig.  28,  1,  20,  5). 

»  Zwölftafeln  8,  22  Scholl  (=  Gellius  15,  13,  11):  qui  se  sierit  testaritr 
Ubripensve  fuerit,  ni  testimonium  fariatur  {fatiatur  Scholl),  improbus  (=  unfähig 
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BetroflFenen  die  erstere  Beschränkung  nur  eine  Zurücksetzung  war^, 
so  enthält  die  zweite  für  die  ältere  Zeit  bei  der  umfassenden  An- 
wendung des  Privatzeugnisses  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die 
Unfähigkeit  zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  überhaupt,  für 
die  spätere  wenigstens  die  Unfähigkeit  ein  Testament  zu  er- 
richten. Es  nähert  sich  daher  die  Intestabilität,  wie  vorher  (S.  959) 
bemerkt  ward,  der  strafrechtlichen  Entziehung  des  Bürgerrechts. 
Im  Zwölftafelrecht  tritt  die  Intestabilität  auf  theils  bei  der  öffent- 
lichen Injurie,  dem  Schmählied,  zwar  nicht  im  Erkeuntniss,  aber 
bei  dem  magistratisch  -  comitialen  Strafprozess  als  gesetzliche  Be- 
gleitstrafe des  Capitalverf ahrens ;  theils  bei  übernommenem  und 
zu  Unrecht  verweigertem  Zeugniss  ohne  ein  darauf  gerichtetes 
öffentliches  oder  privates  Verfahren,  gewissermassen  als  zulässige 
Selbsthülfe  nach  dem  Princip  der  Talion.  Von  directer  gericht- 
licher Feststellung  der  Intestabilität  ist  nirgends  die  Rede  und 
schwerlich  ist  diese  vorgekommen;  es  wird  aber  dem  Verletzten 
freigegeben,  den  wortlosen  Zeugen  einen  Tag  um  den  andern  in 
seinem  Hause  zu  beschreien*,  wodurch  der  Obvagulant,  falls  er 
dies  ohne  Grund  that,  der  capitalen  Strafe  wegen  öflFentlicher 
Schmähung  verfiel.  Die  gerichtliche  Geltendmachung  wird  sich 
darauf  beschränkt  haben,  dass  die  von  einem  Inj^estabilis  vor- 
genommene Testation  und  namentlich  das  von  ihm  errichtete 
Testament  von  jedem  als  nichtig  angefochten  werden  konnte. 

Von  der  Handhabung  der  personalen  Disqualification  wegen 
nicht  geleisteten  Zeugnisses  wird  nichts  gemeldet  und  dieselbe  ist 
wahrscheinlich  früh  ausser  Gebrauch  gekommen.  Die  Intesta- 
bilität wegen  öflFentlicher  Injurie  hat  Augustus  wieder  auf- 
genommen,  das  Delict  aber   unter  Beseitigung  der  Capitalstrafe 


Zeuge  zu  sein)  intestaMisque  (=  unfähig  Zeugen  zu  laden)  esto.  Ulpian  Dig. 
28,  1,  18,  1:  8i  quis  ob  carmen  famoaum  damnetur,  senatus  consuUo  expressum 
est,  ut  intestabilis  sit,  ergo  nee  testatnentum  facere  poterit  nee  ad  tesiamentum  ad- 
hiheri.  In  der  zerrütteten  Stelle  Dig.  28,  1,  26 :  cum  lege  quis  intestabilis  iubetur 
esse,  eo  pertinet,  ne  eiua  testimonium  recipiatur  et  eo  amplius,  tU  quidam  putant^ 
neve  ipsi  dicatur  testimonium  erwartet  man:  eo  pertinet,  ne  ipsi  dicatur  testi- 
monium et  eo  ampJius,  ut  quidam  putant,  ne  eius  testimonium  recipiatur. 

^  Der  improhus  vermehrt  nur  die  Zahl  der  zum  Zeugniss  nicht  fähigen 
Personen  und  der  Rechtsnachtheil  bei  der  Zuziehung  trifft  nicht  den  Zeugen, 
sondern  einen  Dritten;  insofern  wird  die  Strafe  mit  Recht  nach  der  zweiten 
Hälfte  der  Bestimmung  benannt. 

*  ZwölftAfeln  2,  3  Scholl:  cui  testimonium  defuerit,  is  tertiis  diebus  ob 
partum  (=»  vor  der  Hansthüre)  obvagulatum  Uo.  Das  heisst  nach  Festus  Er- 
klärung questio  cum  convicio,  Klagführung  mit  öffentlicher  Scheltung  (S.  794). 
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wahrscheinlich  als  Majestätsverbrechen  der  geringeren  Kategorie 
bestrafen  lassen  (S.  801  A.  3),  so  dass  die  Unfähigkeit  Zeugniss 
zu  leisten  oder  sich  leisten  zu  lassen  zu  der  Hauptstrafe  hinzu- 
tritt (S.  990  A.  9). 

inteatabuittt  In  der  Spätzeit  erscheint  die  Intestabilität  in  allgemeiner  An- 
spiMt.  Wendung  als  einer  der  zu  aller  Zeit  angestellten  und  wie  in  der 
Anlage  so  in  der  Ausführung  stets  sich  selber  aufhebenden  Ver- 
suche missliebige  Kategorien  der  Staatsangehörigen  unter  Be- 
lassung der  persönlichen  Freiheit  rechtlos  zu  stellen.  In  recht- 
licher Formulirung,  wenn  auch  nicht  unter  fester  Benennung,  tritt 
derselbe  zuerst  auf  in  den  gegen  die  Christen  ergriffenen  Mass- 
regeln (S.  598  A.  2),  insbesondere  wenn  die  einsichtigeren  Herrscher 
vor  der  Massenhinrichtung  zurückscheuten  Ein  Erlass  Diocletians 
bestrafte  die  Anhänger  des  neuen  Glaubens  mit  Entziehung  nicht 
bloss  der  auf  dem  Staatsbürgerrecht  ruhenden  Befugnisse,  sondern 
auch  des  Rechts  eine  delictische  öffentliche  oder  private  Klage 
anzustellen,  während  sie  selbst  den  Klagen  unterworfen  blieben*. 
Nicht  gerade  die  gleiche,  aber  wohl  eine  gleichartige  Zurück- 
setzung ist  enthalten  in  der  Intestabilität  der  späteren  Straf- 
gesetze, nach.  Constantins  Anordnung  als  Strafe  für  das  geschlecht- 
liche Zusammenleben  der  Frau  mit  ihrem  Sclaven  neben  der  capi- 
talen  (S.  686  A.  7),  nach  der  Christianisirung  des  Staats  als  Strafe 
des  heterodoxen  Christen  (S.  604  A.  3)  und  des  Apostaten  vom 
Christenthum  (S.  608  A.  7).  Zu  Grunde  liegt  immer  die  Unfähig- 
keit zur  Errichtung  eines  Testaments;  aber  die  Rechtsbeschränkung 
greift  darüber  hinaus,  zwar  nicht  bis  zur  Entziehung  des  Bürger- 
rechts, wobei  der  Verlust  des  Testirrechts  auch  in  erster  Reihe  steht 
(S.  957  A.  2),  aber  doch  bis  zu  wesentlicher  Einschränkung  der 
jedem  Reichsangehörigen  zukommenden  Verkehrs-  und  Klagerechte. 
Eine  allgemein  gültige  Definition  der  zu  dem  durch  den  Wortlaut 
gegebenen  Inhalt  hinzutretenden  Erweiterung  lässt  sich  nicht  geben, 
da  sie  durchaus  von  den  oft  schwankend  und  unklar  gefassten 
Specialgesetzen  abhängt;  häufig  wird  auch  die  Beschränkung  der 
Freizügigkeit  damit  verbunden  (S.  604).  Im  Allgemeinen  entwickelt 
die  Gesetzgebung  die  Tendenz,  da  die  vollständige  Aberkennung 
der  bürgerlichen  Rechte  ohne  die   des  Bürgerrechts   widersinnig 


'  Lactantius  de  mort.  pers.  13:  propositum  est  edictum,  quo  cavehatur,  vi 
religianis  illius  homines  carerent  mnni  honore  ac  dignüate  .  .  .  adversus  eos 
omnis  actio  vdleret,  ipsi  non  de  iniuriay  non  de  adiäterio,  non  de  rebus  ablatis 
agere  possent.    Ausdrücklich  als  Intestabilität  wird  dies  nicht  bezeichnet. 
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ist,  auch  die  Durchführung  derartiger  Schranken  regelmässig  ausser 
dem  Schuldigen  auch  Dritte  schädigt',  in  den  einzelnen  Erlassen 
der  idealen  Rechtlosigkeit  sich  mehr  oder  minder  zu  nähern.  Es 
kann  im  Strafprozess  auf  Intestabilität  erkannt  werden  (S.  604); 
überwiegend  aber  scheint,  wie  nach  dem  alten  Gesetzbuch  bei  der 
Zeugnissweigerung,  so  in  der  Spätzeit  die  Intestabilität  von  Rechts- 
wegen eingetreten  und  mittelst  der  Anfechtung  der  betreffenden 
Acte  und  Testamente  durch  Beweis  des  Intestabilitätsgrundes 
realisirt  worden  zu  sein. 

3.   Delictisclie  Bescholtenheit. 

Die  Thatsache,  dass  eine  Person  in  übler  Nachrede  steht,  die  Beaciioiten- 
infamia,  und  als  nichtswürdig,  turpis  gilt^,  macht  in  dem  römischen  ^•^*' 
Gemeinwesen  anfänglich  in  der  Weise  sich  geltend,  dass  ein  jeder 
Magistrat,  bei  welchem  ein  Bürgerrecht  in  Anwendung  kommt, 
den  hescholtenen  Mann  dabei  nicht  zulässt,  so  weit  dies  geschehen 
kann,  ohne  ihn  rechtlos  zu  machen ;  wer  in  eigenem  Namen  klagt, 
kann,  wenn  er  auch  bescholten  ist,  von  dem  Gericht  nicht  zurück- 
gewiesen werden,  wohl  aber  wenn  er  für  einen  Andern  die  Klage  be- 
gehrt. Diese  der  ursprünglichen  Staatsordnung  eignende  magistra- 
tische Machtvollkommenheit,  welche  mit  der  bürgerlichen  Freiheit 
nothwendig  collidirt,  entwickelt  sich  unter  dem  Druck  der  republi- 
kanischen Tendenz  das  Arbitrium  des  Magistrats  thunlichst  zu  be- 
schränken. Was  er  darf  und  was  er  nicht  darf,  schwankt  dabei 
nach  der  Verschiedenheit  der  geforderten  Befugniss  und  nach  der 
Verschiedenheit  der  Zeiten,  auch  nach  der  Individualität  der  Fälle 
und  der  Personen.    Bei  manchen  Unbegreiflichkeiten  unserer  An- 


*  Der  Kampf  dieser  Rücksicht  mit  der  Tendenz  der  Strafe  tritt  nament- 
lich hervor  in  der  Behandlung  der  Zulassung  des  Intestahilis  zum  Zeugniss. 
Als  Testamentszeuge  wird  der  Ketzer  und  der  Jude  zugelassen  (Cod.  1,  5,  21,  3> 
Dagegen  sind  die  Intestabiles  nach  einem  Erlass  vom  J.  391  (C.  Th.  16,  7,  4  »=» 
Th.  11,  39,  11  ««  lust.  1,  7,  3)  a  testimoniis  alkni,  Erlass  vom  J.  531  Cod.  1, 
5,  21 :  8<mcimu8  contra  orthodoocos  litigantes  nemini  haeretico  vel  etiam  his,  qui 
ludaicam  aupersiitionem  coluntj  esse  in  testimonia  communionem, 

*  Infamia  (correlat  zu  iniuria:  S.  787  A.  2  und  vielleicht  schon  in  den 
Zwölftafeln  gebraucht:  S.  794  A.  3)  und  turpitudo  sind  unter  den  zahlreichen 
Bezeichnungen  der  Nichtswürdigkeit  die  in  der  technischen  Rechtssprache  am 
meisten  hervortretenden.  Technisch  ist  auch  ignominia,  aber  in  der  Soldaten- 
sprache; ferner  zunächst  in  Beziehung  auf  die  Verletzung  der  Keuschheit 
probrum.    Rechtlich  sind  alle  diese  Bezeichnungen  gleichwerthig. 

Bin  ding,  Handbuch.   I.  4:   Mommsen,  rOm.  Strafr.  63 
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Setzungen,  zum  Beispiel  der  infamirenden  Wirkung  der  Ver- 
urtheilung  wegen  Injurie,  muss  man  sich  daran  erinnern,  dass 
Annahme  oder  Ausschluss  der  Infamie  ursprünglich  von  dem  Er- 
messen des  einzelnen  Magistrats  abhing.  In  den  späteren  Ord- 
nungen tritt  dieses  Verfahren  in  erstarrter  Form  auf;  es  haben 
sich  im  Lauf  der  Zeit  mehr  durch  Herkommen  als  durch  Gesetz 
bei  den  verschiedenen  Behörden  die  Regeln  einigermassen  fixirt, 
nach  welchen  der  Magistrat  verpflichtet  ist  die  Zurückweisung 
entweder  vorzunehmen  oder  zu  unterlassen.  Dadurch  hat  die  that- 
sächliche  Bescholtenheit  nicht  allgemein,  aber  für  die  einzelnen 
Kategorien  einen  formalen  Inhalt  erhalten  in  der  Fixirung  der 
Gründe  für  Zurückweisung  vom  Heerdienst ^ ;  vom  Stimmrecht*: 
von  der  Wahlfähigkeit;  von  dem  Senatssitz;  von  der  Theilnahme 
an  bürgerlichen  Festen^;  von  der  Ablegung.  öffentlichen  Zeug- 
nisses*; von  der  Ansprache  an  die  Bürgerschaft*^;  von  dem 
Geschwomendienst  ^ ;  von  der  prozessualischen  Vertretung  der 
klagenden  Gemeinde*^  oder  des  Privatklägers.  Wohl  ruhen  alle 
diese    Festsetzungen    auf    der    gemeinsamen    ethischen    Grund- 


1  St.  R.  2,  387  fg.  3,  251.  Diese  Zurücksetzung,  die  übrigens  nicht 
eigentlich  Dienstbefreiung  ist,  sondern  Verwendung  ausserhalb  des  Volldienstes, 
darf  als  censorische  Infamie  bezeichnet  werden. 

^  Diese  Infamie,  welche  man  als  consularische  bezeichnen  kann,  fallt 
wesentlich  mit  der  vorher  erwähnten  zusammen.  Vgl.  das  bantinische  Gesetz 
Z.  5;  magiisiratus)^  qaeiquomqu^  comitia  (des  Populus)  conciliumve  (der  Plebs) 
hahebitf  cum  sufragium  ferre  nei  sinito, 

^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  132:  neve  quis  quei  ibei  (in  dem  betreffenden 
Municipium)  mctgijistratum)  potestatemve  habebit,  eum  cum  senatu  .  .  .  ß%id]os 
spectare  neive  in  convivio  publico  esse  sinito.  Dig,  48,  7,  1  pr. :  lege  Itdia  (de  n 
privata  oder  vielmehr  iudiciorum  privatorum)  caututn  est^  ,  .  .  ne  .  .  .  m  eun 
ordinem  (sehr,  in  XIIII  ordinibus)  sedeat. 

*  Dies  ist  S.  401  fg.  ausgeführt. 

*  Schrift  ad  Her.  1,  11,  20:  lex  vetat  eum,  qui  de  pecaniis  repetundis 
damnatus  est,  in  contione  orationem  habere.  Quintilian  3,  11,  13:  qui  bona  ptUema 
consumpserity  ne  contionetur,  7,  6,  3:  ex  meretrice  natus  ne  contionetur.  Die 
quintilianischen  Exempel  sind  vielleicht  bloss  rhetorisch.    St.  R.  1,  201  A.  'S. 

*  Bantinisches  Gesetz  Z.  4:  [neive  iudicein  eum  neire  recupejratorem  dato. 
Das  Repetundengesetz  von  631/123  Z.  13  und  ebenso  das  julische  (Dig.  1,  9,  2) 
knüpfen  an  den  Ausschluss  aus  dem  Senat  die  Unfähigkeit  zum  Geschwomen- 
dienst. Cicero  pro  Cluentio  43,  120:  non  liceat  .  .  .  iudicem  legi.  Dig.  48,  7, 
1  pr.:  lege  lulia  (de  vi  privata)  .  .  .  canium  est,  ne  .  .  .  iudex  sit  Verurthei- 
lung  wegen  Fälschung  disqualificirt  für  den  Geschwomendienst:  Plinius  ad 
Trai.  58. 

'  Dies  ist  ausgeführt  S.  363  fg. 
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anschauung  der  Unbescholtenheit,  welche  in  ihrer  sittlichen  und 
bürgerlichen  Bedeutung  hinter  der  Rechtsfähigkeit  nicht  allzu- 
weit zurückbleibt  \  und  es  kommen  in  vielen  Einzelheiten  in  den 
verschiedenen  Kreisen  die  gleichen  Ausschliessungsgründe  zur  An- 
wendung ;  aber  in  das  ebenso  unlogische  wie  unpraktische  Bemühen 
aus  dieser  innerlichen  Gemeinschaftlichkeit  einen  positiven  Rechts- 
begriff, die  sogenannte  Ehrlosigkeit  zu  entwickeln,  ist  die  römische 
Rechtswissenschaft  nicht  verfallen^.  Im  Ganzen  genommen  greift 
das  ethische  Fundament  dieser  Festsetzungen  viel  weiter  als  das- 
jenige des  Strafrechts;  der  Bankerott,  das  Schauspieler-  oder  ein 
anderes  als  unanständig  angesehenes  Gewerbe,  die  in  einem  Vor- 
mundschafts- oder  einem  ähnlichen  üblen  Privatprozess  constatirte 
Verletzung  von  Treue  und  Glauben,  das  Nichteinhalten  der  Trauer- 
frist heben  die  Unbescholtenheit  auf,  sind  aber  keine  Delicte  und 
also  die  darauf  beruhende  Rechtsungleichheit  keine  Strafe.  Auch 
kommt  dem  sittlichen  Fundament,  auf  dem  diese  Zurücksetzungen 
beruhen,  keineswegs  diejenige  Festigkeit  und  diejenige  Allgemein- 
gültigkeit zu,  wie  sie  das  ethische  Fundament  des  Strafrechts 
mit  Recht  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Auch  der  Urtheilsspruch 
kann  ungerecht  sein;  aber  die  Voraussetzung  seiner  Gerechtig- 
keit ist  regni  fundamentum.  Die  Voraussetzung  dagegen,  dass  mit 
dem  Bankerott  und  so  weiter  sich  die  Rechtschaifenheit  nicht 
verträgt,  ist  bei  lebendigen  Rechtszuständen  in  der  That  nur 
insoweit  erträglich,  als  der  Magistrat  den  einzelnen  Fall  prüfen 
darf  und  nach  Umständen  der  Vermuthung  keine  Folge  giebt. 
Wie  uns  die  prätorische  Infamie  in  den  Rechtsquellen  vorliegt, 
hat  sich  auch  bei  ihr  jener  weder  logisch  noch  praktisch  beifalls- 
würdige Erstarrungsprozess  vollzogen.     Aus  dem  Strafrecht  aber 


*  Es  ist  wohl  rhetorische  Uebertreibung  (vgl.  S.  907  A.  6),  wenn  Cicero  den 
nicht  delictischen  Privatprozess,  bei  dem  die  Yerurtheilung  die  prätorische 
Infamie  in  sich  schliesst,  bezeichnet  pro  Q.  Hoscio  6,  16  als  iudicium  summae 
existunationis  et  paene  dicam  capitis  und  pro  Quinctio  8.  9.  18,  44.  22,  71 
geradezu  als  causa  capitis  und  noch  stärker  TertuUian  (de  spect.  22)  das 
Schauspielergewerbe  wegen  der  damit  verbundenen  Ausschliessung  von  der 
öffentlichen  Thätigkeit  {curia  rostris  senatu  equite)  eine  capitis  minutio  nennt; 
mit  besserem  Recht  sagt  Kaiser  Severus  (Dig.  1,  9,  3):  senatorein  remotum  senatu 
capite  non  minui.  Aber  allerdings  knüpfen  sich  auch  an  die  prätorische  Infamie 
empfindliche  Rechtsschmälerungen. 

'  Gegen  die  bei  den  Juristen  hergebrachte  gedankenlose  Verallgemeine- 
rung der  prätorischen  Infamie  wird  mein  Protest  (St.  R.  1,  496  A.  2)  schwerlich 
etwas  ausrichten. 

63* 
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müssen  diese  überhaupt  bedenklichen  Unsittlichkeitsvennuthunc^eii 
unbedingt  ausgeschlossen  werden ;  sie  können  ihre  Behandlung  nur 
bei  den  einzelnen  bürgerlichen  Functionen  finden'. 
Deiictiache  Wohl  aber  hat  das  Strafrecht  die  Frage  zu  stellen,  in  wie  weit 

die  Entziehung  einzelner  bürgerlicher  Rechte  entweder  an  eine 
delictische  Verurtheilung  durch  Gesetz  oder  Herkommen  als  Begleit- 
strafe geknüpft  ist  oder  eine  derartige  Zurücksetzung  als  Hauptstrafe 
eines  Delicts  in  den  Gesetzen  angeordnet  ist.  Dies  könnte  an  sich 
für  jede  der  vorher  angeführten  Kategorien  durchgeführt  werden. 
Aber  für  die  meisten  und  wichtigsten  derselben,  zum  Beispiel  den 
Ausschluss  vom  Heerdienst  und  vom  Stimmrecht,  verbietet  sich 
dies  durch  Mangelhaftigkeit  unserer  Quellen*.  Wir  werden  uns 
beschränken  auf  die  beiden  am  besten  bekannten,  die  Nicht- 
zulassung zur  privatrechtlichen  Klagvertretung  oder  nach  der 
römischen  Terminologie  die  prätorische  Infamie  und  den  Ausschluss 
von  dem  passiven  Wahlrecht  und  vom  Senat.  Die  bei  der  Klag- 
vertretung früh  eingetretene  der  gesetzlichen  nahe  kommende  schrift- 
liche Fixirung  der  nothwendigen  Zurückweisungsgründe  durch  die 
—  hierin  wahrscheinlich  übereinstimmenden  —  Edicte  der  ver- 
schiedenen Prätoren  und  die  damit  weiter  gegebene  Unzulässigkeit 
anderweitiger  Zurückweisung  haben  diesem  Fall  der  Bescholten- 
heit  eine  über  den  eigentlichen  Anwendungskreis  der  privaten 
Klag  Vertretung  hinausgehende  auch  im  Straf  recht  hier  und  da 
zur  Anwendung  kommende®  Gemeingültigkeit  gegeben.  Der  Aus- 
schluss aber  von  dem  passiven  Wahlrecht  und  der  davon  nicht 
wohl  zu  trennende  aus  dem  Senat  ist  politisch  und  strafrechtlich 
von  so  hervorragender  Bedeutung,  dass  er  eine  besondere  Er- 
örterung fordert. 

Den  Ausschluss  von  der  privaten  Klagvertretung  bedingen  die 
folgenden  Kategorien  delictischer  Bescholtenheit. 

a)  Dass  Verurtheilung  im  magistratisch -comitialen  Capital- 
prozess  als  entehrend  angesehen  worden  ist,  ist  nicht  bezeugt. 


^  Correct  stellen  die  römischen  Juristen  die  Lehre  von  der  Infamie  zu  der 
Klagvertretung.  Gaius  4,  182:  nee  ulla  parte  edicti  .  ..  nominaHm  exprimtur. 
ut  aUquis  ignominiosus  sit,  sed  qui  prohibetur  . . .  j^o  alio  postülare  .  .  .  igno- 
mifiiosus  esse  dicitiir, 

^  Einiges  hieher  Gehörige  ist  in  den  vorhergehenden  Anmerkungen  ver- 
zeichnet. 

^  So  wird  die  im  julischen  Ehebruchsgesetz  gestattete  Tödtung  des  Ehe- 
brechers, wenn  er  infamis  ist  (S.  625  A.  4),  im  Anschluss  an  das  prätorische 
Edict  über  die  Klagvertretung  interpretirt  (Coli.  4,  3,  3.    c.  12,  3). 
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aber  nicht  füglich  zu  bezweifeln.    Der  tribunicische  Multprozess 
dagegen  hat  keinerlei  Ehrenschmälerung  zur  Folget 

b)  Verurtheilung  oder  Vergleich  wegen  eines  von  dem  Ver- 
urtheilten  selbst  begangenen  ^  dolosen  Privatdelicts ,  das  heisst 
wegen  Diebstahls  und  Raubes  (S.  754),  Injurie  (S.  806  A.  3), 
Sclavenverführung  (S.  754),  Betrugs  (S.  680  A.  2)«.  Es  tritt  dies 
auch  dann  ein,  wenn  nach  dem  späteren  Verfahren  das  Privat- 
delict  als  öffentliches  ausserordentliches  bestraft  wird  *.  Dass  diese 
delictische  Consequenz,  welche  unter  Umständen  den  Verurtheilten 
viel  härter  trifft  als  die  Geldbusse,  ihrem  Wesen  nach  nicht 
als  Strafe  angesehen  werden  darf,  tritt  nicht  bloss  darin  her- 
vor, dass  das  Urtheil  niemals  darauf  lautet,  sondern  vor  allem 
darin,  dass  der  Vergleich,  wenn  er  der  Sache  nach  der  Ver- 
urtheilung oder  dem  Geständniss  gleichsteht,  ebenfalls  die  Infamie 
herbeiführt. 

c)  Verurtheilung  im  Quästionenprozess  hat  bei  einzelnen  De- 
licten,  zum  Beispiel  dem  Sacrilegium  und  dem  Peculat,  ohne 
Zweifel  von  jeher  die  Infamie  nach  sich  gezogen,  keineswegs  aber 
allgemein*.  Allmählich  ist  die  infamirende  Wirkung  weiter  aus- 
gedehnt worden*;   im  dritten  Jahrhundert  finden  wir  sie  bezogen 


^  Es  genügt  zu  erinnern  an  M.  Livius  Salinator,  der  nach  dem  ersten 
Consulat  535/219  wegen  ungerechter  Yertheilung  der  Beute  (so  Frontinus  strat. 
4,  1,  45;  pecülatus  Schrift  de  viris  ill.  50)  von  den  Tribus  zu  einer  Multa  ver- 
urtheilt  worden  war  und  dann  im  J.  546/208  wiederum  das  Consulat  übernahm 
(Livius  22,  85,  3.   c.  49,  11.  27,  34). 

'  Ausgeschlossen  ist  nicht  bloss  die  Verurtheilung  des  Gewalthabers  wegen 
des  von  einer  Person  in  der  Gewalt  begangenen  Delicts ;  auch  bei  der  hier  zu- 
lässigen Führung  des  Strafprozesses  durch  einen  Stellvertreter  infamirt  dessen 
Verurtheilung  weder  den  Vertreter  noch  den  Vertretenen  (Pig.  3,  2,  6,  2. 
87,  15,  2  pr.). 

»  Dig.  3,  2,  1.   17,  2,  56. 

^  Dig.  48,  1,  7.  Dies  gilt  also  von  dem  im  Wege  der  Cognition  bestraften 
Diebstahl  und  von  dem  Stellionat,  d.  h.  dem  criminell  bestraften  Dolus  (Dig.  3, 
2,  13,  8.  47,  20,  2). 

"  Das  Schweigen  des  Edicts  ist  hier  um  so  sicherer  beweisend,  als  das- 
selbe die  Verurtheilung  wegen  Calumnia  und  Prävarication  auffuhrt.  Uebrigens 
versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Verurtheilung  im  öffentlichen  Strafverfahren 
nicht  unbedingt  schimpflich  ist. 

*  Da  Dig.  48,  7,  1  pr.,  nachdem  der  Ausschluss  aus  dem  Senat  wegen 
Tis  privata  aus  dem  Gesetze  selbst  referirt  ist,  hinzugefügt  wird:  et  videlicet 
omni  hanare  quasi  infamis  ex  senatus  consulto  carebitf  so  ist  die  prätorische 
Infamie  erst  durch  einen  späteren  Senatsbeschluss  auf  dies  Delict  erstreckt 
worden. 
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zuerst  auf  die  Verurtheilung   im  Capital- ^   dann   auf   die  Ver- 
urtheilung  im  ordentlichen  Criminalprozess  überhaupt*. 

d)  Verurtheilung  wegen  Calumnia  oder  Prävarication  in  einem 
Quästionenprozess  ®. 

4.  Delictischer  Ausschluss  von  der  Äemterbewerbnng  und  ans  den 

Senat. 

Das  Reichsrecht  kennt,  abgesehen  von  dem  censorischen  formell 
nur  von  der  Wiederwahl  des  Senators  absehenden  Verfahren,  den 
delictischen  Ausschluss  aus  dem  Senat  nur  als  gerichtliches  Ver- 
fahren, indem  die  Criminalbehörde  entweder  und  gewöhnlich,  in 
früherer  Zeit  wohl  ausschliesslich,  eine  diesen  Ausschluss  als  Be- 
gleitstrafe involvirende  Strafe  ausspricht  oder  geradezu  auf  diesen 
Ausschluss  erkennt*.  In  den  römischen  Bürgergemeinden  ist  ein 
auf  den  Ausschluss  aus  dem  Gemeinderath  gerichtetes  Indignitäts- 
verfahren  vorgekommen,  das  sich  ganz  in  den  Formen  der  römischen 
Accusation  bewegt,  auch  die  Anklägerbelohnungen  (S.  509  A.  3) 
kennt*;  ob  dies  Handhabung  der  Strafgerichtsbarkeit  ist  oder 
eine  Modification  des  censorischen  Ausschliessungsverfahrens,  muss 
dahin  gestellt  bleiben. 
Ab-  Hinsichtlich   der   Gründe   des  delictischen   Ausschlusses   von 

erkennungr  Gemeindeämtein  und  aus  dem  Gemeinderath  sind  die  hier  in  Frage 

des  pftMiren  ^ 

Wahlrechts  kommenden  Ordnungen  im  Allgemeinen  dieselben  für  die  Stadt 
sitoes*^  Rom  und  für   die  Municipien®.    Hier   werden   hauptsächlich   die 

Gemeinde-    

rath. 

^  Ulpian  Dig.  3,  1,  1,  6:  qui  capitali  crimine  damnatus  est,  non  dtbet  pro 
(üio  postulare. 

«  Macer  Dig.  48,  1,  7. 

'  Dig.  3,  2,  1.  Auch  die  fiscalische  Delation  Infamirt  nicht  als  solche 
(Dig.  49,  14,  2  pr.  1.  18,  7),  sondern  nur  wo  ein  gemeines  Motiv  bei  ihr  so  zu 
sagen  vorausgesetzt  wird  (S.  880  A.  3). 

^  Der  Senat  kann  wohl  als  Gerichtsstelle  den  Ausschluss  eines  Senators 
herbeiführen,  aber  ein  auf  Ausstossung  aus  dem  Senat  gerichtetes  Verfahren 
ist  dem  Reichsrecht  fremd.    St.  R.  3,  879  fg. 

^  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  105.  123.  124.  Die  Clausel,  dass  die  Indig- 
nität nicht  durch  die  Libertinität  begründet  werden  darf,  beweist  einerseits^ 
dass  das  Indignitätsverfahren  nicht  der  Stadt  Genetiva  eigen  war  und  fuhrt 
andrerseits  darauf  hin,  dass  die  Procedur  mehr  censorischen  als  gerichtlichen 
Charakter  hatte.  Nach  Keichsrecht  kann  bei  mangelnder  Qualification  wohl 
die  Ausscheidung  administrativ  herbeigeführt,  aber  eine  Accusation  nicht  an- 
gestellt werden. 

®  Diese  regelt  allgemein  das  julische  Municipalgesetz  Z.  108 — 125;  aher 
auch  die  einzelnen  Stadtrechte  gehen  darauf  ein. 
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EeichsordnuDgen  ins  Auge  gefasst,  die  uns  bekannten  municipalen 
Abweichungen  daneben  berücksichtigt. 

Die  Disqualificirung  für  das  Gemeindeamt*  und  diejenige  für 
den  Gemeinderath "  stehen  in  der  früheren  Republik  unter  ver- 
schiedenartigen Bedingungen,  welche  mit  dem  Strafrecht  sich  nicht 
berühren  und  die  auseinanderzusetzen  hier  nicht  der  Ort  ist.  Später- 
hin besteht  zwischen  dem  Amt  und  dem  Senatssitz  zwar  keine 
nothwendige  Verbindung  und  es  kommt  sogar  der  Ausschluss  von 
der  Uebemahme  weiterer  Aemter  vor  unter  Verbleiben  im  Senat®; 
regelmässig  aber  gehen  doch  beide  Disqualificationen  zusammen^, 
zumal  da  das  bekleidete  Amt  in  den  Senat  zurückzuführen 
pflegt  und  werden  darum  auch  hier  zusammengefasst.  Nach  den 
älteren  Ordnungen  wird  diese  Disqualification ,  wo  sie  als  Strafe 
auftritt,  immer  auf  Lebenszeit  ausgesprochen.  Indess  ist  Aus- 
schluss auf  Zeit  aus  dem  römischen  Senat  wegen  Ambitus  schon 
in  republikanischer  Zeit  angeordnet  worden  (S.  874)  und  in  der 
Spätzeit  bei  dem  municipalen  Decurionat  häufig  in  Anwendung 
gekommen*^,  wo  denn  nach  Ablauf  der  Sperrfrist  der  Decurio 
seine  Function  ohne  weiteres  wieder  aufnimmt*.  —  Den  Ausschluss 


*  Gewöhnlich  wird  sie  ausgesprochen  als  Untersagung  der  Bewerbung, 
auch  wohl  als  Verbot  der  Tragung  der  Praetexta  (bantinisches  Gesetz  Z.  4). 

'  Diese  Disqualificirung  wird  ausgedrückt  bald  als  an  den  Vorsitzenden 
gerichtetes  Verbot  den  Betreffenden  zu  den  Sitzungen  des  Senats  zuzulassen 
oder  ihn  zur  Abstimmung  aufzufordern,  bald  als  an  den  Betreffenden  ge- 
richtetes Verbot  im  Senat  abzustimmen:  Repetundengesetz  Z.  11.  13;  banti- 
nisches Gesetz  Z.  1  fg.  20;  Cicero  de  domo  31,  82. 

'  Ein  Erkenntniss  dieser  Art  berichtet  Plinius  ep.  2,  12:  einem  Senator 
wird  der  Senatssitz  gelassen,  er  aber  ausgeschlossen  von  der  Loosung  um  die 
Provinz.  Dig.  48,  22,  7,  21 :  potest  alicui  poena  iniungi,  ne  honores  adipiscatur, 
nee  ea  res  facit,  ut  decurio  esse  desinat,  cum  fieri  possit,  ut  quis  decurio  quidem 
Sit,  ad  honores  autem  non  admütatur  (wobei  aber  schwerlich  an  delictische 
Zurücksetzung  zu  denken  ist);  nam  et  Senator  quis  esse  potest  et  tarnen  honores 
non  fiujre  petere. 

^  Allgemein  im  bantinischen  Gesetz  Z.  19;  im  julischen  Municipalgesetz 
Z.  132  fg.  135  fg.;  im  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  105;  fiir  den  entehrenden 
Privatprozess  bei  Cicero  pro  Cluentio  42,  119;  für  das  Delict  der  vis  privata 
Dig.  48,  7,  1  pr. 

*  Dig.  48,  22,  7,  20:  solet  decurionibus  ordine  interdici  vel  ad  tempus  vel 
in  perpetuum. 

«  Dig.  48,  10,  13,  1.  50,  2,  3,  1.  1.  5.  Cod.  2,  11,  3.  10,  61,  1  «  Dig.  50, 
2,  3,  1.  Fronto  ad  amicos  2,  7  p.  195.  196.  Kaiser  Marcus  dagegen  fordert 
für  den  Rücktritt  in  den  Gemeinderath  nicht  bloss  Wiederwahl,  sondern  auch 
kaiserliche  Bestätigung  (Dig.  50,  2, 13>  Natürlich  gilt  dies  nicht,  wo  der  Aus- 
schluss am  Delict  selbst  haftet  (Dig.  50,  2,  5). 
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von  der  Aemterbe Werbung  und  dem  Senat  bedingen  die  folgenden 
Kategorien  delictischer  Bescholtenheit. 

a)  Die  Verurtheilung  im  magistratisch-comitialen  Pi-ozess  wird 
in  der  früheren  Republik,  wie  bei  der  Klagvertretung,  als  Di?- 
qualification  für  Amt  und  Senat  wohl  bei  einzelnen  Delieten  an- 
gesehen worden  sein;  aber  die  gesammte  ältere  Geschichte  be- 
weist, dass  dies  im  Allgemeinen  nicht  der  Fall  war.  Erst  in  den 
Krisen  des  letzten  Jahrhunderts  der  Republik  hat  das  cassische 
Gesetz  vom  J.  650/104  an  die  Verurtheilung  durch  die  Bürger- 
schaft den  Ausschluss  aus  dem  Senat  geknüpfte 

b)  Vergleich  oder  Verurtheilung  wegen  eigenen  Privatdelicts 
nimmt  wie  das  Recht  der  Klagvertretung  so  auch  dieses  Ehren- 
recht*. Hinzu  tritt  die  vielleicht  bei  der  Klagvertretung  nur  zu- 
fällig nicht  erwähnte  Verurtheilung  wegen  Defraudining  eines 
Minorennen  nach  dem  plaetorischen  Gesetz®. 

c)  Die  Verurtheilung  zur  Ausweisung  aus  Italien  und  zur 
Interdiction  von  Wasser  und  Feuer  durch  ein  stadtrömisches  Gericht, 
wie  die  sullanische  Gesetzgebung  sie  ordnete,  Hess  zwar  dem  Aus- 
gewiesenen das  Bürgerrecht,  aber  nahm  ihm  das  Recht  sowohl  im 
römischen  wie  im  Gemeinderath  zu  sitzen*.  Mit  der  Steigerung 
der  Interdiction  durch  Aufhebung  des  Bürgerrechts  verlor  diese 
Bestimmung  ihre  Anwendbarkeit. 


*  AsconiuB  in  Cornel.  p.  78:  L,  Cassius  Lofiginus  tr.  pl.  .  .  .  tulit  .  .  .  »( 
quem  populus  damnasset  cuive  imperium  äbrogasset  (es  geht  dies  auf  einen  im 
kimhrischen  Krieg  geschlagenen  Feldherm),  in  senatu  ne  esset. 

'  Cicero  pro  Cluentio  42,  119.  Julisches  Municipalgesetz  Z.  110;  der 
Eaub  wird  hier  nicht  aufgeführt,  ist  aber  unter  dem  furtum  mit  begriffen. 
Cod.  10,  32,  8.  12,  35,  3.  Verurtheilung  im  ausserordentlichen  Verfahren  hat 
auch  hier  dieselbe  Wirkung  (Dig.  50,  2,  5). 

*  Diese  Verurtheilung  (vgl.  S.  181  A.  6)  wird  im  julischen  Municipalgesetz 
Z.  111  unter  den  Inhabilitätsgründen  für  den  Senat  aufgeführt« 

*  Cicero  de  domo  81,  82:  tibi  camstij  ne  ine  meo  loco  censor  in  senatu» 
hgeret?  quod  de  Omnibus,  etiam  guibus  damnatis  interdictum  est  (d.  h.  den  unter 
Belassung  des  Bürgerrechts  aus  Italien  Ausgewiesenen:  S.  978  A.  2),  scriptw» 
est  in  legibus.  Dagegen  disqualificirt  die  auf  administrativem  Wege  herbei- 
geführte Uebergehung  eines  Senators  bei  der  Reconstituirung  des  Senats  den 
Uebergangenen  nicht;  in  der  späteren  Republik  haben  die  also  cassirten 
Senatoren  sich  häufig  um  ein  Amt  beworben  und  damit  den  Wiedereintritt  in 
den  Senat  erlangt  (St.  R.  1,  522).  Julisches  Municipalgesetz  Z.  117:  quei 
iudicio  publico  Bomae  condemnatus  est  erit,  quo  circa  eum  in  Italia  esse  non 
liceat  (wegen  der  Folge worte  neque  in  integrum  restitxUus  est  erit  vgl.  S-  4^ 
A.  2). 
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d)  In  wie  weit  in  den  stadtrömischen  Gerichten  des  letzten 
republikanischen  Jahrhunderts  und  der  früheren  Kaiserzeit  mit 
den  nicht  auf  Interdiction  lautenden  Strafurtheilen  der  Ausschluss 
aus  dem  Senat  als  Begleitstrafe  verknüpft  war,  ist  nicht  genau 
bekannt;  öfter  aber  begegnet  gegenüber  der  Verbannung  als 
mildere  Strafe  der  Ausschluss  aus  dem  Senate  Für  die  Repe- 
tunden  hat  dies  vielleicht  schon  das  servilische,  sicher  das  julische 
Gesetz  denselben  vorgeschrieben  (S.  729),  ebenso  das  cornelische 
für  die  Fälschung^  und  das  julische  für  die  Vergewaltigung 
minderen  Grades^.  Vielleicht  kann  der  weiterhin  (A.  5)  folgende 
Rechtssatz  dahin  umgekehrt  werden,  dass  jedes  Strafurtheil  einer 
stadtrömischen  Quästion,  auch  wenn  es  unter  der  Interdiction  aus 
Italien  sich  hielt,  dem  Verurtheilten  den  Senatssitz  in  Rom,  aber 
nicht  den  in  seiner  Heimathgemeinde  nahm. 

e)  Verurtheilung  wegen  Calumnia  oder  Prävarication  im  Quä- 
stionenprozess,  wie  dies  ebenfalls  für  die  Klagvertretung  gilt*. 

f )  Jede  Verurtheilung  durch  ein  municipales  iudicium  publicum 
disqualificirt  den  Verurtheilten  nicht  allgemein  für  den  Gemeinde- 
rath,  aber  für  den  seiner  Heimath*. 

g)  Unter  dem  späteren  Principat  ist  mit  der  Relegation  auf 
Lebenszeit  der  Ausschluss  aus  dem  Senat  so  wie  aus  dem  Ge- 
meinderath  nothwendig  verbunden,  wogegen  bei  der  Relegation 
auf  Zeit  das  Gegentheil  gilt  (S.  999  A.  6). 

h)  Als  Principalstrafe  ist  die  Ausschliessung  aus  dem  römischen 
Senat  auf  Zeit  oder  auf  immer  bei  dem  Ambitus  früh  in  Anwendung 
gekommen  (S.  874).     Diejenige  aus  dem  municipalen  Decurionat 
■ebenfalls  auf  Zeit  oder  auf  immer  ist  späterhin  häufig  zur  An- 
wendung gekommen®. 


1  Tacitus  ann.  4,  31.  6,  48. 

2  S.  677  A.  6.    Dig.  48,  10,  13,  1  (vgl.  Plinius  ad  Trai.  58). 

'  S.  659  A.  6.    Dig.  48,  7,  1  pr.    Dies  gilt  auch  für  den  Decurionat. 

^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  119:  quem  k{alumniae)  praevarieatianisve 
caussa  accussasse  fecisseve  quod  iudicatum  erit. 

^  Julisches  Municipalgesetz  Z.  118:  quei  in  eo  municipio  ....  quoius  erity 
itidido  publico  condemnatus  est  erit 

•  Vgl.  ausser  den  S.  999  A.  5.  6  angeführten  SteUen  Dig.  49,  7,  1,  4  und 
bei  der  Fälschung  Paulus  5,  15,  5;  bei  dem  Abigeat  Dig.  47,  14,  1,  3;  bei  dem 
Umhauen  von  Fruchtbäumen  Paulus  5,  20,  6;  bei  der  Calumnia  Paulus  5,  4,  11, 
Dig.  47,  10,  43;  wo  überall  der  Ausschluss  aus  dem  Ordo  neben  anderen 
massigen  Strafen  alternativ  genannt  ist.  In  dieser  Zeit,  wo  der  Decurionat 
eine  ökonomische  Belastung  ist,  hesteht  die  Entziehung  desselben  im  Strafweg 


Prieater- 
thuniB. 
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5.   Delictische  üntersagun^  der  Sffentlichen  und  der  priTaten 

Thätigkeit. 

Wir  fassen  in  diesem  Abschnitt  zusammen,  was  hinsichtlich 
der  Absetzung  des  Priesters  und  des  Beamten  so  wie  der  Uiiter- 
sagung  der  öffentlichen  und  der  privaten  Geschäftsfahrung  über- 
liefert ist,  so  weit  dies  aus  delictischem  Grunde  eintritt. 

Verlust  des  Absetzuug  dos  Priesters ,  welcher  nach  römischem  Gebrauch 
der  Regel  nach  auf  Lebenszeit  fungirt,  im  Strafweg  wird  im  All- 
gemeinen wohl  nach  Analogie  der  delictischen  Ausscheidung  aus 
dem  Senat  behandelt  worden  sein,  da  die  hinsichtlich  der  Auguni 
bezeugte  Ausnahme  die  Regel  fordert  *  und  nach  Municipalordnungen 
sogar  der  municipale  Augurat  durch  Verurtheilung  verloren  geht-. 
Bestimmteres  ist  in  dieser  Hinsicht  nicht  bekannt. 

Verlust  deä  Der  Magistrat  dagegen  ist  nach  römischer  Auffassung  auch 
der  späteren  Zeit  unabsetzbar;  das  Amt  kann  nicht  bloss  im  Ge- 
richtsverfahren nicht  aberkannt  werden  ®,  was  übrigens  in  der  Regel 
schon  durch  die  Unzulässigkeit  der  Anklage  während  der  Amts- 
führung (S.  352  fg.)  ausgeschlossen  ist ;  sondern  selbst  die  so  gut 
wie  allmächtigen  Comitien  sind  dazu  nicht  befugt*.  Die  bei  der 
Magistratur  streng  durchgeführte  Annuität  macht  die  Durchführung 
dieses  Princips  möglich*^.  Bei  den  auf  magistratischem  Mandat 
beruhenden  factisch  der  Magistratur  mehr  oder  minder  sich  nähernden 
Stellungen,  wohin  die  sämmtlichen  Offiziere  und  unter  dem  Principat 


Amtes. 


wesentlich  in  dem  Verlust  der  damit  verbundenen  namentlich  bei  der  Strah 
bemessung  wesentlichen  Privilegien  (Big.  48,  19,  43,  1.  tit.  22,  7,  22.  1.  ^ 
Cod.  2,  11,  5.  10,  59,  1). 

^  Plutarch  q.  R.  99;  Plinius  ep.  4,  8,  1.  Dasselbe  gilt  wohl  auch  von 
dem  Priesterthum  der  Arvalen,  w^ogegen  rechtliche  Unabsetzbarkeit  des  Ober- 
pontifex  schwerlich  angenommen  werden  darf  (St.  R.  2,  21  A.  1). 

*  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  67  behandelt  die  Cooptation  in  cofüegium 
pontific(um)  augurum^ue)  in  demortui  danmative  loco, 

*  Wenn  das  bantinische  Gesetz  sagt  Z.  19:  is  magistratum  imperivmvewi 
petito  neive  gerüo  neive  hdbeto,  so  greift  es  in  der  Fassung  zu  weit;  das  gerere 
und  das  habere  ist  nur  dann  ungesetzlich,  wenn  es  aus  ungesetzlichem  |>£^ 
hervorgeht. 

*  St.  R.  1,  628  fg.  Auf  promagistratische  oder  quasimagistra tische  Stel- 
lungen erstreckt  die  Unabsetzbarkeit  sich  nicht. 

*  Nicht  selten  wird  durch  Herbeiführung  früherer  Niederlegung  der 
Prozess  beschleunigt. 
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die  sämmtlichen  Delegatare  der  kaiserlichen  Gewalt  gehören,  wird 
von  der  Absetzung  im  Gerichtsverfahren  ebenfalls  abgesehen,  weil 
einerseits  der  ernennenden  Stelle  die  Rücknahme  des  Mandats 
jederzeit  freisteht,  andrerseits  die  gerichtliche  Aberkennung  das 
durch  das  Wesen  dieser  Einrichtungen  geforderte  freie  Schalten 
des  Mandanten  binden  würde.  Selbstverständlich  sind  kaiserliche 
Angestellte  und  Subalterne  oft  genug  in  Folge  eines  Straferkennt- 
nisses degradirt  oder  entlassen  worden^;  aber  einem  Rechtszwang 
in  dieser  Hinsicht  unterliegt  der  Vorgesetzte  nicht  und  formell  ist 
dies  immer  einfache  Entlassung. 

Die  Geschäftsführung  mit  einer  Behörde  kann  für  deren  Amts-  oeachiiu- 
bereich  solchen  Personen,  die  sich  gegen  dieselbe  vergangen  haben,  *p*'™^- 
gesperrt  werden.  In  dieser  Weise  werden  namentlich  Advocaten 
von  der  Führung  gerichtlicher  Geschäfte  auf  bestimmte  Zeit  oder 
auf  die  Dauer  einer  Magistratur  ausgeschlossen*.  In  gleicher 
Weise  ist  auch  der  Ausschluss  von  den  öflFentlichen  Licitationen 
verfügt  worden®.  Gleichartige  Sperrung  des  Privatgeschäfts  ist 
den  älteren  Ordnungen  fremd,  späterhin  indess  auch  im  Straf  weg 
vorgekommen*.    Aber  nicht  zulässig  ist  es,  die  Uebemahme  eines 


^  Ulpian  Dig.  48,  19,  8  pr.  führt  unter  den  Criminalstrafen  auf  dignitatis 
aliquam  depositionem,  Militärtribun :  Tacitus  ann.  15,  71.  —  Centurio  wegen 
Ehebruchs :  Plinius  ep.  6,  31.  —  Entziehung  der  Bestallung  (codicüli)  des  Statt- 
halters wegen  Repetunden  C.  Th.  9,  27,  1.  —  Entziehung  des  Rangpatents 
(honoraria  comitiva)  wegen  Unbotmässigkeit :  C.  Th.  12,  1,  150.  -—  Cassirung  des 
Patriciats  des  Eutropius:  C.  Th.  9,  40,  17.  —  Entziehung  des  Amtes  (müüia): 
C.  Th.  7,  4,  86.  tit  8,  5;  der  Amtsinsignien  (cingulum):  C.  Th.  11,  20,  4,  2. 
16,  4,  4.  —  Versetzung  des  Soldaten  unter  die  Mannschaften  des  praefedus 
vigilum  C.  Th.  1,  6,  11.  —  Degradirung  von  Officialen:  C.  Th.  6,  27,  15.  7,  1, 10. 
tit.  12,  2.  c.  3.  Meistens  handelt  es  sich  hier  nicht  um  Criminalfälle,  sondern 
um  Dienstvergehen.  —  Bei  der  allgemeinen  Wiedereinsetzung  der  ihres  Glaubens 
wegen  verurtheilten  Christen  giebt  Constantin  den  gewesenen  Beamten  die  Wahl 
zwischen  Wiedereintritt  in  ihr  Amt  ((rr^arc/a)  oder  ehrenhaftem  Abschied  (Sozo- 
menos  h.  eccl.  1,  8). 

*  Wegen  des  von  einem  Rechtsanwalt  begangenen  Verstosses  wird  im 
Senatsgericht  vorgeschlagen  ihm  die  Advocatur  auf  fünf  Jahre  zu  untersagen 
(Plinius  ep.  5,  14).  Aehnliche  Interdictionen  Dig.  1,  12,  1,  13.  3,  1,  8.  17,  1, 
6,  7.  Cod.  2,  6,  1.  10,  61,  1  =  Dig.  50,  2,  3,  1.  Wenigstens  der  Regel  nach 
beschränken  sich  diese  Interdictionen  auf  den  Sprengel  der  interdicirenden  Be- 
hörde (Dig.  B,  1,  9)  und  die  Person  des  interdicirenden  Magistrats  (Dig.  3,  1,  6. 
48,  19,  43  pr.).  Unter  den  Criminalstrafen  nennt  Ulpian  Dig.  48,  19,  8  pr.  alt- 
cuius  actus  prohibitionem, 

»  Dig.  48,  19,  9,  9. 

*  Erwähnt  wird  Untersagung  der  Lehrthätigkeit   (Dig.  1,  12,  1,  13)  und 
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Privatgeschäfts*  oder  gar  die   Stellung  des  Rathsmitglieds*  im 
Strafweg  aufzulegen. 


Sperrung  des  Kaufgeschäfts  (Dig.  1,  12,  1,  13.  47,  11,  6  pr.  48,  19,  9,  9.  10) 
oder  des  Handwerks  (Dig.  48,  19,  48  pr.). 

^  Ulpian  Dig.  48,  19,  9,  10  bezeichnet  dies  als  widerrechtlich  (incirile), 
lässt  es  aber  doch  unter  Umständen  zu. 

'  In  dieser  Weise  sind  die  Christen  zum  Decurionat  gepresst  worden 
(Sozomenus  h.  eccl.  1,  8);  in  den  Gesetzen  wird  es  gemissbilligt  (C.  Th.  12,  1, 
66.  c.  108). 
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Einziehung  des  YermOgens  oder  einer 

Termögensqnote. 


Die  Einziehung  des  Vermögens  für  die  Gemeinde  im  Strafweg  *  vennög«n»- 
oder,  was  indess  erst  seit  Caesar  vorkommt  *,  einer  Vermögensquote  '^"^*******°- 
gehört  in  den  Kreis  der  Universalsuccessionen.  Das  Vermögen 
wird  dabei  gefasst  wie  bei  dem  Testament:  der  Gemeinde  fällt 
die  Habe  des  Verurtheilten  in  demselben  Umfang  zu,  wie  sie  dem 
Testamentserben  hätte  gegeben  werden  können  und  die  Intestat- 
erben kommen  in  die  Lage  der  Enterbten*.    Die  auf  dem  Ver- 


*  Die  publicatio  bonorum  (Cicero  in  Catil.  4,  5,  10;  pro  Plancio  41,  97  und 
sonst  oft,  im  Spätlatein  auch  proscriptio  C.  Th.  9,  41,  1.  tit  42,  24.  16,  5,  65; 
nov.  Yal.  III  22  c.  5;  vgl.  S.  938  A.  1)  umfasst  auch  den  Erbfall  (Labeo  bei 
Gell.  1,  12,  18),  kommt  aber  hauptsächlich  vor  in  Beziehung  auf  den  Landes- 
feind (Caesar  bell.  Gall.  5,  56:  Cingetongem  .  .  .  hostefti  iudicat  honaque  eins 
publicat).  Confiscare,  eigentlich  in  den  Geldkorb,  also  baar  hinlegen  (Sueton 
Aug.  101)  bezeichnet  die  Einziehung  von  Geld  und  Gut  für  Rechnung  des 
Kaisers,  nicht  nothwendig  im  Strafweg  (zum  Beispiel  Sueton  Dom.  12  in 
Folge  von  Erbeinsetzung)  und  ist  schon  Sueton  geläufig.  Die  sachliche 
Substituirung  des  kaiserlichen  Fiscus  anstatt  des  Aerarium  der  Gemeinde 
und  das  spätere  Zusammenfallen  beider,  worüber  weiterhin  gehandelt  ist, 
linden  sprachlich  darin  ihren  Ausdruck,  dass  publicatio  und  confiscatio  von 
den  älteren  Schriftstellern  unterschieden,  in  der  Spätzeit  namentlich  bei 
Nichtjuristen  synonym  werden. 

^  Das  angeblich  romulische  Gesetz,  dass  bei  ungerechtfertigter  Scheidung 
das  Vermögen  des  Mannes  zur  Hälfte  der  Frau,  zur  Hälfte  dem  Aerar  zufallen 
soll  (Plutarch  Rom.  22),  kann  unmöglich  alt  sein  (S.  689  A.  4). 

»  Familia  peatniaque  Festus  p.  318  (S.  902  A.  2).  Ulpian  Dig.  38,  16,  1, 
3:  filius  suus  heres  excluditur  ,  ,  ,  st  perdueUionis  fuerit  danmatus  pater  post 
mortem  suam  feo  tisquej,  lU  nee  iura  sepuJchrorum  hie  filius  hdbeat.  —  Aus- 
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mögen  haftenden  Lasten  gehen  selbstverständlich  auf  die  Gemeinde 
über.     Dass  die  Publication  ursprünglich  eine  Consecratiou  war. 
was  allerdings  im  Rechtssinn  keinen  Unterschied  machte*,  und 
dass  in  älterer  Zeit  die  Gemeinde  es  verschmähte  aus  dem  Straf- 
gut Vortheil  zu  ziehen,  ist  früher  (S.  902)  auseinander  gesetzt 
worden.    In  der  späteren  Republik  und  unter  dem  Principat  hat 
die  Bestrafung  nur  zu  häufig  zur  Bereicherung  des  Staats  gedient, 
ja  ist  nicht  selten  vorzugsweise  zu  diesem  Zweck  herbeigeführt 
^      worden.    Kommt  es  zur  Einziehung  des  Gesammtvermögens  * ,  so 
ra  Gnn^  wird  häufig  im  Gnadenweg  den  Kindern  des  Verurtheilten  eine 
der  Kinder  Quote  desselbou  gelassen*,  in  der  Spätzeit  meistens  die  Hälfte*; 
n^euton  Justiulau    hat    sogar    die    Sammtconfiscationen    ausser    bei   dem 
Majestätsverbrechen  allgemein  untersagt*.    Auch  soll  nicht  anders 
als  nach  besonderer  kaiserlicher  Genehmigung  zur  Einziehung  des 
verwirkten  Vermögens  geschritten  werden®. 

In  selbständiger  Anwendung  ist  die  Vermögenseinziehung  für 
die  Gemeinde  wohl  bei  der  Coercition  vorgekommen,  sowohl  bei  der 
consularischen ,  wie  sie  Caesar  gegen  die  Catilinarier  anzuwenden 
empfahl  wie  bei  der  tribunicischen  Weihe  der  Habe  (S.  49):  das 
Strafrecht  aber  kennt  sie  nur  als  Begleitstrafe  '^.  Die  Strafen,  an 
welche  sie  sich  anschliesst,  sind  die  folgenden.] 
bei  der  1.   Die  Perduellionsstrafo  schliesst  von  Rechtswegen  die  Ver- 

^*'^^^^;'""'mögensconfiscation  ein».     Es  knüpft  dies  wie  der  Begriff  selbst 


genommen  sind  die  den  Kindern  des  Verurtheilten  aus  den  Freilassungen  des- 
selben erwachsenden  Rechte  (Dig.  37,  14,  4.   48,  4,  9). 

*  Die  Norm  aut  sacrom  aut  poublicom  (C.  I.  L.  IX,  439.  440)  gilt  auch 
hier.    St.  R.  2,  59  fg. 

«  Nicht  bei  partieller:   Dig.  48,  20,  1,  3. 

*  Tacitus  ann.  8,  17.  4,  20.  13,  43.  Auch  wenn  der  Strafprozess  zum 
Concurs  führt,  kommt  dergleichen  vor:   Plinius  ep.  3,  9,  17. 

*  Erlass  vom  J.  426  C.  Th.  9,  42,  24  =  Tust.  9,  49,  10.  Dig.  48,  20,  1.  Nach 
einer  Verordnung  Theodosius  I.  vom  J.  380  (C.  Th.  9,  42,  8,  verkürzt  lust.  9, 
49,  8)  soll  dem  Deportirten  und  den  Seinigen  die  Hälfte,  nur  bei  Verurtheilung 
wegen  Majestät  allein  den  Kindern  ein  Sechstel  des  Vermögens  bleiben. 

*  Nov.  17  c,  12.  134,  13,  2.  3.  Aehnlich  Honorius  hinsichtlieh  gewisser 
Ketzer  C.  Th.  16,  5,  40,  2. 

«  Diocletian  Cod.  10,  1,  5.    Theodosius  IL  C.  Th.  9,  41,  1  =  lust.  9,  48,  1. 

■^  Die  tribunicische  Klage  auf  Vermögensconfiscation  bei  Dionysius  10,  42 
ist  allem  Anschein  nach  incorrect. 

®  Die  Verurtheilung  aus  dem  julischen  Majestätsgesetz,  insofern  sie  nicht 
als  Perduellion  gefasst  wird,  schliesst  die  Vermögensconfiscation  nicht  m 
(Ulpian  Dig.  48,  4,  11).  Ist  sie  auf  andere  Strafen  gestellt,  zum  Beispiel  auf 
Deportation,  so  hat  sie  die  dabei  vorgesehenen  Rechtsfolgen. 
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an  die  Landesfeindschaft  an;  aber  wenn  bei  dieser  die  Habe  des 
feindlichen  Staats  und  seiner  Angehörigen  als  herrenloses  Gut  gilt 
und  erst  durch  Occupation  dem  römischen  Staat  oder  dem  einzelnen 
Römer  erworben  wird  ^  so  fällt  die  Habe  des  aus  dem  Bürger  zum 
Landesfeind  gewordenen  Mannes  dem  römischen  Staat  von  Rechts- 
wegen zu*.  Diese  Vermögenseinziehung  sprechen  gesetzliche  Be- 
stimmungen aus  sowohl  aus  der  früh  republikanischen®  wie  aus 
der  Kaiserzeit*  und  sie  wird  bestätigt  durch  zahlreiche  Einzel- 
belege sowohl  aus  jener  Epoche  *  wie  aus  dieser  •.  Der  Bestrafung 
gleich  steht  auch  in  dieser  Hinsicht  wenigstens  nach  der  späteren 
Auffassung  der  Selbstmord  des  Angeschuldigten  (S.  488  A.  2) ;  und 
auch  wenn  die  Todesstrafe  nicht  vollstreckt  wird,  tritt  die  Ein- 
ziehung der  Habe  ein  (A.  8).  Sie  erstreckt  sich  auf  alle  die- 
jenigen Personen,  die  in  Auflehnung  gegen  die  öffentliche  Ge- 
walt ohne  Anwendung  gerichtlicher  Form  oder  auch  gemäss  dem 


1  Feindesgut  wird  römisches  erst  durch  Occupation  (St  R.  8,  828.  1112) 
oder  Tradition,  wie  zum  Beispiel  die  Samniten,  um  das  Gemeinwesen  von  der 
Kriegsverschuldung  zu  entlasten,  die  Leiche  des  Führers  der  Kriegspartei  und 
dessen  Vermögen  den  Römern  Übergaben  (Liv.  8,  89,  15:  placuit  cum  corpore 
bona  quoqtie  eius  dedi), 

^  Die  Form  des  Erkenntnisses  macht  keinen  Unterschied;  der  kriegs- 
rechtlich bestrafte  Ueberläufer  wird  «benso  behandelt  wie  der  vor  die  Comitien 
gestellte  Landesverräther. 

*  Umsturz  der  Verfassung:  Liv.  2,  8  (S.  902  A.  2).  — -  Verletzung  der 
plebejischen  Privilegien:  Festus  p.  318  (S.  902  A.  2).  Liv.  3,  55,  7  (S.  902 
A.  2>    Dionys.  6,  89  (S.  902  A.  2).    Dionys.  7,  17  (S.  902  A.  2). 

*  Dig.  24,  1,  32,  7.  29,  2,  86,  1.  81,  76,  9.  88,  16,  1,  3.  39,  5,  31,  4.  40, 
9,  15  pr.  48,  2,  20.  tit.  4,  11.  tit.  9,  15  pr.  tit.  16,  15,  3.  Cod.  Th.  9,  14,  3, 
4  H  Tust.  9,  8,  5,  4).  42,  6  (=  lust.  9,  49,  10,  5).  c.  23.  10,  12,  1.  Inst  3,  1,  5. 
Edict.  Theoderici  113. 

'^  Dahin  gehören  die  capitalen  Verurtheilungen  des  Sp.  Cassius  (Dionys. 
8,  78,  was  die  hausgerichtliche  Version  auf  das  Peculium  bezieht:  Liv.  2,  41; 
vgl.  röm.  Forsch.  2,  174  fg.);  der  Decemvirn  (Liv.  3,  58,  10);  des  M.  Manlius 
(Liv.  6,  20;  röm.  Forsch.  2,  180).  Weiter  Livius  25,  4,  9:  videri  eum  (einen  auf 
den  Tod  angeklagten  betrügerischen  Armeelieferanten ;  vgl.  S.  767  A.  5)  in  exilio 
esse  bontique  eins  venire,  ipsi  aqua  et  igni  piaeere  interdici. 

*  Tacitus  ann.  6,  29:  damnati  (insbesondere  wegen  Majestät)  publicatis 
bonis  sepultura  prohihebantur,  Dio  58,  15.  Einzelne  Fälle  Tacitus  ann.  2,  32. 
3,  17.  4,  20  u.  a.  m.  Sidonius  ep.  1,  7,  13  erbittet  für  einen  derartigen  An- 
geklagten um  ErlasBung  der  Todesstrafe  und  Beschränkung  der  Strafe  auf  Ver- 
bannung und  Confiscation.  Auch  bei  den  Christenprozessen,  die  ja  Majestäts- 
prozesse sind,  tritt  bei  capitaler  Verurtheilung  die  Vermögensconfiscation 
ein  (Cyprian  ep.  80  [S.  577  A.  4].    Amobius  1,  26). 
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Sprueh  des  consularisch- senatorischen  Kriegsstandgeriehts  (S.256) 
nach  Auffassung  der  obsiegenden  Partei  als  Landesfeinde  den  Tod 
gefunden  habend  —  Da  der  Verlust  des  Bürgerrechts  bei  dem 
Perduellis  auf  den  Moment  der  Strafthat  bezogen  wird  und  der 
Rechtsspruch  nur  declaratorisch  ist,  so  gilt,  nachdem  er  ab- 
gegeben ist,  das  Vermögen  als  in  dem  Augenblick  der  Strafthat 
an  die  Gemeinde  übergegangen.  Alle  naehher  von  dem  Perduellis 
vollzogenen  Acte  einschliesslich  des  Testaments  sind  nichtig  und 
es  können  die  vermögensrechtlichen  Consequenzen  der  Perduellioa 
von  den  Vertretern  der  Gemeinde  auch  gegen  dritte  Inhaber  und, 
wie  hinsichtlich  der  Entehrung  des  Gedächtnisses  (S.  987)  gezeigt 
worden  ist,  selbst  nach  dem  Tode  des  Perduellis  geltend  ge- 
macht werden.  —  Von  der  Perduellion  abgesehen  ist  nach  den 
Ordnungen  der  Republik  die  Gapitalstrafe  nicht  mit  Vermögens- 
confiscation  verbunden  und  lässt  auch  dem  Verurtheilten  die 
Rechtsfähigkeit*. 

2.  So  weit  die  republikanischen  Ordnungen  den  Verlust  der 
Freiheit  im  Weg  der  Coercition  oder  der  Strafe  kennen,  muss  nach 
der  Rechtsconsequenz  der  neue  Herr  des  gewesenen  Freien  das 
Vermögen  mit  erwerben,  also  bei  Verletzung  der  Dienstpflicht  oder 
des  Gesandtenrechts  die  Gemeinde,  welche  den  Schuldigen  zum 
Verkauf  bringt,  bei  dem  handhaften  Diebstahl  der  Geschädigte, 
dem   das  Gericht  den  Dieb   addicirt.    Ausgesprochen  indess  wird 


*  Die  Einziehung  der  Habe  wird  berichtet  von  den  Mördern  des  älteren 
Tarquinius  (Dion.  4,  5,  incorrect  neben  Verbannung);  von  Sp.  Maelius  (Varro 
de  1.  L.  5,  157  u.  a.  St.  m.;  röm.  Forsch.  2,  202);  von  den  Gracchanern 
(Orosius  5,  12,  9;  Plutarch  C.  Gracch.  17);  von  den  Proscribirten  der  Revo- 
lutionszeit ((Mcero  ad  fam.  10,  21,  4:  tot  civibus  pro  patria  amissiSy  h4>stihHS 
denique  omnibus  iudicatis  honisque  publicatis;  Dio  46,  89  u.  a.  St.  m.);  von  den 
Optimaten  nach  Caesars  Tod  als  den  Gegnern  zugedacht  (Cicero  ad  Brut  1, 5, 
11);  von  dem  Prätendenten  Avidius  Cassius  (vita  Marci  24:  per  senatum  hosti$ 
est  ittdicatus  honaque  eius  proscripta  per  aerarium  puhlicum;  vgl.  vita  Cassii  7, 
vita  Albini  12).  Derartige  Confiscationen  werden  auch  aufgeführt  unter  den 
Missethaten  des  ungerechten  letzten  Königs  (Liv.  1,  49,  5  neben  Hinrichtung 
und  Verbannung)  und  der  ungerechten  Decemvirn  (Dion.  20,  60).  Hinsichtlich 
der  Catilinarier  erreichte  Caesar,  nachdem  er  vergeblich  versucht  hatte  die 
Strafe  auf  die  Einziehung  des  Vermögens  zu  beschränken,  wenigstens  dass 
diese  nicht  mit  dem  Todesurtheil  verbunden  wurde  (Plutarch  Cic*  21).  V^l. 
St  R.  3,  1250  A.  2. 

*  Dass  der  Vatermörder  beerbt  wird,  war  bei  den  republikanischen 
Rechtsgelehrten  nicht  bestritten  und  selbst  seine  Fähigkeit  ein  Testament  zu 
errichten  nur  insofern  zweifelhaft,  als  einige  Juristen  ihn  als  unzurechnungs- 
fähig behandelt  wissen  wollten  (S.  650  A.  2). 


_^*Ji"J! 
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diese  Rechtsfolge  in  unsern  Quellen  nicht  und  es  bleibt  fraglich, 
ob  sie  in  allen  Fällen  gezogen  und  die  Habe  nicht  in  diesen  Fällen 
den  Erben  gelassen  worden  ist,  welche  schwerer  als  der  Schuldige 
selbst  von  der  Confiscation  getrolBfen  werden.  Zweifellos  aber  ist 
sie  unter  dem  Principat  gezogen  worden;  an  das  Todesurtheil 
(S.  947  A.  1),  die  Verurtheilung  z.ur  Bergwerksarbeit  (S.  947  A.  2) 
oder  zur  Einstellung  in  die  Spielschule  (S.  947  A.  3)  knüpft  sich 
von  Rechtswegen  mit  dem  Freiheitsverlust  auch  die  Einziehung 
des  Vermögens  ^ 

3.  Mit  der  Relegation,  deren  verschiedene  Formen  seit  der 
Sullanischen  Umgestaltung  des  Criminalrechts  im  Strafsystem  die 
erste  Stelle  einnehmen,  ist  nach  den  sullanischen  Ordnungen  selbst 
die  Vermögensconfiscation  nicht  verbunden;  nur  durch  Special- 
gesetz wurde  die  Ausweisung  Ciceros  in  dieser  Weise  geschärft*. 
Nach  der  Steigerung  der  Verbannungsstrafen  durch  den  Dictator 
Caesar  und  nachher  die  Kaiser  sind  die  mit  den  verschiedenen 
Straf  formen  verbundenen  Vermögensconfiscationen  in  folgender 
Weise  geordnet. 

a)  Nach  Caesars  Anordnung  ist  in  der  Parricidienstrafe® 
und  ebenso  nach  dem  julischen  Gesetze  in  der  Bestrafung  der 
Mörder  des  Dictators*,  ferner  nach  Augustus  Anordnung  in  der- 
jenigen des  Majestätsverbrechens*  die  Einziehung  der  gesammten 
Habe  einbegriffen. 


1  Dig.  28,  1,  8,  4.    tit.  3,  6,  6.    48,  20,  1. 

ä  S.  978  A.  1.  Appians  Bericht  (2,  24)  über  den  Prozess  des  Gabinius  ist 
incorrect  (Drumann  2,  56). 

^  Sueton  Caes.  42:  poenas  facinorum  auxit  et  cum  locupletes  eo  facilius 
Rcelere  se  obligarent,  quod  integris  pcUrimoniis  exulabant,  parricidas,  ut  Cicero 
scribit  (wir  wissen  nicht  wo),  bonis  omnibus,  reliquos  dimidia  parte  muUavit, 
Darauf  wird  auch  Ciceros  Aeusserung  ad  Brut.  1,  5,  12  zu  beziehen  sein,  dass 
der  Verurtheilte  seine  Habe  verliere. 

*  Augustus  mon.  Ancyr.  1,  10:  qui  parentem  ineum  pnterfecerjun[t,  eo]s 
in  exilium  expuU  iudiciis  hgitimis  iiÜus  eorum  [fa] einlas].  Dio  46,  48:  aifjoC 
TB  TtvQog  xal  väaros  tXgX'^'riOav  xct'»  al  ovoCai  avitov  ISri/Liivf^riaav.  Augustus 
macht  geltend,  dass  weder  auf  Tod  noch  auf  Entziehung  des  Bürgerrechts 
erkannt  ward,  sondern  die  Strafe  die  damals  allgemeine  gesetzliche  Grenze  der 
Ausweisung  aus  Italien  einhielt. 

*  Dio  53,  23  von  Cornelius  Gallus :  (fvytTv  xfig  ova(ag  aregri&^vTa.  Tacitus 
ann.  3,  50:  cedat  urhe  et  bonis  amissis  aqua  et  igni  arceatur  ,  .  ,  ac  si  lege 
maiestatis  teneretur.  In  einem  anderen  Prozess  (daselbst  3,  23)  wird  zur  Inter» 
diction  Yerurtheilten  die  Confiscation  erlassen. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  M ommsen.  rOm.  Strafr.  64 
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b)  Die  Deportation  schliesst  schon  in  dem  vorbereitenden  Stadium 
unter  Augustns  die  Vermögensconfiscation  insoweit  ein,  dass  was  der 
Interdicirte  über  500  000  Sest.  besass,  vom  Staat  eingezogen,  weiter 
ihm  untersagt  ward,  mehr  als  zwanzig  Bediente  und  mehr  als  ein 
Schiff  oder  zwei  Boote  zu  haltend  Nach  der  von  Tiberius  im 
Jahre  23  eingeführten  Ordnung  wird  das  Vermögen  sowohl  bei  der 
Interdiction,  so  weit  diese  jetzt  noch  vorkommt  (S.  975  A.  1),  ^ie 
auch  bei  der  Deportation  im  Ganzen^  eingezogen^;  jedoch  bleiben 
dem  Deportirten  nach  besonderer,  je  nach  Umständen  reichlicher 
oder  kurzer  Bemessung  von  der  Regierung  zugebilligte  Subsistenz- 
mittel  (viaticum)^. 

c)  Bei  den  übrigen  Delicten  ist  mit  der  Relegation  auf  Lebens- 
zeit regelmässig  die  Einziehung  einer  Vermögensquote  verbunden*, 
gewöhnlich  der  Hälfte,   zuweilen  eines  Drittels*.    Mit  Relegation 


»  Dio  56,  27. 

«  Plinius  ep.  4,  11,  13.  Paulus  5,  23,  11.  13.  18.  tit  25,  2.  Dig.  28, 1, 
8,  1.  48,  13,  3.   tit.  22,  14,  1.  1.  15  pr.   1.  18,  1.    Cod.  9,  47,  8. 

^  Augustus  setzte  seiner  Tochter  Julia  Jahrgelder  (annua)  aus,  die  Tiberius 
ihr  entzog  (Sueton  Tib.  50).  Unter  Gaius  bittet  ein  Verbannter  mehr  Sclaven 
als  die  ihm  zugestandenen  mitnehmen  zu  dürfen  (Dio  59,  S).  Seneca  cons.  ad 
Helv.  12:  ul  maivs  viaticum  exulum  sü,  quam  olim  Patrimonium  prindjmm 
fuit  Tacitus  ann.  12,  22:  {LolHa)  puhlicatis  honis  (was  auf  Deportation  führt, 
da  bei  blosser  Eelegation  das  Gesammtvermögen  nicht  confiscirt  wird)  cederet 
ItcUia',  ita  quinq^iagies  sestertium  (5  Mill.)  ex  opibus  immensis  exuli  relidu». 
Plinius  ep.  4,  11,  13:  ipsi  permisit  (Dotnitianus),  si  qua  posset  ex  rd)us  suis 
r  aper  et  ante  quam  bona  puhlicarentur.  Die  Spätzeit  geht  hierin  noch  weiter 
(S.  1006  A.  4).  —  Dass  einer  verheiratheten  Frau  die  Mitgift  nur  bei  ihrer 
Verurtheilung  wegen  Majestät,  Mord  {parricidii,  veneficii,  de  sicariis}  und 
schwerer  Vergewaltigung  aberkannt  wird  (Dig.  48,  20,  3),  ist  ein  wie  es  scheint 
auf  die  Deportation  zu  beziehendes  Frauenprivilegium.  Umgekehrt  ist  die  den 
Mann  treffende  Confiscation  zuweilen  auf  die  Mitgift  der  Frau  erstreckt  worden 
(Plutarch  C.  Gracch.  17). 

^  In  den  Rechtsquellen  findet  sich  mit  der  Relegation  die  Einziehung  des 
Gesammtvermögens  nur  verbunden  bei  Beschneidung  von  NichtJuden  fpaulus  5, 
22,  3).  In  der  Handhabung  ist  aber  die  Strafjustiz  oft  weiter  gegangen.  Traianus 
Dig.  48,  22,  1:  8cio  relegatorum  bona  avaritia  supertorum  temporum  fisto 
vindicata;  sed  aliud  clementiae  ineae  convenitj  qui  inier  cetera  . . .  hoc  quoque 
remisi  exemplum.  Hierher  mögen  die  Fälle  Tacitus  12,  22.  15,  71.  16,  33 
gehören,  wenn  nicht  Deportation  gemeint  ist. 

^  Als  Regel  stellte  Caesar  die  Confiscation  der  Hälfte  auf  (S.  1009  A.  'S}\ 
späterhin  erscheint  als  Regel  die  Confiscation  einer  Quote.  Marcianus  Dig.  4^ 
22,  4:  eorum  qui  in  perpetuum  exilium  dati  sunt  vel  relegaii,  potest  quis  sen- 
tentia  bonorum  partem  adimere.  Beispielsweise  verbindet  Paulus  mit  der 
Relegation  auf  Lebenszeit  Einziehung  des  halben  Vermögens  für  Todtschlag 
(5,  23,  4;  in  den  Digesten  48,  8,  17  geändert),  Ehebruch  (Paulus  2,  26,  U)  und 


^-d 
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auf    Zeit   soll    dagegen    auch    partielle    Confiscation    nicht    ver- 
bunden werdend 

lieber  die  Formen  der  Einziehung  des  dem  Staat  zugefallenen 
Guts  ist  bei  den  Geldbussen  gehandelt. 


andere  Fälle  (5,  25,  8.  tit  30  B,  1);  eines  Drittels  für  schwere  Gewalt  (5,  26,  3) 
und  Grenzsteinverrückung  (5,  22,  2). 

^  Ulpian  Dig.  48,  22,  7,  4:  ad  tempus  reUgatis  neque  tota  bona  neque 
partem  cidimi  debere  [rejscriptis  quibusd^im  manifestatur ,  reprehenaaeqt^  sunt 
sententiae  eorum,  qui  ad  tempus  relegoHß  ademerunt  partem  bonorum  vel  bona, 
sie  tarnen  ut  non  infirmarentur  sententiae  quae  ita  sunt  prolatae»  Papinian 
Dig.  49,  14,  39  pr. 
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Die  Bnssen. 


Kfttogorien  Die  Vieh-  und  später  die  Geldbusse  ^  —  andere  GegenstäDde 

^hl^^  als  die  allgemein  den  Werthniesser  ausmachenden  *  hat  der  römische 
Gerichtsgebrauch  bei  den  Bussen  nicht  leicht  verwendet''  —  gehört 
seit  alter  Zeit  dem  öflFentlichen  wie  dem  privaten  Strafrecht  an 
und  ist  in  beiden  niemals  Begleit-,  sondern  ohne  Ausnahme  Haupt- 
strafe. Dasselbe  kennt  sie  in  dreierlei  Gestalt,  als  magistratische, 
als  gesetzliche  und  als  gerichtliche,  je  nachdem  der  Betrag  vom 
Magistrat  nach  Ermessen  auferlegt  wird  oder  im  Gesetz  ein  für 
allemal  fixirt  ist  oder  im  einzelnen  Fall  der  Geschwome  ihn  nach 
Ermessen  bestimmt.  Terminologisch  giebt  es  eine  technische  Be- 
zeichnung nur  für  die  Gemeindebussen.  Eigentlich  ist  tnuUa  die 
magistratische  der  Gemeinde  zufliessende  Coercitionsbusse ,  welche 
älter  ist  als  die  strafrechtliche  und  auf  die  allein  die  von  der  Ver- 
vielfachung, der  successiven  Steigerung  entlehnte  Grundbedeutung 
zutrifft.    Im   Strafrecht  wird   das  Wort  bei  völlig  genauer  Rede 


^  lieber  die  sowohl  hinsichtlich  der  ältesten  gesetzlich  festen,  des  Sacra- 
mentum,  wie  hinsichtlich  der  coercitiven  berichtete  Umwandlung  der  Vieh-  in 
Geldbussen  ist  bei  der  Coercition  gehandelt  (S.  50).  Die  Annalen  setzen  dieselbe 
für  das  Sacramentum  kurz  vor  die  Zwölftafelgesetzgebung,  für  die  Coercitirbussen 
einige  Jahre  nach  derselben;  die  Zwölftafeln  selbst  kennen  nur  Geldbussen. 

^  Was  Gaius  4,  48  von  der  Condemnation  des  Givilprozesses  sagt,  dass 
sie  die  pecuniaria  aestimaUo  fordert,  gilt  von  den  Bussen  gleichfalls.  Aach 
hier  zeigt  sich,  dass  das  römische  Vermögensrecht  von  dem  beweglichen  Gut 
ausgegangen  ist. 

*  In  der  Spätzeit  werden  die  Bussen  zuweilen  auf  Sclaven  gestellt,  so  C. 
Th.  4,  8,  5,  1.  1.  8.  lust.  6,  1,  4,  hier  alternativ  mit  20  Goldstücken  für  den 
Kopf. 


Elfter  Abschnitt.    Die  Bussen.  1013 

beschränkt  auf  die  magistriitisch-comitiale  Busse  ^  und  mit  Recht ; 
denn  das  freie  magistratische  Ermessen,  welches  das  Wesen  der 
coercitiven  Geldbusse  ist,  erstreckt  sich  auch  auf  diese  Kategorie i 
während  die  gesetzliche  wie  die  gerichtliche  davon  nicht  abhängig 
sind.  Aber  nach  einem  wohl  erweiterten,  aber  sehr  alten  und 
allgemeinen  Gebrauch  wird  multa  von  jeder  der  Gemeinde  zu- 
fallenden Geldbusse  gebraucht,  auch  der  gesetzlichen*  und  der 
gerichtlichen  ^. 

Dass  die  dem  Geschädigten  zufliessende  Busse,  wenn  sie 
gerichtlich  festgestellt  wird,  ursprünglich  damnum  hiess,  wenn 
gesetzlich  fixirt,  im  Zwölftafelrecht  mit  dem  griechischen  Lehnwort 


^  Varro  de  1.  Lat.  5,  177:  multa  a  pecunittj  quae  a  magistraiihus  dicta,  ut 
exigi  posset  oh  peccahj^m,  genauer  als  der  kurze  Auszug  aus  einer  andern  va.rro- 
nischen  Schrift  bei  Festus  p.  142  multam  .  .  .  M.  Varro  ait  poenam  esse,  sed 
pecuntariam.  Diesem  Sprachgebrauch  folgt  Plautus,  bei  dem  die  Multa  immer 
die  vom  Magistrat  auferlegte  ist  (so  Capt.  494  mit  Beziehung  auf  die  lex 
barbarica  und  Rud.  prol.  20,  wo  Jupiter  den  unredlichen  Obsieger  im  Pro- 
zess  maiore  multa  muüat)  und  folgen  deutlich  die  spanischen  Stadtrechte, 
die  bei  den  zahlreich  aufgeführten  gesetzlichen  Geldbussen  mit  einer  einzigen 
Ausnahme  (lex  Gen.  c.  81)  das  Wort  vermeiden.  Allerdings  ist  das  Puris- 
mus,—  Dass  nur  für  das  Substantiv  ein  technischer  Gebrauch  besteht,  multare 
sich  in  dieser  Hinsicht  zu  muUa  verhält  wie  damnare  zu  damnum,  ist 
bereits  (S.  13  A.  1)  bemerkt  worden  Schon  Plautus  sagt  multare  infortunio 
(Merc.  proig.  21)  und  multare  mcUnmonio  (Amph.  852).  Cicero  de  oflf.  1,  43, 
194:  vitia  hominum  atque  fraudes  dumno,  ignominia,  vinclis,  verbenbus,  exHiis, 
morte  muÜafUur.  Es  kann  das  Zeitwort  mit  jeder  Straf kategorie  verkoppelt 
werden. 

'  Spoletinisches  Haingesetz  (Bruns  fontes  *  p.  260):  a(88e8)  CCC  multai 
suntcd.  Tudertinisches  Fragment  C.  I.  L.  XI,  4632  =  Bruns  fontes  ® 
p.  155.  Schrift  ad  Her.  1,  11,  20  von  der  Multirung  des  Augur  wegen  fehler- 
hafter Nomination;  Cicero  Verr.  1,  60,  155.  156  von  der  Multa  wegen  Ver- 
letzung des  Intercessionsgesetzes ;  pro  Cluentio  33,  91.  35,  96.  37,  103  von  der 
Multa  wegen  Verletzung  der  Geschwomenordnung;  pro  Caec.  80,  98  von  der 
legin  multa  des  römischen  Bürgers,  der  dem  Befehl  in  die  latinische  Colonie 
überzusiedeln  nicht  nachkommt;  Brut  34,  131  von  der  bei  dem  Prätor  ein- 
zuklagenden, also  sicher  festen  multa  lege  Aquülia  (wo  die  folgenden  Worte 
de  iustitia  verdorben  sind);  de  re  p.  2,  85,  60:  (Je  multae  sacram^ento  Sp.  Tar- 
peius  et  A.  Atemius  consules  (J.  300/454)  comitiis  centuriatts  tulerunt,  wo  Madvig 
ohne  Grund  multa  et  sacramento  geändert  hat;  die  hier  gemeinte  Prozessbusse, 
das  sacramentumy  ist  eine  gesetzliche  Vieh- oder  Geldbusse  und  also  auch  eine 
mulia.  Auch  Paulus  Dig.  50,  16,  244  erstreckt  in  den  Schlussworten:  nisi  cum 
lege  constitutum  est,  quantam  (multam)  dicat  das  Wort  auf  die  feste  Geldstrafe. 

'  Tarentinisches  Stadtrecht  2.  4  wegen  Peculat:  quadrujdum  multae  esto. 
Dass  dafür  die  Belege  nicht  zahlreich  sind,  erklärt  sich  einfach  daraus,  dass 
Geldbussen  an  die  Gemeinde  nur  selten  durch  Geschwornenspruch  fixirt  werden. 
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poenae  bezeichnet  wird,  ist  im  ersten*  Buch  (S.  12 fg.)  entwickelt 
worden.  Dass  die  gerichtlich  fixirte  Privatbusse  älter  ist  als  die 
gesetzlich  fixirte,  wird  durch  diese  Terminologie  nahe  gelegt  und 
ist  auch  sachlich  durchaus  wahrscheinlich.  Aber  beide  Bezeich- 
nungen sind  in  ihrer  ursprünglichen  Bedeutung  früh  verschwunden; 
damnum  hat  in  dieser  Verwendung  sich  nur  in  einigen  technischen 
Formeln  behauptet,  und  poena  mit  Beseitigung  der  ursprtlnglichen 
Pluralform  sich  entwickelt  zu  dem  allgemeinen  jede  staatliche 
Vergeltung  des  öifentlichen  wie  des  privaten  Delicts  umfassenden 
Strafbegriflf.  Von  der  dem  Privaten  zu  entrichtenden  Busse  wird 
multa  nie  gesetzt;  nachdem  damnum  die  Bedeutung  gewechselt  hat, 
fehlt  dem  späteren  Recht  dafür  das  technische  Wort. 

1.  Die  magistratisch-comitiale  Bosse. 

Aufkommen  Vou  dor  Coercitiou  abgesehen  hat  das  ursprüngliche  öffentliche 
liehen  Gdd-  Strafverfahren  die  Geldbusse  schwerlich  gekannt  Wie  die  ältesten 
strafe.  Öffentlichen  Verbrechen  alle  capital  sind,  so  wird  den  Perduellions- 
duovim  wie  den  Parricidialquästoren  keine  andere  Gerichtsbarkeit 
beigelegt  als  die  capitale  (S.  157);  für  den  Multprozess  waren 
wahrscheinlich  weder  jene  noch  diese  competent.  In  den  besseren 
Berichten  über  die  Einführung  der  Provocation  wird  diese  ledig- 
lich auf  die  Capitalstrafe  bezogen  ^  Auch  in  dem  Zwölftafel- 
gesetzbuch scheint  allein  der  Capitalprozess  zugelassen  und  der 
Multprozess  nicht  an  das  Concilium  der  Plebejer  gewiesen,  sondern 
überhaupt  ausgeschlossen  zu  sein*. 

Ein  Strafgesetz  oder  ein  gesetzliches  Herkommen  muss  wie  jeder 
öffentlichen  Verurtheilung,  so  auch  der  strafrechtlichen  Multirung 
zu  Grunde  liegen.  Indess  ist  dies  dahin  zu  verstehen,  dass,  wo 
das  Gesetz  Capitalstrafe  anordnet,  von  dem  altpatricischen  Ver- 
fahren abgesehen,  der  plebejische  Strafprozess  in  freierer  Weise 


^  S.  42  A.  1.    Nur  Dionysius  5,  19  nennt  daneben  die  Geldbusse. 

^  Das  Zwölftafelgesetz  üher  den  Capitalprozess  weist  denselben  den 
Centurien  zu  und  hat  sicher  die  Ausschliessung  des  gleichartigen  Verfahrens 
von  der  Plebs  bezweckt  (S.  168  A.  3);  ob  damit  der  Multprozess  dieser  vor- 
behalten werden  sollte  oder  es  einen  solchen  damals  im  öffentlichen  Straf- 
verfahren überhaupt  nicht  gah,  ist  an  sich  zweifelhaft.  Aher  den  Zweifel  hebt 
Ciceros  Interpretation  (de  leg.  8,  19,  44)  der  Worte  ferre  de  capite  civis  durch 
ferri  de  singulis;  diese  trifft  nur  dann  zu,  wenn  das  Gesetz  das  gesammte 
derzeitige  öffentliche  Strafverfahren  umfasste,  also  den  doch  auch  de  singuUs 
geführten  Multprozess  nicht  kannte. 
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gehandhabt ^  und  nach  Herkommen*  dem  Tribun  die  Wahl 
freigestellt  wird  zwischen  dem  Capitalprozess  vor  der  patricisch- 
plebejischen  und  dem  Multprozess  vor  der  plebejischen  Bürgerschaft. 
Die  übrigen  überhaupt  für  das  comitiale  Strafverfahren  competenten 
Behörden,  die  curulischen  und  die  plebejischen  Aedilen'  und  der 
Oberpontifex  sind  es  nur  für  den  Multprozess. 

Was  die  Modalitäten  der  magistratisch-comitialen  Btissung  an-  Modaiinten 
langt,  so  hat  der  Beamte  die  Wahl  zwischen  der  Busse  zu  Gunsten  ftffejfui'chai 
des   römischen  Aerarium   (multam  inrogare;  S.  166  A.  3)  und  zu     Muit. 
Gunsten  einer  römischen  Tempelkasse  (in  sacrum  iudicare)*.    Die 
Festsetzung  der  Summe  ist  in  beiden  Fällen  ebenso  von  seinem 
Ermessen  abhängig  wie  bei  der  coercitiven  Mult;  das  Gesetz  kann 
ihm  das  Mass  nicht  vorschreiben,  wohl  aber  ihm  in  dieser  Hinsicht 
Schranken   setzen.     Schranken  allgemeiner  Art   scheint  es  nicht 
gegeben  zu  haben*,  namentlich  die  tribunicische  Multirung  niemals 
solchen   unterworfen   gewesen   zu   sein;   die   überlieferten   ZiflFern 
(S.  592   A.  1.  2)    schwanken    zwischen    geringfügigen    unter    der 
Coercitionsgrenze  bleibenden  und  als  Ehrenstrafe  aufzufassenden 
Summen  bis   zu  Beträgen  von  1  Mill.  As  (200000  M.).    Relative 


^  S.  158  A.  3.  S.  169.  Nach  der  Ueberlieferung  kann  das  tribunicische 
Strafverfahren  von  jeher  auf  Geldhusse  gestellt  werden,  und  es  mag  dies 
insoweit  richtig  sein,  dass  die  Zwölftafeln,  indem  sie  den  plebejischen  Capital- 
prozess untersagten,  den  vielleicht  schon  bestehenden  plebejischen  Multprozess 
nicht  abschafften,  sondern  nur  ihm  die  formale  Anerkennung  als  öffentlichen 
Strafprozesses  nicht  zusprachen.    Vgl.  S.  1037. 

'  Als  ein  Yolkstribun  bei  der  Anquisition  erst  auf  Geldbusse,  dann  auf 
Lebensstrafe  anträgt  und  dies  als  rechtswidrig  angefochten  und  desswegen  an 
die  übrigen  Tribüne  appellirt  wird,  weisen  diese  die  Berufung  zurück  und  er- 
klären es  für  statthaft  seu  legibus  seu  morihus  zu  anquiriren  (Liv.  26,  8,  8),  was, 
da  die  capitale  Anquisition  in  den  Zwölftafeln  sanctionirt  war,  nur  heissen 
kann,  dass  die  Geldbusse  fnoribus  aufgekommen  ist  und  ihr  die  formale  Grund- 
lage fehlt.  Darum  wird  auch  im  strengen  Gebrauch  (S.  166  A.  3)  tudicium  als 
die  Capitalverurtheilung  der  muUae  inrogatio  gegenüber  gestellt. 

'  Der  nach  den  Zwölftafeln  capitale  Prozess  wegen  Emtediebstahls  er- 
scheint als  aedilicisches  Multverfahren  (S.  772  A.  5). 

^  S.  158  A.  3.  Die  Alternative  zeigen  das  silische  Gesetz  und  das  tuder- 
tinische  Fragment.  In  dem  letzteren  ist  für  mültare  gesetzt  popuU  itidicio 
petere,  mit  incorrecter  Umwandelung  der  für  die  magistratische  Strafsentenz 
erforderlichen  comitialen  Bestätigung  in  £inklagung  bei  den  Comitien.  Dass 
im  Rechtssinn  das  aerarium  populi  Romani  von  der  Kasse  der  Götter  der 
Gemeinde  nicht  verschieden  ist,  ist  S.  902  bemerkt. 

*  Aus  Frontos  Worten  (S.  1016  A.  2)  wird  das  Gegentheil  nicht  gefolgert 
werden  dürfen. 
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Maxima  für  die  magistratische  Multa  auf  das  halbe*  oder  1000 
Sesterzen  weniger  als  das  halbe  Vermögen  ^  des  Gebüssten  begegnen 
bei  den  Specialgesetzen ,  auf  welchen  die  ädilicischeo  Klagen 
beruhen.  —  Die  Entscheidung  über  die  Büssung  steht  an  letzter 
Stelle  bei  der  Bürgerschaft  und  zwar  bei  den  Tribus;  an  die 
Centurien  hat  ein  Multprozess  schwerlich  gebracht  werden  können 
(S.  169  A.  2).  Immer  handelt  es  sich  dabei  um  Bestätigung  oder 
Cassation  der  magistratischen  Strafsentenz;  Modification  ist  auch 
hier  unzulässig. 


2.  Die  prätorische  Ela^e  auf  feste  Geldbnsse. 

Die  gwetx- 

uch  feste  Die   gesetzHch  fixirte  Geldbusse   zu  Gunsten   der  Gemeinde 

Geidbnrae.  g^jj^j.^  ^j^j.  ältestou  Rechtsordnuug  an  und  ist  früh  auch  im 
Privatprozess  aufgekommen  —  es  genügt  in  jener  Hinsicht  an 
das  Sacramentum  (S.  1024),  in  dieser  an  die  Zwölftafelstrafen 
(S.  802.  835)  zu  erinnern  —  und  hat  zu  allen  Zeiten  die  weiteste 
Anwendung  gefunden.  Aber  wie  dies  bereits  im  ersten  Buch  (S.  6) 
bemerkt  worden  ist,  sie  gehört  mehr  in  das  Schuldrecht  als  in  das 
Strafrecht,  weil  sie  dem  ethischen  Fundament  des  letzteren  nicht 
gerecht  wird.  Wenn  die  Tilgung  einer  sittlichen  Verschuldung 
durch  Geldzahlung  überhaupt  ein  Nothbehelf  der  Staatsordnung  ist, 
so  tritt  die  Mangelhaftigkeit  dieser  Strafform  in  grelles  Licht  bei 
dem  Gleichmass  der  Zahlung  ohne  Berücksichtigung  der  personalen 
Verhältnisse  des  Bestraften.  Vor  allen  Dingen  aber  giebt  die 
Untersagung  einer  Handlung  unter  Androhung  einer  festen  Geld- 
busse bei  entsprechender  Zahlung  dieselbe  frei  und  es  wird  damit 
das  Strafgesetz  gewissermassen  zum  Steuergesetz®.  Um  die  gesetz- 
lieh mit  fester  Geldbusse  belegte  Handlung  in  das  Strafrecht  ein- 
zuziehen, muss  recurrirt  werden  auf  den  sittlichen  Charakter  der 
untersagten  Handlung  und  auf  die  Absicht  des  Gesetzes ;  aber  die 


*  Silisches  Gesetz  (S.  158  A.  3)  gegen  magistratische  Fälschung  von  Mass 
und  Gewicht :  dum  minore  parti  famüias  taxsat 

*  Cato  bei  Gellius  6,  3,  37:  mille  minus  dimidium  famüiae  muUa  esto. 
Fronto  ad  Anton,  imp.  1,  5  g.  103  (Naber) :  antiquitus  multas  inrogari  mos  wm 
fuit  [nisi]  müle  minus  dimidio.  Ausdrücklich  spricht  Fronto  von  der  inrogirten 
Mult  und  auch  Cato  würde  eine  ziffermässig  im  Gesetz  fixirte  Geldstrafe  schwer- 
lich muMa  genannt  haben.  Vielmehr  liegt  hier  eine  der  des  silischen  Gesetzes 
ähnliche  Formel  zu  Grunde. 

'  S.  526.  Die  drastische  Kritik  der  Injurienstrafen  des  Zwölftafelgesetzes 
ist  bekannt. 


Elfter  Abschnitt    Die  BasseD.  1017 

Grenzen  zwischen  sittlich  indiiferenten,  sittlich  tadelnswerthen  und 
criminell  strafbaren  Handlungen  sind  fliessende  und  die  Gesetzgebung 
verfolgt  häufig  die  doppelte  Absicht,  gewisse  Handlungen  zugleich 
zu  erschweren  und  aus  ihnen  Gewinn  für  die  Gemeinde  zu  beschaffen. 
Darum  sind  in  den  Kreisen,  in  denen  das  Strafrecht  in  vollem  Um- 
fang zur  Geltung  kommt,  die  festen  Geldstrafen  wenig  zu  finden 
und  dieselben,  wo  sie  zugelassen  wurden,  später  beseitigt,  so  in 
früher  Zeit  bei  dem  Privatdelict  der  Injurie  (S.  802),  späterhin  bei 
dem  öffentlichen  des  Menschenraubes  (S.  782).  Nur  in  unterge- 
ordneten Fällen  behauptet  sich  die  feste  Geldbusse  in  dem  ent- 
wickelten Strafrecht*. 

Die    feste   Geldstrafe   ruht   immer   auf  einem   Specialgesetz,  Einkiagnng 
welches  das  Delict,  die  Prozessform  und  das  Mass  der  Busse  normirt.    ^*L^.^^^" 

'  Terfahren. 

Wo  nicht,  wie  bei  dem  Sacramentum,  die  Execution  anticipirt 
wird,  wird  sie,  mag  sie  zu  Gunsten  des  Privaten  oder  zu  Gunsten 
der  Gemeinde  angeordnet  sein,  behandelt  gleich  dem  Darlehn  als 
bedingte  Geldschuld*;  die  Forderung  wird  bezeichnet  durch  das 
einfache  oder  verstärkte  pe^ere®,  die  Leistung  durch  das  einfache 


*  Dahin  gehören  die  Privatklagen  auf  feste  Geldstrafen  wegen  culposer 
Tödtung  des  Freien  (S.  836);  wegen  Gräberverletzung  (S.  814);  wegen  drohender 
Sachbeschädigung  (S.  889). 

^  Am  ausführlichsten  ist  dies  ausgesprochen  in  der  ältesten  derartigen  uns 
erhaltenen  Anordnung,  dem  bantinischen  Gesetz  Z.  9  fg.:  [sestertium  .  .  .  num- 
mum  popuJo  dare  damnas  esto  oder  wie  sonst  hier  die  Formulirung  gelautet 
hat;  oskisch  mölto  etanto  estud  n.  oo  oo  —  et]  eam  pequniam  quei  volet  magistra- 
tus  exsigito.  Sei  postülahit  quei  petet  p(opulo  ?),  recuperatores  f,  .  .  praetor  q^ws 
quotque  dari  apojrteat  dato  iouhetoque  eum^  sei  ita  pariat,  condumnari  popul(o) 
facitoque  jmi-dicetur,  worauf  eine  Anordnung  über  den  eventuellen  Concurs  und 
dann  die  alternative  miUtae  inrogatio  (S.  158  A.  3)  folgt.  Die  älteste  uns  erhaltene 
Fassung  ist  die  des  spoletinischen  Haingesetzes  (Bruns  p.  260):  lovei  hovid 
piuclum  datod  et  a(s8es)  CCC  moltai  stmtod;  eius  piacli  moltaique  dicator[ei]  (un- 
sicherer Erklärung)  exactio  estfod].    Kürzere  Fassungen  finden  sich  zahlreich. 

'  Hinsichtlich  der  gesetzlichen  Multen  begegnet  neben  dem  einfachen 
eiu8  pecuniae  petitio  esto,  welche  im  tarentinischen  Stadtrecht  Z.  35,  im  caesa- 
rischen Acker-  und  Municipalgesetz  und  in  den  spanischen  Stadtrechten  auf- 
tritt, in  den  letzteren  neben  dieser  häufig  petitio  persecutioque  esto  oder  auch 
actio  petitio  persecutio  esto  mit  der  dem  späteren  Juristenlatein  eigenen  zweck- 
losen Cumulirung  synonymer  Wörter.  Der  Versuch  Ulpians  (Dig.  50, 16, 178)  die 
drei  Wörter  zu  differenziren  ist  mit  der  Verwendung  derselben  in  den  Gesetzen 
nicht  in  Einklang  zu  bringen.  Das  gleichwerthige  exigere  findet  sich  in  dem 
bantinischen  (A.  2)  und  in  dem  spoletinischen  Haingesetz  (A.  2)  und  in  Be- 
ziehung auf  die  gerichtliche  Geldbusse  mit  petere  cumulirt  im  tarentinischen 
Stadtrecht  (a.  a.  0.).  In  dem  tudertinischen  Fragment  (S.  1015  A.  4)  wird  jyetere 
incorrect  auf  die  inrogirte  Mult  bezogen. 
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oder  verstärkte  dare^,  ohne  dass  der  delictische  Charakter  der  Klage 
zum  Ausdruck  kommt.  Gleichwie  der  Private  die  ihm  zukommende, 
klagt,  wie  dies  im  zweiten  Buch  (S.  180  fg.)  entwickelt  worden  ist, 
die  Gemeindebusse  der  Vertreter  der  Gemeinde  bei  dem  Civil- 
gericht'  ein,  je  nach  der  Anordnung  des  Specialgesetzes  entweder 
ein  Magistrat  oder  ein  beliebiger  Bürger.  Im  ersteren  Fall  lässt 
das  Gesetz  dem  Magistrat  häufig  die  Wahl  zwischen  der  Auflegung 
einer  arbiträren  Busse  unter  Vorbehalt  der  comitialen  Entscheidung 
oder  der  Einklagung  der  gesetzlich  fixirten  bei  dem  Civilgericht'. 
Während  bei  den  Steuern  und  allen  gleichartig  behandelten  Ge- 
meindeforderungen das  Civilverfahren  ausgeschlossen  ist  und  et- 
waige Streitigkeiten  im  Administrativ  verfahren  erledigt  werden, 
steht  bei  der  Gemeindebusse  die  Entscheidung  nothwendig  hei 
dem  Prätor  und  den  Geschwornen,  und  darin  liegt  ihre  politische 
Wichtigkeit,  der  in  diesem  Verfahren  enthaltene  Rechtsschutz  gegen 
die  administrative  Willkür.  Mit  dem  Wegfall  des  Geschwomen- 
instituts  werden  die  staatlichen  Geldbussen,  die  vielfach  auch  in 
der  Spätzeit  namentlich  für  Amtsvergehen  angedroht  werden,  auf 


^  Das  einfache  dato  ist  im  Gebrauch  verdrängt  durch  die  Formel  dare 
damnas  (=  damnatus)  esto;  dass  diese  sachlich  nicht  mehr  besagt,  bezeugen 
die  Quellen  (Gai.  2,  201.  Ulpian  rog.  24,  4.  Dig.  50,  16,  178,  3)  und  zeigt  die 
Analyse  der  Phrase  selbst;  sie  besagt  wörtlich:  'er  soll  zu  leisten  leistungs- 
pflichtig  sein%  ist  also  wiederum  tautologisch  und  nicht  allzu  alt,  da,  so  lange 
die  ursprüngliche  Bedeutung  der  Wörter  dare  =  zu  eigen  geben  und  damnare 
=  geben  machen  deutlich  empfunden  ward,  diese  Ausdrucksweise  absurd  ge- 
wesen wäre.  Uns  begegnet  die  Formel  dare  damnas  esto  zuerst  im  Acker- 
gesetz vom  J.  643/111  Z.  112,  dann  im  juli sehen  Municipalgesetz,  in  diesem 
meistens  (Z.  99.  107.  125.  140;  anders  2. 19)  mit  den  Initialen  notirt.  Später  findet 
sie  sich  sehr  oft,  in  den  spanischen  Stadtgesetzen  nicht  selten  mit  vorgesetztem 
municipibus  oder  in  puhUcum  mumicipibus.  —  Ein  der  petitio  correlates  Sub- 
stantiv fehlt. 

^  Wenn  im  Quästionenprozess  gesetzlich  feste  Bussen  vorgekommen  sind, 
so  sind  diese  Geschwornensprüche  behandelt  w^orden  wie  die  des  Civilverfah- 
rens.  Indess  giebt  es  dafür  kein  sicheres  Beispiel;  in  welcher  Form  die  feste 
Geldbusse  bei  dem  Plagium  iS.  782)  behandelt  ward,  ist  unsicher.  —  Wenn  die 
verlogenste  aller  römischen  Legenden,  die  Camillusfabel  von  einem  Plebiscit 
spricht,  ut  si  M,  FuHus  pro  dictatore  quid  egisset,  quingentum  nUlium  et  multa 
esset  (Liv.  6,  38,  9;  anders,  aber  nicht  besser,  Plutarch  Cam.  39;  vgl.  St.  R.  2, 
165  A.  3),  so  hat  der  Urheber  allerdings  wohl  nicht  an  einen  prätorischen 
Prozess  gedacht,  aber  es  fragt  sich,  ob  er  überhaupt  gedacht  hat. 

^  S.  158  A.  3.  Die  Alternative  bei  Vernachlässigung  des  Cultus  des  ver- 
götterten Caesar  zwischen  der  Capitalstrafe  und  der  festen  Mult  von  1  MUI. 
Sest.  (Dio  47,  18)  ist  eine  revolutionäre  Missgebart. 
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den  Weg  der  Cognition  gewiesen,   das  heisst  auf  administrative 
Behandlung. 

Die  Höhe  der  festen  Geldbusse  bestimmt  das  Specialgesetz.  Höhe 
Die  derartigen  Gemeindebussen  sind  vielfach  so  ansehnlich,  dass  %^^^^ 
die  bürgerliche  Existenz  dadurch  zu  Grunde  gerichtet  wird  und 
die  meistens  von  einem  Magistrat  vor  einem  Einzelgeschwornen 
oder  vor  Recuperatoren  geführte  Verhandlung  scheint  nicht  selten 
zu  diesem  Zweck  gebraucht  oder  missbraucht  worden  zu  sein^. 
Der  höchste  Betrag,  der  uns  bei  den  römischen  Gemeindebussen 
genannt  wird,  ist  wie  bei  der  irrogirten  1  Mill.  Sesterzen*.  In  den 
Municipalgesetzen  erscheinen,  wo  die  römische  Aristokratie  be- 
theiligt ist,  Bussen  von  100000  Sesterzen®;  sonst  gehen  sie  nicht 
leicht  hinaus  über  die  Hälfte  *.  In  den  Erlassen  der  Spätzeit  sind 
die  gewöhnlich  in  Goldpfunden  ausgedrückten  namentlich  für  die 
Beamten  und  deren  Officialen  angeordneten  Busssummen  meistens 
sehr  hoch. 

3.   Die  pr&torische  Klage  auf  ästimatorisehe  Oeldbusge. 

Schiedsrichterliche  Festsetzung  der  Geldbusse  kann  im  magi-  Buise  nach 
stratisch-comitialen  Prozess  nicht  stattfinden  *,  wohl  aber  im  Privat-  ^««*™***^"- 


*  In  der  sullanischen  Zeit  wurde  der  Senator  Q.  Opimius  durch  einen 
derartigen  Multprozess  wegen  verletzten  Intercessionsrechts  zum  Concurs  ge- 
drängt (Cicero  Verr.  1.  1,  60,  155 :  paucos  homines  . . .  Q.  Opimium  . . .  fortunis 
omnibufi  evertisse;  156:  in  bonis  Q,  Opimii  vendendis),  ebenso  C.  Junius  wegen 
eines  Verstosses  gegen  die  Geschwornenordnung  (Cicero  pro  Cluentio  33);  oft, 
sagt  Cicero  an  der  ersten  Stelle,  ist  im  Senat  die  allgemeine  Beseitigung  dieser 
Multklagen  gefordert  worden  (tU  genus  hoc  totum  multarum  atque  eiusmodi 
iudiciorum  tolleretttr). 

«  Bio  47,  18  (S.  1018  A.  3).  Tudertinisches  Strafgesetz  (S.  814  A.  6),  wie 
es  scheint  wegen  Gräberverletzung.  Noch  höher  geht  die  julische  Municipal- 
ordnung,  wenn  sie  Z.  19  bei  unrechtmässiger  Getreidevertheilung  die  Strafe  auf 
50000  Sest.  für  den  Scheffel  normirt. 

^  Auf  gesetzwidrige  Creirung  eines  römischen  Senators  zum  Stadtpatron 
setzt  das  Stadtrecht  yon  Genetiva  c.  130  die  Strafe  von  100000  Sest.,  auf 
gesetzwidrige  Creirung  eines  Stadtpatrons  überhaupt  dasjenige  von  Malaca 
(c.  61)  die  von  10000  Sest. 

^  Die  Strafe  von  50000  Sest.  setzt  das  fabische  Gesetz  für  Menschenraub 
fest  (S.  782),  die  gleiche  das  julische  Municipalgesetz  durchgängig  für  Verletzung 
der  Gemeindeordnungen.    Ebenso  500  aurei  Dig.  2,  1,  7  pr. 

^  Wo  die  Beschaffenheit  des  öffentlichen  Delicts  neben  der  öffentlichen 
Strafe  Schadensersatz  fordert,  wie  bei  der  Brandstiftung,  dem  Emtediebstahl, 
dem  Peculat,  muss  dem  geschädigten  Privaten  oder  der  geschädigten  Gemeinde 
von  Rechtswegen  die  Civilklage  oder  ein  dieser  entsprechendes  Verfahren  ein- 
geräumt worden  sein.    Die  magistratisch -comitiale  Multa  konnte  die   Ersatz- 
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wie  im  Quästionenverfahren.  Gemeindebussen  dieser  Art  kommen 
vor,  sind  aber  nicht  häufig  (S.  1013  A.  3);  dagegen  beruht  hier- 
auf im  wesentlichen  das  privatdelictische  Verfahren.  Die  Fest- 
setzung erfolgt  naeh  gesetzlichen  das  Ermessen  der  Geschwomen 
einschliessenden  und  regulirenden  Normen.  Zu  unterscheiden  ist 
dabei  die  delictische  Vermögensschädigung  und  das  nicht  hierauf 
beruhende  ästimatorische  Verfahren.  Bei  delictischer  Vennögens- 
schädigung,  also  im  Privatprozess  bei  dem  Diebstahl  und  der 
Sachbeschädigung,  im  Quästionenverfahren  bei  dem  Peculat,  dem 
Sacrilegium,  den  Repetunden,  hat  das  Gericht,  nachdem  es  sich 
von  dem  Thatbestand  des  Delicts  überzeugt  hat,  durch  AbschätzuDg 
(aestimatio)  den  Umfang  derselben  festzustellen  ^ ,  quanti  ea  res  e<j/ 
nach  dem  römischen  Ausdruck  ^,  nach  unserem  Sprachgebrauch  den 
Schadensbetrag  ^.  Die  weitere  Handhabung  dieses  Betrages  be- 
stimmt das  Strafgesetz.  Es  kann  die  Geldbusse  sich  auf  Erstattung 
des  also  festgestellten  Betrages  beschränken ,  wobei  aber  bisweilen 
die  für  die  Berechnung  des  Schadensbetrags  zunächst  massgebende 
Feststellung  des  Sachwerthes  nicht  auf  den  Moment  des  Delicts 
gestellt,  sondern  mit  weiterem  Ausgreifen  auf  den  Höchstwerth 
innerhalb  eines  gewissen  Zeitraumes  erstreckt*  oder  auch  neben 
dem  Schadensersatz  eine  feste  Zuschlagsumme  angeordnet  wird^ 
Der   Regel    nach    tritt   im    privatdelictischen   Verfahren    Verviel- 


klage  für  die  Gemeindeschädigung  überflüssig  machen,  aber  nicht  im  Rechts- 
sinn ersetzen.    Unsere  Quellen  gedenken  eines  solchen  Doppel  Verfahrens  kaoni. 

^  Die  Zweitheiligkeit  dieser  Gattung  von  Prozessen  tritt  am  deutlichsten 
in  dem  Repetundenverfahren  hervor,  das  in  die  eigentlich  delictische  Ver- 
handlung und  in  die  litium  aesUniatio  zerfällt  (S.  725),  gilt  aber  auch  für  den 
Peculat  (S.  771),  das  Furtum  (S.  753),  die  Sachbeschädigung  (S.  831). 

'  So  heisst  es  in  den  spanischen  Stadtrechten  durchgängig:  quaitU  tn 
res  erü,  tantam  pecuniam  dare  damnas  esto  und  in  den  notae  iuris  des  Probiis 
(gramm.  Lat.  4  p.  274):  quanii  ea  res  erit^  iantae  pecuniae  iudicium  recupera- 
torium  dabo.  Ueberforderung  (plus  petere)  ist  also  hier  ausgeschlossen,  da 
diese  die  Forderung  einer  bestimmten  Summe  voraussetzt  (Gai.  4,  51). 

^  Die  Begriffe  des  Schadensersatzes  und  der  Strafe  sind  so  zu  verstehen, 
wie  S.  14  A.  1  angegeben  ist. 

♦  So  heisst  es  bei  der  aquillischen  Klage :  quanti  id  in  eo  anno  pluriwi 
fuit,  tantum  aes  dare  domino  damnas  esto  (Dig.  9,  2,  2  pr.  vgl.  Gaius  3,  2101. 

^  Quinctisches  Gesetz  über  die  Schädigung  von  Wasserleitungen  (Frontimis 
de  aquis  c.  129) :  is  popülo  Bomano  [HS]  C  milia  dare  damnas  esto  et  quidqui^ 
(so  ist  zu  lesen  statt  quidam  quid)  eorum  ita  fecerit,  id  omne  sarcire  .  .  .  datnm^ 
esto.  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  61 :  dupli  damnas  esto  colonisque  eius  coloniaeHS 
XX  d{are)  d(amnas)  esto.  Auf  eine  ähnliche  Doppelbestrafung  läuft  durch  die 
Zulassung  der  Eigenthums-  neben  der  Delictklage  die  recipirte  Behandlung  des 
Furtum  hinaus. 
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fachiing  der  Schadensersatzsumme  ein*,  entweder  unter  be- 
sonderen Umständen,  namentlich  bei  böswilligem  Ableugnen  der 
Strafthat  (S.  833  A.  3),  oder  allgemein,  wie  bei  dem  Diebstahl. 
Ueber  das  Mass  des  vierfachen  Ersatzes,  wie  es  bei  dem  hand- 
haften privaten  und  bei  dem  öffentlichen  Diebstahl  und  bei  dem 
Zinswucher  festgesetzt  ist,  ist  die  römische  Straf gesetzgebung 
nicht  hinausgegangen*.  Die  entsprechenden  Bestimmungen,  die 
ihre  volle  Entwickelung  nur  im  Civilrecht  finden  können,  sind,  so 
weit  nöthig,  bei  den  einzelnen  Delicten  vorgetragen  worden. 

Wo  die  Feststellung  der  Busse  an  dem  Schadensbetrag  keinen 
Anhalt  findet,  was  namentlich  bei  der  Injurie  der  Fall  ist,  hat, 
nachdem  die  gesetzliche  Fixirung  der  Injurienbussen  abgekommen 
war ,  der  Kläger  seinen  Antrag  auf  eine  feste  Geldsumme  zu  stellen, 
welche  der  Prätor  alsdann  in  die  Formel  setzt  und  zwar  nach 
dem  strengeren  Verfahren  des  ^ornelischen  Gesetzes  mit  absoluter 
Geltung,  so  dass  das  Geschwornengericht  nur  zwischen  diesem 
Strafurtheil  und  der  Freisprechung  die  Wahl  hat^,  nach  dem  ge- 
wöhnlichen als  iaxatio  mit  maximaler*^,  so  dass  das  erkennende  Ge- 
schwornengericht nicht  darüber  hinaus,  wohl  aber  unter  dem  Be- 
trag verurtheilen  kann  (S.  804). 


Die  Behandlung  der  zu  Gunsten  der  Gemeinde  erkannten 
Confiscationen  so  wie  die  Einziehung  der  dieser  oder  einem 
Privaten  zugesprochenen  Bussen  folgt  im  Wesentlichen  den  all- 
gemein für  die  üniversalsuccession  und  die  Forderungsklagen  im 
Civilrecht  aufgestellten  Gesetzen  und  hinsichtlich  der  Execution 
der  privaten  Geldstrafen  kann  lediglich  auf  dieses  verwiesen 
werden.  Die  Executionen  zu  Gunsten  der  Gemeinde  sollen  zu- 
nächst nach  der  formalen  Seite  hin  dargelegt,  sodann  erörtert 
werden,  welcher  Stelle  der  Ertrag  derselben  zufällt. 


^  Dies  wird  in  der  Formel  ausgedrückt  durch  Modification  der  Worte 
tantam  pecuniam,  beispielsweise  tantum  et  alterum  tantum  (Stadtrecht  von 
Malaca  c.  67). 

*  Die  Civilklagen  auf  den  achtfachen  Betrag  in  dem  sicilischen  Provinzial- 
edict  des  Verres  (Cicero  Verr.  3,  10,  26  fg.)  sind  charakteristisch  für  das  statt- 
haiterliche  Willkürregiment. 

*  Der  Grund  ist  hauptsächlich  wohl  die  bei  dem  Consilium  mehr  noch 
als  bei  dem  Einzelgeschwomen  sich  geltend  machende  Schwierigkeit  der  Ab- 
schätzung da,  wo  sie  an  dem  Schadensbetrag  keinen  Anhalt  findet. 

^  Hier  lautet  die  Formel:  quantum  ob  eam  rem  aequum  esse  videbitur 
(Dig.  47,  10,  17,  2). 
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Magristnir  Die  Realisirung  der  im  Strafweg  der  Gemeinde  erwachsenen 

*^!^®^*' vermögensrechtlichen  Ansprüche  liegt  der  Regel  nach  demjenigen 
conflii-    Magistrat  ob,  der  sie  zur  rechtlichen  Geltung  gebracht  hat,  also 
cationen und ^^  sie  durch  ein  Comitialverfahren  begründet  sind,   demjenigen, 
Gemeinde-  der  dies  angestellt,  insbesondere  die  inrogirte  Mult  in  diesem  mit 
*»««w°-    Erfolg    vertheidigt    hat*;    bei    der    durch    rechtskrä^ftigen    Ge- 
schwomenspruch  festgestellten  Confiscation  oder  Busse   dem  ma- 
gistratischen Leiter  dieses  Geschwornenverfahrens.    In  der  Stadt 
Rom  ist  dies  bei  den   Geldbussen  im  Civilprozess  in  der   Regel 
der  Stadtprätor*,  im  Quästionenverfahren  der  Dirigent*;    für  die 
ausserhalb  Roms  geführten  derartigen  Prozesse  müssen  ähnliehe 
Anordnungen  bestanden  haben*.    Voraussetzung  ist  selbstverständ- 
lich die  volle  Rechtskraft  des  Urtheils;  es  scheint  eine  besondere 
Schärfung  des  Repetundenprozesses  zu  sein,  dass  die  Execution 
schon   eintrat,   nachdem   die  Geschwornen   die  Thatfrage  bejaht 
hatten  und  bevor  durch   die   Aestimation   die  Strafsumme    fest- 
gestellt war*. 

Beschlag-  Bei   dor  Vermögensconfiscation  folgt   die  Beschlagnahme  für 

wntJcirttl  ^^^  Staat  den  bekannten  Regeln ;  auch  wo  dieselbe  sich  auf  eine 

Vermögens.  


^  In  dem  Multverfahren  gegen  L.  Scipio,  über  welches  die  authentischen 
bei  GelliuB  6,  19  mitgetheilteh  Intercessionsdecrete  den  besten  Aufschluss 
geben  (über  die  übrigen  Berichte  röm.  Forsch.  2,  472  fg.)i  fordert  der  ob- 
siegende Tribun  von  dem  Yerurtheilten  die  Stellung  von  Leistungsbürgen 
(praedes).    In  dem  bantinischen  Gesetz  Z.  12  fehlen  die  entscheidenden  Worte. 

■  Der  Privatkläger,  welcher  eine  Gemeindeforderung  im  Civilprozess  er- 
stritten hat,  kann  deren  Einziehung  weder  selbst  noch  durch  den  Quästor  be- 
schafft haben,  da  bei  der  ersteren  Annahme  die  Ablieferung  an  das  Aerarium  nicht 
gesichert  ist,  bei  der  zweiten  die  blosse  private  Aufforderung  nicht  wohl  genügt 
haben  kann.  Bei  dem  Multverfahren  gegen  Q.  Opimius  (Cicero  Verr.  1.  1,  60, 
156;  8.  1019  A.  1),  das  wahrscheinlich  auf  diesem  Wege  geführt  worden  war, 
hat  der  Stadtprätor  den  Concurs  durchgeführt.  In  dem  bantinischen  Gesetz, 
welches  Z.  9  fg.  die  Execution  für  die  im  recuperatorischen  Prozess  durch- 
geführte Gemeindeforderung  anordnete,  fehlen  auch  hier  die  entscheidenden 
Worte;  es  kann  gestanden  haben:  sei  condumnatus  ferä,  qimnU  o(mdumnatus 
erit,  priaetor)  urb{anus)  praedes]  ad  g^uaestorem)  url{anum)  det  a\U  bona  eius 
popUce  possideanttirr  facüo. 

'  Repetundengesetz  Z.  57  nach  der  Condemnation  und  vor  der  Aesti- 
mation: [iudex  quei  eam  rem  quaesierit  ejum,  quei  ex  h.  l.  condemnattis  erit 
q{uaestor%)  ^yraedes  facito  det  de  consili  tnaioris  partis  sententia,  quantei  eis  etn- 
suerfint:  sei  ita  pjraedes  datei  non  erunt,  bona  eius  facito  puplice  possideafäur 
conqCtmerantur], 

*  Darüber  erfahren  wir  nichts.    Vgl.  Cicero  Verr.  2,  38,  86. 

^  S.  726.  Als  Vorsichtsmassregel  ist  die  Bestimmung  begreiflich. 
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Quote  beschränkt,  wird  von  abweichendem  Verfahren  nichts  ge- 
meldet. —  Bei  Busssummen  erfolgt  die  Execution  dadurch, 
dass  der  betreffende  Magistrat  den  Verurtheilten  auffordert  auf 
die  Höhe  der  Strafsumme  —  oder  im  Repetundenprozess  auf  einen 
nach  dem  vermutheten  Ausfall  der  Aestimation  von  dem  Gericht 
angesetzten  Betrag  —  Leistungsbürgen  (praevides  =  praedes)  —  zu  Leittange- 
bestellen,  über  deren  Anzahl  und  Sufficienz  er  nach  Ermessen  be-  ^^'«f**^^*»'*- 
findete  Gestellt  werden  diese  dem  das  Aerarium  leitenden  Beamten, 
in  republikanischer  Zeit  dem  Quästor,  später  dem  Prätor  oder  den 
Präfecten  des  Aerarium.  Eine  solche  Bürgenstellung  steht  nach 
den  römischen  Ordnungen  der  Zahlung  gleich  *.  Werden  sie  nicht 
gestellt,  so  unterliegt  nach  der  älteren  Ordnung,  welche  noch  in 
dem  gegen  L.  Scipio  im  J.  570/184  geführten  Multprozess  zur  An- 
wendung kam,  der  Verurtheilte  der  personalen  Schuldhaft  ^.  Diese 
seheinen  schon  die  Gesetze  aus  der  Gracchenzeit  nicht  mehr  zu 
kennen  und  vielleicht  ist  sie  durch  ein  die  Execution  der  Gemeinde- 
fordeningen  milderndes  Gesetz  in  der  Zwischenzeit  abgeschafft 
worden ,  obwohl  die  Addiction  im  Privatrecht ,  wenn  auch  Adaiction. 
beschränkt,  fortbestanden  hat^;  in  Beziehung  auf  öffentliche 
Forderungen  ist  meines  Wissens  später  von  derselben  nirgends  die 
Rede.  Dagegen  werden  in  der  Kaiserzeit  die  in  der  Coercition  coercmoB. 
enthaltenen  Zwangsmittel,  Verhaftung,  Multirung  und  Pfändung 
auf  die  fiscalischen  Forderungen  jeder  Art  erstreckt*^. 


^  S.  726.  Dass  über  die  Sufficienz  das  Ermessen  (arbitratus)  des  exe- 
cutirenden  Magistrats  entschied,  zeigt  der  Scipioneiiprozess. 

*  St.  R.  2,  550  fg.  1012.  Dionys.  11,  46.  Die  Stellung  des  Quästors  ist 
also  eine  passive;  nicht  er  executirt,  sondern  der  executirende  Magistrat  be- 
wirkt, dass  der  Verurtheilte  dem  Quästor  die  Bürgen  stellt  und  liefert  im  Fall 
des  Concurses  den  Erlös  an  ihn  ab.  Die  quästorische  Buchung,  durch  welche 
die  Ausklagung  der  praedes  bedingt  wird,  hat  natürlich  hier  ebenso  statt- 
gefunden wie  bei  der  coercitiven  Mult  (S.  54  A.  1). 

'  Bei  NichtStellung  der  Bürgen  stehen  dem  Scipio  die  rincuia  bevor 
(S.  1022  A.  1). 

*  Bethmann-Hollweg  Civilprozess  2,  660  fg.  3,  317.  Dies  gilt  auch  für  das 
Executivverfahren  der  Stadtgemeinde  (S.  885  A.  2). 

*  Nach  Paulus  Dig.  48,  18, 11,  6  zieht  die  dem  Fiscus  gegen  einen  Privaten 
zustehenden  Forderungen  der  betreffende  Imperienträger  (i«  gut  hoc  tmperio 
utitur)  ein  pignus  capiendOj  corpus  retinendo,  mnltam  dicendo,  was  deutlich  die 
höhere  Coercition  ist  (S.  89.  S.  48  A.  4).  Auch  Constantin  (C.  Th.  11,  7,  3 
=>  lust.  10,  19,  2)  fasst  die  Einsperrung  des  Fiscalschuldners  als  Ahndung 
des  Ungehorsams:  si  qttis  .  .  .  hac  indulffentia  ad  contumaciam  ahutatury  con- 
tineatur  aperta  et  libera  et  in  ustim  hominum  instituta  custodia  militari»  Ob  die 
republikanische  Coercition  auf  diesen  Fall  anwendbar  war,  ist  mindestens 
zweifelhaft  (S.  40). 
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Conen».  Sowohl  die  Confiscation  wie  die  Nichtstellung  der   Leistungs- 

btirgen  und  die  dadurch  herbeigeführte  Beschlagnahme  des  Ver- 
mögens führen  zum  Verkauf  desselben  und  zum  Concurse*.  Die 
Behandlung  des  Concurses,  welchen  der  executirende  Beamte  ver- 
anstaltet und  deren  Erlös  er  an  den  Quästor  abliefert  *,  unterscheidet 
sich  von  der  allgemeinen  nicht;  in  republikanischer  Zeit  wird  er 
durchgängig  durch  Sammtverkauf  nach  öffentlichem  Anschlag  (pro- 
scriptio  bonorum)  vollzogen.  Da  aber  bei  diesem  Verfahren  der 
Hauptgewinn  regelmässig  den  Licitanten  zufiel,  ist  derselbe  in  der 
Kaiserzeit  bei  der  sorgfältigeren  Handhabung  der  Staatsfinanzen 
wenigstens  nicht  mehr  die  Regel  ^.  Unter  allen  Umständen  sind  bei 
der  Einziehung  eines  Vermögens  die  anderweitig  auf  dasselbe  be. 
stehenden  Ansprüche  zu  berücksichtigen,  wobei  zu  den  bei  jedem 
Concurs  in  Betracht  kommenden  noch  hinzutritt  einmal,  dass  im 
Repetundenprozess  und  vielleicht  noch  in  anderen  Fällen  *  der  Staat 
die  Execution  nicht  für  sich  vollzieht,  sondern  als  Vertreter  der 
von  dem  Verurtheilten  geschädigten  Personen,  also  die  geleisteten 
Zahlungen  und  eventuell  den  Erlös  aus  der  Masse  nur  übernimmt, 
um  sie  den  Berechtigten  auszuhändigen^,  zweitens,  dass  von  dem 
Prozessgewinn  die  gesetzlich  geordneten  oder  freiwillig  zugestande- 
nen Anklägerbelohnungen  in  Abzug  kommen  (S.  505  fg.). 

Von  diesen  allgemeinen  Ordnungen  wird  abgewichen  bei  der 

altherkömmlichen  Prozessbusse  und  bei  den  ädilicischen  Strafgeldern. 

Einziehung         Das  Sacramoutum,  die  öffentliche  Busse  bei  dem  Privatprozess 

l^nto^  wird    bekanntlich   nach    der    ursprünglichen   auf  die   Viehbussen 

gestellten  Ordnung  nicht  von  der  unterliegenden  Partei  eingezogen, 


^  Liv.  3,  5,  7:  ut  .  ,  .  familia  ad  aedem  Cereris  Liberi  lAberaepie  vetmm 
iret.  Dionys.  10,  42.  Bei  den  unzähligen  Belegen  für  den  Güterverkauf  der 
Perduelles  verweile  ich  nicht. 

'  Repetundengesetz  Z.  58  (die  Bestimmung  über  den  Verkauf  ist  ver- 
loren): [iudex  quaestori  eam  pequniam  et  quanta  ftieritj  scriptum  transditOf 
quaesior  accipiio  et  in  taboleis  popliceis  scriptum  hdbeto.  Cicero  Verr.  1.  1,-  60, 
156  (S.  1019  A.  1). 

^  Die  sectores  erwähnen  noch  Tacitus  hist.  1,  20  und  Gaius  4,  146,  die 
sectiones  Tacitus  ann.  13,  23;  hist.  1,  90. 

*'Wenn  im  späteren  Cognitionsverfahren  dem  Dieb  eine  Geldstrafe  auf- 
erlegt wird,  so  wird  daraus  doch  wohl  dem  Bestohlenen  Ersatz  gewährt  worden 
sein,  falls  dieser  nicht  daneben  besonders  angeordnet  war. 

^  Die  von  dem  wegen  Repetunden  Verurtheilten  eingehenden  Gelder 
werden  wohl  in  das  Aerarium  gebracht,  aber  dort  gesondert  in  versiegelten 
Geldkörben  aufbewahrt  (Repetundengesetz  Z.  67)  und  von  da  aus  an  die  Be- 
rechtigten und  zwar,  so  weit  sie  nicht  reichen,  im  Wege  des  tributus  vertheüt 
(Z  59  fg.). 


Elfter  Abschnitt.    Die  Bussen.  1025 

sondern  es  ist  der  Prozess  rechtlich  bedingt  durch  die  Leistung 
desselben  von  beiden  Parteien  und  der  obsiegenden  wird  nach  Er- 
ledigung desselben  das  Geleistete  zurückgestellt.  Auch  als  den 
Viehbussen  die  Geldbussen  substituirt  wurden ,  ist  dies  im  Princip 
nicht  geändert,  da  beide  Theile  für  den  Betrag  Leistungsbtirgen 
(praedes)  zu  stellen  haben,  was  rechtlich  der  Leistung  gleichkommt. 
Allerdings  aber  war  bei  diesem  Verfahren  der  Betrag  von  den 
Bürgen  der  unterliegenden  Partei  einzuziehen  und  diese  Einziehung 
beschaffen  nicht  die  Quästoren,  sondern  geringere  Magistrate,  die 
drei  Capitalherren*,  offenbar  weil  die  Vorsteher  der  Gemeinde- 
kasse mit  der  Einziehung  dieser  kleinen  Beträge  nicht  belastet 
werden  sollten. 

Bei  den  ädilicisch  -  comitialen  Straf  klagen  wurde  ausnahms-  Einziehung 
weise  ^  als  Compensation  für  diese  gemeinnützige ,  aber  unerfreu-  jdiiidJchen 
liehe  und  undankbare  Mühewaltung  durch    die    einzelnen   Straf-  straüfeid«. 
gesetze  dem  obsiegenden  Magistrat,   wie  dies   im   zweiten  Buch 
(S.  158)  ausgeführt  worden  ist,  freigestellt,  die  Strafgelder  nicht 
zur  Ablieferung  an  das  Aerarium,  sondern  zu  sacralen  Zwecken® 
zu  bestimmen  und  bei  solcher  Judication  in  Sdcrvm  sie,  ähnlich  wie 
der  Feldherr  die  Beutegelder,  zu  eigener  Verwendung  einzuziehen. 
In   Anwendung  dieser  Vollmacht   haben   die   Aedilen   häufig  aus 
solchem    Prozessgewinn   städtische    Tempel    ausgeschmückt*   oder 
erbaut  oder  auch  zu  Ehren  der  Gottheiten  Volksfeste  ausgerichtet*^. 
In  municipalen  Ordnungen  wird  eine  derartige  Verwendung  der 
Strafgelder  oder  eines  Theils  derselben  den  Magistraten  geradezu 
vorgeschrieben  •.      Unter    dem    Principat    ist    diese    durch    die 


»  Gaius  4,  13.    St.  R.  2,  68  fg.   600. 

*  Die  Consecration  von  Ciceros  Haus  wird  von  den  Pontifices  cassirt, 
weil  Clodius  dazu  keine  gesetzliche  SpecialvoUmacht  empfangen  habe  (ad 
Att.  4,  2,  3).  Das  eingezogene  Vermögen  also  fiel,  von  Specialgesetzen  ab- 
gesehen, von  Rechtswegen  an  das  Aerar. 

^  Dies  ist  das  in  scLcrum  iudicare,  welches  das  silische  Gesetz  und 
ebenso  das  tudertinische  (S.  158  A.  3)  dem  Beamten  neben  dem  multare  frei- 
stellen. 

*  Die  Belege  St.  R.  1,  242  A.  4;  vgl.  2,  496.   • 
»  Die  Belege  St.  R.  1,  242  A.  5. 

^  Tarentinisches  Stadtrecht  Z.  86 :  mtigiistratus)  quei  exegerit  dimidium  in 
fpjuhlicum  referto ,  dimidium  in  Itideis,  quos  publice  in  eo  mcigistratu  faciet 
consumitOj  seive  ad  monumentum  suom  in  publico  (d.  h.  für  eine  das  Gedächtniss 
des  Stifters  wahrende  gewöhnlich  sacrale  Anlage)  consumere  volet,  l[icet]o. 
Das  Stadtrecht  von  Genetiva  c.  65  ordnet  die  Verwendung  oh  vectigalia  ein- 
gegangener Strafgelder  an  ad  ea  sacra,  quae  in  colon(ia)  aiiove  quo  loco  cölono- 
rum  nomine  fient* 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen,  rOm.  Strafr.  65 
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Comitialklage  bedingte  Gestattung  nicht  mehr  in  Anwendung  ge- 
kommen *. 

Es  bleibt  übrig  darzulegen,   in  welche  öffentliche  Easse    der 
Strafgewinn  geflossen  ist,  das  heisst  in  wie  weit  derselbe  statt  in 
das  Aerarium^  in  die  sacralen  Specialkassen  und  späterhin  in  den 
•   kaiserlichen  Fiscus  geleitet  worden  ist. 

Abfthnmg  Ueber  die  Verwendung  des  delictischen  Vermögenserwerbs  der 

gew?/^'  Gemeinde  zu   sacralen  Zwecken   kann   auf  die  früheren  Ausfüh- 

£6  Tempel-  ruugen  vcrwieseu  werden.    In  älterer  Zeit  hat  die  Gemeinde  wohl 

*"*^     durchgängig  diesen  unerfreulichen  Gewinn  den  Göttern  überwiesen 

(S.  902).    In  der  historischen  Zeit  tritt  die   sacrale  Verwendung 

zurück.   Die  von  den  Aedilen  für  sacrale  Zwecke  zurückgehaltenen 

Strafgelder  sind  bestimmungsgemäss  zu  verwenden  und   von   den 

Gräberbussen  der  späteren  Kaiserzeit  floss  wenigstens  ein  Theil  in 

die  Pontificalkasse  ^ ;   regelmässig   aber   fällt   der   dem   Staat   aus 

Delicten  erwachsende  Gewinn  geradezu  an  die  Staatskasse. 

Abfthrun«  Auf  die   Gemeindeeinnahraen   hat   nach   den   Ordnungen   des 

stnrf^ider  Pntfcipats  der  Princeps  nur  in  so  weit  Anspruch ,  als  sie  ihm 
in  die  besonders  zugewiesen  sind ,  und  dies  ist  hinsichtlich  des  Straf- 
KmiserkaMe.  g^^j^^g  uicht  der  Fall.  Es  entspricht  dem  gehässigen  Charakter 
dieser  Einnahmen,  dass  eine  solche  Ueberweisung  im  Einzelfall 
oft  genug  geschehen,  aber  niemals  direct  und  allgemein  angeordnet 
worden  ist.  Nichts  ist  gewisser,  als  dass  die  Einziehung  der  ver- 
wirkten Güter  und  der  erkannten  Strafgelder  für  die  Privatkasse 
(fiscms)  des  Kaisers,  wenn  auch  sachlich  von  nicht  allzu  hoch 
anzuschlagender  Bedeutung*,  doch  rechtlich  eine  Usurpation  war. 
Augustus  hat  sich  derartiger  Uebergriflfe  ausnahmslos  enthalten^ 


'  Sonst  würden  die  Inschriften  davon  reichliche  Belege  aufweisen;  wir 
finden  aber  nur  vereinzelte  für  eine  der  römischen  ähnliche  Berechtigung  der 
municipalen  Aedilen  (Neapolis  in  Africa:  C.  I.  L.  VIII,  972.  973;  Vocontii  in 
der  Narbonensis;   C.  I.  L.  XII,  1377  vgl.  1227). 

*  Wenn,  wie  es  scheint,  die  inrogirte  Mult  im  magistratisch-plebejischeD 
Verfahren  sehr  alt  ist,  so  ist  dieselbe  vielleicht,  da  in  der  früheren  Zeit  der 
Ständekämpfe  die  Tribüne  solche  Multen  nicht  für  das  aerarium  populi 
Bamatii  bestimmt  haben  werden,  an  den  Ceresterapel  geleitet  (St.  R,  1,  147; 
oder  für  sacrale  Volksbelustigung  verwendet  worden.  Ein  solches  in  sacrutn 
iudicare  kennen  unsere  Quellen  freilich  nicht. 

*  S.  818.  Die  mit  staatlicher  Gestattung  von  dem  Stifter  des  Grabes 
auferlegte  Busse  muss  im  Rechtssinn  angesehen  werden  als  vom  Staat  an- 
geordnet. 

*  Tacitus  ann.  6,  2:  tamquam  referret. 

^  Dass  Augustus  die  ex  bonis  damnatorum  gelösten  Gelder  zu  zinsfreien 
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und  ebenso  in  den  besseren  Jahren  seines  Regiments  Tiberius^. 
Anerkannt  haben  die  Regel  Traianus*,  Hadrianus^  und  noch 
Marcus*;  dass  sie  von  Tiberius  in  seiner  despotischen  Epoche 
gebrochen*^  und  von  da  an  unzählige  Male  auch  von  besseren  Re- 
genten nicht  eingehalten  worden  ist*,  hob  sie  nicht  auf.  Als 
solche  beseitigt  worden   ist   sie   wahrscheinlich  von  dem  Kaiser, 


Darlehen  verwandte  (Sueton  Aug.  41),  wird  durch  einen  von  ihm  veranlassten 
Senatsbeschluss  legalisirt  worden  sein.  —  Das  von  Augustus  geschaffene 
aerarium  nvilitare  wird  in  Beziehung  auf  die  Strafgelder  nicht  erwähnt;  übrigens 
ist  es  nichts  als  eine  zweite^  Staatskasse,  beide  Aerarien  rein  factisch  geschieden. 
Dass  Augustus  das  Vermögen  {oifa£a)  seines  verstossenen  Adoptivsohnes  Agrippa 
Postumus  an  das  aerarium  müitare  gab  (Dio  55,  32),  vermuthlich  nach  dem 
Muster  des  von  dem  Vater  des  verurtheilten  Sp.  Gassius  hinsichtlich  des  Ver- 
mögens {pecuUum)  seines  Haussohns  eingehaltenen  Verfahrens,  ist  nichts  als 
eine  Schenkung  des  Kaisers  an  den  Staat;  denn  ohne  Zweifel  stand  Agrippa 
in  der  Gewalt.  —  Die  Einziehung  des  Vermögens  des  Ethnarchen  von  Judäa 
Archelaus  für  die  kaiserliche  Kasse  {roTs  Kataagos  S-tioav^oTs  Josephus  bell, 
lud.  2,  7,  3  =  111  Niese)  ist  Feldherrnrecht,  Einziehung  nicht  zum  Privat- 
gut, aber  zu  freier  Verwendung  (St.  R.  1,  291).  —  Dass  nach  der  Verurtheilung 
des  Cornelius  Gallus  sein  Vermögen  dem  Augustus  zugesprochen  ward  (Dio 
53,  23),  geschah  auf  Verfügung  des  Senats  und  wird,  wie  Hirschfeld  (Verwaltung 
S.  46  A.  2)  mit  Recht  bemerkt,  beschlossen  sein  mit  Rücksicht  auf  das  Her- 
rühren desselben  wesentlich  aus  kaiserlicher  Liberalität  und  dessen  Verwirkung 
durch  Undank.  In  ähnlicher  Weise  nahm  Tiberius  im  J.  24  nach  dem  Sturz 
des  Silius  an  sich,  was  diesem  aus  Augustus  Spenden  zugeflossen  war ;  Tacitus 
ann.  4,  20  bezeichnet  das  als  den  ersten  Schritt  auf  der  Bahn  der  Uebergriffe, 
nicht  ganz  mit  Unrecht,  aber  auch  nicht  ganz  mit  Recht. 

*  Tacitus  ann.  3,  18:  (Tiberius)  saiis  finnus,  ut  saepe  memoravi,  adversum 
pecuniam.    2,  48.    Dio  57,  10.  17. 

*  Plinius  paneg.  55:  aerario  consüHs,  .  .  .  qitod  sumptihus  eius  adhihes 
modum^  ut  qui  athaustwm  non  sis  innocentium  bonis  repleturus.  Hier  (vgl.  pan.  42) 
darf  man  auf  den  Ausdruck  Gewicht  legen. 

*  Vita  7 :  damnatorum  bona  in  fiscum  privatum  redigi  vetuit  omni  8U7nma 
in  aerario  publico  recepta, 

*  Vita  Avidii  7:  senatus  illum  Twstem  a/ppeUavit  bonaque  eius  proseripsit, 
quae  Antoninus  in  privatum  aerarium  congeri  nöluit;  quare  senatu  praecipiente 
in  aerarium  publicum  sunt  relata, 

^  Der  Umschlag  trat  ein  mit  der  Katastrophe  des  Seianus  im  J.  31.  Un- 
mittelbar darauf  wies  der  Senat  dessen  Vermögen  statt  an  das  Aerarium  an 
den  Fiscus  (Tacitus  ann.  6,  2;  die  Licitationen,  die  dadurch  herbeigeführt 
wurden,  führten  nach  ann.  6,  17  zu  einer  Geldklemme,  da  die  Banquiers  wegen 
der  dafür  zu  entrichtenden  Baargelder  ihre  Credite  einschränken  mussten)  und 
im  J.  33  folgte  die  schamlose  Gonfiscation  des  Vermögens  des  Sex.  Marias 
(Tacitus  ann.  6,  19:  a^rarias  eius,  quamquam  publicarentur ,  sibimet  Tiberius 
seposuit;  vgl.  2,  59:  Augustus  .  .  .  seposuit  Aegyptum). 

*  Belege  sind  überflüssig. 
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dessen  Massenconfiscationen  alle  Vorgänger  und  alle  Nachfolger 
übertroffen  haben,  von  Kaiser  Severus  ^.  Die  nachseverische  Juris- 
prudenz bezeichnet  als  die  Stelle,  von  welcher  das  Strafgut  ein- 
gezogen wird,  durchgängig  den  Fiscus^.  Der  Gegensatz  desselben 
zu  dem  Aerarium  verliert  indess  bald  nachher  seine  Bedeutung; 
dieses  sinkt  herab  zu  einer  örtlichen  Nebenkasse  des  Staats  und 
die  nominell  private  Kaiserkasse  wird  factisch  die  Reichskasse. 
Eingreifen  Bei  der  Einziehung  der  dem  Staat   zufallenden  Vermögens- 

wJton'in  strafen  sind  in  republikanischer  Zeit,  wie  wir  sahen  (S.  1028),  die 
dieBe-  Vorsteher  des  Aerarium  in  so  weit  betheiligt,  dass  es  ihnen  ob- 
^"^^^^®' liegt ,  die  liquiden  Forderungen  dieser  Art  wie  alle  anderen  der 
Gemeinde  einzuziehen  und  n«Lch  dem  von  dem  Strafrichter  an- 
zustellenden Concurs  den  Erlös  entgegenzunehmen.  Principiell  ist 
wenigstens  in  der  früheren  Kaiserzeit  es  wohl  dabei  geblieben. 
Aber  dass  die  Einziehung  der  Gemeindeforderungen  mit  der  Ein- 
setzung des  Principats  selbst  auf  den  neuen  Monarchen  und  dessen 
Procuratoren  übergingt,  war  eine  wenn  auch  nur  factische,  doch 
sehr  empfindliche  Erschwerung  dieser  an  sich  schwer  drückenden 
Proceduren,  und  der  Hass,  der  besonders  in  der  späteren  Zeit  die 
procuratorischen  Subalternen,  die  berüchtigten  Caesariani  traf*, 
wird  wohl  verdient  gewesen  sein.  Für  den  schlimmsten  Fall,  die 
Behandlung  der  sei  es  durch  Erkenntniss,  sei  es  durch  Leistungs- 
unfähigkeit herbeigeführten  Vermögenseinziehung,  scheint  wenig- 
stens in  dem  späteren  Kaiserrecht  das  Verfahren  principiell  um- 
gestaltet worden  zu  sein.  Gegen  den  Lebenden  soll  auch  jetzt 
zur  Vermögenseinziehung  nur  geschritten  werden  auf  Grund  eines 


^  Die  Kechtsgelehrten  des  3.  Jahrh.  vermeiden  das  Wort  (aerarium  ausser 
in  Anführungen  und  Beziehungen  auf  ältere  Verhältnisse  (so  spricht  Paulus 
Dig.  49,  14,  13  pr.  von  dem  Edict  Traians  betreuend  des  ad  aerarium  deferre 
und  wendet  dies  auf  den  fisc%i8  an)  oder  wo  der  Titel  praefectus  aerarii  ein- 
wirkt (Dig.  49,  14,  15,  6).  Bei  den  Schriftstellern  und  in  den  Erlassen  der 
Folgezeit  werden  aerarium  und  fiscus  synonym  gebraucht.  Dagegen  werden 
populus  und  fiscus  (oder  Caesar),  insbesondere  im  Bodeneigenthum,  auch  später 
noch  unterschieden  (z.  B.  vita  Alex.  16). 

*  In  der  Schrift  de  iure  fisci,  die  dem  8.  Jahrh.  angehört,  heisst  es  §  9 
von  der  Strafe  des  Plagium:  qtuie  hodie  fisco  vindi[catur]  und  ebenso  §  8  yoa 
der  Strafe  für  die  Yeräusserung  eines  im  Frozess  befangenen  Grundstucks: 
poenam  L  sestertiorum  fisco  repraesentare  conpelUtur,  In  dieser  Epoche  erscheint 
auch  der  kaiserliche  procuraior  ad  bona  damnatorum  (C.  I.  L.  VI,  1634.  XI, 
6337  =  Henzen  6519). 

»  Ulpian  Coli.  14,  3,  2.    Dig.  48,  1,  6.    Cod.  3,  26,  1.  3.   10,  8,  1. 

*  Die  Kechtshülfe  gegen  ihre  Eigenmacht  ist  bei  dem  Procurator  zu  suchen 
(Paulus  5,  12,  6). 
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sie  stillschweigend  einschliessenden  oder  ausdrücklich  aussprechen- 
den Judicats,  von  welchem  wie  es  scheint  der  Strafrichter  den 
betreffenden  Procurator  officiell  in  Kenntniss  setzt  ^.  Wenn  sie 
dagegen  nach  dem  Tod  des  Schuldigen  eintritt,  namentlich  wenn 
dieser  nach  abgelegtem  Geständniss  oder  bei  schwebender  Anklage 
durch  Selbstmord  endigt  (S.  437  fg.),  sogar  wenn  die  Perduellion 
nach  dem  Tode  des  Perduellis  geltend  gemacht  wird  (S.  1008), 
wenn  also  die  efFective  Criminalstrafe  ausgeschlossen  ist,  scheint 
gar  kein  Strafurtheil  ergangen",  sondern  die  Confiscation  des 
Nachlasses  lediglich  als  Fiscalprozess  zwischen  den  Erben  oder 
den  sonstigen  Inhabern  der  Güter  und  den  kaiserlichen  Finanz- 
beamten behandelt  worden  zu  sein®,  wobei  den  letzteren  von  Rechts- 
wegen die  Judication  zustand*.  Ueberdies  massten  diese  da,  wo 
ihnen  von  Rechtswegen  nur  die  Einziehung  der  Strafsumme  oder 
des  Vermögens  zukam,  die  Entscheidung  in  der  Sache  selbst  sich 
in  solchem  Umfang  an,  dass  die  wieder  und  wieder  dagegen  er- 
lassenen Repressivgesetze  wesentlich  die  Stetigkeit  dieser  Miss- 
bräuche constatiren  *. 

Ist  die  Vermögensstrafe  wegen  der  Mittellosigkeit  des 
Verurtheilten  nicht  ausführbar,  so  wird  bei  Unfreien  und  Armen 
nach  den  Ordnungen  der  Spätzeit  zuweilen  die  Bergwerksstrafe 
dafür  substituirt  ®,  regelmässig  die  Züchtigung  (S.  985). 


'  Unter  den  Ursachen  der  fiscalischen  Delation  führt  Callistratus  (Dig. 
49,  14,  1  pr.)  diese  Judicate  nicht  auf,  vermuthlich  weil  durch  die  ofßcielle 
Benachrichtigung  die  private  Delation  ausgeschlossen  ist. 

^  Marcianus  Dig.  48,  1,  6:  defwncto'eo  qui  reus  fuit  criminis  et  poena  ex- 
tinda  in  quacumqu^  causa  criminis  extincti  dehet  is  cognoscere,  cuius  de  pecv/niaria 
re  cognitio  est  (vgl.  Dig.  49,  14,  2,  2).  Dies  ist  der  Procurator:  Cod.  3,  26,  2. 
Unter  den  Ursachen  der  privaten  Delation  nennt  Callistratus  a.  a.  0.  eum 
decessisse,  qui  in  capüali  crimine  esset,  also  den  Tod  des  Angeklagten  bei 
schwebendem  Prozess,  und  post  mortem  aliquem  reum  esse,  also  die  Perduellion. 

*  Ein  Rechtsverfahren  freilich  soll  stattfinden  (Dig.  48,  14,  22  pr.  1.  45,  2) 
und  zum  Beispiel  den  Erben  des  Selbstmörders  der  Beweis  freigegeben  werden, 
dass  dieser  nicht  unter  das  Strafgesetz  fällt  (Dig.  48,  21,  3,  8);  aber  das  wird 
eben  der  Fiscalprocess  sein. 

*  0.  Hirschfeld  in  den  Sitz.-Ber.  der  Berl.  Akademie  1889,  487.  Wie 
streng  es  damit  genommen  ward,  zeigt  die  Bestimmung,  dass,  während  der 
Freiheitsprozess  sonst  vor  die  Gerichte  gehört,  über  den  von  dem  Staat  als 
unfrei  in  Anspruch  genommenen  Mann  der  Procurator  entscheidet  (Dig.  49,  14, 
3,  9.  1.  7.  Cod.  3,  22,  5,  womit  freUich  die  beiläufige  Erwähnung  Cod.  7,  21,  7 
nicht  übereinstimmt). 

»  S.  275.  St.  R.  2,  1024. 
«  C.  Th.  4,  8,  8. 
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Jede  verwirkte  Vermögensstrafe  des  öffentlichen  wie  des 
Privatrechts  erlischt,  wenn  der  Schuldige  vor  Anstellung  der 
Klage  mit  Tode  abgeht  (S.  664).  Ausgenommen  ist  die  Perduellion 
(S.  592.  1008)  und  die  Häresie  (S.  604  A.  3),  bei  welchen  Ver- 
brechen die  Strafklage  auch  nach  dem  Tode  angestellt  werden 
kann,  ferner  diejenigen  Klagen,  die  in  das  Strafrecht  eingestellt 
worden  sind,  ohne  eigentlich  delictische  zu  sein,  die  Repetunden- 
klage  als  ihrem  Wesen  nach  Condiction  (S.  731)  und  die  an  das 
Furtum  anomal  geknüpfte  gleichartige  Klage  (S.  758).  Insoweit 
aber  die  Erben  des  Schuldigen  zu  delictischem  Ersatz  nicht  ver- 
pflichtet sind,  kann  ihnen  doch  durch  eine  nicht  delictische  Civil- 
klage  diejenige  Bereicherung  abgefordert  werden,  welche  ihnen 
aus  dem  Delict  ihres  Erblassers  zugefallen  ist  (S.  755  A.  8).  In 
gleicher  Weise  kann  auch  die  Gemeinde  zur  Herausgabe  des  ihr 
zugeflossenen  delictischen  Gewinns  angehalten  werden  (S.  75  A.  1). 


Zwölfter  Abschnitt 

Oesetzliche  Strafangleichheit  nnd  richterliche 

Strafbemessnng. 


Die  Gleichheit  der  Person  vor  dem  Strafgesetz  kann  in  zwie- 
facher Weise  eingeschränkt  werden,  entweder  indem  durch  Gesetz 
oder  Herkommen  je  nach  der  personalen  Stellung  des  Thäters  die 
Strafe  verschieden  bemessen  wird  oder  indem  Gesetz  oder  Her- 
kommen theils  dem  Strafrichter  zwischen  mehreren  Strafformen 
die  freie  Wahl  gestatten,  theils  die  gesetzliche  Strafform  selbst 
eine  Abstufung  einschliesst.  Den  ersten  Fall  bezeichnen  wir  als 
gesetzliche  Strafungleichheit,  den  zweiten  als  richterliche  Straf- 
bemessung. 

Auf  die  gesetzliche  Strafungleichheit  geht  die  sogenannte 
Strafumwandelung  der  Rechtslehrer  zurück.  Verwandelung  der 
Strafe  läuft  dem  Wesen  derselben  zuwider;  die  nicht  vollstreck- 
bare Strafe  bleibt  unvoUstreckt.  Gemeint  ist  bei  diesem  mindestens 
missverständlichen  Ausdruck,  dass  das  Strafmittel  ausführbar,  das 
heisst  mit  dem  Personal-  und  dem  Vermögensstand  des  Delinquenten 
vereinbar  sein  muss,  also  dem  Unfreien  nicht  der  Freiheitsverlust, 
dem  Nichtbürger  nicht  der  Verlust  der  Civität  auferlegt  werden 
kann,  insbesondere  Vermögensstrafen  den  rechtlich  oder  auch  nur 
factisch  Vermögenslosen  nicht  treffen  können,  demnach  die  Gesetz- 
gebung bei  der  Anordnung  solcher  Strafen  auf  deren  Ausführbar- 
keit Rücksicht  zu  nehmen  und  wo  diese  rechtlich  ausgeschlossen 
oder  auch  nur  factisch  unmöglich  ist,  auf  entsprechende  Sub- 
stitution Bedacht  zu  nehmen  hat. 

Die  gesetzliche  Strafungleichheit  läuft  dem  ethischen  Wesen 
des  Strafrechts  zuwider.    Das  Verbrechen  haftet  an  dem  Menschen 
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oesetiiiche  Und  hat  die  individuelleu  Verschiedenheiten  der  menschlichen  Natur 
ungi^hheit  ^^  berücksichtigen ;  aber  durch  die  bürgerliche  Stellung  wird  der 
des  Freien  Mörder  wie  der  Dieb  weder  belastet  noch  entlastet.  Das  römische 
^°^reUn!^°  Gemeinwesen  hat  auch  dies  Princip  hinsichtlich  des  Delictbegriffs 
durchgeführt  (S.  65  fg.),  aber  die  unabweisbare  Rücksichtnahme  auf 
die  Ausführbarkeit  der  gesetzlichen  Strafe  hat  in  Folge  der  Zu- 
lassung der  Unfreiheit  und  damit  der  rechtlichen  Vermögenslosig- 
keit des  delictfähigen  Menschen  dazu  genöthigt  die  Bestrafung  des 
Unfreien  anders  zu  regeln  als  die  des  Freien.  Nach  Zwölftafelrecht 
wird  wegen  der  schwersten  Kategorie  des  Diebstahls  der  Freie  un- 
frei, der  Sclave  hingerichtet  (S.  751)  und  obwohl  unsere  Ueber- 
Heferung  uns  nicht  gestattet  dies  in  genügender  Weise  im  Einzelnen 
zu  verfolgen,  erscheint  doch  in  dem  Strafrecht  der  späteren  Zeit, 
wie  dies  im  vierten  Buch  im  Einzelnen  *  und  in  kurzem  Ueberblick 
in  diesem  weiterhin  dargelegt  wird,  bei  zahlreichen  Delicten,  wenn 
der  Unfreie  sie  begangen  hat,  die  Strafe  modificirt  und  stets  j^e- 
schärft*.  Die  im  Laufe  der  Zeit  zunehmende  Steigerung  der  Kechts- 
verschiedenheit  zwischen  Freien  und  Unfreien  tritt  beispielsweise 
hervor  in  den  Executionsformen  der  Todesstrafe:  die  Kreuzigung!, 
einstmals  die  allgemeine  Execution  ^nach  Sitte  der  Väter',  ist  später 
zur  Form  der  Hinrichtung  des  Unfreien  geworden. 
EepuWika-  Uuter  dcu  freien  Bürgern  dagegen  ist  die  Gleichheit  vor  dem 

R^hte-  Strafgesetz  unter  der  Republik  unverbrüchlich  eingehalten  worden, 
gieichheit  Was  jede  Staatsordnung  vermeiden  soll  und  völlig  keine  vermeiden 
der  Freien,  j^j^jjjj^  ^g^gg  jj^  gleiche  Vorurtheilung  bei  gleichem  Delict  in  Foljre 

der  Verschiedenheit  der  Lebensstellungen  die  Individuen  mit  ver- 
schiedener Schwere  trifft,  ist  selbstverständlich  auch  in  Kom  und 
hier  vielleicht  mit  besonderer  Schärfe  eingetreten ;  aber  kein  republi- 
kanisches Strafgesetz  unterscheidet  zwischen  Bürgern  und  Bürgern. 
Rechu-  Unter  dem  Principat  aber  ist  eine  derjenigen  zwischen  Unfreien 

Ungleichheit  un(j  Freien  gleichartige  Abgrenzung  innerhalb  des  Bürgerrechts  ein- 
unter d^'  getreten.  Sie  beruht  auf  der  von  Augustus  herrührenden  Schaffung 
Principat.  eiucs  zwiefachou  Adelsstandes,  des  Erbadels  der  Reichssenatoren 


»  Mord:  S.  632  A.  1.  S.  649  fg.;  Castration:  S.  637  A.  6;  Aufruhr:  b.  659 
A.  4;  Testaments-  und  Münzdelicte :  S.  674  A.  4,  S.  677  A.  8;  Ehebruch:  S.  625 
A.  4,  S.  692  A.  9;  Päderastie:  S.  704  A.  4;  Diebstahl:  S.  751  A.  1;  Plagiom: 
S.  782  A.  2;  Injurie:    S.  802  A.  1. 

'  Callistratus  Dig.  48,  19,  28,  16:  maiores  nostri  in  omni  supplicio  sererius 
servos  quam  liberos  .  .  .  pimierunt.  Ulpian  Dig.  48,  19,  1,  1:  si  servtu  crimen 
commiserit,  deinde  Jibertatem  consecutus  dicetuVy  eam  poenam  sustinere  debet, 
quam  sustineret,  si  tunc  sententiam  passus  fuiaset,  cum  ddiquisset.  48,  19,  16,  3. 
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und  des  Personaladels  der  römischen  Bitter,  und  dem  damit  ge- 
schaifenen  Gegensatz  dieser  privilegirten  Stände  zu  der  übrigen 
Bürgerschaft,  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Kaiserzeit  des  uterque 
ordo  und  der  plebs  ^  In  der  Anwendung  auf  die  Strafordnungen  ist 
dieser  privilegirte  Kreis  erweitert;  es  gehören  dazu  die  folgenden 
Kategorien. 

1.  Der   Beichssenatorenstand    umfasst   nach   den   Ordnungen  PriTiiejriite: 
dieser  Epoche  ausser  den  Beichssenatoren  selbst  deren  agnatische  ®*°**®'^- 
Descendenten  bis  zum  dritten  Grade  nebst  deren  Ehefrauen^. 

2.  Das   Bitterpferd   wird    seit  Augustus    unter   Beseitigung     »»«•'• 
der  republikanischen  Maximalzahl  vom  Kaiser  verliehen,  immer 

auf  Lebenszeit,  aber  nicht  erblich,  vorzugsweise  an  Offiziere  und 
Hausbeamte,  so  dass  dadurch  eine  neben  der  senatorischen  stehende 
wesentlich  dem  Beamtenstand  angehörige  personale  Adelsklasse 
gebildet  ward®.  Kaiser  Marcus  hat  diese  Einrichtung  in  zwie- 
facher Hinsicht  geändert,  einmal  durch  Einführung  der  Erblich- 
keit wie  bei  dem  Senatorenstand  bis  zum  dritten  Grade*,  sodann 
durch  Festsetzung  dreier  nicht  in  strafrechtlicher  Beziehung,  aber 
sonst  namentlich  im  Bange  bevorzugter  Bitterkategorien,  der  viri 
eminentissimi ,  der  viri  perfectissimi  und  der  viri  egregii^  ^  welche 
Klassen  zunächst  sich  auf  Aemterkategorien  bezogen,  aber  da  sie 
wie  der  Bittertitel  auf  Lebenszeit  und  auch  bloss  titular  vergeben 
wurden*,  zugleich  Bangklassen  darstellten.  Dies  sind  die  später- 
hin häufig  erwähnten  *  Altbeamten',  die  honorati'^.    Neben  diesen 


^  Die  eingehende  Erörterung  ist  im  St.  R.  8,  458  fg.  gegeben  und  muss 
hier  vorausgesetzt  werden.  Der  Gegensatz  bleibt  unverändert  bis  in  die  späteste 
Zeit;  noch  das  Edict  Theoderichs  (c.  89)  unterscheidet  die  honestiores  und  die 
viliores. 

'  St.  R.  3, 468.  Die  dem  bei  Lebzeiten  aus  dem  Reichssenat  Ausgeschiedenen 
vor  dem  Ausscheiden  geborenen  Descendenten  behalten,  wie  es  scheint,  das 
Standesrecht  (Dig.  48,  19,  9,  15). 

»  St.  R.  8,  489  fg. 

*  Cod.  9,  41,  11.    St.  R.  3,  565. 
»  St.  R.  3,  565. 

*  Später  geschieht  dies  meistens  in  Form  des  Titularamts,  der  honorarii 
codicüU  (C.  Th.  6,  22,  1)  oder  der  honoraria  comitiva  (C.  Th.  12,  1,  150  =  lust. 
10,  82,  47). 

■^  In  den  Digesten  47,  20,  3,  2.  48,  8,  16  in  honore  aliquo  positi  oder 
Dig.  48,  8,  1,  5  in  aliqua  dignitate  posittis,  bei  Diocletian  Coli.  15,  3,  7  und 
später  ständig  honorati.  C.  Th.  12,  12,  13:  viri  quos  emeritos  honor  a  plebe 
Becemit  provincialium.  14,  12,  1:  honorati  seu  civilium  seu  milüarium  digni- 
tatum,    6,  35,  9.   12,  1,  4.    Dass  die  honorati  ein  Kurzausdruck  sind  für  die 
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neuen  drei  Klassen  haben  die  einfachen  equites  Romani  fort- 
bestanden, jedoch  den  honorati  nachgesetzt  und  dem  Anschein  nach 
nur  in  der  Stadt  Roin^ 

Soldaten  «nd         3.   Die  SoMateu  ^  und  die  Veteranen  und  deren  Kinder  werden 
Veteranen,  zwischen   der  Vorhergehenden  und  der  folgenden  Kategorie   auf- 
geführt». 

Decnrionwi.  4.  Endlich  gehören  hieher  die  Gemeinderäthe  *  der  Beichs- 
städte.  Wie  im  Reich  der  uterque  ordo  der  übrigen  Reichsbürger- 
schaft als  der  plebs  gegenübersteht,  so  in  jeder  Reichsstadt  der  ordo 
—  es  giebt  hier  nur  einen  —  der  zugehörigen  Stadtbürgerschaft 
als  seiner  plebs.  Auf  diese  Gemeinderäthe  sind  dem  Anschein  nach 
schon  im  Anfang  der  Kaiserzeit  ^  und  ebenfalls  mit  Einschluss  der 


perfectissimi  und  die  egregii  (die  Katef^orie  der  eminenUssimi  kommt   als  den 
Gardepräfecten  vorbehalten  selten  vor),  zeigt  C.  Th.  6,  22,  1. 

^  C.  Th.  6,  86,  1:  equites  Bomani,  quos  secundi  gradus  in  urbe  omnium 
volumus  ohtinere  dignitatem  oder  nach  der  Fassung  lust.  12,  31,  1:  eqmtes 
Bomanos  secvmdum,  gradum  post  clanssimatus  dignitatem  obtinere  iubemut. 
Ausserdem  bei  Cyprian  ep.  80:  senatores  et  egregii  viri  et  equites  Bomani 
dignitate  atnissa  etiam  bonis  spoUentur  und  Dig.  48,  8,  16  (von  mir  in  der  Aus- 
gabe arg  missverstanden):  in  honore  cUiquo  positi  deportari  solent,  qui  secundo 
gradu  sunt,  capite  puniwntur:  facilius  hoc  in  decuriones  fieri  potest,  wo  die 
Zwischenstellung  der  equites  Romani  zwischen  den  honorati  und  den  d€curianes 
deutlich  hervortritt.  C.  Th.  2,  17,  1,  2.  13,  5,  16.  Cod.  lust.  5,  4,  10,  überall 
in  enger  Beziehung  auf  die  Stadt  Rom,  wodurch  sich  auch  das  seltene  Vor- 
kommen dieser  Klasse  erklärt. 

'  Dig.  49,  16,  8,  1.  Bei  dem  üeberläufer  fallen  diese  Privilegien  weg. 
(Dig.  49,  16,  3,  10.    l.  7.) 

'  Marcianus  Dig.  49,  18,  3:  veteranis  (d.  h.  denen  der  armata  mHitta^  nicht 
den  palatini)  et  liberis  veteranorum  idem  honor  habetwr  qui  ei  decurionibwt.  In 
dem  Erlass  vom  J.  354  G.  Th.  7,  20,  1  stehen  die  Veteranen  der  armata  miUUa 
hinter  den  Senatoren,  den  honorati  und  den  Beamten  von  Ritterrang,  vor  den 
Decurionen. 

^  Der  häufig  mit  dem  decurio  zusammen  genannte  principalis  (C.  Th.  7, 
6,  1.  12,  1,  85.  Cod.  lust  10,  32,  33)  ist  ein  Vormann  des  Ordo  (C.  Th.  7, 
13,  7,  2). 

^  Dass  nach  dem  visellischen  Gesetz  vom  J.  24  n.  Chr.  der  Ritterring 
dem  Freigelassenen  die  für  den  Decurionat  erforderliche  Ingenuität  wenigstens 
nominell  gewährt  (Cod.  9,  21,  1),  berechtigt  wohl  zu  der  Vermuthung,  dass 
schon  damals  der  Decurio  dem  römischen  Ritter  noch  in  anderer  Beziehung 
gleichgeachtet  ward.  Auch  der  £rbzwang  des  Decurionats,  der  mit  dieser 
Privilegirung  in  keinem  nothwendigen  Zusammenhang  steht,  aber  doch  auch 
auf  der  Uebertragung  der  für  den  Reichssenat  bestehenden  Ordnung  (St.  R.  3, 
466)  auf  die  Municipalräthe  beruht,  geht  wohl  auf  die  frühere  Kaiserzeit 
zurück. 
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Descendenz  *  die  strafrechtlichen  Privilegien  erstreckt  worden.  Die 
Decurionen  stehen  den  honorati^  und  selbst  den  equites  Romani 
nach*,  aber  ihnen  nahe*. 

Diese  Privilegirten  pflegen  technisch  bezeichnet  zu  werden  somsHcrM 
als  die  Standespersonen,  honestiores^ ,  denen  die  übrigen  Freien  ^°* ''***'*• 
gegenüber  gestellt  werden ,  bald  als  plebeii  ® ,  bald  als  humüiores  '^ 
oder  tenuiores^.  Vermögen  und  Bildung  haben  mit  den  Standes- 
privilegien nichts  zu  thun®.  Beide  Kategorien  sind  so  scharf  ge- 
schieden, dass  die  Standesperson  zum  Plebejer  degradirt  werden 
kann  *®. 

Die  strafrechtlichen  Privilegien  der  Standespersonen  ",  bei  deren  strafrecht- 
Handhabung  die  Zeit  der  Strafthat ,  nicht  die  der  Urtheilsfällung  priw^on. 


1  Dig.  28,  3,  6,  7.  48,  19,  9,  12—15.  Der  Grad  wird  hier  nicht  genannt, 
dagegen  die  Aeltern  der  Decurionen  einbegriffen  (1.  9  §  12  cit.). 

"  C.  Th.  7,  13,  7,  2:  Senator ^  honoraius,  principalis,  decurio  vel  pl^eius. 
C.  Th.  16,  2,  48:  honorati,  decurianes,  possessoresj  coloni,  0.  Th.  7,  6,  1:  hono- 
rati  und  principales.  Der  curidlis  erlangt  das  Titularamt,  die  honoraria  comäiva: 
C.  Th.  12,  1,  150  =  Tust.  10,  82,  47. 

'  Die  Gradation,  dass  im  Mordprozess  bei  dem  equ€8  Ramanus  und  um 
so  mehr  bei  dem  decurio  auf  Tod  erkannt  werden  könne,  spricht  Modestinus 
Dig.  48,  8,  16  aus  (vgl.  S.  1034  A.  1). 

*  C.  Th.  8,  11, 1:  viri  per  provincias  emerito  tarn  honore  pollentes,  praeteria 
curiales,  q%u>8  his  gradus  honore  .  .  .  convenü  esse  fvnitimos. 

^  So  Paulus  ständig  und  ausschliesslich  und  ebenso  Callistratus  Dig.  48, 19, 
28,2,  dagegen  47,  21,  2  splendtdiores ;  Ulpian  Coli.  11,  8,  3  honestiore  hco  nnUi; 
Coli.  12,  5,  1  «=  Dig.  47,  9,  12,  1  in  aliquo  gradu;  Marcianus  Dig.  48,  8,  3,  5 
honestiore  loco  posiH.  C.  Th.  7,  18, 1 :  superioris  cuiuscumque  loci  vel  dignitatis.  — 
Schon  Plinius  ep.  ad  Trai.  79  unterscheidet  von  der  pl^s  die  honestorum 
hominum  liberif  wo  die  honesU  homines  vermuthlich  die  Decurionen  sind. 

^  Plebeius  als  Gegensatz  zum  decurio  Dig.  22,  5,  3  pr.  48,  19,  9,  14.  15. 
50,  4,  7  pr.    Cod.  1,  55,  5. 

^  So  Paulus  häufig;  ebenso  Ulpian  Dig.  47,  11,  6  pr.  Cod.  Th.  7, 18,  1.  — 
Humiliore  loco:  Coli.  12,  5,  1  =  Dig.  47,  9,  12,  1;  ebenso  Hermogenian 
Dig.  47,  10,  45. 

8  Dig.  48,  19,  28,  2.    Cod.  Th.  8,  11,  1. 

^  Dafür  ist  charakteristisch  die  Yerurtheilung  des  Philosophen  Flavius 
Archippus  zur  Bergwerksstrafe  unter  Domitian  (Plinius  ad  Trai.  58 — 60). 

"  C.  Th.  6,  22,  1:  reiectus  in  plebem,  8,  11,  1.  9,  27,  1.  tit.  45,  5.  Diese 
Degradation  wird  zu  Hülfe  genommen  worden  sein,  wenn,  was  gewiss  nicht 
selten  vorkam,  eine  Standesperson  einer  plebejischen  Bestrafung  unterworfen 
werden  sollte,  zum  Beispiel  ein  Decurio,  für  den  die  Deportation  nicht  an- 
gemessen schien,  in  das  Bergwerk  geschickt  ward. 

^^  Bestrafung  pro  qualitate  dignitatis:  Paulus  5,  22,  1;  secundum  suam 
dignitatem:  Ulpian  Dig.  47,  11,  10;  pro  personae  eius  condicione:  Paulus  5,  25,  10. 
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ZU  Grunde  gelegt  wird^  pflegen  in  den  Rechtsbüchern  tiberwiegend 
auf  die  Decurionen  bezogen  zu  werden,  hauptsächlich  desshalb,  weil 
diese  in  dfen  dazu  gehörigen  Gruppen  die  niedrigste  Kategorie  bilden 
und  was  ihnen,  auch  den  höheren  zukommt,  insofern  diese  nicht  noch 
besser  privilegirt  sind.  Absolute  Gleichstellung  der  verschiedenen 
Kategorien  ist  schon  durch  diese  oft  weiter  gehenden  Privilegien 
ausgeschlossen;  indess  lassen  sich,  wie  die  Gesetzgebung  überall 
zeigt,  im  Gebiet  des  Strafrechts  die  Grenzlinien  mit  genügender 
Sicherheit  ziehen.  Die  Todesstrafe  soll  nach  einem  Erlass  Hadrians 
nur  bei  dem  Parricidium  —  man  darf  wohl  hinzusetzen  abgesehen 
von  dem  Majestätsverbrechen  —  den  Decurio  treffen*:  bei  der 
späteren  Strafsteigerung  wird  dies  nicht  eingehalten,  aber  der 
Provinzialstatthalter  angewiesen,  dieselbe,  von  Nothlagen  abgesehen, 
gegen  die  Standesperson  nicht  anders  zu  vollstrecken  als  nach  ein- 
geholter kaiserlicher  Bestätigung^.  Weiter  sind  diese  privilegirten 
Klassen  gesetzlich  befreit  von  der  Execution  des  Todesurtheils  in  den 
Formen  der  Kreuzigung  (S.  919  A.  3)  und  der  Volksfesthinrichtung 
(S.  927  A.  1) ;  von  der  Bergwerksstrafe  (S.  951  A.  6)  und  der  Zwangs- 
arbeit (S.  953  A.  5);  von  der  Züchtigung  (S.  984  A.  3):  von  der 
Folterung  im  Beweisverfahren  (S.  406). 

Die  gesetzliche  Ungleichheit  in  der  Bestrafung  des  Freien  und 
des  Unfreien  ist  so  alt  wie  Rom  selbst.  Die  gesetzliche  Ungleich- 
heit in  der  Bestrafung  des  adlichen  und  des  gemeinen  Bürgers 
geht,  wie  schon  bemerkt  wird,  insofern  zurück  auf  Augustus  und 
Tiberius,  als  jener  das  Ergebniss  der  Ständekämpfe,  die  bürger- 
liche Rechtsgleichheit  durch  die  Einführung  des  neuen  Erb-  und 
Personaladels  beseitigt,  dieser  durch  die  Beschränkung  der  Zwangs- 
arbeit auf  die  Bürgerlichen  dem  Gegensatz  strafrechtlichen  Aus- 
druck  gegeben  hat.    Indess  wird  das  damit  eingeleitete   System 


*  Dies  gilt  für  die  Kategorie  der  Unfreien  (ülpian  Dig.  48,  19,  1.  1. 
S.  1032  A.  2;  Paulus  5,  25,  1:  servi  postve  [Hdschr.  pos^  admissum  manumi^$i 
capite  puniuntur)  wie  für  diejenige  der  Plebejer  (Dig.  48,  19,  1  pr.). 

«  Dig.  48,  19,  15  (S.  943  A.  1);  ähnlich  Marcus  Dig.  48,  22,  6,  2. 

"  Das  Princip  spricht  Dio  aus  52,  22:  es  soll,  von  den  Soldaten  abgesehen, 
die  Gerichtsbarkeit  über  Private  bei  capitalem  oder  infamirendem  Verbrechen 
einer  Standesperson  (negl  TtSv  iStoirdiv  xwv  nag*  ixttOTot^  nnwron')  nicht  vom 
Statthalter  ausgeübt,  sondern  dem  Kaiser  vorbehalten  werden.  Die  bei  der 
Verurtheilung  einer  zum  Decurionenstand  gehörigen  Person  erforderliche  An- 
frage bei  dem  Kaiser  wird  erwähnt  Dig.  28,  3,  6,  7.  48,  8,  16.  tit.  19.  1.  27, 
1.  2  (wo  auch  der  principäles  gedacht  wird).  49,  4,  1  pr.  Die  Einholung  der 
kaiserlichen  Bestätigung  bei  der  Todesstrafe  wegen  des  Standes  des  Delin- 
quenten und  bei  der  Deportation  (S.  975)  werden  nicht  immer  geschieden. 
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erst  durch  die  späteren  Generationen  seinen  vollen  Ausbau  empfangen 
haben;  namentlich  die  Festsetzungen  des  Kaisers  Marcus  über  die 
Anwendung  der  Folter  (S.  406)  haben  wesentlich  zu  der  schärferen 
Scheidung  der  beiden  Kategorien  beigetragen. 


Die   richterliche  Straf bemessung ,  die  Befugniss  des  Richters  AuascUiw» 
zwischen  verschiedenen   Strafformen  oder  Strafsätzen  zu  wählen,  ^^^^g 
gehört  ebenso  nothwendig  zu  dem  System  der  Coercition,  deren  imutwen 
wichtigstes  Moment,   die  Geldstrafe,  von  der  beliebigen  Mehrung     ^**"* 
den  Namen  erhalten  hat,  wie  es  dem  ursprünglichen  Strafrecht 
zuwiderläuft.    Dies   kennt   weder   Strafen   arbiträrer   Alternative, 
zwischen  denen  der  Richter  nach  Gutdünken  wählen  kann,  noch 
gleitende,  das  heisst  der  näheren  Bestimmung  für  den  einzelnen 
Fall    im  Strafurtheil  unterliegende;   das  Zeitmass   fehlt  in  dem 
Strafsystem  gänzlich,  das  Geldmass  erscheint  nur  entweder  durch 
den  Sachwerth  oder  ziflFernmässig  gebunden.    Darum  scheint  auch 
die  Form  des  Urtheils  überwiegend  auf  Constatirung  des  Delicts 
gestellt  worden  zu  sein  (S.  446),  aus  welchem  alsdann  die  Strafe 
sich  mit  Nothwendigkeit  ergab. 

Dasselbe  Princip  wird  den  ursprünglichen  öffentlichen  Prozess  straf- 
wahrscheinlich ausnahmslos  beherrscht,  weder  der  duovirale  Per-  ^•"^^■■"' 
duellions-  noch  der  quästorische  Parricidienprozess  ein  anderes  pieb<ai«rheii 
Urtheil  zugelassen  haben  als  die  Freisprechung  oder  die  Capital-  *^<^*" 
Sentenz.  Mag  immer  die  Zeit  wie  die  Form  der  Execution  neben 
dem  Herkommen  von  dem  Belieben  des^  Magistrats  abgehangen 
haben,  so  darf  die  Wahl  zum  Beispiel  zwischen  Kreuzigung  und 
Scheiterhaufen  nicht  als  Alternativbestrafung  aufgefasst  werden. 
Dagegen  erscheint  in  unserer  Ueberlieferung  der  plebejische  Straf- 
prozess  als  von  jeher  abhängig  von  dem  Ermessen  des  klagenden 
Magistrats;  von  der  Constitution  des  Plebs  ist  die  Strafbemessung 
ausgegangen,  theils  indem  dem  Volkstribun  die  Wahl  freigegeben 
war  zwischen  Capital-  und  Multprocess,  theils  indem  dieser  letztere 
die  arbiträre  Fixirung  nothwendig  einschloss.  Zweifellos  hat  der 
tribunicische  Rechenschaftsprozess  nach  dem  Abschluss  der  Stände- 
kämpfe in  diesen  Formen  sich  bewegt,  der  ädilicische  Strafprozess 
keine  andern  gekannt.  Aber  unsere  Ueberlieferung  macht  für 
die  Frühzeit  keinen  Beweis.  Vielleicht  haben  in  der  Epoche  des 
regulirten  Bürgerkriegs  Patricier  und  Plebejer  sich  gegenüber- 
gestanden mit  doppeltem  Capitalprozess,  jene  mit  magistratischem 
Spruch,   Berufung    an  die  Comitien,   magistratischer  Execution, 
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diese  mit  dem  Spruch  der  nicht  zur  Magistratur  gehörenden  Volks- 
tribune,  Berufung  an  das  Concilium  der  Plebs,  Execution  durch 
den  Volkstribun  oder  durch  Aufruf  der  Plebejer.  Die  Zwölftafeln 
haben  den  Capitalprozess  in  letzter  Instanz  den  Centurien  vor- 
behalten und,  allem  Anschein  nach  durch  Compromiss,  die  erste 
Instanz  in  demselben  sowohl  den  patricischen  Beamten  wie  den 
l)lebejischen  Vorstehern  eingeräumt;  aber  über  den  tribunicischen 
Multprozess  findet  in  den  uns  erhaltenen  Ueberresten  des  alten 
Gesetzbuches  sich  nichts.  Es  kann  sein,  dass  sie  ihn  neben  dem 
Capitalprozess  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zugelassen  haben. 
Aber  es  ist  im  vorigen  Abschnitt  (S.  1015)  entwickelt  worden,  dass 
der  öflFentliche  Multprozess  wahrscheinlich,  als  das  Zwölftafelbucb 
entstand,  überhaupt  noch  nicht  bestanden  oder  wenigstens  nicht  als 
vollwichtig  gegolten  hat.  Erst  später,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
lange  nachher,  wird  die  Multklage,  da  das  Gesetz  sie  weder  ver- 
bot noch  an  die  Centurien  wies,  unter  dem  Druck  der  gesetzlieh 
den  Tribunen  zuständigen  Capitalklage,  vielleicht  durch  gesetzliche 
Anordnung,  wahrscheinlicher  (S.1015  A.2)  durch  tribunicische  Will- 
kür, als  mildere  Form  des  politischen  Prozesses  aufgekommen  sein. 
straf-  In    dem   privaten    Strafrecht   der  Zwölftafeln   ist  die    Straf- 

im^T^^-  Bemessung  ausgeschlossen.  Der  Sachwerth,  das  heisst  der  Schadens- 
kaniachen  ersatz  bei  dem  Privatdelict  ist  ein  objectiv  fester  Begriff  und  Be- 
Privatrecht.  rechnuug  ist  keine  Bemessung.  Insoweit  für  den  Strafsatz  der 
Sachwerth  nicht  genügt  oder  auf  das  Delict  nicht  anwendbar  ist. 
übernimmt  das  Gesetz  die  unvermeidliche  Willkür,  indem  es  ent- 
weder im  Anschluss  an  den  Sachwerth  die  Vervielfachung  oder 
anderen  Strafzuschlag  anordnet,  oder  geradezu  feste  Geldsätze  vor- 
schreibt. Auf  diesem  Gebiet  gehört  die  Straf bemessung  durch  den 
Geschwomen  sicher  der  Epoche  nach  den  Zwölftafeln  an  und  ist 
ohne  Zweifel  zuerst  aufgekommen,  als  die  Injuriengesetzgebung 
derselben  sich  als  unhaltbar  herausstellte.  Die  magistratische  oder 
klägerische  Taxation  bei  derselben  zeigt  das  Bestreben  auch  hier 
das  richterliche  Arbitrium  einzuschränken,  verlegt  aber  freilich  die 
Willkür  nur  an  eine  andere  Stelle.  Ausserhalb  der  Injurienklage 
ist  diesem  Arbitrium  bei  dem  republikanischen  Privatdelictprozess 
wenig  Spielraum  eingeräumt  worden. 

Die  Quästionenordnungen  folgen  auch  hierin  den  privatrecht- 
lichen Principien;  wo  in  den  Strafsätzen  die  Zeit  oder  das  Geld 
auftritt,  giebt  das  Gesetz  für  beide  das  Mass. 

Unter  dem  Principat  dagegen  beherrscht  die  richterliche 
Straf  bemessung  mehr  und  mehr  den  öffentlichen  wie  den  privaten 
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Strafprozess  und  hat  die  Rechtsordnung  geradezu  untergraben.   Für     straf- 
die  beiden  höchsten  Gerichte,  das  consularisch-senatorische  und  das  ^•"f^*** 

^  im 

kaiserliche  stellt  die  Rechtstheorie  selbst  die  Regel  auf,  dass  sie  Kaiaerwcht. 
befugt  sind  die  gesetzlichen  Strafen  nach  Ermessen  zu  mildern 
oder  zu  steigern^,  und  die  Praxis  insbesondere  des  letzteren  hat 
davon  nur  zu  reichlichen  Gebrauch  gemacht.  An  dieser  Befreiung 
hatten  die  auf  kaiserlicher  Delegation  beruhenden  Gerichtshöfe 
nothwendig,  wenn  auch  in  engeren  Grenzen  Antheil,  namentlich 
derjenige  des  Stadtpräfecten ,  dessen  eigentlich  administrative 
Competenz  mehr  und  mehr  an  die  Stelle  der  stadtrömischen  Prä- 
torenhöfe trat,  zum  guten  Theil  auch  die  Gerichtshöfe  der  Pro- 
vinzialstatthalter.  In  den  Strafformen  hat  das  Eintreten  der  Rele- 
gation, bei  welcher  als  der  Coercition  angehörend  die  Fixirung 
der  Dauer  von  Fall  zu  Fall  von  jeher  Regel  gewesen  war,  in  die 
Judication  ihre  arbiträre  Normirung  in  dieselbe  mitgebracht.  Auch 
von  der  neu  hinzutretenden  Zwangsarbeit  gilt  hinsichtlich  der 
Dauer  dasselbe.  Weiter  ist  im  3.  Jahrh.  die  umfassende  Straf- 
steigerung und  insbesondere  die  Ausdehnung  besonders  der  Todes- 
strafe in  solcher  Unbestimmtheit  eingetreten,  dass  die  Begrenzung 
des  richterlichen  Arbitrium  eben  bei  den  schwersten  Strafmitteln  ' 
am  meisten  versagt.  Herbeigeführt  und  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  motivirt  wird  die  Ersetzung  der  strafgesetzlichen  Normirung 
durch  das  richterliche  Ermessen  weniger  durch  die  veränderten 
Lebensverhältnisse  als  durch  die  wahrscheinlich  schon  in  republi- 
kanischer Zeit  weit  vorgeschrittene  Antiquirung  der  Privatdelicte, 
vor  allem  der  Eigenthumsverbrechen  in  Verbindung  mit  dem 
völligen  Stocken  der  Legislation  (S.  180).  Die  unerlässliche  Ueber- 
führung  eines  grossen  Theils  derselben  in  das  öffentliche  Straf- 
verfahren hat  sich  vollzogen  vermittelst  des  durch  die  zwingende 
Macht  der  Verhältnisse  geforderten  Eingreifens  der  Behörden,  in 
wichtigeren  Fällen  des  Monarchen  selbst  und  durch  die  Anwendung 
dieser  Entscheidungen  als  massgebender  Präjudicate  auf  mehr  oder 
minder  analoge  Fälle.  Der  rechtswissenschaftlichen  Vereinfachung 
und  Systematisirung  fügten  diese  sich  wenig  und  so  entstanden  jene 
für  die  römische  Jurisprudenz  wenig  ehrenvollen  wissenschaftlich 
nichtigen  Kategorien,  die  unter  der  Benennung  der  ausserordent- 
lichen Delicto  (S.  193  fg.)  in  unseren  Rechtsquellen  figuriren.  Für 
diese  fehlt  wie  die  feste  Begrenzung  des  Delictbegriffs  so  in  noch 


*  Plinius  ep.  4,  9,  17:   senatui  .  .  .  licet  et  mitigare  leges  et  intendere.    Die 
nähere  Ausführung  S.  254.  262  fg. 
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höherem  Grade  das  feste  Strafmass;  was  der  Art  in  den  Lehr- 
büchern und  selbst  in  kaiserlichen  Erlassen^  vorgetragen  wird, 
sind  wesentlich  Directiven  für  das  richterliche  Ermessen*  und 
häufig  so  unbestimmte,  dass  sie  ebenso  gut  gänzlich  fehlen  könnten, 
was  auch  nicht  selten  der  Fall  ist®.  Ohne  Zweifel  bleibt  das 
Strafgesetz  auch  in  dieser  Epoche  für  die  richtende  Behörde 
bindend.  Die  Annahme,  dass  in  der  Spätzeit  jedem  Strafrichter 
freigestanden  habe  wenn  nicht  über,  so  doch  unter  dem  gesetz- 
lichen Strafmass^  zu  erkennen  ist  unbedingt  zu  verwerfen*;  Ab- 
weichung vom  Strafgesetz  bleibt,  wie  die  Begnadigung,  ein  Vorrecht 
der  souveränen  Staatsgewalten  und  jede  andere  Behörde  hat  dafür 
deren  Gestattung  einzuholen  *.  Aber  eflfectiv  gelten  nur  diejenigen 
Strafgesetze,    welche   nicht   bloss  als  bindend   erlassen,  sondern 


^  Aus  den  unzähligen  Belegen  sollen  hier  nur  zwei  angeführt  werden. 
Hadrian  (Coli.  11,  7  =  Dig.  47,  14,  1),  von  dem  Landtag  der  Provinz  Baetica 
angerufen  wegen  Massregeln,  um  dem  ortsüblichen  Viehdiebstahl  zu  steuern, 
antwortet,  dass  dafür  Zwangsarbeit  auf  Zeit  oder  Lebenszeit,  auch  wohl,  wo 
die  Häufigkeit  des  Verbrechens  ein  besonders  strenges  Verfahren  herbeigeführt 
habe,  Todesstrafe  erkannt  zu  werden  pflege,  was  ja  auch  dort  geschehen  könne, 
wenn  man  nicht  vorziehe  auf  Bergwerksstrafe  zu  erkennen  (wobei  der  Vorschlag 
der  letzteren  Strafe  für  besonders  schwere  Fälle  offenbar,  wie  auch  Ulpian 
hervorhebt,  Redactionsversehen  ist).  —  Constantin  (Cod.  6,  1,  3)  giebt  die  An- 
weisung dem  in  Feindesland  flüchtenden  Sclaven  entweder  den  Fuss  abzuhauen 
oder  ihn  zur  Bergwerksarbeit  zu  verurtheilen  oder  sonst  beliebig  (qualibrt  olia 
poena)  zu  bestrafen. 

^  Beispielsweise  für  die  Bestrafung  von  Unruhestiftern  im  Theater  Dig.  4S 
19,  28,  8;  für  Einbruchsdiebstahl  Dig.  47,  18,  1,  2,  wo  wie  bei  Paulus  5,  4,  17  und 
Dig.  47,  20,  3,  2  in  verständiger  Weise  Strafmaxima  angeordnet  werden. 

»  Paulus  5,  3,  1.  tit.  4,  5.  16.  Dig.  48,  10,  27,  2.  tit.  19,  37.  Cod.  Theod. 
18,  5,  37.   16,  8,  5.  9. 

^  Beispielsweise  heisst  es  in  einem  Ketzergesetz  Theodosius  IL  (C.  Th.  16, 
5,  65,  6):  nulU  indicutn  liceat  deUttum  ad  se  crimen  minori  out  nuUi  eoercitioni 
ma/ndarey  nisi  ipse  id  pati  velü,  quod  aliis  dissimulando  cancessent  Unmöglich 
kann  diesem  Erlass  und  zahllosen  ähnlichen  die  Rechtsverbindlichkeit  ab- 
gesprochen werden.  Allerdings  liegt  es  im  Wesen  der  Willkürherrschaft,  dass 
die  Anordnung  der  Eegierung  bald  als  unbedingt  bindend  behandelt,  bald 
ignorirt  wird;  praktisch  werden  Vorschriften  wie  die  eben  angeführte  nicht 
leicht  auf  die  Dauer  eingehalten  worden  sein  und  wahrscheinlich  nm  so 
weniger,  je  schwerer  die  auf  die  Nichteinhaltung  gesetzte  Strafe  war. 

'^  Der  Stadtpräfect  Symmachus  ep.  10,  49  schreibt  den  Kaisem  in  einem 
Calumnienfall :  mälui  iudictutn  de  eo  clementibus  reservare;  aUa  est  enim  condido 
niagistratuum,  quorum  corruptae  videntur  esse  sententiae,  si  sint  legibus  mitiareSj 
alia  est  divinorum  principum  potestas^  quos  decet  acrimoniam  severi  iuris  inflectere. 
Dies  bestätigen  die  Rechtsquellen  (Dig.  50,  1,  1,  15  pr.);  dass  eine  unter  dem 
Strafmass  gefällte  Sentenz  zwar  getadelt,  aber  nicht  cassirt  wird  (Cod.  2,  11,  S), 
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auch  in  voller  Rechtskraft  geblieben  sind;  und  dies  trifft  in  der 
Spätzeit  bei  den  Fundamentalgesetzen  der  sullanisch  -  augustischen 
Epoche  grossentheils  nicht  mehr  zu.  Der  vollständige  Wegfall  des 
'ordentlichen  Prozesses*  (S.  195)  konnte  nicht  ohne  Rückwirkung 
auf  das  materielle  Recht  sich  vollziehen;  und  wenn  die  Strafsätze 
jener  Ordnungen  sich  einigermassen  behaupteten  (S.  195  A.  4),  so 
waren  doch  auch  diese  in  vielen  Fällen  nicht  bloss  antiquirt,  son- 
dern auch  durch  keine  anderen  fixirten  ersetzt.  Von  den  in  das 
Strafrecht  eingreifenden  kaiserlichen  Erlassen  sind  bei  weitem  die 
meisten  Entscheidungen  für  den  Einzelfall  und  die  analogische 
Anwendung  kann  eine  feste  nicht  sein.  Insofern  sind  allerdings 
die  strafrechtlichen  Bestimmungen,  welche  die  juristische  Litteratur 
der  Kaiserzeit  und  die  justinianischen  Rechtsbücher  enthalten, 
für  die  erkennenden  Gerichte  der  Spätzeit  überwiegend  nur  Direc- 
tiven  gewesen;  die  Bestimmungen  des  älteren  Rechts  sind  nicht 
völlig  beseitigt,  aber  auch  nicht  mehr  völlig  verbindlich  und  in 
dem  einzelnen  Fall  ihre  Anwendung  dem  Ermessen,  insbesondere 
dem  mildernden  des  Strafrichters  anheimgegeben  \ 

Die  Momente,  durch  welche  innerhalb  des  gesetzlichen  Spiel-      Be- 
raums  das  richterliche  Ermessen  bei  der  Feststellung  der  Strafe  ^^""J*"/^® 
bestimmt  wird,  sind  zum  Theil  durch  die  Ausführbarkeit  und  die  richteriichai 
Zweckmässigkeit  der  Form  der  Vollstreckung  gegeben,  was  nament-  ^^^J^^ 


ist  damit  in  vollem  Einklang.  —   Auch   für  Strafschärfung  über  das  Gesetz 
hinaus  ist  kaiserliche  Gestattung  erforderlich  (Dig.  48,  10,  31). 

*  ülpian  Dig.  48,  19,  18:  hodie  licet  ei  qui  extra  ordinem  de  crimine  cog- 
noscit  quam  vult  sevtentiam  ferre,  vel  graviorem  vel  levioremy  ita  tarnen  y  tU  in 
utroque  moderationem  non  excedat.  Es  mag  hiebei  nicht  an  den  allgemeinen 
Wegfall  der  iudicia  ordinaria  (S.  195)  gedacht  sein,  sondern  an  den  Gegensatz 
der  iudicia  legitima  und  derjenigen  extra  ordinem.  Aber  der  Sache  nach  wird 
dem  Richter  die  Strafbemessung  anheimgestellt,  nicht,  weil  das  Gesetz  seine 
bindende  Kraft  verloren  hat,  sondern  weil  die  vorliegende  Gesetzmasse  in 
unsicherem  Umfang  antiquirt  ist.  Am  deutlichsten  tritt  dies  darin  hervor,  dass 
die  Strafen  sehr  häufig  nur  als  die  üblichen  bezeichnet  werden,  so  bei  Paulus 
5,  25,  7:  poena  legis  Comeliae  tenetur  et  plerwnque  aut  humiliores  in  metällwn 
dantur  aut  honestiores  in  insulam  deportantur.  Das  Gesetz  sprach  die  Inter- 
diction  aus;  diese  war  von  Rechtswegen  gesteigert  worden  zu  Deportation 
oder  Zwangsarbeit,  und  so  wurde  'der  Regel  nach'  erkannt,  es  konnte  also 
auch  anders  erkannt  werden.  Insofern  durfte  der  Nichtjurist  Augustinus  (ep. 
189  vol.  2  p.  420  ed.  Maur.)  wohl  dem  Beamten,  bei  dem  er  Fürbitte  für  einen 
Verbrecher  einlegt,  sagen :  soleo  audire  in  potestate  esse  iudicis  möUire  sententiam 
et  mitius  vindicare  quam  iubeant  leges.  Aber  auch  er  fügt  eventuell  die  Bitte 
hinzu,  die  Begnadigung  bei  dem  Kaiser  zu  beantragen. 

Binding,  Handbuch«  I.  4:  Mommien,  rOm.  Strafr.  66 
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lieh  bei  der  Yolksfesthinrichtung  und  der  Abgabe  an  die  Feeht-  imd 
Jagdschulen  und  überhaupt  an  öffentliche  Anstalten  sich  geltend 
macht ;  zum  Theil  sind  sie  ethischer  Art,  insofern  dem  Richter  ent- 
weder die  Verschuldung  der  sittlichen  Schwere  nach  ungleich  erscheint 
oder  er  die  Strafe  nach  ihrer  Wirkung  auf  den  Bestraften  oder  auf 
das  Publicum  abmisst.  Was  hinsichtlich  der  Steigerung  oder  der 
Minderung  ^  des  Strafmasses  mit  einigem  Anspruch  auf  allgemeine 
Anwendbarkeit  in  den  römischen  Rechtsquellen  fiberliefert  ist  *,  fioll 
hier  in  möglichster  Klirze  zusammengestellt  werden,  obwohl  es 
grösstentheils  selbstverständlich  und  fast  immer  so  allgemein 
gehalten  ist,  dass  nicht  einmal  eine  eigenartige  Handhabung  dieser 
selbstverständlichen  Erwägungen  zum  Vorschein  kommt  Natfir- 
lich  haben  die  einzelnen  hier  aufgeführten  Momente  rechtlichen 
Anspruch  auf  Berücksichtigung  im  Einzelfall  nicht;  factisch  wird 
dies  aber  viel  häufiger  geschehen  sein,  als  es  nach  unseren  Rechts- 
büchem  der  Fall  zu  sein  scheint. 

1.  Das  jugendliche  Alter,  so  weit  es  nicht  die  Zurechnungs- 
fähigkeit aufhebt  (S.  75  fg.),  wirkt  straf  mindernd  • ;  zur  Frei- 
sprechung genügt  es  nur,  wenn  nicht  das  einfache  Gewissen,  sondern 
die  Rechtskenntniss  den  delictischen  Dolus  begründet,  was  bei  den 
minder  schweren  Fällen  des  Incests  der  Fall  ist*.  —  Auch  über 
die  Majorennitätsgrenze  hinaus  kann  das  Alter  bei  der  Straf- 
bemessung in  Betracht  kommen^. 

2.  Personen  weiblichen  Geschlechts  werden  häufig  minder 
schwer  bestraft®. 


^  Im  AUgemeinen  wird  die  letztere  empfohlen.  Dig.  48,  19,  11  pr.  L  4S 
und  sonst. 

'  Rücksichtnahmen,  wie  beispielsweise  die  von  Hadrian  berichtete  auf  die 
Zahl  der  Kinder  des  Verurtheilten  (Dio  69,  23),  gehören  überall  nicht  in  die 
rechtliche  Erörterung. 

*  Dig.  4,  4,  37,  1 :  miseraUo  aetoHs.  48,  13,  7.  tit  19,  16,  3.  Die  Mino- 
rennität als  solche  kommt  nicht  in  Betracht:  Dig.  4,  4,  9,  2.  1.  37,  1.  Cod.  2, 
34,  1.   c.  2.   9,  16,  5. 

^  Dig.  48,  5,  39,  4.  7.  Correct  wäre  es  die  Strafe  bei  mangelndem  Dolus 
überhaupt  auszuschliessen. 

^  Die  Relegation  auf  Zeit  wird  bei  jüngeren  Leuten  weiter  erstreckt  als 
bei  älteren  (Dig.  47,  21,  2). 

*  Bei  dem  Strafgericht,  das  im  J.  258  Kaiser  Yalerian  in  der  Stadt  Rom 
über  die  Christen  ergehen  Hess,  wurden  die  Männer  bei  Beharren  auf  ihrem 
Glauben  hingerichtet,  die  Frauen  verbannt  (Cyprian  ep.  80).  Insbesondere  wird 
die  Frau  weniger  streng  behandelt,  wo  der  Rechtslrrthum  in  den  Strafprosesi 
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3:  Trunkenheit  wirkt  strafmindemd  ^ 

4.  Dasselbe  gilt  wenigstens  in  einzelnen  Fällen  von  dem 
Aflfect^ 

5.  Die  Infamie  des  Thäters  wirkt  strafschärfend^« 

6.  Das  bloss  versuchte  Verbrechen  wird  minder  schwer  be^ 
straft  als  das  vollendete  (S.  98  A«  1). 

7.  Die  mindere  Activität  bei  der  Ausführung  des  Deliets  wirkt 
straf  mindernd  (S.  102  A.  1). 

8.  Das  sittliche  Motiv  der  Strafthat  kann  entschuldigend 
eingreifen  *. 

9.  Das  Verbrechen  im  Amt  wird  schwerer  bestraft*. 

•  10.  Das  auf  Befehl  des  Herrn  von  dem  Sdaven  verübte  Delict 
wird  minder  streng  geahndet  (S.  78  A.  3.  4).  Auch  auf  den 
Haussohn  findet  dies  Anwendung*. 

11.  Während  im  Privatrecht  die  Einwilligung  des  Verletzten 
den  Begriff  des  Deliets  ausschliesst ,  gilt  dies  für  das  öffentliche 
Recht  nicht''  und  es  wird  selbst  die  Beihülfe  bei  dem  Selbstmord 
mit  Strafe,  ohne  Zweifel  aber  mit  milderer  belegt®. 


eingreift  (Dig.  22,  6,  9  pr.  fS.  93  A.  21  48,  13,  7  pr.  tit.  16,  4  pr.),  vor  allem  bei 
dem  InceBt  (S.  687).    Vgl.  S.  93. 

1  Dig.  48,  19,  11,  2.  49,  16,  6,  7.  Cod.  9,  7,  1.  Schrift  ad  Her.  2,  16,  24. 
Cicero  de  inv.  2,  5,  17.    Qaintilian  5,  10,  34.   7,  2,  40. 

'  Anerkannt  wird  dies  bei  der  Tödtung  des  Ehebrechers  und  der  Ehe- 
brecherin, so  weit  die  Gesetze  sie  nicht  gestatten  (S.  626  A.  4.  5;  Coli.  4,  3,  6. 
Dig.  29,  5,  3,  3).  Im  Allgemeinen  aber  gilt  das  Gegentheil:  Schrift  ad  Her.  2,  16, 
24.  c  25,  39.  Cicero  de  inv.  1,  27,  41.  2,  5,  17.  or.  part  12,  43.  32,  112.  de 
off.  1,  8,  27.  Besser  vielleicht  fasste  man  die  Yerübung  des  Deliets  ohne  be* 
sonderen  Affect  auf  als  strafschärfend. 

'  Callistratus  Dig.  48,  19,  28,  16:  matores  nontri  in  omni  BuppUcio  severius 
.  . .  famosoa  quam  integrae  famae  homines  punierunt.    Belege  finde  ich  nicht. 

^  Aufnahme  des  Banditen  in  das  Haus  wegen  Verwandtschaft:  Dig.  47, 
16,  2.  Auch  bei  der  Tödtung  mag  darauf  R&cksicht  genommen  worden  sein 
(S.  626).  Vor  allem  bei  dem  Staatsverbrechen  hätte  dies  geschehen  sollen,  wenn 
die  Leidenschaft  solchen  Erwägungen  Raum  Hesse.  Im  Allgemeinen  freilich  wird 
dieses  bedenkliche  Moment  nicht  urgirt  werden  dürfen ;  den  heiligen  Crispinus 
wttrde  das  römische  Gericht  verurtheilt  haben  wie  jeden  andern  Dieb. 

^  Constantinus  C.  Th.  10,  4,  1:  gravier  poena  constituenäa  est  in  hos  qui 
nostri  iuris  sunt  et  nostra  debent  custoddre  mandata. 

•  Tacitus  ann.  3,  17. 

"^  Danach  wird  verfahren  im  Ehebruchsprozess,  wo  die  Verkuppelung  des 
Ehemanns  den  Ehebrecher  nicht  befreit,  bei  der  Castration,  bei  der  Kindes- 
abtreibung und  sonst. 

^  Dies  wird  ausgesprochen  fQr  die  Sclaven,  sogar  wenn  sie  es  nur  unter- 
lassen den  Herrn  am  Selbstmord  zu  verhindern  (S.  630  A.  6)  und  muss  also 
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12.  Von  Beschränken  oder  Fallenlassen  der  öffentlichen  Strafe 
mit  Rücksicht  auf  die  harte  Handhabung  des  Strafprozesses*  oder 
das  Eingreifen  der  Hauszucht  ^  finden  sich  Spuren. 

13.  Das  so  weit,  wie  der  Delictbegriff  es  erfordert,  consummirte 
Verbrechen  wird  durch  Ablassen  von  der  weiteren  Durchführung 
oder  durch  den  Versuch  die  Folgen  der  That  wieder  aufzuheben 
nicht  ungeschehen  gemacht';  die  Strafe  fiUt  weg  nur  wo,  wie  bei 
der  Münzfälschung,  das  Gesetz  dies  anordnet*.  Wenn  bei  Ge- 
Sinnimgsverbrechen  dem  Verurtheilten  bis  zu  der  Execution  der 
Rücktritt  gestattet  und  dabei  Straflosigkeit  in  Aussicht  gestellt 
wird,  so  ist  dies  wohl  als  bedingte  Begnadigung  aufzufassen*. 

14.  Rückfäll  wirkt  strafschärfend*. 

15.  Häufigkeit  des  Verbrechens  nöthigt  der  Abschreckung 
wegen  zu  grösserer  Strenge*^. 


üebereicht  Wir  schliesseu  diesen  Abschnitt  mit  einer  übersichtlichen  Zu- 

*m  vw-*^"  sammenstellung  der  von  Paulus  in  dem  vermuthlich  unter  Kaiser 

häitnias  zu  Severus  Alexander   (222 — 235)   geschriebenen  ®,   uns  freilich  nicht 

den  Delicten 

Pri^'i  9X  ^"*  ^^  mehr  von  dem  freien  Gehülfen  gelten.  Dass  von  Milderung  hinsiclit- 
lieh  der  Sclaven  nicht  die  Rede  ist,  begreift  sich;  hinsichtlich  des  freien  G^ 
hülfen  wird  sie  auch  in  der  Theorie  nicht  gefehlt  haben.  Bei  der  Castralion 
deutet  Paulus  5,  23,  13  sie  an. 

1  Lange  Dauer  der  Untersuchung:  Dig.  48,  19,  25.  C.  Th.  9,  40,  22  = 
lust  9,  47,  23.  Ueberschreitung  des  gesetzlichen  Strafmasses :  Dig.  3,  2,  IS,  7. 
48,  19,  10,  2.    Cod.  2,  11,  4. 

'  Dig.  48,  5,  39,  7.  Däss  der  Staat  nicht  verpflichtet  ist  wegen  des  häus- 
lichen Verfahrens  von  dem  öffentlichen  abzusehen,  zeigt  das  cassische  Gericht 
über  die  Vestalinnen  (S.  197  A.  3). 

»  Dig.  47,  8,  5.    Cod.  9,  22,  8. 

*  Dig.  48,  10,  19  pr. 

^  S.  438.  Dies  begegnet  namentlich  bei  dem  heidnischen  (S.  578  A.  1)  wie 
bei  dem  christlichen  (S.  610  A.  1)  Religions verbrechen. 

«  Paulus  5,  21,  1.    Dig.  37,  14,  1.   48,  19,  28,  3.    Cod.  6,  1,  4.   10,  20,  1, 

^  Dig.  48,  19,  16,  10:  nonnumquam  evenit,  ut  aliquorufn  mäUfidontm 
supplicia  exacerbentur  t  quotiens  nimium  mtUtis  personis  grassantUms  exemplo 
opus  Sit    Coli.  11,  7.    Paulus  5,  3,  5.    Cod.  9,  20,  7. 

^  Paulus  führt  im  14.  und  20.  Buch  der  responsa  Erlasse  Alexanders  an 
und  seine  grösseren  Werke  scheinen  unter  demselben  abgeschlossen  zu  sein. 
Wahrscheinlich  trifft  dies  auch  f&r  die  sententiote  zu  (S.  880  A.  4).  Fitting 
(Alter  der  Schriften  der  römischen  Juristen  S.  48)  setzt  sie  in  die  ersten  Jahre 
Caracallas,  weil  Paulus  5,  16,  11  das  von  Ulpian  Dig.  3,  3,  33,  2  angeführte 
rescriptum  itnperatoris  nostri  (wahrscheinlich  Caracallas)  nicht  zu  kennen  scheine ; 
indess  zeigt  die  Stelle  selbst,  dass  dies  Rescript  keine  Neuerung  eingeführt  hat 
und  es  ist  überhaupt  hinsichtlich  der  Vertretung  im  Strafprozess,  um  die  es  sich 
handelt  (S.  397  A.  5),  zwischen  diesen  Juristen  ein  Gegensatz  nicht  zu  erkennen. 
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lückenlos  vorliegenden  Abriss  des  römischen  Criminalrechts  auf- 
geführten Strafen  mit  Angabe  des  Delicts  und,  soweit  die  Standes- 
klasse dabei  angegeben  ist  oder  (was  durch  *  angezeigt  ist)  ver- 
muthungsweise  ergänzt  werden  kann,  mit  Hinzufügung  der  drei 
Personalklassen,  der  Staridespersonen,  der  Geringen  und  der  Un- 
freien. Es  s^chien  zweckmässig,  die  Uebersicht  auf  dieses  Werk 
zu  beschränken,  um  nicht  Ungleichartiges  zu  vermengen;  für  die 
nicht  durchgängig  gesicherte  Auffassung  der  überlieferten  Worte 
und  überhaupt  für  die  in  dieser  Tafel  nicht  genügend  wiederzu- 
gebenden Einzelheiten  ist  auf  das  vierte  Buch  zu  verweisen. 

I.  Geschärfte  Todesstrafe    (Kreuzigung,    Verbrennung,   Volks- 
festhinrichtung) : 

1.  unbedingt  allgemein: 

Brandstiftung  in  der  Stadt  bei  Gelegenheit 

des  Auflaufs  (S.  841  A.  2)  .    .    .    .    .  5,  8,  6 

Tempelraub  mit  Waffe  zur  Nachtzeit   .     .  5,  19 

Ueberlauf  zum  Feinde 5,  21  A,  2 

Liebestrank  mit  tödtlichem  Erfolg  ...  5,  23,  14 

Magie  schwerster  Art 5,  23,  15.  17 

Nächstenmord 5,  24 

2.  unbedingt  für  Geringe: 

Volksaufwiegelung 5,  22,  1 

Mord 5,  23,  1.  16 

Magie  niederer  Art .  5,  23,  16 

Majestätsverbrechen 5,  29,  1 

*  3.  alternativ  mit  Bergwerk  für  Geringe: 

Grabschändung  * 5,  19  A 

Münz-  und  andere  Fälschung 5,  25,  1 

Menschenraub 5,  30B,  1 

4.  unbedingt  für  Unfreie: 

Orakelbefragung  hinsichtlich  des  Herrn    .  5,  21,  4 
Beihülfe  bei  verübter  Frauen-  und  Knaben- 
schändung (S.  704  A.  4) 5,  4,  14 

II.  Einfache  Todesstrafe: 
1.  unbedingt  allgemein: 

Einbruch  in  das  Haus  mit  Waffengewalt    5,  8,  3 
Frauen-  und  Enabenschändung     ....    5,  4,  14 
Brandstiftung  in  der  Stadt 5,  20,  1 


^  Die  Worte  5,  19  A  aut  in  metcUlum  damnantur  sind  nach  adficiuntwr  zu 
stellen. 
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Magie  mit  Beziehung  auf  den  Kaiser  .     .  5,  21,  3 

Be8chneidung,  Strafe  des  Arztes      ...  5,  22,  3 

2.  unbedingt  für  Standespersonen: 

Mord 6,  23,  1.  16 

Magie  minderer  Art 5,  23,  16 

Majestätsverbrechen 5,  29,  1 

3.  unbedingt  für  Geringe: 

Sectenstiftung 5,  21,  2 

*Beschneidung  des  NichtJuden      ....  5,  22,  4 

Castration  wider  Willen  des  Castriiten    .  5,  23,  13 

Besitz  von  Zauberbtichem 5,  23,  18 

culpose  Tödtung  durch  den  Arzt     ...  5,  23,  19 

falsches  Zeugniss 5,  25,  2 

Führung  falscher  Standesabzeichen  .    .    .  5,  25,  12 

schwere  Vergewaltigung 5,  26,  l 

4.  alternativ  mit  Bergwerk  oder  lebenslänglicher  Zwangsarbeit 

für  Geringe: 

*schwerer  Viehdiebstahl 5,  18,  2 

5.  alternativ  mit  Ausweisung: 

*simulirte  Einwirkung  auf  die  Behörde    .  5,  25,  13 

6.  unbedingt  für  Unfreie: 

Münz-  und  andere  Fälschung r.,  25,  1 

III.  Bergwerk  für  Geringe  und  für  Unfreie: 

1.  alternativ  mit  geschärfter  Todesstrafe:  I,  3 

2.  alternativ  mit  einfacher  Todesstrafe  oder  lebenslänglicher 

Zwangsarbeit:  II,  4 

3.  unbedingt  für  Geringe: 

Tempelraub  bei  Tage 5,  19 

Brandstiftung  an  der  Ernte 5,  20,  5 

*Orakelbeantwortung  der  Frage  des  Scla- 

ven  hinsichtlich  des  Herrn 5,  21,  4 

♦Diebstahl  aus  Bergwerk  oder  Münze  *     .  5,  21 A,  1 

Nothzucht  an  Kindern 5,  22,  5 

♦culpose  Tödtung 5,  23,  12 

Liebestrank 5,  23,  14 

Testamentseröffnung    bei    Lebzeiten    des 

Testators 5,  25,  7 

Verrath  von  Prozessurkunden 5,  25,  8.  10 


^  Es  muss  5,  21 A  poena  metalli  aut  (statt  et)  exiUi  gelesen  und  jenes  auf 
die  Plebejer,  dieses  als  Deportation  auf  die  Standespersonen  bezogen  werden. 
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Gebrauch  gefälschter  Urkunden  ....  5,  25,  9 

leichtere  Vergewaltigung 5,  26,  8 

4.  unbedingt  für  Unfreie: 

schwere  Iiyurie 5,  4,  22 

Grenzsteinverrückung 5,  22,  2 

Anmassung  der  Freiheit 5,  22,  6 

Menschenraub 5,  30B,  2 

5.  alternativ  mit  Fechtschule: 

Todtschlag 5,  23,  4 

6.  alternativ  mit  lebenslänglicher  Zwangsarbeit: 

♦Bäderdiebstahl 5,  3,  5 

♦criminelle  Injurie* 5,  4,  8 

Brandstiftung  auf  dem  Lande 5,  20,  2 

lY.  Lebenslängliche  Zwangsarbeit  für  Geringe: 

1.  alternativ  mit  Todesstrafe  oder  Bergwerk :  II,  4 

2.  alternativ  mit  Bergwerk:   III,  6 

3.  unbedingt: 

Vaticination  bei  Rückfälligkeit     .    .    .    .  5,  21,  1 

Grenzsteinverrückung 5,  22,  2 

V.  Zwangsarbeit  auf  Zeit  für  Geringe: 

Viehdiebstahl 5,  18,  1 

Umhauen  von  Fruchtbäumen 5,  20,  6 

VI.  Fechtschule  alternativ  mit  Bergwerk  für  Geringe:   III,  5 

VII.  Deportation  für  Standespersonen: 
1.  unbedingt: 

Incest  für  den  Mann 2,  26,  15 

♦criminelle  Injurie  (A.  1) 5,  4,  8 

♦versuchte  Frauen-  und  Knabenschändung  5,  4,  14 

Tempelraub  bei  Tage 5,  19 

Sectenstiftung 5,  21,  2 

♦Diebstahl  aus  Bergwerk  oder  Münze  (S.  1046 

A.  1) 5,  21  A,  1 

♦Volksaufwiegelung 5,  22,  1 

♦Urtheilsfällung  nach  Bestechung     .    .    .  5,23, 11  c.  25, 2 

♦Beschneidung  des  NichtJuden 5,  22,  4 

Castration  wider  Willen  des  Castrirten     .  5,  23,  13 

Besitz  von  Zauberbüchem 5,  23,  18 


^  Bei  der  criminellen  Iigurie  5,  4,  8  wird  metaUum  aui  opfM  publicum  auf 
die  Plebejer  gehen,  esalium^  wohl  Deportation,  auf  die  Standespersonen. 
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Münz-  und  andere  Fälschung 5,  25,  1 

falsches  Zeugniss 5,  25,  2 

*Urtheil8fällung  gegen  klares  Gesetz    .    .  5,  25,  4 
.   Testamentseröflfnung     bei    Lebzeiten     des 

Testators 5,  25,  7 

Gebrauch  gefälschter  Urkunden  ....  5,  25,  9 

Führung  falscher  Standesabzeichen  ...  5,  25,  12 

schwere  Vergewaltigung 5,  26,  1 

*gewaltthätiger  Ambitus.     ......  5,  30  A 

2.  alternativ  mit  Internirung: 

*Calumnia  ^ :  .     .  5,  4,  1 1 

Pasquill ,    . 5,  4,  15.  17 

Grabschändung  (S.  104J5  A.  1)      i    ...  5,  19  A 

Vaticination  bei  Rückfälligkeit     .    .     .    .  ^  5,  21,  1 

VIII.  Internirung  für  Standespersonen : 

1.  alternativ  mit  Deportation:   VII,  2 

2.  unbedingt: 

♦Ehebruch 2,  26,  14 

JBrandstiftung  auf  dem  Lande  ...»    .  5,  20,  2 

Brandstiftung  an  der  Ernte 5,  20,  5 

*Orakelbeantwortung  der  Frage  des  Sclaven 

hinsichtlich  des  Herrn 5,  21,  4 

*Beschneidung 5,  22,  3 

Todtschlag 5,  23,  4 

Liebestrank 5,  23,  14 

culpose  Tödtung  durch  den  Arzt ....  5,  23,  19 

Verrath  von  Prozessurkunden 5,  25,  8.  10 

leichtere  Vergewaltigung 5,  26,  3 

Menschenraub 5,  30B,  1 

3.  Internirung  oder  Ausweisung: 

Grenzsteinverrückung 5,  22,  2 

Nothzucht  an  Kindern 5,  22,  5 

IX.  Ausweisung  für  Standespersonen. 

1.  Ausweisung  oder  Internirung:   VIII,  3 

2.  unbedingt: 

Umhauen  von  Fruchtbäumen 5,  20,  6 

*  Vaticination 5,  21,  I 

Richterspruch  nach  Bestechung    ....  5,  28 

*  Paulus  5,  4,  11  exHii  vel  insulae  reUgatio  wird  Deportation  oder  Inter- 
nirung bezeichnen. 
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X.  Ausscheidung  aus  dem  Gemeinderath  (neben  anderen  Strafen) : 

Galumnia 5,  4,  11 

Umhauen  von  Fruchtbäumen 5,  20,  6 

Bichterspruch  nach  Bestechung    ....    5,  28 

XI.  Züchtigung  bei  Unfreien: 

leichte  Injurie 5,  4,  22 

XII.  Verweisung  auf  die  civilen  Multiplarklagen  * : 
Sachbeschädigung    oder    Entwendung    im 

Auflauf 5,  3,  1.  2 

culpose  Brandstiftung 5,  3,  6.  c.  20,  3 

Abigeat 5,  18,  1.  3 

Umhauen  von  Fruchtbäumen 5,  20,  6 

Peculat 5,  27 

Die  mit  den  schweren  Strafen  bis  zur  Ausweisung  auf  Lebens- 
zeit herab  verbundenen  vollständigen  oder  partiellen  Vermögens- 
confiscationen  (S.  1009.  1010)  sind  hiebei  übergangen.  Gesetzliche 
Geldbussen,  als  Administrativstrafen  häufig,  begegnen  im  eigentlichen 
Criminalrecht  dieser  Epoche  so  gut  wie  gar  nicht. 


'  Ad  forum  remittendus  nur  5,  18,  3;  vielleicht  ist  bei  allen  Multiplarklagen 
das  Civilverfahren  gemeint.  Hieher  sind  auch  die  Fälle  gestellt,  wo  Schadens- 
ersatz als  Strafe  bezeichnet  ist  (5,  20,  8.  6). 


I. 


Sachliches  Register. 

(Die  grossen  Zahlen  bedeuten  die  Seiten,  die  kleinen  die  Anmerkongen.) 


A. 

Abfall  von  Rom  547. 

Abgaben,  Erhebung  ungesetzlicher  663  ^. 

668».  664. 
abigeatus  775  fg. 
abolitio  452  fg. 

ex  lege  4S8  ". 

privata  454  *.  500. 

Jiublica  455  fg. 
.        vo  3».  326«.  445*. 
Abstimmung  423. 

im  Geschwomengericht  444  fg.  883^*. 

im  Volksgericht  170''.  170*.  171 ». 
Abtreibung  des  Kindes  636.  860. 
Abwesende,  Verfahren  gegen  dieselben 

149.  333  fg.  398. 
accusare,  accusator  188. 189*.  189«.  373*. 
382. 

Ableitung  188«. 

vom  Magistrat  sesafft  164  ^.  188  ^. 
Accusationsprozess  343  fg.  346  K  348. 
acta  514  ». 
actio  de  effusis  et  deiectis  838. 

doU  678  fg. 

poi^ularis  192«.  344«.  366. 

rationibus  distrahendis  6^  525«. 

rerum  amotarum  759  &. 

vi  bonorum  raptorum  656.  661. 
actor  367  «.  724  «. 
Addiction  906«.  946  ^ 

des  für  manifestus  751 «. 

des  Zahlungsunfähigen  1023. 
äieia  458  ^ 
aSCicrifia  5  ^. 
adsessores  139  fg. 

Befiignisse  140''. 

Besoldung  141. 

Ernennung  140«. 

Qualification  140«. 

Rechtsprechung  139 «.  140  fg. 


140«.  150«. 


Adstipulation,  Missbrauch  derselben  837. 
adnlterium  (s.  Ehebruch). 

Ableitung  des  Wortes  694  >. 
advocatus  (s.  auch  Vertheidigong)  3771 
378 1. 

Ausschluss  von  der  Advocator  lOOSl 

Delicte  674  fg. 

Geschenknahme  705  i%, 

Honorar  706. 

Repetundenklage  713«. 

Aechtung  (vgl.  Bannbruch,  interdictio! 
934  fg. 
des  Andenkens  591.  987  ^  990. 
wegen  Umsturz  987. 
wegen  Verletzung  der  Tribane  937. 

aediles,  Einschreiten  gegen  Gläcksspid 
861. 
Listen  der  Prostitairten  159'. 
Straff^walt  157  «. 
aedihcische  Straf  klagen  159.  10^ 

Aemterbewerbung  (s.  a.  ambitos)  884 
Ausschluss  Yon  derselben  998  &. 
Zulassung   nicht   qualifidrter  Per- 
sonen o83. 

Aemterkauf  718  «. 

aerarium,  Vorsteher  135  «. 
aerarium  militare  1026«. 
Einziehung  der  Strafgelder  10S6& 
Verhältnis  zum  fiscus  1028^.  M\ 

asentes  in  rebus  319.  320^. 
album,  Beschädigung  desselben  825*. 
alea  860«. 

Alimentationspflicht  des  Vaters  6^' 
altercatio  421 «.  426  «.  431 «. 
ambitio  866«. 
ambitus  669.  865  fg. 

Association  871. 

Coition  871. 

divisores  869*. 
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ambitos,  Geleitpersonen  87  L 

municipaler  Ambitus  868  K  875. 884^ 
ProzesB  878. 
Schmäase  870  \ 
Sequester  869*. 
Sodalicien  871  fg. 
öffeDtliche  Spiele  870  ^ 
Stimmenkaaf  668>.  869. 
Strafen  873  fg. 

Amnestie  457  fg. 

Ausschluss  davon  648. 

ampliatio  428  &. 
mehrfache  425. 

amplius  pronuntiare  423^. 

Amtstag^ücher  518  fg. 

Amulete  862  ^ 

«va^/itt  901  *. 

Andenken,  Aechtung  desselben  591. 987  ^. 

990. 
Anfrage  bei  dem  princeps  278  fg.  285. 
animadversio  91 P.  924'. 
animus  86*. 

Anklage,  Ausschluss  derselben  gegen  ge- 
wisse Personen  858. 

Ausschluss   von  derselben   868  fg. 
994.  996  fff. 

Concurrenz  der  Kläger  872  ig. 

freiwillige  845. 

des  Interessenten  867  fg. 

Anklägerbelohnungen  253  ^  504  fg.  820*. 
Anklägerstrafen  490  fg. 

Anmassung  des  Bürgerrechts  858  fg. 
der  fYeiheit  857. 
der  Ingenuität  857. 
magistratischer  Gewalt  565*. 

anquisitio  164  fg.  342. 
Anstiftung  99. 

Appellation  275  fg.  468  fg. 
Ausschluss  derselben 

bei  einzelnen  Delicten  471. 
gegen  Urtheile  der  Geschwomen 

220«.  276.  470. 
gegen  den  Spruch  des  praefectos 
praetorio  269*.  283*.  283*. 
gegen   den  Spruch  des  Senats 

252*.  278. 
gesen  den  Spruch  des  Special- 
oelegatars  276*. 
an  das  consistorium  284. 
Fristen  471 ».  471  lo.  472  *. 
an    den    princeps   vom   praefectus 
annonae  276  ^ 
vom  praefectus  vigilum  276  ^. 
vom  praefectus  praetorio  269*. 
vom  praefectus  urbi  275  *. 
von  der  Svnode  292 '. 
an  den  praefectus  praetorio  285  ^ 
an  den  praefectus  urbi  220  *.  273. 
277  K  m. 


Appellation  an  den  proconsal  283. 

an  den  quaestor  sacri  Mlatii  285^. 

reformatorische  277.  4o8. 

an  den  Senat  255. 

an  den  Volkstribun  260  ^  277. 

Vertretung  bei  derselben  471*.  471*. 

Verweigerung  der  Annahme  470*. 
Apostasie  571  fg.  577  *.  578  K 
apud  acta  518*. 
arbitrari  431 1*. 

arbores  furtim  caesae  835.  842. 
Arglist  678  fg. 
arioli  862  *. 
äa^ß€ui  539  fg.  760  ^ 
astrolon  862*. 
Asylrecnt  458  fg. 

der  christiichen  Kirche  461  fg. 

Asyl  des  Romulus  459*.  459*. 

Schutz  des  Kaiserbildnisses  460. 585. 
a&6og  575  *. 
a&eorris  760  '. 
auditorium  362. 

des  princeps  266  ^ 
Aufenthaltsverbot  für  peregrini  deditido- 

rum  numero  858. 
Aufruhr  562  fg.  657  fg. 
Augenschein  bei  der  Injurie  400  ^  788*. 

803*. 
augures  861*. 

Ausgabe  falschen  Geldes  674^. 
Ausländer  143*. 

minderwerthiges  Zeugniss  489*. 
Auslieferung  des  Schuldigen  8  fg. 

Verträge  109. 
Ausnahmegesetze  172 1.  172*.  196  fg.  207. 
Ausschluss  vom  Amt  des  Häretikers  605  K 

des  Heiden  609  '. 

des  Juden  611  *. 
Aussetzung  eines  Kindes  619. 
Auswei8un|(  48  ^  1048  (vgl.  deportatio, 
interdictio,  relegatio). 

des  Häretikers  604. 

des  Heiden  608. 
Autonomie  der  italischen  Städte  224  fg. 

B. 

ßaXavoxlinrrig  777*. 
Bannbruch  549.  936. 

Beihülfe  665*.  936*. 

Tödtung  des  Bannbrüchigen  623.936. 
Basilicae  360. 
Beamte,  Beleidigung  derselben  582.  807. 

Bestechung  s.  aas. 

DeUcte  5^  fg.  1043*. 

Greschenknahme  s.  Repetunden. 

Verlust  des  Amts  1002  ^. 

Zulassung   nicht   qualifiarter   Per- 
sonen zur  Aemterbewerbung  883. 
Befreite  Gerichte  (vgl.  princeps,  Senat) 
253.  262. 
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Befreite  Gerichte,  Straf  bemessung  1089  fit. 
Begleitstrafen,  Verlast  der  Freiheit  947. 

Verlust  des  Bürgerrechts  956  fg. 

Züchtigung  984. 
Begnadigung  durch  den  Feldherm  32. 

durch  den  nrinceps  483  fg. 

durch  den  senat  484^. 

bei  Volksfesthinrichtungen  928'. 
Begräbniss,  Störung  desselben  658*. 
BeMlfe  99  ♦. 

bei  dem  Selbstmord  1043  ^ 
Beisitzer  s.  adsessores. 
Beleidigung  (vgl.   iniuria)  der  Beamten 
582.  807. 

des  Christengotts  s.  Blasphemie. 

der  Götter  579  fg. 

des  Kaisers  583  fg. 
Bergwerksstrafe  949  fg.  1046. 
Beschlagnahme  von  Papieren  418  %. 

des  Vermögens  1022  fg. 
Beschneidung  638. 
Beschneidung  von  Münzen  678^. 
Bescholtenheit  s.  Infamie. 
Bestattung,  Verbot  derselben  987  fg. 
Bestechung  (vgl.  Prozessbestechung)  633^. 

668  «.  674  fg.  717. 
bestiis  obici  925 '. 
betrüglicher  Kauf  854. 
Betrug  s.  Arglist,  dolus,  Fälschung. 
Bigamie  121  \  701. 
Bildnis  des  Kaisers  460.  585. 
Blasphemie  598. 

Brandmarkung  wegen  calumnia  495. 
Brandstiftung  646.    657 «.    836.    840  fg. 

923  ». 
breve  edictum  205^. 
Briefdiebstahl  742  >. 
Bürgerrecht,  Anmassung  858  fg. 

Erteilung  an  alle  Reichsstädte  123  fg. 

Vertust  593  ».  956  fg. 
Bürgschaft  1023. 

Bundesgenossen ,    Misshandlungen    der- 
selben 29  '. 
Bussen  1012  fg.  (vgl.  multa). 

C. 

Gaesariani  289.  1028. 
calumnia  491  fg.  677.  806  ». 

Ausschluss  des  Calumnienverfahrens 

369  *.  494.  ♦ 

Gefährdeeid  386.  491. 
infamirende  Wirkung  der  Verurtei- 
lung 998  ». 
Verfahren  bei  Ausbleiben  des  Klägers 
493». 
campus  sceleratus  929». 
canones  291. 
Capitalcoercition  über  Bürger  31.  145. 

der  tribuni  plebis  46. 
Capit^ustiz  des  Kaisers  262. 


capitalis  causa  907  ♦.  907  ». 
Caput  907  •. 

carcer  301 '.  302.   960  K 
Carmen  famosum  794*. 
camifex  915*. 
Castration  637. 
casus  89  6.  837  K 
causa  188*. 
causidicus  378^. 

censor,  Administrativgerichtsbarkeitl^O*. 
Centuriatcomitien  168. 
Chaldaei  640  *.  862  *. 
yafiatSixttarns  249».  249'. 
Christenthum,    Bedingung   der  bürgfr- 
lichen  Rechte  600  *. 

Majestätsverbrechen  575.  577. 

Privilegien  603  fg. 

Staatskirche  595  fg. 
clepere  737  *. 
Clientelförsten  105*.  114  %.  229*. 

dem  Kaisergericht  unterworfen  261. 
codex  accepti  et  expensi  518*. 
Coercition  35  fg.  88  K  897. 

Capitalcoercition  s.  das. 

mindere  der  Aedilen  40*. 
des  Censors  40». 
des  Oberpontifex  40*. 

Missbrauch  derCoerdtionsmittel^. 

der  Munidpalbeamten  89  >.  40. 2'2i'>. 
228*. 

Schranken  derselben  41  %. 
coetus  562  *.  657  *. 
cogitatio  96*. 

cognitio  148  K  340  fg.  346  fg. 
coffnitor  367«.  724*. 
Collusion  501  fg. 
comes  per  Orientem  282. 
comites,  des  Klägers  393  *.  873. 

des  Statthalters  140». 

Repetundenklage    gegen    diesetben 
712*.  718*. 
commentarii  514*.  514*. 
comperendinatio  424. 
conatus  95  «.  97  *. 
concubinatus  693*. 

der  Freien  mit  ihrem  Sklaven  SU. 
Concurrenz  der  Klagen  378  *.  887  fg. 
Concurs  727.  730.  1024. 
concussio  717.  731. 
condemnare  179*.  445'. 
condictio  14». 

de  omni  certa  re  721.  725*. 

ex  iniusta  causa  755*. 

fiirtiva  757. 

gegen  die  Erben  758*. 

sine  causa  721  f|^. 
confessus  s.  Geständniss. 
coniuratio  564  ^ 
conscius  91. 

consecratio  bonorum  49*.  259».  901  . 
902. 
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consilium  188  fg. 

AbstimmuDg  25^.  150  ^ 
BerathuDg  vor    der    UrtheilfÄlIang 

442  fg. 
coDsilium  dimittere  484  ^ 
cum  coDsilio  collocutus  150  '.  447  ^. 

449*. 
der  diocletianischen  Beamtengerichte 

141.  282. 
der  Geschwomengerichte  218^448. 
bei  dem  Kriegsgericht  88^. 
des  praefectus  urbi  274'. 
des  princeps  266. 
publicum  (Senat)  169. 
bei  dem  rein  magistratischen  Straf- 

prozess  149  fg. 
des  Statthalters  239  ^ 
der  Verwandten  (Hausgericht)  25.  26. 

consistorium  284. 
consules  152  fg. 

Iliilfsbeamte  derselben  154  fg. 

Contumacialverfahren  s.  Abwesende, 
contumelia  788*. 
conubium  698. 
Conventionalstrafe  14  '. 
conventus  562*. 
convicium  788.  794*.  795 «. 
correctores  281. 
crimen  9  fg. 

expilatae  hereditatis'  777  fg.  779  *. 

extraordinarium  198  fg. 

inter  sicarios  629  fg. 

laesae  Romanae  religionis  569'. 

maiestatis  imminutae  589. 

privatum  10*. 

publicum  10*.  192».  192«. 

crux  918  fjy;. 

culleus  922'. 

culpa  88*.  89 ».  89«.  887. 

aquillische  (staatliche)  829  fg. 
Cumulation  der  Klagen  204.  844.  878  fg. 
380*.  880». 

im  Repetundenprozess  728  fg. 

curator  aquarum  181 ". 
curiosi  821. 
custodia  libera  805. 
militaris  817 

B. 

damnare  8«.  179*. 
damnas  voti  18'. 
damnatio  memoriae  987 '. 
damnum  4.  8.  12.  18  K  1018. 

decidere  18».  751*.  826«. 

gewaltthätige  Schädigung  660  fg. 

iniuria  datum  s.  Sachbeschädigung. 

dardanarius  851 ''. 

dare  damnas  esto  1018». 

decuriatio  871*. 


Decurionen,Verlust  des  Decorionats  998  fg. 
1001«.  1049. 

Privilegien  .derselben  1084  fg. 
deditio  22  K  108  fg. 
Defraudation  des  Minorennen  6 ».  181 «. 

1000  ». 
dexatJfiog  869 ». 
Delation  (vgl.  Denuntiation). 

Anzeige  bei  der  Finanzbehörde  877(fe. 

Zulassung  bei  Libell-Prozessen  800 ». 
Delator  878  «.  388  «.  498  «.  495. 
Delegation  (vgl.  Maudirung). 

der  Appellationen  271 ».  | 

des  ius  gladii  248.  244.  271. 

der  Lagexjustiz  88«. 
Delictfähigkeit    mangelt   der   Gemeinde 

73  fg. 
Delictklage  erlischt  mit  dem  Tode  66. 
delictum  11. 

privatum  11  *.  11 "'. 
Denuntiation  848  fg.  888  fg. 

anonyme  840 ». 

Belohnungen  504  fg. 

falsche  Denuntiation  497  fg,  635  *. 

im  Kaiserprozess  264  «. 

Verbot  846  «. 

Zulassung  848  fg. 
depeculatus  s.  peculatus. 
de  piano  861  fg. 
Deportation  974  fg.  1047. 

Begleitstrafen  979. 

Verlust  des  Bürgerrechts  957  fg. 
deprecatio  485». 
derectarius  793«. 
Desertion  43  «.  561. 
desistere  454.  498  «.    . 
Dictatur  144. 
Diebstahl  527.  733  fg. 

actio  rerum  amotanim  759. 

Anstiftung  745.  746«.  746*.  746». 

Antragsdelict  749  fg. 

in  Bädern  777  ».  777  *. 

Beihülfe  745.  746. 

Bereicherung    des   Diebes    741   fg. 
768''.  768. 

Bewusstsein    der    Rechtswidrigkeit 
742 ».  742  «. 

Capitalprozess  750  fg. 

clepere  737  «. 

condictio  furtiva  757. 

contrectatio  734  fff.  736 ».  763 ».  768«. 

Einbruchsdiebstahl  776. 

Erbschaftsdiebstahl  s.  das. 

Emtediebstahl  772. 

expilator  777  \ 

pro  füre  damnum  decidere  751  *. 

liirtum  conceptum  747.  750  ^  752*. 

furtum  manifestum  750».  750».  752*. 

furtum  oblatum  752*. 

furtum    possessionis    735  ».     736  «. 
740  2.  748  «.  743  «. 
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Diebstahl,  furtum  prohibitum  749. 

furtum  usus  736".  736». 

am  Göttergut  s.  sacrilegium. 

Hausdiebstahl  759  •.  774«. 

Haussuchung  748. 

Hehlerei  747.  775*. 

an  Immobilien  ausgeschlossen  739. 
740«.  763«.  768  ^ 

Infamie  754. 

kein  iudicium  publicum  758  K  774^ 
774». 

Klage:  BerechtifEUUg  743. 
Vererbung  755. 
Yexjfthrung  755. 

im  Eriegsrecht  90  ^ 

litis  aestimatio  736  K  ISS  ^  754 '. 

Lösegeldverfahren  752  fg. 

lucri  faciendi  causa  741^.  763  ^ 

Mitthäter  745  fg. 

bei  Nacht  777  «. 

Objecte  desselben  739  fg. 

Prozess  748  fff. 

qualificirter  Diebstahl  der  Kaiserzeit 
773  fg. 

receptator  775».  775». 

saccularius  777». 

Sklavendiebstahl  s.  plagium. 

am  Staatsgut  s.  peculatus. 

Strafen  774. 

Vereleich  751 ».  751  *.  753  ».  754  •. 

Verhältniss  zum  Baub  661».   737. 
738  K  775  *  (vgl.  Raub). 

Versuch  742  «.  743  K 

Viehdiebstahl  s.  abigeatus.        -- 

mit  Waffen  775'. 
dies  comitiales  363. 

diei  dictio  163  fg.  164  \  324. 

dies  fasti  und  ne&sti  363. 

diem  prodicere  165».  324. 
diribere  tabellas  446  ^ 
disciplina  30. 
Divination  639.  861  fg. 
dolus  9  *.  86  ».  678  fg. 

actio  doli  678  fg. 

bonus  86*. 

exceptio  doli  88*. 

malus  86*. 

Verhältniss  zu  fraus  und  vis  87. 
domesticum  iudicium  17*. 
d(OQO&ox(a  869  *. 
duoviri  perduellionis  588*. 

E. 

edictum  des  princeps  131  *. 
editio  214.  216  fg. 
effractarius  (effractor)  776. 
iyyodfftos  518  ». 
Ehe 

concubinatuB  698». 

conubium  698. 


Ehe 

Gattendiebstahl  759. 
Gewalt  des  Eheherm  18  ^  19 '. 
iustae  nuptiae  698. 
matrimomum  ininstum  693'. 
Scheidung  697.  700  *. 
standesg^nässe  Ehe  693». 
unehrenhafte  Ehe  701. 
Verbote  611 «.  682  fg. 

Ehebruch  688  f|z. 

Beihülfe  695  »  (s.  a.  Kuppelei). 

Bigamie  121 ».  701. 

mit  Frauen  des  Kaiserhauses  587 '. 

Prozess  696. 

mit  dem  eigenen  Sklaven  22  ^  692  ^ 

Sklavenaussage  414^.  414*. 

Strafen  698. 

Tötung  der  Ehebrecher  624  &. 

Vergleich  675  ^ 

Versuch  695». 
Ehrenstrafen  909. 

Eid 

bei  Abstimmune  im  Senat  395'. 

Delation  desselben  436. 

bei  dem  Genius  des  Kaisers  578*. 

585. 
auf  ein  Gesetz  550.  882. 
der  Gesdiwomen  219.  395. 
auf  die  plebeische  Constitation  5'>1 
auf  die  republikanische  Verteung 

551. 
der  Richter  395  *.  895  ». 
der  Soldaten  30*. 
der  Zeugen  431 ». 

Eirenarch  307  fg. 

Etaiancipation,     Aufhebung     deiselbeB 

wegen  Undank  856. 
Entfiärung  664 ''.  701  fg. 

Bestrafung  des   Mitwissenden  91  ^ 
351». 
Enthauptung  mit  dem  Beil  916  %. 

mit  dem  Schwert  928  fg. 
equites  Romani  1084*. 

Erben 

des  Beleidigten  haben  keine  lojimeB- 

klage  806  *. 
condictio    furtiva    gegen   dieselbes 

758». 
Peculatklagen  gegen  die  Erben  772. 
Repetundenklage  gegen  die  Erba 

731.  732''. 
Uebergang  der  Straf  klage  6. 66. 67«. 

392^.  524«. 
Uebergang   der   Vermögenstrefe 

1080. 
Verpflichtung     zum    Gesindemord- 

prozess  649. 
Verpflichtung  zur  Herausgabe  der 

Bereicherung  1030. 
Erbschaftsdiebstahl  777  fg. 
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eremodicium  882  ^ 

ergastulum  801  >.  962. 

ErntediebBtahl  772. 

Erpressung  (s.  concussio  und  Repetunden) 

716.  737  ». 
Ersitzung,  Ausschluss  derselben  bei  ge- 
waltsamer Aneignung  659  ^ 
iavtxoi  606. 
evocatus  816  ^ 
evocatio  (s.  Ladung)  824  ^ 
exceptio  doli  88^. 
Excommunication  298  %. 
excusatio  71  *. 
execratio  72«.  900  ^ 
exiUum  68  ^.  942.  964  ^  965  ^  966. 
zur   Abwendung    der   Gapitalstrafe 

70  fg.  78. 
im  Repetundenprozess  727*. 
des  Scnuldners  70  ig. 
StraäDÜderung  71. 

expilator  777 '. 
exterminare  965^. 
extra  ordinem  (materiell)  198  fg. 
(prozessualisch)  898  (g, 

F. 

fiuäoos  9^. 
Fälschung  667  fa. 

Beilegung  falschen  Amts  oder  Banges 
676  \  713  \ 

Bestechung  674. 

Folterung  (fes  Angeklagten  407*. 

von  Mass  und  Gewicht  676. 

MOnzfiUschung  (s.  das.)  672  fg. 

des  Personalstandes  676.  856  fg. 

Prozess  677. 

Strafen  677. 

Testamentsfälschuug  670  fg. 

Urkundenfälschung  (s.  das.)  672. 

fahrlässige  Eörpenrerletzung  790.  797. 

Tödtung  885  fg.  839  %. 
Fahrlässigkeit  s.  culpa, 
falsum  s.  Fälschunff. 
Fechtschule  s.  Gladiatur. 
Felssturz  981  fg. 
Fetialencolledum  55  ^ 
Feuertod  923. 
fideiussio  331. 
fides  catholica  601  K  601  ^. 

orthodoxa  601  *. 

publica  456. 
Fiscfdrecht  6. 

fiscus,  Einziehung  der  Bussen  1026  %. 
flageUa  983. 

Fleischesverbrechen  682  ^. 
Fluchtafeln  642  *. 
Folterung  405  fg. 

Beschränkungen  417. 

des  Freien  405.  406. 


Folterung  unter  dem  Prindpat  406. 
der  Sklaven  22  K  416  &. 
der  Zeugen  407^.  408 ^  408«. 
forum,  Gerichtslokal  860. 
Gerichtsstand  s.  das. 
Richtstätte  913  fg.  914 «. 
Frauen  (vsL  Ehe,  Haoszucht). 

Ausscnluss  tob  der  Anklage  369. 

Ausweisung  19  «.  968. 

Einstellung  in  Bordelle  als  Strafe 

955*. 
Hinrichtung  928  %.  984 
mildere  Bestrafung  derselben  1042  *. 
schrankenloses  Imperium  gegen  die- 
selben 142«. 
Schwangerschaft  als  Grund  zur  Auf- 
schiebung der  Todesstrafe  911^. 
frans  9*.  87«. 

Freigelassene  18«  (s.  a.  Freilassung). 
Amnassung  der  Ingenuität  857. 
beschränktes  Anklagerecht  370. 
Zurttckfhhmng    in    die    Unfreiheit 
wegen  Undanks  856.  946. 
Freiheit,  als  Anzeigerbelohnung  506  «. 
506^.  506«. 
Verlust  derselben  945  iJB[. 
Freiheitsberaubvmg  (s.    plagium)   664«. 

780  fg.  793  \ 
Freilassung,  Verbot  derselben  während 

des  Strafprozesses  416. 
Freisprechung  449  %. 
Freistädte  unter  dem  Prindpat  230  ^ 
Fristen   der  Appellation  471«.    471 1«. 
472«. 
fftr  das  BeweisverfiEÜiren  396  K  896  «. 

398«.  433. 
bei  der  Ehebruchaklage  698. 
für  Einbringung   der  Klage  391« 

391  ^ 
der  Intercession  465^. 
der  Parteivorträge  427  fg. 
des  Strafprozesses  487  ^. 
zwischen  Anklage  und  Verthddigung 

426«. 
zwischen  Urtheil   und  Hinrichtung 
911  fff. 
frumentarii  318.  319  «. 
fugitivarii  297  ^. 

fiigitivus  (s.  Sklaven)  737  K  746  «.  857. 886. 
furca  919«. 
furtum  8.  Diebstahl. 

Ableitung  des  Wortes  733 ».  734  K 
fustes  983. 

e. 

Gefängnisse  301  fg. 
Aufseher  316  fg. 

Behandlung  des  Gefangenen  303  fg. 
Gefängnissstrafe  960  fg. ;  im  Kriegs- 
recht nicht  üblich  32. 
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Gefängnisse 

Hinrichtung  in.  denselben  928  fg. 
Inspection  310  4.  810  \  316 ». 
Transport  der  Gefangenen  309.  316  ^. 
Verbot    der    Haltung   von    Privat- 
gefängnissen 565^. 

Gehülfe,  adiutor  99  >. 

minister  99  ».  99  ». 
Geisselung  42  K  47.  634  K  938. 
Geistliche  Gerichte  290  fg. 

Inspection  der  Geftnjpiisse  310  ^ 

Intercession  im  Stra£echt  296. 

Privilegien  295. 

Suspension  derselben  wegen  Glücks- 
spiels 861  \ 

Geldbussen  s.  multa. 
Gemeinde,  Prözessfuhrung  für  dieselbe 
506  fg. 

Gemeinderath,  Ausschluss  von  demselben 
998  fg.  1049. 

Gemeinland,  missbräuchliche  Benutzung 

845  fg. 
genethliaci  862«. 
gentiles  606. 

Gerichte,  Feiien  derselben  363. 
geistliche  Gerichte  290  fg. 
Gerichtsstunden  364. 
Ort  des  Gerichts  358  fg, 
Störung  der  Verhandlungen  658«. 

Gerichtsstand  354  fg. 

Goncun*enz  verschiedener  Gerichts- 
stände 358. 
des  Domicils  856. 
des  römischen  Bürgers  110  fg. 
des  Thatorts  357. 

Gesandtenverletzung  665  '. 
Geschäftssperrung  1003  fg. 
Geschenknahme  s.  Kepetunden. 

geschlechtliche  Delicto  682  fg. 
reschwisterehe  116. 
Geschwome 

Altersgrenzen  212. 

Ausbleiben  im  Termin  214*.  397». 

883  ". 
Ausschlussgründe  212 fg.  213«.  994«. 
Bestechungsannahme  S4. 
editio  214.  216  fg. 
Eide  219.  395. 
Listen  derselben  178  *.  235  K 

für  Specialquästionen  198  *.  199  ■. 
211  f,.. 

öffentliche  Auüstellung  2101.  211. 

der  Statthalter  235  K 
Plätze  am  Tribunal  861 «. 
des  Privatrechts  177  fg. 
reiectio  s.  das. 
im  Repetundenprozess  723. 
sortitio  214  fg. 
ständische  Qualification  178  >.  209  fg. 


Geschwome 

titulare  Bezeichnung  209^. 
Zahl  derselben  210.  217  fg,  4441 

Geschwomengericht  (s.  a.  aoaestiooesi 
Abstimmung  in  demselben  444  te. 

883  >». 
Bildung  desselben  198  >.  198*.  199*. 

213  fg.  394. 
Einführung  derselben  5^  190. 
litis    aestimatio    im    Repetanden- 

prozess  725. 
Vorsitz  in  demselben  205  fg. 

Gesetze,   Contraventionen  bei  der  Eis- 
bringuAg  derselben  882. 

Eid  auf  ein  Gesetz  550.  882. 

Interpretation  127  K  191  *. 
Gesindemord  630.  649. 
Gesinnungsverbrechen ,  Geständniss  438. 

Rücktritt  438.  1044  «. 
gesta  (Protokolle)  514«. 
Geständniss  437  fg. 
Gewichte,  Fälschung  derselben  676. 
Giftmischerei  635  fg. 

Abgabe  von  Giftstoffen  686*.  889-. 
Giftmord  143  «.  636. 
Gladiatur  925 ».  953  fg.  1047. 
Glücksspiel  860. 

Beleidigung  des  Bankhalters  798  K 
831«. 

Verbot  desselben  für  Geistliche  Sfil '. 
yofis  639  «. 

Göttlichkeit  des  princeps  588«. 
Grabstätten 

christliche  Grabstätten  608«. 

Verbot  der  Anlage  derselben  in  der 
Stadt  847. 

Versagung    des   Grabrechts  591. 
987  fg. 
Gräberschädigung  665.  786  K  812  fg. 

Festsetzung  der  poenae  816  ig. 

Geldbussen  814  fg. 

Strafen  821. 

Tv/LtßmQVX^tt  821. 

als  vis  bestraft  665  ^.  820 «. 

Grenzverrückung  822. 
Guss  und  Wuit  s.  actio  de  effosis  et 
deiectis. 


Häresie  599  fg. 

Verfahren  nach   dem  Tode  604'. 
1030. 
Haft  (vgl.  custodia,  prensio,  vincal&)299^. 
960  fg. 

Executionshaft  961  fg. 

MiUtärhaft  315  %. 

öffentliche  Haft  96a 

Schuldhaft  48*.  727.  960«. 

Sclavenhaft  962. 
Handlungsfähigkeit  75  fg. 
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haruspices  861  <^.  864  fg. 
Hausbuch  513. 

Hausfriedensbruch  662*.  793. 
Hausgericht  25  fg. 

Hinrichtung  984. 

über  Sklaven  617  K 
Hauskind  18. 

Aussetzung  desselben  619.  620  K 

Tödtung  desselben  617  fg. 
Haussuchung  418  fg. 

lance  et  licio  748. 
Hausthier.    Straffähigkeit  66  >. 
Hauszucht  16  fg.  81.  688  fg.  898. 

relegatio  968.  970. 

Verhältniss   zum    öffentlichen  Pro- 
zess  1044*. 
Hehlerei  747.  775*. 
Heiden  s.  pagani. 
Henker  915  *. 
hereditas  iacens  778. 
Herkommen  151  ^ 
Heterodoxie  601  fg. 
Hinrichtung  s.  Todesstrafe. 
Hofgencht  260  fg. 

Mitglieder  desselben  268. 
Hofgesinde  289  fg. 
homicidium  618.  628  K 
honestiores  245.  1085. 
Honorar  der  Advocaten  706. 
honorati  1038''. 
hostis  259.  588. 

hostem  iudicare  256*. 
humiliores  245.  1085. 
vnofjtvrjfÄUTia/ÄOS  514*. 

I. 

Jagdschulen  958  fg. 
ignominia  998*. 
ignorantia  iuris  92  fg. 
Immobilien,  Diebstahl  an  ihnen  ist  aus- 
geschlossen 789.  740  *.  768  *.  768  *. 
Imperium  85  fg. 

ausserstädtisches  144  fff. 

merum  des  princeps  2d0  fe. 

merum  des  Statthalters  248*. 

der  Promagistrate  144*. 

schrankenloses  Imperium  148. 
impietas  87.  540^. 
Infamie  998  fff. 

wegen  calumnia  494  fg. 

censorische  994^. 

consularische  994*. 

wegen  Delation  880*. 

deUctische  996  fg. 

wegen  Häresie  604*. 

wegen  Injurie  787  *.  805.  806 '. 

wegen  Meineid  681*. 

wegen  Paganismus  608. 

prätorische  995  fg. 

wegen  praevaricatio  502''.  503*. 

Stiafschärfungsgrund  1043*. 

Binding,  Handbuch.  I.  4:  Mommsen, 


In&mie  wecen  tergiversatio  500*. 

wegen  Wucher  851  K 
incantatores  862*. 
incestus  682  fg. 
in  consilium  ire  442*. 
in  consilium  mittere  442*. 
index  504*. 
Indicienbeweis  442. 
iniuria  5i.  9*.  527.  784  fg. 
Absicht  797. 
Anstiftung  799 ''. 
atrox  789".  790'. 
Augenschein  808*. 
gegen  Bankhalter  beim  Glücksspiel 

798  ^  881  *. 
gegen  Beamte  582.  807. 
Begriff  derselben  785  fg. 
Beihülfe  799  ^ 
Carmen  famosum  794*. 
convicium  794*.  795  ^ 
gegen  Ehebrecher  798  *.  798  *.  798*. 
gegen  die  Ehefrau  799. 
m  Eingaben  an  Behörden  796  >. 
egen  den  Einwilligenden  798*. 
Freiheitsberaubung  798. 
egen  die  Gemeinde  58  ^  567. 
Jeldbussen  802  fff.  804. 
Geschwomengericht  808  *. 
Hausfiriedensbruch  798. 
Infamie  787  *.  805.  806  \ 
Klagen  wegen  iniuria  790  fg. 

Befristung  der  Erhebung  488*. 
Criminalverfahren  807. 
Gegenklage  806. 
kein  iudicium  publicum  198^. 

844^  868*.  804. 
Verjährung  806  *. 
Vertretung  875.  806 ''.  807  «. 
Körperverletzung  790. 
levis  789. 

libellus  famosus  794*. 
mittelbare  Injurie  786.  798. 
Mitthäter  799  '.  805  «. 
Nothwehr  gegen  dieselbe  621  K 
Prozess  801. 
Publicität  796  ». 
Realinjurie  787  *.  791. 
Recuperatorengericht  808  *. 
Scherz  797  «. 
Strafen  801  *.  808. 
Sühneversuch  802  K 
talio  802  >. 
vorzeitige  Testamentseröffiiung  794*. 

fegen  Todte  786 '. 
fnzucht  792. 
vadimonium  808. 

Verfahren  während  der  Ferien  808  *. 
Verfllhrung  791 «.  791 '. 
Vergleich  805  *.  805  *. 
Versuch  799  *. 
im  Zwölftafelgesetzbuch  62^.  786. 

rom.  Stnfr.  67 
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in  ius  vocatio  386.  389.  723. 

inquisitio  347. 

in  sacrum  iudicare  158*.  166*.  1015*. 

1025  fg. 
inscriptio  384  fg. 
Instanzenzug  281  fg. 
Instructionen  der  Kaiser  279  *. 
Insubordination  562. 
Intercession  462  fg. 

Anwendung  im  Strafrecht  466  fg. 

collegialiscne  468*. 

Fristen  derselben  465*. 

der  Geistlichen  296. 

der  maior  potestas  463  ^  466  *. 

Verletzung  der  Intercessionsordnung 
556.  882«.  882».  883  ^ 

Interdictio  (vgl.   Aechtung,   Bannbruch, 
relegatio)  72  fg.  592.  971  fg.  1048. 
Begleitstrafen  derselben  978. 

interdictum  de   clandestina  possessione 
740  >. 
de  vi  armata  660. 
quod  vi  aut  clam  526  ^. 
unde  vi  653  *.  658 '.  739  «. 

Intemirung  973  fg.   1048. 
Interpretation  der  Gesetze  127 '.  191  *. 
interrogatio  lege  387  fg. 
Intestabilität  403  K  990  fg. 
Irrthum  86  *. 

Juden  610  f^. 

Ausschliesslichkeit    der    jüdischen 

Religion  571  iß.. 
Beschneidung  638. 
Capitalprozess  der  Juden  120*.  240". 
Gemeindeiosigkeit  572  *. 
religio  licita  der  Juden  572'. 
Schutz  der  Synagogen  598".  611«. 

Verbot  des  conubium  mit  Christen 
6112. 

Verbot  des  üebertritts  zum  Juden- 
thum  574«.  610.  611  ^ 

iudex,    Bezeichnung   des    Geschwomen 
178».  209*. 
Ordinarius  281. 
pedaneus  248  fg.  713«. 
quaesitionis  rerum  capitalium  207  «. 
quaestionis  187«.  633*. 
sacrarum  cognitionum  270  *.  282  «. 
unus  177«. 

iudicare  perduellionem  3  «.  528  *. 
Judication  und  Coercition  38  ^  897. 
iudicium  populi  161 «.  180 «. 
iudicium  publicimi 

(im  älteren  Sinn)  180  fg. 

(im  jüngeren  Sinn)  186  fg. 

Folgen  der  Verurtheilung  in  dem- 
selben 184«. 

der  Municipien  226  fg. 

Schriften  de  iudiciis  publicis  534  fg. 


iudicium  publicum 

Verhältniss  zur  actio  popokiis  192^ 
344«.  366. 
zum  iudicium  populi  180'. 
ius  gentium  118  fg. 
ius  gladii  des  praefectos  vigilom  274*. 

des  Statthalters  243  fg. 
iuBtitium  364«. 

Kaiserbildniss  585. 
Kaisergericht  s.  Hofgericht  uid  prinoeps. 
xa&oaCiaatg  540  «. 
Ketzerei  569  «.  600  *  (vgl.  Häresie^ 
Keuschheitsverletzung      (vgl.    staprui; 
688  fg. 
Nothwehr  dagegen  620  ^  621  ^ 
Kinder,  Beschränkung  der  Vermöseßs- 
confiscation  zu  Gunsten  derselben  1006. 
mildere  Bestrafung  1042. 
Strafbefreiung  75. 
Verbot  der  Folterung  derselben  417'. 
Kinderabtreibung  636.  860. 
Kindesunierschiebung  676.  860^. 
Kindesverkauf  782. 
Kirchendiebstahl  (vgl.  sacrilegiom)  59^. 
Kirchenschändung  598. 
Kleider,   Verbot  der    toga  candid«  bei 
der  Wahlbewerbung  8to. 
Trauerldeidung  der  Angeklagten  ^1 
bei  Executionen  916*. 
Verbot  derselben  989. 

Könige,  Strafgewalt  5  K  36. 
Königsgesetze  5>. 
Körperstrafe  981  fg. 

im  Kriegsrecht  32*. 
Körperverietzung  797.  802.  836. 
Komwucher  851  fg. 

Zulassung  der  Frau  zur  Anklage  86i)'- 

Zulassung  des  infamis  zur  ArJdji^ 
371«. 

Zulassung  des  Soldaten  zur  .Anklage 
371 -f. 
Kreuzigung  918  fg. 
Kriegsrecht  27  fg. 

Körperstrafe  32  *.  981  *.  981  \ 

Prozess  33. 

Todesstrafe  s.  das. 

Vermögensstrafe  32  ^ 

Volksfesthinrichtung  925  fg. 
Kriegsstandgericht,  senatorisches  256^. 
Kuppelei  699  fg. 

Ladung  324  fg. 

Denuntiation  an  denBekhigten^' 
Edictalladung  332. 
durch  Homruf  170*.  352«. 
eines  Magistrats  352  ^  353. 
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Ladung  des  Nichthürgers  855  ^ 
zum  Termin  396. 

unbeschränkte    Befugniss    der    be- 
freiten Gerichte  3^4. 
der  Zeugen  408  fg. 
zwangsweise  VorfOhruug  325. 

Landesverrath  547  fg. 

Tödtung  des  Landesfeindes  623. 

Latiner,  Provocationarecht  110*.  509*. 
latro  629*. 

latrunculator  312  \  315  ». 
laudatio  411».  441. 

Ausschluss  derselben  in  den  pom- 
peischen  Gesetzen  441  *. 
lautumiae  302. 
legati  Augusti  230  fg. 

iuridici  246  «.  247  «. 

des  Statthalters  246. 

leges  (Volksschlüsse), 
lex  populi  161*. 
Acilia  (Repetunden)  205  *.  708  •. 
Appuleia  (Majestät;  198  ^ 
Aquillia   (Sachbeschädigung)  826  *. 

828. 
Atemia  Tarpeia  (Multen)  50'. 
Aurelia  (Geschwome)  210. 
Calpurnia  (Ambitus)  867". 
Calpumia  (Repetunden)  190*.  708. 
Gassia  (Abstimmung  in  den  Gomitien) 

170«. 
Goelia  (Abstimmung  in  den  Gomitien) 

170  8. 
Gincia  (Schenkungen)  705. 
Gornelia  (Ambitus)  867  «. 
Gornelia    de    falsis    (testamentaria 

nummaria)  669  %. 
Gornelia  (Glücksopiel)  860  ^ 
Gornelia  (Injurie)  785*. 
Gornelia  (Provocation)  257*. 
Gornelia  (Repetunden)  709  '. 
Gornelia    de    sicariis    et    veneficis 

(Mord)  615. 
Gornelia  Baebia  (Ambitus)  866  ». 
Fabia  (.\mbitus)  871  K 
Fabia  (Plagium)  780. 
Fufia  (Religionsverbrecher)  198'. 
Gabinia  (Darlehn)  886  ^ 
Icilia  (Besiedelung  des  Aventin)  557  '. 

563«. 
iudiciariae  s.  luliae. 
lulia  de  adulteriis  coercendis  684. 

691». 
Julia  agraria  566  '. 
lulia  (Ambitus)  867  ». 
lulia  (Annona)  852  ^ 
lulia  iudiciorium  privatorum  128  fg. 

655  fg. 
lulia    iudiciorum    publicorum   49'. 

128  fg.  191  K  655  fg. 
lulia  peculatus  762  ^ 


lex  lulia  de  residuis  762  K  762,«. 

lulia  (Repetunden)  709».  709*. 

lulia  de  vi  privata  128  fg.  655  fg. 

lulia  de  vi  publica  49^.  128  fg. 
191  K  655  tg. 

lulia  (Vereine)  876 ». 

lulia  Papiria  (Multen)  5P. 

lunia  (Repetunden)  708  ^. 

Licinia  (Sodalicien)  217.  867.  872  '. 

Licinia  Mucia  (Bürgerrecht)  858. 

Marcia  (Wucher)  850  '. 

Menenia  Sextia  (Multen)  50'. 

Papia  (Anmassung  des  Bürgerrechts) 
204.  859  K 

Pedia  (Mörder  Gaesars)  199  '. 

Plaetoria  (Defraudation  des  Mino- 
rennen) 181  ®. 

Plautia  (Piotia)  de  vi  654. 

Poetelia  (Ambitus)  866  '. 

Pompeia  (Ambitus)  867  ^. 

Pompeia  (vis)  199  '. 

Porciae (Provocation) 31 '.  47».  163 ». 

Publicia  (Glücksspiel)  860  ^ 

Renunia  (calumnia)  491  '^.  491 ». 

sacratae  552  ».  901  *.  902. 

Servilia  (Repetunden)  709. 

Sempronia  (Provocation)  42.  163. 
258». 

Titia  (Glücksspiel)  860  ». 

Tullia  (Ambitus)  867  *. 

Valeria  (Provocation)  632*. 

Visellia  (Freigelassene)  858 ». 

Varia  (Hochverrath)  198 '. 

Legirung  des  Goldes  673. 
legis  actio  10». 

per  condictionem  721 '. 

per  iudicis  postulationem  185 ». 

per  manus  iniectionem  177  '. 

sacramento  177».  722*. 

Leichenverbrennung,  Verbot  derselben  in 

der  Stadt  847. 
lenocinium  699  '^. 
übellus  famosus  340  ^  565.  794». 
anonyme  Schmähschritt  801 '. 

lictor  915 ». 
Liebestränke  637  '. 
Litisaestimation  447*.  1020. 

bei  Diebstahl  736 ».  753  *.  754  ^ 

bei  Repetunden  725  fg. 
Litiscontestation  im  Straiprozess  392  fg. 
Listen  geführt  von  den  Aedilen  159'. 

geführt  von  den  Dreimännern  159  '. 
299. 

der  Geschwomen  178  *.  235 » (vgl.  das.) 

der  Prostituirten  159  '. 

der  Wehrpflichtigen  561. 
loco  cedere  562 ». 
Lösegeld  13».  13'.  14».  752.  832. 
ludi  954. 
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ÖtixaiQoaooCtt  80*. 
laffie  639'' 


[agie  639  fg.  863. 

Folterung  des  Angeklagten  407  ^. 
Strafen  643. 

Magistrate  (vgl.  Beamte,  Coercition,  Ju- 
dication). 
Anmassung   magistratischer   Befdg- 

nisse  565  ».  674  *.  676  \  713 ''. 
Einheitlichkeit   der  magistratischen 

Gewalt  137  i. 
Ladung  eines  Ma^strats  352  ^.  353. 
Vollgewalt  (impenum  merum)  27  fg. 

maiestas   (s.    a.   perduellio,    Staatsver- 
brechen) 538  fg. 
Bedeutung  des  Worts  538  ^ 
tribunicia  538  ^ 

Msnestätsbeleidigung  (s.  princeps)  583  fg. 
maleficium,  maleficus  9^  11  ^  640  ^ 
Mandimng  der  Strafgewalt  145  ^  145  '. 
206«.  206«.  236«. 

durch  den  praefectus  praetorio  269«. 

durch  den  praefectus  urbi  271 «. 

durch  den  princeps  269  fg. 

im  Senatsprozess  255. 

durch  den  Statthalter  245  fg. 

bei  vis  206«. 

Manichäer  576.  600 1. 

Todesstrafe  für  dieselben  599  ^  605«. 

Mass,  Fälschung  desselben  676. 
mathematici  862«. 
matrimonium  s.  Ehe. 
Maximaltarif  des  Diocletian  853. 
Meineid  681. 

auf  den  Namen  des  Kaisers  586. 

Menschenopfer  120 «.   121  K  121 «.  122. 
642 1.  900  fg.  904. 

Menschenraub  780  fg. 
metallum  949  fg. 

opus  metalli  951 «. 

opus  publicum  952^. 

metus  654  ^ 

Militärverbrechen  561  fg. 
Missgeburt,  Tödtung  derselben  619  ^  904. 
MisshandlunK    der    Eltern     durch    die 
Kinder  565  8. 

Mitthäter  100  fg. 
conscius  98^. 
präsumirte    Mitthäterschaft     103  ^. 

103  ».  631  \ 
socii  98«. 

monumenta  publica  519  «. 
Mord  (s.  a.  Tödtung)  612  fg. 

dolus  626. 

Gerichtshof  in  Rom  226  «.  355  *. 

Gesetz  des  Numa  612  *.  614. 

Gesetz  des  Sulla  615  fg. 


Mord,  Mitthäterschaft  627. 
Prozessformen  647  %. 
Prozesse  vor  den  Comitien  614  K 
Strafen  631.  650. 
Versuch  627. 

morti  dare  612  >. 

Motiv  des  Verbrechens  626.  1048  ^ 

Münzvei^gehen  672  fg. 

Anmassung  mairistratischer  BefiuniB 

565«.  674*. 
conscii  91 «.  350 ». 
Legirung  von  Münzen  673.  766  ^ 
Pri^n^  auf  eigene  Rechnung  766  ^ 
vorbereitende  Handlungen  670*. 

multa  12.  13  ^  14«.  50  fg.  909.  1012  (p. 

Appellation  dagegen  53  ig. 

zum   Besten    der   Gemeinde  182  ^ 
188  «.  184  \  1021  fg.  I 

Execution  der  Forderungen  1022  fg. 

im  Kriegsrecht  326. 

magistratisch  -  comitiale  Bussen 
1014  fff. 

maxima  51.  52  ^  1019. 

minima  51. 

multam  inronire  3  «.  166«.  lOlo. 

prätorische  Klage  auf  feste  Geld- 
busse 1016  fg. 

prätorische  Klage  auf  aestimatoriscfae 
Geldbusse  1019  fg. 

Provocation  dagegen  52«.  158  •.  169. 

in  sacrum  iudicare  158».  166*.  1015«. 
1025  fg. 

för  Tempelschädigung  811. 

tribunicischerMultprozess  158^o>;d'. 
592  ^  592«. 

Viehbussen  12.  50  fg.  1012  ^ 
Multiplarstrafen  753  \  1021.  1049. 
Municipalbeamte,    ambitos  868  ^   STV 
884'. 

Coercition  derselben  40.  228. 

peculatus  767  fg. 

Municipalgerichte  226  fg. 
Municipalrath  s.  Decarionen. 


Nachkommen  (vgl.  Erben) 

Ausschluss  der  Bestrafung  derselben 

986. 
Bestrafiing  derselben  beim  Stuts- 

verbre<£en  593  fg.  986  ^ 

Nächsten  mord  s.  parriddiom. 
Namen,  Verbot  gewisser  Namen  990*. 
nefas  9^ 
neglegentia  837 '. 
Nekromantie  642«. 
NichtbOrger,   Ausschluss  von  der  An- 
kläffe 368  ^ 
(^pitalver&hren  gegen  dieselben  943. 
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Nichtbürffer,  Rechtlosigkeit  79.  634. 

Statttialterliche  Stra^uptiz  aber  die- 
selben 289  fg. 

Zulassung  der  Denuntiation  gegen 
dieselben  349  ^ 

Nichtigkeit  des  ürtheils  480. 
nominis  deiatio  382  fg.  389.  723. 
Dominis  receptio  388^.  383'. 
non  liquet  422. 
notaritts  516'. 
notoria  315*. 

Nothstand  653  «.  653  «.  880  ». 
Nothwehr  620.  621  >.  653 1.  830'. 
Nothzucht  664.  665  K  792 '. 
noxa  7  fg.  21  fg.  81.  p.  XXIV. 

capitalis  npxa  9^. 
noxae  dare  7  ^ 
Noxalklage 

bei  Diebstahl  755. 

bei  Mord  625  «. 

bei  Sachbeschädigung  833^. 
noxam  sarcire  8^. 
ob  noxam  dare  8^ 


noxia  s.  noxa. 
noxius  9^^. 


O. 


Oberpontifex,  Coercition  40*.  559. 

Leitung  der  Hinrichtung  der  Yesta- 

lin  929. 
Strafgewalt  160  K 

obvagulare  794.  991 ». 
occentatio  565.  794».  800  fg.^ 
Oefifentlichkeit  des  Verfahrens  149  K  359. 
Ausschluss  derselben 

bei  manchen  Hinrichtungen  929. 

im  magistratischen  Prozess  149'. 

bei  dem  Kaisergericht  263  ^ 

im  Senatsprozess  254. 

Rechtsprechung  pro  tribunali  265'. 
281* 

officiales  138. 

Repetundenklage    gegen    dieselben 
713». 

Untersagung  des  Geschäftsverkehrs 
719«. 

OfficiaWerfahren  351. 
ope  consilio  100.  745  K  745  «. 
Opfer,    Folgen   der  Verweigerung   der- 
selben 568.  578. 

Menschenopfer  s.  das. 

Verbot  derselben  607. 

opus  951 «.  952  fff. 
opus  metalli  951  *. 
opus  publicum  952^. 
Orakel,  unbefugtes  567^. 


Orakelbefragung  861  fg. 

über  den  princeps  584*.  584*.  863  ^ 
oratio  perpetua  426 '. 
ordo 

extra  ordinem  s.  das. 

der  Prozesse  398  fg. 

indiciorum  publicorum  193  fg. 

uterque  ordo  1033  fg. 
Orthodoxie  601 ».  602. 


P. 

Päderastie  703. 
pa^ani  605  fg. 
naQedgoi  s.  adsessores. 
parricidium  527.  612  fg.  643  fg. 

Geständniss  437  ^ 

Nächstenmord  613^. 

parricida  esto  528  '. 

quaestio  parricidii  644. 

Säckung  des  parricida  923. 

Strafen  des  parricida  645  fg. 

Testirfähigkeit  des  parricida  650'. 
1008«. 

Verjährung  489  *. 
patronus  376  «.  378  K 

Verletzung  der  Patronatspflicht  566. 
pauperies  9^  834. 
peculatus  734 ».  764  fg.  776  *. 

Capitalverfahren  768  fg.  769*. 

Defraudirung     öffentlicher    Kassen 
766  tk. 

Entwenaung  der  Beute  765. 

Entwendung  öfifentl icher  Gelder  764. 

Ersatzverfahren  770  fg. 

Klage  gegen  die  Erben  772. 

municipaler  peculatus  767.  768'. 

Strafen  769.  771. 

Verjährung  772  ». 

pecuniae  residuae  765^. 
pecunias  capere  714  ^ 

repetere  714'. 
perduellio     (vgl.    maiestas    und   Staats- 
verbrechen) 43.  105.  146.  527.  537  fg. 

Ableitung  des  Wortes  587  K 

Aechtung  des  perduellis  937. 

duoviri  perdueilionis  154. 

?erduellionem  iudicare  3  '.  528  ^. 
*rozess  nach  dem  Tode  67. 
Verlust  des  Bürgerrechts  im  Augen- 
blick der  That  256  fg.  590.  957. 

periculum  (Entwurf)  268  '.  447  ». 

petere  1017». 

petitio  381 «. 

piaculuni  86  ^  85».  811'.  812».  903. 

plagium  780  fg. 

plebeii  245.   1085. 

plebs  1088 ». 

tribuni  plebis  s.  das. 
poena  13  fg.  899.  1018  fg. 
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poena  capitis  907.  908».  911  fg.  916. 
poenae  existiroationis  909'^. 
pontifex  maximus  s.  Oberpontifex. 
rontificalcollegium ,    Aufsicht  über   die 
Grabstätten  817  ^ 
Festsetzung  der  Bussen  für  Gräber- 
Schädigung  819  ^ 

postulare  382  «.  382  ». 
potestas  135  ^ 

praedes  vades  828'.  1023.  1025. 
praemia  accusatorum  s.  Anklägerbeloh- 
nungen, 
praefecti  (der  Clientelstaaten)  231. 
iure  dicundo  223. 

praefectus  annonae  274.  851  *. 

Capitalgerichtsbarkeit  274  \  852  ». 
praefectus  praetorio  267. 

Appellation  an  denselben  285  *. 

praefectus  urbi  271  fg. 

Appellation  an  denselben  220  '^.  273. 
277 '    283 

Sicherheitspfleee  272. 

summarisches  Verfahren  272*.  274*. 
praefectus  vi^ilum  274. 
praeses  provmciae  231 '. 
praetor,  breve  edictum  205  ^ 

delictischer  Privatprozess  175  fg. 

imperium  176*. 

peregrinas  176  *. 

repetundis  176  \   191  «.  205  *.   721. 
724  V 

Stimmrecht  in  den  Quästionen  208  *. 

Vorsitz  in  den  Quästionen  205  fg. 
praevaricatio  491'.  501  fg.  998«. 
Dre(he)nsio  48  fg.  325.  SSO. 
Friesterdelicte  559  fg. 

Ausschluss  vom  Priesterthum  1002. 
princeps,  Anfrage  bei  demselben  278  fg. 

Appellation    an    denselben    275  fg. 
468  fg. 

Beleidigung  583  fg. 

Delegationsrecht  269  fg. 

üelictfähigkeit  83. 

Diebstahl  am  Kaisergut  767  <^. 

Divination  mit  Beziehung  auf  den- 
selben 584.  863  5. 

Göttlichkeit  583  ^ 

Hofgericht  s.  das. 

Judicatioii  260  *. 

Kaiserge  licht  260  fg. 

freie  Strafbemessung  1039. 
Verweisung  von   Prozessen  an 
dasselbe  241 «.  243  K 

Kirchenregiment  597. 

Legislatorische  Competenz  )30«. 

Rechtsprechung  265  fo.  280  fg. 

Sanction     der     Concilienbeschlüsse 
291.  597«.  602. 

Schutz  des  Kaiserbildnisses  585. 


princeps,  Unverletzlichkeit  .582. 
Verhältniss  zu  den  Gesetzen  $4. 

princeps  peregrinorum  316*.  318*. 

?rinceps  sceleris  98*. 
rivilegien,  Verbot  derselben  196*.  0.52*. 
557. 

privilegirte  Stände  laSS  fg.  1045  fg. 
probrum  993*. 
pro  consule  230. 
procu ratio  (Sühnun^)  904. 
procuratores  231.  275.  1028  fg. 
prodicere  165  ».  324. 
prodigia  862. 
proditio  547  fg. 
TiQodoaCa  539  *. 
pro  praetore  230. 

proscriptio  938  *.  1005  *  (vgl.  Aechtntg 
proscriptio     bonorum    1024    (vgl,  V^- 
mögensconßscation). 

Prostituirte  692. 

Liste  derselben  1.59*. 

Protokoll  512  fg. 

unregelmässige  Führung  ^'i-. 

provincia  232. 

Provocation  31 «.    38 '.    41  fg.    167  fir. 
473  fg. 

Ausschluss  derselben  gegen  einGf^ 
schwomenurtheil  "476.  482. 

Ausschluss  gewisser  Bürger  von  der- 
selben \&  K 

Einfuhrung  derselben  42*. 

Eludirung  bei  der  perdoellio  \t 
256  *.  257  ».  590. 

feldherrliche  477  fg. 

Gesetze  s.  lex  Cornelia,  Poreide. 
Sempronia,  Valeria. 

bei  dem  Intemationaldelict  46-. 

an  den  maximus  comitiatus  167'. 

gegen  Multen  52«.  1.58».  169. 

omnium  rerum  provocationes  42  ^ 
162«. 

provocationsfreie  Magistrate  41  fg. 
144. 

Provocationsrecht  der  Latiner  110*. 
509  ^ 

gegen  Statthalter- ürtheile  242^262«. 

an    die   Tributcomitien   bei  Moli- 

klagen  169. 
Verletzung    des    Provocationsreciits 

167  *.  632  fg. 
in  den  Zwölflafeln  42«.  162». 

Prozessbestechung  677. 
publicatio  bonorum  1005*. 
Purpur  584. 

Quadruplation  180  *.  850.  860  >.  861 « 
quaesitor  187  3.  206. 
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quaesitor,  Leitung  des  Prozesses  421  fg. 
431*. 

Stiimnrecht  208  ». 

quaestio  147 ».    187  fg.    340  ^   (vgl.  Ge- 
schwornengerichte). 

Bezeichnung  des    älteren  iudicium 

publicum  183».  184». 
de  ambitu  867.  873. 
de  annona  852. 
Ausschluss   der  Appellation   220». 

276.  470. 
Capitaljustiz  derselben  942. 
de  civitate  858  fg. 
Competenz  derselben  200  fg. 
cotidianae  196  \  197  fg. 
Dauer  derselben  219*.  220  ^ 
Einführung  190. 
extraordinariae  196". 
infamirende  Wirkung  der  Verurthei- 

lung  997  fg. 
für  Injurie  803  «. 
Ordnung  durch  Sulla  190 ».  203. 

durch  die  lex  lulia  191  ^. 
parricidii  644». 
peculatus  761 ».  771. 
perpetuae  196*. 
publicae  187«. 
repetundarum  708.  722  fg. 
inter  sicarios  203  \  615.  647. 
de  vi  665. 
versitzende  Prätoreu  205  fg. 

Quästoren,  Einführung  155  *. 

Gehülfen  der  Consuln  145  K  147  ». 
Strafgewalt  155  fg. 

quaestores  parricidii  155».  155*.  615. 
quarta  accusatio  169*. 
quarta  der  Delatoren  510*. 
Quasidelict  525  *. 
qninquevirale  iudicium  288. 
quinque  viri  eis  Tiberim  299». 

R. 

Rädelsführer  98*. 
rapina  660  *. 

rationales  s.  procuratores. 
Raub   (vgl.  Diebstahl,  vis)  660  fg.   737. 
738  ^  775  K 

Realinjurie  s.  Injurie, 
receptores  (receptatores)  775».  775». 
recitatio  des  ürtheils  447^. 
recuperatores  178  ^ 

bei  Injurie  803  ^ 

im  Repetundenprozess  726  ». 
Regenbeschwörung  863^. 

Verbrechen  der  versäumten  Regen- 
beschwörung 122». 
regesta  514». 
regnum  appetere  550». 


Reichsjustiz  104  fg.  240  fg. 
reiectio    des   Geschwornen   214.    215  »• 
215  ».  216 1. 

Reinigungseid  437. 

relegatio  (vgl.  Deportation,   interdictio) 
m  fg.  1Ö8. 

Sprachgebrauch  965«.  965».  968«. 

Ausweisung  969  fg. 

Begleitstrafen  977  fg. 

Dauer  derselben  976  fg. 

Deportation  s.  das. 

Formen  der  Relegation  967. 

der  Frau  19 «.  968. 

des  Freigelassenen  20«.  968. 

des  Hauskindes  23 ».  968. 

interdictio  s.  das. 

Interdiction  Italiens  971  fg. 

Intemirung  973  fg. 

örtliche  Ausdehnung  der  Relegation 

969  fg. 
üebertretung    derselben    977    (vgl. 

Bannbruch). 

Religionsverbrechen  567  fg. 

Repetunden  705  fg. 
actor  724 ». 
Bestechung  717. 
cognitor  724». 

Concurs  des  Verurtheilten  727.  730. 
concussio  717. 
condemnatio  725  ^  726. 
Entwendung  716. 
Erpressung  716. 
Exil  727».  729  ^  730». 
Geschäftsverkehr  719. 
Geschenknahme  714  fg. 
Geschworne  723. 
Gesetze  708  fg. 
Kbge  721  fg. 

condictio  sine  causa  721  fg. 

Cumulation  der  Klagen  7^. 

gegen  Dritte  731  fg. 

gegen  die  Erben  731.  732''. 

litis  aestimatio  725  fg. 

Praetur  176».  191«.  205*.  721.  724'. 

Prozess  722  fg. 

privilegirter  Privatprozess  202  *. 
343 '.  3<)7. 

Recuperatoren  726». 
Schuldhaft  727. 
Sicherheitsleistung;  726. 
Steuerdelicte  718. 
Strafen  727  fg. 
Vermögensbeschlagnahrae  727. 

Requisition  326. 
rerum  repetitio  108  *. 
res  novae  550». 
res  religiosae  763  «. 

sacrae  762  *.  762  ^  762  e. 

Rescripte  130*. 
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restitutio  in  integrum  478  fg. 
reus  190  ^  190«. 
Richter  (vgl.  Geschwome). 

Bestechung  derselben  s.  Bestechung. 

Delicte  derselben  674  fg. 
Ritter,  Privilegien  1033. 
Rückfall  1044«. 
Rücktritt  vom  Versuch  98  «.  1044. 

von  der  Klage  s.  desistere  und  tergi- 
versatio. 


saccularius  777^. 

Sachbeschädigung  809  fg.  (vgl.  auch  vis). 

damnum  iniuria  9'.   90.  527.  741*. 
825  fff. 

aquillische  Klage  826  fg. 

Aestimation  832. 

culpa  829  fg. 

des  Einwilligenden  831 '. 

Gräberschädigung  s.  das. 

Grenzverrückung  s.  das. 

Mitthäterschaft  831. 

Noxalverfahren  833*. 

pauperies  s.  das. 

Prozess  831. 

Schadensersatz  832. 

Strafen  &32. 

Tempelschädigung  s.  das. 

Umhauen    von  Fruchtbäumen   835. 
842. 

Verjährung  &33  e.  833 ''.  833  «. 

Versuch  831. 

Wasserleitungsbeschädigung  s.  das. 

Sachwalter  s.  advocatus. 
Sacraldelicte  36  fg. 
Sacralrecht  6. 

sacramentum  387.  903  ■.  1024. 
Sacra  nocturna  641 «. 
Sacration  552  K  900  fg.  904. 
sacrilegium  760  fg. 

Bedeutung  des  Wortes  569».  734  ^ 
760».  7601  811». 

Capitalverfahren  768  fg.  769».  771. 

Ersatzverfahren  770  fg. 

Ketzerei  569  «.  600  *. 

Straten  769.  771. 

Tempelraub  bei  Nacht  776*. 

sacrosancte  Stellung 

der  Beamten  580». 

des  princeps  582. 

der  tribuni  plebis  553.  581.  937. 
Säckung  921  fg. 
Samariter  610». 
sanctio  legis  882.  901 «. 
satisdatio  331. 
scelus  9*. 

Schadensersatz  14  ^  832.  1020. 
Schauspieler  46 '^. 


Schauspielerinnen  692*. 
Schiffbruchsverbrechen  646  *.  662.  Sil. 
Schiffisverlust ,    doloser   oder  sinalkter 

767  ^ 
Schmählied  (occentatio)  565.  794.  800  % 

I^jurienklage  801*. 

Majestätsklage  800  K 

Schmähreden  gegen  die  Gemeinde  53  V 

567. 
Schmähschrift  s.  libelius  famosos. 
Schriftlichkeit  des  ürtheils  448 ».  512 « 
Schuldhaft  48*.  727.  906«.  960«. 
sciens  dolo  86». 
scribae  516  ^ 
secretarium  362. 
seditio  562*.  563*. 
Selbsthülfe  665. 

Selbstmord,    Beihülfe    zum  Selbstnoni 
10438. 
Bestrafung  der  Sdaven  626  •.  6^30  ^ 
Implicirtes  Geständniss  438  ^ 
Selbstverbannung  s.  exilium. 
Senat,  Appellation  an  denselben  25-5. 
Ausschluss  aus  demselben  994. 998  fg. 
wegen  ambitus  874*. 
wegen  Delraudation  des  Mino- 
rennen 1000  3. 
wegen   Weigerung   der   Eides- 
leistung auf  ein  Gesetz  !^i 
Befragung  bei  der  Provocation  169. 
Commissionen  255  3. 
consularisch  -  senatorischer    Stnf* 

prozess  251  fg. 
von  Constantinopel  255*.  255  ^ 
Legislatorische  Competenz  1301 
Souveränetät  251. 
Strafbemessung  1037  fg. 

Senatoren,  Privilegien  1033. 

Repetundenklage    g^en    dieselben 

710  fff. 
Strafvemhren  gegen  dieselben  286  fg. 
Verbot  der  Ehe  mit  FreigelasseneD 

701». 
senatus  consulta 
Libonianum  671. 
Pisonianum     (Neronianum,     Clan- 

dianum)  631 ». 
Silanianum  631  » 
Turpillianum  499  ^ 
Volusianum  663*. 

sepulcrum  violatum  s.  Gräberschädigung. 
servus  s.  Sklaven, 
servus  poenae  947  fg. 
sicarius  613.  629». 
Sicherheitspflege  146  fg.  272. 
Sicherheitsleistung  im  Repetundenprozess 

726*. 
sine  suffragio  445^. 
Singularquästionen  s.   Ausnahmegesetze 

u.  quaestiones  extraordinariae. 
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Sittlichkeitsdelicte  (vgl.  Ehebrach,  Päde- 
rastie, Stuprum)  682  fg. 

Sklaven,  Abgabe  zur  Bestrafung  an  den 
Herrn  898».  899».  899«. 
AnmassuDg  der  Freiheit  857. 
Anmassung     des    Herrenrechts    s. 

plagium. 
Anzeige  gej^en  den  Herrn  350*. 
Aussagen  412  fg.  482.  439  ^ 
Aussagen  gegen  den  eigenen  Herrn 

414  fg. 
Ausschluss  der  Relegation  968. 
Ausschluss  der  Zwangsarbeit  953. 
Beleidigung  derselben  786*. 
Delictfähigkeit  80  fg. 
Folterung  416  fg. 
fugitivi  737  ».  746  «. 
Gesindemordprozess  630  fg.  649. 
Hauszucht  17  fg.  617  K  962. 
Injurirung  eines  Freien  789  *. 
Klagen  des  Herrn   gegen  dieselben 

81«. 
Kreuzij^'ung  919  ^.  920  «. 
Mitthaterschaft  bei  Diebstahl  746  fg. 
Strafungleichheit    der   Freien    und 

Uiifreieu  65  lg.  1032. 
Tödtung  des  eigenen  Sklaven  121  *. 

616.  617  «.  617  8. 
Unzucht  mit  dem  Sklaven  692  8. 
Unzucht  mit  der  Sklavin  691  *. 
Verbot  der  Ehe  mit  der  freien  Frau 

686'. 
Verführung  des  Sklaven  838. 
Verhältniss  zum  Herrn  82. 
Veroflichtung  dem  Herrn  zu  helfen 

621*.  1043  8. 
Vertheidigung    durch     den    Herrn 

81  ^  81 8. 

Sodalicien  871  fg. 

Soldaten,  Ausschluss  des  Infamirten  vom 
Heerdienst  994  ^ 

Cassirung  wegen  Baddiebstahl  777'. 

Delicte  So. 

Eid  30*. 

Körperstrafen  981  *.  981 ».  983. 

Privilegien  1034«. 

Sicherheitsdienst  311  fg. 

Strafen  31. 

Strafverfahren  gegen  dieselben  288  fg. 

supplicium  fustuarium  983*. 

Verpflichtung  dem  Offizier  zu  helfen 
621». 

Sortition  214  fg. 

spatium  deliberationis  nach  dem  Todes- 
urtheil  438  ^ 

speculatores  318.  924«.  925  ^ 
Spiel  s.  Glücksspiel. 
Sprengel  der  Präfectur  223  \ 
Staatsgesetz,  Begriff  56  ^ 
Staatsrecht  6. 


Staatsverbrechen  (s.  maiestas,  perduellio) 
7.  537  fg. 

Aussage   des   Sklaven    gegen    den 
Herrn  414  «.  414  *. 

Ausschluss  der  Amnestie  588*. 

Bestrafung  der  Nachkommen  593. 

conscius  91 «.  350  «. 

Folterunff  des  Angeklagten  407*. 
des  Zeugen  408  «. 

Prozess  541.  587  fg. 

quarta  des  Delators  510«. 

Straf  befreiung  des  Denuntianten  505«. 

Strafen  590  fo. 

Verfahren  nach  dem  Tode  592.  1008. 
1030. 

Verniögensconfiscation  592. 
Stadtrechte,  griechische  116. 

italische  115. 
Stadtrömische  Gerichte,  Verweisung  von 

Prozessen  an  dieselben  234  *.  241 «. 
242  fg. 
Stäupung  920  \ 
Standesklassen,  verschiedene  Bestrafung 

1033  fg.  1045  fg. 
stationarius  307«.  312  ^  321 1. 
statioues  militum  311  fg. 
statores  316  ^ 
Statthalter  229  fg. 

Aufsicht   über    das   Getreidewesen 
852*. 

Competenz  557  fg. 

Deportationsrecht  975. 

Geschenknahme  714  fg. 

ins  gladii  243  fg. 

Neben-  und  Unterbeamte  246  fg. 

Repetundendelicte  714.  719.  720. 

Untersagung  des  Geschäftsverkehrs 
in  seiner  Provinz  719. 

Verbot    der   Ehe    mit    einer   Frau 
seiner  Provinz  686«. 

Willküijustiz  gegen  Nichtbürger  634  «. 
stellionatus  680  fg. 
StellungsbQrgschart  s.  vadimonium. 
Steuerdelicte  718. 
Stimmenkauf  668  «.  869. 
Stimmrecht,  Ausschluss  der  infames  994  «. 
Stimmtafeln  171  \  179  *. 
Störung  der  Gerichtsverhandlungen  658  ^. 

der  öffentlichen  Ruhe  563  fg.   658. 
863«. 
Strafe  12  fg.  897  fg. 

Aufhebung  der  Schuld  4^ 

Ausdehnung  auf  die  Nachkommen 
594. 

Bemessung  1087  fg. 

Strafmilderangsgründe  1042  fff. 

Verfluchung  des  Andenkens  4  *.  591. 
987 1.  990. 
Strassen,  Baupflicht  des  Anliegers  849«. 

Verunreinigung  825^. 
Strassenraub  629  fg. 
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stuprum  694  fg.  792. 

Beihtllfe  695«  (vgl.  Kuppelei). 

Päderastie  703  fg. 

Versuch  695». 
subscriptio,  subscriptor  373.  386^. 
subsellia  361 K 
Subsortition  217. 

Sühnung  s.  piaculum  und  procuratio. 
superstitio  externa  578. 
supplicium  12.  916». 

fiistuarium  703  «.  9S3  *.  985  *. 
Suspendirung  der  Strafklage  352  fg. 
avfjtßovXoi  138. 
Synagogen,  Schutz  derselben  598*.  611". 

T. 

tabulae  accepti  et  expensi  513". 

publicae  514*. 

Fälschung  derselben  766«.  767». 
tabularium  359«. 
talio  4.  802  >. 

wegen  calumnia  496  fg. 

wegen  Injurie  802  ^ 

rafjLulov  818. 

Tempeldiebstahl  s.  sacrilegium. 
Tempelschädigung  810  fg. 
tergiversatio  498  fg. 
Termine,  Ansetzung  396. 

Ausbleiben  des  Klägers  493  «.  499  «. 

Ladung  396. 

ordo  398  fe. 

Verlegung  397. 

Territorialprincip   des   römischen  Straf- 
rechts 107. 
Testamentsfäischung  670  fg. 

vorzeitige    Publicirung    des    Testa- 
ments 794«. 
testimonium  s.  Zeugniss. 
Thiere,  Halten  wilder  Thiere  838.  842  «. 
Schädigung  durch  Thiere  834. 

Todesstrafe  907.  911  fg.  1045  fg. 
Aechtung  s.  das. 
Enthauptung  mit  dem  Beil  916  fg. 

mit  dem  Schwert  923  fg. 
Exccutionsformen  915. 
Felssturz  931  fg. 
Feuertod  923. 

Frauenhinrichtung  911*.  928  fg.  934. 
Fristen  zwischen  ürtheil  und  Exe- 

cution  911  fg. 
geschichtliche  Entwickelung  939  fg. 
häusliche  Hinrichtung  934. 
Kerkerhinrichtung  928  fg. 
nicht  an  Kindern  vollstreckbar  76  *. 
Kreuzigung  918  fg. 
im  Kriegsrecht  80  *.  31  fg.  924  fg. 
Ort  der  Execution  913. 
Säckung  921  fg. 
Selbsttödtung  934. 


Todesstrafe,  Stäupung  920». 

VolksfesHiinrichtung  925  fg. 

Vollstreckung  derselben  an  Stand» 
Personen  1036. 

Zeit  der  Execution  913. 
Todtengericht  987. 

Todtentrauer,  Verbot  derselben  för  Staats- 
verbrecher 591.  989. 
Tödtung  (b.  a.  Mord) 

im  Ausland  621  fg. 

des  Bannbruchigen  623.  986. 

der  Ehebrecher  624  fg. 

des    Einwilligenden    626«.    104:3-. 
1043». 

des  Hauskindes  617  fg. 

im  Kriege  621. 

des  Landesfeindes  623. 

der  Missgeburt  619  K  904. 

des  Ueberläufers  623. 

des  Unfreien  616. 

tortores  416". 

transfuga  s.  Ueberlauf. 

Trauerkleidimg  s.  Kleid. 

tres  viri  capitales  180.  298.  930.  10*25. 

noctumi  298. 
tribunal  360  fg. 

Beisitz  auf  dem  Tribunal  139  ^ 

Plätze  der  Geschwomen  361  ^ 
tribuni  plebis 

Bussen  158  ^  589'.  592 1.  5921 

Coercition  46. 

Hinrichtung  durch  dieselben  624  >. 
931  fg. 

Intercession  s.  das. 

maiestas  tribunicia  538^. 

sacrosancte  Stellung  553.  5dl.  9^7. 

Strafgewalt  156«. 
tribunus  et  magister  offidorum  320^. 
trinum  nundinum  170  ^. 
Trunkenheit    als     StrafinilderungsgniiMi 

10431. 
tullianum  301. 
turpis  993. 

TVfJrßtOQV/l'a  821. 

tyrannus  554*. 

U. 

Ueberlauf  431.  97«.  546. 

Ausschluss  des  postliminiam  090^. 

Tödtung  des  transfuga  628. 
Uebertritt  zum  Judenthum  574*.  61U. 

611». 
Umsturz  der  Verfassung  549  fg.  937. 
Undank  866. 
Unterschlagung  738. 

der  Kriegsbeute  765. 

öflfentiicher  Gelder  764».  764«.  771«. 
Untersuchungshaft  326  fg.  335». 

unter  dem  Principat  830  ig. 

Verbot  derselben  329».  3^«. 
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ünverletzlichkeit  s.  sacrosanete  Stellung, 
ünzncht  mit  Frauen  des   Kaiserhauses 
587  ^ 

mit  Kindern  792. 
Urkunden,  Fälschung  672.  766  \  767  ». 

Unterdrückung  672. 
Urtheil 

declaratoriscbes     Urtheil     im     6e- 
schwornenprozess  446. 

de  piano  447*. 

Fassung  desselben  448. 

Findung  160».  435  fg. 

recitatio  447. 

Schriftlicbkeit  448  «.  512  ». 

Unabänderlichkeit  450. 479  fg.  483  fg. 

Verkündung  447  fg. 
usucapio  pro  berede  778*. 

der  res  furtiva  756 ».  756». 


V. 


vadimonium  327   fg.   803  Ygl.  praedes 

yades. 
vaticinatores  852 ''. 
veneficium  613  «.  628  K  635  fg. 
venenum  635*. 

Verbannung  (vgl.  exilium,  interdictio  und 
relegatio) 

aus  dem  muDieipium  227^. 

aus  der  Provinz  233». 
verbera  983  «. 

Verbrechen  (s.  crimen,  delictum)4. 11. 15. 
Vereinsrecht  der  christlichen  Gemeinden 
603». 

Miss  brauch  des  Vereinsrechts  662  ^. 
663  K  875  fg. 
Verführung  791  fg. 

des  Sclaven  838. 
Vergewaltigung  s.  vis. 
Vergleich  mit  dem  Ankläger  675 ''.  700. 

infamirende  Wirkung  997. 
Verhör  (interrogatio)  404*.  430. 
Verjährung  der  Strafklage  488  fg. 
Vermögensconfiscation  1005  fg. 

bei  Freiheitsverlust  1008  fg. 

bei  Relegation  1009  fg. 

bei  dem  Staatsverbrechen  592. 1006  fg. 
Vermögensstrafe   s.   multa,   Vermögens- 
confiscation. 
Versuch  95  «.  97  ».  1044. 
Vertheidigung 

durch  Advocaten  376  fg. 

durch  den  Angeklagten  selbst  376  ^ 

Anzahl  der  Sachwalter  377. 

Ausschluss  derselben  149.  265  ^ 

im  magistratisch-comitialen  Prozess 
165. 

im  Repetundenprozess  367. 

im  senatorischen  Kriegsstandgericht 
256«. 


Vertretung  im  Strafprozess  374  fg. 

Verzeichnisse  s.  Listen. 

Vestalinnen  18  fg.  20 ".  20 ».  21 «.  24  •. 

Hinrichtung  derselben  929. 

Hinrichtung  der  Mitschuldigen  919^. 

Veteranen  1034». 

vicarii  praefectorum  praetorio  282. 

vice  Sacra  iudicans  270«.  282«. 

Viehbusse  12.  50  fg.  1012  >. 

vim  fieri  veto  526*. 

vincula  publica  300 ».  960 1. 

violatio  809  K 

virgae  983*. 

vis  652  fg. 

actio  vi  bonorum  raptorum  656. 

atrox  652'. 

Begriflf  652».  655. 

Beihülfe  bei  dem  Bannbruch  6Q$». 

Entführung  664  ^  (vgl.  das.). 

Freiheitsberaubung  664»  (s.  plagiujn). 

Gesandtenverletzung  665  «. 

Gräberverletzung  665  *  (s.  a.  Gräber- 
schädigung). 

Missbrauch  des  Amtes  663  fg. 

Nothwehr  gegen  vis  621  K  653 '. 

Nothzucht  s.  das. 

Prozess  665. 
Verfahren  extra  ordinem  399'. 
Verhandlung  in  den  Ferien  364  ». 

Raub  s.  das. 

gewaltsame  Sachbeschädigung  660  fg. 

Selbsthülfe  665 ».  665«.  665^. 

Strafen  659.  661. 

Zusammenrottung  662. 

vocatio  s.  Ladung. 
Volksfesthinrichtung  925  fg. 
Volksgerichte  168  fg. 

Abstimmung  170 ''.  170».  171'. 

Aufhebung  derselben  174». 

Folgen  der  Verurtheilung  174 '. 

Wegfall   der  Klage  bei  Ausfall  des 
Termins  170  ^ 

Vollstreckung  der  Strafe  (vgl.  Gefängniss, 
multa  und  Todesstrafe), 
durch  den  Ehemann  19'.  19». 
durch  Verwandte  18«. 


W. 


Waaren,  Defraudationen  853. 

Wucher  851  fg. 
Waffen,  Verbot  der  Führung  derselben 

564  «.  658 '. 
Wahlen,  Ausschluss  des  Infamirten  994. 
998  fg. 
Missbrauch  der  Bewerbung  s.  am- 

bitus. 
Stimmenkauf  s.  das. 
Zusammenrottung  658*. 
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Wasserleitungen,  Beschädigung  derselben 
823. 

Wechselordnungen   114  ^    117».    241*. 
674.  816  ». 

Wehrpflicht,  Verletzung  derselben  43  fg. 
561. 

Wettkampf  831  *. 

Wucher  (s.  a.  Korn-,  Waaren-  und  Zins- 
wucher). 

iudicium  publicum  181  ^. 

Verfahren    vor    den    Dreimännem 
180  ^ 


Zauberbücher  641 ».  648  ^ 
Zaabermord  639  fg. 

Zeugniss,    aussergerichtliches  411   (vgl. 
laudatio). 

Ausschluss  davon  401  fo.  414  fg. 
Befreiung  davon  409*^.  410. 
Bestechung  des  Zeugen  675. 
Eid  des  Zeugen  431  ^ 


Zeuffuiss 

falsches  Zeugniss  668  K  675*.  675^. 
im  Capitalprozess  685*.  685*. 
Folterung  s.  das. 
des  Freien  401  fg. 
Kostenersatz  409  ^ 
Ladung  s.  das. 
des  Unfreien  412  fg. 
Vernehmung  der  Zeugen  422  *.  427. 

430  fg. 
Verweigerung  des  Zeugnisses  405. 
Würdigung  desselben  4^9  fg. 
Zulassung  falschen  Zeugnisses    im 

Capitalprozess  688*. 
Zwang  zur  Ablegung  desselben  im 
iudicium  publicum  183  ^.  183  *. 
Ziegelei,    Verbot   der    Anlage    in   der 

Stadt  847«. 
Zinswucher  849  fg. 
Züchtigung  23 ».  24  \  24  *.  797.  983  fg. 

1047. 
Zusammenrottung  562.  658.  662. 
Zwangsarbeit  952  fg.  1047. 

Verlust  des  Bürgerrechts  958. 
Zwölftafelgesetz,  Entstehung  127. 


II. 


Register  der  behandelten  Stellen. 


aota  apoBtolorum 


16 

16,  24 

22,  29 

25,  12 

25,  16 

25,  27 

28,  16 
des  Cyprian 


309» 
302* 
329» 
239« 
333« 
2431 
317» 


—  447».  571 1 


244» 
317» 

302* 
308» 


der  Perpetaa 

c.  6  — 

c.  7  — 

des  PioDius 

c.  11        — 

c.  15        — 
des  Polycarpus 

c6.  7      —  308».  309» 

der  scillitanischen  Märtyrer 

—  404*.  438». 

447».  448» 

AmbroBiUB 

epist 

1,5  —346» 

21  —  293« 

in  Tob. 
11  —  861  • 

Axnmianns  MaroellinoB 

20,  4,  7    —  140» 
30,  4,  2    —  281 1 

AppuleiuB 
apol. 

26.  27 

102 
flor. 

4,  20 
de  magia 

c.  78 
met 

3, 3  p.  177 

Aristides 
/cd.  Xoy.  S' 
p.523Dind.—  308« 


—  639« 

—  385* 

—  97» 

—  420« 

—  428 1 


AsconiaB 
in  Cornel. 
D.  75 


p.  78 
in  Milon. 

31  fg. 

35 

40 

44 

46 
in  Scaur. 
p.  19 
p.  22 
p.  23 
p.  29 
p.  30 


364«.  870«. 
872 1.  876  » 


P- 
P- 
P- 
P- 
P- 


—  1000» 

—  199« 

—  416* 

—  422». 

—  399» 

—  647» 

—  396» 

—  198« 

—  71» 

—  361« 

—  494^ 


433» 


AthanasiuB 
apol.  ad  Const 
c      7      —  641 « 
AugUBtinuB 
de  civ.  dei 
21,  11       —  905« 
confes9. 

6,  10,  16  —  141» 
8,  6,  13    —  141» 

^113—115  —  325« 

133  -  315«.  416« 

134  —  315« 
BaBileiOB 

ep. 

224  (=79)-  282» 
Baallioa 

21,  1,  3    —  480« 
Brüsseler  Fragmente 
(coli.    libr.   inr.   anteiust 
3,297)    —349».  871»« 
Caesar 
bellum  civile 
3,  108      —  106« 
Calpurnius  Flacous 
decl. 
4  —  302*.  304» 


Cassiodor 
var. 
5,  32 

8,  24,  3 

Cato 

de  re  rast 
149 

Cicero 
acad. 
2, 47, 146 
ad  Att 

1.  H,  1 
1,  16 
1,  16,  13 
3,4 
4,2,  3 

5,  21,  6 

6,  2,  7 

9,  14 
pro  Archia 

4,9 

pro  Balbo 
3,  6 

7,  18.  19 
12,  29 
14,  33 
23,  52 

ad  Brat 
1,  5,  12 

Brat 
27,  106 
34,  131 

pro  Caec. 
12,  35 
34 
34,  100 

pro  Caelio 

1,  1 
29,  70 

in  Catil. 
4,5 


21» 
295» 


—  223* 


—  431 ».  431 »« 


198» 
198» 

869«.  869* 
970«.  978» 
1025« 

247*.   356« 
105« 
874^ 

—  515« 

—  859« 

—  859« 

—  965* 

—  901» 

—  859« 

—  1009« 

—  190*.   196» 

—  826*.  1018« 

—  801« 

—  945» 

—  69«.  964» 

—  364» 

—  654« 

—  256*.  258» 
329» 
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Cicero 
pro  Cluentio 

13  —299» 

14,41  —2278 

15  —859» 

27,  73  —431" 

33,91  —882«.  883« 

34,  92  —882» 

41  —  725* 

43,  121  —210« 

44,  125  —227» 

52,  144  —978« 

53,  147  —1878 

54,  148  —683«.  907 » 

55,  151  -258^ 

56,  153  —635» 
61,  170  —978« 

de  deor.  natura 
3,  30,  74—196'.    197». 
198».  648».  745». 
745«.  766» 

divin.  in  Caec. 
15  —189« 

17,  56      —  277 1 

de  domo  8ua 

17,  45      -  165«.     167». 

169*.  170».  650« 

18,  47      —978» 
27,  72      —69« 

29,  77  —387».  388« 

31.  82  — 1000* 

32,  86  —  482  » 
47,  123  —49*.  50» 

ad  fam. 

8,  6,  1  —382« 

8,  8,  1  —399« 

8,  8.  2  -  502« 

8,  8,  3  -  518» 

8,  12  —703* 
de  fin. 

2,  16,  54  —  203 » 

pro  Flacco 

9,  21        —419« 
21,49      —247*.  480* 

de  inv. 
2,  20        —891» 

de  leg.  agr. 

2,  4,  10  —482« 

2,  14,  36  —  459» 
de  legibus 

2,  9,  22   —528« 

2,  13,  33  —  52« 

2,  19,  48  —  778» 

3,  3,  6     -  318.38».166». 

167».  473* 
3,  8,  19   —619» 
3,  19,  44—1014« 
pro  Milone  (s.  a.  Asconius) 
6,  14        —399» 


Cicero 
pro  Milone 
7,  19        —97» 
14,36      —166» 
pro  Mureua 
20,42      —328».  764* 
23,  47      —397*.  883»» 
32,67      —870*.  871« 
34.  35      —870*.  871« 

de  ofQciis 

3,  5,  23  —38» 

de  oratore 

2,75,307  —  198» 
orat.  part. 

30,  105    —562' 

34,  117    —413» 

Phil. 
2,  23,  56  —  861* 

in  Pison. 

4,  8  -876» 

16,  37      —232» 
21,  50      -557» 

pro  Plancio 

17,  41      —215».  217» 

pro  Quinctio 
9  —907«.  995» 

13,  44      —995» 
22   71      -995» 

ad  Quint  frat. 
2,3,5     —662*.  872» 

pro  Rabirio  ad  pop. 

2,  7         —809».  811» 

3,  8         —31» 

3,  10        —940».  941« 

4,  11        —916» 

4,  12        —  155».  258» 

5,  13        —918».  919'' 
10,  28      —457» 

pro  Rabirio  Post. 
3,  6  —711» 

5,  11        —730» 

5,  12        -712« 

6,  13        —712» 

de  re  publ. 

1,  40,  62-42«.  162» 
2,3,5     —50» 

2,  27,  49  —  551» 

2,  31,  54-31».  42». 

162«.  901» 
2,  S5,  60  —  1013« 
2,  37,  62  —  42» 
5,2,3     —5»      . 

pro  Q.  Roscio 
6,  16        —907«.  995» 

pro  Sex.  Roscio 
6,  16        —938» 
20,  55      — 189« 
20,  57      —495« 


Cicero 

pro  Sulla 
15,  42      —519' 
33,  92      —215« 

pro  Tullio 
c.  7  -  6602 

in  Vatin. 
9,  22        —49' 
11,  27      —216' 

in  Verrera 
act.  1 
13,  38      —712* 
18,  55      —427«' 

act  2 
1,  7,  18   -215' 
h  7,  20  —424'.  430^ 
1,  9,  26  —424» 
1,  11,  80  — 396'.  396« 

1,  33,  84  -  324«.  .3.54» 
1,42,108-1802 

2,  8,  24  -402* 
2,  13,  33-467* 
2,  26,  64  -  409« 
2,  31,  77  —  215« 
2,  37  —  UV 
2,  38,  92  — H25» 
2,  39,  95-8:34« 
2,42,101—3:14« 
2,44,109—479' 
2,46,113-144« 
3, 58, 135  - 178* 
3,60  140-216' 
3,79,183-516' 
4.66,149  —  418» 
5,  6,  12  —482« 
5,  22,  57  —  441« 
5,50,133-79' 
5, 54, 141  -  907« 

Schol.  Bob.  za  in  Plane, 
p.  253      -872« 
Schol.  Bob.  zu  pro  Sollt 
5,17p.361-867« 

Schol.  zu  pro  Sex.  Bosdo 

p.  431  —510« 

Schol.  zu  den  VeniDen 

p.  104  -377^ 

p.  110  -  849* 

p.  128  -387« 

p.  146  -728« 

p.  164  —423« 

p.  206  -387» 

Codex  Justin. 
1,  3,  23  —987' 
1,  5,  1  -601* 
1,5,2  -596'.  602« 
1,  5,  8,2  -600* 
1,5,12,4  -602« 
1,11,10,1-608» 
1,  14,  3  -131» 
1,  14,  4     -84* 
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Codex  Justin. 


1,14, 12  pr. 
1,  19.  5 

1.  54,4 

2,  1,4 
2,  2,  2 

2,  26,  3 

3,  1,  15 
3,  3,  2 

3,  9,  1 
3,  15,  1 
3,  15,  2 

3,  24,  1 

4,  17,  1 
4,  20,  9 

4,  65,  4 
5,5,  2 

5,  5,  8 
5,  6,  1 

5,  21,  3 

6,  1,  3 

7,  16,  31 
7,  18,  2 
7,  45,  6 

7,  62,  19 
8,4,  8 

8,  46,  3 

9,  2,  3 
9,  2,  6 
9,  2,  7 
9,2,8 

9,  2,  9,  1 
9,  2,  9,  2 
9,  3,  2 
9,  4,  1 
9,  9,  16,  2 
9,  9, 18  pr. 
9,13,1,1a 
9,  15,  1 
9,  16,  8 
9,  19,  3 
9,  19,  5 
9,  20,  4 
9,  21,  1 
9,  22,  22 
9,  28 
9,  29 
9,  31,  1 
9,  35,  5 
9,  40,  1 
9,  42,  2 
9,  45,  5 
9, 46,  2  pr. 
9,  46,  9 
9,  47,  7 
9,  47,  20 
9,  47,  26 

9,  51,  1 

10,  19,  2 
12,  20,  3 


—  389^  392* 


284* 

283» 

51* 

420 1 

92« 

270» 

248' 

250» 

389*. 

3588 

783» 

287» 

67« 

440* 

267» 

121» 

121» 

92» 

758» 

981» 

806« 

645" 

362« 

283» 

658' 

618» 

897» 

335» 

315« 

314* 

889» 

378» 

304' 

304'.  315« 

500' 

121» 

8901 

21» 

627» 

821» 

813« 

275» 

1034» 

392».  422« 

760' 

760' 

658'.  891» 

797» 

335» 

499» 

501» 

501» 

455« 

76« 

912» 

973* 

484« 

1023» 

320» 


Codex  TheodoB. 


1,  5,  3 
1,  12,  1 
1,  16,  6 
1,  16,  9 

1,  17,  13 

2.  1,  8 
6.  22,  1 
9,  1,  1 
9,  1,  3 
9,  1,  10 
9,  2,  3 
9,  3,  1 
9,  13,  1 
9,  16,  9 
9,  17,  2 
9,  17,  5 
9,  19,  2 
9,  19,  4 
9,  20,  1 
9,  24,  1 
9,  26,  1 
9,  35,  2 
9,  37,  3 
9,  38,  3 
9,  38,  7 
9,  40,  13 
11,  7,  3 
11,  30,  16 
11,  39,  3 
16,  2,  12 
16,  2,  23 
16,  2,  41 
16,  2,  47 
16,  5,  1 
16,  5,  5 
16,  5,  28 
16,  5, 40, 7 
16, 5, 65, 6 
16,  11,  1 


—  949*.  969« 

—  359» 

—  359» 

—  359» 
-365» 
-658'.  666« 
- 1033'.  10351« 

—  285».  287» 

—  369* 

—  356* 
304' 

—  304'.  315« 

—  21» 

—  8651 
-821» 

—  813« 

—  392».  422« 
ß448 

—  658'.  891» 

—  1921 

—  97» 

—  9841.  984» 

—  455« 

—  600* 

—  600* 

—  912» 

—  1023» 

—  2  3«.  283» 
-440* 

—  293« 

—  294« 

—  292* 

—  294» 

—  601* 
-596» 
-602« 

—  969« 
-1040* 

—  294« 


Coilatio   leg.    Mos.    et 
Rom. 


1,  7,  1 
1,  9,  1 
1,  10,  1 

1,  11,  3 
2,4 

2,  5,  4 
2,  6 
4,5 

h  4,  1 

10,  7,  1 

11,  2 
11,  6 

11,  7 

11,  8,  3 

12,  2.  1 
12,  2,  3 
12,  5,  1 
12,  5,  2 


-837» 
-837» 

—  8371 

—  8371 

—  829« 

—  787» 

—  808» 

—  370« 

—  774» 

—  738« 

—  775« 

—  753» 
-775»«. 

—  953» 

—  840* 

—  837» 

—  840* 

—  841» 
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Coilatio    leg.    Mos.    et 
Rom. 

12,  6,  1-837» 
14,  2,  1   —  780* 
14,  2,  2  —273' 
14,3        -239^    269«. 
275  «.275*.  780* 
15,2       -863».  863' 

oonst.  Sirmondiaxiae 

3  —  294«.  295» 

6  —294» 

15  —  292* 

CyprianuB  (s.  acta) 

ep.  80      —274*.  290» 

Digests 

1,  2,  2, 14  —  1441 
1,  2,2,16—381 
1,  2,  2, 32  —  190».    644». 

648» 
1,  3,  29  —87» 
1,  8,  9,  3  -901» 
1,  8,  11  —  562» 
1,9,3  -9951 
1,  11,  1  —269* 
1,12,1,12  —  3111 
1,  15,  3,  1  —  273« 
1,15,5  —2971 
1,  16,  1  —2331 
1, 16,  6  pr.  —  310* 
1.  16,6,3—715« 
1,  16,7,2  —  1951.  238' 
1,  16,  11  —248« 
1,  16,  12  —248» 
1,  17,  1  —231» 
1,  18,  3     —233».    238». 

238«.  357» 
1,  18,  6,  8  —  244« 
1,  18,  10  —283' 
l,18,13pr.-313i 
1,  18,  18  —709* 
1,  21,1  pr.  — 206».  236«. 
245*.  696«.  696» 

1,  21,5,1—39».  248' 

2,  1,  3       -  245* 
2,  1,  7,  3  -  985» 
2,  1,  7,  4  —92» 
2,  1,  12     —228« 
2,  2,  1,  2  —95« 
2,  3,  1       —885» 

2,  7,  3,  1  —248' 

3,  2,  11,4  —  861 
3,  2,  20  —98« 
3,  8,  88,2  —  897» 

3,  8,  42,1-193».  368«. 

804» 

4,  2,  1       —652».  6541 
4,  2,  9,  1  -  73» 

4,  3,  15,  1  —  73* 
4,  4,  9,  2  —753« 
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Dlgesta 
4,  5,  5.  1  - 
4,  6,  9       - 
4,  6,  10     - 

4,  6,  26,2- 

5,  1,  2,  8  - 
5,  1,  12, 1  - 
5,  1,  61, 1  - 
9,  2,  5,  2  - 
9,  2,  23,  9  - 

9, 2,  27, 17  - 
9,  2,  31     - 

9,  4,  2,  1  - 

10,  3,  7,  5  - 

11,  5.  1,  4  - 

11,  5,  3  - 
12, 2, 13,  6  - 

12,  5,  6     - 

13,  1,  6  - 
18,  1,  52  " 
21,1,17,18- 
21,1,23,2- 
22, 5, 3  pr.  - 

äA,   O,   o,  «5  — 

22,5, 15  pr.- 
22,  5,  19  - 
22, 5, 21,  2  - 
22,  5,  25  - 
22,  6,  9  pr.  - 
23,2,43,10- 

25,  2,  26  - 
25,  3,  4     - 

25,  7,  3     - 

26,  7, 55, 1  - 
27, 3, 1,  22  - 
28, 1, 20, 5  - 
28,  1,  26  - 
28,  2,  11  - 
28,  3,  6,  6  - 

28,  4,  3     - 

29,  5,  14  - 

29. 5. 25. 2  - 
32,  1,  4  - 
34,  8,  3pr.- 

38. 16. 1. 3  - 
39,  4,  1  - 
39,  4,  9,  5  - 
40,12,23pr.- 
41,2,3,18- 
41, 3, 33, 2  - 
42,  1,  48  - 
43,10,1,1.2- 
43, 16, 1,2- 
43, 16, 1, 27- 
44,  7,  33  - 
44,7,41,1- 
44,  7,  53  - 
44,  7,  60  - 
47,  1,  2,  1  - 


547» 
960» 
300« 
353* 
39» 
271» 
312» 
76« 
892« 
832» 
829« 
89» 
9» 

740» 
861« 
860» 
586» 
721» 
757» 
848^ 
8» 

76«.  87» 
439*.  440» 
430« 
403» 
410» 
408» 
402* 
93« 
192* 
759* 
760» 
619« 
693« 
738« 
888» 
403« 
990« 
618* 
947* 
526» 
76» 
508« 
268» 
948» 
1005» 
664» 

663».  892» 

-854» 

735« 

659» 

449» 

•849« 

656» 

653» 

67« 

889' 

891» 

889» 

■887» 


Digesta 
47,  1,  3  - 
47,  2,  1,  1  - 
47,  2,  1,  3  - 
47, 2, 9  pr.  - 
47, 2,17  pr.- 
47, 2, 38, 1  - 
47,2,41,3- 
47,2,52,19 
47,2,57,1- 
47, 2, 81, 3  - 
47,  2,  82  - 
47,  2,  93  - 
47,  4,  1,  2  - 
47,  7,  2  - 
47,  8,  2pr.  - 
47,  8,  2,  7  " 
47, 8, 2, 19  - 
47,  9,  1, 1  - 
47,  9,  3,  8  - 
47,  9,  9  - 
47,  9,  11  - 
47, 10, 1, 1  - 
47, 10, 1, 8  - 
47, 10,5  pr- 
47,10,5,11- 
47, 10,  7, 1  - 
47,  10,  15- 
47,10,15,2- 
47,10,15,30 
47,10,15,34- 
47,10,17,6 
47, 10,18pr.- 
47,11,1,2- 
47, 12, 3, 5  - 
47,  12,  8  - 
47,  12,  11- 
47,  13,  2  - 
47,  14,  1  - 
47,14,1,3- 
47,15,lpr.- 
47,15,3,3- 
47,  15,  6  - 
47,  18 
47, 20,  3, 1  - 
47,  22,  2  - 
47,  23,  2   - 

47,  23,  4  - 

48,  1,  2  - 
48,  1,  4  - 
48,  1,  8  - 

48,  1,  10  - 
48, 1, 12, 1  - 
48,  1,  13  - 
48, 1, 13, 1  - 
48, 2, 2  pr.  - 
48,  2, 3  pr. 
48,  2,  3, 4 
48,  2,  7,  2 
48,  2,  7,  4 


774» 


923» 


892* 
96» 
736« 
736» 
22» 
739» 
69» 
737 
893 
750 
768 
347 
89« 
630 
660 
661 
76« 
662 
646 
837 
89« 
787 
799 
803 
505 
892 
789 
795 
807 
789 
4» 
797 
704 
130 
665 
951 
191 
1040 
952 
501 
191 
503 
568 
680 
663 
372 
371 
907 
891» 

193«.  195«. 
195*.  220» 
333» 
310* 
220» 
374« 
369* 
385« 
453« 
480» 
357« 


791» 


499» 


908» 


—  453«.  458» 


Digesta 

48,  2,  7,  5  — 
48,  2,  12  - 

48. 2. 12. 3  — 
48,  2,  20  — 
48,  2,  22  — 
48,  3,  1  — 
48,  3.  6,  1  — 

48,  3,  7  — 
48,  3,  9  — 
48,  3,  11  - 
48,  4, 1,  1  - 
48,  4,  3  ~ 

48,4,4  - 
48,  4,  11  — 
48,  5,  14  — 

48. 5. 18. 1  - 
48, 5, 30,  7  — 
48,  5,  38  - 
48,5,40,6  — 
48,  6,  3  — 
48,  6,  8  — 

48.7,  Ipr.— 
48,  8, 1  pr.  — 
48,  8,  1,3  — 
48,  8,  2  — 
48,  8, 3,  2  — 
48,  8,  3,  3  — 
48,  8,  3,  4  — 

48. 8,  4  pr.  — 
48,  8,  4,  2  - 
48,  8,  7  - 
48,  8,  16  -- 
48,  9.  1  — 
48,  9,  5  — 
48, 10, 1, 18- 
48,  10,  8  - 
48,10,9pr.— 
48,10,15pr.— 
48, 10.19  pr.— 
48,10,30,1— 
48,  11,  1  — 
48, 11, 1,  1— 

48.11.6.2  — 
48,  13  — 
48,  13,  4  — 
48,13,4,2  — 

48. 13. 5. 4  — 
48,13,8pr.— 
48,13,11,3- 
48,18,11,6— 
48,  18,  13  — 

48. 13,  16  — 

48. 14,  Ipr. — 
48,15,25,1— 
48, 16, 1, 10— 
48,16,1,14- 
48,  16,  3  — 
48,16,4pr.— 


358» 

891' 

81« 

67«.  392« 

358» 

330*.  asi» 

308».  309«. 
309».  309* 
358» 
288* 
357» 

562'.  581» 
540».  547«. 
561»^ 
548'.  549« 
67«.  588« 
697« 
389* 
391« 
370» 
389* 

659».  662» 
324» 

994».  997« 
633» 
837» 
618* 
637« 
636» 

685*.  646* 
633« 
336« 
626» 

1034».  1035» 
627». 645»-»»- 
25» 
667« 
673» 

673«.  673» 
94» 
670» 
192* 

712».  713» 
716* 
715» 
760' 
283« 
813» 
768« 
766» 
766» 
1023» 
764» 

772».  772«- 
865* 
934» 
497» 
472« 

10*.  497« 
889*.  497» 
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I>igre8ta 

48. 16. 6. 2 
48,16,10  pr. 
48.16,15,5 
48,17,  Ipr. 
48, 18, 10, 1 
48,  18,  22 

48. 19. 1. 3 
48,  19,  4 
48,19,5pr.— 333». 


4881 
453« 

392*.  488» 
335* 
408« 
315«  . 
10*.  195« 
484» 

335*. 

836' 


48. 19. 5. 2  - 
48, 19, 8, 1  - 

48. 19. 8. 3  - 

48. 19. 8. 8  - 

48. 19. 8. 9  - 
48,19,8,11- 
48,19,8,13- 
48,19,9,15- 
48,19,11,2- 
48,  19,  13- 
48,  19,  15- 
48,  19,  20- 
48,  19,  23  - 

48.19.27  pr.- 

48.19.28  pr.- 
48,19,28,1- 
48,19,28,6- 
48,  19,  30- 
48,  19,  31  - 
48.  19,  32  - 
48,  19,  33- 
48,19.34  pr.- 
48,19,38pr.- 
48,19,38,5- 
48,  19,  41  - 
48,  20,  3  - 
48,  20,  6  - 

48,  22,  5  - 
48, 22,  7, 1  - 
48,22,7,21- 
48,22,14,2- 

49,  2,1,4 - 
49,3,  l.pr.- 
49,  3,  1,  1  - 
49,  3,  2  - 
49, 14, 1  pr.- 
49,  14,  12- 
49,  15,  7   - 

49. 15,  7, 2  - 
49,16,3,15- 

49,  18,  3   - 

50,  4, 18,  7  - 
50, 13,  5, 3  - 
50,  16,  42- 
50, 16,70  pr.- 
50, 16, 103  - 

50. 16,  131  - 

50, 16, 178  - 

Binding, 


-  837 

-924«.  930» 
-920«^ 
-949 

-960».  963« 
-955 
-952 
-1033« 
-626 
-195«.   10411 
-943 
-4» 
-949 
-479 

-908».  918» 
-953 
-949 
-579 
-926 
-249 
-4» 
-953 
-951 
-637 
-901 
-1010 
-924 

-965«.  973» 
-962 
-999 
-968 
-276 
-271 
-276« 
-54« 

-1029».  1029« 
-948».  983« 
-230» 
-109» 
-30» 
-1034« 
-808» 
-956« 
-92» 
-856» 
-907» 

-39».41».57». 
87» 

- 1017» 

Handbuch.   I.  4 


Digesta 

50, 16, 216  — 
50. 16, 226  - 
50,16,238,2— 
50,16,239,8— 
50, 16, 244  — 

50,17,43,1- 
50, 17, 108  - 
50, 17, 130  — 
50, 17, 152  pr.- 

Dio  Cassias 

fr.  17,  8  — 
38,  14      — 

38,  17      — 

39,  37  — 
43,  24  - 
47,  6  — 
47,  18  - 
47,  19  — 
49,  43      - 

51,  19      — 

52,  7  - 
52, 20. 21  - 
52,  22      — 

52,  24      — 

52,  33      — 

53,  21      — 

53,  23      — 

54,  3       — 

55,  32      — 

57,  22  — 

58,  3  — 
58,  15  — 
60,  28  — 
76,  16  — 
78,  14  — 

DiodoruB 

3,  17  — 
29,  21      — 

36,  11      — 

37,  5,  2  p. 


960» 

89« 

8« 

224» 

14«. 

888* 
76» 
889» 
-656» 

931» 

978» 

936» 

872« 

913« 

76« 

1018» 

459* 

457* 

260« 

5» 

220« 

281». 

469». 

289^ 

272» 

252» 

1026» 

334» 

1026» 

957« 

305« 

933« 

473» 

220» 

924« 


54». 
470« 


468». 
1036« 


950« 

769* 

146« 

607 

237« 


Dionyeius 
2,  10 

2,  15 
2,  72 

2,  74 

3,  30 
4,5 

4,  13 
4,  15 
4,  25 
4,  36 

4,  43 

5,  9 
5,  11 
5,  19 

:  MommHon, 


-402».    566». 
901 ».  903* 
-619» 
-55» 

-822«.  937» 
-  539».  540* 
-1008» 
-5' 
-44* 
-5» 

-56».  83» 
-875» 
-463» 
-542» 
-42» 

rOm.  Strafr. 


Dionysitts 

5,  70       —632* 

6,  30        —914« 

6,  89  —  937* 

7,  64  —964» 

8,  1  —964» 
8,21  —481» 
8,  58  —  932» 
9,40  -928» 

11,  6        -933».  933» 
11,46      —161» 

Baangelia 
lohannis 
c.  18        -240« 

Marc! 

c  14.  15  —  240« 
c  15,  43  —  989« 

Eunapins 
vita  Julian! 
p.  69       —  330» 
p.  70       — 123*.  375« 

EuaebiuB 
hist.  eccl. 

4,  15,  21.  25 

—  575» 

5,  1,  14  -313» 
5,  1,  20  —575» 
5,  1,  61  —988* 
5,  5  -498» 
5,  21  —498» 
7,  119  —571« 

vita  Constant. 
2,  44.  45  —  607« 

ButropioB 
7,  15        -918» 

Festus 
p.  41  V.  conventus 

—  223« 
p.  81  ▼.  exilica 

—  70» 

p.  126  V.  maximuB  pontifex 

—  559* 
p.  142  V.  multam 

—  50«.  1013» 
p.  165  V.  nervum 

—  300« 
p.  209  V.  pietati 

—  479» 

p.  218  ▼.  postliminium 

—  105» 

p.  221  V.  parriddii  quae- 
Stores       -  612*.  626». 

627» 
p.  280  V.  plorare 

—  565».  903* 
p.  234  V.  pro  scapulia 

—  47» 
p.  241  ▼.  probnim 

-20» 

68 


1074 


Raster  der  behandelten  Stellen. 


PestUB 
p.  264  y.  rupitias 

—  8276 

p.  278  y.  releeati 

p.  S09  y.  suppHcia 

—  916» 

p.  318  y.  sacer  mons 

—  6241,   901». 

9021 
y.  sacratae  leges 

—  5526 
p.  848  y.  saxum 

--  933« 
p.  368  y.  termino 

—  822« 
Firmicus 

math.6,31  — 673« 
FrontinuB 

de  aquis 

97  —824  6 

99  —823« 

129  — 1020» 
strat. 

4,  1,  10  —43« 

Fronto 

ad  AntOD.  imper. 
I,5p.l03  — 1015M016« 

GaiuB 

inst 

1,53  —23-.    461» 

1,  160  —44* 
2,45  —659» 
2,55  —778« 

3,  186      —748» 

8,  189  —751».  946' 

3,216  -837» 

8,  221  —799*.  799» 

3,222  —786» 

4,  4  —  756* 
4,  19  —708* 
4,  23  -  850» 
4,  31  —  722* 

4,  37        —  107».    745*. 
746».  749» 
4,48       —1012» 

G-eUiUB 

2,  4         -  373« 

4,  14       —465» 

5,  13       —402» 

5,  14,  27  —  926» 

6,  3,  37   —14».    951. 

846».  1016» 

7,  14,  4—9* 

10,  23      —  625» 

11,  1        —50' 

11,  18,  8-75*.  931» 
11,18,13  —  740» 
11,18,18  —  754* 


GtelliuB 

13,  13      —40« 

14,  1,  1  —2111 
15,13,11-990» 
16,4       —80* 
17,  7,  1   —7561 
20,  1,  53  —  931* 

Gregoiius    der    Thaa- 

maturg 
paneg.  in  Orig. 

1  -  123* 

ad  Herennium 

1,  11,  20  —  729» 

1,  12,  22  —  372» 

1,  13,  23  -  643« 

1,  14,  24  —  1981 

2,  10,  15  —  901» 
2,  16        -6261 

4,  8,  12  —  664'0.    9721 

4,  25,  25  —  787» 

4,  35,  47-2081.  421» 

4,  86,  48  —  423» 

4,  39,  51  -  9721 
HieronymuB 
in  Abdiam 

1,  18        —319» 
chron. 

Abr.  1989 -8641 
in  Dan.  (vol.  5  p.  627  Vall.) 

-862».  862« 
contra  Yigilantium  (yol.  2 

p.  392  Vall.) 

—  317* 
HippolytUB 

in  Dan.  4,  18  p.  232 

—  313» 
Horatius 

od. 

4,  5,  21     —691 
satir. 

1,  6,  38  -  932» 

2,  1,  82   -  801* 
epist 

2,  1,  152  —  918« 

2,  1,  154-800« 
Inschriften 
Ancyranum 

1,  10        —  199».    1009* 
Corpus  Inscript.Graecarum 

2222        —1111 

2759  b       —954* 

2830        —818» 

2834.  2850  c.  p.  1118 
-8161 

3885        —8181 

3410        —814» 

3692        —817« 

3831  a.8  — 308» 

4259        -815' 

4300  p.  1128 

-8161 


Insohriften 
Corpns  InscriptGraecana 
4300«       —815» 
4441         —821» 

Corpas  InscriptLatinana 

vol.  I» 
p.  200      -648» 

ToL  r 
818  —642* 

yol.  n 
2011         —307» 
4228        —209* 
S.  6278    -  247» 

yol.  IV 
1943         —209* 

yol.  V 
7567         —  209« 
7749         —  769* 

vol.  VI 
1115  —282« 
1419  —270' 
1531.1582-  270' 
1673  —270' 
1682.1688-  270« 
1690—95  —  283«.  ^» 
1718  —270' 
1739—41  -  28:^2 
7458  -  819* 
8750  —  819* 
10120  -811« 
10682  —  819* 
10791  —  819* 
29289  —814' 
31775  —270' 
31959       —  362» 

vol.  IX 
782    (lex  Itici  Lucerioi) 

—  177«.   810». 

811*.  811' 
2488         —307« 
3437         -  954* 
3513  (lex  a  vicanis  Fm- 
tensibus  templo  dicta) 

—  225».  762*. 

770' 
5420    -  267' 

vol.  X 

511  —642* 

1700  —  282«.  285« 

5178  —  2701 

5393  —247* 

5898  —  2701 

5708  —18' 

6706  —814' 

vol.  XI 
8614        —514'.   514*. 

514* 
3943         — 141 1.  247* 
4682  ( fragm.  Tudertinam 

8.  unter  Leges) 
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Inschriften 
Corpus  Inscript  Latinamm 

vol.  XI 
4639        —642* 
4766  (lex  lad  Spoletini) 
—  86*.85».762«. 
8091. 811  «.811 6. 
1017«.  1017» 
6343        —3171 

vol.  XII 
2426        —810».   811» 

vol.  XIII 
3612  (inschrift  von  Tho- 

rigny)  —139«.     141». 

248» 
5010        —307« 
5708         —  814» 

vol.  XIV 
13  —  319* 

2112         —877« 
3902         —  2701 

Institationea 

2.6.2  —659» 
4,  1,  1  —  736« 

4.3.3  —8371 
4,  4,  2  —  799* 
4,  6,  14  —  756* 
4,  8,  1  -8« 
4,  9,  1  -  889« 
4,  15,  8  —195» 
4,  18,  1  — 192* 

lohannes     s.     euangelia, 
Lydus 

Josephus 

antiqaitates 
14,  10,  8  —  876» 

17,  13,  2—105« 

18,  6,  9   —  303» 

bellum  Judaicum 
2,  7,  3     —  105».   1026» 
2,  8,  1     —244» 

7,  5,  6     —  9301 

de  iure  fisoi 

8.  9         — 1028« 

JuBtinuB 
apol. 

1,6         —575« 
1,68        —577» 

Juvenalis 
6,  243      —369* 
11,  2        —219* 

IsaotantiUB 
de  mort  persec. 
13  -  593«.  9921 

21     ,       —4071 

Ijeges 

edictum  de  accusationibuR 
-346«.  415«.  415» 


Iieges 

fragmeutam  Tudertinum 
-87».    814». 

1013«.  1015*. 

1017» 
Lex  Acilia  repetundarum 

2  —710» 
11  — 147» 
14.  15      —211« 

19  —208«.    386*. 

3891 

23  —384».    384*. 

3891.  722* 

26  —381« 

27  —207*.  881« 
29  —67«.  727» 
34            —  418» 

36  —  395* 

38  —2191.219» 

40  —396« 

45  —51« 

49  —423* 

51  —445'' 

56  —450».     502». 

882».  901» 
60  —  213* 

70  —467« 

78  — 110« 

Lex  agraria 

37  —2161 
112  —10181 

Lex  Bantina 

3  —402» 

9  fg.         -  1017«.  1017». 

1022« 

10  — 176* 
19            —1002» 

Lex  lulia  agraria 

c.  55        -  179».  183«. 

508» 
Lex  lulia  municipalis 

32  -849« 

117  —483«.  971». 

978«.    1000* 

118.  119  —226».  227* 

120  — 1891 

132  —  944» 

Lex  Quinctia 

—  381.  99* 
Lex  Rubria 

2,  20       —87» 
Stadtrecht  von  Genetiva 
c.  61        -  1020» 
c.  95        -179».  183«. 
1841.1851.185«. 
224» 
c.  96        —227» 
c.  102      —364».  373» 
c.  103      —306« 
c  105.  123.  124 

—  998» 


Legea 

Stadtrecht 

von  Genetiva 

c  182 

—  868«.  8691 

Stadtrecht 

von  Malaca 

c  66 

—  54« 

c.  67 

770* 

Stadtrecht 

von  Salpensa 

c.  27 

—  463« 

Stadtrecht 

von  Tarent 

4 

—  184'.  227«. 

770*.  1013* 

36 

1025« 

Wechselordnung  von  My- 

lasa 

—  1141.  1178. 

2411.  816« 

IdbaniUB 

vn^g  Idgtaxow. 

p.  429 

—  9841 

IiiTlUB 

1,  24,  5 

—  87» 

1,  26 

— 167».  918». 

919^ 

1,  26,  6 

—  1641 

1,  26,  7 

-5281 

1,  28 

—  9401 

1,  49,  4 

—  149» 

2,  8 

-551«.  937« 

2,  35,  5 

—  4351 

2,  35,  6 

9641 

2,  52 

-  1581.  5891 

3,  13 

-3281 

3,  86,  7 

—  1491 

3,  55 

—  551«.  580». 

581».581*.937». 

937* 

3,  56,  1 

1611 

3,  69,  7 

—  44» 

4,  51 

—  1721 

6,  38,  9 

—  8811.  1018» 

7,  16 

—  866« 

8,  14,  4 

-741 

8,  18,  4 

5051 

8,  28 

:-l8» 

8,  32 

-147» 

8,  37,  8 

74* 

9,  25 

-152' 

9,  26 

—  668» 

10,  9 

-  421.  e82* 

23,  14,  3 

—  328» 

23, 31, 10 

547* 

25,  3 

—  163» 

25,  3,  10 

—  767» 

25,  3,  12 

—  770» 

25,  4 

3271 

25,  4,  8 

164« 

25,  4,  9 

-71« 

26,  3,  5 

165* 

26,  3,  8 

—  1015« 

26,  3,  12 

—  71« 

26, 33, 10 

—  74* 

29,  21,  1 

-711 

68* 
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IiiTius 

32, 16, 17  —  302» 
38,36,3  —898* 
38,  50,  8  —  387* 

38,  54      — 172 » 

39,  14  -  156« 
39,  14,  6  —  152» 
39,  14,  9  —  305» 
39,  17      —324» 

39,  17,  1-148».  884« 

39,  18,  6  —  19« 

40,  19  —866« 
42   1        29 « 

42I  22      —172«.  207». 

333« 
43,  2       —  178».  217  ^ 
380».  708» 
43,16,10  —  49* 
45,  37.  4-384«.  387* 
ep.  47      —582^.708« 
ep.  48      —  19«.  143« 
ep.  49      —172« 
ep.  55      -43« 
ep.  57      -  983* 
ep.  61      —329» 

Lydus 

de  magistratibus 
3,  11        —517« 

MaorobiuB 
satum. 

3,  16,  16  —  426«.  432'. 

443» 
Marcus  s.  Eoangelia 
MarouB  Diaconus 
vita  Porphyrii 
c.  41        —609« 

Märtyreraoten  s.  acta 

novellae  Justiniani 

17,8  —982'' 
22,8  —947« 
128,  21  —313» 
134,  13    —738» 

novellae  Maioriaiü 
7,  11        —78* 

novell.  Valentiniani  m 
14,  1  pr.  —  294« 
17  —600*.  609» 

novum  testamentum  s. 
acta  apostolorum  und  euan- 
gelia. 

Optatus  (ed.  Dupin) 

p.  284      -  600« 
Origenes 
ad  Afric. 
14  - 120» 

contra  Gels. 

2,  13        —6386 
zum  Römerbrief  (Rufinas 
1.  6.  c.  7)  —  120» 


OrosiuB 

5,  16 

-25» 

6,  16,  8 

614» 

Papyri 

Berliner  ägyptische   Ur- 
kunden 

6 

307' 

46 

297» 

82 

-638* 

163 

349« 

275 

-314« 

321.  322 

-314« 

347 

—  638* 

511 

—  265*. 

267» 

522 

-  312» 

581 

-331» 

628 

—  469». 

472». 
473» 

Greek  Papyri  of  the  British 
Mnseum 

2  p.  158 

307» 

2  p    173 

312» 

2  p.  270 

—  312» 

2  p.  271 

307» 

2  p.  275 

—  307» 

papynis  de  Gen^ve 
17            —312» 

the    Oxyrhynchos   Papyri 
(Grenfell  and  Hunt) 
1,  33        —265».  265* 

1,  43  v» 

-307» 

62 

—  312» 

64 

—  807» 

65 

312» 

Wiener  Papyrus  (Wessely) 
-301«.  470» 

Paulus 

sententiae 

1, 
1, 
1 
1 

2 
3 
4 
5 
5 
5 
5 

5, 
5, 
5 
5 
5 
5 
5 
5 

5, 
5 
5 
5 


5,  2  —497« 
6A,  2  —  782» 
6B,  3  —  480» 
13A,  3  —  825« 
31,  14  —  752» 
5,6  -631» 

6,  2  —364» 

3,  1.3  —  662» 

4,  1  —787» 
4,6—8  —  785«. 


785» 


4,  8  —  1047  * 

4,  11  —1048» 

4,  12  —374» 

4,  14  —704*. 

4,  15  —801» 

4,  21  —796» 

6,  11  —374« 

6,  14  —  782« 

13,  1  -880* 

16,  3  -  413» 
16,  11  —  1044» 

16,  14  —  885* 

17,  1  —952» 


792* 


Paulus 
sententiae 
5,  17,  2 
5,  18,  1 
5,  19 
5,  19  A 
5,  21,  1 
5,  21,  2 
5,  21  A 
5,  22, 3. 4 
5,  23,  8 
5,  23,  14 
5,  28,  15 
5,  25,  1 


971* 

753' 

776* 

1045» 

971* 

579« 

1046« 

638» 

627» 

637' 

643». 

673». 


—  643».  642* 
677  \ 


5,  25,  5  —673» 
5,  25,  7  —1041» 
5,  25,  9  -672' 
5,  26,  1  -  242«. 
5,  29,  3  —584* 
5,  30  A  —658* 
5,  35,  2  —  470* 

Perpetua  s.  acta 

Phaedrus 
3,  10        —263« 

Phüo 
in  Flaccum 
10  —  983* 

Philostratns 
yit.  soph. 

1,  25,  2   —238« 

2,  19,  3   -357» 

2,  82        —267« 
Pionius  s.  acta 
Flautus 

Asin.  131  —159- 

Aulularia 
416  — 159« 

Captivi 

475  — 153« 

8,  1,  32  —850». 

3,  4,  93   —11« 
Men. 

587  — 177» 

Persa 
70  —180» 

Pseudulus 
368  -181« 

Truculentus 
759  — 159» 

762  — 180». 

Plinius  d.  Aelt 

naturalis  historia 
7,36,121  — 479» 
7,43,136  —  47* 
18,  3,  12  —  631 » 
29,  1,  18  —  211». 
35,12,162—668» 
Plinius  d.  J. 

epistulae 
2,  11,  14— 4ffi» 


1036» 


66:3» 


\ 

> 


851 


860» 


840» 
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PliniuB  d.  J. 
epistulae 

3,  9         -  98*.    270*. 

379^  502» 

4,  9,  17  —  254* 

5,  4  [211  —  205* 
5,  9  [21]  —  706» 

5,  20  —410« 

6,  31  —261« 
6,33  —361» 

7,  6,  8  —270» 
9,  3,  14  -  713« 

panegyricus 

34—36     —879' 

35  —  495» 

ad  Traianum 

31.  32      —952» 

79  — 1035» 

94  —312».  3211 

96  —  243 ^  349». 

569» 

97  —577» 

98  —341» 

FlutarohuB 
Camillus 

89  — 1018» 

Cato  minor 
42.  44      —  873» 
C.   iracchus 

3  —332» 

4  —258» 
Ti.  Gracchus 

20  —  256« 

Poplicola 

11  —  50« 

12  —  934* 
Komulus 

22  —612*.  689*. 

1005« 

FolybiuB 
3,  22,  9  —  113» 

3,  24,  10  —  113» 
6,  13       —146» 

6,  14       —69».   162». 

966* 
6,  17       —178» 
6,  32,  9   —  30* 

PorphyriuB  s.  Marcus 

PrisoianaB 
6,  69       —802» 

ProbuB 
de  notis 

4,  274      —87«.    179». 

183» 

ProoopiuB 
bell.  Goth. 
3,  32       —315« 

PropertiUB 
2,  7         —691» 


QuintiUanuB 
instit.  orat. 

3,  10,  1  -  204».  205». 
378«.  379* 
3,  10,  3  —  373« 
5,  7,  1  —411« 
5,  7,  9  —408« 
5,  7,  25  —426« 
5,  7,  32   -411» 

5,  13,  5  — 144« 

6,  3,  83  —806» 
6,4,7     —430« 

7,  8         —  981 » 

10,  1,  12  —  629« 
12,  3,  2  —377' 

BalluBtius 

de  coniuratione  Catilinae 
29  —38» 

51  — 173».  966* 

52  —  938« 
55  —  930« 

de  hello  Jugurthino 

35  — 143« 

46  —31« 

BoillitaniBolie  Märtyrer 
8.  acta 

SoriptoreB  bist.  AufiniBt. 
V.  Alexandri 

46  — 137».  138« 

▼.  Aureliani 

37  —927« 

y.  Caracallae 

10  -84» 

y.  GasBÜ 

2  —346» 

y.  Elagabali 

9  —639« 
y.  Hadriani 

11,  4       —319» 
14  —638» 

y.  Macrini 
12  —880».  880«. 

925« 
y.  Marci 

10  -  253* 

11  —268» 

24  —220«.  481» 

y.  Pertinacis 

9  —  415« 

y.  Severi 

17  —574« 

Seneca  d.  Aeit. 
controyersiae 

1,  3,  3     —931» 

2,  3,  18   -  17» 
3praef.l9— 387» 

9,2[25],11— 395» 
9,  2,  17   -556» 
Beneoa  d.  J. 
de  beneficiis 
6,  5         —778» 


Seneoa  d.  J. 
de  dementia 
1,  15       —20*.  23  ».25*. 
epistulae 
97,  7       — 198» 
de  ira 

1,  16,  5  —933» 
ludus 

8  —116« 

12  —  254« 

nat  q. 
4,  7         — 122» 

ServiUB 
in  Aeneidem 

2,  424      —434« 
6,609      —566» 

SiouluB  FlacouB 
135  —  224« 

138,  8      —  224« 

SuetonlUB 
Caesar 
17  —352» 

23  —353» 

42  —876«.   1009« 

Augustus 

24  —44» 
29  —  360* 

32  —  212*.  455». 

496« 

33  —270».  359». 

876» 
41  —1026« 

45  —47« 

65  —  974» 

Tiberius 

2  —53» 

35  —19».  26» 

37  —311» 

61  —  302« 
Gaius 

28  —257» 
Claudius 

25  —856».  858» 
84  —225«.  915* 

Nero 

49  —  259« 

Titus 

8  —891» 
Domitianus 

9  —880» 

SymmaohaB 
epistulae 
9,147.148—24« 
10,  38,  4  —  309' 
10,  49      —496«.  1040« 

TadtuB 
annales 
1,72       —582«.  800» 
1,  73       —5801 


1078 


Register  der  behandelten  Stellen. 


TacituB 
annales 


1, 

74 

i; 

75 

2, 

30 

2, 

32 

2, 

50 

2, 

69 

3, 

12 

3, 

13 

3,  24 

3, 

26 

3, 

28 

4, 

20 

4, 

29 

4, 

35 

6, 

3 

6, 

11 

6, 

16 

6, 

29 

11, 

,  7 

12, 

,  22 

12 

,  53 

13. 

,  10 

13, 

,  26 

13, 

,  28 

13, 

32 

14, 

41 

14, 

,  48 

15 

r  71 

16, 

,  33 

dial 

• 

5 

7 

38 

39 

933^ 


726« 

139» 

427» 

6401 

19« 

642* 

253» 

428» 

587» 

5».  56» 

878« 

1026  6 

493« 

990« 

961« 

272« 

850* 

438«. 

706« 

1010« 

855« 

348« 

18« 

54» 

19«.  26« 

220« 

919' 

1010* 

1010* 


214» 
261« 
428* 
425« 


987« 
1010* 


Tertolliaiius 
apol. 

5 

9 

24 

27.  28 

35 
de  fug. 

13 
de  idol. 

9 
ad  nat 

1,  15 
ad  Scap. 

4 
de  spect 

22 


—  438*. 

—  498» 

—  121» 

—  569« 
-569« 

—  569« 

—  313«^ 
-639« 
-619« 

—  315» 

—  995» 


760' 


Theodoretus 

EXL  Tia&na. 
p.  337      —  123*.  124» 
UlpianuB 

regulae 
13,  2        —  254« 
28,  7        —878« 

Valerius  Maximas 

1,  1,  13  —567* 

1,  2,  3     —864» 

—  353« 

—  42» 

—  143«.  479« 

—  25* 
-97» 

6,  1,  10  —703« 

6,  3,  3  —  988« 

6,  3,  4  —44» 

6,  3,  8  —19«.  143« 


3.7,  9 

4,  1,  1 
5,4,7 

5,  8,  3 

6,  1,8 


1013 


ValeriOB  Mazimos 

8,  1  damn.  4 

—  53» 

8,  4,  2     —682» 

9,  62,  7  —727« 
Varro 

de  Ungoa  Latina 

5,  177      —50« 

6,  90       —164» 
Vaticana  fragmenta 

112  —514« 

Vegetiaa 

2,  5         —  58S^ 
Victor 
ars  rhetorica 

6,  3  —734* 
Caesarea 

39,  44      —319« 

Zonaras 

7,  3         -562« 
Zwölftafeln 


2,  3 
3,4 
8,  2 
8,  3 

8,4 
8,  8 
8,  9 

8,  13 


8, 
8, 


15 
19 


8,  20 
8,  22 
8,  23 
12,  4 


—  991« 

—  300« 

—  802» 

—  13« 
-13« 
-918« 

—  89«. 

—  75*. 

—  748« 
-738« 

—  738« 

—  990» 

—  931* 

—  13» 


743' 


837». 

923' 
750». 

931' 


t  -  '    — ^ 

V 

v^ 


J  iimiliniii 
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